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Revision  des  Alkoholgesetzes. 


Besohluss  des  Nationalrates 

vom  13.  Dezember  1899. 


betreffend 

gebrannte  Wasser. 
(Tom  23.  Dezember  1886.) 

Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 


nach  Einsicht  einer  Botschalt  de 
vom  8.  Oktober  1886; 

in  Anwendung  der  Art  31,  32  und  32bls  der 
Bundesverfassung  und  Art  ö  ihrer  Ueborgangsbe- 


beschiiesst: 

Art  1.  Das  Recht  zur  Herstellung  und  zur  Ein- 
fuhr gebrannter  Wasser  aus  Stoffen,  deren  Brennen 
der  Bundesgesetzgebung  unterstellt  ist  steht  aus- 
schliesslich dem  Bunde  zu. 

Der  Bund  ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  dass 
die  für  Verarbeitung  zu  Getränken  bestimmten  ge- 
brannten Wasser  genügend  geroinigt  seien. 

Soweit  der  Bedarf  durch  inländische  Produktion 
gedeckt  werden  soll,  übertragt  der  Bund  die  er- 
forderlichen Lieferungen  an  die  Privatthätigkelt 
nach  Massgabe  von  Art  2. 

Art.  2.  Annähernd  ein  Vierteil  des  Bedarfes  an 
gebrannten  Wassern  wird  durch  Lieforungsverträge 
beschafft,  welche  der  Bund  mit  inlandischen  Pro- 
duzenten abzuschliessen  hat 

Dieser  der  iniindischen  Produktion  vorbehalteno 
Teil  des  gesamten  Landesbedarfs  an  Sprit  und 
Spiritus  soll  30,000  Hektoliter  absoluten  Alkohols 
pro  Jahr  nicht  übersteigen.  Diese  Menge  kann  in 
einem  gegebenen  Jahre  auf  Rechnung  des  nächst- 
folgenden um  höchstens  25°/o  überschritten  werden. 

Die  Lieferungen  werden  vom  Bundesrate,  nach 
Feststellung  des  Pflichtenheftes,  in  Losen  von  min- 
destens 150  und  höchstens  1000  Hektolitern  abso- 
luten Alkohols,  f ür  üebernahme  ausgeschrieben  und 


Antrüge  der  stfinderätliehen  Kommission 

vom  13.  März  1900. 


Bundesgesetz 


gebrannte  Wasser  (Alkoholgesetz). 
(Vom  .) 

Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 


nach  Einsicht  einer 
vom  6.  Juni  1898; 

in  Anwendung  der  Art  31  und  32bis  der 
desverfassung,  sowie  des  Bundesbeschlusses  vom 
20.  Dezember  1887  betreffend  Art  32bis  der  Bun- 


beschliesst : 

Die  inländische  Produktion. 

Art.  1.  Das  Recht  zur  Herstellung  gebrannter 
Wasser  steht  ausschliesslich  dem  Bunde  zu. 

Von  diesem  Rechte  ausgenommen  ist  einzig  das 
Brennen  von  einheimischen  Trauben,  Weinen,  Wein- 
trestern,  Weinhefen,  Kern-,  Stein-  oder  Beeren- 
früchten, Obstabfällen.  Enzianwurzeln  und  ähnlichen 
Stoffen  inländischer  Herkunft 

Die  dem  Bunde  zustehenden  Rechte  werden 
nach  Massgabe  der  ArL  2  und  3  ausgeübt. 

Art.  2.  Annähernd  ein  Vierteil  des  Landesbe- 
darfes an  Sprit  und  Spiritus  wird  durch  Lieferungs- 
i  vertrage  beschafft,  welche  der  Bund  mit  inländischen 
Brennern  abzuschliessen  hat.  Dieser  der  inländischen 
Produktion  vorbehalteno  Teil  darf  jedoch  30,000 
Hektoliter  absoluten  Al'-ohols  im  Kalenderjahre  nicht 
überschreiten.  Immerhin  kann  er  in  einem  gege- 
benen Jahre  auf  Rechnung  des  nächstfolgenden  um 
höchstens  25"/»  erhöht  werden. 

Die  Lieferungen  werden  vom  Bundesrate  zelt- 
weise aur  Grund  eines  Pflichtenheftes  in  Losen  von 
mindestens  150  und  höchstens  1000  Hektolitern  ab. 
I  soluten  Alkohols  pro  Brennjahr  zur  Üebernahme  aut- 
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au!  Grund  der  für  die  einzelnen  Lose  eingelangten 
Angebole  an  diejenigen  vergeben,  welche  bei 
zureichender  Garantie  die  günstigsten  licdingungeu 
stellen. 

Bei  der  Vergebung  ist  das  Brennen  einheimischer 
Rohmaterialien  und  der  Brennbelrieb  in  Form  land- 
wirtschaftlicher Genossenschaften  vorzugsweise  zu 
berücksichtigen. 

Keine  Brennerei  erhält  mehr  als  ein  Los  zuge- 
schlagen. 

Art  3.  Die  Einfuhr  von  Qualitätsspirituosen  wird 
zu  den  vom  Bundesrat  aufzustellenden  Bedingungen 
und  gegen  eine  feste  Monopolgebühr  von  Fr.  80  per 
Metercentner  Bruttogewicht  nebst  Eingangszoll,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Alkoholgehalt,  auch  Privatper- 
sonen gestattet 

Art  4.  Die  gebrannten  Wasser  werden  vom 
Bund  in  Mengen  von  mindestens  150  Litern  gegen 
Barbezahlung  abgegeben;  der  Verkaufspreis  wird 
vom  Bundesrat  zeitweise  festgesetzt  und  im  Bundes- 
blatt veröffentlicht  Derselbe  soll  per  Hektoliter  ab- 
soluten Alkohols,  ohne  Gebinde,  nicht  weniger  als 
Fr.  120  und  nicht  mehr  als  Fr.  150  betragen. 

Art.  5.  Bei  der  Ausfuhr  von  Erzeugnissen,  zu 
deren  Herstellung  steuerpflichtiger  Alkohol  verwendet 
wird,  ist  die  Menge  desselben  nach  dem  Verhält- 
nisse, in  welchem  er  bei  der  betreffenden  Fabri- 
kation Verwendung  findet,  zu  ermitteln,  und  es  ist 
für  den  entsprechenden  Monopolgewinn  am  Ende 
dos  Rechnungsjahres  Rückvergütung  zu  leisten. 

Diese  Rückvergütung  wird  vom  Bundesrat  nach 
Massgabo  des  durchschnittlichen  Unterschiedes 
zwischen  dem  Verkaufspreis  und  dem  Anschaffungs- 
preis der  eingeführten  gebrannten  Wasser  (loco 
Magazin)  berechnet 

Für  Ausruhrmengen  unter  5  kg  Bruttogewicht 
wird  die  Rückvergütung  nicht  geleistet. 

Art.  6.  Zur  Verwendung  für  technische  und 
Haushaltungszwecke  werden  die  hierzu  geeigneten, 
in  der  Regel  den  wohlfeilsten  Vorräten  zu  entneh- 
menden gebrannten  Wasser  aus  den  Magazinen  des 
Bandes  in  Mengen  von  150  Litern  an  zum  Selbst- 
kostenpreis, bei  importierter  Ware  unter  Hinzu- 
rechnung des  betreffenden  Eingangszollos.  denaturiert 
abgegeben. 

Der  Abgabepreis  wird  jeweilen  für  ein  Jahrfünft 
nach  Massgabe  des  Selbstkostenpreises  in  den  vor- 
ausgegangenen fünf  Jahren  festgesetzt. 

Der  Bundesrat  wird  die  Bedingungen  und  das 
Verfahren  feststellen,  denen  die  Üenaturierung  unter- 
worfen ist 

Art.  7.  Das  Hausieren  mit  gebrannten  Wassern 
jeder  Art,  sowio  dor  Ausschank  von  solchen  und 
der  Kleinhandel  mit  denselben  in  Brenuereien  und 
solchen  Geschäften,  in  denen  der  besagte  Ausschank 
und  Kiemhandel  nicht  im  natürlichen  Zusammen- 
hang mit  dem  Verkauf  der  übrigen  Handelsartikel 
stehen  würde,  sind  verboten.  Vorbehalten  bleibt  der 
Kleinhandel  mit  denaturiertem  Sprit  und  der  Klein- 
handel aus  Brennereien  nach  Art  8,  Alinea  4. 

Art  8.  Der  Handel  mit  gebrannten  Wassern  aller 
Art  zerfällt  in: 

1)  den  Grosshandel; 

2)  den  Kleinhandel. 

Der  Grosshandel  wird  als  freies  Gewerbe  erklärt 
Derselbe  umfasst  allen  in  Lieferungen  von  je  min- 
destens 40  Litern  derselben  Sorte  sich  vollziehen- 
den Verkehr  in  gebrannten  Wassern. 


.  geschrieben  und  an  diejenigen  Beworber  vergeben, 
j  welche  hei  zureichender  Garantie  innerhalb  einer 
und  derselben  Losklasse  die  günstigsten  Bedingungen 
stellen.  Es  sollen  indessen  keine  höheren  Preise 
bewilligt  werden,  als  solche,  bei  denen  den  Brennern, 
bei  richtiger  Einrichtung  und  rationellem  Betrieb,, 
die  Schlempe  kostenfrei  verbleibt. 

Die  Brenner  baben  ausschliesslich  inländische 
Rohstoffe  zu  verarbeiten.  Ausnahmen  von  dieser 
Vorschrift  kann  der  Bundesrat  allgemein  mit  Bezug 
auf  die  zur  Verzuckerung  und  Vergärung  erforder- 
lichen Materialien,  sowie  im  besondern  im  Falle 
inländischer  Missernten  zulassen.  An  solche  aus- 
nahmsweise Bewilligungen  sind  erschwerende  Be- 
dingungen zu  knüpfen. 

Vorbehalten  bleiben  ferner  vom  Bundesrat  zu 
erlassende  Specialvorschriften  über  die  Voraussetz- 
ungen, unter  welchen  die  Nebenprodukte  der  teil- 
weise mit  ausländischen  Stoffen  arbeitenden  Press- 
hefefabrikation, bei  Wahrung  des  Grundsatzes  der 
Verwendung  einheimischer  Materialien  zur  Alkohol- 
gewinnung, gebrannt  werden  dürfen. 

Bei  der  Vergebung  der  Lose  sind  Angebote  aus 
Landesteilen,  in  denen  die  Kartoffelernte  in  der 
Regel  Ueberschüsse  über  den  Ernährungs-  und 
Fütterungsbedarf  ergiebt,  vorzugsweise  zu  berück- 
sichtigen. 

Ein  weiteres  Vorrecht  wird  dem  Brennbetrieb 
durch  landwirtschaftliche  Genossenschatten  zuge- 
standen. Der  Bundesrat  kann  indessen  gegen  eine 
den  Interessen  der  Landwirtschaft  oder  des  Fiskus 
zuwiderlaufende  Ausnützung  dieses  Vorrechtes 
schützende  Vorkehren  treffen. 

Eine  Brennerei  erhält  nicht  mehr  als  ein  Los 
zugeschlagen  und  ein  Los  kann  nicht  auf  mehrere 
Brennereien  verteilt  werden.  Niemand  darf  bei 
mehr  als  einem  Lose  beteiligt  sein. 

Art  3.  Die  inländische  Produktion  monopol- 
pllichtiger  gebrannter  Wasser  in  anderer  als  der  in 
Art  2  festgesetzten  Form  ist  nur  unter  Einhaltung 
der  vom  Bundesrate  aufzustellenden  Bedingungen 
und  unter  Entrichtung  von  Monopolgebühren  zulässig. 

Für  die  Höhe  der  vom  Bundesrate  festzusetzen- 
den Gebühren  ist  die  Höhe  des  Monopolgewinnes 
(Art.  9)  wegleitend. 

Vorbehalten  bleiben  die  kantonalen  Gesetze  und 
Verordnungen  betreffend  die  Herstellung  und  Be- 
steuerung gebrannter  Wasser. 

Die  Ein-  und  Durchfuhr. 

Art  4.  Dio  Verarbeitung  der  nach  Art  7  vom 
Bunde  abgegebenen  oder  nach  Art  3  und  5  mit 
Monopolgebühren  belasteten  gebrannten  Wasser  zu 
Getränken  ist  der  Privatindustrie  gestattet 

Art.  5.  Das  Recht  zur  Einfuhr  gebrannter  Wasser 
jeder  Art  steht  ausschliesslich  dem  Bunde  zu. 

Die  Einfuhr  gebrannter  Wasser  zum  Trinkver- 
brauch, welche  nicht  unter  die  Begriffe  Sprit  oder 
Spiritus  fallen,  wird  jedoch  zu  den  vom  Bundesrate 
aufzustellenden  Bedingungen  und  gegen  Entrichtung 
einer  festen  Monopolgebühr  von  Fr.  80  per  Meter- 
centner  Bruttogewicht,  ohne  Rücksicht  aüf  den  Al- 
koholgehalt auch  Privatpersonen  gestattet 

Enthalten  solche  gebrannte  Wasser  mehr  als  75 
Grade  Alkoholgehalt,  so  kann  für  die  Mehrgrade  eine 
besondere  Gebühr  von  8t)  Rappen  per  Grad  und  Meter- 
centner  Bruttogewicht  bezogen  werden. 
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Der  Kleinhandel  ist  entweder: 
n.  Ausschank  zum  Genuss  an  Ort  und  Stelle; 
oder: 

b.  jeder  andere  Handelsverkehr  in  Quantitäten 
unter  je  40  Litern. 

Landwirte  jedoch,  deren  Jahresproduktion  aus 
nicht  bundesstcuerptlichtigen  Eigengewächsen  iO 
Liter  nicht  übersteigt,  dürfen  das  Erzeugnis  in 
Mengen  von  mindestens  5  Litern  frei  verkaufen. 

Die  weitem  Begriff  sbestimniuncen  des  Klein- 
handels werden  von  den  kantonalen  Behörden  fest- 
gesetzt, welche  auch  über  alle  daherigen  Bewilli- 
gungen bestimmen.  Die  letztern  sind  an  eine  der 
Grösse  und  dem  Wert  des  Umsatzes  entsprechende, 
den  Erhebungskantonen  verbleibende  Vcrkauf-steuer 
zu  knüpfen. 

Vorbehalten  bleiben  die  in  Art  7  vorgesehenen 
Verkaufsverbote. 

Art  0.  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  die  Auf- 
sicht Uber  den  Handel  mit  den  vom  Bunde  abge- 
gebenen gebrannten  Wassern,  sowie  über  dt»  Fa- 
brikation und  den  Verkauf  des  nicht  buudessteuer- 
pflichtigen  Branntweins  zu  üben. 

Art  10.  Die  Durchführung  des  Gesetzes  in  seinen 
übrigen  Teilen  liegt  dem  Bundesrate  ob,  welcher 
hierfür  die  nötigen  Vollziehungsverordnungen  er- 
lassen und  die  erforderlichen  Organe  bezeichnen 
wird.  Der  Bundesrat  kann  die  Mitwirkung  der  Kan- 
tone beanspruchen,  in  welchem  Falle  lenselben 
nachgewiesene  Kosten  zu  vergüten  sind. 

Der  Bund  wird  die  zur  Durchführung  des  Ge- 
setzes erforderlichen  Summen  der  Monopolverwaltung 
vorschicssen,  welche  dieselben  zu  verzinsen  und  in 
angemessenen  Zeilräumen  zu  amortisieren  hat. 

Art  11.  Der  Bund  bezieht  von  allen  eingeführten 
Spirituosen  die  betreffenden  Zollgebühren  und  hat 
die  Kosten  der  Monopolverwaltung  und  die  der  Zoll- 
verwaltung durch  das  Monopol  verursachten  Mohr- 
koston in  Anrechnung  zu  bringen. 

Art.  12.  Die  Reineinnahmen  der  Monopolver- 
waltung  werden  unter  die  sämtlichen  Kantone  nach 
Verhältnis  der  durch  die  jeweilige  letzte  eidge- 
nössische Volkszählung  ermittelten  faktischen  Be- 
völkerung verteilt 

Der  Rcchnungsabschluss  rindet  jewcilen  auf  den 
31.  Dezember  statt 

Art  13.  Die  Kantonsregierungen  haben  über  die 
Verwendung  der  zur  Bekämpfung  des  Alkoholismus 
nach  Art  32b  is  der  Bundesverfassung  bestimmten 
10»/o  ihrer  Einnahmen  jedes  Jahr  an  den  Bundesrat 
Bericht  zu  erstatten,  und  es  sind  die  Berichte  mit 
den  hierauf  sich  beziehenden  Anträgen  des  Bundes- 
rates der  Bundesversammlung  gedruckt  vorzulegen. 
Die  Bundesversammlung  entscheidet  darüber,  welche 
Verwendung  der  IO*/o  den  Vorschriften  des  Art 
32bis  der  Bundesverfassung  entspricht 

Art  14.  Wer  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
zuwiderhandelt,  indem  er  unbefugterweise  -ebranntu 
Wasser  erzeugt  oder  die  befugterweise  erzeugte 
Menge  an  solcher  Ware  nicht  vollständig  abliefert, 
oder  sich  eine  ungerechtfertigte  Rückvergütung  zu- 
wendet "der  denaturiert  bezogene  Ware  zu  andern 
als  den  gestatteten  Zwecken  verwendet,  oder  auf 
unrechtmässige  Weise  sich  gebrannte  Wasser  ver- 
schallt ist  mit  einer  Geldstrale  bis  auf  den  drei&sig- 
facheo  Botrag  der  dem  Staate  unterschlagenen 
Summe  zu  belegen. 


I'i i r  Einfuhrsendungen  unter  50  Kilogramm  Brutto- 
gewicht kann  der  Bundesrat  die  Gebühren  um  einen 
Vierteil  erhöhen.  Auf  solche  Importe  Anden  dann 
aber  die  Vorschriften  des  Art.  11  hinsichtlich  der 
Besteuerung  des  Kleinhandels  keine  Anwendung. 

Mit  Bezug  auf  Produkte  von  weniger  als  25  Graden 
Alkoholgehalt  steht  dein  Bundesrate  das  Recht  zu, 
die  Gebühren  bis  auf  den  vierten  Teil  des  sonst  zu 
erheliendeo  Betrages  zu  ermässigen. 

Weine  mit  mehr  als  12  Graden  Alkoholgehalt 
Können  für  die  uberschiessenden  Grade  mit  einer 
Mouopolgebuhr  von  80  Rappen  per  Grad  und  Meter- 
centner  Bruttogewicht  belegt  werden. 

Auf  Rohstoffen,  die  zur  Erzeugung  gebrannter 
Wasser  dienlich  sind,  können  bei  der  Einfuhr  Mono- 
polgebuhren nach  Massgabe  der  zu  erwartenden 
Alkoholausbeute  bezogen  werden.  Bezüglich  der  Höhe 
dieser  Gebühren  gelten  die  Bestimmungen  des 
Art.  3.  Die  bezogenen  Betrage  sind  zurückzuerstatten, 
wenn  nachgewiesen  wird,  dass  die  gebührenbela- 
steten Rohstoffe  eine  die  Gewinnung  von  Alkohol 
ausschliesserule  Verwendung  gefunden  haben. 

Alkoholhaltige  oder  mit  Alkohol  hergestellte  Pro- 
dukte, die  nicht  zu  Trinkzwecken  dienen,  dürfen 
gegen  Entrichtung  der  nach  den  jeweiligen  ZoHtaril- 
gesetzen  festgesetzten  Monopolpobührcn  ebenfalls 
durch  Privatpersonen  eingeführt  werden.  Vorbehal- 
ten bleiben  die  Bestimmungen  von  Art  8  hiernach. 

Art.  Ö.  Hinsichtlich  der  Durchfuhr  gelten  dio 
Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  über  das  Zoll- 
wesen vom  'J8.  Juni  1893. 

Der  Monopolrerkauf. 
a.  Zum  Trinkverbrauch. 

Art.  7.  Der  Bund  bringt  die  von  ihm  gemäss 
Art  2  und  5  beschafften  gebrannten  Wasser  in 
Mengen  von  mindestens  150  Litern  gegen  Barbe- 
zahlung zur  Abgabe.  Bestellungen  auf  andere  als 
sofortige  Lieferung  sind  nicht  gestattet 

Eine  Verteilung  der  Bezugsmengo  auf  mehrere 
Gebinde  ist  nur  zulässig,  wenn  jedes  Gebinde 
wenigstens  150  Lit„r  enthält. 

Der  Verkaufspreis  wird  vom  Bundesrate  zeit- 
weise festgesetzt  und  im  Hundosblalto  veröffentlicht. 
Derselbe  soll  per  Hektoliter  absoluten  Alkohols, 
ohno  Gebinde,  nicht  weniger  als  Fr.  .120  und  nicht 
mehr  als  Fr.  ISO  betragen, 

Der  Bund  ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  dass 
die  von  ihm  in  den  Verkehr  gebrachten  gebrannten 
Wasser  genügend  gereinigt  seien. 

Die  übrigen  Verkaufsbedingungen  setzt  der  Bun- 
desrat fest. 

b.  Zu  technischen  und  Haushaltungszwecken. 

Art.  8.  Zu  gewerblichen  Zwecken  (mit  Ausschluss 
der  llüssigen  Parfümerlen),  zur  Essigbereitung, 
Heizungen,  Koch-  oder  Beleuchtungszwecken  werden 
die  hierfür  geeigneten,  in  der  Regel  den  wohlfeilsten 
Sorten  zu  entnehmenden  gebrannten  Wasser  vom 
Bund  gegen  Barzahlung,  in  Mengen  von  150  Utera 
an,  zum  Selbstkostenpreise  denaturiert  d.  h.  zum 
Genüsse  untauglich  gemacht,  abgogebon. 

Per  Verkaufspreis  wird  jcweilen  für  ein  Jahr- 
fünft auf  Grand  der  aus  den  vorausgegangenen  fünf 
Jahresabschlüssen  sich  ergebenden  Einstandskostea 
(loco  Lagerhaus)  festgesetzt 
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Kann  die  letztere  nicht  ermittelt  werden,  so  tritt 
Geldbusso  bis  auf  Fr.  10,000  ein. 

Befindet  sich  der  Fehlbare  im  Rückfalle  oder 
bestehen  erschwerende  Umstände,  so  kann  die  Geld- 
busse verdoppelt  und  überdies  auf  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  erkannt  werden. 

Geholfen  und  Begünstiger  unterliegen  ebenfalls 
den  Strafbestimmungen  dieses  Gesetzes. 

Oer  Versuch  der  in  diesem  Artikel  mit  Strafe 
bedrohten  Handlungen  wird  der  Vollendung  gleich 
gehalten. 

Art  15.  Ausser  den  im  vorigen  Artikel  ge- 
nannten Fällen  wird  jede  Uebertretung  dieses  Ge- 
setzes oder  der  zur  Ausführung  desselben  erlassenen 
Verordnungen  mit  Geldbusse  von  Fr.  20  -500  be- 
straft Die  Busse  beträgt  Fr.  50  bis  1000,  wenn  der 
Fehlbare  die  Vornahme  der  amtlichen  Kontrolle  zu 
verhindern  gesucht  hat  Vorbehalten  bleibt  Art.  47 
des  Bundesstrafrechts. 

Art.  16.  Von  den  Bussen  und  Geldstrafen,  welche 
Mal  Grund  dieses  Gesetzes  bezogen  werden,  kommt 
ein  Dritteil  dem  Anzeiger,  ein  Dritteil  dem  Kanton 
und  ein  Dritteil  der  Gemeinde  zu,  in  welcher  die 
Widerhandlung  stattgefunden  hat  Wo  kein  Anzeiger 
ist  fällt  auch  der  Anzeigeranteil  in  die  Kantons- 
kasse. In  Fallen,  wo  die  Uebertretung  durch  Be- 
amte oder  Bedienstete  der  Zollverwaltung  ermittelt 
wird,  geschieht  die  Verteilung  nach  Art  57  des 
Zollgesetzes  vom  27.  August  1851. 

Art  17.  Mit  Bezug  auf  das  Verfahren  bei  Ueber- 
tretungen  dieses  Gesetzes  oder  der  zur  Ausführung 
desselben  erlassenen  Verordnungen  gilt  das  Bundes- 
gesetz vom  30.  Juni  1849  betreffend  das  Verfahren 
bei  Uebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher 
Gesetze. 

Art  18.  Die  Eigentümer  der  bestehenden  Bren- 
nereien werden  von  dem  Bunde  für  den  Minder- 
wert entschädigt,  welchen  ihre  zur  Fabrikation  von 
gebrannten  Wassern  verwendeten  Gebäude  und  Ein- 
richtungen durch  die  Vollziehung  des  Art  1  dieses 
Gesetzes  erleiden. 

Bei  der  Ausmessung  dieser  Entschädigung  darf 
der  bisher  durch  die  Brennerei  erzielte  Gewinn 
nicht  in  Rechnung  gebracht  werden. 

Der  Anspruch  auf  Entschädigung  ist  auf  die- 
jenigen Eigentümer  beschränkt,  deren  Brennereien 
vor  dem  25.  Oktober  1885  errichtet  und  bis  zu 
diesem  Zeitpunkte  betrieben  wurden  und  welche 
überdies  auf  die  durch  Art  32bis  der  Verfassung 
gestattete  Fabrikation  verzichten. 

Wo  eine  gütliche  Verständigung  über  die  Höhe 
der  Entschädigung  nicht  stattfinden  kann,  hat  die 
Ausmittlung  derselben  durch  Schätzungskommis- 
sionen zu  geschehen. 

Diese  Schätzungskommissionen  sollen  aus  je  drei 
Mitgliedern  bestehen,  wovon  das  erste  durch  das 
Bundesgericht,  das  zweite  durch  den  Bundesrat 
das  dritte  durch  die  Regierung  desjenigen  Kantons 
zu  ernennen  ist  in  dessen  Gebiet  die  zu  entschä- 
digende Brennerei  sich  befindet. 

Gegen  den  Entscheid  der  Schätzungskommission 
kann  jeder  Beteiligte  innerhalb  30  Tagen  nach  Zu- 
stellung des  Entscheides  heim  Bundesgericht  Be- 
schwerde führen. 

Geschieht  dies  nicht,  so  ist  der  Entscheid  der 
Schätzungskommission  als  in  Rechtskralt  erwachsen 


Der  Bundesrat  wird  das  Verfahren  und  die  Be- 
dingungen feststellen,  denen  die  Denalurierung  und 
die  Abgabe  denaturierter  gebrannter  Wasser  unter- 
worfen sind. 

Der  Bundesrat  ist  ermächtigt  auch  solche  ge- 
brannte Wasser,  die  zu  wissenschaftlichen  oder 
Heilzwecken  gebraucht  werden,  nach  Massgabe  des 
Alinea  1  dieses  Artikels  zu  liefern.  Jedoch  sollen 
solche  gebrannte  Wasser  zur  Herstellung  pharma- 
ceutischer  Produkte  nur  abgegeben  werden,  soweit 
es  sich  um  chemische  Präparate  handelt  welche  in 
fertigem  Zustande  keinen  Alkohol  mehr  enthalten 
und  auch  nicht  mit  Alkohol  gemischt  zur  Verwen- 
dung kommen. 


Die  Ausfuhr. 

Art.  9.  Bei  der  Ausfuhr  von  Erzeugnissen,  zu 
deren  Herstellung  nach  Art  7  abgegebene  gebrannte 
Wasser  benützt  worden  sind,  ist  für  die  verwendete 
Menge  an  solchen  am  Ende  des  Rechnungsjahres 
eine  dem  Monopolgewinn  entsprechende  Rückver- 
gütung zu  leisten. 

Auf  diese  Rückvergütungen  kann  der  Bundesrat 
im  Laufe  des  Rechnungsjahres  Abschlagszahlungen 
gewähren. 

Der  Rückvergütungssatz  wird  nach  Massgabe  des 
Unterschiedes  zwischen  dem  durchschnittlichen  Ver- 
kaufspreis und  den  entsprechenden  Einstandskosten 
der  vom  Bund  eingeführten  gebrannten  Wasser  (loco 
Lagerhaus)  bestimmt. 

Für  Ausfuhrmengen  unter  5  kg.  Bruttogewicht 
wird  eine  Rückvergütung  nicht  geleistet. 


Der  Privathandel. 

Art  10.  Das  Hausieren  mit  gebrannten  Wassern 
jeder  Art,  sowie  der  Ausschank  von  solchen  und 
der  Kleinhandel  mit  denselben  in  Brennereien  und 
solchen  Geschäften,  in  denen  der  besagte  Ausschank 
und  Kleinhandel  nicht  in  natürlichem  Zusammen- 
hang mit  dem  Verkauf  der  übrigen  Handelsartikel 
stehen  würde,  sind  verboten.  Vorbehalten  bleibt  der 
Kleinhandel  mit  denaturierten  gebrannten  Wassern 
und  der  Kleinhandel  aus  Brennereien  nach  Art  11, 
Alinea  4. 

Art  11.  Der  erlaubte  Privathandel  mit  gebrannten 
Wassern  jeder  Art  zerfällt  in: 

1)  den  Grosshandcl. 

2)  den  Kleinhandel. 

Der  Grosshandel  wird  als  freies  Gewerbe  erklärt 
Der  Kleinhandel  kann  nur  mit  Bewilligung  der  kan- 
tonalen Behörden  und  unter  Entrichtung  einer  der 
Grösse  und  dem  Wert  des  Umsatzes  entsprechenden 
kantonalen  Verkaufssteuer  ausgeübt  werden. 

Als  Grosshandelt  gilt  jede  (aus  höchstens  2  Sorten 
zusamiucu^eselze)  Lieferung  von  iOoder  mehr  Litern 
(derselben  Sorte),  als  Kleinhandel  jeder  andere 
Handelsverkehr. 

Landwirte  jedoch,  deren  Jahresproduktion  aus 
monopii  iieien  ti(iei!ge\v«chsen  40  Liter  nicht. über- 
steigt, dürfen  das  Erzeugnis  in  dem  betreffenden 
Jahre  in  Mengen  von  je  wenigstens  5  Litern  frei 
verkaufen. 

Der  Ausschank  zum  Genuss  an  Ort  und  Stelle 
ist  stets  als  eine  besondere  Form  des  Kleinhandels 
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Das  vom  Bundesgcricht  und  den  Sobiteungs- 
kommissioncn  einzuhaltende  Verfahren  wird  durch 
eine  besondere,  von  dem  Bundesgericht  aufzu- 
stellende Verordnung  geregelt,  für  welche  das  Ge- 
setz vom  1.  Mai  1850,  betreffend  die  Abtretung  von 
Privatrechten,  als  Grundlage  zu  dienen  hat. 

Art.  19.  Dar  Bundesrat  ist  mit  der  Vollziehung 
des  gegenwärtigen  Bundesgesetzes  beauftragt. 

Art.  20.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt.  aufGrund- 
age  der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom 
17.  Juni  1874,  betreffend  Volksabstimmung  über 
Bandesgesetze  und  Bundesbeschlüssc,  die  Bekannt- 
machung dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und  den 
Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 


/.u  behandeln.  Die  Klassifikation  andorerk'lcinhandels- 
formen  dagegen  ist  den  kautonalon  Behörden  über- 
lassen. 

Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  des  Art, 
5,  Alinea  4,  die  in  Art.  10  vorgesehenen  Verkaufs- 
verbote und  der  Kleinhandel  mit  denaturierten  ge- 
brannten Weissem. 


Die  Aufsicht  und  die  Verwaltung. 

Art.  Ii.  Die.  Kantone  sind  verpflichtet,  dio  Aut- 
sicht über  diu  Herstellung  monopoli'reier  Brannt- 
weine und  über  den  Privathandel  mit  gebrannten 
Wassern  jeder  Art  auszuüben. 

Art.  13.  Der  Vollzug  des  Gesetzes  in  seinen 
übrigen  Teilen  liegt  dem  Bundesrat  ob.  Für  die 
GcschaftMtihrung  besteht  die  eidgenossische  Alko- 
holverwaltung, sie  hat  das  Recht  der  Persönlich- 
keit Ihro  weitere  Organisation  ist  bis  zum  Erlass 
eines  Organisationsgesetzes  Sacho  des  Bundesrates. 
Hinsichtlich  der  Besoldung  der  Beamten  und  Ange- 
steilten gilt  das  allgemeine  Besoldungsgesetz  vom 
2.  Juli  1807. 

Einzelne  Zweige  des  Geschäftsführung  kann  der 
Bundesrat  seiner  allgemeinen  Verwaltung  übertragen. 
Auch  kann  er  zur  Erledigung  der  ihm  zugeschie- 
donen  Aufgabe  die  Mitwirkung  der  Kantone  bean- 
spruchen. Die  dadurch  der  allgemeinen  Kundesver- 
waltung  und  den  Kantonen  erwachsenen  besonderen 
Kosten  trägt  die  eidgenössische  Alkoholvcrwaltung. 

Art.  14.  Der  Bund  wird  die  zur  Durchführung 
des  Gesetzes  erforuerlichea  Summen  der  eidge- 
nossischen Alkoholverwaltung  vorscliiessen,  welche 
dieselben  zu  verzinsen  und  in  angemessenen  Zeit, 
räumen  zurückzuzahlen  hat. 

Art  15.  Die  Eidgenossenschaft  erhebt  für  ihre 
Rechnung  auf  den  eingeführten  gebrannten  Wassern 
jeder  Art,  auf  den  Rohstoffen  zur  Erzeugung  von 
solchen,  sowie  auf  den  Produkten,  zu  deren  Herstel- 
lung gebrannte  Wasser  benützt  worden  sind,  die 
tarifgemäßen  Zollgebühren. 

Art.  16.  Die  Beineinnahmen  der  eidgenössischen 
Alkoholverwaltung  werden  am  Ende  jedes  Rechnungs- 
jahres unter  die  Kantone  nach  Verhältnis  der  durch 
die  jeweiligo  letzte  eidgenössische  Volkszahlung  er- 
mittelten und  erwahrten  faktischen  Bevölkerung 
verteilt. 

Der  Bundesrat  kann  den  Kantonen  im  Laufe  des 
Rechnungsjahres  Abschlagszahlungen  machon. 


Der  Alkonolxehntel. 

Art  17.  Die  Kantonsregierungen  haben  über  dio 
Verwendung  der  verfassungsgemuss  zur  Bekämpfung 
des  Alkoholismus  bestimmten  wenigstens  10'/«  ihrer 
Reineinnahmen  jedes  Jahr  an  den  Bundesrat  Bericht 
zu  erstatten,  und  es  sind  dio  Berichte  mit  den 
darauf  sich  beziehenden  bundesratlichen  Anträgen 
der  Bundesversammlung  gedruckt  vorzulegen. 


Die  Strafbestimmungen. 

Art  18.  Mit  einer  Gehibusse  bis  auf  den  zwanztg- 
|  fachen  Betrag  der  dem  Staate  unterschlagenen  Summe 
ist  zu  bei:  na3a 
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a.  wer  unbefugterweise  gebrannte  Wasser  erzeugt; 

b.  wer  die  nach  Art  2  befugterweise  erzeugten 
gebrannten  Wasser  nicht  vollständig  an  die 
eidgenössische  Alkohol  Verwaltung  abliefert; 

c  wer  in  gesetzwidriger  Art  gebrannte  Wasser 
oder  alkoholhaltige  bezw.  mit  Alkohol  herge- 
stellte Erzeugnisse  einführt; 

d.  wer  sonst  auf  unrechtmässige  Weise  sich  ge- 
brannte Wasser  verschallt; 

&  wer  denaturiert  bezogene  Ware  zu  andern  als 
den  gestatteten  Zwecken  verwendet; 

/.  wer  sich  eine  ungerechtfertigte  Rückvergütung 
zuwendet. 

Ausser  der  Busse  haben  die  üebertreter  auch  die 
dem  Staate  unterschlagene  Summe  zu  bezahlen.  Bei 
Berechnung  der  letztern  ist  der  Monopolgewinn 
wegleitend  (Art  9). 

Kann  dio  unterschlagene  Summe  nicht  ermittelt 
worden,  so  tritt  üeldbusse  bis  auf  Fr.  10,000  ein. 

Befindet  sieh  der  Fehlbare  im  Rückfalle  oder 
bestehen  erschwerende  Umstände,  so  kann  die  Geld- 
busse  verdoppelt  und  überdies  auf  Gefängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  erkannt  werden. 

Gehülfen,  Begünstiger  und  Hehler  unterliegen 
ebenfalls  den  Strafbestimmungen  dieses  Gesetzes. 

Der  Versuch  der  in  diesem  Artikel  mit  Strafe 
bedrohton  Handlungen  wird  der  Vollendung  gleich 
gehalten. 

Art.  19.  Die  eidgenössische  Alkoholverwaltung 
hat  das  Recht  die  den  Gegenstand  einer  Ueber- 
tretung  bildenden  gebrannten  Wasser  zu  konfiszieren, 
in  welchem  Fallo  jedoch  die  in  Satz  1  von  Alinea 
2  des  Art  18  vorgesehene  Bestimmung  nicht  Platz 
greift  Das  Recht  der  Konfiskation  bleibt  indessen 
auch  in  den  Fällen  gewahrt,  in  denen  die  unter- 
schlagene Summe  nicht  ermittelt  werden  kann. 

Art.  20.  Uobertreter,  welche  keinen  festen  Wohn- 
sitz in  der  Schweiz  haben  und  für  die  Bezahlung 
der  verwirkten  Busse  weder  Hinterlage  noch  ge- 
nügende Personalbürgschaft  zu  leisten  vermögen, 
können  der  zuständigen  kantonalen  Behörde  in 
Sicherheitshall  übergeben  werden. 

Art  21.  Geschäftsinhaber  sind  für  die  ihren 
Angestellten  auferlegten  Goldbussen  persönlich  und 
solidarisch  haftbar,  wenn  sie  nicht  nachweisen, 
dass  sie  alle  erforderliche  Sorgfalt  angewendet  haben, 
um  die  Uebertretung  dieses  Gesetzes  zu  verhüten. 

Art.  22.  Ausser  den  im  vorigen  Artikel  genann- 
ten Fällen  wird  jede  Uebertretung  dieses  Gesetzes 
oder  der  zur  Durchführung  desselben  erlassenen 
Verordnungen  mit  Ordnungsbussen  bis  auf  Fr.  30 
belogt.  Die  Busse  kann  verdoppelt  werden,  wenn 
der  Fehlbaro  die  Vornahme  der  amtlichen  Kontrolle 
zu  verhindern  gesucht  hat 

Vorbehalten  bleibt  Art.  47  des  Bundesstrafrechts. 

Art.  23.  Von  den  auf  Grund  von  Art  18  dieses 
Gesetzes  wirklich  bezogenen  Geldbtisscn  kommt  ein 
Dritteil  dem  Anzeiger,  ein  Dritteil  dem  Kanton  und 
ein  Dritteil  der  Gemeinde  zu,  in  welcher  die  Wider- 
handlung stattgefunden  hat. 

Wenn  der  Anzeiger  unbekannt  ist,  fällt  auch  der 
Anzeiperanteil  in  die  Kautonskasse. 

In  Fullen,  in  denen  der  Anzeiger  den  ihm  zu- 
kommenden Teil  zurückweist  ...der  in  denen  die 
Uebertretung  durch  Boarato  oder  Angestellte  der 
Alkchol-  oticr  Zollverwallung  ermittelt  wird,  ent- 
scheidet der  Bundesrat  über  die  Verwendung  des 
Anzcigeranteils. 
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Die  nach  Art.  22  bezogenen  Ordnungsbussen 

fallen  hl  die  Kasse  der  eidgenössischen  Alkoholver- 
waltung. 

Dem  nimdesrate  stelU  in  Streitfällen  über  die 
Verteilung  der  Bussen  der  endgültige  Entscheid  zu. 

Art  24  Widerhandlungen  gegen  die  Vorschriften 
der  Art.  10  und  11  fallen  unter  die  bezüglichen 
kantonalen  Straf-  und  Strafprozessbestimmungen 
und  sind  von  den  zuständigen  kantonalen  Gerichten 
zu  beurtoilen. 

Mit  Dezug  auf  das  Verfahron  bei  den  in  Art.  18 
vorgesehenen  l'eberlrctungon  gilt  das  Uundesgosetz 
vom  3U.  Juni  tS4<>  betreffend  das  Verfahren  bei 
Uebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Bundes- 
gesetze, sowie  das  BoodesgeMts  vom  32.  März  1893 
über  die  Organisation  der  Huudesrecbtspilege. 


SchlusshestlmmunRen. 

Art.  -">.  Mit  dem  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  tritt  das  Bundesgesetz  vom  '23.  Dezember 
188Ü  betreffend  gebrannte  Wasser  ausser  Kraft.  Je- 
doch sollen  alle  aus  der  Anwendung  von  Art.  18 
dieses  letzteren  Gesetzes  entstandenen  Rechtsver- 
hältnisse fortbestehen. 

Art.  20.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grund- 
lage der  Bestimmungen  des  ßundesgesetzos  vom 
17.  Juni  187i,  betreffend  Volksabstimmung  Uber 
Bundesgesetzo  und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekannt-  • 
machung  dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und  den 
Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen 


Revision  de  la  loi  sur  les  spiritueux. 


da  consoll  national. 

18  decembre  1899. 


Loi  föderale 

conceraanl 

LES  SPIRITUEUX. 

(Du  23  decembre  188<M 


L'ASSEMBLEE  FEDERALE 
DE  LA  CONF6D&AAT10N  SU1S5E, 
vu  le  message  du  consell  föderal  du  8  octobre 

en  exe«uUon  des  art.  31,  32  et  32bis  de  la 
Constitution  föderale  et  de  l'art.  6  de  ses  disposl- 
tions  transitoires, 

diertte: 

Art  1.  Le  droit  de  fabriquer  et  d'imporler  les 
spiritueux  dont  la  fabrication  est  souroiso  ii  la  le- 
yislation  federale  appartieut  exclusiveinent  ülaüun- 
Ied«*ratiou. 


Propositions 
de  In  commlsslon  dn  consell  des  etats. 

1900. 


Loi  föderale 

L'ALCOOL. 
(Du  1900.) 


L'ASSEMBLEE  FEDERALE 
DE  LA  CONFEDLRATION  SUISSE, 

vu  le  message  du  conseit  föderal  du6juin!898; 

en  execuliou  des  ait.  31  et  32bis  de  la  Consti- 
tution föderale  et  de  l'arrete  federal  du  20  decem- 
bre  1887,  concernant  l'art.  32  bis  de  la  Constitution 
föderale, 

dieritt: 
Produetion  indlgene. 

Art.  1.  Le  droit  de  fabriquer  des  spiritueux  par 
voie  de  distillation  appartient  exclusivement  k  la 
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La  Confederation  est  lenuc  de  pourvoir  1  co  que 
les  spiritueux  destinös  ü  »'tre  tran-  [en  bois- 

sons  soienl  suffisamnient  rectifit-s. 

Pour  autant  que  les  besoiüs  doivent  ötre  cou- 
vorls  par  la  productiou  indigene.  la  Confederation 
alnudonne  ä  l'industrie  privee,  conFormement  ä 
l'art.  2,  la  fouraiture  des  quantites  necessaires. 

Art  2.  Le  quart  ü  peu  prös  de  la  consommation 
de  spiritueux  est  Fourni  au  moyen  de  cootrats  de 
llvraison  que  la  ConFederation  doit  conclure  avec 
les  producteurs  indigenes. 

La  part  de  la  consommation  totale  du  pays  en 
trois-six  et  alcool,  r-'-sorv^e  ä  la  production  indigene 
par  l'art.  2  de  la  loi  du  23  döcembre  1886  sur  les 
spirituuux,  ne  doit  pas  excedor  30,000  hectolitres 
d'alcool  absolu  par  annöe.  Gette  quantitö  peut  ötre 
depassöe,  pour  une  annee  döterminöe,  du  25Yo  au 
maximuni,  mais  ä  compte  du  contlnpent  de  l'annöe 
sulvante. 

L  's  livraisons  sont  mises  au  concours,  aux  con- 
ditions  ötablios  par  un  cahier  do  charges,  par  lots 
de  150  hectolitres  au  moins  et  de  1000  hectolitres 
au  plus  d'&Icool  absolu;  chaque  lot  est  adjugö  a 
rentrepreneur  qui,  tout  on  prösentant  dos  garanties 
suFfisantes,  fait  los  oBres  les  plus  Favorables  pour 
le  lot  respectif. 

On  donnera  la  pröference,  lors  de  l'adjudication, 
ä  la  mise  enoeuvre  de  matteres  promieros  indigenes 
et  aux  distilleries  exploitöes  par  des  sssociations 
agricoles. 

Une  distillerie  ne  peut  obtenlr  qu'un  seul  lot. 

Art.  3.  L'importati^n  de  spiritueux  de  qualitö 
supörieure  est  permise  aussi  aux  particuliere,  aux 
conditions  ä  fixer  par  le  conseil  föderal  et  moyennant 
une  flnance  de  monopole  fixe  de  80  Trane«;  par 
quintal  mötrique,  poids  brut.  onsus  da  droit  d'entröe 
sans  egard  a  la  contenance  en  alcool. 

Art  4.  La  Confederation  livrera  les  spiritueux 
en  quantitös  de  150  litres  au  moins,  contre  paiement 
au  comptant  Le  prix  de  vente  est  fixe  [de  temps 
er-,  temps  par  le  cousoil  füdöral  et  publie  dans  la 
Feuilie  födöralo.  ü  ne  doit  ötre  ni  införieur  ä  120 
Francs,  ai  supörieur  a  150  Francs  par  hectolitro  d'atcoo 
absolu,  Fat  non  compris. 

Art  5.  Lors  de  l'exportation  de  preduits  pour  la 
fabricati  :n  desquels  on  emploie  de  i'alcool  imposable. 
la  quautite  d'alccol  qui  a  du  ötre  employee,  en 
raison  des  conditions  speciales  de  la  fabricätion, 
est  döterminöe  et  donne  droit  a  un  remboursement 
correspondant  au  bönöfice  du  monopole,  payable  a 
la  ßn  de  l'exercice. 

La  somme  ä  rembourser  est  calculee  par  le  conseil 
Födöral  sur  la  base  de  la  difförence  moyenne  entr» 
le  prix  de  vente  et  le  prix  d'aehat  des  spiritueux 
Importes  (loco  magasin). 

L'exportation  de  quantitös  intörieures  ä  5  kg,  poids 
brut,  ne  doune  droit  ä  aueun  remboursement. 

Art  6.  L'alcool  des  Une  ä  des  usajtos  industriels 
ou  aux  besoins  domestiques,  qui  dans  la  regle  sera 
pris  daas  les  qualitös  a  meilleur  marchö,  sera  livrö 
denature  par  les  magasins  de  la  Conföderation,  en 
quantitös  de  150  litres  au  moins,  au  prix  de  revient 
ou,  pour  les  marchandises  importees,  avec  adjonc- 
tien  du  droit  d'entröe. 

be  prix  de  vente  sera  fixe  d'avance  pour  une  Pe- 
riode de  oinq  annees,  sur  la  base  du  prix  de  re- 
vient de  la  marchandiae  pendant  les  cinq  annöes 
ptöoedantes. 


Ce  droit  ne  s'etond  pas  ä  la  distillaUon  des  rai- 
sins.  du  vin,  du  marc  de  raisin,  de  la  lie  de  vin, 
des  baics,  Fruits  ä  noyau  ou  ü  pöpins  et  de  leurs 
döchets,  des  racines  de  gentiane  et  d'autres  ma- 
tteres analogues  de  provenance  indigene. 

Les  droits  appartenant  a  la  Confödöration  s'exer- 
cent  conFormement  aux  articles  2  ot3|de  la  prä- 
sente loi. 

Art  2.  Le  quart  ä  peu  pres  de  la  consommaUon 
du  pays  en  trois-six  et  alcool  est  röservö  ä  la  pro- 
duetion  indigene,  sur  la  base  de  contrats  de  llvrai- 
son que  la  Conlederation  passe  avec  des  disüüateurs 
suisses.  Ce  conUngent  indigene  ne  doit  tontefois 
pas  exeöder  30,000  boctolitres  d'alcool  absolu  par 
annee  civile;  il  peut  bien  Ötre  ölevö,  pour  une  annee 
determinee,  de  25'/*  au  plus,  mais  a  compte  du 
contingent  de  l'annöe  suivante. 

Les  livraisons  sont  mises  au  concours  en  temps 
utile  par  le  conseil  föderal,  aux  condiUons  süpulöes 
dans  un  cahier  de  charges,  par  lots  de  150  hecto- 
litres au  moins  et  de  1000  hectolitres  au  plus  d'al- 
cool absolu  par  campagne  de  distillaUon;  elles 
sont  adjugöes  aux  soumissionnaires  qui,  tout  en  pre- 
sentant des  garanties  süffisantes,  ont  fait  les  öftres 
les  plus  favorables  dans  une  möme  catögorie  de 
lots.  En  tout  cas,  il  nc  sera  pas  payö  de  prix  plus 
Cleves  que  ceux  qui  laisseront  comme  bönöfice  aux 
distilktnurs,  moyonnant  des  installaUons  convenables 
et  une  exploitation  rationneile,  les  rösidus  fnncs  de 
tous  frais. 

Les  adjudicatairos  de  lots  ne  mettront  en  oeuvre 
que  des  matiöres  premieres  indigenes.  Le  conseil 
födöral  peut  autoriser  des  excepUons  a  cette  regle, 
en  gönöral  pour  les  maUeres  nöcossaires  4  la  sac- 
charification  et  ä  lafermentation,  en  particulier  dans 
les  annees  de  mauvaises  röcoltes  indigenes.  II  atta- 
chcra  toutefois  des  conditions  plus  severes  ä  ces 
autorisations  exceptionnelles. 

Sont  egalement  reservöes  les  conditions  speciales 
sous  lesquelles  le  conseil  föderal,  tout  en  sauvegar- 
dant  le  principe  de  la  distillation  de  maUeres  in- 
digenes, peut  autoriser  les  fabriques  de  levure  presse« 
qui  emploient  en  partie  des  maUeres  ötrangöres,  ä 
distiller  les  produits  aoeessoires  de  leur  fabricaUon. 

Seront  pröföröes,  lors  de  l'adjudication  des  lots, 
les  soumissions  emanant  de  contröos  oü  la  recolto 
dos  pommes  de  terre  oxcedo  ordinairement  l'emploi 
de  ce  produit  comme  aliment  ou  comme  fourrage. 

Les  distilleries  exploitees  par  des  associations 
agricoles  jouiront  aussi  sous  ce  rapport  d'un  certaio 
pririlege.  Le  conseil  föderal  peut  toutefois  prendre 
des  mesures  pour  protöger  les  intöröts  de  i'agricul- 
turo  ou  du  flsc  contre  une  exploitation  abusive  de 
ce  privilege. 

Uno  distillerie  ne  peut  obtenir  plus  d'un  lot,  et 
un  lot  ne  peut  fitre  partagö  entre  plusieurs  distille- 
ries. Nul  ne  peut  ötre  interessö  ä  plus  d'un  lot. 

Art  3.  La  fabricaUon  indigene,  sous  une  forme 
autre  que  celie  prevue  a  l'art  2,  de  spiritueux  sou- 
mis  au  monopole,  n'est  permise  qu'aux  conditions 
fixöes  par  le  conseil  föderal  et  moyennant  paiement 
des  droits  de  monopole. 

Le  conseil  Tedöral  fixera  ces  droits  en  raison  du 
bönöfice  du  monopole  (art  9). 

Sont  röservees  les  lois  et  ordonnance^  cantonales 
sur  la  fabricatlon  et  l'imposition  des  spiritueux. 
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Le  coasoi!  rederal  lixora  los  conditions  et  les 
prooedes  auxquels  est  soumise  la  denaturation. 

Art.  7.  Lo  colportage  drs  spirituoux  de  t<>ut  genr<\ 
ainsi  quo  leur  döbit  ot  lein  comm>TCO  ou  detail 
dans  les  distilleries  ot  dans  les  ötablissements  oü 
co  debi  t  ou  cotto  vento  i  detail  do  sont  pas  c.n 
connexiti-  naturelle  avec  la  ventc  des  auüvs  articles 
de  commerce,  est  interdit.  Bosto  reserve  le  com- 
merce en  detail  de  l'alcool  denature  et  le  commerce 
en  detail  lait  par  les  distilleries  d'apres  l'art  8, 
4«  alinea.  , 

Art  &  Le  commerce  des  spiritueux  de  touto 
espece  se  subdivise  en: 

1)  commerce  en  gros; 

2)  commerce  en  detail. 

Le  commerce  en  gros  est  une  industrie  libre.  II 
comprend  le  commerce  des  spiritueux  en  quantitos 
d'ao  moins  40  litros  d'une  seulo  et  mOme  espece- 

Le  commerce  en  detail  comprend: 

a.  le  döbit; 

b.  tout  autre  commerce  en  quantitesde  moins  de 
40  Iitres. 

Toutelois  les  agricutteurs  qui  ne  fabriquent  par 
an,  an  moyen  de  leur  propre  recolte,  pas  plus  de 
40  Iitres  de  spiritueux  oon  soumis  au  moDopole, 
penvent  vendre  librement  leur  produit  en  quantites 
de  5  Iitres  an  moins. 

Tonte  autre  definitio.i  relative  au  commerce  en 
detail  est  du  ressort  des  autorites  cantonales,  qui 
acoordent  egalemeot  les  autorisations  necessaires. 
Celles-ci  sont  soumises  &  un  droit  proportionne  ä 
l'etendue  et  ä  la  valeur  du  traflc,  droit  qui  reste 
acquis  au  canton  qui  le  poreoit 

Sont  reservees  les  pronibiüons  edictees  par 
l'art.  7  de  la  presente  lot 

Art.  9.  Les  cantons  sont  charges  de  la  surveil- 
lanoe  sur  le  commerce  des  spiritueux  1  irres  par  la 
Confederation,  ainsi  que  sur  la  fabricatlon  et  la 
veote  de  l'eau-de-vie  qni  n'est  pas  souroise  ä  l'im- 
pot  lederal. 

Art.  10.  L'execution  de  la  loi  dans  ses  autres 
parties  est  de  la  corapetence  dn  conseil  federal,  qui 
etablira  h  cet  eilet  les  r£glements  et  les  organes 
nOcessai  res.  Le  conseil  federal  peut  rec  lamer  la  Coo- 
peration des  cantons,  auquel  cas  il  remboursera  ä 
ceux-ci  les  depenses  dont  la  justifteation  sera  tournie 

La  Confederation  avancera  ä  l'administration  du 
monopole  les  somroes  necessaires  pour  l'exöcution 
de  la  loi;  oes  sommes  porteront  interet  et  devront 
etre  amortiee  dans  un  delai  convenable. 

Art  ti.  La  Confederation  percevra  'les  droits 
d'entree  respectifs  sur  tous  les  spiritueux  importes; 
eile  portera  en  compte  les  frais  de  l'administration 
du  monopole,  ainsi  que  l'augraentation  de  frais  qui 
sera  occasionnee  ä  l'administration  des  peages  par 
le  monopole 

Art  12.  Les  receUes  nettes  de  l'administration 
du  monopole  seront  reparties  entre  tous  les  cantons 
proportionnollemeirt  ä  leor  Population  de  fait  etablie 
par  le  recensemont  federal  le  plus  recent 

Le  decompte  a  lieu  le  31  decembre  de  chaque 

Art.  13.  Les  gouvernemenls  cantonaux  doivent 
faire  cbaque  annee  rapport  au  conseil  federal  sui 
l'emplol  des  10%  de  leurs  recettes  qui,  d'apres  1'art 
3-2bis  de  la  Constitution  federale,  sont  dostin£s  ä 
combattre  l'alcoolisme.  Ges  rapports,  ainsi  que  les 
propositions  y  rolaüves  du  conseil  federal,  seront 


Importation  et  transff. 

Art  4.  F/Industrie  priv.'e  est  autorisee  ä  trans- 
forniei-  cn  boissons  les  spiritueux  Ihres  par  b  Con- 
federation conform^mont  ä  l'art.  7,  ou  greves  dn 
droit  do  monopolo  selon  les  art.     et  5. 

Art.  .">.  l.o  droit  d'importer  des  spiritueux  distillüs 
de  toutc  esp^co  appartient  exclusivemcnt  a  la  Con- 
federation. 

Neanmoins,  l'importation  de  boissons  distillees  ne 
rentrant  pas  dans  la  categorie  du  trois-six  ou  de 
l'alcool  est  permiso  aux  particuliers,  aux  conditions 
öxees  par  le  conseil  federal,  moyennant  un  droit  fixe 
de  monopole  de  80  francs  par  quintal  metrique, 
poids  brat,  sans  egard  ä  lacontenance  cn  alcool. 

Si  ces  spiritueux  contiennent  plus  do  75  degres 
d'alcool.  ils  peuvent  etre  soumis  pour  les  degres  en 
sus  i»  une  taxe  supplömentairo  do  80  Centimes  par 
degre  et  par  quintal  metrique  poids  brat. 

Sur  les  importations  d'un  poids  brat  de  moins 
de  50  kilogrammes,  le  conseil  föderal  peut  augmenter 
les  droits  d'un  quart.  Ces  importations  ne  sont  alors 
pas  soumises  aux  disposiüons  de  l'art  11  concernant 
l'imposition  du  commerce  en  detail  des  spiritueux. 

Le  conseil  federal  a  le  droit  de  reduire  jusqu'au 
quart  les  droits  ä  percevoir  snr  les  produits  impor- 
tes contenant  moins  de  25  degres  d'alcool. 

Les  vins  contenant  plus  de  12  degres  d'alcool 
peuvent  etre  soumis  pour  les  degres  en  sus  ä  un 
droit  de  monopolo  de  80  Centimes  par  degre  et  par 
quintal  metrique  poids  brat 

Les  matteres  prem leres  propres  ä  la  distillation 
peuvent  etre  soumises,  a  l'importation,  a  un  droit 
de  monopole  en  rapport  avec  lenr  rendement  pre- 
sume  en  alcool.  Les  dispositions  de  l'art.  3  font 
regle  pour  laflxation  de  ce  droit  Le  montant  percu 
seia  rembourse  si  la  preuve  est  fournie  qne  les 
matieres  premieres  imposees  ont  et«  employees  de 
maniere  a  en  rendre  toute  distillation  impossibie. 

Les  produits  alcooliques  ou  fabriques  avec  de 
l'alcool,  mais  impropres  älaboisson,  penvent  egale- 
ment  etre  importes  par  les  particuliers  moyennant 
paiement  des  droits  de  monopole  ßxes  dans  le  tarfl 
des  douanes.  Sont  reservees  les  dispositions  de  l'art  8 
ci-apres. 

Art  6.  Le  transit  est  soumis  aux  dispositions  de 
la  loi  federale  sur  les  douanes,  du  28  juin  1893. 

Tente  en  regio, 
a.  Alcool  potable. 

Art  7.  La  Confederation  vend  en  quantites-de 
150  Iitres  au  moins  et  au  comptant  l'alcool  qn'elle 
s'est  procure  en  vertu  des  articles  2  et  5  de  la 
presente  loi.  II  n'est  aeeepte  de  commando  qne  pour 
livraison  üemediatc. 

La  repartition  d'une  livraison  sur  plusieurs  füts 
n'est  admissible  que  si  la  contenance  de  chaque 
tut  est  de  150  Htres  au  moins. 

Le  prix  de  vente  est  fixe  par  le  conseil  föderal 
et  public  en  tomps  utile  dans  la  FeuJOe  federale. 
II  ne  doit  etre  ni  inferieur  a  120,  ni  sup&ieur  ä 
150  francse  par  hectolitre  d'alcool  absolu,  fet  noa 
compris. 

La  Confederation  doit  velller  ä  ce  qne  l'alcool 
potable  qu'ellc  livro  ä  la  consommatien  soit  convo- 
nablement  rectifle. 

■ 
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soumis  imprimös  ;\  l'asseniblee  födörale.  Celle-ci 
determme.  les  modes  d'emploi  du  10"/«  des  recettes 
qui  sont  conformes  h  I'art  32bis  de  la  Constitution 
föderale. 

Art  14  Quiconquc  contrevient  aux  dispositions 
de  la  prösente  loi,  soit  en  fabriquant  de  Talcool 
sans  y  ötre  autorisö,  soit  en  ne  Uvrant  pas  a  la 
Confödöralion  la  totalite  de  l'alcool  fabrique  avec 
autorisation,  soit  en  se  faisant  indüment  rcstituer 
des  droits  ou  en  donnant  a  des  spiritueux  dönaturös 
une  destinatioD  autreque  celle  qui  est  prövue,  soit 
en  seprocurantillicitement  de  l'alcool  ou  de  l'eau-de- 
vie,  est  passible  d  une  amende  pouvant  s'ölever  a 
trente  fois  la  somme  soustraite  ä  l'etat 

Si  le  montant  de  cette  somme  ne  peut  etre  de- 
terminö,  Tarnende  est  de  10,000  francs  au  plus. 

En  cas  de  recidive  ou  de  circonstances  aggra- 
vantes,  Tarnende  peut  ötre  doublee,  et  le  contreve- 
nant  peut  en  outre  etre  condamnö  ä  un  emprisonne- 
meut  jusqu'ä  six  mois. 

Les  fauteurs  et  les  complices  du  contrevenant 
sont  egaloment  soumis  aux  dispositlons  pönales  de 
la  presente  loi. 

La  tentative  des  contraventions  punies  par  ;te 
present  article  est  traitöe  oomme  la  contravention 
consommee. 

Art.  15.  En  debors  des  cas  enumeres  ä  Tarticle 
pröcödent,  toute  contravention  ä  la  presente  loi  et  aux 
reglements  qui  en  fixent  Tapplication  est  punie 
d'uae  amende  de  20  ä  500  francs.  Cette  amende 
est  de  SO  10Ü0  francs  si  le  contrevenant  a  chercbe 
ä  empecber  le  controle  de  Tautorite.  Hestent  röser- 
vöes  les  dispositions  de  Tart  M  du  code  pönal  fö- 
deral. 

Art.  16.  Un  tiers  des  amendes  percues  en  appli- 
cation  de  la  prösente  loi  revient  au  denonciateur, 
un  tfes  au  canton  et  un  tiers  ä  la  commune  dans 
laqueile  a  öte  commise  la  contravention.  Lorsqu'il 
n'y  a  pas  de  denonciateur,  la  part  correspondante 
est  attribuee  a  ia  caisse  cantonale. 

Dans  les  cas  oü  la  contravention  a  öte  constatöe 
par  des  employös  ou  fonctionnairesdeTadministration 
des  pöages,  laröpartilion  des  amendes  a  lieu  en  con- 
fonatte  de  Tart.  57  de  la  loi  föderale  du  27  aoüt 
1851  sur  les  pöages. 

Art  17.  Quant  au  mode  de  procöder  en  cas  de 
contravention  a  la  presente  loi  ou  aux  reglements 
edictös  pour  son  exöcution,  onappliquera  la  loi  fö- 
derale du  30  juin  1849  sur  le  mode  de  procöder  ä 
la  poursuite  des  contraventions  aux  Iois  liscales  et 
de  police  de  la  Confödöxation. 

Art.  16.  Les  propriötaires  des  dislilleriesexistantes 
seront  inateranises  par  la  Confödöralion  pour  la  nioins- 
value  resültant,  pour  les  bätiments  et  appareils  servant 
a  la  drrtüiaüon,  de  Texöcution  de  Tarticle  1"  de  la 
prösente  loi. 

Pour  determiuer  Tindemnite,  on  ne  pourra  porter 
en  oenpte  le  benöflce  röalisö  jusqu'ä  prösent  par  ia 
tfattOafbtt. 

Toutefois,  le  droit  ä  Tindemnite  n'est  accorJö 
qp'i  ceux  des  propriötaires  dont  lesdistilieries  ont 
ö*e  etablies  avant  le  25  octobre  1885  et  exploitöes 
jusqu'ä  cette  öpoque  et  qui,  en  outre.  renoncent  ä 
la  labrication  permise  par  Tart.  32bis  de  la  Consti- 
tution födörale. 

Si  Tentente  ne  peut  s'ötablir  a  Tamiable  au  sujct 
du  cbifire  de  Tindemnitö.  celui-ci  sera  döterrainö 
par  des  oommissions  d'estimation. 


Le  conseil  föderal  fixe  les  aotres  conditlona  de 

ven  te. 

b.  AleOOl  ä  l'usage  industriel  OU  «fomestique. 

Art  8.  L'alcool  destine  ä  des  usages  industriels 
(ik  Texclusion  des  parfumeries  liquides),  ä  la  labri- 
cation du  vinaigre,  au  nettoyage,  au  onauffage,  ä  la 
cuisson  ou  a  Töclairage,  est  vendu  par  la  Confödö- 
ration  au  comptant  et  en  quantites  de  150  lilres  au 
moins.  II  est  livrö  au  prix  de  revient  et  a  Tetot  dö- 
naturö,  c'est-a-dire  impropre  ä  la  boisson. 

Le  prix  de  vente  est  8xö  tous  les  cinq  ans  sur 
la  base  du  prix  moyen  de  revient,  marchandise 
li\Töe  ä  Tentropöt.  rösultant  des  comptes  des  cinq 
derniöres  annöes. 

Le  conseil  föderal  lixera  les  procedes  et  les 
conditions  auxquels  sont  soumises  la  dönaturation 
et  la  vente  des  alcools  denatures. 

Le  conseil  födöral  est  autorisö  i  livrer  aussi, 
conformement  au  1er  alinöa  du  prösent  article,  l'alcool 
destinö  ä  des  usages  scientiflques  ou  mödicinaux. 
Toutefois  la  fabrication  des  produits  pharmceutiques 
n'est  au  benöflce  de  cette  disposition  qu'en  ce  qui 
concerne  les  produits  chimiques  qui,  apres  leur 
pröparation,  ne  contiennent  plus  d'alcool,  et  qui  ne 
s'emploient  pas  mölangös  a  de  Talcool. 


Exportatlon. 

Art.  9.  A  Texportation  de  produits  pour  la  fabri- 
cation desquels  on  a  employö  de  Talcool  livre  oon- 
formöment  ä  Tart.  7,  la  quantitö  d'alcool  entröe 
dans  cette  fabrication  donne  droit  ..  un  rembourse- 
ment  payable  ä  la  ßn  de  Texercice  et  correspondant 
au  bönöflce  du  monopole. 

Lo  conseil  föderal  peut  payer  des  acomptes,  dans 
le  courant  de  Texercice,  sur  ce  remboursement 

La  somme  ä  rembourser  est  calculöe  sur  la  base 
de  la  difference  entre  le  prix  moyen  de  vente  et  le 
prix  moyen  d'achat,  livrö  a  Tentropöt,  de  Talcool 
importö  par  la  Contöderation. 

L'exportation  de  quantites  införieures  ä  cinq 
kilogrammes,  poids  brut,  ne  donne  droit  a  ancm 


Commerce  prife. 

Art  10.  Le  colportage  des  spiritueux  distUiea  de 
toute  espeoe,  ainsi  que  leur  döbit  et  leur  commeroe 
en  detail  dans  les  distilleries  et  dans  les  etablisse- 
ments  oü  ce  döbit  ou  cette  vente  en  detail  n'est 
pas  en  connexite  naturelle  avec  la  vente  des  autres 
articles  de  commerce,  est  interdit  Est  röservö  le 
commerce  en  dötail  de  Talcool  dönaturö  et  le  com- 
merce en  detail  fait  par  certains  distillateurs  selon 
Tart.  11,  4*  alinöa. 

Art.  11.  Le  commerce  autorise  des  spiritueux 
distillös  de  toute  espece  comprend: 

1)  le  commerce  en  gros;  . 

2)  te  commerce  en  dötail. 

Le  commerce  en  gros  est  une  Industrie  libre. 
Le  commerce  en  dötail  ne  peut  etre  exercö  au'avec 
Tautorisation  des  autoiitös  cantonales  et  moyennant 
paiement  d  un  droit  cantonal  de  vente  correspondant 
a  1  im portaii ce  et  ä  la  valeur  du  trailc. 
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Ces  commissions  d'estlmation  se  composeront 
ehaeune  de  trois  membros,  dont  le  premier  sera 
nomine  par  le  tribunal  föderal,  le  deuxieme  per  le 
conseil  federal  et  le  troisieme  par  le  gouvernement 
dn  caotoo  sur  le  lerritoire  duqeel  se  trouve  la 
diatillerie  ä  indemniser. 

Tont  ioteresse  a  le  droit,  dans  le  delai  de  trente 
jours  apres  U  significatkm  de  :a  sentence,  de  re- 
coorir  au  tribunal  föderal  contre  la  decision  de  la 
comm  Ission  d'estimatioo. 

A  defaut  de  recours,  la  decision  de  la  commis- 
sion  d'eeUmation  est  conaidöree  comme  ayant  lorce 
de  loi. 

'  Le  mode  de  proceder  a  suivre  par  le  tribunal 
ledera!  et  par  les  commissions  d'eetimation  sera 
determine  par  an  reglement  special  ötabli  par  le 
tribunal  federal,  reglement  qni  sera  basö  sur  la  loi 
du  1"  mai  1850  concernant  l'expropriation  pour 
cause  d'utilitö  publique. 

Art.  19.  Le  conseil  federal  est  Charge  de  l'exe- 
cntion  de  la  presente  loi. 

Art.  90.  Le  conseil  federal  est  charpö,  conlorme- 
meot  aux  dispositions  de  la  loi  federal«  du  17  juin 
1874  concernant  la  votation  populaire  sur  les  lois 
et  arretea  födöraux,  de  publier  !a  presente  loi  et  de 
fixer  lepoque  oü  eile  entrera  en  vigueur. 


Le  commerce  en  gros  comprend  la  livraison  de 
40  litres,  au  moins  (d'une  seule  et  meme  espece) 
(de  deux  especes  au  plus).  Le  commerce  en  detail 
embrasse  tous  les  autree  modes  de  livraison. 

Toutefois  les  agriculteurs  qui  ne  fabriquent  an- 
nuellement,  au  moyen  de  leur  propre  recolte,  paa 
phis  de  40  litres  de  spiritueux  non  soumis  au  mc- 
nopole  peuvent  vendre  librement  leur  prodnit  de 
l'annöe  en  quantites  de  cinq  litres  au  moins. 

Le  debit  pour  la  oonsommaUon  sur  place  doit 
ctre  constamment  traitö  comme  une  forme  speciale 
du  commerce  en  detail.  Par  contre,  la  Classification 
de  toutes  les  autres  formes  du  commerce  en  detail 
reste  du  domaine  des  autoritös  cantonale6. 

Sont  röservöes  les  dispositions  de  l'art  5,  4*  alinöa, 
les  prohibitions  menüonnöes  dans  l'art.  10  et  le 
commerce  en  detail  de  raloool  denature. 


Surveillance  et  administration. 

Art  12.  Les  cantons  sont  tenus  de  surveiller  la 
fabrication  des  eaux-de-vie  non  soumise*  au  mono- 
pole  et  le  commerce  prive  des  spiritueux  distifles 
de  toute  espece. 

Art  13.  L'exöcution  de  la  loi  dans  ses  autres 
parties  est  de  la  competence  du  conseil  tederaL  La 
gestion  est  confiee  ä  la  regle  föderale  des  alcools; 
eile  a  droit  ä  la  pnrsonnalite  cirile.  Son  Organisation 
est,  jusqu'ä  la  Promulgation  d'une  loi  sur  la  matiere, 
du  ressort  du  conseil  federal.  Lee  traitements  de 
ses  fonctionnairee  et  employes  sont  determines  par 
la  loi  generale  sur  les  traitements  du  2  juillet  1897. 

Le  conseil  föderal  peut  charger  son  administration 
generale  de  certaines  branches  de  la  gestion.  II  peut 
egalement  reclamer  la  Cooperation  des  cantons  ä 
l'execution  de  son  mandat  Les  frais  speciaux  qui 
en  resultent  pour  l'administration  generale  et  pour 
les  cantons  sont  Supportes  par  la  regie  föderale  des 
alcools. 

Art  14.  La  Confederation  avancera  k  la  regie 
föderale  des  alcools  les  sommes  necessaires  pour 
l'execution  de  la  loi;  ces  sommes  porteront  interet 
et  devront  ötre  romboursöes  dans  un  dölai  conve- 
nable. 

Art  15.  La  Confederation  percevra,  pour  son 
propre  compte,  les  droits  d'entree  fixes  par  les  tarifs 
sur  l'importation  des  spiritueux  distillös  de  toute 
espece,  sur  les  maticres  premieres  destinees  a  la 
disüllation  et  sur  lee  produits  dans  la  fabrication 
desquels  entre  raicool. 

Art  16.  Les  recettos  nettes  de  la  regie  föderale 
des  alcools  seront  röparties  entre  les  cantons,  ä  la 
fln  de  cbaque  exercice,  proportionnellement  ä  leur 
Population  de  fait  ötablie  et  constatee  par  le  recen- 
sement  federal  le  plus  recent 

Le  conseil  föderal  peut  faire  aux  cantons  des 
avances  sur  leur  part  de  l'annöe  courante. 

Dirne  de  l'alceol. 

Art.  17.  Les  gouvernements  cantonaux  doivent 
faire  chaque  annee  rapport  au  conseil  födöral  sur 
l'emploi  des  10*/*  de  leurs  recettes  qui  doivent  etre 
affectös,  de  par  la  constituUon.  a  la  lutte  oontre 
l'alooolisme.  Ces  rapports  imprimes  seront  soumis 
ä  I'assemblöe  födcralo  avec  les  propositions  y4rela» 
tives  du  conseil  federal. 
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Art.  18.  Quiconque  contrevient  aux  dispositions 

de  la  präsente  loi : 

a.  en  fabriquant  dos  spiritucux  sans  y  etre  au- 
torise ; 

b.  en  ne  livrant  pas  ä  la  regie  Itderale  des  alcools 
la  totalite  des  spirilueux  labriques  legalement 
en  vertu  de  Tart.  2; 

c  en  importantillicitementlesproduitsalcooliques 

ou  preparcs  avec  de  Talcool; 
d  eo  se  procurant  des  spiritucux  par  voie  Irau- 

duleuse ; 

«.  en  donnant  a  des  spiritneux  denatures  une 

destination  autre  que  celle  qui  estautorisee; 
f.  en  se  faisant  restituer  indüment  des  droits, 
est  passible  d'une  amende  pouvant  s'elever  ä  vingt 
fois  la  somme  soustraite  ä  l'etat. 

Tout  contreveoant  doit  payer.  independamment 
de  Tarnende,  le  montaDt  du  droit  fraude.  Cedernier 
est  calcnle  sur  la  base  du  benenco  du  monopole 
(arL  9). 

Si  le  montant  de  la  somme  fraudüe  ne  peut  pas 
etre  dotermine,  Tarnende  peut  aller  jusquä  10,000 
bauet 

En  cas  de  recldive  ou  de  clrconstances  aggra- 
vantes,  Tarnend«  peut  etre  doublee  et  le  contreve- 
nant  condamne,  en  outre,  ä  Temprisonnement  jus- 
qu'ä  six  mois. 

Les  fauteurs,  les  oomplices  et  les  reeeieurs  sont 
tyalemctj'.  soumis  aux  dispositions  penales  de  la 
preseote  loi. 

La  tentative  des  contraventions  punies  par  le 
present  article  est  traitee  commc  la  contravention 
consommee. 

Art.  19.  La  regie  föderale  des  alcools  est  en  droit 
de  coalisquer  les  spirilueux  formant  Tobjet  d'une 
contraventioo.  Dans  ce  cas,  il  n'est  pas  fait  appli- 
cation  du  2°  alinea,  lrs  phrase,  de  Tart.  18.  Le  droit 
de  conflscation  subsiste  egalement  dans  les  oas  oü 
la  somme  soustraite  a  Tetat  ne  peut  etre  etablie. 

Art.  20.  Les  contrevenants  qui  n'ont  pas  de  do- 
micile  fixe  en  Suisse  et  qui  ne  sont  pas  en  mesure 
de  fournir  soit  un  nantissement,  soit  un  cautionne- 
ment  suflisant  en  garantie  du  paiement  de  Tarnende 
prononcee  conlre  eux,  peuvent  etre  remis  ä  Tautorite 
cantonale  pour  etre  detenus  pr^ventivementjusqu'a 
decision  prise. 

Art.  21.  Les  patrous  sont  per&onnellement  et  soli- 
dairement  responsables  pour  les  amendes  infligees 
ä  leurs  employes,  s'its  ne  peuvent  pas  fournir  la 
preuve  qu  ils  ont  pris  toutes  les  precautions  neces- 
saires  aux  Tins  d'empecher  toute  contravention  de 
la  loi. 

Art.  22.  Independamment  des  cas  enumeres  ä 
Tarticlc  precedent,  touto  contravention  ä  la  presente 
loi  ou  aux  reglements  qui  en  ttxent  Tapplication 
est  punie  d'une  amendo  disciptinalre  pouvant  s'ele- 
ver jusqu'ä  30  fraucs.  1/amcnde  peut  etre  doublee, 
si  le  contrevenanl  a  cherclie  ä  emp.'cher  lo  contnile 
de  Tautorite. 

Sont  reservees  lrs  dispositions  de  Tart.  M  du 
Code  penal  fedöral. 

Art.  23.  t  Tu  Kers  des  amendes  per<;ues  en  appli- 
oaüou  de  Tart.  18ci-dessus  revient  au  denonciateur, 
un  tiers  au  caulon  et  un  liers  a  la  commune  dans 
laquelle  a  ele  commisc  la  contravention. 
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Lorsque  lo  denonciateur  est  inconnu,  la  part 
correspondante  est  attribuee  ä  la  caisse  cantonale. 

Lorsque  le  denonciateur  renonce  ä  sa  part  d'amende 
ou  que  la  contravention  a  et-  constatee  par  des 

fonctionnaires  ou  des  employös  de  la  regio  föderale 
des  alcools  ou  de  l'administration  des  douanes,  le 
conscil  föderal  statue  sur  l'omploi  de  la  part  d'amende. 

Le  conseil  föderal  ddcide  ögalomont  oü  dernier 
ressorl  dans  los  litiges  relatils  ä  la  reparlition  des 
amendes. 

Los  amendes  discipünaires  pen;ues  en  vertu  de 
Tart.  22  sont  acquiscs  ä  la  caisse  de  la  regio  lede- 
ralo  des  alcools. 

Art  24.  Lea  infractions  aux  art  10  et  11  sont 
traitees  conformement  aux  lois  pönales  et  ä  la  pro- 
cedure  pönale  des  cantons  ot  sont  du  ressort  des 
tribunaux  cantonaux  compotents. 

En  co  qui  concerue  la  procedure  ä  sulvre  k  l'egard 
des  coulravt  olions  spocitiees  ä  l'art.  18,  la  loi  fe- 
deralu  du  :50  iuin  18  V.)  sur  le  mode  de  proceder  I 
la  poursuite  des  contra*  entions  aux  lois  fiscales  et 
de  police  de  la  Confederation,  et  la  loi  du  22  mars 
189:5  sur  J'organisation  judicialre  lederale,  font  regle 
en  cette  matiöre. 


Dispositions  finale*. 

Art.  25.   La  loi  lederale  sur  tes  spirituenx  dn 

23  decembre  1886  estabrogee.  Toutelois,  toutes  les 
rebtions  d«1  droit  decouiant  de  l'application  de 
l'art.  18  de  la  loi  de  1886  demeureront  en  vigueur. 

Art.  26.  Le  conseil  federal  est  Charge,  conforme- 
ment  aux  dispositions  de  la  loi  föderale  du  17  j um 
1874  concernant  les  votations  populaires  sur  les  lois 
et  arretes  föderaux,  de  publier  la  presente  loi  et  de 
fixer  l  epoque  oii  eile  entrera  en  vigneur. 


Ständerat.  —  Conseil  des  etats, 

Sitzanjr  vom  20.  März  1900.  TomittagB  «J  Chr.  —  Seanct  du  20  mars  1900,  ä  9  henres  dn  maün. 


Vorsitz : 


AI.  Robert. 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour: 

Revision  des  ^Llkoholg-csetzes. 
Revision  de  la  loi  sur  les  ipiritueux. 

\t  die  Verhandlungen  des  Nationalstes  Seile  844  IT.  des  letrten  Jahrganges.  —  Voir  lea  dehali  du  eoeweü  national 

page  SH  et  suiTantes  de  l'anneo  precodentc.) 

Eintretens  frage.  —  Enlree  en  mcUiere. 


tob  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Mit 
Botschaft  vom  6.  Juni  1898  —  das  Geschäft  liegt 
also  bereits  zwei  Jahre  in  unsern  Händen  —  beantraut 
der  Bundesrat  den  eidgenössischen  Riten  eine  teil- 
weise Revision  das  Bundesgeseb.es  til  ■»•  gebrannte 
Wasser.  Dieses  Gesetz,  besser  bekannt  unter  dem 
Namen  Alkoholgesetz,  tr*gt  das  Datum  dos  S&  De- 
zember 1880  und  ist  in  Ausführung  der  Arl.iU.  'M  und 
32bis  der  Bundesverfassung  und  Art,  ü  ihrer  L'eber- 


gangsbestimmungen  erlassen  worden.  Mit  demselben 
wurde  des  nähern  umschrieben,  auf  welche  Weise 
das  Alkoholmonopol  von  Bundes  wegen  praktisch 
durchzuführen  sei.  Die  zu  behandelnde  Materie  war 
ausserordentlich  schwierig,  einmal  wegen  der  da- 
durch berührten,  sich  diametral  entgegenstehenden 
Interessen  und  sodann  auch  deshalb,  weil  man  zur 
Losung  der  Aufgabe  weder  im  Inland  noch  im  Aus- 
land sicii  Rat  holen  und  auf  ähnliche  Institutionen 
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abstellen  konnte.  Man  war  von  Anfang  an  aul  das  ei- 
geneNachdenken  und  namentlich  auf  die  Erfahrungen, 
die  sich  nach  und  nach  aus  d*~r  praktischen  Anwendung 
des  Gesetzes  von  selbst  ergehen  mussten,  angewiesen. 

Es  muss  vorerst  anerkannt  werden,  dass 
die  Aulgabe,  die  sich  der  Gesetzgeber  bei  der 
Einführung  des  Alkoholmonopols  gestellt  hatte, 
mit  verhältnismässig  grossem  Geschick  gelöst 
wurde.  Wenn  das  nicht  der  Fall  gewesen  wäre,  so 
hätte  sich  das  Gesetz  kaum  volle  Ii  Jahre  ohne  jede 
Aenderung  erhalten.  Natürlich  haben  sich  im  Laufe 
dieser  langen  Zeit  der  Fehler  und  Mängel  viele  ge- 
zeigt, und  es  wird  Sache  der  angeregten  Revision 
sein,  dieselben  aus  dem  Gesetze  auszumerzen  und 
die  gemachten  praktischen  Erfahrungen  auf  das 
Gesetz  anzuwenden.  Bevor  ich  jedoch  auf  die  ma- 
terielle Behandlung  der  aufgeworfenen  Revisions- 
punkte eintrete,  scheint  es  mir  am  Platze,  meinen 
sachlichen  Ausführungen  einige  retrospektive  Be- 
trachtungen vorauszuschicken. 

Vor  allem  aus  drangt  sich  einem  die  Frage  -\uf, 
ob  das  Alkoholmonopol  bis  jetzt  den  Erwartungen 
entsprochen  habe,  die  bei  dessen  Einführung  gehegt 
worden  sind.  Diese  Erwartungen  waren  ethischer 
und  finanzieller  Natur.  Viele  mit  dem  schweizerischen 
Volksleben  wohl  vertraute,  dabei  edelgesinnte  und 
weitausblickende  Männer  waren  seit  langen  Jahren 
in  banger  Sorge  ob  den  Fortschritten,  welche  der 
Alkoholgenuss  in  unsenn  Lande  in  immer  vermehr- 
tem Masse  machte,  und  sie  wiesen  auf  die  moralische 
und  physische  Zerrüttung  hin,  welche  denselben  be- 
gleitete. Als  wirksamstes  Mittel  zu  der  Bekämpfung 
dosUebels  wurde  eine  wesentliche  Verteuerung  von 
Sprit  und  Spiritus  angesehen  und  unter  den  ver- 
schiedenen Wegen,  welche  zu  diesem  Ziele  führten, 
wurde  schliesslich  derjenige  des  Alkoholmonopols 
gewählt.  Den  philanthropischen  Bestrebungen,  welche 
dem  Alkoholmonopol  in  erster  Linie  zu  Grunde  lagen, 
die  aber  beim  Volke  kaum  als  ausschlaggebend  an- 
gesehen wurden,  kam  zu  gute,  dass  das  Monopol 
eine  neue,  reiche  Kinnahmsquelle  für  die  Kantone 
bedeutete.  Nicht  ohne  Bekummernis  sah  gegen  die 
Mitte  der  80er  Jahre  mancher  kantonale  Finanz- 
direktor der  Zukunft  entgegen.  In  der  Bundesver- 
fassung von  187»  war  nämlich  in  Art.  3ü,  letztes 
Lemma,  folgende  Bestimmung  enthalten:  «Mit  Ab- 
lauf des  Jahres  189f)  sollen  alle  Eingangsgobühren, 
welche  dermalen  von  den  Kantonen  erhoben  werden, 
sowie  ähnliche,  von  einzelnen  Gemeinden  bezogene 
Gebühren  ohne  Entschädigung  dahinfallem>.  Der 
Wegfall  der  sogenannten  Ohmgelder  und  Octroigelder 
war  geeignet,  die  Oekonomie  der  Kantone  stark  zu 
beeinträchtigen.  Der  Vorschlag,  die  Reineinnahmen 
aus  dem  Alkoholmonopol  den  Kantonen  zuzuführen, 
musste  daher  der  projektierten  Neuerung  eine  Menge 
Anhänger  zuführen.  Da  mit  der  Einführung  des 
Alkoholmonopols  die  kantonalen  Eingangsgebühren 
sofort  wegzufallen  hatten,  stand  auch  eineVerbilligung 
der  Weine  und  liiere  in  Aussicht.  Alle  diese  Mo- 
mente erleichterten  die  Einführung  des  Monopols. 

Was  die  bisher  gemachten  Erfahrungen  anbelangt, 
so  geht  aus  denselben  unzweifelhaft  hervor,  dass 
seit  dem  Jahre  18841  eine  erhebliche  Abnahme  des 
eigentlichen  Alkoholkonsums  zu  Trinkzwecken  statt- 
gefunden hat.  Diese  erfreuliche  Thatsache  wird 
übereinstimmend  aus  allen  denjenigen  Kantonen  ge- 
meldet, bei  denen  der  Alkoholgenuss  ganz  besonders 
im  Schwange  war.   Es  mag  sein,  dass  zu  diesem 


Resultate  die  verfeinerten  Lebensverhältnisse  und 
die  Vormehrung  des  Verdienstes  das  ihre  beige- 
tragen haben,  fn  der  Hauptsache  ist  aber  das  Ver- 
dienst, diese  Wendung  zum  Bessern  harbeigeführt 
zu  haben,  dem  moralischen  Eindruck,  welchen  die 
Bekämpfung  des  Alkoholgenusses  von  Staats  wegen 
unwillkürlich  auf  das  Volk  ausübte,  und  dann  selbst- 
verständlich auch  der  Verteuerung  dieses  Genuss- 
mittels zuzuschreiben.  Die  Abnahme  des  Konsums 
kann  natürlich  nicht  ganz  genau  konstatiert  werden, 
indem  die  Produktion  der  mouopolfrcien  Betriebe 
sich  unsere:  genauen  Kontrolle  entzieht.  Immerhin 
sind  Anhaltspunkte  vorhanden,  die  zu  der  Annahme 
berechtigen,  dass  der  Konsum  sich  seit  dem  Jahre 
I88()  um  ca.  25*/«  vermindert  hat.  Im  übrigen  wäre 
schon  die  Thalsache,  dass  die  Alkoholpetit  keine 
neuen  l  orlschri  tte  gemacht  hat,  als  eine  grosse  Er- 
rungenschaft zu  betrachten.  Ueberall  um  uns  herum 
mehren  sich  die  Klagen  wegen  der  Ausbreitung 
dieser  Seuche,  und  man  darf  in  der  That  gar  nicht 
daran  denken,  welche  Zustände  die  in  den  letzten 
Jahren  stets  sich  verbilligende  Preislage  des  aus- 
kindischen  Sprits  bei  uns  gezeitigt  hätte,  wenn 
nicht  das  Monopol  den  Konsumenten  verhindert  hätte, 
von  dieser  billigen  Preislage  zu  profitieren.  Die 
Preise  des  ausländischen  Alkohols  stellen  sich  der- 
malen so,  dass  trotz  eines  eidgenössischen  Eingangs- 
zolls, der  beinahe  100°/o  des  wirklichen  Wertes  aus- 
macht, der  Liter  tögrädigen  Branntweins  nicht  höher 
als  auf  25— 30  Rappen  zu  stehen  kommt  Angesichts 
aller  dieser  Verhältnisse  dürfen  wir,  wie  ich  glaube, 
mit  der  ethischen  Einwirkung  des  Monopols  im 
grossen  und  ganzen  zufrieden  sein. 

Mit  dieser  Lobeshymne  auf  das  Alkoholmonopol 
will  ich  aber  absolut  nicht  behaupten,  dass  betr. 
Alkoholgesetzgebung  in  unserm  Lande  nun  alles  zum 
besten  besielltsei  und  dass  wirmitderselbendenNagei 
gerade  ~.of  den  Kopf  getroffen  haben.  Unsere  Alkohol- 
gesetzgebung hat  im  Gegenteil  auch  ihre  Schatten- 
seiten. Als  solche  dunkle  Punkte,  die  übrigens  durch 
die  Verfassung  festgenagelt  sind,  erlaube  ich  mir  in 
erster  Linie  die  Förderung  der  Produktion  und  da 
mit  auch  des  Konsums  durch  die  monopolfreien 
Betriebe  zu  bezeichnen.  Ich  kann  mich  noch  genau 
erinnern  -  es  mögen  bald  an  die  10  Jahre  her  sein 
—  welche  sichtbare  Entrüstung  über  unsern  ehe- 
maligen Kollegen,  den  jetzigen  Herrn  Nationalrat 
Dr.  Schmid  gekommen  ist,  als  ich  anlässlich  einer 
Alkoholdebatte  hier  im  Saale  erwähnte,  dass  im 
Kanton  Solothurn  durch  das  Alkoholmonopol  600 
Brennhäfen  eingegangen  seien.  Herr  Schmid  war 
damals  nicht  deshalb  entrüstet,  weil  diese 600 Brenn- 
häfen eingegangen  waren,  sondern  deshalb,  weil  im 
Kanton  Solothurn  überhaupt  600  Brennhäfen  existiert 
hatten.  In  letzter  Zeit  sind  nun.  veranlasst  durch 
die  Alkoholverwaltung,  in  allen  Kantonen  über  die 
monopolfreien  Betriebe  Erhebungen  gemacht  worden, 
und  es  hat  sich  herausgestellt,  dass  in  einer  löbl. 
Eidgenossenschaft  über  30,000  monopolfreie  Betriebe 
existieren,  wovon  allerdings  die  grosse  Mehrzahl 
glücklicherweise  nur  kleinere  Betriebe  sind,  die 
weniger  als  40  Liter  produzieren.  Allein  das  ist 
immerhin  eine  ganz  gewaltige  Ziffer,  und  Sie  er- 
sehen daraus,  welche  Konkurrenz  diese  Betriebe 
dem  Monopol  raachen  müssen  und  wie  gefährlich 
es  wäre,  wenn  wir  den  Preis  des  Alkohols  noch 
mehr  vortouern  würden,  als  es  gegenwärtig  der 
Fall  ist.  Denn  damit  begünstigen  Sie  nur  die  30,000 
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monopoUrelen  Betriebe,  welche,  je  mehr  Sie  mit 
dem  Preis  des  Alkohols  in  die  Höhe  gehen,  ihr 
Produkt  um  so  lukrativer  verwerten  können. 

Oer  zweite  Missstand,  auf  den  ich  aufmerksam 
machen  will,  ist  durch  die  Bestimmung  hervorge- 
rufen worden,  nach  welcher  der  Handel  mit  geistigen 
Getränken,  welche  nicht  gebrannt  sind,  bis  auf  zwei 
Liter  herunter  weder  einer  Steuer,  noch  irgendeiner 
Beschränkung  unterworfen  werden  darf.  Ich  hatte 
meine  Notizen  bereits  geschrieben,  als  gestern  eine 
Broschüre  « Kampf  dem  Doppelliter  »  ausgeteilt 
wurde.  Der  Verfasser  dieser  Broschüre  ist  Herr  Dr. 
Hans  Tschumi,  bernischer  Lebensmittelinspektor  und 
als  solcher  jedenfalls  die  berufenste  Persönlichkeit, 
um  über  diese  Angelegenheit  zu  reden.  Herr  Dr. 
Tschumi  sagt  am  Schlüsse  seiner  Broschüre  ge- 
wissermassen  alsResume  seiner  Betrachtungen  fol- 
gendes: (Und  musste  vor  15  Jahren  neben  andern 
doch  hauptsächlich  aus  ethischen  und  volkswirt- 
schaftlichen Gründen  durch  das  Mittel  der  eidge- 
nössischen Alkoholgesetzgebung  der  Kampf  gegen 
die  Schnapspest  aufgenommen  werden,  so  sprechen 
heute  dringend  und  gebieterisch  dieselben  Gründe 
für  die  Aufnahme  des  Kampfes  gegen  das  Zweiliter- 
unwesen.  Der  unmässige  Genuss  schlechter  Weine 
und  «dünner»  Biero  verschuldet  namentlich  in  den 
i  der  wirtschaftlich  schwachen  Bevolkerungs- 
gerade  wie  einstens  dio  Schnapspest,  eine 
Elend  und  Unglück,  und  angesichts 
solcher  Thatsachen  ist  das  langsame  Tempo  der  ab- 
wehrenden Schritte  nicht  recht  begreiflich.  Die  Ver- 
zögerung der  Angelegenheit  wird  überhaupt  keine 
andern  Folgen  haben,  als  die  Zahl  der  Unzufriedenen 
Denn  der  Art  32bis,  welcher  unserer 
'ahrlich  nicht  zur  Zierde  gereicht, 
muss  und  wird  fallen,  und  wenn  zur  gegenwärtigen 
Stunde  mehr  noch  einzelne  Kreise  aus  verschieden- 
artigen Gründen  vielleicht  (der  Abstinent  zur  Wah- 
;  grösserer  Enthaltsamkeit,  der  Wirt  zur  Erhaltung 
Standes,  der  Winzer  zum  Schutze  der  in- 
Weinproduktion  und  der  Bauer  zur 
Schaffung  neuer  inländischer  Absatzgebiete  für  die 
Milch)  gegen  denselben  auftreten,  so  werden  sich 
in  dieser  Frage  doch  alle  Einsichtigen  von  dem  einen 
hohen  Gesichtspunkte  aus  zusammenlinden,  dass  ein 
das  Gesamtwohl  schwer  schädigender  Faktor  aus  dem 
wirtschaftlichen  Leben  der  Schweiz  eliminiert  werden 
muss,  und  eintreten  in  den  Kampf  gegen  den  Doppel- 
tster wird  ein  ganzes  freies  und  fortschrittliches,  an 
seiner  Veredlung  und  wirtschafüichn  Besserstellung 
zielbewusst  arbeitendes  Volk,  das  liebe  Schweizer- 
volk.» Diese  Sitze  sind  leider  nur  zu  wahr.  Diese 
Verfassung  beschlagen,  sind  aber 
nicht  in  Diskussion.  Ich  erlaube  mir,  dieselben 
nur  anzudeuten,  ohne  auf  eine  eigentliche  eingebende 
Behandlung  derselben  einzutreten. 

Das  finanzielle  Resultat  des  Alkoholmonopols  darf 
unter  aHen  Umständen  als  annehmbar  bezeichnet 
werden.  Allerdings  hat  man  vor  der  Einführung  des 
Monopols  Berechnungen  gemacht,  nach  welchen  die 
jährlichen  Reinertrugnisse  desselben  auf  über  10 
Millionen  Franken  taxiert  worden  sind.  Die  in  den 
Jahren  1888— 1898  an  die  Kanton«  verteilte  Summe 
von  Fr.  61,522,709  ist  aber  auch  ein  stattliches  Ei- 
gebnis.  Dasselbe  ist  namentlich  auch  deshalb  he 
friedigend,  weil  bis  dahin  die  Entschuldungen  für 
die  Expropriation  der  allen  Brennereien,  die  I.a^or- 
die  Lagerhauseinrichtungon,  das  Ge- 


bäude für  das  Laboratorium,  das  Terrain  für  das 
neue  Verwaltungsgebäude  aus  den  Reineinnahmen 
verzinst  und  amortisiert  wurden.  Freilich  wären 
die  Einnahmen  erheblich  grösser  —  und  damit 
komme  ich  zu  der  eigentlichen  Ursacho  der  ganzen 
Revisionsbewegung  —  wenn  nicht  nach  Art  2  des 
Alkoholgesetzes  annähernd  ein  Vierteil  des  Bedarfs 
an  gebrannten  Wassern  durch  Lieferungsverträge, 
welche  der  Bund  mit  inländischen  Produzenten  ab- 
zuschliessen  hat,  beschafft  werden  müsste.  Wenn 
das  auf  die  Inlandproduktion  fallende  Quantum  zum 
gleichen  Preise  oder  doch  nur  unerheblich  teurer 
als  die  Ausland  wäre  beschafft  werden  könnte,  so 
wäre  dagegen  nichts  einzuwenden.  Im  Gegenteil, 
eine  möglichst  grosse  Inanspruchnahme  der  In- 
landbrennorei  lüge  im  wohlverstandenen  Interesse 
des  eigenen  Landes,  wie  es  das  Vorgehen  Oester- 
reichs, Deutschlands  u.  s.  w.  beweist.  Allein  dem 
ist  leider  nicht  so.  Wir  sind  vielmehr  genötigt,  um 
dem  Art  2  nachzuleben,  uns  bedeutende  Opfer  auf- 
zuerlegen. Ich  werde  bei  der  Detailberatung  die  be- 
züglichen Verhältnisse  noch  etwas  näher  beleuchten 
und  deute  vorläufig  nur  an,  dass  diese  Opfer  je  nach 
der  Preislage  der  Auslandsprite  für  die  Alkoholver- 
waltung bezw.  die  Kantone  Jahr  Tür  Jahr  Fr.  500,000 
bis  900,000  betragen.  Dieser  Summe  sind  noch  ca. 
Fr.  500,00»  beizufügen,  welche  dem  Bund  infolge 
des  Wegfalles  der  Zölle  entgehen.  Natürlich  werden 
diese  Opfer  nicht  überall  mit  Geduld  und  Gleichmut 
entgegengenommen.  Hier  wie  im  andern  Rate  ist 
kaum  je  ein  Geschäftsbericht  oder  eine  Rechnung 
der  Alkoholverw&ltung  genehmigt  worden,  ohne 
dass  nicht  darauf  hingewiesen  und  darüber  geklagt 
und  lamentiert  wurde.  Man  ist  aber  lange  Zeit  über 
platonische  Erörterungen  nicht  hinausgekommen, 
indem  den  Klagen  über  die  Schädigung  der  kanto- 
nalen Interessen  mit  Erfolg  entgegengehalten  worden 
ist,  der  Art  2  in  seinor  gegenwärtigen  Fassung  be- 
deute eben  einen  Kompromiss  zwischen  den  sich 
diametral  entgegenstehenden  Interessen  und  seine 
Beseitigung  wäre  in  gewissem  Sinne  eine  Verletzung 
des  gegebenen  Wortes  und  käme  einem  eigentlichen 
Treubruch  gleich.  Nun  giebt  es  aber  zwischen  den 
sich  geltend  machenden  extremen  Standpunkten, 
nämlich  dem  starren  Festhalten  an  Art  2  und  der 
Aufhebung  der  Inlandbrennerei,  glücklicherweise 
einen  annehmbaren  Mittelweg,  nämlich  die  Be- 
schränkung der  Inlandbrennerei  auf  das  durch  die 
Verhältnisse  gerechtfertigte  Mass  und  Festlegung  des 
an  dieselbe  zu  vergebenden  Maximums  im  Gesetze 
selber. 

Von  derartigen  Gesichtspunkten  gieng  offenbar 
auch  der  Bundesrat  aus,  indom  or  wiederholt  ange- 
deutet hat,  er  beabsichtige  bei  der  ersten  sich  dar- 
bietenden Gelegenheit  die  Verhältnisse  der  Inland- 
brenncrei  einer  Neuordnung  zu  unterwerfen.  Als 
eine  solche  Gelegenheit  wurde  in  der  Folge  die 
Erneuerung  der  mit  den  Brennern  eingegangenen 
Brennvortrage  bezeichnet  Statt  nun  aber  die  Vor- 
schläge des  Hundesrates  abzuwarten,  wurde  im 
Nationalrate  von  den  Harren  Hochstrasser  und  Hl- 
berlin  folgendes  Postulat  eingereicht  und  auch  an- 
genommen: «Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  zu 
prüfen  und  Uericht  zu  erstatten,  ob  nicht  dasBundes- 
gesetz  Uber  gebrannte  Wasser  vom  23.  Dezember 
1880  im  Sinne  der  Reduktion  oder  gänzlichen  Be- 
seitigung der  inländischen  Produktion  monopolpflich- 
Wasser  abzuändern  sei.»  Die  Aa» 
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regung  der  Herren  llochstrasser  und  Häberlin  hat 
in  dieser  abstrakten  Form  nicht  verfehlt,  in  den 
landwirtschafttreibenden  Kantonen  der  Centrat- 
schweiz,  welche  bei  der  InlandbrennereinanionUich 
interessiert  sind,  yrosse  Beunruhigung  hervorzu- 
rufen. Dieselbe  entsprach  auch  in  keiner  Weise  der 
Absicht  der  Mehrheit  in  den  eidgenössischen  Raten. 
Denn  nicht  um  Beseitigung  der  Iniandbrennerei  und 
damit  um  einseitige  Abschaffung  des  so  mühsam  zu 
stände  gekommenen  Kompromisses  konnte  es  sich 
bandeln,  sondern,  wie  bereits  bemerkt,  nur  darum, 
die  Inlandbrennerei  auf  ein  vernünftiges  und  durch 
die  Umstünde  gebotenes  Mass  zurückzuführen,  wie 
es  übrigens  vom  Bundesrate  selbst  beabsichtigt  war. 
Der  Ständerat  war  deshalb  auf  dem  rechten  Weg, 
als  er  das  Postulat  Hochstrasser-Häberlin  durch  fol- 
genden Beschluss,  der  dann  auch  vom  Nationalrat 
angenommen  wurde,  aas  der  Welt  schaffte:  «Der 
Bat  nimmt  Akt  von  der  Erklärung  des  Bundesrates, 
wonach  derselbe  die  durch  das  Postulat  Hochstrasser- 
Häberlin  angeregte  Frage  betreffend  die  Inlandpro- 
duktion  vor  Ablauf  der  Brennereiverträge  einer  ein- 
gehenden Prüfung  unterwerfen  und  innert  nützlicher 
Frist  den  Räten  Bericht  und  Antrag  unterbreiten 
werde,  ob  und  in  welcher  Weise  das  Alkoholgesetz 
in  dieser  Beziehung  oder  allfällig  auch  in  andern 
Punkten  (Art  8)  zu  revidieren  sei.»  In  diesem 
Beschluss  wurde,  wie  Sie  sehen,  angedeutet,  dass 
es  wünschenswert  wäre,  wenn  bei  Neuordnung  der 
inländischen  Brenncreiverhältnisse  auch  noch  andere 
Streitfragen  etwas  näher  angesehen  würden,  so  na- 
mentlich der  Art  8  des  Gesetzes,  welcher  den  Ver- 
kauf der  gebrannten  Wasser  behandelt  und  der  in- 
folge Petitionen  der  schweizerischen  Liqueur-  und 
Spirituosenfabrikanten  schon  zu  wiederholten  Malen 
zu  längern  Diskussionen  in  den  eidgenössischen 
Räten  Veranlassung  gegeben  hat 

Der  Bundesrat  sagt  in  der  Botschaft,  mit  der  er 
die  in  Beratung  stehende  Vorlage  begleitete,  dass 
es  nicht  in  seiner  Absicht  liege,  eine  allgemeine 
Revision  des  Alkoholgesetzes  in  Vorschlag  zu  bringen, 
obschon  er,  gestütztauf  die  seit  der  Einführung  des 
Monopols  gemachten  Erfahrungen,  wohl  in  der  Lage 
wäre,  fast  zu  jedem  Artikel  des  Gesetzes  formelle 
oder  materielle  Abänderungsanträge  zu  stellen.  Allem 
der  Bundesrat  glaubt,  die  meisten  der  in  Betracht 
fallenden  Punkte  seien  weder  so  wichtig,  noch  so 
dringlich,  um  ihretwegen  das  im  Jahre  1886  mit 
so  viel  Mühe  zu  stände  gekommene  Kompromisswerk 
schon  jetzt  in  Wiedererwägung  zu  ziehen.  Der  Bundes- 
rat laset  daher  zunächst  nur  eine  Revision  des  Art  2 
im  Sinne  einer  Festlegung  des  der  Inlandbrennerei 
zu  reservierenden  Quantums  und  des  Art.  14  im 
Sinne  der  Abschaffung  des  jetzigen  Strafminimums 
bei  Ueber tretungen  des  Gesetzes  ins  Auge.  Dagegen 
macht  er  für  den  Fall,  dass  die  Bundesversammlung 
in  der  Revisionsarbeit  weiter  gehen  möchte,  als  er 
selbst,  einige  andere  Revisionspunkte  namhaft,  wie: 
Regiebetrieb  der  Brennerei,  Monopolgebühr  für 
niedriggradige  Qualitätsspirituosen,  Steuerbelastung 
der  nicht  dem  Trinkkonsum  dienenden  Alkohol- 
artikel, sowie  der  Brennereistoffe  u.  s.  w..  Erhöhung 
der  Verkaufspreise  des  Monopolsprits  und  Herab- 
setzung dos  Verkaufsminimums,  Steuerrückvergütung 
für  >]eine  Ausfuhren,  Abgabe  von  unversteuertem 
Sprit  zu  wissenschaftlichen  oder  pharmaceutischen 
Zwecken,  Errichtung  von  Kleinver  ;aufsstellen  für 
Brennsprit  Privatbezüge  relativ  denaturierten  Sprits, 


Kleinhandel,  Organisation  der  Alkoholverwaltung. 
VorwaltunK  des  Alkoholzehntels,  Ausbau  der  Straf- 
hcstimrouugen.  Verleideranteile  der  Beamten  und 
endlich  Prozessvorschriften  für  die  gerichtliche  Ver- 
folgung von  Uebertretuugen. 

Im  Nationalrat  hat  über  den  Umfang  der  vorzu- 
nehmenden Revisionsarbeit  eine  längere  Debatte  statt- 
gefunden. Originell  ist  dabei  namentlich  die  Anregung 
des  Herrn  Prof.  Hiltv,  die  auf  die  Revision  des  Art. 
31  der  Bundesverfassung  abzielt  Herr  Prot.  Hilty 
geht  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  der  gross- 
artige Gedanke,  welcher  vom  Schweizervolk  im 
Jahre  1885  gefasst  worden  sei,  nicht  in  vollem 
Masse  seine  Befriedigung  gefunden  habe.  Er  sagt, 
wenn  auch  der  eigentliche  Alkoholgenuss  im  all- 
gemeinen abgenommen  habe,  so  haben  doch 
die  ethischen  Zwecke  der  damaligen  Bewegung 
nur  eine  bescheidene  Ausführung  gefunden. 
Trotz  Monopol,  sagt  er,  besteht  das  Trinkelend 
in  der  Eidgenossenschaft  fort  und  fort.  Herr  Hilty 
rückt  dann  auch  mit  Zahlen  auf  —  er  hat  sie  aus 
einer  Zeitung  entnommen  —  und  führt  aus,  dass 
im  Jahre  1894  in  der  Schweiz  226,000  Hektoliter 
Branntwein  und  Spirituosen  aller  Art,  1,856,000  Hekto- 
liter Bier  und  2,718,000  Hektoliter  Wein  konsumiert 
worden  sind  oder  per  Kopf  der  konsumfähigen  Be- 
völkerung 11  Liter  Spirituosen,  92  Liter  Bier  und 
135,5  Liter  Wein.  «Würde  nun»,  führt  Herr  Hilty 
aus,  «nur  die  Hälfte  des  oben  genannten  Quantums 
getrunken,  also  eine  sehr  bescheidene  Forderung, 
so  könnte  man  bei  einem  Durchschnittspreise  von 
Fr.  J.50  für  den  Liter  Branntwein,  Fr.  1  für  den 
Liter  Wein  und  20  Rappen  für  den  Liter  Bier 
jährlich  Fr.  171,416,750  ersparen.  Da  könnte  man 
dem  Nationalwohlstand  eine  grosse  Unterstützung 
geben  mit  dieser  äusserst  bescheidenen  Forderung, 
dass  man  nur  die  Hälfte  von  dem  trinke,  was  jet2t 
getrunken  wird.» 

Wie  aber  diese  Genusssucht  einschränken?  Herr 
Hilty  glaubt,  es  könnte  das  durch  die  Revision  des 
Art  31  der  Bundesverfassung  über  die  Gewerbefreiheit 
geschehen  und  zwar  durch  Hineinbringen  einer  Bestim- 
mung, wonach  es  nicht  nur  den  Kantonen,  sondern 
jeder  einzelnen  Gemeinde  erlaubt  sein  solle,  ihrer- 
seits die  Massregeln  gegen  den  Alkoholismus  zu 
treffen,  die  sie  für  richtig  erachte. 

Herr  Hilty  fährt  dann  fort:  «Dann  mögen  die  Kantone 
oder  Gemeinden,  welche  von  der  Schädlichkeit  des 
Alkohols  vollkommen  überzeugt  sind,  solche  Mass- 
regeln ergreifen,  und  dann  wird  man  in  10  oder 
20  Jahren  den  Unterschied  zwischen  den  Gemein- 
den sehen ;  das  wird  eine  demonstratio  ad  oculos 
geben,  die  mehr  beweist,  als  alles  andere.  Man  wird 
sehen,  ob  diese  Gemeinden,  welche  den  Alkohol- 
genuss ausschliessen  oder  wenigstens  erheblich  be- 
schränken, in  Wohlhabenheit  und  Sittlichkeit  voran- 
stehen gegenüber  denen,  welche  dem  Alkoholgenuss 
Thür  und  Thor  öffnen.  Das  ist  etwas,  was  mög- 
lich ist,  und  das  sollten  wir  thun.» 

Herr  Hilty  proponiert  dann  ein  Postulat  wonach 
der  Bundesrat  eingeladen  wird,  zu  untersuchen, 
ob  nicht  der  Art.  31  der  Bundesverfassung  in  die- 
sem Sinne  zu  revidieren  sei. 

Was  also  Herr  Hilty  anstrebt  ist  die  Erweite- 
rung namentlich  der  Gemeindeautonomie  in  dem 
Sinne,  dass  durch  Mehrheitsbeschlüsse  die  Wirt- 
schaften in  jeder  Gemeinde  entweder  beschränkt, 
oder  gänzlich  aufgehoben  werden  könnten.  Damit 
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würde  man  also  Zuständen  rufen,  wie  sie  dermalen 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  exi- 
stieren. Da  haben  ganz»  Staaten,  ganzi*  Gerneinden 
einfach  alle  Wirtschaften  aufgehoben  und  damit  den 
Alkoholgenuss  von  selbst  vei  unmöglich' 

Wir  haben  nun  in  der  Schweiz  doch  an  lere 
Verhältnisse  und  es  kann  mit  Recht  die  Frai;e  auf. 
geworfen  werden,   ob  dann,   wenn  wir  im  Wirt- 
schaflswesen  den  Gemeinden  vollständige  Autonomie 
gewähren,  das  Uehel  nicht  noch  grösser  wurde,  als 
es  dermalen  schon  ist,   und  auf  alle  Fälle  habe 
ich  die  Ueberzeugung,  dass  der  Schweizei  bürger 
sich  nie  und  nimmer  einen  solchen  Eingriff  in  seine 
persönliche  Freiheit  würde  gefallen  lassen.  Es  wäre 
gar  keine  Aussicht  vorhanden,  da*?  eine  Revision 
im  Sinne  des  Herrn  Hilty  würde  angenommen  wer- 
den.  Ich  erwähne  diese  Anregung  wegen  der  Per- 
von  welcher  sie  ausgegangen  ist  und  dann  auch 
hrer  Originalität. 
Meine   Herren,    der  Nationalrat  wollte  nicht 
nur   von    einer  Revision    der   Verfassung  nichts 
wissen,  sondern  er  stellte  sich  auch  grundsätz- 
lich  auf  den  Standpunkt  der  beschränkten  Revi- 
sion   des    Gesetzes   im    Sinne    des  Bundesrates. 
Im  Verlaufe  der  Diskussion  hat  man  dann  aber 
der  Versuchung  doch   nicht  widerstehen  können, 
die  Revision  auf  fast  sämtliche  Artikel  des  Gesetzes 
auszudehnen,  so  auf  Art.   5  betreffend  Rückver- 
gütung des  Monopolgewinnes,  Art.  6  betr.  die  Fest- 
setzung des  Preises  der  denaturierten  Ware,  Art.  8 
betreffend  Umschreibung  des  Kleinhandels,  Art.  12 
betreflend   die  Verwendung    des  Alkoholzehntels. 
Auch  ganz  unbedeutende  redaktionelle  Aenderungen 
wurden  vorgenommen,  so  hat  man  in  Art.  10.  Lemma 
2,  das  Wort  «beziehungsweise»  durch  dss  Wörtchen 
«und»  ersetzt.    Umgekehrt  wurden  Bestimmungen, 
welche  sich  längst  überlebt  haben  und  gar  nicht 
mehr  angewendet  werden,  unbeanstandet  gelassen. 
Ferner  wurde  auf 
aufgehoben  sind. 

Unter  diesen  Umstanden  ist  es  der  Kommission 
nicht  schwer  geworden,  sich  zu  einer  vollständigen 
Durchsicht  des  Gesetzes  zu  entschliessen.  Die  Frage, 
die  wir  uns  zu  stellen  hatten,  war  nur  die,  ob  bei 
einer  Totalrevision  wirklich  eine  so  weitgehende 
Beunruhigung  im  Lande  draussen  entstehen  konnte, 
wie  sie  uns  schon  mehrfach  in  Aussicht  gestellt 
worden  ist.  Ihre  Kommission  vermag  das  nicht  ein- 
zusehen, denn  wenn  auch  die  meisten  Artikel  des 
Gesetzes  eine  Aeuderung  erfahren,  so  wird  doch 
mit  Ausnahme  von  Art.  2  betr.  die  Inlandbrennereien 
an  den  dermalig  bestehenden  Rechtsverhältnissen 
wenig  geändert;  dagegen  wird  das  Gesetz  [mit  den 
bestehenden  Vorschriften  und  Verordnungen,  sowie 
mit  der  übrigen  Gesetzgebung  in  Einklang  gebracht 
Es  ist  ja  möglich,  dass  der  Versuch  gemacht 
werden  will,  gegen  das  revidierte  Gesetz  einen  Re- 
ferendumssturm  ins  Loben  zu  rufen.  Natürlich  könnte 
derselbe  nur  in  Kreisen,  welcho  bei  der  Inland- 
brennerei interessiert  sind,  entstehen.  In  den  andern 
Landesgegenden  wurde  man  auf  eine  solche  Be- 
wegung gar  nicht  eingehen,  und  sie  hätte  gar  keinen 
Erfolg,  da  ja  nur  wenige  Gebiete  an  der  Inland- 
brennerei beteiligt  sind.  Aber  selbst  wenn  ein  solcher 
Anschlag  gelingen  sollte,  wenn  also  eine  Referen- 
dumsbewfgung  in  Scene  gesetzt  werden  konnte,  so 
läge  darin  gar  keine  Gefahr.  Denn  seilet  fnr  den 
Fall,  dass  das  neue  Gesetz  verworfen  werden  sollte, 


würde  einfach  das  alte  Gesetz  weiter  bestehen. 
Em  Landesunglück  oder  irgend  eine  Veränderung 
der  bestehenden  Verhältnisse  wurde  als»  in  keiner 
Weise  eiutreten. 

Wir  haben  uns  demgemäss  zu  ciaer  Totalrevision 
des  Gesetzes  entschlossen  und,  nachdem  wir  uns  auf 
dio  zu  revidierenden  Punkte  geeinigt  hatten,  uns 
von  Herrn  Direktor  Mühet  mit  seiner  reichen  Er- 
fahrung und  seiuer  umlassenden  Goschäftskenntnis 
einen  bezüglichen  Entwurf  ausarbeiten  lassen.  Was 
die  allgemeine  Anlage  des  Gesetzes  betrifft,  so  ist 
zunächst  zu  bemerken,  dass  im  Gegensatz  zu  dem 
früheren  Gesetz  und  zur  bessern  Uebersicht  ver- 
schiedene Unterabteilungen  gemacht  worden  sind: 
Inlandproduktion.  Ein-  und  Durchfuhr,  Monopol  ver- 
kauf.  Ausfuhr,  Privathandel,  Aufsicht  und  Verwaltung- 
Alkoholzehntel,  Strafbestimmungen  und  Schlussbe- 
stimmungen. Das  Gesetz  ist  sodann  viel  weitläufiger 
gehalten,  als  das  bisherige,  indem  man  die  diversen 
Materien,  welche  dasselbe  beschlägt  un.-i  welche 
vielfach  nur  durch  bundosratliche  Vorordnungen 
geregelt  sind,  von  Gesetzes  wegen  einmal  definitiv 
ordnete.  Auf  die  Details  einzutreten,  halte  ich  vor- 
laufig für  überflüssig;  wir  werden  bei  der  Detailbe- 
ratung genugsam  Gelegenheit  haben,  uns  mit  den 
einzelnen  Revisionspunkten  eingehend  zu  befassen 

Ich  beantrage  Ihnen  Eintreten  auf  die  Vorlage. 


AalUabn  .inmuji^tM  BUUMln  X.  Xt.  I.  —  Buil+tn  lUwtrmphiiim  o/ifc«  X.  Jfe.  1. 


M.  Berthoad,  rapporteur  francais  de  la  commis, 
sion:  La  loi  soumise  ä  votre  examen  pour  revlsion 
est  entree  au  mois  de  deeembre  dernier  dans  sa 
quatorzieme  annee.  Ses  elfets  ont  ete  beureux 
d'une  manicre  generale,  on  peut  bien  le  dire.  Mais 
l'experience  en  a  mis  ä  jour  quelques  points  faibles 
et  quelques  lacunes.  fl  importe  aussi  de  preciser 
mieux  certainos  dispositions  de  cette  loi  et  d'in- 
troduire  des  prineipes  se  trouvant  dans  d'autres  lois 
et  reglements  touchant  k  la  matiere.  C'est  ce  qua 
votre  commission  s'est  eftorcee  de  faire. 

Le  canton  de  Neuchätel  n'est  pas  celui  ob  cette 
loi  a  etö  accueillie  avee  le  plus  de  faveur,  loin 
de  lä.  Cela  tient  a  ce  que  tout  en  organisant  aveo 
une  fermete  louable  la  lutte  contre  l'alcoolisme,  eile 
n'a  pas.tenu  compte  d'interöts  qui  auraient  pu, 
sans  rien  negligor  pour  atteindre  le  but  qu'elle  pour- 
suit,  etre  menages  da  van  tage.  II  a  paru  ä  votre 
commission  qu'il  convient  de  oorriger  ce  qu'il  y  a 
d'excossif  dans  quelques-unes  de  ses  dispositions. 

Sans  vouloir  entrer  dans  la  discussion  des  articlea 
de  la  loi,  il  me  sera  permis  de  dire  que  la  vente 
en  gros  des  boissons  spiritueuses  peut  etre  quelque 
peu  faoilitee,  sans  que  la  lutte  contre  l'alcoolisme 
soit  en  rien  affaiblie,  au  contr.nr'-.  Si  le  debitact  peu 
s' adresser  plus  facilement  au  fabricant,  sans  passer 
par  un  intermediaire,  il  ne  se  boira  pas  une  goutte  de 
plus  ou  de  moins  de  boissons  alcooliques.  En  revanche, 
le  consommateur  obtiendra  pour  le  meme  prix  uno 
marchandise  mcilteure.  Sans  douto,  la  lutte  contre 
l'alcoolisme  doit  consister  avant  tout  a  empecher 
l'absorbtion  de  boissons  alcooliques  en  trop  grande 
quantite,  mais  en  meme  temps  il  laut  combattre 
les  qualites  iuleriourcs  trop  souvent  additionnees 
d'essences  qui  contribuent  ä  rendre  l'alcool  plus 
nuisible.  C'est  en  n'entourant  pas  le  commerce  en 
gros  d'entraves  injustlliees  que  Ton  atteindra  le 
mieux  le  but  que  poursuit  la  loL 
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La  majorite  vous  propose  de  tenir  compte  de  I 
cette  manKTo  do  voir,  tres  fondee,  dans  la  rcdaction 
de  U  loi.  J'aurai  l'occasion  d'y  revenir  dans  la  dis- 
cussiOD  de  l'art  11,  mais  j'ai  cru  devoir  attirer  des 
maintenant  votre  attention  sur  cq  point  iraportant. 

Cest  on  rai8ant  des  rescrvcs  oxprcsscs  en  faveur 
de  l'adbesion  ä  la  proposition  de  la  majorite  de  la 
commission,  dont  je  viens  de  parier,  que  je  vote 
la  piise  en  consideration  du  projet. 


M.  Comtesse,  couseiller  föderal:  La  commission 
du  conseil  national  qui  s'est  occupce  delarevision 
de  la  loi  en  question,  commission  dont  laisaient 
partie  quelques-uns  de  vos  nouveaux  collegues  du 
cooseil  dos  etats,  n'avait  amende  que  sur  quelques 
points  le  projet  du  couseil  des  etats.  Nous  avons 
donc  la  surprise  de  nous  voir  rerenir  une  loi  qui 
se  presente  dans  de  nouvelles  conditions  et  dont  la 
tournure  a  completement  change;  c'est  une  vr-ri  table 
metamorphose,  la  chrysalide  est  devenue  papillon.  La 
commission  du  conseil  des  etats,  animee  d'un  beau 
zele  reformateur  auquel  s'est  associe  le  directeur 
de  la  regie,  nous  propose  donc  un  projet  entiere- 
ment  remanie. 

L'intcntion  du  conseil  federal  etait  marquee  dans 
le  projet  qui  vous  a  ete  presente;  son  but  avait 
ete  de  no  modifler  la  loi  sur  les  spiritueux  quo  sur 
les  points  au  sujet  desquels  l'experience  avait  de- 
montre  la  necessite  d'unchangement;  son  idee  etait 
qu'il  fallait  toucher  lo  moins  possible  u  la  loi,  non 
pas  cependant  de  peur  d'ebranler  IV-didce  du  Mono- 
pole qui  est  assez  solidement  assis  pour  qu'il  ne 
soit  pas  a  craindre  de  le  voir  renverser  par  une  re- 
vision,  puisque  l'existence  nuanciere  des  cantons  y 
est  lic-c  dans  une  cerlalne  mesure. 

Ce  n'etait  donc  pas  par  un  sentimentde  crainte 
que  le  conseil  federal  avait  tenu  ä  faire  peu  de 
chose,  c'etait  dans  l'ideo  qu'il  fallait  le  moins  pos- 
sible modifier  une  loi  dans  laquelle  de  grands  in- 
terets  sont  engages  et  pour  laquelle  la  lixite  et  la 
durabüite  sont  desirables. 

Je  m'empresse  de  dire  que  les  modifications  que 
propose  le  conseil  des  etats  ne  remanient  la  toi  que 
sur  des  questions  de  forme,  le  fond  reste  'intact,  la 
toaison  repose  sur  les  memes  bases,  sadistribution 
•eulement  a  ete  modilieo  et  on  lui  a  fait  une  nou- 
velle  facade.  Je  crois  que  le  projet  qui  vous  est 
presente  est  superieur  en  clarte  et  en  nettete  ä  la 
loi  ancienne.  II  ettt  etd  desirable  toutefois  que  les 
deux  commissions  eussent  conserve  l'habitude  de 
travailler  eaaemble  pour  aboutir  ä  un  projet  de 


I  cette  nature,  car,  si  la  commission  du  conseil  na- 
tional, qui  avait  travaille  avec  l'idee  de  conserver 
l'ancien  projet,  se  decide  ä  maintenir  ses  proposi' 
tions.  il  en  resultera  des  divergences  considerables 
ontre  les  deux  manieres  de  voir  qui,  je  le  crois, 
cependant  pourront  s'attenuer.  N'ayant  pas  partieipe 
aux  travaux  do  la  commission,  je  constate  cepen- 
daut  que  le  texte  presente  par  votre  commission 
est  plus  precis,  plus  net,  ce  qui  n'est  pas  inutile 
dans  une  loi  federale,  surtout  de  cette  nature-la. 
La  matiere  a  ete  mieux  codifiee,  on  a  distribue, 
classe  d  une  faeon  methodique  les  reglesqui  s'appli- 
quont  b  la  produetion  de  l'alcool  indigene,  ü  l'im- 
portation  de  l'alcool,  u  la  vente  de  l'alcool  potable, 
de  celui  pour  usages  industrieb,  Q  son  exportation, 
etc.  Tout  cela  est  tuen  coordonnc  et  nous  ne  pou- 
vons  qu'y  donner  notre  assontiment.  On  regle  ainsi 
par  la  Constitution  et  la  loi  un  point  tres  important. 
laisse  jusqu  a  present  &  l'appreciatioo  du  conseil 
federal,  savoir  celui  de  decider  que  le  droit  de  fa- 
briquerdes  spiritueux  ne  s'etend  pas  a  la  distillations 
des  raisins  etraugers  uu  alcools  de  vin  de  prove- 
nance  etrangere.  L'incertilude  avait  regne  pendant 
un  certain  temps  ä  ce  sujet  au  sein  du  conseil  federal, 
on  croyait  que  cos  alcools  devaienl  etre  assimiies 
aux  produits  indigenes,  de  sorte  que  le  monopole 
etait  menace  dans  son  existence,  sape  dans  ses  bases. 
puisqu'on  ne  decidait  pas  quo  tous  les  alcools  de 
provenance  etrangere  devaient  etre  greves  du  mono 
pole.  On  ne  l'avait  pas  dit  en  1887 :  aujourd'hui,  ce 
point  est  regle. 

De  meme  en  ce  qui  concerne  le  point  oootro- 
verse  des  rapports  entre  la  produetion  indigene  «t 
le  monopole.  II  y  a  eu  la  one  mise  au  point  tres 
heureuse,  ä  mesure  qu'on  a  etabli  l'identlte  des  dis- 
positions  existantes  dans  la  loi  sur  les  douanes  pour 
l'alcool  et  le  commerce  des  spiritueux. 

Un  certain  nombre  de  dispositions  de  la  loi  fe- 
derale sur  les  douanes  concernant  la  regie  de  l'al- 
cool ont  ete  transportees,  et  cela  heureusemeot, 
dans  le  nouveau  projet  de  loi. 

Lors  meme  que  la  physionomie  du  projet  est 
toute  nouvelle,  dans  tous  ses  articles,  il  se  recom- 
mande  par  sa  clarte,  sa  nettete.  La  commission,  je 
n'liesitc  pas  ä  le  dire,  a  faitoeuvre  meritoire  en  tra- 
vaillant  avec  taut  de  methode,  de  sorte  que  je  ne 
puis  que  vous  recommander  l'entree  en  matiere. 

Das  Eintreten  wird  stillschweigend  beschlossen, 
(L'entree  en  matiere  est  decidee  tacitemenU 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen, 
(lei,  le  debat  est  interrompu.) 
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Vorsitz : 
Presidence 


M.  Robert. 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  wir 

Revision  de«    V  ! koliolg  •< - 

Revision  de  la  loi  sur  les  spiritueux. 
Fortsetzung  —  Surfe. 
(Siehe  Seite  13  hie»or  —  Voir  p»ge  13  ci-deT»at.) 


Detailberatung.  —  Dt»eu$tion  arttcle  par  artide. 

Titel  und  Ingress.  —  Tttre  et  priambule. 

▼on  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
Kommisaion  schlagt  Ihnen  vor,  hei  in  Titel  das  Wort 
«betreffend»  durch  das  Wort  «über»  zu  ersetzen; 
der  Titel  würde  also  heissen  xBundcsgesclz  über 
gebrannte  Wasser».  Die  Kommission  schlaft  Ihnen 
lerner  vor,  in  Klammer  «Alkoholgesetz»  beizufügen, 
und.  zwar  aus  dem  Grunde,  weil  sich  das  Oesetz  unter 
diesem  Namen  eingebürgert  hat  und  allgemein  be- 
kannt ist 

Im  Ingress  sodann  wird  Ihnen  vorgeschlagen, 
den  Hinweis  aal  die  Botschaft  vom  8.  Oktober  1886 
durch  den  Hinweis  auf  diejenige  vom  <>.  Juni  181)8 
zu  ersetzen.  Im  weitern  hat  die  Erwähnung  von 
Art  32  der  Bundesverfassung  wegzubleiben,  indem 
dieser  Artikel  durch  den  Wegfall  der  kantonalen 
Eingangsgebühren  auf  Wein  und  andere  geistige 
Getränke  keine  Bedeutung  mehr  hat  Dagegen  ist 
an!  den  Bundesboschluss  vom  20.  Dezember  1887 
hinzuweisen.  Mit  diesem  Bundesbeschluss  hat  es 
folgende  Bewandtnis.  Für  Art  1  des  alten  Gesetzes 
hatte  die  nationalrätliche  Kommission,  welche  den 
Monopolentwurf  einbrachte,  am  lfi.  Oktober  1886 
nachfolgende  Fassung  vorgeschlagen:  «Die  Fabri- 
kation and  Beinigung  der  gebrannten  Wasser,  welche 
gemäss  Art  32bis  der  Verfassung  unter  die  Bundes- 
gesetzgebung  fallen,  sowie  die  Einfuhr  gebrannter 
Wasser  jeder  Art  stehen  ausschliesslich  dem  Bunde 
zu.i  Dieser  Vorschlag  wurdo  vom  Bundesrat  mit  der 
>  bekamnlt  das  Einiuhr-MonoDol  erstrecke 


sich  nur  auf  diejenigen  Arten  Alkohol,  deren  Her- 
stellung im  Inlande  monopolisiert  werde.  In  Ge- 
nehmhaltung der  bundesratlichen  Auffassung  gab 
die  Bundesversammlung  dem  Art  1  die  im  Alkohol- 
geselz vom  21.  Dezember  18Wi  niedergelegte  Fassung. 
Allein  schon  nach  Jahresfrist  wurde  dieser  Stand- 
punkt wieder  verlassen  und  am  20.  Dezember  1887 
durch  besondern  Bundeshesehluss  festgesetzt,  dass 
die  Vorschrift  von  Art.  Mibis  der  Verfassung, 
lautend:  «Das  Brennen  von  Wein,  Obst  und  deren 
Abfüllen,  von  Knzianwurzeln,  Wachholdorbeeren  und 
ahnlichen  Stoffen  füllt  betreffend  die  Fabrikation 
und  Besteuerung  nicht  unter  die  Bundcsgeseizpebung1» 
sich  nur  auf  Stoffe  inländischer  Herkunft  beziehe. 
Wollte  man  das  Monopol  nicht  illusorisch  machen, 
so  musstu  <nne  solche  Interpretation  unbedingt  platz- 
greifen  Der  vorliegende  <  lo.siitzesentwurl  wurde  denn 
auch  im  Sinne  dieses  Bundesbeschlusses  umgear- 
beitet, und  es  muss  auch  auf  diesen  Bundesbe- 
schluss beim  Ingress  Bezug  genommen  werden.  Ich 
beanlrago  Annahme. 


Mein  Antrag  bezieht  sich  auf  den 
Titel  und  geht  dahin,  es  sei  das  Wort  « Alkoholge- 
setz» zu  streichen.  Es  ist  gegen  jede  Praxis  und 
jede  Gepflogenheit,  dass  man  in  dem  Titel  selbst 
wiederum  den  Titel  erläutert;  ich  kenne  nicht  ein 
einziges  Beispiol.  wo  dieses  Verfahren  eingeschlagen 
worden  wäre,  und  deshalb  sträube  ich  mich  da- 
gegen, dasselbe  nun  im  vorliegenden  Falle  als  richtig 
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anzuerkennen  Es  giebt  noch  andere 
unter  Umstanden  weit  verdienstlicher  gewesen  wäre, 
einen  kürzeren  Titel  zu  wählen :  allein  man  hat  dies 
aus  prinzipiellen  Gründen  nicht  gothan.  Ich  erinnere 
z.  B.  an  das  Bundesgesetz  betr.  die  Erwerbung  und 
den  Betrieb  von  Eisenbahnen  für  Rechnung  des 
Bundes  und  die  Organisation  der  Verwaltung  der 
Bundesbahnen;  da  hatte  man  einfacherweise  auch 
in  Parenthese  sagen  könnon  «Rückkaufsgosetz»,  das 
ist  jaderAusdruok,  dessen  man  sich  landauf  landab 
bedient  Im  weitern  ist  es  auch  niemand  einge- 
fallen, beim  Bundesgesetz  Uber  das  Obligationen- 
recht die  allen  Juristen  gebräuchliche  Abkürzung 
O.  R.  in  Klammer  beizufügen.  Es  liegt  uns  ferner 
ein  Gesetz  vor  betr.  das  Tarifwesen  der  schweize- 
rischen Bundesbahnen;  hier  könnte  man  auch  nur 
«Tarif gesetzt  sagen;  denn  das  wird  der  Ausdruck 
sein,  dessen  man  sich  in  Zukunft  bedienen  wird. 
Ich  möchte  also  nioht  eine  Praxis  aufkommen 
lassen,  die  sich  nach  meiner  Auffassung  nicht 
rechtfertigt  Wer  im  Deutschen  nicht  weiss, 
welche  Materie  in  dem  Bundesgesetz  über  ge- 
brannte Wasser  voraussichtlich  behandelt  wird, 
dem  ist  auch  mit  dem  Aasdruck  «Alkoholgesetz» 


,  Cette  proposition.  n'ctant  pas  combattue,  est  adop- 
ted. Je  .onse  que  par  analoge  nons  pouvons  aeeepter 
aussi  la  proposition  de  M.  Python,  de  raaniere  a  ce 
que  les  deux  textes  concordent  —  Elle  est  adoptee. 


Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Es 
ist  der  Kommission  überaus  gleichgültig,  ob  Sie 
diesesWort«Alkoholgesetz»beihehalten  oder  streichen 
wollen.  Wenn  wir  dasselbe  aufnahmen,  so  geschah 
es  wesentlich  aus  praktischen  Gründen.  Wir  disku- 
tieren über  dieses  Gesetz  schon  seit  i  l  Jahren  in 
jeder  Session;  allein  es  ist  noch  niemand  einge- 
fallen, wenn  von  diesem  Gesetze  die  Rede  war,  zu 
sagen:  «das  Bundesgesetz  betr.  gebrannte  Wasser» 
sondern  der  allgemeine  Gebrauclisausdruck  ist  ein- 
fach «Alkoholgesetz»,  während  der  andere  Ausdruck 
sich  absolut  nicht  einleben  wollte. 


M.  Python:  J'appuie  la  proposition  de  M.  Am- 
mann ;  le  projet  du  conseil  föderal  portait  «loi  federale 
concernant  les  spirituoux»  et  aujourd'hui  il  est  dit 
«loi  föderale  sur  raicool*.  Cetitro  ne  convient  pas 
ä  la  matiere,  ce  n'est  pas  sur  1'alcool  qu'il  faut  que 
la  loi  soit  mise  en  harmonic  avec  le  texte  constitu- 
tionnel,  puisque  celui-ci  parle  des  produits  distilles. 
Je  propose  donc,  en  ce  qui  concerne  la  traduetion 
francaise,  de  maintenir  lesmots:  «loi  federale  con- 
cernant les  spiritueux»,  au  lieu  de:  «loi  föderale  sur 
1'alcool». 


M.  tob  Arx,  rapporteur  de  la  commission:  Je 
d'aecord  en  ce  qui  concerno  le  texte  francais. 


M.  le  President :  M.  Ammann  propose  de  suppri- 
le  mot  «Alkoholgeselzi-  au  texte  allomand. 


Art.  1. 

tob  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
bisherige  Art  t  verbreitete  sich  sowohl  Uber  das 
Recht  der  Herstellung,  als  über  die  Einfuhr  gebrannter 
Wasser,  dann  über  die  Qualität  und  endlich  über 
die  Pflicht  der  Uobortragung  der  inländischen  Pro- 
duktion an  die  Privatthätigkcit.  In  der  neu  vorge- 
schlagenen Fassung  wird,  entsprechend  der  Gliede- 
rung in  verschiedene  Abteilungen,  vorerst  nur  gesagt, 
dass  das  Recht  zur  Herstellung  gebrannter  Wasser 
ausschliesslich  dem  Bunde  zustehe,  wahrend  die 
Einfuhr  und  Ausfuhr  in  Art  5  geregelt  sind.  In 
Lemma  3  des  alten  Gesetzes  wurde  gesagt,  dass  die 
inländische  Rohproduktion  der  Privatthätigkeit  zu 
überlassen  sei.  Dieses  Lemma  fällt  nun  weg.  Es 
wird  also  die  Möglichkeit  offen  gelassen,  dass  man 
vielleicht  einmal  zum  Regiebetrieb  übergehen  kann. 
Der  Bundesrat  führt  in  seiner  Botschaft  diesbezüg- 
lich aus,  dass  der  Entwurf  der  nationalrätlichen 
Kommission  vom  Oktober  1886  neben  dem  System 
der  Privalbrennerei  auch  den  Regiebetrieb  der 
Brennerei  vorausgesetzt  habe;  dieser  Gedanke  sei 
bei  Erlass  des  Gesetzes  fallen  gelassen  worden.  Der 
Bundesrat  sagt  er  vermöge  die  Vortoile,  welche 
die  Befürworter  des  reinen  Staatsbetriebes  in  Aus- 
sicht stellen,  nicht  alle  anzuerkennen  und  erblicke 
überdies  in  der  Durchführung  dieses  letztern  eine 
Reihe  nicht  zu  unterschätzender  administrativer 
Schwierigkeiten,  und  er  sagt  auch,  er  könnte  einer 
Gesetzesrevision  nicht  zustimmen,  welche  den  Re- 
giebetrieb obligatorisch  erklären  wollte;  ,'er  würde 
aber  keinen  Einspruch  erheben,  wenn  dem  Bunde 
im  Sinne  des  erwähnten  Kommissionsprojektes  das 
Recht  zur  selbständigen  Ausübung  des  Betriebes  der 
Brennereien  gestattet  werden  wolle.  Durch  die  Wog- 
lassung  dieses  Hinweises  auf  die  Privatbrennerei, 
des  ausschliesslichen  Rechtes  der  Privalbrennerei. 
den  Hrcunbetrieb  Tür  sich  in  Anspruch  zu  nehmen, 
ist  die  Möglichkeit  gegeben,  dass  der  Hund  in  einom 
Momente,  wo  er  glaubt,  es  als  vorteilhalt  ansehen 
zu  müssen,  auf  den  Regiebetrieb  übergehen  kann, 
und  umgekehrt  ist  ihm  auch  die  Latitüde  gegebon. 
wenn  ein  solches  System  sich  nicht  bewähren  wollte, 
dann  einfach  wieder  davon  abzugehen.  Ich  persön- 
lich und  die  Kommission  haben  die  Ueberzougung, 
dass  wir  auf  den  Regiebelrieb  sobald  nicht  eintreten, 
sondern  nach  wie  vor  das  Brenncreigewerbe  der 
Privatthätigkeit  überlassen  werden. 

In  Lemma  2  des  neuen  Gesetzes  sind  dann  im 
Anschluss  an  die  Bestimmung  des  Art.  32bis  der 
ßundesverfassun:.  diejenigen  Stoffe  genannt,  deren 
H-ennen  geslattot  ist.  Ein  wesentlicher  Unterschied 
besteht  nur  darin,  dass  in  Uebercinslimmung  mit 
dem  bereits  erwähnten  üundesbeschluss  vom  20.  De- 
zember 1XS7  ausdrücklich  gesagt  wird,  dass  es  sich 
dabei  nur  um  solche  Stolle  handle,  welche  inlän- 
discher Herkunft  sind;  die  neueFassuog  entspricht 
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also  nur  den  bestehenden  IbatsScfallchCfl  Verhält- 
nissen und  bedarf  daher  keiner  weiteren  Erörterung, 
ich  beantrage  Annahme. 

-  (Adop(l) 


Art.  2. 

Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Art '2  des  allen  Gesetzes  ist  die  l'isache  der  ganzen. 
Revisicnsarbeit.  Nach  demselben  soi!  annähernd 
des  Bedarfes  an  gebrannten  Wassern  durch  Liofe- 
rungsverträge  beschaff'  werden,  welche  der  Mund 
mit  inländischen  Produzenten  abzuschließen  lial. 
Es  muss  nun  in  erster  Linie  daran  erinnert  ward  r, 
dass  ursprünglich  an  Stelle  dos.  Alkobolmonou  ■: ■; 
ein  Alkoholstouergesetz  vorgesehen  war,  und  der 
Bundesrat  stellte  auch  Antrage  in  diesnr  Beziehung. 
Die  gesamte  Produktion  der  Schweiz  an  Bruimtwcin 
sos  Kartoffeln  und  Getreide  und  zwar  in-  und  aus- 
ländischer Provenienz  wurde  damals.  188.".  auf 
65,000  hl.  oder  56,000  q.  geschätzt.  Mit  der  Be- 
steuerung war  natürlich  eine  Verminderung  des 
Konsums  bezweckt.  Da  aber  die  ausländischen 
Sprite  grosse  Grt?nzzölle  zu  zahlen  gehabt  hatten 
and  für  das  Inland  Steuerrabatte  in  Aussicht  stan- 
den, so  nahm  der  Bundesrat  immer  noch  eine  In- 
landproduktion  von  55,000  hl.  oder  von  46.800  q. 
an.  In  der  Bundesversammlung  wurde  indessen  der 
Antrag  auf  Einführung  des  Monopols  gestellt,  und 
dieser  Antrag  siegto  gegenüber  den  Vorschlagen  des 
Bundesrates.  Während  nun  bei  einer  cinfoei.en  Be- 
steuerung die  Konkurrenzverhältnisse  den  Anteil  der 
In-  and  Auslandbrcnnerei  von  selbst  geregelt  hätten, 
musste  beim  Monopol  für  die  erstere  eino  Grenzo 
festgelegt  werden;  denn  es  war  von  vorneherein 
klar,  dass,  wenn  man  möglichst  kleine  Betriebe  im 
Maximum  von  500  bis  1000  hl.  einführen  und 
ferner  die  Vorschrift  aufstellen  wollte,  dass  nur 
inländische  Rohstoffe  gebrannt  werden  dürfen,  die 
Inlandbrennerei  nur  mit  erheblichen  Opfern  von 
Seite  der  Monopol-Verwaltung  möglich  war.  In  einom 
Budget,  welches  dem  Monopol  projekto  belgo^ehr-n 
war,  wurde  der  Landoskonsum  auf  120,000  hl.  ge- 
schätzt und  der  Anteil  der  Inlandbrennerci  m  V» 
oder  40,000  hl.  normiert  Im  Laufe  der  Verband- 
lungen in  den  eidgenossischen  Räten  entsinn  1  dann 
aus  7*,  «  wenigstens  '/« »  und  zu  guter  Letzt  «an- 
nähernd '/«».  Nach  dem  ursprünglichen  definitiven 
Budget  sollte  also  abgeliefert  werdon  '/<  von  120,000 
hl,  d.h.  30.000  hl.  oder 25. 500  q.  Die  wirkliche  Ablie- 
ferung: war  nun  aber  seit  Einführung  des  Monopols 
bedeutend  geringer.  Im  Jahre  1801  wurden  statt 
25,500  q.  nur  19,327  q.  abgeliefert.  189  J  nur  19,936  q. 
und  nur  in  zwei  Jahren  wurde  dieses  ursprünglich 
vorgesehene  Quantum  und  zwar  in  unerheblichem 
Masse  überschritten,  in  den  beiden  ausgezeichneten 
Kartoneljabron  1895  mit  25,825  und  1897  mit  2T>,7 10  <\. 
Der  Jahresdurchschnitt  beträgt  nur  82,480  q. 
Mit  Recht  hebt  die  Botschaft  hervor,  dass  er- 
stens die  Inlandbrennerci  durch  Einführung  des 
Monopols  eine  sehr  beträchtliche  Verminderung  er- 
fahren habe,  nämlich  von  50,000  q.  auf  durch- 
schnittlich 25,500  q.  und  zweitens,  dass  die  durch- 
schnittliche Inlandproduktion  bis  anhin  nicht  unbe- 


trächtlich unter  dem  ihr  gesetzlich  zugemessenen 
Itetrefini-  |  ablieben  sei.  Die  Botschaft  glaubt,  diese 
Verhältnisse  sprechen  gegen  eine  neue  Herabsetzung 
der  inländischen  Branntwein-Erzeugung.  Obschon 
der  Art.  2  den  bestehenden  Verhältnissen  allseitig 
Rechnung  trug  und  einen  annehmbaren  Aasweg  im 
Zwiespalt  der  sich  widerstreitenden  Interessen  be- 
deutete, wurde  doch  in  den  eidgenössischen  Räten, 
und  zwar  von  Anfang  an,  immer  darum  gerungen. 
Namentlich  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob  anter 
dem  Ausdruck  «Bedarf»  bloss  der  Konsum  von  Al- 
kohol zu  Trink/. wecken  verstanden  sei,  mit  Aus. 
soöiu.-:.  aVo  dt!.-?  Alkohols,  wolcher  zu  industriellen 
und  Haushallun^s/.wecken  verwendet  wird.  Der 
Streit  wurde  im  Dezember  1893  durch  folgenden 
Ueschluss  dor  Bundesversammlung  erledigt:  «a.  es 
soi  bei  der  Berechnung  des  in  Art.  2  des  Alkohol- 
gesetzes  der  inländischen  Produktion  vorbehaltonea 
Vierleils  des  Bedarfs  an  gebrannten  Wassern  die 
Menge  sowohl  des  iminlande  zum  Trink konsum  ge- 
langenden Roh-  und  Feinspiritus,  als  des  zu  tech- 
nischen und  Haushaltungszwecken  bestimmten  de- 
naturierten Alkohols  zur  Basis  zu  nehmen;  b.  es 
seien  '.et  Feststellung  des  Abgabepreises  des  zo 
technischen  und  Haushaltungszweckon  bestimmten 
denaturierten  Alkohols  die  Koston  inländischer  Ware 
nur  insoweit  in  Betracht  zu  ziehen,  als  es  sich  um 
die  bei  der  Rektifikation  von  einheimischem  Roh- 
spiritus resultierenden  Abfallprodukte  handelt.»  Eine 
andere  Erledigung  des  Streites  war  auch  angesichts 
der  vollauf  klaren  Gesetzesbestimmung  gar  nioht 
möglich,  und  soweit  wäre  nun  alles  in  Ordnung. 
Allein  eine  andere  Frage  ist  die,  ob  die  durch  das 
Gesetz  von  1886  geschaffenen  Zustände  auf  die  Dauer 
auch  haltbar  seien,  und  da  antwortet  nun  die  Kom- 
mission einstimmig  mit  einem  entschiedenen  Nein- 
Die  Unhaltbarkeit  des  gegenwärtigen  Zustande«  er- 
giebt  sich  aus  dem  enormen  Preisunterschied,  wel- 
cher sich  für  denPezug  von  iu-  und  ausländischerWare 
nach  und  nach  herausgebildet  hat,  und  dem  fernem 
Umstand,  dass  Sprit  für  Haushaltungszwecke,  für 
industrielle  Zwecke  den  billigsten,  und  mit  Recht 
den  billigsten  Vorräten  zu  entnehmen  und  zum  Selbst- 
kostenpreis abzugeben  ist.  Während  Inlandsprit  in- 
klusive eine  Bekliflkatlonsprämie  von  Fr.  2  per  q. 
von  1890  bis  1898  auf  Fr.  9t.  16  zu  stehen  kommt, 
konnten  wir  Auslandsprit  franco  Lagerhaus  und 
verzollt  auch  zu  Denaturierungszwecken  uns  zum 
durchschnitllichen  Preis  von  Fr.  33.  57  per  q.  be- 
schaffen. Auf  den  abgelieferten  903,118  q.  ergibt  sieh 
eine  Einbusse  für  die  beteiligten  Staatskassen  des 
Bundes  und  der  Kantono  von  Fr.  11,758,385,  wovon 
auf  die  Kantone  Fr.  7,127,350  und  auf  den  Bund 
wegen  entgangenem  Zoll  Fr.  1,638,000  entfallen. 

Wir  haben  nun  pro  1900  in  unserem  Budget  für 
relativ  denaturierten  Sprit  einen  Abgabepreis  von 
Fr.  13  vorgesehen,  für  absolut  denaturierten  Sprit 
einen  Abgabepreis  von  Fr.  46.  Wahrend  wir  also 
diesen  Sprit  zu  43,  bezw.  46  Fr.  abgeben,  müssen 
wir  den  Inlandbrennereien  einen  Preis  von 
wir  rund  Fr.  90  per  Meterzentner  bezahlen. 

Meine  Herreu,  dieser  Verlust  wäre  schliesslich 
noch  zu  ertragen,  wenn  der  Konsum  denaturierter 
Ware  ein  bescheidener  wäre;  allein  dies  ist  nioht 
der  Fall,  im  Gegenteil,  der  Konsum  an  denaturiertem 
Sprit  nimmt  von  Jahr  zu  Jahr  zu,  wie  aus  folgender 
Zusammenstellung  hervor. cht:  Der  Konsum  betrag 
im  Jahre  1890  bloss  26,729  q;  1891:  33,080  q; 
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1592;  35,496  q;  4893  :  37,021  q;  1894:  41,425  q; 
1885:  44,443  q.;  einzig  im  Jahre  1896  ist  eine  Ver- 
minderung zu  konstatiorcD,  indem  der  Konsum  nur 
42,630  q  betrug,  dann  aber  im  folgenden  Jahre, 
1887,  dl«  ausserordentliche  Höhe  von  48,923  q 
erreichte. 

Den  aus  dioscn  Umstünden  entstehenden  Ver- 
hältnissen könnte,  insoweit  der  Fiskus  in  Betracht 
kommt,  dadurch  abgeholfen  werden,  dass  man  den 
Preis  für  denaturierte  Ware,  unter  Berücksichtigung 
der  Preislage  der  im  Inlande  fabrizierten  Sprite,  er- 
höhen würde.  Allein  dies  wäre,  Sie  werden  mir 
dies  zugeben  müssen,  eine  verkehrte  Massregel. 
Alkohol  zu  Haushaltungs-  und  industriellen  Zwecken 
ist  ein  Konsumartikel,  wie  ein  anderer  auch,  von 
dem  gar  nicht  abzusehen  ist,  warum  derselbe  einer 
besonderen  Besteuerung  unterworfen  werden  soll; 
auch  die  Verfassung  wurde  dies  verbieten.  Der  Al- 
kohol findet  denn  auch  in  der  Industrie  eine  immer 
grössere  Verwendung,  und  es  wäre  vom  wirtschaft- 
lichen Standpunkte  aus  gewiss  eine  verkehrte  Po- 
litik, wenn  wir  zu  einer  künstlichen  Verteuerung 
der  der  Industrie  nötigen  Hülfsstoffe  Hand  bieten 
wurden. 

Ein  anderer,  viel  rationellerer  Weg,  um  die  be- 
Uebelständestehenden  erträglicher  zu  machen,  ist 
die  gesetzliche  Limitierung  auf  ein  Quantum, 
welches  ungefähr  dem  entspricht,  was  ursprünglich 
versprochen  worden  Ist,  welches  dagegen  dem  künf- 
tigen Wachstum  des  Konsums  —  und  dieses  Wachs- 
tum ist  ja  namentlich  bei  der  denaturierten  Ware 
zu  konstatieren  —  keine  Bechnung  mehr  trägt  Ich 
habe  gesagt,  dass  das  ursprünglich  für  die  Inland- 
brennerei in  Aussicht  genommene  Quantum  30,000 
M  oder  25,500  q  beträgt,  und  es  wird  nun  der 
Vorschlag  gemacht,  das  zu  limitierende  Maximal- 
quantum auf  diese  Ziffer  einzustellen. 

Es  entsteht  nun  die  Frage:  Wie  verhalt  sich 
dieser  projektierte  Maximalsatz  zum  effektiven  Kon- 
sum'? Der  effektive  Absatz  der  Alkoholverwaltung 
vom  1.  Oktober  1898  bis  1.  Oktober  1899  betrug  an 
Trinksprit  64,524  q,  an  denaturiertem  Sprit  45,531  q, 
und  zudem  wurde  von  den  Interessenten  direkt  einge- 
führt, von  der  Zollverwaltung  dann  relativ  denaturiert 
ein  Quantum  von  9000  q.  total  rund  119,000  q.  F.in 
Viertel  hievon  würde  nun  '29,7fi0q  betragen  odeKU.rjOO 
hl.  Es  ist  also  ein  bescheidener  Ansatz,  dei  mit  diesen 
30,000  hl  eingestellt  würde.  Derselbe  empfiehlt  sich 
aber  nicht  nur,  weil  er  demjenigen  entspricht,  was 
seinerzeit  angenommen  und  versprochen  wurde,  son- 
dern er  entspricht  auch  ungefähr  demjenigen  Quan- 
tum, welches  in  den  Verträgen  mit  den  Brennereien 
vereinbart  ist,  mithin  auch  den  gegenwärtig  bestehen- 
den Anlagen  und  Einrichtungen  dieser  Brennereien. 
Ohne  Bevision  des  Gesetzes  miissteü,  gestützt  auf 
den  dermaligen  Landeskonsum  an  gebrannten)  Wasser, 
neue  Brennlose  verabfolgt  werden  und  damit  auch 
neue  Brennereien  entstehen.  Dies  wollen  wir  aber 
nicht;  wir  wollen  nicht,  dass  diese  unnatürliche 
Industrie  durch  die  Errichtung  neuer  Brennereien 
noch  mehr  grossgezogen  werde,  als  es  dermalen 
der  Fail  ist.  Und  wir  dürfen  dies  umso  mehr  thun, 
als  ja  ohne  Monopol  die  Inlandbrennerei,  namentlich 
was  den  denaturierten  Sprit  betrifft,  ohne  ganz 
exorbitante  Einfuhrzölle  gegenüber  der  ausländischen 
Konkurrenz  nicht  mehr  existieren  könnte.  Herr  Na- 
tionairat  Jcnni  hat  zwar  im  andern  Bat  das  Gegen- 
teil entwickelt.  Er  glaubt,  bei  der  Errichtung  von 


Grossbetrieben  und  der  Freigabe  in  der  Wahl  der 

Bohstolfo  sei  ein  Wettbewerb  wohl  möglich.  Allein 
dem  ist  nicht  so;  man  braucht  ja  nur  zu  rechnen. 
Um  einen  Meterzentner  Alkohol  herzustellen,  bedarf 
es  lO'/t— 11  q  Kartoffeln,  im  Preis  von  doch 
wenigstens  Fr.  4 —  im  Mittel  wurden  in  den  letzten 
10  Jahren  Fr.  i.  (30  bezahlt  —  uod  es  bedarf,  um 
einen  Meterzentner  Alkohol  herzustellen,  3'/»  q 
Getreide,  dessen  Preis  auch  zwischen  16,  19  und 
20  Fr.  schwankte.  Während  wir  nun  Auslandware 
verzollt  zu  Haushaltungszwecken  zu  Fr.  35  per  q 
beziehen  können,  würden  die  Bohstoffe  für  die  in- 
ländische Brennerei  auf  wenigstens  Fr.  45  zu  stehen 
kommen,  wozu  noch  die  Verzinsung  und  Amorti- 
sation der  Bronnereianlagon,  sowie  die  Kosten  des 
Betriebs  kämen.  Etwas  anderes  wäre  es,  wenn  die 
Zuckerfabrikation  in  der  Schweiz  einen  grösseren 
Umfang  annehmen  sollte.  Vor  Jahren  entstand  eine 
solche  Zuckerfabrik  in  Monthey  im  Kanton  Wallis, 
die  dann  aber  wieder  eingegangen  ist,  und  gegen- 
wartig macht  man  wieder  —  ich  glaube,  mitetwel- 
chem  Erfolg  —  Vorsuche  mit  einer  grösseren  Anlage 
in  Aarberg.  Bei  der  Zuckerfabrikation,  wie  wir  bei 
der  Detailberatung  später  noch  sehen  werden,  er- 
giebt  sich  ein  Abfallprodukt,  das  ausserordentlich 
ergiebig  an  Alkohol  ist,  n&mlich  die  Melasse.  Es 
genügen  4  q  Melasse,  um  1  q  Alkohol  herzustellen, 
und  dieses  Produkt,  die  Melasse,  ist  bedeutend  bil- 
liger als  Kartoffeln  oder  Getreide,  indem  der  Meter- 
zentner früher  zu  Fr.  6  abgegeben  wurde;  in  letzter 
Zeit  ist  der  Preis  etwas  gestiegen,  auf  Fr.  7  und  8. 
Hier  könnte  also  mit  der  Zeit  eine  erhebliche  Kon- 
kurrenz eintreten  gegenüber  der  Brennerei  von 
Kartoffeln  und  Getreide.  Allein  mit  dem  Brennen 
von  Melasse  Ist  natürlich  dem  Kartolfelbau  nicht 
gedient,  und  nicht  die  Brennerei  als  solche  haben 
wir  erhalten  und  unterstützen  wollen,  sondern  mit 
der  Erhaltung  der  Inlandbrennerei  wollten  wir  dem 
Bauer  ermöglichen,  seine  Kartoffeln  in  altherge- 
brachter Weise  lukrativ  zu  verwenden.  Die  Kom- 
mission hält  deshalb  dafür,  dass  der  Bundesrat  und 
der  Nationalrat  mit  der  Limitierung  des  der  Inland- 
brennerei zuzuhaltenden  Viertels  den  Nagel  auf  den 
Kopf  getroffen  hat  und  beantragt  Ihnen  Zustimmung. 

Meine  Herren,  ich  komme  nun  auf  die  weitern 
Bestimmungen  dieses  Artikels  zu  sprechen.  Schon 
im  Ueschluss  des  Nationalrates  —  und  die  Kom- 
mission stimmt  demselben  bei  —  ist  die  Neuerung 
enthalten,  dass  die  der  Inlandbrennerei  reservierte 
Menge  iu  einem  gegebenen  Jahre  um  höchstens 
25  •/•  überschritten  werden  darf.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  dass,  wenn  der  Inlandbrennerei  nicht  eine 
gewisse  Marfie  gelassen  wird,  wonach  sie  in  einem 
Jahre  etwas  mehr,  im  andern  etwas  weniger  ablie- 
fern darf,  die  ihr  eingeräumte  Vergünstigung  auf 
Lieferung  von  30,000  q  unter  Umständen  illusorisch 
gemacht  wird.  Dio  Kartoffelernten  sind  natürlich 
grossen  Schwankungen  unterworfen;  sehr  gute, 
gute,  mitlclmässige,  schlechte  und  ganz  schlechte 
Ernten  wechseln  miteinander  ab.  In  guten  Jahren 
ist  das  Angebot  von  Kartoffeln  ein  grosses,  in  min- 
der guten  ist  ^oringer  oder  überhaupt  nicht  vor- 
handen. Das  letzte  Jahr  z.  B.  war  vielleicht  das 
ergiebigste  Kartoffeljahr  in  diesem  Jahrhundert,  und 
es  sind  infoigodessen  noch  jetzt,  wie  man  uns  in 
der  Kommission  gesagt  hat,  pr  Vorräte  an  Kar- 
toffeln in  den  Kellern  der  Landwirte  vorhanden.  In 
sochlen  Jahren  nun  soll  den  Brennereien  gestattet 
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werden,  35»/«  ihres  Kontinentes  auf  Rechnung  des 
folgenden  Jahres  vorxubreunen.  Nun  hat  natürlich 
dies«  Bestimmung  auch  ihr  I  i  .klein,  indem  abso- 
lut nicht  ausgeschlossen  ist.  dass  zwei  gute  Kar- 
toffelernten aufeinander  folgen,  und  dann  ist  natür- 
[ich  die  Kalamität  im  zweiten  Jahre  um  so  grösser, 
indem  im  zweiten  Jahre  dann  nur  75 "/»  des  Ver- 
tragsquantums abgeliefert  werden  dürfen.  Es  ist 
daher  in  der  Kommission  die  Anregung  gemacht 
worden,  an  der  bisherigen  Praxis  festzuhalten,  wo- 
nach der  Ausgleich  nicht  schon  innert  zwei  Jahren, 
sondern  lediglich  innert  einer  Vortragsperiode  — 
die  Verträge  wurden  bisher  auf  '»  oder  *i  Jahre  ab- 
geschlossen —  sich  zu  vollziehen  habe.  Die  Frage 
des  Vorbrandes  ist  nämlich  dermalen  durch  das 
Brennereipflichtenheft  gelöst,  also  durch  einen 
Bundesratsbeschluss.  Der  Art.  11  dieses  Pflichten- 
heltes  bestimmt  folgendes: 

»Das  eidgenössische  Finanzdepartement  kann  die 
Brennlosinhaber  auf  gestelltes  Ansuchen  hin  er- 
mächtigen, die  normale  Ablieferung  einer  Gampagno 
um  höchstens  25%  zu  vermehren,  immerhin  so, 
dass  der  bewilligte  Vorhrand  in  den  nachfolgenden 
Campagnen  in  Abrechnung  kommt  und  in  der 
ganzen  Vertrageperiode  nicht  mehr  aU  dio  kontrakt- 
lich festgesetzte  Menge  zur  Ablieferung  gelangt. 
Brenner,  deren  bezügliche  Gesuche  vom  eidgenös- 
sischen Finanzdepartement  abgelehnt  werden,  kön- 
nen gegen  die  Verfügung  des  letztern  an  den  Bun- 
desrat Rekurs  ergreifen.» 

Ich  für  meinen  Teil  hätte  es  lieber  gesehen,  so- 
fern man  überhaupt  im  Gesetze  etwas  sa?en  will, 
wenn  einlach  dieser  Art.  11  ins  Gesetz  aufgenom- 
men worden  wäre.  Natürlich  ist  dieser  Artikel, 
d.  h.  der  gegenwartige  Zustand,  auch  nicht  voll- 
kommen, Indem  im  Anfang  einer  Vertragsperiode 
darauf  los  gebrannt  werden  kann  auf  Rechnung  der 
letzten  Vertrags  jähre,  wobei  nicht  ausgeschlossen 
ist,  dass  in  diesen  letzten  Vertragsjahren  auch  wie- 
der gute  Ernten  eintreten;  immerhin  kann  der  Aus- 
gleich sich  in  einem  grosseren  Zeitraum  abspielen. 
Die  Kommission  ist  aus  rein  fiskalischen  Gründen 
aal  den  Vorschlag  nicht  eingegangen.  Nach  der  vom 
Nationalrat  angenommenen  Bestimmung  wird  eben 
weniger  Inlandsprit  abgeliefert,  indem  vom  Vorbrand 
in  einem  weit  engern  Rahmen  Gebrauch  gemacht 
werden  darf. 

Beim  folgenden  Lemma  ist  nur  neu,  dass  bei 
Vergebung  der  Lose  keine  höheren  Preise  bewilligt 
werden  sollen  als  solche,  bei  denen  den  Brennern 
bei  richtiger  Installation  und  rationellem  Betrieb 
die  Schlempe  kostenfrei  verbleibt  Eine  solche  Ein- 
schränkung war  im  allen  Gesetz  nicht  enthalten  und 
soll  beigefügt  werden,  um  einer  missbrauchlichen 
Ausbeutung  der  Alkoholverwaltung  vorzubeugen. 
ojD  Brenner  brauchen  sich  nur  zusammen zuthun, 
gegenseitig  ein  Kartell  einzugehen,  wie  es  in  ge- 
wissen Industriezweigen  zur  Gewohnheit  geworden 
ist.  um  dann  der  Alkoholverwaltung  ihre  Bedingun- 
gen nach  Gutdünken  zu  fixieren.  Solchen  Gelüsten 
gegenüber,  die  sich  zu  verschiedenen  Zeiten  be- 
merkbar machten,  ist  mit  diesem  Lemma  ein  heil- 
samer Damm  entgegengestellt.  Dio  Bestimmung  ist 
nur  gerecht  und  billig,  indem  bei  allen  Berechnun- 
gen je  und  je  hervorgehoben  worden  ist,  dass  der 
Gewinn  der  Inlandbrennerei  sich  auf  die  Gratisbe- 
schaffung der  Schlempe  zu  beschranken  habe. 


Lemmata  3  und  4  betr.  die  Provenienz  der  zum 

Brennen  zugelassenen  Rohstoffe  —  es  sollen  näm- 
lich nur  inländische  Rohstoffe  zugelassen  werden  — 
sowie  die  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel, 
sind  den  bestehenden  Pflichtenheften  entnommen. 

Lemma  5,  wonach  bei  Vergebung  der  Brennlose 
Angebote  aus  Landesgegenden,  in  denen  Kartoffel- 
Überschüsse  über  den  Ernährungs-  und  Fütterungs- 
bedarf hinaus  vorhanden  sind,  vorzugsweise  berück- 
sichtigt worden  sollen,  entspricht  einer  von  der 
Bundesversammlung  längst  gebilligten  Auffassung. 

Lemma  6,  das  Vorrecht  der  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  betreffend,  ist  dem  alten  Gesetz 
entnommen.  Neu  ist  nur  der  Vorbehalt,  wonach 
der  Bundesrat  gegen  eine  den  Interessen  der  Land- 
wirtschaft oder  des  Fiskus  zuwiderlaufende  Aus- 
nüt/ung  dieses  Vorrechtes  schützende  Vorkehren 
treffen  kann.  Die  Anbringung  oinos  solchen  Vorbe- 
haltes war  notwendig,  weil  naengewiesen  werden 
kann,  dass  einzelne  Genossenschaften  ihren  Betrieb 
ganz  einseitig  und  in  rein  persönlichem  fntcresse 
einzurichten  verstanden  haben.  Die  Genossenschaf- 
ten beschränkten  sich  auf  eine  kleine  Zahl  von  Teil- 
habern, die  sich  dann  auf  einen  intensiven  Kar- 
toffelbau geworfen  haben;  es  wurden  30,  35,  40 
Jucharten  von  einem  einzelnen  Genossenschafter 
angebaut  und  die  Kleinbauern  wurden  mit  ihren 
Offerten  auf  Lieferung  von  Kartoffelu  einfach  bei- 
seite geschoben.  Dies  war  nicht  der  Zweck  der  Er- 
haltung der  Inlandbrennerei,  und  deshalb  muss  sol- 
chen Missbräuchen  entgegengetreten  werden. 

Das  letzte  Lemma,  wonach  keiner  Brennerei 
mehr  als  ein  Los  abgegeben  und  kein  Los  auf 
mehrere  Brennereien  verteilt  werden  kann,  und 
auch  niemand  bei  mehr  als  einem  Los  beteBigt 
sein  darf,  ist  eigentlich  selbstverständlich  und  be- 
darf keiner  weitem  Begründung. 

Ich  bitte  um  Entschuldigung,  wenn  ich  etwas 
lang  geworden  bin.  Der  Art.  2  ist  aber  der  wich- 
tigste des  Gesetzes,  und  ich  habe  mir  deshalb  er- 
laubt, mich  über  denselben  etwas  ausführlicher  zu 
verbreiten.  Ich  beantrage  Annahme  dieses  Artikels, 
wie  er  vorliegt,  gestatte  mir  aber,  eine  kleine  Re- 
daktionsverbesserung vorzuschlagen,  nämlich  im  2. 
Lemma,  letzter  Satz,  zu  sagen:  «In  keinem  FaUe 
sollen  höhere  Preise  bewilligt  werden  .  .  .»  Ferner 
erlaube  ich  mir  die  redaktionelle  Aenderung  zu  be- 
antragen, im  zweitletzten  Lemma  das  Wort  «Vor- 
recht» zu  ersetzen  durch  «Vorzugsrecht».  Der  Satz 
würde  dann  lauten:  «Ein  weiteres  Vorzugsrecht 
wird  dem  Brennbetrieb  durch  landwirtschaftliche 
Genossenschaften  zugestanden. »  Selbstverständlich 
müssen  dann  auch  im  folgenden  Satz  die  Worte 
«dieses  Vorrechtes*  orsetzt  werden  durch:  «dieses 
Vorzugsrechtes». 

Ich  beantrage  Annahme  des  Art.  2  mit  den  vor- 
geschlagenen redaktionellen  Abänderungen. 


Reiehlin :  Ich  erlaube  mir  den  Antrag  zu  stellen, 

es  solle  die  inländische  Jahresproduktion  an  Sprit 
und  Spiritus  25,000  Hektoliter  nicht  übersteigen. 

An  der  iiand  der  bundesrätlichen  Botschaft  ist 
zu  konstatieren,  dass  der  Jahresdurchschnitt  der  Iu- 
landproduktion    von    1890/1897    179,644  Meter- 
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r,  gleich  24,500  Hektoliter  betragen  hat.  Wenn 
wir  also  inskünftig  die  Herstellung;  von  ilO.OOO 
Hektoliter  bewilligen,  so  überschreitet  das  die  bis- 
herige Durchschnitlspioduklion  um  a,500  Hekto- 
liter. 

Das  Postulat  Haberlin-Hochstrasspr,  welches  der 
heutigen  Revision  des  Alkobolgesetiei  gerufen  hat, 
war  von  der  Idee  geüuiien,  die  lnlandbrennerei,  als 
den  allgemeinen  Interessen  nachteilig,  zu  beseitigen 
oder  zu  beschränken.  Aber  niemand,  der  für  die 
Erheblichkeit  der  Motion  gestimmt  hat,  dachte  wohl 
daran,  diese  an  die  Landwirtschaft  von  zwei  oder 
drei  Kantonen  gemachte  Konzession  vom  Jahre  1886 
noch  weiter  auszudehnen.  Es  muss  daran  festge- 
halten werden  und  wird  von  keiner  Seite  ange- 
zweifelt, dass  die  Inlandbrennerei  zum  grossen  fis- 
kalischen Nachteil  der  Kantone,  denen  der  Alkohol- 
gewinn zufliesst  und  des  Bundes,  welcher  vom  im- 
portierten Sprit  den  Zoll  bezieht ,  privilegiert  ist. 
Die  Erzeugung  von  5000  Hektoliter  Inland- 
sprit würde  den  Kantonen  per  Jahr  einen  Nach- 
teil von  wenigsten«!  Fr.  200,000.  dem  Bunde  eine 
Einbusse  von  100,000  Fr.  verursachen.  Es  scheint 
mir  daher  nicht  angezeig1,  bei  gegenwärtiger  Revi- 
sion ein  dem  allgemeinen  Interesse  schädliches  Pri- 
vilegium noch  zu  erweitern. 

Ich  stehe  nicht  auf  dem  Standpunkte,  die  bei 
Einführung  des  Alkoholmonopols  der  Landwirt- 
schaft gegebenen  Zusicherungen  nicht  halten  zu 
wollen,  obwohl  eine  verfassungsmässige  Pflicht  aus 
Art.  32  bis  hiefür  nicht  abgeleitet  werden  kann. 
Aber  ich  finde  keine  Gründe  für  eine  Erweiterung 
der  Inlandbrennerei,  wie  sie  durch  den  Gesetzes- 
vorschlag tendiert  wird,  sondern  viel  mehr  Motive, 
dieselbe  etwas  zu  beschränken. 

Es  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  man  im  Jahre 
1886,  bei  Einführung  des  Monopols,  zur  Beschwich- 
tigung der  Landwirtschaft  in  Aussicht  nahm,  '/« 
des  Spritbedarfes  aus  dem  Ausland  zu  beziehen 
und  V«  durch  die  Inlandbrennereicn  zu  decken. 

Dieser  Hinweis  darf  dahin  ergänzt  werden,  dass 
ursprünglich  bei  dieser  Berechnung  nur  der  Kon- 
sum von  Trinksprit  in*  Auge  gefasst  wurde  und 
schwerlich  jemand  daran  dachte,  dass  auch  '1  t 
Brennsprit  bei  Ausmittlung  des  vierten  Teil*  in 
Rechnung  falle. 

Das  Budget  des  Bundesrates  über  die  Gestal- 
tung des  Alkoholverbrauchs,  welches  bei  Einfüh- 
rung des  Monopols  aufgestellt  wurde,  hatte  den 
Konsum  von  120,000  Hektoliter  Trinksprit  vorge- 
sehen, wovon  '/«  mit  80,000  Hektoliter  der 
Inlandproduktion  vorbehalten  war.  Der  Reinertrag 
für  die  Kantone  war  auf  annähernd  neun  Millionen 
berechnet.  Von  Brennsprit  oder  denaturiertem  Sprit 
war  im  Zukunftsbudget  mit  keinem  Worte  Er- 
wälmung  gelhan.  Der  Breimsprit  gehörte  auch 
nicht  in  die  neue  Spekulation  und  doch  hat  er  in 
der  Folge  eine  verhängnisvolle  Rolle  zum  Nachteil 
der  fiskalischen  Interessen  der  Kantone  ausübt. 

.Man  musste  die  Erfahrung  machen,  dass  das 
Budget  für  die  künftige  Gestaltung  des  Monopols 
nicht  zutreffend  war.  Statt  120,000  Hektoliter  er- 
reichte der  Konsum  nur  CO — 70,000  Hektoliter, 
statt  der  gelräumten  neun  Millionen  reduzierte  sich 
der  Goldregen  auf  5 — 6  Millionen. 

Billigerweise  hätte  min  der  Irrtum  in  der  An- 
lage des  Budgets  auf  der  ganzen  Linie  festgehalten 
Mit  dem  Minderkonsum  und  Min- 


derertrag würe  auch  die  Inlandproduktion  tu  re- 
duzieren gewesen. 

Dok  wollte  man  nicht  und  daher  kam  es,  dass 
der  Brenasprit  zur  Unterstützung  der  Inlandpro- 
duktiou  in  Berechnung  gezogen  wurde.  Wir  ken- 
nen die  parlamentarischen  Kä.npfe  von  1890  bis 
1893  über  diu  Interpretation  des  §  2  und  deren 
Abschluss  —  zu  Gunsten  der  Brenner.  Nicht  die 
ratio  legis,  sondern  der  Wortlaut  des  Gesetzes 
hatte  dabei  entschieden. 

Das  waren  die  Interpretalionsgründe  de  lege 
lata.  Sollen  diese  auch  wieder  massgebend  sein 
de  lege  ferenda?  Ich  habe  diese  Auffassung  nicht 
Ich  halte  dafür,  dass  mehr  die  ursprünglichen  Ge- 
sichtepunkte des  Gesetzgebers  in  den  Vordergrund 
treten  sollten  und  diese  müssten  eher  dazu  fuhren, 
bei  Ausmittlung  der  Inlandproduktioo  nur  den  Trink- 
sprit in  Rechnung  zu  ziehen. 

Es  darf  nun  aber  zugegeben  werden,  dass  Op- 
portunitütsgründe  dafür  sprechen,  bei  der  Gesetzee- 
revision  die  Interessen  des  Brenners  so  viel  wie 
möglich  zu  berücksichtigen,  aber  zum  grossen  Nach- 
teil der  Kantone  sollte  das  nicht  geschehen.  Ich 
habe  bereits  nachgewiesen,  dass  durch  den 
Vorschlag,  den  Inlandbedarf  auf  30,000  Hektoliter 
zu  limitieren,  das  bisherigo  DurcbschnilUquantum 
der  Inlandbrennerei  um  3,500  Hektoliter  über- 
schritten wird.  Ein  greifbarer  Grund  für  diese 
Ausdehnung  der  Inlandbrennerei  ist  nicht  nachweis- 
bar, dagegen  liegt  die  Schädigung  der  Kantone  auf 
der  Hand. 

Die  Motion  Häberlin-Hochstrasser  hatte  die 
bestimmte  Absicht,  die  Inlandbrennerei  zu  be- 
schränken und  man  darf  ohne  Uebertreibung  sagen, 
dass  sie  deswegen  auch  im  Parlament  erheblich 
erklärt  und  in  weiten  Kreisen  des  Volkes  begrüsst 
worden  ist. 

Mein  Antrag  folgt  der  Absicht  der  Motionssteller 
nur  in  einer  ganz  bescheidenen  Weise  und  ohne 
den  Interessen  der  durch  die  Brennerei  begünstig- 
ten Landwirtschaft  zu  nahe  zutreten. 

Bei  dem  {Durchschnittsquantum  von  26,600 
Hektoliter  per  Jahr,  welches  die  Inlandbreunerei 
besorgte,  wurden  im  Durchschnitt  pro  Jahr  nur 
zirka  150,000  Kilozentner  Kartoffeln  verarbeitet.  Da 
aus  zirka  10  Kilozentner  Kartoffeln  ein  Hektoliter 
Sprit  gewonnen  wird,  so  wurden  aus  Kartoffeln 
per  Jahr  15,000  Hektoliter  Sprit  erzeugt.  Das 
Mehrprodukt  an  Inlandspiit  ist  daher  auf  das  Bren- 
nen von  Körnerfrüchten  zurückzuführen.  Es  ergibt 
sich  aus  den  Verwaltungsberichten,  dass  vom  Jahre 
1889  bis  1896  828,768  Meterzentner  schweizerische 
Kartoffeln  oder  per  Jahr  118,395  Meterzentner  ver- 
arbeitet wurden.  Im  gleichen  Zeitraum  wurden  96,384 
Meterzentner  .schweizerischer  Getreide  oder  per  Jahr 
13,764  Meterzentner  gebrannt.  Sodann  136,886  Meter- 
zentner Mais,  110,441  Meterzentner  anderes  Getreide 
fremder  Herkunft  oder  aufs  Jahr  35,361  Meterzentner 
ausländischer  Körnerl'i  üchte.  Seit  dieser  Zeit  ist  die 
Verarbeitung  von  Körnerfrüchten  zurückgegangen. 

Aus  diesen  Thatsachen  ergiebt  sich  nun  aber 
evident,  dass  bei  der  bisherigen  Iniandbrennerei  grosse 
Quantitäten  ausländischen  Materials  verarbeitet 
wurden  und  dass  man  den  landwirtschaftlichen 
Interessen  weitgehend  entgegenkommt,  wenn  in 
Zukunft  die  Iniandfabrikation  auf  25,000  Hektoliter 
begrenzt  wird. 
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Wir  haben  bei  dieser  Gesetzesrevision  nicht  nur 
die  Landwirtschaft  und  die  Brenner  zu  berück- 
sichtigen, sondern  auch  die  Kantonr. 

Die  Botschaft  des  Bundesrates  sagt  uns  nun, 
dass  bei  einer  am  I6./17.  Februar  lfc'.»8  abgehaltenen 
Konterenz  von  Kantonsdelegierten  die  Mehrheit  der 
Abgeordneten  gegenüber  dem  bundesratlichen  Vor- 
schi««, der  Inlandbrennerei  30,000  Hektoliter  zuzu- 
weisen, den  Wunsch  ausgesprochen  hat,  die  bean- 
tragte Maximalproduktion  zu  reduzieren.  Ich  will 
mit  meinem  Antrage  diesem  Wunsche  Rechnung 
tragen. 

Ich  halte  dafür,  dass  mit  demselben  dem  Ver- 
sprechen, das  man  seiner  Zeit  der  Landwirtschaft 
gegeben  hat,  in  keiner  Weise  zu  nahe  getreten 
wird.  Das  Versprechen  bezog  sich  ja  eigentlich 
nur  auf  das  Brennen  von  Kartoffeln  zu  Gunsten 
jener  Landesgegenden,  in  welchen  die  Kartoffeln  bei 
guter  Ernte  keinen  genügenden  Absatz  findon  und 
nur  durch  Abgabe  an  Brennereien  eine  lohnende 
Verwendung  finden  und  wo  die  Schlempe  im  In- 
teresse der  Landwirtschaft  eine  nützliche  Verwendung 
findet.  Die  Konzession  richtete  sich  aber  keineswegs  an 
die  Brenner,  welche  ausländisches  Mais  und  Körner- 
früchte verarbeitet  haben.  Die  Verwendung  dieses 
Rohmaterials  wird  jetzt  im  8.  Lemma  des  Art.  2 
geradezu  ausgeschlossen.  Sie  war  auch  nicht  für 
jene  Brenner  bestimmt,  welche  inländische  Körner- 
frucht verarbeiten,  indem  der  Fruchtbau  in  der 
Schweiz  ohnehin  kein  lohnender  ist  und  die  Ver- 
arbeitung zu  Spiritus  nicht  nötig  macht.  Da  nun 
aber  festgestellt  ist,  dass  bei  der  bisherigen  Durch- 
schnittsrechnung die  Inlandbrennerei,  welche  per 
Jahr  26,500  Hektoliter  Spiritus  erzeugte,  zu  einem 
guten  Teil  durch  das  Verarbeiten  von  Mais  und 
Körnerfrüchten  beeinflusst  war.  dass  jährlich  im 
Durchschnitt  nicht  mehr  als  150,000  Meterzentner 
Kartoffeln  gebrannt  wurden,  aus  denen  ca.  15,000 
Hektoliter  Spiritus  hergestellt  werden  konnten,  so 
ist  der  Antrag,  welcher  der  Inlandbrennerei  25,000 
Hektoliter  zusichert,  eine  weitgehende  Konz>3ssion. 
Darüber  hinauszugehen,  scheint  mir  nicht  gerecht- 
fertigt, sondern  bedeutet  nach  meiner  Auffassung 
eine  nicht  motivierte  Schädigung  der  fiskalischen 
Interessen  der  Kantone  und  des  Bundes. 


11  Berthoud:  Je  desiro  präsenter  une  simple  Obser- 
vation de  forme,  tout  ä  l'heure  M.  le  president  de  la 
commission  a  propose  de  remplacer  dans  lo  texte  alle- 
mand  le  mot  «Vorzug«  par  celui  de  «Vorzugsrecht», 
oe  qul  revient  a  remplacer  la  notion  de  privilege  par 
celle  de  prelerence.  II  devient  donc  necessaire  do 
modiQer  pareillemcnt  le  texte  Irancais  et  en  mfmo 
temps  de  corriger  la  premiöro  phraso  do  l'avant- 
dornier  alinea  qui  est  bion  compliquec  ot  accumule 
des  oxpressions  vagues.  Elle  est  ainsi  com.ue:  «Les 
distilleries  exploitees  par  des  associations  agricoles 
jouiront  aussi  sous  ce  rapport  d'un  cortain  privi. 
lege.*  Je  propose  de  diro  plutöt:  «Los  associations 
agricoles  seront  aussi  prüferees,»  puisquo  Ton  vient 
de  parier  de  la  prtffcrenco  ocoordee  a  cerlaines 
lors  do  ladjudication  dos  lots.  Cela  est 
corapliqu6  et  par  cons^quent  plus  pröcis. 
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Ich  erlaube  mir,  den  Antrag  zu 
stellen,  es  sei  dem  2.  Satze  des  I.  Lemmas  fol- 
gende Fassung  zu  geben:  «Dieser  der  inländischen 
Produktion  vorbehaltene  Teil  darf  jedoch  in  den 
nächsten  5  Jahren  20,000  hl  absoluten  Alkohols  im 
Kalenderjahr  nicht  überschreiten  und  ist  nach  Ab- 
lauf der  5  Jahre  alljährlich  um  je  1000  hl  zu  ver- 
ringern, i  Dasjenige,  was  Herr  Landammann  Reich  Ha 
vorgebracht  hat,  begründet  auch  ohne  weiteres 
meinen  Antrag;  ich  möchte  davon  bereits  absehen, 
Gesagtes  zu  wiederholen  und  beschränke  mich  aul 
wenige  Satze. 

Meine  Herren,  ich  will  nochmals  darauf  hin- 
weisen, dass  die  Differenz  zwischen  dem  Ankaufs- 
preise von  Auslamlsprit  und  demjenigen,  was  den 
Inlandbrennern  bezahlt  wird,  gegenwärtig  ca.  Fr.  CO 
per  hl  beträgt  Bei  einer  Inlandproduktion  von 
30,000  hl  wird  also  der  Inlandbronnerei  und  der 
Kartoffeln  anbauenden  Landwirtschaft  eine  Zuwen- 
dung von  Fr.  1,800,000  gemacht,  und  zwar  haben 
die  Kosten  dieser  Liebesgabe  die  Kantone  mit  un- 
gefähr */.,  also  mit  Fr.  1,200,000,  und  der  Bund  mit 
'/>,  also  mit  Fr.  fiOO.OOO  zu  bezahlen.  Ich  weiss 
nun,  dass  allen  Bestrebungen  auf  Reduktion  der 
Inlandbronnerei  der  Vorhalt  gomacht  wird,  dass 
dadurch  die  Interessen  der  Industrio  und  nament- 
lich die  Interessen  der  Landwirtschaft  verletzt  wer- 
den. Allein  ich  glaube,  man  kann  sich  denn  doch 
mit  Grund  fragen,  ob  ein  Produktionszweig,  wie 
die  Inlandbrenneroi ,  die  nachgewiesenermassen 
dreimal  so  teuer  produziert,  als  die  entsprochende 
Industrio  des  Auslandes,  überhaupt  den  Schutz  des 
Gesetzgebers  wert  ist,  und  ich  bin  geneigt,  diese 
Frage  zu  verneinen.  Ich  will  Sie  auf  einen  Vorgang 
in  meinem  Kanton  hinweisen.  Vor  Inkrafttreten  des 
Alkoholgesetzes  hatten  wir  in  unserm  Kanton  eine 
sehr  ausgedehnte  Brennereiindustrie,  namentlich  in 
gewissen  Toilen  des  Kantons,  im  Amt  Willisau. 
Dort  war  mit  jedem  grössern  Landwirtschaftsbetrieb 
eine  Brenneroi  verbunden,  und  zur  Zeit,  als  es  zur 
Volksabstimmung  über  das  Alkoholgesetz  kam, 
wurde  das  Alkoholmonopol  bei  uns  weniger  vom 
grundsätzlichen  Standpunkte  aus  —  Abneigung  gegen 
die  Monopole  —  bekämpft;  violmohr  wurde  die  Be- 
schränkung der  Brennerei  als  eine  Schädigung  der 
Landwirtschaft  hingestellt,  es  hiess,  dass  die  be- 
treuenden Landesgegenden  durch  das  Monopol,  durch 
die  Beschränkung  der  Inlandbrennerei  schwer  ge- 
schädigt werden.  Wie  ist  nun  die  Sache  herausge- 
kommen'/ Ich  konstatiere,  dass  trotzdom  unsor  Kan- 
ton vor  Inkrafttreten  des  Alkoholgesetzos  eine  gan« 
bedeutende  Spritproduktion  hatto,  dorsolbo  bei  der 
Verteilung  der  Brcnnlose  sozusagen  leer  ausgieng 
und  dass  daher  die  Landwirtschaft  genötigt  war, 
ihren  Betrieb  zum  Teil  zu  modifizieren,  den  Kar- 
toffelbau einzuschränken  und  auf  die  Verwendung 
der  Abgangsprodukte  bei  der  Brennerei  überhaupt 
zu  verzichten.  Allein  ich  sago:  Es  war  für  unsere 
Landwirtschalt,  spcciotl  für  don  betreffenden  Kan- 
tonsteil, geradezu  ein  Segen,  dass  es  so  gekommen 
ist,  und  es  hat  kaum  in  einem  andern  Teil  unseres 
Kantons  die  Landwirtschaft  verhältnismässig  einen 
so  grossen  Aufschwung  genommen,  wie  gerade  in 
diesen  Teilen,  die  ihro  ganze  Produktion  ändern  muss- 
ten,  und  ich  bin  üborzougt,  dass  dasjenige,  was  im 
Kanton  Luzern  sich  bewährt  hat,  sich  auch  in  den  Kan- 
tonen Solothurn  und  Bern,  die  ja  von  der  Inlandbron- 
nerei am  meisten 
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Teil  der  Liebesgabe  zugewendet  wird,  bewähren 
wird  und  dast  die  Dinare  sich  venau  sn  gestalten 
werden,  wie  im  Kanton  Lusan). 

Und  sodann  möchte,  ich  noch  aut  Eines  aufmerk- 
sanj  machen.  Ich  glaube,  dass  wir  allen  Grund 
haben,  mil  dem  System  dieser  Liebesgaben  mög- 
lichst bald  und  definitiv  zu  brechen.  Wenn  der 
Kartoffelbau  treibenden  Landwirtschall  solche  Zu- 
wendungen gesetzlich  zugesichert  werden,  so  wird 
auch  die  Milchwirtschaft  treibende  Landwirtschaft 
mit  ähnlichen  liegehren  kommen,  und  wir  können 
sie  nicht  zurückweisen.  Es  hat  bereits  ein  sehr 
verbreitetes,  angesehenes  landwirtschaftliches  Fach- 
blatt  der  Centraischweiz  einen  sachlich  gehaltenen, 
treBlichen  Aufsatz  gobracht  und  darin  die  Forderung 
erhoben,  dass  die  eidgenossische  Zollkasse,  um  der 
notleidenden  Milchwirtschaft  etwas  aufzuhelfen,  den 
Kftseexpurteuren  den  Zoll  vergüte,  den  sie  für  die 
Ausfuhr  von  Kise  nach  Frankreich,  Italien,  Deutsch- 
land etc.  bezahlen.  Es  wurde  in  dem  betreffenden 
Aufsatz  ausgerechnet,  dass  diese  Zollvergütung  den 
Verwertungspreis  der  Milch  um  ca.  1  Happen  pro 
Liter  erhöhen  würde,  was  für  einon  mittleren  land- 
wirtschaftlichen Betrieb  eine  Summe  von  mehreren 
hundert  Franken  ausmacht  Ich  brauche  wohl  nicht 
weiter  auszuführen,  dass  eine  solche  Anregung 
jenes  Fachblattes  in  den  interessierten  Kreisen  sehr 
beifällig  aufgenommen  wurde  und  nun  sehr  lebhaft 
diskutiert  wird.  Nun  hat  die  Milchwirtschaft  für 
die  schweizerische  Landwirtschaft  eine  unvergleich- 
lich grössere  Bedeutung,  als  der  Kartoffelbau,  und 
man  begreift  es  daher,  dass  die  Zuwendung  an  die 
Kartoffelbau  treibende  Landwirtschaft  für  die  Milch- 
wirtschaft treibende  Landwirtschaft  geradezu  ein 
Argument  abgiebt,  um  auch  ihrerseits  eine  Zuwen- 
dung zu  verlangen.  Es  ist  also  meines  Erachtens 
gar  nicht  abzusehen,  wohin  wir  mit  diesem  Sy- 
stem kommen,  und  ich  meine,  wir  sollten  den  An- 
fängen wehren.  Wenn  Sie  iudessen  anderer  Mei- 
nung sind,  wenn  Sie  glauben,  solche  Begehren  noch 
ermuntern  zu  sollen,  so  mögen  Sie  dann  zusehen, 
wie  es  bei  Feststellung  der  Zollvertrage  in  drei 
Jahren  gehen  wird  —  Ich  empfehle  Ihnen  meinen 
Antrag  zur  Annahme. 


M.  Contesse,  consciller  federal:  Je  crois  quo 
l'on  ferait  bien  d  en  rester  sur  le  leirain  des  pro- 
poeitions  de  la  commission.  C'est  ici  le  point  sen- 
sible de  la  loi,  celui  oü  los  inlerels  entrent  facile- 
ment  en  conflil  enüre  ceux  qui,  peut-etre  d'une  ma- 
nlere  un  peu  trop  exclusive,  sepreoccupent  decon- 
server  aux  cantons  les  recettes  de  l'alcool  et  ceux 
qui  trouvent  que,  dans  ce  domaine,  il  faut  tenir 
compte  d'une  maniöre  equl  table  de  tous  les  inlerels 
en  presence.  C'est  donc  ici  le  point  sensible  de 
toute  la  loi  et  il  en  a  toujours  6te  ainsi. 

Je  voudrais  constater  tout  d'abord  quo  la  propo- 
sition  qui  vous  est  faile  par  la  commission  concordo 
avec  celle  du  conseil  national  dans  son  projet  de 
revlsion  partielle  qui  ne  comportait  en  definitive 
que  cette  seule  modification  en  disant:  (La  part  de 
la  consommation  totale  du  pays  en  trois-six  et  al- 
cool,  reservee  a  la  produetion  indigene  par  l'art.  2 
de  la  loi  du  23  decembre  1880  sur  les  spirllueux,  ne 
doit  pas  exceder  30  000  hectolilres  d'alcooi  absolu 
par  annee.» 


Ile  but  döja  poursuivi  par  le  conseil  national  de 
mr-me  que  par  la  commission  du  conseil  des  etats 
c'est  d'arriver  ü  placer  euüu  sous  un  regime  legal 
mioux  deßni  la  produetion  indigene  et  de  preciser 
dans  quelle  mesure  celle-ei  devra  intervenir  dans 
la  produetion  totale.  Vous  savez  que  toute  la  loi 
sur  l'alcool  est  le  resullat  d'un  compromis  et  en 
definitive  on  a  admis  qu'il  etait  necessaire  de  tenir 
compte  des  intexets  agricoles.  II  en  a  ete  tenu 
compte  d'une  double  moniere  En  effet,  il  y  a  des 
agriculteurs  qui  ont  ete  privilegies  jusqu'4  present, 
ce  sont  ceux  qui  ont  ele  laisses  en  dehors  du  mo- 
nopole  et  qui  peuvent  a  leur  gre  distiller,  dans  les 
pays  de  vignobles,  le  marc  de  raisin  et  la  lle  de 
leur  vin.  les  fruit*  dans  les  pays  de  produetion 
fruitiere  et  dans  les  monlagnes  les  meines  de  gen- 
tianes.  Toutes  ces  categories  d'agriculteurs  etaient 
laisses  eu  dehors  du  monopole  et  etaient  par  coq- 
sequeut  reellement  privilegies;  il  fallait  douc  tenir 
compte  dans  la  reglemcnlation  du  monopole,  des 
regions  oü  so  fait  principalement  la  culture  de  la 
pomme  de  terre  comme  de  toutes  les  categories 
d'interets  agricoles.  On  a  donc  admis  que  la  pro- 
duetion indigene  devait  fournir  le  '/•  la  consom- 
mation et  que  plus  lard  ce  V«  de  consommation  de- 
vait Gtra  calcule  non  seulement  sur  l'alcool  potaule, 
mais  aussi  sur  celui  qui  est  destine  aux  usages  is- 
dustriels. 

Teile  est  la  Situation  que  nous  devons  mal  ntenlr, 
il  a  ete  pris  des  engagements  envers  les  agricul- 
teurs,  nous  devons  les  respecter  et  ne  paa  revenir 
en  arriere.  II  n'y  a  donc  plus  en  cause  que  la  ques- 
tion  de  la  llmitalion  de  la  part  pour  laquelle  la 
produetion  indigene  devra  subveolr  k  la  consomma- 
tion. Cette  limile  a  ete  ainsi  determinee.  M.  le  rap- 
porteur  vous  l'a  dit  tout  a  I'heure,  parce  que  lane- 
cessite  a  ete  reconnue  d'elaborer  un  texte  legislatlf 
et  parce  que  les  conditions  de  la  venle  des  alcools 
so  sont  modifiees  ces  dernieres  anneos.    On  a  vu 
par  lo  message  du  conseil  föderal  que  la  progres- 
sion  de  la  consommation  d'alcooi  destine  a  des 
usages  induslriels  etait  tres  rapide  ces  dernieres 
anuees ;  20,729  quintaux  metriquesen  1890  et  48,928 
en  1897.    Celle  consommation  de  l'alcool  denature 
suivra-t-elle  toujours  la  memo  progression?  On  peut 
s'y  attendre,  s'il  est  vrai  que  l'alcool  denature  doit 
Jouer  un  röle  do  plus  cn  plus  considerable  en  ce 
qui  concerne  l'eclairage  grtice  aux  perfectionne- 
ments  qui  ont  <Me  introduits.   II  est  certain  quo  la 
progression  do  la  consommation  de  l'alcool  Indus- 
trie! menace  dans  une  mesure  plus  ou  moins  grave 
les  interfits  des  cantons,  il  peut  en  resulter  pour 
eux  des  dommages  contre  lesquels  il  est  de  notre 
devoir  de  nous  premunlr.  Deuxmoyeusuous  etaient 
offerts  pour  y  arriver:  1°  augmenter  le  priz  de 
venle  de  l'alcool  denature,  ce  qui  serait  contraire 
aux  prineipos  d'une  saiue  economic  sociale,  leserail 
les  int6rels  les  plus  respcctables  et  doit  par  conse- 
quent  elre  ecarte;  2«  fixer  le  maximum  reserve  a 
la  produetion  indigene,  ce  qui  est  le  mode  qui  a 
ete  adople  par  le  conseil  federal  pour  remedier  aux 
dommages  signales.  Ce  maximum  a  ele  fixe  a  30,090 
hectolitres,  c'est  ici  que  les  vues  divergent. 

Nous  croyons  que  ce  chiffre  devrait  C*tre  main- 
tenu,  d'abord  parco  qu'il  ne  laut  pas  oublier  qu'a- 
vant  l  institution  du  monopole,  M.  le  rapporieur  l'a 
falt  remarquer,  la  produetion  indigene  ohtenue  par 
la  distiilation  des  pomnies  de  terre,  mals,  Lies,  etc., 
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attaigsalt  pr*s  de  60,000  quinUux  mötriques,  tan« 
dis  qu'aujourd'hul  par  le  fait  du  moaopole  eile  so 
trouve  reduite  a  22,500  quloUux;  11  y  a  donc  uno 
notable  diminution  de  quantitö  et  par  ce  ialtmeme 
un  sacrince  des  interets  do  la  production. 

D'autro  par t,  si  nous  ne  voulons  pas  rouvrlr  une 
bataille  qui  n'aet  pas  uno  bataillu  do  fleurs,  pas 
memo  de  fleurs  de  pommes  de  terre.  entre  les 
divers  Clements  de  l'agriculture,  bataille  qui  a  dure 
assez  longtemps  et  se  repercute  dans  toute  ootre 
populatioo,  il  U\>>  arriver  a  uno  norme;  je  crois 
qu'eo  nous  en  tenant  au  chlBre  de  30,000  quintaux 
metriques,  nous  sommes  dans  lo  vrai,  parce  que  la 
production  indigene  de  pommes  do  terre  a  016  re- 
duite par  le  monopole  et  parce  quo  dans  certains 
cantons  que  je  ne  nommerai  pas,  on  a  eu,  en  dehors 
du  monopole,  plelne  llberte  ponr  la  distiiUtion  de 
produits  aloooliques  aussi  dangereux  que  ceux  ob- 
tenus  par  la  distillatiou  des  pommes  de  terra,  pro- 
duits mal  dlstilles,  mal  rectifles  et  qui  representent 
une  consommation  enorme.  CerUins  agriculteurs 
sont  privilögtes,  paroe  qu'ils  se  trouvent  ea  dehors 
du  monopole  ot  ils  representent  un  total  enorme 
comme  produotion;  pour  tenir  la  baiance  egale  entre 
les  interots  en  presence,  il  est  üquiuble  de  decider 
que  le  regime  qui  sera  dorenavant  applique  au  mo- 
nopole sera  celul  de  la  Umitatlon  pouvant  aller 
jusqu'ä  30,000  quintaux  metriques.  En  agissant 
ainsi  nous  tiendrons  compte  des  engagemenls  pris 
que  nous  devons  respecter,  nous  creerons  une  Si- 
tuation nette,  nous  tiendrons  la  halao.ee  egale  entre 
les  diOerents  interets  agricole*  et  nous  evlterons 
au  pays  do  voir  se  rouvrir  une  lutte  penible. 

Dans  un  oompromis,  il  faut  faire  a  ohacun  sa 
part  et  o'est  oe  que  nous  faisons  vis-a-vis  de  la 
production  indigene  avec  une  limite  qui  la  preserve 
des  dommages  que  iui  Ierait  eprouver  un  trop  grand 
aecroiseement  de  la  vente  d'alcools  dönatares,  nous 
protegeons  egalement  ainsi,  dans  une  certalne  mo- 
sure,  les  interets  vis-a-vis  desquels  nous  nous  som- 
mes  engages. 

Je  ne  puis  trop  vous  recommander  la  proposition 
de  la  commission  qui  est  conforme  a  celles  du  con- 
seil  national  et  du  conseil  föderal. 


M  Python:  Si  je  demande  la  parole,  ce  n'est 
point  pour  formuler  une  proposition  mais  simplo- 
ment  pour  presenter  quelques  observations.  Si  j'ai 
bien  compris  les  exposes  de  motils,  il  mo  semblo 
que  les  membres  de  la  commission  ne  sont  pas 
d'aecord.  D'un  cöte  on  nous  dit  que  jusqu'ä  pre- 
sent  il  Ätait  reserve  en  moyenne  pour  la  production 
indigene  22,000  quintaux  metriques,  tandis  que  la 
proposition  que  formule  la  commission  porte  ce 
chiffre  ä  30,000,  et  quo  d'autro  part  on  nous  affirme 
qu'il  n'est  pas  dans  les  intentions  de  la  commission 
d'augmenter  la  production  indigene.  Je  n'ai  pas  tres 
bion  saisi  ces  exposes  entre  Icsquels  il  mo  somble 
qu'il  y  Sit  oontradiotion. 

Mais  si  j'ai  demande  la  parole,  c'est  pour  revenir 
bur  un  point.  Ii  s'agit  de  la  betterave,  au  muyen  de 
laquello,  gnice  ä  la  Situation  qui  existe  dans  notre  pays, 
la  production  d'alcool  ost  rendue  ditflcile.  En  etfet, 
nous  ne  produisons  pas  cet  alcool  dans  notre  pays, 
nous  le  recevons  de  l'ctrangcr  et  cetto  production 


n'est  pas  un  appauvrissement  pour  1'agf  icurrure,  oar 
r alcool  n'est  pas  un  eograis.  II  en  resulte  qne  les 
pays  qui  exportent  ralcoot  se  trouvent  dans  uns 
Situation  avantageuse,  oar  ieur  terre  ne  psrd  rien. 
Nous  ne  pouvons  pas  chauger  notre  Situation,  oepen- 
dant  parmi  les  considerations  qui  ont  ete  presen- 
tees  par  le  rapporteur,  il  y  en  a  une  qui  m'a  trappt, 
o'est  celle  qui  a  trait  a  la  betterave  a  suers.  il  s 
rappele  que  la  fabrique  qui  s'etait  installee  avait 
du  interrompre  son  travail.  C'etait  un  peu  la  faule 
de  Administration  federale  qui  Iui  avait  refuso 
l'appui  qu'elle  avait  demande,  ne  pouvant  tenir 
compts  de  la  Situation  dans  laquelle  eile  so  trouvait 
Cela  est  regretlable  pour  la  produotion  de  raicool, 
parce  que  ls  melasse  permel  de  labriqusr  l'alcool 
dans  de  bonnes  conditions.  11  vient  de  s'etablir 
dans  un  eanlon  une  nouvelle  fabrique  de  suore, 
o'est  une  nouvelle  lentative  qui  est  faite  et  je  crois, 
qu'il  faut  ls  proteger,  car,  je  le  repete,  comme  on 
nous  l'a  dit,  au  moyen  de  la  melasse  on  srrive  ä 
produire  l'alcool  dans  les  meilleures  conditions  de 
bon  marchl.  On  nous  dit  que  nous  ne  servons  pas 
les  interets  nationaux,  parce  que  nous  ne  lavorisons 
pas  la  pomme  de  terre,  mais  ls  betterave  a  sucre. 
Mais  nous  sauvegardons  quand  memo  les  interets 
de  l'agriculture  parce  que  la  betterave  est  aussi 
remuneratrice  que  ls  pomme  de  terre.  Malheu- 
reosemen t  dans  les  conlrees  qui  produisent  ls  bet- 
terave, l'agriculteur  doit  l'envoyer  au  fabricant  qui 
ne  peut  la  payer  asse/  eher,  les  orodueteurs  se 
sont  plaints  du  prix  qu'ils  recevaient  de  la  fabrique, 
il  ne  faudrait  douo  pas  que  l'on  dise  aujourd'hui 
que  nous  ne  voulons  plus  augmenter  le  nomhre  des 
distilleries;  je  crois  que,  si  des  distilleries  pouvaient 
etre  adjolntes  sux  fabriques  de  sucre,  cels  sersit 
avantageux  et  uous  servirions  les  interets  de 
l'agriculture  au  tan  t  qu'en  favorissnt  ls  culture  de  la 
pomme  de  terre.  U'est  une  Observation  que  je  me 
permets  de  formuler  en  passant,  mais  j'arrlve  a  un 
point  plus  important. 

L'honorable  M.  Berthoud  propose  de  modifier  la 
redaction  francaise  pour  la  mettre  ea  harmonie 
avec  le  texte  allemand  remanie  par  ls  commission, 
il  veut  dire:  le  droit  de  preference  est  reservd  aux 
associations  agricoles,  tandis  que  le  texte  prtmitil 
portsit:  CerUins  droits  de  preference;  ls  proposi- 
tion de  II  Berthoud  me  paralt  plus  clsire,  mais  je 
voudrais  que  l'on  in'expliqmU  ce  que  Ton  entand 
par  l'exprcssion :  association  agricole.  Comme  nous 
voulons  fsvoriser  les  interets  agricoles  et  que  des 
sacritlces  considerahles  sont  falls  psr  les  esetons 
et  la  Confedöration  dans  ce  but,  il  est  naturel  que 
nous  leur  donnions  le  droit  da  preference,  mais 
encore  une  fois,  qu'est-ce  qu'une  association  agri- 
cole? Comprend-on  par  la  les  associations  telies 
que  nous  cn  coonaissoua,  qui  poursuivent  desbuts 
d'intcrct  agricole,  des  syndlcats  d  elevage  qui  achetent 
le  betail,  tos  semences  pour  les  cultures?  Si  c'est 
daos  ce  sens  quo  l'on  eutend  le  terra o  associations 
agricolos.  je  suis  d'aecord,  mais  si  l'on  entend  par 
la  de  simples  reunions  d'agriculteurs  ou  de  quel- 
ques  agriculteurs  qui  se  groupent  pour  obtenir  une 
distillcrie,  mais  constituent  une  associstion  fermee, 
je  ne  le  suis  plus.  Une  teile  association  se  consti- 
tuant  pour  obtenir  une  distillerie,  sans  autre  but 
que  celui-la,  constituerait  un  groupement  ferro*  au. 
(|uel  nous  ne  pouvons  conferer  de  privilege,  celui-ci 
ce  peut  ctre  aecordö  qu'aux  associations  qui  s'oe- 
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cupent  de  l'ensemble  des  intöre-ts  agricoles,  une 
distillerie  serait  simplement  ud  nouveau  moyen 
pour  ces  associaUons. 

Je  crols  bien  que  o'est  dans  ce  sens  que  l'en- 
tend  le  conseil  föderal,  mais  je  serais  heureux  que 
son  representant  voulüt  bien  nous  donner  quelques 
explicaUons  sur  les  intentiocs  de  lautorite 
tive  «u  sujet  des  associaUons  agricoles. 


IL  Berthoud  :  Je  orois  devoir  dire  quelques  mots 
pour  expliquer  la  propositioa  que  j'ai  faite  et  pour 
repondre  ä  M.  Python  qui  demande  ce  quel'ondoit 
entendre  par  l'expression  association  agricole.  J'es- 
Ume  qu'il  s'agit  de  soci.  •  groupees  en  vue  de 
cröer  on  d'oxploiter  une  distillerie,  mais  sott  que 
ce  soit  lern*  but  exclusif,  soit  qu'elles  aient  un  but 
plus  ötendn,  je  ne  crois  pas  que  nous  puissions  ar- 
river  ä  elablir  la  Classification  dont  parlait  M.  Py- 
thon. Nous  n'avons  pas  ä  nous  preoccuper  de  savoir 
si  une  association  agricole  poursuit  les  interete  ge- 
neraux  de  l'agriculture  en  y  faisant  rentrer  aussi 
1'exploitaUon  d'un'e  distillerie,  ou  si  c'est  lä  son  bat 
unique.  Je  crois  que  dans  l'införßt  de  l'agriculture 
la  p  releren  ce  doit  etre  aecordee  aux  associaUons 
agricoles  saus  autres,  sans  faire  intervenir 
termlnaUon  plus  preclse  de  leur  bat 


ron  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
erlaube  mir,  möglichst  kurz  au!  die  gefallenen  Vo- 
ten zu  replizieren. 

Herr  Python  hat  zunächst  den  Wunsch  geäussert, 
es  möchten  der  Rübenkultur  ungefähr  diejenigen 
Vorteile  eingeräumt  werden,  wie  wir  es  in  diesem 
Gesetze  in  Bezug  auf  die  Kartotfelkultur  thun.  Ich 
kann  Ihnen  mitteilen,  dass  in  diesem  Gesetze  auf 
diese  neuen  Verhältnisse,  wie  sie  infolge  Errichtung 
einer  Zuckerfabrik  in  Aarberg  sich  präsentieren, 
ebenfalls  Rucksicht  genommen  ist  Das  Gesetz  ent- 
hält einen  Artikel,  worin  vorgesehen  wird,  dass 
derartige  Abgangsprodukto  in  Zukunft  gebrannt  wer- 
den dürfen,  nur  muss  der  betreffende  Unternehmer 
der  Alkoholverwaltung  den  Monopolgewinn  rück- 
vergüten, und  es  ist  auch  bereite  in  Bezug  auf  die 
MelasseprodukUon  der  Zuckerfabrik  in  Aarberg  ein 
bezügliches  Abkommen  mit  einem  Industriellen  ge- 
troffen worden.  Es  ist  also  dafür  gesorgt,  dass  diese 
Melasse  durch  das  Brennen  inskünftig  eine  nützliche 
Vorwendung  findet 

Was  den  Aufschluss  betrifft,  den  Herr  Python 
in  Bezug  auf  den  Ausdruck  cassociations  agricoles» 
verlangt,  so  muss  ich  es  natürlich  den  Herren  fran- 
zösischer Zunge  überlassen,  Herrn  Python  zu  be- 
lehren. Was  eine  landwirtschaftliche  Genossenschaft 
ist,  nach  dem  deutschen  Text,  weiss  jedenfalls 
jeder  der  anwesenden  Kollogen  doutscher  Zungo. 

Im  übrigen  möchte  ich  Sie  bitten,  an  der  Fixie- 
rung des  Maximums  für  die  Inland  brennorei  mit 
30,000  hl  festzuhalten.  Diese  30,000  hl  bedeuten  ja 
bereits  gogonüber  dem  bestohendon  Gesetz  eine 
ganz  beträchtliche  Verminderung  des  dor  Inland- 
brennerei /.ugowicsenen  Quantums.  Ich  bemerke  nur 
beiläufig,  dass  Herr  Python  bei  seinen  Auslührungen 


die  Metercentner  mit  Hektolitern  verwechselt  hat, 
und  deshalb  stimmen  in  der  Hauptsache  seine  Zahlen 
nicht  mit  denjenigen,  welche  von  den  andern  Red- 
nern angeführt  worden  sind. 

Ich  habe  Ihnen  bereits  in  meinem  ersten  Votum 
auseinandergesetzt,  dass  auf  Grund  des  gegenwär- 
tigen Konsums  und  auf  Grund  des  Art.  2  des  gegen- 
wärtigen Gesetzes  wir  eigentlich  gezwungen  wären, 
der  Inlandbrennerei  35,000  hl  zuzuweisen,  gleich 
dem  vierten  Teil  dos  gegenwärtigen  Konsums.  Nun 
ist  allerdings  richtig,  dass  in  den  letzten  Jahren 
von  der  Inlandbrennerei  weniger  abgeliefert  worden 
ist,  als  diese  30,000  hl  oder  25,500  q  und  zwar  in 
der  Hauptsache  deshalb,  weil  die  Brennereiverträge 
seit  zwei  Jahren  abgelaufen  sind  und  man  seither 
neue  Verträge  nicht  mehr  eingegangen  ist.  Es  hat 
daher  während  dieser  Zeit  ein  gewisser  Rückgang 
infolge  verschiedener  Verhältnisse  stattgefunden, 
während  ein  Zuwachs  nicht  eingetreten  ist  Ich 
sage  also:  ohne  Revision  des  Gesetzes  hätten  wir 
ein  bedeutend  höheres  Quantum  an  die  Inlandbren- 
nerei zu  vergeben,  als  diese  30,000  hl,  wie  sie  nun 
der  Entwurf  vorsieht 

Dabei  ist  nun  aber  noch  auf  folgendes  hinzu- 
weisen. Nach  den  gegenwärtigen  Brennverträgen 
hätten  von  der  Inlandbrennerei  bedeutend  grossere 
Quantitäten  abgeliefert  werden  sollen,  als  wirklioh 
der  Fall   war  und  zwar  deshalb,  weil  nicht  alle 
Brenner  diejenigen  QuanUtüten  abliefern,  welche 
ihnen  zugewiesen  sind.   Der  Eine  gerät  in  finan- 
zielle Schwierigkeiten  und  stellt  sein  Geschäft  ein, 
der  Andere  hat  Schwierigkeiten  in  der  Beschaffung 
der  nötigen  Rohstoffe  etc. ,  sodass  von  dem  vertrag- 
lich vorgesehenen  Quantum  in  den  letzten  Jahren 
im  Durchschnitt  etwa  3000  q  weniger  abgeliefert 
worden  sind,  als  tnatsächlich  vorgesehen  wurden. 
Dies  wird  auch  in  Zukunft  so  sein.    Wir  werden 
im  Maximum  30,000  hl  vergeben,  aber  effektiv  wer- 
den nicht  mehr  abgeliefert  werden,  als  vielleicht 
25,000,  26,000  oder  höchstens  27,000  hl  im  Durch- 
schnitt Das  muss  ja  natürlich  zugegeben  werden, 
dass  wir  mit  dieser  Inlandbrennerei  kein  gutes  Ge- 
schäft machen,  dass  zwischen  den  Preisen  der 
fremden  Alkohole  und  denjenigen  der  inländischen 
Sprite  ein  grosses  Missverhältnis  besteht,  und  vom 
kaufmännischen  Standpunkt  aus  würde  es  keinem 
Menschen  einfallen,  diese  Industrie  zu  schützen  und 
sie  beibehalten  zu  wollen.  Allein  es  handelt  sich 
nicht  nur  um  den  kaufmännischen  Standpunkt,  son- 
dern es  handelt  sich  auch,  so  unangenehm  dies 
klingen  mag,  darum,  das  bei  Einführung  des  Mono- 
pols gegebene  Wort  zu  halten.   Dieses  Opfer  von 
anderthalb  Millionen  Franken  war  ja  vorgesehen;  es 
steht  ja  in  der  Rotschaft,  durch  welche  das  Mono- 
pol den  Räten  präsentiert  worden  ist,  dass  der  Ver- 
lust Jahr  für  Jahr  etwa  anderthalb  Millionen  betragen 
werde.  Meine  Herren,  andere  Länder  bringen  noch 
ganz  andere  Opfer  für  die  Landwirtschaft,   als  wir 
mit  dieser  Begünstigung  der  Inlandbrennerei.  lob 
mache  darauf  aufmerksam,  dass  z.  B.  Deutschland 
Exportprämien  für  Zucker  und  Sprit  bewilligt,  für 
Spritz.  B.,  direkt  und  indirekt,  etwa  9  Mark  per  q. 
Der  deutsche  Fiskus  legt  per  Jahr  etwa  40  Millionen 
Mark  aus,  um  die  Landwirtschaft  durch  die  Kar- 
toüelkullur,  die  Rübenkultur  und  den  Getreidebau 
zu  unterstützen.  Aehnlichc  Verhältnisse  haben  Sie 
in  Frankioich.    Sie  wissen,  dass  daselbst  erst  in 
letzter  Zeit  noch  eine  Exportprämie  auf  Mehl  ein- 
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geführt  worden  ist,  welche  bekanntlich  unserer 
Müllerei  in  letzter  Zeit  das  Leben  ausserordentlich 
schwer  gemacht  hat 

Nun  sagt  Herr  Reichlln,  es  werden  bei  der  In- 
(andbrennerei  grosse  Quantitäten  fremder  Rohstoffe 
verwendet.  Er  will  damit  andeuten,  dass  der  NuUen 
itir  die  Landwirtschaft  nicht  ein  so  grosser  sei.  wie 
man  gemeinhin  annehme.  Dies  mag  in  der  ersten 
Periode  des  Monopols  der  Fall  gewesen  sein  Allein 
im  Jahr«  1893  hat  man  die  Brennvertrage  erneuert 
und  im  neuen  Pflichtenheft  den  Brennern  zur  Pflicht 
gemacht,  inskünftig  nur  noch  inländische  Stoffe  zu 
brennen,  mit  Ausnahme  derjenigen  Brennereien, 
welche  neben  der  Brennerei  noch  die  Br*-nnhefcfa!>ri- 
rfation  betreiben,  welche  Ausnahme  gestattet  werden 
musste.  Wie  ist  nun  das  Verhältnis  *  Im  Jahre  188S, 
unter  der  Herrschaft  des  alten  Pflichtenheftes,  wur- 
den auf  den  Hektoliter  Alkohol  2,81  q  einheimische 
Rohstoffe  gebrannt,  die  Körnerfrüchte  auf  Kartoffeln 
reduziert  im  Verhältnis  von  10  :  3.  Dabei  muss  be- 
merkt werden,  dass  es  für  die  Herstellung  eines 
Hektoliters  Alkohol  9,5  q  Kartoffeln  braucht  Im 
Jahre  1888  betrug  also  der  Anteil  der  inlandischen 
Robstoffe,  wie  gesagt,  2,81  q.  1880  90  :  5,6  q, 
1890,91:  7,93  q,  1891,92:  7,96  q,  1892,93  —  von 
da  an  zeigt  sich  der  Effekt  des  neuen  Pflichten- 
heftes —  8,26  q,  1893; 94  :  8,32  q,  1894,95  9,53  q, 
1895/96:  9,20  q,  1896/97  :  9,67  q,  1897,98:  9,33  q, 
1898/99:  9,66  q.  Die  ausländischen  Rohstoffe  spielen 
also  bei  der  Inlandbrennerei  gar  keine  Rolle  mehr, 
sondern  es  sind  seit  1893,  d.  h.  seit  Erneuerung  der 
Brenn  Verträge  sozusagen  ausschliesslich  nur  inlän- 
dische Rohmaterialien  für  die  Fabrikation  verwen- 
det worden. 

Meine  Herren,  Sie  müssen  sich  bei  dieser  Frage 
immer  in  die  Lage  unserer  Landwirte  versetzen. 
Dieselben  bearbeiten  nun  seit  Jahrhunderten  ihren 
ererbten  Grund  und  Boden  nach  ihrer  Art.  Der  ra- 
tionelle Betrieb  bedingt  einen  öftere  Wechsel  der 
Kulturen,  und  in  Betracht  kommen  diesbezüglich 
nur  der  Wiesenbau,  die  Getreide-  und  die  Kai  toffel- 
kultar,  sowie  auch  noch  der  Rübenbau,  insofern 
nicht  die  Frachtverhaltnisse  demselben  hindernd  im 
Wege  stehen.  Was  den  Getreidebau  betrifft,  so  ist 
derselbe  bei  den  gegenwärtigen  Verhaltnissen  ab- 
solut unrentabel  Die  Zeilen  haben  aufgehört,  wo  in 
einem  Missjahr  der  Getreidepreis  um  das  Drei- 
oder Vierfache  gestiegen  ist,  wie  dies  in  frühem 
Zeiten  der  Fall  war,  sondern  die  Preise  sind  stets 
ungefähr  die  gleichen  und  zwar  infolge  der  Kon- 
kurrenz sozusagen  der  ganzen  Welt.  Wenn  es  an 
Getreide  mangelt,  so  wird  dasselbe  aus  Nord-  oder 
Südamerika,  aus  Russland,  aus  Rumänien  etc.  im- 
portiert In  der  Hauptsache  sind  unsere  Landwirte 
daher  auf  den  Wiesenbau  und  die  Kartoffelkultur 
angewiesen,  und  wenn  sie  in  den  Kulturen  ab- 
wechseln wollen,  so  müssen  sie  eben  den  Kartoffol- 
bau  betreiben  und  daher  für  die  Kartoffeln  auch 
einen  gewissen  Absatz  haben.  Dieser  Absatz  ist  aber 
eben  nicht  vorhanden.  Es  wird  allerdings  einge- 
wendet, wir  importieren  ja  300,000  q  Kartoffeln  aus 
dem  Ausland.  Allein  dabei  ist  zu  bedenken,  dass 
dieser  Import  sich  auf  die  Grenzgebiete  beschränkt, 
auf  den  Bezug  der  grossen  Städte  Genf,  Basel  etc. 
und  den  Bezug  der  Ostschweiz  aus  demSchwabcn- 
land.  aus  Bayern  etc.  Man  hat  Versuche  gemacht, 
aus  dem  Kanton  Bern  Kartoffeln  nach  der  Osiscliwe« 
zu  dirigieren,  allein  die  betreffenden  Unternehmer 


haben  dabei  ein  schlechtes  Geschäft  gemacht;  sie 
musston  bedeutendes  Geld  zulegen.  Ich  sage  also: 
die  Landwirte  sind  für  die  Verwertung  ihrer  Kar- 
toffeln auf  das  Brennen  angewiesen,  wenn  sie  für 
dieselben  eine  lukrative  Verwendung  finden  wollen. 
Nun  kommt  aber  auf  einmal  der  Staat  im  Jahre  1886 
und  verbietet  ihnen,  das  Produkt  des  Bodens  so  zu 
verwerten,  wie  es  ihnen  nützlich  erscheint,  und 
wie  sie  es  bisher  gewohnt  waren.  Dies  gienge  noch 
an,  wenn  dieses  Verbot  für  alle  landwirtschaftlichen 
Produkte  das  nämliche  wäre,  allein  dies  ist  nicht 
der  Fall.  Der  Luzerner,  der  Thurgauer,  der  Schaff- 
hauser  kann  sein  Obst  brennen,  der  Waadtlfinder  und 
Neuenburger  brennt  seine  Trcster,  nur  der  Landwirt 
der  Centraischweiz,  bei  dem  leider  kein  Wein 
wachst  und  kein  Obst  gedeiht,  darf  seine  Kartoffeln 
nicht  brennen,  ja  er  darf  sie  nicht  nur  nicht  brennen, 
sondern  die  andern  Landwirte,  seine  Konkurrenten, 
haben  noch  einen  bedeutenden  Vorzug,  indem  in- 
folge des  Verbots  des  Brennens  von  Kartoffeln  und 
Getreide  der  aus  Obst  und  Trester  hergestellte  Sprit 
im  Preis  natürlich  in  die  Höhe  gegangen  ist,  sodass 
sie  von  den  Monopolpreisen  profitieren. 

Herr  Kollege  Schumacher  hat  uns  ausgeführt, 
dass  im  Kanton  Luzern  ähnliche  Verhältnisse  be- 
standen hätten,  wie  z.  B.  im  Kanton  Bern  —  las- 
sen wir  den  Kanton  Solothurn  beiseite,  der  spielt 
ja  in  diesem  Punkte  keine  Rolle  — ,  die  Landwirte 
haben  sich  aber  seither  auf  andere  Kulturen  ge- 
worfen.  Nun  habe  ich  hier  den  Bericht  der  Alko- 
holverwaltung  vom  Jahre   1892  vor  Augen.  Der- 
selbe enthält  eine  statistische  Zusammenstellung  der 
Summen,  welche  für  die  Expropriation  der  allen 
Kartoffelbrennereien  bezahlt  werden  mussten.  Es 
geht  daraus  hervor,  dass  der  Kanton  Luzern  ins- 
gesamt eine  Entschädigung  von  Fr.  149,170  erhielt, 
während  im  Kanton  Bern    Tür  den  Betrag  von 
2,008,208  Fr.   expropriiert   werden  musste.  Sie 
sehen  also,   dass  das  Interesse  dos  Kantons  Bern 
an  diesen  alten  Brennereien  dasjenige  des  Kantons 
Luzern  um  ungefähr  das  15fache  übersteigt.  Und 
ich  kann  Ihnen  noch  weiter  mitteilen,  dass  unter 
denjenigen  Kantonen,  welche  vom  Monopol  am  mei- 
sten profitieren,  wegen  der  Belastung  des  Kartoffel- 
sprites  durch  das  Monopol,  der  Kanton  Luzern  in 
erster  Linie  steht,  denn  nach  den  uns  vorliegenden 
statistischen   Tabellen    entfallen   von  den  30,000 
monopolfreien  Brennereien,  die  überhaupt  im  Lande 
existieren,  auf  den  Kanton  Luzern  deren  3061.  Der 
Kanton  Luzern  profitiert  also  in  erheblichem  Masse 
vom  gegenwärtigen  Zustand  der  Dinge ,   und  es 
scheint  mir,  dass  man  infolge  dessen  gegenüber 
denjenigen  Kantonen,  die  bedeutend  geschädigt  sind, 
etwas  grossmutiger  sein  dürfte,  und  namentlich  finde 
ich  es  nicht  schön,  dass  von  Liebesgaben  gespro- 
chen wurde.    Dieses  Wort  würde  ich,  wenn  ich 
Berner  wäre,  mit  aller  Entschiedenheit  zurückwei- 
sen.   In  einem  der  letzten  Borichte  der  Alkohol- 
verw&Itung,  den  ich  nicht  gerade  zur  Hand  habe, 
ist  ausgeführt,  das*  der  Kanton  Bern  an  den  Be- 
zügen von  der  Alkohol  Verwaltung,  also  an  den 
Lasten  des  Alkoholmonopol.«,  mit  über  30  °/o  parti- 
zipiert, währenddem  er  am  Reingewinn  nur  mit 
19*/o  beteiligt  ist.    Auf  dem  Kanton  Bern  liegen 
also  zum  pnten  Teil  auch  die  Lasten  des  Monopols, 
und  deshalb  finde  ich  es  nicht  ganz  am  Platz,  wenn 
da  von  Liebesgaben  gesprochen  wird.    Ich  sage: 
dieses  Verhältnis,   wie  es  gegenwärtig  zwischen 
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den  monopolfreien  und  den  karloflelbautreiben- 
den  Betrieben  besteht,  ist  geeignet,  unwillkürlich 
ein  Gefühl  der  Bitterkeit,  der  ungleichmäßigen  Be- 
handlung der  Schweizer  bürget'  hervorzurufen,  und 
dieses  Gefühl  wird  noch  dadurch  gesteigert,  wenn 
man  sich  Jahr  für  Jahr  wehren  rauss,  um  das  zu 
erhalten,  was  bei  Einführung  des  Monopols  vei- 
.-prochen  wurde,  und  dies  sind,  wie  ich  nachge- 
wiesen habe,  diese  30,000  Hektoliter. 

Aus  allen  diesen  Gründen  möchte  ich  Ihnen  be- 
lieben, an  dem  Maximum  von  30,000  Hektoliter 
festzuhalten. 


M.  leconsciller  föderal  Comtess«:  Je  voudralsre- 
pundro  doux  mots  ä  M.  Python  qui  a  fait  allusion 
a  des  essais  qui  so  poursuivent  actuellemenl  pour 
introduire  ä  nouveau  l'industrie  suoriere  en  Suissc. 

Apres  l'echec  regreltable  qui  s'est  produit  dans 
le  canlon  du  Valais,  il  s'est  constitue  une  entreprise 
de  la  meme  nature  ä  Aarberg.  Nous  nous  trouvons 
encore  dans  co  moment  ä  la  periode  des  etudes, 
rnais  pour  l'industrie  du  sucre  ilyalä  une  question 
interessante  et  il  est  de  notro  devoir  et  de  eclui 
des  deparlements  de  l'agricullure  et  des  tinances 
de  favoriscr  cette  industrie  s.»ns  cepeadant  trop 
sacrifier  pour  ccla  les  interets  du  monopole  et  ceux 
des  cantons.  II  serait  certainement  txes  desirable  que 
nous  puissions  developper  et  assurer  l'avenir  de 
cette  industrie.  J'omettais  de  dire  qu'en  ce  qui  con- 
cerne  les  matieres  necessaires  ä  la  saccharifleation 
et  ä  lafermenlationle  conseil  föderal  peut  laire  ex- 
ception  a  la  regle  en  vertu  de  laquelle  des  matieres 
premieres  indigenes  doivent  scules  etre  employees. 

Quant  ä  la  deilnition  des  associations  agriooles, 
qui  doivent  oblenir  la  preierence,  je  ne  voudrais  pas 
la  donner  de  mon  propre  chef.  Sur  ce  point  du 
reste  le  projet  de  la  commission  n'innove  rien, 
dans  la  lui  actuelle  sc  trouve  la  meme  disposilion; 
nous  nous  trouvons  par  consequent  en  face  d'une 
question  de  pratique,  il  faut  savoir  quelle  a  ete 
ccllc  suivio  ces  derniercs  anuecs. 


Schumacher:  Nur  zwoi  Worte  auf  das  Votum 
des  Herrn  v.  Are.  Ich  hebe  mit  Vergnügen  hervor, 
dass  Herr  v.  Arx  den  Schutz  der  einheimischen 
Landwirtschalt  durch  Gewährung  von  Exportprämien 
wieOeutschland  und  andere  Staaten  solche  bewilligen, 
als  nachahmenswert  bezeichnet  hat  Im  deutschen 
Sprachgebrauch  nennt  man  die  Exportprämien  Lie- 
besgaben; ich  habe  den  nämlichen  Ausdruck  ge- 
braucht, den  man  in  Deutschland  für  die  nämliche 
Sache  auch  braucht.  Es  freut  mich,  dass  Herr  v. 
Arx  die  Gewährung  von  Exportprämien  in  Aussicht 
genommen  hat,  und  wir  werden  nicht  unterlassen, 
seinerzeit  bei  Absohluss  der  Zollvcrträge  und  Fest- 
stellung der  Zolltarife  Herrn  v.  Arx  hieran  zu  er- 
innern. 

Nun  noch  ein  Wort  betr.  die  Kompromisse.  Es 
mag  sein,  dass  seinerzeit  ein  Kompromiss  abge- 
schlossen worden  ist,  der  die  Begünstigung  der  In- 
landbrenncrei  zum  Zwecke  hatte.  Allein  dieser  Kom- 
promiss kann  nur  für  diejenigen  gelten,  welche  an 


demselben  teilgenommen  haben,  und  da  möchte  ich 
für  unsere  Kanton  bestreiten,  dass  wir  je  dabei  be- 
teiligt waren,  l'ebrigens  ist  es  mit  diesen  Kompro- 
missen eine  oigene  Sache.  Bei  der  Eisenbahnver- 
staatlichung wurden  eine  Reihe  von  Kompromissen 
abgeschlossen.  Ich  erinnere  Herrn  v.  Arx  an  den 
Kompromiss,  den  man  mit  den  Simplonkantonen  ab- 
geschlossen hat  und  den  wir  honoriert  haben  ;  aber 
ich  möchte  ein  für  alle  Mal  die  Pflicht  ablehnen, 
solche  Kompromisse  zu  honorieren. 


Beichlin:  Nur  zwei  Worte  zur  Rechtfertigung 
meines  Antrages  gegenüber  der  Replik  des  Herrn 
Refcronten.  Man  weist  darauf  hin,  dass  den 
Brennern  seinerzeit  ein  Zugeständnis  gemacht  wor- 
den 'sei  von  1—2  Millionen,  ein  Opfer,  welches 
die  Gesamtheit  der  Inlandbrennerei  bringen  wollte. 
Es  muss  darauf  hingewiesen  werden,  dass  dieses 
Zugeständnis  ja  nur  in  der  Perspektive  bestand, 
welche  das  Alkoholbudget  für  die  Zukunft  eröff- 
nete, und  das  hatte  eben  zwei  Seiten.  Auf  der 
einen  Seite  sagte  man,  man  konnte  der  Inland- 
brennerei so  viel  zuweisen,  aber  in  der  Voraus- 
setzung, dass  120,000  hl  Trinksprit  konsumiert  wer- 
den. Anderseits  sagte  man,  die  Kantone  erhalten  durch 
dieses  Zukunftsbudget  die  Perspektive,  jährlich  9 
Millionen  Reinertrag  aus  dem  Monopol  zu  gewinnen. 
Nun  hat  sich  aber  dieses  Budget  als  Irrtum  er- 
wiesen; es  war  nicht  richtig  kalkuliert  Die  Folge 
zeigte,  dass  statt  120,000  nur  ein  Konsum  von 
(30,000—70,000  hl  Sprit  bestehe.  Die  Kantone  mussten 
sich  also  statt  den  in  Aussicht  gestellten  9  Millionen 
mit  5 — 6  Millionen  begnügen,  und  das  hat  doch 
sicherlich  auch  die  Folge,  dass  die  Perspektive  nach 
der  andern  Richtung,  für  die  Brenner,  in  gleicher 
Weise  reduziert  werden  muss  an  Hand  der  That- 
sachen,  die  sich  eben  ergeben  haben.  Nun  scheint 
mir  aber  bei  der  ganzen  Rechnung  folgendes  mass- 
gebend zu  sein.  Wir  haben  jetzt  eine  zehnjährige 
Erfahrung  hinter  uns,  und  in  diesen  10  Jahren 
wurden  vom  Inland  nicht  mehr  als  150,000  q  Kar- 
toffeln per  Jahr  gebrannt,  d.  h.  mit  andern  Worten 
15,000  hl  Sprit  aus  Kartoffeln  erzeugt  Durch  diese 
zehnjährige  Durchschnittsberechnung  ist  doch  der 
Beweis  geleistet,  dass  unsere  Landwirtschaft  nicht 
darunter  gelitten  hat,  indem  sie  bis  jetzt  ein  viel 
kleineres  Quantum  Kartoffelsprit  herstellte  als  man 
nun  für  die  Zukunft  konzedieren  will.  Statt  15,000 
hl  möchto  ich  25,000  konzedieren;  aber  weiter  ru 
gehen,  glaube  ich,  sei  absolut  nicht  vereinbar  mit 
den  Interessen  der  Kantone  und  des  Bundes. 

Nun  habe  ich  aber  noch  das  Wort  ergriffen,  um 
zu  Art  2  einen  weitern  Antrag  zu  steilen.  Ich 
möchte  Ihnen  beantragen,  bei  Lemma  2  den  Schluss- 
satz  zu.streichon,  welcher  lautet:  «Essollen  indessen 
keine  höheren  Preise  bewilligt  werden,  als  solche, 
bei  denen  den  Brennern,  bei  richtiger  Einrichtung 
und  rationellem  Betrieb,  die  Scblompe  kostenfrei 
verbleibt»  Wir  garantieren  mit  diesem  Satze  den 
Brennern  zum  voraus  einen  Gewinn,  über  dessen 
Tragweite  in  der  Botschaft  keino  Auskunft  erteilt 
wird  und  welcher  in  dieser  Fassung  jedenfalls  ver- 
schiedener Auslegung  fähig  ist.  In  der  Eingabe  der 
gemeinnützigen  Gesellschaft  des  Kantons  Dem  an 
den  Standerat  vom  14.  März  1896  wird  der  Wert 
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der  Schlempe  per  Jahr  auf  Fr.  300,000  geschätzt; 
die  Schrift  enthält  darüber  folgendes: 

«Nach  dem  Bericht  über  den  Geschäftsgang  der 
Alkoholverwaltuog  vom  Jahre  18£M,  der  in  Bezug 
auf  Schlempeerzeugung  einschlägige  Details  enthält, 
ist  die  pro  Winter  1801-92  erzeugte  Schlempe  von 
685  Viehbesitzern  an  7763  Stücke  Vieh  (darunter 
146;i  Schweine)  verlüttert  worden.  Jährlich  werden 
ca.  35O,U00  hl  Schlempe  erzeugt,  deren  Futterwert 
unter  der  Annahme,  dass  auch  teilweise  Koggen 
verarbeitet  werde,  rund  auf  Fr.  ftOO.OÜO  festgesetzt 
werden  kann.» 

Wir  wissen  also  aus  diesem  Berichte  nur, 
was  eigentlich  die  Schlempe  für  einen  Wert 
hat;  beziffert  ist  er  auf  Fr.  300,000.  Nun  kommen 
aber  im  Gesetze  die  Bedingungen,  unter  welchen 
die  Schlempe  den  Brennern  als  Proßt  bleiben  soll, 
nämlich  unter  der  Voraussetzung  richtiger  Einrich- 
tung und  rationellen  Betriebes  der  Brennerei.  Es 
will  mir  nun  scheinen,  da  kommen  wir  mit  den 
Brennern  sofort  in  Gegensatz;  denn  diese  Begriffe 
sind  dehnbar.  Vorab  wird  es  sich  fragen:  Welche 
Verwaltungskoslen  und  Lühnungen  dürfen  beim  ra- 
tionellen Betriebe  verrechnet  werden  ?  Werden  die- 
selben nach  dem  Massstabe  berechnot,  wie  der 
Bund  in  seinen  Verwaltungszweigen  honoriert  oder 
wie  die  Privatindustrie  bisher  bezahlt  hat-'  Welche 
Zinsen  dürfen  vom  Anlagekapital  berechnet  werden? 
Welche  Amortisationsquoten  sind  einzusetzen?  Wird 
der  Rohstoff,  den  die  Brennerei  verarbeitet,  nach 
den  Jahreskosten  oder  nach  einem  Durchschnittspreis 
geschätzt?  Das  heisst,  es  fällt  hier  in  Betracht,  ob 
in  guten  Jahren  gebrannt  und  gekauft  wird  oder  in 
solchen  Jahren,  wo  die  Kartoffelernte  {eine  unge- 
nügende ist  Nach  den  bisherigen  Erfahrungen 
haben  die  Brenner  in  den  Jahren,  wo  die  Kartoffel, 
ernte  eine  grosse  war,  bedeutend  mehr  gehrannt, 
als  in  andern  Jahren,  aus  begreiflichen  Gründen.  In 
Zukunft  aber  haben  sie  an  iland  dieses  Gesetzes 
das  Recht,  zu  sagen:  Wir  kümmern  uns  gar  nicht 
um  den  Preis  der  Kartoffeln ;  wir  können  ebensogut 
Fr.  0  für  den  Centner  auslegen  wlo  Fr.  4;  denn 
uns  sichert  man  zum  vorneherein  die  Schlempe  als 
Profit.  Ich  halte  nun  dafür  und  fürchte,  mit  dieser 
Zusicherung  werde  die  Alkoholverwaltung  den 
Brennern  mehr  oder  weniger  ausgeliefert.  Ich  gebe 
gerne  zu,  dass  der  Bundesrat  beim  Abschluss  seiner 
Brennerei-Verträge  ähnliche  Gesichtspunkte  in  Er- 
wägung gezogen  hat,  und  ich  habo  nichts  dagegen, 
wenn  solche  Erwägungen  auch  für  die  Zukunft  mehr 
oder  weniger  massgebend  bleiben;  aber  ich  kann  es 
nicht  verstehen,  dass  solche  positiv  ins  Gesetz,  ein- 
gestellt werden,  weil  sofort  deren  Dehnbarkeit  ins 
Auge  füllt  und  zu  Widersprüchen  und  Auseinander- 
setzungen führen  muss.  Ich  glaube,  wenn  der  Bundes- 
rat diese  Gesichtspunkte  in  einer  Vollziehungs-Ver- 
ordnung niederlegt,  ist  er  jederzeit  in  der  Lage, 
dieselben  zu  ergänzen  oder  auch  restriktiv  zu  be- 
urteilen, während  das  nicht  der  Fall  ist,  wenn  sie 
in  positiver  Form  im  Gesetzo  verbleiben.  Ich  halte 
dafür,  es  sei  besser,  wenn  diese  Bestimmungen 
nicht  ins  Gesetz  selber  eingestellt  werden,  sondern 
nur  als  leitende  Gesichtspunkte  in  einer  Vollziehungs- 
Verordnung  de9  Bundesrates,  wie  bis  jetzt,  stehen 
bleiben.  Deshalb  mochte  ich  Ihnen  den  Antrag 
stellen,  den  Schlusssatz  des  zweiten  Lemmas  zu 


M.  Python:   J'ai  Jemand*?  la  parole  pour  re- 

venir  surlanotiond'associationsagricoles;  M.  lorap- 
porteur  de  la  coramission  m"a  repondu  en  mo  eilant 
le  texte  allemand  «Landwirtschaftliche  Genossen- 
schaften». 

Je  suis  salisfait  de  colte  roponse,  par  contro  jo 
le  suis  moins  du  commentaire  qui  en  a  ete  fait  par 
M.  Berthoud;  j'estime  quo  pour  qu'uno  association 
puisso  revendiquer  le  droit  de  preference,  il  faut 
qu  elle  existe  au  prealablo  et  qu'cllo  poursuive  un 
but  agricole,  c'cst  ä  ces  seules  conditions  que  lo 
droit  de  preferenco  peut  lui  ütre  aecorde.  Que  plu- 
sieurs  agriculteurs  so  röunissent  pour  fonder  une 
distillerie,  je  ne  conteste  pas  leur  droit  de  le  faire, 
niais  ils  ne  peuvent  revendiquer  le  droit  de  prefe- 
rence, sinon  il  faudrait  dire:  Les  assoclations  com- 
posees  d'agriculteurs,  mais  qui  sont  rcunis  pour 
oxploiter  une  distillerie,  ce  qui  est  autre  chose. 

M.  le  representant  du  conseil  föderal  a  bien  voulu 
nous  exposer  les  conditions  auxquelles  ce  privilega 
pouvait  etre  rovendique  par  les  assoclations  agri- 
coles.  Je  voudrais  aller  un  peu  plus  loin  et  j'esp&ro 
que  le  conseil  federal  pourra  arriver  ä  formuler  des 
propositions  so  rapprochant  de  ma  maniere  de  volr.  En 
effet,  pourquoi  certains  agriculteurs  reunis  dans  un 
village  obtiendraient-ils  un  privllege  dont  d'autres 
seraient  exclus,  tandis  que  ces  derniers  possedent 
peut-ötre  plus  de  betail  et  disposent  d'une  superflcle 
agricole  plus  considerable.  II  ne  s'agit  evldemment 
pas  la  d'associalions  agricoles  telles  que  l'a  entendu 
le  legislateur  et  pouvant  revendiquer  le  droit  de 
pröference.  Pour  qu'une  association  puisso  reven- 
diquer ce  privllege,  il  taut  qu'elle  existe  deja,  qu'elle 
puisse  so  presenter  ä  nous  en  nous  disant:  Vollft 
nos  Statuts,  voila  le  but  que  nous  poursnivons,  nous 
sommes  groupÄs  pour  tel  ou  teltravall.  Pouraccor- 
der  le  droit  de  preference  aux  distilleries,  le  texte 
de  la  loi  sufflt,  il  contlent  en  effet  un  atinea  qui 
donne  la  competence  necessaire  au  conseil  federal: 
fLe  conseil  föderal  peut  toutefols  prendre  des  mesures 
pour  proteger  les  Interöts  de  l'agriculture  ou  du  flsc 
contre  une  exploltation  abusive  de  ce  privllege».  Le 
conseil  federal  est  suffisamment  arme  parcettedis- 
Position. 


Leumann:  Ich  möchte  nur  mit  einigen  Worten 
dem  Streichungsantraga  des  Herrn  Reichlin  ent- 
gegentreten.  Herr  Reichlin  beantragt  Ihnen,  den 
Schlusssatz  des  Lemma  2  zu  streichen,  der  lautet: 
«Es  sollen  indessen  keine  höheren  Preise  bewilligt 
werden,  als  solche,  bei  denen  den  Brennern,  bei 
richtiger  Einrichtung  und  rationellem  Betrieb,  die 
Schlempe  kostenfrei  verbleibt.»  Er  sagt  zur  Moti- 
vierung, mit  diesem  Satze  liefere  man  die  Monopol- 
Verwaltung  den  Brennern  aus.  Das  ist  durchaus  un- 
richtig. Wenn  Sie  den  Satz  richtig  ansehen,  so  werden 
Sie  finden,  dass  keineswegs  darin  steht,  dass  die 
Verwaltung  den  Brennern  so  viel  bezahlen  muss, 
dass  sie  die  Schlempe  frei  haben,  sondern  es  steht 
einfach,  dass  sie  unter  keinen  Umständen  einen 
h  ö  h  e  r  n  Preis  bewilligen  soll.  Diesen  Satz  hat  man 
gerade  deshalb  im  Gesetze  selber  angeführt,  um  das 
zu  verhüten,  was  Herr  Reichlin  befürchtet  Wenn  du 
nämlich  nicht  da  stände  und  Sie  nach  dem  Satze,  der 
voransteht,  die  Preise  festsetzen  würden  für  die  Be- 
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werber,  «welche  bei  zureichender  Garantie  inner- 
halb piner  und  derselben  Losklasse  die  günstigsten 
Bedingungen  stellen»,  so  ist  nicht  ausgeschlossen, 
'lass  die  Brenner  das  gute  Beispiel,  das  mau  heut- 
zutage an  vielen  Orlen  sehen  kann,  befolgen,  dass 
die  Angehörigen  »iner  Berufsklasse  sich  zusammen- 
thun  und  eineu  Bing  bilden.  Daun  hätten  sie  es  in 
der  Hand,  durch  Verabredung,  sogar  mit  Konven- 
tionalstrafen, untereinander  zu  sagen:  Wir  machen 
den  Preis  so,  und  keiner  darf  unter  diesen  Preis 
gehen.  Einem  solchea  Bing  gegenüber  wäre  nach 
dem  bisherigen  Gesetze  die  Monopol- Verwaltung 
eigentlich  ohnmächtig  gewesen,  und  der  Grund, 
warum  man  diesen  Zusatz  gemacht  hat,  war  die 
Absicht,  diesem  Uebelstande  abzuhelfen.  Ich  möchte 
Ihnen  daher  beantragen,  den  Antrag  des  Herrn  Bei ch- 
un  abzuweisen  und  den  Satz  steheu  zu  lassen,  wie 
ihn  die  Kommission  vorschlagt. 


ron  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
möchte  zunächst  den  Antrag  der  Kommission  auf- 
rechterhalten, und  zwar  wesentlich  aus  den  Grün- 
den, welche  von  Herrn  Leumann  schon  angeführt 
worden  sind.  Ich  glaube,  es  ist  absolut  notwendig, 
dass  wir  uns  im  neuen  Gesetze  vor  missbräuch- 
Ucben  Auslegungen  des  bisherigen  Art.  2  des  alten 
Gesetzes  schützen.  Nach  diesem  Gesetze  sind  wir 
verpflichtet,  '/«  des  Bedarfes  an  gebrannten  Wassern 
der  Inlandbrennerei  unter  allen  Umstanden  zuzu- 
weisen. Nun  sind  Versuche  gemacht  wordeu,  indem 
alle  Brennereien  sich  zu  einem  Bing  zusammen- 
tbaten,  der  Alkohol-Verwaltung  den  Preis  eigentlich 
vorzuschreiben.  Das  wollen  wir  nun  nicht.  Wir 
wollen  der  Inlandbrennerei  diese  30,000  hl  reser 
vieren,  aber  unter  der  Voraussetzung,  dass  bei  ra- 
tionellem Botriebe  und  angemessener  Verzinsung  den 
Brennern  nicht  mehr  verbleibe,  als  der  Wert  der 
Schlempe.  Nun  sagt  Herr  Reichlin,  dass  diese 
Schlempe  eine  unbekannte  Grösse  sei;  es  gehe  aus 
der  Botschaft  des  Bundesrates  nicht  hervor,  welche 
Bewertung  dieser  Schlempe  zugemessen  werden 
müsse;  auch  seien  die  Verhältnisse  beim  Betriebe 
der  Brennereien  so  verschiedenartig,  dass  es  über- 
haupt schwierig  sei,  da  sichere  Anhaltspunkte  zu  er- 
halten. Nun  mache  ich  Sie  darauf  aufmerksam,  dass 
diese  Schlempe-Angelegenheit  in  einem  früheren  Be- 
richte der  Alkohol-Verwaltung  sehr  einlasslich  helian. 
delt  worden  ist ;  es  wurde  dort  auseinandergesetzt,  dass 
der  Wert  der  Schlempe  für  einen  q  Kartoffeln  un- 
gefähr 70  Rappen  betrage;  da  es  9',j  q  Kartoffeln 
braucht,  um  oinen  hl  Sprit  zu  produzieren,  so  hat 
diese  Schlempe  einen  ungefähren  Wert  von  Fr.  6.  70. 
Das  wäre  also  der  Gewinn,  welchen  wir  der  Inland- 
brennerei aolto  reservieren  wollon,  und  dieser  Ge- 
winn entspricht  etwas  über  7°/o  des  Abgabepreises. 
Nun  kann  man  ja  dio  Frage  aufwerfeir  Wie  verhält 
sich  dieser  Gewinn  zu  den  Gewinnresultaten,  welche 
die  Brennereien  bis  jetzt  gemacht  haben?  Es  ist 
Ihnen  bekannt,  dass  man  in  den  letzten  Jahren  die 
Brennereien  verpachtet  hat,  ihre  Bechnungen  all- 
jährlich der  Alkohol-Verwaltung  einzureichen.  Aus 
diesen  Bechnungen  geht  nun  hervor,  dass  dio 
Brennereien  sehr  verschieden  arbeiten.  Es  kommt 
da  eine  Brennerei  vor,  welche  rechnungsgemäss  per 
hl  einen  Verlust  hat  von  Fr.  10,  andere  haben  einen 


geringem  Verlust,  und  das  Maximum  des  Gewinnes, 
der  durch  diese  Brennerei-Bechnungen  ausgewiesen 
ist.  beträgt  Fr.  6  per  hl.  Natürlich  gehen  diese  Rech- 
nungen  in  Bezug  auf  Verzinsung,  Amortisation 
u.  s.  w.  sehr  weit  auseinander.  Dio  Alkohol-Ver- 
waltung aber  beschränkt  sich  natürlich  nicht  darauf, 
die  Bechnuugen  einfach  entgegenzunehmen,  sondern 
alle  diese  Bechnungen  worden  von  ihr  wieder  um- 
gerechnet, und  es  wird  eine  Normalrechnung  lür 
jede  Brennerei  festgestellt  Man  weiss  also  bei 
gleichmassiger  Verzinsung  aller  Brennereien,  bei 
gleichmässiger  Amortisation,  ob  eine  Brennerei  ra* 
tionell  und  richtig  betrieben  wird  oder  nicht,  und 
so  wird  man  auch  inskünftig  bei  der  Vergebung  der 
Brennlose  genau  ausrechnen  können,  ungefähr 
doch  wenigstens,  wie  hoch  man  gehen  darf,  damit 
jede  Brennerei  nicht  mehr  Profit  aus  ihrer  Industrie 
zieht,  als  eben  den  Wert  dieser  Schlempe,  dessen 
Grösse  ich  Ihnen  bereits  mitgeteilt  habe. 

Zum  Schluss  kann  ich  eine  Bemerkung  des  Herrn 
Schumacher  nicht  ohne  weiteres  hingehen  lassen. 
Herr  Schumacher  sagte,  er  habe  mit  grossem  Ver- 
gnügen davon  Notiz  genommen,  dass  der  Berichter- 
statter es  billige,  dass  der  Landwirtschaft  Export- 
prämien auf  ihren  Produkten  bewilligt  werden  und 
er  werde  bei  den  künftigen  Verhandlungen  Ober  die 
Gestaltung  unserer  Zollverhältnisse  darau!  zurück- 
kommen. Nun  hat  mir  aber  Herr  Schumacher  Worte 
in  den  Mund  gelegt,  die  ich  gar  nicht  gesagt  habe. 
Ich  habe  nicht  gesagt,  dass  ich  diese  Exportprämien 
billige,  sondern  habe  nur  au!  die  Opfer  hingewiesen, 
welche  Deutschland,  Oesterreich  und  Frankreich 
sich  für  die  Unterstützung  der  Landwirtschaft  auf- 
bürden, auf  die  40  Millionen  Mark,  welche  Deutsch- 
land  aufwendet,  um  diese  Exportprämien  bezahlen 
zu  können;  aber  ich  habe  nie  und  nimmer  gesagt, 
dass  ich  für  die  Schweiz  eine  ähnliche  Einrichtung 
wünsche  und  noch  weniger,  dass  ich  je  dafür  ein- 
treten werde.  Ich  halte  mir  also  da  vollständig  das 
Protokoll  offen,  hielt  aber  darauf,  jetzt  sehen  dl« 
Sache  zu  berichtigen. 


Abstimmung.  —  Yotation. 

Die  vom  Herrn  Berichterstatter  beantragten  re- 
daktionellen Aenderungen  werden  stillschweigend 
gebilligt.  Die  von  Herrn  Berthoud  in  Bezug  auf  den 
franz.  Text  des  zweitletzten  Alineas  vorgeschlagene 
Fassung  wird  angenommen.  Der  Antrag  des  Herrn 
Reichlin  auf  Streichung  des  Schlusssatzes  von  Alinea 
2  unterliegt  mit  22  gegen  5 Stimmen.  In  event.  Ab- 
stimmung wird  dem  weitern  Antrag  des  Herrn 
Reichlin,  welcher  das  der  inländischen  Produktion 
vorbehalteno  Maximalquantum  auf  25,000  hl  fest- 
setzen möchte,  gegenüber  demjenigen  des  Herrn 
Schumacher,  mit  24  gegen  0  Stimmen  der  Vorzug 
gegeben  und  derselbe  in  definitiver  Abstimmung  mit 
18  gegen  11  Stimmen,  im  Gegensatz  zum  Antrage 
der  Kommission,  festgehalten. 

(Les  modiflcations  rödactionnelles  proposecs  par 
M.  lo  rapporteur  sont  adopteestacitement  Lateneur 
quo  M.  Berthoud  propose  de  donner  a  l'avant-dernier 
alinca  du  toxte  francais  est  adoptee. 

La  proposition  Beichlin  tendant  ä  la  suppression 
du  passago  final  de  l'alinea  2  est  repoussee  par  *2 
voix  contre  5. 
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En  votation  eventuelle,  le  ein  seil  pr<"fero  par  2i 
voix  contre  !•  la  propositioo  <lo  M.  lieichlin  (con- 
tingent  maximal  reservt)  ä  la  pivxluctiou  indigene, 
25.000  hl)  ä  celle  de  M.  Scljumach^r  et,  en  votation 
delinitive,  il  adopte  la  proposition  Pioichlin  par  18 
voix  contro  11  qui  sont  donnees  ä  la  proposiü.»n 
de  ia  coniniissiun.) 


Art.  3. 

von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Art  H  handelt  von  der  inländischen  Produktion  mo- 
nopolpßichtiger  gebrannter  Wasser  in  anderer  als 
der  in  Art.  2  festgesetzten  Form.  Die  Bedingungen 
sind  vom  Bundesrate  zu  normieren  und  die  zu  er- 
bebenden Monopolgebühren  sollen  ungefähr  dem 
Monopolgewinn  entsprechen.  Aul  solche  ausseror- 
dentliche Verhältnisse  muss  im  Gesetze  Bücksicht 
genommen  und  angegeben  werden,  wie  dieselben 
zu  behandeln  sind.  Es  ist  diesbezüglich  bereits  auf 
die  Zuckerfabrik  In  Aarberg  hingewiesen  worden, 
und  ich  will  nicht  wiederholen,  was  diesbezüglich 
bereits  angebracht  worden  ist.  Die  Monopol-Ver- 
waltung bat  ein  Interesse  daran,  dass  solche  Pro- 
dukte wie  diese  Melasse,  die  aus  der  Zuckerfabri- 
kation resultiert,  aus  dem  Verkehr  verschwinden, 
weil  ja  selbstverständlich  grosse  Gefahr  vorhanden 
ist,  dass  solche  Produkte  von  den  monopolfreien 
Brennereien  einfach  mitgebrannt  werden.  Es  ist 
hier  namentlich  hinzuweisen  auf  die  sogenannten 
ambulanten  Betriebe,  welche  in  der  letzten  Zeil 
sich  immer  mehr  and  mehr  eingelebt  haben;  es 
sind  meistens  kleine  fremde  Industrielle,  welche 
mit  den  nötigen  Apparaten  von  Dorf  zu  Dorf  reisen 
und  da  alles  zusammenbrennon,  was  ihnen  zum 
Brennen  zugewiesen  wird.  Wenn  wir  nun  nicht  da- 
für sorgen,  dass  dieser  billige  Bohstoff  aus  dem 
Verkehr  verschwindet,  so  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  die  Melasse  aufgekauft  und  dann  mit  andern 
Produkten,  Obst,  Trester  u.  s.  w.,  mitgebrannt 
würde.  Ich  habe  Ihnen  bereits  auseinandergesetzt, 
dass  mit  einem  Unternehmer  eine  Vereinbarung  ge- 
troffen worden  ist,  damit  der  Abgang  an  Melasse 
der  Zuckerfabrik  Aarberg  sofort  destilliert  und  das 
Produkt  in  Handel  gebracht  werden  kann,  so  dass 
also  die  Melasse  dieser  Fabrik  keine  andere 
Verwendung  findet  Ich  möchte  Ihne 
diesen  sehr  zeitgcmässen  Artikel  so 
wie  er  vorgeschlagen  ist 


Angenommen.  —  (Adtpti.) 


Art.  4. 

Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Art  4  enthält  eigentlich  nichts  Neues.  Es  könnte 
hier  nur  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  nicht 
der  Bund  auch  Branntwein  zu  40  Grad  abgnbeu  solle, 
wie  es  zu  verschiedenen  Malen,  namentlich  im  .Na- 
tionalrat verlangt  worden  ist. 

Es  gehen  schon  seit  Einführung  des  Monopols 
und  immer  wieder  Klagen  durch  das  Land, 

»UMi.  X  Kr.  ».  -  J 


dass  die  Qualität  der  vom  Bundo  abgegebenen  Sprite 
nicht  eine  ganz  kritiklose  sei,  dass sie  ZU  wünschen 
(ihriji  lasse.  Zur  Verwendung  behufs  Abgabe  von 
Branntwein  käme  natürlich  nur  Bohspiritus;  es  ist  das 
ein  Spiritus,  welcher  bis  !'/»*/•  Verunreinigungen  ent- 
hält, nämlich  den  sogenannten  Fusel,  welcher  von 
den  Branntweinbrennern  wegen  de«  speclflschen 
haut  goüt  oder  bon  goüt  ganz  besonders  gewürdigt 
wird.  Nun  ist  aber  diese  Zubereitung  von  Brannt- 
wein eine  ausserordentlich  einfache  und  es  wird  das 
bezügliche  Rezept  sämtlichen  Fakturen  der  Alkohol- 
Verwaltung  betr.  Rohspiritus  beigegeben,  sodass 
jeder  Bezüger  die  betreffende  ausserordentlich  ein- 
fache Mischung  selbst  besorgen  kann.  Würden  wir 
Branntwein  zu  46°  abgeben,  also  dem  Spiritus 
noch  Wasser  beifügen ,  so  würden  wir  nur  den 
Eisenbahn  -  Gesellschaften  ein  grosses  Vergnügen 
machen.  Denn  wir  haben  die  Frachten  ja  selber 
zu  bezahlen;  wir  liofern  den  Alkohol  Iranco  an 
alle  Stationen  der  Schweiz  und  hätten  also  ein- 
fach das  Vergnügen,  neben  dem  Alkohol  noch  Wasser 
im  Lande  herum  zu  führen.  Das  werden  Sie  nicht 
wollen,  und  es  ist  deshalb  in  beiden  Kommissionen 
diese  Anregung,  die  einlässlich  besprochen  wurde, 
von  der  Hand  gewiesen  worden;  die  Bezüger  sollen 
dieses  einfache  Recept  auch  inskünftig  selbst  an- 


Seherrer:  leb  möchte  mir  erlauben,  zu  diesem 
Artikel  4  einen  Zusatz  zu  beantragen  des  Inhalts, 
dass  am  Schlüsse  beigefügt  würde:  «vorbehaltlich 
anfälliger  kantonaler  Monopole*.  Es  ist  nämlich 
zu  bemerken,  dass  in  einigen  Kantonen  —  ich 
spreche  speciell  von  Baselstadt  —  noch  ein  kan- 
tonales Alkoholmonopol  besteht,  welchem  speciell 
die  Verarbeitung  der  mit  den  Monopolgebühren  be- 
lasteten gebrannten  Wasser  im  Kanton  zur  Aufgabe 
gestellt  ist,  and  da  schiene  es  mir  nun  nicht  richtig, 
wenn  einfach  auf  die  Privatindustrie  abgestellt  würde 
und  derartige  kantonale  Monopole,  wenn  auch  viel- 
leicht nicht  materiell,  so  doch  formell,  gewisser- 
massen  in  Frage  gestellt  werden  könnten.  Ich  glaube, 
dieser  Zusatz  sohadet  dem  übrigen  Artikel  durchaas 
nichts,  und  es  ist  damit  etwas  beseitigt,  was  even- 
tuell zu  Mißverständnissen  Anlass  geben  könnte. 


von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Wir 
habon  einen  ähnlichen  Vorbehalt  im  Art  3,  letztes 
Lemma:  c Vorbehalten  bleiben  die  kantonalen  Gesetze 
und  Verordnungen  betreffend  die  Herstellung  und 
Besteuerung  gebrannter  Wasser.»  Nun  können  wir 
ja  auch  noch  einen  solchen  Vorbehalt  machen  in 
Bezug  auf  den  andern  Punkt,  und  ich  habe  nichts 
dagegen  einzuwenden,  wenn  Sie  den  Antrag  des 
Herrn  Scherrer  aeeepticren. 


Mit  dem  von  Herrn 
angenommen. 

(Adopte  avec  l'amendement  propose  par  M. 
Schorrer.) 


Digitized  by  Google 


Art.  5. 

to»  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Art.  Ö 
behandelt  die  Frage  der  Hinfuhr  der  sogenannten 
QuaJituls-SpirUuosen,  ein  Begriff,  der  niemals  yenau 
festgestellt  worden  war  und  nachher  zu  den  ver- 
schiedenartigsten Auslegungen  Veranlassung  gegeben 
hat  Dieser  Begriff  wird  nun  des  nahern  präzisiert; 
im  übrigen  stellen  die  Bestimmungen  im  Alinea  2, 
3  und  5  in  Ucbereinslimmung  mit  der  bisherigen 
Praxis.  Neu  ist  dagegen  Alinea  4;  mit  diesem  will 
man  den  Beschwerden  der  schweizerischen  Liqueur- 
uud  Spirituoseuhimdler  entgegenkommen,  welche 
sich  wiederholt  darüber  beklagten,  dass  im  Klein- 
handel die  Ausländer,  welche  durch  die  Handels- 
verträge geschützt  sind,  besser  behandelt  wurden, 
als  die  Schweizerbürger.  Diese  Auffassung  entspricht 
zwar  nicht  ganz  den  thatsächlichen  Verhältnissen; 
ich  werde  dies  dann  bei  Art  11,  welcher  den 
Gross-  und  Kleinhandel  umschreibt,  noch  detaillierter 
nachweisen.  Gleichwohl  soll  inskünftig  eine  Be- 
lastung des  fremden  Handels  eintreten,  indem  bei 
Sendungen  von  unter  50  kg  nicht  nur  die  feste  Mo- 
nopolgebühr von  80  Gts.  per  Kilo  erhoben  werden 
soll,  sondorn  der  Bundesrat  das  Recht  bekommt, 
einen  Zuschlag  bis  auf  25*/«  zu  beschliessen. 

Was  nun  Alinea  t>— 8  anbelangt,  öo  ist  diesbe- 
züglich aul  das  Bundcsgesetz  vom  MX  April  1891 
betr.  den  schweizerischen  Zolltarif  hinzuweisen. 
Dasselbe  enthält  unter  anderm  folgende  Bestim- 
mungen: «a.  Natur-  und  Kunstweine  mit  mehr  alsl"? 
<<rad  Alkoholgehalt  unterliegen  für  jeden  weitem 
Grad  einer  Monopolgobühr  von  80  Rappen  und 
oiuem  Zollzuschlag  von  90  Rappen  per  q.;  b.  Für 
Waren,  zu  deren  Herstellung  Alkohol  verwendet 
wurde,  sowie  für  Brennerei -Rohstoffe  bleibt  der 
Bezug  der  Monopolgebühr  nach  Massgabe  des  Alko- 
holgesetzes und  der  Ausführungsverordnungen  zu 
demselben  vorbehalten.  Diesen  Bestimmungen  des 
vorgenannten  Gesetzes  tragen  nun  die  proponierten 
Neuerungen  Rechnung.  Es  ist  richtiger,  die  bezüg- 
lichen Verhältnisse  im  Alkoholgesetz  zu  ordnen,  wo- 
bei allerdings  zu  bemerken  ist,  dass  ein  Anlass, 
die  Vorschriften  des  Bundesgesetzes  aufzuheben, 
dermalen  nicht  vorliegt  Ks  wurden  also  dann  diese 
Bestimmungen  sowohl  im  Zollgesetz,  als  im  künf- 
tigen Alkoholgesetz  vorhanden  sein.  Ich  beantrage 
Ihnen  Annahme  dieses  Vorschlages. 

Angenommen.  -  (Adopti.) 


|  Art.  6. 

Ten  Am,  Berichterstatter  der  Kommission: 

Keine  Bemerkung!  | 


M.  Python :  ü  vaudrait  mieux  supprimer  la  data 
ä  lart  C. 


von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
mache  Sie  darauf  aufmerksam,  dass  es  bis  jetzt 
gebräuchlich  war,  immer,  wenn  auf  ein  Gesetz  hin- 
gewiesen wurde,  das  Datum  desselben  beizufügen, 
und  ich  glaube,  man  sollte  von  diesem  Gebrauche 
auch  bei  diesem  Anlasse  nicht  abgehen. 


Arnim :  Ich  glaube  doch,  der  Antrag  des  Herrn 
Python  ist  ganz  richtig.  Ich  habe  es  immer  als  nicht 
richtig  erachtet,  in  einem  Gesetz  das  Datum  zu  nennen, 
aus  dem  Grunde,  weil  das  Gesetz  revidiert  werden 
kann  und  dann  der  Gesetzesartikel  unrichtig  wird. 
Wenn  wir  beispielsweise  das  Bundesgesetz  über 
das  Zollwesen  revidiereu,  'lann  bekommt  dasselbe 
ein  anderes  Datum,  und  es  sollte  dann  schon  wieder 
dieses  Datum  hier  geändert  werden.  Darum  ist  es 
klüger,  wenn  man  überall  die  Daten  wegläast. 


Abstimmung.  —  Votation. 


Der  Anli  des  Herrn  Python  wird  mit  18  gegeu 
4  Stimmeu  angenommen. 

(Parl8  voix  contre  4,  la  proposition  de  M.  Python 
l'emporte  sur  la  redaction  du  projet) 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici,  le  debat  est  interrompu.) 


a*l»ktk»  •«MtavurUith  Kid.  >-v.-.u-.  —  Draak  mmt  Mmmmtinam  <•>  Jtnt  m  Oa.  U  btrm. 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

ßiteun«  Tom  21.  März  1900,  voninüags  8  Uhr.  —  Seancc  du  t\  mars  19UU,  a  8  heure«  <ta  matin. 


Vorsitz: 
Presidcnco : 


Herr  Gcilingcr. 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour . 

Revision  der  Bnnde»l>o»c?hlftM>!ie  über  ßeriijfet>lldiing£. 

Enseignement  professionnel,  etc.  Revision. 


AntrKsrr 
Kommission  des  Nationalrates. 

9.  März  1900. 


I.  Zustimmung  zum  Standpunkte  des  Bundesrates, 
dass  eine  Revision  der  verschiedenen  Bundcsbe- 
schlüs^e  Über  Berufsbildung  nicht  vorzunehmen,  da- 
gegen eine  Uebereinstimmung  der  bezüglichen  Durch- 
führungsbestimmungen zu  erzielen  sei. 

II.  Bezüglich  der  im  Entwürfe  vorliegenden  Voll- 
ziehungsverordnungen zu  den  Bundesbeschlfissen 
betreffend  die  gewerbliche  und  industrielle  Berufs- 
bildung und  betreffend  die  hauswirtsrhaftliehe  und 
berufliche  Bildung  des  weiblichen  Geschlechtes,  so- 
wie derjenigen  zum  Bundesbeschluss  betreffend 
Förderung  der  kommerziellen  Bildung,  werden  fol- 

Wünsche  aufgestellt : 

1.  Einschaltung  folgende«-  Bestimmungen  zwischen 
dem  zweiten  und  dritten  Absatz  von  Art.  10 
der  ersteren  Verordnung  (Botschaft,  Seite  40) : 
«Ausnahmsweise  kann  der  Bundesrat  ganz 
besonders  befähigten  Schülern  Stipendien  ge- 
währen, ohne  Rücksicht  auf  die  Hohe  des 
anderweitigen  Beitrages.» 
S.  Mit  Rücksicht  auf  die  Eingabe  des  schwei- 
zerischen kaufmännischen  Vereins  wird  ge- 
wünscht, dass  der  Bundesrat  die  Krage  der 
Unterstützung  der  kaufmännischen  Vereine 
noch  weiter  untersuche,  in  dem  Sinne,  dass 
die  bisherigen  Beiträge  möglichst  aufrechtge- 
halten |  and  mit  dem  Sinn  und  Geist  der 
Bundesbeschlüsse  in  Einklang  gebracht  werden. 


de  la 


du  roaseil 

9  mars  1900. 


I.  Adhäsion  au  point  de  vue  du  conseil  föderal, 
suivant  lequel  il  n'y  a  pas  lieu  de  proceder  ä  la 
revision  des  divers  arrötös  föderaux  concernant 
l'enseignenienf.  professionnel,  leur  egale  application 
pouvant  etre  operee  au  moyen  de  simples  ordon- 
nances  d'execution. 

II.  Quant  aux  deux  projets  d'ordonnances  präsen- 
tes par  le  departement  au  conseil  föderal,  pour  regier 
l'application  des  arrötös  föderaux  concernant  l'en- 
seignemenl  professionnel  et  industriel,  l'enseignement 
doniestique  et  l'enseignement  cominercial,  la  com- 
mission  exprime  les  veeux  suivants: 

1»  Intercaler  entre  lo  deuxiöme  et  le  troisieme 
alinea  de  l'article  10  du  premier  de  ces  pro- 
jets (mes.>age,  page  38)  la  disposition  suivante: 
•  Des  bourses  pourront  etre  allouöes  ex- 
«:eptionnellement  ä  des  öleves  particulierement 
bien  doues,  indöpendarnment  des  subsides  de 
proveriance  canlonale  ou  parliculiere.» 

2*  Vu  la  reclamation  de  la  Sociötö  suiase  des 
commerrants,  le  conseil  föderal  est  priö 
d'examiner  s'il  n'y  aurait  pas  lieu  de  rrtam- 
tenir,  autant  que  possible,  les  alkocatioos 
actuelles  aux  societös  de  commercants,  tont 
en  reglant  leur  distribuüon  conformöment 
ä  resprit  de  lanetc  födöral  sur  la  raatiere. 
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M.  Gobnt,  rapporteur  francais  de  lacommission: 
Vous  vous  rappelez  que  les  cbambres  föderales  ont 
rendu  quatre  arretes  imposant  a  la  ConföJi'Tation 
l'obllgation  d'appuyer,  au  moyea  de  subventions,  les 
progres  de  l'enseignement  professioanel  dans  les 
cantons.  Lo  premior,  qui  dato  de  1884,  eoncerno 
l'industrie,  le  deuxiöme,  de  1891,  le  commerce.  Je 
troisieme,  de  1893,  l'agriculture,  le  dernier,  de  1895, 
l'economie  domestique.Ces  differents  arrötös,  quoique 
semblables,  preseutcnt  nöanmoius,  dans  leur  texte 
et  surtoutdansl'application,  des  divergences  qui  ont 
paru  inopportunes  et  qui  ont  engagö  notre  collegue, 
M.  Wild,  ä  lormuler  un  postulat  en  ces  termes: 

tLe  conseil  föderal  est  invitc  ä  examiner  s'il  n'y 
a  pas  lieu  de  reviser  les  arretes  födöraux  concer- 
nant  renseignement  industriel  et  prolessionnel,  les 
ecoles  commerciales,  agricoles  et  mönageres,  et  en 
particulier  a  presenter  unrapportsur  laquestion  de 
savolr  si  et  de  quelle  fa<;on  des  principes  communs 
pour  l'exöcution  de  ces  arretes  pourraient  etre  öta- 
blis  pour  tenir  compte  d'une  maniöre  uniforme  et 
complete  de  toutes  les  aspirations  dans  ces  domaines 
et  pour  arriver  ä  une  röpartition  equitable  des  sub- 
sides  federaux.  En  outre,  la  question  de  larevision 
des  disposltions  concernant  les  bourscs  destinöes 
exolusivoment  aux  Cleves  voulant  se  vouer  ä  l'en- 
seignement scra  dtudiee  dans  Icsens  d'un  ensoigne- 
ment  pratique  donnö  ä  ces  Cleves.» 

Les  diverses  indications  önoncöes  d'une  maniere 
generale  dans  la  motion  de  M.  Wild  etaient  döve- 
loppöes  d'une  maniöro  speciale  dans  les  motifs. 
Quatre  points  solliciUient  l'attention  du  conseil  fö- 
deral: 

.  On  mettait  en  cause  d'abord  l'allocatlon  des 
bourses  federales.  Cette  matiere  est  reglöe  d'une 
maniere  difförente  par  les  quatre  arretes  on  ques- 
tion. On  demandait  quo  ces  bourses  ne  soient  pas 
seulemect  allouees  aux  jeunes  gens  voulant  se 
vouer  ä  l'enseignement  profossionnel,  mais  a  tous  les 
öleves  appelös  a  frequenter  une  ecole  professionnello 
quolconque  —  industrielle,  commerciale,  agricole 
ou  d'öconomie  domeslique.  II  exisle  en  effet  quelque 
divergence  entre  les  arrötös  federaux  en  question. 
Celui  concernant  l'enseignement  industriel  alloue 
des  bourses  uniquement  aux  jounes  gens  qui  ont 
I'intention  de  se  vouer  ä  l'enseignement  de  cette 
branebe  et  qui  etudient  dans  ce  but-lä.  L'arretc 
federal  concernant  l'avancement  du  commerce  va 
un  peu  plus  loin.  11  indique  ögalemcnt  commo 
coodition  generale  de  1'allocation  de  bourses  l'cn- 
gagement  de  la  part  du  postulant  de  se  vouer  ä 
l'enseignement,  mais  n'exclut  pas  d'une  maniere 
absolue  los  autres  catögories  d'eleves. 

L'arrÄte  concernant  l'agriculture  n'alloue  de  bouree 
qu'aux  jeunes  gens  qui  etudient  dans  lo  but  de  se 
vouer  ä  l'enseignement  commercia)  ou  au  genle 
agricole. 

Et  enfln  le  dernier  arretc  concernant  l'economie 
domestiquo  ne  fait  aueune  mention  des  bourses.  I! 
s'agissait  donc  d'introduire  quelque  uniformite 
dans  la  matiere.  En  outre  l'auteur  de  la  motion  ne 
dissimulait  pas  qu'il  chercliait  avant  tout  ä  ötendre 
l'obligation  de  la  Contöderation,  en  faisant  benöficior 
des  bourses.  non  seulemenl  les  jeunos  gens  desirant 
so  vouer  ä  renseignement.  mais  en  j-oneral  tous 
les  eleves  des  tcoles  eu  question.    Voila  pour  le 


Le  second  a  trait  egalement  ä  la  mäoic  matiere. 
Les  arüMi's  dont  nous  nous  •jccupuus  pusetit  pour 
conditio»  de  1  allocatiou  d'une  bourse  föderale  que 
celui  qui  deisire  en  bönöücier  en  reeoive  egalement 
une  de  son  cantou.  Les  auloritös  föderales  appli- 
quaient  cette  dlsposillOQ  Jans  ce  sens  que,  par 
canton,  l'oa  entendait  l'etat  lui-nn'-mo;  de  maniere  que 
dans  la  pratique.  la  Confedöration  n'alloue  pas  de 
bourses  aux  jeunes  gens  qui  ne  touchaient  pas  de 
subventions  ä  la  caisse  eantonale,  mais  qui  on  re- 
covaient  neanmoins  de  leurs  communos  ou  de  cor- 
porations  ou  de  particulicrs.  La  loi  est  övidemraent 
mal  appliquee.  II  est  certain  quo,  dans  l'osprit  des 
arretes  federaux  en  question,  on  entendait  par  sub- 
ventions cantonales  toutes  especes  de  subventions 
de  provenance  eantonale,  que  ce  soit  la  caisse  de 
l'etat  ou  cellc  do  la  commune  ou  meme  des  parti- 
culiers  qui  paient.  Et  c'est  dans  cet  esprit  egale- 
ment que  plusieurr  cantons  ont  ä  ma  connaissance 
—  lo  dtpartement  ne  l'ignore  pas  non  plus  — 
procede  ä  une  manoeuvre  au  moyen  do  laquelle  les 
subventions  allouees  par  les  communos.  corporations 
et  particuliers  etaient  ondossees  par  l'etat  et  indi- 
quöes  au  döpartement  commo  subventions  canto- 
nales. Ii  s'agit  donc  de  mettre  fin  ä  une  application 
erronöe  ne  cadrant  absolument  pas  avec  l'esprit  des 
difföronts  arrötes  födöraux  en  quostion. 

Le  troisieme  point  sur  lequel  devait  porter  !a 
revision  des  arretos  födöraux  dans  l'esprit  de  M. 
Wild,  se  rapporte  aux  dispositions  assez  söveres, 
qui  interdisent  d'une  maniere  formelle  aux  cantons 
de  röduiro  leurs  subsides  pour  les  ötablissements 
ou  pour  les  buts  qui  sont  egalement  au  bönöflee  de 
subventions  federales. 

Vous  savez  tous,  Messieurs,  que  nous  avons 
admis  en  principe,  dans  ces  differents  domaines, 
que  les  allocations  federales  ne  devaienten  aueune 
facon  servir  ä  al leger  les  cantons  et  permettre  ä 
ceux-ci,  s'ils  reeoivent  un  subside  pour  los  ecoles 
commerciales,  industriolles,  etc.,  d'en  profltor  pour 
amoindrir  leurs  propres  depenses.  Cette  disposition 
qui  peut  paraitre  un  peu  severe,  rentrait  dans  Celles 
dont  la  revision  devait  etre  envisagöe  par  le  conseil 
federal. 

Enfin,  un  quatrieme  point  etait  celui  de  savoir  s'il 
ne  devait  pas  etre  permis  aux  cantons,  communos 
et  corporations  de  dispenser  les  öleves  subventionnös 
par  eux  des  flnances  scolalres. 

Vous  savez  egalement  que  la  Confödöration,  dans 
les  differentes  ordonnances  qu'ellc  a  rendues,  a  poso 
le  principe,  que  les  cantons  ne  pouvaient  pas  traiter 
leurs  öleves  indigenes  d'une  maniere  plus  favorable 
que  ceux  des  autres  cantons,  nos  institutions  föde- 
rales supposant  le  traitement  egal  de  tous  les  Cleves 
fröqucntant  une  ecole  publique  subventionnee. 

Tols  sont  les  differents  points  sur  lesquels,  dans 
l'intontlon  de  M.  Wild,  on  devait  proeöder  ä  la  re- 
vision des  arretes  federaux. 

Le  conseil  föderal  se  üvra  ä  une  enquete  tres 
substantielle,  en  invitant  d'abord  M.  Wild  lui-meme 
ä  formuW  par  öcrit  ses  desiderata.  Notre  collegue 
ölabora  un  projet  d'arrötö  embrassant  les  quatre 
domaines  dont  il  s'agit,  un  projet  d'ordouoanco 
d'ex.  cution  et  l'exposö  des  motirs.  Toutes  ces  piöces 
furent  BOOmlsee  ;'i  des  expeits,  nolamnient  aux  pre- 
posösaux  examens  des  difiörontes  ecoles  subvention- 
nöes  par  la  Conföderation. 
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Les  exports  arriverent  h  la  conrlusion,  qu'il  ötait 
possiblc  dV'i;aIisor  ci'uno  maniere  ^-öneralo  l'appü- 
caüoa  des  quatre  arrötLS  födöraux  cu  question  s-ans 
revision  de  cos  arrötes.  qu'au  moyen  do  simples 
ordonnances  d'exöcution  on  arriverait  ä  l'unifnrmite 
nöcessaire.  Le  conseil  föderal  se  ran^ca  a  ce  preavis 
et  cbargea  le  döpartcment  intöresse  d'elaborer  do 
nouvellcs  ordonnaoces  d'exöcution.  Elles son  i jfifntea 
au  rocssago  qui  vous  a  ötö  distrihue.  Ilyona  deux, 
l'noe  a  trait  ä  l'enseignement  professionnel  ot  indus- 
triel en  memo  temps  qu'ä  l'cnseignemeat  do  I  Eco- 
nomic domestique  et  l'enseignement  professionnel 
poor  femmes,  l'autrc  concerne  l'enseignement  com- 
mercial.  L'enseignement  agricole  est  laisse  on  de- 
hors  de  la  question,  il  rentre  dans  une  loi  qui  ne 
traite  pas  seulement  de  l'enseignement,  mais  qui 
a  pour  but  principal  dcsubvcntionnorcottc  brauche 
privilegiee  de  l'öcooomie  nationale,  qui  est  l'agri- 
culture. 

Cet  arrete  de  1893  a  trait  essentiellement  h  l'en- 
couragement  de  l'öleve  du  betail  et  ne  parle  que 
d'une  maniere  incidente  de  l'encouragemont  pour 
l'enseignement  agricole  et  le  genie  agricole. 

Le  conseil  föderal  laisso  donc  do  cötö  pour  dos 
motifs  que  vous  devinerez  facilement  la  revision  do 
cet  arrete.  Ii  so  borne  ä  egaliscr  d'une  maniere  aussi 
complete  quo  possible  l'application  des  arrötös  föde- 
raux  concernant  l'enseignement  iodustriel,  com- 
mercial  et  de  l'economio  domestique. 

Cest  dans  ces  conditions  que  votre  commission 
a  ete  appelöe  ä  examiner  le  projet  du  conseil  lederal. 
Apres  une  ötude  approfondie  et  une  discussion  serröe 
eile  arrive  aux  mömes  conclusions  que  le  conseil 
lederal,  c'est-ä-dire  qu'il  n'y  a  pas  lieu  de  proceder 
a  la  revision  des  arretes  födöraux,  qu'il  suffit  de 
röorganiser  d'une  maniere  aussi  uniforme  que  pos- 
sible rappllcatlon  de  costrois  arretes  au  moyen  de 
nouvelles  ordonnaoces  d'exöcution. 

Je  vais  passer  rapidement  od  revuo  les  diverses 
qoestioos  qui  se  prösontent  dans  ce  domaine,  pour 
vous  demontrer  que  le  conseil  födöral  nous  parait 
avoir  agi  correctement  et  sagement,  eo  vous  laisam 
les  propositions  que  nous  vous  soumettons. 

Pour  juger  en  connaissaoee  de  causo  de  ces  di- 
verses questions,  il  laut  examioer  les  postulats  dont 
je  vous  ai  döjä  parlö  et  que  je  o'ai  fait  qu'önonccr 
brievement 

Le  premior  a  trait  aux  bourses  födörales  et  viso 
ootammeot  la  question  de  savoir  quelles  sont  les 
conditions  qui  doiveot  ötro  imposees  aux  candidats 
pour  qu'ils  puissent  ötro  misauböneficedcbour.-es. 

Je  vous  ai  döjä  dit  que  les  quatre  arretes  födöraux 
prösentent  des  inögalitös.  Ces  inögalitös  sont  plus 
apparentes  que  reelles.  II  est  vrai  que  l'arrötö  con- 
cernant t'enseignement  professionncl  n'admet  au 
beoefice  des  bourses  que  les  jeunes  gens  qui  ont 
riotentioo  de  se  vouer  ä  l'enseignement  industriel 
ou  professionnel.  Mais,  dans  l'application,  ainsi 
que  cela  nous  a  ete  at&rme  par  le  che!  du  döparto- 
ment  interesse,  le  conseil  föderal  va  passablement 
plus  loin  que  le  texte  memo  de  l'arrötö.  II  n'cxige 
pas  naturellement  que  le  jeune  homme  aspirant  -t 
une  boorse  födöralc  lui  fournisse  unegarantie  quci. 
conque,  qu'il  suivra  la  carriere  de  l'enseignement. 
Le  döpartement  föderal  so  contente  de  döclarations 
constataot  que  le  jeune  homme  se  mettra  en  position 
par  ses  (Hudes  do  pouvoir  rendre  des  Services  dans 
reDseigncnaent,  le  cas  öchöant,  si  les  cai  tons  fai- 


saient  appel  ä  ses  connaissances  et  son  dövouemeot 
Ce  jeune  honime  peut  parfaitement,  roöme  sans 
avoir  l'intention  de  se  vouer  ä  l'enseignement,  se 
mettro  au  börcöflce  des  bourses  föderales,  pourvu 
qu'il  dirigo  ses  ötudes  de  facon  ä  pouvoir  fouroir 
une  carriere  d'instituteur.  Or,  il  est  evident  que 
dans  ces  difi'örentes  matteres  on  peut  parfaitemeot 
bien  se  perfectionner  au  point  de  vue  professionnel 
corarao  au  point  do  vue  didactiquo,  exaetemeot  par 
lo  memo  onseignemont  et  les  mömes  cours.  L'ötroi- 
tesse  des  conditions  posöes  pour  l'obtentioo  des 
bourses  föderales  eo  ces  matieres  n'est  pas  si  grave 
qu'on  le  croit  et  n'exclut  pas  uo  graod  nombre  de 
jeunes  gens. 

Mais  co  qui  engage  surtout  le  conseil  lederal  a 
n.-  pas  ontror  en  matiere  sur  une  revision  de  toutes 
ces  dispositions,  c'est  qu'a  son  point  de  vue  on  ne 
duit  pas  trop  etendre  les  conditions  dans  lesquelles 
un  jeune  homme  peut  faire  appel  aux  subsides  do 
la  Conlödöralion.  Pour  moi,  j'admets  parfaitemeot 
cela. 

Si  les  difförents  arretes  devaient  etre  soumis  ä 
revision,  je  posorais  en  prineipo  que  la  Confödöra- 
tion  ne  doit  dans  ces  differents  domaines  que  sub- 
ventionner les  jeunes  gens  dösireux  de  se  vouer  a 
l'enseignement  commercial,  industriel,  etc.  L'alloca. 
tion  de  bourses  dan  le  seul  but  de  faciliter  la  fre- 
quentatioo  de  l'ecole  devrait  etre  abandonnöe  aux 
cantons;  cette  matiere  reste,  selon  moi,  dans  la  ca- 
tögorie  des  petites  choses  que  la  Confödöratioo  ignore. 
Depuis  Tinstitution  des  bourses  föderales,  les  can- 
tons sont  obliges  de  faire  des  depenses  plus  oonsi- 
derables  qu'auparavant  pour  un  resultat  bien  pro- 
blömatique.  En  outre,  il  s'est  forme  dans  los  cantons 
des  catögories  de  privilegies  et  cela  blesse  jusqu'a 
uueertain  point  les  sentiments  de  justice  et  dcquite. 
Ainsi,  les  ötudiants  en  droit,  eo  thöologie,  eo  me- 
decine,  oe  reeoivent  pas  do  subsides  födöraux.  Iis 
sont  röduits  aux  bourses  cantonalos,  lesquelles  ne 
sont  pas  ioepuisables.  Si  un  jeune  homme  reeoit 
fr.  400  ou  500  par  an,  c'est  dejä  bien  beau.  Les 
subsides  de  la  Confederation,  dans  les  domaines 
oü  eile  intervient,  sont  beaueoup  plus  eieves.  Je 
connais  des  boursiers  qui  touchent  de  la  Confede- 
ration et  des  cantons  des  sommes  allant  jusqu'a 
fr.  1500-  2000.  Cela  vient  de  ce  que  plus  les 
cantons  donnont,  plus  la  Confederation  eleve  son 
sabside,  d'oü  dos  inegalites  eboquantes  et  un  sur- 
crolt  do  charges  pour  les  cantons.  A  mon  avls,  il 
cüt  mieux  valu  limitor  completoment  les  bourses 
föderales  aux  categories  de  jeunes  gens  qui  se  des- 
tineut  ä  l'enseignement.  Votre  commission  ne  par- 
tage  pas  cependaot  ce  point  de  vue.  Elle  est  plutot 
dana  l'ideo  qu'il  s'a«it  a  l'occasion  presente  d'elargir 
les  conditions  auxquelles  il  laut  s«ttistalre  pour  ob- 
tenir  un  subside  federal.  Et  c'est  eo  partant  de 
cette  idec  que  la  commission  vous  proposo  une 
modification  au  texte  du  conseil  föderal,  dont  je 
vous  ontrotiendrai  dans  un  instant  De  son  cotö,  le 
döpartement  eüt  desirö  egalement  que  l'applicatioa 
dos  subsides  fQt  limitöe,  car  il  prövoit  avec  infini- 
ment  de  raison  que  l'alle}iementdes  conditions  pour 
obtenir  le  subside  ftdöral  entralnera  une  forte  aug- 
mentation  des  depenses. 

II  faudrait  examiner  aussi  la  question  de  savoir 
si  cos  bourses  ne  creeronl  pas  un  Proletariat  dans 
les  divers  domaines  dont  nous  nous  uccupons.  Mais 
puisquo  la  commission  s'est  prononcee  plutot  pour 
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I'elargissement  que  pour  !e  retrectssement  des  con- 
ditions  d'oblention  de  bourses.  jo  n'eutrorai  pas 
en  matiere  sur  ce  point,  laissant  aux  raombrcs  du 
conseil  le  sota  de  le  faire. 

An  sujet  de  la  delinition  des  bourses  oantonales, 
le  departement  nous  a  doclare  etre  parfaitement 
d'accord  aveo  notre  maniere  de  voir.  I.o  departement 
n'hesite  pas  ä  considerer  toutes  les  subventions  ob- 
tenues  par  un  elcve  daus  son  oanlon,  qu'clles  pro- 
viennent  de  l'etat,  de  commune«,  de  corporations 
ou  de  particuliers.  comme  süffisantes  pour  donner 
droit  a  la  bourse  föderale,  Ainsi,  par  utie  simple 
revision  des  oidonuances,  le  conseil  föderal  atteindra 
le  but  poursuivi  par  M.  Wild. 

Troisieme  question :  Le  conseil  federal,  suivant 
la  moüon,  ne  dovrait  pas  exiger  en  tout  elat  de 
cause  que  les  cantoos  maintiennent  sans  diminution 
leurs  subventinns  pour  los  etablissement-s  subven- 
tionnes  en  nieme  «temps  par  la  ( Konföderation.  II 
o'y  a  pas  lieu,  de  l'avis  de  la  commissioo,  de  re- 
viser  ce  point.  Nous  ne  pensons  pas,  en  eft'et,  qu'il 
soit  utile,  memo  neeessaire  de  permetlre  aux  cantons 
de  se  decharger  de  leurs  Obligation»  ä  IVgard  des 
ecoles  industrielles,  commerciales  et  autres  aux  de- 
pens  de  la  Confederation.  Ces  domaines  sont  en 
definitive  les  leurs.  Si  la  Confederation  Intervient 
ftnancierement.  olle  le  fait  pour  leur  venir  en  aide 
en  vue  de  perfectionner  l'enseignement,  non  pas 
dans  le  but  de  soulager  les  cantons.  Seulement,  il 
est  Wen  entendu  que  les  depenses  faites  une  fois 
pour  toutes  par  les  cantons,  par  exemple  pour  la 
construetiou  d'un  batiment,  ne  rentrent  pas  dans 
la  categorie  de  Celles  qui  ne  doivent  pas  etre  por- 
tees  en  ligne  de  eompte  |>ourobtentiondessubsides 
federaux.  En  effet.  si  un  canton  a  depense 
fr.  200,000  en  une  anneo  pour  des  construetions,  il 
est  bien  evident  quecessommes  disparaissent  pour 
les  annecs  suivantos  du  budgot  de  l'ecole.  Sur  ce 
point,  je  pense  qu'il  ne  pout  pas  y  avoir  divergence 
de  vues. 

L'n  mtr«  point  OOnoeme  les  linances  scolaircs 
des  Cleves  des  ecoles  commerciales,  agricoles,  in- 
dustrielles  et  d'economie  domestique.  Supprimer 
l'egalite  de  traitement  iniposee  aux  cantons  dans 
ces  divers  arretös,  egalite  qui  tend  ä  mettre  tous 
les  eleves,  <le  quelque  Dationalit«! •  suisse  qu'ils  soiont 
sur  le  nieme  pied,  est  une  cluise  irapossible.  On 
ne  peut  pas  creer  des  Privileges  cantonaux  et  de- 
mander  en  meine  temps  que  la  Confederation  sub. 
ventionnc  les  ecoles.  Im  moment  que  laConfedera- 
tion  versö  ile  l'argent  aux  cantons  pour  perfectionner 
l'enseisoement  professionncl,  il  faut  que  les  eleves 
de  tous  les  cantons  soient  admis  ä  frequenter  ces 
ecoles  dans  les  meines  eonditions. 

II  resulto  de  toutes  ces  explicalions  que  Ton  peut 
donc  i-galiser  d'une  maniere  presquo  coniplüte  l'appü-  | 
ratiotj  des  differonts  arretes  federaux  qui  nous  ' 
occupont.  On  atloindra  ainsi  le  but  proposö  par  M.  ! 
Wild  au  moven  de  simples  ordonnances  d'execution. 

Je  vous  ai  deja  dll  quo  lo  conseil  federal.  dans 
l'intention  de  prouver  cctlo  possibilite  d  introduire 
runiforraite  entro  les  dilVronts  arretes  federaux,  a 
Chart- 1-  son  departement  du  commerce  et  de  l'in- 
dustrie  de  procedor  des  maiutenant  a  la  rovision  des 
ordonnances  executives  concernant  ces  diverses 
matieres. 

Je  vous  ai  ögalemcnl  dll  quo  le  plan  de  ces  or- 
dorm  an  ces  d'execution  est  joint  au  message.  La 


coromission  s'est  occupec  de  ces  ordonnances.  Le 
clief  du  departement,  tout  en  maintenant  les  com- 
petences  du  conseil  federal,  a  ueanmoins  autorise 
la  coramission  ä  formuter  des  voeux  a  i'egard  de 
ces  ordonnances.  G  est  pourquoi  votre  commission 
vous  soumet  aussi  dlfferents  dcsideraU;  ils  sont 
coiisignes  sur  la  leuilie  volante  qui  vous  a  ete 
distritro.ee. 

La  cummission  demande  d'abord  l'application 
plus  large  des  arretes  en  matiere  de  bourses  et 
d'intercaler  pour  cela  dans  la  future  ordonnance 
d'execution  concTiiant  l'onseigneraont  professionnel, 
commcrcial,  iudustriel,  dY-conomie  domestique,  une 
disposition  ainsi  coneue: 

Vu  la  redamation  de  la  societe  suisse  de  com- 
mer<  ants,  le  cousoil  federal  est  prie  d'examiner  s'il 
n'y  aurait  pas  lieu  do  maintenir,  autant  que  possible, 
les  allocations  actuelles  aux  societös  de  commnreants. 
notamra  'iit  pour  les  petites  societes,  aj3Uterions- 
nous,  lout  en  rejjlant  leur  distribution  conformemont 
ä  l'esprit  de  l'arrete  federal  sur  la  matiere. 

II  s'aglrait  par  conse<|uent  de  poser  le  principe 
que,  dans  des  cas  oxceptionnels,  lorsqu'il  s  agit 
d'oleves  particulierement  bien  doues,  la  Confedera- 
tion n'est  pas  obligee  de  prendre  en  consideration 
les  subsides  de  provenance  cantonalc.  Aujourd'hui, 
c'est  une  condition  absolue:  aueun  eleve  ne  peut 
recevoir  de  bourso  de  la  Confederation  s'il  n'  en  a 
pas  recu  de  son  canton.  A  l'avenir,  !a  Confedera- 
tion aura  la  latitudo  d'aliouer  des  bourses  egalement 
aux  öleves  qui  ne  touchont  rien  des  cantons.  Cette 
disposition  n'est  pas  contraire  aux  arretes  federaux, 
eile  peut  tHre  ä  mon  avis  intercalco,  sans  contra- 
diction  avec  les  arretes  dans  les  ordonnances  d'exe- 
cution.  Cependant,  cette  intercalation  ne  pourra 
guere,  selon  moi,  s'apptiquer  aux  ecoles  menagere«, 
aux  cours  d'economie  domestique  a  l'usage  des 
femmes,  parce  que  l'arrete  federal  en  question  ne 
parle  en  aueune  maniere,  ni  directement  ni  indi- 
rectement  de  bourses  federales  dans  ce  domaino. 

C'est  lä  la  premiere  modification  que  votre  com- 
mission  demande.  Elle  desire  donc  que  lors  de  la 
discussion  des  diverses  ordonnances  d'execution,  le 
conseil  federal  intercale  cette  disposition  dans  TartlO 
du  premior  des  projets  d'ordonnance. 

Ce  n'est  pas  tont  Les  chambros  federales  ont 
ete  saisies  de  deux  petitions  ayant  trait  aux  projets 
quo  nous  discutons:  l'une  emane  de  la  societe  suisse 
des  commen-ants  et  l  autre  d'une  sociötö  pour  les 
efforts  feminisles  (Union  für  Frauenbestrebungen).  La 
commission  s'esl  occupee  de  ces  deux  petitions. 
Les  points  qu'clles  soulevent  sont  d'une  importance 
assez  considerable  puurque  nous  nous  yarrelions.  Le 
conseil  federal  subventionne  les  cours  de  jeunes 
commen-ants.  Vous  savez  que  ces  cours  jouent  un 
role  asscz  important  dans  l'enseigncment  commer- 
cial.  1/enseignement  commercial  en  Suisse  se  donne 
beaueoup  plus  dans  les  cours  de  perfectionnement 
ot  complementaires  du  soir  que  dans  les  ecoles  de 
commerce  propienient  dites.  Celles-Ci  ne  sont  pas 
encore  tres  nombreuses.  On  n'en  eompte  qu'une 
demi-douzaine  ä  peu  prt-s  dans  notre  pays.  Elles 
sont  frenuentees  par  un  nombre  relativement  peu 
considerable  d'tileves,  tandis  que  les  cours  des 
jeunes  commercants  sont  frequenles  par  plusieurs 
milliers  de  jeunes  gens.  La  Confederation  a  sub- 
ventionne  ces  coura,  et  c'est  de  cette  maniere-la 
qu'clle  a  contribue  le  plus  ä  l'avancement  de  ces  eocie- 
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tes.   Elle  les  subventionnait  ein  proportion  des  dt- 

penses  eifectivw  pour  les  bonorum  s  des  mailres. 
Suivuit  l'importance  de  cette  dt'pense  eile  leur 
donne  un  subsido  plus  ou  moin-  <-onsKltVah!.\  «i'b-nhi- 
lüde  la  moitie.  [/ordonnance  nouveile  picvoit  uue 
raodiftcation  coinplete  du  calcul  des  subtrides  fede- 
raux  pour  les  societes  de  commercants.  Ce  ne  so- 
ront  plus  les  depeirse«  affectives  pour  iionoraires  des 
mailres  qui  entreront  en  ligne  de  compte,  mais  le 
montant  des  subsides  des  cantons,  commune),  cor- 
porations  et  particuliers.  La  base  de  la  proportion 
est  completement  changee,  et  c'esl  au  pivjudice  des 
societes  de  commercants. 

Lea  subsides  de«  cantons  sont  göneralement  peu 
-onsiderables ;  certains  cantons  meine  ne  funt  rien 
du  tout  pour  favoriser  les  couis  donnös  par  les 
«ctions. 

II  resulterait  donc  de  l'application  du  nouveau 
calcul,  que  les  societes  recevraient  beaueoup  inoins 
ä  lavenir  qu'actuellement. 

La  societö  suisse  des  commercants  a  calcule 
que  les  differentes  äeclions  toucheraient  a  peu  pn\s 
fr.  30,000  de  moins.  Cette  diminution  importanto 
aurait  pour  consequence  inevitable  un  arret  dans 
le  d£veloppement  des  cours.  Le  Chef  du  döparte- 
ment  inleresse  u'admet  pas  que  la  perle  ntbie  soit 
si  elevee.  Selon  lui,  eile  ne  ^eiait  que  de  IV.  2000 
lout  au  plus. 

En  effet,  dit-on,  si  d'un  cöte  le  conseil  federal 
base  a  l'avenir  ses  calculs  sur  les  Subvention«  ean- 
tonales,  quelles  qu'elles  soient,  los  societes  de  commer- 
cants pourront  porter  en  ligne  de  compte  lauten 
leurs  depenses,  non  plus  scul"inent  les  honoraircs 
payes  aux  professeurs,  mais  aussi  les  depenses 
pour  loyers,  moyens  d'enseignoment,  etc.  Cette 
combinaison  pennet trait  au  conseil  federal  de  re- 
duire  tres  peu  les  allocations  servios  aux  societes. 
Les  calculs  n'ont  pas  ete  ötudies  suflisamment 
peut-etre.  Le  grand  ecart  —  2000  ä  3ü,(KK)  — 
est  frappant.  II  faut  etudier  la  question. 

La  commission  exprime  le  desir  que  les  socie- 
tes des  commercants  ne  soient  pas  lesees,  que  les 
subsides  federaux  auxquels  elles  ont  droit  ne  soient 
pas  reduits,  specialement  ceux  des  societes  de  pe- 
tites  localites,  qui  n'ont  pas  beaueoup  de  ressour- 
ces,  mais  remplissent  neanmoins  un  but  tres  louable 
et  doivent  pouvoir  continuer  a  exorcer  leur  action. 

C'est  pour  cela  que  la  commission  vous  pro- 
pose  un  vcbu  ainsi  coneu: 

cS*  Vu  la  rtclamation  de  la  Societe-  suisse  des 
commercants,  le  conseil  föderal  est  prie  d'examiner 
s'Un'y  aurait  pas  lieu  de  maintenir,  autaut  que  possible, 
les  allocations  actuelles  aux  sociales  de  commercants, 
tout  en  rö-'lant  leurdistribution  eonformementä  l'esprit 
de  l'arretö  federal  sur  la  matiere.t 

Le  chef  du  departement  nous  a  donne  l'espoir 
que  si  ce  vq?u  etait  aeeepte  par  le  conseil  national, 
les  societes  des  jeunes  commercants  n'auraient  pas 
ä  craindre  une  diminution  de  leurs  ressources 
actuelles. 

La  seconde  petition  sur  laquelle  il  convient 
d'attirer  votre  attention,  emane  de  la  societe  pour 
le  progres  feministe.  Dans  cette  Petition,  dnnt  vous 
connaissez  le  texte,  on  se  plaint  de  ce  que  les 
ff  mm  es  qui  ont  embrasse  les  carrieros  oommercia- 
les  soient  trnitees  d'une  maniere  dcfavorablp  par 
les  bommes.  Vous  savez  tous  que  la  cai  nere  oom- 
merciale  est  de  Celles  dans  lesquelle«  la  feinine  a 


fait  son  entree.  Les  besoins  de  la  lotfe  pour  Yexfä 

lence  l'ont  obligee  a  envisager  cette  carriere  auss- 
bien  que  d'autres  comme  un  debouche.  Personne  - 
ne  fera  un  reproche  a  la  femme  d'avoir  cherche  de 
l'Ov'cupation  dans  une  carriere  qui  peut  lui  donncr 
roeewion  de  subvenir  ä  ses  besoins.  Acluellement, 
plus  de  20.000  feinmes  vn  Suisse  sont  employees 
dans  le  commerce,  soit  comme  dames  de  mapasin, 
soit  comme  complables,  commises,  etc.  ün  peut 
donnor  aux  femraes  entrecs  dans  les  carrieres 
comniaciales  le  certillcat  d'avoir  egale  tout  au 
moins  rhomme  par  les  services  qu  elles  rendent 
dans  cette  carriere. 

II  semblo  que  dan-'  cos  conditions  on  de^ait  se 
pröoecuper  de  favorisor  i  ^alement  les  efforts  que  les 
femmes  tont  pour  se  mettre  a  la  bauteur  de  leur 
posiliou.  Mais  tel  n'a  pas  ete  le  cas  jusqu'a  pn'-sent 
La  lemme  a  6te  controcarrt-e  par  l'homme,  qui  par 
bjus  los  moyens  possiblf.'s  cherche  encore  au- 
jourd  hui  ü  l'expulser  de  la  carriere  commerciale. 
C'est  ainsi  que  la  lemme  est  exclue  d'une  maniere 
systematique  des  cours  donnes  aux  commercants  et 
des  examens  en  obtention  du  brevet  de  capacite 
delivr<5  aux  apprentis. 

Vous  savez  que  depuis  quelques  annee«  on  a 
Institut  des  examens  facultatifs  d'apprentis.  Chaque 
annee  les  jeunes  gens  sunt  convies  ä  s'y  presenter- 
On  los  interroge  sur  los  diverses  branches  com- 
mcrcialos.  Iis  reeoivent,  si  l'epreuve  reussit,  un  oer- 
tificat  de  capacite  do  commis  cnmmercant. 

Jusqu'ä  present,  les  societes  qui  ont  organise  ces 
cours  en  ont  refuse  l'acces  aux  femmes.  C'ost  une 
bizarre  atteinte  portee  k  l'egalite  devant  la  loi  qui 
s'applique  ä  la  femme  comme  a  l'homme.  Elle  ne 
peut  etre  toleree,  d'autant  moins  que  le  seul  motif 
pour  lequel  les  femmes  sont  traitees  d'une  maniere 
dölavorable,  est  la  coneurrence.  Les  commercants 
ne  le  cachent  pas:  La  femme  nous  etait  une  forte 
coneurrence,  disent-ils,  eile  se  contente  d'un  salaire 
moindre.  Dt  puis,  sous  certains  rapports,  on  la 
pretera>  olle  est  plus  appliquee,  plus  sedentaire, 
donc  qu'elle  soit  expulsee.  On  va  jusqu'a  parier 
de  coneurrence  deloyale  1 

Cependant,  ce  n'est  pas  la  laute  de  la  femme, 
si  eile  est  moins  payee  que  l'homme  dans  les  di- 
verses carrieres  qu'elle  embrasse.  Elle  demande  au 
contraire,  dans  toutes  ces  revendications,  que  son 
travail  soll  retribue"  de  la  meme  maniere  que  celui 
de  l'homme;  j'ai  defendu  ce  point  de  vue  ici,  je 
ne  me  rappeile  plus  a  quelle  occasion.  Le  fait  est 
que  des  horames  qui  emploient  des  femmes  profitent 
do  l'occasinn  pour  reduire  leurs  salaires.  Cela  ne  se 
fait  pas  seulement  dans  le  commerce,  mais  dans 
tous  les  autres  domaines.  Ce  qui  existe  dans  le 
canton  de  Berne  exisb«  „ussi  dans  d'autres  cantons, 
je  ponso:  que  la  femme  institutrice  est  beaueoup 
moins  payee  que  l  iiomme  instituteur.  Ainsi,  on  ne 
peut  pas  faire  un  grieV  ä  la  femme  do  ce  qu'elle 
soit  moins  payee  que  l'homme.  Cela  n'empßche  pas 
quo  le  commerce  considere  la  femnte  comme  une 
coneurrente  dangereuse.  Ilya  quelques  annees.  les 
societes  de  commercants  suisses  ont  ouvert  un 
concours  sur  la  question  de  savoir  s'il  y  avait  lieu 
d'ouvrir  aux  lemmes  la  carriere  commerciale.  Un 
assez  grand  nombro  de  travaux  furent  prt^sentes.  Et, 
si  mos  souvonirs  sont  justes,  un  seul  de  ces 
travaux  admettait,  et  d'une  manieTe  tres  restreinte 
d'ailleurs,  que  la  femme  pouvait  «treadmiae  aooa- 


Digitized  by  Google 


—    40  — 


courir  avec  l'homme  dans  la  carrföro  du  commerce. 
Nous  ne  pouvons  pas  nous  «föciarer  d'aceunl  avcc 
de  tels  proceifös.  Votro  commission  pense  que  la 
frmme  doil  etre  traiMo  de  la  meme  mani<  re  que 
lliuraroe,  quelle  doit  pouvoir  partieiper  a  lilro  egal 
aux  examens  d'apprentis  et  aux  cours  do  commer- 
cants.  Le  conseil  föderal  1c  reconaalt  dans  son 
messago  d'uue  maniere  categoriquo. 

Mais  il  ne  devrait  pas  suilire  de  recounaitre,  de 
proclamer,  que  getto  difförence  de  traitement  entre 
l'homme  et  la  femme  n'est  pas  justifföe,  il  Taudrait 
.rriver  ä  faire  disparaitre  les  inegatite«.  Le  conseil 
•Jeral  >\slime  qu'elle.s  cesseront  d'elles  -  memes, 
qu'insensiblemeiil  les  liommes  seront  amenes  ä 
domMf  aux  femmes  libre  aeces  aux  cours  et  examens. 
Quaal  ä  moi,  j'eprouve  quelque  doute.  Faisant 
parte  de  la  commission  qui  surveille  les  examens 
des  apprentis  de  commerce,  membre  hoooraira  do 
la  societe  suisse  des  commercants  qui  m'envoie 
ses  rapports,  j'ai  la  conviction  qu'il  s'ecoulera  encore 
pa«sablement  de  temps  avant  que  la  femme  soit 
mise  sur  le  meme  pied  que  l'homme  dans  le  domaine 
commercial. 

Au ssi,  la  proposilion  a-t-elle  ete  faite  au  sein 
de  la  commission,  do  prier  le  conseil  föderal  d'in- 
troduirc  dans  ces  dilTerentes  ordonnances  d'exöcution, 
notamment  dans  celle  concemant  renseignement 
commercial,  la  condition  formelle  quo  les  sociales 
de  commercants  seules  qui  admettent  les  femmes 
aux  cours  et  aux  examens  d'apprentis  do  commerce 
pourront  jouir  des  subsides  föderaux.  Celle  propo- 
sition est  restee  en  rainoritö:  je  ne  sais  pas  encore 
sj  eile  sera  repri.se  aujourd'hui  au  sein  de  ce  conseil 
par  la  minorite  dont  je  faisais  purtie  avec  mon  co- 
rapporteur  M.  Curli. 

II  parait  d'autre  part  que  certaines  dames  qui 
som  plus  ou  moins  ü  la  lele  du  raouvement  feminine 
se  contenteraient  des  declarations  faites  dans  le 
message  a  ce  sujet  par  le  conseil  föderal.  Si  tel 
ötait  le  cas,  le  conseil  national  pourrait  peut-Otre 
ne  pas  etre  plus  catholique  que  le  pape  et^se  con- 
tenter des  declarations  du  conseil  föderal  appuyees 
par  votre  commission. 

Voilä  les  difförents  points  qui  onl  ete  abordta 
par  la  commission.  Je  crois  que  l'etude  ä  laqueile 
celle-ci  s'est  livree  a  ete  compleie.  Je  repete  qu'ell>' 
a  ubouti  ä  l'adhesion  en  lous  points  au  projel  du 
conseil  föderal,  en  cc  sens  qu'il  n'y  a  pas  heu  de 
proceder  uctuellement  ä  une  revision  des  dilföreuls 
arretes  federaux.  D'autre  part,  votre  commission 
präsente  deux  voeux  qui  devraient,  peusons-nous, 
»'Ire  pris  en  consideralion  par  le  conseil  föderal  au 
moment  oü  il  elaborera  les  difförentes  ordonnances 
d'execulion  qui  lui  seront  presentees  par  le  departe- 
ment  interesse. 

Je  termine  en  vous  priant  de  voter  les  propositions 
de  votre  commission. 


C&rti,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Uie  Frage  der  Berufsbildung  ist  in  unsorm  Hate  zum 
ersten  Male  im  Jahre  1883,  als  wir  mit  Frankreich 
unsern  Handelsvertrag  erneuerten  und  insbesondere 
der  Gewerbe-  und  Handwerkerstand  rml  den  vom  | 
Bundesrate  vorgeschlagenen  Abmachungen  unzufi  ieden  ! 
war,  eingehend  diskutiert  worden.  In  jenen  Zeitpunkten 


war  es  nicht  möglich,  den  Wünschen  dieser  Bevölke- 
rung^klasscn  im  Handelsvertrag  Befriedigung  zu  ge- 
währen ,  dagegen  hat  man  sich  gesagt,  dass  aut 
andere  Weise  Ersatz  geschaffen  werden  könne,  in- 
dem man  den  Meiosen  der  betreuenden  Kreise 
überhaupt  eine  grössere  Sorge  von  Seiten  des  Staates, 
zumal  des  Bundes  zuwende.  Dio  berufliche  Bildung 
der  industriellen  und  gewerblichen  Klassen  trat  als- 
dann in  den  Vordergrund  der  Bestrebungen.  Diesem 
Umstand  verdankt  der  erste  Bundesbeschluss,  welcher 
über  die  Berufsbildung  gefasst  worden  ist,  seine  Ent- 
stehung. Die  Bundesversammlung  hat  diesen  Beschluss 
im  Jahre  1884  erlassen  und  damit  die  Entwicklung 
der  gewerblichen  Fortbildungsschule,  die  Gewerbe- 
museen, die  VVandcrkurse  in  kurzer  Zeit  mächtig 
gefördert.  Der  Erfolg,  der  auf  diesem  Gebiete  erzielt 
worden  ist,  veranlasste  später  unsere  kaufmännische 
Welt,  vom  Bunde  eine  gleiche  Aktion  auf  ihrem 
Boden  zu  verlangen.  Man  wollte,  dass  die  kommer- 
zielle Bildung  vom  Hunde  nicht  weniger  Bücksichten 
erfahre,  als  die  gewerbliche  und  industrielle  Bildung. 
So  ist  denn  hauptsächlich  noch  durch  die  Bemühungen 
unseres  verstorbenen  Kollegen  Herrn  Cramer-Frey 
der  Bundesbeschluss  von  1891  zustande  gekommen, 
welcher  für  Handelsschulen,  für  kaufmännische  Vereine 
und  für  Kurse,  die  zu  Handclszwecken  abgehalten 
werden,  Bundessubsidien  gewährt.  Im  weitern  hat 
man  den  Gesichtspunkt,  dass  die  berufliche  Bildung 
eine  der  Hauptaufgaben  unsere«  nationalen  Lebens 
und  unserer  wirtschaftlichen  Entwicklung  sei,  auch 
auf  die  hauswirtschaflhche  Bildung  des  weiblichen 
Geschlechtes  übertragen.  Man  hat  angefangen,  Frauen- 
arbeiteschulen  und  verschiedene  Kurse,  welche  ähn- 
liche  Aufgaben  haben,  durch  den  Bund  zu  unterstützen. 
Ich  kann  hinzufügen,  dass  ein  vierter  Teil  derselben 
Art  von  Ei  Ziehungswesen,  nämlich  die  landwirtschaft- 
liche Bildung  ebenfalls  durch  Bundessubsidien  gefördert 
worden  ist.  Dies  geschah  schon  früher,  zu  gleicher 
Zeit,  als  man  die  gewerbliche  Bildung  zum  Gegenstand 
der  Ge- 't/.jebunp,  machte.  Die  landwirtschaftliche 
Bildung  kann  jedoch  für  unsere  heutigen  Debatten 
ausser  Acht  gelassen  werden,  weil  auf  diesem  Gebiete 
Einwendungen  gegen  die  Praxis,  wie  sie  sich  heraus- 
gebildet hat,  nicht  vorhanden  sind.  Auch  hätten  wir 
Mühe,  hier  etwas  anders  zu  machen  und  die  land- 
wirtschaftliche Bildung  mit  den  drei  zuerst  genannten 
Kategorien  in  Verbindung  zu  setzen.  Denn  die  land- 
wirtschaftliche Bildung  ist  in  dem  Landwirtschafls- 
gesetz  vorgesehen,  von  dem  sie  nur  ein  Teil  neben 
vielen  andern  ist.  Sie  ist  dann  durch  eine  Voll- 
zichungsverordnung  des  Bundesrates  näher  um- 
schrieben worden.  Aber  es  scheint  nicht  notwendig 
zu  sein,  dass  man  über  den  Bahmen  der  bisherigen 
Uebung  hinausgehe.  Es  wird  sich  allerdings  eine 
gewisse  Ungleicharlipkeit  einstellen  zwischen  dem- 
jenigen ,  was  hinsichtlich  der  landwirtschaftlichen 
Bildung  Gesetz  ist  und  demjenigen,  was  wir  auf  dem 
Gebiete  der  übrigen  Berufsbildung  zu  machen  im 
Beginne  sind.  Diese  Verschiedenheit  entspricht  jedoch 
den  Verhältnissen,  und  ein  Bedürfnis,  für  das  land- 
wirtschaftliche Fortbildungswesen  anderes  zu  be- 
stimmen, als  was  bestimmt  ist,  hat  sich  nicht  mani- 
festiert. 

Wenn  wir  jetzt  daran  gehen,  über  die  Bundes- 
beschlüsse betreffend  Berufsbildung  von  neuem  zu 
reden,  so  liegt  die  Veranlassung  hiezu  in  einem 
Postulat,  das  die  eidgenössischen  Bäte  im  Johre  18t<8 
angenommen  haben.  Mau  machte  auf  gewisse  Mängel 
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und  Gebrechen  bei  der  Durchfuhrung  der  Bundes- 
beschlösse  aufmerksam  und  weitergehende  Wünsche 
wurden  vorgebracht.    Insbesondere  hat  sich  unser 
Kollege  Herr  WHd  der  Sache  angenommen  und  im 
Auftrag  des  Departements  den  Entwurf  eines  ein- 
heitlichen Bundesbeschlusses,  welcher  die  drei  Bundes  - 
beschlüssc  vereinigen  sollte,  sowie  einen  Entwurf 
einer  Vollziehungsverordnung,  in  welcher  die  einheit- 
lichen Gesichtspunkte  des  nahern  entwickelt  worden 
sind,  ausgearbeitet.   Die  sog.  Obmänner- Kommission 
der  Exporten  für  die  Berufsbildung  hat  sich  in  einem 
ausführlichen  Gutachten  über  die  gemachten  An- 
regungen ausgesprochen.    Während  indessen  Herr 
Nationalral  Wild  den  Rahmen  der  frühern  Bundes- 
beschlüsse in  dem  neuen  einheitlichen  Entwürfe  be- 
deutend zu  erweitern  gedacht,  haben  die  Obmänner 
eine  mehr  reservierte  Haltung  eingenommen  und  sich 
gegen  verschiedene  gemachte  Anregungen  etwas  miss- 
trauisch  gezeigt.  Nach  den  sorgfältigen  Untersuchungen, 
welche  von  diesen  Seiten  getroffen  worden  sind,  hat 
der  Bundesrat  Uber  die  Frage  einen  ausführlichen 
Bericht  ausgearbeitet,  in  welchem  er  zu  der  Auf- 
fassung kommt,  dasa  es  nicht  notwendig  sei,  jene 
drei  Bundesbeschlüsse  in  einen  einzigen  zu  ver- 
wandeln, sondern  dass  es  genüge,  auf  dem  Wege 
der  Vollziehungsverordnung  die  Unebenheiten,  welche 
die  Praxis  an  den  Tag  gebracht  habe,  zu  ebnen. 
Nach  der  Auffassung  des  Departements  und  des 
Bundesrates  sollen  in  Zukunft  zwei  Vollziehungsver- 
ordnungen vorhanden  sein,  in  welchen  dasjenige,  was 
mau  einheitlich  gestalten  will,  so  zu  gestalten,  da- 
neben aber  der  Verschiedenheit,  die  sich  aus  der 
Natur  der  Sache  einerseits  für  die  gewerbliche  und 
die  hauswirischaftliche  und  anderseits  für  die  kom- 
merzielle Bildung  ergibt,  genügend  Raum  zu  lassen 
wäre. 

Wir  stehen  also  vor  der  Frage,  ob  os  geraten 
sei,  einen  neuen  und  einheitlichen  Bundesbeschluss 
zu  erlassen  oder  ob  wir  uns  mit  dem,  was  der 
Bundesrat  vorschlagt,  begnügen  wollen.  Ich  bemerke, 
dass  der  Kommission  zur  Kenntnis  gekommen  ist, 
nachträglich  habe  auch  Herr  Wild  sich  damit  ein. 
verstanden  erklärt,  dass  man  von  der  Ausarbei- 
tung eines  einheitlichen  Beschlusses  absehe.  Mir 
persönlich  hätte  allerdings  der  einheitliche  Entwurf, 
der  von  Herrn  Wild  ausgearbeitet  worden  ist,  besser 
gelallen,  als  die  Abfassung  von  zwei  neuen  VoU- 
ziehungsverordnungen.  Der  Entwurf  zeichnete  in 
grossen  Zügen  und  auf  einem  sehr  knappen  Raum, 
die  allgemeinen  Principien,  nach  denen  der  Bund 
fortan  die  verschiedenonAbschuitte  der  Berufsbildung 
pflegen  soll.  Hingegen  kann  man  auf  der  andern 
Seite  nicht  leugnen,  dass  es  im  jetzigen  Stadium 
der  Frage  für  uns  bequemer  ist,  wenn  wir  nicht 
über  allgemeine  Principien  zu  streiten  haben.  Es 
sind  hauptsächlich  zwei  Fragen,  die  sonst  auftauchen 
und  den  Gang,  dun  die  Berufsbildung  bei  uns  ge- 
nommen hat,  möglicherweise  eher  ungünstig  als 
günstig  beeinflussen  könnten.  Es  wäre  möglich,  dass 
die  alte  Angelegenheit  der  Gründung  einer  schwei- 
zerischen Hochschule  für  den  Handel  durch  den 
Bund  wieder  zur  Behandlung  käme  und  dass  wir 
uns  dabei  voraussichtlich  eher  verunoinigen  als 
einigen  würden.  Zweitens  könnte  uns  die  Beziehung, 
in  welche  man  die  Berufsbildung  zu  dem  Volks- 
etzen sollte,  leicht  ebenso  von  dem 
zunächst  Notwendigen  abführen.  Der  Bundesrat 
hat  in  seinem  Bericht  —  ich  weiss  nicht  ob  mit 
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viel  oder  mit  wenig  Glück  —  diese  Seite  der  Frage 
gestreift    Ohne  Zweifel  ist  os  ein  Mangel  unseres 
heutigen  Fortbildungswesens,  dass  die  Volksschulo 
nicht  genügend  vorgebildete  Schüler  liefert,  dass 
sie  wenigstens  in  manchen  Kantonen  und  Gemeinden 
der  Schweiz  nicht  dasjenige  Schüiermaterial  an  die 
zweite  Lehrstufe  abgiebt,  das  man  haben  sollte,  um 
gedeihlich  weiterzukommen.  Aber  es  war  das  Schick- 
sal des  Schulwosens  überhaupt,  dass  es  seine  Ge- 
schichte oben  beim  Gipfel  und  nicht  unten  an  der 
Wurzel  begonnen  hat    Man  hat  zuerst  die  Hoch- 
schulen gegründet,  dann  die  mittleren  Schulen  und 
zuletzt  die  Volksschule.   Es  ist  auch  schwieriger, 
für  die  Volksschule  alles  Erforderliche  zu  thun,  als 
für  das  Gebiet  des  höhom  Unterrichtes.    Das  hängt 
mit  der  ganzen  socialen  Gliederung  des  Staates  zu- 
sammen. Man  hat  für  das  höhere  Bildungswesen  das 
Geld  eher  gefunden,  als  für  das  untere.  Die  Interessen 
waren  auch  gleichartiger,  wo  es  sich  um  die  höhern 
Stände  handelte,  als  wo  es  sich  um  die  Bildung 
eines  ganzen  Volkes  mit  seinen  sehr  verschiedenen 
religiösen  und  wirtschaftlichen  Aulfassungen  und 
Zustünden  handelt  Ich  bin  vollständig  der  Meinung, 
dass  es  auch  unsere  höchste  Schule  nur  fördern 
könnte,  wenn  die  Volksschulo  tüchtig  ausgebaut 
würde.  Aber  wir  werden  weise  handeln,  wenn  wir  in 
diesem  Augenblick  nicht  an  die  Angelegenheiten 
der  Volksschule  herantreten,  wo  es  lediglich  nur 
die  Praxis,  die  sich  allmählich  aus  der  Behandlung 
des  beruflichen  Bildungswesens  herausentwickelt 
hat,  zu  verbessern  gilt  Es  ist  immerhin  eine  sehr 
schöne  Erscheinung  in  unserem  jüngsten  politischen 
Leben,  dass  es  uns,  wenn  auch  nicht  die  Volks- 
schule durch  den  Bund  zu  fördern,  doch  das  beruf- 
liche Bildungswesen  ins  Leben  zu  rufen  und  bereits 
auf  eine  erfreuliche  Stufe  zu  bringen  vergönnt  hat 
Ich  denke  also,  wir  kennen  die  betreffende  Seite  im 
Berichte  des  Bundesrates  wohl  lesen  und  jeder  mag 
daraus  seine  Schlüsse  ziehen,  wie  ich  soeben  die 
meinigen  gezogen  habe  ;  aber  wir  wollen  uns  dabei 
nicht  weiter  aufhalten.   Sie  wissen,  dass  die  poli- 
tischen Machtlaktoren  uns  jetzt  nicht  gestatten 
würden,  festzusetzen,  es  solle  eine  Bundosaufsicbt 
über  die  Volksschule  in  der  Art  geübt  werden,  dass 
dabei  die  Fortbildungsschule  den  grössten  Nutzen 
hätte,  sondern  dass  die  Fortbildungsschule  und  die 
Subventionierung  derselben  durch  den  Bund  eine 
Sacho  für  sich  sind,  die  man  am  besten  losgelöst 
von  der  Frage  des  Volksschulwesens  behandelt 
Wenn  man  das  bedenkt  so  kommt  man  dazu,  diese 
drei  Bundesbeschlüsse  zu  lassen,  wie  sie  bis  jetzt 
gewesen  sind  und  sich  darauf  zu  beschränken,  aal 
der  Voll" 


Bis  jetzt  sind  die  industriellen  und  gewerb- 
lichen Anstalten  anders  subventioniert  worden,  als 
die  kommerziellen.  Die  letztern  stehen  den  erstem 
gegenüber  im  Nachteil.  Man  hat  bei  den  Anstalten 
der  einen  Art  vom  Bund  aus  jeweilen  die  Hälfte 
davon  gegeben,  was  nicht  nur  für  Lehrkräfte  und 
Lehrmittel,  sondern  auch  für  Heizung,  Miete,  Be- 
leuchtung u.  s.  w.  ausgegeben  worden  ist  So  sind 
die  Einnahmen,  welche  diese  Anstalten  vom  Bund 
hatten,  bei  dem  einen  Teil  der  Berufsbildung  grösser 
gewesen  als  beim  andern.  Es  wäre  richtig,  diese 
Üngleichartigkeit  aufzuheben.  Die  Summen,  um  die 
es  sich  handelt,  aind  keine  bedeutenden.  Wohl  aber 
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ist  eigentlich  jeder  Franken,  den  der  Bund  giebt, 
wichtig,  wenn  die  Berufsbildung  gehörig  gepflegt 
werden  soll.  Denn  auch  mit  den  ßundessubventionen 
haben  die  Kantone,  üe Gemeinden  und  die  Privaten 
noch  sehr  grosse  Anstrengungen  zu  machen.  Ich 
weise  darauf  hin,  dass  von  den  Summen,  welche 
aett  dem  Jahre  188-i  für  diese  Zwecke  ausgegeben 
worden  sind,  der  weitaus  grossere  Teil  nicht  auf 
den  Bund,  sondern  auf  andere  Faktoren  fällt.  Von 
den  24'/t  Millionen,  welche  verausgabt  worden  sind, 
hat  der  Bund  6'/s  Millionen  übernommen.  Man  darf 
nicht  vergessen,  dass  die  Privaten,  welche  hier 
thätig  sind,  nicht  nur  mit  einer  sehr  anerkennens- 
werten Gemeinnützigkeit,  oft  ohne  Entgelt,  ohne 
Honorar  arbeiten,  dass  viele  Privaten,  um  Schulen 
ins  Leben  zu  rufen  und  Korse  abzuhalten,  beson- 
dere Beitrüge  aus  ihrer  Tasche  geben  und  dass  die 
Gemeinden  und  Kantone,  welche  diesen  Instituten 
ansehnliche  Beitrage  zukommen  lassen,  dieselben 
vorzugsweise  und  großenteils  aus  den  direkten 
Steuern  bestreiten  müssen,  während  der  Bund  sich 
in  der  angenehmen  Lage  befindet,  seine  Ausgaben 
aus  den  Zöllen  bestreiten  zu  können.  Wie  sehr  es 
manchmal  notwendig  ist,  dass  die  Kantone  und  der 
Bund  eintreten,  liesse  sich  an  einer  Menge  von 
Beispielen  zeigen.  Es  sind  manchmal,  um  einen 
kleinern  Verein,  eine  kleine  Schule,  cinon  sehr 
nützlichen  Kurs  ins  Leben  zu  rufen,  noch  hundert 
oder  zweihundert  Franken  nötig,  die  man  in  einer 
Ortschaft  nicht  mehr  aufbringen  kann,  weil  die 
Privaten  bereits  das  Mögliche  gethan  haben.  In 
meinem  Kanton  —  ich  wähle  die  mir  zunächst  ge- 
legenen Beispiolo  —  ist  es  unlängst  vorgekommen, 
dass  der  Regierungsrat  sich  schlüssig  zu  machon 
hatte,  ob  er  bei  den  gewerblichen  Fortbildungs- 
schulen für  eine  Lehrstunde  50  oder 60  Rappen  Bei- 
trag geben  solle.  Man  würde  meinen,  dieser  Unter- 
schied sei  ein  unscheinbarer.  Bis  dahin  haben  wir 
60  Rappen  gegeben,  und  wenn  wir  das  wieder  thun 
wollten,  so  mussten  wir,  weil  die  Zahl  der  Lehr- 
stunden in  einem  Jahr  eine  sehr  bedeutend  grössere 
geworden  war,  unsern  Kredit  um  Fr.  40U0  über- 
schreiten. Das  war  keineswegs  bequem.  Wir  sagten 
uns  aber,  dass,  wenn  wir  nicht  wieder  60  Rp.  geben 
wurden,  eine  ganze  Reihe  der  gewerblichen  Fort- 
bUdungsschulen  wahrscheinlich  nicht  mehr  fortar- 
beiten könnten,  da  sie  die  nötigen  Mittel  nicht  mehr 
besitzen  würden.  Sie  mögen  an  diesem  einen  Bei- 
spiel sehen,  wie  froh  man  darüber  sein  muss,  dass 
so  viele  Kräfte  sich  in  den  Dienst  der  Berufsbildung 
gesteilt  haben,  wie  notwendig  es  aber  auch  ist,  dass 
alles  zusammenwirke  und  dass  alle  ihre  Kräfte  an- 
spannen, wenn  diese  schöne  Errungenschaft  nicht 
wieder  zusammenstürzen  soll  und  wie  oft  die  genügen- 
den Mittel  schwer  zu  finden  sind. 

Ich  begrüsse  es  nun  insbesondere  für  den  kom- 
merziellen Unterricht,  wenn  der  Bund  etwas  mehr 
thun  will,  als  er  bisher  gethan  hat.  Die  Summe  ist 
nach  dem  Bericht  des  Bundesrates  eine  Verhältnis 
massig  ganz  kleine,  etwa  Fr.  30,000,  wenn  man 
diese  Art  von  Schulen  den  andern  ebenbürtig  sub- 
ventionieren will.  Ich  begrüsse  es  insbesondere 
darum,  weil  ich  glaube,  dass  wir  in  unserm  kauf- 
männischen Unterricht  noch  allzusehr  zurückstehen 
und  dass  gerade  hier  es  gilt,  Versäumt  es  nachzu- 
holen. In  den  uns  umgebenden  Staaten  hat  man  in 
neuester  Zeit  eine  Reihe  von  grossen  Handelsschulen 
gegründet  Man  hat  gefunden  dass  bei  dem  jetzigen 


ausserordentlichen  Wettbewerb  die  Kenntnisse  des 
Kaufmanns  nicht  mehr  ausreichen,  dass  es  nicht 
genügt,  etwas  Französisch  und  Englisch,  etwas 
Rechnen  und  Buchhaltung  zu  können,  dass  auch  die 
praktischen  Kenntnisse,  die  man  sich  in  denComp- 
toirs  aneignet,  nicht  ausreichen,  um  den  Kaulmann 
zu  befähigen,  in  den  grossen  Völkerkampf  einzu- 
treten, der  sich  bei  der  Ausbreitung  des  Handels 
und  bei  der  Erschliessung  grosser  neuer  Gebiete 
in  fremden  Weltteilen  entwickelt,  sondern  dass  der 
Kaufmann  insbesondere  auch  volkswirtschaftliche 
und  Hechtskenntnisse  besitzen  soll,  dass  seine 
Sprachbildung  eine  gründliche  sei,  dass  er  eine  all- 
gemeinere Bildung  besitze,  als  er  bisher  besessen 
hat.  Dieso  Einsicht  ist  nicht  in  allen  Teilen  unserer 
kaufmännischen  Welt  gleichmässig  vertreten.  Man 
muss  aber  um  so  eher  darauf  aufmerksam  machen, 
als  eben  gerade  unsere  Nachbarstaaten  und  über- 
haupt andere  civilisierte  Länder,  mit  denen  wir 
im  Konkurrenzkampf  stehen,  sich  wohl  bewusst 
geworden  sind,  dass  man  hier  etwas  Neues  zu  schaffen 
habe.  In  Venedig  und  Genua  schoint  man  sich  dessen 
erinnert  zu  haben,  dass  diese  Städte  einst  mächtige 
Handelsplätze  gewesen  sind.  Man  hat  dort  in  grossem 
Stile  Schulen  für  Handel  und  Verkehr  aufgebaut.  In 
Frankreich  und  Belgien  bestehen  ähnliche  Anstalten 
von  Rang.  In  Deutschland  wurde  soeben  in  Leipzig 
in  Verbindung  mit  der  Hochschule  eine  Handels- 
hochschule gegründet.  Es  ist  in  Deutschland  auch 
gar  nicht  selten,  dass  Kautlcute  und  Industrielle 
ihren  Söhnen  nicht  etwa  nur  die  Bildung  einer  Mer- 
kanlilschule  geben,  sondern  dass  sie  dieselben 
vor  ihrer  praktischen  Thätigkeit  durch  ein  ganzes 
Gymnasium  bis  zur  Prima  hindurch  gehen  lassen. 
Wenn  nun  andere  geistig  viel  besser  ausgerüstet  in 
diesen  Kampf  eintreten,  so  dürfen  wir  nicht  zurück- 
bleiben. Dann  werden  sich  auch  die  grossen  Eigen- 
schaften, die  geschickte,  praktische  Behandlung  der 
Dinge  und  der  nüchterne  und  unvorwirrte  Sinn, 
welche  diejenigen  immer  gezeigt  haben,  die  unsere 
Industrie  und  unsern  Handel  ausbreiteten,  sich  noch 
fruchtbarer  erweisen  als  bisher  und  unsere  Kaul- 
leute werden  zum  mindesten  auf  der  gleichen  Stufe 
stehen,  wie  diejenigen,  welche  auf  den  auswär- 
tigen Schulen  gebildet  sind.  Es  ist  aber  klar,  dass, 
wenn  wir  auch  diese  höhere  Handelsbildung  mehr 
pflegen  werden,  als  bisher,  doch  die  ganze  kom- 
merzielle Erziehung  eine  solche  sein  muss,  dass 
auch  die  untern,  welche  zum  Teil  wieder  an  die 
hohen  Schulen  abgegeben  werden,  gehörig  vorge- 
bildet seien  und  dass  überhaupt  das  Niveau,  das 
heute  besteht,  gehoben  werde,  dass  die  Schmutz- 
konkurreuz,  welche  man  sich  auf  dem  Gebiete  des 
Angebotes  von  Kräften  für  die  Bureaux  und  Corup- 
toirs  unserer  Banken,  Fabriken  u.  s.  w.  macht, 
aufhöre  und  eine  geordnete  Erziehung  diejenigen 
Kräfte  ausbilde,  die  richtig  ausgebildet  werden 
können,  und  ihnen  die  ganze  Bedeutung  gebe,  welche 
sie  durch  eine  solche  richtige  Art  des  Unterrichts 
zu  erlangen  im  stände  sind. 

Die  zwei  Vollziohungsverordnungen  setzen  auf 
Seite  38  und  Vi  die  Berechnung  der  Subventionen 
fest,  und  der  Wortlaut  ist  an  boiden  Orten  der 
gleiche.  Es  wird  da  folgendes  bestimmt:  «.Die  Bei- 
träge des  Bundes  können  je  nach  Umstanden  bis  auf 
die  Hälfte  der  jährlich  seitens  der  Kantone,  Ge- 
meinden. Korporationen  und  Privaten  aufgebrachten 
Summen  sich  belaufen.    Hierbei  dürfen  Zinse  aus 
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Anstaltsfonds  mit  berechnet  werden.»  Das  letztere 
ist  eigentlich  selbstverständlich.  Denn  es  wäre  nicht 
richtig,  wenn  man  solche  Fonds  mit  dem,  was  sie 
an  Zinsen  liefern,  nicht  berücksichtigen  wurde.  Ks 
kommt  vor.  dass  Stiftungen  gemacht  werden.  Diese 
Stiftungen  haben  den  Charakter  eines  Beitrages  von 
Privaten.  Ob  ich  diesen  Beitrag  einmal  in  barem 
Gelde  gebe,  and  die  Anstalt  den  Zinsengenuss  davon 
nahe  oder  ob  ich  jährlich  Beiträge  liefere,  kommt 
ja  auf  eines  heraus.  Dagegen  soll  allerdings  einem 
üebelstand  begegnet  werden,  der  offenbar  vorge- 
kommen ist,  ich  weiss  nicht,  wie  oft,  auf  den  aber 
der  Bericht  des  Bundesrates  aufmerksam  gemacht 
hat  Es  sollen  nicht  aus  Beiträgen  von  Kantonen, 
Gemeinden  und  Bund  Fonds  angesammelt  werden 
können.  Denn  diese  Beiträge  giebt  man  natürlich 
nicht  zur  Bildung  von  Fonds,  sondern  zum  Verbrauch 
in  dem  betreffenden  Jahre. 

Weiter  heisst  es :  "Die  Beiträge  des  Bundes  dürfen 
keine  Verminderung  der  bisherigen  Leistungen  der 
Kantone,  Gemeinden,  Korporationen  und  Privaten 
zur  Folge  haben.*  Diese  Bestimmung  hat  die  Kom- 
mission für  die  richtigo  gehalten,  und  sie  glaubt, 
dass  es  nur  billig  sei,  die  Gewerbe-  und  die  Handels- 
schulen einander  gleichzustellen.  Allerdings  würde 
dieses  Subventionierungssystcm  einer  Anzahl  von 
Vereinen  nicht  konvenieren.  Dieselben  haben  in 
einer  Hingabe  auseinandergesetzt,  wie  sehr  sie 
beflissen  seien,  den  kaufmännischen  Unterricht, 
insbesondere  für  diejenigen  zu  vermitteln,  welche 
höhere  Schulen  nicht  besuchen  können,  und  mau 
muss  ja  gestehen,  dass  eben  nicht  alle  höhere  kauf- 
mannische Schulen  besuchen  können,  dass  der  lle- 
darf  an  Leuten  in  den  kaufmännischen  Geschäften 
ein  weit  grösserer  ist  und  dass  es  vielleicht  nur 
einer  lange  fortschreitenden  Entwicklung  gelingt, 
zu  bewirken,  dass  die  verschiedensten  Arbeiter 
dieser  Geschäfte  eine  gehörige  Schulbildung  erhalten. 
Wir  sind  nun  der  Ansicht,  mau  solle  Hkr  diesO  kauf- 
männischen Vereine  eine  Ausnahme  da  treffen  können, 
wo  ihre  Existenz  gefährdet  wäre,  wenn  man  den 
letzten  Satz,  den  ich  verlesen  habe,  auf  sie  anwen- 
den wollte.  Es  ist  das  Sache  der  Praxis.  Practica 
est  multiplex.  Die  Verhältnisse  sind  sehr  verschie- 
dener Art  Wir  möchten  natürlich  nicht,  dass  ein- 
zelne Private,  Gemeinden  oder  Kantone  dadurch 
eingeladen  würden,  nichts  zu  geben,  weil  die 
Vereine  dann  Aussicht  hätten,  vom  Bunde  mehr 
so  erhalten.  Als  Begel  muss  gelten,  was  dieser 
Satz  ausspricht:  dass  die  Unterstützung  des  Bun- 
des an  die  Voraussetzung  einer  Unterstützung 
durch  andere  geknüpft  ist  Wo  aber  ein  Verein  nach- 
weist, dass  er  nur  mit  einer  grösseren  Bumlesunler. 
Stützung  existieren  kann,  weil  ungewöhnliche  Ver- 
hältnisse vorliegen,  die  es  ihm  unmöglich  machen, 
die  nötigen  Gelder  an  Ort  und  Stelle  aufzutreiben, 
da  soll  der  Bund  eine  Ausnahme  treffen  können 
und  da  muss  es  natürlich  dem  Departemente  über- 
lassen bleiben,  nach  Erwägung  aller  Umstände  zu 
handeln.  Diese  Vereine  haben  ohne  Zweifel  für  das 
Bildungswesen  sehr  viel  Gutes  gethan,  und  weil  sio 
ans  der  Initiative  Einzelner  hervorgegangen  sind  und 
diese  Initiative  eine  sehr  uneigennützige  gewesen 
ist,  dürfen  wir  um  so  eher  für  ihre  Erhaltung  sorgen. 
Gewisse  Missstfinde  haoen  sich  freilich  gezeigt,  sie 
lassen  sich  aber  wieder  beseitigen.  Auch  das  ist  ja 
nur  eino  Sache  der  Ausführung.  Man  versteht  es 
vollkommen,   wenn  in  diesem  Subventiouswesen 


nicht  alles  Ist,  wie  es  sein  sollte;  wenn  man  aber 

genau  zusieht,  so  sind  dennoch  gegenüber  den 
ausserordentlichen  Erfolgen,  welche  erzielt  worden 
sind,  wenig  Uehnlstände  zu  rügen.  Es  ist  gesagt 
worden,  die  Vereine  verwenden  Bundesgelder  auch 
zu  Unterhaltungszwecken,  nicht  nur  zu  Bildungs- 
zwecken.  Nun,  das  wird  sich  im  Budget  ausscheiden 
lassen.  Es  ist  auch  gesagt  worden,  dass  die  Vereine, 
die  Fortbildungs;»nsta!ten  und  die  Handelsschulen 
nicht  immer  miteinander  harmonieren,  dass  da 
eine  gewisse  Vergeudung  der  Kräfte  stattfinde,  in- 
dem verschiedene  denselben  Unterricht  erteilen.  E« 
wird  eino  Aufgabe  des  Departements  und  der 
kantonalen  Behörden  sein,  hier  die  richtige  Aus- 
scheidung zu  treffen.  Dass  sie  noch  nicht  vorge- 
nommen werden  konnte,  liegt  eben  wieder  darin: 
es  sind  die  verschiedenen  Systeme  der  kauf- 
männischen Bildung  unabhängig  von  einander  ent- 
standen, jedes  hat  sich  ohne  Bucksicht  auf  das  an- 
dere entwickelt.  Die  Frage  ist  ja  überhaupt  eine 
neue,  und  so  haben  wir  eine  Anzahl  von  Gebilden 
nebeneinander,  die  man  erst  allmälig  in  das  richtige 
Verhältnis  zu  einander  setzen  kann.  Die  Hauptsache 
ist  die,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  kloinen  Vereine 
uicht  zu  kurz  kommen,  dass  sie  nicht  auf  den  Aus- 
sterbeetat gesetzt  werden,  und  es  scheint  mir  rich- 
tiger, dass  das  Departement  diesem  Umstände  seine 
besondere  Aufmerksamkeit  zuwende,  als  dass  es 
den  schon  bestehendenVereinen  eine  grössere  Summe 
als  bisher  gebe.  Dann  bin  ich  auch  überzeugt,  dass 
nicht  auf  Kosten  der  Vereine  die  Schulen  bevorzugt 
werden,  dass  man  nicht,  um  den  einen  entgegenzu- 
kommen, die  andern  verkürzt 

Ich  halte  .die  Besorgnis  der  Vereine  für  unbe- 
gründet, sobald  dem  Departement  die  Kompetenz 
gegeben  wird,  je  nach  den  Umständen  auch  die 
kleinen  Vereine  gehörig  zu  berücksichtigen  und 
damit  ycrade  die  Bestrebungen  derjenigen  zu  unter- 
stützen, welchen  es  oll  am  alierschwersten  wird, 
etwas  Hechtes  uz  thun. 

Diese  Frage  hat  in  dem  Entwürfe  des  Herrn 
Kollegen  Wild  eine  viel  weitergehende  Berücksich- 
tigung erfahren,  als  in  der  bescheidenen,  ja  magern 
Vorlage  Ihrer  Kommission.  Aber  es  war  dies  die 
Meinung  der  Komnüssionsmilglieder  und  einige  der 
Herreu  haben  selbst  nicht  so  weit  gehen  wollen.  Ich 
begreife  es,  dass  man  eino  gewisse  Scheu  hat,  das 
Stipendienweson  sehr  weit  auszudehnen.  Ich  be- 
greife es  aus  zwei  Gründen.  Einmal  müssto  der 
Bund  seineAusgabeuwesentlich  erhöhen  und  zweitens 
wäre  es  für  den  Bund  schwer,  das  nichtige  zu 
treffen,  wenn  die  Zahl  der  Stipendiaten  eine  grosse 
wäre.  Ich  glaube  aber,  dass  das  Departement 
zu  prüfen  im  stände  wäre,  ob  die  Stipendiaten  an- 
gesichts ihrer  Vermögonsverhfiltnisse,  ihres  Fleisses 
und  ihrer  Forlschritte  ein  Stipendium  verdienen, 
wenn  die  Zahl  eine  kleine  ist.  Wenn  sie  aber  eine 
beträchtliche  würde,  so  könnte  das  Departement 
nicht  mehr  diejenigen  Erkundigungen  einziehen,  die 
einzuziehen  sind,  wenn  man  das  Geld  nicht  ins 
Blaue  hinaus  geben  will. 

Diese  Bedenken  würden  aber  aufhören,  wenn 
der  Bund  sich  entschllessen  könnte,  zu  sagen:  Wir 
geben  so  und  so  viele  Procente  an  dasjenige,  was 
Kantone,  Gemeinden  und  Private  für  Stipendien 
ausgeben.  Indessen  hat  diese  Anregung  keinen  Bei- 
fall gefunden  und  nur  dahin  konnte  man  steh 
schliesslich  einigen,  dass  os  dem  Bunde  in  ganz 


Digitized  by  Google 


—    44  — 


besondem  Fällen,  in  denen  ganz  vorzügliche  Kennt- 
nisse konstatiert  sind,  möglich  sein  solle,  ein  Sti- 
pendium zu  gewahren,  und  damit  nicht  nur  einen 
Beitrag  zu  leisten,  welcher  die  Hälfte  der  kantonalen 
und  anderweitigen  Leistungen  beirage,  sondern  noch 
darüber  hinausgehe.  Ich  mochte  Ihnen  sehr  om- 
pfehlen,  diesen  Antrag  anzunehmen,  Sie  würden 
damit  etwas  sehr  Nützliches  thun.  Nicht  nur  den 
Lehramtskandidaten  soll  man  einen  Weg  für  die  Zu- 
kunft schaffen,  sondern  jedem  besonders  veranlagten 
jungen  tüchtigen  Mann,  jedem  erfinderischen  Geist. 
Denn  auch  das  Talent  und  das  Genie  sind  hei  ihrem 
Fortkommen  von  äusseren  materiellen  Bedingungen 
abhängig.  Wenn  einem  Jünglinge  einige  100  Franken 
fehlen,  um  in  eine  höhere  Schulklasse  eintreten  zu 
können,  um  eine  Zeitlang  auf  Reisen  zu  gehen,  so 
ist  für  seine  Zukunft  auf  alle  Zeiten  ungünstig  ent- 
schieden. Sobald  man  den  Kreis  so  klein  zieht,  so 
ist  auch  das  Departement  sehr  wohl  in  der  Lage, 
die  einzelnen  Fälle  zu  prüfen,  denn  da  handelt  es 
sich  nur  um  die  Unterstützung  der  Besten. 

Dieser  Antrag  würde  eine  Einschaltung  in  Art  46 
der  Vollziehungsverordnung  für  die  Gewerbe-  und 
Industriebildung  notwendig  machen.  Ich  weise  aber 
darauf  hin,  dass  dann  auch,  was  von  uns  vergessen 
worden  ist,  in  der  Vollziehungsverordnung  für  den 
Handel  ebenfalls  eine  redaktionelle  Bereinigung  statt- 
zufinden hätte,  weil  dort  auf  Seite  50  des  Berichtes 
gesagt  ist,  dass  das  Bundesstipendium  bis  auf  die 
Hälfte  des  Gesamtbetrages  der  Stipendien  geht.  Im 
einen  wie  im  andern  Falle,  beim  Gewerbe  und  beim 
Handel  soll  der  gleiche  Grundsatz  gelten,  und  zwar 
nicht  nur  für  Lehramtskandidaten,  sondern  für 
andere  Schüler  ebenfalls. 

-  Mit  diesen  Ausführungen  habe  ich  meine  Auf- 
gabe als  deutscher  Referent  der  Kommission  eigent- 
lich beendigt  Es  hat  aber  bereits  Herr  Gobat  als 
Präsident  der  Kommission  auch  noch  einen  weitern 
Punkt  berührt,  nämlich  den  der  Zulassung  weib- 
licher Zöglinge  zu  den  Anstalten  und  Kursen,  und 
ich  will  das  Gleiche  thun,  da  ich  mit  Herrn  Dr. 
Gobat  einig  gehe.  In  der  Kommission  waren  wir 
allerdings  die  Minorität,  da  aber  ein  besonderer 
Minoritälsberichtcrslattcr  nicht  bestellt  worden  ist, 
so  kommt  es  mir  zu,  über  diese  Frage  hier  noen 
zu  sprechen. 

Ich  glauLe.  man  sollte  den  Anträgen  der  Kom- 
mission noch  beifügen:  «Die  Anstalten  und  Vereine, 
welche  vom  Bunde  subventioniert  werden,  haben 
weibliche  Schüler  unter  denselben  Bedingungen  in 
die  Kurse  und  zu  den  Prüfungen  aufzunehmen,  wie 
männliche,  wenn  nicht  am  gleichen  Orte  genügende 
Organisationen  für  erstere  vorhanden  sind.»  Ueber 
diese  wichtige,  eigentlich  wichtigste  Frage,  bitte 
ich  Sie,  mir  noch  einige  Worte  gestatten  zu  wollen. 

Man  hat  jedesmal,  wenn  die  sogenannte  Frauen- 
frage diskutiert  wurde,  den  Satz  aufgestellt:  die 
Frau  gehört  ins  Haus,  und  man  hat  damit  aus- 
sprechen wollen,  dass  ausser  dieser  Thätigkeit  eigent- 
lich eine  andoro  von  ihr  nicht  gesucht  werden  soll, 
und  damit  wäre  auch  gesagt,  dass  der  Staat  keinen 
Grund  habe,  andere  Thätigkeiteu  der  Frau  zu  unter- 
stützen. Nun  aber  ist  es  nicht  möglich,  dass  alle, 
die  dem  weiblichen  Geschtechte  angehören.  Haus- 
frauen werden;  es  ist  das  eine  faktische 
Unmöglichkeit,  schon  aus  dem  einfachen  Grunde, 
weil  es  mehr  Frauen  gieht,  als  Männer.  In  unserem 
Lande  sind  sie  meines  Wissens  mit  '/•  stärker  ver- 


treten als  die  Männer.  Es  könnten  auch  manche  Mäd- 
chen  ohnedies  nicht   heiraten ;   also  ist  immer 
ein  grosser  Prozentsatz  der  Bevölkerung  vorhanden, 
welcher  in  der  Ehe  nicht  Unterkunft  Anden  kann. 
Die  Frauen  sind  daher  schon  seit  Jahrzehnten,  seit 
einem  Jahrhundert,  in  die  Fabrik  gegangen,  sie  sind 
Telegraphistinnen  und  Telephonistinnen  geworden 
und  der  Bund  hat  sich  ihrer  angenommen.  Man  kann 
sagen,  dass  auf  dem  Gebiete  der  Bundesgesetzgebung 
die  Frage  der  Zulassung  von  Frauen  zu  neuen  Be- 
rufsthätigkeiten  schon  entschieden  ist.  Man  hat  ohne 
weiteres  gesehen,  dass  im  Gegensatz  zu  frühoren 
Jahrzehuten,  wo  der  Kampf  um  das  tägliche  Brot 
nicht  so  entwickelt  war,  wie  heute,  sehr  viele 
Töchter,    auch  aus  einigermassen  wohlhabenden 
Familien  eine  Berufsthätigkeit  suchen,  statt  dass  sie 
zu  Hause  bleiben  und  Jahre  lang  auf  den  Mann 
warten,  der  nicht  kommen  will.  Es  ist  ähnlich  beim 
Handel.  Auch  hier  bieten  sich  die  Frauen  für  eine 
Reihe  von  Stellen  an.  Aber  allerdings  wird  gerade 
da  geklagt,  dass  sie  den  Männern  eine  Schmutz- 
konkurrenz machen  —  das  ist  der  Ausdruck,  der 
gegen  sie  gebraucht  worden  ist  —  Und  warum 
machen  sie  den  Männern  diese  Konkurrenz'/  Warum 
bieten  sich  so  viele  weibliche  Arbeitskräfte  zu 
einem  ganz  geringen  Preise  an?   Einfach  darum, 
weil  die  Frauen  viel  weniger  Gelegenheit  haben, 
ihre  Fähigkeiten  auszubilden  und  auch  hier  etwas 
Tüchtiges  zu  leisten.   Nicht  mit  Unrecht  sagt  die 
Eingabe  der  Union  für  Frauenbestrebungen:  «Nicht 
die  geschulten,  durch  eigene  Organisation  oder  Zu- 
gehörigkeit zu  einer  solchen  geschützten,  weiblichen 
Arbeitskräfte  werden  die  Konkurrenz  zu  einer  un- 
lautern  machen,  sondern  die  ungebildeten,  allein- 
stehenden, auf  den  guten  Willen  der  Arbeitgeber  an- 
gewiesenen Angestellten.  Durch  gutgeschulte  Kräfte 
wird  die  Konkurrenz  im  Interesse  des  Ganzen  nur  ver- 
edelt werden,  und  sicher  wird  es  von  unparteiischem 
Standpunkte  aus  nur  als  richtig  und  wünschbar  be- 
trachtet werden,  wenn  weibliche  leistungsfähigere 
Kräfte  unfähigere  männliche  ersetzen.»  Es  ist  auch 
nicht  zu  belürchten,  dass  hier  die  Konkurrenz  zu 
grosse  Friktionen  hervorrufe.    Denn  wir  bewegen 
uns  da  auf  einem  Boden,  der  nicht  lokal  begrenzt 
ist.  Denjenigen,  die  sich  dem  Handel  widmen,  steht 
die  ganze  Welt  offen.    Wenn  ein  Teil  von  unsern 
Töchtern  sich  durch  eine  bessere  Handelsbildung 
auszeichnet  und  sich  da  einen  Wog  machen  kann, 
so  glaube  ich,  dass  dadurch  am  allerwenigsten  der 
Mann  zu  Schaden  komme.  In  unsern  Nachbarländern, 
ja  über  dem  Ozean,    giebt  es  tausendo,  zohn- 
tausendc  von  Schweizern,  die  gerade  diesem  Ue- 
rufszweige  obliegen.  Wenn  wir  da  noch  mehr  fähige 
und  gut  geschulte  Kräfte  erhalten,  so  werden  wir 
diesen  V. Wettbewerb  nicht  nur  innerhalb  der  Grenzen 
unseres  Landes,  sondern  auch  auswärts  bestehen 
können.  Für  den  Unterricht,  will  mir  scheinen,  sei 
der  Besuch  der  Anstalten  und  Kurse  durch  Madchen 
nur  empfehlenswert  Einmal,  weil  man  die  Erfahrung 
gemacht  hat,  dass  dadurch  die  Schüler  angeeifert 
werden,  dass  sie  besseres  zu  leisten  suchen,  dann 
auch,  weil  die  Schicklichkeit  und  der  Anstand,  die 
Umgangsformen  besser  werden,  was  wiederum  nur 
zum  Vorteil  unseres  Geschlechtes,  des  starken  und 
rauhern,  sein  wird.    Es  ist  nicht  einzusehen,  wes- 
halb wir  hier,   nachdem  wir  uns  auf  andern  Ge- 
bieten tolerant,   edelmütig  gezeigt  haben,  enger 
und  zurückhaltend  sein  sollten.   Käme  eine  Fra^e, 
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wo  wirklich  die  Existenz  des  männlichenGeschlechtes 
and  dessen  Wohlfahrt  oder  dessen  Superiorität 
gefährdet  wäre,  dann  könnte  man  ja  die  Frage  des 
Ausschlusses  der  Frau  prüfen.  Aber  nicht  hier,  wo 
sich  gar  keine  Uebelständc  gezeigt  haben,  sondern 
wo  es  gerade  ein  Uebelstand  ist,  dass  die  Frau  an 
der  untersten  Grenze  der  Bildung  mit  dem  Manne 
in  Konkurrenz  liegt,  statt  dass  durch  die  Veredlung 
der  Bildung  der  Konkurrenzkampf  ein  gesunder  und 
würdiger  wird. 

Der  Bundesrat  hat  gemeint,  die  kaufmannischen 
Vereine  könnten  es  unangenehm  empfinden,  wenn 
man  ihnen  die  Pflicht  auferlegen  wollte,  falls 
sie  Bundessubventionen  annehmen  —  und  ohne  das 
können  sie  nicht  existieren  —  auch  weibliche  Per- 
sonen in  ihren  Unterricht  aufzunehmen.  Fr  steht 
allerdings  principiell  auf  dem  weitherzigen  Stand- 
punkt, den  die  Bundesbehörden  in  dieser  Sache  ja 
fast  immer  eingenommen  haben.  Er  begnügt  sich 
jedoch  mit  einem  platonischen  Rate  an  diese  Vereine, 
er  will  sie  gewissermaßen  ersuchen  oder  ermahnen, 
auch  Frauenspersonen  aufzunehmen,  und  man 
glaubt  damit  genug  gethan  zu  nahen  und  klug 
zu  sein.  Es  ist  nämlich  gesagt  worden,  manche  der 
kaufmännischen  Vereine  würden  diese  Subventionen 
gar  nicht  mehr  annehmen,  wenn  sie  an  die  erwähnte 
Bedingung  geknüpft  würden.  Ich  habe  diese  Be- 
fürchtung nicht,  und  ich  weiss  auch  aus  der  Unter- 
haltung mit  Mitgliedern  solcher  Vereine,  dass  es  in 
den  Vereinen  sehr  viele  giebt,  die  es  für  richtiger 
halten,  wenn  man  den  Frauen  mehr  Rechte  giebt, 
als  bisher,  und  ich  glaubo  nicht,  dass  ein  einziger 
Verein  die  Subvention  ablehnen  würde. 

Man  hat  zwar  ferner  gesagt,  es  fehle  bei  gewissen 
Vereinen  an  Räumlichkeiten,  um  Frauenspersonen 
aufzunehmen.  Aber  wenn  eben  die  Beiträge  stärker 
fliessen,  wenn  man  bei  der  Ausmessung  der  Bei- 
träge von  Bund  und  Kantonen  so  hoch  geht,  als  es 
die  grössere  Zahl  erheischt,  so  wird  man  auch  neue 
Zimmer  hinzufügen  können.  Ich  möchte  die  Vereine, 
welche  noch  andere  Arten  des  Vorkehrs,  den  ge- 
selligen, pflegen,  nicht  gerade  nötigen,  Frauensper- 
sonen als  gleichberechtigte  Mitglieder  aufzunehmen, 
aber  wir  können  ihnen  die  Pflicht  überbinden,  dass 
sie  die  Frauen  mit  gleichem  Rechte  wie  die  Männer, 
in  den  Anstalten  und  Kursen  zulassen. 

Die  Herren  Gobat,  Berchtold  und  der  Sprechende 
sind  der  Ansicht,  man  solle  den  Frauen  die  ge- 
nannten Rechte  gewähren.  Allerdings  weiss  ich 
nicht,  wie  die  Herren  sich  zu  dem  Wortlaute  meines 
Antrages  stellen.  Wir  haben  es  ja  auch  nicht  gerade 
damit  zu  thun,  hier  streng  formulierte  Antrage  zu 
stellen,  sondern  vielmehr  im  grossen,  im  princi- 
piellen  den  Bundesrat  unsere  Ansicht  wissen  zu 
lassen.  Wir  fassen  keine  verbindlichen  Beschlüsse, 
sondern  geben  eigentlich  nur  Meinungsäusserungen, 
die  ins  Protokoll  kommen,  und  von  denen  wir 
hoffen,  der  Bundesrat  werde  sie  berücksichtigen. 

Wie  immer  Sie  im  einzelnen  \nn  den  Vor- 
schlägen der  Kommission  denken,  so  bitte  ich  Sie 
doch,  im  Auge  zu  behalten,  dass  es  eine  wichtige 
Sache  ist,  die  wir  hier  besprechen  und  dass  der 
geschäftliche  Charakter,  welchen  die  Behandlung 
derselben  bei  uns  angenommen  hat.  uns  nicht  da- 
von abbringen  sollte,  zu  erwägen,  wie  sehr  es  sich 
hier  um  ein  Werk  der  nationalen  Bildung  handelt. 
Ich  glaube,  wenn  dio  Männer  der  Helvetischen  und 
der  Öekonomischen  Gesellschaft,  welche  einst  den 
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Grundstein  zu  dieser  nationalen  Bildung  gelegt 
haben,  wenn  Pestalozzi  und  Salis-Marschlins,  wenn 
Fellenberg  und  Tschiffeli,  wenn  Zschokke  und  Pater 
Girard  wiederkehrten,  so  würden  sie  in  dieser  be- 
ruflichen Bildung  mit  ihrer  raschen  und  glücklichen 
Entwicklung,  welche  sie  in  den  letzten  Jahren  ge- 
nommen hat,  eine  würdige  Fortsetzung  eben  jenes 
Werkes  der  nationalen  Erziehung  erblicken,  und  sie 
würden  dasselbe  deshalb  nicht  weniger  hoch  stellen, 
sondern  vielleicht  noch  höher,  well  es  gleichsam  in 
der  Stille  vollbracht  wurde  und  ohne  allen  Hader 
der  polnischen  Parteien. 


Berchtold :  Ich  bin  mit  Herrn  Curti  einverstanden, 
dass  die  kaufmännischen  Vereine  nicht  gezwungen 
werden  sollen,  dio  Frauen  als  ihre  Mitglieder  auf- 
zunehmen,  sondern  dass  es  genüge,  wenn  die  Ver- 
eine die  Frauen  zu  den  Unterrichtskursen  und  den 
Prüfungen  zulassen  müssen.  Wir  haben  alle  Ursache, 
hier  ein  solches  Begehren  zu  stellen,  weil  von  ver- 
schiedenen Vereinen  beschlossen  worden  ist,  dl» 
Frauen  seien  als  gefährliche  Konkurrenz  nicht  zuzu- 
lassen. Wenn  man  aber  die  Erfahrungen,  die  man  im 
Gewerbe  gesammelt  hat,  zu  Rate  zieht,  so  kommt  man 
unzweifelhaft  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Zulassung 
notwendig  ist.  Im  schweizerischen  Gewerbeverein 
werden  die  Franen  schon  seit  Jahren  zugelassen, 
und  es  muss  gesagt  werden,  dass,  wenn  auch  dort 
von  einer  Konkurrenz  weniger  gesprochen  werden 
kann,  sich  doch  ziemlich  viele  Frauen  beteiligen, 
welche  den  Männern  Konkurrenz  machen.  Ich  nenne 
die  Kleidermacherei,  die  Tapeziererarbeit  u.  s.  w., 
und  da  hat  es  sich  gezeigt,  dass  in  manchen  Prü- 
fungen die  Lehrtöchter  den  Lehrlingen  überlegen 
waren.  Man  hat  keinerlei  Beobachtungen  machen 
können,  aus  denen  man  den  Schluss  ziehen  müsste, 
die  Töchter  seien  in  Zukunft  von  den  Prüfungen 
auszuschliessen. 

Warum  nun  das  bei  der  Kaufmannschaft  anders 
sein  solle,  ist  nicht  einzusehen.  Ich  beschäftige  seit 
mehreren  Jahren  in  meinem  Bureau  Töchter  und 
ich  habe  günstige  Erfahrungen  gemacht;  sie  be- 
weisen, dass  sie  so  brauchbar  sind,  wie  die  Männer. 
Man  muss  ihnen  die  Arbeit  zuweisen,  die  ihrer 
Bildung,  ihrer  Erfahrung  entspricht  Es  giebt  ja 
Arbeiten,  welche  die  Frau  nicht  ausführen  kann, 
aber  da  muss  eben  der  Arbeitgeber  die  Arbeit  nach 
den  geistigen  Kräften  der  Untergebenen  einteilen. 
Man  kann  also  da  nicht  ohne  weiteres  übers  Knie 
brechen  und  sagen:  well  die  Frau  nicht  diejenigen 
Fähigkeiten  besitzt,  wie  der  Mann,  so  kann  mau 
sie  nicht  brauchon.  Gewiss  kann  man  sie  brauchen, 
wenn  man  ihnen  die  Arbeit  zuweist,  die  ihnen  von 
Natur  wegen  zukommt 

Uebripens  beweist  die  Kntwicklung  der  Fraoen- 
bildung  in  den  letzten  30  Jahren  doutlich,  dass  sie 
nicht  stille  stehen  wird,  dass  die  Frauen  doch  nach 
und  nach  in  die  meisten  Berufe  eindringen,  fch  er- 
innere mich  z.  B.  an  eine  Nachricht  aus  dem  Jahre 
1867,  wo  als  sensationelle  Neuheit  berichtet  wurde, 
in  London  seien  so  nud  so  viel  Mädchen  beim  Tele- 
graphieren beschäftigt.  Es  gieng  keine  5  Jahre,  bis 
man  in  der  Schweiz  nachfolgte.  Schon  anfangs  der 
70er  Jahre  sinil  von  der  Postverwaltung  Frauen  zum 
Telegraphieren  angestellt  worden,  und  heute  sind 
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beim  Telegraphieren  and  Telephonleren  wahrschein- 
lich mehr  Frauen  beschäftigt  als  Männer.  Auoh  im 
Lehramt  sind  Frauen  in  Menge  beschäftigt  Ich  will 
von  den  Lehrschwestern  in  katholischen  Schulen 
nicht  reden,  weil  ich  diese  Verhältnisse  nicht  genau 
kenne;  aber  in  den  protestantischen  Gemeinden 
haben  wir  seit  20  Jahren  sehr  viele  Lehrerinnen, 
und  man  ist  im  allgemeinen  mit  ihnen  zufrieden, 
and  es  giebt  Lehrerinnen,  die  besser  Disziplin  halten, 
als  einzelne  Lehrer.  Es  ist  das  eine  Gabe,  die  der 
Frau  ebensogut  innewohnen  kann,  wie  dem  Mann. 
Man  hat  alle  Ursache,  zu  erklären:  die  Frau  ge- 
hört in  die  Schule,  wie  der  Mann.  In  andern  Län- 
dern finden  Sie  sogar  Frauen  als  Geistliche.  Bei 
uns  ist  es  nicht  so  woit  gekomraon,  und  unsere 
Pfarrherren  würden  vielleicht  eine  solche  Konkurrenz 
auch  nicht  gerne  sehen.  Aber  wer  weiss,  ob  es 
nicht  noch  dazu  kommt  1  Ich  habe  einmal  eine  Frau 
predigen  gehört,  und  ich  muss  gestehen,  dass  ich 
einen  Behr  guten  Eindruck  davontrug.  Sie  finden 
die  Frau  bei  der  Kunst,  kurzum  Sie  finden  sie 
Oberall.  Wo  Sie  dieselbe  nicht  finden,  das  ist  in 
der  Technik ;  Sie  haben  noch  keine  Fraueningenieure ; 
vielleicht  kommt  das  auch  noch.  Daraus  geht  hervor, 
dass  man  die  Frau  überall  zulassen  kann,  und  zwar 
im  Handel  so  gut,  wie  sonstwo.  Es  ist  auch  be- 
hauptet worden,  es  gehe  nicht  an,  die  Frauen  zu 
den  Kursen  zuzulassen  und  zwar  hauptsächlich  des- 
halb, weil  diese  Kurse  am  Abend  stattfinden  und 
es  nicht  schicklich  sei,  die  Töchter  noch  spät  abends 
allein  nach  Hause  gehen  zu  lassen.  Es  mag  ja  das 
eine  gewisse  Berechtigung  haben,  aber  da  wird 
doch  jeder  Familienvorstand  den  passenden  Weg 
finden.  Man  soll  den  Töchtern  den  Besuch  dieser 
Kurse  ermöglichen,  wenn  der  Wille  da  ist  and  die 
Verhältnisse  es  erlauben.  Uebrigens  giebt  es  ja  in 
unsern  Städten  seit  5,  6  Jahren  Gelegenheit  zum 
Heimfahren  genug,  vermöge  der  Trameinrichtungen, 
die  sich  in  den  nächsten  10  Jahren  noch  ausdehnen 
werden,  sodass  dieser  Uebelstand  nicht  mehr  so  gross 
ist,  wie  früher. 

Es  ist  dann  auch  betont  worden,  dass  die  Frauen 
sich  selber  organisieren  können.  Ich  denke  auch, 
dass  in  den  grössern  Städten  die  juagen  Töohter 
sich  zusammenthun  werden;  aber  dazu  braucht  es 
doch  ziemlich  grosse  Ortschaften,  wie  Basel,  Bern, 
Zürich,  Genf  und  ähnliche  Orte.  In  kleinern  Städten 
and  in  den  Dörfern  wird  das  nicht  möglich  sein 
and  hier  muss  man  die  Aufnahme  ermöglichen. 

Wir*halj  en  in  der  Schweiz  wohl  '20,000  Frauen, 
welche  auf  kaufmännischen  Bureau*  beschäftigt 
sind,  wie  auf  Seite  27  des  Berichtes  angegeben 
wird,  und  es  scheint  mir  die  Frage  der  Berücksich- 
tigung der  Frauen  doch  so  wichtig  zu  sein,  dass 
sie  einer  Fürsprache  wert  ist 


D^'nrtln«:  Wenn  man  die  Frauenfrago  oinläss- 
licher  behandelt,  erkennt  jeder,  dass  sie  sehr  weit- 
schichtig und  vielseitig  ist  Man  kann  sie  darum 
von  verschiedenen  Gesichtspunkten  aus  betrachten. 
Ich  teile  nicht  dio  Ansicht  meines  vereinten  Vor- 
redners, Herrn  Curti.  Es  ist  sicher,  dass  die  Frau, 
die  im  Handelsfache  theoretisch  vorgebildet,  dem 
Manne  eine  gefährliche  Konkurrentin  wird,  denn 
sie  wird  nie  so  hohe  Ansprüche  auf  Lohn  und  Be- 


handlung stellen,  als  der  Mann.  Es  hat  sich  nament- 
lich in  Deutschland  gezeigt  w>  Frauen  als  Commis 
voyageurs  und  besser  besoldete  Sekretare  in  ein 
Geschäft  eintraten,  dass  diese  Frauen  allerdings 
nicht  so  leistungsfähig  waren,  wie  der  Mann,  dass 
sie  diesen  aber  doch  verdrängt  haben,  weil  sie  wohl- 
feiler arbeiteten  und  keine  Gefahr  vorlag,  dass  sie 
spater  ein  Konkurrenzgeschäft  eröffnen  werden.  Der 
Kaufmann  weiss  zum  voraus,  dass  gerade  der  tüch- 
tige Commis  später  vielleicht  ein  Konkurrenzge- 
schäft anfangen  wird,  was  bei  einem  weiblichen 
Commis  sehr  selten  der  Fall  ist.  Aus  diesen  Gründen 
gebe  ich  zu,  dass  dio  Frau  don  Mann  vielfach  ver- 
drängt hat:  es  war  das  ein  Kampf  ums  Dasein,  in 
dem  der  Mann  der  wonifeiler  arbeitenden  Frau 
unterlag.  So  wird  einer  immer  grösseren  Zahl  von 
Handelsangestellten  unmöglich  gemacht,  eine  eigene 
Familie  zu  gründen,  und  auf  der  andern  Seite  finden 
eben  so  viele  Mädchen  keinen  Mann.  Dio  Frau  ge- 
hört aber  nach  der  Natur,  gemäss  ihrem  ganzen 
anatomischen  und  physiologischen  Bau  ins  Haus. 
Die  heilige  Schrift  erzählt  von  der  Aufgabe,  die 
Gott  der  Frau  zugewiesen,  und  diese  Aufgabe  wird 
durch  die  ganze  Geschichte  bestätigt,  das  ist  die 
natürliche  Aufgabe  der  Frau.  Gewiss,  dass  es  eine 
Anzahl  von  Gebieten  ausserhalb  des  Hauses  giebt, 
in  denen  die  Frau  ein  richtiges  Wirkungsfeld  findet 
aber  man  sollte  die  weibliche  Konkurrenz  nicht  von 
oben  herab  künstlich  grossziehen. 

Sodann  noch  eine  Bemerkung  bezüglich  der 
kaufmännischen  Vereine.  Mit  grossem  Vergnügen 
höre  ich  vom  Vertreter  des  Bundesrates,  dass  man 
bestrebt  ist  diesen  Vereinen  wieder  gerecht  zu 
werden  und  dass  man  dio  Existenz  derselben  nicht 
bedrohen  will.  Diese  Vcroine  werden  hauptsächlich 
von  intelligenten,  strebsamen  und  energischen  Han- 
delebeflissenen  besucht  ,  es  ist  gut,  dass  diese  Leute 
sich  sammeln,  um  auf  dem  Wege  der  Vereinigung  ihr 
Ziel,  eine  bessere  Ausbildung  im  Berufe,  zu  er- 
reichen, und  ich  glaube,  hierin  sollten  sie  vom 
Bunde  unterstützt  werden,  auch  da,  wo  die  Beitrage 
des  Kantons  und  der  Gemeinde  gering  sind  oder 
ganz  fehlen.  Aus  was  für  Elementen  bestehen  diese 
Vereine'?  Vielfach  aus  solchen,  welche  nie  in  der 
glücklichen  Lage  waren,  Handelsschulen  zu  besuchen, 
aus  jungen  Männern,  welche  von  der  Pike  auf  ge- 
dient haben,  die  sioh  aus  eigener  Kraft  emporar- 
beiteten, von  der  untersten  Stufe  auf.  Gerade  bei 
diesen  finden  Sie  sehr  häufig  eine  grosse  Freude 
am  Studium.  Verzeihen  Sie,  wenn  ich  ein  Beispiel 
anführe  und  Sie  an  don  englischen  Staatsmann 
Chamherlain  erinnere,  der  kein  Griechisch  und 
Lateinisch  studiert  hat,  der  sich  duroh  eigenes 
Studium  als  Handelslehrling  ein  vielseitiges  Wissen 
angeeignet  und  es  za  einer  Stellung  gebracht 
hat,  die  wir  heute  bewundern.  Es  giebt  sehr 
viele  ökonomisch  Schwache,  denen  es  nicht  ver- 
gönnt ist,  Handelsschulen  zu  besuchen,  die  aber 
darnach  streben,  sich  auszubilden  und  denen  alle 
Gelegenheit  gegeben  werden  soll,  dieses  Verlangen 
zu  befriedigen.  In  den  kleinen  Orten,  z.  B.  in  Bollin- 
zona,  Chur,  wo  diese  Vereine  sehr  wenig  Unter- 
stützung finden,  sich  aber  wacker  zusammenthun 
und  verhältnismässig  Grosses  leisten,  soll  der  Bund 
Unterstützungen  gewähren.  Je  mehr  Leute  sieb  aus 
eigenem  Antriebe  zu  freier  beruflicher  Arbeit 
sarameiu,  um  so  besser  sind  sie  in  der  Logo,  etwas 
zu  leisten  und  ihren  Bestrebungen  den  gewünschtes 
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Erfolg  zu  sichern.  Ich  würde  es  bedauern,  wenn 
die  kleinen  Vereino  dem  Untergänge  geweiht  wordeu 
wären,  und  ich  nehme  mit  Dank  von  der  Erklärung 
des  Vorstehers  des  Departements  Kenntnis,  dass  auf 
irgend  eine  Weise  den  berechtigten  Wünschen 
dieser  Vereine  Rechnung  gelragen  werden  soll. 

In  der  Frauentage  hat  der  Bundesrat  die  goldene 
Mitte  gewählt;  die  grosse  Mehrheit  des  Schweizer- 
voikes  würde,  wenn  man  dasselbe  befragen  wurde, 
sich  weiter  rechts  stellen.  Denn  im  Schweizervolke 

—  man  mag  das  altvaterisch  und  konservativ  nennen 

—  ist  noch  der  Gedanke  lebendig  und  rege,  dass 
die  Frau  im  Hause  ihre  Stellung  haben  und  suchen 
solle.  Man  hat  von  Tolcgraphistinncn  und  Tcle- 
phonistinnen  gesprochen.  Die  Aerzto,  welche  diese 
Leute  kennen  und  wissen,  wie  gerade  diese  Be- 
schäftigungen auf  die  Nerven  wirken,  werden  sich 
für  diese  Beschäftigung  der  Frau  kaum  begeistern- 
Diese  Beschäftigung  untergrabt  die  Gesundheil  der 
Frau.  Man  wird  sagen,  die  Frau  müsse  anderswo 
ihr  Brot  suchen,  da  sie  dasselbo  im  Hause  nicht 
linde,  da  der  Verdienst  des  Mannes  oft  zur  Erhal- 
tung der  Familie  nicht  genüge.  Zugegeben,  aber 
man  soll  nicht  künstlich  den  Feminismus  gross- 


Amsler:  Ich  möchte  mir  auch  einige  Worte  zu 
dem  \ntrag  der  Kommissionsminderheit  erlauben. 
Vorerst  bemerke  ich,  dass  die  Kommission  in  Ab- 
satz "2  von  Ziffer  II  nach  meinem  Dafürhalten  das 
Wort  «möglich»  ganz  wohl  hätte  eliminieren  und 
sich  zu  der  Meinung  hätte  bekehren  dürfen,  dass  der 
Bundesrat  die  bisherigen  Beträge  an  Vereine  und 
Anstalten,  auch  wenn  sie  privater  Natur  sind,  in 
vollem  Masse  aufrecht  erhalten  solle.  Es  ist  eine 
unzweifelhafte  Thatsache,  dass  die  kaufmännischen 
Vereine  sieb  im  Laufe  der  letzten  Jahre  so  ent- 
wickelthaben, dass  sie  sich  in  ihrer  Oekonnmie  ganz 
sicher  auf  die  Beiträge  von  Gemeinden,  Kantonen 
und  Bund  müssen  verlassen  können.  Wir  haben  im 
Kanton  Zürich  eine  ansehnliche  Zahl  solcher  Vereine, 
deren  Existenz  entschieden  erschüttert  würde,  wenn 
der  Bund  seine  Beiträge  in  irgendwie  erheblichem 
Masse  reduzieren  würde. 

Nach  dem  Antrag  der  Kommissionsminderheit 
sollen  die  bisherigen  Bundessubventionen  diesen 
Anstalten  und  Vereinen  nur  dann  ausgerichtet  wer- 
den, wenn*  dieselben  Frauenspersonen  mit  gleichen 
Rechten  in  ihre  Kurse  aufnehmen.  Es  ist  nach  meiner 
Ansicht  etwas  zu  weit  gegangen,  wenn  man  bei 
diesem  Antrag,  um  ihn  im  allgemeinen  zu  stützen, 
auf  die  Frauenfrage  eintritt.  Die  Bedeutung  der 
Frauenfrage  auch  auf  diesem  Bildungsgebiet  ist  eine 
vielumstrittene.  Wenn  man  sich  derselben  gegen- 
über im  allgemeinen  auch  nicht  ablehnend  verhal- 
ten darf,  so  ist  sie  für  die  konkreten  Verhältnisse 
doch  entschieden  nicht  abgeklärt.  Es  ist  etwas  zu 
wohlfeil,  wenn  man  in  dem  allgemeinen  Satze  das 
Postulat  aufstellt:  Gleichstellung  der  Frau  mit  den 
Männern  auch  auf  dem  Gebiete  der  kaufmännischen 
Bildung,  ich  will  mich  mit  dieser  Frau*-  nicht  be- 
fassen, sondern  nur  mit  ein  paar  Worten  .nwein- 
andersetzen,  wie  unhaltbar  und  unrichtig  ■  s  wäre, 
den  Antrag  der  Kommlssiunsminderheil  zum  Be- 
schlüsse zu  erheben. 


Ich  leite  diese  Auffassung  speclell  aus  den  Ver- 
hältnissen des  grossen  kaufmännischen  Vereins  in 
Zürich  her.  Dieser  Vorein  hat  seit  Jahrzehnten  eine 
geradezu  ^rossartigo  Wirksamkeit  entwickelt.  Wir 
haben  im  Kanton  Zürich  leider  noch  sehr  wenige 
staatliche  Anstalten  auf  dem  Gebiet  des  kommer- 
ziellen Bildungswesens.  Wir  haben  am  Technikum 
in  VVinterlhur  eine  Handelsabteilung.  Wir  haben 
ferner  eine  Handelsabteilung  an  der  höhern  Töchter- 
schule der  Stadt  Zürich  und  daneben  die  kauf- 
männische Schule,  nicht  in  der  Form  einer  Schule, 
sondern  in  der  Form  einer  grossen  Zahl  von  Kursen, 
die  allerdings  zum  Teil  wahrend  des  Tages,  aber 
zum  grössem  Teil  von  abends  6  und  7  Uhr  bis  10 
Uhr  abgehalten  werden.  Die  Minderheit  beantragt, 
dass  Anstalten  und  Vereine,  welche  Frauen  nicht 
mit  gleichen  Rechten  wie  die  Männor  aufnehmen 
wollen,  dio  Bundesboiträgo  nicht  e"halton  sollen. 
Dieser  Antrag  lässt  sich  hören  für  den  Fall,  als  es  sich 
um  Schulen  handelt;  aber  derselbe  ist  ausgeschlossen, 
wo  es  sich  um  Einrichtungen  handelt,  die  Kurse 
nicht  in  der  Form  einer  eigentlichen  Schule  durch- 
führen. 

Herr  Bcrchtold  hat  den  Antrag  dadurch  gestützt, 
dass  er  darzuthuc  versuchte,  die  Frauen  seien  in 
mancher  Branche  des  gewerblichen  Lebens  den 
Männern  überlegen.  Das  ist  in  der  von  ihm  ange- 
führten Kleiderbrancho  sehr  wohl  möglich.  Er  meint 
wohl  speciell  die  Branche  für  Frauenkleider.  Da 
wird  es  bisher  usuell  gewesen  sein,  dass  sich 
Männer  sehr  wenig  bethätigten.  Wenn  aber  Herr 
Berchtold  noch  einen  Schritt  weitergieng  und  die 
Bedeutung  der  Frau  als  kommercieü  gebildeterGoromls 
mit  den  Männern  in  gleiche  Linie  stellen  wollte,  so 
kann  ich  ihm  da  nicht  fulgen.  Herr  Berchtold  mag 
mit  den  Damen,  die  er  auf  seinem  Bureau  engagiert 
hat,  gute  Erfahrungen  gemacht  haben,  namentlich 
wenn  er  den  Umfang  der  Arbeit  so  eingeschränkt 
hat,  wie  er  andeutete.  Aber  ist  es  eine  Gleichstellung 
im  Pflichtenkreis  für  Mann  und  Frau,  wenn  man  so- 
gleich die  Restriktion  boifügt,  man  müsse  nur  nicht 
mehr  verlangen,  als  die  natürliche  und  die  Hildungs- 
anlage  der  Frau  eben  erlaube.  Wenn  man  die  Frauen- 
frage so  lösen  will,  so  ist  sie  durchaus  ungelöst 
Wenn  wir  von  der  Frau  auf  dem  Gebiete  des  Lehr- 
amtes nicht  die  gleichen  Pflichten  verlangen,  so  ist 
keine  Gleichstellung  von  Frau  und  Mann  vorhanden. 
Man  verlangt  aber  auch  speciell  auf  dem  Primar- 
schulgebiet die  gleichen  Pflichten  von  der  Frau  wie 
von  dem  Mann.  Herr  Berchtold  will  die  Frau  nur 
in  diesen  eingeschränkten  Masse  zur  Bureauarbeit 
herbeiziehen.  Die  Erfahrungen,  die  man  in  Zürich 
gemacht  hat,  beweisen  auch,  dass  in  der  That  der 
Wirkungskreis  der  Frau  in  kaufmännischen  Bureaux 
sich  auf  einer  verhältnismässig  sehr  tiefen  Stufe, 
auf  der  Stufe  mechanischer  Bureauarbeiter  hält  Dia 
Erfahrungen  lehren,  wie  Ich  schon  oft  gehört  habe, 
dass  Damen  nur  sehr  selten  und  nur  in  sehr  einge- 
schränkten Verhältnissen  eines  kaufmännischen  Be- 
triebes bureaumässig  beschäftigt  werden  und  dass 
sich  bei  einem  grösseren  Betrieb  durch  die  An- 
stellung von  Frauen  erhebliche  Hindernisse  und 
Beeinträchtigungen  des  Betriebes  ergeben. 

Die  Privatschule  des  kaufmännischen  Vereins 
Zürich  ist,  wie  ich  schon  angedeutet  habe,  in  einer 
ausserordentlichen  Entwicklung  begriffen,  nicht  bloss 
in  numerischer  Beziehung,  was  die  Zahl  der  Schüler 
und  der  Stunden  anbelangt,  sondern  auch  was  den 
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Ausbau  des  Lohrplanes  und  das  Enga^em<  nt  der 
Lehrkräfte  betrifft.  Dieser  Entwicklungsgang  ist  für 
ilie  Beurtciiuni;  der  Instruktion  vom  Standpunkte 
des  allgemeinen  und  de«  specialen  Fachhildungs- 
wesens  in  Zürich,  und  ich  glaube,  mulaU*  niutaudis. 
auch  für  andere  Städte  der  Schwei/,  sehr  instruktiv. 
Wir  haben  diese  Frage  in  der  Stellungnahme  der 
Gemeinde,  des  Kantons,  des  Bundes  zu  den  kauf- 
männischen Vereinen  und  Kursen  in  der  Stadtbe- 
hörde Zürich  schon  wiederholt  besprochen.  Auch 
die  Frage  der  Teilnahme  von  Frauen  an  den  Kursen 
ist  berührt  worden.  Aber  es  hat  sich  ergeben, 
dass  der  Betrieb  dieser  Schule  in  cinom  unzu- 
lässigen Masse  beeinträchtigt  würde,  wenn  die 
Bedingung  an  die  Beiträge  des  Bundes  gestellt 
wurde,  dass  Frauen  in  den  Kursen  aufgenommen 
werden  sollen. 

Die  ablohnende  Haltung  des  schweizerischen 
kaufmännischen  Vereins  ist  von  Herrn  Gobat  auf 
das  Motiv  der  Konkurrenz  zurückgeführt  worden* 
Es  ist  heute  der  Ausdruck  Schmutzkonkurrenz  ge- 
fallen. Ich  halte  nicht  für  angängig,  dieses  Gebiet 
der  Motivierung  der  ablehnenden  Haltung  heute 
näher  zu  streifen.  Ein  Teil  der  Begründung  für  die 
ablehnende  Haltung  des  kaufmännischen  Vereins 
gegen  die  Zulassung  der  Frauen  ist  wohl  in  der 
Konkurrenz  zu  suchen.  Was  aber  specieli  die  Stel- 
lungnahme des  kaufmännischen  Vereins  Zürich  be- 
trifft, so  ist  dieses  Motiv  entschieden  von  ganz 
untergeordneter  Bedeutung.  Ich  glaube  auch,  dass 
in  andern  grossem  Bevölkerungscentren,  wo  die 
kaufmännischen  Vereine  mit  ihren  Fachschulkursen 
wirken,  die  Konkurrenz  ebenfalls  von  untergeord- 
neter Bedeutung  ist.  Von  ausschlaggebender  Bedeu- 
tung ist  die  Frage,  welchen  Eintluss  die  Zulassung 
von  Frauen  auf  den  Betrieb  und  die  Oekonomie  der 
Schule  habe.  Die  Gründe  für  die  abiebnende  Haltung 
sind  bereits  von  zuständiger  Stelle,  .von  dem  kauf- 
männischen Verein  Zürich  aus  dem  Departement 
bekannt  gegeben  worden.  Dieselben  sind  zweifacher 
Natur.  In  einem  Bevölkerungscentrum  wie  Zürich 
würde  für  den  Fall  der  Aufstellung  einer  solchen 
Bedingung  der  Zadrang  ein  so  bedeutender  werden, 
dass  eine  wesentliche  Erweiterung  der  jetzt  be- 
stehenden Räumlichkeiten  von  vorneherein  durch- 
geführt werden  müsste.  Der  kaufmännische  Verein 
Zürich  besitzt  ein  sehr  grosses  Gebäude,  das  in 
allen  seinen  Räumen  durch  die  jetzigen  Kurse  in 
Anspruch  genommen  ist.  Eine  erhebliche  Vermehrung 
der  Zahl  der  Kursteilnehmer  würde  eine  grosse 
Ausdehnung  der  Räumlichkeiten  entschieden  not- 
wendig machen.  Dies  könnte  nur  für  den  Fall  ge- 
schehen, dass  Bund  oder  Kanton  ökonomisch  für 
Neubauten  beispringen  wurde.  Schon  aus  diesem 
Grunde  ist  die  aufgestellte  Bedingung  von  der  Hand 
zu  woisen.  Aber  auch  der  Betrieb  der  Schulo  müsste 
durch  die  Teilnahme  der  Frauen  beeinträchtigt  wer- 
den. Zunächst  würde  die  Forderung  auf  mehr  schul- 
mässige  Einrichtung  der  Kurse  gestellt  werden.  Das 
würde  die  Anstellung  von  mehr  Lehrkräften  be- 
dingen. Ferner  würde  das  Niveau  der  jeztigen  Kurse 
und  der  jetzt  vorhandenen  Lehrkräfte  herabgedrückt 
werden,  währenddem  man  sich  seit  Jahren  bestrebt 
hat,  das  Niveau  der  Lehrkräfte  und  der  Kurso  zu 
heben.  Der  kaufmännische  Verein  Zürich  bat  ein 
Lehrpersonal  angestellt,  das  Besoldungen  von 
Fr.  4000  bis  Fr.  5000,  also  schon  ansehnliche  Besol- 
dungaxiffem,  bezieht.  Die  Aufstellung  der  beantrag- 


ten Bedingung  an  die  Ausrichtung  von  Subventionen 
wurde  hier  ausserordentlich  störend  einwirken.  Ob 
es  dazu  fuhren  würde,  dass,  wie  angedeutet  worden 
ist,  d.*r  kaufmännische  Verein  die  Subventionen  zu- 
rückweisen müsste.  um  das  Geld  von  anderer  Seite 
zu  beschaffen,  darüber  bin  ich  nicht  genügend  ori- 
entiert. Allein  für  mich  würde  es  genügen,  zu  kon- 
statieren, dass  die  Aufnahme  einer  solchen  Beding- 
ung die  Existenz  und  den  Betrieb  weiterer  Vereine, 
namentlich  in  grössern  Bevolkerungsccntrcn,  sehr 
beeinträchtigen  würde.  Und  weiter  frage  ich:  Geht 
es  an  und  lässt  es  sich  begründen,  dass  der  Bund 
an  private  Vereinigungen,  die  bisher  eine  Bildungs- 
aufgabe durchgeführt  haben  und  dieselbe  fortsetzen 
und  entwickeln  wollen,  von  heute  auf  morgen  oder 
überhaupt  an  die  Fortsetzung  seiner  Beiträge  die 
Bedingung  stellt,  dass  ein  ganz  neues  Kontingent 
von  Schülern  aufgenommen  werden  soll.  Ich  glaube, 
das  lasse  sich  von  keinem  Standpunkt  aus  begründen. 
An  dem  Minderheitsantrag  ist  allerdings  eine 
Restriktion  angebracht,  die  dahin  geht,  dass  diese 
Bedingung  nur  aufgestellt  werden  soll,  wenn  am 
nämlichen  Orte  nicht  andere  genügende  Bildungs- 
anstalten  vorhanden  seien.  Es  wäre  also  in  das  Er- 
messen des  Bundesrates  gestellt,  die  Subvention 
auszurichten,  je  nachdem  er  linden  würde,  dass  in 
der  betreffendenStadt  eine  solche  genügendeBildungs- 
anstatt  vorhanden  oder  nicht  vorhanden  sei.  Es  ist 
möglich,  dass  der  Bundesrat  sagen  würde,  das  weib- 
liche Geschlecht  der  Stadt  Zürich  finde  in  der 
Handelsabteilung  der  höheren  Töchterschule  der 
Stadt  Zürich  eine  genügende  Bildungsanstalt.  Das 
wäre  aber  ein  sehr  zweifelhaftes  Geschenk.  Diese 
Handelsabteilung  der  höhern  Töchterschule  ist  aller- 
dings eine  Gemeindeschule  und  in  diesem  Sinne 
eine  öffentliche  Schule.  Allein  die  Stadt  Zürich  ist 
nicht  verpflichtet,  diese  Handelsschule  aufrecht  zu 
erhalten.  Sie  ist  nicht  verpflichtet,  dieselbe  zu  er- 
weitern, Teilnehmer  von  ausserordentlich  verschie- 
dener Vorbildung  aufzunehmen,  ihre  Unterrichts- 
stunden auf  eine  Tageszeit  zu  verlegen,  wo  gewöhn- 
lich nicht  Schule  abgehalten  wird,  u.  s.  w.  Die 
Anstalt  wäre  also  an  und  für  sich  vorhanden;  aber 
ob  sie  für  jedermann  zugänglich  ist,  das  ist  eine 
ganz  andere  Frage.   Ich  halte  die  Restriktion  im 
Antrage  der  Kommissionsminderheit  für  ungenügend, 
um  die  grundsätzliche  Anfechtbarkeit  desselben  zu 
überbrücken. 

Aus  diesen  Gründen  finde  ich,  es  sei  heute  kein 
Anlass  dazu  vorhanden,  eine  so  gefährliche,  aber 
für  den  Bundesrat  wegleitende  Bestimmung  In  die 
Beschtussfassung  aufzunehmen  und  bitte  Sie  deshalb, 
den  Mindarheitsantrag  abzulehnen. 


<I£frer:  Ich  mochte  Sie  bitten,  die  Sache  doch 
nicht  für  so  gefährlich  anzuseilen,  wie  es  der  Herr  Vor- 
redner gothan  hat.  Die  Restriktion  der  Komm issions- 
minderlieit  trägt  den  Verhältnissen  vollständig  Rech- 
nung. Es  kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen,  dass 
der  Bundesrat  in  jedem  einzelnen  Falle  untersuchen 
muss;  wenn  an  einem  Orte  eine  kommerzielle 
Frauenschule  besteht  und  diese  als  genügend  er- 
achtet wird,  so  ist  der  Bundesrat  legitimiert,  dem 
kaufmännischen  Voreine  desselben  Ortes,  der  keine 
weiblichen  Zuhörer  aeeeptiert,  gleichwohl  Beiträge 
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auszurichten.  We  betr.  Institute  haben  alle  das  Be- 
streben, möglichst  viele  weibliche  Kräfte  anzuziehen 
und  sie  werden  den  Bedürfnissen  der  grossen  Mehr- 
heit der  ZAglinge  fast  in  allen  Punkten  Rücksicht 
zu  tragen  wissen,  sowohl  was  die  Schulzeit,  als  den 
Stundenplan,  als  auch  die  Gruppierung  dor  Kurse 
betrifft  In  dieser  Beziehung  dürfen  Sie  den  Schul- 
behörden volles  Vertrauen  entgegenbringen. 

Was  die  grundsätzliche  Frage  betrifft,  so  ist  sie, 
glaube  ich,  heute  etwas  zu  wenig  tief  gefasst  wor- 
den. Diese  Frage  ist  im  Grunde  eine  Staats-  und 
verwaltungsrechtliche.  Hat  der  Bund  das  Recht, 
aus  öffentlichen  Mitteln  Schulen  und  Vereine  zu 
unterstützen,  die  ausdrücklich  einen  Teil  der  schwei- 
zerischen Bevölkerung  von  der  Teilnahme  aus- 
schliessen?  Diese  Kurse  werden  aus  dem  Steuergeld, 
dem  Zollgeld,  an  dem  auch  die  Frau  zu  tragen  hat, 
subventioniert,  und  da  soll  die  Frau  von  den  Be- 
neiieien  dieser  Kurso  ausgeschlossen  sein?  Das  ist 
die  Grundfrage.  Sie  stellen  heisst  sie  verneinen. 
Es  gebt  doch  öffentlich  rechtlich  nicht  an,  dass 
wir  aus  öffentlichen  Mitteln  Bildungsinstituto  unter- 
stützen und  sie  zu  Monopolen  eines  Geschlechtes 
machen.  Mit  gleichem  Rechte  könnte  man  dazu 
kommen,  sie  zum  Monopol  gewisser  Familien  u.  s.  w. 
zu  machen.  Es  gieht  da  nur  eine  Lösung.  Der  Bundes- 
rat darf  angesichts  der  von  der  Verfassung  aufge- 
stellten allgemeinen  Schulpflicht  für  das  mannliche 
und  weibliche  Geschlocht  beim  Ausschluss  des  weib- 
lichen Geschlechts  aus  einer  öffentlichen  Schule  nicht 
mitwirken. 

Es  kann  ja  Streit  darüber  herrschen,  zu  welchen 
Berufsarten  die  Frau  zuzulassen  sei.  Aber  der  Streit 
ist  ein  müssiger.  Da  wo  die  Frau  nicht  geeignet  ist, 
wird  sie  dem  Manne  nie  eine  gefährliche  Konkurrenz 
machen  können.  Das  liegt  im  natürlichen  Gange  der 
Dinge.  Die  Frau  hat  das  Recht,  zu  konkurrieren ;  da, 
wo  sie  gefährliche  Kunkurrontin  wird,  boweist  sie, 
dase  sie  die  nötige  Fähigkeit  besitzt,  und  es  wäre 
Barbarei,  zu  erklären,  die  Mittel  müssen  ihr  versagt 
werden,  weil  es  ein  Vergnügen  des  brutaleren  Ge- 
schlechtes ist,  die  Frau  zu  unterdrücken. 

So  kann  man  nicht  argumentieren,  und  wir  haben 
auch  nicht  die  geringste  Furcht,  dass  die  Frauen- 
bewegung nicht  trotzdem  ihren  ruhigen  Fortgang 
nehme.  Die  Frauen  haben  angefangen,  durch  Orga- 
nisation und  Koalition  Schritt  für  Schritt  sich  Posi- 
tionen im  Erwerbsleben  zu  schaffen  und  sie  werden 
auf  diesem  Wege  noch  weitere  Erfolge  zu  erzielen 
wissen,  ich  möchte  fast  sagen,  zur  Schande  der- 
jenigen, welche  sie  gewaltsam  in  diesem  Entwick- 
lungsgange hindern  wollen.  Die  Emanzipation  der 
Frau  für  das  kaufmännische  Gewerbe  wird  sowieso 
kommen,  ob  Sie  heute  etwas  mehr  oder  weniger 
Entgegenkommen  zeigen. 

Man  hat  uns  heute  neuerdings  mit  der  Anrufung 
alter  Auffassungen  imponieren  wollen,  die  Frau  ge. 
höre  ins  Haus.  Gewiss,  aber  es  soll  nicht  ein 
Schneckenbaus,  sondern  ein  wirkliches  Haus  sein, 
und  wenn  man  ihr  dasselbe  nicht  präsentiert,  so 
muss  sie  es  sich  selber  schaffen  können.  Dass  üb- 
rigens schon  in  alten  Zeiten  ein  Oberschuss  des 
Frauengeschlechts  und  das  Bedürfnis  vorhanden  war, 
denselben  ausserhalb  des  «Hauses»  zu  versorgen, 
sollte  Herr  Qecurtins  aus  dem  scholastische  Zeitalter 
wissen.  Da  waren  es  die  weitgeöffneten  Thore  der 
Klöster,  welche  die  überschussigen  Frauen  auf- 
nahmen, und  zwar  meistens  eben  diejenigen,  welche 
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vormöge  ihrer  Bitdun?,  ihres  Temperamentes  mit 
dem  gewöhnlichen  Gang  der  Dinge  nicht  so  leicht 
auskamen.  Und  auch  heutzutage  ist  ja  das  Kloster 
noch  für  eine  Anzahl  von  Frauen  ein  Refugium. 
Allein  dieses  Refugium  ist  nicht  jedermann  zugäng- 
lich, und  es  ist  nicht  Sache  des  Staates,  auf  dasselbe 
aufmerksam  zu  machen.  Heute  haben  wir  dafür  zu 
sorgen,  dass  nicht  von  Staats  wegen  die  Frauen  in 
der  Handhabung  der  allgemeinen  Erwerbsmittel  au! 
brutale  Art  eingeschränkt  und  eingeengt  werden. 

Herr  Dr.  Amsler  sagt,  es  müsse  doch  auffallen, 
dass  der  Bund  nun  auf  einmal  an  die  Auszahlung 
von  Subventionen  die  Bedingung  knüpfen  wolle, 
dass  auch  Frauen  zur  Teilnahme  an  den  Kursen 
zugelassen  werden.  Die  Kuriosität  besteht  aber  that- 
sächlich  darin,  dass  ein  grosser  Teil  der  kauf- 
männischen Vereine  auf  einmal  kommt  und  ein 
neues,  sonderbares  Recht,  ein  ganz  specielles  Son- 
derrecht konstruieren  will:  nur  der  Mann  habe  ein 
Recht  auf  kaufmännische  Bildungskurse.  Einzelne 
Sektionen  hatten  Frauen  zugelassen,  wie  die  Sektion 
Baden.  Dann  aber  ist  der  Gesamtveroin  gekommen 
und  bat  ganz  allgemein  den  Satz  ausgesprochen: 
Frauen  dürfen  nicht  zugelassen  werden.  Es  ist  nicht 
der  Bund,  der  neues  Recht  schaffen  will,  sondern 
die  Voreine  wollen  dem  Bund  ein  Sonderrecht  impu- 
tieren, und  das  darf  sich  der  Bund  nicht  gefallen 

Der  Antrag  der  Minderheit  trägt  der  Situation 
vollständig  Rechnung,  und  es  ist  dies  das  allererste 
und  selbstverständlichste,  was  man  von  einer  Insti- 
tution, die  öffentliche  Subventionen  beansprucht, 
verlangen  kann.  In  der  Ueberzeugung,  dass  auch 
die  kaufmännischen  Vereine  sich  mit  dem  Vorschlag 
einvorstanden  erklären  können,  empfehle  ich  Ihnen 
den  Antrag  der  Minderheit  der  Kommission. 


Wild:  leb  möchte  nur  einige  ganz  kurze  Fragen 
an  den  Vertreter  des  Bundesrates  richten,  wobei 
ich  die  Absiebt  verfolge,  die  Verhältnisse  etwas 
klarer  zu  legen.  Wir  sind  in  einer  eigentümlichen 
Situation.  Wir  haben  es  nur  mit  einer  Diskussion 
des  vom  Bundesrate  zu  erlassenden  Vollziebungs- 
reglementes  zu  thun,  und  es  steht  uns  nichts  zu,  als 
zu  sagen,  was  wir  gerne  hätten  und  zu  hören,  wie 
der  Bundesrat  darüber  denkt. 

bi  Bezug  auf  die  Frauenfrage  gebe  ich  mich  dem. 
selben  Optimismus  bin  wie  Herr  Kollege  Jäger.  Die 
Sache  wird  kommen.  Herr  Decurtins,  der  nicht  dafür 
ist,  wird  dann  eben  zusehen  müssen.  Bei  der  Be- 
handlung dieser  Frage  ist  jedoch  nach  meiner  An- 
sicht ein  Punkt  nicht  berührt  worden,  den  ich  mit 
zwei  Worten  hervorheben  will.  Es  handelt  sich  nicht 
allein  um  die  Frauen,  die  selbständig  hingehen  und 
den  Männern  Konkurrenz  machen,  sondern  in  vielen 
Fällen  um  die  Frauen,  die  Töchter  von  Handwer- 
kern, welche  eine  gewisse  kommerzielle  Ausbildung 
sich  anzueignen  suchen,  um  ihre  Kennmisse  dann 
zu  Hause  verwerten  zu  können. 

Ich  erlaube  mir  nun,  den  Herrn  Departements- 
chef  über  einige  Punkte  um  Auskunft  zu  bitten. 

Zunächst  ein  selir  untergeordneter  Punkt  Auf 
Seite  35  des  Berichte»  des  Bundesrates  heisst  es, 
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dm  in  dem  zum  erstenmal  gestellten  Gesuch  um  i 
einen  Dundoshoilrag  bei  Sammlungen  Angaben  ge-  | 
macht  werden  müssen  über  das  Recht  der  Benutzung, 
die  Besuchszeit  und  die  Frequenz  im  letzten  Be- 
triebsjahr. Ich  möchte,  dass  das  Letztere  in  Zukunft 
wegbliebe.    Mit  den  Angaben  über  diese  Frequenz 
hat  es  eine  eigene  Bewandtnis.  Dieselben  lassen  oft 
an  Illusion  nichts  zu  wünschen  übrig.  Es  hat  aber  j 
auch  keinen  Sinn,  zu  konstatieren,  wie  viel  Leute 
eine  Sammlung  besichtigen.    Ein  einziger,  der  in 
derselben  studiert  und  etwas  holt,  ist  mehr  wert, 
als  oin  ganzes  Heer  kleiner  Kinder,  ilio  mit  ihren 
Kindermädchen  den  Nachmittag  in  derselben  zu- 
bringen. 

Aul  Seite  37  linden  Sie  den  Salz:  »Bor  Rechnung 
ist  jewoilon  ein  Inventar  der  aus  dem  Bundesbeitrag 
angeschafften  Gegenstände  beizufügen».  Bas  scheint 
ganz  selbstverständlich  zu  sein.  Wenn  der  Bund  zu 
solchen  Anschauungen  Geld  gicht,  so  muss  auch 
darüber  Buch  gefuhrt  werden.  Aber  diese  schein- 
bare Selbstverständlichkeit  ist  nicht  vorhanden.  Die 
Frage,  ob  eine  Anstalt  ihre  Sachen  in  Ordnung 
habe,  ob  ihre  Sammlungen  und  Lehrräume  einen 
geordneten  Lindruck  machen,  ist  eine  allgemeine 
Frage  und  soll  auf  dorn  Wege  der  Inspektion  ge- 
prüft werden.  Aber  dass  man  jedes  Stück  nume- 
riert und  sagt,  dieses  haben  wir  mit  dem  Geld  des 
Bundes,  jenes  mit  andern  Mitteln  angeschafft,  ist 
eine  Fiktion  aus  einer  früheren  Zeit,  da  man  den 
Dingen  noch  fremd  gegenüberstand  und  gewisse  Be- 
sorgnisse halte,  dass  man  eventuell  mitSachen  belastet 
würde,  die  nicht  in  das  Subventionsgebiet  hinein- 
geboren. Wir  haben  aber  jetzt  ein  ausgebildetes 
Kxpertenwosen,  eine  reiche  Erfahrung  im  Schosse  | 
dieser  Behörde  und  des  Departementes  und  auch 
die  Verantwortlichkeit  der  zuständigen  Kantonsre- 
giorungen,  sodass  man  mit  diesem  Inventarwesen 
wohl  abfahren  konnte. 

Auf  Seite  38  wird  in  Art.  ß  bestimmt:  «Die  Bei- 
träge des  Bundes  können  je  nach  Umstünden  bis 
auf  die  Hüllte  der  jährlich  seitens  der  Kantone, 
Gemeinden,  Korporationen  und  Privaten  aufgebraeh. 
ten  Summen  sich  belaufend  Diese  Bestimmung  ist 
aus  dem  Gesetz  herUhergenommen,  und  es  lasst  sich 
daran  nicht  markten.  Die  Kompetenz  bleibt  also  dem 
Bundesrate  vollständig  überlassen,  zu  sagen,  wie 
viel  er  geben  will.  Nun  besteht  da  eine  Kontro- 
verse. Vor  einem  Jahr  ist  unter  dem  Protektorate 
des  Land wirtschaf ts-  und  Industriedepai  tcnientes 
eine  Publikation  über  die  Genier  Ausstellung  er- 
schienen, in  welcher  der  Grundsatz  in  den  Vorder- 
grund gestellt  wird,  dass  die  Gewährung  von  Bun- 
dessubventionen in  Zukunft  an  den  Nachweis  her- 
vorragender Leistungen  zu  knüpfen  sei.-  Ich  bestreite 
diesen  Standpunkt  auf  das  euergischte.  Unser  ganzes 
gewerbliche6UildungSwesen  ist  auf  der  regelmässigen 
Anteilnahme  dos  Bundes  und  nicht  auf  dessen  zu- 
fälliger Gunslbezeugung  aufgebaut.  Der  Bund  ist  ein 
wesentlicher  Faktor.  Eine  seriöse  Anstaltsleitung 
wird  den  Gedanken  nicht  ertragen  können,  dass 
solche  Zuwendungen  erst  dann  wieder  gemacht 
werden,  nachdem  Erörterungen  darüber  stattgefun- 
den haben,  ob  genügend  hervorragend«  Leistungen 
vorhandon  seien.  Die  Aussichten,  die  ein  solches 
Vorgehen  eröffnet,  sind  ganz  bedenkliche.  Denn 
wer  beurteilt,  ob  die  LotttUDgeQ  hervorragende  und 
wie  hervorragend  sie  seien?  Das  würde  offenbar 
zu  einer  Vergleichung  alier  Austalteu  mit  eiuauder 


■  führen.    Wer  beurteilt  aber  diese  Anstalten?  Die 

I  Experten.  Wir  haben  etwa  ein  Dutzend  solcher  Ex. 
pertcu,  die  im  ganzen  über  *20U  Schulen  zu  besuchen 
haben.  Werden  nun  diese  Exporten,  welche  die 
Schulen  besuchen,  ganz  genau  abwägen  und  sagen 
können :  Die  Leistungen  sind  dieses  Jahr  etwas  hoher, 
darum  geben  wir  etwas  mehr  und  umgekehrt,  oder 
j  werden  sie  sich  in  ihrem  Expertenbericht  nicht 
vielmehr  etwa  so  ausdrücken:  Die  Anstalt  repräsen- 
tiert ein  anständiges  Bild,  die  Leistungen  entsprechen 
ungefähr  denjenigen  des  Vorjahres,  gewisse  Fort- 
schritte sind  vorhandon,  gewisse  Mängel  sind  zu 
konstatieren.  Man  hat  auf  das  Beispiel  England  hin- 
gewiesen, wo  gewisse  Gesellschaften,  die  zu  diesem 
Zwecke  über  grosse  Mittel  verfügen,  diesen  oder 
jenen  Schulen  Prämien  verabfolgen,  weil  sie  linden, 
die  betreffenden  Schulen  haben  dieselben  durch  ihre 
Leistungen  verdient  Wir  wollen  aber  dieses  System 
nicht  befolgen.  Denn  sonst  bringen  wir  ein  grosses 
Dement  der  Unberechenbarkeit  in  die  interessierten 
Kreise.  Ich  spreche  hier  in  einer  Doppelstellung. 
Ich  bin  einerseits  Experte,  anderseits  aber  habe  ich 
auch  acht  derartige  Anstalten  zu  leiten,  deren  Be- 
dürfnisse sehr  verschiedene  sind,  und  von  beiden 
Gesichtspunkten  aus  möchte  ich  davor  warnen,  dass 
der  angeführte  Bericht  zur  Richtschnur  genommen 
werde.  / 

In  Bezug  auf  die  Leistungen  der  Kantone  möchte 
ich  auch  auf  einen  Punkt  aufmerksam  machen. 
Meiner  Ansicht  nach  haben  es  die  Kantone  in  ge- 
wissen Fällen  in  etwas  bedenklicher  Weise  in  der 
Hand,  den  Bundesbeitrag  zu  vermehren.  Wenn  der 
Kanton  nichts  bezahlt,  so  bekommt  die  betreffende 
I  Schule  auch  vom  Bund  um  so  weniger.  Es  ist  vor- 
gekommen, dass  Kantone  solchen  Schulen  Beitrage 
verweigerten,  da  man  sie  dadurch  zu  etwas  zwingen 
wollte,  was  nach  der  Ansicht  der  Expertenkommis- 
sion ausserordentlich  bedenklich  gewesen  wäre, 
nämlich  zu  der  Einstellung  jeden  Unterrichtes  am 
Sonntag.  Wenn  die  Kantone  in  solchen  Fällen  sagen 
können:  Wenn  ihr  das  und  das  nicht  thut,  sogeben 
wir  euch  keine  Subvention  und  auch  der  Bundes- 
beitrag wird  zum  grössten  Teil  verschwinden,  so 
ist  das  eine  Gewaltpolitik,  welcher  der  Bund  soviel 
als  möglich  den  Riegel  schieben  sollte. 

Seite  38  heisst  es  unter  litt  a:  «Der  Bundes- 
beitrag darf  in  der  Regel  nicht  verwendet  werden 
für  Anlage  und  Vermehrung  von  Anstaltsfonds,  bezw. 
Betriebsfonds.»  Ich  billige  den  Grundgedanken  voll- 
standig,  namentlich  mit  Rücksicht  darauf,  dass  vor- 
her bestimmt  ist,  dass  die  Zinse  des  Anstaltsfonds 
bei  den  Einnahmen,  welche  für  die  Bemessung  des 
Bundesbeitrages  in  Betracht  kommen,  nicht  in  Be- 
rechnung fallen.  Aber  es  giebt  Fälle,  bei  denen 
etwelche  Milde  augezeigt  ist  Ich  weise  hin  auf  die 
st.  gallische  Stickfachsehule.  Diese  Schule  ist  geradezu 
eine  Fabrik  und  muss  es  sein.  Dieselbe  produziert 
Waren,  die  sio  selber  etwa  Fr.  25,000  kosten.  Der 
Wert  dieser  Waren  beträgt  aber  je  nachdem  Fr 
40,000-50.<XX>  oder  auch  nur  Fr.  10,000—12,000  oder 
sie  sind  ganz  unverkäuflich.  Es  giebt  eben  gute 
und  schlechte  Zeiten  für  die  Stickerei.  Wir  haben 
Zeiten  gehabt,  wo  die  von  den  Schülern  erstellte 
Arbeit  sich  anhäufte  und  einen  kolossalen  Wert  re- 
präsentierte, von  dem  aber  sehr  wenig  realisierbar 
war.  Solche  kolossale  Schwankungen  bringen  es  mit 
sich,  dass  es  für  solche  Schulen  ganz  besonders 
wünschenswert  ist,   wenn  sich  bei  ihnen  ein  An- 
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staltstonds  ansammeln  kann  und  dass  nicht  die  That- 
sache  des  günstigen  Geachäftsergebnisses,  welches 
das  nächste  Jahr  in  das  Gegenteil  umschlagen 
kann,  die  Folge  habe,  dass  dor  Bund  sage:  ich 
gebe  euch  nun  so  und  so  viel  weniger,  weil  die 
Rechnung  dieses  Resultat  aulweist.  Ich  möchte 
auch  in  dieser  Beziehung  eine  gewisse  LlasticiUu 
der  bundesrätlichen  Praxis  wünschen. 

Au!  Seite  39  möchte  ich  es  gerne  sehen,  wenn 
in  Art  9  ungefähr  folgende  Wendung  aufgenommen 
würde:  (Gesuche  um  Stipendien  für  solch«;,  welche 
sich  im  In-  oder  Ausland  in  einer  für  die  Lehr- 
thätigkeit  an  einer  vom  Bund  subventionierten  Anstalt 
geeigneten  Weise  ausbilden .. »  Ich  möchte  nicht  sagen, 
dass  die  Ausbildung  direkt  eine  solche  für  die  Lehr- 
tätigkeit sein  müsse,  sondern  nur  eine  solche,  die 
den  Mann  befähige,  seinerzeit  eine  solche  Lehr- 
tätigkeit auszuüben.  Ich  möchte  damit  den  im 
Gesetz  stehenden  unglücklichen  Ausdruck  «Lehr- 
amtskandidat! abschwächen,  der  zu  der  irrigen  An- 
sicht verleitet,  als  ob  die  Leute  aus  dem  praktischen 
Leben  herausgerissen  und  in  ein  Sominar  gestockt 
werden  sollen,  aus  dem  jedoch  keine  Lehrer  her- 
auskommen, welche  für  die  industrielle  und  ge- 
werbliche Bildung  Wert  haben. 

Ferner  habe  ich  den  Unterschied  hervorzuheben, 
der  immer  noch  zwischen  den  gewerblichen  und 
kommerziellen  Schulen  besteht.  Bei  den  gewerblichen 
Schulen  wird  gesagt,  dass  die  Bundesbeitrage  oven- 
tuell  zur  Hältta  ausgerichtet  werden,  sobald  ein  ge- 
wisser Teil  des  Jahres  vorüber  ist  und  zur  andern 
Hälfte  erst  nach  erfolgter  Begutachtung  seitens  der 
Experten.  Bei  den  kaufmännischen  Schulen  dagegen 
wird  die  Auszahlung  des  Bundesbeitrages  lediglich 
davon  abhängig  gemacht,  dass  über  die  Verwendung 
der  Summen  Auswelse  vorliegen.  Es  scheint  nicht 
gerechtfertigt,  die  gewerblichen  Schulen  anders  zu 
behandeln,  als  die  kommerziellen,  und  sie  in  Bezug 
auf  die  Ausrichtung  der  Bundesbeiträge  warten  zu 
lassen,  bis  der  Bericht  der  Experten  vorliegt,  die 
unter  Umständen  —  denn  sie  sind  auch  sonst  viel- 
beschäftigte Leute—  erst  nach  dem  vollendeten  Schul- 
jahr die  Inspektion  vornehmen  können.  Ein  solcher 
Unterschied  scheint  um  so  weniger  gerechtfertigt, 
wenn  man  den  Standpunkt  billigt,  dass  die  Inspek- 
tion sich  nicht  darüber  auszusprechen  hat,  ob  der 
Bundesbeitrag  beim  Rappen  so  und  so  viel  genützt 
habe,  sondern  allgemein  darüber,  ob  die  Anstalt 
eine  wohlgeleitete  sei  und  ob  es  in  ihr  sauber  und 

Seite  49  wird  in  Art.  13  gesagt:  «Die'  Stipendien 
des  Bundes  werden  ausgerichtet :  a.  An  bedürftige 
Schüler  der  obern  Klassen  einer  vom  Bunde  sub- 
ventionierten Handelsschule  ...  b.  An  Besucher 
von  böhem  ausländischen  Handelsschulen.»  Da  ist 
ein  gewisser  Widerspruch  vorhanden,  der  jedenfalls 
nicht  beabsichtigt  ist.  Man  muss  das  Wort  «aus- 
ländischen» streichen.  Der  Herr  Departemontsvor- 
steber  scheint  damit  einverstanden  zu  sein. 


Bundesrat  Deveher:  Die  Angelegenheit,  welche 
durch  die  von  Ihnen  im  Juni  1898  angenommene 
Motion  Wild  flüssig  geworden  iist,  bewegt  sich  auf 
dem  Gebiete  des  gewerblichen,  des  kommerziellen, 
des  hauswirtschaf'hchen  und  des  landwirtschaftlichen 


Bildungswesens.  Es  Ist  das  ein  Gebiet,  dss  Ihre 
Aufmerksamkeit  in  hohem  Grade  verdient,  ein  Gebiet, 
auf  dorn  der  Bund,  wie  ich  glaube  sagen  zu  dürfen, 
seit  dem  Jahre  1884  Grosses  geleistet  hat.  Es  ist 
ein  Gebiet,  auf  dem  es  keinen  Stillstand  geben  soll, 
aut  dem  die  Fortschritte,  die  anderwärts  gemacht 
worden  sind,  auch  von  uns  sollen  angestrebt  werden. 
In  dieser  Beziehung  habe  ich  seinerzeit  das  Postulat 
Wild  begrüsst,  da  es  uns  Gelegenheit  gab,  diese  Frage 
in  den  Raten  neuerdings  zu  besprechen,  und  wenn 
uueh  der  Bundesrat  bezuglich  der  Revision  der 
ßumlesbeschlüsse  zu  einem  negativen  Resultate  kommt, 
so  glaube  ich  duch  sagen  zu  dürfen,  dass  wir  in 
vielen  Funkten  den  Ansichten,  welche  Herr  Wild  in 
seiner  uns  semeizeit  uul"  unsern  Wunsch  eingereichten 
Arbeit  ausgesprochen  hat,  entgegengekommen  sind  und 
duss  somit  eine  wertvolle  Bereicherung  auf  dem 
Gebiete  unseres  Bildungswesens  geschuffen  werden 
dürfte. 

Ich  muss  mich  nun  doch  noch  über  die  Haupt- 
frage des  weitern  aussprechen,  obschon  Herr  Wild 
heute  seinen  Standpunkt,  wie  er  sagt  aus  Opportunität»- 
gründen,  nicht  mehr  vertritt.  Wir  sind  es  der  Oeffent- 
lichkeit  schuldig,  zu  sagen,  weshalb  wir  heute  nicht 
auf  die  Revision  der  Bundesbeschlüsse  eintreten 
wollen.  Das  Gesetz  über  das  landwirtschaftliche 
Bildungswesen  muss  hier  ausser  Betracht  fallen;  es 
war  auch  im  Antrag  des  Herrn  Wild  nicht  enthalten, 
sondern  kam  wohl  der  Analogie  wegen  im  Ständerat 
hinein.  Die  Verhältnisse  bezuglich  der  Landwirtschaft 
sind  so  verschieden  von  den  übrigen  in  Frage  kom- 
menden Gebieten,  dass  es  widersinnig  wäre,  wenn 
man  alles  über  den  gleichen  Leist  schlagen  wolUc. 
Ich  will  mich  der  Auseinandersetzung  der  Details 
enthalten;  wir  kennen  ja  dieselben  aus  den  Worten 
des  Herrn  Berichterstatters. 

Was  nun  zunächst  die  Frage  der  Verschmelzung 
der  drei  andern  Beschlüsse  betrifft,  so  sind  wir  der 
Ansicht,  das»  sich  eine  solche  weder  formell  noch 
materiell  rechtfertigt.  Das  kommerzielle  Bildungs- 
wesen  ist  von  dem  industriellen  auch  wiederum  so 
verschieden,  dass  ein  einheitlicher  Beschluss 
sofort  wieder  in  verschiedene  Abteilungen  ausein- 
anderfallen müsste.  Wir  hätten  dann  unter  dem 
Titel  eines  einheitlichen  Beschlusses  verschiedene 
Materien,  die  ganz  verschiedene  Bevölkerung.skla&sen 
angehen,  die  auch,  wie  Herr  Curti  richtig  betont 
hat,  von  Ihnen  besser  gehandhabt  werden  können, 
wenn  sie  getrennt  sind. 

Im  übrigen  bildet  der  Beschluss  vom  Jahre 
1884  über  das  industrielle  Bildungswesen  auch  die 
Grundlage  für  den  kommerziellen  Beschluss,  und 
es  hat  der  letztere  nur  in  den  Punkten  eine  Aende- 
rung  eingeführt,  die  eben  für  den  Kommeis  wesent- 
lich sind  und  nicht  in  den  industriellen  Beschluss 
hinübergenornmen  werden  konnten.  Dus  mit  Bezug 
auf  die  Vereinigung. 

Für  eine  Revision  der  Beschlüsse  ist  aber  über- 
haupt keine  Notwendigkeil  vorhanden.  Wir  nehmen 
nicht  nur  den  opportunistischen  Standpunkt  ein, 
sondern  wir  glauben  auch,  dass  materiell  mit  einer 
Revision  zur  Zeit  nichts  gewonnen  werden  dürfte. 
Allerdings  kommen  zur  Unterstützung  auch  formelle 
Gründe  hinzu.  Vor  allen  Dingen  geben  wir  zu,  dass 
wir  den  Beschluss  von  1884,  der  die  Einleitung  auf 
diesem  grosson  Gebiete  des  beruflichen  Lülduug.s- 
wesens  war,  wenn  wir  ihn  heute  aufstellen  müssten, 
etwas  anders  fassen  wurden.   Er  wate  vielleicht 
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r,  mit  Rücksicht  aof  die  Erfahrungen, 
im  Laufe  der  16  Jahre  gemacht  haben. 
Wir  bezweifeln  aber,  dass  dies  ein  grosser  Vorteil 
Wir  sagen  im  Gegenteil:  gerade  die  grosse 
izität  der  Beschlüsse  ermöglicht  es  uns,  Be- 
strebungen gerecht  zu  werden,  die  wir,  wenn  das 
Gesetz  spezialisiert  wäre,  vielleicht  nur  mit  grossem 
Widerstand  in  dieser  Versammlung,  und  mehr  noch 
in  der  Bevölkerung,  durchgingen  würden.  Wir 
haben,  wie  ich  Ihnen  zeigen  werde,  ohne  uns  an 
den  Wortlaut  des  Beschlusses  zu  halten,  aber  wie 
wir  glauben  im  Sinne  und  Geiste  der  ganzen  Ge- 
setzgebung, durch  materielle  und  intellektuelle 
Unterstützung,  durch  Rat  und  Aufmunterung  vieles 
geleistet,  was  sich  allerdings  in  einem  Gesetze  nicht 
paragraphieren  lässt.  Ich  nenne  die  Beiträge  an 
Fachschriften,  die  Unterstützung  der  Experten  für 
Studienreisen,  die  Beiträge  an  die  Kosten  der  Lehr- 
lingsprüfungen ,  an  die  Förderung  der  gewerb- 
lichen Berulslehre  beim  Meister,  ein  Punkt,  der 
namentlich  von  Herrn  Wild  in  seinen  Argumenta- 
für  die  Revision  mit  Bezug  auf  das  Stipcn- 
begrüsst  worden  ist,  der,  wie  Sie  sehen, 
in  erspriesslicher  Weise  schon  dun 
ist,  endlich  an  die  Veranstaltung  von 
gen.  Alle  diese  Punkte  sind  nirgends  präzisiert;  aber 
wir  haben  das  Bildungswesen  nach  allen  diesen  Rich- 
tungen gefördert  und  uns  auf  diesem  Gebiete  bewegt, 
ohne  dass  uns  in  diesem  und  dem  andern  Rate  irgend 
eine  Bemerkung  gemacht  wurde,  und  wir  werden 
uns  auch  weiter  so  verhalten,  ohne  den  strengen 
Wortlaut  des  Dundesbeschlusses  für  uns  anrufen  zu 
können. 

Wir  wünschen  aber  auch  die  Revision  nicht,  weil 
die  Erfahrungen,  die  wir  im  Departement  gemacht 
haben  und  die  der  Sprechende,  der  dem  Departe- 
ment seit  13  Jahren  beständig  vorgestanden  hat, 
persönlich  gemacht  hat,  nur  gute  sind,  und 
wir  zu  uuserer  Freude  konstatieren  können,  dass 
nicht  nur  das  Geld  von  uns  entgegengenommen 
wird,  sondern  dass  auch  unsere  Ratschläge  und 
Anregungen  überall  gerne  begrüsst  werden. 

Wir  betonen  weiter,  dass,  abgesehen  von  der 
Anregung  des  Herrn  Nationalrat  Wild,  in  dieser 
langen  Zeit  keine  Anregungen  für  Revision  der  Be- 
schlüsse gemacht  worden  sind.  Wir  sagen  aber 
auch  —  und  das  ist,  wenn  Sie  wollen,  der  oppor- 
tunistische Standpunkt  —  wenn  wir  die  Revision 
vornehmen  würden,  so  würden  wir  damit  allen 
möglichen  Begehren  Thür  und  Thor  öffnen.  Und 
zudem  bestehen  —  wir  haben  das  bei  der  aus 
wenig  Mitgliedern  bestehenden  Kommission  an  der 
letzten  Sitzung  in  Basel  gesehen  —  über  diese 
Punkte  grosse  Differenzen,  indem  die  einen  erklär- 
ten, der  Bund  habe  zu  viel  Kompetenzen,  während- 
dem auf  der  andern  Seito  mit  aller  Wucht  darauf 
hingearbeitet  wurde,  dass  der  Bund  auch  hier 
mehr  eingreifen  sollte. 

Eine  weitere  Gefahr  ist  die  Vermengung  mit  der 
Volksschulfrage,  die  der  deutsche  Herr  Referent  be- 
reits gestreift  hat  und  die  wir,  ob  nlüc-klich  oder 
unglücklich,  in  der  UoUchuft  berührten.  Auch  diese 
Frage  könnte  bei  der  Diskussion  kaum  vermieden 
werden. 

Alle  diese  Gründe  sprechen  yegen  eine  Revision. 
Ich  kann  aber  auch  erklären,  dass  die  Hauptpunkte, 
welche  vom  Standpunkte  des  Herrn  Wild  einer 


Revision  rufen  würden,  auf  dem  Wege  der  Verord- 
nungen gelöst  werden  können.    Der  wesentliche 
Punkt  ist  die  Stipendienfrage.  Da  ist  allerdings  im 
Jahre  1884  der  unglückliche  Ausdruck  cLehramts- 
kandidaleni  in  den  Beschluss  gekommen.  Begreif- 
lich zwar  damals,  meine  Herren!  Denn  damals,  als 
die  Sache  noch  neu  war,  hatte  man  eben  Mangel 
an  Lehrern,  und  das  Hauptbedürfois  war  die  Her- 
anziehung von  solchen  !*ehrern.    Man  hat  an  die 
spätem  Bedürfnisse  nicht  gedacht,  und  ich  gebe  zu, 
dass  man,  wenn  man  jenen  Artikel  strikte  auslegen 
wollte,  nur  den  Lehramtskandidaten  auf  industriel- 
lem Gebiete  Stipendien  geben  könnte.    Aber  auch 
hier  haben  wir  schon  längst  eine  andere  Interpreta- 
tion, auch  hier  haben  wir  uns  von  den  Bedürfnis- 
sen der  Zeit  leiten  lassen,  und  wir  haben  in  unserm 
Bestreben,  tüchtige  Lehrkräfte  zu  gewinnen,  nicht 
doktrinär  gesagt:  nur  die  bekommen  Stipendien,  die 
auch  wirklich  Lehrer  werden;  wenn  sie  nachher 
etwas  anderes  werden  ;  so  müssen  sie  das  Stipen- 
dium zurückzahlen.    Wir  haben  uns  allerdings  von 
den   Stipendiaten   die  Versicherung  geben  lassen, 
dass  sie  im  Bedürfnisfalle  geneigt  seien,  uns  zu 
unterstützen;  aber  wir  werden  nie  und  nimmer  die- 
jenigen, die  nicht  verwendet  werden,  zur  Rückerstattung 
veranlassen  und  haben  das  nie  gethan.    Wie  steht 
es  nun  da?    Waren  das  etwa  wenige  von  unsern 
Stipendiaten?    Nein,  gut  zwei  Drittel.    Wir  sind 
noch  weiter  gegangen  und  haben  namentlich  die 
bevorzugt,  die  in  praktischen  Betrieben  ihre  Aus- 
bildung suchen,  und  wir  verlangen  auch  unter  Um- 
ständen, dass  sie  eine  praktische  Vorbildung  genossen 
haben.    Wir  haben  das  in  einem  Cirkular  ausge- 
sprochen und  werden  es  in  Zukunft  auch  wieder 
thun.  Auch  in  dieser  Beziehung  besteht  also  keine 
Gefahr;  währenddem  dann,  wenn  ein  allgemeiner 
Artikel    das    Stipendienerteilen    freigeben  würde, 
ein  Andrang  von  Studenten  entstehen  würde,  der 
nicht  mehr  schön  und  auch  der  Sache  nicht  dienlich 
wäre.    Es  würden  sich  Leute  herandrängen,  die 
keine  Gewähr  für  eine  nützliche  Anwendung  der 
Stipendien  leisten  würden,  es  würde  gew isser massen 
ein  Proletariat  von  Stipendiaten  herangebildet  Es 
wäre  eine  Art  Lockspeise,  und  es  würden  sich  viele 
zu  einigen  andern  Ausgaben  bequemen,  nur  um  des 
Stipendiums  teilhaftig  zu  werden. 

Ich  muss  nun  noch  eine  Frage  des  kommer- 
ziellen Bildunyswesens  berühren  und  zugeben,  dass 
da  nach  verschiedenen  Richtungen  fehlerhalt  vorge- 
gangen wurde.  Es  trifft  daran  niemand  die  Schuld, 
man  kannte  die  Verhältnisse  nicht,  man  vagierte 
mit  Bezug  auf  das  Stipendienwesen  im  dunkeln 
herum,  und  da  ist  es  soweit  gekommen,  dass  ein 
Lehramtskandidat  0815  Franken  und  ein  anderer 
8000  Franken  Stipendien  erhielt  und  freie  Kost,  kurz, 
wo  der  Bund  alles  bezahlte.  So  stand  die  Sache.  Wir 
haben  nicht  Stipendien  gegeben,  sondern  die  Leute 
studieren  lassen.  Diese  Leute  giengen  hinaus  nach 
Vcnodig,  Triest.  Leipzig,  Antwerpen,  Paris  u.  s.  w. 
Aber  woniger  erquicklich  lauten  die  Berichte  über 
ihre  praktischen  Studien.   So  richtet  nach  einem 
Bericht  des  Inspektorates  ein  Kandidat  ganz  ernst- 
haft dio  finge  an  sich:   Lerne  ich  hier  wirklich 
entsprechend  den  Ausgaben?  Und  zum  Schlüsse  be- 
merkt er:  Ich  sehe  eine  kostbare  Zeit  meiner  Jugend 
vergehen,  ohne  sie  zu  zwockthunlichon  Studien 
verwenden  zu  können.    Was  mir  jedoch,  so  heisst 
es  im  Berichte  des  Inspektorates  weiter,  die  i 
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tan  Bedenken  gegen  das  eingeschlagene  Verfahren 
einfleeat,  ist  der  Umstand,  dass  weder  der  Bundes- 
besch luss  noch  die  Vollziehungsverordnung  irgend- 
welchen Anhaltspunkt  bietet,  wonach  die  jungen 
Leute  auf  Kosten  des  Bundes  eine  kaufmännische 
Lehre  durchmachen  müssen.  Eine  beträchtliche  Zahl 
von  Abiturienten  unserer  Handelsschulen  nehmen 
bezahlte  Stellungen  an  und  (Inden  ihr  ordentliches 
Auskommen.  Unsere  Stipendiaten  dürften  ein  glei- 
ches thun  und  auf  staatliche  Unterstützung  verzich- 
ten. Die  Herren  Stipendiaten  waren  von  ihrem  Hil- 
dungsgang  sehr  erfreut;  sie  freuten  sich,  an  der 
Seine  und  an  der  Themse  schöne  Tage  verleben  zu 
können.  Sie  fanden  aber  selbst,  dass  die  ganze 
Sache  nicht  so  viel  wert  sei,  als  sie  koste.  Dem 
habo  ich  dann  aber  sofort  ein  Ende  gemacht,  und 
wir  werden  uns  auch  hier  an  das  Gesetz  halten. 
Also  da  begrüsse  ich  den  Antrag  der  Kommission 
und  aeeeptiore  ihn.  Es  giebt  Fälle,  in  denen  man 
etwas  weiter  geben  muss,  ich  hoffe,  sie  werden  sel- 
ten sein  und  sie  werden  uns  nicht  in  finanzielle 
Schwierigkeiten  bringen;  auf  jeden  Fall  werden 
solche  Ausschreitungen,  wie  ich  sie  Ihnen  geschil- 
dert habe,  nicht  mehr  vorkommen.  Dies  mit  Bezug 
auf  die  Stipendienfrage,  die  auf  dem  Wege  der  Ver- 
ordnungen gelöst  werden  kann. 

Eine  andere,  ebenfalls  auf  dem  Wege  der  Ver- 
ordnung zu  lösende  und  im  Postulat  des  Herrn 
Wild  mit  Recht  aufgeworfene  Frage  ist  die,  dass 
die  Nomination  in  Art.  1  des  Beschlusses  über  das 
kommerzielle  Bildungswesen  zu  enge  uefasst  ist. 
Es  ist  vorgekommen,  dass  die  weibliche  kauf- 
männische Schule  in  St.  Gallen  vom  Industriedepar- 
tement an  das  Handelsdcpartement  und  wieder  an 
das  fndnstriedepartement  gewiesen  worden  ist; 
keines  wollte  bezahlen  und  schliesslich  bekamen 
die  Leute  nichts.  Dem  wird  dadurch  abgeholfen, 
dass  wir  in  Art  1  dieso  Fortbildungsschule  aus- 
drücklich aufnehmen  und  uns  dahin  aussprechen, 
dass  auch  die  weiblichen  darunter  verstanden  sind. 

Eine  weitere  wichtige  Neuerung  mit  Bezug  auf 
das  kommerzielle  Bildungswesen  ist,  wie  bereits 
betont  wurde,  die  andere  Rechnungsart  betreffend 
die  Bundessubvention.  Währenddem  bei  dem  indu- 
striellen Bildungswesen  schon  jetzt  nicht  nur  die 
Unterrichtskosten,  sondern  auch  die  Ausgaben  für 
Miete,  Beleuchtung,  Beheizung  u.  s.  w.  in  Rech- 
nung gebracht  wurden,  geschah  das  für  das  kom- 
merzielle Bildungswesen  nicht  und  hatte  auch  bei 
der  industriellen  Branche  keinen  legalen  Untergrund. 
Wir  haben  dem  nun  abgeholfen,  indem  wir  in  der 
Verordnung  den  Ausdruck  «nicht  in  Rechnung  ge- 
bracht werden»  mit  dem  Ausdruck  «nicht  vorwendet 
werden»  vertauscht  haben.  Das  giebt  mir  auch  Ge- 
legenheit, auf  einen  von  Herrn  Wild  genannten 
Punkt  zu  antworten.  Herr  Wild  sagte,  es  heisse  in 
Art.  7,  litt  d:  «Der  Bundesbeitrag  darf  in  der  Regel 
nicht  verwendet  werden  für  Anlage  und  Vermeh- 
rung des  Anstaltsfonds  bezw.  Betriebsfonds.  »  Ich 
glaube,  Herr  Wild  dftrte  da  beruhigt  sein.  Wir  sagen 


uns, 
der 


der  Bundesbeitrag  dürfe  nicht  zur  Acufnung 
Fonds  verwendet  werden.    Die.sen  Gedanken 
wir  auch  auf  andern  Gebieten  aufrecht  er- 
Der  Bundosbeitrag  muss  für  die  laufenden 
Ausgaben  verwendet  werden. 

Noch  ein  Punkt  der  von  Herrn  Wild  angetönt 
worden  ist.  Herr  Wild  glaubt,  gestützt  aui  den  Be- 
hebt von  Genf,  dass  mit  Bezug  auf  die  Bestim- 


nach  welcher  Bundesbeiträge  je  nach  Um- 
standen bis  auf  die  Hälfte  der  anderseitig  aufge- 
brachten Summen  verabfolgt  werden  können,  ge- 
wissermassen  willkürlich  verfahren  und  nur  da  die 
Hälfte  gegeben  werden  könnte,  wo  hervorragende 
Leistungen  sich  zeigen.  Die  Beurteilung  der  Leistun- 
gen hange  aber  von  der  Willkür  der  Experten  ab. 
Ich  stehe  nicht  auf  diesem  Standpunkt.  Was  in 
jenem  Berichte  steht  ist  nicht  meine  Meinung, 
auch  nicht  die  Meinung  des  Bundesrates,  sondern 
lediglich  die  Ansicht  des  Berichterstatters.  Sie 
sehen  aus  den  Staatarechnungeu  und  Budgets,  dass 
wir  überall  die  Hälfte  geben.  Wir  haben  nirgends 
weniger  gegeben,  ausser  bei  den  Vereinen. 

Damit  komme  ich  auf  die  Vereine  zu  sprechen. 
Die  kaufmännischen  Vereine,  die  sich  mit  einer 
Petition  an  Sie  wenden,  hatten  bis  jetzt  ihre  Bun- 
desbeiträge gestützt  auf  andere  Berechnungen,  als 
diejenigen,  welche  bei  den  Schulen  geltend  waren, 
erhalten.  Während  bei  den  Schulen  die  Hälfte  der 
Unterrichtskosten  vergütet  wurde,  wurden  den  Ver- 
einen je  nach  den  konkreten  Verhältnissen  Beiträge 
von  35 — 75  7*  verabfolgt  Man  konnte  da  nicht  auf 
Beiträge  Dritter  abstellen,  weil  diese  Beitrage  oft 
sehr  minime  sind.  Es  giebt  Vereine,  die  sogar 
weder  vom  Kanton,  noch  von  irgend  einem  Menschen 
einen  Rappen  bekommen.  Ich  will  dieselben  nicht 
nennen.  Nomina  sunt  odiosa  In  diesem  Falle  muss- 
ten  die  Mitglieder  alles  aus  der  eigenen  Tasche  be- 
zahlen. Diesen  Vereinen  hätten  wir  nichts  geben 
können,  wenn  wir  nur  die  Beiträge  Dritter  hätten 
in  Berechnung  ziehen  wollen.  Das  schien  uns  nicht 
recht  Wir  werden  auch  In  Zukunft  das  Recht  haben, 
solche  Vereine  zu  unterstützen,  indem  in  Art.  7  di« 
Bedingungen  festgesetzt  sind,  auf  Grund  deren  den 
kaufmännischen  Vereinen  Bundesbeiträge  verab- 
folgt werden  können.  Um  aber  den  von  Herrn  Wild 
und  von  uns  als  richtig  anerkannten  Grundsatz  zur 
Geltung  zu  bringen  und  auch  hier  Gleichmassigkeit 
mit  dem  Industriellen  Gebiet  herzustellen,  glaubten 
wir  nur  so  vorgehen  zu  können.  Ich  muss  das 
sagen,  denn  sonst  verstehen  Sie  die  Petition  der 
Vereine  nicht  Wir  sagten  uns:  wenn  wir  nur  die 
Beiträge  Dritter,  nicht  aber  die  Beiträge  der  Ver- 
einsmitglicder  in  Rechnung  bringen,  so  bekommen 
die  Leute  vielleicht  gar  nichts.  Wenn  wir  diese 
aber  auch  berechnen,  fso  bekommen  sie  ungefähr 
gleichviel,  wie  bisher.  Wir  sagten  in  der  Botschaft, 
das  bedeute  für  die  Vereine  eine  Mindereinnahme  von 
Fr.  10,00t).  Das  hat  die  Vereine  aufgeregt,  und  sie 
haben  gesagt,  man  wolle  aus  ihrem  Leder  für  die 
Schulen  Riemen  schneiden,  die  Fr.  30,000  mehr 
bekommen  als  bisher.  Das  wäre  nach  der  neuen 
Berechnung  nicht  der  Fall,  sondern  die  ganze  Diffe- 
renz würde  sich  auf  Fr.  1918  beziffern.  Da  muss 
nun  sofort  zugegeben  werden ,  dass  einzelne 
Vereine,  die  es  gar  nicht  nötig  haben,  mehr  be- 
kommen als  bisher.  Ich  nenne  z.  B.  den  Verein 
Basel.  Derselbe  würde  Fr.  800  mehr  als  bisher  er- 
halten. Der  Herr  Erziehungsdirektor  von  Baselstadt 
hat  selbst  gesagt,  dass  sie  diese  Erhöhung  nicht  nötig 
haben  und  darauf  verzichten.  Luzern  bekäme  Fr.  800 
mehr,  Zürich  Kr.  "i00,  St.  Gallen  Fr.  920  mehr.  Die 
kleineren  Vereine  l>ekämen  dagegen  weniger,  z.  ß. 
Belli  nzona  Fr.  820,  London  Fr.  400,  Zofingen  Fr.  643, 
Sohaffhausen  Fr.  250,  andere  Fr.  -40,  70,  80  weniger 
u.  s.  w.  Durch  das  Lesen  der  Petition  dieser  Vereine, 
die  sehr  gut  abgefasst  ist  und  die  Sache  objektiv  be- 
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bandelt,  bin  ich  zu  der  Ueberzeugung  gekommen, 
dass  hier  Remedur  geschaffen  werden  müsse,  und 
ich  gebe  die  Erklärung  ab,  dass  wir  auf  irgend  eine 
Weise,  immerhin  auf  dem  Boden  der  Gesetzgebung 
bleibend,  diese  Ungerechtigkeit  nicht  begehen  wer- 
den. HerrAmsler  darf  da  beruhigt  sein,  auch  wenn 
der  Ausdruck  «möglichst»  im  Antrage  der  Kommis- 
sion stehen  bliebe. 

loh  komme  noch  kurz  auf  die  Frauenfrage  zu 
sprechen.  loh  gehe  mit  demjenigen  Redner  einig, 
der  gesagt  hat,  man  solle  auf  d*iesem  Gebiete  nicht 
die  Frauenfrage  als  Ganzes  diskutieren,  soudern  die 
konkreten  Verhältnisse  nehmen,  wie  sie  sind.  Sie 
wissen,  welchen  Standpunkt  der  Bundesrat  hierin 
eingenommen  hat.  Wir  stehen  da  vor  zwei  ent- 
gegengesetzten Meinungen.  Es  ist  von  der  Kommis- 
sion nicht  gesagt  worden,  dass  auch  von  Seiten  der 
Vereine  eine  energische  Eingabe  gegen  die  einge- 
reichte Petition  der  Frauen  eingelangt  ist,  worin 
sie  sich  mit  aller  Entschiedenheit  dagegen  aus- 
sprechen, dass  man  die  Zulassung  der  Frauen  als 
Bedingung  für  die  Verabfolgung  von  Bundesbeitrügen 
aufstelle.  Sie  wissen,  dass  im  vorigen  Jahre  die 
Frage  in  den  Vereinen  selbst  besprochen  wurde. 
Es  ist  namentlich  Herr  Bodmer-Weber,  in  Zürich, 
der  alles  Mögliche  gethan  hat.  um  den  Wünschen 
der  Frauen  gerecht  zu  werden,  der  auch  eine  Ge- 
neralabstimmung in  den  schweizerischen  Vereinen 
veranlasst  hat  und  mit  grossem  Bedauern  das 
Resultat  dieser  Abstimmung  konstatierte.  Derselbe 
Herr  Bodmer  ist  dann  aber  persönlich  bei  mir  vor- 
stellig geworden,  wir  möchten  wenigstens  zur  Zeit 
diese  Bedingung  nicht  aufstellen,  indem  wir  damit, 
wenn  nicht  eine  Vernichtung  vieler  Vereine  herbei- 
führen, so  doch  für  viele  derselben  eine  in  finan- 
zieller und  anderer  Beziehung  unliebsame  Situation 
schaffen  würden.  Infolgedessen  ist  der  Bundesrat 
dazu  gelangt,  nicht  strikte  zu  verlangen,  dass  die 
Frauen  aufgenommen  werden,  sondern  wir  glaub- 
ton, dass,  wie  die  Herren  Jager  und  Wild  betont 
haben,  die  Zeit  Remedur  schaffen  werde.  Wir  haben 
daher  in  die  Vollziehungsverordnung  nur  die  Be- 
stimmung aufgenommen,  dass  die  Kurse  möglichst 
allgemein  und  möglichst  leicht  zugänglich  gemacht 
werden  müssen.  Wir  haben  in  der  Botschaft  darauf 
hingewiesen,  dass  wir  alles  Mögliche  thun  werden, 
um  das  Ziel  zu  erreichen,  das  mir  persönlich  sehr 
wünschenswert  erscheint,  und,  wie  ich  hoffe,  auch 
zu  erreichen  ist.  Wenn  wir  aber  auch  momentan 
in  Bezug  auf  die  Unterrichtskurse  nicht  mehr  ver- 
langen können,  so  könnten  wir  den  Frauenbestre- 
bungen  in  audorer  Weise  mehr  entgegenkommen, 
als  es  bisher  der  Fall  war.  Ich  betone,  dass  die  Frauen 
mit  diesem  Schritt  zufrieden  sind.  Wir  haben  von 
Genf,  Chaux-de-Fonds  und  andern  Orten  Schreiben 
in  den  Händen,  nach  welchen  die  Frauen  sich  zu- 
frieden erklaren.  Es  betrifft  die  Lehrlingsprüfungen. 
Auch  da  sprechen  sich  die  männlichen  Mitglieder 
dagegen  aus,  dass  die  Frauen  zu  den  Lehrlingsprü- 
fungen zugelassen  werden.  Das  scheint  mir  persön- 
lich unrecht.  Der  Bundesrat  hat  auch  hier  den 
Standpunkt  eingenommen,  zuzuwarten.  Aber  ich 
würde  nicht  opponieren,  wenn  Sie  verlangen  wür- 
den, dass  die  Frauen  zu  diesen  Prüfungen  zuge- 
assan  werden.  Die  Lehrlingsprüfungon  dieser  Ver- 
eine kosten  jährlich  Fr.  331G.  Wir  bezahlen  daran 
Fr.  *£3lo,  also  beinahe  alles.  Ich  glaube,  wir  könn- 
ten verlangen,  dass  man  hier  uns  folge.  Wir  können 


das  um  so  mehr  thun,  als  wir  den  Vereinen  ausser 
den  Beiträgen  von  im  ganzen  Fr.  93,000,  die  wir 
ihnen  an  ihre  Kurse  verabfolgen,  an  die  Bibliothe- 
ken der  Sektionen,  welche  sie  Fr.  8040  kosten, 
Fr.  6000  geben.  Wir  tragen  ferner  an  ihr  Sekre- 
tariat, das  Fr.  8140  kostet.  Fr.  7000  bei.  Ange- 
sichts dieser  Subventionen  dürfen  wir  verlangen, 
dass  die  Frauen  wenigstens  zu  den  Lehrlingsprü- 
fungen zugelassen  werden.  Es  scheint  mir  ungerecht 
zu  sein,  dass  eine  Frau,  die  in  der  Sohule  oder  für 
sioh  privatim  ihre  Bildung  erworben  hat  und  nun 
eine  Prüfung  ablegen  will,  abgewiesen  wird.  Diese 
Bedingung  der  Zulassung  der  Frauen  zu  den  Lehr- 
lingsprüfungen  sollte  gestellt  werden.  Dieselbe 
schadet  niemand.  Bei  den  Lehrlingsprüfungen  hat 
bisher  kein  grosser  Zudrang  aeilens  des  weiblichen 
Geschlechtes  stattgefunden.  Bis  jetzt  hat  sich  nur 
eine  Dame  gemeldet,  die  allerdings  abgewiesen 
wurde.  Auch  die  männlichen  Lehrlinge  wollen  nicht 
zur  Prüfung  gehen  und  müssen  oft  förmlich  dazu 
gezwungen  werden.  Wenn  ich  der  Petition  der 
Vereine  mit  allem  Wohlwollen  entgegenkomme,  so 
sollten  dieselben  nach  meiner  Ansicht  doch  auch 
so  coulant  sein/  dass  sie  in  Bezug  auf  die  Lehr- 
lingsprüfungen uns  freiwillig  entgegenkommen. 
Wenn  das  nicht  dor  Fall  wäre,  so  würden  wir 
Zwang  ausüben. 

Ich  schliesse  damit,  dass  ich  sage,  der  Rat  sollte 
sich  nach  dem  Antrag  des  Bundesrates  und  der  Kom- 
mission auf  den  Boden  stellen,  dass  zur  Zeit  eine 
Revision  der  Bundesbeschlüsse  nicht  vorzunehmen 
und  eine  Zusammenlegung  der  Beschlüsse  und  Ver- 
ordnungen nicht  notwendig  sei.  Im  übrigen  ist  der 
Erlass  der  Verordnungen  Sache  des  Bundesrates. 
Sie  haben  natürlich  keine  Beschlüsse  zu  fassen. 
Ich  erkläre  jedoch,  dass  ich  mit  Bezug  auf  die 
Hauptpunkte  der  Kommission  und  mit  Bezug  auf 
den  Wunsch  der  kaufmännischen  Vereine  bereit 
bin,  entgegenzukommen  und  das  Nötige  zu  than. 

Herr  Vicepräsident  Btthlmann  übernimmt  den 

Vorsitz. 

.(Monsieur  le  vice-president  Bohlmua  prend  la 

presidenec.) 


Gschwind  :  Der  schweizerische  Genossenschafts- 
bund,  unterstützt  namentlich  durch  den  Verband 
schweizerischer  Konsumvereine  und  die  ostschwei- 
zerischen landwirtschaftlichen  Genossenschaften,  be- 
fasst  sich  gegenwärtig  mit  der  Frage  der  Errichtung 
einer  Schule  zur  Ausbildung  von  Verwaltern  ge- 
nossenschaftlicher Anstalt  .'ii.  Wenn  ich  Ihnen  einige 
Zahlen  über  die  Ausdehnung  der  Genossenschaften 
üi  der  Schweiz  während  der  letzten  zehn  Jahre 
nenne,  so  weiden  Sie  den  Standpunkt  des  Genos- 
senschaftsbundes begreifen.  Im  Jahre  1885  bestan- 
den in  der  Schweiz  600  eingeschriebene  Genossen- 
schaften, zehn  Jahre  später  2500  und  im  Jahre 
1699  3100,  wovon  890  Vereinigungen  zu  gemein- 
samen Einkäufen  sind,  449  Genossenschaften,  die 
sich  mit  der  Beschaffung  von  Rohstoffen  befassen, 
225  Arbeiter-  und  allgemeine  Konsumvereine,  1376 
Milch-  und  Küwreigenossenschaflen  und  359  Vieh- 
zuchtgenossenschaften. Speziell  auf  dem  Gebiete 
der  Landwirtschaft  haben  die  Genossensehaften  einen 
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grossen  Umfang  angenommen,  und  man  kann  an- 
bedenklich stieren,  da«s  die  schweizerische  Land- 
Wirtschaft  von  dem  GeflOSSCitSCbaftfeyarten)  bj- 
berrscht  ist. 

Sie  werden  nun  begreifen,  dass  der  Vorstand 
de«  schweizerischen  Genossenschaftsbundes  ernstlich 
daran  denkt,  ebenfalls  im  Büdungswesen  einige 
Schritte  vorwärts  zu  machen  und  ich  mochte  nun 
die  Frage  aufwerfen,  ob  derartige  Lehranstalten 
und  Kurse  auch  die  Unterstützung  des  Bundes 
finden  werden.  Man  sollte  da«  eigentlich  für  selbst- 
verständlich halten.  Aber  man  weiss  ja,  wio  gross 
der  Einflus»  der  Handelswelt  ist,  wie  sehr  dieselbe 
gegen  die  genossenschaftlichen  Bestrebungen  einge- 
nommen ist,  und  leider  sind  die  Einflüsterungen, 
welche  sie  sich  in  den  richterlichen  und  admini- 
strativen Behörden  erlauben,  derart  gross,  dass  man 
in  den  schweizerischen  Genossenschaftskreisen  be- 
ängstigt ist,  solche  Schulen  konnten  die  Unter- 
stützung des  Bundes  nicht  finden.  Ich  möchte 
deshalb  heute  an  den  Vorsteher  des  Departements 
die  Frage  richten,  ob  man  unbedenklich  derartige 
Anstalten,  sofern  sie  die  vorgeschriebenen  Requisiten 
erfüllen,  in  Zukunft  ebenfalls  unterstützen  will. 

In  der  Frauenfrage  schliesse  ich  mich  vollstän- 
dig der  Minderheit  der  Kommission  an.  Eh  ist 
etwas  merkwürdig,  zu  sehen,  dass  gerade  ein  Ver- 
treter unseres  demokratischen  Kantones  par  excel- 
lence,  des  Kantons  Zürich,  in  der  Weise  Opposition 
macht  Es  scheint  mir,  dass  sich  jodermann,  der 
vom  Flügelschlage  der  Zeit  nur  einigermassen  be- 
rührt ist,  unter  allen  Umständen  der  Ansicht  der 
Minderheit  anschliessen  rnuss. 


Hllty :  Ich  will  zunächst  meine  volle  Sympathie 
zum  Antrage  der  Minderheit  aussprechen,  nämlich 
zur  möglichsten  Gleichstellung  der  Frau  auch  in  die- 
ser Angelegenheit,  und  ich  darf  in  dieser  Hinsicht 
das  Zeugnis  wohl  abgeben,  dass  alle  Bedenken 
wegen  einer  etwaigen  geistigen  Inferiorität  der  Frau 
wenigstens  auf  dem  Gebiete  des  Universitätsweswns 
geschwunden  sind  oder  stark  im  Schwinden  begriffen 
sind.  Wir  haben  in  Bern,  um  dieses  Zeugnis  hier 
öflentlich  abzulegen,  an  der  juristischen  Fakultät  oft 
schon  Frauen  gehabt,  die  den  ganzen  Lehrgang 
der  juristischen  Bildungsarl  durchgemacht  und 
sich  in  jeder  Beziehung  durch  Betragen  und  Fleiss 
und  auch  durch  das  Resultat  ihrer  Studien  bei 
Abtegung  des  Doktorexamens  ausgezeichnet  haben, 
den  männlichen  Studenten  nicht  nur  gleichstehend 
gewesen  sind,  sondern  dieselben  hie  und  da  be- 
deutend überragt  haben.  Wenn  sich  nun  hier  eine 
geistige  Inferiorität  nicht  zeigt,  so  kann  man  gewiss 
auf  dem  Gebiete  des  kaufmännischen  Bildungswesons 
auch  nicht  davon  sprechen.  Die  sogen,  ganze  geistige 
Inferiorität  der  Frau  ist  ein  Vorurteil,  das  mit  jedem 
Tage  hofTeutiich  mehr  schwinden  wird. 

Ich  muss  nun  aber  noch  etwas  anderes  bei- 
fügen, was  eigentlich  ausser  dem  Rahmen  unserer 
gegenwärtigen  Verhandlung  steht.  Es  hat  Di  ml  ich 
unser  verehrliche  Freund  und  Kollege  Herr  Decur- 
tins,  der  sich  zu  meinem  Erstaunen  gegen  die 
Gleichstellung  der  Frau  au  gesprochen  hat,  was 
nicht  mit  «einen  in  dieser  Richtung  sonst  ausser- 
ordentlich   liberalen  Anschauungen  Übereinstimmt, 


den  Anlass  genommen,  dem  gegenwärtig  leitenden 

Staatsmann  in  Fnnland  eine  Art  Wohlwollen  zn 
erzeigen,  neunem  des  schweizet  iachen  Natioisalrates, 
indem  er  gesagt  hat,  wir  haben  Iiier  einen  Mann 
vor  uns,  den  wir  alle  bewundern.  Dagegen  lege  ich 
entschieden  Protest  ein,  und  da  die  Sache  steno- 
graphisch aufgezeichnet  wird,  so  darf  nicht  im 
Stenogramm  stehen,  dass  der  schweizerische  Natio- 
nalrat diesen  Mann  bewundere  und  dass  gegen 
einen  solchen  Eindruck  keine  Opposition  erhoben 
werden  sei.  Ich  weiss  nicht,  ob  Herr  Decortins 
den  kaufmännischen  Bildungsgang  von  Chamberlam 
genau  kennt.  Es  liegt  mir  da  gerade  der  «Reichs- 
bote» vor,  eine  deutsche  Zeitung  von  der  Richtung, 
welcher  Herr  Decurtifls  angehört,  und  da  [st  über 
dessen  kaufmännischen  Bildungsgang  folgendes  zu 
Jeson  —  ich  lese  nur  den  allennildesten  Passus, 
weil  er  auch  in  das  Stenogramm  kommt:  «Der 
jetzt  tiltj'ihrigt!  Chamberlain  trat  mit  18  Jahren  in 
ein  Schuh  Warengeschäft  als  Lehrling  ein.  Schon 
zwei  Jahre  später  ging  er  nach  Birmingham  und 
übernahm  unter  der  Firma  «Nettlefold,  Chambeihin 
&  C*»  die  Leitung  einer  Bo Isenfabrik,  dio  ihm  der 
Vater  gekauft  hatte.  In  rücksichtslos  wilder  Kon- 
kurrenz —  er  verkaufte  seine  Waren  mit  Verlust 
—  führte  er  teils  den  Ruin  seiner  Nebenbuhler 
herbei,  teils  kaufte  er  sio  auf,  bis  er  da*  ausschliess- 
liche Monopol  der  Fabrikation  von  Bolzen  in  Eng- 
land hatte.  Nun  änderte  er  die  Taktik  und  ver- 
doppelte sofort  den  Preis  seiner  Fabrikate.  Mit 
einem  grossen  Vermögen  schied  er,  38  Jahre  alt, 
1874  aus  dorn  Geschäfte.»  Ich  meinerseits  enthalte 
mich,  auf  die  politische  Laufbahn  dieses  Mannes 
einzutreten,  die  damit  schliesst,  dass  er  zwei  brave 
und  tapfere  Republiken  zertrümmern  will.  Ich 
glaube,  es  wäre  unpassend,  wenn  wir  uns  hier  im 
Rate  Uber  diese  Dinge  aussprächen,  aber  ich  er- 
kläre, dass  ich  dieses  «wir»  des  Herrn  Decurtins 
nicht  unterzeichne  und  damit  dagegen  protestiere, 
dass  im  Schosse  des  Nationalrates  gesagt  werde, 
wir  bewundern  diesen  Mann.  Das  gerade  Gegenteil 
ist  bei  mir  der  Fall,  und  ich  wünsche,  dass  das  im 
Stenogramm  konstatiert  werde. 


Decurtins:  Die  ganze  sittliche  Entrüstung  des 
Herrn  Hiky  ist  mir  unbegreiflich.  Ich  habe  die 
einlässliche  Biographie  von  Chamberlain  gelesen, 
aus  der  sich  ergibt,  dass  der  Mann  mit  geringer 
Bildung  als  Kaufniannlehrling,  durch  eigene  Lektüre 
und  durch  eifriges  Selbststudium  sich  zu  dem  empor- 
gearbeitet hat,  was  er  guworden  ist.  Ich  habe  nicht 
erklärt,  dass  ich  die  Politik  des  Mannes  bowundere, 
sondern  dessen  Energie.  Mau  kann  die  Energie 
Chamberlains  bewundern,  ohne  dessen  politische 
Ansichten  zu  teilen.  Der  Herr  Professor  der  Rechte 
und  zoitweise  der  Geschichte  wird  die  Energie  eines 
Cromwell,  eines  Robespierre,  den  religiösen  Geist 
einer  heiligen  Theresa,  die  er  so  gut  kennt,  be- 
wundern, ohne  dass  er  deswegen  alle  ihre  Ansichten 
teilt.  (Heiterkeit.)  Das  Hei  spiel  von  Chamberlain 
habe  ich  gewählt,  um  zu  zeigen,  wie  ein  Handels- 
lehrling sich  aus  einfachen  Verhältnissen  bis  zum 
leitenden  Staatsmann  eines  Weltreiches  emporarbeiten 
kann.  Ich  bedaure  dio  egoistische,  rücksichtslose 
Politik,  die  Chamberlain  den  Helden  von  Buraa 
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gegenüber  ausübt,  und  ich  Mite  gewünscht,  dass 

die  Kulturmüchte  intervenieren  würden.  Aber  ich 
werd«  mir  vorbehalten,  nocii  weitere  Beispiele  aus 
der  Geschichte  anzuführen,  ohne  dass  ich  deswegen 
die  angeführten  Männer  bewundern 


Araber:  Ich  erlaubo  mir  ein  paar  Worte  beizu- 
fügen, nachdem  Herr  Landrat  Gschwind  es  für  pas- 
send gehalten  hat,  in  seiner  Jungfernrede  eine  per- 
sönliche Den^i-knng  zu  machen,  die  schwerlich  be- 
gründet war.  Wenn  ich  mir  erlaubt  habe,  im  Inter- 
esse der  grossem  kaufmännischen  Vereine  einige 
Ausführungen  zu  machen,  so  war  da  nicht  ein  po- 
litisches Moment  irgendwelcher  Art  im  Spiel.  Ich 
habe  auch  ausdrücklich  erklärt  -  vielleicht  war 
Herr  Gschwind  abwesend  und  hat  dann  die  Ein- 
ladung bekommen,  er  möchte  auf  diese  Art  repli- 
zieren —  die  ganze  Frauenfrage  sei  für  heute  un- 
erheblich und  indiskutabel.  Ich  habe  mich  persön- 
lich über  die  Zulassung  der  Frauen  nicht  ausge- 


Ich  gestatte  mir,  noch  einige  Zahlen  hinzuzu- 
fügen. Der  kaufmännische  Verein  Zürich  hat  eine 
Gesamtausgabe  von  Fr.  70,000.  An  diese  Fr.  70,000 
soll  er  vom  Bund  Fr.  23,000  bekommen.  Ich  bitte 
zu  beachten,  dass  das  ein  privater  Verein  ist,  der 
allerdings  in  der  ganzen  Schweiz  verbreitet  und 
viele  hundert  Mitglieder  hat.  Das  Budget  wird  in 
der  Hauptsache  also  aus  dem  Geld  dieser  Leute  be- 
stritten. Der  Bund  zahlt  einen  Beitrag  von  Fr.  23,000- 
Nun  kommt  der  Antrag  der  Kommissionsminderheit 
und  verlangt,  dass  die  Fr.  23,000,  welche  in  der 
Oekonomie  des  Vereins  eine  grosse  Rolle  spielen, 
gestrichen  werden  sollen,  wenn  der  Vorein  nicht 
die  Frauen  in  den  Unterrichlskursen  zulasse.  Dieser 
Verein  hat  mit  grosser  Mehrheit  erklärt,  er  könne 
das  nicht  thun,  weil  räumliche  und  Betriebsgründe 
es  ihm  zur  Zeit  unmöglich  machen,  Frauen  in  einer 
Zahl,  deren  Grösse  er  nicht  kenne,  in  die  Kurse 
aufzunehmen.  loh  habe  mir  deshalb  erlaubt,  den 
Antrag  der  Minderheit  als  zur  Zeit  nicht  annehm- 
bar zu  erklären  und  Ihnen  dessen  Ablehnung  zu 
empfehlen.  Auf  die  politische  Apostrophierung  gebe 
ich  natürlich  nichts.  Dieselbe  existiert  (ür  mich 
nicht.  Hingegen  muss  ich  den  materiellen  Antrag 
aufrecht  erhalten  und  Sie  ersuchen,  den  Antrag  der 
Minderheit 


I :  Ich  bin  dem  Herrn  Departementsvor- 
steher wenigstens  für  einen  Teil  seines  Votums  dank- 
bar, nämlich  dafür,  dass  er  gesagt  hat.  or  halte  es  für 
ein  grosses  Unrecht,  dass  die  kaufmännischen  Ver- 
eine die  Töchter  nicht  zu  den  Lehrlingsprüfungen 
zulassen.  Aber  er  führte  aus,  dass  er  damit  nicht 
einverstanden  sei,  dass  man  sie  zwinge,  die  Kurse 
für  die  Frauen  zu  öffnen.  Ich  glaube,  dieses  Ent- 
gegenkommen ist  sehr  wenig  wert,  so  gut  es  gemeint 
ist.  Man  kann  ohne  Prüfung  ein  sehr  guter  Kauf- 
mann sein.  Die  Prüfung  an  und  für  sich  hat  sehr 
wenig  zu  bedeuten.  Aber  wenn  man  eine  Prüfung 
will,  so  muss  man  vorher  etwas  lernen 
i  zu  können,  *ind  die  Kurse  da. 


Dasjenige  Mittel,  das  zur  Prüfung  führt,  will  man  also 

nicht  bewilligen,  die  Prüfung  selber  würde  man 
zugestehen.  Diese  Lopk  verstehe  ich  nicht.  Wer 
geht  zu  der  Prüfung?  Es  giebt  in  der  Hauptsache 
zwei  Kategorien  von  Frauen  in  der  kaufmännischen 
Braach«.  Die  eine  Kategorie  umfasst  diejenigen,  die 
sich  frühzeitig  cntschliessen,  sich  eine  kaufmännische 
Bildung  anzueignen,  und  welche  die  vom  Bund 
subventionierten  Schulen  besuchen.  Die  andere  Kate- 
gorie umfasst  diejenigen,  die  erst  in  spiitorn  Jahren 
aus  Gründen,  die  ich  hier  nicht  näher  erörtern  will, 
sich  cntschliessen.  die  kaufmännische  Carriere  zu  er- 
greifen. Diese  Kategorie  von  Frauen  hat  die  Kurse 
nötig,  um  sich  in  denselben  die  nötige  Bildung  anzu- 
eignen, und  wir  sollen  ihnen  die  Gelegenheit  zu 
dieser  Ausbildung  geben. 


Hoffmann:  Nachdem  die  Frage  der  Zulassung 
der  Frauen  zu  den  Kursen  der  kaufmännischen 
Vereine  in  allen  Höhen  und  Tiefen  und  mit  mäch- 
tigem Aufwand  von  Gelehrsamkeit  behandelt  wor- 
den ist,  gestalten  Sie  wohl  auch  einem  aktiven 
Lehrer  und  Schulinspektor  ein  ganz  kurzes  Wort 

lieber  die  Frage  der  Berechtigung  des  Bundes 
zu  der  Aufstellung  der  von  der  Minderheit  vorge- 
schlagenen Bedingung  glaube  ich  kein  Wort  ver- 
lieren zu  müssen.  Es  handelt  sich  hier  lediglich 
um  die  Zweckmässigkeit  dieser  Zulassung.  Aktive 
Schulmänner  werden  wohl  überall  darin  einig  gehen, 
dass,  wo  man  Frauen  zu  Kursen  zugelassen  hat,  es 
sich  bewährt  hat.  Die  Disziplin  ist  besser  gewor. 
den,- Aufmerskamkeit  und  Fleiss  haben  sich  gestei- 
gert, oin  edler  Wettkampf  zwischen  dem  mann- 
lichen und  weiblichen  Geschlecbte  ist  an  den  Tag 
getreten.  Wenn  man  mit  dem  kaufmännischen 
Verein  Zürich  gegen  die  Zulassung  der  Frauen 
exemplifiziert  hat,  so  möchte  ich  umgekehrt  be- 
tonen, dass  an  kleinern  Orten  die  Vereine  geradezu 
froh  sein  werden,  durch  die  Zulassung  der  Frauen 
die  nötige  Minimalzahl  der  Schüler  zu  erreichen. 
Man  ist  schon  jetzt  an  vielen  Orten  aus  diesem 
äussern  Grunde  dazu  gekommen,  die  Frauen  zu  den 
Kursen  zuzulassen.  Man  hat  z.  B.  in  Frauenfeld 
damit  sehr  gute  Erfahrungen  gemacht,  und  als  In- 
spektor dieser  Kurse  habe  ich  die  vollendete  Ueber- 
zeuguug,  dass  der  Bund  nicht  nur  das  Recht,  son- 
dern geradezu  die  Pflicht  habe,  die  Ausrichtung  der 
Subventionen  an  dio  Bedingung  der  Zulassung  der 
Frauen  zu  knüpfen.  Wenn  man  die  vielen  kleinen 
Kanäle  verfolgt,  durch  welche  der  Bund  sein  Geld 
ins  Land  hinausfliessen  lüsst,  so  wundert  man  sich 
über  die  sozusagen  beispiellos  grosse  Goulanz  und 
Freigebigkeit  des  Bundes  auf  diesem  Gebiet,  und 
da  schadet  es  nichts,  wenn  derselbe  an  diese  Frei- 
gebigkeit noch  eine  weitere  Bedingung  knüpft,  die 
sowohl  vom  socialen  als  logischen  Standpunkt  aus 
vollständig  gerechtfertigt  ist 

Ich  empfehle  Ihnen  deshalb  den  Antrag  der 
Kommissionsminderheit  und  bin  überzeugt,  dass 
derselbe  in  einer  grossen  Zahl  von  kaufmännischen 
Vereinen  mit  Freuden  begrüsst  werden  wird. 
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Bundesrat  Deucher:  Ich  muss  Herrn  Gsohwind 
bitten,  den  Art.  2  des  fluni Ipsbesehlusscs  betreifend 
Förderung  der  kommerziellen  riildung  zu  lesen  und 
dann  eine  Eingabe  zu  maclien.  Wir  werden  dieselbe 
prüfen  und  im  konkreten  Falle  urteilen.  Im  allge- 
kann  ich  nicht  ja  und  nicht  nein  sagen. 


Curti,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Ich  möchte  nicht  als  derjenige  erscheinen,  der 
den  kaufmännischen  Verein  Zürich  zerstören  will, 
da  ich  demselben  alle  meine  Sympathien  entgegen- 
bringe. Aber  ich  kann  nicht  begreifen,  dass  man 
sagt,  der  kaufmannische  Verein  Zürich  könne  sich 
nicht  so  einrichten,  um  auch  weibliche  Zöglinge  in 
seine  Kurse  aufzunehmen.  Wenn  er  das  thut,  wird 
er  auch  entsprechend  mehr  Schulgelder  und  ent- 
sprechend mehr  Beiträge  vonseiten  des  Staates  und 
des  Bundes  erhalten.  Er  wird  also  sein  Budgot  ganz 
richtig  ins  Gleichgewicht  bringen.  Ich  bin  nicht  der 
Ansicht,  dass  wir  dem  kaufmännischen  Verein  Zü- 
rich irgendwelchen  Schaden  zufügen,  sondern  glaube, 
dass  man  es  mit  den  gleichen  Bedenken  und  Be- 
fürchtungen zu  thun  habe,  welche  aufgetreten  sind, 
als  man  die  Frauen  zu  andern  Schulen  zuliess.  In 
St  Gallen  haben  wir  für  die  Handelsakademie  und 
Verkehrsschule  im  Grossen  Rat  beschlossen,  dass  die 
Frauen  den  gleichen  Zutritt  haben,  wie  die  Männer. 
In  Zürich  gestattet  man  den  Frauen  die  Zulassung 
zu  Lehrlingsprüfungen.  An  andern  Orten  lässt  man 
die  Frauen  schon  zu  Schulen  und  Kursen  zu.  Nun 
sehe  ich  wahrhaftig  nicht  ein,  warum  es  in  irgend 
einer  Gemeinde,  wo  ein  solcher  Verein  besteht, 
unter  Umstanden  drei  oder  vier  Mädchen  nicht  er- 
laubt sein  sollte,  den  Englisch-  oder  Italienisch-,  den 
Rechnung»-  oder  Buchhaltungskuts  auch  mitzu- 
machen. Die  ganze  Geschichte  erscheint  mir  als 
eine  beispiellose  Intoleranz,  die  zu  der  Liberalität, 
die  wir  den  Frauen  schon  auf  anderm  Gebiete  er- 
zeigt haben,  in  keinem  Verhältnis  steht. 

Herr  Präsident  Gellinger  übernimmt  wiederden 
Vorsitz. 

1 M.  le  President  Gellinger  reprend  la  presidence.) 


M.  Gobat:  M.  Curti  vous  a  rendu  attentif  dam 
son  rapport  au  fait  que  la  premiere  intercalation 
proposee  par  la  comratssion  doit  s'appliquer  non 
pas  seulement  a  I'art.  10  du  premier  projet  d'or- 
donnance  d'execution,  mais  aussi  ä  l'art.  14  du 
second  de  ces  projets. 

Pour  maintenir  l'egalite  entre  les  difTerentes 
categories  de  l'enseignement  professionnel,  il  y  aurait 
lieu  de  faire  une  adjonetion,  dont  j'ai 
4  lheure  le  texte  4  M.  le 


Quant  ä  la  question  des  droits  4  aecorder  a  la 
fomme  au  inoyen  des  difTercntes  ordunnances  dexe- 
cution,  M.  Amsler  a  posc  la  question  de  savoir,  si 
la  Conffidention  peut  de  cetto  manieie  contraindre 
les  societös  de  oommeieants  4  aecorder  aux  femmes 
des  droits  qu'elles  n'ont  pas-  Et  naturellement  il 
a  repondu  non.  Mais  la  question  DO  peut  pas 
ötre  posee  sous  cette  forme;  eile  doit  l'etre  comme 
l'a  indique  M.  Ja^er,  comme  eile  l'a  etö  deja 
au  sein  de  la  commission.  II  s'agit  simplement 
d'empecher  que  des  socieles  subventionnees  par  la 
Coofederation  creent  au  prejudice  des  femmes  ce 
qu'on  appelle  en  droit  des  Privileges  odieux,  c'est 
4  dire  les  privent  des  droits  attribues  par  la  Consti- 
tution föderale  aux  ciloyens  des  deux  sexes.  La 
Constitution  lödcrale  stipule  l'egalite  des  droits  devant 
la  loi  aussi  bien  pour  la  femrne  que  pour  l'homme. 
II  y  a  violation  de  ce  principe,  si  l'on  n'aecorde 
pas  aux  femmes  les  meines  droits  qu'4  l'homme, 
quand  il  s'agit  d'admissions  dans  des  etablissements 
publics  d'instruction.  Dans  tous  les  degres  de  l'ins- 
truetion  publique,  nous  admettons  la  femme :  & 
l'universitö,  au  gymnase,  4  l'ecole  de  commerce,  4 
l'ecole  primaire,  etc.  On  se  demande  de  quel  droit 
le  commerce  la  tiendrait  4  l'ecart,  lui  fermerait  ses 
cours  et  les  examens,  destines  4  la  constatation  des 
aptitudes  professionnelles.  C'est  ainsi  qu'il  faut 
poser  la  question.  Et  en  la  posant  ainsi,  il  devient 
faede  de  la  resoudre. 

Au  surplus,  et  pour  terminer,  je  vous  rends 
attentif  au  fait  qu'il  ne  s'agit  pas  ici  de  prendre 
une  resolution  formelle.  Nous  ne  demandons  pas 
que  le  conseil  national  prenne  un  arröte  dans  la 
matiöre.  Nous  formulons  simplement  un  desir  ;  le 
conseil  föderal  verra  ce  qu'il  faudra  faire  et  le  fera. 
Rien  n'empöche  le  consed  national  de  formuler  un 
tel  vobu. 


Abstimmung.  —  Votatio*. 

Die  sämtlichen  vorgeschlagenen  Amendements 
werden  ohne  Opposition  angenommen.  Der  Antrag 
der  HH.  Curti  und  Berchtold  wird  mit  69  gegen  10 
Stimmen  zum  Beschluss  erhoben.  Der  Beschlass  als 
solcher  wird  mit  77  Stimmen  angenommen.  Da- 
gegen erhebt  sich  niemand. 

(Tous  les  amendements  sont  adoptes  sans  Oppo- 
sition. La  proposition  de  MM.  Curti  et  Berchtold 
est  votee  par  69  voix  conlre  10,  le  projet  dans  son 
eosemble  par  77  voix.  Pas  d'avis  contraire.) 


An  den  Ständerat 
(Au 


roa  Jtnt  4  Oo.  t* 
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Ständerat.  —  Conseil  des  Stats. 

Sitznng  rom  22.  Marz  1900,  vonniUags  9  Uhr.  -  Seance  du  22  mars  190u,  a  9  heares  du 


ce  : 


)M. 


Robert. 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jmtr: 

Revipiioii  den  AAlioltoifgemetsaem. 
nevision  oe  la  ioi  lor  les  spiruueux. 

Fortsetzung.  —  Swte. 
(Siehe  Seite  36  Mevor.  -  Voir  page  85  cl-devant.) 


Art  7. 

Ton  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Axt.  7  des  Gesetzes  ist  wichtig  wegen  des  darin 
festgelegten  Minimums  und  Maximums  der  Abgabe- 
preise der  Alkoholverwaltung.  Das  gegenwartige  Oe- 
setz sieht  einen  Preis  von  wenigstens  120  und  höch- 
stens 150  Franken  per  hl  vor.  Die  Preise  der  Alko- 
holverwaltung richten  sich  je  nach  der  Qualität  und 
zwar  kommt  Weinsprit,  die  beste  Qualität,  auf  Fr.  175, 
Kahlbaumsprit  auf  Fr.  175,  Primasprit  auf  Fr.  170, 
Feinsprit  auf  Fr.  167  und  Kartoffelspiritus  und  Sprit 
gemischt  auf  Fr.  165  per  Meterzentner.  Die  Kom- 
mission glaubt  nun,  es  solle  an  diesen  Preisen  fest- 
gehalten werden,  sowohl  am  Minimal-,  als  am  Max  i- 
Der  Bundesrat  teilt  in  seiner  Botschaft 
esen  Standpunkt  Er  sagt,  von  verschie- 
denen Seiten  sei  schon  die  Anrogung  gemacht  wor- 
den, die  Verkaufspreise  des  Monopolsprits  successive 
oder  in  einem  Male  zu  erhöhen.  Gegen  diesen 
Vorschlag  sei  aber  in  der  Hauptsache  der  Einwand 
zu  erbeben,  dass  okie  Steigerung  der  bestehendeu 
Preise  einer  noch  stärkeren  Entwicklung  der  ver- 
fassungsgemass  monopotfrei  gelassenen  Produktion 
rufen  und  damit  wahrscheinlich  die  fiskalischen 
Interessen  der  Kantone,  ohne  Nutzen  für  die  hygiei- 
niacben  Ziele  der  Gesetzgebung,  beeinträchtigen 
wurde  Ware  die  Monopolstouer  hob«  als  sie  es 
ist,  so  würde  der  Bestand  monopul- 
sine  stete  und  grosse  Gefahr 
für  den  Fiskus  bilden.  Denn  der  eidgenössische  Ge- 
setzgeber kunnte  es  uacli  der  Verfassung  aiciit  ver- 
weint ein  Landwirt  beispielsweise  seine 


ganze  eigene  Obsterzeugimg 


sich  zur 


Deckung  des  Nahrungsbedurfnisses  etc.  mit  auslän- 
dischem Obst  versorgen  würde.  Die  Kommission 
schliesst  sich  voll  und  ganz  diesen  Erwägungen  an. 

Neu  ist,  dass  Bestellung  auf  andere  als  sofortige 
Lieferung  nicht  soll  gestattet  sein;  terminierte  Be- 
stellungen werden  also  nicht  angenommen.  Man 
will  damit  Spekulationen,  wie  sie  zeitweise  ver- 
sucht wordon  sind,  entgegentreten. 

Neu  ist  ferner  die  Bestimmung,  wonach  oino 
Verteilung  der  Bozugsmenge  auf  mehrere  Gebinde 
nur  zulässig  ist,  wenn  jedes  Gebinde  wenigstens 
150  Liter  fasst.  Sie  wissen,  dass  die  Alkoholverwal- 
hing  keinen  Alkohol  abgiebt  in  Quantitäten  von 
woniger  als  150  Litern.  Nun  ist  es  vorgekommen, 
dass  an  die  Alkoholverwaltung  5,  6  oder  10  kleine 
Fässchen  geschickt  worden  sind.  Fünfzehn-  und 
Zwanzip-Literbombonen,  und  man  hat  dann  der  Ver- 
waltung zugemutet,  diese  Gebinde  und  Flaschen  zu 
füllen.  Wiire  die  Verwaltung  darauf  eingetreten,  so 
hätte  man  ihr  schliesslich  noch  zugemutet,  auf  150 
einzelne  Literflascheu  abzufüllen  etc.  Auf  ein  der- 
artiges Ansinnen  kann  ja  natürlich  nicht  eingetre- 
ten werden.  Damit  aber  solchen  Versuchen  ein  für 
alle  mal  der  Biegel  gestossen  sei,  hat  man  oine 
Bestimmung  aufgenommen,  wonach  die  betreffen- 
den Gelasse  wenigstens  150  Liter  fassen 
Ich  beantrage  Annahme  des  Art.  7. 
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M.  Berthond:  L'avant-dernier  aline*  de  l'art.  7 
<Ht:  «La  Confederation  doit  veiller  .  ce  que  l'alcool 
polable  qu'elle  livre  &  la  consommation  soit  con- 
venablement  rectifle\»  Cet  adverbe  «convenable- 
ment»  est  trop  vague.  Je  propose  de  dire:  sufnsam- 
ment  rectifid,  ce  qui  est  plus  clair.  II  faudrait  dire : 
parfaitement  rectifie,  mais  ce  serait  trop  exiger,  le 
terme  suffisamment  est  plus  precis  et  repond  mieux 
N  texte  allemand  «geniijjend)'. 

Je  propose  de  remplacer  le  mot  convenablement 


Setramaeher:  Ich  erlaube  mir,  den  Antrag  zu 
stelleD,  es  sei  der  Maximalpreis  auf  175  Franken 
pro  Hektoliter  festzusetzen.  Am  Minimalpreis  von 
Fr.  120  möchte  ich  nicht  rütteln.  Es  scheint  mir 
nicht  bloss  vom  fiskalischen  Standpunkt,  der  aller- 
dings mit  in  erster  Linie  in  Betfacht  fällt,  wün- 
schenswert zu  sein,  den  Maximalpreis  etwas  zu  er- 
hohen. Wie  Sie  dem  Referat  des  Herrn  v.  Arx  ent- 
nommen haben,  beträgt  gegenwärtig  der  Verkaufs- 
preis des  Trinksprits  bereits  das  im  Gesetze  fest- 
gesetzte Maximum.  Nun  wird  von  ganz  zuverlässi- 
ger Seite  versichert,  dass  es  möglich  sei,  mit  dem 
Maximalpreis  noch  etwas,  um  ca.  Fr.  25,  in  die 
Höhe  zu  gehen.  Es  hat  dabei  nicht  die  Meinung, 
dass  nun  unter  allen  Umständen  dieser  Maximal- 
preis Geltung  haben  solle,  sondern  ich  möchte  nur 
die  Möglichkeit  gewahren,  den  Maximalpreis  auf 
Fr.  175  festzusetzen.  Es  wird  sich  dann  zeigen,  ob 
es  ohne  fiskalische  Schädigung  möglich  ist,  diesen 
Preis  von  Fr  175  aufrecht  zu  erhalton,  und  es  wird 
sich  namentlich  zeigen,  ob  ein  solcher  Preis  nicht 
die  monopolfreie  Brennerei  allzusehr  begünstigen 
würde.  Heute  kann  man  die  Frage,  glaube  ich. 
weder  bejahen  noch  verneinen,  und  so  möchte  ich 
wenigstens  im  Gesetze  die  Möglichkeit  gehen,  den 
Preis  auf  Fr.  175  per  hl  zu  erhöhen. 


T«*  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Herr 
Schumacher  proponiert,  das  Maximum  von  Fr.  150 
auf  Fr.  175  per  hl  zu  erhöhen.  Dieser  Vorschlag  be- 
deutet eine  Erhöhung  der  Monopolgebühr  um  ganze 
15%,  und  es  ist  derselbe,  in  Verbindung  gebracht 
namentlich  mit  Ihremgestripen  Beschlüsse,  wonach 
die  Inlandproduktion  auf  25,000  hl  reduziert  werden 
soll,  wohl  geeignet,  die  Erbitterung,  welche  in  land- 
wirtschaftlichen Kreisen  gewisser  Kantone  bereits 
platzgroifon  wird,  noch  um  ein  ganz  Bedeutendes 
zu  erhöhen.  In  der  That  ist  es  auch  eine  arge  Zu- 
mutung, nachdem  diese  Kantone  bereits  durch  das 
Monopol  in  die  Unmöglichkeit  vorsetzt  sind,  ihre 
Bodenprodukte  zu  brennen,  und  welche  über  keinen 
Wein-  und  keinen  Obstbau  verfügen,  von  ihnen  zu 
verlangen,  den  Alkohol,  den  sie  beziehen  müssen, 
um  weitere  15*  n  teurer  zu  bezahlen.  Und  ich  linde 
es  namentlich  vom  Standpunkt  des  lu/.ernischen 
Vertreters  in  diesem  Kate  nicht  ;jnnz  schon,  uns 
diese  Zumutung  zu  machen,  nachdem  Ich  Ihnen 
gestern  auseinandergesetzt  habe,  dass  specioll  der 
Kanton  Luzern  am  monopolfreien  Botrieh  ganz  di- 
rekt interessiert  ist  und  zwar  am  meisten  von  allen 


Kantonen,  indem  er  nicht  weniger  als  W61  mono- 
polfreie Betriebe  aufweist.  Währenddem  man  im 
Kanton  Bern  und  anderwärts  durch  diese  Beschlüsse, 
die  Sie  gestern  fassten  und  eventuell  heute  fassen 
werden,  direkt  geschädigt  wird,  profitieren  die 
Herren,  indem  die  Produkte  ihrer  monopolfreien 
Betriebe  selbstverständlich,  wenn  Sie  den  Monopol- 
preis noch  weiter  erhöhen,  ebenfalls  eine  Steige- 
rung erfahren  werden.  Es  ist  auch  ganz  interessant, 
dass,  wie  man  mir  gesagt  hat,  der  Antragstoller  im 
Nationalrat,  Herr  Ilochstrasser,  welcher  gänzliche 
Abschaffung  der  Inlandbrennerei  beantragte,  einer 
der  grosslen  monopolfreien  Brenner  im  Kanton  Lu- 
zern sein  soll.  Das  hat  mich  sehr  verwundert,  meine 
Herren,  und  ist  etwas  merkwürdig. 

Also,  wenn  Sie  nicht  wollen,  dass  eine  gewaltige 
Erbitterung  platzpreifc.  die  ohnedies  schon  vorhan- 
den ist,  so  erhöhen  Sie  den  Preis  des  Trinksprits 
nicht  noch  mehr,  als  es  dormalon  schon  der  Fall 
ist.  Uebrigens  sagt  es  Ihnen  der  Bundesrat  mit 
trockenen  Worten,  dass,  wenn  Sie  den  Preis  allzu 
sehr  erhöhen,  sich  die  Einnahmen  der  Monopol  Ver- 
waltung verringern  werden,  denn  dann  werden  noch 
mehr  solche  monopolfrcio  Betriebe  im  Lande  herum 
entstehen  und  die  direkten  Bezüge  bei  der  Mono- 
polverwaltung zurückgehen,  wodurch  die  Einnahmen 
aus  dem  Monopol  vermindert  und  die  Kantone  arg 
geschädigt  werden.  Also  im  finanziellen  Interesse 
der  Kantone  empfehle  ich  Ihnen,  auf  den  Antrag 
des  Horm  Schumacher  nicht  einzutreten. 


M.  Python:  Je  voterai  la  proposition  de  M. 
Schumacher  et  en  le  faisant,  je  ne  croirai  pas  agir 
contre  l'agriculture.  II  n'est  pas  question  de  relevor 
le  minimum,  s'il  s'agissait  de  cela,  je  ne  pourrais 
me  prononcer  dans  ce  moment,  je  ne  voudrais  pas 
en  prendre  la  responsahilitö  pour  les  raison»  indi- 
quees  par  M.  le  rapporteur  de  la  commission. 

Mais  M.  Schumacher  ne  va  pas  si  loin;  il  pro- 
pose simplement  d'elever  le  maximum.  de  le  porter 
de  150  ä  175francs.  Qui  tranchera  la  question  entre 
ces  deux  ebiffres,  c'est  le  conseil  federal  qui  agira 
suivant  les  circonstances,  nous  ne  faisons  dono 
qu'augmenter  la  corapetence  du  conseil  föderal,  en 
qui  j'ai  toutc  conflance  ainsi  que  dans  ledirectour 
de  la  regie  do  l'alcool  qui  s  esl  montre  si  hahile 
jusqu'ä  present.  On  nous  dit  que  cette  proposition 
est  enntrairo  aux  interets  do  l'agriculture,  je  crois 
au  contraire  quelle  leur  est  favorable,  car  suivant 
les  cas  rajiricultour  pourra  vendre  plus  eher  son 
alcool,  ou  peut-etre  aussi  pourra-t-on  en  acheter 
davantage. 

Je  ne  conteste  pas  l'allcgation  de  M.  v.  Arx  que 
!es  prix  ne  doivont  pas  etre  trop  eleves  a  cause 
des  distilleries  dependant  dos  cantons  qui  ne  doi  vent 
pas  faire  conourrence  aux  distilleries  föderales,  mais 
je  ne  vois  pas  la  connexite  qu'il  y  a  entre  la  deci- 
sion  que  nous  avons  priso  hier  et  Celle  d'aujour- 
d*hui.  En  ce  qui  conceme  la  decision  d'hior,  on  n*a 
pas  ete  tres  au  clair  sur  sa  portee,  du  raoins  pas 
moi;  on  m'a  dit  apres  le  vote  que  j'avais  conlondu 
les  quintaux  metriquos  avec  les  hectolitros.  On  me 
dira,  vous  auriez  du  le  savoir,  c'est  vrai,  mais  on 
ne  pout  pas  tout  savoir  ni  tout  etudier. 
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Je  erois  donc  que  la  proposition  de  M.  Schu- 
macher n'a  pas  du  tout  la  portee  que  lui  attribue 
le  rapporteur  de  la  commission.  Elle  augraente  la 
marge,  mais  eile  en  laisse  l'appreciation  au  conseil 
föderal,  c'est-ä-t'ire  ä  la  regie  des  alcools.  La  loi 
que  nous  faisons  doit  etrc  riurahle,  il  est  possihlo 
que  Ton  soit  amene  ä  prenilre  des  mesur^s  contre 
le«  distilleries  cantonales  et  s'il  en  est  ainsi.  il  ne 
sera  pas  necossaire  de  la  retouehor.  J'ai  heau  exa- 
roiner  eetto  proposition,  je  n'y  vois  aucun  inconve- 
nient,  eile  peut  n'<Mro  pas  utilo,  mais  nn  tous  cas 
eile  ne  peut  pas  nuire,  puisquo  tout  est  remis  ontre 
les  mains  du  oonseil  federal. 


Scho?n»eher:  Herr  Python  hat  Ihnen  bereits 
auseinandergesetzt,  dass  Herr  v.  Arx  in  meinen 
Antrag  etwas  hineingelegt  hat.  was  nicht  in  dem- 
selben steckt.  E6  ist  ja  natürlich  nicht  mein^  Mei- 
nung, dass  nun  der  Verkaufspreis  unter  allen  Um- 
standen auf  Fr.  175  festgestellt  werden  soll,  son- 
dern es  soll  der  Alkoholverwaltung  nur  die  Mög- 
lichkeit gewährt  werden ,  unter  Umständen  bis 
auf  diesen  Preis  hinaufzugehen.  Und  sodann  muss 
ich  erwidern,  dass  Herr  v.  Art  von  den  luzer- 
nischen monopolfreion  Betrioben  eine  durchaus 
falsche  Vorstellung  hat.  Es  ist  ja  richtig,  dass 
die  Zahl  der  Brennhäten  in  unserm  Kanton  eine 
ausserordentlich  grosse  ist  Es  hängt  dies  mit 
dem  landwirtschaftlichen  Betrieb  zusammen.  Wir 
haben  koine  mittleren  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe, mit  denen  nicht  eine  kleino  Brennerei 
verbunden  ist  Allein  diese  Brennereien  beschränken 
sich  auf  das  Brennen  von  Obsttrestern,  und  eine 
einzelne  Brennerei  produziert,  wenn  es  hoch  kommt, 
vielleicht  1  hl  Branntwein.  Das  hat  also  gar  keine 
Bedeutung,  und  ich  kann  auch  Herrn  v.  Arx  ver- 
sichern, dass  die  monopolfreien  Brennereien  durch- 
aus nicht  zunehmen  werden,  denn  »ias  Bohmaterial 
ist  beschränkt;  es  kann  nicht  mehr  gebrannt  wer- 
den, als  vorhanden  ist,  und  mehr  Obstbäume  wer- 
den deswegen  nicht  gepflanzt,  wenn  schon  der  Preis 
des  monopolfreien  Alkohols  erhöht  wird. 


M.  le  conseiller  federal  Comtess«:  J'avais  com- 
pris  qne  M.  Schumacher  avait  voulu  porter  le  mini- 
roum  ä  fr.  150,  il  paratt  que  ce  n'ost  pas  le  cas  et 
des  lors  sa  proposition  change  de  caractere.  Nean- 
moins  je  ne  vois  pas  l'interet  qu'il  peut  y  avoir  ä 
modifier  la  norme  admise  jusqu'ici  et  Ton  peut 
ainsi  alarmer  des  interets  qui  doivont  ctro  assures. 
On  repond,  il  est  vrai,  quo  le  conseil  fedöral  sera 
maltre,  sans  doute,  mais  s'il  y  a  une  marge,  il  est 
cortain  que  constamment  des  groupes  feront  la  do- 
mande  que  le  prix  maximum  soit  eleve  ä  fr.  175. 
II  vaut  mleux  maintenir  la  norme  actuelle  qui  a 
ete  sanetionnee  par  la  pratiqne,  car  sl  le  prix  maxi-  I 
mum  etait  eleve,  il  faudrait  peut-etre  modideregale- 
ment  le  droit  du  monnpole  de  fr.  80  par  qu Intal 
metrique.  II  n'y  a  aucun  .ivantage  ä  changer  la 
norme  admise  jusqu'ici ;  en  elovant  lo  maximum  on 
risquerait  de  menacer  certafns  interets  etdohoulo- 
d'une  instimtion  dans  laquelle  i| 
cerUine  llxitö.   io  prie  le  con- 


seil d'aeeepter  sans  les  modifier  lest 
de  fr.  120  ä  150  par  heotolilre. 


von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
möchte  nur  auf  das  Votum  des  Herrn  Kollegen  Schu- 
macher ganz  kurz,  replizieren.  Herr  Schumacher 
sagt,  dass  ich  von  den  Verhältnissen  des  Kantons 
Luzern  etwas  behauptete,  was  nicht  zutreffend  sei, 
indem  es  sich  im  Kanton  Luzem  nur  um  kleine 
Betriebe  handle,  die  nicht  in  Betracht  kommen. 
Allein  derartige  kleine  Betriebe  hatten  wir  eben 
auch  in  den  Kartoffelbau  treibenden  Kantonen;  es 
wurden  in  denselben  in  ganz  gleicher  Weise  Kar- 
toffeln gehrannt,  wie  man  im  Kanton  Luzern  Obst 
brennt,  und  alle  diese  kleinen  Betriebe  unserer 
Landwirte  tnussten  eingehen.  Ein  wesentlicher 
Unterschied  besteht  nur  darin,  dass  diejenigen  Kan- 
tone, welche  einen  bedeutenden  Obstbau  haben, 
eben  weiterbrennen  können,  die  andern  dagegen 
nicht,  und  zwar  mit  einem  wesentlich  erhöhten 
Gewinn,  und  je  grösser  dieser  Gewinn  wird,  desto 
mehr  wird  auch  gebrannt  werden.  Es  ist  nicht 
richtig,  wenn  Herr  Schumacher  sagt,  man  könne 
nicht  mehr  Obst  brennen,  als  Uberhaupt  wachse. 
Doch,  es  kann  ja  Obst  eingeführt  werden,  oder  es 
kann  wenigstens  zu  Nahrungs-  und  Fütterungs- 
zwecken  Obst  eingeführt  werden,  während  dasjenige 
Obst,  das  hier  wächst,  gebrannt  wird.  Insofern  tritt 
also  eine  Schädigung  des  Monopols  ein.  Nun  sagt 
man,  man  proponiere  ja  keine  Aenderung  der  bis- 
herigen Ansiitze.  der  Vorschlag  erstrecke  sich  nur 
auf  das  Maximum,  und  es  falle  dermalen  niemand 
ein,  den  Preis  erhöhen  zu  wollen.  Wenn  dies  nicht 
beabsichtigt  ist,  so  frage  ich  mich:  Warum  stellt 
man  denn  dieson  Antrag,  warum  dann  neues  Miss- 
trauen in  die  bereits  geschädigte  Bevölkerung 
streuen"'  Ich  glaube,  Sic  sollten  namentlich  ange- 
sichts des  gestrigen  Beschlusses  dies  nicht  thun 
und  den  Antrag  des  Herrn  Schumacher  abweisen, 
also  bei  den  bisherigen  Verkaufspreisen  bleiben. 


M.  Python:  II  me  semble  qu'il  y  a  m 
tendu.  On  parle  de  la  mefiance  qui  pourralt  resul- 
ter  de  l'adoption  de  la  proposition  de  M.  Schumacher; 
mais  oii  se  produirait-elle,  cetto  rrn-llancc'?  Dans 
les  oerclns  agricoles  interesses.'  Bicn  au  contraire, 
puisque  les  agriculteurs  sont  interesses  ä  ce  que  le 
maximum  soit  fixe  ä  fr.  150  ou  fr.  175.  Cette  pro- 
position ne  peut  provoquer  aueune  mefiance  si  ce  n'est 
de  la  pari  de  ceux  qui  consomment  l'alcool,  puis- 
qu'il  s'agit  seulement  de  celui  qui  est  destine  a  la 
boisson.  Nobs  savons  comment  on  multiplie  l'alcool, 
on  pourrait  en  haussor  Ic  prix  sans  qu'ancun  in- 
teret  soit  lese.  On  fait  de  trop  gros  benefioes  sveo 
les  combinaisons,  les  manipulations  d'alcool. 

Maiutenant  en  ce  qui  conceme  la  petite  indus- 
trie  dont  on  a  parle,  je  me  demande  si  ce  point  a 
fimportance  que  l'on  dit?  II  faut  etudier  la  ques- 
tion.  mais  je  crois  que  le  maximum  propose  par 
M.  Schumacher  ne  peut  eveiller  aueune  inquietude 
dans  los  c^rcles  inU-resst'-s  et  je  ne  vois  pas  pour- 
quoi  le  rapporteur  de  la  commission  persiste  ä  eu- 
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Wir  uns  oonnexlte  entre  le  vole  d'hler  intervenu 
oontre  son  gre  et  oelui-ci;  nous  qui  sommes  habi- 
tues  a  voir  souvent  las  votos  tourner  contre  nous, 
nous  ne  conservons  pas  d'humeur  de  ce  que  le  con- 
seil  ne  pense  pas  comme  nous. 

La  loi  a  14  ans  d'existence,  dans  14  autres 
annees  il  peut  se  produlre  dos  changements  dans 
leg  oonditions  de  son  applieation,  et  si  le  maximum 
est  eleve  on  pourrait  s'en  tenir  lä.  Encore  uue  fois, 
je  ne  voia  aucun  inconvenient  &  i'adoption  de  cetto 
proposition  qui  au  oontraire  peut  avoir  certains 


M.  Berthoud:  La  proposition  de  M.  Schumacher 
ne  vise  l'elevation  que  du  maximum  et  non  du  mi- 
nimnm  du  prix  de  l'alcool,  eile  est  douc  relative- 
ment  innocente.  Cependant  il  est  certain  qu'elle  tend 
ä  l'augmentation  de  ce  prix,  car  il  est  clair  que 
c'eet  avec  l'idee  que  le  maximum  seraapplique  que 
M.  Schumacher  lait  sa  proposition.  Nous  risquons 
donc  de  nous  trouver  ea  presence  du  dangor  Si- 
gnale lors  de  la  discussion  qui  a  eu  lieu  au  conseil 
national,  la  contrebande.  Jusqu'ioi  on  n'a  jamais 
introduit  en  Suiase  des  quantiteE  importantes  d'al- 
cool,  mais  en  augmentant  son  prix,  le  danger  devient 
plus  grand  et  avec  la  contrebande  nous  verrons  en- 
trer  en  Suis60  des  marchandises  de  qualite  inle- 
ricure,  car  il  est  clair  qne  ce  ne  sera  pas  la  meil- 
leure  qualite  qu'on  introduira  ainsi. 

Je  crois  donc  que  les  apprehcnsions  quo  peut 
inspirer  la  contrebande  sont  fondees  ot  que  c'ost 
l'une  des  oonsiderationa  qui  ont  guide  le  conseil 
national  dans  son  vote. 

J'ajoute  cet  argument  ä  ceux  qui  ont  deja  6te 
invoques  et  appuie  la  mani^re  de  voir  de  la  majo- 
rite  de  la  commission. 


M01I»r:  Als  Rewohnor  eines  Kantons,  der  ch<*n- 
falls  monopolfreie  Betriebe  autweist,  kann  ich  den 
Bemerkungen  des  Herrn  v.  \rx  nicht  beipflichten. 
Er  behauptet,  dass  die  monopolfreie  Brenneroi  vom 
Monopol  profitiert  habe,  indem  die  Preiso  der  mo- 
nnpolfrelen  Produkte  in  die  Höhe  gegangen  seien. 
Das  ist  vollständig  unrichtig.  Vor  dem  Monopol  ver- 
kaufte man  speziell  bei  uns  Trestcrbranntwein, 
Tnnkbranntwein,  also  nicht  hundertgrädigen,  zu 
einem  Preise  von  im  Minimum  Kr.  1.  80  bis  Fr.  2 
per  I  Her;  Trusenbranutwein,  Hefenbranntwein  ver- 
kaufte man  zu  einem  Preis  bis  Fr.  '2.  50  per  Liter. 
Und  jetzt  müssen  die  betreffenden  Inhaber  der  mo 
uopulireien  Brennereien  froh  sein,  wenn  sie  den 
Litpr  gewöhnlichen  Tresterbranntwein  zu  Fr.  1  oder 
höchstens  Fr.  I.  25  verkaufen  können.  Den  Hefen- 
brauutwein  will  sozusagen  kein  Mensch,  der  gilt 
last  noch  weniger  Dios  nur  gegenühor  der  Behaup- 
tung des  Herrn  Berichterstatters,  dass  die  monopol- 
freie Brennerei  von  einer  Erhöhung  des  Maximal- 
preises auf  Fr.  175  so  gewaltig  profitiere  und  dass 
durch  dieselbe  die  Obst-  und  Weinbau  treibenden 
Kantone  begünstigt  werden.  Diese  Behauptung  ist, 
wenigstens  was  meinen  Kanton  aubeUifiil,  vollständig 
unrichtig. 


Abstimmung.  —  VotoUon. 

Der  Antrag  des  Horm  Berthoud  (Ersetzung  des 
Wortes  €convenablement»  durch  csufflsamment»  im 
franz.  Text)  ist  nicht  bestritten  und  wird  vom  Vor- 
sitzenden als  angenommen  erklärt.  Der  Antrag  des 
Herrn  .Schumacher  wird  mit  21  gegen  8  Stimmen 
abgelehnt. 

(La  proposition  de  M.  Berthoud  de  remplacer  le 
mot  «convenabloment»  par  «sufflsammeut»  n'etant 

pas  combattue,  est  dcclaree  adoptee  par  M.  le  Presi- 
dent. La  proposition  de  M.  Schumacher  est  repoussee 
par  21  voix  contre  8.) 


Art.  8. 

von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Art.  8  des  Gesetzes  deckt  sich  mit  Art.  6  des  alten 
Gesetzes;  nur  wird  der  Gobrauch,  zu  welchem  de- 
naturierter Sprit  abgegebon  werden  soll,  näher  und 
umständlicher  umschrieben.  Neu  ist  in  erster  Linie, 
dass  der  Verkaufspreis  «jeweilen  für  ein  Jahrfünft 
auf  Grund  der  aus  den  vorangegangenen  fünf  Jahres- 
abschlüssen sich  ergebenden»  Einstandskosteo  fest- 
gesetzt worden  soll.  Der  Nationalrat  hat  diese  Neue- 
rung aus  wesentlich  praktischen  Gründen  ebenfalls 
angenommen.  Erstens  wollte  man  dem  alljährlich 
wiederkehrenden  Markte  um  diesen  Abgabepreis 
des  denaturierten  Alkohols  vorbeugen  und  zweitens 
dorn  Spekulantcntum  entgegentreten.  Es  ist  ja  selbst- 
verständlich, dass,  da  wir  die  Preise  jeweilen  bei 
Aufstellung  des  Budgets  normierten,  dann  die  Gros- 
sisten und  Spekulanten  die  Ware  noch  im  alten 
Jahr  kauften,  wenn  im  neuen  Jahr  eine  Preis- 
erhöhung in  Aussicht  stund,  und  dass  im  umge- 
kehrten Falle  alle  Einkaufe  sistiert  wurden.  Aller- 
dings war  der  Gewinn  aus  derartigen  Spekulationen 
ja  nie  ein  ausserordentlich  grosser  und  zwar  des- 
halb nicht,  weil  ja  der  Auf-  oder  Abschlag  allge- 
mein bekannt  war  und  jedermann  bei  einer  der- 
artigen Spekulation  sich  beteiligen  konnte. 

Es  ist  nun  wahrscheinlich,  dass  bezüglich  des 
Abgabepreises  von  denaturiertem  Alkohol  auch  in 
diesem  Bäte  oine  lange  Diskussion  sich  entwickeln 
wird,  und  ich  bin  deshalb  genötigt,  mich  mit  dieser 
Angelegenheit  etwas  einlasslicher  zu  belassen. 

Der  Art.  :>21»is  der  Bundesverfassung  hat  folgen- 
den Wortlaut:  «Der  Bund  ist  befugt,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  Vorschriften  über  die  Fabrikation  und 
den  Verkauf  gebrannter  Wasser  zu  erlassen.  Bei 
dieser  Gesetzgebung  sollen  diejenigen  Erzeugnisse, 
welche  entweder  ausgeführt  werden  oder  eine  den 
Genuss  ausschliossonde  Zubereitung  erfahren  haben, 
keiner  Besteuerung  unterworfen  werden.» 

Nachdem  also  der  denaturierte  Alkohol,  der  Al- 
kohol zu  Haushaltung«-  und  industriellen  Zwecken 
vom  Monopol  ausgeschlossen  ist,  sollte  man  glauben, 
die  Frage,  zu  welchem  Preise  diese  Ware  abgegeben 
werden  solle,  sei  eine  ganz  einfache  und  sollte 
sich  wenigstens  annähernd  innert  der  Grenzen  be- 
wegen, zu  welchen  derselbe  ohne  das  Monopol  in 
den  Handel  käme.  Wer  aber  das  glaubt,  täuscht 
sich.  Man  hat  im  Gegenteil  seit  Einführung  des 
Uonopuis  immer  verbucht,  den  Abgabepreis  des 
denaturierten  Alkohols  im  Interesse  der  Kantone 
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«n  verteuern.  So  hat  man  z.  B.  den  Vorschlag  ge- 
macht, in  die  Berccimun^  des  Selbstkostenpreises 
den  Preis  des  im  Inland  fabrizierten  Alkohols  ein- 
zubeziehen,  obschon  ja  vor  dem  Monopol  kein  Liter 
Alkohol  zu  technischen  Haushaltungszwecken  in  der 
Schweiz  gekauft  wurde,  sondern  die  inländischen 
Brenner  würden  sich  beschränken  auf  die  Fabrika- 
tion von  Sprit  zu  Trinkzwecken  und  auf  Roh-Spi- 
rltns.  Mit  Recht  hat  daher  die  Bundesversammlung 
ein  derartiges  Ansinnen  je  und  je  zurück  gewiesen. 
Man  hat  dann  in  der  Folge  vorsucht,  sich  auf  andere 
Weise  zu  entschädigen,  indem  man  den  Selbstkosten- 
preis der  Auslandware  möglichst  herautschraubte. 
Zu  dem  Zwecke  sollten  die  Amortisationen  des  Al- 
koholanleihens herhalten.  Mit  dem  Alkoholanleihen 
wurden  seinerzeit  in  der  Hauptsache  die  alten, 
d.  h.  die  durch  das  Alkoholmonopol  ausser  Betrieb 
gesetzten  Brennereien  entschädigt.  Selbstverständ- 
lich hätten  eigentlich  die  Kosten  aus  dem  Reiner- 
trag, der  sich  aus  dem  Monopol  ergab,  bestritten 
werden  müssen;  denn  nur  wegen  des  Monopols  hat 
man  diese  Brennereien  expropriiert  Dennoch  hat 
man  sich  auch  eine  teilweise  Belastung  dieser  Ex- 
propriationsquote  gefallen  lassen.  In  den  letzten 
Jahren  ist  nun  dieses  Alkoholanleihen  zurückbezahlt 
worden,  und  nun  versuchte  man  sicli  auf  andere 
Waise  zu  entschädigen.  Im  Nationalrate  ist  von 
Herrn  Bühler  in  Bezug  auf  den  Abgabepreis  von 
denaturiertem  Alkohol  folgender  Antrag  gestellt  und 
von  mehreren  Herren  unterstützt  worden: 

«Zur  Verwendung  für  technische  und  Haushai. 
tnngszwecke  werden  die  hiezu  geeigneten  gebrann- 
ten Wasser  in  Mengen  von  mindestens  150  Litern 
gegen  Barzahlung  denaturiert  abgegeben.  Der  Ab- 
gabepreis wird  joweilen  für  ein  Jahrfünft  nach 
Massgabe  der  Einstandskosten  (loco  Magazin)  in  den 
vorangegangenen  fünf  Jahren  festgesetzt.  Dabei  wird 
der  Preis  der  inländischen  Ware  in  dem  Verhältnis 
berücksichtigt,  in  welchem  die  Inlandproduklion 
zum  Landesbedarfe  gestanden  hat  Zuschläge  für 
^Jgemeine  und  Verwaltungsspesen,  Verkehrstrach- 
ten,  Zinsen  und  Amortisation  dürfen  nicht  gemacht 
werden.  Der  Bundesrat  wird  die  Bedingungen  und 
das  Verfahren  feststellen,  denen  die  Denaturierung 
unterworfen  ist» 

Mit  diesem  Antrag  kommt  man  nun  auf  die  alte 
Forderung  zurück,  dio  ich  bereits  erwähnt  habe, 
wonach  für  die  Preislage  von  denaturiertem  Sprit 
die  durchschnittlichen  Einstandskosten  dorAusland- 
ware  und  der  Inlandware  massgebend  sein  sollen. 
Herr  Bühler  rechtfertigte  seinen  Antrag  namentlich 
auch  vom  kaufmännischen  Standpunkte  aus,  indem 
er  sagte,  ein  Kaufmann,  der  '/«  einer  Ware  zu  80  Fr. 
beziehe  und  '/<  zu  40  Fr.  kaufe.twerde  die  Ware  nicht 
zu  40  Fr.  wieder  verkaufen,  sondern  werde  rechnen 
and  sich  sagen:  die  Ware  kommt  mich  durchschnitt- 
lich auf  Fr.  50.  Die  äusserste  Konsequenz  dieses  Rai - 
sonnements  hat  aber  der  Antragsteller  selbst  nicht 
zu  ziehen  gewagt;  sonst  hätte  er  zu  dem  so  erhalte- 
nen Durchschnittspreis  noch  einen  Anteil  an  den 
Verwaltungskosten  zuzählen  müssen.  Im  übrigen 
mache  ich  aber  doch  aufmerksam,  dass  der  Hinweis 
auf  den  kaufmännischen  Standpunkt  in  diesem  Falle 
gewiss  nicht  stichhaltig  ist.  Der  Zweck  des  Monopols 
war,  dem  immer  mehr  überhand  nehmenden  Alkohol, 
genuss  auf  den  Leib ;  zu  rücken,  nicht  aber  den 
Sprit  für  HaushaltunnsV'und  technische  Zwecke  zu 
verteuern,  und  um  dies  zu  erreichen,  wurde  der  Preis 


des  Trinksprit  um  das  Dreifache  seines  Wertes  erhöht 
Wenn  Sio  den  Zoll  berechnen,  so  ist  die  Erhöhung 
des  Preises  das  Sechsfache  des  wirklichen  Einkaufs- 
preises. Allerdings  mussten,  damit  eine  derartige 
Belastung  je  Gesetzeskraft  erhalte,  gewisse  Zu- 
geständnisse gemacht  werden,  und  eines  dieser 
Zugeständnisse  ist  eben  das,  dass  ',«  des  Landes- 
konsums  von  der  Inlandbronnerei  beschafft  werden 
solle.  Unrichtig  aber  ist  es,  wenn  nun  die  Kosten 
dieser  Konzession,  zum  Teil  wenigstens,  von  dem 
Sprite,  welcher  in  der  Industrie  und  im  Haushalte 
zum  liebrauch  kommt,  zu  erheben  getrachtet  wer- 
den. Herr  Bühler  sagt  man  habe  das  Recht  hiezu, 
nachdem  man  beschlossen  habe,  dass  V«  des  Ge- 
samtkonsums der  Inlandbrennerei  vorzubehalten  seL 
Nun  habe  ich  aber  gestern  schon  auseinanderge- 
setzt dass  man  diesen  Viertel  ja  gar  nicht  zuge- 
standen hat;  denn  '/•  des  Landeskonsums  wäre  der- 
malen 35,000  hl,  während  die  Kommission  nur 
30,000  hl  vorgeschlagen  hat,  und  Sio  haben  be- 
schlossen, dass  die  Inlandproduktion  im  Maximum 
nur  noch  25,000  hl  betragen  solle.  Dio  Annahme 
des  Vorschlages  des  Herrn  Bühler  würde  oine  ganz 
bedeutende  Steigerung  des  Abgabepreises  für  de- 
naturierten Sprit  zur  Folge  haben  und  allerdings 
würde  daraus  eine  Vermehrung  der  Einnahmen  der 
Alkohol-Verwaltung  von  rund  Fr.  300,000  resultieren. 
Für  das  Jahr  l'JOO  würden  sich  nach  Antrag  Bühler 
die  Preise  stellen:  Einkauf  des  Sprits  loco  Depot 
Fr.  36.  20 ;  hiezu  kämen  die  Verkehrsfrachten 
mit  Fr.  2.  40,  Denaturierungskosten  mit  Fr.  3.  20 
und  dann  der  Zuschlag  für  Inlandware  mit  Fr.  14.90, 
wovon  allerdings  die  Verwaltungskosten,  die 
jetzt  zugeschlagen  werden,  mit  Fr.  4.  10  in  Abzug 
kommen;  wir  erhalten  so  einen  Selbstkostenpreis  von 
Fr.  52  00,  während  wir  dermalen  den  Sprit  pro 
1900  relativ  denaturiert  zu  Fr.  43  und  absolut  de- 
naturiert zu  Fr.  46  abgeben.  Die  Erhöhung  würde 
also  Fr.  6  bis  9  betragen.  Das  bedeutet  nun  gegenüber 
den  Selbstkosten  franco  Lagerhaus  von  ungefähr 
Fr.  36,  ohne  die  Verwaltungskosten,  eine  ganz  be- 
deutende Belastung  der  denaturierten  Sprite 

Im  nächsten  Lemma  dieses  Artikels  wird  dann 
noch  eine  Angelegenheit  geregelt,  welche  bei  den 
Behörden  schon  lange  anhängig  ist  nämlich  die 
Abgabe  von  Alkohol  zu  wissenschaftlichen  und  tu 
Heilzwecken.  Der  Apothekerverein  postulierte  schon 
seit  Jahren  um  Abgabe  von  reinem  Alkohol,  nicht 
denaturiertem,  zur  Zubereitung  von  Medikamenten 
u.  s.  w.  zum  Selbstkostenpreise  der  Verwaltung. 
Bis  anhin  haben  sich  die  Behörden  gegenüber  diesem 
Begehren  absolut  ablehnend  verhalten,  in  erster 
Linie  deshalb,  weil  man  im  Auslände  zunächst  mit 
der  Abgabe  von  reinem  Sprit  an  die  Apotheken 
schlechte  Erfahrungen  gemacht  hat,  und  ferner, 
weil  man  die  Ueberzeugung  hatte,  dass  mit  der  Ab- 
gabe von  reinem  Alkohol  zum  Selbstkostenpreise 
sich  Missbräuche  einschleichen  könnten.  Wir  haben 
in  der  Schweiz  etwa  600  Apotheken;  diese  be- 
schränken sich  nicht  darauf,  Medikamente,  Heil- 
mittel an  die  Kunden  abzugeben,  sondern  die  mei- 
sten treiben  auch  Handel  mit  Spirituosen,  Liqueurs 
etc.  Sie  können  in  den  Apotheken  Liqueure  und 
Cognac  beziehen,  und  man  hat  bis  jetzt  immer  ge- 
funden, dass  es  nicht  richtig  wäre,  wenn  man  der- 
artigen eigentlichen  Kauflcuten  In  diesem  Sinne  ein 
Vorzugsrecht  nach  dieser  Richtung  einräumen  würde, 
im  übrigen  musKauch  erwähnt  werden,  dass  stob 
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die  Kartons-Delegierten,  welche  sich  alljährlich  be- 
sammeln, um  «Ho  Alkoholfragen  gegenseilic  zu  be- 
sprechen, mit  alier  Entschiedenheit  gegen  die  Ab- 
gabe von  reinem  Sprit  zum  Selbstkostenpreise  aus- 
gesprochen haben.  Nuu  ist  aber  von  den  Apothekern 
selbst  ein  Antrag  gestellt  worden;  sie  kommen  von 
ihrer  ursprünglichen  Forderung  ab  und  propouieren 
eine  Losung,  welcher  im  vorliegenden  Gesetze 
nun  Rechnung  getragen  ist  und  woboi  jede  Schädi- 
gung der  Interessen  der  Alkoholverwaltung  ausge- 
schlossen ist 

Es  könnte  nuu  bei  diesem  Anlasse  auch 
die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  nicht  die 
Einführung  von  relativ  denaturiertem  Sprit  di- 
rekt durch  die  bezüglichen  Industriellen  verboten 
werden  solle.  Bis  jetzt  war  im  Gesetze  darüber 
nichts  gesagt,  d.  h.  eigeullich,  von  Gesetzes  wegen, 
würe  nur  der  Bun<)  berechtigt,  gebrannte  Wasser, 
seien  sie  nun  relativ  denaturiert  oder  nicht,  abzu- 
geben. Nun  hat  mun  aber  im  Interesso  gewisser 
Industrien  gestattet,  <lass  die  betreffenden  Indu- 
striellen Sprit  aus  dem  Auslande  direkt  einführen. 
Die  Denaturierung  findet  dann  durch  die  Zollbehörde 
nach  einem  speciellen  Rezepte  statt  Denn  es  ist 
selbstverständlich,  dass  gewisse  Industrien  Alkohol 
denaturiert  nur  verwenden  können,  wenn  er  nicht 
so  verunreinigt  wird,  dass  er  zur  Vorwendung  in 
der  betreffenden  Industrie  einfach  untauglich  ist 
Es  tritt  in  diesem  Fall  ein  ganz  specielles  Verfahren 
ein,  und  dies  nennt  man  die  relative  Denaturierung. 
Nun  kann,  wie  gesagt,  dio  Frage  entstehen,  ob  man 
dies  verbieten  solle.  Wir  glauben  nein.  Wir  glau- 
ben, man  solle  es  weder  gestatten,  noch  verbieten, 
sondern  sich  freie  Hand  behalten.  Wenn  sich  mit 
der  Zeit  Missbräuche  einschleichen  sollten,  so  kann 
einfach  der  Dundesrat  von  sich  aus  die  .Massregeln 
ergreifen,  welche  er  für  notwendig  erachtet,  um 
diesen  Missbrauchen  zu  steuern ;  er  kann  sogar  mit 
der  Aufhebung  der  direkten  Einfuhr  von  denaturier- 
tem Sprit  drohen  und  die  Drohung  auch  ausfüliren. 
Umgekehrt:  bewährt  sich  diese  Einrichtung,  so  ist 
nicht  einzusehen,  warum  wir  dieselbe  nicht  beibe- 
halten und  diesen  Industrien  ermöglichen  sollten, 
möglichst  billig  und  in  geeigneter  Qualität  ihren 
Sprit  zu  beziehen. 

Ich  beantrage  Ihnen  also  Annahme  dieses 
Art  8;  nur  sollte  im  deutschen  Text  im  ersten 
Satze  den  Worten  in  Klammer  «  mit  Aus- 
schluss der  flüssigen  Parfümorien»  noch  beigefügt 
werden  «und  der  flüssigen  kosmetischen  Mittel*. 
Dann  hat  sich  im  französischen  Texte  ein  Fohler 
eingeschlichen,  indem  die  Worte:  «in  der  Regel 
den  wohlfeilsten  Sorten  zu  entnehmenden»  unerklär- 
licherweise in  der  Uebersetzung  weggefallen  sind. 
Es  muss  deshalb  an  geeigneter  Stelle  eingeschaltot 
werden :  «qui  dans  la  regle  sera  pris  dans  les  qua- 
lites  I  meilleur  marche». 


Seherrer :  Ich  bin  mit  den  Ausführungen  des  Herrn 
Referenten  speciell  über  die  Frage  des  denaturier- 
ten Sprits  im  allgemeinen  einvsrstandcn ;  es  scheint 
mir  aber,  dass  die  Fassung  des  Art  8  mit  diosen 
Ausführungen  und  mit  den  Tendenzen,  welche  dem 
Herrn  Referenten  und  der  Kommission  zu  Grunde 
lagen,  nicht  ganz  im  Einklang  steht  Es  heisst  hier 
in  Art.  8,  dass  der  zu  denaturierende  Sprit  «in  der  • 
Regel  den  wohlfeilsten  Sorten*  zu  entnehmen  sei. 


Aus  diesen  Worten  «in  der  Regel»,  ist  zu  schliessen, 
dass  da  auch  Ausnahmen  gemacht  werden  können, 
dass  die  Bundesversammlung  bei  Feststellung  des 
Alkoholbudgets   unter  Umständen  ausnahmsweise 
auch  berechtigt  wäre,  statt  nur  die  wohlfeilsten 
Sorten  in  Berücksichtigung  zu  ziehen,  auch  die 
teuren  Sorten  in  Anspruch  zu  nehmen  und  vielleicht 
sogar  Sprit,  der  im  Inland  erzeugt  worden  ist, 
für  die  Berechnung  in  Berücksichtigung  zu  ziehen. 
Das  scheint  mir  aber  eigentlich  nicht  die  Tendenz 
des  Herrn  Referenten  und  der  Kommission  zu  sein, 
und  ich  glaube  deshalb,  es  dürften  diese  Worte 
«in  der  Regel»  füglich  gestrichen  und  damit  ein  für 
alle  Mal  festgesetzt  werden,  dass  nur  die  billigsten 
Sorten     des    Sprites    für     denaturierte  Ware 
verwendet  werden  sollen.    Wie  der  Herr  Referent 
ganz  richtig  ausgeführt  hat,  wird  dieser  denatu- 
rierte Sprit  in  der  Hauptsache  zu  zwei  Zwecken 
verwendet,  einerseits  zu  Haushaltungszwecken  und 
anderseits  zu  industriellen  Zwecken,  ich  bin  ferner  mit 
dem  Herrn  Referenten  durchaus  damit  einverstanden, 
dass  vernünftigerweise  nie  die  Meinung  bestanden 
haben  kann,  den  Alkoholverbrauch  zu  diesem  Zwecke 
irgendwie  zu  verteuern  oder  zu  erschweren,  und 
wenn  je  eine  solche  Tendenz  in  der  Bundesver- 
sammlung gewaltet  haben  sollte,  so  wäre  sie  offen- 
bar eine  objektiv  ganz  ungerechtfertigte  gewesen 
und  es  wäre  Zeit  und  angezeigt,  dieselbe  endlich 
aufzugeben.  Soweit  es  sich  um  den  Verbrauch  von 
denaturiertem  Alkohol  zu  Haushaltungszwecken  han- 
delt, so  glaube  ich,  hierüber  weitere  Bemerkungen 
lüglich  unterlassen  zu  können;  es  ist  ja  bereits  vom 
Herrn  Referenten  wiederholt  darauf  hingewiesen  wor- 
den, dass  unsere  ganze  Zoll-  und  Handelspolitik  da- 
hin geht,  die  für  den  täglichen  Bedarf  nötigen  Ge- 
brauchsartikel mit  möglichst  geringen  Zöllen  zu  be- 
lasten, und  nun  wäre  es  meines  Erachtens  durch- 
aus inkonsequent,   wenn  man  beim  denaturierten 
Sprit,  der  vielerorts  ein  sehr  gebräuchlicher  und 
notwendiger  Bedarfsartikel  für  die  Haushaltung  ge- 
worden ist,  von  diesem  Prinzip  in  der  Weise  ab- 
weichen würde,  dass  man  vielleicht  zwar  nicht 
einen    sehr    hohen   Zoll   darauf  erheben,  aber 
sonst  aus  fiskalischen  Gründen  denselben  wesent- 
lich verteuern  würde;  das  wäre  entschieden  eine 
Inkonsequenz  und  absolut  nicht  gerechtfertigt,  um 
so  mehr,  als  es  sich  in  der  Regel  um  Familien 
handelt,  welche  eher  zu  den  bedürftigen  zu  zählen 
sind.  Allein  ganz  ähnlich  verhält  es  sich  in  Bezug 
auf  den  denaturierten  Sprit,  der  für  industrielle 
Zwecke  verwendet  worden  muss.    Es  ist  gestern 
vom  Herrn  Referenten  auseinandergesetzt  worden, 
in  welch  enormer  Weise  der  Verbrauch  specieli 
auf  den  industriellen  Gebieten  in  den  letzten  Jahren 
zugenommen  habe;  es  ist  hingewiesen  worden  dar- 
auf, dass  der  Verbrauch  von  denaturiertem  Sprit 
vou  26,000  q  im  Jahre  1800  auf  49,000  q  im  Jahre 
1897  gestiegen  ist,  der  Konsum  also  beinahe  sich 
verdoppelt  habe,  und  ich  glaube,  diese  enorme  Zu- 
nahme im  Konsum  von  denaturiertem  Sprit  haupt- 
sächlich auf  den  Gebieten  der  Industrie  suchen  zu 
müssen.    Nun  erscheint  es  doch  gewiss  ausseror- 
dentlich wichtig,  ob  diese  Einstandspreise  für  de- 
naturierten Sprit  auf  Grund  der  billigsten  Einkaufs- 
preise oder  auf  Grund  der  teuersten  Einkaufspreise 
oder  aber  auf  Grand  des  Durchsohnittes  sämtlicher 
Finkaufspreise  festgestellt  werden.  Das  ist  eine  ko- 
lossal wichtige  Frage  für  die  Industrie,    und  nun 
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besteht  ja  auch  in  Bezug  auf  Stoffe,  welche  bei  der 
Industrie  verwendet  werden,   ganz  der  gleiche 
Grundsatz,   wio  in  Bezug  auf  die  Gebrauchs-  und 
Bedarfsartikel  im  gewöhnlichen  Leben,  für  Haus- 
haltungszwecke u.  s.  w.,  dass  nämlich  diese  Stoffe 
möglichst  gering  mit  Zöllen  belastet  werden  sollen. 
Dieser  Grundsatz,  dor  sich  schon  in  der  Verfassung 
befindet,  hat  eine  unbestreitbare  Berechtigung  und 
ist  bis  dahin  auch  noch  von  keiner  Seite  angefoch- 
ten worden.    Allein  auch  hier,  sage  ich,  wäre  es 
gewiss  ganz  inkonsequent,  wenn  man  auf  der  einen 
Seite  der  Industrie  für  ihre  Bohstoffc,  die  sie  zur 
Herstellung  ihrer  Produkte  gebraucht,  diese  Begün- 
stigung einräumte  und  diese  dann  auf  der  andern  Seite 
dadurch  wieder  vollständig  illusorisch  machte,  dass 
man  einen  zu  industriellen  Zwecken  nun  einmal 
notwendigen  Rohmaterialstoff  sehr  erschweren  und 
dessen  Preis  in  die  Höhe  treiben  würde.  Das  wäre 
meines  Erachtens  nicht  nur  inkonsequent,  sondern 
das  wire  auch  durchaus  ein  grosser  Fohler.  Wir 
dürfen  in  erster  Linie  nicht  vergossen,  dass  für  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  und  für  das  Gedeihen 
unseres  Landes  meines  Erachtens  hauptsächlich  die 
Industrie  massgebend  ist;   von  einem  günstigen 
Gange  der  Industrie  werden,  glaube  ich,  alle  andern 
Bevölkerungsklassen  und  alle  andern  Erwerbsarten 
in  durchaus  günstiger  Weise  beeinflusst  und  zwar 
speciell  auch  die  Landwirtschaft    Ich  glaube,  das 
Wohl  und  Wehe  der  Landwirtschaft  hängt  ganz 
wesentlich  mit  dem  Wohl  und  Woho  der  Industrie 
zusammen.  Ich  sage,  das  müssen  wir  auf  der  einen 
Seite  nicht  vergessen,  und  auf  dor  andern  Seite 
dürfen  wir  dio  enormen  Schwierigkeiten  nicht  ver- 
gessen, mit  welchen  unsere  Industrie  gegenüber 
dem  Ausland  zu  kämpfen  hat;  wir  dürfen  nicht  ver- 
gessen, dass  wir,  im  Gegensatz  zu  dem  grössten 
Teile  der  ausländischen  Industrie,  genötigt  sind,  dio 
für  unsere  Industrie  notwendigen  Rohstoffo  vom 
Auslände  her  zu  beziehen  und  sie  wiederum  an  das 
Ausland  abzuliefern,  dass  also  In  Bezug  auf  den 
Transport  von  Rohmaterial  und  der  fertigen  Pro- 
dukte uns  ganz  bedeutend  mehr  Spesen  gegenüber 
der  Konkurrenz  in  unsern  Nachbarstaaten  erwachsen. 
Wir  dürfen  namentlich  nicht  vergessen,  dass  dio 
meisten  Staaten,  welche  unsere  fertigen  Produkte 
einfuhren,  sich  mit  viel  bedeutenderen  Zollschran- 
ken umgeben  und  geschützt  haben,  als  wir  dies 
bis  an  hin  gethan  haben,  und  wir  dürfen  zum  Schlüsse 
namentlich  auch  nicht  vergossen,  dass  dio  Arbeits- 
löhne und  Arbeitsbedingungen  hei  uns  für  den  Ar- 
beitgeber entschieden  ungünstiger  sind,  als  sie  sich 
zum  gTössten  Teile  im  Auslande  gestaltet  haben. 
Alle   diese  Momente  gestalten  den  Konkurrenz- 
kampf unserer  Industrie  gegenüber  dem  Ausland 
ausserordentlich  schwierig.    Deshalb  und  weil  die 
Industrie  für  uns  von  ausserordentlicher  Bedeutung 
ist,  glaube  ich,  sei  es  unsere  Pflicht,  die  Industrie 
und  deren  Bedürfnisse  nicht  zu  hemmen  und  nicht 
zu  unterdrücken,  sondern  sie  nach  Möglichkeit  zu 
fördern,  und  eine  Erschwerung  wäre  es  für  die 
Industrie,  welche  auf  den  Gebrauch  von  denaturier- 
tem Sprit  angewiesen  ist,  wenn  man  ihr  diesen 
denaturierten  Sprit  nicht  zu  den  denkbar  billigsten 
Preisen  zur  Vorfügung  stellen  würde.    Aus  diesen 
Gründen  möchte  ich  Ihnen  beantragen,  die  Worte 
«in  dor  Regel»  zu  streichen  und  damit  ein  für  allo 
Mal  festzusetzen,  dass  dieser  denaturierte  Sprit  nur 
zu  den  billigsten  Preisen  abge^-obm  werden  soll. 


d.  h.,  dass  nur  dor  billigste  Alkohol  zu  diesem  ro 
douaturiereuden  Sprit  Vorwondung  Qnden  solL 
Lassen  Sie  die  Worto  «in  der  Regel»  stehen,  so 
ha!ien  wir  immer  die  Gorahr,  dass  einmal  —  in  einer 
ungünstigen  Stimmung  vielleicht  ~  von  den  Tenden- 
zen, die  heute  obwalten  mö^on,  abgewichen  wird, 
und  dio  roin  fiskalischen,  kantonalen  Interessen, 
die  Oberhand  gowinnen  und  dazu  beitragen,  für 
die  Berechnung  des  Einheitspreises  von  den  Ten- 
denzen, wio  sie  heule  vorliegen,  abzugehen.  leb 
glaube ,  wir  dürfen  da  umsomehr  der  Industrie 
unsern  guten  Willen  zeigen,  als  ja  ohnehin 
dieser  denaturierte  Sprit,  eigentlich  vollständig 
im  Gegensatz  zu  den  Grundsätzen  in  der  Bundes- 
verfassung, mit  einem  verhältnismässig  kolossal 
hohen  Zoll  belegt  ist.  Er  ist  allerdings  nicht  sc 
hoch,  wie  der  Zoll,  welcher  für  den  Sprit  im  all- 
gemeinen erhoben  wird;  jener  beträgt  moinos  Wis- 
sens ca.  23  Franken,  während  der  Zoll  für  zu  de- 
naturierenden Sprit  auf  nur  Fr.  8.  40  per  q  ange- 
sotzt  ist.  Aber  das  ist  immerhin  im  Verhältnis  ein 
kolossal  hoher  Zollansatz,  dessen  Beseitigung  heute 
nun  allerdings  nicht  in  Frage  gestellt  werden  kann, 
der  sich  aber  meinos  Erachtens  vollständig  im 
Widerspruch  befindet  mit  den  Grundsätzen,  wio  sie 
in  der  Bundesverfassung  in  Bezug  auf  unsere  Zoll- 
politik niedergelegt  sind.  Allein  das  durfte  um  so 
eher  dazu  fuhren,  hier  diese  Worte  «in  der  Regel» 
zu  streichen  und  damit  festzustellen,  dass  eben  nur 
dio  billigsten  Sorten  zu  diesen  industriellen  Zwecken 
zur  Verwendung  gelangen  sollen. 


M.  Python:  Les  consideratlons  que  M.  Scberrer 
a  fait  valoir  en  ce  qui  concerne  I'industrie  suisse 
sont  justes  et  j'adhererai  ä  la  proposition  do  sup* 
ossion  des  mots  «in  der  Regel»,  si  ceux-ci  avaient 
portee  qu'il  indique,  mais  je  leur  attribue  une 
autre  signlflcation.  Dans  la  regle,  en  effet,  I'indus- 
trie so  sert  d'alcools  de  mauvaise  qualite,  mais  si 
eile  a  besoin  d'en  employer  de  moilieurs,  il  ne  taut 
evidemment  pas  l'empechor  de  le  faire;  11  faut 
seuloment  lalsser  cos  mots:  «II  est  livrefau  prix  de 
revient».  Dans  ces  conditions  la  ConfederaUon  n*a 
aueun  int.'  r :  •  ä  livrer  teile  ou  teUe  qualite  plutdt 
qu'une  autre;  si  certaines  industries  ont  besoin  de 
qualites  superieures  d'alcool,  pourquoi  les  empe- 
cher,  do  par  la  loi,  de  se  les  procurer?  C'est  lä  le 
sens  qu'il  faut  attribuor  I  cotte  phrase  et  pour  ma 
part  je  la  voterai. 

II  est  evidont  que  I'industrie  se  trouve  placee 
dans  dos  conditions  difficiles.  Pour  porter  remede 
a  cette  Situation  et  parer  aux  inconvenients  qui 
resultent  de  l'elevatlon  des  droits  de  douane,  Tin* 
dustrie  devrait  demander  I'introducUon  des  «draw 
back»,  c'est  lo  soul  moyen  pour  eile  de  rentrer  en 
possession  de  ces  droits  lorsqu'elle  reexpedie  les 
matieres  qui  ont  ete  travailleosfenTSuisse. 

Pour  ces  motifs.  je  ne  pourrai  m< 
pression  des  mots  reclamee  par  M. 


M  lo  conseillsr  föderal  Comtess«:  Je  crois  que 
le  conseil  fera  bien  de  laisser  subsisterj  les  mota 
«dans  !a  regle*  qui  sont  la  roproduetion  destermog 
de  la  loi  actuolle.   J'ai  interroge  tout  a  i' neuro  le 
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directeur  üe  la  r^gie  pour  lui  demander  si  cette  regle 
n'avalt  pas  subi  d'exceptions  dans  lapratiqucsuivie 
depuis  quelques  annees  et  il  m'a  repondu  qu'en  effet 
certaines  industries  avaient  i  esoin  d'alcools  tres  (ins 
et  tres  chers.  IJ  est  clair  des  tors  que  la  loinedoit 
pas  avoir  pour  eilet  d'entraver  l'industrie  et  de  lu» 
auire. 

II  est  vrai  qu'il  est  dit  ä  1'art.  8:  «ä  l'exclusion 
de«  parfumerios  liquides».  II  est  evident  que  pour 
la  parfumerie  on  prend  des  alcools  tres  (ins.  mais 
irautres  besoins  industriell  peuvent  reclamer  les 
meines  alcools,  il  ne  Taut  donc  pas  que  la  loi  inter- 
dise  de  les  leur  livrer.  En  se  basant  sur  la  pratique 
qui  a  ete  suivie  depuis  quelques  annees,  il  laut 
maintenir  les  mots  «dans  la  regle».  Je  crois  du  reste 
que  les  craintes  de  M  Scherrer  ne  se  justifient  pas. 
Nous  ne  nous  ecarterons  pas  de  la  regle  de  livrer 
l'alcool  au  prix  de  revient,  si  les  droits  etaicnt  trop 
eleves,  il  faudrait  demander  leur  röduction,  mais  en 
ce  qui  concerne  le  m onopole  de  l'alcool,  il  n'est  pas 
a  craindre  que  nous  allions  imposer  ä  l'industrie 
des  charges  nouvelles. 

Dans  l'intertt  meme  de  l'industrie  il  est  donc 
utile  de  lalsser  subsister  les  mots  udans  la  regle». 


Leamana :  Wie  Sie  aus  der  Diskussion  entnom- 
men haben  werden,  besteht  hier  ein  Missverständ- 
nis.  Der  Antrag  des  Herrn  Schumacher  beruht  meines 
Erachtens  au!  einer  andern  Auffassung  des  Wort- 
lautes dieses  Artikels,  und  ich  glaube,  man  könnte 
die  Sache  am  einfachsten  und  besten  so  machen, 
dass  man  statt  «wohlfeilsten»  einen  andern  Aus- 
druck in  Aussicht  nimmt.  Das  ist  klar,  was  gemeint 
ist;  ich  glaube  aber,  dass  die  Fassung,  die  hier 
steht,  ra  diesem  Missverständnis  Anlass  giebt.  Ich 
möchte  Ihnen  deshalb  beantragen,  nicht  etwa  die 
Worte  «in  der  Hegel»  zu  streichen,  sondern  zu 
sagen  «in  der  Regel  den  geringsten  Sorten».  Denn 
das  ist  eigentlich  der  Sinn.  Ich  glaube,  damit  kann 
sich  auch  Herr  Scherrer  einverstanden  erklären. 
«Wohlfeilsten»  ist  allerdings  ein  Wort,  das  in  dieser 
Fassung,  wie  es  hier  steht,  verschieden  verstanden 
werden  kann;  wenn  Sie  aber  setzen  «den  geringsten 
Sorten»,  dann  ist  die  Sache  klar,  und  ich  glaube, 
Herr  Scherrer  könnte  dann  ruhig  seinen  Antrag 
zurückziehen.  Ich  beantrage  also,  zusagen:  «in  der 
Regel  den  geringsten  Sorten». 


von  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
unterschreibe  alles  das,  was  Herr  Kollege  Scherrer 
über  die  Bedeutung  der  Industrie  gesagt  hat,  und 
in  der  That  findet  auch  der  Alkohol  immer  grössere 
Verwendung  in  derselben.  Ich  mache  nur  auf  fol- 
gende Industriezweige  aufmerksam.  Der  Alkohol 
wird  in  grösstem  Massstabe  angewendet  bei  der 
Essigfabrikation,  bei  der  Fabrikation  von  Lacken  und 
Farben,  von  Seifen  und  Parfümerien,  von  chemi- 
schen Produkten,  Tinkturen  und  Extrakten;  ferner 
findet  Alkohol  immer  mehr  Verwendung  bei  der 
Fabrikation  von  sogenannter  Kunstseife.  Ich  bin 
ganz  der  Meinung,  dass  wir  alles  thun  sollten,  um 
die  betreuenden  Industrien  zu  fördern,  also  auch 


durch  Abgabe  von  billigem  Alkohol  Dagegen  glaube 

ich,  dass  die  Bemerkungen  der  Herren  Python  und 
Gomtesse  absolut  berechtigt  sind;  die  Hauptsache 
bei  diesem  Artikel  8  ist,  dass  die  Sprite  zum  Selbst- 
kostenpreise abgegeben  werden;  das  ist  der  Vorteil, 
wolcher  der  Industrie  zugewiesen  werden  soll. 
Allein  das  Wort  «in  der  Regel»  muss  bestehen 
bleiben,  weil  wir  den  Alkohol  für  die  Industrie 
nicht  immer  den  wohlfeilsten  Vorräten  entnehmen. 
Die  wohlfeilsten  Vorräte,  das  sind  der  Robspiritus 
und  ferner  der  Feinsprit.  Nun  giebt  es  aber  ge- 
wisse Industrien,  welche  als  HDlfsstoff  gerade  von 
den  feinsten  Sorten  verlangen,  Weinsprit  oder  Kahl- 
baumspril;  man  kann  aaher  nicht  im  Gesetze  sagen, 
dass  unter  allen  Umständen  diese  Bezüge  den  wohlfeil- 
sten oder  geringsten  Sorten  zu  entnehmen  seien.  Ich 
glaube  darum,  Sie  können  einfach  den  Text  belassen, 
wie  er  aus  dem  alten  Gesetz  herübergenommen  ist 


Scherrer:  Wenn  Sie  allseitig  erklären,  diese 
Worte  <in  der  Regel»  hätten  keinen  andern  Sinn, 
als  den,  dass  auf  Verlangen  des  Konsumenten  spe- 
ciell  auch  bessere  Sorten  Alkohol  zu  denaturiertem 
Sprit  verwendet  werden  sollen,  so  kann  ich  mich 
ganz  wohl  entschliesseu,  meinen  Antrag  zurückzu- 
ziehen und  mioh  demjenigen  des  Herrn  Lcumann 
anzuschliessen.  Dagegen  werden  Sie  mir  zugeben, 
dass  man  beim  Durchlesen  des  Artikels  diese  Auf- 
fassung nicht  etwa  notwendig  haben  muss,  sondern 
vielmehr  vom  Standpunkte  der  grammatischen  In- 
terpretation annehmen  kann,  es  sei  dadurch  der 
Bundesversammlung,  resp.  der  Alkoholverwaltung 
das  Recht  vorbehalten  worden,  eventuell  nach  Gut- 
finden von  dieser  Regel  abzuweichen  und  auch  an- 
dere, teurere  gebrannte  Wasser  zu  diesen  Zwecken 


M.  Python:  Je  voudrais  demander  une  expli- 
cation  au  sujet  de  la  parenthese  du  premier  alinea 
de  l'art  8:  «u  l'exclusion  des  parfumeries  liquides 
et  des  cosmOtiques*.  Je  pense  que  la  parfumerie  ne 
se  trouve  pas  au  benefice  de  la  disposition  prevue 
pour  les  alcools  dostines  ä  un  usage  industriel,  mais 
qu'olle  doit  payer  Talcool  qu'elle  emploie  äsonprix 
ordinaire.  Je  ne  sais  si  cet  article  a  une  autre 
portee,  j'ai  pense  qu'ä  l'egard  de  la  parfumerie  une 
exception  etait  faite  ä  la  regle  en  raison  du  carao- 
tere  tuxueux  du  produit 


M.  le  conseiller  föderal  Comtess«:  Je  suis  mal 
place  pour  Interpreter  la  pensee  de  la  commissioo, 
mais  je  pense  que  son  Intention  a  bien  ete  d'ex- 
clure  l'alcool  destine  ä  la  parfumerie  de  la  disposi- 
tion etablie  en  faveur  des  au  tres  industries,  parce 
que  c'est  un  article  de  luxe.  C'est  pour  cela  que 
la  phrase  a  ete  mise  entre  parentheses. 
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M.  le  President:  Ladlscusidonestclose.  L'amen- 
dement  propose  par  M.  le  rapporteur  delacommia- 
siou:  «und  der  flussigen  kosmetischen  Mittel»  n'est 
pas  combattu.  Get  amendemeDt  est  adopte.  MM. 
Leumann  et  Scherrer  proposent.  de  remplacer  lea 
moU  «qualite  ä  meilleur  marche»  par  «qualite  infe- 


M  Birthourt:  S'il  o'ast  pas  trop  tard  je  voudrais 
aussi  demander  une  explication  en  ce  qui  concerne 
la  nouvelle  redactlon  qui  emploie  le  terme:  «qua- 
lite inferieure».  je  preferais  l'expression  «qualite 
ä  meilleur  marche»  car  une  qualite  inlerioum  n'est 
pas  toujours  oelle  aui  est  a  meilleur  marche.  Les 
qualites  a  meilleur  marche  viennent  de  1'etranger 
et  elles  sont  en  realite  meilleur  marche  queles  qua- 
lites inferieure«  que  produit  le  pays. 

Ii  est  donc  preferable  de  maintenir  le  texte  de 
l'anoienne  loi  et  de  dire:  «les  qualites  ä  meilleur 
au  lieu  de  des  qualites 


M.  Python:  II  me  semble  que  la  question  ne 
porte  pas  sur  le  prix,  puisque  l'alcool  est  Ii  vre  ä 
rindustrie  au  prix  de  revient.  C'est  donc  bien  la 
qualite  qui  est  en  cause  et  je  pense  que  les  qua- 
lites inferieure«  sont  livrees  a  un  prix  moinsöleve. 
(Test  pour  ce  motif  que  je  crois  que  la  proposition 
de  M.  Leumann  est  prelerable. 


i  *  Ich  möchte  lediglich  bemerken,  dass 
gerade  das  Votum  des  Herrn  Berthoud  klar  zeigt, 
dass  es  unrichtig  ist,  zu  sagen  «wohl  fei  Uten  Sorten», 
sondern  dass  man  sagen  muss :  «geringsten  Sorten», 
man  das  ausdrucken  will,  was  man  beab- 

Abstimmung.  —  Totation. 

Für  den  Antrag  Scherrer -Leumann  13  Stimmen. 
(Poor  la  proposition  Scherrer-Leumann  13  voix.) 
Für  den  Text  der  Kommission  13  Stimmen. 
(Pour  le  texte  de  la  commission  13  voix.) 


M.  le  President:  Je  me  ränge  a  la  proposition 
de  MM.  Leumann  et  Scherrer,  bien  qu'a  raes  yeux 
eile  ne  donne  que  tres  imparfaitement  satisiaction 
4  l'idee  de  M.  Scherrer  qui  enlend  assurei  au  public 
la  remtse  de  l'alcool  aux  conditions  de  bon  marche 


J'estime  qu'il  aurait  ete  preferable  d'exprimer 
Gelte  idee,  pour  elle-meme  dans  un  alinea  special. 


Art.  9. 

Ton  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Be- 
vor ich  auf  den  Art  9  eintrete,  habe  ich  noch  eine 
persönliche  Bemerkung  zu  machon.  Ich  habe  vor- 
hin bei  Beratung  von  Art.  7  betreffend  den  Preis 
der  Abgabe  von  Trinksprit  gesagt,  dass  nach  meinen 
Informationen  Herr  Nationalrat  Hochstrasser  einer 
der  gröesten  monopolfreien  Brenner  im  Kanton  Lu- 
zern  sei.  Wie  man  mir  nun  soeben  mitteilt,  so  ist 
das  unrichtig,  und  es  muss  eine  Verwechslung  vor- 
indem  Herr  Hochstrasser  keine  Brennerei 


Was  nun  Art  0  anbelangt,  so  Ist  darin  nur  neu, 
dass  auf  Bechnung  des  ruckzuvergütenden  Monopol* 
gewinnes  in  Zukunft  Abschlagszahlungen  gemacht 
werden  können.  Nach  der  Verfassung  dürfen  die 
Sprite,  welche  wieder  ausgeführt  werden,  nicht  be- 
steuert werden.  Nun  haben  aber  alle  diese  Fabri- 
kanten bis  jetzt  diesen  Sprit  von  der  Alkonolverwal- 
tung  beziehen  und  neben  dem  Selbstkostenpreis  na" 
türlich  auch  den  Monopolgewinn  bezahlen  müssen. 
Die  Vergütung  erfolgte  erst  nach  Abschluss  des 
Jahres.  Ks  ist  nun  im  Nationalrate  gesagt  worden, 
dies  sei  unrichtig  .  indem  man  diesen  Industriellen, 
namentlich  den  kleinen,  ihren  Betrieb  erschwere, 
ihnen  zumute,  für  diesen  Monopolgewinn  Kapitalien 
mobil  zu  machen  und  teilweise  an  die  Alkoholver- 
waltung abzuliefern.  Um  nun  diesen  Fabrikanten 
entgegenzukommen,  hat  man  im  Nationalrate  vor- 
v-schlagen.  dass  denselben  wahrend  des  Jahres  Ab- 
schlagszahlungen von  diesem  rtick/.uvergütenden 
Monopolgewinn  sollen  gemacht  werden  können,  und 
wir  nehmen  diese  Bestimmung  ins  Gesetz  auf.  So- 
dann ist  auch  neu,  dass  die  Bückvergütung  auf 
exportiertem  Alkohol  statt  wie  bisher  von  20  kg  an 
in  Zukunft  schon  von  5  kg  an  stattfinden  werdo. 
Ich  beantrage  Ihnon  Annahme  dieser  Vorschläge. 

Angenommen.  —  (Adopte.) 


Art  10. 

ron  An,  Berichterstatter  der  Kommission :  Art  10 
zeigt  nur  die  Abänderung  gegen  dem  bisherigen 
Text,  dass  die  Worte  «Kleinhandel  mit  denaturier- 
tem Sprit»  durch  die  Worte  «Kleinhandel  mit  de- 
naturierten gebrannten  Wassern»  ersetzt  werden. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  lt. 

tob  An,  Berichterstatter  der  Kommissinn :  Art.  14 
entspricht  materiell  ungefähr  dem  Art.  8  des  alten 
Gesetzes:  nur  wird  die  Unterscheidung  des  Gross- 
und Kleinhandels  deutlich  dargestellt  und  das  Wesen 
desselben  einlasslich  umschrieben.  In  der  Kommis- 
sion hat  sich  eine  Diskussion  nur  bezüglich  der 
Grenze  zwischen  Gross-  und  Kleinhandel  entsponnen, 
eine  Grenze,  welche,  wie  Sie  wissen,  dermalen  40 
Liter  beträgt.  Es  ist  Ihnen  bekannt,  dass  schon  seit 
Jahren  die  schweizerischen  Liqueur-  und  Spirituosen- 
fabrikanten  vorstellig  geworden  sind  und  sich  über 
willkürliche  Schädigung  ihrer  Interessen  beklagen. 
Es  liegt  ihnen  namentlich  nicht  recht,  dass  Sen- 
dungen von  40  Litern,  wenn  sie  verschiedene  Sor- 
ten umfassen,  als  Kleinhandel  behandelt  werden, 
und  es  ist  auch  kein  Zweifel,  dass  eine  solche  Aus- 
legung des  bisherigen  Gesetzes  eine  grosse  Beein- 
trächtigung der  betreffenden  Industrie  bedeutet.  Bis 
jetzt  waren  nämlich  die  Wirte,  wenn  sie  solchen 
Llqueur-Fabrikanten  eine  Bestellung  machten,  ge- 
wohnt; z.  B .  15  Liter  grünen  Absinth,  5  Liter  weissen 
Absinth,  ü  Liter  Anisette  etc.  zu  bestellen.  Das  Al- 
koholgesetz ist  dann  in  der  Folge  so  ausgelegt  wor- 
den, dass  die  40  Liter  alle  von  einer  und  derselben 
Sorte  sein  müssen.  Die  Spritfabrikanten  haben  sich 
dann  namentlich  darüber  beklagt,  dass  sie 
nun  infolge  dessen  genötigt  seien,  in  den  Kantonen 
Patente  zu  lösen,  wahrend  die 
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ler  infolge  der  Handelsverträge  das  zu  thun  nicht 
gehalten  seien;  es  sei  also  faktisch  der  schweize- 
rische Fabrikant  und  Händler  schlechter  gestellt, 
als  der  Ausländer,  der  Liqueuro  in  unserem  Lande 
verkaufe.  Diese  Behauptung  ist  nun  aber  nicht  ganz 
riohtig,  indem  eben  die  ausländischen  Importeure 
von  Liqueur  an  der  Grenze  Monopolgebühr  zu  be- 
zahlen haben.  Ein  schweizerischer  Händler  oder 
Fabrikant  ist  selbstverständlich  mit  unserom  Mono- 
polgewinn belastet;  dieser  beträgt  nun  für  einen  hl 
Alkohol  absolutum  Fr.  80—83.  Der  Ausländer,  der 
Liqueure  importiert,  hat  per  q  brutto  Fr.  80  zu 
bezahlen.  Nun  mag  die  Verpackung,  das  Gefäss,  ein 
Fass  oder  eine  Flasche  etwa  15%  ausmachen,  so 
dass  er  also  mit  der  Tara,  welche  die  Monopolge- 
bühr auch  bezahlen  muss,  ungefähr  gleichviel  an 
Monopolgebühr  bezahlt,  wie  der  inländische  Händler 
an  Monopolgewinn.  Nun  aber  kommt  folgendes  hinzu. 
Der  inländische  Fabrikant  bezahlt  Fr.  Hü— 85  Mono- 
polgewinn auf  einen  hl  Alkohol  absolutum,  während 
der  Importeur  Fr.  80  per  hl  bezahlen  muss  auf  ein 
Produkt,  welches  im  Durchschnitt  nicht  mehr  als 
60°  Alkohol  enthält.  Das  ist  also  absolut  unrichtig,  dass 
die  ausländische  Fabrikation  geschützt  werde  gegen. 
Uber  der  inländischen,  und  Ihre  Kommission  geht 
sogar  noch  einen  Schritt  weiter  in  der  Belastung 
der  ausländischen  Fabrikanten  und  zwar  namentlich 
in  Bezug  auf  kleine  Sendungen,  indem  sie  vor- 
schlägt, dass  der  Bundesrat  ermächtigt  sein  soll, 
bei  Sendungen,  welche  unter  50  kg  betragen,  noch 
einen  Zuschlag  von  25*/*  zur  Monopolgelnihr  von 
80  Ct*.  zu  machen.  Sie  sehen  also,  dass  wir  den 
Liqueurfabrikanten  gegenüber  der  ausländischen 
Konkurrenz,  und  zwar  mit  vollem  Recht,  in  weit- 
gehendem Masse  entgegenkommen.  Die  Kommission 
hat  sich  nun  gleichwohl  in  Bezug  auf  die  Limite 
zwischen  Klein-  und  Grosshandcl  in  eine  Mehrheit 
und  eine  Minderheit  getrennt  £s  ist  von  Herrn 
Berthoud  der  Antrag  gestellt  worden,  dass  zur  Er- 
leichterung des  Handels  in  Liqueuren  wenigstens 
das  zugestanden  werden  solle,  dass  eino  einzelne 
Sorte  nicht  mehr  betragen  müsse  als  '20  Liter.  Die 
Kommission  hat  in  ihrer  Mehrheit  diesem  Antrage 
zugestimmt,  während  die  Minderheit  auf  dem  bis- 
herigen Standpunkt  beharrt,  wonach  die  40  Liter  von 
einer  und  derselben  Sorte  sein  Bollen.  Ich  finde 
nun,  dass  der  Text,  der  Ihnen  vorliegt,  in  Bezug 
auf  diese  Limite  nicht  sehr  deutlich  ist;  es  ist  das 
von  verschiedenen  Seiten  bemerkt  worden.  Es  heisst : 
«Als  Grosshandel  gilt  jede  (aus  höchstens  zwei  Sor- 
ten zusammengesetzte)  Liderung  von  JO  oder  mehr 
Litern  (derselben  Sorte),  als  Kleinhandel  jeder  andere 
Handelsverkehr».  Verschiedene  Mitglieder  des  Itatos 
haben  mir  gesagt,  sie  vorständen  diese  Fassung  gar 
nicht,  und  ich  glaube  auch,  es  wäre  richtiger,  zu 
sagen:  «Als  Grosshandel  gilt  jode  Lieferung  von  JO 
oder  mehr  Litern,  wobei  indessen  jede  einzelne 
Sorte  nicht  weniger  als  20  Liter  ausmachen  darf, 
als  Keinhandel .  .  .»  u.  s.  w.  Ich  beantrage  also  An- 
nahme nach  Antrag  der  Mehrheit  der  Kommission 
und  in  der  Fassung,  welche  ich  Ihnen  vorgeschla- 
gen habe. 


M.  Bnrthoud:  J'ai  moi-memo  formule  la  proposition 
que  vous  fait  la  commission,  je  ne  puis  ilonc  que 
fappuyer.  Acesujet,  j'allire  uno  fois  de  plus  voüe 


attention  sur  la  moniere  defectueuse  dont  le  projet 
que  vous  avez  sous  les  yeux  a  ete  rödige,  puisqu'il 
s'y  trouve  deux  dispositions  opposees,  l'une  parlant 
d'une  seule  espöce  d'alcool  et  l'autre  de  deux  au 
plos.  Le  texto  n'avait  pas  fait  le  choix  entre  la 
proposition  qui  avail  ete  aeeeptee  et  Celle  de  la  mi- 
nor! td  de  la  commission.  M.  le  rapporteur  a  remis 
les  chosos  aupoint,  la  proposition  de  lamajoritede 
la  commission  fixe  20  lilrcs  au  moins  d'une  seule  et 
meme  espece.  le  texte  en  a  ete  lu  tout  ä  l'heure 
par  M.  le  tradueteur  du  conseil. 

Co  dont  il  s'agit,  c'est  d'aecorder  au  commerce 
en  gros  la  faculte  de  diviser  les  40  litres  prevusen 
deux  especes  d'alcools  dont  20  litres  au  moins  de 
chaque.  Ce  serait  une  facilite  aecordoe  au  com- 
merce en  gros  et  ä  laquelle  le  produeteur  fabricant 
serait  egalemeut  sensible.  II  est  ä  remarquor  ä  oet 
egard  que  les  mots:  "d'une  seule  et  meme  espece» 
adoples  par  le  conseil  national  ne  se  trouvent  pas 
dans  la  loi  de  1886,  ils  se  fondent  sur  l'usage 
qu'avait  etabli  la  jurisprudonce  en  vigueur.  En 
tous  cas,  il  est  de  toute  necessite  quo  le  texte  sott 
redige  d'une  maniere  plus  claire. 

En  donnant  au  oommercant  en  grosla  facultede 
diviser  un  envoi  de  40  litres  en  deux  especes  diffe- 
rentes,  kirsch  et  absinthe  par  exemple,  on  pennet 
au  debitant  de  s'adresser  plus  facilement  au  produe- 
teur, ce  qui  est  un  avantage  pour  le  consommateur 
lui-meme  qui  obtient  pour  le  meme  prix  un  aloool 
de  meilleure  qualite  quesile  debitant  est  oblige  de 
passer  par  un  inlermediaire.  Gemme  cetui-ci  veut 
faire  son  benellce  et  que  le  debitant  ne  veut  pas 
augmenter  lo  prix  de  la  consommation,  il  en  rcsultc 
qu'il  est  obligö  de  servir  une  qualite  inferieure  4 
Celle  qu'il  aurait  obtenun  pour  le  meme  prix  chez 
le  produeteur. 

Or,  la  boisson  d'alcools  de  qualite  inferieure  doit 
etre  evitee,  ils  sont  generaloment  cotores  ou  par- 
fumes  au  moyen  d'ossences  qui  los  rendent  plus 
nuisibles  que  les  produits  purs  de  la  distiMation. 
C'est  donc  faire  une  oeuvre  d'hygiene  que  de  per- 
mettre  au  debitant  d'entrer  en  rapports  directs  avec 
tc  produeteur.  En  proposant  l'art.  11  dans  la  forme 
qu'il  a  aujourd'hui.  la  majori  te  de  la  commission 
s'est  inspiree  des  dispositions  constitutionnelles  sur 
cetto  matiöre. 

On  nous  a  fait  une  objection.  toutefois,  an  nom 
des  interets  du  tisc:  il  resulterait  de  la  mesurequi 
vous  est  proposee  que  peut-elre,  dans  certains  can. 
tons.  Ic  nombre  des  patentes  de  vente  au  detail 
diminuerait  d'une  ou  deux.  C'est  la  soule  objeotion 
fondee  que  l'on  nous  ait  opposee,  mais  eile  n'est 
pas,  je  penso,  de  nature  ä  empecher  le  conseil  des 
etats  d'adoptor  une  roesure  qui  se  justifie  &  tous 
egardft  Le  but  de  la  loi  est  de  roenagor  les  inte- 
rets »res  legitimes  des  produeteurs  autant  que  cela 
peul  se  faire,  sans  que  le  principe  de  la  loi  ait  a 
en  souffrir. 


Reichlin:  Ich  erlaube  mir,  die  Streichung  der 
Worte  «au*  höchstens  zwei  Sorten  zusammenge- 
setzte» zu  h  .antragen.  Mit  diesem  Zusatz,  dass  bei 
40  Litern  Minimum  zwei  Sorten  geliefert  werden 
können,  will  man  dem  Grosshändler  die  Gelegen- 
heil  bieten,  dass  er  sich  als  Kleinhändler  der  bis- 
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her  bezahlten  Taxe  entziehen  kann.  Es  ist  diese 
Frage  von  den  Liqueur-Hftndlern  wiederholt  ange- 
regt worden,  und  das  eidgenössische  Finanzdeparte- 
ment  hat  dieselbe  in  den  Jahren  1807  und  1898 
einer  Konferenz  von  Kantonsdelegierten  unterbreitet 
Die  grosse  Mehrheit  dieser  Kantonsdelogierten  hat 
den  Antrag  gestellt,  man  solle  diese  Anregung  ab- 
weisen, also  den  bisherigen  Zustand  beibehalten. 
Nach  Inkrafttreten  des  Gesetzes  musslen  die  Kan- 
tone Vollziehungs-Verordnungen  zu  demselben  er- 
lassen, und  in  diesen  Vollziehungs-Verordnungon  | 
wurde  namentlich  der  kleine  Mann,  der  Bauers- 
mann, mit  einer  Verkaufstaxe  belegt.  In  den  meisten 
Kantonen,  glaube  ich,  war  das  einheimische  Pro- 
dukt frei  in  der  Verwertung;  sie  konnten  also  frei 
verkaufen.  Durch  das  Monopolgesetz  waren  die  * 
Kantone  gezwungen,  den  kleinen  Mann,  der  nicht  : 
wenigstens  40  Liter  verkauft,  mit  einer  Taxe 
zu  belasten.  In  gleicher  Weise  wurden  natürlich 
auch  die  grosseren  Destillateure,  welche  unter  40 
Litern  verkaufen  wollten,  belastet  Es  scheint  nun, 
dass  diesen  grosseren  Herren  die  Taxe  nicht  be- 
liebt, und  sie  versuchen  nun  durch  wiederholte  Pe- 
titionen, diese  40  Liter,  also  das  Kriterium  für  den 
Grosshandel,  zu  reduzieren  und  schliesslich  noch 
in  dieeer  Form,  dass  sie  wenigstens  diese  40  Liter 
mit  verschiedenen  Sorten  mischen  können.  Ich 
glaube,  wenn  Sie  diese  Konzession  machen  wurden, 
musste  (lies  sämtliche  Kantone  dazu  führen,  ihre 
Vollziehungsgesetze  abzuändern.  Die  Einfuhrung 
dieses  Grundsatzes  hätte  die  unmittelbare  Folge, 
dass  diese  Grosshändler  sich  der  Palenttaxe  ent- 
ziehen würden.  Es  hat  an  und  für  sich  etwas 
Unbillige«,  dass  z.  B.  der  Landwirt,  der  ca.  20 
Liter  Tresterbranntwein  verkauft,  ein  Patent  be- 
fahlen soll  und  dann  der  grössere  Destillateur 
steuerfrei  bleibt;  der  letztere  könnte  zum  ersteren 
sagen:  Ich  bin  gross,  ich  bezahle  nicht;  du  bist 
klein  und  bezahlst  Ich  glaube,  die  Einführung 
solcher  Grundsätze  würde  dieses  Gesetz  unpopulär 
machen.  Wir  sind  also  mit  den  Anträgen  der 
Kommission  erstens  im  Widerspruch  mit  dem 
ausgesprochenen  Willen  der  Mehrheit  der  Kom- 
mission und  den  bestehenden  \usführungsgo- 
setzen.  welche  abgeändert  werden  müssten;  wir 
kämen  aber  auch  in  Widerspruch  mit  der  mora- 
lischen Grundlage  des  Gesetzes,  mit  der  Billigkeil, 
indem  wir  den  kleinen  Mann  wie  bisher  bei  einem 
Verkaufspatent  behaften,  dem  grössern  Destillateur 
aber  das  Mittel  bieten,  sich  der  Patenttaxe  zu  ent- 
ziehen. Ich  begreife  ja,  dass  die  grösseren  Destil- 
lateure sich  etwas  beengt  fühlen,  indem  vielleicht 
der  eine  und  andere  sich  gezwungen  sieht,  in 
mehreren  Kantonen  Patenttaxen  zu  bezahlen;  aber 
es  ist  ihnen  Rechnung  getragen  worden,  indem 
zwi»chen  einer  grosseren  Zahl  von  Kantonen  ein 
Konkordat  abgeschlossen  worden  ist,  wonach  ein 
Sprithändler,  der  in  einem  Kanton  ein  Patent  hat, 
im  andern  Kanton  frei  sein  Gewerbe  ausüben  darf. 
Ich  glaube,  es  ist  billig,  dass  man  in  dieser  Form 
dem  Destillateur  entgegenkommt;  aber  weiter  zu  ; 
geben,  halte  ich  nicht  für  billig,  und  namentlich 
möchte  ich  deswegen  nicht  dafür  sprechen,  weil 
die  Grosszahljder  Kantonsregierungen  in  wiederhol- 
ten Konferenzen  mit  dem  Finanzdepartement  Ableh- 
nung dieser  Antrage  beantragt  Deswegen  bean- 
trage ich  Streichung  der  Worte  <aus  höchstens  zwei 


Zweifel :  Weniger  aus  fiskalischen  Gründen,  alt 

in  Berücksichtigung  des  ethischen  Zweckes  des  Ge- 
setzes möchte  ich  den  Antrag  des  Herrn  Reioblin 
unterstützen.  Gerade  diese  künstlichen  Getränke 
sind  am  meisten  geeignet  schädlich  zu  sein,  und 
es  soll  deshalb  vom  Standpunkt  der  Bekämpfung 
des  Alkoholismus  aus  dem  Konsum  derselben  nicht 
Vorschul<  geleistet  werden.  Ich  sehe  auch  nicht 
ein,  warum  die  Liqueurfabrikanlen  bei  den  Behör- 
den ein  so  weites  Herz  linden  sollten.  Ich  denke, 
dieselben  linden  ohnedies  ihre  Hechnung,  und  ich 
glaube  auch  nicht,  dass  sie  die  durch  den  Wegfall  des 
Patentes  erübrigte  Summe  ihren  Abnehmern  zukom- 
men lassen  würden.  Will  man  den  Standpunkt  des 
Gesetzes  wahren,  so  vermag  ich  keinen  Grund  für 
eine  Berücksichtigung  der  Destillateure  einzusehen. 
Ich  mochte  Ihnen  daher  sehr  empfehlen,  den  Zu- 
satz «aus  höchstens  zwei  Sorten  zusammengesetzte» 
zu  streichon. 


M.  le  conseiller  federal  f-omtesse:  Je  reste  snr 
le  terraio  choisi  par  le  conseil  federal  dans  son 
message  de  1898. 

Le  conseil  federal.  apres  vous  avoir  expose 
toute  la  questioo,  concluail  de  la  maniere  soivante: 

«Nous  pourrions  neanmoins  nous  resoudre  au- 
jourd'hui,  en  principe,  a  abandonner  le  point  de 
vue  auquel  nous  nous  sommes  places  alors.  Nous 
ne  pouvons  nous  rofuser  plus  longtemps  ä  recon- 
naltre  un  certain  fondement  aux  plaintessans  cesse 
renaissantes  des  commercants  Interesses.  Nous  avons 
pu  nous  convaincre  en  outre  que  les  droits  et  pa- 
tentes qui  grevent  actuellement  la  vente  inferieuro 
ä  40  litres  n'exercent  reelletnent  pas  d'influonoe 
restrictive  sur  la  consommation  de  l'eau-de-vie,  de 
sorte  qu'une  modifleation  du  Systeme  en  vigueur 
n'entralnerait  pas  necessairement  raggravation,  an 
point  de  vue  bygienique,  des  conditions  actuelles.» 

II  s'agit  en  definitive  de  donner  une  satisfaction 
en  somme  tres  minime  aux  voeux  d'une  categorie 
de  commercants  et  de  negociants  en  Suisse,  de 
mettre  fin  aux  doleances  et  plainte6  qu'ils  n'ont 
cesse  de  faire  entendre  depuis  l'introduction  du 
munopole  et  de  desarmer  leur  hostilite.  contre  l'ins- 
titution.  II  est  manifeste  que  pour  la  vente  de  toute 
une  serie  de  boissons  spiritueuses,  de  liqueura,  cette 
exigence  est  excessive.  Un  particulier,  je  dirai 
meme  un  dt'bitant  achetora  rarement  40  litres  par 
exemple  de  Chartreuse  ou  d'une  liqueur  plus  fino, 
douce,  appreciee  par  les  dames,  de  partait  araour 
ou  d'anisette.  Le  seul  effet  obtenu  par  cette  exi- 
gence, c'est  de  tenter  souvent  le  debitant  d'aeheter 
ces  quantites  de  10  litres,  mais  de  les  lui  offrir  ä 
un  prix  inferieur  et  dans  des  conditions  telle6  que 
le  consommateur  n'a  jamais  devant  lui  des  produits 
bien  diatiliea  Le  dehitant  ötant  toujours  oblige 
d'aeheter  40  litres  et  de  consacrer  une  certaine 
somme  pour  les  avoir,  il  les  achete  dans  des  con- 
ditions d'inferiorite  telles  que  le  consommateur  en 
souDre  et  n'absorbe  que  des  produits  freistes,  de- 
natures. 

II  ne  s'agit  pas,  comme  on  l  a  propose,  il  y  a 
un  instant,  d'abaisser  lo,  chifire  de  vente  de  40 
litres  ä  20  litres,  mais  de  permettre  de  composer 
l'envoi  de  40  litres  de  deux  sortes  de  Jiqueors. 
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Vollfc  quelle  est  la  petlte  conoession  falte,  on  pou- 
vait  le  faire  facilement  sans  porter  atleinte  ä  aucun 
principe,  et  sans  s'ecarter  de  la  regle  qui  veut 
qo 'aucun  interet  respectable  ne  soit  sacriße.  C'est 
planer  les  negooiante  suisses  dans  des  oonditions 
egales  ä  Celles  imposees  aus  negooiante  des  pays 
voisins.  II  n'est  pas  necessaire  que  les  envois  que 
fait  en  Suisse  la  grande  Chartreuse  soient  de  40 
lKres,  taodis  que  jusqu'ici  nos  fabricants  etaient 
Obligos  de  composer  leurs  envois  de  40  litres.  Je 
sais  bien  que  les  fabricants  etrangers  onl  ä  payer 
des  droits  d'entree,  une  finance  de  monopole,  un 
impöt  fiscal  en  un  mot  plus  eleve  que  los  nötres, 
mais  il  convient  de  tenir  compte  de  la  souplesse 
avec  laquelle  ils  peuvent  so  mouvoir  en  composant 
leurs  envois  de  10,  15,  20  litres. 

On  peut  donc  faire  cette  concession  (vous  en 
avez  fait  une  hier  aux  produits  indigönes  qui  ne 
manquera  pas  d'etre  l'occasion  d'une  grande  querelle 
parmi  nous).  La  refuser  ä  ceux  qui  la  reclament 
depuis  10  ou  12  ans  avec  persistance,  ce  serait  pro- 
▼oquer  du  mecontentement,  de  l'irritation.  Nous 
devrons  öviter  cela,  puisque  nous  sommes  sur  le 
terrain  du  compromis.  Enoore  une  fois,  il  est  des 
petites  concessions  que  l'on  peut  faire  sans  nuire 
aux  interets  du  monopole,  ni  ä  ceux  des  cantons, 
et  sans  compromettre  —  j'insiste  la-dossus  —  les 
condition8  d'bygieue  dans  lesquelles  doivent  vi  vre 
nos  populations. 

La  petite  modification  proposee  mettant  fln  aux 
reclamations  qui  assiegent  les  chambres  dopuis  de 
longues  annees,  je  ne  saurais  que  vous  la 


M.  Berthoud:  Je  voudrais  repondre  quelques 
mots  aux  objections  soulevees  par  MM.  Reichlin 
et  Zweifel. 

M.  Reichlin  a  fait  allusion  ä  une  reunion  de  re- 
presentante  des  cantons,  reunion  dans  laquelle  les 
chefs  de  departements  de  police  s'etaient  places  ä 
ce  point  de  vue-ci,  o'est  que  la  revlsion  de  la  loi 
entrainerait  la  revision  de  nombreux  reglemente  et 
ordonnances  cantonales. 

C'etait  vrai  tant  qu'il  s'agissait  de  la  Subs- 
titution de  20  litres  minimum  de  vente  ä  40  litres. 
Mais  il  n'est  plus  necessaire  de  modifier  les  regle- 
mente si  l'on  subdivise  les  40  litres  en  deux  parties 
de  20  litres,  chacune  d'espece  diffdrente. 

J'ai  pu  constater  en  commission  quo  les  regle- 
mente qui  nous  etaient  soumis  reposaiont  sur  cette 
donnee:  40  litres,  mais  que  la  subdivision  en  20 
d'une  espece,  20  de  l'autre,  rendait  uno  revision 
des  reglements  superflue.  Et  si  par  hasard  il  fallait 
en  cbanger  un  ou  deux,  ce  ne  serait  du  roste  pas 
si  difflcile  que  cela.  En  attendant,  la  loi  deploierait 
ses  effels. 

M.  Reichlin  a  parle  de  l'egalite  do  (raitement 
entre  le  commerce  en  gros  et  celui  en  detail.  Cetto 
objection.  je  ie  constate,  s'appliquo  au  commerce 
en  gros  qui,  evidomraent,  ne  peut  pas  etre  traite 
de  la  memo  maniere  que  le  commerce  en  detail. 
La  loi  a  voulu  cette  Classification,  parce  qu'elle  esti- 
mail  qu'il  y  avait  des  differences  lies  marquees 
entre  ces  deux  ganzes  de  commerce. 


M.  Zweifel  reste  persuade  que  cette  facilite  — 
facilite  bien  rainime  —  que  l'on  acoorde  au  com- 
merce en  gros  aurait  pour  consequence  une  aug~ 
mentation  de  la  consommation  des  boissons  spiri- 
tueuses.  Mais  il  n'en  resultera  pas  du  tout  que  1« 
consommateur  boira  davantage  par  le  fait  du  debi- 
tant  s'adressant  au  produeteur.  Celui  qui  aura  a  se 
plaindre,  ce  sera  l'intermädiaire.  Mala  poorquoi 
s'en  emouvoir,  puisque  l'intermediaire  ne  produit 
que  oe  rösultat:  livrer  une  marchandise  inferieure. 
Son  iateret  ne  peut  6tre  sacriße  ä  des  interets  plus 
importants. 

Le  texte  de  la  majorite  de  la  commission  n'en- 
tralnera  pas  une  augmentation  queloonque  de  la  con- 
sommation des  boissons  spiritueuses.  En  revanche 
la  quallte  de  ces  boissons  en  serait  amelloröe  dans 
beaueoup  d'etablissemente  qui  lesdebitant.  Ce  serait 
un  avantage. 


Mit  20  gegen  12  Stimmen  wird  dem  Antrag  der 
Kommissionsmehrbeil,  gegenüber  demjenigen,  des 
Herrn  Reichlin,  der  Vorzug  gegeben. 

(Par  20  voix  contre  12,  la  proDosition  de  la  < 
mission  est  preferee  a  oelle  de  M.  Reichlin.  "* 


:  Ich  habe  noch  eine  Anfrage  an  die  Kom- 
mission bezüglich  des  Alinea  4.  Es  heisst  da: 
c.  .  .  dürfen  das  Erzeugnis  in  dem  betreifenden 
Jahre  in  Mengen  von  wenigstens  5  Litern  frei  ver- 
kaufen.» Es  ist  mir  nicht  erklärlich,  warum  der 
Zusatz  ein  dem  betreffenden  Jahre»  hinzugekommen 
ist  Soll  der  Landwirt  sein  Jahresprodukt  nur  in 
dem  Jahre  verkaulen  dürfen,  in  welchem  er  es  ge- 
brannt hat?  Es  können  Fälle  eintreten,  das«  der 
Landwirt  in  einem  Jahre  nur  10,  20  Liter  brennt  und 
da  wäre  er  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  gezwun- 
gen, in  diesem  Jahre  zu  verkaufen,  wenn  er  über- 
haupt verkaufen  will;  er  dürfte  das  kleine  Quan- 
tum nicht  aufbewahren,  um  es  das  nächste  Jahr 
mit  dem  neuen  Produkte  zu  verkaufen.  leb  glaube 
übrigens,  dass  eine  Kontrolle  darüber,  ob  das  Pro- 
dukt im  betreffenden  Jahre  oder  im  vorhergehenden 
gebrannt  worden  sei.  unmöglioh  ist,  und  deshalb 
ist  es  mir  ganz  uneründlich,  was  dieser  Zusatz  für 
einen  Sinn  haben  soll.  Ich  beantrage  Ihnen 
chung  dieses  Zusatzes. 


von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  lob 
bin  namens  der  Kommission  damit  einverstanden, 
dass  die  Worte  (in  dem  betreffenden  Jahre»  gestri- 


M.  le  President:  A  l'art  11,  M.  Müller  a  pro- 
pose  de  biffer  au  paragraphe  4  ces  mots  «im  be- 
treffenden Jahre».  La  commission  se  declare  d'ae- 
cord.  lue  propositioii  contraire  u'a  pas  etti  lormulöe. 
La  proposition  de  M.  Müller  est  adoptee. 
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—    71  - 


M.  Pjtho.:  Et  dans  le  teile  francais? 


M.  le  Präsident:  Pour  rt-poadre  au  vocu  de 
Bf.  Python,  unc  modlfication  redactionnelle  du  texte 
Iraui.ais  sera  soumiae  ulterieureuiont  au  cooscil. 


M.  Laehenul:  L'art.  Ii  me  suggere  une  Obser- 
vation qui  peut  s'appliquer  aussi  ä  plusieursautrcs 
articles,  notamment  aux  art.  2  et  '<.  Je  veux  parier 
de  la  ioDgueur  considerable  de  ces  textes.  L'art  2 
par  exemple  renferme  8  alineas  dont  cbacun  pour- 
ralt  parfaitement  former  un  article.  Je  ne  lerai  pas 
de  propoaition,  ine  bornaiit  ä  recommander  ä  la 
oomniission  de  voir  si  eile  peut  dans  1'iotervalle 
qui  separera  le  rote  des  articles  du  vote  d'eDsomble, 
remedier  ä  ce  qui  devient  un  inconvenient  assez 
serieux  pour  la  prtcision  de  U  languo  et  la  facile 
oompreheosioD  des  textes. 

Si  la  chose  a'etait  pas  possible,  IL  leconseiller 
lederal  ici  present  voudrait  Inen  recommander  eette 
pr,  position  de  pure  forme  a  la  commission  du  con- 
seil  national  qui  deliberera  ä  nouveau  sur  cetobjet 
et  pourrait  certainement  l'ameliorer  sensiblement 
dans  le  sens  que  j'ai  indique. 

Cela  ne  m'empöche  en  rien  d'approuver  iesdis- 
positions  du  projot  en  elles-mOuies. 


M.  le  President:  Je  mo  permettrai  de  faire  re- 
marquer  que  nous  devons  präsenter  des  modifica- 
tions  avant  que  l'objet  ropasse  au  conseil  national. 
Si  non,  celui-ci  profiterait  de  l'occasion  pour  faire 
d'autres  remaniomonts,  nous  n'en  flnirions  pas.  Je 
demande  done  a  la  eommission,  si  eile  a  des  mo- 
diflcations  k  proposer  suivant  les  indications  de 
aL  LacheaaL 


Ton  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Es 
muss  in  der  That  zugestanden  werden,  dass  einzelne 
Artikel  etwas  lang  geworden  sind,  uud  die  Kommis- 
sion hat  gegen  die  Zerlegung  derselben  nichts  ein- 
zuwenden. Für  diesen  Fall  kann  natürlich  das  Ge- 
setz heute  nicht  endgültig  durchberaten  werden, 
sondern  es  muss  zur  Wiedererwägung  an  die 
Kommission  zurückgewiesen  werden.  Wenn  ein  An- 
trag  auf  Kuck  Weisung  gestellt  wiid,  so  nehme  ich 
ihn  an. 


M  Lacheuü:  D'accord! 
Zustimmung.  —  (Adhhion.) 


Art.  IS. 

Angenommen.  —  (Adopti). 


Art.  13. 

tob  An,  Berichterstatter  der  Kommission :  Neu 

ist  in  diesem  Artikel,  dass  der  Alkoholverwaltung 
das  Recht  der  Persönlichkeit  eingeräumt  werden  soll, 
wie  andern  Unterabteilungen  der  llundesadministra- 
tion.  So  hat  man  ja  auch  der  Bundesbank  das  flocht 
der  Persönlichkeit  verleihen  wollen.  Es  ist  das  ab- 
solut notwendig.  Bis  jetzt  waren  z.  B.  die  Gebäude, 
welche  die  Alkoholverwaltung  benutzt,  die  Lager- 
häuser, das  Terrain,  dem  Hunde  eingetragen.  Man 
betrachtete  die  Alkoholverwaltung  als  eine  Unter- 
abteilung der  Bundesverwaltung.  Das  ist  aber,  so- 
weit Rechtsverhältnisse  in  Betracht  kommen,  abso- 
lut nicht  der  Fall,  sondern  die  Aktiven  der  Alkohol- 
verwaltung gehören  eigentlich  den  Kantonen.  Stellen 
Sie  sich  vor.  das  Monopol  würde  wieder  aufgehoben, 
so  würden  selbstverständlich  die  Aktiven  nicht  an 
den  Bund  übergehen,  sondern  kämen  zur  Verteilung 
an  die  Kantone.  Die  Verleihung  des  Rechtes  der 
Persönlichkeit  ist  nach  der  Ansicht  der  Kommission 
selbstverständlich. 

Es  ist  sodann  hier  vorgesehen,  dass  einzelne 
Zweige  der  Alkoholverwaltung  der  allgemeinen  Bun- 
desverwaltung übertragen  werden  können;  es  bat 
das  auf  die  Kassaverwaltung,  welche  dermalen  von 
,jjer  Bundesverwaltung  besorgt  wird,  Bezug,  fm 
früheren  Gesetze  war  darüber  nichts  gesagt,  und 
es  ist  gut,  wenn  auch  dieses  Verhältnis  von  Ge- 
setzes wegen  geordnet  wird. 

Ich  beantrage  Ihnen  Annahme  des  Artikels. 

Angenommen.  —  (Adoptij 


Art.  14. 

tob  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Art  44  entspricht  dem  Art  10  des  alten  Gesetzes. 
Wir  schlagen  Ihnen  hier  nur  eine  Aenderung  im 
letzten  Alinea  vor.  Im  alten  Gesetze  hiess  es:  «Der 
Hund  wird  die  zur  Durchführung  des  Gesetzes  er- 
forderlichen Summen  der  Monopolverwaltung  vor* 
schiessen,  welche  dieselben  zu  verzinsen,  bezw. 
in  angemessenen  Zeiträumen  zu  amortisieren  bat» 
Der  Nationalrat  ersetzte  das  Wort  «beziehungsweise» 
durch  «und».  Ihre  Kommission  hält  weder  das  eine 
noch  das  andere  für  richtig,  denn  die  Vorschösse 
sind  nicht  mehr  zu  amortisieren,  sondern  einfach 
zurückzuzahlen.  Diese  Bestimmung  hatte  seinerzeit 
auf  das  Alkoholanleihen  Bezug,  welches  in  jährlichen 
Quoten  amortisiert  wurde.  Heute  ist  dieses  Verhält- 
nis nicht  mehr  vorhanden,  sondern  wenn  Schulden 
gemacht  werden,  so  müssen  sie  verzinst  und  voll 
und  ganz  zurück  bezahlt  worden. 

Ich  beantrage  Ihnen  Annahme  des  Artikels. 

Angenommen.  -  (Adopti.J 


Art.  15. 

von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
neue  Fassung  unterscheidet  sioh  von  der  früheren 
nur  insofern,  als  der  Bund  berechtigt  sein  soll,  nicht 
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nur  von  den  eingeführten  Spirituosen  die  belreffen- 

<1en  Zollgebühren,  sowie  einen  Auteil  an  den  Ver- 
waltungskosten zu  beziehen,  sondern  auch  von  den 
RohstolTen  zur  Erzeugung  von  gebrannten  Wassern, 
sowie  von  den  Produkten,  zu  deren  Herstellung 
gebrannte  Wasser  benutzt  worden  sind.  Dieser 
Vorschlag  entspricht  dem  bereits  angeführten  Bun- 
desbeschlusse  vom  -20.  Dezember  1887  und  dender- 
malig  bestehenden  Verhältnissen. 

Angenommen.  -  (ÄdopU.) 


Art.  16. 

von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission :  In 
diesem  Artikel  wird  zunächst  das  Wort  «Monopol- 
\erwaltung»  durch  deu  eigentlichen  Firmanamen 
Alkoholverwaltuug»  ersetzt.  Im  weitern  soll  die 
Verteilung  nicht  nur  nach  der  ermittelten,  sondern 
nach  der  « erwahrten*  faktischen  Bevölkerung  vor 
sich  gehen.  Mit  dieser  Aenderung  wird  eine  der- 
malig  aktuelle  Streitfrage  gelöst.  Diese  Streitfrage 
ist  die,  ob  die  Reinerträgnisse  der  Alkoholverwal- 
tung pro  1000  bereits  auf  Grund  der  diesjährigen, 
auf  1.  Dezember  vorzunehmenden  Volkszählung  zu£ 
Verleitung  kommen  sollen  oder  nach  der  alten  Volks- 
zählung von  1888.  Das  gegenwärtige  Gesetz  ist  dies- 
bezüglich nicht  klar.  Es  kann  im  einen  und  im  an- 
dern Sinno  interpretiert  werden,  so  dass  sich  die 
Vertreter  in  den  eidgenössischen  Räten  sehr  wahr- 
scheinlich nach  dem  Interesse  der  betroffenden  Kan- 
tone  gruppieren  werden.  Diejenigen  Kantone,  die 
eine  starke  Bevölkerungsvermehrung  zu  gewärtigen 
haben,  sind  natürlich  für  die  Zugrundelegung  der 
neuen  Volkszählung,  die  Kantone,  die  nur  einen 
schwachen  Zuwachs,  resp.  eine  stabile  Bevölkerungs- 
ziffer aufweisen  werden  —  ich  glaube,  eine  Ver- 
ringerung wird  in  keinem  Kanton  zu  konstatieren 
sein  —  sind  für  die  bisherige  Verteilung.  Wenn 
leb  nicht  irre,  sind  die  ehrenwerten  Vertreter  des 
Standes  Zürich  von  ihrer  Regierung  dringend  ge- 
beten worden,  in  der  Bundesversammlung  für  den 
ersten;  Modus  oine  Lanze  einzulegen.  Die  Anhänger 
dieses  Modus  argumentieren  so:  Laut  Gosel.:  findet 
der  Rechnungsabschluss  je  weiten  auf  den  '■'■].  De- 
zember statt  Auf  diesen  Zeitpunkt  wird  der  nein- 
gewinn zu  ermitteln  sein,  und  es  soll  die  Repar- 
tition  au!  Grund  der  letzten  Volkszählung,  also  nach 
derjenigen  von  1900  erfolneu.  Die  Elnrode,  die 
Reinerträgnisse  beschlugen  das  ganze  Jahr  1900, 
wahrend  die  Volkszählung  erst  gegen  ■  las  Ende  des 
Jahres  stattfinde,  sei  nicht  stichhaltig,  weil  es  un- 
billig »ei,  dass  sie  während  des  vorangegangenen 
langen  Zeitabschnittes  von  il  Jahren  nur  auf  Grund 
der  Volkszählung  von  1888  berücksichtigt  wurden, 
während  die  Bevölkerungsziffer  grösser  sei,  in  Zürich 
vielleicht  40,000  -50,000  Seelen  mehr.  Auch  die 
weitere  Einwendung,  dass  bei  der  Verteilung  des 
Relnertrügnisses  die  Erwahrung  der  Volkszählung 
noch  nicht  stattgefunden  habe,  sei  ohne  praktische 
Bedeutung,  weil  ein  Betrag,  welcher  der  möglichen 
Mutation  entspreche  einlach  zurückbehalten  oder  der 
Ausgleich  bei  der  Abrechnung  des  folgenden  Jahres 
bewerkstelligt  werden  könne. 

leb  persönlich  sympathisiere  aus  naheliegenden 
Gründen  mit  den  Anhängen  dieser  Anschauung,  ob- 


schon  ich  in  der  Kommisston  keinen  Antrag  gestellt 

habe. 

Dann  ist  bestimmt,  dass  der  Bundesrat  den  Kan- 
tonen im  Laufe  des  Jahres  Abschlagszahlungen  mache; 
dies  ist  nichts  Neues,  da  es  bereits  in  den  letzten 
Jahren  so  gehalten  wurde. 

Ich  beantrage  Ihnen  Annahme. 


Stössel:  Der  Kantonsrat  von  Zürich  hat  allerdings 
den  Regierungsrat  beauftragt,  beim  Bundesrat  die 
Rechtsauffassung  zur  Geltung  zu  bringen,  gestützt 
auf  das  bestehende  Gesetz,  dass  die  Verteilung 
des  Reingewinnes  von  1900  auf  Grund  der  Volks- 
zählung, welche  am  1.  Dezember  dieses  Jahres 
stattfindet,  erfolge.  Die  Gründe  hat  der  Herr  Be- 
richterstatter schon  angeführt.  Es  scheint  aus  den 
Mitteilungen  desselben  hervorzugeher.  dass  die 
Einfügung  des  Wortes  erwahrten»  bedeuten  soll, 
es  habe  die  Verteilung  auf  Grund  der  nächsten 
Volkszählung  erst  im  folgenden  Jahre  zu  geschehen, 
weil  die  Erwahrung  des  Volkszählungsergebnisses 
allerdings  erst  im  Frühjahre  1901  stattfinde. 
Allein  einer  Verteilung  auf  Grund  der  nächsten 
Volkszählung  steht  kein  Hindernis  entgegen,  weil  ja 
das  Rechnungsergebnis  pro  1900  auch  erst  um  die- 
selbe Zeit  konstatiert  wird.  Es  ist  ja  schon  bis- 
herige Uebung  gewesen,  dass  jeweilen  in  der 
zweiten  Hälfte  des  Jahres  eine  Abschlagszahlung  an 
die  Kau  tone  gemacht  wurde  und  die  definitive  Abrech- 
nung erst  im  folgenden  Jahre  erfolgte.  Das  wird 
auch  pro  1900  so  sein;  um  dieselbe  Zeit,  da  die 
Bundesversammlung  das  Volkszählungsergebnis  de- 
finitiv feststellen  wird,  wird  auch  der  Rechnungs- 
abschluss stattfinden.  Es  scheint  mir  daher  keine 
Veranlassung  vorzuliegen,  von  dem  bisherigen  Wort- 
laute des  Gesetzes  abzugchen  und  das  Wort  <  er- 
wahrten ■■  beizufügen.  Es  ist  das  gewissermassen 
douhtc  emploi.  Denn  im  Grunde  ist  das  Volkszählungs- 
ergebnis erst  festgestellt,  wenn  die  Bundesversamm- 
lung gesprochen  hat  Ich  beantrage  Ihnen,  die 
Worte  «und  erwahrten»  zu  streichen. 


Abstimmung.  —  Votition. 

Mit  -20  gegen  9  Stimmen  wird  der  Vorschlag  der 
Kommission  zum  Beschluaa  erhoben. 

(Par  '20  voix  contra  9,  la  proposition  dela  com- 
misston  est  adoptee.) 


Art.  17. 

von  .Yrx,  Berichterstatter  der  Kommission :  Art.  17 
betrifft  den  Alkoholzehntel.  Die  Kommission  stimmt 
mit  unwesentlichen  redaktionellen  Abänderungen 
dem  alten  Gesetze  zu.  Der  Nationalrat  wollte  wei- 
tergehen und  fügte  einen  Nachsatz  bei.  wonach  die 
Bundesversammlung  entscheiden  soll,  welche  Ver- 
wendung der  10"/.  den  Vorschriften  des  Art  :i2  bis 
der  Huudesverlassung  entspricht.  Offenbar  ist  die 
Anregung  zu  diesem  Antrage  der  Botschaft  des 
Bundesrates  entnommen.  Dieselbe  betont,  dass  sieb 
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nach  der  Fassung  des  betreffenden  Artikels  mit 
Recht  der  Standpunkt  vertreten  lasse,  der  Bundes- 
rat sei  nicht  befugt,  der  Bundesversammlung  über 
die  Verwendung  des  Alkolmlzehntels  in  den  ein- 
zelnen Kantonen  Antrage  zu  stellen  und  dass  die 
Aufgabe  des  Bundesrates  nur  in  dor  Sammlung  der 
kantonalen  Beriobte  und  in  der  Wr>iterleituag  der- 
selben an  die  eidgenössischen  Räte  bestehe.  Der 
Bundesrat  glaubt  nun,  yine  derartige  passive  Stel- 
lung der  Bundesexekutive  sei  der  Wichtigkeit  der 
Sache  nicht  angemessen  und  es  solle  dieselbe  mit 
Vollmachten  ausgerüstet  werden,  welche  eine  ver- 
fassungsmässige Verwendung  des  Zehntels  sichern. 
Demgegenüber  wurde  aber  in  der  Kommission  ein- 
gewendet, die  Erteilung  besonderer  Vollmachten  sei 
absolut  nicht  notwendig.  Es  sei  ganz  selbstverständ- 
lich, dass  die  Bundesbehörden  über  den  Vollzug  der 
Verfassung  zu  wachen  haben  und  gegen  verfassungs- 
widrige Vorkehren  der  Kantone  eo  ipso  einzuschrei- 
ten das  Recht  hätten.  Andererseits  wurde  betont, 
dass  ein  allzu  schulmeisterliches  Einmischen  in  die 
Angelegenheiten  der  Kantone  nicht  zu  billigen  sei. 
Wir  haben  beschlossen,  es  beim  alten  Text  zu  be- 


i:  Ich  habe  in  der  Kommission  den  An- 
trag gestellt,  dem  Nationalrate  beizuptlichten.  Ich 
bin  damit  in  Minderheit  geblieben,  habe  mir  aber 
vorbehalten,  im  Rate  den  Antrag  wieder  autzu- 
nehmen. Ich  will  Ihnen  kurz  sagen  weshalb.  Es  hat 
jeher  die  Art  und  Weise,  wie  hier  vor- 
wird, gestossen.  Bekanntlich  sind  10% 
des  Erträgnisses  für  die  Bekämpfung  des  Alkoholis- 
mus in  seinen  Ursachen  und  Wirkungen  zu  verwen- 
den. Es  ist  den  Kantonen  überlassen,  wie  sie  das 
thun  wollen.  Sie  haben  einfach  jedes  Jahr  dem 
Bundesrat  über  das,  was  geschehen  ist,  Auskunft 
au  geben.  Die  Berichte  werden  vom  Bundesrate  in 
einer  Botschaft  zusammengestellt,  von  jedem  Rate 
wird  eine  Kommission  bestellt,  es  wird  hier  refe- 
riert und  damit  ist  die  Sacho  fertig.  Ob  die  Verwen- 
dung eine  richtige  ist  oder  nicht,  darauf  kommt  es 
gar  nicht  an.  Das  hat  mich  von  jeher  gestossen. 
Entweder  soll  man  sagen,  wir  bekümmern  uns  nicht 
darum,  wie  die  107«  verwendet  werden,  oder  aber 
wir  sagen,  wenn  die  Verwendung  keine  richtige  ist, 
so  wollen  wir  etwas  dazu  sagen.  Das  liegt,  kurz  ge- 
sagt, im  Beschlüsse  des  Nationalstes,  den  ich  Ihnen 
ebenfalls  anempfehle. 


M.  Python:  Le  texte  vote  par  le  conseil  natio- 
nal et  auquel  parait  s'ötre  rallie  M.  le  vice-presi- 
dent  du  conseil  me  parait  contraire  u  l'art.  '.¥2  bis 
de  la  Constitution  qui  dit:  «Les  cantons  sont  tenus 
d'employor  au  moins  10\.  des  recottes  pour  com- 
battre  l'alcoolisme  dans  ses  causes  et  dans  ses 
effets.»  C'est  le  canton  qui  a  tc  droit  et  l'aMigation 
d'employer  le  107*  pour  combattre  Tabus  de  l'alcool 
dans  ses  cause»  et  ses  effets.  Esl-ce  que  les  auto- 
rites  föderales  n'ont  pas  leur  mot  ä  dire?  Jo  n'irai 
das  jusque  la.  L'assemblöe  föderale  a  le  droit  de 
cantons:  vous  avez  fait  emploi  des  10%, 


cela  ne  cadre  pas  avec  le  texte  constitutiontiel.  Mals 
la  s'arrete  son  Intervention.  Elle  ne  *aurait  deter- 
minerd'avance  les  causes  et  les  effets  del'alcooiismo, 
sous  peine  de  violer  le  texte  constitutionnel.  Voilä 
le  point  de  vue  juridique. 

Quant  au  point  de  vuo  pratique.  ost-co  quo  l'as- 
semblee föderale  est  bion  placeo  pour  statuer  olle- 
meme  sur  les  causes  et  offets  de  l'alcoolisme !  La 
matiere  est  trop  delicate.  II  vaut  beaueoup  mieux 
laisser  aux  cantons,  bien  place-  pour  cela,  le  soin 
de  faire  le  controle  necessaire. 

Je  remercie  la  commission  de  nous  avoir  pro* 
pose  de  ne  pas  adherer  au  texte  du  conseil  na- 
tional. 


M.  Riebard :  Cetle  question  n'est  pas  nouvelle 
pour  lo  conseil  des  etats.  Plusieurs  d'eutrenous  se 
souvienoent  sans  doute  qu'une  proposition  analogue 
fut  formulce  par  un  membro  de  ce  conseil,  il  y  a 
quelques  annees.  A  ce  moment,  le  conseil  des  ötats 
jugea  qu'il  ne  convenait  pas  de  permettre  aux  cham- 
bros  d'apprecier  l'emploi  du  I"'  fait  par  les  cantons. 

Or,  la  consöquence  de  la  redaction  du  conseil 
national  serait  d'instituer  uno  sorto  de  juridiction 
administrative  appartenant  a  l'assemblee  föderale  et 
jugeant  la  conduite  des  cantons.  Cet  empiötement 
de  l'assemblee  föderale  sur  les  droits  des  cantons, 
blesserait,  ainsi  que  l  a  fait  remarquer  M.  Python, 
les  prineipes  consignes  dans  notre  Constitution. 
Nous  n'avons  pas  ä  nous  enger  en  juges  ou  magis- 
ters,  approuvaat  ou  blämant.  Notre  rote  se  borne  ä 
enregistrer  les  rösultats  obtonus  par  les  cantons 
dans  le  cas  particulier.  Est-oe  a  dire  que  si  les 
cantons  ne  font  pas  un  usage  rationnel  des  10% 
pour  combattre  l'alcoolisme  dans  ses  effets  et  ses 
causes,  nous  n'ayons  rien  ä  dire?  Je  ne  le  pense 
pas. 

Le  conseil  föderal  n'est  pas  dösarme.  Les  cham- 
bres  elles-memes  peuvent  exprimer  leur  opinion. 
Mais  vouloir  poser  un  principe  en  vertu  duquel 
tous  les  actes  des  cantons  dans  un  tel  domaine  seraient 
vöriflös  par  la  Confödöration,  c'est  aller  trop  loüx 
Les  besoins  varient  suivant  les  localites.  II  n'y  a 
pas  identite  absolue  entre  ceux  d'un  canton  et  cenx 
d'un  autre.  Nous  devons  tenir  compte  autant  que 
possible  decette  diversitö  et  risquerions  d'aller  a  l in 
contraire  du  but  propose  en  imposant  des  röglee 
uniformes. 

Le  conseil  dos  otats  sera  sagement  inspirö  en 
so  maintenant  sur  le  terrain  oü  il  s'est  placö,  i 
y  a  quelques  annees,  et  que  choisit  la  commission 
dont  nous  apprecions  le  travail  en  ce  moment 


M.  le  conseiller  föderal  Comtesse:  Je  crois  en 
effet  que  le  texte  propose  par  votre  commission  est 
süffisant,  mais  je  constate  qu'il  consacre  une  nou- 
velle competence  du  conseil  födöral.  Jusqu'ä  prö- 
sent,  celui-ci  se  bornait  ü  recueillir  les  rapports 
des  cantons  et  ä  les  transmettro  imprimes  ä  l'as- 
semblöe  föderale.  Chaque  conseil  possede  en  effet 
une  commission  qui  examine  si  l'emploi  decelO*/, 
est  couforme  ou  non  aux  prescriptions  do  la  cous- 
Utution. 

I0MH  x.  Jfo.  i.  ♦ 
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Dorfenavant,  le  conseil  föderal  ne  se  bornera  pas 
a  cela,  mais  il  y  ajoutera  ses  proposilioas.  Si  par 
exrotnplo  uo  caatoa  s'ecarto  complötement  du  bat 
constituüoonol  assignö  ä  l'emploi  de  ce  1U"/o,  s'il 
en  fait  benöncier  l'öcolo  ou  son  penitencier  —  il 
y  on  a,  je  le  sais  —  lo  conseil  fedöral  interviendra 
et  dira:  cet  emploi  n'est  pas  conforme  ä  la  Constitu- 
tion, nous  estimons  qu'il  y  a  lieu  de  faire  des  de* 
marches  aupres  du  canton  pour  le  rappeier  ä  son 
devoir  constitutionnel. 


les  emplois  possibles  de  ce  1O*/0?  Ou  bien  son  ap- 
pröciatiou  de  chaquc  cas  iaterviendra-t-elle  sur  le 
vu  du  rapport  annuel?  Dans  cette  derniere  alterna- 
tive, notrc  position  scrait  tres  embarrassante :  tel 
canton  qui  aurait  recu  fr.  15,000,  20,000,  50,000  et 
les  aurait  affoctes  ä  des  oeuvres  d'interet  general, 
serait-il  appele  ä  rembourser  cette  somme?  Cela 
n'est  pas  possible.  Une  reglementation  uniforme 
pour  l'emploi  du  10  V  gönerait  la  libertö  des  can- 
tons  et  ne  respecterait  pas  le  principe  pose  dans 
la  loi  qui  a  cröö  le  monopole  sur  l'aloool.  Voilä 
pourquoi  je  ne  saurais  que  recommander  le  texte  de 
!  la  < 


Leninaan:  Es  war  mir  vollständig  klar,  dass  os 
etwas  schwierig  sei,  diese  Frage  im  st;i adorate  aul- 
zuwerfen. Ich  gebe  auch  vollständig  zu,  dass  in 
den  letzten  Jahren  dio  Veranlassuag  zu  der  Auf- 
nahme einer  solchen  Bestimmung  weniger  vorhan- 
den war.  Alloin  ich  erinnere  Sie  daran,  was  früher 
geschehen  ist,  wo  z.  B.  ein  sehr  angesehener  Kan- 
ton einen  Teil  des  Alkoholzehntels  dazu  verwendet 
hat,  um  Rebendünger  anzuschaffen.  Andere  Kantone 
haben  den  Alkohoizehntel  für  Schulen  verwendet, 
was  auch  nicht  mit  der  Bekämpfung  des  Alkobolismus 
im  Zusammenhang  stand.  Es  hat  mir  immer  geschie- 
nen, der  Bundesrat  und  die  Bundesversammlung 
sollten  etwas  dazu  zu  sagen  haben,  wenn  aus  den 
Berichten  hervorgeht,  dass  das  Geld  nicht  so  ver- 
wendet wird,  wie  es  verwendet  werden  sollte. 

Ich  mache  Sie  auch  auf  das,  was  Herr  Bundes- 
rat Comtesse  soeben  gesagt  hat,  aufmerksam.  Wenn 
Sie  das,  was  ich  beabsichtige,  nicht  wollen,  so 
müssen  Sie  den  ganzen  Artikel  bekämpfen.  Denn 
der  Artikel  mit  oder  ohne  Zusatz  schafft  hier  eine 
andere  Ordnung  der  Dinge.  Ich  habe  den  Antrag 
gestellt,  den  Zusatz  anzunehmen,  weil  ich  finde,  es 
sei  konsequenter,  wenn  man  das  eino  thut,  auch 
zu  sagen,  was  man  darunter  versteht  Prinzipiell 
wird  Beform  geschafft,  auch  wenn  Sie  den  Zusatz 


M.  Richard:  Le  texte  votö  par  le  conseil  natio- 
nal cree  non  pas  une  eompötence,  mais  deux  com- 
deux  attributions  nouvelles,  l'une  confiee 
Bil  föderal,  l'aulre  remise  a  l'assemblöe  fö- 
derale. 

Je  reconnais  parfaitement  avec  l'honorable  re- 
presentant  du  conseil  föderal  qu'il  est  nöcessaire  ä 
trtro  de  sanclion  des  rapports  commuDiques  quo 
Fautorite  executive  noas  fasse  les  propositions  de- 
ooulant  de  leur  examen.  Mais  la  secondo  compe- 
tence, oelle  attribuöe  ä  l'assemblöe  föderale,  ot  qui 
d*apres  le  texte  quo  j'ai  sous  les  yeux  dötermine  le 
mode  d'emploi  des  10°/o  des  recettes,  est  mal  dö- 
fiaie.  Qu'est-oe  que  cela  signifle?  Est-ce  quo  cela 
sigmiie  que  l'assemblöe  föderale  dem  des  mainte- 
oant  faire  une  eepece  de  schema  theorique  de  tous 


Abstimmung.  —  Voiation. 

Mit  24  gegen  4  Stimmen  wird  der  Antrag  der 

Kommission  angenommen. 

(La  proposition  de  la  commission  1'emporte  par 
24  voix  contre  4.1 


Art.  18. 

von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission :  Der 
Art.  18  umschreibt  etwas  ausführlicher  als  bisher 
die  schwereren  Delikte,  welche  strafbar  sind. 

Was  das  Strafmass  selbst  anbelangt,  so  ist  im 
bestehenden  Gesetz  eine  Geldbusse  vorgesehen,  wel- 
che das  Fünf-  bis  Dreissigfache  der  dem  Staate 
unterschlagenen  Summe  betragt.  Kann  die  letztere 
nicht  ermittelt  werden,  so  tritt  eine  Geldbusse  von 
Fr.  200  bis  10,000  ein.  Befindet  sich  der  Fehlbare 
im  Rückfalle  oder  bestehen  erschwerende  Umstände, 
so  kann  die  Geldbiwse  verdoppelt  und  überdies  auf 
Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  erkannt  werden. 
Das  im  Gesetz  vorgesehene  Strafminimum  hat  sich 
in  vielen  Fallen  als  zu  hoch  erwiesen  und  war 
vielfach  die  Veranlassung,  dass  von  einer  Strafzuer- 
kennung  Uberhaupt  abgesehen  wurde.  Der  Bundes- 
rat glaubt  daher  eine  Besserung  des  jetzigen  Zu- 
stande« darin  zu  erblicken,  wenn  nach  Analogie  des 
Zollgesetzes  nur  das  Maximum  der  Busse  im  Gesetz 
fixiert  würde,  was  Ihnen  auch  die  Kommission  vor- 
schlagt Ebenfalls  im  Anschluß?  an  das  Znllgesetz 
wird  die  Herabsetzung  des  Maximums  der  Geldbusse 
auf  den  zwanzigfachen  Betrag  der  dem  Staate  unter- 
schlagenen Summe  empfohlen.  Immer  noch  im 
Anschluss  an  das  Zollgesetz  sollen  auch  die  Gehülfen, 
Begünstiger  und  Hehler  mit  Strafe  bedroht  werden. 

Ich  beantrage  Ihnen  Annahme  des  Art.  18. 


-  (Adopii.) 


Hier  wird  die  Beratung  abgebr 
(Ici,  le  debat  est  interrorapu.) 


too  Jtnt  «  C.  la 
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Ständerat.  —  Conseil  des  ftats. 

Sitzans  Tom  23.  März  1900,  vormittags  9  Chr.  —  Seance  da  2'i  mars  1900,  ä  9  hettree  da  matin. 


Vor8it2:  \  u  D  , 
Presidence:  J  "* 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour : 

Rcvinion  de»  -A-lltoliolR-esetzes. 
Revision  de  la  ioi  tur  les  spiritueux. 
Fortsetzung.  —  8ttHe. 
(Siehe  Seite  69  hleror.  -  Voir  p*ne  69  d-derant) 


Art.  19. 

von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Art  19  wurde  in  Anlehnung  an  das  Zollgcsetz  in 
das  vorliegende  Gesetz  aufgenommen.  Ich  finde 
mich  zu  keinen  weiteren  Bemerkungen  veranlasst: 
immerhin  stelle  ich  den  Antrag,  daes  in  der  zweit- 
letzten Linie  das  Wort  «indessen»  als  überflüssig 
gestrichen  werde. 

Zustimmung.  —  (AMetkm.) 


Art.  20. 

von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die  Be- 
stimmung dieses  Artikels,  wonach  öebertreter,  weiche 
keinen  festen  Wohnsitz  in  der  Schweiz  haben  und 
lux  die  Bezahlung  der  verwirkten  Busse  keine  ge- 
nügende Garantie  bieten,  von  der  zuständigen  kan- 
tonalen Behörde  in  Sicherheitshaft  behalten  werden 
können,  ist  neu.  Die  Notwendigkeit  solcher  Gesetzes- 
bestimmungen hat  sich  aus  der  bisherigen  Geschäfts- 
praxiserp I  i  Es  muss  namentlich  darauf  aufmerk- 
sam gemacht  werden,  dass  in  letzter  Zeit  zahlreiche 
ambulante  Brennereien  und  zwar  namentlich  an  der 
franzosischen  Grenze  auftauchten.  Diese  gehören 
meistens  fremden  Staatsangehörigen;  sie  kommen 
im  Iferbsto  in  die  Schweiz,  reisen  dann  mit  ihren 
Vehikeln  von  Ort  zu  Ort  und  brennen  alles  zusam- 
g»   wobei  selbstverständlich  und  natürlich  ist, 


dass  auch  oft  verbotene  Rohstoffe  mitgebrannt 
werden.  Es  ist  gut,  wenn  diesen  Leuten  etwas 
auf  die  Finger  gesehen  wird  und  im  üebertretungs- 
falle  auch  in  wirksamer  Weise  gegen  dieselben  auf- 
getreten werden  kann.  Diesen  Erwägungen  ist 
der  Art.  20  des  neuen  Gesetzes  entsprungen;  ich 
beantrage  Ihnen  Annahme  desselben. 

Angenommen.  —  (Aiopti.) 


Art.  21. 

Angenommen.  -  (AdcpU.) 


Art.  22. 

von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission :  Die- 
ser Artikel  sieht  die  liestrafung  der  kleineren,  im 
Art.  18  nicht  genannten  Delikte  vor.  Auch  hier  hat 
die  Praxis  erwiesen,  dass  die  Strafandrohung,  näm- 
lich Fr.  20  bis  500  oder,  wenn  der  Fehlbare  die 
Vornahme  der  amtlichen  Kontrolle  zu  verhindern 
gesucht  hat,  von  Fr.  50  bis  1000  eine  allzu  harte 
ist  Es  wird  deshalb  vorgeschlagen,  das  Minimum 
wegzulassen  und  das  Maximum  mit  Fr.  30,  bezw. 
dem  doppelten  Betrage  zu  begrenzen.  Im  Anlange 
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dieses  Artikels  steht  hier:  «Ausser  den  Im  vorigen 
Artikel  genannten  Fällen»;  es  muss  selbstverständ- 
lich heissen:  «Ausser  den  in  Art  18  genannten 
Pillen.» 

Angenommen.  —  (Adopii.) 


Art.  23. 

tob  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Neu 
Ist  in  diesem  Artikel  nur,  dass  die  Frage,  in  wel- 
cher Weise  die  Verleider-Antelle  der  Beamten  der 
Zoll-  und  Alkohol-Verwaltung  zur  Verteilung  kom- 
men sollen,  dem  Crmessen  des  Bundesrates  anheim- 
gestellt wird.  Bis  anbin  war  das  Verhältnis  so,  dass 
die  Beamten  und  Bediensteten  der  Zollverwaltung 
nach  Anleitung  von  Art  57  des  Zollgesotzes  ent- 
schädigt wurden;  die  Anteile  der  Beamten  der  Al- 
koholJVorwaltung  wurden  in  einen  eigenen  Fonds 
gelegt,  aus  welchem  denjenigen,  welche  sich  be- 
sonders willig  gezeigt  oder  sich  durch  besonderen 
Eiler  ausgezeichnet  hatten,  am  Ende  des  Jahres  eine 
Gratifikation  zugeteilt  wurde.  In  den  ersten  5 
Jahren  nach  Einführung  des  Monopols  hat  man  die 
Beamten  der  Alkohol-Verwaltung  gleich  behandelt, 
wie  diejenigen  der  Zollverwaltung;  man  ist  aber  im 
Verlaule  der  Jahre  von  diesem  System  zurückge- 
kommen und  zwar,  weil  es  in  den  meisten  Fällen 
ausserordentlich  schwer  hält,  zu  ermitteln,  welchem 
Beamten  eigentlich  das  Verdienst  des  Verleiders 
zukommt.  Denn  bei  der  Alkohol-Verwaltung  wird 
die  Entdeckung  von  Defraudationen  sehr  oft  durch 
eine  ganze  Reihe  von  Massnahmen  und  Beobach- 
tungen der  Centraiorgane  veranlasst,  und  es  wäre 
absolut  ungerecht,  wenn  nun  ein  einzelner  Beamter, 
der  von  der  Gentraiverwaltung  delegiert  wird,  um 
diesem  oder  jenem  nachzuspüren,  im  Falle  er  etwas 
entdeckt,  aul  eine  Belohnung  Anspruch  hätte,  die 
unter  Umständen  in  die  Tausende  von  Franken 
gehen  kann.  Wir  haben  in  der  Delegation  sowohl 
als  in  der  ständigen  Alkoholkommission  immer  ge- 
funden, dass  es  Pflicht  aller  Beamten  und  nament- 
lich auch  der  Kontrollbearaten  sei,  welche  sehr  gut 
bezahlt  sind  und  den  Sommer  über  fast  gar  nichts 
zu  thun  haben,  von  Amtes  wegen  und  ohne  besondere 
Belohnungen  Uebertretungen  nachzuspüren.  Aller- 
dings soll,  wenn  solche  Beamte  vorhanden  sind,  welche 
sich  durch  besondern  Eifer  und  Spürsinn  ausge- 
zeichnet haben,  diesen  eine  Anerkennung  zu  Teil 
werden  in  Form  von  Gratifikationen.  Man  hat  in 
den  letzten  Jahren  Gratifikationen  bis  auf  Fr.  300 
ausgeteilt  Man  fand,  es  wäre  sehr  ungerecht,  wenn 
z.  B.  ein  nachlässiger  Beamter,  der  zufällig  eine 
Defraudation  entdockt,  noch  eine  Belohnung  erhielte, 
einen  Auteil  an  der  Busse  von  vielleicht  tausend  und 
mehr  Franken,  während  ein  anderer  Beamter,  der  seine 
Pflicht  in  allen  Teilen  erfüllt,  der  aber  zufällig  nicht 
auf  solche  Defraudationen  slosst,  leer  ausgehen 
würde.  Denn  nicht  der  Umstand,  dass  einmal  eine 
Geaetzcs-Uebertretung  entdeckt  wird,  macht  den 
guten  Beamten  aus,  sondern  dass  er  jahraus  jahrein 
seine  Pflicht  erfüllt  und  dadurch  die  richtige  Hand- 
habung des  Gesetzes  ermöglicht.  Allerdings  wäre 
es  dann  wünschenswert,  dass  die  Beamten  !  r  Zoll- 
verwaltung gleich  behandelt  wurden,  wie  diejeni- 


gen der  Alkohol-Verwaltung.  Gegenwärtig  also  be- 
ziehen die  Beamten  der  Zollverwaltung  auf  Grund 
des  Zollgesetzes  ihre  Anteile  von  den  Bussen,  wäh- 
rend, wie  gesagt,  die  Beamten  der  Alkohol-Verwal- 
tung auf  die  Gratifikationen  angewiesen  sind,  welche 
ihnen  am  Ende  des  Jahres  von  der  Verwaltung  oder 
vom  Finanzdepartement  zugewiesen  werden.  So  wie 
der  Art.  18  formuliert  ist,  hat  der  Bundesrat  freie 
Hand;  er  kann  die  Verleiderfrage  ordnen  im  einen 
oder  andern  Sinne  und  jedenfalls  so,  wie  die  Be- 
dürfnisse der  Verwaltung  es  erheischen.  Wir  möchten 
Ihnen  vorschlagen,  diese  Frage  von  Gesetzes  wegen 
nun  einmal  definitiv  so  zu  regulieren. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  21. 

tob  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Art  24  handelt  von  dem  Gerichtsverfahren.  Wer 
sich  gegen  die  Vorschriften  der  Art  10  und  11  ver- 
geht, d.  b.  gegen  die  Bestimmungen  betreffend  den 
Privathandel,  ist  naoh  den  bezüglichen  kantonalen 
Strafgesetzen  und  Strafprozessbestimmungen  zu  be- 
urteilen und  zwar  selbstverständlich  von  den  zu- 
ständigen kantonalen  Gerichten.  Bei  Uebertretungen 
von  Art  18  dagegen  richtet  sich  das  Verfahren  nach 
dem  Bundesgesetz  vom  30.  Juni  1849  betreffend  das 
Verfahren  bei  Uebertretungen  fiskalischer  und  poli- 
zeilicher Bundesgesetze,  sowie  nach  dem  Bundesgesetz 
vom  22.  März  1893  über  die  Organisation  der  Bun- 
desrechtspflego.  Der  Wortlaut  dieses  Artikels  ent- 
spricht durchaus  den  bestehenden  Rechtsverhält- 
nissen, und  ich  beantrage  Ihnen  Annahme  desselben. 


M.  Python:  Je  desire  obtenir  an  renseignement 
au  sujet  dn  droit  de  gräce  et  savoir  crai  l'exerce? 


M.  le  consoiller  federal  Comtesse:  C'est  l'as- 

semblee  föderale. 

Angenommen.  —  (Adopii.) 


Art.  25. 

Ton  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
erste  Satz  dieses  Artikels  ist  selbstverständlich;  der 
zwoito  bodarf  dagegen  der  Aufklärung. 

Vor  dorn  Monopol  bestehend3  Bronnereien  haben 
in  der  Folge  ebenüalls  Lose  erhalten;  natürlich  hat 
man  diese  Brennereien  nicht  expropriiert  sondern 
*s  wurde  die  Kntqchüdiixuncrsfrage  in  dem  Sinne 
gelöst,  dass  alljährlich  auf  den  bezüglichen  Gebäu- 
den und  Einrichtungen  eine  der  Abnützung  ent- 
sprechende Amortisation  zu  buchen  ist;  was  nach 
Entzug  des  Brenaloscs  von  der  bei  Einführung  des 
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Monopols  ermittelten  Schätzungssumme  noch  übrig 
bleibt,   ist  die  dem  Besitzer  zu  entrichtende  Ent- 
schädigung.   Derartige  Rechtsverhältnisse  müssen* 
natürlich  auch  in  diesem  Gesetze  vorbehalte  blei- 
ben. 

Ich  beantrage  ebenlalls  Annahme. 
Angenommen.  —  (Adopte.) 


Art.  26. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


IL  !e  President:  Je  demande  ä  rassemble© 
sl  eile  veut  revenir  sur  Tun  ou  l'autre  des  articles 
adoptes? 


Bitsehard:  Ich  möchte  beantragen,  auf  Art.  2 
zurückzukommen  und  zwar  in  dem  Sinne,  dass  im 
zweiten  Satz  an  Stelle  der  Zahl  von  25,000,  welche 
Sie  vorgestern  angenommen  haben,  die  Zahl  von 
30,000  angenommen  wird.  Sie  erlauben  mir,  dass 
ich  hier  in  aller  Kürze  die  Gründe  Tür  dieses  Zu- 
rückkommen anführe.  Einmal  halte  ich  dafür,  dass 
bei  der  Diskussion  und  bei  der  Abstimmung  Ver- 
wechslungen obgewaltet  haben,  wenigstens  ist  das 
nicht  ausgeschlossen,  und  es  wurden  mir  von  Mit- 
gliedern des  Ratos  auch  schon  bezügliche  Mittei- 
lungen gemacht,  dass  die  Hektoliter  und  die  Meter- 
zentner verwechselt  worden  seien,  was  eine  -Verschie- 
bung der  Zahlen  um  »/•  zur  Folge  hat  und  also  wesent- 
lich in  Betracht  kommt  Das  ist  der  eine  Grund. 
Im  weitern  möchte  ich  Ihnen  noch  folgende  Zahlen 
vorführen  und  Sie  bitten,  dieselben  festzuhalten. 
Gegenwartig  sind  an  die  Inlandbrennerei  vergeben  : 
1)  an  die  Genossenschaften  22,000  hl,  2)  an  Einzel- 
brenner 6140  hl.  total  28,140  hl.  Wenn  Sie  die  Be- 
teiligung der  Inlandbrennerei  auf  25,000  hl  fest- 
setzen, so  nehmen  Sie  gegenüber  dem  jetzigen 
Stand  der  Dinge  eine  Reduktion  von  3000  hl  vor, 
was,  wenn  nicht  alle,  so  doch  einige  der  Herren 
Mitglieder,  welche  vielleicht  das  erste  Mal  für  Re- 
duktion gestimmt  haben,  doch  schliesslich  selbst 
nicht  wollen.  Im  weitern  muss  noch  auf  folgendes 
hingewiesen  werden.  Wenn  Sie  die  25,000  hl  fest- 
halten, so  passt  dann  diese  Bestimmung  gar  nicht 
zum  ersten  Satz.  Im  ersten  Satz  steht,  dass  an- 
nähernd V»  des  Landesbedarfes  an  Sprit  und  Spiri- 
tus durch  die  Inlandbrennerei  beschafft  werden 
solle;  im  zweiten  aber  würde  gesagt,  dass  dieser 
Viertel  auf  25,000  hl  bestimmt  werde.  25,000  hl 
nun  sind  '/<  von  100,000  hl;  dermalen  ist  aber  der 
Verbrauch  ca.  140,000  hl,  und  es  ist  dann  eine  Un- 
wahrheit, wenn  Sie  im  ersten  Satze  sagen,  dass 
annähernd  '/»  der  Inlandbrennerei  zukommen  solle. 
Also  entweder  das  eine  oder  das  andere;  entweder 
müssen  Sie  die  '25.000  hl  auf  30,000  erhöhen,  damit 
der  erste  und  der  zwoite  Satz  miteinander  in  Ueber- 


einstimmunp!  sind  oder  aber,  wenn  Sie  die  25,000  hl 
lesthalten  wollen,  dann  müssen  Sie  diesen  Satz  mit 
dem  ersten  Satz  in  Uebereinstimmung  bringen,  resp. 
den  ersten  Satz  abändern  und  sagen,  dass  in  Zu- 
kunft nicht  mehr  '.'«  massgebend  sein  soll.  Das 
ist  ilie  Konsequenz  der  Beschlussfassung,  die  vor- 
gestern stattgefunden  hat.  ( 

Ich  will  mich  über  die  Sache  solbst  nicht  wel- 
ter auslassen  und  nur  noch  folgendes  bemerken. 
Man  hat,  und  das  mit  Recht,  von  einem  Kompro- 
misse gesprochen,  der  früher  in  dieser  Sache  ab- 
geschlossen worden  sei.  Es  ist  das  auch  richtig, 
und  auf  Grundlage  dieses  Kompromisses  hat  das 
Gesetz  schliesslich  die  Zustimmung  des  Volkes  erhalten 
und  ist  zustande  gekommen.  Nun  bin  ich  nicht  der 
Meinung,  dass  politische  oder  politisch-ökonomische 
Kompromisse  eine  ewige  Dauer  beanspruchen  kön- 
nen; es  wäre  dies  gegen  das  sittliche  Gesetz  der 
Entwicklung,  und  dieses  letztero  steht  ja  natürlich 
hoher,  als  derartige  in  einem  gewissen  Zeitpunkt 
abgeschlossene  Kompromisse.  Aber  das  kann  man 
verlangen,  dass  solche  Kompromisse,  solche  Ver- 
sprechungen und  Worte,  die  man  sich  gegeben  hat, 
nicht  gebrochen  werden  sollen  ohne  Bedürfnis,  nur 
nach  reiner  Laune,  nach  reiner  Willkür,  etwa  da- 
nach, dass  noch  ein  anderes  Interesse  sioh  in  den 
Vordergrund  drängen  möchte.  Man  hat  vielleicht 
die  Gewalt,  solcho  Kompromisse  zu  brechen  und 
nicht  zu  halten;  aber  man  bricht  sie  nicht  unge- 
straft. Nun  aber  möchte  ich  nicht  missverstanden 
Silin.  Wenn  ich  das  sage,  so  soll  darin  nicht  irgend- 
welche Drohung  ausgesprochen  sein  —  jeder  Ge- 
danke nach  dieser  Richtung  liegt  mir  fern  —  son- 
dern es  soll  damit  nur  das  Gesetz  konstatiert  sein, 
das  früher  oder  später  immer  platzgreift,  wenn 
solche  Kompromisse  gebrochen  werden.  Mit  diesen 
wenigen  Worten  möchte  ich  Ihnen  beantragen,  auf 
don  Art.  2  zurückzukommen. 


Beichlln:  Ich  erlaube  mir,  dem  gestellten  An- 
trag zu  opponieren  und  den  Antrag  zu  stellen,  auf 
den  Art  2  nicht  mehr  zurückzukommen.  Ich  halte 
die  Motivierung,  wie  sie  soeben  angebracht  worden 
ist  nicht  für  zutreffend.  Ich  glaube  vorab  nicht 
dass  zwischen  dem  ersten  und  dem  zweiten  Satz 
ein  Widerspruch  sei,  wenn  von  annähernd  '/«  des 
Landesbedarfs  gesprochen  und  gesagt  wird,  dieser 
annähorndo  Viertel  dürfe  nicht  höher  als  auf  25,000  hl 
berechnet  werden.  Wir  waren  ja  von  Anfang  an 
im  Streito  darüber,  ob  bei  diesom  annähernden 
Viertel  nur  Trinksprit  oder  Trinksprit  und  Breun- 
sprit in  Berechnung  zu  ziehen  sei.  Dieser  Kamp! 
hat  Jahre  lang  gedauert  und  allerdings  mit  einer 
Interpretation  zu  Gunsten  der  Auffassung  abge- 
schlossen, dass  auch  der  Brennsprit  miteinbezogen 
werde,  aber  nur  deswegen,  weil  der  Wortlaut  des 
Gcsotzes  dafür  spricht,  nicht  aber  die  ratio  legis, 
welche  ursprünglich  von  diesem  Brennsprit  gar 
nicht  gesprochen  hat;  denn  ursprünglich  hatte  man 
bei  den  Zukunftsberechnungon  nur  den  Trinksprit 
im  Auge,  keineswegs  den  Brennsprit.  Wenn  wir 
also  auch  heute  in  einer  Gesetzesbestimmung 
sagen:  annähernd  "<  aber  nicht  mehr  als  25,000  hl, 
so  liegt  darin  absolut  kein  Widerspruch. 

Sodann  wird  gesagt,  bei  der  letzten  Abstimmung 
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habe  offenbar  eine  irrige  Meinung,  eine  Verwechslung 
der  Hektoliter  und  Meterzentner  obgewaltet  Ich 
glaube,  diese  Frage  ist  mit  alier  Deutlichkeit  erörtert 
worden.  loh  habe  Ihnen  bei  Begründung  meines 
Antrages  gesagt,  dass  der  Durchschnitt  der  Inland- 
brennerei jetzt  26,500  hl  insgesamt  betragen  habe, 
und  diese  26,500  hl  sollen  jetzt  durch  den  Antrag 
der  Kommission  um  3500  hl  uberschritten  werden, 
wahrend  doch  die  Postulate,  welche  zur  Revision 
des  Gesetzes  führten,  die  Tendenz  hatten,  diese  In- 
landbrennerei zu  reduzieren.  Ich  habe  Ihnen  auch 
mit  aller  Klarheit  ausgelührt,  dass  für  diese  26.500  hl 
Inlandsprit  nicht  nur  Kartotleln  gebrannt  wurden, 
sondern  in  den  ersten  6  Jahren  wenigstens  40°/o 
Körnerfrüchte,  wovon  die  meisten  auch  ausländi- 
scher Provenienz.  Der  Kompromiss,  der  seinerzeit 
abgeschlossen  worden  ist,  wurde  abgeschlossen  mit 
Rücksicht  auf  die  Landwirtschaft,  wolcho  in  ge- 
wissen Landesgegenden  eine  üeberproduktion  an 
Kartoffeln  hat;  er  wurde  aber  nicht  abgeschlossen 
mit  den  Brennern  und  Aktionären,  welche  hinter 
denselben  stehen  und  zwar  deswegen  nicht,  weil 
der  Bund  diese  Brenner  mit  5  Millionen  auszu- 
kaufen hatte.  Diese  Interessen  sollten  in  meinen 
Augen  beseitigt  sein;  es  sollen  nur  massgebend 
sein  die  Interessen  der  Landwirtschaft,  und  diese 
haben  sich  in  folgender  Weise  verändert: 

In  den  letzten  10  Jahren  worden  durchschnitt- 
lich nur  150,000  q  Kartoffeln  verarbeitet,  welche  per 
Jahr  im  Durchschnitt  nicht  mehr  als  15,000  hl  Sprit 
ergaben.  Wenn  wir  nun  gegenüber  diesem  Durch-" 
schnitt  von  15,000  hl  Sprit,  der  aus  Kartoffeln  ge- 
wonnen wurde,  der  Landwirtschaft  sagen:  in  Zu- 
kunft lassen  wir  nicht  nur  Kartoffeln  in  diesem  Be- 
trage verarbeiten,  sondern  noch  40  °/o  mehr,  für 
25, 000  statt  bisher  15,000  hl,  so  ist  dies  jeine  scr  weit- 
gehende Konzcssion,  und  ich  glaube  im  geringsten 
nicht  eine  Missachtung  ursprünglich  gegeueuer  Zu- 
sicherungen zu  begehen.  Es  ist  ja  recht,  dass  man 
dio  Landwirtschaft,  die  bei  dieser  Kartoffelbrenneroi 
beteiligt  ist,  in  der  weitgehendsten  Wciso  berück- 
sichtigt; aber  wir  haben  auch  dio  Pflicht,  die  Inter- 
essen der  Kantone  und  des  Bundes  wahrzunehmen, 
und  diese  einzige  Differenz  von  5000  hl  zwi- 
schen dem  Mehrheitsantrag  und  dem  Minderheits- 
antrag, den  Sie  angenommen  haben,  kommt  zum 
Ausdruck  in  einer  Ziffer  von  Fr.  300,000,  wovon 
Fr.  200,000  den  Kantonen  und  Fr.  100,000  dem  Bunde 
zufliessen.  Ich  glaube  also,  wir  haben  die  Pflicht, 
auch  diese  Interessen  wahrzunehmen,  und  ich  möchte 
Dinen  meinerseits  beantragen,  nicht  mehr  auf  den 
Art  2  zurückzukommen. 


Bi(7lrr:  Ich  war  leider  infolge  Krankheit  verhindert, 
an  der  Beratung  dieses  Gesetzes  teilzunehmen.  Den 
Referaten  rW /"Hungen  habe  ich  entnommen,  dass 
da  und  dort  Doch  unrichtige  Ansichten  über  die  In- 
laudtnemtcrel  herrschen.  Sie  wollen  muh  des- 
halb entschuldigen,  wenn  ich  zur  Begründung  dos 
Antrages  sui  Zurückkommen  etwas  weiter  ansgreiio. 

Es  wurde  gesagt,  es  sei  seinerzeit  ein  Kompro- 
miß abgeschlossen  worden.  Dies  ist  richtig.  Wie 
bei  Einführung  irgend  eines  neuen  Monopols,  wur- 
den auch  bei  Einführung  dos  Alkoholmonopols  pri 
vate  Interessen  verletzt  und  zwar  in  sehr  starkom 
Masse.   Auf  der  einen  Seite  wurde  durch  Verteue- 


rung dos  Alkohols  das  Interesse  des  Trinkers  ver- 
letzt; man  hat  ja  damals  viel  vom  «Gläschen  des 
armen  Mannes»  gesprochen  und  erklärt,  der  Alko- 
holkonsum müsse  bekämpft  werden.  Hätte  man  das 
Monopol  rein  durchgeführt  so  wären  noch  ganz 
andere  Interessen  verletzt  worden,  indem  in  diesem 
Falle  für  die  einheimischen  Trauben,  Weine,  Wein- 
trester,  Woinhofen  etc.  keino  Ausnahme  hätte  ge- 
macht werden  können.  Ferner  hätte  man,  wäre  das 
Alkoholmonopol  nur  zu  fiskalischen  Zwecken  ein- 
geführt worden ,  den  Alkohol  zu  industriellen 
Zwecken,  also  den  denalurietren  Alkohol,  ebenfalls 
einbezogen.  Ein  Hauptinteresse  wurde  dadurch  ver- 
letzt dass  man  auf  der  einen  Seite  für  Kern-  und 
Steinobst  etc.  eine  Ausnahme  gemacht,  dagegen  auf 
der  andern  Seite  die  Kartoffelbrenneroi  vollständig 
verboten,  d.  h.  monopolisiert  hat  Dabei  wurden 
in  orstcr  Linie  die  Interessen  der  Brennereien  ver- 
letzt, und  man  erklärte  deshalb  solort,  die  Bren- 
nereien müssen  entschädigt  werden.  Allein  hinter 
den  Brennereien  stehen  diejenigen,  die  bisher  Kar- 
toffelbau betrieben  haben.  In  einzelnen  Kantonen 
muss  der  Kartoffelbau  mit  der  übrigen  Landwirt- 
schaft mitgeführt  werden  und  ohne  Einführung  der 
Inlandbrenneroi  wäre  derselbe  grösstenteils  verun- 
möglicht  worden. 

Wie  hat  man  sich  nun  mit  den  verschiedenen 
Interessen,  welche  verletzt  wurden,  abgefunden'? 
Um  denjenigen  Kantonen  entgegenzukommen,  welche 
ein  grosses  Interesse  daran  hatten,  Weintrester, 
Kern-  und  Steinobst  etc.  brennen  zu  können,  wur- 
den die  genannten  Stoffe  nicht  unter  das  Monopol 
gestollt  Für  die  Brennereien  wurden  Entschädi- 
gungen vorgesehen.  In  Bezug  auf  den  Sprit  zu  tech- 
nischen Zwecken  wurde  gesagt  derselbe  solle  von 
der  Monopol  Verwaltung  zum  Selbstkostenpreis  abge- 
geben werden,  und  um  den  Kartoffolpflanzern  ent- 
gegenzukommen, wurde  bestimmt,  es  solle  '/«  des 
Gesamlbedarfs  an  Sprit  durch  die  Inlandbrennerei 
gedeckt  und  für  die  Kartoffeln  ein  Preis  bezahlt 
werden,  bei  dem  os  möglich  sei,  auch  in  Zukunft 
Kartoffeln  zu  kultivieren;  dabei  solle  die  Schlempe 
Ire!  bleiben. 

Nun  ist  man  soither  vom  orsprünglichen  Zwecke 
des  Monopols  mehr  oder  weniger  abgewichen  und 
hat  den  fiskalischen  Zweck  desselben  in  den  Vor- 
dergrund gestellt  Vom  rein  ethischen  Standpunkt 
aus  betrachtet,  liegt  ein  wunder  Punkt  namentlich 
in  den  monopolfreien  Brennereien.  Die  Alkoholver- 
waltung macht  in  ihren  Delegationsberichten  be- 
ständig darauf  aufmerksam,  dass  in  Bezug  auf  die 
Erzeugung  gebrannter  Wasser  aus  monopolfreien 
Stoffen  durchaus  keine  Kontrolle  bestehe.  Will  man 
den  Alkoholkonsum  einschränken,  so  sollte  man 
dahin  wirken,  dass  die  gegenwärtig  monopollreien 
Produkte  ebenfalls  dem  Monopol  unterstellt  werden. 

Der  Standpunkt  des  Herrn  Roichlin  ist  oin  voll- 
ständig anderer.  Er  spricht  wohlweislich  nicht  von 
den  monopollreien  Brennereien,  die  sich  in  ausser- 
ordentlich grosser  Zahl  im  ganzen  Lande  herum 
finden.  Nach  dem  letzten  Dclogati  onsbericht  der 
Alkoholvcrwaltung  erzeugt  ein  einziger  Kanton 
4000  ij  raonono.froio  gebrannte  Wasser.  Leider  fehlt 
in  dieser  Beziehung  jede  Kontrolle  und  man  kann 
nicht  wisson,  wie  der  Herr  Berichterstatter  der 
Kommission  bei  Art  20  erwähnte,  ob  nicht  mit- 
unter auch  solche  Stoffe  mitgebrannt  werden,  die 
nicht  monopollrei  sind. 
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Dabei  Ist  festzuhalten,  dass  die  Inlandbrennerei 
aal  den  Konsum  keinen  Einfluss  hat;  es  wird  des- 
wegen weder  mehr  noch  weniger  Sprit  konsumiert 
Das  Verhältnis  ist  lediglich  das,  dass  man  ein  ge- 
wisses Quantum  nicht  vom  Ausland  bezieht,  son- 
dern im  Inland  selbst  produziert.  Dies  festgestellt, 
müssen  wir  uns  fragen:  Ist  es  richtig,  nachdem 
man  den  Kartoffelpflanzer  in  der  Weite  entsc  h  ä  d  i  gte, 
dass  man  ihm  versprach,  es  sol'e  '/.  des  Landes- 
bedarfes  im  Inland  produziert  werden,  nun  in  Bezug 
auf  diesen  Kompromiss  eine  Abänderung  zutreffen? 
Als  es  sich  um  die  Verstaatlichung  der  Eisennahnen 
handelte,  sagte  man  sich  ohne  weiteres,  die  Gesell- 
schaften müssen  im  Verhältnis  der  Ergebnisse  der 
letzten  10  Jahre  entschädigt  werden.  Die  Kartoflel- 
pflanzer  dagegen,  die  sollen  keine  Entschädigung 
bekommen,  bezw.  man  will  dasjenige,  was  man 
ihnen  seinerzeit  versprochen  hat,  herabmarkten!  Ja, 
Herr  Schumacher  gieug  noch  weiter,  wie  ich  ge- 
lesen habe,  und  wollte  die  Inlandbronnerei  nach 
und  nach  ganz  unterdrücken. 

Was  würde  es  für  einen  Eindruck  machen,  wenn 
die  eidgenössische  Alkoholverwaltung  keinen  Sprit 
mehr  im  Inlando  fabrizieren  lassen,  bezw.  kaufen 
wollte?  Wir  haben  schon  früher  über  das  Tabak- 
monopol gesprochen.  Angenommen  nun,  das  Ta- 
bakmonopol würde  eingeführt  und  man  würde  er- 
klären: der  bisher  im  Inland  produzierte  Tabak  ist 
uns  zu  teuer,  wir  kaufen  den  Tabak  billiger  und 
besser  im  Ausland;  ebenso  fällt  es  uns  nicht  ein, 
in  der  Schweiz  fabrizieren  zu  lasson,  da  die  ein- 
heimischen Arbeitskräfte  teurer  sind.  Was  würde 
ein  derartiges  Vorgehen  für  einen  Eindruck  machon? 
Als  seinerzeit  in  den  Räten  über  das  Zündhölzchon- 
monopol  verhandelt  wurde,  wurde  dem  Dundesrat 
dnreh  eine  belgische  Fabrik  offeriert,  den  ganzen 
schweizerischen  Bedarf  zu  decken  und  zwar  zum 
Preise  von  Fr.  4  pro  tausend  Schachteln  schwedi- 
scher Facon.  Bei  unsorn  Arbeitorvorhiltnissen  wäre 
es  gar  nicht  möglich,  zn  diesem  Preise  im  Inland 
fabrizieren  zu  können.  Allein  wenn  das  Zündhölz- 
chenmonopol angenommen  worden  wäre,  so  wäre 
man,  davon  bin  Ich  überzeugt,  auf  die  Offerte  nicht 
eingetreten,  sondern  hätte  die  Zündhölzchen  Im  In- 
land fabrizieren  lassen. 

Ich  wollte  dies  erwähnen,  um  zn  zeigen,  dass 
man  auch  beim  Alkoholmonopol  nicht  nur  die  rein 
fiskalischen  Gesichtspunkte  im  Augo  behalten  darf, 
sondern  auch  die  inländische  Produktion  stützen 
muss. 

Nun  wird  gesagt,  die  Alkoholverwaltung  verliere 
•  an  der  inländischen  Produktion.  Das  ist  ein  Irrtum. 
Der  Inlandbrennerei  wurden  im  letzten  Jahrfünft  per 
hl  Fr.  78.  43  bezahlt,  während  der  Verkaufspreis 
Fr.  150  beträgt  Die  Alkoholvorwaltung  erleidet  also 
auf  der  Inlandbrennerci  nicht  nur  keinen  Verlust, 
sondern  einen  Gewinn  von  ca.  1O0°/o.  Richtig  ist 
allerdings,  dass  sie  auf  diesem  Sprit  weniger  ver- 
dient, als  auf  demjenigen  ausländischer  Provenienz. 
Der  Auslandsprit  kostete  im  letzten  Jahrfünft  Fr.  "JS.  80 
per  hl,  es  besteht  somit  gegenüber  dem  Preis  des 
Inlandsprits  eine  Differenz  von  ca.  Fr.  50.  Allein 
diese  Differenz  kann  unter  Umstanden  einem  von 
Jahr  auf  das  andore  verschwinden.  Es  ist  ein  reiner 
Zufall,  daes  gegenwärtig  Deutschland  und  Oester- 
reich den  Sprit  so  billig  abgeben.  Es  hangt  das  mit 
dem  Spritriug  zusammen,  der  seine  Ue!j«  rscliüsse, 
für  die  er  sonst  keine  Verwendung  hätte,  billig  ab- 


grabt; aHein  diese  Verhältnisse 
Umständen  sehr  schnell  verändern. 

Von  Herrn  Reichlin  wurde  neuerdings  gesagt, 
mit  den  25,000  hl  wolle  man  der  Inlandbrennerei 
mehr  gewähren,  als  es  gegenwärtig  der  Fall  s«i. 
Das  ist  durchaus  nicht  richtig.  Nach  dem  Gesetz 
soll  der  Inlandbrennerei  annähernd  ein  Viertel  vor- 
behalten bleiben.  Nun  betrug  im  Jahre  189«,  laut 
dem  liericht  der  Alkoholverwaltung,  der  gesammte 
Landesbedarf  119,130  q  oder  rund  120,000  q,  ein 
Vierteil  hievon  macht  30,000  q  oder  35,000  hl.  Hätte 
die  Alkoholverwaltung  das  Gesetz  streng  durchführen 
wollen,  so  hätte  sie  also  im  Jahre  1898  35,000  hl 
an  die  Inlandbrennerei  vergeben  müssen.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  im  Wurfe  liegende  Revision  des  Al- 
koholgesotzes that  man  dies  nicht;  man  ist  also 
schon  jetzt  unter  den  den  Kartoflelpflanzern  ver- 
sprochenen Vierteil  horabgogangen.  Das  seinerzeit 
gegebene  Versprechen  einseitig  zu  ändern,  halte  ich 
nicht  für  richtig.  Will  man  in  dieser  Beziehung 
vom  Kompromiss  abgehen,  dann  soll  man  auch  auf 
den  Art  1  zurückgreifen  und  die  monopolfreien 
Stoffe  ebenfalls  dem  Monopol  unterstellen.  Ebenso 
müsste  man  sich  dann  fragen,  wenn  das  Monopol 
rein  fiskalisch  ausgebeutet  werden  soll,  ob  nicht 
auch  die  Industrie,  d.  h.  der  denaturierte  Sprit  in 
massiger  Weise  herangezogen  werden  solle.  Eine 
bloss  einseitige  Aenderung  des  Kompromisses  und 
des  seinerzeit  gegebenen  Versprechens  halte  ich, 
wie  gesagt,  nicht  für  richtig,  und  deshalb  möchte 
ich  den  Antrag  des  Herrn  Ritschard  sehr  unter» 
stützen  und  Sie  bitten,  für  diesmal  den 
abgeschlossenen  Kompromiss  festzuhalten. 


Hchutnaeher:  Sie  erinnern  sich,  dass  ich  zn 
Art  2  den  Antrag  gestellt  hatte,  das  Quantum  der 
Inlandbronnerei  auf  20,000  hl  herabzusetzen;  Sie 
haben  diesen  Antrag  abgelehnt  und  ich  habe  mich 
dann  dem  Antrage  des  Herrn  Reiohlin  angeschlossen 
und  bin  auch  heute  im  Falle,  Ihnen  Festhalten  an 
diesem  Antrage,  den  Sie  meines  Erinnerns  mit  48 
cegen  11  Stimmen  angenommen  haben,  zu  empfehlen. 
Wenn  ich  davon  absehe,  meinen  ursprünglichen 
Antrag  wieder  aufzunehmen,  so  geschieht  es  einer- 
seits, weil  ich  den  Entscheid,  den  Sio  mit  grosser 
Mehrheit  gofasst  haben,  respektiere  und  andererseits 
auch  nicht  eine  lange  Diskussion  herbeiführen  will, 
dlo  doi-h  wohl  zwecklos  wäre.  Der  Heschlus»,  den 
Sie  gefasst  haben  und  den  nuu  Herr  Ritschard 
wieder  anficht,  hat  meines  Krachtet»«  zwei  Seiten, 
einmal  eine  kantonal-fiskalische  und  sodann  eine 
allgemein  wirtschaftliche.  Die  Herabsetzung  des  bv 
landquautums  von  30,000  auf  25,000  hl  würde  nach 
meiner  Berechnung  eine  Besserstellung  der  Kantone 
um  nicht  ganz  10  Rappen  pro  Kopf  der  Bevölke- 
rung ausmachen.  Es  ist  das  ein  Betrag,  der  ja  ge- 
wiss für  Kantone,  die  an  ein  verhältnismässig 
grosses  Budget  gowfihnt  sind,  wie  Genf,  Freiburg, 
St  Gallen,  Tessin  und  andere  mehr,  ja  kaum  in  Be- 
tracht kommt,  und  ich  kann  Sie  versichern,  dass 
auch  bei  mir  der  kantonal-fiskalische  Standpunk 
nicht  vorherrscht;  diesor  Standpunkt  hätte  ja  bei 
Art  1.  als  es  sich  um  die  Festlegung  des  Maximal- 
Vcrkaufspreises  des  TrinksprlU  handelte,  in  Tie 
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weitgehenderem  Masse  berücksichtigt  werden  kön- 
neu.  Wenn  mein  Antrag  auf  Erhöhung  des  Maximal- 
Verkaufspreises  tur  Trinksprit  uni  Fr.  25  beliebt 
hätte,  so  h;itte  dies  für  die  Kantone  eine  Besser- 
stellung von  ca.  SO  Kappen  pro  Kopf  der  BavOlk.fr- 
ruog  ausgemacht;  es  scheint  inir  also,  dass  diejeni- 
gen, welclio  den  kantoiKikn  Standpunkt  m  •U-n  Vor- 
dergrund stellen,  iolieicht  Yeiaulassung  gehabt 
hätten,  für  meinen  Antrag  zu  stimmen. 

Herr  Rilschard  hat  erklärt,  es  hätten  sich  vor- 
gestern verschiedene  Herren  geirrt,  sie  hatten  die 
Hektoliter  mit  Meterzentnern  verwechselt.  Die 
Herren,  welche  den  Hektoliter  mit  dem  Meterzentner 
verwechseln,  sind  offenbar  Totalabstincuten,  und  es 
freut  mich,  dass  es  fortan  nicht  mehr  das  aus- 
schliessliche Privileg  des  Nationalrates  sein  wird 
solche  Leute  in  seiner  Mitte  zu  haben. 

Sie  worden  jedenfalls  nach  dem  Antrago  des  Herrn 
Ritschard  Zurückkommen  besohl  iessen;  Sie  werden 
also  den  kantonalen  Fiskus  um  10  Rappen  pro  Kopf 
schlechter  stellen,  als  er  sich  nach  dem  bereits  ge- 
fassteu  Beschlüsse  gestellt  hatte,  und  es  wäre  viel- 
leicht jetzt  Veranlassung  vorbanden,  auch  auf  den 
Art  7  zurückzukommen,  in  der  Meinung,  dass  der  Ver- 
kaufspreis etwas  erhöht  und  dadurch  ein  Ausgleich 
geschaffen  würde.  Ich  stelle  den  Antrag  nicht,  in- 
dem für  mich  der  kantonal-tiskalische  Standpunkt 
nicht  durchaus  der  ausschlaggebende  ist. 

So  viel  über  diese  Seite  der  Frage:  sie  hat  aber 
noch  eine  andere  Seite,  wie  ich  bereits  betont  habe, 
die  allgemein  wirtschaftliche  Seite,  und  diese  ist 
für  mich  ausschlaggebend.  Es  war  bisher  Grund- 
satz unserer  Wirtschaftspolitik,  dass  Betriebe  des 
Inlandes  auf  dem  Gebiet  der  Landwirtschart  oder 
der  Industrie  und  des  Handels  nur  durch  Zölle  von 
mehr  oder  weniger  massigen  Ansätzen  geschützt 
würden.  Wir  haben  nun  eine  Ausnahme  gemacht 
bezüglich  der  Spritbrennoroi.  Ich  glaube,  es  kann 
als  bekannt  vorausgesetzt  werden,  dass  diese  In- 
dustrie ohne  einen  ganz  ausserordentlichen  Schutz 
unrentabel  ist;  es  muss  ja,  wie  Sie  wissen,  für  das 
Inlandprodukt  ein  drei  Mal  so  hoher  Preis  bezahlt 
werden,  als  für  das  Produkt  des  Auslandes,  damit 
überhaupt  die  Brennerei  nur  rentabel  ist,  und  nun 
frage  ich  noch  einmal :  Ist  ein  solcher  Schutz  einer 
Inlandindustrie  überhaupt  wirtschaftlich  noch  ge- 
rechtfertigt? Wo,  in  welchem  Laude  giebt  es  eine 
so  weitgehende  Begünstigung  eines  landwii  tschaft- 
lichen  oder  industriellen  Gewerbes?  Bei  uns  in  der 
Schweiz  ganz  sicher  nicht,  und  ich  halte  auch  das, 
was  Herr  Bigler  bezüglich  der  Tabakindustrie,  der 
Zündholzchenindustrie  u.  s.  w.  gesagt  hat,  nicht  für 
begründet.  Das  sind  ganz  andere  Verhältnisse.  Sie 
dürfen  auch  nicht  glauben,  dass  dieser  exorbitante 
Schutz,  der  einer  verhältnismässig  nicht  einmal  sehr 
bedeutenden  Industrie  zugewendet  wird,  im  Volke 
unbemerkt  bleibt  Ich  habe  schon  vorgestern  aus- 
einandergesetzt dass  mit  sehr  vielem  Recht  nun 
auch  die  Milchbauern  für  sich  das  Nämliche  bean. 
spruchen,  was  man  dem  KartoHelbau  und  der  Sprit, 
brennerei  bereits  gewährt  hat  und  heute  in  erhöh, 
tem  Masse  wieder  gewähren  will.  Ich  habe  also 
die  üeberzeugung,  dass  es  bei  diesem  nicht 
bleiben  wird,  sondern  es  werden  noch  andere  In 
teressongruppen  sich  zusammenthun  und  Begehren 
stellen,  und  der  Begehrlichkeit  wird  gar  kein  Ende 
sein.  Wann  Sie  das  Inlandquantum  von  '25,000 
wieder  auf  30,000  hl  heraufsetzen,  so  glaube  ich, 


wird  deshalb  gegen  das  Gesetz  das  Referenduni 
nicht  ergriffen  werden;  os  würde  das  ja  keinen 
Zweck  haben,  es  würde  einfach  das  alte  Gesetz  in 
Kraft  bleiben.  Allein  schliesslich  wird  dann  doch 
die  ganze  Frage  der  Vergünstigungen,  welche  ein- 
zelnen Zweimen  der  Landwirtschaft  oder  der  Indu- 
strie oder  des  Handels  au!  Kosten  der  Kantone  oder 
dos  Bundes  —  und  hier  handelt  es  sich  um  eine 
Zuwendung  auf  Koston  der  Kantone  —  zugewendet 
werden  sollen,  endlich  im  Volke  aufgeworfen,  und 
diejenigen,  welche  berufen  sind,  in  zwei  Jahren 
einen  Zolltarif  auszuarbeiten,  welcher  den  Bedürf- 
nissen des  Handels,  der  Industrie  und  namentlich 
auch  der  Landwirtschaft  Rechnung  tragen  soll, 
haben  keine  leichte  Aufgabe.  Ich  glaube,  dass  die- 
selbe ganz  wesentlich  erleichtert  würde,  wenn  Sie 
heute  schon  Begehrlichkeiten,  die  meines  Brech- 
tens nur  teilweise  gerechtfertigt  sind,  nicht  noch 
weiter  ermuntern,  sondern  dieselben  in  die  Schran- 
ken des  Berechtigten  zurückweisen  würden.  lob 
stelle  also  den  Antrag  auf  Nicbtearückkommen. 


Zweifel:  Ich  mochte  Ihnen  einen  neuen  Kom- 
j>romiss  vorschlagon,  indem  ich  beantrage,  statt 
30,000,  bezw.  '25,000  hL  '28,000  hl  einzusetzen. 
Diese  '28,000  hl  repräsentieren  dasjenige  Quantum, 
das  bis  jetzt  im  höchsten  Falle  an  die  Brennereien 
vergeben  wurde.  Wenn  wir  daher  die  Inland  Produk- 
tion auf  diese  Summe  fixleren,  so  ist,  glaube  ich, 
das  Versprechen,  das  dio  Vertreter  der  Brennerei- 
kantone ihren  Wählern  gaben,  vollständig  eingelöst 
Einen  Grund,  über  ein  Quantum  von  28,000  hl  hin- 
auszugehen, sehe  ich  nicht  ein.  Wir  haben  übri- 
gens schon  oft  in  guten  Treuen  dem  Volke  bei 
(Jnterbreitung  eidgenössischer  Vorlagen  Versprechen 
diosor  oder  jener  Art  gemacht,  die  nachher  nicht 
existent  wurden.  Meines  Wissens  hat  man  bei  Vor- 
lage des  Alkoholgesetzes  dem  Volke  auch  verspro- 
chen, der  Hauptgrundsatz  des  Gesetzes  seider,  dem 
Alkohohsmus  don  Riegel  zu  stossen.  Nun  haben 
wir  aber  gestern  bei  \rt.  11  die  Grenze  für  den 
Grosshandel  thatsäcblich  auf  20  Liter  herabgesetzt* 
und  wenn  wir  so  gerade  der  schädlichsten  Sorte 
des  Alkohols  Thür  und  Thor  Offnen,  haben  wir 
jenes  Versprechen  auch  nicht  eingelöst  Und  wenn 
mau  von  Gerechtigkeit  spricht,  so  glaube  ich,  wenn 
mau  das  Verzeichnis  der  eidgenössischen  Beamten 
durchgeht,  so  könne  man  da  auch  nicht  immer  gerade 
strenge  Gerechtigkeit  konstatieren,  wenigstens  wird 
in  den  ostschweizerischen  Kantonen  vielfach  geklagt, 
dass  Kandidaten  aus  diesen  Teilen  des  Landes  zurück- 
gesetzt werden.  Ich  glaube,  mit  dem  von  mir  vor- 
geschlagenen neuen  Kompromiss  lösen  wir  das  den 
Brennereikantonon  gegebene  Versprechen  vollständig 
ein;  30,000  hl  würden  oine  nicht  gerechtfertigte 
Erhöhung  bedeuten.  Ich  beantrage  Ihnen  also,  für 
den  Fall  des  Zurückkommens,  das  der  Inland  Pro- 
duktion vorbehallene  Quantum  auf  28,000  bl  festzu- 
setzen. 
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Sctarrer:  Ich  will  von  vorneherein  gestehen, 
dass  ich  mit  einem  Zurückkommen  auf  den  Art.  2 
einverstanden  bin  und  dagegen  keine  Opposition 
erhebe.  Wenn  dagegen  mein  verehrter  Herr  Nach- 
bar auseinandergesetzt  hat,  dass  die  Einführung  des 
Alkoholmonopols  für  die  schweizerische  Landwirt- 
schaft eine  schwere  Schädigung  bedeutet  habe,  spe- 
ciell  für  die  Kartoffelpflanzer,  so  sehe  ich  mich 
doch  veranlasst,  dies  richtig  zu  stellen,  um  so  mehr, 
als*  dies  in  den  Alkoholdebatton  schon  wiederholt 
und  noch  von  keiner  Seite  ernsthaft  be- 
worden ist,  sodass  man  glauben  könnte,  wir 
alle  von  der  Richtigkeit  dieser  Behauptung 
durchdrungen.  Ich  meinerseits  bin  durchaus  anderer 
Ansicht  und  glaube,  wenn  jemand  ein  Interesse  an 
der   Einführung   des  Alkoholmonoopls  hatte,  so 


Alkoholmonopol  nicht,  so  würden  diejenigen,  welche 
gegenwärtig  .Kartoffeln  brennen,  weder  30,000  noch 
35,000  hl  per  Jahr  brennen  können,  sondern  nicht 
einmal  1000  hl.  Vergegenwärtigen  wir  uns  doch 
nur  die  Produktionskosten,  resp.  die  Einstandskosten 
des  in-  und  ausländischen  Sprite.  Im  Bericht  der 
Alkoholverwaltung  wird  auf  Seite  19  festgestellt, 
dass  der  Einstandspreis  für  die  inländische  Ware 
sich  auf  Fr.  89.  22  stellt,  dagegen  derjenige  für 
ausländische  Ware  auf  nur  Fr.  38.  18,  also  auf 
weniger  als  die  Hälfte.  Und  in  diesen  Fr.  38.  18 
ist  der  sehr  hohe  Alkoholzoll  bereits  inbegriffen. 
Tnatsachlich  betragen  die  Ankaufskosten  nur  ca. 
20  Mark  oder  rund  Fr.  25.  Nun  liegt  es  doch  klar 
auf  der  Hand,  dass  bei  einer  derartigen  Differenz 
in  den  Erstellungskosten  unsere  schweizerische  Bren- 
aereiindustrie,  soweit  es  sich  um  Kartoffelsprit 
handelt,  absolut  nicht  konkurrenzfähig  wäre  und 
unsere  Spritkonsumenten,  wenn  das  Alkoholmono- 
pol nicht  bestünde,  ihren  gesamten  Bedarf  einfach 
aas  dem  Ausland  beziehen  würden.  Ich  glaube,  es 
war  notwendig,  dies  festzustellen,  um  damit  zu 
dokumentieren,  dass  wir  mit  der  Behauptung,  die 
Landwirtschaft  sei  durch  die  Einführung  des  Alko- 
hoimonopols  geschädigt  worden,  durchaus  nicht  ein- 


M.  le  consoiller  federal  Comtess«:  Je  conslate 
qu'en  meme  teraps  que  Ton  revient  sur  l'art  2,  on 
revient  sur  toute  la  question.  Puisque  ladiscussion 
est  eogagec,  il  faut  la  continuer;  du  icste  on  pou- 
vait  s'attendre  ä  ce  que  le  debat  sur  la  question  du 
contingent  reserve  ä  la  produetion  indigene  dans  la 
consommation  de  raicool  ne  füt  pas  termine  par 
le  vote  de  l'autre  jour  et  quo  I  on  düt  y  revenir  ä 
lajdemande  des  representants  des  cantons  Interesses. 

Je  rappelle  que  la  Itigislation  sur  l  alcool  est  on 
realite  un  compromis  entre  les  divers  groniKW  d'in- 
terete  opposes  et  que  ce  compromis  sera  nattu  cn 
bräche  aussi  longtemps  que  l'on  n'aura  pas  fait  a 
cbaque  groupe  sa  place  equitable,  sa  part  dans  le 


Le  conseil  federal,  lorsqu'il  a  propose  la  revision 
de  la  loi  sur  les  spiritueux,  pensait  que  celle-ci  ne 
porterait  quo  sur  un  seul  point  par  lo  moyen  d'un 
artete,  d'une  loi  additionnelle,  en  laissant  tout  le 
reste  intact.  Ii  proposait  de  fixer  par  cette  loi  la 
part  de  la  consommation  reservee  k  la  produetion 


indigene  ä  la  timite  maximale  de  30,000  hectolitres. 
Cette  limitc  extreme  qui  no  devait  pas  <'-tre  depassee 
constituait  en  definitive  une  restriction  du  benelice 
aecorde  aux  agriculteurs.  .lusqu'ici  les  agriculteurs 
fournissaient  le  quart  ä  peu  pres  de  la  consommation 
totale  d'alcool  potable  et  induslriel,  tandis  qu'au- 
jourd'hui  on  propose  de  limiter  la  part  qui  leur 
est  reservee  ä  30,000  hectolitres,  queües  que  soient 
les  circonstances. 

Etant  donne  la  marcho  ascendante  que  la  vente 
de  raicool  industriel  a  suivie  ces  dernieres  annees, 
marche  qui,  cela  est  probable,  se  poursuivra  ä  l'a- 
venir,  on  a  admis  que  si  l'on  ne  ßxait  pas  une 
limite  a  la  produetion  indigene  et  par  lä  aux  ben£- 
fices  des  agriculteurs,  l'augmentation  de  la  vente 
d'alcool  indigene  se  ferait  un  jour  au  detriment  des 
recettes  des  cantons.  C'est  donc  pour  presorver  les 
cantons  et  garantir  le  monopole  contre  l'eventualite 
dangereuse  des  partes  qu'ils  pourraienl  subir  par 
le  fait  de  l'application  du  principe  du  quart  sans 
limitation  que  le  Chiffre  de  30,000  hectolitres  a  etö 
adopte. 

Les  agriculteurs  peuvent  bien  se  plaindre  un 
peu,  car  le  benelice  de  la  fourniture  du  quart  de  la 
consommation  qui  leur  etait  reserve  sera  reduit  ä 
Faver.tr  et  il  etait  juste  de  demander,  puisque  l'on 
fixe  une  limite  qui  ne  peut  pas  etre  depassee,  que 
celle-ci  ne  füt  pas  calculee  strictement  sur  lesder- 
niers  exercices,  mais  qu'une  petite  marge  füt  laissee; 
c'est  ainsi  que  l'on  est  arrive  au  Chiffre  de  30,000 
hectolitres. 

Le  conseil  devrait  rester  sur  le  terra  in  des  pro- 

positlons  du  conseil  federal  et  de  la  decision  du 
conseil  national  de  fixer  la  limite  de  la  fourniture 
d'alcool  indigene  ä  30,000  hectolitres.  Cette  dispo- 
sition  garanlirait  les  finances  du  monopole  contre 
les  dangers  de  l'application  lllimitee  du  principe 
du  quart,  tout  en  mettant  fin  ä  un  debat  penible; 
eile  parat t  d'autant  plus  equitable  que  Ton  doit  ad- 
meltre  que  les  distilleries  qui  ne  sont  passoumises 
au  monopole  et  agissent  Hbrement  peuvent  ä  un 
momont  donne  faire  coneurrence  au  monopole  et 
transformer  en  alcool  tous  les  fruits  de  nosvergers 
si  une  hausse  du  prlx  de  vente  se  produit,  et  cela 
surtout  si  la  proposition  de  M.  Schumacher  etait 
adoptee.  II  paralt  plus  sage  de  faire  une  part  equi- 
table a  la  produetion  indigene  et  de  fixer,  non  d'une 
maniöre  definitive,  mais  pour  un  certain  nombre 
d'annees,  cette  part  ä  J0.000  hectolitres. 

Les  cantons  qui  produisent  alcool  sont  d'aecord 
avec  cette  proposition;  par  gain  de  paix  ilestavan- 
tageux  et  equitable  de  fixer  la  limite  de  la  produetion 
indigene  ä  30,000  hectolitres  comme  le  proposent 
le  conseil  federal  et  votre  commission  et  comme 
l'a  declde  le  conseil  national. 


von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  loh 
kann  es  vom  Standpunkte  der  Kommission  aus  nur 
begrüssen,  dass  ein  Wiedererw&gungsantrag  im 
Sinne  des  Herrn  Ritschard  gestellt  worden  ist.  Ich 
muss  immer  und  immer  wieder,  namentlich  auch 
gegenüber  Herrn  Kollege  Zweifel,  feststellen,  dass 
das  im  neuen  Gesetz  festgelegte  Quantum  von 
25,000  hl  nicht  eine  Vermehrung,  sondern  eine  Var- 
'  minderung  der  Iniandbrennerei  bedeutet  Nicht  dar- 

X.  A  *  (  n 
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auf  konirot  es  an,  welches  Quantum  in  den  letzten 
Jahren  gebrannt  worden  ist,  sondern  darauf,  auf 
welches  Quantum  die  Inland brennerei  auf  Grund 
des  gegen  wärtigen Gesetzes  Anspruch  hätte,  und  dieses 
Quantum  ist  weder  25,000,  noch  28,000  noch  30,000, 
sondern  35,000  hl.  Wenn  dermalen  nur  Brennlose  für 
ein  Quantum  von  28,000  hl  vergeben  sind,  so  kommt 
dies  daher,   weil  Brenn-Verträge  in  den  letzten 
Jahren' ausgelaufen  waren  und  weil  man  mit  Rück- 
sicht auf  die  im  Wurfe  liegende  Revision  keine 
neuen  Brennlose  vergeben  hat    Man  hat  also  der 
Vermehrung  des  Konsums  in  den  letzten  Jahren 
nicht  nur  keine   Rechnung   getragen,  sondern 
hat  auch  die  Brennereien,  welche  in  der  Zwischen- 
zelt eingegangen  sind,  nicht  mehr  durch  andere 
ersetzt.    Von  den  28,000  hl,  die  vergeben  worden 
sind,  sind  dann  allerdings  von  den  Brennern  nicht 
alle  abgeliefert  worden,  allein  ob  Sie  nun  30,000 
oder  28,000  oder  25,000  hl  als  Maximum  der  Inland- 
brennerei beschliessen,  so  wird  von  diesem  Quan- 
tum auch  in  der  Folgezeit  immer  im  Durchschnitte 
nicht  alles  abgeliefert,  sondern  es  werden  einige 
lausend  Hektoliter  weniger  an  die  Verwaltung  ab. 
geliefert  Nun  hat  Herr  Kollege  Scherrer  den  Aus- 
fuhrungen des  Herrn  Bigler  widersprochen,  wonach 
die  Landwirtschaft  durch  die  Einführung  des  Mono- 
pols nicht  geschädigt  worden  sei,  indem  er  die  Be- 
hauptung aufstellt,  dass  voraussichtlich  bei  dem 
Abstand,  der  dermalen  zwischen  den  Preisen  der 
Aua l and-  und  Inlandware  existiert,  nicht  ein  einziger 
Hektoliter  im  Inlande  gebrannt  worden  wäre.  Ich 
glaube,  es  ist  dies  eine  irrige  Auffassung,  sofern 
dieselbe  namentlich  den  KantonBern  betrifft  Ich  muss 
nämlich  betonen,  dass  vor  Einführung  des  Monopols 
der  Kanton  Bern   zum  Schutze  der  inlandischen 
Brennerei  gewaltige  Gebühren  erhoben  hat  im  Be- 
trag von  Fr.  43  per  Hektoliter.  Dazu  kam  dann  noch 
der  eidgenössische  Zoll  mit  Fr.  20;  es  bestand  also  ein 
Schutz  von  Fr.  63.  Allerdings  hätten  nach  der  Ver- 
fassung von  1874  die  kantonalen  Ohmgeldgebühren 
wegfallen  müssen;  allein  es  ist  anzunehmen,  dass 
der  Kanton  Bern  den  Branntwein  auf  irgend  eine 
andere  Weise  wieder  hätte  belasten  können.  Nun 
will  Ich  nicht  alles  das  wieder  vorbringen,  was  ich 
bereits  vorgestern  und  Dienstags  Uber  die  Brenne- 
reien gesagt  habe;  mein  Latein  diesbezüglich  ist 
überhaupt  bald  zu  Ende.   Ich  will  auch  gar  nicht 
verkennen,  dass  die  Bestrebungen,  welche  auf 
Reduktion  der  Inlandbrennerei  ausgehen,  viel  für 
sich  haben,  und  ich  bekenne  auch  ganz  aufrichtig, 
dass  es  eine  künstliche  Industrie  ist,  welche  am 
Leben  gelassen  wird,  aber  eine  Industrie,  welche 
naturgemäss  aus  der  Einführung  des  Monopols  her- 
ausgewachsen ist.   Das  Monopol,  dies  dürfen  Sie 
nicht  vergessen,  bedeutete  eben  einen  ganz  gewal- 
tigen Eingriff  in  die  bisherigen  Gepflogenheiten  der 
Landwirte.  Solche  einschneidende  Neuerungen  kön- 
nen nur  durchgeführt  werden,   wenn  bestehende 
respektable  Interessen  geschont  werden.  Wenn  von 
diesen  Interessen  gesprochen  wird,  hat  man  immer 
nur  die  KartoBel-  und  die  Getreidebrennerei  im 
Auge.  Aber  in  anderer  Richtung  ist  man  viel  wei- 
ter gegangen.  Was  anders  als  die  Schonung  solcher 
respektabler  Interessen  ist  die  Freigabe  der  Obst- 
und  Weintresterbrennerei?   Vom  ethischen  Stand- 
punkt aus  ist  gewiss  die  monopolfreie  Brennerei  so 
verwerflich  als  die  MonopolbrennereL    Durch  die 
aonopolfreien  Betriebe  goheo  der  Monopolverwal* 


tung  ganz  andere  Summen  verloren,  als  durch  diese 

Inlandbrennerei.   Man  hat  berechnet,  dass  die  Pro- 
duktion der  monopolfreien  Betriebe  im  Lande  etwa 
40,000  hl  ausmacht,  und  der  verlorene  Monopolge- 
winn wird  etwa  Fr.  SO  per  hl  ausmachen.  Es  geht 
also  durch  diese  monopolfreien  Betriebe  dem  Bunde 
und  den  Kantonen  eine  Summe  von  etwa  3  Mil- 
lionen verloren.  Wenn  es  Ihnen  ernstlich  darum  xu 
tliun  ist,  dem  Alkoholunfug  entgegenzutreten,  dann 
müssen  Sie  den  Art  34  der  Verfassung  revidieren 
und  das  Monopol  mit  allen  seinen  Konsequenzen 
durchführen.   So  lange  dies  nicht  der  Fall  ist,  so 
lange  die  ungleiche  Behandlung  der  einzelnen  Lan- 
desteile fortbestellt,  so  ist  es  Ihre  Pflicht,  diejenigen 
Milderungn  eintreten  zu  lassen,  welche  den  Ver- 
hältnissen    entsprechen    und     bei  Einführung 
des  Monopols  versprochen  worden  sind.   Ich  habe 
vor  mir  eine  Erklärung  des  Alkoholgesetzes  von 
188G,  ein  Schriftstück,  das  damals  unter  das  ge- 
samte Schweizervolk  verleilt  worden  ist;  da  steht 
in  Bezug  auf  diese  Inlandbrennerei  folgendes:  -le- 
dern ein  Viertel  des  Bedarfs  vom  Inland  bezogen 
wird,  ist  der  Fortbestand  der  inländischen  Brennerei 
gesichert.    Die  Privaten  dürfen  auch  ferner  bren- 
nen, und  während  im  Jahre  1890  der  von  der  Ban- 
desverfassung geforderte  und  unwiderrufliche  Weg- 
fall des  Ohmgoldes  auf  Branntwein  in  den  Kantonen 
Bem,  Luzern,  Solothurn,  Freiburg  u.  s.  w.  die  Bren- 
nerei  gefährdet   und   den  Eintritt  ausländischen 
Branntweins  begünstigt  hätte,  haben  nun  die  Bren- 
ner für  ihr  Produkt  einen  sicheren  Abnehmer,  der 
ihnen  Herstellungskosten  und  Gewinn  zahlt  Aller- 
dings bedeutet  dieses  Zugeständnis  des  Bundes  an 
die  Brennereien,  wegen  der  grössern  Herstellungs- 
kosten  im  Inland,   ein  Opfer  von  1'/«  Millionen 
Franken  jährlich.»  So  hat  man  im  Jahre  1886  zum 
Volke  gesprochen,    um   das  Monopol   auch  vom 
Schweizervolke  annehmen  zu  lassen.  Es  ist  also  mit 
Rocht  von  einem  Kompromiss  gesprochen  worden. 
Herr  Schumacher  hat  uns  zwar  gestern  gesagt,  er 
anerkenne  den  Kompromiss  nicht,  er  sei  nicht  da- 
bei gewesen.  Ich  war  auch  nicht  dabei,  und  es  han- 
delt sich  auch  nicht  um  einen  Kompromiss  zwi- 
schen Personen,  sondern  der  Kompromiss  ist  eben 
im  Gesetze  selber  enthalten.  Ueberhaupt  war  es  in 
letzter  Zeit  gar  nie  anders.  Wir  haben  namentlich 
auf  wirtschaftlichem  Gebiet  kein  Gesetz  zu  stände 
gebracht,  ohne  uns  auf  den  Boden  des  Kompro- 
misses zu  stellen.    Ich  erinnere  Sie  an  das  Ruok- 
kaufsgeselz,  an  das  im  Wurfe  liegende  Bankgesetz 
und  an  das  Gesetz  über  die  Unfall-  und  Kranken. 
Versicherung.    Je  und  je  haben  wir  den  verschie- 
denartigsten Interessen  des  Landes  Rücksicht  tragen 
müssen,  und  der  Standerat  selbst  ist  ein  Produkt 
des  Kompromisses  zwischen  den  Anhängern  des 
Staatenbundes  und  des  modernen  Bundesstaates.  Nun 
allerdings,  ich  will  nicht  übertreiben ;  die  Welt  wird 
nicht  aus  den  Fugen  gehen,  ob  Sie  30,000  oder 
28.000  oder  25,000  hl  beschliessen.  Allein  das  ist  ganz 
sicher,   dass  dann  in  gewissen  Landesteilen  das 
Vertrauen   in  die  Ständigkeit  der  Bandesinatitute 
nicht  wachsen ,   sondern  schwinden  wird  ;  auch 
der  Glaube  an  das  gegebene  Wort  wird  in  Zukunft 
erschüttert  werden.    Das  ist  nun  einmal  so,  und 
deshalb  beantrage  ich  Ihnen  ebenfalls,  den  ursprüng- 
lichen Antrag  der  Kommission  anzunehmen. 
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—    b.i  — 


Mit  25  gegen  11  Stimmen  wird  beschlossen,  auf 
den  Art.  2  zurückzukommen.  Hierauf  wird,  even- 
tuell, der  Antrag  Zweifel  (28,000  hl >  gegenüber  dem 
ursprünglichen  Antrag  der  Kommission  (30,000  hl) 
mit  22  gegen  12  Stimmen  abgelehnt,  und  sodann, 
mit  22  gegen  11  Stimmen,  der  der  Inlandproduk- 
tion vorbehaltene  Teil  definitiv  auf  30,000  hl  (gegen- 
über 25,000)  festgesetzt 

(Par  25  voix  oontre  11  il  est  decide  de  revenir 
sur  I'art  2.  Puls  en  votation  Eventuelle,  la  propo- 
sition  de  M  Zweifel  (28,000  hl  i,  en  Opposition  avec 
oelle  de  la  commission  (30,000  hl)  est  repoussee 
par  22  voix  contre  12.  Enfin,  par  22  voix  contro  11. 
la  portion  rescrvec  ä  la  production  indigeno  est 
ftxce  deilnitivoment  ä  30,000  hl.) 


M.  le  President:  L' 
r  un  autre  article? 


veut-elle  revenir 


Zweifel:  Ich  beantrage,  auf  den  Art.  11  zurück- 
zukommen, in  dem  Sinne,  dass  ich  beanü-age,  dem 
Nationalrat  zuzustimmen,  also  die  Worte  «aus  höch- 
stens zwei  Sorten  zusammengesetzte»  zu  streichen, 
welche  eine  Herabsetzung  der  Grenze  für  den  Gross- 
handel auf  20  Liter  bedeuten  und  zwar  gerade  für 
diejenigen  Branntweine,  welche  am  meisten  Un- 
heil stiften.  Die  Kleinigkeit,  welche  die  Lieferanten 
gebrannter  Wasser  an  Patentgebühren  vertieren, 
verdienen  sie  reichlich  bei  der  Produktion,  die 
jedenfalls  zu  einer  der  rentabelsten  gehört  Dass 
das  Volk  etwas  davon  haben  werde,  wenn  wir  lang- 
jährigen Beschwerdon  der  Liqueurfabrikanten  nach- 
geben, glaube  ich  nicht;  die  Lioferanten  werden 
deswegen  ihre  Produkte  nicht  billiger  abgeben,  so 
dass  sich  die  ganze  Sache  darauf  reduziert,  dass 
man  den  Interessen  der  Lieferanten  in  einer  Weise 
entgegenkommt,  die  nicht  gerechtfertigt  ist 


it.  le  conseiller  föderal  Comtesse :  Je  demande 
«n  conseil  de  maintenir  la  decision  qu'il  a  prise; 
il  s'agit  d'une  question  d'ordre  secondaire,  d'une 
bien  tninime  concession  faite  ä  de  petits  groupes 
interesses  qui  depuis  longtemps  transmettent  leurs 
plaintes  au  conseil  föderal  et  aux  chambres  föderales. 
La  satisfaction  qu'ils  domandent  n'influe  en  rien 
an  point  de  vue  fiscal;  ä  celui  de  l'hygiene,  de  'a 
protection  de  la  sante  publique,  on  peut  la  consi- 
derer  comme  inoffensive,  taudis  quo  d'autro  part  il 
y  a  des  raisons  d'equitö  pour  tonir  oompte  des  re- 
clamations  qui  se  produisent  depuis  10  ans  et  se 
renonvelleraient  si  satisfaction  n'ctait 
commerce  en  gros  des  spiritueux. 


Abstimmung.  —  Votation. 

Mit  43  gegen  11  Stimmen  wird  der  Antrag  des 
Herrn  Zweifel,  auf  den  Art  11 


(Par  13 
Zweiiei,  de 


11,  la  proposition  de  M. 

I'art  11,  est  rejetee.) 


M.  le  Präsident:  L'assemblee  veut-elle  revenir 
sur  un  autre  article"?  —  Ce  n'est  pas  le  cas.  La 
parole  est  ä  M.  le  rapporteur  pour  oommuniquer  a 
l'assemblee  lo  point  de  vue  de  la 
sujot  de  la  subdivision  des  articles. 


von  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Sie 
haben  gestern  auf  Antrag  des  Herrn  Lach  anal  das 
Gesetz  an  die  Kommission  zurückgewiesen,  mit  der 
Einladung,  zu  untersuchen,  ob  nicht  einzelno  Ar- 
tikel in  mehrere  zergliedert  werden  sollten.  Die 
Kommission  hat  sich  dieser  Aufgabe  unti 
und  macht  Ihnen  folgende  Vorschläge: 

Bei  Art  1  wird  beantragt,  das  letzte 
lautend:  «Die  dem  Bunde  zustehenden  Rechte  wer- 
den nach  Massgabe  der  Art  2  und  3  ausgeübti, 
weil  unnütz,  zu  Speichen. 

In  Bezug  auf  Art.  2  wird  beantragt  denselben 
in  zwei  Artikel  zu  zerlegen.  Den  künftigen  Art  2 
würden  das  erste,  das  zweite  und  das  letzte  Lemma 
bilden,  den  Art  3  die  übrigen  Lemma.  Im  ersten 
Lemma  des  Art.  3  neu  muss  es  dann  aber  statt: 
«Die  Brenner  haben  ausschliesslich  inländische 
Rohstoffe  zu  verarbeiten»,  heissen:  «Die  für  Rech- 
nung des  Bundes  arbeitenden  Brenner  haben  ...» 
etc. 

Art  3  alt  wird  Art.  4'neu.  Der  Hinweis  auf  den 
Art  2  ist  zu  ersetzen  durch:  Art  2,  AI.  2. 

Der  Art  4  alt  wird  Art.  5  neu.  Art  5  alt  wird 
in  5  neue  Artikel  zerlegt  Der  künftige  Art  6  soll 
nur  das  erste  Lemma  des  gegenwärtigen  Art  5  ent- 
halten. Die  Lemma  2—5  bilden  den  Art  7.  Zum 
ersten  Lemma  dieses  Art  7  neu  wird  beantragt, 
das  Wort  «jedoch»  zu  streichen.  Die  drei  letzten 
Lemma  sollen  inskünftig  die  Art  8,  9  und  10  bilden. 

Die  Art  6  und  7  alt  werden  Art  11  und  12neu- 
Der  Art.  8  soll  in  die  zwei  Art  13  und  14  zerlegt 
werden.  Art  13  soll  sich  aus  dem  ersten  und  drit. 
ten,  Art  14  aus  dem  2.  und  4.  Lemma  zusammen- 
setzen. Im  letzten  Lemma  sind  die  Worte  «nach 
Massgabe  des  Alinea  1  dieses  Artikels»  zu  streichen' 

Die  Art  9  bis  19  alt  werden  Art  15  bis  25  neu. 
Zu  Art.  25  neu  wird  beantragt  das  Wort  findessen» 
zu  streichen. 

Die  Art  20,  21  und  22  alt  werden'Art  26,  27 
und  28  neu.  Im  Eingang  von  Art  28  neu  soll  das 
Wort  »vorigen»  gestrichen  und  gesagt  werden: 
«Ausser  den  in  Art  21  genannten  Fällen  ...» 

Die  Art  23,  24,  25  und  26  alt  worden  Art  29, 
30,  31  undJ12  neu. 

Ausserdem  ist  zu  bemerken,  dass  die  in  den 
verschiedenen  Artikeln  enthaltenen  Vorweisungen 
entsprechend  abzuändern  sind. 


Zustimmung.  —  (Adhision.) 


M.  lo  President:  La  loi  ainsi  modifiee  retourne 
au  conseil  national.  II  n'y  aura  de  votation  i' En- 
semble que  sur  la  loi  definitive  quidoitetreeueore 
examinßo  par  l'autro  conseiL 


An  den  Nationalrat 
(Au  conseil  national.) 
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Muster-  und  Modellschutz. 


Entwurf  des  Bundesrates. 

24.  November  1899. 


blichen  Muster  und  Modelle. 


Die  Bundesversammlung 
der  »oitvweize rischen  Eidgenossenschaft, 

in  Anwendung  des  Artikels  64  der  schweizer. 
Bundesverfassung; 

der  Botschaft  des  Bundesrates 
1899, 

beschliesst  : 


Art  i.  Die  schweizerische  Eidgenossenschaft  ge- 
wahrt den  Urhebern  gewerblicher  Muster  und  Mo- 
iafle  und  ihren  Rechtsnachfolgern  die  in  vorliegen- 
dem Gesetze  bezeichneten  Rechte. 

Art  2.  Ein  gewerbliches  Muster  oder  Modell  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  ist  eine  Anordnung  von  Li- 
nien oder  Farben  oder  eine  äussere  Formgebung, 
die  bei  der  gewerblichen  Herstellung  eines  Gegen- 
standes als  Vorbild  dienen  soll. 

Der  Muster-  und  Modellschulz  erstreckt  sich  nicht 
auf  die  Herstellungsweise,  Nützlichkeitszwecke  und 
technische  Wirkungen  des  nach  dem  Muster  oder 
Modell  hergestellten  Gegenstandes. 

Art.  3.  Arbeiter  und  Angestellt«  gellen  als  Ur- 
ler von  ihnen  angefertigten  Muster  und  Mo- 
s  wäre  denn,  dass  sie  durch  ihren  Dienst- 
vertrag dazu  verpflichtet  sind,  solche  für  Heclinuuj; 
des  Arbeitgebers  anzufertigen. 

Art  4.  Das  Rocht  des  Urhebers  jiobt  auf  dessen 
Erben  über.  Es  kann  durch  RechlsgeschaRe  unter 
Lebenden  oder  durch  Verfügung  von  Todes  wogen 
ganz  oder  teilweise  auf  Rechtsnachfolger  übertragen 


Anträge  der  Konmission  des  Nationalrates. 

21.  Marz  1900. 


Annahmt 
merkt  ist. 


Art.  *2.  Ein  gewerbliches  Mustor  oder  Modell  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  ist  eine  äussere  Formgebung, 
auch  in  Verbindung  mit  Farben,  die  bei  der  Re- 
werblichen Herstellung  eines  Gegenstandes  als  Vor- 
bild  dienen  soll. 

Art  3.  Der  Muster-  und  Modellschutz  erstreckt 
sich  nicht  auf  die  Herstellungsweis«.  dio  Verwen- 
dung sonst  bekannter  Formen  /.u  neuem  besonderen 
Gebrauche  und  technische  .  .  . 

Streichung  von  Art.  3  dys  Bundesrates. 
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Der  Urheber  kann  durch  Lizenzerteilungen  an- 
deren Personen  die  Benutzung  seines  Musters  oder 


Gegenüber  gutgläubigen  Dritten  sind  Uebertra- 
gung  des  Rechts  des  Urhebers,  sowie  Lizenzertei- 
lungen nur  wirksam,  wenn  sie  in  das  Muster-  und 
Modellregister  eingetragen  sind. 

Art.  5.  Ein  Muster  oder  Modell  ist  nur  geschützt 
solern  es  gemäss  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 


darf,  ohne  Erlaubnis  des  Urhebers  oder 
Rechtsnachfolgers,  ein  in  gültiger  Weise 
hinterlegtes  Muster  oder  Modell  vor  Ablauf  der 
Schatzdauer  zum  Zwecke  der  Verbreitung  oder  ge- 
werbsmässigen Verwertung  benutzen. 

Art  6.  Die  Thatsache  der  Hinterlegung  begrün- 
det für  deren  Inhalt  die  Vermutung  der  Neuheit 
und  der  Richtigkeit  der  angegebenen  Urheberschaft 
Art  7.  Die  Muster  und  Modelle  können  offen 
oder  während  der  ersten  Schutzperiode  unter  ver- 
siegeltem Umschlag,  einzeln  oder  in  Paketen,  hinter- 
legt werden. 

Die  Anzahl  der  je  in  einem  Paket  hinterlegten 
Muster  oder  Modelle  wird  nur  beschrankt  durch 
Grösse  und  Gewicht  desselben;  das  Nähere  hier- 
über, sowie  über  die  zulässige  Grösse  und  das  zu- 
lässige Gewicht  des  einzeln  hinterlegten  Musters 
oder  Modelles  setzt  der  Bundesrat  durch  Verord- 
fest. 


Art  8.  Der  Bundesrat  kann  durch  Verordnung 
bestimmen,  dass  Muster  und  Modelle  gewisser  In- 
dustrien oder  Arten  von  Erzeugnissen  auch  während 
der  zweiten  und  dritten  Schutzperiodo  unter  ver- 
siegeltem Umschlag  bleiben  dürfen,  ferner  dass 
Muster  und  Modelle  gewisser  Industrien  oder  Arten 
von  Erzeugnissen  von  der  Hinterlegung  unter  ver- 
siegeltem Umschlag  überhaupt  ausgeschlossen  blei- 
ben und  bildlich  zu  veröffentlichen  sind. 

Art  9.  Der  Muster-  und  Modellschutz  dauert  läng- 
stens 15  Jahre.  Er  wird  nach  fünfjährigen  Perioden 
berechnet,  doren  erste  mit  dem  Datum  der  Hinter, 
legung  beginnt  und  die  ohne  Unterbrechung  aufein- 
ander folgen. 

Art  10.  Für  jede  Schutzperiode  ist  eine  Gebühr 
zu  entrichten. 

Die  Höhe  der  Gebühr  setzt  der  Bundesrat  fest 
mit  der  Massgabe,  dass  für  die  erste  Periode  nur 
eine  von  der  Anzahl  der  in  einer  Hinterlegung  ent- 
haltenen Muster  oder  Modelle  unabhängige  mässige 
Gebühr  erhoben  werdon  darf  und  dass  die  Gebühr 
für  die  dritte  Periode  doppelt  so  hoch  wie  die  der 
zweiten  Perlode  sein  soll. 

Die  Gebühren  der  zweiten  und  dritten  Periode 
werden  am  ersten  Tage  derselben  fällig. 

Art  11.  Des  gesetzlichen  Schutzes  geht  vorlustig: 
1)  der  Hinterleger,  der  die  Gebühren  für  die  Fort- 
dauer des  Schutzes  nicht  innerhalb  der  Frist 
von  zwei  Monaten  seit  ihrer  Fälligkeit  entrichtet 
Das  eidgenössiche  Amt  für  geistiges  Eigen- 
tum wird,  immerhin  ohne  Verbindlichkeit  für 
dasselbe,  den  Hinterleger  vom  Verfall  der  Ge- 
bühr in  Kenntnis  setzen; 
S)  der  Hinterleger,  der  das  Muster  oder  Modell  im 
Inland  nicht  in  angemessenem  Umfange  zur 
Ausführung  bringt  während  im  Ausland  faerge- 


Art.  7.  Die  Muster  und  Modelle  können  einze  n 
oder  in  Paketen  hinterlegt  werden. 


Die  Anzahl 


je  in 


Paket  . 


Art  8.  Die  Muster  und  Modelle  können  für  die 
Dauer  der  ersten  Schutzperiode  von  5  Jahren  offen 


Der  Bundesrat  kann  .  . 


Art  10.  Für  jede  Schutzperiode  ist  für  jede« 

einzeln  hinterlegte  Muster  oder  Modell  resp.  !0ar 
jedes  Paket  eine  Gebühr  zu  entrichten,  deren  Höhe 
der  Bundesrat  auf  dem  Verordnungswege  festsetzt 
Die  Höhe  der  Gebühren  soll  von  Periode  zu  Periode 
wesentlich  steigen. 

Die  Gebühren  für  die  erste  Periode  sli  i  bei  der 
Hinterlegung  zu  entrichten  (Art  15,  Ziff.  ),  die- 
jenigen für  die  zweite  und  dritte  Schutzperiode 
werden  je  am  ersten  Tag  derselben  fallig. 


Die  Hinterlegungsstelle  wird  .  . 
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stellte  Gegenstände  desselben  Masters  oder  Mo- 
delles auf  seine  Veranlassung  oder  unter  Zu- 
lassung von  seiner  Seite  eingeführt  werden. 

Hiervon  sind  ausgenommen  die  im  Veredlungs- 
verkehr  in  der  Schweiz  eingeführten  Gegen- 
stande. 

Der  Bundesrat  kann  die  Bestimmung  der  Ziffer  2 
gegenüber  Staaten,  die  Gegenrecht  gewähren,  ausser 
Kraft  setzen. 

Art  12.  Die  Hinterlegung  eines  Musters  oder 
Modelles  ist  ungültig: 

1)  wenn  es  zur  Zeit  der  Hinterlegung  nicht  neu 
gewesen  ist;  ein  Muster  oder  Modell  gilt  nach 
diesem  Gesetze  als  neu,  so  lange  es  weder  im 
Publikum  noch  in  den  beteiligten  Verkehrs- 
kreisen  bekannt  ist; 

2)  wenn  der  Hinterleger  weder  der  Urheber  des 
Musters  oder  Modelles,  noch  dessen  Rechts- 
nachfolger ist; 

3)  wenn  im  Falle  der  Hinterlegung  unter  versie- 
geltem Umschlag  der  Hinterleger  einer  auf 
Täuschung  berechneten  Inhaltsangabe  über- 
wiesen wird; 

4)  wenn  der  hinterlegte  Gegenstand,  seiner  Natur 
nach,  kein  Muster  oder  Modell  im  Sinne  dieses 
Gesetzes  ist; 

5)  wenn  der  Inhalt  der  Hinterlegung  mit  Bestim- 
mungen von  Bundesgesetzen  oder  Staatsver- 
trägen im  Widerspruch  steht  oder  anstössiger 
Natur  ist 

Art  13.  Die  Klage  auf  Verfall  wegen  ungenügen- 
der Ausführung  im  Inland  und  die  Klage  auf  Un- 
gültigkeit stehen  jedermann  zu,  der  ein  Interesse 
nachweist 

Art  14.  Wer  in  der  Schweiz  keinen  testen  Wohn- 
sitz hat  kann  nur  durch  einen  in  der  Schweiz 
wohnhaften  Vertreter  die  Hinterlegung  eines  Musters 
oder  Modelles  vornehmen  und  die  aus  der  Hinter- 
legung hervorgehenden  Rechte  geltend  machen. 

Der  Vertreter  ist  zur  Vertretung  in  dem  nach 
Massgabe  dieses  Gesetzes  stattfindenden  Verfahren, 
sowie  in  den  den  Muster-  und  Modellschutz  betreffen* 
den  Rechtsstreitigkeiten  befugt  Vorbehalten  bleiben 
die  Bestimmungen  der  Kantone  über  berufsmässige 
Prozessvertretung. 

Für  die  in  solchen  Rechtsstreitigkeiten  gegen 
den  Hinterleger  anzustellenden  Klagen  ist  das  Ge- 
richt zuständig,  in  dessen  Bezirk  der  Vertreter 
seinen  Wohnsitz  hat;  in  Ermanglung  eines  solchen 
das  Gericht  des  Amtssitzes  der  Hinterlegungsstelle. 


II.  HinferlsflunQ. 

Art.  15.  Die  Hinterlegung  eines  Mastors  oder 
Modelles  geschieht  durch  Einreichung  eines  gemäss 
Formular  in  einer  der  drei  Landessprachen  verfass- 
ten  Gesuches  bei  der  Hinterlegungsstelle. 

Dem  Gesuche  sind  beizufügen: 

1)  ein  mit  einer  Ordnungsnummer  bezeichnetes 
Exemplar  des  zu  hinterlegenden  Musters  oder 
Modelles,  entweder  in  der  Form  des  gewerb- 
lichen Erzeugnisses,  wofür  es  bestimmt  ist,  oder 
in  der  Form  einer  genügenden  bildlichen  Dar- 
stellung; 

2)  der  Betrag  der  Gebühr  für  die  erste  Schutz- 
periode. 


—   88  — 


Der  Bundesrat  kann  weitere  Erfordernisse  auf- 
stellen für  diejenigen  Muster  und  Modelle,  die  bild- 
lich veröffentlicht  worden. 

Art.  10.  Hinterlegungsstelle  ist  das  eidgenös- 
sische Amt  für  geistiges  Eigentum  in  Bern. 

Der  Bundesrat  kann  im  Falle  des  Bedürfnisses 
auch  andere  Hinterlegungsstellen  für  .Muster  und 
Modelle  bezeichnen. 

Art.  17.  Hinterlegungsgesuche,  die  den  durch 
Gesetz  oder  Verordnung  vorgeschriebenen  Förmlich- 
keiten nicht  entsprechen  und  trotz  amtlicher  Auf- 
forderung nicht  in  Ordnung  gebracht  werden,  sind 
von  der  Hinterlegungsstelle  zurückzuweisen. 

Offen  eingereichte  Gegenstände  oder  bildliche 
Darstellungen,  die  keine  Musler  oder  Modelle  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  sind  oder  die  mit  Bestim- 
mungen von  Bundesgesetzen  oder  Staatsverträgen 
im  Widerspruch  stehen  oder  die  anstössiger  Natur 
sind,  sind  von  der  Hinterlegungsstelle  zurückzu- 
weisen. 

Diese  Bestimmungen  kommen  in  entsprechender 
Weise  zur  Anwendung  bei  der  Umwandlung  einer 
Hinterlegung  unter  versiegeltem  Umschlag  in  eine 
offene. 

Gegen  die  Zurückweisung  einer  Hinterlegung 
kann  innerhalb  der  Frist  eines  Monats  seit  Mittei- 
lung der  Verfügung  bei  dem  der  Hinterlegungsstelle 
vorgesetzten  Departemente  Beschwerde  geführt  wer- 
den, weiches  endgültig  entscheidet. 

Art.  18.  Die  Hinterlegungsstelle  tragt  das  ord- 
nungsgemäss hinterlegte  Muster  und  Modell,  ohne 
vorgängige  Prüfung  seiner  Neuheit  und  der  Bechte 
des  Hinterlegers,  in  das  Musler  und  Modellregister 
ein  und  fertigt  für  den  Hinterleger  die  Hinterlegungs- 
urknnde  aus. 

Art.  19.  Das  Muster-  und  Modellregister  soll  fol- 
gende Angaben  enthalten:  den  Gegenstand  der  Hin- 
terlegung, die  Art  der  Hinterlegung  (offen  oder  ver- 
siegelt), Namen  und  Wohnort  des  Hinterlegers  und 
seines  Vertreters,  das  Datum  des  Hinterlegungsge- 
suches, die  Bezahlung  der  Hinterlegungsgebühren 
und  den  Beirag  derselben,  sowie  die  Aenderungeu 
in  der  Person  des  Berechtigten  oder  im  Bestände 
seines  Hechtes.  Diese  Aenderungen  werden  nur  ein- 
„  getragen  auf  Grund  öffentlicher  oder  mit  amtlich 
beglaubigten  Unterschriften  versehener  Urkunden. 

Art.  20.  Die  Hinterlegungsstelle  veröffentlicht 
auf  Grund  der  Eintragungen  in  dem  Muster-  und 
Modellregistor  die  Bezeichnung  der  hinterlegten 
Muster  und  Modelle,  die  Art  der  Hinterlegung,  Na- 
men und  Wohnort  der  Hinterleger  und  der  Vertre- 
ter derselben,  Datum  und  Nummer  der  Hinterlegun- 
gen, sowie  die  Aenderungen  in  der  Person  der 
Hinterleger  oder  im  Bestand  ihrer  Bechte. 

Der  Bundesrat  setzt  durch  Verordnung  die  Art 
der  bildlichen  Veröffentlichung  von  Mustern  und 
Modellen  gewisser  Industrien  oder  Arten  von  Er- 
zeugnissen fest. 

Art  Si.  Hinterlegungen  unter  versiegtem  Um- 
schlag werden  auf  Verlangen  der  Berechtigten  jeder- 
zeit in  offene  Hinterlegungen  umgewandelt 

Die  versiegelten  Umschläge  werden  nur  auf  Ge- 
such des  Berechtigten  oder  auf  Grund  gerichtlicher 
Verfügung  vorübergehend  geöffnet. 

Art.  "22  Jedermann  kann  von  der  Hinterlegungs- 
stelle mündliche  oder  schriftliche  Auskunft  über 
den  Inhalt  des  Muster-  und  Modellregisters  erhalten 


.  .  .  seines  anfälligen  Vertreters.  .  .  . 


.  .  .  udü  allfälliger  Vertreter  .  .  . 


.  .  .  fest  (Art  8). 
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und  im  Beisein  eines  Beamten  von  den  offen  hinter- 
legten Mustern  und  Modellen  Einsicht  nahmen. 

Der  Bundesrat  setzt  hiefür  einen  massigen  Ge- 
bührentarit  lest 

Art.  23.  Der  Berechtigte  kann  jederzeit  durch 
Zurücknahme  des  hinterlegten  Mustors  oder  Modelles 
auf  den  gesetzlichen  Schutz  Verzicht  leisten. 

Solern  er  sein  Muster  oder  Modell  nicht  zurück- 
zieht, wird  dassolbe  noch  drei  Jahre  nach  Ablauf 
der  Schutzdauer  von  der  Hinterlegungsstelle  auf- 
bewahrt 

Nach  Ablauf  dieser  drei  Jahre  sendet  die  Hinter- 
legungsstelle das  Muster  oder  Modell  an  den  Berech- 
tigten oder  an  dessen  Vertreter  zurück  oder  ver- 
nichtet dasselbe;  in  besondern  Füllen  kann  sie  auch 
anderweitig  darüber  verfügen. 


Art.  24.  Civil-  und  strafrechtlich  kann  nur  zur 
Verantwortung  gezogen  werden: 
1)  wer  ein  hinterlegles  Muster  oder  Modell  wider- 
rechtlich nachmacht  oder  derart  nachahmt,  dass 
eine  Verschiedenheit  nur  bei  sorgfältiger  Ver- 
gleichung  wahrgenommen  werden  kann; 
wer  einen  widerrechtlich  nachgemachton  oder 
nachgeahmten  Gegenstand  verkauft,  feilhält,  in 
Verkehr  bringt  oder  in  das  Inland  einführt; 
wer  bei  diesen  Handlungen  mitwirkt,  deren 


2) 


3) 


Art  25.  Wer  eine  der  in  Art  24  genannten 
Handlungen  vorsätzlich  begeht  wird  dem  Geschä- 
digten zum  Schadenersatz  verpflichtet  und  wird  mit 
Gefängnis  bis  zu  oinom  Jahre  und  mit  Gcldbusse 
bis  Fr.  2000  oder  mit  einer  dieser  beiden  Strafen 
bestraft 

Gegen  Rückfälle  können  diese  Strafen  bis  auf 
das  Doppelte  erhöht  werden. 

Art.  26.  Fahrlässige  Begehung  der  in  Art  24  ge- 
nannten Handlungen  wird  nicht  bestraft;  dagegen 
verpflichtet  sie  den  Thätor  zum  Schadenersatz  an 
den  Geschädigten. 

Trifft  den  Thäter  kein  Verschulden,  so  ist  er  nur 
zur  Herausgabe  der  Bereicherung  an  den  Geschä- 
digten verpflichtet 

Art.  27.  Die  Strafverfolgung  geschioht  auf  An- 
trag des  Verletzten  und  nach  Massgabe  des  kanto- 
nalen Strafprozesses  entweder  am  Wohnort  des  An- 
geschuldigten oder  am  Orte,  wo  das  Vergehen  be- 
gangen worden  ist 

In  keinem  Falle  dürfen  für  das  gleiche  Vergehen 
mehrere  strafrechtliche  Verfolgungen  eintreten.  Zu- 
ständig ist  diejenige  Behörde,  bei  der  die  Klage 
zuerst  anhängig  gemacht  wird. 

Die  Verjährungsfrist  für  die  Strafverfolgung  be- 
trägt zwei  Jahre. 

Art  28.  Die  Gerichte  haben  auf  GrunJ  erfolgter 
Civil-  oder  Strafklage  dio  als  n«"-ti>;  erachtotnn  vor. 
sorglichen  Verfügungen  zu  treffen.  Namentlich  kon- 
nen  sie  nach  Vorweisung  der  Iliuterieguug%urkunde 
eine  genaue  Beschreibung  der  angeblich  nachge- 
GegonsUinde,  der  ausschliesslich  zur  Nach- 

i  MaiognFhlKbM  UluilLüi  X  Kr.  t.  -  Bulletin  $Unagt  tgktgm  a/Aci£  X. 


Art  24.  Gemäss  den  nachstehenden  Be 
kann  civil-  und  strafrechtlich  zur  Verantwortung 
gezogen 

1).. 


4)  wer  sich  weigert,  der  zuständigen  Behörde  die 
Herkunft  der  in  seinem  Besitze  befindlichen 
nachgemachten 
anzugobon» 


Geldbusse  von  30  bis  2000  Franken 


Streichung  von  Alinea  2. 


Wenn  seit  der  letzten  i k Vertretung  mehr  als 
zwei  Jahre  verflossen  sind,  so  tritt  Verjährung  der 
Strafverfolgung  und  der  Schadenersatzklage  ein. 


.  .  .  Namentlich  können  sie  eine  ge 
bung  der  augeblich  nachgeahmten  .  .  . 


Sc.  «. 
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ahmung  dienenden  Werkzeuge  und  Gerate  und  nö- 
tigenfalls .lie  Beschlagnahme  dieser  Gegenstände 

vornehmen  lassen. 

Wenn  (iruud  vorhanden  ist,  eine  De.sclilagnahnie 
vorzunehmen,  so  kann  das  Gericht  dem  Kläger  eine 
Kaution  aulerlegen,  die  er  vor  der  Beschlagnahme 
zu  hinterlegen  hat. 

Art.  29.  Das  Gericht  kann  die  Einziehung  und 
Verwertung  der  mit  Beschlag  belegten  Gegenstände 
verfügen. 

Es  soll,  selbst  im  Falle  einer  Freisprechung, 
wenn  nötig,  die  Vernichtung  der  ausschliesslich  zur 
Nachahmung  bestimmton  Werkzeuge  und  Geräte  an- 
ordnen.  Der  Reinerlös  der  übrigen  eingezogenen 
Gegenstände  wird  zur  Bezahlung  der  Geldstrale, 
der  Kosten  und  der  Entschädigung  an  den  Geschä- 
digten verwendet;  ein  allfälliger  Uebcrschuss  fällt 
dem  bisherigen  Eigentümer  zu. 

Art  30.  Das  Gericht  kann  auf  Kosten  des  Ver- 
urteilten die  Veröffentlichung  des  Strafurteils  im 
Schweiz.  Handolsamtsblatt  und  in  einem  oder  meh- 
reren andern  Blattern  anordnen. 

Art  31.  Wer  unbofugterwoise  seine  Geschäfts- 
papiore,  Anzeigen  oder  Erzeugnisse  mit  einer  Be- 
zeichnung versieht,  welche  zum  Glauben  verleiten 
soll,  dass  oin  Muster  oder  ein  Modell  auf  Grund 
des  vorliegenden  Gesetzes  hinterlegt  sei,  wird  auf 
amtliche  oder  private  Anzeige  hin  mit  einor  Geld- 
buße bis  Fr.  500  bestraft 

Gegen  Rückfällige  kann  diese  Strafe  bis  auf  das 
Doppelte  erhöht  werden. 

Art  32.  Wer  sich  weigert,  der  zuständigen  Be- 
hörde die  Herkunft  der  in  seinem  Besitze  befind- 
lichen nachgemachten  odor  nachgeahmten  Gegen- 
stände anzugehen,  wird,  unter  Vorbehalt  der  kan- 
tonalrechtlichen Bestimmungen,  in  eine  Ordnungs- 
busse bis  auf  Fr.  100  verfällt 

Art  33.  Der  Erlrag  der  Goldstrafen  fällt  den  Kan- 
tonen au.  Bei  Ausfüllung  einer  Geldstrafe  hat  das 
Gericht  für  den  Fall  der  Uneinbringlicbkeit  der- 
selben eine  Gefängnisstrafe  festzusetzen  (Art  151 
des  Bundesgesetzes  betreffend  die  Organisation  der 
BnndesrochtspUege  vom  22.  März  1893). 

Art.  34.  Die  Kantone  habon  zur  Behandlung  der 
civilrechtiichen  Streitigkeiten  betroffond  den  Mustor- 
und  Modellschutz  eino  Gerichtsstelle  zu  bezeichnen, 
die  als  einzige  kantonale  Instanz  entscheidet 


IV.  Schlussbestimmungen. 

Art  35.  Die  Angehörigen  der  Länder,  w  !che 
mit  der  Schweiz  eino  bezügliche  Konvention  abge- 
schlossen haben,  können  ihre  gewerblichen  Muster 
und  Modelle  innerhalb  der  vertraglich  festgesetzten 
Frist,  vom  Datum  ihrer  Hinterlegung  in  einem  der 
genannten  Lander  und  unter  Vorbehalt  der  Rechte 
Dritter,  in  der  Schweiz  hinterlegen,  ohne  dass  du  oh 
inawMoben  eingetroteno  Tbalsachen,  wie  durch  eine 
Hinterlegung  Anderer  oder  durch  eine  Veröffentlich- 
ung, die  Gültigkeit  ihrer  Hinterlegung  beeinträchtigt 
werden  könnte. 

Das  gleiche  Recht  wird  denjenigen  Schweizern 
gewährt,  die  ihre  Muster  und  Modelle  zuerst  in 
einem  der  im  vorigon  Absätze  bezeichneten  Länder 
hinterlegt  haben. 


Es  kann,  selbst  im  Falle  einer  Freisprechung, 
die  Vernichtung  .  .  . 


.  .  .  Geldbusse  von  Fr.  30  bis  Fr.  500  bestraft. 


Streichung  von  Art  32. 


Art  32  -  Art  33  des  Bundesrates. 


Art  33  =  Art.  34  des  Bundesrates. 


Die  Berufung  an  das  Bundesgericht  ist  ohne 
Rücksicht  auf  den  Wertbetrag  der  Streitsache  zu- 
lässig. (Art  62  des  Bundesgesetzes  botr.  die  Orga- 
nisation der  BundesrechUpflege.) 


Art  34  =  Art  35  des  Bundesrate«. 
.  .  .  der  Schweiz  bezügliche  Konventionen  abge- 
schlossen haben  .  .  . 

.  .  .  ihrer  ersten  Hinterlegung,  sofern  dieselbe  in 
einem  der  in  der  bezüglichen  Konvention  genannten 
Lander  stattgefunden  hat  und  unter  Vorbehalt  .  .  . 
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Art  36.  Jedem  Urheber  eines  in  einer  nationalen 
oder  internationalen  Ausstellung  in  der  Schweiz  aus- 
gestellten gewerblichen  Musters  oder  Modellos  wird, 
nach  Erfüllung  der  vom  Bundesrate  zu  bestimmen- 
den Förmlichkeiten,  eino  Frist  von  sechs  Monaten, 
vom  Tage  der  Zulassung  des  Erzeugnisses  zur  Aus- 
stellung, gewährt,  innerhalb  weicherer,  ungeachtet 
etwaiger  Hinterlegung  Anderer  oder  sonstiger  Ver- 
öffentlichungen, in  rechtsgültiger  Weise  die  Hinter- 
legung eines  Musters  oder  Modolles  vornehmen  kann- 

In  entsprechender  Weise  wird,  wenn  oine  inter- 
nationale Ausstellung  in  einem  Lande  stattfindet, 
das  mit  der  Schweiz  eine  bezügliche  Konvention 
abgeschlossen  hat,  die  Frist,  die  das  fremde  Land 
den  an  der  Ausstellung  zugelassenen  gewerblichen 
Mustern  oder  Modellen  gewährt,  auf  die  Schweiz 
ausgedohnL  Diese  Frist  darf  jedoch  nicht  langer 
sein  als  sechs  Monate,  vom  Tage  der  Zulassung  des 
Erzeugnisses  zur  Ausstellung. 

Art  37.  Die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  fin- 
den einstweilen,  bis  zum  Lrlass  eines  besondern 
Bundesbeschlusses,  auf  die  Baumwolldruckerci  keine 


Art.  35  =  Art.  30  des  Bundesrates. 


Art  38.  Der  Bundesrat  wird  beauftragt,  die  zur 
Ausführung  dieses  Gesetzes  erforderlichen  Verord- 
nungen zu  erlassen. 

Art.  39.  Durch  dieses  Gesetz  wird  das  Bundes- 
gesetz betreffend  die  gewerblichen  Muster  und  Mo- 
delle, vom  21.  Dezember  1888,  aufgehoben. 

Diejenigen  Muster  und  Modelle,  seit  deren  Hinter- 
legung zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes 
noch  nicht  zwei  Jahre  verflossen  sein  werden,  ge- 
messen ohne  weiteres  den  gesetzlichen  Schutz  der 
fünfjährigen  Periode  dieses  Gesetzes. 


Art.  40.  Der  Bundesrat  wird  beauftragt,  auf 
Grundlage  dar  Bestimmungen  des  Bundesgesotzes 
vom  17.  Juni  1871,  betreffend  die  Volksabstimmung 
über  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Be- 
kanntmachung dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und 
den  Beginn  der  Wirksamkeit 


Art.  36.  Bis  zum  Erlasse  eines  besondorn  Bun- 
desbeschlusses linden  die  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes keine  Anwendung  auf  die  Baumwolldruckerei, 
sowie  die  seidenen  und  halbseidenen  Gowebo,  so- 
weit sie  nicht  Jacquardgewebe  sind. 

Art  37  =  Art  38  des  Bundesrate». 


Art  38  -  Art  39  des 


.  .  .  werden,  gelangen  ohne  weiteres  in  den  Ge- 
nuas des  gesetzlichen  Schutzes  der  ersten  fünfjähri- 
gen Periode,  immerhin  unter  Anrechnung  der  seit 
der  Hinterlegung  bereits  verflossenen  Zeit. 
Art  39  -  Art  40  dos  Bundesrates. 
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Dessins  et  modeles  industriels. 


Art  1.    La  Confederation 
de  dessins  et  modeles  industriels  et  ä  leure  ayants 
cause  les  droits  specific  dans  la  presente  loi. 

Art.  2.  Constitue  un  dessin  ou  modele  au  sens 
de  la  presente  loi  toute  disposition  de  lignes  ou  de 
couleurs,  ou  toute  forme  plastique  devant  servir  de 
type  pour  la  production  industrielle  d'un  objet. 

La  protection  accordee  par  la  presente  loi  ne 
s'applique  pas  aux  procödes  de  fabrication,  &  l'utilite 
ou  a  1'effet  technique  de  l'objet  fabrique  sur  le  type 
du  dessin  ou  modele  protege. 

Art.  3.  Les  ouvners  et  employes  sont  reputes 
etre  les  auteurs  des  dessins  et  modeles  confectionnes 
par  eux,  ä  moins  que,  par  le  contrat  passe  avec  le 
patron,  ils  ne  soient  tenus  de  les  confectionncr  pour 
le  compte  de  ce  dernier. 

Art.  4.  Le  droit  de  l'auteur  passe  ä  ses  heritiers. 
II  peut  etre  transmis,  totalement  ou  partiellement, 
par  Convention  ou  par  disposition  de  derniere  volonte. 

L'auteur  peut  autoriser  d'autres  personnes  ä  ex- 
ploiter  son  dessin  ou  modele  en  leur  aecordant  une 


Pour  etre  opposables  aux  tiers  de  bonne  foi  les 
actes  translatife  du  droit  de  l'auteur  et  les  licences 
doivent  etre  insents  au  registre  des  dessins  et 
modeles. 

Art.  5.  Les  dessins  et  modeles  ne  jouissent  de 
la  protection  legale  que  s'ils  sont  deposes  con- 
formement  ä  la  presente  loi. 

Nul  ne  pourra,  avant  l'expira(iüii  du  la  protection 
legale,  faire  usage  daiis  un  but  iiidiistiiel  ou  com- 
mercial  d'un  dessin  ou  modele  reguüerernent  d'ipose 
s'il  n'y  est  autoi  Lse  par  l'auteur  ou  son  ayaut-cause. 

Art  6.  Lc  feit  du  depöt  enie  la  pr&ompUon  que 
l'objet  deposc  etail  nouveau  au  uioinciU  du  depot, 
et  que  le  Üeposanl  en  est  l'öuteur. 

Ali.  7.  Les  •  •  is  et  modeles  peuvent  ötre 
döposes,  soit  ä  docouvert,  soit,  pendant  la  pierniürc 
penode  de  protection,  sous  pli  cachete,  isolement 
ou  reunis  en  paquets. 


Propositions 
de  la  eommisslon  du  conseil 


Loi  föderale 

les  dessins  et  modeles  industriels. 

L'ASSEMBLEE  FEDERALE 
DE  LA  CONFEDERATION  SUISSE, 

en  application  de  l'article  64  de  la  Constitution 
federale; 

vu  lemessage  du  conseilfedera.  du  24  novembrel899, 

■ 

ikräti 
I.  Disposition»  ginerale». 


21 


1900. 


.  .  .  de  la  presente  loi  toute  disposition  de  ligne 
ou  toute  forme  plastique,  combinees  ou  non  arec 
des  couleurs  devant  servir  .  .  . 

Art.  3.  La  protection  accordee  par  la  presente 
loi  ne  s'applique  ni  aux  procedes  de  fabrication  ni 
ä  l'utilisation  pour  un  usage  special  de  formes  dejk 
connues,  ni  k  l'eflet  technique  .  .  . 

Art.  3.  Supprime. 


Art.  7.  Les  deasina  et  modeles  peuvent 
deposes  isolement  ou  reunis  en  paquet. 


.Hre 
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Le  nombre  des  dessins  ou  modele*  renfermös 
dans  un  paquet  ne  sera  Iimit6  que  par  les  dimen- 
sions  et  le  poids  preacrits  pour  cc  dernicr.  Ce 
mode  de  döpöt  sera  reglö  en  detail  par  une  or- 
donnance du  conseil  tödöral,  qui  dötermincra  en 
meine  temps  le  maximum  des  dimctisions  et  du 
poids  des  deisins  et  des  modeles  döpoaös  isolöment. 


Le  nombre  des 


Art.  8.  Le  conseil  föderal  pourra  ötablir,  par 
voie  de  röglement,  que  les  dessins  et  modöles  de 
certaines  industries  ou  de  certaines  catögories  de 
produits  industriels  pourront  rester  döposes  sous  pli 
cachete  möme  pendant  la  deuxiöme  et  la  troisiöme 
periode  de  protection;  il  peut  döcider,  de  möme, 
que  les  dessins  et  modeles  de  certaines  industries 
ou  de  certaines  catögories  de  produits  industriels 
ne  pourront  etre  döposes  qu'a  döcouvert,  et  qu'il 
en  sera  publiö  une  reprösentation  graphique. 

Art  9.  La  protection  lögulc  des  dessins  et  rao- 
deJes  a  une  duröc  de  15  ans  au  plus-  eile  est  aecor- 
dee  par  periodes  consöcutives  de  6  ans,  dont  la 
premiere  commence  ä  la  date  du  döpöt. 

Art  10.  Le  döposant  paye  une  taxe  pour  chaque 
periode  de  protection. 

Le  tarif  des  taxes  est  arrete  par  le  conseil  födöral 
d'apres  les  prineipes  suivants:  pour  la  premiere 
periode  la  taxe  sera  modöröe  et  invariable,  quel 
que  sott  le  nombre  des  dessins  ou  modeles  röunis 
en  un  seul  döpöt ;  pour  la  troisiöme  periode,  la 
taxe  de  la  deuxiöme  pöriode  sera  doublöe. 

Les  taxes  de  la  deuxieme  et  de  la  troisiüme 
Periode  sont  öchues  le  premier  jour  de  chacune  de 
cos  pöriodes. 

Art.  11.  Sera  döchu  des  droits  rösultant  du  depöt: 

1.  Le  deposant  qui  n'aura  pas  paye  dans  les  deux 
mois  de  leur  öchöance  les  tax*«:  dues  pour  la 
Prolongation  de  la  protection. 

Le  bureau  fedöral  de  la  propriöte  intellec- 
tuelle  avisera  le  deposant  en  temps  utile  que 
la  taxe  est  echue,  sans  toutefois  encourir  de 
ce  chef  aueune  rosponsabilite  en  cas  d'omission. 

2.  Le  deposant  qui  n'exploitera  pas  en  Suisse  le 
dessin  ou  le  modele  dans  une  mesure  conve- 
nable  et  qui,  en  möme  temps,  importera,  fera 
ou  laissera  importer,  par  d'autres,  des  objets 
fabriques  a  l'ötranger  d'apres  le  meme  dessin 
ou  modöle. 

Cette  il  (  osition  ne  s'applique  pas  aux 
objets  en  question  Importes  en  Suisse  sous  le 
regime  du  trafle  de  perfectionnement. 

Le  conseil  federal  peut  döclarer  la  dispo- 
sition  du  chiffre  2  non  applicable  vis-ä-vis 
d' Etats  qui  aecordent  la  reciprocitö  a  la  Suisse. 
A.t  12.   Le  depöt  d'un  dessin  ou  modele  sera 
declan  nul  et  de  nul  effet : 

1.  »  le  dessin  ou  le  modele  n'ötait  pas  nouveau 
au  moment  du  depöt;  un  dessin  ou  moddl? 
est  louveau,  au  sens  de  la  prösenle  loi,  aussi 
longbmps  qu'il  n'est  connu  ni  du  public  ni 
des  niüeux  industriels  et  commerciaux  inte- 
ressös; 

J.  si  Je  doosant  n'est  ni  l'auteur  du  dessin  ou 

modele,  .i  «on  ayant  droit; 
8.  si,  en  cas  »e  depöt  sous  pli  cachete,  le  deposant 

est  convaifto  d'avoir  fait,  dans  une  intention 


Art.  8.  Les  desnins  et  modeles  peuvent  etre 
döposes,  pendant  la  premiere  pöriode  de  protection 
de  cinq  ans,  soit  ä  decouvert  soit  sous  pli  cachete. 

Le  conseil  föderal  pourra  .  .  . 


Art.  10.  Le  döposant  paie  une  taxe  pour  chaque 
pöriode  de  protection  et  pour  chaque  dessin  ou  modöle, 
ou  pour  chaque  paquet  de  dessins  ou  modeles  döposö; 
le  conseil  föderal  fixe  cette  laxe  par  voie  d'ordonnance. 
Les  taxes  doivent  prösenter  une  progression  irapor- 
tante  d'une  pöriode  ä  l'autre. 

Le  montant  des  taxes  pour  la  premiere  pöriode 
doit  ötre  payö  au  moment  du  depöt  (article  1 5,  chiffre  2) ; 
les  taxes  de  la  deuxieme  et  la  troisiöme  periode  sont 
echues  le  premier  jour  de  chacune  de  ces  pöriodes. 


L'offlce  oü  s  est  fait  le  depot  avisera  .  .  . 
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4.  si  l'objet  döpose  n'a  pas  les  caracteres  d'un 
dessin  ou  modele  au  sens  de  la  presente  loi; 

6.  8i  le  contenu  du  döpöt  est  contraire  aux  dis- 
positions  d'une  loi  föderale  ou  d'une  ronvention 
internatiunale  ou  s'il  porte  atteinte  aux  bonnet. 
mcBurs. 

Art.  13.  L'action  en  dechöance  pour  exploitation 
fnsufflsante  en  Suisse  et  l'action  en  nullit«  peuvent 
elre  intentees  par  toute  personne  qui  justifio  d'un 
intöröt. 

Art.  14.  Celui  qui  n'a  pas  de  domicile  (Ixe  en 
Suisse  ne  peut  operer  le  döpöt  d'un  dessin  ou 
mrdele  et  exercer  les  droits  resultant  de  ce  depöt 
que  par  un  mnndataire  domicilii  en  Suisse. 

Le  mandataire  est  autorisö  ä  reprösenter  le 
deposant  dans  les  dömarches  ä  taire  ä  teneur  de  la 
pr.jsente  loi  et  dans  les  contestations  en  justice 
relative-  au  dessin  ou  au  modölo.  Domcurent  rö- 
scrvöes  les  dispositions  cantonalcs  sur  l'cxercicc  de 
la  protessiun  d'avocal. 

Le  tribunal  dans  le  rcssort  duquel  le  representant 
est  domiciliö  ou,  u  döfaut  d'un  mandataire,  celui 
dans  lo  rcssort  duquel  se  trouve  le  siege  du  bureau 
de  döpöt  est  competent  pour  connallre  des  aclions 
intentees  au  döposant. 


IX  Depöt. 

Art  15.  Le  depöt  d'un  dessin  ou  modele  in- 
dustriel  s'opere  au  moyen  d'une  demande  adressee 
au  bureau  de  depöt  et  redigöe  suivant  formulaire 
dans  une  des  trois  langues  nationales. 

A  la  demaude  devront  ötre  joints: 

1.  un  exemplaire  numerote  de  chaque  dessin  ou 
modöle  dont  le  depöt  est  demande,  soit  sous 
la  forme  du  produit  industriel  auquel  il  est 
destine,  soit  sous  cclle  d'une  representation 
grapliique  süffisante  Judit  dessin  ou  modele; 

2.  le  montant  de  la  laxe  pour  la  premiere  pöriode 
de  protection. 

Le  conseil  föderal  peut  prescire  d'autres  formalites 
pour  le  döpöt  des  dessins  ou  modeles  dont  la  re- 
presentation graphique  sera  publiöe. 

Art.  16.  Les  dessins  et  modöles  sont  deposes 
au  bureau  födöral  de  la  propriötö  intellectuelle  a 
Berne. 

Si  le  bcsoin  s'en  fait  sentir,  le  conseil  födöral 
pourra  cröer  encore  d'autres  bureaux  de  döpöt. 

Art.  17.  Tout  depöt  (ait  contrairement  aux 
prencriptions  de  la  loi  ou  du  reglement  et  non 
rögularisö  par  le  demandeur,  malgre  l'avertissement 
du  bureau  de  döpöt,  sera  rejetö  par  ce  dernier. 

Le  bureau  refusera  tous  objets  ou  ropresentations 
graphiques,  deposös  ii  döcouvert,  qui  n'auraient  pas 
les  caracteres  d'un  dessin  ou  modöle  au  sens  de 
la  presente  loi,  dont  l'exöcution  serait  contraire  aux 
dispositions  d'une  loi  föderale  ou  d'une  Convention 
internationale,  ou  qui  porteraient  atteinte  aux  bonnes 
moeurs. 

Lea  mömes  dispositions  s'appliquent  d'une  facon 
analogue  au  cas  oü  un  döpöt  secret  serait  transforme 

en  döpöt  ouvert. 

Si  le  depöt  est  rejntö  par  le  bureau,  le  deman- 
Jour  pourra  lecourir  contra  celte  decision,  datis  le 
dölai  d'un  inois  ä  partir  de  la  notification  y  relative, 
aupres  du  döpartement  duquel  relöve  ce  bureau; 
U  decision  du  döpartement  sera  döünitive. 


.  .  .  u  uiie  autre  reprösentation  süffisante  dudit 

dessin  ou  modele : 
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Art  18.  Tont  d essin  ou  modele 
depose  sera  inscrit  par  le  bureau  au  registre  des 
dessins  et  modele?,  sans  cxamen  prealable  df.s  droits 
du  deposant,  ni  de  la  nonveautü  de  l'objet  dt-posö; 
uo  certificat^de^depöt  sera  remis  au  deposant. 

Art.  19.  Le  registre  des  dessins  et  modeies 
contiendra  les  indications  suivantes:  l'objet  et  le 
mode  du  depöt  (ä  decouvert  ou  sous  pli  cachetd), 
le  nom  et  le  domicile  du  deposant  et  de  son  mandu- 
taire,  la  dale  du  depöt,  le  paiement  des  tax  es  et 
leur  montant,  ainsi  que  les  changements  survenus 
dans  la  personne  ou  dans  les  droits  du  titulairo; 
cös  changements  ne  seront  inscrits  au  registre  que 
s'ils  sont  etablis  par  an  titre  authentique  ou  par 
un  acte  sous  seing  prite  düment  legalise. 

Art.  20.  Le  bureau  publie,  conformement  aux 
inscriptions  faites  dans  le  registre,  le  titre  des  dessins 
et  modeies  deposes,  le  mode  de  depöt,  le  nom  et 
le  domicile  da  deposant  et  de  son  mandataire,  la 
date  et  le  numero  d'ordre  de  chaque  depöt,  ainsi 
que  les  changements  survenant  dans  la  personne 
ou  dans  le«  droits  da  titulaire. 

Le  conseil  föderal  determinera  par  un  reglement 
le  mode  de  publication  graphique  qui  pourra  etre 
•dopte  pour  les  dessins  et  modeies  de  certaines 
Industries  ou  de  certaines  categories  de  produits. 

Art.  21.  L'ayant  droit  pourra  demander  en  tout 
temps  que  ses  depöts  sous  pü  cacbete  soient  con- 
vertis  en  depöts  ouverts. 

Dane  tous  les  autres  cas,  les  plis  cachetes  ne 
seront  ouverts  qu'a  la  demande  de  l'ayant  droit  ou 
sur  la  requisition  d'une  autoritö  judicaire,  et  ils 
seront  refermes  apres  usage. 

Art.  22.  Toute  personne  pourra  obtenir  du 
bareau  de  depöt  des  renseignemenU  oraux  ou  öcrits 
sur  le  contenu  du  registre  des  dessins  et  modeies, 
et  prendre  connaissance,  en  presence  d'un  fonction- 
naire  de  ce  bureau,  des  dessins  et  modeies  deposes 
a  decouvert. 

Le  conseil  föderal  fixera,  d'apres  un  tarif  modöre, 
le?  ömolaments  ä  payer  de  ce  fait. 

Art.  23.  Le  deposant  peut  en  tout  temps  re- 
noncer  ä  la  protection  legale  en  reurant  les  dessins 
et  modeies  deposes. 

Lee  dessins  et  modeies  qui  n'auront  pas  6te 
reclaraes  auparavant  seront  conserves  par  le  bureau 
trois  ans  au  dela  du  terme  de  protection. 

A  l'expiralion  de  la  troisieme  annee,  le  bareau 
les  renverra  a  l'ayant  droit  ou  ä  son  mandataire, 
ou  il  les  detruira;  dans  des  circonstances 
U  pourra  aussi  en  disposer  autrement. 


III.  Sanotion  eirile  et  penale. 

Art.  2i.  Est  passible  de  poursuites  civilcs  ou 
pönales : 

1)  quiconque  aura  contrefait  an  dessin  ou  modöle, 
depose,  ou  i'aura  imite  sans  droit  de  teile  raa- 
niere  que  le  produit  veritable  ne  puisse  etre 
distingue  du  produit  contrefait  qu'aprea  un 
examen  attentif; 

2)  quiconque  aura  vendu,  rois  en  vente  ou  en  clr- 
culation,  ou  importe  en  Suisse  des  objets  contre- 
faits  oo  imites  sans  droit; 

3)  quiconque  aura  coop^re  aux  infractions  ci-des- 
sus,  ou  en  aura  lavorise  ou  lacilitö  l'cxecution. 


.  .  .  et,  le  cas  echeant,  de  son  mandataire,  .  .  . 


et,  le  cas  echeant,  de  son 


. . .  ou 


categories  de  produits  (articte  8) 


1.  . 
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Art  25.  Quiconque  aura  commis  intcutionnelle- 
ment  l'une  des  infractions  nieutionnöes  ä  1'arL  24, 
sera  leou  de  reparor  le  dommatie  cause  ä  la  partie 
lesee  et  sera  puiii  de  l'emprisonnement  jusqu'a  ua 
au  et  d'une  amende  pouvant  s  elever  jusqu'a  200« 
irancs,  ou  de  l'une  de  ces  peines  seulement. 

Kn  cas  de  recidive,  ces  peines  pourront  etre 
elevees  jusqu'au  double. 

Art.  20.  Si  les  infractions  mentionnees  a  l'art  24 
sont  commises  par  negligence,  l'auteur  n'est  pas- 
sible  d'aucune  peine,  mais  il  demeure  civilement 
responsable  du  dommage  i  ause. 

Si  aucune  Faute  n'est  imputable  a  l'auteur,  il  est 
tenu  seulement  de  restiluer  au  lese  ce  dont  ils'es1 


Art.  27.  Les  poursuitcs  pönales  ont  lieu  sur 
plainte  de  la  partie  lesee  et  conformement  älapro- 
cödure  penale  cantonale.  soit  au  domicile  du  dfHin- 
quant,  soit  au  lieu  oü  le  delit  a  ete  commis. 

En  aucun  cas  il  ne  pourra  y  avoir  cumulation 
de  poursuite*  pönales  pour  le  möme  delit.  L'autc- 
rite  nantie  la  premiere  de  la  plainte  est  seule  com- 
petente. 

L'aotion  penale  sera  prescrite  par  deux  ans. 


Art  28.  Le  tribunal  nanti  d'une  demande  civile 
ou  d'une  plainte  penale,  ordonnera  los  mesures  con- 
servatoires  necessaires  II  pourra  notamment  faire 
proc6der,  sur  la  prcscnlatinn  du  eertificat  de  döpöt, 
J  uoe'description  prtcise  des  objets  pr£tendus  con- 
trefaits, des  inslruments  et  ustensiles  servant  ex- 
cluslvement  ä  la  contrefacon  et,  le  cas  echöant,  a 
la  saisie  des  dits  objets. 

Dans  co  dernier  cas,  le  tribunal  pourra  imposer 
au  requ6rant  un  cautionnement  qu'il  sera  tenu  de 
deposer  au  prdalablo. 

Art  29.  Le  tribunal  pourra  ordonner  la  conflsca- 
tion  et  la  vente  des  objets  saisis. 

II  pourra  ordonner  la  destruetion  des  inslru- 
ments et  des  ustensiles  exclusivement  destines  ü 
la  contreracou,  et  cela  m^me  encasd'acquiltemedt 
Le  produit  de  la  vente  des  objets  conflsques  sera 
applique  au  paiement  de  lamende,  des  frais  judi- 
ciaires  et  de  l'indemnite  due  ä  la  partie  lesee;  l'ex- 
cödent  reviendra  au  proprielaire  desdits  objets. 

Art.  30.  Le  tribunal  peut  ordonner  la  publicatiou 
du  jugement  penal  dans  la  Feuille  officiclle  suisse 
du  commerce  et  dans  un  ou  plusieurs  autres  jour- 
naux,  aux  frais  du  condamue. 

Art  31.  Quiconque  aura  indüment  muni  ses  pa- 
rier* de  commerce,  annonces  ou  produits  d'une 
mention  tendant  I  faire  croire  qu'un  dessiu  ou  mo- 
dele a  ete  depose  en  vertu  de  la  prtsente  loi  sera 
puni,  d'oflice  ou  sur  plaiate  d'un  parUculior,  d'une 
amende  pouvant  s'elever  jusqu'a  500  francs. 

En  cas  de  recidive,  la  peine  pourra  «Ire  elevee 
jusqu'au  double. 

Art  32.  Quiconque  refusera  de  declarer  ä  l'au- 
torite  competente  la  provenance  d'objets  contrefaits 
ou  imites  qui  se  trouveront  en  sa  posspssjon  sora 
puni  d'une  amende  d'orclrc  pouvant  s'elever  jusqu'l 
100  Iran  es,  sous  reserve  des  dispositions  applicables 
du  droit  caatonal. 


4.  quiconque  refusera  de  declarer  &  rautoritf 
competente  la  provenance  d'objets  contrefaits 
ou  imites  trouves  en  sa  possession. 


.  d'une  amende  de  30  a  8000 


».  li  p pr*i mpr  1  iiIiul  ix  2» 


L'action  pönale  et  l'action  en  responsabihte  civile 
se  presenvent  par  deux  ans  ä  compter  de  la  deraiere 
contravention. 


.  .  .  fl  pourra  notamment  faire  proceder  k 
description  precise  .  .  . 


II  pourra  ordonner,  meme  en  cas  d'aequittement, 
la  desiruclion  des  Instruments  et  des  ustensiles  ex- 
clusivement deines  a  la  contrefayon.  Le  produit  ... 


.  d'une  amende  de  30  ä  500 


Art  33.  Supprlme. 
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...  faule  de  paienwnt  pour  cause  d'insolvabilitö, 
i  Vi 


Art  33.  Le  produit  des  amcndes  revient  aux  can-  '  Art.  32  =  art.  38  du  projet  du  conseil  födöral. 
Lc  jugement  porluut  condamnatiüu  a  uue 
amende  statuera  que  faule  de  paiemenl,  Tarnende 
sera  convertie  de  pleiu  droit  en  emprisonuentent 
(ArL  151  de  la  loi  födöraie  sur  l'organisation  judi- 
ciaire  federaie,  du  22  raars  1893.) 

Art  34.  Lee  cantons  dösigneront  un  tribunal  com- 
pötent  pour  juger  les  contestations  civilcs  relatives 
•  la  protection  des  dessins  et  inode'es,  lequel  sta- 


tuera cofflme  instance  cantonale  unique. 


IY.  Dispositions  Anales. 

Ad  35.  Lcs  ressortissants  d'öUts  qui  auront 
conclu  avec  la  Suisse  une  Convention  dans  co  sens 
pourrout,  dans  le  delai  fixe  ä  partir  de  la  dato  de 
leur  döpöt  dans  Tun  de  ces  etats  et  sous  röserve 
des  droits  des  tiers,  döposer  leurs  dessins  et  mo- 
industriels  en  Suisse  sans  que  des  faits  sur- 
dans  I'intervalle,  tels  qu'un  autre  döpöt  on 
an  acte  de  publicitö,  pulsaent  fitre  opposös  a  U 
validitö  dn  depöt  opörö  par  eux. 

Les  citoyens  suisses  qui  auront  opörö  le  premier 
depöt  de  leurs  dessins  et  modöles  dans  l'un  des 
öUta  dösignös  a  lalineapröcödentjouironten  Suisse 
des  memes  avanUges  que  les  ressortissants  de  cet 
tat 

Art  36.  II  sera  accorde  a  tout  auteur  d'un  d es- 
sin ou  modele  industriel  figurant  dans  une  exposi- 
tion  nationalo  ou  internationale  en  Suisse,  moyen- 
nant  l'accomplissement  des  formalitös  ä  de  terminer 
par  le  conseil  föderal,  on  dölai  de  6  mois  ä  partir 
du  jour  de  l'admission  du  produit  ä  l'expositioo, 
delai  pendant  lequel  il  pourra  deposer  valablement 
son  des  sin  ou  modöle,  nonobsUnt  tont  depöt  opöre 
par  un  tiers  ou  tout  fait  de  publicite  survenu  dans 


Art.  33  =  art.  34  du  projet  du  conseil  föderal. 


De  meme,  lorsqn'une  exposition  internationale 
aura  liou  dans  un  etat  qui  aura conclu avecla Suisse 
une  Convention  sur  cet  objet  le  delai  de  priori te 
que  le  pays  ötranger  aecordera  aux  dessins  et  mo- 
deles exposös  leur  sera  aecordö  aussi  en  Suisse. 
Ce  delai,  toutefois,  ne  depassera  pas  6  mois  des 
le  jour  de  l'admission  du  produit  ä  l'oxposition. 

Art.  37.  Un  arrete  föderal  dötorminora  le  mo- 
ment  oü  les  dispositions  de  la  presente  loi  s'appli- 
queront  ä  l'industrie  de  l'impression  sur  cotonnades. 


Art  38.  Le  conseil  föderal  est  Charge  d'edicter 
les  reglemente  nöcessaires  pour  l'exöcutfon  de  la 
presente  loi. 

Art  39.  La  loi  föderale  du  21  döcembre  4881 
sur  les  dessins  et  modöles  est  abrogöe. 

Les  dessins  et  modöles  qui  ne  seront  pas  deposös 
depuis  plus  de  deux  ans  au  moment  de  l'entröo  en 
vigueur  de  cette  loi  jouiront  do  ploin  droit  de  la 
protection  lögale  pendant  la  pöriode  de  cinq  ans. 
ötablie  par  la  prösente  loi. 

Art  40.  Le  conseil  föderal  est  cliar^e,  conrorme- 
ment  aux  dispositions  de  la  loi  du  17  juin  1874 
concernant  les  votations  populaires  sur  les  lois  et 
arr£tös  fedöraux,  de  publior  la  prösento  loi  et  de 
l'epoque  oü  eile  entrera  en  vigueur. 


Le  recours  au  tribunal  födöral  est  recevable  saus 
ögard  &  la  valeur  de  l'objet  du  litige  (article  62  de 
l'organisation  judiciaire  födörale). 


Art  34  ==  art  35  du  projet  du  conseil  födöral 
.  .  .  la  Suisse  des  Conventions  sur  ces  maüeres 
pourront,  dans  le  dölai  fixö  ä  partir  de  U  date  de 
leur  primier  döpöt,  k  condition  que  ce  döpöt  ait  eu 
lieu  dans  l'un  des  EUU  vises  par  U  Convention,  et 


Art.  35  =a  «rt.  30  du  projet  du  conseil  födöral 


de  i m-soie  qui 


Art.  36.    Aussj  longtemps  qu'un  arröte  . 
special  n'aura  pas  etö  ödictö,  les  dispositions 
presente  loi  ne  s'appliquent  pas  ä  IT 
cotonnades,  ni  aux  tissus  de  soie  ou 
ne  sont  pas  des  tissus  Jacquard. 

Art  37  =  art  38  du  projet  du 


Art.  38  =  art  39  du  projet  da 


födöral 
de  U 


.  loi,  &  compter  depuis  le  moment  du  döpöt. 
Art.  39  =  art  40  du  projet  du 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Sitzw  vom  23.  März  l«mi,  vormittags  8  Uhr.  —  Seance  du  23  mars  1»00,  a  8  teures  da  matin. 


PrS'dence:    )  Herr  Gtilin^- 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour: 

Mugter-  und  >Io«lell«oliutz. 

Loi  föderale  sur  le«  denins  et  modeles  industnels. 


Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Am  11.  Dezember  1895  wurde  vom  National- 
rat folgende  von  <iem  Sprechenden  und  Mitunter- 
zeichnern gestellte  Motion  erheblich  erklärt:  «Oer 
Bundesratwird  eingeladen,  Bericht  und  Antrag  darüber 
einzubringen,  inwiefern  die  Bestimmung  des  Bundes- 
gesetzes über  den  Schutz  der  gewerblichen  Muster 
und  Modelle,  vom  21.  Dezember  1888,  betreffend 
die  Art  und  Dauer  der  Hinterlegung,  sowie  die  Ver- 
wahrung der  hinterlegten  Muster  im  Sinne  der  Ver- 
einfachung des  Verfahrens  und  einer  besseren  Be- 
rücksichtigung der  Interessen  der  Hinterlegenden 
revidiert  werden  könnte.»  Für  die  Wegleitung  bei 
der  Revision  waren  von  dem  Motionssleller  und  den 
Mitunterzeichnern  eine  Anzahl  leitender  Grundsätze 
aufgestellt  worden.  Diese  leitenden  Grundsätze  sied 
in  einer  gedruckten  Eingabe  niedergelegt  und  lau- 
ten folgendermassen : 

«1)  Die  Hinterlegung  in  versiegclicn  Paketen  ist 
gestattet.  Solche  Pakete  dürfen  einen  gewissen  Um- 
lang, sowie  ein  gewisses  Gewicht  nicht  übersteigen. 
Die  Zahl  der  darin  unterzubringenden  Muster  ist 
unter  diesem  Vorbehalte  unbeschränkt. 

2)  Die  Dauer  der  Hinterlegung,  resp.  des  Schutzes 
beträgt  im  Maximum  15  Jahre,  und  zwar  in  drei 
Perioden  von  je  5  Jahren. 

3)  Für  die  erste  |Periode  ist  die  einfache,  für 
die  zweite  die  doppelte,  für  die  dritte  die  dreifache 
Taxe  zu  bezahlen.  Diese  Taxe  soll  nicht  mehr  als 
z.  B.  3  bis  5  Franken  per  Paket  betragen. 

4)  Die  versiegelt  hinterlegton  Pakete  dürfen  vom 
Amte  nicht  geöffnet  werden.  Sie  sind  daselbst  bei 
der  Hinterlegung  einlach  zu  registrieren  und  un- 
versehrt aufzubewahren. 

5)  Nach  Ablauf  einer  Periode  von  fünf  Jahren 
fordert  das  Amt  den  Hinterleger  zur  Bezahlung  der 
Taxe  für  die  folgende  Periode  auf.  Erfolgt  diese 
nicht,  so  wird  dem  Hinterleger  das  versiegelte  Paket 
wieder  zugestellt,  womit  der  Schutz  ein  Ende  hat. 

6)  Der  Hinterleger  hat  das  Rocht,  seine  hinter- 
legten Pakete  jederzeit  zurückzuziehen.  Das  Amt 
stellt  sie  ihm  au!  Verlangen  gegen  Nachnahme  der 
Spesen  zu.  Ebenso  hat  das  Amt  auf  Verlangen  zu- 
ständiger Gerichtsstellen  die  hinterlegton  Pakete  in 
versiegeltem  Zustand  auszuliefern. 

7)  Pakete,  welche  nach  Ablauf  der  Schutzfrist 
nicht  an  ihre  Hinterleger  zurückgegeben  werden 
können,  werden  den  gewerblichen  oder  industriellen 
Bildungsinstituten  der  Gegend,  aus  der  der  Hinter-  1 


leger,  resp.  sein  Vertreter  stammt,  zu  freier  Be- 
nutzung abgegoben. » 

Diese  Grundsatze  sind  alle  von  dem  Gedanken 
getragen,  dass  das  bisherige  Gesetz  nur  in  dem  Sinn 
der  Erleichterung  der  Hinterlegung  eine  Abänderung 
erfahren  soll.  'Mese  Erleichterung  soll  in  der  Ver- 
einfachung der  mit  der  Hinterlegung  verbundenen 
Formalitäten  und  in  der  Revision  der  Taxen  bestehen. 

Der  Bundesrat  hat  die  Revision  des  Gesetzes 
nach  einigem  Zögern,  welches  insbesondere  die 
Folge  mehrfachen  Personalwechsels  in  dem  betrei- 
fenden Departement  war,  an  die  Hand  genommen 
und  einer  Expertenkommission  einen  Entwurf  des 
eidgenössischen  Amtes  für  geistiges  Eigentum,  den 
er  vorderhand  zu  dem  Seinigen  gemacht  hatte, 
unterbreitet  Diese  Expertenkommission  bestand  aas 
Vertretern  der  hauptsächlich  bisher  an  der  Be- 
nutzung der  Hinterlegungsgelogenheit  beteiligten 
Industrien.  Dieselbe  tagte  im  Laufe  des  Februar 
vorigen  Jahres.  Sie  liess  sich  in  ihren  Beratungen 
durch  die  eben  angeführten  Gründe  leiten  und 
stimmte  dem  Entwurf  des  eidgenössischen  Amtes 
für  geistiges  Eigontum  mit  Anbringung  einer  An- 
zahl Abänderungen,  die  alle  im  Sinne  einer  libe- 
ralern Durchführung  des  Gesetzes  getroffen  wurden, 
zu.  Der  von  der  Kommission  in  vollständiger  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Ansicht  des  Bundesrates  be- 
reinigte Gesetzesentwurf  liegt  Ihnen  nun  vor. 

Die  hauptsächlichsten  Aenderungen,  welche  der 
Entwurf  an  dem  jetzigen  Gesetz  vornimmt,  bestehen 
darin,  dass  einerseits  dem  namentlich  seitens  der 
Stickoreiindustrie  geltend  gemachten  Wunsch  nach 
Erleichterung  der  Hinterlegungsformalitaten  Rech- 
nung getragen  wurde  und  sodann  darin,  dass  ein 
anderes,  nach  unserm  Dafürhalten  durchaus  em- 
pfehlenswerteres System  eingeführt  wurde,  nach 
welchem  den  bosondern  Bedürfnissen  der  verschie- 
denen Industrien  in  der  Weise,  wie  es  von  den 
betreffenden  industriellen  Interessenkreisen  überein- 
stimmend verlangt  wird,  Genüge  geleistet  werden 
kann. 

Die  Anfänge  des  Muster-  und  Modellschutzes  sind 
in  Frankreich  zu  suchen  und  gehen  in  das  Jahr 
1806  zurück.  Sie  finden  sich  nicht  in  einem  allge- 
meinen Gesetz,  das  der  franzosischen  Rechtspre- 
chung zu  Grunde  liegt,  sondern  in  einigen  wenigen 

I Paragraphen  des  französischen  Gesetzes  über  die 
Prud'hommes;  wir  haben  also  hier  die  Berücksich- 
tigung specieller  Bedürfnisse  in  einem  anderweitigen 
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Gesetz  in  optima  forma.  Frankreich  ist  es,  das  zu  jener 
Zeit  und  noch  auf  mehrere  Generationen  hinaus  au! 
dem  Gebiete  gewerblicher  Muster  und  Modelle  einzig 
etwas  geUian  hat  Ks  gah  eine  Zeit,  da  Paris  und 
eventuell  noch  Lyon  der  Ort  war.  wohin  die  Fabri- 
kanten und  Industriellen  aus  der  ganzen  Welt  zogen, 
wo  sie  in  der  ungeniertesten  Weise  die  vorhandenen 
Muster  einlach  sich  aneigneten,  um  sio  dann  mei- 
stens in  bedeutend  minderer  Weise  zu  reprodu- 
zieren. Gegenüber  dieser  Ausbeutung  boten  dem 
Franzosen,  dar  wirklich  etwas  Neues  schuf,  nur 
diese  beiläufigen  Paragraphen  eines  für  andere 
Zwecke  bestimmten  Gesetzes  Schutz.  Dieser  Schutz 
genügte  ihm,  und  bis  heute  Ist  an  den  betreffenden 
Paragraphen  gar  keine  Veränderung  vorgenommen 
worden.  Die  Thatsacho,  das«  dieses  System  durch 
mehrere  Menschenalter  hindurch  als  das  riohtige 
empfunden  wurde,  ist  ein  Beweis  dafür,  dass  dio 
betreffenden  Bestimmungen  gut  und  zutreffend  sind. 

Spater  erwaohte  auch  in  den  umliegenden  Na- 
tionen eine  selbständige  industrielle  Thätigkeit 
Frankreich  war  nicht  mehr  so  ausschliesslich  und 
ist  so  jetzt  sogar  bei  weitem  nicht  mehr  ausschliess- 
lich der  Staat,  in  welchem  in  industrieller  Be- 
ziehung Neuheiten  geschaffen  werden.  Speciell  die 
Stickereiindustrio  ist  nicht  auf  französischem  Boden 
entstanden  und  aus  französischer  Initiative  hervor- 
gegangen, sondern  hat  auf  unserm  Gebiete  ihren 
Urspruog  genommen  und  kann  deshalb  um  so  mehr 
erklären,  dass  unsere  Bedürfnisse  wegleitend  sind. 
Wir  haben  in  der  Schweiz  auch  noch  andere  Indu- 
strien, die  durchaus  autochthon  sind  und  die  in 
hohem  Masse  des  Schutzes  bedürfen.  Ich  erwähne 
in  dieser  Beziuhung  namentlich  diu  aargauische 
Strohindustrie  Die  Seidenindustrie  dagegen  hat 
sieb  bisher  der  Sache  ferngehalten,  weil  sie  erst  in 
der  neuesten  Zeit  begonnen  hat,  Mustor  zu  erstellen, 
bei  denen  in  gewissem  Sinne  von  Nachahmung  ro- 
sprochen  werden  kann.  Diejenigen  industriell, 
welche  den  Geschmack  des  Kaufenden  anreizen, 
haben  das  Bedürfnis  nach  einem  Musterschutz. 
Solche  Industrien  iab«n  wir  in  der  Schweiz  als 
selbständig,  initiativ  arbeitende  Industrien  und  darum 
entstaod  auch  bei  uns  das  Bedürfnis,  den  Muster- 
schutz zum  Gesetz  zu  erheben. 

Aehnlich  gieng  es  in  Deutschland,  Oesterreich 
und  Italien.  Auch  da  sehen  wir  die  Industrie  nll- 
mälig  Fuss  fassen  und  selbständig  werden  und 
darum  auch  für  das  Selbstgeschaffeno  den  Schutz 
das  geistigen  Eigentums  reklamieren. 

lob  will  Sie  noch  auf  eine  einzelne  Erscheinung 
aufmerksam  machen,  die  erwähnt  werden  darf.  Sie 
wissen,  dass  vor  15  Jahren  in  der  Stickerei  ein 
Verband  entstand,  welcher  mit  einer  ausserordent- 
lichen Kraft  alle  Interessenten  der  Stiokerciindu- 
strio  zusammenfalle  und  den  von  ihm  erlassenen 
Gesetzen  and  Verordnungen  in  einer  Art  Nachdruck 
verschaffte,  wie  es  kaum  noch  geschehen  ist.  Und 
was  tbat  dieser  Verband  vor  allem?  Er  schuf  ein 
Musterschutzgesetz.  Er  stellte  fest,  dass  die  Muster, 
welche  jemand  erfunden  hat,  sein  ausschliessliches 
Eigentum  seien,  von  niemand  weder  mittelbar 
noch  anmittelbar  nachgeahmt  werden  dürfen  und 
dass  die  Thatsacho,  ob  jemand  Besitzer  des  Mustere 
sei,  wie  bei  einer  Sohuldforderung  durch  eine  ge- 
ordnete Buchführung  bewiesen  werde.  Mit  diesem 
System  eines  rein  kaufmännischen  Nachweises  hat 
dar  Verband  mit  einem  Sohlag  die  ganze  Muster- 


imitation aus  der  Welt  geschafft  So  lange  der  Ver- 
band selbst  in  allen  seinen  Teüen  seinen  Vorschrif- 
ten Nachdruck  verschaffen  konnte,  gab  es  keine 
Mustcrimitation  im  Kanton  St  Gallen.  Das  wurde 
sofort  anders,  als  der  Verband  sich  nicht  mehr  in 
der  Lage  sab,  seinen  Vorschriften  Nachdruok  zu 
verschaffen.  Aber  man  darf  wohl  sagen,  dass,  wenn 
jene  Industrie,  bei  welcher  die  Schaffung  neuer 
Muster  im  allerhöchsten  Masse  eine  Aeusserung  des 
regelmässigen  Geschäftsbetriebes  ist,  sich  selbst  ein 
Gesetz  gab  und  dasselbe  mit  Erfolg  durchführte, 
die  in  demselben  onthaltonen  leitenden  Grundsatze 
anzuerkennen  und  von  uns  zu  berücksichtigen  sind. 

Ein  specieller  Wunsch  der  Stickereiindustrie 
geiit  dahin,  dass  die  Muster  versiegelt  hinterlegt 
und  bis  an  das  Ende  der  ersten,  zweiten  und  even- 
tuell dritten  Periode  versiegelt  gelassen  werden 
köuuon,  weil  die  Einsicht  in  die  grossen  Muster- 
serien, die  in  der  Stickerei  erstellt  werden,  nicht 
bloss  die  Möglichkeit  der  Imitation  gebe,  sondern 
weil  damit  der  Einbliok  in  die  Art  der  Behandlung 
und  in  die  Manier,  wie  sioh  das  betreffende  Ge- 
schäftshaus seinen  Kunden  präsentiere,  gegeben  sei. 
Auf  der  andern  Seite  wird  die  Leistungsfähigkeit 
der  Stiokereiindustrie  durch  eine  solohe  Bestimmung 
nicht  beeinträchtigt.  Die  Zahl  der  Mustor  in  der 
Stickereiindustrie  ist  eine  überaus  grosse.  Es  wor- 
den jährlich  mindestens  400,000  Muster  erstellt 
Wir  haben  jetzt  in  der  Stiokereiindustrie  Millionen 
und  Millioneu  von  Mustern.  Trotzdem  diese  Muster 
zum  grösstenTeil  nicht  geeohützt  sind,  lassen  es  sioh 
die  grossen  Häuser  jährlich  50,000-100,000  Franken 
kosten,  um  in  jedem  Jahr  wiedor  zehn-,  zwanzig-, 
drein  neue  Muster  zu  erstellen.   Die  be- 

stehenden Millionen  von  Mustern  sind  also  nicht 
etwas,  neben  dem  irgend  welche  Verfolgung  einer 
neuen  Idee  undenkbar  ist  und  das  man  als  wohler- 
worbenes Kapital  besitzt  Die  gleichen  Häusor,  die 
schon  Hunderttausende  von  Mustern  haben,  erfinden 
Jahr  für  Jahr  neue  Zehntausende.  Das  will  so  viel 
heissen  als.  dass  es  in  einer  Industrie,  in  welcher 
lediglich  der  Geschmack  und  nicht  die  Konstruktion 
das  Wesentliche  ist  g*r  keine  Grenze  der  Möglich- 
keit, immer  Neues  zu  erfinden,  giebt  und  dass  die 
Befürchtung,  irgendwelche  gesetzliche  Massregel 
könnte  die  Entwicklungsfähigkeit  der  Industrie  be- 
einträchtigen, ganz  gegenstandslos  ist  so  sehr  die. 
selbe  von  der  Sache  ferner  Stehenden  gehegt  wer- 
den könnte.  Ich  möchte  das  besonders  hervorheben. 
Denn  darin  liegt  die  unabweisbare  Begründung  eines 
gewissen  Hauptgedankens,  nämlich  der  Gewährung 
der  geheimen  Hinterlegung  zu  Gunsten  derjenigen 
Industrie,  welche  dieselbe  wünscht 

Gerade  das  Gegenteil  finden  wir  auf  dem  Gebiete 
der  Uhrenindustrie.  Dio  Uhrenindustrie  wünscht 
als  Neuerung,  dass  die  Publikation  der  von  ihr  hinter- 
legten Muster  verlangt  werden  könne.  Es  betrifft 
dies  die  sog.  Galibres  de  montre.  Unter  Calibre 
de  montiv  vorsteht  man  die  Anordnung  der  inneren 
konstruktiven  Teile  einer  Uhr,  die  in  sehr  verschie- 
dener Weise  vorgenommen  werden  kann,  die  aber 
doch  eine  enge  Begrenzung  hat,  weil  ihr  mathe- 
matische Grundlagen  gegeben  sind,  um  die  nicht 
herumzukommen  ist  Die  Zahl  der  erstellten  Ca- 
libre« de  montre  beziffert  sich  nach  Hunderten, 
vielleicht  nach  wenigen  Tausenden.  Die  Erstellung 
eines  Calibre  de  montre,  die  von  dem  Gedanken 
geleitet  ist  «in«  besonders  dünne  oder  eine  beson- 
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ders  kleine  Ohr  zu  schaffen,  weil  die  Mode  dahin 
geht,  ist  von  mathematischen  Grundlagen,  an  denen 
nicht  gerüttelt  werden  darf  und  die  ein  enges  Ge- 
biet umschreiben,  abhängig.  Die  Folge  davon  ist, 
dass,  wenn  sich  in  der  Uhrenindustrio  eine  beson- 
dere Richtung  geltend  macht,  diejenigen,  weiche 
sich  dieser  Richtung  anpassen  wollen,  bei  ihren 
mathematischen  Berechnungen  nahe  auf  einander 
fallen  und  unter  Umstanden  zu  dem  genau  gleichen 
Resultat  kommen.  Um  nun  zu  verhindern,  dass, 
wenn  ein  Muster  geschützt  ist,  ein  anderer,  ohne 
zu  wissen,  wie  dasselbe  aussieht,  durch  eigene 
Anstrengung  und  grosse  Kosten  —  die  Erstellung 
eines  Calibre  ist  eine  Sache  von  mehreren  tausend 
Franken  —  ein  gleiches  Modell  erstelle,  verlangt 
die  Uhrenindustrie,  dass  die  Calibres  de  montre 
offen  hinterlegt  werden,  damit  es  möglich  sei,  das 
bereits  Vorhandene  zu  konstatieren. 

Das  vorliegende  Gesetz  ist  diesen  beiden  Grund- 
stäzen  in  einer  Art,  die  vielleich  neu  ist,  die  aber 
ausserordentlich  zweckentsprechend  erfunden  wor- 
den  ist,  gerecht  geworden,  indem  es  bestimmt,  dass 
der  Bundesrat  denjenigen  Industrien  und  Kategorien 
von  industriellen  Erzeugnissen,  in  denen  diese  ganz 
bestimmten  Forderungen  gestellt  werden,  die  Kon- 
zession machen  kann,  dass  für  die  einen  die  ge- 
heime Hinterlegung  gestaltet  und  für  die  andern  die 
offene  Hinterlegung  und  die  Publikation  vorgeschrie- 
ben wird.  Das  ist,  was  die  betreffenden  Kreise 
wünschen  und  bedürfen  und  was  für  sie  einzig  das 
Gesetz  zu  dem  macht,  was  es  sein  soll,  nämlich 
so  einer  nützlichen  Gelegenheit,  die  Neuheit  einer 
Erfindung  in  Form  eines  Depots  festzunageln.  Wenn 
das  Muster  hinterlegt,  wenn  dessen  zeitliche  Ent- 
stehung festgestellt  und  es  auf  dor  andern  Seite 
jedermann  zur  Kenntnis  gebracht  ist,  dann  ist  die 
Sache  fertig.  Ueber  die  Frage  der  wirklichen  Neu- 
heit des  Musters  entscheidet  der  Richter. 

Das  ist  das  System,  welches  die  hauptsächlich 
in  Frage  kommenden  Industrien  gewünscht  haben. 
Der  vorliegende  Entwurf  kommt  ihren  diesbezüg- 
lichen Anregungen  in  durchaus  verdankenswerter 
nnd  annehmbarer  Weise  entgegen.  Darum  haben 
sich  sowohl  die  Expertenkommission  als  auch  Ihre 
Kommission  mit  dem  Entwurf  im  grossen  und  gan- 
zen durchaus  einverstanden  erklärt,  und  wir  em- 
pfehlen Ihnen  Eintreten  auf  denselben. 


M.  Calarae-Colin,  rapporteur  francais  .  Apres 
l'expose  si  complet  et  interessant  de  M.  le  presi 
dent  de  la  commission,  je  serai  bref.  II  est  neces- 
saire  cependant  de  fournir  quelques  renseipnements 
generaux  avant  le  vote  sur  l'entree  en  matiere,  ren- 
seignements  qui  expliqueront  le  but  poursuivi  par 
Ia  loi,  les  interets  divergente  de  certaines  indus- 
tries,  auxquels  olle  a  cherche  a  donner  satisfaction. 

•  La  loi  nouvelle  aura  une  tlasticiti-  süffisante 
pour  pertnettre  au  conseil  fedöral  de  tenir  compte 
d'une  maniere  complete,  dans  les  r£glemenl:>  d'exe- 
cution,  des  besoins  de  not  industhes  auxquelles 
eile  rendra  de  reels  services.  Leurs  desideratas  ont 
ete  pris  en  serieuse  coosideretion, 

Les  quelques  mots  >|Ul'  je  vais  avoir  l'honwur 
de  veu8  dire  sont  un  resume  tres  soccincl  du  mes-  1 


sage  du  conseil  föderal  du  24  novembre  1899,  des 
discussions  de  la  commission  reunie  ä  St-Gall  du 
22  au  28  fevrier  1900  et  des  deux  articles  remar- 
quables  publies  dans  les  numeros  de  novembre 
1899  et  de  fevrier  1900,  du  journal  la  c  Propriete 
industrielle,  »  articles  düs  ä  la  plume  de  M.  Frey. 
Godet.  Je  prends  la  liberte  d'en  recommander  la 
lecture  ä  tous  ceux  qui  s'interessent  ä  la  question 
des  dessius  et  modele«  industriels. 

La  loi  actuelle  sur  les  dessins  et  modele«  in- 
dustriels date  du  21  decembre  1888.  Deja  en  1895, 
les  societes  representant  les  industries  de  la  Suisse 
Orientale,  celle  de  la  broderie  en  parueulier,  deman- 
derent  au  conseil  federe),  par  requete  du  2  no- 
vembre, une  revision  de  la  loi  dans  le  sens  qu'il 
fallait  permettre  aux  deposants  de  conserver  le  Be- 
eret de  leurs  depöls  aussi  longtemps  qu'il«  le  vou- 
draient  et  diminuer  les  frais  relatifs  &  la  protection. 
Pour  les  brodeurs,  le  secret  du  depöt  est  neces- 
saire  parce  que  les  derniers  ne  sont  pas  crees  un 
&  un,  mais  par  collection  entiere  d'apres  des  prin- 
eipes  de  fabrication  propres  ä  chaque  fabricant  et 
que  celui-ci  a  le  plus  grand  interet  ä  tenir  secrets. 

Ces  dessins  sont  en  general  prepares  plusieurs 
mois  d'avance  par  des  maisons  possedant  des  des- 
sinateurs  qui  sont  habiles  &  prevoir  les  evolutions 
de  la  mode.  Sans  le  secret,  les  maisous  risque- 
raient  de  voir  mettre  en  vente  leurs  articles  nou- 
veaux  par  des  coneurrents  qui  auraient  obtenu  des 
produits  analogues  et  qui  ne  pourraient  pas  ötre 
poursuivis  comme  contrefacteurs  parce  que  leurs 
dessins  auraient  le  caractere  de  l'originatite  :  le 
genre  seul  serait  le  meme.  Le  11  decembre  1896, 
le  conseil  national  prit  en  consideretion  la  motion 
de  MM.  Wild  et  consorts,  ainsi  coneue  : 

<  Le  conseil  federe!  est  invite  ä  presenter  un 
rapport  et  des  propositions  snr  la  question  de  sa- 
voir  comment  les  dispositions  de  la  loi  föderale 
sur  la  protection  des  dessins  et  modeles  industriels, 
du  21  decembre  1888,  pourraient  etre  revisees  en 
ce  qui  concerne  le  mode  et  Ia  duree  du  depöt, 
ainsi  que  Ia  conservation  des  dessins  deposes,  dans 
le  sens  d'une  simplification  de  ces  dispositions,  en 
ayant  egard,  plus  que  par  le  passe,  aux  interets  des 
deposants.  » 

Les  industhes  principalemenl  interessees  sont 
ici  la  broderie,  l'horlogerie,  le  tressage  de  la  paille. 
le  tissage  du  melier  Jacquard,  etc.,  les  deux  pre» 
mieres  tout  specialement. 

La  societe  intercantonale  des  industriea  du  Jura, 
se  rendant  compte  de  Timportance  qu'aurait  pour 
l'industrie  horlogere  une  revision  de  la  loi  sur  les 
dessins  et  modeles  industriels,  fit  une  enquete  dont 
le  resultat  a  revele  la  necessitö  d'etablir  une  dts- 
tinetion  entre  les  dessins  et  les  modeles,  de  consi- 
derer  comme  faisant  partie  de  la  categorie  des  mo- 
deles le  «  calibre  »  de  mouvement. 

Ici,  quelques  explications  sont  necessaires.  En 
horloßeric,  le  terme  de  calibre  a  un  sens  tout  ä 
fait  special.  Le  calibre  d'une  montre,  c'est  le  mou- 
vement, sott  la  disposition  des  pieces  qui  suppor- 
tent  les  rouages,  l'echappement  et  en  general  les 
parties  mobiles  du  mecanisme.  L'elude  et  l'outillage 
d'un  calibre  nouveau  sont  ttes  coQteux.  Une  tois 
adopte  et  sa  Imputation  faite,  le  meme  calibre 
est  souvent  tttUise  pendant  des  annees  »ans  modi- 
fication  aueuue.  II  devienl  donc  necessaire  qu'il  aoit 
publie  de  facon  qu'aucun  fabricant  ne  puiase  igno- 
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rer  quels  sont  les  modales  deposes.  Autrement,  il 
pourrait  etre  entraine  ä  faire  des  frais  o>nsidera- 
bles  pour  des  modeles  df-ji  deposes  et  Mihir  ainsi, 
sans  qu'il  y  ait  laute  de  sa  pari,  des  dommages 
importants. 

Avec  la  publication,  tous  ces  risques  sont  evi- 
tes  dans  la  plus  large  mesure  possible,  et  le  cher- 
üeur  pourra  dinger  «es  invesligalions  sans  s'ex- 
poser  a  faire  une  decouverle  tardive  de  modele« 
deja  connus. 

En  ce  qui  concerne  la  boite,  soit  l'habit,  l'enve- 
loppe  du  mouvement  :  boite,  decor*,  cadran?,  ai- 
gutlles,  etc.,  eile  partieipe  de  par  .«•a  ualure  chan- 
geante aux  variations  de  la  mode,  quoique  dans 
une  mesure  beaueoup  motns  grande  que  la  brode- 
ric.  Aussi,  la  publication  üffrirail  ici  de  graves  in- 
conveniento;  tandis  que  le  depöt  non  cacbete  pa- 
ralt  süffisant.  Lea  fabricants  tiennent  a  tout  prix  ä 
mettre  les  dessins  de  boite  ä  l'abri  de  la  coneur- 
rence. 

L'borlogerie,  et  avec  eile  !a  bijouterie  et  la 
joaillerie  ont  demande  par  requete  du  11  aoflt  1898, 
adressee  au  conseil  federal  et  par  Porgane  de  la 
soci6t6  intercantorale  d'etablir  :  1*  une  distinetion 
entre  les  dessins  et  modeles  ou  calibres;  2*  de  pu- 
bUer  les  modeles  de  calibres  deposes ;  3*  de  sup- 
primer  le  depöt  cachete  pour  ce  qui  concerne  l'bor- 
logerie. 

Par  lettre  du  14  fevrier  1898  au  departement 
federal  de  justice  et  police,  M.  le  juge  federal  Hans 
Weber  exprimait  le  voeu  que  dans  la  nouvelle  loi 
on  donnät  une  deßnition  plus  precise  des  objets  sus- 
ceptibles  d'etre  proteges  comme  dessins  et  modeles. 

11  a  ete  satisfait  ä  ce  veeu  par  l'art.  2  de  la 
loi  ainsi  co neu  : 
.  "Art.  2.  Constitue  un  dessin  ou  modele  au  senB 
de  la  presente  loi,  toute  disposition  de  lignes  ou 
tonte  forme  plastique,  combinees  ou  non  avec  des 
couleurs,  devant  servir  de  type  pour  la  pioduction 
industrielle  d'un  objet» 

Cest  donc  un  grand  pas  de  fait.  On  aura  des 
maintenant  une  definition  bien  claire  de  ce  qu'il 
faut  appeler  un  modele  ou  desBin  industriel. 

En6n,  une  commission  d'experts  convoquee  par 
le  departeiaent  federal  de  justice  a  discute  la  revi- 
sion  de  la  loi  actvelle. 

II  resulte  de  ce  qui  precede,  que  le  conseil  fe- 
deral s'est  entoure  de  toutes  les  lumieres  possibles 
pour  que  la  nouvelle  loi  dornte  satisfaclion  aux  dif- 
ferentes  industries  ei  sauvegarde  mieux  que  la 
loi  actuelle  les  depöts  de  modeles  et  dessins  in- 
duetriels.  Son  but  nous  parait  atteint.  Les  art.  7  et 
8  en  partieuber  sont  de  nature  u  nous  donner  toute 
seeorite: 

«Art.  7.  Les  dessins  et  modeles  peuvent  etre  de- 
poses, soit  ä  decouvert,  soit,  pendant  la  premiere 
periode  de  protection,  sous  pli  cachete,  isolement 
ou  reu  nie  en  paquels. 

Le  nombre  des  dessins  ou  modeles  renfermes 
dans  un  paquet  ne  sera  limite  que  par  les  dimen- 
sions  et  le  poids  prescrils  pour  ce  demier.  Ce  mode 
de  depöt  sera  regle  en  detail  par  une  ordonnance 
du  conseil  federal,  qui  determinera  en  meine  temps 
le  maximum  des  dimensi"  et  du  poids  des  des- 
sins et  modeles  deposes  isolement.  i 

«Art.  8.  Le  conseil  föderal  pourra  elablir,  par 
voie  de  regiement,  que  les  dessins  et  modeles  de 
oertainee  industries  om  de  certaines  categoriee  de  1 


produits  industriols  pourront  rester  deposes  sous 
pli  cachete  meme  pendant  )a  deuxieme  et  la  troi- 
sieme  periode  de  protection ;  il  peut  decider,  de 
meme,  que  les  dessins  et  modeles  de  certaines  in- 
dustries ou  de  certaines  categories  de  produits  in- 
dustriels  ne  pourront  etre  deposes  qua  decouvert, 
et  qu'il  en  sera  publie  une  representation  graphique.» 

•(Art.  o.  La  protection  legale  des  dessins  et  mo- 
deles a  une  duree  de  15  ans  au  plus;  eile  est  ac- 
cordee  par  periodes  consecutives  de  5  ans,  dont  la 
premiere  commence  ä  la  date  du  depöt.» 

Le  inessage  explique  d  une  maniere  categorique 
les  intentions  du  legislateur  et  ne  laisse  subsister 
aueun  doute  &  cet  egard. 

*  Nous  avons  tenu  compte  de  ces  conditio« 
speciales,  en  autorisant  le  conseil  federal  ä  mettre, 
pur  voie  de  regiement,  certaines  industries  ou  cer- 
taines categories  de  produits  au  benefice  d'un  re- 
gime d'exception  dans  la  mesure  ob  le  besoin  s'eo 
ferait  sentir.  Nous  n'avons  nomme  aueune  de  ces 
industries  ou  de  ces  categories  de  produits;  mais 
i!  reste  entendu  que  le  conseil  federal,  dans  le  re- 
giement d'oxecution  de  la  loi  nouvelle,  assurera 
d'emblee  le  secret  du  depöt  pendant  toute  la  du- 
ree de  la  protection  au  moins  aux  dessins  de  bro- 
deries  et  qu'il  en  ex  dura  completement  les  mo- 
deles de  calibres  de  montres.  » 

Les  deux  grandes  industries  de  la  broderie  et 
de  l'horlogerie,  dont  les  interets  sont  en  quelque 
sorte  absolument  opposea  en  matiere  de  protection 
de  dessins  et  modeles,  voient  chacune  leurs  veeox 
se  realiser  et  peuvent  donc  se  tendre  fraternelle- 
ment  la  maio. 

Un  cbangement  beureux  et  important  pour  la 
Suisse  Orientale  est  celui-ci.  Actuelleroent,  le  depöt 
sous  enveloppe  cacbete«  ne  peut  contenir  que  cin- 
quante  dessins  et  ne  doit  pas  peser  plus  de  dix 
kilos.  Les  enveloppes  cachetees  sont  ouvertes  deux 
ans  apres  la  date  du  depöt.  Dorenavant,  le  nombre 
des  dessins  contenus  dans  un  paquet  cachete  ne 
sera  limite  que  par  les  dimensions  et  le  poids  pres- 
crits  par  le  regiement.  En  outre,  les  paquets  con- 
tenant  a  l'avenir  un  nombre  illimitö  de  dessins,  il 
en  resultera  une  enorme  diminution  de  frais  pour 
les  maisons  qui  deposent  plusieurs  centaines  de 
dessins  ä  la  fois  et  meme  davantage,  la  taxe  se 
payant  par  paquets  pour  la  premiere  periode  de 
protection. 

La  protection  des  modeles  et  dessins  est  limitee 
jusqu'ici  &  15  ans;  c'est  un  maximum  raisonnable. 
Mais  au  Heu  d'etre  divise  en  4  periodes,  de  2,  3, 
5,  5  ans,  il  n'y  aura  ä  l'avenir  que  3  periodes  de 
5  ans  chacune,  ce  qui  constitue  une  Prolongation 
de  3  ans  pour  le  depöt  d'un  secret  dans  la  pre- 
miere periode,  conformement  aux  desirs  des  bro- 
deurs. 

Pour  ne  pas  m'allonger,  je  paate  sous  silenca 
les  dispositions  relatives  ä  la  decheance,  ä  !a  re- 
pression  des  contrefacons,  laissant  aux  juristes  le 
soin  de  les  analyser  dans  la  diacussion  des  articles. 

En  resume,  le  projet  de  loi  realise  de  serieux 
progres  en  s'adaptant  aux  besoins  des  mdustriea, 
dont  quelques-unes  exigent  le  secret  perpetuel,  tan- 
dis que  d'antres  veulent,  au  contraire,  soit  la  pa- 
blication,  soit  le  depöt  ouvert  des  dessins  et  mo- 
dele«. 

La  commission  unanime  veus  propose  l'entroa 
1  en  matiere. 
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Bfaeehut:  Es  kann  konstatiert  werden,  das»  die 
von  den  Interessenten  seinerzeit  für  die  Revision 
kundgegebenen  Wunsche  zum  grossen  Teile  berück- 
sichtigt worden  sind.  So  ist  die  Hinterlegung  der 
Marke  erleichtert  worden  bezügliob  ihrer  Art  und 
Weise,  ihrer  Dauer,  der  Kosten,  und  es  ist  auch 
eine  Erleichterung  für  den  Rückzug  getroffen  wur- 
den. Das  Gesetz  bringt,  wenn  nicht  wesentliche, 
10  doch  annehmbare  Verbesserungen.  Was  ich  aber 
an  dem  Gesetze  vermisse,  ist  das,  das«  es  zu  wenig 
grundsätzlich  ist  Ich  finde,  ein  Gesetz  sollte  jedem 
zugänglich  sein,  es  sollten  vor  dem  Gesetze  alle 
gleich  sein,  und  ee  sollte  jeder,  der  wünscht,  Muster 
zu  hinterlegen,  auch  Gelegenheit  dazu  haben.  Dieser 
Mangel  an  Grundsätzlichkeit  hat  schon  dcmlrühem 
Gesetze  angehaftet,  da  schon  in  dessen  Art  20  die 
Baumwolldruckerei  ausgenommen  war.  Nach  Art  19 
des  bestehenden  Gesetzes  fallen  unter  die  Bestim- 
mungen betreffend  die  Nachahmung  nicht:  1)  die 
freie  Benutzung  einzelner  Motive  einer  Marke  oder 
eine«  Modelles  zur  Herstellung  eines  neuen  Musters 
oder  Modelles,  und  9)  die  Aenderung  der  Bindungen 
oder  der  Farbenstellungen  beiGeweben,  ausgenommen 
bei  Fabrikaten  der  Jacqus  dweberel.  Diese  Aus- 
nahmen liegen  auob  jetzt  wieder  vor.  zum  Teile 
modifiziert  Die  entere  Bestimmung  findet  sich  in 
Art  2,  Alinea  2,  und  die  andere  in  Art  36.  Wie 
dazumal  soll  auch  beute  wieder  ein  Kompromiss 
peschlossen  werden.  Ich  halte  ee  aber  für  unrichtig, 
dass  ein  Gesetz  Kompromisse  enthalt,  dass  eine 
Industrie  nicht  darunter  lallen  soll.  Wenn  ich  nicht 
einen  Gegenantrag  stelle  und  auch  nicht  die  Strei- 
chung von  Art  36  beantrage,  so  geschieht  es  des- 
batb  nlobt,  weil  das  alte  Gesetz  auch  nicht  weiter 
gegangen  ist  und  weil  ich  doch  nicht  reüssieren 
würde.  Aber  ich  wollte  doch  antönen,  dass  es  nicht 
vom  Guten  ist,  auf  Wunsch  von  Eingaben  hin  Aus- 
nahmen zu  statuieren.  Man  hat  die  Interessenten 
gefragt  sie  gehört  nnd  darnach  gehandelt;  aber  es 
kann  das  gegen  die  Interessen  derjenigen,  die  nicht 
am  Beschlüsse  mitgewirkt  haben,  soin.  Es  kann  der 
Fall  eintreten,  dass  Interessenten  das  Opfer  derjeni. 
gen  werden,  die  nicht  hinterlegen  wollen. 

loh  wollte  diese  einleitenden  Remerkungen  nicht 
unt  er  lassen,  weil  ich  überzeugt  bin,  dass  das  Gesetz 
grundsätzlich  besser  hätte  gestaltet  werden  köunen 
and  sollen. 


Bandesrat  Brennen  Bei  der  Aufstellung  des 
vorliegenden  Entwurfes  waren  für  uns  in  erster 
Linie  die  Wünsche  und  Bedürfnisse  der  beteiligten 
Industrien  massgebend.  Wir  haben  deshalo  die  alte 
Grundlago,  soweit  sie  6lch  bewfihrte,  beibehalten 
und  nur  denjenigen  Postulaten,  welche  uns  von  den 
beteiligten  Kreisen  zugegangen  sind  und  die  wir 
für  gerechtfertigt  ansahen,  Folge  gegeben.  Herr 
Nationalst  Eisenhut  halt  sich  speclell  darüber  auf, 
dass  die  Ausnahmestellung,  welche  der  Baumwoll- 
induslrle  schon  im  früheren  Gesetz  eingeräumt  war, 
beibehalten  wurde  und  daaa  diese  Ausnahmestellung 
noch  auf  die  Industrie  der  seidenen  und  halbseide- 
nen Gewebe  ausgedehnt  worden  ist.  Weshalb  diese 
Ausnahmen?  Wir  haben  uns  an  den  Vorstand  des 
Handels-  und  Gewerbevereins  gewendet,  um  von 
demselben  in  Erfahrung  zu  bringen,  ob  die  Baum- 


wolldruckerel  nach  wie  vor  darauf  Wert  lege,  ausser« 
halb  des  Rahmens  des  Gesetzes  zu  stehen;  denn 
wir  hatten  auch  das  Gefühl,  dass  das  Gesetz,  wenn 
immer  angängig,  für  alle  unsere  Industrien  sein 
sollte.  Allein  wir  haben  die  Antwort  erhalten,  dass 
die  Baumwolldruckerei  ihre  Ausnahmestellung  bei- 
behalten wolle,  welche  man  ihr,  nach  Erwügnng 
aller  Gründe,  schon  18-<8  gegeben  bat  Daher  lag 
für  uns  keine  Veranlassung  vor,  diese  Industrie 
gegen  ihren  Willen  dorn  Gesetze  zu  unterstellen. 
Dasselbe  ist  der  Fall  bei  der  Industrie  der  seidenen 
und  halbseidenen  Gewebe.  Im  Verlaufe  der  Kom- 
missionsberatung hat  uns  ein  Vertreter  der  Industrie 
erklart,  dass  die  Industriellen  der  seidenen  und 
halbseidenen  Gewebe  nachdrücklich  den  Wunsoh 
geäussert  hatten,  dass  man  sie  dem  Gesetze  nicht 
unterstelle,  und  wir  haben  gefunden,  dass  das,  was 
dum  einen  recht  ist,  auch  den  andern  billig  sei, 
und  so  ist  die  Ausnahmestellung  erweitert  worden. 
Ich  glaube  aber,  dass  deswegen  nicht  gesagt  wer- 
den kann,  die  Vorlage  entbehre  der  Grundsätzlich- 
keit Der  Grundsalz,  welcher  sich  durch  das  ganze 
Gesetz  zieht,  ist  der,  eine  Vorluge  zu  schaffen, 
welche  sioh  den  Bedürfnissen  dar  einzelnen  Iudu- 
strien  des  Landes  anschmiegt  und  es  ihnen  er- 
möglicht, zu  prosperieren.  Nicht  nach  der  Schablone 
Soll  verfahren  werden,  sondern  es  sollen  die  ipe» 
ciellen  Bedürfnisse  der  einzelnen  Industrien  berück- 
sichtigt werden,  und  ich  glaube,  ee  sei  besser, 
dass  wir  so  vorgegangen  sind,  als  dass  wir  nach 
der  Sohablone  gearbeitet  und  alles  unter  einen  Hut 
gethan  hätten,  gleichviel,  ob  es  darunter  passt  oder 
nicht  Die  Kunst  der  Gesetzgebung  ist  schliess- 
lich nicht  die,  unter  allen  Umstanden  Unlformltit 
zu  schaffen,  sondern  gesetzliche  Normen  aufzustellen, 
die  sioh  den  Bedürfnissen  anpassen.  Und  du  tot 
der  Charakter  unseres  Entwurfes. 

Im  übrigen  will  ioh  mich  in  der  Eintretensfrage 
nicht  welter  über  die  Materie  verbreiten,  da  die  Re- 
ferenten Eintreten  empfehlen  und  auoh  Herr  Kisen- 
hut  keinen  Gegenantrag  stellt  Er  bat  sogar  in  Aus- 
sicht gestellt  bei  einem  Artikel,  der  die  Ausnahme- 
stellung betrifft  von  einem  Gegenantrag  absehen 
zu  wollen.  Ich  glaubte  aber  doch,  diese  wenigen 
Bemerkungen  maohen  zu  sollen,  nachdem  Zweilei 
darüber  geäussert  worden  sind,  ob  überhaupt  bei 
der  Aufstellung  des  Entwurfes  richtig  vorgegangen 
worden  sei  oder  nicht 


Gsflatit  In  Bestätigung  der  Ausführungen,  die 

soeben  von  Herrn  Bundesrat  Brenner  gemacht  wor- 
den sind,  erlaube  ich  mir,  gegenüber  dem  Votum 
des  Herrn  Elsenbut  noeb  folgende  Ergänzung  anzu- 
bringen. 

Die  Grundlage  für  das  vorwürflge  Bundeagesetz 
bildet  der  im  Jahre  1887  revidierte  Art  04  der 
Bundesverfassung,  wo  es  heisst:  «Dem  Bunde 
steht  die  Gesetzgebung  zu .  . .  über  den  Schutz  neuer 
Muster  und  Modelle,  sowie  solober  Erfindungen 
weiche  durch  Modelle  dargestellt  und  gewerblich 
verwertbar  sfnd.t  Sie  ersehen  aus  dieser  Uestiro- 
mung,  dass  schon  in  der  Dundesverfassung  die  Ge- 
setzgebung über  den  Schutz  von  Erfindungen  nicht 
allgemein  aufgenommen  Ist,  sondern  dass  sie  eine 
Beschrankung  erfahren  hat  Die  Verfassungsboatim- 
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mung  bezieht  sich  nicht  aal  die  Erfindungen  der 
chemischen  Industrie  und  zwar  auf  ausdrückliche» 
Verlangen  dieses  Industriezweiges.  Für  eine  be- 
stimmte Industrie  ist  also  schon  von  Verfassung* 
wegen  eine  Ausnahme  geschaffen  worden.  Als  es 
sich  um  die  Ausführung  der  Verfassungsbestim- 
mung bandelte,  bat  man  sich  die  Frage  vorgelegt, 
ob  man  nicht  auch  mit  Bezug  au!  den  Schutz  neuer 
Musler  und  Modelte  für  bestimmte  Industrien  Aus- 
nahmen gestatten  sollte,  und  da  ist  man  von  der 
Ansicht  ausgegangen,  dass  das  wenigstens  für  so 
lange  geschehen  solle,  als  die  betroffende  Industrie 
aicht  ausdrücklich  das  Gegenteil  verlange.  Bei  der 
Beratung  des  Verfasaungsartikels  hat  der  Ständerat 
die  Industriellen  der  Baumwolldruckerei,  welche 
sich  dagegen  auflehnten,  dass  der  Schutz  auch  auf 
ihren  Zweig  ausgedehnt  werden  solle,  dadurch  be- 
ruhigt, dass  man  in's  Protokoll  folgenden  Vormerk 
aufnahm:  «Der  Muster-  und  Modellschutz  soll  nur  bei 
denjenigen  Industriezweigen  eingeführt  werden, 
welche  diesen  Schutz  verlangen.»  In  die  Verfassung 
selbst  wollte  der  Rat  eine  solche  Bestimmung  nicht 
aufnehmen.  Der  Nationalrat  nahm  diese  Erklärung 
ebenfalls  zu  Protokoll,  und  in  der  Publikation  des 
Bundesbeschlusses  vom  Jahre  1887  ^Bundesblatt, 
Band  2,  S.  573)  steht  folgende  Anmerkung:  «Eiuo 
Erklärung  lautend:  «Der  Muster-  und  Modellschutz 
soll  nur  bei  denjenigen  Industriezweigen  eingeführt 
werden,  welche  diesen  Schutz  verlangen  werden»,  ist 
in  das  Protokoll  des  Ständerates  niedergelegt  und 
von  der  daherigen  Mitteilung  des  Ständerates  auch 
im  nationalritiiohen  Protokoll  Vormerkung  genom- 
men worden.«  In  dieser  Weise  ist  damals  die  Frage 
behandelt  worden,  und  im  Anschluss  daran  hat 
dann  auch  der  Bundesrat  die  Bestimmung  des 
Art  29  in  das  Gesetz  von  1888  aufgenommen.  Das 
Vorgehen  des  Dundesrates  ist  damals  schon  in  der 
vorberatenden  Kommission  energisch  angegriffen 
worden,  ebenso  auch  in  den  Riten,  allein  mit 
grosser  Mehrheit  haben  beide  Räte  diesen  Angriff 
rurückge wiesen  und  erklärt:  wir  müssen  das,  was 
wir  seinerzeit  in  Aussicht  gestellt,  halten.  Die  Er- 
fahrungen haben  gezeigt,  dass  man  das  Richtige 
getroffen  hat,  dass  keine  Interessen  verletzt  wurden, 
dass  im  Gegenteil  den  Wünschen  der  Industriellen 
In  loyaler  Welse  Rechnung  getragen  wurde.  Es  liegt 
absolut  kein  Grund  vor,  von  d*m  früheren  Grund- 
satze abzugehen.  Man  kann  auch  nicht  sagen,  man 
verfahre  nicht  grundsätzlich. 


Efsfnliut :  Ich  habe  nicht  sagen  wollen,  das  Ge- 
setz sei  nicht  grundsätzlich  gemacht  worden,  die 
Revision  sei  nicht  grundsätzlich.  Ich  habe  nur  be- 
tont, ^iass  mir  schon  im  ersten  Gesetze  die  Aus. 
nahmebestimmungen  nicht  gefallen  haben.  Man 
sollte  in  die  Gesetze  nicht  immer  Kompromisse  auf- 
nehmen. Denken  Sie  sich,  ein  neuer  Druckereifa- 
brikant, der  am  Beschlüsse  nicht  mitgewirkt  hat, 
wollte  sieb  auch  dem  Gesetz  unterstellen;  er  kann 
das  nicht,  er  wuss  sich  einfach  ergeben.  Gerade 
wenn  Sie  sich  vergegenwärtigen,  dass  die  Baum- 
woltdrgckereien  nach  Indien,  nach  Afrika  arbeiten, 
wobei  es  sich  weniger  um  schöne,  gloichmassfge 
Dessins,  als  um  billige  Lieferung  handelt,  so  kann 
gerade  das  den  andern  Industriellen  gefährlich  wer- 


den. Ich  weiss  wohl,  dass  ein  Antrag  Ihre  Berück- 
sichtigung nicht  finden  würde,  aber  ich  wollte  doch 
nicht  unterlassen,  meiner  Ueberzeugung  hier  Aus- 
druck zu  geben. 

Das  Eintreten  wird  stillschweigend  beschlossen. 
(L'entree  en  matiere  est  decidee  tacitemenL) 


Detailberatung.  —  Discu$tion  arücU  par  artide. 

I*  Allgemeine  Bestimmungen.   Dispositions  gönfcrales. 

Art  2. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Hier  ist  gegenüber  dem  frühem  Art  1  eine 
kleine  Abänderung  vorgenommen  worden.  Das  Wort 
«neuer*  gewerblicher  Muster  und  Modelle  ist  unter- 
drückt worden.  Dagegen  finden  Sie  die  betreffende 
Bestimmung  in  Art  12  des  Entwurfes.  Man  nimmt 
die  Deposition  der  gewerblichen  Muster  und  Mo- 
delle entgegen,  ob  diese  neu  sind  oder  nicht  ähn- 
lich wie  in  der  Patentgesetzgebung.  Materiell  kommt 
das  auf  dasselbe  hinaus,  letzt  nimmt  die  Hinter- 
legungsstelle die  Muster  entgegen  und  gewartigt 
ob  eine  Nachahmung  stattfindet  und  wenn  sie  statt- 
findet so  hat  sich  der  Inhaber  zu  fragen,  ob  er  auf 
eine  Verfolgung  eintreten  wolle  oder  niobt  Wenn 
ja,  so  wird  er  bei  der  kompetenten  Gerichtsstelle 
die  Klage  anhängig  machen.  Zum  Beweise  wird  er 
das  Muster  aus  Bern  bringen,  wogegen  der  Beklagte 
die  Einrede  erbeben  kann,  das  Muster  sei  nicht 
neu  gewesen,  es  geniesse  des  Schutzes  nicht  und 
dsnn  wird  sich  eine  Diskussion  über  diese  Frage 
entspinnen.  Die  Diskussion  Über  die  Neuheit  wird 
nicht  unterdrückt  sondern  wird  in  der  Oekonomie 
des  Gesetzes  an  den  Punkt  gesetzt  wo  sie  sich 


M  Calame-Colln,  rapporteur  Irancals  de  la  com- 
mission:  La  disposition  nouveile  dlffere  de  l'an- 
oienne  dans  ce  sens  qu'on  asupprime  le  mot  «nou- 
veau»,  parce  que  si  les  dessins  ou  modele*  sont  nou- 
veaux,  ils  ne  le  restent  pas  toujours.  Iis  perdent  ee 
caractere  dans  ia  duree  de  l'exploiution  et  meme 
sans  exploltation. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  ». 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommie- 
sion:  Art  2  des  Entwurfes  ist  gegenüber  demjenigen 
des  alten  Gesetzes  wesentlich  anders.  Im  alten  Art  9 
ist  negativ  festgestellt  was  nicht  unter  die  ge- 
werblichen Muster  und  Modelle  fällt ;  im  neuen 
Gesetz  ist  positiv  bestimmt  was  unter  Mustern  und 
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Modellen  im  Sinne  des  Gesetzes  zu  verstehen  ist. 
Notwendig  ist  eine  äussere  Formgebung.  Bin 
Muster  ist  also  immer  etwas,  was  von  einer  Form, 
iner  Contur  abhängig  ist.  Durch  die  Form 
unterscheiden  sich  diese  Dinge,  die  man  als  eine 
Schöpfung  charakterisieren  will.  Wir  sagen  ferner: 
«auch  in  Verbindung  mit  Farben.»  Das  ist  so  zu 
verstehen :  Wenn  ich  ein  Muster  für  die  Fläche  er- 
finde, ich  denke  da  an  die  Sticker  und  die  Tape- 
tendrucker, so  kann  ich  die  figürlichen  Elemente 
noch  weiter  durch  Farben  schmucken.  Einer  und 
derselben  Form  kann  man  die  verschiedensten  Ko- 
lorite geben.  Die  Grundlage  bildet  die  Neuheit  der 
äusseren  Form;  die  ist  massgebend,  das  ist  die 
eigentliche  Charakteristik  des  Gegenstandes,  den 
man  schützen  will.  Es  kann  nun  dem  Fabrikanten 
dienen,  das  Muster  nicht  nur  in  der  Zeichnung, 
sondern  auch  in  seiner  Kolorierung  einzugeben. 
Das  map  er  thun,  und  es  kann  das  nicht  zurück- 
gewiesen werden.  Eine  bestimmte  Form  ist  aber 
die  notwendige  Voraussetzung. 

Sodann  wird  verlangt,  dass  die  Muster  einer  ge- 
werblichen Herstellung  als  Vorbild  dienen.  Damit 
unterscheidet  sich  das,  was  unserem  Gesetze  unter- 
stellt werden  soll,  von  dem,  was  wir  unter  dem 
künstlerischen  Schutze  verstehen,  und  damit  haben 
wir  den  alten  Art  2  nicht  mehr  nötig.  Dieser  ver 
steht  unter  den  künstlerischen  Werken,  welche 
nicht  unter  das  Gesetz  fallen  sollen,  solche,  die  ge- 
schaffen werden,  ohne  dass  der  Zweck  der  gewerb- 
lichen Reproduktion  besteh L  Wenn  es  jemand 
oinfflllt,  eine  Landschaft,  welche  einer  unserer 
Landschaftsmaler  gemacht  hat,  nachtraglich  auf  Ta- 
peten oder  illustrierte  Karten  aufzunehmen,  so  ist 
ihm  das  nach  dem  Gesetze  über  den  Schutz  des 
künstlerischen  Eigentums  verwehrt,  denn  er  benutzt 
dieses  künstlerische  Eigentum  zu  gewerblichen 
Zwecken.  Als  Künstler  kann  sich  der  Eigentümer 
beruhigen:  was  als  Kunstwerk  geschaffen  wurde, 
darf  in  keiner  Weise  nacbgobildet  werden.  Daran 
wird  durch  dieses  Gesetz  nichts  geändert,  der 
Künstler  ist  seines  Eigentums  unter  allen  Umstan- 
den sicher.  Hier  aber  handelt  es  sich  um  den 
Schutz  solcher  Entwürfe,  bei  welchen  man  schon 
von  vornherein  die  Absicht  hat,  sie  zum  Vorbild 
für  die  gewerbliche  Ausführung  zu  machen.  Ein 
Zeichner  zeichnet  ein  Tapelenmuster,  er  arrangiert 
es,  bemisst  es  nach  allen  Dimensionen,  in  Vertei- 
lung von  Licht  und  Schallen,  in  seiner  ganzen  An- 
ordnung und  rechnet  darauf,  dass  ihm  ein  Fabrikant 
das  Muster  abkauft.  Erklärt  dieser,  er  könne  es 
nicht  brauchen,  so  ist  der  Zweck  verfehlt.  Beim 
künstlerischen  Eigentum  bedarf  es  keiner  Hinter- 
legung; die  blosse  Tbatsache  der  Schöpfung  eines 
Kunstwerkes  schützt  vor  Nachahmung.  Das  Muster 
aber  muss  hinterlegt  werden,  und  das  Gosotz  will 
verhüten,  dass  der,  welcher  das  Muster  in  gewerb- 
licher Weise  verwenden  will,  nicht  von  einem  an- 
dern in  Schaden  gebracht  und  durch  Konkurrenten, 
die  sich  das  Muster  aneignen,  ohne  zu  bezahlen 
und  ohne  die  Vorausgaben  gemacht  zu  haben,  ein- 
lach erdrückt  wird. 

Mit  dieser  Definition  glauben  wir,  in  Ueberein- 
stimmuDg  mit  dem  Bundesrate,  das  Richtige  ge- 
troffen zu  haben.  Das  Objekt  muss  eine  gewerbliche 
Verwertung  bezwecken  und  das  Muster  muss  als 
Vorbild  für  die  Verwertung  dienen. 


Die  jetzige  Form  steht  auch  in  Obereinstim- 
mung mit  dem,  was  die  Expertenkommission  als 
wünschbar  erachtete,  ich  glaube  Ihnen  also  im  Na- 
men der  Kommission  die  jetzige  Fassung  empfehlen 
zu  sollen.  Ich  verhehle  mir  dabei  nicht,  dass  diese 
Umschreibung  ein  ausserordentlich  heikles  Kapitel 
ist.  Bei  dieser  Begriffsbestimmung  bietet  jedes 
Wort  für  die  Auslegung  a  priori  schon  Schwierig- 
keiten, und  es  muss  der  Begriff  als  Ganzes  heraus- 
geholt, kristallisiert  werden,  was  von  vielen  Gesichts- 
punkten aus  geschehen  kann.  Was  wir  voraussetzen, 
ist  eine  deutliche  Form,  sei  sie  plastisch  oder  nicht 
Im  französischen  Texte  wird  von  einer  combinaison 
de  llgnes  gesprochen.  Im  Deutschen  brauchen  wir 
das  nicht,  denn  der  Begriff  der  täusseren  Form- 
gebung» trifft  sowohl  für  die  Zeichnung,  als  für  die 
plastischen  Werke  vollkommen  zu.  Neben  der  Form 
ist  notwendig  die  Absicht,  das  Muster  als  Vorbild 
für  die  gewerbliche  Verwendung  dienen  zu  lassen. 


M.  CaIa ine- Colin,  rapporteur  francais  de  la  oom- 
mission :  Les  autorites  chargees  d'appliquer  la  loi, 
soit  le  bureau  fedÄrai  de  la  propriete  industrielle 
ainsi  quo  les  tribunaux  avaient  fait  l'experience 
que  Tancienne  loi  etait  insutfisante  et  qu'elle  etait 
la  cause  de  difficultes  et  de  beaueoup  d'hesitation. 

11  y  avait  donc  lieu  de  modificr  l'article  en  ini 
faisant  donner  une  deflnition  complete  et  positive, 
de  la  notton  dos  dessins  et  modele*  industriell 
en  indiquant  clairement  que  ce  que  la  loi  protege, 
c'est  son  apparence  determinee  par  des  forme«  et 
des  lignes,  combinees  ou  non  avec  les  couleurs. 

L'honorable  president  de  la  commission  ayant 
donne  toutes  les  explications  voulues  relatives  ä  cette 
combinaison  de  couleurs  et  en  geueral  a  la  theorie 
des  dessins,  je  pense  qu'll  est  inutile  d'insister. 


Bundesrat  Breaner:  Der  Bundesrat  schllesst  sieh 
der  neuen  Fassung  des  Art  2  an.  Die  Formulierung 
dieses  Artikels  war  überhaupt  die  schwierigste  Auf- 
gabe des  L-an7i?n  Gesetzes.  Es  ist  nun  wohl  ins 
Auge  zu  fassen,  dass  wir  unter  der  »äusseren  Form- 
gebung» im  deutschen  Texte  sowohl  die  einfache 
als  die  plastische  Form  verstehen,  während  die 
fran/.<rs;-chen  Mitglieder  erklärt  haben,  dass  sie 
hiefür  zweier  Ausdrücke  bedürften.  Es  ist  diese 
Differenz  zwischen  den  beiden  Texten  nicht  etwa 
eine  materielle  Inkonsequenz,  sondern  der  grossere 
Wortschatz  der  deutschen  Sprache  hat  es  uns  er- 
laubt, da  ein  Wort  anzuwenden,  wo  die  französische 
Sprache  deren  zwei  gebrauchen  muss. 


Zürcher:  fch  beantrage  Ihnen,  den  Antrag  des 
Bundesrates  wieder  aufzunehmen.  Ich  glaube,  die 
Anordnung  des  Stoffes,  wie  sie  in  der  bundesrat- 
lichen Vortage  getroffen  ist  bat  viele  Vorteile. 
Alinea  1  von  Art.  2  des  bundesrätlichen  Entwurfes 
hält  die  beiden  Erscheinungsformen  der  Muster  und 
Modelle  auseinander;  die  Anordnung  von  Linien 
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und  Farben  und  die  äussere  Formi-elmn?.  Ich  würde 
Ihnen  daher vorschlagen,  stau  (Äussere»  Formgebung 
zu  sagen:  •körperliche)'  Formgebung,  dann  hatten 
wir,  wie  im  französischen  Texte,  die  beiden  Ver- 
hältnisse auseinandergehalten.  Was  allerdings  dem 
Koinmissionsantrago  einen  gewissen  Vorteil  ;;iel>t, 
ist  das,  dass  dbrt  darauf  hingewiesen  ist,  dass  an 
demselben  Gegenstände  sowohl  die  plastische  Aus- 
gestaltung, also  dieSO  körperliche  Formgebung,  als 
auch  die  Anordnung  von  Linien  und  Farben,  aus- 
gedrückt durch  den  Zusatz:  »auch  in  Verbindung 
mit  Farben»  in  Frage  kommen  kann.  Ich  glaube 
aber,  dass  wir  denselben  Vorzug  auch  mit  der  hüb- 
scheren Fassung  des  Bundesrates  erroichen  können, 
wenn  wir  statt  coder»  sagen:  «sowie«  eine  äussere 
Formgebung. 

Ich  möchte  auch  besonders  darauf  halten,  dass 
nicht  aus  dem  zweiton  Absatz  ein  besonderer  Ar- 
tikel gemacht  werde  und  zwar  aus  dem  (Jrunde, 
weil  dieser  zweite  Absatz  auch  zur  Begriffsbestim- 
mung gehört  Es  ist  nicht  eine  Ausnahme,  eine  neue 
Bestimmung,  sondern  es  soll  die  Definition  ledig- 
lich nach  der  negativen  Seite  hin  ergänzt  werden, 
wie  das  im  frühem  Gesetz  bezüglich  der  Abgren- 
zung von  künstlerischem  Eigentume  geschehon  ist. 
Ich  bin  ganz  damit  einverstanden,  dass  jene  Ab- 
grenzung nicht  in  das  Gesetz  aufgenommen  werden 
könne,  und  dass  namentlich  die  negative  Abgren- 
zung gegenüber  dem  Gebiet  des  Patentschutzes  hier 
sehr  am  Platze  ist. 

Mein  Antrag  geht  also  dahin,  es  seien  die  Art.  2 
und  3  der  Vorlage  auf  Grundlage  des  Art  2 
der  bundesrätlichen  Vorlage  zu  bereinigen  und 
in  den  Art  2  des  Bundesrates  aufzunehmen  «oine 
Anordnung  von  Linien  oder  Farben,  sowie  eine 
körperliche  Formgebung».  Ich  hätte  nichts  dagegen, 
wenn  Alinea  2  im  Sinne  von  Art  3  der  Kommls- 
bereinigt  würde,  i 


T7iJrl,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Die  Frage,  ob  man  aus  den  Art  2  und  3  der 
Kommission  einen  Artikel  machen  solle,  ist  Sache 
des  Geschmackes.  Dagegen  möchte  ich  darauf  auf- 
merksam machon,  dass  der  Antrag  des  Herrn  Pro- 
fessor Zürcher,  den  bundesrätlichen  Passus  aufzu- 
nehmen, nicht  ganz  ohne  materielle  Bedeutung  ist. 
Ich  will  Ihnen  den  Unterschied  kurz  auseinander- 
setzen. Wenn  es  heisst  »eine  Anordnung  von  Linien 
oder  Farben»,  so  kann  jemand  ein  Muster  deponieren, 
in  welchem  nur  die  Linien  neu  sind,  wobei  aber 
von  der  Farbe  nicht  die  Bede  ist.  Es  macht  jomand 
eine  Bleistiftzeichnung  und  sagt,  das  ist  ein  Muster. 
Die  Farbe  aber  macht  er  nicht  Nun  kommt  aber 
ein  anderer,  der  das  Muster  gesehen,  und  giebt  der 
Zeichnung  eine  Kolorierung  und  sagt:  ich  deponiere, 
nicht  weil  ich  die  Linien  erfunden  habe,  wohl  aber 
die  Farbe.  Diese  Möglichkeit  wäre  geboten,  sie  sollte 
aber  nicht  geboten  werden.  Wenn  jemand  bloss  die 
Form  kopiert,  animiert  von  einom  andern,  der  sie 
erfunden,  und  der  Form  eine  Farbe  ^iobt,  so  hat  er 
nicht  die  Hälfte  dessen  gethan,  was  dazu  gehört, 
um  das  Muster  in  seiner  Totalität  zu  schaffen,  und 
er  soll  auch  das  Hecht  der  Deposition  nicht  haben. 
Bedenken  Sie,  dass  die  Kolorierung  eines  Musters 
bald  eine  ausserordentlich  wichtige,  bald  eine  ganz 
AsUitt»  •u.oenrfaiMii*»  sauwmX.  Sw.:  - 


untergeordnete  Sache  ist  Es  kauft  jemand  dem  Er- 
finder ein  Muster  für  ein  Ameublement  ab,  erklärt 
aber,  er  wünsche  dasselbe  nicht  rot,  sondern  blau, 
weil  es  zum  türkischen  Teppich  passen  müsse; 
sofort  ändert  der  Fabrikant  sein  Muster  um;  das 
gilt  aber  nicht  als  eine  Neuschöpfung,  sondern  es 
ist  das  Muster  in  seiner  alten  Form,  so  wie  es  er- 
funden worden  ist:  nur  die  Farbe  wird  geändert 
Diese  Falle  kommen  sehr  häufig  vor,  und  da  wäre 
es  bedenklich,  wenn  ein  anderer  einem  schon  er- 
fundenen Muster  einfach  eino  ganze  Serie  verschie- 
dener Kolorite  geben  und  dorn  Urheber  die  eigent- 
liche Vorwendung  wegnehmen  dürfte,  währenddem 
die  Firma  die  Kolorierung  selbst  mit  Leichtigkeit 
vornehmeii  könnte.  Das  geht  nicht  an. 

Etwas  anderes  ist  es,  wenn  es  sich  um  eine 
ganz  und  gar  bekannto  Form  handelt,  z.  B. 
um  die  Pyramide  von  Gizch  oder  die  egyptische 
Sphinx.  Da  könnte  nun  einer  auf  den  Gedanken 
kommen,  diese  geläufige  Form  in  ganz  anderer 
Weiso  zu  kolorieren.  Denken  Sio  g,  B.  an  die 
Piakatkünstlcr,  denen  es  in  den  Sinn  kommt, 
die  Sphinx  in  effektvoller,  ganz  eigenartiger 
Weise  anzustreichen,  so  schlagend,  so  einfach  und 
doch  wirkungsvoll.  Das  wäre  wert,  geschützt  zu 
werden.  Es  ist  niemand  da,  der  die  Form  bestrei- 
ten kann,  sie  ist  Gemeingut  Nicht  Gemeingut  ist 
aber  die  Kolorierung.  Wenn  aber  dio  Form  erfun- 
den, hinterlegt  wordon  ist,  und  sich  so  als  Eigen- 
tum des  Erfindors  oder  Erwerbers  qualifiziert,  so 
soll  niemand  hingehon  und  aus  verscti 
Pinseleien  Kapital  schlagen  können. 

Dies  bitte  ich  Sie  zu  berücksichtigen,  wenn  ich 
Ihnen  empfehle,  falls  Sie  auf  den  Antrag  des  Herrn 
Zürcher  eingehen,  zu  sagen :  «auch  in  Verbindung 
mit  Farben»  und  nicht  «oder  in  Verbindung  mit 
Farben».  Im  übrigen  kann  ich  mich  damit  einver- 
standen erklären,  dass  Art  2  und  3  zu  einem  ein- 
zigen Artikel  zusammengenommen  werden. 


M.  Dfafehert:  Je  me  permets  de  vous  recom- 
mandor  l'adoption  de  la  proposition  de  M.  Zürcher. 

Je  laisserai  ä  Messieurs  nos  colleguos  de  langue 
allemande  le  soin  d'eclaircir  ;la  question  quant  au 
texte  allemand.  Pour  le  texte  francais  presente  par 
la  commission,  je  vous  en  recommando  l'adoption 
parco  qu'il  y  est  dit:  «toutescorabinaisons  de  lignes 
plastiques  combinees  ou  non  avec  des  coulours,» 
tandis  quo  le  texte  du  conseil  lederal  exclut  la 
forme  plaslique. 

Or,  11  y  a  des  modeles  plastiques  qui  offrent 
aussi  ce3  combinaisons  de  couleur  et  ces  modeles 
no  seraient  pas  proteges. 

La  forme  de  la  bolte  de  montre  par  exemple  est 
une  forme  donnee,  mais  cotte  meme  forme  de  la 
memo  boite  peut  presentor  une  combinaison  de 
couleur:  fomi  blanc  en  argent  ctentoured'un  cercls 
dore.  La  protection  de  la  loi  doit  ctre  aecordee 
aussi  bien  ä  ces  beitos-lä  qu'i  d'autres.  On  fait 
conslruire  aujourd'hui  beaueoup  de  boltes  on  acier 
noir  dans  los  fonds,  avec  cerclcs  argent  ou  dore. 
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Abstimmung.  —  Votation. 

Mit  46  gegen  16  Stimmen  wird  der  Antrag  der 
Kommission  gegenüber  demjenigen  des  Herrn  Zur* 
ober  zum  Beschlüsse  erhoben. 

(Par  46  voix  contre  16,  U  proposilion  delacom- 
mission  est  adoplöe.) 


Art.  3. 

Wild,  deutscher  ßerichtersUtter  der  Kommis- 
sion: In  Art  3  ist  zunächst  ein  Druckfehler  zu  be- 
richtigen. Es  soll  beissen  »zu  einem  besondern  Ge- 
brauch» statt  «zu  neuem  besondern  Gebrauch.» 

Der  Zweck  dieses  Artikels  ist,  den  Ausschluss 
von  Hinterlegungsgesuchen,  die  bis  jetzt  dann  und 
wann  vorkamen,  die  aber  nicht  als  berechtigt  ange- 
sehen werden  sollen,  zu  bewirken.  Der  Schutz  des 
Gesotzes  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Herstellungs- 
weise eines  Gegenstandes.  Wir  befinden  uns  damit- 
auf  dem  Boden  des  Patentgesetzes,  welches  be 
stimmt,  dass  nur  die  fertige  Form  zu  schützen  ist, 
nicht  aber  die  Art  der  Erstellung,  die  an  der 
fertigen  Form  nicht  mehr  zur  Erscheinung  kommt, 
sondern  auf  einem  Hergang,  der  vorbei  ist,  beruht 
Auch  der  Musterschutz  erstreckt  sich  nur  auf  die 
äussere  Form,  das  fertige  Produkt,  nicht  auf  die 
Herstellungsweise.  Das  Amt  erklärt  für  wünschbar, 
dass  ihm  in  dieser  Beziehung  eine  Handhabe  im 
Gesetz  gegeben  werde,  damit  es  dem  betreffenden 
Gesuchsteller  buchstäblich  nachweisen  könne,  dass 
der  Musterschutz  sich  nicht  auf  die  Herstellungs- 
weise  erstrecke. 

Sodann  heisst  es:  «Der  Muster-  und  Modellschutz 
erstreckt  sieb  niebt  auf  die  Verwendung  sonst  be- 
kannter Formen  zu  einem  besondern  Gebrauch.» 
Damit  ist  ein  Gebiet  berührt,  das  man  in  Deutsch- 
land mit  dem  Ausdruck  Gebrauchsmusterschutz  be- 
zeichnet Das  deutsche  Schutzgesetz  kennt  in  seinen 
Abstufungen  den  Patentschutz,  den  Gebrauchs- 
musterschutz und  den  Gesobinacksmustcrschutz- 
Das  vorliegende  Gesetz  ist  bloss  ein  Geschmacks- 
musterschutz- und  kein  Gebrauchsmusterschutz- 
gesetz. Ein  Beispiel  mag  Ibncn  zur  Erläuterung  des 
Unterschieds  dienen.  Es  ist  Ihnen  bekannt,  dass 
in  jüngster  Zeit  einer  unserer  hervorragendsten  Ge- 
birgskenner,  Herr  Ingenieur  lmfeld,  den  prächtigen 
Einfall  gehabt  hat,  einen  Briefbeschwerer  zu  kon- 
struieren, indem  er  das  Matterhorn  and  die  Jungfrau, 
diese  beiden  so  ausserordentlich  bekannten  und 
charakteristischen  Berge,  genau  der  Natur  entspre- 
chend in  einer  bestimmten  Reduktion  modellierte 
und  das  Modoll  in  schwerem  Metall  ausführte,  so 
dass  es  zu  einem  bestimmten  Gebrauch,  nämlich  als 
Briefbeschwerer,  dient.  Worin  besteht  da  die  Er- 
findung? Offenbar  nicht  in  der  äusseren  Form.  Diese 
ist  ja  vorhanden  und  steht  jedermann  zur  Verfü- 
gung. Die  Form  ist  nichts  Neues.  Neu  ist  aber  die  | 
Idee,  diese  Form  einem  ganz  bestimmten  Gebrauche  I 
dienstbar  zu  machen.  Nach  dem  deutschen  Gebrauchs-  ! 
muaterschutzgesetz  hätte  Herr  lmfeld  seine  Erfindung 
unter  den  Gebrauchsmusterschutz  stellen  lassen  kön- 
nen. Er  hätte  sie  nicht  patentieren  lassen  können; 
denn  es  handelt  sich  nicht  um  eine  technische  Er-  . 
findung.  Er  hätte  sie  auch  nicht  als  Muster  schützen 


können;  denn  das,  was  er  giebt,  ist  etwas  Allbe- 
kanntes. Was  er  erfunden  hat,  ist  die  Verwendung 
zu  einem  ganz  bestimmten  Zweck.  Unser  Gesetz,  das 
ein  Geschmacksmusterschutzgesetz  ist,  schützt  diese 
Erfindung  nicht  Es  schützt  bloss  die  äussere  Form, 
wenn  sie  neu  ist,  aber  nicht  die  Verwendung  be- 
kannter Formen  zu  einem  neuen  Gebrauch. 

Ferner  wird  bestimmt  dass  technische  Wirkun- 
gen dem  Schutze  dieses  Gesetzes  ebenfalls  nicht 
unterstellt  sind.  Was  verstehen  wir  unter  techni- 
schen Wirkungen?  Auch  da  mag  ein  Beispiel  die 
Sache  erklären  Es  ist  einem  Fabrikanten  der  Sticke- 
reiindustrie eingefallen,  folgendes  zu  thun.  Er  hat  zwei 
Filzstoffe  genommen,  dieselben  mit  Seide  benäht  und 
die  beiden  Filzstoffe  aufeinandergenäht  so  dass  ein 
vierfaches  Gewebe  entstand.  Durch  alle  vier  Gewebe 
hat  er  sodann  ein  Muster  gestickt  Als  er  fertig  war, 
spaltete  er  die  Sache  auseinander.  Er  hatte  jetzt 
einen  mit  Seide  überzogenen  Filz.  Infolge  der  Aus- 
einanderspaltung jagen  aber  die  Fäden  nicht  auf, 
sondern  standen  auf,  so  dass  ein  Filz  mit  einer  Art 
Sammtmusterung  entstand.  Diese  Sammtmusterung 
ist  wohlfeil  und  technisch  gut  Nach  dem  Muster- 
schutzgesetz kann  der  Fabrikant  nur  das  specielle 
Muster,  das  er  im  einzelnen  Fall  angewendet  hat, 
schützen  lassen,  nicht  aber  die  Idee,  so  zu  verfahren 
und  etwas  zu  präsentieren,  das  einen  besondern 
technischen  Wert  hat  Um  solche  Ideen,  die  des 
Schutzes  eigentlich  auch  bedürftig  wären,  deren 
Art  aber  mit  dem  System  des  Gesetzes  unvereinbar 
ist,  nicht  unter  den  Schutz  des  vorliegenden  Ge- 
setzes zu  stellen,  hat  man  sieb  des  Ausdrucks  «tech- 
nische Wirkungen»  bedient 


M.  Calame-l'oll»,  rapporteur  francais  de  la  oom- 
mission:  l.es  explicalions  de  M.  le  rapporteur  alle- 
mand  sont  si  compleies  que  je  renonce  ä  en  donner 
pour  ma  pari 


Bundesrat  Brenner:  Ich  schliesse  mich  dem 
Texte  der  Kommission  an. 

Angenommen.  —  (AdopUJ 


Art.  3. 

(Bundesrätlicher  Entwurf.  -  Projet  dueonseil  federsJL) 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Der  Art  3  des  bundesrätlichen  Entwurfes  ist 
im  Schosse  der  Expertenkommission  entstanden  und 
wurde  von  Ihrer  Kommission  einer  sehr  eingehen, 
den  Prüfung  unterworfen.  Es  ist  durchaus  nicht 
etwa  sein  Inhalt  der  von  der  Kommission  nicht 
gerne  zum  Gesetz  gemacht  worden  wäre.  Altein 
man  hat  gefunden,  dass  die  hier  niedergelegte  Be- 
stimmung ausserordentlich  schwierig  durchzuführen 
wäre  und  man  sagte  sich  anderseits,  dass  der  Art  6 
vollständig  genüge.  Der  Art  6  bestimmt:  «DieThat- 
sache  der  Hinterlegung  begründet  für  deren  Inhalt 
die  Vermutung  der  Neuheit  und  der  Richtigkeit 
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der  angegebenen  Urheberschaft*  Man  nimmt  also 
an,  dass  der  Hinterleger  auch  der  Urheber  und 
Eigentümer  des  hinterlegten  Musters  sei.  Man  fragt 
den  Hinterleger  nicht,  was  er  sei,  sondern  konsta.  j 
tiert  einfach:  der  and  der  hat  dann  und  dann  das 
Muster  hinterlegt,  und  damit  ist  angenommen,  dass 
er  auch  dessen  Eigentümer  sei.  Der  Art.  3  suchte 
die  Rechtsstellung  zu  markieren,  dio  bestehe  für  f 
den  Fall,  dass  nicht  der  spätere  Nutzniesser  des 
Musters  dessen  Urheber  sei.  Es  giebt  Verhältnisse 
—  und  solche  sind  geradezu  die  Regel  —  wo  der 
Geschaftsherr  durch  einen  seiner  Angestellten  ein 
Muster  erstellen  lässt,  indem  er  ihm  dazu  den  Auf- 
trag giebt,  und  wo  der  betreffende  Angestellte,  die 
Erfindung  nicht  bloss  im  Auftrage  des  Geschäftsin- 
habers, sondern  auch  unter  Benützung  aller  Hülfs- 
quellen  in  der  Form  von  andern  Vorlagen,  von  An- 
regungen des  Geschäftsinhabers  und  von  Anregun- 
gen, die  von  Bestellern  von  auswärts  herkommen, 
macht  Es  entsteht  die  Frage,  wenn  ein  Angestell- 
ter solche  Muster  erfunden  hat,  gehören  sie  dann 
Dicht  eigentlich  ihm'.'  Kann  nicht  er  sie  hinterlegen'? 
Wir  antworten  auf  diese  Frage:  Nein,  er  kann  sie 
nicht  hinterlegen,  wenn  er  sie  im  Auftrage  und 
anter  Benutzung  der  Hülfsmittel  des  Geschäftes,  in 
dem  er  steht,  erstellt  hat  Es  giebt  aber  andere 
Fälle,  wo  ein  Arbeiter  sich  in  seiner  freien  Zeit 
oder  auf  einem  andern  Gebiete  erfinderisch  bethä- 
tigt  and  das,  was  er  erfunden  hat,  hinterlegt  Da 
kann  die  Frage  aufgeworfen  werden:  Hat  er  diese 
Erfindung  nicht  Infolge  dessen,  was  er  in  seiner 
Geschäftsstellung  zuthun  verpflichtet  war,  gemacht*? 
Ist  die  Erfindung  sein  persönliches  geistiges  Pro- 
dukt? Ist  sie  nicht  ein  Auslluss  der  ganzen  Ge- 
sebäf  tsstell ung,  in  der  er  steht  '  Ist  es  nicht  ausser- 
ordentlich schwierig,  zu  konstatieren,  ob  nicht  seine 
geschäftliche  Stellung  zum  wesentlichen  Ursache 
and  Grand  der  geistigen  Erfindung  ist?  Wenn  man 
im  Gesetz  hierüber  etwas  sagen  konnte,  so  wäre 
es  schon  gut  Aber  bei  näherer  Prüfung  hat  sich 
gezeigt  dass  das  Gesetz  in  das  Ermessen  des  Rich- 
ters eingreifen  and  die  Rechtsstellung  prajudizieren 
würde.  Wenn  jemand  etwas  hinterlegt  so  ist  es  . 
ihm  laat  Art  6  zum  Eigentum  verschrieben.  Die  ' 
Frage,  ob  er  nun  wirklich  sein  Eigentum  oder 
etwas,  das  nicht  ihm,  sondern  dem  Geschäftsherrn 
gehören  würde,  hinterlegt  habe,  wird  daan  zu  losen 
•ein,  wenn  der  Arbeiter,  welcher  hinterlegt  hat, 
ohne  seinem  Patron  etwas  zu  sagen,  den  Geschäfts' 
inbaber  verhindern  will,  das  betreffende  Muster  zu 
benutzen  oder  wenn  eine  Kollision  entsteht  indem 
da«  betreffende  Muster  auch  vom  Geschäftsinhaber 
deponiert  werden  will.  Diese  Frage  zu  entscheiden, 
wird  Sache  des  Gerichtes  sein,  und  das  Gericht 
wird  dem  GeschilUbesitzer  gegen  den  Arbeiter,  der 
deponiert  bat,  den  Beweis  dafür  auferlegen,  dass 
er  der  rechtmässige  Eigentümer  des  betreffenden 
Musters  sei.  Das  Vorrecht  des  schliesslichen  Ur- 
hebers 1s'  also  gewissermassen  im  Gesetz  gewährt. 
Aber  es  ist  dabei  nicht  zugleich  die  Rechtsstellung 
noch  weiter  verfolgt  und  dem  Richter  nicht  vorge- 
griffen. 

Es  kommt  namentlich  bei  der  Uhrenindustrie 
häufig  vor,  dass  verschiedene  Arbeiter  an  der 
Erstellung  eines  Musters  mit  einander  arbeiten. 
Da  konnte  nun  einer  mitten  aus  der  Arbeit  heraas 
hingehen  und  die  Idee,  sobald  sie  fixiert  ist  depo- 
nieren and  damit  nicht  nur  gegenüber  dem  Ge- 


schaftsherrn,  sondern  auch  gegenüber  seinen  Mitar- 
beitern eine  sonderbare  Rolle  spielen.  Dies  würde 
auf  Grund  von  Art  3  ober  möglich  sein,  als  wenn 
lediglich  Art  6  vorhanden  ist  Dieser  Art  6  be- 
stimmt, dass  die  Thatsache  der  Hinterlegung  die 
Vermutung  der  Richtigkeit  der  angegebenen  Ur- 
heberschaft begründet  Alles  weitere,  die  Frage,  ob 
der  wirkliche  Hinterleger  auch  dem  ganzen  Gedan- 
ken des  Gesetzes  nach  der  eigentliche,  rechtmassige 
Eigentümer  sei,  ist  eine  Rechtsfrage,  die  im  ein- 
zelnen Falle  der  Richter  zu  entscheiden  hat 

Aus  diesem  Grunde  haben  wir  den  Art.  3  nicht 
stehen  lassen,  und  der  Bundesrat  hat  uns  die  Erklä- 
rung zukommen  lassen,  dass  er  der  Streichung  des 
Artikels  zustimme. 


M.  Calame-Colln,  rapporteur  francais  de  la 
commission :  La  commü&ion,  apres  une  tres  longue 
discussion,  est  torabec  d'aecord  avec  le  conseil 
föderal  pour  decider  la  »uppression  de  Part.  3, 
attendu  qu'il  etait  impossible  de  donner  dans  cet 
article  3  une  definition  complete  des  droits  appar- 
tenant  respectivement  aux  ouvriers  ei  aux  patrons. 
L'article  6  de  la  loi  donne  satistaction  ä  ebaeun  ä 
ce  sujet    En  voici  le  texte: 

«Art.  6.  Le  fait  du  depöt  cree  la  presomption 
que  l'objet  depose  etait  nouveau  au  moment  du 
döpot,  et  que  le  döposant  cn  est  l'auteur.» 

Cet  iirticle  permet  ainsi  au  juge  de  decider  a 
qui  appartierit  un  dessin  ou  modele.  II  ne  s'agit 
pas  aueunement  de  priver  les  ouvriers  de  leure  droits. 

Certaines  inuisons  font  de  grands  frais  pour  en- 
voyer  leure  dessinateurs  ä  l'et  langer,  aiin  qu'ils 
s'inspirent  de  ce  qui  se  fait  dans  le  monde  de  la 
nouvenute.  Une  fois  de  retour,  ils  offectuent  des 
dessins  et  modeles  dont  la  coneeption  provient  des 
etudes  faites  avec  l'argent  de  leurs  patrons.  S'ils 
lee  font  en  dehors  de  leure  heures  de  travail,  les 
dessins  nouveaux  appartiennent-ils  ä  l'employe  ou  au 
patron?  II  vaut  mieux  en  loisser  l'appreciatiou  au 
juge.  Mais  il  semble  de  prime  abord  que  c'est  a  la 
maison  qui  a  fait  des  sacriflces  pecuniaires  qu'appar- 
tient  l'inspiration  des  modeles  ou  de&äins  en  ques- 
tion. 


Bundesrat  Brenner:  Ich  bin  Ihnen  noch  eine 
kurze  Erklärung  darüber  schuldig,  warum  der  Bun- 
desrat den  Art  3  vorgeschlagen  hat.  Wir  haben  bei 
der  Hrjchtspreohuug  die  Erfahrung  gemacht,  dass 
gerade  über  diesen  Punkt,  wer  als  Urheber  eines 
Musters  zu  gelten  habe,  wenn  ein  Arbeiter  oder 
Angestellter  hei  der  Anfertigung  desselben  mitwirkte, 
hin  und  wieder  Streit  entsteht.  In  der  Experten- 
kommission, die  wir  zur  Vorberatung  des  Ent- 
wurfes einberufen  hatten,  ist  speciell  der  Wunsch 
ausgesprochen  worden,  dass  eine  Lösung  gesucht 
werden  möge,  damit  sich  die  Streitfälle  in  Zukunft 
vermindern.  Deshalb  haben  wir  den  vorliegenden 
Art.  3  vorgeschlagen.  Derselbe  entspricht  auch  im 
allgemeinen  der  Bestimmung  im  deutschen  Muster- 
und  Modellschatzgesetz.  Dort  ist  die  Frage  auf  dem 
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Wega  der  Gesetzgebung  gelöst  und  man  ttberlässt 
e6  nicht  dem  Richter,  in  jedem  einzelnen  Falle  ohne 
irgendwelche  Wegleitung  das  Richtige  zu  treffen. 

Durch  die  Kommissionsberatungen  bin  ich  aber 
doch  zu  der  Ueberzeugung  gelangt,  dass  Gründe 
dafür  sprechen  können,  die  Frage  im  Gesetz  selber 
nicht  zu  lösen,  sondern  deren  Lösung  im  einzelnen 
Falle  dem  Richter  zu  überlassen.  Namentlich  die 
Ausführungen  der  Vertreter  der  Uhrenindustrie 
haben  mich  dazu  geführt.  Die  Vertreter  der  Uhren- 
industrie haben  in  der  Kommission  nachgewiesen, 
dass  bei  den  Erfindungen  in  der  Uhrenindustrie  an 
einer  Erfindung  oft  zwei,  drei,  ja  vier  Arbeiter  suc- 
cessive  partieipieren  oder  in  einer  andern  Weise 
beteiligt  seien  und  dass  man  nicht  einen  Arbeiter 
als  den  Erfinder  des  betreffenden  Mustert)  bezeich- 
nen könne.  Oft  verhalte  sich  die  Sache  so,  dass 
der  Arbeitgeber  eine  neue  Idee  habe  und  den  An- 
stoss  zu  der  Herstellung  des  neuen  Musters  gebe 
und  zu  der  Durchfuhrung  eine  Reihe  von  Arbeitern 
benützen  müsse.  Es  sei  ausserordentlich  schwer, 
hier  von  vorneherein  in  allen  Fällen  zu  sagen,  dass 
der  Arbeiter,  der  den  Gegenstand  angefertigt,  auch 
als  Urheber  des  Musters  anzusehen  sei. 

Aus  diesem  Grund  und  wegen  der  verschiedenen 
Variationen,  die  in  der  Anfertigung  oder  Erfindung 
eines  neuen  Musters  denkbar  sind,  ist  es  vielleicht 
in  der  That  ebenso  gut,  die  Entscheidung  dem  Richter 
von  Fall  zu  Fall  zu  überlassen  und  von  einer  gesetz- 
lichen Regelung  abzusehen. 

Wenn  daher  nicht  aus  dem  Schosse  des  Rats 
der  Wunsch  geäussert  wird,  eben  doch  zu  einer 
gesetzlichen  I^ösung  zu  gelangen,  so  würde  ich  mich 
dem  Antrag  der  Kommission  anschlioseen. 

Gestrichen.  —  (Biffi.) 


Art.  4.  . 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Der  Art.  4  der  Vorlage  entspricht  materiell 
dem  Art.  4  des  bisherigen  Gesetzes  und  ist  nur  in 
der  Form  etwas  abgeändert  worden. 


Angenommen.  —  (AdoptiJ 


Art.  5. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
Der  Art  5  entspricht  in  seinem  zweiten  Alinea 
—  das  erste  Alinea  ist  ganz  selbstverständlich  — 
dem  Art.  3  des  alten  Gesetzes.  Dieser  Art  3  lautet: 
«Ohne  die  Erlaubnis  des  Inhabers  darf  niemand  ein 
gemäss  Art.  9  des  vorliegenden  Gesetzes  hinterleg- 
tes  Muster  oder  Modell  zum /wecke  der  Verbreitung 
und  Verwertung  benutzen  »  Der  Art.  5  des  Entwurfes 
enthält  einen  Zusatz  und  lautet:  «Niemand  darf, 
ohne  Erlaubnis  des  Urhebers  oder  seines  Rechts- 
nachfolgers, ein  in  gültiger  Weise  hinterlegtes 
Muster  oder  Modell  vor  Ablauf  der  Schulzdauer  zum 
Zwecke  der  Verbreitung  oder  gewerbsmässigen  Ver- 
wertung benutzen,  i  Das  Wort  «gewerbsmässige  Ver- 


wertung», das  im  alten  Gesetze  fehlt,  ist  kurz  zu 
I  erklären. 

Der  ganze  Zweck  des  Gesetzes  ist,  die  Aus- 
nutzung einer  neuen  Idee  auf  dem  Wege  gewerb- 
licher Verwertung  demjenigen  zu  sichern,  der  die- 
selbe in  Form  eines  Musters  hinterlegt  hat.  Dagegen 
ist  die  bloss  persönliche  Benutzung  einer  solchen 
Idee  nicht  verboten.  Wenn  z.  B.  eine  Dame  es  sich 
einfallen  lässt,  eine  gestickte  Robe,  die  sie  gesehen 
hat  und  die  vom  betreffenden  Fabrikanten  gewerbs- 
mässig vertrieben  wird,  sich  persönlich  zu  erstellen, 
indem  sie  die  Stickerei  von  Hand  oder  mit  einer 
Maschine,  die  sie  besitzt,  vornimmt,  so  eignet  sie 
sich  allerdings  in  einem  gewissen  Masse  eine  fremde 
Idee  an  und  macht  dem  Fabrikanten  in  der  Ver- 
wertung seiner  Idee  eine  gewisse  Konkurrenz.  Allein 
das  ist  eine  ganz  untergeordnete  Sache  und  die 
Verfolgung  in  die  Häuser  hinein  wäre  ganz  ausge- 
schlossen. Daher  ist  zur  Klarstellung  hier  gesagt: 
«zum  Zwecke  der  gewerbsmässigen  Verwertung». 


-  (Adopii.) 


Art.  t. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion :  Der  Art  6  ist  bereits  bei  der  Behandlung  des 
Art.  3  besprochen  worden. 


-  (Adopll) 


Art.  7,  8  und  9. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Der  Art.  7  regelt  die  Art  der  Hinterlegung. 
Nach  dem  alten  Gesetz  war  es  gestattet,  Muster 
einzeln  oder  in  Paketen  von  im  Maximum  50  Mustern 
zu  hinterlegen.  Im  Jahre  1888  war  von  der  Sticke- 
reiindustrie wegen  der  grossen  Zahl  der  Muster  das 
Begehren  gestellt  worden,  die  Muster  pakotweise 
hinterlegen  zu  können.  Man  einigte  sich  auf  die 
Zahl  50.  Nun  kommt  aber  die  nämliche  Industrie 
und  erklärt,  dass  bei  ihr  die  Zahl  der  Muster  so 
gross  sei,  dass  ein  Paket  von  50  Stück  bei  weitem 
nicht  erschöpft,  was  von  einem  einzelnen  Indu- 
striollen auf  einmal  hinterlegt  wird,  währenddem 
bei  andern  Industrien  diese  Zahl  kaum  je  erreicht 
wird.  Wir  haben  Beispiele,  dass  unter  dem  jetzi- 
gen Gesetz  von  einem  Fabrikanten  auf  einmal  5000 
Mustor  hinterlegt  wurden,  für  die  er  hundertmal 
die  Taxe  bezahlen  musste.  Diese  5000  Muster  nahmen 
aber  nicht  mehr  Raum  ein  als  30  cm  in  der  Länge, 
80  cm  in  der  Rreite  und  5  cm  in  der  Höhe,  Denn 
diese  Muster  werden  mit  ßleistitt  auf  ganz  dünnes 
Pauspapier  gezeichnet  Nach  dem  neuen  Gesetz  wird 
die  Zahl  der  Muster,  die  ein  Paket  enlhaltoo  darf, 
nicht  mehr  fixiert,  sondern  nur  durch  Grösse  und 
Gewicht  des  Pakets  beschränkt.  Dadurch  kommt 
man  dem  Verlangen  der  Slickeroiindustrie  entgegen, 
und  zu  gleicher  Zeit  wird  die  Arbeit  des  Amtes 
wesentlich  erleichtert,  indem  es  viel  weniger  Pakote 
entgegenzunehmen,  zu  registrieren  und  zu  kontrol- 
lieren haben  wird.    Eine  Verordnung  des 
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rates  wird  die  Grösse  und  das  Gewicht  festsetzen, 
die  ein  Paket  nicht  Oberschreiten  dar!  Dasselbe 
kann  der  Dundesrat  auch  inßozug  auf  die  einzelnen 
hinterlegten  Muster  thun,  da  es  auch  vorkommen 
könnte,  dass  ein  einzelnes  Muster  oine  ganz  fabel- 
hafte Grösse  hätte. 

In  Art  8  wird  die  Frage  behandelt,  ob  offen 
oder  versiegelt  hinterlegt  werden  dürfe.  Der  Bun- 
desrat ordnet  diosen  Punkt  ebenfalls  in  Art  7. 
Ihre  Kommission  glaubte  aber,  das  sei  eine  Sache 
für  sich  und  gehöre  in  einen  besonderen  Artikel. 

Schon  im  bestehenden  Gesetz  haben  wir  die  ge- 
heime Hinterlegung.  Das  deutsche  Gesetz  kennt  sie 
ebenfalls.  Das  französische  Gesetz  kennt  kaum  eine 
andere  und  zwar  a  parpetuitö.  Soweit  ist  der  neue 
Entwurf  nicht  gegangen,  aber  doch  etwas  weiter, 
als  das  bisherige  Gesetz.  Der  vorliegende-  Entwurf 
bestimmt,  dass  Muster  für  die  Dauer  der  ersten 
Schutzperiode  von  5  Jahren  and  auch  für  dio  zweite 
und  dritte  Schutzperiode,  wenn  der  Bundesrat  hiezu 
seine  Einwilligung  giebt,  geheim  hinterlegt  werden 
können.  Damit  ist  den  specicllen  Interessen  der 
Stickereiindustrie  und  wahrscheinlich  auch  der 
Strohindustrie  und  anderer  Industrien  in  der  von 
ihr  gewünschten  Weise  Rechnung  getragen. 

Bis  jetzt  konnten  Muster  während  der  ersten  2 
Jahre  geheim  hinterlegt  werden.  Nachher  fand  die 
Oeffnong  statt,  und  jedermann  konnte  von  den  hin- 
terlegten Mustern  Einsicht  nehmen,  wofür  er  eine 
gewisse  Gebühr  bezahlen  musste.  Ist  nun  von  dieser 
Einsichtnahme  auch  Gebrauch  gemacht  worden  und 
würde  durch  ihre  Verunmöglichung  in  Bezug  auf  ge- 
wisse Industrien  ein  bisher  eifrig  und  mit  Nutzen  für 
das  allgemeine  Wohl  geübtes  Recht  verletzt?  Nein,  von 
dieser  Einsichtnahme  ist  sehr  wenig,  vielleicht  gar 
kein  Gebrauch  gemacht  worden.  Ein  Interesse  an 
dieser  Einsichtnahme  besteht  also  jetzt  nicht.  Könnte 
ein  solches  Interesse  entstehen?  Jawohl!  Es  könnte 
sich  jemand  sagen:  Ich  gehe  nach  Bern  nnd  sehe 
mir  an,  was  die  und  die  Firma  von  St  Gallen  hin- 
terlegt hat.  Ich  will  die  Sache  gehörig  durchstu- 
dieren, dann  sehe  ich  der  betreffenden  Firma  hinter 
die  Kulissen.  Wenn  ich  auch  die  betreffenden  Muster 
nicht  nachahmon  darf,  so  habe  ich  doch  einen 
Einblick  in  den  ganzen  Umfang  dos  Geschäftes  und 
Betriebes  gewonnen.  Dieser  Gefahr  wollen  sich 
unsere  Industriellen  nicht  länger  aussetzen.  Sie 
sagen:  wir  wollen  nicht,  dass  nach  Ablauf  der  zwei- 
jährigen geheimen  Hinterlegung  unsere  Muster 
während  drei  Jahren  jedermann  zur  Einsicht  stehen. 
Wenn  wir  auch  wissen,  dass  wenig  Leute  hingehen, 
weil  es  nicht  recht  bekannt  ist,  so  braucht  es  nur 
einem  Fuchs  einzufallen,  es  zu  thun  und  in  Bern 
wird  ihm  alles  unter  die  Nase  gelegt,  was  wir  zu 
Hause  gegen  alle  Indiskretion  abzuschliesson  suchen. 

Ist  nun  in  Bezug  auf  die  Leute,  welche  aus  diesem 
Umstand  Nutzen  ziehen,  dieser  Nutzen  als  ein  berech- 
tigter anzuerkennen?  Nein,  dieso  Berechtigung  lässt 
sich  bestreiten.  Denn  was  will  derUctrellcnde?  W.II  er 
die  Muster  imitioren?  Das  darf  er  nidt  Will  er 
die  nouen  Ideen  sich  verschaffen,  um  sie  selbstän- 
dig zu  verarbeiten?  Dazu  braucht  er  nicht  dio 
Muster  in  Bern  in  ihrer  schönen  Anordnung  anzu- 
sehen. Denn  die  Muster  kann  er  Uberall  haben. 
Das,  was  in  Born  deponiert  Ist,  ist  eine  Kleinigkeit 
von  dem,  was  in  der  ganzen  Welt  lauft.  Wer  Ideen 
studieren  und  durch  eigeno  Arbeit  fruchtbar  gestal- 
ten will,  findet  dazu  Gelegenheit  genug,  ohne  nach 


Bern  zu  gehen.  Aber  was  er  in  Bern  sehen  will 
und  kann,  das  ist  die  ganze  Art  und  Weise,  wie 
ein  Geschäft  gewisse  Ideen  verwertet,  die  andere 
auch  haben,  aber  anders  verwerten.  Er  wird  auch 
noch  herauszubringen  suchen,  mit  wem  das  Haus 
arbeitet,  zu  welchen  Preisen,  bei  welchen  Leuten 
es  fabrizieren  lässt.  Wenn  er  das  alles  beieinander 
hat,  dann  fängt  er  seinen  unlautern  Wettbewerb  an. 
Dazu  hat  ihm  die  erzwungene  Auflegung  der  Muster 
in  Bern  gedient.  Die  Stickereiindustrie  würde  sich 
daher  von  der  Benützung  des  Gesetzes  in  der 
Hauptsache  immer  wieder  abgeschreckt  und  ausge- 
schlossen fohlen,  wenn  man  ihr  in  dieser  Beziehung 
nicht  entgegenkommen  würde,  während  au!  der  an- 
dern Seite  durch  das  Entgegenkommen  kein  loyales 
Interesse  der  Oeffentlichkeit  verletzt  wird.  Es  darf 
hier  nicht  etwa  das  Patent  zur  Vergleichung  her- 
angezogen werden.  Das  Patent  ist  etwas  ganz  an- 
deres. Jedes  Patent,  das  etwas  wert  ist,  bildet  die 
Stufe  einer  weitern  Entwicklung  und  soll  deshalb 
bekannt  sein.  Der  Wert  des  Patentes  liegt  darin, 
dass,  wer  etwas  erfunden  hat,  es  nicht  versteckt, 
sondern  allgemein  zugänglich  machen  muss.  Man 
darf  ihm  die  Sache  nicht  wegnehmen,  aber  man 
darf  sie  als  Ausgangspunkt  weiterer  technischer 
Arbeit  benützen.  Anders  verhält  es  sich  bei  den 
Mustern.  Was  heute  als  Neuheit  zieht,  vorschwln- 
dot  morgen  für  oin  Menschenalter,  was  heute  alg 
durchaus  unbrauchbar,  geschmacklos  und  hässlich 
erscheint,  wird  morgen  Mode  und  hat  den  grössten 
kommerziellen  Wert.  Wir  haben  auf  dem  Gebiete 
des  Geschmackes  kein  stufenmässiges  Aufsteigen, 
sondern  oin  reines  Durcheinander.  Die  Muster,  die 
wir  heute  machen,  sind  vielleicht  hundertmal  weni- 
ger wert,  als  die  vor  30  Jahren  erstellten.  Von 
einem  Patent  lässt  sich  das  kaum  je  sagen.  Denn 
ein  jedes  Patent  weist  immer  einen  grössern  oder 
kleinern  Fortschritt,  eine  grössere  oder  kleinere 
Entwicklung  eines  technischen  Gedankens  auf.  Es 
besteht  also  hierin  ein  totaler  Unterschied,  der  auch 
in  allen  Gesetzgebungen  der  Welt  anerkannt  und 
berücksichtigt  wird. 

Der  Art  9  belässt  die  Schutzfrist  wie  bisher  auf 
15  Jahre  im  Maxiraum,  teilt  sie  aber  ein  in  drei 
Porioden  von  je  5  Jahren,  während  wir  im  alten 
Goselz  drei  Perioden  von  2,  3  und  10  Jahren  hatten, 
die  zusammen  die  15  Jahre  ausmachten.  Der  Grund, 
warum  die  Einteilung  in  drei  gleiche  Perioden  er- 
folgte, ist  eino  Vereinfachung  des  jetzigen  Systems. 
Es  kann  sich  niemand  mehr  läuseben  in  Bezug  au! 
dio  Zeit,  für  welche  er  geschützt  ist  Dieser  Grund 
wäre  natürlich  nicht  massgebend,  wenn  man  nicht 
sagen  könnte,  dass  diese  Vereinfachung  auch  ein 
Vorteil  ist  und  sich  rechtfertigt  Die  Perlode  von 
5  Jahren,  welche  an  Stelle  der  Perioden  von  2  und  3 
Jahren  tritt,  hat  den  Vorteil,  dass  die  Weitaus  grösste 
Zahl  :<!ler  Hinterlegungen  mit  dieser  ersten  Periode 
aus  Abschied  und  Traktanden  fällt  5  Jahre  ist  für 
ein  industrielles  Muster  ziemlich  lang.  Die  Mode 
wird  insbesondere  nach  5  Jahren  so  ganz  anders 
sein,  dass  nur  ganz  bestimmte  eigenartige  Muster, 
die  eine  sehr  allgemeine  Verwendung  gefunden  haben, 
dann  noch  mit  Wert  geschützt  werden.  2  Jahre 
aber  sind  zu  wenig.  Es  gibt  selbst  in  der  Stickerei- 
industrie, dieser  Modeindustrie  par  excellence,  Fälle, 
wo  eine  zweijährige  Schutzperiode  nicht  hinreicht 
Wenn,  mau  dio  Muster,  die  man  geschützt  hat,  weit 
weg,  z.  B.  nach  Manila  oder  Yokohama  sandte,  so 
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konnte  einerseits  lange  Zeit  vergehen,  bis  eine 
Kollektion  durch  alle  Stadien,  die  zu  beobachten 
waren,  bis  an  den  schliesslich»  n  Ort  des  Konsums 
gelangte  und  sich  ein  Absatz  anbahnte,  so  dass 
darüber  die  zwei  Jahre  verschwunden  waren.  Man 
musste  nun  die  Versiegelung  ölluen  und  sich  ent- 
scheiden, welche  Muster  von  den  SU  Mustern  eines 
Paketes  man  weiter  deponieren  wollte.  Denn  von 
jetzt  an  musste  jedes  einzelne  Muster  hinterlegt 
and  für  jedes  einzelne  die  Taxe  bezahlt  wer- 
den. Nun  war  aber  in  jener  Zeit  gerade  die  Frage 
Dicht  gelöst,  welche  Muster  auch  ziehen.  Da  war 
man  denn  entweder  gezwungen,  für  eine  ganze  An- 
zahl von  Mustern  einzeln  die  Gebühr  zu  bezahlen, 
oder  auf  gut  Glück  zu  wählen,  wobei  man  vielleicht 
einen  falschen  Griff  tbat,  was  gerade  au!  dem  Ge- 
biete der  Stick eroim  uster  so  leicht  vorkommen  kann. 
Einer  unserer  grössten  Fabrikanten  hat  mir  einmal 
ein  Master  gezoigt,  das  er  selber  als  ein  sehr  kurio- 
ses bezeichnete  und  von  dem  er  glaubte,  dass  es 
rein  nichts  sei.  Er  hat  ihm  auch  den  Namen  «Kut- 
telnmuster», dessin  ä  tripes  gegeben,  weil  es  wie 
die  Verteilung  der  Wände  in  den  Kutteln  aussah- 
Dieses  Muster,  sagte  er  mir,  existiere  nun  schon 
10  Jahre  und  sei  eines  von  denen,  mit  denen  er 
die  besten  Geschälte  gemacht  habe.  Die  Frage,  ob 
ein  Muster  gut  und  die  Taxe  für  «eine  weitere 
Hinterlegung  wert  sei,  lässt  sieb  nicht  immer  nach 
zwei  Jahren  lösen.  Man  sollte  der  Einfachheit  des 
ganzen  Vorganges  wegen  die  Sache  so  einrichten, 
wie  das  Gesetz  es  thut,  dass  man  die  erste  Periode  so 
lange  dauernd  wählt,  dass  sie  für  die  weitaus  grösste 
Zahl  der  Muster  genügt  und  dass  in  die  zweite 
Periode  nur  solche  Muster  kommen,  welche  sich  5 
Jahre  lang  als  gut  erwiesen  haben  und  bei  denen 
die  Frage  so  ziemlich  gelöst  ist,  was  mit  ihnen  los 
Ist,  und  dass  endlich  die  Oeffnuog  der  Pakete  unter 
keinen  Umständen  zu  einer  Zeit  erfolgen  muss,  wo 
die  Gefahr  der  Spionage  eine  wesentliche  ist  Die 
Verteilung  der  Fristen,  wie  sie  vom  Gesetz  vorge- 
sehen ist,  wird  auch  dem  Amte  eine  ganz  bedeu- 
tende Vereinfachung  der  Thätigkeit  bringen,  sodass 
dieselbe  von  allen  beteiligten  Selten  begrüsst  wer- 
den wird. 


M.  CalamMJoIln,  rapporteur  francais  de  la  com. 
miesion:  Les  trois  articles,  7,  8,  9,  sont  certaine- 
meot  les  plus  importants  de  la  loi.  J'ai  eu  l'honneur 
de  vous  en  parier  dans  mon  rapport  sur  l'entree  en 
roaliere  et  vous  demande  la  permission  de  ne  pas 
entrer  dans  de  plus  amples  considerations.  Cepen- 
dant  je  tiens  ä  vous  faire  remarquer  que  le  mes- 
sage  du  conseil  federal  s'exprlme  dans  des  termes 
qui  sont  de  nature  ä  satislaire  tous  los  interosses 
(voir  page  7). 

Le  dessin  du  calibre  de  montre  sera  publie  de 
facon  qu'un  industriel  de  bonne  foi  ne  fasse  pas 
des  fraiB  considerablos  pour  deposor  un  calibre  dejä 
connu  ou  protege.  II  Importe  que  le  dessin  du  ca- 
libre, d'une  grosse  impnrtauce,  soit  bien  connu  de 
la  part  de  la  coneurrence. 

D 'apres  l'allnea  2  du  nouvel  art  7,  le  nombre 
des  dessins  ou  modelos  sera  dorenavant  indeter- 
raine,  jusqu'ä  ooneurrence  da  poids,  et  non  plus 
Uralt*  k  50  pleces.  Lee  broderles  de  St-GaU  par 


exemple  benetlcieront  largement  de  oette  Disposi- 
tion de  la  loi. 

L'arl  8  üonne  special  ement  sat  in  facti  cm  &  l'  In- 
dustrie horlogere. 

II  sera  publie  une  representation  graphiqae  da 
calibre,  landis  que  les  boites  ou  decors  seront  de- 
poses  ä  decouvert,  sans  representation  graphique, 
conformement  aux  demandes  speciales  de  Indu- 
strie horlogere. 

L'art  9  concerne  la  duree  de  la  protection  le- 
gale. Au  Heu  de  4  periodes  inegale«  de  15  ans  en 
tout,  il  y  en  aura  3  de  5  anschacune.  Lapremiere 
periode  qui  jusqu'ici  n'ötait  que  de  2  ans,  etant 
trop  courte.  Gomparöe  aux  legislations  eu-angeres 
qui  aoeordent  la  protection  pour  3,  5,  10  ans,  nous 
conslatons  que  la  nötre  est  en  avaoee  et  qae  le 
terme  de  15  ans  donne  d'une  maniere  generale  sa- 
tistaction  ä  cos  principales  industries. 

Nous  vous  engageons  donc  a  adopter  ces  3  ar- 
ticles, avec  les  quelques  petites  modificaUons  de 
forme  qae  lenr  a  donnöos  la  commission. 

Ces  articles,  je  le  repete,  sont  dos  plus  impor- 
tants, et  satislont  aux  besoins  des  industries  inte- 
ressees. 


Prisidont:  Der  Herr  Vertreter  des  Bandesrates 
hat  sich  mit  den  von  der  Kommission  vorgeschla- 
genen Abänderungen  einverstanden  erklärt  Die  An- 
träge der  Kommission  sind  von  keiner  Seite  bestrit- 
ten.  Die  Art  7,  8  und  ö  sind  somit  angenommen. 

In  formeller  Beziehung  erlaube  icb  mir,  darauf 
hinzuweisen,  dass  nach  meiner  Ansicht  die  Art  8 
und  9  logischerwoise  umzustellen  sind.  Der  Herr 
Berichterstatter  erklärt  sich  mit  dieser  Auffassung 
einverstanden.  —  Wird  die  ursprüngliche  Reihen- 
folge der  Artikel  beizubehalten  gewünscht?  —  Ea 
ist  dies  nicht  der  Fall.  Art  9  würde  somit  Art  8  und 
umgekehrt 


Art.  10. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Der  Art.  10  stellt  fest,  dass  die  Gebühr  für 
die  hinterlegten  Muster  und  Modelle  für  jedes  Paket 
vom  Bundesrate  festzusetzen  sei.  Diese  Bestimmung 
entspricht  der  bisherigen  Fassung  des  Gesetzes.  In 
Abändciung  des  bundesrätlichen  Entwurfes  wird  von 
der  Kommission  in  Art.  10  nur  darauf  hingewiesen, 
dass  die  Gebühr  von  Periode  zu  Periode  wesentlich 
steigen  soll,  während  der  Bundesrat  sagt  dass  die 
Gebühr  für  die  dritte  Periode  doppelt  so  hoch  sein 
soll,  wie  die  der  zweiten  Periode.  Man  wollte  diese 
engere  Umschreibung  vermeiden.  Immerhin  besteht 
die  Meinung,  dass  die  Gebühr  in  der  letzten  Periode 
nicht  etwa  gleich  bleiben  oder  nur  am  ein  geringes 
stoigon  soll,  sondern  dass  die  Inanspruchnahme  des 
Schutzes  in  der  zweiten  und  dritten  Periode  mit 
wesentlich  höheren  Gebühren  verbunden  sein  soll 
In  diesem  Sinne  erfolgte  die  Modifikation  an  dem 
Art  10  des  Bundesrates,  der  seinerseits  seine  Zu- 
stimmung zu  dieser  Abänderung  gegeben  bat 
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IL  Calame-Colln,  rapporteur  francais  de  la  com- 
mission:  La  modificatioo  que  nous  avons  apporlee 
I  l'art.  10  o'est  pas  importante  au  point  de  vue  du 
fond,  mais  de  la  forme  simplement.  L'article,  toi 
qu'il  avait  ete  prevu  par  le  conseil  Tederal,  ne  par- 
lait  pas  du  tout  de  l'imporlance  des  tax««  de  la 
deuxieme  periode,  taudis  que  l'article  de  la  com- 
mission  les  fixe  avec  uoe  clarte  complete.  La  coro- 
missioo  croit  que  l'art  10,  tel  qu'.lle  la  redige, 
exprime  niieux  I  idee  du  cooaeil  föderal. 

C'est  le  reglement  d'executlon  qui  flxera  dorena- 
vant  les  tax  es  de  depot  d'apres  les  bases  etablies 
dans  l'art  10  dont  nous  veaoos  de  vous  exposer  le 


Angenommen.  -  (AdoptiJ 


Art.  11. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
tion: Art.  II  ist  ein  wichtiger  Artikel,  indem  darin 
eine  Disposition  enthalten  ist  gegenüber  dem  alten. 
Der  EinRang  ist  materiell  der  gleiche  wie  in  Art  6 
des  alten  Gesetzes.  Es  ist  nun  aber  hier  in  Alinea  2 
gesagt:  «.Des  gesetzlichen  Schutzes  geht  verlustig: 
...  2.  der  Hinterleger,  der  das  Muster  oder  Modell  im 
Inland  nicht  in  angemessenem  Umlange  zur  Ausfüh- 
rung bringt,  wahrend  im  Ausland  hergestellte  Gegen- 
stände desselben  Musters  oder  Modells  aut  seine 
Veranlassung  oder  unter  Zulassung  von  seiner  Seile 
eingeführt  werden».  Das  alte  Gesetz  enthielt  den- 
selben Gedanken,  drückte  ihn  aber  nicht  gleich  aus, 
sondern  sagte:  «derjenige,  welcher  das  Muster  oder 
Modell  im  Inland  nicht  in  angemessenem  Umfange 
zur  Ausführung  bringt,  während  im  Ausland  fabri- 
ziert« Artikel  desselben  Musters  oder  Modelle«  im- 
portiert werden*.  Die  vorliegende  Fassung  unter- 
scheidet sich  insofern,  dass  mehr  vorausgesetzt 
wird  i  ein  Hinterleger,  der  ein  Muster  in  der 
•Schweiz  sich  schützen  lägst,  dann  aber  nicht  in  der 
Schweiz  fabriziert,  wohl  aber,  weil  sich  ein  Absatz 
für  das  Objekt  in  der  Schweiz  findet,  im  Auslande 
fabriziert,  weil  ihm  das  besser  konveniert,  und  dann 
in  die  Schweiz  importiert  oder  im  Auslande  fabri- 
zieren lässt,  vielleicht  auch  einer  ausländischen 
Firma  Licenz  dafür  erteilt,  das  Objekt  in  die  Schweiz 
zu  importieren.  Man  will  die  Auffassung  klarstellen, 
die  herrscht  in  Bezug  auf  die  Geltendmachung  eines 
Rechtes  seitens  des  Inhabers  des  schweizerischen 
Rechtes  in  einer  Weise,  welche  der  schweizerischen 
Fabrikation  und  Produktion  ein  Gebiet  vorenthält,  das 
sich  eventuell  ohne  diesen  Musterschutz  nutzbrin- 
gend bearbeiten  liesse.  Es  wird  also  dem  Inhaber 
des  Musterschutzes  zur  Pflicht  gemacht,  seinerseits 
alles  zu  unterlassen,  was  den  Import  von  Gegen- 
standen bedeutet,  welche  nach  diesem  Muster  er- 
stellt sind  und  seinerseits  nichts  zuzulassen,  was 
diesen  Import  nach  sich  ziehen  konnte,  solange  als 
nicht  im  Lande  selber  die  Fabrikation  ebenfalls  be- 
steht und  Gelegenheit  bietet,  den  Uodarf  im  Lande  zu 
decken. 

Es  ist  dann  aber  in  Abweichung  von  diesen 
Sätzen  im  letzten  Alinea  gosagt:  »Der  Bundesrat 
kann  die  Bestimmung  der  Ziffer  2  gegeuüber  Staa- 


ten, die  Gegenrecht  gewahren,  ansser  Kraft  setzen». 

Es  ist  dies  ein  sehr  wichtiger  Passus,  der  nicht 
von  ungefähr  in  die  Vorlage  hiueingoknmmen  ist; 
im  Gegenteil,  es  sind  ganz  wichtige  Ereignisse, 
welche  die  Notwendigkeit  eines  derartigen  Verftt- 
gunjisreclites  des  Bundesrates  klargelegt  haben.  Die 
meisten  Gesetze  de*  Auslandes,  wie  unser  altes  Ge- 
setz, haben  diesen  sogenannten  Ausführungs/.wang, 
den  ich  Ihnen  vorhin  kurz  skizzierte.  Nun  kam  fol- 
gender Fall  vor.  Das  französische  Gesetz,  das  nicht 
ein  eigentliches  Gesetz  ist,  sondern  in  einigen  Para- 
graphen des  Gesetzes  über  die  Prud'honimes  vom 
Jahre  1806  besteht,  welche  die  Materie  regeln,  sagt 
gar  nichts  davon,  dass  der  Fabrikant  eines  toschütz- 
ten  Muslers  im  Lande  wohnen  und  im  Lande 
fabrizieron  müsse;  das  Gesetz  gewährt  vielmehr 
jedem  Ausländer,  der  in  Frankreich  gewisse  For- 
malitäten erfüllt,  das  Becht,  Muster  anzumelden  und 
sie  dadurch  dem  Schutze  in  Frankreich  zu  unter- 
stellen nach  Massgabe  dos  dort  geltenden  Gesetzes. 
Ferner  haben  wir  eine  Konvention  mit  einer  ganzen 
Reihe  von  Staaten,  deren  Hauptinhalt  ist,  dass  jeder 
Bürger  eines  der  vertragsch liessenden  Staaten  das 
Becht  hat,  in  jedem  andern  der  vertragschliessen- 
den  Staaten  nach  den  dort  geltenden,  die  Materie 
regelnden  Vorschriften  zu  deponieren.  Es  kann  jeder 
Ausländer  in  der  Schweiz  deponieren  von  allen 
Staaten,  welche  in  die  Konvention  eingetreten  sind; 
er  kann  aber  allerdings  keinen  andern  Schutz  ver- 
langen, als  ihn  das  schweizerische  Gesetz  vorsieht 
und  den  eigenen  Angehörigen  gewährt;  er  muss 
■ich  den  aufgestellten  Vorschriften  unterziehen  und 
dabei  giebt  es  eine  ganz  specielle  Bestimmung, 
welche  sagt:  «Ausländer,  welche  nicht  Im  Inland© 
wohnen,  haben  im  Inlande  einen  Vertreter  zu  be- 
zeichnen, wenn  sie  deponieren  wollen.»  Diese  Be- 
stimmung muss  er  erfüllen  und  nachher  sind  seine 
Rechte  so  gut  wie  diejenigen  eines  in  der  Schweiz 
Wohnenden  oder  eines  Schweizerbürgers.  Gant  den- 
selben Tenor  hat  die  Konvention  in  Bezug  auf  an- 
dere Lim ler,  und  es  stehen  also  den  Schweizern 
entsprechende  Rechte  in  andern  Ländern  zur  Verfü- 
gung. Die  Thatsache  nun  aber,  dass  fast  alle  Ge. 
selzgebungen  den  Ausführungszwang  kennen  und 
sagen:  der  Schutz  des  Musters  fällt  dalün,  wenn  es 
nicht  im  Inland  fabriziert  oder  wenn  es  gar  vom 
Auslande  her  ins  Inland  importiert  wird,  diese 
Thatsache  bedeutet  eine  Einschränkung  des  Um- 
fanges  des  Fabrikations-Rechte«  für  die  Ausländer 
Denn  wenn  ich  in  Deutschland  ein  Muster  schützen 
lasse  und  man  mir  von  Seiten  eines  Nachahmers 
entgegenhalten  kann:  ja,  dieses  Muster  ist  freilich 
geschützt;  aber  Sie  führen  es  nicht  In  Deutschland 
aus,  sondern  Sie  führen  es  sogar  nach  Deutschland 
ein,  ich  klage  auf  Nichtigkeit  des  Schutzes,  so 
bleibt  mir,  um  die  Nichtigkeitsklage  zu  entkräften, 
nichts  anderes  übrig,  als  einem  Deutschen  eine 
Licenz  zu  erteilen  oder  meine  Fabrikation  zu  diesem 
Zwecke  nach  Deutschland  zu  verlegen.  loh  kann  also 
nicht  thun,  wie  ich  will;  ich  laufe  Gefahr,  durch 
den  gewöhnlichen,  selbständigen  Betrieb  meines 
Geschäftes,  der  in  der  Ausnutzung  des  Musters  am 
Ort  meiner  Fabrikation  besteht,  an  einem  andern  Ort 
des  Schutzes  verlustig  zu  gehen.  Das  allgemeine 
internationale  Bestreben  in  jenen  Kreisen,  welche 
sich  seitlahren  in  grossen  internationalen  Konferenzen 
mit  der  Weiterbildung  und  Abklärung  des  Mustw- 
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Ausführungszwang  zu  reduzieren,  wenn  nicht  gänz- 
lich  aufzuheben,  und  es  werden  thalsäcblich  Jahr 
für  Jahr  Schrille  nach  dieser  Richtung  realisiert. 
Aber  in  Frankreich  kam  es  nun  vor,  das?  trotzdem 
die  Gesetzgebung  darüber  gar  nichts  enthielt,  dio 
Rechtsprechung  in  einem  ganz  speciellen  Falle  eines 
St.  Gallischen  Industriellen  dahin  gieng,  zu  sagen: 
nur  der  in  Frankreich  Fabriziorondo  ist  für  das  be- 
treffende Muster  geschützt.  Diese  Rechtsprechung 
ist  in  zwei  Instanzen,  obwohl  man  sie  an  Hand  des 
Gesetzes  nicht  erklären  kann,  durchführt  worden. 
Die  letzte  Instanz,  der  Kassati unshof,  ist  allerdings 
infolge  eines  Formfehlers,  der  passierte,  nicht  an- 
gorufen  worden,  und  es  besteht  daher  noch  kein 
abgeschlossenes  Recht,  wohl  aber  eine  abgeschlos- 
sene Rechtsprechung  in  diesem  Falle.  Es  ist  uns 
allerdings  zu  Ohren  gekommen,  da-:-  die  franzosische 
Regierung  von  ihrem  Rechte  Gehrauch  mache  und 
von  sich  aus  den  Fall  vor  die  noch  offene  Instanz 
des  Kassationshofes  bringen  werde,  um  die  Rechts- 
frage ganz  allgemein  an  Hand  dieses  Failes  abzu- 
klären. Das  bleibt  abzuwarten.  Vor  der  Hand  aber 
liegen  die  Dinge  thalsachlich  su,  dass  in  Frank- 
reich ein  schweizerischer  Fabrikant,  der  dort 
auf  Grund  des  bestehenden  Gesetzes  Muster  depo- 
niert hatte  und  dem  das  Gericht  die  volle  Berechti- 
gung zuerkannte,  die  Imitation  zur  Klage  zu  brin- 
gen, schliesslich  abgewiesen  wurde,  indem  man 
ihm  sagte:  Wir  haben  mit  der  Schweiz  einen  Reci- 
procitätsvertrag,  die  Konvention  beruht  auf  Gegen- 
seitigkeit; Ihr  habt  aber  in  der  Schweiz  in  Eurem 
Gesetze  einen  Paragraphen,  welcher  den  Schutz  für 
jeden  nichtig  erklärt,  der  nicht  im  Lande  fabriziert, 
sondern  importiert  Der  Retroffonde,  um  den  es  sich 
handelt,  hat  in  der  That  das  Muster  nicht  in  Frank- 
reich, sondern  in  der  Schweiz  fabriziert  und  es 
nach  Frankreich  importiert,  und  infolge  dessen  ver- 
sagten ihm  zwei  GerichlsstHlen  des  Landes  im  In- 
stanzenzug das  Recht,  den  Imitator,  der  als  solcher 
vom  Gerichte  vollständig  festgestellt  war,  zu  ver- 
folgen und  schnitt  ihm  sein  Recht  ab.  Nun  sagte 
man  sich:  auf  der  andern  Seite  haben  wir  das 
deutsche  Recht;  dasselbe  sagt,  und  es  sind  solche 
Fälle  vom  Reichsgericht  entschieden  worden,  dass 
die  Berechtigung  des  Ausländers,  einen  Muster- 
Imitator  zu  verfolgen,  auch  wenn  er  nicht  im  Lande 
fabriziert,  den  Verträgen  überlassen  ist;  so  wie  die 
Vertrage  diesbezüglich  bestimmen,  d.  h.  nach  der 
individuellen  Abmachung  von  unserem  Lande  zum  an- 
dern, so  wird  geurteill.  Im  Gesetze  wird  das  nicht, 
festgelegt,  und  es  ist  dorn  gleichen  Fabrikanten 
passiert,  dass  sein  Recht  in  Deutschland  gegenüber 
deutschen  Imitatoren  geschützt  wurde;  das  Recht, 
das  ihm  in  Frankreich  versagt  wurde,  wurde  ihm 
in  Deutschland  gewährt.  Nun  hat  natürlich  die  Frage, 
ob  ein  Muster  nach  Frankreich  importiert  werdon 
darf  oder  wenigstens  in  Frankreich  geschützt  sei, 
trotzdem  es  dort  nicht  fabriziert  worden,  für  die 
meisten  der  Industrien,  dio  hier  überhaupt  In  Be- 
tracht fallen,  eine  ganz  spccielle  Bedeutung.  Denn 
Paris  ist  der  Markt  der  Mode-Industrie;  dort  wird, 
was  die  Mode  neu  produziert  hat,  zu  Markte  ge- 
bracht: dort  entscheidet  sich  die  Frage:  können  Ab- 
satzgebiete gewonnen  werden,  kann  der  Artikel  wirk- 
lich in  den  Handel  gebracht  werden,  sei  es  in  Paris, 
sei  es  von  Paris  aus  irgendwo  anders ?  Wenn  der 
Schutz  in  Paris,  in  Frankreich  nicht  gilt,  so  gilt 
er  am  entscheidenden  Duxcligangspunkte  nicht,  und 


er  ist  dann  für  die  übrigeWelt  von  untergoordneterund 
vielleicht  von  gar  keiner  Bedeutung.  Daher  sagten  wir 
uns,  wir  sollten  uns  auf  den  Boden  begeben,  auf 
welchem  wir  mit  Deutschland  bereits  stehen;  man 
sollte  vorsehen,  dass,  wo  mit  oiuem  Lande  ein  Gegen- 
soiHgkeilsverhültnis  eingerichtet  werden  kann,  man 
von  diesem  Ausfüluungszwan;-,  absieht  und  erklart: 
Wenn  Ihr  uns  diese  Klausel  nicht  entgegenhaltet  oder 
durch  Gerichtsurteil  entgegenwerft,  so  erklären  wir 
für  Eure  Angehörigen  die  Beschränkung  unserer 
Gesetze  in  dieser  Beziehung  ausser  KrafL  Damit 
wird  die  Schweiz  in  die  Möglichkeit  versetzt,  dem 
Musterschutz  an  ganz  entscheidender  Stelle  und  auf 
durchaus  loyale  und  den  speciellen  Verhältnissen 
ang^passle  Weise  den  richtigen  Boden  zu  ver- 
schaffen uud  zu  bewahren.  Und  die  Frage:  wird  da- 
durch eventuell  nur  speciellen  Interessen  Rechnung 
getragen  und  wird  dabei  über  allgemeine  Interessen 
hinweg  eschritten?  darf  ruhig  verneint  werden;  denn 
jene  Industrien,  die  hier  in  Frage  kommeu  können, 
lachen  über  den  Import;  dieselben  exportieren;  bei 
ihnen  ist  der  Import  eine  durchaus  untergeordnete 
Sache;  sie  fürchten  nicht,  dass  ihnen  von  aussen 
her  ihr  Geschäft,  das  sie  im  Lande  machen  konn- 
ten, durch  importierte  Muster  verkürzt  werden 
könnte.  Denn  nicht  sondern  vielleicht  *7"XI  des- 
sen, was  sie  fabrizieren,  muss  fort,  muss  exportiert 
werden,  hat  koinen  Markt  im  Inlandc,  weil  der  eine 
Hundertstel  genügt,  um  alles  zu  decken,  was  im 
Inlande  verbraucht  wird.  Es  ist  also  vor  allem  not- 
wendig, dass  der  Umsatz  im  Auslande  alle  Forde- 
rung erfahre  und  dass  nicht  im  Auslande  dort,  wo 
wirklich  Absatz  zu  gewinnen  ist,  die  Nichtigkeits- 
erklärung des  Schutzes  für  den  Inhaber  verderblich 
werde,  indem  die  Imitation  ungestraft  und  unge- 
hindert ihre  Praktiken  durchführen  kann.  Es  ist 
kein  Interesse  des  Landes  in  Gefahr;  wohl  aber  ist 
in  Gefahr  die  wirkliche  Verwertung  auf  den 
entscheidenden  Gobieten  und  darum  erscheint  es 
durchaus  angemessen,  dass  dem  Bundesrate  die 
Kompetenz  eingeräumt  wird,  von  der  Anwendung 
dieser  Paragraphen  abzusehen  mit  der  Beschränkung, 
wie  es  hier  ge  sagt  ist 


M.  CalaimvColin,  rapportour  francais  do  la 
commtssion  :  L'art.  11  sc  divise  en  deux  alincas 
importimts.  Sur  Tun,  la  commission  s'est  düelaree 
daecord,  lautre  a  provoque  une  assez  longue  dis- 
cussion. 

La  qurstion  etait  de  savoir  s'il  y  avait  Heu  de 
supprimer  cet  alinea  2  ou  de  le  maintenir.  II  est 
hon  d'en  fair«  la  lecture  pour  s'expliqucr  : 

a  2.  Le  deposant  qui  n'exploitera  pas  en  Suisse 
le  dessin  ou  le  modele  dans  une  niedre  convena- 
ble  et  qui,  en  m£me  temps,  importero,  fera  ou 
laissera  importer,  par  d'aiilres,  des  objets  fabriques 
ä  l'etianger  d"opres  le  mi'me  dessin  ou  modele. 

Cetre  disposttioa  ne  s'.tppiiquo  pas  aux  objets 
en  quesuon  impoites  en  Sui&je  sous  le  regime  dn 
trade  de  perfectiannement. 

Le  conseil  föderal  pnut  declarer  la  di«position 
du  Chiffre  2  non  applicable  vis-a-vis  d'etats  qui 
aecordent  la  reciprocite  ä  la  Suisse.  » 


Digitized  by  Google 


—   na  - 


La  commission,  avec  le  conseil  federn),  a  decide 
de  mointenir  ce  second  ahnen  pour  deux  motifs  en 
particulier.  Le  prcmiei.  c'est  que  la  protection  ne 
vise  pas  seulement  les  interets  individuels,  mais 
aussi  les  inter.Ms  güneraux  de  l'induslrie  nationale. 
Ces  interets  exigent  que  les  dessins  et  tnodeles  in- 
digönes  soient  ezploites  le  plus  posstble  dans  notre 
pays. 

II  taut  remarquer  ensuite  que  la  plupnrt  des 
fjtats  etrangers  ont  adopte  cn  cell«?  mattere  le  inüme 
principe  d'exploilation  de  dessins  ou  de  nodales. 

Si  nous  avions  abrogö  cette  dbrpoaition,  nous 
nous  serions  prives,  lors  de  la  discu^sion  de  la  Con- 
vention internationale  avec  ces  ötat.s  de  la  faculle 
precieuse  de  faire  applicalion  de  ce  principe. 

Dans  ces  conditions,  la  commission  a  considere 
qu'il  importait  de  maintenir  le  chiflre  2. 


Eisenhut:  Ich  habe  den  materiellen  Auseinander- 
setzungen des  Herrn  Referenten  nichts  beizufügen ;  ich 
geho  mit  denselben  einig.  Wenn  ich  das  Wort  ver- 
lange,  so  geschieht  es  deswegen,   weil  ich  finde, 
dass  in  Alinea  2  bezüglich  der  Worte  «zur  Ausfüh- 
rung bringt»  und  «oingeführt  werden»  eine  Diffe- 
renz entstehen  könnte.  Die  Worte  «zur  Ausführung 
bringt»  wollen  sagen  «fabrizieren»,   während  das 
»eingeführt  werden»  die  Iniportation  bedeutet  Diese 
RegriffsverwecbsluDg  ist  sogar  schon  vorgekommen. 
Der  Hinterleger  kann  ein  Fabrikant,   ein  Gewer bs- 
mann  oder  Konstrukteur  sein.  Wer  ein  Muster  hin- 
terlegt, wird  meistens  ein  Fabrikant  sein:  wer  da- 
gegen ein  Modell  hinterlegt,  wird  Gewerbetreiben- 
der oder  Konstrukteur  sein.    Nun  sieht  der  Artikel 
special  I  vor,  dass  ein  solches  Muster  verwertet  wer- 
den soll  durch  die  Fabrikation,  und  zwar  nicht  so, 
dass  die  Fabrikation  vielleicht  im  Auslande  statt- 
findet und  die  betreffenden  Produkte  eingeführt 
werden,  sondern  es  soll  der  Betreffende  den  Mustor- 
schutz,  den  er  geniosst,  im  Interesse  des  Landes 
verwerten.   Man  verlangt  also,  dass  dieser  Mann 
nicht  nur  den  Musterschutz  gqniessen,  sondern  diesen 
auch  für  das  Inland  in  massgebender,  richtiger  Weise 
verwenden  soll  und  man  sagt,  er  gehe  des  Muslor- 
schutzes verlustig,  wenn  er  im  Auslande  fabrizierte 
Gegenstände  des  Muster-  oder  Modcllschutzes  nicht 
in  genügender  Weise  auch  hier  zur  Ausführung  bringe 
und  um  <<  Ausführung«-  nicht  mit  Export  nach  dem  Aus. 
lande  zu  verwechseln,  sondern  zu  sagen,  was  man 
will,  Fabrikation  oder  Herstellung,  so  beantrage  ich 
Ihnen,  statt  der  Worte  «zur  Ausführung  bringt»  zu 
sagen  «in  angemessenem  Umfange  fabriziert  oder 
zur  Herstellung  bringt»;  das  «fabrizieren»  nimmt 
Bezdg  auf  die  Muster  von  Stoffen,  während  die  Her- 
stellung mehr  aul  Modelle  oder  Gegenstände  des 
sich  bezieht 


Bundesrat  Brenner:  Ich  weiss  nicht,  was  der 
Herr  Berichterstatter  der  Kommission  /.u  diesem  Vor- 
schlage sagt.  Mir  scheint,  es  sei  der  Wortlaut  ganz 
deutlich,   wenn  man  davon  spricht,  dass  das  be- 

«OftipUHk«  BUU.lio  Z.  Hr.  «  —  ButttUn 


treffende  Produkt  im  Inlande  erstellt  werden  um«;, 
ein  Zwan^r  ist  da  für  jedermann  vorhanden,  der  das 
Musler  oder  Modell  deponiert,  es  auch  wirklich  auszu- 
führen, es  nicht  beim  Amt  liefen  zu  lassen  oder  imAus- 
lande  ausführen  zu  lassen  und  den  hergestellten 
Artikel  ins  Land  zu  importieren.  Der  Ausdruck 
«zur  Ausführung  bringt»  stand  auch  im  früheren 
Gesetz  und  ist  nie  missverslanden  worden;  zudem 
würde  eine  Abänderung  auch  deshalb  nicht  ratsam 
sein,  weil  wir  im  Erllndunjzs-Patont^eRctz  die  gleiche 
Bestimmung  haben  mit  genau  den  gleichen  Formen. 
Wenn  wir  nun  iu  diesem  Gesetze  etwas  abändern, 
der  Terminus  ein  neuer  wird,  so  wird  man  sich 
unwillkürlich  fragen,  ob  damit  etwas  anderes  gesagt 
sein  solle,  als  im  Gesetze  über  Et  findungspatente,  was 
doch  sicher  nicht  der  Fall  isL  Ich  glaube,  aus  diesen 
Gründen  thun  wir  besser,  den  Wortlaut  zu  1 
wie  er  ist 


Abstimmung. 


VotatioH. 


Mit  Mehrheit  wird  der  Antrag  der  Kommission, 
gegenüber  demjenigen  des  Herrn  Eisenhut.  ange- 
nommen. 

(  La  prop;>silion  de  la  commission  remporte  ä  la 
majorite  sur  celle  de  M.  Eisenhut.) 


Art.  12. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission: 
Art.  12  entspricht  dem  Art.  7  des  bestehenden 
Gesetzes.  In  Zill".  1  ist  genau  pesagt,  was  man  unter 
der  «Neuheit»  des  Muster»  versieht,  indem  gesagt 
wird:  «Ein  Muster  oder  Modell  gilt  nach  ui.-scm 
Gesetze  als  neu,  so  lange  es  weder  im  Publikum 
noch  in  den  beteiligten  Verkehrskreisen  bekannt  ist». 
Es  muss  also  ein  Fabrikant,  wenn  er  die  Nichtig- 
keitsklagesichreservierenwill.dafür  sorgen, dass  er  das 
Muster  sofort  deponiert,  bevor  er  es  verkauft.  Er 
darf  nicht  erst  abwarten,  ob  es  «zieht»  oder  nicht, 
weil  jeder  das  Recht  hat,  das  Muster  nachzuahmen, 
solange  es  nicht  deponiert  ist,  indem  die  Rechtsver- 
mutung besteht,  der  Inhaber  habe  keinen  Wert  auf 
die  Hinterlage  gelegt,  er  habe  das  Muster  der  All- 
gemeinheit uberlassen.  Die  Hinterlage  muss  von 
Anfang  an  geschehen,  und  gerade  deshalb  ist  es 
notig,  dass  die  Hinterlage  möglichst  erleichtert  wird, 
weil  dieselbe  erfolgen  muss,  bevor  sich  der  Fabrikant 
die  Ueberzeugung  hat  verschaffen  können,  dass  das 
Muster  etwas  wert  sei.  Es  laulen  fast  jede  Woche 
bei  mir  Klagen  ein,  von  Leuten,  die  erklären,  sie 
hätten  ein  schönes  Muster,  aber  es  werde  nachge- 
macht. Jedesmal  muss  ich  fragen :  Haben  Sie  depo- 
niert? Nein,  lautet  die  Antwort,  und  ich  kann  ihnen 
kein-  andere  Auskunft  geben,  als  die:  Es  ist  nichts 
zu  machen,  Sie  hätten  deponieren  sollen  ;  Ihr  Schutz 
ist  nicht  rechtskräftig,  wenn  Sie  ihn  auch  erhalten, 
denn  man  wird  Ihnen  entgegenhalten,  das  Muster 
sei  jedermann  zugänglich  gewesen  und  Sie  werden 
den  Prozess  verlieren. 

Ziff.  4  und  5  sind  neu.  Am  Sinne  und  Geiste 
des  alten  Art.  7  wird  dadurch 
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M.  C*Ume«Colin,  rapporteur  francais  de  la 
commissi  od  :  I.e  nouvel  article  12  remplace  l'arlicle  7 
de  l'ancienne  loi  et  complete  d'une  maniere  heu- 
reuae  l'eiiumeralion  des  cause«  de  nullit*. 

J'insiste  sor  le  chiflre  1,  oü  la  noüon  de  nou- 
veaute  est  clairement  et  nettement  indiquee. 

Gelte  deßnition  etait  d'autant  plus  necessaire  que 
le  projet  entend  adopter  sur  ce  point  la  maniere  de 
vo-ir  des  milieux  industriels  interesses,  par  Opposition 
a  celle  du  tribunal  föderal,  pour  lequel  la  nou- 
veaule  implique  une  certaine  originalifö,  produit  d'un 
travail  inventif  de  l'autear.  Le  chiflre  4  statue  ce 
qui  suit:  «4.  Si  l'objet  depose  n'a  pas  les  carac- 
teras  d'un  dessin  ou  modele  au  sens  de  la  prosente 
loi  .  .  .» 

II  etait  logique  de  prononcer  ici  la  nullit*  de« 
depöts  qui  n'ont  pas  pour  objet  un  dessin  ou  mo- 
dele. On  n'aura  pas  nflaire  ä  un  modele  industriel 
lorsqu'il  resullera  de  J'expose  que  la  protection  est 
revendiquee  non  seulement  pour  la  forme  caracteris- 
tique  de  l'objet,  mais  encore  pour  la  representalion 
technique. 

Le  Chiffre  fi  dit:  «S»  le  contenu  du  depot  est 
contraire  aux  dispositions  d'une  loi  föderale  ou  d'une 
Convention  internationale  ou  s'il  porte  at  leinte  aux 
bonnes  moeurs.* 

J.e  bureau  föderal  de  la  propri6t6  industrielle  a  pu 
constater  k  difförentes  reprises  depuis  l'entree  en 
vigneur  de  la  loi  föderale  de  1890  qu'on  en  eludait 
certaines  dispositions  en  demandant  et  en  oblenant 
quelquefois  par  le  moyen  du  pli  cachefö  le  depot 
d'ötiquettes,  enveloppes,  portant  des  denominations 
prohibees  par  la  loi  precilee. 

Des  manoeuvres  de  ce  genre  seront  interdites  par 
le  chiflre  5  de  cet  article. 

Angenommen.  —  (AdopttJ 


Art.  18. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission: 
AH.  18  entspricht  dem  letzten  Alinea  des  alten  Ar- 
tikels 7.  Er  ist  nur  in  einem  Worte  gelindert;  statt 
«rechtliches  Interesse»  hebst  es  bloss  «Interesse». 
Es  muss  also  nur  ein  Interesse  im  allgemeinen  nach- 
gewiesen werden.  Ein  Beispiel :  Einr>  Genossenschaft 
uertritt  die  Interessen  der  Seidenindustrie  und 
kann  es  für  geboten  erachten,  die  Hinterlegung  als 
vichtig  anzugreifen,  weil  sie  die  Seidenindustrie  ver- 


,  letzte.  Nun  ist  das  iriebt  ein  rechtliche»  Interesse  der 

betr.  Genossenschaft,  wohl  aber  ein  Interesse  der 
Seidenindustrie. 

Angenommen.  —  (Adoptt.) 

• 

AH.  14. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission: 

Der  Art.  14  entspricht  dem  Art  8  des  bestehenden 
Gesetzes.  Es  sind  nur  ewige  redaktionelle  Aenderungen 
vorgenommen  worden. 


Bundesrat  Brenner:  Der  Art.  14  enthält  gegen- 
I  Ober  dem  frühem  Gesetze  doch  eine  materielle 
Aenderung.  Es  ist  das  der  Vorbehalt  der  Kantone 
I  betr.  die  berufsmässige  Vertretung.  Das  stand  im 
frühem  Gesetze  nicht.  Es  haben  sich  in  Bezug  auf 
die  I'rozessvertretung  Schwierigkeiten  ergeben.  Der 
Bund  hat  die  Vertretung  von  jedermann  an- 
genommen, ohne  dass  besondere  Requisite  auf- 
i  gestellt  wurden.  Solange  einer  in  bürgerlichen 
Hechten  stand  und  sich  keine  Nachlässigkeiten  tu 
Schulden  kommen  liess,  wurde  der  Betreffende  für 
die  administrative  Besorgung  der  Interessen  eines 
Ausländers  im  Inlandt  angenommen.  Nun  ist  aber 
die  Frage  aufgetaucht,  ob  dann,  wenn  ein  Ausländer 
im  Inlande  in  einen  Prozess  verwickelt  wird,  sei 
es  dass  er  den  Prozess  anstrengt  oder  dass  er 
angesucht  wird,  jedermann  als  Vertreter  auf- 
treten könne.  Das  hängt  von  den  kantonalen  Prozess- 
vorcehriften  ab.  Es  gibt  Prozessordnungon,  welche 
die  Stellvertretung  vor  Gericht  von  gewissen  Requisiten 
abhängig  machen.  Es  handelte  sich  nun  darum,  zu 
entscheiden,  ob  die  kantonalen  Prozessordnungen 
zurückzutreten  haben  oder  ob  sie  vorbehalten  wer- 
den sollen.  Wir  haben  uns  für  das  letztere  ent- 
schieden. Ich  wollte  die  Sectio  nicht  mit  Still- 
schweigen übergehen,  nachdem  der  Herr  Vertreter 
der  Kommission  erklärt  hatte,  es  liege  hier  keine 
Aenderung  vor. 

Angenommen.  —  (Adepti.) 


liier  wird  die  Beratung  abgebrochen, 

(Ici.  le  d<Sbat  est  interrompu.^ 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Sitzmu:  vom  24.  Hirz  1900,  vormittags  8  Ihr.  —  Scauce  du  24  nun  1U0U,  &  8  beures  da  matin. 


pSence:  )  Hr"  öe*"*"- 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour  : 
Muster*  und  IVJodellMchutz. 

Loi  föderale  sur  les  d essin s  et  modeles  industriell. 

Fortsetzung.  —  Suäe. 
(Siehe  Seite  98  bie?or.  —  Votr  p»ge  98  ei-dmot.) 


II.  Hinterlegung.  —  Depöl. 

Art.  15—35. 

* 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Die  folgenden  Abschnitte  werden  uns  nicht 
sehr  lange  beschäftigen.  Es  sind  dies  alles  Dispo- 
sitionen» welche  rein  nur  fonnellor  Natur  sind  und 
in  der  Mehrzahl  der  Fälle  keine  principiello  Bedeu- 
tung haben,  oder  wo  ihnen  eine  solche  *  jkamc.  ist 
sie  durch  behandelte  Artikel  erledigt 

Art  15  setzt  fest,  was  bei  einer  Hinterlegung  zu 
Sie  sehen,  dass  am  Entwürfe  des 
eine  ganz  kleine  redaktionelle 
Aenderung,  und  zwar  auf  Antrag  des  Vertreters  des 
Bundesrates  Im  Schosse  der  Kommission  selbst, 
vorgenommen  wurde. 

Wir  haben  dann  in  Art.  16  eine  etwas  genauero 
Bezeichnung  der  Adresse,  an  welche  die  Hinter- 
legungen einzureichen  sind,  aufgenommen.  Es  ist  dies 
durchaus  praktisch ;  meine  personliche  Erfahrung  /..B. 
sagt  mir,  dass  viele  derjenigen,  welche  zum  ersten  Mal 
hinterlegen,  nicht  genau  wiesen,  wohin  sie  ihre 
Hinterlegung  zu  adressieren  haben.  Es  ist  nun  hier 
gesagt:  «an  das  eidgenössische  Amt  für  geistiges 
Eigentum  in  Ben»;  damit  ist  die  volle  Adresse 
gegeben. 

In  Art.  17  haben  wir  im  letzten  Alinea  eben- 
falls  eine  Einfügung,  welche  für  die  Hinterlegen- 
den eine  genauere  Hinweisung  giebt,  an  wen  sie 
sieb  zu  wenden  haben,  diesmal,  wenn  sie  rekur- 
rieren wollen  gegen  eine  Verfügung  der  Amtssielle. 
Das  Amt  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  solche  Hin- 


terlegungen zum  vorneherein  zurückzuweisen,  welch« 
den  Anforderungen  des  Gesetzes  nicht  entsprechen, 
und  gegen  diese  Verfügung  des  Amtes  ist  Re- 
kurs an  das  der  Hinterlegungsstelle  vorgesetzte  De- 
partement gestattet. 

In  Art  18  stellen  wir  zum  Entwurf  des  Bundes- 
rates keinen  Abänderungsantrag.  Bei  Art  19  ist  die 
kleine  Abänderung  «seines  a  1 1  f  1 1 1  i  g  e  n  Vertreters» 
dadurch  gerechtfertigt,  weil  es  vorkommen  kann,  dass 
jemand,  der  hinterlegt,  keinen  Vertreter  hat. 

Bei  Art  20,  zweite«  Alinea,  ist  eine  Bestim- 
mung eingesetzt,  welche  der  in  Art  8  dem 
Bundesrate  eingeräumton  Befugnis  entspricht,  für 
gewisse  Industrien  noch  dio  specielle  bildlicho  Dar- 
stellung ihrer  Erzeugnisse  /.ur  Veröffentlichung  zu 
bringen.  Es  wird  hier  dem  Bundesrat 
die  Kompetenz  eingeräumt,  auf  dem  Vorordnungs- 
wego  bezüglich  der  Ausführung  das  Notwendige 
festzustellen,  und  wir  eitleren  hier  den  Art  8,  um 
auf  jene  Bestimmung  hin>.uweiscn,  welche  die 
eigentliche  Rechtsgrundlage  für  diese  Vorschrift 
giebt. 

Bei  Art  21  haben  wir  im  zwoiten  Alinea  eine 
Einfügung,  welche  dem  neu  angenommenen 
System  des  Gesetzes  entspricht  und  sagt:  «Die 
versiegelten  Umschläge  werden  nur  auf  Gesuch  des 
Berechtigten  oder  auf  Grund  gerichtlicher  Verfügung 
vorübergehend  geöffnet«.  Also  das  System  der  ein- 
fachen Hinterlage,  wobei  das  Amt  gar  nichts  zu 
thun  hat  als  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Hinterlage 
eine  unversehrte  sei,  wird  hier  festgelegt,  indem 
gesagt  ist  dass  das  Amt  nur  auf  Verlangen  des 
Beteiligten  oder  einer  Gerichtsstello  das  Paket  zu 
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öffnen  habe.  Diese  Oettnung  kann  erfolgen,  wenn 
der  Betret!ende  wünscht,  seine  versiegelte  Hinter- 
legung in  eine  offene  zu  verwandeln  oder  wenn 
infolge  einer  gerichtlichen  Aktion  die  Einsichtnahme 
notwendig  ist. 

Art  22  enthalt  die  kleine  Beifügung:  «im  Bei- 
sein eines  Beamten».  Wenn  jemand  kommt,  um  von 
den  offen  hinterlegten  Mustern  Einsicht  zu  nehmen, 
so  hat  er  dazu  das  Rocht;  aber,  sagt  das  Gesotz, 
er  darf  es  nur  im  Beisein  eines  Beamten  thun.  Es 
ist  diese  Vorsicht  am  Platze,  denn  ich  hatto  schon 
gestern  Anlass,  Ihnen  auseinanderzusetzen,  dass  es 
nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  unter  denjenigen, 
welche  ein  besonderes  Interesse  an  den  hinterleg- 
ten Mustern  zeigen,  nicht  immer  die  reinsten  Ab- 
sichten walten,  wo  es  dann  am  Platze  ist,  durch 
das  Beiwohnen  eines  Beamten  für  vollständig  regel- 
mässige, gesetzmassige  Abwicklung  der  betreffen- 
den Nachschau  zu  sorgen. 

In  Art.  23  heisst  es,  dass  der  Berechtigte  jeder- 
zeit durch  Zurücknahme  des  hinterlegten  Musters 
oder  Modells  auf  den  gesetzlichen  Schutz  Verzicht 
leisten  kann.  Das  ist  eine  neue  Verfügung,  die  sich 
aber  im  Rahmen  der  jetzigen  Gesamtdispositioneo 
von  selbst  versteht  Wer  das  Muster  nicht  mehr 
geschützt  haben  will  aus  irgend  einem  Grunde, 
nimmt  es  zurück,  unter  Umständen  auch  innert  der 
Schutzperiode,  für  welche  er  die  Gebühr  schon  be- 
zahlt hat  und  für  welche  der  Schutz  noch  läuft 
Sobald  er  aber  das  Muster  zurücknimmt  so  verliert 
er  auch  sofort  den  Schutz  desselben,  und  es  kann 
dieser  nicht  wieder  erneuert  werden. 

Im  letzten  Alinea  des  Art.  23  ist  in  Bezug  auf 
das,  was  geschehen  soll  mit  solchen  Mustern,  deren 
Schutzperiode  abgelaufen  ist  eine  etwas  veränderte 
Disposition  getroffen.  Früher  hicss  es,  dass  die  be- 
treffenden Muster  noch  so  und  so  lange  beim  Amte 
liegen  und  dann,  wenn  sie  nicht  zurückgezogen 
werden,  vom  Amt  versteigert  werden  können. 
Nun  sind  die  meisten  dieser  Muster  dies 
gar  nicht  wert;  es  sind  Papierfetzen,  die  keinen 
Wert  haben.  Es  kann  aber  vorkommen,  dass  grössere 
Gegenstände  als  Muster  hinterlegt  werden,  über  die 
zu  verfügen  das  Amt  in  der  Lage  sein  soll.  Nötig 
ist  es,  dass  die  Aufbewahrung  der  Muster  nach 
Ablau!  ihrer  Schutzfrist  auf  einige  Jahre  hinaus, 
wieder  auf  3  Jahre,  wie  im  alten  Gesetze,  noch  vor- 
gesehen werde,  schon  darum,  weil  die  Verjährung 
einer  möglichen  Nachahmungsklage  zwei  Jahre 
dauert  Zwoi  Jahre  lang  also  soll  noch  geklagt 
werden  können;  es  kann  aber  nur  geklagt  werden 
in  Bezug  au!  ein  Muster,  welches  noch  bei  der 
Hinterlegungsstelle  liegt:  mit  diesem  Vorbehalt  der 
Hinterlegung  au!  drei  Jahre  hinaus  wird  also  dem 
Hinterlegenden  ein  Dienst  gethan.  Zwei  Jahre  lang 
läuft  die  Verjährungsfrist  und  da,  wenn  Zweifel  über 
die  Verjährungsfrist  obwalten  könnten,  durch  ein 
allzu  schroffes  und  einseitiges  Abschneiden  der  be- 
treffenden Frist  eventuell  einUnrecht  begangen  würde, 
ist  die  Frist  auf  3  Jahre  festgesetzt ;  so  lange  weiss 
also  der  Hintorlogende  auch  nach  Ablauf  der  Schutz- 
zeil,  dass  er  während  der  Schutzfrist  begangene 
Imitationen  noch  verfolgen  kann. 


M  Cnlnmc-Colin,  rapporteur  franrais  de  la  com- 
:tii<ision  :  Nous  avons  Ifta  peu  d'obsurvations  ä  pie- 


senter  au  sujet  du  chapitre  2  concernant  le  depöt 
de  dessins  ou  modeles,  d  est  ä  peu  pres  la  repro- 
duetion  de  l'ancienne  loi;  il  est  par  consequent  inu- 
tile  que  nous  nous  otendions  longuement  sur  ce 
point. 

Le  cinquieme  alinda  de  l'art.  15  et  le  deuxieme 
alinea  de  l'art.  20  disent  :  «  Le  conseil  föderal  peut 
prescrire  d'autres  i'ormaliies  pour  le  depöt  de  des- 
sins ou  modele*  dont  la  representation  graphique 
sera  publice.  » 

Cette  disposition  se  trouve  en  correlation  avec 
l'art.  8.  II  s'agit  de  la  publication  pour  les  c&libros 
d'horlogerie  dont  le  conseil  federal  decidera  la  re- 
presentation graphique. 

Le  dernier  alinea  de  l'art.  17  dit  :  «  Le  con- 
seil rädend  deterrnincra  par  un  reglcment  le  mode 
de  publication  graphique  qui  pourra  etre  adopte  pour 
les  dessins  et  modeles  de  certaines  industries  ou  de 
certaiues  categories  de  produits. » 

Le  conseil  federal  tacilite  ici  les  choses,  les  re- 
cours  contre  refus  de  depöt  ne  peuvent  etre  portes 
que  devant  une  seule  instance  que  la  loi  designe. 

L'art.  23  est  important  et  conslitue  une  innova- 
tiv. II  rompt,  dit  le  message,  avec  le  Systeme  ac- 
tuel,  en  vertu  duquel  tous  les  dessins  et  modele« 
dont  le  temps  de  protection  est  expirö  doivent  eMre 
conserves  encore  pendant  un  certain  temps  par  le 
bureau  de  depöt.  Le  legislatour  de  1888  a  adopte 
cette  regle  en  consideraüon  du  delai  de  prescrip- 
tion  des  actions  en  contrefacon,  estimant  qu'il  fal- 
lait  conserver  les  dessins  et  modeles  au  bureau  de 
depöt  ausai  longtetnps  qu'un  proces  en  contrefacon 
pourrait  etre  valablement  intente.  Cette  considera- 
tion  est  assurtiment  juste,  mais  eile  ne  doit  pas  en- 
lever  au  deposant  la  faculte  de  renoncer  en  tout 
temps  ä  la  protection  et  de  manifester  cette  inten- 
tion  en  retirant  Pobjet  depostf. 

Nous  n'avons  pas  d'autre  Observation  ä  präsen- 
ter au  sujet  de  ce  chapitre.  La  commission  a  dis- 
cute  ce  cas,  et  s'est  convaineue  que  cel  articlo  don- 
nerait  Heu  ä  de  nombreux  proces,  qu'il  serait  trös 
difficile  d'arriver  ä  savoir  de  quelle  somme  un  in- 
dustriel  se  serait  enrichi  par  la  contrefacon  et  corneae 
il  n'y  b  aueun  delit  qui  lui  soit  imputable,  qu'il  n'y  a 
m is  aueune  mauvaise  volonte,  eile  a  estimc  que  cette 
disposition  allait  trop  loin  en  prevoyant  qu'un  In- 
dustrie! pourrait  etre  prive  de  ce  qu'il  aurait  ga- 
gne  au  moyen  d'un  acte  innocent  de  sa  part. 

Pour  eviter  de  grandes  difficultes  dana  Pappli- 
cation  de  la  loi,  la  commission  a  decid6  la  sup- 
prettion  du  second  alinea  de  l'art.  26. 

Pas  d'autre  Observation  ä  präsenter  au  sujot  du 
chapitre  HI. 

Angenommen.  —  (Adopte). 


III.  Rechtsschutz.  —  Sanction  civile  ei  penale. 

Art.  21—33. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Bei  Art.  SM  ist  im  Eingango  eine  roin  formelle 
Aendorung  der  Redaktion  vorgenommen  worden 
und  zwar  in  Uchereinstimmun-  mit  dem  Vertreter 
des  Bundesrates.  Sodann  ist  ci  .e  n  mi^  Ziff.  4  hincin- 
gesolzt  worden:  es  ist  dies  der  Inhalt  des  nach  Ent- 
wurf des  Bundesrates  mit  Art.  32  bezeichneten  Textes 
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mit  derjenigen  redaktionellen  Aenderung,  welche  i 
infolge  dieser  Einstellung  nötig  ist  Es  bezieht  sich 
dieses  Alinea  auf  die  Verweigerung  der  Auskunft 
Ober  die  Herkunft  eines  nachgeahmten  Musters.  Wer  ; 
ein  nachgeahmtes  Muster  feilhält,  bei  dem  erscheint  1 
unter  Umständen  die  Polizei,  um  zu  konstatieren, 
dass  wirklich  dieses  Muster  feilgehalten  wird  und  um 
für  den  Hinterlegenden  den  eigentlichen  Thüter  aus- 
findig zu  machen.  Das  kann  geschehen,  indem  der 
Händler  um  Auskunft  gofrapt  wird.    Verweigert  er 
dieselbe,  so  wird  er  infolge  der  Disposition,  die  wir 
vorschlagen,  gleich  gestellt  mit  dem  Nachahmer,  in- 
dem er  dann  offenbar  und  absichtlich  dazu  boitr.igU 
den  Thäter  zu  verhehlen ,  nach  dem  man  forschen 
muss.    In  diesem  Falle  soll  er  gemäss  den  Bestim-  1 
mungen  dieses  Gesetzes  civil-  und  strafrechtlich  vor-  ' 
folgt  werden,  während  er  nach  dem  Vorschlage  des  ; 
Bundesrates  eine  strafrechtliche  Verfolgung  nicht  zu  ; 
gewartigen  hatte,  sondern  lediglich  die  Belegung  mit 
Busse.  Man  kann  aber  nicht  sagen,  dass,  wer  diesen  f 
Fehler  begeht,  nicht  vollständig  in  gleicher  Weise  ab-  ! 
sichtlich,  d.  h.  mit  weniger  Absicht  handelt  als 
derjenige,    welcher  die  Nachahmung  direkt  be-  j 
gangen  bat. 

Sodann  haben  wir  in  Art  25  und  ebenso  nachher 
in  Art  31  die  Bestimmung,  dass  anstatt  bloss  ein 
Maximum  der  Strafe  auch  ein  Minimum  fixiert  wird; 
die  Strafe  geht  das  eine  Mal  in  Art  23  von  Fr.  30 
bis  2000,  dann  in  Art  31  von  Fr.  30  bis  500.  Das 
Maximum  bleibt,  wie  es  der  Bundesrat  vorschlägt; 
das  Minimum  wird  eingesetzt,  um  für  den  Richter 
eine  Richtschnur  zu  bieten. 

In  Art  26  wird  vorgeschlagen,  aus  dem  Texte 
des  Bundesrates  das  zweite  Alinea  zu  streichen, 
lautend:  «Trifft  den  Thäter  kein  Verschulden,  so 
ist  er  nur  zur  Herausgabe  der  Bereicherung  an  den 
Geschädigten  verpflichtet»  Wir  haben  bei  der  Imi- 
tation und  den  damit  verbundenen  Handlungen 
dreierlei  zu  unterscheiden.  Wir  haben  die  absicht- 
liche Imitation  und  die  weitern  damit  zusammen- 
hängenden Handlungen  des  Verkaufes  u.  s.  w. ;  wir 
haben  die  fahrlässige  Imitation,  wo  jemand  ein 
Muster  nachmacht,  ohne  sich  im  Geringsten  darum 
zu  kümmern,  dass  er  es  gar  nicht  erstellt  hat,  dass 
es  also  nicht  ihm  gebort,  sondern  gesetzlich,  recht- 
lich das  Eigentum  eines  andern  ist  und  wahrschein- 
lich auch  deponiort  ist,  und  wir  haben  die  dritte  Art, 
dass  jemand  ein  Muster  feilhält  oder  mit  irgend  einem 
Muster  in  dieser  oder  jener  Art  zu  thun  hat,  wobei 
er  ganz  ohne  Verschulden  in  die  Lage  kommt,  das 
Eigentum  eines  andern  zu  seiner  Bereicherung  zu 
benutzen;  er  hat  keine  Ahnung  davon;  das  Muster  ist 
durch  verschiedene  Kanäle  schliesslich  zu  ihm  ge- 
langt; er  hält  es  feil  und  hat  keine  Ahnung  davon, 
dass  jemand  da  ist,  dem  das  Muster  gehört  und  der 
gesetzliche  Ansprüche  auf  dasselbe  machen  kann, 
er  hat  es  niemand  weggenommen,  sondern  handelt 
damit,  wie  mit  etwas  anderem.  Es  ist  ihm  nicht 
vorzuwerfen,  dass  er  hier  eine  angemessene  ge- 
schäftliche Vorsicht  ausser  acht  gelassen  habe.  Aber 
er  hat  doch  thatsächlich  eine  Bereicherung  daraus 
gezogen,  das  Muster  hat  vielleicht  gerade  ruten 
Absatz  gehabt;  hätte  er  es  nicht  gehabt,  so  wfiro 
ihm  ein  gewisser  geschäftlicher  Gewinn  nicht  zu- 
geflossen. Es  wurde  nun  in  der  Kommission  sehr 
einlässlich  diskutiert,  ob  dieser  zweite  Passus  bei- 
behalten werden  solle  oder  nicht,  und  man  fand, 
im  Grunde  genommen  müsste  eine  solche  Bereiche- 


rung herausgegeben  werden;  es  liegt  ja  nicht  eine 

Strafe  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  darin,  da 
eine  solche  nicht  gerechtfertigt  wäre,  well  kein  Ver- 
schulden vorliegt;  wohl  aber  liegt  ein  Gewinn  vor, 
der,  im  Grunde  genommen,  einem  andern  gehört 
hülle.  Nun  aber  musste  man  sich  sagen:  Die  Frage 
der  Berechuung  und  des  Umfanges  der  Bereicherung 
ist  ausserordentlich  schwierig  und  bietet  zu  lang- 
wierigen Rechtshändeln  Anlass.  Zweitens  bildet 
nicht  nur  die  Benützung  dos  Musters  an  sich  eine 
geschäftliche  Grundlage,  sondern  weiter  auch  die 
Tüchtigkeit  die  man  äls  Kaufmann  entwickelt  Es 
können  zwei  das  gleiche  Muster  führen;  der 
eine  macht  damit  gar  kein  Geschäft,  der  andere 
ein  sehr  gutes;  der  eine  ist  eben  ein  ungeschickter 
Mensch  und  weiss  nicht,  wie  er  sich  zu  benehmen 
hat;  der  andere  ist  ein  tüchtiger,  gewandter  Kauf- 
mann, der  merkt,  dass  er  das  Muster  da  und  dort 
anbioten  muss,  und  das  Resultat  des  Geschäftes  ist 
eine  wesentliche  Bereicherung  seinerseits.  Es  liegt 
also  etwas  darin ,  was  rein  persönlich  ist,  und 
woil  der  Sache  kein  Verschulden  zu  Grunde  liegt, 
ist  diese  Tüchtigkeit  nicht  etwa  als  erhöhte  schuld, 
hafte  Thätigkeit  anzusehen,  sondern  im  Gegenteil  als 
etwas,  was  der  Betreffende  natürlicher  weise  thun  soll, 
wobei  allerdings  ein  grösseres  Mass  der  Bereicherung 
für  ihn  abfällt  und  vielleicht  auch  eine  grössere 
Schädigung  desjenigen,  welcher  der  eigentliche  In- 
haber des  Musters  ist  Man  glaubt  nun,  von  den 
schwierigen  Prozessen  und  unsicheren  Umschrei- 
bungen der  hier  in  Frage  kommenden  Rechtsstel- 
lung ausgehend,  es  sei  besser,  diesen  Passus 
wegzulassen  und  sich  darauf  zu  beschränken, 
dass  dort  von  Seite  dos  Gesetzes  eingeschritten 
wird,  resp.  dass  dem  Hinterleger  dort  die  nötigen 
Rechtsmittel  an  die  Hand  gegeben  werden,  wo  es 
sich  um  schuldhalte  oder  fahrlässige  Verletzung  der 
Beeilte  eines  Hinterlegers  handelt,  und  jene  Fälle 
ausser  Spiel  zu  lassen,  wo  ein  Verschulden  ganz 
und  gar  nicht  vorliegt,  wobei  hervorzuheben  ist, 
dass,  wenn  jemand  ein  solches  Master  benützt  und 
ganz  ohne  Wissen  und  Verschulden  dies  gethan  hat, 
wenn  ihm  hokannt  wird,  z.  B.  auf  dem  Wege 
der  Verfolgung  einer  Nachahmung,  dass  das  Muster, 
das  er  hat,  ein  nachgeahmtes  ist,  der  Betreffende 
sofort  aufhören  muss,  sonst  tritt  er  aus  der  Stelle 
eines  Unschuldigen  in  die  Stolle  eines  schuldhart 
Handelnden  ein  und  ist  den  Bestimmungen  des 
betreffenden  Paragraphen  unterstellt,  welcher  fahr- 
lässige und  schuldhafte  Handlungen  in  Nach- 
ahmungssachen bestraft  Aus  diesen  Gründen 
glaubt  man  —  es  ist  mehr  eine  Opportunitätsfrage 
—  diese  heikle  und  unsichere  Bechtsfrage  bei 
Seite  lassen  und  sich  mit  dem  begnügen  zu 
sollen,  was  das  Gesetz  in  den  vier  einzelnen  Punk- 
ten des  Art  24  als  strafbar  erklärt 

In  Art  27  haben  wir  den  letzton  Passus:  «Die 
Verjährungsfrist  für  die  Strafverfolgung  betragt  zwei 
Jahre»  otwas  ergänzt,  indem  er  nun  lauten  soll: 
«Wenn  seit  der  letzten  Uebertretung  mehr  als  zwei 
Jahre  verflossen  sind,  so  tritt  Verjährung  der  Straf- 
verfolgung und  der  Schadenersatzklage  ein.»  Diese 
Fassung  stimmt  mit  dem  bisherigen  Gesetz  überein 
und  sagt  etwas  genauer,  von  wann  an  man  die  zwei 
Jahre  rechnet  und  dass  beides,  sowohl  die  Straf- 
verfolgung als  die  Schadenersatzklage,  also  das  straf- 
und  das  civilrcchtliche  Moment,  ausser  Spiel  kommen, 
wenn  die  zweijährige  Frist  abgelaufen  ist. 
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In  Art  28  tat  lediglich  eine  untergeordnete  Acn- 
deniDg  am  bundesrätlichen  Entwürfe  vorgenommen 
worden,  indem  die  «Vorweisung  der  Hiuterlegungs- 
urkunde»  weggelassen  ist.  Es  kann  nümlich  vorkom- 
men, dass  der  Betreuende  die  Hinterlegungsurkunde 
gar  nicht  besitzt  und  der  Licenzträger  ein  anderes 
Instrument  bat 

In  Art  20  ist  die  etwas  imperative  Form  «das 
Geriebt  soll»  ersetzt  durch  «das  Gericht  kann». 
Es  kann  vorkommen,  dass  die  zur  Herstellung 
des  imitierten  Gegenstandes  erstellten  Einrichtungen 
ganz  wertvolle  sind;  es  hat  nun  keinen  Sinn,  dioso 
einlach  zusammenzuschlagen,  sondern  man  muss 
nur  dafür  sorgen,  dass  in  Zukunft  kein  Missbrauch 
mehr  damit  getrieben  wird,  dass  sie  in  recht- 
massige  Hände  kommen. 

In  Art  30  ist  gesagt,  dass  die  Veröffentlichung 
des  Straflirteils  im  schwoizerischeu  llandelsamts- 
biatt  und  in  einem  oder  mehreren  andern  Blattern 
zu  erfolgen  habe.  Mit  der  besonderen  Hervorhebung 
des  schweizerischen  Handelsamtsbtattes  wird  zweier- 
lei erreicht  Es  wird  bewirkt,  dass  das  Handels- 
amtsblatt eine  fortlaufende  Liste  der  Strafurteile  in 
Sachen  der  Muster-Imitation  enthalten  wird,  was 
von  Wert  ist,  und  zweitens  wird  Gerichten  und 
Klägern  eine  Handhabe  gegeben,  dass  sie  in  einem 
verbreiteten,  amtlichen  angesehenen  Blatte  die  Pub- 
likation in  erster  Linie  vornehmen  sollen  und  können. 

Zu  Art  31  habe  ich  mich  bereits  ausgesprochen, 
ebenso  zu  Art  32,  der  wegfällt  und  dessen  materi- 
eller Inhalt  in  Art  24  untergebracht  ist  Zu 
Art  33  ist  nichts  zu  bemerken.  In  Art  34  ist 
als  zweites  Alinea  eine  Bestimmung  eingesetzt, 
welche  schon  jetzt  im  Gesetze  Ober  Erfindungs- 
patente enthalten  ist  und  auch  hieher  gehört:  «Die 
Berufung  an  das  Bundesgericht  ist  ohno  Rücksicht 
auf  den  Wertbetrag  der  Streitsache  zulässig.»  Die 
beiden  Alineas  des  Artikels  34,  die  also  bereits  ge- 
setzlich gehandhabt  werden  und  hier  nun  speciell 
in  dieser  Zusammenstellung  erscheinen,  bezwecken, 
dass  erstens  in  einem  Kanton  nur  eine  einzige  Go- 
rlchtsstelle  mit  Musterschutz-Aöären  behelligt  wor- 
den kann  und  dass  zweitons  jede  derartige  Rechts- 
sache ohne  Rücksicht  auf  den  Wert  vor  Bundesgericht 
gebracht  werden  kann.  Der  Zweck  ist  und  ist  bis- 
her gewesen,  eine  thunlichst  Ubereinstimmende  und 
allm&lig  zur  sichern  Basis  werdende  Rechtspre- 
chung zu  bewirken.  Das  Bundesgericht  ist  die  letzte 
Instanz  in  diesen  Dingen,  und  es  können  ganz  kleine, 
materiell  unbedeutende  Fälle  vorkommen,  in  wel- 
chen ein  sehr  wichtiger  principieller  Kern  steckt; 
wenn  das  Bundesgericht  nun  in  jedem  Falle,  sobald 
die  Beteiligten  diesen  Weg  beschreiten  wollen,  ur- 
teilt, so  wird  die  Möglichkeit  eröffnet,  das«  über 
jede  principiellc  Frage  die  Entscheidung  dos  ober- 
sten Gerichtshofes  angerufen  und  damit  oino  ein- 
heitliche Soruchpraxis  erreicht  werden  kann.  Es 
ist  dios  in  einem  neuen  Rechtsgebietc,  wie  dem 
vorliegenden,  doppelt  notwendig,  um  nicht  geradezu 
eine  Rech tsunsich erhell  zu  bewirken. 


Ii  Cftlame*rn1ln,  rapportenr  francais  de  la 

misslon:  Les  dispositions  du  chapitre  III,  «sanetion 
civiie  et  penale»  doivent  etre  eompletees  au  moyen 
de  celles  du  droit  oommun  civil  et  penal,  dont  les 


principe»  sont  generalement  applicables,  memo  dans 

les  lois  speciales. 

Le  projot  actuel  n'apporte  du  reste  aueune  mo- 
difkalion  imporlante  en  ce  qui  concerne  les  sanc- 
tions,  il  s'efforce  seulement  d'etre  plus  precis  quo 
la  loi  actuelle. 

L'art.  31,  premier  du  chapitre  III,  deflnit  le  cötö 
objectif  de  la  contrefacon;  neanmoins  la  deflnition 
du  delit  de  contretacon  a  ete  modiflee:  «Est  passible 
de  poursuite»  civiles  ou  penales  quiconque  aura 
contrefait,  un  dessin  ou  modele  depose,  ou  1'aura 
imitc  «ans  droit  de  teile  maniere  que  le  produit 
veritable  ne  puisse  etre  distingue  du  produit  contre- 
fait qu'apres  un  exatnen  attenliL» 

Les  art  25  et  2G  sont  egaloment  importants;  ils 
consacront  le  principe  reoonnu  que  pour  la  propriete 
industrielle  les  infractions  commises  par  negligence 
nc  donnont  pas  Heu  ;'■  des  poursuites  penales,  ellcs 
n'eu^agent  que  la  rcsponsabilite  civiie  de  l'autcur 
en  raison  du  dommage  qui  a  ete  cause. 

Le  second  alinea  de  l'art  26  supprime  par  la 
commission  etait  Ii  helle  en  cestermes:  «Si  aueune 
faute  n'est  imputable  ä  l'auteur,  il  est  tenu  seulement 
de  restituer  au  lese  ce  dont  il  s'est  enrichi.» 


Bundesrat  Brenner:  Nur  einige  Bemerkungen  zo 
den  Anträgen  der  Kommission  gegenüber  den  Vor- 
schlägen des  Bundesrates. 

Dieser  Abschnitt  behandelt  die  civil-  und  straf- 
rechtlichen Konsequenzen  der  Zuwiderhandlung 
Dritter  gegen  die  Bestimmungen  des  Muster-  und 
Modellwesens. 

Was  die  strafrechtlichen  Bestimmungen  be- 
trifft, so  schlagt  die  Kommission  zwei  Abweichun- 
gen vor.  Einmal  ist,  im  Gegensatz  zum  ursprüng- 
lichen Antrage  des  Bundesrates,  ein  Minimum  dor 
Geldbusse  eingeführt  Unsere  Ansicht  war  die,  dass 
im  allgemeinen  die  Bestimmungen  der  kantonalen 
Strafrechte  platzgreifen  sollten.  Man  darf  nicht 
vergessen,  dass  eine  Reihe  von  Fragen,  welche  in 
concroto  bei  einem  Strafprozess  zu  erledigen  sind, 
in  diesem  Gosetzo  keine  Losung  finden  und  dass 
man  auch  nicht  dio  allgemeinen  Bestimmungen  des 
Bundesstrafrechts  oder  der  Bundesstrafprozessord- 
nung  herbeiziehen  kann,  weil  eben  den  Kantonen 
die  llestrafung  überlassen  wird.  Es  haben  also 
die  kantonalen  Gesetze  hier  ergänzend  einzutreten, 
und  so  dachten  wir  uns  das  auch  in  Bezug 
auf  die  Geldbusse.  Nun  hat  sich  allerdings  bei 
näherer  Prüfung  herausgestellt,  dass  die  Kantone  so 
verschiedenartige  Minima  der  Geldbussen  haben, 
dass  dadurch  eine  Ungleichheit  entstehen  könnte, 
wenn  man  nicht  hier  im  Gesetze  ein  Minimum 
aufstellen  wOrde,  und  so  ist  die  Kommission  dazu 
gekommen  diese  Fr.  30  aus  dem  früheren  Gesetz 
herüberzunehmen,  resp.  dio  Fr.  50  in  Art  31,  und 
wir  können  uns  ohne  weiteres  der  Wiederaufnahme 
dieses  Minimums  anschliessen. 

Sodann  hat  die  Kommission  den  Art  32  gestri- 
chen und  dio  dortige  Bestimmung  wieder  in  den 
Art  *4  herübergeDommen.  Im  Grunde  genommen 
wäre  es  konsequenter,  wenn  man  die  Ziffer  4, 
wie  sie  jetzt  vorgeschlagen  wird,  unter  besonderer 
Nummer  aufführen  würde.  Denn  wir  haben  es  hier 
nicht  ohne  weiteres  und  in  allen  Fällen  mit  der  Absicht 
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zu  thnn,  einen  Nachahmer  zu  bemänteln,  ihn  tu 
begünstigen,  sondern  es  lassen  sich  auch  Fälle  den- 
ken, wo  einer  die  Herkunft  eines  Musters  ohne 
Grund  verweigert,  ohne  dass  ihm  nachgewiesen 
werden  kann,  dass  er  mit  dem.  der  sich  das  Muster 
widerrechtlich  zu  Nutze  gemaelit,  untor  einer  Decke 
steckt  Das  war  der  Grund,  welcher  uns  dazu  führte, 
diese  Bestimmung  als  besonderen  Thatbesland  einer 
Orduungsbusse  aufzustellen,  und  dazu  wäre  noch 
gekommen,  dass  der  Detreffende  wegen  Zeugnisver- 
weigerung nach  den  kantonalen  Prozcssordnungeo  be- 
straft werden  könnte.  Trotzdem  hat  die  Kommission 
diese  Bestimmung  wieder  unter  die  allgemeinen  straf, 
rechtlichen  Thatues'ände  des  Gesetzes  gestellt  und 
damit  die  Verweigerung  der  Auskunft  mit  Geld- 
basse oder  Gefängnis  belegt  Es  mag  sich  das  aus 
einem  Gesichtspunkte  rechtfertigen,  aus  dem  näm- 
lich, dass  derjenige,  welcher  die  Auskunft  verweigert 
immer  irgend  ein  Interesse  daran  hat,  dies  zu  thun, 
dass  er  oft  mit  dem  Nachahmer  unter  einer  Decke 
steckt  und  sich  die  Busse  vom  Nachahmer  bezahlen 
l&ssL,  dass  man  aber  den  Beweis  der  Verschuldung 
nicht  erbringen  kann,  und  in  diesen  Fallen  kann 
sich  auch  eine  Gefängnisstrafe  rechtfertigen.  Ich 
kann  mich  also,  wenn  der  Antrag  des  Bundesrates 
nicht  aulgenommen  wird,  dem  Vorschlag  der  Kom- 


Icb  muss  noch  über  die  civilrechtlichen  Bestim- 
mungen ein  Wort  sagen.  Es  ist  Ihnen  auseinanderge- 
setzt worden,  dass  diese  so  vnhl  im  Falle  <ler  vor- 
satzlichen als  auch  der  fahrlässigen  Nachahmung 
platzgreifen,  und  da  entstand  nun  die  Frage,  oh  nicht 
auch  auf  irgend  eine  Weise  seitens  des  rechtmüssi 
gen  Inhabers  des  Musters  gegen  denjenigen,  der,  ohne 
dass  ihn  ein  Verschulden  trifft,  im  unrechtmässigen 
Besitze  des  Musters  betroffen  werde  und  dem  recht- 
mä&sigenluhaber  den  Gewinn  entziehe, eine  civilrecht- 
liche  Forderung  wegen  Bereicherung  könne  geltend 
gemachtwerden.  Esistansich  nichtgerechtfertigt.dass 
derjenige,  der  Muster  benützt,  die  ihm  nicht  gehören, 
auch  wenn  er  darüber  in  entschuldbarem  Irrtum  wäre, 
aus  der  Sache  Nutzen  ziehen  soll,  und  dieser  Ueber- 
legung  ist  die  Aufnahme  der  Bestimmung  entsprun- 
gen, d&ss  der  Bereicherte  die  Bereicherung  heraus- 
geben soll.  Auch  das  deutsche  Gesetz  kennt  eine 
solche  ßereicherungsklago,  und  in  etwas  anderer 
Form  kennt  auch  das  Obligationenrecht  und  das 
gemeine  Recht  die  Klage  auf  Herausgabe  der  Be- 
reicherung, wenn  sich  jemand  ohneOrund  aus  dem 
Vermögen  eines  andern  bereichert  hat.  Die  Kom- 
mission hat  schwere  Bedenken  gehabt  so  weit  zu 
gehen,  besonders,  weil  sie  fürchtet,  dass  nicht  nur 
derjenige  belangt  werden  könnte,  der  direkt  das 
Muster  benutzt  bat,  sondern  auch  solche,  die  in- 
direkt in  den  Besitz  des  Musters  gekommen  sind. 

Wenn  ich  meinerseits  diese  Bereicherungsklage 
nicht  festhalte,  so  geschieht  es  nur  aus  dem  Grunde, 
weil  ich  glaube,  dass  dieselbe  ausserordentlich  sel- 
ten wäre;  es  würde  sich  nicht  lohnen,  dieselbe 
anzustrengen,  da,  wo  der  Beweis  schwierig  ist  und 
namentlich  nicht  lohnen  gegenüber  solchen  Dritten, 
denen  gegenüber  es  schwor  sein  würde,  den  Nutzen 
auszurechnen,  den  sie  aus  dem  Verkauf  der  Ware 
haben  ziehen  können.  Das  ist  der  einzige  Grund, 
ein  Opportun itälsgrund,  möchte  ich  sagen,  für  das 
Fallenlassen  dieser  Bestimmung.  Konsequent  und 
der  sonstigen  Ausbildung  unseres  Rechtes  gemäss  | 
ist  das  nicht  ich  stelle 


Schnblffer:  Ich  habe  grosse  Bedenken  darüber, 

ob  die  Verweigerung  der  Auskunft  über  dio  Her- 
kunft der  nachgemachten  Gegenstände  untei  dio 
Bestimmung  der  Art  24  u.  ff.  solle  einbezogen 
werden,  bezw.  nb  derjenige,  der  die  Auskunft  vor- 
woigert  in  Bezug  auf  die  straf- und  civilrechtlichen 
Folgeu  demjenigen  gleichgestellt  werden  soll,  der 
die  Nachahmung  selbst  begangen  hat.  Nach  Art.  2t, 
Zitfor  4,  wäre  dies  der  Fall.  Das  ist  nach  meiner 
Ansicht  zu  weil  gegangen.  Herr  Bundesrat  Brenner 
hat  diesen  Punkt  schon  angedeutet  und  gesagt,  dass 
es  oft  sehr  schwer  Ist  zu  unterscheiden,  ob  die 
Verweigerung  mala  fide  geschieht  oder  ob  dio  Aus- 
kunft nicht  mehr  erteilt  werden  kann  oder  ob  sie 
aus  Gründen  verweigert  wird,  welche  mit  der  uner- 
laubten Nachahmung  des  Musters  nichts  zu  thun 
haben.  Ich  möchte  aber  namentlich  noch  auf  fol- 
gende zwei  Punkte  aufmerksam  machen. 

Wie  verhält  es  sich  mit  der  Schadcnersatzfor- 
dorung?  Soll  wirklich  derjenige,  der  die  Auskunft 
verweigert  in  ganz  gleicher  Weüo  ersatzpflichtig 
werden,  wie  derjenige,  der  das  Muster  nachgeahmt 
und  daraus  den  Nutzen  gezogen  hat?  Oder  soll  da- 
mit gesagt  werden,  dass  hier  nur  derjenige  Scha- 
den in  Betracht  komme,  der  aus  der  Verweigerung 
der  Auskunft  erwächst?  Das  Gesetz  ist  in  diesem 
Punkt  nicht  klar;  auf  joden  Fall  ist  es  zu  weit  go- 
ganpon,  wenn  man  für  die  Verweigerung  der  Aus- 
kunft dieselbe  Schadenersatzpflicht  statuieren  wollte, 
wie  für  das  llauptdelikt. 

Der  zweite  Punkt  betrifft  dio  Verjährung  gemäss 
Art  27  des  Entwurfes,  die  sowohl  für  die  Strafver- 
folgung als  auch  für  die  Schadenersatzklage  eintre- 
ten soll.  Nach  allgemeinen  Bochtsgrundsätzen  be- 
ginnt die  Verjährung  frühestens  mit  dem  Momente, 
in  welchem  dio  Handlung  begangen  wurde.  Soll 
nun  dio  Verjährung  der  Strafe  für  Verweigerung 
der  Auskunft  erst  beginnen,  nachdem  vielleicht  für 
die  widerrechtliche  Musternachahmung  selbst  be- 
reits Verjährung  eingetreten  ist?  Das  könnte  zu  ge- 
radezu unsinnigen  Konsequenzen  führen. 

Der  bundesrätliche  Antrag,  welcher  die  Verwei- 
gerung der  Auskunft  als  besonderes  Delikt  behan- 
delt und  dem  Hauptdelikt  nicht  gleichstellt  scheint 
mir  besser  zu  sein.  Wenn  man  findet,  die  in  Art  32 
des  bundesrSllichen  Entwurfes  angedrohte  Geldbusse 
sei  eine  zu  geringe  Strafe,  so  kann  man  Gefängnis- 
strafe androhen.  Ich  halte,  wio  gesagt,  die  Sache 
nicht  für  abgeklärt  und  beantrage  Ihnen,  den  Ab- 
schnitt ai 


Prfrlrtent:  Der  Antrag  des  Herrn  Schabiger  ist 

ein  Ordnungsantrag;  nur  dieser  ist  in  Diskussion. 


Schmld  (üri) :  Ich  will  mich  über  den  Antrag  de* 

Herrn  Schubiger  nicht  aussprechen.  Da  dio  Kommis- 
sion die  Art.  84— 34  zugleich  in  Diskussion  gebracht 
hat  so  erlaube  ich  mir  zu  den  Art  25  und  31  folgend* 
Anträge  zu  steUen  .  .  - 
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Prisldent:  Ich  muss  wiederholen,  dass  nur  der 
Ordnungsantrag  des  Herrn  Schuhiger  in  Diskussion 
ist.  Wird  auf  den  Ordnungsantrag  eingetreten  und 
der  ganze  Abschnitt  zurückgewiesen,  so  kann  die 
Kommission  dann  die  Vorschlüge  des  Herrn  Dr. 
Scbmid  entgegennehmen  und  berücksichtigen. 


Schubiger:  Nach  Besprechung  mit  Herrn  Bundes- 
rat Brenner  ändere  ich  meinen  Antrag  dahin  ab. 
dass  ich  definitiv  beantrage,  es  sei  Ziffer  4  des 
Art  24  zu  streichen  und  es  sei  der  Art.  32  nach 
dem  Antrage  des  Bundesrates  aufzunehmen,  immer- 
hin in  dem  Sinne,  dass  die  dort  angedrohte  Busse 
von  Fr.  100  aul  Fr.  500  erhöht  werde.  Der  Ord- 
oungsantrag  würde  somit  dahiafallen. 


Der  ganze  Anschnitt  Iii  ist  wieder 


Sehmid  (IM):  Ich  empfehle  Urnen,  bei  Art.  25  und 
31  statt  den  Anträgen  der  Kommission  diejenigen  des 
Bundesrates  anzunehmen.  Der  Herr  Berichterstatter 
der  Kommission  hat  uns  keine  Gründe  dafür  ange- 
geben, weshalb  die  Kommission  ein  Strafminimuni 
aufgenommen  hat.  Dagegen  wurde  uns  von  Herrn 
Bundesrat  Brenner  in  dieser  Richtung  Aufschluss 
erteilt.  Ich  bin  aber  gleichwohl  in  meinem  Ent- 
schlüsse, den  bundesrätlicben  Antrag  wieder  herzu- 
stellen, nicht  wankend  geworden.  Ich  frage  mich 
in  der  That,  und  ich  erlaube  mir.  hier  in  erster 
Linie  an  die  Herren  Juristen  zu  appellieren,  wes- 
halb im  Gesetze  eine  Minimalgrenze  von  Fr.  30  auf- 
genommen worden  ist.  Es  kann  sich  ja  sehr  gut 
um  eigentliche  Bagatellsachen  handeln,  für  welche 
eine  Busse  von  Fr.  30  zu  hoch  ist  Was  wird  die 
Konsequenz  sein?  Der  Richter  wird  eben  freispre- 
chen, und  ich  würde  ihn  in  diesem  seinem  Be- 
schlüsse gar  nicht  zu  hindern  suchen.  Wird  kein 
Minimum  aufgenommen ,  so  hat  der  Richter  die 
Möglichkeit,  den  einzelnen  Fall  genau  ins  Auge  zu 
fassen  und  innerhalb  der  Grenze  von  Fr.  1— 2000 
die  Strafbarkeit  der  Handlung  abzumessen.  Warum 
hier  dem  Richter  eine  Fessel  anlegen*'  In  der 
Regel  wird  ja  der  Richter  nicht  unter  Fr.  30  gehen ; 
aber  die  Möglichkeit,  dass  er  dazu  kommen  könnte, 
ist  absolut  nicht  ausgeschlossen.  Nach  Art.  21, 
Ziffer  3,  ist  auch  die  Begünstigung  und  Erleichterung 
der  Begehung  strafbar.  Ist  nun  die  That  selbst 
oine  leichte,  sodass  sich  das  Minimum  rechtfertigt, 
so  muss  gleichwohl  auch  dio  Begünstigung,  trotzdem 
sie  eine  nur  leichte  ist.  mit  mindestens  Fr.  30  ge- 
ahndet werden,  und  das  ist  nicht  richtig.  Die  Tendenz 
derRechtsentwicklung  scheint  mir  überhaupt  dahin  zu 
gohen,  die  Minima  ganz  zu  beseitigen;  es  ist  das  viel- 
leicht ein  etwas  kühner  Zug,  der  namentlich  an 
den  Richter  hohe  Anforderungen  stellt,  aber  diese 
Tendenz  durfte  mit  der  Zeit  entschieden  Oberwasser 
erhalten.  Der  Richter  selbst  ist  in  der  Beurteilung 
des  Deliktes  und  in  der  Ausmessung  der  Strafe  viel 


freier,  wenn  er  nach  unten  an  keine  Grenze  ge- 
bunden ist  Ich  beantrage  Ihnen  also,  für  die  Art.  25 
und  31  den  hundesrätiieheo  Text  wieder  aulzu- 


ürsprung:  Ich  beantrage  Ihnen,  den  Antrag  der 
Kommission  anzunehmen.  Mit  Bezug  auf  den  Antrag 
des  Herrn  Schubiger  bemerke  ich  folgendos:  Vor- 
erst möchte  ich  Sie  daran  erinnern,  dass  der  Antrag 
der  Kommission  mit  der  korrespondierenden  Be- 
stimmung des  Patcntschutzgeselzes  wörtlich  über- 
einstimmt Ich  muss  hier  eine  allgemeine  Bemer- 
kung über  den  im  Entwürfe  vorgesehenen  Rechts- 
schutz anfügen.  Die  Normen  über  den  Rechtsschutz 
sind  in  den  verschiedenen  Gesetzen  betreffend  den 
Schutz  des  geistigen  Eigentums  keine  übereinstim- 
menden. Während  das  bestehende  Muster-  und  Mo- 
dellgcsotz  nur  die  vorsätzliche  Nachahmung  mit 
Strafe  bedroht  und  bloss  im  Falle  der  fahrlässigen 
Nachahmung  die  Schadensersatzforderung  vorbehält, 
bestimmt  das  Patentschutzgesetz,  dass  auch  für  die 
fahrlässige  Nachahmuni:  der  Patente,  ferner  Tür  das 
fahrlässige  Feilhalten  und  in  den  Verkehr  bringen 
der  nachgeahmten  Gegenstände,  sowie  auch  für  die 
Verweigerung  der  Auskunft  die  Schadenersatzfor- 
derung  vorbehalten  bleibe.  Es  ist  allerdings  zu  be- 
merken, dass  zwischen  dorn  französischen  und  dem 
deutschon  Texte  des  bestehenden  Patentschutzge- 
setzes ein  auffallender  Widerspruch  besteht,  der 
jedenfalls  nur  in  der  Entstehungsgeschichte  des  Ge- 
setzes seine  Erklärung  findet  Währenddem  näm- 
lich der  deutsche  Text  und  auch  die  italienische 
Uebersetzung  mit  aller  Deutlichkeit  bestimmen,  dass 
bei  dor  fahrlässigen  Uebertretung  eine  Strafe  nicht 
bestehe,  dass  dagegen  die  Civilentschädigung  in 
allen  Fällen  des  Art.  24,  bei  wissentlicher  oder 
fahrlässiger  Nachahmung,  boi  der  Mitwirkung  zum 
Verkaufe  und  zum  Feilhalten,  boi  der  Verweigerung 
der  Auskunft  über  die  Herkunft,  die  Schadenersatz- 
forderung vorbehalten  sei,  bestimmt  der  französische 
Text,  dass  nur  im  Falle  des  Art  24,  Ziffer  1,  d.  h. 
bei  der  vorsätzlichen  Nachahmung,  die  Schadener- 
satzforderung bestehen  bleibe.  Diese  Verschie- 
denheit ist  dann  auch  in  das  Muster-  und  Modell- 
gesetz übergegangen.  Art  20  des  bestehenden  Ge- 
setzes sagt:  tBIoss  fahrlässige  Uebertretung  wird 
nicht  bestraft,  die  Civilentschädigung  bleibt  indessen 
in  den  In  Art.  18,  Ziffer  1,  erwähnten  Fällen  vor- 
behalten.» 

Der  Bundesrat  hat  gestützt  auf  den  Entwurf  der 
Expertenkommission,  in  das  neue  Gesetz  die  Be- 
stimmungen, wio  sie  im  Patentschutzgesetze  ent- 
halten sind,  der  Form  und  dem  Inhalte  nach  aufge- 
nommen und  -sich  dabei  zweifellos  von  denselben  Er- 
wägungon  leiten  lassen,  welche  seinerzeit  beim  Er- 
lasse desPatentscliutzgesetzes  unzweideutig  Ausdruck 
gefunden  haben.  Es  liegen  keine  Gründe  vor,  warum 
die  Vergehen  gegon  das  Muster-  und  Modellgesetz 
anders  geahndet  werden  sollen,  als  diejenigen 
gegen  das  Patentgesetz. 

Es  besteht  auch  kein  Bedürfnis,  das  Delikt  des 
Art  24,  Ziffer  4,  als  besonderes  Delikt  aufzufassen. 
Es  fehlt  hicfiir  ein  innerer  Grund,  während  es  auf 
der  andern  Seite  selbstverständlich  ist  dass  der- 
jenige, der  die  Auskunft  verweigert,  unmögücb 
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einer  fahrlässigen  Zuwiderhandlung  kann  schuldig 
gefunden  werden.  Ich  kann  mir  nicht  vorstellen, 
wie  der  Richter  die  Verweigerung  der  Auskunft  aul 
Fahrlässigkeit  zurückführen  könnte.  Hier  giebt  es  nur 
ein  vorsätzliches  Verschulden.  Wenn  jemand  der  zu- 
ständigen Behörde  die  Auskunft  verweigert,  so  darf 
und  muss  angenommen  werden,  dass  er  unlautere 
Motive  bat,  und  deswegen  wird  er  demjenigen  gleich- 
gestellt der  bei  der  Nachahmung  als  Degünstiger 
beteiligt  ist  Das  Gesetz  geht  aber  nicht  einmal  so 
weit,  es  statuiert  nur  die  Schadensersatzpflicht. 

Herr  Schubiger  hat  dann  in  zweiter  Linie  bean- 
standet, dass  die  Bestimmung  über  die  Verjährung 
der  Schadensersatzklage  auf  den  Fall  des  Art  24, 
Ziffer  i,  nicht  zutreffe.  Ich  glaube  das  nicht.  Theo- 
retisch mag  die  Auffassung  des  Herrn  Schubiger 
richtig  sein,  aber  praktisch  fällt  sie  ohne  weiteres 
dahin.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  von  einer  Ueber- 
tretung  im  Sinne  des  Art.  24,  Ziffer  4,  erst  dann 
die  Rede  sein  kann,  wenn  der  Angefragte  die  Aus- 
kunft verweigert,  und  ebenso  selbstverständlich  ist, 
dass  die  Verjährung  erst  von  diesem  Augenblick 
an  läuft 

Ich  mochte  Ihnen  aber  andererseits  zu  bedenken 
geben,  dass  das  Vergehen  des  Art  24,  Ziffer  4,  für 
sich  allein  gar  nicht  vorkommen  kann.  DerProzess 
wird  gegen  alle  durchgeführt,  die  irgendwie  an  der 
Nachahmung  beteiligt  sind.  Praktisch  können  die 
Verhältnisse  sich  nicht  anders  gestalten,  und  ich 
möchte  Ihnen  daher  beantragen,  der  Kommission 
zuzustimmen. 

Was  die  Anregung  des  Herrn  Dr.  Schmie!  be- 
trifft die  Straf  minima  aufzuheben,  so  sind  die 
Gründe,  welche  die  Kommission  bewogen  haben, 
Minima  aufzustellen,  schon  angeführt  worden.  Sie 
liegen  in  der  Gesetzgebungspolitik  der  Kantone 
einerseits  und  des  Bundes  andrerseits.  Man  wollte 
nicht  zusehen,  dass  in  einem  Kanton  das  Minimum 
Fr.  5,  im  andern  Fr.  10,  in  einem  dritten  vielleicht 
noch  mehr  betrage.  Es  sollen  alle  Vergehen  nach 
der  Strafnorm  des  Bundes  geahndet  werden,  und 
wenn  wir  zum  Minimum  von  Fr.  30  gekommen 
sind,  so  geschah  das  aus  den  Gründen,  die  ich 
Ihnen  bereits  angeführt  habe.  Man  kann  sich  Inder 
Theorie  Fälle  ausmalen,  wo  der  Nachahmer  mit  dem 
Minimum  von  Fr.  30  belegt  wird,  in  welchem  Falle 
nach  der  Theorie  des  Strafrechtes  der  Gehülfe,  der, 
welcher  die  Auskunft  verweigert,  niedriger  bestraft 
werden  müsste.  Wir  aber  sagen,  es  sollen  allo 
gleichgestellt  sein,  und  wir  wollen  es  dem  Richter 
vertrauensvoll  überlassen,  nach  oben  diejenige  Ab- 
stufung zu  finden,  die  ihm  nach  den  Verhältnissen 
gerechtfertigt  erscheint. 


"Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Ich  stehe  vollkommen  auf  'lein  Boden  des 
soeben  gehörten  Votums,  und  ich  denke,  mit  mir 
auch  die  Kommission,  da  die  Beschlüsse  seinerzeit 
mit  Einstimmigkeit  gefasst  worden  sind.  Ich  mache 
nur  darauf  aufmerksam.  Mass  ps sich  »tatsfort  um  die 
materielle  Ausnützung  unrechter  Handlungen  handelt- 
Es  handelt  sich  um  keine  Polizei bussen,  keine  reber- 
tretungen  von  Vorschriften,  die  gerade  so  ^ut  nicht 
existieren  können,  sondern  das  ist  geschäftlich  ge- 
plante und  durchgeführte  Schädigung  dos  einen  und 

Aat»obw  lUMfnrUulw  BUlMta  X.  Kt,  1. - 


Bercichcrons:  des  andern,  und  wenn  Sie  sich  da  mit 
Bussen  Miellen  wollen,  über  die  man  leicht  hinweg- 
kommt, weil  das,  was  auf  dem  Spiele  steht,  viel 
mehr  wert  ist,  so  macht  sich  die  Justiz,  lächerlieh. 
Wenn  die  Auskunft  verweigert  wird,  so  handelt  >> 
sich  meistens  pm  eine  abgekartete  Sache.  Es  kommt 
nicht  nur  das  einzelne  Muster  in  Betracht,  sondern 
was  der  Geschäftsmann  am  meisten  fürchtet,  ist 
das,  dass  seine  ganze  Geschäftsstellung  erschüttert 
werden  könnte.  Nicht  nur  zieht,  ein  anderer  den 
Gewinn,  sondern  er  solhst  wird  als  minderwertiger 
Geschäftsmann  hingestellt  und  der  andere  geniesst 
den  Ruf  einer  vorteilhaften  Bezugsquelle.  Der  Ge- 
schäftsmann ist  viel  weniger  für  den  Entgang 
einos  gewisson  Gewinnes  empfindlich,  als  für  die 
Schädigung  seines  Rufes  als  wohlfeile,  gute  Bezugs- 
auelle. Der  andere,  der  zu  einem  niedrigen  Kaul- 
preise anbieten  kann,  weil  er  gewisse  Spesen  nicht 
hatte,  stellt  den  Mann  als  einen  sogenannten  teuren 
Krämer  hin  und  schädigt  dessen  Ruf.  Das  kann 
einer  solchen  Auskunftsverweigerung  zu  Grunde 
liegen,  und  das  will  man  verhüten.  Um  die  Erschütte- 
rung des  Geschäftsrufes  und  um  das  Ansichreissen 
vorteilhafter  Geschäftsbeziehungen  handelt  es  sich, 
und  wenn  es  da  nur  eine  Geldbusse  kostet  so  ist 
das  den  Leuten  gleichgültig.  Dem  muss  man  mit 
Kraft  entgegentreten  und  daher  muss  Gefängnisstrafe 
angedroht  werden.  Denn  unter  Umständen  spielt 
die  Geldbusse,  auch  wenn  sie  hoch  ist  kelne 
Rolle  und  der  Gebüsste  lacht  im  Gebeimen,  weil 
ganz  anderes  im  Hintergrunde  steht  als  ein  paar 


Ich  möchte  Sie  bitten,  den  Anträgen 
der  Herren  Schubiger  und  Schmid  beizutreten.  Das 
Kapitel,  das  Sie  hier  behandeln,  verfolgt  mit  einer 
ausserordentlichen  Rigorosität  Handlungen,  deren 
Strafbarkeit  vor  einigen  Jahrzehnten  noch  gar  nicht 
eingesehen  wurde,  und  ich  begreife,  dass  man  in 
den  Fällen,  bei  denen  es  sich  darum  handelt  die 
Moral  durch  Strafbestimmungen  eigentlich  erst  zn 
schaffen,  mit  einer  gewissen  Strenge  einschreiten 
will,  um  ein  Gewissen,  das  vielleicht  bei  vielen 
Leuten  noch  nicht  vorhanden  ist,  heranzubilden. 
Man  muss  aber  doch  auch  Mass  halten.  Es  ist  viel- 
I  leicht  schon  sehr  strenge,  wenn  Sie  bei  Thatbestän- 
den,  die  ohne  weiteres  als  Urheberschaft,  als  Hehlerei 
etc.  behandelt  werden  können,  mit  Gefängnis  ein- 
schreiten, denn  Sie  haben  ja  gehört,  was  für  Rechts, 
güter  das  sind,  dio  man  schützen  will ;  es  sind  Muster, 
denen  man  die  Hinterlage  erleichtert,  so  dass  man 
sie  zu  Tausenden  in  einem  Pakete  hinterlegen  kann. 
Und  da  will  man  mit  Gefängnis  bestrafen!  Ich  will 
mich  dem  nicht  widersetzen,  möchte  aber  doch  an 
meinem  Orte  dagegen  sprechen,  dass  dieses  Strafmass 
in  einor  Weise,  dio  ich  nicht  für  gerechtfertigt 
halte,  ausgedehnt  werde. 

Ich  unterstütze  den  Antrag,  dass  ein  Minimum 
nicht  festgesetzt  werde.  Ein  Minimum  ergiebt  sich 
aus  der  Einheit  die  wir  für  die  Geldstrafe  haben, 
Fr.  5,  in  einzelnen  Kantonen  vielleicht  noch  weni- 
ger. Ich  bin  nicht  im  Fall,  Ihnen  ein  Beispiel  för 
eine  ganz  minimo  Zuwiderhandlung  anzugeben; 
aber  ich  kann  mir  ein  Beispiel  denken.  Ich  denke 
an  einen  Fall  der  Uebertretung  des  Firmen- 
schutzes. Da  sind  bei 
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stifte  gefunden  worden,  die  den  Samen  A.  VV.  Faber 
trugen.  Man  wusste,  dass  der  Händler  sie  nicht  aus 
der  berühmten  Fabrik  bezogen  hatte.  Der  Mann  kannte 
das  Cosotz  nicht,  die  Unkenntnis  schützte  ihn  aber 
nicht  und  der  Mann  mussto  mit  der  ganzen  Strenge 
des  Gesetzes  bestraft  werden,  •  wegen  einer  Hand- 
lungsweise, die  jener  berühmten  Fabrik  jedenfalls 
sehr  wenig  Eintrag  gethan  bat.  Es  lassen  sich 
Beispiele  denken,  dass  irgendwo  ein  nachge- 
ahmtes Muster,  ein  kleiner  Gegenstand  gefunden 
wird,  und  da  soll  nun  mit  einem  Minimum  von 
Fr.  30  eingeschritten  werden!  Man  kann  hier  ganz 
sicher  sein,  dass,  je  geringer  die  Erfindung  ist,  je 
weniger  Wert  sie  bat,  desto  stärker  vom  Erfinder 
Bestrafung  gefordert  werden  wird,  um  desto  mehr 
Reklame  für  die  Erfindung  zu  machen. 

Nun  der  Antrag  des  Herrn  Schubiger,  ich  möchte 
Sie  darauf  aufmerksam  machen,  dass  Sie  mit  der 
Kommissional vorläge  die  ganze  Strenge  des  Press- 
rechtes  einführen.  Im  Pressrecht  haben  wir  aller- 
dings die  Bestimmung,  dass  der  Redaktor,  der 
in  vielen  Fallen  aus  ganz  anständigen  Gründen,  und 
solche  können  auch  hier  mitspielen,  sich  weigert,  den 
Autor  zu  nennen,  alsThüter  angesehen  und  mit  der 
ganzen  Strenge  des  Gesetzes  bestraft  wird,  und  hier 
wollen  Sie  auch,  wenn  irgend  ein  Gegenstand  ge- 
funden wird,  der  nach  einer  solchen  unerlaubten 
Musternachalimung  gearbeitet  worden  ist,  und  der 
Betreffende  sich  weigert,  den  Namen  anzugeben,  mög- 
licherweise aus  ganz  anständigen  Gründen,  sagen: 
der  Mann  wird  bestraft,  wie  wenn  er  selber  das 
Muster  nachgeahmt  hätte,  er  soll  als  Thäter  ange- 
sehen werden.  Das  geht  nicht,  meine  Herren.  Es 
ist  das  ein  Thatbestand,  der  lediglich  vom  Stand- 
punkte des  Ungehorsams,  der  L'nehrerbictigkeit 
gegenüber  einer  Polizeibehörde  aufgefasst  werden 
kann,  und  ich  denke,  das  war  auch  der 
Sinn  der  bundesrätlichen  Vorlage,  in  welcher  ge- 
sagt ist,  dass  eine  Ordnungsbussc,  keine  kriminelle 
oder  korrektioneile  Strafe  einzutreten  habe,  unter 
Vorbehalt  der  kantonalrechtlichen  Bestimmungen, 
nach  welchen  die  Leute  wegen  Ungehorsam  gegen 
amtliche  Verfügungen  dem  Strafrichter  überwiesen 
werden  können.  Ich  möchte  Sie  dringend  ersuchen, 
die  sonst  schon  vorhandene  grosse  Strenge  nichi  zu 
übertreiben. 


Hchnbfg*r:  Ich  möchte  so  wenig« wie  Herr  Kol- 
lego Wild,  dass  die  Justiz  eine  lächerliche  Rolle 
spielen  solle.  Wenn  derselbe  verlangt,  dass  gegen 
Geschäftsleute,  die  sich  unberechtigterweise  berei- 
chern, strenge  vorgegangen  werde,  so  bin  ich  damit 
durchaus  einverstanden.  Ich  finde  aber,  dass  die  in 
Frage  stehende  Vorschrift  doch  zu  strenge,  ja  sogar 
ungerecht  sei  und  an  verschiedenen  Widersprüchen 
leide.  Herr  Wild  bemerkt,  dass,  wenn  man  den  Ver- 
käufer, der  mit  dem  Nachahmer  selbst  unter  einer 
Decke  stecke,  nicht  packe,  der  Nachahmer  selbst 
auch  nicht  erwischt  werden  könne. Ganz  richtig.  Allein 
hiezu  bieten  sowohl  die  strafrechtlichen  Grundsätze 
Uber  Gehülfenschaft,  als  insbesondere  auch  die  Be- 
stimmungen von  Art  24,  Ziffer  2  und  3  des  Ent- 
wurfes genügende  Handhaben,  um  alle  diejenigen 
strafrechtlich  zu  verfolgen,  welche  bei  der  Uober- 
tretung  mitwirkten,  indem  sie  den  nachgemachten 


Gegenstand  verkaufen,  feilhalten  u.  dgl.  oder  sonst 
irgendwie  das  fraglicbo  Delikt  begünstigen  oder  er- 
leichtern. Das  sollte  genügen,  und  es  ist  zu  weit- 
gehend, wenn  man  darüber  hinaus  noch  denjenigen, 
der  eine  Auskunft  nicht  mehr  erteilen  kann  oder  sie 
aus  irgond  einem  Grunde  nicht  erteilen  will,  dem 
Hauptthäter  gleichstellen  wollte.  Das  Gesetz  würde, 
wie  vom  Herrn  Vorredner  schon  ausgeführt  worden 
ist,  an  zu  grosser  Strenge  leiden.  Aber  es  ist  auch 
unklar.  Ich  frage  nochmals:  soll  derjenige,  der  die 
Auskunft  verweigert,  bloss  in  Bezug  auf  seine 
eigene  Thätigkeit  haftbar  sein  oder  soll  er  gleich- 
sam solidarisch  mit  dem  Hauptlhäter  haftbar 
erklärt  werden  für  eine  Handlung,  die  er  gar  nicht 
begangen  hat?  Namentlich  aber  scheint  mir  die  Be- 
stimmung über  die  Verjährung  juristisch  unhaltbar 
zu  sein.  Das  Delikt  besteht  in  unserem  Falle  in 
der  Verweigerung  der  Auskunft  und  mit  dem  Mo- 
mente der  Verweigerung  könnte  die  Verjährung 
frühestens  beginnen.  Strafrechtlich  lässt  sich  das 
noch  hören,  aber  wie  steht  es  denn  mit  der  Ver- 
jährung der  Schadensersatzklage?  Es  wäre  nach  dem 
Entwürfe  derjenige,  der  die  Auskunft  verweigert, 
bis  zum  Ablauf  der  zweijährigen  Verjährungsfrist 
noch  haftbar  für  den  Schaden,  den  der  Hauptthäter 
gestiftet  hat,  für  den  der  Hauptthäter  aber  nicht 
mehr  belangt  werden  kann,  weil  seine  Begangen- 
schaft bereits  verjährt  ist.  Dieses  System  ist  juri- 
stisch unhaltbar,  es  führt  zu  Konsequenzen,  die  ich 
als  absurde  bezeichnen  muss.  Es  genügt,  wenn  wir 
nach  Art.  24,  Abs.  2  und  3,  jeden,  der  irgendwie 
als  Begünstiger  erscheint,  als  straf-  und  civflrecht- 
lich  haftbar  erklären.  Weiter  zu  gehen,  wäre  unge- 
recht 


Wym:  Mir  scheint  es,  dass  der  Bat  mit  Rück- 
sicht auf  dir  Anträge  des  Herrn  Dr.  Schmld  nicht  wohl 
davon  abgehen  kann,  was  bisher  vom  eidgenössi- 
schen Gesetzgeber  mit  voller  Konsequenz  aufrecht 
erhalten  worden  ist:  nämlich  bezüglich  der  Frage, 
ob  es  passend  sei,  neben  dem  Strat'maximum  auch 
ein  Minimum  festzustellen.  Ich  glaube,  man  sollte 
an  dorn  bisherigen  Grundsatze  unbedingt  festhalten. 
Ich  erlaube  mir,  noch  einmal,  trotzdem  es  bereits 
gesagt  worden  ist,  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
dass  die  Notwendigkeit  der  Feststellung  eines  Mini- 
mums aus  der  Notwendigkeit  der  gleichmässlgen 
Anwendung  des  Gesetzes  in  der  ganzen  Schweiz 
hervorgeht  So  lange  das  Strafrecht  nicht  eidge- 
nössisch ist,  sondern  kantonal,  liegt  es  eben  in 
der  Kompetenz  der  Kantone,  dasjenige  Minimum 
anzuwenden,  das  gemäss  ihrer  Gesetzgebung  zu- 
lässig ist.  und  so  könnte  der  Fall  eintreteD.  dass 
genau  dieselbe  Handlung  in  dem  einen  Kanton  mit 
Fr.  5,  im  andern  Kanton  mit  Fr.  1  geahndet  wer- 
den müsste. 

Solche  Ungleichmässigkeiten  zu  beseitigen,  war  ja 
schon  lange  das  Bestreben  des  eidgenössischenGesetz- 
gebers.  Ich  erlaube  mir.  Sie  darauf  aufmerksam  zu 
machen,  dass  nicht  nur  im  Patentgesetz,  sondern 
auch  im  Gesetz  über  Fabrik-  und  Handelsmarken 
und  auch  im  Gesetzo  über  das  Urheberrecht  je  weilen 
ein  Minimum  vorgesehen  ist.  Es  müsste  also  wirk- 
lich auffallen,  wenn  plötzlich  in  diesem  Ge- 
setze davon  würde  Umgang  genommen  werden.  Es 
wäre  das  nicht  konsequent 
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Ueher  die  Höhe  des  Minimums  kann  man  ver- 
schiedener Ansicht  sein.  Ich  erwähne,  dass  in  den 
genannten  Gesetzen  nicht  überall  die  gleichen  Minima 
festgestellt  wurden.  Im  Gesetze  über  .las  Urheber- 
recht  beträgt  es  nur  Fr.  10.  Später  ist  man  höher 
gegangen. 

Ich  glaube,  man  könnte  den  Antrügen  der  Herren 
Schubiger  und  Schmid  in  der  Weis«  Rechnung  tra- 
gen, dass  man  das  Minimum  ormässigen  würde. 
Eine  derartige  Ermässigung  würde  namentlich  auch 
den  Vorteil  haben,  dass  der  Richter,  wenn  er  ge- 
nötigt ist,  sowohl  den  Urheber,  als  den  Gehüllen 
oder  Begünstiger  zu  bestrafen,  um  so  leichter  eine 
Abstufung  machen  kann.  Die  Vornahme  einer  Ab- 
stufung wird  dem  Richter  immer  unbenommen  blei- 
ben, selbst  wenn  die  Androhung  für  den  Urheber 
und  den  Gehülfen  dieselbe  ist,  und  ich  glaube,  in 
den  meisten  Fällen  wird  der  Richter  dazu  kommen 
müssen,  eine  derartige  Abstufung  vorzunehmen. 
Es  wird  ihm  das  erleichtert,  wenn  das  Minimum 
herabgesetzt  wird.  Ich  erlaube  mir  daher,  den  An- 
trag zu  stellen,  das  Minimum  auf  Fr.  '20  festzusetzen. 
An  und  für  sich  ist  diese  Reduktion  nicht  vun 
grosser  Bedeutung,  aber  wenn  Herr  Dr.  Schmid  die 
Befürchtung  hegt,  es  möchte  der  Richter  wegen 
eines  allzu  hohen  Minimums  in  Versuchung  kom- 
men, mit  Rücksicht  auf  die  allzu  strcDgo  Bestrafung, 
in  einem  Falle  bewusster,  doloser  Nachahmung  nur 
auf  Fahrlässigkeit  zu  erkennen,  so  könute  dieser 
Versuchung  dadurch  einigermassen  vorgebeugt  wor- 
den, dass  man  das  Minimum  etwas  herabsetzt.  Ich 
hoffe  zwar,  die  Grosszahl  unserer  Gerichte  lasso 
sich  nicht  durch  derartige  Erwägungen  leiten.  Wir 
würden  dem  Charakter  des  Richters  ein  schlechtes 
Zeugnis  ausstellen,  wenn  wir  annehmen,  er  könnte 
im  Gefühl,  es  liege  eine  zu  grosse  Strafandrohung 
vor,  gegen  seine  Ueberzeugung  erkennen.  Es  ist 
dies  zwar  schon  vorgekommen  und  zwar  an  Orten, 
wo  es  seine  bedenklichen  Folgen  hätte  haben  kön- 
nen, in  militärischen  Kreisen.  Ich  glaube  also,  auch 
von  diesem  Gesichtspunkte  aus  sei  es  zu  empfehlen, 
das  Minimum  von  Fr.  30  auf  Fr.  20  herabzusetzen, 
und  ich  erlaube  mir  darum,  Ihnen  diesen  Antrag 
zur  Annahme  zu  empfehlen. 


Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Was  die  Herabsetzung  des  Minimums  auf 
Fr.  20  betrifft,  so  glaubt  ich  mich  mit  den  andern 
Konimissionsmitgliedern  damit  einverstanden  er- 
klären zu  können.  Es  soll  uns  daran  genügen,  wenn 
die  Einheit  des  Verfahrens  möglichst  gewahrt  wird, 
ein  überstrenges  Verfahreu  liegt  nicht  in  unserer 
Absicht  Dagegen  möchte  ich  einen  eventuellen  An- 
trag stellen.  Für  den  Fa!l,  dass  es  dem  Rat  beliebt, 
im  Sinne  des  Herrn  Schubiger  zu  entscheiden,  der 
vorschlägt,  die  Busse  im  Maximum  bis  auf  Fr.  500 
steigern  zu  können,  wurde  ich  weiter  beantragen, 
noch  Gefängnis  von  3  Tagen  bis  3  Monaten  beizu- 
fügen. Wir  würden  damit  für  den  Fall  planmäßiger 
Verweigerung  der  Auskunft  eine  Bestimmung  im 
Gesetz  festlegen,  welche  wir  im  alten  Gesetz  für 
eine  viel  geringere  Art  der  Uebertretung  hatten  and 
nun  im  vorliegenden  Gesetz  gemildert  haben.  Dort 
htess  es,  dass  Busse  bis  auf  Fr.  50O  und  eventuell 
Gefangenschaft  von  3  Tagen  bis  3  Monaten  gegen- 


über solchen  ausgesprochen  werden  könne,  welche 

unberechtigterweiso  auf  ihre  Geschäftspapiere  schrei- 
ben, sie  haben  ein  Muster  geschlitzt,  die  niemand 
geschädigt  haben,  sondern  lediglich  eine  Formalität, 
die  Bezahlung  einer  gewissen  Gebühr,  umgiengen, 
während  es  sich  im  vorliegenden  Falle  unter  Um- 
ständen um  eine  wohlberechnete  und  fein  angelegte 
Schadifc'uii,;  auf  ^aciiulUiclieui  üebiote  handeln  kann. 


Schmid  (Uri):  Nur  eine  Bemerkung.  Es  wird  be- 
antragt, meinem  Antrag  nicht  beizupflichten  wegen 
der  Einheit  der  Rechtsprechung.  Darauf  antworte 
ich  folgendes:  Können  Sie,  wenn  Sie  ein  Minimum 
von  Fr.  20  oder  30  aufnehmen,  damit  die  Einheit 
der  Bechtsprechung  in  der  ganzen  Schweiz  be- 
schliossen'.'  Ich  sage  nein.  Das  gleiche  Delikt  wird 
in  verschiedenen  Kantonen  bald  mit  S00  oder  mit 
300  Franken  Busse,  bald  mit  Geldbusse  und  Gefäng- 
nis, bald  nur  mit  Gefängnis  bestraft  werden.  Innerhalb 
des  Rahmens  des  Maximums  wird  der  Richter,  je  nach 
der  Auffassung  in  den  verschiedenen  Kantonen,  zu 
einem  schärferen  oder  weniger  scharfen  Strafurteil 
kommen.  Würde  der  Zweck  einer  einheitlichen 
Rechtsprechung  erreicht,  so  wäre  ich  der  Erste, 
der  auf  den  Antrag  verzichten  würde.  Wollen  Sie 
tneiuem  Antrag  nicht  beipllichten,  so  mögen  Sie  es 
thun;  aber  thun  Sie  es  nicht  mit  der  Begründung, 
die  unzutreffend  ist,  dass  Sie  damit  die  Einheit  der 
Rechtsprechung  in  der  ganzen  Schweiz  durchführen 
können. 


Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Infolge  einer  Besprechung  mit  Herrn  Schubiger 
bin  ich  einverstanden,  dass  dem  Art.  32  eventuell 
dio  Form  gegeben  werde:  «.  .  .  oder  in  eine  Geld- 
hussu  bis  auf  Fr.  5UO  allein  oder  in  Vorbindung  mit 
einer  Gefängnisstrafe  bis  auf  3 Monate.»  Damit  wird 
materiell  nur  das  geändert,  dass  kein  Minimum  der 
Gefängnisstrafe  eingestellt  wird.  Mit  dieser£Modili- 
kation  würde  Herr  Schubiger,  wie  er  sagt,  gegen 
die  Fassung  des  Axt  32  nichts  einzuwenden  haben 


v.  Planta:  Wenn  es  richtig  ist.  dass  Herr  Schu- 
biger seinen  Antrag  mit  demjenigen  des  Herrn  Wild 
vereinigt  hat.  so  erlaube  ich  mir,  den  Antrag  des 
Herrn  Schubiger  wieder  aufzunehmen,  denn  ich 
konnte  mich  unter  keinen  Umständen  damit  einver- 
standen erklären,  dass  man  eine  Gefängnisstrafe  bis 
auf  drei  Monate  vorsieht 


Präsident:  Die  Diskussion  ist  geschlossen.  Das 
Strafminimum  von  Fr.  30  ist  von  keiner  Seite  fest- 
gehalten worden.  Sind  Sie  eventuell  damit  einver- 
standen, das«  überall  statt  Fr.  30  Fr.  20  gesetzt  wer- 
den? —  Es  ist  dies  der  FaH.  Im  übrigen  stimmen 
wir  zunächst  grundsätzlich  darüber  ab.  ob  Sie  ein 
Minimum  einsteilen  wollen  oder  nicht 
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Abstimmung.  —  Y/itaVan. 

Mit  48  gegen  36  Stimmen  wird  beschlossen,  ein 
Strafminimum  aulzunehmen. 

(Par  48  voix  contre  36  il  est  decide  de  iixer  un 
m  mim  um  de  peine.) 


PrKsldeat:  Sie  haben  beschlossen,  ein  Minimum 
aufzunehmen  und  zwar  also  ein  Minimum  von  Fr.  20. 
Wir  gehen  über  zur  Bereinigung  des  Art  32. 


Abstimmung.  —  YotaUon. 

In  eventueller  Abstimmung  siegt  mit  Mehrheit 
gegen  22  Stimmon  der  Antrag  des  Herrn  v.  Planta 
(Busse  bis  Fr.  500)  über  denjenigen  der  Herren 
Wild  und  Schubiger.  In  definitiver  Abstimmung 
wird  hierauf  mit  Mehrheit  gegen  19  Stimmen  be- 
schlossen, entgegen  dem  Antrage  der  Kommission, 
den  Art  32  beizubehalten  und  ZiBer  4  von  Art  24 
zu  streichen. 

(En  votation  eventuelle,  la  proposition  de  M  de 
Planta  (am endo  jusqu'a  fr.  500)  l'emporto  ä  la  ma- 
jori tt-  contre  22  voix  sur  colle  de  MM.  Wild  et  Schu- 
biger. Ensuite,  en  votation  definitive,  il  est  decide 
ä  la  majorite  contre  19  voix  de  maintenir,  contraire- 
mcnt  ä  la  pioposition  de  la  commission,  l'art  32 
et  de  biffer  le  chiQre  4  do  l'art  24.) 


IV.  SchltMsbestimmungen.  —  Disposition«  finales. 
Art.  35—40. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Zu  Art  35  ist  nur  eine  redaktionelle  Aendc- 
rung  angebracht  worden,  im  Einverständnis  mit 
dem  Vertreter  des  Bundesrates. 

Zu  Art  36  ist  keine  Bemerkung  zu  machen. 
Art  37  wurde  von  uns  etwas  geändert  auf  Grund 
specieller  Wünsche,  die  von  seilen  der  Seiden- 
industrie vorgebracht  worden  sind.  Bie  Aendorung  I 
hat  materiell  keine  Bedeutung;  es  wird  nur  dem- 
jenigen, was  schon  das  alte  Gesotz  sagt  ein  etwas 
anderer  Ausdruck  gegeben. 

In  Art  39  ist  eine  Bestimmung  niedergelegt, 
die  den  Uebergang  vom  Regime  des  allen  zum  Re-  [ 
gime  des  neuen  Gesetzes  vermittelt,  indem  die  jetzt 
unterlegten  Muster  nur  dor  Schutzperiode  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  unterstellt  sind.  Es  tritt 
nun  an  die  Stelle  einer  Schutzperiode  von  zwei 
und  einer  zweiten  von  drei  Jahren  eine  einmalige 
Schutzperiode  von  5  Jahren.  Nun  sagt  das  neue  Ge- 
setz: 

«Diejenigen  Muster  und  Modelle,  seit  deren 
Hinterlegung  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Ge- 
setzes noch  nicht  zwei  Jahre  verflossen  sein  wer- 
den, gelangen  ohne  weiteres  in  den Genuss  des  ge- 
setzlichen Schutzes  der  ersten  fünfjährigen  Periode, 
immerhin  unter  Anrechnung  der  seit  der  Hinter- 
legung bereits  verflossenen  Zeit» 


Ein  Muster  z.  B.,  das  vor  i  V*  Jahren  deponiert 
wurde,  hat  ohne  weiteres  noch  eine  Schutzfrist  von 
3  Vt  Jahren  zu  gemessen.  Ein  Muster,  das  vor  4 
Jahren  deponiert  wurde,  also  in  der  zweiten  Schutz- 
periodo  sich  befindet,  ist  ebenfalls  noch  ein  Jahr 
laut,  geschützt.  Ist  dagegen  ein  Musler  am  Ende 
seiner  zweiten  Periode  angelangt,  so  tritt  es  in  die 
zweite  Periode  des  ueucn  Gesetzes  ein  und  muss 
darnach  behandelt  werden. 


M.  Calame-Colin,  rapporteur  francais  de  la 
commission:  Dem  mots  concernant  lea  dispositions 
finales. 

Ici  sc  trouve  un  article  36  nouveau  ainsi  coneu: 
«Aussi  longlomps  qu'un  arrete  föderal  special  n'aura 
pas  ete  edicte,  les  dispositions  de  la  presente  loi 
ue  s'apphquenl  pas  ä  l'impression  sur  cotonnades, 
ni  aux  tissus  de  soie  ou  de  mi-soie  qui  ne  sont  pas 
des  tissus  Jacquard.* 

Je  demande  que  la  traduclion  soit  mieux  faite 
et  quo  l'on  rcmplace  les  mots  «qui  uesont  pas  des 
tissus  Jacquard»  par  ceux-ci  «autres  que  des  tissus 
Jacquard».  Le  texte  sorait  plus  clair,  plus  precis 
et  donnerail  satisfaclion  aux  exigeuces  de*la  Iangue 

Je  n'ai  pas  ä  expliquer  cet  article,  un  autre 
membre  de  la  commission  le  fera  sans  doute. 

L'article  39  est  aussi  d'une  certainc  impoi  lance, 
parce  qu'il  s'applique  aux  dessins  et  inodeles  ac- 
tuellement  deposes.    II  y  est  dit  ceci: 

«Les  dessins  et  inodeles  qui  ne  seront  pas  deposes 
depuis  plus  de  deux  ans  au  monieul  de  l'entree  en 
vigueur  de  cette  loi  jouironl  de  plein  droit  de  la 
protection  legale  pendant  la  periode  de  cinq  ans, 
etablie  par  la  presentc  loi». 

Cet  article  nienage  donc  la  transilion  de  la  loi 
acluelle  ä  la  fulurc.  Tons  les  dessins  et  modales 
qui  se  trouvent  daus  les  conditions  prevues  par  cet 
article  beneficieront  de  la  Prolongation  de  la  periode 
de  protection  de  cinq  ans. 


Ahegg :  Nachdem  bei  der  Eintretens-Debatte  die 
Ausnabraestel hing  einzelner  Industrien  angefochten 
woiden  ist,  erscheint  es  angezeigt,  die  Aufnahme 
dieser  Uebergungsbestiminung  vom  Standpunkte  der 
Seideninduslrie  aus  zu  rechtfertigen,  gleich  wie  es 
Herr  Gallati  beim  Eintreten  in  Bezug  auf  die 
Baumwolldruekerci  gethan  hat. 

Das  alte  Gesetz  enthüll  in  §  19,  Lemma  2  die 
Bestimmung,  dass  die  Aenderung  der  Bindungen 
oder  der  Farbenstellungen  bei  Geweben,  ausgenommen 
bei  Fabrikaten  der  Jacquard-Weberei,  dem  Muster- 
und  Modellschutz  nicht  unterstellt  sei. 

Bei  der  Beraum;;  des  Gesetzes  im  Jahre  1888 
war  dieser  Passus  au!"  ausdrückiiehen  Wunsch  der 
Seideninduslrie  aufgenommen  und  seither  von  nie- 
mand beansJandet  worden,  auch  nicht  von  den- 
jenigen Mitgliedern  des  Nationalrates,  welche  die 
Revision  dieses  Gesetzes  angeregt  haben.  Der 
Sprechende  muss  das  wissen,  denn  er  befand  sich 
unter  den  MHlIttterzeichrierii  der  hierauf  bezüglichen 
Molion.  Andere  Gründe,  welche  der  Herr  Präsident 
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unserer  Kommission  bereit«  Angeführt  bat,  Hessen 
die  Revision  wünschenswert  erscheinen.  Die  Ein- 
leitung zur  Revision  erfolgte  durch  das  Amt  für 
geistiges  Eigentum,  welchem  die  Leitung  des  Muster- 
und  Modellschutzes  unterstellt  ist.  In  dem  Ent- 
würfe, welchen  diese  sachkundige  Stelle  ausgearbeitet 
hatte,  figurierte  obengenannter  Passus,  Lemma  S  von 
Art.  19,  wörtlich  wieder,  wurde  dann  aber  von  der 
Experten-Kommission,  in  welcher  die  Scidenindusu  ie 
nicht  vertreten  war,  gestrichen. 

Diese  Streichung  hat  bei  den  Seidenindustriellen 
Befremden  und  Missbilligung  hervorgerufen.  Bedenken 
wurden  laut;  ich  land  dieselben  begründet  und  brachte 
sie  in  der  Kommission  des  Nationalrates  /.ur  Sprache. 
Aus  den  Eröffoungan,  welche  nun  Herr  Bundesrat 
Brenner  hierüber  machte,  ging  hervor,  dass  die  Trag- 
weite der  Weglassung  dieser  Bestimmung  von  der 
Experten-Kommission  nicht  in  vollem  Masse  ge- 
würdigt wurde,  aber  es  bestand  durchaus  nicht  die 
Absicht,  die  Seidenindustrie  zu  benachteiligen. 

Die  grosse  Mehrheit  der  Kommission  des  National- 
rates zog  nun  in  den  Uebergangsbestimmungen  den 
Inhalt  von  Artikel  19,  Lemma  2  wieder  zu  Einen,  in- 
dem hier  festgestellt  wird,  das*  bis  zum  Erlasse  eines 
besondern  Bundesbeschlusses  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetze«  keine  Auwendung  auf  die  Baumwolldruckerei 
und  die  seidenen  und  halbseidenen  Gewebe,  wohl 
aber  auf  alle  Jacquardgewebe  finden. 

Gestalten  Sie  mir  nun,  Ihnen  die  Bedeutung  der 
Seidenindustrie  für  unser  Volk  in  kurzen  Zügen  vor 
Augen  zu  führen.  Diese  Industrie  verdient  es,  in  diesem 
Saale  in  ihrem  Wesen  erwähnt  zu  werden,  denn 
viele  Tausende  finden  bei  ihr  den  täglichen  Verdienst. 
Sie  beschäftigt  zur  Zeit  ca.  40,000  Arbeiter,  wovon 
ca.  '/»  >«»  den  Fabriken  der  mechanischen  Etablisse- 
ments arbeilen  und  */»  der  Hand  weberei  angehören. 
Letztere  hat  ihre  Verbreitung  nicht  nur  im  Kanton 
Zürich,  sondern  die  Zahl  derjenigen,  welche  in  9  andern 
Kantonen  arbeiten,  beträgt  11,000  bis  12,000;  sie 
verteilen  sich  auf  die  Kantone  Uri,  Schwyz,  Unler- 
walden,  Bern,  Zug,  Luzern,  Aargau,  St.  Gallen, 
Glarus.  Diese  Hausindustrie  ist  die  beste  Stütze  des 
Kleinbauers.  Der  daherige  Verdienst  kommt  ihm 
zu  statten  und  hilft  ihm  über  die  magern  Jahre  hin- 
weg, wahrend  er  von  den  Subventionen,  welche  der 
Landwirtschaft  gewährt  werden,  nicht  viel  verspürt, 
denn  sein  Grundbesitz  ist  nicht  gross  und  der  Vieh- 
stand klein,  —  aber  die  Fr.  300  bis  Fr.  400,  welche 
seine  Frau  oder  Tochter  am  Webstuhl  im  Jshie  ver- 
dient, erleichtern  ihm  das  Dasein.  Die  Zahl  der 
mechanischen  Webstühle  beträgt  10,000,  die  Zahl 
der  Handwebstühle  20,000,  sie  ist  sich  seit  10  Jahren 
gleich  geblieben.  Beinahe  alle  Handwebstühlo  und 
der  grösste  Teil  der  mechanischen  sind  mit  soge- 
Schaftgeweben  montiert,  bei  welchen  die 
und  Farbenstellungen  die  Hauptrolle 
spielen,  und  welche  nun  im  Sinne  dieses  vorge- 
schlagenen §  36  der  Uebergangsbestimmungen  nicht 
anter  das  Gesetz  fallen. 

Um  Ihnen  die  Sache  anschaulich  zu  machen, 
unterbreiteich  Ihnen  eine  A  n/ahl  solcher  Muster  mit  ver- 
schiedenen Bindungen  und  Farbenstellungen,  welche 
Genres  nicht  unter  das  Gesetz  fallen  sollen.  In 
diesen  Artikeln  arbeitet  der  grösste  Teil  der  Hand- 
webstühle und  ebenfalls  die  Mehrzahl  der  mechanisch  m 
Webstühle. 

Ich  will  noch  einige  Erläuterungen  beifügen: 
In  der  Weberei  werden   durch  veränderte  Bin- 


dungen Modifikationen  im  Muster  erzielt,  welch« 
dem  Stoffe  ein  anderes  Aussehen  verleihen,  z.  B. 
einem  Satingewebe  mehr  Glanz  und  einem  Serge- 
gewebe mehr  Rippe  (cöte),  und  diese  Modifikationen 
üben  oft  auf  die  Haltbarkeit  (Solidität)  des  Stoffes 
einen  bedeutenden  Kinfluss  aus.  Durch  solche  ver- 
ändert*? Bindungen  sind  schon  durchschlagende  Er- 
lötge  erzielt  worden.  Aehnlich  verhält  es  sich  bei 
den  Farbenstellungen ;  bei  Rayures  und  Carreaux, 
wo  bekannte  Farben  und  Kombinationen  von  schmälern 
und  breitem  Streifen  das  Bild  ausmachen.  Solche 
Dessins  kommen  und  ^'ehen,  alle  Fabrikanten  arbeiten 
in  diesen  Genres  eine  Saison,  vielleicht  auch  ein 
oder  mehrere  Jahre,  um  sich  dann  wieder  auf  etwas 
anderes  zu  werten.  Das  allgemeine  Interesse  er- 
fordert es,  dass  diese  Stoffe  nicht  von  einzelnen, 
wenigen  Häusern  ausgebeutet  werden  können.  Ge- 
wohnlich sind  diese  Muster  keine  Neuheiten,  keine 
Geschmacksmuster,  welche  dieses  Gesetz  schützen  will. 

Etwas  anderes  istes  mit  den  eigentlichen  Nouveautes, 
welche  durch  die  bekannte,  von*dem  Weberknaben 
Jacquard  im  Jahre  1804  in  Lyon  erfundene  Maschine 
produziert  werden.  Die  Fabrikation  dieser  Stoffe  ist  bei 
uns  erst  in  neuerer  Zeit  in  Aufnahme  gekommen. 
Im  Jahre  1893  zahlten  wir  erst  1000  Jacquardstühle, 
heute  werden  es  2500  bis  3000  sein.  In  diesen 
Stoffen  finden  wir  schöne  Zeichnungen,  feinen  Ge- 
schmack, das  sind  Fabrikate,  welche  die  Augen  er- 
freuen, diese  Dessins  bringt  uur  ein  künstlerisch  ver- 
anlagter Kopf  hervor.  Massig,  aber  sicher  sind  die 
Fortschritte,  welche  diese  Fabrikation  in  der  Seidm- 
Industrie  macht  und  durch  welche  sie  aus  der  Ali- 
täglichkeit  heraustritt  und  ein  Sonntagskleid  anlegt 
und  vielleicht  mit  der  Zeit  bei  der  Fixierung  der 
Mode  auch  ein  bescheidenes  Wort  mitsprechen  darf, 
während  heute  Paris  und  Lyon  in  der  Seide  allein 
den  Ton  angeben,  und  das  schöne  Geschlecht  der 
allen  und  neuen  Welt  bereitwillig  diesem  Diktate 
gehorcht.  Solche  Muster  können  nur  durch  die 
Jacquardgewebe  hervorgebracht  werden;  die  Zeich- 
nungen der  Kompositionen,  wie  der  Patronen  er- 
fordern Kunst  und  Geschmack,  sie  gehören  unter 
den  Muster-  und  Modcllschutz,  uud  es  ist  das  auch 
deutlich  ausgesprochen  in  diesem  Antrage.  Wenn 
Sie  diesen  Paragraph  der  Uebergangsbestimmungen 
annehmen,  so  setzen  Sie  sich  keineswegs  in  Wider- 
spruch mit  der  Auffassung,  welche  in  unsern  Nach- 
barstaaten herrscht.  Frankreich,  dieses  Land,  das 
an  der  Spitze  der  Scidenindustrie  marschiert  und 
den  guten  Geschmack  ganz  besonders  pflegt,  hier 
die  Führung  behält,  hat  schon  seit  einem  halben 
Jahrhundert  Vorschriften  über  den  Musterschutz. 
Wohl  ist  der  vorgeschlagene  Paragraph  nicht  wört- 
lich in  den  französischen  Verordnungen  enthalten, 
aber  Urteile  verschiedener  Gerichtshöfe  haben  Ent- 
scheide getroffen,  welche  mit  unserm  Antrage  im 
Einklänge  stehen  und  das  Gesetz  in  diesem  Sinne 
auslegen.  Wir  Verstössen  daher  mit  diesem 
Paragraph  nicht  gegen  die  Usanzen,  welche  in  an- 
dern Staaten  praktiziert  werden.  Es  ist  endlich  die 
Aufnahme  des  Paragraphen  auch  geboten  im  Interesse 
der  Klarheil  des  Gesetzes:  es  entstehen  auf  diese 
Weise  dann  keine  Zweifel  über  die  Tragweite  des- 
selben, keine  Streitigkeiten  und  keine 

Ich  bitte  Sc  daher,  dem  Begehren  der 
Industrie  zu  entsprechen  und  diesen  Paragraph 
Uebergangsbestimmungen  anzunehmen. 
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PrKaldent:  Wird  das  Wort  weiter  verlargt? — 
Es  ist  dies  nicht  der  Fall.  Ahfinderuitgsaixrfige  sind 
nicht  gestellt;  der  Abschnitt  ist  angenommen.  In 
Bezug  auf  Art.  36  hat  Herr  Calame  eine  Korrektur 
des  französischen  Textes  vorgeschlagen;  ich  nehme 
an,  der  Rat  sei  damit  einverstanden. 

Wnn-cht  man  auf  irgend  einen  Artikel  zurück- 
i?  -  Es  ist  das  nicht  der  FalL 


Schlussabstimraung.  —  Volation  final». 

Mit  grojser  Mehrheit  wird  das  Gesetz  angenommen. 
(La  loi  est  adoptee  ä  une  grande  majoritö.) 


An  den  StSnderat. 
(Au  conseil  des  etats.) 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Sitzung  vom  27.  März  1900,  vormittags  8  Uhr.  —  Seance  du  27  uiars  i900,  a  8  heures  du 


Vorsitz : 


Herr  QtSinger. 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour : 

Motionen  betr.  Reduktion  der  Militärausgaben. 

Motions  concernant  la  r&luction  du  budget  militaire. 


Antrag  WullBohleger, 
vom  8.  Dezember  1899. 


Der  Dundesrat  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und 
spätestens  bis  zur  Dezembersession  1900  darüber 
Bericht  zu  erstatten: 

1)  ob  und  welche  weitere  Ersparnisse  im  Militfir- 
wesen  erzielt  werden  könnten; 

2)  ob  die  Ausgaben  des  Militärdepartements  vom 
Jahre  1901  an  für  eine  gewisse  Anzahl  von 
Jahren,  mit  oder  ohne  Revision  der  ein- 
schlägigen Gesetze,  auf  ein  Maximum  von  20 
bis  22  Millionen  Franken  jährlich  beschränkt 
werden  könnten. 


Antrag  Manzoni, 

vom  8.  Dezember  1899. 

Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  Mittel  zu  surSf-n 
i  zu  finden,  um  das  Militärbudget  innert  der 
23  Millionen  Kranken  zi 


Motion  von  Hrn.  Nationalst  Jeanhenry  und 

Mituuterzeicbnern, 

vom  11.  Dezember  1899. 


Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  in  Zukunft  da-« 
Militärbudget  der  Eidgenossenschaft  gemflSf  seinen 
die  Wiederherstellung  des  finanziellen  Gleichgewichts 


Motion  de  M.  le 

du  6 


1899. 


Le  conseil  föderal  est  invite  &  faire  rapport,  d'ici 
a  la  sesston  de  decembre  1900  au  plus  tard,  sur 
la  question  de  savoir: 

1)  s'il  est  possible  de  realiser  des  economies  sur 
le  budget  militaire  et  lesquelles ; 

2)  ai,  avec  ou  sans  modification  des  lots  sur  la 
matiere,  les  depenses  du  departement  mili- 
taire ne  pourraient  pas  ctre  reduites,  ä  partir 
de  1901  pour  un  certain  nombre  d'annees, 
ä  un  maximum  de  20  k  22  mülions  par  an. 


Motion  de  M.  le  conseiller  national 

du  8  decembre  1899. 


Le  conseil  föderal  est  invitö  ä  etndier  et  k  trou- 
vcr  les  moyens  de  röduire  le  budget  militaire  dar» 
de  23  mülions  de 


Motion  de  M.  le  conseiller  national  Jeanhenry 

et  cosignatalres, 

du  11  decembre  189». 

Le  conseil  föderal  est  invite  ä  etablir  dorenavant 
le  budget  militaire  de  la  Confödt'ration  conformement 
k  ses  messages  ded  2  decembre  1893  et  3  decembre 
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betreffenden  Botschaften  vom  2.  Dezember  1893  und 

15.  Dezember  1894  festzusetzen,  welch*  einen  M.iximal- 
betrag  von  24  Millionen  Franken  vorsahen;  dabei 
soll  er,  um  die  Beständigkeit,  dieses  ordentlichen 
und  normalen  Budgets  aufrecht  zu  erhalten,  die  aus 
speziellen  Beschlüssen  der  Bundesversammlung  her- 
vorgehenden ausserordentlichen  Ausgaben  ausserhalb 
dieses  Budgets  belassen. 

Unterzeichner:  Jeanhenry,  Calarae  -  Colin, 
Martin,  Piguet. 


Antrag  Petent, 

vom  27.  .September  1899. 

Behufs  Verminderung  der  Ausgaben  und  Lasten 
für  das  Mititai  vvc-sen  wird  der  Bundesrat  eingeladen, 
die  folgenden  Fragen  zu  prüfen  und  darüber  der 
Bundesversammlung  Bericht  zu  erstatten: 

D  Ist  es  nicht  am  Platze,  die  Lehrer  nach  ab- 
solvierter Rekrutenschule  vom  Militärdienste 
zu  befreien  ? 
2)  Könnte  man  nicht  die  zu  den  Armeecorps- 
und  Divisionsmanövem  einberufenen  Mann- 
schafrsbestände  reduzieren,  in  dem  Sinne,  dass 
man  dazu  nur  die  Mannschaften  der  8  jüngsten 
Jahrgänge  einberufen  würde? 

* 

Motion  von  Herrn  Nationalrat  Favon  und  Mit- 
Unterzeichnern, 

vom  6.  Dezember  1899. 

Der  Bundesrat  ist  einladen,  die  Auflw-h'.mg  der 
Armeecorpszusammenzüge  zu  prüfen  und  über  diese 
Frage  innert  Jahresfrist  Bericht  zu  erstati-  i- 

Unterzeichner:  Favon,  Calame-Coür.  Gobat, 
Iten,  Jager,  Jeanbenry,  Müller,  Piodo,  Rossel,  Tri- 


1894  concemant  le  retablissement  de  l'equilibre 

financier  et  prevnyant  un  chiffre  maximum  de  de- 
penses  de  24  millions  par  annee,  en  laissant  en 
dehors  de  ce  budget  ordinaire  et  normal,  afin  de 
pouvoir  en  maintenir  la  fixite,  les  depenses  extra- 
ordinaires  resultant  de  decisions  speciales  de  l'as- 
semblee  föderale. 

Signutaira:  Jeanhenry,  Cateme-Coiin,  Martin, 
Piguet. 


Motion  de  M.  le  conselller  national  Petent, 

du  27  septembre  1899. 


Dans  le  bat  de  lVduire  les  depenses  et  les  charges 
militaires,  le  COnseil  federal  est  invite  a  etudier  les 
questions  suivantes  et  ä  presenter  un  rapport  ä 
lassemblee  föderale: 

1)  .Vy  a-t-U  pas  lieu  de  dispenser  les  instituteurs 
du  servico  militaire  apres  l'ecole  de  recrues? 

2)  N'y  a-t-il  pas  lieu  de  reduire  les  effectifs 
appeles  aux  manceuvres  de  corps  d'armee  et 
de  division,  en  ce  sens  que  l'on  n'appellerait 
ii  ces  cours  que  les  homrnes  des  huit  plus 
jeunes  classes  d'ige? 


Motion  de  M.  le  eonseiller  national  Favoa  et 
cosignataires, 

du  6  decembre  1899. 

Le  conseil  !V<!.'ral  est  invite  ä  etudier  la  suppres- 
ston  des  rasM  inbicTnent-  de  corp.s  d'armee  et  ä 
presenter  un  rapport  sur  la  question  dans  le  delai 
dune  annee. 

f&gnatairt*:  Favon,  Catame-Colwi,  Gobat,  Iten, 
Jäger,  Jeanhenry,  Müller,  Pioda,  Rossel,  Triquet, 
Vincent. 


Präsident:  Ich  habe  Ihnen  xonflohst  mitzuteilen, 
dass  Herr  Manzoni  aul  meine  Anfrage  mitgeteilt 
hat,  er  sei  einverstauden,  dass  sein  Antrag  in  abseti- 
tia  des  Antragstellers  behandelt  werde.  Kr  schliesse 
sich  im  grossen  und  ganzen  der  Motion  «les  Herrn 
Wullschleger  an.  Sind  Sie  eiuverstauden.  da«  die 
Motion  auch  in  Abwesenheit  des  Herrn  Motionars 
behandelt  und  erledigt  werde?  —  Es  ist  dies  der 
FaU.  Das  Wort  bat  Herr  Wullschleger. 


Wnitocbteger:  Eine  eigentümliche  Ouvertüre  zu 
den  Ersparnis- Verhandrongen.  die  nun  folgen  sollen, 
wer  der  eben  gefaeste  Beschluss  betreuend  Bewilli- 
gung eines  Kredites  von  Fr.  300,000  für  Artillerie- 
Senieesversuche  in  Thun.  Hingegen  ist  diese  Er- 
«heinong  keine  angewöhnte  in  den  eidgenössischen 
RAton.  Wir  sind  es  gewohnt  sehr  viel  von  Erspar- 


ten zu  bewilligen,  wie  auch  im  letzten  Herbst,  als 
wir  di»  grosse  Spardebatte  hatten,  mitten  in  dieselbe 
hinein  der  bekaunte  Beschluss  des  Standeratcs  fiel, 
iior.  als  allgemein  hier  von  einer  Verkürzung  der  Sub- 
ventionen die  Bede  war,  den  Antrag  des  Bundes- 
rates übertrumpfte  und  lür  einen  speciellen  Zweck 
eine  höhere  .Subventionsrate  Leschloss.  Ich  bin  also 
keineswegs  etwa  überrascht  durch  den  Beschiuss, 
der  vorhin  gefasst  worden  ist;  allein  ich  halte  die 
finanzielle  Situation  der  Eidgenossenschaft  für  eine 
derart  ernste,  dass  meines  Erachtens  eine  gründ- 
liche Prüfung  der  Fra^e.  ob  auf  dem  Budget  der 
Militärverwaltung  nicht  Ersparnisse  erzielt  worden 
konntou,  auch  heute  noch,  wio  vor  einem  halben 
Jahre,  vollauf  angebracht  ist.  Freilich  verhehle  ich 
mir  nicht,  dass  es  in  diesem  Saale  keine  sehr  dank- 
bare Aufgabe  ist.  für  Reduktionen  des  Militär- 
Budgets  zu  sprechen,  weil  ja  der  Kriegsgewaltigen 
gar  viele  hior  anwesend  sind,  die  sich  bereits  in 
Kamplesstellung  begeben  haben,  um  diejenigen,  die 
sich  erkühnen,  solche  Ausgaben-Hcduktionen  zu  po- 

.Und  es  ist  ja  eine 
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ungleich  dankbarere  Aurgabe  für  den  Herrn  Chef 
des  Militärdepartements,  hier  die  Notwendigkeit 
seines  Budgets  und  sogar  eine  Vermehrung  des- 
selben zu  begründen,  da,  wenn  er  es  im  richtigen 
Brustton  der  Ueberzeuguiig  vorbringt,  er  ja  dos  Bei- 
falls vieler  sicher  sein  kann.  Immerhin  sind  solche 
Siege  doch  nicht  so  grosse,  wio  es  hier  vielleicht 
in  diesem  Saale  momentan  erscheinen  mag,  und 
im  Volke  draussen  ist  der  EBokt  oft  ein  andorer, 
als  sich  manche  hier  vorstellen.  Jedenfalls  aber 
halte  ich  die  Klage  eines  verdienten  Offizien  und 
höheren  Militärbeamten,  der  letzthin  hier  einen  Vor- 
trag gehalten  hat,  für  unbegründet,  die  Klage  näm- 
lich, dass  dermalen  in  der  Bundesversammlung  ein 
mi  Ii  tarfeindlicher  Geist  herrsche;  ich  wenigstens 
habe  davon  noch  nichts  verspürt.  Opposition  hat 
sich  Oberhaupt  nur  kundgegeben  gegenüber  gewissen 
Ausgaben  und  gewissen  Begehrlichkeiten  der  mass- 
gebenden militärischen  Kreise;  aber  alle,  ohne 
Unterschied  der  politischen  Meinung,  sind  damit 
einverstanden,  dass  wir  das  Notwendige  für  die 
Verteidigung  des  Vaterlandes  thun  müssen.  Allein 
ich  kann  nicht  umhin,  zu  wiederholen,  was  ich  im 
vorigen  Herbst  anlässlich  der  grossen  Finanzdebatto 
schon  bemerkt  habe,  dass  die  Landesverteidigung 
nicht  allein  eine  Aufgabe  der  Militärtechnik  ist,  ob- 
schon  sie  das  ja  in  erster  Linio  sein  muss,  sondern 
dass  sin  ebensosehr  eine  Sacho  ist  der  materiellen 
Wohlfahrt,  der  Ausgleichung  der  socialen  Gogen- 
sätze  in  unserm  Volke  und  der  Förderung  der  Volks- 
bildung, der  Volkserziehung,  und  wenn  wir  bloss 
einseitig  die  Landesverteidigung  aufbauen  auf  den 
Institutionen  und  Massrcgeln  der  Militärtechnik  und 
andere  Aufgaben  darüber  vernachlässigen,  so  wird 
die  Landesverteidigung,  ob  wir's  wollen  oder  nicht, 
thatsächllch  geschädigt.  Es  ist  deshalb  notwendig, 
ein  gewisses  Gleichgewicht  zwischen  diesen  ver- 
schiedenen Seiten  und  Aufgaben  der  Landesvertei- 
digung herzustellen,  und  nicht  die  eine,  diojsnigo 
der  materiellen  Wohlfahrt  des  Landes,  diejenige 
der  Erziehung  und  Bildung  des  Volkes  zu  Gunsten 
der  militärtechniachen  Seite  der  Landesverteidigung 
ta  vernachlässigen.  Sie  werden  nun  wohl  die  Frage 
stellen,  ob  denn  die  heutige  finanzielle  Lage  der 
Eidgenossenschaft,  nachdem  wir  vor  einem  halben 
Jahro  einlässlich  Uber  dieselbe  gesprochen  haben, 
noch  eine  derartige  sei,  dass  ernsthaft  von  einer 
Reduktion  des  Militärbudgets  gesprochen  werden 
müsse,  und  ich  glaube,  diese  Frage  bejahen  zu 
sollen.  Sie  haben  bereits,  glaube  ich,  dadurch, 
dass  Sie  diese  Anträge  in  der  dermal  i  gen  Session 
behandeln  wollen,  erklärt,  dass  die  Rücksichtnahme 
auf  das  Resultat  der  Volksabstimmung  vom  SO.  Mai 
hier  keine  Rolle  spielen  kann.  Ob  am  20.  Mai  das 
Versicherungsgesetz  angenommen  oder,  was  der 
Sprechende  bedauern  würde,  vom  Volke  verworfen 
wird,  es  spielt  dieser  Umstand  keine  Rollo  mit  Be- 
zog auf  die  Beurteilung  der  llnanzicllen  Lapo  unseres 
Landes.  Denn  wird  das  Vcrsichertmgsgcsolz  ange- 
nommen, so  haben  Sie  zu  rechnen  mit  einer  mut- 
masslichen jährlichen  Mehrausgabe  von  7 — 8  Mil- 
Franken.  welche  vom  Jahre  1003  an  in  Kraft 
wird.  Wird  ahm-  das  Versicherungsg^setz 
verworfen,  so  haben  Sie  nichtsdestoweniger  vor 
sich  denjenigen  Artikel  der  üundesverfassunu,  wel- 
cher eine  Einführung  der  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung verlanpt.  ein  Artikel  der  Bundesverfas- 
sung, der  nicht  etwa  unbeachtet  anlässlich  der  Vor- 
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lago  einer  neuen  Verfassung  vom  Volke  angenom- 
men wordon  ist,  sondern  ein  Artikel,  der  in  einer 
speciellen  Volksabstimmung  mit  vollem  Bewußtsein 
des  Schweizervolkes  durch  die  sehr  grosse  Mehr- 
heit der  Volks-  und  Standessi immen  angenommen 
worden  ist.  Also  auch,  wenn  das  Vers  ich  erungs- 
geselz  abgelehnt  würde,  hatten  wir  uns  nach  wie 
vor  gelasst  zu  macheu  auf  bedeutende  Leistungen 
des  Bundes  für  die  Durchführung  einer  Kranken- 
und  Unfallversicherung,  und  so  schwierig  immer- 
hin eine  neue  Losung  dieser  Versicherungsfrage 
sein  muss,  und  ich  halte  sie  in  der  That  für  schwie- 
riger als  manche,  welche  vielleicht  am  20.  Mai 
leichton  Herzens  nein  stimmen  werden,  so  wird 
diese  Frage  auf  die  Dauer  nicht  zurückgestellt  wer- 
den können,  und  in  der  einen  oder  andern  Form 
werden  wir  sie  zu  einer  glücklichen  Ldsuug  zu 
bringen  suchen  müssen.  Wio  man  sich  aber  auch 
diese  Lösung  der  Vorsicherungsfrago  vorstolle,  so 
wird  sie  meiner  festen  Uoberzeugung  nach  nicht 
möglieh  sein  ohne  ganz  bedeutende  finanzielle  Auf- 
wendungen des  Bundes,  die  kaum  zurückbleiben 
werden  hinter  dorn,  was  in  dem  vorliegenden  Ver- 
sicherungsgesolzo  in  Aussicht  genommen  ist,  mög- 
licherweise sogar  über  das  hier  Vorgesehene  bin- 
ausgeheu  werden.  Ich  glaube  also,  wir  dürfen  keines- 
wegs etwa  abstellen  auf  eine  allfälligo  Verwerfung 
des  Versicherungsgesetzes,  sondern  wir  müssen  uns 
mit  einer  bedeutenden  jahrlichen  Mehrausgabe  des 
Bundes  für  diese  Zwecke  auf  alle  Fälle  vertraut 
machen,  und  wenn  auch  die  Lösung  der  Frage  auf 
neuer  Basis  im  Falle  der  Verworfung  des  Gesetzes 
mehrere  Jahre  erfordern  würde  und  die  definitive 
Einfuhrung  der  Versicherung  noch  über  das  Jahr 
1903  hinaus  verschoben  werden  müsste,  so  wäre  es 
trotzdem  unsere  Pflicht,  unsere  jährlichen  Einlagen, 
sofern  es  irgendwie  das  Resultat  der  Staatsrech- 
nungen  gestattet,  in  den  Versicherungsfonds  fortzu- 
setzen und  diesen  derart  zu  äufnen,  dass  die  Ein- 
führung der  Versicherung  auch  in  späteren  Jahren 
keinen  finanziellen  Bedenkon  rufen  kann.  Wir 
müssen  um  so  mehr  auf  die  fortgesetzte  Aeufnung 
dieses  Versicherungsfonds  Bedacht  nehmen,  als  ja 
sonst,  wenn  wir  diese  Einlagen  unterlassen,  sehr 
wohl  die  Gefahr  entstehen  könnte,  dass  wir  uns 
vorleiten  Hessen  zu  neuen  Ausgaben  und  dadurch 
die  Einführung  des  Versicherungswerkes  auf  neuen 
Grundlagen  gefährden  würden.  Nun  hat  allerdings 
das  Zukunftsbudget,  welches  der  Bundesrat  voriges 
Jahr  aufgestelt  hat,  durch  die  verschiedenen  Be- 
schlüsse, die  Sie  fasston,  eino  etwelche  Verbesse- 
rung erfahren,  und  es  sind  die  voraussichtlichen 
Finanzresullate  der  nächsten  Jahre  auf  Grundlage 
dieser  Beschlüsse  weniger  besorgniserregende,  als 
es  die  Aufstellungen  des  Bundesrates  gewesen  sind, 
von  donen  wir  ja  freilich  zum  voraus  wussten,  dass 
sie  nicht  gerade  optimistisch  gohalten  wurden.  Es 
ist  ja  überhaupt  die  natürliche  Voraussetzung  eines 
ordnungsgemäss  aufgestellten  Budgets,  dass  es  pes- 
simistischer gehalten  sei,  als  das  nachherige  defi- 
nitive Resultat,  wenn  es  auch  nicht  gerade  uotwen. 
dig  ist,  so  pessimistisch  die  Budgets  zu  fassen,  wie 
es  in  der  Bundesfinanzverwaltung  Uebung  ist  Nun 
haben  ja  die  Zeitungon  uns  in  den  letzten  Tagen 
gemeldet,  dass  das  Resultat  der  eidgenössischen 
Staatsrechnung  vom  Jahre  1K09  bedeutend  günstiger 
aus  Hol,  als  das  Budget.  Hingegen  waren  wir  ja 
einigermassen  darauf  gefasst,  und  wenn  wir  auch 
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nicht  •,.•>  erwartet  liaben,  dass  es  um  4  Millio- 
nen günstiger  sein  werde,  als  das  Uudget,  so  haben 
wir  uns  immerhin  aul  ein  wesentlich  günstigeres 
KesuJUl,  als  budgeticrt  war,  vorgosoheu.  Statteines 
Ausgaben-Ueberschusses  von  2  Millionen  rund,  weist 
die  Staatsrechnuug  vom  letzten  Jahre  einen  Ein- 
nahmen-Ueberschuss  von  rund  2'/*  Millionen  auf, 
und  es  hat  sich  dabei  ergeben,  soweit  ich  wenig- 
stens den  Meldungen  der  Presse  entnahm  —  den 
offiziellen  Bericht  habe  ich  noch  nicht  zu  Gesichte 
bekommen  —  dass  speciell  auf  dem  Budget  des 
Militärwesons  eine  Minderausgabe  von  rund  einer 
Million  erzielt  worden  ist,  insofern  eine  bemerkens- 
werte Erscheinung,  als  sie  zeigt,  dass  man  auch  in 
der  Militärverwaltung  sparen  kann,  wenn  man  sich 
ernstlich  die  Mühe  giebt 

Was  das  Militärbudget  nun  im  spociellen  anbe- 
langt, so  hatte  der  Bundesrat  in  seinem  Zukunfts- 
budget für  das  Jahr  1900,  aufgestellt  im  Sommer 
vorigen  Jahres,  eine  Ausgabe  von  Fr.  28,779,000  vor- 
gesehen; die  nationalrätlicbe  Finanzkommission 
nahm  Ersparnisse  von  zunächst  Fr.  257,000  in  Aus- 
sicht, in  der  Meinung,  dass  in  späteren  Jahren  diese 
Ersparnisse  'unehmen  werden,  und  der  Voranschlag 
des  Bundesrates  für  das  Jahr  1900,  anfangs  Winter 
vorigen  Jahres  aufgestellt,  nahm  weitere  Ersparnisse 
von  Fr.  118,000  in  Aussiebt,  welche  gemäss  den 
definitiven  Beschlüssen  der  Bundesversammlung 
eine  fernere  Vermehrung  von  Fr.  58,000  ergeben, 
so  dass  das  nun  von  den  Räten  beschlossene  Budget 
für  das  Jahr  1900  eine  Ausgabe  von  Fr.  28,346,000 
in  Aussicht  nimmt  Wir  haben  es  also  mit  einer 
sehr  bedeutenden  Ausgabe  zu  thun,  und  die  bis 
jetzt  auf  dem  Papier  erzielten  Ersparnisse  sind  nicht 
gerade  sehr  bedeutende.  Die  Bundesversammlung 
hat  denn  auch  eingesehen,  dass  es  mit  den  bereits 
in  Aussicht  genommenen  Ersparnissen  sein  Bewen- 
den nicht  haben  solle,  und  sowohl  im  Herbste 
vorigen  Jahres,  als  Resultat  der  Finanzdebatte,  wie 
auch  anlasslich  des  diesjährigen  Budgets  im  letzten 
Dezember,  eine  Reihe  von  Beschlüssen  gefasst  und 
Postulate  aufgestellt,  welche  den  Bundesrat  zu 
weiteren  Ersparnissen  im  Militärbudget  veranlassen 
wollen.  Iah  befinde  mich  also  grundsätzlich  mit 
meinem  Antrage  in  sehr  guter  Gesellschaft,  in  der 
Gesellschaft  der  Majorität  der  beiden  Räte,  und  es 
will  mein  Antrag  principiell  die  ganze  Frage  nur 
auf  einen  breitern  Boden  stellen.  Statt  lediglich  ein- 
zelne Anregungen  und  Forderungen  herauszugreifen, 
will  er  die  ganze  Frage  der  Ersparnisse  auf  dem 
Budget  der  Militärverwaltung  einer  gründlichen  und 
systematischen  Untersuchung  unterstellt  wissen,  und 
es  scheint  mir,  dass  eine  solche  allgemeine  gründ- 
liche Untersuchung,  welche  weitere  und  grössere  Er- 
sparnisse im  Militärwesen  zur  Folge  haben  müsste, 
sehr  wohl  angebracht  sei,  angesichts  der  zum  Teil 
▼on  mir  sohon  skizzierten  Finanzlage. 

Aber  es  wäre  diese  Skizze  unvollständig,  wenn 
ich  nicht  auch  noch  hinweisen  wollte  auf  die  Aut- 
gaben, welche  uns  augenscheinlich  in  naher  Zeit 
bevorstehen.  Sie  erinnern  sich,  dass  eine  Reihe  von 
Aufgaben  zurückgestellt  worden  sind,  um  das  Ver- 
sicherungswerk finanziell  zu  sichern.  Sie  wissen,  dass 
diese  Aufgaben  wohl  momentan,  aber  nicht  auf  die 
Dauer  zurückgestellt  werden  können;  Sie  wissen 
wohl  auch,  wie  ich  es  wahrgenommen  habe,  dass 
diese  Verschiebungsbeschlüsse  keinen  günstigen  Ein- 
druck in  weiten  Kreisen  des  Volkes  gemacht  und  offen-  > 


bar  und  leider,  muss  ich  hinzulügen,  in  noch 
grösserem  Umfange,  als  ich  selber  damals  glaubte 
befürchten  zu  müssen,  eine  ungünstige  Stimmung 
mit  Üe/.un  auf  das  Vorsicherungsgeset/.  erzeugt  haben. 
Es  ist  vertagt  worden  das  Lebensmittelpolizeigesetz 
und  das  Forstpolizeigesetz.  Diese  Gesetze  werden 
uns  in  nicht  allzu  ferner  Zeit  wieder  beschäftigen 
müssen;  denn  man  wird  es  auf  die  Dauer  nicht 
verantworten  können,  dass  man  das  Volk  express 
über  zwei  neue  Verfassungsartikel  abstimmen  liess, 
ohne  die  zur  Ausführung  dieser  Verfassungsartikel 
notwendigen  Gesetze  nun  auch  wirklich  zu  erlassen. 

Es  lässt  sich  schwer  ermessen,  welche  Mehraus- 
gaben uns  durch  diese  Gesetze  entstehen  werden; 
ich  schütze  sie  vorläufig  für  diese  beiden  Gesetze 
auf  V*  bis  1  Million  jährlich,  je  nachdem  den  ver- 
schiedenen Anträgen,  die  gestellt  sind,  entsprochen 
wird  oder  nicht  Sie  haben  auch  eine  Vorlage  zu- 
rückgestellt über  die  Neuorganisation  des  Militär- 
departements; inwiefern  die  in  der  Höhe  von  etwa 
130,000  Franken  vorgesehenen  Mehrausgaben  not- 
wendig sind,  vermag  ich  nicht  zu  beurteilen.  Es 
wüd  dieser  Posten  allerdings  nicht  schwer  ins  Ge- 
wicht fallen,  und  es  ist  sehr  wohl  denkbar,  dass 
das  eine  oder  andere,  was  in  jener  Vorlage  des  Mili- 
tärdepar lernen  ts  bezw.  des  Bundesrates  als  notwen- 
dig hingestellt  worden  ist,  sich  bei  näherer  Prüfung 
als  verschiebbar  erweisen  wird.  Sie  haben  aber 
noch  eine  viel  grössere  Aufgabe  vor  sich,  eine  alte 
Aufgabe,  welche  für  gewisse  und  nicht  einflusslose 
Kreise  unseres  Volkes  seit  Jahren  fast  zur  Herzens- 
sache geworden  ist:  die  finanzielle  Unterstützung  der 
Volksschule,  wofür  man  von  einer  Ausgabe  von  2 
Millionen  gesprochen  hat  Dieses  Postulat  wird 
immer  wiederkehren,  bis  es  seine  gesetzliche  Durch- 
führung gefunden  haben  wird.  Es  liegt  ferner  vor 
Ihnen  ein  Gesetzesentwurf  über  die  Reorganisation 
der  Telegraphen-Verwaltung.  Ich  vermag  nicht  zu 
bourleilen,  inwiefern  die  bezüglichen  Vorschläge 
dos  Bundesrates  richtige  sind;  aber  ich  weiss,  dass 
in  verschiedenen  Kreisen,  sowohl  innerhalb  als 
ausserhalb  der  Verwaltung,  die  Reorganisation  der 
Telegraphen- Verwaltung  als  eine  bittere  Notwendig- 
keit empfunden  wird.  Der  Bundesrat  hat  hiefür  eine 
Mohrausgabe  von  ca.  120,000  Franken  in  Aussiebt 
genommen. 

Sie  haben  also  jedenfalls  in  den  nächsten  Jahren, 
ganz  abgesehen  von  ferneren  Aufgaben,  die  noch 
an  uns  herantreten  könnten,  mit  bedeutenden  Mehr- 
ausgaben zu  rechnen.  Es  kann  auch  von  einer 
wesentlichen  Reduktion  der  auf  Gesetz  oder  Uebung 
beruhenden  Subventionen  für  die  landwirtschaft- 
lichen, gewerblichen  und  kommerziellen  Kreise 
u.  s.  w.  im  Ernste  nicht  die  Rede  sein;  im  Gegen- 
teil wird  da  und  dort  vielleicht  noch  mehr  gethan 
werden  müssen,  und  ich  müsste  mich  sehr  täuschen, 
wenn  die  mit  zahlreichen  Unterschriften  bedeckte 
Motion,  die  gestern  hier  eingereicht  worden  ist 
und  welche  eine  Revision  des  eidgenössischen  Vieh- 
seuchen-Gesetzes bezweckt,  eine  Motion,  die  die 
Folge  ist  von  zahlreichen  empfindlichen  Schädigun- 
gen der  Landwirtschaft  während  des  letzten  Jahres 
infolge  der  so  massenhaft  aufgetretenen  Viehseuchen* 
nicht  auch  auf  eine  weitere  Schröpfung  der  Bun- 
deskasse zu  Gunsten  der  notleidenden  Teile  der 
Landwirtschaft  abzielte.  Ich  glaube  also,  es  ist  zeit» 
gemäss,  an  weitere  Ersparnisse  zu  denken  und  ernst- 
haft zu  prüfen,  ob  nicht  aul  demjenigen  Ausgaben- 
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posten,  welch»  der  grösste  In  unwer  Staatsrech- 
nung ist,  der  Militärverwaltung,  weitere  Reduktionen 
sieb  erzielen  liessen. 

Nun  stehen  wir  ja  nicht  zum  ersten  Male  vor 
dieser  Frage  und  seit  der  Annahme  der  gegenwär- 
tigen Bundesverfassung  von  1874  und  der  Militär- 
organisation, die  au!  dieselbe  sich  gründete,  hat  je 
und  je,  wenn  die  eidgenössischen  Finanzen  das  Gleich- 
gewicht verloren  hatten,  die  Frage  von  Ersparnissen 
au!  dem  Militärbudget  eine  grosse  Rolle  gespielt. 
Man  hat  Anregungen  gemacht,  Wüuschc  formuliert, 
Poetulate  aufgestellt,  aber  leider  in  der  Regel  je- 
weilen  dinsolben  allzu  rasch  lallen  lassen,  wenn  das 
Resultat  einer  Slaatsrechnung  günstiger  ausfiel,  als 
man  kurz  vorher  angenommen  hatte.  Ich  erinnere 
an  die  Bestrebungen  für  Reduktionen  auf  dem  Mili- 
tärbudget in  der  zweiten  Hälfto  der  70er  Jahre, 
deren  praktische  Folge  der  Krlass  eines  Hundesge- 
setzes betr.  Suspendierung  einiger  Bestimmungen 
der  Militärorganisation  war.  Dieses  vom  21.  Feb- 
ruar 1878  datierende  Bundesgesetz  hatte  hauptsäch- 
lich verlügt  eine  Reduktion  der  Dauer  der  Infanterie- 
Rekrutenscbulen  von  45  auf  43  Tage,  eine  Be- 
schränkung der  Kavallerie-Cadres-Kurse,  eine  Re- 
duktion der  Ausgaben  für  Fuhrwerko  und  Aus- 
rüstungsgegenstande, lerner  eine  Sold-Reduktion 
namentlich  für  Offiziere.  Dieses  Gesetz  war  die 
Folge  des  Gleichgewicht-Postulates  vom  4.  Juli  1876, 
welches  verschiedene  militärische  Postulato  nach 
sich  gezogen  hatte,  so  namentlich  Postulate,  die 
hinzielten  au!  die  Vereinfachung  der  {Militär-Ver- 
waltung, die  Reduktion  der  Rekrutenzahl  und  die 
Reduktion  der  Instruktorenzahl.  Eine  fernere  Be- 
wegung für  Reduktion  des  Militärbudgets  machte 
sich  geltend  anfangs  der  90er  Jahre,  als  im 
Dezember  1892,  nachdem  die  Bundesfinanzen  auch 
wiederum  lür  einige  Zoit  etwas  in  Unordnung  ge- 
raten waren,  neuerdings  ein  Gleichgewichtspostulat 
beschlossen  wurde.  Die  Folge  dieses  Postulates 
waren  Berichte  des  Bundesrates  vom  2.  Dezember 
1893  und  3.  Dezember  1894,  Berichte,  welche  durch 
den  nachherigen  Bericht  des  Bundesrates  Uber  den 
sogenannten  Beutezug,  d.  h.  die  Zollinitiative,  ihre 
Bekräftigung  fanden.  Damals  war  in  diesen  zwei 
Beriohten  sehr  die  Rede  von  dem  ernsthaften  Be- 
streben des  Bundesrates,  nach  durchgeführter  Neu- 
bewaffnung der  Infanterie  auf  ein  sogenanntes  nor- 
males Militärbudget  zurückzukehren,  das  nach  diesen 
Berichten  sich  ungefähr  um  die  Zahl  von  21—22 
Millionen  jährlich  herumbewegte;  es  ist  das  auch 
eine  Summe,  welche  voriges  Jahr  Herr  Ständerat 
Blumer  in  seinor  Broschüre  über  die  Finanzlage 
der  Eidgenossenschaft  als  diejenige  bezeichnete, 
welche  bei  ernsthafter  Spartendenz  in  den  mass- 
gebenden Behörden  ganz  wohl  eingehalten  werden 
könnte,  und  ich  glaube  in  der  That,  dass  dies  mög- 
lich wäre,  wobei  ich  bemerke,  dass  ich  von  vorn- 
herein mich  nicht  auf  den  Standpunkt  stelle,  den 
Herr  alt  Ständerat  Planta  in  seiner  voriges  Jahr  er- 
schienenen Broschüre  über  die  Finanzlage  der  Eid- 
genossenschaft eingenommen  hat.  der  meint,  dass 
die  Militärverwaltung  mit  einem  Ausgabenbudget 
von  15  Millionen  jährlich  auskommen  könnte.  Ich 
glaube  in  der  That,  dass  dies  nicht  möglich  sein 
würde,  beharre  aber  umsomehr  darauf,  dass  dies 
der  Fall  sein  dürfte  bei  einer  Ausgabensumme  von 
ungefähr  20-22  Millionen  jährlich. 

Wenn  Sie  die  damaligen  specialen  Poslulate  durch- 


gehen, die  Im  Gefolge  des  Glelchgewlchts-Postuiatei 
vom  Jahre  1892  aufgestellt  worden  sind,  so  begegnen 
Sie  einer  Reihe  alter  Bekannter,  welche  zum  Teil 
voriges  Jahr  von  der  Gleichgewichts-Kommission  und 
von  der  Budget-Kommission  und  von  Ihnen  selbst  zu 
Ehren  gezogen  worden  sind.  Es  darf  bei  diesem 
Anlasse  noch  ganz  speciell  hingewiesen  werden  au! 
die  Berichte  der  nationalrätlichen  Kommission  vom 
12  Februar  und  vom  10.  Dezember  1895,  Berichte, 
die  um  so  grössere  Aufmerksamkeit  beanspruchen, 
als  die  Kommission  zu  ihren  Mitgliedern  die  her- 
vorragendsten militärischen  Autoritäten  zählte,  wie 
die  Herren  Oberst  Künzli,  Berlinger,  Bühlmann  und 
Ceresole.  In  ihrem  Berichte  vom  12.  Februar  1895 
stellte  die  Kommission  den  Antrag,  die  Dauer  der 
Wiederbolungskurse  der  Infanterie  und  des  Genie 
im  Auszug,  Einrückungs-  und  Entlassungstag  inbe- 
griffen, festzusetzen  für  die  Cadres  auf  20,  für  die 
Mannschaft  au!  15  Tage,  also  für  die  Mannschaft 
die  Kurse  um  5  Tage  zu  reduzieren,  für  die  Cadres 
aber  einen  sogenannten  Vorkurs  einzuführen  und 
die  Gesamtdauer  für  die  Cadres  au!  der  Zahl  von 
Tagen  zu  belassen,  wie  sie  durch  das  Gesetz  be- 
reits vorgesehen  ist  Die  Kommission  berechnete 
die  daraus  resultierende  Ersparnis  auf  Fr.  275,000 
bis  323,000. 

In  ihrem  zweiten  Berichte  vom  10.  Dezember 
1895  erklärte  die  Kommission,  dass  sie  —  ichmuss 
hinzufügen  leider  —  ihre  sämtlichen  Anträge  und 
Postulate  fallen  lasse,  eimmerhin  in  der  Meinung, 
dass  der  Bundesrat  ungeachtet  der  bessern  Finanz- 
lage, die  in  seiner  Botschaft  vom  3.  Dezember  1894 
angeregten  Ersparnisse  und  Erhöhungen  von  Ein- 
nahmen verwirklichen  werde,  und  in  der  weitern 
Erwartung,  dass  der  Bundesrat  und  die  Bundesver- 
sammlung darauf  bedacht  sein  werden,  neues  Stö- 
rungen des  Gleichgewichtes  vorzubeugen» 

Die  Revision  der  Militär-Organisation  hat,  wie 
Sie  wissen,  noch  auf  sich  warten  lassen,  und  es 
ist  deshalb  umsomehr  zu  bedauern,  dass  die  dama- 
lige Finanzkommission  trotz  der  etwas  günstigem 
Finanzlage,  die  sich  im  Verlaufe  ihrer  Thätigkeit 
eingestellt  hat,  nicht  auf  ihren  Anträgen  beharrte 
und  damit  sowohl  den  Bundesrat,  als  die  Bundes- 
versammlung, die  leider  oft  allzu  gutmütig  ist, 
etwas  gezwungen  hätte,  au!  dem  Gebiete  des  Sparens 
mehr  zu  thun.  während  es  im  allgemeinen  nur  bei 
platonischen  Wünschen  geblieben  ist 

Im  vorigen  Jahre  haben  Sie  folgende  Anträge 
zum  Beschluss  erhoben.  Zunächst  am  6.  Oktober, 
als  Abschluss  der  grossen  Finanzdebatte: 

«Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  durch  strengere 
Handhabung  der  bezüglichen  Vorsohrilten  oder, 
wenn  erforderlich,  durch  Aenderung  derselben  da- 
für  zu  sorgen,  dass  nur  solche  Leute  als  militär- 
tauglich erklärt  werden,  welche  die  hiefßr  nötigen 
körperlichen  und  geistigen  Eigenschaften  wirklich 
besitzen.»  Sodann: 

«In  den  Wiederholungskursen  im  Corpsverbande 
sind  für  die  Infanterie  nur  100  Patronen  per  Ge- 
wehrtragenden  abzugeben. » 

«In  den  Wiederholungskursen  der  Artillerie  im 
Corps  verbände  hat  eine  Reduktion  der  Munitions- 
dotation um  20  Patronen  per  Geschütz  einzutreten.» 

Forner  haben  Sie  das  Bundesgesetz  betreffend 
Inspektion  und  Unterrieht  dos  Landsturms  vom 
29.. Juni  189i  dahin  abgeändert,  dass: 
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a.  die  vorgesehenen  Uebungen  des  bewaffneten 
Landsturms  durch  blosse  Waffen-  und  Ktoider- 
inspektionen  ohne  Soldauszahlung  ersetzt  wer- 
den; 

b.  die  Verpflichtung  der  Infanterie  des  Landsturms 
zur  Teilnahme  an  den  Schiossübungen  dor  frei- 
willigen Sohiessvereine  aufgehoben  wird. 

Bei  Anlass  der  Budgetberatung  pro  1900  haben 
Sie  folgendes  Postulat  angenommen: 

«Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  in  den  Bot- 
schaften zu  Budget  und  Staatsrechnung  je  weilen  die 
sämtlichen  durch  die  Befestigungen  veranlassten 
Ausgaben  in  einem  besondern  Abschnitte  zu  einer 
übersichtlichen  Darstellung  zusammenzufassen.» 

Es  ist  das  an  und  für  sich  nicht  eine  Ersparnis, 
kann  aber  doch  als  eine  Mahnung  zu  solchen  an 
die  Adresse  des  Bundesrates  aufgefasst  werden, 
indem  man  durch  diese  Zusammenstellung  einen 
bessern  Ueberblick  darüber  haben  will,  was  diese 
teuren  Festungen  eigentlich  kosten.  Ferner  wurde 
der  Bundesrat  eingeladen,  zu  untersuchen,  cob  nicht 
die  Ausgaben  für  Verwaltung  und  Unterhalt  der  be- 
stehenden Festungswerke,  sowie  Instruktion  der  be- 
treffenden Truppen  ermässigt  werden  könnten.» 

Sodann  wurde  der  Bundesrat  beauftragt,  «zu  vor» 
anlassen,  dass  zum  Zwecke  der  Erzielung  von  Er- 
sparnissen und  besserer  Ausnützung  der  Instruk- 
tionszeit die  Regimentswiederholungskurse  der  VIH 
Division  möglichst  im  Divisionsgebiete  selbst  abge- 
halten werden  und  die  sog.  Manöverdivision  für  die 
Armeecorpsübungen  soweit  nötig  in  anderor  Weise 
als  durch  Beiziehung  von  Regimentern  der  VIIL 
Division  kombiniert  werde.» 

Und  endlich  haben  Sie  den  Bundesrat  eingeladen, 
«zu  untersuchen  und  zu  berichten,  ob  nicht  ohne 
Beeinträchtigung  der  zu  erreichenden  Unterrichts- 
ziele die  Einheitspreise  pro  Mann  und  pro  Tag  in 
den  Rokrutonschulcn,  Wicdorholungskurson,  Nach- 
dienstkursen  und  Cadrekursen  herabgesetzt  werden 
könnten.» 

Es  ist  also  der  Bundesrat  unter  Hinweis  auf  eine 
ganze  Reihe  specieller  Punkte  bereits  beauftragt 
worden,  nach  Ersparnissen  im  Militärbudget  zu 
suchen,  und  es  wäre  die  Annahme  meines  Antrages 
nur  eine  Vervollständigung  der  bereits  von  Ihnen 
gefasslen  Beschlüsse. 

Wenn  Sie  mich  fragen,  auf  welche  Weise  wei- 
tere Ersparnisse  erziolt  werden  könnten,  so  muss 
ich  zunächst  allerdings  darauf  verweison.  dass  es 
Sache  eingehender  Studien  der  kompetenten  Mili- 
tärorgane  sein  muss,  zu  untersuchen,  auf  welchen 
Ausgaboposton  die  nötigen  Ersparnisse  gemacht 
werden  können,  und  ich  kann  im  weitern  an  all 
die  erwähnten  Wünsche  und  Postulato  anknüpfen. 
Diese  Wünsche  und  Postulate  würden  also  auch 
einen  Teil  der  Anregungen  bilden,  welche  ich  mei- 
nerseits vorzubringen  hatte.  Im  weitem  aber  er- 
laube ich  mir,  wiederholt  die  Frage  aufzuwerfen, 
ob  nicht  auf  die  nachgerade  unheimliche  Propor- 
tionen annehmenden  Truppenzusammcnzüge.  über 
deren  Wert  man  bekanntlich  auch  in  Fachkreisen 
nicht  ganz  übereinstimmende  Urteilo  hört,  könnte 
Verzicht  geleistet  werden.  Ich  kann  mir  zwar  ganz 
gut  vorstellen.  dass  die A  rmeo  corp«  ü  bu  ngen  für  die 
Trupponführer  einen  gewissen  Wert  besitzen;  allein 
ich  möchte  die  Frage  so  stellen,  ob  der  Wert  dieser 
Uebungen,  den  ich  an  und  für  sic  h  kein^wpjs  ]v 
streiten  will,  ein  derartig  sei,  da»*  uuLcdiugt  au 


diesen  errossen  Truppenzusammenztigen  festgehalten 
werden  müsse  oder  ob  dieöor  Wert  bloss  ein  der- 
artiger sei,  dass,  im  Hinblick  auf  die  Finanzlage, 
auf  die  Durchführung  jener  Uebungen  könnte  ver- 
zichtet werden.  Die  Ersparnis  wurde  nach  der 
Aussage  von  Herrn  Bundesrat  Müller  jährlich 
Fr.  300,000  betragen. 

Sodann  liesse  sich  die  Frage  aufwerfen,  ob  man 
nicht,  ähnlich  wie  früher  unter  dem  Eindruck  un- 
günstiger Jalnesrechnungcn,  zur  Einberufung  einer 
kleinern  Zahl  von  Jahrgängen  in  die  Wiederholungs- 
kurse des  Auszuges  zurückkehren  könnte,  in  dem 
Sinne,  das»  wir,  wie  das  die  Militärorganisation 
eigentlich  als  Regel  in  Aussicht  genommen  hatte, 
statt  10  bloss  die  8  jüngsten  Jahrgänge  einberufen 
würden.  Es  Hesse  sich  dadurch,  wio  früher  vom 
Bundesrate  oder  von  einer  Kommission  ausgerechnet 
wurde,  eine  Ersparnis  von  ca.  Fr.  250,000  erzielen. 
Die  Einschränkung  der  Inspektionstage  und  die  ver- 
mehrte Dispensation  einzelner  Kategorien  von  den 
Inspektionen  liesse  sich  auch  noch  erwägen,  mehr 
vom  Standpunkte  der  Entlastung  der  Mannschalt 
aus,  als  von  dem  dor  Bundestinauzen,  da  ja  durch 
diese  Inspektionen  dem  Bund  keine  grossen  Aus- 
lagen erwachsen.  In  einem  Vortrage,  den  ein  sehr 
verdienter  Militärbeamter  gehalten  hat,  sind  diese 
Inspektionen,  ich  möchte  fast  sagen,  in  despektier- 
licher Weise  kritisiert  worden,  in  einer  Woise, 
wie  ich  es  nicht  gewagt  hatte,  es  hier  zu  thun. 
Allein  loh  nehme  an,  der  betreffende  Referent  habe 
sehr  wohl  gewusst,  was  er  damit  sagte. 

Sodann  liesse  sich  fragen,  ob  nicht  in  dem  Systom 
der  Gelreideversorgung  von  specicll  fachmännischen 
Rücksichten  aus,  eine  Reform  durchgeführt  werden 
könnte.  Sie  erinnern  sich  an  die  frühere  Interpel- 
lation in  diesem  Saale,  welche  zwar  kein  positives 
Resultat  hatte,  aber  doch  vielfach  das  Bewusstsein 
erweckte,  und  dieses  Bewusstsein  kam  in  mannig- 
fachen Aeusserungen  der  Presse  zum  Ausdruck, 
dass  hier  nicht  alles  so  geordnet  sei,  wie  es  sein 
sollte,  und  dass  sich,  ohne  dem  Chef  des  Mili- 
tär de partements,  dem  es  schlechterdings  unmög- 
lich ist,  alle  Zweige  seines  ausgedehnten  Ver- 
waltungsgebietes.  wie  es  vielleicht  wünschbar 
wäre,  zu  überwachen,  einen  Vorwurf  zu  machen, 
doch  eine  fachmännisch  richtigere  Organisation 
dieses  Getreideversorguncsgebietes  durchfuhren 
liesse,  die  gleichbedeutend  wäre  mit  einer  finan- 
ziellen Ersparnis.  Ucberhaupt  sollten  wir  einmal 
der  Frage  ernsthaft  näher  treten,  ob  nicht  die  Ge- 
treideversorgung des  ganzen  Landes  eine  Aufgabe 
des  Staatswesens  sein  müsse  und  ob  sie  nicht  ein 
unerlüsslicher  Beatandteil  einer  richtigen  Landes- 
verteidigung ist. 

Ich  hahe  vorhin  von  der  Revision  der  Militär- 
organisation gesprochen;  sie  ist  ja  schon  aus  for- 
mellen Gründen  nünschbar,  weil  sie  im  Laufe  der 
Jahre  durch  Aenderungon  dieser  oder  jener  Art, 
durch  Einführung  neuer  Truppenkörper,  wie  der 
Radfahrerabteilung  und  der Balloncompagnie.  neuer 
Abteilungen  in  der  Kavallerie,  durch  die  Bil-Iung 
der  Armeecorps  veranlasst  wurde.  Anlässlich  dieser 
Revisionsfrage  möchte  ich  mir  erlauben,  die  Frage 
aufzuwerten,  ob  es  sich  nicht  empfehlen  würde, 
ein  alt^s  Postulat,  das  in  der  Hauptsache  noch  nicht 
in  Erfüllung  gegangen  ist.  das  Postulat  des  militä- 
rischen Vnrwiterricii  (•->«.  einmal  ernsthaft xur  Dural»« 
iuluung  zu  buugeu.  Wir  kuupleu  hier  au  alte  Tra- 
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ditlonen  an.  die  noch  in  manchen  Teilen  des  Schwei, 
zervolkes  lebendig  sind,  wir  kommen  au!  alte 
Institutionen  und  Hebungen  zurück,  die  in  früheren 
Zeiten  im  schweizerischen  Wehrwesen  bestanden 
haben.  Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  gerade 
die  Jahre,  welche  zwischen  dem  Austritt  aus  der 
Volksschule  und  dem  Eintritt  in  die  Militärpflicht 
liegen,  ganz  besonders  goeignot  sind,  die  körper- 
liche Ausbildung  der  jungen  Leuto  /.u  fördern.  Die 
Lernfähigkeit  ist  in  diesen  Jahren  am  grössten,  auch 
haben  dio  jungen  Leute  vermöge  der  geringen!  be- 
ruflichen und  gesellschaftlichen  Pflichten,  mohr  Zeit 
und  Gelegenheit,  sich  dem  Vaterlando  zur  Verfü- 
gung zu  stellen,  als  das  in  den  altern  Jahren  der 
Militärpflicht  infolge  erhöhter  Inanspruchnahme  durch 
den  Beruf  und  die  menschliche  Gesellschaft  der 
Fall  zu  sein  pflegt,  und  ich  glaube,  auch  hier 
gelte  das  alte  Sprüchwort,  dass,  was  Häuschen  nicht 
lernt,  Hans  nimmermehr  lernt.  Wenn  die  körper- 
liche Ausbildung  in  den  jungen  Jahren  vernach- 
lässigt worden  ist,  so  lässt  sich  das  in  den  spätem 
Jahren  kaum  mehr  oder  überhaupt  nicht  mehr  nach, 
boten.  Es  hat  deshalb  auch  schon  die  bundesrät- 
liche Botschaft  vom  15.  Juli  1874  zur  gegenwärtigen 
Militarorganisation  grosses  Gewicht  auf  diesen  mi- 
litärischen Vorunterricht  gelegt  und  unter  anderem 
den  Satz  aufgestellt: 

«Es  ist  kein  Zweifel  darüber,  dass  der  Unter- 
richt, der  einem  Rekruten  in  den  elementaren  Din- 
gen seines  Berufes  erteilt  wird,  für  ihn  peinlich 
and  lästig  ist  unJ  dass  in  dieser  Thatsache  ein 
sehr  hinderliches  Element  für  den  Erfolg  liegt.  Der 
Grund  hiefür  ist  in  dem  Umstände  zu  suchen,  dass 
dem  20jährigen  jungen  Manne  Fertigkeiten  und 
Kenntnisss  beigebracht  werden  sollen,  von  denen 
jedermann,  wenigstens  instinktiv,  einsieht,  dass  die- 
selben in  das  Gebiet  der  frühesten  Jugenderziehung 
gohöron.» 

Dio  gegenwärtige  Militärorganisation  hat  in  Art.  81 
folgendes  bestimmt: 

«Die  Kantone  sorgen  dafür,  dass  die  männliche 
Jugend  vom  10.  Altersjahre  an  his  zum  Austritt  aus 
der  Primarschule,  dieselbe  mag  letztere  besuchen 
oder  nicht,  durch  einen  angemessenen  Turnunter- 
richt an!  den  Militärdienst  vorbereitet  werde. 

«Dieser  Unterriebt  wird  in  der  Regel  durch  die 
Lehrer  erteilt,  welche  die  d  <zu  nötige  Bildung  in 
den  kantonalen  Lehrerbiluungsanstaltcn  und  durch 
den  Bund  in  den  Rekrutenschulcn  (Art  2)  erhal- 
ten. Die  Kantone  sorgen  ferner  dafür,  dass  der 
zum  Militärdienst  vorbereitende  Turnunterricht  allen 
Jünglingen  vom  Austritt  aus  der  Schule  bis  zum 
20.  Altersjahr  erteilt  werde.  Für  dio  zwei  ältesten 
Jahrgänge  können  vom  Bunde  auch  Schiessübungen 
angeordnet  werden. 

«Der  Bund  wird  die  zur  Vollziehung  der  vorstehen- 
den Vorschriften  erforderlichen  Weisungen  an  die 
Kantone  erlassen.» 

Diese  weltgehenden  Bestimmungen  sind  meines 
Wissens  insofern  ausgeführt,  dass  allerdings  in 
einer  grossen  Anzahl  von  Gemeinden  für  den  Turn- 
unterricht in  der  Volksschule  mehr  oder  minder 
gut  gesorgt  ist,  während  andere  Gemeinden  in  dieser 
Beziehung  wonig  oder  nichts  thun.  Mit  Bezug  aber 
anf  den  militärischen  Unterricht  nach  der  Volks- 
schulo  haben  wir  bis  jetzt  nur  eine  beschränkte 
Anzahl  von  freiwilligen  Institutionen.  Hier  sollte 
man  nun  weUerbauoü,  unsere  Landesverteidigung 


auf  eine  solide  Grundlage  stellen  und  dadurch  aoeh 
die  Mögliclikeil  geben,  bedeutendere  Ersparnisse  zu 
erzielen,  ohne  die  Landesverteidigung  zu  gefährden. 
Ich  stelle  mir  die  Durchführung  des  obligatorischen 
militärischen  Vorunterrichts  keineswegs  in  allzu 
schahlonisicrter  Weise  vor,  und  ich  glaube  in  der 
That.  es  sei,  wenn  es  dazu  kommt,  dem  alten  Po- 
stulat zur  Durchführung  zu  verhelfen,  Pflicht  der 
massgebenden  Behörden,  der  Versuchung  einer  allzu 
weitgehenden  Reglementierung  zu  widerstehen,  ge- 
wisserraassen  nur  Minimalforderungen  aufzustellen, 
die  Durchführung  derselben  dann  allerdings  ener- 
gisch zu  fordern,  im  einzelnen  aber  etwas  freien 
Spielraum  zu  lassen,  und  ich  denke  mir,  dass  die 
Instruktion  ganz  gut  unter  Anpassung  an  die  lokalen 
Verhältnisse  gesehenen  köune,  mit  andern  Worten, 
dass  dio  Durchführung  des  Unterrichtsprogrammes 
nicht  ühorall  die  gleiche  wäre,  sondern  verschie- 
den, je  nachdem  es  sich  um  eine  mehr  städtische 
oder  um  eine  ländliche  Bevölkerung,  um  die  Ebene 
oder  das  Gebirge  handelt  Sio  erhalten  durch  den 
Vorunterricht  frühzeitig  eine  Mannschaft  welche 
mit  der  Verteidigung  des  heimischen  Bodens  ver- 
traut gemacht  wird,  und  die  Verteidigung  des  hei- 
mischen Bodens  ist  ja  die  höchste  und  alleinige 
Aufgabe  unseres  vaterländischen  Wehrwesens.  Dieser 
Vorteil  ist  um  so  grösser  anzuschlagen,  als  ja  bei 
allor  Bevölkerungsbewegung  immerhin  ein  erheb- 
licher Teil  der  jungen  Leute  an  dem  Orte  ihrer 
Geburt  und  Jugenderziehung  wohnen  bleibt  oder  in 
vorgerückteren  Jahren  wieder  dorthin  zurückkehrt 
Ich  bin  überzeugt  dass  ein  nicht  allzu  schabloni- 
siertor,  den  lokalen  Verhältnissen  sich  anpassender 
militärischer  Vorunterricht  in  manchen  Kreisen 
sogar  populärer  sein  wird,  als  das  Turnen,  womit 
ich  selbstverständlich  nichts  gegen  das  Turnen, 
für  wolches  ich  sympathisiere,  gesagt  haben  möchte. 
Allein  es  ist  nicht  in  Abrede  zu  stellen,  dass  das 
Turnen  in  manchen  Kreisen,  und  namentlich  unter 
der  ländlichen  Bevölkerung,  au!  grosse  Antipathien 
stflsst.  was  darin  zum  Ausdruck  kommt,  dass  in 
vielen  Gemeinden  weder  Turnhallen,  noch  Turn- 
plätze erstellt  wurden. 

Wir  knüpfen,  wie  schon  gesagt  mit  dem  mili- 
tärischen Vorunterricht  an  alte  Traditionen  an  und 
tragen  dadurch  bei,  das  Militärwesen  populärer  zu 
machen.  Es  darf  selbstverständlich  die  Inanspruch- 
nahme der  jungen  L._uto  nicht  allzuweit  getriehen 
werden.  Ich  stelle  mir  vor,  dass  der  Unterricht  im 
Wintor  sistiert  werde,  dass  man  ihn  aber  vom 
Frühling  bis  zum  Herbst  an  einer  beschränkten  An- 
zahl von  Sonntagen  —  man  wird  darauf  Rücksicht 
nehmen  müssen,  dass  einzelne  Sonntage  frei  blei- 
ben —  vielleicht  auch  an  wenigen  Werktagen  ab- 
hält. Sie  würden  damit  eine  institution  schaffen, 
die,  auch  wenn  der  ewige  Friede  einmal  zur  Wirk- 
lichkeit würde,  in  veränderter  Weise  fernerhin  be- 
stehen könnte.  Denn,  in  der  That  eine  gewisse 
körperliche  Ausbildung  der  jungen  Leute  ist  die 
notwendige  Fortsetzung  und  Ergänzung  der  Er- 
ziehung und  Bildung,  die  ihnen  zunächst  im  Eltern- 
haus und  nachher  in  der  Volksschule  und  in  den 
höhorn  Schulen  zu  Teil  wird,  und  es  Hessen  6ich 
solche  körperliche  Uoi  i  nge  fortsetzen,  auch  wenn 
wir  es  nicht  mehr  nötr-  i.ätten,  uns  auf  die  Ver- 
teidigung gegen  oinen  gewaltsamen  Angriff  von 
aussen  vorzubereiten;  auch  w  >nn  die  Uebung  der 
Wallen  nicht  mehr  nötig  wäre,  ao  niusstou  wir  dei 
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körperlichen  Uebungen  als  eine  Stätte  der  nationalen 
Erziehung  und  Bildung  weiter  pflegen. 

Der  militärische  Vorunterricht,  dem  Verständ- 
nisse des  Volkes  möglichst  nahe  gelegt,  würde  es 
meines  Erachtens  gestatten,  die  älteren  Jahrgänge, 
insbesondere  die  der  Landwehr,  bedeutend  zu  ent- 
lasten. Denn  man  misst  in  den  militärischen  Krei- 
sen diesen  Wiederholungskurson  nicht  allzu  grossen 
Wert  bei,  und  man  woiss  ja,  wie  sehr  man  Mühe 
hat,  die  Leute  joweilen  wieder  an  militärische  Ord- 
nung und  Disziplin  zu  gewöhnen  und  dass  dieso 
Wiederholungskurse  zu  Ende  gehen,  bevor  nur 
dieser  Zweck  vollständig  erreicht  ist  Ich  glaube 
aber,  dass  Jünglinge,  die  frühzeitig  an  körperliche 
Uebungen  gewohnt  sind  und  infolgedessen  auch  an 
Ordnung  und  Disziplin,  sich  60  viel  für  das  spätere 
Leben  retton  werden,  so  viel  Ordnungssinn  und 
Unterordnungsfähigkeit  unter  das  gemeinsame  Ganze, 
dass  die  Wiederhol  ungftkurse  zum  guten  Teile  könn- 
ten fallen  gelassen  werden.  Es  handelt  sich  beim 
militärischen  Vorunterricht  darum,  in  den  jungen 
Leuten  Gewohnheiten  festzulegen,  die  für  das  ganze 
Leben  hatten  bleiben  und  wie  sie  nimmer  durch 
einige  Wiederholungskurse  beigebracht  werden. 
Vermittelst  des  obligatorischen  militärischen  Vor- 
unterrichte  werden  wir  die  Möglichkeit  erhalten, 
durch  eine  verminderte  Inanspruchnahme  der  aus- 
zugs-  und  landwehrpflichtigen  Mannschaft  wesent- 
liche Ersparnisse  zu  erzielen. 

Ich  glaube,  auch  die  jüngsten  Ereignisse  in  Süd- 
afrika dürften  uns  nach  gewissen  Richtungen  hin 
einen  Fingerzeig  geben.  Ich  bin  mit  manchem  Ur- 
teil von  liuks  und  von  rechts  nicht  einverstanden, 
und  es  scheint  mir,  dass  man  anfänglich  in  der 
Presse  und  im  Volke  einerseits  die  Buren  über* 
schätzt  und  andrerseits  das  englische  Söldnerheer 
unterschätzt  hat  Wenn  man  sich  aber  auf  einen 
nüchternen  Standpunkt  stellt,  so  wird  man  trotz 
alledem  zugeben  müssen,  dass  das  Vertrautsein  mit 
der  Waffe  von  Jugend  auf  für  die  Buren  einen 
grossen  militärischen  Vorteil  bedeutet,  und  das 
dürfte  insofern  ein  Fingerzeig  für  uns  sein,  als 
auch  die  Waffenlohre,  die  Handhabung  des  Gewehres 
schon  in  das  vordienstnfliehlige  Alter  verlegt  wer- 
don  dürfte.  Ueberhaupt  scheinen  mir  die  Ereignisse 
in  Südafrika  gezeigt  zu  haben,  dass  ein  Volk,  das 
gewohnt  ist,  sich  viel  im  Freien  zu  bewein,  in 
militärischer  Hinsicht  überlegen  ist.  Natürlich  kön- 
nen die  Zustände  in  Südafrika  und  die  dortigen 
Gewohnheiluu  für  uns  nicht  vorbildlich  sein,  da 
wir  auf  Hnom  bedeutend  höheren  Kulturniveau 
stehen;  allein  im  Kähmen  unseres  Kulturniveaus 
wird  es  doch  von  Wichtigkeit  sein,  dahin  zu  wirken, 
dass  die  jungen  Leute  mehr  an  die  Bewegung  im 
Freien  gewöhnt  und  mincho  ein  bischen  mehr  vom 
Wirts-  und  Jas<tisch  ferngehalten  werden. 

Was  nun  die  verschiedenen  Autiä^e  anbelangt, 
die  von  anderer  Seite  gestellt  sind  und  das  gleiche, 
von  mir  behandelte  Kapitel  beschlagen,  so  kann 
ich  im  grossen  ganzen  sagen,  dass  ich  mit  der 
Uebei  Weisung  der  Üelailposlulato  an  den  Dundesrat 
einverstanden  bin.  Dies  bezieht  sich  hauptsächlich 
auf  den  Antrag  unseres  früheren  Kollegen,  Herrn 
Pöteut,  der,  wenn  ich  recht  unterrichtet  bin,  ganz 
oder  teilweise  von  Horm  Boechat  aufgenommen 
worden  ist,  und  auf  die  Motion  der  Herren  Favon 
und  Genossen.  Ich  halte  in  der  That  dafür,  dass  die 
Prüfung  der  Frage,  oh  es  nicht  am  Platze  wäre, 


die  Lehrer  nach  absolvierter  RekrutenRchule  vom 
Militärdienst  zu  Lefroien,  geboten  soi.  Denn  es  kann 
gar  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  die  Schule 
unter  dem  häufigen  Militärdienst  der  Lehrer  leidet 
Dass  die  Lehrer,  sofern  sie  militärdiensUauglich 
sind,  eine  Rokrutensohule  besuchen,  liegt  im  all- 
gemeinen Interesse  und  im  speciellen  Interesse  des 
in  der  Schule  getriebenen  Turnunterrichts.  Aber 
es  liegt  nicht  im  Interesse  der  Schule,  wenn  die 
Lehrer  häufig  zu  Wiederhotungskursen  oder  gar  zu 
Cadres-  und  Oflb.ierbilduogskursen  einberufen  wer- 
den. Diese  und  damit  verwandte  Fragen  sind  auch 
schon  wiederholt  in  Lehrerkreisen  ventiliert  wor- 
den, ohne  dass  man  jedoch  zu  einem  abschliessen- 
den Urteil  gelangt  ist.  Ich  habe  eine  Eingabe  des 
schweizerischen  Lehrervoreins  und  des  schweize- 
rischen Turnlehrervereins  vom  November  1897  vor 
mir,  die  speciell  von  dem  Verhältnis  des  Turn- 
unterrichtes zum  Militärdienst  handelt  und  wo  unter 
anderem  auch  das  Postulat  aufgestellt  wird:  «Um 
dio  Lehrer  soweit  als  möglich  in  Rechten  und 
Pflichten  des  Militärdienstes  den  übrigen  Militär- 
pflichtigen gleichzustellen,  übernimmt  der  Bund 
(ganz  oder  teilweise)  die  Stellvertretungskosten,  die 
für  Lehrer  an  öffentlichen  Schulen  infolge  des  Mili- 
tärdienstes erwachsen. »  Ich  glaube,  statt  diesem 
Postulat  gerecht  zu  werden  und  dem  Bund  neue 
Opfer  zuzumuten,  wäre  es  zweckmässiger,  sich 
ganz  auf  den  Boden  der  Schule  zu  stellen  und  die 
Lohrer  nach  Absolvierung  der  Rekrulenschule  von 
weiterem  Militärdienst  zu  dispensieren.  Denn  im 
Falle  eines  grösseren  Truppenaufgebotes  werden 
wir  nicht  von  vorneherein  die  Schulen  sobliessen, 
sondern  das  wird  erst  geschehen,  wenn  die  kriege- 
rischen Ereignisse  sich  derart  gestalten,  dass  das 
gesamte  bürgerliche  Leben  auf  den  Kopf  gestellt 
ist  und  alle,  selbst  Frauen  und  Kinder,  zur  Landes- 
verteidigung herangezogen  werden  müssen. 

Im  weitern  halte  ich  auch  die  zweite  Anregung 
des  Herrn  Pöteut,  ob  man  sich  nicht  darauf  be- 
schränken sollte,  für  die  Corps-  und  Divisionsmanö- 
ver bloss  die  8  jüDgston  Jahrgänge  der  Mannschaften 
einzuberufen,  für  sehr  der  Prüfung  wert 

Ebenso  steht  es  mit  meinen  Ausführungen  durch- 
aus im  Einklang,  dass  der  Bundesrat,  gemäss  der 
Motion  der  Herren  Favon  und  Genossen,  eingeladen 
werde,  die  Frage  der  Aufhebung  der  Armeecorps- 
manöver zu  prüfen  und  darüber  Bericht  zu  erstatten. 

Bezüglich  des  Antrages  des  Herrn  Manzoni  kann 
ich  nur  sagen,  dass  ich  einstweilen  keinen  Grund 
habe,  die  obore  Grenze  der  Limitierung  des  Mili- 
tärbudgets auf  eine  gewisse  Anzahl  von  Jahren  von 
22  auf  23  Millionen  zu  verrücken. 

Was  den  Antrag  der  Herren  Jeanbenry  und  Ge- 
nossen anbetrifft,  so  hätte  ich  mich  vielleicht  dem- 
selben anschlicssen  können,  wenn  statt  einer  nor- 
malen Budgetsumme  von  24  Millionen  eine  solche 
von  '22  Millionen  in  Aussicht  genommen  und  das 
ausserordentliche  Budget  ausdrücklich  auf  ganz  be- 
stimmte Ausgaben  beschränkt  würde.  Denn  es  sind 
mit  der  Teilung  des  Budgets  in  ein  ordentliches  und 
ein  ausserordentliches  immer  grosse  Gefahren  ver- 
buud>jn.  Ich  möchte  um  diese  Teilung  herumkom- 
men. Denn  man  ist  versucht,  die  Ausgaben,  die 
man  auf  einem  ausserordentlichen  Budget  beschliesst, 
leichter  zu  nehmen,  als  diejenigen,  die  man  im 
ordentlichen  Budget  hCSOhlicsst.  Man  läuft  überhaupt 
Gefahr,  Ausgaben  auf  das  ausserordentliche  Bud.el 
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zu  setzen,  die  vom  Standpunkt  eines  richtigen  Fi- 
nan/haushaltcs  in  das  ordentliche  Budcul  gestellt 
weiden  sollten.  Meines  Erachtens  müsste  im  Falle 
der  Annahme  des  Antrages  der  Herren  Jeanhenry 
und  Genossen  jedenfalls  gesagt  werden,  das»  als 
ausserordentliche  Ausgaben  nur  diejenigen,  die  sich 
auf  die  Neubewaffuung  und  die  Erstellung  allfalliger 
neuer  Festungswerke  beziehen,  betrachtet  werden 
dürfen,  während  alle  übrigen  Ausgaben  in  das 
ordentliche  Budget  zu  setzen  wären.  Allein  ich  habe 
vorläufig  keinen  Grund,  mich  dem  Antrag  der  Herren 
Jeanhenry  und  Genossen  anzu.se hüessen,  sondern 
ich  wollte  nur  andeuten,  auf  welcher  Dasis  allen- 
falls eine  Vereinigung  des  Antrages  des  Herrn  Jean- 
henry und  des  meinigen  platzgreifen  konnte. 

Ich  glaube  gezeigt  zu  haben,  dass  die  Prüfung 
der  Frage  von  Ersparnissen  auf  dem  Militärbudget 
eine  zeitgemässe,  ich  möchte  fast  sagen,  eine  dring- 
liche ist,  dass  der  Bundesrat  bereits  den  Auftrag 
hat,  diese  Frage  mit  Bezug  auf  oinc  Reihe  von 
Specialpunkten  zu  prüfen  und  dass  es  sich  wohl 
empfiehlt,  diese  Frage  auf  eine  breitere  Grundlage 
zu  stellen,  um  dadurch  Aolass  zu  geben,  dass  die 
ganze  Angelegenheit  nicht  bloss  bruchstückartig, 
sondern  allgemein  und  systematisch  behandelt 
werde.  Ein  Einwand  gegen  die  bloss  zeitweilige 
Limitierung  <ks  Militärbudgets  lässt  sich  kaum 
mehr  erheben,  nachdem  die  Räte  selber  dieses 
System  für  gewisse  Fälle  adoptiert  und  erst  im 
Herbst  vorigen  Jahres  den  Kredit  für  Hochbauten 
vom  Jahre  19(14  an  auf  eine  Million  jährlich  fixiert 
haben.  Was  dem  einen  recht,  ist  dem  andern  billig. 
Wenn  es  möglich  war,  die  Ausgabonsumme  für  die 
Hochbauten  zu  limitieren,  so  sollte  es  nicht  unmög- 
lich sein,  es  auch  mit  Bezug  auf  die  MiliUiraus- 
gabon  zu  thun. 

Zum  Schlüsse  möchte  ich  mich  noch  gegen  ein- 
zelne Stimmen,  die  in  der  Presse  laut  geworden 
sind,  wenden.  Man  hat  schon  zum  voraus  gegen 
uns  Militärsparer  eine  kleine  Campagno  eröffnet. 
Man  merkte  die  Absicht  und  wurde  nicht  verstimmt 
Man  bat  gestern  im  offiziösen  Organ  des  Bundes- 
rates darzustellen  versucht,  dass  der  Weltfriede  noch 
in  weiter  Ferne  stehe.  Dartiber  bin  ich  ebenfalls 
•ehr  im  Klaren.  Ich  habe  der  berühmten  Haager- 
konferenz  nie  einen  grossen  Wert  beigemessen  und 
bin  immer  der  üeberzeugung  gewesen,  dass  es  in 
letzter  Instanz  nicht  auf  die  Regierungen,  sondern 
auf  die  Einsicht  der  Völker  ankommt,  ob  in  Zukunft 
noch  Kriege  stattfinden  werden  oder  nicht  Allein 
das,  was  von  mir  angeregt  wird,  ist  nach  meiner 
Üeberzeugung  keineswegs  auf  eine  Schwächung, 
sondern  eher  auf  eine  Stärkung  unserer  Landesver- 
teidigung gerichtet,  well  ich  nicht  bloss  die  mili- 
tärtechnische Soite  der  Frage,  sondern  auch  alle 
übrigen  Faktoren  der  Landesverteidigung,  nämlich 
die  Faktoren  der  Socialpolitik  und  der  Volksbildung*, 
ins  Auge  fasse.  Ich  kann  Sie  versichern,  dass  ich, 
indem  ich  Ihnen  meine  Anträge  empfehle,  zum 
mindesten  ein  ebenso  gutes  Gewissen  habe,  als  die- 
jenigen, welche  glauben,  diese  Anträge  vom  Stand- 
punkte des  Militärwesens  aus  bekämpfen  zu  müssen. 


PrXslrlest :  Wir  gehen  öbnr  zur  Motion  der  Herren 
Jeanhenrv  und  Mitunlerzeichner.  Herr  Jeanhenry 
hat  das  Wort 


M.  Jesnheury :  Messieurs,  vous  voyez  an  raoi 

un  oralem*  un  peu  inquiet  et  Uouble.  Je  sens  tres 
bien  que  je  vais  evolucr  —  pour  me  servir  tout 
de  suite  d'une  expression  militaire  —  sur  un  lerrain 
qui  ne  m'est  pas  absolutnent  familier.  Et  certaine- 
inent,  s'il  s'etait  api  pour  moi  de  trailer  purcmMit 
et  simpiement  la  question  au  point  de  vue  technique, 
j'auraia  immädiateraent  renonce  ä  la  parole.  Je  ne 
suis  pas  ici,  en  eftet,  un  professionncl  du  militaire, 
mais  un  laique  dans  le  sens  le  plus  abfolu  de  ce 
mot.  Et  si  je  prends  la  parole  dans  ce  döbat,  si 
meine  j'ai  eu  l'uudace  de  di''poser  une  motion  mili- 
taire, c'est  parce  que  j'ai  l'intcntion  de  trailer  la 
question  non  pas  comme  une  question  de  boutons 
de  guetres,  mais  comme  une  question  generale,  tou- 
chant  ä  l'ensemblG  de  notre  pohtique. 

Je  vous  prie  donc  de  m'excuÄor  s*il  m'arrivait 
de  commetlre  une  erreur  en  ellleurant  le  cötd  tech- 
nique de  mon  sujet.  Je  suis  pröt  d'ailleurs  k  aeeepter 
toutes  les  lectiücations  qui  pourront  se  produire, 
si  dans  mon  exposö,  j'avais,  seit  traduit  d'une  maniere 
infidele,  soit  meine  denature  sans  le  vouloir,  cer- 
tains  faits  de  nature  purement  technique. 

Cela  dit,  je  constate  qu'il  regne  dans  notre  peuple 
un  certain  malaise  au  sujet  de  nos  depenses  mili- 
taircs.  II  voudrail  voir  plus  clair  au  fond  des  choses 
et  en  particuüer  se  rendre  mieuz  compte  des  de- 
penses mililaires  toujours  nouvelles  et  toujours 
grossissantes  votees  par  les  cbambres  sur  la  pro- 
position  du  conseil  föderal. 

Le  scnliment  de  malaise  s'est  traduit  möme  dans 
cette  chambre  au  moment  ob  les  motions  militaires 
ont  vu  le  jour  —  les  unes  s'attaquant  ä  des  points 
speciaux,  les  au  tres  demandant  une  enquöle  gene- 
rale, non  pas  seulement  sur  nos  depenses,  mais  sur 
l'ensemble  de  nos  institutions  militaires.  Et  messieurs, 
ce  BeniimeDt  qui  s'est  manifeste  dans  le  peuple,  ce 
sentimetit  que  nous  connaissons  tous  et  qui  pourrait 
aboutir,  si  nous  n'y  prenions  garde,  ä  des  conse- 
quences  peut-fitre  fatales  et  provoquer  l'explosion 
de  manifestations  demagogiques  que  nous  devons 
eviler  &  tout  pnx,  nous  autorise  certainement  a 
mon  avis,  ä  examiner  une  fois  la  question  militaire 
teile  qu'elle  se  pose  dans  notre  pays,  ä  voir  si  peut- 
dlre  il  n'y  aui.it  pas  sur  un  point  ou  sur  un  autre 
des  ameliorations  ä  apporler  ä  la  Situation  actuelle. 

Et  d'abord,  une  premierc  question  se  pose,  ques- 
tion fondamentalo  et  qui  a  cte  discutee,  dans  ces 
dernieies  annees  surtout,  par  les  meilleurs  esprits, 
et  ä  laquelle  en  parliculier  le  fameux  proces  Dreyfus 
en  France  a  donne  un  fort  regain  d'actualite. 

Est-ce  que,  messieurs,  l'armee  —  et  j'entends 
ici  surtout  l'armee  permanente  —  est  compatible 
avec  l'existenco  de  la  dömoeratie  ?  Est-ce  qu'on 
peut  se  figurer,  vivant  cöte  k  cöte,  ces  deux  orga- 
nismes  qui  reposent  sur  des  bases  si  absolument 
diderentes  ?  Est-ce  qu'il  est  possible  de  concilier 
les  deux  termes  du  probföme,  ou  bien  ne  nous 
trouvons-nous  pas  en  presence  de  contradictions, 
d'antinomies  que  nous  devons  envisager  comme 
absolument  in  educiiblee  ?  Est-ce  que  la  nation,  au 
point  de  vue  civil,  composee  de  ciloyens  auxquels 
on  a  donne  les  libertAs  les  plus  etendues,  et  dont 
chaeuri  en  queJque  sorle  est  comme  le  roi  de  la 
demoeratie,  est-il  possible,  dis-je,  d'envisager  que  ce 
citoyen  puisse  devenir  iminedialement  en  passant 
do  la  vie  civile  a  la  vie  militaire,  une  sorte  d'etre 
plus  ou  moins  inconsdent  ressemblant  plutöt  a  one 
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machine  tu'Ä  OH  orpanisme  vivant  et  responsable, 
domi;it-  pur  la  regle  de  l'obeissance  passive  et  obbge 
de  faire  abstraction  complete  de  son  individualite, 
de  sa  personnalite,  de  sa  volonte  pour  obeir  passive- 
roent  aux  ordrcs  de  ses  chefs'.' 

Est-ce  que  cela  est  possible,  en  particulier,  dar.- 
un  pays  de  sull'rage  universel,  ou  tout  e»  trans- 
formant  le  citoyen  Mbre  en  soldat,  vous  lui  laissez 
ses  droits  d'electeur? 

La  question  est.  extremement  delicate,  on  en 
conviendra.  Et  aujourd'bui  les  meilleurs  esprits  la 
discutent.  Elle  a  ete  examinee,  en  particulier,  ä 
propos  de  1'alTaire  Di-eyfus,  non  seulement  par  des 
socialistes  cotnme  Jaures,  mais.  par  des  radicaux 
comme  Cl^menceau,  et  des  überaus  commo  Francis 
de  Pressense,  dans  des  articles  lumineux,  etincelants 
de  bon  sens  et  de  claire  raison. 

Et  si  la  question  est  discutee,  dans  les  pays  oü 
existe  une  armee  permanente,  eile  peut  aussi  se 
poser  a  la  rigueur  dans  des  pays  ob  l'armee  per- 
manente est  remplacee  par  une  armee  de  milices. 
Car,  messieurs,  il  n'y  a  pas  ä  le  contester,  qui 
dit  armee,  armee  permanente  ou  armee  de  milices, 
peu  imporle,  dit  hierarchisation  necessaire  et  dis- 
cipline  absolue.  Je  ne  puis  me  ügurer  l'armee  autre- 
ment.  L'armee  doit  se  presenler  ä  nous  comme 
une  seule  äme  et  un  seul  corps,  sinon  ce  n'est 
pas  une  armee.  Elle  doit  6tre  comme  un  inslruraent 
obeissani  entre  les  mains  d'un  chef  qui  la  conduir 
oü  il  veut,  qui  seul  pense  pour  eile.  Et  le  memc 
esprit  d'abnegation,  de  sacriflce,  de  devouement  et 
de  patriotisme  doit  animer  du  haut  en  bas,  cela  est 
certain,  cette  foule  plus  ou  moins  fortement  organisee. 

Comment  arrive-t-on,  dans  les  armees  permanentes, 
&  obtenir  ce  resultat  ?  Od  l'obtient  par  une  dis- 
ciplinc  de  fer,  par  le  dogme  de  l'obeissance  passive 
et  par  la  religion  du  drapeau. 

Dans  une  demoeratie  organisee  comme  la  nötre, 
c'eat  impossible.  Peut-on  y  arriver  autrement  ?  Voila 
precisement  la  question. 

Est-ce  que  vous  pouvez  faire  de  ce  citoyen  de- 
venu  soldat  un  6lre  d'une  passivite  aussi  absolue 
qu'il  Test  dans  une  armee  permanente?  Je  dis 
non,  ce  n'est  pas  possible,  Ce  qui  ne  veut  pas 
dire  qu'on  ne  puisse  pas  arriver  par  un  autre  cbe- 
min  a  obtenir  cette  fusion  absolue  de  loutes  les 
volontes  pour  ne  laisser  subsister  que  la  volonte 
du  chef  responsable.  On  peut  y  arriver,  oui,  mes- 
sieurs, mais  par  d'autres  moyens.  Je  pose  en  tait 
que  le  soldat  suisse  est  peut-etre  le  soldat  qui  a 
derriere  lui  le  plus  de  traditions  militaires,  qui 
possede  par  consequent  aussi  le  plus  de  vertus 
militaires,  qui  est  d'une  maniere  generale,  le  plus 
intelligent,  le  plus  instruiU  Mais  le  soldat  suisse  est 
aussi  celui  dont  les  instinets  demoeratiques  sont  le 
plus  fortement  enracine-t  et  qui  a  la  plus  haute 
conscience  de  sa  peisonnalite  et  de  sa  dignite.  Eh 
bien,  vis-a-vis  de  cet  homme,  vous  ne  pouvez  pas 
faire  appel  au  dogme  de  l'obeissance  passive.  Cela 
n'irait  pas.  Vous  ne  pouvez  pas  faire  appel  non 
plus  ä  une  diseipline  de  fer  qui  le  courberait  sous 
son  terrible  poids,  mais  vous  pouvez  faire  appel 
par  contre  —  et  je  suis  sür  qu'il  vous  entendra  — 
ä  son  intelligence  et  a  son  patriotisme.  Vous  pouvez 
lui  dire  —  et  je  suis  sür  qu'il  vous  entendra  — 
coui,  il  convient  de  faire  abstraction  pour  un  mo- 
ment  de  ton  individualite,  de  ta  personnalite,  de  ta 
volonte,  de  Um  iotelligence  persoanelle,  en  vue  du 


resultat  ä  obtenir  et  parce  que  ce  resultat  ne  peut 
«Hre  obtenu  que  par  ce  moyen». 

Alors  il  n'est  plus  besoin  de  meltre  en  oeuvre 
d'autres  moyens  de  coercition  qui  me  paraissent  io- 
compatibles  avec  l'existence  que  vous  avez  faite  ä 
ce  soldat-citoyen  dans  la  vie  civile  oü,  comme  je 
le  disais  tout  ä  l'heure,  U  est  devenu,  pour  ainsi 
dire,  le  roi  de  la  demoeratie. 

Et  dans  cet  ordre  d'idees,  n'avons-nous  rien  a 
apprendre?  Nous  sommes-nous  bien  rendu  compte 
des  necessites  de  tout  ordre  dans  lesquelles  nous 
nous  trouvons  et  de  la  maniere  en  laquelle  une 
armee  de  soldats-citoyens  peut  eure  organisee,  quels 
sont  les  principe«  sur  lesquels  eile  doit  reposer, 
les  regle-;  qui  doivent  la  regir?  Je  ne  le  crois  pas. 

II  y  a  longtemps  que  je  refiechissais  ä  ces  cho- 
ses,  comme  un  hnque  peut  y  reflechir.  Et  j'ai  le 
sentimeut  que  de  ce  cöte-lä,  on  n'a  pas  travaille 
suffisamment  ä  former  l'äme  du  soldat,  qu'on  a 
trop  vecu  dans  l'idee  d'une  Organisation  pareille  ä 
celle  d'une  armee  permanente,  qu'a  un  moment 
donne  Ton  a  exige  de  notre  armee  de  milices  des 
efforts  qui  sont  au  dessus  des  forces  physiques  de 
soldats-citoyens  arraches  aux  douceurs  amollissantes 
de  la  vie  civile  pour  etre  transportes  subitement 
en  pleine  vie  militaire  et  qui  ont  besoin  pour  se 
faire  ä  cette  nouvelle  condition  d'existence  d'une 
initialion  et  d'un  entrainement  indispensables. 

Dans  l'armee  permanente,  il  est  possible  de  de- 
mander  immediatement  aux  soldats,  dans  le  temps 
des  manoeuvres,  par  exemple,  des  efTorts  considö- 
rables.  Pourquoi?  Parce  que  vous  vous  trouvez 
en  presence  d'lionunes  entmine",  absolument  prtHs 
a  developper  loute  leur  puijsince  physique  et  mo- 
rale,  alors  que  dans  une  armee  de  milices  comme 
la  nötre,  ce  n'est  pas  le  cas. 

Et  vous  arrivez  alors  ü  provoquer  des  plaintes, 
de  l'aigreur,  de  la  mefiui  ce,  les  rapports  se  ten- 
dent  entre  officiers  et  ?o!dats,  le  but  poursuivi  par 
tous  est  perdu  de  vue,  1'inMrument  se  detraque, 
refuse  le  Service  et  tout  l'argont  consacre  ä  la  de- 
fense du  pays  est  perdu. 

Eh  bien,  je  crois  que  sur  ce  point  il  faudrait 
bien  nous  entendre,  parce  que  si  nous  continuons 
dans  cette  voie,  et  paree  que  si  en  dehors  des  de- 
penses  militaires  que  nous  votons  ici  et  qui  sui- 
vent  une  marche  ascendante,  progressive  qui  indis- 
pose  dejä  le  peuple,  vous  trailez  le  citoyen,  une 
fois  sous  les  drapeaux,  d'une  iacon  qui  lui  seiuble 
contraire  ä  sa  liigntte,  alors,  comme  ce  peuple  a 
la  puissance  et  qu'il  est  le  nomlre,  qu'il  a  le 
droit  d'impo.  er  sa  volonte  aux  pouvoirs  publics  qui 
ne  sont  d'ailleurs  que  ses  delegues  a  des  degres 
divers,  vous  risquez  de  le  voir,  dans  an  mouve- 
ment  de  mnuvaise  humeur,  sous  rinfluence  de  me- 
sures  faisant  appel  ä  ses  mauvase-'  passions,  cul- 
buter  loute  nolre  Organisation  militaire  et  introduire 
par  voie  d'initiative,  dans  la  Constitution,  une  de 
ces  di.spositions  qui  seraient  le  produit  non  pas 
d'une  saine  demoeratie,  mais  d'une  veritable  de- 
magi  gie.  Or,  je  dis  qu'il  faut  eviter  ce  danger  a 
tout  prix. 

Daus  la  campagne  electorale  qui  a  pröc6d«S  les 
electious  generales,  en  particulier  dans  la  Suisse 
romande  et  tout  specialement  dans  le  canton  de  Neu- 
chätol  ,  nous  avons  eu  ä  lutter  contre  toutes  sor- 
tes  d'exageralions  de  cette  nature.  On  a  fait  une 
guerre  enragee  a  ce  momenUla  au  corps  des  o£Q- 
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ciers,  dont  not»  avons  du  prendre  ehergiquement 
U  defense.  On  a  denonce  ce  corps  d'officiers 
coiiuue  uiie  veriUble  plaie  de  notre  democratie. 
On  tendait  meme  ä  en  faire  une  casle  h  part.  On 
voulait  priver  les  olTiciers  du  droit  d'elre  elus  dans 
lös  conseils  de  la  nation  et  dans  une  certaine  me- 
sure,  on  soutenait  qu'ils  devraient  ötre  prives  de 
leurs  droits  de  citoyens  et  d'electeurs. 

Nous  nous  sornmes  eJeves  avecune  trcs  grande 
energie  contre  des  tendances  de  cette  nature.  Dans 
une  campagne  de  presse  que  j'ai  moi-meme  sou- 
tenue  dans  le  canton  de  Neuchatel ,  contre  an 
jouroal  socialiste  qui  defendait  ces  eüanges  theo- 
ries,  je  disais  ceci: 

«Mais,  d'autre  part,  respect  aux  chefs  et  obeissance 
ä  leurs  ordres  dans  1'inleret  superieur  d'une  bonne 
preparation  de  notre  defense.  Depuis  quelque  ternps, 
une  oertaine  presse  les  couvre  d'injurea  et  voudrait 
tes  mettre  au  ban  de  la  republique.  On  se  demande 
oe  qui  leur  a  valu  cet  excea  d'bonneur ! 
Nos  ofQciers  superieurs  sont  les  chefs,  non  pas 
armee  de  pretonens,  mais  d'une  armee  de 
qui  fait  corps  avec  la  nation,  dont  eile  est 
la  pure  image.  Tous  ont  un  einploi,  une  profession, 
une  Situation  quelconque  dans  la  vie  civile.  A  part 
le  corps  des  otTiciers-instructeurs,  qui  est  tres  reduit, 
il  n'existe  dans  notre  armee  aueun  professionnel. 
En  Suisse  le  citoyen  est  soldat  ou  officier  a  ses 
h eures,  mais  U  ne  connait  pas  ce  qu'on  appelle  le 
metier  des  armes.  De  plus,  mfime  sous  l'umforme, 
il  conserve  ses  droits  d'eiecteur,  ce  qui  n'existe 
nulle  part  ailleurs.  La  fusion  entre  le  civil  et  le 
militaire  est  donc  aussi  complete  que  possible. 

Comment  est-il  donc  potsible  a  des  gens  qui 
s'affublent  du  titre  de  demoerates  et  meme  de  so- 
cialistes  de  meconnattre  ä  ce  point  l'essence  de  notre 
regime  republicain,  qu'ils  en  arrivent  ä  songer 
serieuseraent  aux  procedes  qu'ü  conviendrait  d'em- 
ployer  pour  frapper  les  chefs  militaires  qui  sont  ä 
de  nos  brigades,  de  nos  divisions  et  de  nos 
d 'armee  d'incapacite  ölectorale?  Cela  est 
inconcevable,  car  ce  serait  vouloir  faire 
de  notre  corps  d'offlciers  une  caste  ä  pari,  vivant 
en  dehors  de  la  nation,  occupee  ä  la  poursuite  de 
buts  part  10 uliers,  constituant  par  con.«equent  un 
danger  de  tous  les  jours,  sinon  pour  les  libertes 
publiques,  tout  au  anoins  pour  le  raaintien  d'un 
esprit  national  emaneipe,  exempt  des  inlerets,  des 
prejuges,  des  potites  chapelles  et  des  eoteries. 

Quand  un  de  nos  officiers  se  presente  pour  faire 
son  Service  militaire,  il  vient  de  quitter  soit  sa 
farme,  soit  son  usine,  soit  sa  fabrique,  soit  son 
commerce,  soit  son  comptoir,  soit  son  6tude  ou 
cabinel  d'affaires.  Dans  la  vie  civile,  oü  il 
les  */io  de  son  temps,  il  est  laboureur, 
vigneron,  industriel,  commeicant,  boutiquier,  notaire, 
avocat,  architecte  ou  Ingenieur,  ma«istrat  judiciaire 
ou  administralif. '  Et  vous  voudriex  faire  de  ce  soldat 
occasionnel  une  sorte  de  paria  politique,  l'empucher 
d'ßtre  61u,  peut-etre  meine  d'etre  electem?  Ce 
serait  le  comble  de  ('aberratio  et  la  denlruction 
d'une  arnxS-  dont  pei*onne  ne  voudrait,  dans  ces 
oonditioni,  laire  partie  .  .  .» 

J'ai  rappele  ceci  simplement  pour  vous  montrer 
l'elat  de  mon  esprit  el  pour  etablir  devant  VOUS 
que  je  ne  suis  pas  de  ceux  qui  combaltent  sysle- 
maiiquetm-ni  notre  Organisation  militaire,  mais  de 
ccux  au  contraire  qui  vomlraient  l'amcliorer  et  ein- 


pßcher  surtout  des  malentendus  regrettables  de  se 

prodnire  entre  le  peuple  des  soldals  citoyens  et  nos 
chefs  militaires. 

Mais  je  reconnais  qu'il  y  a  autre  chose  a  faire 
pour  prevenir  ces  malentendus.  Et  j'en  arrive  main- 


tenani  ä  discuter  la  question  tlnanciere  qui  fait 
l'objet  de  notre  motion. 

Messieurs,  comment  la  motion  neuchateloise,  — 
pour  Cappeler  par  son  nom  —  a-t-elle  vu  le  jour?  Nous 
avons  l'habitude  dans  le  canton  de  Neuch&tel,  et  je 
crois  que  c'esl  lä  une  bonne  habitude,  qui  a  ete 
admise  par  tous  les  partis,  d'elaborer  un  programme 
des  revendications  populaires.  Ce  programme  vaut 
ce  qu'il  vaut.  II  est  övident  que  dans  l'espace  de 
trois  ans,  il  peut  se  produire  dans  la  vie  publique 
d'un  canton  des  circonstances  qui  imposent  au  parti 
un  changement  d'atlitude.  Mais  enfin,  il  en  teste 
comme  une  indication  generale,  a  mon  sens  utde. 
Ce  n'est  pas  un  mandat  imperatif,  mais  cela  tient 
les  deputes  en  bride  et  cela  leur  rappelle  toujours  les 
promesses  qu'ils  ont  faites  et  gr&ee  auxquelles  ils 
ont  obtenu  leur  mandat. 

Or,  ä  l'occasion  des  dernieres  eJections,  tous  les 
partis  politiques,  dans  le  canton  de  Neuchdtel,  ont 
embouchö,  en  ce  qui  concerne  les  depenses  mili- 
taires, la  trompette  des  economies,  et  pour  n'en  ci- 
ter  qu'un,  le  parti  auquel  j'ai  l'honneur  d'apparte- 
nir,  —  le  parti  radical  neuchatelois. 

Permettez-moi  de  vous  donner  lecture  de  ses 
deux  derniers  programmes. 

En  1896,  les  delegues  du  parti  neuchatelois  reu- 
nis  ä  Corcelles  disaient  dejä,  en  ce  qui  concerne 
tes  depenses  militaires  :  «  Les  radicaux  neuchate- 
lois reprennent,  sur  ce  point,  leurs  anciens  pro- 
grammes. Iis  veulent  une  armee  forte  et  discipli- 
nee,  mais  ils  sont  les  adversaires  resolus  d'un  ea- 
prit  contraire  a  l'essence  meme  de  nos  institutions 
et  ils  s'opposeront  energiquement  ä  toute  extension 
des  ddpenses  militaires,  de  meme  qu'a  toute  aug- 
mentation  de  la  duree  de  service.  » 

D  y  a  quelques  mois,  au  moment  des  elections 
g^nörales  d'oetobre  1899,  les  radicaux  neuchatelois 
s'exprimaient  encore  de  la  fagon  suivante  : 

«  Les  radicaux  neuchfltelois  s'inquietent  avec 
tous  leurs  confedäres  de  la  progression  rapide  des 
däpenses  militaires.  Sans  fermer  les  yeux  sur  les  ne- 
cessites  de  notre  Situation  politique  et  sans  oublier 
que  nos  depenses  militaires  nous  sont  imposees  par 
le  souci  de  notre  defense  et  de  notre  staunte  et 
que  le  jour  oü  nous  ne  serions  plus  en  mesure  da 
faire  respecter  notre  neutralite,  nous  serions  facile- 
ment  exposes  aux  menaces,  aux  humiliations  et 
peut-etre  aux  agre^sions  du  dehors,  ils  estiment  que 
nos  depenses  militaires  ont  aujourd'hui  excedö  la 
limite  des  sacriflces  que  peut  supporter  notre  pays. 
Iis  detnandent  en  consequence  qua  l'on  retourne 
aux  habitudes  de  simplicite  et  de  grande  economie 
qui  ont  existe  autrefois  au  däpartement  militaire  et 
au  budget  militaire  des  annees  1895,  1896  et  1697, 
que  le  conseil  föd6ral  considerait  comme  normal. 
Nous  rappolons  qu'il  soldait  alors  par  une  depeuse 
moyenne  de  22  millions. 

Ce  postulat,  que  les  radicaux  neuchatelois  for- 
mulaient  dejä  dans  les  memes  termes  en  1893,  alors 
que  les  depenses  militaires  avaient  däjft  presenUS  un 
nccroisserr.cnt  anormal  et  disproportionne  a  nos 
ressources,  ils  le  renouvellent  aujourd'hui  dans  las 
circonstances  actuelles,  avec  la  plus  grande  energia» 
OtficU  x  s*  •.  l« 


Digitized  by  Google 


—    138  — 


En  le  faisant,  ils  entendent  se  separer  de  ceux 
qui  prennent  pretexte  de  la  Situation  actuelle  et  de 
quelques  abus  qui  ont  pu  etre  signales  pour  dis- 
crediter  nos  institulions  militaires  et  notre  armee 
de  soldats-citoyens  oü  chacun,  dans  un  espril  de 
patriotisme,  vient  rempln  son  devoir  el  prendre 
dans  la  preparation  de  notre  defense  nationale,  soit 
comme  soldat,  soit  comme  offlcior,  sa  part  de  sa- 
crifice  et  de  responsable.' 

Nods  avons  voulu  donnei'  suite  aux  engagements 
pris,  engagemenu  qui  n'ont  pas  ete  pris  contre 
nous  par  nos  electeurs,  mais  pris  par  cux  avec  no- 
tre concours,  engagemenls  que  nous  reconnaissons 
comme  juates,  raisonnables,  et  que  nous  voulons 
aoutenir  ici.  De  la  notre  motion. 

Nous  avons  ete  d'autant  plus  portes  ä  formuler 
ces  engagements  dans  la  motion  que  nous  avons 
deposee,  qu'en  relisant  les  messages  du  conseil  fö- 
deral, ceux  de  1893  et  1094,  auxquels  M.  Wull- 
schleger  faisait  allusion  tout  k  l'heure,  nous  avons 
pu  nous  convaincre  qu'au  fond  nous  etions  d'accord 
avec  lui,  et  qu'en  realite,  ce  que  nous  lui  deman- 
dions,  c'etalt  de  mainlenii  les  declarations  faites  ä 
cette  epoque. 

Mais,  avant  d'en  arriver  la,  il  Taut  cependant 
que  nous  nous  expliquions  sur  un  point  easentiel. 
Peut-^U'e  nous  dira-t-on  que  dans  un  pays  comme 
le  nötre,  de  deux  choses  l'une  :  ou  bien  il  faut 
avoir  une  armee,  et  l'organiser  aloi-s  en  ne  recu- 
lant  devant  aucun  sacriflce  pour  la  maintenir  en 
etat  de  remplir  sa  mission;  ou  bien,  il  faut  s'en 
passer,  car  mal  ou  insuflisamment  organisee  et  ou- 
tillee,elle  serait  inuüle. 

Messieurs,  je  reconnais  sans  difflculte  qu'ainsi 
posee,  la  question  est  bien  posee  et  je  suis  de  ceux 
qui  pensrot  et  qui  disent  qu'il  nous  faut  une  armee, 
et  une  armee  forte  et  bien  organisee. 

Mais  est-ce  qoe  ce  postulat  ne  prescrit  aueune 
limite,  tant  au  point  de  vue  de  la  depense  que  des 
exigences  de  service  reclamöde  chaque  citoyen? 

Est-ce  que  nous  pouvons,  tout  en  formulant 
cette  affirmation,  en  arriver  a  l'arrnce  permanente  ? 
Est-ce  que  nous  pouvons  demander  aux  citoyens 
suisses  öfe  sacrifier  deux  ou  trois  ans  de  leur  vie 
pour  apprehdre  le  maniement  des  armes  et  faire 
l'exerclce  ?  Pouvons-nous,  quant  aux  sacriflces  fi- 
nancieis,  aller  jusqu'aux  extremes  Jimites  du  btid- 
get,  d<5penser  par  exemple  pour  l'organisation  de 
notre  ariuee,  la  nioitie  ou  les  trois  quarts  de  nos 
fessouices  ? 

Je  dis  que  non.  II  s'agit  icl,  avant  tout,  d  une 
question  de  mesure.  Nous  ne  pouvons  pas  dcpas&er 
certaincs  limites.  II  faut  maititenir  eti  equilibrc  tou- 
tes  les  forces  du  pays.  Nous  ne  pouvons  pas  faire 
de  la  Suisse  nne  sorte  de  camp  relraiiclie  dans  le- 
qucl  on  ne  ferait  que  des  exerciees  militaire*  et  od 
I'on  aurait  ouhlie  tous  les  autres  grauds  interets  de 
la  nation. 

L'arrnee  n'est  pas  le  seul  grand  interet  du  pays, 
il  y  en  a  d'autres  que  la  Suisse  ne  beut  pas  aban- 
donner  sans  dechoir  de  son  rang  de  nation  civili- 
see.  C'est  cette  limite  que  nous  devons  nous  effor- 
cer  de  trouver.  Or,  je  dis  que  si  notre  peuple  a 
des  instinetä  militaires  qui  lui  sont  venu«  par  tradi- 
tion,  bereditö  et  atavisme,  la  Suisse  moderne  ne 
saurait  etre,  dans  les  conditions  actuelles  de  son 
existence,  un  ötat  militaire.  La  Suisse  ne  peut  etre 
qu'un  itat  pacillque.  Elle  doit  se  dislinguei  surtou 


dans  d'autres  domaines  que  oelui  du  miliunsme. 

La  i  reo  de  resiatance  que  nous  p.'utrroris.  en  ras 
de  danger,  opposer  ä  l'envahisseur  sera  plus  grande 
si  nous  occupons  dans  les  sciences,  les  arts,  la  lit- 
terature,  l'industrie,  le  commerce,  un  rang  honora- 
ble,  que  si,  au  conlraire,  nous  restons  atationnaires, 
quand  möme  nous  a Urions  une  armee  encore  mieux 
organisee  quo  Celle  que  nous  possedons. 

Et  me  placant  sur  ce  terrain,  je  dia  qu'un  bud- 
get  de  30  millions,  representant  ä  peu  pres  I«  tiers 
de  la  totalite  de  nos  ressources,  est  trop  eleve.  U 
y  a  des  pays  qui  entretiennent  une  armee  perma- 
nente avec  moins  d'argent  que  cela,  et  j'en  ai  pour 
preuve  les  chiffres  deja  cites  dans  le  debat  d'ooto- 
bre  dernier,  auquel  on  a  fait  allusion  tout  Ii  l'heure. 

C'est  M.  Gobat,  notre  collegue,  qui  a  introduit 
le  sujet  et  qui  est  arrive  ä  detnontrer  combien, 
sans  en  avoir  peut-otre  bien  eonscience,  nooi  etlohs 
alles  loin  dans  la  voie  des  depenses  militaires  corn- 
parees  ä  celles  des  pays  voisins. 

M.  Gobat  disait  ceci:  «La  Confederation  prend 
rang  parmi  les  etals  qui  depensent  le  plus  pouf  le 
militaire.  J'ai  ici  une  statistique  qui  place  la 
Suisse  au  deuxieme  rang  en  coinmenrant  par  le 
bas.  Sa  depense  serait  de  6  marks  30  par  tete 
de  population;  en  France  la  defense  est  de  19 
marks  15.  Un  seul  pays  depenserait  moins  que  la 
Suisse,  la  Serbie- 

Mais  je  remarque  que  les  depenses  de  la  Suisse 
sont  evaluee3  16  millions  de  marks,  tandis  qu'olles 
sont  de  23  millions  (29  millions  de  francs).  Cette 
rectification  nous  fall  avancer  au  neuvierae  rang, 
si  nous  admettons  que  les  pays  que  nous  avons 
depasses  n'ont  pas  augmente  lears  depenses  dans  la 
memo  proportion  que  nous.  Mais  une  comparaison 
n'est  exaete  que  lorsque  ses  termes  se  trouvent 
places  dans  les  memes  conditions,  ce  qui  n'est  pas 
le  cas  ici.  Dans  les  depenses  militaires  des  autres 
etats  se  trouvent  comprises  toutes  celles  relatives  a 
la  flotte  de  guerre.  Comme  malbeureusement  nous 
ne  touchons  nulle  part  ä  la  mer,  nous  ß'avons-  au- 
eune depense  de  ce  chef.  Pour  que  la  comparaison 
soit  exaete,  nous  devons  donc  eliminer  des  depenses 
des  autres  etats  tout  ce  qui  roneerne  la  marine  ttü- 
litaire;  or  ce  sont,  vous  le  savez,  des  chifTres  enorm«. 
J'ai  la  conviction  qu'en  procedant  de  cette  maniere, 
nous  trouverions  que  nous  sommes  parmi  les  6tats 
qui  depensent  le  plus  en  Europe  pour  le  militaire. 
Et  cependant  BOOS  d'autres  rapports  encore  les  cöti- 
djtions  ne  sont  pas  les  mfmes.  Cai-  nous  n'avons 
qu'unc  arm<5e  de  miiiees,  tandis  que  les  autres  gtats 
ont  des  armees  pennanentes,  des  garnisons  dans  tes 
griindes  villes,  la  caserne  ouverte  l'annäe  entierö; 
tout  cela  nous  ne  l'avons  pas.  Nous  devrions  par 
cons^quent  depenser  beaueoup  moins.  J'arrive  donc 
ä  la  CODcJtlsion  que  la  Suisse  depense  beaueoup 
Uop,  beaueoup  plus  que  la  defense  nationale  ne 
l'exige. » 

Dans  la  meme  seance,  M.  le  conseiller  föderal 
Ruflff,  qui  etait  alors  chef  du  depai  tement  militaire 
föderal,  crut  devoir  rectifier  sous  cette  forme  ce  que 
disait  M.  Gobat :  « Je  ne  veux  pas  vous  laisser 
sous  l'impression  de*  affirmations  qui  viennent  de 
vous  etre  upportees  par  M.  Gobat  ä  l'appui  de  ses 
propositions.  M.  Gobat  nous  a  fait  un  täbleau  trtss 
sombre  de  ce  que  coüte  notre  armee,  en  particulier 
pour  l'enseignement.  II  a  pretendu  qu'il  reaultait 
des  renseignemeub  qu'il  possedait  —  oü  les  a-t-ü 
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pris  —  que  l'armöe  suisse  est  la  plus  coßtcusc  des 
armeee  da  monde  apres  Celle  de  la  Serbie.  Je  suis 
beureux  de  pouvoir  contredire  de  la  fscon  la  plus 
absolue  cette  afflrmation  et  tranquilliser  vos  cons- 
cienoes  sur  ce  point  au  moyen  de  documents  qui 
ne  seront  pas  diacutes  par  M.  Gobat.  Les  donnöes 
qui  en  rösultent  ont  Ate  soigneusement  ölaboröes 
par  les  bureaux  de  l'ötat-major  et  revues  a  l'occasion 
des  Instructions  donnees  aux  dölegues  du  congres 
de  la  Haye. 

Voici  quelles  sont  les  döpenses  relatives  ä  Tar- 
nte« par  löte  de  population  dans  les  puissance*  qui 
nous  avoisinent:  L'entretien  de  1'armee  coäte  au- 
jourd'hni  en  moyenne  fr.  28.  20  par  töte  de  popu- 
lation en  France,  il  coüte  fr.  16.  «0  en  Allemagne, 
fr.  9. 70  en  Autriche,  fr.  10. 97  en  Italie  et  en 
Suisse  fr.  7.  »0.  C'est  l'ötat  exact  dos  döpenses 
militaire»  chez  nos  voisins  et  chez  nous.  La  Suisse 
depense  donc  trois  (ois  moins  que  In  France,  plus 
qoe  deux  fois  moins  que  l'Allemagne  et  Ire«  sen- 
sibletnent  moins  que  P Autriche  et  I" Italie.  Tels 
sont  les  chifTres  quo  je  voulais  opposer  •  M.  Gobat, 
pour  dissiper  toute  idöe  erronöe  dans  le  conseil.  » 

Mais  M.  Gobat  a  röpliquö,  et  ä  mon  sens  avec 
raison:  «M.  le  ebef  du  döpartement  militaire  n'a 
pas  oompris  ce  que  j'ai  dit  relalivement  ä  la 
statistlque  des  depenses  pour  les  differentes  armees. 

J'ai  declare  que  si  l'on  ne  defalquait  pas  des 
depenses  pour  l'armee,  celles  qui  s'appliquent  a  la 
flotte,  la  Suisse  ötait  en  bonne  position  par  rapport 
am  autres  pays,  mais  si  cette  döfalcation  est  operöe, 
comme  cela  dort  ötre  le  cas,  la  Sutsse  est  incontea- 
tablement  parmi  les  pays  qui  döpensent  le  plus.  La 
statistique  que  j'ai  citee  est  probablement  la  möme 
que  celle  a  laquelle  M.  Ruffy  a  empruntö  ses 
chifTres,  mais  on  ne  peut  comparer  des  pays  qui  se 
tronvent  dans  des  conditions  differentes  les  uns  des 
autres  ;  il  taut  auparavant  egaliser  les  termes  de 
lomparaison.  • 

•  C'est  joste.  II  faut  egaliser  les  termes  de  com- 
paraison.  Et  quand  on  par!e  de  depenses  militai- 
res,  il  faut  comprendre  touiea  les  depenses  militai- 
res, aussi  bien  celles  faites  pour  l'armöe  de  mer,  la  ma- 
rine, que  celles  faites  pour  l'armee  de  terre.  Or, 
si  nous  adoptons  cette  argumentation  —  qui  n'a 
pas  pu  ötre  conteatee,  nous  arrivons  ä  la  constatation 
formelle,  c'est  que  parmi  les  pays  avoisinants, 
aJors  möme  que  nous  n'avons  qu'une  armee  de 
milicee,  nous  sommas  un  des  pays  qui  döpensent 
le  plus  pour  l'organisaiion  de  leur  armee. 

Eh  bien!  je  dis  que  c'est  trop,  qu'il  faut  nous 
arreter  dans  cette  voie,  sinon  nous  risquons  d'aller 
an  devant  d'un  formidable  möcontentement  populaire, 
car  le  peuple  suisse  n'admettra  pas  que  les  autres 
grands  interets  du  pays  soient  sacnfiös.  Non,  il 
ne  faut  pas  en  arriver  lä,  et  le  conseil  födt'ral  lui- 
möme  en  a  eu,  il  y  a  quelques  annöe»,  le  senti- 
nient.  Je  vais  vous  en  faire  de  suite  la  demons- 
tration. 

En  1893,  lors  de  la  discussion  du  budget,  les 
chambres  föderales  voterent  le  postulat  suivant: 

«Le  conseil  födöral  est  invitö  ä  prösenter  un 
rapport  special  sur  la  sitnntion  generale  des  finan- 
ces  föderales  et  öventuellement  ä  faire  aux  cham- 
bres födörales  des  propositions  pour  le  rötablis- 
sement  de  l'öquilibre  financier.» 

Comme  vous  le  savez,  Messieurs,  toutes  les  fois 
qne  les  finances  de  la  Confödöration  sont  plus  ou 


moins  compromises,  les  chambres  födörales  död- 
dent  qu'une  enquöte  sera  faite  pour  arriver  si  pos- 
sible  a  trouver  les  moyens  de  rötablir  l'öquilibre 
du  budget.  Alors  naturellement,  le  conseil  födöral, 
les  commissions  des  chambres  apres  lui,  cherchent  par- 
tout oü  il  sentit  possible  de  röaliser  des  öconotnies 
dans  les  diverses  branches  de  l'administration,  et 
en  parlicuUer  dans  le  budget  du  döpartement  mili- 
taire. Or.  que  disait  alors  le  conseil  födöral,  apres 
son  enqutte,  a  lassemblöe  födörale  dans  les  deux 
messages  qu'il  lui  prösenta  ä  cette  öpoque,  soit  dans  le 
message  provisoire  du  2  döcembre  1893  et  dans 
le  tnessage  döfinitif  du  23  döcembre  1894  7 

Dans  le  premier,  le  conseil  födöral  disait  ceci 
a  propos  des  döpenses  militaires: 

Maintenant  que  le  nouvel  armement  de  l'infan- 
terie  est  tenninö,  que  la  poudre  ä  faible  fumöe  a 
etö  introduite  et  que  la  plupart  des  fortilications 
sont  achevöes,  les  postes  du  budget  des  döpenses : 
armement  et  öquipement,  matöriel  de  guerre  et 
fortiflcations  accusent  des  röduetiom  röjouissantes. 
En  ce  qui  concerne  les  deux  premiers  articles, 
nous  sommes  revenus  ä  des  chiffres  tout  a  fait 
normaux,  tandis  que  la  garde,  l'administration  et 
l'entretien  des  fortiflcations  nous  occasionneront  une 
döpense  permanentes  annuelle  d'environ  500,000 
francs.  Les  budgels  pour  1895  et  1896  conlien- 
nent  chacun  une  somme  de  500,000  francs  pour 
les  travaux  de  fortiflcations  supplömentaires  au 
Luziensteig. 

Le  tableau  ci-apres  dömontre  le  mieux  les  lour- 
des  cliarges  resultänt  du  nouvel  armement  et  le 
retour  a  un  budget  de  depenses  normal  pour  le 
döpartement  militaire. 

1888  fr.  19,110,484.  26    1893    fr.  31,807,943.  — 

1889  >  20,256,948.  62    1894     >  24,422,491.  — 

1890  »  21,578,441.68    1895  »22,615,500.— 

1891  »  25,204,474.  08    1896     »  21,054,500.  —. 

1892  >  36,152,149.  48  1897  »  21,074,500.— • 
Voila  ce  que  devait  ötre  d'apres  le  conseil  fö- 
döral, le  budget  militaire  normal  de  la  Confedera- 
tion.  En  d'autres  termes,  une  fois  les  döpenses 
extraordinaires  nöcessitöes  par  le  nouveau  fusil,  la 
poudre  sans  fumöe ,  les  fortiflcations ,  faites  et 
payöes,  on  devait  en  revenir  ä  un  ebudget  ordinaire 
normal«  Et  ce  budget  «militaire  ordinaire  nor- 
mal» se  mouvait  entre  21  et  23  millions.  Voila  la 
vöritö.  Ce  n'est  pas  nous  qui  afflrmons  cela,  c'est 
le  conseil  födöral. 

Arrive  une  annöe  apres  ie  rapport  döfinitif,  qui 
s'cxplique  comme  suit  dans  sa  partie  gönerale  au 
sujet  des  döpenses  militaires: 

«...  Le  meilleur  moyen  de  remödier  a  un  mal, 
c'est  toujours  d'en  rechercher  les  causes.  Notre 
premiöre  consolntion  röside  dans  ce  fait  que  la 
plupart  de  nos  döficits  ne  sont  point  le  rösultat  des 
döpenses  normales  et  courantes,  revenant  chaque 
annöe,  mais  de  döpenses  extraordinaires,  faites  une 
fois  pour  toutes,  pour  le  nouvel  armement  et  la 
döfense  du  pays.  döpenses  auxquelles  sont  venus 
s'ajouter  les  frais  de  construetion  plus  considörables 
encore  pour  r«dniini»lratiOf]  centrale  et  I'administia- 
tion  des  postes. 

Vous  trouverez  dans  le  rapport  du  döpartement 
militaire  et  dans  le  tableau  de  ses  döpenses  extra- 
ordinaires (pagea  53/54)  les  chiflic*  suivant». 
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Acquisitum  du  nouveau  fusil  .  .  fr.  16,908,000 
Munition  de  contingents  pour  le 

nouveau  fusil   »  6,175,000 

Introduktion  de  la  poudre  blanche 

pour  l'artillerie  et  augmentation 

des  effectife  de  contingents  de 

cette  arme   »  3,695,000 

Nouvel  armement  et  munition  .   .  fr.  28,678,000 

Fortifications,  total   »  14,588,000 

Reserve  d'habillement   »  3,551,000 

Diverses  autres  depenses ....  »  2,643,000 

fr.  49,460,000 

Des  depenses  ci-dessus,  il  figure 
encore  aux  budgets: 

pour  1894  .    .    fr.  4,948,000 

»    1895  .    .     »      965,000     »  5,913,000 

Ont  «Me  depenses,  jusqu'ä  la  fin 

de  1893   fr.  43.547,000 

Si  inquiötante  que  soit  l'elevation  de  ces  chiffres, 
la  circonstance  que  ces  depenses  extraordinsires 
ssont  arrivees  ä  leur  terme  et  que  seule  Tanne«  1895 
sera.chargee  encoro  d'une  somme  de  1,000,000  de 
francs,  en  chiffre  rond,  nous  tranquillise  par  l'assu- 
rance  qu'ä  l'avcnir  les  budgets  du  departement 
militaire  n'aecuseront,  de  nouveau,  que  de»  charges 
normales. 

Ce  qui  contribue  aussi  ä  nous  tranquilliser,  c'est 
le  tableau  suivant,  qui  illustre,  mieux  que  tout  ce 
qu'on  pourrait  dire,  les  lourdes  depenses  qui  gre- 
verent  le  budget  du  departement  militaire,  pendant 
l'epoqne  du  nouvel  armement  et  des  travaux  de 
fortifications,  et  le  retour  graduel  aux  depenses 
normales. 

1888  fr.  19,110,48» .  26      1893  fr.  31,807,943.— 

1889  •   '20,256,948.  62      1894    »   24,422,491.  — 

1890  «   21,578,441.68       1895   »   22,615,500. — 

1891  »  25,204,474.08  1896  »  21,554,500.— 
1802   >   36,162,149.48       1897   >   21,074,600  — 

Dans  la  parlie  speciale,  le  message  contient  le 

passage  suivant: 

«  Nous  avons  dejä  fait  ressortir  dans  l'introduc- 
tion  de  ce  rapport  (pagc  4  ä  6)  les  charges  extra- 
ordinaires  qui  ont  pese  sur  le  budget  des  depenses 
du  departement  militaire  depuis  1890  jusqu'ä  1894, 
es  nous  avons  pu  nous  convaincre,  par  la  compa- 
raison  des  comptes  annuels  de  1888  a  1892  avec 
Ins  budgets  des  exercices  de  1893  ä  1897,  que  nous 
retotirnons  petit  ü  petit  vers  un  budget  normal. 

Ne  nous  cachons  pas  que  le  mecontentement 
oreasionnö  par  la  coincidence  de  toute  une  sehe 
de  depenses  pour  le  militaire  que  les  circonstances 
nous  ont  oblige  de  faire  rapidement  et  simultane- 
ment,  n'a  pas  encore  entierement  disparu. 

C'est  pourquoi  le  conseil  föderal  avait  «l'autant 
plus  le  devoir  d'examiner  avec  soin  quelle»  depen- 
ses du  budget  normal  etaient  susceplibles  de  re- 
duetons,  tout  en  ne  perdant  pas  de  vue  qu'il  y  a 
ici  une  limite  qui  ne  saurait  elre  depassee  aussi 
longlemps  que  nous  voulons  avoir  une  armee  capa- 
ble  de  defendre  l'intcgritö  de  notre  patrie...  » 

Amsi  raisonnait  le  conseil  föderal.  Nous  nous 
somnios  places  aböolumeul  sur  ce  meme  terrain. 
Que  demaiidons-nous.  en  etTet,  dans  notre  motion  ? 
Nous  detnandons  que  lo  conseil  föderal  soit  invite 
a  etablir  dorenavant  le  budget  militaire  de  la  Con- 
föderatiou  conformeiuent  a  seo  messages  de  1893  et 


1894,  concernnnt  le  relablissement  de  l'equilibro 
linancier,  prevoyant  un  chifire  maximum  de  depen- 
ses  de  24  millions  par  annee. 

Nous  appuyant  sur  les  declarations  memes  da 
conseil  föderal,  nous  lui  demaudons  donc  tout  sira- 
plement  s'il  ne  lui  6tait  pas  possible  de  se  confor- 
mer  ä  ses  propres  declarations.  Si,  des  l'instant  oü 
il  est  impossiblc  de  prevoir  une  augmentation  con- 
tinuelle  des  depenses  militaire«,  nous  lui  demandons 
de  fixer  une  limite  au  budget  militaire  qui  ne  puisse 
etre  depassee. 

Et,  Messieurs,  je  vous  le  demande,  serait-il  pru- 
dent  d'aller  plus  loin  ?  Pouvons-nous  abandonner 
aujourd'hui  sans  autre  cette  doctrine  du  conseil  fö- 
deral si  prudente  et  si  sage,  pour  entrer  dans  je 
ne  sais  quelle  voie  au  bout  de  laquelle  nous  abou- 
ürions  ä  la  faillite  et  ä  la  banqueroute  de  toutes 
les  plus  bei  les  esperances  de  notre  pays?  Se  figure- 
t-on  meme  reellement,  qu'en  appauvrissant  tous 
les  autres  grands  Services  publica  de  la  Confedera- 
tion  an  proflt  de  l'armee,  nous  accroltrions  reelle- 
ment notre  puissance  effective  de  defense  ?  Quant  ä 
moi,  je  ne  le  crois  pas.  ' 

On  parle  beaueoup  aujourd'hui  de  la  decadence 
des  races  latines.  II  y  a  peut-etre  quelque  chose  da 
vrai  dans  cette  affirmation,  mais  a  quoi,  Messieurs, 
cette  döcadence  peut-elle  bien  tenir  ?  Je  crois  qu'on 
peut  afflrmer,  sans  risquer  de  se  tromper  beaueoup, 
que  cette  decadence  provient  precisement  —  au 
moins  en  ce  qui  concerne  TEspagne  et  1'Itahe  — 
de  l'exageration  des  depenses  militaires  de  ces  deux 
pays.  Et  cette  exageration  des  depenses  militaires 
a  non  seulement  eu  pour  consequence  la  ruine  mo- 
rale  et  materielle  de  ces  deux  grands  pays,  mais 
meme  sur  le  terrain  militaire  eile  n'a  pas  empeche 
les  Italiens  de  se  faire  battre  par  les  bandes  mal 
organisees  d'un  souverain  demi-eivilise  de  l'Afrique 
et  les  Espagnols  de  ne  pouvoir  meme  resister  ä  une 
insurrection  comme  celle  de  la  Havane. 

Et  des  ('instant  ob  l'Espagne  s'est  trouvee  en 
contact  avec  un  peuple  ne  disposant  d'aucune  Or- 
ganisation militaire,  mais  fortement  outillc  ä  d'autres 
points  de  vue,  la  vieille  et  militaire  Espagne  s'est 
positivement  effondree  ä  peu  pres  sans  combattre. 
Une  ebose  a  mon  sens  est  dans  tous  les  cas  cer- 
taine,  c'est  qu'un  pays  miserable,  pauvre,  ecrasö 
d'impöts,  alors  inöme  qu'il  disposerait  de  la  plus 
belle  armee,  n'oflrira  pas  une  grande  force  de  re- 
sistance  ä  l'ennemi,  landis  qu'un  peuple  bieo  admi- 
nistre,  riche,  prospere,  disposant  de  grandes  res- 
sources  et  d'un  credit  intact,  habite  par  un  peuple 
intelligent,  opposera  une  resistance  infiniment  plus 
grande  et  plus  effective  ä  l'envahisseur,  alors  meine 
que  peut-etre  au  point  de  vue  de  sa  prepaiation 
militaire,  il  lui  serait  införieur. 

Car  s'il  est  necessaire  pour  un  pays  d'avoir  une 
bonne  Organisation  de  ses  forces  defensives,  il  n'y 
a  rien  eependant  qui  puisse  suppleer  au  patriotisme 
moral  d'une  arnföe  quelle  qu'elle  soit.  I.  herotsme 
deploye  par  certains  peuples  ä  un  moment  donn6  — 
nous  en  avons  precisement  en  ce  moment  un  exem- 
ple  sous  les  ycux  —  constitue  une  force  superieure 
ä  toutes  les  preparations  et  ä  tous  les  exercices  mi- 
litaires et  c'cst  ce  sentiment  qu'il  faut  cultiver  avant 
tout  dans  le  peuple  misse. 

El  iiiaintenant,  Me^sieuis,  j'avais  lintention  d'at- 
tirer  encore  votre  attention  sur  un  certain  nombre  de 
points  specialis.  Je  voulais  vous  pailer  d'economies 
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a  realiser  dans  le  domaine  du  resrutement,  de  l'or- 
gamsation  trop  compliquee  de  l'.-irmee,  en  dem&ndant 
quo  le  con&eil  föderal  fit  l'etude  de  la  auppressiou 
des  manoeuvres  de  corps  d'armee  et  peut-etre  meme 
des  corps  d'armee  —  question  controversee  meme 
dans  lee  railieux  railitaires,  —  d'economies  ä  reali- 
«er  egalement  dans  le  domaine  des  fortincations. 
Mais  tous  ces  points  ont  ete  traites  en  detail  par 
I'honorable  orateur  qui  m'a  piecede  et  je  n'y 
veux  pas  revenir.  J'ai  du  reste  le  sentiment  qu'en 
abordant  ce  cote  de  la  question  et  en  entrant  ainsi 
dans  le  vif  des  reformes  technique*  ii  operer  dans 
notre  organiome  raililaire,  je  manqueiais  de  l'auto- 
rite  et  de  la  compelence  necessaires  pour  traiter  a 
fond  le  sujet. 

Le  conseil  federal  et  ses  commissions  consulta- 
tives  d'experts  sont  infiniment  mieux  place»  pour 
nous  dire  la  verite.  Et  c'est  precisement  pourquoi 
je  serais  tout  di*pose  ä  me  joindre  pour  ma  part  ä 
la  proposition  de  M.  Wullschleger,  reclamant  une 
nouvelle  enquete.  II  s'agit  tout  simplement  de  se 
bien  raettre  dans  l'idee  ceci  :  c'est  qu'au  point  de 
vue  des  depenses  railitaires,  nous  sommes  arrives 
au  maximum  des  raaxirna,  que  nous  ne  pouvons 
pas  aller  plus  loin  et  qu'ü  nous  faut  tenir  compte 
de  cette  Situation,  tout  en  travaillant  ä  nous  orga- 
aiser,  dans  ces  limites,  le  mieux  possmle.  Et  ce 
n'est  pas  ici,  dans  la  salle  du  conseil  national,  que 
cette  Organisation  peut  etre  discutce  avec  le  plus 
de  fruit,  mais  dans  les  bureaux  de  l'etat-major  et 
du  departement  militaire.  Car,  Messieurs,  si  on  ne 
fait  pas  cela,  si  on  ne  montre  pas  un  peu  de  bonne 
volonte,  ai  on  n'a  pas,  disons  le  mot  carrement,  le 
senttment  qu'eö  faisant  une  ceuvre  semblable,  on 
(ait  rcellement  une  oeuvre  patriotique,  alors,  nous 
voguerons  pendant  quelque  temps  encore  snr  une 
mer  plus  ou  moins  calme,  mais  il  arrivera  fatale- 
ment  un  moment  oü  nous  nous  hcurterons  k  des 
ecueib  formidables  et  ä  une  colere  populaire  dont 
je  voudrais  eviter  les  eclats  ä  mon  pays.  Maü, 
avant  de  terminer,  je  desire  vous  signaler  la  dif- 
ference  qui  existe  entre  la  motion  neuchateloise  et 
les  motions  de  MM.  Wullschleger  et  Manzoni. 

Les  deputes  neuchatelois  comprennent  qu'ü  est 
unpossible  d'etablir  ce  que  le  conseil  federal  a  appele 
un  budget  ordinaire  normal,  c'est-ä-dire  un  budget 
comprenant  les  depenses  courantes  de  l'annee. 

Nous  comprenons  qu'il  soit  impossible  d'etablir 
tout  a  la  fois  un  budget  normal  de  cette  espece, 
un  budget  plus  ou  moins  (ixe,  se  mouvant  dans  des 
limites  determinees  et  qu'on  vote  en  meme  temps 
des  depenses  extraordinaires  qui  sont  envisagees 
comme  absolument  necessaires  pour  corapleter  soit 
notre  approvlsionnement,  soit  notre  armemenL  Et 
nous  avons  prevu  par  consequent,  pour  mettre  le 
oonseil  federal  et  l'assernblee  föderale  k  l'aise,  les 
depenses  extraordinaires  votees  par  l'assernblee  fe. 
derale  ensuite  de  messages  speciaux,  sans  prevoir 
an  budget  extraordinaire  comprenant  toutes  les  de- 
penses exceptionnelles  qui  peuvent  devenir  ä 
un  moment  donne  necessaires.  Pour  avoir  un 
budget  militaire  normal  il  ne  faut  y  faire  ügurer 
que  les  depenses  ordinaires,  car  ce  n'est  que  de 
cette  maniere  que  vuus  pouvez  lui  mainteuir  un 
caractere  de  flxite  tout  au  moins  relatif.  Mais  il  est 
övident,  d'autre  part.  qu'il  y  aura  des  depenses  ex 
traordinaires  auxquelles  nous  devrons  faire  face. 
En  ce  moment-ci  preciäement  nous  avons  devant 


nous  une  grosse  depense  extraordinaire  en  perspec- 
tive, celle  de  l'acquisition  d'un  nouveau  materiel 
d'artillerie.  Eh  bien,  je  domande,  si  cette  depense 
est  votee  —  et  pour  ma  part  je  la  voterai  paroe 
quo  jo  ia  tiens  pour  absolument  necessaire,  et  que 
mon  opinion  est  qu'il  ne  faut  pas  faire  d'economies 
suruno  question  de  cet  ordre,  —  que  cette  depense 
soit  laissee  en  dehors  du  budget  ordinaire.  fasse 
l'objel  d'un  arrete  special  et  soit  couverte  au  moyen 
d'un  emprunt  remboursable  aux  mömes  oondltions 
que  tous  les  autres  emprunts  de  la  Contederation. 
Est-ce  qu'eu  agissant  ainsi,  nous  laissons  la  bride 
sur  le  cou  au  conseil  (ederal,  comme  on  nous  l'are- 
prochö?  Non,  mais  nous  apportons  dans  la  compta- 
bilitö  de  ce  grand  service  public  infiniment  plus 
d'ordre  et  de  clarte.  En  outre,  en  nous  placant  vo- 
lontairement  on  face  des  voies  et  moyens  ä  trouver 
pour  y  faire  face,  nous  regarderons  forcemeni  la 
döpenso  de  plus  pres.  Rien  que  cela  vaudrait  la 
peine  d'adopter  un  regime  comme  celui  que  nous 
proposons. 

Messieurs,  je  ne  veux  pas  vous  retenir  plus 
longlemps.  J'ai  dit  ce  que  je  pensais  devoir  dire 
pour  justifler  la  motion  que  nous  avons  dAposee. 
Je  tiens  encore  cependant  de  repondre  a  ane  accu- 
sation  qui  nous  a  ete  adressee  de  divers  cötes. 

On  a  reproche  aux  auteurs  de  la  motion  de 
manquer  de  patriotisme.  Pour  mon  compte  per- 
sonnel,  j'ai  hausse  les  epaules  et  j'ai  dedaign6 
l'accusation,  mais  je  dois,  au  nom  de  mes  collegues 
et  pour  eux,  protester  avec  energie  contre  ces 
accusations.  Ab,  Messieurs!  c'est  qu'il  s'agit  d'abord 
des'entendresur  ce  point  Pour  nous  le  Chauvin ismo 
n'est  pas  le  patriotisme,  il  n'en  est  que  la  carica- 
ture,  comme  la  demagogie  est  Ia  caricature  de  la 
demoeratie.  Nous  ne  sommes  peut-etre  pas  des  pa- 
trlotards  —  pour  me  senrir  d'une  expression  qui  a 
fait  fortune  ces  derniers  temps  —  mais  nous  sommes 
des  patriotos.  Et  nous  le  prouvons  en  af firmant  par 
des  actes  que  nous  entendons  ne  rien  sacriner 
des  interets  sacres  qui  oonstltuent  notre  patrimoine 
national.  Nous  voulons  que  tout  ce  que  nos  peres 
nous  ont  legue,  nous  le  oonservions  et  le  develop- 
pions.  Nous  repetons  que  nous  considerons  nos  ins- 
titutions  mititaircs  oomme  indispensables  au  raain- 
tien  de  notre  indöpendance  et  ä  la  defense  de  nos 
libertes  seculaires  et  que  nous  sommes  pretsäconsentir 
en  faveur  de  celles-ci  tous  les  sacriflees  compatibles 
avec  notre  existence  de  nation  civilisee.  Mais  nous 
entendons  que  la  mesure  ne  soit  pas  depassee  et 
nous  envisageons  precisement  faire  oeuvre  patrio- 
tique en  attirant  l'attention  des  oooseils  sur  le 
danger  qui  pourrait  resulter  pour  la  Sutsse  de  cer- 
taines  exagerations  regrcttables  que  noussignalons, 
comme  des  sentinelles  avaneees,  k  1'attentiun  de  nos 
concitoyens. 

Ce  que  nous  desirons  avant  tout,  ce  que  pour 
mon  compte  personnel  je  desire  dans  tous  les  cas 
avant  tout,  c'est  que,  avec  nne  armee  aussi  bien 
organisee  quo  posstble,  la  Suisse  puisse  continuer 
k  marcher  comme  eile  l'a  fait  jusqu'ici  k  la  töte 
des  pays  paeifiques  et  qu'elle  poursuive  avec  plus 
de  forme ie  encore  si  possible  sa  marche  ascendante 
vers  un  ideal  toujours  plus  öleve  de  justice,  de  lu- 
miere  et  de  fraternite. 

C'est  pour  cos  raisons  que  j'ai  l'honneur  de  re- 
commander  a  votre  bienveUlance  la  motion  neucha- 
teloise. 
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Präsident:  Verlangt  ein  anderer  der  Herren 
Mltunterzeichner  das  Wort?  —  Es  ist  dies  nicht 
der  Fali  Wir  gehen  über  zur  Motion  des  Herrn 
Favqq. 


M.  F»T«m  :  Cest  ici,  par  une  ironie,  un  veri- 
Uble  deßle,  je  ne  les  aime  pas,  mais  je  n'y  puis 
rien. 

J'aurais  bien  voulu  que  roa  motion  fQt  discutee 
pour  elle-meme,  mais  je  n'y  puis  rien,  dis-je,  et  suis 
force  d'accepter  la  Situation  teile  qu'elle  est.  En 
tous  cas  je  vais  essayer  de  la  soutenir  aussi  brieve- 
ment  quepossible,  les  orateura  qui  m'ont  precede 
ayant  traitö  le  sujet  avec  assez  d'ampleur  pour 
qu'il  me  soit  perrais  de  le  faire  sobrement. 

Nous  sommes  tous  d'accord  en  ce  qui  concerne 
la  necessite  de  rarmee;  a  une  epoque  oü  la  force 
eet  encore  l'argument  suprerne,  ce  serait  com- 
mettre  la  plus  grosse  faute  que  de  ne  pas  avoir 
une  armee  capable  de  defendre  notre  securite.  Ce- 
pendant,  je  dois  aussi  constater  qu'il  cxiate  dans  le 
peuple  un  ötat  d'opinion  qui  tend  a  lui  devenir 
chaque  joar  plus  defavorable.  Ce  sentiment  est  ä 
la  (bis  justifie  et  dangereux,  mais  dangereux  seu- 
lement  dans  la  mesure  oü  il  est  justißä ;  il  serait 
tres  perilleux  de  laisser  l'opinion  publique  s'egarer 
dans  sa  roauvaise  humeur  contre  les  exagerations 
du  militarisme  jusqu'a  crcer  un  etat  d'animositö  de 
la  population  contre  ('Organisation  militaire. 

Pour  mettre  fln  I  ce  mouvement  de  l'opinion, 
que  nous  deplorons  tous,  il  faut  supprimer  les  abus, 
satisfaire  aux  demandes  qui  sont  justifiees;  c'est 
ainsi  que  l'on  arrivera  a  eviter  ce  qu'il  peut  y  avoir 
de  dangereux  dans  le  mouvement  actuel. 

Ce  mouvement  est-il  justifie  ?  J'indiquerai  quel- 
ques-unes  des  causes  pour  lesquelles  il  me  semble 
qu'il  l'eat  Tout  d'abord  je  crois  qu'il  se  justifie  par 
l'eepece  de  bauteur,  de  dedain  möme,  avec  lesquels 
on  a  repondu  a  tous  ceux  qui  ont  essaye  d'attirer 
l'attention  du  conseil  föderal  sur  les  exagerations 
du  militarisme.  On  a  traite  ces  indiscrets  du  haut 
d'un  patriotisme  bruyamment  affiche;  on  les  a  ac- 
cusAs  de  manquer  de  dövouement  pour  la  patrie. 

Messieurs,  c'est  une  arme  facile  ä  opposer  ä 
tous  ceux  qui  demandent  qu'on  regarde  de  pres 
aux  depenses  militaires.  Pour  ma  pari,  j'eslime  que 
Ton  a  trop  negligö  d'examiner  de  tres  pres  la  me- 
sure  dans  laquelle  au  nom  de  la  s6cunt6  de  la  pa- 
trie on  peut  demander  des  sacrifices  de  toute  espece 
au  pays. 

C'est  avec  un  sentiment  penible  que  l'on  songe 
k  tout  ce  que  nous  pourrions  faire  de  bien  avec  ce 
que  nous  coüle  le  budget  militaire,  si  nous  pou- 
viorw  employer  tant  de  millions  k  favoriser  l'agri- 
culture,  l'industrie,  le  commerce,  a  facilitcr  les 
progres  de  l'ins'ruction  publique!  Je  sais  bien  que 
c'est  mal  raisonner,  et  qu'il  faut  que  cet  argent  soit 
employe  a  cette  depense  improduclive  de  l'organi- 
sation  de  rarmee ;  je  sais  que  nous  sommes  obliges 
d'employer  ä  elever  des  murs  pour  nous  deTendre 
l'argent  que  nous  pourrions  consacrer  k  bütir  des 
maisons  pour  abriter  les  citoyens,  mais  c'est  un  do- 
maine  ob  il  faut  plus  de  scrupules  qu'ailleurs;  il 
convient  de  nous  borner  au  strict  necessaire.  Or  j'ai 
le  sentiment  que  dans  bien  des  cas  on  a  depasse 
la  meeure  et  fait  du  luxe. 


n  y  a  aussi  I*elat-major!  Est-ce  qu'il  n'a  pas 
pris  une  iroportance  trop  considerable,  n'est-il  pas 
arrivd  ä  creer  certaines  majore  nouvelles  et  peu 
faites  pour  plaire  a  un  pays  qui  a  le  sens  des  cho- 
ses  democratiques? 

Ajoutons  a  cela  certaines  manifestations  de  l'o- 
pinion. Que  penser  lorsqu'on  lit  dans  des  journaux 
serieux  des  articles  lels  que  ceux  que  nous  avons 
lus  recemment,  oü  l'on  preconisait  l'armee,  l'Atat  mi- 
litaire non  comme  un  mal  necessaire,  mais  comme 
l'un  des  principaux  elements  de  moralit£  publique 
et  d'education  nationale.  On  se  demande  vraiment 
oü  peuvent  nous  conduire  ces  raisonnements  dignes 
d'un  autre  äge  et  d'autrcs  pays  que  le  notre?  On 
va  jusqu'a  dire  que  lorsque  nous  cherchons  ä 
creer  des  Institution-*  humanitaires  pour  diminuer  la 
misere,  gucrir  quelques  malades,  nos  moyens  sont 
contestables,  que  nos  oeuvres  de  solidarite  sont  des 
ffiuvres  d'aßaiblissement,  d'appauvrissement  de  la 
force  nationale,  qu'il  faut  laisser  l'armee  former  le 
caractere  de  la  nation,  que  c'est  en  fortiflant  les 
citoyens,  en  leur  donnant  l'energie,  la  virilitÄ  du 
soldat  que  l'on  fait  un  peuple  fort  Rappelez-vous, 
nous  dit-on,  les  Suisse«  d'autrefoi»,  rappelez-vous 
Sempach,  Morgarten,  Marignan !  Nfessieurs,  encore 
une  fois,  oü  allons-nous  avec  de  telles  declarations? 
Lorsque  le  peuple  s'apercoit  que  de  tele  sentiments 
regnent  dans  das  milieux  respectes,  que  de  braves 
gens  en  sont  arrives  k  un  pareil  etat  d'dme,  com- 
ment  ne  sc  demanderait-il  pas  si  on  veut  nous  me- 
ner  au  cesarisme,  au  boulangisme,  et  faire  güsser 
notre  patriotisme  sur  la  pente  du  chauvinisme? 

Dernierement  nous  avons  entendu,  ä  propoc 
d'une  discussion  speciale  —  il  ne  s'agi?sait  pas  de 
petits  cbevaux  de  cavalerie,  mais  des  petita  che- 
vaux  —  Tun  de  nos  plus  respectös  e  trespectables 
collegues,  M.  le  professeur  Hilty,  nous  dire  :  t  Nos 
•  pcres  servaient  les  etrangers  avec  l'^pee,  j'aime 
>  mieux  cela  que  de  voir  les  Suisses  d'aujourd'bui 
»  les  servir  avec  la  serviette  sur  le  bras.  » 

Le  propoö  est  pittoresque  et  il  a  eu  du  succes ; 
j'y  ai  songe  depuis,  j'y  ai  songe  plusieurs  fois  et 
je  me  suis  dit  :  Je  suis  sür  que  M.  Hilty  ne  s'est 
pas  rendu  compte  de  1'erreur  dans  laquelle  U  tombe 
et  du  danger  que  peut  avoir  ce  petit  propos  a  ef- 
fet;  c'est  de  la  poesie,  mais  toutes  les  calamite», 
toutes  les  catastrophes  n'ont-elles  pas  leur  poesie? 
L'orage  qui  ravage  les  champs  et  detruit  les  re- 
coltes,  le  typhon  qui  dcsole  une  He.  le  cyclone  qai 
coucbe  une  foröt,  l'incendie  autour  duquel  s'agito 
une  foule  desesperee,  tout  cela  n "est-il  pas  tres 
poetique?  ne  peut-on  pas  en  faire  de  tres  beaux 
tableaux,  de  süperbe«  descriptions  ?  D  en  est  ainsi 
de  la  guerre,  mais  au  fond  il  n'est  pas  vrai  que  le 
60ldat  qui  vend  son  bras  ä  celui  qui  le  paie  pour 
faire  coulcr  le  sang  d'autrui  soit  plus  digne  d'es- 
time  que  le  sommelier  d'hötel  qui  sert  les  Etran- 
gers ;  U  n'est  pas  juste  de  dire  que  l'acier  da  cou- 
teau  qui  sert  a  couper  le  pain  qui  noutrit  les 
hommes  soit  d'un  grain  moins  noble  que  celui  du 
sabre  qui  donne  la  mort  Cela  est  faux  et  pour- 
tant  c'est  lä  ce  qu'a  dit  M.  Hilty,  un  esprit  de 
valeur  et  ires  öleve!  En  quoi  le  metier  de  soldat 
est-il  superieur  ä  celui  du  modeste  serviteui'? 
Celui  qui  sert  la  maison  vaut  mieux  que  celui  qui 
detruit  la  maison  d'autrui.  Le  peuple  voit  tout  cela, 
s'etonne  et  s'inquiete.  Pour  le  rassurer,  que  laut-il 
ßure?  supprimer  les  abus  et  en  revenir  ä  une  con- 
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MpUoti  plus  mottete  du  röle  de  l'armee,  a  une  plus 

juste  mesure  cn  ce  qui  concerne  les  saerifices 
q«e  Ten  demande  aux  citoyens. 

C'ept  pour  cela  que  j'ai  donne  k  ma  motion  un 
tre»  moderte  caractere;  il  taut  >ire  pratique.  On 
oouu  repond  en  eilet  toujourt  :  Vos  theories  sont 
belles  et  humanitaires  et  il  n'est  pas  diffloile  en  les 
defendant  de  faire  de  l'eloquence,  maia  dites-nous 
ce  qa'il  taut  faire?  On  a  parle  de  forlifications,  mais 
noua  ne  pouvona  depenser  moins.  Ne  taut  il  pas 
que  nos  fusils  portent  aussi  loin  que  ceux  de  nos 
•dversaires,  que  noa  canona  puissent  tirer  autant 
de  coups  a  la  minute?  On  nous  dit :  Vous  vouiez 
qse  noua  diminuions  les  depense*?  foiles  des  pro- 
pomttons  pratiques.  Messieurs,  j'ai  cru  pouvoir  en 
faire  une  et  je  le  croisenoore.  Je  n'ai  pas  voulu  de- 
mander  la  suppression  des  Corps  d'armee,  il  m'eut 
hlla  pour  oeia  discuter  la  question  technique  avec 
des  gern  qui  en  savent  plus  que  moi ;  ce  n'est  pas 
a  moi,  pauvre  caporal,  ä  disserler  sur  l'utiliie  et 
1«  röle  du  rnarechal,  maia  je  puis  parier  des  taits 
qse  je  eennais,  des  oonsequencen  et  des  inoonve- 
Diente  des  rassemblements  de  corps  d'arniee. 

Je  faose  donc  la  question  sur  le  terrain  des 
faits  :  Les  rassemblements  de  corps  d'armee  doi- 
VCflt-ils  ou  non  ötre  tnaintenus  et  au  nombre  des 
ÖConomies  qui  peuvent  fitre  realisees  sur  le  budget 
militaire,  leur  suppression  n'en  constiiue-t-elle  paa 
une  desirable? 

Voyons  d'abord  les  consäquences  economiques  de 
ces  rassemblements.  Je  puis  parier  de  ce  qui  se  passe 
dans  mon  canton,  —  o'est  peut-etre  avec  quelque 
vation  qui  vient  de  notre  position  speciale  et 
la  Confederation,  je  le  reconnais,  n'est  pas  res- 
ponsable. Tous  les  jeunes  gens  valides  de  20  a  30  ans, 
chiffres  ronds,  doivent  partir  en  Service;  il  taut  voir 
l'ätat  de  l'opinion  pendant  les  quelques  semaines 
qui  precedent  le  rassemblement,  les  flots  de  ci- 
toyens qui  vicnnent  exprimer  leurs  dolcances!  I.  un 
tous  dit:  j'ai  8  employes,  j'en  perds  3;  an  auüe 
qui  n'en  a  que  6  en  perd  autant  ;  des  patrons  se 
plaignent  que  ieur  maison  est  desorgamsee,  d'autres 
vous  dieeut  :  j'ai  de  bons  employes,  mais  je  dois 
ks  remplacer;  c'est  injuste,  mais  il  y  a  pour  moi 
terce  majeure. 

Nous  avons  vo  des  maisons  qui  ont  du  se  fer- 
roer,  de  jeunes  maisons  c'est  vrai,  parce  que  les 
deux  patrons  etaient  partis  et  qu'il  ne  re-slait  plus 
qu'un  employe,  qui  meine  queliiucfois  etait  pris 
aussi.  Lue  i|uau'.it£  de  citoyens  ont  ainsi  beaucoup 
perdu.  Quant  aux  employe«,  beaucoup  sont  nu';me 
renvoyes  et  Irouvent  leur  place  prise  ä  leur  retour ; 
on  a  essaye  de  la  coi*ei  ver,  mais  le  grefTe  des  Iii- 
bunanx  de  ptud'botnmes  en  tait  loi  ;  celte  juridic- 
Itth  ä  et«  salsie  de  nombteusee  reclamations  de 
£0  Chef  et  a  alloue"  de*  in. leinnites  quelquefois 
freü  Importantes ;  on  peut  se  rendre  compte  de 
l'etat  d'espnt  dans  lequel  ccs  faits  jettent  la  popu- 
lation. 

U  en  resulfe  que  l'on  recherclie  de  preferenre 
les  employes  iiberes  du  service  militaire  ;  vous  n'a- 
▼ez  qu'it  consuller  les  journaux ;  chaque  jour  des 
maisons  demandent  des  employes  libres  du  service 
militaire  et  non  seulement  des  Suisses  liberes,  mais 
aussi  des  Itrangers  qui  ont  de  ce  fait  une  snpeiio- 
rite  sur  les  nationaux  qui  font  leur  service.  La  con- 
seqttence  eu  est  que  le  citoyen  qui  fait  son  devoir 


|  vis-a-vis  de  l'etat  est  elimine,  tandk»  que  ceux  qui 

sont  dbpenses  du  service  ou  mf>me  des  Prangers 
lui  sont  preferes. 

Teile  est  la  Situation.  C'est  an  avantage  et  an 
inconvenient  pour  Geneve  d'avoir  beaucoup  de  mai- 
sons et'angeres,  mais  le  fait  se  produit  non  seule- 
ment dans  ces  maisons  qui,  en  definitive,  n'ont  pas 
de  devoirs  poaitifs  vis-a-vis  de  notre  pays,  mais 
möme  dans  beaucoup  do  maisons  suisses.  Les  por- 
tes  de  celles-ci  se  ferment  aussi  trop  souvent  de- 
vant  les  citoyens  astreints  au  service  militaire. 

On  dira  que  c'est  un  mal  qui  ne  peut  etreövitel 
Sans  doute,  mais  on  peut  l'attenuer  et  le  peuple 
sent  tres  bien  que  les  cas  les  plus  exusnerants  dis- 
paraitraient  si,  au  lieu  de  meltre  simuluuiement  sur 
pied  tout  le  personnel  d'une  region,  on  le  parta- 
geait  en  deux.  II  suffirait  pour  cela  d'incorporer 
dans  deux  divisions  diffcrentes  la  milice  d'un  can- 
ton; de  cette  facon,  on  n'aurait  jamais  ä  priver  ä 
la  fois  une  region  de  toule  la  lleur  de  sa  jeunesse, 
ce  qui  cree  un  meconlentement  qui  pounait  aller 
jusqu'ä  i'exasperation. 

Au  fond  le  peuple  ne  se  trompe  pas  beaucoup, 
il  a  ia  clairvoyanoe  et  l'esprit  de  justioe,  il  aait  tres 
bien  ce  qui  est  son  devoir.  Si  on  ne  reclame  de 
lui  que  son  devoir,  il  est  parfois  mecontent,  mais  il 
ne  se  revolte  pas ;  c'est  contre  les  exagerations  seu- 
lement qu'il  se  revolte,  et  pour  justißer  les  mesu- 
res  dont  je  viens  de  parier,  ii  taudrait  que  l'etat- 
major  püt  etablir  que  les  rassemblements  de  oorps 
d'armee  sont  une  n^cessite  absolue  pour  rinstruc- 
tion  et  la  Bolidite  de  nos  milioas ;  or,  sans  ätreex- 
pert,  je  croia  qu'il  n'eet  paa  difßoile  de  dire  que 
les  grands  rasaemblemente  de  troupes  n'ajoutent 
rien  ou  peu  de  obose  &  {'Instruction  generale  de 
nos  milices. 

Comment  nous  rendone-nous  compte  des  condi- 
tiona  a  remplir  pour  forroer  une  bonne  armee  de 
milice«?  II  taut  d'abord  la  valeur  individuelle  da 
Soldat.  Je  ne  veux  pas  abuser  d'une  oomparaison 
aVec  les  Boers ;  il  n'y  a  pas  d'analogie  ä  etablir 
entr'eux  et  les  Suisses,  les  conditions  economiques 
des  deux  pays  ne  sont  pas  les  memes,  les  niceurs 
sont  differentes  et  l'etat  d'äme  des  deux  peuples  est 
tout  h  tait  disparate.  Ce  n'est  pas  nous  qui  pour- 
rions,  pendant  trois  mois,  soutenir  une  guerre  qui 
nous  priverait  de  tous  nos  hommes  valides;  ce  se- 
rait  au  bout  de  six  semaines  la  ruine  economique 
cornplele;  mais  ce  que  nous  pouvons  cultiver,  c'efit 
la  valeur  physique,  l'eneraie,  la  Virilit^.  Je  suis 
d  aecord  avec  M.  Wull.schleger,  il  taut  preparer  nos 
jeunes  gens  ä  la  vle  active,  soigner  leur  dcveloppe- 
ment  physique,  cultiver  la  gyuiuastique,  les  sporta. 
Que  nous  puissions  le  faire  dans  nos  ecoles  J'en 
doute.  parce  qu'il  y  a  une  question  de  temps,  il  est 
difllcile  d'arriver  ä  loger  toutes  les  branches  et 
avec  la  surebarge  actuelle  de  donner  ä  la  gymuas- 
tique  une  place  en  rapport  avec  les  veeux  de  M. 
Wullscblj"ger.  Cela  peut  plutöt  se  faire  au  rnoyen 
de  societes  paiticulieres,  de  groupements  dans  lea- 
quels  nous  ferions  entrer  notre  jeunesse. 

Cela  n'exclut  pas  Instruction  militaire  profea- 
sionnelle,  et  le  soldat  sait  U*es  bic-n  quo  le  temps 
qu'il  empluie  ä  manoeuvrer  n'est  pas  perdu,  il  se 
rend  tres  bien  compte  qu'il  faut  qu'il  s'excrce, 
qu'il  apprenne;  il  sait  ce  qu'il  apprend  &  l'ecole 
de  seclion,  de  compagnie,  de  bataillon.  II  compread 
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encore  les  manceuvres  de  regiments,  voire  les  ma- 
nceuvres de  brigades ;  il  faut  qu'un  colonel  ait  l'ha- 
bitude  de  fair»  tnanceuvrer  sa  brigade ;  la  division 
pxsae  encore;  nous  er»  avons  huit,  et  on  pourrait 
ochelonner  les  manceuvres  de  division,  de  teile  fa- 
con  que  l'on  ne  prenne  pas  a  la  fois  tout  le  per- 
sonnel  d'un  pays,  —  c'est  tolerable.  Mais  que  peut-on 
apprendre  aux  manceuvres  de  corps  d'armee  ?  11 
faut  qu'un  soidat,  un  sous-officier,  un  lieulenant, 
un  capitaine,  connaisse  son  affuire ,  est-ce  dans  les 
rassemblements  de  corps  d'armee  qu'il  l'apprend, 
puifque  les  ofllciers  superieurs  eux-mömes  se  bor- 
uent  dans  ces  rassemblements  a  obeir  aux  ordres 
recus ;  quant  ä  se  rendre  compte  de  l'idee  gene- 
rale ä  la  reussite  de  laquelle  Us  doivent  cooperer, 
neuf  fois  sur  dix  ils  n'y  comprennent  rien.  C'est 
ce  que  declarent  les  chefs  de  bataillon. 

On  dit  qu'il  faut  apprendre  au  soidat  la  disci- 
pline  du  feu,  lui  enseigner  a  ne  pas  jeler  sa  poudre 
au  vent,  mais  cela  peut  s'apprendre  avec  les  exer- 
cices  de  regiments,  ce  n'est  pas  dans  l'affolement 
des  grands  rassemblements  de  troupes  que  le  soidat 
peut  acquerir  le  contröle  de  ses  actes  ;  il  y  a  comme 
un  vent  de  folie  qui  souffle  sur  ces  masses  et  nul 
ne  sait  plus  tres  bien  ce  qu'il  fait.  II  faut  appren- 
dre au  soidat  k  eviter  les  attaques  imminentes, 
mais  il  l'apprendra  mieux  avec  les  manceuvres  de 
division  que  de  corps  d'armee.  Qu'est-ce  que 
ces  dernieres  peuvent  apprendre  ä  nos  milices  que 
ne  lui  apprendraient  pas  de  simples  manoeuvres  de 
division?  A  quoi  servent  ces  rassemblements  de  30 
ou  40,000  hommes  pendant  deuxjours?  direz-vous 
qu'aucune  de  ces  manoeuvres  grandioses  ait  eu  un 
veritable  succes?  Elles  ont  toujours  un  succes  re- 
latif,  un  simple  succes  d'estime.  Croyez-vous  qu'elles 
donoent  a  retat-major,  aux  troupes  la  solidite  et 
l'instruction  necessaii  es  ?  Personne  n'y  croit,  et  elles 
portent  en  oulre  en  elles  un  immense  danger  mo- 
ral.  Elles  procedent  d'une  certaine  megalomanie  et 
elles  y  cooduisent ;  cette  megalomanie  regne  dans 
quelques  regions  de  l'armee ;  l'etat-major  se  fait  de 
•on  role  une  id6e  qui  repond  a  un  etat  de  cons- 
cience  respectable  parce  qu'il  est  süicere,  je  le  re- 
connais,  mais  qui  ne  correspond  pas  ä  ce  Systeme 
juste,  qui  est  que  l'armüe  n'est  qu'un  mal  neces- 
saire.  L'armee  ne  doit  pas  devenir  une  ecole  d'or- 
gueil,  eile  n'est  pas  l'honneur  d'un  peuplc,  mais  sa 
servante  necessaire.  II  y  a  dans  retat-major  quel- 
ques offlciers  qui  ne  comprennent  pas  cela  et  c'est 
ce  qui  cree  cet  etat  d'esprit  qui  se  manifeste  par 
les  articles  tlont  nous  avons  parle-  plus  haut.  Les 
rassemblements  de  corps  d'armee  sont  la  conse- 
quence  de  cette  megalomanie,  on  veut,  comme  les 
grandes  puissances,  mettre  30  ou  40,000  hommes 
sur  pied  et  pourquoi?  Lorsque  nous  nous  battrons 
cootre  un  ennemi,  s'il  y  a  de  la  cohesion  dans  nos 
bataillons,  dans  nos  brigades,  dans  nos  divisions, 
des  soldats  qui  sacbent  se  tenir  ensemble,  ils  ollri- 
ront  une  resistance  qui  fera  que  la  violahon  de 
notre  territoire  coütera  plus  eher  qu'elle  ne  vaut, 
et  c'est  le  seul  but  k  atteindre.  Mais  pourquoi  faut-il 
des  deflies  de  40,000  hommes?  Voutous-nous  re- 
commencer  la  marche  de  Divicon  ? 

Dans  des  grands  pays  militaires  de  möme,  en 
France  et  en  Allemagne  du  reste,  l'uuüte  des  grands 
rassemblements  est  contestee  par  des  hommes  s6- 
rieux,  et  on  n'y  voit  que  l'avanlage  de  poptilariser 
l'armee  et  de  developper  1'esprit  militaire,  juste  ce 


,  que  nous  ne  voulons  pas  et  ne  devons  pas  vou- 

loir. 

Aux  grandes  manceuvres  de  corps  d'armee  en 
Allemagne,  il  y  a  quelques  annees,  l'empereur 
Guillaume  s'etant  mis  ä  la  t£te  de  la  Charge  linale, 
executa  un  brillant  mouvement  qui  souleva  l'en- 
thousiasme  des  assistants.  II  demanda  ensuite  au  ge- 
neral  Haessler  ce  qu'il  en  pensait.  Sire,  lui  dit-il,  je 
suis  tres  perplexe.  —  Et  pourquoi?  —  Parce  que  je  ine 
demande  oü  on  prendrait  des  hommes  pour  enter- 
rervos  morU? 

Pourquoi  imiter  ces  exemples,  nous  qui  ne  som- 
mes pas  militaristes  et  qui  ne  sommes  pas  une 
grande  puissance  ?  Pourquoi  ne  pxs  rester  dans  la 
petitesse,  dans  l'humilite  meine,  dirai-je,  de  notre 
Position  ?  II  faut  nous  preparer  &  une  resistance  ef- 
fective,  mais  nous  garder  de  tout  excee.  Ces  gran- 
des parades  ont  une  mauvaise  influence  sur  1'esprit 
national.  Nous  avons  pu  lire  dans  tel  journal  des 
phrases  comme  celles-ci  :  A  voir  passer  ces  40,000 
hommes,  le  citoyen  sentait  son  coeur  battre  de  fierte 
et  nous  nous  disions  :  Quelques  jours  de  plus  et 
nos  milices  vaudraient  les  soldats  des  armees  per- 
manentes! C'est  avec  cela,  passez-moi  l'expression, 
que  l'on  «  monte  le  cou  >  au  peuple  et  qu'on  lui 
donne  pour  le  panachage,  le  tambour  et  le  clairon 
un  sentiment  qui  devient  facilement  du  cbauvi- 

Si  l'on  arrivait  ä  supprimer  les  rassemblements 
des  corps  d'armee,  ä  alleger  dans  la  mesure  du 
possible  les  preslations  des  citoyens,  le  peuple  vous 
en  saurait  gre,  vous  auriez  pris  une  mesure  qui 
vous  vaudrait  la  reconnaL-sance  publique,  vous  au- 
riez fait  ces&er  dans  le  pays  un  etat  d'esprit  dan- 
gcreux.  En  outre,  en  rompant  avec  des  traditions 
de  megalomanie  qui  offusquent  l'opinion  publique, 
nous  realiserions  une  certaine  economic  Pas  beau- 
coup,  je  le  sais  bien,  M.  le  chef  du  departement 
miütaire  esümait  ä  300,000  fr.  k  peu  prea,  les  frais 
des  rassemblements  de  corps  d'armee,  il  l'a  dit 
dans  la  derniere  Session,  si  je  ne  me  trompe.  Ce 
n'est  pas  beaueoup,  mais  c'est  pourtant  quelque 
chose.  Nous  avons  vote  la  mort  dans  l'.ime,  mais 
par  esprit  de  diseipline,  la  suppression  d'un  credit 
de  50,000  fr.  a  alloner  aux  beaux-arts.  300,000  fr. 
d'economia  k  realiser  en  apatsant  l'opinion  publique 
et  en  diminuant  les  inconvenients  que  j'ai  signales, 
cela  est  digne  d'Otre  tente.  II  y  a  la  une  reforme 
k  operer  sans  rien  enlever  k  la  solidite  de  notre 
armee  et  a  la  seeurite  de  notre  pays. 

Teiles  sont  les  conditions  dans  lesquelles  je  fais 
ma  proposition.  Je  desirerais  vivement  que  le  con- 
seil  federal  voulüt  bien  consacrer  son  attention  a 
cette  question.  Du  reste,  M.  Ie  conseiller  föderal 
Muller  a  dit  qu'il  l'etudierait  de  plus  pres,  j'ai  donc 
sa  promesse.  II  nous  upportera  demain  des  rensei* 
gnemeats  circonstancies  et  complets,  et  je  souhaite 
que  sa  reponse  soit  affirmative.  II  y  aurait  U  un 
6li^ment  de  detente  et  avec  d'autres  mesures  peut- 
etre  aussi  faciles  a  realiser,  nous  arrtverions  au  re- 
sullat  desirable :  laisser  subsister  dans  toutesa  force 
notre  armee,  instrument  de  defense  qui  a  besoin  de 
l'appui  et  de  l'affoction  du  peuple  tout  entier,  et  lui 
assurer  la  force  effective  et  morale  dont  eile  a  be- 
soin, tout  en  mesuranl  hvpc  le  soin  necessaire  et 
lescrupule  oblig<§,  les  sacrillces  d 'argen t  et  les  char- 
ges  que  nous  sommes  forees  d'imposer  aux  citoyens. 
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Voilä  1'esprit  dans  lequel  j'ai  formule  mt  motion 
et  dans  lequel  je  demande  au  conseil  föderal  de 
bien  \  ouloir  l'accueillir. 


Prüsidest:  Wir  gehen  über  zu  Nr.  24,  Antrag 
Peteut.  Das  Wort  hat  Herr  Boechat 


M.  Boeenat :  La  motion  de  M.  Peteut  se  divisait 
en  deux  parties;  eile  6tait  ainsi  concue: 

«Dans  le  but  de  reduire  les  deponses  et  les  charge- 
militaires,  le  conseil  federal  est  invite  ä  Studier  les 
questions  suivantes  et  ä  presenter  un  rapport  ä  l'as- 
semblee  föderale: 

1)  N'y  a-t-il  pas  Heu  de  dispenser  les  institu- 
teurs  du  Service  militaire  apres  l'ecole  de  recruesv 

2)  N'y  a-t-il  pas  lieu  de  reduire  les  effectifs  ap- 
peles aux  manoeuvres  de  corps  d'armee  et  dedivi- 
sion  en  ce  sens  que  l'ou  n'appellerait  ä  ces  corps 
que  les  hommes  des  8  plus  jeunes  classes  d'age?» 

Le  bat  de  M.  Peteut  etait  d'arriver  a  la  reduo- 
tion  des  depenses  militaires.  Au  cours  de  la  der- 
niere  session  j'ai  declare  au  nom  de  NL  Rossel  eten 
mon  nom  personnel  que  nous  reprenions  la  premiere 
parüe  de  la  motion  de  M.  Peteut  celle  qui  a  trait 
au  service  des  instituteurs  et  que  nous  abandon- 
nions  la  seconde  partie  qui  est  d'ordre  plus  gene- 
ral  et  appartient  plutot  an  cadre  des  motions  princi- 
pales  qu'on  discute  aujourd'hui. 

La  question  nuanciere  devient  ainsi  tres  acces- 
soire.  Vons  aurez  d'autant  moins  lien  de  vous  en 
plaindre  que  l'occaslon  vous  est  oSerte  de  l'appro- 
fondir  ä  lolsir  avec  MM.  Wullscbleger,  Jeanhenry  et 
Favon.  Si  nous  demandons  une  reduction  des  charges 
du  service  militaire  pour  les  instituteurs,  c'estavant 
tout  dans  1'iuterAt  de  l'ecole.  Nous  sommes  loin  de 
meconnaltre  la  valeur  d'un  elemcnt  aussi  instruit, 
aussi  devoue  que  le  corps  onseignant,  pour  la  com- 
Position  de  l'arraee  et  la  formation  des  cadres,  mais 
Ü  y  a  un  vieux  proverbe  un  peu  vulgairemais  tres 
vrai  qui  dit  que  l'ou  ne  saurait  elre  ä  la  fois  au 
four  et  au  moulin.  Or,  c'est  un  peu  ce  que  nous 
exigeons  aujourd'hui  de  nos  instituteurs.  Apres 
leurs  ecoles  de  recrues  do  7  semaines  ils  sont  ap- 
peles a  faire,  soit  des  ecoles  de  sous-ofliciers,  soit 
de  nouvelles  ecoles  de  recrues  s'iis  ont  des  galons, 
soit  des  ecoles  centrales  s'ils  ont  des  brides.  soit 
des  cours  de  repetition,  soit  des  manoeuvres,  sans 
parier  du  tir  obligatoire  et  des  inspcctions  ii  armes. 

II  en  resulte  pour  l'ecole  une  source  d'ennuis 
auxquels  M.  Wullschleger  a  fait  allusion  et  qu'il 
est  inutile  d'enumerer  ici.  On  dit  bien  que  les 
instituteurs  appeles  a  des  cours  de  repetition  ou  ä 
Je>  manoeuvres  peuvent  facilement  se  faire  dispen- 
ser lorsque  ces  exercices  ont  lieu  pen.lant  le  temps 
des  classes;  la  loi  sur  l'organisation  militaire  dit  ä 
l'art.  2:  «Les  instituteurs  des  ücolos  publikes  peu- 
vent, apres  avoir  pris  pari  ü  unci  ecole  do  recrues, 
etre  dispenses  de  tout  service  ulteriour,  si  les  de- 
voirs  de  leur  o  Ii  arge  le  rendent  necessaire.» 

Kr.»  -  Buitit 


Cet  article  2  nous  ronvoie  ä  l'art.  81  de  la  menie 
loi  dont  M.  Wullschleger  a  donne  lecture  et  qui 
traite  de  lenseignement  de  la  gymnastique,  ce  qui 
pourrait  faire  supposcr  quo  les  dispenses  nesontau- 
torisees  que  lorsque  seul  l  enseignement  do  la  gym- 
nastique est  en  jeu. 

Je  me  borne  ä  faire  remarquer  que  la  redaction 
de  l'art  2  est  tres  elastique;  ello  ne  dit  pas  que 
les  instituteurs  sont  dispenses  du  service  militaire, 
si  los  devoirs  de  lour  chargo  le  rendent  necessaire, 
mais  qu'ils  peuvent  I'etre,  de  sorto  que  la  plus 
grande  liberte  d'appreciation  est  laissee  aux  auto- 
rites  militaires.  Vons  savez  que  l'exemption  ne 
s'obtient  pas  si  facilement  qu'on  le  dit  H  laut  faire 
demarche  sur  demarche  aupres  de  toutes  les  auto- 
rites,  denoander  des  certificate,  des  recommandations 
et  cela  souvent  pour  arriver  ä  un  resultat  negatif. 
Selon  l'epoque  des  vacances  qui  varie  d'une  com- 
mune a  l'autre,  il  arrive  quo  quelques  instituteurs 
peuvent  Irequenter  les  cours  de  repetition  et  les 
manoeuvres,  tandis  que  d'autres  en  sont  ompOches. 
Dans  ces  conditions,  l'instruction  militaire  de  nos 
instituteurs  manque  d'unite.  II  arrive  que  ceux 
qui  ont  do  goüt  pour  le  service  sont  contraries  par 
les  oxigences  de  l'ecole,  Undis  que  ceux  qni  le 
tont  malgre  oux  y  sont  astreints,  parce  quo  le  mo- 
ment  de  leurs  vacances  coincide  avec  celui  oü  ils 
doivent  faire  leur  service.  Dans  les  deux  cas  l'ecole 
n'a  rien  ä  y  gagner. 

II  laut  dire  aussi  que  les  directions  militaires 
cantonales  Interpretern  difleremment  i'article  dont 
j'ai  donne  lecture.  Dans  certains  cantons  il  y  ades 
instituteurs  qui  n'ondossent  plus  l'uniforme  apres 
leur  ecole  de  recrues,  tandis  que  dans  d'autres  on 
est  boaucoup  plus  severe,  et  les  instituteurs  doivent 
faire  beaucoup  plus  de  service  Ces  differences  de 
traitement  conslituent  dejä  par  elles-memes  une 
anomalie  dans  un  domaine  oü  l'unilormite  devrait 
etre  la  regle. 

II  est  vrai  que  dans  les  centres.  les  instituteurs 
appeles  ä  des  cours  militaires  penvent  assez  facile- 
ment se  faire  remplacer,  mais  ce  n'est  pas  le  cas 
dans  les  oampagnes  ob  l'absence  de  l'instituteur 
met  tout  le  monde  dans  l'embarras,  sau!  les  an- 
fants,  bien  entendu. 

Maintenant  que  fant-il  faire  pour  rem  edier  I 
ces  inconvenlents?  J'abandonne  cette  question  a 
l'examen  du  conseil  federal.  Notre  motion  n'a  d'ail- 
leurs  pas  d'autre  but  que  d'engager  celui-ei  ä  re- 
chercher le  meilleur  moyen  de  concilior  les  exi- 
gences  de  la  defense  nationale  avec  les  besoins  de 
l'ecole  publique. 

Tout  recemment  en  Allemagne  on  a  adopte  une 
mesure  dans  le  but  d'allegor  les  charges  militaires 
pour  les  instituteurs.  II  semblerait  que  chez  nous 
la  Solution  la  plus  naturelle,  sinon  la  meilleure, 
l'exoneration  du  service  apres  l'ecole  de 
II  est  possible  qu'il  y  en  ait  d'autres,  c'est  meme 
probable,  on  pourrait  peut-etre  reviser  l'art  2  dans 
un  sens  plus  precis,  de  maniere  laffranchir  l'ecole 
de  tout  risque  de  chömage.  On  pourrait  aussi  exa- 
minor  la  question  de  savoir  si  apres  l'ecole  de  re- 
crues ii  serait  possible  de  rendre  le  service  mili- 
taire facultatif  aux  instituteurs,  pour  permettre  k 
ceux  qui  se  trouvent  dans  des  circonstances  privi 
legiees  de  donner  libre  cours  «  leur  goüt  pour  le 
service  militaire,  tout  en  debarrassaui  les  au  tres 
x.     «.  ff 
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d'unsouci  qui  pf-se  sur  leur  carrit're  et  d'une  obli-  conseil  fedfral  est  invite"  ä  etodier  la  question  de 

gatiou  qui  nuit  i  l'ecoie  publique.  savoir  s'il  a'y  a  pas  lieu  de  dispenser  Lea  institu- 

Je  m'eu  tiendrai  a  ces  indications,  pereuade  que  teurs  du  Service  militaire  aerea  leur  ecote  de  re- 

le  conseil  föderal  saura  trouver  une  Solution  acx  crues  et  ä  faire  rapport  ä  l'assemblee  föderale.» 

dllnoottes  que  comporte  ce  sujeL  C'eat  dans  cet  es-   

poir  et  dans  cet  esprit  que  je  me  permets  de  vous  I 

recommander  l'adoption  de  ia  motion  Peteutreduite  I       Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen, 

ä  ces  proportions  niodastes,  depouillee  de  tout  pre-  (lci,  le  debat  est  interrorapu.) 


Vit  «•  R**»klloo  T«H»iMutU*k:  Mud.  Bckmtrt.  -  Dnuk  ud  b>t41iua  t»o  Jtnt  4  O».  I»  Bm-n. 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Sitzung  Toni  28.  Jlarz  1900,  vormittag»  8  Uhr.  —  Spante  du  28  niars  1900,  a  8  heares  da  matin. 


Vorsitz 


nee:    !  Herr  öeili,W 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jeur: 

Motionen  betr.  Reduktion  der  Militärausgaben. 

Motion»  concernant  la  r&luction  du  budget  militaire. 
Fortsetzung.  —  Suile. 
(Siehe  Seite  127  bleror.  -  Voü  ,:.«,•  127  cl-dmat.) 


Präsident:  Ich  frage  die  Mitunterzeichner  von 
Motionen  an,  ob  sie  noch  das  Wort  zu  ergreifen 
wünschen.  —  Es  ist  dies  nicht  der  Fall.  Das  Wort 
hat  Herr  Bundesrat  Müller. 


Bondesrat  Müller:  Der  Bundesrat  begrüsst  die 
Gelegenheit,  die  ihm  die  Herren  Motionire  geboten 
haben  ,  die  ganze  Frage  der  Entwicklung  unseres 
Heerwesens  einmal  gründlich  zu  prüfen  und  zu  dis- 
kutieren. Wir  wollen  nur  hoffen,  dass  das  Resultat 
dieser  Diakussion  nicht,  wie  Herr  Wulltschleger  gestern 
prophezeit  hat,  hier  im  Rate  und  draussen  im  Volke 
ein  durchaus  verschiedenes  sein  werde,  sondern  unsere 
Hoffnung  ist  die,  dass  die  Erörterungen  dieser  Tage 
auch  im  Volke  draussen  über  manches  unrichtige 
Urteil  und  über  manches  bestehende  Bedenken  Ab- 
klärung bringen  werden  und  dass  Volk  und  Rat  sich 
in  dieser  hochwichtigen  Frage  schliesslich  in  L'cber- 
emstimmung  befinden  werden. 

Es  sei  ferne  von  uns,  derartige  Dinge  von  oben 
herab  behandeln  zu  wollen,  wie  gestern  angeführt 
worden  ist.  Wir  fühlen  uns  frei  von  einer  Unter- 
schätzung des  gegnerischen  Standpunktes  und  seiner 
Verteidiger.  Es  sei  von  vornherein  bemerkt,  dass 
die  ganze  Sache  uns  viel  zn  ernst  erscheint,  als  dass 
wir  sie  nur  so  über  die  Achsel  weg  ansehen  könnten. 
Von  diesem  Standpunkte  aus  können  wir  in  dem 
Vorgehen  der  Herren  Moüonare  auch  durchaus  nicht 
etwa  ein  unpatriotisches  Handeln  erblicken,  wie  Herr 
Jeanhenry  gestern  gemeint  hat.  Wir  anerkennen  voll 


und  ganz  das  patriotische  Motiv,  das  die  Herren 
Molionarc  bei  der  Stallung  ihrer  Antrage  geleitet  hat. 
Die  loyale  Art  und  Weise,  wie  gestern  die  Motionen 
begründet  worden  sind,  ist  der  beste  Beweis  dafür, 
das-s  wir  offen  und  ohne  Hintergedanken  anerkennen 
dürfen,  dass  es  sich  auf  beiden  Seiten  nur  um 
patriotische  Gedanken  und  Gefühle  handeln  kann. 
Deshalb  halten  wir  es  auch  nicht  rar  zulässig,  wie 
es  von  einer  gewissen  Seite  her,  nicht  hier  im  Saale, 
versucht  worden  ist,  diesen  Motionen  andere  Motive 
unterzuschieben  und  wir  weisen  jede  Unterstützung 
von  solcher  Seite  her  energisch  von  der  Hand. 

Wir  sind  auch  damit  einverstanden,  dass,  wie 
Herr  Wuilschleger  gestern  gesagt  hat,  die  Frage 
der  Landesverteidigung  nicht  bloss  eine  Frage  mili- 
tärischer Art  ist,  sondern  ebensosehr  eine  Frage, 
welche  die  nationale  Wohlfahrt,  die  Volkserziehung 
und  die  Volksbildung  berührt  und  von  ihr  beeinfluss» 
wird.  Auch  wir  wollen  das  Gleichgewicht  in  unsern 
Finanzen.  Auch  wir  sind  weit  davon  entfernt,  den 
Gedanken  zu  hegen,  dass  der  Bund  den  Milharlasten 
zum  Opfer  gebracht  werden  könne.  Wh*  wollen  mit 
unserm  Heerwesen  keinen  Luxus  treiben.  Wir  sind 
von  langer  Zeit  her  in  militärischen  Dingen  ans 
Sparen  gewöhnt.  Die  heutige  Diskussion  ist  nicht  die 
erste,  die  uns  auf  den  Weg  der  Sparsamkeit  weist. 
Ich  glaube  es  sagen  zu  dürfen,  dass  die  Ausgaben, 
welche  das  Mililürdepartement  verlangen  muse,  gründ- 
lich geprüft  werden,  bevor  ein  Begehren  gestellt  wird. 
Sie  werden  je  und  je  auf  dorn  Departement,  ün 
Bundesrate  und  hier  in  den  Räten  einer  f'riifrin--? 
unterworfen.  Was  mau  irgendwie  ohne  Schädigung 
der  Wehrkraft  entbehren  zu  können  glaubt,  laset  man 
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von  vornherein  bleiben.  loh  glaube,  es  sei  ein  Irrtum, 
zu  sagen,  dass  man  für  die  Bewilligung  von  Militär- 
ausgaben  stets  zu  haben  sei  und  dass  man  darüber 
leichten  Herzens  weggehe.  Im  Gegenteil,  so  lange 
ich  im  öffentlichen  Leben  stehe,  habe  ich  stets  die 
Beobachtung  machen  müssen,  dass  man  allerdings 
dann  die  Ausgaben  frisch  entschlossen  bewilligt, 
wenn  man  sich  davon  überzeugt  hat,  dass  sie  im 
Interesse  des  Landes  notwendig  sind,  dass  man  aber 
von  der  Hand  weist,  was  man  nicht  als  absolut  not- 
wendig erachtet.  Und,  meine  Herren,  Sie  wissen 
nicht,  wie  viel  Begehren,  von  denen  Sie  nie  Kenntnis 
bekommen,  jahraus  jahrein  schon  auf  dem  Departe- 
ment unterdrückt  werden,  weil  das  Departement  sich 
sagt,  dass  das  nicht  zum  Notwendigen  der  Landes- 
verteidigung gehört. 

Auch  von  Megalomanie  wissen  wir  uns  frei.  Herr 
Favon  hat  gestern  dieses  Wort  ausgesprochen.  Nicht 
um  Staat  zu  machen,  nicht  um  zu  paradieren,  sondern 
inErfÜllungeinerverantwortungsschwerenPflichthaben 
wir  unsere  grossen  Manöver  eingeführt.  Einfachheit, 
republikanische  Sitte  und  Bescheidenheit  sollen  gewiss 
auch  unser  Milizsystem  zieren.  Siesollen  zu  seinen  ober- 
sten Tugenden  gehören  und  sie  sind  mit  seltenen  Aus- 
nahmen in  ihm  wohl  vertreten.  Ich  erinnere  mich  an 
eine  Zeit,  wo  unser  Land  in  militärischen  Dingen  an 
einer  grossen  Selbstüberschätzung  krankte.  Das  war 
die  Zeit,  als  unser  Wehrwesen  in  den  Kinderschuhen 
steckte,  als  wir  von  der  ganzen  militärischen  Entwick- 
lung der  Nachbarstaaten  kaum  einen  rechten  Begriff 
hatten.  Damals  machte  man  sich  bei  uns  gros-,  damals 
bramarbasierte  man  bei  jedem  öffentlichen  Anlass,  da- 
mals wurde  mit  dem  Säbel  gerasselt,  nicht  heute! 

Wenn  ich  heute  in  die  Erörterung  dieses  ganzen 
Themas  eintrete,  so  muss  ich  Sie  um  ein  gutes  Stück 
Geduld  bitten,  weil  manches,  das  schon  zu  wieder- 
holten Malen  gesagt  worden  ist,  der  Vollständigkeit 
halber  noch  einmal  gesagt  werden  muss,  und  weil 
gegenüber  dem  vierfachen,  konzentrischen  Angriff  von 
gestern  es  gar  nicht  anders  möglich  ist,  als  dass  der 
Bundesrat  sich  mit  einer  Frage  nach  der  andern  be- 
fasst  und  infolgedessen  zu  seiner  Antwort  etwas  viel 
Zeit  nötig  hat.  — 

Wenn  gestern  gesagt  worden  ist,  man  möchte 
diese  Anträge  doch  wenigstens  zur  Berichterstattung 
entgegennehmen,  dieselbe  möge  dann  ausfallen,  wie 
sie  wolle,  so  möchte  ich  zum  vornherein  die  h.  Ver- 
sammlung bitten,  dem  Bundesrat  nicht  neuerdings 
einen  Bericht  abzuverlangen,  den  er  nun  schon  zu 
wiederholten  Malen  erstattet  hat  und  ihm  nicht  neuer- 
dings zuzumuten,  eine  Frage  zu  studieren,  die  er 
bereits  bis  auf  den  Grund  geprüft  zu  haben  glaubt, 
sondern  sich  mit  dem  zu  begnügen,  was  er  Ihnen 
heute  als  das  Resultat  seiner  ernsten  und  lang  an- 
dauernden Untersuchung  vorbringt. 

Es  sei  mir  zunächst  gestattet,  auf  die  jüngsten 
Verhandlungen  der  Bundesversammlung  in  Bezug  auf 
die  Finanzen  des  Militärwesens  einen  kurzen  Rück- 
blick zu  werfen  und  Sie  an  die  Botschaft  des  Bundes- 
rates betr.  die  Finanzlage  des  Bundes  vom  26.  Mai  1899 
zu  erinnern,  in  welcher  wir  auf  15  Druckseiten 
m  einlässlicher  Weise  die  Gründe  dargelegt  haben, 
warum  wir  auf  dem  Gebiete  des  Militärwesens 
ein  weiteres  Sparen  nicht  für  zulässig  hallen,  in- 
dem wir  Ihnen  zum  Schluss  den  Antrag  stellten,  Sie 
möchtet;  die  damalige  Motion  Manzoni  damit  als  er- 
ledigt betrachten.  Sie  haben  das  _;ethan.  Die  heut;  :cn 
Motionen  laufen  im  Grunde  auf  dasselbe  hinaus.  Sie 


haben  noch  mehr  gethan.  Sie  haben  unser  damaliges  Ex- 
poseeinersorgfäHigenPi'üfung unterzogen, ind  mSievon 
dem  Gedanken  ausgingen,  der  Bundesrat  mit  seinen 
Departementen  sei  vielleicht  nicht  gerade  die  richtige 
Stelle,  um  aus  der  grossen  Schar  der  cidgon.  Ziffern 
alle  möglichen  Ersparnisse  herauszufinden.  Sie  haben 
eine  Ersparniskommission  eingesetzt,  die  den  speziellen 
Auftrag  hatte,  zu  prüfen  und  zu  berichten,  wo  nament- 
lich auf  dem  Gebiete  des  Militärwesens  etwa  noch 
weiter  gespart  werden  konnte. 

Das  Resultat  dieser  minutiösen  Untersuchung 
und  der  cinlässlichen  Debatten  in  den  Räten  war 
zunächst  der  Huadesbeschluss  vom  6.  Oktober  4899, 
in  welchem  Sie  unter  anderem  auch  die  Auf- 
hebung der  Uebungen  des  Landsturms  und  der  obli- 
gatorischen Schiesspflicht  der  Landsturm leuto  be- 
schlossen haben.  Die  Bundesversammlung  hat  über- 
dies am  gleichen  Tage  eine  Reihe  weiterer  Be- 
schlüsse gofasst  betreffend  strengere  Handhabung 
eventuell  Verschiebung  der  Vorschriften  über  die 
Rekrutierung,  betr.  Reduktion  der  tiunitionsdota- 
tion  für  die  Infanterie  und  Artillerie  in  Wiederho- 
lungskursen, spcciell  im  Corpsverband.  Sie  haben 
also  vor  kaum  einem  halben  Jahre  dasjenige  her- 
ausgegriffen, was  Sic  als  überflüssig  betrachteten 
oder  wo  Sie  glaubten,  dass  eine  Ersparnis  zu  machen 
sei,  und  Sie  haben  dem  Bundesrat  bezügliche  Wei- 
sung gegeben.  Mehr  noch!  Von  dem  Sprechenden 
wurde  in  der  damaligen  Diskussion  darauf  hinge- 
wiesen, dass  die  Budgetberatung  vor  der  Thür 
stehe  und  dass  die  Beratung  des  Budgets  die  beste 
Gelegenheit  sein  werde,  die  einzelnen  Punkte  zu 
untersuchon  und  da,  wo  man  glaube,  Ersparnisse 
machen  zu  können,  einzugreifen.  Die  Budgetbera- 
tung hat  denn  auch  eine  Anzahl  von  Postulaten  ge- 
zeitigt, welche  speciell  das  Wehrwesen  betreffen 
und  mit  deren  Untersuchung  wir  uns  heute  noch 
zu  befassen  oder  wenigstens  teilweise  zu  befassen 
haben.  Es  sind  dies  die  Postulate  betr.  Reduktion 
der  Kosten  für  die  Verwaltung  und  den  Unterhalt 
der  Feslungen  und  die  Instruktion  der  Festun  gs- 
truppon,  die  Anordnung  betr.  die  diesjährigen  Ma- 
növer, die  nun  erledigt  sind;  zudem  haben  Sie 
Untersuchungen  verlangt  betr.  die  eventuelle  Möglich- 
keit der  Herabsetzung  derEinheitspreise  in  den  Rekru- 
tenschulen, Wiederholungskursen ,  Cadresschulen, 
etc.,  eine  Angelegenheit,  welche  wir  einer  ganz  ein- 
lässlichen  Prüfung  unterworfen  haben  und  über 
welche  wir  Ihnen  wahrscheinlich  für  die  Junisession 
einen  eingehenden  Bericht  zu  erstatten  gedenken. 

Es  haben  also  im  Laufe  des  letzten  Jahres 
über  die  Frage  der  Ersparnisse  zweimal  gründliche 
Untersuchungen  stattgefunden.  Diese  Untersuchun- 
gen haben  in  einigen  Richtungen  positive  Resultate 
gehabt,  in  andern  Richtungen  werden  sie  noch  fort- 
gesetzt, und  es  hloiht  abzuwarten,  was  dabei  her- 
auskommt. Aber  es  besteht  auch  das  negative  Re- 
sultat, dass  die  Bundesversammlung  weitere  Erspar- 
nisse zur  Zeit  als  nicht  für  zulässig  erachtet  hat. 
Gewiss  werden  Bundesversammlung  und  Bundesrat 
auch  künftighin  vom  besten  Willen  beseelt  sein 
und  sich  von  demGeJanken  leiten  lassen,  auf  dem 
Gebiete  des  Militärwesens  sparsam  vorzugehen  und 
alles  zu  unterlassen,  was  ohne  Schädigung  der 
Wehrkraft  unterlassen  werden  kann.  Da  liegt  die 
Grenze,  das  ist  der  Punkt,  vor  dem  unserer  Mei- 
ling nach  Halt  gemacht  werden  muss:  et  darf  die 
nationale  Wemluait  nicht  geschädigt  werden;  ich 
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denke,  darüber  sind  Volk  und  Räte  einig,  und  ich 
habe  auch  gestern  keinen  andern  Ton  aus  der  lio- 
gründung  der  Motionen  heraushören  können. 

Von  den  verschiedenen  Motionen  lassen  sich 
drei  unter  den  einheitlichen  Gedanken  zusammen- 
laasun,  dass  lür  die  Militärausgaben  irgend  eir.  Maxi- 
fflum  zum  voraus  festgesetzt  werden  soll.  Herr  Wull- 
schleger  will  als  Maximum  20—  22  Millionen,  Herr 
Manzoni  03,  die  Herren  Jeanhenr,  und  Koosorten 
23  Millionen.    Ich  glaube,   die  Frag.,-  hat  zunächst  ' 
eine  konstitutionelle  Seite,  an  der  wir  nicht  so  j 
leicht  vorbeigehen  dürfen,   wie  es  gestern  Herr  i 
Wullschleger  gethau  hat.  herr  Manzoni  verlangt  in  i 
seiner  Motion,  und  dort  kommt  der    edanke  am  \ 
deutlichsten  zum  Ausdruck,  dass  der  Bundosrat  bo- 
aul tragt  werde,  die  Mittel  nicht  nur  zu  suchen, 
sondern  sie  auch  zu  (Inden,  wie  die  Mihtärausgubeu  | 
aul  32  Millionen  jährlich  reduziert  werden  können 
und  diesen  Auftrag  tnuss  der  Bundesrat  als  konsti-  j 
tutionell  unzulässig  von  der  Hand  weisen.  Sie  kön- 
nen den  Bundesrat  nicht  beauftragen,  etwas  zu 
finden,  was  vielleicht  gar  nicht  existiert,  oder  etwas 
zu  finden,  was  er  nicht  sieht;  wenn  Sie  glauben, 
dass  es  existiert,  so  sagen  Sie  ihm,  wo  es  ist,  so 
zeigen  Sie  ihm  den  Weg,  wo  dio  Ersparnisse  zu 
machen  sind,  wenn  Sie  sie  haben  vollen  und  wenn 
sie  dazu  (Ohren  sollen,  dass  man  auf  23  Millionen 
herunterkommt   Aber  ihm  den  Dofehl  zu  geben, 
die  Mittel  zu  finden,  ohne  ihm  die  Wege  zu  weisen, 
■las  geht  nicht  an;  denn  ultra  posse  nemo  obligatur. 
Aber  das  ist  nicht  einmal  der  entscheidende  Punkt; 
der  entscheidende  Punkt  liegt  hierseitiger  Ansicht 
nach  in  den  Kompetenzen  der  Bundesversammlung, 
welche  berührt  und  eingeschränkt  w  erden  sollen  durch 
die  Motionen,  die  ein  Maximum  i'orseh  n.  Zu  dcnKoni- 
petonzen  der  Bundesversammlung  gehört  das  Budget- 
recht, and  das  Budgetrecht  bestellt  nicht  nur  darin, 
dass  die  Bundesversammlung  sagt:  der  Bundesrat 
darf  forden  eidgenössischen  Haushalt  im  Maximum, 
sagen  wir  einmal  50  oder  üi)  Millionen  ausgeben, 
sondern  es  besteht  darin,  und  das  ist  die  damit  | 
verbundene  Pflicht,  dass  die  Bundesversammlung  ; 
Posten  für  Posten  auf  seino  Gesetzmassigkeit  und  [ 
seine  Notwendigkeit  prüft,  dass  sie  ergänzt,  was 
fehlt,  und  stroicht,  was  zu  viel  ist,  heraufsetzt  oder 
herabmindert,  wenn  sie  findet,  die  Posten  stimmen 
niobt.    Ks* ist  ein  Recht,  das  in  alle  Details  der  1 
Staatsverwaltung  hineingreift  und  das  Sie  nicht  ein-  1 
schränken  dürfen  durch  die  Festsetzung  eines  Maxi- 
mums, wie  es  hier  beantragt  wird.  Man  hat  gestern 
hingewiesen  auf  einen  angeblichen  Präcedenzfall 
bei  der  Beschlussfassung  vom  letzten  Jahre  bo- 
treffend die  Limitierung  der  Ausgaben  für  die  Hoch- 
bauten.  Der  Fall  ist  nicht  derselbe.  Mit  Bezug  auf 
die  Hochbauten  haben  Sie  freie  Hand;  Sie  können 
Hochbauten  bewilligen,  so  viel  oder  so  wenig  Sie 
wollen,  und  Sie  können  am  Ende  auch  sagen:  wir 
wollen  uns  jetzt  die  Hände  binden  und  uns  gesetz- 
lich verpflichten,  nicht  mehr  als  1  Million  im  fahr 
für  Hochbauten  zu  verwenden;  da  steht  nichts  im 
Wege.   Aber  die  Ausgaben  des  Hilitärdepartementa 
c  B.,   weil  wir  gerade  an  diesem  sind,  gründen 
sich  auf  eine  ganze  Zahl  vom  Volk  genehmigter 
Gesetze;   sie  gründen  sich   auf  bestehondo  vor.  ' 
tragliche  Verpachtungen,  gründen  sich  auf  Dinge, 
die  Sie  nicht  durch  einen  einfachen  Beschluss; 
wir  setzen  nun  das  Maximum  auf  2t  oder  23  oder 
20  Millionen  fest,  aus  der  Welt  schaBeu  und 


umgehen  können.  Wenn  Sie  eine  gewisse  Grenze 
uberschreiten,  so  wurde  das  zur  Folge  haben,  dass 
die  gesetzlichen  Vorschriften  betreffend  die  Zahl 
der  Truppen,  ihre  Ausrüstung,  Bekleidung  und  Be- 
waffnung nicht  inne  gehalten  werden  könnten;  es 
würde  vielleicht  zur  Folge  haben,  dass  wir  nicht 
mehr  im  stände  waren,  die  Besoldungen  zu  be- 
zahlen, zu  denen  wir  nach  den  Anstellungsvertragen 
verpflichtet  sind.  Ich  sage,  es  geht  nicht  an,  in 
diesem  ganzen,  sich  in  viele  Details  auflösenden 
Gebiete  eine  Limite  zu  ziehen  und  zum  vorneherein 
zu  sagen:  über  diese  Limite  darf  nicht  hinausge- 
gangen werden,  sondern  der  einzig  zulassige  Weg 
in  dieser  Sache  ist  der,  zu  zeigen,  wo  Ersparnisse 
möglich  sind,  hier  in  der  Bundesversammlung  zu 
zeigen,  was  man  als  überflüssig  betrachtet  und  hier 
auch  die  nötigen  Beschlüsse  zu  provozieren. 

Alloin  wir  wollen  der  Sache  trotzdem  näher 
treten  und  untersuchen,  ob  dio  Möglichkeit  besteht, 
auf  Maximalgrenze  in  absehbarer  Zeit  mit 

dem  Militärbudget  herunterzukommen  und  ferner 
untersuchen,  wie  es  gekommen  ist,  dass  diese 
Zahlen  die  gegenwärtige  Höhe  erreicht  haben. 

Dio  Ausgaben  des  Militärdepartemonts  in  den 
Jahren  1890  bis  1900  haben  verschiedene  Schwan- 
kungen durchgemacht.  Wir  hatten  im  Jahr  1890  ein 
Militärbudget  von  Fr.  21,500,000, 181M  :  Fr.25,200,000, 
1892 :  Fr.3Ü,  150, 000,  1893 :  Fr. 3 1,800,000.  Das  war  die 
Periode,  in  welcher  wir  die  grossen  Anschaffungen 
zu  machen  hatten,  die  Neubewaffnung  der  Infanterie, 
dio  Befestigungsanlagen  in  ihren  Hauptposten  und 
die  Kriegsbereitschall,  die  Getreideyorräte,  Schuh- 
vorräte u.  s.  w.,  alle  die  Anschaffungen,  die  zur 
Ergänzung  der  Kriegsbereitschaft  als  notwendig  er- 
achtet wurden.  Damals  erschrak  man  über  die 
grossen  Zahlen;  es  wurde  die  Untersuchung  an- 
geordnet, von  der  gestern  bereits  die  Rede  war, 
und  es  kam  dann  der  Bericht  des  Bundesrates,  auf 
welchen  die  Herren  Jeanhenry  und  Konsorten  heute 
wieder  abstellen  möchten.  Der  Bundesrat  hat 
damals  nach  einer  einlässlichen  Prüfung  der  Sache 
gefunden,  dass  die  Periode  der  ausserordentlichen 
Ausgaben  nun  dem  Abschluss  nahe  sei  und  dass 
voraussichtlich  vom  Jahre  1894  an  eine  gewisse 
Stabilität  eintreten  werde,  dio  ein  Zurückgehen  de« 
Militärbudgets  auf  etwa  24  Millionen  jährlich  vor- 
aussehen lasse.  Er  hat  für  die  Jahre  1894,  1895  und 
1896  richtig  prophezeit,  indem  in  diesen  Jahren 
dio  Ausgaben  zwischen  23  und  annähernd  25  Mil- 
lionen schwankten.  Aber  der  Bundesrat  war  damals, 
im  Dezember  1894,  als  er  die  Botschaft  an  die  Räte 
erliess,  welche  gestern  citiert  worden  ist,  durchaus 
nicht  sicher,  ob  es  bei  den  24  Millionen  sein  Be- 
wenden haben  werde;  er  sagte  auf  pag.  40  jener 
Botschaft: 

«Es  ist  ungemein  schwierig,  auf  eine  Reibe 
von  Jahrcu  hinaus  die  mutmasslichen  Voranschlage 
des  Militärdepartemonts  aufzustellen.  Wohl  haben 
wir  diesen  Versuch  in  unserem  Zukunftsbudgot  ge- 
macht, alier  als  bindende  können  diese  Ziffern 
keineswegs  aufgefasst  werden.  Die  Wechselfälle, 
welche  mit  Bezug  auf  die  politische  Lage  in  Europa 
naturgemäss  eintreten  müssen  und  erfahrungsge 
mäss  auch  eintreten,  legen  uns  dringend  nahe,  di- 
stete  Erhöhung  und  Erhaltung  der  Schlagfertigkeie 
der  Armee  unausgesetzt  im  Auge  zu  behalten.  Und 
das  verlangt  Massnahmen,  deren  Durchführung  nicht 
unterbleiben  und  nur  dann  hinausgesohoben  werden 
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darf,  wenn  dar  Bund  ohno  Schädigung  anderer  vi- 
taler Staatsinteressen  die  erforderlichen  finanziellen 
Mittel  nicht  aufzubringen  vermag.  Unter  diesen  Vor- 
haltnissen, die  eine  doppelle  Verantwortlichkeit  be- 
dingen, ist  es  schwierig,  festzustellen,  wie  weit  in 
der  Durchführung  notwendiger  Massnahmen  zur 
Bedang  der  Wehrkraft  unseres  Landes  gegangen 
werden  "darf. 

«Anderseits  lässt  sich  auch  die  Tragweite  vorge- 
sehener Reformen  nicht  mit  absoluter  Sicherheit  zum 
voraus;bestimmen. 

«Das  Heer,  mit  den  dasselbe  bildenden  Anstalten 
und  Einrichtungen,  ist  ein  lebendiger  Organismus, 
dar  sich  naturgemäss  in  fortschreitender  Kntwick- 
lung  befindet,  und  diese  Entwicklung  bedwf  der 
äussern  allgemeinen  Situation  wegen  auch  jetzt  noch 
fortwährender  Förderung.» 

Daszeigt  doch  deutlich  genug,  dass,  wenn  der  Bun- 
desrat im  Jahrol893  diese  Ansicht  hatte  und  in  seiner 
Botschaft  aussprach:  wir  glauben  für  die  nächsten 
Jehre  mit  24  Millionen  auskommen  zu  können,  er  sich 
vollkommen  bewusst  war,  und  daraus  kein  Hehl 
machte,  dass  die  Entwicklung  der  Dinge  uns  weiter 
führen  könnte,  und  es  hat  in  der  Folge  seiner  Bot- 
schaft der  Bundesrat  denn  auch  auf  dio  Mohrausgaben 
hingewiesen,  welche  schon  damals  als  unvermeid- 
lich vorausgesehen  wurden.  Das  Resultat  der 
Untersuchung,  welche  er  angestellt  hatte,  welche 
auf  genaue  statistische  Arbeiten  des  eidgenössischen 
Oberkriegskommissariats  hasiert,  ist  otnlässlich  er- 
örtert und  dadurch  der  Nachweis  erbracht,  dass 
diese  Ausgabenvermehrung  in  ihren  Hauptziffern 
zurückzuführen  ist  auf  die  ständig  zunehmendo  Re- 
kruteozahl  und  damit  in  Verbindung  die  grössere 
Zahl  der  zu  den  Wiederholungskursen  einrückenden 
Mannschaften,  die  durch  dio  Ausdehnung  der  Kon- 
serven Verteilung  bedingte  Verteuerung  der  Fleisch- 
ration, die  Verteuerung  der  Munition  infolge  der 
Verwendung  von  rauchlosem  Pulver.  Als  weitere 
Faktoren,  welche  zu  einer  Vermehrung  der  Aus- 
gaben des  Militärdepartomcnts  haben  fahren  müssen, 
werden  namentlich  aufgeführt  die  Verwaltung,  Be- 
wachung und  der  Unterhalt  der  Befestigungen,  die 
Abgabe  von  Schuhwerk  zu  reduziertem  Preise  an 
unsere  Truppen,  dio  Abgabe  von  Munition  unter 
dem  Kostenproiso  an  die  freiwilligen  Schiessvereine, 
die  Uebcrnahrae  der  Vorsicherung  der  Truppen  gegen 
Unfall  durch  den  Rund.  Man  balle  also  damals 
schon,  vielleicht  nicht  in  dem  vollen  Umfinge,  wie 
heute,  deutlich  darauf  hingewiesen,  wo  die  Gründe 
hauptsächlich  zu  suchen  sein  werden,  dio  auf  die  Ge- 
staltung der  Mi ttUH ausgaben  von  L'inllusssein  können,  j 

Nun,  wie  gesagt,  bis  zum  Jahre  139fi  gierig 
die  Sache  ordentlich  und  kam  man  mit  diesen 
2i  Millionen  aus.  Erst  von  1897  an.  also  in  den  i 
letzten  3  bis  4  Jahren,  hat  das  Anwach--  n  der  Mili-  I 
frirausgaben  wieder  sich  geltend  gemacht,  und  zwar 
sind  wir  nun  wieder  ungefähr  zwischen  27  und  '28 
Millionen  angelangt  Man  kann  sagen:  es  hat 
Sioe  Vermehrung  dieser  Ausgaben  um  jährlich  ca. 
4  Millionen  platzgegriffen.  Ich  verstehe  sehr  wohl, 
dass  man  darüber  wiederum  etwas  stutzig  gewor- 
den ist,  dass  mau  sich  fragt:  woher  kommt  das? 
bleibt  das  so?  wie  kann  man  das  andern"  das  ist  zu 
viel.  Ich  bin  woit  entfernt  davon,  dariili  r  leicht 
hinweggehen  zu  wollen.  Aber  gegenüber  den  Aus- 
führungen des  Herrn  .Ir-anhenry  von  gestern  möchte 
ich  dooh  auch  eine  Verglcichung  ciBigor  Zahlen 


vorausschicken,  die  Ihnen  zeigt,  dass  der  Militär- 
moloch  nicht  alles  autTrisst  in  der  Eidgenossenschaft 

und  dass  er  sogar  bescheidener  geworden  ist  im 
Laufo  der  Jahre  im  Verhältnis  zum  Wachstum  de* 
Staatseinnahmen.  Im  Jahre  1879  betrugen  die  Mili 
t&rausgabeo  der  Eidgenossenschalt  Fr.  12,913,000 
die  Staatseinnahmen  betrugen  Fr.  44,450,000,  di 
Militärausgaben    demnach    1)1,2%   der  Staatsein- 
nahmen. 10  Jahre  spater,  1889,  haben  wir  an  Staats- 
einnahmen Franken  65,572,000.  «™  MiliUrausgaben 
Fr.  49,739,000  oder  30%   und  1899  an  Staatsein- 
nahmen Fr.  100,476,000,  au  Miiitärausgahcn  Franken 
27,172,000  oder  27,3  7».  Wir  sind  also  doch  im  Ver- 
hältnis /um  Anwachsen  der  Staatseinnahmen  mit 
den  Ausgaben  dos  Mililänlopartements  etwas  zurück 
geblieben,  um  beiläufig  3,9*/«.  Ich  sage  das  nicht, 
um  damit  zu  prahlen,  sondern  nur,  um  Ihnen  zu 
zoigen,  wie  alles  zugenommen  hat,  wie  alles  Schritt 
hält,  wie,  wenn  dio  Kinnahmen  wachsen,  auch  dio 
Ausgaben  auf  dem  ganzen  Gebiete  wachsen,  und 
die  Ausgaben  auf  den  andern  Gebieten  sind  ver- 
hältnismassig mehr  gewachsen,  wio  Sie  aus  diesen 
Zahlen  scheu,  als  die  Ausgaben  für  das  Militärwosen. 

Nun,  wie  kommt  es,  fragt  man,  dass  Ihr  seit 
1897  4  Millionen  für  Militärzwecke  mehr  braucht, 
als  Ihr  vorher  gebraucht  habt?  Gebt  uns  darüber 
Auskunft!  Sie  sollen  sie  haben! 

Ein  Hauptposten  fallt  auf  das  fortgesetzte  Steigen 
der  RokruticrungszWer.  sei  es  infolge  der  Zunahme 
der  Bevölkerung,  oder  infolge  von  Abnahme  der  Aus- 
wanderung oder  durch  beides  zugleich  und  gleich- 
zeitig beeinflusst  durch  eine  Reihe  besonders  guter 
Jahrgänge.  Es  scheint,  dass  es  auch  da  verschiedene 
Jahrgänge  giebt  (Heiterkeit),  Jahrgänge  mit  mehr 
männlichen  und  solche  mit  mehr  weiblichen  Ge- 
burten. Kurz  und  gut,  wir  haben  dio  Thatsacho 
eines  gewaltigen  Ansteigens  der  Rekrutlerungs- 
z Wer,  und  es  wäre  ein  Irrtum,  zu  glauben,  dass 
dieses  Anwachsen  die  Folge  einer  laxeren  Hand- 
habung der  Rekruticrungs-Vorschrifton  sei.  Das 
ist  so  eine  Idee;  wir  haben  darüber  schon  letzthin 
gesprochen;  aber  ich  muss  das  heute  noch  etwas 
einlässiicher  behandeln  und  Ihnen  zeigen ,  wio 
das  gegangen  ist  ;  es  sind  ganz  interessante  Zahlen. 

Im  Jahre  1890  hatten  wir  aus  der  Rekruten- 
Untersuchung  15,166  Taugliche  oder  51,1*/.  der 
Untersuchten.  Aus  dem  Prozentsätze  schon  Sie,  ob 
die  Vorschriften  laxer  gehandhabt  wurden  oder 
nicht;  er  bleibt  im  allgemeinen  ungefähr  auf  dieser 
Höhe.  1891  hatten  wir  15,763  Taugliche  oder 
51. 1°.  der  Untersuchten:  das  ist  der  höchste  Pro- 
zentsatz der  länglich  Erklarten  im  Verhältnis  zu 
den  Untersuchten  in  der  ganzen  10jährigen  Periode, 
und  doch  beträgt  die  Zunahme  nur  ca.  300  Rekru- 
ten. Das  Jahr  1892  hat  16,7-21  Mann  geliefert  oder 
58,8%  Taugliche.  1893  17,118  Mann  oder  51,9%, 
1891  17.52S  Mann  oder  51,1%  Taugliche.  Der  Pro- 
MRtsatl  der  tauglich  Erklärten  geht  herunter  trotz  des 
enormen  Anwachsens  der  Zahl  der  tauglich  Erklärten. 
Im  Jahre  18'IS  betrug  die  Zahl  der  Tauglichen  17,047 
oder  49,6  7c  hier  hatten  wir  eine  Ahnahme  um 
etwa  500  Rekruten.  Nun  kommt  1890  mit  18,680 
Tauglichen  oder  52,2  der  Untersuchten,  1897  mit 
18,339  Mann  oder  52,3%  1898  mit  17,851  Mann 
oder  52,4*/«  i">d  1899  mit  17,037  Mann  oder  51,8  % 
der  Untersuchten.  Sie  sehen,  dieTauglichkeitsziffer, 
derf  Prozentsatz  der  Tauglichen  im  Verhältnis  zn 
deii  Untersuchten  bewegt  sich  um  die  Zahl  52  herum; 
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einmal  geht  sie  herunter  bis  40,  einmal  heran!  bis 
54.    Das  sind  zwei  ausnahmen,    im   Übrigen  aber 
haben  Sie  51  oder  52*/t.   Sie  sehen  auch,  wie  ge- 
ring der  Einfluss  dieses  Prozentsatzes  ist  mit  Be- 
zug aul  das  Steigen  oder  Fallen  der  Rokrutieruugs- 
zahlen.    Im  letzten  Jahre  haben  wir  nun  einen 
Rückgang  von  800,  wie  ihn  das  statistische  Bureau 
annähernd  —  es  hatte  von  iOUO  g.-.-prochen,  wenn 
ich  mich  recht  erinnere  —  bereits  für  das  Vorjahr 
vorausgesagt  hat,  und  es  ist  nach  den  Angabon 
des  statistischen  Bureaus  zu  erwarten,  dass  noch 
ein  weiteres  Zurückgehen  der  Rekrutierungsziffer 
eintritt.  Wir  werden  ja  sehen;  man  verfolgt  ja  die 
Zahlen  mit  grossem  Interesse;  denn  sie  setzen 
sich  um  in  grosse  Summen.  1000  Infanterie-Rekru- 
ten  mehr  kosten  uns  Fr.  400,000  rund.    Von  189T> 
aul  1896  entstand  einzig  aus  der  Mehrrekrutie- 
rong  bei  der  Infanterie   eine  Mehrausgabe  von 
ca.  Fr.  600,000.    Allein  ganz  besonders  sind  nun 
die  Mehrkosten  auch  zur  Geltung  gelangt  bei  der 
Rekrutierung  von  zwei  Specialwafien,  weil  dort  die 
Erziehung  der  Rekruten  bedeutend  teurer  ist,  als 
die  Erziehung  des  Infanteristen.  In  erster  Linie  bei 
der  Kavallerie,  welche  früher  eine  Rekrutierungs- 
ziffer von  ungefähr  300  oder  350  Mann  hatte,  wah- 
rend sie  spater  bis  auf  550  gestiegen  ist  Man  hätte 
schon  früher  die  Kavallerie  zahlreicher  rekrutieren 
sollen;  aber  man  fand  die  Rekruten  damals  nicht, 
und  so  blieben  unsere  Bestände  in  den  Schwadro- 
nen bis  in  die  neuere  Zeit  weit  unter  den  gesetz- 
lichen Effektiven.  Erst  seit  einer  Anzahl  von  Jahren 
hat  sich  unsere  Jungmannschaft  vom  Lande  her  der 
Kavallerie  mehr  und  mehr  zugewendet,  und  heute 
sind  wir  in  der  Lage,  Jahr  für  Jahr  sine  Anzahl 
Begehren  abweisen  zu  müssen;  es  sind  mehr  An- 
meldungen da,  als  der  Bedarf  beträgt    Die  Rekru- 
•snmgszUfer  der  Kavallerie  ist  infolgedessen  um 
ca.  200  Mann  per  Jahr  gestiegen.  Es  kommt  dazu  das 
Gesetz,  welches  die  Guidenkompagnie  auf  Schwadron- 
sUriee  erhob,  am  sie  zur  Divisionskavallerie  machen 
au  können,  und  wir  muesten  nun  infolgedessen 
wirhrend  dieser  ganzen  Zeit  noch  mebr  rekrutieren, 
aas  wir  vieheichi  spater  zu  rekrutieren  haben  wer* 
den,  um  diese  Guidenkompagnien  auf  den  gesetz- 
lichen Bestand  zu  bringen.    Also  kamen  wir  dazu, 
ca.  200  Rekruten  jährlich  für  die  Kavallerie  mehr 
ausbilden  zu  müssen,  und  der  einzelne  Kavallerie- 
Rekrut,  zu  welchem  auch  das  Pferd  gehört,  kostet 
uns  Fr.  3070 ;   die  Gesamtsumme ,    die  wir  da 
für  die  Kavallerie  mehr  ausgegeben  haben,  lindet 
sich  in  den  Budgets  und  Staatsrechnungen  haupt- 
sächlich wieder  bei  dem  Posten  Kavallerie-Pierde; 
dort  nutesen  Sie  die  Mehrausgabo  suchen. 

Eine  andere  Specialwaffe,  welche  starker  rekru- 
tiert werden  musste  und  welche  mehr  kostet,  als  die 
Infanterie,  sind  die  Festungstruppen.  Die  Festungs- 
trappen kosten  mehr,  einmal,  weil  sie  teurere  Mu- 
nition brauchen;  sie  brauchen  mindestens  soviel 
Munition,  wie  die  Feldartillerie  und  etwas  teurere 
wegen  des  grössern  Kalibers  der  meisten  Geschütze. 
Sie  kostenaher  auch  mehr,  woil  sio  nach  dem  Ge- 
denveldsokl  beziehen.  So  lange  wir  nun  nur 
Gotthard  Werke  hatten  und  nur  wenige,  be- 
i  sich  die  Hekrutterungszitfer  für  die  Festungs- 
artülerie  in  dem  Rahmen,  der  nfttig  war,  um  dieso 
Werke  zu  bemannen.  Dann  kam  St-Maurice,  und 
wie  allmalig  der  Ausbau  stattfand,  wuchs  auch  die 
Zahl  der  erforderlichen  Bestände,   infolge  dessen 


auch  die  RekrotieruBgsztffer.   Vor  zwei  Jahren  ha) 

der  Bundesrat  in  einer  geiteimen  Verordnung  die 
Bestände  für  die  verschiedenen  Besatzungen  festge- 
stellt und  darnach  konnten  wir  dann  auch  schliess- 
lich die  nötige  Rekrutierungsziffer  für  die  Zukunft 
eruieren.  Aber  ich  muss  Ihnen  sagen,  dass  wir 
mit  Bezuu  auf  St-Maurice  noch  lange  nicht  den  ge- 
setzlichen Bestand  rekrutiert  haben,  der  drei  Ab- 
lösungen erfordert  für  die  Bedienung  der  Geschütze; 
am  Gotthard  dagogen  sind  wir  nun  bald  einmal  auf  der 
Höhe.  Das  hat  also  auch  wieder  ein  Wachsen  der 
etwas  teuren  Rekrutenmannschaft  zur  Folge  gehabt 
und  infolgedessen  auch  Mehrausgaben.  Wenn  wir 
diese  Mehr-Rekrutierung  der  Infanterie  und  diese 
Specialrekrutierungen  zusammenfassen,  so  ergiebt 
sich  eine  Mehrausgabe  für  die  letzten  4  Jahre  von 
mindestens  Fr. 000,000  jährlich;  ich  glaube,  wenn  man 
es  genau  nehmen  wollte,  so  würde  man  noch  wesent- 
lich höher  kommen. 

Nun  hat  aber  diese  stärkere  Rekrutierung  natürlich 
auch  auf  den  Bestand  der  Einheiten  in  den  Wieder- 
holungskursen ihre  Rückwirkung  ausgeübt  und  zwar 
um  so  mehr,  als  die  frühoren  schwachen  Jahrgänge, 
die  allmählich  in  die  Landwehr  übertreten,  nun  unten 
ersetzt  wurden  durch  die  jungen  starken  Jahrgange,  so 
dass  wir  ein  gowalüges  Anwachsen  in  den  Einheiten 
speciell  der  Infanterie  zu  konstatieren  haben.  Wir 
haben  im  Jahre  1889  imAuszuge  einen  Kontrollbestand 
gehabt  von  125,570  Mann,  im  Jahre  1894  —  das  ist  der 
Wendepunkt,  um  den  es  sich  heute  dreht  —  einen 
Effektivbestand  von  134,932  Mann,  im  Jahre  1898  einen 
solchen  vonl47,191  Mann,  und  im  letzten  Jahre  hatte  der 
Auszug  allein  einenKontroübestand  von  150,800  Mann. 
Es  hat  also  in  den  letzten  10  Jahren  die  Effektiv* 
Auszuges  um  volle  25,000  Mann  zu- 
Wir  können  das  vom  Standpunkts  der 
Landesverteidigung  gewiss  nur  begrüssen.  Es  hat 
uns  diese  Erscheinung  in  die  Möglichkeit  versetzt, 
für  den  Mobilmachungsfall  alle  Vorkehrungen  zu 
treffen,  um  mit  Bataillonen  von  800  Gewehren  ins  Feld 
ziehen  zu  können,  eine  Fordeining,  die  man  vom 
mililärtechnischen  Standpunkte  aus  schon  längst 
gestellt  hatte  und  die  nun  gewissermassen  von  selbst 
erfüllt  ist  Es  muss  natürlich  ein  gewisser  Ausgleich 
stattfinden,  da  nicht  alle  Einheiten  gleich  stark  sind ; 
aber  es  läset  sich  das  in  wenigen  Tagen  vollziehen. 
Wir  sind  also  dazu  gekommen,  mit  Bataillonen  von 
600  Gewehren  ins  Feld  zu  ziehen  und  zudem  noch  einige 
tausend  Ueberzählige  zu  besitzen.  Wenn  dieser 
Zuwachs  in  den  Jahren  1894 — 1898  jährlich  rund 
3000  Mann  ausmacht,  dieser  Zuwachs,  den  wir  vom 
Standpunkte  des  Anwachsens  der  Wehrkraft  nur  be- 
grüssen können,  so  haben  wir  auf  der  andern  Seite 
die  finanzielle  Kehrseite,  die  allerdings  den  unan- 
genehmen Beigeschmack  hat  dass  dieser  Zuwachs 
uns  eine  fernere  jährliche  Mehrausgabe  von  600,000 
Franken  verursacht  hat 

Vielleicht  sind  diese  600,000  Franken  nicht  einzig 
und  allein  auf  Rechnung  der  Vermehrung  der  Eflekthr- 
bestände  zu  setzen.  Ich  glaube,  es  ist  diese  Er- 
höhung zum  Teil  auch  dem  Anwachsen  der  Ein- 
heitspreise zuzuschreiben.  Darüber  werden  gegen- 
wärtig Untersuchungen  geführt.  Aber  wenn  wir 
gerade  vom  Anwachsen  der  Einheitspreise  reden,  so 
darf  doch  daran  erinnert  werden,  dass  in  der  ganzen 
Welt  alles  teurer  geworden  ist,  wegen  der  Geld- 
entwertung infolcre  bekannter  Verhältnisse,  ich  brauche 
ja  darüber  kern  weiteres  Wort  zu  verlieren.  Es 
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wfcre  daher  ganz  sonderbar,  wenn  einzig  und  allein 

der  Militärverwaltung  der  einzelne  Main  nicht  teurer 
zu  stehen  kommen  .sollte,  trotz  der  Vertcurung  aller 
Verbr9ucii.%'egenst:inde.  Wenn  die  Tuchfabrikanten 
einen  Ring  bilden,  um  uns  den  Preis  limitieren  zu 
können,  wenn  die  Bürstenfabrikanten  eine  Erhöhung 
des  Preises  von  20  oder  30  Rappen  per  Bürste  be- 
schliesssn,  wenn  Fleisch  und  Brot  teurer  werden, 
so  setzt  Mob  das  um  in  das  Steigen  der  Einheits- 
preise, und  so  mag  auch  dieser  Umstand  in  der 
Zahl  von  «00,000  Franken  inbegriffen  sein. 

Sie  haben  also  bereits  1,200,000  Franken  einzig 
auf  diesen  beiden  Posten  der  Effeklivbestände  und  der 
Reki  uiierungszilTer.  Das  hat  aber  noch  eine  weitere 
Folge  gehabt.  Aus  dein  Anwachsen  der  Bestünde 
erklärt  sich  zum  guten  Teil  das  Ansteigen  der  Aus- 
gaben für  die  Beitrüge  an  die  freiwilligen  Schiess- 
vereine ;  natürlich  müssen  auch  diese  Leute  der 
Schiesspflicht  Genüge  leisten  und  die  Beitrüge  haben 
sich  in  den  5  letzten  Jahren  um  160,000  Franken 
gesteigert. 

Es  kommen  andere  Posten,  die  sich  auf  Bundes- 
gesetze nnd  Bundesbeschlüsse  stützen.  Das  Gesetz 
über  den  Unterricht  und  die  Inspektion  des  Land- 
sturmes vom  6.  Dezember  1894,  das  Sie  bekannt- 
lich aufgehoben  haben,  hat  uns  von  1895  an  — 
und  das  fällt  auch  wieder  in  die  kritische  Zeit  — 
ebenfalls  eine  jährliche  Mehrausgabe  von  160 — 170,000 
Franken  verursacht.  Das  Besoldungsgesetz  des  Militär- 
depai  teraents  vom  20.  Dezember  1894  kostete  uns 
im  Jahre  1895  160,000  Franken  und  seither  jährlich 
200,000  Fr.  mehr.  Der  Beschluss  betreffend  Er- 
höhung des  Ordinärezuschusses,  in  dem  Sie  bekannt- 
lich den  Bundesrat  um  40,000  Franken  übertrumpft 
haben,  verursacht  uns  jährlich  120,000  Franken  Mehr- 
ausgaben. Das  Postulat  vom  Mai  1897  und  die 
darauffolgende  Verordnung  vom  11.  Januar  1898  be- 
treffend Equipementsentschädigung  an  die  Offiziere, 
bedeutet  eine  jährliche  Mehrausgabe  von  200,000 
Franken,  das  Bundesgesetz  über  die  Dienstpferde  der 
Kavallerieoffiziere  eine  solche  von  60,000 — 70,000 
Franken.  Alle  diese  Posten  zusammen  ergeben  eine 
ziemlich  grosse  Summe.  Besonders  ist  aber  auch  hier 
wieder  die  Zunahme  der  Kosten  für  die  Verwaltung  und 
Bewachung  der  Befestigungen,  die  seit  dem  Jahre  1894 
allein  mehr  als  eine  halbe  Million  Franken  per  Jahr 
ausmachen,  zu  konstatieren.  Die  Werke  haben  sich 
entwickelt,  sie  wollen  unterhalten  und  bewacht  sein ; 
es  ist  ja  eine  bekannte  Klage,  dass  man  zur  Zeit, 
als  man  anfing,  keine  Ahnung  hatte,  wie  weit  uns 
die  Sache  führen  würde;  ob  sich  irgend  etwas  er- 
sparen lässt,  prüfen  wir  gegenwärtig,  ich  glaube  aber, 
wie  schon  früher  gesagt,  nicht,  dass  dabei  etwas  heraus- 
kommt. Wir  stehen  also  vor  der  Frage  :  Wollen  wir 
diesen  wichtigen  Faktor  unserer  Landesverteidigung 
verlottern  lassen  oder  auf  der  Höbe  der  Kriegsbereit- 
schaft halten?  Wenn  wir  das  letztere  wollen  und 
die  25  Millionen,  die  bereits  ausgegeben  worden  sind, 
nicht  umsonst  ausgegeben  haben  wollen,  so  müssen 
wir  auch  die  laufenden  Kosten  in  den  Kauf  neh- 
men. 

Es  sind  endlich  auch  noch  die  Fr.  70,000—80,000, 
welche  wir  in  den  letzten  Jahren  für  die  Manöver- 
division ausgegeben  haben,  zu  erwähnen. 

Das  sind  die  ordentlichen,  jährlichen  Aus- 
gaben, die,  zusammengestellt,  etwas  über  3  Millio- 
nen ausmachen  werden.  Wir  sind  damit  noch  nicht 
au!  den  4  Millionen  angelangt,  und  die  müssen  ausge- 


wiesen sein.  Es  kommen  eben  noch  einmalige  Aus- 
1  gaben  hinzu,  die  Sio  beschlossen  haben  und  die 
notwendig  waren.  Ich  erwähne  die  Versuche  mit 
dem  Gescluitzmaterial.  dann  die  Organisationsmuste- 
rungen, welcho  nötig  waren,  um  die  Reorganisa- 
tion der  Landwehr  der  Infanterie  und  die  Reorga- 
nisation der  Artillerie  durchzuführen,  was  allein 
mehrere  hunderttausend  Franken  gekostet  hat,  dann 
die  Einführung  von  Corpsfuhrwerken  für  die  Land- 
wehrinfanterie orsten  Aufgebotes,  die  das  Budget 
für  4  Jahre  auch  wieder  mit  je  über  Fr.  100,000 
belastet  hat,  dann  die  Kosten  für  die  Installation 
und  Anschauung  des  nötigen  Materials  für  die  Luft- 
schiffercompagnie,  für  die  berittenen  Maximgewehr- 
compagnien,  die  Kosten  der  Kaserne  in  Andermatt 
mit  Fr.  400,1)00,  die  Kosten  für  die  Unterkunfts- 
räumc  in  St-Maurice  mit  ebenfalls  Fr.  400,000. 
Alle  Details  will  ich  Urnen  nicht  angeben.  Es  sind 
Kleinigkeiten,  die  ich  nicht  erwähnt  habe,  z.  B. 
die  Einführung  einer  Schiessschule  für  Lieutenants 
der  Artillerie,  die  etwa  Fr.  28,000  ausmacht,  die 
Anstellung  einiger  neuer  Beamten,  welche  infolge 
der  Entwicklung  der  Vorwaltung  nötig  wurde, 
u.  s.  w.  Damit  haben  Sie  den  Ausweis  für  die  Ver- 
mehrung der  Ausgaben  um  ca.  4  Millionen  Franken. 
Das  Anwachsen  der  Bestände,  die  höhere  Rekru- 
tierung* iu'er  und  die  höhern  Eifektivbestände  der 
Einheiten  haben  die  Sacho  zum  Teil  mit  sich  gebracht, 
also  thalsüchlicb  Verhällnise,  die  ausserhalb  unserer 
Machtliegen,  sodann  Ihre  Gesetze  und  Beschlüsse,  die 
hauptsächlich  auf  die  neue  Truppenorganisation  Be- 
zug haben,  auf  das  Werk,  das  als  Ganzes  gescheitert 
ist,  schliesslich  aber  in  einer  Reihe  von  einzelnen 
Vorlagen  zum  Durchbruch  kam,  die,  auf  die  Armee- 
corpsverbände basierend,  unsere  neue  Truppenorga- 
nisation darstellen. 

Ich  glaube  also,  dass  man  nicht  nach  der  Motion 
der  Herren  Jeauhenry  und  Konsorten  verfahren  kann, 
dass  wir  vor  Dingen  stehen,  die  wir  nicht  einfach 
ignorieren  können,  und  die  es  verhindern,  auf  die 
Botschaft  des  Jahres  1894  zurückzugehen.  Die  Ent- 
wicklung hat  sich  eben,  wie  der  Bundesrat  damals 
andeutete,  bemerkbar  gemacht;  es  sind  neue  Bedürf- 
nisse, neue  Anforderunen  und  Zahlenverhältnisse 
eingetreten,  und  vor  diesen  müssen  wir  uns  beugen. 

Dagegen  muss  auch  noch  die  Frage  geprüft  wer- 
den, oh  nicht  noch  anderweitige  Ersparnisse  ge- 
macht werden  können.  Ich  habe  bereits  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  Bundesversammlung  sich  schon 
wiederholt  damit  hefasst  hat.  Ich  will  zunächst 
die  Motion  des  Herrn  Favon  zurücklegen,  ebenso 
die  Molion  des  Herrn  Peteut,  nunmehr  verteidigt 
durch  Herrn  Boecbat,  und  mich  mit  dem,  was 
Herr  Wullschleger  vorgebracht  hat,  befassen.  Er  hat 
zwar  in  einer  Liehe  alles  umfasst,  was  bisher  an 
Ersparnisvorschliigen  gemacht  wurde,  und  es  ist 
darauf  auch  schon  zum  grossen  Teil  geantwortet 
worden.  Aber  wenn  Herr  Wullschleger  das  Erspar- 
nisgesetz  vom  Jahre  1878  citiert  hat,  so  wollen 
wir,  glaube  ich,  froh  sein,  dass  jene  schwere  Zeit 
überwunden  ist  Denn  diejenigen,  welche  damals 
mitten  im  militärischen  Leben  standen,  denken  mit 
einem  gewissen  Schauder  an  dieses  Ersparnisgesetz 
zurück,  das  die  Dauer  der  Rekrutenschulen  für  die 
Infanterie  so  herabminderte,  dass  nach  dem  Urteil 
aller  Sachverständigen  .-inn  richtige  Ausbildung  der 
Rekruten  einlach  zur  Unmöglichkeit  wurde. 
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Herr  Wotlschlpger  hat  dem  obligatorischen  mili- 
tärischen Vorunterricht  prüfen  und  sehr  schöno 
Dinge  über  ihn  gesagt,  mit  denen  ich  mich  wohl 
einverstanden  erklären  kann,  im  allgemeinen  wenig- 
stens. Wenn  ich  auch  nicht  glaube,  dass  der  mili- 
tärische Vorunterricht  gerade  dazu  berufen  sei,  un- 
sere militärischen  Grundbegriffe  überhaupt  ersetzen 
zu  könneu,  so  bin  ich  doch  mit  Herrn  Wullschleger 
der  Ansicht,  dass  wir  diese  Frage  nicht  aus  dem 
Auge  lassen  dürfen  und  dass  wir  das  Obligatorium 
des  militärischen  Vorunterrichts  als  ein  Ziel  hin- 
stellen müssen,  das  anzustreben  ist;  aber  so  leicht 
and  einfach  ist  die  Sache  doch  nicht.  Ich  habe 
seinerzeit  beim  militärischen  Vorunterricht  mitge- 
macht, als  er  noch  in  den  Anfängen  lag  und  von 
den  Berufs-Militärs  mit  einigem  Achselzucken 
betrachtet  wurde;  wir  hatten  mit  grossen  Schwie- 
rigkeiten zu  kämpfen,  weil  man  den  Sonnlag  nötig 
zu  haben  glaubte,  Schwierigkeiten,  weil  die  Ge- 
werbetreibenden die  LehrliQge  für  einige  Stunden 
am  Samstag  Nachmittag  nicht  hergeben  wollten, 
Schwierigkeiten  mit  Bezug  auf  das  Unterrichtspro- 
gramm, weil  die  einen  glaubten,  die  Hauptsache  liego 
in  der  Soldatenschule,  dem  formellen  Exerzieren,  wäh- 
rend die  andern,  ich  möchte  sagen,  die  jüngere 
Schule,  der  Ansicht  war,  die  jungen  Leute,  müssten 
schiessen  und  marschieren  lernen  und  sich  körperlich 
entwickeln.  Oer  Drill  und  das  Exerzieren,  die  ganzo 
Disziplinierung  der  Mannschaft  komme  nachher  in 
der  Rekrutenschule.  Diese  Ansicht  hat  sich  schliess- 
lich in  Zürich  durchgerungen,  wo  sich  mehrere  Mit- 
glieder dieses  Rates  mit  grosser  Hingabe  dem  mili- 
tärischen Vorunterricht  gewidmet  haben.  Allmfilig 
hat  er  auch  in  andern  Kautonen  Eingang  gefunden, 
aber  immer  noch  auf  dem  Boden  der  Freiwilligkeit. 
Wir  sind  dazu  gelangt,  ein  einheitliches  L'nterrichts- 
programm  aufzustellen,  nicht  eine  Reglementiererei, 
das  sei  ferne  von  uns,  aber  ein  einheitliches  Pro- 
gramm, damit  die  gleichen  Gedanken  den  ganzen 
Betrieb  beherrschen  und  dio  Erfahrungen,  die  an 
einzelnen  Orten  gemacht  worden  sind,  überall  kön- 
nen benützt  werden. 

Wir  hatten  auch  Schwierigkeiten  betreffend  die 
Beschaffung  des  Unterrichtspersonals,  bis  man  Offi- 
ziere und  Üntcrotfiziero  fand,  welche  ihre  freie  Zeit 
opferten,  bis  man  die  richtigen  Leute  gefunden 
hatte,  die  sich  den  Verhältnissen  anpassen  konnten. 
Das  alles  ist  ein  stiller,  kaum  virrl  bemerkter  Pro- 
zess  gewesen,  abor  das  ist  noch  lange  nicht  in  das 
Bewusstsein  des  ganzen  Volkes  eingedrungen.  Dio 
ganze  Westschweiz  verhält  sich  passiv,  apathisch. 
Einzig  in  Freiburg  hat  sich  ein  kleiner  Versuch  her- 
ausgebildet. In  den  Gebirgsgegenden  werden  Sie 
die  Schwierigkeiten  der  Entfernungen  nie  beseitigen 
können,  und  wenn  Sie  jetzt  mit  dem  Obligatorium 
kommen,  so  wiid  man  an  gewissen  Orten  eiuer 
grossen,  ungeahnten  Opposition  begegnen,  weil  man 
glaubt,  man  wolle  wieder  in  die  Gemeinden,  quasi 
in  die  Jugenderziehung  bineinrogieren.  Also,  klug 
und  vorsichtig  muss  diese  Frage  angegriffen  wer- 
den und  unsere  Meinung  ist  die,  dass  wir  ruhig 
auf  dem  Boden  der  Freiwilligkeit  weiter  arbeilen, 
diese  Bestrebungen  vom  Bunde  aus  unterstützen  sol- 
lst auch  finanziell,  aber  das  kostet  auch  wieder  Geld, 
und  dass  wir  das  Endziel,  das  Obligatorium,  wel- 
ches eine  Ergänzung  unserer  militärischen  Volks- 
erziehung sein  wird,  vorlogen  sollen  und  wohl  bo- 
grüssen  wollen. 


Schiessen,  marschieren  und  körperliche  Uebun- 
gen,  das  sind  die  drei  Ziele,  Entwicklung  des  jun- 
gen Mannes  und  Hineinführen  desselben  in  die  mi- 
litärischen Ideen;  er  soll  Freude  daran  gewinnen. 
Aber  mit  dem  militärischen  Vorunterricht  werden 
Sio  nio  und  nimmer  dazu  gelangen,  dass  die  Wieder- 
holungskurse  überflüssig  werden,  wenigstens  für 
die  älteren  Jahrgänge  überflüssig  werden.  Der  Vor- 
unterricht kann  nie  den  ganzen  militärischen  Unter- 
richt umfassen.  Dio  Hauptsache  bleibt  doch  den  Re- 
krutenschulen überlassen,  und  was  in  der  Rekruten- 
schule gelernt  wurde,  bedarf  von  Zeit  zu  Zeit  der 
Auffrischung,  sonst  vergessen  die  jungen  Leute  das 
Gelernte  und  sind  nicht  mehr  brauchbar.  Also  würde 
uns  der  militärische  Vorunterricht  nicht  eine  Erspar- 
nis, sondern  eine  Mehrausgabe  bringen. 

Nun  die  Reduktion  der  Jahrgänge,  auch  ein  schon 
oft  erörtertes  Kapitel.  Nach  langer  Diskussion  sind 
Sie  auf  10  Jahrgänge  bei  der  Mannschaft  und  12 
Jahre  bei  den  Cadres  gekommen.  Das  hat  hier  im 
Rate  mindestens  ein  halbes  Dutzend  Mal  gespuk 
und  man  ist  schliesslich  zur  Ueberzeugung  gekom- 
men, dass  es  besser  sei,  bei  der  Landwehr  etwas 
abzubrechen,  als  bei  den  Auszügern.  Und  man  hat 
das  in  den  letzten  2  Jahren  mehr  gethan,  als  das 
gemeiniglich  bekannt  ist  Davon  schweigt  man  dann, 
wenn  solche  Abbruche  stattlinden.  Wir  haben  die 
Landwehr  II.  Aufgebot  nicht  mehr  einberufen,  wir 
haben  im  Budget  keinen  Antrag  gestellt  und  nie. 
mand  hat  die  Frage  aulgegriffen  und  doch  waren 
die  Leute  bis  vor  2  Jahren  wiodcrholungskurspflich- 
tig.  Es  ist  das  eine  grosse  Erleichterung  für  die 
ältere  Miliz.  Davon  schweigt  man,  dass  man  auch 
da  Ersparnisse  gemacht  hat,  ohne  viel  davon  zu 
reden,  aber  heute  will  ich  es  laut  sagen,  dass  das 
eine  Erleichterung  des  Mannes  bedeutet,  die  dem 
Begehren  nach  Reduktion  auch  für  die  jungem 
Jahrgänge  wohl  entgegengehalten  werden  darf.  Der 
Grund,  warum  wir  nicht  unter  die  10  Jahrgänge 
hinuntergehen  köDnen,  liegt  wesentlich  darin,  dass 
dann,  wenn  wir  8  Jahrgänge  nehmen  würden,  9 
können  wir  nicht  nehmen,  weil  sonst  die  einen  4, 
die  andern  5  Wiederholungskurse  zu  absolvieren 
hätten,  einzelne  Jahrgänge  der  Landwehr  I.  Aufge- 
bots, 7 — 8  Jahre  keinen  Dienst  zu  thun  haben  und 
es  ist  dann  mit  dieser  Mannschaft  nichts  mehr  an- 
zufangen. Das  will  man  vermeiden  und  seitdem 
man  die  Landwehr  f.  Aufgebots  zur  Feldarmee  ge- 
schlagen hat,  müssen  wir  im  fnteresse  der  Schlag- 
fertigkeit  der  Landwehrinfanterio  I.  Aufgebotes  un- 
bedingt daran  festhalten,  dass  10  Jahrgänge  einbe- 
rufen werden.  Uebrigens  ist  das  eine  Frage,  die 
jeweilen  beim  Budget  zu  erledigen  ist 

Und  von  den  lnspektionen  hat  Herr  Wullschleger 
gesprochen,  und  er  meinte  damit  die  jährlichen 
eintägigen  Waffen-  und  Ausrüstungsinspektionen. 
Gewiss  sollte  man  diese  Inspektionen  so  bald  als 
möglich  beseitigen,  nicht,  weil  sie  viel  Geld  kosten, 
sondern  weil  sie  eino  Gelegenheit  zur  Indisziplin 
sind,  eine  Schule  der  Verderbnis.  Aber  sie  sind  ein 
notwendiges  Uebel.  so  lange  wir  nur  alle  2  Jahre 
Wiederbolungskurse  haben.  Denn  eine  jährliche  ln- 
spektion der  Wallen  und  Bekleidung  ist  im  Interesse 
der  Finanzen  des  Bundes  gar  nicht  zu  umgehen. 
Man  soll  da  nicht  vom  finanziellen  Standpunkt  aus 
reden:  indem  wir  dio  Ausrüstung  regelmässig  nach- 
sohen,  schützen  wir  sio  vor  der  Verderbnis.  Also 
gerade  im  finanziellen  Interesse  des  Bundes  sind 
«  */*c*t  x.  k».  .  so 
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diese  Inspektionen,  und  sie  konnten  nur  beseitigt 
werten,  weua  die  Mannschaft  Jahr  für  Jahr  zu  einem 
Dienste  einberufen  würde,  wo  dann  gelegentlich, 
in  einer  freien  Stunde,  die  Sache  nachgesehen  wer- 
den könnte.  Die  Frage  aber,  ob  wir  jährlich  Wieder- 
holungskurse mit  verkürzter  Dauer  einführen  sollen, 
bedarf  noch  eines  eingehenden  und  ernsten  Stu- 
diums, das  bei  Anläse  der  von  Ihnen  postulierten 
Revision  der  Militärorganisation  stattfinden  muss. 

Getreidebeschaffung,  Cadresvorkurse  mit  verkürz- 
ten Wiederholungskursen.  —  Glauben  Sie,  das«  sich 
da  etwas  ersparen  lasse?  Das  kommt  auf  ein  paar 
tausend  Franken  hinaus,  oder  auf  ein  paar  hundert- 
tausend im  besten  Falle.  Aber  auf  20,  22  Millionen 
reduziert  man  damit  das  Militärbudget  in  keinem  Falle 
und  die  Frage  der  Cadrosvorkurse  ist  wieder  eine 
Frage  der  Revision  der  Militärorganisation.  Ueber- 
kuupt  wird  uns  diese  Revision  Gelegenheit  geben, 
eine  Reihe  von  Prägen  zu  prüfen,  aber  ob  man  dabei 
zu  Minderausgaben  gelangt,  ist  eine  grosso  Frage, 
und  wir  werden  die  Revision  nicht  in  einem  Zeit- 
punkte in  Angriff  nehmen  wollen,  wo  wir  das  Gefühl 
haben,  sie  könne  uns  nur  rückwärts  ziehen  und  höch- 
stens dazu  führen,  gute,  bewährte  Institutionen  zu 
verderben,  sondern  wir  werden  nach  allem,  was  ge- 
gangen ist,  gründlich  untersuchen  und  wir  haben 
alten  Anlass,  vorsichtig  zu  sein  und  die  Angelegen- 
heit nicht,  zu  überstürzen. 

leb  sehe  also  in  diesen  verschiedenen  Vorschlä- 
gen, abgesehen  von  ihrer  Unannehrobarkcit,  absolut 
nicht  die  Mittel,  irgendwie  auf  die  Summen  herab- 
zukommen, weiche  die  Herren  Motion&re  in  Aus- 
sicht genommen  haben. 

Ein  Wort  noch  über  das  Ordinarium  und  Extra- 
ordinarium,  das  als  zweiter  Teil  im  Antrag  der 
Herren  Jeanhenry  und  Konsorten  enthalten  ist.  Wenn 
Sie  z.B.  einmal  für  die  Neubewaftnung  der  Artillerie 
eine  grosse  Ausgabe  zu  bewilligen  haben,  so  wird 
man  sich  wohl  die  Frage  stellen  dürfen,  o'i  die  Aus- 
gabe nicht  auf  dem  Wege  des  Anleihens  gedeckt 
und  dann  in  einer  gewissen  Zeit  amortisiert  werden 
solL  ob  sie  also  nicht  besondors  behandelt  werden 
soll.  Dagegen  hätten  wir  nichts  einzuwenden.  Im 
übrigen  aber  glauben  Sie  ja  nicht,  dass  das  Militär- 
budget keinen  Schwankungen  unterworfen  sei,  wenn 
Sie  die  einmaligen  Ausgaben  herausnehmen.  Ich 
glaube,  Herr  Wullschleger  hat  mit  Recht  den  Finger 
aufgehoben  und  Zweifel  angedeutet,  ob  das  nicht 
dazu  führen  könnte,  dass  gewisse  einmalige  Aus- 
gaben leichter  durchschlüpfen  würden,  als  wenn 
sie  Im  ordentlichen  Budget  vorgesehen  sind  Ich 
glaube,  er  hat  recht  und  dieses  ganze  Extraordina- 
rium  wäre  ein  importierter  Artikel  von  draussen 
sein,  der  wesentlich  dazu  dienen  würde,  die  wirk- 
liche Tragweite  der  Militärausgaben  zu  verschleiern 
und  die  Untersuchung  dieser  Budgetfragen  zu  er- 
schweren, loh  sähe  das  nicht  gerne  kommen,  weil 
es  unser  Budgetwesen  in  ganz  ungünstiger  Weise 
komplizieren  würde,  und  ich  sehe  keinen  Vorteil 
dabei,  wohl  aber  eine  gewisse  Gefahr,  deshalb  sollte 
man  diesem  Gedanken,  so  gut  er  gemeint  ist,  keine 
wettere  Folge  geben.  — 

Bevor  ich  zur  Behandlung  der  Motion  des  Herrn 
Favon  übergehe,  möchte  ich  in  Bezug  auf  die  Frage 
betr.  den  Militärdienst  der  Lehrer  ein  kurzes  Inter- 
mezzo einschalten,  um  dann  aus  den  Zahlenreihen 
herauszukommen  und  den  Uebergang  zu  finden  in 
die  höhere  Taktik  und  Strategie  (Heiterkeit). 


Die  Motion  des  Herrn  Boechat  betreffend  den 
Militärdienst  der  Lehrer  bedarf  gewiss  einiässücher 
Untersuchung.  Die  ganze  Frage  ist  auch  nicht  neu. 
Jetzt  ist  sie  in  Art.  2  der  Militärorganisalion  ge- 
ordnet. Aber  sie  ist  in  einer  Weise  geordnet,  die 
begrei  11  icherweise  niomand  befriedigt,  speciell  des- 
halb, weil  in  einem  Kanton  dieses  gemacht  wird 
und  in  dem  andern  Kanton  jenes  und  weil  es  in 
der  Lehrerschaft  als  ungieiohe  Behandlung  empfun- 
den wird,  dass  nicht  überall  dieselbe  Ordnung  gilt. 
Die  Herren  Erziehungsdirektoren  sind  mitunter  auch 
Militärdirektoren  und  bald  überwiegt  die  Rücksicht- 
nahme auf  das  Bedürfnis  der  Schule,  bald  die  Rück- 
sichtnahme auf  das  Bedürfnis  des  Militärs.  Die  Ver- 
hältnisse sind  in  den  Kantonen  auch  verschieden. 
Es  giebt  einzelne  Kantone,  die  in  grosse  Verlegen- 
heit kamen,  wenn  sie  die  Lehrer  nicht  zur  Kom- 
plettierung ihrer  Ofßzierscadres  herbeiziehen  könn- 
ten, wie  dies  im  Fall  der  Annahme  des  Antrages 
des  Herrn  Boechat  der  Fall  wäre.  Im  Kanton  Grau- 
bänden  und  auch  an  andern  Orten  ist  man  darauf 
angewiesen,  das  Oflizierscorps  speciell  aus  Lehror- 
kreisen zu  rekrutieren.  In  andern  Gegenden  ist  das 
weniger  der  Fall  und  dort  zieht  dann  mehr  die 
Rücksichtnahme  auf  die  Schule  vor.  Aber  eines 
sollte  man  doch  auch  nicht  vergessen.  Gerade  wenn 
man  den  militärischen  Vorunterricht  obligatorisch 
machen  will,  müssen  wir  die  Lehrer  nicht  nur  als 
Rekruten,  sondern  auch  als  Unteroffiziere  und  Offi- 
ziere ausbilden.  Sie  sind  ja  die  berufenen  Leute, 
um  die  Jungmannschaft  in  die  Hand  zu  nehmen. 
Wenn  wir  hierauf  verzichten,  werden  wir  die  Durcb- 
tüiirun  :  des  obligatorischen  Vorunterrichtes  ganz 
bedeutend  erschweren.  Mit  diesen  paar  Andeutungen 
wollte  ich  ihnen  die  Schwierigkeiten,  welche  die 
Frage  betr.  den  Militärdienst  der  Lehrer  bietet  und 
die  Gesichtspunkte,  die  da  zu  ganz  verschiedenen 
Resultaten  führen  können,  zeigen.  Unsere  Meinung 
ist  die,  die  Frage,  die  ja  schon  wunderbare  Blüten 
getrieben  hat  —  man  hat  besondere  Lehrerrekruten- 
schulen  eingerichtet  und  dann  gefunden,  das  sei  das 
abstruseste,  was  man  habe  thun  können  —  solle 
bei  der  Revision  der  Militärorganisation  geprüft  und 
erledigt  werden.  Dort  wird  man  ihr  nahetretan 
und  sie  so  oder  anders  zu  lösen  suchen  müssen. 
Der  gegenwärtige  Zustand  ist  unhaltbar  und  schliesst 
eine  gewisse  Ungerechtigkeit  in  sich.  Aber  es  ist 
nicht  gerade  eine  brennende  Frage,  sie  muss  nicht 
von  heute  auf  morgen  gelöst  werden.  Sie  können 
dieselbe  ruhig  an  die  Hand  nehmen,  wenn  Sie  an 
die  Revision  der  Militärorganisation  gehen.  Deshalb 
möchte  ich  dem  Herrn  Motionssteiler  vorschlagen, 
sich  damit  befriedigt  zu  erklären,  dass  der  Bundes- 
rat die  bestimmte  Erklärung  abglebt,  dass  dies* 
Frage  bei  Behandlung  der  Revision  der  Militäror- 
ytanisation  geprüft  werden  müsse  und  dass  oezüg- 
liche  Anträge  kommen  werden,  dass  wir  aber  nicht 
sofort  eine  besondere  Untersuchung  Uber  diesen 
Gegenstand  zu  veranstalten  haben.  — 

Ich  gehe  zu  der  Motion  des  Herrn  Favon  betr. 
die  Abschaffung  der  Armeecorpszusammenzüge  über. 
Sie  haben  der  gestrigen  Begründung  dieser  Motion 
entnommen,  dass  Herr  Favon  nicht  nur  die  grössern 
Trupponzusammenzüge.  wie  wir  sie  seit  zwei  Jahren 
unter  Beiziehung  einer  sogenannten  Manöverdivision 
haben,  sondern  auch  den  gleichzeitigen  Militärdienst 
j  zweier    v  «tonen  beseitigen  will. 
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Gestatten  Sie  mir,  zunächst  einen  kurzen  Blick  , 
uf  die  Entwicklungsgeschichte  unserer  grossem 
Manöver  zu  werfen.    Vor  dem  Jahre  1874  war  im 
Grunde  wenig  los.   Es  gab  kantonale  Truppenzu- 
sammenzüge.  zu  denen  man  die  Corps  nach  Belie- 
ben auswählte.   Es  gab  eidgenössische  Lager  in 
Thon  und  anderswo,  wo  man  auch  ad  hoc  Verbände 
formierte.    Wir  hatten  damals  ja  überhaupt  sozu- 
sagen keine  Organisation  des  Heeres.    Die  Militar- 
organisation  von  1874  hat  dann  den  Grund  zu  den 
grossem  Manövern  gelegt  und  zwar  hat  die  Sache 
einen  bescheidenen  Anlaut  genommen.  Man  gieng, 
ich  glaube,  für  die  damalige  Zeit  mit  Recht,  von 
der  Ansicht  aus,  dass  wir  nur  allmalig  die  Befähi- 
gung zu  grossem  Truppenübungen  erlangen  können. 
Der  Art  104  der  Militärorganisation  sagt  —  es  ist 
dies  kennzeichnend  für  die  damalige  Situation: 
«Die  Infanterie-  und  Schützen bataillone  eines  jeden 
Kreises  haben  alle  zwei  Jahre  WiederholuDgskurse 
in  der  Dauer  von  sechzehn  Tagen  zu  besteben,  zu 
denen  der  Reihe  nach  die  einzelnen  Bataillone,  die 
Regimenter,  die  Brigaden  und  die  Divisionen  ein- 
berufen werden.    Der  Bundesrat  ist  ermächtigt  in 
besonderen  Fällen  Ausnahmen  von  dieser  Reihen- 
folge der  Wiederholungskurse  zu  gestatten  Diese 
Uebungen  werden  von  den  betreffenden  Truppen- 
kommandanten unter  Zuzug  der  Stäbe  geleitet  — 
das  wurde  damals  noch  nötig  erachtet,  im  Gesetz 
zu  sagen.  —  Bei  den  Uebungen  der  Divisionen  sind 
die  dazu  gehörigen  Specialwaffen  einzuberufen.» 
Die  Special  waffen  waren  ganz  ausserhalb  des  Armee- 
verbandes, mau  konnte  sie  beizicheo,  wenn  man 
wollte,  nur  bei  den  Uebungen  der  Division  mussten 
sie  einberufen  werden.  In  Art  104  ist  der  Embryo 
zu  der  Entwicklung  unserer  heutigen  grössem  Ma- 
növer niedergelegt  Man  war  sich  mit  vollem  Recht 
bewusst  dass  die  grossem  Manöver  nicht  von  heute 
auf  morgen  eingeführt  werden  können,  dass  die 
Schulung  der  Truppen  noch  viel  zu  gering  war,  um 
sofort  damit  beginnen  zu  können  und  dass  auch  die 
Führung  viel  zu  schwach  und  zu  wenig  geübt  war, 
um  uns  sofort  auf  die  Höhe  grösserer  combinierter 
Manöver  erheben  zu  können.  Was  hatte  das  zur  Folge? 
Der  Divisionär  kam  alle  8  Jahre  einmal  dazu,  seine 
Division,  d.  h.  die  Infanterie  seiner  Division  mit  den 
dazu  gehörigen  Specialwaffen  zusammenzusehen  und 
sie  an  zwei  bis  drei  Tagen  gegen  einen  markierten 
Feind  zu  führen,  den  er  auch  befehligte,  dem  er 
vorschrieb,  was  er  zu  thun  und  zu  lassen  hatte, 
dem  er  seine  Stellung  anwies  und  den  er  dann 
nach  einem  abgekarteten  Spiel,  nach  oiner  Komödie, 
wie  wir  heute  sagen  würden,  heroisch  daraus  ver- 
trieb. Und  dennoch,  wir  Aeltere  erinnern  uns  daran, 
wie  schwer  es  damals  hielt,  solch  eine  Division 
gegen  den  imaginären  Feind  heranzubringen  und 
dahin  zu  gelangen,  dass  alles  hübsch  fein  klappte. 
Man  muss  sich  diese  Dinge  vergegenwärtigen,  um 
sich  ein  Bild  von  der  gewaltigen  Evolution,  die  sich 
in  den  letzten  25  Jahren  auf  dem  Gebiete  der  höhern 
Truppenfubrung  vollzogen  hat,  machen  zu  können. 
Da«  gieng  so  bis  zum  Jahre  1885.    Es  gab  wieder- 
holt Diviaionäre,  die  ihre  Division  nie  kommandiert 
hatten  und  andere,  die  sie  vielleicht  einmal  an 
diesen  zwei  bis  drei  Tagen  gegen  den  imaginären 
Feind  hsttcu  führen  dürfen.  Dieser  Zustand  der  Er- 
oiedrigung  für  die  höheren  Trappenführer  wurde 
allmäMg  onertrSglieh  und  man  half  sich,  indem  man 
dazu  gelaugte,  zwei  Brigaden  einer  andern  Division 


•  gleichzeitig  mit  der  Division,  welche  ihren  Divf- 
sionszusammenzug  hatte,  einzuberufen,  und  diese 
Division  nach  Anleitung  von  Axt  104  der  Militär- 
Organisation  mit  einigen  Specialwaffen  auszurüsten 
und  an  ihre  Spitze  einen  Divisionär  mit  einem  zu- 
gestutzten Stab  zu  stellen.  Man  nannte  das  dann 
eine  kombinierte  Division.  Die  beiden  Divisionäre 
konnten  so  gegen  einen  wirklichen  Feind  manöv- 
rieren. Das  war  zum  erstenmal  im  Jahre  1885 
der  Fall.  Aber  schon  damals  mussten  die  beiden 
Divisionen  gleichzeitig  in  den  Dienst  einrücken. 
Also  schon  seit  1885  besteht  in  Genf  der  Uebel- 
stand,  den  ich  nicht  bestreiten  will,  aber  es  ist 
ein  Unikum,  dass  Genf  zwei  Bataillone  hat  die 
zwei  verschiedenen  Divisionen  angehören.  Auf  diese 
Weise  kamen  die  Divisionäre  doch  wenigstens  alle 
vier  Jahre  dazu,  ihre  Division  oder  was  einer  Divi- 
sion ähnlich  sah.  zu  führen  und  zwar  nicht  nur 
gegen  einen  markierten  Feind,  sondern  gegen  einen 
effektiven  Gegner.  Im  Jahre  1802  fielen  die  Manöver 
infolge  der  Neubewaffnung  der  Infanterie  aus.  Da- 
gegen war  im  Jahre  1891  die  Bildung  der  Armee- 
corps beschlossen  worden.  Nun  gieng  das  Spiel  von 
neuem  an.  Wir  hatten  von  1893  bis  1807  Manöver 
im  Armeecorps- Verband.  Da6  ganze  Armeeorps  wurde 
zur  selben  Zeit  aufgeboten.  Das  war  deshalb  nichts 
Neues,  weil  die  Truppen  des  betreffenden  Corps- 
verbaodes  sohon  seit  1885  gleichzeitig  zum  Dienst 
einberufen  worden  waren,  allerdings  nicht  unter 
dem  Gesamtverband ;  aber  es  waren  dieselben  Trop- 
pen, welche  in  den  Dienst  einrückten  und  neu  war 
nur  noch  der  Corpsstab  dabei.  Wie  ßeng  man  im 
Jahre  1803  an?  Man  gab  dem  Corps  einen  Tag  zu  ge- 
meinschaftlicher Uebung  gegen  einen  markierten 
Feind.  Es  war  ein  Gefechtsexerzieren,  das  man 
zunächst  probieren  wollte.  Man  getraute  sich  nicht 
sofort  mit  der  neugeschaffenen  Einheit  kombinierte 
Manöver  auazuführen.  Aber  man  halte  doch  das 
Gefühl,  dass  man  mit  dem  neuen  Verband  arbeiten 
lernen  müsse  und  zwar  zunächst  in  einem  Schul- 
exerzieren.  Darauf  vorwandten  wir  einen  Tag.  Das 
gieng  bis  zum  Jahre  1897,  bis  alle  vier  Armeecorps 
diesen  einen  Manövertag  des  formalen  Geiechtsexer- 
ziereas  durchgemacht  hatten.  Als  man  sah,  dass 
man  soweit  vorwärts  gekommen  war,  nicht  nur 
durch  diese  Uebungen,  sondern  auch  durch  die 
ganze  Schulung  unserer  höhern  Offiziere  in  den 
Oberstenkursen,  der  Centralsohule  u.  s.  w.,  konnte 
man  den  Wurf  wagen  und  gelangte  vor  zwei  Jahren 
dazu,  die  Armeecorpsverbände  gegen  einen  effektiven 
Gegner  zu  üben.  Man  stellte  dem  Armeecorps  eine 
kombinierte  Division  entgegen,  die  stark  genug  war, 
ihm  zu  imponieren,  es  zum  Aufmarsch  zu  zwingen, 
zu  einer  Aktion  zu  veranlassen  und  auch  unter  Um- 
ständen über  dasselbe  herzufallen  und  bei  den 
Haaren  zu  nehmen.  Wir  schufen  Verhältnisse,  in 
welchen  Manöver  möglich  wurden,  die  der  Wirk- 
lichkeit ich  will  nicht  sagen  ähnlich  sahen  —  denn 
die  Wirklichkeit  sieht  noch  ganz  anders  aus  —  aber 
ihr  doch  soweit  nahe  kamen,  dass  sich  der  einzelne 
Offizier  und  überhaupt  jeder  einzelne  Teilnehmer 
ein  annäherndes  Bild  von  der  Funktion  dieses  Or- 
ganismus machen  konnte.  Das  war.der  letzte  Schritt, 
den  wir  nach  reiflicher  Ueberlegung.  und  wie  Sie 
sehen  in  der  konsequenten  Durchführung  immer 
desselben  Gedankens,  in  der  Ausbildung  unserer 
höheren  Truppnnffthning  und  in  d*r  Frlhisrkeit,  dt* 
grossen  Gelechttiköiper  zu  einheitlichem  und  kraft- 
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vollem  Handeln  zu  vereinigen,  vorwärts  zu  kommen, 
gethan  haben. 

Herr  Favon  hat  gestern  angetönt,  man  könnte 
den  Armeecorps- Verband  in  Frage  ziehen,  aber  er 
wolle  es  nicht  thun.  Ich  bin  ihm  dafür  dankbar, 
denn  es  erspart  mir  das  Eintreten  auf  diese  Frage 
und  Ihnen  einige  Zeit  Der  Armeecorps-Verband  ist 
nun  einmal  im  Gesetz  eingeführt.  Er  ist  aus  langen 
Studien  und  Untersuchungen  hervorgegangen  und 
unsere  ganze  Heeresorganisation  beruht  auf  dem- 
selben. Unsere  Mobilmachungs-Vorbereitungen  sind 
auf  dieser  Grundlage  getroffen,  und  wenn  Sie  die- 
selbe wegnehmen,  so  fallen  unsere  ganzen  Mobil- 
macbungsvorarbeiten  zusammen.  Die  Sache  ist  erst 
vor  kurzem  zum  Abschluss  gekommen.  Erst  vor 
zwei  Jahren  sind  die  letzten  Gesetze,  welche  die 
richtige  Formation  der  Corps-Artillerie  möglich 
machten,  welche  die  Corps-Kavallerie  auf  die  nötige 
Starke  erhoben,  welche  speciell  auch  die  Landwehr- 
infanterie  I  schufen  und  dadurch  den  Armeecorps 
die  dritte  infantoristische  starke  Einheit  zu  geben 
ermöglichten,  erlassen  worden. 

Vor  dem  Jahre  1891  hatte  Herr  Oberst  Pfyffer, 
der  damalige  Chef  des  Generalstabs,  den  Plan,  im 
Ernstfälle,  im  Moment  der  dringendsten  Gefahr  den 
Armeecorps- Verband  zu  improvisieren  und  in  weni- 
gen Tagen  eine  Arbeit  zu  vollziehen,  die  in  aller 
Ruhe  gehörig  durchzuführen  wir  nun  sieben  Jahre 
gebraucht  haben.  Das  war  ein  kühner  und  verwe- 
gener Gedanke  und  Herr  Oberst  Pfyffer  war  ein  sol- 
cher Kenner  des  Krieges  und  aller  militärischen 
Verhältnisse,  dass  er  ohne  die  absolute  Ueberzeu- 
gung  von  der  Notwendigkeit  dieser  Sache  sich  nicht 
zu  dieser  Verwegenheit  verstiegen  haben  würde. 
Doch,  wie  gesagt,  ich  verbreite  mich  über  diesen 
Armeecorps- Verband  und  seine  Notwendigkeit  nicht 
weiter.  Ich  will  es  hier  nur  nackt  und  deutlich 
gesagt  haben,  dass  nach  der  Ueberzeugung,  die  wir 
in  den  letzten  Jahren  gewonnen  haben,  der  Corps- 
Verband  absolut  notwendig  war  und  dass  wir  nicht 
auf  ihn  verzichten  dürfen,  ohne  unsere  ganze  Heorcs- 
organisation  zu  schwachen  und  ihr  dasjenige  zu 
nehmen,  was  ihr  gerade  den  rechten  Kitt  und  Halt, 
die  rechte  Brauchbarkeit,  die  rechte  Beweglichkeit 
und  die  rechte  Komblnalionsfahigkeit  gegeben  hat. 

Sollen  wir  nun  auch  fernerhin  Armeecorps-Ma- 
növer abhalten  oder  sollen  wir  es  nicht  thun?  Ich 
glaube,  die  Frage  sei  durch  die  Erfahrungen  der 
letzten  Jahre  beantwortet.  Jeder,  der  dabei  gewesen 
ist,  hat  die  Notwendigkeit  dieser  grössern  Manöver 
eingesehen.  Ich  glaube  sagen  zu  dürfen,  dass  diese 
Manöver  nötig  sind,  sobald  der  Corps-Verband  be- 
steht. Denn  der  Armeecorps- Verband  ist  ein  un- 
brauchbares Werkzeug,  wenn  wir  nicht  im  Frieden 
gelernt  haben,  ihn  zu  handhaben.  Was  wollen  Sie 
mit  einer  Anzahl  Räder.  Schrauben  und  Federn, 
die  zusammengesetzt  eino  Uhr  vorstellen,  wenn  Sie 
nicht  wissen,  wie  Sie  das  Werk  zusammensetzen 
sollen,  damit  es  goht'.'  Was  wollen  Sie  mit  einer 
Anzahl  von  ßataillonon,  Batterien,  Schwadronen, 
Sanitütstruppen,  Verwaltungskompagnif  n ,  Trains 
anstellen,  wenn  Sie  nicht  wissen,  wie  diese  ver- 
schiedenen KriJfte  zu  einem  gemeinsamen  Wirkung*, 
vollen  Spiel  verwendet  werden  müssen  '  Was  wollen 
Sie  mit  einem  komplizierten  Instrument  machen, 
das  bestimmt  ist,  eine  grosse  Wirkung  hervorzu- 
bringen, wenn  Sie  nie  in  der  Lage  waren,  dasselbe 
funktionieren  zu  sehen,  und  es  zu  handhaben?  Setzen 


Sie  sich  in  die  Lage  unserer  höhern  Führer  mit 
der  Verantwortlichkeit,  die  sie  vor  dem  ganzen 
Lande  für  den  Ernstfall,  aber  auch  für  den  Frieden 
haben.  Setzen  Sie  sich  in  die  Lage  dieser  Führer 
und  stellen  Sie  sich  vor,  was  in  ihren  Köpfen  und 
in  ihrem  Innern  vorgeht,  wenn  sie  coram  publice, 
vor  dem  ganzen  Schweizervolke  die  Probe  ihres 
Könnens  ablegen  müssen,  und  wenn  sie  wissen,  dass. 
wenn  sie  Pech  haben,  sie  in  der  Presse  nnd  im  Publi- 
kum —  denn  jeder  Schweizer  ist  bekanntlich  ein  ge- 
borner  Stratege  oder  glaubt  doch  einer  zu  sein  —  in 
kleine  Stücke  zerhauen  werden,  bloss  weil  es  ihnen 
einmal  schief  gegangon  ist  Glauben  Sie,  man  sei  ohne 
Nerven,  wenn  man  Truppen  zu  führen  hat?  Glauben 
Sie,  das  alles  lorne  sich  aus  den  Büchern  und  sei  nicht 
eine  Sache,  die  das  Leben  und  die  Erfahrung  lehren 
müsse?  Darüber  kann  sich  nur  derjenige  hinweg- 
täuschen, der  nie  in  der  Lage  war,  diese  Verantwort- 
lichkeit zu  tragen.  Wer  es  aber  erfahren  hat,  vergisst 
es  seiner  Lobtag  nicht,  und  weiss,  wie  viel  es  aus- 
macht, ob  er  zum  erstenmal  vor  dieser  Probe  steht 
oder  ob  er  dieselbe  schon  einige  Male  bestanden  hat, 
wie  mit  jedem  Mal  die  Sache  leichter  geht,  bis  sie  von 
selbst  spielt  Das  erreichen  wir  mit  unsern  jetzigen 
Manövern.  Jeder  höhere  Truppenfübrer  wird  es  be- 
stätigen können,  dass  eineFülle  von  Ideen,  Anregungen 
und  Erfahrungen  von  diesen  grössern  Uebungen  in  die 
Armee  und  in  das  Leben  hinausgeht.  Was  da  gegangen 
ist,  wird  in  Vorträgen  und  Schriften  weiter  verarbeitet 
Der  Einzelne  giobt  sich  Rechenschaft  über  das,  was 
er  kann  und  über  das,  was  er  gerade  gemacht  hat 
und  sagt  sich,  was  er  ein  andermal  wieder  so,  und 
was  er  anders  machen  werde.  Es  ist  auoh  soweit 
gekommen,  dass  mehr  als  die  Hälfte  unserer  höhern 
Führer  Jahr  für  Jahr  Gelegenheit  haben,  entweder 
selbst  Truppen  zu  führen  oder  als  Schiedsrichter 
dabei  zu  sein,  und  was  wir  immer  als  den  schwäch- 
sten Punkt  unserer  ganzen  Heeresorganisation  em- 
pfunden haben,  die  Ausbildung  der  h  >horn  Führer 
für  den  Ernstfall,  dem  sind  wir  mit  diesen  Manö- 
vern beigekommen,  und  wir  können  sagen,  dass 
das  einer  der  grössten  Fortschritte  ist,  die  wir  ge- 
macht haben. 

Ich  gebe  zu,  dass  diese  Manöver  gewisse  Inkon- 
venienzen  mit  sich  bringen.  Herr  Favon  hat  uns 
ein  sehr  anschauliches  Bild  gegeben,  wie  vor  den 
grossen  Uebungen  die  Leute  mit  Dispensationsbe- 
gehren  zu  laufen  kommon,  und  wie  einem  das  Herz 
wehe  thut,  wenn  man  sagen  müsse,  dass  sie  die 
Militardienslpflicht  zu  erfüllen  haben,  auoh  wenn 
es  sie  ihre  Stelle  koste.  Aber  reden  wir  nicht  zu 
viel  von  dem  Dispensationswesen.  Das  ist  auch  noch 
ein  wunder  Punkt  in  unserm  Heerwesen.  Herr  Fa- 
von hat  gesagt,  unsere  Leute  seien  ungünstiger  ge- 
stellt, als  die  Ausländer.  Das  mag  in  Städten  wie 
Genf,  Basel,  Zürich,  wo  das  ausländische  Element 
stark  vertreten  ist,  zutreffen.  Ich  gebe  das  zu.  Aber 
Sie  beugon  dem  allem  nicht  vor  durch  die  Ab- 
schaffung der  grossen  Manöver.  Die  Wiederholungs- 
kurso  müssen  Sie  doch  abhalten.  Auch  Herr  Favon 
will  dieselben  abhalten,  aber  nur  im  Regimentsver- 
band. Die  Disnensationsbegehren  werden  also  gleich- 
wohl einlaufen.  Wir  können  die  Ausländer  nicht  auf 
diesem  Woge  unsern  Leuten  gleichstellen.  Das  Mittel 
liegt  anderswo,  und  wir  sind  daran,  zu  diesem  Mittel 
zu  greifen.  Dasselbe  liegt  in  der  Revision  unseres 
Einbiirgerungegeset7.es.  Herr  Minister  Carlin  hat  letzt- 
hin darüber  eine  Broschüre  veröffentlicht  und  hat. 
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wie  ich  glaube,  den  Nagel  auf  den  Kopf  getroffen. 
Er  sagt:  in  diesem  ausländischen  Element  liegt  eine 
Gefahr.  Unter  diesen  Auslandern  sind  viele,  die 
nur  deshalb  die  Schweiz  zum  Domizil  gewählt  habea, 
um  sich  zu  Hause  ihrer  Militärpflicht  zu  entziehen 
und  sie  bei  uns  nicht  leisten  zu  müssen.  Sie  lassen 
sich  bei  uns  nicht  einbürgern,  sie  wollen  es  auch 
nicht,  sie  fragen  dem  nichts  darnach.  Dem  können  wir 
abhelfen.  Wir  können  von  den  Ausländern  verlan- 
gen, dass  sie  sich  über  die  Erfüllung  ihrer  Militär- 
pflicht im  Heimatstaate  ausweisen.  Wenn  sie  es 
nicht  thun  können,  dann  sagen  wir  ihnen:  Lasst 
Euch  bei  uns  einbürgern  oder  geht  gefalligst  nach 
Hause.  Deutschland  hat  uns  gegenüber  zu  dieser 
Massnahme  gegriffen.  Deutschland  hat  gesagt:  Die 
Schweizer,  die  bei  uns  leben,  müssen  sich  über  die 
Erfüllung  ihrer  Dienstpflicht  in  der  Schweiz  aus- 
weisen; denn  sonst  bilden  sie  eine  innere  Gefahr 
für  unser  Land.  Unsere  Leute  sa;..'en  sich :  die  haben 
es  viel  besser,  sie  brauchen  gar  Leinen  Militär- 
dieast zu  thun,  und  wir  müssen  unsere  zwei,  drei 
Jahre  in  den  Dienst  gehen.  Wie  Deutschland  gegen 
ans  vorgeht,  so  können  auch  wir  den  Ausländern 
gegenüber  veifahren.  Damit  ist  die  ganze  Frage  zu 
einem  guten  Stück  der  Lösung  entgegengefahrt. 
Suchen  Sie  also  die  Lösung  nicht  auf  militärischem 
Boden,  sondern  auf  dem  Boden  des  politischen 
Bürgerrechts. 

Meind  Herren,  es  ist  von  der  Mehrbelastung  ge- 
sprochen worden,  welche  eine  Gegend  erleide  da- 
durch, dass  gleichzeitig  die  ganze  Mannschaft  ein- 
berufen wird.  Das  wird  so  sein,  so  lange  wir  Wie- 
derholungskurse  haben,  oder  Sie  wollen  dann  die 
Wiederholungskurse  beschränken  auf  Bataillone  und 
Regimenter;  aber  das  geht  weit  hinter  die  Militär- 
organisation von  1874  zurück.  Sobald  Sie  die  Di- 
vision einberufen,  sobald  haben  Sie  eine  ganze  Ge- 
gend in  Ansprach  genommen.  Oder  wollen  Sie 
etwa  das  Territorialprincip  abschaffen?  Herr  Favon 
bat  gestern  die  Frage  gestreift,  hat  Andeutungen 
gemacht  —  ich  konnte  sie  nicht  vollständig  ver- 
folgen —  die  mich  zu  dem  Glauben  veranlassen, 
als  schwebe  ihm  ein  System  vor,  nach  welchem 
dann  die  Trappen  aus  verschiedenen  Gegenden  zu 
grosseren  Manövern  kommandiert  werden  können? 
also  so  ein  altes  eidgenössisches  Feldlager.  Glauben 
Sie  ernsthaft,  dass  wir  das  Territorialprincip  auf- 
geben können  in  unserer  Armee?  Was  sagen  die 
Kantone  dazu  mit  ihren  kantonalen  Einheiten? 
Glauben  Sie,  wir  wollen  unsere  Divisionskreise  mit 
der  territorialen  Einteilung  aufgeben?  Wfas  gäbe 
das  für  eine  Mobilmachung,  wenn  aus  dem  ganzen 
Lande  die  Leute  kreuz  und  quer  durcheinander 
Saufen  müssten,  um  ihre  Sammelplätze  am  ent- 
gegengesetzten Ende  nicht  der  Welt,  aber  des  Lan- 
des zu  suchen !  So  etwas  kann  man  riskieren,  wenn 
eine  Expedition  nach  Abessinien  oder  Madagaskar  aus- 
gerüstet werden  soll,  wenn  man  Zeit  hat,  mit  aller  Müsse 
die  Leute  zusammenzurufen.  Aber  so  etwas  riskieren 
wir  kleinsten  aller  Staaten  nicht  Für  den  Fall  der 
Mobilmachung,  die  prompt  verlaufen  muss,  müssen 
die  Leute  so  nahe  als  möglich  bei  ihren  Sammel- 
plätzen sein.  Also  die  territoriale  Einteilung  kön- 
nen wir  nicht  verlassen,  and  wenn  wir  sie  nicht 
verlassen  können  und  die  \Viederholung»kur.<«< 
aufrecht  erhalten  müssen,  so  müssen  wir  bon  gie 
mal  gre  die  Inkonvenienz  mit  in  den  Kauf  nehmen, 
die  darin  liegt,  dass  eine  gewisse  Anzahl  Leute  aus 


.  der  gleichen  Ortschaft,  in  Gottes  Namen  die  ganze 
Jungmannschaft  aus  derselben  Gegend  gleichzeitig 
in  den  Dienst  berufen  wird. 

Die  heutige  Kriegsführung  erfordert  die  Verwen- 
dung grosser  Massen;  sie  rechnet  nur  noch  mit 
den  Massen-Entscheidungen.  Die  Führung  der  Mas- 
sen im  Gefecht  ist  durch  die  gesteigerte  Waffen- 
wirkung  schwieriger  geworden  als  je,  und  jedes 
Ungeschick  in  der  Führung  der  Massen  straft  sich 
furchtbar  mit  dem  Blute  der  Söhne  des  Landes. 
Die  jüngsten  Monate  haben  Ihnen  gezeigt,  was  dar- 
aus folgt,  wenn  die  Uebung  im  grossen  Verbände 
vernachlässigt  ist,  und  dass  auch  stehende  Truppen 
nicht  im  Stande  sind,  den  Anforderungen  der  beu- 
tigen Zeit  so  ohne  weiteres  zu  entsprechen,  dass 
da  der  Mangel  an  Vorbereitung  sich  straft  und 
schwer  straft  in  einem  blutigen  Opfer.  Herr  Pavon 
hat  gesagt,  die  Truppen  selbst  lernen  nichts  bei  diesen 
grossem  IVbungen;  sie  wissen  nicht,  zu  was  sie  da 
seien,  sie  langweilen  sich  und  kommen  schliesslich 
nach  Hause  mit  dem  Gefühl,  sie  seien  unnützer 
Weise  im  Lande  herumgejagt  worden.  Wenn  die 
Mannschaft  mit  diesem  Eindrucke  heimkommt,  so 
hat  die  Fuhrung  gefehlt,  und  ich  kann  mir  wohl 
vorstellen,  dass  dies  noch  gelegentlich  vorkommt. 
Wir  lehren  in  unserer  Instruktion  alle  Offiziere, 
dass  man  jeden  Augenblick  benutzen  soll,  um  der 
Mannschaft  die  Situation  zu  erklären,  um  sie  auf- 
merksam zu  machen  auf  das,  was  geht,  vorn,  hin- 
ten, rechts,  links,  um  ihr  die  Gegend  zu  erklären, 
und  sie  vertraut  zu  machen  mit  den  Verhältnissen, 
um  ihr  Interesse  zu  wecken,  ihre  geistige  Thätigkeit 
anzuregen.  Aber  ich  weiss  gar  wohl,  in  der  Hitze 
des  Gefechts  wird  manche  gute  Lehre  vergessen 
und  ausser  Acht  gelassen,  and  es  ist  auch  noch 
nicht  so  lange  her,  seit  wir  diesen  Grundsatz 
eingeführt  haben;  wir  werden  noch  einige  Zeit 
nötig  haben,  bis  die  Erkenntnis  von  der  Wichtig- 
keit der  Orientierung  der  Truppen  durchgedrungen 
ist  Aber  das  ist  kein  Grund,  um  die  Manöver 
abzuschaffen,  sondern  ein  Grund  fortzufahren  und 
darauf  zu  dringen,  dass  die  Sache  richtig  besorgt 
wird.  Aber  es  sind  ja  nicht  nur  die  Mannschaften 
allein,  welche  hier  in  Frage  kommen,  sondern  die 
Manöver  haben  in  erster  Linie  den  Zweck,  die 
höhere  und  niedere  Führung  vorzubereiten,  zu 
richtiger,  verständnisvoller  Arbeit  zu  befähigen. 
Wir  können  die  Manöver  nicht  ausführen  wie  früher 
etwa  auf  dem  Exerzierplatz  mit  Schnür! i mannen , 
das  nützt  zur  Ausbildung  der  Führer  in  der  heuti- 
gen Taktik  nichts.  — 

Ich  muss  Sio  nochmals  bitten,  die  Länge  meines 
Vortrages  zu  entschuldigen.  Aber  ich  bin  noch  nicht 
am  Ende;  denn  es  sind  noch  einige  allgemeine  Be- 
trachtungen, die  durch  die  gestrigen  Ausführungen 
sich  einem  aufdrangon.  Es  ist  gesprochen  worden 
von  der  Stimmung  des  Volkes  und  gesagt  worden, 
man  solle  diese  Stimmung  nicht  unterschätzen 
und  sio  nicht  missachten.  Sehr  einverstanden, 
dass  wir  mit  scharfem  Auge  die  Ursachen  verfolgen 
müssen,  welche  eino  Strömung  erzeugen  könnten, 
die  gegen  unser  Wehrwesen  gerichtet  tst  und 
die  geeignet  sein  könnte,  dasselbe  einmal  zu 
schädigen.  Wir  wollen  also  Hand  in  Hand  jede 
derartige  Erscheinung  verfolgen  und  ihr  anl  ihre 
Gründe  nachgehen,  um  zu  sehen,  wo  ein  Uebel 
stand  ist,  dem  abgeholfen  werden  muss,  Herr  Favon 
hat  von  gewissen  Allüren  gesproohen,  die  man  Dicht 
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gern  habe,  wall  man  sie  nicht  als  demokratisch  be- 
trachte. Ich  bin  ganz  seiner  Meinung.  loh  möchte 
es  —  man  darf  wohl  auch  einmal  zum  Fenster  hin- 
ausreden bei  solchem  Anlass  —  weit  ins  Land  bln- 
aoarulen:  ich  kann  die  krummen  Buckel  nicht  lei- 
den, die  man  gelegentlich  sieht  unter  dem  Titel 
der  HöfliobkeiL  Ich  möchte  stets  den  Untergebenen 
aufrecht  vor  mir  sehen,  Auge  in  Auge  und  ver- 
trauensvoll. Das  ist  eine  undemokratische,  unschwei- 
zerische Sitte  gewesen,  die  viel  Anstoss  im  Volke 
erregt  bat  und  die  verschwinden  muss,  die  wieder 
einem  alten,  acht  militärischen  Soldatecgruss  in 
strammer  Haltung  Platz  machen  muss.  Es  kommen 
auch  etwa  einmal  Taktlosigkeiten  vor,  Rohheiten 
sogar,  man  straft,  man  schreitet  ein.  Aber  ich  muss 
doch  sagen:  wenn  da  und  dort  Fehler  gemacht  wer- 
den und  Dinge  vorkommen,  die  man  lieber  nicht 
sähe,  im  grossen  und  ganzen  sind  das  Ausnahmen; 
es  sind  seltene  Ausnahmen  im  Verhältnis  zur  grossen 
Zahl  der  Diensttuenden  und  dem  Ofuziersoorps  der 
aebweiz arischen  Armee  darf  das  Zeugnis  gegeben 
werden,  dass  es  seine  Sache  ernst  nimmt,  dass  es 
seine  Stellung  mit  Takt  auszufüllen  weiss  und  dass 
es  seiner  republikanischen  Wurde  und  seiner  Auto- 
rität nichts  vergiebt  Es  sind  wenige  seltene  Aus- 
nahmen; aber  weil  es  Ausnahmen  sind,  so  fallen 
sie  um  so  mehr  auf;  sie  fallen  ins  Auge,  werden 
kommentiert,  und  Sie  wissen  ja,  dass  es  Organe 
giebt,  die  anscheinend  Freude  haben,  sie  recht  auf- 
zubauschen und  an  die  grosse  Glocke  zu  hängen. 
Es  wird  da  mitunter  nichts  unterlassen,  um  die 
öffentliche  Meinung  in  diesem  Sinne  anzuschüren, 
um  die  natürliche  Abneigung  der  Masse  gegen  jeden 
Zwang  wachzuhalten,  gegen  jede  Anstrengung  auf- 
zustacheln und  sie  auszunützen,  und  das  geschieht 
nicht  immer  —  seien  wir  darüber  ganz  offen  — 
aus  rein  militärischen  Interessen,  sondern  es  hat 
mitunter  einen  sehr  politischen  Hintergrund. 

Es  sind  also  da  Zeichen,  die  mir  nicht  gefallen, 
Zeichen,  die  zum  Aufsehen  mahnen  und  die  uns  ver- 
anlassen sollen,  jeden  Schaden,  der  zu  Tage  tritt, 
scharf  und  ernst  ins  Auge  zu  fassen.  Aber  man  soll 
diese  Zeichen,  wenn  man  sie  nicht  unterschäzt,  sie 
doch  auch  nicht  überschätzen.  Wenn  ich  bei  den 
Manövern  die  Teilnahme  des  Volkes  sehe,  wie  es 
den  Truppen  folgt,  wie  es  einer  Inspektion  bei- 
wohnt, in  hellen  Scharen  herbeiströmt,  wie  es 
Freude  hat  an  guten  Leistungen,  so  ist  es  mir  alle- 
mal, das  könne  doch  nicht  ein  Volk  sein,  dem  das 
Militarweson  vollständig  verleidet  sei,  wie  man 
es  oft  sagen  hört.  Und  es  ist  auch  meines  Er- 
achtens kein  Zweifel  darüber  möglich,  dass  das 
Schweizervolk  in  seiner  erdrückenden  Mehrheit  die 
Armee  hochhalten  und  seine  Wehrkraft  nicht  ge- 
schwächt sehen  wiiL  Es  ist  gestern  von  nutzloser 
Ueberan8trongung,  gesprochen  worden;  Herr  Jean- 
henry hat  das  erwähnt.  Auch  das  Ist  vorgekommen. 
Aber  auch  hier  will  eben  gelernt  sein ;  nicht  die  Ueber- 
anstrengunp  aber  dieVerraeidung  derselbenwillgelernt 
sein.  Die  Schonung  der  Kräfte  ist  eine  der  schwie- 
rigsten Aufgaben  für  den  Truppenführer;  seine 
ganze  Aufmerksamkeit  muss  sich  beständig  mit  dein 
Zustande  der  Truppen  befassen,  um  die  richtigen 
Mittel  zu  finden,  wie  dieselbe  bei  Kraft  und  Humor 
erhalten  werden  kann,  und  ich  gebe  zu,  dass  das 
noch  lange  nicht  alle  genügend  verstehen  und  die 
Bedeutung  der  Frage  noch  zu  wenig  in  die  Köpfe 
gedrungen  ist  Aber  was  ist  dar  Grund?  Ungeaü- 


gende  Erfahrung  vor  allem.  Und  wie  werden  wir 
ihm  abhelfen  und  wie  der  Sache  steuern?  Durch 
Uebungen  und  zwar  durch  Uebungen  mit  grossen 
Verbänden.  Denn  nur  in  den  grossen  Verbanden 
kommt  die  Sache  richtig  zu  Tage;  nur  in  den 
grossen  Verbänden  straft  sich  die  Vernachlässigung 
der  Sorge  für  die  Mannschaft;  da  multiplizieren  sich 
die  Faktoren  und  werden  schliesslich  unkorrigier- 
bar und  zum  Unheil  des  Ganzen. 

Es  sind  aber  auoh  noch  andere  Gründe,  und  es  Unit 
gut,  sie  einmal  zu  erwähnen.  Der  Dienstbetrieb  ist  seit 
25  Jahren  ein  anderer  geworden,  ein  ganz  anderer. 
Es  sind  keine  Freudenfeste  mehr,  keine  Zechgelage 
mehr;  all  der  Grampol  der  alten  Zeit  ist  verschwunden 
aus  unsern  Kursen;  es  bat  ein  tiefer  Ernst  in  die 
ganze  Arbeit  Einzug  gehalten,  und  das  ist  nicht 
jedermanns  Sache,  das  gefällt  nicht  jedermann,  und 
es  weiss  auch  nicht  jeder  gleich  die  richtige  Grenze 
zu  halten.  So  ernst  unsere  Arbeit  sein  muss,  wenn 
wir  den  Anforderungen,  die  wir  in  Gottes  Namen 
stellen  müssen,  mit  Rücksicht  auf  die  Entwicklung 
der  Nachbar-Armeen  noch  gerecht  werden  wollen, 
so  ernst  diese  Arbeit  sein  muss,  es  wird  doch  hie 
nnd  da  des  Guten  etwas  zu  viel  getban  im  Ernste 
und  zu  leioht  vergessen,  dass  man  jede  freie  Stunde, 
jeden  guten  Moment  benützen  sollte,  um  der  Truppe 
auch  eine  kleine  Freude  zu  bereiten,  um  sie  sich 
amüsieren  zu  lassen  durch  unsere  volkstümlichen 
Spiele,  durch  Schwingen  und  Ringen  etc.  oder  die 
Macht  des  Gesanges  auf  sie  wirken  und  den  Humor 
walten  zu  lassen.  Es  ist  das  auch  nicht  jedermanns 
Sache.  Man  kann  den  Leuten  nicht  vorschreiben, 
aber  man  kann  es  doch  einmal  betonen :  lasst  auch 
der  Freude  ihr  Recht;  entsetzt  euch  nicht  darüber, 
wenn  es  einmal  etwas  laut  hergebt;  verlangt  dann 
aber,  wenn  der  Dienst  beginnt,  wieder  die  stramme, 
ernste,  rohige  Disziplin  vom  ersten  bis  zum  letzten 
Augenblicke.  Gerade  bei  den  Welschen,  wo  die 
Missstimmung  etwas  stärker  zu  sein  scheint,  ist 
dieses  Moment  nicht  zu  verachten.  Man  hört  es  ja 
leicht  etwa  einmal:  on  aime  4  s'amuser.  Man  hat 
gern  ein  lustiges  Wort,  einen  guten  oder  weniger 
guten  Witz;  lasse  man  auch  da  dem  nationalen 
Charakter  etwas  seinen  Spielraum.  Die  nationalen 
Eigentümlichkeiten  sind  dann  in  anderer  Richtung 
wieder  gute,  sie  haben  in  anderer  Richtung  wieder 
ihre  beachtenswerte  Seite,  in  der  Intelligenz,  in  der 
leichten  Auffassung,  im  elan,  in  der  Beweglichkeit 
Also  nicht  zu  viel  Schematismus,  nicht  zu  viel 
Schablone,  etwas  mehr  Anpassung  an  die  Lebens- 
verhältnisse. Wir  sind  eine  Milizarmee,  die  mit  den 
bürgerlichen  Gewohnheiten  undAuffassungen  rechnen 
muss,  ohne  dass  daraus  eine  Schädigung  der  dorai- 
nierendenGrundsätzo  im  militärischen  Leben  zu  folgen 
braucht.  Herr  Jean  henry  hat  gestern  davon  gesprochen, 
Enthusiasmus  und  Intelligenz,  das  seien  die  Faktoren, 
auf  die  wir  abstellen  müssen.  Gewiss  sind  das 
wichtige  Faktoren,  aber  es  sind  nicht  die  einzigen. 
Ohne  Disziplin  kommen  Sie  auch  in  der  Milizarmee 
und  in  dieser  am  allerwenigsten  aus.  Die  Intelli- 
genz muss  so  ausgebildet  sein,  dass  sie  verstoht, 
dass  die  Führung  der  Armee  und  die  Bewegung 
grosser  Massen  eben  zur  Unmöglichkeit  wird,  wenn 
jeder  seinem  Kopfe  nach  gehen  will,  dass  man  ge- 
horchen muss,  dass  man  Disziplin  halten  muss. 
Die  Intelligenz  und  der  Enthusiasmus  sollen  die 
allerbeste  Grundlage  bilden  für  di»  Disziplin:  aber 
•  ohne  Disziplin  keine  Armee,  die  irgend  euidn  Er- 
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folg  verspricht.  Wir  haben  eine  lange,  lange  Frle- 
'  denszeit  hinter  uns.  Auch  das  ist  ein  Moment, 
das  viele  die  Bedeutung  der  militärischen  Einrich- 
tungen unter  falschem  Gesichtswinkel  betrachten 
lässt.  Die  Erinnerungen  aus  dem  70er  krieg,  sie 
langen  allmälig  an  zu  verblassen;  die  Leute,  die 
damals  an  der  Spitze  standen,  treten  zurück  mehr 
und  mehr;  sie  verschwinden  speciell  aus  der  Armee. 
Diejenigen,  die  damals  dabei  gewesen  sind  und  ein 
gutes  Gedächtnis  bewahrt  haben,  wissen,  vor  was 
wir  damals  standen,  wissen,  welchen  tiefen  Ein- 
druck uns  der  Anblick  all  des  Elendes  einer  ge- 
schlagenen Armee  gemacht  hat,  wissen,  welchen 
Ernst  und  welches  Elend  auch  ein  künftiger  Krieg 
bedeuten  wird.  Aber  diejenigen,  die  das  nicht  ge- 
sehen haben,  oder  bei  denen  die  Erinnerung  ver- 

zu  unterschätzen;  sie  huldigen  sehr  leicht  einem 
grenzenlosen  Optimismus.  Die  fortschreitende  Kul- 
tur, die  ja  glücklicherweise  in  unserem  Lande  hei- 
misch ist,  hat  doch  auch  im  Gefolge  ein  Fortscbrei- 
ten von  Bequemlichkeit  und  Verweichlichung.  Man 
fährt  mit  der  Eisenbahn,  statt  dass  man,  wie  früher, 
auf  Schusters  Rappen  reiste.  Man  verlernt  im  bür- 
gerlichen Leben  zu  marschieren  und  gebt  gerne  in 
Pantoffeln  seinem  Gewerbe  nach,  wenn  es  möglich 
ist  und  klagt  uns  nachher  über  Schmerzen  an  den 
Fussen  (Heiterkeit).  Man  übertreibt  gerne  jede  An- 
strengung und  jede  Gefahr;  man  hat  eine  Furcht 
vor  Krankheit  und  Tod,  wie  man  sie  in  früherer 
Zelt,  ich  glaube  wenigstens,  nicht  gekannt  hat  Wir 
sind  ein  etwas  verweichlichtes  Geschlecht,  und  das 
liegt  in  unserer  kulturellen  Entwicklung.  Das 
macht  uns  eben  auch  etwas  schwieriger  für  die 
Anforderungen  des  Militärdienstes.  Auch  das  Pflicht- 
gefühl, das  Pflichtgefühl,  das  obenan  stehen  muss 
unter  allen  militärischen  Tugenden,  es  kommt  ge- 
legentlich ins  Wanken  und  zeigt  eine  Abnahme. 
Sie  mögen  selbst  urteilen,  woher  es  kommt;  ich 
konstatiere  nur,  dass  es  so  ist 

Cnd  doch  stand  in  den  letzten  30  Jahren  der  Friede 
in  Mitteleuropa  wiederholtauf  der  Spitze  des  Messers. 
Vergessen  Sie  nicht  die  zweite  Hälfte  der  ?0er  Jahre, 
vergessen  Sio  nicht  das  Jahr  1887,  den  Anfang  der 
90er  Jahre!  Kriege  sind  in  dieser  ganzen  Zeit  viel 
mehr  geführt  worden,  als  man  gewöhnlich  glaubt, 
nur  nicht  gerade  an  unsern  Grenzen,  etwas  welter 
weg.  Aber  gekommen  sind  Kriege  doch  und  bis 
auf  den  heutigen  Tag  und  im  deutschen  Reichstag 
ist  vor  kurzem  das  Wort  gesprochen  worden  von 
der  bevorstehenden  neuen  Teilung  der  Welt.  Wird 
sie  sich  im  Frieden  vollziehen  unter  lauter  satten 
Leuten  oder  wird  ein  Kampf  um  die  verschiedenen 
Brocken  dieser  Welt  daraus  entspringen'»  Wir  wis- 
sen es  nicht  Trotz  aller  Friedenskongresse  und  aller 
Friedenstheorien  verstärkt  Europa  Jahr  für  Jahr  nicht 
nur  seine  Flotten,  die  jetzt  im  Vordergründe  stehen, 
sondern  auch  sein  Landheer;  es  verstärkt  fort  und  fort 
seine  jetzt  schon  so  schwere  Rüstung.  Entspringt 
das  wohl  dem  Vertrauen  in  den  ewigen  Fortbestand 
des  Friedens  oder  ist  nicht  vielmehr  Misstrauen  auf 
der  ganzen  Linie  die  Signatur  unserer  internatio- 
nalen Politik,  die  Signatur,  die  Europa  nun  schon 
wiederholt  ausser  Stand  gesetzt  hat,  in  den  Gang 
der  Geschichte  entscheidend  und  seinem  Willen 
entsprechend,  seinem  Herzen  entsprechend,  möchte 
ich  sagen,  einzugreifen.  Mißtrauen,  das  bisher  ver- 


aber  auch  in  einem  Moment  dazu  führen  kann,  dass 

er  ausbricht  aus  lauter  Misstrauen.  Es  wäre  nicht 
das  erste  Mal.  dass  einer,  der  fürchtet  der  andere 
könnte  ihm  zuvorkommen,  losschlägt,  nur  um  den 
ersten  Scbuss  zu  haben.  Man  braucht  kein  Pessi- 
mist zu  sein,  man  braucht  diese  Dinge  nicht  schwarz  • 
in  schwarz  zu  malen,  und  es  sei  das  fern  von  mir. 
Man  kann  noch  auf  eine  schöno  Reihe  von  Frie- 
densjahren zählen,  und  ich  will  gerne  glauhon,  dass 
uns  der  Friede  noch  lange  beschieden  sein  werde; 
aber  man  soll  sieb  doch  nicht  einlullen  lassen  in 
süsse  Friedensträume  und  meinen,  aus  diesem 
Grunde  geschehe  in  militärischen  Dingen  so  leicht 
des  Guten  zu  viel.  Ich  glaube,  wir  haben  allen  An- 
lass,  aus  den  jüngsten  Ereignissen  die  Ueberzeugung 
zu  schöpfen,  dass  wir  auch  fürderhin  auf  unsere 
eigene  Kraft  bauen  müssen,  dass  wir  auch  fürder- 
hin ein  ruhiges  Gewissen  nur  dann  haben  können, 
wenn  wir  unsere  Wehrfähigkeit  auf  der  Höbe  er- 
halten, wenn  wir  jederzeit  bereit  sind,  für  das  Vater- 
land in  die  Schranken  zu  treten.  Wenn  ee  einmal 
losgeht  wird  man  uns  nicht  Wochen  und  Monate 
zur  Verfügung  stellen,  um  Versäumtes  nachzuholen 
und  es  geht  auch  nicht  in  Wochen  und  Monaten. 
Als  die  Wohlgemuth-Affäre  losgieng,  da  haben  die 
Räte  in  Zeit  von  8  Tagen  49  Millionen  bewilligt  für 
die  Herstellung  der  Kriegsbereitschaft;  aber  es  sind 
«  Jahre  oder  mehr  vergangen,  bis  diese  Beschlüsse 
ausgeführt  waren.  Wenn  es  aber  an  unsern  Grenzen 
zu  toben  anfängt  so  haben  wir  8  oder  10  Tage  Zelt» 
dann  nützt  das  Bewilligen  von  Krediten  nichts  mehr, 
sondern  die  Sache  muss  parat  sein,  das  Instrument 

der  Scheide  ziehen  müssen. 

loh  will  zum  Schlüsse  eilen.  Ich  glaube,  Ihnen 
gezeigt  zu  haben,  dass  es  nioht  möglich  ist  nnd 
dass  wir  das  nun  genügend  untersucht  haben,  dem 
Militärbudget  den  Zwang  anzuthun.  den  die  Herren 
Motionäre  ihm  anthun  möchten.  Ich  glaube,  Ihnen 
gezeigt  zu  haben,  dass  es  auch  nichts  nützt  darüber 
weitere  Untersuchungen  anzustellen.  Ich  glaube, 
Ihnen  auch  gezeigt  zu  haben,  wie  auf  Seite  de« 
Bundesrates  der  beste  Wille  vorhanden  Ist,  zu  sparen 
und  der  Frage,  die  den  Motionen  zu  Grunde  liegt, 
alle  diejenige  Aufmerksamkeit  zuzuwenden,  die  sie 
verdient  Wir  betrachten  die  ganze  Angelegenheit 
als  eine  tiefernste,  und  wir  rufen  zum  Schluss  ein 
caveant  consules  nach  beiden  Richtungen  hin.  Hüten 
wir  uns  davor,  dass  eine  Strömung  platzgreife,  die 
unser  Wehrwesen  in  seiner  Wurzel  angreifen  könnte 
und  es  schwer  schädigen  müsste.  Hüten  wir  uns 
aber  auch  davor,  dieses  Webrwesen  irgendwie  zu 
schwächen,  von  uns  aus  es  zu  vernachlässigen  oder 
zu  schwächen.  Caveant  consules  nach  beiden  Rich- 
tungen hin,  und  wenn  das  geschieht,  wird  die  heu- 
tige Diskussion  ihre  guten  Früchte  tragen  (Beifall). 


Wyss:  Die  Spartendenz,  die  sich  in  den  ver- 
schiedenen Motionen  gestern  geltend  gemscht  hat, 
fällt  bei  uns  sicherlich  nicht  auf  einen  ungünstigen 
Boden.  Wir  sind  alle  damit  einverstanden,  dass  bei 
der  Bemessung  der  Militarlasten  nicht  weiter  hinaus- 
getcriften  werden  soll,  als  es  nötig  ist  und  dass  der 
richtige  Massstab  für  die  Bemessung  dieser  Lasten 
einzig  und  allein  die  Wehrkraft  unseres  Landes  und  . 
das  Bereitsein  der  Armee  zu  bilden  bat.  Wenn  wir 
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in  diesem  Punkte  einig  sind,  dürften  sich  die  Herren  . 
Motionäre  damit  beruiiigen  und  ihre  Befürclnungeu,  I 
wenn  sie  dieselben  noch  hegen  sollten,  inskünftig  nicht 
in  der  Form  einer  ganz  allgemein  gehaltenen  Motion, 
sondern  eher  in  der  Form  von  positiven  Vorschlägen 
anlässlich  der  Budgetberatung  anbringen. 

Ich  war  beim  Anhören  der  Begründung  der 
Motion  Jeanhenry  ausserordentlich  verlegen,  als  ich 
suchte,  einzelne  positive  Argumente  aus  der  ein- 
stündigen Rede  herauszuschälen,  Argumente,  mit 
welchen  die  Notwendigkeit  und  Möglichkeit  der 
Reduktion  unserer  Militärlasten  stichhaltig  begründet 
worden  wäre.  Es  gelang  mir  eine  einzige  positive 
Angabe  herauszufinden,  und  das  war  die  Behauptung, 
dass  sich  der  Bundesrat  früher  schon  dahin  geäussert 
habe,  man  könne  mit  24  Millionen  unseren  Aufgaben 
gerecht  werden.  Die  Antwort  darauf  ist  vom  Ver- 
treter des  Bundesrates  schon  gegeben  worden.  Im 
übrigen  fehlt  es  vollständig  an  positiven  Vorschlagen 
und  an  einer  Begründung  der  Motion.  Ich  habe 
vielmehr  den  Eindruck  bekommen,  dass  das  Mittel 
der  Motion  nur  gewühlt  wurde,  um  Gelegenheit  zu 
erhalten,  einige  allgemeine  Beine:  kungen  anzubringen. 
Allein  ich  darf  doch  darauf  hinweisen,  dass  bei  aller 
philosophischen  Schärfe  und  bei  den  weitläufigen 
doktrinären  Erwägungen,  die  in  der  Begründung  der 
Motion  Jeanhenry  Platz  gegriffen  haben,  damit  für 
die  Anzahl  Millionen,  welche  gestrichen  werden  sollen, 
kein  Ersatz  geboten  wird.  Ich  habe  auch  ferner  den 
Eindruck  gewonnen,  al>  wollte  man  gewisse  Unzu- 
friedenheiten, Klagen  von  Seite  der  Soldaten,  hier  in 
den  Rat  hineintragen.  Was  das  mit  dem  Budget  und 
allfälligen  Ersparnissen  zu  thun  hat,  ist  mir  nicht  er- 
findlich; aber  dass  diese  Absicht  mitgespielt  haben 
mag,  habe  ich  aus  der  Stelle  des  Vortrages  entnehmen 
müssen,  wo  Herr  Jeanhenry  sich  über  Anstrengungen, 
welche  oft  an  den  Einrückungstagen  den  Truppen  zu- 
gemutet werden,  beklagt  hat. 

Ich  weiss  nicht,  ob  Herr  Jeanhenry  damit  auf 
einen  Vorfall  hinweisen  wollte,  der  sich  im  letzten 
Herbst  in  der  Stadt  Neuenbürg  zugetragen  hat,  als 
ein  Truppenkörper  in  wenig  militärischer  Verfassung 
durch  die  Stadt  geführt  wurde.  Wenn  Herr  Jeanhenry 
das  herbeiziehen  wollte,  so  frage  ich  mich :  geschah 
es,  um  für  die  Truppe  eine  Entschuldigung  anzu- 
bringen oder  aus  andern  Gründen '.»  Eine  Ent- 
schuldigung für  diesen  Zustand  der  Truppe  gibt  es  j 
nicht;  der  Fehler  liegt  an  der  Kiihrung.  Wenn 
ein  Führer  seiner  Truppe  am  ersten  Tage  Slrapagen 
in  der  Weise  zumutet,  dass  er  sie  noiens  volens  am 
Vormittag  die  Wirtshäuser  besuchen  lässt,  dann  treten 
solche  Erscheinungen  zu  Tage,  wie  in  Neuenbürg,  auf 
die  ich  aus  freuudeidgenössischen  Gründen  hier  nicht  | 
weiter  eintreten  will.  Eine  Entschuldigung  für  der- 
artige Strapazen  in  den  Wirtshäusern  gibt  es  nicht. 

Und  wenn  andrerseits,  wie  Herr  Jeanhenry 
sagte,  die  Leute  aus  den  Ateliers  herausgerissen 
werden,  aus  den  c  douceurs  de  ta  vic  civile »,  so 
hat  das  auch  seine  Grenzen.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
das»  man  einer  Truppe,  die  noch  nicht  trainiert  ist, 
Rieht  mehr  Strapazen  zumutet,  als  nötig  ist;  allein 
ebenso  selbstverständlich  ist,  dass  die  Besammlung 
grosser  Truppenkörper  grosse  Marschleistungen  er- 
fordert, und  deshalb  wird  man  es  auch  im  Ernst  lalle 
nie  vermeiden  können,  von  der  Truppe  vom  ersten  Tage 
an  grosse  Marschleistungen  zuverlangen,  die  man  ihr 
vielleicht  nur  uugernc  zumutet.  Es  kann  deshalb 
die  Truppe  nicht  verlangen,  dass  man  sie  vom  ersten 


Momente  an  mit  Gefälligkeit  und  Weichlichkeit 
behandle.  Geben  Sie  dieser  Begründung  weiter 
Raum,  so  geben  Sie  der  Stimme  der  Schwäche  und 
Weichlichkeit  Raum,  und  dagegen  möchte  ich  mich 
auflehnen. 

Wenn  ferner  Herr  Jeanhenry  glaubt,  es  mache 
sich  in  unserer  kleinen  Armee  der  Geist  der  Nach- 
ahmung geltend,  so  möchte  ich  doch  darauf  hin- 
weisen, dass  es  darauf  nicht  ankommt.  Sicherlich 
hat  eine  Truppe  nur  dann  einen  Wert,  wenn  sie  in 
der  Hand  ihres  höchsten  Führers  das  leisten  kamt, 
was  sie  nach  dessen  Willen  leisten  soll;  wenn  der 
Führer  seinen  Willen  in  die  That  umsetzen  kann, 
dann  ist  die  Instruktion  gut  und  das  ist  die  Haupt- 
sache. Wenn  sich  Herr  Jeanhenry  die  Mühe  gibt, 
der  Instruktion  etwas  tiefer  auf  den  Grund  zu  gehen, 
so  wird  er  sehen,  wie  ausserordentlich  man  in  mili- 
tärischen Kreisen  bestrebt  ist,  den  einfachen  Soldaten 
nicht  nur  ab  Instrument  zu  behandeln,  sondern  seine 
Intelligenz  zu  wecken;  das  zeigt  sich  bei  den  Patrouillen- 
übungen u.  s.  w.  Gerade  auf  die  natürliche  Anlage, 
die  unserm  Volke  innewohnt,  dürfen  wir  ein  grosses 
Gewicht  legen.  Wenn  das  aber  auch  ein  nicht  zu 
unterschätzender  Faktor  ist,  so  genügt  das  doch 
nicht,  sondern  die  technische  Ausbildung  muss  eben 
mit  dieser  natürlichen  Anlage  Hand  in  Hand  gehen. 
Ich  möchte  Herrn  Jeanhenry  bezüglich  der  Nach- 
ahmung ersuchen,  das  Reglement  der  schweizerischen 
Kavallerie  aufzuschlagen,  und  er  wird  ohne  weiteres 
linden,  dass  die  ganze  Taktik  unserer  Kavallerie  auf 
einem  ganz  andern  Boden  steht,  als  in  unsern  Nach- 
barstaaten. Gerade  das  Eigenartige  unseres  Landes, 
unserer  Leute  ist  sehr  wesentlich  berücksichtigt  wor- 
den und  ich  hotte,  zum  Heil  und  zum  Segen  unseres 
Landes.  Wir  werden  uns  also  durch  derartige  Redens- 
arten, man  ahme  nur  immer  andere  nach,  ohne  zu 
fragen,  ob  ein  inuerer  Grund  vorliege,  nicht  täuschen 
lassen. 

Gestatten  Sie  mir  auch  einige  Worte  zu  den 
Ausführungen  des  Herrn  Favon.  Herr  Favon  er- 
klärte, dass  heute  das  Militär  eigentlich  mehr  als 
eine  Art  Liebhaberei  betrachtet  werde  und  nicht  als 
notwendiges  Uebel.  Ich  betrachte  es  als  ein  not- 
wendiges Uebel,  wie  Herr  Favon,  von  dem  Stand- 
punkte aus,  dass  unsere  Unabhängigkeit  eben  eine« 
solchen  Mittels  bedarf,  um  sich  zu  erhalten.  Ich  be- 
trachte die  Militarismen  eben  so  sehr  als  ein  not- 
wendiges Uebel,  als  ich  das  Reden  in  der  Bundes- 
versammlung als  ein  notwendiges  Uebel  betrachte, 
welches  ich  auf  ein  möglichstes  Minimum  herabzu- 
drQcken  bestrebt  sein  möchte.  Allein  von  einem 
andern  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  ist  unsere 
Militärpllicht  nicht  ein  Uebel,  sondern  ein  Glück. 
Was  die  Militärpflicht  für  die  Volkskraft  und  die 
Stählung  des  nationalen  Gedankens  leistet,  das  wer- 
den mir  alle  diejenigen  bestätigen,  die  selbst  den 
EbrenrOCk  des  Vaterlandes  getragen  haben,  und  ich 
kann  Sie  versichern,  dass  wir,  wenn  auf  der  Welt 
ein  allgemeiner  paradiesischer  Zustand  herrschen  würde 
und  eine  MiliMipIlicht  nicht  mehr  bestünde,  verlegen 
wären,  einen  Ersatz  zur  Stählung  und  Wachhaltung 
unserer  Volkskraft  zu  finden.  Von  diesem  Gesichts- 
punkte aus  betrachte  ich  die  Militärpflicht  nicht  als 
ein  notwendiges  Uebel. 

Wenn  ich  zur  Argumentation  über  die  Wünsch- 
barkeil der  Armeecorpsmaoover  das  Wort  verlangt 
habe,  so  muss  ich  gesehen,  dass  mich  die  Dreistig- 
keit und  Oberflächlichkeit,  mit  welcher  diese  Argiunen- 


Digitized  by  Google 


IC1  — 


tation  gebracnt  wurde,  befremdet  hat.  Herr  Favon 
glaubt,  die  Arrneecorpsraanöver  seien  nicht  notig. 
Was  an  Disziplin,  an  MarsehKihigkeit  erreicht  wer- 
den müsse,  la&se  sich  el-eu  so  gut  im  Kähmen  des 
Regiments,  der  Brigade  erzielen.  Mit  einem  gewissen 
Achselzucken  bat  Herr  Favon  sogar  vor  einer  wei- 
tern Konzentration  gewarnt ,  indem  ei  sagte : 
meinetwegen  auch  der  Verband  der  Division.  Herr 
Favon  hat  weiter  ausgeführt,  dass  die  Armeecorps- 
manöver  mehr  einer  Liebhaberei  dienen,  als  ande- 
ren Zwecken.  Das  ist  eine  Oberllächlichkeit,  die 
ausserordentlich  verletzen  muss.  Es  verletzt  dies 
jede  Soldatennatur,  welche  sich  ruhig,  willig  und 
brav  den  grössten  Strapazen  unterzieht,  weil  der  Mann 
fühlt,  dass  man  auch  den  hohem  Führern  Gelegen- 
heit geben  muss,  ihre  Truppen  kennen  und  fünren 
so  lernen. 

Es  ist  aber  auch  verletzend  gegenüber  denjeni- 
gen Persönlichkeiten,  die  ihr  ganzes  Leben  in  den 
Dienst  der  Armee  gestellt  haben  und  mit  allen 
ihnen  zu  Gebote  stehenden  Kräften  die  Leistungs- 
fähigkeit unseres  Heeres  heben  wollen.  Es  ist  end- 
beb auch  verletzend  gegenüber  denjenigen  Personen, 
die  an  die  Stelle  der  Armeecorpskommandanten 
berufen  worden  sind  und  welchen  das  Vertrauen 
geschenkt  wird,  dass  sie  unser  Volk  in  den  Krieg 
fuhren  können.  Ich  möchte  Sie  da  auf  den  aller- 
nächst liegenden  Grund,  den  Herr  Favon  nicht  an- 
geführt hat,  hinweisen.  Warum  müssen  wir  Armee- 
corpsmanöver haben'.'  Weil  wir  in  der  Organisa- 
tion ein  Armeecorps  haben.  Wenn  Sie  keine 
Armeecorpsmanöver  haben  wollen,  so  schaffen  Sie 
die  Armeecorps  ab;  das  wäre  konsequent,  im  an- 
dern Falle  aber  ist  der  Esel  von  hinten  aufgezäumt 
Aber  warum  muss  der  Armeecorpskommandant 
Gelegenheit  haben,  seine  Truppen  zu  führen?  Es 
ist  die  hohe  Verantwortlichkeit,  welche  er  und  sein 
Stab  tragen.  Vergessen  wir  nicht,  dass  im  Falle  der 
Gefahr  der  Armeecorpskommandant  über  einen 
Vierteil  der  Armee  verfügt.  Will  Herr  Favon  so 
leichten  Herzens  einen  Vierteil  der  Armee  dem 
Feinde  entgegenstellen  unter  einem  Führer,  dem  in 
Friedenszeiten  nicht  ein  einziges  Mal  Gelegenheit  ge- 
geben wurde,  seine  Truppen  zu  führen?  Wo  soll 
der  Armeecorpskommandant  das  leinen?  Wird  sich 
die  Führung  eines  Armeecorps  mit  der  Leichtigkeit 
machen,  wie  vielleicht  das  Schreiben  eines  Artikels 
im  Genevois,  oder  eine  geistreicho  Causerie  Ober 
die  Wünschbarkeit  der  Abschaffung  der  Manöver? 
Nein,  jeder  Führer  einer  grosseren  Truppe  wird 
Ihnen  bestätigen,  mit  welchen  Schwierigkeiten  eine 
solche  Führung  verbunden  ist,  und  je  hoher  und 
fähiger  der  Führer  ist,  um  so  rückhaltloser  wird 
er  die  Notwendigkeit  derartiger  Uebungen  anerkennen. 
Er  selbst  wird  sie  als  ein  tiefes  Bedürfnis  empfin- 
den und  sagen:  nur  dann  kann  ich  die  Verantwort- 
lichkeit voll  übernehmen,  wenn  mir  Gelegenheit 
gegeben  wird,  mich  zu  vervollkommnen  und  zu 
üben. 

Unsere  Armee  soll  im  Ernstfälle  von  unseren 
Armeecorpskommandanten  nicht  einfach  zur  Schlacht- 
bank geführt  werden,  sondern  wir  hoffen  alle,  das» 
unsere  Milizarinee  auf  eine  Höhe  gebracht  und  auf 
einer  Höhe  erhalten  werde,  welche  «.'stattet,  jedem 
übermütigen  Nachbarn  entgegenzutreten.  Aber  was 
man  in  der  Fri^donszeit  nicht  gelernt  hat,  das  kann 
man  aueb  im  Kriege  nicht.  Es  kann  einer  ein  ganz 
tüchtiger  Führer  für  kleinere  Truppenkörper  sein, 
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es  geht  ihm  aber  die  Fähigkeit  ab,  grössere  Yer- 
bände  zu  führen.  Man  muss  also  den  Leuten  die 
Gelegenheit  zur  höchsten  Truppenführung  geben. 

Herr  Favon  hat  dann  noch  betont,  und  dafür 
will  ich  ihm  uoch  meinen  Dank  ausdrücken,  es 
müsse  zugegeben  werden,  dass  die  Armeecorps- 
manöver bis  jetzt  nicht  sehr  befriedigt  hätten,  die 
Leistungen  stehen  hinter  den  Erwartungen  zurück. 
Ganz  einverstanden.  Herr  Favon  hat  vollständig 
die  Wahrheit  gesagt,  nur  ziehe  ich  den  gegenteiligen 
Schluss.  Die  Manöver  müssen  deswegen,  weil  sie 
nicht  vollständig  befriedigt  haben,  nicht  aufgehoben 
werden,  im  Gegenteil,  es  beweist  das  nur,  dass  sie 
nicht  lange  genug  und  nicht  mit  der  genügenden 
Intensität  durchgeführt  worden  sind. 

Ich  will  Sie  nicht  länger  aufhalten;  allein  es  war 
mir  ein  Bedürfnis,  auch  gegenüber  den  Soldaten 
es  auszusprechen,  wie  sehr  man  überzeugt  ist,  dass 
der  einzelne  Mann  sieb  dem  Ganzen  fügen  muss, 
dass  die  kleine  Truppe  auch  mit  der  grossen  arbeiten 
muss  und  wie  notwendig  es  ist,  dass  die  höchsten 
Truppenführer  Gelegenheit  zur  Führung  erhalten. 
An  dieser  Auffassung  sollte  man  unbedingt  festhalten. 
Bestrebungen,  wie  sie  in  den  Motionen  Favon  und 
Jeanhenry  zum  Ausdrucke  gelangen,  können, sie  mögen 
noch  so  patriotisch  gedacht  sein,  nicht  patriotisch, 
sondern  nur  zersetzend  wirken,  und  ich  glaube,  es 
ist  die  Aufgabe  aller  derjenigen  Elemente,  welche 
unsere  Arbeit  ernst  nehmen  und  sich  der  ganzen 
Verantwortlichkeit,  welche  auf  der  Armee  lastet, 
bewusst  sind,  derartigen  Bestrebungen  entgegen- 
zutreten. 


M.  Favon  :  M.  Wyss  ne  me  fera  pas  departir 
de  ia  regle  que  je  me  suis  fixee  d'ecarter  du  debat 
tout  ce  qui  ressemblerait  k  une  agression.  M.  Wyss 
m'a  donne  quelques  Jerons,  cela  m'est  egal ;  s'il  lui 
plalt  de  se  poser  en  maitre,  c'est  son  affaire.  Je 
me  demaode  quel  peut  avoir  ete  son  but  eo  ajou- 
tant  son  discours  ä  l'expose  de  TL  le  conseiller  fö- 
deral Muller  que  vous  veniez  d'entendre?  A-t-U 
pense  que  celui  de  M.  Muller  avait  ete  insuffisant, 
qu'il  etait  necessaire  qu'il  apportät  sa  competence 
et  son  autorite  pour  soutenir  Celles  du  conseil  fö- 
deral, ou  bien  a-t-il  c£de  ä  l'envie  de  chanter  un 
petit  air  de  bravoure,  chose  loujours  facile? 
Cela  est  de  peu  d'importance,  mais  si  cela  a  servi 
a  quelque  chose.  c'est  ä  muntrer  combien  M.  Muller 
avait  raison  de  dire  qu'il  y  a  des  facons  de  defen- 
dre  l'armee  qui  desobligent  le  pays  et  eloignent 
d'elle  les  hommes  de  sang-froid,  qui  aiment  que  les 
questions  soient  examinees  avec  calrae  et  surtout 
d'une  fagon  courtoise.  Si  M.  Wyss  a  voulu  pro- 
duire  une  demonstralion  de  cette  verite,  il  a  reussi, 
et  quant  ä  moi  je  Ten  remercie ;  c'est  un  des  meil- 
Icurs  arguments  qu'on  puisse  opposer  ä  cet  esprit 
militariste  fait  d'orgueil,  de  hauteur  et  d'arrogance, 
qui  a  deconsidäre  une  partie  de  nos  offleiers. 

Cela  diu  je  n'ai  que  quelques  mots  ä  ajouter. 
Je  ferai  observer  ä  M.  Muller,  dont  le  tres  beau 
discours  m'a  rempli  d'admiration  et  dont  les  paroles 
respiraient  evidemrnent  la  conviction  et  le  patrio- 
tismc  le  plus  absolu,  qu'il  nou»  place  cependant 
toujours  diu»  la  müme  Situation  oü  nous  nous  son> 
mes  toujours  trouves  lorsque  nous  avons  esaaye  de 
im  o/Mm  x  jv»  •  f  | 
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provoquer  rnie  discusrion  sur  les  affaires  miliUirea 
et  d'obtenir  quelques  concessions.  ün  nous  (Iii  :  11 
taut  avoir  conüance  1  nous  l'avons,  mais  nous  vou- 
uiions  qu'un  peu  de  boiine  volonte  so  iiiariifostüt 
dans  les  regions  superieures,  ahn  qu'elles  se  placent4 
non  seulement  Mir  le  terrain  de  leur  responsabilite' 
militaire,  mais  aussi  sur  celui  des  intörets  du  peuple. 
Nous  voudrions  que  I'od  fit  une  enquele,  que  l'on 
essayäl  de    ulmer  les  inquietudes  des  citoyens. 

On  nous  röpond  toujours  :  Vous  n'y  comprenez 
rien,  il  n'y  a  rien  ä  faire,  les  corps  d'armöe  sont 
necessaires.  C'est  donc  qu'il  n'y  a  pas  moyen 
d'eviter  les  manoeuvres  de  corps  d'armee,  qu'ils 
sont  une  necessile  absolue,  )a  condition  sine  qua 
non  de  la  bonne  Instruction  de  l'armee.  Et  ce- 
pendant  je  ne  sais,  j'ai  peine  k  me  figurer  que  les 
manoeuvres  de  division  ne  süffisant  pas  ä  former  les 
officiers  superieurs  et  ä  ötablir  entr'eux  et  la  troupe 
le  contact  qui  est  necessaire ;  je  ne  comprends  pas 
pourquoi  il  n'est  pas  possible  d'y  obtenir  la  disci- 
pline  du  feu,  la  pratique  du  maniement  des  armes. 

Je  ne  comprends  pas  comment  il  se  fait  qu'il 
faille  mettre  pendant  deux  ou  trois  jours  40,000 
hommes  sur  pied  pour  apprendre  au  soldat  com- 
ment il  devrait  se  conduire  en  temps  de  guerre. 

Et  puis  il  y  a  un  danger  dans  le  raisonnement 
de  M.  Muller,  c'est  que  l'on  risque  d'aller  beaueoup 
trop  loin.  II  dit  :  Nous  devons  faire  de  notre  armee 
l'instrument  technique  le  plus  parfait  possible.  Ceta 
est  vrai  dans  une  certaine  mesure  seulement, 
autrement,  U  nous  faudrait  aller  jusqu'ä  l'armee  per- 
manente. Un  militaire  n'aurait  pas  de  peine  a  d6- 
montrer  qu'au  point  de  vue  technique,  jamais  une 
armöe  de  milice  ne  vaudra  une  armee  permanente. 
Par  consequent,  si  les  considerations  d'ordre  tech- 
nique de  M.  Muller  doivent  prevaloir  »ans  attönua- 
tion,  nous  allons  tout  droit  a  l'armee  permanente. 
Or,  nous  ne  voulons  pas  aller  jusque-la,  il  faut 
que  notre  armöe  corresponde  a  nos  meeurs,  a  nos 
institutions  demoeratiques.  Tout  ce  que  nous  vous 
demandons,  c'est  de  chercher  la  raesure  et  de  ne 
pas  vous  montrer  trop  ambitieux  dans  les  veeux 
formes  au  sujet  da  perfectionnement  de  l'armee.  Ce- 
loi-ci  serail-il  compromis  si  l'on  substituait  les  ma- 
noeuvres  de  division  a  Celles  de  corps  d'armee  V  Voila 
ce  que  je  voudrais  que  l'on  examin&t  et  on  ne  l'a 
pas  fait.  D  faut  observer  une  certaine  mesure  ;  nous 
devons,  je  le  repete,  nous  arreter  au  point  oü  nous 
pourrions  imposer  ä  notre  adversaire  un  effort  trop 
serieux  pour  qu'il  soit  tente  de  violer  notre  terri- 
toire,  sa  peine  n'etant  pas  compensee  par  le  bene- 
fice  qu'il  en  retirerait 

Je  sais  bien  quel  est  le  sort  de  ma  motion.  A 
voir  les  dispositions  de  l'assemblee  et  apres  le  tres 
beau  discours  de  M.  Muller,  je  comprends  a  quoi 
eile  est  destinee,  cependant  je  la  maintiens  parce 
qu'elle  me  semble  contenir  une  idee  qui  merite  plus 
que  l'inattention  da  oonseil  föderal.  II  vaut  la  peine  de 
ne  pas  la  perdre  de  vue,  etant  donnö  que  nous  ne  pou- 
vons  avoir  une  armee  techniquement  parraite  et  quo 
nous  devons  nous  en  tenir  &  une  certaine  mesure,  si 
nous  ne  pouvons  en  rester  aux  manceuvres  de  division  ? 

M.  Muller  a  dit :  Voulez-voua  supprimer  le  prin- 
cipe territorial?  Si  vous  voulez  vous  en  tenir  aux 
manoeuvres  de  division,  vous  aurez  lememe  incon- 
venient.  —  Je  ne  comprends  pas ;  si  au  lieu  du  corps 
d'armee  en  Turnte,  nous  avons  deux  divisions,  est- 
o»  qu'il  serait  bien  diffleile  de  röpartir  les  batail- 


lons  de  ces  divisions,  de  teile  facon  que  les  ma- 
noeuviL  ne  prennent  a  la  foisvque  la  moitiö  des 
jeunes  gens  d'une  rögion?  Sommes-nous  en  face 
d'une  impossibilite  absolue,  ne  pourrait-on  pas  com- 
biner  les  bataillons  de  Genöve  avec  ceux  de  Vaud 
de  maniere  I  n'avoir  ä  mobiliser  chaque  annee  que 
la  moitie  d'un  corps  d'armee  t  Ce  sont  des  ques- 
tions  qu'il  faudrait  examiner.  En  tous  cas,  M.  Muller  a 
reconnu  que  des  sacnflces  considerables  ötaien!  im- 
poses  aux  citoyens,  il  faudrait  donc  chercher  ä  les 
diminuer.  Tout  ce  qu'il  nous  a  dit  de  la  modifica- 
tion  de  la  loi  sur  la  naturalisation  importe  peu  ; 
d'abord  je  ne  sais  pas  si  nous  la  modifierons,  cette 
loi  sur  la  naturalisation  et  les  droits  civils,  mais  ec 
tous  cas  le  remede  ne  porterait  pas,  il  n'empeche- 
rait  pas  tous  les  jeunes  commis  etrangers  de  venir 
dans  nos  maisons  prendre  la  place  des  Suisses  qui 
font  leur  Service  militaire.  Ce  n'est  pas  la  loi  dont 
M.  Muller  a  parlö  qui  conjurerait  ce  fait,  et  c'est  la 
qu'est  le  danger. 

En  face  des  affirmations  de  M.  Muller,  de  l'au- 
torite  que  lui  confere  sa  Situation,  le  fait  qu'il  con- 
nait  ces  matiere»  beaueoup  mieux  que  moi,  il  est  cer- 
tain  que  j'en  suis  röduit  ä  n'apporter  ici  que  des 
indications,  une  demande,  une  supplique  presque  au 
nom  de  ceux  qui  souflrenL  II  est  certain  que  je 
ne  suis  pas  sur  un  pied  d'ögalitö  avec  M.  le  chef 
du  departement  militaire ;  aussi  je  n'afßrme  rien, 
je  presente  une  Observation,  je  prie  que  l'on  öcoute 
les  dolöances  de  la  population;  je  voudrais  seule- 
ment que  le  conseil  federal  apportat  plus  de  con- 
de„scendance  pour  examiner  des  plointes  dont  il  re- 
connalt  lui-meme,  sinon  le  bien  fondö,  du  moins 
les  serieux  motifs.  Or  rien  n'a  ete  fait,  aueune  di- 
rainution  de  depense  n'a  ete  obtenue  et  ne  le  sera 
peut-etre  jamais.  Pourtant,  par  ögard  pour  l'opinion 
publique,  i\  raudrait  la  peine  que  vous  laissiez  ve- 
nir jusqu'ä  vous  les  petites  motions,  que  vous  l|ur 
fassiez  accueil  et  que  vous  voyiez  9*il  n'y  aurait 
pas  moyen  d'en  tenir  compte.  C'est  la  seule  chose 
que  je  regrette  de  n'avoir  pas  trouve  dans  le  dis- 
cours  de  M.  le  conseiller  fehlet  al  pour  röpondre  ä 
des  faits  observes  et  calmer  un  möcontentement 
populaire  que  nous  n'avons  pas  cröe. 

M.  Muller  a  parle  des  plaintes  qui  s'inspirent  da 
considerations  politiques;  &  Geneve,  nous  avons  eu 
röcemment  un  incident,  que  nous  aurions  pu,  si  nous 
l'avions  voulu,  exploiter  contre  la  conduite  de  cer- 
tains  ofßciers.  La  quereile  eüt  pu  faeiiement  s'en- 
venimer.  Or,  que  M.  Muller  relise  tous  les  journauz 
quotidiens  de  Geneve,  U  verra  si  un  seul,  a  quel- 
que  parti  politique  qu'il  «ppartienne,  a  montre  oette 
mauvaise  joie  dont  il  a  parle?  Tous  ont  dit,  au 
contra  im  :  Nous  avons  toute  confiance  dans  Ten- 
quete  du  conseil  föderal ;  tous  se  sont  bornes  ä  en- 
registrer  les  resultats  de  cette  enquöte  et  les  puni- 
tions  qui  ont  ete  infligees  ä  certains  officiers,  dont 
ils  n'ont  pas  müme  indique  les  noms,  mais  seule- 
ment les  initiales. 

Non,  personne  ä  Geneve  et  moi  moins  que  tout 
autre,  n'aurait  voulu  meler  une  arriere-pensöe  a  ce 
debat  qui  doit  rester  sur  le  terrain  du  patriotisme, 
et  je  n'ai  donne  ä  personne  le  droit  de  dire  que 
j'ai  prononce  une  parole  qui  ait  döpasse  la  mesure, 
a  l'exception  de  ceux  qui  se  froissent  de  tout,  — 
mais  ceux-lä  ne  comptent  pas. 

Je  ne  crois  pas  qu'on  puisse  relever  la  tnoindre 
trace  d'esprit  d  hosülitö  preconeue  contre  l'adminis- 
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tration  militaire  dans  tonte  Ja  presse  genevoise,  ä 
part  de  peiites  exceptions  que  Ton  ne  peut  vrai- 
ment  pas  invoquer. 

Mais  je  ne  veux  pas  allonger  davantage  le  debat. 
Je  repele  que  je  maintiens  ma  motion.  Je  crois  que 
Ton  se  devrait  muntrer  plus  facile  pour  les  recla- 
mations  nees  de  soulTrances  reelles  et  je  regrette 
que  M.  le  conseiller  föderal  n'ait  pas  conclu  de 
cette  onaniere.  Je  crois  qu'il  y  aurail  quelque  chose 
ä  faire  pour  dunner  une  satisfaction  moralc  tout  au 
moins,  ä  ceux  qui  trouvent  que  Ton  devrait  s'oe- 
cuper  un  peu  plus  de  leurs  charges  et  moins  ex- 
clusivement  des  perlectionnements  ä  apporter  ä 
l'annee. 


M.  Seerßtan  :  II,  le  conseiller  föderal  avait  eleve 
le  debat  ä  une  hauteur  ä  laquelle  j'avais  renoned 
ä  le  suivre.  II  semblait  qu'il  eüt  epoise  la  discus- 
eion,  repondu  ä  peu  pres  a  tous  les  argumenta  in- 
voques.  II  l'avait  fait  dans  un  eeprit  de  generosite 
et  de  haute  preoccupation  des  interete  nationaux, 
qui  ne  laissait  plus  guere  k  ajouter  apres  lui. 

Des  lors  le  debat  s'est  un  peu  rapetisse,  ai  vous 
m«  permettez  cette  expression,  et  il  est  redescendu 
dans  les  spheres  qui  me  sont  accessibles;  c'est 
pourquoi  j'ai  demande  la  parole.  Je  voudrais  aussi 
que  dans  cette  eneeinte,  oü  jusqu'ä  present  tous 
les  orateurs  de  langue  francaise  ont  critique  les 
institutions  miütatres,  il  s'dlevat  cependant  une  voix 
dans  cette  meme  langue  en  fuveur  de  ces  institu- 
tions  et  du  maintien  de  la  defense  nationale  ä  la 
hauleur  ä  laquelle  eile  a  et6  portee. 

Quand  je  dis  que  le  debat  s'est  restreint  depuis 
ta  conclusion  de  M.  le  chef  du  departement  mili- 
taire, je  fais  allusion  ä  la  proposition  de  l'honorable 
depute  de  Geneve.  En  somme,  pourquoi  veut-il  la 
suppression  des  maticeuvres  de  corps  d'armee?  II 
Ta  dit,  c'eat  parce  que  ces  manoeuvres  necessilent 
la  mobilisation  simultanee  de  doux  bataillons  ucne- 
vois;  c'est  eo  cela  que  se  resuiue  l'argumentation 
de  l'honoraMe  M.  Favon. 

M.  le  cbef  du  departement  militaire  a  demontre 
au  depute  de  Geneve,  que  pour  quo  les  ineonveiuenis 
de  la  mobilisation  aimulianee  de  d>  u  v  batuillons  de 
Geneve  fussent  evitea,  il  faudrait  rwioncer,  non  B6U- 
lement  auz  manoeuvres  de  corps  d'armee,  mais  aussi 
aux  manoeuvres  de  division  contre  divition  dans  le 
meine  corps,  soit  ä  Celles  de  la  premiere  division 
contre  la  deuxidme  et  que  par  consequent  nous  de- 
vrions  consentür  ä  un  reeul  enorme  sur  le  deve- 
loppement  que  nous  avons  donue  ä  Tiiistruclion  des 
troupes. 

II  est  certain  que  si  nous  nous  placons  au 
point  de  vue  de  l'interet  general,  national,  la  depu- 
lation  genevoise  ne  peut  pas  exiger  que  nous  rc- 
venions  en  arriere  d'une  pratique  de  quinze  annees 
pour  satisfaire  ä  un  besoin  puroment  local ;  l'in- 
teret de  toiM  les  carttons  est  respektable,  mais 
l'interet  suisse  doit  avoir  le  pas  sur  lui.  Du 
tc»u\  si  vraiment  le  mal  economique  que  M. 
Favon  nous  a  depeint  liier  en  termes  si  poignants, 
est  ai  grand  que  le  canton  de  Geneve  ne  puisse  le 
«upporter,  nous  pourrions,  plutöt  que  de  bouleverser 
le  Programme  de  l'ensei^nemcnt  de  »o*.  troupes 
et  l'orgaiiuation  de  nos  tniUces,  proceder  autiemcnU 


Que  le  gouvernement  de  Geneve  demande  an  con- 
seil  föderal  s'il  ne  pourrait  pas  sortir  le  bataillon 

10  de  la  premifcre  ou  le  bataillon  13  de  la  seconde 
division,  pour  en  porter  un  peut-etre  dans  la  troi- 
sieme  division  et  mettre  l'autre  aux  fortiflcations  de 
St-Maurice,  le  conseil  fedexal  tiendrait  grand  compte 
de  cette  demande.  Mais  alors  le  canton  de  Geneve 
devrait  renoncer  au  principe  du  recrutement  terri- 
torial et  ses  soldats  pourraient  etre  incorpores  dans 
une  division  dont  les  troupes,  au  point  de  vue  des 
affinites  de  race  et  de  langue,  ne  seraient  plus  auasi 
proches  que  celles  du  premier  corps  d'armee.  Je 
me  borne  ä  indiquer  ce  moyen  comme  une  Solu- 
tion possible  pour  le  cas  oü  le  mal  serait  intole- 
rable  et  oü  un  changement  serait  absolumeot  nö- 

Je  voudrais  repondre  aussi  un  mot  a  M.  VVyss. 
Je  ne  sais  pourquoi  il  a  cm  devoir  apporter  ici 
l'echo  d  une  faute  qui  a  «6  commise  par  un  com- 
mandant  de  bataillon  l'automne  dernier.  II  est  cer- 
tain que  le  jour  de  la  mobilisation  de  la  seconde 
division,  un  bataillon  neuchdtelois  a  traverse  la  ville 
de  Neuchätel  dans  un  etat  qui  n'ötait  pas  normal. 
On  a  voulu  attribuer  ce  fait  &  une  etape  trop  Ion- 
gue  qui  aurait  et*  imposee  ä  cette  troupe,  alors 
que  cette  etape  ne  comportait  que  9  ou  10  kilo- 
metres,  soit  la  distance  qui  separe  la  place  d'armee 
de  Colombier  de  St-ßlaise.  C'est  bien  lä  une  etape 
quo  l'on  peut  exiger  d'un  bataillon  d'infanterie ; 
eile  ne  depasserait  mßme  pas  les  forces  d'une 
classe  d'ecole  primaire.  II  n'y  a  donc  rien  dans 
ce  fait  qui  soit  ä  la  Charge  du  commandant  supe- 
rieur  des  troupes.  La  faute  incombe  uniquement  au 
commandant  de  ce  bataillon  et  eile  a  ete  discipli- 
nairement  punie.  II  est  inutile  d'insisler  sur  ce  d6- 
tail  qui  n'avait  rien  ä  voir  ici. 

Ceci  m'amene  ä  aborder  un  point  qui  a  ete  sou- 
levö  hier  par  l'honorable  M.  Jeanhenry  et  qui  n'a 
pas  ete  traite  d'une  faron  complete  par  le  chef  da 
departement  militaire.  C'est  la  question  de  savoir  si 
la  diseipline  militaire  est  compatible  avec  les  mecurs 
demoeratiques  et  la  dignite  d'un  citoyen  libre.  M. 
Jeanhenry  a  pose  la  question  en  ces  termes  :  Est- 

11  possible  que  vous  preniez  un  citoyen  suisse  libre, 
republicain  demoerate  a  la  vie  civile  pour,  d'un 
jour  ä  l'autre,  le  transl'ormer  en  un  instru- 
ment  d'ubeissance  passive  ?  II  a  signale  ä  cet  egard 
l'incident  politico-militairc  qui  a  agitö  un  pays  voi- 
sin,  pour  montrer  l'antinomie  qui  existe  entre  la 
diseipline  militaire,  qui  exige,  l'obeissance  passive  et 
la  liberte  et  la  dignite  du  citoyen.  Je  crois  que 
M.  Jeanhenry  se  fait  une  ideo  fausse  de  ce  que 
nous  entendons  dans  l'armee  suisse  par  diseipline 
militaire.  Ce  n'est  pas  l'obeissance  passive,  c'est 
l'obebsance  active.  Nous  n'exigeons  pas  du  soldat 
suisse  Pabolition  de  sa  volonte  et  la  suppression  de 
sa  dignite  d'homme  libre  ;  ce  que  nous  lui  deman- 
dons,  c'est  de  faire,  par  patriotisme,  le  don  joyeux 
de  lui-meme  sur  l'autel  de  la  patrie,  qu'il  abdique 
sa  volonte  dans  l'interel  general  et  qu'il  le  fasse 
volontaireiuent  et  joyeusement.  Ce  n'est  pas  la  l'o- 
beissance pat>*i%-e  qui  amenail  un  otlicier  superieur 
a  declarer  devant  un  tribunal  qu'il  avait  recu  des 
ordres,  qu'il  n'avait  pas  a  les  exaininer,  mais  ü  les 
executer,  alors  meme  que  cet  ordre  comportait  !a 
perpetration  d'un  crime.  L'ordre  chez  nous  ne  peut 
etre  que  legal.  I.orsqu'un  offleier  donne  un  ordre 
ä  ses  bubordoanös,  il  parle  au  nom  de  la  loi,  'i.ais 
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B  ne  peut  user  de  Fautorite  que  la  loi  lui  a  con- 
feree  pour  obtenir  d'un  inferieur  des  actes  contraires 
4  la  loi  qui  l'a  investi  de  son  grade.  Voila  ce  que 
bous  pensons  de  la  discipline  et  je  puis  ra'appuyer 
sur  des  documents ;  lisez  le  reglement  sur  le  ser- 
vice  interieur,  tel  qu'il  est  enseigoe  sur  nos  places 
d'armes  et  dans  nos  casernes: 

tLa  discipline  döooule  du  sentiment  du  devoir; 
eile  se  montre  par  la  fldelite  au  devoir  et  par  une 
obeissance  absolue. 

La  fldelite  au  devoir  a  sa  source  dans  l'amour  i 
de  la  patrie  et  repose  sur  l'estime  quo  l'homrae  a 
de  soi-meme.  Elle  stimule  le  soldat  ä  consacrer  avec 
joie  toutes  ses  lorces  et  meine  sa  vie  a  l'accomplis- 
sement  de  sa  täche  ...» 

Et  plus  loin: 

cElle  donne  au  soldat  la  force  de  reprimer  aveo 
une  fenne  volonte  toutes  los  oxigoncespersonnelles 
dont  l'interetmilitairene  pennet  pas  la  satisfaction. » 

Ce  sont  des  definitions  de  haute  moralite;  je  ne 
sais  pas  laquelle  pourrait  ötre  consideree  comme 
fncompatible  avec  les  prineipes  demoeratiques  ou 
la  dignite  du  citoyen. 

Ii  se  peut  que,  dans  la  pratique,  ces  preeeptes 
oe  soient  pas  toujours  enseignes  exaetement  sui- 
vant  la  pensäe  de  l'autorite  qui  les  a  proclames. 

Dans  rancien  reglement  de  1860,  il  y  avait  un 
article  ainsi  ooneu:  «Le  soldat  doit  obeissance  ä 
l'apoointe,  l'appointe  au  caporal,  le  caporal  au 
sergent,  le  sergent  au  lourrier,  le  fourrier  au  ser- 
gent-major  et  ainsi  de  suile,  chaque  subordonne 
devant  obeissance  ä  ses  superieurs  immediats. » 

Quand  j'etais  recrue,  j'avais  commc  instrueteur 
de  ma  compagnie  un  tres  bon  offleior,  tres  zele  et 
energique,  plein  de  devouemont  et  de  sollicitude 
pour  la  troupe;  c'dtait  un  ancien  offloier  napolitain. 
Mais  il  avait  rapporte  de  Naples  une  notion  de  la 
discipline  qui  est  fort  courante  ailleurs,  cello  pre- 
cisement  de  l'obeissance  passive  du  soldat  et,  ren- 
versant  les  termes  de  1'article  du  reglement,  il  di- 
sait:  «I.e  sergent-major  a  toujours  raison  vis-ä-vis 
du  fourrier,  le  lourrier  a  toujours  raison  vis-a-vis  I 
du  sergent,  le  sergent  vis-a-vis  du  caporal.  le  ca-  ! 
poral  vis-ä-vis  de  l'appointe  et  l'appointe  vis-ä-vis 
du  soldat.«  II  nous  laisait  apprendre  cela  par  coeur 
et,  ä  Tinspection,  nous  repötions  tous  d'uno  meme 
äme:  «Le  sergent-major  a  toujours  raison  vis-ä-vis 
du  lourrier»  etc. 

C'est  lä  le  fait  d'un  olfleier.  une  facon  d'inter- 
pretatton,  mais  ce  n'est  pas  l'esprit  du  reglement, 
qui  reserve  implicitement  que  pour  6tre  obei  l'ordre 
doit  6tre  contorme  ä  la  loi  et  au  reglement.  Mors, 
lorsqu'un  ordre  est  donne,  c'est  la  loi  qui  parle  et  j 
non  pas  l'offlcier  et  la  loi  doit  etro  obeie  par  tout  > 
le  monde,  par  le  citoyen  dans  la  vie  civile  aussi  i 
bien  que  par  le  soldat  en  uniforme. 

Au  surplus,  qu'esl-ce  que  l'on  enseigneau  soldat? 
Ceci,  qu'il  doit  aller  au  dovant  de  l'ordre,  qu'il  ne 
doit  pas  l'attendre,  mais  qu'il  doit  se  donner  assez 
completement  pour  prevenir  l'ordre,  entrer  dans  la 
volonte  de  son  chef,  confondre  sa  volontö  avec  celle 
du  che!  pour  toujours  y  conformor  ses  actes. 

Je  ne  veux  pas  poursuivre  cet  expose;  je  pour- 
rais  montrer  par  l'hisloire  de  la  guerre  ä  quoi  con- 
duit  la  doctrine  de  l'autorite  passive  et  ä  quoi  con- 
duit  la  pratique  de  l'obeissance  active.  Nous  avons 
vu  des  generaux,  commandants  des  corps  d'armeo 
en  reserve,  roster  immobiles  dans  la  bataillo,  parce 


qu'ils  n'avaiont  pas  recu  d'ordre,  tandls  que  la  dp«, 
tinee  du  pays  se  jouait  ä  quelques  kilometres  de 
l'endroit  oü  ils  se  trouvaient  portes  avec  leurs  trou- 
pes.  Dans  d'autres  arraees,  oü  l'on  enseigne  et  pra- 
tique l'obeissance  active,  nous  avons  vu.  en  des 
circonstances  critiques  somblablos.  des  olficiers  se 
porter  en  avant  sans  ordre,  parco  que  leur  intelli- 
gence  leur  monlrait  qu'ils  devaient  le  fairo  pour  se- 
courir  uno  autro  troupe  engagee  pres  de  la  leur. 

Non,  il  ü'y  a  rien  d'incompatible  entre  l'obeis- 
sance absolue  exigee  par  le  reglement  militalre  et 
les  prineipes  d'une  sainc  et  bonne  domoeratie. 

J'attire  encore  ('attention  de  l'assemblec  sur  un 
point  Pendant  que  nous  discutons  ici  nos  insti- 
tutions  militalres  et  que  nous  critiquons  leur  appli- 
cation  ä  un  peuple  demoeratique  et  libre.  ces  meines 
institutions  font  ä  l'etranger  l'admiration  de  tous 
oeux  qui  cherchent  ä  concilier  les  e\igences  du 
service  militairo  moderne  avec  le  develuppement 
du  sentiment  demoeratique. 

De  Belgique,  M.  Laurent,  d£pnt6,  est  venu  en 
Sulsse  plusieurs  annees  do  suite,  pour  etudier  nos 
institutions  militaires  et  nos  rassemltlemenls  de 
troupes,  pour  en  faire  le  point  de  depart  de  la  cam- 
pagne  politlque  qu'il  poursuit  aveo  persevörance 
tendant  ä  la  suppression  de  l'armee  permanente  en  Bel- 
gique et  son  remplacement  par  une  armee  de  mili- 
ces.  Je  ne  me  prononce  pas  sur  l'opporttmite  de 
cette  campagne,  ni  sur  la  possibllite  de  realiser  le 
Programme  de  M.  Laurent.  Je  oonstate  seulemont 
le  fait  de  sa  propagande. 

En  France,  la  meme  discussinn  est  engagee. 
L'ouvrago  de  M.  Gaston  Moch,  « L'armee  de  la  de- 
moeratie,»  preconise  les  institutions  militaires  suisses 
avec  beaueoup  d'enthousiasme.  M.  Moch,  ancien 
capitaine  d'artillerie.  est  un  ecrivain  militaireconnu 
en  France;  il  a  ete  trappe  do  ('Opposition  qui  se 
manifeste  dans  son  pays  entre  l'esprit  de  l'armee 
et  la  doctrine  nipublicaine  et  il  voudrait  voir  inlro- 
duireen  France  dos  institutions  semblables  aux  nötres. 
Ici  encore,  je  ne  me  prononce  pas  sur  l'opportunite 
d'une  teile  proposition;  je  me  borne  ä  prendreacte 
de  ce  que  l'on  dit  de  nos  milices  ä  l'etranger.  La 
publication  de  cet  auteur  a  soulevT-  une  discussion 
qui  dure  encore  dans  les  journaux  militaires. 

M.  le  general  d'artillerie  Tricoche,  qui  connait 
la  Suisse  pour  y  avoir  ete  interne  en  1871  avec 
l'armee  franeaise  de  Fest,  a  vu  de  pres  nos  institu- 
tions et  voici  les  propos  qn'on  lui  attribue  dans  un 
volume  intitule  »Les  arinees  etiangeres»,  et  dont  l'au- 
teur  est  M.  Emile  Manceau:  «Ce  qu'il  faul  admi- 
rer  sans  reserve,  ce  sont  les  resultats  surprenante 
qu'obtienuent  nos  voisins  par  des  moyens  simples 
et  sans  imposcr  aux  citoyens  de  trop  lourdes  obli- 
gations  militaires. 

Ce  qu'il  Taut  examiner  do  tres  pres?,  ce  sont  ces 
moyons,  ces  procedes  particuliers,  afin  de  nous  en 
insi>irer  pour  tächer  d'amelinror,  dans  la  mesure 
du  possible,  nolre  propre  syslemo  d'insh  uetion  mi- 
lilaire  .  .  . 

Si  lo  Systeme  adopte  par  la  Suisse  doit  elre  con- 
siden*  comme  repondaut  ä  une  Situation  exception- 
nelle  et  ne  pouvant,  par  consöquont,  etre  propose 
pour  mo.lele  aux  grandes  nalions,  il  est  cependant, 
nous  lo  repetons,  digne  de  fixer  l'attention,  parce 
qu'il  donno  des  resultats  remarquables  et  parce 
qu'il  prouvo  ainsi  la  possibilite  de  formor  une 
armee  d  une  assez  grandc,  d'aucuns  disont  ineme 
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d'une  grande  soHdit4,  tont  en  reduisant  a  an  petit 
nombro  de  mois  la  duree  du  sorvice  militaire  obli- 
gatoire. 

On  parle  beaucoup  de  edcsarmement  generab, 
c'est-a-dire  d'uno  rcduction  considerable  des  etfec- 
lifs  entretenus  danschaquenationouroptenne.  C'est 
un  beau  reve;  mais,  helas,  ce  n'est  qu'un  reve .  .  . 

Continuons  donc  de  nous  preparer  ä  la  guerro; 
n'epargnons,  a  cet  eilet,  Di  dos  forces  ni  notre  ar- 
geot;  mais  eCorcons-nous,  du  »oins,  d'epargner 
autant  que  possible  le  temps  precioux  des  citoyons, 
des  travailleurs  de  toute  sorte,  de  ceux  qui  sont  los 
artisans  de  la  fortune  et  de  la  prosperite  du  pays. 
Dans  cet  ordre  d'idees,  les  inslitutions  militaircs 
de  la  Suisse  lournissent  dos  indicalions  qu'onaurait 
tort  de  dedaigner.» 

Vous  savez  qu'ä  la  suito  do  la  guorro  aktuelle 
au  sud  de  l'Afrique  la  question  de  la  transforma- 
tion  des  institutions  militaires  a  «He  posee  en  Angle- 
terre  et  cela  dans  des  circonstances  qui  lui  donnent 
une  importaoco  immcdiate.  Vous  savez  la  repugnance 
protonde  du  peuple  anglais  pour  Ic  sonice  militaire 
obligatoire.  Un  ecrivain  autorise  de  ce  pays,  M- 
Sidney  Lowe,  a  parle  dins  la  «Nineteonth  Contury», 
revue  importante,  des  inslitutions  militaires  de  la 
Suisse,  comme  dignes  d'etre  etudiees.  Le  bruit  a 
meme  couru,  je  ne  sais  pas  s'il  est  exaet,  que  le 
gouvernement  anglais  allait  envoyer  en  Suisse  une 
commission  d'officiers  pour  etudier  nos  institutions 
militaires  et  tout  particulierement  notre  pratique 
de  tir. 

C'est  ainsi  que  Ton  parle  de  nous,  et  cela  non 
seulement  on  Europe,  mais  bien  au  dela.  Les  jour- 
naux  d'Australie  ont  rapportc  quo  le  15  fevricr  avait 
lieu  ä  Brisbane,  chef-lieu  do  la  province  de  Queens- 
land, un  grand  meeting  pour  celebrer  le  depart  pour 
le  Cap  do  quelques  milliers  de  volontaires.  Vous 
n'ignorez  pas  combien  le  peuple  australien  estdemo- 
crate,  combien  il  est  en  avance  sur  nous  dans  la  prati- 
quo  des  inslitutions  demoeratiques.  Dans  cette  assem- 
blee,  un  ancien  magistrat,  M.  Thynne,  a  fait  un 
discours  dans  lequcl  il  a  saluö  comme  un  heuroux 
evenement  le  depart  des  volontaires  pour  le  Cap, 
on  raison  des  Services  que  la  Grande  Bretagne  rend 
a  l'Australie  et  de  la  reconnaissance  que  eelle-ci 
lui  doit  Mai»  il  a  aussi  fait  cntrevnii  la  possibilite 
d'evenements  tels  que,  par  suito  des  circonstances 
politiqoes,  il  ne  serait  pas  possiblo  ä  la  metropole 
de  porter  secours  a  l'une  de  ses  colonies.  de  sorto 
que  l'Australie  serait  forcee  do  so  dufendre  elle- 
meme.  A  cette  occasion,  c'est  avec  une  grande  Sym- 
pathie qu'ila  parle  des  institutions  militaires  de  la 
Suisse  et  qu'il  a  fait  rossortir  la  maniere  dont  ce 
egrand  petit  peuplep  a  su  realiser  la  conciliation 
entre  les  institutions  et  les  moeurs  demoeratiques 
et  l'exislence  d'une  armee  solide. 

Si  j'ai  mentlonne  l'opinion  de  tantd'hommes  com- 
petents,  c'est  simplemcnt  puur  attirer  1'attaBtian  aor 
le  lait  qu'en  Suisse  nous  avons  res"lu  un  pruhlenie 
difflcile  ou  sommes  pres  de  l'avoir  resolu.  II  serait 
regrettable  qu'au  moment  meme  ofi  l'ou  commence 
ä  discuter  serieusniuent  en  Europe  la  possibilite 
d'introduire  dans  d'autrcs  pays  des  institutions  mi- 
litaires analoguesaux  nötres,  il  MMltl  fdcheux,  dis-je, 
que  nous  renoncions  au  proj:n\s  que  nous  avons 
accompli  et  que  nous  rovinssions  en  arriere. 

On  a  parle  de  la  pni-;  universelle.  M.  le  rlieTdn 
departement  miliUuie  vou»  a  dit  qu'il  craiguait 


qu'ello  no  tat  pas  pres  de  se  r6alls<»r.  Je  le  crafns 

auasi.  Mais  je  crois  quo  si,  par  le  serieux  avec  le- 
quel  nous  pratiquons  le  service  militaire  en  Suisse, 
nous  pouvions  demontrer  la  possibilite  de  l'exis- 
tonce  d'une  armec  solide  dans  une  demoeratie,  nous 
aurions  fait  pour  la  causo  de  la  paix  plus  que  tous 
les  eoogres  internationaux,  alors  rneme  qu'ils  se  reu- 
nirait-nl  BOUS  tc  patronage  des  plus  grands  souve- 
rains. 


T.  Boechat:  Les  declarations  de  l'honorable 
chef  du  departement  militaire  ont  donne,  dans  une 
certaine  mesure,  satisfaction  aux  signataires  de  la 
motion  de  Monteur  Peteut,  puisqu'il  a  promis 
d'etudier  la  question  du  service  des  instituteurs  ä 
l'occasiun  de  la  ^Organisation  militaire.  Au  benefice 
de  ces  a^suranecs,  nous  retirons  donc  cette  motion, 
mais  uon  sans  eme'.tre  un  veeu  que  nous  recomman- 
dons  au  bienveillant  directeur  du  departement  mili- 
taire et  auquel,  nous  l'esperons,  f|  pourra  s'assncier: 
c'est  que,  au  cours  de  la  periode  transitotre  qui  va 
s'ecouler  jusqu'ä  la  reotganisation  annoncee,  le 
departement  militaire  föderal  donne  aux  autorites 
mditaires  cantonales  des  ordres  pour  qu'elles  ne 
tiennent  pas  seulement  compte  des  Instructions  des 
chefs  d'arme,  mais  aussi,  pour  ce  qui  concerne  les 
instituteurs,  des  propositions  des  directeurs  de  l'ins- 
truetion  publique.  Nous  esperons  que  dans  le 
canton  do  Berne  en  particulier,  les  instituteurs 
pourront  ainsi  jnuir  des  tncilites  qui  sont  aecordeea 
ä  icurs  collejucs  dnna  lßä  cantous  voisins. 


Wullsenlpgnr:  Gestatten  Sie  mir  nur  noch  we- 
nige Bemerkungen  zu  der  Bede  des  Herrn  Bundes- 
rat Müller,  die  von  seinem  Standpunkte  aus,  ich 
muss  es  sagen,  eine  sehr  geschickte  gewesen  ist. 
In  weitere  und  längere  Ausführungen  einzutreten, 
habe  ich  schon  deswegen  keine  Veranlagung,  weil 
ein  sehr  grosser  Teil  dessen,  was  Bm  Bundesrat 
Müller  nusüeflnhrl  bat,  si<-h  nicht  uegen  meine  ge- 
strigen Auseinandersetzungen  richtet,  teilweise  ihnen 
sogar  recht  gab  und  mir  ausserdem  in  der  Rede 
des  Herrn  Bundesrat  Müller  eino  Behandlung  zu 
Teil  wurde,  über  die  ich  mich  keineswegs  zu  be- 
klagen habe. 

Bezüglich  der  zwei  speziollen  Punkte,  die  in 
Diskussion  stehen,  möchte  ich  mir  noch  folgende 
Bemerkungen  erlauben. 

Herr  Bundesrat  Müller  hat  in  Verbindung  mit 
der  Frage  der  Dienstpflicht  odor  Di.  nslersatzpflu  ht 
der  Auslander  in  der  Schweiz  und  der  Schweizer 
im  Au-Iande  von  der  Notwendigkeit  einer  Revision 
des  En  büi  gerung-gcselzes  gesprochen,  und  wenn 
der  Hinweis  des  Chefs  des  Miliiärdepartements  dazu 
beitragen  konnte,  dass  der  Bundesrat  dieser  Frage 
eine  etwas  grössere  Aufmerksamkeit  schenken 
würde,  als  es  bisher  den  Anschein  hatte  und  das« 
die  Frag-;  in  Balde  einer  Lösung  enlti^gengeführt 
würde,  so  könnten  ihm  diejenigen  Kantone  nur 
dankbar  sein,  welche  ein  Interesse  daran  haben, 
das*  sich  zahlreiche  Kreise  ihrer  Bevölkerung  ein- 
bürgern, Personen,  welche  durch  ihre  Geburt,  ihre 
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Sitten  und  Gewohnheiten,  kons  ihre  ganzen  Ver- 
hältnisse Schweizei  bürger  werden  sollten. 

Bezüglich  des  Militärdienstes  der  Lehrer  Im!., 
ich  mir  eigentlich  noch  kein  definitives  Urteil  ge- 
bildet, dagegen  halle  ich  es  t'ur  sehr  notwendig, 
dass  die  Frage  nach  der  einen  oder  andern  Rich- 
tung einmal  endgültig  gelöst  werde. 

Hinsichtlich  der  Frage  der  Inspektionen  möchte 
ich  mir  erlauben,  dem  Departement  speziell  die 
Prüfung  der  Frage  zu  empfehlen,  ob  es  nicht  an- 
gängig wäre,  auch  die  Mannschaft  des  Auszuges, 
wie  die  der  Landwehr,  wenigstens  alle  zwei  Jahre 
von  einer  besondern  Inspektion  zu  dispensieren,  da 
sie  ja  ohnehin  die  Wiedei  holungskurse  zu  absol- 
vieren bat. 

Wu  sodann  dio  Frage  des  militärischen  Vor- 
unterlichtes  betrifft,  so  verkenne  ich  die  grossen 
Schwierigkeilen,  welche  einer  obligatorischen  Durch- 
führung entgegenstehen,  kfine-swegs,  und  ich  bin 
mir  sehr  wohl  bewussl,  da>s  das  Obligatorium  nur 
unter  den  zwei  Voraussetzungen  einer  weitgehenden 
Rücksichtnahme  auf  die  lokalen  Verhältnisse  und 
einer  Entlastung  der  dienstpflichtigen  Mannschaft  in 
den  altern  Jahrgängen  durchführbar  ist. 

Hinsichtlich  des  Antrages,  den  ich  gestellt  habe, 
erkläre  ich,  dass  ich  am  ersten  Teile  desselben  nach 
wie  vor  festhalte,  an  demjenigen  Teile  nämlich,  in 
welchem  der  Bundesrat  eingeladen  wird,  Bericht 
zu  erstatten,  ob  und  in  welcher  Weise  Ersparnisse 
im  MiliUi  wesen  erzielt  werden  könnten.  Und  ich 
halte  diesen  Teil  um  so  mehr  aufrecht,  weil  dem 
Bundesrate  eine  Reihe  von  speziellen  Postulaten 
und  Anträgen  überwiesen  worden  ist ,  die  ihn 
veranlassen  sollen,  weitere  Ersparnisse  durchzufuh- 
ren, resp.  über  deren  Möglichkeit  Bericht  zu  er- 
statten. Ich  wünschte  nun  sehr,  dass  diese  Be- 
richterstattung keine  stückweise  sei,  sondern  wo- 
möglich eine  die  ganze  Angelegenheit  umfassende, 
sei  es  in  der  Form  einer  speziellen  Botschaft,  sei 
es  in  der  Form  eines  Anhanges  zur  Budget-Bot- 
schaft. Ich  möchte  den  Auftrag  etwas  allgemein 
gegeben  wissen,  damit  wir  über  die  Frage  einen 
Gesamtbericht  erhalten,  einen  Bericht  auch  über 
Punkte,  von  denen  in  den  bereits  erteilten  Auf- 
trägen noch  nicht  die  Rede  ist. 

Dagegen  ziehe  ich  den  zweiten  Teil  meines  An- 
trages zurück  und  zwar  aus  folgenden  Gründen. 
Ich  habe  mich  vollkommen  davon  überzeugt,  dass  der 
Bundesrat,  resp.  das  Departement  das  gewünschte 
Resultat  der  Beschränkung  des  Militärbudgets  nicht 
finden  wird.  Mit  dem  Rückzug  gebe  ich  aber  mei- 
nen grundsätzlichen  Standpunkt  keineswegs  preis. 
Ich  teile  die  konstitutionellen  Bedenken  gegen  den- 
selben nicht,  wenn  ich  auch  zugebe,  dass  es  besser 
seio  würde,  um  eine  Limitierung  der  Militärausgaben 
herumzukommen.  Ich  hübe  in  diesem  Saale  die 
Erfahrung  gemacht,  dass  es  dar  Bundesversammlung 
ui'ter  Umständen  sehr  wohl  thun  würde,  wenn  sie  sich 
selber  einen  Zügel  anlegte  und  sich  selber  vor  der 
allzu  grossen  Bereitwilligkeit  in  der  Datierung  neuer 
Ausgaben  bewahite.  Gorade  das  hat  mich  verun- 
Uvwl,  den  nun  zuiückgezogenen  Teil  meines  An- 
trages zu  stellen,  und  ich  kann  mir  sehr  wohl  vor- 
stellen, d«u«  früher  oder  später,  wenn  auch  von 
anderer  Seite,  ein  ähnlicher  Antrag  wieder  kommen 
wird. 

Die  gestrige  und  heutige  Debatte  scheint  mir 
namentlich  mit  Bezug  auf  die  Rede  des  Herrn 


Bundesrat  Möller  dazu  gerufen,  nach  drei  Richtun- 
gen hin  wohliliittig  zu  wirken.  Einmal  kann  es 
nur  warm  begrüsst  werden,  dass  vom  Chef  des 
Militärdepartemt-nts  selbst  die  patriotischen  Absich- 
ten der  Molionare  ausdrücklich  anerkannt  worden 
sind  und  damit  gegen  diejenigen  Kreise,  nicht  m 
diesem  Saale,  sondern  ausserhalb  desselben,  Stel- 
lung genommen  worden  ist,  welche  sehr  leicht  ge- 
neigt sind,  diejenigen,  welche  über  das  Militärwesen 
eine  abweichende  Meinung  haben,  als  schlechte 
Patrioten  oder  gewissermassen  nach  deutschem 
Muster  als  Reichsfunde  hinzustellen.  Wenn  die 
Erklärung  des  Herrn  Bundesrat  Müller  dazu  bei- 
trägt, jene  Richtung  in  ihre  Schranken  zurückzu- 
weisen, so  wird  die  heutige  Debatte  nicht  wertlos 
gewesen  sein.  Es  ist  aber  auch  von  Wert,  dass 
vom  Chef  des  M'litärdepartements,  was  von  militä- 
rischer Seite  nicht  immer  mit  dem  notwendigen 
Nachdruck  betont  wird,  der  Zusammenhang  zwi- 
schen der  militärischen  und  der  volkswirtschaftlichen, 
socialen  und  volkserzieherischen  Seite  der  Landes- 
verteidigung betont  worden  ist 

In  zweiter  Linie,  glaube  ich,  sollen  diese  Debatten 
dazu  beitragen,  dass  man  sieb  in  gewissen  militärischen 
Kreisen  dessen  bewusst  werde,  dass  bestimmte  Er- 
scheinungen, Allüren,  Taktlosigkeiten  und  Rohheiten, 
die  da  und  dort  vorgekommen  sind,  sowohl  von 
dem  Herrn  Chef  des  Mililärdepartements,  als  auch, 
wie  ich  sagen  zu  dürfen  annehme,  von  den  eidgen. 
Behörden  überhaupt,  auf  das  schärfste  missbilligt 
werden.  Ich  hoffe,  dass  dies  nicht  bloss  das  Schweizer- 
volk in  seiner  Gesamtheit  vernehme,  sondern  dass 
es  sich  diejenigen  Kreise,  die  es  speciell  angeht, 
gesagt  sein  lassen,  dass  solche  leidige  Vorkommnisse 
in  Zukunft  ernstlich  verhütet  werden  sollen.  Ich 
möchte  auch,  dass  das  hier  Ausgesprochene  dazu 
beitrage,  den  Mut  bei  denjenigen  zu  stärken,  welche 
etwa  in  der  Lage  wären,  sich  Uber  derartige  Takt- 
losigkeiten zu  beklagen  und  sie  veranlasse,  recht- 
zeitig und  an  kompetenter  Stelle  ihre  begründeten 
Klagen  vorzubringen. 

Endlich  glaube  ich,  dass  diese  Debatten  auch  vom 
finanziellen  Standpunkte  aus  betrachtet  nicht  um- 
sonst gewesen  sind.  Das  Militärdepartement  und 
der  Bundesrat  werden  zweifellos  aus  den  gestellten 
Motionen  und  ihrer  Behandlung  immerhin  die  Lehre 
ziehen,  dass  ernsthaft  gespart  werden  soll  und  das* 
Ausgaben,  die  nicht  unbedingt  notwendig  sind, 
verhindert  werden  sollen.  Es  kann  sogar  dem 
MiliWnlepartement  erwünscht  sein,  wenn  es  in  dieser 
Richtung  gegenüber  Begehrlichkeiten,  die  von  dieser 
oder  jener  Seite  an  das  Departement  gelangen  sollten, 
von  selten  der  Iläte  einen  gewissen  Rückhalt  erhält. 
Ueber  die  finanzielle  Seite  der  Frage  ist  zwar 
heute  und  gestern,  ausser  von  dem  Sprechenden, 
weiter  nicht  gesprochen  worden.  Ich  bestehe  ke  nes- 
wegs  darauf,  dass  diese  finanzielle  Frage  im  allge- 
meinen heute  eiörtert  werde,  obschnn  ich  eine 
solche  Eiörterung  nicht  zu  scheuen  hätte.  Allein, 
wie  man  auch  im  einzelnen  über  diese  oder  jene 
Frage  denken  möie,  darüber  wird  man  zweifellos 
einig  sein,  dass  sowohl  die  jetzige  finanzielle  Lnge 
des  Bundes,  wie  auch  diejenige  der  nächsten  Zeit, 
eine  derartige  ist,  die  auf  allen  Gebieten  der  Bundes- 
verwaltung zu  Ersparnissen  nötigt.  Wenn  diese 
Tendenz  durch  unsere  Beratungen  verschärft  worden 
ist,  so  sind  die  Debatten  nicht  umsonst  gaweeen, 
leb  bin  überzeugt^  dass  die  Frage  einer  Reduktion 
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der  Militär.iusgaben,  sowenig  sie  uns  gestern  und 
heule  zum  erstenmal  beschäftigt  hat,  uns  nicht 
«im  letzten  Mal  beschäftigt  haben  wird.  Wir  haben 
die  Frage  der  NeobewofuitWg  der  Artillerie  vor  uns, 
die  etwa  18  Millionen  kosten  soll  und  bereits  ist  an- 
gefangen worden,  die  öffentliche  Meinung  in  der 
Presse  auf  die  Neobewaffnung  der  Infanterie  vor- 
zubereiten, die  zweifellos  auch  viele  M  lliouen  kosten 
wird.  Je  mehr  Rate  und  Volk  im  gegebenen  Moment 
von  der  Notwendigkeit  dieser  beiden  Neubewaffnungen 
überzeugt  werden  können,  um  so  mehr  wird  sich 
auf  der  audern  Seile  der  Drang  geltend  machen,  auf 
andern  Gebieten  des  Militäi  wesens  zu  sparen.  Denn 
wir  dürfen  nicht  vergessen,  dass  es  für  die  finanzielle 
Belastung  des  Schweizervolkes  eine  Grenze  gibt. 
Das  Schweizervolk  wird  durch  die  Zölle,  die  Haupt- 
einnähme  der  Eidgenossenschaft,  pro  Kopf  jährlich 
mit  ungefähr  17  Fr.  belastet.  Davon  muss  mehr 
als  die  Hälfte,  d.  h.  8'/*  bis  9  Fr.,  für  die  Ausgaben 
des  Militärdepartements  verwendet  werden.  Es  gibt 
in  dieser  Richtung  eine  Grenze,  die  nicht  überschritten 
werden  darf.  Ich  kann  daher  den  zweiten  Teil  meines 
Antrages  uro  so  eher  zurückziehen,  v,eil  ich  die  voll- 
standige  Ueberzeugung  habe,  dass  die  Frage  in  dieser 
oder  jener  Form  doch  wieder  kommen  wird. 


M  Jeunhcnry:  Je  ne  veux  pas  rentrer  dans  le 
fond  du  debat  Je  maintiens  ma  molion  qui  mepa- 
ralt  avoir  conserve  sa  valcur  malgre  les  explications 
qui  nous  ont  ete  donnees.  Neanmoins  je  remercie 
M.  Muller  de  son  discours  qui  aura  dans  tout  le 
pays  un  echo  sympathique  et  pour  ce  qui  me  con- 
oerne,  je  tiens  le  langage  qui  a  ete  tenu  tout  a 
l'beure  par  le  che!  du  departementniilitairecomme 
ceiui  d'un  veriuble  homme  d'etat  republicain. 


Herr  Wullschleger  lässt  ebenfalls  den  zweiten 

Teil  seines  Antrages  fallen.  Wird  derselbe  von  an- 
derer Seite  aufgenommen?  —  Es  ist  dies  nicht  der 
Fall. 

Somit  haben  Sie  sich  noch  über  die  Anträge 
I  des  Herrn  Manzoni,  der  Herren  Joanhenry  und  Mitr 
Unterzeichner,  sowie  über  den  ersten  Teil  des  An- 
trages des  Herrn  Wullschleger,  denen  dor  Anlrag 
des  Dumlesrates,  dieselben  ibzulehnen.  gegenüber- 
steht, abzustimmen.  Endlich  werden  Sie  sich  noch 
über  den  Antrag  des  Herrn  Favon,  der  vom  Rundes- 
rat  ebenfalls  abgelehnt  wird,  auszusprechen  haben. 


Abstimmung.  —  Votation. 


In  einer  ersten  eventuellen  Abstimmung  wird  der 
Anlrag  Jeanhenry  und  Mitunterzeichner  gegenüber 
dem  Anlrag  Manzoni  angenommen,  in  einer  zweiten 
eventuellen  Abstimmung  dagegen  der  Antrag  Wull- 
schleger demjenigen  der  Herren  Jean henry  und  Mit- 
unterzeichner vorgezogen;  in  der  definitiven  Abstim- 
mung wird  der  Anlrag  des  Bundesrates  gegenüber  dem 
Antrag  Wullschleger  mit  68  gegen  48  Stimmen  zum 
Beschluss  erhoben.  Endlich  lehnt  der  Rat  den  Ao- 
rag  Favon  mit  grosser  Mehrheit  gegen  17  Stimmen  ab. 

(Dans  une  premiere  votation  eventuelle  la  propo- 
sition  Jeanhenry  et  consorts  l'emporto  sur  celle  de 
M.  Manzoni.  Dans  une  seconde  votation  eventuelle 
la  proposition  Wullschleger  est  preferee  ä  cell«  de 
M.  Jeanhenry.  En  votation  definitive  la  proposition 
du  conseil  föderal  est  adoptee  par  68  voix  contre 
48,  que  rounit  la  proposition  de  M.  Wullschleger. 
Enfin,  ä  une  grande  majorite  contre  17  voll,  lo 
cqnseil  rejette  la  proposition  de  IL  Favon.) 


Präsident:  Herr  Boechat  zieht  seinen  Antrag 
zurück.  Wird  derselbe  von  anderer  Seite  festgehal- 
ten? —  Es  ist  dies  nicht  der  Fall 
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Loi  föderale  sur  les  dessim  et  modelet  industricls. 

Eintretensfrage.  —  Entrie  en 


^Sieh«  die  Vfrhaudlungeo  des  Nationalrato*  S*ite  93  ff.  hievor.  —  Voir  Im  d4baU  da  conseil  national  pa*e 
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M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission  :  Le 
conseil  ledei  ui  vous  pi  opose  une  revision  de  la  loi 
du  21  decembre  1888  sur  les  dessins  et  modeles 
industriell 

Le  principe  mirae  de  la  protection  de  cette 
categorie  d'objets  u'est  pas  en  discussion.  II  a  ete 
consaore  par  le  vote  populaire  qui  l'a  introduit  dans 
notre  Constitution.  On  l'a  admis  du  reste  partout  — 
ou  du  moins  dans  presque  tous  les  pays  qui  d6- 
pioient  une  certnine  activite*  industrielle. 

Pour  vous  demontrer  —  si  cela  etait  necessaire  — 
l'anciennete  de  cet  ordre  de  letfislation,  il  me  suf- 
firait  de  vous  rappeler  la  loi  du  royaume  de  Saxe 
promulguee  au  milieu  du  XVIII"*  siede.  Elle  avait 
pose  les  premieres  reales  necessaires  ä  la  protection 
des  Industrie*,  notammenl  de  la  porcelnme,  des 
deutelles.  des  dessins  damasses  d'or  et  d 'urgent, 
des  velours  et  des  soies. 

Ce  monument  legislatif  !ut  SUivi  d'outres  qui 
aboutirent  ;  la  toi  generale  de  1876  qui  a  unille 
les  regimes  en  vigueur  chez  les  different*  <Hats  de 
l'empire  allemand  en  la  matiere  qui  nous  oocupe. 

En  Suisse,  inessieurs,  aussi  longteinp<  que  les 
dispositions  constitutionnelles  ne  Font  pas  Dennis, 
nous  n'avons  pas  pu  naturellement  sonder  ä  une 
protection  des  dessins  et  modeles.  Nous  .ivons 
m£me  vecu  pendant  uneertain  temps  hoih  »m  regime 
assez  singulier,  asser  bizarre :  En  eilet,  yräce  ä  des 
Conventions  internationales,  notamment  celle  de  1882 
avec  la  France,  les  6lrangers  et  specialement  les 
Fran^ais  etaient  micux  traites  chez  nous  que  les 
Suisses.    Mais  uq  tel  etat  de  choses  devait  prendre 


fin.  Des  reclamations  surgissaient  de  loufees  parts. 
A  l'approche  de  l'exposition  universelle  a  Paris  de 
1889,  on  sentit  le  trös  vif  besoin  de  proeöder  sana 
plus  de  retard  ä  une  reforme.  Le  principe  de  la 
protection  fut  soumis  en  1887  au  peuple  et  pro- 
clame  par  lui.  De  cette  decision  sortit  la  loi  de 
1888  qui  nous  regit  actuellement.  Douze  annees  se 
sont  ecoulees  depuis  l'entree  en  vigueur  de  cette  loi 
et  nous  pouvons  mesurer  aujourd'hui  les  resultats 
recueillis.  Dans  leur  ensemble,  ils  sont  favorables, 
quoiqu'ils  demeurent  incomplets,  et  ils  sont  in- 
compleLs,  parco  que  la  loi  elle-möme  manque  de 
•oapleaM  et  ne  s'adapte  pas  suffisamment  ä  la 
di  versilft  des  besoins  ä  satisfaire. 

L'experience  met  ä  notre  disposition  certains 
eiWetgneÖDents  precieux  et  nous  revele  les  points 
defectueux  de  l'organisation  presente.  Nous  devons 
dune  en  profiter  et  proeöder  a  l'egard  de  cette  loi 
comme  nous  l'avons  fait  en  ce  qui  concerne  d'autres 
lois  ipai,  apres  une  periode  d'cssai,  ont  6te  remises 
en  chantier  pour  etre  corripöes  et  perfecHonnees. 

II  serat  superflu  d'enlreprendre  ici  la  justification 
de  l'utilit£  du  travail  qui  noas  est  demande.  Toute 
1'industrie  suisse  est  interessee  &  possöder  une  bonne 
legis tatlon  sur  la  protection  des  dessins  et  modeles. 
Mais  cela  est  vrai  surtout  pour  les  deux  branches 
importantes  de  la  broderie  et  de  l'horlogerie.  C'est 
en  etTet  de  ces  rnilieux  qu"est  partie  l'initiative  qoi 
a  abouti  au  projet  de  revision  que  nous  allona 
examiner. 

En  1895  le  directoire  commercial  de  St-Gall, 
la  comiiiission  de  commerce  et  d'induslrie  4  Hinsau, 
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la  commission  du  commerce  et  d'industrie  du  canton 
T  Appenzell  (Rhode  extfritnir),  la  societf  industrielle 
I-  la  ville  de  St-Gall  -t  celle  de  Gais,  i'adWftriBt 
au  coDseil  federal  pour  lui  exprimer  le  desir  que 
notre  regime  legislatif  sur  les  dessins  et  modöles  rat 
promptement  remanie. 

Cos  diverses  autorites  commereialos  et  indus- 
trielles enumeraient  uu  certain  nonibre  de  deeide- 
ratas  qui  ont  sei  vi  de  base  ä  plusieurs  dispositions 
du  texte  nouveau.  C'etait  tout  d'abord  le  voeu  que 
les  depöts  puisscnl  ötre  operes  eu  paquets  caclietüs, 
c'est-a-dire  rais  au  beneflee  du  secret  absolu,  quo 
le  nombre  des  objets  deposes  ne  soit  pas  limite, 
que  la  duree  du  depöt  soit  dösormais  divisee  on 
trois  periodes  de  cinq  ans.  D'autres  reclamations 
d'ordre  secondaire  Turent  egalement  examinees  par 
l'autorite  föderale  et  il  en  a  ete  tenu  compte  en 
partie  dans  le  projet  de  revision. 

La  premiere  ioitiativo  est  donc  partie  de  la 
Suisse  Orientale,  des  centres  industriels  du  tissage 
et  de  la  broderie.  La  seconde  est  due  ä  notre  col- 
legue  du  conseil  national.  M.  Wild,  qui,  ä  la  meme 
epoque,  Hd  1895,  laisait  adopter  par  le  conseil  une 
motion  visant  un  but  identique. 

Plus  tard,  une  lettre  de  M.  Ie  juge  federal  Hans 
Weber,  du  Ii  janvier  1898,  exprimait  le  desir  que 
Ton  donnat  une  detinition  plus  precise  que  ce  n'est 
lo  cas  dans  la  loi  de  1888,  des  objets  susceptibles 
d'ötre  proteges  comme  dessins  et  modelos. 

Enfln  la  societe  intercantonale  dos  induslries  du 
Jura  attirait  l'attention  du  buroau  federal  sur  la  con- 
venanoe  de  publier  desormais  tous  les  dossins  et 
modeles  deposes  ä  decouvert. 

Le  departement  federal  de  justice  et  police  se 
trouva  ainsi  en  presence  de  deux  opinions  opposees, 
l'une  revendiquant  le  secret,  l'autre  au  contraire 
soutenant  la  convenance  d'une  large  publicite. 

Le  departement  estima  que  pour  rösoudre  la  con- 
iradiction  de  ces  deux  avis,  il  y  avait  lieu  des'en- 
tourer  des  lumieres  d'experts  et  de  provoquer  une 
Conference  de  specialistes  eboisis  parmi  lea  in- 
dustriels iateress£s  de  la  broderie  et  de  l'horlo- 
gerie.  A  cette  reunion  ils  developperent  en  presence 
de  IL  le  chel  du  departement  de  justice  et  pulico 
leurs  points  de  vue  professionnels  et  malgre  la  di- 
versite  de  ceux-ci,  ils  arriverent  tous  ä  la  memo 
oonclusion,  c'est-i-dire  ä  la  necessite  dune  revision 
de  la  loi  de  1888. 

La  consullation  des  experts  mit  en  luinit're l'ex- 
treme  variete  des  conditions  d'existenee  de  certaines 
industries.  On  dul  bien  vite  reconnaitre  que  ce  qui 
convient  tres  bien  ä  la  broderie  est  absolument  de- 
lavorable  *  l'horlogerie,  et  vice-versa.  Une  pareille 
conlradiction  placait  le  probleme  sur  un  lerrain 
assoz  delicat,  car  il  somblait  bien  diffleile  de  ne 
pas  avorr  un  principe  diruetour  ä  inscrirt:  dans 
la  loi  reclamee.  Eh  bien,  U  difliculte  a  6tti  \aincue 
et  je  pense  que  le  departement  föderal  de  justice 
et  police  a  ete  tres  heureusement  inspire  en  deman- 
dant  t,   la  liberte  economique  la  Solution  posstble. 

Pour  se  developper,  1'industrie  comme  le  com- 
merce a  besoin  d'uno  grando  liberte.  II  lui  faut  un 
jeu  absolument  libre  qui  lui  pormette  des'acccntuer 
selon  les  besoins  ä  satisfaire.  C'est  pour  eile  le  seu| 
moyen  de  roussir  et  de  travailler  par  consequent  ä 
la  prosperite  generale  en  meme  temps  qua  con- 
courir  dans  une  certaiue  mesure  ü  l'ßducation  esthe- 
Uque  d  un  peuple. 


n  est  evident  que  certaines  industries  ont  be- 
soin d'une  protection  legale  pour  se  lancer  dans 
un  mouvement  extensif.  Si  cette  garantie  leur  fait 
defaut,  elles  s'on  tiendront  au  strict  nesessaire,  övi- 
tant  de  s'engager  dans  des  reeberches  artistiquea 
toujours  coQteuses  et  d'un  resultat  douteux. 

En  instituant  le  principe  de  la  liberte  a  la  base  du 
projet  de  revision  on  permettra  ä  noe  industries  tant 
horlogere  que  textile  de  donner  a  leur  activite  un 
essor  nouveau  et  de  realiser  des  progres. 

La  loi  de  1888,  dans  ses  arL  10  et  15,  Idicte  la 
regio  que  le  depöt  doit  ötro  ouvert  et  aecompagne 
de  formaliter.  Tous  les  interesses,  quels  qu'ils 
soient,  doivent  pouvoir  le  consulter  et  etudier  les 
dossiers. 

Si,  par  contre,  certains  dessins  et  modeles  doi- 
vent etre  absolument  tenus  secrets,  ce  secret  ne 
peut  durer  que  deux  ans.  La  these  de  la  loi  de 
1888  est  le  depöt  ouvert,  le  secret  demeurant  l'ex- 
ception. 

La  preoccupation  de  la  loi  de  1888  nous  apparalt 
bien  plus  comme  une  recherche  et  une  punition  du 
controfacteur  que  comme  une  protection  propre- 
mont  dite  des  dessins  et  modeles.  Cette  idee  de  la 
contrefacon  y  occupe  une  teile  place  qu'un  chapitre 
special  est  expressement  consacre  a  la  contrefacon 
et  en  porte  le  titre. 

Le  projet  de  revision  se  presente  sous  un  aspec- 
beaueoup  plus  large.  Sa  doctrine  reside  tout  entiere 
dans  la  latitude,  c'esl-ä-dire  dans  la  faculte  pour 
les  interesses  de  clioisir  entre  le  secret  et  la  put 
blicke.  Chaque  Industrie  adoptera  le  Systeme  qui 
lui  convient  le  mieux.  Ce  regime  est  le  seul  capable 
de  repondre  a  la  diversite  des  bosoins.  Nous  ne 
parlons  aujourd'hui  quo  des  brodories,  de  Thorlo- 
gerie,  mais  demain  d'autres  branches:  la  paille,  les 
porcelaines,  les  sculptures  sur  bois,  etc.,  pourront 
revendiquer  le  beneflee  des  dispositions  noovelles. 

La  liberte  dans  le  choix  constitue  le  point  capi- 
tal  de  l'oeuvre  proposee.  C'est  la  l'innovation  prin- 
cipale  et,  je  lo  repete  volonliers,  l'innovation  heu- 
reuse.  Ai-je  besoin  d'invoquer  les  faits  pour  en  do- 
montrer  l'utilite'?  Quelqu'un  de  vous  ignore-t-il  que 
les  besoins  de  l'horlngerie  different  profondement 
de  ceux  de  la  broderie  .'  La  broderie  est  une  Indus- 
trie de  luxe  dans  iaquelie  l'art  joue  un  rule  impor- 
tant.  Elle  est  soumiso  par  la  necessite  mötne  de 
son  commerce  ä  toutes  les  variations  et  k  tous  les 
caprices  de  la  mode.  Elle  exige  par  coiisüquent  des 
recherches  incessantes  de  nouveautc,  beaueoup  de 
dessins  et  des  dessins  couteux,  etabüs  par  collec 
tion,  x'est-a-dire  avec  toutes  les  variantes  que  l'ima" 
ginatiou  peut  creer.  Un  brodeur  de  SUGall  par 
exemple  invente  un  type  nouveau  de  disposition 
de  sos  (ils.  Mais  ce  type  est  l'idee  principale  qui 
pourra  etre  reproduite  avec  une  infinite  de  Combi" 
naisons  qui  en  decoulent.  La  protectiou  doit  cou* 
vrir  tout  cela,  d'autant  plus  que,  soumiseaux  Quctua- 
tions  do  la  mode,  cetto  croatiou  n'aura  qu'une  vie 
ephemere.  Ces  industriels  artistes  doivent  des  lors 
travailler  rapidement  Pour  pouvoir  preparer  les  Sai- 
sons prochaincs,  ils  ont  besoin  d'etre  asbures  du 
soerot.  I^a  publicite  provoquerait  la  coneurrence  de- 
loyale  qui  s'omparcrait  saus  scrupule  du  produitde 
leur  travail. 

L'borlogorio  au  contraire  se  trouve  dans  des  con- 
ditions tout-ä-fail  diflorentes  par  la  nature  meme 
des  Services  qu'elle  rend  et  de  son  genre  de  travaiL 
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Celui-cl  exige  encore  plus  de  scienoe  quo  d'art  et 
il  est  fait  pour  durer  longtemps.  II  est  eo  outro  li- 
mitö  aus  dimensions  tres  reslreintes  de  la  mootre. 
Si  l'horlogerie  vout  creer  uu  calibre  nouveau,  etablir 
uoe  disposltion  uouvelle  et  speciale  des  pieces,  oa 
est  oblige  de  faire  appel  a  plusieurs  oollaborateurs 
et  cetto  rechorche  exigera  du  temps  et  dos  döpenses 
ooüteuses.  L'horlogerie  ne  travaille  pas  en  vue  de 
la  saison  prochaine  com  mo  ie  brodeur. 

Le  fabricant  d'horlogerie  espere  au  contraire  ex- 
ploiter  son  type  pendant  de  longues  annees.  Or, 
par  le  lait  memo  quo  son  travail  s'exerce  sur  une 
tres  petite  surface,  il  risque  de  renoontrer  involon. 
tairement  les  idecs,  los  combinaisons  deja  trouvees 
d'un  oonourrent.  II  aurait  aiosi  perdu  ses  offorts 
et  son  argeot  Pour  eviter  cet  echoe  et  ne  pas  glis- 
ser  sans  le  savoir  dans  un  sillon  dejü  creuse,  il 
importe  qu'il  puisse  toujoors  —  avant  d'entreprendro 
l'etude  d'un  nouveau  calibre  —  consulter  les  modeles 
deposes.  La  publicite  est  dono  pour  lui  une  con- 
dition  essentielle  du  developpement  de  l'industrie 
borlogere,  an  meme  tltre  que  le  secret  est  la  con- 
dltlon  essentielle  de  la  prosperite  de  l'industrio  des 
brodeurs. 

La  uouvelle  loi  pourvoit  a  oe  dualisme.  Elles'ex- 
plique  donc  sulflsammont  ot  merite  que  nous  la  re- 
comraandions  ä  votre  bienveillant  accueil. 

An  coürs  de  la  discussion  des  articles,  nous  cons- 
taterons  d'autres  avantages  realises,  tels  que  laaim- 
pUGcation  des  formalites  imposees  par  la  loi  de  1888. 
Nous  trouvorons  aussi  plus  de  clarte  et  de  preci- 
sion  dans  un  certain  nombre  d'articles. 

En  resume,  si  vous  comparez  le  texte  qui  nous 
est  proposc  aveo  celui  do  la  loi  qui  fonetionno  au- 
jourd'hui,  vous  devrez  constater  qu'un  reel  progres 
est  accompli  et  que  c'est  uno  oouvre  liberale  que 
Ton  nous  cunvie  4  faire.  Gräcc  a  ce  rcmaDiemont 
de  la  loi  de  1888,  notre  legislation  industrielle  dejä 
tres  etendue  sera  coropletee.  Nous  avons  cn  effet 
des  lois  sur  les  brevets  d'invention,  les  marques 
de  fabrique,  les  noms  commerciaux,  laconcurrcnco 
deloyale,  les  ouvrages  d'or  et  d'argent,  sur  les  in- 
dications  de  provenance,  sur  les  usurpations  de  re- 
conipenscs.  Nous  achftverons  notre  t'iche  en  recti- 
fiant  et  en  ameiiorant  notre  lui  sur  les  dessius  et 
modeles.  L'csprit  d'initiativc  dans  toutes  nos  indus- 
tries  ae  trouvera  encourage  et  stimole.  Nous  leur 
assurerons  la  legitime  recomponse  et  le  fruit  de 
leur  travail  intcllectucl  et  notre  pays,  qui  vitessen- 
Uellemont  de  main  d'oeuvre,  sera  place  dans  des 
conditions  plus  favorablcs  ä  son  developpement  cco- 
nomique. 

Au  benefice  de  ces  rapides  observations,  votre 
commission  vous  propose  l'entree  en  matiere. 


Geel:  Ich  möchte  mir  erlauben,  zu  den  Ausfüh- 
rungen des  Herrn  Kommissionspräsidenten  noch 
einige  Bemerkungen  anzubringen,  die  Industrie  be- 
treffend, welche  in  meinem  Hoimatkanton  ihren 
Hauptsitz  hat  Diesen  Erwägungen  schicke  ich  eine 
allgemeine  Bemerkung  voraus. 

Jedesmal,  wenn  es  sich  um  Schutz  des  geistigen 
Eigentums  handelt,  und  dies  ist  das  Prinzip,  das 
in  der  vorliegenden  Rcvisionsvorlage  ebenfalls  zur 
Geltung  kommt,  treten  zwei  einander  sich  wider- 


I  streitende  Interessen  auf.  Einerseits  das  Interesse 
der  Allgemeinheit,  das  dahin  geht,  das«  alle  Ver- 
besserungen auf  künstlerischem  oder  gewerblichem 
Gebiete  möglichst  rasch  Gemeingut  werden,  in  mög- 
lichst weitem  Umfange  der  Allgemeinheit  zu  Gute 
kommen.    Diesem  Interesse  steht  gegenüber  du 

f  Interesse  des  Einzelnen,  welcher  die  geistige  Arbeit 
vollbracht  hat  und  auch  den  Nutzen  daraus  ziehen 
möchte.  Dieses  geht  dahin,  dass  er  einen  Schutz 
erhalte,  der  ihn  davor  bewahrt, dass  ihm  Drittpersonen 
den  Lohn  seiner  Arbeit  vor  der  Nase  wegschnappen. 

Nun  steht  unser  Gesetz  auf  dem  Standpunkte 
des  Schutzes  der  Einzel-Intei essen  in  ziemlich  weit- 
gehendem Masse.  Dieser  Standpunkt  besteht  übri- 
gens in  den  meisten  Kulturstaaten.  Dagegen  besteht 
ein  Unterschied  zwischen  einzelnen  Industrien  in 
dem  Sinne,  dass  die  Interessen  der  Allgemeinheit 
an  Verbesserungen  und  Erfindungen  nicht  überall 

j  die  gleichen  sind.  Gross  und  hervorragend  und  vom 
Gesetzgeber  zu  berücksichtigen  ist  das  Interesse  der 

!  Allgemeinheit  dann,  wenn  das  betreffende  Industrie- 
gebiet sich  mit  den  nötigen  Bedürfnissen  des  Lebens 
befasst;  da  ist  es  in  der  That  unbillig,  wenn  Ver- 
vollkommnungen und  Verbesserungen  zu  lange  der 
Allgemeinheit  vorenthalten,  bezw  durch  Einzel- 
schutz in  der  gewerblichen  Verbreitung  beschrankt 
werden.  Dagegen  ist  das  allgemeine  Interesse  viel 
weniger  zu  berücksichtigen  bei  Gegenstanden,  welche 
dem  Luxus  und  der  Mode  dienen,  und  das  ist  bei 
der  Stickerei  in  hervorragendem  Masse  der  FalL 
Da  handelt  es  sich  nicht  um  Dinge,  die  jeder  Bür- 
ger haben  muss,  sondern  um  teure  Sachon,  die  nur 
beschränkten  Kreisen  von  Käulern  zuganglich  sind; 
ferner  auch  nicht  um  eine  Industrie,  welohe  eine 
stetig  fortschreitende  Vervollkommnung  des  Ge- 
schmackes und  der  technischen  Ausführung  aal- 
weist, wobei  die  Verbesserungen,  die  von  Einzelnen 
geschaffen  werden,  eben  wieder  im  Interesse  der 
Entwicklung  der  betr.  Industrie  möglichst  bald  All- 
gemeingut werden  sollen.  Dies  trifft  boi  der  Stickerei- 
Industrie  nur  in  geringem  Masse  zu;  hier  handelt 
es  sich  am  Mode-Artikel,  welche  manchmal,  anbe- 
kümmert um  die  Gesetze  der  Aesthetik,  der  Laune 
der  Mode  folgen  müssen.  Nun  hat  die  Allgemeinheit 
wirklich  kein  Interesse  daran,  dass  alle  diese  wech- 
selreichen und  von  einander  ganz  verschiedenen 
Mode-Schöplungen,  Mode-Thorhoiten  möchte  man 
olt  sagen,  sofort  in  den  Dienst  der  Allgemeinheit 
treten,  sondern  diese  können  ohne  irgendwelche 
Verletzung  anderer  Interessen  auf  die  Gebiete 
beschrankt  werden,  für  welche  sie  der  Erfinder  ge- 
schaffen hat.  Anderseits  liegt  für  die  Stickerei-In- 
dustriellen ein  erhöhtes  Interesse  an  einem  erhöh- 
ten Schutze  vor;  denn  sie  haben  nur  eine  ganz  kurze 
Zeit  zur  Ausbeutung  ihrer  geistigen  Arbeit,  und 
wenn  sie  in  dieser  kurzen  Zeit,  die  manchmal  nur 
eine  Saison  umfasst,  nicht  zum  Ertrage  ihrer  Mühe 
und  ihrer  Arbeit  kommen,  ist  die  ganze  Arbeit  um- 
sonst. Wahrend  dieser  Zeit  sollen  sie  stark  und 
ausreichend  gegen  Dritte  geschützt  werden.  Von 
diesem  Gesichtspunkte  ist  die  Stickerei-Industrio  die- 
jenige Industrie,  welche  in  dieser  Vorlage  am  weit- 
gehendsten berücksichtigt  werden  darf  und  übrigens 
auch  berücksichtigt  wird.  Ich  möchte  von  den  Wün- 
schen der  Stickerei-Industrie  nur  einen  erwähnen,  den 
nämlich,  dass  die  llintcrlc;.'unc'sdai!or  für  die  Muster 
verlängert  werde,  üis  jetzt  konnten  Muster  imdModelle 

I  nur  für  zwei  Jahre  geheim  hinterlegt  werden,  nach 
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iwel  Jahren  mussten  sie  geöffnet  werden,  nnd  es 
wurde  dem  Publikum  Einsicht  in  dieselben  geboten. 
Nun  erklären  die  Vertreter  der  Stickerei-Industrie, 
und  sie  haben  es  den  Mitgliedern  Ihrer  Kommission 
durch  Vorweisungen  in  St  Gallen  deutlich  gemacht, 
dass  der  Schutz,  den  die  Hinterlegung  für  zwei 
Jahre  biete,  für  die  Stickerei-Industrie  ungenü- 
gend sei.  Denn  2  Jahre,  sagen  sie,  reichen  nicht 
aus,  um  von  diesen  Mustern  wirklich  diejenigen 
ausscheiden  zu  können,  welche  zügig  sind,  welche 
bei  der  Vervielfältigung  gebraucht  werden  können, 
sondern  es  gehe  oft  mehr  als  2  Jahre,  bis  sie  dies- 
falls sich  entscheiden  können.  WcDn  nun  jeder 
Konkurrent  vor  der  Zeit,  wo  sie  auf  Grund  ihrer 
eigenen  Muster  den  Markt  in  gewinnbringender 
Weise  bedienen  können,  durch  Einsichtnahme  ihrer 
Muster  in  den  Stand  gesetzt  werde,  als  Mitbewerber 
auf  dem  Markte  aufzutreten,  so  seien  sie  tief  ge- 
schädigt Es  ist  hier  nicht  der  Ort  die  einzelnen 
Beispiele  anzuführen;  man  müsste  diesfalls  auch 
zu  Augenscheinen  schreiten,  wie  es  uns  glücklicher- 
weise  vergönnt  war.  Das  ist  der  eine  Grund,  wos- 
halb  die  zweijährige  geheime  Hinterlegung  für  zeit- 
lich ungenügend  erklärt  wird.  Der  zweite  Grund 
liegt  darin,  dass  die  Muster  der  Stickerei  noch  eine 
Seite  aufweisen,  welche  nicht  unter  Schutz  gestellt 
werden  kann,  nämlich  die  Seite  des  technischen 
Effektes.  Es  giebt  Muster,  deren  Hauptwert  nicht 
in  der  Neuheit,  sondern  in  einem  neuen  technischen 
Effekt  besteht  der  auf  dem  Markt  Furore  macht 
Dieser  Effekt  repräsentiert  aber  nicht  ein  Muster, 
sondern  ist  ein  sogenanntes  Gebrauchs-Muster,  wie 
es  in  der  deutschen  Rechtspraxis  heisst,  und  diese 
können  wir  bei  uns  nicht  schützen.  Wenn  nun  die 
Muster  nach  2  Jahren  geöffnet  worden,  so  kann 
jeder  auch  diese  technischen  Effekte  erkennen, 
sehen  und  ungestraft  nachmachen,  und  dieser  Ge. 
fahr  wollen  die  Stickerei-Industriellen  durch  die 
Verlängerung  der  Zeitdauer  der  Hinterlegung 
entgehen.  Nun  ist  in  Bezug  auf  diese  geheime 
Hinterlegung  ein  Bedenken  zu  widerlegen.  Es  fehlt 
nicht  au  Stimmen,  welche  sich  grundsatzlich  gegen 
die  geheime  Hinterlegung  von  Mustern  aussprechen, 
specietl  der  Stickerei-Industrie.  Die  Stickerei-Indu- 
strie produziert  unglaublich  viele  verschiedene 
Muster  per  Jahr;  ihre  Vertreter  taxiereu  sie  auf 


rund  eine  halbe  Million,  auf  400,000  bis  500,000  per 
Jahr.  Nun  wird  gesagt,  wenn  ein  Teil  dieser 
Muster  zum  Zwecke  des  Schutzes  deponiert  werde, 
so  können  die  übrigen  Fabrikanten  bei  der  geheimen 
Hinterlegung  nicht  wissen,  was  deponiert  und  ge- 
schützt sei,  und  laufen  daher  Gefahr,  ohne  irgend- 
welches Verschulden,  zufälligerweise,  auf  die  glei- 
chen Muster  zu  verfallen,  in  welchem  Falle  dann  nach 
gehabter  Mühe,  Kosten  und  Arbeit  ihnen  durch  eine 
Ungültigkeits-Klage  des  Deponierenden  der  Nutzen 
ihrer  Arbeit  vorweggenommen  werden  könne.  Das 
ist  theoretisch  gesprochen,  wirklich  einleuchtend 
und  hat  mich  selber  anfänglich  bestochen.  Aber  die 
praktische  Erfahrung  hat  gezeigt,  dass  das  merk- 
würdigerweise durchaus  nicht  der  Fall  ist  Trotz 
der  ungeheuren  Zahl  von  Mustern  kommt  es  gar 
nicht  vor,  dass  zwei  Fabrikanten,  unabhängig  von 
einander,  auf  gonau  dasselbe  Muster  verfallen.  Es 
sei,  ist  uns  mitgeteilt  worden,  ein  einziges  Mal 
passiert,  dass  im  Gebioto  der  Stickerei-Industrie  der 
Ostschweiz  zwei  Fabrikanten  das  gleiche  Muster 
angefertigt  und  gewerblich  ausgenützt  haben  und 
dass  dann  der  Erstdeponierende  dem  Zweiten  den 
Prozess  gemacht  habe ;  dabei  habe  sich  aber  herausge- 
stelltdass  auch  der  Erstdeponierende  nicht  der  Ur- 
heber war,  sondern  dass  beide  das  Muster  an  einem 
öffentlichen  Orte,  in  einem  Museum,  gesehen  und 
kopiert  hatten.  Also  dürfen  wir  über  dieses  Bedenken 
ruhig  hinweggehen  unl  die  geheime  Hinterlegung  der 
Stickereimuster  auf  5,  eventuell,  nach  Wunsch  der 
Beteiligten,  auf  10  oder  15  Jahre  ausdehnen.  Im 
Sinne  dieser  Ausführungen  halte  ich  mit  dem  Herrn 
Kommissionsreferenlen  dafür,  dass  die  Kommissions- 
vorlage den  Bedürfnissen  der  einzelnen  Industrien  in 
ausreichender  und  gutzuholssender  Weise  entgegen- 
komme und  empföhle  ebenfalls  Eintreten  auf  die 
Vorlage.' 

Das  Eintreten  wird  stillschweigend  beschlossen. 
(L'entree  en  matiere  est  döcidee  tacltement) 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici,  le  debat  est  interrompu.) 
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Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour: 
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Lfli  föderale  sur  los  deasini  et  modeles  industriell. 
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Titel  und  Ingress.  -   Türe  ei  priambule. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission  :  Je 
n'ai  pas  do  coromontaire  special  a  präsenter  sur 
l'intitulö  de  la  loi.  Copondant,  avant  de  nous  enga- 
ger  dans  l'examen  detaille  des  diflförents  articles,  je 
tiens  ä  exprimer,  au:nom  de  la  commission,  son 
Ires  vif  repret  de  n'avoir  pu,  parsuito  de  l'obliga- 
tion  de  rapportar  saus  d6lai  et  de  la  bnovetc  de!« 
duree  de  la  session,  consacrer  a  l'etude  de  cette 
loi,  tonte  Tattention  que  reclamait  son  importance. 

La  commission  aurait  desire  egalement  avoir 
aoos  les  yeux  le  compte-rendu  stenographique  des 
deliberations  qui  se  sont  deroulees  au  sein  du  con- 
seil national.  II  loi  aurait  permis  de  connaltre  l'ar- 
gumentation  qui  a  eu  pour  resultat  d'introduire 
certains  amendements  difficiles  ä  comprendre.  Cela 
Im  aurait  sans  doute  explique  quelques  expressions 
qui  demeurent  obacures  et  d'une  intelügence  ma- 
laisee. 

H  est  evident,  Messieurs,  que  notre  travail  au- 
rait singulierement  gagne  en  valeur  ä  etre  fait  d'une 
facon  moina  hative  et  moins  preeipitee.  Nous  vous 
aurions  meine  proposc  l'ajournement  du  debat,  si 
nous  n'avions  eu  le  sentiment  trfes  net  que  de  nom- 
breux  inten  t  attendent  avec  impatience  la  liquida- 
tion  de  ce  projet  de  loi. 

Nous  n'ajournerons  donc  pas  la  discussion,  nous 
bornant  h  formuler  le  veeu  que  le  conseil  föderal 
parvienne  4  parer,  dans  la  mesure  du  posäble,  aux 
insnfflsances  du  texte,  lorsqu'il  elaborera  le  regle- 


Nous  souhaitons  qu'il  donne  a  la  loi  plus  da 
souplesse,  afin  qu'elle  rende  vraiment  aux  difTerents 
interöts  de  l'industrie  tous  les  Services  que  celle-ci 
est  en  droit  d'en  esperer. 

Ces  explications  presentees  et  ces  reaervea  faites, 
Messieurs,  entrons  dans  l'examen  de  la  loi. 

Je  le  repetc,  nous  n'avons  aueune  Observation 
a  formuler  quant  ä  l'intitule  de  la  loi  et  nous  pou- 
vons  passer  aux  articles  raemes, 

Angenommen.  —  (Adopii.) 


Art  1. 

M  Richard,  rapporteur  de  la  commission  :  Cette 
disposition  est  la  reproduetion  pretque  textuelle  de 
l'art.  1"  de  la  loi  de  1886  actuellement  en  vigneur. 
Elle  dt'coule  en  meme  temps  du  principe  conatitu- 
tionnel  proclame  le  18  juillet  1887  et  :r.*M  dans 
l'art.  64  de  la  Constitution  föderale. 

Un  seul  cbangement  ä  signaler  :  le  mot  «  nou- 
veau  »  a  disparu.  II  a  ete  supprimd  parce  qu'il  pou- 
vait  donner  lieu  ä  une  Äquivoque.  On  pouvait  croire 
en  effet,  que  la  nouveaute  du  dessin  devait  exister 
pendant  toute  la  duree  du  d6pot.  Ce  qui  serait  une 
erreur. 

Nous  vous  proposons  en  oonsequence  la  sup- 
pression  du  mot  <  nouveau.  » 

Angenommen.  _  (AdopUJ 
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Art.  8. 

M.  Richard,  rapporteur  do  la  commission  :  Ici, 
Messieurs,  le  projet  pretcnd  nous  ollnr  une  delioi- 
tion  nouvelle  des  dessins  et  modeles.  La  loi  de 
1888  procedait  autrement.  C'est  par  elimmation  et 
d'une  manicre  negative  qu'elle  etait  arrivee  ä  dire 
•  peu  pres  ce  qu'on  doit  considorcr  comme  un  des- 
sin  ou  modele. 

Nous  avons  pense  que  cette  methode  negative 
devait  elre  abandonneo  et  qu'il  etait  preferable 
d'essayer  de  dire  positiveraent  et  affirmativoment 
ce  que  doit  etre  un  dessin  ou  un  modele. 

II  va  de  soi  qu'une  pareille  tAche  est  tres  diffi- 
cile  a  remplir,  tres  delicate,  parce  que  les  faits,  les 
elemenls  qui  entrent  dans  la  composition  d  un  des- 
sin  ou  d'un  modele  sont  extremement  varies,  multi- 
ples, parfois  memo  opposes.  II  est  pour  ainsi  dire 
impossible  de  trouver  une  definition  qui  les  em- 
brasse  dans  leur  etendue  et  leur  complcxite.  On  a 
du  se  contenter  de  notions  (res  simples,  elemen- 
tairts.  Le  dessin  est  eonstitue  par  une  disposif.ion 
speciale  de  lignes.  C'est  une  composition  graphique 
presentant  une  apparenoe  nouvelle.  Le  dessin  est 
uue  oeuvre  sur  surface  plane,  tandis  que  le  modele, 
c'est  Tobjet  en  relief,  sous  forme  plastique.  Lo  texte 
du  conseil  national  ajoute  a  cette  eventualis  quo 
soit  le  dessin,  soit  le  modele,  la  maquette,  peuvent 
se  combiner  avec  des  couleurs. 

II  est  possible  meme  que  dans  un  dessin,  le  jeu 
des  couleurs  determine  son  originalite  ou  plutöl  sa 
nouveaule.  II  eu  sera  egalement  ainsi  pour  les  mo- 
dele*, les  objets  en  relief.  Un  modele  pourra  lirer 
de  la  combinaisnn  des  couleurs  ODO  importance  qui 
I'individualisc.  II  fallait  donc  prevoir  1'iiitervention 
eventuelle  des  couleurs. 

Teile  est,  Messieurs,  l'econornie  de  cet  art.  2, 
qui  ne  realise  pas  une  definition  parfaite,  mais  qui 
est  cependant  preferable  a  celle  actuelle. 


Isler:  E«  ist  mir  aus  den  erklärenden  Bemer- 
kungen des  >  letTii  Jleferenten  nicht  ganz  klar  ge- 
worden, wie  es  sich  mit  den  Farben  verhält.  In 
Art.  2  des  bundesrfttlichcn  Entwurfes  ist  es  so  ge- 
halten, dass  ein  Muster  —  ich  will  nicht  von  Mo- 
dellen sprechen,  die  es  weniger  mit  Farben  zu 
thun  haben  werden  als  die  Muster  —  auch  dann 
bestehen  könne,  wenn  man  nur  die  Farben  ver- 
schieden zusammenstellte.  Das  hat  nach  meinem 
Dafürhalten  der  Bundesrat  nicht  sagen  wollen.  Er 
wollte  nicht  so  weit  gehen.  Bis  dahin  ist  in  der 
Praxis  die  Verwendung  von  Farben  als  indifferent 
bezeichnet  worden.  Wie  soll  es  in  Zukunft  sein  ? 
Nach  dem  Beschluss  des  Nationalrates  habe  ich 
geschlossen,  dass  die  Verwendung  der  Farben  in 
Verbindung  mit  den  Mustern  ein  Element  sei, 
welches  den  Unterschied  des  neuen  Musters 
von  einem  schon  bestehenden  Muster  verstärkt. 
Wenn  man  es  dagegen  mit  dem  ganz  Reichen 
Muster  zu  thun  habe  und  nur  die  Farben  verschie- 
den seien,  so  könne  man  nicht  von  einem  neuen 
Muster  sprechen.  Ich  bätte  gern  Ober  diesen 
Punkt  genauem  Aufschlug*  erhalten.  Denn  das  ist 
ausserordentlich  wichtig.  Ich  habe  aueh  einige 
Erfahrung  in  dieser  Sache.  Wawi  nun  bis  dahm  den 


Anwalt  in  einer  solchen  Angelegenheit  konsultierte,  so 
konnte  er  sagen,  dass  die  Farben  eine  Sache  für 
sich  seien  und  mit  dem  Charakter  der  Neuheit 
eines  Musters  nichts  zu  schaffen  haben.  Wenn  der 
Untergrund  derselbe  war,  so  halte  man  es  mit 
keinem  neuen  Muster  zu  thun.  Mit  der  vorliegen- 
den Fassung  schaden  Sie  eine  Zweideutigkeit, 
die  bei  der  Beratung  gehoben  werden  muss.  Ich 
fasse  die  Sache  so  auf  —  ich  bedaure,  dass  bei 
diesem  Anlass  das  Stenogramm  noch  nicht  vorliegt 
—  dass  der  Nationalrat  hinsichtlich  der  Farben 
absichtlich  von  der  Fassung  des  bundesrätlichen 
Vorschlages  abgewichen  ist.  Er  hat  die  Felben 
nicht  als  ein  selbständiges  Unterscheidungselement, 
sondern  nur  als  ein  Accessorium  der  vorhandenen 
Muster  behandelt.  Nur  wenn  ein  Musler  sich  von 
einem  andern  unterscheidet,  so  ist  der  Unterschied 
der  Farben  auch  in  Berücksichtigung  zu  ziehen. 
Wir  müssen  darüber  Klarheit  haben,  ob  diese  Auf- 
fassung auch  diejenige  unserer  Kommission  sei,  und 
ich  hätte  gerne,  wenn  der  Herr  Referent  sich  hier- 
über aussprechen  würde. 


lieel:  Ich  kann  Herrn  Isler  auf  Grund  der  ge- 
meinsamen Beratungen  der  beiden  Kommissionen 
und  auf  Grund  der  Einzelberatung  Ihrer  Kommis- 
sion folgenden  Aufschluss  -eben. 

Nach  der  Fassung  des  Bundesrates  war  es  in 
der  Thal  nicht  klar,  ob  die  Anordnung  der  Farben 
an  und  für  sich  einen  wesentlichen  begrifflichen 
Bestandteil  eines  Musters  bilden  könne.  Man  hat 
dann  aber  schon  in  den  gemeinsamen  Kommissions- 
aitxungen  Muster  und  Modell  begrifflich  dahin  fest- 
gesetzt, dass  ausschliesslich  die  Form  das  wesent- 
liche und  notwendige  Merkmal  sei,  dass  es  überall 
nur  auf  die  Form  des  Musters  oder  des  Modells 
ankomme  und  dma  nur  die  Form  des  Musters  ge- 
schützt werden  soll.  Das  ist  meines  Ernchtens  in 
Art.  2  des  nationalrätüchen  Entwurfs  deutlich  ge- 
sagt, wo  es  heisst:  tEm  gewerbliches  Muster  oder 
Modell  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  eine  äussere 
Formgebung,  auch  in  Verbindung  mit  Farben,  die 
bei  der  gewerblichen  Herstellung  eines  Gegenstan- 
des als  Vorbild  dienen  soll.» 

Daraus  crg<ebl  sich  in  Bezug  auf  den  Muster- 
schutz und  die  Nachahmung  in  der  Praxis  folgen- 
des: Die  Form  eines  Musters  kann  beibehalten, 
aber  die  Farbe  verändert  werden  und  dann  haben 
wir  es  zweifellos  mit  einer  Nachahmung  zu  tbun. 
Deijcnige  Teil,  der  geschützt  ist,  die  Form,  ist 
nachgeahmt,  und  nur  der  unwesentliche  Teil  ist 
verändert.  Weil  diese  Auflassung  nach  unserm 
Dafürhalten  die  richtige  ist,  werde  ich  mir  erlau- 
ben, bei  Art.  24,  der  einen  Teil  des  Rechtsschutzes 
enthält,  einen  Antrag  auf  Ergänzung  der  Ziffer  1 
zu  stellen,  welcher  den  Unterschied,  den  ich  aus- 
einandergesetzt habe,  klarlegen  soll.  Wenn  zum 
Beispiel  ein  Tapelenmusler,  das  ein  Flächenmuster 
ist,  eine  bestimmte  durch  Linien  dargestellte  Form 
enthält  und  in  Gelb  und  Blau  dargestellt  ist,  so 
begeht  derjenige,  der  die  Form  beibehält,  aber 
die  Farbon  anders  wählt,  zum  Beispiel  rot  und 
sehwarz,  eine  Mttslernachahmnng.  Denn  er  hat  das 
Wesentliche  nachgeahmt  und  nur  das  Unwesent- 
liche verändert.    Ein  solches  in  andern  Farben 
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dargestelltes  Master  kann  wohl  speziell  für  den 
Laien  ein  durchaus  veränderte*  Gepräge  haben 
und  ihm  als  etwas  verschiedenes  erscheinen,  aber 
im  Sinne  des  Gesetzes  ist  es  eine  Nachahmung. 


Isler:  leb  bin  von  den  Erklärungen  des  Herrn 
Geel  befriedigt.  Seine  Anschauung  deckt  sich  mit 
der  mehligen.  Aber  ich  glaubte,  es  sei  notwendig, 
dass  die  Sacbe  zur  Erörterung  komme. 


Geel:  leb  möchte  noch  eine  Bemerkung  hinzu- 
fugen. Es  besieht  nämlich  in  Art.  2  eine  Differenz 
zwischen  dem  französischen  und  dem  deutschen 
Text.  Der  französische  Text  lautet:  «Gonstitue  un 
dessin  ou  modele  au  sens  de  la  presente  loi  toute 
disposition  de  lignes  ou  toute  forme  plastique», 
wahrend  im  deutschen  Text  die  Worte  -eine  An- 
ordnung von  Linien»  vom  Nationalrat  nicht  beibe- 
halten worden  sind.  Wir  waren  in  der  gestrigen 
Kommissionssitzung  der  Auffassung,  das*  da  eine 
unbeabsichtigte  Auslassung  im  deutschen  Texte,  vor- 
handen eei,  wir  beschlossen  daher,  entspre- 
chend der  französischen  Redaktion  die  Worte  «eine 
Anordnung  von  Linien?  wieder  aufzunehmen.  Es 
ist  mir  aber  heute  von  einem  Milgliede  des  Natio- 
nalrates mitgeteilt  worden,  dass  dies  nicht  der  Fall 
sei,  sondern  dass  die  Ansicht  der  nationalrütliehen 
Kommission  dahin  ging,  dass  die  Worte  des  deut- 
schen Textes  «äussere  Formgebung»,  sowohl  die 
Anordnung  von  Linien,  als  die  plastische  Form  um- 
fassen. Ich  für  meine  Person  kann  mich  daher  mit 
dem  deutschen  Text,  so  wie  er  vorliegt,  begnügen 
und  stelle  den  Antrag  nicht,  die  Worte  «eine  An- 
ordnung von  Linien»  wieder  aufzunehmen. 


Bundesrat  Brenner:  Ich  mochte  noch  auf  den 
von  Herrn  Isler  erwähnten  Punkt  zurückkommen, 
indem  ich  glaube,  dass  die  von  Herrn  Geel  erteilte 
Auskunft  noch  einer  Ersitzung  bednrf.  Ifen*  Geel 
hat  Ihnen  richtig  ausgeführt,  dass  die  Kommission 
durch  die  Aenderung,  welche  sie  an  dem  ursprüng- 
hchen  Antrag  des  Bundesrates  vorgenommen  hat, 
deutlich  sagen  wollte,  dass  der  wesentliche  Bestand- 
teil eines  Musters  oder  Modells  die  Form  sei  und 
die  Farbe  nicht  in  erster  Linie  in  Betracht  komme. 
Es  ist  aber  beizufügen,  dass  die  Farbe  unier  Um- 
standen bei  der  Gewähi  un?  des  Schutze*  auch  eine 
gewisse  Rolle  zu  spielen  hat.  Wenn  nümlich  eine 
Form  als  ■  <lche  nicht  geschützt  ist,  so  kann  jemand 
den  Schutz  derselben  nachsuchen,  indem  er  eine 
gewisse  Faibenkombinalion  macht  und  das  an  und 
für  sich  nicht  geschützte  Muster  mit  dieser  Farben- 
kombination  deponiert.  Da  haben  wir  es  also  mit 
einem  deponierten  und  geschützten  Muster  zu  tlitni, 
bei  welchem  die  Verwendung  der  Farben  eine  Rolle 
spielt.  Wenn  dies  nicht  der  Fall  wäre,  wenn  man 
unter  allen  Umstanden  nur  auf  die  iossere  Form- 
gebung abstellen  könnte,  so  hatte  es  keinen  Sinn, 
die  Worte  «auch  in  Verbindung  mit  Farben»  aufzu- 


Geel:  Ich  bin  Ober  die  Bedeutung  der  Ausein- 
andersetzungen des  Herrn  Bundesrat  Brenner  nicht 

im  Klaren,  leb  fasse  die  Sache  so  auf,  dass  die 
Farben  nur  in  Verbindung  mit  einer  bestimmten  ge- 
schützten Form  auftreten  und  im  Muster  enthalten 
sein  können.  Aber  eine  ungeschützte  Form  kann 
nicht  bloss  in  Bezog  auf  die  Faibenkombinalion  ge- 
schützt werden.  Das  war  nach  der  Fassung  des 
Bundesrates  möglich,  weil  dort  die  Farben  an  und 
Tür  sich  als  Objekt  des  Schutzes  dargestellt  waren. 
Aber  nach  der  Fassung  des  Nationalrates  mu-s  dio 
äussere  Formgebung,  die  einen  begrifflichen  Bestand- 
teil des  Musters  bildet,  unter  allen  Umstanden  vor- 
handen und  schützbar  sein.  Damit  verbunden  können 
unter  Umstanden,  aber  nur  in  einer  bestimmten 
Form,  auch  Farben  geschützt  werden.  Aber  eine 
zu  schützende  Form  muss  nach  meinem  Dafürhalten 
in  allen  Fallen  vorliegen. 

Angenommen.  -  (Adopti.) 


Art.  3. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commlssion: 
Apres  avoir  essaye.  de  donner  a  l'art.  2  une  defl- 
nition  dircete  et  positive  du  dessin  ou  modele,  le 
projet  dans  l'art.  3  nous  iudique  les  limites  de  la 
protection  aecordee  par  la  loi.  II  n'est  pas  facile  de 
los  voir.  Gependant  si  l'on  cherche  ä  se  rendre  compte 
do  cet  arliclo,  il  semble  qu'il  veuille  reluser  la 
protection  aux  applications  pratiques  et  techniques 
pour  la  reserver  exclusivement  a  la  forme,  a  l'ap- 
paronce. 

Avouons  que  la  redaction  de  cet  art  3  est  un 
peu  confuse,  pour  ne  pas  dire  obscure.  Certains 
termes  manquent  de  clarte.  Que  signifie  cette  locu- 
tion  «utilisation  pour  un  usage  special  de  lormes 
dejä  connues?»  Cette  periphraso  est  presquo  incom- 
prehensible.  On  n  eu  saisit  pas  immediaiement  Im 
portee  et  le  sens.  Je  crois  que  ce  qu'on  a  voulu, 
c'est  ceci,  c'est  que  lorsqu'une  forme  est  dejä  cou- 
uue  on  ne  peut  plus  la  proteger  alors  merae  qu'on 
l'afloctcrait  ä  un  usage  nouveau.  Voici  unexemple: 
Les  cartouches  pour  fusils  ont  une  forme  bien  con- 
nue,  tres  caracteristique.  Elles  sont  employees 
comme  projectilcs,  c'est  leur  emploi  habituel.  Mais 
depuis  un  cerlain  temps.  des  industriels  ont  ima- 
gine  d'emprunter  cette  forme  de  la  cartouche  pour 
en  faire  de  petites  boltes  dans  lesquelles  on  en- 
formo  des  plumes,  des  epingles  ou  memo  des  pro- 
duits  pharmaceutiques.  Ce  nouvel  emploi  de  la 
forme  do  la  cartouche  comme  bolte  ne  pourrait  pas 
C-tre  proU'v'  II  ne  renlrerait  pas  dans  la  categori© 
des  modelos  qui  sont  au  beneflee  de  la  loi,  parce 
qu'il  lui  manquerait  I  olöment  de  la  nouveaute.  On 
s'est  demande  aussi  ce  quo  signille  «L'eOet  tech- 
nique  do  l'objet  fabrique»'?  Encore  une  expression 
vague,  incertaine!  Un  exemple  vous  montrera  ce» 
pendant  l'intention  de  la  commission.  Un  iodustriol 
cree  un  type  de  marleau  ou  de  crosse  de  fusil.  Ce 
qui  sera  prolege,  c'est  le  modele;  ce  ne  seront  pa» 
les  resultats  pratiques  de  l'emploi  de  ce  nouvesu 
modülo  quand  il  sera  reproduit  Si  cette  crosse  de 
fusil  pennet  d'epau'er  plus  facilemenl  qu'auparavant, 
cela  reslo  elranger  i  la  protection.  Seulelappareno» 
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4«  la  Crosse  sera  protegee.  I>«  meme  quo  si  le 
marteau  nouveau  frappe  plus  ou  moins  fort  —  el 
lue  precisement  on  ait  eu  l'intention  rle  lui  assu- 
rar  cet  eilet  lechnlqoe  —  cette  consequence  dans 
l'application  industrielle  ne  sera  pas  couverte  par 
la  loi.  Ici  oncore  la  forme  seule  du  modele  sera 
protegee.  S'il  y  a  une  invenlion  reelle,  eile  pourra 
douacr  lieu  ä  un  brevet  d'inveuttoo.  Mais  quand  ü 
«'agil  d'un  modele  ou  d'un  Jessin,  ou  ne  doit  pas 
sc  preoccuper  des  avantaues  pratiques  quo  l'utilisa- 
tkm  de  rotte  nouvelle  tortue  pourra  procurer  a  l'u- 
sage.  Voilä  le  but  delaloi,  mnis.iereconnaisqu'elle 
Pa  mal  explique  et  qu'il  faudrait  simplifler  sa  re- 
daction.  Eu  resume,  cot  art.  3  a  pour  objet  de  de- 
claror  que  la  loi  ue  couvre  pas  lesrtsultats  obteuus 
ä  la  pratique.  Son  Intention  est  aussi  dexclure  les 
modeles  d'utilite,  les  inventions  socondaires,  telles 
•|ue  les  modiflcations d'objets connus,  les  nGcbrauchs- 
muster».  usites  eu  Alleniagne. 

Le  message  uous  rappelle  qu'ä  plusieurs  repriscs 
le  bureau  föderal  de  la  propriete  intellectuelle  a  recu 
des  modeles  qui  apparaissaient  ä  premiere  vue  reve- 
tir  les  caract&res  d'une  invontion,  mais  qu'il  refusait 
cependant  de  hreveter,  parce  qu'ils  etaient  cons- 
truits  d'apres  ua  Systeme  coauu.  Les  reclamants 
reconnaissaient  ne  pouvoir  obtenir  un  brevet  d'in- 
vention,  mais  ils  faisaient  remarquer  qu'ils  avaient 
donne  ä  l'apparell  une  forme  nouvelle,  et  ils  sou- 
louaient  que  cette  forme  nouvelle  mt-ritait  d'etre 
protegee. 

Oes  objets  rentrent  dans  la  categorie  des  «Ge- 
brauchsmuster». La  loi  suisse  ne  les  prot.^gera 
donc  pas. 

Tel  est  le  sens  de  cet  art  3  qui,  je  le  repete. 
est  d'une  r4daetion  trAs  compllquöe,  dlfflcileäcom- 
prendre  et  qu'il  conviendrait  de  simplifler. 


Isler:  Es  ist  vielleicht  besser,  wenn  ich,  wie 
vorhin,  wieder  zuerst  spreche  und  ein  Mitglied  der 
Kommission  mir  dann  antwortet,  da  loh  hier  in 
einer  ähnlichen  Lage  bin,  wie  vorhin. 

Der  Herr  Referent  hat  seine  \usführungen  zu 
Art.  3  mit  Grund  damit  eingeleitet  und  geschlossen, 
dass  er  die  Schwierigkeit  der  Erklärung  desselben 
zugestand.  Ich  bin  wirklich  aus  seinem  Inhalt  nicht 
ganz  klug  geworden.  Dieser  Artikel  wird  jedenfalls 
von  niemand  verstanden,  wenn  er  nicht  ein  Wör- 
terbuch zu  demselben  hat.  lede  Definition  in  sol- 
chen Dingen  ist  schwierig.  Es  wird  immer  so  sein, 
dass  jede  Definition  hinkt,  dass  sie  nicht  vollstän- 
dig ist  und  dass  man  irgendwelche  Schwache  an 
ihr  entdeckt  Deshalb  ist  man  denn  auch  bestrebt, 
da,  wo  die  Affirmation  nicht  ausreicht,  mit  der  Ne- 
gation sich  zu  behelfen.  Aber  damit  kann  man  wie- 
der Seiten  der  Deßnition  treffen,  die  ganz  gesund 
und  richtig  sind.  So  verhalt  es  sich  auch  mit  dorn 
Satz:  «Der  Muster-  und  Modellschutz  erstreckt  sich 
nicht  auf  die  Verwendung  sonst  bekannter  Formen 
zu  besonderem  Gebrauche. »  Es  ist  klar,  dass  das 
Beispiel,  welches  Herr  Richard  angeführt  hat,  zu. 
trifft.  Herr  Richard  hat  von  Patronenhülsen  gespro. 
oben,  die  zu  einem  anderen  Gebrauch  verwendet 
werden  und  die  als  bekannte  Form  nicht,  geschützt 
werden  können.  Ich  führe  ein  anderes  Beispiel  an. 
Ol«  Cigarrenhandier  brauchen  seit  einiger  Zeit  die 


Verpackung  in  Fässern.  Kann  dieselbe  gesetzlich 
geschlitzt  werden?  Ich  glaube  nicht;  denn  die  Form, 
die  verwendet  wird,  ist  otwas  Altbekanntes,  nicht 
etwas  Neues,  das  man  schützen  kann.  Allein  mit 
dieser  Negation  verfahrt  man  etwas  grob  und  trifft 
Dinge,  die  nicht  getroffen  werden  sollten.  Woraus 
bestehen  die  Muster"  Sie  bestehen  aus  bekannten 
Linien,  geraden  und  geschweiften,  aus  Dreiecken, 
Vierecken,  u.  s.  w.,  welohe,  in  neuer,  gefälliger 
Weise,  ich  möchte  sagen  kaleidoskopartig  zusammen- 
gestellt werden  und  so  eine  neue  Figur  bilden. 
Trifft  man  mit  dem  Satz:  «Der  Muster-  und  Modell- 
schutz erstreckt  sich  nicht  auf  die  Verwendung  sonst 
bekannter  Formen  zu  einem  besondern  Gebrauch», 
nicht  auch  solche  Kombinationen,  die  doch  offen- 
bar geschützt  sein  sollten?  Wenn  Sie  meinen,  Li- 
nien seien  Linien,  aber  keine  Form  im  engern 
Sinne,  so  gilt  das,  was  ich  gesagt  habe,  doch  auch 
von  den  Formen.  Bei  den  Mustern  werden  z.  B- 
Cylinderchen,  bei  denen  man  wirklich  von  Formen 
reden  kann,  in  besonderer  Weise  gruppiert,  sodass 
ein  neues  Bild  entsteht  Auch  da  ist  es  wieder 
möglich,  dass  man  sich  an  diese  Negation  anklam- 
mert und  sagen  kann,  dass  das  Muster  nicht  ge- 
schützt sei,  weil  in  demselben  bekannte  Formen 
zur  Verwendung  kommen. 

Im  weitem  stösst  mich  die  Bestimmung,  dass 
die  technischen  Effekte  ausser  Betracht  fallen.  Ja, 
wenn  es  sich  nur  um  solche  technische  Effekte 
handelte,  wie  die  von  Herrn  Richard  dargestellten, 
dann  würde  ich  nichts  gegen  diese  Bestimmung 
haben.  Aber  es  triebt  auch  andere  technische  Effekte 
hei  den  Mastern.  Ganz  korrekt  wird  gesagt,  die  Her- 
stellungsweiso  sei  indifferent  Aber  bei  dieser  Her- 
stellung können  Sie  mit  einer  kleinen  Veränderung 
eines  Masch  inen  tei  Ichens  einen  gewalligen  Effekt 
erzielen,  der  das  Muster  wirklich  zu  einer  ganz  neuen 
Erscheinung  macht.  Wenn  Sie  nun  einlach  sagen, 
dass  technische  Effekte  nicht  geschützt  werden,  so 
geht  das  mir  auch  wieder  zu  weit  Nehmen  wir 
ein  praktisches  Beispiel.  Ich  habe  einmal  in  der 
Stroh industrio  ein  Mustor  gesehen,  das  schon  früher 
existiert  hatte,  aber  ohne  Bedeutung  war.  Ein  Fa- 
brikant kam  auf  den  Gedanken,  dasselbe  in  einer 
verbesserten  Form  auferstehen  zu  lassen.  Durch 
etwelche  Verstellung  des  betr.  Hackens  der  Ma- 
schine brachto  er  os  dazu,  dass  dio  Faden  bei  der 
Bindung  etwas  enger,  konzentrisch,  mehr  gegen  den 
Finger  zu  gerafft  wurden.  Dadurch  bekam  das  ganze 
Muslergowebo  die  Form,  wie  wenn  in  oinem  Aohren- 
Teld  der  Wind  weht  oder  wie  wenn  überall  kleine 
Glöckchon  angehängt  wären  und  erzielte  so  einen 
wunderbaren  Effekt  Jedermann,  der  dieses  Muster 
und  das  alte,  ungeraffte  gesohen  hat  musste  sich 
sagen,  dass  die  Raffung  die  ganze  Bedeutung  des 
Musters  ausmache.  Es  kam  zum  Prozess. 
Der  betreffende  Musterinhaber  wurde  nicht  ge- 
schützt, aber  nicht  deshalb,  weil  die  oberste  In- 
stanz, das  Bundesgericht  gelunden  hätte,  diese 
Wallung,  d  i  cser  Gtockonlon  in  dem  Gewebe  sei  des 
Schutzes  nicht  fähig.  Im  Gegenteil,  man  hat  gefun- 
den, dadurch  unterscheide  sich  das  neue  Muster 
entschieden  von  dem  alten  Muster.  Aber  der  Muster* 
inhaber  wurde  nicht  geschützt,  weil  bei  dem  depo- 
nierten Muster  diese  Raffung  nicht  gelungen  war. 
Die  Gegenpartei  hatte  das  hinterlegte  Muster  kom- 
men lassen  und  gezeigt,  dass  dasselbe  diesen  Effekt 
nicht  hatte.  Deshalb  wurde  die  Klage  abgewiesen. 
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der  betreffende  Fabrikant  den  ;.eiungenen 
technischen  Effekt  rechtzeitig  deponiert  hatte,  so 
wäre  er  vom  Richter  geschützt  worden.  Woilen  Sie 
nun  mit  einer  ungeschickten  Hedaktion,  bei  der 
Sie  von  technischen  Effekten  sprechen,  die  nie- 
mand versteht,  diese  Seite  der  MustcrthätigUoit  be- 
seitigen? Ich  halte  das  nicht  für  richtig,  und  des- 
halb würde  es  mir  am  besten  gefallen,  wenn  man 
einfach  dasjenige,  was  klar  ist,  beibehalten  und 
einfach  sagen  würde:  «Der  Muster-  und  Modell- 
schutz erstreckt  sich  nicht  auf  die  Herstellungs- 
weise.» Das  andere  ersieht  sich  in  der  gerichtlichen 
Praxis  ganz  von  selbst.  Man  hat  es  in  dem  bisheri- 
gen Gesetz  auch  so  gohalten  und  ist  davon  gekom- 
men. Warum  nun  auf  einmal  die  ängstliche,  kasui- 
stische Praxis  wählen,  die  doch  nicht  ausreicht  und 
wieder  Kontroversen  schafft'' 


Geel :  Herr  Isler  beantragt,  dio  Worte  «die  Ver- 
wendung sonst  bekannter  Formen  zu  einem  beson- 
dero  Gebrauche  und  technische  Wirkungen  ...»  zu 
streichen.  Dann  haben  wir  aber  wieder  die  Unklar- 
heit, die  schon  im  alten  Gesetz  besieht  und  dio  vom 
Bundesgericht  qerügt  worden  ist.  Wir  wissen  nicht, 
ob  die  sogenannten  Gebrauchsmuster  auch  geschützt 
seien  oder  nicht.  Dio  Kommissionen  haben  sich 
auf  den  Standpunkt  gestellt,  dass  ein  Muster  und 
eine  bestimmte  Form  aufweisen  muss,  welche 
bestimmten  besseren  oder  schlechtem  Ge- 
sobmack  darstellt  und  dass  diese  Form  geschützt  wird. 
Andrerseits  kann  aber  ein  Muster  oder  Modell  noch 
einen  besondern  Gebrauchszweck  haben.  Das  Muster 
kam.  aiuem  bestimmten  Gebrauch  dienen.  Das  ist 
die  Gebrauchs-  oder  die  Nützlichkoitssoite.  Bisher 
wosste  man  nicht,  ob  der  Schutz  des  Gesetzes  sich 
wirklich  auoh  auf  diese  Seite  ausdehne,  und  es  ist 
von  dem  Bundesgericht  gewünscht  worden,  dass 
bat  der  Revision  deutlich  gesagt  werde,  ob  der 
Schutz  des  Gesetzes  sich  auch  auf  die  Gebrauchs- 
muster ausdehne  oder  nicht  Die  Kommissionen 
haben  gefunden,  dass  eine  solche  Ausdehnung  nicht 
notwendig  sei,  weil  der  Gebrauch  oder  die  Nütz- 
lichkeit der  Muster  ihren  Schutz  in  den  Patenten 
finden,  wenn  sie  wirklich  einen  erheblichen  Wert 
haben  oder  eine  wesentliche  Neuerung  darstellen. 
Für  minder  wichtige  Gebrauchsmuster  sei  der  Schutz 
nicht  nötig.  Andere  Länder,  z.  B.  Deutschland,  haben 
den  Gebrauchsmusterschutz.  Bei  uns  ist  die  Sache 
so  geregelt,  dass  durch  unser  Gesetz  nur  die  Ge- 
schmacksseite und  durch  das  Patentgesetz  die  tech- 
nischen Effekte  und  Nützlichkeitsresultate  von 
Mustern  und  Modellen,  die  nach  der  Begriffsbestim- 
mung als  patentfähige  Gegenstände  sich  darstellen, 
geschützt  werden.  Was  zwischen  drin  liegt,  die 
wirklichen  Gebrauchsmuster,  sind  ungeschützt. 

Es  ist  zweifellos,  dass  die  technischen  Effekte 
nicht  unter  den  Begriff  der  Musler  gehören,  wie 
er  in  unserm  Gesetz  aufgestellt  ist  Das  ist  keino 
Form,  sondern  ein  Gcbrauchsresuttat  eines  bestimm- 
ten Gegenstandes.  Ein  Mechanismus  weist  .beispiels- 
weise eine  bestimmte  Form  auf,  dio  durch  das 
gegenwärtige  Gesetz  geschützt  wordonkann.  Gleich- 
zeitig bat  er  aber  auch  einen  bestimmten  prakti- 
schen Zweck,  dient  diesem  oder  jenem  Gebrauch. 
In  dieser  Richtung  kann  er  nicht  unter  das  vorlie- 
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gende  Gesetz,  gestellt  werden,  sondern  mussi 
Schatz  im  Paienlge.se  lz  suchen.  Es  trifft  in  der 
Tha'  zu,  dass  dio  Besteller  von  Mustern  und  Mo- 
delleu, die  gleichzeitig  einen  technischen  Effekt  auf- 
weisen, iu  dorn  einen  oder  in  dem  andern  Gesetz 
oder  in  beiden  zugleich  schützen  lassen.  Die  Erfin- 
der sind  also  nicht  benachteiligt 

Dagegen  muss  ich  Herrn  isler  vollkommen  Recht 
geben,  wenn  er  sich  mit  dem  Passus  *dic  Verwen- 
dung sonst  bekannter  Formen  zu  einem  besondern 
Gebrauch»  nicht  befreunden  kann.  Ich  kann  es  näm- 
lich auch  nicht  Mir  gefällt  der  Ausdruck  «Nützlich- 
keitszwecke» besser.  Derselbe  ist  deutlich  und  ent- 
hält einen  bestimmten,  für  jedermann  verständlichen 
Begriff.  Ich  will  Ihnen  ein  Beispiol  goben.  Fallen 
die  Briefbeschwerer,  welche  Herr  Ingonieur  Imfeid 
in  den  Handel  gebracht  und  zu  denen  er  die 
Formen  des  Matterhorns  und  der  Jungfrau  benützt 
hat,  unter  die  Bestimmung  des  Art  3?  Nach  meiner 
Auffassung  liegt  hier  sicherlich  dio  Verwendung 
sonst  bekannter  Formen  zu  einem  besondern  Ge- 
brauch vor.  Also  sollte  man  meinen,  dass  der  Schutz 
des  Gesetzes  sich  nicht  auf  diese  Briefbeschwerer 
beziehen  könne,  und  dennoch  sind  dieselben  ge- 
schützt. Aehnliche  Beispiele  liessen  sich  noch  mehr 
linden.  Ich  halte  dafür,  die  ursprüngliche  Fassung 
des  Bundesrates  sei  die  richtige,  nach  welcher  die 
Herstellungsweise,  die  Nützlichkeitszwecke  und  die 
technischen  Wirkungen  von  dem  Muster-  und  Mo- 
dollschutz ausgenommen  sind.  Man  weiss  ungefähr, 
was  mit  diesen  drei  Begriffen  gesagt  sein  soll. 

Ich  stelle  daher  den  Antrag,  die  Worte  «die  Ver- 
wendung sonst  bekannter  Formen  zu  einem  beson- 
dern Gebrauch*  fallen  zu  lassen  und  den  Ausdruck 
cNützlicbkeitBzweckeii,  der  in  der  bundesratlichen 
Vorlage  enthalten  ist  wieder 


Bundesrat  Brenner:  Ich  bin  mit  Herrn  Isler 
einverstanden,  dass  wir  es  hier  mit  dem  schwie- 
rigsten Artikel  des  Gesetzes  zu  tbun  haben.  Wir 
machen  da  den  Versuch,  eine  positive  Bogriffsdeft- 
nitton  des  gewerblichen  Musters  und  Modells  zu 
geben.  Das  alte  Gesetz  kennt  eine  solche  Definition 
überhaupt  nicht  sondern  es  sagt  einfach,  dass 
künstlerische  Werke,  welche  nach  dem  Gesetz  be- 
treffend das  Urheberrecht  an  Werken  der  Litteratur 
und  Kunst  geschützt  werden  und  gewerbliche  Er- 
findungen, welche  unter  das  Gesotz  über  Erfindung«, 
patente  fallen,  nicht  unter  das  Muster-  und  Modeli- 
gesetz  gehören.  Auch  auswärtige  Gesetzgebungen 
haben  davon  abgesehen,  eine  Definition  zu  geben. 
Allein  die  Fachexpertenkommission,  welche  das  De- 
partement einberufen  hatte,  um  dieses  Gesetz  zu 
revidieren,  hat  aber  sehr  darauf  gedrungen,  dass, 
wenn  möglich,  eino  positive  Begriffsbestimmung 
des  Musters  und  Modolls  gegeben  werde.  Man  hat 
versucht  nach  Massgabe  der  in  der  Handhabung 
des  alten  Gesetzes  gemachten  Erfahrungen  eine  solche 
Begriffsbestimmung  zu  finden  und  kam  dazu,  die 
in  Art  2  des  ersten  Entwurfes  aufgestellte  positive 
Definition  zu  geben.  Man  fand  aber,  dass  bei  dieser 
positiven  Bestimmung  Missverständnisse  mit  unter 
laufen  könnten,  wenn  man  nicht  negativ  sagen  würde, 
was  nicht  unter  den  Begriff  eines  Musters  und  Mo- 
deiis gehöre.    Daher  kommt  es,   das«  der  Entwurf 
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neben  der  positiven  Definition  auch  negativ  zu  de-  , 
feieren  versuchte.  Man  hat  ausgeschieden  und  | 
gesagt,  Mass  das,  was  die  Herstellungsweise  be- 
treffe, jedenfalls  nicht  unter  den  Begriff  des  Musters 
gehöre.  Das  war  schon  nach  den  Bestimmungen  der 
Verfassung  ausgeschlossen,  die  sich  nur  auf  die- 
jenigen Gegenstände  erstreckt,  dio  durch  Muster 
oder  Modelle  darstellbar  und  gewerblich  verwert- 
bar sind.  Man  wollte  aber  weitergehend  zugleich 
auch  sagen,  dass  der  Muster-  und  Modellschutz  sieh 
nicht  auf  die  Nützlichkeitszwecko  eines  Gegenstan- 
des erstreckt.  Die  sogenannten  Gebrauchsmuster 
sollen  nicht  mehr  unter  den  Schutz  des  Gesetzes 
lallen.  Man  will  die  Gegenstände  nur  naob  ihrer 
Whetischen  Seite  hin,  nach  ihrem  Geschmack, 
nicht  nach  ihrer  industriellen  Verwertbarkeit  hin 
schützen.  Darum  hat  der  Bundesrat  vorgeschlagen, 
zu  sagen,  der  Master-  und  Modellschutz  erstrecke 
sich  nicht  auf  die  Nützlichkeitszwecke  eines  Gegen- 
stand«. Die  Kommission  des  Nationalrates  hat  hier 
eine  Aenderung  vorgenommen  und  statt  von  Nützlich- 
keitazweoken  von  der  Verwendung  sonst  bekannter 
Formen  zu  einem  besondern  Gebrauche  gesprochen. 
Ich  bin  mit  den  Herren  Geel  und  Isler  darin  ein- 
verstanden, daas  diese  Abänderung  kerne  glückliche 
ist  Die  Fassung  des  Nationalrates  ist  entschieden 
verschwommener,  ate  diejenige  des  bundesrätlichen 
Entwurfes.  Unter  Nützlichkeitszwecken  kann  man 
sich  eher  etwas  Umschriebenes  vorstellen,  als  unter 
Verwendung  sonst  bekannter  Formen  zu  einem  be- 
sondern  Gebrauch.  Ich  könnte  mich  also  sehr  wohl 
dem  Antrage,  die  ursprüngliche  Fassung  des  bun- 
desräUichen Entwurfes  wieder  aufzunehmen,  an- 
schliessen. 

Im  übrigen  aber  glaube  ich,  dass  es  doch  gut 
wäre,  wenn  man  nicht  nur  die  Herstellungsweise 
ausschliessen,  sondern  zugleich  auch  sagen  wurde, 
dass  der  Musterschutz  sich  nicht  auf  die  Nützlieh- 
keitszwecke  und  die  technischen  Wirkungen  er- 
strecke, weil  damit  ein-  Iür  allemal  erklärt  wird, 
dass  derartige  Gegenstände  nach  dieser  Richtung 
bin  nicht  deponiert  werden  können.  Es  ist  natür-  j 
lieh  nicht  ausgeschlossen,  dass  diese  Gegenstände 
nach  Massgabe  des  Gesetzes  Ober  die  Erfindungs- 
patente geschützt  werden  können.  Die  Muster  und 
Modelle  und  die  Erfindungen  gehen  allerdings  oft 
ha  einander  Uber.  Die  Grenze  ist  etwas  flüssig. 
Aber  ich  glaube,  das  Amt  werde  im  Zweifelsfalle 
immer  geneigt  sein,  einen  Gegenstand,  der  nicht  als 
Muster  deponiert  werden  kann,  als  Erfindung  ent- 
gegenzunehmen, sobald  derselbe  wirklich  eine  neue 


leier:  leb  erkläre  zunächst,  dass  ich  mich  dem 
Antrag  des  Herrn  Geel  ansciiüesse.  wie  es  auch 
Herr  Bundesrat  Brenner  gethan  hat.  Nur  möchte 
ich  die  Sache  in  Bezug  auf  die  teci mischen  Wir- 
kungen klar  gelegt  wissen.  Was  versteht  man  auf 
Seiten  der  Kommission  und  des  Bundesrates  eigent- 
lich unter  technischer  Wirkung?  Wenn  man  damit 
sagen  wiH.  dass  dies  nur  eine  Unterart  der  Nütz- 
uehkettsverwendung  sei,  dass  man  die  Verwendung 
<n  der  Technik  nicht  schützen  wolle,  dann  bin  ich 
ssiverstanden.  Wir  wollen  nur  ästhetische  Zwecke 
schützen  und  nicht  des  mehr  oder  weniger  ge-  1 


schickte  Einstellen  In  der  Maschine  u.  s.  w.  Das 
ist  klar.  Aber  wenn  man  von  technischer  Wirkung 
spricht,  so  gebraucht  man  einen  Ausdruck,  der 
weit  über  das,  was  man  sagen  will,  hinausgeht. 
Ich  habe  Urnen  ein  Beispiel  angeführt.  Solche  kön- 
nen oft  vorkommen,  sei  es,  dass  die  Handarbeit 
oder  die  Maschine  eine  bestimmte  technische  Ver- 
änderung und  damit  einen  wirklich  neuen  Effekt 
hervorbringt  Diese  technische  Wirkung  soll  ge- 
schützt sein.  Dies  kann  nur  durch  das  vorliegende 
Gesetz  geschehen.  Man  kann  dabei  nicht  auf  das 
Patentgesetz  abstellen.  Denn  man  wird  mir  beim 
Patentamt  sagen,  dass  die  Hand  natürlich  nicht  ge- 
schützt sei.  Auch  dio  Maschine  ist  in  dem  ange- 
führten Falle  nicht  geschützt  Denn  es  handelt  sich 
um  eine  Maschine,  die  in  der  Strohindustrie  seit 
Jahrzehnten  gebraucht  wird,  und  die  betreffende  Ma- 
nipulation wird  hundertfaltig  angewandt.  Jedermann 
würde  darüber  lachon,  wenn  der  Fabrikant  dio  be- 
treffende Verstellung  dos  Nagels  bei  der  Bindung 
schützen  lassen  wollte.  Das  Patentamt  wird  sagen, 
dass  dies  seit  Jahrzehnten  massenhaft  gemacht 
werde.  Also  man  kann  das  auf  dem  Wege  des  Pa- 
tents nicht  schützen.  Allein  wenn  os  gelungen  ist 
mit  der  Maschine  in  dem  Dessin  eine  gewisse  Kurve 
herauszubringen,  so  soll  das  geschützt  werden.  Es 
handelt  sich  auch  da  um  eine  technische  Wirkung. 
Deshalb  wünschte  ich,  dass  man  genauer  wäre.  Ich 
möchte  daher  im  Antrag  des  Herrn  Geel,  den  ich 
im  übrigen  annehme,  statt  «iNützlichkeitszwecko 
und  technische  Wirkungen»  sagen,  «Nützlichkeits- 
z wecke  und  die  technische  Verwendung  des  nach 
dem  Muster  oder  Modell  hergestellten  Gegenstandes. » 


Blum  er  (Glarus) :  Je  mehr  ioh  über  den  Art  3 
aufgeklärt  werde,  desto  konfuser  werde  ich  in  der 
ganzen  Angelegenheit.  Ich  weiss  nicht,  ob  es  sich 
hier  darum  handelt  wie  das  Muster  maschinell 
oder  durch  Handarbelt  hergestellt  oder  wie  es 
dann  in  der  Fabrikation  verwendet  werde.  Ich 
glaube,  die  Sache  muss  so  verstanden  werden.  In 
der  Stickerei  und  Jacquardweberei  —  denn  um  diese 
beiden  Gegenstände  handelt  es  sich  ja  in  erster 
Linie  —  werden  Muster  erstellt  Diese  Muster  wer- 
den deponiert  und  kommen  dann  zur  Ausführung. 
Nun  glebt  es  zur  Herstellung  dieser  Gewebe  ganz 
verschiedene  Maschinen.  In  der  Jacquardweberei, 
die  ich  speciell  kenne,  liegt  die  Sache  so,  dass, 
wenn  ein  Muster  erfunden  wird,  zugleich  auch  an 
der  Maschine,  die  zur  Verwendung  kommt,  eine 
Aenderung  stattfinden  muss.  Es  handelt  sich  nun 
darum,  ob  nur  das  Muster  oder  auch  die  Maschine 
dazu  geschützt  wird.  Ich  glaube,  man  wird  aus  dem 
vorliegenden  Art.  3  nicht  kluf*.  Derselbe  sagt :  «Der 
Muster-  und  Modollschutz  erstreckt  sich  nicht  auf 
die  Herateilungsweise  des  nach  dem  Muster  oder 
Modell  hergestellten  Gegenstandes. »  Es  kommt  aber 
in  erster  Linie  nur  auf  die  Herstellungsweise  an. 
Ob  das  Muster  oder  Modell  sich  nützlich  erweise 
oder  eine  technische  Wirkung  habe  oder  nicht, 
kommt  gar  nicht  in  Betracht  Ich  kann  mit  einer 
zweiten  Maschine  denselben  Artikel  vielleicht  nütz- 
licher erstellen,  aber  nicht  dasselbe  Muster.  Des- 
halb sollte  man  einfach  sagen:  *Der  Muster-  uDd 
Modeiischutz  erstreckt  sich  nicht  auf  die  Herstel- 
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rungsweise  des  nach  dem  Muster  oder  Modell  her-  strukteur.  Die  technische  Wirkung  bangt  nioht  vom 
^»teilten  Gegenstandes. »  Man  braucht  von  der  Nütz-  j  Muster  ab.  sondern  von  der  Maschine  oder  von  dem 
ichkeit  und  den  technischen  Wirkungen  gar  nichts  StoB,  in  welohem  der  betreffende  Artikel  erstellt 
zu  sagen.  Das  ist  doch  selbstverständlich.  Je  ein-  wird.  Die  technische  Wirkung  ist  keine  Erfindung: 
facber  Sie  den  Artikel  machen,  desto  leichter  ver-  sie  kann  nicht  geschützt  werden.  Das  versteht  sich 
btaodlioh  wird  er  sein.  von  selbst,  das  weiss  jeder  Fabrikant 


Qeet:  Ich  möchte  doch  noch  einige  Worte  zu 
Gunsten  der  Beibehaltung  der  technischen  Wirkun- 
gen beifügen.  Ich  will  gleich  ein  Beispiel  anführen, 
um  zu  zeigen,  was  unter  technischer  Wirkung  eines 
Musters  verstanden  ist  Es  giebt  eine  .Sorte  von 
Stickerei,  welche  die  Eigentümlichkeit  aulweist, 
das«  die  äussern  Umrisse  der  gestickten  Figur, 
Blume,  Blatt  u.  dgl.,  erhaben  gestickt  sind,  das  In- 
nere aber  flach  gestickt  ist  Das  macht  einen  be- 
stimmten technischen  Effekt  Nun  kam  ein  Fabri- 
kant auf  den  ingeniösen  Einfall,  die  Sache  umgo- 
kehrt  zu  machen  und  das  innere  der  Figur  erhaben 
zu  stioken,  mit  Abdachung  gegen  die  Äussern  Um- 
risse hin.  Das  hat  ein  wesentlich  anderes  Bild, 
einen  andern  technischen  Effekt  hervorgebracht 
Soll  das  nun  geschützt  werden  oder  nicht?  Es 
ist  in  dem  bestimmten  Muster,  das  in  Bern  de- 
poniert ist  z.  B.  in  Epheublättern,  geschützt.  Da- 
gegen ist  es  jedermann  unbenommon,  die  gleiche 
technische  Wirkung  bei  Eichenblattern,  Rosenbläl- 
tern  oder  Blumen  hervorzubringen.  Bei  der  Frage, 
ob  solche  technische  Effekte  geschützt  werden  sollen 
oder  nicht  muss  die  Bedeutung  für  die  betreffende 
Industrie  massgebend  sein.  Da  muss  man  sich  sagen, 
dass  solche  technische  Effekte,  die  grosse  An- 
ziehungskraft besitzeu  und  eine  Vervollkommnung 
in  der  Industrie  darstellen,  nicht  au!  Jahre  und 
Jahrzehnte  hinaus  festgenagelt  werden  dürfen,  son- 
dern dass  es  sich  hier  um  Verbesserungen  handelt, 
die  Gemeingut  werden  sollen  und  von  denen  jeder- 
mann Gebrauch  machen  darf.  Das  ist  der  Grund, 
Wimm,  wie  ich  glaube  mit  Recht,  die  technischen 
Wirkungen  nicht  unter  den  Sohutz  des  Gesetzes 
gestellt  werden  sollen.  Es  giebt  allerdings  ein  Mittel, 
um  wenigstens  für  die  erste  Zeit  den  Gebrauch 
solober  technischer  Effekte  der  straflosen  Nach- 
ahmung durch  Konkurrenten  zu  entziehen.  Das  ist 
die  geheime  Hinterlegung.  So  lange  die  geheime 
Hinterlegung  andauert,  wissen  die  Konkurrenten 
nichts  davon.  Sie  können  die  Nachahmung  erst  dann 
begehen,  wenn  sie  die  fertige  Ware,  die  in  den 
Handel  gebracht  worden  ist,  seheu. 

Was  die  Herstellungsweise  anbelangt,  so  ist  das 
von  Herrn  Blumer  Angeführte  klar.  Wenn  jemand 
ein  neues  Muster  erfindet  und  hiefür  eine  neue 
Maschine  konstruiert,  so  hat  er  einerseits  das  Recht, 
dies  Muster  als  solches  unter  den  Schutz  des  vor- 
liegenden Gesetzes  zu  Stollen  und  die  neue  Maschine 
patentieren  zu  lassen.  Dann  ist  er  nach  beiden  Rich- 
tungen hin  geschätzt 


Blmner  (Glans) :  Der  letzte  Satz,  den  Herr  Geel 
ausgesprochen  hat,  ist  nicht  ganz,  richtig.  In  der 
Regel  erfindet  nicht  derjenige  die  Maschine,  wel- 


M.  Richard,  rapporteor  trancais  de  la  commis- 
sion:  La  commission  se  railie  a  la  proposition  de 
M.  Geel. 


Abstimmung.  —  Votation. 


In  eventueller  Abstimmung  wird  mit  19  gegen 
11  Stimmen  der  Antrag  des  Herrn  Geel  gegenüber 
dem  Antrag  des  Herrn  laier  angenommen.  In  defini- 
tiver Abstimmung  wird  der  Art  3  der  bundesrüt- 
lichen  Fassung  mit  22  gegen  8  Stimmen,  welche 
auf  den  Antrag  des  Herrn  Blumer  (Glarus)  lallen, 

(En  voUtion  eventuelle,  le  conseil  prefere  par 
19  voix  coctre  11  la  proposition  de  M.  Geel  a  cell" 
de  M.  laler.  En  votation  definitive.  I'art.  3,  tei  qu'il 
a  ete  propose  par  le  conseil  föderal,  est  maintenu 
par  22  voix  contre  8  que  reunit  U  proposition  de 
M.  Blumer.) 


Art.  4. 

iL  Kickaid,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion: liet  article  pro  eise  la  natura  juridique  du  droit 
de  l'auteur.  II  declare  que  ce  droit  dolt  etre  assi- 
mile  aux  autres  biens  qul  peuvent  oonstituer  la 
fortune  de  l'auteur.  C'est  nn  bien  de  meme  natur« 
que  les  autres.  Ce  n'eet  pas  un  droit  exclusivement 
attache  a  la  personne  de  Pinventeur  et  qui  dispa- 
ralt  avec  celle-cL  En  un  mot  c'est  une  propriete 
privee. 

Un  seoond  principe,  qui  decoule  du  preroier, 
c'est  que  ce  droit  est  susceptible  d'une  transmis- 
sion  comme  tous  les  autres  biens  mobillers.  Ilpourra 
etre  transmis  par  consequent,  soit  en  totalite,  soit 
partiellement,  et  il  le  sera  par  tous  les  moyens  de 
droit 

lei,  nous  presentons  un  amendement  de  redac 
tion.  Nous  proposons  de  dire:  «II  est  transmissible 
en  tout  ou  en  partie  par  toutesvoies  de  droit»  Noos 
croyons  cette  formule  proferable  a  celle  du  projet 
ce  dernier  ue  prevoyant  qu'un  certain  nombre  de 
moyens  de  transfert  de  la  propriete;  tont  ce  qui 
conoerne  la  saisie  ou  l'executlon  foreeo,  tellee  que 
les  poursuite«  ou  faillites  se  trouverait  excln  par  le 

de  generaliser  les  manieres  de  transmettre  oette 

propriete.  Ce  seroot  de«  transmissions  volontaires, 
conventiocneltes.  foreees  ou  par  voie  tesUmentaire. 
Notre  formule  a  l'avantage  d'embrasser  l'ensemble 
dos  1  ii fforöntü  Q*oy&Qs  dö  ogssioq* 
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Le  paragraphe  seeond  rappello  la  pratique  deja  , 
oonnue  et  ancienne  de«  licences,  c'est-ä-dire  le  droit 
pour  l'autear  d'accorder  a  un  tiers  la  iaculte  d'cx- 
ploiter  son  invention,  modele  ou  dessin.  «ans  nuc 
oependaut  la  propriete  nieme,  ait  öte  trausraise. 

Enfin,  Part,  iadique  dans  son  dernier  paragraphe 
la  oondition  essentielle  que  doivent  rovötir  ces  trans- 
terts  totaux  ou  partiols  pour  «Ire  opposables  aux 
tiers  de  bonne  loi.  Elle  consiste  simplemetit  en 
uoa  inscription  au  registre  des  dossius  ou  modeles. 

In  der  neuen  Redaktion  der  Kommission  ange- 
nommen. 

(Adopte  dans  la  nouvelle  redaction  de  la  commis- 
si«!.) 


Art.  S. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission  :  L'ar- 
tielo  5  reproduit  presque  onüörement  les  disposi- 
tions inserites  dans  le  paragraphe  3  de  la  loi  de 
1888;  il  indique  simplement  que  la  condition  sine 
qua  non  de  la  protection  des  dessins  et  modeles 
reside  dans  un  depöt  regulier.  A  partir  de  ce  de- 
pöt, nul  ne  peut  utiliser  dans  un  but  lucratif  le  des- 


Angonoramen.  -  (Adopti.) 


Art.  6. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission  :  Cet 
art.  6  est  la  consequence  logique  des  dispositions 
precc<!cntes.  Unc  double  presomption  prend  nais- 
sance,  a  savoir  qa'au  moment  du  depöt  l'objet  etait 
nouveau  et  que  celui  qui  a  opere  ce  depöt  en  est 
le  veritabk?  auteur. 

Angenommen.  —  (Adoptl) 


Art.  7. 

M.  Biehard,  rapporteur  de  la  commission  :  Cet 
article,  remanie  par  1c  conseil  national,  introduit 
dans  notre  legislation  industrielle  une  fhciütö  qui 
sera  favorablement  appreciee  par  un  nomine  d'in- 
dustriels,  notamment  par  les  brocleurs.  Dorenavant, 
les  deaeins  et  modeles  pourront  etre  deposes,  soit 
mdividuellement,  c'est-ä-dire  isolemcnt,  soit  par  pa- 
quets.  La  loi  de  1888  limitait  ä  50  le  nombre  des 
dessins  qui  pouvaient  etre  ainsi  groupes  dans  un 
paquet.  Ce  ebiffre  a  paru  insufftsant.  En  effet,  cer- 
taines  Industrie.*,  comme  celle  de  la  broderic,  exi- 
gent  des  collections  de  dessins  plus  nombreusea.  Les 
fabricants  de  St-Gall  notamment,  etablissent  des  col- 
lections  de  types  et  leurs  variantes  sont  oxtremc- 
ment  multiples. 


11  convient  par  eonsöqnent  de  leur  aecorder  la 
facilite  de  reunir  en  un  seul  paquet  toutes  ces  va- 
riantes. Et  la  limitation  sera  indiquee  par  les  con- 
ditions  materiellem  de  dimension  et  de  poids  qu'ä- 
numerera  le  con^ei!  federal  dans  l  ordomtance  qu'il 
devra  edicter. 

Angenoimni'ii.  —  fAdöpt>':. 


Art.  8. 

M.  Uiehard,  rapporteur  de  la  commission  :  A 
l'iruitation  de  diverses  legislations  etrangeres,  notre 
loi  de  1888  avait  fixe  la  duree  maxima  du  depöt  a 
15  annees,  mais  eile  la  divise  en  4  periodes  de  2, 
5,  10,  15  ans.  Nous  avons  pense  qu'il  etait  prefe- 
rable,  a  la  requete  des  differents  interessös,  de  sup- 
primer  la  premiere  periode  de  deux  ans. 

11  n'y  a  aura  dorenavant  plus  que  a  periodes, 
eJiycuue  de  6  ans. 

Angenommen.  —  (Adopte.) 


Art.  9. 

M  Richard,  rapporteur  de  la  commission :  Nona 
rencontrons  en  cet  article  l'une  des  principalee  in- 
novations  du  projet  de  loi,  si  ce  n'est  la  principale. 

11  etend,  en  eilet,  la  duree  du  secret  du  depöt. 
Jusqu'ä  present,  cette  duree  etait  restreinte  a  3  ans. 
Dorenavant,  certaines  industries  pourront  obtenir  le 
secret  pour  toute  la  duree  de  la  protection,  soit 
pour  15  ans. 

Cet  article  confere  egalement  au  conseil  föderal 
le  droit  d'exiger  que  certains  depöts  soient  nöces- 
sairement  ouverts,  publica  et  meme  qu'il  en  soit 
public  une  representation  graphique  immediate. 

Les  autorites  sont  d'aecord  pour  regier  l'appli- 
cation  de  ces  dispositions  ä  l'horlogerie  et  a  la  bro- 
derie.  Pour  les  brodeurs,  ainsi  que  je  vous  Tai  ex- 
plique  dans  la  seance  d'hier,  le  depöt  sera  entiere- 
ment  protege  par  le  secret,  tandis  qu'en  ce  qui  eon- 
cerne  l'horlogerie,  le  Systeme  inverse  sera  rögulie- 
rement  applique. 

On  s'est  demande,  des  lors,  s'il  fallait  mention- 
ner  ces  deux  industries  speciales  dans  l'art.  9,  s'il 
etait  convenable  de  dire  d'ores  et  deja  dans  le  texte  de 
la  loi  que  la  broderie  sera  traitöe  d'une  facon  et  l'hor- 
logerie de  Tautre.  La  commission  l'a  jugö  inutile, 
parce  que  d'autres  industries  viendront  bientöt  de- 
mander  l'application  de  l'un  ou  de  l'autre  Systeme. 
II  n'y  a  donc  aueun  motif  pour  creer  une  Situation 
exceptionnelle  ou  privilegiee  ä  l'horlogerie  et  ä  la 
broderie. 


lsler:  Ich  gestehe  Ihnen,  dass  mir  diese  Art 
Legislatur  nicht  getällt.  Im  ersten  Alinea  wird  das 

Prinzip  aufgestellt,  dass  die  geheime  Hinterlegung 
für  jedermann  wahrend  der  eisten  Schulzperiode 
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Jahren  gestattet  sei.  Im  zweiten  Alinea 
es,  der  Bundesrat  könne  jede  Industrie  da- 
von ausnehmen  und  erklären :  dieser  und  dieser 
Industrie  wird  die  geheime  Hinterlegung  nicht  ge- 
stattet Das  ist  in  meinen  Augen  nicht  konstitutio-  , 
nell.  Im  fernem  kann  der  Bundesrat  auf  Wunsch 
der  Interessierten  einer  Industrie  die  geheime  Hin- 
terlegung für  weitere  fünf  «der  ^chn  Jahre  gestat- 
ten. Das  ist  wieder  eine  Ausnahme  von  dem  ge- 
setzlichen Grundsatz,  nach  welchem  die  geheime 
Hinterlegung  nur  für  die  ersten  fünf  Jahre  gestattet 
ist  Diese  Ausnahrae  kann  der  Bundesrat  verfügen. 
Das  etösst  mich.  Ich  habe  das  Gefühl,  dass  eine 
fünfjährige  geheime  Hinterlegung  genügen  dürfte. 
Die  meisten  Depots  beziehen  sich  auf  sogenannt- 
Saisonmuster.  Wenn  die  Saison  vorbei  Ist,  so  ist  ge- 
wöhnlich auch  die  Nachfrage  nach  den  betreffenden 
Mustern  vorbei.  Fünf  Jahre  ist  schon  eine  sehr 
lange  Zeit  Auch  mu>  ich,  obschon  die  Industrie, 
der  ich  nahe  stehe,  von  der  geheimen  Hinterlegung 
Gebrauch  macht,  gesteben,  das»  ich  als  Jurist  einen 
etwas  seltsamen  Begriff  von  der  geheimen  Hinter- 
legung habe,  bei  welcher  jemand  ein  Schächtolcben, 
von  dem  kein  Mensch  weiss,  was  darin  ist,  hinter- 
legt, dann  im  gegebenen  Moment,  wenn  jemand 
anders  ein  gleiches  Muster  erfunden  hat,  das  ge- 


lier voi holt  und  den  andern  bestrafen 
Das  ist  ein  Widerspruch,  aber  ich 
Nur  scheint  mir,  dass  fftnf  Jahre  lan 
und  deshalb  beantrage  ich,  den  zweiten 
der  von  der  iiiimitierten  Diskretionsgcwalt  des 
Bundesrates  spricht  und  der  nicht  konstitutionell 
ist,  fallen  zu  lassen  und  einfach  zu  sagen :  «Die  Ma- 
ster und  Modelle  können  dir  die  Dauer  der 
Schutzperiode  von  tum  Jahna  offen  oder 
ImschJag  hinterlegt 


Bundesrat  Brenner:  Der  Antrag  des  Herrn 

wird  zu  einer  langem  Diskussion  Antass 
Art.  9  wird  ein  Hauptpunkt  des  gl 
geregelt     Ich   möchte  Ihnen  dal  »er  vc 
unter  diesen  Umstanden  hier  abzubrechen. 

Zustimmung.  —  (Adhcthn.) 
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Ständerat.  —  Conseil  des  Stats.  , 

29.  Marz  1900,  nachmittags  4  Uhr.  —  S<$auce  du  29  mors  1900,  a  4  teures  de  releree. 


Preaidence: 


Robert. 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour: 

Moiter-  und  Modollschntz. 
Loi  ftdiral«  sur  les  deisim  et  modele*  Ind-striela. 

Fortsetzung.  —  8uüe. 

178  hteror.  -  Voir  DSM  173 


M.  le  President:  Nous  reprenons  la 
«r  l'art  9.    La  parole  est  *  M.  Isler. 


Isler:  loh  ergreife  nochmals  das  Wort  zu  einer 
um  damit  die  Diskussion  der  Materie 
abzukürzen. 

leb  habe  mich  heute  morgen  dagegen  ausgespro- 
chen, dass  im  ersten  Absatz  des  Art.  9  das  gesetz- 
liche Prinzip  aufgestellt  werde,  dass  Muster  und 
Modelle  auf  die  Dauer  von  5  Jahren  in  verschlosse- 
nem Umschlag  hinterlegt  werden  dürfen  und  dass 
dieser  Grundsatz  des  Gesetzes  im  2.  Absatz  nach 
zwei  Richtungen  wieder  über  den  Haufen  geworfen 
werde,  indem  dort  dem  Bundesrat  einerseits  ge- 
wird, die  Schutzdauer  eines  versiegelten 
über  die  5  Jahre  hinaus  bis  auf  15  Jahre 
9,  und  der  Bundesrat  andererseits  be- 
vollmächtigt wird,  für  gewisse  Industrien  die  ge- 
heime Hinterlegung  gänzlich  zu  untersagen.  Es  ist 
mir  in  Erinnerung  gerufen  worden,  dass  die  letz- 
Voracbrift  sich  insbesondere  auf  die  Uhrenin- 
beziehe  und  dass  die  Uhrenindustrie  ihror- 
is  Verlangen  geäussert  und  darauf  gedrungen 
habe,  dass  es  niemand  gestattet  sein  möge,  Uhren- 
modelle überhaupt  je  versiegelt  zu  hinterlegen.  Ich 
begreife  die  Gründe,  welche  die  Uhrenindustrie  zu 
einem  solchen  Vorgeben  veranlassten.  Da  es  die  in 
Frage  stehende  Industrie  selber  ist,  die  —  und  zwar 
nach  der  Richtung  hin,  die  ich  selbst  vertrete,  näm- 
dass  man  überhaupt  nicht  geschlossen  hinter- 


soll —  erklärt,  dass  sie  von  der  geheimen 
Hinterlegung  nichts  wissen  wolle,  sehe  ich  nicht 
ein,  warum  ich  päpstlicher  als  der  Papst  sein  sollte, 
und  bin  daher  meinerseits  einverstanden,  dass 
dem  Bundesrat  gestattet  sein  soll,  bei  der  Uhren- 
industrie, denn  diese  ist  gemeint,  wenn  sie  auch 
nicht  genannt  ist,  keine  verschlossene  Hinterlegung 
zu  dulden. 

Andrerseits  halte  ich  an  meinem  Einwand  in 
Bezug  auf  die  Stickereiindustrie  fest  Wenn  wir 
der  Stickereiindustrie  gestatten,  ihre  Master  wah- 
rend der  ersten  5  Jahre  verschlossen  zu  hinterlegen 
und  dabei  doch  den  Schutz  des  Gesetzes  zu  geniessen, 
so  haben  wir  ihr  bereits  eine  gewaltige  Konzession 
gemacht  Mein  natürliches  Gefühl  sträubt  sich  da- 
gegen, die  ausnahmsweise  verschlossene  Hinter- 
legung über  5  Jahre  hinaus  zu  .•■statten  und  damit 
Konliikte  zu  schaffen,  von  denen  man  sich  keinen 
rechten  Begriff  machen  kann,  und  den  P.ichter  da- 
hin zu  bringen,  dass  er  sich  mit 
muss. 

Ich  modifiziere  daher  meinen  Antrag  von 
morgen  dahin,  dass  ich  den  Art  9  lolgcndermassen 
lautend  zur  Annahme  empfehle:  tDie  Muster  und 
Modelle  können  für  die  Dauer  der  ersten  Schutz- 
periode von  5  Jahren  offen  oder  unter  versiegeltem 
Umschlag  hinterlegt  werden.  Der  Bundesrat  kann 
durch  Verordnung  bestimmen,  dass  Muster  und  Mo- 
delle gewisser  Industrien  oder  Arten  von  Erzeug- 
nissen von  der  Hinterlegung  unter  versiegeltem  Um- 
schlag Uberhaupt  ausgeschlossen  bleiben  und  bild- 
lich zu 
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Bundesrat  Bremser :  Nachdem  Herr  Isler  zuerst 
die  Streichung  des  zweiten  Alineas  des  Art  9  be- 
antragt hat  und  nunmehr  wenigstens  den  ersten 
Teil  des  zweiten  Alineas  streichen  will,  liegt  es 
mir  doch  ob,  Ihnen  die  Grunde  anzuführen,  warum 
der  Bandesrat  den  Vorschlag  so,  wie  er  vorliegt, 
formulierte. 

Pas  Gesotz  geht,  wie  das  frühere  Gesetz,  davon 
aus,  dass  während  der  ersten  Schutzperiode  die 
Mustor  entweder  offen  oder  geheim  hinterlegt  wer- 
den können  Wir  kennen  also  von  vornherein  die 
beiden  Arten  der  Hinterlegung.  Während  aber  das 
frühere  Gesetz  nach  Ablauf  der  ersten  Schutzperiode 
von  bloss  2  Jahren  die  geheime  Hinterlegung  nicht 
mehr  kannte,  sieht  der  neue  Entwurf  vor,  dass  unter 
gewissen  Voraussetzungen  von  dem  aufgestellten 
Grundsatz  nach  zwei  Richtungen  hin  abgewichen 
werden  könne.  Einmal  sieht  der  Entwurf  vor,  dass 
'ler  Bundesrat  ermächtigt  sei,  für  die  Uhrenindu- 
strie die  Möglichkeit  einer  geheimen  Hinterlegung 
während  der  ersten  Schutzperiode  zu  verbieten,  und 
sodann  soll  der  Bundesrat  ermächtigt  sein,  für  die 
Erzeugnisse  einer  andern  Industrie  —  und  hiebei 
hatte  man  die  Stickereiindustrie  im  Auge  —  die  ge- 
heime Hinterlegung  über  die  erste  Schuteperiodo 
hinaus  zu  verlängern.  Nach  beiden  Richtungen  hin 
bedeuten  diese  Bestimmungen  einen  Einbruch  in 
die  Regel.  Herr  Isler  hat  heute  Morgen  gesagt,  dass 
eine  solche  Ermächtigung  des  Bundesrates,  von  der 
Regel  Ausnahmen  zu  schaffen,  an  sich  konstitutio- 
nellen Bedenken  rufe.  Ich  glaube  nicht,  dass  kon- 
stitutionelle Bedenken  entgegenstehen  wurden,  wenn 
der  Gesetzgeber  expressis  verbis  im  Gesetze  selber 
dem  Bundesrat  die  Ermächtigung,  solche  Ausnahmen 
zu  schaffen,  erteilt.  Denn  damit  giebt  er  eben  dem 
Bundesrat  die  Erlaubnis,  in  bestimmten  Fällen  von 
der  Regel  abzugehen.  Dass  diese  Bodenken  auch  bei 
Herrn  Isler  offenbar  nicht  durchschlagend  sind, 
beweist  der  jetzt  eingereichte  Antrag,  mit  dem  er 
ebenfalls  einen  Eingriff  in  die  Regel  macht,  indem 
er  den  Bundesrat  ermächtigen  will,  der  Uhrenindu- 
strie die  offene  Hinterlegung  als  Obligatorium  vor- 
zuschreiben. Wenn  wir  also  nach  dieser  Richtung 
Mnen  Einbruch  machen  dürfen,  ohne  konstitutio- 
nellen Bedenken  zu  rufen,  so  glaube  ich,  bleibt  es 
sich  gleich,  ob  wir  nun  noch  nach  einer  andern 
Seite  hin  einen  Einbruch  gestatten.  Die  konstitu 
tionollen  Bedenken  sind  nicht  ausschlaggebend,  um 
eine  Ausnahme-Bewilligung  nicht  aufzunehmen 

Es  fragt  sich  nur,  ob  es  zweckmässig  sei,  die 
im  Entwurf  vorgesehenen  Ausnahmen  festzuhalten. 
Ich  gebe  Herrn  Isler  von  vornherein  zu,  dass  es 
konsequenter  wäre  und  sich  besser  machen  würde, 
wenn  wir  mit  Bezug  auf  den  Hinterlegungsmodus 
im  Gesetz  als  einheitliches  Prinzip  die  offene  oder 
geheime  Hinterlegung  während  der  ersten  Periode 
und  nachher  die  obligatorische  offene  Hinterlegung 
bitten.  Aber  da  dieses  Gesetz  ein  für  die  Bedürf 
cisse  der  einzelnen  Industrien  geschaffenes  Special 
gesetz  Ist,  so  glaube  ich,  dürfen  wir  nicht  unle 
allen  Umständen  an  dem  Grundsalz  der  einheitlichen 
Regolung  aller  Verhältnisse  festhalten,  weil  wir  da- 
durch doch  sehr  leicht  in  die  Schablone  hineinge- 
raten und  unter  Umstünden  verschiedenartige  Vor- 
hältnisse der  Industrien  nicht  genügend  berücksich- 
tigen würden.  So  verhält  es  sich  mit  Bezug  auf  die 
Industrien  der  Baumwolldruckerei  und  der  sei  de- 
nen und  halbseidenen  Gewebe,  die  wir  überhaupt 


von  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ausschlies- 
sen,  wodurch  wir  gewissermassen  auch  einen  Ein 
brach  in  das  Gesetz  machen.   So  verhält  es  sich 
auch  in  Bezug  au!  die  Möglichkeit,  die  wir  in  Art  9 
aufstellen,  für  einzelne  Industrien,  wie  die  Uhren 
Industrie,  von  Anfang  an  die  obligatorische  offene 
Hinterlegung  oder  aber  für  die  Erzeugnisse  anderer 
Industrien,  wie  der  Stickereiindustrie,  eine  Fort- 
setzung der  geheimen  Hinterlegung  in  die  zweite 
und  dritte  Periode  hinein  in  Aussicht  zu  nehmen. 
Wir  haben  nur  zu  prüfen,  ob  diese  Ausnahmen  aus 
den  Bedürfnissen  der  betreffenden  Industrien  her- 
aus sich  rechtfertigen.   Es  wird  zugegeben,  dass 
sich  für  die  Uhreninduslrie  eine  Ausnahme  recht- 
fertige in  dem  Sinne,  dass  die  obligatorische  offene 
Hinterlegung  vom  ersten  Moment  an  vorgeschrieben 
werde.  Der  Grund,  warum  die  Uhreninduslrie  eine 
solche  Stellung  im  Gesetz  verlangt,  ist  folgender :  Die 
Uhrenindustrie  hat  geltend  gemacht,  dass  bei  der 
Art  der  Erstellung  ihrer  Erzeugnisse  es  hin  und 
wieder  vorkomme,  dass  verschiedene  Leute  ganz 
selbständig  ohne  etwas  von  einander  ZU  wissen, 
genau   auf  dieselbe  Idee   der  Herstellung  eines 
Musters  verfallen.    Die  Erstellung  eines  solchen 
Musters  sei  aber  mit  Mühe  und  Kosten  verbunden. 
Man  gehe  dann  daran,  das  Muster  auszubeuten. 
Wenn  nun  aber  ein  ähnliches  Musler  in  Bern  geheim 
deponiert  sei,  so  wisse  der  Zweite,  der  dieses  Muster 
auch  erfunden  habe,  nichts  davon,     *»r  mache 
sich   einer  Nachahmung   schuldig   und  riskiere, 
eingeklagt  zu  werden.  Einem  solchen  Risiko  sollte 
man  die  beliebenden  Industriellen  nicht  ohne  Not 
aussetzen.   Dagegen  schütze  uns  die  offeoe  Hinter- 
egung.  Nur  wenn  es  möglich  sei,  dass  jeder  Be- 
teiligte zu  jeder  Zeit  von  den  Mustern  der  Uhren- 
industrie Einsicht  nehmen  könne  und  wenn  jeder 
Beteiligte  sogar   vermittelst  der   bildlichen  Dar- 
stellung, dio  veröffentlicht  werden  müsse  —  darum 
ist  hier  die  bildliche  Darstellung  und  ihre  Veröffent- 
lichung vorgesehen  —  sich  Rochenschaft  davon 
gehen  könne,  was  erfunden  und  welche  Muster  be- 
reits deponiert  seien,  fallen  die  sonst  nicht  zu  ver- 
meidenden Nachahmungen  dahin.  Aus  diesem  Grunde 
verlangte  die  Uhrenindustrie  die  obligatorische  offene 
Hinterlegung  und  bildliche  Veröffentlichung.  Wir 
mussten  uns  sagen,  dass  dieser  Einwand  begreiflich 
sei,  und  darum  statuieren  wir  die  im  zweiten  Ab- 
satz für  die  Uiircnindustrie  in  Aussicht  genommene 
Ausnahme.  Wenn  diese  Industrie  im  Gesetz  selber 
auch  nicht  genannt  ist,  so  besteht  doch  kein  Zweifel 
darüber,  dass  in  der  Ausführungsverordnung  diese 
Ausnahme  durch  den  Bundesrat  für  dio  Uhrenindu- 
slrie aufgestellt  werden  wird. 

Umgekehrt  machte  die  Stickerei  Industrie  eine 
Einwendung  mit  Bezug  auf  die  Regel,  dass  die  ge- 
hoime  Hinterlegung  nur  für  dio  erste  Periode  ge- 
stattet sei.  Die  Stickereiindustrie  machte  geltend, 
dass  sie  unter  allen  Umständen  Wert  darauf  legen 
müsse,  dass  die  von  ihr  deponierten  Mustor  geheim 
bleiben,  solange  die  Vorwendung  derselben  von  Wert 
sei  und  diese  Muster  sich  auf  dem  Markte  befinden. 
Denif  von  dem  Moment  an,  wo  die  Musterkollektion 
nicht  mehr  geheim  sei,  sei  es  Dritten  möglich,  die 
Ideen  aus  einer  Musterkollektion  herauszustehlen, 
ohne  dass  man  sie  der  Nachahmung  bezichtigen 
könne.  Darum  legte  dio  Slickereiindustrie  ausser- 
ordentlichen Wort  darauf,  dass  die  geheime  Hinter- 
legung Uber  die  erste  Schuteperiode  hinaus  auage- 
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dehnt  werden  könne.  Wir  glaubten,  es  k.inne  diesem 
Wunsche  dadurch  Rechuung  yetra^eji  werden,  dass 
man  aucli  für  dies».»  Industrio  im  Gesetz«?  eine 
specielle  Behandlung  iu  Aussicht  nchine. 

Eis  wird  gesagt,  es  sei  nicht  oinzuseh>'u,  dass 
die  Stickerciindusliie  vernünftigerweise  für  itire 
deponierten  Muster  einen  Schutz  über  die  erst,. 
Schutzperiode  hinaus  beanspruchen  müsse.  Ich  will 
das  nicht  ohne  weiteres  bestreiten,  indem  es  auch 
mir  persönlich  scheint,  dass  der  Wort  der  geheimen 
Hinterlegung  lür  die  Stickereiindustrie  wesentlich 
darin  bestehe,  dass  die  gehobne  Hinterlegung  wäh- 
rend der  ersten  Periode  gestattet  sei.  Gowiss  sind 
die  Muster  selten,  die  noch  nach  fünf  Jahren  im 
Kurse  und  noch  bis  in  das  10.  und  15.  Jahre  hinein 
Mode  sind.  Diese  Musler  sind  ja  in  der  Regel  Sai- 
sonprodukte. Von  einer  Saison  zur  andern  wechselt  die 
Mode  und  damit  wechseln  auch  die  Muster.  Allein  die 
Herren  von  der  Stickereiindustrie  sagen  uns,  dass 
es  vorkomme,  dass  einzelne  Muster  ihrer  Kollek- 
tionen auch  nach  Ablauf  der  ersten  Periode  für  die 
industrielle  Verwertung  noch  einen  wesentlichen 
Wert  haben  und  dass  sie  deshalb  darauf  halten 
müssen,  dass  ihnen  die  Möglichkeit  eingeräumt 
werde,  wenigstens  einzelne  Muster  über  die  erste 
Periode  hinaus  geheim  hinterlegt  zu  halten.  Wir  sind 
nicht  in  der  Lage,  diese  Behauptung  in  allen  Teilen 
nach  ihrer  Bedeutung  undTragweite  für  die  inBetracht 
kommende  Industrie  würdigen  zu  können.  Aber  wir 
-Mauben,  dass  wenn  eine  solche  Ausdehnung  der 
geheimen  Hinterlegung  nicht  eine  Hemmung  des  Fort- 
schrittes im  allgemeinen  und  eine  grosse  Inkon- 
venienz  für  die  Aligemeinheit  bedeutet,  man  auch  den 
■Hwas  weitgehenden  Bedürfnissen  der  Industrie  ent- 
gegenkommen kann.  Das  war  die  ausschlaggebende 
Erwägung,  um  in  Art.  9  die  Möglichkeit  der  Aus- 
dehnung der  geheimen  Hinterlegung'  über  die  erste 
>chutzperiode  hinaus  in  Aussicht  zu  uehmen.  Ich 
wlaube,  Sie  würden  mit  der  Annahme  des  Antrages 
des  Herrn  Isler  der  Stickereiindustrie  keinen  Ge- 
fallen erweisen  und  den  Wünschen,  wie  sie  seitens 
dieser  Industrie  in  Eingaben,  die  an  das  Departe- 
ment gelangten,  in  den  Konferenzen  der  Fachexper- 
ten und  in  den  Beratungen  der  von  den  Räten  ein- 
gesetzten Kommissionen  geäussert  worden  sind, 
nicht  Rechnung  tragen.  Ich  bin  der  Ansicht,  ein 
genügender  Grund,  die  vom  Nationalrat  bereits  an- 
genommene Bestimmung  zu  streichen,  liege  nicht 
vor.  Nützt  diese  Bestimmung  nicht  viel,  so  schadet 
sie  auch  sicher  nicht  viel. 


M.  Riehard,  rapporteur  de  1a  commisslon: 
f»  de*ire  rappeler  brievement  ä  ce  conseil  les 
origines  du  projet  de  la  loi  que  nous  discutons.  D 
est  sorti  d  une  conciliaüon  intervenuo  entre  des  in- 
dustrieis  dont  les  interets  sont  uetlemenl  opposes 
quant  au  mode  de  leur  protection.  Des  effortscom- 
muns  out.  i'!ö  aecomplis  entre  los  brodeurs  tlo  St-Gall 
et  les  horlogers  eu  vue  d'arriver  ä  un  regime  uni- 
forme <|ui  füt  assez  elastique  pour  donoer  satisfac- 
tion,  ä  des  besolofl  aussi  dirn-rents.  Or,  messiours, 
ce  compromis.  cette  Iransaction,  heureuse  concilia- 
tion  seraient  absolument  detruits  si  vous  entriez 
dans  les  vues  :ie  notre  houorar.Se  collOj-'ue  M.  isler. 
Vous>  creeriez  alors  une  incgalite  entre  les  indus- 


tries  texüies  de  la  Suisse  orionUle  et  celie  de  rher- 
logerie  dans  la  Suissc  occidentale. 

La  protection   legale  qnr»  nous  avuus  lixee  k  45 
aus  pour  tuutos  les  industries  sorait  eu  fait  röduite 
ä  S  ans  pour  les  brodeurs,  puisqu'a  la  ün  de  ceti 
Periode  le  soeret  ne  pourrait  plus  etro  conserve. 

Kxiste-t-il  un  motif  pour  etablir  des  divergences 
de  trailument  precisement  dans  une  loi  qui  a  pour 
objet  de  doter  nos  industries  d'un  regime  unique? 
Y  a-t-il  des  raison*  assez  fortes  pour  traiter  lesbro- 
deurs  de  St-Gall  d  une  maniere  moins  favorable  que 
les  horlogers  du  Jura?  Evidemment  non.  Ge  serait 
un  veritable  reeul  dans  notre  legislatioo.  J'estime, 
puisquo  I' industrie  de  la  broderie  a  reclaine  avec  in- 
stancel'egalite  de  traitement,  c'est-ä-dire  le  maintien 
en  sa  faveur  des  15  annees  de  protection,  que  nous 
ne  pouvons  pas  lui  refuser  cette  satisfaction.  Nous 
devons  elaborer  avant  tout  une  oeuvre  pratique  et 
non  une  oeuvre  capricieuse  qui  reluse  d'ecouter 
les  infccraatious  recueillies. 

Les  brodeurs  vous  disent  avoir  absolument  be- 
soin  de  plus  de  cinq  ans  de  protection.  Comment 
pourrions-nous,  nous  qui  sommes  moins  inities 
qu'eux  aux  neoossites  de  leur  industrie,  pretendro 
qu'ils  se  trompent,  et  edicter  souverainement  que 
la  duree  de  protection  n'atteindra  pas  en  ce  qui  les 
edneerne  celle  acoordee  ä  l'horlogerie? 

Ce  n'est  pas  pour  le  vsin  plaisir  d'obtenir  une 
protection  prolongee  mais  inefficace  que  ces  bro- 
deurs de  la  region  de  St-Gall  sollicitent  une  egalite 
de  traitement  N'est-il  pas  evident  d'ailleurs  qne  si 
au  bout  de  S  ans,  ils  n'ont  plus  besoin  de  faire 
proteger  leurs  modeles,  ils  ne  tiendront  pas  ä  faire 
prolonger  cette  protection  puisque  ce  renouvellement 
entratnera  le  paiement  d'uno  taxe.  Iis  ne  feront 
pas  une  teile  depense,  mal  ä  propos.  L'interet  sera 
donc  la  limite  de  la  duree. 

Or,  ils  l'ont  fait  entendre  tres  clairement  an 
departement  de  justice  et  police  par  l'organe  de 
leurs  representants  et  dans  leurs  requetes:  ['Indus- 
trie st-galloise  ne  peut  pas  vivre  sans  le  soeret, 
sans  le  pli  cachete.  Notre  devoir  est  de  lui  aoeor- 
der  cette  satisfaction.  Autrement  notre  loi  serait 
absolument  viciee  et  mutllee  dans  son  principe  es- 
senUel,  altointe  dans  sa  raison  d'etre  et  sa  vitaliUä 
memo.  L'oeuvre  ä  laquelle  nous  nous  consacrons 
en  ce  moment  serait  sans  effet,  sans  utilite,  si  pre- 
cisement nous  y  introduisions  une  restriction  des 
garanties  reclamees  par  les  industrie«  interessees 
au  premier  chef.  Nous  devons  plutöt,  me  sotnble- 
t-il,  nous  conformer  aux  exigences  particulieres  de 
chaque  branche  d'industrie.  Or,  la  Solution  ä  la. 
quelle  nous  sommes  arrives  est  eminemmeat  favo» 
rable  a  leur  diveraite  et  ä  leur  ensemble.  Ne  de- 
rangez  donc  pas  l'harmonie  des  dispositions  prope- 
sees  en  creant  au  detriment  d'une  des  parties  inte- 
ressees un  regime  exceptionnel  et  restriotif.  Qne  les 
15  annees  de  protection  servent  tout  aussi 
brodeurs  qu'aux  fabricante  d'horiogerie ! 
ne  s'en  plaindra. 

Quant  aux  scrupules  constitutionnels  qui  ont  en- 
vahi  notre  collegun  M.  Isler,  M.  le  chef  da  departe- 
ment en  a  fait  justice.  Rien  dans  la  Constitution 
n'interdit  aux  chambres  föderales  de  preciser  los 
conditions  sous  lesquelles  un  depot  sera  fait  Rien 
de  contraire  ä  la  Constitution  dans  notre 
d'etablir  que  le  dep6t  sera  fait  par  pli 
sous  pli  ouvert. 


( 
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La  conscience  de  notre  juriste  eminent  M.  Isler 
peut  «Ire  eompletemeut  rassuree.  La  Constitution 
•lemeure  iuUcte. 


Isler:  Herr  Richard  ist  eigentlich  warm  gewor-  j 
den.  Aber  ich  muss  ihn  der  Uebertrcibung  beschul- 
digen. Ks  bandelt  sich  gar  nicht  darum,  den  Korn* 
promiss  zu  brechen  und  das  Gesetz  zu  verstüm- 
meln. Man  bat  der  Stickerei  von  St  Gallen  eine 
sehr  grosse  Konzession  gemacht,  und  ich  bin  damit 
einverstanden,  indem  man  die  Möglichkeit  der  ge- 
heimen Hinterlegung  aut  die  Dauer  von  5,  statt  wie  ! 
bisher  von  2  Jahren  statuiert  Ks  kann  sich  also 
nur  darum  handeln,  ob  das  noch  nicht  genug  sei.  i 
Wie  weit  will  man  gehen  '  Man  will  die  Periode 
der  geheimen  Hinterlegung  nicht  bloss  verdoppeln, 
sondern  verfünl-  und  verzehnfachen;  man  will  auf 
10  und  15  Jahre  geben.  Ich  glaube,  das  gehöro 
nicht  zum  sogenannten  Kompromiss.  Unter  Entgegen- 
kommen  verstehe  ich  nicht  dass  man  nun  alles 
und  jedes  thun  soll,  was  der  Andere  verlangt.  Man 
kann  auch  hier  sagen:  Der  Appetit  kommt  mit  dem 
Essen.  Wenn  wir  der  Uhrenindustrie  ganz  im  gegen- 
teiligen Sinne  eine  Konzession  machen,  wenn  die- 
selbe uns  erklärt,  dass  sie  von  der  geheimen  Hin- 
terlegung nichts  wolle,  da  sie  ihr  nur  Nachteile 
bringe,  und  wir  ihr  zustimmen,  indem  wir  sagen,  ' 
dass  wir  eigentlich  auch  der  Meinung  seien,  dass  es 
gar  keine  geheime  Hinterlegung  geben  sollte,  so 
folgt  daraus  nicht  d**s  die  Stickereiindustrie,  der 
man  ohne  weiteres  die  5  Jahre  bewilligt  hat,  sich 
beschweren  könne,  wenn  die  geheime  Hinterlegung  , 
nicht  auf  die  zweite  und  dritte  Periode  ausgedehnt 
wird.  Was  man  der  Uhrenindustrie  gegenüber 
gethan  hat,  ist  ganz  in  der  entgegengesetzten  Rich- 
tung geschehen.  Man  macht  ihr  eigentlich  keine  Kon- 
zession. Wir  machen  die  Konzession  nur  der  Stickerei- 
industrie. Ich  begrusse  die  St  Galler  Stickerei  als  eine 
unserer  besten  Industrien  und  bin  bereit,  ihr  mög- 
lichst entgegenzukommen.  Deshalb  stimme  ich  auch 
für  die  5  Jahre.  Es  gebt  wohl  jedem  Juristen  ähn- 
lich wie  mir:  die  geheime  Hinterlegung  ist  ein  lo- 
gischer Widerspruch.  Aber  die  Welt  verlangt  ein- 
mal solche  Widersprüche.  Ich  füge  mich  darein 
und  mache  die  Konzession.  Ich  nelune  die  5  Jahre 
an,  aber  sage:  non  ist  es  genug. 

Ich  halte  daher  an  meinem  Antrag  fest 


Heffmau:  Ich  glaube,  es  muss  noch  einmal 
festgestellt  werden,  dass  für  die  Stickereiindustrie  j 
ein  Musterschutz  nur  insoweit  existiert,  als  wir 
eine  geheime  Hinterlegung  haben.  Eine  offene  Hin- 
terlegung ist  für  die  Stickereiindustrie  bedeutungs- 
los. Wenn  Sie  also,  wie  der  Herr  Berichterstatter 
vorhin  aosgeführt  hat,  für  alle  Industrien  gleich- 
massig  einen  15jährigen  Schutz  einführen  wollen, 
so  können  Sie,  praktisch  genommen,  diesen  15j ahri- 
gen Schutz  für  die  Stickereiindustrie  nur  dann  ein- 
h*Lr en,  wenn  Sie  es  ihr  ermöglichen,  während  die- 
ser 15  Jahre  eine  geheime  Hinterlegung  zu  haben. 
Jedes  Jahr,  das  Sie  In  dieser  Richtung  abschneiden 
und  für  das  Sie  feststellen,  dass  eine  offene  Hinter- 


legung stattfinden  müsse,  ist  gleichbedeutend  mit 
einer  Verkürzung  der  Schutzdauer  für  die  Stickerei- 
industrie. Ich  sehe  wahrhaftig  nicht  ein,  warum  man 
aus  doktrinären  Gründen  die  Schutzdauer  bei  der 
Stickereiindustrie  verkürzen  will  Schliesslich  ist 
es  doch  die  Industrie  selbst  welche,  gestützt  auf 
lange  Erfahrungen,  darüber  zu  entscheiden  bat  w0 
die  geheime  Hinterlegung  ein  Bedürfnis  sei  oder 
nicht  Die  Stickereiindustrie  ist  durch  lange  Er- 
fahrungen zu  dem  Resultat  gekommen,  dass 
eine  offene  Hinterlegung  nichts  nütze,  ja  sogar 
schade.  Ein  offene  Hinterlegung  ist  bei  der  Stickerei 
gleichsam  ein  Engagement  für  denjenigen,  welcher 
die  Ideen  aus  diesen  Mustern  herausstehlen  will. 
Es  fällt  niemand  ein,  von  Industrie  zu  Industrie 
hineinregieren  zu  wollen.  Man  würde  es  kurios  fin- 
den, wenn  ich  mir  erlauben  würde,  darüber  ein 
Urteil  zu  fällen,  was  bei  der  Strohindustrie  für  Be- 
dürfnisse existieren,  ob  sie  offen  oder  geheim,  ob 
sie  so  und  so  lange  hinterlegen  müsse.  Dieses  Recht, 
das  sich  die  Strobindustrie  vindizieren  kann,  möchte 
ich  meinerseits  für  die  Stickereiindustrie  in  An- 
spruch nehmen.  Ich  glaube,  die  Sachverständigen 
sollen  in  dieser  Frage  das  letzte  Wort  haben. 


Abstimmung.  —  fotaüon. 


Mit  25  gegen  4  Stimmen  wird  der  Antrag  des 
Herrn  isler  verworfen  und  dem  Beschluss  des  Na- 
tionalrates zugestimmt 

i  Par  25  voix  contre  i  la  propositiou  de  M.  Isler 
est  rejetee  et  l'arücle  adopte  d'apres  la  decision 
du  conseil  national.) 


Art.  10. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission:  Cet 
article  iropose  aux  deposants  l'obligation  de  payer 
une  taxe,  mais  il  n'a  pas  la  pretention  de  fixer 
d'ores  et  dejä  le  montant  de  cette  tlnance.  U  ap- 
partiendra  au  conseil  föderal  de  l'etablir  par  voie 
de  reglement. 

Cependant,  des  maintenant  le  projet  de  loi  don- 
nera  certaines  directions  au  conseil  federal  pour 
l'elaboration  des  tarifs:  la  faculte  de  fixer  la  taxe, 
soit  pour  les  objets  isoles,  soit  pour  les  colloctions 
ou  groupes;  puis  la  taxe  devra  etre  moderee  pour 
la  premiere  periode,  ensorte  que  les  frais  etant  di- 
minues,  les  negociants  pourront  plus  facilement  se 
servir  de  l'institulion  dudepöt  Enfln,  la  taxe  devra 
etre  augmentee.  et  cela  progressivement  d'une  ma- 
uiere  assez  sensible  pour  la  deuxieme  et  troisieme 
periode.  Aggravation  retionnelle  puisque  les  indus- 
triels  reeoivent  en  echange  une  Prolongation  du  re- 
gime de  faveur  qui  leur  a  ete  consent!.  Parfois 
mime  l'inventeur  aure  trouve  son  idee  premiere 
dans  le  doroaine  public.  II  n'est  que  juste  qu'il  ac- 
quitte  un  droit  en  retour  de  la  privation  que  la  pro- 
tection fera  subir  ä  ce  domaine  public. 

Angenommen.  —  (AdopU.) 
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Art.  11. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commissi  od  :  Cet 
article  enumere  los  oausos  de  decheance. 

Elles  dticouleroct  d'abord  da  non  paiement  de  la 
taze  dans  les  deuxmois;  mais  ici  oo  introduit  l'obli- 
gation  pour  le  bureau  föderal  d'eovoyer  ud  avertis- 
semeDt  benevole  aux  interesses. 

üne  seconde  cause  de  decbeanoe  resultera  du 
delaut  doxploitation  en  Suisse  du  dessin  ou  du 
modele  depose. 

Certains  esprits  oot  critique  cette  disposition  et 
en  out  demande  la  suppression,  disant  que  l'exploi- 
tatiou  des  dessins  et  modele*  na  pas  la  mömc  im- 
portance  que  celle  d'un  brevet  et  qu'oa  ne  doit  pas 
des  lors  tui  attribuer  la  memo  sancUon.  II  est  tou- 
jours  possible  de  faire  un  dessin  Äquivalent  sans 
•  ju'il  soit  absoiumont  identique  ä  un  autre.  D'autre 
part  la  menaoe  de  decbeanoe  n'aura  pas  assez  de 
lorce  pour  determlner  tou  jours  une  maison  e  tran- 
göre ä  venir  construire  ou  etablir  en  Suisse  uno 
labrique. 

Gas  considerations  sont  fondees.  Elles  aaraient 
pa  militer  en  favear  de  la  suppression  du  paragraphe 
second.  Le  conseil  föderal  a  paru  ccpendant  y  te- 
nir.  II  croit  que  cette  disposition  constituera  pour  lui 
nn  moyen  de  negocier  plus  favorablement  avec  les 
etats  etrangers.  Ce  sera  oomme  uno  arme  destinee 
k  obtenir  certaines  concessions  on  cchange. 

Cet  avantage  sera-t-H  veritablement  atteint?  J'en 
donte.  Peut-etre  eüt-il  ete  prelerable  que  la  Suisse 
donnat  l'exemple  de  la  suppression  de  la  condition 
d'exploitaUon.  Dcjä  au  oongres  de  Bruxelles,  on 
mit  demande  que  dorenavant,  dans  les  Conven- 
tions internationales  et  meme  dans  les  legislatioos 
nationales,  cette  exigence  d'exploitation  dans  lo 
pays  du  depöt  disparüt.  Yotre  commissiou  n'a  pas 
voulu  se  placer  en  dehors  du  point  de  vue  du  con- 
seil föderal  tout  en  ne  se  fafsant  pas  d'illuslon  sur 
la  portee  röelle  de  cette  disposition. 

Troisieme  point:  Les  objots  quientrenten  Suisse 
soos  le  regime  du  trade  de  perfectionnement  ne 
seron t  pas  soumis  ä  la  loi.  Et  cela  se  comprend 
fort  bien.  Ces  objets  sont  des  matieres  premieres 
von  an!  de  l'ötranger  pour  ctre  manutacturees  chez 
nous  et  reexpediecs  onsnite  pour  ctre  livrees  ä  une 
clientcle  qni  n'est  pas  suisse.  Nous  fournissons  dans 
ce  cas  de  la  main-d'oeuvre.  II  est  de  l'interet  de 
notre  population  ouvricro  de  faciliter  l'importation 
des  articles  de  perfectionnement. 

J'ajouterai  enfln  qu'au  dernier  paragraphe  du  texte 
trancais,  il  serait  plus  correct  de  dire:  «—  non  appli- 
cables aux  etat*»,  et  non  pas  «vis-a-vis  des  etat»». 

Angenommen.  —  (Adopti). 


Art.  12. 

M  Siebard,  rapporteur  de  la  commission :  Dans 
cet  article,  la  loi  indique  les  ditferentes  nullites 
-lui  peuvent  frapper  un  depöt  et  reproduit  les  dis- 
position« actueiles  inscrites  dans  la  loi  de  1K88. 
Mais  eile  introduit  la  notion  necessaire  de  nouveaute, 
!a  jurisprudonce  du  trihunal  fcdtfral  plus  rijjoureuse 
exigeant  pour  la  protection  des  dessins  et  uiodeles 


i'element  d'invention  originale.  Cetait  orte  Interpre- 
tation limitative  et  restrictive  des  dispositioos  de 
la  loi  en  vigueur. 

En  fait  les  industrieis  pensent  que  le  seul  ca- 
ractere  que  Ton  doive  reclamer  pour  la  protection 
des  dessins  et  modele«,  o'est  la  enouveaote»,  le 
fait  qu'il  n'est  pas  enoora  conrw.  Mais  il  n'est  pas 
necessaire  que  ce  dessin  sott  Toeuvre  d'un  gtaie 
nouveau,  d'une  originalite  ineontestable,  U  seute 
circonstance  de  nouveaute  sofftt. 

La  surface  d  application  de  la  loi  rotere  se  bMW 

Angenommen.  -  (Adopti.) 


Art  13. 

tion  civil«  en  decheance  est ouverte a tout interease. 

II  est  utile  de  ne  pas  prolonger  trop  longtempe 
un  regime  exceptionnel  de  protection  qni,  ainsi  que 
je  le  disais  tout  a  l'heura  prive  le  public  de  la  jouis- 
sance  de  certains  dessins  et  modeles.  C'est  pour 
cela  qu'on  a  ölargi  l  acces  de  cette  reclamation  en 
le  nermettant  a  tout  Interesse. 

Angenommen.  —  (AdtpU.) 


Art.  14. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission:  Les 
prescriptions  de  cet  article  ont  pour  but  d'imposer 
l'obligation  d'un  domicile  juridique  aa  Suisse,  afin 
de  permettre  aux  tiers  qui  veulent  faire  un  prooes 
do  savoir  oü  l'intenter. 

Le  deposant  ou  l'auteur  dn  dessin  ou  modele 
pourra  aussi  avoir  un  mandataire.  La  qualite  de  oe 
mandataire  sera  regiee  d'apres  les  legislations  can- 
tonales.  Dans  plusieurs  cantons,  ce  seront  les  avo- 
cats  qui  se  chargeront  habltuellement  de  ce  genre 
do  mandat. 

L'art  1*  precise  le  for  du  prooes.  Ce  seracelui 
du  domicile  du  deposant  on  da  represenUnt  oa  da 
siego  du  bureau  oü  le  depöt  aora  ete  effectue. 


Isler:  Ich  glaube,  dass  hier  eine  Inkorrektheit 
in  der  Redaktion  vorhanden  ist,  nämlich  in  Bezug 
auf  die  Geriohtsstelle.  In  Art  3  ward  gesagt,  dass 
Klagen  von  Ausländern  beim  Gerichte  des  Bezirks  an- 
zuheben sind,  in  dem  der  Vertreter  wohnt  Non 
giebt  es  aber  in  jedem  Kanton  nur  eine  und  zwar 
eine  einheitliche  Gerichtsstelle;  dies  gemäss  Art  34 
des  Entwurfes,  der  aus  dem  jetzigen  Gesetze  herüber- 
genommen ist  Mit  Rücksicht  darauf  sollte  man  ein- 
fach sagen.  .  .  .  «ist  die  Geriohtsstelle  des  Kantens 
zuständig,  in  dem  der  Vertreter  seinen  Wohnsitz  hat » 
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Bundesrat  Brenner:  Der  Wortlaut  ist  dem  alten 
Gesetze  entnommen.  Auch  nach  dem  bestehenden 
Gesetze  giebt  es  nur  eine  kantonale  Instanz  zurße- 
irrteirung'allfallig  entstehender  Streitigkeiten.  Wenn 
das  Gesetz  nur  eine  kantonale  Instanz  aulstellt,  so 
verstehe  ich  diese  Bestimmung  dahin,  dass  wir 
nicht  eine  Weitcrzichung  an  eine  zweite  kantonale 
Instanz  haben,  sondern  sofort  die  Woiterziohung  an 
das  Bundesgoricht.  Das  hat  allerdings  zur  Fol^e, 
dass  wir  in  jedem  Kanton  nur  eine  Instanz  kennon. 
Aber  wenn  in  einem  Kanton  mehrere  Bezirksgerichte 
existieren  und  derKanton  als  einzige  kantonale  Instanz 
nicht  das  Obergericht,  sondern  die  Bezirksgerichte 
erklärt,  so  haben  wir  doch  verschiedene  Gerichte 
je  nachdem  einer  in  diesem  oder  jenem  Bozirk 
wohnt.  Es  können  also  die  Bezirke  doch  auch  in 
Betracht  kommen.  Ich  glaube  allerdings,  die  meisten 
Kantone  haben  das  Obergericht  als  einzige  kantonale 
Instanz  bezeichnet,  doch  weiss  ich  momentan  nicht, 
ob  einzelne  Kantone  die  Bezirksgerichte  botraut 
haben.  Ist  dieses  der  Fall,  so  hat  die  Bezeichnung 
des  Bezirks  im  Gesetze  doch  einon  Sinn.  Wir  wurden 
vielleicht  nicht  auskommen,  wenn  man  nur  vom 
Kanton  spricht 


Wer:  Ich  begnüge  mich  mit  dieser  Auskunft 
Ich  wollte  nur  nicht  eine  neue  Instanz  entstehen 
lassen.  Nachdem  diese  Erklärung  abgegeben  ist,  und 
sie  wird  ja  stenographiert,  kann  ich  mich  zufrie- 
den geben. 

Angenommen.  —  (Adoptl) 


Art.  15. 

M.  Bichard,  rapporteur  do  la  commission :  L'art.  15 
est  le  premier  du  second  chapitre  intitule :  «Depots». 

II  reprodnit  les  formalites  dejä  promulguces  par 
la  loi  de  1888.  II  s'agit  de  regier  la  procedure  du 
depöt  Elle  sera  oxtrememenl  simple.  I.'auteur  pre- 
sentera  une  requete  redigeo  dans  l'une  de  nos  trois 
langues  nationales  et  ajoutera  a  titre  justificatif  un 
exemplaire  d'execution  ou  une  representation  gra- 
phique  de  l'objet.  II  devra  onfin  verser  le  montant 
de  la  önance  prevue  par  le  reglement. 

Angenommen.  —  (AdoptQ 


Art.  18. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission:  Les 
dossins  et  modeles  seront  dans  la  regle  deposes  au 
bureau  föderal  de  Berne.  Cependant,  si  le  besoin 
s'en  manilestait,  le  conseil  federal  pourrait  encore 
etablir  d'autres  bureaux  do  depöt  Et  ce  sera  tres 
probablement  le  cas  pour  certaines  industries. 

II  est  evident  par  exemple  que  les  fabricants  de 
la  Suisse  Orientale  seraient  dans  des  conditions 
assez  defavorables,  s'ils  etaient  obliges  de  venir  ä  ' 


Berne  pour  faire  lours  depöts  et  s'ils  n'avaient  pas 

ä  proximite  de  leur  activite  un  olficier  Charge  de 
les  recevoir.  Le  meme  raisonnement  s'appliquerait 
aux  horlogers.  II  y  aura  donc  trös  probablement 
dans  la  pratique  une  pluralite  d'offices. 

A  ce  propos,  on  s'est  pose  la  question  de  savoir 
s'il  ctait  utile  d'inserer  dans  la  loi  {'Organisation  de 
ces  differents  depöts,  ou  bien  s'il  ne  conviendrait 
pas  plutöl  de  laisser  aux  ordonnances  et  reglements 
du  conseil  federal  lo  soin  de  prescrire  les  regles 
qui  leur  seront  applicables.  Nous  rencontrons  du 
reste  des  opinions  tres  soutenables  dans  les  deux 
sens.  Dans  l'iutüröt  de  l'unitc  de  la  jurisprudence 
et  de  la  pratiquo  administrative  il  conviendrait  peut- 
etre  que  les  bureaux  cantonaux  n'eussent  absolu- 
ment  qu'a  recevoir  les  depöts  et  ä  communiquor 
les  d ossiers  depos6s  ä  decouvert  au  public  venu 
pour  les  consulter. 

L'administration  centrale  garderait  le  soin  de 
trancher  toutes  les  autres  questions,  tolles  que 
Celles  de  decheance,  de  nullite,  etc. 

A  oe  Systeme  on  peut  opposer  l'avantage  pour 
les  centres  industriels  de  posseder  pour  ainsi  dire 
chez  eux  des  bureaux  cantonaux  qui  fonetionne- 
raient  avec  une  plenitude  d'attributs  egale  ä  ceile 
dont  jouirait  le  bureau  central  de  Berne.  De  la 
sorte  on  öviterait  des  deplacements  couteux  et  des 
lenteurs.  Nous  ne  faisons  que  poser  la  question, 
pensant  que  le  conseil  federal  avisera  au  mieux 
dans  les  röglements  qu'il  est  Charge  d'elaborer. 

Angenommen.  —  (Adoptl) 


Art.  17. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission:  Gel 
article  pose  la  sanetion  de  l'inobservation  des  for- 
malites prescrites.  Cetto  sanetion  consiste  dans  le 
rejet  du  depöt. 

Le  bureau  examinera  avec  soin  les  representa- 
tions  graphiques  ou  les  objets  memes  qui  lui  seront 
remis  ä  döcouvert.  11  repoussera  toutes  les  de- 
mandes  ue  realisant  pas  les  caraetcres  exigOs  par 
la  loi  pour  jouir  de  la  protection.  II  rejettera  par 
consequent  les  dessins  et  modeles  dont  l'execution 
constituerait  une  violation,  soit  d'une  loi  federale, 
soit  d  une  Convention  internationale  ou  qui  serait 
contrairo  aux  honnes  moeurs.  On  aurait  pu  se  dis- 
penser d'introduire  une  pareille  disposition  qui  va 
de  soi.  On  ne  peut  pas  en  effet  obliger  les  autori- 
tes  föderales  ä  couvrir  de  leur  protection  des  choses 
qui  seraient  en  Opposition  avec  nos  regles  legisla- 
tives ou  avec  nos  stipulations  diplomatiques  ou  qoi 
seraient  une  cause  de  scandale.  Mais  enllu,  puis- 
qu'on  a  juge  necessairo  de  l'ecrire  dans  la  loi, 
nous  l'y  avons  laissö  pour  diminuer  les  polnts  de 
desaecord  avec  Tautre  chambre. 

La  parlie  la  plus  importante  de  cot  article  reside 
dans  le  droit  attribue.  au  buroau  federal.  C'est  a 
coup  snr  une  disposition  d'une  tres  grande  portee, 
parce  qu'aucun  recours  aux  juridictions  habituelles, 
c'est-u-ilire  aux  tribunaux,  n'ost  aecordü  a  TauteuT 
qui  aura  vu  sa  demande  ecartee.  Le  seul  recours 
possible  sera  aupres  du  d.-partoment  de  justice.  Ce 
recours  offro  sans  doute  une  certaine  dose  de  se- 
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enrite;  cependant,  n'eot-JI  pas  cte  meilleur  de  reser- 
ver  ä  uo  Clement  judiciaire  proprement  ditl'appre- 
cUÜon  de  tels  recours?  La  garantie  en  eüt  etö  plus 
apparente.  Enfin,  quel  que  soit  le  zelo  deploye  par 
le  departement,  il  est  vraisemblable  >]uc,  dans  |a 
pluralitf  des  cas,  la  question  d'admi&sibilite  du 
depöt  sera  tranchee  selon  le  preavis  du  hureau  föde- 
ral de  la  proprietc  intellecluelle.  C'est  Iii  uno  ten- 
dance  administrative  dont  il  est  aisc  de  .so  rondre 
compte.  Je  ne  crois  pas  me  tromper  en  disaut  que 
las  jugemeats  du  bureau  de  la  propriete  intellec- 
tuelle  relatifs  aux  LreveU  d'inventiou,  pesent  d'un 
tres  j.Tan.1  poids  dans  lo  jugemenl  doflnitlf  <iu  de- 
partoment  Nous  aurons  donc  enfait  une  sorted'unite 
de  juridictioo,  alors  quo  nous  eussions  voulu  intro- 
dnire  une  juridiction  absoluraent  indepcndnnte  de 
la  premiere  instance  qui,  dans  plus  d'un  cas,  aurail 
pa  apprecier  ä  la  lnmiere  d'une  autre  doctrine  les 
recours  des  auteurs  de  dessins  et  modeles  evinces. 
Je  pense  que  dans  la  pralique,  cos  refus  de  düpöt 
ne  devront  etro  prononcös  qu'avcc  uneoxüemocir- 
oonspection.  Si  le  hurcau  föderal  croit  s'apercevoir 
qn'nn  dessin  ou  modele  n'est  pas  susceptiblc  de 
protection  pour  Tun  des  motii  enumeres  a  l'art.  12, 
ij  devra  en  donner  discretement  un  avis  prealable 
au  deposant,  ahn  que  celui-ci  puisse  ä  son  gre 
maintenir  ou  abandonner  sa  demande.  Un  avis  ana- 
logue  serait  donne  si,  lors  de  la  transformation  du 
depöt  secret  en  un  depöt  ä  decouvert,  le  bureau 
croit  decouvrir  que  le  dessin  ou  modele  n'est  pas 
susceplible  de  protection.  En  un  mot,  la  commis- 
sion  demande  au  conseil  föderal  et  particulierement 
au  departement  föderal  de  justice  et  police  d'appor- 
ter  dans  la  pratiquo  ot  dans  l'exercice  des  attribu- 
tions  de  cet  art.  17  le  tcraperament  le  plus  largo 
possible,  parce  que  la  bonne  foi  de  l'auteur  sera 
souvent  indiscutable.  Celui-ci  peut  avoir  (ait  un 
dessin  ou  un  modele  qui  serait  dans  une  certaine 
mesuro  contraire  ou  oppose  ä  une  disposition  do 
notre  iegislation  föderale  qu'il  ignore  et  n'en  pas 
moins  agir  avec  les  meilleures  intentions.  II  Im- 
porte donc  que  cet  auteur  soit  renseigne,  eclaire  et 
non  pas  juge  sommairement  sans  aueune  espece  de 
recours,  et  il  en  aurait  fallu  un  apres  la  sentence 
du  departement 

Teiles  soDt  les  observalions  que  nous  voulions 
presenter  sur  cet  art  17,  Tun  des  plus  importants 
de  la  loi. 


Bundesrat  Brenner:  Ich  möchte  nur  eine  Be- 
merkung zu  den  Bedenken  machen,  welche  der  Herr 
Referent  darüber  ausgesprochen  hat,  dass  gegen  die 
Zaruckweisung  der  Hinterlage  nur  eine  Instanz  in 
Aassicht  genommen  sei,  an  welche  die  Sache  weiter 
gezogen  werden  kann,  nämlich  das  Justizdepartement 
Ich  kann  Ihnen  aber  mitteilen,  dass  schon  die  Fälle, 
in  denen  die  Hinterlage  zurückgewiesen,  namentlich 
aber  die  Fälle,  in  welchen  gegen  die  Rückweisung 
der  Rekurs  ergriffen  wird,  ausserordentlich  selten 
sind.  Seitdem  der  Sprechende  die  Leitung  des 
Departements  hat, ist  nicht  ein  einziger  solcher  Rekurs 
vorgekommen.  Im  übrigen  bemerke  ich,  dass  Re- 
kurse, die  sich  auf  Ertindungspatente  stützen  diese 
sind  allerdings  zahlreicher,  wir  haben  jedes  Jahr 


etwa  ein  Dutzend  —  vom  Departement  an  den 
Bundesrat  weitergezogen  werden  können.  Für  die 
wichtigern  Rekurse  in  Pateotaogelegenheiten  haben 

wir  also  eine  weitere  Instanz;  für  Muster  und  Mo- 
delle bedürfen  wir  einer  solchen  nicht 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  18. 

M.  Riebard,  rapportenr  de  la  commission :  L'ins- 
cription  du  depöt  dans  le  registre  du  bureau  a  Heu 
sans  que  l  administration  ait  procede  prealablement 
ä  un  examon  des  droits  pretendus  du  deposant  ni 
du  caractere  de  nouveaute. 

Cette  regle  a  pour  but  d'aflrancbir  l'administra- 
lion  federale  de  toute  responsahilite  dans  le  cas 
oü  des  reclamations  viendraienl  ensuite  ä  surgir 
de  la  pari  des  tiers.  \ss  droits  de  ceux-ci  sont 
donc  entieroment  reserves. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  19. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission.  Cet 
article  enumere  les  differentes  mentions  qui  devront 
trouvor  leur  place  dans  le  registre  des  deesins  et 
modele«.  Ce  sont  des  indications  elementaires  pour 
ainsi  dire:  ladescription  d'un  objet,  son  mode  de  de- 
pöt, le  nom  du  domicile  et  celui  du  deposant,  de  son 
mandataire,  s'il  en  a  un,  le  paiement  des  taxes,  etc. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  30. 

M.  Bichard,  rapporteur  de  la  commission:  Le 

legislateur  decrit  ici  la  publicitc  qui  devra  etre 
faite  par  le  bureau  en  ce  qui  concerne  les  depöts 
consignes.  II  prevoit  egalemenl  Ja  reproduetion  gra- 
phique  de  certaines  categories  dobjets. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  31. 

M.  Bichard,  rapporteur  de  la  commission:  Le 
paragraphe  I  de  cet  article  est  la  oonsequence  du 
principe  proclame  au  ommencement  de  la  loi,  c'est- 
ä-diro  du  libre  choix  laisse  a  certaines  Industrie« 
d'adopter  le  depöt  secret  ou  public. 

Le  second  paragraphe  prevoit  l'eventualitö  oh 
pendant  la  duree  du  depöt  l'ouverture  pourraitetre 
ordonnee  par  decision  de  justice.  Lorsqu'il  y  aura 
contrefaenn,  coneurrence  deloyale,  ou  une'  autre 
action  engagee,  les  tribunaux  auront  la  faculte  d'or- 
donner  la  communication  materielle  de«  ablöte  dÄ- 
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poees  ouvertement  et  par  conaequent  l'ouverture  du 
depot  s'il  s'agit  d'un  depöt  secret. 

■tri.  22. 

M.  Itiohard,  ti\w  >rtour  de  la  commission:  Cot 
articlo  a  un  caracKre  plutot  reglementaire  que  le- 
gislatif.  II  s'agit  simplement  d'instituer  en  favour 
du  public  un  tervico  do  oommuaication  ot  de  ren- 
seignements  uraus  ou  ecrits  sur  le  contonu  dos 
choses  inscrites  aux  registres. 

Angenommen.  —  (ÄäopU-j 


Art.  23. 

IS.  Richard,  rapporteur  do  la  commission:  La 
toi  do  IS38  imposait  aux  deposants  sa  protection 
menio  .ui  dela  du  temps  fixe  pour  la  duree  ontiere 
de  cetto  protection.  On  permottait  ainsi  aux  per- 
sonnes  soutenant  des  proces  en  contrefaeon  de  pou- 
voir  ä  loute  epoque  faire  representer  I'objet  discute. 

II  est  preferable  d'instiluer  en  laveur  du  depo- 
sant  le  droit  de  renoncor  a  la  protection  qu'il  avait 
sotlicitee,  de  reduire  a  3  ans  apres  l'expiration  du 
delai  la  conservation  des  dessins  et  modeles  au 
bureau,  et  enfin  ä  l'expiration  de  cette  troisiäme 
annee  la  faculte  pour  le  bureau  ou  de  renvoyer  les 
objets  ä  l'autcur  ou  do  les  detruire.  Dans  certaines 
circonstancös  speciales,  le  bureau  pourra  meme  en 
disposor  autrement,  ainsi  en  faire  cadeau  par  exemple 
ä  des  cours  professionnels,  ä  des  musees  indus- 
triels  ou  ä  tout  autre  elablissement  d'education  pe- 
dagogique  ou  commcrciale. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  24. 

M.  KM.«  rupportour  de  la  commission :  l.a 
troisiemo  section  daus  laquelle  nous  entrons  main- 
tenant  cumprend  les  diverses  sanetions  civiles  ot 
pönales  qui  pourront  i"lre  prononeees.  En  realite, 
•;lle  n'apporte  pas  de  cliangenienl  fondamental  au 
regime  acluel,  so  bornant  plutöt  a  rendre  les  textes 
plus  clairs.  11  ue  faut  pas  perdre  de  vue  que  le 
droit  commun  davra  cotnpleter  ces  dispositions 
speciales. 

Kn  ce  qui  concerneparticulierementnotroart.  2i, 
nous  constatons  qu'il  s'oecupe  tout  d'abord  de  l'ele- 
ment  objectif  da  delit,  du  corpus  delicti.  !.  Imita- 
tion faitr  par  le  i  '"iitrcfacteur  «levra  l'avoir  eU  sans 
droit.  Celle  expression  "sans  droit"  est  bf  n  prefe- 
rable ä  celle  de  la  loi  de  1888,  i  sciemment». 

II  faut  en  OtttTO  '[ue-  la  cuatusion  nitro  l'nriginal 
et  1'imitatioB  soit  facile.  La  secuiite  publique  1  exige. 


D'autre  part  la  contrefacon  aura  entralne  une  de* 

preciation  des  produits  de  l'iaventeur  par  le  fait 
meme  de  la  coneurrence  a  celul-ci.  Vous  entrevoyez 
aiaement  les  nombreuses  contestations  que  cette 
categoric  de  proces  pourra  soulover.  Pormettez-moi 
d'insister. 

(Ja  type  gen  oral  est  consacre.  C'est  le  style  clas- 
sique  de  teile  ou  teile  epoque.  On  fait  un  dessin 
de  tapisserie  imitant  les  vieilles  tapisseries  du  XV* 
ot  XVII«  siede.  Si  dans  sa  traduetion  t'arüste  bro- 
deur  introduit  un  Clement  personnel.  de  l'originalite, 
il  sera  protegd.  Mais  cela  n'empechera  pas  un  autre 
dessinateur  de  faire  lui  aussi  des  imitations  des 
memes  tapisseries  d'auüefois.  II  pourra  mome  se 
rapprochor  du  dessin  de  son  collegue,  dessin  d6ja 
deposö.  Mais  s'il  procedo  par  voie  de  calque,  de 
moulage.  ou  par  tout  autre  moyen  mecanique  des- 
tine  ä  reproduire  servilement  le  type  cree  par  son 
collegue,  il  devient  alors  contrefacteur.  Je  crois 
qu'il  est  necessaire  de  bien  s'entendre  a  cet  egard, 
afln  d'öviter  toutc  equivoquo  dans  l'appreciation  de 
co  delit  souvent  si  difficile  ä  definir  de  la  contre- 
facon.  Dono  si  l'imitation  de  I'objet  depoee  est  ser- 
vile, son  auteur  pourra  6tre  poursuivi,  alors  memo 
que  le  modele  imite  ne  se  distingue  quo  par  des 
6lements  secondaires  d'un  modele  qui  est  d^jä  dans 
le  domaine  public.  Lorsque  nousdisons:  unmeuble 
Louis  XIV.  Ix)uis  XV,  une  tapisserie  Henri  III,  nous 
evoquons  immediatemenl  le  souvenir  d'un  stylo 
connu.  Cette  consecration  le  met  dans  le  domaine 
public,  mais  elie  n'empechera  pas  un  artiste  ou  un 
industriel  plutöt.  puisque  nous  discutons  une  quee- 
tion  d'industrie,  de  faire  un  nouveau  meuble  de 
meme  style  pourvu  qu'il  y  ait  apporte  quelques  va- 
riantes  originales,  qu'il  ait  fait  en  uti  mot  une 
Interpretation  individuolle,  uno  adaptation  nouvello. 

On  s'est  egalcmcnt  demandc  si  un  dessin  pour- 
rait  etre  employe  dans  une  Industrie  autre  que  Celle 
pour  laquelle  il  a  ete  etabli.  La  question  est  fort 
complexe  et  nous  entrainerait  k  d'interminables  dis- 
cussions. 

Un  brodour  compose  un  joli  dessin  pour  robes. 
Co  dessiu  pourra-t-il  etre  employe  par  les  sculp- 
teurs  sur  bois,  les  peintres  sur  porcelaine  ou  dans 
l'iudustrie  du  tissage  de  la  paille?  La  commission 
n'a  pas  juge  necessaire  d'Ädicler  des  regles  speciales 
sdi-  cetto  dtlicatc  question.  Mais  je  pense  qu'il  faut 
diro  que  lorsquo  I'objet  est  utilise  pour  un  emploi 
autre  que  colui  pour  lequel  il  a  6te  cree,  l'elemont 
de  contrefai.on  n'osl  pas  evident,  la  reeborche  du 
bion  d'autrui  n'apparait  pas. 

Vutro  commission  vous  demande  enfin  d'üitro. 
duire  un  n»  4  qui  serait  tout  simplement  la  pre. 
micro  partic  do  l'art.  32,  ainsi  redige: 

tQuiconque  refuserrs  de  declarer  a  l'autorite 
competente  la  provenanco  d'objets  contrefails  ou 
imites  qui  se  trouveront  en  sa  possession. » 

Nous  estimons  qu'il  est  logique  de  coordonner 
el  de  rassembler  dans  un  articlo  unique  toutos  les 
eventualites  qui  peuvent  donner  naissance  a  des 
poursuites  civiles  ou  penales.  Or,  l'indlvidu  qui  re- 
fuse  i\o  dt'claror  la  provenance  d'objets  contrefaits 
se  liou.ant  en  sa  possession  commet  un  delit,  se 
read  au  ninins  mmplice  d'un  ddlll  La  loi  fournit 
un  moyen  de  le  faire  parier,  d'obtenir  des  rensei- 
gnements  de  lui.  II  rentre  dans  la  catöporio 
des  ^.'ns  pasiibles  i!o  peincs.  II  n'y  a  <l  rir.  pai 
Ueu  de  le  separer  des  autros  deliuquants.  Nous 
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vous  propoRons  de  1'asMCier  ä  ceux-ci.  ce  qui  nous 
rameue  aussi  aux  principe*  contenus  dans  la  loi 
de  1888. 


Geel:  Ich  möchte  zu  Art.  24,  Ziffer  t,  einen 
kleinen  Zusalzantrag  stellen.  Wenn  beim  ersten  An- 
blick oder  bei  bloss  oberflächlicher  Betrachtung  eine 
Verschiedenheit  des  Musters  hervorgeht, so  liegt  keine 
Nachahmung  vor.  Wenn  nun  beispielsweise  jemand 
ein  Stickereimuster  in  bestimmter  form  fabriziert, 
sagen  wir  in  weiss,  und  ein  Zweitor  ahmt  das  Muster 
in  Zeichnung  und  Form  genau  nach,  aber  in  einer 
andern  Farbe,  so  liegt  beim  ersten  Anblick  schon 
eine  Verschiedenheit  vor.  Allein  das  ist  nicht  die 
Verschiedenheit,  die  in  Art.  24  gemeint  ist.  Hier 
ist  die  Verschiedenheit  der  Zeichnung  und  der  Form 
gemeint,  eine  Verschiedenheit  im  Wesen  des  Musters. 
Es  ist  nun  das  Bedenken  erwacht,  d&ga  unter  Um- 
standen die  Verschiedenheit  der  Farbe  als  eine 
Verschiedenheit  aufgefasst  werden  konnte,  welche 
den  objektiven  Thatbestand  der  Musternachahmung 
ausschliesse.  Ich  beantrage  deshalb,  in  Zitier!  bei- 
zufügen: «blosse  Farbenänderung  gilt  aber  nicht  als 
Verschiedenheit.»  Dann  ist  das  Muster  auch  gegen 
Reproduktion  in  andern  Farben  geschützt. 


Wer:  Ich  mochte  hier  noch  einen  Fall  zur  Sprache 
bringen,  der  in  der  Slrohindustne  häufig  vorkommt. 
Der  Herr  Referent  hat  den  Fall  in  seinem  Referate 
nicht  berührt  Er  hängt  auch  einigermaßen  mit 
der  geheimen  Hinterlegung  zusammen. 

Die  Slrohindustriellen  haben  die  Muster  in  klei- 
nen Abschnitten  aal  Papier  geklebt  und  in  Binde 
gebunden  und  bewahren  ihre  Musterkollektionen 
wie  Bücher  auf.  In  angesehenen  Geschüftsfirmen  geht 
das  auf  viele  Jahrzehnte  zurück.  Die  Mode  wechselt 
und  die  alten  Muster  werden  von  Zeit  zu  Zeit  wie- 
der nachgesehen,  um  sich  zu  fragen,  ob  nicht  dieses 
oder  jenes  Muster  wieder  verwendet  weiden  konnte, 
nachdem  die  Mode  wieder  einen  gewissen  alten  Ton 
angenommen  hat  Natürlich  sind  diese  alten  Muster 
nicht  geschützt  überhaupt  wird  in  der  Strohindustrie 
der  Grossteil  der  Muster  nicht  geschützt.  Nun  hinter- 
legt ein  Geschult  ein  altes  Muster  für  die  zweite 
Verwendung  in  Bern;  ein  anderes  Geschalt  welches 
dasselbe  Muster  in  seiner  Kollektion  hat,  hinter- 
legt es  nicht  bringt  es  aber  auf  den  Markt.  Nun 
erscheint  derjenige,  der  das  Muster  hinterlegt  hat 
und  verlangt  unter  Umstanden  strafrechtliche  Ver- 
folgung, unter  allen  Umständen  civiirechtlich  Schaden- 
ersatz, Vernichtung  des  Musters  und  Einstellung  des 
Verkaufs,  und  doch  ist  der  Eine  so  berechtigt  wie 
der  Andere,  das  Musler  zu  verwerten.  Sollen  da 
gegen  denjenigen,  der  doch  nur  die  «eistige  Arbeit 
seines  Vaters  reproduziert,  diese  schweren  Folgen 
eintreten,  soll  er  daboi  noch  kompromittier!  worden? 
Ich  glaube,  das  darf  nicht  sein,  und  ich  mochte 
gerne  hören,  dass  mit  dem  Worte  «widerrechtlich» 
gerade  dieser  Fall  ausgeschlossen  sein  soll.  Dio 
Sache  ist  für  unsere  Industrie  sehr  wichtig  und  ich 
hätte  gerno  darüber  Aufschlug. 


Gr«*I:  Ich  glaub*,  Herrn  Isler  auf  seine  Frage 
Antwort  geben  /.u  können.   Nach  Art.  5  sind  die 


Muster  nicht  an  sich  geschützt,  sondern  nur  dann, 

wenn  sie  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes 
hinterlegt  worden  sind.  Daraus  folgt,  dass  der- 
jenige, der  zuerst  hinterlegt,  zuerst  geschützt 
wird  und  oinzig  geschützt  bleibt  solange  nicht 
der  Nachweis  geleistet  werden  kann,  dass  der 
Hinterleger  nicht  der  Urheber  ist  oder  das  Muster 
nicht  neu  sei.  In  dem  Falle,  den  Herr  Isler  ange- 
führt  hat,  sind  beide  unabhängig  von  einander  zur 
Erstellung  des  gleichen  Musters  gelangt  und  derjenige» 
welcher  zuerst  hinterlegt  geniesst  den  Schutz  des  Ge 
setzes.  Der  Andere,  der  nach  seinem  eigenen,  aber 
nicht  geschützten  Muster  Waren  verfertigt  und  ver- 
kauft, kann  am  Weitervertrieb  verhindert,  aber 
nicht  bestraft  werden,  weil  ihn  kein  Verschulden 
trifft  Das  fällt  dann  unter  Art  26,  Absatz  2.  Beim 
Verschulden  sind  drei  Stufen  zu  unterscheiden:  die 
vorsätzliche  Uebertretung,  die  trifft  hier  nicht  zu, 
dann  die  fahrlässige  Uebertretung,  die  ebenfalls  nicht 
zutrifft,  und  endlich  dio  objektiv  festgestellte  Nach- 
ahmung, aber  ohne  subjektives  Verschulden.  Wer  zu 
spät  oder  gar  nicht  deponiert,  muss  dem  andern  im 
Verkehr  den  Vorrang  lassen,  kann  aber  nicht  bestraft 
werden.  Es  folgt  dies  aus  der  ganzen  Anlage  des 
Gesetzes,  das  denjenigen  schützt,  der  zuerst  kommt 
und  gewisse  Erfordernisse  erfüllt 


Rundesrat  Brenner:  Ein  Wort  über  den  Antrag 
des  Herrn  Geel,  nach  welchem  derjenige,  welcher 
das  Muster  in  anderer  Farbe  nachahmt  ohne  wei- 
teres strafbar  wäre,  auch  wenn  eine  Verschieden- 
heit des  Musters,  hervorgebracht  durch  die  Far- 
benverschiedenheit sofort  in  die  Augen  springt 
Ich  glaube,  man  wird  besser  daran  thun,  den  Zu- 
satz des  Herrn  Geel  nicht  autzunehmen.  In  der 
Regel  wird  dieser  Zusatz  gegenstandslos  sein;  aber 
es  lassen  sich  doch  Fälle  denken,  wo  gerade  durch 
die  Aenderung  der  Farbenkombination  ein  neues 
Muster  geschaffen  wird  und  keine  Nachahmung 
existiert  Sie  haben  in  der  Begriffsbestimmung  ge- 
sagt, dass  das  Muster  eine  äussere  Formgebung  sei, 
auch  in  Verbindung  mit  Farben:  wir  haben  uns 
allerdings  darüber  gestritten,  was  darunter  zu  ver- 
stehen sei,  und  es  ist  eine  Differenz  zwischen  der 
Auffassung  des  Herrn  Geel  und  der  meinigen  be- 
stehen geblieben.  Diese  Meinungsverschiedenheit 
tritt  nun  durch  den  Antrag  des  Herrn  Geel  hier 
wieder  in  den  Vordergrund.  Nach  meiner  Auffas- 
sung würde  der  Antrag  des  Herrn  Geel  dahin  führen, 
dass  jemand,  der  das  Recht  darauf  hat,  als  Urheber 
eines  Musters  zu  gelten,  weil  er  eine  an  sich  be- 
kannte Form  zu  einer  neuen  Farbenkombination  be- 
nützt und  das  in  der  neuen  Kombination  erstellte 
Muster  deponiert,  der  Nachahmung  bezichtigt  wer- 
den konnte,  und  das  will  man  doch  nicht 

Der  Zusatzantrag  sollte  meines  Erachtens  nicht 
aufgenommen  werden,  weil  er  Missverständnissen 
ruft.  Ueberlassen  Sie  die  Entscheidung  lieber  dem 
Richter. 

In  Bezug  auf  die  Frage  des  Herrn  Isler  habe  ich 
nichts  beizufügen,  nachdem  Herr  Geel  darüber 
Auskunft  gegeben  hat 


Wer:  Diese  Auskunft  hat  mich  sehr  wenig  be- 
ruhigt und  ich  konstatiere,  dass  die  Strohindo. 
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•Wellen  die  Zeche  bezahlen  werden.  Ich  hoffe,  dass 
die  Gerichte  vernünftiger  und  gerechter  sein  wer- 
den. Die  Praxis  war  auch  bisher  anders.  Wenn 
jemand  darthun  konnte,  dass  er  früher  die  Muster- 
kollektion schon  gehabt  hatte,  so  ist  er  nicht  be- 
straft und  auch  nicht  mit  GiviJIolgen  belegt  worden. 


Rundesrat  Brenner  In  dem  Falle,  den  Herr  isler 
citiert,.  kann  von  einer  Bestrafung  nicht  die  Rede 
sein.  Der  Deposition  kann  einfach  entgegengehal- 
ten werden,  das  Muster  sei  nicht  neu,  es  sei  ein 
Muster,  das  bereits  bekannt  war  und  in  industriellen 
Kreisen  schon  anderweitig  Verwendung  gefunden 
habe.  Es  könnte  sich  höchstens  um  solche  Muster 
handeln,  die  dagewesen  sind,  aber  nie  verwendet 
wurden  und  von  deren  Existenz  ein  anderer  keine 
Kenntnis  hatte.  Die  andern  aber,  die  früher  zur 
Verwendung  kamen,  sind  keine  neuen  Muster. 


isler:  Diese  Unterscheidung  ist  ganz  richtig; 
aber  oft  kann  man  Jeu  Beweis  aut  10  Jahre  zurück 
nicht  leisten,  dass  das  Muster  schon  einmal  in  Ver- 
kehr gesetzt  worden  ist  Darin  liegt  die  Schwierigkeit 


Bundesrat  Brenner:  Zu  dem  letzten  Absatz  noch 
ein  Wort,  über  das  Delikt  der  Verweigerung  der 
Auskunft  über  die  Herkunft  eines  nachgemachten 
Gegenstandes.  Der  Bundesrat  hatte  für  dieses  Delikt 
einen  besondern  Artikel  aufgenommen,  den  Artikel 
32.  Die  Kommission  des  Nationalrates  hat  das- 
selbe in  Art  24  als  Ziffer  4  unterbringen  wollen; 
der  Nationalrat  hat  dem  Bundesrat  zugestimmt,  mit 
der  Abänderung,  dass  die  Busse  aut  Fr.  500  erhöht  i 
wurde.  Nun  proponieren  Sie,  entgegen  dem  Eni-  ! 
würfe  des  Bundesrates  und  dem  Beschlüsse  des  i 
Nationalrates,  das  Delikt  als  selbständigen  Thatbe-  ; 
stand  zu  streichen  und  unter  Art.  '21  EU  subsu-  ; 
mieren.  Das  hat  die  Folge,  dass  derjenige,  welcher 
die  Auskunft  verweigert,  nicht  nur  mit  Geldbusse,  . 
sondern  auch  mit  Gefängnis  bestraft  werden  kauu. 
Es  ist  im  Nationalrate  mit  Recht  betont  worden, 
dass  es  nicht  angehe,  das  verhältnismässig  unbe- 
deutende Delikt  der  Auskunftverweigerung  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  einem  Jahre  zu  belegen.  Es  kann 
jemand  die  Auskunft  verweigern,  ohne  dass  er  mit 
dem  Nachahmer  unter  einer  Decke  steckt.  Er  kann 
nicht  mehr  wissen,  woher  er  das  Muster  hat,  oder 
er  will  die  Auskunft  aus  irgend  einem  Grunde  nicht 
geben.  Da  soll  meines  Erachtens  eine  Strafe  ein- 
treten, aber  nur  eine  Geldhusse.  Aber  dass  man 
den  Betreffenden  wie  den  Nachahmer  selbst  oder 
Jen  Begünstiger  und  Verkaufer  behandelt,  ist  zn 
»eit  gegangen.  Ich  glaube,  der  Nationalrat  hat 
las  Richtige  getroffen,  und  ich  möchte  Ihnen  em- 
ifehlen, dessen  Beschluss  anzunehmen  und  den 
Art.  38  im  Entwürfe  stehen  zu  lassen. 


Geel:   Ich  möchte  für  den  Kommissionsantrag 

sprechen.  Ich  konstatiere  in  erster  Linie,  dass  der- 
selbe nichts  Neues  bringt,  sondern  dem  be- 
stehenden Gesetze,  das  seil  1  -  Jahren  gegolten  hat, 
entnommen  ist  Ich  konstatiere  ferner,  dass  in  den 
Verhandlungen  der  Kommission  der  Vertreter  des 
Bundesrates  mit  unserer  Fassung  einverstanden  war. 
Erst  der  Nationalrat  hat  dann  die  Bestimmung  wie- 
der in  einen  eigenen  Artikel  gebracht. 

Meines  Erachtens  fallen  hier  folgende  Momente 
in  Betracht.  Wer  die  Auskunft  verweigert  macht 
sich  in  erster  Linie  sehr  verdächtig;  er  muss  seine 
ganz  besondern  Gründe  haben,  dass  er  denjenigen 
nicht  angiebt,  der  die  Ware  angefertigt  hat.  Diese 
Gründe  können  in  nichts  anderem  liegen,  als  in 
der  Begünstigung  des  Thülen,  in  der  Gehülfenscbaft, 
in  der  Hehlerei.  Es  rechtfertigt  sich  daher  schon 
strafrechtlich,  denjenigen,  der  so  handelt,  als  Teil- 
nehmer, als  Begünstiger  unter  die  gleichen  Be- 
stimmungen zu  stellen,  wie  den  Thätor. 

Dann  aber  ist  das  praktisch  das  einzig  wirksame 
Mittel,  um  überhaupt  solche  Leute  zum  Sprechen  zu 
bringen  und  derartigen  Nachahmungen  auf  die  Spur 
zu  kommen.  Denken  Sie  beispielsweise  an  den 
Fall,  dass  nachgemachte  Stickereimuster  beim  Ap- 
preteur oder  Ferger  gefunden  werden,  so  liegt  es 
sehr  nahe,  dass  diese  den  Auftraggeber  nicht  ver- 
raten wollen  und  vielleicht  auch  nicht  verraten 
dürfen.  Und  es  liegt  ebenfalls  sehr  nahe,  dass  zwi- 
schen den  Leuten  eine  Verabredung  getroffen  wurde, 
wonach  der  Auftraggeber  die  Geldbusse  übernimmt 
Mau  darf  nicht  vergessen,  dass  es  sich  nicht  um 
ein  Delikt  handelt,  das  im  Affekt  begangen  wurde, 
sondern  um  eine  oft  sehr  sorgfältig  und  klug  vor- 
bereitete Sache.  Ich  spreche  hier  als  Richter,  au« 
Erfahrung.  Hier  ist  eine  Geldbusse  von  20—500 
Franken  nicht  geuügend,  um  den  Besitzer  der  Ware 
zur  Auskunft  zu  veranlassen,  sondern  er  bezahlt  die 
Busse  und  erhalt  sie  vom  Schuldigen  zurück,  und 
der  Schuld igo  kommt  weit  besser  weg,  als  wenn  er 
auf  dem  Wege  der  civil-  und  strafrechtlichen  Ver- 
folgung bestraft  und  für  den  ganzen  Schaden  verant- 
wortlich gemacht  werden  kann. 

Man  braucht  sich  auch  gar  nicht  zu  scheuen, 
solche  l^ute  durch  strenge  Strafandrohungen  zum 
Sprechen  zu  bringen,  denn  sie  können  sich  ja  durch 
die  blosse  Angabe  des  Namens  vor  unangenehmen 
Folgen  schützen.  Ich  glaube  sogar,  es  gibt  Arbeit- 
nehmer, speciell  in  der  Stickereiindustrie,  denen 
es  angenehm  sein  wird,  wenn  sie  reden  müssen, 
weun  man  ihnen  nicht  den  Vorwurf  machen  kann: 
Ihr  hättet  schwelgen  können,  für  die  Busse  wäre 
ich  schon  aufgekommen. 

Ich  stimme  daher  lux  Beibehalten  des  Kommis» 
sioauan  träges. 


Abstimmung.  —  Votation. 

Oer  Antrag  der  Kommission  (Aufnahme  einer 
ZlSor  i  in  Art.  24  und  Streichung  von  Art  32)  wird 
mit  10  gegen  8  Stimmen  angenommen,  desgleichen 
das  Amendement  Geel  zum  ersten  Alinea  mit  18 
gegeu  0  Stimmen. 

(La  propositiou  de  la  commission,  d'ajouter 
un  Chiffre  4  ä  l  art.  24  et  de  bitter  L'art  32,  est 
adoptee  par  10  voix  contre  8,  de  mfime  l'amendement 
de  M.  Geel  au  premier  alintia  par  18  voix  contre  6.) 
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Art.  25. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission :  L'art.  25 
et  le  suivant  reglent  los  COtieequences  judiciaires 
des  dtfft-rents  degres  de  culpabilitt's  eucourues  par 
les  personnes  enumerees  ä  l'art.  34,  c'est-ä-dire  les 
contrefacteurs.  Ics  iniitateurs  sans  droit,  les  ven- 
deurs,  les  importateurs,  leurs  cooperatours  et  ceux 
indiques  dans  l'ancien  article  32.  L'art.  25  vi  so 
plus  particuliöreracnt  les  delits.  intractions  commises 
intentiounellement.  Celui  qui  s'en  est  remiu  cou- 
pable  est  soumis  ä  une  double  reparation:  repara- 
tion penale  et  reparation  civile.  II  encourt  au  point 
de  rue  penal  une  double  peino;  un  emprisonnement 
pourant  s'elever  ä  une  anneo  et  une  amende  dont 
le  mioimum  est  fixe  ä  Ir.  20  et  le  maximum  ä 
fr.  2000.  Toutefois,  l'article  permet  aux  tribunaux 
de  n'appliquer  quo  Kuno  de  ces  deux  peines  seule- 
ment,  si  les  circonstances  justitient  uno  paroitlo  at- 
tenuatioü.  Enfin,  le  demier  paragraphe  de  l'art.  22 
stipule  quo  lo  recidiviste  sera  traite  plus  severement  et 
qua  les  sanetions  a  son  egard  pourront  etro  doublees. 


Isler:  leb  möchte  mich  dagegen  aussprechen, 
dass  man  hier  von  den  Strafen  das  Gefängnis  an 
der  Spitze  aufmarschieren  lasse.  Es  handelt  sich 
hier  doch  mehr  um  Vergehen  im  Konkurrenzkämpfe, 
als  um  wirkliche  Verbrechen  oder  Delikte.  Man 
muss  ja  überhaupt  dieses  geistige  Eigentum  etwas 
künstlich  konstruieren,  um  die  Strafbarkeit  zu  be- 
gründen ,  und  wenn  man  für  solche  Falle  so- 
fort Gefängnis  androht  und  die  Geldbusse  erst 
nachher  folgen  lässt ,  so  macht  dies  den  Ein- 
druck, als  verlange  man  vom  Richter,  er  müsse 
gleich  mit  Gefängnis  einschreiten.  Dieser  strenge 
Charakter  der  Redaktion  wird  noch  vermehrt  da- 
durch, dass  bei  der  Geldbusse  ein  Minimum  und 
ein  Maximum  steht,  während  es  anderwärts 
cGefängnis  bis  zu  einem  Jahre»  heisst.  Im  alten 
Gesetze  war  die  Sache  anders,  und  dort  gefällt  sie 
mir  entschieden  besser  und  sie  ist  wirksam  genug. 
Das  alte  Gesetz  spricht  zuerst  von  der  Geldbusse 
und  dann  von  der  Gefangenschaft,  stellt  also  letz- 
tere nicht  voran;  sodann  hat  es  auch  ein  Minimum 
iür  die  Gefängnisstrafe;  es  spricht  von  Gefängnis 
von  drei  Tagen  bis  zu  einem  Jahr.  Wenn  man  bei 
der  Geldbusse  von  ao  bis  2000  Fr.  spricht,  warum 
soll  man  nicht  auch  von  Gefängnis  von  «drei  Tage 
bis  ein  Jahr»  sprechen?  Man  wird  mir  einwenden,  in 
dem  Jahr  sei  alles  enthalten,  ich  sage  aber :  dadurch, 
dass  Sie  gleich  von  einem  Jahr  sprechen,  drücken 
Sie  dieser  Bestimmung.:  einen  drakonischen  Churak- 
ter  auf  und  sprechen  gegenüber  dem  Richter  fast 
als  Erwartung  aus.  er  möchte  gleich  lebhaft  mit 
Gefängnis  einschreiten.  Nun  hegivile  ich  wohl,  dass 
die  beteiligten  Industrien  das  Gefühl  haben,  man 
sollte  recht  schneidig  ins  Zeug  fahren;  aber  die 
Gerichte  werden  nicht  folgen,  und  ich  glaube,  es 
ist  unsere  Aufgabe  als  Gesetzgeber,  dass  wir  diese 
Strafe  nicht  in  so  strenger  Form  aufstellen.  Ich 
beantrage  darum,  auch  für  die  Gefängnisstrafe  ein 
Minimum  anzusetzen  und  zu  sagen:  «von  drei  Ta^en 
bis  zu  einem  Jahr»,  und  sodann  die  Sache  umzustellen 
und  zuerst  von  der  Geldbusse  und  dann  von  der 
Gefängnisstrafe  zu  reden.  E.-  kommt  ja  auf  das 
i  smuiu.  x.  vi,.  ii  -  liMttt* 


gleiche  heraus;  aber  wie  die  Sache  jetzt  lautet, 
liegt  etwas  Drakonisches  darin;  man  hört  so  die 

Kelten   rasseln,   mit   denen  man  die 
fesseln  will  (Heiterkeil». 


M.  Rickard,  rapporteur  de  la  commission:  La 

commission  est  heureu«  de  pouvoir  aecorder  ä 
M.  Isler  la  double,  satisfaction  qu'il  reclame.  Elle 
aeeepte  la  fixalion  du  minünum  ä  3  jours  d'empri- 
sonnement.  Le  juge  mesurera  la  peine  au  degre  de 
culpabilite.  La  commission  consent  egalement  ä  ce 
que  Tarnende  soit  inscrite  dans  cet  article  avant 
l'emprisoonement. 


M.  Laebenal:  Je  trouve  que  la  proposition  de 
M.  Isler  se  justilie;  il  est  bon  de  laisser  aux 
tribunaux  la  plus  grande  latitude  possihle.  Au  lieu 
de  3  joors  pourquoi  ne  pas  prevoir  la 
peine  privative  de  Uber«,  un  jonr? 


Isler:  Ich  bin  einverstanden. 


M.  Richard;  rapportour  de  la 
sommes  d'aecord. 


commission:  Nous 


Bundesrat  Brenner:  Ich  bin  auch  einverstan- 
den, dass  man  die  Gefängnisstrafe  erst  in  letzter 
Linie  aufführt  und  dabei  auf  das  denkbar  kleinste 


M.  le  President:  Les  propositions  de  MM.  Isler 
et  Lachenal  sont  aeeeptees  par  la  commission  et  le 
conseil  föderal.  Elles  .sont  adoptees  puisqu'il  n'y 
a  pas  d'avis  contraire. 


Art.  HC. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission:  Cet 
article  prevoit  deux  eventualites  dans  lesquelles  la 
re.sponsabilite  peut  prendre  naissance.  Tout  d'abord 
le  oas  de  negligence.  Et  ici  il  eüt  ete  preferaHe 
de  dire  «sans  intention».  Dans  ce  cas  l'auteur  n'est 
passible  d'aucuue  penalite ,  ni  emprisonnement 
Di  amende  ä  payer.  II  demeurera  cependant  civi- 
lement  responsable  du  dommage  qu'il  aurait  cause 
j  1'industrie!  lest*.   Cesl  la  piemiere  eventualis. 

La  deuxieine  se  produira  lorsqu'il  n'y  aura  ni 
negligence,  ni  Intention,  ni  aueune  faule  commise. 
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ce  cas  encore  l'auteur  restera  tenu  de  resti- 
tuer  au  lese  ce  dont  il  s'est  enrichi. 

Le  conseil  national  a  supprirnö  ce  SCCOnd  para- 
graphe  u>ns  lequel  il  a  vu  une  source  de  discus- 
sions  et  de  proces. 

II  estime  qu'en  matiere  de  dessins  il  y  aura 
generaleraent  toujours  m£me  une  fautc  commise, 
parce  qu'il  est  impossible  de  faire  deux  dessins 
absolument  identiques,  de  raeme  que  deux  etres 
humauis  ou  deux  fe«illes  d'arbre  ne  ae  ressem- 
btent  jantais  d  une  facon  absolue.  Deux  dessins 
originaux  aont  fataleruent  distincts  Tun  de  l  autre. 
Par  consequent  il  y  aura  toujours  une  faule,  a'il  .se 
trouve  deux  dessins  identiques. 

Toutefois  il  peut  arriver  qu'un  fabricant  achete 
d'un  de8sinateur  un  deasin  que  celui-ci  aura  dejä 
vendu  a  un  autre  fabricant.  Dans  ce  cas,  le  des- 
sinateur  serait  malhonnete  ou  oublieux,  mais  le  se- 
cond  acheteur  n'aurait  commis  aucune  Taute. 

C'eet  plutöt  pour  les  modeles  que  la  question 
de  ressemblance  se  presentera  et  qu'il  pourra  y 
avoir  idenute  ou  ressemblance  saus  faule  reelle. 
Dans  cette  pensee  noua  avons  juge  bon  de  main- 
tenir  la  disposition  du  aecond  paragrapbe  avec  cette 
restriction  qu'il  ne  s'agira  que  de  l'auteur  seul  de 
rimitation  et  non  des  vendeurs  et  interniediaires 
qu'il  aura  pu  employer  et  qu'on  traiterait  vraiment 
avec  trop  de  severite  si  on  les  rendait  responsable« 
d'infractions  commise«  aans  faute  et  par  d'autres 


Si  aucune  faute  n'est  imputable  a  l'auteur  de 
rimitation,  il  sera  seolement  tenu  de 
ce  dont  il  s'est  enricbi. 


M.  le  President:  La  commission  propose  de 
reprendre  le  second  alinea  du  conseil  föderal,  ainsi 
concu:  «Si  aucune  faute  n'est  imputable  a  l'auteur 
de  l'imiution  ou  de  la  contrefacou ,  il  est  tenu 

ce  dont  il  s'est 


H.  Richard,  rapporteur  de  la  commission:  Je 
crois  qu'il  faudrait  simplifler  en  disant:  asi  aucune 
faute  n'est  imputable  ä. l'auteur  de  rimitation....» 
parce  que  «coulrefacon»  implique  toujours  la  volonte 
de  tromper.    Or  cet  Clement  pourra  souvent  faire 


Bundesrat  Brenner:  (cb  stelle  keinen  Gegen* 
antrag:  denn  die  Kommission  nimmt  hier  den  Ge- 
daaken  auf,  der  ursprünglich  Antrag  des  Bundes- 
rates war  in  Art.  26,  Ziffer  2.  Dagegen  schwächt 
sie  ihn  ab  ui  einem  Punkte.  Wenn  ich  recht  ver- 
stehe, will  die  Kommission  die  Verpflichtung  zur 
Herausgabe  der  Bereicherung  auch  dann  festhalten, 
wenn  ein  Verschulden  bei  Nachahmung  nicht  vor- 
liegt; aber  sie  will  die  Verpflichtung  nicht  ausdeh- 
nen auf  denjenigen,  welcher  widerrechtlich  nach- 
oder  nachgeahmte  GegenstAnde  vorkauft. 


feilhält  oder  in  Verkehr  bringt,  sondern  die  Sache 
beschränken  auf  Zitier  1  von  Art.  -'4 ;  nur  hier 
soll  der  Urheber,  auch  wenn  ihn  kein  Verschulden 
trifft,  die  Bereicherung  herausgeben.  Soweit  ich  die 
Sache  uberblicken  kann,  kommt  dieser  Antrag  dem 
ursprünglichen  Antrage  des  Bundesrates  entgegen, 
und  wir  haben  keinen  Grund,  dagegen  zu  opponie- 
ren. Ich  will  nun  bemerken,  dass  im  Nationalrate 
ganz  entschieden  dagegen  Stellung  genommen 
wurde,  dass  jemand  zur  Herausgabe  der  Bereiche- 
rung angehalten  werde,  wenn  ihn  in  der  Benutzung 
eines  deponierten  Muslers  kein  Verschulden  trifft. 
Es  sind  das  also  die  Fälle,  wo  ein  Muster  ge- 
heim hinterlegt  ist.  Ein  Dritter,  der  davon  nichts 
weiss  und  nicht  aus  Vorsatz  oder  Nachlässigkeit 
nachahmt,  sondern  ohne  jedes  Verschulden  das 
Musler  nachahmt,  wird,  wenn  diese  Bestimmung 
aufgenommen  wird,  zur  Herausgabe  wenigstens  der 
Bereicherung  verpflichtet,  sofern  der  berechtigte 
Deponent  dadurch  geschädigt  ist,  dass  der  Dritte 
sein  Musler  benutzt  hat. 

Im  übrigen  glaube  ich,  wenn  weitere  Anträge 
von  materieller  Tragweite  durch  die  Kommission 
gestellt  werden,  so  wäre  es  gut,  wenn  diese  An- 
träge französisch  und  deutsch  bis  morgen  gedruckt 
würden,  sofern  wir  mit  der  Beratung  des  Gesetzes  nicht 
zu  Ende  kommen.  Denn  die  Anträge  haben  eine 
ziemlich  grosse  Tragweite,  und  wenn  in  der  Bera- 
tung derartige  Anträge  auftauchen,  so  ist  man  nicht 
sofort  im  stände,  sie  nach  allen  Richtungen  hin  i 
zu  prüfen. 


(Glarus):  Ich  stelle  den  Antrag,  dass 

man  entweder  das  Lemma  2  des  Art.  26  streiche 

oder  dasselbe  fasse  wie  folgt:  «Trifft  den  Thiter 
kein  Verschulden,  so  darf  derselbe  zu  keinem 
Schadenersatze  verurteilt  werden» ,  damit  man 
weiss ,  dass  wenn  er  unschuldig  ist ,  man  ihn 
nicht  verurteilen  darf.  Es  hat  Dinen  bei  einem 
frQbern  Artikel  Herr  Isler  deutlich  auseinanderge- 
setzt, wie  leicht  man  unverschuldet  ein  Muster 
nachahmen  kann,  und  das  ist  ganz  besonders  der 
Fall  bei  der  Weberei;  bei  der  Stickerei  weniger, 
weil  durch  eine  Handzeichnung  dasselbe  Muster 
nicht  zweimal  erstellt  wird.  Aber  wie  Herr  Richard 
bemerkt  hat,  kommt  es  zum  Beispiel  bei  mir 
zwei  Mal  im  Jahre  vor,  dass  ich  von  einer  Berliner 
Firma  Muster  kommen  lasse ;  ich  wähle  diejenigen 
aus,  die  mir  gefallen,  gebe  die  andern  zurück,  und 
der  Fabrikant  verpflichtet  sich,  diese  Musler  keinem 
andern  zu  liefern.  Nun  kann  aber  ein  Versehen 
passieren,  wie  Herr  Richard  richtig  bemerkt  hat, 
und  es  kann  das  betreuende  Geschäft  das  gleiche 
Muster  auch  einem  andern  Fabrikanten  verkaufen, 
ohne  daran  zu  denken,  dass  es  dasselbe  mir  schon 
verkauft  hat.  sodass  den  betr.  Fabrikanten  kein  Ver- 
schulden trifft.  Nun  besitze  ich  zum  Beispiel  Muster, 
die  schon  30  Jahre  im  Verkehr  sind;  andere,  wie  Herr 
hier  bemerkt  hat,  verschwinden  für  fünf,  zehn,  fünf- 
zehn Jahre;  auf  einmal  kommt  ein  Kunde,  verlangt  ein 
solches  Muster  wieder  und  man  erstellt  es.  Unter- 
dessen hat  ein  anderer  Fabrikant  dasselbe  Muster 
in  Bern  deponiert;  ich  weiss  nichts  davon,  da  ja 
die  Muster  verschlossen  sind,  und  nun  kommt  der 
Betreffende  und  sagt:  du   musst   den  Nachweis 
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leisten,  dass  du  du  Master  vor  mir  gemacht  hast. 
Nun  besteht,  bei  uns  wenigstens,  die  Kontrolle  nicht, 
dass  jedes  Muster,  wenn  es  auf  den  Stuhl  kommt, 
mit  dem  Datum  versehen  wird,  wann  es  fabriziert 
und  gemacht  worden  ist.  Diese  Kontrolle  habe  ich 
nicht  und  habe  bis  jetzt  auch  nicht  daran  gedacht, 
sie  einzuführen;  ich  werde  sie  nun  freilich  einfüh- 
ren und  werde  verpflichtet  sein,  sie  einzuführen. 
Aber  in  diesem  Falle,  wo  ich  nachweisen  kann, 
dass  ein  Versehen  obwaltet,  dass  ich  unschuldig 
bin  bei  der  ganzen  tieschichte,  soll  man  mich  nicht 
bestrafen,  sondern  ich  soll  frei  ausgehen. 


Geel:  Die  Befürchtungen  des  Herrn  Kollegen 
Blumer  sind  vollständig  grundlos;  -js  wird  niemand 
bestraft,  der  schuldlos  ist,  und  in  den  Fallen,  die 
er  anführt,  wo  ein  Fabrikant  in  guten  Treuen  ein 
Muster  von  einem  Dritten  kauft,  das  derselbe  schon 
vorher  einem  andern  verkauft  hat,  und  wo  der 
zweite  Käufer  in  die  Lage  kommen  kann,  als  Muster- 
nachahmer zu  gelten,  kann  er  nicht  bestraft  wer- 
den und  wird  nicht  bestraft,  weil  ihn  eben  kein 
Verschulden  trifft,  wenigstens  nicht  in  allen  Fällen. 
Wer  in  guten  Treuen  bandelt,  wird  nicht  bestraft: 
wohl  aber  muss  er  die  Bereicherung  herausgeben 
und  dagegen  kann  er  nichts  einwenden.  Fr  hat 
ein  geschütztes  Muster  nachgeahmt,  ohne  es  zu 
wissen.  Dafür,  dass  er  in  der  Fabrikation  gescha- 
digt und  sonst  gehemmt  wird,  kann  er  natürlich 
seinen  Verkaufer  belangen,  deswegen,  weil  er  ihm 
ein  Muster  verkaufte,  das  er  bereits  einem  andern 
verkauft  hatte.  Das  Verhältnis  zwischen  diesen  beiden 
will  das  Gesetz  nicht  berühren.  Der  Art  26,  Alinea  2, 
ist  durchaus  deutlich;  trifft  den  Thätcr  kein  Ver- 
schulden, so  Ist  er  nur  zur  Herausgabo  der  Be- 
reicherung an  den  Geschädigten  verpflichtet;  er 
kann  also  nicht  bestraft  und  zu  keinem  Schaden- 
ersatz verurteilt  werden. 


Abstimmung.  —  Votaitou. 


Zunächst  wird,  eventuell,  mit  20  gegen  5  Stim- 
men der  Absatz  2  nach  Antrag  der  Kommission 
(gegenüber  dem  Antrag  Blomer)  angenommen  und 
hierauf  an  diesem  Beschlues,  gegenüber  dem  An- 
trag ßlumer  auf  Stroichung  des  zweiten  Absatzes, 
mit  17  gegen  8  Stimmen  definitiv  festgehalten. 

(Par  20  voix  contre  5«  en  votation  eventuelle, 
I  alinea  2  est  adopte,  d'apres  la  proposition  do  la 
commission;  puis,  en  votation  definitive,  cotte  de- 
cision  est  mainlenue  par  17  voix  oontre  8  en  Op- 
position a  la  proposition  de  M.  Blumor  do  biDor 
le  2«  alinöa.) 


Art  37. 

M.  Bicharü,  itppoitüur  de  la  commission:  II 
faodra  une  plainte  prectse  de  la  part  de  la  partir 
leafci,  pour  meMrc  en  mouvement  Factum  uenalc  et 


celle-ci  se  deroulera  conformement  aux  regle«  de 
J  procedura  cantonales.  Le  proces  aura  lieu  au  de- 
micile  du  delmquant  ou  a  l'endroit  oh  le  delit  a 
I  ete  commis.  II  n'y  aura  jamais  cumalation  de 
poursuite  pour  un  aeul  et  mfime  delit.  Enlin  l'ac- 
tion  pönale  sera  prescrite  par  deux  ans.  La  con- 
sequence  de  ce  delai  seru  de  porter  au  meme 
terme  de  deux  ans  l'action  civile.  Celle-ci  ne  dort 
pas  etre  eteinte  avant  que  l  information  pönale  soit 
anivee  ä  son  terme.  Getle  disposition  est  puisee 
au  second  ahnen  de  l'art.  69  du  C.  O.  ainsi  coneu : 
«Si  toutefois  le>  ilommages  ut  interets  dertvent  d'un 
•  •  |>unissabli  >oumis  pai  la  )e«islation  ptaak)  a 
une  pNMSription  de  plus  longue  duree,  la  meme 
prescription  s'apphque  ä  l'action  civile.> 

L'action  civile  et  l'action  pönale  dorvent  etre 
Hees,  marcher  ensemble  et  etre  regier  par  les 
tnemes  eonditions  en  ce  qui  concerne  le  delai  de 
leur  presenption.  » 


Geel:  Ich  stelle  den  Antrag,  in  Absatz  3  des 
Art  27  die  Worte  «und  der  Schadenersatzklage»  zu 
streichen,  aus  folgenden  Gründen.  Das  bisherige 
Gesetz  und  die  bundesrätliche  Vorlage  enthalten  die 
Bestimmung,  dass  die  Strafverfolgung  zwei  Jahre 
nach  der  letzten  Uebcrtretung  verjährt.  Der  Natio- 
nalrat hat  dann  diese  Verjährung  auch  auf  die  Ci- 
vilklag«,  auf  die  Schadenersatzklage  ausgedehnt; 
diese  Ausdehnung  steht,  wie  ich  glaube,  im  Wider- 
spruch mit  Art  <W.  0.  R.  Dort  ist  die  Verjährung 
der  Schadenersatz- Ansprüche  auf  ein  Jahr  fest- 
gesetzt und  in  Absatz  2  ist  weiter  gesagt:  «Wird 
jedoch  die  Klage  aus  einer  strafbaren  Handlung 
hergeleitet,  für  welche  das  Strafrecht  eine  längere 
Verjährung  vorschreibt,  so  gilt  diese  auch  für  den 
Givilanspruch.*  Es  hat  also  die  Verjährungsfrist  für 
die  Strafklage,  wenn  sie  länger  ist,  als  diejenige  für 
die  Civilklage,  auch  für  diese  zu  gelten,  nicht  aber, 
wenn  sie  kürzer  ist.  Nun  scheint  auf  den  ersten 
Blick,  dass  die  zweijährige  Verjährungsfrist  des 
Art  27  länger  sei,  als  aie  einjährige  des  Art.  69 
0.  B. ;  in  Wirklichkeit  ist  das  aber  nicht  immer 
der  Fall  und  zwar  deshalb,  weil  der  Beginn  der 
beiden  Fristen  ganz  verschieden  festgesetzt  ist  Bei 
der  Strafklage  beginnt  die  Verjährungsfrist  vom 
Tage  der  letzten  Uebertretung  an;  bei  der  Civilklage 
dagegen  beginnt  nach  0.  R.  die  Verjährung  von  dem 
Tage  an,  wo  der  Geschädigte  von  der  Schädigung 
und  der  Person  des  Thäters  Kenntnis  erhalten  hat 

Ich  will  Ihnen  nur  an  einem  Beispiele  zeigen, 
dass  in  manchen  Fällen  die  Verjährungsfrist  der  Straf- 
klage kürzer  ist,  als  diejenige  der  Civilklage.  Nehmen 
Sie  an,  es  erhalte  der  Verletzte,  derjenige,  dessen 
Muster  nachgeahmt  worden  ist,  erst  zwei  Jahre  nach 
der  Begehung  Kenntnis  von  der  Person  des  Thäters;  es 
ist  ja  oft  recht  schwierig  und  dauert  lange,  bis  man 
den  Thäter,  den  eigentlichen  Fabrikanton  der  nach- 
geahmten Waro  ontdeckt.  In  diesem  Falle  kann  er 
keine  Slrafklagc  mcli-  stellen;  die  Strafklago  ist 
verjährt  und  nach  der  nationalrätlichen  Schluss- 
nrdime  auch  die  Civilklage,  während  er  nach  dem 
Obligationenrecht  von  dem  Tage  an,  wo  er  Kennt- 
nis von  der  Person  des  Thäters  erhalten  hat,  noch 
ein  ganzes  Jahr  das  Recht  zur  Stellung  der  Scha- 
denersat /.klage  hat;  also  ist  er  in  diesem  Falle  um 
sein  Klagerecht  nach  Obligationenrecht  verkürzt 
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Es  lassen  sich  auch  andere  Fälle  denken,  wo 
eine  Verkürzung  wenigstens  in  Bezug  aul  die  Zeit- 
dauer stattfindet.  In  allen  diesen  Fällen  ist  es  nach 
meinem  Dafürhalten  nicht  zulässig,  dass  die  Verjäh- 
rungsfrist lür  die  Zivilklage  durch  diejenige  für  die 
Stratklage  vermindert  wird.  Ich  halto  desshasb  dafür, 
es  sei  dieser  Passus  zu  streichen;  er  kann  auch  ohne 
irgendwelchen  Nachteil  für  eine  der  beiden  Parteien 
gestrichen  wenien.  Denn  die  Frage  regelt  sich  nach 
Art  69  0.  R.,  und  es  ist  dann  entweder  die  Straf- 
klage verjährt,  oder  die  Civilklage  besteht  noch  zu 
Recht,  oder  es  können  noch  beide  Klagen  angebracht 
werden.  Jedenfalls  darf  nicht  auf  dem  Wege, 
den  der  Nationalrat  eingeschlagen  hat,  die  obliga- 
tionenrechtliche Verjährungsirist  für  die  Civilklage 
verkürzt  werden;  das  erachte  ich  als  durchaus  un- 
statthaft. 


Bundesrat  Brenner:  Ich  will  mich  nicht  in  den 
Streit  mischen,  ob  der  Boschluss  des  Nationalrates 
oder  der  Vorschlag  des  Bundesrates  das  Richtigere 
treffe,  ob  man  eine  verschiedene  Verjährungsfrist 
aufstellen  will,  für  die  Civilklage  nach  Massgabe 
des  Obligationenrechts  und  lür  die  Strafklage  nach 
Massgabe  dieses  Specialgesetzes,  oder  ob  man  die 
beiden  Verjährungsfristen  zugleich  laufen  lassen 
d.  h.  die  gleiche  Zeitdauer  für  die  Verjährung 
aufstellen  will,  wie  es  der  Nationalrat  mit  seiner 
Sohlussnahme  gethan  hat.  Nur  glaube  ich,  letzterer 
ßeschluss  uerät  nicht  in  Widerspruch  mit  dem 
ObHgationenrecht  insolorn,  als  oben  hier  ein  Spe- 
cialgesetz  vorliegt,  und  wenn  in  einem  jüngeren 
Specialgesetz  eine  Bestimmung  des  Obligationen- 
rechts alteriert  wird,  so  ist  dies  wohl  als  zulässig 
zu  betrachten.  Wenn  man  also  innere  Gründe  hat, 
in  diesem  Specialgesetz  dieselbe  Verjährung  einzu- 
führen für  die  Strafverfolgung  und  die  Civilkla.se, 
so  glaube  ich  nicht,  dass  das  Obligationenrecht  hin- 
dernd im  Wege  steht.  Eine  andere  Frage  ist  es,  ob 
es  zweckmässig  ist,  es  zu  thun  oder  ob  es  besser  ist, 
bezuglich  dor  Verjährung  für  die  Civilklage  bei  der 
Bestimmung  de«  Obligationenrechts  stehen  zu  blei- 
ben; darüber  will  ich  mich,  wie  gesagt,  nicht  aus- 
sprechen. 


M.  le  President:  La  preposition  de  M.  Geel  na 
pas  etß  combattue  .  .  . 


Tsl*r:  Die  Kommission  beantragt  Zustimmung 
zum  Nationalrat;  es  muss  also  doch  zwischen  den 
beiden  Anträgen  abgestimmt  werden. 


M.  Richard,  rapporteur  de  la  commi<Mon :  La 
commissi"!!  adhere  au  pomt  de  vue  qui  u  et e  de- 
veloppe  rar  M.  Geel.  Elle  estimo  en  •  Stet  qu'il 
n'est  pas  neoessaire  d'ajOUter  une  dispositton  nou- 
velle  ä  l'att.  69  du  C.  <>..  qui  suflit  parfaitement. 
II  n'est  pas  necessaire  non  plus  d'inventer  une 
prescription  nouvelle  pour  l'action  civile.  Le  droit 
commun  suflit 


M.  le  President:  En  l'absence  de  proposilions 

contraucs,  l'arlicle  ainsi  modifie  est  adopti- 


ert 28. 

M.  Rlehrr.-?.  rapporteur  de  la  commission:  n 
importe  t\w?  i'individu  sous  le  coup  de  poursuite« 
eiviles  ou  pönales  ne  puisse  pas  profiter  des  dclais 
inherents  ä  toute  action  judiciaire  pour  faire  dis- 
paraitre  les  traces  de  son  dcüt  ni  tirer  prodt  de  sa 
mauvaise  action.  II  tHnit  donc  utile  de  nantjf  le 
tribunal  du  droit  d'oidonner  des  rnesures  conser- 
vatoires.  E'enumenilion  de  celles-ci  n'exigc  aueune 
justification  particuliere. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art  29. 

M.  Riehard,  rapporteur  de  la  commi-sson  :  Les 
dispo5.;tions  insi-nle*  dans  cet  artiele  soiit  lc  com- 
plement  logique  de  l'arlicle  precedent : 

«Ee  tribunal  pourra  ordonner  en  outre  la  con- 
fiscation  rt  la  vente  des  ohjets  snisis,  et  nv'-me  en 

cas  (Tacqutitement  la  destruetion  des  instrumenta  et 
des  otitils  qm  auront  servi  ä  la  conti elaron.» 


Wer:  Auf  die  Gefahr  hin,  dass  die  Herren,  wie 
in  der  Kommission,  die  Sache  untor  den  Tisch 
wischen,  erlaube  mir  doch  die  Bemerkung,  dass 
der  Art.  29  in  einem  Punkte  durchaus  nicht  die 

!••  he  Folge  lies  Art.  28  ist.  und  leb  möohte, 
soweit  es  an  mir  liegt,  etwas  verhindern,  worüber 
man  nachträglich  lachen  könnte.  In  Art.  29,  wie 
er  jetzt  lautet,  wird  nämlich  verfügt,  dass  der  Rich- 
ter das  Rocht  haben  solle,  die  nachgeahmten  Gegen- 
stände an  einer  Steigerung  vorkaufen  zu  lassen, 
also  unter  das  Publikum  zu  bringen;  der  Richter 
würde  also  als  Ziel  seiner  Aufgabo  betrachten, 
pour  couronnement  de  l'oeuvre,  dass  er  das  Corpus 
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delicti  an  den  Meistbietenden  verkauft*  dass  er 
also  gerade  das  thut,  wofür  er  den  Andern  bestraft 
und  zu  Schadenersatz  verurteilt.  Offenbar  kann  dies 
nicht  die  Meinung  sein.  Wo  rmui  noch  die  Konfis- 
kation nachgeahmter  Gegenstände  verfügte,  hat  mau 
diese  vernichtet,  aber  nicht  verkauft,  und  darum 
muss  es  hier  heissen:  «der  Iteinerlus  der  Bbrlgen 
eingezogenen  Werkzeuge  und  Gerate  ••.  mcht  »Gegen- 
stände». Es  ist  ein  Unterschied  zu  machen  zwischen 
Werkzeugen  und  Geraten.  Dio  einen  Werkzeuge 
und  Geräte  dienen  ausschliesslich  zur  Nachahmung, 
man  kann  sie  für  etwas  andere-;  nicht  brauchen, 
diese,  sagt  das  Gesetz,  sollen  vernichtet  wer- 
den, und  damit  bin  ich  einverstanden.  Die  audern 
Werkzeuge  und  Geräte  sind  solche,  die  mau  auch 
für  etwas  anderes  brauchen  kann,  die  also  einen 
Wert  haben;  diese  verkauft  man  und  verwendet 
den  Erlös  nach  Gutlinden.  Aber  das  sollen  immer 
nur  die  Werkzeuge  und  Geräte  sein,  mit  denen  die 
verbotene  Ware  hergestellt  wird,  aber  nicht  die 
verbotene  Ware,  dio  nachgeahmten  Gegenstande 
selber,  die  man  ä  son  de  trompette  ausruft  und  ver- 
kauft Ich  beantrage  also,  zu  sagen:  uder  Reinerlös 
der  übrigen  eingezogenen  Werkzeuge  und  Geräte». 


Bundesrat  Brenner:  Ich  möchte  zunächst  fragen, 
was  Herr  Isler  mit  den  nachgeahmten  Gegen- 
ständen machen  will;  will  er  sie  dem  Nachahmer 
zurückgeben''  Bei  einem  Nachahmer  werden  ja  wohl 
neben  den  Werkzeugen  und  Geraten,  »He  er  ver- 
wendet hat,  um  einen  Gegenstand  nachzuahmen, 
auch  die  Produkte  gefunden,  die  auf  der  Nach- 
ahmung beruhen. 


Wer:  Diese  nachgemachten  Produkte  sollen  nicht 
verkauft  und  nicht  zurückgegeben,  sondern  ver- 
nichtet werden;  das  ist  das  Vorgehen  in  solchen 
Fällen. 


Bundesrat  Brenner:  Das  kann  ausserordentlich 
weit  fuhren. 


Isler:  Man  kann  doch  nich»  eine  Schmuggelware 
verkaufen;  das  gebt  nicht. 


M.  Bichard,  rapportcur  de  la  comnnssion: 
L'art.  29  n'innove  rien.  II  ne  fait  que  reproduire 
une  disposition  dejä  existante  dans  la  loi  de 
dont  l'art.  'Jit  prevoit  precisement  la  conliscation 
et  la  saisie  des  ohjeLs  contrefaits.  II  dit  en  m<^mc 
temps  que  leur  produit   viendra  en  acompta  ou  ä 


Cela  implique  naturcllement  la  vente 
oberes  publique«,  apres  execution  judiciaire,  des  ob- 
jets saisis.    On  nc  pouvait  proceder  autrement. 

Maintenanl,  l'auleur  le.se  se  trouvera  dans  une 
certainc  mesure  dedommage,  puisque  c'est  ä  lui 
qu'oii  attribucra  Ic  produit  de  la  vente.  Je  ne 
meeonnais  pas  qt-e  ces  objets  saisis  iront  se  repandre 
dans  le  public,  mais  leur  vente,  ne  l'ouhliez  pas, 
aura  eu  lieu  au  profit  de  celui-lä  merae  qui  re- 
clame  la  reparation  de  son  prejudice. 

II  n'y  u  donc  pas  de  motif  pour  revenir  en 
arnere.  On  peut  sans  inconvenient  continuer  ä 
pratiquer  cette  realisation  des  objets  sai 
memenl  ä  la  loi  de  18«8. 


Bundesrat  Brenner:  Ich  habe  nun  der  zweiten 

Bemerkung  des  Herrn  Isler  entnommen,  wie  er  die 
Sache  ansieht.  Er  will  also  in  der  That  alle  Gegen- 
stände, welche  bei  jemand  vorhanden  sind,  der 
rechtswidrigerweise  im  Besitze  nachgeahmter  Gegen, 
stünde  gelunden  wird,  vernichten  lassen,  nicht  nur 
die  Gerate  und  Werkzeuge,  welche  zur  Nachahmung 
eines  Musters  gedient  haben,  sondern  auch  die  Pro- 
dukte. Nun  wird  das  erstlich  in  gewissen  Fällen  zu 
einer  kolossalen  Schädigung  für  den  Kläger  führen 
können.  Nehmen  Sie  an,  ein  grosses  Warenlager, 
das  irgendwo  aufgefunden  wird,  bestehe  aus  nach- 
geahmten Gegenständen,  und  nun  verlangen  Sie, 
dass  dieses  Warenlager,  das  unter  Umständen 
tO,00U  und  mehr  Franken  Werl  hat,  vernichtet 
werden  solle!  Wir  wollen  im  Gegenteil,  dass  ein 
solches  Warenlager  liquidiert  werde  und  unter  das 
Publikum  komme.  Aber  warum?  Um  den  geschädig- 
ten berechtigten  Urheber  des  Musters  aus  dorn  Er- 
lös zu  befriedigen.  Es  sollen  also  diese  Waren 
verkauft  und  aus  dem  Erlös  in  erster  Linie  die 
Strafen  bezahlt  werden,  in  welche  derjenige  ver- 
fällt wird,  in  dessen  Besitz  die  nachgeahmten 
Waren  gefunden  wurden,  sodann  die  Gerichts- 
kosten. Fernerhin  soll  .daraus  der  eigentliche  be- 
rechtigte Eigentümer,  der  Geschädigte,  befriedigt 
werden;  das  wird  ihm  besser  konvenieren,  als 
wenn  man  die  vermögensrechtlichen  Objekte  zer- 
stört und  dann  unter  Umständen  bei  demjenigen 
der  ihn  geschädigt  hat,  nichts  mehr  da  ist,  weil 
man  ihm  vielleicht  sein  ganzes  Vermögen  weg- 
nimmt und  zerstört.  Ich  glaube  nicht,  dass  es  prak- 
tisch wäre,  diese  Beseitigung  und  Vernichtung  an- 
zuordnen; es  wäre  auch  nationalökonomisch  eine 
schädigende  Handlungsweise,  Wertgegenstande,  die 
man  verwenden  kann,  zu  vernichten,  statt  sie  zu 
veräussern  und  daraus  den  Geschädigten  für  den 
erlittenen  Schaden  zu  bezahlen. 


Isler:  Nur  eine  Bemerkung.  Ich  glaube,  dass  es 
kaum  vorkommt,  dass  ganze  Warenlauer  in  diese 
Lage  gelangen;  es  wird  sich  immer  nur  um  kleinere 
Partien  handeln,  und  wenn  dies  eintritt,  kann  man 
sie  dem  Geschädigten  überlassen.  Aber  ich  sage 
immer  wieder:  es  ist  ein  Widerspruch,  den  ich 
nicht  verstehe,  dass  etwas,  was  auf  verbotene  Weise 
hergestellt  worden  ist,  von  Amtes  wegen  auf  den 
Markt  gebracht  wird. 
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Mit  90 
(Par  90 


7  Summen  wird  der  Antrag  der 
oontro  7,  ia  propoeition  de  la  com- 


Art.  30. 


M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission  :  Cet 
article  constitue  la  sanction  la  plus  efficace  au  point 
de  vue  raoral,  c'est-ä-dire  la  publicite  du  jugement 
penal.  A  coup  sür,  c'est  le  chätiment  le  meilleur 
qai  puisse  atteindre  l'autour  d'un  delit.  Ce  sera  tou- 
joure  la  mesure  Ia  plus  redoutee  en  meme  temps 
qu'elle  aura  cet  avantage  de  faire  connaltre  aux  tiers 
la  decision  du  tribunal. 

Angenommen.  —  (AdopU.) 


Art.  31. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission  .  L'al- 
legation  par  voie  d'annonce  ou  de  meution  publique 
d'an  prötendu  depot  de  dessins  ou  modele«,  con- 
un  acte  de  mauvaiae  foi.  Ce  procede  mal- 
est cependant  plus  grave  en  matiere  de  bre- 
vets  d'invention  ou  d'usurpation  de  recorapense  ou 
de  marque  de  fabrique. 

Quoique  moins  dangereux  dans  le  domaine  qui 
nous  oocupe,  il  y  a  toujours  de  la  part  de  celai  qui 
sc  rend  coupable  d'une  manoeuvre  semblable,  un 
acte  d'indelicatesse  qu'il  convient  de  repriraer  afin 
de  sauvegarder  la  bonne  foi  publique.  C'est  pour- 
quo*  nous  adherons  a  la  proposition  du  conseil  na- 
tional. 


Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  SJk 


M.  Rteb&rd,  rapporteur  de  la  commission  :  L'art. 
32  a  disparu  par  le  fait  de  son  intercalation  a  l'art. 
24,  n»  4. 


—  (Adopti.) 


Art.  33. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission  :  La 
conversion  de  Tarnende  en  jours  d'eroprisonnement 
n'aora  !ieu  quo  dans  les  cas  d'insolvabilite  bien  jus- 
tifiec  chez  celui  qui  a  encouru  la  condamnation. 
Si,  au  contraire,  le  delinquant  est  solvable,  il  devra 
Qtre  l'objet  des  poursuites  ordinaires.  En  un  mot, 
nous  n'avons  pas  vouln  qn'un  individu  condamne 
eüt  le  etaoix  a  sa  volonte  entre  le  paiement  de  Ta- 
rnende ot  l'emprisonnemenl. 


-  (AdopUJ 


AH.  34. 

-  (AdopU) 

Art.  35. 


M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission  :  Le 
conseil  national  s'est  arrete  ä  une  redaction  legere- 
ment  equivoque  qu'il  convient  de  rectifier  en  disant: 
«  Les  ressortissants  d'ctats  ctrangers  qui  ont  con- 
clu  avec  la  Suisse  des  Conventions  sur  ces  matieres...» 

On  pourrait  croire,  en  efTet,  qu'il  s'agit  simple- 
ment  de  toutes  Conventions  quelconques  iraitant 
d'une  maniere  generale  des  dessins  et  modeles  in- 
dustriels.  Or,  ce  n'est  pas  le  sens  de  l'article.  On 
prevoit  seulement  les  Conventions  qui  <  dans  le  sens 
du  präsent  article  »  auront  fixe  un  delai  a  partir 
duquel  les  auteurs  pourront  deposer  leurs  dessins 
en  Luisse.  En  d'autres  termes,  si  dans  les  Conven- 
tion» diplomatiques  que  la  Suisse  est  appelee  ä  con- 
clure,  un  delai  est  fixe  pour  le  depot  en  Suisse, 
les  ressortissants  de  l'etat  contractant  pourront  se 
servir  de  ce  delai  et  cela  k  titre  de  reeiprocite 
pour  les  Suisses.  II  faul  donc  dire : 

<  Les  ressortissants  d'etats  qui  auront  conclu 
avec  la  Suisse  une  Convention  dans  le  sens  du  pre- 
sent  article  pourront  dans  le  delai  Vue  apres  la 
■  «...  » 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  36. 

M.  Riebard,  rapporteur  de  la  commission  :  Cet 
article,  dont  le  principe  n'est  pas  nouveau,  organise 
simplement  la  protection  du  droit  des  auteurs  qui 
ont  envoye  leurs  dessins  ou  modeles  a  des  exposi- 
tions  nationales  ou  internationales. 


mmen.  —  (Adopti.) 


Art.  37. 

M.  Riehard,  rapporteur  de  la  commission  :  A 
l'instar  de  l'art.  29  de  la  loi  de  1886,  le  texte  du 
conseil  national  stipule  quo  ('Industrie  de  l'impres- 
sion  des  colonnades  et  celle  des  tissus,  de  soie  ou 
demi-soie,  ne  sont  pas  coumises  aux  dispositions  de 
la  presente  loi.  C'est  ä  la  demande  des  fabriques 
glaronnaises  que  cetle  exception  a  ete  introduite, 
parce  que  leurs  besoins  ne  sont  pas  les  memes  que 
ceux  des  brodeurs  de  St-Gall.  Les  Glaronnais  utili- 
sent  des  dessins  qui  sont  pour  ainsi  dire  invaria- 
bles et  qui  leur  sont  envoyes  par  leurs  clients  de 
l'Eitreme-Orient.  Iis  ne  subissent  pas  les  Variation» 
et  les  caprices  de  la  mode.  D'autrepart,  les  indus- 
tries  de  Glaris  voulent  con-server  toute  liberte  d'ae- 
tion,  et  c'est  en   1887  deja  qu'elles  demandaient  k 
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deesons  et  modeles.  Nos  confederes  ne  se  trompent- 

ils  pas  ?  En  tous  cas,  la  commission  regrette  d'en- 
rfgistiTf  ceHc  rxc^plion.  Elle  osÜmt^  que  l'induslrie 
glaronnai.se  se  prive  d  un  precieux  »lunulant  au 
progres,  en  n'encourageant  pas  l'invention  de  des- 
sin8  nouveaux.  Si  les  dessinateurs  asiatiques  et  gla- 
ronnais  se  placaient  sur  le  meme  pied  que  les  au- 
tres,  leur  Industrie  en  proliterait.  I  ne  röserve  est 
cependant  faite  pour  les  tissus  Jacquard,  parce  que 
les  procedes  mecaniques  de  cette  blanche  se  prC- 
tent  a  une  reelle  variete  d'ornementation  qui  exige 
une  plus  grande  pari  d'initiative  individuelle,  d'ima- 
gination  et  d'intelligence  que  le  simple  dessin  ele- 
mentaire  ne  reclame. 

Angenommen.  —  (Atopie.) 


Art.  38. 
(Adopti.) 


Angenommen.  —  (AdopU.) 

Art.  40. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 
Schlussabatimmung.  —  Votaiion  finale. 


Mit  26  Stimmen  wird  das  Gesetz  angenommen; 
dagegen  stimmt  niemand. 

(La  loi  est  adoptee  par  26  voix,  et  sans  Opposition.) 


An  den  Nationalrat. 
(Au 


a»J  Smp.dlUou  T»s  Jtmt  (IkK 
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Ständerat.  —  Conseil  des  e*tats. 

Staune  vom  :;o.  Hätz  1900,  Tonwiiiags  9  Ihr.  —  Seance  dn  30  mar*  1900,  ä  9  heures  du  matin. 


Vorsitz:  1  „  . 
Presidence:  j  Ä  Merl' 


Tagesordnung:   —   Ordre  du  jotar: 

•l>eit«5K«it  beim  Betriebt»  der  Tr»ii«port»Ti  stalten. 
Durce  du  travail  dans  l'exploitalion  des  entreprisas  de  transport 

(Siebe  die  Verhauoluoyen  de*  Nationalste«  Seite  777  ff.  de*  letzten  Jahrgänge?.  -  Voir  Iw  debats  du  conseil  nation« 

pa«e  777  et  »uivantes  de  l'annee  prteedeute.) 


Müller,  Präsident  der  Kommission:  Ich  habe 
Ihnen  im  Namen  der  Kommission  mitzuteilen,  dass 
dieselbe  an  dem  m  Zürich  gefassten  Beschlüsse  fest- 
hält, dem  Beschlüsse,  der  dahin  geht,  e.s  sei  die 
ganze  Angelegenheit  einstweilen  zu  verschieben  und 
zunächst  die  Ansicht  der  zukünftigen  Überleitung 
der  Bundesbahnen,  sowohl  über  die  Zweckmassigkeit 
als  auch  über  die  finanziellen  Folgen  der  Vorlage, 
einzuholen. 

Wäre  diese  Angelegenheit  so  einfach,  wie  z.  B. 
die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  den  Fabriken,  so 
Wäre  die  Kommission  sofort  darauf  eingetreten. 
Allein  so  einfach  ist  sie  nicht.  Dort  handelt  es  sich 
bloss  darum,  ob,  um  das  gleiche  Resultat  zu  erzielen, 
mehr  Arbeitskräfte  müssen  angestellt  werden.  Ja, 
es  ist  sogar  konstatiert,  dass  trotz  der  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  ohne  Vermehrung  der  Arbeitskräfte 
infolge  der  intensivem  Arbeit  das  gleich"1  Resultat 
erzielt  worden  ist.  Ganz  anders  hei  den  Tiansport- 
anstalten.  Die  Verhältnisse  sind  nämlich  insofern 
anders,  als  man  unmöglich  sagen  kann :  die  Arbeits- 
zeit dauert  statt,  von  6  Uhr  morgens  bis  7  Uhr 
abends,  von  6  Uhr  morgens  bis  6  Uhr  abends.  Die 
Züge  müssen  eben  geführt  werden.  Auch  die  Art 
des  Betriebes  ist  vollständig  verschieden  vom  Fabrik- 
betrieb. Während  auf  kleinen  Bahnhöfen  die  Arbeit 
wenig  anstrengend  ist,  ist  sie  selbstverständlich  auf 
den  grossen  Bahnhöfen  bedeutend  grösser.  Man 
kann  da  die  Leute  nicht  einfach  entlassen,  wenn 
die  10  Stunden  vorbei  sind;  man  kann  nicht  ein- 
fach ein  anderes  Personal  hinstellen ;  thnt  man  das, 
so  geschieht  es  auf  Kosten  der  Betriebssicherheit. 
Wir  haben  dafür  im  letzten  Jahr  ein  Beispiel  erlebt; 


der  betreflonde  Unfall  war  hauptsächlich  dem  Um- 
stand zuzuschreiben,  dass  ein  frischer  Lokomotiv- 
führer auf  die  Maschine  kam.  Man  kann  nicht  ein- 
fach das  Personal  wechseln,  sonst  leidet  die  Betriebs- 
sicherheit darunter. 

Die  Kommission  giebt  zu,  dass  es  Fälle  giebt, 
in  denen  das  Personal  überanstrengt  ist;  aber  sie 
weiss  auch  aus  den  Akten,  dass  den  Wünschen  des 
Personals  jetzt  schon  teilweise  entsprochen  worden 
ist  und  die  Arbeitszeit  namentlich  beim  Lokomotiv- 
personal verkürzt  wurde.  Sodann  weiss  weder  die 
Kommission,  noch  wissen  es  die  Organe,  welche 
Tragweite  das  Gesetz  nicht  nur  in  finanzieller,  sondern 
auch  in  administrativer  und  technischer  Beziehung  hat, 
und  wir  müssen  daran  festhalten,  dass  die  zukünftigen 
Organe  der  Bundesbahnen  zunächst  darüber  gehört 
werden.  Ich  glaube,  dass  wir  das  diesen  Organen 
schuldig  sind.  Wir  müssen  also  an  dem  in  Zürich 
gefassten  Beschlüsse  festhalten. 


Kel!ersli?rger:  Herr  Scherrer  hat  gestern  den 
Antra.',  gestellt,  es  möge  die  Kommission  eingeladen 
werden,  die  Frage  in  der  Junise.ssion  materiell  zu 
behandeln  und  es  möge  der  Rat  auf  die  Verschiebung 
der  Angelegenheit  nicht  eintreten.  Herr  Scherrer 
ist  heute  in  Geschäften  abwesend,  und  ich  halte  mich 
deshalb  für  verpflichtet,  den  Antrag  von  gestern  auf- 
zunehmen. 

Der  Herr  Kommissions-Präsident  hat  heute  die 
Verschiebung  in  einer  Art  und  Weise  begründet,  die 
mir  nicht  imponierte.    Er  hat  die  Frage  eigentlich 

M 


Digitized  by  Google 


-    202  — 


materiell  behandelt,  und  er  hätte  nach  seinen  Aas- 
fülü  uu0.  !i  zum  Schlüsse  kommen  müssen,  zu  bean- 
tragen, der  Rat  mdge  auf  die  Bekehren  nicht  ein- 
treten, aber  sein  Schluas  war  nicht  der,  er  bean- 
tragte vielmehr  Verschiebung. 

Ich  meinerseits  habe  den  Eindruck,  dass  die 
ganze  Verschiebungstendenz  eine  Verlegenheitscr- 
scheinung  sei.  Der  Ständerat  will  sich  mit  der 
difikileti  Krage  i«chl  beschäftigen  und  die  Verant- 
wortlichkeit aul  eine  Behörde  wälzen,  die  erst 
aoeti  ihre  Erfahrungen  machen  muss.  Ich  habe 
die  Ansicht,  dass  die  Interessenten,  nachdem  nun 
doch  die  Frage  vom  Nationalrat  behandelt  worden 
ist,  ein  gewisses  Recht  darauf  haben,  dass  die 
Sache  endgiltig  entschieden  wird.  Auf  jeden  Fall 
wird  die  Verschiebung  auf  die;e  Leute  einen 
schlechten  Eindruck  machen,  man  erweckt  das 
Gefühl,  man  wolle  die  Sache  auf  die  lange  Bank 
schieben,  man  wolle  die  Leute  weniger  gut  behau - 
dem,  als  man  andere  behandelt  hat,  und  man  bringt 
da«  Departement  und  die  andern  Funktionäre  in  eine 
etwas  ungeschickte  Lage;  sie  werden  sich  sagen 
müssen,  dass  schon  der  erste  Schritt  bei  den  An- 
gestellten eine  gewisse  Unzufriedenheit  erwecke,  da 
man  ihnen  die  Facilitäten,  die  den  Angestellten  aus- 
ländischer Bahnen  gewährt  werdeu,  nicht  zugestehe. 

Ich  beantrage  Ihnen  deshalb,  die  Kommission  möge 
eingeladen  werden,  die  Frage  aur  die  nächste  Session 
iMterietf  zu  behandeln  und  dem  Rate  materielle 
Anträge  zu  stellen. 


M.  Pytiion  :  J'appuie  la  proposition  de  M.  Kel- 
lersberger.  Je  ne  voudrais  pas  que  le  conseil  res- 
tät  sous  l  impression  des  paroles  d'hier  de  M.  von 
Arx  <|ui  a  presente  les  choses  sous  un  jour  trop 
noir.  Sans  toyte,  la  question  du  rachat  renconti-era 
des  diflicultes,  mais  eile  reste  une  bonne  aflaire 
pour  la  Confederation.  Si  I  on  avait  accueilli  avec 
an  peu  moins  de  dedain  certaines  Observation*  quo 
nous  avons  presentees  ici  oo  aurait  »-carte  ces  difli- 
cultes ;  mais.  nalgre  tout,  le  rachat  est  une  bonne 
aflaire,  quo  l'emprunt  se  fasse  au  8  */•  ou  au  4  */», 
peu  importe. 

Loreque  la  question  du  rachat  Tut  traitee,  » 
conseil  a  cru  que  l'on  amortinrit  l'emprunt  de  1  mil- 
kard  en  70  ans.  M.  von  Arx  l'a  cru;  moi  je  ne 
Tai  jamais  cru.  Non,  l'amoi  usscrnenl  ne  se  fera  pas 
en  TO  ans,  Drais  le  rachat  ne  dott  inspirer  aueune 
nqtBetude  a  eeux  qui  en  ont  pris  la  responsabilite. 

Cela  dit,  je  crois  que  nous  devons  examiner  les 
choses  pour  eUea-memes.  Toute  ('Organisation  des 
eben  »ms  de  fer  sera  subordonnee  ä  l'avis  de  la  di- 
rectum generale  ou  non.  Si  vous  voulez  l'y  subor- 
donner,  c'est  une  maniere  de  faire,  mais  dans  ce 
cas,  ii  fast  Atre  logique  et  il  faul  tout  d'abord  fixer 
tes  traitements  des  employes  de  la  direction  gene- 
rale et  dire  que  pour  toutes  les  questions  on  at- 
tendra  son  avis.  Si  l'on  ne  veut  pas  proceder  ainsi, 
il  faut  s'en  rapporter  ä  l'avis  du  Departement  des 
ohemins  de  fer  qui  est  tres  bien  outille,  possede 
ane  section  administrative,  une  section  technique  et 
•st  au  courant  de  tous  les  details  concernant  les 
chemins  de  fer. 

Ce  que  je  ne  puie  pas  admettre,  c'est  que  lors- 
qu"«  s'agit  de  fucer  ia  durfte  du  travail  pour  les 


ouvriers,  on  dtee  :  que  l'on  ne  pect  rien  faire,  qutl 

faut  l'avis  de  la  direction  generale,  tand.s  que  pour 
la  question  des  traitements,  nous  n'avous  plus  be- 
soin  d'elle  et  nous  en  rapportons  au  departemenL 
II  y  a  lä  un  deTaut  de  methode,  un  manque  de  lo- 
gique. 

Vous  mettez  la  direction  generale  dans  une 
fausse  position,  vous  la  rendez  responsable  d'un  tra- 
vail que  vous  devez  faire  vous-m«>me.  Ge  n'est  pas 
politique.  Si  vous  ne  voulez  pas  aborder  ce  tra- 
vail,  c'est  un  «  armus  senis  >  que  vous  decernez  au 
depai  tement-  II  ne  le  merile  pas.  Le  conseil  natio- 
nal a  diseuui  la  loi  avec  beaueoup  d'entrain  et  de 
competence. 

On  nous  objecte  la  portee  flnanciere  de  la  loi? 
Mais  est-ce  que  vous  avez  peur  du  conseil  des 
etate? 

Je  crois  donc  que  nous  aurions  tort  de  ren- 
voyer  la  question.  Pourquoi  donc  le  conseil  des 
(Hats  ne  se  deciderait-il  pas  ?  Se  defie-t-on  de  lui, 
veut-il  aller  trop  loin,  s'est-il  jamais  embalie  ? 
Ne  le  voit-on  pas  toujours  agir  avec  beaueoup  de 
ponderation  7  Abordons  donc  la  question,  exami- 
nons-la  sous  sa  portee  linanciere  ;  c'est  une  aflaire 
de  cinq  millions.  Vous  dites  que  vous  ne  voulez 
pas  aller  jusque-lä,  mais  les  motifs  que  vous  invo- 
quez  ne  sont  pas  les  bons.  En  avez-vous  d'autres  de 
derriere  la  lete  V  Gest  possible. 

On  a  eu  tort  dans  toutes  ces  affaires  ftMTiigi- 
neuses  d'agir  tantöt  d  une  facon,  tantöt  d'une  au- 
tre,  tantöt  en  s'en  rappoitant  au  deparlement,  tan- 
töt aux  renseignements  pris  ici  ou  lä.  On  veut  se 
decharger  completement  des  responsabilites  en  les 
rejetant  sur  les  membres  de  l'assemblee  fedeVale. 
On  ne  piocede  pas  avec  cette  sagesse  que  l'on 
observe  ordinnirement  dans  la  conduite  des  autree 
affaires.  Kst-ce  l'inqui&ude,  est-ce  la  peur  qui  vou- 
font  agil  ainsi  *?  Je  n'en  sais  rien.  La  peur  est  un 
sentiment  respectable,  je  le  sais,  ma»  le  conseil  ne 
doit  pas  se  laisser  elTi  ayer  par  les  paroles  de  M.  von 
Arx,  qui  apporte  peut-tMre  dans  la  discussion  des 
choses  flnancieres,  un  peu  trop  de  feu,  d'e.oquence. 

La  proposition  de  M.  Kellersberger  me  paratt 
la  meiUeure  et  je  la  voterai. 


M.  Berthoud  :  II  ne  s'agit  nullement  de  döcerner 
le  eeiiillcat  <ie  pauvretf  donl  parle  M.  Python. 

J'estime  que  le  conseil  des  etuts  ferait  acte  de 
sagesse  en  ajournant  toute  discussion  jusqu'a  ce  que 
la  commission  füt  suffis:imment  renscignee  sur  cette 
question.  Cerlainernent,  le  depariement  des  chemins 
do  fer  peut  nous  apporter  de  precieux  renseigne- 
ments, mais  il  ne  trouvnra  pas  mauvai«  que  nous 
en  deniandions  aussi  4  la  future  administration  des 
chemins  de  fer.  La  commission  dit  avoir  besoin  de 
tous  ces  renseignements  pour  pouvoir  rapporter.  Le 
conseil  devrait  se  ptacor  au  möme  point  de  vue  que 
la  commission  et  desirer  lui-meme  d'iMre  renseigne' 
d'une  maniere  complete.  Les  chiflres  qui  nous  ont 
ete"  fournis  n'ont  pas  ete"  veriftes  jitsqu'ä  aujour- 
d'hoi ;  on  ne  peut  pas  dire  qu'ils  soient  d'une  ri- 
goureuse  exaetitude,  la  future  administration  des 
chemins  de  fer  etant  fortement  inleYcssee  dans  cette 
question,  il  convient  d'attendre  son  avis;  ce  n'est 
pas  se  subordonner  ä  quelqu'un  que  de  lui  deman- 
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der  eon  »vis,  ne  prenons  pas  one  decision  hative 
dans  cette  affaire  qui  serait  peut-etre  defevorable 
aox  interesses.  J'estime  que  lee  interesse«.  c'eat-a- 
dire  les  employes,  doivent  eux-mem«*  desirer  qoe 
le  conseil  fasse  une  (Hude  complete  et  soit  bien  au 
couraot  de  leure  besoms. 

Dans  cess  coodition«,  mieux  vaut  ne  pas  preci- 
prtßr  les  choses,  il  Taut  que  le  conseil  ait  le  terops 
necessaire  pour  etodier  la  question.  Cela  ne  s'ap- 
pelle  pas  avoir  «  peur  »  pour  employer  le  mot  de 
M.  Python.  Je  soutiens  donc  l'attitude  de  la  com- 
roission  et  je  erois  que  le  conseil  fera  bien  de  s'ins- 
pirer  des  roemes  sentiments. 


M.  Python:  M.  Berthood  dit  qu'il  ne  faut  pas 
prendre  une  decision  hauve ;  je  sin»  d'accord,  seu- 
lement  je  pose  la  question  :  Esl-ce  que  la  question 
des  tarifs  n'a  pas  In  meme  importance,  ne  präsente 
(tag  les  meines  difficultes  que  celle  de  la  duree  du 
travail  et  la  question  des  traitements  n'est-elle  pas 
Ire»  importante  au  point  de  voe  linancier '.'  Pour- 
quoi  donc  faire  une  difference? 

Je  cornprends  tres  bien  que  Ton  dise  :  Nous  ne 
sommes  pas  suflisammenl  renseignes,  mais  ce  que 
je  ne  cornprends  pas,  c'est  que  l'on  veuille  ren- 
voyer  pour  consulter  la  direction  parce  qu'el'.c  ne 
pourrait  pas  se  prononcer  de  »uite.  La  direction  ne 
oonsiste  pas  en  une  seule  töte,  il  faut  les  membres 
pour  constituer  le  corps.  La  direction  vous  dira  : 
Je  dois  attendre  que  le«.  Ingenieurs  soient  nommes, 
que  l'organtsaüon  marche.  Vous  renvoyez  donc  la 
question  de  plusieurs  annees  si  vous  vouiez  atten- 
dre que  la  direction  se  prononce  en  connaissance  de 
cause,  non  pas  en  se  bosant  sur  des  donnees  tech- 
niques,  mais  sur  1'experiencc  qu'elle  acquerra.  II  y  a 
encore  autre  chose.  La  loi  sur  la  duree  du  travail 
concerne  toutes  les  untreprises  de  trantnort  Vous 
oubliez  votre  double  röle  de  representant  du  pro- 
prietaire  des  cbemins  de  fer  federaux  et  d'autorite 
publique  de  surveillance  qui  doit  traiter  de  m£me 
toutes  les  autres  entreprises  de  transport. 

Du  raste,  je  suis  d'aecord  pour  renvoyer  la  ques- 
tion au  ntois  de  juin,  mais  non  pas  pour  les  mo- 
tife  qu*iDvoque  la  commission,  car  alors  il  t'audrait 
renvoyer  de  rneme  toutes  les  autres  qnostions.  On 
adejä  aborde  la  question  au  conseil  national,  le  de- 
partement  ne  s'y  est  pas  oppose.  II  est  clair  qu'il 
ne  peut  pas  empecher  le  conseil  des  ütats  de  se 
renseigner  coinme  il  1'entend.  inai-  vous  risquez  de 
le  meüre  dans  une  faussc  position  et  de  semer  un 
espnt  de  suspicioti  parmi  les  Interesses  en  les  trai- 
tant  autrement  que  les  autres.  C  est  lä  ce  que  je 
crainset  ce  que  je  voudrais  eviter. 


▼on  Arx :  Herr  Python  führte  in  seiner  Be- 
gründung an,  dass  nicht  nur  die  Bundesbahnbeam- 
ten  in  Frage  stehen ,  sondern  die  Angestellten 
der  Transportanstalten  überhaupt.  In  That  und 
Wahrheit  kommen  aber  doch  wohl  nur  die  eigent- 
lichen Bahnbeamten  in  Betracht.  Denn  es  ist  selbst- 
verständlich, du«  mit  Bezug  auf  die  Nebenbahnen 
in  diesem  Gesetze  Ausnahmen   gemacht  werden 


müssen,  wenn  Sie  nicht  wollen,  dass  die  Neben* 
bahnen  in  kolossalen  Schaden  kommen,  einzelne  fast 
ruiniert  werden.  Bezüglich  der  PostangeotelHen  hat 
die  Sache  deshalb  keine  grosse  Bedeutung,  weil 
auf  der  Post  jetzt  schon  die  verkürzte  Arbeitszeit 
eingeführt  ist.  Für  die  andern  Transportanstalten 
wird  also  die  Vorlage  nur  eine  untergeordnete  Be- 
deutung haben. 

Ich  habe  Ihnen  gestern  schon  den  Antrag  der 
Kommission  begründet,  und  ich  mosste  das  thun, 
weil  ich  in  der  Presse  und  namentlich  im  Organ 
der  Eisen  hahner  als  derjenige  hingestellt  worden 
bin,  welcher  den  Antrag  auf  Verschiebung  direkt 
gestellt  habe.  Da»  ist  nicht  der  Fall;  im  Gegenteil 
war  ich  autanglich  der  Ansicht,  man  solle  das  Ge- 
setz vollständig  durchberaten  und  erst  dann,  wenn 
wir  festgestellt  haben,  wie  weit  wir  in  der  Revision 
eigentlich  geben  wollen,  die  Frage  diskutieren,  ob 
das  Resultat  der  künftigen  Generaldirektioo  zw 
Begutachtung  überwiesen  werden  solle.  Dieser  An- 
trag hat  nicht  konveniert,  und  schliesslich  habe  ich 
dem  Verschiebungsantrage  zugestimmt,  und  ich  bin 
seither  immer  mehr  zur  Ueberzeugung  gekommen, 
dass  die  Kommission  auf  guten  Wegen  ist. 

Für  mich  ist  in  erster  Linie  die  Oekonomic  der 
Bundesbahnen  massgebend.  Man  sagt  immer,  dass 
die  Beschlüsse  des  Nationalrates  nicht  diejenige 
finanzielle  Bedeutung  hätten,  welche  denselben  bei- 
gelegt werden.  Ich  weise  aber  darauf  hin,  dass 
sich  nach  dem  Ihnen  gestern  genannten  Gutachten 
die  Mindereinnahmen  auf  fünf  Millionen  belaufen, 
wenn  den  ursprünglichen  Begehren  Folge  gegeben 
wird.  Wie  weit  der  Ständerat  entgegenkommen 
wird,  weiss  ich  nicht.  Aber  entweder  oder.  Ent- 
weder gehen  wir  auf  namhafte  Erleichterungen 
ein  und  dann  stehen  uns  ganz  bedeutende  Mehr- 
ausgaben in  Aussicht,  oder  wir  nehmen  nur  zum 
Schein  eine  Revision  vor  und  dann  hat  die  Revi- 
sion keine  Bedeutung.  Ich  denke,  wenn  wir  uns 
nuf  die  Revision  verlegen,  so  werden  wir  eine  po- 
sitive Arbeit  leisten  wollen  und  die  Frage  ist  nur 
die:  wie  weit  können  wir  gehen? 

Um  diese  Frage  zu  beantworten,  muss  aber  nicht  nur 
auf  die  Folgen  des  vorliegenden  Gesetzes  abgestellt 
werden,  sondern  auf  die  Folgen  aller  Postulate, 
welche  mit  dein  Rückkauf  zusammenhangen  und 
geeignet  sind,  das  künftige  Budget  der  Bundesbah- 
nen zu  beeinträchtigen.  Das  wird  ja  jedem  klar 
sein,  das*  sich,  seitdem  die  Berechnungen  über  den 
Rückkauf  angestellt  worden  sind,  die  Verhältnisse 
des  Geldmarktes  ganz  bedeutend  zu  Ungunsten  des 
Bundes  verändert  haben ;  ich  habe  sogar  für 
mich  die  (Jebcrzeui:uj)g,  dass,  wenn  diese  Geldver- 
hältnisse damals  schon  bestanden  hätten ,  oder 
wenn  man  die  Buhnangestellten  vielleicht  heute 
vor  die  Frage  gestellt  hätte,  ob  sie  eine  Petition  ein- 
reichen wollen,  dieselben  vielleicht  zu  dem  Schlüsse 
gekommen  wären,  die  Petition  unter  solchen  Um- 
standen  zu  unterlassen. 

Denn  auch  die  Bahnangestellten  sind  verständige 
Leute  und  sie  fühlen  mit  uns,  dass  das  grosse  na- 
tionale Werk  mit  Bedacht  durchgeführt  werden 
muss.  Kreilich  Herr  Python  trägt  kfnne  Verant- 
wortlichkeit, er  hat  ja  nicht  dafür  gestimmt,  er 
kann  leichten  Herzens  sagen,  wir  machen  ein  rech- 
tes Geschäft.  Ich  habe  diese  Ueberzeugun^  auch, 
aber  wir  müssen  uns  ah".1  wohnen,  du-.--  Frage 
nur  nach  der  politischen  Seite  zu  behandeln,  viel- 
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mehr  ans  angewöhnen,  auch  finanzielle  Grundsätze 
anzuwenden  und  mit  einander  zu  rechnen.  Wer 
dies  nicht  thun  will,  kann  sich  mit  dem 
Wortlaute  des  Rückkaufsgesetzes  begnügen,  wo- 
nach der  letzte  Ra(»pen,  der  aus  dem  Rückkauf 
der  Eisenbahnen  resultiert,  für  die  Erleichterung 
des  Verkehrs  zu  verwenden  ist.  Das  genügt  vor- 
läufig; wer  mehr  will,  verlangt  zu  viel.  Wenn  es 
einmal  die  Zukunft  gestattet,  so  bin  ich  der  erste, 
der  den  Angestellten  die  Verbesserung  der  socia- 
len Lage  gönnt,  und  nicht  nur  ich,  sondern  wir 
alle;  aber  die  Eisenbahner  werden  die  Schwierig- 
keiten zu  würdigen  wissen  und  mit  Vertrauen  der 
Erledigung  ihrer  Forderungen,  und  zwar  zu  geeig- 
neter Zeit  entgegenselien. 

Was  dann  die  folgende  Bemerkung  des  Herrn 
Python  anbelangt,  nämlich  die  edefauts  de  rne- 
thode>  in  Bezug  auf  die  Behandlung  der  Eisen- 
bahngesellschaften, so  will  ich  mich  darüber  nicht 
mit  ihm  herumstreiten ;  er  soll  sich  mit  dem  Chef 
des  Departements  auseinandersetzen.  Die  von  ihm 
angetönlen  Fragen  können  in  aller  Ruhe 
werden,  aber  nicht  jetzt,  sondern  bei 
betreffenden  Motion. 

Thun  Sie,  was  Sie  wollen.  Ich  mag  es  den 
Eisenbahnern  wohl  gönnen,  wenn  Sie  auf  die  Vor- 


|  esse  der  Eisenbahner  salber,  wenn  Sie  die  Frage  zu 
|  einer  geeigneteren  Zeit  behandeln,  wenn  Sie  die 
Frage  uberblicken  können;  Sie  werden  dann  wei- 
ter 


M.  le  President:  II  y  a  deux 

I  presence :  celle  de  la  commission,  qui  veut  ajour- 
'  ner  jusqu'au  moment  de  la  preseBtation  d'un  rap- 
port  complementaire  par  la  fulure  direction  gene- 
rale des  chemins  de  fer  föderaux,  et  celle  de  MM. 
Kellersberger  et  Python,  d'ajourner  la  discussion  ä 
la  session  de  juin. 


Abstimmung.  —  Votalion. 


Mit  27  gegen  7  Stimmen  wird  der  Verschie- 
bungs-Antrag der  Kommission  angenommen. 

Par  27  voix  contre  7,  la  proposition  de  ren- 
voi  de  la  commission  est  adontee. 


*«»  Je«  4  tu.  u.  U«-x. 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Sitzung  vom  30.  März  1900,  nachmittags  5  Uhr.  —  Seance  du  30  inars  1800,  a  5  henres  de  releve*. 


Vonsilr        ]  Herr 
ence:  ) 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour: 

Mutter-  und  TVIodell  **oh  va  tz. 
Lei  fMfrale  «ir  las  destint  et 

Differenzen.  — 

Seite  188  New.  -  Votr  Im  dein*  du  cohmü  de«  etat.  p»g*  188 


Zwttnmuog  hüb  BeaehluM  de*  Nationatratei  vom  34.  Mari 
tflOO  mit  folgenden  Abandenugea : 

Art  3.    Der  Master-  und  Modettschutz  erstreckt 
sich  nicht  auf  die  Herstellungswsise,  Nützlicbkeits- 
uud  technische  Wirkungen  des  nach  dem 


Art.  4.    Das  Recht  des  Urhebers  geht  auf  dessen 
über  und  ist  ganz  oder  teilweise  an  Dritte  über- 


Der  Urheber  kam  durch  etc.  .  .  . 

Art.  11.    Zweites  Alinea  von  ZifTer  1: 

Die  Hinterlegungsstelle  wird,  immerhin  ohne 
Verbindlichkeit  för  dieselbe,  den  Hinterleger 
Verfall  der  Gebühr  in  Kenntnis  setzen  ; 

24.    Am  Schltias  von  Ziffer  1  : 


Neue  ZifTer  4  (an  Stelle  von  Art.  32) : 

4.  wer  sieh  weigert,  der  zuständigen  Behörde 

die  Herkunft  der  in  seinem 

liehen    nachgemachten  oder 

Gegenstände  anzugeben. 

Art.  25.    Wer  eine  der  in  Art  24  genannten 


1900. 


Adhe*ioo  »  la  deeition  du  cobmü  national  da  34  man 
1900  sauf  les  modifleaüoni  MUrantet : 

Art.  3.  La  protection  aecordee  par  la  präsente 
loi  ne  s'apphque  pas  aux  procedes  de  fabrication, 
ä  l'utihsation  ou  k  l'effet  technique  de  l'objet  fabri- 
que  stir  Ie  type  du  dessm  ou  modöle  protege. 

Art.  4.  Le  droit  de  l'auteur  passe  ä  see  heri- 
tiers.  II  est  transmissible,  an  tout  ou  en  partie,  par 

aM  M.a - . - .    ■      i  j 

louies  voies  ae  arosu 

Art  11,  Chiffre  2,  afinea  8: 

Le  conseil  föderal  peut  declarer  la  dis- 
position  du  chiftre  2  non  applicable  aux  etaU 
qoi  aecordent  la  reeiprocite  ä  la  Suisee. 

Art.  24.    A  la  fin  du  chifire  1 : 

.  .  .  attentif;  une  simple  modifleation  des  cou- 

leure  n'est  pas  consideree  comme  constituant 

une  difference ; 
4.  qxricooqtie  refusera  de  declarer  k  l'autorite 

competente  la  provenance  d'objete  contrefaite 

Art  25.  Quieonqoe  aura  commis  intentiontjetle- 
ment  l'une  des  infraotions  mentionnees  ä  rarticle  24, 
sera  tenu  de  reparer  le  domroage  cause  a  la  partie 
lese«  et  sera  puni  d  une  amende  de  20  I  2000  fraoC 
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com  Schadenersatz  verpflichtet  und  wird  mit  Geld- 
basse von  20  bis  2000  Franken  oder  mit  Gefängnis 
von  einem  Tage  bis  zu  einem  Jahre  oder  mit  einer 
dieser  beiden  Strafen  bestraft. 

Art.  26.    Alinea  2: 

Trifft  den  Urheber  der  Nachahmung  kein  Ver- 
schulden, so  ist  er  nur  zur  Herausgabe  der  Be- 
reicherung an  den  Geschädigten  verpflichtet.  • 

Art.  27.    Drittes  AUnea  : 
Streichung  der  Worte  «und  der  Schadenersatz- 
klage». 

Art  S2  fallt  mit  Rücksicht  auf  Ziffer  4  des 
Artikels  24  dahin. 

Art  36.  Die  Angehörigen  der  Länder,  welche 
mit  der  Schweiz  eine  Uebereinkunft  im  Sinne  dieses 
Artikels  abgeschlossen  haben,  .  .  . 


ou  d'un  emprisonnement  poovant  «Her  de  1  jonr  a 
un  an,  on  de  l'une  de  ces  peines  soulement. 

Art.  26,  alinea  2 : 

Si  aueune  faute  n'est  imputable  ä  l'auteur  de 
l'imitation,  il  est  tenu  seulcment  de  restituer  au  lese 
ce  dont  il  s'est  enrichi. 

Art  27,  alinea  3  : 

L'action  penale  sera  presertte  par  deux  ans  a 
compter  de  la  derniere  contravention. 

Art.  32  supprime. 

Art.  35.    Les  ressoitissants  d'etats  qui  auront 

conclu  avec  la  Suisse  une  Convention  dans  le  sens 

du  present  article  pourront  dans  le  delai  .  .  . 


Wild,  Berichterstatter  der  Kommission :  Die  vom 
Stäuderat  an  den  Beschlüssen  des  Nationalrates  vor- 
genommenen Aenderungen  erstrecken  sich  auf  acht 
Artikel.  Ihre  Kommission  ist  in  der  Lage,  Ihnen 
bei  vier  Artikeln  Zustimmung  zu  empfehlen,  dagegen 
bei  den  andern  Artikeln  Festhalten  zu 
Punkte  sind  folgende: 


Der  Ständerat  will  sagen :  «Der  Muster-  und  Modell- 
schutz erstreckt  sich  nicht  auf  die  Herstellungswoisc, 
Nützlichkwtszwecke  und  technische  Wirkungen  des 
nach  dem  Muster  oder  Modell  hergestellten  Gegen- 
standes», d.  h.  die  Fassung  des  Bundesrates  wieder 


Zustimmung.  —  (Ädhision.) 


Art.  4. 

Wild,  Berichterstatter  rler  Kommission :  In  Art.  4 
will  der  Stauderat  das  ersto  Alinea  wio  folgt  fussen: 
«Das  Recht  des  Urhebers  gebt  auf  dessen  Erben 
üb*r  und  ist  ganz  oder  teilweise  an  Dritte  Über- 
trag! >nr.  > 

Dem  Sinne  nach  stimmt  diese  Fassung  mit  der- 
jenigen des  Nationalrates  vollständig  überein.  nur 
jst  die  Fassung  dos  Ständerates  wesentlich  ein- 
Wir 


-  (Ädhinon.) 


Art.  11. 


Wild,  Beriohter«I;i'f  r  der  Kommission:  Hier  w  n 
der  Standerat  in  der  Lage,  eine  rein  redaktionell  • 
Aeotleruü^  vorzunehmen.  Wir  haben  die  Worlo«  Das 


«Die  Hinterlegungsstelle.»  Dem  entsprecnend  muss 
es  dann  weiter  unten  heissen  «dieselbe»  statt  «das- 
selbe*. 

Zustimmung.  —  (Adkitkm.) 


Art.  24  und  3J. 

Wild,  Berichterstatter  der  Kommission :  Der  Na- 
tionalrat hatte  beschlossen,  den  Art  32,  betr.  die 
Verweigerung  der  Auskunftgabe,  als  selbständigen 
Artikel  wieder  herzustellen,  ihn  also  nicht  in  Art.  34 
einzureiben,  wo  ihn  die  Kommission  placiert  hatte. 
Letzteres  hätte  zur  Folge  gehabt  dass  die  Verwei- 
gerting  der  Auskunftgabe  civil-  und  strafrechtlich 
zur  Verantwortung  gezogen  werden  könnte,  wäh- 
rend diese  Haudlung  in  Art  32  lediglich  einer 
Geldstrafe  unterstellt  wird.  Der  Standerat  hat  nun, 
entsprechend  dem  ursprünglichen  Antrage  Ihrer 
Kommission,  beschlossen,  den  Art.  32  wieder  als 
Ziffer  4  in  Art.  24  aufzunehmen  und  zu  sagen: 
«Civil-  und  strafrechtlich  kann  zur  Verantwortung 
gezogen  werden :  4  wer  sich  weigert,  der  zu- 
ständigen Behörde  die  Herkunft  der  in  seinem  Besitze 
befindlichen  nachgemachten  oder  nachgeahmten 
Gegenstände  anzugeben.»  Wir  befinden  uns  damit 
wieder  auf  «lern  uns  seinerzeit  vorgeschlagenen 
Boden;  die  Kommission  beantragt  Ihnen  Zustimmung 
zum  Ständerat. 


M.  C  a\ am c  Colin,  rapportenr  trancais  de  la  com- 

mission:  Deux  mots  seulemeot  pour  demandor  doux 
petites  modifications  au  texte  francais: 

Au  chiflre  1  de  l'art.  24,  au  lieu  de  dire:  «une 
simple  modifioation  des  couleurs  n'est  pas  consi- 
dereo  commo  constituant  une  difference»,  nous  de- 
manderions  qu'on  traduisit  plus  litteralcraent  le 
texte  allemand.  <>  serait  beaueoup  plus  clair:  «la 
senle  moditicalioi«  des  couleurs.« 

Ensuite,  au  Chiffre  i,  le  [)rc<i.lent  de  la  com- 
voos  a  expiique  pourquoi  nous  adoptioos  la 
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redaction  du  conseil  des  etats.   Noiis  demandons 

simplemerjt.  de  mctlro  au  präsent  les  deux  vorbes: 
«quiconque  reluse  de  declarer  ü  l'autorite  compe- 
tente  la  provcnance  d'objets  contrefaits  ou  imites 
qui  se  trouvent  en  sa  possessiou». 


Zürcher  Ich  bitte  Sie,  am  Beschlüsse  des  Na- 
tionalrate« festzubalteo.  Ich  will  die  Gründe,  die 
ich  in  einem  frühem  Stadium  der  Beratung  vorge- 
tragen habe,  nicht  wiederholen,  sondern  nur  resü- 
mieren. Ich  mache  darauf  aufmerksam,  dasa  in  «lern 
Falle,  den  die  Kommission  hauptsächlich  im  Auge 
hat,  wo  derjenige,  der  die  Auskunft  verweigert, 
sich  mit  dem  Nachahmer  im  Komplotte  befindet, 
die  Straf bestimmungen  über  Gehülfenschaft,  Hehlerei, 
Begünstigung  zur  Anwendung  kommen.  Gs  bleibt  des- 
halb die  Anwendung  des  vorliegenden  Paragraphen 
nur  für  solche  Fülle  übrig,  wo  nur  vermutet  wer- 
den kann,  es  stehe  der  Dritte  mit  dem  Thätcr  im 
Komplott.  Nun  widerstrebt  es  mh*  durchaus,  auf 
eine  blosse  Vermutung  bin  jemand  zu  einer  krimi- 
nellen oder  korrektioneilen  Strafe  verurteilen  zu 
lassen.  Auch  wenn  der  Itichter  im  einzelnen  Falle 
nicht  zu  Gefängnis  greift,  sondern  den  Mann  mit 
einer  kleinen  Goldbuss-*  entlässt ,  ist  damit 
dessen  Leumundszeugnis  belastet ;  der  Betreffende 
ist  in  seinem  Leumundszeugnis  als  ein  wogen  einer 
gewinnsüchtigen  Handlung  vorbestrafter  Mann  dar- 
gestellt. Nun  möchte  ich  den  Intentionen  der  Kom- 
mission in  einem  Punkte  entgegenkommen.  Lassen 
Sie  es  bleiben  bei  der  jetzigen  Fassung,  also  bei 
einer  Ordnungsstrafe,  in  Bezug  auf  die  ja  ein  recht 
ansehnliches  Minimum  vorgesehen  ist,  und  fugen  Sie 
bei  Art.  32  noch  hinzu,  was  ich  eventuell  beantrage: 
«Der  Richter  kann  denFehlbaren  überdies  zu  Schaden- 
ersatz verurteilen.»  Ich  gebe  zu.  dass  nach  dem 
jetzigen  Beschlnss  des  Nationalrate*  eine  solche 
Verurteilung  zu  Schadenersatz  nicht  möglich  wäre, 
während  bei  Annahme  meines  Zusatzes  der  Richter 
es  in  der  Hand  hat,  dem  Geschädigten  auch  in  Be- 
zug au!  Schadenersatz  Satisfaktion  zu  geben. 


Abstimmung.  —  Votation. 


Eventuell  wird  der  von  Herrn  Zürcher  zu  Art.  :U 
beantragte  Zusatz  mit  Mehrheit  gegen  10  Stimmen 
angenommen,  und  hierauf,  definitiv,  mit  Mehrheit 
gegen  20  Stimmen  an  dem  so  ergänzton  Bcschluss 
des  Nationalrates  festgehalten. 

(En  votation  eventuelle,  l'amendement  propose 
de  M.  Zürcher  ä  l'art.  32  est  adoptft  ä  la  majori tö 
contre  10  voix;  puis,  en  votation  definitive,  la  de- 
oision  du  conseil  national,  ainsi  amendee,  estmain- 
tenue  ä  la  majorite  contre  20  voix.) 


Art.  25. 

Wild,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ihre 
Kommission  empfiehlt  ihnen,  materiell  dasjenige  zu 
aeeeptieren,  was  der  Ständerat  beschlossen  hat, 
jedoch  eine  andere  Form  zu  wählen,   indem  wir 


dafür  halten,  die  gewährte  Fasstrag  entbehre  der- 
jenigen Klarheit,  mit  welcher  die  gleiche  Materie 
in  Art  20  des  alten  Gesetzes  geordnet  ist  Wir 
schlagen  Ihnen  deshalb  vor.  den  Art  25  wie  folgt 

zu  fassen:  sWer  eine  der  in  Art.  24  genannten 
Handlungen  vorsätzlich  begeht,  ist  dem  Geschädig- 
ten zu  Schadensersatz  verpflichtet  und  wird  über- 
dies mit  einer  Geldbusse  von  20  bis  2000  Franken 
oder  mit  Gefängnis  von  einem  Tag  bis  zu  einem 
Jahre  oder  mit  Geldbusse  und  Gefängnis  innerhalb 
der  angegebenen  Begrenzung  bestraft.»  Der  Ar- 
tikel, wie  wir  ihn  vorlegen,  ist  materiell  gegenüber 
dem  bestehenden  Gesetz  etwas  milder,  indem  statt 
von  einer  Busse  von  Fr.  30-  2000  nur  von  einet 
solchen  von  Fr.  20— 2000  gesprochen  wird,  ebenso 
von  Gefängnisstrafe  von  einem  Tag  ^statt  drei)  bis 
zu  einem  Jahre. 


M.  CaUm»-Celin.  rapporteur  francais  delacom- 
mission:  Apres  avoir  examine  la  nouvelle  redaction, 
proposee  par  le  conseil  dos  etats,  votre commisaion 
declare  en  aeeepter  I'esprit,  mais  vous  propose 
un  texte  un  peu  plus  clair. 

Le  conseil  des  etats,  partant  du  principe  qu'un 
minimum  a  cte  fixe,  estime  qn'il  doit  l'etre  non 
seulement  poor  Tarnende,  mais  aussi  pour  l'empri- 
sonnement.  Mais  il  modifie  le  minimum  de  la  peine. 
Le  conseil  national  avail  decide  une  amende  de 
fr.  30  ä  fr.  2000;  le  conseil  des  £tats  un  minimum 
de  fr.  20  et,  quant  ä  la  peine,  un  joor  a  un  an 
d'emprisonnement 

Votre  commission  adhere  ä  cette  idee,  estimant 
plus  logique  cependant  de  fixer  los  deux  peines 
l'une  apres  l'autre  et  de  les  cumuler,  ce  qui  nous 
amene  a  propos<>r  la  redaction  suivante: 

«.Quiconque  commet  inten tionnel lernen t  l'une 
des  infractions  mentionnees  &  l'art  24,  est  tenn  de 
reparer  le  dommage  cause  a  la  partle  lesee  et  aera 
puni  d  une  amende  de  fr.  20  a  fr.  2000  oo  d'un 
emprisonnement  d'un  jour  ä  un  an  ou  des  dornt 
peines  reunies  dans  leslimitesindiqueesci-deseas.» 

Nous  sommes  persuades  quo  le  conseil  des  ötats 
donnera  son  adhesien  au  nouvei  article  ainsi  modifie. 


Art.  aa. 

Wild.  Berichterstatter  der  Kommission:  Bei 
Art.  26  hat  der  Stunderat  die  vom  Nationalrat  unter- 
drückte Bestimmung,  wenn  kein  Verschulden  vor- 
liege, habe  wenigstens  die  Herausgabe  der  Bereiche- 
rung stattzufinden,  wieder  hergestellt,  jedoch  mit 
einer  gewissen  Modifikation,  indem  er  sagt:  «Trifft 
den  Urheber  der  Nachahmung  kein  Verschulden,  so 
ist  er  nur  zur  Herausgabe  der  Bereicherung  an  den 
Geschädigten  verpflichtet. »  Hierin  liegt  eine  gewisse 
Unklarheit.  Die  Meinung  des  Standerates  ist  offen- 
bar die.  dasa  diejenigen,  welche  ohne  Verschuldeu 

Vertrieb  desselben  begünstigen  etc.,  kurz,  in  dl» 
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ganze  Nachahmungsaffaire  verwickelt  erscheinen, 
ohne  dass  sie  ein  Verschulden  trifft,  frei  ausgehen 
sollen,  dass  dagegen  der  Urheber  der  Nachahmung 
die  Bereicherung  herausgeben  soll.  Die  Fassung  des 
$t*nderats  ist  jedoch,  wie  gesagt,  nicht  ganz  klar, 
und  da  wir  nicht  in  der  Lage  sind,  Ihnen  eine  an- 
dere Fassung  vorzulegen,  welche  beide  Gedanken 
ausspricht  —  das  Freilasson  dos  nicht  als  Urheber 
zu  Betrachtenden  und  das  ErTassen  des  Urhebers 
—  so  schlagen  wir  Ihnen  vor,  diesen  Passus  ganz 
zu  unterdrücken  und  in  dieser  Beziehung  beim  Be- 
schlüsse des  Naüonalrates  zu  verbleiben. 


M.  CaUme-Colin,  rapporleur  francais  de  la  com- 
mission:  La  commission  du  conseil  national  avait 
deja  examine  tres  serieusement  l'art  '20  de  la  loi. 
Si  eile  a  propose  au  conseil  de  supprimer  le  second 
alinea,  c'est  parce  que  daus  la  discussion  il  a  ete 
reconnu  qu'il  y  aurait  de  tres  graves  inconveniants  a 
le  maintenir.  Nous  estimons  que  ce  serait  une  source 
de  proces  intenninables  et  de  difficultes  pour  le  juge. 
II  est  impossibie  de  prouver  ä  un  homme  de  coin- 
bien  il  s'est  enrichi. 

Peur  que  la  loi  soit  viable,  qu'on  puisse  s'en 
servir  sans  qu*ello  donne  lieu  ä  des  proces  conti- 
nuels,  il  est  nücessaire  de  maintenir  la  proposition  du 
conseil  national. 

La  commission  vous  propose  de  prendre  une  de- 
oision  definitive  concemant  la  suppression  de  ce 
•ecood  alinea, 


Bundesrat  Brenner:  Wenn  ich  vorhin  rocht  ver- 
standen habe,  so  wird  beantragt,  an  der  Beschluss- 
fassung  des  Nationairales  definitiv  festzuhalten.  Es 
wäre  nun  doch  misslicb,  wenn  dieser  Differenz 
wegen  eventuell  das  Zustandekommen  des  Gesetzes 
scheitern  wurde.  Ich  denke  zwar  nicht,  dass  dieser 
Fall  eintreten  würde,  halle  abor  doch  dafür,  es  se4 
nicht  angezeigt,  schon  jetzt  definitiv  festzuhalten- 
Aus  den  Ausführungen  des  Herrn  Berichterstatters 
ergiebt  sich,  dass  sich  die  Kommission  wesentlich 
an  der  etwas  unklaren  Fassung  des  Ständeratsbe- 
schlusses stösst,  und  ich  gebe  zu,  dass  dieser  Be- 
schluss  verschiedenen  Deutungen  ausgesetzt  sein 
kann.  Allein  der  Gedanke  an  sich  ist  doch  nicht 
so  ohne  weiteres  zu  verwerfen,  der  Gedanke  näm- 
lich, an  der  Herausgabe  der  Bereicherung  wenig- 
stens dann  festzuhalten,  wenn  diese  Bereicherung 
zu  Gunsten  des  Urhebers  stattfindet.  Man  will  also 
unter  keinen  Umständen  eine  Bereicherungsklage 
zulassen,  wenn  jemand  ein  widerrechtlich  nachge- 
ahmtes Muster  verkauft  oder  feilhält  etc.,  sofern 
ihn  kein  Verschulden  trifft ;  dagegen  soll  die  Be- 
reicherungsklage aufrecht  erhalten  bleiben  gegen- 
über dem  Urheber,  und  ich  glaube,  man  dürfte 
dieser  Modifikation  beistimmeu.  Wollen  Sie  der 
Auffassung  des  Ständerates  Rechnung  tragen,  so 
möchte  ich  Ihnen  folgende  Fassung  vorschlagen: 
«Der  Urheber  (Art  24,  Ziff.  1)  ist,  auch  wenn  ihn 
kein  Verschulden  trifft,  zur  Herausgabe  der  Berei- 
cherung an  den  Geschädigten  verpflichtet.»  Damit 
ist  deutäofe  gesagt,  dass  die  Bereicherungsklage  sich 


auf  den  Urheber  beschrankt  und  diejenigen  nicht 
in  Betracht  kommen,  welche  unter  Art  24,  Ziff.  3 
fallen. 


Brosi:  Ich  unterstütze  den  Antrag  der  Kommis- 
sion, das  Alinea  2  zu  streichen  und  zwar  auch  in 
der  von  Herrn  Bundesrat  Brenner  eventuell  vorge- 
schlagenen Fassung.  Wir  haben  hier  ein  Gesetz 
über  den  Muster-  und  Modellschutz  aufgestellt  von 
solcher  Strenge,  wie  es  kaum  in  einem  andern 
Lande  vorkommen  wird,  indem  der  Schutz  bis  auf 
-15  Jahre  geht.  Was  nun  die  Strafbestimmungen  be- 
trifft, so  besteht  nicht  die  Absicht,  auch  diejenigen 
zu  bestrafen,  welche,  ohne  es  zu  wissen,  sich  einer 
Nachahmung  schuldig  gemacht  haben.  Da  die  Hin- 
terlegung zum  Teil  eine  geheime  ist,  so  kann  man 
in  vielen  Fällen  untunlich  wissen,  ob  man  einen 
Fehler  begeht.  Man  will  nun  den  Urheber,  auch 
wenn  ihn  kein  Verschulden  trifft,  wenigstens  zur 
Herausgabe  der  Bereicherung  verpflichten.  Was  ist 
das,  die  Bereicherung?  Fasst  man  sie  so  auf,  dass 
der  Betreffende  alles  herausgeben  müsse,  was  er 
nicht  besässe,  wenn  er  die  betreffende  Handlung 
nicht  begangen  hatte,  so  geht  er  auch  der  Entschä- 
digung für  die  aufgewendete  Arbeit  verlustig,  und 
es  wird  so  die  Herausgabe  der  Bereicherung  zu 
einer  wirklichen  Strafe.  Ich  glaube,  das  gehe  zu 
weit;  wir  haben  keinen  Anlass,  in  diesem  Ge- 
setze weiter  zu  gehen,  als  die  Notwendigkeit  erfor- 
dert und  sollen  uns  damit  begnügen,  die  Absicht,  den 
dolus  und  die  culpa  zu  bestrafen.  Ich  unterstütze 
deshalb  den  Antrag  der  Kommission.  Dass  das  Ge- 
setz, nicht  zu  stände  komme,  fürchte  ich  nicht,  denn 
ich  kann  nicht  glauben,  dass  der  Ständerat,  wenn 
der  Nationalrat  auf  seinem  Beschlüsse  vorharrt, 
seine  Zustimmung  verweigern  wird. 


Mil  Mehrheit  (Gl  Stimmen)  wird  dem  Antrag 
der  Kommission  beigepflichtet. 

(A  la  majotite  (61  voix).  le  conseil  prefere  la 
proposition  de  la  commission.) 


PrKsident:  Sie  haben  mit  Menrneit  beschlossen, 
das  2.  Alinea  zu  streichen.  Nun  hat  der  französische 
Herr  Berichterstatter  beantragt,  diesen  Beschluss 
als  einen  definitiven  zu  erklären.  Ich  meinerseits 
möchte  bemerken,  dass  dies  im  gegenwärtigen  Mo- 
ment vielleicht  noch  etwas  verfrüht  erscheint 


M.  C.-i I  ame-CoIis ,  rapportcur  francais  de  la  com- 
mission: C'est  la  commission  qui  a  decide  qu'elle 
proposerait  au  conseil  de  prendre  une  decision  de- 
finitive. 
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8©i.<i  r  (I  -Rh.1):   Ich  möchte  doeh  davor 

warnen,  bei  der  gcgenw.;iligen  Sachlage  einen  sol- 
chen  Beschluss  zu  fassen,  der  seine  grossen  Füllen 
haben  kann.  Dio  Angelegenheit  kommt  heut»  erat 
zum  zweiten  Male  vor  den  National  rat.  und  ange- 
sichts der  gelichteten  Reiben  ist  es  richtiger,  nicht 
einen  Beschluss  zu  fassen,  der  das  ganze  Gesetz  111 
Frage  stellon  könnte.  Teilen  wir  unsern  ausgespro- 
Willen  nochmals  dem  Ständerat  mit  und 
wir  ihm  Gelegenheit,  möglicherweise  den 
Intentionen  des  Nationalst.  ,  gerecht  zu  werden, 
loh  stelle  deshalb  den  Gegenantrag. 


Präsident  Ich  möchte  Ihnen  in  dor  That  belie- 
ben, nicht  definitiv  festzuhalten.  Es  wäre  etwas 
Ausserordentliches,  wenn  schon  heim  erst-n  Wechsel 
definitives  Festhalten  beschlossen  würde. 


Abstimmung.  —  Voiation. 


Der  Antrag  der  Kommission,  an  dem  gelassten 
definitiv  festzuhalten,  bleibt  in  Minderheit 
(La  proposition  de  la  commission,  de  prendre 
definitive,  est  rejetee.) 


Wild,  Berichterstatter  der  Kommission :  liier  hat 
der  Ständerat  beschlossen,  die  Worte  «und  der 
Sobadensorsatzklago »  zu  streichen.  Ihre  Kommission 
beantragt  Ihnen,  an  der  Fassung  des  Nationalrates 
festzuhalten  und  sowohl  in  Bezug  auf  die  Stralver- 
ala  die  Schadensersatzklage  die  Ueberein- 


M.  Calame-Celia,  rapporteur  francais  de  la  com- 
Comme  M.  le  President  de  la  commission 
vous  l'a  dit,  la  commission  du  conscil  national  vous 
propose  de  maintonir  sa  reilaction  primitive  on  ce 
qui  conceme  lo  3>  alinea  de  l'art.  '27,  c'est-ä-diro 
l'action  on  responsabilite  civile.  Cela  a  uno  cer- 
taino  importance  pour  la  loi.  On  ne  peut  pas  so 
baser  seulement  sur  le  C.  O.  Une  loi  doit  toutpre- 
voir. 

Le  conseil  des  etats  supprime  tout  ce  qui  con- 
cerne  l'action  civile;  il  reslreiut  son  alinea  ä  l'ac- 


M.  Rossel:  Je  vions  vöus  proposer  d'adherer  au 
texte  du  conseil  des  etats.  II  me  paratt  en  effetinu- 
tile  de  reglr  sp*cialement  dans  la  loi  actuetlc  les 
prescriptious  d  une  action  dejü  soumise  ;uit  dispo- 
sitions  generales  de  Tart.  Ü9  du  G.  O.    Get  article 
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traite  des  prescriptious  de  l'action  dörivant  d'aetes 
illicites: 

« L'action  en  dommages  et  intöröts  se  prescrit 
par  nno  annee  ä  partir  du  jour  oii  la  partie  leseo 
a  eu  connaissance  du  dommuge  et  de  la  personno 
qui  en  est  l'auieur,  et,  dans  lo.is  les  cas,  par  dix 
ans  ä  partir  du  jour  oü  le  fait  dommageable  s'est 
produit. 

Si  toutefois  les  dommages  et  interets  derivent 
d'un  acte  punissable  soumis  par  la  legislation  penale 
ä  une  prescription  de  plus  longue  duree,  la  memo 
prescription  s'applique  ä  l'action  civile.» 

On  restreint  dans  une  certaine  mesure  oette 
action  civile  derivant  de  eontravention  a  la  loi  snr 
les  dessins  et  modeles  industriels,  et  je  n'en  vois 
pas  la  necessit*. 

D'un  autre  cötö,  il  est  dangereux  de  creer  des 
delais  spöciaux  de  prescription  et  de  rompre  ainsi 
l'unite  de  legislation,  on  abandonnaot  au  droit  com- 
mun  la  prescription  de  l'action  civile. 

En  adoptant  oelui  du  ooneeil  des  etats,  noos  au- 
rons  construit  un  pont  eotre  les  deux  Cextes.  Le 
conseü  des  etats  se  rangera  certainement  &  la  deci- 
sion  quo  nous  avons  prise  au  2«  alinea  de  l'art.  26, 
si  nous  lui  tendona  la  mala  a  l'art  27,  9* 


Abstimmung.  —  Voiation. 


Mit  28  gegen  18 
Kommission  Festhalten  am 
rates  beschlossen. 
(Par  28  voix  contre 


wird  nach  Antrag  der 


la  deoision  du 


Präsident:  Ich  konstatiere,  dass  eine  ganze  An- 
zahl Mitglieder  sich  der  Abstimmung  enthalten  haben. 


Art.  36 

WIM,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Ständerat  sagt:  «Die  Angehörigen  der  Länder,  welche 
mit  der  Schwei/,  eine  Uebereinkutift  im  Sinne  dieses 
Artikels  abgeschlossen  haben  .  . »  Die  Fassung  des 
alten  Gesetzes,  die  bisher  absolut  zu  keinen  Schwie- 
rigkeiten Anlass  gab,  lautet:  «Die  Angehörigen  der 
Länder,  welche  mit  der  Schwei/,  eine  bezügliche 
Konvention  abgeschlossen  haben  ...»  Das  Wort 
«bezügliche»  hat  doch  offenbar  die  Bedeutung,  dass 
es  sich  um  cino  Konvention  handle,  die  auf  das- 
jenige Bezug  habe,  was  der  Artikel  in  seinem  übri- 
gen Inhalt  bestimmt,  und  es  wurde  der  Kommis- 
sion nicht  leicht,  sich  Bechenschaft  zu  geben,  was 
die  vom  Standerat  beschlossene  Abänderung  oigent 
lieh  bezwecke.  Man  will  sagen,  dass  Muster  und 
Modelle,  welche  innert  <ler  vertraglich  festgesetzten 
Frist  in  einein  andern  Lande,  das  mit  der  Schweiz 
in  einem  Konventionsverhältnis  steht,  deponiert 
worden,  di-;  Schutzes  nicht  verlustig  gehen.  Es  ist 
nun  der  Kommission  nicht  erfindlich,   warum  man 

«tu*,*  x  n».  1«  n 
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noch  ausdrücklich  s-Mbv     '  im  Sinne  ,\\t>*p* 

Artikels».  Diese  Beifügung  konnte  unter  Umstanden 
beim  Abschluss  einer  Konvention  nur  genieren, 
weshalb  Ihnen  die  Kommission  beantragt,  sich  niK 
•lern  zu  begnügen,  was  das  bisherige  Gesetz  sajit'- 
und  was  auch  der  Bundesrat  seinerzeit  beantragt 
hat,   iL  h.  es  beim  ursprünglichen  Beschlüsse  des 


Jt  C«l*me-Colin,  rapporteur  francais  de  la  com- 
mission:  Deux  mots  encore  d'explication.  Üomme 

£ait  remarqtrar  M.  le  President  de  la  conimis- 
ston,  le  conseil  national  est  im  o  que  le  conseil  des 
etate  a  trop  limite  la  portoe  de  l'art.  35  et  im'ilne 
s'agit  seulement  de  faire  une  Convention  dans  le 
sens  du  prtsent  article,  mais  de  toutes  cos  matieres 
en  general.  hlle  ostimo  en  outre  qu'il  laut  laisser 
plus  de  laütude  au  conseil  federal  dans  les  Conven- 
tions qu'il  pourrait  faire  avec  d  autres  pays. 

Not»  vous  proposons  de  maintonir  l'art  35  toi 
qu'il  a  öte  vote  par  le  conseil  national  qui  parle 
de  Conventions  sur  oes  matieres  au  lieu  de  dire 
Convention  «dans  le  sens  du  present  article». 


Wild,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich  habe 
noch  eine  Aufklärung  zu  geben,  um  Zweideutigkei- 
ten, welche  vorkommen  könnten,  vorzubeugen.  Sie 
haben  in  Art  24  stillschweigend  die  Einfügung 
gutgeheissen :  «blosse  Farbenänderung  gilt  aber  nicht 
ab?  Versoiiiedenfao.it. »  Wird  ein  nur  in  der  Zeich- 
nung oder  in  einer  bestimmten  Kolorierung  hin- 
terlegte« Muster  genau  nachgeahmt,  aber  in  einer 
andern  Farbe  angelegt,  so  kann  der  Richter  nicht 
sich  erst  bei  «sorglältiger  Verglei- 


Wird  der  Beschluss  des  Standerates 
von  irgend  einer  Seite  aufgenommen1?  —  Efl  ist  dies 
nicht  der  Fall.  Es  bleibt  somit  beim  ursprünglichen 
Beschluss.    Wünscht  man  sonst  noch  etwas  beizu- 


ClUHIfZ»  eine  Verschiedenheit  konstatieren,  da  ja 
die  Verschiedenheit  in  die  Augen  springt.  V^n  einer 
Nachahmuni;  im  Sinne  von  Art  24,  Ziff.  1,  resp.  von 
iler  Strafbarkeit  einer  solchen  Handlung,  konnte 
deshalb  nicht  <!ie  Rede  sein,  Das  ist  nun  nicht 
unsere  Meinung  und  auch  nicht  diejenige  des  Staude- 
rates, weshalb  er  beifügte:  «blosse  Farbenände- 
rung i^ilt  aber  nicht  als  Verschiedenheit»;  es  muss 
auch  eine  Verschiedcuheit  in  der  Form  vorhanden 
sein.  Nun  giebt  es  aber  doch  einen  Fall,  der  zu 
Verwirrnissr-n  Anlass  geben  könnte.  Es  kann,  wie 
ich  schon  bei  der  ersten  Beratung  gesagt  habe, 
eine  vollständig  bekannte  Form  zum  Ausgangspunkt 
für  ein  sehr  originelles  Kolorit  gemacht  werden.  Ich 
habe  mir  erlaubt  das  Bild  einer  egyptischen  Pyramide 
zu  erwähnen.  Dieselbe  ist  eine  historisch  ganz  be- 
stimmte und  in  der  Form  durchaus  bekannte  Sache. 
Wenn  jemand  nun  eine  solche  bekannte  Form  zum 
Ausgangspunkt  einerKumposition  macht  so  ist  unsere 
Meinung  die,  es  gewinne  der  Betreffende  damit 
durchaus  kein  Anrecht  auf  diese  Form,  um  sie  ab? 
Muster  zu  deponieren.  Wohl  aber  kann  der  Be- 
treffende das  specielle,  besondere  Kolorit,  das  er 
dieser  Form  giebt,  als  sein  eigenes  Muster  bean- 
spruchen. Dies  könnte  jedoch  in  Frage  kommen, 
wenn  es  hier  heisst,  dass  blosse  Farbenände- 
rung nicht  als  Verschiedenheit  gelte.  Nun  sagen 
wir  aber:  wenn  jemand  eine  völlig  bekannte  Form 
in  besonderer  Weise  koloriert,  so  nimmt  er  damit 
niemand  etwas,  das  dieser  Andere  deponieren 
könnte,  da  die  betreffende  allgemein  bekannte  Form 
überhaupt  nicht  deponiert  werden  kann.  Es  kann 
also  niemand  diese  Form  unrechtmässigerweise  an 
sich  ziehen.  Dagegen  ist  die  Verschiedenheit  der 
Farbengebung,  die  in  diesem  Falle  das  einzig  Neue 
ist,  anzuerkennen,  und  es  geht  auch  aus  der  Fas- 
sung des  Art.  2  hervor,  dass,  wenn  die  Süssere 
Formgebung  nichts  Neues  ist,  die  besondoro  Far- 
bengebung GegensUind  der  Hinterlegung  bilden 
könne  und  in  diesem  Falle  nicht  nachgeahmt  wer- 
den dürfe.  Ich  möchte  diese  Auseinandersetzung, 
die  übrigens  in  keinem  Antrag  gipfelt  für  die  zu- 
künftige Behandlung  der  Sache  ausdrücklich  hier 
niedergelegt  wissen,  damit  in  dieser  Beziehung  kein 
Zweifel 


An  den  St3n<1orat 
(Au  conseil  des  6lats.) 
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!crat.  —  Consei!  des  e*tats. 

Sitzung  vom  30.  März  lif  ubends  6'/*  übt.  —  Seanc«  du  30  mars  1900,  i  6*/i  henres  dn  soir. 


M.  Robert. 


Tagesordnung:   —  Ordre  du  jour : 
> I  iihtir-  und  >T  odellschut: 

Loi  (ederaie  Sur  (es  dessins  et  modetes  industriell. 

Differenzen.  — 
(Siehe  Seite  906  hieror.  -  Vcnr 


M.  Richard,  rappnrt- tur  de  Ia  commission :  No- 
tre  detiberaüon  sur  le  projet  de  loi  concernant  la 
protection  des  dessini  et  modele*  industriels  avait 
abouti  a  la  crdation  d'unt"  riizame  de  divergences 
an  Ire  le  texte  du  conseil  national  et  vos  propres 

Votre  commission  vient  (fexaminer  h  noirveau 
ces  divergences  sur  lesqucllea  le  conseil  national  a 
statue  aujourd'hui  et  eile  peut  vous  annoncer  que 
aor  8  des  points  conteste«,  l'accord  pept  etre  con- 
skJerc  comme  probable  entre  les  deux  conaeibi. 
Voici,  Messieurs,  dans  leur  ordre,  ces  divergencea. 

A  l'art.  8,  le  conseil  national  a  dÄ.: 
<  La  protection  accordöe  par  la  präsente  loi  ne 
s'applique  ni  aux  procedes  de  fabrication,  ni  ä  l'u- 
tilisalion  pour  un  usagc  special  de  forme«  deja  con- 
noes,  ni  a  I'effet  techniqoe  de  l'objot  fabrique  sur 
le  type  du  dessin  ou  modele  protege.  » 

Xous  avons  eu  de  longues  discatvions  a  ce  su- 
jet  et  nous  avons  substitue  une  redaclion  plus  simple 
et  plus  claire. 

Le  conseil  national  a  acceptd  notre  redaction. 
Ce  point  est  donc  acquis. 

A  l'art.  4  :  «  Le  droit  do  l'auteur  pa*se  ä  sps 
heiitteia  j  nous  avons  ajoute  :  il  est  it  aii>mi.v- il>U\ 
en  tout  ou  en  partie,  par  toutes  voies  de  droit.  • 
La  conseil  national  est  d'accord. 

A  l'art.  11,  oh*Ore  2  atme*  3,  te  conseil  föde- 
ral peot  declarer  la  disposition  du  chiffre  2  <  non 
applicable  aux  «-•tut*  qui  accoulent  la  röciproeitö  ä 
la  Suüsse.  s  Simple  correclion  grammaticaSe,  .'galc- 
ment  adhesion  du  conseil  national. 


Art.  24  :  A  la  fin  du  chiffre  1,  nous  avons  mis 
«  une  simple  modrßcation  n'est  pas  consideree 
comme  constituant  une  difference  »,  le  conseil  na- 
tional propose  de  dtre  :  c  la  seule  modification  des 
couleurs.  » 

Cette  petite  nuance  de  texte  s'exphque.  Nous 
vous  proposons  de  l'accepter. 

Zustimmung.  —  (Adhhion.) 


Art.  24  und  32. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission  :  A 
l'occasion  de  cet  art.  24,  qni  ßgure  au  cbapitre 
des  sanctions  civile  et  penale,  nous  avons  jage  op- 
portun de  grouper  dans  un  seul  et  tnenie  urtiele 
toutes  les  calegories  de  gens  qni  pouvaient  com- 
mettre  des  infractions  aux  dispositions  de  la  loi. 
Nous  avions  dans  ce  but  introdttit  sous  chiffre  4, 
les  dispositions  qui  figurent  plus  loin  a  l'art.  S2. 
Le  conseil  national  n'est  pas  entre  dans  cette  mo- 
niere d<-  voir,  et  il  maintiont  l'oxistence  sepuree  de 
deux  aiticles,  sott  un  articlc  24  proprement  dit  qui 
enumere  un  certain  nombre  de  persennes  pasmblea 
de  poursuites  crvnes  et  peastee,  et  l'art.  32  qtn 
viae  une  antre  categorie  de  dAhnquanta. 
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Nous  croyons  que  cetle  division  dans  l'fanme* 
rmtion  des  personnes  pwiiblea  de  nncttOM  civiles 
n'eet  pas  a  recommander  et  nous  vous  recomman- 
dons  de  maintenir  le  groupement  que  vous  avcz 
vote. 


Oeel:  Es  ist  dem  Beschlüsse  des  Ständerates  von 
Herrn  Nationalrat  Zürcher  vorgeworfen  worden,  er 
sei  unbillig;  es  sei  nicht  zu  billigen,  ritM  die  blosse 
Vermutung,  der  Besitzer,  der  dieAuskuuft  verwei- 
gere, steoke  mit  dem  Urheber  unter  einer  Hocke,  es 
rechtfertige,  den  Betreffenden  civil-  und  strafrecht- 
lich zu  verfolgen.  Darauf  ist  zu  antworten,  dass  in 
dem  Falle,  wA  sich  oiner  trotz,  scharfer  Strafan- 
drohung hartnäckig  weigert,  den  Fabrikanten  anzu- 
geben, keine  blosse  Vermutung  besteht,  sondern 
eine  ausreichende  rechtliche  Gewissheit,  die  es 
rechtfertigt,  den  Betreffenden  zu  bestrafen.  Ich  be- 
antrage Ihnen,  auf  Ihrem  Beschlüsse  zu  beharren. 

Zustimmung  zu  dem  Antrage  der  Kommission. 
(Adhesion  a  la  proposition  de  la  commission.l 


Art.  25. 

M.  Richard,  rapporteur  de  la  commission  .  Dans 
l'indicatior.  des  peines  qui  pourront  etre  infligees  ä 
l'auteur  de  delits  commis  intentionnellement,  nous 
avions  adopte  cette  regle  quo  la  punition  rompren- 
drait  un  emprisonnement  et  une  amendc.  Et  nous 
«vions  ajoute  :  «  ou  de  l'une  de  ces  peines  seule- 
ment  > 

Le  conseil  national  a  modifiö  la  r6daction  de  cel 
article  en  ce  sens  que  quiconque  aurait  commis  in- 
tentionnellement l'une  des  infractions  rnentionnecs  k 
l'art-  24  scrait  tenu  de  reparer  les  dommages  h  la 
partie  les6e  et  «  sera  puni  d'une  amende  de  fr.  20 
ä  fr.  2000  ou  d'un  emprisonnement  pouvant  aller 
d'nn  jour  a  un  an  ou  de  ces  dein  peines  cumu- 
lees.  i 

Nous  avions  prßvu  dons  notre  rödaction  le  cu- 
mul  des  peines  en  premiere  ligne,  tandis  quo  le 
conseil  national  ne  prevoit  ce  ctunul  qu'fi  la  l1n  de 
l'article.  L'ordre  des  penalites  e-si  interverti.  On  eom- 
mence  par  Tarnende,  vient  nnsuitn  l'emprisotine- 
ment,  puisevcntuellement  ce ;  dr-ux  p.  r  ->*  leume*. 

C'est  une  Inversion  dans  la  gradation  .les  j-  ji.es. 
Le  fond  ne  change  pas.  Nous  vous  proposons  l'ad- 
hesion. 

Zustimmung.  —  (Adhision.) 


Art.  26. 

M.  Hiehsrd,  rapnmtFur  de  La  Kommission  :  Dans 
cel  w  tieli?,  Messieurs,  nous  avions  «Habli  «ne  sorte 
d'echelle  des  responsabilites  civiles,  et  apres  avoir 
vis«  le  cas  des  delits  intentionnc-üement  commis  des 
infrartions  qui  i  esulteraient  de  la  negligence,  nous 


avions  vise  l'tfventualitö  d'un  domrrtage  produit  par 
.  un  imit&leur  aux  charges  duquel  aueune  laute  n'au- 
rait  ete  relev^e.  Nous  avions  ce  cas  :omrne  suit : 
«  Si  aueune  taute  n'est  imputable  ä  l'auteur  de  Li- 
mitation, il  est  tenu  seulement  de  restituer  au  lesö 
ce  dont  il  s'est  enrichi.  *  Le  conseil  national 
n'a  pas  admis  ce  paragraphe  et  l'a  supprime.  Apres 
en  avoir  delibere,  volre  commission  se  ränge  k  l'a- 
vis  du  conseil  national.  Elle  reconnatt  que  (res  Ire 
quemment,  il  serait  difficile  d'etablir  exaetement  la 
l  Homme  dout  s'est  enrichi  un  individu  qui  n'a  com- 
mis aueune  espöce  de  laute,  qui  a  agi  avec  une 
bonm-  foi  entieie,  bien  qu'il  ait  prive  cepeiidant  l'au- 
teur de  dessins  et  modeles  de  son  benöfice  legi- 
time l.ii  commission  pense  qu'il  est  peu  desirable 
d'encoura^er  des  pmees  de  cetle  nature.  II  serait 
maUisd  de  calculer  exaetement  le  proftl  teatise. 
Faudmit-il  on  deduire  les  frais  geneiaux  '.'  Serait- 
ce  le  benelice  net,  le  benefiee  brut  ?  Biet,  tout  un 
ensemble  de  diiiiculles  qu'on  ne  pourran  icsoudre 
qu'ä  grand'peme.  Nous  croyons  au  surplu>  qu'il  suf- 
tit  de  l'application  du  droit  commun,  et  qu'il  ap- 
partient  aux  trihunaux  de  dire  si  un  indtvidu  qui 
a  commis  une  faute  sans  le  vouloir  et  a  cependant 
porte  prejudice  ä  son  prochain,  doit  payer  des  dom- 
mages-inten?Ls.  Gela  doit  rentrer  dans  la  categorie 
des  proce.s  ordinaires.  Nous  vous  proposons  donc 
sur  ce  point  d'adherer  au  conseil  national. 


Bundesrat  Brenner:  Ich  ergreifo  das  Wort  nicht, 
um  einen  Antra?  zu  stellen.  Ich  glaube,  es  ist  gut. 
wenn  in  diesen)  Punkte  eine  Uebereinstimmung  zu 
stände  kommt.  Aber  ich  muss  doch  darauf  auf- 
merksam machen,  dass  die  Auffassung  des  Herrn 
Referenten  von  der  des  Nalionalrates  bedeutend  ab- 
wolcht.  Dieser  Rat  hat  die  Streichung  von  Alinea  1 
beschlossen  in  der  Meinung,  dass  jemand,  den  kein 
VerscImliifM  tr<vi>'\  mit  der  ll^reichcrungsklage auch 
nicht  belangt  werden  könne,  während  Herr  Richard 
ausgeführt  hat,  dass,  wenn  eine  Hes'.immung  im 
Gesetze  nicht  aufgenommen  sei,  das  Obligationen- 
recht  platzgreife,  das  eins  Bereicherung  kennt,  und 
dass  es  denkbar  wäre,  gegen  den  L'rhober  einer 
Nachahmung  schon  auf  Grund  des  Obligalionenrechts 
vorzugehen.  Es  ist  das  eine  divergierende  Auffas- 
sung, die  im  Gesetze  nicht,  /.um  Ausdruck  kommt. 
Ich  denke  aber  doch,  dass  eine  llereicberungsklage 
ausserhalb  dieses  Gesetzes  nicht  existiert.  Es  ist 
hier  erschöpfend  lejriferiert,  und  man  kann  das  ge- 
meine Recht  nicht  subsidiär  gelten  lassen. 

Zustimmung.  —  (Adhhhn.) 


Art.  27. 

M.  Rielir.rd,  k.<  porteur  de  la  commission  :  C'e.n 
ici  la  deniiere  divergjnco,  mais  peut-otre  la  prni- 

ciplle. 

No'is  avovs  redige  cet  alin'a  ainsi  : 
t  L'action  p^nile  sera  pretcritG  par  deux  ans  a 
compter  de  la  derniere  conlravention.  » 
Et  le  conseil  national : 
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e  L'action  penale  et  l'action  en  resoonsabilite  et- 
vde  sc  prescrivent  par  deux  ans  k  comptei-  de  la 
eilrniere  contravention.  » 

Nous  estimons  que  c'est  une  grave  erreur  de 
methode  legislative  que  de  in.'- langer  l'action  civil« 
et  l'action  penale.  Nous  n'avons  pas  ä  inttnduire 
dans  nos  lois  speciales  des  derogations  aux  prin- 
cipe!? fondarnentaux  du  G.  0.  Notre  regime  de  droit 
commun  deflnit  les  circon»tance-  dans  I^quelles 
une  action  en  responsabilite  peut  se  mouvmr.  Nous 
ne  dcvons  pas  trop  facilement  c£der  a  la  tentatio» 
d*y  deroger.  C'est  un  danger  de  voulnir  lonjoors 
amender  par  des  lois  speciales  des  iegl->  -im  pour 
leur  auloritti  intime,  doivent  conserver  leur  inte- 
grite  et  leur  generahte.  Ce  serait  un.'  eiTeur  de 
multiplier  las  exceptions  et  ce  serait  le  oas  ici. 

Nous  donnerions,  du  reste,  comme  point  de  de- 
part,  ä  l'action  civile  un  fait  tout  difT6rent  <le  celui 
indique  dans  l'art.  69  du  C.  O.  Cet  article  preserit 
que  l'action  en  responsabilitj  civile  durera  aussi 
longtemps  que  l'action  penale,  et  qu'elle  aura  pour 
point  de  depart  le  iiuunent  oü  celui  qui  a  6t6  le^e 
aura  connu  le  dormnago  et  le  nom  de  MM)  auteur. 
Nous  voulons  rester  sur  le  terrain  du  C.  0.  et  no  pas 
ronpn  I  unite  legislative  qui  regle  cette  partie  si 
importante  des  actions  en  dommage.-inti-rets. 

11  y  aurait  donc  un  inconvement  reel  ä  entrer 
dans  les  vues  du  conseil  national  qui  «-hange  sans 
raison  les  bases  de  notre  droit  commun.  II  ne  s'a- 
git  pas  de  supprimer  l'action  civile.  Elle  demeure 
et  decoulera  logiquement  du  C.  0.  Nous  voulons 
seulement  que  cette  action  soit  regime  par  ne  codo 
et  non  pas  par  un  texte  special  qui  y  derug  .omme 
le  propose  le  conseil  national. 

Nous  vous  demandons  en  consequence  de  main- 
enir  votre  decision  precedente  tur  ce  point. 


M.  Python  :  II  me  semble  —  je  ne  sais  pas  si 

je  comprends  bien  que  le  malentendu  se  pour- 
suit  entre  la  commission  et  le  conseil  national.  Tout 
a  l'heure,  on  nous  a  fait  observer  qu'il  y  avait  de- 
saceord  au  sujet  des  consequences  de  la  suppres- 
sion  d'articles.  Pour  M.  le  representant  du  conseil 
föderal,  cette  suppression  n'avait  pas  pour  conse- 
qaence  l'application  da  C.  0.  a  propos  de  Hiutia 
tcur,  que  celui  qui  aurait  ä  so  plamdre  de  l'imiia- 
teur  ne  pourrajt  pas  re  ourir  a  une  action  pour  en- 
richissement  illegitime,  landis  que  M.  le  rapporteur 
de  la  commission  avait  plutöt  1'opinion  que  le  G. 
0.  etait  applicable.  En  ce  monieni,  le  memc  mal- 
entendu existe.  D'on  oöte,  notre  commission  veut 
maintenir  l'application  du  C.  0.  et  ne  pas  y  dero- 
ger et  d'autre  part  le  conseil  national  entend  y 
deroger  par  les  dispositions  qui  ont  ete  prises.  II 
convieot  de  se  mettre  d'accord.  II  laut  que  les 
interesses  sachent  a  quoi  s'en  tenir  sur  les  conse- 
quences que  la  loi  pourrait  avoir  pour  eux.  Bien 
que  l'heure  soit  avancee  et  que  l'on  pretende  ne 
pouvoir  inscrirc  des  opinions  individuelles  au  pro- 
tocole  du  conseil  des  etat*,  il  serait  bon  d'en  finir 
avec  ce  point  important. 


I 


.      T>l«r:   Ich  stelle  meinerseits  den  Antrag,  dem 

Nationalrate  zuzustimmen.   Eh  hat  schon  anlässlich 
der  letzten  Beratung  eine  Differenz,  geherrscht  und 
Ihr  Beschluss  ist  keineswegs   mit  Einstimmigkeit 
gefasst  worden    Ich  bemerke  nur,   dass  man  von 
dem  schonen  Prinzip«,  in  Spezialgesetzen  immer  beim 
Obligationenrecht  zu  bleiben,   bereits  abgewichen 
.  ist,  indem  man  Matt  der  einjährigen  Verjährungsfrist 
J  die  zweijährige  annahm.  Haben  Sic  den  ersten  Schritt 
gethan,  so  können  Sie  den  zweiten  auch  Ihun,  und 
!  ich  glaube,   -s  ist  auch  nützlich,    wenn  man  mit 
•  diesen  Hingen  einmal  f-rtig  wird,  ich  meine  nicht 
j  nur  mit  der  iv-ratung,   sondern  auch  mit  der  Ver- 
jährung  Wenn  wahrend  -2  Jahren  nicht  geklagt  wor- 
den ist,  soll  man  nachher  nicht  mehr  klagen  können. 


Oeel:  Den  Bedenken  des  Herrn  Isler  ist  ent- 
gegenzuhalten, dass  nicht  die  gleichen  Grunde  für 
d;"  Verjährung  der  Straf  klage  sprechen,  wie  für  die- 
jenige der  Civilklago.  Es  lasst  sich  rechtfertigen,  dass 
nach  1  Jahren  die,  Strafklage  verjährt  sei,  weil  der 
Thathestand  sieh  nach  •„'  Jahren  nur  mehr  schwor 
feststellen  hs>t.  Allem  damit  ist  niciit  gesagt, 
dass  derjenige,  welcher  einer  Bestrafung  entgangen 
ist,  nun  auch  die  Fruchte  der  verbotenen  Handlung 
fort  gemessen  darf;  das  ist  ein  anderes  Verhält- 
nis, und  hier  rechtfertigt  sich  die  Beibehaltung  der 
ohligatinnenrechtlichen  Frist.  So  lange  man  nicht 
weiss,  wer  dci  Thäter  ist,  kann  man  nicht  auf 
Schadensersatz,  klagen,  und  dieseR  Klagerecht  darf 
dem  Berechtigten  nicht  genommen  werden. 


M.  Rirhftrd,  rapporteur  de  la  commission  :  Je 
me  pei  mets  d'ajoulor  ce  renseignement  qu'au  cours 
des  dehberations  du  conseil  national,  un  membre 
de  cette  chambre  -  c'est  M.  le  professeui  Rossel 
—  a  proposö  precisement  d'adherer  ä  la  decision 
du  conseil  des  etat»,  fl  a  reconnu  que  la  distinc- 
tion  etabhe  entre  les  deux  actions  par  le  conseil  des 
etats  etail  fendee,  qu'il  n'y  avait  pas  de  motif  ju- 
ridiqoe  ou  de  fait  necessitant  une  deiogation  ä 
un  principe  inscrit  au  G.  0.  II  n'y  a  pas  de  motif 
pour  qu'on  adopte,  cn  ce  qui  concetne  lu  pour- 
suite civile  pour  dessins  et  modeles,  un  regime  dif- 
ferent  de  celui  DOnsaQrn  par  le  code  ä  toutes  les 
autres  demandes  de  dommages-interets. 

Et  maintenant,  un  mot  de  röponse  k  M.  Python 
qui  decouvre  une  contradiction  entre  la  proposition 
de  voiie  commission  ä  l'art.  37  et  lee  explicationt 
du  conseil  federal  presentees  tout  &  l'heure. 

Lorjqu  rT  l'art.  26,  nous  parlions  d'absence  de 
faule,  il  sagissait  d  introduire  dans  notre  loi  un 
eiement  absolument  nouveau,  possible  en  fait,  mais 
qui  n'a  pas  encore  figurö  dans  les  dispositions  du 
droit  commun.  Je  comprends  parfaitement  bien  que 
le  conseil  national  ait  refuse  de  souscrire  ä  cette 
Innovation  creant  une  extension  des  responsabilites 
et  qu'il  n'ait  pas  voulu  nous  suivre  jusque-la.  Nous 
pretendions  ajouter  anx  regles  dn  droit  commun.  Avec 
l'art.  27  nous  rentrons  an  contraire  dans  le  droit 
commun  et  nous  demandons  l'application  du  regime 
legal  ordinäre,  aux  actions  speciales  qui  pourront 
decouler  des  inüactions  ä  la  loi  que   noue  faieons 
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Abetimmong.  —  Votation. 

Mit  at  gegen  6  Stimmen  wird  Festhalten  be- 
■nhlotienn 

(Par  21  voix  contre  6,  la  decision  du  conseil 
des  etats  est  maintenue.) 


Art.  32. 

M  Rirhnrd.  rapporteur  de  la  commission  :  Le 
vote  que  vous  avez  emis  au  sujet  de  i'arl.  24  a 
pour  corollaire  la  suppression  de  l'art.  32.  Nous 
▼oos  proposone  de  raaintenir  cette  suppression 

Gestrieben.  —  (Biffi.) 


Art.  XL 

M.  Birhard,  rapporteur  de  la  commission  :  Enfin, 
a  Tart.  85  —  c'est  le  demier  qui  nous  retiendra 
—  le  conseil  national  a  tait  un  amendement  qui 
donne  ä  cette  parüe  de  loa  la  forme  auivante  : 


c  Lea  ressortissants  d'Ätata  qui  auront  conclu 
avec  la  Sui.sse  nno  Convention  sur  ces  matieres, 
pourront  entrer  en  fonctions  ä  partir  de  La  date  de 
leur  premier  depöt,  ä  coudilion  que  ce  debat  ait  eu 
lieu  dans  le  cax  vise.  » 

Nous  aviuns  propo?t>  une  n'daction  plus  conden- 
see  et  seioii  nous  plus  precise,  car  il  ne  s'agit  pas 
de  toutea  Conventions  sur  les  deasins  et  modeles, 
mais  de  celles  stipulant  des  delais  conformes  anx 
conditions  de  cet  article. 

«  Les  ressortissants  des  etat«  qui  auront  conclu 
avec  la  Suisse  une  Convention  dans  le  sens  du  pre- 
sent  article  pourront  dans  le  delai,  c'est-a-dire  la 
.stipulation  d'un  delai  pour. »  etc.  Le  conseil  national 
a  pretere  une  i  edaction  moins  txaete. 

Nous  croyons  que  le  texte  qu'il  a  adopte,  tout  au 
moins  en  ce  qui  concerne  le  texte  francais,  n'est  pas 
clair ,  mais  eependant,  afin  de  ne  pas  multiplier  les 
divergences,  le  conseil  föderal  interpretant  comme 
nous  cet  article,  nous  avons  decide  d'adnerer. 

Zustimmung.  -  (AdhinonJ 


An  den  Nationalrat. 
(Au  conseil  national.) 


-  Qw*  m  ■„Mio,  wt^ü 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Sitzuna:  vom  30.  März  im.  abends  7  Tür.  —  Stence  da  30  mar*  1900,  a  7  neures  dn  soir. 


[Y^'dence:  1  Herr  örfSlW<r' 


Tagesordnung:   —  Ordre  du  jour: 

BCviSter-  und  >X odelUoh utz. 
Loi  föderale  «ur  les  dessin*  et  modele«  industriell. 

Differpn7.cn.  —  Divergentes. 
Seile  211  hievor.  -  Volr  page  211  d-devant.) 


Art.  21,  Ziffer  4. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  iler  Kommis- 
sion :  Der  SUmdorat  hat  von  den  bestehenden  Diffe- 
renzen nur  zwei  aufrechterhalten.  Er  hat  an  dem 
Beschlüsse  festgehalten,  dass  Art.  :>2  gestrichen  und 
dessen  Inhalt  zu  Ziffer  4  des  Art.  24  gemacht  wer- 
den solle.  Es  handelt  sich  darum,  ob  dio  Verwei- 
gerung der  Auskunft  über  die  Herkunft  eine«  nach- 
geahmten Musters  mit  Gefängnis  und  Busse  oder  nur 
mit  Busse  belegt  werden  soll. 

Ihre  Kommission  beantragt  Ihnen  Zustimmung 
zum  Stlndent  Sie  ist  von  jeher  auf  diesem  Boden 


Zürcher:  Ich  beantrage, 
Nationalstes  festzuhalten. 


Abstimmung.  —  Yotaiion. 


Mit  ri:'.  ge;'eri  25  Stimmen  wird  beschlossen,  Jem  , 
SUoderat  zuzustimmen,  | 


(Par  33  voix  contro  25  lo  conseil  adbexe  ä  ta 
decision  du  conseil  des  etats.) 


Art  27. 

Wild,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Die  zweite  Differenz  betrifft  die  Verjährung. 
Der  Stiindorat  hat  beschlossen,  an  sei nor  Auffassung 
festzuhalten  und  zu  sagen:  die  SchadansersaUklage 
fällt  ausserhalb  die  Vorjährungsbestiramungen  dieses 
Gesetzes,  und  ist  lediglich  dem  Obligationenreeb* 
unterworfen;  die  Straf  klage  verjährt  nach  dem  vor- 
liegenden Gesetze,  die  Civilklage  nach  dem  Obliga- 
Diel 


PrSMdMtt:  Es  herrscht  mmmehr  rwlschen  den 

beiden  Raten  Uebereinstimmung.  Das  Gesotz  int 
durchberaten  und  gebt  an  den  Bundesrat 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

vom-  5.  Jani  1900,  nachmittags  4  Uhr.  -  Seance  da  5  juin  1900,  a  4  heures  de  relevee. 


Vorsitz:  \  „  BUidmcmn. 
Presidence:  I  "err  uwum(mH- 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jowr: 

Initiativbegehren  für  die  Proportionalwahl  des  Nationalrates 
und  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk. 

d'initiative  tendant  a  llntroduction  du  Systeme  proportionnel  dans  les  flections  du  conseil 
et  a  fa  nomination  du  conseil  federJ  par  le  peuple. 


Anträge 

der  Kommission  des  Nationalrates. 


39.  März  1900. 


Nationalrates. 
Mehrheit. 


(HH.  Gallati,  Brosi,  Bühler  [Graub.J.  Gaudard,  Hess, 
Hirter,  Vincent.) 


NicbtzustimmuDg  zum  eingereichten  Entwürfe 
und  Antrag,   dem  Volke  dessen  Verwerfung  zu 


Minderheit. 

(HH.  Bioley,  Hofmann,  Iselin,  Schubiger.) 

zum  eingereichten  Entwürfe  und 
Volke  dessen  Annahme  zu  empfehlen. 


IL  Zum  zweiten  Begehren  —  Wahl  des 


Mehrheit. 

(HH.  Ganati,  Brosi,  BDhler  [Graub.J,  Gaudard,  Hess, 
Hirter,  Iselin,  Vincent.) 

NichtZustimmung   zum   eingereichten  Entwürfe 
Antrag,   dem   Volke  dessen  Verwerfung  zu 


Propositions 
de  1»  comraission  du 

29  mars  1900. 


i.  loucnam  la  premiere  uemanue 

poriionnelle  du  conseil 
Majoritt. 

(MM.  Gallati,  Brosi,  Bühler  [Grisons],  Gaudard, 
Hirter,  Vincent) 

Non-adhesion  au  projet  präsente  et 
d'en  recommander  au  peuple  le  rejet. 


MinvrUi. 

(MM.  Bioley,  Hofmann,  Iselin,  Schubiger.) 

Adhäsion  au  projet  preschte  et 
recommander  au  peuple  Vi 


II.  Touchant  la  seconde  demande:  —  elecfa'on  du 
conseil  föderal  par  le  peuple,  etc. 

Alnjorite. 

(MM.  Gallati,  Brosi,  Bühler  rGrisons],  Gaudard,  Hees 
Hirter,  Iselin,  Vincent.) 

Non-adh$sion  au  projet  presente  et 
d'en  recommander  au  peuple  le  rejet 
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Minderheit. 

(HH.  Bioley,  Hofmann,  Schubiger.) 

Zustimmung  zum  eingereichten  Entwürfe  und 
iem  Volke  dessen  Annahme  zu 


Minorit4. 

(MM.  Bioley,  Holmann,  Schabiger.) 

Adhäsion  au  projet  preaente  et  proposition  d'e» 


Präsident:  Ich  beantrage  Ihnen,  heute  noch  den 
deutschen  Berichterstatter  der  Kommissionsmehrhelt 
über  das  erste  Initiativbegehren,  Proportionalwahl 
des  Nationalrate*,  anzuhören.  —  Sie  scheinen  damit 

Ich  erteile  Herrn  Gallati 


Gallati,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommia- 

sionsmehrhoit:  Vom  Mai  bis  Juli  1899  sind  zur 
Stellung  einet  Volksbegehrens  für  die  Proportional- 
wahl des  Nationalrates  und  eines  solchen  für  die 
Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk,  die  durch 
die  Bundesverfassung  (1891  abgeänderte  Artikel 
118 ö.)  für  eine  Partialrevision  der  Bundesverfassung 
auf  dem  Wege  der  Voiksanregung  geforderten  Unter- 
schriften von  mehr  als  50,000  stimmberechtigten 
ScbwoizerbQrgern  der  Bundeskanzler  eingereicht 
worden. 

Die  beiden  Begehren  sind  in  der  Form  von  aus- 
gearbeiteten Entwürfen  gestellt  Es  hat  sich  des- 
halb die  Bundesversammlung  darüber  schlüssig  zu 
machün,  ob  sie  diesen  Entwürfen  zustimmen  wolle 
oder  nicht  und  verneinendenlalls,  ob  sie  eigene 
Entwürfe  über  die  gemachten  Anregungen  ausar- 
beiten oder  ob  sie  dem  Volk  und  den  Ständen  die 
Verwerfung  der  Vorschläge  beantragen  wolle  (Art  121 
der  B.  V.). 

Der  Entwurf  zum  Volksbegehren  für  die  Propor- 
tional wähl  des  Nationalratet  hat  folgenden  Wortlaut: 

«Art  73  der  Bundesverfassung  ist  aufgehoben 
und  wird  durch  folgenden  Artikel  ersetzt: 

«Die  Wahlen  für  den  Nationalrat  sind  direkte- 
ste finden  nach  dem  Grundsatze  der  Proportionalität 
statt,  wobei  jeder  Kanton  und  Jeder  Halbkanton  einen 
Wahlkreis  bildet. 

«Die  Bundesgesetzgebung  trifft  über  die  Ausfüh- 
rung dieses  Grundsatzes  die  näheren  Bestimmungen.» 

Die  durch  dieses  Begehren  betroffene  Materie 
'st  in  den  Sitzungen  des  Nationalrates  vom  21.,  22. 
und  23.  Juni  1898,  also  vor  nicht  ganz  zwei  Jahren, 
eingehend  behandelt  und  weitläufig  besprochen 
worden  infolge  einer  von  Herrn  Nationalrat  Wull- 
sehleger  gestellten  Motion,  lautand :  «Der  Bundesrat 
wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  bis  zur  nächsten 
Dezember-Setsion  darüber  Bericht  und  Antrag  ein- 
zubringen, ob  nicht  durch  entsprechende  Revision 
der  in  Betraoht  fallenden  Bettimmungen  der  Bundes- 
verfassung oder  nur  des  Bundesgesetzes  betreffend 
die  eidgenössischen  Wahlen  und  Abstimmungen 
vom  19.  Juli  1872,  der  Grundsatz  der  Proportionalität 
für  die  Wahlen  in  den  Nationalrat  anzuwenden  sei.» 

Bei  den  Verbandlungen  Uber  diese  Motion  im 
Nationalrate,  welche  in  ihrem  Wortlaute  im  amt- 
lichen stenographischen  Bulletin  der  Schweiz.  Bun- 
desversammlung vom  Juni  1898  enthalten  sind,  be- 
antragte der  Bundesrat  deren  Ablehnung.  Die  Be- 
gründung dieses  Antrages  gesohah  durch  den  da- 
maligen Bundespräsidenten,  Herrn  Rulfy,  in  einlass- 


licher Weise.    Der  Bundesrat  hat  deshalb  auf  die 

Einladung  der  mit  der  Begutachtung  dieses  Volks- 
begehrens beauftragten  Kommission  des  National- 
rates, sich  seinerseits  ebenfalls  darüber  tuszuspre- 1 
chen,  auf  seine  Stellungnahme  mit  Bezug  auf  die 
Motion  Wutischleger  verwiesen  und  erklärt,  dass 
sich  seither  seine  Ansichten  in  dieser  Sache  nicht  | 
geändert  haben. 

Die  in  der  Diskussion  über  die  Motion  Wull- 
schlegcr  gestellten  Anträge  wurden  im  Nationalrate 
am  2a  Juni  1898  in  drei  Abstimmungen,  wovon  zwei 
unter  Namensaufruf  erfolgten,  erledigt 

Herr  Nationalrat  Amsler  hatte  beantragt  der 
Motion  Wullsch leger  folgende  Fassung  zu  geben: 
«Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  mit 
thunlichster  Beförderung  Bericht  und  Antrag  einzu- 
bringen, ob  nicht  die  Wahl  des  Nationalrates  nach 
dem  Grundsatz  der  Proportionalität  zu  erfolgen  habe 
und  zu  diesem  Zwecke  die  Art  72  und  73  der  Bun- 
desverfassung, das  ßundesgesetz  betreffend  die  eid- 
genössischen Wahlen  und  Abstimmungen  vom  19.Heu- 
monat  1872  und  das  Bundesgesetz  betreffend  die 
Wahlen  in  den  Nationalrat  vom  20.  Juni  1890  in 
lern  Sinne  zu  revidieren  seien,  dass  unter  möglich- 
ster Wahrung  der  kantonalen  Grenzen  doch  jeder 
Wahlkreis  mindestes  drei  Vertreter  hat» 

Herr  Nationalrat  Heller  wollte  den  letzten  Satz 
dieses  Antrages  Amsler  wie  folgt  fassen:  «und  zwar 
ohne  dass  dabei  auf  die  kantonalen  Grenzen  abso- 
lut Rücksicht  genommen  werden  muss.»  Diese  von 
Herrn  Heller  beantragte  Abänderung  des  Antrages 
Amsler  wurde  in  einer  ersten  eventuellen  Abstim- 
mung mit  66  gegen  51  Stimmen  angenommen. 

In  einer  zweiten  eventuellen  Abstimmung,  unter 
Namensaufruf,  wurde  der  so  amendjerte  Antrag  Amsler 
mit  76  gegen  57  Stimmen  gegenüber  dem  durch 
Herrn  Nationalrat  Jäger  amendierten  Antrage  Wull- 
schleger  angenommen.  Der  letztere  lautete:  «Der 
Bundesrat  wird  eingeladen,  zu  prüfen  und  Beriebt 
und  Antrag  einzubringen,  ob  nicht  der  Grundsatz  der 
Proportionalität  für  die  Wahlen  in  den  Nationalrat 
anzuwenden  tei. » 

In  definltiverAbstimmung,  ebenfalls  unterNamens- 
aufruf, wurde  sodann  die  Erheblichkeit  der  Motion 
nach  dem  Antrage  Amslor-Holler  mit  115  gegen  15 
Stimmen  abgelehnt  Der  Schluts  aus  diesen  beiden 
namentlichen  Abstimmungen  gebt  somit  dahin,  dass 
im  Jahre  1898  eine  erhebliche  Mehrheit  des  National- 
rates al.«|  grundsätzliche  Gegner  der  Proportlonal- 
wahl  dieser  Behörde  sich  bekannte  und  eine  noch 
grössere  Mehrheit  sich  für  den  Fall  dagegen  ausge- 
sprochen hat  wenn  bei  dieser  Wahl  die  Bücksichten 
auf  die  kantonaleu  Grenzen  wegfallen  tollten. 

Seither  fanden  nun  allerdings  im  letzten  Herbste 
die  Neuwahlen  in  den  Nationalrat  statt  Dieselben 
haben  aber  nicht  solche  Aenderungen  in  dessen  Zu- 
sammensetzung bewirkt  welche  annehmen  lasten, 
dass  die  Mehrheit  dieser  Behörde  mit  Bezug  auf  die 
vorwürfige  Frage  andern  Anschauungen  huldige, 
als  diejenige  vom  Jahr  1898.  Es  wird  dies  auch  be- 
stätigt durch  die  Beratungen  der  nationalrätUcbeo 
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Kommission  und  deren  Ergebnis.  Die  Kommission 
ist  ans  11  Mitgliedern  zusammengesetzt  Davon  gehör- 
ten 10  schon  im  Jahro  1898  dem  Nationalrate  an ;  eines, 
der  Repräsentant  der  socialdemokratischen  Gruppe,  ist 
sei  eher  in  denselben  eingetreten.  Die  Kommission  teilt 
slob  in  eine  Mehrheit  und  eine  Minderheit.  Die 
erstere,  bestehend  aus  7  Mitgliedern,  welche  schon 
1898  gegen  die  Proportionalwahl  gestimmt  hatten, 
beantragt  Ihnen,  dem  eingereichten  Entwürfe  nicht 
zuzustimmen  und  dem  Volke  dessen  Verwerfung  zu 
empfohlen.  Die  letztoro,  bestehend  aus  4  Mitgliedern, 
wovon  drei  schon  1898  sich  für  die  Proportional- 
wahl erklärten  und  eines  zu  den  Initianten  selbst 
gehört,  beantragt  Ihnen  Zustimmung  zum  einge- 
reichten Entwürfe  und  Empfehlung  desselben  zur 
Annahme  durch  das  Volk.  Dio  drei  dem  Centrum 
und  der  konservativen  Rechten  des  National  rate» 
angehörenden  Mitglieder  der  Kommission  sind 
zweifelsohne  von  ihrem  Standpunkte  aus  zu  dieser 
Behandlung  des  Volksbegehrens  ganz  besonders  des- 
halb gelangt,  weit  nach  dem  eingereichten  Entwürfe 
die  Beibehaltung  der  Kantone  und  Halbkantone  als 
Wahlkreise  für  den  Nationairat  schon  in  der  Ver- 
fassung garantiert  und  dadurch  das  föderative 
Princlp  in  unserm  Staate  auf  diesem  Gebiete  blei- 
bend festgenagelt  werden  soll. 

Unter  Berufung  auf  die  Debatte  im  Nationalrate 
im  Sommer  1898  erlaube  ich  mir,  den  Antrag  der 
Mehrheit  der  Kommisson  in  möglichster  Kurze  wie 
folgt  zu  begründen: 

Die  Frage  der  Minoritatenver tretung  bei  den 
eidgenössischen  Wahlen  ist  schon  anfangs  der 
70er  Jahre  bei  der  Beratung  der  Revision 
48er  Bundesverfassung  und  dann  wieder 
der  80er  Jahre  bei  der  Ausarbeitung  eines 
zu  einem  Bundesgesetze  betreffend  die 
eidgenössischen  Wahlen  und  Abstimmungen  unter- 
sucht und  besprochen  worden.  In  einem  im  Aul- 
trage des  Bundesrates  ausgearbeiteten,  vom  Marz 
1882  datierten,  ebenso  gründlichen  als  erschöpfenden 
Gutachten  ist  unser  Kollege,  Herr  Professor  Dr. 
Hllty,  zu  folgenden  Schlüssen  gekommen: 

1)  Die  Minoritätenvertretung  nennt  sich  ein  System 
und  geht  zugieioh  von  der  Behauptung  aus,  das» 
,  die  Hauptübelstinde  dea  jetzigen  Parteiwesens 
rden  können.  Sie  muss  also  nicht  allein 
ihre  systematische  Wahrheit  und  praktische  Durch, 
fübrbarkeit,  sondern  auch  die  hohe  Wahrscheinlich- 
keit eines  bedeutenden  Erfolges  in  jener  angedeu- 
teten Richtung  anschaulich  zu  maohen  vermögen. 
Sonst  bleibt  man  im  Zweifel  besser  bei  dem  un- 
zweifelhaft einfacheren,  gewohnheitamässigeren, 
überall  leicht  anwendbaren  und  historisch  herge- 
brachten Majori  tätssystem. 

8)  Diesen  Nachweis  kann  sie  theoretisch  deshalb 
nicht  leisten,  weü:  a.  Die  philosophische  Begrün- 
dung eines  Rechtes  von  gewissen  Minoritäten  über- 
haupt anzureichend  ist;  b.  die  berechtigten  Mino- 
ritäten gar  nicht  definiert  und  auf  die  Dauer  fest- 
gestellt werden  können;  o.  das  eigentliche  Minori- 
tätensystem auf  den  grösseren  Teil  der  notwendig 
immer  bestehenden  Wahlkreise  gar  nicht  anwend- 
bar ist;  d.  alle  einzelnen  Ausführungssysteme  den 
Zweck  nicht  vollständig  erreichen  können,  ferner 
groesenteils  für  das  Volk  unverstandlich  und  in 
einzelnen  Fällen,  wie  z.  B.  bei  komplizierten  Mino- 
ritäten oder  bei  Ergänzungswahien,  nicht  brauchbar 


sind;  e.  weil  endlich  der  Geist  der  eidgenössischen 
Bundesverfassung  diesen  Einrichtungen  entgegen- 
steht, indem  eine  sehr  wirksame  Minoritäten  Ver- 
tretung schon  besteht  und  überdies  der  Schwer- 
punkt des  politischen  Lebens  nicht  mehr  in  den 
repräsentativen  Versammlungen  liegt 

3)  Der  Nachweis  kann  für  uns  auch  praktisch 
nicht  geleistet  werden,  weil:  a.  Die  Minoritäten- 
vertretung  bisher  eine  zu  geringe  Erfahrung  hinter 
sich  hat  und  nirgends  in  der  Welt  systematisch  und 
vollständig  durchgeführt  ist;  b.  die  Verhältnisse 
aller  Staaten,  in  denen  sie  teilweise  besteht,  mit 
den  eidgenössischen  inkongruent  sind,  daher  keine 
Schlussfolgerung  zulassen;  c.  well  namentlich  die 
Minoritätenvertretung  noch  nirgends  in  einem  Bun- 
desstaate und  nur  in  einem  einzigen  Beispiele  In 
einer  Bepublik  besteht,  die  überdies  kein  ganz 
selbständiger  Staat  ist. 

4)  Die  L'ebelstände,  welche  sich  an  das  Majori- 
tätssystem, wie  an  jede  mensohliche  Einrichtung 
knüpfen,  sind  hingegen:  a.  entweder  überhaupt 
bloss  zufälliger  und  lokaler  Natur  und  in  der  Eid- 
genossenschaft als  solcher  noch  nicht  in  hohem 
Grade  vorhanden;  b.  oder  nicht  grösser  als  sie 
wahrscheinlicherweise  bei  Einführung  des  Minori- 
tätensystems auch  sein  würden;  endlich  c.  jeden- 
falls durch  andere  Einrichtungen,  namentlich  billige 
Wahlkreiseinteilung,  Durchführung  der  Demokratie, 
bessere  Volksbildung,  ebenfalls  und 
serer  Wirksamkeit  zu  beseitigen. 

Es  ist  daher  dieses  System,  seitdem  Wahlen  in 
der  Geschichte  besteben,  bis  auf  den  heutigen  Tag 
das  von  der  immensen  Mehrheit  aller  Staaten  allein 
angenommene  gewesen. 

5)  Ein  Versuoh  mit  Wahlen  naoh  irgend  einem 
Minoritätensystem  kann  viel  unschädlicher  in  kan- 
tonalen oder  Gemeinde-Wahlgesetzen  vorgenommen 
werden,  die  ohne  grosse  Erschütterung  wieder  ab- 
geändert oder  beseitigt  werden  können  und  stets  einer 
Kontrolle  von  Seite  höherer  Behörden  unterliegen. 
Es  ist  daher  nicht  rätlich,  den  allerersten  Versuch 
in  der  Schweiz  gerade  mit  dem  eidgenössischen 
Wahlgesetze  zu  machen.» 

Es  sind  nun  allerdings  seither  in  verschiedenen 
Kantonen  Wahlgesetze  erlassen  worden,  in  welchen 
die  Proportional  wähl  nach  verschiedenen  Systemen 
eingeführt  ist  Die  Erfahrungen,  welche  man  damit 
gemacht  hat,  können  aber  auch  jetzt  noch  nicht  die 
Einführung  dieser  Wahlart  bei  den  Nationalrats- 
wahlen im  allgemeinen  und  besonders  nicht  in  der 
von  den  Initianten  beantragten  Weise,  dass  jeder 
Kanton  und  Halbkanton  als  Wahlkreis  beibehalten 
würde,  begründen.  Der  Umstand,  dass  ein  einheit- 
liches, praktisches  und  allgemein  verständliches 
System  trotz  vieljährigen  Anstrengungen,  ein  solches 
zu  erfinden,  heute  noch  nicht  besteht  die  vielen 
missbräuchliohen  Erscheinungen,  welohe  bei  An- 
wendung dieser  Wahlart  in  verschiedenen  Kantonen 
zu  Tage  getreten  sind,  müssen  die  Ansicht  ihrer 
Unnahbarkeit  immer  mehr  bestärken.  Auch  auf  diesem 
Gebiete  bewährt  sich  die  Richtigkeit  des  Satzes 
(Eines  schickt  sich  nicht  für  alles. •  Das  mag  sein 
dass  bei  gewissen  kleineren  Verhältnissen  diese 
Wahlart,  wenn  richtig  geregelt  und  gebandhabt, 
Gutes  wirkt  und  deshalb  deren  Einführung  mehr 
oder  weniger  zum  Bedürfnis  geworden  ist  Das  ist 
aber  entschieden  bei  den  Wahlen  in  den  Nationalrat 
nicht  der  Fall.  Die  7 
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•eit  ihrem  Bestände  und  insbesondere  in  den  letzten 
Amtsperioden  leistet  den  unumstösslichen  Beweis 
dafür.  Durch  den  natürlichen  Gang  der  Dinge,  ohne 
Künsteleien,  welche  vom  Volke  nicht  vorstanden 
werden  und  ohne  die  Wähler  und  die  Gewählten 
zwangsweise  zu  ausgesprochenen  Parteimännern  zu 
machen,  sind  alle  politischen  Parteien  der  Schweiz 
im  Nationalrate  vortreten.  Die  Minderheiten  ver- 
schwinden also  nicht  Sie  können  sich  geltend 
machen  und  sparen,  wie  wir  alle  wissen,  in  dieser 
Beziehung  auch  nichts.  Der  Ausgleich  wird  zunächst 
bewirkt  im  Wahlkreise  selbst  und  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  politischen  Parteien  in  demselben- 
Infolge  davon  kommt  also  immer  die  grösste  Partei  in 
einem  Wahlkreise  und,  da  diese  in  den  verschie- 
denen Wahlkreisen  durchaus  nicht  die  gleiche,  son- 
dern in  einem  konservativ,  im  andern  liberal,  im 
dritten  radikal,  im  vierten  socialdemokratisch  ist, 
jede  Partei  zu  ihrer  Vertretung  im  Bäte.  Der  Aus- 
gleich wird  sodann  im  weitem  herbeigeführt  durch 
den  gesunden,  voratandigen  und  gerechten  Sinn, 
welchen  unser  Volk  bis  dahin  bei  den  Wahlen  in 
den  Nationalrat  gezeigt  hat.  Nicht  die  politische  Farbe 
eines  Kandidaten  ist  für  die  grosse  Mehrheit  der 
Wähler  ausschlaggebend,  sondern  sehr  oft  sind  es 
vielmehr  seine  intellektuellen  und  moralischen  Eigen- 
schaften. Mit  der  Einführung  der  Proportional wah! 
würde  aber  gerade  die  Berücksichtigung  dieser 
Eigenschatten  eines  Kandidaten  ein  für  allemal  aus« 
geschlossen.  Der  erklärte  Parteimann  kann  nach 
diesem  Wahlsystem  nur  noch  seinem  Parteikandi- 
daten  stimmen.  Wer  sich  nicht  als  Parteimann  er- 
klärt, wer  nicht  nach  der  von  seiner  Partei  ausge- 
gebenen Liste  stimmt,  dessen  Stimme  geht  ver- 
loren. Die  Mehrheit  Ihrer  Kommission  frägt  sich 
deshalb:  Verdient  ein  solches  Wahlsystem  die  Qual i- 
likation  «gerecht» !  Würde  das  Ansehen,  dio  Würde 
und  die  Bedeutung  eines  nach  diesem  System  gegen- 
über dem  jetzigen  und  dessen  thatsächlicher  An- 
wendung gewählten  Rates  gehoben?  Würde  ein 
solches  Wahlsystem  eine  Schutzwehr  bilden  gegen 
j ode  einseitige  Richtung  der  Abgeordnelen  und  gegen 
i'.ugoilose  Parteibestrebungen?  Entspricht  es  den 
demokratischen  und  republikanischen  Grundsätzen 
und  Anschauungen  über  die  freie  Meinungsäusserung 
und  den  freien  Willen  des  Bürgers?  Wir  müssen 
alle  diese  Fragen  ohne  Bedenken  verneinen  und 
gelangen  aus  diesen  Gründen,  und  abgosehen  davon, 
dass  nach  dem  Vorschlag  der  Initianlcn  mit  Bezug 
auf  die  Wahlkreise  solches  nicht  einmal  allgemein 
und  iür  die  ganze  Schweiz  gleichmässig  zur  An- 
wendung kommen  könnte,  dazu,  das  System  der 
Proportionalität  für  die  Wahlen  in  den  Nationalrat 
zu  verwerfen  und  von  derKreisrun-  einer  Er  rich- 
tung in  unserm  Bundesstaate  abzuraten,  welche  unter 
Umstanden  infolge  gewisser  Koalitionen  sogar  dazu 
führen  könnte,  die  Mehrheit  im  Volke  der  Minder- 
heit zu  opfern  oder  mindestens  zur  Unthätigkeit  zu 
zwingen,  kalt  zu  stellen.  Nicht  mehr  die  Mehrheit 
würde  zu  ihrem  Rechte  gelange«,  nicht  mehr  ihr 
Wille  zur  Thatsache,  sondern  derjenige  einer  Min- 
derheit. Dio  Versuche  dazu  we;don  ja  unter  den 
bestehenden  EinrichtuDgen  schon  gemacht.  Das  ia 
Frage  liegende  Initiativbegebren  selbst  bildet  ein 
Beispiel  dafür.  Um  mehrere  politische  Parteien  für 
dasselbe  zu  gewinnen,  sind  die  Initianten  nach  dem 
Ergebnis  der  Beratungen  über  die  Motion  VVull- 
schleger  im  Jahre  1898  nicht  dabei  stehen  geblieben, 


die  Einführung  der  Proportionalwahlen  bloss  im  Prin- 
cipe zu  begehren,  die  daraus  naturgemäss  und  logisch 
sich  ergebenden  Konsequenzen  bezüglich  der  Wahl, 
kreise  anzuerkennen  und  sich  gefallen  zu  lassen  und 
dio  Ausführung  der  grundsätzlichen  Verfassungsbe- 
stimraung  durch  ein  Bundesgesetz  zu  verlangen.  Sie 
wollen  vielmehr  schon  in  der  Verfassung  selbst  die 
Nichtanwendung  des  Princips  mit  Bezug  auf  bestimm- 
te Wahlkreise  von  vorneherein  sanktionieren.  Sie 
wollen  die  Nationalratswahlen  künftig  in  den  einen 
Wahlkreisen  nach  dem  Proporz,  in  den  andern  nach 
dem  Majorz,  wie  man  sich  kurz  auszudrücken  beliebt, 
vornehmen  lassen.  Sie  sind  sich  wohlbewusst,  dass 
dies  nicht  sein  sollte,  dass  schlimme  Folgen  daraus 
entstehen.  Hat  sich  doch  einer  der  Hauptvertreter  der 
Initianten  in  der  letzten  Session  der  Bundesversamm- 
lung bei  der  Beratung  des  bekannten  Zuger  Rekurses 
betreffend  die  Validation  der  Regierungsratswahlen 
durch  den  Zuger  Kantonsrat  u.  a. dahin  ausgesprochen: 
•Das  Proport ioual Wahlsystem  als  solches  sei  priu- 
cipiell  nicht  schuld  an  der  durch  die  Regierungsrats- 
wahlen im  Kanton  Zug  nach  diesem  System  ent- 
standenen fatalen  Situation.  Das  sonderbare  Resul- 
tat, welches  durch  den  Besch luss  des  Zuger  Kan- 
tonsrates proklamiert  worden,  rühre  vom  Wahlge- 
setze selbst  her,  welches  das  Princip  der  absoluten 
Majorität  mit  dem  ProportionaJprincip  verbinde. 
Zwei  entgegengesetzte  Principien  können  aber  bei 
Wahlgesetzen  nicht  vereinigt  werden.  Entweder 
reine  Verhältniswahl  oder  reines  Mehrheitssystem.» 

Anderseits  dagegen  haben  die  Initianten  unter- 
lassen, andere  Bestimmungen  vorzuschlagen,  welche 
geeignet  gewesen  wären,  bei  Einführung  der  Pro- 
portionalität durch  Festsetzung  eines  bestimmten 
Systems  auch  der  Mehrheit  ihre  Rechte  in  der  Ver- 
fassung selbst  zu  garantieren.  Hietür  will  man  sich 
für  die  Zukunft  freien  Spielraum  und  freies  Opera- 
tionsfeld sichern.  Noch  viel  weniger  wollen  sie  sich 
dazu  verstehen,  das  Princip,  dass  alle  Parteien  und 
alle  Schichten  der  Bevölkerung  in  der  Bundesver- 
sammlung im  Verhältnis  zu  ihrer  numerischen 
Stärke  vertreten  seien,  rein  und  konsequent  durch- 
zuführen, d.  h.  entweder  zur  Abschaffung  des 
Ständerates  oder,  wenn  er  fortbestehen  soll,  zur 
Vertretung  der  Kantone  in  demselben  im  Verhältnis 
zu  ihrer  Bevölkerung  Hand  zu  bieten.  Es  ist  dieses 
Vorgehen  der  Veranstalter  des  Initiativbegehrens 
sehr  verständlich  und  auch  sehr  begreiflich,  denn 
es  handelt  sich  für  sie  nicht,  wie  oft  fälschlich 
behauptet  wird,  um  die  Beseitigung  einer  sog.  ein- 
seitigen Parteiherrschalt  in  der  Schweiz  —  eine 
solche  besteht  nicht,  braucht  also  auch  nicht  be- 
seitigt zu  werden  —  sondern  um  die  Erlangung  der 
Herrschaft  für  ihre  Partei.  Ganz  zutreffend  und  dra- 
stisch hat  diese  Tendenz  Ausdruck  gefunden  in  einer 
Versammlung  des  Katholikenvereins  in  Einsiedeln, 
wozu  auch  der  Männer-  und  Arbeiterverein  einge- 
laden war  und  wo,  wie  ein  Korrespondent  des 
.•Vaterland»  berichtot,  nach  Anhörung  verschiedener 
Lobredner  des  Proporzes  «zum  Schluss  dem  Votum 
eines  ehrsamen  Meisters  Knieriem  zugestimmt 
wurde,  der  vom  Proporz  für  die  Partei  die  grösste 
Portion  erhofft?«. 

Sicher  ist  es,  dass  die  Einführung  der  Propor- 
tionalität bei  den  Wahlen  des  Nationalrates  in  der 
begehrten  Weise  die  Parteikämpfe,  soweit  sie  dies- 
falls überhaupt  bestehen,  nicht  mildern  und  nicht 
weniger  gehässig  gestalten  und  nur  eine  schroffe 
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Ausscheidung  der  Wtbler  in  verschiedene  Partei- 
lager, also  nicht  politische  Pacifikation,  sondern 
eher  das  Gegenteil  bewirken  würde,  was  der  poli- 
tischen und  volkswirtschaftlichen  Entwicklung  des 
Landes  nicht  zum  Wohle  gereichen  könnte. 

Die  Mehrheit  des  Volkes  soll  auch  auf  diesem  Ge- 
biete in  Zukunft  König  sein  und  verbleiben  und  darf 
dies  um  so  mehr  beanspruchen,  als  weder  sie  selbst, 
noch  die  aus  ihr  hervorgegangenen  Vertrauensmänner 
ihre  Macht  und  Stellung  irgendwie  missbrauchlich 


zum  Schaden  oder  Naohteil  des  Ganzen  angewandt 

haben,  und,  wenn  dies  früher  oder  später  versucht 
werden  sollte,  das  parteilose  Volk  sofort  Remedur 
schaffen  würde. 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici,  le  debat  est  interrompu.) 


***  **•  JUdakH«  TfftatwMtlteb  Bmi.  Ww»  -  Dnw«  oai  bpiiUm  to»  Jott  4  Oo.  la  Bern. 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Sitzung  vom  6.  Juni  1900,  vormittags  8  Chr.  —  Seance  da  6  jain  1900,  a  8  beares  da  matiu. 


Vorsitz 


:  ) 
ince:  J 


Herr  BiMmam. 


Tagesordnung:  —  Ordr«  du  jour : 

Initiativbegehren  für  die  Proportionalwatal  des  Nationalrates 
und  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk. 

ä  l  introßuction  du  Systeme  proportionnel  dans  les 
et  ä  la  nomination  du  conseil  fedaral  par  I«  peuple. 

Fortaetxung.  —  Suite. 
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Präsident:  Wir  gehen  zur  Tagesordnung  über. 
Dos  Wort  bat  Herr  Vincent. 


M.  Ylnoemt,  rapporteur  Iraacais  de  la  majoritc 
de  la  oommission :  Apres  le  tres  remarquable  rapport 
präsente  hier  par  M.  le  President  de  la  coromisslon 
je  serai  brel,  cela  d'autaat  plus  quo  la  questioo  qui 
nous  occupe  n'est  pa6  nouvelle.  Elle  a  figure  ä 
plusleurs  reprlses  a  votre  ordro  du  jour.  La  plupart 
J'cntro  nous  ont  encore  presouts  a  la  memoire  los 
debats  auxquela  a  donne  lieu  la  proposition  de  notre 
oollegue  M.  Wullschleger.  Dans  cette  brillante  joüte 
oratolre  qui  a  dura  plusieurs  seances,  In  principe 
du  vote  proportloonel  a  ete  tour  a  tour  attaque  et 
deleodu  aveo  uoe  autorite,  une  competence  et  une 
eloquence  auxquelles  je  no  saurais  pas  pretendre. 

II  laut  doac  quo  je  serre  le  plus  possible  mou 
argumeuUtion  et  quo  je  renonce  ä  des  doveloppe- 
meuts  que  dans  d'autres  circonstanceB  et  dans  un 
autre  milieu  j'eusse  certainement  präsentes. 

Pennottex-mol  uue  declaration  prealable. 

Je  oombats  lo  Systeme  di*  du  vote  proportionnel, 
mais  je  tue  refuse  absolument  a  etre  ränge  parrai 
les  parüsana  du  tout  aux  uns  et  rien  aux  au  tres. 
Depuls  vingt  aus  que  je  lala  de  la  polltique  mili- 
tante, j'ai  toujours  lutte  pour  qu'une  place  tat  falte 
aux  adversaires,  non-seulement  pour  le  nombre  des 
conceaaions,  mais  pour  leur  valeur.  J'ai  combattu 
pour  que  cea  couctssious  lussent  reelles.  Ii  est 


sage,  luste,  indispensable  qne  les  minorites  aient 
leur  part  dans  la  direction  des  affaires  du  pays. 
Le  parti  qui  meconnalt  cette  verite,  oommet  uue 
erreur  dont  il  aura,  un  p«n  plui  tot  ou  un  peu  plus 
tard,  ä  se  repentir  et  qu'il  devra  oxpier.  Mais  cet 
axiome  u'a  pas  encore  trouve  sa  formule  legale. 

Ea  oe  qui  oonoeme  plus  particulleroment  le 
Systeme  du  vote  proportionnel,  je  oralns  bien 
qu'apres  un  oourt  sejour  dara  le  ciel  de  1'idaal  u 
nous  lalsse  tomber  meurtris  sur  le  sol. 

Messieurs,  si  vous  discutez  avec  un  proportion- 
naliste,  vous  pouvez  etre  certains  qu'il  preseotera 
deux  tableaux,  cnlui  da  l'ötat  actuol,  soit  de  toet 
atfreux  regime  majoriUire,  depeint  sous  les  oouleurs 
les  plus  sombres:  5001  oitoyens  tenantsousle  joug 
4990  electeurs,  provoquant  des  lultes  steriles,  de- 
chatnant  les  passions,  accentuant  le  dtiaaecord  entre 
le  peuple  et  ses  mandataires,  le  relerendum  deve- 
nant  un  rouage  regulier  et  negatif;  o'est  parlois 
enfm  la  guerre  civile.» 

L'autre  Ubleau  est  bieu  dißtirent:  les  homme* 
assagis  par  la  proportionneUe  coulent  des  jours  da 
felicite.  dans  la  paix  et  Marmorne,  sous  i'egide 
d'une  parfaite  justice. 

II  mo  somblo  que  o'est  singulierement  macon- 
naltre  et  les  faits  et  leurs  causes.  C'est  faire  montre 
d'un  optimisme  par  irop  exagere.  Je  ne  nie  point 
qu'une  lol  ölectorale  n'ait  une  importance  conaide- 
rable,  sur  les  destinöes  et  la  bonne  mareb«  d'uo 
pays,  mais  les  proportionnalistos  exagereat  la  va- 
leur du  Systeme  qu'il»  proposent. 
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Bien  bin  de  moi,  l'idee  de  pretendre  que  tout 
soll  pour  te  mieux  Jans  le  meitleur  des  raondos, 
que  le  regime  majoriUire  n  ait  tonne  neu  ä  aucun 
abus,  ä  aucune  injusüce.  Mais  merite-t-u  vraiment 
des  reproches  aussi  graves  que  ceux  qu'on  lui 
adresse1?  11  me  sulfira  pour  repondre  de  constater 
aa  contraire  que  la  Suisse,  par  ses  institutions  et 
ses  Iibertes  politiques,  par  sa  prosperite  economi- 
que,  materielle,  intellectuelle  et  morale,  tient  un 
rang  honorable  parmi  les  nations.  Cela  demontre 
peremptoir  erneut  que  les  reproches  qu'on  nousadresse 
sont  outres. 

D'autre  part,  est-il  si  clairement  demontre  que 
la  proportionnelle  tienne  ou  tiendra  les  promesses 
faites  an  son  nom'?  Quo  les  craintes  qu'elle  a  ins- 
pirees  ä  ses  adversaires  sont  absolument  chimeri- 
ques?  Voyons  les  laits,  et  si  vous  le  voulez  bien. 
Messieurs,  regardons  ce  qui  se  passe  daas  le  canton 
uiquel  j'ai  l'honneur  d'appartenir. 

Le  canton  de  Geneve  possede  la  proportion- 
nelle depuis  1892.  Dans  les  tres  longs  et  tres  inte- 
ressants  debats  qui  ont  pröcöde  son  adoption,  il  a 
ete  adresse  ä  ce  Systeme  certaines  critiques  et 
<>mi8  plusieurs  craintes,  tandis  que  d'autre  part  des 
engagemonts  «taient  pris.  Qu'en  lut-il  reellement '? 

Les  adversaires  de  la  proportionnelle  emettaient 
U  craJnte  que  les  partis  ne  lussent  appeles  asoutfrir 
du  nouveau  Systeme  qui  desagregerait,  emietterait 
la  representation  au  sein  du  grand  conseil.  Ses  pro- 
t&gonistes  repondirent  qu'il  n'en  serail  rien,  que 
les  groupes  repondraient  toujours  ä  certaines  idees 
generale«,  que  par  consequent  l'idee  nationale  ne 
courrait  aucun  risque  quelconque.  • 

Or,  quel  a  ete  le  resultat  immediat  ä  Geneve 
de  l'election  par  la  proportionnelle  des  deputes  du 
grand  conseil?  Non-seulement  les  partis  so  sont 
fragmentes  en  deux  ou  trois  segments,  non-seule- 
mem  aes>  groupes  intermediaires  ayant  certaines 
idees  generales  communes  ont  pris  naissance,  mais 
il  en  est  resulte  aussi  que  des  hommes  seuls  ont 
pu  penetrer  de  par  la  proportionnelle  dans  le  sein 
de  l'assembleo  legislative.  Le  succes  remporte  par 
la  liste  dite  des  Libertins  portant  un  seul  nom  et 
qui  a  obtenu  deux  Sieges  demontre  peremptoire- 
ment  que  notre  crainte  n'ötait  point  vaine  et  que 
le  mode  proportionnel  emiette  bien  reellement  la 
representation  nationale. 

Nous  avions  dit  aussi  notre  crainte  qu'avec  la 
proportionnelle,  il  ne  füt  plus  possible  au  corps 
executil  de  s'appuyer  sur  une  majorite  au  sein  du 
parlement  Le  premier  resultat  de  la  proportionnelle 
a  ete  de  donner  an  parti  radical  battu  avant  et 
apres  une  tres  legere  majorite,  alors  que  lo  conseil 
d'etat  etait  conservateur.  Cette  dualite  n'est  evidem- 
ment  pas  laite  pour  laciliter  la  bonne  marche  des 
affaires.  Plus  tard,  qu'est-il  arrive?  Un  groupe  qui 
ne  represente,  en  regard  des  grands  partis,  qu'un 
nombre  peu  oonsiderable  de  citoyens,  est  entre  au 
grand  conseil;  il  est  devenu  l'arbitre  des  decisions 
de  cette  assomblee,  se  portant  tantöt  d'on  cüte, 
tantöt  de  l'autre,  imposant  a  tous  ses  cboix  et  ses 

D'autre  part,  on  nous  a  depeint  la  proportion- 
nelle comme  le  Systeme  electoral  qui  permettait 
d'arriver  k  une  reelle  paciflcation  du  pays,  mettaut 
fin  aox  lüttes  paasionnees  et  violentes  comme  Celles 
engageee  sous  le  r  egime  majoritaire. 


II  est  parfaitement  exact  que  nos  moeurs  elec- 
toraies  genevoises  de  sont  tres  notablement  adou- 
oies.  iNos  lieux  de  vote  ne  sont  plus  comme  auue- 
fois  le  inefltre  de  bataules  rang6es.  Notre  bätimen- 
electorai  ue  nierite  pius  son  lameux  surnom.  Mais, 
permottoz-moi  de  faire  remarquer  et  de  constater 
que  ces  modifications  se  sont  produites  bien  avant 
que  le  Systeme  du  vote  proportionnel  fui  mtroduit 
dans  notre  Constitution.  Elles  sont  heureusemeot  le 
lait,  non  pas  de  la  proportionnelle,  mais  de  circons- 
tances  et  de  mesures  tout  autres  qui  ont  ete  prises 
pour  empecher  le  retour  de  laits  deplorables. 

Quant  aux  luttes  politiques  elles-memes,  vous 
n'avez,  Messieurs,  qu'ä  lire  les  journaux  de  Geneve, 
avant  et  apres  l'introduction  de  la  proportionnelle. 
Vous  verrez  que  nous  sommes  bion  loin  encore  de 
cette  mansuetude,  de  ce  respect  des  opinions  et  des 
hommes  qu'on  raisait  miroiter  devant  dos  yeux. 
Tout  cela  est  encore  bien  embryonnaire.  A  chaque 
eleclion,  a  chaque  vote,  les  polemiques  de  presse, 
les  agitations  electorales,  sont  tout  aussi  aigres  et 
violentes  qu'autrelois. 

L'introduction  du  Systeme  proportionnel  devait 
avoir  pour  offel  aussi  d'eviter  le  retour  de  certains 
faits  regrotUbles  par  lesquels,  a  tort  souvent,  on 
cherche  ä  obtenir  la  majorite.  Du  jour  ob  chacun 
sera  certain  d'avoir  sa  part,  plus  de  manoeuvres  de 
la  derniere  heure,  plus  de  trucs  electoraux,  disait-on ! 

Ici  encore  il  erJ  laut  rabattre.  Si  au  debut  ces 
manoeuvres  ne  se  sont  pour  ainsi  dire  pas  produites, 
il  n'en  est  pas  moins  vral  cependant  qu'au  lur  et  a 
mesuro  du  developpement  de  la  proportionnelle  teile 
region  se  voit  privee  de  ses  deputes  au  benefice 
de  teile  autre,  teile  personnah  *.e  est  combattue,  miae 
en  echec  de  la  maniere  la  plus  lacile,  et  meme, 
cela  a  öte  demontre  dans  une  •lection  preparatoiie 
avant  l'adoptiou  de  la  loi  genevoise,  on  peut  tres 
facilement  porter  prejudice  au  parti  adverse  en 
faisant  tomber  ses  tetes  de  ligne.  Toutes  ces  ma- 
noeuvres n'ont  ete  oxecutees  que  timidement  Cela 
est  bien  explicable.  Le  tireur,  qui  se  sert  pour  la 
premiere  lois  d'une  arme,  ne  cherche  pas  ä  en  faire 
jouer  de  suite  tous  les  ressorts;  il  est  prudent,  se 
contonto  de  viser  le  plus  juste  possible.  II  en  est 
de  memo  avec  cet  instrument  ölectoral  qui  s'appelle 
le  scrutin  proportionnel.  Geux  qui  voudront  en 
profiter  pour  faire  les  manoeuvres  dont  je  parle, 
sauront  bien  parvenir  un  jour  au  but  qu'ils  desirent 
atteimlre.  Endo,  on  nous  avait  dit  et  c'est  l'argu- 
ment  lo  plus  important,  le  plus  probant  en  laveur 
de  la  proportionnelle,  que  le  desacoord  qui  existe 
trop  souvent  entre  le  parlement  etlepeuple,  serait, 
non  pas  compl&tement  supprime,  cela  va  sans  dire, 
mais  reduit  dans  de  notables  proportions.  Or,  de- 
puis 1892  il  a  ete  depose  deux  demandes  de  re- 
ferendum  et  il  s'agissait  de  deux  lois  dont  l'une  avait 
ete  votee  par  plus  de  60  deputes,  tandis  que 
l'autre  n'avait  souleve  aucune  Opposition  saul 
sur  un  seul  point  Ces  deux  lois  ont  ete 
balayees  par  le  peuple  comme  des  letus.  Derniere- 
mont  encore,  le  grand  conseil  unanime  votait  une 
loi  que  le  peuple  s'empressait  de  rejeter. 

Si  vous  laites  une  sUtistique  comparative  de 
ce  qui  s'est  passe  ä  Geneve,  pendant  les  quelques 
annees  qui  ont  precede  l'adoption  de  la  proportion- 
nelle et  depuis  lors,  vous  verrez  qu'ä  cet  egard  le 
regime  nouveau  ne  presento  aucun  avantage.  Par 
consöquent  nous  avons  le  droit  de  dire  que  certaines 
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craintes  considerees  comme  chime>iques  se  sont 
veriliees  fit  que  d'autre  part  des  promesses  ti'üDt 
pas  ete  tenuea,  de  sorte  que  cette  fanieuse  reforme 
n'a  rien  reforme  chw.  nous.  saul  certains  aetails. 
Je  dois  cependant-  ajouter,  qu'au  moins  ä  Gerleve, 
le  Systeme  do  la  proportioiinelle  n'a  pas  eree  des 
inegalittl-s  entri;  les  citoycas,  c est-i-dire  des  ini- 
quites,  mais  je  mo  h.ite  de  le  dire,  la  proportion- 
nelte  n'a  pas  attaque  labase  de  nos  Institution».  En 
sorait-il  de  meme  lorsnu  au  lieu  d'appliquer  ce  Sys- 
teme aune  commune,  ä  uu  canton  on  voudrait  I  etendre 
ä  un  ensembie  d'etats  comme  la  Confederatlon  suisse-' 
Bien  qu'adversaire  de  la  proportiuonelle  dans  le 
canton  de  Geneve,  je  ne  fais  cependant  pas  dedifti- 
culte  pour  reconnaltre  que  dans  certains  cas  olle  a 
pu  rendre  servico  et  etro  recommandable.  Mais 
comme  on  l'a  mentre,  c'est  surtout  dans  los  can- 
tons,  dans  les  communes  que  ses  avantages  sont 
marques,  landit,  que,  je  le  repete,  pour  l'ensemble 
de  la  Confederatiou  je-  ne  crois  pa<  qu'i'  eu  soit  ainsi. 

Si  I  on  cherebe  ä  se  rendre  comptfl  par  des 
calculs  approxiniatifs,  mais  qui  n'ont  nen  d'hypo- 
thetique,  dos  modifications  qui  seraient  inlroduites 
par  la  proportionnolle  daas  la  compositum  do  cette 
assemblee,  ü  se  produit  des  doutes  daus  l  esprit  et 
on  se  demande  si  vraiment  cotte  modificatioo  serait 
favorable  aux  minorites,  jo  ne  dis  pas  ä  la  minor:  te< 
mais  aux  iniuorites,  et  je  ne  m'etonuo  pas  do  voir 
error  sur  quelques  levres  un  sourire  d'incredulite. 

Permottez-nioi  de  vous  citer  un  exemple  pris 
encore  a  Geneve.  Ce  canton  nomme  cinq  deputes  au 
conseil  national;  comment  la  obose  doit-elle  se 
passer?  Laisiv'/.-moi  vous  donner  leciure  d'un  ex- 
trait  de  la  brociiure  que  vous  avez  sous  les  yeux, 
voub  ne  m'accuserez  pas  de  choisir  raes  auteurs 
parmi  ccux  qui  sont  bostiles  ä  h  ropresontation 
proportionnelle.  Quölle  est,  dit  M.  Krnost  Naville,  la 
premiere  consequence  du  principe  proportionner' 
Ce  sera  do  detruire  l'existencede  groupes  d'elecleurs 
deposant  dans  les  urnes  electorales  des  bulletins  in- 
efficaces.  Tous  les  citoyens  qui  le  voudront  exerce- 
ront  utilemeot  leur  droit  dans  les  limites  du  possible. 
Or,  quolles  sont  los  limites  du  possiblo?  M.  Na- 
ville le  dit  un  pou  plus  loin:  «La  liniite  du  possi- 
ble n'a  rien  d'arbitrairo,  ollo  est  posee  par  la  na- 
tura des  eboses.  Le  droit  elector.il  ost  un  droit  col- 
lect iL  Pour  qu'un  groupe  puisse  etre  ropresente,  il 
faut  qu'il  renierme  un  nombre  de  votants  egal  au 
quotient  electoral,  c'est-ä-dire  au  rüsultat  do  la  di- 
vision  du  nombre  des  votants  par  le  nombro  des 
representanls  a  ehre.»  Que  se  passera-t-il  a  Geneve 
dans  les  conditious  indiquees  par  M.  Naville?  Sup- 
posons,  pour  facililer  le  calcul,  13,000  electeurs 
emettant  tous  un  bullotin  valable;  i:t,ÜOO  est  le 
chiffro  moyen  ä  Geneve.  Quol  est  lo  quotient  elec- 
toral  do  co  nombro1'  Falte*  ie  compte  et  vous  arri- 
vez  ä  *2G0Ü.  Dans  cos  conditious,  il  u'y  a  ü  Gonevo 
que  deux  partis  capaules  do  mettre  en  ligne  un 
nombre  d'elecleurs  superieur  ä  ce  chiffre,  tandis 
que  les  trois  autres:  la  droite  catholiquo,  les  socia- 
listes,  lo  groupo  national,  seront  evinces  de  la  re- 
presentation.  Ainsi,  aujourd'bui  vous  avez  au  grand 
consoil  des  representanls  do  ces  trois  groupes,  lan- 
dis  que  demain.  d'apres  la  proposilion  qui  nous  est 
faite,  les  deux  principaux  partis  seront  seuls  repre- 
sentes  et  comme  correspoctif  vous  avez  prveiseroent 
ce  que  vous  vouliez  eviter,  uu  plus  grand  nombro  ' 
de  citoyens  deposant  dans  l'urne  un  bulletin  nul. 

lil.tU.  X.  Nr    1  »  - 


G  est  une  constatation,  il  est  difficile  quo  l'on 

nie  refute  en  prenaut  Comme  base  les  chiffres  que 
j'ai  donnes  et  les  conditions  indiquees  par  M.  Na- 
ville. 

Mais  la  veritable  plaie  du  Systeme  que  I  on  nous 
propose.  et  cet  arb'umont  sulfirail  ä  lui  seul  ä  le 
faire  rejeter,  c'est  qu'il  n'est  pas  applicable  dans 
toute  l'etendue  do  la  Suisse.  Que  ait  i  cet  egard 
M.  Naville '  A  la  pago  f5  j«  Iis  que  la  condition 
necessaire  pour  i  application  du  principe  proportion- 
nel c'est  l'existenco  du  Colleges  clectoraux  ayaut  a 
öliro  plusieurs  representanls.  Pour  le  choix  d  uu 
seul  candidat  et  meme  de  deux,  l'election  par  la 
majorite  s'impose,  «parce  qu'on  ne  peut  pas  ad- 
mettre  l'egalite  de  deux  groupes  iuegaux». 

Or,  cette  condition  necessairc,  indispensable  in- 
diquee  pai  M.  Naville,  n'est  realisee  que  sur  une 
Partie  de  notre  torritoiro.  Si  vous  faites  le  compte, 
sept  etals  conüederüs  devront  se  passer  de  la  pro- 
portionnolle, co  qui  fait  que  vous  creez  deux  droits, 
deux  traitomeuts,  c'est-ä-dire  une  inegalitö  entre 
le*  citONens.  ce  qui  constilu?  pour  un  pays  uo»  Si- 
tuation intoterablo  a  laquelle  vous  seriez  forces  de 
porter  remedo  tüi  ou  tard.  Quel  est  ce  remede?  II 
n'y  en  a  pas  dei'x.  Sansdoute,  vous  ne  demanderez 
pas  que  lo  conseil  national  suisse  soit  elu  par  un 
seul  College,  bien  que  tbeoriquement  vous  procla- 
miez  que  c'est  le  meilleur  Systeme  et  je  sais  bien 
que  vous  cherchez  ä  faire  passer  dans  la  pratique 
vos  theories,  il  n'y  a  rien  de  plus  juste  d'ailleure; 
mai<>  sans  al'»r  jusque  la  il  est  evident  que  ces 
differencei,  de  traitement  entro  les  diverses  partles 
du  territoire  suisse  ne  porrront  pas  subsister  et  vous 
serez  fataloment  entralnes  ä  supprimer  les  circons- 
criptions  n'elisant  qu'un  ou  deux  deputes,  dans  le 
but  de  former  des  arrondissements  oü  le  vote  pro- 
portionnel pourra  etro  applique.  Vous  en  viendroz 
donc  forcement  ä  la  formation  de  circonscriptions 
comprenant  plusieurs  cantons.  C'est  lä  un  sacrifica 
auquel,  pour  ce  qui  me  concerne,  je  ne  saurais 
con&entir;  le  danger  est  si  grand  pour  l'avenir  de 
notre  pays  que  je  n'hesite  pas  ä  repousser  le  Sys- 
teme qui  le  ferait  naltra  En  enfoncant  cet  epieu 
dans  le  flanc  de  nos  institutions,  vous  ignorez  les 
conse(mcnces  que  peut  avoir  cette  blessure;  vousne 
respectez  plus  les  frontieres  cantonales,  vous  groupez 
plusieurs  cantons  en  une  sculc  circonscription  Du 
reste,  pourrez-vous  maintenir  lo  conseil  des  etats, 
sera-t-il  logique  d'avoir  deux  Corps  si  ditTeremment 
constitues  au  sein  de  la  m^me  assemblee,  puisque 
comme  le  conseil  national  le  conseil  des  etats  fait 
partie  de  l'assemblee  föderale9  et  ä  ces  deux  corps 
reunis,  agissant  ensembie,  sont  confies  des  pouvoirs  de 
la  plus  haute  importanco,  puisque  jusqu'icl,  Iis  nom- 
ment  la  plus  haute  autorite  du  pays  Sera-t-il  juste 
do  maintenir  un  mode  denomination  different  pour 
ces  deux  corps?  D'un  cöte  le  Systeme  majori taire  et 
de  l'autre  le  Systeme  proportionnel?  Je  ne  lo  crois 
pas  et,  c'est  ainsi  que  je  termine,  je  dis  qu'aveo 
votre  Systeme  vous  risquez  de  bouleverser  les  bases 
memes  de  notre  etat  tederatif,  D  me  suffit  d'avoir 
cette  crainte  pour  que  je  vous  engage  ä  repousser, 
comme  jo  le  forai  moi-möme,  1'iniÜaUve  qui 
est 
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Tsellu,  deatsoher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sionsminderheit: Namens  der  Minderheit  der  Kom- 
mission habe  ich  die  Ehre,  Ihnen  zu  beantragen, 
Sie  mochten  dem  eingereichten  Entwürfe  betr.  Pro- 
portionalwahl zustimmen  und  dem  Volke  dessen  An- 
nahme empfehlen.  Die  beiden  Herren  Berichter- 
statter der  Kommissionsmehrheit  haben  unter  Hin- 
weis auf  die  Diskussion,  die  vor  zwei  Jahren  bei 
Anlass  der  Behandlung  der  Motion  Wullscbleger 
stattfand,  betont,  die  Frage  sei  damals  gründlich 
und  erschöpfend  behandelt  worden  und  die  seither 
stattgehabte  Neuwahl  unseres  Rates  habe  keine  der- 
artige Veränderung  mit  sich  gebracht,  dass  irgend 
ein  Zweifel  über  die  Schlussnahme  des  Rates  mög- 
lich sei,  und  namentlich  der  deutsche  Herr  Bericht- 
erstatter hat  sich  infolgedessen  darauf  beschränkt, 
die  Gründo  ganz  kurz,  zusammenzufassen,  die  für 
Ablehnung  der  Initiative  goltend  gemacht  werden. 

Das  Referat  unseres  seohrten  Herrn  Kommissio'hs- 
präsidenten  atmete  die  Zuversicht  eines  Mannes, 
der  seiner  Majorität  vollständig  sicher  ist,  denn 
dieso  Majorität  hat  sich  bereits  über  diese  Frage 
ausgesprochen,  das  ist  kein  Zweifel.  Ich  werde 
auch  meinerseits  diesem  Umstände  so  viel  als  mög- 
lich Rechnung  tragen,  obschoo  selbstverständlich 
die  Befürworter  der  Initiative,  diejenigen,  welche 
etwas  Neues  verlangen,  die  Begründung  ihres  Be- 
gehrens nicht  so  summarisch  abmachen  können, 
wie  die  beati  possidontos,  welche  beim  jetzigen 
Zustande  verharren  wollen. 

Wenn  ich  zu  meiner  Begründung  übergehe,  so 
ist  es  selbstverständlich  unvermeidlich,  hier  Ge- 
sagtes zu  wiederholen.  Ich  werde  mich  bemühen, 
es  in  möglichst  kurzer  Weise  zu  thun. 

Bei  der  Beratung  im  Jahre  189»  hat  der  Ver- 
treter des  Bundesrates,  der  damalige  Herr  Bundes. 
Präsident  Ruffy,  seine  Argumentation  auf  das  Gut- 
achten basiert,  das  Herr  Professor  Dr.  Hilty  im 
Jahre  1882  dorn  Bundesrate  über  dfo  Frage  erstattet 
hat,  und  auch  der  deutsche  Mehrheitsreferent  hat 
den  gleichen  Standpunkt  eingenommen.  In  einem 
Punkte  gehe  ich  ebenfalls  von  diesem  Gutachten 
ans.  Dieses  Gutachten  konstatiert  im  Beginne,  dass 
die  Uobolständo  des  gegenwärtigen  Mehrheitssystems 
so  auf  der  platten  Hand  liegen,  dass  es  vollständig 
überflüssig  sei,  näher  darauf  einzutreten.  Ich  glaube 
auch  jetzt,  nach  18  Jahren,  dürfen  wir  diese  Kon- 
klusion des  Gutachtens  für  uns  in  Anspruch  nehmen ; 
denn  in  diesen  18  Jahren  hat  das  Majoritätsprinztp 
keine  weitere  Ausbildung  erfahren  und  nichts  von 
den  Uebelständen  verloren,  dio  ihm  damals  anhaf- 
teten. Ich  glaube  aber,  wir  dürfen  dieses  Gutachten 
in  Bezug  auf  eine  ganze  Reihe  von  Fragen  ablehnen, 
dio  sich  auf  das  Proporlionalverfahron  beziehen, 
weil  auf  diesem  Gebiete  in  den  letzten  18  Jahren 
ausserordentlich  viel  gearbeitet  und  erreicht  worden 
ist  und  weil  manchos,  was  damals  auf  der  einen 
Seite  mehr  gute  Erwartungen,  Hoffnungen,  auf  der 
andern  Seite  mehr  Befürchtungen  waren,  seither 
durch  dio  Thatsachen  festgelegt,  bezw.  widerlegt 
worden  ist 

Welches  sind  dio  Hauptübetslände,  die  wir  dem 
genannten  Verfahren  vorwerfen  '  Sie  kennen  sie 
alle.  Der  erste  Uebelstand  ist  der.  dass  es,  in  seiner 
Strenge  angewendet  wenn  der  Wähler  von  dem 
Rechte  Gebrauch  macht,  das  ihm  zusteht,  dazu  führt, 
dass  die  Mehrheitspartei  alle  Vertreter  und  die  Min- 
derheitspartei kernen  bekommt  Man  sagt  uns  nun: 


das  ist  in  der  Theorie  richtig,  kommt  aber  in  der 
Praxis  nicht  vor,  weil  unsere  Wahlsitten  dleüebel- 
slände  gemildert  haben.  Ich  erkenne  das  gerne 
und  dankbar  an.  Ich  weiss,  dass  In  vielen  Kantonen 
die  Mehrheit  ohne  weiteres  der  Minderheit  ihren 
Platz  an  der  Sonne  gönnt,  und  ich  wäre  der  letzte, 
der  das  bestreiten  wollte.  Aber  das  war  nicht  immer 
so  und  ist  jetzt  nicht  überall  so,  und  wir  haben 
nicht  die  mindeste  Garantie,  dass  es  weiter  sosein 
wird.  Ich  kann  Sie  hinweisen  auf  eine  Bearbeitung, 
dio  das  eidgenössische  statistische  Bureau  im  Jahr 
1887  bei  Anlass  der  Nationalratswahlen  vorgenommen 
hat  und  inwclcher  —  ich  will  aus  den  interessanten  Zah- 
len nur  eine  einzige  reproduzieren  —  konstatiert  wor- 
den ist,  da?s  z.  ß.  im  Kanton  Bern  die  Mehrheitspartei 
rund  -40,000  Stimmen  abgab,  die  oppositionelle  Partei 
rund  24,000  Stimmen,  und  das  Resultat  der  Wahl 
war:  alle  Vertreter  der  Mehrheitspartei,  kein  Ver- 
treter der  Mind<Theitspartei.  Ich  könnto  noch  andere 
Zahlen  aus  der  gleichen  Wahlperiode  beifügen;  es 
war  die  Zeit,  als  die  deputatlon  compacte  das  Ideal 
vieler  Wähler  war.  fn  der  gleichen  Zeit  schickte 
der  Kanton  Waadt  eine  vollständig  einseitige  Ver- 
tretung nach  Bern,  ebenso  der  Kauton  Neuen- 
bürg, und  ich  erinnere  mich,  dass  im  Kanton  Genf 
—  ich  glaube,  es  war  im  Jahre  1878  oder  1881  — 
bei  einer  Neuwahl  des  Nationalrates  von  einem  Mo- 
mente auf  den  andern  das  Verhältnis  In  der  Ver- 
tretung vollständig  umgekehrt  wurde;  während  vorher 
die  ganze  Vertretung  der  radikalen  Partei  angehört 
hatte,  wurde  mit  der  Neuwahl  diese  Vertretung  be- 
seitigt, und  es  trat  an  deren  Stelle  eine  kompakte  Ver- 
tretung der  Gegenpartei  und  zwar  nicht  etwa  des- 
halb, weil  sich  ilie  Verhältnisse  gründlich  geändert 
hätten,  woil  Verhältnisse  eingetreten  wären,  welche 
eino  vollständige  Acmlerung  notwendig  erscheinen 
Hessen,  sondern  einfach  deshalb,  well  sich,  aus 
vielleicht  nebensächlichen  Gründen,  die  Stimmen 
etwas  verschoben  hatten.  Zwei-  oder  dreihundert 
Wähler,  die  früher  mit  der  einen  Partei  gestimmt 
hatten,  stimmten  jetzt  mit  der  andern  und  damit 
war  diese  vollständige  Aenderung  gegoben. 

Ich  glaube,  es  ist  niemand  hier,  und  ich  habo 
in  der  Diskussion  vor  2  Jahren  und  heute  von  Seite 
der  Mehrheit  der  Kommission  nichts  Derartiges  ge- 
hört, welcher  behaupten  wollte,  dass  dieso  Verhält- 
nisse gesunde  und  wünschenswerte  seien.  Im  Gegen- 
teil, alles  anerkennt,  dass  die  Vertretung  der  Mino- 
rität in  den  Versammlungen  eine  Notwendigkeit  ist, 
dass  nur,  wenn  alle  Parteien  mitarbeiten,  eino  ge- 
deihliche Entwicklung'  unserer  öffentlichen  Zustände 
zu  erwarten  ist  und  dass  brüske  Aenderungen  im 
einen  oder  andern  Sinne  in  einem  öffentlichen  Ge- 
meinwesen ungesunde  Erscheinungen  sind.  Aber 
statt  dass  man  nun  aus  dieser  Anerkennung  die 
richtige  Konsequenz  zieht  und  sagt:  Weil  wir  die 
Notwendigkeit  einer  Vertretung  aller  Parteien  aner- 
kennen, weil  wir  mit  der  Zeit  dazu  gekommen  sind, 
das  frühere  —  man  kann  sagen  brutale  —  Verfahren 
aufzugeben  und  der  Minderheit  ihren  Platz  an 
der  Sonne  zu  gönnen,  doshalb,  weil  sich  unsere 
Sitten  so  entwickelt  habon,  wollen  wir  nun  auch 
das,  was  wir  allgemein  als  gut  und  wünschenswert 
anerkennen,  gesetzlich  festlegen  —  das  wäro  die 
richtige  Konsequenz  —  heisst  es:  Wir  sind  ja  alle 
wohlwollend  gegen  die  Minderheiten,  wir  lassen  sie 
hier  mitroden,  wir  arbeiten  mit  ihnen  oder  be- 
kämpfen uns  gegenseitig,  je  nachdem;  was  braucht 
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das  noch  gesetzlich  normiert  zu  werden?  Meine 
Herren !  Ich  habe  das  Gefühl,  da  versteckt  sich  da- 
hinter der  stille  Wunsch,  sich  die  Möglichkeit  oOen 
zu  hallen,  wenn  dor  Moment  eingetreten  ist,  mit 
dieser  Sitte  zu  brechen  und  zu  sagen:  Jetzt  ist  es 
wieder  notwendig,  dass  wir  kompakt  wählen,  dahor 
wollen  wir  unsere  freiwillige  Konzession  für  einigo 
Zeit  auf  die  Seite  stellen.  Das  wird  garade  in  den 
Zeiten  der  Fall  sein,  wo  die  Geister  aufeinander- 
platzen  und  wichtige  Fragen  erörtert  werden,  und 
gerade  in  diesen  Zeiten  ist  es  notwendig,  dass  die 
Minderheit  auch  zum  Worte  kommt.  Ich  ziehe  des- 
halb aus  der  Entwicklung,  welche  unsere  Wahlsittcn 
beinahe  in  der  ganzen  Schweiz  genommen  haben, 
den  Sehl uss,  dass  die  gesetzliche  Festlegung  dessen, 
was  man  allgemein  als  gut  und  wünschenswert  an- 
erkennt, eigentlich  notwendig  ist  und  kein  vernünf- 
tiger Grund  besteht,  das  hier  zu  bestreiten. 

Ein  weiterer  Uebelstand,  den  ich  dem  Majori- 
tätsverfahren  vorwerfe,  ist  der,  dass  die  Einteilung 
der  Wahlkreise  von  der  allergrössten  Bedeutung  für 
das  Resultat  der  Wahlen  ist.  Das,  meine  Herren, 
ist  unschwer  nachzuweisen.  Ich  habe  hior  vor  mir 
ein  Beispiel  einer  solchen  Wahlkroiseiuteilunf. 
Nehmen  wir  einen  Kanton,  also  einen  grössern 
llreis,  der  unget'hr  30,000  Stimmberechtigte  hat, 
wovon  rund  16,000  zur  Partei  A  und  rund  11,000 
zur  Partei  B  „ehören.  Es  ist  klar,  dass,  wenn  dieser 
Kanton  in  einem  Wahlkreis  wühlt,  nach  dem  Majo- 
ritätssystem die  Partei  A  alle  Vertreter  beanspruchen 
kann  und  die  Partei  B  keinen.  Teilen  wir  dieson 
Kvnton  in  10  Wahlbezirke,  so  können  wir  zu  don 
allerverschiedensten  Resultaten  kommen.  Wir  können 
zu  dem  Resultate  kommen,  dass  die  Mlnderheits- 
partei,  di«  14,000  Stimmberechtigte  zur  Urne  brinet, 
alle  Vertreter  bekommt,  alle  bis  zum  letzton,  und 
die  Mohrhoitspartoi  keinen  einzigen.  Zwischen 
diesem  Extrem  und  dem  andern,  dorn  Majoritatsver- 
fahren,  liegen  natürlich  eine  ganze  Reihe  von  Schat- 
tierungen. Es  genügt  mir,  nachzuweisen,  dass  dio 
Einteilung  der  Wahlkreisu  von  massgebendem  Kin- 
fluss  auf  das  Resultat  der  Wahl  ist;  das  wissen  wir 
in  dieser  Versammlung  ja  auch.  Nach  jeder  Volks- 
zahlung hat  sich  der  Nationalrat  mit  der  Aufgabe 
zu  befassen,  die  Wahlkreiseinteilung  wieder  neu 
vorzunehmen,  und  er  ist  sich  dabei  sehr  wohl  1>  - 
wusst,  dass  er  mit  der  Einteilung,  die  er  vornimmt 
einen  Einfluss  auf  das  Resultat  der  Wahlen  ausüben 
will.  Wir  haben  im  Laufe  der  Jahre  solche  Wahl- 
kreise geschaffen  im  Kanton  Tossiu,  im  Kanton 
Freiburg,  im  Berner  Jura,  im  Kanton  Aargau,  im 
Kanton  St.  Gallon,  ich  woiss  nicht,  oh  noch  an 
andern  Orten,  welche  den  Zweck  hatton,  einer  Partei, 
von  der  man  annahm,  sio  sei  bisher  zu  kurz  ge- 
kommen, einen  Vortroter  zu  sichern.  Ich  will  nie- 
mand beschuldigen.  Ich  will  als  selbstverständlich 
annehmen,  dass  bei  dieser  Wahlkreisointeilung 
wirklich  jeder  von  aufrichtigem,  bestem  Willen  be- 
seelt war,  nicht  im  Interesso  seinor  Partei  zu  han- 
deln, sondern  im  allgemeinen,  höhern  Interesso. 
Aber  ich  glaube  nicht,  dass  dieses  Bewusstsuin  sich 
den  Massen,  Jen  Wählern  mitgeteilt  hat:  denn  die 
Beratungen  wareu  dazu  geeignet,  das  Gefühl  zu  er- 
wecken, man  wolle  im  einen  Kanton  diese,  im 
andern  eine  andere  Minderhoit  auf  Kosten  der 
Mehrheit  begünstigen,  und  das  Resultat  war  Immer 
das  —  es  ist  das  auch  in  der  Beratung  vor  2  Jahren 
Ton  Herrn  Curti  ausgeführt  worden  —  dass  kein 


Mensch  mit  dioser  Wahlkreis-Einteilnng  zufriedon 
war,  und  diese  «Wahlkreisgeometrie, »  um  die  Sache 
mit  dem  bekannten  Worte  zu  bezeichnen,  werden 
wir  nächstes  Jahr,  werden  wir  alle  10  Jahre  wieder 
haben,  wenn  wir  uns  nicht  entschliessen,  das  Sy- 
stom,  welches  diese  Wahlkreisgeomotrio  notwendig 
macht,  zu  beseitigen. 

Nun,  meine  Herren,  was  wir  verlangen,  Ist  ein 
Wahlverfahren  —  nicht  die  Minderheitsvertretung, 
wio  sich  gestern  der  deutsche  Herr  Referent  aus- 
gedrückt hat  —  das  oino  gorechte,  verhältnismässige 
Vertretung  aller  Parteirichtungen  garantiert,  die 
sich  in  unserm  Vatorlande  geltend  machen  und  zwar 
eine  Partei  Vertretung  unabhängig  von  dem  guten 
Willen  der  Mehrheit,  die  sie  unter  Bedingungen 
gewahren  oder  verweigern  kann.  Wir  wollen  allen 
ermöglichen,  mit  eigener  Kraft,  mit  Ihren  eigenen 
Stimmzetteln  ihre  Vertreter  zu  wählen.  Wir  wollen 
die  Notwendigkeit  beseitigen,  dass  verschiedene 
Minderheiten,  dio  ganz  entgegengesetzte  Ziele  ver- 
folgen, deren  politische  Ueberzeugungen  nichts  mit 
einander  gemein  haben,  genötigt  sind,  sich  zu  ver- 
binden, um  gegenüber  der  Mehrheit  zu  einom  Re- 
sultate zu  kommen.  Ich  brauche  Ihnen  nicht  aus- 
einanderzusetzen, was  diese  sogenannten  unnatur- 
lichen Allianzen  mit  sich  bringen.  Es  liegt  auf  der 
Hand,  dass  sie  im  höchsten  Grade  geeignot  sind, 
das  öffcnllicho  Leben  zu  verwirren  und  zu  vergiften. 
Wir  wollen  verhindern,  dass,  wie  es  an  verschie- 
denen Orten  vorgekommen  Ist,  die  Minderheit,  die 
sich  durch  das  gogonwärtige  Wahlverfahren  be- 
nachteiligt sieht,  gezwungen  wird,  Mittel  anzu- 
wenden, dh  kein  Mensch  an  und  für  sich  gut- 
heissen  kann,  um  eine  Wahlgesetzgebung  zu  er- 
wirken, die  ihren  Wünschen  entspricht  Wir  haben 
das  in  verschiedenen  Kantonen  erlebt.  Am  einen 
Ort  hat  man  die  Zustimmung  zu  einem  Steuerge- 
setz, an  einem  andern  Ort  zu  einer  andern  notwen- 
digen Massrcgel  davon  abhängig  gemacht;  man  hat 
also  diose  Frag«  notwendigerweise  mit  Fragen  zu- 
sammengeworfen, die  damit  nichts  zu  thun  haben,  nur 
um  etwas  zu  erreichen,  das  man  im  Innersten  seiner 
Uoherzeugung  für  gerecht  und  notwendig  erachtet. 

Wir  sag*jn  ferner:  Sobald  Sie  diese  Möglich- 
keit für  alle  Parteien  schaffen,  werden  Sie  eine 
merkliche  Milderung  in  unsern  Wahlsitten  erleben. 
Das  ist  angefochten  worden  im  Gutachten  des  Herrn 
Prof.  Hilty  vom  Jahre  1883.  der  die  Befürchtung 
ausgesprochen,  dass  davon  keine  Rede  sein  werde, 
und  seitiicr  haben  wir  keine  einzige  Diskussion  Uber 
dasProportionalwahlverfahren  gohabt,  wo  nicht  dieser 
Punkt  wieder  in  Frage  gestellt  wird.  Es  scheint  mir, 
die  Logik  spricht  an  und  für  sich  dafür,  dass, 
wenu  man  sicher  ist,  das  zu  erhalten,  was  einem 
nach  Recht  und  Billigkeit  zukommt,  man  mit  weniger 
Leidenschaft  und  weniger  Hit.«  kämpft,  als  wenn 
mau  um  sein  ganzes  Hab  und  Gut  kämpft,  wenn  es 
sich  darum  handelt:  alles  oder  nichts.  Wir  haben 
seither  in  verschiedenen  Kantonen  und  im  Ausland 
Erfahrungen  gemacht,  und  ich  möchte  mir  erlauben, 
nur  eine  der  letzten  Erfahrungen,  dio  mir  eine  ge- 
wisse Beweiskraft  zu  haben  scheint,  anzuführen. 
Sie  wissen,  dass  das  Königreich  Belgien  für  seine 
Kammerwahlen  die  proportionale  Vertretung  einge- 
führt hat,  und  dass  die  Wahlen  nach  diesem  System 
am  letzten  Sonntag  zum  ersten  Male  stattgefunden 
haben.  Wenn  Sie  die  VerhandlunRen  in  der  bel- 
gischen Kammer  in  der  letzten  Zeit  aus  den  Zeitungeu 
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verfolgt  haben,  so  werden  Sie  gesehen  haben,  dass 
die  Geister  ausserordentlich  heftig  aufeinanderplatz- 
ten,  dass  in  der  belgischen  Kammer  Scenen  vor- 
kamen, die  sich  an  die  Seite  derjenigen  der  öster- 
reichischen und  italienischen  Kammer  stellen,  und 
es  war  bei  dieser  unter  den  Vertretern  des  Volkes 
herrschenden  Stimmung  zu  erwarten,  dass  die 
Wahlen  nach  dem  bisherigen  Verfahren  zu  den 
allerscbärfsteti  Scenen  führen  würden.  Man  hat  dann 
in  Belgien,  wie  es  seinerzeit  auch  der  Bundesrat  für 
den  Kanton  Tessin  gethan  hat,  seine  Zuflucht  zum 
proportionalen  Wahlsystem  genommen.  Wie  hat  es 
sich  nun  in  der  Entwicklung  gemacht'»  Vor  der 
Wahl  schrieben  die  belgischen  Zeitungen  folgendes : 
cDio  Einführung  der  proportionalen  Vertretung  hat 
zwei  bereits  sohr  sichtbare  Erfolge  gehabt:,  zuerst 
die  relative  Ruhe,  welche  die  gegenwärtige  Wahl- 
campagne  charakterisiert.  Die  politischen  Leiden- 
schalten sind  gemässigt  durch  die  Thalsache,  dass 
jede  einigermassen  wichtige  Partei  weiss,  dass  sie 
die  Zahl  von  Mandaten  erhalten  wird,  die  sie  ver- 
dient» Ferner:  «Der  Druck  der  Partei koalitionen, 
die  Selbständigkeit  ihrer  politischen  Meinung  und 
damit  die  Vermehrung  der  Listen  und  das  Auftreten 
von  drei  grossen  Parteien  in  allen  Wahlkreisen  des 
Landes,  von  denen  viele  bisher  der  katholischen 
Partei  ohne  ernsthaften  Kampf  gesichert  waren». 
Das  war  während  der  Wahlcampagne  und  nachher 
berichtet  man  folgendes:  «Die  erste  Anwendung  des 
Gesetzes  vom  29.  Dezember  hat  sich  mit  der  aller- 
grössten  Leichtigkeit  vollzogen.  Das  Depouillemcnt 
war  rascher,  als  unter  dem  früheren  Maj  orzver- 
fahren. Eine  der  glücklichsten  Wirkungen  der 
Rofonn  ist  das  Aufhören  der  Opposition,  welche 
zwischen  den  flandrischen  und  wallonischen  Bezirken 
existierte»,  und  es  wird  dann  weiter  ausgeführt,  wie 
in  den  Bezirken,  in  denen  bisher  von  einem  Wahl- 
kampfe  keine  Rede  war,  weil  die  Mehrheitspartei  so 
mächtig  war,  dass  eine  Minderheit  gar  nicht  auf- 
kommen konnte,  wo  die  Wähler  gar  nicht  mehr  zur 
Urne  giengen,  weil  sie  zum  vornherein  wussten, 
dass  sie  nichts  ausrichteten,  der  Zudrang  zu  den 
Urnen  ein  ganz  ausserordentlicher  war.  indem  gut 
75V«  stimmten  und  dass  überall  alle  Parteien  die 
ihnen  gebührende  Vertretung  erhalten  haben. 

Hier  kann  ich  zu  einem  weitern  Einwand  kom- 
men, den  man  uns  macht.  Man  sagt  uns:  Um  zu 
regieren,  ist  eine  Mehrheit  nötig,  und  Ihr  macht 
sie  mit  Eurem  System  unmöglich.  Diese  Behauptung 
kann  nur  der  aufstellen,  welcher  das  proportionale 
Verfahren  nicht  kennt  und  nicht  studiert  hat,  denn 
es  giebt  kein  einziges  Wahlverfahren,  welches  mit 
so  absoluter  mathematischer  Sicherheit  garantiert, 
dass  die  Mehrheit  der  Wahler  die  Mohrheit  im 
Parlamente  haben  wird,  wie  das  proportionale 
Wahlvorfahren.  Jede  Wahlkreiseinteilung  birgt  bei 
dem  Majorität  verfahren  die  Gefahr  in  sich,  dass 
Mehrheiten  im  Volk  im  Parlament  zu  Minderheiten 
werden  können.  Diese  Gefahr  ist  bei  jedem  propor- 
tionalen Verfahren,  Sie  mögen  die  Wahlkreise  ein- 
teilen, wie  Sie  wollen,  vollständig  ausgeschlossen. 
Die  Einteilung  der  Wahlkreise  kann  nur  eine  ganz 
minime  Einwirkung  auf  das  Resultat  haben,  wenn 
sich  in  einom  kleineren  Wahlkreise  Reste  finden, 
die  in  einem  einzelnen  Kreise  nicht  hinreichen,  um 
einen  Vertreter  zu  erhalten,  die  aber,  wenn  sie  ver- 
einigt wären,  zu  einem  Vertreter  berechtigen  winden. 
Aber  abgesehen  von  diesem  minimen  Einfluß,  hat 


die  Mehrheit  des  Volkes  mit  mathematischer  Sicher- 
heit die  Mehrheit  in  den  Räten,  und  so  ist  es  auch 
bei  den  Wahlen  der  belgischen  Kammer  gekommen. 
Auch  hier  hatte  man  natürlich  nicht  unterlassen,  zu 
sagon,  man  werde  nicht  mehr  regieren  können  mit 
einer  Kammer  ohne  Mehrheit,  aber  es  hat  sich  her- 
ausgestellt, dass  dio  Mehrheit  in  der  Kammer  wie- 
der erschien,  weil  dio  Mehrheit  im  Volke  vorhanden 
war.  Und  nun  komme  man  uns  nicht  mehr  mit  dem 
Beispiele,  dass  man  sagt :  der  Grosse  Rat  von  Genf 
hat  keine  Mehrheit  mehr.  Meine  Herren !  Das  hängt 
nicht  mit  dem  proportionalen  Wablverfahren  zu- 
sammen. Der  deutsche  Reichstag  hat  keine  Mehr- 
heit, die  französische  Kammer  hat  keine  sichere 
Mohrheit,  sondern  die  Gruppen  gruppieren  sich  dort 
jo  nach  don  Fragen  bald  so,  bald  so ;  dort  haben  Sie 
ja  das  Majoritätsverfahren,  aber  Sie  haben  keine 
Mehrheit,  weil  auch  im  Volke  keine  Partei  und 
Gruppe  die  Mehrheit  hat  Wenn  in  Gent  eine  be- 
stimmte Partei,  die  radikale  oder  demokratische 
oder  socialdemokratische  einmal  die  Mehrheit  hat, 
wird  mit  mathematischer  Sicherheit  der  Grosse  Rat 
dieser  Mehrheit  entsprechen.  Hat  eine  Partei  diese 
Mehrheit  nicht,  so  sehe  ich  nicht  ein,  warum  durch 
das  Wahlgesetz  in  der  gesetzgebenden  Behörde  eine 
Mehrheit  künstlich  konstruiert  werden  muss,  die  nur 
konstruiert  werden  kann,  wenn  man  eine  ganze 
Gruppe  aus  dem  Ratssaal  beseitigt  oder  wenn  man 
einer  andern  Gruppe  die  ihr  gebührende  Zahl  von  Ver- 
tretern nimmt  Ich  glaube,  man  übertreibt  die  Gefahr, 
die  darin  liegt,  wenn  in  einem  Grossen  Rate  oder  in 
einer  Gesetze  vorberatenden  Behörde  sich  nicht 
eine  kompakte  Majorität  findet  Einmal  sind  ja  bei 
uns  die  Verhältnisse  nicht  so,  dass  das  Regieren 
mit  einem  solchen  Rate  fast  unmöglich  ist  Man 
hat  vielleicht  gewisse  Liebhabereien  nicht  ausführen 
können,  man  hat  mehr  Mühe  gehabt,  Gesetzesent- 
würfe durchzubringen,  aber  eine  Anarchie  oder 
auch  nur  eino  grosse  Störung  ist  noch  in  keinem 
einzigen  Kanton  eingetreten.  Und  das  ist  auch  sehr 
naturlich:  eine  kompakte  Majorität  ist  für  eine  Re- 
gierung notwendig  da,  wo  das  Parlament  das  letzte 
Wort  spricht,  wie  in  Deutschland.  Wenn  das  Par- 
lament gesprochen  hat,  ist  es  fortig,  und  man  muss 
eino  Behörde  haben,  die  einen  Entscheid  troffen 
kann.  Es  ist  in  diesen  Ländern  ferner  notwendig, 
wer!  die  parlamentarischen  Gewohnheiten  andere 
sind,  weil  die  Regierung,  die  in  dio  Minderheit 
versetzt  wird,  genötigt  ist,  den  Platz  einer  andern 
zu  räumen,  und  es  ist  klar,  dass  mit  diesem  Ver- 
fahren allerlei  l'ebelständo  verknüpft  sind,  wenn 
jeden  Augenblick,  jo  nach  einer  Gruppierung,  die 
Regierung  so  oder  so  gestaltet  ist  oder  ein  Wechsel 
eintritt.  Das  ist  aber  bei  uns  nicht  der  Fall.  Unsere 
Grossen  Rate  und  unser  N'ationalrat  sind  bei  der 
Ausdehnung  dor  Volksrechto  ja  immer  mehr  und 
mehr  eine  Behörde  für  die  Vorberatung  der  Gesetze 
geworden:  dor  Entscheid  liegt  beim  Volke  und 
darum  hat  dio  Frage,  ob  wir  hier  eine  kompakte 
Majorität  hahon,  viel  weniger  praktische  Bedeutung 
als  die.  ob  wir  für  unsere  Arbeit  beim  Volke  eino 
kompakte  Majorität  haben.  Aber  wie  ich  Ihnen 
bereits  gesagt  habe,  es  braucht  niemand  zu  be- 
fürchten, dass  eine  wirklich  besteheude  Majorität 
zerstört  werden  wird.  Wohl  aber  kann  beim  jetzigen 
Verfahren  eine  wirkliche  Majorität  in  die  Minorität 
versetzt  werden  durch  eine  praktische  Wahlkreis- 
eioteiluug.    Wer  darauf  hält,  dass  die  Majorität 


Digitized  by  Google 


—    220  — 


unter  allen  Umständen  König  ist,  der  wird  kein  Wahl- 
system finden,  das  besser  ist,  als  das  proportionale. 

Nun  sagt  man  uns,  es  werden  durch  das 
proportionale  Wahlverfahren  die  hervorragendsten 
Männer  aus  den  Räten  beseitigt  werden;  die  Kapa- 
cität  des  Rates  werde  auf  ein  tieferes  Niveau  her- 
abgedrückt, jeder  orscheiDO  mit  einem  Mandat  im- 
peratif,  es  gebe  keinn  Diskussion  mehr,  jeder  sei 
eingeschworen  als  Vertreter  einer  bestimmten  Partei, 
es  habo  keinen  Zweck  mehr,  zu  diskutieren,  das 
Resultat  sei  schon  vorher  gegeben.  Sie  gestatten 
mir  hier  eine  kleine  Citation  von  einem  Gegner  der 
Initiative.  Herr  Jeanhenry,  der  zu  denjenigen  Pro- 
portionalisten  gehört,  die  im  Kanton  dafür  sind,  im 
Bunde  aber  dagegen,  hat  bei  der  Beratung  im  Jahre 
1898  folgendes  gesagt: 

«Mais  co  que  Ton  peut  dire  en  faveur  du  Sys- 
teme electoral  nouveau  inauguro  dans  lo  cantoa  de 
Neuchätel,  et  je  confirme  ici  ce  quo  M.  Calame- 
Colin  a  dit  sur  ce  point,  c'cst  qu'il  a  amene  un 
plus  grand  nombre  d'elccteurs  au  scrutin.  Aupara- 
vant  beaueoup  d'electeurs  s'abstenaient,  parce  quau 
moyen  de  leurs  seules  forces  ils  ne  pouvaient  arriver 
ä  faire  passer,  dans  leur  College,  des  ermdidats  de 
leur  bord.  Je  constate  egalement  que  le  niveau  in- 
tellectuel  du  grand  conseil  s'est  eleve,  attendu  que  la 
representation  des  minorites  se  produisant  dans 
tous  les  arrondissements,  ce  sont  les  tßtes  de  listes, 
les  hommes  les  plus  capables  des  divers  partis,  qui 
ont  ete  nommes.  Et  en  arrivant  dans  le  petit  par- 
lement  neuchätelois  ces  hommes  ont  apporte  avec 
eux  une  somme  de  connaissances,  d'intolligence  et 
d'experience  qui  n'y  etaient  pas  ou  y  etaient  dans 
une  proportion  moindro  iorsqu'ils  no  pouvaient  faire 
entendre  leurs  voix.» 

Das  ist  eine  schlagende  Ausführung.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  dass  ein  solches  Wahlverfahren  die 
W^hl  von  Vertretern  sichert,  für  welche  nicht  die 
sogenannten  grossen  populären  Eigenschaften,  son- 
dern nur  das  eigentlich  Wesentliche:  Kenntnisse, 
Geschäftstüchtigkeit,  Unparteilichkeit  und  weiter 
Blick  angoführt  werden  kann.  Diese  Leute  werden 
von  ihren  Gesinnungsgenossen  viel  eher  in  die  Rute 
gebracht  werden  können,  als  wenn  man  genötigt 
ist,  auf  alles  andere,  und  namentlich  auf  die  Mehr- 
heitspartei  Rücksicht  zu  nehmen. 

Ein  Einwand,  den  man  eigentlich  kaum  mehr 
ernst  nehmen  darf  —  gestatten  Sie  mir  diese  Be- 
merkung —  ist  der,  dass  es  verschiedene  Systeme 
der  Proportionalvertretung  gebe  und  dass  sio  nicht 
leicht  verständlich  seien.  Es  ist  ja  richtig:  in  den 
letzten  50  Jahren,  während  welcher  man  in  allen 
Ländern  an  der  Einführung  dieser  Systeme  gear- 
beitet hat,  ist  man  nicht  von  einem  Tag  auf  den 
andern  zu  einem  bestimmten,  definitiven  System 
gekommen,  sondern  man  hat  die  Idee  aufgestellt 
und  versucht,  sie  praktisch  zu  gestalten.  Man  ist 
dann-  auf  diesem  Gebiete,  wie  auf  allen  andern,  zu 
Verbesserungen  gekommen,  und  jeder  kann  sich  mit 
wenig  Mühe  davon  überzeugen,  dass  jetzt  in  Län- 
dern, die  grösser  sind,  als  die  Schweiz,  Systeme 
praktisch  angewendet  werden  ohne  irgendwelche 
Schwierigkeiten  und  dass  die  Anwendung  dieser 
Systeme  zu  einem  mathematisch  richtigen  Resultate 
führt. 

Und  was  die  Verständlichkeit  betrifft  —  ich 
nehme  an,  dass  die  Bürger  des  Kantons  Genf,  des 
Kantons  Neuenburg,  des  Kantons  Schwyz  und  ver- 


schiedener anderer  Kantone,  welche  das  Proporz. 

syslem  eingeführt  haben,  dasselbe  verstehen,  und 
was  die  Wähler  des  Königreichs  Belgien  verstehen 

—  wobei  daran  erinnert  werden  muss,  dass  im 
belgischen  Gesetze  ganz  besonders  Rücksicht  auf 
die  zahlreichen  Analphabeten  genommen  werden 
musste  —  was  dieso  Analphabeten  verstehen,  wer* 
den  unsero  Schwcizcrwähler  in  allen  übrigen  Kan- 
tonen auch  verstehen,  und  es  ist  ja  gar  kein  Zweifel, 
dass  sio  es  vorstehen.  Die  Rechnung,  dass  ein  Vierteil 
der  Wähler  Anspruch  auf  ein  Vierteil  der  Vertreter 
und  die  Hälfte  der  Wähler  auf  die  Hälfte  der  Ver- 
treter hat,  ist  so  einleuchtend  und  so  klar,  dass  sie 
verstanden  werden  muss. 

Und  wenn  man  uns  entgegenhält,  die  Systeme, 
die  wir  jetzt  haben,  seien  alle  noch  nicht  der  Aus- 
druck der  Vollkommenheit,  so  frage  ich  Sie:  Wann 
haben  Sie  jemals  hier  ein  Gesetz  beraten  und  ange- 
nommen und  vor  das  Volk  gebracht,  von  welchem 
irgend  einer  sagen  konnte,  es  sei  vollkommen!  Sie 
haben  im  Gegenteil  gesagt:  Was  wir  hier  bringen, 
ist  nach  unserer  Uoberzeugung  ein  Fortschritt, 
schallt  die  und  dio  Vorteile  und  wir  können  mit 
gutem  Gewissen  unserm  Volke  dio  Annahme  em- 
pfehlen. Aber  wir  haben  niemals  gewartet,  bis  wir 
etwas  Vollkommenes  hatten.  Es  ist  überflüssig,  Ihnen 
hier  Beispiele  zu  citieren.  Und  übrigens  ist  das  ein 
Argument,  das  man  verstehen  würdo  aus  dem  Munde 
eines  verknöcherten  Anhängers  des  Alten,  der  sich 
vom  Alten  nur  trennen  kann,  wenn  er  auch  keinen 
Schein  von  Grund  mehr  hat,  daran  festzuhalten. 
Aber  ist  das  ein  Argument,  das  uns  eine  Fortschritte- 
partei bringen  kann,  oino  Partei,  die  den  Anspruch 
erhebt,  alle  Fortschritte,  die  wir  im  Vaterlande 
realisiert  haben,  selbst  veranlasst  und  geschaffen  zu 
haben?  Hätten  Sie  mit  diesem  Argumente  irgend 
einen  Fortschritt  erzielt?  Wir  würden  auf  demselben 
Boden  stehen,  auf  dem  wir  schon  vor  20,  30  Jahren 
standen,  wenn  wir  so  argumentieren  wollten! 

Der  Einfluss  des  proportionalen  Wahlverfahrens 
auf  das  Parteilebon  ist  in  den  abschreckendsten 
Farben  geschildert  wordon.  Wenn  man  die  Reden 
unsorer  Gegner  anhört,  sollte  man  meinen,  es  habe 
bisher  nirgends  Parteien  gegeben,  keine  Partei- 
herrschaft —  im  guten  Sinne  des  Wortes  genommen 

—  und  wir  seien  nun  im  Begriff,  dieses  Gebilde 
zu  schaffen,  zum  Schaden  unseres  Volkes.  Aber, 
meine  Herren,  man  soll  doch  nicht  so  übertreiben.  Es 
hat  zu  allen  Zeiten  Parteien  gegeben  und  wird  zu  allen 
Zeiten  solche  geben,  solange  sich  Leute  zusammen- 
finden, dieindorOetfentlichkeit  die  Fragen,  welche 
das  Gemeinwesen  betreffen  und  die  Wahlen,  welche 
vorzunehmen  sind,  besprechen.  Es  werden  sich  immer 
Meinungsverschiedenheiten  bilden  und  verschiedene 
Temperamente  kund  thun.  Es  wird  immer  Parteien  ge- 
ben und  muss  Parteien  geben,  sie  sind  eine  Bedingung 
unseres  öffentlichen  Lebens  und  des  Fortschrittes 
in  demselben.  Also,  wir  schaffen  sie  nicht,  aber  wir 
verschärfen  sie  auch  nicht,  weil  wir  dio  Wähler 
viel  weniger,  als  das  nach  dem  jetzigen  Verfahren 
der  Fall  ist,  nötigen,  ihro  politische  Ueberzougung 
entweder  zu  unterdrücken,  weil  sie  dieselbe  nicht 
mit  Erfolg  zur  Geltung  bringen  können,  oder  ganz 
odor  teilweise  aufzugeben,  weil  sie  nur  durch  den 
Anschluss  an  die  Mehrheitspartei  erwarten  können, 
ihren  Ansichten  Geltung  zu  verschaffen. 

Ich  halto  es  für  ganz  überflüssig,  unser  gegen- 
wärtiges Partoileben  zu  schildern.   Sie  kennen  es 
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von  Jeder  Wahl  her.  Jede  Partei,  keine  ausgenom- 
men, »teilt  ihr  Programm  auf  und  beschwört  die 
Wahler  bei  allem  was  hoiüg  ist,  zu  ihrer  Fahne  zu 
schwören  und  mit  ihr  zu  marschieren,  und  wenn 
die  Gewählten  einer  Partei  ihrerseits  Wahlen  zu 
treffen  haben,  so  bringen  sie  hierbei  wiederum  ihre 
Meinung  zum  Ausdruck.  Und  da  will  man  uns  sagen, 
wir  kennen  keine  Abstimmung  nach  Parteien,  keine 
Parteiherrschalt !  Wir  werden  sie  kennen,  wir  haben 
sie  immer  gekannt,  und  sie  ist  nicht  zu  beseitigen. 
Was  wir  beseitigen  wollen  und  was  unser  Ver- 
fahren beseitigen  wird,  das  sind  die  Uebelstände 
und  Auswüchse  derselben. 

Und  nun  derEinfluss  des  Proportional  Verfahrens 
auf  die  Gewählten.  Nichts  ist  unrichtiger,  als  die 
Behauptung.es  werde  dann  jeder  als  oingesch  worener 
Parteimann  in  das  Parlament  kommen  und  jede  Dis- 
kussion sei  hier  ausgeschlossen.  Gerade  weil  in 
dem  Parlamente,  wie  es  nach  dem  verlangten  Wahl, 
verfahren  konstituiert  sein  wird,  jede  Richtung  ver- 
treten sein  wird,  werden  sich  auch  die  verschie- 
densten Meinungen  darin  kund  geben  und  gerade 
deshalb  wird  die  Diskussion  eine  fruchtbringende 
und  sachliche  und  tiefgehende  sein. 

Nunmohr  noch  einige  Worte  über  das  Verhält- 
nis unseres  Vorschlages  zu  den  gegenwärtig  be- 
stehenden Staatseinrichtungen.  Man  hat  natürlich 
nicht  ermangelt,  auch  heute  wieder  auseinanderzu- 
setzen, dass  dieses  Verfahren,  und  möchte  es  noch 
so  vortrefflich  sein,  auch  deshalb  nicht  angängig 
sei,  weil  es  nicht  in  allen  Kantonen  durchgeführt 
worden  könne,  und  man  hat  darin  —  es  ist  das 
besonders  durch  den  französischen  Referenten  der 
Kommissionsmehrheit  ausgeführt  worden  —  sogar 
eine  grosse  Gefahr  für  den  Föderalismus  erblicken 
wollen  und  auseinandergesetzt,  es  sei  das  eigenU 
lieh  der  schwerste  Schlag  gegen  die  kantonalen 
Grenzer»,  und  man  hat  beigefügt,  dass  unsere  Ver- 
fassung durch  die  Schaffung  des  Ständerates  schon 
genügend  für  die  Vertretung  der  Minderheit  gesorgt 
habe,  und  die  unausbleibliche  Folge  der  Annahme 
der  Initiative  werde  die  sein,  dass  entweder  der 
Ständerat  beseitigt  oder  auf  eino  andere  Basis  ge- 
stellt werde.  Was  ist  denn  die  Grundlage  unserer 
gegenwärtigen  Verfassung?  Einerseits  der  Ständerat, 
in  welchem  jeder  Stand,  ohne  Rücksicht  auf  die 
Zahl  dorBevölkorung,  zwei  Vertreter  hat,  andrerseits 
der  Nationalrat,  wolcher  das  Volk  vertreten  soll, 
indem  auf  eine  bestimmte  Anzahl  von  Seelen  ein 
Vertreter  zu  wählen  ist.  An  diesom  Verhält- 
nisse wollen  wir  nicht  ändern  und  wird  durch 
unsern  Vorschlag  nichts  geändert,  es  sei  denn,  dass 
durch  die  Annahme  der  Initiative  die  in  der  Ver- 
fassung geforderte  Vertretung  des  Volkes,  auf  420,000 
Seelen  ein  Vortreter,  um  ein  Gewaltiges  ihrer  Ver- 
wirklichung näher  gebracht  wird,  ab  das  nach  dem 
gegenwärtigen  Verfahren  der  Fall  ist,  weil  Sie  nach 
unserm  System  wirkliche  Vertreter  aller  Richtungen 
finden  und  erhalten  werden  und  nicht  nur  Vertreter 
der  Majorität  Wenn  man  den  Grundsatz  aufstellen 
will,  dass  die  Proportionalvertrotung  im  Nationalrat 
mit  der  Vertretung  der  Ständo  im  Ständorat  unver- 
einbar sei,  so  muss  man  notwoudig  von  der  Be- 
hauptung ausgehen,  dass  im  Nationalrate  nur  die 
Mehrheit  einen  Anspruch  auf  Vertretung  haben 
könne.  Denn  conrt  i..t  die  Aenderung  des  Princips 
kein  Einbruch  in  das  Verhältnis,  das  wir  gegen- 


wärtig haben,  und  niemand  wird  heute  mehr  diesen 
Grundsatz  proklamieren  und  verteidigen  wollen. 

Und  nun  die  zweite  Einwendung.  Es  ist  sicher 
und  jeder,  der  sich  mit  dem  Proportionalverfahren 
irgendwie  beschäftigt  hat,  wird  zugeben  müssen, 
dass  es  um  so  besser  und  sicherer  funktioniert,  ja 
grösser  die  Wahlkreise  sind,  und  wenn  jemand  ein 
Gesotz  und  eine  Wahlkreiseinteilung  zu  machen 
hätte,  wobei  er  sich  um  nichts  Geschichtliches  und 
keino  gegebenen  Grundlagen  zu  kümmern  hätte» 
wenn  man  ihm  nur  ein  Land  übergeben  und  ihm 
sagen  würde:  teile  nun  ein,  wie  es  am  besten  ist, 
so  würdo  er  entweder  nur  einen  Wahlkreis  machen 
oder  er  würde  das  Land  in  eine  bestimmte  Anzahl 
möglichst  grossor  und  uleichmässiger  Bezirke  ein- 
teilen. Das  ist  unzweifelhaft.  Mehv>  Herren, 
wollen  wir  unser  Verfahren  auf  einer  solchen 
Grundlage  aufbauen  1  Es  ist  in  einer  frühern  Be- 
ratung hier  bemerkt  worden,  unsere  Demokratie  sei 
keine  theoretische,  sondern  eine  geschichtliche;  sie 
beruht  auf  bestimmten  geschichtlichen  Grundlagen 
und  diese  Grundlagen  sind  die  Kantoue  und  ein 
Vorschlag,  der  verlangen  würde,  das?  die  Kantons- 
grenzen für  diesen  oder  andore  Zweck«  beseitigt 
würden,  wäre  zum  vornherein  verurteilt  Deshalb 
sind  es  auoh  nicht  die  Freunde  des  Proportional- 
verfahren», unter  d^nen  sich  auch  die  Freunde  d  >t 
..an tone  befinden,  welche  diese  Einwendung  bringen, 
sondern  es  sind  die  Gegner  des  Proportionalvor- 
fahrem,,  welcho  zum  Teil  viel  weniger  grundsätz- 
liche Verteidiger  der  Kantonsgrenzen  s:l  .  als  die 
Vertreter  der  kleinen  Kantone,  die  heute  für  das 
Verfahren  eintreten  Es  ist  ja  ganz  klar,  dass  koin 
Mittel  zur  Beseitigung  der  Initiative  besser  ist,  als 
jenes:  das  Wahlverfahren  mit  den  Kantonsgrenzen 
für  unvoreinbar  zu  erklären.  Und  man  hat  es  ja 
auch  hei  den  früheren  Beratungen  joweilen  mit  Ge- 
schick und  Erfolg  verstanden,  eino  solche  Bestim- 
mung anzuhängen,  so  dass  schliesslich,  wenn  alle 
Eventualanträge  angenommen  waren,  beinahe  nie- 
mand mehr  da  war,  der  die  Vorschläge  in  dieser 
Form  annehmen  wollte.  Heute  sind  wir  in  der  glück- 
lichen Lage,  dass  wir  dio  Initiative  unverändert 
in  dem  Wortlaute,  wie  sio  gestellt  worden  ist,  ohne 
Beseitigung  der  Kantonsgrenzen,  vor  das  Volk  bringen 
können. 

Es  ist  aber  auch  ein  unberechtigter  Vorwurf, 
wenn  man  sagt  dass  das  Proportionalverfahren 
nicht  überall  gleichmässig  anwendbar  sei.  Ich  will 
hier  keine  Wortklauberei  treiben.  Es  ist  klar,  dass, 
wenn  in  einem  Kreise  nur  ein  Vertreter  zu  wählen 
ist,  nur  eine  Partei  ihn  erhalten  kann.  Aber  das 
Princip  ist  überall  dasselbe,  in  Einer-,  Zweier-  und 
Dreierwahlkreisen  und  in  den  Kreisen  mit  mehr 
Vertretern,  und  Sie  können  dio  Definition  dieser 
Wahlen  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  zu  wählenden 
Vertreter  in  einem  Paragraphen  redaktionell  so.auf- 
stellen,  dass  sie  auoh  für  den  Einerkreis  gilt 
Selbstverständlich  muss  eino  Partei,  um  einen  Ver- 
treter zu  erhalten,  mehr  als  die  Hüllte  der  Stimmen 
aufbringen,  gerado  wie  in  einem  Zehnerkreise  eine 
Partei,  um  einen  Vertreter  zu  erhalten,  mehr  als 
den  zehnten  Teil  der  Stimmen  aufbringen  muss. 
Das  Resultat  ist  natürlich  das,  dass  in  einem  Einer- 
Wahlkreis  nur  eine  Partei  zur  Vertretung  kommt 

Ist  nun  das  ein  Grund,  um  die  ganze  Initiative 
zu  verwerfen?  Was  sind  die  praktischen  Konse- 
quenzen?   Wir  haben,  glaube  ich,  vier  Einerwahl- 
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kreise  und  zwei  Zweierwal] lkrelse;  bei  den  letztem 
trlBt  der  Einwand  Dicht  zu,  dass  nur  eino  Mehr- 
heitspartei zur  Vertretung  kommen  könne.  Wenn 
die  Minderheitspartei  eine  gcnOgendo  Anzahl  von 
Anhängern  hat,  mehr  als  '/»»  so  wird  sie  auch  eine 
Vertretung  erhalten.  Was  aber  ist  die  praktische 
Folge  In  diesen  Einerwahlkreisen'?  Sie  ist  die,  dass 
ein  ganz  minimer  Teil  unseres  Rates  von  der  Mehr- 
beitspartei  gewählt  wird,  aber  so,  dass  unzweifel- 
haft sich  die  Resultate  kompensieren.  Es  wird 
kein  Mensch  behaupten  wollen,  dass  irgendein  Ein- 
fluss  auf  den  Gesamtcharakter  des  Nationalrates 
stattfinden  wird.  Und  was  Ist  denn  dieser  kleine 
minimale  Uebelstand  gegenüber  dem  Uebelstande, 
dass  ganze,  zahlreiche,  nach  Tausenden  und  Zehn- 
tausenden zahlende  Klassen  von  Wühlern  unter  dem 
gegenwärtigen  Systeme  gar  nicht  vertreten  sind'' 
Es  ist  eine  Eigentümlichkeit  dieser  Diskussion  über 
das  proportionale  Wahlverfahron,  das;;  kloino 
Uebelstande,  die  in  der  Natur  der  Sache  liegen  und 
nicht  beseitigt  werden  können,  weil  u.  a.  ein  Ver- 
treter nicht  geteilt  werden  und  nur  ein  ganzer  Mann 
geschickt  werden  kann,  aufgebauscht  und  ins  Feld 
geführt  worden,  als  ob  nicht  dieselben  UebelsUinde 
in  hundert-  und  tausendfach  höherem  Grade  bei 
dem  jetzigen  Systeme  Platz  griffen. 

Und  nun  die  Gefahr  für  unsere  föderative  Vor- 
fassung. An  diese  Gefahr  werden  vor  allem  dio 
Föderalisten  nicht  glauben  und  kein  einziger  wird 
dadurch  abgehalten,  für  die  Initiative  zu  stimmen. 
Unsere  Verfassung  ruht  in  dieser  Beziehung  auf 
einer  Grundlage,  die  noch  ganz  andere  Angriffe  aus- 
halten wird,  als  die  Angriffe  derjenigen,  welche  das 
proportionale  Vorfahren  zu  Fall  bringen  möchten. 
Keiu  Mensch  wird  glauben,  dass,  wenn  wir  die  Ini- 
tiative annehmen  und  infolgedessen  in  den  Kantonen 
Ob-  und  Nidwaiden,  Uri,  u.  s.  w.  nur  die  Mehrheit 
ihre  Vertretung  findet,  deshalb  ein  Antrag  auf  Re- 
vision der  Verfassung,  auf  Aufhellung  der  Kantons- 
grenzen zur  lütdung  von  Wahlkreisen,  gestellt  werden 
wird.  Kein  .Mensch  wird  sich  erlauben,  einen  solchen 
Antrag  zu  bringen.  Also  können  sich  Hie  Födera- 
listen in  dieser  Beziehung  vollständig  beruhigen, 
wenn  es  überhaupt  nötig  sein  sollte.  Und  die  G8D> 
traUsten  sollten  au«  dieser  Hiilf«\  die  ihnen  da  un- 
erwartet zuteil  wird,  eigentlich  noch  einen  Vorteil 
ziehen  und  zustimmen,  um  so  ihren  Ideen  zum 
Durchbruch  zu  verhelfen. 

loh  will  Ihre  Geduld  nicht  mehr  lange  in  An- 
spruch nehmen.  Der  französische  Berichterstatter 
der  Mehrheit  bat  hauptsächlich  mit  den  Verhült- 
nlssen  in  seinem  IJcimaHcantono  argumentiert  Ich 
nehme  an,  dass  von  anderer  Seile,  die  mit  diesen 
spcclellen  Verhältnissen  hesser  bekannt  ist,  darauf 
könne  geantwortet  werden.  Ich  habo  meinerseits 
dio  princiniellen  Punkte,  die  hervorgehoben  worden 
sind,  bereits  beantwortet  und  erlaube  mir  nur,  zur 
Unterstützung  der  Ansicht,  dass  dio  Vorhaltnisse, 
welche  das  proportionale  Wahlvcrfahren  in  Gent  ge- 
zeitigt hat,  nicht  so  übel  sind,  einen  Zeugen  anzu- 
rufen, den  auch  Herr  Vincent  nicht  rekusioren  wird. 
Es  hat  sich  in  Genf  darum  gehandelt,  auf  die  Frago 
zurückzukommen  und  das  proportionale  Wahlver- 
fahren abzuschaffen,  und  da  hat  ein  Redner  folgen- 
des ausgesprochen:  «Nous  ramener  au  Systeme 
majorilaire  serait  consacrer  le  retour  u  une  veri- 
table  iniqulte  electorale,  ä  laquello  jo  ne  prflterai  pas 
la  mam ,  r.i  ne  donnerai  mon  vote.  »  Der  Redner  war 


Herr  Standerat  Gavardl  Sie  werden  daraus  den 

Schluss  ziehen  können,  dass  sich  auch  unter  den 
politischen  Freunden  des  Herrn  Vincent  hervor- 
ragende Vertreter  finden,  welche  das  Resultat  des 
proportionalen  Wahl  Verfahrens  im  Kanton  Geniganz 
anders  taxieren,  als  er  es  gethan  hav. 

Und  nun  will  ich  Sie  nicht  langer  aufhalten,  da 
wir  wissen,  wie  Sie  stimmen  werden.  Wir  werden 
uns  bemühen,  das  Resultat  Ihrer  Abstimmung,  so 
viel  in  unserer  Kraft  liegt,  durch  ein  Volksvotum 
zu  beseitigen;  wir  werden  in  diesem  Kampfe  mit 
bestem  Gewissen  und  vollster  Ueberzeugung  vor 
unser  Volk  treten.  Wir  haben  das  Bewusstsoin, 
dass  wir  hier  etwas  verlangen,  das  eine  Forderang 
der  Gerechtigkeit  und  des  Friedens  ist,  das  zur 
friedlichen  und  gedeihlichen  Entwicklung  unseres 
Gemeinwesens  mächtig  beitragen  wird.  Es  Ist  mög- 
lich, dass  die  Mehrheit  der  Stimmberechtigten  bei 
diesem  ersten  Anlaufe  unsere  Ansichten  nicht  teilen 
wird.  Ich  hoffe  zwar,  es  wordo  anders  sein;  aner 
es  ist  möglich,  dass  ich  mich  täusche.  Wir  werden 
uns  dadurch  nicht  ontmutigen  lassen.  Es  handolt 
sich  hier  nicht  um  dio  definitive  Ablehnung  einer 
unreifen  Idee.  Es  handolt  sich  höchstens  um  eine 
Vertagung,  und  wir  werden,  früher  oder  später, 
wiederkommen,  mit  zahlreicheren  llulfstruppen, 
und  ich  meinerseits  hege  die  feste  Ueberzeugung, 
und  an  mehr  als  einem  Orte  haben  Thatsachen 
meine  Ueberzeugung  gekräftigt,  dass  mancher  ent- 
schiedene Gegner  der  Initiative  durch  Thatsachen 
genötigt  sein  wird,  die  Zweckmässigkeit  und  Not- 
wendigkeit des  neuen  Systems  anzuerkennen,  weil 
sich  die  Parteiverhältnisse  vielerorts  mehr  und 
mehr  in  der  Weise  zuspitzen,  dass  nur  noch  ein 
wohleingerichtetes  und  geordnetes  Proportionalwahl- 
verfahren  zu  einem  klaren  und  einwandfreien  Re- 
sultate führen  kann. 

Ich  empfehle  Ihnen  nochmals,  dem  Iniüativ- 
begehren  Ihre  Zustimmung  zu  geben. 


M.  Bioler,  rapportour  fran£aisde  laminorite  de  la 
commission :  La  question  soumisa  ä  nos  deliberations 
m'apparait  comme  une  des  plus  importantes  qui 
aient  t'-te  agitees  au  sein  du  parlement  Dans  un 
pays  do  demoeratio  repräsentative,  lapaixet  le  bien- 
fitre  do  la  nation  depoodont  en  grande  partie  d'un 
bon  regime  eloctoral.  Et,  cc  regime  ne  saurait  fltre 
bou  qu'ä  la  condition  d'ctro  ussis  sur  des  lois  de 
justice  et  do  verite,  faisant  la  part  equi  table  de 
chacuu,  assurant  ontre  les  citoyens  Tegalite  ins- 
crito  dans  la  Constitution,  qui  est  la  loi  supröme, 
contro  laquelle  aueune  loiorganique  ne  saurait  pre- 
valoir  et  s'eSYoreant,  dans  la  mesure  du  possible, 
d'obtcnir  quo  la  representation  nationale  soit  l'image 
fidcle  do  la  nation  represontee. 

C'est  uno  loi  semblable  quo  les  signataires  de 
('initiative  vous  domandent  aujourd'hui,  et  que  la 
rainorite  de  votre  commission  vous  demande  avee 

OWE, 

Avant  de  m'ongager  dans  lo  vi!  du  debat,  per- 
mettez-moi  do  declarer  que  je  suis  un  partisan 
convaineu  et  do  vioille  date  de  la  representation  pro- 
portionnellc,  j'en  suis  un  partisan  absolument  desin- 
teresse.  Je  Tai  proposöo  dans  mon  canton,  il  y  a  un 
quart  de  siecle,  soutenu  aiors  par  la  majorite  da 
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parti  conservatour  et  combattu  par  le  gros  du  parti 
libäral.  Une  soconde  fois,  20 aas  plustard,  j'ai  lutte 
encore  en  sa  faveur,  combattu  cetto  fois-ci  par  la 
majoritä  de  mon  parti  et  soutenu  par  le  gros  du 
parti  libäral-radical.  Je  l'ai  fait,  Messieurs,  en  bra- 
vant  bieu  des  injustices  et  des  procädes  qui  m'ont 
ätä  penibles.  Je  l'ai  fait  dans  cette  convictioti  intime 
que  les  annäes  et  les  discussions  ulterieures  n'ont 
lait  qu'aüermir,  que  la  representation  proportiou- 
nolle  ne  pouvalt  etre  nuisible  ä  aucun  parti,  quel 
qu'il  soit,  mais  que,  comme  toateoeuvrodo  justice 
et  de  väritö,  eile  ne  pouvait  que  profiter  a  tous,  en 
vertu  do  cette  maxime  toujours  vraie  que  la  justice 
seule  äleve  les  nations,  et  que  l'injustice  rend  les 
peuples  malheureux. 

Cet  esprit,  dont  je  mo  suis  peoitrd  sur  le  terrain 
cantonal,  sera  aussi  celui  dont  je  m'inspireral  dans 
cotto  onceinte.  Acepropos,  j'ai  ontondu,  hier,  avec 
peino  Thonorable  Präsident  do  lacummission  chor- 
cher  ä  envenimer  le  däbat  en  prätendant  que  le 
parti  catholique,  partisan  de  la  representation  pro- 
portionnello,  ätait  mu  par  des  considärations 
ätroites  et  ägoistos,  attendu  que  dans  une  reunion 
tenue  a  Einsiedeln,  ce  parti  avait  lait  des  calculs 
desquels  il  ressortait  qu'il  gagnerail  quelques  sieges 
au  sein  de  cetto  asserablco.  Messieurs,  cuntre  cette 
allägation  je  protestc.  11  est  evident  que  chaque 
parti  aura  lait  de  pareils  calculs  de  probabilitä,  ne 
Wt-ce  qu'a  titre  de  curiosite  statistique.  Et  qu'y 
a-t-il  ä  y  redire?  Pourquoi  donc  les  catholiques 
seraient-ils  suspectes  dans  la  sincärilä  de  leurs  con- 
victions  proportionalistes  parce  que  la  reforme  pro- 
jetäe,  et  dont  ils  n'ont  pas  pris  l'initialive,  aurait, 
ä  oöte  de  son  grand  mörito  d'ctre  juste.  lo  minco 
avantage  pour  eux  do  leur  donner  peut-etre  2  ou  3 
repräsentants  de  plus  sur  l'cnsemblo  de  la  Suisse9 
Car  leurs  esperances  ne  peuvent  aller  au-delä. 
Voudrait-on  qu'un  parti  ne  puisse  faire  preuvo  de  pa- 
triotismo  et  ne  puisse  eebapper  au  soupcon  d'ägoisme 
qu'a  la  condition  de  repousser  toutes  les  mesures 
qui  ne  lui  seraient  pas  däsavantageuses'?  La  Prä- 
tention sorait  certes  un  peu  forte.  Mais,  en  ce  cas, 
je  prierai  le  parti  dont  M.  Gallali  a  6M  l'organe  de 
faire  un  peu  montro  de  cette  abnägation,  qu'il  serait 
peu  säant  de  n'exiger  que  des  seuls  partis  de  mi- 
noritä. 

M.  Gallati  nous  dit  que  tous  les  partis  sont  re- 
presentäs  dans  le  parloment,  quo  dös  lors  ils  n'ont 
pas  do  raisons  pour  se  plaindre,  quo  la  re Präsen- 
tation proporlionnelle  perd  sa  raison  d'etre.  La  Prä- 
tention est  assez  singuliäre.  Mais,  si  les  partis  ont 
räellemont  la  repräsentatiou  ü  laquelle  ils  ont  droit, 
ils  auraiont  däjä  la  representation  proportionneile'? 
Et  des  lors  je  ne  comprendrai  pas  pourquoi  l'on 
äprouve  tant  de  räpugnance  ä  inscrire  dans  la  loi 
ce  qui  est  consacre  en  fait.  Mais  s'il  en  est  autre- 
ment,  si  cette  representation  äquitablo  dont  parlait 
M.  Gallati  n'existe  pas,  si  des  disproportions  cho- 
quantes  sont  signaläes  entre  les  courants  eloctoraux  et 
la  repräsentation  au  sein  du  parloment,  alors  l'argu- 
mentation  de  M.  Gallati  se  retourne  contre  lui  et 
la  conclusion  qu'il  a  ämise,  et  puisqu'il  veut  uno 
repräsentation  uquitable,  il  faudra  bien  näcessaire- 
ment  rompre  avec  le  regime  actuel. 

Avant  de  passer  ä  quelques  autres  objections, 
que  je  me  propose  d'examiner  plus  loin,  voyons 
un  peu,  Messieurs,  les  prineipaux  avantages  que  le 
Systeme  proportionnel  nous  präsente. 


Que  la  representation  proportionneile  soit  un 
principe  juste,  on  ne  le  conteste  au  fond  guere.  Les 
advorsaires  de  la  räforme  se  retranchent  surtout 
dorriäro  des  dilficultäs  d'application.  La  maxime: 
«A  chacun  sa  legitime  part>,  est  certainement  une 
formule  supärieure  et  preferable  ä  celle  qui  dit :  «Tout 
aux  uns  (la  majoritä),  rien  aux  autres  (la  minoritä).» 
Je  n'insisterai  donc  pas  davantage  sur  ce  premier 
poiut,  et  j'eu  arrive  ä  ce  second  argument,  qui  est 
pour  moi  d'une  valeur  irräfutable,  ä  savoir  que,  non 
seulement  le  principe  proportionnel  est  jusle,  mais 
que,  seul,  il  est  en  harmonio  avec  le  principe  de 
l  egalite  des  citoyens,  posä  ä  1'arL  4  de  la  Constitution, 
ä  savoir  que  tous  les  citoyens  sont  ägaux  et  qu'il 
n'y  a  enSulsse  point  de  priviläge. 

Or,  jo  vous  le  demande,  y  a-t-il  ägalltä  de  trai- 
tement  entre  tous  les  citoyens  du  pays  lorsque, 
comme  nous  lo  voyons  aujourd'bui,  avec  le  Systeme 
ujajoritaire,  des  partis  plus  considärables  on  nombre 
sont  prives  de  touto  repräsentation,  alors  que  des 
groupements  beaueoup  moins  importants  sont  re- 
präsentes par  un  ou  plusieurs  däputäs?  N'y  a-t-il 
pas  un  privilege  evident  en  faveur  de  ces  derniers 
et  au  detrimeut  de  ces  premiers  ? 

II  n'y  a  rien  de  plus  eloquent  que  les  chiffres- 
On  pout  admeltre  que  le  nombre  des  participanls  au 
vote  est  dans  la  proportion  do  '/  par  rapport  ä  la 
Population  totale.  Dans  un  colläge  nommant  deux 
däputäs  nous  aurions  ainsi  8000  votants,  et,  dans 
ce  College,  la  majoritä,  avec  4100  älecteurs,  ob- 
liendrait  deux  repräsentants.  Mais  ce  n'est  pas  ce 
qui  nous  clioque  le  plus.  Prenons  d'autre  pari  un 
arrondissement  de  cinq  döputäs,  avec  20,000  votants. 
La  majoritä,  avec  10,100  voix  fera  passer  les  cinq 
candidats,  et  les  9900  restäs  en  minoritä  ne  seront 
pas  repräsentös.  II  y  a  däjä  inägalitä  et  injustice 
entre  les  citoyens  de  ce  memo  arrondissement.  Mais 
que  dites-vous  de  ces  9900  älecteurs  qui,  dans  ce 
second  arrondissement  sont  priväs  de  toute  reprä- 
sentation, alors  que,  dans  le  premier  arrondisse- 
ment, 4100  citoyens  envoient  deux  däputäs  pour  los 
representer  a  la  chambre?  Francbement,  est-ce  lä 
l'egalitä  que  proclamo  et  veut  la  Constitution? 

Prenons  un  autre  exemplc.  Voici  un  arrondisse- 
ment de  trois  deputes,  dans  lequel  l'opinion  est 
plus  ou  moins  unanime.  II  y  a  de  ces  arrondisse- 
ments-la,  j'eu  connais.  Les  12,000  votants  de  cette 
'  circonscription  elirout  trois  däputäs.  G'est  juste. 
Mais  voici  un  arrondissement  de  cinq  däputäs,  oü 
les  opiuions  sont  partagäes  en  deux  camps,  une 
majorile  cumptant  12,000  adliärents  et  une  minoritä 
u'en  ayant  que  8000.  Les  12,000  ferout,  n'est-il  pas 
vrai,  passer  leurs  cinq  candidats.  Mais  pourquoi, 
diles-le  moi,  ces  12,000  auraient-ils  cinq  repräsen- 
tants. tandis  les  12,000  autres  n'en  out  que  trois? 
Serait-co  parce  qu'ils  ont  8O0O  opposants  on  face 
d'eux?  Mais  cn  bonne  logique,  il  somblerait  que  les 
12,000  qui  n'ont  point  trouvä  d'opposition  doivent 
ötro  plus  forts  quo  les  12,000  qui  ont  ou  äcompter 
avec  8000  contradicteurs.  On  arrive  a  cetto  ano- 
malio  etrango  que  12,000  älecteurs  älisent  trois 
ropräsentants  et  12,000  contre  8000  älecteurs  cinq 
repräsentants. 

Gar.  entin,  il  faudra  bien  deduire  ces  8000  oppo- 
sants du  Chiffre  do  la  majoritä,  si  l'on  veut  appre- 
cier  la  force  restante  et  väritable  de  celle-ci.  En 
d'autres  termes  les  12,000  de  la  seconde  circons- 
cription sont  repräsentäs  dans  une  proportion  cinq 
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lois  plus  forte  quo  los  12,000  du  promicr  arrondisse- 
ment,  puisquo  si  vous  rctranchez  SOJÜ  de  12,000  il 
reate  4000,  Chiffre  normal  ayant  droit  ä  un  depute, 
commo  12,000  ont  droit  ä  trois.  Je  pourrais  multi- 
plior  los  excmples,  en  citer  de  bien  plus  choquants 
encoro. 

Je  prends  un  collügo  a  deux  arrondissements  oü 
il  so  trouve  deux  parlis  d'egale  lorce.  C'ost  pr^cibö- 
mont  le  cas  de  1'aiToudissoinent  que  je  repnSsente. 
Le  jour  du  scrulin,  4000  electeurs  sont  cn  face  de 
4000  autres.  Dono,  point  do  majori  t<\  Du  moins, 
c'est  ainsi  que  le  veut  le  Systeme  majoritaire  dans 
ce  cas  special.  II  serait  plus  juste,  plus  equitable 
selon  moi  quo  chaoun  des  4000  ait  droit  ä  un  ro- 
Präsentant  Mais  il  n'y  a  pas  do  raajorite,  et  il  Taut 
absolument  que  les  citoyensappartionnent  ä  un  parti 
de  majorite  pour  otre  quelque  choso  et  compter 
dans  la  republique. 

Donc,  il  n'y  a  point  de  majorite  au  premier 
tour.  Les  deux  partis  s'en  retournent  bredouille, 
n'ayant  fait  passer  aueun  do  leurs  candidats.  Quo 
va-t-il  se  produire?  On  reviendra  au  scrutin.  Or, 
nous  savons  tous  qu'un  corps  electoral,  si  hoonfitt, 
qu'il  puisse  ctre  dans  son  ensembte.  renformo  ne- 
cessairement  et  malhcureusement  quelques  indivi- 
dualites  d'uno  mordite  doutouse,  quelquos  alcoo- 
lises,  pas  assez  copendant  pour  se  voir  privüs  de 
leurs  droits  electoraux,  quelques  misernux  qui  ont 
au  etiler  de  tomber  sous  lo  coup  du  Code  pennl, 
i  qui,  pout-etre  pour  un  verre  de  schnaps  ou  unc 
de  cent  sous,  vendront  ieur  vote.  Noussommes 
Obligos  df;  prendre  los  chosos  comme  elles  sont, 
sans  oublier  que  l'humanite  n'est  point  parfaite. 

Les  deux  partis  so  representeront  donc  aux  urnes 
dans  les  memos  conditioris  que  la  premiero  fois,  de- 
vant  les  memes  electeurs,  mais  Tun  d'eux  n'aura  pas 
reculö  devant  la  triste  necessite  de  se  procurer  an 
petit  rentort  de  ces  voix  inavouables,  par  des  pro- 
cedes  peut-etre  moins  avouables  encore.  G'est  grflee 
a  l'appoint  de  ces  quelques  hommes  tares  qu'il 
y  aura  un  parti  victorieux.  Pour  tout  homme  d'hon- 
neur,  de  coeur  ot  do  bon  sens,  nY-st-il  pas  vrai 
que  le  parti  qui  aura  employe  des  moyens  sem- 
blables  pour  arriver  a  triompher  ne  se  sera  pas  en 
realit"  grandi,  mais  bien  plulot  amoindrl,  que  c'est 
l'autre  parti.  qui  ne  s'est  pas  livrn  a  de  pareilles 
manoeuvres,  auquol  iront  l'ostime  et  le  veritable 
mooesl 

C'est  une  raison  do  plus  pour  moi  d'etro  un 
partisan  fervent  du  Systeme  proportiounei,  qui  di- 
miuue  dans  une  proportion  considürable  les  moyens 
de  fraude,  d'intrigue*  et  autres  non  moins  louches. 

Je  passe  ä  certaines  objectious  de  principe. 

L'adoption  du  systömo  proportional  ontrainerait 
necessairernent,  dit-on,  une  revision  des  art  72  et 
73  de  la  Constitution  dans  le  sen>  de  la  supprossion 
de  l'idee  cantonale,  que  les  petita  cantons  conti- 
nueraient  a  voter  d'apres  le  Systeme  majoritaire, 
tandis  que  les  autres  pratiquoraient  le  Systeme  pro- 
portionnel,  que  IVwalite  des  lore  n'exisiorait  plus 
entre  les  cantons.  Jo  suis  ires  edifie  do  ce  souci 
poussc  ä  l'extreme  du  miintien  de  l'egalite  des  oi- 
toyens,  surtout  de  la  part  d'une  assemblee  qui  a 
procede  avec  une  si  ^rande  ineßaltte  de  poids  et 
de  mesures  dans  la  ri-partilion  actuollo  des  arron- 
dissements electoraux,  en  etablissaut  par  oxemple 
trois  arrondissements  dans  des  cantons  do  meme 
Population  que  d'autres  qui  n'en  ont  qu'un. 
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Mais  cctU  cbjection  est  apparente,  olle  ne  1 
pas  debout  si  ou  1'exauxlDfl  a  la  luniiero  des  prin- 
cipe« imi  doivent  nous  guider  dans  ce  debat. 

M.  le  depute  Amsler  a  fait  une  proposition  dans 
la  sessiou  do  juin  1898,  ä  l'occasion  de  la  niotion 
Wullschlcger,  pour  demauder  qu'au  cas  ob  ello  serait 
acceptOe,  il  y  tut  fait  un-j  adjonetion  dans  le  but 
d'etablir  autant  quo  possible  des  arrondissements 
de  trois  deputes,  en  supprimant  au  besoin  les  limites 
des  eantons.  M.  le  depute  Amsler  crut  etre  tres 
babile,  et  il  l'a  ete  jusqu'ä  un  certain  point,  en  em- 
pechant  d'iatervenir  un  voto  qui  peut-etre  eüt  ren- 
voye  l'examen  de  la  question  au  conseil  föderal, 
puisquo  tronquee  commo  eile  l  etait  par  l'accepta- 
tion  de  l'amendement  evcntuel  de  M.  Amsler,  un 
grand  nombro  de  proporlionnalistes,  a  commencer 
par  M.  Wullschteger  lui-meme,  se  sont  vus  obliges 
de  voter  contre  cetto  motion.  Si  habile  qu'on  soit, 
on  ne  pense  pas  ä  tout.  M.  le  deput-  do  Zurieb, 
oü  la  reprtsentationproportionnelle,  pourle  dire  en 
passant,  aurait  cependant  tout  particulieroment  sa 
raison  d'etre,  a  oublio  quo  ce  memo  art  72  de  la 
Constitution  föderale,  qu'il  a  invoque  pour  en  de- 
mander  la  revision  Eventuelle,  consacrait  precise. 
ment  uno  exception  qui  pourrait,  en  vertu  des  prüi- 
eipes  d'egalite,  encore  beaueoup  moins  so  tenir  de- 
bout que  le  maiutien  dos  limitos  cantonales,  si  l'on 
parle  d'inegalit.'-  ontro  les  cantons,  ce  que  je 
conteate  du  reste  formeUement,  et  j'etablirai  qu'il 
n'y  en  a  pas. 

L'art  72  de  la  Constitution  föderale  dit: 
cL.  conseil  national  se  compose  de  deputes  du 
peuplo  suisse,  «los  ä  raison  d'unmembre  par  20,000 
ames  de  la  population  totale.   Los  fractions  en  sus 
de  t0,uO0  ilm es  sont  comptees  pour  20,000. 

Chaque  canton  et,  dans  les  cantons  parUges, 
chaque  demi-canton,  eiit  un  däpute  au  moins.» 

Cet  article  est  la  repioduction  textuelle  de  celnl 
insere  dans  la  Constitution  de  1348.  Or,  en  1848, 
los  populations  des  cantons  et  demi-cantons  d'Url, 
Obwald,  Nidwald.  Appenzell  Rh.  Int,  depassaient 
d'un  chiüre  si  minime  celui  de  10,000  ames  qu'il 
ötait  vraisemblablemönt  permis  de  croiro  <ju'avec 
une  legere  baisse  de  population  au  recensoment 
proebain,  la  population  de  Tun  ou  l'autre  descen- 
drait  au-dessous  do  10,00(1  ames.  Le  legislateur  a 
voulu  que,  memo  sans  avoir  une  population  de 
10,<JOu  Arnes,  qui  est  dejä  l'excoptioa  ä  la  regle 
^2ü.00ü  Ames),  ces  petits  cantons  oussent  droit  quand 
memo  a  un  deputü  au  moins,  en  vertu  de  cette 
consideration  primordiale  que  dans  un  Etat  fecleratil, 
il  ne  pouvait  pas  y  avoir  un  seul  Etat  qui  füt  mis 
dans  rimpob-sibilite  de  faire  entendre  sa  voüc  dans 
la  secondo  comme  dans  la  premiere  cbambre.  Je 
vous  le  demande,  Messieurs,  ä  supposer,  je  le  re- 
pete,  quo  l'introduction  da  vote  proportlonnel  creät 
deux  categories  de  cantons  quant  au  Systeme  eleo- 
toral,  ne  devrait-on  pas  admettre  quand  möme  quo  les 
limites  cantonalee  seront  respecteeel 

Je  vais  plus  loin  et  jo  prötends  que  l'introduc- 
tion du  vote  proportiome!  a/ec  le  maintien  des 
limites  cantonales  pour  determiner  Celles  des  arron- 
dissements ne  cree  aueune  inegaltte.  de  traitement 
entre  los  cantons  qui  nomment  plusieurs  deputes  et 
ceux  qui  u'eu  uomment  qu'un  seuL  Dans  toute  dis- 
cussion  il  faul  une  base  solide,  or  quölle  est  la  base 
du  Systeme  proportlonnel?  Elle  n'est  autre  que  1« 
*.  it.  •  j 
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quotient,  c'est-ä-dire  lo  nombrc  des  61ecteurs  pre- 
nant  part  au  vote  divlm:  pnr  rHui  des  di-pule*  ä 
elire.  Co  quotient  ost  en  movenno  -4000,  chiffre  qui 
doit  6tre  tenu  «commo  I?  montant  normal  du 
quotient  puisqu'fl  est  le  '/»  d'une  population  do 
20,000  habllants.  Dans  les  cantons  ä  un  seul 
arrond  Issomen  t  11  n'y  a  qu'un  senl  quoticnt  eloc- 
toral  et  los  elecleurs  de  ces  arrondlssomcnts  ne 
«eront  pas  traites  autrernent  quo  ceu<c  des  autros 
cantons  ou  arrondlssements.  Pronons  par  exemple 
un  canton  qui  n'a  meme  pas  uno  populatioa  do 
80,000  dmos,  le  cauton  de  Nidwald  qui  n'a  quo 
13,000  hahitants,  ce  qui  correspnnd  ä  2000  olecteure. 
Ce  demi-canton  est  susceptil  led'etre  partagö  en  cc 
qui  ooncerne  ses  opinlons,  pulsque  nous  y  avons 
vu  des  elections  ue  donner  une  majorite  superleuro 
que  de  une  ou  deux  volx  an  chiffre  attelnt  par  la 
minorite.  Le  chiftre  normal  du  quotient  donnanl 
droit  a  la  representatinu  etant  de  40üü  comme  je 
viens  de  le  dlre,  les  cantous  ou  demi-cantons  dont  la 
Population  est  Interieure  a  20,000  obtiendront  donc 
une  repreeontatlon  pour  un  cliillre  moins  clove.  Rh 
bien,  je  lo  demande,  sl  la  majorite  elle-meme  se 
trouve  lci  au  bGneflce  d'une  excepllon,  peut-on  dire 
que  la  minorite  soit  traitee  d'une  maniere  injuste? 

Prenons  un  exemple,  rien  n'est  plus  saisissant: 
supposons  un  arrondlssemcnt  a  cinq  deputes  ayant 
une  population  do  100,000  ömos,  solt  20,000  votcs. 
Le  parti  A  aura  13,900  voix  et  lo  parti  B  0100.  Co 
chiffre  de  13,900  assnrera  au  parti  Atrois  rcpresen- 
tant  plus  une  Iraotion  do  1900  voix,  les  0100  voix 
du  parti  B  lui  assureront  un  representant  plus  uno 
fraction  de  2100  volx.  Lo  parti  A  aura  donc  trois 
deputo«  ut  perdra  une  fraction  do  1900  voix,  le 
parti  B  aura  deux  reprösentaats  dont  un  pour  une 
fraction  de  2100  volx.  Dansd'autrcs  arronJissements 
par  oontro,  une  fraction  inferleuro  a  celle  de  1900 
que  perd  le  parti  A  donnera  droit  a  la  represeuta- 
Uon.  Cos  anomal ies  existent  parce  qu'il  y  a  une  limite 
a  laquelle  il  faut  se  reslreindre,  c'est  cello  du  quo- 
tient  qui  est  la  normo.  Chaque  fois  que  vous  avez 
une  population  äquivalente  au  quotient  vous  pou»'cz 
former  unarrondissementscparesaus  portoratteinto 
aux  droits  de  qui  quo  ce  soit 

J'en  arrivo  maintenant  aux  objoctions  do  prin- 
cipe formulees  par  l'honorable  M.  Bully,  alors  con- 
seiller  föderal.  M.  Ruffy,  pour  lequel  je  profcs.-o  la 
plus  profonde  estime,  nous  a  fait  des  objoctions 
de  forme  auxquelles  je  ne  m'arretcrai  pas,  parco 
que  malgre  la  baute  position  qu'il  occupait,  je  mo 
permets  de  ne  pas  les  tenlr  pour  serieuses.  Ii 
nous  a  dit  qu'il  y  avait  tant  de  systemos  en  pre- 
sonce  que  l'onnesavaitloquelchoisir.  C'ost  comme 
si  l'on  disait  quo  parce  quo  tout  chemin  m<;uo  a 
Roma,  on  ne  peui  y  aller,  parco  quo  Ton  ue  sait 
pas  oü  passorl  Si  jo  voulais  m'attardor  surcotcriaiu 
du  roste,  je  pourrais  on  dire  autant  pour  los  sys- 
temes  majoritaires,  ii  n'y  a  quol'embarraaduchoix. 
Mais  M.  Ruffy  nous  a  dit  autre  chose.  Je  cito  toxtuollo- 
ment  ses  paroles  reproduites  dans  le  bulletio  stö- 
nographiquo  do  juin  1898: 

(La  representation  proportionnello  ne  manquorait 
pas  non  plus  de  faire  sentir  son  influence  uefaste 
gor  la  mar  che  et  la  valeur  des  deliberalions  du 
conseil. 

Elus  de  petits  groupes  et  non  plus  les  elus  de 
l'ensemblo  du  peuple,  les  moinbres  du  conseil  au- 
ralent  un  mandat  croasi-imperatü.   Des  lora  a  quoi 


serviraient  les  deliberalions?  Aujourd'hui  vous  dis- 
cutez.  vous  chorchez  ä  vous  convaincre  los  uns  les 
autres.  voua  jurez  do  n'obeir  qu'a  votro  conscience- 
En  seratt-il  encoro  ainsi  lorsque  vous  döpendrioz 
d'un  coruite  et  d'un  petit  noyau  d'cloctcur6?  D'une 
aroemblee  vivante  et  parlante,  ne  risquerions-nous 
pas  de  faire  un  corps  saus  \  ioV» 

L'etrangete  de  cette  objoction  ra'a  slngul  ereraent 
surpris  de  la  part  d'un  osprlt  aussi  lucido  uo  colni 
de  l'honorable  M.  Buffy.  Commcnt  donc  avoc,  le  vote 
proportionnel,  tel  qu'il  est  propose,  c'est-a-diro, 
avec  25  arrondissoments  toraux,  les  döputes  so 
trouvoraiont-ils  dtro  moins  los  elus  do  l'ensemblo 
du  pouplo  pour  dovonlr  coux  do  potits  groupes, 
qu'aujourd'hui,  oü  l'ensomble  du  corps  öloctoral  est 
divise  on  52  circonscriptions,  et  pout-<Hre  un  plus 
gr.ond  nombro  oncoro  demain,  selon  lo  bon  plaisir 
de  la  cliarabro?  Je  sais  bien  quo,  avoc  le  Systeme 
nouveau,  la  part  de  chaquo  parti  sera  faite  d'une 
roanicro  öquitablo.  Mais  cola  vaudrait-it  moins  que 
lo  Systeme  actuol  de  compensation  plus  ou  moins 
b  dtouse,  plus  ou  moins  alöatoiro,  plus  ou  moins 
justo  ou  injuste,  qui  s'opero  aujourd'hui  par  simple 
jou  du  hasarü,  entro  los  divers  arrondissomonts,  en 
faUant,  par  oxemple,  quo  tel  parti,  complötoment 
exclu  d'un  arrondi^sement  par  lo  procede  majori- 
taire,  6prouvera  une  dcmi-satislaction  en  pensant 
quo  sos  co-roligionnaires  politiques  sont,  par  con- 
tro,  souls  ropr^sentes  dans  tel  autre  arrondissomont 
Mais  quol  avantago,  franebomont,  trouvo-t-on  a  co 
Systeme  do  contre-poids,  si  incertain  et  si  defoo- 
toeuxl  Quol  avantagc  y  a-t-il  a  excluro  de  toute 
representation  ici,  uu  groupe  important  decitoyeng, 
et  Iii,  un  autre  groupe  non  moins  important  appar- 
tenant  a  uno  opiuion  conlraire?  Le  mieux  n'est-il 
pas  de  donner  a  chacun  exaetement  ce  qui  lui  re- 
vient?  Par  le  fait  de  compensations  ävenluelles 
qui  seules  corrlgent  dans  unecertaine  mesure  cette 
enormite  du  systemo  majori taire.  qui  s'appelle  l'ox- 
clusion  de  la  minorite  et  la  representation  de  oas 
minours  par  des  etrangers  a  ia  famille  animes  d'un 
esprit  d'hostiiit6,  vous  arriveroz  necessairement  ä 
Tun  do  ces  deux  rösullats:  ou  bien  les  compensa- 
tions —  ce  qui  est  tres  peu  probable  —  seront  d'une 
reclprocito  parfaitomont  ügale,  ot  alors  vous  arri- 
veroz par  lo  voto  majori tairo  a  composer  la  cham- 
bro  exaetement  commo  par  le  vote  proportionnel,  ou 
bien  il  cn  sera  autrernent  (et  it  est  a  peu  pres  cer- 
tain  qu'il  en  sera  autrernent),  et  alors  vous  restez 
dans  l'iujüsiice.  Vous  ne  sortez  pas  de  la. 

En  pailant  de  petits  i^roupos,  l'honorable  M.  RuQy 
aurait-il  pout-titro  voulu  faire  atlusion  ä  la  repre- 
sentation do  cortains  groupes  qui  ne  seraient  pas 
encoro  ropresontes  dans  cotte  eneointe?  Et  oü  serait 
le  mal?  Car  n'alloz  pas  croiro  quo  tout  groupe,  si 
potit  soit  il,  sera  repr^sontä,  commo  on  cherebo  ä 
l'accrcditor  pour  effrayer  les  profanes.  Non,  Ia  re- 
presentation etant  determinee  par  le  quotient  et  le 
quotient  normal  etant,  comme  on  l'a  dit,  do  4  4  5 
millc,  il  a'enauit  que  pour  etro  represente,  un  groupe 
devra  dans  la  regle  meltre  en  ii^ne  4  I  5  mille  vo- 
tants.  Prülendra-t-on  qu'il  est  dangereux  pour  la  r6- 
publiquo  qu'un  ^roupemont  de  cette  imporlance 
puisse  l'airo  ontondre  sa  voix  au  sein  d'une  assemblee 
dömoeratique  1  Jo  ne  saurais,  pour  ce  qui  me  con- 
cerno,  concovoir  cotto  frayeur.  Mais  ra^urez-voua, 
Messieurs,  los  parUa  oxistants,  quol  que  uoit  lo  me- 
canismo  elooloral,  seront  demain  comme  ils  le  soot 
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aujourd'hui,  tous  plus  ou  moins  representes  dans 
cette  encointe.  Ca  qul  se  passo  ne  nous  prouvc-t-il 
pas  que  ce  n'est  pas  la  proportionnolle  —  puis- 
qu'elle  ne  fonctionno  pas  — qui  cngendre  los  partis, 
mals  que  ceux-cl  sont  proexistauts  ä  tout  Systeme 
electoral?  Ce  qui  crco  les  partis,  ce  ne  sont  pas 
des  dispositlons  organique«,  quelles  qu'ollos  soient, 
c'est  la  dlversite  des  moeurs,  des  bosoins,  dos 
lntereta,  des  opinions,  des  aspirations,  des  ten- 
dances  et  non  pas  ies  iois  electorales.  Et  quand, 
aous  Pinfluonco  do  ces  facteurs  et  d'autros  encore, 
de  nouveaux  groupoments  surgissent  et  se  dtfve- 
loppent,  formulant  do  legitimes  rovendications  et 
reclamant  leur  part  do  sololl,  d'air,  de  libcrtc  et  de 
justice  distributive,  jo  ne  verrai  pas  cfl  lue  l'on 
auralt  a  gagner  et  quel  acto  tio  Hagesse  Tun  com- 
mettrait  en  pretendant  les  rclcguer  «lau«  t'oinbre, 

ün  autre  motil  est  indique  par  houorable  M. 
Ruffy  contro  la  proportionnellu;  dans  le  memo  dis- 
cours  quo  i'ai  citö  tout  ä  l'heure  jo  Iis  cos  paroles: 

«Enfin  I  i  action  du  consoil  föderal  n'en  sorait-ollo 
pas  elle-menie  amoindrie? 

Oui,  ccxles,  car  pour  qu'un  gouvernemont  puisse 
atilemcut  rcinplir  sa  tache,  il  doli  pouvoir  corapter 
sur  uac  m.ijorite  stable  dans  les  cliarnbies  et  non 
sur  des  gruupements  de  ininorite,  constituant  une 
majorite  de  hasard  et  variant  d'un  jour  •<  l'autre.» 

Uno  parellle  objection  tombant  des  levros  d'un 
membre  du  conseil  föderal  doit  tont  ttO  moins  nous 
surprendre.  Pour  mol,  je  me  fals  une  idee  plus 
haute  de  l'autorite  superieure  de  mon  nayp.  J'estime 
qu'elle  doit  et  qu'ollo  peut  se  mouvoir  lil<roment, 
en  se  meltant  au-dessus  des  partis,  sans  etre  <*enee 
dans  son  action  par  le  souci  des  volontes  ou  des 
caprices  de  cotte  majorite,  »stable»,  si  chere  au 
ooeur  de  M.  RuÜy.  J'estimo  que,  bion  loin  de  voir 
son  action  amoindrie  et  son  prestigo  diminue,  lo 
oonsell  fedöral  sera  d'autant  plus  respecte,  d'au- 
tant  plus  ecoutö  qu'il  se  montrera  davantage  le  Gou- 
vernement de  tous  et  toujours  moins  celul  d'une 
majorite  «stable»,  qui  risque  d'etro  sen'ile  quand 
eile  n'est  pas  imp.'riouso.  C'est  bien  ici  plutöt  que 
l'honorable  M.  Ruffy  oQt  pu,  en  eilet,  manifester 
aveo  a-propos  ses  craintos  du  mandat  imperalif. 

Les  cousidorations  devuloppees  par  l'eininent 
mag  istrat,  a  l'endroit  do  ia  necessile  d'une  majorite 
stable  do  gouvernement  pourraient  ötre  vraies  dans 
des  pays  organises  ä  l'instar  des  grands  pays  qui 
nous  entourent,  de  la  France  et  de  l'italie,  par 
exemplo,  mais  elles  n'ont  que  faire  chez  nous,  oü 
notre  regime  parlementaire  n'a  heureusemont  pas 
de  ressemblance  avec  le  leur,  et  od  nousnovoyons 
pas  a  tout  propoa  poser  la  question  de  cabinot,  mome 
sur  le  plus  futile  incldent,  qui  aurait  raoraentane- 
ment  deplace  la  majorite.  Qu'ost-il  donc  besoin, 
chez  uous,  pour  gouveruer  ou  mieux  pour  bien  ad- 
ministrer,  d'avoir  derriere  soi  une  majorite  syste- 
matique,  alors  que  nous  avons  vu  maintes  fois  et 
tout  recemment  dans  un  debat  solenne),  la  majorite 
elle-meme  infliger  au  conseil  föderal  des  critiques 
qui  avaient  tout  le  caractero  d'un  blumo,  tandis  que, 
en  tantd'autres  occasions  etquotidiennement,  nous 
voyons  les  minoritös  da  cetto  assemblee  ne  pas 
marchander  au  pouvoir  directorial  et  oxücutif  su- 
perieur  leur  concours  loyal  et  desinteresse'? 

Non,  oet  etat,  proclame  Indispensable,  ne  l'est 
point,  dans  notro  Suisäe  instruite,  cultivee,  avanceo, 
famüiarisee  aveo  le  ieu  des  libres  iustitulions  et 


mettant  l'intertt  national  au  dessns  de  toute  pro- 
occupation.  Non,  je  proteste,  pour  ce  qui  nous  con- 
cerno,  contro  cette  coneeption  d'une  assemblee  par- 
tapee  entre  une  majorite,  soutlen  systematique  de 
l'autorite  dirertrico  et  une  ou  des  minoritea  jouant 
necessairemeut  un  rölo  d'opposition.  Non,  majorite 
et  minoritf  s'ompresscront  toujours,  l'une  comme 
l'autre,  d'appnrtor  au  consoil  federal  leur  concours 
devoue  pour  la  realisation  de  tontes  lee  mesures 
tendant  au  progres  et  au  bien-etro  de  la  patrie ;  ma- 
jorite ot  minorite  le  lui  refusoront  sans  hesitatlon 
commo  sans  parti-pris,  quand  ellos  esUmeront  que 
son  initiative  va  ä  fin  contraire.  Bt  la  realisation 
de  ces  progres  et  la  satfsfaotion  des  bosoins  gene- 
rali! n'on  seront  certes  pas  entravees  du  fait  que 
toutos  los  aspirations  pourront  trouver  leur  expres- 
sion  dans  cotto  eneeinto.  Je  proteste  encore  contro 
cetto  parole  immeritee,  prononcee  par  l'honorable 
M.  Ruffy,  dans  son  discours  auquel  j'ai  fait  deja 
alluMon,  i  savoir  que  «pour  les  partisans  de  la  pro- 
portionm-He  les  majoritäs  sont  toujours  brutales  ot 
les  minorites  toujours  opprlmees. »  Non,  il  n'est  pas 
nöcessaire  d'etro  anime  de  preventions  aemblabloa 
pour  osor  reclamer  l'application  d'une  mesure  d'equite 
et  une  roforme  qui  doit  mettre  la  loi  en  harmonia 
avec  la  Constitution. 

Ces  sentiments,  Messieurs,  soyez  en  bien  snrs, 
ne  sont  pas  seulement  ceux  de  celui  qui  vous  parle, 
ils  sont  ceux  de  tout  le  parti  auquel  il  appartient 
Et  jo  ne  crois  pas,  quels  que  soient  les  desaecorda 
qui  ont  du  necessairemeut  et  plus  ou  moins  tre* 
quemment  se  produire  entre  lui  et  la  majorite,  que 
l'attitudo  de  ce  pari!  alt  jamais  inflige  un  demenU 
&  ces  paroles. 

Que  l'on  so  rassure  d'allleurs.  En  fait,  et  poni 
les  partisans  d'une  majorite  stable  de  gouverne- 
ment, la  majorite  d'aujourd'hui  restera  la  majorite 
de  domain,  avec  la  proportionnolle  comme  sans  eile. 
Kilo  reviendra,  diminuee  peut-etre  do  quelques  unites, 
mais  fortißee,  par  contre,  de  tout  ce  que  donne  de 
force  a  un  parti  la  pratique  de  la  justice  et  l'eli- 
mination  par  lui  dos  motifs  ä  recriminations  fournis 
ä  l'adversaire.  Et,  quand  vous  auroz  accompll  cetto 
oeuvre  de  rapprochement  et  de  paix,  vous  serez 
etonnes,  Messieurs,  des  facilites  que  vous  aurez 
apportees  &  votre  propre  täche. 


Schäbiger:  Ich  hätte  zwar  gewünscht,  dass  vor- 
erst von  einem  Gegner  der  Initiative  das  Wort  er- 
griffen worden  wäre.  Da  dies  nicht  der  Fall,  so 
wollen  Sie  mir  gestatten,  in  Kürze  die  Stellung,  die 
ich  als  Vertreter  der  konservativen  Partei  in  der 
Kommission  eingonommen  habe,  zu  rechtfertigen. 

Meine  Partei  hat  im  grossen  und  ganzen  von 
jeher  gegenüber  der  Wahlreform  im  Sinne  der  Pro- 
portionalität eine  freundliohe  Haltung  eingenommen. 
Schon  in  der  bekannton  Motion  Zemp  und  Keel-Pe- 
drazzini,  vom  Jahre  i8Si,  wurde  der  Standpunkt 
der  Mlnoritätenvertrotung  markiert.  Soither  haben 
verschiedene  Konservative  zu  den  Vorkämpfern  der 
Proportionalität  gezählt.  Ich  nenne  nur  Herrn  Stande- 
rat Herzog  aus  dem  Kanton  Luzom.  Und  bei  der 
Diskussion  der  Motion  Wullschleger  haben  Herr 
Schoblngor  und  andere  die  gleiche  Richtung  vot> 
treten. 
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Wenn  wir  heut©  die  von  anderer  Seite  lancierte 
Initiative  unterstützen,  so  geschieht  es  nicht  in  der 
Hoffnung,  in  numerischer  Beziehung  bedeutende 
Eroberungen  zu  machen,  sondern  um  einem  bisher 
▼erfochtenen  Grundsatz  gelreu  zu  l  leihen  und  weil 
die  neuesten  Erfahrungen  uns  in  der  bisherigen 
üeberzeugung  bestärkten. 

Ich  gedenke  hiebei  nicht  auf  altgemeine  theore- 
tische Erörterungen  einzutreten;  dagegen  sehe  ich 
mich  veranlasst,  vom  Standpunkte  der  praktischen 
Erfahrung  aus  auf  einige  Einwendungen,  welche 
erhoben  worden*  sind,  zu  erwidern. 

Die  Gegner  des  proportionalen  Wahlverfahrens 
ergehen  sich  zwar  zumeist  nur  immer  in  den  alt- 
hergebrachten Theorien  und  Lehrmeinungen,  welche 
schon,  vor  Jahrzehnten  von  den  Gelehrten  und  Pro- 
fessoren ausgedacht  worden  sind,  und  auch  der 
deutsche  Referent  der  Kommissionsmehrheil  hat 
wesentlich  aus  diesen  Theorien  geschöpft,  während 
dieselben  doch  durch  die  neueren  Erfahrungen  immer 
schlagender  widerlegt  werden  und  widerlogt  worden 
sind.  So  z.  B.  wurde  uns  gestern  und  heute  die 
Theorie  entwickelt,  dass  das  proportionale  Wahl- 
verfahren die  politischen  Parteigegensätze  verschärfe, 
und  handkehrum  wird  von  der  gleichen  Seite  be- 
hauptet, das  Proportioaalverfahren  verflache  durch 
die  Atomisierung  der  Parteien  und  durch  die  zu 
starke  Berücksichtigung  der  Interessengruppen  das 
politische  Leben.  Der  eklatante  Widerspruch,  der 
zwischen  diesen  beiden  Behauptungen  besteht,  zeigt, 
d-ss  es  sich  in  Wirklichkeit  nicht  so  verhalten  kann. 
Es  könnte  doch  höchstens  cur  die  eine  der  beiden 
Behauptungen  wahr  sein.  Thatsächlich  trifft  aber 
weder  die  eine  noch  die  andro  zu.  Wo  dor  Proporz 
eingeführt  wurde,  konnte  keineswegs  beobachtet 
werden,  dass  die  Parteien  zerstört  worden  seien. 
Auch  da  freneo  sie  sich  noch  ihres  Daseins  wie 
vorher,  und  sie  werden  bestehen,  so  lange  es  Grund- 
sätze giobt  Umgekehrt  ist  es  auch  nicht  richtig, 
dass  durch  die  Einführung  der  Proportionalität  die 
politischen  Parteigegensätze  verschärft  worden  seien. 
Es  ist  kaum  denkbar,  dass  in  dieser  Beziehung 
Schärferes  und  Schlimmeres  geleistet  werden  könnte, 
als  wir  unter  dem  Majorz  erlebt  haben.  Ich  will 
auf  dieses  Kapitel  nicht  näher  eintreton. 

Ich  gehöre  nicht  zu  denjenigen,  welche  das  pro- 
portionale Wahlverfahren  als  ein  Universarraittcl 
sogen  alle  politischen  Schäden  betrachten,  wie 
ich  überhaupt  nicht  von  Staatsformen  und  Staats- 
einrichtungen allein  alles  Gute  erwarte.  Der  Geist, 
die  Grundsätze,  ideale  Faktoren  müssen  noch  hin- 
zukommen. Aber  dass  dieses  Wahlverfahren  für 
wirkliche  und  grosse  Schäden  thatsächlich  doch  ein 
wirksames  Heilmittel  gewesen  ist,  das  lehrt  uns  die 
Geschichte  und  die  Erfahrung.  Ich  erinnere  an  den 
Kanton  Tessin,  dem  dasselbe  in  schwerer  Fieber- 
krankheit vom  Bund  aus  vorschrieben  wurde,  und 
wo  es  sofort  eine  heilsame  Krisis  bewirkte.  Ich  er- 
innere an  den  Kanton  Solothurn,  wo  durch  die 
Proportionalität  das  Gift  der  Ausschliesslichkeit  aus 
dem  politischen  Leben  insoweit  ausgeschieden  wurde, 
dass  der  Zustand  aufhörte,  bei  dem  die  eine  grosse 
Partei  jahrelang  sozusagen  gar  keine  Vertretung  in 
den  gesetzgehenden  Behörden  hatte.  Ich  erinnere 
an  die  Kantono  Neuenburg  und  Genf,  wo  die  pro- 
portionale Vertretung  wenigstens  als  ein  Hausmittel 
geschätzt  wird,  das  nicht  mehr  preisgegeben  werdon 
will.  Ich  erinnere  an  den  Kanton  Zug,  wo  neuestons 


die  Abschaffung  der  Proportionalität  vom  Grossen 
Rat  mit  allen  gegen  6  Stimmen  abgelehnt  wurde, 
obwohl  die  bisherige  Ausführung  desselben  eine 
mangelhafte  war.  Ich  erinnere  an  den  Kanton 
Schwyz,  wo  die  neuesten  Erfahrungen  bewiesen 
haben,  dass  ein  einfaches  Landvolk  sich  im  propor- 
tionalen Wahl  verfahren  sofort  zurocht  rindet  und 
wo  infolge  dieses  Verfahrens  in  vielen  Gemeinden 
eine  Verständigung  stattfand  und  die  Aufstellung 
von  Kompromisslisten  herbeigeführt  wurde.  Ich 
könnte  auch  auf  Belgien  hinweisen.  Ich  will  aber 
schon  Gesagtes  nicht  wiederholen. 

Im  Hinblick  auf  diese  Thatsachen  begreife  ich 
nicht,  wie  man  noch  behaupten  kann,  es  gebe  keine 
gesotzliche  Ausführung  dos  proportionalen  Wahl- 
systems, welche  befriedigen  könne.  Nachdem  sich 
dasselbe  doch  thatsächlich  in  verschiedenen  Kan- 
tonen und  in  einem  grösseren  Staat  bewährt  hat 

Dio  Gegner  dor  heutigen  Initiative  sagen  freilich, 
die  proportionale  Vertretung  möge  sich  wohl  lür 
einzelne  Kantone  eignen,  nicht  aber  für  die  Eidge- 
nossenschalt  und  nameutlich  nicht  für  die  National- 
ratswahlen. Aber  warum  denn  nicht?  Warum  soll 
hier  schädlich  sein,  was  dort  nützlich  ist?  Bestehen 
denn  im  Bund  so  ganz  andere  Verhältnisse,  als  in 
den  Kantonen?  Sind  nicht  hier  und  dort  die  gleichen 
Bürger?  Sind  nicht  Land  und  Leute  dieselben?  Ist 
nicht  die  politische  Situation  hier  und  dort  eine 
analoge?  Ist  nicht  der  Bund  gewissermassen  oine 
vergrößerte  Kopie  der  kantonalen  Verhältnisse? 
Sind  die  Kantone  nicht  in  mancher  Beziehung  die 
Versuchsfelder  für  politische  und  wirtschaftliche 
Neuerungen,  die,  wenn  sie  sich  auf  kantonalem 
Boden  bewährt  haben,  später  im  Bund  eingeführt 
werden? 

In  Bezug  auf  die  Nationalrats  wählen  finden  aller- 
dings gewisse  Leute,  dass  hier  alles  gut  und  schön 
bestellt  sei.  Aber  es  ist  schon  von  Herrn  Iselin* 
nachgewiesen  worden,  dass  auch  in  Bezug  auf  die 
Nationalratswahlen  die  Wahlkreisgenmetria'  noch 
nicht  verschwunden  ist  und  dass  die  Minderheiten 
das  bestimmte  Gofühl  haben,  dass  sie  unter  der- 
selben leiden  und  dass,  abgesehen  hievon,  die  Ge- 
fahr einer  Wiederaufnahme  der  Wahlkreisgeometrie 
weiter  besteht.  Es  braucht  nur  einmal  wieder  eine 
schärfere  Tonart  in  unsere  politischen  Verhältnisse 
zu  kommen.  Wenn  auch  zugegeben  werden  muss, 
dass  die  Ausschliesslichkeit  gegenüber  den  Minder* 
heiten  in  den  letzten  Jahren  abgenommen  und  das 
politische  Leben  sich  in  dieser  Beziehung  gebessort 
hat,  so  muss  doch  darauf  hingewiesen  werden,  dass 
die  Minderheiten  an  den  meisten  Orten  erst  nach 
den  heftigsten  Wahlkämpfen  zu  einer  Vertretung 
gekommen  sind,  und  dass,  wenn  man  ihnen  heute 
ihren  in  heissem  Kampfe  erworbenen  Besitzstand 
lägst,  dies  auf  Umstünde  zurückzuführen  ist,  die 
sich  von  heute  auf  morgen  wieder  ändern  können. 

Wir  haben  letztes  Jahr  das  eidgenössische  Wahl- 
gesetz revidiert  und  die  Neuerung  eingeführt,  dass 
das  relative  Mehr  schon  im  zweiten  Wahlgang  platz- 
greifen soll.  Das  ist  entschieden  eine  bedeutende 
Verschlechterung  des  bisherigen  Wahlsystems.  Das 
relative  Mehr  wirkt  noch  ungerechter,  als  das  abso- 
lute. Wenn  z.  B.  beim  Bestand  von  drei  bis  vier 
Parteien  schon  im  zweiten  Wabl;/ang  das  Resultat 
herauskommen  muss,  so  ist  dio  Gefahr  sehr  gross, 
dass  oino  Minderheit  alle  Sessel  besotzt;  diese  Ge- 
fahr würdo  durch  die  Proportionalität  beseitigt 
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In  Bezog  au!  die  Wahlsitten  will  ich  ebenfalls 
Gesagtes  nicht  wiederholen.  Ich  möchte  nur  an- 
deuten, dass  die  Berichte,  welche  wir  aus  denje- 
nigen Kantonen,  die  den  Proporz  bereits  eingeführt 
haben,  erhalten,  in  dieser  Beziehung  äusserst  günstig 
Uuten.  Es  wird  uns  berichtet,  dass  eine  vergütete 
Wahlpolemik  beseitigt  oder  wenigstens  ganz  er- 
heblich reduziert  wurde,  dass  die  Entfesselung  der 
Leidenschaften,  wie  sie  jeweilcn  beim  System  des 
Majorzes  bestanden  hat,  nicht  mehr  in  demselben 
Masse  beobachtet  werden  kounte.  Es  wird  uns  ver- 
sichert, dass  Bestechungen,  Zechgelage.  Keilereien, 
sowie  auch  Prozesse,  die  aus  den  Leidenschaften  frü- 
herer Wahlkämpfe  hervorgiengen,  zum  grösslen  Teil 
verschwunden  sind.  Dieser  einzige  Punkt  wäre  für 
mich  Grund  genug,  um  einem  Wahlsystem  beizu- 
pflichten, welches  die  schlechten  Wahlsitten  zum 
grössten  Teil  beseitigt. 

Ich  möchte  noch  an  einen  andern  Uebelstand 
erinnern,  von  dem  meines  Wissens  heute  noch  nicht 
die  Rede  war,  nämlich  an  die  unnatürlichen  Wahl- 
bündnisse. Wir  haben  z.  B.  bei  den  letzten  National- 
ratswahlen gesehen,  dass  in  Genf  die  Radikalen 
und  Socialisten  sich  vereinigten,  um  die  Konser- 
vativen zu  hauen.  In  Bern  haben  sich  umgekehrt 
die  Konservativen  mit  den  Socialdemokraten  ver- 
bunden, um  die  Radikalen  zu  schlagen.  In  Zürich 
hinwiederum  haben  die  vereinigton  bürgerlichen 
Parteien  vorläufig  noch  einmal  die  Socialisten  be- 
siegt Andere  Kantone  lieferten  weitere  Beiträge  zur 
bunten  Karte  der  unnatürlichen  Wahlbündnisse.  Das 
sind  gewiss  ungesunde  Zustände,  welche  die  poli- 
tische Moral  schädigen,  und  es  ist  entschieden 
besser,  wenn  jede  Partei  nach  ihrer  eigenen  Ueber- 
zeugung  vorgeht  und  mit  eigener  Kraft  siegt 

Der  Vorschlag  der  Initianten  wird  hauptsächlich 
deshalb  bekämpft  weil  er  den  Satz  enthält,  dass 
jeder  Kanton  einen  Wahlkreis  bilde.  Es  ist  aber 
daran  zu  erinnern,  dass  damit  keine  Neuerung  ge- 
schaffen wird.  Dieser  Satz  steht  schon  in  Art.  72 
der  gegenwärtigen  Bundesverfassung.  Derselbe  ent- 
hält ein  fundamentales  und  historisches  Princip 
unsere«  Staatsrechtes,  das  aus  der  Geschichte  und 
den  Verhältnissen  des  Landes  herausgewachsen  ist 
Dieses  Princip  können  wir  allerdings  nicht  preis- 
geben. In  der  alten  Tagsatzung  nahmen  die  Ver- 
treter der  Urkantone  erhöhte  Plätze  ein.  In  der 
Bundesverfassung  von  1848  findet  sich  insofern  eine 
Reminiscenz  an  jene  Einrichtung,  als  diesen  Kan- 
tonen durch  die  erwähnte  Bestimmung  eine  Ver- 
tretung im  Nationalrate  zugesichert  ist,  auch  für 
den  Fall,  dass  sie  weniger  als  20,000  Einwohner 
zählen.  Diese  Begünstigung  besteht  aber  nicht  nur 
zu  Gunsten  der  Urkantone,  sondern  auch  zu  Gunsten 
der  andern  kleinern  Kantone.  Man  hat  es  bis  anhin 
als  ganz  natürlich,  als  billig,  ja  als  notwendig  er- 
achtet,  dass  auch  die  kleinen  Kantone  in  diesem 
Rat  ihre  Vertretung  haben.  Auch  die  Kleinen  sollen 
hier  zum  Wort  gelangen,  wo  so  oft  über  ihre  wich- 
tigsten staatsrechtlichen  Angelegenheiten  und  über 
ihre  vitalsten  Interessen  verhandelt  wird.  Wir  alle 
würden  es  als  eine  Unbilligkeit  empfinden,  wenn 
diese  Kantone  von  den  Beratungen  in  unserm  Par- 
lament ausgeschlossen  sein  sollten.  Es  handelt  sich 
um  ein  in  der  Natur  unserer  Verhältnisse  und  in 
unserer  Geschichte  begründetes  Princip. 

Auf  der  andern  Seite  muss  ich  zugeben,  dass 
das  Princip  der  Proportionalität  mit  dem  orwähnten 


geschichtlichen    Grundsatze    gewissermassen  In 

Widerspruch  kommt  Aber  wie  oft  sind  wir  schon 
in  den  Fall  gekommen,  Principien,  die  nicht  voll- 
ständig mit  einander  harmonieren,  in  der  Ausführung 
zu  versöhnen  und  einen  Kompromiss  abzuschliessen ! 
Uebrigens  sind  auch  die  daherigen  Einwendungen 
eigentlich  nur  doktrinärer  und  theoretischer  Natur. 
Wenn  wir  die  Sache  praktisch  auffassen,  so  werden 
wir  finden,  dass  durch  den  Vorschlag  der  Initianten 
uiemaDd  ein  Unrecht  erleidet  Es  kommen  hier  nur 
die  Kantone  Uri,  Ohwalden,  Nidwaiden,  Claras,  Zug, 
Schaffbausen  und  Appenzell  L-Rh.  in  Betracht.  Es 
handelt  sich  um  9  Vertreter  von  ca.  andorthalbhundert, 
d.  h.  nur  um  6%  der  gesamten  Repräsentation  des 
Schweizervolkes.  Wenn  Sie  nun  aber  die  gegen- 
wärtige Repräsentanz  der  erwähnten  Kantone  ins 
Auge  fassen,  so  werden  Sie  finden,  dass  in  der- 
selben alle  Richtungen  und  Parteien  figurieren.  Einer 
der  Vertreter  gehört  der  äussersten  Linken,  drei 
der  Linken,  einer  dem  Centrum,  drei  der  Rechten 
und  einer  gar  keiner  Fraktion  an.  Eine  bessere  Be- 
rücksichtigung aller  Richtungen  und  Schattierungen 
wäre  wohl  kaum  möglich.  Durch  den  Initiativvor- 
schlag wird  nun  aber  die  Beibehaltung  dieses  Zn- 
standes auch  für  die  Zukunft  ermöglicht  Die  Gegner 
der  Initiative  sollten  sich  damit  befreunden  können. 
Wenn  also  von  einer  Ungleichheit  oder  Ungerech- 
tigkeit gesprochen  wird,  so  könnte  dies  nur  eine 
formale  und  theoretische  sein.  In  Wirklichkeit  würde 
nichts  Neues  und  namentlich  nichts  Unbilliges  ge- 
schaffen. 

Die  Erfahrungen  der  letzten  Jahro  fordern  aber 
in  anderer  Beziehung  noch  eine  Berücksichtigung. 
Es  darf  wohl  gesagt  werden,  dass  die  gelegentlich 
stets  geforderte  Fühlung  mit  dem  Volke  kerne  Fort- 
schritte gemacht  hat  und  dass  im  Gegenteil  die  be- 
kannte Kluft  zwischen  den  eidgenössischen  Räten 
und  dem  Schweizervolk  grösser  und  weiter  geworden 
ist.  Wir  müssen  leider  konstatieren,  dass  die  Ver- 
werfungssucht im  Volk  immer  weitere  und  zwar 
auch  liberale  und  radikale  Kreise  ergreift  Eine  der  Ur- 
sachen dieser  Erscheinung  ist  gewiss  darin  zu  suchen, 
dass  gewisse  Gruppen  und  Richtungen  in  diesem 
Rat  noch  gar  nicht  oder  nicht  richtig  vertreten  sind. 
Es  giebt  solche,  die  noch  ferngehalten  sind,  zu  spät 
zum  Worte  gelangen.  Sio  sollten  schon  hier  im  Rato 
mitreden  können  und  müssen.  Wenn  sie  es  erst 
.später  thun  können,  so  besteht  die  Gefahr,  dass  sie 
der  Negation  verfallen  und  dass  ihre  Anhänger  ihre 
Unzufriedenheit  mit  dem  Stimmzettel  zum  Ausdruck 
bringen.  Der  20.  Mai  hat  dies  doch  gewiss  recht 
anschaulich  bewiesen.  Ich  will  auf  diesen  Punkt 
nicht  woitor  eintreten.  Aber  es  scheint  mir,  dass 
im  Interesse  des  Landes  etwas  geschehen  sollte,  um 
dio  Ucbelstände  zu  beseitigen,  die  bereits  begonnen 
haben,  das  öffentliche  Wohl  zu  gefährden.  Diejeni- 
gen, die  hier  nicht  vortreten  sind,  zählen  darauf, 
dass  das  proportionale  Wahlvorfahren  ihnen  zu  dieser 
Vertretung  verhelfen  werde.  Ich  würde  es  daher  als 
ein  Mittel  der  Pacifikation  betrachten,  wenn  wir 
ihren  Wunsch  orfüllen  und  durch  einen  Akt  des 
Entgegenkommens  sie  zu  versöhnen  suchen.  Ich 
wiederhole,  dass  es  sich  in  der  Hauptsache  nicht 
um  ein  paar  Sitze  in  diesem  Saale  handelt,  sonder i 
darum,  dass  im  öffentlichen  Denken  und  Fühleu 
ein  gewisser  Wandel  geschaffen  wird,  damit  alle 
bedeutenden  Richtungen  und  Gruppen,  mehr  als  bis 
anhin,  schon  im  Rato  solbst  mitarbeiten  können, 
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Ich  bin  überzeugt,  dass,  wenn  die  proportionale 
Vertretung  in  der  Eidgenossenschaft  eingeführt  wird, 
wir  die  gleiche  Erscheinung  wie  In  den  Kantonon 
erleben  werden,  nämlich  die  Erscheinung,  dass  die 
früheren  Gegner  der  Proportionalität  sich  in  Freunde 
und  Anhänger  derselben  verwandeln. 

In  diesem  Sinne  empfehle  ich  Ihnen  die  An- 
nahme dea  Antrages  der  Minderheit  der  Kommission. 


M.  Calame-Colln :  Dien  quo  les  opinions  soient 
sans  doute  dejä  faites  apres  la  discussion  d'au- 
jourd'hui  et  le  grand  debat  de  1K98,  jo  prends  la 
liberte  de  vous  präsenter  encore  quelques  conside- 
rations  ä  l'appui  de  la  demande  d'initiative  en  ce 
qui  ooncerne  l'election  d'apres  le  Systeme  propor- 
tionnel  da  oonseil  national. 

Jai  l'bonneur  d'ötre  deputö  d'un  canton  ob  la 
proportionnelle  existe  depuis  9  ans  et  oü  eile  a 
donne  dea  resultats  excellents.  Personne,  j'en  suis 
sür,  ne  me  dementira.  Actuellement  ce  Systeme 
electoral  est  pratique  ä  Geneve,  Neuchatel,  Soleure, 
au  Tesain,  Zoug  et  Schwyz.  Je  fais  remarquer  en 
passant  qu'au  Tessin  lo  conseil  föderal  a  impose  la 
proportionnelle  a  ce  canton  pour  y  ramener  la  paix. 
ABale-vllle  le  principe  est  pose,  mais  l'application 
n'en  a  pas  encore  ete  laite. 

Nous  avons  eosuite  de  nombreuses  oommunes 
oü  la  proportionnelle  est  mise  en  pratique,  d'autres 
oü  eile  est  lacultative.  A  Berne  eile  donne  de  bons 
resultats,  je  crois,  car  dans  la  ville  de  Demo  oii 
eile  a  ätö  experimentöo  pour  la  premiere  lois,  on  a 
cherche  &  revenir  en  arriere,  mais  le  peuple  a 
maintenu  ce  Systeme  ä  une  majori t.;  plus  forte 
que  celle  qu'il  avait  obtenue  ä  la  premiero  votation. 
A  Lausanne  la  lol  ne  prevoit  pas  la  proportionnelle, 
mais  il  y  a  trois  grands  partis  qui  ont  du  organiser 
entr'eux  le  Systeme  proportionnel. 

Queis  ont  ete  les  resultats  obtenus?  Iis  ne  sont 
pas  partout  les  memes,  cependanton  peuldire  qu'en 
general  ils  sont  bons  et  parfois  excellents,  solon 
que  Ton  a  tenu  oompte  des  habitudes,  des  traditions 
historiques  du  canton.  II  en  est  ici  commo  de  tout 
principe,  de  tout  Systeme,  quand  on  veut  etre  trop 
logique,  trop  theorique,  on  va  trop  loin  et  l'on  ris- 
que  d'aiTiver  a  l'absurde,  il  laut  joindre  la  pratique 
ä  la  theorie;  o'est  le  cas  lorsquo  Ton  disouto  toute 
grande  question  commerciale,  industrielle  ou  autre. 

Partout  oü  eile  a  öte  falte,  l'epreuve  a  donne  en 
tous  cas  des  resultats  bien  superieurs  ä  ceux  du 
Systeme  majoritaire  et  lorsque  l'on  s'estinspire  dos 
vrais  besoins  du  pays,  que  l'on  a  respecte  les  an- 
ciennes  circonscriptions,  que  l'on  n'a  pas  vouiu 
pousser  la  logique  trop  loin,  je  dis  qu  elle  a  donne 
des  resultats  magniftques. 

A  l'egard  de  Geneve,  vous  avez  entendu  les  cri- 
tiques  de  M.  le  Dr.  Vincent,  le  resultat  n'est  pas 
aussi  satisfaisanl  que  dans  le  canton  de  Neuchatel. 
Je  crois  que  l'on  a  voulu  faire  de  la  logique  pure  et 
que  l'on  n'a  pas  introduit  dans  lo  Systeme  ölectoral 
nouveau  lo  tompöramont  du  quorum  qui  pennet  la 
concentration  des  partis,  en  empeche  l'emietlement. 
Bien  des  inconvönients  qui  ont  ete  signales  ne  se 
seraient  pas  presentes  aveo  le  quorum.  On  nous  a 
dit  qu'avec  le  quorum  dans  le  canton  de  Geneve, 
on  supprimait  la  representaüon  de  deux  partis, 


mais  il  n'est  pas  necessaire  de  proceder  partout 
de  memo,  les  besoins  des  cantons  sont  variables  et 
jo  dirai  möme  que  la  base  qui  aurait  dü  etre  adop- 
ted ä  Geneve,  c'est  le  quorum  correspondant  an 
quotient  electorat. 

Je  me  suis  eöorcö  de  rechercher  toutes  les  cri- 
tiques  qui  ont  6t<i  formuiees  depuis  nombre  d'annöes 
contre  le  vote  proportionnel  et  je  les  ai  examineea 
scrieusement,  je  n'en  ai  pas  trouve  une  qui  resiste 
ä  l'analyse.  La  plupart  reposent  sur  le  pröjuge,  le 
parti  pris  et  la  plus  importante  c'est  la  crainte  qu'a 
la  majoritö  de  se  voir  affaiblir. 

La  preniiere  critlque  que  l'on  adresse  au  Systeme 
proportionnel,  c'est  qu'il  desorganlse  les  partis.  Cela 
peut  arriver  avec  une  loi  defectueuse,  mais  si  eile 
est  bien  falte,  cet  inconvenient  n'est  pas  a  redou- 
ter;  il  faut  tout  sirnplement  introduire  le  quorum 
qui  forco  le  groupetnent  des  grands  courants  popu- 
laires,  des  tractions  imporUnles;  lo  danger  est  au 
contraire  de  developper  l'esprit  de  parti. 

La  seconde  critlque  porte  sur  la  ditflculte  de 
repartir  les  fractions.  C'est  une  objeclion  de  detail 
qui  n'a  pas  d'imporlauce.  Lorsqu'on  en  est  lä,  o'est 
que  l'on  a  dejä  un  Systeme  ölectoral  bien  juste  et 
bien  developpe.  Le  Systeme  donne  toute  satisfaction 
aux  fractions  et  si  l'on  veut  en  parier  du  reste,  c'est 
bien  autre  choso  avec  le  Systeme  de  la  majorite 
absolue  qui  donne  tout  aux  uns  et  rien  aux  aulres. 

On  a  dit  encore  qu'il  y  avait  une  trop  grande 
diversite  entre  les  collöges;  qu'en  particulier,  la 
nomitiation  d'un  seul  ou  de  deux  deputes  ütait  con- 
traire a  l'idee  de  la-  represontation  proportionnelle. 
Sans  doute,  I' ideal  serait  d'avoir  un  seul  College 
pour  toute  la  Suisse;  en  pratique  co  serait  impos- 
sible,  mais  il  est  bien  certain  que  plus  un  College 
sera  grand,  plus  le  resultat  sera  juste  d'apre»  le 
systfcmo  proportionnol.  Pour  les  Colleges  nommant 
jusqu'ä  trois  deputes,  le  Systeme  fonetionne  parfai- 
toment  bion,  il  est  moins  parfait  pour  ceux  qui  n'en 
elisent  quo  deux  ou  un  seul,  mais  cela  n'a  aueune 
importanco  au  point  de  vuo  general. 

S'il  s'agissait  de  pays  nouveaux,  on  creerait  des 
arrondi8semcnls  d'egale  Population,  mais  dans  un 
pays  oommo  la  Suisse  oü  les  traditions  veulent  etre 
rcspcctces,  il  n'y  a  pas  d'hdsitalion  a  avoir  et  il 
faut  passer  sur  lo  minirao  inconvenient  de  l'exis- 
tonco  de  Colleges  electoraux  d'importance  inegale. 
Ou  reste  dejä  maintenant  n'avons-nous  pas  vu  des 
deputes  Olus  ä  Zürich  par  20,000  eMectours,  tandis 
quo  dans  d'autres  arrondissements  ils  ne  lo  sont 
que  par  1000  ou  1500?  L'iuconveniont  Signale  existe 
donc  actuellement  avec  le  Systeme  do  la  majorite. 

Au  point  de  vuo  des  resultats  des petits  Colleges, 
je  dounorai  des  delails  sur  le  canton  de  Neuchatel 
et  j'ostime  qu'ils  ont  d'autant  plus  d'interöt  que  la 
di vision  clcctorale  cantonale  correspond  en  petit  ä 
la  division  föderale. 

Au  premier  abord  on  avait  l'intention  de  refon- 
dre  les  Colleges  electoraux  pour  les  avoir  d'egale 
importance,  mais  la  commission  s'est  heurtee  dans 
tout  le  pays  ä  une  Opposition  irreductiblo  et  eile  a 
Consta qu'il  fallait  rospecter  les  arrondissements 
tels  qu'ils  existaient.  Los  proportionnalistes  ont  eu 
le  bon  esprit  de  s'y  soumettre,  parce  qu'ils  dcsi- 
raient  arriver  au  but 

A  Neuchatel  nous  avons  19  Colleges  electoraux, 
dont  trois  nomment  un  et  deux  nomment  deux  de- 
putes.  II  ne  s'esl  produit  aueune  plainte,  aueune 


Digitized  by  Google 


—  tat  — 


reclamation  dans  le  pays  et  U  physionomio  du  grand 

conseil  n'a  pas  6tö  modifieo. 

On  a  dit:  Un  canton,  un  arrondissoment  Cinq 
canlons  ou  domi-caotoos  nomment  an  depute :  Uri, 
Obwald,  Nidwald,  Zoug,  Appenzell  Rh.  Int.  Deux 
cantons  on  nomment  deux:  Claris  et  SchaHbouso. 
Maintenant  quels  sont  las  ropresentants  de  cos  sept 
arrondisseraents .'  Cinq  appartiennent  a  la  gauchc, 
an  au  centre  et  trois  ä  la  droite.  La  proportionnclle 
□o  changera  rien  ä  cetto  ripartltion. 

La  critiquo  quo  l'on  nous  adresse  est  purement 
theerique  ot  sans  valeur  pratique. 

J'ai  entendu  formulor  une  nutrecritique  en  1898 
par  M.  la  president  de  la  Conföderation  d'alors  ä 
l'ugard  Cd  rcmplacoment  d'un  depute  par  ua  Sup- 
plikant. Dans  tous  les  cantons  et  tous  les  pays  on  re- 
connalt  ('immense  progres  quo  röalise  la  propor- 
tionnclle sous  co  rapport.  Au  Heu  de  remettre  tout 
le  Corps  electoral  en  mouvement,  on  prend  le  uom 
qui  suit  e  il  a  obtenu  le  quorum  r'jitementairo,  on 
idmet  qu'on  3  ans  le  corps  Olectoral  no  modilio  pas 
son  oplnion.  Co  Systeme  donne  d'excellents  resullats 
et  empöclio  lo  doveloppement  de  l'espiil  du  parli. 

On  a  dit  quo  lo  Systeme  proportionnel  ttalt  en 
Opposition  avec  nos  instltutions  föderales,  puis- 
qu'applicable  ä  l'ölection  du  consoil  national,  il  ne  le 
serait  pas  a  celle  du  conseil  dos  etats.  Je  ne  vois 
pas  la  corrülation  qui  existo  entre  la  nominaliou  do 
ces  deux  consoils;  M.  Iselin  l'a  dit,  le  conseil  na- 
tional est  lo  represontant  du  peuplo  et  lo  conseil 
des  etats  est  celui  des  cantons.  Du  roste,  ce  qui 
existe  actuollement  est  dejä  anormal,  puisquo  suivant 
les  cantons,  O'Offt  lo  peuplo  oii  lo  grand  cons.il  qui 
nomme  les  deputes  au  conseil  dos  etats. 

Je  reconnais  quo  si  plus  tard  on  pouvait  arriver 
ä  trois  deputes  par  canton,  ce  serait  un  nouv  .au 
progres,  mais  nous  u',u  sommes  pas  la.  En  tous 
cas  il  n'y  a  dans  cette  objection  rien  de  conüaire 
aux  instltutions  fedöralistes. 

J'en  arrive  a  l'ölection  du  conseil  national  par  le 
Systeme  proportionnel,  sans  m'inquieier  de  celle  du 
conseil  des  etat*.  II  y  a  unj  critique  quo  Ton  en- 
tendait  souvont  lormuler  autrofois  ot  raoins  ä  pre- 
c'est  qua  les  lanatiquos  de  la  representation 
rtlonnello  n'avaient  pas  trouve  do  lormuln 
Dt  satistaction  ä  tous.  C'est  unc  graude  errour, 
si  olles  varient  quant  ü  kor  forme,  toutes  les  for- 
mules  sont  ä  peu  pres  les  mömes  au  point  de  vue 
des  principe*,  los  Variante«  ne  sont  quo  secondaires. 
Si  Ton  veut  etre  sincere,  il  fautreconnaitrequ'aveo 
lesystöme  proportionnel,  ilsora  tres  facilo  de  donner 
Mtislaction  au  oorps  electoral  et  do  trouvor  une 
lormulo  satislaisante.  Mais  jo  no  veux  pas  m'etcndro 
la-deasus,  parce  quo  nous  discutons  le  principe  et 
non  son  application.  Disons  cepondanl  quo  lo  Systeme 
reconnu  le  meilleur  est  celui  de  la  coneurrence 
des  liste«  avec  le  quorum.  Dans  le  canton  de  Neu- 
obatel  comme  partout  ailleurs,  nous  avons  constalü 
des  la  premiere  fois  que  lo  dcpouilloment  so  fait 
tres  vite.  Jamals  il  no  s'ost  produit  d'orreur,  ni  au- 
oune  reclamation,  tandis  qu'auparavant  les  recours 
ülectoraux  no  cessaient  do  pleuvoir.  En  Belgique, 
oü  oo  vient  do  le  pratiquer  pour  la  prämiere  lois, 
tout  s'est  passe  avec  calme.  On  ne  peut  pas  en 
dire  au  taut  des  elections  laites  sous  le  regime  de 
la  majorite  absolue,  je  VOM  eu  prends  tous  a  temoins. 

On  parle  d'embrigadomont  des  partis,  puis  d'c- 
mlettement  de  ces  meines  partis.   Ccs  critiques  so 


,  contredisent  l'une  l'autro.  C'est  une  erreur  du  roste 

quo  do  parier  d'cmbrigadement  do  partis,  il  no  se 
pratique  pas  plus  avec  la  proporlionnelle  qu'U  ne 
se  pratiquo  aujourd'hui.  Au  contraire,  aujourd'hui, 
dans  un  canton  ob  les  partis  se  serrent  de  tres  pro«, 
ils  doivent  lairo  des  efforts  önormes  pour  exister: 
c'eat  la  lutto  pour  la  vio.  Si  un  parti  est  battu  graco 
ä  l'obtcntion  do  quelques  voix  do  moins  que  l'ad- 
versairo,  il  disparatt  conipletemont  de  la  scene  po- 
litiquo,  il  n'oxorco  plus  aueuno  influcnce  Avec  la 
propartionnclle,  il  en  est  tout  autrement,  il  est  re- 
presonto  dans  la  mesuro  do  ses  forcos  electoralcs. 
Si  un  parti  suhlt  un  öchoc,  ce  n'cst  que  d'une 
maniero  tout-ü-Iait  partielle,  il  aura  un  peu  moins 
de  düputüs,  mais  il  ne  diäparait  pas  de  la  soene 
politique. 

On  a  dit  que  la  majorite  devalt  etre  forte  et 
compacte  pour  pouvoir  diriger  la  barque  du  gouver- 
noment  avec  precision  et  lermole.  M.  Dioley  a  dejä 
repondu  a  cet  rrgument,  mais  j'ajouterai  ceci,  c'est 
que  s'il  oxiste  une  majorite  dans  le  pays,  eile  doit 
«'Ire  obteuuo  precisement  par  lo  vote  proportionnel. 
Si  par  contra  il  n'y  a  pas  do  majorite  dans  lo  pays, 
je  Iis  quo  le  parlement  doit  ötro  l'image  du  peuple, 
autrement  l'on  crecrait  des  injustices. 

En  relisant  le  bulletin  stenographique  do  1898  et 
les  recentes  broebures  publiees  sur  la  matidre,  je  ne 
connais  quo  les  critiques  que  je  vions  do  rappeler. 
Voyons  maintenant  les  avanta  i  -  du  vote  propor- 
tionnel. Iis  sont  nombreux. 

En  premler  lieu,  la  suppression  des  compromis 
politique«,  compromis  immoraux  que  l'on  peut  qua- 
1  iiier  d'une  maniere  severe.  Avec  la  proportlonnelle, 
ils  n'ont  plus  leur  raison  d'etre.  Chaque  parti  lutto 
pour  sos  prineipes,  sans  avoir  a  recourir  aux  mar- 
chandages.  Quclquefois,  la  majorite,  par  habilete 
ou  bienveillance,  aecordait  ä  la  minoritä  un  certain 
nombre  de  deputes.  Mais  onn'arrivait  ainsi  ä  satis- 
faire  personno.  Le  systöme  proportionnel  par  contre 
assuro  a  chacun  son  droit  d'aprös  sa  force  61ecto- 
rale. 

Second  point  tr6s  important:  Avec  la  proporlion- 
nelle une  detente  oxtraordinaire  s'est  produlte  dans 
l'osprit  public.  On  lutte  pour  un  principe,  un  Pro- 
gramme, les  pcrsonnalites  etant  mises  au  second 
rang.  Plus  de  personnalites  blessantes  comme  U 
s'en  Taisait  avec  lo  Systeme  de  la  majorite  absolue. 
On  se  croya it  oblige  d'ercintor  un  oandidat  pour 
l'empöcber  de  reussir,  aujourd'hui  on  le  laisse  tran- 
quille. 

Les  couditions  de  la  lutto  eloctoralo  so  sont  ainsi 
consl<lerabioment  ameliorges.  Elle  se  präsente  avec 
plus  de  dignito  et  assuro  aux  candidats  leur  inde- 
pendance.  Diente  pour  les  minorit^s  d'etre  repre- 
sontees  non  par  dos  concesslons,  independanee  pour 
los  deputes  nommes  jusqu'a  present  par  la  grflee 
do  la  majorite  et  n'ayant  pas  toujours  leurs  coudees 
Iran cli es.  M.  Callati  disait  que  les  deputes  ne  de- 
vaient  pas  etre  prisonniors  d'un  parti,  que  la  pro- 
purtionnelle  les  lerait  jouer  ce  rOle.  Je  ne  suis  pas 
d'aecord.  II  vaut  bien'mieux  qu'ils  soient  los  reprö- 
scDtants  d'un  parti  que  d'etre  les  prisonniers  d'une 
majorite.  On  parvient  lorcement  k  ameliorer  l'etat 
d'esprit  dans  un  pays  ob  l'on  pratique  la  propor- 
tionnelle,  on  arräte  les  luttes  haineuses  et  violentes. 
Car  les  minorites  qui  n'obtiennont  rien,  se  laissent 
aller  au  decouragement,  manifestent  leur  meconten- 

touje 
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pensöes  de  mefiance  qui  fönt  le  malheur  <fan  pays 
el  provoqucnt  des  soutimeuts  de  revolte.  Nous  avous 
vu  dans  le  cours  de  untre  histoire  des  erneutes  se 
produire  griiee  ä  ce  funesto  Systeme  electoral  du 
tout  aux  uns  et  rieu  aux  au  lies. 

Sous  l'egide  de  la  proportionnelle,  les  citoyens, 
au  lieu  d'etre  döliants  les  uns  des  autres,  travaillont 
tous  ensemble  ä  la  prosperite  du  pays. 

Nous  sommes  arrives  dans  le  cautou  de  Neu- 
chatel  a  transiormer  completement  l'csprit  public. 
Nous  vivions  de  raneune,  dehalno.  Moi-memo  j'ap- 
partiens  ä  une  minorite  qui  pendant  biou  des  annees 
vecut  de  mecontentements,  se  ruidant  compte  qu'ellc 
n'oecupait  pas  la  place  qui  lui  revenait.  Aujourd'bui, 
tous  cos  ressentiments  ont  londu  comme  la  glaco 
au  !eu  du  soleil.  II  s'est  produit  un  rapprocheninnt 
entre  les  hommes  des  divers  groupes  politiques, 
qui  s'estimont  reeiproquement,  chaquo  partf  con- 
servant  son  existence  independante.  Tous  travaillent 
ensemble  pour  le  bien  du  pays.  Dans  la  question 
des  assurances,  tous  les  partis  neuchatelois  ont  pu 
se  mettre  d'aecord  au  grand  conseil  pour  voter  un 
Kystome  qui  o  rocu  l'approbation  du  peuple.  On  ;irrive 
ainsi  ä  de  bien  meillours  resultats. 

Un  autre  avantage,  c'est  l'augmentation  tres 
sensible  des  electeurs  romplissant  leurs  dsvoirs  cl- 
viques.  Anciennement,  danscertains  grands  Colleges, 
la  minorite,  sachant  qu'elle  votait  inutilement,  ne 
prenait  plus  part  au  voto  et  on  n'arrivait  I  mettre 
en  ligne  dans  les  grandes  occasions,  quoCOO  ä  700 
electeurs  sur  6000  inscrits.  Dans  d'autres  votes,  pour 
des  elections  de  deputes,  on  n'en  comptait  memo 
que  300.  Aujourd'nui,  ce  möme  College  voit  4500 
electeurs  remplir  leurs  devoirs  civiques. 

La  proportionnelle  est  necessaire  dans  les  arron- 
dissements  oü  il  y  a  plus  de  deux  partis.  Vous  etes 
Iorces  d'arriver  ou  bien  ä  une  coalition  immorale 
ou  en  tous  cas  pas  recommandablo,  ou  bien  a  un 
Systeme  qui  permette  a  deux  des  trois  partis  de 
renssir  sur  le  dos  du  troisieme.  C'est  un  Systeme 
injuste,  tandis  que  la  proportionnelle  donne  ä  cha- 
oun  ce  qui  lui  est  dü.  Une  fois  la  proportionnelle 
adoptee  et  mise  en  pratique,  la  majorite  n'a  plus 
besoin  de  faire  de  concessions,  ello  so  borne  ä 
designer  ses  mandataires. 

Je  reconnais  qu'aujourd'hui  la  majorite  fait  dans 
tous  les  arrondissements  certaines  concessions ;  c'est 
en  partie  par  habilete,  en  partie  gräce,  on  l'a  dit, 
äl'adoucissement  des  moeurs  electorales.  Mais  vienne 
une  grosse  question  politique  qui  passionnera  l'opi- 
nion,  la  majorite  declarera  que  dans  des  conditions 
semblablos,  ello  ne  pout  plus  fairo  de  concessions. 
Gela  est  certainement  do  l'injustico,  car  olle  no  pennet 
ä  la  minorite  d'etre  representee  que  si  eile  le  jugo 
bon.  Faisons  ces  concessions  au  moyen  d'une  loi 
et  non  plus  par  les  caprices  d  une  majorite.  Tous 
les  cantons  qui  ont  applique  la  proportionnelle  ne 
voudraient  pas  revenir  en  arriere,  pas  meine  le  canton 
de  Genevo  oü  la  proportionnello  a  etö  exposeo  a 
certaines  critiques.  On  y  etudie  la  question  du 
quorum,  on  cherobe  ä  ameliorer  les  details  d'appli- 
cation,  mais  je  mets  au  defl  les  adversaires  de 
1«  proportionnelle  de  la  faire  supprimer.  Elle  s'est 
etablie  deOnitivement,  eile  donne  d'excellents  re- 
sultats et  favorise  la  paix  sociale. 

Encore  un  avantage.  On  n'a  plus  besoin  de  Tairo 
de  la  geographio  electorale,  car  il  s'agit  tout  sira- 
plement  pour  les  partis  de  t enter  un  effort  pour  ar- 


river  h  obtenir  la  representatlon  ä  laquelle  Iis  ont 
droit  On  l'a  fait  aussi  remarquer:  Daus  un  corps 
legislatif  61u  par  la  proportionnelle,  le  niveau  intel- 
lectucl  monte,  ce  sont  les  candidats  les  plus  ca- 
pables  qui  arrivont  aux  affaires,  apportant  le  bene- 
llco  do  leur  experience  et  les  lumiferes  de  leur  in- 
tolligenco  superieure. 

J'aurais  d'autres  considerations  faire  valoir 
encore,  mais  j'y  renonce,  pour  nepas  etre  trop  long. 

Tout  Systeme  electoral  etabli  surle  principe  que 
seulo  la  majorite  dos  votants  a  droit  a  etre  repre- 
seutee  et  que  la  ou  les  minorites  sont  exclues  do 
toule  representation,  est  inique.  II  n'ostplus  digne 
de  notro  epoque  do  progres  et  de  demoeratie.  Ce 
systömo  est  celui  de  la  majorite  absolue.  Le  maintien 
d  un  Systeme  aussi  injuste,  suraune,  estcontraire  k 
la  paix  sociale.  II  produit  des  conflits  et  des  lutte« 
se  terminant  par  recrasemont  des  plus  faibles  par 
les  plus  forts. 

Le  Systeme  majori  tairo  violo  l'egalite  qui  doit 
existor  pour  tous  les  citoyens.  Chaquo  citoyen  doit 
avoir  le  droit  d'etre  reprösente  dans  les  conseils  de 
la  nation.  Le  Systeme  majoritaire  rend  ce  droit  illu- 
soire  pour  les  minorites. 

Dans  50  ans,  il  sera  aboli  dans  toutes  les  de- 
moeratics  et  qualitie  de  monstrueux. 

Mirabeau  en  faisant  a  la  tribune  des  etats  gene- 
raux  le  commentaire  do  la  «Declaralion  des  droits 
de  l'homme»,  afürmait  au  milieu  des  applaudisse- 
ments  unanimes,  qu'une  assemblee  representative, 
pour  etre  legitime,  doit  reproduire  avec  leurs  pro- 
portions  tous  les  Clements  du  corps  electoral,  sans 
quo  les  Clements  les  plus  considerables  (la  majoritä) 
puissent  faire  disparaltro  les  moindres  (les  minorites). 
11  faisait  un  siecle  d'avance  la  definition  parfaite 
de  la  representation  proportionnelle. 

Celle  ci  se  base  en  effet  sur  un  principe  juste. 
C'est  que  la  majorite  doit  l'emporter  sur  la  minorite, , 
mais  seulement  dans  la  proportion  oü  eile  est  ma- 
jorite. 

.  C'est  ce  qui  arrive  partout  oü  la  proportionnelle 
a  ete  adoptee.  Parlant  des  elections  beiges  qui  vien- 
nent  d'avoir  lieu,  le  grand  journal  «Le  Temps» 
concluait  un  imporlant  article  comme  suit: 

«L'essentiel  est  de  constater  que  le  prmeipe  da 
proportionnalismo  a  accompli  a  son  avenement,  und 
revolution  paeißque  en  Belgiquc,  qu'il  a  rendu  ä 
chaque  opinion  son  autonomie,  sa  vie  memo;  qu'il 
a  balaye  les  majoriles  artiflcielles  et  les  coalitions 
contrenature;  qu'il  a  fait  du  parlement  une  reduc- 
tion  exaelo  du  pays.  —  Plus  on  etudie  de  pres  cette 
jouroco  historique  du  27  mai,  dans  laquelle  la  petito 
Helgiquo  a  servi  une  fois  de  plus,  comme  la  Suisse, 
do  laboratoire  a  I'Europe  dtimoeratique  et  plus  on 
constatera  les  resultats  politiques  immediats  de 
cette  grande  Innovation.» 

C'est  le  plus  bei  eloge  que  l'on  pulsse  faire  de 
la  proportionnelle.  II  a  d'autant  plus  de  valeur  qu'il 
est  absolumont  vrai. 

II  faut  avoir  habite  un  pays  divise  comme  l'dtait 
le  canton  de  Neuchatel  avant  la  proportionnello, 
pour  en  constater  les  heureux  fruits.  Aujourd'hui 
les  Neuchätelois  sont  un  peuple  heureux  et  uni. 
Les  partis  n'ont  pas  desaime;  mais  l'estime  et  la 
conflance  muluelles  ont  rem  place  le  mecontentement 
et  la  baina  La  minorite  a  le  sentiment  qu'elle  a 
son  mot  ä  dire  legalement  et  sa  place  sa  soleil  de 
la  repuMique. 
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La  Suisse,  terre  classique  de  la  democratie,  s'est 
laisseo  devaacer  par  la  Bolgique,  duat  le  liberalisme 
francais  se  prepare  a  sulvre  le  bei  exemple.  Mals 
il  n'  est  jamals  trop  tard  poor  bien  faire  et  rattraper 
le  temps  perdu.  L'experience  faite  dans  plusleurs 
cantons  est  concluante.  N'hesitons  pas,  Messieurs 
et  oben  colleguesl  Salaons  ce  grand  progres  et 
engageons  le  peuple  suisse  ä  l'inserer  dans  la  Cons- 
titution. Pour  ce  qui  me  concerne,  je  voterai  avec 
coovicUon  l'initiative  demandant  la  roprösentation 
proportionnelle,  persuade  qu'elle 
pour  notre  obere  patrle. 


Curtt  t  So  viel  auch  schon  in  dieser  Angelegen- 
heit gesprochen  wurde,  so  glaube  ich  doch,  dass 
noch  zwei  Punkte  aulgegriffen  werden  sollten,  die 
in  unserer  Debatte  nooh  keine  nähere  Erörterung 
gefunden  haben,  von  denen  man  aber  doch  dann 
spricht,  wenn  öffentlich  in  der  Presse  und  im  Volk 
über  diese  Frage  diskutiert  wird. 

Ich  habe  schon  wiederholt  sagen  hören,  dass  die 
Einfuhrung  des  proportionalen  Wahlverfahrens  ver- 
«i.  Man  hätte  dasselbe  damals  einführen 
als  der  Bund  noch  ein  reiner  Repräsentativ- 
staat  war  und  wir  das  Referendum  noch  nicht 
hatten.  Ich  gebe  zu,  dass  das  proportionale  Wahl- 
verfahren  in  jener  Zeit  vielleicht  eine  grössere 
praktische  Bedeutung  gehabt  hätte,  als  heute.  Denn 
damals,  als  das  Referendum  noch  nicht  vorhanden 
war,  um  die  Volksmeinung  gegenüber  den  Räten 
geltend  zu  machen,  musste  man  ganz  besonders 
wünschen,  dass  alle  Gruppen  der  Bevölkerung,  seien 
es  politische,  religiöse  oder  wirtschaftliche,  in  der 
Repräsentation  zum  Worte  kämen,  um  die  Reprä- 
sentation davon  abzuhalten,  einseitig  zu  werden  und 
Gesetze  zu  erlassen,  welche  die  Sympathien  eines 
grossen  Teils  der  Bevölkerung  nicht  finden.  Ich 
glaube  auch,  dass  wenn  damals  das  proportionale 
Wahlverfahren  eingeführt  worden  wäre,  uns  man- 
cherlei Reibungen,  Verlegenheiten,  Missverständnisse 
and,  wenn  Sie  wollen,  unnatürliche  Allianzen  er- 
spart geblieben  wären.  Dennoch  kann  ich  nicht 
zugeben,  dass  die  Einführung  dieser  Institution  nun 
unterbleiben  dürfe.  Denn  gerade  die  Erfahrungen, 
welche  wir  mit  der  Anwendung  des  Referendums 
gemacht  haben,  sind  uns  zum  Beweis  dafür  gewor- 
den, dass  wir  gut  thäten,  die  Volksmeinung  schon 
hier  im  Rate  möglichst  deutlich  und  umfassend  zu 
vernehmen  und  die  verschiedenen  Ansichten  der 
verschiedensten  Bevölkerungsschichten  nicht  erst 
dann  zu  erfahren,  wenn  eine  Gesetzesvorlage  aus- 
gearbeitet ist.  Das  Vertrauen  in  unsere  Entschlies- 
sungen  und  die  Zustimmung  zu  den  Gesetzen,  die 
wir  ausarbeiten,  würde  ohne  Zweifel  grösser  sein, 
wenn  die  Parteien  in  dem  Verhältnis,  in  welchem 
sie  in  der  Bevölkerung  selber  vorhanden  sind,  hieher- 
kommen, hier  ihre  Principien  und  Ansichten  geltend 
machen  könnten  und  wenn  auch  bisher  unvertretene 
kleinere  Gruppen  hier  ein  Wort  hätten.  Es  wird 
sich  um  so  mehr  eine  Harmonie  zwischen  der  Ge- 
setzesarbeit des  Nationalrates  und  der  Bundesver- 
sammlung und  unserm  Volk  herstellen,  je  mehr 
schon  das  .Parlament  ein  Bild  der  Meinungen  und 
Interessen  des  Volkes  ist.  Darum  wird  die  Ein- 
Institution  nicht  ein 


sondern  sie  wird  uns,  wenn  wir  sie  jetzt  vornehmen, 

in  der  Zukunft  von  einer  Reihe  von  Verlegenheiten 
und  Missgriffen  fernehaltan.  Sie  wird  zwischen  der 
Meinung,  die  sich  hier  im  Rate  geltend  macht,  und 
der  öffentlichen,  oder,  wenn  das  Wort  erlaubt  ist, 
der  Referendums-Meinung  eine  bessere  Ueberein- 
slimmung  herbeiführen. 

Ein  anderer  Punkt  ist  der:  Man  hat  die  Ini- 
tialen schon  gefragt :  Warum  wollt  Ihr  denn  einen 
proportionalen  Nationalrat  und  nicht  auch  einen 
proportionalen  Bundesrat  1  Ihr  seid  inkonsequent. 
Die  konsequente  Ausführung  der  Grundsätze,  welche 
Ihr  predigt,  würde  erheischen,  dass  man  auch  eine 
proportional  gewählte  Regierung  hätte. 

Auch  darauf  ist  zu  antworten.  Man  kann  ver- 
schiedener Meinung  darüber  sein,  ob  auch  Admini- 
strativbehörden und  insbesondere  Regierungen  pro- 
portional gewählt  werden  sollen  oder  nicht.  Hier 
ist,  glaube  ich,  das  Bedürfnis  weniger  dringlich, 
und  auch  der  Natur  der  Sache  nach  ist  die 
Anwendung  des  gleichen  Grundsatzes  weniger  nötig, 
als  bei  der  Zusammensetzung  der  gesetzgebenden, 
bezw.  gesetzesvorbereitenden  Behörden.  In  den 
Administrativbehörden  kommt  es  viel  weniger 
darauf  an,  dass  die  verschiedenen  politischen 
Parteien  vertreten  seien;  vielmehr  geben  oft 
andere  Gesichtspunkte  den  Ausschlag,  ob  der 
Betreffende  sich  eignet  für  die  Besorgung  eines 
bestimmten  Ressorts,  und  man  kann  sich  sehr  wohl 
denken,  dass  jemand,  der  ein  guter  Militär  ist  oder 
ein  gnter  Forstwirt  oder  ein  guter  Finanzmann  oder 
ein  guter  Bautechniker,  sich  ganz  vorzüglich  als  Mit- 
glied einer  Regierung  eignet,  auch  wenn  er  nicht 
ausgesprochener  massen  einer  Partei  angehört,  und 
dass  die  Sympathien  der  Mitbürger  sich  gerade  des- 
wegen ihm  zuwenden,  abgesehen  von  der  politischen 
Parteifarbe,  weil  sie  in  ihm  einen  richtigen  Verwal- 
tungsmann erkennen.  Man  darf  deshalb  diese  beiden 
Fragen  nicht  unnötig  mit  einander  vermischen.  Wir 
haben  in  den  Kantonen  und  im  Bunde  die  Erfahrung 
gemacht,  dass  die  Bestrebungen  hauptsächlich  auf 
die  proportionale  Zusammensetzung  der  Grossen 
Räte  und  des  Nationalrates  gerichtet  sind,  dass  man 
dagegen  auf  eine  proportionale  Zu 
der  Regierungen  viel  weniger  Gewicht  legt, 
nun  aber  nach  der  Meinung  der  Initianten  auch  der 
Bundesrat  vom  Volke  gewählt  würde,  so  glaube  ich, 
wäre  für  die  Proportionalität  schon  durch  die  Volks- 
wahl selber  genügend  Rechnung  getragen,  denn  es  stellt 
sich  ohne  Zweifel  eine  Proportionalität  hier  ganz  von 
selbst  her.  Wenn  wir  9  Bundesräte  aus  9  Kantonen 
wählen  müssen,  so  ist  gar  nicht  zu  befürchten,  dass  eine 
Mehrheitspartei  in  den  Räten  in  der  Lage  wäre,  alle 
oder  fast  alle  Sitze  für  sich  in  Anspruch  zu  nehmen. 
Wir  sehen  ja,  dass  überall,  wo  das  Volk  in  den 
Kantonen  die  Regierungen  selber  bestellt,  diese 
Regierungen  mischte  sind  und  dass  man  dabei 
grösseren  Minderheiten  Rücksicht  trägt  Das  Gleiche 
würde  sich  im  Bund  umsomehr  ereignen  müssen, 
als  keine  Partei  in  der  Lage  wäre,  aus  neun  Kan- 
tonen nur  Vertreter  ihrer  eigenen  Richtung  hiebet 
zu  bekommen.  Keine  Konfession,  kein  Landesteil, 
keine  Rasse  und  Sprache,  keine  polltische  oder 
andere  Partei  könnte  über  neun  Sitze  verfügen.  A«f 
diesem  Grunde,  glaube  ich,  ist  es  nicht  zutreffend, 
wenn  man  uns  der  Inkonsequenz  zeiht,  weil  wir 
die  Proportionalität  bloss  für  den 
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aber  für  den  Bandesrat  fordern.  Beim  erstem  ■ 
müssen  wir  dieselbe  auf  dem  Wege  des  Gesetzes 
zu  erlangen  suchen,  beim  letztern  liegt  die  Garantie 
einer  proportionalen  Wahl  schon  in  dem  Umstände, 
dass  neun  Vertreter  aus  neun  verschiedenen  Kan- 
tonen genommen  werden  sollen. 

Gestatten  Sie  mir,  indem  ich  an  diese  Erörterungen 
anschliesse,  auch  noch  einigo  weitere  Einwürfe  zu 
widerlegen,  die  wiederholt  gegen  das  proportionale 
Wahlverfahren  gemacht  worden  sind.  Es  ist  nicht 
mehr,  wie  es  früher  war,  als  Herr  Professor  Hilty 
sein  Gutachten  ausarbeitete,  dass  keine  Republik 
oder  nur  eine  oinzige  dieses  Vorfahren  angewendet 
hätte.  Wir  haben  unterdessen  eine  grosse  Anzahl 
von  Republiken  die  Proportionalitat  einführen  sehen. 
Nioht  nur  ist  die  Monarchie  Brasilien  zur  Republik 
Ubergegangen,  ohne  dass  sie  deshalb  auf  das  pro- 
portionale Wahlverfahren  verzichtet  hätte.  Man 
braucht  gar  nicht  soweit  auszuholen.  Eine  ganze 
Reihe  schweizerischer  Kantone  und  Scbweizerstädte, 
also  Republiken,  haben  dieses  Verfahren  angewendet 
Aber  nachdem  das  nun  geschehen  ist,  sucht  man 
die  Richtigkeit  der  Praxis  des  proportionalen  Wahl- 
verfahrens  in  diesen  Kantonen  anzufechten.  Wir 
hören  dabei  sehr  viel  vom  Kanton  Zug.  Es  ist  ein 
grosses  Aufsehen  gemacht  worden,  als  vom  Kanton 
Zug  die  Rode  war,  weil  dort  die  Minderheit  nicht 
zu  ihrem  Recht  gekommen  sei,  obwohl  auf  dem 
Gesetzeswoge  das  proportionale  Wahlverfahren  ein- 
geführt worden  sei.  fch  glaube,  keiner  der  Anhänger 
des  proportionalen  Wahlverfahrens  halte  dafür,  dass 
das  zugerischo  Verfahren  ein  richtiges  Beispiel  sei. 
Man  wird  es  meines  Erachtens  nirgends  mehr  an- 
wenden. Damit  wäre  die  Sache  eigentlich  sohon  er- 
ledigt Aber  auch  im  Kanton  Zug  war  dieses  neue 
Verfahren  trotz  seines  Mangels,  dass  es  bei  der  Be- 
rechnung des  Bruchteils  die  Minderheit  zu  wenig 
berücksichtigt,  doch  ein  Fortschritt  gegenüber  dem 
früheren  Mehrheitssystem.  Wenn  dieses  Verfahren 
einen  Fehler  hatte,  so  lag  er  gerade  darin,  dass  es 
dem  alten  Mehrheitsverfahren  noch  eine  Konzession 
gemacht  hat  Wir  haben  hier  darüber  diskutieren 
boren,  und  ich  glaube,  man  darf  sagen,  dass  man 
formell  sogar  denjenigen  Standpunkt  einnehmen 
konnte,  welchen  die  Zuger  Regierung  eingenommen 
bat,  dass  aber  das  billige  Recht  gegen  denselben 
sprach,  weshalb  eine  grosse  Mehrheit  in  diesem 
Rate  die  Zuger  Regierung  mit  ihrem  Rekurse  ab- 
wies. Jener  Rekurs  ist  so  rasch  erledigt  worden  und 
hat  im  Lande  so  wenig  Wellen  geworfen,  dass  man 
ifan  sehr  wohl  mit  jenen  andern  Rekursen  ver- 
gleichen darf,  die  wir  hier  bebandelt  haben  und 
die  sich  auf  die  Anwendung  des  Mob rheits Verfahrens 
bezogen,  mit  jenen  Rekursen,  die  aus  dem  Kanton 
Tessln  gekommen  sind  und  uns  hier  jahrelang 
in  Atem  gehalten  haben,  bis  auch  dort  eine  ruhigere 
Periode  eintreten  konnte,  und  mit  jenen  Wahlkreis- 
angelegenheiten, die  wir  hier  beraten  haben,  nicht 
ohne  uns  jeweiien  aufs  heftigste  zu  entzweien.  Ich 
glaube  also,  das  Beispiel  des  Kantons  Zug  könne 
in  keiner  Richtung  angeführt  werden,  um  gegen 
den  Proporz  etwas  Erhebliches  vorzubringen.  Wie 
sehr  man  auch  im  Kanton  Zug  prlucipieU  an  dem 
neuen  Verfahren  festhalten  und  es  nur  verbessern 
will,  hat  unl&ngst  die  Diskussion  im  Grossen  Rate 
des  Kantons  Zug  bewiesen,  wo  mit  allen  gegen,  ich 
glaube  nur  etwa  7  Stimmen  am  proportionalen  Wahl- 
verläufen festgehalten  wurde,  auch  von  den  dortigen 


,  Liberalen  und  den  dortigen  Arbeitern,  welche  bei 
der  Berechnung  des  Brecht  ils  zu  kurz  gekommen 
sind,  und  habe  ich  richtig  gelesen,  so  war  es  unser 
Kollege,  Herr  Dr.  Iten,  welcher  der  weiteren  An- 
wendung des  proportionalen  Verfahrens  in  Zug  das 
Wort  geredet  hat 

Ein-  andere,  oft  angefochtene  Art  der  Propor- 
tionalität ist  diejenige  vonSchwyz,  die  ohno  Zweifel 
auch  nicht  vollkommen  Ist  Man  hat  sie  vielfach 
bomängelt,  und  es  lässt  sich  gar  nicht  leugnen, 
dass  man  ein  alle  Interessen  besser  berücksichti- 
gendes System  hätte  finden  können.  Dennoch  muss 
gesagt  werden,  dass  nun,  während  frühere  Wahlen  im 
Kanton  Schwyz  immereine  bedeutende  Aufregung  ver- 
ursacht haben  und  die  Mindorhoitsparteien  über  die 
Anwendung  des  Mehrheitsprincips  laute  Klage  führten, 
bei  der  ersten  Anwendung  des  proportionalen  Ver- 
fahrens eine  ganz  friedliche  und  friedfertige  Stim- 
mung geherrscht  hat  und  dass  man  im  Bewusstsein 
der  Thatsache,  nicht  mehr  Vertreter  zu  bekommen, 
als  einem  gehören,  schon  im  voraus  darauf  verzichtet 
hat  auch  nur  mehr  zu  wollen. 

Ich  glaube,  das  sind  sehr  bedeutende  Beweise 
für  die  Zweckmässigkeit  eines  Verfahrens,  das  nun 
seinen  Rundgang  durch  die  Kantone  unternommen 
hat  und  auch  Einlass  in  diesem  SarJe  begehrt 

Was  das  System  selber  anbetrifft  so  lässt  sich 
ja  nicht  bestreiten,  dass  ihm  eine  gewisse  Künst- 
licbkeit  eigen  ist.  Diese  schwache  Seite  des  Systems 
darf  uns  aber  in  keiner  Welse  verleiten,  es  einem 
andern  nachzusetzen,  das  sehr  viel  weniger  richtig 
ist  das  viel  mehr  zu  Gewalttätigkeiten  und  Unge- 
rechtigkeiten führt,  als  dasjenige,  das  wir  haben.  Ich 
glaube  überhaupt,  es  ist  eine  verfehlte  Taktik  in 
der  Politik,  wenn  man  von  denen,  die  etwas  Neues 
wollen,  verlangt  dass  sie  nun  etwas  durchaus  Voll- 
kommenes bieten.  Etwas  durchaus  Vollkommenes 
zu  bieten,  ist  darum  schon  nicht  möglich,  well  man 
immer  mit  bestehenden  Verhältnissen  und  mit  herr- 
schenden Ueborzeugungen  paktieren  muss,  weil  man 
eigentlich  das  Neue  nie  rein  und  klar  aus  der  Retorte 
der  Politik  gowinnen  kann,  sondern  Bich  immer  nur 
eine  Vorbindung  herstellen  lässt  Aber  wenn  man  genau 
zusieht  so  sind  doch  viele  Einwände  gegen  die  ver- 
schiedenen Arten  von  Verfahren  unstichhaltig  und 
auch  derjenige,  der  mir  noch  immer  als  der  ernst- 
hafteste erschienen  ist,  hält  nioht  Stich  bei  dem 
System,  das  wir  anzuwenden  gedenken.  Wenn  man 
panachiert,  so  ist  es  möglich,  dass  eine  Partei  gegen 
die  andere  gewisse  Trucs  anwendet  indem  man  den- 
jenigen Gegnern  stimmt,  die  vielleicht  von  den 
Gegnern  die  ungefährlichsten  sind,  die  weniger  be- 
deutend sind,  und  dadurch  diesen  zum  Siege  ver- 
hilft auf  Kosten  derjenigen,  welche  die  Partei  in 
die  erste  Linifs  stellt  Es  hat  solche  Beispiele  ge- 
geben. Man  führt  die  Stadt  Bern  an  und  hat  darum 
hier  einen  Anlauf  genommen,  um  dieses  Panachieren 
wegzubringen  und  damit  den  ganzen  Proporz.  Vor 
die  Wahl  gestellt  ein  System  zu  haben,  bei  dem 
die  Wahisitten  noch  nicht  die  rechten  waren,  oder 
den  alten  Zustand  des  Mehrheitsprincips,  hat  aber 
die  Stadt  Bern  sich  doch  für  den  neuen  Zustand  er- 
klärt, weil  er  gebessert  werden  könne  und  weil  zu 
erwarten  sei.  dass  es  gelinge,  diese  Mängel  zu 
überwinden.  Wenn  man  aber  den  Proporz  auf  grosse 
Kreise  anwendet  auf  Nationalratswahlkreise  mit  3 
und  mehr  Vertretern,  wo  also  viele  Tausende  von 
Wählern  zur  Urne  kommen,  dann  hört  diese  Art  der 
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Beeinflussung  der  Liste  durch  eine  ihr  fremde  Partei 
von  seiher  auf.  lob  möchte  wissen,  wie  man  sich 
in  einem  ganzen  Kanton  verabreden  könnte,  dass 
man  nur  dem  und  dem  stimmen  und  nur  den  einen 
fördern  wolle  und  einen  andern  nicht  Eine  Partei 
konnte  das  unter  Umstanden  thun,  wenn  sie  Kandi- 
daten von  einer  andern  Liste,  die  ihr  genehm  sind,  auf 
ihre  eigene  Liste  setzte.  Aliein  das  wäre  eine  viel 
zu  grosse  Gefahr  für  sie,  denn  dann  würden  viele 
Wahler  zur  Partei  der  Gegner  übergehen.  Dioses 
Uebel  trägt  also  das  Medikament,  glaube  ich,  in 
sich  selber.  Bei  der  Anwendung  des  proportionalen 
Wahlverlahrcns  auf  die  Nationalratswahlen  in  Kreise 
von  3  und  mehr  Abgeordneten  mit  einer  grossen 
Wählerzahl  fällt  auch  der  letzte  Einwand,  den  man 
gegen  die  mangelhaften  Wahlarten,  die  dem  pro- 
portionalen System  eigen  sein  können,  noch  or- 

Es  wird  nun  gesagt,  der  freiwillige  Proporz  sei 
genügend,  unser  Land  befinde  sich  in  einem  Zu- 
stande der  Geister,  welcher  es  möglich  macho,  dass 
wir  uns  verständigen  und  ohne  dieses  mathematische 
Instrument  uns  doch  zu  hellen  wissen.  Es  ist  gewiss 
anerkennenswert,  wenn  man  so  denkt,  und  es  scheint 
mir  das  schon  eine  erste  Etappe  und  ein  erster 
Sieg  der  Forderung  des  proportionalen  Wahlver- 
lahrens zu  sein,  dass  diese  Idee  und  die  Propaganda 
für  dieselbe  wenigstens  zum  freiwilligen  Proporz 
genötigt  hat  Im  freiwilligen  Proporz  hat  das  pro- 
portionale Wahlsystem  seinen  Schalten  oder  besser 
sein  Licht  vorausgeworfen.  In  moiuem  Kanton  habe 
iob  Gelegenheit  den  freiwilligen  Proporz  in  seinen 
Wirkungen  genau  zu  beobachten.    Man  darf  sagen, 
dass  vielleicht  der  Kanton  SL  Gallen  gegenwärtig 
das  System  des  freiwilligen  Proporzes,  wenn  da  von 
einem  System  gesprochen  werden  kann,  oder  die 
Hebung  des  freiwilligen  Proporzes  mehr  als  andere 
ausgebildet  hat  Wir  haben  im  Volke  drei  Parteien: 
die  liberale,  die  konservative  und  die  demokratische. 
Die  liberale  Partei  ist  zwar  eine  unseror  beiden 
grossen  Parteien,  aber  sie  verfügt  bei  den  Volksab- 
stimmungen und  bei  den  Wahlen  nicht  über  die 
Mehrheit  Dennoch  hat  sie  die  Mehrheit  im  Grossen 
Rate  und  kann  auch  die  beiden  Ständeräto  nach 
ihrer  Parteifarbo  wählen.   Die  konservative  Partei 
hat  vielleicht  ein  Nationalratsmandat  mehr,  als  ihr 
nach  ihrer  Stimmenzahl  zukäme,  und  die  demo- 
kratische Partei  hat  einen  Regierungssitz  mehr,  als 
sie  hätte,  wenn  man  die  Regierung  proportionoll 
wählte,  genau  nach  der  Stimmenzahl  der  Parteion. 
Wir  haben  bisher  gesucht,  einander  diese  Sitze  zu 
lassen,  um  den  Frieden  zu  erhalten,  und  ich  muss 
ans  zwei  Gründen  gestehen,  dass  ich  gar  kein 
schlechter  Freund  dieses  Gleichgewichts  bin,  ein- 
mal, weil  ich'  als  Nationalrat  ganz  gerne  von  einem 
liberalen  Wahlkreise  gewählt  werde  —  */•  meiner 
Wähler  sind  liberal  —  und  dann  auch,  weil  ich 
glaube,  dass  der  Parteifriede  als  die  Frucht  dieses 
freiwilligen  Systems  uns  erlaubt  hat,  eine  Reihe 
nützlicher  Dinge  im  Lande  zu  thun,  die  nicht  ge- 
schaffen worden  wären,  wenn  wir  mit  einander  im 
Streite  gelebt  hätten.    Aber,  meino  Herren,  kein 
Mensch  weiss,  wie  lange  es  mit  diesem  System  und 
diesem  Frieden  gebt,  denn  bei  jeder  Wahl  macht 
die  eins  oder  andere  Partei  den  Versuch,  einen 
Stein  aus  diesem  künstlichen  Bau  herauszunehroon, 
und  wenn  das  gelingt,  so  stürzt  der  ganze  Bau  zu- 
sammen. Ich  frage  mich  darum,  ob  es  nicht  rich- 


,  tiger  wäre,  wenn  wir  erklärten,  wir  wollen  jedem 
geben,  was  ihm  gehört  und  diese  künstliche  Art, 
uns  zu  verständigen,  durch  eino  natürliche  ersetzen, 
durch  eine,  welche  aus  der  Natur  der  Dinge,  aus 
der  Zahl  der  Stimmen,  aus  dem  Charakter  unserer 
Institutionen  sieb  ergiobt  In  andern  Kantonen  steht 
es  offenbar  ganz  ähnlich.  Im  Stadtkreis  Zürich  ver- 
fügen die  Saoialdemokraten  über  '/»  der  Stimmen, 
haben  aber  wo  6  Vertretern  nur  einen.  Im  Kanton 

I  Thurgau  ist  die  liberale  Partei  nach  langem  dazu 
gekommen,  den  Katholiken  einen  Vertreter  zu  geben, 
den  wir  als  unsern  Kollegon  schätzen.  Es  ist  aber 
zu  sagen,  dass  sie  der  Partei  nicht  denjenigen  Ver- 
treter gegeben  hat,  der  seit  langer  Zeit  ihr  Kandidat 
war.  So  würde  man  in  der  Eidgenossenschaft  in 
den  verschiedensten  Kreisen  finden,  dass  dieses 
Verfahren,  einander  Zugeständnisse  zu  machen  und 
einen  freiwilligen  Proporz  zu  erzielen,  oin  auf  die 
Dauer  unhaltbares  ist,  mit  dem  sich  die  Parteien 
nicht  zufriedengeben  können.  Die  Minderheiten  sind 
immer  unzufrieden  und  werden  immer  versuchen,  über 
]  j  -  System  des  freiwilligen  Proporzes  sich  hinweg. 
zuset/.cn  und  bei  der  Bewegung,  die  der  Gedanke 
des  Proporzes  nun  angenommen  hat,  bei  der  Unter- 
stützung, die  er  auch  findet  in  dem  Beispiel  des 
Auslandes,  bei  der  Zähigkeit,  mit  welcher  die  An- 
hänger der  Idee  thätig  sind,  wird  ganz  gewiss  in 
unserm  Staatswesen  eine  Ruhe  so  lange  nicht  ein- 
treten, bis  wir  von  den  freiwilligen  Zugeständnissen, 
so  löblich  dieselben  sein  mögen,  üborgogangen  sein 
werden  zu  einem  höhern  sittlicheren  Satze  und  zu 
der  praktischeren  Regel:  Jedem  das  Seine,  jedem, 
was  ihm  nach  der  Zahl  seiner  Partei  gehört 

Ich  fürchte  die  Konsequenzen  nicht,  die  uns  der 
Herr  Berichterstatter  der  Kommissionsmchrheil  so 
gleichsam  wie  ein  Mene  Tekel  an  die  Wand  malt 
und  auch  nicht  diejenigen  der  Föderalisten,  zu  deren 
Partei  ich  ja  nicht  gehöre.  Herr  Oberst  Gallati  hat 
gesagt,  es  treibe  dieses  neue  Wahlverfahron  zur  Ab- 
schaffung des  Ständerales  oder  zu  einer  propoilio- 

j  nalen  Zahl  der  Vertreter  uuserer  Kantono  im  Ständo- 

I  rat  Wir  sind  an  diese  Kritik  schon  oinigo  Maie 
gewöhnt  worden,  und  ich  selber,  als  ich  jün^'C! 
war,  habe  etwa,   wenn  in  der  Eidgenossenschaft 

I  etwas  nicht  nach  Wunsch  .•ni^  und  wonn  der 
Ständerat  ein  fortschrittliches  Postulat  nicht  unter- 
stützte, mündlich  oder  schriftlich  gefordert,  man 
solle  den  Ständerat  abschaffen.  Welche  Bewandtnis 
es  mit  dieser  Forderung  hat,  hat  mich  die  Erfahrung 
gelehrt.  Ich  glaube,  dass  gerade  heute,  wo  die 
Kautone  eine  grössere  Thätigkeit  entwickeln  als 
früher,   wo  sie  auch  auf  dem  Verwaltungsgebtete 

I  mehr  loisten  als  zuvor,  wo  sie  als  Bestandteile  der 
Bundesverwaltung,  als  nouc  Organismen  eine  grössere 
Aufgabe  erlangt  haben,  man  weniger  als  früher 
daran  denken  kann,  die  kantonalen  Grenzen  zu  ver- 
ändern und  den  Ständerat  etwa  gar  abzuschaffen. 

I  Man  dürfte  darum  dieses  Wort  aus  unsern  Dobatten 
vollständig  weglassen.  Niemand  hat  diese  Besorgnis, 
und  wenn  auch  den  Föderalisten  das  Herz  im  Leibe 
lachen  muss,  dass  so  berufene  Radikale,  wie  Hen 
Oberst  Gallati,  ihren  Garten  mit  langen  Stecken 
hüten,  so  will  mir  doch  scheinen,  dass  sie  auf  diese 
Hut  selber  keinen  Wert  legen. 

Was  die  proportionale  Wahl  des  Ständerates  an- 
betrifft, die  man  sich  etwa  so  vorstellen  kann,  wie 
zur  Mediationszeit  dass  der  eine  Kanton  nach  der 
Bevölkerungszahl  mehr  Mitglieder  hat,  als  der  andere, 
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80  ist  auch  das  ein  Gedanke,  den  man  nicht  wieder 
aufzunehmen  braucht.  Mir  will  sogar  scheinen,  dass 
wenn  im  Nationalste  die  Meinungen  der  Bevölkerung 
ans  den  verschiedensten  Schichten  und  Teilen  der- 
selben besser  zum  Worte  kommen,  man  umso- 
wenigerein  Bedürfnis  habe,  am  Ständerate  zu  rüttoln 
und  die  Form  desselben  zu  verandern.  Seit  der 
Ständerat  nicht  mehr  nach  Instruktionen  stimmt, 
wie  auf  der  alten  Tagsatzung,  ist  derselbe  auch 
ein  ganz  anderer  politischer  Korper  geworden,  als 
die  Tagsatzung  ehemals  war,  und  diejonige  Partei, 
die  ich  vertrete,  hat  in  neuerer  Zeit  die  Freude 
gehabt,  dass  es  der  Standerat  war,  der  einige  Male 
freisinniger  war  und  vorurteilsloser  als  unser  Rat 
zu  reuen  Institutionen  sich  bekannt  hat.  Ks  war  der 
Standerat,  der  sich  zuerst  für  die  Volksinitiative, 
die  Initiative  für  Partialrevision  der  Verfassung  ur- 
klärt  hat,  und  es  ist  ja  auoh  möglich,  dass  im 
Ständerat  und  gerade  im  Ständerat  das  propor- 
tionale Wahlverfahren  und  die  Wahl  des  Bundes- 
rates durch  das  Volk  verhältnismässig  mehr  Ver- 
teidiger finden  wird,  als  bei  uns.  Es  wäre  ange- 
sichts derartiger  Erscheinungen  vielleicht  otwas 
Anderes  angezeigt,  nämlich  dass  sich  der  National- 
rat auf  diejenige  Höhe  erhebe,  auf  welche  in  unserer 
neueren  politischen  Geschichte  in  entscheidenden 
Momenten  einige  Male  der  Ständerat  3ich  verstiegen 
oder  noch  versteigen  wird. 

Es  wird  unserem  Vorschlage  ferner  tadelnd  nach- 
gesagt, wir  bleibon  an  den  Grenzen  der  Kantone 
stehen  und  schaffen  Ungleichheiten.  Mein  Herr  Kol- 
lege Schubigor  hat  schon  ausoinandergosotzt,  wie 
ungerechtfertigt  dieser  Vorwurf  sei,  und  ich  hr>bo 
in  einer  frühem  Debatte  unumwunden  bekannt,  lass 
das,  was  wir  wollon,  in  der  Anwendung  eine  Schranko 
finde,  dass  dio  Idee  nicht  zu  ihrem  vollen  Aus- 
drucke komme.  Aber  wie  soll  man  es  denn  anders 
machen,  und  würden  nicht  diejenigen,  welche  uns 
das  zumuten,  die  ersten  sein,  die  das  dann  nachher 
wieder  bekämpfen  und  den  Föderalisten  sagen 
würden:  Seht,  man  zerstört  die  kantonalen  Gren- 
zen, man  zerstört  eigentlich  di  •  Kantone! 

Auch  in  Belgien  und  Württemberg  —  das  ist  es 
hier  einzig,  was  ich  zu  diesem  Punkte  sagen  will 
—  wo  man  das  proportionale  Wahlverfuhren  für  die 
Kammerwahlen  eingeführt  hat,  konnte  das  nicht  so 
geschehen,  dass  es  demjenigen  Gebilde  entsprechen 
würde,  das  sich  der  Denker  von  der  Sache  machte, 
sondern  nur  eben  demjenigen,  welches  der  poli- 
tische Praktiker  sich  machen  musste.  In  Belgion 
haben  wir  ein  Verfahren,  bei  welchem  der  oinzolno 
Bürger  1—4  Stimmen  abgeben  kann.  Neben  der  Per- 
sönlichkeit kommt  auch  noch  die  Bildung  und  das 
Vermögen  in  Frage.  Es  haben  also  dLjunigen  mehr 
Proporzstimmen,  welche  nicht  nur  eiufacho  Bürger 
sind,  sondern  einem  gebildeten  Stande  angehören, 
und  es  haben  noch  mehr  Porport  ionalsliramen  die- 
jenigen, welche  /.u  diesoo  zwei  Qualifikationen  noch 
dio  dritte  eines  grössern  Besitzes  aufweisen  können. 
Dennoch  hat  man  das  neuo  Wahlverfahren  einge- 
führt, und  es  hat,  wie  allgemoin  zugegeben  wird, 
befriedigt. 

In  Württemberg  hat  man  durch  dio  Proportionali- 
tät gewissermassen  eine  zweite  Kammer  neben  der 
schon  bestehenden  geschaffen  oder  vielmehr  eine 
.  nzahl  von  Mitgliedern,  dio  nach  der  Proportiona- 
lität gewählt  wei -den,  in  die  bisherige  Kammer  ein- 


treten lassen,   Uoberall  rechnet  man  mit  den  ge- 
wordenen Verhältnissen,  die  man  respektiert 

Seien  wir  aufrichtig,  meine  Herron!  Es  sind'" 
nicht  die  FehLr  der  neuen  Einrichtung,  die  man 
hauptsächlich  bekämpft  und  wogen  welcher  man  sie 
nicht  will,  sondern  man  macht  hier  aus  einer  Ideen- 
frage eine  Machtlrage.  Es  sind  eine  Anzahl  Sitze, 
die  eine  Partei,  welche  j-.tzt  die  Mehrheit  hat  und 
sich  als  die  führende  erklärt,  und  die  es  auch 
oft  schon  war  und  ist,  verlieren  würde.  Aber  wird 
damit  in  unsorm  Staatswesen  ein  Rückschritt  her- 
beigeführt? Geht  geistig  und  moralisch  dadurch 
etwas  verloren?  Werden  wir  nicht  mehr  im  stände 
sein,  zum  Besten  unseres  Landes  za  wirken?  Man 
sagt,  die  Schweiz  müsse  liberal  bleiben.  Wird  sie 
nicht  liberal  bleiben,  wenn  auch  noch  andere,  al« 
gerade  die  heute  scharf  umschriebene  radikale  Mehr- 
heit etwas  mehr  Einfluss  im  Nationalrat  haben 
werden?  Ich  k»nn  das  nicht  glauben.  Wir  haben  ge- 
sehen, dass  auch  die  Männer  dos  Centrums,  die 
Liberalen,  während  Jahrzehnten  mit  Träger  des 
Fortschrittes  gewesen  sind,  und  ich  glaube  sagen 
zu  dürfen,  dass  die  Demokraten  und  Arbeiter  dio 
radikale  Partoi  jeweilen  in  wichtigen  und  entschei- 
denden Fragen  bei  der  Volksabstimmung  unter- 
stützten. Wird  da  in  der  Entwicklung,  welche  unsere 
Geschichte  nimmt,  etwas  verloren  gehen,  wird 
etwas  von  der  Substanz  verloren  gehen,  wenn  diese 
Forderung  realisiert  wird? 

Wenn  Herr  Bundesrat  Ruchonnet  noch  lebte,  so 
würde  er,  glaube  ich,  den  Weg  wieder  einschlagen, 
den  er  wiederholt  in  kritischen  Lagen  seiner  Partei 
eingeschlagen  hat.  Er  hat  die  Schroffheit  seiner 
Partei  in  der  Bistümerfrage  gemildert  und  dadurch 
den  konfessionellen  Frieden  in  unserm  Lande  be- 
festigt. Er  hat  zum  proportionalen  Wahlverfahren 
gegriffen,  um  den  Kanton  Tessin  zu  paeihzieren.  Er 
hat  schon,  als  die  Volksinitiative  eingeführt  wurde, 
die  Unhaltbarkeil  der  jetzigen  Einrichtung  des 
Bundesrates  und  der  Bundesversammlung  erkannt 
und  ein  Wort  gesprochen,  das  seither  oft  citiert 
worden  ist,  ein  bedeutungsvolles  Wort.  Ich  glaube, 
er  würde  auch  jetzt  seine  Partei  den  neuen  Ideen 
zuzuwenden  suchen,  damit  sie  sich  nicht  von  den- 
selben fernhalte.  Er  würde  ihr  auch  jetzt  anraten, 
einen  Weg  zu  finden,  um  unsere  Verfassung  zeit- 
gemäss  zu  revidieren  und  wieder  ein  Gleichgewicht 
und  einen  innern,  nicht  nur  einen  äussern  Frieden 
zwischen  den  Parteien  im  Lande  und  den  Fraktionen 
der  Bundesversammlung  herbeizuführen. 

Meine  Herren!  Man  sagt  immer:  Partei!  Partei! 
Aber  wann  ist  die  Mitarbeit  aller  Parteien  bei  den 
Aufgaben  des  Bundes  notwendiger  gewesen,  als 
gerade  jotzt?  —  gerade  jetzt,  da  diese  Autgaben 
des  Hundes  so  zahlreich  geworden  sind,  da  sie  alle 
Schichten  der  Bevölkerung  angeben  und  da  »ie  in 
allen  Schichten  der  Bevölkerung  zu  ihrer  Vollendung 
Helfer  suchen.  Kehren  wir  darum  wieder  zu  den 
bessern  Ueberlieferungen  des  schweizerischen  Libera- 
lismus zurück,  in  dessen  Hause  viele  Wohnungen 
gewesen  sind.  Die  Schweiz  wird  dennoch  und  ge- 
rade dann  immer  ein  freisinniges  Land  sein,  und 
heute,  nachdem  wir  durch  die  Sicherung  der  indivi- 
duellen Rechte  die  Religionszwistigkeiten  zur  Ruho 
gewiesen  haben,  sehen  wir  ja,  dass  auch  die  kon- 
servativen Katholiken  williger  an  der  Bundesgesetz- 
.jebuiig  teilnehmen. 
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Meine  Herren !  Man  hört  immer :  Partei !  Partei  I 
Gewiss  sind  die  Parteien  die  unentbehrlichen  Forma- 
tionen de»  Ideenkampfes.  Aber  keine  Partei  ist  das 
ganze  Land,  keine  Partei  darf  der  Staat  selber  sein 
wollen.  Die  Parteien  bilden  sich  und  wachsen,  sie 
verbilden  sich  und  altern.  Die  Parteien  werden  im 
Laufe  der  Zeit  doktrinär  und  gewaltthätig,  die  Par- 
teien betrachten  zuletzt  den  Staat  als  Beute.  Wer 
es  also  gut  meint  mit  den  Parteien,  ihrer  Bedeutung 
und  ihrem  Berufe,  denkt  zeitig  an  ihre  Verjüngung, 
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und  diese  Verjüngung  geschieht  durch  neue  Impulae, 
welche  die  Parteien  i 
von  neuen  Institutionen. 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici,  le  debat  est  interrompu.) 
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Ständerat.  —  Conseil  des  etats, 

Sitzung  vom  7.  Juni  1900,  vonuittaga  8  dir.  —  Seance  du  7  juin  1900,  4  8  heures  da  matin. 


Vorsilz : 
Pr&sidcnce : 


1 


Herr  Leumann. 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jmw :  • 
i-LevLsion  der  I3iiiidetsl>e«olilftwee  über  Berufebilcluni?. 


(Biene  die  Verhandlungen  de* 


Enseignement  professionnel,  etc.  Revision. 

Seite  37  ff.  hievor.  —  Voir  1«  dtbats  du 
et 


des  Nationalrates. 
21.  Marz  1900. 


L  Zustimmunn  zum  Standpunkte  des  Bundesrates, 
data  eine  Revision  der  verschiedenen  Bundesbe- 
schlüsse über  Berufsbildung  nicht  vorzunehmen,  da- 
gegen eine  Uebereinstimmung  der  bezüglichen  Durch- 
führungsbestimmungen zu  erzielen  sei. 

IL  Bezüglich  der  im  Entwürfe  vorliegenden  Voll- 
ziehungsverordnungen zu  den  Bundesbeschlüssen 
betreffend  die  gewerbliche  und  industrielle  Berufs- 
bildung und  betreffend  hauswirtschaflliche  und  be- 
rufliche Bildung  des  weiblichen  Geschlechtes,  sowie 
derjenigen  zum  Bundesbesch luss  betreffend  För- 
der kommerziellen 


1)  Einschaltung  folgender  Bestimmung  zwischen 
dem  zweiten  und  dritten  Absatz  von  Art  10  der 


Verordnung  (Botschaft,  Seite  40)  und  naoh 
dem  zweiten  Absatz  von  Art  14  der  letztern  Ver- 
ordnung (Seite  50): 

«Ausnahmsweise  kann  der  Bundesrat  ganz  be- 
aonJers  befähigten  Schülern  Stipendien  gewähren, 
ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  anderweitigen 
Beitrages.. 

2)  Mit  Rücksicht  aal  die  Eingabe  des  schwei- 
zerischen kaufmännischen  Vereins  wird  gewünscht 
dass  der  Bundesrat  die  Frage  der  Unterstützung  der 


Anträge  der  Kommission  des 

30.  April  1900. 


dagegen,  soweit  möglich, 


ung 


n.  Bezüglich  dar.  .  . 


1)  Abänderung  des  Art  10,  Absatz  2,  der  erstem 
Verordnung  (Botschaft  Seite  40)  und  des  Art  14V 
Absatz  2,  der  letztern  Verordnung  (Seite  50)  wie 
folgt:   f Das  Bundesstipendium  kann  bis  auf  des 

Gesamtbetrag  eines  Stipendiums  gehen. 

2)  " 


3)  Mit  Rücksicht  auf  . 
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In  dem  Sinne,  dass  die  bisherigen  Beiträge  mög- 
lichst aufrechterhalten  und  mit  dem  Sinn  und  Geist 
der  BundeabesohlQsse  in  Einklang  gebracht  und 
namentlich  die  kleinen  Vereine  nicht  verkürzt  werden- 
3)  Die  Anstalten  und  Vereine,  welche  vom  Bunde 
subventioniert  werden,  haben  weibliche  Schüler  zu 
Bedingungen  in  die  Kurse  und  zu  den 
aufzunehmen  wie  männliche,  wenn  nicht 
am  gleichen  Orte  genügende  Organisationen  für 
erster©  vorhanden  sind. 


4)  Auf  Seite  49  der  Botschaft,  im  Alt  13b,  ist 


4>  Die  Anstalten  und  Vereine,  welche  vom  Bunde 
subventioniert  werden,  haben  weibliche  Schüler  zu 
denselben  Bedingungen  zu  den  Prüfungen  aufzu- 
nehmen, wie  mannliche. 

Divj  Frage,  ob  dies  auch  in  Bezug  auf  die  Kurse 
verlangt  werden  solle,  wenn  nicht  am  gleichen  Orte 
genügende  Organisationen  für  weibliche  Schüler 


vorhanden  sind,  ist  vom 
untersuchen, 

5) 


noch  aUmc  zu 


Oecisfon  du  conseil  national. 

21  mars  1900. 


L  Adhesion  an  point  de  vue  du  conseil  föderal, 
suivant  lequel  il  n'y  a  pas  lieu  de  procöder  ä  la 
revislon  des  divers  arrötös  födöraux  concernant 


egale  application 


r 

pouvant  etre 
d'execution. 

H  Quant  aux  deux  projets  d'ordonnances  prä- 
sentes par  le  döpartement  au  conseil  federal,  pour 
rögler  l'application  des  arrötös  federaux  concernant 
i'enseignement  professionnel  et  industriel,  rensei- 
et l'enseignement  commerciai, 


1)  Internaler  entre  le  deuxieme  et  le  trolaieme 
de  l'art  10  du  premier  projet  (message, 

38),  et  apres  le  second  alinöa  de  l'art  14  du 
seoond  projet  (pag.  49)  la  disposition  suivante: 

cDes  bourses  pourront  etre  allouees  exception- 
nellement  a  des  eleves  particulierement  bien  doues, 
indöpendamment  des 
tonale  ou  particuiiere. 

2)  Vu  la  röclamation  de  la  Sociötö  suisso  des 
commercants,  le  conseil  föderal  est  priö  d'examiner 
s'il  n'y  aurait  pas  lieu  de  maintenir,  autant  que 
possible,  les  allocations  actuelles  aux  societes  de 
commercants,  notamment  aux  petites  sociötös,  tout 
en  reglant  leur  distribution  conformement  ä  l'esprit 
de  l'arretö  federal  sur  la  matiere. 

3)  Les  etablissements  et  les  societes  qui  recoivent 
des  subventions  de  la  Confederatiou  sont  tenus  ä 
admettre  les  femmes  aux  cours  et  aux  examens, 
aux  memes  conditions  que  les  hommes.  Getto  dis- 
position ne  s'applique  pas  aux  localites  döjä  pour- 


de  1»  eommiislo* 


Proposltiona 
du 

30  avril  1900. 


4)  Suppresslon  des  mots  «ä 
1  So  (message,  pag.  48). 


4  l'art. 


vant,  Jana  la  mesure  ob  eile  est  possible,  etre  re- 
alisee  par  voie  de  reglementa 

II.  Quant  aux  deux  projets  de  reglementa  pour 
l'execution  des  arretös  federaux  concernant,  le 
premier,  l'enseignement  professionnel  et  Industrie!, 
l'enseignement  de  r economic  domestique  et  l'lns- 
truction  professionnelle  a  donner  ä  la  femme,  le 
second  concernant  l'encouragement  de  l'enseigne- 
ment  commerciai,  les  vceux  suivants  sont  exprimes  ■ 

1)  Modifler  comme  suit  le  paragraphe  2  de  l'art. 
10  du  premier  projet  (message,  page  38)  et  le  para- 
graphe 2  de  l'art.  14  du  second  projet  (message, 
page  49): 

<La  Subvention  föderale  peut  s'elever  jusqu'au 
montant  total  de  oe  subside». 

2)  Insörer  apres  le  paragraphe  2  des  memes  ar- 
ticles  l'alinöa  suivant: 

«Des  bourses  pourront  etre  allouees  exception- 
neUement  a  des  eleves  particuliörement  bien  doues, 
indöpendamment  des  subsides  qu'ils  pourraient  re- 
cevoir  d'autre  part» 


3)  Le  conseil  federal  est  prie  deprendreen  ooq- 
sidöration  la  requete  de  la  Sociötö  suisse  des  com- 
mercants et  d'examiner  s'il  n'y  aurait  pas  lieu  de 
maintenir,  autant  que  possible,  les  allocations  ac- 
tuelles aux  societes  de  commercants,  notamment 

petites  societes,  tout  en  reglant  leur  distribu- 
onformement  ä  l'esprit  de  l'arretö  federal  sur 
la  matiere. 

4)  Les  etablissements  et  les  societes  qui  recoivent 
des  suvbentions  de  la  Gonföderation  sont  tenus  d'ad- 
mettre  les  femmes  aux  en 
ditions  que  les  hommes. 

La  question  de  savoir  si 
applicable  aux  cours  donnes  dans  les  localites  od 
des  institutions  süffisantes  pour  l'enseignement 
eleves  du  sexe  feminin  n'existent  pas, 
etre  examinee  par  le  conseil  föderal. 

5)  Suppression  des 
(message,  page  48.) 
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Eintretensfrage.  —  Entrie  en  matiire. 

M.  Berthoud,  prösidcnt  de  la  commission :  La 
question  de  la  revision  des  dispositions  legislatives 
tödörales  concernant  renseignement  professionnel 
sous  ses  diverses  fortr.es  a  ete  posee  le  1"  juillet 
1899  par  l'adoption  du  postulat  suivant : 

t  Le  conseil  föderal  est  invile  ä  examiner  s'il 
n'y  a  pas  lieu  de  reviser  les  arrctcs  föderaux  con- 
cernant renseignement  industricl  et  professionnel, 
les  ecoles  commerciales,  agricoles  et  mönageres,  et 
en  particulier  a  presenter  an  rapport  rur  la  question 
de  savoir  si  et  de  quelle  facon  des  principes  com- 
muns  pour  l'execution  de  ces  arrütes  pourraient 
etre  ötablis  pour  tenir  compte  d'une  maniere  uniforme 
et  complete  de  toutes  les  dispositions  dans  ces  do- 
maines  et  ponr  arriver  ä  une  repartition  equitablo 
des  subsides  föderaux.  En  nitre,  la  question  de  la 
a  revision  des  dispositions  concernant  les  bourses 
destinees  exclusivement  aux  eleves  voulant  se  vouer 
ä  renseignement  sera  ötudieo  dans  le  sens  d'un 
enseignement  pratique,  donnö  ä  ces  elöves.  » 

Les  dispositions  legislatives  föderales  en  raatiere 
d'enseignement  professionnel  sont  renfermees : 

1*  Dans  l'arretö  föderal  concernant  renseigne- 
ment professionnel  du  27  juiu  1884; 

2»  dans  l'arrete  föderal  concernant  l'encourage- 
ment  de  renseignement  commercial  du  15  avril 
1891; 

3*  dans  la  loi  föderale  concernant  l'ameliora- 
üon  de  ragriculture  par  la  Conföderation  du  22 
decembre  1893; 

4*  dans  l'arretö  födrö&l  concernant  renseigne- 
ment do  l'öconomie  domestique  et  l'instruction  pro- 
fessionnelle ä  donner  ä  la  femme,  du  20  döcembre 
1895. 

En  vue  de  l'cxecution  de  ces  arretes  et  loi,  le 
conseil  föderal  a  edictü  trois  reglement«,  a  savoir  : 

a)  le  reglement  d'execution  pour  l'arrete  föde- 
ral concernant  renseignement  professionnel  du  27 
janvier  1885; 

b)  le  reglement  d'execution  pour  rarretö  föde- 
ral concernant  l'cncouragement  de  renseignement 
commercial  par'la  Conföderation,  du  24  juillet  1891; 

c)  le  reglement  d'execution  pour  la  loi  föderale 
concernant  l'amelioration  de  l'agriculture  par  la 
Conföderation,  du  10  juillet  1894. 

II  n'existe  pas  de  reglement  pour  l'exöcution  de 
l'arrete  föderal  du  20  decembre  1895  concernant 
renseignement  de  l'economie  domestique  et  l'instruc- 
tion professionnelle  &  donner  ä  la  femme. 

C'est  donc  le  desir  d'arriver  ä  l'uniformitö  dans 
les  dispositions  legislatives  concernant  l'enseignement 
professionnel  sous  toutes  ses  form  es  qui  a  trouve 
son  expression  dans  le  postulat  du  1**  juillet  1899. 

Votre  commission,  d'aecord  avec  le  conseil  fö- 
deral, est  arrivöe  k  se  convaincre  quo  la  loi  föde- 
rale du  22  decembre  1893  et  lo  reglement  pour 
l'execution  de  cette  loi  concernant  l'amelioration 
de  l'agriculture  par  la  Conföderation,  repondent 
aux  besoins  actuels  et  qu'il  y  aurait  plus  d'incon- 
venient  que  d'avantage  a  vouloir  traiter  les  ecoles 
d'agriculture  et  les  autres  Etablissements  d'ensei- 
gnement professionnel  d'une  maniere  absolument 
uniforme.  Elle  s'est  ensuite  convaineue  que  l'uni- 
formitö des  regles  ä  suivre  en  ce  qui  conecrae 
l'encouragement  de  renseignement  industricl,  com- 


mercial  et  renseignement  de  l'economie  domestique, 
pouvait  ötre  obtenue,  dans  la  raesure  oü  eile  est 
possibl*  et  desirable,  par  la  voie  d'une  revision  du 
reglement  d'execution  toui  au  -i  bien  quo  par  cell© 
de  la  revision  des  artete'  et  loi  sur  la  matiere. 
Elle  craindrait  en  oulre  de  toucher  aux  dispositions 
existantes  qui,  presentant  une  certaino  souplesse 
dans  leur  applieation,  faeiiitent  la  realisation  du  but 
qu'elles  poursuivent ;  i!  convient  tout  au  nioins 
d'en  faire  un  essai  plus  long  avant  de  les  modifier. 

Votre  commission  admet  encore  avec  le  conseil 
föderal,  qu'outre  le  reglement  d'execution  pour  la 
loi  concernant  l'amelioration  de  l'agriculture  par  la 
Conföderation,  deux  ien-lernents  sont  sufllsant''.  L'un 
concernant  l'enseigiieiuerit  professionnel  et  indus- 
tricl, renseignement  de  l'economie  domestique  et 
l'instruction  professionnelle  ä  donner  ä  la  femme, 
le  second  concernant  rencouragement  de  rensei- 
gnement commercial  et  reposerait  sur  les  meines 
bases  que  ie  pi  emier,  avec  quelques  difförences  de 
detail. 

L'auteur  du  postulat  adopte  par  l'assemblee  fö- 
derale le  1"  juillet  1899,  M.  le  conseiller  national 
Wild,  a  precise  les  points,  au  nombre  de  quatre, 
qu'il  desirait  voir  faire  l'objet  d'une  revision  des 
arrötös  föderaux  concernant  l'enseigneroent  profes- 
sionnel ;  ces  points  ont  ensuite  ete  examines  par  le 
conseil  föderal.  Reprenons-les  ä  notre  tour. 

1.  Convient-il  de  n'aecorder  .des  bourses  qu'aux 
eleves  qui  se  voueront  ä  renseignement?  M.  Wild 
a  demande  qu'on  ouvrit  plus  largement  les  portes, 
ce  qui  du  raste  ae  faisait  döjä.  Le  conseil  föderal 
a  adopte  dans  son  projet  de  reglement  pour  ren- 
seignement professionnel,  une  disposition  aux  termes 
de  laquelle  (art.  ll,page  39  du  message)  un  bour- 
sier  ne  sera  tenu  de  se  vouer  ä  renseignement  que 
si  l'occasion  lui  en  est  Offerte  dans  un  ctablisse- 
ment  subventionnö  par  la  Conföderation  et  s'il  loi 
est  aecorde  un  traitement  equitablo.  n  est  ainsi 
donnö  satisfaction  au  veeu  du  motionnaire. 

2.  M.  Wild  a  demande  qu'en  fixant  le  montant 
des  bourses  föderales,  il  soit  tenu  compte,  non-seu- 
lement  des  subsides  alloues  par  le  canton,  mais 
aussi  des  subventions  fournies  par  les  communes, 
corporations  et  particuliers.  Dans  la  pratique  on 
tournait  la  difflcultö  en  faisant  presenter  par  le 
canton,  comme  si  c'etait  lui  qui  les  prenait  ä  sa 
Charge,  des  subvenlions  qui  en  realitö  etaient  payees 
par  les  communes  et  par  les  particuliers.  Dösor- 
mais  les  subsides  fournis  par  Ie  canton,  par  la 
commune  et  par  les  particuliers,  serviraient  dans 
leur  ensemble  de  bases  pour  determiner  le  mon- 
tant du  subside  föderal. 

3.  L'arrete  föderal  sur  renseignement  profession- 
nel a  pose  en  principe  dans  son  art.  7,  que  les 
subventions  actuelles  des  cantons,  des  communes, 
des  corporations  et  des  particuliers  ne  doivent  pas 
se  trouver  diminuees  par  les  subsides  que  la  Con- 
föderation allouera.  M.  Wild  aurait  voulu  faire  ad- 
mettre  des  exceptions  ä  cette  regle.  Le  conseil  fö- 
deral et  votre  commission  sont  d'avis  qu'il  faut  1« 
maintenir  stnetement.  La  Conföderation  internem 
au  moyen  des  subsides  pour  cröer  des  ötablisse- 
ments  destines  ä  l'enseigneroent  professionnel  et 
pour  dövelopper  d'anciens  ötablissements.  Elle  n'a 
pas  de  subsides  ä  aecorder  aux  etablissements  qui 
ont  ete  cröes  sans  son  concours  et  qui  n'apporteat 
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aucune  amelioration  dans  leur  Organisation.  Mais  il 
est  bien  entendu  que  l'art.  7  peraiet  ä  la  Confede- 
ration  d'aecorder  des  subsides  pour  des  depenses 
nouvefles,  faites  une  fois  pour  toutes,  telles  par 
'  exemplo  pour  la   Instruction  d'un  hdiiment. 

4.  M.  Wild  aurait  voulu  admettre  une  deroga- 
tion  a  la  regle  que  la  finance  d'entrce  et  l'ecolage 
doivent  etre  les  memes  pour  tous  les  eleves  de 
nationalite  suisso  et  aecorder  la  gratuite  aux  ressor- 
tissanls  des  cantons,  commune?  et  corpoi  attons  qui 
ont  alloue  des  subsides.  Le  conseil  föderal  et  votre 
commission  n'ont  pas  pu  entrer  dans  cette  maniere 
de  voir.  Les  etabiissements  qui  beneficient  de  sub- 
sides de  la  Conföderation  doivent  traiter  sur  le  pied 
de  l'egalite  tous  les  eleves  de  nationalite  sujsse  qui 
viennent  y  chercher  leur  Instruction.  Cette  regle 
doit  etre  inflexible. 

Le  conseil  national  a'est  en  gineral  mis  d'ae- 
cord  avec  le  conseil  föderal  sur  les  reales  devant 
sen-ir  de  base  ä  l'encouragement  de  i'enseigne- 
ment  profossionnel.  II  a  cependant  forniule,  sous 
forme  de  voeux,  quelques  modiflcalions  aux  projets 
de  regtements  elabores  par  le  conseil  föderal,  aux- 
quels  celui-ci  s'est  rallie. 

Le  conseil  national  a  admis  d'une  maniere  ge- 
nerale que  la  Conföderation  peut  aecorder  des 
bourses  aux  eleves  qui  frequentent  des  ecoles  su- 
perieures  de  commerce.  Le  projet  du  conseil  föde- 
ral  prevoyait  des  bourses  en  faveur  des  eleves  fre- 
quentant  des  ecoles  superieures  de  commerce  a 
l'etranger.  Le  conseil  national  a  vote  la  suppres- 
alon  des  mots  «  a  l'etranger  >  a  l'art.  18,  alinea  6 
du  aecond  projet  de  reglement  da  conseil  föderal 
(message,  page  48,  et  dans  le  texte  allemand  page  49). 

Votre  commission  est  du  intime  avis. 

Le  conseil  national  a  admis  que  des  bourses 
peuvent  etre  allouees  exceptionnellement  a  des  eleves 
partieuherement  bien  douös,  alors  meine  qu'ils  ne 
reeoivent  de  subventions  ni  de  la  part  de  leur  can- 
ton, ni  de  la  part  d'une  commune  ou  d'une  Cor- 
poration, ni  de  la  part  de  particuliers. 

Votre  commission  vous  propose  d'adherer  ä  ce 
voeu.  Le  conseil  föderal  se  proposait  d'aecorder  ä 
l'avenlr  a  toutes  los  sociales  de  commercants,  un 
subside  egal  a  la  rooltie  des  sommes  quelles  re- 
eoivent au  total  du  canton,  de  la  commune  et  de 
particuliers. 

La  soeföte  suisse  des  oommercants  s'est  emne 
de  oe  projet  qu'elle  considürait  commo  prcjudlciable 
aux  petites  societes.  Le  conseil  national  a  admis 
qti'il  convenait  de  tonir  compte  do  cette  reelamation 
et  a  invite  le  conseil  föderal  ä  examiner  s'il  n'v  a 
pas  lieu  de  maintenir,  autant  que  possible,  les 
allocations  actuelles  aux  societes  de  commerrants 
notamment  aux  potites  societes,  tout  en  reglant  leur 
distribution  conformement  a  l'esprit  de  l'arrete  fö- 
deral sur  la  matiere. 

Votre  commission  vous  propose  d'adherer  h  co 
voeu  du  conseil  national. 

Le  conseil  föderal,  tout  en  se  montrant  favo- 
rable  a  l'admission  des  femmes  aux  cours  et 
anx  examens  aux  momes  conditions  que  les 
hommes,  n'a  pas  trouve  que  le  moment  Int  venu 
de  l'exiger  par  la  voio  du  reglement  Lo  con- 
seil national  ostimant  quo  la  profession  d'cmployeo 
de  commerce  est  une  de  celle  qui  convionnent  le 
mieox  ä  la  lemme  et  qu'il  est  boo  de  lui  laciliter 


l'acoea  a  une  vocation  dans  laquelle  eile  peut  rendre 

de  tres  reels  Services,  a  pose  dans  son  projet  de 
reglement  le  principe  que  les  etabiissements  qui 
reeoivent  dos  subventions  de  la  Conföderation  sont 
ton us  d 'admettre  les  lemmes  aux  cours  et  aux  exa- 
mens aux  memes  conditions  que  lea  hommea.  II  a 
toutefois  apporte  une  restriction  ä  cette  regle  en  ne 
l'appliquant  pas  aux  localites  deja  pourvuee  d'lns- 
titutions  sulfisantos  destinees  aux  femmes. 

Votro  commission  s'est  placee  aumeme  point  de 
vue  que  le  conseil  national  en  oe  qui  concerne  les 
examens,  auxquels  eile  vous  propose  d'admettre  les 
lemmes.  Mais  quant  &  l'admissiou  de  cellea-ci  aux 
cours  donnes  sous  les  auspioes  de  societes  subven- 
tiounees,  nous  ne  pensons  pas  quo  nous  devions 
nous  engager  deja  d'une  maniere  definitive,  et  nous 
vous  proposons  de  laisser  au  conseil  föderal  le  temps 
de  completer  son  etude,  afin  de  ne  pas  compro- 
mettre  l'existence  de  quelques  societes  de  com- 
mercants  qui  ont  joue  jusqu'a  ce  jour  un  röle  utile 
et  dont  les  societaires  s'obstinent  a  ne  pas  vouloir 
accueillir  a  leurs  cdtes  les  femmes  qu'ils  Uennent 
pour  de  dangereuses  coneurrentes. 

Nous  ne  proposons  pas  d'apporter  aux  döcisions 
du  conseil  national  des  modiflcations  importantes 
outro  collo  que  nous  venons  de  motiver;  les  autres 
propositions  de  votre  commission  sont  en  general 
de  siruplos  cbangements  de  redaction  dont  plusieurs 
no  concornont  quo  le  toxto  francais  et  sur  lesqueiles 
nous  aurons  ärovenirdans  ladlscussionpararticles. 

Mais  nous  formulons  un  voeu  contralre  tout-ä-fait 
aux  propositions  du  conseil  föderal  et  a  Celles  du 
conseil  national,  qui  n'a  pas  touche  ä  cette  quostion, 
et  dont  l'importanco  ne  vous  echappera  pas,  sous 
Chiffre  II,  1,  en  ces  termes: 

cModilier  comme  suitle  paragraphe  2  de  l'art  10 
du  prämier  projet  imessage  page  38)  et  le  para- 
Kraphe  2  de  l'artlole  14  du  second  projet  (mossage 
page  49):  ' 

«La  Subvention  föderale  peut  s'elever  jusqu'au 
montant  total  de  ce  subside  .  .  .» 

Quand  nousdisons  que  ce  voeu  est  contraire  aux 
propositions  du  couseil  föderal,  nous  devons  ajouter: 
tolles  qu'ellos  sont  förmulees  anx  articles  10  du 
preminr  ot  14  du  second  projet.  En  etfet,  c'est  M. 
lo  conseillor  föderal  Deucnor,  chef  du  departement 
du  commerce,  de  l'industrio  et  de  l'agriculture,  qui 
a  le  premler,  dans  une  seance  de  votre  commission, 
reconnu  la  necessite  do  permettro  ä  la  Confödera- 
tion d'aecorder  ä  un  boursier  un  subside  pouvant 
s'elever  a  une  somme  i(ta\o  ä  lasubvontion  totale  du 
canton,  de  la  commune  ou  corporalion  et  des  particu- 
liers qui  y  con'ribuent  LaConleileraMon.  depuis  une 
»juin^aine  d'annees,  a  aecorde  <les  bourses  qui  se 
sont  .'  iev^es  pirfois  jusqu'a  une  somme  egale  ä  cell© 
allouee  par  les  autres  orpanes  qui  ont  contribue  u 
I'octroi  de  la  bourse.  On  s'en  est  bien  trouve,  H 
convient  donc  de  maintenir  un  Systeme  qui  a  fait 
ses  preuves. 

Mais  votre  commission  s'est  demande  si  Tart.  4 
de  l'arrete  föderal  concernant  l'enseignement  pro- 
tessionnel  pomicttait  la  chose.  Cct  art.  4  est  cnn?u 
commo  suit:  «I-os  subsides  do  la  Conföderation  peu- 
vent, selon  appreciation  du  conseil  föderal,  attoindre 
la  moitiö  de  la  somme  des  frais  Supportes  annuelle- 
ment  par  les  cantons,  communes,  corporations  et 
particuliers.» 


• 
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Apre«  an  examcn  attentif  de  cette  disposition, 
votre  commission  s'est  convaincue  qu'elle  no  concerne 
que  les  subsides  a  accorder  aux  etahlissements  dans 
lesquels  l'enselgnement  profossiODncI  est  doiuö  et 
que  cet  article  ae  vise  pas  les  subsidos  ä  accorder 
ä  des  bourslers.  Cela  ressort  de  la  comparaison 
entre  le  dit  art.  4  et  les  articles  qui  le  precedent 
et  qni  le  suivent. 

L'art.  4  de  l'arrete  fedöral  concernant  l'enseigne- 
fflent  professional  ne  constitue  donc  pas  un  ob- 
stacle  a  ce  que  le  reglemeot  sur  la  matiere  con- 
tienne  une  disposition  perniettant  au  conseil  föderal 
d'elever  jusqu'a  une  somme  egale  aux  subventinns 
fournies  par  les  cantons,  communes,  corporations 
etparticulierslesubside  rju'i)  acconle  ä  un  bnursier. 
II  va  de  sol  que  le  conseil  föderal  n'aeeordera  le 
maxiraum  du  sulisido  qu'ä  ceux  qui  le  merltont  par 
leur  conduitc  et  leurs  aptltudes.  et  dont  I» Situation 
dt  fbrtune  justifie  une  mesuro  aussi  genereuse. 

L'assemblee  föderale  a  consacre  ä  uiaiDtes  re- 
prlses  rintorprclation  ■  jno  nous  venons  do  donner 
de  l'art.  4  de  l'arrete  föderal  precltti  en  volant  des 
credit«  qui  sans  cela  a'auraicnt  pas  ete  justiHes. 
Pour  conclure  noua  vous  prions,  M.  le  president  et 
Messieurs,  do  voter  i'entröe  cu  uialieie  sur  la  base 
des  propositions  de  votre  commisslon. 


Geel:  Dass  es  sich  bei  den  Bundesbowlitosten 
über  die  Subventionierung  der  Berufsbildung  nicht 
nur  um  eino  an  und  für  sich  sehr  wichtige  Frage 
handelt,  sondern  auch  um  oin  Suhvenlionsgebiet, 
das  jährlich  ganz  bedeutende  Summen  erheischt, 
haben  Sie  der  heute  behandelten  Staat  «Rechnung  ent- 
nommen. Es  sind  im  abgelaufenen  Rechnungsjahre 
an  das  kommerzielle  Bildungswesen  niclit  weniger 
als  Fr.  2W.042  Subventionen  gegeben  werden,  an 
die  goworblicho  und  industrielle  Berufsbildung  Fr. 
861, 893  und  an  die  hauswirtscbatlllcho  und  beruf« 
liehe  Bildung  des  weiblichen  Geschlechts  Fr.  161,061, 
zusammen  also  an  Unterstützungen  an  das  beruflich«) 
Bilduogswesen  nur  in  Bezug  auf  dieso  drei  Kate- 
gorien nicht  wonigor  als  Fr.  1,271,0(10.  Wenn  man 
bedenkt,  dass  dieso  Subventionen  an  die  ^werb- 
liche und  industrielle  Berufsbildung  das  'Mache 
dessen  betragen,  was  im  Jahre  1881,  zur  Zeit  des 
Inkrafttretens  des  Bundesbeschlusses,  bezahlt  wor- 
den ist,  so  sieht  man  schon  hieraus  die  grossartige 
Entwicklung,  welche  die  Anstalten  und  Schulen, 
die  der  beruflichen  Bildung  dleum,  genommen 
haben.  Es  ist  das  auch  schon  aus  dem  ('.runde  be- 
greiflich, well  die  Verhältnisse  sich  seit  dem  Er- 
lasse der  verschiedenen  Beschlüsse  in  mancher  Be- 
ziehung geändert  haben,  und  es  hat  auch  der  Bundes- 
rat anerkannt,  dass  das  Postulat  Wild  Revisions- 
wQnacbe  aufgestellt  habe,  die  zum  Teil  ihre  vollo 
Berechtigung  haben. 

Ein  hauptsächlicher  Revisionspunkt  Instand  darin, 
dass  in  Bezug  auf  die  Stipendien  viel  weitherziger 
und  freigebiger  vorgegangen  werden  sollte,  als  es 
die  bisherigen  Bundesbeschlüsse  zulassen.  Nach  dem 
Bundesbeschluss  von  1884  über  gewerbliche  und 
industrielle  Bildung  waren  nur  Stipendien  an  Lehr- 
amtskandidaten vorgesehen,  und  auch  nach  dem 
Buodesbeschlusse  Ober  das  kommerzielle  Bildungs- 
wesen von  1891  waren  Stipendlm  hauptsächlich  an 


Lehramtskandidaten  vorgesehen.  Nim  war  es  sieber- 
licn  ein  berechtigter  Wunsch,  dass  nicht  nur  an 
diejenigen  Schüler  kommerzieller,  gewerblicher  und 
industrieller  Schulen,  welche  sich  speciell  der  Lehr- 
thatigkeit  auf  diesen  Gebioten  widmen  wollen,  son- 
dern überhaupt  an  bedürftige  und  befähigte  Schüler 
Unterstützungen  verabfolgt  werden  sollen,  dass 
also  in  dieser  Beziehung  die  Beschlüsse  einer  Re- 
vision zu  unterziehen  seien.  In  Bezug  auf  diesen 
Wunsch  und  auf  andere  Wünsche  des  Herrn  National- 
rat Wild,  die  vom  Herrn  Referenten  bereits  er- 
wähnt worden  sind,  hat  der  Bundesrat  geantwortet, 
dass  er  bis  anbin  den  veränderten  Verhältnissen 
dadurch  Beeimung  getragen  habe,  dass  er  die 
Bundesbeschlüsse  in  der  largesten  und  weitherzigsten 
Weise  interpretiert  habe :  er  habe  dieStipendienkeines- 
wegs  auf  Lehramtskandidaten  in  engerm  Sinne  des 
Wmles  beschränkt,  sondern  sie  ühcrallda  gegeben, 
wo  dio  betreffenden  Schiller  die  Stipendien  not- 
wendig hatten  und  auch  verdienten  und  sich  hier- 
bei lediglich  vorbehalten,  dass  für  den  Fall,  dass 
spater  diese  Stipendiaten  zur  LehrthAtipkeit  herbei- 
gezogen werden  müssten,  sie  der  Aufforderung 
auch  entsprechen,  also  eine  gewisse  Verpflichtung 
in  diesem  Sinne  übernehmen  sollen.  Dabei  war 
sich  der  Bundesrat  vollständig  klar,  dass  die  Zahl 
dieser  so  Unterstützten  viel  grösser  war,  als  je  für 
dio  Lehrthätigkoit  in  Frage  kommen  konnten. 

In  diesen  wie  in  andern  Punkten  giebt  der 
Bundesrat  zu,  dass  er  eino  zum  Teil  über  dießun- 
desbeschlüsso  hinausgehende  Interpretation  ange- 
wendet habe.  So  wenig  sich  nun  in  der  Sache  selber 
einwenden  l.isst  —  denn  die  Hauptsache  ist  ja 
immer,  dass  das  berufliche  Bildnngswesen  vom 
hind  unterstützt  werde  — ,  so  kann  man  doch  auf 
der  andern  Seite  wünschen,  dass  auf  dem 
Wege  der  Rovlsion  der  Bundesbeschlftsse  selber 
dio  Grundsatze,  die  sich  im  Laufe  der  Zeiten  als 
ungenügend  erwiesen  haben,  revidiert,  modifiziert 
und  verheuert  werden.  Her  Bundesrat  will  diesen 
Wog  nicht  einschlagen,  und  der  Nationalrat  hat  sich 
ihm  angeschlossen;  man  will  durch  blosse  Revision 
der  Vollziehungsvorordnungen  und  Beibehaltung  der 
bisherigen  ausdehnenden  Interpretation  der  Bun- 
besbeschlüsso  die  Revision  umgohen.  Es  ist  nun 
vom  Standpunkte  der  interessierten  Kreise  zu  sagen, 
dass  eine  Revision  des  Gesetzes  mit  genauer  und 
präclser  Fassung  und  Festsetzung  der  Grundsätze, 
von  welchen  aus  Unterstützungen  zu  gewähren  sind, 
eine  viel  grössere  Gewähr  und  Sicherheit  für  Be- 
ständigkeit im  Subvenliousweseu  zur  Folge  hätte, 
als  es  die  blosse  Praxis  des  Bundesrates  hat.  Das 
Gosetz  In  seinen  Grundsätzen  überdauert  einen  all- 
fälligen Wechsel  dor  Personen  und  Ideen  In  den 
leitenden  Kreisen,  währenddem  die  Praxis  eine 
vom  jeweiligen  Erm^sson  der  leitenden  Instanzen 
abhängige  ist.  Und  es  ist  auch  nicht  besonders  be- 
ruhigend für  die  interessierten  Beteiligten,  wenn 
der  Bundesrat  anf  Seite  4  und  5  dor  Botschaft  sagt, 
dass  er  gerade  die  allgemeine,  weniger  bestimmt 
lautende  Fassung  der  Beschlüsse  für  einon  Vorteil 
halte ;  er  sei  dann  durch  keine  formellen  Bestimmungen 
gebunden,  solche  aus  der  Entwicklung  dor  Verhält- 
nisse im  allgemeinen  oder  aus  momentanem  Bodurf  • 
uiss  getroffene  Massnahmen  aufrecht  zu  erhalten, 
sondern  könne,  wenn  aus  diesen  oder  jenen  Gründen 
es  ratsam  erscheine,  sie  wieder  lallen  lassen. 
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Von  diesem  Gesichtspunkte  ans  hätte  ich  es 
speciell  lieber  gesehen,  wenn  au!  eine  Revision  ein- 
getreten worden  wäre;  allein  die  Gründe,  die  der 
Bundesrat  anlübrt  und  die  dagegen  sprechen,  haben 
mich  schliesslich  auch  zur  Ueberzeugung  gebracht, 
dass  es  besser  sei,  dem  Vorschlage  des  Bundesrates 
zu  folgen,  denn  wenn  diese  Bundesbeschl isse  Ober 
die  Subventionierung  der  Berufsbildung  revidiert 
würden,  so  läge  in  der  That  die  Gefahr  nahe,  dass 
eine  Anzahl  von  durchaus  abweichenden  Meinungen 
in  Bezug  auf  die  Beteiligung,  die  Kompetenz  und 
die  Einwirkung  des  Bundes  auf  das  berufliche 
Bildungswesen  zum  Ausdruck  und  zum  Widerstreit 
kamen.  Es  haben  sich  schon  in  den  Kommissionen 
inldieser  Beziehung  Meinungsdifferenzen  ergeben. 
Die  einen  Mitglieder  hätten  dem  Bund  gerne  eine 
grössere  Macht  und  weitergehende  Kompetenzen 
auf  diesem  Gebiete  zugeschieden,  während  die  an- 
dern  eher  gegenteiliger  Meinung  waren.  Nun  hält 
die  Kommission  mit  dem  Nationalrate  dafür,  dass 
es  sich  hier  nicht  darum  handelt,  die  Errungen- 
schaften, die  wir  in  den  drei  erwähnten  Bundesbe- 
schiüssen  verkörpert  sehen ,  mehr  formeller 
Wünsche  halber  zu  gefährden  und  zu  riskieren, 
dass  sie  ganz  oder  zum  Teil  verloren  gehen  oder 
dass  überhaupt  die  bisherige  ruhige  und  frucht- 
bringende Thätigkeit  der  Bundesbehörden  auf  diesem 
Gebiete  gestört  würde,  sondern  wir  halten  dafür, 
es  sei  genügend,  wenn  so  fortgefahren  werde,  wie 
der  Bundesrat  in  den  letzten  Jahren  die  ßundessub- 
veotionen  erteilt  hat. 

Wenn  wir  nun  auf  diesem  Standpunkt  angelangt 
sind,  wäre  eigentlich  unsere  Aufgabe  vollständig 
erschöpft  und  erledigt,  denn  wenn  wir  eine  Revi- 
sion der  Bundesbeschlüsse  nicht  vornehmen  wollen, 
so  haben  wir  zur  Revision  der  Vollziohungsverord- 
nungen  nichts  zu  sagen,  denn  der  Erlass  der  letz- 
tem ist  ausschliesslich  Sache  dos  Bundesrates.  Es 
ist  aber  immerhin  erlaubt  —  und  auch  der  National- 
rat hat  diesen  Weg  beschritten  —  dass  dio  eidge- 
nössischen Räte  für  dio  zu  revidiorenden  Regle- 
mente  Wünsche  zu  Händen  des  Bundesrates  aus- 
sprechen, wobei  sie  es  natürlich  dem  Bundesrat 
überlassen  müssen  und  auch  mit  Vertrauen  über- 
lassen, in  geeigneter  Weise  diese  Wünsche  zu  be- 
rücksichtigen. Die  ständerätliche  Kommission  hat 
sich  den  Wünschen  des  Nationalstes,  wie  Sie  sie 
gedruckt  vorfinden,  im  grossen  und  ganzen  ange- 
schlossen und  nur  einzelne  Modifikationen  getroffen, 
die  Ihnen  durch  den  Herrn  Berichterstatter  bereits 
begründet  worden  sind,  ich  verliere  darübor  kein 
weiteres  Wort  mehr. 

Dagegen  möchte  ich  mir  erlauben,  einen  indivi- 
duellen Wunsch  in  Bezug  auf  einen  bisher  noch 
nicht  besprochenen  Punkt  zur  Sprache  zu  bringen- 
Es  betrifft  das  deu  Art.  13  der  vorgesehenen  Voll- 
iiehungsverordnung  zu  dem  Bundesbesdihisse  be- 
treffend die  «ewerbliche  und  industriolle  Berufsbil- 
dung und  betreffend  die  hauswirtschaftliche  und 
berufliche  Bildung  des  weiblichen  Geschlechtes 
auf  Seite  il  des  bundesratlichen  Bericht*.  In  diesem 
Art.  13  ist  der  Grundsatz,  ausgesprochen,  dass  die 
Ausbezahlung  der  Bunde»bei»rage  an  die  betreffen- 
den Schulen 'und  Anstalten  in  folgender  Weise 
stattzufinden  habo:  die  ungefähre  Hälfte  des 
Gesamtbetrages  der  Subvention  vor  erfolgter  In- 
spektion und  Begutachtung  seitens  des  Experten, 


die  zweite  Hälfte  dann  in  der  Regel  erst  auf  Grund 

der  erwähnten  Begutachtung.  Es  herrscht  nämlich 
in  Bezug  auf  diese  Schulen  die  Praxis,  dass  eidge- 
nössische Experten  dieselben  visitieren,  prüfen  und 
dem  Bundesrate  über  das  Resultat  dieser  Unter- 
suchung Bericht  erstatten.  Vom  Eingang  dieser 
Gutachten  hängt  es  also  ab,  in  welchem  Zeitpunkte 
die  zweite  Hälfte  der  Bundessubvention  ausbezahlt 
wird.  Nun  ist  die  Zahl  der  zu  besuchenden  Schulen 
dieser  Richtung  eine  grosse  und  stets  zunehmende, 
und  andrerseits  sind  die  Herren  Experten  auch  sonst 
meist  sehr  stark  in  Anspruch  genommen,  sodass 
sich  infolge  dieser  beiden  Umstände  die  Berichter- 
stattung zuweilen  ziemlich  stark  verzögert  und  die 
Gutachten  an  den  Bundesrat  zuweilen  erst  abgehen, 
nachdem  das  Rechnungsjahr  der  betreffenden  Schu- 
len und  Kurse  abgelaufen  ist  So  kommt  es  vor,  dass 
der  Bundesrat  die  zweite  Hälfte  der  Subvention 
zurückbehält  zu  einer  Zeit,  wo  die  betreffenden 
Schulen  das  Geld  notwendig  hätten,  um  den  bereits 
seit  geraumer  Zeit  eingegangenen  Verpflichtungen 
nachzukommen,  das  heisst,  um  dio  Lehrergehalte 
eto.  zu  bezahlen.  Dadurch  kommen  diese  Schulen, 
die  bisweilen  zum  guten  Teil  auf  diese  Subventionen 
angewiesen  sind  und  ihren  ganzen  Betrieb  darnach 
eingerichtet  haben,  in  Verlegenheit,  sie  köunen  nicht 
rechtzeitig  bezahlen,  und  es  macht  nicht  cur  in 
diesen  Kreisen,  sondern  auch  anderweitig  keinen 
guten  Eindruck,  wenn  der  Bund  mit  seinen  Zahlungen 
zu  lange  zurückhält  und  nach  der  Fassung  von 
Art.  13  zurückhalten  muss.  Es  ist  nach  meinem 
Dafürhalten  nicht  einzusehen,  dass  diese  Bestimmung 
eine  Notwendigkeit  sei.  Wenn  ich  auch  durchaus 
zugebe,  dass  es  sich  rechtfertigt,  diese  Schulen 
durch  Sachverständige  prüfen  zu  lassen,  so  glaube 
ich  doch  nicht,  dass  der  Bundesrat  je  im  Falle  ge- 
wesen ist  oder  sich  je  dazu  hätte  verstehen  können, 
auf  Grund  eines  vielleicht  nicht  ganz  günstigen 
Berichtes  die  Subvention,  die  er  auf  Grund  der 
eingereichten  Budgets  u.  s.  w.  bewilligt  hat, 
nicht  auszuzahlen,  sei  es  zur  Hälfte  oder  nur  zu 
einem  kleinem  Teile.  Eine  solcbo  Behinderung 
und  Hemmung  der  Schulen  in  ihrem  ganzen  Betriebe 
würde  der  Bundesrat  kaum  je  vorgenommen  haben, 
und  somit  ist  es  praktisch  nicht  notwendig,  dass 
mit  der  Auszahlung  der  zweiten  Hälfte  zugewartet 
werde,  bis  dieser  Bericht  eingegangen  ist  Es  wor- 
den sich  auch  die  Experten  nie  auf  den  Punkt  ver- 
legen, die  Beschränkung  der  Subventionen  zu  wün- 
schen oder  gar  ziffernmassig  zu  beantragen,  sondern 
sie  haben  im  allgemeinen  Uber  die  Leistungen  der 
Schule  und  deren  Leitung  und  Gang  Bericht  zu  er- 
statten. Nun  hat  es  der  Bundesrat  auch  dann,  wenn 
es  ihm  frei  steht,  dio  Subvention  au!  einmal  oder 
in  zwei  Raten  während  des  Betriebsjahres  auszu- 
bezahlen, wenn  er  also  nicht  an  den  Eingang  des 
Exportengutachlens  gebunden  ist,  in  der  Hand,  trotz- 
dem den  Wert  der  Gutach  ton  zur  Geltung  zu  brin- 
gen. Er  kann,  wenn  ein  Kxpcrtengutachtec  in  der 
That  nicht  günstig  lautot,  für  das  nächste  Rechnungs- 
jahr den  betreffenden  Schulen  Vorbehalte  machen 
und  dio  Bedingung  stellen,  dass,  wenn  in  den  und 
den  gerügter.  Punkten,  wo  sich  Missstände  gezeigt 
haben,  nicht  Abhülfe  geschaffon  werde,  die  Sub- 
vention ganz  entzogen  werde.  Au!  diese  Art  ist 
es  dem  Bundesrate  möglich  gemacht,  trotzdem  auf 
den  Gang  der  Schulen  und  deren  Leistungen  in  der 
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Welse  einzuwirken,  wie  es  ihm  nach  der  Fassang 
des  Bundesbescblusses  auch  bisher  möglich  war. 

Ich  möchte  aus  diesen  Gründen  zu  Händen  des  an- 
wesenden Vertreters  des  Bundesrates  den  Wunsch 
ausdrücken,  bei  der  zukünftigen  Revision  des 
Reglementes  die  Beschränkung  des  Art  13,  d.  h.  die 
Beschränkung  der  Ausbezahlung  der  zweiten  Rate 
auf  den  Zeitpunkt  des  Eingangs  des  Expertengut- 
achtens im  Interesse  der  beteiligten  Schulen  und 
Anstalten  fallen  zu  lassen. 


Munzinger:  Gestatten  Sie  mir,  bei  der  Ein- 
trotonsfrago  einige  Bemerkungen  anzubringen,  um 
zum  Schlosse  auch  einen  persönlichen  Wunsch  aus- 
zusprechen. Ich  denke,  es  werde  das  gestattet  sein, 
da  sich  ja  die  ganze  Diskussion  und  die  Anträge 
der  Kommission  auf  dem  Boden  des  Wünschens  be- 
wegen. 

Meine  Herren,  der  Bundesbeschluss,  von  dem 
die  Berichterstattung  des  h.  Bundesrates  ausgeht, 
umfasst,  wie  Sie  der  Botschaft  des  Bundesrates  ent- 
nehmen können,  eigentlich  nicht  nur  die  industrielle, 
gewerbliche,  kommerzielle  und  hauswirtschaftt  he 
Berufsbildung  im  engern  Sinne,  sondern  auch  die 
landwirtschaftliche  Berufsbildung.  Diese  letztere 
nun,  resp.  eine  allfälligo  Revision  nach  dieser 
Richtung  hin,  ist  in  der  Botschaft  des  Bundesrates 
und  auch  in  der  Berichterstattung  der  Kommission 
ausserordentlich  kurz  behandelt  worden,  und  ich 
habe  so  den  Eindruck,  man  habe  sie  ohne  weiteres 
unter  den  Tisch  gewischt  Ich  erlaube  mir  nun, 
doch  einige  Bemerkungen  anzubringen. 

Meine  Herren,  auf  Seite  18  der  Botschaft  heisst 
es:  cDie  Bestimmungen  bezüglich  der  Förderung 
des  landwirtschaftlichen  Bildungswesen  durch  den 
Bund  sind  nicht  in  einem  besondern  Bundesbeschluss, 
sondern  im  Bundesgesetze  betreffend  die  Förderung 
der  Landwirtschaft  durch  den  Bund,  vom  22.  De- 
zember 1893,  enthalten.  Wir  werden  an  anderer 
Stelle  zeigen,  dass  diese  Bestimmungen  nicht  re- 
visionsbedürftig sind.»  Dioso  andero Stolle,  wo  dies 
gezeigt  wird,  ist  offenbar  auf  Seite  20  der  Botschaft 
enthalten  unter  Ziffer  III  mit  dem  Titel  «Das  Bun- 
desgesetz betr.  die  Förderung  der  Landwirtschaft 
durch  den  Bund,  vom  22.  Dezember  1893.?  Hior 
heisst  es  einleitungsweise  zunächst: 

«Es  darf  zunächst  wohl  daran  erinnert  werden, 
dass  das  Postulat  in  seinem  ursprünglichen,  vom 
Nationalrat  angenommenen  Wortlaut  die  landwirt- 
schaftliche Berufsbildung  nicht  erwähnte,  und  dass 
erst  im  Ständerat  der  Vollständigkeit  halber  der 
bezügliche  Zusatz  beantragt  und  gutgeheissen  wurde,  i 

Ich  habe  beim  Lesen  dieses  Passus  unwillkürlich 
das  Gofühl  gehabt,  weil  die  Sache  erst  durch  den 
Ständerat  in  das  Postulat  hineingekommen  sei,  habe 
sie  eigentlich  nicht  viel  zu  bedeuten  (Heiterkeit), 
und  man  könne  darüber  im  Stechschritt  hinweg- 
gehen * 

Was  ist  dann  weiter  in  der  Botschaft  als  Be- 
weis dafür  angeführt,  dass  die  Bestimmungen  betr. 
das  landwirtschaftliche  Bildungswesen  nicht  revi- 
sionsbedürftig seien?  Ich  finde  nichts  anderes  als 
die  Bohauptung,  das  Gesetz  sei  genügend  und  nicht 
revisionsbedürftig,  und  im  übrigen  wird  noch  gesagt: 


«Die  landwirtschaftlichen  Sehnten  sind  alle,  ohne 
Ausnahme,  kantonale  oder  interkantonale  Anstalten, 
im  Gegensatz  zur  Grosszahl  der  Anstalten  für  ge- 
werbliche und  industrielle  Berufsbildung.»  Das  ist 
der  ganze  Beweis,  dor  uns  auf  Seite  18  versprochen 
und  auf  Seite  20  angetreten  wird!  Ich  glaube  aber, 
damit  sei  der  Beweis  nicht  erbracht,  dass  die  Be- 
stimmungen über  die  landwirtschaftliche  Berufs- 
bildung nicht  revisionsbedürftig  seien  und  dass  im 
Interesse  der  Landwirtschaft  nicht  noch  mehr  ge- 
than  werden  könnte,  als  dies  gegenwärtig  der  Fall  ist 

Meine  Herren,  es  ist  unzweifelhaft  richtig  und 
kann  wohl  nicht  bestritten  werden,  dass  zur  Stunde 
in  Bezug  auf  die  Unterstützung  des  Bundes  nach 
der  beruflichen  Seite  hin  zwischen  dem  landwirt- 
schaftlichen Boruf  und  den  übrigen  gewerblichen 
Berufen  ein  grosser  Widerspruch  besteht  Wenn  Sie 
die  Vorectwürfo  des  Bundesrates  zur  Hand  nehmen, 
wie  sie  uns  vorgelegt  werden,  damit  wir  unsere 
allfälligen  Wünscho  dazu  aussprechen,  so  werden 
Sie  finden,  dass  der  Bund  die  engere  gewerbliche, 
die  kommerzielle  und  hauswirtschaftlicho  Berufs- 
bildung auf  breitester  Basis  zu  unterstützen  gedenkt 
und  zwar  noch  etwas  mehr,  als  dies  bis  anhin  der 
Fall  war.  Es  heisst  in  der  ersten  Vollziehungsver- 
ordnung (betr.  die  gewerbliche  und  industrielle  Be- 
rufsbildung und  betr.  die  hauswirtschaftliche  und 
berufliche  Bildung  des  weiblichen  Geschlechts),  Art  1 : 
«Gesuche  um  Beiträge  aus  der  Bundeskasse  an  die 
Kosten  des  Betriebes  von  Anstalten,  welche  die 
Förderung  dor  gewerblichen  und  industriellen  Be- 
rufsbildung, sowie  der  hauswirtschaltlichen  und  be- 
ruflichen Bildung  des  weiblichen  Geschlechts  be- 
zwecken, sind. . .»  etc.  Man  will  also  alle  Anstalten 
unterstützen,  welche  zum  Zweckender  Förderung 
der  gewerblichen  und  industriellen  Berufsbildung, 
sowie  der  hauswirtschaltlichen  und  beruflichen  Bil- 
dung des  weiblichen  Geschlechtes  gegründet  wer- 
den. Und  in  der  zweiten  Vollziohungsverordnung 
(betr.  Förderung  der  kommerziellen  Bildung),  eben- 
falls in  Art!,  heisst  es:  «Dor  Bund  leistet  Beiträge 
aus  der  Bundeskasse  an  Handelsschulen  und  kauf- 
männische Fortbildungsschulen,  sowie  an  dieUnter- 
riQhtskurse  der  kaufmännischen  Vereine.» 

Meine  Herren,  ich  bin  mit  der  Meinung,  die  der 
Bundesrat  hier  ausspricht,  vollständig  einverstanden, 
und  ich  erkenne  es  dankbar  an,  dass  der  Bund  nach 
diesen  beiden  Richtungen  beruflicher  Bildung  hin 
sehr  large  und  auf  breitester  Basis  vorgegangen  ist; 
er  hat  absolut  keine  Schablone  aufgestellt,  sondern 
hat  die  Schulen  genommen,  wie  sie  aus  den  Be- 
dürfnissen der  verschiedenen  Landesteile  herausge- 
wachsen sind  und  nicht  von  oben  herab  dekretiert: 
so  und  so  müssen  die  Schulen  6eio,  sonst  bekommen 
sio  koinen  Beitrag.  Diesem  loyalen  Vorgehen  auf 
breitester  Basis  steht  dasjenige  gegenüber,  was  vom 
Bund'  bezüglich  der  landwirtschaftlichen  Berufs- 
bildung geleistet  wurde.  In  dieser  Beziehung  ist  ge- 
sagt, es  werden  nur  kantonale  oder  interkantonale  An- 
stalten subventionier!,  forner  werden  Stipendien  aus- 
gerichtet und  für  Wanderlehrer  undSpecialkurse  Unter- 
stützungen gewährt.  Aber  Unterstützungen  in  dieser 
weitern  Weise,  wie  bei  der  gewerblichen  und  kom- 
merziellen Bildung  oder  der  beruflichen  Bildung  dos 
weiblichen  Geschlechtes  werden  nicht  verabfolgt 
Landwirtschaftliche  Fortbildungsschulen  erhalten 
also  keine  Beiträge,  und  ich  frago  mich  nun :  Warum 
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ißt  die  Landwirtschalt,  als  das  Urgewerbe  des  Landes, 
in  dieser  Weise  nebenausgestcllt  und  warum  geht 
man  bei  allen  übrigen  Gewerben  weiter  und  bleibt 
einzig  bei  der  Landwirtschaft  beim  Bisherigen 
stehen?  Warum  stoht  der  Bund  nach  diesor  Richtung 
hin  auf  einmal  völlig  zugeknöpft  bis  unter  das  Kinn 
da  und  erklärt:  da  verweigeren  wir  jeden  Beitrag, 
and  es  ist  auch  das  Gesetz  nicht  revisionsbedürftig. 
In  Bezug  aut  alle  andern  Berufe  geht  mau  möglichst 
weit  herunter,  bis  au!  die  Primarschule,  indem  sich 
die  gewerbliche  Fortbildungsschule  sofort  nach  Ab- 
solvierung der  Primarschule  anschliesst.  Warum 
thut  man  dies  nicht  auch  gegenüber  der  Landwirt- 
schaft? Das  begreife  ich  nicht! 

Man  sagt  vielleicht  —  ich  weiss  es  nicht  —  es 
»ei  nicht  gut,  etwas  Derartiges  zu  machen  oder  es 
sei  nicht  möglich  oder  man  habe  es  nicht  gothan, 
weil  es  zu  viel  Geld  koste.  Ich  könnte  nicht  zugeben, 
dass  nach  dieser  Richtung  hin  nicht  sehr  viel 
Gutes  geleistet  werden  könnto,  und  ich  kann  nicht 
zugeben,  dass  es  nicht  durchführbar  w.ire,  land- 
wirtschaftliche Fortbildungsschulen  ebenfalls  zu  un- 
terstützen, sondern  bin  der  gegenteiligen  Meinung, 
es  könnte  nach  dieser  Richtung  hin  ausserordent- 
lich viel  Gutes  geleistet  werden.  Ich  bin  weit  davon 
entfornt,  diesen  grösseren  kantonalen  und  inter- 
kantonalen Anstalten  irgendwio  zu  nahe  zu  troten. 
Diese  grossen  Anstalten,  die  der  Bund  untorstützt, 
in  allen  Ehron!  Allein  ich  glaube  nicht,  dass  mit 
diesen  grosseren  Anstalten  der  grossen  Masse  des 
Kleinbauerastandes  geholfen  sei.  In  diese  grösseren 
Anstallen  kommen  dio  bosser  situierten  Bauern- 
söhne,  deren  Eltern  dieselben  während  eines  Win- 
ters oder  während  eines  oder  zwei  Jahren  zu  Hause 
entbehren  können  und  die  Mittol  besitzen,  sie 
wahrend  dieser  Zeit  zu  unterstützen.  Diese  Leute 
machen  aber  einen  kleinen  Prozentsatz  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung  aus.  Das  Gros  der 
kleinen  Bauern  hat  sehr  wenig  Vorteil  von  diesen 
kantonalen  Anstalten  ;  es  bröckelt  indirekt  vielleicht 
etwas  für  sie  ab,  aber  direkt  ist  der  Nutzen  sehr 
klein,  und  man  könnte  viel  einschneidender  wirken, 
wenn  man  auch  hier,  wie  bei  den  andern  Berufen, 
etwas  weiter  heran  tergi  enge  und  dort  unterstützen 
würde,  wo  die  Mittel  fehlen,  um  die  Ausbildung  aus 
eigenen  Mitteln  zu  bestreiten.   Dies  meine  Meinung. 

Nun  sagt  man,  das  gegenwärtige  Gesetz  über 
Förderung  der  Landwirtschaft  gestatio  dies  nicht. 
Ich  will  dies  gar  nicht  bestreiten;  bezüglich  des 
Wortlautes  des  Gesetzes  kann  man  vielleicht  dieser 
Meinung  sein.  Der  Art.  3  desselben  sagt:  «An  Kau- 
tone, welche  theoretisch-praktische  Ackerbauschulen 
und  landwirtschaftliche  Sommer-  oder  Wiulerkurse 
eingerichtet  haben  oder  einzurichten  gedenken» 
etc.,  wird  eine  Subvention  veraLIo!;:t.  Aus  diesem 
Wortlaut  könnte  man  allerdings  schliessen,  es  wor- 
den durch  den  Bund  nur  kantonale  oder  interkan- 
tonale Anstalten  unterstützt.  Immerhin  möchte  ich 
darauf  aufmerksam  machen,  dass  die  Vollzichungs- 
verordnung  zu  diesem  Gesetzo  in  ihrem  Wortlaut  be- 
deutend weiter  gebt,  denn  da  heisst  es  in  Art.  5:  (Kan- 
tone, die  theoretisch-praktische  Ackerbauschulen, 
landwirtschaftliche  Winterschulon,  milchwirtschaft- 
liche Schulen,  Obst-,  Wein-  und  Gartcubnuschulen 
oder  andere  landwirtschaftliche  Un- 
terrichtsanstalton  gründen  und  an  die  lau- 
jenden  Kosten  derselben  Dundesbeitrago  verlangen 


wollen»,  etc  Ich  vermag  nun  nicht  einzusehen, 
warum  landwirtschaftliche  Berufsfortbildungsschulen 
nach  diesem  Wortlaut  der  Vollziehungsverordnung 
nicht  ebenso  gut  unterstützt  werden  könnten,  wio 
dies  in  anderer  Richtung  bezüglich  der  gewerb- 
lichen Fortbildungsschulen  der  Fall  ist  Wio  man 
dio  früheren  Bundesheschlüsse  bezüglich  Unter. 
Stützung  der  gewerblichen  Fortbildung  in  wciL 
gehendslcr  und  in  richtigor  Weise  interpretiert  hat, 
könnte  man,  wenn  man  willens  wäre,  dies  auch, 
gestutzt  auf  diese  Vollziehungsvorordnung,  in  Bezug 
auf  dio  landwirtschaftlichen  Fortbildungsschulen 
thun. 

Meine  Herren,  ich  stelle  keinen  Antrag  auf  Nicht- 
eintreten; ich  will  das  Gute,  das  vorliegt,  durch- 
aus nicht  hindern.  Man  kann  diese  beiden  Voll» 
ziehungsvernrdnungon,  wio  sie  im  Entwurf  vor- 
liegen, accepllereo  mit  den  Wünschen  der  Kommis- 
sion; sie  sollen  in  Krall  treten,  dies  unterstützt  und 
hebt  das  bcrulliche  Bildungswesen  im  ganzen  Land} 
ungemein,  das  durch  die  Anstrengungen  des  Bundes 
bereits  ausserordentlich  gehoben  worden  ist  Ich 
will  also,  wie  gesagt,  demjenigen,  was  vorliegt,  nicht 
in  den  Weg  treten,  sondern  nur  darauf  aufmerksam 
machen  und  den  persönlichen  Wunsch  aussprechen, 
es  möchte  vom  Bundesrat  dio  Frage  studiort  werden, 
ob  nicht  auch  in  Bezug  auf  die  landwirtschaftliche 
Berufsbildung  ein  Schritt  woitor  gegangen  worden 
könnte,  entsprechend  demjenigen,  was  man  in  Bezug 
auf  alio  übrigen  Berüfo  gegenwärtig  und  seit  langen 
Jahren  thut. 


Bundesrat  Deuchpr;  Dio  beiden  Herren  Bericht- 
erstatter habon  Ihnen  bereits  auseinandergesetzt, 
wio  es  gekommen  ist,  dass  vom  Bundesrate  ein 
Gutachten  darüber  verlangt  worden  ist,  ob  die  in 
Rede  siebenden  Bundesbeschlüsso  und  dio  dazu  ge- 
hörigen VoHziehungsverordnungon  revidiert  werden 
sollen  oder  nicht,  und  ob  diese  Beschlüsse,  bezw. 
Verordnungen  in  ein  einheitliches  Ganzes  ver- 
schmolzen werden  sollen.  Wio  Sie  unserer  Bericht- 
erstattung entnehmen,  stellen  wir  uns  mit  Bezug 
auf  dio  Revision  der  Bundesbeschlüsse  auf  einen 
negativen  Standpunkt.  Abgesehen  von  der  Land- 
wirtschaft —  ich  soho  vorläufig  von  dieser  ab,  ich 
trete  später  gerne  auf  die  Anregung  des  Herrn 
Munzinger  ein  —  basieren  dio  andern  drei  Beschlüsse 
auf  einer  gemeinsam«!  Idee,  und  es  ist  sowohl 
derjenige  bezüglich  dos  kommerziellen  Bildungs- 
wesons,  als  derjenige  bezüglich  des  hauswirtschaft- 
liclion  Bildungswesens  aus  dem  ursprünglichen  Be- 
schlüsse über  gewerbliches  Bildungswesen  vom 
Jahro  1884  hervorgegangen.  Dieser  Bcschluss  ist 
also  16  Jahro  alt,  und  es  ist  klar,  dass  heute,  wo  auf 
diesen  Gebieten  in  deu  1G  Jahren  gradatim  steigernd 
von  lahr  zu  Jahr  so  vieles  geleistet  worden  ist,  Ver- 
änderungen eingetreten  sind,  die,  wenn  man  sie  im 
Jahre  1881  vorausgesehen  hätte,  damals  vielleicht 
eine  etwas  andere,  wonn  Sie  wollen  erweiterte  und 
in  gewissen  Punkten  präcisiertere  Deschlussfassung 
veranlasst  hatten.  Das  Gebiet  war  im  Jahre  1884 
nou,  die  Sache  war  sozusagen  noch  ein  unbe- 
•  BChriebenea  Blatt.  Kein  Mensch  hatte  vorher  daran 
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gedacht,  dm  der  Bund  auf  diesem  Gebiete  etwas 
leisten  aolle.  Ja  selbst  In  deu  Kantonen  waren  die 
Leistungen  mlnimer  Art,  und  erst  durch  die  ßundes- 
faülle  wurde  eigentlich  in  deu  Kantonen  der  tie- 
danke, dass  hier  etwas  geschehen  müsse,  angeregt 
und  nach  und  nach  ausgebildet.  Es  muss  alto  zu- 
gegeben werden,  dass,  wenn  mau  alles  das,  was 
jetzt  besteht  und  sich  in  derJ'raxis  entwickelt  hat, 
and  die  Art  und  Weise,  wie  man  vorgehen  soll,  in 
Paragraphen  zusammenlassen  und  niederlegen  wollte, 
eine  Revision  der  Beschlüsse  geboten  erscheinen 
würde.  Man  würde  damit  einen  ßeschluss  oder  ein 
Gesetz  bekommen,  das  alle  diese  fraglichen  Gebiete 
pricisioreo,  alle  Punkte  normieren  und  Paragraph 
lux  Paragraph  feststellen  würde.  Nun  sage  ich  aber 
and  sagen  wir  übereinstimmend  im  Bundesrate:  dieser 
formelle  Vorteil  wird  nicht  aufgewogen  durch  die 
Gefahr,  der  wir  uns  aussetzen,  wenn  wir  eino  Ro- 
vlsion  vornehmen,  wo  die  verschiedensten  Gegen- 
satxe  aufeinanderplatzen  könnten  —  wio  sich  das 
in  der  Kommission  gezeigt  hat  — .  nicht  nur  im  Rate, 
sondern  namentlich  auch  im  Volke  und  wo  es  schwer 
halten  würde,  dem  Volke  ein  erweitertes  Gesetz 
mit  allen  Detailpunkten  vorzulesen,  das  im  Rofe- 
readumssturm  bestehen  würde.  Es  kommen  hier 
Fragen  in  Betracht,  die  wir  gerne  vermeiden  wollten: 
der  Zusammenhang  dieses  Bildungswesens  mit  der 
Volksschule,  dio  Jalousie  derKanLono  auf  ihre  Kom- 
petenzen, und  anderseits  Anliiufo  und  Angriffe,  die 
▼ou  anderer  Seite  gemacht  werden,  um  die  Buudes- 
kompetenzen  zu  erhohen  u.  s.  w.  Es  sind  das  nur 
grosse  principielle  Punkte,  die,  wenn  Sie  daran 
denken,  Ihnen  sofort  einen  Blick  eröffnen,  wie  weit 
wir  kommen  könnten,  wenn  wir  zur  Revision 
schreiten  und  alles  das  formell  richtig  zu  para- 
phieren versuchen  würden. 

Nun  sage  ich  aber,  trotz  dieser  Gefahr  müssto 
man  es  doch  thun,  wenn  überhaupt  anderseits  ein 
Bedürfnis  dazu  vorhanden  wäre  uud  man  sich  sagen 
müaste,  dass  die  gegenwärtigen  Bondesbeschlusse 
nicht  mehr  ausreichen  —  wenn  sio  vernünftig  an- 
gewendet werden  —  um  allen  Bedürfnissen  zu  ent- 
sprechen. Diese  Frage  beantworten  wir  ganz  positiv 
dahin,  dass  wir  sagen:  Auf  dem  linden  der  jetzigen 
Beschlüsse  kann  voll  und  ganz  und  nach  allen  lüoh- 
tungen  hin,  wenn  man  etwas  liberal  interpretiert  und 
vernünftig  praktiziert,  allen  Forderungen  entsprochen 
werden,  und  deshalb  glauben  wir  nicht,  dass  eino 
Revision  nötig  sei.  Die  Entwicklung,  die  die  Sache  ge- 
nommen bat,  ist  derart,  dass  wir.  wie  Sie  wissen, 
abgesehen  vom  Wortlaut,  eine  ganze  Menge  Sachon 
auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen  und  kommerziellen 
Bildungswesens  unterstützt  haben,  von  denen  aller- 
dings in  den  Beschlüssen  nicht  die  Bodo  ist,  von 
denen  wir  uns  abor  sagten,  es  lieg«  im  Sinn  und 
Geist  der  Gesetzgebung  und  es  sei  nicht  verboteu. 
Ich  nenne  die  Lehrlingsprtifungen;  ich  nenne  die 
Aasbildung  der  Lohrer.  indem  wir  ihnen  Reise- 
Stipendien  gaben;  ich  nenne  die  Veranstaltung  von 
Schnumsstellungen;  ich  nenne  die  Ermöglichuug  von 
Studienreisen  für  unsere  Experten,  um  ihnen  dio 
Möglichkeit  zu  geben,  ihren  Gesichtskreis  zu  er- 
weitern, zu  sehen,  was  auswärts  gethan  wird,  um 
infolgedessen  die  nötigen  Vorschlüge  machen  zu 
können;  ich  nenne  die  Beitrüge  an  Fachzeitschriften 
u.  s.  f..  Sachen,  die  wir  gethan  haben  und  die 
guten  Erlolg  gehabt,  die  sich  gelohnt  haben.  Das 


steht  nicht  in  dem  Gesetz,  sogar  nioht  einmal  to 

den  Verordnungen  und  noch  vieles  nicht!  Aber  kein 
Mensch  hat  bis  jetzt  gefunden,  wir  hätten  davon 
absh'hen  sollen,  und  wir  glauben,  auch  der  Sinn 
und  Geist  des  Gesetzes  ist  nicht  dagegen  und  daher 
können  wir  da?  machen. 

Ein  Sinzig  ST  Tunkt  ist  im  ursprünglichen  Bundes- 
besdiluss,  und  das  ist  wohl  einer  derjenigen,  der 
zu  der  Motiuu  dos  Herrn  Wild  wesentlichen  Anlass 
gegeben  iiat,  dorson  Wortlaut  eine  Revision  recht- 
fertigen würde;  es  botrifft  den  Artikel  über  die  Sti- 
pendien. Dieser  Artikol,  wenn  er  seinem  Wortlaute 
nach  durchgeführt  werden  wollte,  würde  uns  aller- 
dings zwingen,  nur  sogenannten  Lehramtskandidaten, 
die  dann  auch  Lehrer  worden,  Stipendien  zugeben, 
währenddem  im  allgemeinen  die  Meinung  herrscht, 
dass  diese  Auffassung  eino  zu  enge  ist,  weshalb 
das  Dcparlomont  und  dor  Bundesrat,  von  diesem 
Gcdaukcn  ausgehend,  dio  Sache  von  jeher  anders 
Interpretiert  haben.  Bei  der  Schaff  ung  des  Gesetzes 
halto  man  keine  Lehrer.  Da  lag  der  Gedanke 
nahe,  für  Schaffung  und  Heranbildung  solcher 
das  Nötige  zu  thuu,  und  man  dachte  nicht  daran, 
dass  auch  nach  andern  Richtungen  gewisse  Bundes- 
uulerslüt/.ungen  gerechtfertigt  seien.  Nun  haben  wir 
genug  Lehrer,  uud  ich  gehe  noch  weiter  und  sage: 
wir  haben  Ueberlluss  an  solchen,  dio  als  Lehrer 
wirken  könnten,  und  das  nicht  seil  den  letzten 
Jahren,  sundern  seit  langer  Zeit,  und  deswegen  ha- 
bon  wir  schon  lange  gesagt:  wir  gebon  Stipendien 
nicht  nur  den  eigentlichen  Lehramtskandidaten, 
sondern  wir  geben  solche  überhaupt  tüchtigen 
Schillern,  die  iu  ihrer  Bildung  eine  solche  Richtung 
verfolgen,  dass  sie  für  den  Notfall  Lehrer  werden 
könnten,  d.  h.  wir  geben  allen  tüchtigen  Leuten, 
dio  im  übrigon  dio  Bedingungen  erfüllen,  die  wir 
für  den  Stipendiengenuss  stellen,  Stipendien,  auch 
wcmi  sie  keine  Lehrer  werden,  sondern  sich  im 
praktischen  Leben  bethatigen  und  niemals  in 
den  Fall  kommen,  irgend  eine  Lehrtätigkeit  zu 
entfalten,  und  wir  sind  weit  davon  entfernt,  von 
solchen  Leuten  irgend  eine  Rückvergütung  ihrer 
Stipendien  zu  verlangen,  weil  sie  nicht  Lehrer 
geworden  sind.  Wir  sagen  uns  nur:  dieser  Vorbehalt 
ist  ein  gutes  Ventil  gegen  die  Ueberflutung  von 
Kandidaten  für  dio  Stipendien.  Wenn  man  da  nicht 
einen  gowissen  Zügel  hätte,  um  zurückzuhalten,  so 
wurde,  wie  es  ja  geht,  jeder  glauben,  er  sei  zu  etwas 
Höherem  geboren  und  daher  vom  Kanton  und  von 
uns  Stipendien  verlangen,  womit  weder  ihm  noch 
uns  gedient  wäre;  es  würde  Halb-  und  Drittelsge- 
bildele  gehen,  Leute,  die  mit  Bundesunterstützung 
einige  Zeit  vegetieren  würden,  ohne  irgendwie  in 
irgend  einer  wuuschbaren  Weise  sich  selbst  und  dem 
Allgemeinen  zum  Vorteile  zu  gereichen.  Wir  würden 
Gefahr  laufen,  ein  recht  zahlreiches  Stipendienprole- 
tariat zu  bekommou,  währenddem  wir  hier  niemand 
wehe  thun.  Alles,  was  tüchtig  ist,  bekommt  diese  Sti- 
pendien, auch  wenn  dio  Leute  sich  nicht  specieli 
für  dio  Lshrtiiiitigkeit  ausbilden,  sondern  einen  Bil- 
dungsgang verfolgen,  der  sio  auch  für  das  praktische 
Leben  länglich  macht  Von  unsern  bisherigen 
Stipendiaten  stehen  */»  nicht  in  der  Lehrthätig« 
keit,  sondern  im  praktischen  Leben  als  Werk- 
führer,  in  höh ern  Stellungen,  in  den  verschiedensten 
Gebieten  von  Industrio  und  Gewerbe,  ein  Beweis, 
dass  wir  hior  richtig  vorgegangen  sind,  allerdings 
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nicht  im  strikten  Rahmca  des  Gesetzes,  aber  wie 
es  eine  vernünftige  Praxis  und  das  Bedürfnis  uns 
eingegeben  hat. 

Wenn  Sie  sich  also  mit  dem  zufrieden  geben 
Können,  so  glaube  ich,  werden  Sie  auch  nicht  dazu 
gelangen,  deswegen  das  Gesotz  revidieren  zu  wollen, 
sondern  uns  einfach  ermöglichen,  wie  das  bereits 
in!  Nationalrat  geschehen  ist,  in  dieser  Weise  und  in 
diesem  Fahrwasser  fortzumarschieren  und  nicht  die 
Gefahren  der  Revision,  die  Gefahren  des  Referen- 
dums über  ein  n"ues  Gesetz  ergehen  lassen  und 
das  Gute  wegen  etwas  formell  Besserem  zu  gefährden. 

Das  sind  die  Gründe,  welcho  mit  Bezug  auf  den 
Hauptbeschluss  allfälli^  für  eine  Revision  hätten  ins 
Feld  geführt  werden  können,  wahrend  das  mit  Be- 
zug auf  den  kommer/.iellen  Bescliluss  schon  nicht 
raohr  der  Fall  ist  Dort  heisst  es  nur,  es  müssen 
«hauptsächlich»  Lehramtskandidaten  berücksichtigt 
werden.  Ich  sapo  nun:  Wenden  Vir  per  Analogie 
den  spätem  Beschluss  betreffend  das  kommerzielle 
Bildungswesen  auf  den  frühern  Beschluss  betreffend 
das  industrielle  Bildungswesen  an  und  fahren  wir 
damit  in  glücklicher  Weise  fort,  ohno  dass  man 
uns  nötigt,  eine  Revision  des  Gesetzes,  deren  Not- 
wendigkeit übrigens  von  keiner  Seite  behauptet 
worden  ist,  in  Angriff  zu  nehmen!  Es  hat  auch 
Herr  Wild,  ich  betono  das,  die  Notwendigkeit  der 
Revision  nicht  hervorgehoben,  sondern  nur  ge- 
sagt, man  solle  dio  Frage  studieren,  und  er  hat 
sich  nachträglich  mit  uns  einverstanden  erklärt  Es 
war  dies  auch  dio  Meinung  im  Nalionalrate  und, 
ich  betone  dies,  es  hat  nie  in  den  16  Jahren  irgend 
eine  Zeit  gegeben,  wo  von  Seiten  kantonaler  Be- 
hörden, Institute  oder  Schulen  irgendwie  ein  An- 
lauf gemacht  worden  wäre,  es  sollo  eine  Revision 
vorgenommen  werden.  Im  Gegentoil!  Wir  dürfen 
zu  unserem  Ruhme  sagen,  dass  wir  je  und  je  von 
den  verschiedensten  Seiten  immer  den  Dank  für 
unser  Vorgehen  empfangen  haben  und  dass  zn  unserer 
Befriedigung  nicht  nur  unser  Geld,  sondern  dass 
auch  Ratschläge  von  uns  gerne  angenommen  wur- 
den; es  kam  sogar  vor,  dass  wir  um  unsorn  Rat 
angegangen  wurden,  den  wir  selbstverständlich  gerne 
erteilt  haben.  Niemals  hat  also  irgend  ein  Mensch 
eine  Revision  gewünscht  oder  gesagt,  man  fühle 
sich  anbehaglich  und  könne  nicht  marschieren.  Im 
Gegenteil,  man  ist  marschiert  und  man  wird  weiter- 
marschieren. 

Was  hier  über  das  industrielle  Bildungswesen 
gesagt  wird,  gilt  ganz  im  gleichen  Masse  auch  in 
Bezug  auf  das  kommerzielle  Bildungswesen. 

Nun  ist  aber  eino  zweite  Frage  die  gewesen,  ob 
denn  nicht,  wenn  dooh  eigentlich  alle  Bundesbe- 
schlüsse auf  dem  ersten  Beschluss  basicron,  diesolben 
in  einen  einheitlichen  Beschluss  zusammengofasst 
werden  könnten.  Nun,  meine  Herren,  das  ist  eine 
lormelie  Frage,  und  das  könnte  man  ganz  gut 
machen,  aber  ein  grosser  Wert  wäre  nicht  daboi 
and  einige  Verschiedenheiten  zwischen  dem  kom- 
merziellen und  industriellen  Bildungswesen  sind 
denn  doch  da,  schon  anf  dem  Boden  der  Gesetz- 
gebang,  nicht  nur  auf  dem  Boden  der  Verordnungen. 
Für  das  kommerzielle  Bildungswesen  müssen  na- 
mentlich mit  Bezug  auf  die  Kurse  besondere  Be- 
stimmungen aufgenommen  werden,  indem  diese  in 
laoser  Form  beim  gewerblichen  und  industriellen 


werden,  weil  die  Verhältnisse  zu  verschieden  sind. 
Das  nämliche  gilt,  um  hier  gleich  die  Frage  der 
Verschmelzung  zu  berühren,  mit  Bezug  auf  die 
Verordnungen.  Wenn  auch  die  Sache  im  allge- 
meinen, im  Grundgedanken,  die  gleiche  ist  and 
das  nämliche  in  den  Verordnungen  niedergelegt 
werden  muss,  so  werden  Sie  sofort  sehen,  dass  mit 
Bezug  auf  die  einzelnen  Materien  zwischen  Handel, 
Gewerbe  und  Industrie  denn  doch  in  solcher  Unter- 
schied besteht,  dass  nicht  alles  über  den  gleichen 
Leist  geschlagen  werden  kann,  dass  man  nicht 
schabionisieren  kann  und  dass,  wenn  wir  eine  Ver- 
ordnung machen  wollten,  wir  sofort  zwei  Abtei- 
lungen machen  müssten:  A.  Industrie,  B.  Handel 
und  vielleicht  C.  Hauswirtschaft,  und,  wenn  die  Land- 
wirtschaft noch  dazu  kommt,  D.  Landwirtschaft. 
Auch  sonst  ist  es,  wenn  wir  zwei  Verordnungen 
haben,  für  die  betreffenden  Abteilungen  leichter, 
sich  zu  orientieren,  indem  nicht  altes  andere  mit- 
gelesen zu  worden  braucht,  was  mit  Bezug  auf  eine 
andere  Abteilung  in  der  zusammengefassten  Ver- 
ordnung niedergelegt  wäre. 

Das  einmal  mit  Bezug  darauf,  dass  wir  sagen: 
die  Revision  und  dio  Zusammenfassung  der  Beschlüsse 
ist  nicht  notwendig;  dagegen  ist  es  notwendig,  die 
Verordnungen  zu  revidieren,  and  das  haben  wir  ge- 
than,  indem  wir  Ihnen  mit  Bezug  auf  diesen  Punkt 
unsere  Anträge  in  der  gedruckten  Botschaft  vorlegten. 
Nun  wissen  Sie  ja,  dass  allerdings  mit  Bezug  auf  die 
Verordnungen  der  Bundesrat  kompetent  ist  and  Sie  in 
dieser  Beziehung  nicht  wohl  Beschlüsse  fassen  und 
sagen  können,  die  Verordnungen  sollen  so  und  so 
gemacht  werden,  sondern  Sie  werden  sich,  wie  ich 
denke,  auf  das  Aeussern  von  Wünschen  beschranken, 
die  wir  gerne  annehmen,  wie  das  der  Nationalrat 
auch  gethan  hat 

Ich  bemerke  gleich  hier  —  ich  glaube,  hier  in  der 
allgemeinen  Beratung  nicht  auf  alle  Anträge  zu 
sprechen  kommen  zu  müssen,  indem  ich  auf  ein- 
zelne Punkte  vielleicht  noch  in  der  Detailberatung 
zurückkomme  —  dass  wir  die  Anträge  der  stände- 
rätlichen  Kommission  als  solche  aeeeptiert  haben. 

Mit  Bezug  auf  die  Stipendienfrage  ist  noch  ein 
weiterer  Punkt  zu  erörtern,  der  in  der  Praxis 
zwischen  Industrie  und  Haodol  oino  grosse  Diffe- 
renz geschaffen  hat  Die  Handolsabteilung  musste  sich 
eine  Zeit  lang  mit  dem  Gedanken  befreunden,  dass 
mit  allen  Mitteln  Lehrer  geschaffen  werden  müssen. 
Das  war  damals,  als  der  Beschluss  betreffend  die 
kommerzielle  Bildung  gefasst  wurde,  noch  viel  mehr 
dor  Fall,  als  zur  Zeit,  als  der  Beschluss  betreffend 
die  industrielle  Bildung  gefasst  wurde.  Man  hatte 
gar  niemand  und  war  infolgedessen  gezwungen, 
Handelsleiter  auszubilden,  und  zwar  nicht  nur  in- 
dem man  ihnen  Stipendien  gab,  sondern  man  musste 
noch  viel  weiter  gehen  und  die  betreffenden  Per- 
sonen faktisch  auf  unsere  Kosten  ausbilden  lassen. 
Man  gelangte  dazu,  für  einzelne  Personen  Ausgaben 
von  Fr.  8000—10,000  zu  machon,  so  dass  die  be- 
treffenden Herren  beinahe  nichts  mehr  aaszugeben 
brauchten.  Ich  habe  das  im  Nationalrat  bereits  gesagt, 
und  es  haben  sich  zwei  der  Herren  dadurch  etwas 
angegriffen  gefühlt,  indem  ich  ein  Gutachten  des 
Herrn  Inspektors  vorgelesen  habe.  Die  Herren  haben 
Unrecht  gethan,  sich  zu  beklagen.  Sie  stehen  jetzt 
im  Amt  and  sind  äusserst  tüchtige  Leute,  und  ich 
gebe  ihnen  gerne  die  Satisfaktion,  dass  für  sie  kein 
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Vorwurf  darin  liegt,  dass  sie  damals,  als  der  Bnnd 

sie  nötig  hatte,  das  Geld  u  ahmen.  Jetzt  wird  das 
nicht  mehr  vorkommen.    Wir  haben  jetzt,  leider, 

Slder,  schon  grossen  Vorrat  an  Persönlichkeiten, 
e  nach  allen  Richtungen  geeignet  sind,  Unterricht 
eu  erteilen,  die  wir  aber  nicht  verwenden  können, 
die  als  arme  Teufel  herumsitzen.  Das  ist  wieder 
ein  Beweis,  wie  es  kommen  kann,  wenn  man  auf 
dem  Gebiete  der  Stipendien  zu  viel  macht  und  Leute 
heranzieht,  die  man  dann  nicht  zu  versorgen  weiss. 
Deswegen  glauben  wir,  dass  es  gerade  mit  Bezug 
auf  das  kommerzielle  Bildungswesen  auch  in  Zu- 
kunft vollkommen  genügt,  wenn  wir  strikte  so  vor- 
gehen, wie  beim  industriellen  Bildungsweseu,  d.  b. 
der  Bund  bezahlt  so  viel  Stipendien,  als  die  Kan- 
tone und  Dritte  geben,  wobei  auch  Private  inbe- 
griffen sind;  mit  dem  sind  wir  immer  gut  gefahren 
und  werden  auch  in  Zukunft  gut  fahren. 

Nun  glaube  ich,  die  allgemeinen  Fragen  mit 
Ausnahme  der  Anregung  des  Herrn  Munzinger  so 
ziemlich  besprochen  zu  haben,  und  trete  nun  noch 
auf  diese  Anregung  ein,  um  so  mehr,  als  sie  mir 
nicht  neu  ist  Ich  habe  diese  Anregung  bereits  mit 
einem  andern  So luth urner  besprochen;  es  ist  einer 
unserer  Experten,  Herr  Seminardirektor  Gunzinger. 
Derselbe  hat  sich  ganz  auf  dem  nämlichen  Boden 
bewegt,  wie  der  Herr  Landammann,  und  ich  habe 
ihm  damals  gesagt,  die  Frago  sei  der  Erörterung 
wert  Ich  sage  zwar  auch,  wie  Herr  Munzinger, 
wenn  wir  den  Art  3  des  Landwirtschaftsgosetzes 
in  seiner  engern  Fassung  nehmen  würden,  so  konnten 
wir  die  von  ihm  in  das  gleiche  Trelfen  gestellten 
Bildungsanstalten  nicht  berücksichtigen,  denn  der 
Art  3  sprioht  nur  von  theoretisch-praktischen 
Ackerbauschulen ,  landwirtschaftlichen  Sommer- 
and  Winterkursen  und  sonst  von  nichts.  Der  Art 
5  der  Vollziehungsverordnung  geht  aber  schon  ganz 
entschieden  weiter,  wie  Herr  Munzinger  ganz  richtig 
hat,  und  ich  erkläre  sofort,  dass  ich  glaube, 
s  wir  auch  hier  ohne  Revision  des  Gesetzes,  was 
l  noch  viel  schwieriger  wäre,  auskommen  können. 
Bei  einer  Revision  des  Gesetzes  käme  wieder  vieles 
In  Frage;  übrigens  ist  das  Gesetz  noch  neu,  es 
stammt  vom  Jahre  1893,  und  es  bedurfte  damals 
langer  Diskussionen  —  ich  weiss  noch,  wie  ich  mit 
den  Kommissionen  herumgereist  bin  und  wie  die 
Sache  in  den  Räten  hin-  und  hergeworfen  wurde 
—  bis  das  Gesetz  den  von  allen  Seiten  geäusserten 
Wünschen  endlich  so  ziemlich  entsprach  und  ange- 
nommen wurde.  Ich  sage  also,  eine  Revision  des 
Gesetzes  wäre  das  Allergofährlichste,  was  wir 
machen  könnten,  sowohl  für  die  Sache  selber,  als 
vielleicht  auch  für  die  Finanzen  des  Bundes.  Ich 
sage  aber,  wenn  wir  auf  den  Gebieten  des  kommer- 
ciellen  und  industriellen  Bildungswesens  weitherzig 
gewesen  sind,  so  werden  wir  es  auch  auf  dem  Ge- 
biete des  landwirtschaftlichen  Bildungswesens  sein, 
vorausgesetzt  —  und  da  kommt  nun  der  Punkt,  wo 
loh  nicht  unbedingt  ja  sagen  kann  —  vorausgesetzt 
dass  diese  landwirtschaftlichen  Fortbildungsschulen 

& entsprechen,  was  man  im  landwirtschaftlichen 
Dgswesen  überhaupt  erroichen  will.  Darüber 
habe  ich  noch  keine  abgeschlossene  Meinung;  ich 
weiss  nicht,  ob  Herr  Munzinger  eine  hat.  Ich  habe 
schon  mit  den  verschiedensten  Personen,  welche  in 
dieser  Beziehung  Fachmanner  sind,  gesprochen, 
dem  Departement  neigt  man  eher  der  Meinung 


ru,  dass  diese  landwirtschaftlichen  Fortbildungs- 
schulen im  Ausciiluss  an  die  Primarschule  nicht 
vom  Guten  seien.  Wer  ist  da  derjenige,  der  den 
Unterricht  erteilt'/  Das  ist  der  Lehrer  oder  der  Schul- 
meistor, wie  die  Leuto  sagon.  Der  meint  nun,  er 
soi  oin  grosser  Bauer,  versteht  aber  gewöhnlich 
nicht  viel  von  der  ßauerei  und  will  nun  diesen 
Buben,  den  Junglingen  von  16  Jahren,  mit  Bezug 
auf  die  Theorie  und  Praxis  der  Landwirtschaft 
Kenntnisse  beibringen,  die  er  selber  nicht  hat, 
wohl  aber  allerdings  eine  hohe  Meinung  von  sich 
selbst,  indem  er  glaubt,  er  wisso  alles.  Da  steckt 
eine  Gefahr,  und  da  man  nicht  wohl  andere  Leute 
neben  dem  Schulmeister,  praktische  Landwirte  oder 
andere,  die  vielleicht  naturwissenschaftliche  Kennt- 
nisse besitzen,  zuziehen  kann,  so  ist  das  vom  UebeL 
Aber  auch  mit  Bezug  auf  die  Ausdehnung  der 
Kenntnisse,  die  man  diesen  jungen  Bauernbuben  bei- 
bringen soll,  ist  es  etwas  schwierig  bestellt  Haben 
sie  die  nötige  Vorbildung  aus  der  Primarschule  zu 
einem  richtigen  Verständnis  dessen,  was  man  ihnen 
dociert  oder  braucht  es  da  nicht  einen  etwas  ausge- 
dehntem Apparat?  Da  sagen  nun  diejenigen,  welche 
diesen  Standpunkt  einnehmen:  Jawohl  und  dafür 
sind  die  Winterschulen  und  die  Sommerkurse  da, 
diese  sind  nicht  für  die  grossen  Bauern.  Herr  Man- 
zinger  wollte  wesentlich  die  Kleinbauern  mehr 
schützen,  und  das  ist  auch  meine  Idee;  man  soll 
da  alles  thun,  wo  man  mit  Nutzen  eingreifen  kann, 
denn  die  Grossbauern  wissen  sich  schon  zu  helfen 
und  kommen  nie  zu  kurz,  das  wissen  wir.  Die 
Anhänger  der  genannten  Richtung  sagen  also:  Für 
diesen  Zweck  ist  die  Winterschule  da;  da  kann 
auch  der  Bube  des  Kleinbauern,  wenn  diese  Schulen 
in  einem  kleinen  Bayon  abgehalten  werden,  am 
Unterricht  teilnehmen,  und  hiorwird  der  Unterricht 
nicht  vom  gewöhnlichen  Prunarschullehrer  erteilt, 
sondern  von  Leuten,  die  etwas  von  der  Landwirt- 
schaft verstehen  und  die  Sache  hyperlandwirtschafU 
lieh,  wenn  Sie  wollen,  nicht  schulmeisterlich-philo- 
sophisch entwickeln  (Heiterkeit).  Diese  Angst  kann 
also  hier  nicht  mehr  piatzgreifen,  und  wir  kommen 
an  dieser  Scylla  vorbei,  ohne  in  eine  Charybdis  hin- 
ein zu  gelangen. 

Dies  sind  die  grundsätzlichen  Einwürfe,  die  man 
gegen  diose  Ausdehnung  der  Subvention ierung  auf 
die  landwirtschaftlichen  Fortbildungsschulen  er- 
hebt Auf  der  andern  Seite  sagt  man  uns  nun  aller- 
dings, und  da  gehört  gerade  Herr  Munzinger  dazu: 
Diese  Einwürfe  sind  übertrieben;  es  kann  allerdings) 
vorkommen,  dass  die  Schulmoister  nicht  gerade  so 
tauglich  sind,  dagegen  giebt  es  andere,  die  sich 
mit  Liebe  und  Eifer,  weil  sie  aus  der  Baoernsame 
hervorgegangen  sind,  derLand  wirschalt  angenommen 
haben,  die  wissen,  wie  man  das  Pferd  aufzäumen 
muss,  die  alle  Eigenschaften  besitzen,  um  auf  diese 
Bauernbubon  günstig  einzuwirken  und  ihnen 
auf  dem  Boden  der  landwirtschaftlichen  Fortbildung 
diejenigen  Kenntnisse  beizubringen,  die  für  ihre 
weitere  Entwicklung  nicht  nur  wünschenswert,  son- 
dern von  Notwendigkeit  sind,  und  neben  diesen 
Lehrern  kann  man  dann  noch  andere  tüchtige  Leute 
bei/iehen,  die  sich  mit  Vergnügen  dieser  Aufgabe 
widmen  werden,  und  es  ist  nicht  zu  befürchten, 
dass  die  Winterschulen,  die  allerdings  ihre  volle 
Berechtigung  haben,  durch  diese  bauerlichen  FoxV 
bildungsschulen 
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Das  sind  die  zwei  Strömungen,  und  Sie  wer- 
den mir  gestatten,  mich  darober  nooh  naher  zu  in- 
formieren, und  wenn  ich  mich  überzeugt  habe,  dass 
auf  diesem  Boden,  im  Sinne  des  Herrn  Munzinger  und 
anderer,  etwaa  gemacht  werden  kann,  so  werde  leb, 
und  wie  lob  glaube  auch  der  Bundesrat,  keinen 
Anatand  nehmen,  auf  demBoden  des  gegenwartigen 
Gesetzes  das  zu  thun,  und  wenn  Sie  gewlssermassen 
edno  Garantie  dafür  haben  wollen,  dass  auch  auf 
diesem  Gebiete  etwas  geschieht,  dass  nicht  nur  im 
Protokoll  davon  gesprochen  wird,  so  können  Sie  Ja 
den  Wunsch  beifügen,  ich  habe  gar  nichts  dagegen : 
Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  die  Frage  zu  stu- 
dieren, ob  niobt  in  dieser  Beziehung  etwas  ge- 
schehen solle.  Wenn  Sie  das  nicht  für  notig  er- 
achten, so  gebe  ich  hier  die  Erklärung  ab,  dass 
loh,  so  lange  ich  auf  dem  Departemente  bin,  die 
und  sie  nicht  auf  die  lange  Bank 


schieben  werde,  sondern  Ihnen,  sei  es  durch  den 
Geschäftsbericht  oder  in  der  Praxis  —  die*  wird 
Ihnen  vielleicht  am  liebsten  sein  —  zeigen 
wie  man  die  Sache  an  die  Hand  nehmen  ' 

Soviel  auf  die  Auseinandersetzung  des  Herrn 
Standerat  Munzinger,  und  damit  glaube  ich  mein*  im 
allgemeinen  zu  machenden  Erörterungen  schliessen 
zu 


Prfaident:  Wird  das  Wort  weiter  verlangt?  — 
Wenn  nicht,  so  ist  die  Diskusaion  geschlossen,  Sie 
haben  Eintreten  beschlossen.  Die  Detailberatung  be- 
antrage ich  auf  morgen  zu  verschieben.  —  Sie 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

7.  Juni  1900,  vormittags  8  Ohr.  -  Seance  dn  7  jnln  1900,  4  8 


henres  dn  mattn. 


i.:) 


Herr 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jow :  n 

Initiativbegehren  für  die  Proportionalwahl  des  Nutionalrates 
und  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk. 

ifinltlativt  tandant  i  imlraduction  du  syiltms  proportionnel  dant  Im  6lection»  du 

st  a  k  nomination  du  consail  »aderal  par  le 

Fortsetzung.  —  Sttiie. 

28  hlfror.  —  Volr  p*gf  32 


M.  Gobat:  M.  Calame  disalt  hier  eo  terminaot 
soo  dlacours  que  le  Systeme  majori talre  eat  suranne, 
indlgne  du  progres  soolal.  C'est  tr alter  im  peu  ca- 
valieremeot  loa  Innombrables  generatlons  qul  nous 
ont  pricedes  dans  le  domalne  du  progres  social.  On 
a  toujours  oru  que  le  Systeme  msjorltalre  ötalt  une 
Lot  naturelle.  Du  momeat  qu'U  exlste  dans  le  monde 
a  peu  pres  autant  d'avis  que  de  teles,  11  taut  bien 
cependaat  que  ohaque  qnestion  recoivc  uno  Solu- 
tion. On  doit  admettre  par  conaequent  la  presomp- 
tlon  de  I'autorlte  da  l'oplnlon  generale.  Toutes  dos 
institutlons  pönales,  civil««  et  publlques  sont  rem- 
plies  de  presomptlons  absolues,  penetrees  de  cet 
axiome  que  cerUtnes  clroonstances,  oertains  «tau 
ae  i»K  aoivent  eire  conaiaeres  oomme  i  oxpreßsion 
absolut  de  la  verit*. 

Je  ne  veux  oertalnemeot  paa  dlre,  Messieurs,  que 
la  majoritö  alt  toujours  raison.  Je  crois  que  trop 
sonrent  eile  se  trompe,  mals  enfln  II  n'en  laut  pas 
molns  admettre,  sl  Ton  ne  veut  pas  tomber  dans 
l'anarchle,  que  la  prtsomptlon  est  en  faveur  de 
rabaolue  rerite.  de  l'opinion  generale. 

C'est  co  qu'ont  peose  dee  peuples  aussl  intelli- 
gente que  nous.  qul  Josqu'ft  ce  jonr  ont  travalll«  au 
progres  social.  L'opinion  contraire,  celle  qui  veut 
ohanger  brnsquement  les  Idees  et  qui  d'apres  M. 
Calame,  doit  nons  ramener  rage  d'or,  oette  opinlon. 
dis-Je,  est  rtcente. 

J'ai  cra  longtemps  que  la  proportlonnelte  etait 
le  produit  da  la  deoadence  polltlque,  le  fruit  de 


cet  npportunisme  oorrupteur  dont  la  Suisae  n'a  paa 
et£  plus  epargnlo  que  certaina  pays  voisins.  Msis 
j'ai  appria  par  hasard  un  beau  jour,  en  lisant,  Je 
ne  sals  quel  6crlt,  que  la  proportionnel  le  «Halt  du« 
S  un  monarque  de  tempcrament  abeolu  qul  se  trou- 
yant  dans  le  oaa  d'avolr  ft  coropter  avec  un  parle- 
ment,  mals  voulant  gooverner  par  son  hon  plalsir, 
imaglna  le  Systeme  riß  la  proportlonnelle.  Ce  rot, 
o'etalt  Fr6d6rlc  VII  de  Danemark,  qul  regna  an 
mllieu  de  ce  atecle.  II  ne  voulalt  pas  se  pller  k  la 
vi iinnii  de  son  parlement,  et  on  mlnlstr»  quel- 
oonque  lul  supgera  l'idee  de  recourir  k  la  propor- 
tlonnelle  pour  parvenir  k  sea  Ans;  c'eat  ce  qu'U  fit 
Ce  monarquo  rtusslt  k  obtenlr  de  cette  man  lere 
une  pretendue  majorit*  pour  talre  prevalolr  «a  po- 
Utique  absolument  retrogrado  et  reactlonnalre.  On 
ne  rencontre  pas  d'allleurs  parmi  ceux  qul  preooni- 
sent  la  representatlon  proportlonnelle  beauooup  d'es- 
prlts  progressistes,  mals  plutot  des  elemonta  retrogra- 
des, saut  quelques  reveurs  polltiques  qul  s'lmaglnent 
pouvoir  tranatormer  la  societ«,  con  paa  d'apres  la 
riallte  des  choses,  mais  d'apres  leur  propre  fantaisl«. 

Je  dis.  Messieurs,  que  je  partage  absolument  la 
manlere  de  voir  dee  gnnAratlona  qui  noua  ont  pre- 
cedea  —  qui  pendant  4000  ans  o'ont  pas  eu  Tide« 
d'inventer  la  proportlonnelle  —  4  savoir  que  la 
Systeme  majoritalre  deooule  de  la  lol  naturelle,  que 
par  cona*quent  tout  Systeme  ayant  pour  objet  da 
supprimar  ou  de  oontreoarrer  le  ays 
porte  attolnte  k  oette  loi  naturelle. 
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Cela  est  d'autant  plus  certain  que  dans  le  mo- 
ment  actuel  le  but  bieo  evident  des  proportionna- 
tistes  n'est  pas,  comme  ils  le  disent,  de  faire  une 
oeuvre  de  justice  de  procurer  aux  minorites  une 
representation  modeste,  innoccnte,  proportionnee  ä 
leura  forces,  mais  purement  et  simpleuient  de  sub- 
stituer  la  majorite  des  minorites  ä  la  vraie  majorite. 
Ce  but  resulte  de  la  maniere  la  plus  claire  de  la 
formule  meme  adoplee  par  l'iaitiativo,  qui  vise 
essentiellement  les  cantons  oü  ie  regime  liberal 
domiae  et  qui  mainliont  lo  statu  quo  dans  ceux  oü 
o'est  le  regime  contraire  qui  prevauL  Ce  but  est 
d'autant  plus  certain,  que  l'on  demande  la  propor- 
tionnelle  pour  la  representation  du  peuple  au  con- 
seil  national  seulement. 

Si  le  langage  que  tenait  bier  M.  Calame  etait  vral, 
■1  le  systömo  proportionnel  est  lo  seul  digne  d'etre 
applique  dans  l'etat  actuel  de  nos  Institutions,  s'il 
est  le  seul  repondant  ä  i'equite,  ä  la  justice,  ilfau- 
drait  evidemment  l'appliquer  ä  tous  les  corps  pu- 
blic» de  la  Confederatlon  et  non  seulement  ä  l'une 
des  chambres.  Autrement,  nous  aurions  ud  spectacle 
singulier  on  Suisse:  une  des  chambres  elue  d'apres 
le  seul  bon  Systeme  et  l'autre  d'apres  le  seul  mau- 
vais  Systeme.  M'explique  qui  voudra  cette  contra- 
diction;  eile  me  parait  tellement  forte  que  je  ne 
puis  m'empecner  de  cbercher  derriere  l'initiativede 
tout  autres  butsque  ceuxqu'on  a  l'airdo  nous  proposer. 
L'objection  de  M.  Calame-Colin  que  le  conseil  d'etat 
n'etant  pas  nomme  dans  tous  les  cantons  de  la 
meme  maniere,  ici  par  le  grand  conseil,  la  par  le 
peuple,  n'a  pas  de  portee.  Le  grand  conseil  peut 
aussi  bien  que  le  peuple  voter  et  elire  d'apres  lo 
Systeme  proportionnel. 

Le  Systeme  proportionnel  peche  par  deux  vices 
oonstitutionnels.  D'abord,  il  tire  ses  arguments  du  sen- 
timont  C'est  pourainsi  dire  en  imptorant  la  pitie 
pour  ces  pauvres  minorites  incapables  de  percer, 
qu'on  pretend  obtenir  pour  elles  une  representation 
obligat  et  foreee.  Les  questions  de  sentiment 
n'ont  rien  a  faire  en  politique  quand  on  se  trouve 
en  presence  des  lois  fondamentales  de  l'etat,  car 
l'etat  est  regi  par  des  lois  comme  tout  Corps  orga- 
nique,  il  ne  taut  pas  leur  substituer  la  sensibilite. 

Le  second  vice  constitutionnel  de  la  representation 
proportionnelle,  c'est  qu'ello  repose  sur  une  base 
absolument  fausse;  eile  part  de  premisses  qui  sont 
en  contradlction  avoc  l'etat  des  choses.  Le  raison- 
nement  est  celui-ci :  Tous  los  peuplos  so  composant 
de  partis  qui  sont  les  uns  en  majorite,  les  autres 
en  minorite,  il  faut  quo  tous  soientrepresentes  dans 
-les  parlements  m  Proportion  de  leurs  forces,  afln 
que  celui-oi  presonte  l'image  fidele  du  peuple;  le 
Systeme  contraire  constituc  une  injustico  flagrante. 
On  admet  donc  que  le  peuple  se  repaitit  en  totalite 
dans  les  difftirents  partis.  Or,  o'est  faux.  Les  partis 
se  composent  d'uno  indrme  minorite  dos  citoyeus. 
Les  V»  peut-etro  ne  fonl  pas  partie  des  partis.  Les 
partis  sout  des  associations,  des  clubs  composes 
d'ua  nombre  restreint  de  citoyens  qui  pretendent 
diriger  la  politique  generalo  et  qui,  lorsqu'une 
question  importante  dolt  elre  resoluo,  lont  uppel 
au  pays.  Celui-ci  ecoute,  observe,  et  dans  chaque 
oas  particulior,  se  deoldfl  d'aprüs  son  sentiraont. 
Personne  ne  |>ourra  nier  que  seule  uue  minorite  du 
peuple  suisso  se  ränge  dans  les  partis,  que  la  grando 
majorite  roste  en  dehors.  Aussi  ue  parle-t-on  meme 


plus  des  partis  dans  l'application  de  la  proportionnelle. 
Aujourd'hui,  o'est  pour  les  interets  particuliers,  pour 
les  interesses,  pour  les  petits  groupes,  sortes  de  syn- 
dicats  qui  se  sont  formes  et  se  formeront  encoro 
pour  obtenir  dans  les  corps  constitues  la  represen- 
tation a  laquello  ils  pretendront  avoir  droit,  quo 
l'on  reclame  la  proportionnelle.  Dans  la  ville  de  Berne 
par  exemple,  on  a  fait,  il  n'y  a  pas  longtemps,  un 
reglement  qui,  ä  mon  avis,  est  absolument  incons- 
titutioonel,  dans  lequel  on  pose  le  principe  que  trois 
citoyens  peuvent  proposer  une  liste  et  que  si  un 
nom  se  trouve  sur  plusieurs  listes.  un  electeur  peut 
lui  donner  plusieurs  fois  sa  voiz. 

II  est  certain  que  si  vous  organisez  la  propor- 
tionnelle, vous  ne  pouvez  pas  le  faire  en  disant:  11 
y  aura  une  representation  pour  le  parti  radical,  une 
pour  le  parti  sociaiiste,  une  pour  les  conservateurs. 
Vous  devrez  admettre  autant  de  partis  qu'il  y  aura 
de  listes.  Du  reste,  U  serait  tri»  facile  de  donner 
une  apparence  politique  ä  une  liste.  Si  Ton  exlgeait 
pour  chaque  liste  une  formule  politique,  les  coiffeurs 
par  exemple,  s'ils  aspirent  I  une  representation  pour 
sauvegarder  les  droits  du  rasoir  et  du  peigne,  se 
donneraient  un  titre  politique  ou  patriotique  quel- 
conque;  on  peut  en  former  des  centaines. 

De  cette  maniere,  ce  n'est  plus  en  presence  de 
partis  que  vous  vous  trouvez,  mais  d'un  «mitittement 
complet  du  corps  electoral;  Un'ya  plus  de  peuple, 
11  n'y  a  plus  de  nation,  il  n'y  a  plus  que  des  interets 
personnols  enjeu.  Etce  sont  ces  interets  personnels 
qui  seront  cense3  representer  lo  pays! 

Je  conteste  absolument  que  l'etat  soit  l'addition 
des  interets  personnels.  Comme  entite  11  est  bien 
au-dessus  d'eux,  i)  doit  las  dominer,  les  comprimer 
quand  ils  veulent  empieter  au  dela  de  leur  domaine, 
sans  pour  cela  renoncer  !>  les  favoriser,  h  les 
appuyer  dans  la  mesure  du  possible,  compatible 
aveo  la  libertß  de  tous. 

Nous  avons  en  Suisse  de  par  notre  Constitution 
föderative  qui  place  pour  ainsl  dire  au-dessus  de 
tout  les  interets  du  canton  —  interets  particularistes 
donc  —  nous  avons  deja,  dis-je,  une  volonte  gene- 
rale emiettee,  partagee  en  molccules,  disseminee  en 
autant  de  volontes  particulieres  qu'il  y  a  de  cantons 
(H  de  demi-cantons.  Nous  ne  savons  que  trop  a  quoi 
nous  a  conduits  le  particularisme  en  Suisse;  c'est  lui 
qui  a  ecritles  pagesdesolantes  de  notre  histoiraToutes 
les  grandes  catastrophes  essuyoos  par  la  Suisse  dans 
le  cours  des  siecles  ont  ete  causees  par  le  particu- 
larisme. Et  vous  voulez  ajouter  encore  le  particu- 
larisme des  interets  privest  Je  me  demande  ce  que 
doviondront  l'esprit  genoral  de  la  nation,  la  volonte 
superieure,  la  haute  direction  qui  indepeodamment  - 
des  interets  particuliers,  doivent  regir  l'etat  et 
presider  a  ses  destinees! 

Mais  nous  ne  tomberons  pas  seulement  dans  la  . 
petitesse,  lamesquinerie,  le  particularisme ;  la  propor- 
tionnelle nous  expose  ä  une  tyrannie  absolument 
impossible  ä  supporter.  Vous  foreez,  par  la  propor- 
tionnelle, tous  los  citoyens  ä  s'enregimenter.  II  n'y  a 
pas  d'autro  alternative  possible:  embrigade  ou 
annihile. 

Quant  ä  moi,  ce  n'est  pas  mon  ideal.  Moi  qui  suis 
d'un  temperament  quelquo  peu  independant,  qui  n'ai 
pu  toujours  respecter  le  mot  d'ordre  de  mon  parti,' 
je  ne  crois  pas  quo  ce  soit  precisement  une  bello 
i  ebose  que  de  voir  tous  les  citoyens  enregimentes  et 
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dovant  obelssance  aux  chefs  de  file.  Laissez  une 
certaine  indcpendanco  ä  l'electeur,  laissez-le  juger 
bommes  et  choses  d'une  maniere  objecüve:  ce  n'est 
pa-s  le  plus  mauvais  Systeme  qu'on  puisse  Imaglner. 

Avec  celul  de  la  ropresentation  proportionnelle, 
vous  supprimez  complelement  l'independance  person- 
nelle.  II  est  tres  singulier  que  la  proportionnelle 
fasse  precisement  son  entree  dans  lo  pays  qui  res- 
pecte  le  plus  —  ou  du  moins  qui  pretend  rospccter 
le  plus  —  la  Ii  borte  personnelie  et  l'independance 
individuelle.  J'ai  la  conviclion  qu'un  pays  corneae 
l'Angleterro  qui  peut-etre  est  encore  plus  avancee 
que  nous  quant  au  respect  do  l'individualite,  n'aeeep- 
terait  jamais  le  Systeme  proportionnel,  ne  voudrait 
jamais  ruiner  l'indepondanco  des  citoyens.  L'enre- 
gimentation  systömatisöe  conduit  le  plus  directe- 
ment  a  la  negation  de  toute  libertö  individuelle,  et 
ce  de  deux  manieres:  D'abord,  vous  m'empechez, 
moi,  eloctour,  de  donner  mes  suHrages  a  autant  do 
candidats  qu'il  laut  en  nommor.  Supposons  qu'il  y 
ait-  ä  elire  5  deputes  dans  mon  cercle,  je  no  pourrai 
donner  ma  voix  quo  pour  1,  2,  3  candidats  tout  au 
plus,  suivant  que  je  mo  trouverai  faire  partie  de  la 
majorite  ou  de  la  minorig.  Je  ne  pourrai  en  tous 
cas  pas  voter  pour  les  cinq.  Ainsi  le  veut  la  pro- 
portionnelle. Enoutrojosuis  contraint  de  voter  pour 
la  liste  publice  par  mon  club;  ma  voix  ne  comp- 
tera  pas,  si  je  la  donne  a  un  citoyen  dont  le  nom 
ne  figure  pas  sur  une  liste.  Me  voilä  completement 
prisoanier  ou  Obligo  d'etre  traltre  ä  mon  parti ;  car 
si  je  fais  du  panaebage,  je  suis  un  traltre;  si  je 
supprime  un  nom  sur  une  liste,  sans  memo  le  rem- 
placer  par  un  autre,  je  suis  un  traltre.  Si  je  m'ab- 
süens,  je  suis  un  traltre;  car  tous  ces  actes  auraient 
pour  effet  de  diminuer  le  dividende  do  ma  liste. 

Donc,  je  suis  traltre  ou  je  dois  sacrlfler  ma  11- 
berte  personnelie  en  votant  compacte  une  liste  sur 
laquelle  se  trouvera  peut-etre  lo  nom  d'un  gredin 
pour  lequel  ma  conscience  m'interdit  de  voter. 

Vollä  ä  quoi  aboutit  le  Systeme  de  la  proportion- 
nelle. Ce  serait  une  taute  enorme  que  commettrait 
le  peuple  suisse  si  jamais  il  l'adoptait  Ce  serait  le 
commencement  de  ia  decadenco. 

Ne  tirons  pas  trop  de  conclusions  du  fonetion- 
nement  de  la  proportionnelle  dans  les  cantons  od 
on  l'a  introduite.  Ne  parlons  pas  de  Neuchdtel,  qui 
ötait  particullerement  blen  place  p  out- Piro  pour 
appliquer  la  proportionnelle,  ot  qui  etait  dejä  heu- 
reuse  avant  de  possöder  cette  panacee  sublime. 

L'experience  n'est  pas  assez  longue  pour  qu'on  en 
puisse  tirer  des  deduetions  döflniUves.  Ne  parlons 
pas  non  plus  de  la  Belgique  oii,  il  y  a  quinze  jours 
seulement,  les  elections  ont  ete  faites  et  oü  nous  ne 
savons  pas  encore  de  quelle  maniere  les  groupes  so 
formeront  Si  j'examinais  le  fonetionnement  de  la 
proportionnelle  dans  certaines  communes,  je  pour- 
rais  vous  demontrer  qu'elles  se  trouvent  en  proie  a 
l'anarcbie;  ce  n'est  plus  la  majorite  qui  les  gou- 
verne.  mais  une  coalition  de  vulgaires  intörets  par- 
ticularistes. 

Si  c'est  ce  que  M.  Galame  appolle  lo  seul  Sys- 
teme electoral  digne  en  notre  öpoque  du  progres 
social,  il  me  permettra  de  penser  au  oontraire  quo 
c'est  de  la  mesquinerie,  de  la  chinoiserie,  de  la 
Pedanterie,  une  fantaisie  byzantine  absolument  in. 
digne  de  notre  democratle,  q'u'elle  tera  sombrer  dans 
l'anarchle. 


M.  Favon :  Sans  vouloir  allonger  le  debat,  je  de- 

sire  ajouter  cependant  une  ou  deux  observations  a 
Celles  qu'a  faites  M.  Gobat. 

Je  n'insisterai  pas  sur  le  fait,  qu'il  a  tres  bien 
faitressortir,  que  les  Partisans  de  la  proportionnelle 
pretendont  ä  tort  vouloir  la  destruetion,  la  suppres- 
sion  du  regime  majoritaire.  Non-seulement,  o'eetune 
exageration,  mais  c'ost  une  illusion.  Le  regime  ma- 
joritaire,  nous  l'aurons  toujours  par  le  fait  seul  qu'on 
en  appellera  toujours  dos  decisions  de  tous  les  par- 
loments  au  pcuplo  et  que  la  majorite  du  peuplo  peut 
dependre  du  döplacement  d'une  seule  voix.  Nous 
continuerons  forcement  a  vivro  sous  le  regime  ma- 
joritaire,  et  vous  n'cmpccheroz  jamais  non  plus  une 
decision  d'etro  prise  dans  un  partement  ä  la  ma- 
jorite d'une  voix.  Ce  que  font  les  proportionalistes, 
c'est  purement  et  simplement  de  modifier  la  com- 
posilion  du  parloment  A  mon  avis,  ils  no  font  que 
transporter  le  travail  de  concentration  nöcessaire 
pour  la  formation  d'une  majorite  du  peuple  dans 
le  parlement 

Je  ne  suis  pas  tout-ä-fait  du  meme  avis  que  M. 
Gobat  quand  il  dit  que  c'est  un  nombre  innme  de 
citoyens  qui  composent  les  partis.  Je  crois  que 
beaueoup  de  citoyens,  pour  ne  pas  dire  la  plupart, 
s'ils  ne  sont  pas  des  militante,  s'ils  ne  font  pas 
partie  de  l'£tat-major,  n'en  sont  pas  moins  encadres 
dans  le  parti.  Les  partis  sont  en  effet  des  cadres 
dans  losquels  viennent  se  placer  dos  groupemente  de 
citoyens.  Je  pretends  que  les  partis  sont  necessaires 
k  la  vie  publique.  Iis  n'ont  pas  une  seule  tete,  Iis 
ne  representent  pas  une  seule  penseo,  le  parti  est 
un  etre  complexe,  composö  de  gens  qui  ne  pensent 
pas  certainement  tous  de  la  meme  facon.  Lea  partis 
ont  leur  droite,  leur  oentre  et  leur  gauebe;  ils  re- 
presentent des  interets  de  groupes  divers,  complent 
dans  leurs  rangs  des  urbains  et  des  campagnards, 
des  industriels  et  des  commercants.  II  faut,  pour 
qu'un  parti  ait  la  majorite,  et  c'est  sur  ce  point 
qu'il  porto  son  effort,  qu'il  parvienne  ä  contenter 
et  par  consöquent  a  representer  tous  les  groupes 
spöciaux  dont  il  est  composc.  Le  parti  fait  un  tra- 
vail de  concentration  dans  le  but  de  donner  satis- 
faction  aux  principalcs  opinions  qu'il  doit  repre- 
sentcr.  C'est  uno  transaction,  basee  sur  quoi?  Sur 
l'abandon  des  points  de  vue  partiguliers  des  groupes 
qui  composent  le  parti,  sur  la  Subordination  de  ces 
points  do  vue  ä  l'idce  superieure.  M'interöt  general 
■lu  pays.  II  laut,  dans  ce  but,  quo  les  dlWrents 
groupes  ot  hommos  de  parti  fassont  abstraction  do 
ce  qui  leur  est  trop  personnel  pour  pouvoir  arreter 
une  formule  et  presenter  un  programrae  de  gouver- 
nement  qui  s'inspire  des  interets  pöneraux  du  pays. 
Voilä  de  la  bonno  ropresentation  proportionnelle. 
Elle  se  fait  par  interel  personnel,  instlnct  de  con- 
sorvation,  |>ar  besoin  do  concentration  des  forces 
vives  du  pays.  Vous  voulez  transporter  leur  röle 
dans  lo  parlement  pour  y  fairo  lo  travail  qui  se  fait 
loyalement  au  sein  du  peuple,  sous  la  direction 
d'une  ponsöe  superieure.  Caronfin.  Messieurs,  nous 
savons  fort  hion  ,quo  dans  les  diflerentes  groupes 
parlementaires  qui  se  repartissent  les  siöges  aux 
ebambres  föderales,  toutes  les  totes  ne  sont  pas 
dans  le  mörae  bonnot,  que  la  gauche  radicale  M 
subdivise  en  groupes  tres  divergente  comme  penseo 
et  idöes  gönörales;  il  y  a  non-seulement  des  diver- 
gences  de  raoe,  de  moeurs.  mais  aussi  des  diver- 
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gen  cos  d'osprltot  d'opinlon.  Cela  existe  aussi  dans 
Je  contra;  bien  que  ce  ne  soit  pas  un  groupe  tres 
nombreux  il  präsente  plusieurs  nuanccs  qai,  ä  an 
raomeot  donnö,  peuvont  aller  jusqu'a  dos  contradic- 
tions.  Von»  ne  ma  direx  pas  non  plus  quo  lo  partl  le 
plus  homogene,  qui  est  le  parti  cathollque,  n'ait  pas 
lui  egalement  de  cos  divergonces.  On  coostate  aussi 
quo  los  partis  envoiect  lci  uno  roprosontation  qui 
est  la  resultanto  d'un  eBort  preliminaire  opere  dans 
le  peuple,  apres  une  preparatlon  qui  consiste  I  sub- 
ordonner  las  idees  personnelles  ä  l'intertt  general. 
Nous  allons  doncavolrö,  8groupes.  II  faudra  etablir 
une  majorlte.  Et  alors  oette  ooncentration  des  lorces 
qui  s'etait  falte  daas  le  peuple  sous  cette  pens£e 
superiouro  de  la  recherohe  d'un  programme  commun 
pour  defendre  les  interets  gcneraux  du  pays,  se  fera 
entre  les  deputes  et  les  reprcsentants  de  groupes-, 
eile  rossemblera  inflniment  plus  ä  un  compromis,  ä 
un  marcho  qu'a  une  enteate.  C'est  le  vral  moyen 
de  dlminuer,  restreindre  et  compromettre  l'idee 
dominante  nöcessairo  pour  bien  gouverner  un  pays. 
Gar  pour  gouverner,  il  taut  etre  guido  par  une 
pensee  dominante,  il  taut  savoir  oe  quo  l'on  fait,  11 
taut  une  loglque,  une  sulte  dans  les  idees,  11  faut 
qu'un  groupe  plus  lmportant  quo  les  autres  puisse 
se  former,  presenter  un  Programme,  soivre  une  ligne 
de  oonduite. 

Votre  proportlonnelle  favorise  le  polnt  de  vue 
special  et  dessert  l'idee  nationale. 

Comment  expllquer  son  succes  rolatit?  Nous  avons 
trop  meconnu  peut-ötre,  nous  les  adversaires  de  la 
proportlonnelle,  qn'il  faut  qu'll  y  alt  quelque  choso 
pour  qu'un  mouvement  quo  nous  considorons  commo 
erronne  arrive  a  un  succes,  meme  relatif,  qu'on  a  du 
raste  beauooop  exagere.  Mals  enfln,  le  falt  est  la; 
la  proportionneUe  a  Ate  admise  comme  oxpedlent 
dans  plusieurs  cantons.  Pour  que  oe  Systeme  ait  pu 
entrer  alnsi  dans  la  pratique.  il  laut,  Je  le  repete, 
qo'il  y  alt  quelque  chose.  Je  ne  crois  pas  que  ce 
solt  a  ses  qualites  qu'll  le  dolve,  mals  a  un  delaut 
du  Systeme  majoritaire;  toutefois  co  defaut  n'est 
nullament  oelul  qu'on  invoque,  n  savoir  que  le  Sys- 
teme majoritaire  serait  soi-disant  un  Instrument  de 
tyrannie. 

Encore  une  fols,  l'uniqne  source  du  droit  pro- 
cede  da  la  majorlte.  Par  consequent,  laforce  aussi, 
pulsqua  la  force  est  la  sanetion  do  la  loi.  La  ma- 
jorlte sera  toujours  maltresse.  C'est  toujours  au  nom 
de  la  majorite  qu'on  gouvernera.  Co  qui  a  fait,  dans 
une  certalne  mesuro  et  dans.  certalns  milleux,  le 
suoces  de  l'id6e  da  la  proportionneUe,  c'est  le  fait, 
a  propos  duquel  nons  avons  deja  echange  quelques 
paroles  aveo  M.  Secretan.  Le  mode  electoral  actnel 
passe  par  dessus  la  tete  d'electeurs.  L'electeur,  en 
deposant  son  bulletin,  n'a  pas  le  sentiment  qu'll 
puisse  faire  valoir  assez  dlrectement  les  Interets  qal 
lui  sont  la  plus  partlculieromontchers.  Ca  passe  trop 
haut,  trop  loin.  L'electeur  eprouve  alors  le  besoin 
d'exeroar  son  activite  electorale  dans  un  cercle  plus 
rostreint,  ob  11  se  sente  plus  de  forco  d'aetion  pour 
faire  valoir  oe  qu'll  considere  commo  son  interet 
porsonneL  Volla  pourquoi  &  mon  avis  la  proportlon- 
nelle reueontre  quelque  favour  dans  certalns  milleux. 
Mais  remarques!  que  la  proportionneUe  va  a  contre- 
soos,  sl  l'on  y  renechit,  de  co  ponohant  naturel  de 
1'eJoctour.  Commo  l'a  dlt  M.  Uobat,  notre  Systeme 
•leotoral  n'est  pas  simpliste.  Notre  poupln  ne  prend 


pas  ses  döclsions  a  une  voix  de  majorlte,  nons 
avons  a  oompter  aussi  aveo  les  cantons,  les  com- 
munes,  oü  les  elocteurs  sont  divisea  en  un  certain 
nombre  de  groupes  qui  reposent  tous  sur  un  tltre 
permanont,  normal,  positif.  Ce  sont  des  groupes 
experimentaux.  La  groupe  general,  calnl  qni  em- 
brasse  tous  les  elocteurs  du  pays,  represente  l'ln- 
teret personnel,  1'unite  de  la  nation.  Las  cantons 
reposent  sur  uno  ontite,  ils  ont  des  interets  com- 
rauns  ä  delondre,  interets  moraux,  inteUectuels, 
economiques.  La  commune  est  nee  de  la  commu- 
naute  d'lnt6r6U  entro  gens  qui  habitent  au  bord 
d'une  memo  rivlere,  qui  souOrent  des  memes  de* 
vastations,  qui  ont  •'.  se  garder  des  memes  dangen 
naturels,  ä  obtenlr  los  momes  moyens  da  commusl- 
cation.  Tout  ce  que  nous  avons  commo  groupemento 
politiques  repose  donc  sur  un  Interet  permanent  0t 
positif.  Sur  quoi  s'appuie  la  proportlonnelle?  Ob. 
est  le  groupo  d' Interna,  le  falt  experimentat  tur 
lequel  vous  vous  appuyex  pour  donner  aux  groupes 
crees  par  la  proportlonnelle  le  droit  de  servlr  de 
base  pour  l'expression  do  l'lnteret  public?  Qual 
Interet  avons-nous  a  augmenter  lndeflniment  le  nom- 
bre des  partis,  sulvant  la  fantalsie  des  lndlvldus, 
los  ambltions  personnelles,  de  rue  ou  de  quartler, 
sulvant  les  petltes  rlvalltes  da  viüage.  Quel  interet 
a  prendre  pour  directeur  politlque  ce  mouvement 
ondoyant  et  divers  qui  va  diviser  la  nation?  Ja 
comprends  que  la  nation  se  dlviso,  en  cantons  ou 
commune«;  ce  sont  des  Giemen ts  da  droit,  d'hit- 
toire,  de  moeurs,  d'economie  politlque.  Mals  las 
partis?  Comblen  en  comptez-vous  vraiment?  Refle- 
chissez.  J'entends  les  partis  qui  ont  le  droit  de  se 
diro  des  partis,  do  so  considerer  comme  embraasant 
une  porllon  de  l'idee  nationale  et  de  l'lnteret  general. 
Je  commence  ä  drolte  par  polltesse. 

Lo  parti  ultramontaln,  qui  est  un  parti  hlstorique, 
repose  sur  toute  une  culture.  Lo  parti  consarvateur 
a  aussi  son  hlstolre,  repond  a  une  taodance,  aune 
manlere  de  voir  generale.  Le  parti  radlcal  de  meme, 
le  parti  sociallste  a  aussi  un  passe,  mala  il  Vit 
surtout  des  idees  nouvelles,  das  progres  da  la 
scienco  dans  lo  domaine  economlque.  Cos  partis, 
no  sont-ils  pas  tous  representes  lci?  drolte  catho- 
llque, centre  conservateur,  avec  leurs  dlssidancas; 
le  partl  radlcal  et  le  parti  sociallste?  Que  voulex- 
vous  de  plus?  Chacun  de  ces  partis  apour  foncUon 
d'en-rlober  les  petita  groupes slmllaires  qui  rayonnent 
autour  de  son  axe,  ceux  qui  se  rapproobent  da  lui 
par  des  afflnites  naturelles  et  aasnrent  son  deva- 
loppement.  Queis  autres  groupes  voulez-vous  faire 
entrer  dans  le  parlement?  Sl  j'lnvoque  l'oxperience, 
Sans  trop  parier  des  affaires  de  Oeneve,  paroa  qo'il 
no  s'agit  pas  de  transformer  cette  discusslon  qui 
dolt  se  raouvolr  sur  le  terraln  föderal  en  discusslon 
cantonale,  je  oonsUte  qu'a  Geneve,  la  sitnatioo 
ost  la  memo.  Les  partis  qui  plongent  leurs  raclnes 
dans  la  nation  et  qui  ont  l'avenir  devant  aux,  sont 
los  memos:  cathollque,  conservateur,  radlcal,  so- 
cial iste.  Qu'est-il  ad  venu  au  bout  de  deux  ou  trols 
ans  de  pratiquo  de  la  proportlonnolle  ?  Je  na  veux 
pas  parlor  du  partl  des  Libertins,  partl  de  fantalsie, 
mais  enfln  ce  n'est  dejä  pas  tres  heureux  d'lotro» 
duire  cette  fantalsie  dans  un  domaine  serieux.  Mais 
nous  avons  vu  un  partl  nouveau  se  constituer,  oelui 
de  l'allmontatlon,  organis4  par  quelques  aubergines 
de  bao  ötage,  dont  l'intentioa  etait  do  nommer  an  00 
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deux  deputes.  Ce  parti  a  fa.Ui  reusslr.  Ja  ne  voux  i 
pas  entrer  dans  des  details  qui  donneraient  ä  ma  I 
dfmoastratlon  an  caracter«  encoro  beaueoup  plus 
frappant.  Mais  enfln  il  y  avait  dans  Ja  Constitution 
de  co  parti  dos  viecs  d'ordre  si  parüculier  qu'au  1 
demier  moment  un  certain  nombre  de  ceux  qui 
s'etaient  laisses  eutruluer  se  sont  ressaisis.  Une 
antre  foia,  aveo  un  peu  plus  d'adresüe,  les  Interet«  1 
de  ce»  quelques  placier«,  de  ces  quelques  inJus-  | 
triels,  peu  interessante  dans  le  oas  parüculier  —  ils 
otalent  molns  que  peu  interessante,  beaueoup  molns 
—  prevaudront   Youlcz-vous  pousce-  a  toutes  les 
fantaisies,  ä  tous  les  abus,  aux      u,/cmonls  les 
moins  honorablcs,  leb  molns  avnal%eux  pour  le 
pays,  pour  le  iievelup|>eiueut  de  nun  Institution«  pu- 
blique«, l'honneur  du  parlemont  et  la  bonno  fa<;on 
dj  nos  institutions  demoeratiques? 

Parlons  encoro  do  Gcnövo.  II  s'est  forme  un  parti 
qui  n'a  vouiu  ötre  ui  deuoeratique,  ui  radicjl,  ni 
catholique,  ni  socialiste,  mais  etre  lul-meme.  I! 
s'lntitule  le  parti  uational,  probabloment  paroe 
quo  o'est  ceiul  de  tous  les  parti«  qui  compte  le 
moin«  de  cltoyens  genevois.  Ce  parti  oal  parvenu 
a  son  debut  a  faire  la  balance  des  autres  parti  s  au 
grand  conseil.  Quel  interet  y  a-t-il  a  dDnner  une 
autorite  quelconque  ä  des  gens<|ui  ne  repr&entent 
persoDne,  que  le  peuple,  consulte  dans  son  ensem- 
ble,  mettrait  peut-etre  au  dernier  rang  de  ceux 
tfu'll  entend  ne  Jamals  elire? 

Volla  ce  que  la  proportionnelle  nous  amene,  ce 
qui  arrivera.  C'est  que  vous  aurez  des  döputes  nommes 
par  des  partis  qui  ne  reposent  sur  rien,  qui  ne 
representent  rien  et  avec  lesquels  il  laudra  compter. 
Groyez-vous  que  ce  sora  favorable  ä  la  bonno  marche 
de«  affaires,  croyez-vous  que  cela  soit  dans  l'lnteret 
public? 

Si  tod«  voulez  Jimner  satlsfactlon  a  la  tendance 
dont  la  proportionnelle  a  benefieie  qtioiqu'elle  soit 
orientee  dans  une  dlrection  opposöe,  etudiez  l'or- 
ganlsaUoD  professlonnelle.  II  y  n  des  interets  locaux 
qui  sont  communs  aux  habitants  d'une  memo  com- 
mune, parce  qu'ils  vlvent  ensemblo,  qu'ils  profltcnt 
des  memes  avantages,  souQrent  des  memes  dangers, 
GnJez  la  commune  prolessionnelle  eutre  les  gens  qui 
vlvent  de  1'outil  qu'ils  ont  dans  la  maln.  II  y  a  la 
une  oommunaute  d'intereta  positive  qui  a  toujours 
exlste  dans  l'hlatoira,  saul  dans  le  Steele  que  nous 
venona  de  traverser  qui  est  le  seul  qui  se  solt  ecoule 
•ans  Organisation«  professionnelles.  Cesorganisations 
ont  exiate  chez  les  anciens,  eUes  existalent  ehez  les 
Pbenicien«,  les  Romains.  Vous  savoz  le  rc-le  qu'ont 
joue  les  sooletes  d'artlsans  ä  Rome,  les  corporatlons 
au  moyeu-age,  leur  Organisation  a  degenöre,  eile 
etait  devenue  un  centre  d'abus.  La  revolution  a 
bien  falt  de  les  supprimer,  mais  il  laut  les  remplacer 
par  une  Organisation  calquee  sur  les  idees  d'egalite, 
de  liberte  qui  fonnent  la  baso  de  nos  institutions. 
En  doonant  a  une  association  professionelle  certains 
droits  sans  compromettre  le  droit  sou verain  de  la 
nation  et  de  sos  representants,  vous  repontez  au 
voeu  de«  eitoyeas  d'intervenir  d'une  facon  plus 
aotive  dans  la  marche  du  pays,  d'une  facon  surtout 
plus  dlrecte  qu'il  ne  peut  le  faire  par  son  bulletin 
de  vote  actuel. 

Voll«  la  vraia  representation  proportionnelle.  On 
oonuait  les  publications  de  M.  Benoit  en  France 
qnJ  a  dlt  qu'il  fallait  representer  toutes  les  cate- 


gorie«  de  citoyens,  que  pour  arrtver  t  la  vrafe  re- 
presentation d'uo  p^ys,  il  laut  representer  le  parti 
des  paysans,  des  cocimurcanla,  des  grand«  et  des 
petite  ludustrlets,  etc.  Je  ne  orois  pas  que  cette  voio 
soit  la  bonna  L'idee  est  juste,  mais  le  moyen  c'est 
la  creati  >u  de  l'ur-anis.aion  prolessionnelle,  avec 
dos  comp  itenet*  spt'diilas,  de  l'etat  economique.  La 
l>p-.f>3S8iou  est  un  lien  permanent  entre  les  bommes. 
c'est  un  fait  positif- 

Une  «emblablo  Organisation  sorvira  de  oontre- 
poid8  ä  rautoiüu  de  la  majoriUi  politique,  eile  re- 
nose  sur  qn«?lque  cho?o  de  sinip's,  de  precis,  de 
logique.  Yotre  prup.utiouuello,  au  conliaire,  vous 
TcUbliaKOi  sur  le  wible.  C'est  un  banc  de  sableaur 
lequel  les  venu,  qu'ils  soufllent  de  l'ouest  ou  de  l'est, 
trac^ut  1-nirs  «illin*  variables  et  changeant«  et  vous 
pulende.;  i  tabiir  aar  ces  Iignes  mouvante«  I«  geo- 
graphie  du  pavs'  Vnilä  |e  corp«  eleotoral  que  vous 
voulez  nous  c.  wi  '  11  varie  «uivant  la  fanteisle  du 
moment,  «uivant  de  petita  laits  passager«,  de«  clr- 
oonatances  qui  disparaissent  Von«  aurez  do  petita 
group"  qui  auront  le  droit  de  parier,  d'intervenir 
dans  la  marche  des  affaires  sans  representer,  a  un 
tilro  quelconque,  un  element  qui  soit  en  oontact 
avec  l'interet  publio  et  generai.  Je  suis,  encore  une 
fois,  pour  donner  «atisfaction  a  ceux  qui  diaent  qu'il 
faut  offrir  aux  citoyens  le  moyen  de  pönetrer  dans 
nos  institutions,  d'y  exoroer  une  action  personneUe 
repondant  mieux  aux  interete  poaitif«,  reela  qu'ils 
reprösentent  dans  le  pays.  Mais  la  proportionnelle  re- 
pose  sur  uuo  confuaion  de  notions,  eile  n'offre 
aueune  base  solide;  tout  oe  qui  se  fait  dans  le  pays 
doit  s'inapirer  d'un  interet  publio,  votre  proportion- 
nelle n'en  represente  aueun,  eile  est  baaee  aur  la 
mobilite  continuelle,  sur  le  hasard,  «ur  les  oourants 
populaires,  les  conditions  du  moment,  aur  la  plole 
et  le  beau  temps,  eile  n'eat  baaee  sur  rien,  rien, 
rien  qui  reponde  a  une  notion  aerieuse,  ä  un  interet 
public  quelconque,  memo  restreint  Dans  ces  condi- 
tions la  proportionnelle  est  uno  mauvaise  ebose  et 
j'ajouteenterminant  que  si  eile  a  eu  quelque  succes 
ioi  ou  la,  c'est  ä  titre  d'expedient  et  dans  certaines 
conditions  tout-a-fait  particulieres.  A  Geneve  nous 
avons  indique  a  quels  resultats  eile  nous  a  con- 
duits.  Elle  a  reuaai  dans  le  Tesain,  ä  Neuchfltel,  je 
le  veux  bien,  mais  dan«  le  Tessin  il  n'y  a  que  deux 
partis,  les  consen-ateurs  oatholiques  et  les  radicaux, 
c'est  une  Situation  simpliste  et  la  proportionnelle 
equlvaut  dans  ces  conditions  purement  et  simple» 
ment  on  fait  ä  une  lol  sur  la  representation  de  la 
minorite,  c'est  un  expedlent  qui  permot  do  no  pas 
la  supprimer.  A  Neuchatel  11  y  a  une  majori  te  si  forte 
qu'elle  est,  quoi  qu'il  arrive,  assuree  du  succes,  et 
les  deux  autres  partis,  conservateura  et  «ocialistes 
reunis,  ne  peuvent  arriver  ä  la  menacer  serieuse- 
ment  Dans  ces  conditions  l'idee  generale,  nationale 
porsiste;  la  proportionnelle  fonotionne  dans  ces  oas 
comme  une  lol  sur  le  vote  Umite.  Mai«  allleurs  en 
Suisee,  ä  Geneve  par  exemple,  oh  il  n'y  •  pour 
ainsi  dire  pas  de  majorite  de  fond,  assuree  de  son 
exlstence,  eile  nous  conduisait  tout  droit  au  gaohis 

En  Suisse  nous  avona  deja  une  forte  dose  de 
representation  proportionnelle  par  le  conseil  des 
ütate,  les  cantons,  les  communes,  pour  quoi  nous 
apporter  encoro  un  nouvel  element  de  oomplicatioaT 
II  n'y  aura  plus  moyen  de  form  er  une  majorite  do 
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Autre  ebose:  Toute  Idee  porte  en  eile  sa  logique, 
a  laquelic  il  est  impossible  de  se  soustraire.  Le 
principe  de  la  souverainete  populaire,  malgre  toutes 
les  objections  que  l'on  a  voulu  lui  opposer,  triomphe 
aujourd'hui;  le  relerendum  et  l'iniüative  oat  flni 
par  la  logique  dos  chosos  par  vaincro  touto  Oppo- 
sition et  nous  nous  rapprocheruns  toujours  plus  de 
la  democralie  directe.  Or,  la  prupurtionnelle  est  un 
Instrument  d'unitarisme  sang  pareil. 

A  propos  de  Genfivo,  M.  Calarae  a  parlö  du  quo- 
rum  1  Nous  ne  pouvons  pas  l'etablir,  a  moins  de 
laire  de  tout  le  canton  un  College  uuique,  oü  les 
100  deputes  seront  nommos  par  tout  le  Corps  elec- 
toral.  Tant  que  nous  aurons  des  Colleges  differents, 
nous  ne  pourrons  pas  etablir  le  quorum,  parco  qn'il 
supprimerait  le  droit  des  poUtes  minorites  ä  la  re- 
presentation. 

Vous  ne  pouvez  pas  maintenir  la  division  tout-ä- 
f ;ut  arbitraire  que  vous  voulez  faire  entre  les  cantons 
majoritaristes  et  proportionnalistes,  mais  vous  verrez 
que  par  la  logique  du  principe,  si  vous  l'acceptez, 
vous  tendrez  a  la  suppression  des  frontieros  can- 
tonales  et  ä  la  rüduction  du  corps  electoral  suisso 
en  un  seul  tout,  dans  lequel  se  lormeront  des  grou- 
pements  volontairos  de  citoyens. 

La  proportionnelle  veut  le  libre  groupement  de 
tous  les  citoyens,  il  taut  donc  enlever  toute  barriere, 
supprimer  les  communes  et  les  cantons,  tout  ce  qui 
est  oontraire  au  libre  jeu  de  la  proportionnalite. 
Vous  aurez  beau  pour  la  faire  accepter  la  faire 
petite,  la  mutiler  pour  qu'elle  ne  heurte  pas  trop 
les  moeurs  d'aujourd'hui,  eile  porte  en  eile  sa  lo- 
gique funeste  et  ncfaste  pour  notre  pays,  c'est  le 
plus  grand  Instrument  de  centralisation,  de  simpli- 
fication,  d'nnification,  ideologiquo  que  vous  pouvez 
introduire  chez  nous. 

J'ai  eher ch e  ä  donner  quelques  raisons  generales 
pour  montrer  qne  la  proportionnelle  no  dtjtrult  pas 
l'autorite  da  principe  majoritaire ;  j'ai  voulu  de- 
montrer  que  si  eile  a  pu  laire  naltre  des  illusions 
chez  quelques  personnes,  eile  ne  repond  pas  du  tout 
au  bat  que  Ton  paralt  se  proposer,  qu'elle  n'est 
qu'un  simple  expedient  applicable  dans  certaines 
circonstancos  electorales  simplistes,  mais  qu'ello 
n'est  pas  une  idee  juste,  experimentale  et  que  pour 
la  Confederation  suisse  eile  serait  dangereuse  et 
agirait  comme  un  dissolvant  C'ost  pour  cela,  c'ost 
en  raison  de  toutes  ces  objections  que  je  voterai 
le  rejet  de  la  demande  d'initiative  et  je  ne  voterai 
jamais  pour  la  proportionnelle. 


M.  Secr«Uui :  Les  deux  orateurs  que  nous  venons 
d'entendre,  les  honorables  MM.  Gobat  et  Favon,  nous 
representeot  ici  tres  nettemoDt  ce  quo  j'appellorai 
la  doctrine  jacobine  du  suffrige  universel.  M  Gobat 
se  preoccupe  avant  tout  de  la  Constitution  d'une 
majorite  de  gouvernement  et  en  somme  M.  Favon 
considere  les  choses  de  la  möme  maniere:  le  Sys- 
teme electoral  d'un  pays  doit  etre  coneu  de  teile 
lacon  qn'il  fournisse  cette  majorite  de  gouverne- 
ment, alors  möme  qu'elle  n'existerait  pas  en  fait 

A  cette  idee  nous  en  opposons  une  autre.  Nous 
disons  que  la  legislation  electorale  d'un  pays  doit 
etre  falle  de  facon  a  fournir  au  parlement  une  re- 
presentation  qui  soU  bien  l'unage  Üdele  du  peuple. 


Votre  proportionnelle,  nous  dit  M  Favon,  repose 

sur  un  banc  de  sable.  Non,  Messieurs,  eile  repose 
sur  une  regle  de  droit,  rigoureuse,  celle  d'un  par* 
tage  equitable,  fait  d'une  maniere  mathematique- 
ment  exaete.  Si  une  majorite  existe  dans  le  peuple, 
eile  so  rclrouvera  avec  le  scrutin  proportionneL  S 
par  cuutre  eile  ne  s'y  retrouve  pas,  c'est  qu'elle 
n'existe  pas  dans  le  peuple  suisse,  et  c'est  aux 
partis  politique8  a  fournir  au  corps  electoral  un 
Programme  assez  general  et  assez  generoux  pour  quo 
la  majorite  se  groupe  autour  de  ce  Programme. 
C'est  aux  partis  &  fournir  aux  electeurs  le  moyen 
de  former  en  oonnaissance  de  cause  la  majorite  de 
gouveru.ment  dont  MM.  Favon  et  Gobat  se  predo- 
oupent 

Puisque  M.  Gobat  a  fait  de  l'histoire,  il  me  per* 
mettra  d'en  faire  aussi  un  peu.  Pendant  la  periode 
de  luttes  qui  a  pröcedö  la  formation  des  soeiötes 
demoeraliques,  l'idee  nationale  a  ete  foumiepar  la 
necessite  de  conquerir  en  faveur  de  la  demoeratie 
ce  qu'on  a  appelß  les  libertes  neoessaires  pour  la 
Brande  liberte  politique.  Et  deux  programmes  op- 
poses  ont  surgi:  d'une  part,  le  Programme  des 
liberaux.  d'autre  part,  le  programmo  des  reaction- 
naires.  Cela  a  suffi  pendant  un  demi-siecle.  Nous 
avons  marche  depuis  lors,  les  preoccupations  da 
oorps  electoral  se  sont  modifiees. 

M.  Favon  craint  que  l'idee  nationale  se  perde, 
quo  la  politique,  grdee  au  Systeme  proporUonnel 
tombe  dans  des  preoccupations  speciales  d'interets 
personnels  et  prives.  Qui  fait  cette  politique  des 
interets?  C'est  nous,  qui  la  faisons  ici,  quand  nous 
demau  Jons  au  peuple  de  voter  le  raebat  dos  cbemins 
de  fer,  quand  nous  lui  proposons  une  loi  sur  les 
assurances.  Ce  ne  sont  pas  lä  en  effet  des  idee* 
politiques  proprement  dites,  mais  des  questions 
d'interet  materiel.  D  n'est  donc  pas  surprenant  que 
resprit  public  so  lourne  du  cote  des  interete  ma- 
teriels.  Le  regime  de  la  majoritö  absolue  ne  l'enr 
peche  pas  plus  que  ne  pourrait  le  faire  la  represen- 
tation  proportionnelle. 

Tout  recemment,  il  s'agissait  d'elire  a  Zürich  an 
membre  da  consell  national.  Les  interets  commer- 
ciaux  et  financiers  de  la  villo  se  sont  groupes,  on 
dohors  des  cadres  politiques  et  ont  choisi  leur  caa- 
didal,  demandant  aux  partis  politiques  de  preter 
leur  appui  a  cette  candidature  pour  soutenir  ces 
Inten-ts  ot  preter  a  leur  candidat  ce  que  M.  Favon 
appelle  un  masque  politique.  Et  l'on  a  vu  les  partis 
zurieois  liberal  et  radical  presenter  un  candidat  des 
interets  commerciaux  et  industriels,  sous  lears  cou- 
leurs  politiques. 

De  l'autre  cote,  o'etait  aussi  un  candidat  profes- 
slonnel,  c'est-ä-dire  un  citoyen  representant  une 
classe  sociale,  celle  desouvriers,  en  Opposition  aveo 
les  interets  commerciaux  et  financiers. 

Voilä  la  poliUque  des  interets,  on  je  ne  m'y 
connais  pas. 

La  reforme  proportionnelle  ne  pout  rien  modifier 
a  cet  egard.  Je  ne  veux  pas  discuter  ici  la  politi- 
que Interieure  du  canton  de  Geneve,  que  se  par- 
tagent  deux  groupes,  le  groupo  radical  et  le  groupe 
liberal,  entre  lesquels  le  petit  groupe  national  seit 
d'arbitre.  Ces  doux  fractions  principa.es  dirigent 
jusqu'a  un  certain  point  les  destlnees  de  la  repu- 
bliqae. 
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Permettez-mol  de  vous  dlre,  et  j'entrü  dans  cette 
discussion  jusqu'a  concurroiice  des  besoius  do  mon 
argumontation,  que  meme  lait  se  nprodult  avec  le 
tyateme  de  la  majorite  absolue,  a  cette  diBerence 
pro«  que  l'action  do  ct»s  petits  groupes  uo  s'oxer. 
cera  pas  dans  les  parlemenls,  mais  daos  le  corps 
electoral.  Nous  nous  souvenons  d'une  eloction  gene- 
voise  dans  la< jnolio  les  doux  principaux  parlis  poli- 
tiques  se  sout  serres  do  tres  pres,  incoramodes  par 
un  petit  groupo  pas  assez  fort  pour  faire  elire  scs 
propres  representants,  mais  assez  puissaut  pour 
laire  pencher  la  majorite  ä  droite  ou  ä  gauche.  Et 
do  lait  le  graud  conseil  tut  compose  entieroment 
tuivanl  la  volonte  de  ce  petit  groupo  do  citoyens: 
c'etait  le  groupc  radical-uational,  dit  des  batons. 

Le  Systeme  majoritairen'est  doac  pas  si  puissant 
qu'il  puisse  supprimor  l'action  des  petits  groupes 
dans  un  corps  electoral  ot  taconner  celui-ci  ä  sa  guise. 

«11  laut  bien  qu'il  y  ait  quolquo  chose, » s'eat  ecrie 
M.  Favon  en  constatant  bon  gre,  mal  gre  que  la 
proportionoelle  etait  dejä  appliquee  dans  certains 
cantons,  qu'elle  lait  son  tour  du  monde.  Oui,  11  y 
a  quelque  chose,  c'est-ä-dire  que  la  democratie 
moderne  est  travaillee  par  un  besoin  de  justice 
tres  intense;  c'ost  precisement  ä  ce  besoin  quo  la 
reformo  electorale  proposee  doit  donner  satisfaclion. 
Ce  n'est  pas  un  (ait  accldentel,  mais  un  fait  inhe- 
ront  ä  la  nature  huraaine.  Sl  la  pensee  publique 
a'orlente  du  cöte  des  interets  materiela,  nous  n'y 
pouons  rien  faire,  mais  nous  dovons  organisor  nos 
institutions  de  tacon  a  donner  satislaction  a  ces 
besoins.  L'honorable  M.  Gobat  les  a  rcndus  un  peu 
ridicules,  11  nous  a  parle  d'un  arrondissement  do 
20,000  electeurs  oü  les  coiffeurs  elaboreraient  une 
liste  professioncelle.  Mais  si  los  coiffeurs  pouvcnt 
mettre  en  ligne  10,000  citoyens  pour  coiffer  les 
10,000  autres,  je  ne  vois  pas  l'inconvenient  qu'il  y 
aurait  de  les  voir  representes  au  parlomontl  le  ne 
»als  pas  pourquoi  on  los  en  exclurait! 

M.  Favon  nous  parlo  d'un  groupe  «d'alimentation», 
nous  donnant  ä  entondro  que  ce  groupo  n'etait  pas 
preoisement  compose  de  «vertuistos».  J'en  suis  bien 
fache  pour  ce  groupe,  mais  s'il  est  si  nombreux  a 
Geneve  qu'il  atteigno  le  quolient  tflcctoral,  jo  m« 
demande  de  quel  droit  on  lui  fermerait  les  portes 
du  parloment.  Mais  ce  groupo  d'alimentation  n'est 
pas  necessairement  un  groupe  malencontreux,  II 
peut  se  presentor  sous  une  forme  infiniment  res- 
pectable.  Nous  avons  dans  cotte  assombleo  un 
groupe  agraire.  Qu'est-ce  que  c'est  quo  ce  groupo 
agraire?  Un  groupe  de  l'alimontation.  Je  pense  que 
c'est  la  speclalite  du  groupo  agraire  de  defondre 
ici  co  qui  a  trait  r.ux  interets  de  l'agricullure,  c'est- 
a-dlro  en  deflnltivo  de  l'alimentation. 

M.  Gobat  se  tait  d'aillours  une  idco  fausse  du 
fonctionnemont  du  scmtin  proportionnel.  II  ne  veut 
pas  de  cet  Instrument,  parce  qu'il  est  liberticide, 
parce  qu'il  force  tous  les  citoyens  a  voter  la  listo  d'un 
parti,  y  eot-il  dans  celle-ci.  des  gredius,  sous  poiuo 
de  passer  pour  ßtre  un  traitre. 

Non,  le  scmtin  proportionnel  fonctionno  vis-ä-vls 
do  corps  electoral  exactoment  comme  dans  le  Sys- 
teme majoritairo.  Le  parti  politiquo  quidressera  une 
liste  procedera  comme  on  l'a  fait  jusqu'a  presont,  il  la 
prösentora  a  l'electeur,  qui  la  vote  si  cela  lui  con- 
vient.  Si  cela  ne  lui  convient  pas,  il  votera  pour 
une  autre  liate  ou  s'abstioudra.  Je  ne  vois  pas  la 


d'embrigadomant.   Dans  Tun  des  systemes  comme 

dapa  ['autre,  si  les  listes  electorales  portent  entro 
auties  de«  noms  do  «gredins».  c'est  laut  pis  pour 
le  comltd  qui  les  presonte,  parce  qu'il  est  infini- 
ment probable  quo  cclto  liste  n'aura  pas  la  faveur 

du  peuplo. 

pirlo  de  l'emieltement  jusqu'a  1'infini  des 
parlis.  Mais  cot  emiettement  a  lieu  tout  aussi  bien 
avec  le  Systeme  majoritaire  qu'avec  le  Systeme  pro- 

portionneL 

II  y  a  un  grand  pays  —  l'Allemagne:  qui  prati- 
que  le  Systeme  de  la  majorite  absoluo,  et  dans  le 
parlement  duquel  on  ne  compto  pas  moins  de  14 
groupes  politlquos. 

En  somme  tout  ce  debat  se  reduit  a 
tion  do  politique.  II  s'agit  de  savoir  si 
Ions  continuer  ä  praüquer  en  tnaniero  de  represen- 
talion  nationale  l'idee  jacobine  dont  MM.  Gobat  et 
Favon  se  sont  faits  les  apötres,  d'une  necessite  de 
majori tu  do gouvornement,  ou  bien  sl  nous  voulons 
creer  un  Systeme  electoral  qui  fasse  vraiment  du 
parlement  l'image  Adele  du  corps  electoral  qu'il  re- 
presente. 

La  lutto  est  engageo  entre  ces  deux  grands  prin- 

cipes. 

Le  conseil  national  qui  pretend  ropresentor  l'idee 
nationale  et  etre  issu  de  la  majorite  absoluo,  se 
fait  de  profondes  illusions.  La  majorite  absolue  du 
peuplo  suisso,  c'ost  encoro  uno  imago  qui  so  pre- 
sente  a  mol  revetue  d'une  certaine  grandeur  et  d'une 
certaine  solennite.  Je  ne  dirai  pas  qu'elle  reponde 
ä  mon  senlimont  de  justice,  mais  quand  je  me  figure 
le  peuple  suisse,  se  groupant  dans  sa  grando  ma- 
jorite, autour  d'un  programme  politique  et  tournissant 
au  consml  national  uno  majoritö  parlementaire  qui 
represente  ce  programme,  j'avoue  que  cela  est  de 
nature  a  en  imposer  ä  certains  esprits.  Mais  cette 
majorite  absolue  n'existo  dans  cette  salle  nien  lait 
ni  en  droit,  et  j'al  la  pretention  de  vous  le  de- 
monlrer. 

Jo  vous  le  demontrerai,  non  par  des  ohiflres  pris 
au  hasard  dans  quelque  journal  politique,  mais  par 
des  ciiiffres  officiels  fournis  par  l'administratioa 
elle-memo,  par  le  bureau  föderal  de  statistlquo. 

D'omblee,  je  fais  remarquer  a  M.  Gobat  que 
l'embrigadement  se  produit  sous  le  regime  de  ls> 
majorit.  absolue  aussi  bien  quo  dans  le 
proportiunnel.  L'embrigadement  a  tellement 
nos  moeurs  publique«  et  politiques  qu'il  est  devenu 
une  veritablo  Institution.  Le  bureau  föderal  de  sta- 
tistiquo  fournlt  la  formute  de  cet  embrigadement, 
non-seulement  des  partis,  mais  des  deputes. 

Dans  le  dernier  volume  qu'il  vient  de  faire 
paraltre.  il  ressort  d'uno  statistique  du  conseil 
tional  qne  celui-ci  se  compose  de  147  d< 
83  radicaux,  3i  conservateurs,  19  deputes  du  centre, 
9  democrates-socialistes  et  2  democrates.  Je  ne  dis- 

i  ■  cette  Classification,  je  dil  wntaMBt 
l'embrigadement  est  tout-a-fait  perfectionne  puisqu'il 
est  devenil  administratil  et  qu'il  s'impose  mame 
aux  deputes  par  la  volonte  des  bureaux.  Paaunseui 
depute  ne  reste  Inclasse.  Celui-lämeme  d'entre  vom 
qui,  par  preferences  personnelles,  aurait  voulu  de- 
meurer  itidepondant,  est  incorpore  de  force,  admi- 
nistrativement,  dans  un  groupe.  C'est  l'embrigade- 
ment au  premier  che!! 


•MMfrapMfiu 


i.  St.  ta. 
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J'en  reviens  aux  chiüres.  Je  oe  puis  pas  fournlr 
ceux  se  rapportant  aux  d.:rnieres  elcctions,  parco  qua 
la  bureau  lederal  de  statistlque  ne  les  a  pas  oncore 
arretea,  mala  je  prends  ceux  des  dix  annees  qul 
Mit  precede  la  doruiöre  decade.  la  Situation  on 
Suisse  no  s'etant  pas  prolondementmoditleo  depuis 
1890.  Iis  se  rapportent  douc  aussi  Ues  prubableinent 
a  la  periode  1890-1900. 

Je  Iis  dans  les  publicatlons  da  bureau  federal  do 
•ttUstlque  que  daas  les  electlons  generalos  de  1881,  la 
participaUon  des  votauts  otait  de  58  V.  dont  il  laut 
deduire  les  suflrages  alles  aux  candidals  non  elus, 
auftrage«  pardus,  soll  24  7«.  Reste  34  %  de  auftrage» 
utiUses  dans  l'ölocllon  et  qui  ont  contribue  elfica- 
cemout  a  celie-ci.  Le  conseil  national  de  1881  re- 
preaentait  dono  le  34%  du  peuple  suisse.  Celle 
majorite  est  dono  en  röalite  uno  minorite. 

En  1884,  la  participaUon  au  scrutin  est  de  60  7» 
des  electeurs  inscrits.  Suöragcs  pordus:  25  »/o- 
SuBrages  valables  35  •/«.  Le  conseil  national  do  1884 
est  douo  l'elu  de  35  >  des  citoyenssuisses.  En  1887, 
la  parlicipation  au  scrutin  atloint  les  53  <>/«■  Suffrages 
pordus:  18  •/••  SuBrages  oflloaces:  35'/«.  Eo  181)0 
participaUon  59'/«,  sufir  <  perdus  197«.  reste 
407»-  Dono,  los  deputös  au  conseil  national  i-lus  en 
1881,  1884, 1887, 1890  ont  ete  revetus  de  leur  mandat 
de  conöance  par  los  34,  35,  40  7»  du  peuple  suisse. 

Ca  sont  les  chiOros  de  la  statistiuuo  föderale. 

Pensez-vous  quo  dans  ces  conditions-lä,  nous 
puissions  preloodre  vivre  sous  lo  regime  do  la  ma- 
jorite absoluel  N'est-ce  pas  plulot  le  regime  d'une 
minorite  applique  a  l'ensemble  du  parlemeutl  Ce 
regime  eloclural  repond-il  reellement  aux  besoins 
de  la  situaUon,  aux  bosoins  d'une  demoeratie  bien 
ordonnee,  bien  equilibree?  Je  ne  le  crois  pas.  C'est 
ld  1  o^/ 1 b I ^  Li  ou  r^m i  i  _  s  t  Os^uso  do  Getto  cJof&il [31100  d vi 
corps  elecloral,  et  je  vals  le  prouver  par  d'autres 
cbillres  statisliques. 

Dans  los  arrondissoments  nou-disputes,  c'est-a- 
dire  dans  les  arrondissoments  ob  il  n'y  avait  qu'un 
seul  candidat,  la  frequontaliou  du  scrutin  a  ete  do 
48  7«.  Dans  les  arrondisseroents  ob  il  y  avait  lutte, 
mala  ob  il  deveoait  impossible,  ensuite  d'une  dix- 
Proportion  trop  grande  ontte  les  doux  partis,  que  la 
minorite  püt  esporor  faire  eliro  ses  caodidau,  la 
parlicipation  etait  de  52.  Dans  les  arrondissemenls 
oü  la  lutto  au  contraire  etait  possible,  la  partici- 
paUon s'est  elevoo  do  suite  do  48  ou  52  a  66  7«. 
Ainsi,  quand  vous  donnez  aux  electeurs  l'espolr 
d'une  representalion,  ils  vont  aux  urnes,  paroe  qu'ils 
sont  certains  que  ce  n'est  pas  vainomont 

Notre  Systeme  elecloral  doit  etre  fait  de  maniere 
a  appeler  aux  urnes  le  plus  grand  nombre  do  ci- 
loyens  possible,  do  facon  quo  lo  parloment  soit  bien 
reellement,  comme  le  veulent  MM.  Gobat  et  Favon. 
I'image  de  l'idee  nationale.  Cela  est  si  vrai  quo  si 
vous  consultez  les  tableaux,  vous  constalez  un  im- 
mense ecart  entre  la  Irequentation  du  scrutin  lors 
des  elections  et  celle  lors  des  consultations  popu- 
lairos.  J'en  apperle  toujours  ici  a  mon  fournisseur 
de  renseignements,  le  bureau  federal  de  staUstique. 

'  Dans  les  votaüons  populaires  intervenues  depnis 
1875,  la  participaUon  au  scrutin  allait  de  60,8  "/» 
jasqu'a  79,3  9/°>  )e  maximum  elecloral  se  trouve 
dans  les  arrondissements  ob  il  y  a  pour  la  mino- 
rite qnelque  chance  de  succes.  II  s'eleve  a.  79,3  °/< 
dans  les  votations  populaires  oü  cbaque  citoyen 


sait  qu'il  peut  exercer  une  influence  equitable  sur 
le  result.it  du  scrutin.  N'est-ce  pas  la  demonstraUon 
evidente  qu'une  legislalion  qui  permettrait  a  cbaque 
citoyen  d'exercer  son  droit  electoral  «uralt  pour 
eitel  iiiimediat  d'amcner  de  plus  nombreux  citoyens 
au  scrutin,  et  que  ce  quo  nous  croyons  elre  de 
riudiliöivuce,  du  desinteressement  des  affaires  pu- 
blique^ lors  des  clecUons,  n'est  pas  le  fait  de  t'e- 
lecteur,  mais  d'une  mauvaise  loi  ? 

Et  ceci,  qui  est  un  phenomene  de»  plus  graves : 
les  lois  eournisßs  au  pcuplo  sont  rejetees  par  lui 
dans  des  consultations  qui  amenent  aux  urnes  les 
79,3  °,u  des  electeurs;  c'est  donc  qu'entre  la  pen- 
see  du  parlement  et  la  pensee  publique,  regne  un 
antagomsme  profond.  D'oü  peut-il  bien  provenir, 
si  ce  n'est  precisement  que  le  Systeme  electoral 
actuel  ne  fait  pas  du  parlement  une  image  Adele 
de  la  nation,  ne  reOete  pomt  les  idees  ni  les  grands 
courants  d'opinion  qui  s'y  manifestent.  26  votaüons 
populaires  sont  deja  intervenues  depuis  1876,  en- 
suite  de  demandes  de  referendum.  19  lois  prepa- 
rees  par  rassemblee  federale  ont  et6  repoussees. 
Pensez-vous  que  cela  soit  naturel?  Y  a-t-il  corres- 
pondance  intime  entie  le  sentiment  de  la  majorite 
du  parlement  ot  le  sentiment  de  la  majorite  du 
peuple  ?  Non,  l'anlagonisrae  est  bien  marque  et  re- 
sulie  en  grande  parUe  du  fait  que  notre  Systeme 
electoral  est  defectueux. 

L'bonorable  rapporteur  de  la  majorite,  M.  Gal- 
lali, nous  disait  avant-hier :  ■  Si  encore  vous  ap- 
portiez  ici  un  Systeme  de  representation  proporlion- 
nelle  qui  fut  achevö!  Mais  vous  n'avez  rien  de  pre- 
cis  ä  nous  presenter,  vous  diffdrex  d'opinion  les 
uns  avec  les  autres;  les  uns  veulent  ceci,  les  autres 
veulent  cela!  > 

On  a  dejä  repondu  a  cet  argument  en  tixpliqaant 
qu'il  etait  impossible  d'arriver  du  preroicr  coup  a 
la  perfection  quand  il  s'agissait  d'adapter  au  pays 
une  nouvelle  Institution  poliUque,  mais  que  quant 
au  principe,  las  partisans  de  la  proportionnelle 
etaienl  maintenant  sufflsarament  d'aecord  sur  la  ne- 
cessitö  de  pratiquer  chez  nous  cette  reforme  pottr 
que  la  dLscussion  ne  porUt  plus  que  sur  les  de- 
tail« d'application. 

Permettez-moi  de  retoorner  la  question  et  de 
vous  demander  &  quoi  nous  en  sommes  avec  le 
Systeme  majoritaire  pratique  en  Suisse  depuis  1848, 
soit  depuis  un  demi-siede  et  plus.  Eb  bien,  U  n'y 
a  pas  plus  de  trois  mois  nous  avons  modine  pro- 
fondement  les  bases  memes  de  notre  loi  electorale 
par  l'abandon  de  la  majorite  absolue  au  deuxieme 
tour  de  scruUn.  Commenl  voulez-vous  donc  pre- 
tendre  que  les  50,000  citoyens  suisses  qui  vous 
proposent  une  reforme  electorale  puissent  fitre  par- 
venus  a  trouver  la  formule  ideale  du  Systeme  qu'ils 
preconisent! 

Le  conseil  national,  tel  qu'il  existe  et  resulte 
de  notre  legislalion  actuelle,  ne  represente  pas  en 
fait  la  majorite  absolue  du  peuple  suisse,  la  statis- 
Uque  le  prouve.  Et  1'applicaUon  de  la  loi  que  nous 
avons  faite  au  mois  de  mars,  pas  davantage  I  Qu'a- 
vez-vous  fait?  Vous  basant  sur  le  principe  sacro- 
saint  do  la  majorite  absolue,  vous  l'abandorlnez 
apres  lo  preroier  tour,  si  celui-ci  est  nul.  Dans  les 
arrondissements  ob  il  n'y  a  que  deux  fractions  po- 
liUques,  la  lutte  se  terminera  facilement  au  prä- 
mier tour,  a  condiUon  que  l'une  soit  plus  forte 
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qua  l  autre.  Ce  Mra  plus  complique,  si  l'on  se 
troave  en  presence  de  trois  groupes  poutiques  re- 
solus  ä  oonserver  cbacun  leur  independance,  leur 
autonomie.  Le  vote  a  la  majorite  absolue  n'abou- 
Ura  pas,  il  fsudra  recouhr  ä  un  second  tour  a  la 
majorite  relative.  Et  alors  que  vous  savez  parfai- 
temeot  qu'elle  ne  represenle  pas  la  majorite  abso- 
lut? des  votanU,  vous  donnez  ncanmoüw  rentier  de 
la  deputation  a  la  minorite,  c'est-ä-dire  au  groupe 
la  plus  fort.  La  majorite  relative  est  de  toiu  le» 
sy sternes  electoraux  le  plus  deploiable. 

Voüa  k  quoi  vous  aboutissez  avec  le  Systeme 
de  la  majorite  absolue  I  Je  pr6tends  d'silleurs  quo 
le  principe  de  la  majorite  absolue  a  ete  sacri- 
fie  dana  la  session  de  mars.  A  quoi?  Aux  conve- 
nances  des  citoy ens.  On  s'est  dit :  c  Les  propor- 
tionnalistes  vont  venir  avec  leur  fameux  Systeme 
electoral  qui,  ils  le  diront  au  peuple,  pennettra,  en 
un  seul  tour  de  scrutin,  d'oblenir  une  representa- 
tion  nationale  mathematiquement  exaete  et  nousauron» 
du  dessous.  Mais  nous  serons  lä,  avec  notre  loi 
electorale  nouvelle,  simpliflant  l'ancienne,  en  redui- 
sant  a  deux  le  nombre  maximum  des  tours  de  scru- 
tin.  Nous  avons  si  bien  facilite  i'aeces  au  scrutin 
que  le  principe  de  la  majorite  absolue,  la  pierre 
d'angle  de  toute  notre  legislation  etoctortle,  en  a 
6le  alleint ;  nous  ne  pouvons  plus  pretendre  main- 
tennnt  que  la  majorite  absolue  est  un  procede  ah- 
solument  neceasaire,  nous  recourons  a  l'expedient 
le  plus  lamentable,  celui  de  la  majorite  relative.  » 

Cent  d'un  systeme  pareil  qua  la  proporüonnelle 

J'accepterais  enoore  votre  outil  s'il  pouvait  ren 
dre  les  Services  qu'on  en  attend.  Une  montre  n'est 
bonne  qu'a  condition  de  marquer  l'heure.  Une  loi 
electorale  qui  ne  fournit  pas  les  reaultats  espöres 
est  fauase  et  doit  etre  rejetee.  Ce  pbenomene  s'esl 
vu  k  la  Chaux-de-Fonds  il  y  a  quelques  annees 
Dea  citoyena  votaient,  separes  an  trois  groupes. 
Point  da  majorite.  On  dut  courir  aux  urnes  8,  «,  6 
fois,  parce  que  la  loi  neucbateloise  ne  connnaissait 
pas  la  majorite  relative.  On  volerait  encore  mainte- 
nant  a  la  Chaux-de-Fonds  si  la  majorite  du  peuple 
neuchätolois  n'avait  pas  revi&e  son  mode  electoral. 
Ca  peuple  intelligent,  peuple  d'horlogers  qui  pensent 
que  les  montre«  sont  faites  pour  marquer  l'beure, 
et  les  lois  ölectorales  pour  representer  le  pays  dans 
sas  conseils,  a  vote  une  loi  instituant  le  scrutin 
proportionnel,  resistant  victorieusement  ä  son  ancien 
penchant,  qui  le  faisait  voter  jusqu'ä  extinetion  de 
cbaleur  naturelle,  sans  pouvoir  obtenir  de  re- 
sultat. 

Ce  que  nous  demandons,  nous  proportionnalistes, 
c'ast  de  mettre  de  cöte  le  mode  detestable  de  la 
majorite  relative  commo  celui  de  la  majorite  abso- 
lue, unpuiaaante,  pour  s'en  tenir  au  syslemo  axaet, 
scientiflque  fonde  sur  le  principe  equitable  de  don- 
ner  ä  obaoun  ce  k  quoi  il  a  droit. 

Nous  ne  demandons  pas  ici  la  *  representation 
das  minorites  t.  L'expression  est  fausse,  traduit  mal 
notre  pensee.  II  est  question  dans  la  representation 
proporüonnelle,  des  partis,  c'est  tout  autre  chose. 
Ce  n'est  pas  une  grace  que  nous  demandons,  c'est 
la  justice.  Si  le  parti  qui  figure  dans  cette  assem- 
blee  comrae  parti  de  majorite  repreaente  bien  la 
majorite  du  peuple,  celle-ci  le  conflrmera  dans  son 
mandat,  cela  ne  fait  pas  l'ombre  d'un  doute.  Si  par 


contra  cette  majorite  n'existe  pas  dans  le  peuple, 
je  ne  sais  pas  pourquoi  le  legislateur,  par  un  pro- 
cede empirique,  artiticiel,  Iui  assurerait  cette  Posi- 
tion privilegiee. 

La  campagne  pour  la  rSforme  electorale,  je  tiena 
ä  dire  ceci  en  mon  nom  personnel,  et  c'ett  aus» 
l'echo,  je  crow,  des  electeurs  qui  m'ont  envoye  ici, 
n'est  pas  considiWc  par  nous  comme  un  Instrument 
de  combat,  pour  ou  contre  une  majorite  quelcon- 
quc.  Nous  savons  les  tres  grands  Services  qua  la 
majorite  de  1'asnemblee  fc.lerale  a  rendus  a  cl'idee 
nationale.  >  Je  ine  rallie  a  ce  que  M.  Kavon  a  dit 
ä  cet  egard.  Nous  savons  que  depuis  1848  les  ina- 
litations  demoeratiques  et  republicaines  de  la  Suisse 
«e  sont  dtiveloppees  d'une  maniere  constante.  Noua 
rendons  hommage  ä  l'activite  de  cette  majorite, 
ma«  nous  pensons  qu'elle  est  assez  solide  pour 
vouloir  qu'a  cöte  d'elle,  les  aulres  partis  politiques 
viennent  sieger  aussi  avec  toutes  leurs  forces,  et 
proportionnellement  k  leurs  forces.  Ceci  est  une 
question  d'avenir.  Le  royaume  de  Belgique  vienl 
d  adopter  la  röforme  eltctorale,  et  du  premier  coup, 
rimti  ument  a  fonetionne  comme  il  devait  fonetionner, 
il  a  enlevö  ä  la  majorite  des  place*  qui  ne  lui  ap- 
partenaient  pas  dans  le  parlemont,  pour  les  restituer 
aux  autic-s  groupes  politiques.  Et  les  elections 
beige«  qui,  depuis  des  annees  et  des  annees,  don- 
naient  lieu  a  des  troubles  at  necessitsient  l'inter- 
vention  de  la  force  armee,  ont  eu  lieu  cette  fois 
dans  l'ordre  le  plus  complet  et  une  tranquillite  ab- 
solue. C'est  un  grand  progres  demoeratique  que  le 
peuple  beige  vient  d'accomplir  et  qui  lui  vaut  a 
cette  heure  les  feliciutions  de  tous  les  hommes  qui 
reflechiasent  et  songent  ä  faire  progresser  les  insli- 
tutions  publique».  Le  nom  de  la  Belgique  remplit  k 
l'heure  qu'il  est  la  presse  de  l'Europe.  Et  a  cote 
du  nom  de  la  Belgique,  celui  de  la  Suisse,  parce 
qu'on  sait  qu'on  y  discute  la  mäme  röforme.  Est-ce 
que  nous  serons  moins  hardis?  Serons-nous  moins 
liberaux  que  le  parlement  beige?  Ne  donnera-t-on 
pas  ä  notre  demoeratie  tous  les  eleinents  qui  peu- 
vent  contribuer  a  rajeunir  l'expression  du  auftrage 
universal,  4  lui  livrer  des  forces  nouvelles,  qui 
viendront  vivifler  le  parlement,  apporter  ici  des 
idöes  certaineraent  fecondos  de  progres? 

Je  recommande  la  proposition  des  50,000  ci- 
toyens  suisse^  au  conseil  national,  pour  qu'a  son 
tour  il  la  recomiuande  au  peuple  suisse. 


Hllty:  Es  ist  gestern  von  meiner  Berichter- 
stattung vom  Jahre  1882  die  .Bede  gewesen  und 
dabei  die  übrigens  nicht  ganz  unbegründete  Ansicht 
ausgesprochen  worden,  es  haben  sich  seit  18  Jahren 
die  faktischen  Verhaltnisse,  welche  den  Untergrund 
jener  Berichterstattung  bildeten,  verändert  Das 
ist  in  der  That  in  einigen  Punkten  der  Fall,  und 
ich  sehe  mich  veranlasst,  darüber  noch  Auskunft 
zu  geben.  Es  ist  übrigens,  wie  ich  sehe,  ein  von 
mir  später  gehaltener  Vortrag  ausgeteilt  worden, 
der  das  Nähere  in  dieser  Frage  emhalt,  mit  Aus- 
nahme derjenigen  Veränderungen,  die  erst  seitdem 
der  Vortrag  gedruckt  wurde,  in  Belgien  eingetreten 
sincL* 
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Ich  werde  mich  also  im  wesentlichen  darauf 
beschränken,  zu  sagen,  wie  die  Sache  mit  dieser 
Proportionalvertretung  gegenwärtig  steht,  nicht  in 
unsern  Kantonen,  denn  das  ist  Ihnen  wohl  be- 
kannt, sondern  in  den  andern  Ländern  der  Well, 
wo  nach  der  Behauptung  der  Freunde  die  Proportional- 
vertretung  eine    tour   du   monde,   einen  wahren 
Siegeslauf  begonnen  hat,  der  aber  in  Wirklichkeit 
keineswegs  so  aussieht,  wie  sie  ihn  darstellen.  Ich 
glaube,  es  herrsche  da  eine  gewisse  Unkenntnis  der 
Verhältnisse,  und'  es  ist  daher  wohl  angezeigt,  diese 
Verhältnisse  etwas  näher  kennen  zu  lernen.  Damit 
ich  nicht  in  den  Verdacht  komme,  etwas  zu  sagen, 
was  nur  meine  Meinung  wäre,  nehme  ich  als  Grund- 
lage meiner  Ausfuhrungen  eine  Broschüre  des  alten 
Freundes  der  Proportionalität,  Karl  Bürkli:  «Meine 
Proporz-Perle  vor  dem  lürcher  Kantonsrat  (15. 
September  1891)  i.  Wie  verhält  es  sich  nach  den 
Angaben  dieser  Broschüre  mit  der  angeblichen  tour 
du  monde?  Herr  Bürkli  giebt  gleich  auf  der  ersten 
Seite  an,  in  welchen  Staaten  die  Proportionalver- 
tretnng  eingeführt   ist.    Unter  denselben  figuriert 
zunächst  Dänemark,  das  im  Jahre  1855  in  gewissem 
Sinne    die  Proportionalvertrelung  eingeführt  hat 
Dazu  ist  zu  bemerken,  dass  in  Dänemark  die  Pro- 
portionalwahl für  den  dänischen  Nalionalrat  nicht 
besteht  Sie  besteht  nur  für  die  Wahlmänner,  die 
das  Oberhaus  zu  wählen  haben.    Für  die  National- 
ratswahlen besteht  in  Dänemark  von  anfang  an  bis 
auf  den  heutigen  Tag  das  System  der  Einer- Wahl- 
kreise, das  viel  einfacher  und  zweckmässiger  ist 
und  dem  Minoritäten  eine  gerechte  Vertretung  ver- 
schafft. Man  hat  in  Dänemark  nie  daran  gedacht, 
für  die  Nationalratswahlen  die  Proportionalvertretung 
einzuführen  und  niemand  hat  bisher  einen  dahin- 
gehenden Antrag  gestellt.  Es  ist  also  nicht  richtig, 
dass  die  Idee  der  Proportionalvertretung  in  jenem 
Staate  Boden  gefasst  habe.  Das  Proportionalver- 
fahren ist  nicht  einmal  in  den  Gemeinden  Dänemarks 
eingerührt.  Und  wenn  Sie  das  Urteil  des  dänischen 
Volkes  über  die  Proportionalität,  die  in  Dänemark 
besteht,  haben  wollen,  so  kann  ich  Ihnen  zwar  nicht 
ein  originales  Urteil  geben;  aber  Herr  Bürkli  äussert 
sich  m  dieser  Beziehung  wörtlich  folgendermassen : 
«Ob  da  diese  52  doppelt  destillierten,  auf  8  Jahre 
bestallten   « Herrenhäusler »  per  Majorz  oder  per 
Proporz  gewählt  seien,  ist  da  so  ziemlich  «  Wurst  ■, 
denn  die  werden  sich  so  wie  so  nicht  < überlupfon  », 
wenn  statt  des  fu-Msarks,  das  Wohl  des  Volkes 
in  Beratung  liegt.  Dieser  Proporz  ist  denn  auch  in 
Dänemark  nichts  weniger  als  populär,  er  ist  dem 
Volke  «schnuppe».  (Heiterkeit.) 

Ausser  Dänemark  ist  das  Kumulativ- Votum  für 
das  Unterhaus  der  englischen  Kap-Kolonie  eingeführt 
Vielleicht  wird  Herr  Chamberlain  die  Güte  haben, 
diese  Proportionalwald  in  den  neuen  Kolonien  Oranje 
und  Transvaal  einzuführen,  um  der  grossen  eng- 
lischen Minorität  gegenüber  der  grossen  holländischen 
Majorität  da*  Heft  in  die  Hand  zu  geben  Sodann 
folgt  das  limitierte  Votum  für  die  Wahl  des  Gouverne- 
mentsrates von  Malta,  das  limitierte  Votum  bei 
Appellationsrichterwahlen,  nicht  bei  politischen 
Wahlen,  im  Staat'  NVw-York  und  das  limitierte 
Votum  in  England  bei  Parlamenlswahlen  in  1 1  Dreier- 
wahlkreisen und  einem  Viererwahlkreis.  Darüber  ist 
folgendes  zu  s::gen:  In  England  halte  der  sehr 
schlaue  Politiker  Disradi  —  ich  hätte  bald  gesagt 


nach  dem  Muster  von  Schwyz,  aber  das  Verhältnis 
ist  wahrscheinlich  umgekehrt  —  die  grossen  liberalen 
Wahlkreise  dadurch  gesprengt,  dass  er  nur  in  diesen 
Wahlkreisen  das  Proportionalsystem  einführte.  Die 
ganze  liberale  Partei  Englands  ist  bis  auf  den  beutigen 
Tag  gegen  die  Proportionalwahl  gewesen,  und  es 
war  das  Verdienst  Gladstones,  dass  die  Proportional- 
wahl in  England  im  Jahre  1885  wieder  beseitigt 
wurde.  Dann  besteht  in  Fennsylvanien  das  Kumu- 
latiwotum  bei  Munizipalwahlen  in  zwei  Städten. 
Illinois  hat  das  Kumulativvotum  für  die  Wahlen  in 
dos  Repräsentantenhaus.  Illinois  ist  der  einzige  Staat 
der  Vereinigten  Staaten,  der  die  Proportionalwahl 
nach  einem  allerdings  nicht  sehr  empfehlenswerten 
System  besitzt.  Die  Bundesverfassung  der  Vereinigten 
Staaten  kennt  keine  Proportionalwahl  und  auch  die 
andern  Staaten  von  Amerika  haben  dieselbe  nicht 
in  ihrer  Verfassung.  Pennsylvanien  bat  dos  Kumu- 
latiwotum  für  alle  Gemeinde  wählen.  In  Brasilien 
besteht  das  limitierte  Votum  für  Gemeinde-,  Pro- 
vinz- und  Nationalwahlen.  Allein  es  ist  zu  bemerken, 
dass  seit  1881  die  Nationalwahlen  nicht  mehr  nach 
dem  Proporz  vorgenommen  werden.  Spanien  hat 
das  limitierte  Volum  in  allen  Wahlkreisen,  welche 
mehr  als  zwei  Deputierte  zu  wählen  haben.  In 
Portugal  verhält  es  sich  gleich.  Italien  hat  das 
limitierte  Votuni  in  35  Wahlkreisen  mit  5  Deputierten. 
Auch  Italien  ist  dem  Beispiel  von  England  gefolgt 
und  hat  das  limitierte  Votum  in  einigen  Wahlkreisen 
eingeführt.  Aber  es  ist  ebenfalls  wieder  davon 
zurückgegangen  und  hat  im  Jahre  1892  die  Pro- 
portionalwahl beseitigt 

Das  sind  die  Staaten  und  Länder,  welche  die 
Broschüre  des  Herrn  Bürkli  aufführt.  Kann  man  da 
wirklich  von  einem  solchen  Triumphzug  der  Pro- 
portionalwahlidee  durch  die  ganze  Welt  reden,  wie 
es  gestern  geschehen  ist?  Kann  man  davon  sprechen, 
dass  dieses  System  die  ganze  Welt  zu  erobern  im 
Begriffe  sei  ?  Das  Proportionalwahlsystem  besteht  in 
keiner  selbständigen  Republik,  auch  in  Brasilien 
für  die  Nationalwahlen  nicht  mehr.  Und  vollends 
in  einem  Staate,  der  das  Referendum  hat,  ist  von 
Proportional  wähl  bisher  nirgends  die  Rede  gewesen. 

Es  ist  aber  auch  ein  eigentümlicher  Widerspruch, 
dass  die  gleichen  Leute,  die  sich  vor  einem  Volks- 
votum, wie  wir  es  leider  in  jüngster  Zeit  erleben 
mussten,  in  den  Staub  beugen  und  uns  kaum  ge- 
stalten, gegenüber  dieser  Majorität  eine  Kritik  zu 
Sussein,  dem  gleichen  Volk  nicht  erlauben,  seine 
Wahlen  in  den  Wahlkreisen  mit  Majorität  zu  treffen. 
Man  sollte  doch  glauben,  das  Volk  verstehe  besser, 
einige  Vertrauensmänner,  welche  ihm  bekannt  sind, 
zu  wählen,  als  ein  Gesetz  von  komplizierter  Natur 
zu  beurteilen. 

Es  wird  immer  wieder  gesagt  und  gerade  im 
letzten  Votum  wurde  es  betont,  dass  das  Princip 
absoluter  Gerechtigkeit  die  Proportionalwahl  erfor- 
dere. Diese  Anschauung  wird  auch  in  der  Broschüre 
eines  sehr  ehrbaren  Genfer  Herrn  vertreten,  die  uns 
gestern  ausgeteilt  wurde.  Man  stellt  etwa  ein  Rech- 
nungsexempel auf  und  sagt:  In  einem  Wahlkreis., 
der  zwei  Vertreter  zu  wählen  hat.  gibt  es  100P 
Wühler ;  501  Bürger  wählen  heide  Vertreter  und 
die  4'J9  andern  haben  keinen  Vertreter.  Ist  das 
perecht?  Kann  ein  solches  System  bestehen?  Ich 
antworte  darauf,  dass  so  etwas  nicht  leicht  vor- 
kommen wird,  und  jedenfalls  wird  es  nicht  lange  vor- 
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kommen.  Denn  dagegen  bäumt  sieb  der  gesunde 
Sinn  des  Volkes.  Es  ist  auch  gesagt  worden, 
dass  das  in  der  Tbat  nicht  vorkomme.  Herr 
Curti  bat  gestern  ausdrücklich  erklärt,  dass  die 
Wahlsitten  sich  in  neuerer  Zeit  gebessert  haben  und 
ein  gewisser  freiwilliger  Proporz  eingetreten  sei.  Heu 
Nationalrat  Curti  ist  selber  ein  sprechendes  Beispiel 
dafür.  Herr  Curti  vertritt  keineswegs  die  Ansichten 
der  Majorität  der  Wähler  seines  Kreises  und  dennoch 
ist  der  Wahlkreis  der  Meinung,  dass  eine  Persön- 
lichkeit dieser  Art  ihm  wohl  anstehe.  Das  ist  der 
freiwillige  Proporz,  den  ich  vollständig  begrüsse  und 
für  den  ich  jederzeit  einstehen  werde.  Aber  ich 
kann  es  nicht  gelten  lassen,  dass  dieses  System  in 
eine  gesetzliche  Form  zu  bringen,  ein  Deweis  für 
eine  höhere  Sittlichkeit  sei.  Üie  Sittlichkeit  besteht 
in  der  Freiwilligkeit.  Das,  was  erzwungen  ist,  ist 
nicht  sittlich.  Nur  wenn  ein  Volk  dazu  erzogen 
wird,  freiwillig  das  Rechte  zu  tfaufl,  kann  von  Sitt- 
lichkeit gesprochen  werden.  Zu  dieser  Freiwilligkeit 
wollen  wir  gelangen.  Die  Proportionalwahl  greift 
da  aber  mit  roher  Hand  ein  und  zerstört  die  Blüten, 
die  bereits  vorhanden  sind  und  die  sich  noch  weiter 
entwickeln  können.  Sie  zwingt  jedermann  in  'die 
Schablone  einer  gewissen  Partei  hinein,  zu  der  er 
vielleicht  gar  nicht  gehören  will.  Innerhalb  der 
Partei  wird  eine  absolute  Diktatur  herrschen.  Es 
wird  vielfach  ausser  Acht  gelassen,  dass  in  der  Partei 
selber  für  die  Minoritäten  keine  Gerechtigkeit  be- 
stehen wird.  Die  Partei  selber  wählt  ihre  Kandi- 
daten nach  dem  System  der  Majorilal.  Wenn  auch 
in  der  Partei  die  verschiedenartigsten  Schattierungen 
bestehen,  so  wird  doch  die  stärkste  derselben  alle 
Vertreter  bekommen.  Wir  haben  keine  Parteien, 
die  so  kompakt  sind,  dass  alle  Angehörigen  derselben 
über  den  gleichen  Leist  geschlagen  wären.  Es  be- 
stehen vielmehr  in  allen  Parteien  bestimmte  Nuancen 
der  Anschauungen.  Dieselben  kommen  bei  der 
Proportionalwahl  nicht  zu  ihrem  hecht.  Diejenigen, 
welche  die  Gewalt  Uber  eine  Partei  haben,  wählen 
die  Kandidaten  und  sagen  den  andern:  das  sind 
unsere  Kandidaten,  diese  müssen  gewählt  werden, 
und  jeder  ist  ein  Verräter  an  der  Partei,,  wenn  er 
widerspricht.  Das  System  der  Proportionalwahl  be- 
deutet, wenn  Sie  wollen,  eine  Art  Gerechtigkeit  für 
die  bestehenden  organisierten  Parteien,  aber  nicht 
rar  die  einzelnen  Bürger.  Der  einzelne  Bür„er  stellt 
sich  jetzt  viel  besser  und  kann  viel  ungehinderter 
seine  Meinung  aussprechen.  Man  soll  uns  also  bei 
der  Proportional  wähl  nicht  von  der  Gerechtigkeit 
sprechen.  Die  Proporlionalwahl  ist  einfach  eine 
Machtfrage ;  es  kommt  darauf  an,  wer  die  Macht 
in  den  Händen  hat. 

Dafür  will  ich  Ihnen  einen  klassischen  Zeugen 
anführen.  Ich  will  auch  in  diesem  Punkte,  ob  die 
Proportionalwahl  eine  Gerechtigkeitsfrage  oder  eine 
Machtfrage  sei,  nicht  selber  reden,  sondern  einen 
klassischen  Zeugen  aus  dem  gegnerischen  Lager, 
einen  Mann,  den  wir  infolge  seiner  Gradhcit,  Offen- 
heit und  Gesinnungstreue  allgemein  schätzen  gelernt 
haben,  reden  lassen.  Es  liegt  mir  ein  Bericht  der 
«Neuen  Zürcher- Zeitung»  über  einen  socialdemo- 
kratiseben  Parteitag  in  Basel  vor,  in  welchem  fol- 
gender Passus  enthalten  ist:  «Wullschleger  legt  nicht 
nur  auf  die  Grundsätze,  von  denen  allein  man  nicht 
gelebt  hat,  sondern  auch  auf  die  Umstände  Gewicht. 
Zur  politischen  Macht  kommen  wir  in  möglichst 


rascher  Zeit  erst,  wenn  wir  den  Proporz  haben,  ftr 
den  die  Partei  schon  lange  kämpft.  Die  Voten  von 
Dr.  Brüstlein  und  Dr.  Benz  sind  keineswegs  mass- 
gebend und  stehen  ganz  vereinzelt  da.  Sie  waren 
recht  ungeschickt  und  geeignet,  uns  zu  schaden. 
Alle  Genossen  sollten  eben  immer  denken,  was  sie 
redeji  1  Der  radikal-demokratischen  Partei  brauchte 
man  gar  nicht  etwa  zu  sagen,  dass  es  darauf  abge- 
sehen ist,  ihre  Herrschaft  zu  brechen;  sie  ist  nicht 
so  dumm,  dass  sie  das  nicht  merkt.»  (Heiterkeit.) 
Da  hören  Sie,  um  was  es  sich  handelt  1  Es  ist  ein 
Kampf  um  die  Macht,  nicht  um  die  Gerechtigkeit. 

Zum  Schluss  noch  eine  Bemerkung.  Es  ist,  zum 
Teil  irrig,  aul  zwei  verschiodeno  Staaten  hinge- 
wiesen worden,  die  in  neuerer  Zeit  zum  Proportional- 
wahlsystem übergogangon  sein  sollen  und  zum  Teil 
wirklich  übergegangen  sind.  Es  betrifft  Württem- 
berg und  Belgien.  Bezüglich  Württembergs  befindet 
sich  der  betreffende  Redner  im  Irrtum.  Württem- 
berg hat  die  Proportionalwahl  nicht  Sie  ist  aller- 
dings In  Frage  gowosen  und  beinahe  zu  stände  ge- 
kommen, aber  an  gewissen  Umständen  der  Vor 
fassung,  die  ich  hier  nicht  näher  auseinandersetzen 
will,  gescheitert.  Als  bei  diesem  Anlass  die  Pro- 
portionalwahl in  Deutschland  zum  ersten  mal  be- 
sprochen wurde,  hat  eine  Zeitung,  welche  der  Sache 
günstig  gesinnt  war,  folgerndes  Resume  abgegeben: 
«Ein  Grundfehler  des  Systems  bestoht  zunächst 
darin,  dass  die  Proportional  wähl  die  aktive  und 
passivo  Wahlfreihoit  des  Volkes  beschränkt,  näm- 
lich nur  oinen  Kandidaten  für  wählbar  erklärt,  der 
von  oiner  Partei  oder  wenigstens  von  einer  Per- 
8oncnvoreiDigung  von  mindestens  50  Personen  in 
einem  schriftlichen  Wahlvorschlag  präsentiert  wird. 
Es  wird  dadurch  dem  Parteiwesen,  welches  schon 
jetzt  eine  zu  grosse  Rolle  spielt,  sogar  durch  das 
Gesetz  eine  gesteigerte,  eine  staatsrechtliche  Bedeu- 
tung beigelegt.  Die  Proporlionalwahl  ist  keine  eigent- 
lich direkte  Volkswahl.  Sie  nähert  sich  der  indirek- 
ten Wahl.  Zwischen  das  wählende  Volk  und  den  zu 
wählenden  Abgeordneten  schiebt  sich  die  Partei 
em.  Das  Volk  ist  nicht  frei  in  der  Wahl,  sondern 
an  die  Wahl  vorschläge  der  Parteien  gebunden.  Viele 
Tauscnde  von  Wählern  gehören  keiner  Partei  an, 
und  nur  einzolne  Parteien,  wio  die  Sozialdemo- 
kratie und  das  Centrum,  umfassen  eine  sehr  aus- 
gebreiteto,  einer  einheitlichen  Leitung  folgende  Mit- 
gliederschaft  FOdf  solche  Parteien  ist  das  Proportio- 
nalsystem  besonders  vorteilhaft  Dass  die  Parteien 
mit  straffer  einheitlicher  Leitung  leicht  einen 
Vorsprung  bekommen  könnten,  wenn  die  gemässig- 
tem und  freier  organisierten  die  Dinge  gehen  Hessen, 
ist  unleugbar.  Dass  vom  Proporz  ein  für  allemal  das 
politische  Heil  kommen  wird,  erwartet  niemand, 
aber  man  wünscht  dass  mit  ihm  ein  schätzbarer 
und  ungefährlicher  Versuch  gemacht  wird.«  Sie 
sehen  aus  diesen  Auseinandersetzungen,  dass  hier 
kein  Hognor  der  Proportional  wähl  spricht,  dass 
derselbe  aber  die  Schwächen  derselben  ganz  genau 
herauslimlot. 

Einige  Redner  haben  sehr  grosso  Anstrengungen 
gemacht,  Belgien  als  einen  wahren  Musterstaat  für 
uns  hinxustollon.  Ich  teilo  diese  Ansicht  nicht. 
Jedenfalls  ist  zu  sagen,  dass  in  'Belgien  lange  Zeit 
die  konservative,  resp.  katholische  Partei  sehr  für  die 
Proporlionalwahl  oingetreten  ist,  solange  sie  nam- 
\ich  in  der  Minderheit  war.   Sie  schickte  sogar 
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Leute  In  die  Schweiz,  am  die  Sache  zu  studieren. 
Sobald  sie  aber  zur  Mehrheit  wurde,  kehrte  sie  um 
und  ward  Gegner  der  Proportionalwahl.  Jetzt  ist  es 
die  Uberale  Partei,  die  für  die  Proportionalwahl  ein- 
tritt Wenn  dieselbe  einmal  die  Mehrheit  hat,  wird 
sie  ihre  Ansichten  vielleicht  auch  wieder  ändern.  Es 
ist  gesagt  worden,  dass  in  Belgien  mit  der  Propor- 
tionalwahl ein  grossartiger  Versuch  gemacht  worden 
sei  und  dass  die  Augen  von  ganz  Europa  auf  Bel- 
gien gerichtet  gewesen  seien,  als  ob  dies  ein  ganz 
besonderes  Glück  wäre,  lieber  den  Versuch  in 
Belgien  stehen  übrigens  in  den  Zeitungen  ver- 
schiedene Berichte.  Ich  habe  z  B.  in  einer  ganz 
unparteiischen  deutschen  Zoitung  ganz  andere  Be- 
richte gelesen  als  diejenigen,  die  uns  gestern  vor- 
gelesen worden  sind.  Eine  Berichterstattung  sagt 
unter  anderm,  nachdem  sie  zunächst  dargestellt  hat, 
was  für  grosse  politische  Parteien  in  Brüssel  be- 
stehen, folgendes:  «Dann  giebt  es  noch  eine  Liste 
des  Handelsstandes,  eine  der  Grossindustrie  und 
die  der  christlichen  Demokraten  mit  dem  Pfarrer 
Daens  an  der  Spitze.  Antwerpen  hat  acht  Listen, 
von  denen  aber  nur  vier  ernst  zu  nennen  sind, 
denn  das  vlämische  Volk  liebt  es,  auch  beim  Wahl- 
geschäft seinen  Soherz  zu  treiben,  und  so  stellen 
z.  H.  zwei  Kegelvereine  oder  Rauchklubs  etc.  zur 
allgemeinen  Heiterkeit  Kandidatenlisten  auf,  auf 
denen  dann  Namen  wie  Zattelbuck  (trunkener  Bauch), 
Klelsekopf  (Kahlkopf)  u.  a.  figurieren.»  Sie  sehen, 
dass  nicht  gerade  überall  mit  übermässigem  Ernste 
vorgegangen  worden  ist  Eine  Korrespondenz  aus 
Brüssel  vom  31.  Mai  berichtet  folgendes:  cWenn 
die  Anhänger  des  Proportional  Wahlsystems,  welches 
bei  den  allgemeinen  belgischen  Parlaments  wählen 
am  27.  Mai  zum  erstenmal  zur  praktischen  An- 
wendung gelangte,  autrichtig  sein  wollen,  so  müssen 
sie  zugestehen,  dass  dasselbe  die  darein  gesetzten 
Erwartungen  im  allgemeinen  nichterfüllt  hat;  denn 
der  wirkliche  Ausgang  war  ganz  anders,  als  man 
sich  gedacht  hatte  .  .  .  Zunächst  ist  festzustellen, 
dass  ganz  ansehnliche  Minderheiten,  wie  z.  B.  die 
Brüsseler  Unabhängigen  (linker  Flügel  der  Kleri- 
kalen), die  Lütticher  Progressisten  (linker  Flügel 
der  Liberalen),  die  katholischen  Demokraten  trotz 
der  Minderheitsvertretung  völlig  unvertreten  bleiben. 
.  .  ,  .  Das  Proportlonaiwahlsystem  teilt  also  mit 
allen  bisherigen  Wahlsystemen  die  seltsame  Eigen- 
schaft, dass  es  der  Minderheit  im  Lande  die  Mehr- 
heit in  der  Kammer  verschallt  .  .  .  Zudem  besitzt 
das  Proportionalwahlsystem  den  schworen  Nachteil, 
dass  es  eine  überaus  verwickelte  und  schwerfällige 
Maschine  darstellt,  was  schon  daraus  hervorgeht, 
dass  die  Regierung  fast  drei  Tage  gebraucht  hat, 
bis  sie  das  endgültige  Wahlergebnis  verkünden 
konnte.»  Das  sind  Urteile  von  Leuten,  die  dem  Pro- 
portionalwahlsystem nicht  abgeneigt,  vielleicht  eher 
günstig  gestimmt  sind.  Lassen  wir  also  das  belgische 
Beispiel  bei  Seite,  das  ohnehin  jüngsten  Datums 
ist  und  erst  in  der  Praxis  noch  zeigen  muss,  was 
dabei  herauskommt! 

Ich  sohliesse  damit,  dass  ich  erkläre:  es  handelt 
sich  hier  nicht  um  eine  Gerechtigkeitsfrage,  auch 
nicht  um  eine  wissenschaftliche  Frage,  sondern  um 
eine  Machtfrage.  Es  wird  sich  zeigen,  wie  die  Sache 
bei  der  Abstimmung  herauskommt  Wenn  unsere 
Gegner  den  Sieg  davon  tragen,  dann,  sind  sio  fortan 
die  Mohrhoit  Sie  müssen  dann  den  Versuch  machen, 


gegen  eine  grosse  liberale  Opposition  tu  regieren, 
was  noch  in  keinem  Lande  irgend  einer  Regierung 
gelungen  ist  und  was  auoh  ihnen  nicht  gelingen 
wird.  Ich  glaube  aber,  in  einer  Zeit,  wo  die  He- 
publiken  einen  so  schweren  Stand  haben,  wie  es 
gegenwärtig  der  Fall  ist,  wo  man  alle  Anstrengun- 
gen eines  republikanischen  Volkes  darauf  richten 
muss,  um  mit  gemeinsamer  Kraft  den  Staat  auf- 
recht zu  erhalten,  sollte  man  von  derartigen  bloss 
formalistischen  Gegenständen  und  von  derartigen 
Nossen  Parteisystemen,  wie  es  die  Proportional- 
wahl ist,  wenigstens  vorläufig  absehen  und  uns  alle 
auf  dorn  freiwilligen  Boden  der  Gerechtigkeit  und 
Billigkeit  zusammenscharen  und  auf  diesem  Boden 
unsern  Staat  aufrocht  erhalten.  (Beilali.) 


M.  Motta  :  Permettez-moi  de  mar  quer,  en  quel- 
ques mote,  le  point  de  vue  auquel  je  me  suis  place 
dans"  cette  question  de  la  proportionnelle.  J'ai  une 
raison  toute  speciale  de  1«  faire,  parce  que  je  re- 
presente  le  canton  qui,  le  premier,  a  introduit  la 
reforme  electorale  dans  ses  institutious. 

II  y  a  une  ditaine  d'annees,  au  Teadn,  les 
passions  politiques  etaient  echauffees  au  dernier  de- 
gre,  l'emeute  menacait  dans  la  nie,  et  la  baine 
entre  citoyens  regnail  en  mattresse.  Je  n'ai  paa  a 
rechercher  les  conditions  et  les  causes  prochaines 
ou  lointaines  de  cet  etat  de  choses ;  ii  me  sufflt 
de  constater  que,  des  que  le  Systeme  electoral  a 
ete  change  dans  le  canton,  des  que  chaque  parti 
a  pu  obtenir  sa  part  legitime  dans  le  grand  conseil 
et  le  gouvernement,  les  passions  politiques  se  sont 
calmees  et  la  paiz,  avec  sa  branche  d'oimer,  a 
visite  notre  menage  politique. 

Depuis  cette  epoque,  dix  annees  se  sontecou- 
lees  et  le  Systeme  nouveau  a  dissipe  toutes  le* 
craintes  et  dejoue  tous  les  calculs  de  ses  ennemis. 
Je  ne  croia  pas  qu'il  y  ait  au  Tsssin  un  homme 
politique  clairvoyant  qui  pense  4  revenir  au  Sys- 
teme majoritaire,  parce  quo  personne  ne  pourrait 
desirer  de  rouvrir  l'ere  des  agitations  steriles.  C'est 
que  l'idee  de  la  proportionnelle  s'identiüe  avec  l'idee 
de  la  justice  et  des  qu'elle  a  pris  racine  dans  la 
conscience  du  peuple,  il  devient  impoasible  de  Pen 
arracher. 

Je  ne  veux  pas  entrer  dans  le  Conds  da  debat 

qui  est  epuise,  mais  je  dois  dire  que  les  adver- 
saires  de  la  proportionnelle,  lorsqu'ils  raccablentde 
leurs  critiques,  posent  mal  la  question.  La  question 
n'est  pas  de  savoir  si  le  nouveau  Systeme  est  ou 
non  exempt  de  delauts  La  question  est  de  savoir 
lequel  des  deux  systernes,  majoritaire  ou  propor- 
tionncl,  conduit  aux  rösultats  les  plus  conformes  a 
la  justice  et  a  la  vörite.  Le  Systeme  majoritaire  peut 
se  resumer  dans  cette  formule  :  Le  droit,  c'est  le 
nombre ;  la  proportionnelle  dit,  au  contraire  :  Le 
droit,  c'est  l'egalite  de  tous  les  citoyens  qui  parti- 
eipent  aux  charges  et  aux  devoirs  de  h\  vie  pob- 
tique.  Entre  ces  deux  formales,  il  me  semble  que 
le  eboix  n'esi  pas  douteux. 

Je  coneois  tres  bien  que  les  deputes  de  cer- 
tains  cantons,  comme  les  Grisone  et  St-Gall,  qui 
pratiquent  depuis  longtemps  une  espece  de  propor- 
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tionnelle  TolonUire,  dont  les  racines  plongent  dans 
les  mcBurs  et  dans  l'histoire,  na  montrent  pas  un 
grand  enthouiiaame  pour  cette  reforrae.  Mais  des 
quc  l'on  admet  le  droit  des  minorites  a  etrerepre- 
sente>s,  il  semble  que  la  superionte  incontestable 
revient  au  Systeme  qui  fait  döpendre  ce  droit,  non 
pas  des  moeurs  changeantes,  non  pas  du  bon  plai- 
sir  encore  plus  changeant  des  raajorites,  mais  de  la 
loL  La  loi  seule  est  fixe  et  seule,  par  consequent, 
eile  est  une  garantie  seYieuse. 

Les  majorites  ont  toujours,  m6mo  inconsciem- 
ment,  une  tendance  tres  marquee  a  re;treindre  les 
droits  des  minorites.  L'hostilitö  du  parti  radical 
suisse  ä  l'egard  de  la  proportionnelle  provient  pre- 
cisöment  de  ceci,  qu'il  y  voit  un  afTaiblissement 
ponr  soi  et  un  renfort  pour  l'opposition. 

Pour  ce  qui  concerne  specialement  le  parti 
auquel  J'appartiens,  je  le  crois  desinteress«*  dans 
cette  question,  parce  qu'avec  le  nouveau  Systeme 
U  ne  gagnera  pas  plus  que  deux  ou  trois  sicges. 
j'admets,  au  contraire,  que  l'opposition  y  gagnera 
dans  son  ensemble.  Mais  c'est  la,  precisement. 
qu'est  Tun  des  cötes  salutaires  de  la  roforme.  II 
est  bon  que  la  participation  de  l'opposition  ä  la  vie 
parlemontaire  de  la  Confedöration  devienne  toujours 
plus  largo  et  plus  profonde. 

Les  cvönements  de  ces  demiers  jours  l'ont 
demontrö.  L'bistoire  des  derniiires  annees  est  carac- 
terisee  par  une  extension  formidable  des  compe- 
tences  du  pouvoir  central.  II  faut  retablir  l'equi- 
libre ;  il  faut  revenir  au  libre  jeu  des  forces  natu- 
relles. 

M.  Gobat,  en  terminant  son  discours,  a  dit 
que  la  proportionnelle  Ätait  une  mesquinerie,  une 
ctainotserie  et  qu'elle  ferait  sombrer  la  democratie. 
Je  ne  veux  pas  relerer  ces  mots,  mais  je  dois  dire 
que  les  theories  de  M.  Gobat  sont  les  theories  jaco- 
bine*. La  science  sociale  a  detruit  le  jacobinisme 
politique  qui  n'est  autre  chose  qu'une  construction 
de  la  logique  pure.  Je  ne  sais  pas  quel  accueil  le 
peuple  fera  a  la  demande  d'iniliative.  J'espcre  qu'il 
votera  la  proportionoello.  Mais  ai  müme  il  en  etait 
autremont,  la  lutte  ne  sera  pas  flnie ;  la  justice  est 
en  marche  et  rien  ne  l'arretera  plus. 


M.  Jeanhenry  :  Je  ne  veux  pas  renlrer  dans  le 
fond  du  debat  et  je  n'aurak  möme  pas  prls  part 
a  la  discussion,  ayant  deja  exposö  le  poinl  de  vuo 
auquel  je  me  place  dans  cette  question,  lors  de  la 
discussion  de  la  motion  Wullschleger,  si  je  n'avais 
pas  ete  quelque  peu  pria  ä  partie  hier  par  M.  le 
rapporteur  atlemand  de  la  minorite  de  la  commis- 
sicn,  qui  m'a  accuse  d'une  Tacon  plus  ou  moins 
directe  et  en  y  mettant,  je  le  reconnais,  beaucoup 
de  bonue  gräce,  d'avoir  sur  la  representation  pro- 
portionnelle deux  opinions  divergentes,  qu'il  ne 
a'explique  pas  tres  biet),  l'une  servant  au  cantonal 
et  l'autre  au  födöral. 

Le  fond  de  l'idee  exprimee  par  M.  lselin,  qui 
a  rappele  une  partio  de  mon  discours  de  la  session 
de  juin  1898,  est  exact.  Je  tiens  la  proportion- 
nelle, sur  le  terrain  cantonal  et  communal,  comme 
un  expedient  politique  qui,  ä  un  moment  donnl, 
peut  rendrc  des  Services  et  c'est  a  ce  titre  que  je 


l'ai  soutenue  dans  le  canton  de  Neuchatel.  Now» 
nous  trouvions  ä  co  moment  dans  une  Situation 
d61icate,  comptexe,  qui  nous  conduisait  a  la  rup- 
ture  des  cadrcs  des  anciens  partis,  des  partis  his- 
totiques  et  dovait  ngcessairement  modifier  toutas 
les  conditions  de  notre  politique  cantonale.  A  la 
Chaux-de-Fonds,  le  parti  radical  6tait  fortement  en- 
tamti  par  la  formation  d'un  parti  ouvrier  socialiste 
sorti  de  son  sein,  tandis  qu'au  möme  moment 
s'ötait  formö  dans  le  parti  radical,  en  gefleral,  un 
groupe  de  proportionnalistes  ardents  qui  faisaient 
dependre  leur  concours  et  leur  loyalisme  de  l'in- 
troduction  de  la  proportionnelle  dans  la  loi  elec- 
torale. 

Nous  avons  pensö  ä  ce  moment,  quelques  amis 
politiques  et  moi,  qu'il  ne  fallait  pas  laisser  se  dis- 
soudre  la  vie  politique  neuchateloise  et  que  cet 
expedient  da  la  proportionnelle  se  presentant  k  nous 
comme  un  remede  ä  la  Situation,  U  fallait  l'em- 
ployer  pour  arriver  au  resuttat  que  nous  desirions 
tous  :  le  maintien  des  cadres  des  partis  politiques 
actuels,  ayant  leur  raison  d'etre  traditionnelle  et 
historique,  resultant  des  conditions  normales  de  la 
vie  publique  et  assurant  le  maintien  de  l'hegerao- 
nie  du  parti  radical  qui  nous  paraissait  necessaire 
a  la  bonne  marche  des  affaires  publiques  et  au  bien 
du  pays.  C'est  donc  par  esprit  politique  et  non  par 
fanatisme  pour  la  proportionnelle,  sans  que  nous 
avons  jamais  eprouve  le  besoin  de  nous  prosterner 
devant  eile  comme  devant  une  idole,  que  nous 
avons  agi.  Pour  nous,  cette  nouvelle  procedura 
ölectorale  ätait  un  moyen  de  mettre  fin  a  une  Si- 
tuation politique  qui  aurait  pu  devenir  dangereuse 
pour  notre  parti  et  pour  le  pays.  Rien  de  plus, 
rien  de  moins. 

Mais,  tout  en  admettant  la  proportionnelle, 
nous  nous  sommes  efforces  de  faire  en  sorle  qu'elle 
fit  a  la  majorite  le  moins  de  mal  possible.  Nous 
enteudions  maintenir  le  parti  radical  comme  parti 
de  majorite,  parce  que  nous  savions  que  ce  parti 
representait,  en  effet,  d'une  maniöre  reelle,  la  ma- 
jorite du  corps  ölectoral,  et  parce  que  nous  avions 
le  sentiment,  que  meme  dans  notre  petit  organisme 
politique  cantonal,  il  fallait  songer  ä  l'existence  d'un 
parti  de  majorite  puissant  afin  de  mieux  tenir  de- 
bout  l'unite  de  la  famille  neuchateloise,  l'idee  na- 
tionale et  empeeher  les  inter«s  de  clocher  et  les 
tendances  psrticularistes  de  prondro  le  dessus. 

Nous  avons  donc  muselö  la  proportionnelle,  si 
j'ose  m'exprimcr  ainsi,  pour  la  rendre  inoflensive, 
nous  l'avons  apprivoisee,  nous  lui  avons  onlevö 
tout  ce  qui  aurait  pu  etre  malfaisant  ä  l'egard  de 
la  consüuetion  d'un  veritable  parti  de  gouverae- 
ment.  A  cette  fin,  nous  avons  cree  le  c  quorum,  » 
alors  meme  que  le  «  quorum  i  etait  en  contradic- 
tion  avec  !e  principe  de  la  proportionnelle,  nous 
avons  attribue  la  fraction  au  parti  le  plus  fort  et 
nous  avons  maintenu,  en  fait  sinon  en  droit,  dans 
notre  canton,  deux  systeraes  eleotoraa  :,  en  main- 
tenant,  comme  ä  Schwytz  et  ä  Zoug,  des  Colleges 
d'un  ou  de  deux  deputes. 

Mais  ce  que  nous  avons  fait  par  esprit  politi- 
que dans  le  canton  de  Neuchatel,  qui  est  restö 
apres  la  proportionnelle  ce  qu'il  ätait  avant,  les 
conditions  de  son  existence  politique  n'ayant  pas 
616  modifiecs  pour  les  raisons  que  je  viens  d'indi- 
quer,  pouvona-nous  le  faiw  sur  le  terrain  föderal  f 
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Voila  la  trös  grave  question  qui  se  pose  en  ce 
moment  et  qui  s'e?t  posee  i  nous  trü-s  serieiiaement 
avant  que  nos  amis  politiques  et  moi,  nous  pris- 
3ions  parti,  attendu  qu'il  est  toujours  desagreable  de  se 
voir  reprocher  une  atlilude  qui  peut  paraitio  contradic- 
toire.  Aj  y  avoir  mürement  reflechi,  nous  avons  re- 
connu,  rnon  ami  Comtesse,  auteur  de  la  loi  sur  la 
proportionnelle  dans  le  danton  de  Neuchatel,  et  moi, 
que  les  conditions  n  etaient  plus  les  memes.  Mettre 
en  pratique  la  proportionnelle  dans  un  petit  etat 
unitaire,  avec  une  populalion  bteu  condensee  sur 
un  territoire  limite,  ou  dans  une  confederation 
comme  la  Sui&se,  ce  sont  la,  en  eilet,  deux  Pro- 
bleme» tri*  differents.  Et  si,  dans  un  petit  canton 
comme  le  canton  de  Neuchatel,  on  peut  risquer 
une  aventure  aemblable.  peut-on  le  faire  dans  un 
etat  federatif  comme  la  Suisse  ? 

n  nous  a  paru  que  non ;  comme  je  vous  le  di- 
sais  dejä,  il  y  a  deux  ans,  le  genie  de  la  propor- 
tionnelle est  de  pousser  ä  la  di Vision,  a  la  dissemi- 
nation,  ä  remietteraentiet  que  nous  le  voulions  ou 
non,  cet  organisme  agit  comme  un  veritable  dissol- 
vant.  Le  danger  qu'il  fait  courir  ä  la  democratie, 
c'est  de  ne  plus  repräsenter  dans  le  parlement  les 
tendances  generales  de  la  politique  du  pays,  las 
grands  intcrets  sociaux  collectit,  genöraux,  dont 
l'importance  pour  l'etat  est  considerable,  mais  des 
interets  particaliers.  C'est  la  politique  des  ntcrets 
opposee  ä  la  politique  des  principes  et  que  j'ai  ca- 
racterisee  dans  mon  discours  de  1898,  en  disant 
qu'elle  constituait  le  peril  gouvernemental. 

Le  peril  gouvernemental  reside  pour  moi  dans 
l'absence  de  toute  majorite  serieuse,  sachant  ce 
qu'elle  veut  et  ou  eile  va,  imprimant  une  direction 
resultant  d'un  plan  bien  arrete  ä  la  politique  inte- 
rieure  et  exterieure  de  la  Suisse.  Ce  peril  gouver- 
nemental, je  ne  le  considere  pas  comme  M.  Secre- 
tan,  qui  le  traite  avec  une  sorte  de  dedain.  L'ho- 
norable  deputa  de  Lausanne  n'est  pas  on  commu- 
naute  d'idees,  sous  ce  rapport,  avec  le  c  Journal  de 
Geoeve,  >  qui  disait  naguere :  c  Mieux  vaut  dans  un 
parlement  une  mauvaise  majoritö  que  pas  de  majo- 
ri« du  tout.  >  Cette  afflrmation  du  c  Journal  de 
Geneve  »  je  la  tiens,  quant  ä  moi,  pour  vraie ;  il 
suffit,  pour  s'en  convaincre,  de  considßrer  le  spoo 
tade  que  nous  donnent  les  parlements  sans  majo- 
rite ou  ceux  dans  lesquels  celle-ci  ne  se  forme 
que  sous  l'üifluence  et  la  pression  des  mtercts  ma- 
teriels,  le  parlement  devenant  ainsi  le  champ  clos 
de  tous  le«  marchandages  et  de  tous  les  compro- 
mis.  Est-il  possiblo  de  sc  flgurer  une  plus  mau- 
vaise Situation?  M.  Secretan  ajoutait,  du  reste,  que 
cette  Situation  ne  se  realiserait  jamais,  qu'une  ma- 
jorite se  formerait  toujours  ä  la  suite  des  discus- 
sio  ns  dans  le  parlement,  de  möme  qu'elle  se  forme 
dans  le  peuple,  et  que  si  l'on  voulait  avoir  l'expres- 
aion  exacte  de  la  volonte1  de  celui-ci,  si  l'on  vou- 
lait voir  cette  volonte  se  refleter  fidelemenl  dans 
les  conseils,  ce  qui  permettrait  d'arriver  ä  faire  disparal- 
tre  tout  desaccord  entre  le  peuple  et  ses  repreaentants, 
il  fallait  necessairement  que  le  parlement  füt  comme 
le  miroir  de  l'opinion  publique,  la  Photographie  du 
corps  eJectoral,  avec  ses  courants  d'opinion  multi- 
ples et  divers  et  il  constatait  que  cette  represen- 
tation  ideale  n'etait  realisable  que  par  le  vote  pro- 
portioonel.  Si  donc  l'election,  ajoutait  M.  Secretan, 
a'atouussait  paa  a  la  formation  d  une  majorite,  oe 


serait  la  laute  des  circonstancea  et  non  du  aysteme 

elcctoral.  On  aurait  ainsi  la  preuve  que  la  majorite 
qui  siege  depuis  si  longtemps  sur  ces  bancs,  n'est 
pas  la  veritable  majorite,  puisqu'elle  ne  se  retrouve 
plus  dans  Ic  peuple,  et  tout  le  monde  admettrait 
qu'il  serait  injuste  par  consequent,  qu'elle  existat  au 
parlement. 

Ce  raisonnement  est  specieux,  seduisant  meme, 
si  vous  le  voulez,  mais  il  part  d'uno  base  que  je 
tiens  pour  absolument  fausse.  Tout  ä  l'heure,  dans 
son  discours  plein  d'idees  et  de  faits  et  que  j'ai 
trouve  fort  interessant,  bien  que  je  sois  oblige  de 
faire  rnes  rdserves  sur  certains  points  de  fait  et 
surlout  sur  certaines  döductions  aux  quell  es  je  ne 
puis  me  rallier,  M.  Gobat  a  cru  pouvoir  affirmer 
que  les  organisations  de  parti  n'encadraient  qu'une 
l>eüte  fraction  des  electeurs  et  M.  Secretan  lui- 
meme  a  montre'  par  des  chiffres,  qu'en  somme  50 
ä  60°/o  des  electeurs  seulement  prennent  part  au 
scrutin.  Donc,  a  supposer  meme  que  la  proportion- 
nelle envoyat  sur  ces  bancs, —  ce  que  je  ne  crois 
l>as  du  teste,  —  une  majorite  autre  que  Celle  qui 
a'y  trouve  actuellement,  vous  ne  pourriez  pas  voir 
dans  ce  fait  une  afflrmation  consciento  et  absolue 
du  verdict  populaire.  Une  grande  fraction  du  peuple, 
toute  celle  qui  n'est  pas  infeodee  a  un  parti,  eo- 
regimentee  dans  quelque  Organisation  politique,  se 
trouve  ainsi  eliminee  de  l'election ;  mais  eile  peut 
se  retrouver  dans  les  votations  et  la  queslion  qui 
se  pose  precisement,  est  celle  de  savoir  si  ce  n'est 
pas  du  cöte  d'une  meilleure  Organisation  des  droits 
populaires  comme  le  referendum  et  ('initiative  qu'il 
faut  jeter  ses  regards,  plutöt  que  du  cöte  d'une 
amelioration  de  la  representation  du  peuple  au 
parlement. 

Cela  est  d'autant  plus  necessaire  a  conaiddrer 
qu'en  rcalite  le  parlement  suisse  n'est  plus  qu'une 
espece  de  chambre  preparatoire  ou  d'instruction  des 
decisions  qui,  plus  tard,  devront  etre  prises  souve- 
rainement  par  le  peuple  lui-meme.  Depuis  le  mo- 
ment oü  la  Suisse  est  entrde  dans  la  voie  de  la 
democratie  directe,  il  est  certain  quo  la  represen- 
tation du  peuple  au  sein  du  parlement  a  perdu 
une  grande  partie  de  l'importance  qu'elle  a  dans  un 
etat  purement  reprcsenlatif.  C'est  devant  le  peuple 
aujourd'hui  que  se  livrent  les  grandes  batailles, 
c'est  devant  son  tribunal  que  les  groupes,  qu'ils 
soient  ou  non  representes  au  sein  du  parlement,  et 
meme  que  les  simples  ciloyens  peuvent  plaider 
ieur  cause  et  faire  entendre  leur  voix. 

Nous  avons  vu  quel  röle  de  simples  ciloyens 
agissant  en  dehors  de  toute  Organisation  politique, 
pouvaient  exercer  a  l'egard  d'une  loi  recente  que 
le  parlement  unanime  avait  acceptee,  et  sur  i'uü- 
lite  de  laquelle  il  semblait  qu'il  ne  pouvait  y  avoir 
aucun  doute.  Et  ces  simples  citoyens  ont  6te  suivis 
par  le  peuple  qui,  ä  une  immense  majorite,  a  defait 
I' iT! it vre  de  ses  elus.  Et  cela  s'est  produit  alors 
mdme  que  tous  les  partis  sont  representes  dans  le 
parlement,  a  tel  point  qu'on  se  demande  s'ils  pour- 
raient  l'elre  avec  un  autre  Systeme  electoral,  puis 
qu'ils  y  ont  tous  leurs  chefs  et  tous  leura  porte- 
voix.  Et  quand  on  considere  que  tous  ces  elus 
ont  parle  dans  cette  enceinte  et  devant  le  peuple 
en  faveur  de  la  loi  sur  les  assurances  pour  aboutir 
au  resultat  qu'on  connait,  on  se  prend  ä  douter 
de  la  puissance  reelle  de  ces  organisations  de  par- 
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tis  en  voyant  .  ombien  peu  elle3  repondent  ä  l'opi- 
nion  generale  et  au  fonctionnement  d'unc  demo- 
cratie  bien  organisee. 

Je  dis  donc  que  nous  voulons  amelioier  quel- 
que  chose,  reallscr  une  reTorme  veritablcment  utile, 
ce  n'est  pas  du  cöte  de  la  representation  nationale 
qui  ne  joue  plus  qu'un  röle  secondaire  dans  notre 
Organisation  polilique,  que  nous  devons  regarder, 
maia  bien  du  cöte  des  manifestations  de  la  volonte 
populaire  afln  d'en  favoriser  la  loyale  eclosion 
et  de  permettre  quo  de  plus  cu  plus  le  ver- 
diot  du  peuple  putsse  intervenir  en  connaissance 
de  cause. 

Le  second  grand  peril  que  j'ai  dejä  Signale 
dans  mon  discours  de  1898  est  le  peril  federatif. 
Malgre  ce  qui  a  ete  dit  tout  ä  1'heure,  je  soutiens 
qu'il  existe.  Les  rapporteure  de  la  majorile  l'ont 
dit :  Vous  ne  pourrez  pas  tenir  dans  la  Con- 
federation  deux  systemes,  dont  Tun  reconnalt  aux 
minorites  certains  droits  que  l'autre  leur  refuse,  et 
la  logique  meme  du  Systeme  proportionnel  vous 
obligera  ä  franchir  les  limites  cantonales  et  ä  cons- 
tituer  des  arrondissements  englobant  plusieurs  can- 
tons.  Mon  arm  Favon  vous  le  disait  1  n'y  a  qu'un 
instant :  la  logique  de  votre  Systeme  vous  poussera 
plus  loin  encore,  jusqu'ä  faire  de  la  Suisse  un  seul 
arrondissement  electoral  et  Ton  pourra  demander 
alors  ce  qui  reste  de  la  souverainete  cantonale  et 
de  l'idee  föderative! 

Nous  n'avons  pu  vaincre  ces  objections  qui 
sont  de  principe,  de  fond,  qui  sont  la  raison  de 
notre  attitude,  et  comme  nous  n'avons  en  vue  que 
le  bien  du  pays,  apres  avoir  constate  que  cet  ex- 
pedient  de  la  proportionnelle  est  incompatible  avec 
nos  instituüons  föderales  qui  rendent  dejä  le  main- 
tien  de  Turnte  nationale  si  difficUe,  nous  voterons 
contra  l'iniliative  comme  nous  avons  dejä  vote  con- 
tre  la  motion  Wullschleger.  II  ne  faut  pas  qu'ä 
cöte  des  divergences  de  races,  de  langues,  de  re- 
ligions  on  introdutse  encore,  dans  notre  organsa- 
tion  politique  dejä  si  compliquee,  un  autre  diisol- 
vant. 

Nous  devons  ötre  des  hommes  politiques  cons- 
cienU  de  leurs  responsabilites,  s'efTorcant  de  jeter 
un  clair  regard  sur  les  inslitutions  du  pays  et  eher- 
chant  ä  les  ameliorer  par  d'autres  propositions  que 
celles  qui  nous  sont  faites  aujourd'hui. 

Et  maintenant,  puisque  j'ai  la  parole,  permettez- 
moi  d'elargir  un  peu  le  döbat  et  de  ne  pas  ra'en 
tenir  ä  la  refutation  des  petites  critiques  de  M  Iselin. 
On  a  beaacoup  parle,  hier  et  aujourd'hui,  des  elec- 
tions  de  la  Belgique,  et  on  a  voulu  en  tirer  un  ar- 
gument  favorable  ä  la  representation  proportion- 
nelle, dont  l'applicalion  se  ferait  facilement  sur  tous 
les  terrains  et  dans  tous  les  domaines.  On  a  pre- 
tendu  qu'en  Belgique  il  y  avait  unanimite  dans  les 
louanges  decernees  ä  la  proportionnelle  et  que  tout 
le  monde  etait  d'aecord  pour  reconnaitro  la  supe- 
riorite  d'un  Systeme  qui  faisait  regner  la  paix  pu- 
blique et  assurait  ainsi  la  prosperile  du  pays. 

Messieurs,  je  crois  qu'il  faut  en  rabattre  et  j'ai 
la  preuve  que  ces  affirmations  sont  loin  d'etro  tout 
ä  fait  exaetes,  Lc  Journal  de  Genöve  qui  n'est  pas 
hostile,  je  crois  pouvoir  l'aßlrmer,  ä  la  proportion- 
tenait  hier  une  tres  interessante  corres- 
de  Bruxelles  sur  les  dernieres  elections. 
J'y  Iis  ce  qui  suit : 


«Los  critiques  n'on  pas  lait  dtfttrt.  Tout  d'abord, 
on  dolt  constator  que  TMectour  osL  sin^ulii-reroent 
lie:  qu'il  voto  en  tüte  de  liste  ou  <|u'il  voteunique- 
ment  devant  I'un  des  noms  de  cette  liste,  son  vote 
Profite,  ä  tous  les  noms  de  la  liste;  on  est  ainsi 
coutraint  de  voter  pour  des  candidats  on  qui  I'un 
n'a  nulle  conlianee.  Lo  «voto  do  preference»  n'y 
chango  rien;  bongre.  mal  grö,  vous  votez  pour  toute 
la  liste,  bien  que  n'ayant  votü  que  pour  Tun  des 
noms  qui  la  composent. 

Le  panachage  est  interdit.  I'elocteur  n'a  qu'ä 
s'incliner  devant  les  choix  du  com  i  16  de  soo  parti; 
l'etablissemenl  de  ces  listes,  le  rang  a  donner  ä 
chaque  candidat  oDt  donne  lieu,  specialement  ä 
Bruxelles,  dans  le  parti  catholique,  ä  des  tripotages. 
La  valeur  du  candidat,  la  confianco  que  l'electeur 
peut  avoir  en  lui,  tout  cela  disparaft;  vous  dovez, 
sous  poino  de  nullite,  voter  pour  une  liste,  sau!  ä 
designer,  dans  cette  liste,  un  candidat  que  vous 
preferez. 

Les  critiques  de  detail  sont  aussi  emises :  äVer- 
viers,  les  catholiques  obtiennent  19,326  voix;  les 
socialistes  19,333;  ces  sept  voix  de  plus  font  gagner 
un  siege  aux  socialistes.  Los  catholiques,  d'autre 
part,  sont  mis  sur  le  meme  pied  que  les  liberaux, 
qui  ont  sept  mille  voix  de  moins  qu'eux  (extrait 
d'un  jouruai  liberal). 

A  Cbarleroi  76,006  voix  ont  assure  cinq  sieges 
aux  socialistes,  landis  que  71,125  ä  Gand  et  64,607 
ä  Anvers  ont  assure  six  sieges  aux  catholiques  de 
ces  arrondissements.  De  meme  la  liste  socialiste  de 
Möns  n'a  que  trois  sieges  avec  42,451  voix,  landis 
que  les  listes  catholiques  do  Louvain  et  de  St-Nicolas 
obtiennunt  qnatre  Sieges  avec  42,543  et  34,744  voix. 
On  cite  encore  deux  ou  trois  autres  exemples. 

J'ignore  si  cesanomalies  ne  sont  que  leresultat 
d'erreurs,  ou  si  olles  resultent  forcement  du  Systeme 
proportionnaltste  beige,  ou  si  elles  pourraient  se 
reproduire  dans  d'autres  systemes.  Le  lait  est 
qu 'elles  doivent  etre  signalees.» 

Le  correspondant  du  Journal  de  Geneve  n'est 
pas  le  seul  qui  critique  le  Systeme  proportionneL 
M.  HUty  a  cite  dans  son  discours,  les  reflexions 
tres  pessimistes  d'un  grand  journal  allemand.  Voici 
maintenant  les  critiques  d'un  journal  francaia,  «Le 
Figaro»,  qui  ont  d'autant  plus  de  poids  que  oe 
journal  n'est  pas  hostile  ä  la  proportionnelle,  en  fa- 
veur  de  laquolle  il  a  püblie  des  articles  tres  louan- 
geurs.  En  date  du  l*r  juln  j'y  trouve  un  article  de 
son  correspondant  de  Bruxelles  dans  lequel  je  Iii 
coci: 

«Le  gouvernement  quoique  ayant  la  majorite  aux 
chambres,  est  en  realiW  en  minorite.  11  laudra  bien 
qu'il  tinisso  par  conceder  une  nouvolle  formule  hon- 
nete,  puro  et  simplo  pour  reraplacer  cette  represen- 
tation proportionnellefausstiedans  lesresultatsactuels. 
A  Charleroy  76,000  voix  n'ont  donne  que  5  elus  so- 
cialistes, alors  que  60,000  voix  ont  donne  ä  An- 
vers 6  elus  clericaux.  Si  un  seul  depute  socialiste 
de  Namur  est  elu  avec  25,000  voix,  pourquoi  24,000 
donnent-elles  3  elus  clericaux  ä  Termonde?» 

Et  lo  correspondant  continue  en  se  plaignant  de 
la  »trituration  des  arrondissements»,  les  liberaux 
qui  devraient  avoir  44  voix,  selon  la  justice  de  la 
representation  proportionnelle,  n'on  ayant  que  33. 

Vous  voyoz  par  lä,  Messieurs,  que  le  Systeme 
n'est  pas  parlait,  que  sa  f 
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i'etre  trouvou  ot  qu'ii  domande  ancor.  I  etro 
ameliorö  pour  donner  des  reaultata  juates  et  v6ri- 
dlques.  Ii  ae  faut  donc  pas  parier  ioi  de  justice, 
de  verita,  ai  de  reBulUU  absoluraoat  niathematiques. 
Comtuo  oa  l'a  Jit  touUa-l'heure,  ces  reaultata,  daas 
beaucoup  de  cas,  soat  crroaea.  Et  aous  irioas 
iacorporer  daas  aas  iastitutious  ua  Systeme  doat  la 
Iragüite  est  si  iacontes table.  Pourquoi,  je  vous  le 
demaudo'?  Est-ce  qua,  vraimeat,  aous  seatoas  le 
besaia  d'avoir  d'autros  partis  represeutes  daas  cette 
.issemblee?  Ea  existe-t-il,  daas  le  pays,  ayaat  uao 
carUiae  importance  ot  qui  no  so  trouveal  pas  re- 
presentes  ioi?  Non,  il  n'y  en  a  pas.  Grace  ä  l'edu- 
catlon  raorale  et  oivique  du  peuple  ot  aussi  ü  cottc 
justice  iasUactivo  qui  fluit  par  gagner  les  partis 
comme  los  indivldus,  uoe  repartitioa  auasi  exacte 
que  possible  s'est  faito  et  so  rofloto  daas  oetto 
assemblee.  II  a'y  a  donc  pas  lieu  d'iatroduire  uu 
•ystüme  qui,  procuräl-il  vraimeat  desresuitats  nia- 
thematiques, ue  aous  doanerait  pas  uueautrecom- 
position  da  la  representation  que  celle  que  aous 
avons  sous  lea  yeux.  Tout  au  plus  l'ua  ou  l'autro 
Jqs  partis  aurait-il  ua  ou  deux  sieget  de  plus  et 
c'eat  pour  cola  quo  vousrisquez,  ea  favorisaat  l'eoto- 
aioa  de  nouveaux  groupea  toujours  plus  nombreux 
et  toujours  plus  taibles,  par  coosOquoot,  de  pousser  a 
la  dissolutioa  du  corps  electoral!  Mais  o'esl  la  dts- 
pariüoo  de  Hdeo  suisso,  de  l'idee  natiouale  qui  est 
ea  jeu  daas  oetta  affaire.  Y  avez-vous,  Messieurs, 
svrieusemeut  soago? 

Oa  a  beauaoup  parle  du  canton  de  Neuohatal  ot 
raoa  ami  Calame  l'a  represeate  comme  ua  eUlorado, 
oa  l'honneur  duquel  il  a  ohaote  un  veritablo  ditby- 
rambe.  Je  iui  ea  suis  tres  reooaaaissaat  pour  ma 
part,  car  ce  dithyrambo  a  etA  chante,  tm  realite, 
en  l'bonneur  du  partl  radlcal  oeuohatelois,  doot  la 
raajoritö  depuis  1848  n'a  jamaia  ete  mise  eo  eobec 
et  qui  a  fait  de  aotre  cantoa  ee  qu'il  est  aujourd'bul. 
G'est  un  bat  homraage  qui  lui  a  ete  roodu  et  qua 
j'earegistre  avec  d'aulant  plus  de  plaisir  qu'il  vient 
d'ua  de  bob  adversaires,  maiscelaaeva  pas  jusqu'ä 
ma  faire  dire  —  oe  qui  aeralt  le  contraire  de  la 
virile  —  que  aous  devoas  tout  cela  ä  la  propor- 
Uonnetle.  Pour  boub  autres,  Nauchätetoia,  ootre  pays 
«et  de  venu  ua  eldorado  a  partir  da  1848,  c'eat-a- 
dire  a  partir  du  moment  oü  la  revolution  uoub 
a  amancipea  du  joug  de  la  Prusso  et  oü  aous  Bonames 
devenua  Suisses  ot  rion  quo  Suissos.  Nous  avons 
•u  dös  lors,  cola  est  vrai,  des  luttes  tres  vives. 
Ces  luttes,  dans  la  periode  qui  a  suivi  la  revolution, 
so  sont  produites  eatre  le  parti  republlcain  et  le 
parti  royalista  qui  n'avait  pas  abdique  et  qui  ae 
disparut  reellement  qu'apres  l'insuoces  do  l'insur- 
rection  du  3  septembre  185(5,  qui  mit  la  Suisso  a 
deux  doigts  d'uae  guerro  avac  une  puissance  voisiae. 
Puia  il  y  eut  plus  tard  des  luttes  tres  vives  entre 
le  parti  royaliste  devenu  le  parti  oonservataur  ot  lo 
parti  republicaio,  devenu  la  partl  radical.  Elles 
fureat,  oa  parti  ouliar,  d'uae  violeaoe  laouie  en  1873, 
au  moment  de  la  premiöre  revision  totale  do  la 
oonstitutioa  lederalo  et  tot  apres,  en1873,  apropos 
des  lois  scolairo  et  occleaiaslique  dont  l'auteur  etait 
nolro  regreite  ooncitoyea  et  ami  Numa  Droz  et  dont 
la  deroiere  provoqua  uoe  scission  daas  la  vieille 
•'•tfliso  aatioaalo  neuchäteloise  et  la  creation  d'uae 
egliso  independaate  de  l'etat  Nolro  politiquo  do 
«nemins  de  !ar  a  egalemeat  <itü,  pour  notro  peuple, 


la  cause  de  vives 
en  1877,  la  camp* 
tribunal  föderal  coatre  das  decisions  du  grand  coaseU. 
Depuis  1880  et  daas  un  moment  oü  la  proportionnalle 
n'existait  pas  dans  aotre  caatoa,  il  n'y  a  plua  au  jus- 
qu'ä aujourd'bul  que  lea  luttes  necessaires  a  l'exis- 
tence  de  toute  democratie.  Lea  moeurs  electorales 
se  soat  assagies  bioa  avant  l'iatroduction  de  ce 
nouveau  Systeme.  J'admoU  que  la  proportionneue  a 
contribue,  pour  aa  part,  a  l'apaiaonjent  des  eaprlts 
et  qu'elie  noua  a  permi»,  en  1898,  de  feter  le  grand 
olnquantenaire  de  aotre  rövolalioo  untsaant  tonte  la 
famillo  neuchateloise  autour  dudrapeau  republicala 
et  da  drapeau  federal,  maia  qu'elie  alt  ete  Ponique 
agoat  de  oatte  reooastitutiou  do  aotre  unito  oatlo- 
aale  et  quo  oe  solt  a  ella  qu'eo  revient  tout  l'hon- 
neur, je  le  nie,  parco  que  oela  n'est  paa  exact 

Je  oe  veux  pas  allouger  et  je  termlne  par  cette 
constatalion,  qua  noua  devoas  envisager  tout  syslemo 
da  represantation  proportionnalle,  noo  comme  l'ex- 
pressloa  d'ua  principe  de  justice  immanente,  mala 
comme  ua  simple  expedient,  une  simple  regle  de 
procedura  electoralo.  Le  Probleme  qui  ae  poea  est 
oelui  qui  conslate  a  former  una  representatlon  na- 
tionaln  autant  que  possible  adequate  ä  l'oplnioa  pu- 
blique. Y  arriveroas-aous  mieux  aveo  le  propor- 
Uoaaelle  qu'aveoleaysteme  majoriUire  acoompagne 
doa  temperamoata  ot  des  correctils  que  voua  aavex? 
II  ost  permis  d'oo  doutor.  Pour  oe  qui  mo  coaoaroe, 
je  na  donnerai  jamais  la  mala  a  la  tenUtlre  d'au- 
jourd'hui,  que  je  tlens  pour  inutila  et  dangereuae 
au  prämier  ohet  Nona  devoas  la  repouaaar  et  pro  poser 
au  peuple  sulase  de  la  re pousser  aveo  noua.  Et 
o'est  pour  oes  raison«  qae  je  me  permeta  de  vous 
recommander  la  proposiUon  de  1* 


VFysa:  Gestatten  Sie  eine  Anfrage.  Die  An- 
träge der  Kommissionsraehrheit  sowohl  wie  dar 
Kommissionsminderheit  aind  doppelter  Natur.  Zu- 
nächst wird  Niohlzustimmung,  eventuell  Zustim- 
mung tu  der  Initiative  empfohlen  und  in  zweiter 
Linie  der  Antrag  gestellt,  dem  Volke  deren  Ver- 
werfung, resp.  deren  Annahme  zu  empfehlen.  lob 
glaube  nicht,  dass  aich  die  Berichterstatter  der  Mehr- 
heit und  dar  Minderheit  darüber  ausgesprochen 
nahen,  in  welcher  Weise  man  sich  die  Empfehlung 
an  das  Volk  in  diesem  oder  in  jenem  Sinne  denkt, 
und  ich  weiss  nicht,  ob  vielleicht  in  der  Kom- 
mission selbst  Divergenzen  bestehen,  ob  man  tiob 
die  Empfehlung  ao  denkt,  daas  sie  durob  die  übliche 
Publikation  geschieht,  Ähnlich  wie  bei  der  Initiative 
für  das  Keoht  auf  Arbeit,  oder  so,  dasa 


der  Form  einer  Botechan  oder  sonst  im  Drucke 
jedem  Stimmberechtigten  zukommen  laast.  Da  man 
sich  über  die  Art  und  Weise  der  Ausführung  der 
Empfehlung  nicht  ausgesprochen  hat,  bin  iob  ao  frei, 
diesbezüglich  die  Kommission  um  Auskunft  tu 
bitten. 

Was  nun  die  Frage  dea  Proporzes  selbst  anbe- 
trifft, so  fürchten  Sie  nicht,  data  ich  die  Vor-  und 


Punkt  werde  ich  mir 
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Es  ist  sowohl  vom  Berichterstatter  der  Mehrheit, 
als  namentlich  auch  Ton  den  Herren  Gobat  und 
Hilty  darauf  hingewiesen  worden,  dass  hinter  der 
Initiative  eigentlich  etwas  anderes  stecke  und  das 
sei  das  Brechen  der  Macht  der  herrschenden  Partei 
und  die  Gestaltung  der  bisherigen  Minorität  zur 
Majorität.  Wenn  diese  Tendenz  den  Initianten  zu- 
geschoben wird,  so  muss  ich  als  Mitglied  dieser 
Ioitiantengruppe  gegen  diese  Behauptung  auftreten. 
Es  ist  ein  offener  und  durchaus  ehrlicher  Kampf, 
den  die  Minderheiten  in  dieser  Sache  führen,  und 
wir  wünschen  nicht,  durch  ein  Wahlsystem  eine 
Minderheit  künstlich  zur  Mehrheit  zu  gestalten.  Es 
wurde  sich  das  von  selber  rächen.  Das  kann  unser 
Zweck  nicht  sein.  Aber  was  wir  verlangen,  das  ist 
doppeller  Natur.  Einmal  wünschen  wir  in  der  Auf- 
stellung und  Bestellung  unserer  Vertreter  eine  grössere 
Unabhängigkeit  und  Selbständigkeit  gegenüber  der 
jetzt  bestehenden  Mehrheitspartei.  Es  ist  ein  Drang 
nach  Freiheit  für  die  Bewegung  der  Parteien  inner- 
halb unserer  gesetzlichen  und  verfassungsmässigen 
Schranken. 

Das  ist  das  eine,  und  das  andere,  wonach  wir 
trachten,  ist  eine  grössere  Berücksichtigung  der  be- 
stehenden Minderheiten  in  den  Räten.  Wenn  Sie 
diese  grössere  Berücksichtigung  in  numerischer  Be- 
ziehung gestatten,  dann  tritt  natürlich  die  Konse- 
quenz ein,  daas  die  herrschende  Partei  einige  Sitze 
zu  gunsten  dieser  oder  jener  Minderheitspartei  wird 
abgeben  müssen.  Allein  das  bedingt  noch  lange 
nicht  eine  Verschiebung  der  Verhältnisse  der  Minder- 
heit and  der  Mehrheit.  Es  gibt  die  Möglichkeit 
grösserer  and  intensiverer  Betätigung  der  Minder- 
heit im  Rate  selbst,  es  erweitert  aber  nicht  die  Kraft 
und  wahre  Herrschaft  der  herrschenden  Partei.  Es 
beschneidet  nur  anfällige  Auswüchse  und  das  allzu 
autoritative  Auftreten  und  das  gewiss  nicht  zum 
Schaden  des  Landes.  Das  wünschen  wir  Initianten. 

Und  wenn  auch,  was  angedeutet  worden  ist, 
eintreten  würde,  dass  im  Laufe  der  Zeit  die  ver- 
schiedenen Minderheitsparteien  zusammen  die  absolute 
Mehrheit  erlangen  sollten,  dann  finde  ich  es  erst  recht 
gerecht,  dass  im  Rate  auch  wirklich  die  Vertretung  zu- 
stande kommt,  die  den  einzelnen  MinderheiUparteien 
entspricht.  Wenn  keine  einzige  Partei  im  Lande 
über  die  absolute  Mehrheit  verfügt,  dann  soll  sie 
auch  im  Rate  nicht  über  die  absolute  Mehrheit  ver- 
fügen. Wäre  das  der  Fall,  so  würde  ich  es  für 
ungerecht  halten  und  nicht  für  nützlich  für  unser 
Land.  Und  wenn  solche  Verhältnisse  eintreten,  so 
treten  sie  nicht  mir  unter  dem  Proporz  ein.  sondern 
ebensogut  unter  dem  Majore.  Es  ist  auch  unter  der 
Herrschaft  des  Majorzes  durchaus  möglich,  dass  sich 
verschiedene  Minderheitsparteien  zusammen  thun, 
eine  sog.  unnatürliche  Allianz  schliessen  und  sich 
die  Majorität  im  Rate  verschaffen.  Davor  kann  das 
Majorzsystem  nicht  bewahren;  die  Starke  Verhältnisse 
der  Parteien  können  sich  eben  verschieben. 

Wir  haben  dafür  ein  ganz  interessantes  Beispiel 
in  der  Stadt  Bern.  Im  grossen  Stadtrat  verfügt 
tbatelohliob  keine  der  drei  vertretenen  Parteien 
über  die  absolute  Mehrheit,  sondern  es  sind  alles 
grössere  oder  kleinere  Minderheiten.  Und  dieser 
Zustand  entspricht  vollständig  dem  Zustande  In  der 
Gemeinde  überhaupt,  wo  keine  Partei  Ober  die  ab- 
solute Mehrheit  verfügt;  so  ist  man  genötigt,  die 
Unterstützung  der  einen  oder  andern  Partei  zu  suchen. 


Deshalb  ist  aber  die  Stadtverwaltung  nicht  zurück- 
gegangen, und  ich  habe  oft  Gelegenheit  gehabt,  zu 
beobachten,  dass  die  Befürchtung  dieses  mandat 
imperatif  eine  durchaus  grundlose  ist  Sobald  der 
durch  den  Proporz  Gewählte  in  den  Rat  kommt, 
treten  die  allgemeinen  Pflichten,  auf  die  er  vereidigt 
wird,  an  ihn  heran,  und  weit  über  den  Interessen 
der  eigenen  Partei  stehen  dio  Interessen  allgemeiner 
Natur,  und  wir  dürlen  von  jedem  Vortreter  jeder 
Partei  erwarten,  dass  er  die  allgemeinen  Interessen 
über  dio  spociollen  stellen  wird.  Darin  liegt  die 
wirksamste  Garantie  gegen  die  befürchteten  Folgen 
eines  mandat  imperatif. 

Es  ist  also  unrichtig,  wenn  man  glaubt,  dass 
man  bei  der  Einführung  des  Proporzes  durchaus 
genötigt  sei,  sich  einer  Partei  mit  Haut  und  Haar 
zu  verschreiben.  Dem  Einfluss  der  politischen  Par- 
teien kann  man  sich  nie  ganz  entziehen,  und  schon 
jetzt,  unter  der  Herrschaft  des  Majorzos.  werden  Sie 
bei  denWablenjewellen  die  Erfahrung  gemacht  haben, 
dass  der  Stimmende  faktisch  nicht  vollständig  frei 
ist  Schon  jetzt,  unter  dem  Majore,  stellen  alle  Par- 
teien ihre  Kandidaten  auf.  Der  Wähler,  der  zu  keiner 
Partei  gehört  -  und  ich  behaupte,  es  sei  das  der 
grössere  Teil  des  Volkes  —  ist  vor  den  Entschluss 
gestellt,  entweder  für  diesen  oder  jenen  Kandidaten 
dieser  oder  jener  Partei  zu  stimmen.  Er  muss  sich, 
wenn  seine  Stimme  Bedeutung  haben  soll,  für  das 
Interesse  der  einen  oder  andern  Partei  ontach Hessen, 
oder  er  kann,  wenn  es  sich  um  mehrere  Wahlen 
handelt,  aus  der  einen  Partei  gewisse  Vertreter 
nehmen  ;  aber  es  hat  keinen  Sinn,  Namen  von  Kan- 
didaten auf  den  Zettel  zu  schreiben,  die  überhaupt 
auf  keiner  Parteiliste  figurieren.  Der  Wähler  steht 
also  schon  beim  jetzigen  System  unter  dem  Ein- 
flüsse der  Parteien. 

Ich  habe  nicht  bemerkt,  data  etwa  in  der  Stadt 
Bern  seit  der  Einführung  des  Proporzes  die  eigent- 
lichen Parteigänger,  d.  b.  diejenigen,  die  sieb  auf 
eine  Partei  einschreiben,  zugenommen  hätten.  Da« 
Enrogistrieren,  von  dem  Herr  Gobat  gesprochen  hat 
ist  nicht  eingetreten  und  zwar  aus  demselben  Grunde, 
nicht,  der  beim  jetzigen  Systom  massgebend  ge- 
wesen  ist.  Auch  unter  dem  Proporz  hat  jeder  die 
vollständige  Freiheit,  für  diese  oder  jene  Liste  zu 
stimmen ;  durch  die  Gestattung  des  Panaohierena 
wird  den  verschiedenartigsten  Wünschen  Rechnung 
getragen.  Man  muss  also  mit  allem  Nachdruck  gegen 
die  Behauptung  auftreten,  dass  man  den  Wähler 
zwinge,  seine  '•reihen  aufzugehen.  Es  ist  denkbar, 
dass  «las  eine  Mal  der  Wähler  für  die  radikale  Liste 
stimmt,  das  andere  Mal  für  diesocialdemokratisohe 
und  las  dritte  Mal  für  die  konservative.  Die  Frei- 
heit des  Verhalten«  ist  gewährt 

loh  glaube,  das  Verlangen  nach  besserer  Berück- 
sichtigung ist  keine  f'nboschoidenheit.  Wir  verlan- 
gen Berücksichtigung  der  Parteien  nur  soweit  sie  als 
erhebliche  Gruppen  im  öffentlichen  Leben  zur  Be- 
deutung gelangen.  Das  Begehren  ist  aber  nicht  nur 
keine  Unhescheidenbeit.  sondern  es  ist  auch  kein 
schlechtes  Zeugnis  für  dio  Minderheitsparteien,  dass 
sie  sich  um  eine  bessere  Vertretung  selbst  bewer- 
ben. Das  sind  nicht  die  schlechtesten  Elemente  im 
Volke,  die  etwas  mehr  an  der  Vorberatung  der  Ge- 
setze teilzunehmen  wünschen,  und  ich  glaube,  es 
ist  auoh  ein  Zug  zunehmender  politischer  Reife 
unsere«  Volke«,  wenn  os  sich  zum  öffentlichen  Leben 
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etwas  mehr  hinzudrangt  Und  gerade  von  diesem  Ge- 
sichtspunkt ans  darl  man  das  Bestreben  der  Proporz- 
freunde  willkommen  heissen. 

Die  Verhältnisse,  wie  sie  jotzt  herrschen,  sind 
nicht  Oberall  gesunde,  Sie  sind  teilweise  kranko, 
auch  wenn  man  es  nicht  gerne  gesteht,  und  der 
Hinweis  des  Berichterstatters  der  Kommissions- 
mehrheit au!  die  gegenwärtige  Zusammensetzung 
im  Nationalrat,  in  welchem  verschiedene  Parteien 
und  Gruppen  ihre  Vertretung  gefunden  haben,  iBt 
nicht  genügend,  um  die  Ansprüche  der  Proporz- 
freunde  zurückweisen  zu  können.  Richtig  ist,  dass 
eine  gewisse  Vertretung  hier  stattfindet, .  aber  das 
ist  hauptsächlich  dem  Umstände  zuzuschreiben,  dass 
nicht  in  allen  Kantonen  eine  und  dieselbe  Partei 
die  herrschende  ist.  Was  wir  aber  durchzubringen 
wünschen,  ist  nicht  nur  die  Vertretung  in  den 
Kantonen,  sondern  auch  in  den  einzelnen  Wahl- 
kreisen, und  da  bestehen  ungesunde  Verhältnisse. 
Es  ist  Ihnen  schon  gesagt  worden,  wie  vor  nicht 
sehr  langer  Zeit  einzelne  Kantone  ,  eine  kompakte 
Deputation  in  den  Rat  gesendet  haben  Diese  Ver- 
wiederkehren, und  die  Verhält- 
tönnen  sich  auob  noch  in  anderer  Weise 
gestalten.  Ich  möchte  z.  B.  darauf  hin- 
weisen, dass  im  Kanton  Bern,  der  Uber  7  Wahl- 
kreise verfügt,  nur  3  Kreise  den  Minderheitspar- 
teien eine  Vertretung  einräumen  und  4  Wahlkreise 
mit  1"  Vertretern  der  Minderheit  auch  nicht  einen 
Vertreter  lassen.  Das  sind  keine  gesunden  Verhält- 
nisse, ued  wenn  deshalb  der  Proporz,  namentlich 
auch  im  KaDton  Bern,  dringend  gewünscht  wird, 
so  empfindet  man  ganz  richtig,  dass  derselbe  die 
Wirkung  hat,  welche  Herr  Professor  Hilty  im  Jahre 
1896  in  seinem  politischen  Jahrbuch  schilderte.  Der 
Proporz,  führt  Herr  Prof.  Hilty  sehr  hübsch  aus, 
ist  in  allen  Verhältnissen,  wo  nicht  auf  natürliche 
Weise  eine  billige  Vertretung  der  stärkeren  poli- 
tischen Parteien  und  Gruppen  gewährt  wird,  eine 
Arznei,  die  dem  Kranken  eingeflösst  wird,  die  aber 
der  Gesunde  nicht  braucht  Ja,  in  solchen  Zuständen, 
wie  ich  sie  eben  geschildert,  wirkt  der  Proporz 
allerdings  als  Arznei,  und  es  freut  mich,  dass  Herr 
Prof.  Hilty,  der  sonst  sehr  scharf  gegen  den  Proporz 
auftritt,  diese  heilsame  Wirkung  anerkennt;  aber 
wenn  mit  dieser  Arznei  eino  otwas  bessere  und 
gerechtere  Berücksichtigung  der  Minderheiten  konnte 
bewirkt  werden,  so  möchte  ich  denselben  nicht  auf 
die  Seite  thun,  sondern  ihn  als  prophylaktisches 
Mittel  beibehalten,  damit  wir  nicht  in  der  Zukunft 
wieder  in  dieselbe  Krankheit 
der  Proporz  angewendet  werden  soll. 

Der  wahre  Grund,  den  ich  niemandem  Ubol 
nehme  und  der  wahrscheinlich  bei  dem  Versuche 
der  Einführung  des  Proporzes  alle  herrschenden 
Parteien,  mögen  sie  heissen,  wie  sie  wollen,  be- 
seelen würde,  ist  die  Befürchtung  einer  wesentlichen 
Beschränkung  der  bisher  ausgeübten  Macht,  und  darin 
gipfelt  denn  auch  die  mit  anerkennenswerter 
Offenheit  vorgebrachte  Argumentation  der  Herren 
Gobat  und  Favon.  Es  ist  auch  sehr  richtig,  wenn 
Herr  Professor  Hilty  von  einer  Machtfrage  gesprochen 
hat  Es  ist  in  dieser  Beziehung  eine  Machtirage, 
aber  nicht  in  der  Weise,  dass  wir  die  Minderheit 
zur  Mehrheit  stempeln  möchten.  In  sehr  zarter,  ge- 
winnender und  hübscher  Weise  hat  Herr  Hilty  dieses 

r  in  seinem  Jahr- 


buche von  1896  sagt  dass  man  keiner  Partei  zu- 
muten könne  und  keine  herrschende  Partei  geneigt 
sei,  den  Proporz  wegen  der  Beschränkung  ihrer  Maoht 
anzunehmen.  Herr  Hilty  hat  sich  etwas  gewandter 
ausgedrückt  und  ich  erlaube  mir  deshalb,  den  be- 
treffenden Passus  vorzulesen.  Es  heisst  da:  cEs  ist 
eben  auch  dort  wie  überall,  blosse  Opportunität 
Berechnung  auf  Vorteil,  keineswegs  Gerechtigkeits- 
gefühl, das  «Leitmotiv»  dieser  Einrichtung  und  die 
Parteien  sind  alle  ziemlich  gleioh  wenig  geneigt, 
ihre  Macht  zu  beschränken,  so  lange  sie  es  ver- 
meiden können». 

Wenn  schliesslich  von  dem  Herrn  Bericht- 
erstatter der  Kommissionsmehrheit  angeführt  wurde, 
die  Annahme  des  Proporzes  Verstösse  gegen  die 
Würde  unseres  demokratischen  Staatswesens,  so 
kann  ich  diese  Auflassung  nicht  teilen.  loh  sehe 
darin  keine  Entwürdigung,  wenn  der  Minderheit  im 
Verhältnis  zu  ihrer  Stärke  diejenigo  Vertretung  ge- 
geben wird,  die  sie  wünscht  und  die  ihrvonBillig- 
keits  und  Rechts  wegen  auch  gehören  sollte.  Es  ist 
das  keine  Entwürdigung  unseres  Staatswesen.  Wohl 
aber  würde  ich  es  als  viel  würdiger  und  nobler 
hatten,  wenn  solche  loyale  Bestrebungen  bei  der 
herrschenden  Partei  selbst  Unterstützung  und  Ent- 
gegenkommen finden  würden,  wenn  man  uns  dazu 
die  Hand  reichen  und  nicht  warten  würde,  bis  die 
Macht  der  Verhältnisse  selbst  den  Proporz  bringt 
Wenn  Sie  auch  —  und  das  darf  schon  aus  der 
Sprache  des  Berichterstatters  der  Mehrheit  mit 
Sicherheit  entnommen  werden  —  die  Initiative  ab- 
lehnen und  wenn  vielleicht  auch  im  Schweizer- 
volke das  Verständnis  für  die  Wohlthaten  des  Pro- 
porzes noch  nicht  vollständig  gereift  ist  und  die 
Vorlage  verworfen  wird,  dann  möchte  ich  die  Hoff- 
nung aussprechen,  die  Wirkung  der  ganzen  Cam- 
pagno  möchte  die  sein,  dass  als  gute  Frucht  etwas 
mehr  reifen  würde  der  freiwillige  Proporz,  über 
den  sogar  Herr  Professor  Hilty  eil 
Sonnenstrahl  hat  leuchten  lassen. 


Wullschlefrer:  Nachdem  vor  zwei  Jahren  an- 
lässlich moiner  Motion  das  Für  und  Wider  gründ- 
lich erörtert  worden  ist  hätte  ich  gerne  auf  das 
Wort  verzichtet;  allein  es  hat  schon  vorgestern 
Herr  Oberst  Gallati  und  heute  wieder  Herr  Professor 
Hilty  den  Sprechenden  provoziert  Ein  Stillschwei- 
gen meinerseits  könnte  deshalb  leicht  eine  falsche 
Auslegung  linden,  und  im  Grunde  genommen  bin 
ich  auch  den  beiden  geehrten  Herren  für  ihre  Her- 
ausforderung dankbar. 

Herr  Oberst  Gallati  hat  sich,  um  gegen  die  Ini- 
tiative Stimmung  zu  machen,  u.  a.  auf  einen  Aus- 
druck bozogen,  den  ich  unlängst  anlässlich  des  Zuger 
Rekurses  gelhan.  Ich  habe  damals  mein  Bedauern 
darübor  ausgesprochen,  dass  Proporzgrundsätze  mit 
Majoritölsgrundsfttzen  vertfuickt  worden  seien,  und 
ich  halte  meine  damals  ausgesprochenen  Sätze  auch 
heute  noch  durchaus  aufrecht  Um  was  hat  es  sich 
beim  Zuger  Rekurs  gehandelt?  Keineswegs  um  die 
Frage  des  Prinoips  der  Proportionalität  sondern 
lediglich  um  die  Ausführung  desPrincipes  und  ins- 
besondere um  diejenige  Bestimmung  im  zugerischen 
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Wahlgesetze,  die  sieb  ausschliesslich  auf  die  Er- 
mittlung des  Wahlresultates  bezieht  In  Verbin- 
dung mit  dieser  Frage  habe  ich  mein  Bedauern 
ausgesprochen,  dass  im  zugerischen  Wahlgesetze 
auch  von  einem  absoluten  Mehr  die  Rode  sei,  dass 
unter  gewissen  Bedingungen  auch  noch  das  absolute 
Mehr  in  Betracht  gezogen  werden  müsse.  Diese 
Verquickung  bei  der  Ausrechnung  des  Resultates 
habe  ich  missbilligt 

In  der  vorliegenden  Angelegenheit  handelt  ,  es 
sich  keineswegs  um  eine  Verquickung  von  Proporz- 
und  Majorzgrundsätzen.  Das  Initiativbegehron  stellt 
lest,  dass  joder  Kanton,  bozw.  Halbkanton  bei  den 
Nation&lratswahlen  einen  Wahlkreis  bilden  solle.  Es 
behandelt  dann  die  einzelnen  Wahlkreise  vollkommen 
gleich.  Es  beseitigt  sogar  die  bisher  bestandeno 
Ungleichheit,  wonach  in  einem  Wahlkreis  die  ab- 
solute Mehrheit  der  Stimmendon  bloss  einen  Vertreter 
zu  wählen  hat  wahrend  sie  in  einem  andern  Wahl- 
kreis i,  5  Vertreter  der  gleichen  Partei  wählen  konnte. 
Das  Initiativbegehron  schaOt  nun  gleiches  Recht; 
es  schallt  allerdings  nicht  gloiche  Wahlkreise,  aber 
es  verhütet  die  Wahlkreisgeometrie.  Und  wenn  auch 
unter  dem  Proporz  die  Wahlkreisgeometrie  nicht 
mehr  die  gleiche  Bedeutung  hat,  wie  unter  der 
Herrschaft  des  absoluten  Mehrs,  so  ist  sie  immerhin 
eine  missliohe  Sache,  dio  man  möglichst  vermeiden 
sollte.  Die  Kantone  und  Halbkantono  sind  gegebene 
historische  Gebilde,  an  denen  nicht  herum  zu 
doktern  ist  Wir  worden  sie  anzunehmen  haben, 
wie  sie  sind  und  kommen  mit  aller  Leichtigkeit 
um  die  Frage  der  Wahlkreisgeometrie  herum,  dio 
auch  entstehen  würde,  wenn  wir  bei  der  Anwen- 
dung des  proportionalen  Wahlvorlahrens  neue  Wahl- 
kreise bilden  wollten. 

Allerdings  ist  es  richtig,  dass  dem  Ideal  der 
Proportionalität  das  entsprechen  würde,  was  radi- 
kale Geister  vor  50  Jahren  bei  der  Schöpfung  des 
Nationalstes  wollten,  damals  allerdings  nicht  auf 
dem  Boden  der  Proportionalität,  sondern  aul  dem 
Boden  dos  Majoritätssystems:  die  Wahl  des  National- 
rates durch  das  ganze  Land  hindurch  in  einem  un- 
geteilten Wahlkreise.  Sie  wissen  aber  mit  mir,  dass 
die  Verwirklichung  dieses  Ideals  für  einmal  ein 
Ding  der  Unmöglichkeit  ist,  dass  Wahlkreise  dieser 
oder  jener  Art  nach  dem  Wunsch-:  der  uhr-Tossen 
Mehrheit  des  Volles  bestehen  müssen.  D.i  i>tesam 
zweckmassigsten,  jede.  Wahlkreisgeometrie  dadurch 
zu  vermeiden,  dass  man  dio  Kantone  und  Halb- 
kantone als  gegebene  und  natürliche  Wahlkreise 
annimmt,  als  Wahlkreise,  welche  Bevölkerungen 
verbinden,  die  schon  durch  die  kantonale  Politik 
miteinander  verschmolzen  sind. 

Ich  babo  Innen  vorhin  gesagt,  dass  das  Initiativ- 
begehren die  einzelnen  Wahlkreise,  so  ungleichartig 
sie  nach  ihrer  Grösse  sind,  dennoch  gleich  be- 
handelt Nehmen  Sio  einen  der  5  Kantono  und  Halb- 
kantone, welche  je  nur  einen  Vertreter  zu  wühlen 
haben,  so  ist  hier  das  gegebene  Stimmenverhältnis 
«las,  dass  ein  Kandidat,  um  gewählt  zu  soio,  das 
absolute  Mehr  haben  muss.  Nehmen  Sie  einen  Kanton, 
der  zwei  Vertreter  zu  wählen  hat,  so  ist  nach  dem 
gleichen  Grundsatze  das  Verhältnis  das,  dass  der 
Kandidat  mindestens  mehr  als  '/>  der  al^-  -ebenen 
Stimmen  aul  sich  vereinigen  muss  und  in  einem 
Wahlkreis,  der  drei  Vertreter  zu  wählen  hat,  muss 
ein  Kandidat  mehr  als  den  vierten  Teil  der  Stimmen 


auf  sich  vereinigen.  Es  ist  das  absolute  Mehr  in 
den  Einerwahlkreisen  nichts  anderes,  als  die  An- 
wendung  des  Grundsatzes  der  Proportionalität,  und 
es  war  oben  seinerzeit,  als  man  zu  den  grossen 
Wahlkreisen  übergieng,  ein  grosser  Fehler,  dass 
man  nicht  damals  schon  dem  System  der  Propor- 
tionalität zum  Durchbruch  vorhollen  hat  Es  ist 
selbstverständlich,  dass  In  einem  Einerwahlkreis 
die  absolute  Mehrheit  entscheiden  muss.  Daraus 
folgt  aber  noch  keineswegs,  dass  dieses  gleiche 
Stimmenverhältnis  auch  in  einem  Kreise,  der  eine 
Mehrzahl  von  Vertretern  zu  ernennen  hat,  mass- 
gebend sein  soll.  Der  Uebergang  von  den  kleinen 
zu  den  grosson  Wahlkreisen  war  zweifellos  ein 
grosser  Fortschritt  Die  kleinen  Wahlkreise  waren 
notwendig,  so  lange  dio  Volksbildung  keine  allge- 
meine war,  so  lange  die  breiten  Schichten  des 
Volkes  weder  lesen  noch  schreiben  konnten,  so 
lange  von  oiner  geheimen  schriftlichen  Stimmab- 
gabe keine  Rede  sein  konnte,  vielmehr  die  Wähler 
in  engen  Kreisen,  in  irgend  einem  Lokal  oder  aul 
einem  freien  Platze  zusammenborufen  werden 
mussten,  wo  sie  durch  Erheben  der  Hand  oder 
vermittels  einer  andern  äussern  Kundgebung  ihre 
Meinung  äussorton  und  ihre  Vertrauensmänner  wähl- 
ten. Da  war  es  gewiss  oin  Fortschritt,  dass  man  mit 
zunehmender  Volksbildung  von  diesen  kleinen  Wahl- 
kreisen, die  sehr  geeignet  sind,  was  man  Kirch- 
turmspolitik nennt,  zu  fördern,  zu  den  grössern 
Kreisen  übergieng,  in  welchen  es  infolge  der  zu- 
nehmenden Volksbildung  nicht  mehr  nötig  war,  die 
Wähler  persönlich  zusammenzurufen ,  wo  viel- 
mehr die  Stimmabgabe  in  den  Gemeinden  schrift- 
lich geschehen  kann  und  wo  dank  der  Grösse  der 
Wahlkreise  mehr  allgemeine  und  grundsätzliche 
Gesichtspunkte  die  Wähler  zu  leiten  vermögen. 
Aber  mit  dieser  Entwicklung  hat  die  Entwicklung 
der  Wahlart  nicht  Schritt  gehalten.  Wir  sind  bei 
dem  System  stehen  geblieben,  wonach  das  absolute 
Mehr  entscheidet  ob  es  sich  um  2,  3,  4  und  mehr 
Vertreter  handle  oder  bloss  um  einen. 

Nun  habe  ich  ja  zugegeben,  dass  es  vom  Stand- 
punkte einer  absoluten  Proportionalität  wünschbar 
wäre,  die  Wahlen  nicht  in  Wahlkreisen,  sondern 
durch  das  ganze  Land  hindurch  vorzunehmen.  Allein 
es  ist  einstweilen  unmöglich,  dioso  Idee  zu  ver- 
wirklichen. Dagegen  bringt  uns  jedenfalls  der  Pro- 
porz, so  wie  er  im  Initiativbegahren  vorgeschlagen 
ist,  einen  ganz  bedeutenden  Fortschritt  im  Sinne 
einer  grösseren  Gerechtigkeit  der  parlamentarischen 
Vertretung.  Und  allemal,  wenn  ich  über  die  Un- 
gleichheit, welche  die  Initianton  dadurch  herbei- 
führen sollen,  dass  sie  von  der  Verschmelzung  der 
kleinen  Kantone  zu  einem  Wahlkreis  Umgang  nehmen, 
klagen  höre,  erinnere  ich  mich  unwillkürlich  des 
neutestamentlichen  Gleichnisses  vom  Mücken  seigen 
und  Kamcelo  verschlucken.  Man  stösst  sich  an 
scheinbaren  oder  wirklichen,  jedenfalls  aber  sehr 
nebensächlichen  und  geringfügigen  Ungerechtig- 
keiten, um  damit  die  Vergewaltigung  zahlreicher 
und  starker  Minderheiten  zu  rechtfertigen. 

Möge  man  diese  Seite  der  Frage  so  oder  anders 
beurteilen,  so  muss  man,  wenn  mau  gerec  ht  und  billig 
sein  will,  anerkennen,  dass  das  Initiativbogohren 
jedenfalls  einen  bedeutenden  Fortschritt  bringt  und 
eine  Vertretung  zu  schaffen  geeignet  ist,  die  viel 
mehr  als  heuto  das  Spiegelbild  der  im  Volke  herr- 
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«oheoden  Anschauungen  und  Interessen  sein  wird. 
Es  kann  bei  diesem  Anlass  auch  aul  die  Thatsache 
hingewiesen  worden,  dass  es  nicht  bloss  gewisse 
politisch  gleichartige  Kantone  sind,  in  denen  in  Zu- 
kunft die  Vertretung  vielleicht  bei  der  Anwendung 
des  proportionalen  Verfahrens  oin  anderes  Aussehen 
gewinnen  wird.  Es  hat  Herr  Gobat,  wenn  ich  ihn 
richtig  verstanden  habe,  heute  Morgen  die  Behaup- 
tung aulgestellt,  dass  wir  dun  Proporz  nur  für  dio- 
jenigen  Kantone  wollen,  die  liberal  regiert  sind. 
Es  Ist  das  nicht  der  Fall.  Oder  sind  etwa  dieprossen 
Kantone  Freiburg  und  Wallis  liboralo  Kantono"  Nein, 
es  sind  Kantone,  deren  Bevölkerung  in  ihrer  grossem 
Mehrheit  katholisch-konservativen  Anschauungen 
huldigt,  und  die  Anwendung  des  proportionalen  Ver- 
fahrens wird,  denke  ich,  auch  dort  der  Minderheit 
eine  ihrer  Stärke  entsprechende  Vertretung  ver- 
schaffen. Und  sind  die  andern  grossen  Kantone 
politisch  gleichartige  Kantone'.»  Allerdings  giebt 
es  Kantone,  in  denen  die  Anhänger  der  radikalen 
Partei  über  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen 
verfügen.  Aber  daneben  giebt  es  mehrere  Kantone, 
wie  Zürich  und  Basel,  in  denen  heute  schon  keine 
der  drei  grossen  Parteien  das  Uebergewloht  besitzt, 
und  es  ist  alle  Aussicht  vorhanden,  dass  dort  die 
politischen  Gegonsätze  in  Zukunft  mehr  zugespitzt 
werden  und  dass  es  bei  der  femern  Anwendung 
des  Systems  des  absoluten  Mehrs  förmlich  zu  Wahl- 
katamitäten  kommen  muss. 

Viel  hat  man  von  dem  Zwange  gesprochen,  der 
dem  Wähler  durch  den  Proporz  auferlegt  werde, 
loh  behaupte  im  Gegenteil,  dass  das  System  der 
Proportionalität  in  höherm  Masse,  als  das  des  ab- 
soluten Mehrs,  die  Freiheit  der  Wähler  garantiert, 
die  Freiheit  der  Wähler  auch  innerhalb  der  Partei. 
Herr  Professor  Hllty  hat  als  einen  Mangel  des  Pro- 
porzes das  bezeichnet,  dass  man  ihn  nicht  inner- 
halb der  Partei  durchführen  könne.  Ich  denke,  wir 
haben  ein  Gesetz  Ober  die  Wahlen  in  den  Nationalrat 
m  machen  und  nicht  eine  Gesetzgebung  für  die 
Parteien.  Wie  die  Parteien  in  ihren  innern  Ange- 
legenheiten verfahren,  In  welcher  Weise  sie  die 
verschiedenen  Richtungen  berücksichtigen  wollen, 
ist  ihre  Sache,  das  bedarf  keiner  Gesetzgebung.  Ich 
glaube,  dass  jede  Partei,  die  ihre  Interessen  kennt, 
«uchen  muss,  die  verschiedenen  Richtungen,  die  in 
ihr  bestehen,  miteinander  zu  versöhnen,  wenn  sie 
nicht  gerade  bei  den  Wahlen  ernstlich  Schaden 
leiden  will;  und  sollte  je  eine  gewaltthätlge  Mehr- 
heit oder  ein  diktatorisches  autoritatives  Komitee 
über  die  Wünsche  einer  grossen  Minderheit  sich 
hinwegsetzen,  so  würde  diese  Minderheit  unter 
dem  heutigen  Systeme  nicht  zur  Geltung  kommen 
können,  ohne  dass  sie  ihre  eigene  Partei  ernstlich 
bei  den  Wahlen  schädigt.  Wohl  aber  gestattet  das 
proportionale  Wahlverfahren  einer  von  der  Mehr- 
heit der  Partei  vergewaltigten  Minderheit,  unter 
Umständen  zu  ihrem  Rechte  zu  kommen,  indem 
schon  das  Wahlverfahren  es  ermöglicht,  unter  den  1 
Kandidaten  selbst  eine  gewisse  Auswahl  zu  treffen,  I 
oder  aber  es  ermöglicht,  sioh  vorübergehend  als  j 
besondere  Grippe  zu  konstituieren  und  einon  eigenen 
Wahlvorsohlag  aufzustellen,  ohne  dio  Mehrheit  der  1 
Partei  und  damit  die  Gesamtheit  derselben  emst- 
lich su  schädigen. 

Denken  Sie  aber  auch  an  folgende  Eventualität, 
loh  erinnere  mich,  vor  einiger  Zeit  in  einem  radi- 


kalen Blatte  bittere  Klagen  darüber  gelesen  zu  haben, 
dass  es  schwer,  ja  beinahe  unmöglich  sei,  einen 
hervorragenden  Juristen  des  Kantons  Bern  in  einen 
der  beiden  Räte  hineinzubringen,  damit  er  mit 
seinem  grossen  fachmännischen  Wissen  an  den  be- 
vorstehenden Beratungen  des  einheitlichen  Rechte« 
teilnehmen  könne.  Da  schafft  gerade  die  Propor- 
tionalität die  Möglichkeit,  allenfalls  in  grossen  Wahl- 
kreisen einen  solch  hervorragenden  Fachmann;  der 
in  der  Regel  nicht  ausgesprochener  Parteimann  sein 
wird,  in  die  Behörde  zu  bringen.  Würde  es  nicht 
für  die  Allgemeinheit  vielleicht  von  Vorteil  sein, 
wenn  es  möglich  wäre,  den  einen  oder  andern  von 
denen,  welche  am  vergangenen  20.  Mai  das  Kranken - 
und  Untallversicherungsgesetz  verworfen  haben, 
einen  oder  mehrere  der  in  diesem  Kampfe  hervor- 
getretenen Führer,  von  denen  kein  einziger  hier 
sitzt,  in  diesen  Rat  zu  bringen  und  ihnen  so  dio 
Möglichkeit  zu  verschaffen,  ihre  Anschauungen  über 
eine  neue  Lösung  der  Frage  kund  zu  geben?  Ion 
glaube,  das  wäre  ein  Vorteil  nicht  bloss  für  die 
betreffenden  Kreise,  sondern  mehr  noch  für  die» 
jenigen,  welche  zu  dem  verworfenen  Gesetze  ge- 
standen sind. '  Sie  wissen  ganz  genau,  dass  bei 
dem  bestehenden  Wahlsystem  keinem  dieser  Volks- 
führer Gelegenheit  geboten  ist,  in  den  Rat  zu  ge- 
langen.  Nur  der  Proporz  würde  das  ermöglichen. 

Ich  sage  also,  der  Proporz  garantiert  in  höherem 
Grade  als  der  Majorz  die  Freiheit  des  Wähler«,  und 
dabei  wird  er  nicht  etwa  jede  Zersplitterung  be- 
günstigen. Die  Erfahrungen  in  verschiedenen  Kan- 
tonen lehren,  dass  nicht  jede  beliebige  kleine  Gruppe 
zu  einer  Vertretung  gelangen  kann.  Es  ist  nicht  su 
befürchten,  dass  die  so  beredten  und  erfolgreichen 
Verteidiger  des  Rösslispiels  sich  bei  den  National- 
ratswahlen als  besondere  Gruppe  zusammenthun 
und  das  Volk  auffordern  werden,  der  erhabenen  Fahne 
des  Rösslispiels  zu  folgen;  sie  werden  dassohon  In 
ihrem  eigenen  Interesse  vermeiden.  Nur  grosse  und 
wichtige  Interessen  werden  im  stände  sein,  unter 
dem  Systeme  des  Proporzes  die  Wählerschaft  um 
eine  Wahlliste  zu  scharen. 

Und  nun  hat  Herr  Professor  Hilty  einen  Aus- 
sprach von  mir  oitiert,  den  in  einem  gedruckten 
Vortrage  von  Herrn  Prof.  Hilty  zu  lesen  ich  schon 
vorher  das  Glück  hatte.  Herr  Prot  Hilty  beruft  «loh 
auf  einen  Bericht  in  der  *  Neuen  Zürcher-Zeituog» 
über  den  sociatdemokratischen  Parteitag,  der  vor 
17«  Jahren  in  Basel  stattgefunden  hat  Die  Neue 
Zürcher-Zeitung  ist  zwar  ein  grosses,  In  ihrer  Art 
trefflich  redigiertes  Pressorgan,  jedoch  eine  Au- 
torität ist  sie  für  den  Sprechenden  nicht  Dieser 
Boricht  ist  nicht  eine  wörtliche  Wiedergabe  meines 
Votums  und  er  lässt  auoh  nicht  genau  erkennen, 
was  dem  Votum  vorangegangen  und  auf  weloba 
Fragen  ich  geantwortet  habo.  Allein  es  Hegt  mir 
ferne,  Wortklauberei  zu  treiben.  Ich  selber  wäre 
heute  nicht  mehr  in  der  Lage,  mein  damaliges 
Votum  wieder  herzustellen.  Ich  möchte  auoh  den 
Vorsuch  gar  nicht  machen,  und  ich  bekenne,  daas 
im  allgemeinen,  wenn  auch  nicht  in  jeder  Nuance, 
der  Bericht  dasjenige,  was  ich  dort  sprach,  so 
ziemlich  wiodergiebt  Ich  habe  aber  keinen  Grund, 
irgend  etwas  zu  bereuen,  was  ich  in  jener  Ver- 
sammlung gesagt  habe.  E«  ist  selbstverständlich, 
dass  jede  Partei  und  namentlich  jede  kampfe«- 
Iroudice  Partei  darauf  ausgehen  wird,  mit  der  Zeit 
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die  Mehrheit  zu  erlangen,  zunächst  in  kleinem 
Kreisen  und  später  in  grössern.  Es  ist  das  ein  selbst- 
verständliche« und  gutes  Recht  jeder  Partei.  Allein 
bei  den  beiden  Initiativen  —  und  das  können  Sie 
mir  suis  Wort  glauben  —  handelt  es  sich  keines- 
wegs um  einen  Hauptvorstoss  gegen  die  radikale 
Partei.  loh  bin  kein  Freund  der  radikalen  Partei, 
and  ich  trete  ihr  namentlich  da,  wo  sie  neuen  Ideen 
nicht  zugänglich  ist  und  die  Minderheiten  zu  wenig 
berücksichtigt,  gelegentlich  schroff  entgegen.  Ich 
habe  in  der  That  kein  Intoresse,  zu  wünschen,  dass 
die  Radikalen  in  diesem  Saale  einzig  die  Majorität 
ausüben.  Aber  zunächst  Jässt  es  mich  ausserordent- 
lich kalt,  ob  hier  die  radikale  Partei  die  Mehrheit 
hat  oder  nicht  Aber  was  mich  nicht  kalt  lässt,  ist 
der  Umstand,  dass  nach  meiner  Ueherzeugung  — 
andere  mögen  eine  andere  Ueherzeugung  haben  — 
die  radikale  Partei  nicht  die  Majorität  des  Schwei- 
urvolkes  umlasst  und  trotzdem  in  diesem  Saalo  die 
Mehrheit  ausübt.  Wurde  sie  die  Majorität  im  Volke 
darstellen,  so  hätte  Ich  selbstverständlich  nicht  das 
Mindeste  einzuwenden;  ich  wurde  es  nur  konse- 
quent finden,  wenn  sie  auch  hier  die  Majorität  be- 
lasse. Das  ist  aber  meiner  Ansicht  naoh  nicht  der 
Fall,  und  ich  schöpfe  diese  Ueherzeugung  nicht  bloss 
aas  vereinzelten  Erscheinungen,  nicht  bloss  aus  dem 
Umstände,  dass  die  radikale  Partei  in  ihren  Idoon 
immer  stationärer  wird,  wie  sich  das  auch  im  vor- 
liegendon  Falle  zeigt,  sondern  aus  einer  ganzen 
Summe  von  Erscheinungen,  aul  die  ich  jetzt  nicht 
eintraten  will. 

Die  Mehrheit  müsse  regieren,  helsst  es  immer, 
wenn  man  den  Proporz  bekämpfen  will.  Jawohl 
muss  sie  regieren,  die  Mehrheit.  Ich  stelle  mir 
immer  vor,  dass  die  Regierung  regleren  soll,  und 
die  Regierung  in  unserm  Laude  ist  oder  sollte 
wenigstens  sein  der  Bundesrat.  Und  loh  wünschte, 
dass  der  Bundesrat  in  weit  höherem  Masse  eine 
Regierung  wäre,  d.  h.  eine  Behörde,  weniger  in 
Anspruch  genommen  durch  kleine  Verwaltungsge- 
schafte  und  mehr  Zeit  gewinnend  für  die  kollegiale 
Beratung  der  wichtigen  Tagesfragen,  für  die  ge- 
meinsame Festlegung  der  Richtschnur  ihrer  Politik. 
Als  Voraussetzung  dazu  betrachte  ich  die  Wahl  des 
Bundesrates  durch  das  Volk.  Aber  ich  wünsche 
keineswegs  ein  Regiment  durch  das  Parlament,  und 
gewisse  Erfahrungen  in  unserm  westlichen  Nach- 
barlande sprechen  keineswegs  dafür,  dass  die  De- 
putierten in  alle  möglichen  Dinge  hineinregieren 
sollen.  Die  Volksvertretung  soll  ein  Bindeglied  sein, 
eine  Mittelstellung  einnehmen  zwischen  dem  Volke 
In  seinen  verschiedenen  Interessen  und  Anschau- 
ungen auf  der  einen  Seite  und  der  Regierung  und 
Verwaltung  auf  der  andern  Seite.  Das  Parlament 
soll  nicht  regleren,  sondern  die  Gesetze  beraten 
■ad  die  Verwaltung  kontrollleren  und  zwar  besser 
und  gründlicher,  als  das  bis  jetzt  deV  Fall  war.  Das 
Ut  meine  Auffassung  vom  Parlamente,  und  es  scheint 
mir  notwendig  zu  sein,  dass  darin  alle  nennens- 
werten Interessengruppen  vertreten  seien.  Es  würde 
Bur  cur  Mehrung  der  Volkswohlfahrt  beitragen, 
wenn  zwischen  den  Wählern  und  den  Gewählten 
«in  besserer  Kontakt  bestände.  Und  ich  denke,  wir 
sollten  einmal  mit  den  Ueberlieferungen,  welcho 
aas  einer  alten  Zeit  herüberragen,  brechen,  mit 
diesem  schon  mehrfach  erwähnten  System  des 
Jakobinismus  und  Autoritär  ismus,  der  frühere  Pe- 


rioden charakterisiert  und  nicht  mehr  in  unsere 
Zeit  hinoinpasst. 

Man  sagt  wohl:  wo  bleiben  da  die  Gesamtinte- 
ressen'? Die  sind  aber  nichts  Festes,  sondern  etwas 
Fliessendes  und  setzen  sich  aus  verschiedenen  Ein- 
zelinteressen zusammen  und  insbesondere  aus  den 
verschiedenen  wirtschaftlichen  und  socialenGruppen, 
in  welohe  unser  Volk  geteilt  ist  Man  mag  über  den 
Klassenkampf  und  die  Klassenkampftheorie  denken, 
was  man  will,  so  ist  es  eine  unleugbare  Thatsache, 
dass  ein  Klassenkampf  besteht,  und  die  grosse  Auf- 
gabe der  Demokratie  und  ihr  grosses  Verdienst  ist 
es,  nicht  den  .Klassenkampf  zu  beseitigen  —  sie 
kann  das  nicht,  so  wünschbar  es  sein  möchte  — 
aber  denselben  möglichst  zu  elvilisieren,  ihm  eine 
mildere  Form  zu  geben,  damit  gewaltsame  Erup- 
tionen vermieden  werden  und  an  deren  Stelle  eine 
ruhige,  organische  Entwicklung  platzgreife.  Das  ist 
dio  hohe  Mission  der  Demokratie.  Ein  Instrument 
der  Demokratie  aber  ist  das  proportionale  Wahlver- 
fahren, welches  in  der  Wahlgesetzgebung  den 
Grundsatz  der  Demokratie  vorwirklichen  hilft 

*  Ist  es  denn  etwas  so  Schlimmes,  dass  sich  die 
Intecessenkategorien  organisieren  und  geltend 
machen  ?  Ich  glaubo  nein.  Gewiss  leiden  sie  hie 
und  da  an  Einseitigkeit,  aber  ich  erblioke  trotzdem 
Inder  wachsenden  Organisation  der  Interessen  einen 
bedeutsamen  Fortschritt  Oder  wird  nicht  der  Ar- 
beiter, der  einer  Organisation  beitritt,  angeleitet, 
seine  persönlichen  Sonderinteressen  einem  höbera 
Zwecke,  zwar  noch  nicht  dem  Zwecke  der  Gesamt- 
heit, aber  doch  dem  Zwecke  einer  grossen  Gemein- 
schaft unterzuordnen'?  Ist  diese  Disoiplin,  diese 
Unterordnung  unter  ein  grösseres  Ganzes  nicht  eine 
wichtige  und  unerlässliche  Vorschule  für  die  Unter- 
ordnung der  grössern  Sonderinteressen  unter  die 
allgemeinen  Interessen  des  Vaterlandes?  Wird  nicht 
der  Bauer,  der  dem  Bauernverbände  beitritt,  dort 
auch  angeleitet,  seine  rein  persönlichen  Interessen 
einem  grössern  Ganzen  unterzuordnen,  in  einem 
Verbände  gemeinschaftlich  mit  Andern  gemeinsame 
Interessen  zu  wahren  und  gemeinsame  Angelegen- 
heiten zu  besorgen?  Das  sind  grosse  und  wichtige 
Bürgerschulen,  diese  Interessenorganisationen,  und 
wie  besser  die  ausgebildet  sind,  desto  eher  werden 
wir  zum  Interessenausgleich  gelangen  können.  Das 
Uebel  liegt  nicht  in  der  Organisation  der  Interessen, 
sondern  in  der  mangelhaften  Organisation  und  in 
dem  Umstände,  dass  wichtige  Interessen  gar  nicht 
oder  nicht  genügend  organisiert  sind.  Deshalb  wollen 
wir  die  wachsenden  Interessonorganisationen  bei 
allen  Mängeln  doch  als  ein  Element  des  Fortschritts 
und  dor  höhern  Entwicklung  der  Demokratie  be- 
grtissen.  Deshalb  soll  ihnen  auch  Gelegenheit 
gegeben  werden,  sich  durch  das  Mittel  der  Pro- 
portionalität eine  gerechte  Vertretung  in  den  Räten 
zu  verschaffen. 

Es  ist  ja  wahr,  das  Princip  der  Proportionalität 
macht  nicht  einen  Siegeslauf  Im  Sturmschritt,  und 
neben  den  Fortschritten  glebt  es  gelegentlich  auch 
Rückschritte.  Aber  das  beweist  nichts  gegen  das 
Princip  der  Proportionalität  Es  glebt  auoh  andere 
Ideen,  die  nur  langsam  und  schwer  durchdringen 
und  schliesslich  doch  zum  Siege  gelangen.  Es  ist 
ja  begreiflich,  dass  bis  in  die  neueste  Zeit  der  Ge- 
danke der  Proportionalität  nicht  tiefe  Wurzeln  fassen 
konnte.  Die  gewaltige  Veränderung  in  Handel  and 
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Wandel  rief  einer  Reihe  anderer  Fragen,  die  zu- 
nächst gelöst  werden  mussten.  Wir  müssen  uns  in 
den  neuen  ökonomischen  und  socialen  Zuständen 
zurechtfinden  und  anfangen,  in  das  Chaos  Ordnung 
zu  bringen.  In  politischer  Beziehung  vollzieht  sie!) 
oder  kann  und  soll  sich  diese  Ordnung  durch  die 
Verbesserung  des  Wahlverfahrens  vollziehen,  und 
da  ist  es  gerade  die  Demokratie,  welche  die  übrigen 
formal-politischen  Fragen  in  der  Hauptsache  schon 
gelöst  hat  und  welche  berufen  Ist,  bahnbrechend  zu 
wirken,  andern  Staaten  mit  weniger  entwickelten 
politischen  Formen,  welche  zunächst  andere  Fragen 
zu  lösen  haben,  wie  die  Einführung  des  allgemeinen 
und  des  gleichen  Wahlrechts,  voranzugehen.  Aber 
bereits  ist  uns  ein  Staat  mit  dem  Proporz  zuvorge- 
kommen, der  wohl  das  allgemeine,  nicht  aber  das 
gleiche  Wahlrecht  hat:  Belgion,  und  da  ist  es  in- 
teressant, dass  es  gerado  die  regierende  Partei  war, 
ein  katholisch-konservativer  Minister,  welcher  die 
Proportionalität  in  Belgien  eingeführt  hat,  obschon 
er  genau  wusste,  dass  er  damit  dio  Vortretung 
seiner  eigenen  Partei  verkürze.  Zwar  liefert  das 
Wahlverfahren  In  Belgien  noch  kein  vollständig  pro- 
portionelies  Resultat,  jedoch  ist  daran  niebt  der 
Proporz  schuld,  sondern  das  Pluralvotum,  welches- 
die  Wahlzifiero  dadurch  fälscht,  dass  es  den  Ge- 
bildeten und  Besitzenden  eine  Mehrzahl  von  Stimmen 
giebt,  dem  einfachen  Arbeiter  aber  nur  eine  Stimme 
einräumt  Man  muss  auch  diese  Thatsache  berück- 
sichtigen, wenn  man  die  Wirkung  der  Proportio- 
nalität in  Belgien  richtig  beurteilen  will. 

Man  sollte  —  um  zum  Schlüsse  zu  kommen  — 
die  Gelegenheit,  dio  Demokratie  nach  einer  Rich- 
tung hin  weiter  auszubauen  und  einen  bessernKontakt 
zwischen  Wählern  und  Gewählten  herzustellen,  nicht 
versänmen.  loh  weiss  zwar  wohl,  dass  die  Mehrheit 
in  diesem  Saale  von  ihrer  Macht  Gebrauch  machen  und 
dem  Initiativbegehren  nicht  zustimmen  wird.  Das- 
selbe wird  vielleicht  sogar  in  der  Abstimmung  fallen. 
Möglich  wäre  das  schon  doshalb,  weil  erfahrungs- 
gemäss  die  Durchführung  neuer  Aufgaben  durch 
das  Volk  im  Schweizerlande  nicht  im  ersten  An- 
lauf zu  gelingen  pflegt  Aber  dessen  seien  Sie  ver- 
sichert: die  Frage  des  proportionalen  Wahlverfahrens 
gehört..»!  denen,  dio  immer  wiederkehren  werden, 
bis  sie  eine  befriedigende  Lösung  gefunden  haben. 
Denn  das  Princip  der  Proportionalität  ist  eine  zweck- 
mässiger« Form  der  Gesetzlichkeit,  und  es  ist  in 
dar  Politik  der  Ausfluss  einer  höher  entwickelten 
Kultur  und  in  der  w.-m  Gesetzgebung  der  Ausdruck 


rt  Ich  werde  mich  möglichster  Kürze  be- 
ieissigen.  Gestatten  Sie  mir  darauf  hinzuweisen, 
dass  heute  in  diesem  Saale  dio  Initiativo  von  ihren 
Befürwortern  hauptsächlich  als  Bringerin  des  Frie- 
dens und  der  Gerechtigkeit  empfohlen  worden  ist. 
Sie  wurde  empfohlen,  weil  sie  dazu  bestimmt  sei, 
atlich  auch  eine  gerechte  Vertretung  der  Min- 
;u  ermöglichen,  und  es  ist  von  Herrn 
Wyss  Vorwahrung  dagegen  eingolegt  worden,  dass 
Seite  der  freisinnigen  Partei  gegen  diesen  Vor- 


ich glaube,  man  muss  os  den  Vertretern 
Partei  zu  gute  halten,  wenn  Sie  Befürchtungen 
liegen,  und  ich  möchte  Sie  daran  erinnern,  wie  die 
Doppelinitiative  nicht  unter  den  Friedensklängen 
entstanden  ist,  die  heute  in  diesem  Saale  ertönten, 
sondern  entstanden  ist  und  empfohlen  wurde  gerade 
als  ein  Verstoss  der  andern  Parteien  gegen  die  frei- 
sinnige Partei.  Ich  halte  also  dafür,  das  soll  nicht 
das  ausschlaggebende  Moment  sein.  Ich  glaube,  es 
wird  heute  joder,  der  billig  denkt,  den  Minderheiten 
die  Vertretung  gewähren  wollen,  die  ihnen  zukommt. 
Aber  dabei  hat  er  auch  das  Recht,  Garantie  und 
Sicherheit  zu  verlangen,  dass  diese  Vertretung  der 
Minderheit  in  richtiger  Weise  könne  geschaffen 
worden. 

Wfcnn  auf  der  einen  Seite  die  Doppelinitiative 
als  Friedensbringerin  gepriesen  wurde,  so  ist  dabei 
das  Beispiel  Belgiens  zu  verschiedenen  Malen  cl- 
tiert  worden.  Der  Sprechende  hatte  Gelegenheit,  im 
letzten  November  die  Vorgänge  bei  den  belgischen 
Gemeindcratswahlen  anzusehen.  Diese  erfolgten  auch 
nach  dem  Proporz.  Ich  will  Ihnen  kurz  sagen,  was 
dio  Zeitungsberichte  über  den  betreffenden  Wahltag 
sagten.  Hier  hoisst  es  an  einem  Ort:  cA  chaque 
instant  la  police  est  oblig6o  d'lntervenir  pour  eviter 
les  pugilats.»  An  einem  andern  Orte,  aus  Mechern: 
«La  nuit  de  samedi  ä  dimanche  a  ete  tres  mouve- 
menteo.  Des  bandes  de  voyous  qu'on  peut  evaluer 
ä  plusieurs  centaines,  hommes,  femmes  ot  enfante. 
ont  pris  la  ville  d'assaut  La  maison  de  M.  Jules 
Nobelo,  candidat  catholique,  a  ete  saccagee  de  fond 
en  comble.  Pas  uno  vitro  n'est  restee  intacte.  La 
belle  maison  des  pores  missionnaires  a  ete  comple- 
toment  peinte  en  bleu.» 

Sie  sehen  also,  dass  trotz  dem  Porporz  die  Ab- 
stimmung nicht  in  dieser  ruhigen  Weise  vorge- 
gangen ist,  wie  sie  heute  geschildert  wird.  Aller- 
dings bezog  sich  die  Schilderung  nicht  auf  die 
jüngsten  Kammerwahlen;  allein  ich  nehme  an,  dass 
auch  bei  diesen  die  erwähnten  Vorkommnisse  nicht 
ausgeblieben  sind.  Und  was  damals  geschrieben 
wurde,  was  In  Wort  und  Bild  zur  Agitation  ver- 
wendet wurde,  weist  keineswegs  auf  friedliche 
Vorgänge  hin. 

Ich  sprach  davon,  dass  vor  allem  auch  die  Ga- 
rantie einer  billigen  und  gorechten  Minderheitsver- 
tretung vorliegen  müsse.  Diese  Garantie  liegt  aber 
im  System. 

Auch  in  Belgien  haben  Sie  verschiedene  Systeme. 
Für  die  Gemeinderatswahlen  gilt  das  System,  dass, 
sobald  panaebiert  wird,  die  betreffende  Liste  nicht 
mehr  zählt  Dagegen  fällt  eigentümlicherweise, 
wenn  der  Liste  selbst  gestimmt  wird  und  die  Liste 
das  absolute  Mehr  erreicht,  der  Proporz  vollständig 
dahin  und  die  absolute  Majorität  regiert  Im  Gesetz 
für  dio  Kammerwahlen  ist  als  Korrektur  das  Pana- 
chieren  verboten  worden.  Und  nun  möchte  ich  Sie 
fragen,  ob  Sie  einem  Gesetze  zustimmen  würden, 
welches  das  Panachieren  verbieten  würde'?  Ich  halte 
nicht  dafür,  sondern  der  Bürger  behält  sich  gerne 
Freiheit  vor. 

Ich  citioro  Ihnen  diese  zwei  verschiedenen*  Sy- 
steme nur,  um  Ihnen  zu  beweisen,  wie  sehr  es  vom 
System  selbst  abhängt,  ob  der  Gedanke,  der  im 
Proporz  liegen  soll,  auch  zum 
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Von  anderer  Seite  ist  das  Beispiel  der  Stadt  Bern 
cttiort  worden.  Da  aber  haben  wir  die  Erfahrung 
gemacht,  dass  andere  Parteien  aus  den  Listen 
der  Gegenpartei  gewisse  Kandidaten  ausgewählt 
and  ihnen  einen  Vorzug  verschallt  haben,  um  da- 
mit diejenigen,  auf  deron  Wahl  dio  Gegenpartei  am 
meisten  Gewicht  legte,  vom  Eintritt  in  den  Rat 
fernzuhalten.  Dieses  System  wurdo  nun  durch  dio 
Kumulation  korrigiert.  Allein  auch  das  bietet  keine 
Garantie  dafür,  dass  keine  Partei  sich  in  die  Ge- 
schälte der  andern  einmischt  Der  Proporz  entspricht, 
Sie  mögen  ein  System  wählen,  welches  Sie  wollen, 
niemals  dem  Begehren,  dass  keine  Partei  der  andern 
bineinregiere.  Wollen  Sie  das  Princip  strikte 
durchführen,  so  wird  die  Freiheit  des  Bürgers  be- 
schrankt, und  es  bleibt  Ihm  nichts  Übrig,  als  einzig 
und  allein  den  Kandidaten  seiner  Richtung  zu 
stimmen.  Wie  sehr  die  Meinungen  Uber  das  System 
auseinandergehen,  zeigt  die  Verhandlung  im  Grossen 
Rate  des  Kantons  Baselstadt  Es  waltote  dort  eine  lange 
Diskussion  darüber,  ob  das  Panachleren  zu  gestatten 
sei  oder  nicht,  und  schliesslich  wurde  es  gestallet 

Von  der  Losung  dieser  Frage,  von  der  ganz  ver- 
schiedenen Ausführung  eines  allfätligen  Gesetzes 
hangt  es  also  ab,  ob  diesem  oder  jenem  Willen  be- 
sonders Rechnung  getragen  wird.  Ich  erlaube  mir 
deshalb,  nicht  gestützt  auf  alte  Theorien,  sondern 
gestützt  auf  die  Erfahrungen  der  neuern  Praxis,  hier 
zu  behaupten,  dass  wir  bis  jetzt  kein  System  ge- 
funden haben  und  dass  es  gegenwartig  noch  nicht 
möglich  erscheint,  ein  System  zu  linden,  das  wirk- 
lich die  Gedanken,  welche  die  Befürworter  der  Ini- 
tiative in  den  Vordergrund  stellen,  in  richtiger  Weise 
zum  Ausdruck  bringt  Herr  Curti  hat  uns  zwar  ge- 
sagt, wir  werden  natürlich  für  die  Nalionalrats- 
wahlen  ein  besseres  System  Anden ;  aber  er  hat  uns 
dieses  System  nicht  naher  beschrieben,  er  hat  uns 
die  Besserung  nur  in  Aussicht  gestellt  Ich  halte 
dafür,  wir  sollen  den  Proporz,  bis  er  wirklich  das 
bietet,  was  die  versprechen,  die  ihn  empfehlen,  für 
die  Eidgenossenschaft  ablehnen,  und  ich  möchte 
vielmehr  denjenigen,  die  hier  den  Proporz  empfehlen 
und  die  Macht  haben,  ihn  in  ihrem  Heimatkanton 
einzuführen,  anraten,  dies  dort  zu  thun  und  dort 
Erfahrungen  zu  sammeln. 

Herr  Iselln  hat  selbst  zugegeben,  dass  die  Einer- 
kreise kein  Vorteil  seien  und  dass  die  grossen 
Wahlkreise  jedenfalls  oher  für  die  Ausführung  des 
Proporzes  geeignet  seien.  Wenn  gloich  von  Anlang 
an,  selbst  von  denen,  welcho  das  Proportionalsy- 
stem befürworten,  solche  Mangel  zubegeben  werden 
müssen,  so  kann  mau  es  uns  nicht  übel  nehmen, 
wenn  wir  heuto,  bevor  wir  bessero  Erfahrungen 
gesammelt  haben,  den  Proporz  ablehnen. 

Herr  Iselin  hat  auch  anerkannt,  dass  an  vielen 
Orten  der  freiwillige  Proporz  ausgeübt  wird,  und 
hier,  glaube  ich,  liegt  die  richtige  Lösung  der  Frage. 
Gegenwartig  stehen  wir  nämlich  vor  einer  ganzen 
Reihe  von  grosson  wirtschaftlichen  Fragen,  und  wenn 
wir  denselben  eine  gute  Aufnahme  bereiten  wollen, 
so  werden  wir  zur  Beratung  die  verschiedenen  Par- 
teien heranziehen  müssen,  und  es  wäre  verfohlt 
wenn  eine  Partei  die  Verantwortlichkeit  allein  auf 
sich  nehmen  wollte.  Gerade  unter  dem  Einduss 
grosser  wirtschaftlicher  Fragen  wird  man  nach  und 
nach  von  selbst  dazu  kommen,  überall  den  Minder- 
heiten Rechnung  zu  tragen. 
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Herr  Secretan  hat  ausgeführt,  dass  gegenwartig 

die  Stimmung  im  Volko  der  Zusammensetzung  der 
Rate  und  ihren  Beschlüssen  nicht  entspreche.  Kr 
hat  uns  ein  Beispiel  citiert  und  einen  Prozentsatz 
derjenigen  Gesetze,  die  verworfen  worden  sind, 
genannt.  Allein  ich  glaube,  diese  Rechnung  ist 
unrichtig.  Nicht  nur  diejenigen  Gesetze,  die  in- 
folge des  Referendums  dem  Volke  vorgelegt  wurden, 
sind  in  Betracht  zu  ziehen,  sondern  auch  diejenigen, 
welche  unbeanstandet  vom  Volke  angenommen 
wurden. 

Ich  halte  aber  namentlich  auch  dafür,  dass  wir 
dem  einzelnen  Bürger  die  Freiheit  wahren  sollen, 
auch  Kandidaten  anderer  Parteien  die  Stimme  zn 
geben.  Es  ist  besser,  wenn  der  Bürger  bei  der  Ab- 
gabe der  Stimme  die  Haltung  des  Kandidaten  in 
grossen  Fragen  in  Betracht  zieht  als  wenn  er  ihn 
an  der  Schablone  des  Parteiprogramme«  misst  Das 
möchte  ich  verhüten,  dass  die  Berücksichtigung  der 
Partoiangehörigkeil  in  immer  weitern  Kroisen  platz- 
greift Wir  haben  die  Erfahrung  gemacht  dass  bei 
Bestellung  wirtschaftlicher  Komitees,  von  Schulkom- 
missionen, nicht  nur  die  Eignung  des  Betreffenden  in 
Frage  kommt,  sondern  dass  es  vielmehr  auch  darauf 
ankommt,  zu  woloher  Partei  er  sich  bekennt.  Dies 
sollte  in  der  Eidgenossenschaft  vermieden  werden ; 
diesen  Partoigeist  möchte  ich  nicht  in  die  Ver- 
waltung eindringen  lassen,  ich  möchte  nicht,  dass 
das  Gefühl  der  Zugehörigkeit  zu  einer  Partei  irgend- 
wie massgebend  sei  ;  es  soll  nicht  massgebend  soln 
bei  der  Besetzung  einer  Stelle,  aber  auch  nicht  bei 
derAmtstübrung  der  Bundesbehörden.  Hier  wollen  wir 
Gewählten  und  Wahlern  Freiheit  lassen.  Und  wenn 
von  der  Macht  der  Mehrheit  gesprochen  wurde,  so 
halte  ich  dafür,  dass  das  Volk  die  Mehrheit  ist; 
sein  Entscheid  ist  die  Macht  der  Mehrheit  und  ihm 
haben  wir  uns  vor  allem  zu  fügen. 

Aus  allen  diesen  Gründen  möchte  ich  Ihnen  em- 
pfehlen, den  ersten  Teil  der  Initiative  abzulehnen. 
Dies  halte  ich  im  Interesse  des  Friedens  des  Volkes 
und  nicht  die  Annahme  derselben. 


M.  Ador:  L'heure  tardive  et  la  longueur  de  la  dis- 
cussion  qui  a  precede  me  conlraignenl  a  etre  tres 
bref.  II  me  paralt  resulter  del'amplour  du  debat  la 
constatation  certaine  que  l'ldee  de  la  proportionneile 
a  lait  son  chemin  dans  le  pays.  II  sera  permis  a 
un  do  ses  partisans  de  s'en  rejouir,  nous  ne  nous 
trouvons  plus  comme  en  1890  ot  98  en  face  do  simples 
motions  de  deputes,  mais  d  un  mouvementpopulaire 
et  il  taut  se  rejouir  a  la  penseo  que  gräce  a  nos 
institutions  demoeratiques,  le  peuple  peut  porter 
devant  nous  les  questions  qui  l'interessent  au  plus 
haut  degre.  Je  comprends  tres  bien  que  les  partisans 
et  les  adversaires  de  la  demande  qui  nous  est  adressee 
par  les  initiants  sentent  le  besoin  de  donner  par 
avanco  des  argumenta  solides  ä  l'appui  de  leur  mi- 
niere de  voir,  pour  diriger  le  peuple. 

Pour  mon  compte,  je  n'ai  pas  a  defendre  longue- 
ment  mon  point  de  vue,  je  Tai  dejä  falt  a  deux 
roprises  au  sein  de  co  consoil  ot  je  craindrais 
d'abuser  de  votre  patience  en  repetant  ce  que  j'ai 
deja  dit  a  difterentes  reprises,  ce  qui  du  reste  a 
ete  egalemont  tres  bien  dit  et  developpe  par  d'autres 
orateurs. 


Digitize< 


3«2  — 


Vous  me  permettrez  cependant  une  petite  recti- 
flcaücm  00  ce  qui  concerno  Geneve.  Gemme  mes 
coliegues,  jo  regrette  qu'on  en  ait  trop  parle,  mais 
yd  le  comprends,  car  rien  ae  remplace  l'experience. 
Je  «als  uu  de  oeux  qui  oot  contribuö  a  iatroduire  le 
Systeme  proporüoaael  4  Geneve  et  je  ne  l'ai  pas  re- 
gretlö  un  aeul  jour,  parce  que  je  suis  persuade  qu'il 
a  ete,  qu'il  est  et  qu'il  sera  un  Clement  de  paix  et 
de  tranquillite  pour  mon  canton.  En  eilet,  chaque 
parti  est  assure  d'etre  reprösente  au  grand  conseil 
aans  avolr  4  tenlr  son  mandat  de  la  g»5nürosito  de 
tel  parti  electoral  qui,  dana  l'interet  de  son  parti, 
lui  fait  de«  ooncesslons.  Lea  inconvenients  que  l'on 
reproctae  au  Systeme  genevois  proviennent  unique- 
meat  d'une  errour  qui  a  ete  conuniso  par  lo  grand 
oonseil,  oontrairement  a  l'avislormel  du  conseil  l  /tat 

Le  grand  conseil  de  Geneve  a  refuse  le  quorum, 
parce  qu'il  etait  oompose  d'une  maniere  que  nies 
coliegues  ont  oublie  de  rappeler.  II  y  avait  une 
fracÜOQ  du  parti  radical  qui  s'appelait  parti  radical 
national,  le  parti  de*  batous,  comme  le  dlsait  M. 
Seoretan,  qui  donnait  la  majorite  4  qui  il  voulait, 
Situation  qui  a  dure  un  certaio  temps.  Lorsque  la 
loi  lut  discutee  au  grand  conseil,  ce  parti  trembla 
de  ne  plus  etre  repräsente  si  l'on  adniettait  le 
quorum,  et  c'eat  grace  au  parti  radical  et  4  la  fai- 
blesae  de  queiques-uns  de  mes  amis  politiques  que 
nous  avons  dana  notre  Systeme  les  delectuosites  qui 
ont  ete  aignalees. 

Legrand  eonseil  a  compris  la  dilllculte,  du  reste, 
et  une  commission  a  ete  chargee  d'examiner  la  re- 
vision  des  pointe  defectueux  de  la  loi,  4  laquelle 
alle  apportera  las  correetifs  nöoessaires.  Tout  cela 
du  reste  n'est  qu'une  question  de  detail,  d'imper- 
fections  de  notre  loi  qui  ne  toucheot  pas  au  prin- 
cipe lui-meme.  Ici  qu'il  me  soit  permis  de  repondre 
4  M.  Hirler  qui  a  insiste  sur  cos  questions  de  de- 
tail, en  disant  qu'il  y  avait  desaecord  entre  les  Par- 
tisans de  la  representation  proportionnelle;  toutes 
ces  questions  peuvent  ötre  reglees  par  una  bonne 
loi,  lorsquo  nous  la  lerons.  Ce  qu'il  nous  laut  maiu- 
tenant,  c'est  de  tranchor  la  question  du  priueipe. 
Du  reste,  les  inconvenients  signales  sont  bien  moins 
graves  que  les  injustices  qui  resultenl  de  l'applica- 
tion  du  principe  de  la  majorite  pure,  puisque  tel 
parti  disposant  d  une  lalble  majorite  peut  en  exclure 
oompleteoiont  un  autre  quand  il  y  a  interet  et  que, 
•'il  le  totere  ü  ses  cötes,  o'est  simplement  parce 
qu'il  est  interet   4  aa  presence. 

Ainsi  le  parU  radical  a  estime  qu  il  etait  de  son 
tnteröt  de  s'aUier  au  parti  socialiste  de  Geneve.  Je 
a«  lui  en  lais  pas  un  reproebe,  mais  le  jour  oü  il 
n'aura  plus  interet  4  le  laire,  cette  allianoe  cessera. 
II  n'y  a  jamais  rien  de  sur  ainsi.  Ce  que  je  regrette, 
o'est  que  cette  allianoe  ait  eu  pour  resullat  de  de- 
posseder  de  son  Biege  un  depute  apparlenant  au 
parti  que  je  represente  qui  n' avait  oertainement  pas 
dement*)  de  son  pays. 

L'argumentaüon  de  notre  collegue  M.  Jeanbenry 
e  ete  pour  moi  l'objet  d'une  certaine  desillusion. 
Avec  son  talent  babituel  auquel  je  me  plais  a  rendre 
bommage,  il  nous  a  explique  qu'4  Nouchätel  ses 
amis  politiques  et  lui  n'avalent  introduit  la  repre- 
aentation  proportionnelle  qu'4  titre  d'expedient  et 
dans  l'interet  du  parti  radical  de  Nouchätel.  Mes- 
sieurs, nous  ne  devons  pas  faire  de  la  politique 
d'expedients;  il  s'agit  ici  d'une  quesüon  de  justice» 


d'öquite,  et  c'est  sur  ce  t.rrain  que  nous  devons  nous 
placer;  il  laut  que  le  cons.ll  national  represente 
aussi  exaetement  que  possible  le  corps  electoral 
qui  i'a  revetu  de  son  mandat 

J'avoue  ne  pas  pouvolr  oomprendre  l'argumeu- 
tation  consistant  4  dire  que  nous  portoos  attainte 
au  Systeme  föderatif.  Je  Tai  suivle  avec  la  plus 
grande  attention,  sans  la  trouver  concluante.  Comment, 
Messieurs,  supprimons-nous  le  conseil  des  etats,  les 
cantons?  Depend-t-il  du  conseil  national  de  dö ter- 
miner comment  les  deputee  aux  etats  sont  nommes? 
N'est-ce  pas  une  preoocupation  de  la  souveralnete 
cantonale  qui  doit  rester  intacte?  Le  conseil  des 
etat*  continueta  4  etre  elu  par  les  cantons;  le  con- 
seil national  continuera  4  representer  le  corps  elec- 
toral de  la  Suiase;  la  majorite  du  peuple  aulsse  so 
retrouvera  dans  oette  chambre,  eile  doit  s'y  trouver, 
personne  n'a  l'idec  de  supprimer  la  majorite,  et 
j  'appuie  resolument  les  considerations  que  M.  Wyss 
vient  de  laire  valoir,  c'est-4-dire  qu'il  ne  s'agit  pas 
de  laire  arriver  ici  des  minor! las  qui  prendroot  la 
place  de  la  majorite.  II  s'agit  de  donner  piatot  4 
cbaque  tractlon  politique  la  representation  legi- 
time, normale,  4  laquelle  eile  a  droit,  en  nxant  dans 
la  loi  un  quorum  des  Une  4  e  viter  l'emiettament  du 
corps  electoral. 

Je  me  resume  en  disant  ceci :  Que  la  majorite  de 
gouvernement  soit  absolumont  necessalre  ou  nou, 
eile  correspond  en  tous  cas  4  la  Situation  generale 
dans  laquelle  se  trouve  le  pays  et  eile  se retrouvera, 
ai  eile  existe,  dans  le  par lement,  apre*  comme  avant 
la  proportionnelle. 

Du  reete,  M.  Jeanhenry  a  dit  tout  4  l'beure  que 
le  conseil  national  n'etait  plus  qu'une  cbambre  d'ins* 
truetion,  d'enregistrement,  que  grace  au  developpe- 
ment  de  nos  institulions  demoeratiquea  notre  röle 
est  devenu  modeste.  Peu  importo  des  lors  comment 
les  oonaeils  sont  eins. 

Je  n'ai  pas  cette  opinion.  Quel  que  soit  l'essor 
pris  par  nos  inslitutions  demoeratiquea,  j'estime 
qu'll  est  du  devoir  des  ohambres  föderales  d'evlter 
les  conlliU  avec  le  peuple  et  de  chorcher  4  laire  en 
toute  occaslon  des  lou  qui  soient  le  Adele  echo  da 
sentiment  populaire.  Plus  nous  introduisons  dans  les 
chambres  certains  Clements  qui  nous  renseignaront 
sur  ce  qui  se  dit  et  so  lait  au  dehors,  plus  nous 
serons  4  memo  de  faire  une  oeuvre  legislative  utile, 
et  moins  nous  nous  enlermerons  dans  nos  idees 
parti  cularistes  et  etroites  de  partis,  qui  ne  volent 
pas  sulfisamment  clair  autour  d'eux  pour  se  rendre 
compto  de  la  voie  dana  laquelle  ils  doivent  marcbor. 

Je  ne  veux  porter  aueune  atteinte  4  l'ldee  fede- 
raliste,  la  Situation  du  conseil  national  00  du  000- 
soil  des  etats.  Je  poursuis  uniquemant  une  oeuvre 
de  justice  et  d'equite,  et  je  prie  les  adversairee  de  la 
representation  proportionnelle  de  bien  vouloir  croire 
que  ces  declarations  sont  sincerea,  ne  cacbent  au- 
eune arri6re-pens6e,  ne  visent  aueun  Lut  d'expfr- 
dient,  etant  absolument  oonvaineu  que  l'oeuvre  est 
utile,  juste,  vraie  et  par  consequent  que  notre  de- 
voir democraüque  est  de  la  realiter. 


Bundespräsident  Hauser:  Der  Bundearat  beab- 
sichtigt nicht,  aus  der  Reserve  herauszutreten,  welche 
er  sieb  seit  dem  Beginn  dieser  Initiativbewegung 


Digitized  by  Google 


-    IM  — 


:  hat.  Sie  werden  es  begreiflieb  finden,  wenn 
der  Bundesrat  in  der  Diskussion,  welche  über  die 
Wahlart  des  Bundesrates  noch  folgen  wird,  sich 
d>  verhalten  wird.  Aber  auch  betreffend 
der  Proportionalwahl  des  Nationalrates 
der  Bundesrat  darauf,  Ihnen  den 
indpunkt  zu  bestätigen,  welchen  er 
in  den  Jahren  1883,  1886,  1889  und  1898  durch 
Botschaft  und  die  Voten  seiner  Vertreter  vor  Ihnen 
im  Rate  xn  verfechten  die  Ehre  hatte. 

Bei  der  Diskussion  Ober  die  Erheblichkeitser- 
klärung der  Motion  Wullschleger  vom  Jahre  1898 
hat  der  damalige  Vertreter  des  Bundesrates,  Herr 
Bundespräsident  RufTy,  Veranlassung  genommen, 
durchblicken  zu  lassen,  dass,  vorbehaltlich  des  noch 
nicht  vorhandenen  und  erst  noch  zu  entdeckenden 
praktischen  und  gerechten  neuen  Wahlverfahrens, 
eine  erste  und  Grundbedingung  für  den  Bundesrat, 
zu  einer  solchen  Neuerung  irgendwie  Hand  zu  bieten, 
die  sein  mOssto,  dass  die  gegenwärtigen  Einer-  und 
Zweier-Wahlkreise  fallen  gelassen  würden. 

Ist  seit  1898  etwas  Neues  geschehen,  was  den 
Bundesrat  veranlassen  könnte,  seine  damalige  Haltung 
zu  indem?  Ist  etwa  ein  allgemein  verständliches, 
praktische«  und  Gerechtigkeit  schaffendes  Wahlver- 
fahren entdeckt  worden,  welches  uns  für  die  Idee 
der  Proportionalität  eher  begeistern  könnte?  Keine 
Spur  davon  I  Heute  so  wenig  wie  damals  wissen 
wir,  wie  dieses  neue  Verfahren  aussehen  wird.  Es 
ist  sogar  begründete  Aussicht  vorhanden,  dass  sich 
welche  sonst  in  eidgenössischen  Dingen 
aber  in  dieser  Initiativbe- 
wegung  sich  unter  einem  Panier  zusammengefunden 
haben,  dannzumal  nicht  einmal  über  ein  Gesetz  zu 
einigen  wissen  werden,  welches  wir  dem  Schweizer- 
volk irgendwie  zur  Annahme  oder  Verwerfung  prä- 
sentieren könnten.  Oder  schlägt  man  uns  heute 
Dreier-  oder  Fünfer- Wahlkreise  vor,  auf  welchen 
da*  neue  Wahlsystem  aufgebaut  werden  könnte? 
Gerade  das  Gegenteil!  Einzig  neu  ist  in  der  That 
nur,  dass  in  Zukunft  jeder  Kanton  und  Halbkanton 
einen  Wahlkreis  bilden  soll.  Aber  dieses  Einzige 
genügt  auch,  um  den  Bundesrat  in  seiner  bisherigen 
ablehnenden  Haltung  zu  bestärken.  Weit  entfernt, 
Gleichheit  und  Gerechtigkeit  in  das  Wahlverfahren 
zu  bringen,  wird  der  neu  vorgeschlagene  Verfassunga- 
»rtikel  nach  unserer  Ansicht  mit  Naturnotwendigkeit 
n  in  7  Kantonen  und  Halb- 
vorgeschlagene Proportionalwahl- 
verfahren gar  nicht  zur  Anwendung  kommen  kann. 
Wir  werden  einen  Zustand  schaffen,  bei  welchem 
in  vier  ganzen  und  drei  Halbkantonen  —  diejenigen 
Kantone,  welche  nur  zwei  Vertreter  zu  wählen 
haben,  gehören  auch  in  diese  Kategorie  —  nach  wie 
vor  die  Majorität  entscheidet  und  bei  welchem  die 
Minderheiten  nicht  nur  gleichberechtigt,  sondern  be- 
vorzugt sein  werden.  Der  Bundesrat  kann  einem 
solchen  Verfassungsartikel,  welcher  einen  unlösbaren, 
innere  Widerspruch  in  sich  schJiesst,  seine  Zu- 
stimmung nicht  g<  b  n. 

Indem  wir  im  übrigen  auf  jedes  weitere  Ein- 
greifen in  die  Diskussion  verzichten,  muesten  wir 
doch  darauf  halten,  in  Ihrem  h.  Rate  wenigstens 
i  Erklärung  abzugeben,  damit  nicht  etwa  jemand 
werde,  aus  unserem  Stillschweigen  falsche 


HSnggi:  Als  Vertreter  eines  Kantons,  in  welchem 
das  proportionale  Wahlvorfahren  eingeführt  ist,  fühle 
ich  mich  veranlasst,  nach  einigen  heute  gefallenen 
Aeusserungen  noch  das  Wort  zu  ergreifen. 

Ich  bin  ein  grundsätzlicher  Anhänger  des  pro. 
porüonalen  Verfahrens  für  alle  Wahlen,  für  welche 
dasselbe  seiner  Natur  nach  annehmbar  Ist  Damit 
ist  schon  gesagt,  dass  es  nicht  für  alle  Wahlen  ohne 
weiteres  empfohlen  werden  kann.  Abweichend  von 
einem  Vertreter,  der  heute  gesprochen  bat,  be- 
trachte ich  das  proportionale  Wahlverfahren  nicht 
als  Selbstzweck,  sondern  nur  als  ein  Mittel,  um  den 
Minderheiten  eine  Vertretung  zu  gewähren.  Die  Idee 
der  Minderheitsvertretung  hat  im  Laufe  der 
Jahrzehnte  an  Boden  gewonnen.  Es  wird 
Uge  als  etwas  Unrechtes  bezeichnet,  wenn  die 
Minderheiten  in  grossen  Wahlkreisen  von  den  Räten 
ausgeschlossen  sind.  Diesem  Gefühl  der  Unbilligkeit 
pflegen  die  Minderheitsparteien  aller  Richtungen 
jeweilen  sehr  stark  Ausdruck  zu  geben.  Wer  In 
der  Mehrheit  ist,  hat  nicht  dasselbe  Bedürfnis,  die 
Minderheitsvertretung  einzuführen. 

Es  giebt  verschiedene  Mittel,  die  Minderheits- 
vertretung durchzuführen.  Eines  derselben  ist  die 
Einrichtung  von  Einer- Wahlkreisen,  von  denen  schon 
gesprochen  worden  ist.  Diese  Idee  ist  auoh  schon 
früher  aufgetaucht  Allem  dieses  Mittel  führt  prak- 
tisch zu  grossen  Schwierigkeiten,  erstens  wegen 
der  Einteilung  der  Wahlkreise  und  dann  wegen  der 
unnatürlichen  Allianzen,  die  im  zweiten  Wahlgang 
notwendig  wären.  Ein  weiteres  Mittel  ist  die  Um- 
schreibung der  Wahlkreise,  die  Wahlkrelsgeometrle, 
die  auch  schon  gebraucht  wurde,  indem  man  Wahl- 
kreise mit  Rücksicht  auf  die  Vertreter,  die  man 
einer  bestimmten  Richtung  geben  wollte,  schuf. 
Ein  drittes  Mittel  ist  der  von  Herrn  Professor  Hilty 
sehr  empfohlene  freiwillige  Proporz.  Das  wäre  schon 
gut,  und  das  Loblied,  das  Herr  Hilty  dem  freiwilligen 
Proporz  gesungen,  hat  erbaulich  geklungen.  Aber 
in  Wirklichkeit  stimmt  es  nicht  überall.  Namentlich 
dann  versagt  dieses  Mittel,  wenn  es  am  notwendig, 
sten  ist  Ich  möchte  Ihnen  das  in  Bezug  auf  die 
solothurnischen  Verhältnisse  darlegen.  Ich  bin  nach 
dem  freiwilligen  Proporz  zum  Vertreter  im  National- 
rat gewählt  Ob  das  Immer  so  bleiben  wird,  weiss 
ich  nicht  Nach  dem  stürmischen  Jahre  1887 
im  Jahre  1888  die  Kantonsratswahlen, 
über  5000  Stimmen  der  Opposition  zu- 
etwa  10,000  Stimmen  der 
partei.  Die  Minderheit  bekam  teilweise 
absolute  Mehr  in  einzelnen  Kreisen,  und  teilweise 
durch  den  freiwilligen  Proporz  33  Vertreter  im  Kan- 
tonsrat Bei  den  Erneuerungs wählen  vom  Jahre  1892 
wollte  man  nichts  mehr  vom  freiwilligen  Propon 
wissen,  und  das  Resultat  war,  dass  von  108  Kan- 
tonsräton  103  der  nämlichen  Riohtung  und  5  der 
Minderheit  angehörten,  obschon  hinter  den  letztern  5 
Vertretern  wiederum  5000  Stimmberechtigte  standen. 
Dieses  Resultat  kam  nioht  etwa  deshalb  zu  stände, 
weil  die  freisinnigen  Führer  den  freiwilligen  Pro- 
porz nicht  mehr  wollten.  Sie  wollten  ihn  teilweise 
wieder;  aber  sie  waren  nicht  Herr  und  Meister. 
Die  Aspirationen  der  andern,  Strömungen  in  dei 
Partei  waren  stärker  als  der  gute  Wille  der  Führer. 
Diese  Strömungen  können  jederzeit  wiederkommen, 
und  sie  kommen  gerade  dann,  wenn  die  Leiden 
schalten  erregt  sind  und  die 


hatten  wir 

bei 
fielen, 
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am  notwendigsten  wäre.  Der  freiwillige  Proporz 
versagt  also  dann,  wenn  er  am  notigsten  wäre.  Es 
wurde  dann  im  Kanton  Solothurn  ein  anderes  System 
gewählt  Für  die  Wahlen  vom  Jahre  1896  wurde 
ein  proportionales  Wahlsystem  eingeführt,  das  in 
den  letzten  Tagen  zum  zweiten  Mal  zur  Anwendung 
kam.  Dieses  System  ist  auf  die  Wahlen  des  Kan- 
tonsratos,  der  Bczirkssteuerkoramissionon  und  die 


worden.  Die  Gemeinden  haben  dieses  Verfahren  zum 
grösston  Teil  von  sich  aus  noch  weiter  ausgedehnt, 
weil  sie  von  der  Durchführbarkeit  desselben  über- 
zeugt waren.  Die  Schulkommisstonen,  Steuerkom- 
missionen, Waisenbehörden  der  Gemeinden  werden 
nach  diesem  Verfahren  gewählt.  Es  muss  im  grossen 
und  ganzen  gesagt  werden,  dass  das  Verfahren  sieb 
bewährt  hat,  sonst  würde  es  nicht  in  diesem  Um- 
fange auf  die  Gemeindewahlen  ausgedehnt  worden 
sein.  Viele  Uebelstände,  die  heute  als  dem  propor- 
tionalen Wahlvertahren  anhaftend  erwähnt  wurden, 
sind  bei  uns  nicht  vorhanden.  Z.  B.  ist  es  nach 
dem  solothurn  ischon  Wahlsystem  ungeheuer  schwierig 
und  beinahe  unmöglich,  die  Führer  der  Gegenpartei 
durchPanachiercn  von  den  Behörden  auszuschliessen, 
wovon  Herr  Hirter  gesprochen  hat.  Dies  ist  faktisch 
weder  189U  noch  1900  vorgekommen.  Wo  irgend 
ein  Hauplfuhrer  zurückgeblieben  ist,  ist  es  nicht 
infolge  Intriguen  der  Gegenpartei,  sondern  infolge 
besonderer  Verhältnisse  bei  den  eigenen  Parteige- 
nossen geschehen.  Man  braucht  also  nicht  so  weit 
zu  gehen,  um  ein  Verfahren  zu  finden,  das  sich 
bei  unsern  einfachen  demokratischen  Verhältnissen 
gut  einführt.  Man  braucht  nicht  nach  Belgien  zu 
geben,  man  kann  es  näher  finden.  Das  neuenbur- 
gische  Veriahron  ist  heuto  empfohlen  worden,  und 
ich  möchte  Ihnen  empfehlen,  auch  dasjenige  des 
Kantons  Solothurn  etwas  zu  berücksichtigen. 

Allerdings  sind  nicht  alle  Wahlen  ideal  ausge- 
fallen. Es  ist  vielleicht  da  und  dort  einer  gewählt 
worden,  von  welchem  die  eigene  Partei  oder  die 
Gegenpartei  gewünscht  hätte,  dass  er  nicht  ge- 
wählt worden  wäre  und  umgekehrt.  Aber  das  ist 
eine  ganz  kleine  Inkonvenienz  im  Vergleich  zu  den 
früheren  Inkonvenienzen  des  Majorilätssystems. 
Solche  kleine  Inkonvenienzen  werden  sich  bei  jedem 
Verfahren  einstellen,  aber  doch  zu  unbedeutend  sein, 
um  das  Ganze  als  verwerflich  erklären  zu  müssen. 
Die  Befürchtungen,  die  heute  ausgesprochen  worden 
sind,  haben  sich  nicht  eingestellt  und  werden  sich 
nicht  einstellen.  Zum  Teil  sind  es  solche,  die  jeder 
neuen  Idee  entgegengebracht  werden.  Wenn  man 
die  Proklamationen  liest,  welche  die  alten  aristo- 
Hegierungon  vor  den  30ger  Jahren  er- 
haben, um  gegen  die  Volkswahl  aufzutreten, 
wird  man  darin  ausgesprochen  finden,  dass  die 
Einführung  der  Volkswahl  ein  Landesuoglück  sei. 
Heute  beissl  es,  der  Staat  komme  in  decadence, 
wenn  das  proportionale  Wahlverfahren  angenommen 
werde.  So  sind  alle  neuen  Ideen,  Referendum,  Ini- 
tiative etc.,  bekämpft  und  an  deren  Einführung  Be- 
eknüpft  worden,  als  ob  sie  eine  grosso 
r  Folge  hahen  würden.  Nach  und  nach 
hat  aber  die  Initiative  im  Bunde  Einzug  gehalten, 
und  die  Einfuhrung  des  obligatorischen  Referen- 
dums ist  auch  nur  eine  Frave  der  Zeit. 

Von  einem  Redner  ist  heuto  gesagt  worden,  was 
ein  Kanton  machen  solle,  in  welchem  nur  eine  Partei 


|  vorhanden  sei.  Der  Nationalratsproporz  schaffe  dt 
gewaltthätig  andere  Parteien.  Unter  den  10  Wahl- 
kreisen des  Kantons  Solothurn  war  auch  einer,  wo 
nur  eine  Partei  herrschte.  Diese  hat  trotz  des  pro- 
portionalen Wahl  Verfahrens  eine  Liste  aufgestellt, 
und  ihre  Kandidaten  sind  anstandslos  gewählt  wor- 
den. Was  hier  geschehen  ist,  kann  auch  beim  Na- 
tionalratsproporz  geschehen. 

Ich  ompfehlo  deshalb  das  Initiativbogohren  als 
ein  Mittel,  der  Idee  der  Minderheitsvertretung  in 
möglichst  gerechter  Weise  zur  Durchführung  zu 
verhelfen  und  die  Vertreter  der  Minderheit  gegen 
Tagesströmungen  und  Leidenschaften  in  bewegten 
Zeitei 


Brost:  Ich  würde  auf  das  Wort  verzichtet  haben, 
wenn  nicht  Herr  Kollega  Hänggi  den  Proporz  mit 
Bezug  auf  die  solothu mischen  Verhältnisse  empfohlen 
hatte.  Ich  bin  verpflichtet,  hier  zu  sagen,  dass  wir 
über  das,  was  wir  im  Kanton  Solothurn  erlangt 
haben,  oine  andere  Ansicht  haben.  Es  ist  richtig, 
dass  bei  den  Kantonsratswahlen  im  Kanton  Solo- 
thurn der  Proporz  eingeführt  ist  Allein  es  fand  bei 
uns  keine  Abstimmung  über  den  Proporz  statt,  son- 
dern eine  Verständigung  unter  den  Parteien,  dahin- 
gehend, dass  man  eine  direkte  Steuer  einführte  und 
dann  zugleich  den  Proporz  annahm.  So  kam  eine 
Mehrheit  zu  stände,  aber  eine  Abstimmung  über 
den  Proporz  fand  niemals  statt 

Man  muss  bei  der  heutigen  Diskussion  zwei 
Fragen  unterscheiden,  was  von  einer  grossen  An- 
zahl Redner  nicht  gethan  worden  ist  Die  vorlie- 
gende Initiative  verlangt  nicht  nur  die  Einführung 
des  Proporzes,  sondern  sie  stellt  gleichzeitig  das 
Begohren,  dass  die  Wahlkreise  so  und  so  formiert 
werden,  d.  h.  dass  jeder  Kanton  einen  Wahlkreis  bilde. 
Zwei  Fragen  sind  beim  Proporz  zu  lösen.  Die  erste 
betrifft  die  Bildung  der  Wahlkreise  und  die  zweite  die 
Wahl  des  Systems.  Die  Initiative  löst  aber  die  eine 
Frage  schon  jetzt  und  da  kann  man  Anhänger  des  Pro- 
porzes sein,  ohne  zu  dieser  Initiative  Hand  zu  bieten, 
fch  bin  ein  Gegner  des  Proporzes  überhaupt  Ich 
mache  demselben  folgende  Vorwürfe. 

Der  Proporz  befördert  von  Staateswegen  das  Par- 
teiwesen und  die  Bildung  von  kloinen  Interessen- 
gruppen im  öffentlichen  Leben.  Das  haben  wir  in 
Genf  und  an  andern  Orten  erfahren-  Ich  würde  es 
als  ein  Unglück  betrachten,  wenn  die  Einzelinte- 
ressen im  Parlament  stärker  vertreten  wären,  als 
es  gegenwärtig  der  Fall  ist  Ich  erinnere  nur  an 
Amerika,  wo  einzelne  Gruppeninteressen  die  Politik 
des  Landes  beherrschen.  Das  ist  ein  Unglück  für 
ein  Land,  und  es  kann  ganz  gut  kommen,  dass  aus 
diesen  Formationen  der  Interessen,  die  sich  in  den 
sog.  Trusts  gebildet  haben  und  in  den  Parlamenten 
eine  grosso  Rolle  spielen,  Amerika  eine  Gefahr  er- 
wächst. Ich  fürchte,  dass  ähnliche  Zustände  in  der 
Schweiz  aufkommen  könnten. 

Der  Proporz  gestattet  ferner  nicht  den  wirklichen 
Willensausdruck  des  Bürgers,  sondern  thut  ihm 
Zwang  an.  Es  ist  noch  kein  System  gefunden  wor- 
den, das  den  Zwang  vermeidet.  Der  Wähler  muss 
sich  in  eine  Partei  einfügen.  Wenn  es  zu  einer 
i  Wahl  kommt,  werden  die  Parteien  aufgefordert, 
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ihre  Osten  einzureichen,  und  jede  Liste  muss  oinen 
Partoinamen  erhalten.  Jeder  W.'ihler  muss  sich  einer 
dieser  Listen  anbequemen,  obschon  er  vielleicht 
keiner  Partei  angehört. 

Der  Proporz  gestattot  und  befördert  drittens 
hässliche  Wahlmanöver  und  gefährdet  eine  gleich- 
mässigo  Vertretung.    Gestatten  Sie  mir  hier  eine 
Andeutung  über  die  Ausführung  im  Kanton  Solo- 
thurn.    Die  Erfahrungen,  dio  wir  bei  uns  gemacht 
habon,  sind  so,  dass  wir  den  andorn  Kantonen  den 
Proporz  nicht  empfehlen  können,  weil  der  Proporz 
den  Krieg,  der  sonst  zwischen  den  Parteion  waltet, 
in  die  eigene  Partei  hineintragt.   Es  ist  noch  kein 
System  gefunden,  welches  die  Kriegführung  in  der 
eigenen  Partei  vormeidot  Wenn  mau  dio  Parteiliste 
aufstellt,  muss  man  mehr  Namen  als  Kandidaten  zu 
wählen  sind,  aufnehmen,  um  nachhor  Suppleauten 
zu  habon.  Denn  wenn  eine  Partei  keine  Suppleanten 
hat,  werden  die  ausgeschiedenen  Vertreter  durch 
Kandidaten  der  andorn  Partei  ersetzt.  Was  hat  das 
zur  Folge?   Es  entsteht  in  der  eigenen  Partei  oin 
Kampf  über  dio,    welche  gewählt  worden  sollen. 
Grössere  Dörfer  sagen :    Wir  wollen,  dass  unsere 
Kandidaten  zuerst  gewählt  werden.  Wir  haben  auch 
die  Erfahrung  gomacht,  dass  in  einem  Bezirk,  in 
welchem  man  einen  untern,  mittleren  und  obernTeil 
der  untere  Teil  koinon  Vortrctor  be- 
hat,  weil  der  obero  Bezirk  die  andern  Kan- 
didaten weggostimmt  hat  Das  ist  beim  Majorz,  wo 
nur  so  viel,  als  gewählt  werden  können,  auf  den 
Listen  stehen,  nicht  möglich.  In  einem  andern  frei- 
sinnigen Bezirk  hat  das  grössto  Dorf  keinen  Vor- 
troter  erhalten,  weil  an  den  andern  Orten  Koalitionen 
stattgefunden  haben.  Ferner  haben  wir  erlobt,  dass 
tüchtige  Manner,  welche  jahrelang  dem  Rate  ange- 
hörten und  sich  ausgezeichnet  hatten,  weggefallen 
sind,  nicht  etwa  aus  Hass  gegen  die  betreffenden 
Personen,  sondern,  weil  man  an  andern  Orten  da- 
für gesorgt  hat,  dass  die  Nähern  gewählt  werden. 

Man  mag  nun  aber  Freund  oder  Feind  des  Pro- 
porzes soin,  so  muss  man  doch  betrachten,  was 
jetzt  vorgeschlagen  wird.  Da  sage  ich,  dass  ich, 
auch  wenn  ich  Anhänger  des  Proporzes  wäre,  nicht 
für  die  Initiative  stimmen  würde.  Die  Initiative  be- 
gnügt sich  nieht,  den  Proporz  vorzuschlagen,  sondern 
sie  schafft  gleichzeitig  auch  dio  Wahlkreise.  Wie 
sollen  dieselben  gebildet  werden  ?  Jeder  Kanton  und 
Halbkanton  ist  ein  Wahlkreis.  Was  hat  das  zur  Folge ' 
Diejenigen  Kantone,  welche  eine  geringe  Bevölkerung 
haben,  werden  den  Proporz  gar  nicht  bekommen. 
Es  sind  dies  dio  Kantono  Url,  Nidwaiden,  Ohwalden,  I 
Innerrhoden  und  Zug.  Diese  können  den  Proporz  | 
deswegen  nicht  ausüben,  weil  sie  nur  einen  Ver- 
treter haben.  Es  ist  also  hier  schon  zweierlei  Recht 
geschaffen.  Es  giebt  dann  noch  zwei  Kantono,  Glarus 
und  Schaffhausen,  wolche  zwei  Vertreter  haben.  Ich 
weiss  nicht  recht,  wie  es  da  gehen  wird,  ob  es 
möglich  ist,  in  Kantonen  mit  zwei  Vertretern  den 
Proporz  zur  Anwendung  zu  bringen.  Daraus  folgt, 
dass  wir  wohl  für  die  grosson  Kantone  einen  Pro- 
porz habon  würden,  nicht  aber  für  die  kleinen  Kan- 
tone. Was  hat  das  für  die  grossen  Kantono  zu  be- 
deuten? Wir  haben  schon  öfter  klagen  hören,  dass 
wir  gegenwärtig  zu  grosse  Wahlkreise  mit  5  Ver- 
tretern haben.  Nach  dem  vorliegenden  Entwurf  wird 
aber  der  Kanton  Bern,  der  gegenwärtig  7  Wahlkreise 
und  eine  Bevölkerung  von  ca.  530,000  Seolen  hat,  einen 


Wahlkreis  bilden  und  alle  Bürger  des  Kanton* 

müssten  27  Nationalräte  wählen.  Glauben  Sie,  dm 
dio  Bevölkerung  dos  Kantons  Bern  sich  das  gefallen 
lassen  werde'*  Für  den  Kanton  Zürich  verhält  es 
mi. Ii  i  h  hat  eine  Bevölkerung  von 337.000 

Seelen  mit  17  Vortretern  im  Nationalrate.  Aach 
diese  müssten  in  Zukunft  in  einem  Wahlkreis  ge- 
wählt werden.  Waadt  hat  247,000  Einwohner,  die 
in  Zukunft  einem  Wahlkreis  angehören  würden.  Das 
bedoutet  eine  derartige  Erschütterung  des  öffentlichen 
Lebens  in  Bezug  auf  dio  Repräsentanz  in  den  eid- 
genössischen Räten,  dass  ich  mir  nicht  vorstellen 
kann,  dass  ein  einziger  dieser  Kantone  der  Kombi- 
nation der  Herren  Curti  und  Genossen  zustimmen 
kann. 

Im  weitern  schaffen  wir  zweierlei  Recht  Für 
die  grosson  freisinnigen.Kantone  wird  der  Proporz 
eingeführt.  Für  die  kleinen,  meist  konservativen 
Kautone  bleibt  der  Majorz.  Das  scheint  mir  nicht 
eine  richtige  Verteilung  zu  sein.  Die  kleinen  Kan- 
tono haben  bereits  ihre  Vorteile.  Ihre  Repräsentanz 
im  Standerat  ist  so  gross,  dass  schon  öfter  davon 
r.-e-l-r.«.M.^n  **\  ur.le.  denselben  zu  reformieren  und 
den  grösseren  Kantonen  eine  grössere  Vertretung 
einzuräumen,  weil  das  öffentliche  Leben  In  der 
Schweiz  doch  schliesslich  in  den  grossen  Kantonen 
pulsiere  und  die  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Schweiz  durch  die  grossen  Kantone  nach  aussen 
\ertreten  werden.  Nun  soll  ein  System  eingeführt 
werden,  welches  dieses  Vorrecht  in  zweifacher 
Weise  noch  voivrössort,  erstens  durch  die  Nicht- 
anwendung des  Proporzes  in  einer  Anzahl  von 
kleinen  konservativen  Kantonen  und  zweitens  durch 
die  Anwendung  den  Proporzes  in  den  grossen  frei- 
sinnigen Kantonen  Das  ist  eine  ungerechte  Ver- 
teilung. 

Damit  hängt  auoh  die  Bildung  von  Einerwahl- 
.'  -  :i  '  immen  Dieser  Vorsehlag  ist  daher  alseine 
Aktion,  die  gegen  die  freisinnige  Partei  der  Schweiz 
unternommen  wird,  zu  betrachten.  Herr  Wullschleger 
hat  sich  vorhin  dahin  geäussert,  dass  das  richtig 
sei.  Kr  boreuo  durchaus  nicht,  in  Basel  gesagt  zu 
haben,  dass  dieser  Vorschlag  gegen  die  freisinnige 
Partei  gericht-t  i  und  die  freisinnige  Partei  werde 
wohl  nicht  so  dumm  sein,  die  Sache  nicht  zu  merken 
Er  halt  daran  fest  und  wiederholt  heute,  dass  er 
deswegen  für  den  Proporz  sei,  well  die  freisinnige 
Mehrheit  im  Rate  nicht  über  die  Mehrheit  im  Volke 
verfüge.  Ich  habe  eino  andere  Ansicht  Ich  bin  der 
Meinung,  dass  die  öffentlichen  Angelegenheiten  seit 
dem  Jahre  1848  unter  Mithülfe  der  andern  Partoien 
durch  die  freisinnige  Partei  geleitet  worden  sind 
und  dass  diese  Leitung  eine  solche  ist,  dass  das 
Schweizervolk  gegenwärtig  nicht  wünscht,  dass 
eine  Aenderung,  wie  sio  vorgeschlagen  wird, 
vorgenommen  werdo.  Ich  glaube,  dass,  wenn  eine 
Abstimmung  stattlinden  würde,  das  Schweizer- 
volk wahrscheinlich  sagen  würde,  dass  es  mit  der 
Entwicklung  der  Dinge  seit  dem  Jahre  1848  zufrieden 
sei  und  einen  derartigen  Wechsel,  wie  man  ihn 
heute  beabsichtigt,  nicht  wolle.  In  dieser  Richtung 
darf  die  freisinnige  Partei  wohl  sagen,  dass  die 
Mehrheit  des  Schweizervolkes  hinter  ihr  stehe. 

Ks  ist  in  meinen  Augen  auffällig,  dass  der  Pro- 
porz hier  von  Mannern  befürwortet  wird,  welche 
jn  ihrem  eigenen  Kanton  davon  nichts  wissen  wollen. 
Es  wäre  doch  logisch,  dass  man  sagen  würde,  wir 
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wollen  eine  so  grosso  Neuerung  wie  der  Proporz 
ist,  zuerst  auf  dem  kleinen  kantonalen  Boden  ver- 
suchen, und  wenn  wir  gute  Erfahrungen  gemacht 
haben,  ihn  in  der  Eidgenossenschalt  einzuführen 
versuchen.  Allein  ein  grosser  Teil  der  Befürworter 
des  Proporzes  —  ich  sage  absichtlich  nur  ein  Teil 
—  will  den  Proporz  im  eigenen  Kanton  nicht.  Das 
ist  ein  grosser  Widerspruch,  Ober  den  ich  nicht 
hinwegkomme,  und  über  den  noch  viele  Andere 
nicht  hinwegkommen  werden. 

Herr  Curti  hat  sich  geäussert,  dass  nach  seiner 
Ansicht  die  Parteien  veralten  und  sich  verknöchern, 
und  es  sei  deshalb  eine  Verjüngung  derselben  not- 
wendig durch  die  Einführung  des  Proporzes.  Ich 
weiss  sehr  wohl,  dass  Herr  Curti  unter  der  Partei, 
welche  veraltet  und  verknöchert  sein  soll,  die  frei- 
sinnige Partei  versteht  Ich  widerspreche  einer  sol- 
chen Auffassung.  Die  freisinnige  Partei  ist  nicht  ver- 
altet und  verknöchert  Sie  ist  immer  für  alle  Ideeu  der 
Demokratie  wie  der  socialen  Entwicklung  zugänglich, 
sofern  dieselben  gegenwartig  im  Schweizervolk  aus- 
geführt werden  können.  Man  kann  dieser  Partei 
durchaus  nicht  den  Vorwurf  machen,  dass  sie  den 
Ruf  der  Zeit  nicht  verstehe,  sondern  ich  bin  über. 

sie  auch  in  Zukunft  zu  allen  Errungen- 
ich auf  socialem  Gebiete  stimmen  wird, 
es  sich  um  etwas  Ausführbares  handelt 
Man  spricht  heute  offen  aus,  dass  die  Macht  der 
treisinnigen  Partei  gebrochen  werden  soll.  Wenn 
das  geschieht,  was  ich  durchaus  nicht  hoffe,  so  be- 
fürchte ich  eine  schlimme  Zukunft  für  unser  Vater- 
land. Wenn  durch  Einführung  des  Proporzes  die 
freisinnige  Partei  zurückgedrängt  würde,  so  muss 
sieb  niemand  vorstellen,  dass  sie  sich  dabei  be- 
ruhigen würde,  sondern  sie  würde  ihren  Bestre- 
bungen auf  andere  Weise  Luft  machen.  Denn  es 
handelt  sich  hier  nicht  bloss  um  die  freisinnigen 
Mitglieder  des  Rates,  sondern  um  die  Anschauungen 
von  hundorttausenden  von  Schweizerbürgern,  welche 
diese  Partei  bilden.  Sie  würde  sich  auf  andere 
Gerechtigkeit  suchen  und  wahrscheinlich 
dass  der  Standerat  in  seiner  gegenwärtigen 
zung  nicht  welter  fortdauern  könne. 
Wenn  Ihr  auf  diese  Welse  im  Nationalrat  die  Partei- 
verhältnisse verschiebt,  so  werden  wir  trachton, 
im  Ständerat  eine  andere  durchaus  gerechtfertigte 
Verschiebung  herbeizuführen.  Die  grossen  Kantone 
sind  im  Ständerat  nicht  so  vertreten,  wie  sie  es 
sein  sollten.  Man  wendet  dagegen  ein,  die  Ver- 
tretung Im  Ständerat  habe  sich  historisch  so  ge- 
macht Das  ist  allerdings  richtig.  Aber  wir  haben 
auch  schon  andere  Dinge  geändert,  die  sich  historisch 
herausgebildet  haben.  Eine  andere  Zusammensetzung 
des  Ständerates  würde  auch  der  Souveränität  der 
Kantone  keinen  Eintrag  machen.  Denn  dio  Vertretung 
in  den  eidgenössischen  Räten  ist  nicht  eine  Voraus- 
setzung der  Souveränität.  Das  kann  vielmehr  so  oder 


Von  diesen  Ausführungen  geleitet,  komme  ich 
zum  Schlüsse,  dass  wir  diesen  Vorschlag  nicht 
annehmen  können,  weil  er  nicht  nur  den  Proporz 
einführen  will,  sondern  gleichzeitig  die  Wahlkreise 
umschreibt,  und  zwar  in  einer  Weise,  dass  dadurch 
ir  die 


wird.  Aus  diesem  Grunde  beantragt  die 
der  Kommission  Verwerfung  der  Initiative 


Präsident:  HerrGallaU  ist 
hat  aber  auf  meinen  Wunsch  an!  da 
Wenn  das  Wort  nioht  verlangt  wird,  so  ist  die  Dis- 
kussion geschlossen,  und  wir  schreiten  zur  Ab- 
stimmung. —  Es  wird  Namensaufruf  verlangt  Findet 
dieser  Antrag  die  nötige  Unterstützung?  —  Es  ist 
dies  der  Fall. 


Tür  den  Antrag  der  Kommissionsmehrheit,  mit 
Nein,  stimmen  die  Herren: 

(Ont  vote  non,  c'est-ä-dire  aeeepte  la  proposition 
de  la  majorite  de  la  commission,  MM. :) 

Abegg,  Amsler  (Zürich),  Amsler  (Meilen),  Bähler, 
Bangertor,  Berchtold,  Berlinger,  Boechat,  Brosi,  ROhler 
(Graubünden),  Bürgi,  Cavat,  David,  Decoppet,  Degen, 
Delarageaz,  Dinkolmann,  Eglott,  Eigenmann,  Elsen- 
hut, Erismann,  Favon,  Fehr,  Forrer,  Freiburghaus, 
Frey,  Gallati,  Gaudard,  Geilinger,  Germann,  Giai, 
Gobat,  Grieshaber,  Heller,  Hess,  Hilty,  Hirter,  Hörni, 
Iten,  Jäger,  Jeanhenry,  Jenny,  Joos,  Kern,  Kurz, 
Lagler,  Locher,  Lttthy,  Lutz  (Lutzenberg),  Martin, 
Meister,  Mosimann,  Müller,  Müri,  Neuhaus,  Oyez- 
Ponnaz,  Piguet,  Ploda,  Rebmann,  Bltzchel,  Rossel, 
Sonderegger  (Herisau),  Sonderegger  (Appenzell), 
Steinemann,  Vigier,  Vincent,  Vital,  Will,  Zimmer- 
mann, Zschokke,  Zumsteln,  Zurbuchen,  Zürcher  (73). 

Für  den  Antrag  der  Kommissionsminderheit,  mit 
Ja,  stimmen  die  Herren: 

(Ont  vote  oui,  c'est-ä-dire  aeeepte  U| 
de  la  minorite  de  la  commission,  MM.:) 

Ador,  Baldinger,  Benziger,  Bioley,  Blumer,  Büeler, 
Calame-Colin,  Curti,  Decurtins,  Defayes,  Erni,  Fell- 
mann, Folietäte,  Gächter,Gottotrey,  Gschwlnd,  Hänggi, 
Hidber,  Hofmann,  Iselln,  Keel,  Köohlln,  Kündig, 
Lurati,  Lutz-Müller,  de  Meuron,  Ming,  Motta,  Nleder- 
berger,  Nietllspacb,  von  Planta,  Rlscb,  Sobmid 
(Luzern),  Schmid  (Uri),  Schubiger,  Schwander, 
Secretan,  Staub,  Steiger,  Steinhauer,  Triquet,  Ur- 
sprung, Vogelsanger,  Wullschleger,  Wysa  (45.) 

Der  Abstimmung  enthalten  sich  die  HH. : 
(Se  sont  abstenus  MM. :) 
Bossy,  Kuntschen, 
Füllemann  (5) 

Herr  ßühlmacn  als  Präsident  stimmt  nioht. 
(M.  Bühlmann,  comme  President,  ne  vote  pas.) 

Abwesend  sind  die  Herren: 
(Sont  absents  MM. :) 

Berger,  Borella,  BOhler  (Bern),  Bnser,  Dlolchert, 
Fonjallaz,  Grand,  Hochstrasser,  Künzli,  Manzonl, 
Moser,  Paillard,  Pestalozzi,  Bucht!,  Rusconi,  Soho- 
blnger,  Stadler,  Suter,  Thelin,  Thöraulaz,  Wild  (81.) 
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Ständerat.  —  Conseii  des  Itats. 

Tom  8.  Juni  1900,  vormittags  8  Uhr.  -  Sesnce  du  8  ioiu  1900,  ä  8  nearee  du  matin. 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour: 


(Siehe  Seite  823  ff  de»  letzten  Jahrgu»*..  -  Voir  page  823  et  reit,  de  IWfe  pr«c«ente.) 


laier,  Berichterstatter  der  Kommission :  Wie  Sie 
aich  erinnern,  liat  die  Kommission  für  dieses 
Gesetz  im  Dezember  vorigen  Jahres  beantragt,  die 
Beratung  darüber  auf  den  Juni,  d.  Ii ,  aal  die  gegen- 
wärtige Setsim  zu  verschieben,  und  der  Rat  hat 
ohne  Widerspruch  diesem  Antrag  beigepflichtet. 
Heute  bringt  Ihnen  die  Kommission  einen  ähnlichen 
Antrag;  sie  schlägt  Ihnen  vor,  anl  die  Beratung 
des  Gesetzesentwurles  in  dieser  Session  noch  nicht 
einzutreten,  sondern  damit  bis  zur  Wintersession 
zuzuwarten,  dann  aber  —  und  zwar  heute  schon 
diesem  Beschluss  zu  fassen  —  die  Beratung  deßoi- 
tiv  in  jener  Session  und  zwar  in  der  ersten  Woche 
vorzunehmen,  so  dass  der  Gegenstand  noch  so  recht- 
zeitig beraten  werden  kann,  dass  der  Nationalrat 
alilallige  Differenzen  in  derselben  Session  auch  noch 
zu  bereinigen  vermag  und  der  Gesetzesentwurf  in  je- 
ner Session  fertig  beraten  werden  kann.  Die  Kommis- 
aion ist  nach  reiflicher  Erwägung  zu  diesem  Antrage 
gekommen,  und  es  scheint  hier  ein  gewisser  Wider- 
spruch zu  besteben  zwischen  diesem  Antrage  und 
dam  frühern  Beschluss  und  insbesondere  mit  den 
Mitteilungen,  die  uns  der  Bundesrat  über  die  neuliche 
Expertenkonferenz  gemacht,  offenbar  in  der  Meinung, 
iamit  eine  Prossion  im  Sinne  einer  beförderlicheren 
Behandlung  auszuüben.  Aliein  dieser  Widerspruch 
'st  doch  nur  ein  scheinbarer.  Die  Kommission  ist, 
wie  daa  letzte  Mal,  auch  jetzt  wieder  durchaus  der 
Meinung,  dass  der  Gesetzentwurf  durchberaten  wer- 
ten solle  und  dass  man  ihn  zum  Gesetze  werden 
lasse,  d,  h.  dem  Referendum  unterstelle.  Gerade 
«all  nun  die  Kommission  den  ernstlichen  Willen 
hat,  den  Entwurf  zum  Gesetze  werden  zu  lassen, 


sie  die  im  Grunde  nicht  sehr  lange  Verschiebung. 

Es  sind  das  letzte  Mal  von  der  Kommission  wesent- 
lich zwei  Gründe  geltend  gemacht  worden,  die  gegen 
die  sofortige  Behandlung  des  Gegenstandes  sprachen, 
ein  politischer  und  ein  finanzieller.  Der  politische 
bestand  darin,  dass  man  sich  sagte,  man  befinde 
sich  am  Vorabend  einer  aufregenden  Volksabstim- 
mung und  man  habe  Bedenken,  das  Bankgesetz 
ebenfalls  in  diese  Volksbewegung  hineinzuziehen, 
was  ja  der  Fall  gewesen  wäre,  wenn  man  schon 
vor  einem  halben  Jahre  auf  die  Angelegenheit  ein- 
getreten wäre.  Der  finanzielle  Grund  wurde  aus  den 
tiefgreifenden  Veränderungen,  die  auf  dem  Geld- 
markte platzgogriffen  hatten  und  den  Folgen  und 
Nachwirkungen,  die  sich  daraus  für  die  Stellung 
der  Kantonalbanken  im  Lande  herum  zu  der  Bundes- 
bankreform ergeben,  geschöpft.  Beide  Gründe  be- 
stehen gegenwärtig  noch.  Was  zwar  den  politischen 
betrifft,  so  ist  die  betreffende  Abstimmung  hinter 
uns,  aber  die  Nachwirkung  besteht  im  gegen- 
wärtigen Momente  zweifellos  noch  und  zwar  in 
einer  Weise,  von  der  man  sagen  kann,  sie  sei  für 
Gesetzesreformen  überhaupt  z.  Z.  nicht  günstig. 
Wir  wissen  ja,  dass  wir  bereits  zu  einer  zweiten 
Abstimmung  geleitet  werden  durch  die  Initiative 
auf  Aenderung  der  Bundesverfassung  betreffend  die 
Wahlart  des  Nationalstes  und  des  Bundesrates.  Auch 
hier  wird  also  eine  Volksabstimmung  stattfinden 
und  zwar  in  nächster  Zeit,  und  da  kann  man  denn 
doch  mit  Fug  tragen,  ob  für  einen  Gegenstand, 
wie  diese  Bankangelegenheit,  der  Moment  richtig 
gewählt  sei,  um  das  Gesetz  dem  Referendum  zs 
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Was  den  zweiton  Grund,  den  finanziellen  oder 
Ökonomischen,  anbetrifft,  so  hat  sich  derselbe 
auch  keineswegs  gehoben.  Der  Stand  des  Geldmarktes 
ist  derselbe  oder  hat  sich  eher  noch  etwas  ver- 
schärft, und  infolgedessen  sind  die  Nachwirkungen, 
auf  die  ich  hindeutele,  für  die  Kantonalbanken  nicht 
verschwunden. 

Nun  ist  es  ja  klar,  dass  bis  zum  Dezember  kaum 
wesentlich  etwas  geändert  werden  wird;  wir  werden 
im  Dezember  noch  ungefähr  die  gleiche  Situation 
haben,  wie  jetzt  und  wenn  wir  also  das  Argument  in 
der  Weise  geltend  machen  würden,  dass  wir  sagten, 
wir  müssen  auf  bessere  Tage  hoffen,  so  hiesse  das 
die  Angelegenheit  ad  calendas  graecas  verschieben. 
Man  müsste  dann  unter  Umstanden  von  3  Jahren 
sprechen,  und  so  etwas  Ihnen  vorzuschlagen,  daran 
denkt  kein  einziges  Mitglied  der  Kommission.  Im 
Gegenteil,  wir  sagen,  obwohl  die  ökonomische  Situa- 
tion so  ist,  müssen  wir  gleichwohl  die  Bankreform 
wagen,  und  man  kann  sagen,  eben  gerade  weil  die 
Situation  so  ist,  drängt  alles  zur  Centraibank,  damit 
wir  eine  bessere  und  zuverlässigere  Grundlage  für 
unsere  schweizerischen  volkswirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse haben,  als  die  bisherige  Einrichtung,  die 
Vielheit  der  Banken,  uns  geboten  hat  und  gegenwärtig 
noch  bietet  Davon  also  ist  keine  Rede.  Wir  brauchen 
das  Argument  nicht  in  dem  Sinne.  Dagegen  zwingt 
uns  die  Rücksicht  auf  diese  Thatsachen,  die  einmal 
da  sind,  und  der  Gedanke,  dass  uns  bei  einer  all- 
fälligen Volksab  Stimmung  aus  Kantonalbank  kreisen 
und  vielleicht  ohne  Unterschied  der  Parteien  ge- 
wichtige latente  Opposition  erwachsen  kann  oder 
gar  wird,  den  Versuch  ernstlich  zu  machen,  ob 
nicht  durch  gewisse  Konzessionen  dieser  latenten 
Opposition  die  Schärfe  zu  nohmon  sei.  Wenn  das 
gelingen  sollte,  so  konnte  man  mit  ebenso  grosser 
Berechtigung  sagen,  das  Projekt  sei  gerettet,  wie, 
wenn  man  das  Projekt  so,  wie  es  jetzt  ist,  einfach 
bestehen  lässt,  ich  fürchte,  dass  man  sagen  müsste, 
es  ende  mit  einem  Misserfolg.  Deshalb  ist  die  Kom- 
mission, obschon  sie  eigentlich  die  Beratung  bis 
auf  die  Sitzlrage,  die  wir  aus  mitgeteilten  Gründen 
bisher  verschoben  haben,  schon  letzten  Herbst  ge- 
hatte, eins  geworden,  zu  untersuchen,  ob 
den  Kantonalban  ken  ge- 
könnten. Wir  haben  mit  Befriedigung 
aus  dem  Munde  des  Vertreters  des  Finanzdeparte- 
ments vernommen,  dass  er  auch  diese  Idee  teilt  und 
bestrebt  sein  wird,  uns  noch  von  Seiten  des  Bundes- 
rates gewisso  Vorschläge  zu  unterbreiten,  die  diesen 
Zweck  verfolgen,  sodass  es  also  keine  Redensart  oder 
Ausrede  ist,  wenn  wir  erklären,  noch  einmal  zuwarten 
zu  wollen,  um  die  Angelegenheit  von  diesor  Seite  noch 
einmal  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Gelingt  es 
auch  nur  einigermassen,  das  zu  erreichen,  was  ich 
gesagt  habe,  so  wird  sich  dio  Situation  gewiss  in 
erfreulicher  Weise  bessern,  und  dann  ist  der  Auf- 
schub von  ein  paar  Monaten,  den  wir  Ihnen  vor- 
schlagen, reichlich  eingeholt. 

Ich  weiss  wohl,  was  die  Expertenkommission 
über  die  Notwendigkeit  einer  centralen  Bank  und 
ober  dasPrincip  einer  Reform  gesagt  hat  Wir  ver- 
schliessen  uns  dem  in  keiner  Weise.  Aber,  meine 
Herren,  angenommen,  wir  würden  das  Projekt  nun 
beute  oder  nächste  Woche  durch  beraten,  der  Na- 
tionalrat  würde  es  auch  thun,  und  das  Gesotz  würde 

t;  wir  wollen  auch  an-  J 


nehmen,  es  gienge  durch,  d.  h.,  es  würde  das  Re- 
ferendum nicht  verlangt  oder,  wenn  es  verlangt 
würde,  würde  das  Gesetz  Erfolg  haben,  so  wäre  doch 
der  Erfolg  für  die  gegenwärtige  Situation  selber  so 
viel  wie  null.  Denn  dann  hätten  wir  ein  Gesetz,  das 
uns  die  Möglichkeit  einräumen  würde,  etwa  in  drei 
Jahren  einzugreifen,  und  dann  hätten  wir  erst  noch 
eine  gewisse  Uebergangszeit;  also  erst  in  verhältnis- 
mässig für  die  Dringlichkeit  sehr  später  Zeit  könnte 
von  einem  wirklichen  Eingreifen  des  Bundes  die 
Rede  sein,  und  bis  dahin  wird  noch  viel  Zeit  ver- 
streichen und  vieles  geschehen.  Dass  das  kein  Re- 
cept  für  die  Gegenwart  und  speciell  für  die  Silber- 
drainage  ist,  liegt  auf  der  Hand.  Das  Einzige,  was 
erreicht  worden  wäre,  wäre  das,  dass  wir  sagen 
könnten:  jetzt  haben  wir  die  Bank  und  die  Sache 
wird  ein  Ende  nehmen,  während  wir  jetzt  immer  noch 
mitten  in  der  Strömung  sind,  ohne  Land  zu 
Das  wäre  der  Vorteil,  also  nur  ein 
Jeder  Beteiligte  wüsste,  dass  die  gegenwärtige  I 
mität  in  absehbarer  Zeit  ein  Ende  nimmt  oder 
man  doch  das  Mittel  hat,  sie  zu  Ende  zu  führen. 
Das  wäre  der  Gewinn. 

Ich  denke  nun  aber,  man  müsse  auch  mit  der 
andern  Eventualität  rechnen,  dass  der  Gesetzesent- 
wurf  nicht  angenommen  würde.  Dann  ist  alles 
schlimmer,  als  je,  dann  ist  eine  Mutlosigkeit  da, 
die  wir  jetzt  noch  nicht  haben,  und  es  ist  ja  auch 
bereits  davon  die  Rede,  dass  man  in  dem  Falle  von 
dem  Gedanken  der  Schaffung  einer  Centraibank  für 
einmal  überhaupt  Umgang  nehmen  und  zur  Verbesse- 
rung des  gegenwärtigen  Banknotengesotzes  zurück- 
kehren würde,  eine  Perspektive,  die  mich  persönlich 
nicht  gerade  anzieht,  aber  von  der  man  sagen  muss, 
dass  man  doch  etwas  Besseres  schaffen  würde,  als 
wir  jetzt  haben.  Dann  hätten  wir  also  diese  Situation, 
und  die  nenne  ich  fast  weniger  erquicklich,  als 
den  gegenwärtigen  Zustand,  wo  wir  die  Hoffnung 
noch  nicht  aufgeben,  dass  es  uns  mit  der  Central- 
bank  doch  glücken  wird.  Ich  denke,  dass  diese 
Reflexion  uns  dahin  führen  sollte,  dass  es  wohl  der 
Mühe  wert  ist,  den  Aufschab  zu  bewilligen  und  ihn 
mit  dem  Gedanken  anzutreten,  dass  er  für  uns 
fruchtbar  sei  und  zu  einer  Situation  führe,  die 
nicht  pessimistisch,  sondern  optimistisch  wirkt 

Das  sind  ungefähr  die  Gründe,  die  die  Kom- 
mission bewogen  haben,  den  mitgeteilten  Antrag  zu 
stellen.  Die  Kommission  ist  in  allen  den  Fragen 
nicht  einstimmig  gewesen.  Es  haben  z.  B.  über  die 
Frage  der  politischen  Opportunität  Gegenansichten 
gewaltet.  Es  ist  auch  eine  Stimme  laut  geworden, 
die  meinte,  man  solle  es  doch  probieren,  es  könnte 
später  eher  noch  schlimmer  sein  und  man  müsse 
den  Mut  nicht  verlieren.  Aber  schliesslich  ist  bei 
allen  Mitgliedern  der  Kommission  doch  der  Gedanke 
durchgedrungen,  wenn  wir  die  Stellung  dor  Kan- 
tonalbanken zum  Projekte  durch  gewisse  Konzes- 
sionen verbessern  können,  die  dem  Wesen  des  Pro- 
jektes und  dem  für  eine  Centralbank  unbedingt  Er- 
forderlichen nicht  schaden,  dem  Projekte  nicht  das 
Loben  unterschneiden,  es  doch  der  Mühe  wert  ist, 
dass  wir  noch  einmal  dahinter  gehen  und  erst  im 
Dezember,  aber  dann  ganz  bestimmt,  dem  Rate  re- 
ferieren und  über  das  Projekt  Bericht  erstatten.  So 
sind  wir  also  schliesslich  darin  einstimmig  gewesen, 
und  so  möchte  ich  Ihnen  im  Namen  der  Kommission 
beantragen,  dasselbe  zu 
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M  Comtess«,  conseiller  föderal :  Je  viens  insis- 
ter  pour  que  le  conseil  des  etals  no  persislo  pas 
dans  la  r&solution  prise  par  lui  d'ajourner  indefl- 
niment  le  projet  de  loi  sur  la  banque,  et  pour  que 
vous  vouliez  bien  consentir  ä  en  pourssiivn;  l'exa- 
men,  sinon  dans  la  session  actuelle.  ce  qui  paralt 
an  peu  difßcile,  au  inoins  dans  la  session  de  de- 
cembre  proebain.  Cola  pennettru  dans  rintervallo 
d'exanüner  les  amendements  ou  modilications  qui 
pourraient  y  •"■Ire  apportes,  de  maoiere  ü  lus  rallier 
les  chanecs  de  sucefcs  les  plus  nombreuses  et  6vi- 
ter  l'opposition,  des  milieux  financiers  et  celle  des 
banques  cantonales. 

Les  difficulfös  do  la  Situation  financiere  et  mo- 
netaire  actuelle  sont  incontestables. 

On  peut  difTerer  d'opinion  sur  lea  causes  reelles 
de  ces  difßcultes,  mais  on  ne  saurail  meconnaitre 
qu'aujourd'hui  elles  sont  d'une  grarite  inquietante, 
et  qu'elles  risquent  de  s'accroltre  encore  avec  les 
semaines  et  les  mois.  Le  monde  commergant  sur- 
tout  en  est  preoccupe.  Les  commissions  de  gestion 
du  conseil  national,  aussi,  puisqu'elles  ont  l'une  et 
l'autre  adopte  un  postulat  invitant  le  conseil  föde- 
ral  ä  oxaminer  comment  et  par  quelles  mesures  il 
pourrait  etre  remedie  a  l'un  des  inconvenients  ac- 
tuels,  ä  savoir  le  drainagc  de  nos  ecus,  qui  a  pris 
ces  dernicres  annees  des  proportions  alarmantes. 
Or,  ce  drainage  des  ecus  n'est  evidemment  qu'une 
manifestation  secondaire  des  embarras  de  la  Situa- 
tion actuelle.  Le  departement  des  flnances  a  cru 
devoir  interroger  une  commission  d'experts  sur  la 
Situation  actuelle,  les  causes  qui  l'ont  determinee 
et  les  moyens  qui  pourraient  contribuer  ä  l'amö- 
liorer.  Cette  commission,  dans  laquelle  siegeaient 
des  financiers  competents,  les  prineipaux  directeurs 
de  nos  banques  d'emission  et  de  nos  banques  can- 
tonales, est  arrivee  ä  cette  conclusion  unanime,  quo 
de  tous  les  moyens  applicables,  le  seul  qui  puisse 
efficacement  dans  une  certaine  mesure  enrayer  le 
drainage  de  nos  ecus,  modifier  la  Situation,  ecarter 
certains  inconvenients,  c'est  la  creation  dans  1p 
plns  bref  delai  possible  d'une  banque  centrale.  De- 
puis  le  directeur  de  la  banque  de  Geneve  jusqu'ft 
oelui  de  la  banque  de  St-Gall,  en  passant  par  celles 
de  Neuchatel,  Soleure  et  BAIe,  tous  ont  ete  du  me- 
mo avis,  et  ont  consigne  l'expression  de  leurs  voeux 
dans  une  resolution  qui  vous  a  ete  distribuee.  Vous 
recevrez  prochainement  le  proces-verbal  detaille 
des  delib6rations  de  la  commission. 

Si  vous  adoptez,  comme  cela  sera  probablement 
le  cas  dans  les  deux  conseils,  un  postul.it  invitant 
le  conseil  föderal  a  etudier  comment  on  peut  ame- 
liorer  la  Situation  financiere  et  remedier  au  drai- 


nage des  ecus,  le  conseil  föderal  ne  pourra  que 
voua  röpondre,  et  cela  sur  la  base  des  declarations 
des  experls  qu'il  a  coiisulies,»  qu'il  faut  arriver  a 
mellre  soua  toit  une  banque  centrale  d'emission. 
Lo  Probleme  doit  etre  resolu  de  maniere  que  nous 
ayons  une  loi  non  'dcslmee  ä  sombrer  devant  le 
vote  populaire,  tenant  compte  des  modifications 
profondos  survenues  dans  le  marehe  de  l'argent. 

Persister  dans  la  pblitique  de  l'isolement,  ne 
rien  faire,  serait  manquer  au  devoir  qui  s'impose 
aujourd'hui  aux  pouvoirs  publica.  Si  une  crise  ve- 
nait  ä  eclater,  on  ne  manquerait  pas  d'en  accuser 
les  autorites  föderales,  de  denoncer  leur  raanque 
de  prevoyance.  Nous  devons  eviter  ce  reproche  et 
cheicher  de  bonne  foi  une  Solution  qui  rallie  au- 
tant  que  possible  les  suürages  populaires.  Nous  de- 
vons assurer  aux  banques  cantonales,  preoccupees 
de  leur  avenir,  certaines  garanttes,  de  meme  qu'aux 
autorites  cantonales,  aux  grands  conseils  des  can- 
tons.  Nous  avona  l'espoir  que  pour  le  mois  de  de- 
cembre,  nous  parviendrons  peut-etre  a  elaborer  un 
projet  qui  ne  rencontre  pas  des  resistances  dans 
les  cercles  ßnanciers. 

Si  malgre  tous  nos  efforts  et  notre  bon  vouloir, 
nous  devions  cchouer,  nous  aurions  du  moins  echappe 
au  reproche  qui  ne  manquerait  point  de  nous  etre 
(ait  de  nous  desinteresser  d'une  Situation  dont  od 
exagere  peut-etre  la  gravite,  mais  qui  cependant 
donne  ä  rtflechir  serieusement.  Nous  devrions  voir 
alors  ce  qu'il  convient  de  faire  avec  la  loi  sur  les 
banques  d'emission  actuelles,  comment  nous  pour- 
rions  l'araeliorer.  Mais  je  le  repete,  l'objcctif  qui 
doit  6tre  poursuivi,  le  veeu  de  tous  les  experts  con- 
sultes,  c'est  que  les  efforts  des  chambres  föderales 
aboutissent  le  plus  töt  possible  a  l'erecüon  d'nne 
banque  centrale.  Nous  devons  deförer  ä  ce  vgbu,  tecter 
les  eflbrts  necessaires  et  serions  tres  heureux  que  le 
conseil  des  etats  voulüt  bien  suivre  les  propositions 
de  sa  commission,  decider  que  l'examen  de  la  loi 
sur  la  banque  sera  reprise  par  lui  dans  la  premiere 
semaine  de  la  session  de  decembre,  de  facon  ä 
pouvoir  liquider  les  divergonces  avec  le  conseil  na- 
tional et  s'aebeminer  pour  la  ün  de  (Jannee  a  an« 


Präsident :  Verlangt  ein  Mitglied  der  Kommission 
oder  des  Rates  das  Wort?  —  Wenn  nicht,  so  ist 
die  Diskussion  geschlossen;  Sie  haben  den  Beschluss 
gelasst,  das  Traktandum  au!  die  Dezembersesaion 
zu  verschieben. 


b*- MM»  «Ml &«k  u  87 
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Fortsetzung.  —  Suite. 
(Sieht  Seit«  347  hieror.  -  Voir  p»g-'  2*7  cWevantj 


Ziff.  I. 

M.  Berthoud,  rapporteur  de  la  commission:  La 
Premiere  question  qui  so  posc  est  celle  do  savoir 
Ii  ie  conseil  den  etats  veut  adherer  au  poiut 
de  vue  du  conseil  lederal,  suivaat  lequel  il  n'y  a 
paa  iieu  de  proceder  ä  la  reviaion  des  divers  arrfites 
federaux  concernant  l'enseignement  profossionnol, 
leur  applicatiou  uniforme  pouvant  tians  la  mesure 
oü  eile  est  possiblo,  itre  realisee  par  voie  de  re- 
glements. 

Teile  est  la  redaction  qni  vous  oetproposeo  par 
votre  commission.  Dans  la  mesure  oü  eile  est  pos- 
alble,  diaons-nous,  en  parlant  de  l'application  uni- 
rorme  des  irretes  ledöraux.  En  eilet,  il  y  aora  en- 
core,  entro  le  regiement  concernant  l  onseignement 
professiounei,  d'uno  maniere  generale,  et  le  regie- 
ment concernant  l'cnsoignement  commercial,  quel- 
ques p etiles  divergences,  ensorte  que  l'application 
rigoureuse,  unilorme,  n'est  pas  possiblo. 

Dans  le  texte  Irancais,  nous  avons  dit:  realisor 
par  voie  de  reglements  et  non  de  simples  ordon- 
nance« d'execution,  commo  l'a  vote  le  conseil  na- 
tional. Le  terme  de  regiement  ötant  synonyme 
d'ordonnance  d'execution,  nous  nous  y  sommes 
tenus,  puisqu'il  a  ete  eboisi  de  preterence  par  le 
conseil  federal.    II  est  plus  usite  en  Irancais. 

A  part  cetle  petite  nuance,  c'est  l'adhesion  pure 
et  simple  au  conseil  national  que  la  commission 
vous  proposo. 

Angenommen  nach  Antrag  der  Kommission. 
(Adopte  d'apres  la  proposition  de  la  commission.) 


*f.  n. 

M.  Berthoud,  rapporteur  do  la  commission:  Votre 
commiaaion  propose  le  texte  suivanl. 

«IL  Quant  aux  deux  projets  de  reglements  pour 
l'execution  des  arretes  federaux  concernant,  le  Pre- 
mier, l'enseignement  prolessionnel  et  industriel, 
l'enseignemont  do  l'economie  domeslique  et  l'ins- 
truetion  prolessionnelle  a  donner  &  la  Icmme,  le 
second  concernant  l'encouragement  de  l'enseigno- 
ment  commercial,  lesvoeuxsuivantssontexprimes.» 

Le  mot  regiement  remplace  celui  d'ordonnances. 
Puls,  s'agissant  de  preciser  ce  que  sont  ces  regle- 
ments dans  la  redaction  qui  vous  est  proposee,  la 
commission  a  recouru  exaetument  au  meme  intitule 
que  le  conseil  föderal  dans  les  deux  projets  qu'il 
vous  presento.  Je  ne  sais  comment  il  se  lait  que 
dans  lo  texte  Irancais,  le  oonsoil  national  ne  se  soit 
pas  tenu  a  cet  intitule,  qu'il  en  ait  modifie  les  ter- 


mes,  contrairement  au  texte  allemand  qui  a  repro- 
duit  oxaetemeut  l'intitule  des  deux  reglements, 
texte  Irancais,  du  conseil  lederal. 


Präsident :  Wird  das  Wort  verlangt  (Iber  diese 
Einleitung  zu  Zitier  II?  —  Wenn  nicht,  so  nehme 
ich  an,  Sie  seien  damit  einverstanden. 


Ziff.  I 

M.  Berthoud,  rapporteur  de  la  commission:  Votre 
commission  proposo: 

1°  Mndifier  comme  suit  le  paragraphe  2  de  l'art 
lu  du  promier  projet  (message,  pago  38)  et  le  pa- 
ragraphe 2  de  l'art.  U  du  second  projot  (message, 
page-40): 

«Ja  Subvention  Kderale  peut  s'elever  jusqu'au 
montant  total  de  ce  subside.i 

Le  projet  prevoyait  ä  l'art.  10,  page  38:  «la  Sub- 
vention totale  de  ce  suhsidc»,  et  a  la  page  49:  «la 
tojrse  federale  peut  sVtlever  jusqu'a  la  moitie  du 
montant  total  de  ce  subside.i 

Mais  je  lais  ob^orver  co  que  jo  disais  deja  lors 
de  l'entree  en  mati'?re,  qu'il  uc  s'agit  pas  icid'une 
Innovation;  co  n'est  pas  uno  pluie  d'or  qu'on  va 
laire  tombor  sur  les  ecoles  professionelles  et  con> 
mercialos;  il  sagit  uniqutment  de  consacrer  dana 
le  texte  du  regiement  quo  nous  vous  proposons,  et 
auquei  le  conseil  lederal  tdhüre,  ce  qui  se  lait 
dejä  actuellement  depuis  uno  quinzaine  d'annees, 
et  ce  que  les  deux  conseils  ont  admis  toutes  les 
lois  qu'ils  ont  vote  le  budget,  lequel  prevoyait  que 
le  conseil  Srderal  pouvait  aecorder  des  bourses  sur 
Celle  base,  soit  comme  maximum  le  montant  total 
des  subvenlions  fournies  par  le*  cantons,  corpera- 
tions  ou  particuliers,  en  d'autres  termes  jusqu'a  la 
'  oolti«  du  tout,  de  la  bourso  dans  son  ensemble.  B 
i  n'v  & donc rlen  de changd  ä  ce  qui  s'est  lait  jusqu'a 
prOsent,  mais  il  ne  laut  pasperdre  de  vue  quo  c'est 
un  maximum  dout  il  s'agit.    Nous  pouvons  recom- 
mander  au  conseil  lederal  d'oetroyer  rarement  des 
bourses  qui  atteignent  ce  maximum.    Ii  est  bien 
certain  que  pour  qu'un  eleve  soit  mis  au  benefice 
d'une  bourse  si  eleveo,  il  laut  quo  sa  conduitesoit 
irreprochable,  qu'il  lasse  preuve  d'aptitudes  remar- 
quables  et  qu'on  outro  il  soit  depourvu  de  ressources 
'  materielles.   Dans  ces  conditions-la  seu lernen t,  le 
maximum  pourra  lui  etre  aecorde.  Nous  avons  la 
I  lerme  conviction  que  le  conseil  lederal  ne  fera  pas 
j  abus  de  l'autorisation  qui  lui  sera  non  pas  donnee 
I  aujourd'hul,  mais  confirmee. 
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Voito  en  quels  tennes  so  pose  la 
levöe  par  le  d°  1,  sous  chiffre  II. 


80U- 


r:  Es  hat  der  Herr  Berichter- 
statter der  Kommission  mit  Recht  bemerkt,  der 
Abanderungsantrag  der  Kommission,  wonach  statt, 
wie  es  im  Entwürfe  des  Bundesrates  heisst,  nur  die 
Hallte  der  Beitrage  Dritter  bezahlt  werde,  nun  eben- 
soviel bezahlt  wird,  wie  dio  Dritten  geben,  sei  keine 
sondern  eine  Kuckkohr  zum  bisherigen 
Es  ist  das,  ich  rauss  das  doch  beifügen, 
immerhin  nur  zum  Teil  richtig,  denn  der  bisherige 
Zustand  war  der,  dass  als  Beiträge  Dritter  nur  die 
Beiträge  der  Kantone  berechnet  wurden,  dass  da- 
gegen aber  die  Beitrüge  der  Gemeinden,  die  privaten 
Beitrage  und  Beiträge  von  Gesellschaften,  die  oft 
diejenigen  der  Kantone  weit  Obersteigen,  niemals 
in  Rechnung  gezogen  wurden.  Nun  beantragen  wir 
Ihnen  selbst,  es  sollen  auch  diese  Beiträge  Dritter 
berechnet  werden.  Wir  haben  es  also  ungerecht,  ge- 
funden, dass  nur  dio  kantonalen  Beiträge  berechnet 
werden  und  haben  uns  überzeugt,  dass  wir  hinter- 
gangen worden  sind.  Da  wir  nur  an  die  Beiträge  der 
Kantone  etwas  gegeben  haben,  hat  man  einfach  den 
Kanton  veranlasst,  von  den  Gemeinden  die  Bezüge 
und  sie  als  kantonale  Beiträge  zu  ver- 
Um  dem  zu  bogegnen,  haben  wir  es  vorge- 
den  Stier  gerade  bei  den  Hörnern  zu  nehmen 
und  zu  sagen,  wir  berechnen  alle  Beitrage.  Das  ist 
ein  Fortschritt,  der  uns  bedeutende  Mehrausgaben 
verursachen  wird,  und  so  glaubten  wir,  man  könnte 
mit  den  Beiträgen  auf  die  Hälfte  zurückgehen,  weil 
wir  nun  alles  berechnen.  Bei  näherer  Ueberlegung  bat 
es  uns  aber  scheinen  wollen,  dass  wir  damit  nicht 
gut  fahren  und  wir  stimmen  der  Kommission  bei, 
weil  wir  glauben,  dass  für  gewisse  Stipendiaten  ein 
Rückschritt  gemacht  würde,  den  man  nicht  machen 
darf,  denn  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  sind  es  doch 
nur  die  Kantone,  dio  subventioniert  werden  und  die 
bekamen  nun  weniger;  das  wollen  wir  nicht.  Das  zur 
Aufklarung. 

Nun  hat  aber  der  Herr  Berichterstatter  noch 
frommen,  notten,  finanziell  sehr  zu  begrüs- 
i  Wunsch  ausgesprochen,  der  sich  aber  leider 
bis  jotxt  als  nicht  durchführbar  erwiesen  hat.  Der 
Herr  Berichterstatter  hat  mit  Recht  gesagt,  es  heisse 
amSchluss  nur,  bis  auf  den  gleichen  Betrag  solle  der 
Bund  bezahlen,  das  Maximum  brauche  man  gar 
nicht  zu  geben.  Die  Sache  ist  aber  so:  Wir  haben 
bis  jetzt  immer  das  Maximum  gegeben,  und  ich 
denke,  es  wird  auoh  in  Zukunft  so  bleiben.  Es  ist 
schwer,  eine  Skala  zu  machen.  Wie  soll  man  sich 
die  Skala  denken?  Nach  den  Verhältnissen  der  Sti- 
pendiaten, nach  den  Gaben  der  Kantone  oder  der 
Dritten  u.  s.  f. '?  Vielleicht  können  wir  dem  Wunsch 
hie  und  da  einmal  genügen,  aber  in  der  Hauptsache 
wird  es  so  bleiben,  dass  wir  eben,  wenn  die  Dritten 
Franken  geben,  in  Gottes  Naroon  auch 
Franken  geben.  Den  Wunsch  also  nehmen 
gerne  entgegen;  ob  die  Erfüllung  möglich  ist, 
sine  andere  Frage. 


Präsident:  Wird  das  Wort  verlangt  zu  Ziffer  1 

der  Kommission?  —  Wenn  nicht,  so  nehme  ich  an, 
Sie  haben  diesen  Zusatzantrag  der  1 
Beschiuss  orhobon. 


zur.  a. 

M  Berlhoud,  rapporteur  de  la  commission:  Le 

n°  2  est  coueu  en  ces 

«2°  Inserer  i 
articlos  l'alinea  suivant: 

(Dos  bourses  pourront  etre  alloueos  exception- 
nellement  a  des  eleves  particulierement  bien  doues, 
independamment  des  subsides  qu'ils  pourraient  re- 
cevoir  d'autre  part. » 

D  n'y  a  pas  de  changement  dans  le  texte  al le- 
rn and.  Dans  le  texte  francais  du  ccuseil  national, 
il  y  avait:  «des  subsides  de  provenanco  cantonale 
ou  particuliere».  Nous  avons  voulu  retablir  la 
cordanco  entre  los  textes  francais  et 


Question  de  pure  red  actum.  Si  on  avait  voulu  < 
dans  le  detail,  on  eüt  pu  completer  le  texte  du  na- 
tional, et  dire:  «...  de  provenanco  oantonale, 
communale  ou  particuliere.  >  Mais  noussommes  bien 
en  presenco  ici  d'uno  Innovation  adoptee  par  le 
conseil  national  et  ä  laquelle  votre  commission  pro- 
pose  d'adherer.  Seulement,  la  dite  innovation  ne 
peut  avoir  des  consequences  financieres  bien  gra- 
ves.  U  s'agit  d'allouer  exceptionnetlement  des 
bourses  a  des  elöves  particulierement  bien  doues, 
alors  meme  qu'ils  ne  recevraient  pas  de  sub- 
sides de  cantons,  commune«  ou  particuliers.  Nous 
pouvons  nous  trouver  en  presence  d'un  eleve  bien 
interessant,  n'appartenant  pas  ä  un  canton  qui  aecorde 
des  subventions,  dont  les  parents  sont  pauvres  et  a 
qui  personne  ne  sinteresse  particulierement  Voulons- 
nous  rester  indiffärents  vis-ä-vis  de  lui?  Non,  n'est- 
ce  pas?  U  n'y  a  du  resle  pas  a  craindre  qu'il  soit 
fait  un  abus  de  cette  disposition-lä.  Co  qui  me 
permet  de  dire,  entre  parentheses,  que  le  conseil  föde- 
ral pourrait  proeöder  autrement  ä  l'octroi  de  subsides, 
ceci  se  rapporte  au  n»  i,  et,  se  placant  au  polnt 
de  vue  du  maximum  indique,  etablir  certaines  re- 
gle« qui  lui  permettent  de  n'appliquer  cemaximum 
qu'exceptionnellement. 

Pour  on  revenirauu°2,  je  dis  que  nous  sommes 
dans  une  Situation  toute  speciale,  exceptionnelle, 
qui  se  presento  rarement.  Ensorte  que  los  conse- 
quenet  financieres  de  l'adhesion  au  vote  du  con- 
seil national  ne  peuvent  pas  nous  engager  bien  loin. 

J'ai  donc  l'honneur  de  vous  rocommauder  l'ad- 


dification  de  redaction  du  texte  francaig. 


-  (AdopU.) 


Ziff.  3. 

M  Berthoud,  rapporteur  de  la  commission:  As 
n°  3  nous  disons:  «Le  conseil  föderal  est  prle  de 
prendre  en  consideration  la  requete  de  la  i 
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des  oommercants  et  d'examiner  s'iln'y  auralt 
pas  Heu  de  maintenir,  autant  que  possible,  les  allo- 
catlons  actuelles  aux  societes  de  commergants,  no- 
tamment  aux  petites  societes,  tout  en  reglant  leur 
distrifauUon  conlormement  ä  l'esprit  do  l'arrete  fö- 
deral sur  la  matiere.  » 

D  n'y  a  qu'une  petite  modificatioD  de  redaction. 
On  avait  mis  dans  le  texte  du  cousetl  föderal: 
cVu  la  reclaniation  de  la  societe  suisse  des  com- 
mercants,  le  cooseil  föderal  est  prie  d'examiner  s'il 
n'y  aurait  pas  lieu  .  .  .» 

Cette  formulo  pourrait  se  comprendro  commo 
entete  d'une  propositioc,  mais  ne  fait  pas  bien  dans 
le  corps  meme  d'une  decision. 

La  Situation  faito  aux  petites  societes  parle  projet 
da  conseil  föderal  est  Interieure  ä  celle  qul  leur  est 
faite  aujourd'hui,  et  la  societe  suisse  des  commer- 
cants  demande  au  conseil  federal  d'examiner  si, 
en  tenant  compte  de  ces  petites  societes,  il  no 
pourrait  pas  regier  la  distributlon  des  subventions 
de  facon  qu'elles  n'aient  rion  ä  perdre  en  regard 


Le  conseil  federal  est  prie  de  prendre  cette  re- 
queto  en  cousideration  et  d'examiner  daos  quelle 
mesure  il  est  possible  de  tenir  compte  des  voeux 
de  la  societe  suisse  des  commercants.  Sur  ce  point, 
la  commission  vous  propose  l'adhesion  au  conseil 
national. 


Bundesrat  Deurher:  Ich  kann  doch  den  Rat  Uber 
die  Situation,  wie  sie  gegenwärtig  besteht,  nicht 
im  Unklaren  lassen.  Es  hat  darüber  im  Nationalrat 
eine  ziemlich  lango  Auseinandersetzung  stattge- 
funden. Dieser  Wunsch  der  Kommission  und  der 
Beschluss  des  Nationalrates  ist  durah  folgendes  ver- 


Es  bestehen  auf  dem  Gebiete  des  Handelswesens 
neben  den  Handelsschulen  noch  —  es  ist  das  also 
im  Vergleich  mit  der  industriellen  Bildung  ein 
anderer  Zustand  —  sogenannte  kaufmännische 
Kurse,  die  von  den  kaufmännischen  Vereinen  eta- 
bliert und  geleitet  werden.  Solcher  Kurse  bestehen 
zur  Zeit  48.  Ausserdem  bestehen  solcho  Kurse  noch 
in  London  und  Paris.  Nun  ist  es  nach  bisherigem 
Modus  mit  der  Unterstützung  dieser  Kurse  so  ge- 
halten worden,  dass  dlesclbon  nicht  wie  die  Schulon 
je  die  Hälfte  dessen  erhielten,  was  Dritte  geleistet 
haben,  sondern  es  wurde  mit  Rücksicht  auf  gewisse 
Sonderverhältnisse  diesen  Kursen  bloss  ein  Beilrag 
an  ihre  Unterrichtskosten,  dann  aber  von  35 — 70  "/• 
verabfolgt,  den  einen  also  weniger,  den  andern  viel 
mehr  als  den  Schulen.  Es  hatte  das  den  Vorteil,  dass 
Kurse  von  Vereinen,  die  über  wenig  materielle  Mittel 
verfügen,  hoch  subventioniert  werden  konnton,  also 
mit  70  °/o,  man  ist  sogar  bis  auf  75  °/.  gegangen, 
währenddem  reiche  Vereine  sich  im  Minimum  mit 
30%  begnügen  mussten.  Hier  war  aber  der  Nachteil 
dabei,  dass  jedes  Jahr  eino  Jagd  nach  erhöhten 
Prozentzalilen  stattgefunden  hat  und  dass  mit  Be- 
zug auf  die  Verwendung  der  Summen  sich  gewisse 
Uebolslainlc  eingeschlichen  haben,  sodass  es  sogar 
bei  denjenigen  Vereinen,  welche  nur  30  °/o  bekamen, 
vermöge  ihrer  anderweitigen  grossen  Hülfsmittel 
vorgekommen  ist,  dass  die  Bundessubvontion  zu 


Kapitalanlagen  verwendet  werden  konnte,  was  ja 
nicht  im  Interesse  der  Subventionierung  Uegt  und 
auf  keinem  Gebioto,  wo  Subventionen  bezahlt  wer- 
den, überhaupt  stattfindet.  Es  hatte  das  ferner  den 
Nachteil,  dass  für  die  Bibliotheken,  an  die  wir  noch 
extra  Beitrage  zahlen  —  es  wurde  z.  B.  im  Jahre 
1899  an  diese  Ausgaben  im  Betrage  von  Fr.  8044 
ein  Beitrag  von  Fr.  6000  bezahlt  —  nicht  etwa  nur 
Fachschriften  angeschafft  wurden,  sondern  dass  mit 
dem  Bundesgeld  Romane  und  andere  Unterhaltungs- 
litteratur,  nicht  immer  nach  der  Lex  Heinze,  son- 
dern auch  sehr  problematischer  Art,  gekauft  wurde. 
Ferner  bestand  der  Nachteil,  dass  Schmausereien  statt- 
fanden und  aus  den  allgemeinen  Geldern  bezahlt 
wurden  —  ich  sage  nicht,  aus  den  Bundesgeldern, 
aber  man  schwamm  im  Geld  und  Hess  sich's 
einiges  kosten.  Wenn  man  es  hat,  so  kann  man's 
ja,  das  ist  oin  altes  Sprüchwort  Diese  Uebelstände 
würden  nun  mit  einem  Schlag  gehoben,  wenn  man 
das  andere  System,  das  wir  bei  den  Schulen  ein- 
geführt haben,  auch  für  die  Kurse  der  kaufmänni- 
schen Vereine  einführen  würde. 

Aber  nun  kommt  der  Revers  dieses  Modus, 
den  wir  vorgeschlagen  hatten  und  von  dem  wir  nun 
auch  wieder  zurückkommen.  Dieser  Revers  besteht 
darin, dass  wenn  wir  so  vorgohen.die  grossen,  reichen 
Vereine  wieder,  allerdings  auf  eino  andere  Art,  ob- 
wohl sie  dann  nicht  so  ad  libitum  berechnen  können, 
viel  Geld  bekommen  und  kleine  Vereine  weniger,  und 
dass  einzelnen  Vereinen  sogar  ihr  Dasein  verun- 
tnöglicht  wird.  Das  konnten  wir  nicht  riskieren, 
und  wir  haben  uns  deshalb  auf  den  Boden  gestellt, 
dass  wir  hier  wiedor  das  alte  System,  wenigstens 
zum  Teil,  anwenden.  Wir  behalten  uns  die  Frage 
noch  zum  Studium  vor.  Ich  habe  bereits  dem  Di- 
rektor des  gewerblichen  Bildungswesens,  Herrn 
Schmidlin,  den  Auftrag  gegeben,  mir  eine  Vorlage 
zu  unterbreiten  und  motivierte  Anträge  zu  stellen. 
Wie  wir  es  machon  wollen,  weiss  ich  eigentlich 
selber  noch  nicht.  Es  bat  gewisse  Schwierigkeiten, 
nicht  ungerecht  zu  werden  und  nicht  Uebelständen 
zu  rufen.  Ich  glaube  aber,  dass  wir  es  machen 
können;  wir  sind  geneigt  dazu,  immerhin  in  der 
Meinung,  dass  dafür  gesorgt  wird,  dass  die  von  mir 
genannten  Uebelstände  unter  keiner  Bedingung  mehr 
platzgreifen. 

Wenn  wir  in  unserer  Botschaft  gesagt  haben, 
nach  unserem  System  würden  die  Vereine  eine  Ein- 
busso  von  jährlich  etwa  Fr.  10,000  erleiden,  so  war 
das  nach  der  Rechnung,  die  wir  nun  stipulieren 
und  wo  alles  berechnet  werden  kann,  zu  hoch  ge- 
gangen. Diese  Rechnung  bezieht  sich  darauf,  dass 
die  Beitrüge  der  Privaten  nicht  in  Berechnung 
gezogen  wurden.  Nach  unserer  Rechnung  käme 
nur  oino  Differenz  von  Fr.  1988  zu  stände.  Um 
Ihnen  ein  Beispiel  zu  geben,  wie  sich  das  eigent- 
lich machen  würde,  eitlere  ich  Ihnen  ein  paar  Schulen, 
z.  B.  die  Schule  Basel,  die  bisher  Fr.  3200  em- 
pfangen hat  und  ünterrichtshonorare  im  Betrage  von 
Fr.  9300  bezahlte,  im  ganzen  aber  Gesamtausgaben 
im  Betrage  von  Fr.  12,000  hatte.  Diese  Schule  bekäme 
in  Zukunft  Fr.  800  mehr,  während  uns  von  einem 
Basier  selbst,  vom  dortigen  Erziehungsdirektor,  ge- 
sagt wurde,  die  Kurse  haben  es  nicht  nötig,  sie  pro- 
sperieren sonst  Ferner  der  Kurs  Zürich,  der  grösste 
Kurs,  mit  Unterrichtshonoraren  im  Betrage  von  Fr. 
60,000  —  Sie  sehen,  was  da  geleistet  wird  — ,  dieser 
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bekam  bis  Jetzt  vom  Bund  Fr.  22,800;  die  Gesamt- 
ausgaben betragen  Fr.  70,000;  wenn  wir  die  (lallte 
der  in  Berechnung  fallenden  Summe  bezahlen  wurden, 
so  bekäme  Zürich  einen  Beitrag  von  Fr.  23,500,  also 
eine  Summe  von  Fr.  500  mehr.  Ich  denke,  Zürich 
wird  es  auch  verschmerzen  können,  wenn  es  diese 
Fr.  500  Mehrbeitrag  nicht  bekommt.  Dagegen  vor- 
ausgabt Bellinzona  an  Unterrichtshonorarcn  Fr.  4080, 
hat  eine  Gesamtausgabe  von  Fr.  GOOO  und  hat  bis- 
her vom  Bunde  70  7«  oder  Fr.  2S0O  erhallen,  bokiimo 
aber  in  Zukunft  nur  noch  Fr.  2000.  Es  ist  das  eine 
kleine  Schule,  die  nun  Fr.  860  weniger  bekäme. 
Das  macht  aber  für  eine  solche  kleine  Schule  schon 
etwas  aus.  Diose  Fr.  8G0  weniger  machen  viel  mehr 
aus,  als  wenn  Basel  Fr.  800  weniger  bekommt.  Hier 
ist  nun  allerdings  zu  sagen,  data  in  Gottes  Namen 
in  Bellinzona  die  Gemeinde  u.  s.  w.  nicht  viel  be- 
zahlt, und  wenn  der  Bund  nicht  bezahlen  würde, 
müsstti  eben  die  Gemeinde  etwas  tieler  in  die 
Tasche  langen.  Wir  hoffen,  das  werde  sonst  ge- 
schehen, wenn  wir  auch  beim  alten  Modus  ver- 
bleiben, und  mogon  das  der  Schule  sehr  wohl  gönnen 
und  glauben,  dass  gorade  hior  ein  Beispiel  vorliegt, 
dass  wir  nicht  anders  verfahren  können,  als  es  dio 
Kommission  proponiert.  Aehnlicb  ist  es  mit  der 
Schale  in  Luzern;  die  würde  —  ich  will  mich  nun 
nicht  mehr  auf  alle  Details  einlassen  —  Fr.  800 
weniger  bekommen,  die  Schule  in  St.  Gallen  Fr.  920 
weniger,  währenddem  dann  x.  B.  Neuenburg  Fr.  400 
mehr  bekäme,  etc. 

Das  sind  nur  einige  Beispiele,  wie  sich  dio  Sache 
nach  dem  neuen  Modus  machen  würde.  Nun  sagen 
wir:  das  Gesetz  lässt  es  zu,  dass  wir  hier  anders 
rechnen,  und  weil  wir  überzeugt  sind,  dass  wir  an- 
ders rechnen  müssen  und  dass  die  Vereine  mit  ihrer 
Eingabe,  die  den  Standpunkt  ausserordentlich  gut 
darlegt  und  dio  ihre  Stellung  wahrt,  win  sie  bessor 
nicht  gewahrt  werden  konnte,  recht  haben,  so  treten 
wir  auf  diese  Auseinandersetzung  ein  und  aeeep- 
tieren  dio  Idee,  dass  keine  Benachteiligung  der  Ver- 
eine, soweit  es  eine  Summe,  die  sie  bisher  em- 
pfangen haben,  betrifft,  stattfinden  soll.  Wie  dio 
Sache  gemacht  werden  soll,  weiss  ich  selbst  noch 
nicht;  das  wird  sich  aber  innert  1  oder  2  Monaten 
und  wird  gemacht 


Pr&sldeat:  Wird  das  Wort  verlangt  zu  Ziffer  3? 
nicht,  so  ist  dieselbe 


Ziff.  4. 

M.  Bertbond,  rapporteur  de  la  commission  : 
Voici  le  texte  arrfite  par  votre  commission  : 

4.  Les  Etablissements  et  les  societes  qui  reeoi- 
vent  des  subvenlions  de  la  Confäderation  sont  te- 
nns  d'admettre  les  femmes  aux  examens,  aux  me- 
mes  conditions  que  les  hommes. 

La  question  de  savoir  si  cette  disposition  est 
applicable  aux  cours  donnes  dans  les  localites  oii 
des  institutions  süffisantes  pour  l'enseignement  des 
eleves  du  sexe  feminin  n'existent  pas,  devra  encore 
etre  examinee  par  le  conseil  föderal. 


Votre  commission  a  distingue'  entre  les  cours  et 
les  examens.  Elle  est  de  cet  avis,  qu'il  y  a  liea 
d'admettre  les  femmes  aux  examens  aux  memes 
conditions  que  les  hommes,  qu'il  n'y  a  a  cela  au- 
cune  objection.  Mais,  cn  ce  qui  concerne  les  cours, 
ello  demande  que  le  conseil  föderal  puisse  exami- 
ner  la  chose  de  plus  pres,  et  ne  soit  pas  lie  par  un 
texte  aussi  positif  que  celui  adople  par  le  conseil 
national.  Nous  ne  voudhons  pas  provoquer  la  dis- 
Solution  de  socitftes  de  commercanls  qui  ont  joue 
un  röle  utile,  nous  ne  voudrions  pas  les  voir  dis- 
paraltre.  Or,  quelques-unes  de  ces  societes  disent  : 
Nous  ne  voulons  absolument  pas  admettre  les  femmes 
aux  cours  subvcntionnes  par  la  Confederation.  Si 
vous  nous  rctirez  votre  Subvention,  soit,  nous  fe- 
rons  un  elTort  de  plus,  ou  bien  nous  nous  dissou- 
drons.  Et  il  y  a  encore  quelques  sociales  de  cora- 
nürc-ants  qui  considetent  toutes  les  appronties  com- 
ruenjuntes  et  cmployfrss  de  commerce  comme  des 
rivales  tres  dangereuses,  craignant  que  la  diminu- 
tion  des  salaires  ne  soit  la  consequence  de  |l'entree  des 
femmes  cn  trop  grand  nombro  dans  les  professions 
commerciales. 

Nous  croyons  que  les  societes  qui  s'obstinent  ä 
ne  pas  admettre  les  femmes  aux  cours  donnes  sous 
leurs  auspices  ne  sont  pas  nombreuses.  Gependant, 
nous  ne  voudrions  pas  insister  trop  aupres  d'elies, 
si  cela  n'avait  pour  efTet  que  de  les  decourager, 
mais  nous  laissons  la  porte  ouverte  ä  une  «Hude 
plus  complote  de  ce  cöte  de  la  question.  Au  lieu 
des  piopositions  tres  fermes,  tres  precises  du  con- 
seil federal,  nous  vous  proposons  de  laisser  ä  ce- 
lui-ci  le  soin  d'examiner  encore  si  les  femmes  doi- 
venl  etre  admises  aux  cours  des 
Cants. 

C'est  sur  ce  point  que  la  proposition  de  vc 
commission  differe  de  Celle  du  conseil  national. 


M.  Simen  :  Malgrö  l'exposö  des  motifs  que  vient 
de  faire  M.  le  rapporteur  de  la  commission,  je  crois 
cependant  qu'il  serait  preferablc  de  maintenir  le 
texte  du  conseil  national. 

Cette  crainte  de  la  coneurrence  des 
n'est  pas  justifiee  de  la  part  des  societes  de 
mercants,  qui  refusent  de  les  admettre 
et  aux  examens  qui  en  decoulent.  Je  crois,  au  con- 
traire,  qu'il  sied  bien  ä  notre  demoeratie  de  pour- 
suite, dans  les  limites  du  possible,  l'egalitö  de  la 
Position  sociale  des  deux  sexes.  Des  lors,  je  ne 
comprends  pas  tres  bien  pourquoi  la  commission  pro- 
pose  de  rcserver  encore  la  question  en  la  ren- 
voyant  pour  ötudo  au  conseil  federal,  afin  de  sa- 
voir si  la  libre  partieipation  aux  cours  et  examens 
peut  <Hrc  assuree  aux  femmes  dans  les  localites  oü 
des  institutions  similaires  fönt  defaut,  car  c'est  pre- 
cisement  lä  que  la  necessito  de  libre  partieipation 
se  fers  sentir.  Lä  oii  il  y  a  des  cours,  de  tous  temps 
ofTert-^  aux  jnunes  filles ,  celles-ci  peuvent  «Mre 
exclues  sans  inconvement,  nous  en  convenons,  des 
cours  destines  plus  specialement  aux  jeunes  gens. 
Nous  devon-s  pouvoir,  en  d'autres  termes,  aller 
chercher  dans  les  cours  organises  par  le 
de  commercants  les  jeunes  filles  necessaires  au  < 


Digitized  by  Google 


-    294  — 


Les  dispositions  votees  par  !e  conseil  national 
not  baauooup  plus  larges,  donnent  une  plus  com- 
pleto  satasfaction  aux  preoccupations  que  nous  de- 
vons  avoir  d'assurer,  dans  la  limite  du  poasible,  une 
Position  bonorable  et  avantageuse  a  nos  jeunes  Alles, 
et  c'est  pourquoi  je  donne  la  preference  ä  la  pro- 
positioa  da  conseil  national  contre  cello  plus  res- 
trictive  fonnulce  par  la  commission  du  conseil  des 


Bigler:  Auf  das  Votum  des  Herrn  Kölleda 
Simon  sehe  ich  mich  veranlasst,  doch  den  Stand- 
punkt der  Kommission  etwas  naher  zu  präcisieren. 
Herr  Simen  glaubt,  die  nationalrätliche  Kommission 
habe  aus  Furcht  vor  den  Petitionen,  die  sich  gegen 
die  Aufinahme  der  Frauen  in  die  Kurse  der  kauf- 
männischen Vereine  wendeten,  den  Rückzug  ange- 
treten. Das  ist  durchaus  nicht  der  Fall.  Wenn  die 
Kommission  einen  vom  Bescbluss  des  Nationalrates 
abweichenden  Antrag  stellt,  so  geschieht  es  nicht 
deswegen,  weil  sie  diesen  Bestrebungen  der  Frauen 
feindselig  gegenüberstände,  im  Gegenteil,  wir  sind 
aus  rein  praktischen  Gründen  zu  unserm  Antrage 
gekommen.  Sie  wissen,  dass  grosse  Vereine  erklärt 
haben,  ihre  ganze  Oekonomie  würde  durch  diese 
Neuerung  über  den  Haufen  geworfen,  sie  müssten 
daher  entweder  die  Kurse  überhaupt  eingehen  lassen 
oder  auf  die  Bundessubvention  verzichten.  Die  Peti- 
tion der  Frauen  geht  hauptsächlich  dahin,  sie  mochten 
zu  den  Prüfungen  zugelassen  werden,  und  in  dieser 
Beziehung  kann  man  nicht  sagen,  dass  dadurch  die 
Oekonomie  der  Vereine  gestört  werde.  Würde  ein 
Verein  sich  weigern,  Frauen  in  seine  Kurse  aufzu- 
nehmen, so  müsste  ja  der  Bundesrat  einschreiten, 
und  es  würden  solche  Komplikationen  entstehen, 
dass  die  Kommission  glaubte,  es  sei  besser,  man 
lasse  der  Sache  ihren  ruhigen  Lauf.  An  den  meisten 
Orten  ist  ja  den  Frauen  Gelegenheit  zur  Ausbildung 
gegeben,  eventuell  müssen  sie  sich  auch  zusammen- 
thun  und  derartige  Kurse  arrangieren,  die  dann  in 
gleicher  Weise  subventioniert  würden,  wie  diejenigen, 
die  von  männlichen  Mitgliedern  besucht  werden.  Für 
die  Frauen  besteht  die  Hauptsache  darin,  dass  sie 
an  den  Prüfungen  teilnehmen  können,  die  weitere 
Entwicklung  wird  sich  von  selber  machen,  und  zwar 
nach  Ansicht  der  Kommission  viel  ruhiger  und 
besser,  als  wenn  man  so  streng  vorgeht,  wie  es 
beantragt  wird,  und  einen  förmlichen  Stroit  herauf- 
beschwört. Die  Kommission  des  Ständerates  —  es 
mu*s  dies  hier  festgestellt  werden  —  ist  durchaus 
frauenfreundlich  gesinnt  (Heiterkeit).  Man  mag  dar- 
über lachen  oder  nicht,  es  ist  doch  so!  In  Basel 
wurden  in  der  nationalrfttlichen  Kommission,  an 
welcher  auch  die  ständerätliche  Kommission  teilnahm, 
ganz  andere  Tendenzen  entwickelt ;  man  gieng  sof/ar 
soweit,  dass  man  sagte,  man  müsse  diese  Be- 
strebungen unterdrücken,  weil  sie  darauf  hinaus- 
laufen, die  Existenz  des  Mannes  vollständig  unmög- 
lich zu  machen ;  die  Frauen  werden  nach  und  nach 
die  Oberhand  gewinnen  und  dann  werde  der  Mann 
nicht  mehr  so  erwerbsfähig  sein,  um  eine  Familie 
gründen  zu  können  ;  so  werden  nach  und  nach  die 
Familien  aufhören  und  so  mü=ste  schliesslich  auch 
die  ganze  Menschheit  verschwinden,   denn  wenn 


keine  Familien  mehr  da  sind,  so  hört  Uberhaupt 
alles  auf  (Heiterkeit).  So  hat  man  in  Basel  argu- 
mentiert Nun  ist  das  gewiss  eine  Uebertreihung. 
Jeder  Mann,  der  sich  eine  Frau  wünscht,  muas  weh 
wünschen,  dass  dieselbe  in  wirtschaftlicher  Beziehung 
möglichst  gut  vorgebildet  sei  —  denn  sie  onus  ja 
die  Wirtschaft  fuhren  —  und  deshalb  muss  man 
den  Frauen  Gelegenheit  geben,  '«ich  wirtschaftlich 
und  beruflich  auszubilden.  In  dieser  Beziehung  ist 
die  ständerttliche  Kommission  durchaus  einver- 
standen, nur  will  sie  einen  andern  Weg  einschlagen, 
weil  verschiedene  Vereine  sich  ganz  positiv  aus- 
sprechen, sie  können  die  Kurse  nicht  so  einrichten, 
dass  auch  Frauen  daran  teilnehmen  können. 

Ich  möchte  aus  allen  diesen  Gründen  Herrn 
Simon  ersuchen,  sich  dem  Antrage  der  ständerät- 
lichen  Kommission  nicht  zu  widersetzen.  Ea  wird 
ja  in  sehr  kurzer  Zeit  den  Frauen  überall  Gelegen- 
heit gegeben  werden,  sich  auch  an  derartigen  Kurten 
beteiligen  zu  können. 


M.  Python:  J'adhfere  complötement  ä  la  propo- 

siüon  de  M.  Simen. 

M.  Bigler  vient  d'exprimer  ses  sentiments  de 
bienveillance  h  l'egard  du  beau  sexe,  pour  qui  oe 
serait  le  cas  de  dire  :  Mon  Dien,  protegez-moi  de 
mes  amis,  je  me  Charge  de  mes  ennemis. 

La  question  de  savoir  si  les  femmee  doivent 
etre  formees  aux  carrieres  commerciales  a  ete  agi- 
tee.  II  faut  la  traneber.  Le  conseil  national  I'a  tran- 
chee  en  admettant  que  la  femme  avait  le  droit  de 
frequenter  les  etabliasements  et  societes  qui  reeoi- 
vent  des  subsides  de  la  Confederation.  Noua  avont 
vu  un  mouvement  se  produire,  mouvement  profon- 
dement  egoiste,  contre  la  soi-disant  coneurrence 
redoutablc  des  femmes.  C'est  la  seule  objection  for- 
mulee.  Mais  la  femme,  tout  aussi  bien  que  l'bomme, 
a  droit  ä  l'existence.  Combien  de  nos  jeunes  QUet 
ne  voit-on  pas,  brevet  d'institutrice  en  poche,  obli- 
gees  de  prendre  le  chemin  de  l'etranger  pour  ga- 
gner leur  pain,  parce  qu'elle«  n'ont  pas  pu  obtenir 
de  place  dans  l'enseignement,  carriere  encomhree  I 
Los  passeports  se  signent  par  quantites,  avec  re- 
grets,  car  les  autorites  desireraient  vivement  que  la 
jeune  ftlle  suisse  püt  rester  dans  son  pays,  aupres 
de  ses  parents,  dans  le  sein  de  sa  famille.  Cela 
d'autant  plus  qu'elle  est  parfaitement  apte  ä  rem- 
plir  certains  postes  commerciaux.  En  lui  rendant 
service,  nous  rendons  service  aussi  ä  notre  com- 
merce. La  femme  est  minutieuse,  soigne  les  details, 
souvent  beaueoup  mieux  que  l'homme,  dans  cer- 
tains domaines. 

La  femme  negligera-t-elle  les  devoirs  qui  lui 
incombent  en  vertu  de  son  sexe  ?  C'est  une  crainta 
non  fondee.  Inutile  d'insister  sur  oe  point,  la  na- 
tura y  a  pourvu. 

La  commission  du  conseil  des  etats  est  favora- 
ble  en  principe  ä  l'idee  adoptee  par  l'autre  cham- 
bre,  mais  eile  veut  eviter  un  döbat  qui  pourrait 
prendre  des  proportions  inquiötantes,  provoquer  de 
i'irritaüon.  C'est  le  contraire  qui  serait  vrai.  Le 
conseil  national  a  tranebe  la  question,  tandis  que  la 
commission  du  conseil  des  etats  la  raaintient  ou- 
verte,  la  renvoie  au-  conseü  föderal  pour  elude, 
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Mais  le  conseil  föderal,  comment  la  tranchera-t-il  f 
Le  conseil  des  etats,  comroenl  la  üanchei  a-t-il  ä 
son  tour?  Vous  le  royez,  l'agitation  se  poursuivra, 
Le  conseil  föderal  sera  bien  plus  embarrasse  que 
l'on  pense,  puisqu'il  sera  cn  presence  du  texte  vote 
par  le  conseil  national,  et  d'autre  part  de  eclui  de 
aotre  commission,  qui  n'ose  pas  conclure. 

La  position  prise  par  la  commission  du  conseil 
des  etats  ne  se  juslifle  pas  meme  au  point  de  vue 
pratique.  Au  lieu  de  l'apaisement,  c'est  une  lutte 
qu'eUe  veut  engager. 

Pourquoi  ne  permettrait-on  pas  aux  jeunes  Uta 
d'aller  se  perfectionner,  en  suivant  Im  cours  sub- 
ventionnes,  dans  la  connaissance  des  langues  t'ran- 
caise,  italienne,  allemande,  etc  ?  Esl-ce  que  la  Cemme 
ne  paie  pas  d'impot  ?  On  l'a  dit :  la  Confederation 
favoriae  dans  une  mesure  que  je  crois  exageree, 
les  societes  de  commercants.  Et  si  l'on  avait  fait 
des  propositions  tendanl  a  restreindre  leurs  sub- 
ventions,  je  les  aurais  votees.  Que!  est  le  controle 
exerco  sur  elles?  Y  a-t-U  un  expert  fiidiral?  L'or- 
ganisation  de  ces  cours  laisse  beaueoup  ä  desirer. 
Dans  tous  les  cas,  les  etabüssements  scolaires  com- 
merciaux,  rendant  de  scrieux  serviecs,  il  ne  fau- 
drait  pas  les  sacrifier  aux  cours  des  MCietes  de 
coramercants,  qui  ne  repondent  pas  tonjoun  au  but 
qne  ae  propose  un  enseignement  commercial  pro- 
prement  dit 

Maintenant  la  commission  dit : 

«  Les  etablissements  et  les  societes  qui  reeoi- 
vent  des  Subvention*  de  la  Confederation  sont  tfi- 
nus  d'admettre  les  fernmes  aux  examens.  i 

Vous  voyez  la  femme  se  presenlant  ä  l'examen 
dans  une  soctete  qui  n'aura  pas  voulu  la  recevoir 
aux  cours  I  Les  memes  molits  d'exclusion  reappa- 
raltront.  On  la  fera  echouer.  La  concession  est  ab- 
•olument  nulle.  II  faut  ötre  franc,  ne  rien  faire  pour 
la  femme  ou  bien  l'admettre  aux  cours  et  aux  exa- 
mens. 

La  decision  du  conseil  national  se  justifie,  tanl 
au  point  de  Tue  de  la  protection  de  la  jeune  fille 
qu'a  celui  de  son  avenir  econoraique  et  aussi  dans 
rinteret  de  notre  propre  commerce. 


Geel:  Es  ist  richtig,  dass  dor  Inhalt  dieser  Ziffer  4 
einen  lebhalten  Kampf  bedeutet  zwischen  der  Union 
für  FrauenbestrebuDgen  und  dem  schweizerischen 
kaufmännischen  Verein  und  dass  sowohl  der  Bundes- 
rat, als  die  Kommission  von  beiden  Seiten  mit  Ein- 
gaben bedacht  worden  sind.  Die  Union  für  Frauon- 
bestrobungen  verlangt,  dass  der  Bundesrat  zur  Sub- 
ventionsbedingung mache,  dass  dio  Kurse  des  kauf- 
männischen Vereins  den  weiblichen  SchuLru  eben- 
falls zur  Verfügung  stehen,  währenddem  der  schwei- 
zerische kaufmännische  Vorein  sich  diesen  Be- 
strebungen gegenüber  durchaus  ablehnend  verhält 
und  ausfahrt,  er  wünsche  weder  die  Aufuahmo  von 
weiblichen  Schülern  in  die  Kurse,  noch  deren  Zu- 
lassung zu  den  Prüfungen.  Nun  ist  dio  Kommission 
in  diesem  Widerstreite  allerdings  frauenfreundlich 
gewesen  und  ist  os  noch  —  soweit  hat  Herr  Bigler 
vollständig  recht;  alloin  als  Mitglied  der  Kommission 
möchte  ich  doch  eine  kleine  Restriktion  anbringen. 

Man  hat  sich  nämlich  in  dor  Kommission  durchaus 


nicht  auf  tiefere  Erörterungen  und  Diskussionen 

eingelassen,  ob  es  au  und  für  sich  für  die  Ent- 
wicklung' des  menschlichen  Geschlechts  wünschbar 
oder  nicht  wünschbar  sei,  dass  die  Frauen  sich  auch 
solcher  Gebiete  bemächtigen,  welche  ihnen  bisher 
verschlossen  waren,  dass  sie  mit  aern  Manne  in  Kon- 
kurrenz treten  auf  Gobioten,  wo  dor  Manu  bisher 
unumschränkt  geherrscht  hat.  Dio  Kommission  be- 
fand sich  vielmehr  angesichts  der  Thatsachc,  di« 
durch  keine  Diskussionen  und  keine  theoretischen 
Meinungsäusserungen  geändort  und  aus  der  Wert 
geschafft  werden  k.-\nn,  dass  längst  eine  gr«se  Zahl 
von  Frauen  sich  in  oft'entlichen  und  privaten  Be- 
trieben in  Anst  llur:^.. Verhältnissen  befinden  und 
dass  thatsächlich  die  Frauen  den  Männern  schon 
längst  Konkurrenz  gemacht  haben  und  noch  machen, 
und  dio  Kommission  konnte  sich  der  Einsicht  nicht 
verschücsson,  dass  an  diesem  Vorhältnisso  nichts 
geändert  werden  kann,  weder  von  Seiten  des 
Bundes,  noch  der  eidgenössischen  Räte,  sondern 
dap  dio  Dinge  den  Weg  gehen,  den  sie  gehen 
müssen  und  gehon  werden.  Es  hat  sich  also  für  die 
Kommission  wen  Igor  darum  gehandelt,  frauenfreund- 
lich oder  nicht  frauenfreuudtich  zu  sein,  sondern 
einen  gegebenen  Zustand  in  die  Geleiso  zu  bringen, 
dio  nach  den  jetzigen  Verbältnissen  die  richtigen 
sein  dürften.  Dabei  hat  man  sich  gesagt,  dass  den 
Befürchtungen  der  Mitglieder  dos  kaufmännischen 
Vereins,  dass  die  Frauen  bei  Fördersng  und  Schutz 
ihrer  Bestrebungen,  dem  Manne  —  man  hat  den 
Ausdruck  Schmutzkoukurrenz  gebraucht  —  noch  ge- 
fahrlicher würden,  zum  Teil  wenigstens  dadurch 
abzuhelfen  wäre,  dass  man  den  Frauen,  die  auf  die 
genannto  Weise  ihr  Brot  suchen  wollen  und  müssen, 
Bildungsgetegenheit  gebe,  indora  sobald  die  Frau 
besser  ausgerüstet  mit  dem  Manne  in  Konkurrenz 
trete,  der  ominöse  Charakter  der  Schmutzkonkurrenz 
verschwinden  werde  und  die  besser  vorgebildete 
Frau  in  eino  edlere  Konkurrenz  mit  dem  gleich  vor- 
gebildeten Manne  trete. 

Das  war  ein  Gesichtspunkt,  der  die  Kom- 
mission bewogen  hat,  grundsätzlich  dem  National- 
rat soweit  beizupflichten,  dass  dio  Frauen  zu  den 
Prüfungen  in  erster  Linie  und  dann  auch  zu  den 
Kursen  zugelassen  werden  sollon;  allein  In  dar 
Ausführung  stiessen  wir  auf  ein  Hindernis,  das  wir 
zur  Stunde  nicht  boseitigon  können,  soweit  es  die 
Kurse  anbetrifft.  In  Bezug  auf  die  Prüfungen  müssen 
wir  mit  dorn  Nationalst  sagen,  dass  wir  wirklich 
nicht  einsoheu  können,  warum  die  weiblichen 
Schüler,  die  sioh  dio  nötigen  Eigenschaften  zur 
Priifungsablogung  angeeignet  haben,  nicht  zu  den 
Prüfungen  der  kaufmännischen  Vereine  zugelassen 
werden  sollen, denn  dies  verursacht  den  letztem  weder 
besonder«?  Umstände  noch  Kosten.  Im  Gegenteil,  es 
ist  gesagt  worden,  dass  diese  Lehrlingsprüfungen 
von  seiten  dor  männlichen  Schüler  zeitweiso  so 
schwach  besucht  seien,  dass  sio  fast  nicht  oder  gar 
nicht  mehr  abgehalten  wordon  können,  und  es  sei 
nur  vom  Guten,  wenn  sie  von  seiten  weiblicher 
Schüler  einun  Succurs  finden. 

Soweit  lag  dio  Sacho  für  uns  klar.  Anders  nun 
liegen  die  Dinge  in  Bezug  auf  die  Kurse.  Wenn 
wir  zu  Händen  des  Bundesrates  den  positiven  Wunsch 
aussprechen,  es  möchte  als  Subvontionsbedingung 
in  die  Voll/.iohungsverordnung  aufgenommen  wer- 
den, dass  weibliche  Schüler  auch  zu  den  Kursen 
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der  kaufmännischen  Vereine  zugelassen  werden,  so 
antworten  die  letztem:  dann  stoliou  wir  vor  der 
Alternative,  entweder  auf  die  Bundessubvention  ver- 
zichten zu  müssen  oder  aber  eino  ganz  wesentliche 
Aenderung  unserer  ganzen  Organisation  und  unseres 
ganzen  Betriebes  eintreten  zu  lassen.  Siesagcu  uns, 
sie  soion  weder  räumlich,  weder  nach  Zahl  und 
Qualität  ihrer  Lehrkräfte,  noch  überhau|>t  im  ganzen 
daran!  emgerichtet,  dass  die  Scliükr/.ahl  sich  durch 
Zuzug  von  weiblichen  Schülern  wesentlich  ver- 
mehre. Es  seien  also  Betriebsgründe  und  zum  grossen 
Teil  räumlich  <  Gründe,  sie  haben  die  Lokalitäten 
nicht,  denn  sie  sagen  sich,  sobald  weibliche  Schüler 
Aujnahme  finden,  werde  ein  lebhafter  Zulluss  statt- 
finden. Was  sollen  wir  da  antworten'.'  Wir  wisson 
nicht,  ob  der  kaufmännische  Verein  rocht  hat,  und 
die  Kommission  sagte  sich,  wir  wollen  doch 
nicht  in  der  guten  Meinung,  den  Frauen  zu  helfen, 
die  männlichen  Vereine  ruinieren,  die  schliesslich 
aus  eigenen  Kräften  und  Mitteln  die  Kurse  geschaffen 
und  die  Lohrkräfto  engagiert  haben  und  bezahlen. 
Dies  ist  ein  noch  unaufgeklärter  Punkt,  und  da  ist 
es  doch  seitens  der  Kommission  bei  aller  princi- 
piellen  Frauenfreundlichkeit  bogreiflich,  wenn  sie 
sich  sagte,  der  Punkt,  ob  die  kaufmännischen  Ver- 
eine wirklich  darin  rocht  haben  oder  nicht,  ob  diese 
Befürchtungen  motiviert  sind  oder  nicht,  sollo  vom 
Bundesrate  noch  näher  geprüft  werden  und  wenn  der 
Bundesrat  finde,  es  gehe  zur  Zeit  nicht  ohne  eino 
grosse  Schädigung  der  kaufmännischen  Vereine  in 
ihrer  ganzen  Organisation  und  ihrem  ßotriebe,  die 
Frauen  unbedingt  in  diese  Kurse  aufzunehmen,  so 
sollo  or  das  zur  Zeit  lieber  unterlassen  und  überhaupt 
darauf  Bedacht  nehmen,  in  der  ganzen  Angelegenheit 
eine  Aanderung  anzustreben.  Wenn  aber  der  Bundes- 
rat findet,  die  kaufmännischen  Vereine  haben  recht, 
so  würde  er  nach  meiner  Ueberzeugung  nicht 
zum  Schaden  der  kaufmännischen  Vereine  die  un- 
bedingte Aufnahme  weiblicher  Schüler  in  die  Voll- 
ziehungsverordnung aufzunehmen,  selbst  wenn  die 
eidgenössischen  Räte  diesen  Wunsch  aussprechen 
sollten,  sodass  osmatoriell  nicht  von  grundlegender 
Bedeutung  ist,  ob  wir  den  Wunsch  positiv  aus- 
sprechen oder  es  dem  Studium  des  Bundesrates 
überlassen,  dio  Frage  vorher  zu  prüfen  und  dann 
gemäss  den  zu  erwartenden  Ergebnissen  zu  ent- 
scheiden. 

Wesentlich  dürfte  für  die  Damen,  die  hier  in 
Betracht  fallen,  sein,  dass  grundsätzlich  der  National- 
rat sowohl,  als  die  stündcrätlicho  Kommission  ihren 
Bestrebungen  durchaus  nicht  abhold  sind,  sondern 
im  Gegenteil,  soweit  es  irgendwie  thunlich  ist, 
dafür  zu  haben  sind,  dass  ihre  Bestrebungen  unter- 
stützt werden  sollen,  allein  nicht  zum  Schaden, 
wenigstens  nicht  zum  nahe  bevorstehenden  Schaden 
der  männlichen  Bestrebungen  und  Vereine. 

Das  war  der  Standpunkt  der  Kommission,  und 
ich  glaube,  der  Ständerat  dürfte  diesem  Standpunkt 
durchaus  beipflichten,  ohne  von  der  eventuell  bei 
ihm  waltenden  Frauenfreundlichkeit  irgendwie  etwas 
sinzubüssen  oder  dieselbe  preiszugeben. 


M.  Bertlioad,  rapporteur  de  la  commission : 
Personncllement,  je  n'ai  pas  d'objection  de  principe  ä 
faire  ä  la  decision  du  conseil  national,  et  «  celle-ci 
venak  ä  triompher,  je  n'en  serais  pas  peine. 


Gela  dit,  je  donnc  1a  prtfcrcnco  a  la  redacüon 
proposee  par  la  commission  du  conseil  des  elats, 
rodaetion  donl  je  n'ai  pas  pris  l'initiative,  mais  ä 
laquelli*  je  me  suis  rallie  volontiere. 

La  questioii  ä  trancher  est  delicate.  Nous  n'avons 
pas  encorc  lous  les  Clement«  necessatres  pour  la 
resoudre.  G'est  pourquoi  eile  reste  ouverte.  Sont- 
cUes  iinpoilanlcs  cos  societes  qui  ne  veulent  pas 
adrnettre  la  femtne  ä  Icuis  cours?  Nous  voudrions 
que  lenque'.c  du  conseil  föderal  portät  sur  ce  point. 
11  pouira  a!or>  arriver  ceci,  c'est  que  le  conseil 
föderal  se  rende  comple  que  les  dites  societes  ne 
sont  reellement  pas  importantes.  On  verra  s'il  y  a 
lieu  de  leur  imposer  l'obligation  de  recevoir  l'ele- 
RWOt  feminin  dans  leurs  cours,  y  a-t-il  inconve- 
nient  ä  leur  laisser  carte  blanche?  Non,  puisque 
nous  ne  faisons  qu'emettre  des  veßux,  ä  savoir  que 
!e  conseil  föderal  s'oecupera  do  la  quesüon,  l'exa- 
mmera  en  detail.  Je  n'öprouve  pas  les  crainles  de 
M.  Python  en  ce  qui  conceine  le  sort  de  la  femme 
aux  examens ;  eile  y  sera  traitee  impartialement. 
J'imagine  que  les  examens  seront  faits  par  des  gens 
sans  parti  pris.  Ce  ne  sont  pas  les  societaires  mal 
disposes,  qui  ir.lerrogcront  les  femmes,  mais  des 
experts  oflrant  toutes  les  garanties  desirables. 

Mais  il  est  un  point  de  detail  sur  lequel  je  se- 
rai  pröt  de  donner  raison  ä  M  Simen.  Du  moment 
qu'on  renverra  au  conseil  föderal  l'examen  de  toute 
la  question,  nous  n'avons  pas  ä  discuter  ä  propos 
des  localitcs  düjä  pourvues  d'institutions  deslinecs 
aux  femmes,  il  est  superflu  de  dire : 

. . .«  dans  des  localites  oü  des  institutions  süffi- 
santes pour  l'enseignement  des  eleves  du  sexe  fe- 
minin  n'existent  pas  », 

Je  dirai  tout  simplement,  c'est  une  proposiüon 
eventuelle : 

«  La  question  de  savoir  si  cette  disposition  est 
applicable  aux  cours  devra  iHrc  encorc  examinee 
par  le  conseil  föderal  >  en  retrauchant  le  reste. 


M.  Slmen:  J'ai  entendu  avec  beaueoup  d'inte- 
rot  les  explicalions  fournies  par  plusteurs  membres 
de  la  cominission,  mais  j'avoue  que  leurs  argu- 
ments  ne  m'ont  pas  paru  renfermer  des  raisons 
süffisantes  pour  me  determiner  ä  renoncer  ä  ma 
proposilion. 

M.  le  rapporteur  Berthoud  dit  qu'en  laissant  au 
conseil  föderal  le  soin  de  prendre  une  decision  de- 
finitive,  la  question  n'est  pas  prejugee;  il  s'agirait 
de  faire  seuletnent  ceitaines  constatations  d'ordre 
materiel,  puis  le  conseil  föderal  decideraiL  Pour 
ma  part,  la  question  me  paralt  assez  importante 
pour  que  le  legislateur  s'en  occupe  directement 
C'est  une  question  de  principe  qui  doit  £tre  tran- 
chee  au  moment  oü  le  legislateur  se  propose  d'e- 
largir  ccux  qui  regissent  dejä  la  legislation.  Le  le- 
gislateur ne  doit  pas  encourager,  sous  aueune  forme 
ce  scnlimcnt  d'hostilite  qui  perce  dans  cette  reso- 
lution  des  societes  d'exclure  les  femmes  des  cours 
Subvention!)  tj.5. 

M.  Gecl  nous  a  bien  explique  qu'an  fond  il  ne 
s'agit  pas  de  se  prononcer  d'une  facon  plus  ou 
moins  favorable  ä  I'egard  des  droits  de  la  femme, 
qu'il  s'agit  plutöt  de  resoudre  des  difficultes  d'ordre 
pratique,  de  savoir  comment  on  s'y  prendra  dans 
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certaines  societes  pour  ouvrir  la  porte  des  cours 
aux  jeunes  filles,  si  les  locahtes  sont  importanles, 
si  le  personnel  enseigoant  correspond  aux  besoins, 
etc.,  etc. 

Je  crois  que  ces  difllcultes  sont  imagiriaires. 
Dans  les  grandes  localites,  les  societes  sont  consti- 
tuees  sur  des  bases  tres  largcs.  L'interet  meme 
des  personnes  qui  so  preoccupent  d'assurer  l'ave- 
nir  de  toute  one  categorie  de  jeunes  filles  en  leur 
ouvrant  des  carrieres  commerciales,  les  poussera  ä 
organiser  des  cours  supeneurs;  Ii  oft  la  popula- 
tion  est  nombreuse,  des  ecoles  speciales  pour  jeunes 
Alles  seront  saus  doute  organisees.  On  peut  trcs- 
bien,  la  oü  les  socicte*  sont  peu  nombreuses,  ac- 
corder  une  petite  place  aux  jeunes  Alles  qui  vou- 
dront  profiter  des  meines  lecons,  des  memes  cours 
donnes  aux  jeunes  candidats  qui  se  vouent  aux 
carrieres  commerciales. 

Je  ne  vois  donc  pas  pourquoi  Ton  pousserait  ä 
l'organisation  de  cours  separes  lä  oü  les  cours 
mixtes  sont  possibles.  Co  scrait  un  surcroit  de  de- 
penses  absolument  superflu  impose  ä  la  caisse  fö- 
derale. 

On  pretend  que  nous  sommes  en  presence  de 
certaines  societes  —  peu  nombreuses,  je  l'espere 
pour  leur  honneur  —  qui  ne  veulent  absolument 
pas  entendre  parier  de  cettc  promiscuite  de  sexes 
dans  leurs  cours,  permcttant  seulement  aux  jeunes 
filles  Tacces  aux  examons.  Mais  une  fois  le  principe 
pose  dans  la  loi,  il  n'y  aurait  pas  besoin  d'avoir 
recours  a  un  Systeme  dictatorial  pour  trouver  le 
remede.  Les  societes  qui  se  refuseraient  a  admettre 
les  femmes  aux  cours  seraient  mises  hors  la  loi, 
n'auraient  plus  le  droit  de  pretendrc  aux  böneficcs 
que  cette  loi  leur  assure.  C'est  donc  bien  simple. 
La  menace  est  un  bon  moyen  ä  employer  pour 
atteindre  certains  buts.  Dans  le  cas  particulier, 
les  societes  y  regarderont  ä  deux  fois  avant  de  se 
refuser  a  faire  preuve  de  fraternite,  d'amour  de  la 
justice,  de  l'egalile.  Dejä,  la  jeune  fille  suit  les 
cours  de  l'universite,  sans  que  cela  presente  aucun 
inconvenient.  II  n'y  en  aurait  pas  davantage  si  les 
jeunes  filles  etaient  admises  ä  suivre  les  cours  or- 
ganUes  par  les  societes  de  commergants. 

Le  legislateur  a  des  devoirs  d'un  ordre  eleve. 
II  doit  sc  preoccuper  du  sort  de  tous  les  citoyens, 
a  quelque  sexe  qu'ils  appartiennent,  cela  pour  le 
bien  et  la  prosperite  generale  du  pays. 

Le  conseil  des  <5tats  fera  une  bonne  ceuvre  en  adhe- 
rant  ä  la  decision  plus  claire,  plus  precise,  plus 
large,  que  le  conseil  national  a 


Monxinger:  Erlauben  Sie  mir,  mich  kurz  Ober 
den  Antrag  der  Kommission  auszusprechen.  Ich  be- 
greife in  der  That  nicht  recht,  warum  man  in  dieser 
Frage  auf  einmal  mit  dem  Zwang  aufrücken  soll 
und  zwar  von  einem  Tag  auf  don  andern  und  warum 
man  nicht  bezüglich  dieser  kaufmännischen  Kurse 
der  freien  Entwicklung  ungestörten  Lauf  lassen  will 
und  zwar  In  gleicher  Weiso,  wie  es  mit  don  Han- 
delsschulen in  der  Schweiz  geschehen  ist  Es  sind 
gegenwärtig,  wenn  ich  nicht  irre,  alle  Handels- 
schulen der  Schweiz  weiblichen  Zöglingen  geüfinet, 
und  das  bat  sich  von  selbst  gemacht,  je  nach  der 
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zunehmenden  Einsicht  nach  dieser  Richtung  hin  und 
je  nach  don  Verhaltnissen  in  den  einzelnen  Toilen  der 
Schweiz  früher  oder  später.  Das  ist  auch  bei  uns  im 
Kanton  Sololhurn  so  gegangen,  und  wenn  wir  zwangs- 
weise hatten  vorgehen  wollen,  so  hätten  wir  dieser 
Angelegenheit  wegen  einen  Sturm  heraufbeschworen, 
der  mit  der  Wichtigkeit  der  Sache  in  keinem  rich- 
tigen Verhältnis  gestanden  wäre.  Wir  haben  früher 
bei  uns  dio  Anregung  gehabt,  es  solle  die  Kantons- 
schule und  die  Handelsschule  miteinander  für  weib- 
liche Zöglinge  geöffnet  werden.  Dagegen  hat  sich 
ein  sehr  grosser  Widerstand  erhoben  und  wenn 
die  Sacho  hätte  durchgedrückt  werden  wollen,  so 
hätten  wir  einen  mächtigen  Sturm  bekommen.  Nach 
verhältnismässig  kurzer  Zeit,  nachdem  die  Frago 
sich  eutwickelt  hat  und  öffentlich  diskutiert  worden 
ist.  ist  schliesslich  dio  Oeffnung  unserer  Kantons- 
und Handelsschule  für  das  weiblicho  Geschlecht  im 
vollständigsten  Frieden  vollzogen  worden,  und  ich 
glaube,  diese  Entwicklung  in  Bezug  auf  dio  Handels- 
schulen hat  sich  so^ar  entgegen  der  Meinung  des 
Rundes,  dor  gegen  die  Zulassung  weiblicher  Zög- 
linge an  den  Handelsschulen  war,  vollzogen,  indem 
die  Macht  der  Verhältnisse  in  ihrer  raschen  Ent- 
wicklung starker  war,  als  dieser  Widerstand  von 
Seite  des  Bundes.  Nun  will  man  plötzlich  das  Gegen- 
teil machen,  und  in  Bezug  auf  diese  kaufmännischen 
Kurse  von  Bundes  wogen  aufoktroyieren,  es  müsse 
das  und  das  geschehen.  Ich  glaube,  auch  da 
wäre  es  besser,  man  Hesse  die  Sache  sich  ent- 
wickeln. Es  wird  auch  hier  dazu  kommen,  dass 
das  weibliche  Geschlecht  mit  der  Zeit  zugelassen 
wird.  Es  wird  vielleicht  am  einen  Orte  etwas  länger, 
am  andern  etwas  weniger  lang  dauern,  aber  es 
wird  kommen.  Ich  glaube,  mit  dem  Zwang  würden 
wir  gerade  das  Gegenteil  erreichen  und  viele,  die 
noch  unentschlossen  sind,  dazu  bringen,  sich  mit  aller 
Heftigkeit  dagegen  aufzulehnen.  Ich  begreife  nament- 
lich nicht  recht,  dass  gerade  von  Seite  derjenigen 
Herren,  die  sonst  gegen  alle  und  jede  Zwangsmass- 
regeln des  Bundes,  namentlich  auf  dorn  Gebiete  der 
Erziehung  sind,  nun  plötzlich  der  Bund  mit  dieser 
Zwangsmassregel  ausgestattet  werden  will.  Ich  habe 
in  allen  Verhandlungen  bezüglich  der  eidgenössischen 
Schulsubvention,  denen  ich  beigewohnt  bin,  immer 
gehört,  dass  Herr  Python  und  seine  Freunde  sich  mit 
aller  Energie  dagegen  wehrten,  man  solle  ja  nie  von 
Bundes  wegen  daran  denken,  im  Schul-  und  Erzie- 
hungswesen gegenüber  den  Kantonen  irgendwelche 
Zwangsmassregeln  aufstellen  zu  wollen.  Es  hat  mich 
nun  einigermassen  vorwundert,  dass  man  auf  diesem 
Gebiete  der  Subventionen  sagen  will :  ihr  kriegt  eine 
Subvention,  wenn  ihr  das  macht,  und  ihr  bekommt 
keine,  wenn  ihr  das  nicht  macht,  was  wir  wollen.  Et 
scheint  mir  das  ein  Widerspruch  zu  sein. 

Ich  stelle  mich  entschieden  auf  den  Boden  der 
freien  Entwicklung  und  glaube,  wir  werden  damit 
mehr  erreichen,  als  wenn  wir  mit  der  grossen, 
schweren  Hand  des. Bundes  eingreifen  und  sagen: 
Ihr  müsst  und  wenn  ihr  nicht  wollt,  bekommt  ihr 
nichts.    Deswegen  stimme  ich  zum  Antrage  der 
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Bundesrat  Doucher:  Sie  worden  nicht  erstaunt 
iein,  dass  ich  In  dieser  Frage  auch  einige  Worte 
spreche,  um  so  woniger,  als  ich  im  Fall"  bin, 
Ihnen  für  den  Fall  der  Annahme  des  nationalrät- 
ichen  Beschlüsse  ein  Amendement  zu  proponioron. 
Sit  kennen  die  Stellung  dos  Bundesrates  in  dieser 
Frage  aus  ssiner  Botschalt.  Derselbe  ist,  um  mit 
Herrn  Bigler  zu  sprechen,  in  seiner  Gesamtheit 
frauonfreundlich,  mit  andern  Worten,  es  herrscht 
darüber  kein  Zweilol  im  Bundesrate  und,  wie  ich 
glaube,  auch  in  diesem  Rate,  dass  die  Bestrebung 
dar  Frau  nach  einer  gewissen  Gleichberechtigung 
mit  dorn  Manne  auf  dem  Gebiete,  das  wir  zu  be- 
sprechen im  Talle  sind,  ihre  Berechtigung  habe. 

Wenn  die  oino  Partei  nun  solo«  mit  den  kon- 
sequentesten, wenn  ich  sagen  dar!  mit  den  lo- 
gisch richtigsten  Massnahmen  eiugreifen  und  im 
Sinne  der  Herren  Simen  und  Python  auch  gegen- 
über freien  Institutionen  zwangsweise  vorgehen  will, 
währenddem  die  andere  Seite  des  Rates,  und  da- 
mit der  Bundesrat,  der  Entwicklung  der  Sache  noch 
Spielraum  lassen  will,  so  ist  das  eine  Frage  der 
Opportunität.  Principiell,  glaube  ich,  sind  wir  einig. 
Nun  aber,  sago  ich,  müssen  wir  vor  allen  Dingen 
zweierlei  auseinanderhalten :  die  Handelsschulen  und 
die  Vereine.  In  den  Handelsschulen  einer  staatlichen 
Institution,  voila,  da  sagen  wir:  Ihr  müsst  die  Frauen 
aufnehmen;  da  ist  keine  Gefährde  für  den  Bestand 
und  die  Eulwicklung  der  Schule,  da  kann  es  sich 
höchstens  um  eine  unliebsame  Konkurrenz  der 
Frauen  handeln,  und  das  ist  für  uns  nicht  mass- 
gebend, das  ist  kein  Grund,  dem  entgegenzutreten, 
leb  sage  also:  in  der  Staatsanstalt,  in  der  Schule, 
da  soll  der  Zwang  platzgrelfen;  er  hStte,  wenn  es 
nötig  wäre,  jetzt  schon  Platz  gegriffen.  Es  ist  aber 
nicht  nötig.  Diu  Schulen  haben  das  alles  freiwillig 
gomacht,  da  besteht  die  Geschiebte  schon,  und  da 
geht's  auch,  weil,  wenn  die  Lokalitäten  nicht  ge- 
nügen, dor  Staat  eben  bezahlt,  weil  er  befohlen  hat, 
and  die  Sache  macht  sich. 

Nun  aber  die  Kurse.  Wor  veranstaltet  dioso  Kurse? 
Die  Vereine.  Das  ist  eine  freie  Vereinigung  von 
Männern  —  da  ist  keine  Frau  dabei  —  und  dieso  bo- 
zahlon  in  dor  Hauptsache,  wenn  auch  nicht  alles  und 
die  Frauen  bezahlen  nichts.  Hier  g-^ben  allerdings  Staat 
und  Gemeinde  Beitrage.  Wenn  Sic  aber  konsequent 
sein  wollen,  können  Sie  nicht  nur  sagen:  der  Bund 
soll  seine  Beitrüge  nicht  geben,  wenn  die  Vereine  sich 
woigorn,  Frauen  aufzunehmen,  sondern  es  kommt  da 
noch  ein  anderer  Punkt  dazu.  Die  Gemeinden  geben 
auch  grosso  Beiträge,  so  z.  B.  Zürich,  das  weiss 
der  frühore  Stadtschreiber  von  Zürich,  der  jetzige 
Herr  Ständerat  Dr.  Usteri,  und  dies  ist  ein  Grund,  wa- 
rum ich  mich  eher  auf  den  Boden  derstandorätlichen 
Kommission  stelle.  Es  entsteht  da  die  Frage:  WVnn 
wir  die  Anstalt  erweitern,  haben  wir  dann  noch 
Platz  genug  und  Geld  genug,  um  dio  nötigon  Lehr- 
kräfte einzustellen  ?  oder  :  Woher  nehmen  wir 
dann  das  Geld?  Nun  sagon  einzelne  Vereino:  Wenn 
wir  auch  die  Bundesuntorstützung  haben,  aber 
diese  Erweiterung  mit  in  Kauf  nehmen  müssen,  so 
kommen  wir  viel  schlechter  weg,  als  wenn  wir  die 
Bundessubvention  nicht  haben,  und  darum  müssen  wir 
darauf  verzichten.  Sie  zwingen  also  dio  Vereine  zum 
Verzicht  Es  sind  das  konkrete  Fälle  und  dieselben 
treffen  namentlich  grössere  Vereine  und  zufällig 
das  kostot  sie  nichts  und 


nicht  diejenigen  im  Kanton  des  Herrn  Simen. 
Da  steht  os  überhaupt  mit  der  Staalssubventioo 
kolossal  schlecht  In  Bellinzona  geben  die  Vereine 
Fr.  4237  aus;  daran  giebt  der  Band  Fr.  2800, 
um)  Staat  und  Gemeinde  geben  zusammen  Fr.  200! 
In  Lugano  »oben  die  Vereine  Fr.  1200  aus  und  die 
Gesamtausgaben  für  Unterrichtezwecke  betragen 
Fr.  4500.  Daran  giebt  die  Eidgenossenschaft 
Fr.  1G00  und  Gemeinde  und  Kanton  geben  nichts! 
So  ist  die  Situation !  Wie  steht  es  aber  in  Zürich? 
Da  haben  wir  eine  Gesamtausgabe  von  Fr.  73,000, 
an  dio  der  Bund  Fr.  17,000  giebt,  das  übrige,  also 
ca.  Fr.  60,000.  bestreiten  alles  die  Vereine,  resp.  die 
Gomcindo  Zürich,  und  wenn  Sie  die  Vereine  zwingen, 
so  vorzugehen,  wie  man  vorschlägt,  so  müssen  die 
615  Mitglieder  aus  ihrem  Sack  für  die  nötigen  Lo- 
kalitäten aufkommen  und  dio  nötigen  Lehrmittel 
beschaffen  oder  es  muss  die  Gemeinde  eingreifen. 
In  Bern  sind  ähnliche  Verhältnisse,  ebenso  in 
St.  Gallen  und  Luzern;  ich  will  nicht  alle  anführen. 
Wir  müssen  nun  mit  den  konkreten  Fällen  rechnen 
und  können  nicht  schönen  Theorien  zuliebe  mit 
dem  Kopf  durch  die  Wand.  Wir  sind  ja  einig. 
Auch  der  Nationalrat  hat  eingesehen,  dass  da  ein 
Ventil  geschaffen  werden  muss  und  hat  gesagt,  es 
solle  diese  Bestimmung  nur  da  durchgeführt  werden, 
wo  nicht  schon  genügende  Organisationen  für  die 
Frauen  vorhanden  sind.  Die  Kommission  des 
Stunderates  will  die  Sache  dem  Bundesrat  zur 
Untersuchung  überweisen.  Der  richtige  Auswog 
wäre  der,  wie  ich  glaube,  und  da  sind  wir  alle 
einig,  dass  den  Frauen  womöglich  geholfen,  dass 
aber  nicht  ein  unberechtigtor  Zwang  durchge- 
führt werden  Soll.  Ich  glaube,  auch  Herr  Python 
steht  auf  diesem  Boden.  Es  sollen  die  wohlthätlgen 
Institutionen,  die  Kurse  der  Vereine  nicht  gefährdet 
werden,  und  deshalb  könnte  man  einfach,  und  das 
beantrage  ich,  zu  Ziffer  3  des  nationalrätlicben  Be- 
schlusses, welcher  lautet:  cDio  Anstalten  und  Ver- 
eine, welche  vom  Bunde  subventioniert  werden, 
haben  woibliche  Schüler  zu  denselben  Bedingungen 
in  die  Kurse  und  zu  den  Prüfungen  aufzunehmen, 
wie  männliche,  wenn  nicht  am  gleichen  Orte  ge- 
nügende Organisationen  für  erstere  vorbanden  sind», 
beilügen:  «oder  durch  diese  Aufnahme  der  Fortbe- 
stand gefährdet  wird>. 

Da  kann  sich  nun  niemnnd  mehr  über  den  Zwang 
bekhgen.  Der  Bundesrat  wird  in  jedem  einzel- 
nen Falle  prüfen  und  entscheiden,  währenddem  nach 
dem  Antrage  dor  Kommission  dos  Nationalrates  der 
Bundesrat  die  Frage  akademisch,  im  allgemeinen, 
zu  prüfen  hätte.  Meine  Herren,  Sie  haben  ja  über- 
haupt nichts  zu  beschliessen,  sondern  nur  zu  wün- 
schen. Ich  gebe  aber  zu,  dass  hier  ein  Wunsch 
berechtigt  ist  und  dass  derselbo  soweit  möglich  zur 
Durchführung  gelangen  toll.  Ich  gliube,  wenn  Sie 
die  Bedingung  so  aufnehmen,  dass  da,  wo  genügende 
Organisationen  vorhanden  sind,  weil  nicht  nötig, 
und  da,  wo  der  Fortbestand  der  Kurse  gefährdet 
wird,  ein  Zwang  nicht  stattfinden  soll  —  denn, 
wenn  der  Kurs  aufhört,  haben  ja  die  Frauen  nichts 
und  dio  Andern  erst  recht  nichts  —  so  haben  Sie 
ungefähr  das,  was  Sie  wollen.  Das  ist  mein  Ge- 
danke. 

Das  mit  Bezug  auf  die  Kurse.  Was  dio  Lehrlings- 
prüfungen  anbetrifft,  so  ist  ja  alles  einig.  Das  Ist 
vollständig    nur  eine   Konkurrenzsache    bei  den 
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ist  gefährdet  Da  wollen  wir  sie  zwingen,  denn  der 
Bond  bat  Ursache,  auf  dem  Gebiete,  wo  er  an  die 
Ausgaben  dieser  Vereine  im  Betrago  von  Fr.  3300 
ein«  Summe  von  Fr.  2500,  also  fast  alles  zahlt, 
einen  Zwang  auszuüben.  Da  bezahlen  wir  und  da 
befehlen  wir! 

lob  komme  zum  Sehluss  und  sage:  Stimmen 
wir  zu  mit  Bozug  auf  die  Prüfungen,  mit  Bezu„-  auf 
die  Schulen  ist  es  nicht  notwendig,  und  mit  Benig 
auf  die  Kurse  lösen  wir  die  Frage  so,  dass  wir  zum 
nationalrätlichen  Beschlüsse  noch  beifügen:  «sofern 
das  Fortbesteben  nicht  gefährdet  ist». 


M  Python:  M.  Munzinger  a  voulu  voir  une  cou- 
tradlction  dans  mon  attitude,  parce  que  je  me  suis 
opposä  aux  subventions  föderales  ä  aecorder  a  IVcolo 
primaire  et  que  je  romps  une  lanco  cn  faveur  de 
l'enseignomont  commercial  subventionnü  par  la 
Conf  Operation. 

Mais  cette  contradiction,  l'honorablo  d.pute  do 
Soleure  sera  seul  a  lavoir,  attendu  que  je  me  suis 
oppose  au  principe  de  la  Subvention  föderale  ä  l'ecole 
primaire:  mais  si  ce  principe  est  adopte,  je  serai 
aussi  d'aecord  pour  qu'il  sott  appliqu6  d'une  facon 
rationnelle,  k  tous  les  enfants  de  la  patrie  suisse  de- 
vant  en  benefleier.  G'est  ce  que  je  demande  au- 
jourd'bui  pour  l'enseignement  commercial  dejä  sub- 
ventionne,  dont  les  fenunes  doivent  aussi  retirer 
des  avantages. 

Je  constate  avec  plaisir  que  tout  le  monde  est 
favorable  a  cette  Idee  do  la  fr£qucntation  par  les 
femmes  des  cours  organises  par  les  societes  de 
oommergants  subventionneOs.  Tous  les  mombres 
de  la  commission  ont  fait  assaut  de  galanterie  *i 
l'egard  du  beau  sexe.  Mais  s'agit-il  d'aecorder  des 
droits  aux  dames,  alors  on  commenco  a  discuter.  a 
raisonner,  ä  soulever  des  difflcultes  extraordinaires. 

Messieurs,  cos  difflcultes  n'oxlstent  pas,  les  ob- 
jections  soulovees  sont  loin  d'etre  serieuses.  Nous 
pouvons  distinguer.  Nous  avons  des  societes  qui 
sont  iibres  do  recevoir  qui  elles  veulent  dans  leur 
sein.  Le  conseil  föderal  ne  s'immisce  pas  dans 
l'organisation  de  cos  sociales,  mais  elles  doivent, 
si  elles  ouvrent  dos  cours  commerciaux,  recourir 
aux  subsides  de  la  Confederation.  Elles  demandont 
doao  des  subsides.  Ges  societes,  apres  cela,  sont- 
elles  iibres  de  proceder  comme  olles  l'entendont  ? 
Non'  Des  qu'une  societe  se  presente  pour  obtenlr 
l'ootroi  d'un  subside  tedoral,  on  lui  pose  des  con- 
ditions,  indiquees  dans  un  rögloment,  portant  en- 
tr'autres  que:  les  demandes  de  subventions  doivent 
etre  adressees  chaque  annee,  avec  motifs  a  l'appui, 
au  departemont  föderal  du  commerce,  avant  le  mi- 
lieu  d'aoüt,  en  vue  d'etablir  lo  budget  de  la  Confe- 
deration, et  fournir  des  renseignemeots.  des  docu- 
ments,  indiquer  le  genre  des  cours  organises,  etc. 
Oes  societes  ne  sont  donc  pas  Iibres.  Vous  les  traitoz 
comme  des  Etablissements  cantonaux,  leur  deman- 
dant  le  nombre  des  lecons,  la  frequentation  des 
cours,  le  montant  de  la  Anance  k  payer  pour  les 
lecons,  la  limite  d'age  des  elcves.  Si  donc  la  Con- 


federation demande  ä  etre  rensetgnee  sur  la  flnanee 
oxlgeo  de  chaquo  ölöve,  o'est  parco  qu'elle  Deut 
intervenir  pour  modifler  ce  montant 

On  demande  aussi  des  renseignomonts  sur  le 
personnel  onsoignant,  les  honoraires  payes  aux  pro- 
fesseurs.  l'indication  dos  societes,  leur  repartition 
en  membrea  actifs,  passils,  Iibres,  honoraires.  Vous 
voulez  »voir  lo  budget  anuuel  de  la  societe,  savoir 
son  6tat  do  fortuno,  otc. 

Vous  allez  meme  plus  loin.  disant  (art  11):  Les 
etablissoments,  cours  et  autres  etablissements  sub- 
venlionn»''g  doivent  etre  faciloment  accessibles  ä 
chacun.  Kst-co  que  dans  le  mot  chacun,  vous  com- 
prenez  seulement  les  hommos  ou  aussi  les  femmes? 

Le  debat  roulo  au  fond  sur  ce  point,  11  est  ou- 
vert  Uno  grande  discussion  s'ost  produite  dans  las 
societes.  la  grande  majorito  d'entrolles  se  deolarant 
hostilos  ■  l'admission  des  femnies  ä  leurs  cours. 
Nous  ou  connaissons  lo  motif.  La-dessus,  la  com- 
mission nous  proposo  do  prior  lo  consoil  federal  de 
pitursuivre  son  etude.  Mais  le  conseil  federal  sait 
tout,  11  no  peut  pas  obtenir  dos  rensoignements 
nouveaux.  Deux  courants  d'oplnion  se  sont  fait  jour: 
d'un  OOfo!  les  femmes  qui  reolament  leur  place  au 
soleil,  d'autre  part  les  hommes  qui  voulont  s'opposer 
ä  los  rocevoir  aux  cours.  Les  hommes,  sexe  fort, 
prötendent  que  la  fomme  ne  doit  pas  leur  faire  con- 
currence  dans  le  domalne  commercial,  Iis  veulent 
donc  lui  former  la  porte.  Entendez-vous  lalsser 
ce  dehnt  se  p'>ursuivre  sur  un  toi  torrain?  Le  con- 
seil national  a  t'te  bien  inspirö  on  clöturant  lo  debat. 
Les  mombres  de  la  commission  sont  tout-ä-fait  de 
l'avis  du  conseil  national,  mais  reculent  devant  des 
dlflicultös  d'application,  risquant  dapporter  de  la 
perturbation  dans  les  societes.  Les  locaux  notam- 
ment  seraiont  souvent  trop  exigus;  c'est  l'incon- 
venient  qui  paralt  avoir  fait  le  plus  d'lmpression 
sur  quelques-uns  de  nos  coltegues.  Or,  toutos  ga- 
ranties  sont  dorntet  s  quant  aux  locaux,  Iis  seront 
suffisants.  Le  tout  est  de  savoir  s'il  y  aura  quel- 
ques jounos  Alles  qui  recevront  la  permlssion  de 
venir  s'asseoir  sur  un  banc,  mais  vous  ne  changez 
en  rion  a  l'organisation  des  cours.  La  femme  ne 
demande  rien  do  pareil,  vous  n'aurez  pas  besoin  de 
faire  appel  a  un  personnel  special,  ou  d'augmenter 
1'effoctif  do  celui-ci.  Non,  11  sufflt  do  faire  une 
modesto  place  ä  l'etement  feminin.  Partout,  il  sera 
possiblo  d'obtcnir  les  Salles  de  cours  necossaires. 

J'ai  donc  beau  cherchor,  les  difficultes  soulovees 
par  la  commission  ne  mo  paraissent  pas  reelles. 
Nous  n'entendons  pas  nous  immiscer  dans  les  so- 
cietes. Les  personnes  qui  frequentent  los  cours  ne 
tont  pas  partio  de  ces  societes,  elles  ont  simple- 
ment  lo  droit  de  suivro  les  cours,  de  prendre  des 
notes.  Jo  nie  formollemont  quo  cela  solt  de  na- 
ture  a  rondre  difficlle  le  fonetionnement  des  dites 
soctetes.  A  Zurieb,  olles  disposent  de  fr.  70,000  pour 
leurs  cours  ot  elles  ne  trouveraient  pas  une  place 
a  y  laisser  aux  jeunes  lilles'  Ou  bien  les  societes 
sont  riches,  et  olles  trouveront  facilement  des  lo- 
caux, ou  bien  olles  sont  pauvres,  et  il  est  k  prevolr 
quo  les  jounos  Alles  ne  s'y  presenteront  guere. 

Vous  employez,  dit-on,  le  Zwang  ä  l'egard  des 
jeunes  filles,  vous  les  foroez  a  suivro  los  cours.  Je 
nosatspas.  La  Confederation,  en  octroyant  ses  sub- 
ventions, ale  droit  de  dire:  Tons  les  habitants  pro- 
flteront  do  cos  subventions,  los  jeunes  Alles  aussi 
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bien  que  las  garcons.  La  jeune  fille  sera  recue  aux 
co urs  si,  comme  le  jeune  homme,  eile  remplit  les 
coQditions  vouluos. 

On  olte  l'exemple  des  ecoles  cantonales  oü  les 
jeunes  filles  ont  ete  admises,  et  l'on  dit :  l'admission 
des  jeunes  filles,  cela  viendra  de  soi-mcme.  Non. 
Dans  le  cas  Signale  par  M.  Munzinger,  il  a  tallu  que 
les  autorites  iotercantonales  interviennent  pour  faire 
admettre  les  jeunes  filles  dans  l'etablissement  en 
question.  Les  jeunes  commercants,  dans  un  acces 
de  mauvaise  bumeur,  so  sont  syndiquos.  Sl  l'auto- 
rlte  föderale  publique  n'intervient  pas,  la  porte  de 
leurs  co  urs  restera  fermee  aux  jeunes  filles.  Je  ne 
sais  pas  ce  que  nous  gagnerons  ä  renvoyer  la  ques- 
tion au  conseil  federal,  et  suis  sursis  que  le  con- 
seil  federal  lui-meme  nous  demande  de  ne  pas 
trancher  lo  debat.  Je  ne  sais  pas  ce  que  le  conseil 
federal  pourra  obteoir  de  plus.  II  est  renseigne, 
s.ii t  tout  Quant  U  l'opportunitc  de  rendro  les  cours 
mixtes,  inutile  de  s'entourer,  n'est-ce  pas,  de  lu- 
mieres  plus  etendues.  Si  le  conseil  des  etats  vou- 
lait  absolumont  attenucr  la  decision  prise  par  Ic 
conseil  national,  je  pourrais  me  ranger  a  la  propo- 
aition  de  M.  le  conseiller  federal  Deucher.  Mais 
o'est  inutile.  Ne  nous  faisons  pas  du  mauvais  sang, 
celaaigrit  les  esprits.  Si  Ton  veutsinceremenlfavoriser 
les  aspirations  des  dames  —  et  certainement  tous 
nous  le  voulons  —  je  ne  vois  pas  pourquoi  nous 
refuserions  de  nous  ranger  carrement  ä  Vaxis  du 
conseil  national. 


M  Simen:  L'amendement  eVentuel  de  M.  le  con- 
seiller federal  Doucher  ne  pourrait  pas  aider  ä  re- 
soudre  la  question,  en  ce  sens  que  d'apres  la  te- 
neur  de  cet  amondoraent,  il  sufflra  qu'une  societe 
declare  que  son  existonce  est  compromise,  qu'elle 
n'a  pas  les  moyens  de  continuer  ses  garantics, 
qu'elle  prefere  renoncer  &  la  Subvention  föderale, 
pour  qu'on  ne  lui  applique  pas  l'obligation  de  rece- 
voir  les  femmes  aux  cours.  Alors,  nous  n'aurious 
pas  avance  d  un  pas,  nous  reviendrions  purement  et 
simplement  sur  le  terra  in  oü  la  commission  du 
consoll  dos  6tats  a  voulu  nous  placer,  avoc  lo  so- 
cond  alinea  de  sa  proposition.  11  taut  dire  oui  ou  non. 
Voulons-nous  admettre  la  possibilite  pour  les  jeunes 
filles  de  suivre  les  cours  organises  par  les  societes 
de  commercants? 

Le  conseil  national  a  repondu  oui,  nous  ferions 
bien  de  prendre  comme  lui  une  resolution  claire  et 
precise. 


Bundesrat  Deaeher:  Nur  zwei  Worte.  Oer  Ein- 
wurf des  Herrn  Simen,  die  Vereine  werden  einfach 
erklären  können,  ihr  Fortbestand  sei  gefährdet,  ist 
nicht  richtig.  Wet  entscheidet,  das  ist  der  Bundes- 
rat. Wir  sagen:  Ihr  bekommt  das  Geld  oder  ihr 
bekommt  es  nicht  und  könnt  nicht  voicchutzen, 
euer  Fortbestand  sei  gefährdet.  In  Art.  11  haben 
wir  neu  aufgenommen,  dass  die  Kurse  möglichst 
allgemein  und  leicht  zugänglich  sein  sollen,  und 


diese  Bestimmung  haben  wir  in  der  Botschaft  in  der 
Weise  begründet,  sie  habe  den  Sinn,  dass  die  Frauen 
aufgenommen  werden  sollen. 


Abstimmung.  —  Votation. 

In  einer  ersten  eventuellen  Abstimmung  wird, 
für  den  Fall  der  Annahme  des  Antrages  der  Kom- 
mission, das  Amendement  des  Herrn  Berthoud  mit 
15  gegen  13  Stimmen  angenommen.  In  zweiler 
eventueller  Abstimmung,  d.  h.  für  den  Fall  der  An- 
nahme des  Antrages  Simen,  wird  das  Amendement 
des  Herrn  Bundesrat  Deucber  mit  grosser  Mehrheit 
aeeeptiert.  In  definitiver  Abstimmung  siegt  der 
amendierte  Antrag  der  Kommission  über  den  amen- 
dierten  Antrag  des  Herrn  Simen  mit  15  gegen  14 
Stimmen. 

(Dans  une  premiere  votation  eventuelle,  et  dans 
le  cas  de  l'acceptation  du  la  proposition  de  la  com- 
mission, l'amendement  de  M.  Berthoud  est  adopte 
par  15  voix  contre  13.  Dans  une  seconde  votation 
eventuelle,  soit  pour  le  cas  de  l'acceptation  de  la 
proposition  de  M.  Simen,  l'amendement  de  M.  le 
conseiller  federal  Deucher  est  adopte  a  une  grande 
majoritö.  En  votation  definitive,  la  proposition  de 
la  commission  ainsi  amendee  l'emporte  sur  celle  de 
M.  Simen,  amendee  par  M.  le  conseiller  federal 
Deucher,  par  15  voix  contre  14.) 


M.  Berthoud,  rapporteur  de  la  commission:  La 
commission  proposo  la  suppression  des  raots  «a 
l'etranger»  &  l'article  13  6  (message,  pagc  48),  soit 
d'adherer  au  conseil  national.  Ces  mots  tft  Tölranger» 
so  irouvent  ä  rarticle  136  du  projet  du  conseil 
federal. 

Comme  s'il  ne  pouvait  pas  exister  des  ecoles 
sup6rieurcs  de  commerce  en  Suissel  II  en  existe, 
tout  au  moins  des  classes  superieures  qui  presentent 
absolument  ce  caraclere  d'ecole  superieure  de  com- 
merce, En  sorte  que  nous  vous  proi>osons  la  sup- 
pression de  ces  mots  inutiles:  «ä  l'etranger». 


Präsident:  Wird  von  einem  Mitglied  der  Kom- 
mission oder  des  Bates  das  Wort  verlangt?  —  Wann 
nicht,  so  ist  die  Ziffer  5  angenommen.  Damit  sind 
wir  am  Schluss  der  Beratung  angelangt 


ßigler :  Herr  Munzinger  hat  gestern  die  Anregung 
gemacht,  es  sollte  auch  auf  die  Vollziohungsverord- 
nung  zum  Gesetz  betr.  Forderung  der  Landwirt- 
schaft Bezu;;  genommen  werdon,  und  or  hat  seine 
Verwunderung  darüber  ausgesprochen,  dass  man 
über  dieso  Voll/.ioliungsverordnung  hinweggegangen 
sei  und  den  landwirtschaftlichen  Fortbildungsschulen 
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Keine  Aufmerksamkeit  geschenkt  habe.  Es  ist  zwar 
vom  Vertreter  des  h.  Duridesrates  gosagt  worden, 
die  Frage  werde  geprüft  und  wenn  sicli  heraus- 
stelle, dass  landwirtschaftliche  Fortbildungsschulen 
mit'Erfolg  eingeführt  werden  können,  so  sei  der 
Bundesrat  mit  deren  Unterstützung  durchaus  ein- 
verstanden. Im  weitern  ist  dann  aber  gesagt  worden, 
es  habe  grosso  Schwierigkeiten,  solche  Schulen  ein- 
zurichten, namentlich  verfüge  man  vorläufig  nicht 
über  die  richtigen  Lohrkräfte,  es  würde  in  diesen 
landwirtschaftlichen  Fortbildungsschulen  mehr  schul- 
meisterlich verfahren,  und  nicht  so,  wio  es  die 
Landwirtschaft  verlange. 

Nun  bat  alles  seinen  Anfang,  und  auch  dioso 
landwirtschaftlichen  Fortbildungsschulen  müssen 
einmal  ihren  Anfang  nehmen.  Wenn  man  zugiebt, 
dass  derartige  Fortbildungsschulen  wünschenswert 
wären  und,  wenn  gut  eingerichtet,  einen  Vorteil 
bieten  würden,  so  darf  man  nicht  davor  zurück- 
schrecken mit  der  Motivierung,  man  habe  nicht  die 
richtigen  Lehrkräfte,  keinen  richtigen  Lehrplan  etc. 
Man  muss  eben  einmal  anfangen  und  Erfahrungen 
sammeln ;  das  weitere  wird  sich  dann  schon  finden. 
Und  gerade  deshalb,  weil  der  Vertreter  des  h. 
Bundesrates  gesagt  hat,  man  habe  sich  abfällig  über 
diese  neue  Institution  ausgesprochen,  glaube  ich, 
es  sei  nötig,  dass  der  Bat  sich  darüber  etwas  prä- 
clser  ausspreche  in  dem  Sinne,  es  sollen  derartige 
landwirtschaftliche  Fortbildungsschulen  angestrebt 
Gestützt  auf  die  Erfahrungen  wird  man 
dazu  kommen,  dioselben  so  einzurichten,  dass 
sie  der  Landwirtschaft  wirklich  zum  Nutzen  ge- 
reichen. Es  ist  ja  unbestritten,  dass  die  Landwirt- 
schaft heutzutage  oino  viel  grössere  Bildung  verlangt, 
als  dies  früher  der  Fall  war;  namentlich  muss  der 
Landwirt  über  Kenntnisse  in  der  Naturkunde  verfügen, 
denn  er  hat  ja  tagtäglich  mit  der  Natur  zu  thun  — 
und  es  ist  ganz  merkwürdig,  dass  man  an  den 
meisten  Primarschulen,  an  den  meisten  Orten  gar 
naturkundlichen  Unterricht  hat,  und  doch 


muss  gerade  der  Landwirt  dio  Natur  kennen,  wenn 
er  vorwärts  kommen  will.  Vermisst  man  für  die 
landwirtschaftlichen  Fortbildungsschulen  die  richtige 
Vorbildung,  so  wird  gerade  dies  dazu  führen,  dio 
Primarschule  zu  zwingen,  den  jungon  Leuten  diese 
Vorbildung  zu  verschaffen. 

Ich  will  mich  nicht  weifer  über  die  Sache  ver- 
breiten. Herr  Munzinger  hat  Ihnen  gestern  die  Sache 
in  sehr  zutreffender  Woiso  geschildert,  und  es  wurde 
von  keiner  Seite  die  Nützlichkeit  landwirtschaftlicher 
Fortbildungsschulen  bestritten;  man  sagte  nur,  die 
Sache  sei  vielleicht  noch  nicht  opportun,  roanmüsso 
abwarten,  etc.  Damit  sich  nun  der  Bat  bestimmt 
auszusprechen  Gelegenheit  hat,  möchte  ich  Urnen 
beantragen,  eine  Ziffer  III  beizufügen.  Herr  Bundes- 
rat Deucher  hat  gesagt,  er  erkläre  schon  jetzt  zu 
Protokoll,  dass  die  Sache  geprüft  und  darüber  später 
Bericht  erstattet  werden  solle,  wenn  man  es  aber 
vorziohe,  so  könne  man  ja  einen  bezüglichen  Zu- 
satz machen.  Dieses  lotztero  möchte  ich  Ihnen  be- 
antragen, indem  die  Reifügung  folgender  Ziffor  III 
vorschlage : 

tDie  Vollziohungsvorordnung  zum  Gesetz  über 
die  Förderung  der  Landwirtschaft  durch  den  Bund, 
vom  22.  Dezember  1893,  ist  in  der  Weise  zu  er- 
dass  auch  landwirtschaftliche  Fortbildungs- 
subventioniert  werden  können.» 


Ich  sage  also  nicht,  dass  auch  landwirtschaft 
liehe  Fortbildungsschulen  subventioniert  werden 
müssen,  wohl  aber  möchte  ich  die  Möglichkeit 
einer  Subventionierung  schaffen,  wenn  diese  land- 
wirtschaftlichen Fortbildungsschulen  gut  eingerichtet 
sind  und  der  b.  Bundesrat  sich  überzeugt,  dass  der 
Lehrplan  ein  richtiger  ist 

Auch  in  Bezug  auf  andere  Punkte  hat  man  dem 
Bundesrate  einen  ganz  bestimmten  Auftrag  gegeben, 
und  der  Bundesrat  hat  gewünscht,  dass  dies  ge- 
schehe. Nun  haben  wir  gestern  gehört,  dass  die 
Frage  der  landwirtschaftlichen  Fortbildungsschulen 
eino  sehr  diskutable  sei  und  dass  man  namentlich 
in  gewissen  Kreisen  auf  diese  Schulen  nicht  gut 
zu  sprechen  ist.  Ich  halte  es  deswegen  für  notwendig, 
dass  der  Ständerat  noch  heute  in  definitiver  Weise 
darüber  sich  ausspricht,  ob  dio  Bundessubventionen 
auch  auf  dieses  Gebiet  ausgedehnt  werden  sollen 
oder  nicht.  Ich  empfehle  Ihnen  meinen  Antrag  zur 


Bundesrat  Denoher:  Ich  habe  gestern  sohon  er- 
klärt, das  ich  mit  der  Anregung  des  Herrn  Mun- 
zinger einverstanden  bin,  dass  dio  Sacho  geprüft 
werde,  und  ich  glaube,  Sie  werden  sich  hier  auch, 
da  es  sich  um  eine  Verordnung  des  Bundesrates 
handelt,  wo  wir  kompetent  sind  —  ich  botone  das 
und  lasse  mir  hier  nicht  dreinreden;  wir  sind  hier 
kompetent,  das  haben  die  Herren  Berichterstatter 
eingesehen  —  darauf  beschränken  müssen,  Wunsche- 
an  uns  zu  richten.  Nun  lautet  aber  der  Antrag  des 
Herrn  Bigler  ganz  anders ;  Herr  Bigler  will  befehlen : 
edle  Vollziehungsverordnung  ist  in  der  Weise  zu  er- 
gänzen» u.  s.  f.  Das  können  wir  so  nicht  annehmen; 
es  muss  oino  andere  Form  gewählt  werden.  loh 
habe  gesagt,  ich  sei  ganz  einverstanden,  dass  die 
Sache  geprüft  werde,  und  es  kann  der  Antrag  des 
Herrn  Bigler  in  dorForm  angenommen  werden,  dass 
unter  Ziffer  U  der  Bundesrat  ersucht  wird,  zu  prü- 
fen, ob  nicht  die  Verordnung  betreffend  die  land- 
wirtschaftlichen Unterrichtsanstalten  in  dem  Sinne, 
dass  auch  Fortbildungsschulen  subventioniert  wer- 
den, rovidiert  werden  sollte.  Dioso  Bedaktion 
können  wir  annehmen,  aber  diejenige  des  Herrn 
Biglcr  nicht,  denn  diese  ist  inkonstitutionell.  Das 
golit  also  nicht,  Herr  Bigler!  Im  andern  Sinne  bin 
ich  einverstanden,  und  ich  denke,  Sie  könnten  da- 
mit beruhigt  sein,  sonst  müssen  Sie  eine  Motion 
oder  ein  Postulat  stellen. 


Bigler:   Ich  bin  mit  Herrn  Bundesrat  Deucher 

durchaus  einverstanden,  dass  es  sich  hier  nur  um 
Wünsche  handelt  Allein  man  kann  auch  einen 
Wunsch  unter  Umständen  etwas  präciser  ausdrücken. 
Wir  haben  vorhin  über  die  Frage  diskutiert,  ob 
auch  Frauen  in  die  Kurso  der  kaufmännischen  Ver- 
eine aufgenommen  werden  sollen.  Das  war  einoprin* 
cipieUe  Frage,  und  auch  hier  handelt  os  sich  um 
die  principiello  Frage,  ob  dio  landwirtschaftlichen 
Fortbildungsschulen  unterstützt  werden  sollen  oder 
nicht    Um  Herrn  Bundesrat  Douchcr  entgegeozu- 
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kommen,  kann  man  ja  sagen,  es  werde  ferner  ge- 
wünscht, Saas  das  betreuende  Roglement  io  dor 
und  der  Weise  abgeändert  werde. 


Bundesrat  Deucher t  Das  wflre  nun  konstitutionell 
zulässig,  ich  gebe  das  zu.  Aber  Sie  präjudicieren  damit 
die  Lösung ;  das  bat  Herr  Munzinger  nie  wollen.  Er  hat 
selbst  gesagt,  man  aolle  zuerst  untersuchen,  ob  die 
Fortbildungsschulen  auch  subventioniert  werden  sollen. 
Das  ist  auch  in  Bezug  auf  die  Frauenfrage  geschehen  ; 
ich  bitte  Herrn  Bigler  nur  zu  lesen ;  der  Beschluss  des 
Nationalrates  lautet:  (Die  Frage,  ob  dies  auch  in  Be- 
zug auf  die  Kurse  verlangt  werden  solle,  wenn  nicht 
am  gleichen  Orte  genügende  Organisationen  für  weib- 
liche Schüler  vorhanden  sind,  ist  vom  Bundesrat 
noch  näher  zu  untersuchen.»  Ich  bitte  Sie  nun,  zu 
beschliessen,  die  Frage,  ob  die  landwirtschaftlichen 
Fortbildungsschulen  subventioniert  werden  sollen, 
sei  vom  Bundesrate  zu  untersuchen.  Nach  dem  An- 
trag des  Herrn  Bigler  beschliessen  Sie  heute  schon, 
dass  diese  Schulen  subventioniert  werden  sollen, 
und  ich  glaube,  das  können  Sie  deswegen  nicht, 
weil  die  Sache  nicht  au  fond  debattiert  worden 
ist;  das  worden  Sie  mir  zugeben. 

Ich  habe  gesagt,  man  könne  in  der  Frage  zweierlei 
Meinung  sein,  und  ich  denke  nicht,  dass  die  Mehrheit 
des  Rates  sich  heute  schon  schlüssig  machen  kann, 
ob  die  Sache  vom  Guten  sei  oder  nicht.  Herr  Bigler 
scheint  diese  Meinung  zu  haben,  Herr  Munzinger 
auch,  aber  nicht  so  entschieden.  Die  Frage  muss 
also  untersucht  und  kann  nicht  in  der  gestellten 
Form  prtjudiciert  werden.  Ich  glaube  daher,  Sie 
werden  gnt  thun,  zu  sagen  :  Der  Bundesrat  wird 
ersucht  die  Frage  zu  prüfen,  ob  nicht  auch  land- 
wirtschaftliche Fortbildungsschulen  subventioniert  und 
demgemaas  die  Verordnung  revidiert  werden  sollte. 
Ich  glaube,  das  ist  richtig. 


Bigler:  Um  die  Sache  zum  Abschluss  zu  bringen, 
schliesse  ich  mich  dem  Antrage  des  Herrn  Bundes- 
rat Deucher  an. 


Präsident :  In  diesem  Falle  bitte  ich  aber,  den 

Antrag  noch  genauer  zu  prämiieren. 


Bundesrat  Deucher:  Als  Ziffer  TU  würde  beige- 
fügt: «Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  die  Frage 
zu  prülen,  ob  nicht  auch  landwirtschaftliche  Fort- 
bildungsschulen  zu  subventionieren  und  demgemaas 
das  betreffende  Reglement  abzuändern  sei.» 


Abstimmung.  —  Votatio*. 

Mit  Mehrheit  (25  Stimmen)  wird  der  Antrag  des 
Herrn  Bigier  in  der  von  Herrn  Bundesrat  Deucher 
vorgeschlagenen  Fassung  angenommen. 

(La  proposition  de  M.  Bigler  est  aeeeptee  dans 
le  sens  indique  pas  M.  Io  conseiller  föderal  Deucber, 
4  la  majorite.) 


Präsident:  Eine  Schlussabstimmung  find«  ich 
nicht  für  nötig,  da  es  sich  weder  um  ein  Gesetz, 
noch  um  einen  Bundesbeschluss  handelt,  sondern 
lediglich  um  die  Aufstellung  von  Wünschen,  die  der 
Rat  im  einzelnen  aeeeptiert  bat.  Das  Traktandum 
ist  damit  erledigt  und  geht,  da  noch  Differenzen  be- 
steben, an  den  Nationalrat  zurüci-. 


n»  Jtnt  4  09.  to  tun. 
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Nationalrat  —  Conseil  national. 

Tom  8.  Juni  1900,  vormittags  8  dir.  -  Sennce  du  8  juin  1900,  ä  8  teures  da  maiin. 


Vorsite:       \  „ 
Presidence:  J  "err 

Tagesordnung:  —  Ordre  du  joitr: 

Initiativbegehren  für  die  Proportionalwahl  des  Nationalrates 
und  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk. 

tendant  ä  l'introduction  du  Systeme  proportional  dans  let  elactioni  du  conseil  national 
•t  a  la  nomination  du  conaail  föderal  par  le  peupla. 

Fortsetzung.  —  Suite. 

Seite  259  hievor.  —  Volr  pig?  259  cf-deraot.) 


PrSsldent:  Wir  gehen  zur  Tagesordnung  über. 
Das  Wort  hat  der  deutsche  Berichterstatter  übor 
den  zweiten  TeU  des  Initiativbegehrens. 


Gallati,  deutscher  Berichterstatter  'der  Kommis- 
sionsmehrheit :  Das  zweite  Volksbegehren ,  lür 
dessen  Wortlaut  aut  die  bundesrätlicho  Botschaft 
verwiesen  wird,  bezweckt  im  wesentlichen  die  Ab- 
änderung der  gegenwärtigen  Bestimmungen  der 
Bundesverfassung  betreffend  den  Bundesrat  in  fol- 
gender Weise: 

4)  Die  Anzahl  der  Mitglieder  des  Bundesrates 
soll  von  sieben  aut  neun  erhöht  werden. 

2)  Die  Wahl  des  Bundesrates  soll  statt  durch  die 
Bundesversammlung  durch  die  stimmberechtigten 
Schweizerbürger  selbst  geschehen. 

3)  Die  Wahl  geschieht  in  einem  die  ganze  Schweiz 
umfassenden  Wahlkreise  in  höchstens  zwei  Wahl-  | 
gangen,  wobei  im  ersten  Wahlgange  das  absolute, 
im  zweiten  das  relative  Mehr  entscheidet 

4)  Es  darf  nicht  mehr  als  ein  Mitglied  aus  dem 
nämlichen  Kanton  gewählt  werden,  es  müssen  aber 
in  Zukunft  unter  allen  Umständen  wenigstens  zwei 
Mitglieder  der  romanischen  Schweiz  angehören. 

Ihre  Kommiaaion  hat  auch  bezüglich  dieses  Be- 
gehrens dem  Bundesrat  Gelegenheit  zur  Meinungs- 
äusserung gegeben.  Derselbe  bat  es  aber  abgelehnt,  i 


sich,  weil  ihn  selbst  beschlagend,  darober  auszu- 
sprechen. Dio  Mohrholt  der  Kommission,  bestehend 
aus  acht  Mitgliedern,  beantragt,  dem  eingereichten 
Entwürfe  nicht  zuzustimmen  und  dem  Volke  dessen 
Verwerfung  zu  empfehlen  ;  die  Minderheit,  bestehend 
aus  drei  Mitgliedern,  beantragt  Zstimmuug  zum  Ent- 
würfe und  Empfehlung  desselben  zur  Annahme 
durch  das  Volk. 

Ich  will  bei  diosom  Anlass  gerade  die  Frage  be- 
antworten, welche  gestern  von  Seite  des  Herrn  Kol- 
legaWyss  gestellt  worden  ist,  wie  die  Kommission 
glaubt,  dass  der  betreffenden  Schlussnahme  Ausdruck 
zu  verleihen  sei.  Die  Kommission  geht  In  dieser 
Beziehung  davon  aus,  dass  die  Beschlösse  der  bei- 
den Räte  in  einem  förmlichen  Bundosbeschlaas 
niederzulegen  seien  und  dass  dem  Volk,  wie  seiner- 
zeit beim  Beutezug,  von  dem  Bundesbesch lusse 
Kenntnis  gegeben  werde.  Auf  dem  betreffenden 
Stimmzettel  wurde  es  oinfacli  heissen:  cDie  Bundes- 
versammlung empfiehlt  die  Annahme  (oder  die  Ver- 
werfung) des  Initiativbegehrens.»  Ein  weiterer 
Kommentar  ist  jedenfalls  überflüssig.  Denn  wir  sind 
uberzeugt,  dass  dieser  Kommentar  in  der  Campagne, 
welcho  dem  Abstimmungstag  vorausgeht,  in  Hülle 
und  Fülle  gegeben  werden  wird. 

Zur  Begründung  des  Antrages  der  Mehrheit  der 
Kommission  mag  folgendes  dienen: 

Vorab  darf  wohl  hervorgehoben  werden,  dass 
die  Inltlanton  für  die  beiden  Begehren  in  einen 
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grossen  Widerspruch  mit  sich  seibor  kommen. 
Während  nämlich  nach  ihrem  Entwürfe  lür  die 
Proportionalwahl  des  Nationalrates  das  föderative 
Princip  hiefür  ausschlaggebend  sein  und  iu  der  Ver- 
fassung festgenagelt  werden  soll,  wird  die  Wahl 
der  Exekutive,  der  Bundesregierung,  durch  das  ge- 
samte  Schweizervolk  in  einem  Wahlkreise  und  ohne 
jede  Mitwirkung  der  Kantone  verlangt. 

Sie  erinnern  sich,  dass  ich  in  meinem  Referat 
über  das  erste  Volksbegehren  darauf  aufmerksam 
gemacht  habe,  dass  es  nicht  thunlich  sei,  bei  der 
Proportionalwahl  des  Nationalrates  die  Kantone  als 
Wahlkreise  zu  bezeichnen  und  dass  infolgo  davon 
das  Princip  der  Proportionalwahl  nicht  rein  durch- 
geführt werden  könne.  Ich  habe  dies  als  einen 
wesentlichen  Mangel  des  ersten  Volksbegehrens  be- 
zeichnet Dem  gegenüber  ist  darauf  verwiesen 
worden,  dass  es  sich  da  um  ein  historisches  Recht 
handle,  das  sich  nicht  ausmerzen  lasse.  Den  Kan- 
tonen müssen  die  ihnen  durch  die  Verfassung  und 
durch  die  historische  Entwicklung  unseres  Staats- 
wesens garantierten  Rechte  erhallen  bleiben.  Wie 
verhält  es  sich  nun  mit  dem  zweiten  Initiativbe- 
gehron? Da  will  man  den  Kantonen  joglichen  Ein- 
ftusei  auf  die  Wahl  der  Bundesregierung  nehmen. 
Dicso  Wahl  soll  ausschliesslich  nur  dem  Schwcizer- 
volk  zukommen. 

Es  ist  dies  von  demjenigen  Mitglieds  Ihrer  Kom- 
mission, welches  dem  Centrum  angehört,  als  der 
grftsste  Einbruch  in  die  Grundlagen  unseres  Staats- 
systems bezeichnet  worden.  Dieser  Umstand  bildet 
otte.nbar  einen  hauptsächlichen  Grund  für  diekleino 
Verschiebung  der  Stellung  der  Mitglieder  Ihror  Kom- 
mission zu  den  beiden  Begehren.  Die  Gründe,  wes- 
halb diese  Verschiebung  nicht  eine  grösser»  und 
die  Konsequenz  und  Logik  nicht  noch  mehr  zur 
Geltung  gekommen  ist,  sind  meinerseits  nicht  zu 
erörtern.  Es  ist  dies  vielmehr  Sacho  der  betreffen- 
den Mitglieder  der  Kommission  selbst  und  wird 
ihrerseits  zweifellos  auch  geschehen. 

Sodann  liegt  für  die  beantragte  Neuerung  durch- 
aus kein  durch  die  bisherigen  Erfahrungen  und  die 
bestehenden  Verhältnisse  begründetes  Bedürfnis  vor. 
Eine  Aenderung  in  der  bisherigen  Wahlart  des 
Bundesrates  wäre  nur  dann  gerechtfertigt,  wenn 
das  jetzige  System  solche  Ucbelstände  gezeitigt 
hätte,  welche  dessen^eseitigung  absolut  erfordorn. 
Dies  ist  keineswegs  der  Fall.  Seit  dem  Jahre  1848 
war  der  Bundesrat  so  zusammengesetzt  und  er  hat 
so  funktioniert,  wie  dio  grosso  Mehrheit  dos  Schwoi- 
zervolkes  es  gewünscht  hat.  Dio  Bundespolitik  war 
seit  1848  unter  der  Leitung  des  von  der  Bundes- 
Versammlung  gowühlten  Bundesrates  eine  gute, 
zweckmässige  und  volkstümliche,  das  politische  und 
sociale  Leben  in  der  Schweiz  ein  glückliches.  Sehr 
grosse  und  bedeutendo  Fortschritte  auf  allen  Ge- 
bieten der  staatlichen  Thätigkeit  sind  erzielt  worden. 
Die  Bundesexekutive  selbst  hat  sich  Immer  als 
tfiebtig  und  ihren  Aufgaben  gewachsen  bewiesen 
und  stets  das  Zutrauen  des  ganzen  Volkes  mit  wenig 
Ausnahmen  genossen.  Die  Wahl  des  Bundesrates 
durch  die  Bundesversammlung  hat  sich  also  seit  50 
Jahren  bewährt  Nachteile  sind  daraus  nicht  ent- 
standen. Wenn  behauptet  wird,  es  werde  dadurch 
eine  viel  zu  grosse  Abhängigkeit  des  Bundesrates 
von  der  Bundesversammlung,  ein  unzulässiges 
und  schädliches  Freundschaftsverhältnis  zwischen 


don  beiden  Körperschaften  bewirkt,  so  sind  die 
Relationen  unter  densolben,  soweit  sie  thatsächlich 
bestehen,  nicht  schädlich.  Viel  schädlicher  und 
weniger  harmlos  würden  in  dieser  Beziehung  dio 
Verhältnisse  nach  dorn  vorgeschlagenen  Wahlsystem 
sich  gestalten.  Das  Uehergewicht  des  Bundesrates 
gegenüber  der  Bundesversammlung  würde  zu  gross, 
der  Bundesrat  noch  viel  selbständiger  als  gegen- 
wärtig, was  nicht  wünschbar  ist  Wir  bekämen 
zwei  vom  Volk  gewählte,  einander  sozusagen  ent- 
gegengestellte Behörden,  während  es  allein  vom 
Guten  und  allein  richtig  ist,  dass  den  Räten  ihre 
bisherige  Stellung  bezüglich  der  Prüfung  und  Ueber- 
wachung  der  Geschäftsführung  des  Bundesrates  und 
ihres  Einflusses  auf  dieselbe  gewahrt  bleibt  und 
dass  gleichzeitig  der  Bundesrat  bei  den  Räten,  in 
welchen  die  Führer  des  Volkes  sitzen,  die  nötige 
Unterstützung  seiner  Thätigkeit  sucht  und  findet 

Unbegründet  ist  auch  der  Vorwurf,  es  habe  bis- 
her bei  der  Wahl  dos  Bundesrates  durch  die  Bun- 
desversammlung allzugrosse  Ausschliesslichkeit  und 
Einseitigkeit  geherrscht.  Die  historische  Entwicklung 
unseres  Staatswesens  hat  auch  hioboi  von  selbst 
ihren  ausgleichenden  Einfluss  gehabt  und  wird  sol- 
chen weiter  ausüben.  Nach  Uoberwindung  des 
Sonderbundes  im  J.ihro  1848  war  es  gewiss  nicht 
möglich,  in  die  Exekutive  des  neu  geschaffenen 
Bundesstaates  Leute  zu  wählen,  welche  diesem 
vorher  feindlich  gegenübergestanden.  Mit  der  Zeit 
sind  dio  Gründe  dafür  weggefallen,  insbesondere 
auch  die  konfessionellen  Fragen  in  den  Hintergrund 
und  diejenigen  volkswirtschaftlicher  und  socialer 
Natur  in  den  Vordergrund  getreten.  Diese  Aende- 
rung der  Verhältnisse  hat  dann  ohne  Aenderung  des 
Wahlsystems  eine  Aenderung  in  der  Zusammen- 
setzung des  Bundesrates  gebracht.  Diese  Zusammen- 
setzung wird  auch  in  Zukunft  nach  dem  bestehenden 
Wahlsystem  in  Würdigung  der  jeweiligen  politischen 
Lage  und  ihr  entsprechend  stattfinden.  Die  Wahl 
des  Bundesrates  durch  dio  Bundesversammlung  bietet 
hiofür  sogar  mehr  Gewähr  und  eine  grössere  Sicher- 
heit, als  diejenige  durch  das  Volk.  Erstere  kennt 
die  in  Frage  kommenden  Persönlichkeiten  genau, 
dem  letztern  sind  sio  grösstenteils  höchstens  dem 
Namen  nach  bekannt.  Ich  kann  mich  nicht  ent- 
halten, Ihnen  eine  kleine  Anekdote  zu  erzählen, 
welche  sich  vor  ungefähr  zwei  Jahren  in  unsenn 
Ilinterlando  zugetragen  hat  Damals  wurde  bekannt- 
lich schon  für  dieses  Initiativbegehren  Propaganda 
gemacht  Eino  grössere  Versammlung  wurde  zu- 
sammenberufen,  und  sogar  von  auswärts  kamen 
Leute  her.  um  dem  Volke  das  Initiativbegehren 
mundgerecht  zu  machen.  Ein  jovialer  Wirt,  der 
kein  Freund  diesos  Begehrens  war,  wollte  die  Herren 
einmal  auf  die  Probe  stellen.  Dio  Versammlung  fand 
in  seiner  Wirtschaft  statt,  und  er  versprach,  alle 
kostenfrei  zu  halten,  wenn  ihm  irgend  einer  die 
N.imen  der  gegenwärtigen  Mitglieder  des  Bundes- 
rates vollzählig  nennen  könne.  Aber  es  war  keiner 
von  der  ganzen  Versammlung  im  stände,  dies  zu 
thun.  Das  ist  doch  gewiss  charakteristisch! 

Im  weitern  wüfde  die  Durchführung  der  Wahl 
des  Bundesrates  durch  das  Volk,  so,  wie  sie  von 
don  Initianten  begehrt  wird,  grosso  praktische 
Schwierigkeiten,  UebelstOndc  und  Ungerechtigkeiten 
mit  sich  bringen.  Eino  solche  Wahl  würde  nicht 
ohne  gewaltige  Erschütterungen,  Hetzereien  und 
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Rümpfe  vor  sich  gehen.  Beunruhigungen  und  Furcht 
über  den  Ausgang  würden  sich  des  Volkes  bemüeh- 
tigon.  Versammlungen  der  Ausschüsse  der  grossen 
Parteien  und  der  Vertreter  der  grossen  Kantone 
würden  den  Ausschlag  gehen.  Kleinere  Kreise  und 
kleinere  Kantono  hätten  keinen  Ehilluss  mehr  auf 
die  Wahlen,  und  ihre  Angehörigen  wären  ein  für 
allemal  aus  dem  Bundesrat  ausgeschlossen.  Mass- 
gebend und  entscheidend  wäre  nicht  mehr  die 
Rücksicht  aul  das  Ganze,  sondern  vielmehr  Wünsche 
und  Gesichtspunkte  einzelner  LasdftSgOgttKtaa.  Nicht 
mehr  die  Tüchtigkeit  des  Mannes,  sondern  seine 
Angehörigkeit  wäre  ausschlaggebend  für  solneWahl. 
Die  partikularistischon  Begehrlichkeiten  erhielten 
noue  Nahrung,  die  Spaltung  zwischen  den  einzelnen 
LandesteiloD  würde  ausgeprägter,  als  je  zuvor. 

Wenn  diese  schlimmen  Folgen  dcrAnnahmo  dos 
Initiativbegehrens  schon  im  allgemeinen  vorauszu- 
sehen sind,  so  muss  in  dieser  Uichtung  noch  ganz 
besonders  gegen  dio  im  Entwürfe  der  Initlanton  ent- 
haltene, als  Lockspolso  dienendo  Bestimmung  Stellung 
genommen  werden,  wonach  die  Verfassung  der  roma- 
nischen Schweiz  mindestens  zwei  Mitglieder  des 
Bundesrates  sichern  soll.  Es  ist  wahr,  die  Bundesver- 
sammlung hat  seit  dem  Jahre  1818  bei  der  Wahl  der 
Bundesräte  gegenüber  der  rumänischen  Schweiz  be- 
sondere Rücksichten  walten  lassen.  Es  geschah  dies 
mit  Recht,  um  in  dorsolben  das  GeTüll!  nicht  auf- 
kommen zu  lassen,  sie  könnte  durch  die  deutsche 
Schweiz  majorisiert  oder  <..ir  germanisiert  wordon. 
Dieses  Gefühl,  cenn  es  vielleicht  vor  fünfzig  Jahren 
bei  uns -rn  Miteidgenossen  der  romanischen  Schweiz 
mehr  oder  weniger  bestanden,  besteht  entschieden 
heute  nicht  mohr  und  hatte  auch  keine  Berechtigung. 
Dio  Anschauungen  der  romanischen  Schweiz  sind  bei 
allen  Frage:»,  welcho  die  Eidgenossenschaft  .seither 
beschäftigt  haben,  zu  ihrem  vollen  Rcchto  gelangt. 
Es  best. f. t  daher  durchaus  kein  Grund  dafür,  eine 
solche  Zusicherung  der  roninnischen  Schweiz  zu 
gebon,  wodurch  für  Je  auf  diese  Weisoein  eigent- 
liches Privilegium  gegenüber  den  andern  Landes- 
teilen geschaffen  würde.  Was  ist  im  übrigen  unter 
der  romanischen  Schweiz  verstanden?  Sind  damit 
diejenigen  Teile  dos  Landes  gemeint,  wo  fran- 
zösisch gesprochen  wird,  oder  diejenigen,  wo  fran- 
zösisch und  italienisch  gesprochen  wird  oder  end- 
lich diejenigen,  wo  dio  französische,  italienische 
und  romanische  Sprache  herrscht?  Darüber  sind 
wir  nicht  aufgeklart.  Wonn  darunter  nur  diejenigen 
Landesteilo,  in  welchen  französisch  gesprochen 
wird,  verstanden  sind,  so  würde  dadurch  offen- 
sichtlich dorn  Kanton  Tossin  L'nrecht  geschehon,  denn 
wonn  man  ein  solches  Privileg  damit  begründen 
wollte,  dass  dio  französische  Sprache  jowoilon  im 
Bundesrate  vertreten  sein  müsso,  so  könnte  mit 
dem  gleichen  Rechte  auch  die  Vertretung  der  ita- 
lienischen Sprache  in  demselben  verlangt  worden. 
Im  übrigen  waro  oino  solche  Bestimmung  auch  elno 
Illusion,  indem  sie  unter  Umstanden  nicht  durch- 
führbar wäre,  sei  es,  das?  sich  dio  vorlangte  Zahl 
von  Kandidaten  aus  der  romanischen  Schweiz  nicht 
findet,  was  gedeokbar  ist,  sei  es,  dass  das  Volk 
sich  bei  der  Wahl  nicht  an  eine  solche  Verfassungs- 
bostimmung  halten  würde.  Könnto  otwa  im  erstem 
Falle  Zwang  ausgeübt  werden,  und  wer  würde  im 
letztern  Falle  an  Stelle  des  Souveräns  treten  und 
die  von  ihm  verweigerten  Wahlen  vornehmen" 


Das  Gloiche  gilt  betreffend  dio  Bestimmung,  ea 
dürfe  nicht  mehr  als  ein  Mitglied  aus  dem  gleichen 
Kanton  gewählt  werden.  Wenn  das  Volk  sich  nicht 
daran  hält,  wenn  es  aus  dem  nämlichen  Kanton  zwei 
oder  mohrere  Mitglieder  wählt,  wer  kassiert  diese 
Wahl,  wer  trifft  andoro  Wahlen? 

Endlich  liegt  noch  die  Frage  nahe,  weshalb  die 
Initianten  sich  nicht  konsequent  geblieben  sind  und 
auch  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk 
nicht  nach  dem  System  der  Proportionalität  be- 
gehrt haben9  Ein  Redner  von  gestern  hat  diese 
Frage  vorausgesehen  und  glaubte,  die  Antwort  darauf 
schon  in  seiner  Redo  über  die  Proportionalwahl  des 
Nationairates  geben  zu  sollen.  Er  hält  dafür,  in  dor 
administrativen  Behörde  sei  eine  Vertretung  der  po- 
litischen Parteieu  weniger  nötig,  als  im  Parlament 
Ich  habe  bisher  immer  geglaubt,  die  Initianten.  an 
deren  Spitze  der  betreffende  Redner  steht,  setzon 
einen  ganz  besondern  Wert  darauf,  dass  auch  ihre 
Partei  im  Bundesrate  vertraten  sei,  und  die  Er- 
füllung dieses  Wunsches  sei  der  eigentliche  Zweck 
der  Doppel  initiative.  Der  betreffende  Redner  fand 
sodann,  dorn  Grundsatze  der  Proportionalität  bei 
dor  Besetzung  des  Bundesrates  werde  durch  die  Be- 
stimmung entsprochen,  dass  dio  Mitglieder  dieser 
Bohördo  aus  verschiedenen  Kantonen  ODlnommoo 
werden  müssen.  Aber  welches  sind  diese  neun 
Kantone  und  welches  die  Parteivorhältnisse  in 
denselben?  Wo  findet  sich  die  Bestimmung,  dass 
nur  ein  Angehörigor  der  grösston  Partei  dieser 
Kantone  gewählt  werden  dürfe?  Wo  endlich  die 
Garantie  dafür,  dass,  wenn  all  diese  Fragen  gelöst 
wären,  die  bezüglichen  Vorschriften  durchgeführt 
wurden? 

Es  ist  also  nicht  die  mit  grosser  Naivotät  uns 
vorgebrachte  L'oberzcugung,  dass  dio  Wünsche  der 
Initianten  in  dieser  Richtung  ohne  weiteres  erfüllt 
werden,  sondern  offenbar  die  Einsicht,  dass  die 
Proporlionalwahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk 
in  einem  Wahlkreise  ein  Ding  der  Unmöglichkeit 
ist  und  dorn  Schweizervolke  niemals  mundgerecht 
gemacht  werden  konnte,  was  dio  Initianten  davon 
abgeb  alten  hat,  ihr  Begehren  in  diesem  Sinne  zu 
formulioron. 

Von  diesen  Erwägungen  geleitet,  ist  dio  Mehr- 
heit Ihrer  Kommission  dazu  gelangt,  die  Ablehnung 
auch  dioses  Initiativbogohrons  zu  beantragen  und 
gegen  dio  Einführung  neuer  Institutionen  Stellung 
zu  nehmen,  durch  welche  der  Demagogie  Thür  und 
Thor  geöffnet,  diesolbe  förmlich  grossgezogen  würde ! 
Ich  empfohlo  Ihnen  dio  Annahme  des  Antrages  der 
Kommissionsmehr  lieiL 


M.  Vincent,  rapporteur  de  la  majorite  de  la 
commission  :  II  paraltra  sans  doule  etrange  ä  qui 
connalt  l'histonque  de  la  question,  qu'un  depute 
radical  genevois  ait  aeeepte  la  mission  de  combatlre 
la  proposition  qui  vous  est  faite  de  soumettre  an 
peuple  la  nommaüon  du  conseil  föderal.  En  eilet, 
l'election  directe  du  pouvoir  executif  a  ete  l'un  des 
poslulats  preferea  des  chefe  du  parti  avance  du  can- 
ton  de  Gencve.  Dans  la  Constitution  de  1847  dejä, 
James  Fazy  introduisait  malgre  uno  tres  vive  Oppo- 
sition, lo  prineipo  de  la  nomination  directe,  et  lors 


AMUlobw  tMaofTMilOMliM  atllttu  X.  Nr.  Ii.  —  BuUMm  HrMtrwMf«  o 01  cid  Z-  So.  11 


Digitized  by  Gc 


—    300  — 


de  la  revision  du  pacto  en  1848,  tenta  d'introduire 
cette  disposition  au  feieral.  La  dicte  ne  partagea 
pas  cette  manicro  de  voir.  Plus  tard,  en  1873  et 
1878,  oe  fut  de  jnouveau  un  depule  genevois,  M. 
Carteret,  qui  reprit  cette  proposition.  l.ors  de  la 
promicre  revision,  dans  sa  seanoe  du  IC  janvier 
1872,  le  conseil  national  Ja  repoussa  par  67  voix 
contra  12.  Un  an  plus  tard,  co  dCpute  ne  fut  pas 
plus  heureux,  car  il  fut  oblige  de  retirer  lui-meme 
une  motion  semblable;  eile  n'avait  aucune  chance 
d'aboutir.  On  craignait  que  le  Systeme  inaugure  a 
Geneve  par  James  Fazy  ne  devlnt  une  cause  inö- 
vitable  de  confltts  cntre  les  deux  pouvoirs.  Opcn- 
dant,  en  thdorie,  il  faut  reconnattre  que  le  principe 
de  l'election  directe  du  pouvoir  cxccutif  est  juste 
et  logiquo  ;  il  est  plus  confortne  ä  Vessunce  de  la 
democratie.  II  y  a  plus  d'un  siccle,  dans  son  ce- 
tebre  ouvrago  sur  l'esprit  des  low,  Montesquieu 
exprimait  deja  cette  pensee  avec  une  parfaite  net- 
tete  :  c  Le  peuple  qui  possede  le  souverain  pou- 
voir doit  faire,  par  lui-meme,  tout  ce  qu'il  peut 
faire  et  faire  faire  par  ses  ministres  ce  qu'il  ne  lui 
est  pas  possible  de  faire  lui-meme.  Cos  ministres  ne 
lui  appartiennent  pas,  s'il  ne  les  nomme  pas.  C'est 
donc  un  des  principes  essentiels  de  ce  genre  de 
gouvernement  (la  democratie)  que  le  peuple  nommo 
ses  ministres,  c'est-ä-dire  ses  autorites.  » 

On  ne  saurait  raeconnaitre  cette  verite,  qu'un 
gouvernement  issu  du  peuple  sans  1'intervention  du 
parloment  a  plus  de  force  et  d'indüpondanco ;  il 
devient  l'egal  du  pouvoir  legislaüf  au  lieu  d'etre 
aon  subordonne.  II  n'est  pas  necessaire  de  demon- 
trer  tous  les  avantages  d'une  pareille  Situation  :  il 
n'y  a  plus  d'inegalite  entre  les  deux  pouvoirs  s'iU 
sont  sur  1«  meine  pied,  n'ayant  au-dessus  d'eux  que 
le  peuple  souverain. 

D'autre  part,  comme  en  fait  les  craintes  emises 
ne  se  t>ont  pas  realisees,  ou  en  tres  faible  partie, 
comme  les  frottemenU  et  les  couflits  que  l'on  re- 
doutait  ne  se  sont  pas  produits,  nous  consutons 
aujourd'bui  que  cette  idee,  si  mal  accueillie  au  do- 
but,  a  fait  son  chemin  dans  notre  pays  et  n'a  cesee 
de  gagner  du  terrain  dana  le  domaine  cantonal, 
puisque  non  seulement  les  cantons  a  landsgetncinde 
poasedent  la  nominution  du  conscil  d'etat  par  le 
peuple,  raais  bien  aussi  la  majorite  des  autres;  il 
etait  donc  naturel  et  logique  que  l'on  se  deraandat 
n  cette  reforme  ne  devrait  pas  etre  egalement  in- 
troduite  au  federal. 

Ses  partisans  font  valoir  que  la  Confederation 
en  retirerait  lea  memea  avantages  que  lea  cantons, 
le  gouvernement  federal  y  gagnerait  en  autorite, 
aon  independanco  vio-a-vis  des  chambres  serail  ab- 
solue,  il  n'aurail  plus  4  s'inquicter  du  jeu  des  co- 
teries,  des  coulisses  parlementaires,  il  serait  une 
represenlation  plus  vraie,  plus  complet<\  plus  fidele 
de  la  nation  et  l'on  n'aurait  plus  a  constater  ce  qui 
se  produit  parfoia  aujourd'bui,  l'existcnce  d'un  cer- 
Uin  exclusivisme  qui  tient  parfois  longtemps  eloi- 
gne  du  pouvoir  telles  regions  ou  tels  hommes. 

II  y  a  evidemment,  a  cote  de  certaines  exagc- 
rationa,  une  tres  large  part  de  veritö  dans  cette  ar- 
gumcnlation,  mais  je  dois  avouer  qu'ellc  ne  m'a 
pas  tout  a  fait  convaincu  et  je  dcstre  exposcr  les  mo- 
tte qui,  pour  le  moment,  m'engagent  4  repousser 
la  reforme  proposee. 


La  Situation  n'est  pas  abaolument  identique  en 

ce  qui  concerne  la  Confederation  et  les  cantons ; 
les  Clements  du  probleme  sont  plus  noinbreux  et 
plus  compliques  pour  celle-ci.  Tout  d'abord,  per- 
mcttez-rnoi  une  constatation  de  fait.  Si  parfois  nous 
avons  eu  a  regretter  des  detaillances  pcrsonnellea  ou 
collectives,  il  serait  cependant  injuste  de  ne  pas  re- 
connaltre  que  les  hommes  qui,  depuis  un  demi- 
siccle,  ont  6U  appclcs  k  Sure  partie  du  conseil  fe- 
il  'Tal,  se  sont  montres  ä  la  hauteur  de  leur  mis- 
sion;  par  leur  activite,  par  leur  intelligence,  par 
leur  patriotisme  ils  ont  su  meriter  la  confiance  du 
peuple  suisse  et  imposer  le  respect  jusqu'en  debora 
de  nos  frontieres.  II  serait  donc  absulument  injuste 
de  ne  pas  rendre  cet  hommage  au  conseil  federal 
et  je  ne  vois  aucun  fait  recent  qui  justifie  la  ne- 
ccssite,  l'urgenco  de  la  rcformo  proposee. 

D'autre  part,  il  faut  reconnaltre  que  les  adver- 
saiies  de  l'election  directe  du  conseil  federal  par  le 
peuple  prescntent  des  objections  de  ditTerents  or- 
dre» qui  n'ont  pas  ute  tout  a  fait  refulees.  D'abord 
une  raison  de  docliine  qui  est  tiree  de  la  nature, 
de  ('Organisation  meme  de  notro  etat  federalif.  No- 
tre Constitution  polilique,  notre  pacte  sont  force- 
ment  compliques  et  certains  principes,  parfaitement 
justcs  en  cux-memcs,  sont  sinon  imposaiblee,  da 
moins  tres  difflciles  ä  etre  appliqucs  sans  qu'il  en 
rdsulte  un  affaiblissement  ou  meme  un  bouleverse- 
mcnt  des  bascs  de  nos  institutions.  Dans  le  cas 
qui  qous  occupe,  il  laut  remarquer  qu'actuellement 
deux  pouvoirs  intervienncnt  pour  la  nomination  du 
conseil  feddral.  A  la  basc  de  nos  institutions  se 
trouve  cette  dualilc,  lc  peuple  d'un  cote  les  can- 
tons de  l'autre,  et  il  est  bon  de  se  demander  ce 
qui  va  advcnir  de  ce  dualisme  par  relection  du 
conseil  federal  par  le  peuple.  II  y  aurait  deux  ma- 
niereü  de  resoudre  le  probier n  ;  la  premiere  ce  se- 
rait de  tenir  comptc  de  ce  qui  exiate  aujourd'hui, 
il  faudrait  en  venir,  par  consequent,  a  une  cloction 
combinöe,  qui  donnerait  une  part  au  conseil  des 
(•lats  et  l'autre  au  peuple.  C'est  dans  cu  seus  que 
IL  Ceresole  avait  dcposc  un  amenderaent  k  la  pro- 
position de  Carleret,  qui  vit  dans  cet  amondement  un 
moyen  de  deft^urer  sa  proposition,  ce  qui  l'enga- 
gea  a  la  retirer.  Les  initianls  ne  se  sont  pas  prö- 
occupes  de  l'organisation  de  celte  representalion,  ils 
ont  employe  un  Systeme  plus  .simple,  plus  radioal, 
en  suppnmant  1'intervention  du  conseil  des  älats 
pour  l'election  du  consed  tüdcral,  pour  remellre 
celle-ci  au  peuple,  a  renscmblo  des  electeurs  sms- 
ses.  On  ne  peut  s'empecber  de  constater  qu'en 
agissant  de  la  sorte  on  apporte  un  trouble  prorond 
dans  nos  institutions  aclueües.  Si,  petit  ä  petit,  vous 
voulez  cnlever  au  conseil  des  etat«  une  partie  de 
ses  Prärogatives  (et  dans  le  cas  acluel  il  ne  s'agit 
pas  de  l'une  des  moins  importantes,  puisqu'elle  con- 
siste  daus  l'election  du  corps  superieur  de  la  Con- 
federation), ai  vous  enlevez  peu  a  peu  leura  com- 
petences  aux  representants  des  cantons,  vous  arri- 
vorez  a  rendre  le  conseil  des  elats  inutile  et  vous 
prepanroz  sa  suppression.  II  n'est  certainement  pas 
possible  de  nier  que  l'abandon  au  peuple,  a  l'en- 
semblc  des  electeurs,  de  l'election  du  conseil  föde- 
ral soit  un  pas  et  un  pas  decisif  vers  la  centraüsa- 
tion  et  le  regime  umtaire.  C'est  la  une  consequence 
grave  qui  fait  que  beaueoup  de  bons  esprits  qui  ne 
sont  pas  des  adversaires  intransigeants  de  la  reforme 
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proposfe,  y  regarderont  a  deux  foia  avant  de  fran- 
chir  oette  etape,  ils  voudront  se  reodre  un  compte 
plus  exact  des  consequences  de  cette  reforme  pour 
l'avenir  de  notre  pays.  C  est  la  un  des  desavanta- 
ges,  un  des  dangers  meine  de  cette  modification  par- 
tielle de  notre  Constitution.  Quelles  seront  les  con- 
sequences,  quelle  t>era  la  repercussion  de  cette  re- 
torme,  et  si  vous  me  permellez  d'employer  une  com- 
parai.su n    Uree   de  la  physiologie,  quels  seront  les 
pbenomene*  reflexes  qui  resulletont  de  l'iutroduo- 
tion  de  ce  principe  nou\  eau  dans  nos  rouagos  con- 
stituUonnels?  Eli  bieo,  j'esdine  qu'aujouid'itui  oous 
ne  sommes  pas  assez  fixes  sur  ce  pomt.  Celle  rai- 
son »utfirait  a  eile  seulo  pour  nous  commnnd ..r  la 
prudence  et  la  rdserve,   mais,  a  c6te  de  cet  srgu- 
meot  de  fond,  il  en  est  d'auli es  seconduires  si  vous 
voulez,  mala  qui  n'en  ont  pas  moins  une  grande  Im» 
porUnce.  Les  initianls  nous  disent  quo  pour  l'deo 
tion  du  conseit  föderal,  les  eleeteurs  »eront  reums 
en  un  seul   College.  A-t-on  suflisanmient  examiiie 
quelle  aurait  ete  l'autre  Organisation  possible '.'  A-t-on 
sutßsamment  öiuJ.e  lo  fonctionuemenl  des  arron- 
dissements   de  ce  College  unique  oü      pressera  la 
foule  des  partis,  od  nous  aurons  ä  •■•  presenler  de« 
regions  diverses,  des  langues  drlferentes  '?  Coniinent 
une  pari  equitabte  sera-l-elle  faitu  aux  diverses  re- 
gions, aux  divers  partis,  aux  divers  interets?  Sa- 
vons-nous,  en  particulier,  quelle  Situation  seia  faite 
ä  la  Suisse  romande?  On  passe  coiiiine  chat  sur 
braise  sur  cette  question  et  nous  pouvons  dejä  Cons- 
ta ter  que  cette  Situation  serait  införieure  a  celle  qui 
nous  est  faite  aujourd'hui.  En  elTet,  il  a  ete  admis 
jusqu'ä  present  que  la  Stiisse  alleniande  n'aurait  que 
cinq  representanU  et  que  les  deux  autres  conseil- 
lers  appartieudraient  a  d'aulres  parties  du  terri- 
toire.  On  Isiase  ce  minimum  de  deux  pour  la  Suisse 
romande,  Und«  qu'on  augmente  la  representation 
totale.  Ce  minimum  sera  evidemment  la  regle  et  la 
Situation  de  la  Suisse  romande  se  trouvera  par  con- 
sequent  amoindrie.   En  outre,  est-ce  que  dans  ce 
coliege  unique  ob  la  SuLsse  ullemaude  aura  une  tna- 
jorite  considerable,  il  ne  se  fera  pas  par  la  force 
des  choses,  une  sorte  de  classement  entre  les  ma- 
gistrate  elus,  les  uns  passant  avec  un  tres  grand 
nombre  de  suffrages,  les  autres  arrivant  peniblement 
au  seoond  tour  de  scrutin?  Cela  est  certainement 
ä  red  outer,  et  pour  ce.«  raisons  sans  etre  un  adver- 
saire  intransigeant  de  la  röforme  proposee,  je  crois 
qu'fl  est  tage  et  prudenl  de  la  repousser. 

Je  lisai»,  l'autre  jour,  dans  une  bibliographie  de 
notre  eminent  concitoyen  Louis  Ruchonnet,  de  cet 
bomme  qui,  dans  sa  vie,  out  a  resoudre  de  si  im- 
portants  et  difflciles  probleroes  de  tous  genres,  qne 
lorsqu'U  etait  presse  par  ses  familiers  d'appliquer 
une  Solution  ä  tel  ou  tel  probleme  epineux,  il  avait 
cootume  de  se  servir  d'un  proverbe  et  de  leur  dire  : 
c  Laissez  mftrir  la  poire  avant  de  la  cueillir.  1  Je 
crois  que  nous  pouvons  sans  aueune  crainte  suivre 
oe  eonseil.  II  ne  s'est  produit  aueun  fait  nouveau 
qui  «oit  de  natare  k  nous  imposer  cette  reforme.  II 
y  a  ancore,  quoi  qu'en  disent  ses  partisans,  bien  des 
obscurites  attacbeea  a  cette  question,  obscurites  qui 
n'ont  pas  encore  ete  dissipees.  Rien  ne  presse.  Sa- 
chons  altendae  et  si  oette  reforme  est  vraiment  utile 
et  necessaire  pour  la  patrie,  eile  viendra  &  son  tour. 

■ 


Hofmuua,  deutscher  Berichterstatter  der  Konv 
misiionsminderheit:  Die  Berichterstatter  der  Kom- 
missionsmehrbeit  haben  Ihnen  aus  der  Geschichte 
des  Postulates  dor  Volkswahl  d«s  Bundesrates  gerade 
so  viel  mitgeteilt,  als  ihnen  für  ihren  Zweck  dien- 
lich erschien,  und  da  ist  das  Interessante  in  diesem 
Saalo  geschehen,  dass  der  deutsche  Berichterstatter 
einen  kur/.on  llückblick  in  die  Vergangenheit  wart, 
durch  den  französischen  Berich tersUtter  zurecht  ge- 
wienen  wurde. 

Habe  ich  recht  gehr.rt,  so  hat  sich  Herr  Oberst 
Gallali  auch  in  dam  Alter  und  don  Eltern  dieses 
Volksbe^ehreus  etwas  stark  vergriffen,  wahrend 
Herr  Vincent  Joch  wenigstens  ein  Vorurteil  wieder 
weggewischt  hat.  nämlich  das,  dass  dasselbe  in 
einigen  strebsamen  Köpfen  unserer  neuerungssüch- 
tigen Neuzeit  entstanden  sei.  Es  ist  wenigstens  das 
aus  solneni  Votum  hervornngangen,  dass  dasselbe 
schon  an  der  Wiego  unserer  Demokratie  gestanden. 
In  der  Kommission  hat  man  sich  leicht  damit  abge- 
funden, dass  in  den  Verhandlungen  dor  alten  Tag- 
sai/unn.  die  mit  der  Ausarbeitung  der  neuen  Bundes- 
verfassung betraut  war,  der  Antrag,  den  Bundesrat 
frei  aus  dem  Volke  zu  wählen,  nur  mit  10  gegen  9 
Stimmen  abgelehnt  wurde.  Man  tröstete  sich  einfach 
damit,  zu  sagen,  dass  eben  damals,  in  jener  an 
stürmisch  vorwartsstrebender  Kralt  und  frischen  Im- 
pulsen so  reichen  Zeit  manches  erstrebt  wurde,  was 
sich  später  als  undurchführbar  erwies  Dies  ist  ein 
leichter  Trost;  denn  so  manches  Ideal  damaliger  Zeti 
ist  in  der  Zeiten  Schoss  zur  hon  liehen  Frucht  ausge- 
reift, so  mancher  Stein,  den  die  damaligen  Bauleute 
verworfen  haben,  ist  zum  Eckstein  geworden.  Im  Jahre 
1818  hat  der  repräsentative  Staat  einen  Sieg  erlebt; 
die  Volksrechte  sind  zu  kurz  gekommen.  Das  ist 
weder  den  Radikalen  entgangen,  die  den  Bundesrat 
unmittelbar  aus  dem  Volke  hervorgehen  lassen 
wollten,  noch  den  Konservativen.  Darum  wurde 
schon  Mitte  der  60er  Jahre  die  Bundesverfassung 
immer  mehr  als  revisionsbedürftig  erkannt.  Es 
drangton  die  Demokraten  von  links  und  rechts  mit 
ihren  Begehren  der  Erweiterung  der  Volksrechte. 
Im  Schosse  des  Grütlivereins  lebte  die  alte  Forderung 
wieder  auf.  Durch  eine  Eingabe  vom  4  Juli  1865 
an  die  schweizerisebe  Bundesversammlung  stellte 
eine  Kreisversammlung  der  Grütlivereine  von  Biel 
und  Umgebung  dieses  Postulat  wieder  auf.  Aber 
sie  waren  dabei  nicht  allein  au!  weiter  Flur.  Die 
Radikalen  Vautier,  von  Genf,  und  Vigier  forderten 
in  den  Ritten  dasselbe.  Der  Antrag  Vautier's  lautete : 
«Die  Mitglieder  des  Bundesrates  worden  auf  9  Jahre 
direkt  durch  das  Volk  aus  allen  Schweizerburgern 
gewählt,  welche  in  den  Nationalrat  wählbar  sind. 
Es  darf  nicht  mehr  als  ein  Mitglied  aus  dem  näm- 
lichen Kanton  gewählt  werden.  Von  den  7  Mit- 
gliedern des  Bundesrates  müssen  mindestens  2  der 
romanischen  Schweiz  angehören.  Nach  jeder  Ge* 
samterneuerung  des  Nationalrates  findet  auch  eine 
Gesamterneuerung  des  Bundesrates  statt  Wenn  in 
der  Zwischenzeit  der  3  Jahre  eine  Stellenerledigung 
eintritt,  so  hat  die  Wiederbesetzung  in  den  nächsten 
2  Monaten  zu  erfolgen  und  zwar  für  den  Rest  der 
Amtsdauer  des  oder  der  Ausgetretenen.  Wenn  es 
bis  zur  GesamterneuerunK  nicht  langer  als  3  Monate 
geht,  so  unterbleibt  die  Ersatzwahl.  Das  Ge- 
setz bestimmt  den  Wahlmodus.»  Berichterstatter  der 
nationairätlichen  Kommission  war  Alfred  Escher 
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Er  schritt  ober  die  Volksrechte  mit  dem  Satze  hin- 
weg, dass  sie  Veränderungen  in  den  Grundformen 
der  Bundeseinrichtung  bezwecken,  es  aber  nicht 
woblgethan  wäre,  blossen  Theorien  zu  lieb  bewährte 
Institutionen  preiszugeben.  Die  ständerätliche  Kom- 
mission prüfte  die  Frage  der  Volkswahl  mit  grossem 
Ernst  und  wenn  sie  den  Antrag  Vigiers  schliesslich 
ablehnte,  so  that  sie  es  im  Bewusstsein,  damit 
weitere  Erfahrungen  abwarten  zu  wollen. 

Bei  den  Revisionsverbandlungen  von  1872  wurde 
das  Postulat  von  Carterot  wieder  aufgegriffen.  Er 
stellte  folgenden  Antrag:  tdie  Mitglieder  des  Bundes- 
rates werden  von  den  eidgenössischen  Wählern 
durch  Listenskrutinium  ernannt  Das  Nähere  dieser 
Wahl  wird  durch  ein  besonderes  Gesetz  geregelt.* 
Er  wurde  namentlich  unterstützt  durch  Oberst 
Scherer,  das  spätere  Dundesratsmitglied.  Seilher  ist 
dieser  Gedanke  nie  mehr  zur  Ruhe  gekommen.  Er 
ziert  die  Programme  dieser  und  jener  Partei.  Er 
steht  beispielsweise  auch  auf  dem  Programm  der 
demokratischen  Partei  des  Kantons  Zürich,  was  ich 
zur  Illustration  des  Verhaltens  der  Führer  derselben 
in  dieser  Frage  beifüge.  Frühere  Freunde  haben 
sich  teilweise  zu  Gegnern  entwickelt  Aber  dafür 
sind  eifrigere  Freunde  in  die  Lücke  getreten. 

Im  Jahr  1892  wurde  das  Volksbegehren  unge- 
f&hr  in  seiner  heutigen  Fassung  formuliert,  und 
Ich  will  bloss  beiläufig  bemerken,  dass  die  National- 
rate Marti  und  Brunner  bei  der  Redaktion  in  her- 
vorragender Weise  beteiligt  waren. 

Historisch  betrachtet  ist  also  das  Begehren  der 
Volkswahl  eine  logische  Konsequenz  des  ganzen 
Entwicklungsganges  unseres  Staatswesens.  Wer  die 
Zeichen  der  Zeit  zu  deuten  versteht,  weiss,  dass 
jetzt  die  Stunde  gekommen  ist,  wo  dieses  Begehren 
mit  der  Macht  eines  Naturgesetzes  Verwirklichung 
erheischt.  Es  ist  die  Machtlülle  des  Bundesrates  einer- 
seits und  sein  Verhältnis  zum  Parlament  anderer- 
seits, welche  dies  bewirken. 

Nicht  weniger  als  9  Artikel  der  Bundesverfassung 
bezeichnen  die  Stellung,  welche  der  Bundesrat  als 
oberste  vollziehende  und  leitende  Behörde  des 
Schweizervolkes  einnimmt  Sie  kennen  ja  alle  die 
lange  Reihe  von  wichtigen  Obliegenheiten,  die  einem 
Kollegium  von  bloss  7  Mann  übertragen  wurdon. 
Aus  eigener  Anschauung  haben  Sie  einen  Begriff 
von  der  Machtfülle  dieser  Behörde.  Aus  eigener  Er- 
fahrung wissen  Sie,  wie  der  Kompotenzenkreis  der 
Bundesbehörden  in  stetem  Wachstum  begriffen 
ist  Zur  Illustration  dieses  regen  Wachstums  nur 
einige  Zahlen :  Oas  Bundesbudget,  hat  sich  seit  1830 
ungefähr  verzehnfacht  Beamte  und  Angestellte 
zählte  der  Bund  vor  1818  nur  etwa  10,  1881  waren 
es  7105,  1888  8693,  1898  waren  es  etwa  17,000, 
wozu  dann  noch  die  Eisenbahnen  mit  ca.  25,000 
Mann  kommen  werden.  Von  so  manchem  dieser 
Thatigkoitsgcbiete  hatten  die  Schöpfer  der  48er  Ver- 
fassung kaum  einen. blassen  Hochschein.  (Hauben 
Sie,  dass  jemand  daran  dachte,  dass  am  Ende  unseres 
Jahrhunderts  der  Schweiz.  Militarorsanismusso  viel- 
gestaltig sein  werde"?  Keiner  hatte  eine  Ahnung  von 
der  vielsprossigen  Jakobsleiter  militärischer  und 
bürgerlicher  Würden,  zu  welcher  heute  derBundet- 
rat  den  Zugang  öffnet 

Niemand  wird  behaupten  wollen,  dass  sich  hier 
ein  Stillstand  bomerkbar  machen  werde.  Im  Gegen- 
teil, bereits  lauern  wieder  neue  Aufgaben,  stoben 


neue  Würden  und  Aemter  vor  der  Thür.  Der  Kamp! 
auf  dem  Boden  des  Wirtschaftslebens,  die  Konkur- 
renz der  Nationen  auf  dem  Weltmarkt  nimmt  immer 
grössere  Dimensionen  und  Immer  schärfere  Formen 
an.  Soll  das  kleine  Land  im  Herzen  von  Europa 
denselben  mit  Ehren  besteben,  muss  seine  Bundes- 
regierung mit  kräftigem,  zielbewusstem  politischem 
Willen,  mit  weitem  Blick  und  tiefem  Wissen  aus- 
gerüstet und  vom  Vertrauen  des  ganzen  Volkes  ge- 
tragen sein.  Dass  es  hieran  schon  gefehlt  hat,  be- 
weist das  bekannte  Wort  von  Louis  Ruchonnet:  cEs 
glebt  keinen  Bundesrat  mehr*.  Damit  war  die 
Schwäche  des  Kollegiums  angedeutet,  das  zu  selbst- 
sländige  Gebahren  der  einzelnen  Departement:? Vor- 
steher oder  ihrer  Sekretäre.  Wohl  hat  schon  im 
Jahre  1872  kein  Geringerer  als  Bundesrat  Dubs 
die  Verwaltuugsreform  als  Abhülfe  hiefür  gefordert, 
aber  seither  hat  man  hierüber  so  viel  Worte  ver- 
loren und  so  wenig  Thaten  sehen  lassen,  dass  es  bei 
manchen  im  Schweizerland  herum  heisst:  Die  Bot- 
schaft hör"  ich  wohl;  allein  mir  fehlt  der  Glaube. 
Damit  ist  aber  auch  die  Erhöhung  der  Zahl  der 
Bundesräte  von  7  auf  9  bereits  genügend  motiviert 
Schon  bei  der  Einsetzung  dos  Bundesrates  hat  man 
hieran  gedacht.  Auf  der  Tagsatzung  fand  hierüber 
eine  längere  Beratung  statt  und  es  ist  auch 
heute  noch  interessant  zu  erfahren,  wie  man  an 
der  Wiege  des  Bundesrates  über  die  Zahl  seiner 
Mitglieder  dachte.  Schwyz  stellte  den  Antrag,  statt 
der  von  der  Kommission  vorgeschlagenen  5  sollen 
9  Mitglieder  die  Behörde  zusammensetzen.  Dies 
müsse  schon  deshalb  gewünscht  werden,  weil  der 
Schweizer  nur  ungern  eine  so  bedeutende  Gewalt 
in  den  Händen  von  so  wenig  Magistraten  sehen 
würde.  Aargau  sprach  von  der  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  und  Institutionen  unseres  Landes.  Thür- 
gau  schilderte  die  Ausdehnung,  welche  die  Centrali- 
sation  dem  Arboitsfelde  des  Bundesrates  geben 
werde  Daneben  war  für  die  Anwälte  der  höheren 
Ziffer  auch  noch  ein  anderer  Gesichtspunkt  mass- 
gebend. Blumer  schreibt  in  seinem  Bundesstaats- 
recht, das  hauptsächlichste,  wenn  auch  nicht  offen 
ausgesprochene  Motiv  der  Aenderung  sei  das  ge- 
wesen, dass  manche  Kantone  bei  sieben  eher  als 
bei  5  Mitgliedern  einen  Sitz  im  Bundesrate  für  sich 
zu  erlangen  hofften.  Die  kleinen  Kantone  haben  die 
grossen  in  jener  Zeit  mehr  gefürchtet,  als  heute. 
In  der  That  nahmen  dann  die  grossen  sofort  6  von 
den  7  Sitzen  in  Beschlag,  und  es  dauerte  Jahrzehnte, 
bis  die  Kleinen  mehr  Berücksichtigung  fanden.  Nun 
ist  es  aber  eine  Partei,  welche  zu  jener  Tradition 
des  thatsächlichen  Vorrechtes  zurückkehrte.  Die 
Zahl  von  9  Bundesräten  aus  9  Kantonon  und  die 
Volkswahl  könnton  dieses  neue  Vorrecht  aufheben. 

Und  dies  führt  uns  zum  zweiten  Urgrund  dieses 
Volksbegehrens,  zum  Verhältnis  des  Bundesrates 
zum  Parlament  Heute  mehr  denn  je  ist  das  Wort 
von  Dubs  wahr:  cDas  parlamentarische  Regime  mit 
seinem  Coterie-  und  Coulissenspicl  hat  auch  unleug- 
bar an  Kredit  hei  den  Massen  eingehüsst  und  man  hört 
oft  genug  den  Wunsch  formulieren,  einen  von  den 
Cotorien  der  Hundesversammlung  unabhängigen 
Bundesrat  zu  besitzen.»  Und  unser  Herr  Kollege 
Hilty  schrieb  in  seinen  «Vorlesungen  über  Helvetik»: 
«Die  Fähigkeiten  eines  politischen  Führers  und  eines 
«bellenden  Ministers  sind  durchaus  nicht  immer 
die  gleichen,  und  der  Gedanke  liegt  heute  bereite 
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■  Trennung  der  Funk- 
tionen einerseits  den  sicheren  Gang  der  Admini- 
stration zu  lordern  und  den  Beamtenetat  zu  verein- 
fachen, andererseits  die  oberste  politische  Führer- 
schaft durch  direkte  Volkswahl  von  dem  Parlament 
unabhängig  zu  machen.*  Dr.  J.  Blumer,  der  Ver- 
des epochemachenden  Handbuchs  des  sch  wei- 
Bundesstaatsrechts,  äussert  sich  ähnlich, 
er  schreibt:  «Der  Gedanke,  die  Wahl  des 
Bundesrates  dem  Volke  zu  ubertragen,  verdient  in 
der  That  ernstliche  Berücksichtigung.  Wenn  man 
eine  selbständig  auftretende,  mit  der  nötigen  Au- 
torität und  Thatkraft  ausgerüstete  Regierung  will, 
so  darf  dieselbe  nicht  völlig  abhängig  sein  von  den 
Räten,  sondern  sie  muss  ihre  Machtbefugnis  aus 
einer  höheren  Quelle  ableiten.»  Als  Dritter  im  Bunde 
der  Kronzeugen  für  die  Volkswahl  führe  ich  Bundes- 
rat Müller  an.  Noch  im  Jahr  1884  sprach  er  im  berni- 
schen Verfassungsrato  folgendes  schöne  Wort:  «Es 
wird  niemand  darüber  im  Zweifel  sein,  dass  die 
Regierung  nicht  bloss  eine  Verwaltungsbehörde, 
sondern  eine  pilitischo  Behördo  im  eminenten  Sinn 
des  Wortes  ist,  und  wenn  sie  eine  solche  bleiben 
soll,  so  ist  es  wichtig  und  von  grosser  Bedeutung, 
dass  sie  vom  Volke  selbst  gewählt  werde,  so  dass  sie 
sich  sagen  muss,  sie  sei  für  jede  einzelne  Handlung 
dem  ganzen  Volke  verantwortlich  und  dieses  werde 
ihr  bei  der  Wiederwahl  sagen,  ob  es  mit  ihrer  Hand- 
lungsweise einverstanden  sei  oder  nicht»  Das  ist 
allerdings  ein  anderer  Standpunkt  als  der  unserer 
Gegner,  die  nach  dem  Verfahren  von  Herrn  Professor 
Hilty  sich  in  der  Behauptung  gefallen :  «Ein  vom  Volke 
gewählter  Bundesrat,  dessen  specielle  Gesetzesent- 
würfe ein-  oder  zweimal  durch  das  Referendum  ver- 
worfen würden,  hätte  nur  noch  die  Wahl,  auszutreten 
oder  ein  sehr  kümmerliches  Dasein  zu  fristen,  um  bei 
der  nächsten  Gesamterneuerung  doch  mutmasslich  zu 
unterliegen.»  Diese  Prophezeiung  ist  vor  dem  20.  Mai 
geschehen.  Sie  wird  sich  kaum  an  den  vom  Volke  ge- 
wählten Gesetzgebern  erfüllen,  geschweige  denn, 
dass  je  eine  Regierung  wegen  eines  solchen  Gescheh- 
nisses für  den  Gesetzgeber,  den  eigentlichen  Schul- 
digen, den  Sündenbock  machen  müsste.  Uebrigons 
haben  die  Bundesräte  je  und  jo  das  natürliche  Be- 
dürfnis empfunden,  mit  dem  Volke  in  Berührung  zu 
kommen.  Sie  liessen  sich  jeweilen  als  Nationalräto 
wiederwählen.  Diese  sogenannten Komplimentwahlon 
zeigten  immerhin  das  gesunde  Bedürfnis  des  Bundes- 
magistrates an,  direkte  Fühlung  mit  dem  Volko  zu 
gewinnen.  Ich  will  mich  wieder  mit  Demokratie 
durchtränken,  sagte  Bundesrat  Druey,  wenn  er  sich 
jeweilen  von  Bern  wieder  in  seinen  Heimatkanton 
Waadt  begab.  Sollten  die  heutigen  Herren  Bundes- 
räte ein  geringeres  Bedürfnis  nach  einem  solchen 
Volksbade  besitzen? 

Von  der  Notwendigkeit  der  Volkswahl  des 
Bundesrates  nun  zur  Möglichkeit  derselben. 

Schon  vor  Jahrzehnton  sind  dieselben  Einwände, 
dio  heute  wieder  gegen  die  Volkswahl  des  Bundes- 
rates auf  rucken,  erhoben  worden.  Auch  damals  hat 
man  dem  Volke  Lust  und  Fähigkeit,  soino  obersto 
Behörde  zu  wählen,  abzusprechen  versucht.  Carleret 
hat  im  Jahr  1872  hierauf  folgendermasson  geant- 
wortet: «Die  Frage,  ob  das  Volk  im  stände  sei,  eine 
solche  Wahl  zu  treffen,  habe  keine  besondere  Be- 
deutung. Das  Volk  werde  ohne  Zweifel  die  Wahl- 
höhern  als  von  einem  Co- 


teriestandpunkte 
es  denn  loicht  kommen,  dass  Kantone  berücksichtigt 
und  Personen  gewählt  würden,  welche  bei  dem 
jetzigen  System  auf  einen  Sitz  im  Bundesrate  wohl 
niemals  einen  Anspruch  hätten.  Ueberdies  lehre 
dio  Erfahrung,  dass,  wo  es  sich  um  Personen  han- 
delt, das  Volk  um  einen  richtigen  Bescheid  selten 
verlogen  sei.»  Der  liberal-konservative  Bluntschli 
schrieb  in  seinem  Staatsrecht  hierüber  folgendes: 
«Das  Volk  wird  seiton  einen  mittelmässigen,  noch 
seltenor  einem  schlechten  Menschen  zu  seinem 
obersten  Magistraten  wählen.  Es  kann  sich  undank- 
bar, es  kann  sich  auch  feindselig  erweisen,  gegen 
hervorragende  politische  Männer,  seine  Gunst  ist 
nicht  frei  von  l-aunen.  Aber  es  hat  einen  natürlichen 
Instinkt  für  Grösse  und  ein  offenes  Auge  für  die 
Eigenschaften,  dio  den  Hegenten  auszeichnen  sollen. 
Der  kleinliche  Neid  ge«en  eine  ausgezeichnete  Per- 
sönlichkeit ist  ihm  fremd  und  eine  Intrigue  stört 
es  nicht»  Wer  wollte  das  leugnen?  Das  Volk  in 
seinen  breiten  Schichten  bewahrt  gerade  denMännern 
seine  Anhänglichkeit,  ja  seine  Liebe,  in  denen  es 
die  tüchtigsten  Staatsmänner  zu  erkennen  glaubt 
Wer  wagte  zu  behaupten,  dass  Männer  wie  Furrer, 
Stämpfli,  Schenk,  Welti,  Ruchonnet  und  andere  vom 
Volke  nicht  als  Bundesräte  gewählt  worden  wären? 
Der  eigentliche  Kampf  hätte  sich  wohl  um  andere 
Männer  gedreht  Um  Männer,  denen  gerade  die  Eigen- 
schaft fehlte,  die  Carteretfür  nötig  erachtete,  um  die 
Mitglieder  des  Bundesrates  mit  der  Urnen  ge- 
bührenden Würde  zu  umgeben,  nämlich  das  Be- 
kanntsein im  ganzen  Lande  und  das  allgemeine  Ver- 
trauen. Ganz  richtig  hat  Bundesrichter  Bezzola 
hierüber  gesagt:  «Unser  Volk  kennt  zwar  nicht  jeden 
seiner  Staatsmänner  persönlich,  weiss  nicht,  ob  der 
Einzelne  schwarze  oder  blaue  Augen,  dunkle  oder  helle 
Haare  hat,  .inen  Schnurrbart  oder  Backenbart,  eine 
Brille  trägt  oder  nicht,  allein  über  Charakter  und 
Gesinnung  seiner  öffentlichen  Funktionäre  kommt 
es  bald  ins  Klare.  «Es  würde  niemandem  einfallen, 
einen  unbekannten  Mann  dem  Volke  als  Bundesrat 
vorzuschlagen.  Das  würden  Männer  sein,  bekannt 
im  ganzen  Land  durch  ihre  bisherige  Thätigkeit» 
Ich  denke,  selbst  Hr.  Prof.  Hilty  werde  in  seiner  Rede 
in  Münchenbuchsee  nichts  Anderes  habon  fordern 
wollen,  wonn  er  sagte:  «Ein  unumgängliches  Erfor- 
dernis einer  zuverlässigen  direkten  Wahl  ist  es, 
dass  der  Wähler  den  Kandidaten  kennt  und  seine 
Fähigkeiten  und  Eigenschaften  zu  beurteilen  ver- 
mag. »  Gewiss  will  auch  er  den  Nachdruck  auf  den 
Nachsatz  gelegt  wissen.  Auch  ihn  kennen  lange 
nicht  alle  seine  st  gallischen  Wähler  persönlich, 
dagegen  kennen  sie  seineFähigkeiten  und  Leistungen. 
Und  schliesslich  ist  doch  ein  gewaltiger  räum- 
licher Unterschied  zwischen  der  Schweiz  und 
Amerika,  was  nun  doch  gesagt  werden  muss,  ange- 
sichts der  Thatsache,  dass  Herr  Hilty  seine  Waffen 
wider  den  Proporz  und  die  Volkswahl  ans  den 
Grossstaaten  der  ganzen  weiten  Welt  zusammensucht 
Mit  dem  andern  Einwand,  der  sich  hier  erhebt, 
verhält  es  sich  ganz  ähnlich.  Im  Jahre  1872  hat  der 
Zürcher  Demokrat  Oberst  Scherer  folgender  Weise 
hierauf  geantwortet:  «Man  sage,  bis  jetzt  hätten 
sich  immer  noch  die  geeigneten  Männer  für  den 
Bundesrat  gefunden  und  werden  sich  auch  künftig 
finden.  Bei  Volkswahlen  worden  Parteien  sich  geltend 
und 
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wie  Arbeitervereine  und  Proletarier,  in  den  Vorder- 
grund zu  treten  suchen.  Aber  einmal  bleibe  zu  be- 
rücksichtigen, dass  auch  diese  Klassen  die  näm- 
lichen Rechte  besitzen,  wie  andere  Staatsbürger, 
sodann  sei  gar  nicht  ausgemacht,  dass  die  Volks- 
wahlen sich  au!  die  Partoion,  namentlich  au!  die 
Parteion  in  den  Kantonen  stützen  müssen.  Die 
letztarn  betrachten  dio  eidgenössischen  Verhaltnisse 
viel  rahiger  und  vorurteilsloser,  als  die  eigenen 
kantonalen  Beziehungen,  indem  sie  sich  erinnern» 
dass  es  sich  hier  nicht  bloss  um  eine  politische, 
sondern  namentlich  auch  um  eine  administrative 
Behörde  handle.* 

Und  Bundesrat  Moller  äusserte  sich  Ober  Jon 
gleichen  Einwand  in  seiner  bereits  erwähnten  Rede 
folgendennassen:  «Man  hat  vielfach  das  bisherige 
Verfahren  angepriesen,  wo  es  so  ruhig  und  überlegt 
zugegangen  sei  und  die  Regierung  mit  Vorbedacht 
gewählt  werden  könne,  und  man  hat  damit  in  Gegen- 
satz gestellt  das  turbulente  Verfahren,  welches  sich 
ergeben  werde,  wenn  die  Regierung  durch  das  Volk 
gewählt  werde.  Ich  bin  nur  einmal  dabei  gewesen, 
aber  von  diesem  einen  Mal  habe  loh  mehr  als  genug 
bekommen,  und  ich  glaube,  behaupten  zu  dürfen, 
dass  sorgfältiger  verfahren  wird,  wenn  die  Wahl 
der  Regierung  durch  das  Volk  geschieht.  Die  Volks, 
wähl  Ist  die  Anregung  zu  politischer  Thätigkelt, 
welche  dem  Volke  gogobon  wird.  Dieses  Moment 
ist  nicht  zu  unterschätzen.  .To  mehr  es  uns  gelingt, 
das  Volk  zu  politischer  Thätigkeit,  zu  politischer 
Arbeit  heranzuziehen,  desto  bewusster  wird  es 
handeln  und  desto  mehr  wird  schliesslich  der  Grund- 
satz der  Demokratie  wirklich  zur  Wahrheit  werden.  > 
Dieses  schöne  Wort  gründete  sich  auf  die  Erfah- 
rungen, weiche  man  damals  schon  in  einer  Reihe  von 
Kantonen  mit  der  Volkswahl  der  Regierung  gemacht 
hatte.  Die  Zeit,  die  inzwischen  darüber  hingegangen, 
hat  ihm  ebenfalls  recht  gegeben.  Nirgends  ein 
Zurück  zum  alten  Verfahren.  Ueberau  ein  Drängen 
zur  Volkswahl.  Was  nun  auf  dem  kleinen  Felde  der 
Kantone  zur  Volk  Zufriedenheit  gelang,  sollte  es  auf 
dem  Gebiete  des  Bundes  ewig  ein  ungelöstes  Rätsel 
bleiben?  Wir  haben  wahrlich  einen  besseren  Glauben 
an  die  Zukunft  der  Demokratie. 

Je  grösser  der  Krois,  je  mächtiger  die  Gemein- 
schaft, um  so  reiner  und  würdevoller  die  Ausübung 
der  Hoheitsrechte  des  Volkes.  Welch  eine  beruhi- 
gende befreiende  Kraft  äussert  sich  nicht  in  einem 
imposanten  eidgenössischen  Volksentscheide!  Wio 
sollte  das  anders  sein,  wenn  es  sich  um  die  Be- 
setzung der  vornehmsten  Ehronamtor  handelt,  welche 
das  ganze  Land  zu  vergeben  hat?  Durch  die  ge- 
meinsame Wahl  der  Bundesregierung  würde  das 
Gefühl  der  nationalen  Selbständigkeit  kräftig  belebt. 
Einmal  alle  3  Jahre  am  grossen  schweizerischen 
Wahltag  sollen  sich  die  Schweizerbürger  so  recht  als 
Eidgenossen  fühlen.  Mit  der  lodernden  Begeisterung 
des  freien  Mannes  könnten  sie  an  die  Stimmurnen 
eilen;  denn  sie  haben  da  die  Garantie  für  Gerech- 
tigkeit gegenüber  allen  ßundesglledern.  Kein  Kanton 
wäre  zu  klein,  als  dass  er  nicht  im  Laufe  der  Zeit 
auch  ein  Mitglied  der  Bundesregierung  erhielto. 
Keine  politische  Rlohtung,  welche  einen  bedeut- 
samen Teil  des  Schwoizervolkes  repräsentiert, 
müsste  wio  bishor  unberücksichtigt  in  der  Ecke 
stehen.  Dem  bisherigen  Besitzstand  entsprechend, 
würden  den  welschen  Eidgenossen  verfassungsmässig 
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werden. 

Darum  würde  durch  die  Einführung  der  Volks- 
wahl des  Bundesrates  unser  ganzes  öffentliches 
Lobon  eine  wohlthuendo  Auffrischung  erhalten. 
Die  Organe  des  Bundes  würden  dem  Volke  näher 
gerückt  Ihre  Thätigkelt  könnte  alsdann  selbst  an 
der  Peripherie  des  Landes  besser  verstanden  und 
gowürdigt  werden.  Der  demokratische  Staatsge- 
danke würdo  vertieft  Sollte  dies  unserer  Mühe 
nicht  wert  sein?  Ich  schliesse  mit  einem  Wort  von 
Bundesrat  Dubs:  «Es  ist  ein  Frevel,  grüne  und  un- 
reife Früchte  von  den  Bäumen  zu  schütteln  und 
damit  in  das  Tagewerk  einer  kommenden  Genoration 
einzugreifen;  aber  es  ist  ein  nicht  geringerer  Frevel, 
das  Tagewerk  zu  versäumen,  zu  dem  man  berufen 
ist  Das  «vielleicht1»,  das  «könnte»  und  «dürfte  •  gegen 
uns  obliegende  Arbeit  ins  Feld  zu  führen,  Ist  nioht 
Mannesart» 


M.  Bioley,  rapporteur  francaia  de  la  minorite  de 

la  commission  :  Les  differents  partis  qui  sont  repre- 
sentea  dans  cette  enceinlese  reciament  tous  des  idees 
demoeratiques.  Sur  les  listes  distribuöes  ä  l'occasion 
du  renouvellement  du  bureau,  la  liste  du  centre 
porlait :  parti  liberal  demoeratique,  le  parti  radical 
s'intitulait:  parti  radical  demoeratique,  le  parti  »o- 
cialiste  plus  ou  moins  accentue  ajoute  aussi  k  son 
titre  l'epilhete  de  demoeratique,  enfln  l'extreme 
gauche,  qui  sert  un  peu  de  trait-d'union  entre  lea 
deux  groupee  pröc&dents,  s'appelle  elle-meme :  parti 
demoeratique ;  il  n'y  a-  guere  que  le  modeste  groupe 
auquel  j'ai  l'honneur  d'appartenir  qui  ne  porte  pas 
cette  epitbete.  Mais  si  cette  enseigne  ne  se  trouve 
pas  au-dessus  de  notre  devanture,  nous  tenons  ce- 
pendant  ä  dire  que  dans  nos  magasins  il  n'y  a  pas 
seulement  des  magote  chinois  ou  des  articles  de 
fumistes,  mat-,  aussi  des  articles  demoeratiques 
marques  au  bon  coin. 

On  ne  saurait  contester  que  les  idees  demoera- 
tiques ont  fait  beaueoup  de  progres  dans  la  seconde 
moitie  de  ce  siecle.  La  nomination  du  oonseil  föde- 
ral par  le  peuple,  on  l'a  dejä  dit,  n'est  pas  une 
idöe  nouvclle,  mais  eile  a  gagne  beaueoup  de  ter- 
rain  depuis  quelques  annöes.  On  avait  deja  voulu 
l'introduire  &  l'occasion  du  pacta  de  1848  et 
comme  vous  le  savez,  ce  n'est  qu'a  une  voix  de 
majoritö  que  cette  proposilion  fut  repoussee  au  sein 
de  la  commission.  Lora  de  la  revision  de  la  Cons- 
titution en  1872,  l'idee  fut  reprise  comme  on  vous 
l'a  rappele  par  M.  Carteret  et  au  sein  du  conseil 
föderal  eile  trouva  meme  des  partisans.  Cependant 
ä  cette  epoque  le  vent  demoeratique  ne  soofllait 
guere  dans  les  voües  de  notre  politique,  d'autres 
preoccupations  absorbaient  les  esprits,  on  en  dtait 
ä  une  epoque  d'autoritarisme  encouragee  grande- 
ment  par  M.  Carteret  lui-meme  qui  derart,  par  le 
courant  qu'il  avait  contribue  ä  imprimer  a  la  po- 
litique faire  sombrer  l'idee  qui  avait  sa  pre- 
ference,  la  nomination  du  conseil  föderal  par  lc 
peuple.  Enfln,  dans  d'autres  circonstances  encore. 
cette  ideo  a  etö  remise  sur  lo  tap;s. 

Je  liens  ä  declarer  que  le  parti  auquel  j'appar- 
tiens  n'est  l'auteur  d'aucune  des  deux  initiatives 
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que  nous  discutons.  Pour  ce  qui  me  concerne, 
o'est  avec  le  :>lus  grand  plaisir  que  j'ai  accueilli 
l'initiative  pour  la  i  epi  >'isentation  proportionnelle, 
corame  j'ai  deja  eu  l'honneur  de  le  dire.  J'ai  ete, 
je  le  declare  d'emblee,  un  peu  moins  onthousiaste 
d'abord  pour  la  nomination  du  conseil  föderal  par 
le  peuple.  Tout  en  trouvant  le  principe  juste  et 
l'idee  saine,  je  me  suis  demande  si  celte  mesure 
etait  reellement  urgente  et  pour  mon  compta  per- 
«onnel,  je  ne  l'aurais  certainement  pas  reclamee ; 
maia  du  moment  que  d'autres  la  demandent,  du 
inoment  que  plus  de  50,000  citoyens  prient  les 
chambres  de  l'introduire,  cororao  je  conaidere  cette 
reforme  comme  juste  dans  son  principe  et  quo  je 
ne  saurais  voir  de  difficultes  serieuses  a  son  appli- 
cation,  je  ne  puis  que  m'y  ralliei. 

L'bonorable  rapporteur  fias  i  •.  de  la  majoritö 
de  la  commission  a  developpe  des  conBideralions 
qui,  a  mon  sens,  miiitent  grandement  en  faveur  du 
cbangement  propose  quant  au  modo  de  nomination 
du  cooseil  federal.  Ce  sont  ces  consideraliona  qui 
m'engagent  a  tne  rallier  a  la  minorite  de  la  com- 
mission. 

On  fait  diflerentes  objections  a  la  demande  dea 
initianU ;  on  dit  que  ai  la  nomination  directe  du 
gouvernemenl  par  le  peuple  est  facile  dans  les  can- 
tona,  a  raison  du  peu  d'etendue  de  leur  territoire 
et  du  fait  que  les  magistrats  4  elire  sont  generale- 
ment  connu*  de  la  population,  il  n'en  est  paa  de 
meine  sur  le  terrain  föderal.  II  sera  tres  difficile 
au  peuple  suiase  d'arriver  ä  connaltre  le  ml. -rite  et 
la  valeur  des  faommea  appeles  ä  diriger  la  chose 
publique. 

Je  crois  que  Ton  a'exagere  grandement  cette 
difllculte.  M.  Gallati  a  rapportö  tout  a  i'heure  l'in- 
cident  piquant  que  dans  une  aasemblee  populaire 
il  ne  a'etait  paa  trouve  un  seul  asaiatant  qui  ait  pu 
nommer  tous  les  membres  du  conseil  föderal.  II  y 
en  a  peut-etre  bien  d'autres  que  de  simples  paysans 
qui,  ä  brüli?  pourpoint,  ne  sauraient  paa  les  indi- 
quer  toua.  Si  le  fait  siguale  est  exaet,  du  reste  ce 
n'eat  paa  un  phenomene  des  plus  edifiant,  mais 
l'argument  c  ad  bominem  »  que  M.  Gallati  voulait 
en  tirer  est  une  arme  a  deux  tranchanta..  Si  le 
peuple  connait  si  peu  «es  magistrats,  c'est  parce 
qu'il  ne  partieipe  pas  ä  leur  elcction  et  il  serait 
certainement  ä  desirer  qu'il  les  connut  davantage. 
C'est  encore  un  progres  a  realiser  que  d'appren- 
dre  au  peuple  a  mieux  connaltre  ses  magistrats. 
Ja  rends  bommage  aux  membres  du  conseil  föde- 
ral et  je  dis  :  faisons  ce  qui  depend  de  nous  pour 
apprendre  au  peuple  a  >ea  connaltre. 

Un  autre  avantage  qui  paralt  resulter  de  la  no- 
mination directe  du  conseil  föderal  par  le  peuple, 
consiste  en  ce  que,  une  fois  introduit,  ce  mode 
diminue  grandement  l'inconvenient  trop  frequent  au- 
jourd'bui,  da  voir  les  lois  soumises  au  peuple  reje- 
tees  comme  elles  le  sont  pour  la  plupart.  Lorsque 
la  peuple  elira  lui-raeme  les  membres  du  conseil 
federal  Charge  de  preparer  lea  projels  de  lois  qui 
•ont  elabores  par  les  cbambres,  je  crois  qu'il  so 
produlra  au  sein  des  mas*es  populaires  un  courant 
ftvorable  qui  poussera  le  peuple  ä  bien  accucillir 
las  lois  qui  lui  aeront  presentöes.  On  a  fait  rairoi- 
ter  aux  yeux  des  partisans  des  idees  federalistos  le 
danger  qu'il  y  aurait  a  voir  I'influence  du  conseil 
dea   ötats  grandoment  diminuee.  Je  ne  vois  pas 
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minu^e,  puisque  le  conseil  national  ne  partieiperait 
pas  davantage  a  la  nomination  du  conseil  federal. 
Les  deux  conseils  se  trouveraiont  donc  dana  la 
rneme  Situation  qu'aujourd'hui.  Le  rapporteur  da  la 
coroniiÄsion  a  egalement  Amis  la  crainte  qu'avec  la 
nomination  directe  du  conseil  federal  on  ne  fasse 
pas  ä  la  Suisse  romande,  ä  laquelle  nous  appaite- 
DOni  tous  deux,  la  pari  legitime  ä  laquelle  eile  a 
droit.  Pour  moi,  je  ne  partago  pas  celte  crainte. 
M.  Vincent  a  eu  l'air  de  considerer  comme  une 
faveur  que  l'on  nous  ferait  la  fait  que  la  Suiase  ro- 
mande est  represenlee  par  deux  membres  au  con- 
seil federal  et  il  craint  que  celle  faveur  ne  nous 
soit  retiree.  Je  ne  veux  pas  faire  ä  nos  compa- 
trioles  do  la  Suiase  allemande  l'injure  da  croire 
qu'ils  seraient  injustes  ä  notro  egard,  raais  du  reste 
la  represenUtion  que  l'on  aecorde  a  la  Suisse  ro- 
mande n'est  pas  une  faveur.  II  y  a  environ  900,000 
personnes  apparteuant  aux  langues  fraucaise,  ita- 
lienne  ou  romanche  en  Suisse.  Sur  3  millions  d'ha- 
bitauts  pour  l'ensemble  du  pays,  cela  donne  bien 
droit  au  moins  &  deux  represontanls  au  conseil  fe- 
deral. Le  conseil,  elargi  comme  le  voudraient  las 
initiants  serait  compose  de  9  membres,  ca  qui  nous 
donnerait  droit  a  3  representants,  puisque  nous 
sommei  presque  lo  tiers  de  la  population  totale  de 
la  Sui&se.  Le  danger  n'est  donc  pas  serieux,  parce 
que  l'on  ne  peut  pas  dans  un  pays  d6mocralique 
preteriler  les  droits  d'uue  fraclion  aussi  iroportante 
de  la  population;  nous  aurions  toujours  notre  mot 
ä  dire,  quels  quo  puissent  euc  les  caprices  da  la 
majori  tu. 

Enfin,  un  dernier  avantage  de  rintroduction  du 
Systeme  nouveau,  serait  precisement  l'augraentatipn 
du  nombre  des  membres  du  conseil  superieur  de 
la  Confederalion.  Pour  cela  il  ne  serait  pas  neces- 
saire  d'en  venir  ä  la  nomination  directe  par  le  peu- 
ple, c'est  vrai,  mais  celte  augmcnlation  de  7  ä  9 
conseillers  federaux  que  nous  proposent  les  initiants 
paralt  repondre  ä  un  vcritable  besoin.  Les  compe- 
tences  du  conseil  federal,  dejä  tres  etendues  lors 
de  l'elaboration  de  la  Constitution  qui  nous  regit, 
ellea  sont  cnumerees  ä  l*wt  102,  ont  ete  encore 
grandement  etendues,  depuis  lors,  cllos  le  sont  en- 
core tous  Im  jours  et  les  conseillers  federaux  sont 
surcharges.  Je  rends  hommage  au  travail  qu'Ua  four- 
nissent,  mala  je  crob  qu'il  serait  bon  de  facilitar 
leur  tilche  en  la  repartissaut  sur  un  plus  grand 
nombre  de  membres. 

Je  crois  que  caa  quelques  remarques  sufflsent 
pour  justifler  la  proposition  que  je  vous  fais  d'adhe- 
rer  4  la  minoritö  de  la  comtnission.  Les  autres  ar- 
gumenta qui  miiitent  en  faveur  de  cette  maniere  de 
voir  ont  ete  tres  sufflsamment  dcveloppes  par  iL 
le  rapporteur  allemand. 


Iselln :  Ich  wünsche  nur  in  allor  Kürza  die  Gründe 
darzulegen,  wolcho  es  mir  unmöglich  machen,  bei 
diesom  Teile  der  Initiative  mit  der  Minderheit  der 
Kommission  zu  stimmen,  wie  Ich  es  bezüglich  das 
andern  Teiles  gethan  habe.  —  Man  muss  ja  gestehen, 
dass  für  die  Angehörigen  von  Minderheitsparteien 
eino  gewisse  Versuchung  vorliegt,  einen  Gedanken, 
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wie  den  vorliegenden,  in  Erwägung  zu  ziehen,  für 
Minderhoitspnrteien,  welche  der  Ansicht  sind,  dass 
ihnen  die  Vertretung,  welche  sie  mit  Recht  in  der 
obersten  Verwaltungsbehörde  unseres  Landes  giaubon 
fordern  zu  können,  vorenthalten  wird,  da  sie  glau- 
ben, auf  diese  Art  und  Weise  mehr  zu  bekommen, 
als  was  sie  jetzt  haben. 

Aber  ich  würde  es  meinerseits  für  sehr  verfehlt 
und  sehr  unrecht  halten,  wenn  die  Miudcrheils- 
parteieu  dieso  Rechnung  so  anstellen  wollten,  und 
ich  meinerseits  könnte  bei  einer  solchen  Kombi- 
nation nicht  mitmachen.  Ich  glaube,  es  kommen  da 
Gesichtspunkte  in  Betracht,  welche  uns  absolut  ver- 
bieten, diesen  Wen  einzuschlagen.  Ich  will  hier  die 
Fra^e  vollständig  uuorOrtcrl  lassen,  ob  rein  theore- 
tisch und  principiell  gesprochen,  die  Volkswahl 
von  Regierungen  das  Erstrebenswerteste  ist  oder 
ob  nicht  die  Wahl  der  Regierungen  durch  die  ge- 
setzgebenden Behörden  zu  erfolgen  habe.  Diese 
Frage  ist  bekanntlich  in  den  Kantonen  verschieden 
gelöst.  Ich  gehöre  einem  Kanton  an,  welcher  die 
Volkswahl  der  Regierun-  kennt,  und  ich  glaube, 
man  kann  im  allgemeinen  sagen,  dass  die  Einführung 
der  Volkswahl  in  den  Kantonen  keine  grossen  Ver- 
änderungen zur  Folge  gehabt  hat.  Das  Volk  ist  in 
Bezug  auf  die  Wahl  von  Personen  sehr  konser- 
vativ, und  es  sind  die  turbulenten  Aenderungen,  die 
man  bei  diesem  System  befürchtete,  nicht  einge- 
treten. 

Ich  will  das  alles  zugeben.  Aber  ich  muss  doch 
sagen,  dass  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das 
Volk  doch  eine  ganz  andere  Sache  ist,  als  die  Wahl 
der  Kantonsrogierung  durch  das  Volk.  Vor  allem 
muss  ich  den  vorliegenden  Gedanken  ablehnen, 
well  er  mir  der  allerschärfste  Eingriff  in  die  föde- 
rativen Grundlagen  des  Bundesstaates  zu  sein  scheint, 
den  man  sich  überhanpt  denken  kann.  Und  es  ist 
mir  von  diesem  Standpunkt  aus  nicht  recht  erklär- 
lich, wie  die  Vertreter  einer  andern  Minderheit  in 
diesem  Saale  so  leichten  Herzens  darüber  hinweg- 
gehen können,  und  wenn  ich  gestern  aus  voller 
Deberzeugung  die  Gefahr  für  den  Föderalismus  ab- 
gelehnt habe,  so  muss  ich  heute  mit  eben  so  voller 
Ueberzeugung  sagen,  dass  die  Gefahr  bei  dieser 
Frage  eine  ganz  eminente  ist 

in  der  That,  wie  wird  es  zugehen,  wenn  wir 
den  Bundesrat  in  einem  einzigen  Wahlkreise  wählen'? 
Jede  Parteirichtung,  jede  Gruppe  wird  ihren 
Wählern  Vorschläge  bringen  und  ihnen  Leuto  em- 
pfehlen müssen,  die  das  Volk  nicht  kennt,  und 
wenn  man  im  Kanton  Wallis  einon  Kandidaten  aus 
Schaff  hausen  und  im  Kanton  Uri  einen  solchen  aus 
Baselstadt  oder  anderswoher  empfehlen  muss,  so 
wird  man  das  thun  in  erster  Linie,  indem  man  seine 
vortreffliohen  Eigenschaften  hervorhebt;  aber  das 
Massgebende  wird  sein,  dass  man  dem  Wähler,  den 
man  bestimmen  will,  einen  Vertreter  zu  wählen, 
den  er  personlich  nicht  kennt,  klar  macht,  dass  die 
gesamten  schweizerischen  Interessen  über  den  kan- 
tonalen, regionalen  und  lokalen  stehen,  und  so  werden 
die  Leute,  welche  bisher  als  die  berufensten  Ver- 
treter des  föderativen  Gedankens  galten,  genötigt 
•ein,  diesen  Gedanken  aufzugeben  und  vor  den 
eigenen  Wählern  zu  bekämpfen.  Das  ist  nicht  zu 
vermeiden.  Ich  weiss  wohl,  dass  verschiedene 
Befürworter  der  Volkswahl  des  Bundesrates  das 
gerade  als  einen  Vorteil  betrachten.    Wer  ein  ent- 


schiedener Freund  der  Central  isation  ist,  handelt 

vollständig  konsequent,  wenn  er  diesen  Gedanken 
durchführt,  aber  mir  vollständig  unbegreiflich  han- 
delt der  Föderalist,  der  dazu  seine  Zustimmung 
giebt. 

Und  nun  liegt  doch  noch  eine  andere  Gefahr  vor. 
Herr  llolmann  hat  uns  ausgeführt,  die  grossen 
Bundesräte,  dio  wir  bisher  gehabt,  wären  vom  Volke 
alle  wiedergewählt  worden.  Ja,  meine  Herren,  als 
sie  einmal  gross  und  ihre  Namen  bekannt  waren, 
«Inn  sio  selbstverständlich  gewählt  worden;  aber 
auch  diese  Herren  sind  nicht  gross  auf  die  Welt 
gekommen,  sondern  haben  klein  angefangen.  Ich 
frage  Sie,  wer  kannte  im  Kanton  Wallis  den  Namen 
des  Herrn  Bundesrat  Droz,  der  in  ganz  jugendlichem 
Alter  in  den  Bundesrat  gewählt  wurde?  Wir  hätten 
diesen  Mann  in  der  Schweiz  herum  empfohlen 
können,  als  er  sich  während  einiger  Amtsperioden 
bewährt  hatte  und  im  ganzen  Lande  bekannt  war; 
aber  es  handelt  sich  eben  darum,  die  Leute  zum 
ersten  Mal  zu  wählen,  und  wenn  auch  die  Wahl 
der  grossen  Bundesräte  ohne  Anstand  und  einstimmig 
erfolgt,  so  giebt  ja  der  Referent  der  Minderheit 
schon  dadurch,  dass  er  von  grossen  Bundesräten 
redet,  zu,  dass  es  auch  nicht  grosse  geben  kann, 
und  gerade  um  diese  wird  der  Kampf  entbrennen; 
die  Einen  worden  einstimmig  gewählt,  und  um  die 
Andorn  streitet  man  sich,  und  das  sind  gerade  die- 
jenigen, bei  denen  es  am  schwierigsten  hält,  sie 
dem  ganzen  Schweizervolko  mundgerecht  zu  machen. 

Eine  andere  Gefahr  erblicke  ich  darin,  dass  wir 
befürchten  müssen,  in  bewegten  Zeiten  bedenkliche 
Spaltungen  zu  erhalten,  dio  von  der  allcrgrössten 
politischen  Tragweite  sein  können.  Wenn  sich 
einmal  zwischen  Landesteilen  Differenzen  ergeben 
sollten,  wonn  z.  B.  die  französische  Schweiz  findet, 
sio  sei  benachteiligt  and  die  deutsche  Schweiz  an- 
derer Ansicht  ist  und  man  sich  bitterlioh  be- 
fehdet, dann  hat  es  eine  ganz  andere  Tragweite, 
wenn  die  Vertreter  des  Volkes  im  ganzen  Lande 
herum  anfangen,  zu  agitieren,  als  wenn  im  Rate  ver- 
schiedene Ansichten  darüber  bestehen,  ob  die  fran- 
zösische Schweiz  genügend  vertreten  sei  oder  nicht 
Ich  möchte  nicht  dazu  beitragen,  die  Möglichkeit 
zu  schaffen,  dass  solcho  Konflikte  heraufbeschworen 
werden.  Aber  ganz  abgesehen  davon,  könnten  sich 
auch  andere  regionale  Unterschiede  ergeben,  und 
endlich,  was  wir  in  der  vaterländischen  Geschichte 
genügend  erlebt  haben,  wenn  wieder  der  konfes- 
sionelle Streit  entbrennt  und  im  ganzen  Lando  horum 
dio  Wahlen  nach  dem  Gesichtspunkte:  Katholik  oder 
Nichtkatholik  getroffen  werden,  was  kann  das  unserm 
Vaterlando  für  Früchte  zeitigen? 

Ich  bitte  Sie,  sich  in  diese  Gesichtspunkte  etwas 
zu  vertiefen,  und  ich  glaube,  Sie  werden  dann  ge- 
wiss von  der  Forderung  zurückkommen,  die  eigent- 
lich mehr  nur  eine  theoretische  Forderung  ist 
nämlich  von  dar  Ausbildung  des  demokratischen 
Gedankens.  Geht  man  boi  diesem  Poslulate  nicht 
etwa  von  der  Theorie  aus,  dass  die  gesamten  Rechte, 
nicht  nur  dio  Wahlrechte,  in  den  Händen  des 
Volkes,  als  des  Souveräns,  vereinigt  sein  müssen? 
Bei  vielen,  welche  ein  solches  Begehren  befürworten, 
herrscht  der  Wunsch,  diese  Theorie  möglichst  in 
allen  ihren  Dimensionen  praktisch  nachzubilden. 

Man  hat  auch  auf  die  Verwaltung  hingewiesen, 
leb  bin  weit  davon  entfernt  zu  behaupten,  dass  die 
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bestehende  Verwaltung  eine  ideale  sei  und  zu  be- 
atreiten, dass  es  wünschenswert  sei,  sie  einmal  zu 
reformieren;  aber  das  ist  doch  keine  Reform  der 
Verwaltung,  wenn  Sie  don  Bundesrat  durch  das 
Aolk  wählen'  Das  Verhä'tnis  zum  Parlament  wird 
kein  anderes,  auf  jeden  Kall  kein  besseres  werden- 
Die  Verteidiger  des  Begehrens  sauen,  es  sei  w  ün- 
schenswert, dorn  Bundesrate  gegenüber  dem  Parla- 
mente eine  selbständigere  Stellung  zu  geben.  Ich 
finde  das  nicht  Ich  habo  immor  gefunden,  dass  die 
Stellung  des  Bundesrates  gegenüber  den  Parlamente 
eine  ausserordentlich  starke,  eine  übertrieben  starke 
»ei,  und  wenn  man  sich  die  Sache  näher  ansieht, 
so  werden  Sie  wenige  Regiorungon  in  den  uns  um- 
gebenden Staaten  finden,  die  eine  solche  Machtfülle 
besitzen.  Und  nun  soll  der  Bundesrat  der  Kontrolle 
der  Bundesversammlung  noch  mehr  entzogen  wer- 
den, es  soll  ihm  noch  mehr  gestattet  sein,  ohne 
Rücksiebt  auf  allfällige  Wünsche  der  Bundesver- 
sammlung zu  handeln,  zu  beschliessen  oder  nicht 
zu  beschließen,  auszuführen  oder  nicht  auszuführen, 
gestützt  auf  die  Thatsache,  dass  er  sich  sagen  kann' 
Ich  bin  vom  Volke  gewählt  wie  ihr,  ja  ich  bin 
vom  ganzen  Volke  gowählt  und  ihr  nur  in  den 
Kantonen.  Das  kann  zu  Konflikten  führen,  die  für 
das  Verwaltungswesen  durchaus  nicht  von  Vortoil 
sind. 

Ich  nehme  an,  die  Gegner  des  fnitiativbegehrens 
seien  in  diesem  Saale  genügend  vertreten,  und  ich 
will  mich  enthalten,  auf  weitere  Punkte  einzutreten. 
Nur  noch  ein  Wort  über  die  Form.  Ich  halte  die 
Formulierung  des  Begehrens  für  unannehmbar,  auch 
wenn  man  dasselbe  principiell  aecoptieren  könnte. 
Wie  steht  es,  wenn  die  Verfassung  2  Vertreter  aus 
der  französischen  Schweiz  vorsieht  und  das  Volk  wählt 
sie  nicht?  Solche  Konflikte  könnten  vorkommen.  Des- 
gleichen die  Bestimmung,  dass  nur  ein  Vertreter 
aus  einem  Kantone  gewählt  worden  dürfo  und  das 
Volk  wählt  2  Borner.  Wo  haben  Sie  in  der  Ver- 
das  Mittel,  das  zu  verhindern?  Welcher 
weichen?  Das  Begehren  ist  ontweder  zu  viel 
oder  zu  wenig  detailliert  Entweder  müssto  es  sich 
begnügen,  in  der  Verfassung  nur  die  reinen  Prin- 
eipien  niederzulegen  und  das  Weitere  der  Gesetz- 
gebung zu  überlassen  odor  aber  es  muss  auf  die 
Details  noch  viel  weiter  eingehen.  Ich  halte  das 
erstere  Princip  für  das  richtigere.  Ich  habo  mir 
einen  Moment  die  Frage  vorgelebt,  ob  es  nicht  an- 
gezeigt sei,  ein  Gegenprojokt  auszuarbeiten.  Ich  bin 
aber  davon  abgekommen,  von  der  Erwägung  aus- 
gehend, dass  es  nicht  loyal  sei,  wenn  die  Gegner 
des  Grundgedankens  des  Begehrens  ein  Gegenprojekt 
ausarbeiten,  das  sie  dann  gerade  so  gut  verwerfen, 
wie  das  andern  Die  Ausarbeitung  wäre  gerecht- 
fertigt, wenn  man  Anhänger  des  Grundsatzes  ist, 
aber  eine  andere  Form  wünscht  Da  das  nicht  der 
Fall  ist,  habe  ich  darauf  verzichtet,  einen  Gegen- 
vorschlag einzureichen  und  den  Initianten  Ihre  Idee 
mit  Anhängseln  zu  verderben,  gerade  —  ich  will 
das  nachträglich  gerne  anerkennen  —  wie  beim  Be- 
gehren betr.  den  Proporz  von  den  Gegnern  ebenfalls 
der  Versuch  nicht  gemacht  worden  ist,  die  Form 
umzugestalten. 

Das  in  Kürze  die  Gründe,  die  mich  veranlasst 
haben,  mich  bei  diesem  Teil  der  Initiative  von  der 
Minderheit  der  Kommission  zu  trennen.  Irgend  ein 
materieller  Zusammenhang  zwischen  der  Propor- 


Uonalvertretung  und  der  Volkswahl  des  Bundesrates 

existiert  meines  Eraditens  nicht.  Er  kann  vielleicht 
insoforn  bestehen,  als  die  Idee  der  Volkswahl  des 
Bundesrates  Anhänger  gewinnen  wird,  wenn  man 
fortfährt,  die  gesetzlichen  Mittel  zu  verweigern,  die 
den  Anhängern  der  Minderheitsparteion  die  Ver- 
tretung in  diesem  Rate  sichern.  Das  ist  ein  Her- 
gang, der  sich  so  bilden  kann;  aber  sonst  scheint 
mir  ein  Zusammenhang  nicht  zu  bestehen.  Jeden- 
falls würde  für  mich  noch  weniger  Grund  bestehen, 
zur  Volkswahl  dos  Bundesrates  überzugehen,  wenn 
durch  eine  vernünftige  proportionale  Vertretung  dio 
Räte  mehr  als  bisher  eine  Vertretung  der 
Wählerschaft  der  Schweiz  sein  würden. 


Schuhiger:  Ich  hatte  nicht  im  Sinn,  zu  diesem 
Traktandum  das  Wort  zu  verlangen,  ich  bin  aber 
gewissermassen  durch  die  Herren  Referenten  der 
Mehrheit  provociort  worden,  wolcho  dio  Mitglieder 
der  Minderheit  aufgefordert  haben, 
zusprechen,  wie  sie  es  über  das  Herz  1 
den  Föderalismus  preiszugeben. 

Sio  wissen,  dass  ich  nicht  zu  den  Föderalisten 
ä  oulrance  gehöre,  dass  ich  der  Ansicht  bin,  der 
Föderalismus  habe  eben  dringenden  und  berechtigten 
Forderungen  der  Volkswohlfahrt  zu  woichen.  Hin- 
gegen halte  ich  an  dorn  föderalistischen  Princip  fest, 
soweit  jenes  nicht  der  Fall  ist  und  soweit  es  sich 
um  berechtigte,  bewährte  Einrichtungen  der  Kan- 
tone handelt  Von  diesem  Standpunkte  aus  beurteile 
ich  auch  die  vorliegende  Frage. 

Nun  ist  behauptet  worden,  die  Volkswahl  des 
Rundesrates  sei  der  denkbar  gross  te  Einbruch  in 
die  Interessen  des  Föderalismus.  Dieser  Ansicht 
kann  ich  ganz  und  gar  nicht  beipflichten.  Was  spielt 
der  Föderalismus  bei  der  jetzigen  Wahlart  für 
eine  Rolle?  Sio  besteht  nicht  etwa  darin,  dass  das 
Ständevotum  platzgreift;  das  wäre  allerdings  etwas 
anderes,  das  wäre  die  richtige  Verkörperung  des 
föderalistischen  Princips,  dass  auch  die  Mehrheil 
der  Ständo  zur  Wahl  des  Bundesrates  nötig  wäre. 
Das  ist  nun  bekanntlich  gar  nicht  der  Fall.  Jene 
Rolle  besteht  einfach  darin,  dass  die  Herren  Mit- 
glieder des  Ständerates  zu  uns  horüberkommen  und 
in  ihrer  verhältnismässig  kleinen  Anzahl  in  der 
Bundesversammlung,  welche  den  Wahlkörpor  bildet, 
aufgehen;  sie  bilden  etwa  den  5.  Teil  des  Wahl- 
körpers. Sie  spielen  eine  um  so  weniger  hervor- 
ragende Rolle,  als  ja  erfahrungsgemäss  dio  Mehr- 
heit der  Ständeräte  nicht  den  Wahlvorschlägen  der 
Föderalisten  zustimmt,  sondern  denjenigen  der 
Centralisten.  So  löst  sich  also  das  föderalistische 
Interesse  bei  der  jetzigen  Wahlart  des  Bundesrate« 
in  ein  Nichts  auf  und  schlagt  sogar  ins  Gegenteil 
um,  und  dieser  Umstand  ist  es,  welcher  mich  in 
Bezug  auf  die  vorliegende  Frage  aller  föderalistischen 
Skrupeln  entledigt  Ich  halte  im  Gegenteil  dafür, 
dass  die  Initiative  den  Föderalisten  Vorteile  bringen 
wird,  einmal,  weil  in  Zukunft  die  Bundesräte  9 
Kantonen  entnommen  werden  müssen  und  damit 
mehr  gewisse  Gewähr  geboten  wird,  dass  nach  und 
nach  die  Mehrzahl  der  Kantone,  vielleicht  alle  Kan- 
tono, und  somit  auch  die  kleinen,  eine  Vertretung 
im  Bundesrate  erhalten  werden;  sodann  deshalb, 
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weil  bei  der  Volkswahl  die  Minderheitspartei  eher 
Aussicht  hat,  berücksichtigt  zu  werden,  als  bei  der 
Wahl  durch  das  Parlament,  und  wenn  ich  solches 
behaupte,  so  berufe  ich  mich  aul  die  Erfahrung, 
welche  man  in  allen  Kantonen,  in  denen  die  Re- 
gierung durch  das  Volk  gewählt  wird,  gemacht  hat. 
Durchgehen  Sie  die  18  Kantono  und  Halbkautone, 
welche  zur  Zeit  die  Volkswahl  der  Uegierung 
haben,  und  Sie  werden  linden,  dass  gerado  diese 
Volkswahleu  fast  überall  eine  Aenderung  bewirkt 
haben,  in  dem  Sinne,  dass  die  Mehrheiten  sich  ge- 
zwungen sahen,  den  Minderheiten  eine  Vertretung 
zu  gewahren.  Sie  können  nicht  mehr  machen,  was 
sie  wollen,  wenn  die  Wahl  ins  Volk  hinaus  verlegt 
wird  und  müssen  gar  verschiedenen  Faktoron  Rech- 
nung tragen,  und  diese  Erfahrung,  die  wir  in  den 
Kantonen  gemacht  haben,  wird  auch  im  Bunde  dazu 
führen,  dass  mehr  Rücksicht  auf  die  Minderheiten 
genommen  werden  muss,  als  das  bis  anhin  der  Fall 
war. 

Da  ich  gerade  das  Wort  habe,  werden  Sie  mir 
gestatten,  auch  auf  einige  andere  Bedenken,  die 
geäussert  worden  sind,  zu  antworten.  Es  ist  von 
Herrn  Gallali  gesagt  worden,  dass  der  Bundesrat 
infolge  der  Unabhängigkeit  vom  Parlament  zu  stark 
werde.  Hieraul  ist  zu  bemerken,  dass  an  die  Stelle  des 
Gefühls  der  Abhängigkeit  vom  Parlament,  das  nach 
den  Ausführungen  der  Herren,  wie  es  scheint,  be- 
standen hat,  das  Gefühl  der  Abhängigkeit  vom  Volko 
treten  wird.  Ich  halte  dafür,  dass  es  nicht  schaden 
wird,  wenn  dieses  Gefühl  etwas  mehr  als  bisher, 
in  die  Bundesverwaltung  dringt.  Seit  dem  Jahre 
1848  hat  sich  dieMachlfülle  des  Bundesrates  in  un- 
geahnter Weise  erweitert  Ich  anerkenne,  dass  der 
Bundesrat  viel  Grosses  und  Wohlthäliges  geleistet 
hat  Aber  die  Klagen  darüber,  dass  ein  bureaukra- 
tischer  Zug  durch  die  Bundesverwaltung  geht,  werden 
nicht  bloss  von  einer  Seite,  von  einer  Partei  er- 
hoben; man  hat  immer  häufiger  Gelegenheit,  diese 
Klagen  aus  dem  Munde  gut  radikaler  und  liberaler 
Bürger  zu  hören.  Wenn  die  Maschine  des  Bundes 
immer  komplizierter  wird,  wenn  sich  das  Räder- 
werk steisfort  komplizierter  gestaltet  so  steigert 
sich  auch  fortwährend  der  dadurch  bedingteReibungs- 
coeflicient  und  wenn  es  so  fortgeht,  so  ist  zu  be- 
fürchten, dass  sie  hie  und  da  versagen  wird,  wo 
sie  nicht  versagen  sollte.  Es  ist  deshalb  notwendig, 
dasö  etwas  mehr  demokratisches  Ocl  in  die  Ma- 
schinerie der  Bundesverwaltung  hineinkommt,  und 
ich  hallo  gerade  die  Volkswahl  des  Bundesrates  für 
ein  Mittel,  welches  dazu  dienen  kann,  die  Bundes- 
verwaltung etwas  volkstümlicher  zu  gestalten. 

Herr  Gallali  hat  uns  eine  Anekdote  erzählt  laut 
weloher  irgendwo  in  einer  Versammlung  nicht  sämt- 
liche Mitglieder  des  h.  Bundesrates  mit  Namen  ge- 
nannt \\\  tden  konnten.  Spricht  nun  das  für  das  alte 
System  der  Buudesratswabl  oder  für  das  neue?  Ich 
glaube,  eher  für  das  neue;  denn  wenn  bei  der  bis- 
herigen Wahlart  die  Namen  der  Bundesräte  beim 
Volke  so  unbekannt  und  fremd  sind,  so  wird  es 
angezeigt  sein,  dafür  zu  sorgen,  dass  das  in  Zu- 
kunft nicht  mehr  der  Fall  ist  Das  beste  Mittel  bie- 
fur  ist  die  VolkswahL 

Herr  Iselin  hat  verschiedene  weitere  Bedenken 
gogendio  Volkswahl  geäussert;  aber  es  scheint  mir, 
dass  er  hiebei  zu  sehr  von  dem  Standpunkte  seines 
Heimatkantons  ausgegangen  ist,  der  trotz  verschie- 


dener grosser  Eigenschaften  und  Leistungen  zu  den 
sogenannten  kleinen  Kantonen  gehört  mit  Rücksicht 
auf  die  sehr  engen  Grenzen.  Wenn  aber  die  Be- 
denken, welche  Herr  Iselin  geäussert  hat  richtig 
sind,  so  müssteu  sie  unbedingt  auch  bei  den  Re- 
gierungswahlen in  den  sogenannten  grossen  Kan- 
tonen zutreffen.  Herr  Iselin  hat  aber  selbst  zuge- 
standen, dass  kein  Grund  bestehe,  die  Volkswahl  in 
den  genannten  Kantonen  zu  bemängeln,  und  es  ist 
eine  Thalsache,  dass  dort  niemand  die  Volkswahl 
proisgeben  will,  wenigstens  werden  solche  Wünsche 
nicht  öffentlich  geäussert.  Ich  ziehe  nun  den  Schluss 
von  den  grossen  Kantonen  auf  die  Eidgenossenschaft 
und  hallo  dafür,  dass  sich  das,  was  sieb  in  den 
Kantonen  bewährt  hat  Auch  in  der  Eidgenossen- 
schaft bewähren  dürfte  und  dass  der  Sprung  durch- 
aus nicht  so  gross  ist  dass  ur  nicht  gewagt  werden 
dürfte. 

Es  ist  sodann  davon  gesprochen  worden,  dass 
die  Volkswuhl  des  Bundesrates  die  Demagogie  be- 
günstigen werde.  Da  heisst  es  nun:  entweder  — 
oder.  Es  muss  ja  zugegeben  werden,  dass  die  Demo- 
kratie immer  eine  gewisse  Gefahr  läuft,  der  Dema- 
gogie zu  verfallen;  aber  wenn  man  deshalb  die 
Volkswahl  unterlassen  wollte,  dann  raüsste  man 
konsequent  sein  und  die  Demokratie  überhaupt  be- 
seitigen; man  müsste  die  Volkswahl  auch  in  den 
Kantonen  beseitigen  und  zwar  nicht  nur  in  Bezug 
auf  die  Wahl  der  Regierungen,  sondern  noch  mehr 
auch  in  Bezug  auf  die  Bezirks-  und  Gemeinde- 
behörden. Ich  bin  der  Ansicht,  dass  die  Demagogie 
bei  der  Wahl  des  Bundesrates  weniger  zu  be- 
fürchten wäre  als  bei  andern  Wahlen,  weil  man 
sich  bei  einem  so  grossen,  schweizerischen  Wahl- 
akte wohl  noch  auf  eine  höhere  Warte  stellen  wurde, 
als  bei  den  kantonalen  Wählern  Wie  es  bis  anhin 
gelungen  ist  für  kantonale  Verwaltungen  Männer 
zu  finden,  die  ohne  Rücksicht  auf  die  Volksgunst 
gewissenhaft  und  getreu  ihre  Pflicht  erfüllen,  so 
wird  es  um  so  eher  gelingen,  für  die  höchste  eid- 
genossische Behörde  Männer  zu  wählen,  welche  in 
gleicher  Weise  ihrer  Pflicht  gerecht  werden. 

Sogar  die  Parteien  werden  dafür  sorgen  müssen, 
dass  nicht  bloss  Streber  und  Volksgünsllinge  in  den 
höchsten  Rat  der  Eidgenossenschaft  gelangen.  Es 
ist  eine  bekannte  Thatsache,  dass  bei  der  Volkswahl 
die  Parteien  genötigt  sind,  solche  Männer  auf  die 
Liste  zu  nehmen,  die  sich  dürfen  sehen  lassen  nnd 
ihre  Liste  so  zusammen  zu  setzen,  dass  Aussicht 
auf  Erfolg  vorhanden  ist  Die  Parteien  sind  in  ihrem 
eigenen  Interesse  genötigt  dafür  zu  sorgen,  dass 
würdige  Männer  zum  Vorschlage  kommen.  Diese 
Erfahrung,  die  wir  in  den  Kantonen  gemacht  haben, 
wird  sich  gewiss  auch  im  Bunde  geltend  machen. 

Und  nun  noch  einen  letzten  Punkt.  Es  sind  die 
Schwierigkeiten  in  Bezug  auf  die  Ausführung  hervor- 
gehoben worden.  Herr  Gallati  hat  bemerkt  wie 
ausserordentlich  schwer  es  sein  werde, ,  9  Kantone 
zu  berücksichtigen,  und  wenn  das  Volk  zwei  Ver- 
treter aus  einem  Kantone  wähle,  so  stehe  man  vor 
einer  verfassungswidrigen  Thatsache,  die  man  nicht 
beseitigen  könne.  Ich  halte  das  nicht  für  richtig. 
Es  lässt  sich  durch  einen  einzigen  Gesetzartikel  im 
Austührungsgeselze  Vorsorge  tragen,  nämlich  durch 
die  Bestimmung,  dass  von  den  2  Gewählten  eines 
und  desselben  Kantons    derjenige  zurückzutreten 
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habe,  der  die  kleinere  Anzahl  Stimmen  erhalt.  Da- 
mit ist  die  ganze  Schwierigkeit  beseitigt 

Sodann  die  Berücksichtigung  der  romanischen 
Schweiz.  Man  wisse  nicht,  welche  Landesgegenden 
der  romanischen  Schweiz  angehören.  Nun,  bis  jetzt 
bat  man  das  so  ziemlich  gewusst  und  praktisch  hat 
sich  die  Sache  bis  anhin  bei  den  Parlamentswablen 
gemacht;  man  bat  der  romanischen  Schweiz  immer 
3  Vertreter  gegeben,  und  die  Parteien  würden  bei 
der  neuen  Wahlart  ebensogut  Welscbe  und  Deutsche 
unterscheiden  und  ihre  Vorschläge  einrichten  können, 
wie  dies  bi»  jetzt  durch  die  Parteiklube  der  Bundes- 
versammlung geschehen  ist  Und  wenn  eine  Sprach- 
grenze gezogen  werden  raus»,  so  laset  sich  das  auch 
im  Austührungsgesetze  machen. 

Ich  halte  alle  diese  Schwierigkeiten  durchaus 
nicht  für  unüberwindbar.  Das  Volk  ist,  wie  Herr 
Iselin  richtig  bemerkt  hat  bei  den  Wahlen  c  konser- 
vativ», und  in  diesem  konservativen  Zeichen  wer- 
den sich  auch  die  Bundesratswahlen  vollziehen,  um 
so  mehr,  als  es  sich  ja  nur  um  Erneuerungswahlen 
bandeln  kann.  Häufig  werden  sich  die  Parteien 
einigen  können  und  müssen,  wie  bis  anhin  in  den 
Kantonen. 

Die  Volkawahl  hat  gawiss  ihre  Schattenseiten, 
wie  sie  ja  auch  bei  der  Wahl  durch  das  Parlament 
bestehen.  Allein  ich  halte  dafür,  dass  die  Licht- 
seiten denn  doch  überwiegen.  Man  darf  dies  ruhig 
behaupten  in  Anbetracht  der  Entwicklung,  welche 
die  Volkswahl  der  Exekutive  in  den  Kantonen  ge- 
nommen bat,  von  denen  18  dieselbe  bereits  besitzen 
und  von  denen  weitere  auf  dem  Wege  dazu  sind. 
Ich  nenne  den  Kanton  Aargau,  wo  eine  bezügliche  Motion 
im  Grossen  Rate  schon  angenommen  wurde,  und  den 
Kanton  Bern,  wo,  wenn  ich  nicht  irre,  die  Anträge 
betr.  Volkswahl  der  Mehrheit  schon  ziemlich  nahe 
gestanden  sind.  Es  kommt  dazu,  dass  die  Entwick- 
lung der  Eidgenossenschaft,  die  Zunahme  der  Macht- 
fülle des  Bundes  und  der  Bundesverwaltung  eine 
volkstümlichere  Wahlart  und  eine  volkstümlichere 
Gestaltung  der  Bundesverwaltung  fordern.  Man  mag 
sich  ja  darüber  streiten,  ob  der  gegenwärtige  Mo- 
ment gerade  der  richtige  sei ;  die  OpportuniUUfrage 
mag  aufgeworfen  werden ;  aber  nachdem  ein  be- 
zügliches Initiativbegebren  vorliegt,  gehöre  ich  zu 
denjenigen,  welche  dasselbe  nicht  ablehnen  möchten. 
Das  Volk  mag  entscheiden,  ob  es  dieses  Recht  will, 
und  besser  als  eine  ablehnende  Haltung  einzunehmen, 
würde  es  der  Bundesversammlung  anstehen,  das 
Wahlrecht  vertrauensvoll  in  die  Hände  des  Volkes 
zu  legen. 

Ich  empfehle  Ihnen  den  Antrag  der  Kommissions- 


Scherrer-FüIIemann :  Ich  empfehle  Ihnen  den 
Antrag  der  Kommissionsminderheit.  Ehe  ich  aber 
auf  die  sachlichen  Gründe  zu  sprechen  komme, 
welche  mich  dazu  bestimmen,  wollen  Sin  mir  ge- 
statten, einige  historische  Erinnerungen  aufzufrischen. 
Es  geschieht  dies  wesentlich  mit  Rücksicht  auf  die 
Stellungnahme,  welche  die  radikal-demokratische 
Fraktion  der  Bundesversammlung  diesem  Postulate 


Es  ist  bereits  von  Seite  des  Berichterstatters  der 
Minderheit  darauf  hingewiesen  worden,  dass  anli 
lieh  der  Revision  vom  Jahre  1848  der  Antrag, 
Bundesrat  durch  das  Volk  zu  wählen,  mit 
Stimme  in  Minderheit  geblieben  ist  Damals  stimm» 
ten  9  Mitglieder  der  Tagsatzungskommission  für 
die  Volkswahl  und  10  Mitglieder  dagegen.  Es  ist 
ausserordentlich  interessant,  die  Grunde  zu  verneh- 
men, welche  die  damaligen  Gegner  der  Volkswahl 
für  ihren  Standpunkt  geltend  machten.  In  erster 
Linie  wurde  von  denselben  angeführt,  der  Bundes- 
rat müsse  nicht  bloss  unter  der  Bundesversammlung 
stehen,  sondern  auch  aus  ihr  hervorgehen,  es  müsse 
da  ein  gleiches  Verhältnis»  geschalten  werden,  wie 
zwischen  den  kantonalen  Regierungen  und  den 
kantonalen  Grossen  Käion.  Damals  hat  nämlich  in  den 
kantonalen  Verfassungen  vielfach  die  Bestimmung 
bestanden  —  und  wo  sie  nicht  bestand,  hat  die 
Praxis  sich  so  ausgestaltet  — ,  dass  die  Mitglieder 
der  Kantonsregiertingen  nur  aus  den  Grossen  Räten 
hervorgehen  konnten.  Man  wollte  also  damals  mit 
Rücksicht  auf  diese  staatsrechtliche  Situation  in  den 
Kantonen  das  gleiche  Verhältnis»  auch  im  Bunde 
herbeiführen. 

Allerdings  ist  damals  auch  der  Grund,  den  na- 
mentlich Herr  Iselin  geltend  gemacht  hat,  angeführt 
worden,  dass  eine  Mitwirkung  des  Ständerates  bei 
der  Wahl  des  Bundesrates  platzgreifen  müsse.  Es 
entspreche  das  den  neugeschaffenen  bundeastaalli- 
chen  Verhaltnissen.  Im  fernem  wurde  geltend  ge- 
macht dass  die  Wahl  des  Bundesrates  in  einem 
Wahlkreise  grossen  Schwierigkeiten  begegnen  werde, 
ein  Einwand,  den  wir  auch  heule  wieder  zu  hören 
bekommen,  aber  mit  einer  ganz  andern  Motivierung 
als  der,  die  man  ans  heute  vorträgt  Damals  hat 
man  gesagt,  der  Bundesrat,  als  eine  Verwaltungs- 
behörde, werde  nicht  aus  Staatsmännern  bestellt 
werden,  sondern  aus  sog.  Fachmännern,  aus  Sach- 
verständigen, man  müsse  für  jedes  einzelne  Departe- 
ment einen  sachverständigen  Fachmann  wühlen; 
diese  aber  arbeiten  still  und  geräuschlos  und  seien 
den  grossen  Volkskretsen  nicht  bekannt;  bei  den 
Staatsmännern  wäre  allerdings  das  Bekanntseui  ge- 
geben. 

Und  endlich  wurde  damals  geltend  gemacht, 
dass  wohl  häufig  Ablehnung  derartiger  Wahlen  oder 
Rücktritte  während  der  Amtsdauer  stattfinden  wür- 
den, so  dass  das  Volk  durch  diese  Wahlen  ermüdet 
würde. 

Das  waren  die  Erwägungen,  welche  damals  die 
Mehrheit  der  Tagsatzungskommiasion  zur  Ablehnung 
der  Volkswahl  veranlasst  haben.  Wenn  die  Tag- 
satzungskommission damals  vor  den  gleichen  That- 
sachen  und  Erfahrungen  gestanden  hätte,  vor  denen 
wir  heute  stehen,  wurde  ihr  Entscheid  ganz  anders 
gelautet  haben.  Wenn  sie  vor  der  Thatsache  ge- 
standen hätte,  dass  bereits  in  18  Kantonen  die 
Volkswahl  der  Regierung  eingeführt  sei,  wenn  sio 
sich  ferner  hätte  sagen  müssen,  dass  in  den  Bundes- 
rat nach  bisher  gemachten  Erfahrungen  nicht  Fach- 
männer, sondern  fast  ausschliesslich  Staatsmänner 
gewählt  worden  seien,  und  wenn  man  ferner  die 
Erfahrung  gehabt  hätte,  dass  die  Vermutung  häufiger 
Ablehnung  solcher  Bundesratswahlen  nicht  zutrefle, 
so  würde  man  dem  Antrag  der  Kommircionsminder- 
heit  gefolgt  sein  und  die  Volkswahl  aeeeptiert 
haben.  Es  ist  ausserordentlich  i 
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die  Volkswahl  von  einer  starken  Minderheit 
obschon  die  Volksrechte  in  den 
erst  in  ganz  geringem  Masse  ausgebildet 
ii,  uuschon  damals  die  Presse  eine  Verbreitung 
bei  weitem  nicht  gefunden,  wie  dies  heute  der  Fall 
ist,  und  obschon  damals  die  politische  Bildung  unseres 
Volkes  nicht  den  Grad  erreicht  hatte  wie  heute. 
Dass  trotzdem  der  Antrag  auf  Volkswahl  gestellt 
wurde,  das  ist  —  sage  ich  —  ausserordentlich  inter- 
essant. Was  aber  für  mich  bei  dieser  historischen 
Erscheinung  von  Bedeutung  ist,  ist  die  Thatsache, 
dass  es  gerade  der  radikale  Teil  der  Tagsatzungs- 
k o m xx\ i i ^ ^ ii  ^\  ßlchci*  ^^.nt-i^d^  stellte 
vertrat.  Man  hat  also  damals  auf  Seite  der  radikalen 
Partei  gerade  den  gegenseitigen  Standpunkt  einge- 
nommen, wie  er  heute  eingenommen  wird. 

Als  es  sich  in  den  Jahren  1665  und  1866 
wiederum  um  eine  Revision  der  Verfassung  handelte, 
trat  die  Frage  der  Volkswahl  des  Bundesrates  aber- 
mals auf.  Damals  standen  sich  2  Systeme  gegen- 
über, das  eine  vertreten  durch  den  radikalen  Partei- 
führer Vautier  vou  Genf  und  das  andere  durch 
den  radikalen  Parteiführer  Vigier  von  Solothurn. 
Landammann  Vigier  verlangte  grundsätzlich  die  Wahl 
des  Bundesrates  durch  das  Volk,  aber  es  sollte  dem 
Volke  nur  ein  Wahlgang  gestattet  sein.  Wenn  in 
diesem  einen  Wahlgang  nicht  sämtliche  Mitglieder 
des  Bundesrates  gewählt  würden,  so  sollten  die 
noch  unbesetzten  Stellen  durch  die  Bundesversamm- 
lung besetzt  werden.  Mit  Recht  könnte  einem  der- 
artigen System  gegenüber  eingewendet  weiden,  dass 
dadurch  Bundesräte  zweierlei  Ranges  geschaffen 
würden,  Bundesräte,  durch  das  Volksvotum  gewählt 
und  solche,  welche  ihren  Sitz  nur  durch  die  Gnade 
der  Bundesversammlung  erobert  hätten. 

Den  grundsätzlichen  Standpunkt  nahm  der  Genfer 
Vautier  ein.  Er  verlangte  ohne  weitere  Umschweife 
die  vollständige  und  reine  Volkswahl.  Ich  betone 
hier  wiederum,  dass  es  Ende  der  Jahre  1865  und 
1866  abermals  die  radikale  Partei  war,  welche 
dieses  Postulat  vertreten  hatte.  Sie  konnte  die  Mehr- 
heit damals  nicht  erlangen.  Warum?  Weil  nur 
wenige  radikale  und  demokratische  Elemente  in  den 
Räten  sassen,  weil  damals  das  sogenannte  Centrum 
allmächtig  in  der  Bundesversammlung  regierte. 

Als  es  sich  im  Jahre  1871  wieder  um  die  Re- 
vision der  Bundesverfassung  handelte,  wurde  von 
der  radikalen  Genfer  Vertretung  das  Postulat  der 
Volksw  ahl  von  neuem  vertreten.  Ks  waren  die  Herren 
Carteret  und  Vautier,  welche  dasselbe  verteidigten. 
Damals  ist  von  Seite  derjenigen  Partei,  welche 
eine  Mitwirkung  der  Kantone  bei  der  Volkswah!  der 
Bundesregierung  wollte,  der  Antrag  gestellt  worden, 
dass  ein  Gewählter  nicht  nur  die  Mehrheit  der 
Stimmen  des  Schweizervolkcs,  sondern  auch  die 
Mehrheit  der  Kantonsstimmen  haben  müsse.  Dieser 
Eventualantrag  ist  im  Nationalrat  mit  39  gegen  15 
Stimmen  aeeeptiert  worden,  und  nachdem  auf  diese 
Art  der  ursprungliche  Gedanke  nicht  mehr  festge- 
halten werden  konnte,  haben  die  Radikalen  das 
Postulat  fallen  lassen,  weil  sie  eine  solche  Mit- 
wirkung der  Kantone  nicht  wollten.  Wieder  waren 
es  also  die  radikalen  Parteiführer,  welc-he  im  Jahre 
1872  dieses  Postulat  vertreten  haben.  Und  zu  diesen 
radikalen  Parteiführern  stiess  damals  das  Fahnlein 

zürcherischer  Demokraten,  welche  sozusagen  frisch 
in  die  Bundesversammlung  eingezogen  waren.  Ibr 


Sprecher  war  der  nachmalige  Bundesrat  Scherrer, 
der  mit  aller  Energie  das  Postulat  in  diesem  Rate 
vertreten  hat.  Es  ist  mit  Recht  vom  Berichterstatter 

die  zürcherischen  Demokraten  dieses  Postulat  seit- 
her sozusagen  fortwährend  auf  ihrem  Programm 
hatten.  Ich  selber  habe  niemals  in  ein  derartiges 
Programm  Einsicht  nehmen  können,  aber  es  ist  all- 
seitig bestätigt  worden,  dass  dies  der  Fall  sei  und 
dass  spcciell  die  hervorragenden  Führer  der  zürche- 
rischen Demokraten,  wie  Bleuler,  Zangger,  Sieber, 
Ziegier  und  Furror,  ohne  Ausnahme  Anhänger  der 
direkten  Volkswahl  waren. 

Die  Frage  hat  dann  20  Jahre  lang  geruht  Im 
Jahre  1892,  unmittelbar  nachdem  die  partielle  Ver- 
fassungsrevision in  die  Bundesverfassung  eingefügt 
worden  war,  wurde  das  Postulat  wieder  aufgegriffen, 
und  es  sollte  auf  dem  Wege  eines  Initiativbegehrons 
zur  Geltung  gebracht  werden.  Damals  waren  es  nun 
die  sog.  Ostschweizer  Demokraten,  in  Verbindung 
mit  den  bernischen  Radikalen  Marti  und  Brunner, 
welche  das  Begehren  vertraten  und  einen  bezüg- 
lichen Vorschlag  formulierten.  Es  haben  wiederholte 
Sitzungen  stattgefunden,  in  Bern,  Baden  und  Zürich, 
und  es  waren  sogar  Mitglieder,  welche  heute  noeb 
der  radikal-demokratischen  Fraktion  angehören,  bei 
den  Sitzungen  anwesend.  Der  linke  Flügel  der 
zürcherischen  Demokraten  war  namentlich  in  Zürich 


Jene  Initiative  lautete 
wie  die,  um  welche  es  sich  heute  handelt.  Nach- 
dom die  Initiative  in  Scene  gesetzt  war,  hat  auch 
die  Mänoerhelvetia  von  Bern  zu  dem  Postulate 
Stellung  genommen  und  sich  nach  den  Referaten 
der  Horren  Marti  und  Ritschard  dafür  ausgesprochen. 
Es  ist  mir  das  von  einem  Manne  mitgeteilt  worden, 
der  bei  den  Verhandlungen  selbst  anwesend  war. 
Bekanntlich  ist  die  Männerhelvetia  das  Stelldich- 
ein der  Radikalen  des  Kantons  Bern.  Diese  haben 
also  bis  1892  das  Postulat  hochgehalten. 

Im  Jahre  1897  ist  dann  das  Postulat  wiederum 
aufgegriffen  worden,  und  zwar  von  der  socialpoli- 
tischen  Gruppe  der  Bundesversammlung.  Sie  hat 
das  Initiativbegehren  entworfen,  um  dessen  An- 
nahme oder  Verwerfung  es  sich  heute  handelt. 

Ich  habe  durch  die  Auffrischung  dieser  histo- 
rischen Erinnerungen,  die  vielleicht  manchem  in 
diesem  Saalo  etwas  unangenehm  sein  mag,  die 
Thatsache  betonen  wollen,  dass  wir  es  hier  mit 
einum  alten  Postulate  der  radikal-demokratischen 
Partei  zu  thun  haben  und  nicht  mit  einem  Stecken- 
pferd, wie  sich  ein  Mitglied  des  Rates  in  seinem 
Blatte  ausgedrückt  hat  Es  waren  jeweilen  die  an- 
gesehenen Führer  dieser  Partei,  welcho  sich 
Postulates  angenommen  haben.  Um  so  mehr 
man  sich  verwundern,  dass  heute  diese  Partei, 
nachdem  sio  in  den  Ratssälen  die  Mehrheit  erlangt 
hat,  von  diesem  Postulate  nicht  nur  nichts  wissen 
will,  sondern  einen  Fraktionsboschluss  gefasst  hat, 
wonach  dasselbe  verworfen  werden  soll.  Was  muss 
man  unter  derartigen  Verhältnissen  denken?  Muss 
man  sich  da  nicht  sagen,  dass  diese  Partei  das 
Postulat  nur  so  lan^o  vertreten  hat,  als  sie  nicht 
die  Mehrheit  in  den  Balssälen  hatte?  Heute,  nach- 
dem man  den  Bundesrat  kraft  der  Mehrheit  bestellen 
kann,  wie  man  will,  Hwt  rnan  das  Postulat  lallen! 
Und  nicht  nur  das,  man  redet  ihm  noch  alles 
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Schlechte  nach!  Ich  war  erstaunt,  als  ich  gestern 
die  Rede  des  Herrn  Professor  Hilty,  die  er  in 
Münohenbuchsee  gehalten  hat,  las,  wo  er  bei  der 
Annahme  der  Volkswahl  gleichsam  das  Ende  der 
Eidgenossenschalt  herannahen  lässt. 

Es  wird  eine  Zeit  kommen,  wo  die  radikale 
Partei  dieses  Postulat  wiederum  aufgreifen  wird. 
Ich  will  Ihnen  sagen,  wann  dieser  Zeitpunkt  da  ist. 
Er  ist  dann  da,  wenn  der  Proporz  für  die  National- 
ratswahien  einmal  gesiegt,  und  er  wird  einmal 
siegen.  Dann  wird  es  wieder  die  radikal-demokra- 
tische Partei  sein,  welche  das  alte  Postulat  von 
neuem  aufgreifen  und  im  Volke  zum  Siege  führen 
will  Aber  mit  Recht  wird  man  dann  sagen:  Wes- 
halb, nachdem  ihr  in  Minderheit  seid,  das  Postulat 
wieder  aufnehmen,  warum  dasselbe  nicht  verwirk- 
lichen zu  einer  Zeit,  da  ihr  iD  der  Mehrheit  ge- 
wesen seid? 

Nach  diesen  einleitenden  Bemerk  ungon  geho  ich 
auf  die  sachlichen  Gründe  Uber,  die  mich  dam  be- 
stimmen, für  die  Volkswahl  der  Bundesregierung 
einzutreten. 

Nach  meiner  Auffassung  Ist  das  der  richtige 
Grundsatz,  dass  staatsrechtliche  Institutionen,  die 
sich  in  den  Kantonen  bewährt  haben,  auch  im  Bunde 
eingeführt  werden.  Wenn  man  sich  nun  sagen  muss, 
dass  beute  schon  weitaus  die  Mehrheit  der  Kantone 
die  Regierungen  durch  das  v  <!k  wählt  und  in  zwei 
grossen  Kantonen  die  Volkswahl  der  Regiorung  nur 
noch  eine  Frage  der  Zeit  ist,  so  ist  es  fürwahr, 
wie  Herr  Kollega  Schubiger  richtig  gesagt  hat,  an 
der  Zeit,  dass  auch  die  Wahlart  des  Rundesrates 
sich  andere.  Hat  man  etwa  in  den  Kantonen  mit 
der  Volkswahl  böse  Erfahrungen  gemacht?  Kein 
Mensch  wird  eine  derartige  Behauptung  aufstellen 
wollen.  Die  Regierungen  sind  nicht  schlechter,  son- 
dern eher  besser  geworden.  Wir  haben  keine  aus- 
schliesslichen Partoiregierungen  mehr,  sondern  Re- 
gierungen, wo  alle  stärkeren  Parteien  des  Landes 
angemessen  vertreten  sind. 

Ein  zweiter  Grund,  der  für  die  Volkswahl  der 
Bundesregierung  spricht,  ist  bereits  von  dem  Herrn 
Berichterstatter  der  Kommissionsminderheit  ange- 
führt worden.  Die  Vermehrung  der  Kompetenzen 
des  Bundes  und  namentlich  auch  des  Bundesrates 
ist  eine  derartige,  dass  unbedingt  durch  dio  Voiks- 
wahl  der  Bundesregierung  ein  Korrektiv  geschaffen 
werden  muss.  Vergleichen  Sio  doch  die  Kompe- 
tenzen, welche  der  Bundesrat  im  Jahre  1818  oder 
bis  and  mit  1872  besessen  bat,  mit  denjenigen,  dio 
ihm  heute  zukommen!  Welche  Machtbefugnis  hat 
das  Militardepartement,  dessen  Antrü,;o  selbstver- 
ständlich in  der  Regel  dorn  Bundesrate  gegenüber 
massgebend  sein  werden.  Wie  viele  tausend  und 
tausend  Offlziersbeförderungen  werden  im  Laufe 
der  Jahrzehnte  von  dieser  einzigen  Amtsstelle,  bezw. 
gestützt  auf  ihre  Antragsstellung  vom  Bundesrate 
vorgenommen!  Wie  woit  gehen  im  übrigen  die 
Kompetenzen  des  Militärdcpartemontes  und  des 
Bundesrates  auf  dem  Gebinte  unteres  Militärwesens! 
Ganz  gleich  verhält  es  sich  auf  dem  Gebiete  des 
Postwesens,  und  in  Zukunft  auch  auf  dem  Gebiete 
des  Eisenbahnwesens.  Wie  viele  Wahlen  werden 
auf  Antrag  des  Vorstehers  des  Postdepartomentes 
getroffen  und  wie  viele  werden  in  Zukunft  auf  An- 
trag der  gleichen  Amtsstelle  mit  Bezug  auf  die  Be- 
stellung der  Eisenhahnbehörden  vorgenommen  werden ! 


Jedermann  wird  sich  sagen  mfiss'D,  dass  dies« 

Kompetenzen  in  Zukunft  nicht  geschmälert,  sondern 
im  Gegenteil  vermehrt  werden.  Dieser  Vermehrung 
dor  Kompetenzen  des  Bundesrates  sollte  aber  auch 
eine  Vermehrung  der  Volksrechte  nach  der  Rich- 
tung der  Wahl  der  betreffenden  Bohörde  folgen. 
Die  Wahl  des  Bundesrates  sollte  direkt  durch  das 
Volk  statttlndcn.  Wo  ungezählte  Tausende  an  einer 
richtigen  Bestellung  des  Bundesrates  in  seinen  ein- 
zelnen  Departemente-!  ein  Inteross«  haben,  sollte 
man  dem  Volk  das  Recht,  die  Bundesregierung  selbst 
zu  bestellen,  nicht  mehr  entziehen.  Keine  kantonale 
Regierung  hat  auch  nur  annähernd  diejenigen  Kom- 
petenzen, welche  der  Bundesrat  besitzt.  Aber  trotz- 
dem wählt  weitaus  die  Mehrheit  der  Kantone  ihre 
Regierungen  selber,  und  es  fällt  niemandem  ein, 
von  dieser  Wahlart  abzugehen. 

Ein  dritter  Grund,  der  mich  veranlasst,  für  die 
Volkswahl  der  Bundesregierung  einzustehen,  ist 
die  Erwägung,  dass  in  einem  demokratischen  Staate 
alle  Hauptparteien  an  der  Landesregierung  beteiligt 
und  mit  .erantwortlich  sein  sollen.  Das  ist  aber 
nach  den  gemachten  Erfahrungen  nur  dann  möglich, 
wenn  die  Wahl  der  Bundesregierung  durch  das 
Volk  stattfindet.  Wo  alle  Bürger  gleiche  Rechte  und 
gleiche  Pflichten  haben,  darf  nicht  eine  Partei  des 
Landes  allein  Anspruch  auf  die  Regierung  erheben. 
Man  wird  mir  einwenden,  dass  die  bisherige  Wahl- 
bchörde  des  Bundesrates,  die  Bundesversammlung, 
da  auch  abhelfen  könne.  Freilich  könnte  das  Par- 
lament das  thun;  aber  das  Parlament  will  nicht  und 
hat  bisher  nicht  gewollt  und  wird  nach  meiner 
(Joborzeugung  trotz  allen  Lob!;  die  man  gestern 
und  vorgestern  auf  den  freiwilligen  Proporz  ge- 
sungon  hat,  es  auch  in  Zukunft  nicht  thun.  Das 
Parlament  hatte  50  Jahre  lang  Zeit,  zu  zeigen, 
dass  es  gegenüber  den  Hauptparteien  den  freiwüligen 
Proporz  üben  wolle.  Aber  diese  50  Jahro  Zeit  haben 
nicht  genügt,  um  die  Einsicht  reif  zu  machen,  dass 
man  da  endlich  nachgeben  müsse.  Im  Dezember 
1897  ist  in  einer  radikal-demokratischen  Partei  Ver- 
sammlung das  Wort  ausgesprochen  worden,  die  ra- 
dikal-demokratische Partei  stehe  jetzt  auf  dem  Gipfel 
ihrer  Macht;  sie  werde  aber  weise  und  gerecht  re- 
gieren. Das  war  ein  stolzes  und  schönes  Wort  Aber 
das  Wort  war  auch  nur  stolz  und  schön  Es  ent- 
sprach den  Thatsachen  in  keiner  Weise.  Oder  ist 
es  etwa  gerecht  und  weise,  wenn  eine  Partei,  die 
im  Rate  eine  kleine  Mohrheit  besitzt,  fortwährend 
in  fast  ausschliesslicher  Weise  auf  die  Leitung  der 
Geschäfte  Anspruch  erhebt?  Während  dor  letzten 
20  Jahre  ist  ein  einziges  Mal  ein  Mitglied  des  Cen- 
trums zur  Leitung  der  Geschäfte  berufen  worden. 
Das  nächste  Jahr  wird  es  zum  zweiten  Male  ge- 
schehen. Bezüglich  der  konservativen  Partei  stehen 
wir  vor  der  Thatsache,  dass  dieselbe  seit  50  Jahren 
erst  zum  zweiten  Male  zur  Geschfiftsleitung  in  die- 
sem Saal  berufen  worden  ist.  Ist  das  wirklich  ge- 
recht und  weise? 

Wie  steht  es  mit  Bezug  auf  die  Wahl  des  Bun- 
desrates, die  durch  die  Bundesversammlung  statt, 
gefunden  hat?  Bis  vor  kurzer  Zeit  war  es  die  mass- 
gebende Partei  dieses  Rates,  welche  sozusagen  aus- 
schliesslich auf  die  Besetzung  der  Bundesratsstellen 
Anspruch  erhob.  Endlich  hat  man  der  konservativen 
Partei  eine  Vertretung  gegeben  und  damit  ausser 
ordentlich  gute  Erfahrungen  gemacht  Das  Centrun 
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tber,  ebenfalls  eine  starke  Partei  unseres  Landes, 
wartet  bis  auf  den  heutigen  Tag  auf  eine  derartige 
Vertretung  im  Bundesrat  tst  es  gerecht  und  weise, 
wenn  eine  Partei,  die  nur  in  diesem  Ratssaale  eine 
kleine  Majorität  hat,  von  7  Bundesräten  gleich  6  für 
sich  beansprucht?  Ich  glaube  es  nicht.  Allerdings 
ist  es  ausserordentlich  begreiflich,  wenn  diesen 
Minderheiten  nicht  unmittelbar  nach  dem  Jahre  1848 
eine  Vertretung  im  Bundesrat  gegeben  worden  ist 
Ich  goho  mit  dem  Herrn  Referenten  der  Kommis- 
sionsmehrheit  daxin  vollständig  einig,  dass  dazumal 
kein  Grund  hiezu  vorhanden  war.  Aber  die  Gründe, 
die  damals  für  den  Ausschluss  der  Minderheit  be- 
standen haben,  sind  sohon  seit  langer  Zeit  beseitigt 
worden.  Es  ist  allerdings  richtig,  dass  die  radikal- 
demokratische  Partei  der  Bundesversammlung  eine 
böse  Erbschaft  angetreten  hat  Als  das  Centrum 
in  der  Bundesversammlung  allmächtig  war,  hat 
dasselbe  es  gar  nicht  besser  getrieben.  Es  gab  eine 
Zeit,  wo  keiner  Anspruch  machon  durfte,  oin  Staats- 
mann zu  sein  und  an  der  Leitung  des  Landes  mit- 
zuwirken, wenn  er  nicht  aus  dem  Kreise  des  Cen- 
trums hervorgegangen  war.  Heute  ist  diese  Partei 
in  die  Minorität  gedrängt  und  hat  schon  umsonst 
um  eine  einzige  Vertretung  im  Bundesrate  gestritten. 
So  können  sich  die  Zeiten  ändern,  und  sie  konnten 
sich  für  dio  radikal-demokratische  Partei  ebenfalls 
ändern  1 

Ganz  andere  Garantien  haben  wir,  wenn  die 
Volkswahl  besteht.  Die  Erfahrungen  bei  der  Volks- 
wahl in  den  Bat  beweisen  uns,  dass  das  Volk  ge- 
rocht sein  uud  allo  llauptparteien  bei  der  Landes- 
regierung beteiligt  sehen  will.  Als  in  den  60er 
Jahren  die  demokratische  Bewegung  durch  ver- 
schiedene Kantone  der  Schweiz  gegangen  ist,  als 
Zürich  das  domokratische  Hanner  ergriff  und  den 
andern  Kantonen  vorantrtig,  da  haben  dio  Siegor  es 
auch  wie  ihre  Vorgänger  machen  und  ausschliess- 
lich regieren  wollen.  Allein  wenn  ich  mich  rocht 
erinnere,  haben  sio  das  nur  wahrend  einer  Amts- 
dauer zu  stände  gebracht.  Nachher  war  es  mit  dieser 
Ausschliesslichkeit  fertig.  Das  zürcherische  Volk 
hat  erklärt:  Wir  bestehen  aus  versohiedenon  Haupt- 
parteien  des  Landes  und  alle  sollen  an  der  Landes- 
regierung mitbeteiligt  seiu.  Ganz  gleich  ist  es  in 
andern  Kantonen  gegangen,  wo  die  VoJkswahl  ein- 
geführt wurde. 

Wir  haben  es  auch  schon  erfahren,  dass,  wenn 
z.  B.  in  diosem  Saale  und  im  andern  drüben  allzu 
kühne  WahlkreUgoometrie  gelrieben  worden  ist, 
iIjs  Volk  der  betretenden  Wahlkreise  diese  Wahl- 
kreis*: ;ometrie  eiufach  auf  die  Seite  geworfen  und 
erklärt  hat:  So  wird  nicht  mit  den  Parteien  des 
Landes  umgesprungen;  wenn  dio  Bundesversamm- 
lung nicht  weiss,  wie  den  Parteien  gegenüber  Recht 
und  Billigkeit  gohaudhabt  werden  soll,  so  wollen 
wir  es  sagen. 

Ich  glaube  auch,  dass,  wenn  eine  derartige  Aus- 
übung des  Wahlrechts  durch  das  Volk  platzgreifb 
dies  nur  im  Interesse  unserer  Landcsverwatluog 
und  Landesregierung  liegen  wird.  Wir  haben  auch 
da  bereits  Erfahrungen  gemacht.  Sie  haben  vor 
einigen  Jahren  oinor  Minderheil  einen  Vertreter  im 
Bundesrat  gegeben.  Glauben  Sie,  die  Eisenbahn- 
verntaatlichung  wäre  mit  so  gewalliger  Majorität 
acceptiorl wordeu,  wennmandiesemVerstaatlichungs- 
verfahren  nicht  gerade  mit  Rücksicht  auf  den  In- 


haber des  betreffenden  Departements  mit  einem 

ausserordentlichen  Vertrauen  entgegengekommen 
wäre?  Die  gleichen  Erfahrungen  werden  Sie  machen, 
wenn  Sie  den. verschiedenen  Parteien  gegenüber  noch 
mehr  Billigkeit  üben  werden. 

Das  sind  für  mich  die  Hauptgründe,  welche  mich 
bestimmen,  für  die  Volkswahl  der  Regierung  einzu- 
treten. 

Ich  gehe  auf  einzelne  Einwendungen  der  Gegner 
über  und  zwar  zunächst  auf  den  Einwand,  welchen 
Herr  Regierungsrat  Lselin  aus  Basel  erhoben  hat 
Herr  lselin  fürchtet  von  der  Volkswahl  nicht  bloss 
eine  Erstarkung  der  Bondosgewalt,  sondern  gerade- 
zu einen  bisher  noch  nie  dagewesenen  Eingriff  in 
unsere  bundesstaatlichen  Verhältnisse.  Ich  verstehe 
es  nicht  wie  man  zu  einem  derartigen  Schluss 
kommen  kann.  Die  Kompetenzen  des  Bundesrates 
sind  ja  durch  die  Bundesverfassung  und  unter  Um- 
ständen durch  ausführende  Gesetze  ganz  genau  be- 
stimmt Dadurch,  dass  wir  den  Bundesrat  durch 
das  Volk  wählen  lassen,  erhält  er  auch  nicht  um 
ein  Jota  grössere  Kompetenzen,  als  er  bisher  schon 
besitzt  Nach  dieser  Richtung  werden  also  die  Kan- 
tone absolut  nichts  verlieren  und  nach  meiner 
Ueberzeugung  aber  auch  nichts  gewinnen. 

Denjenigen,  welche  sagen,  der  Ständerat  wirke 
jetzt  mit,  um  den  Bundesrat  zu  bestellen,  möchte 
ich  sagen,  dass  das  eine  sehr  platonische  Mitwirkung 
der  Kantone  ist,  wie  übrigens  Herr  Sohubiger  be- 
reits ausgeführt  hat  Wirken  denn  wirklioh  die 
Stände  bei  der  Bundesratswahl  mit?  Gott  bewahre! 
Die  Parteien  des  Landes  wirken  mit  und  nicht  die 
Stände.  Wir  haben  z.  B.  die  Thatsaohe  vor  uns, 
dass  der  Kanton  Zürich  einen  Liberalen  und  einen 
radikalen  Abgeordneten  in  den  Ständerat  schickt 
Die  gleiche  Erscheinung  haben  wir  mit  Bezug  auf 
den  Kanton  Graubünden.  Wenn  es  sich  nun  um  die 
Wahl  eines  Bundesrates  handelt,  wenn  ein  liberaler 
und  ein  radikalerKandidat  einander  gegenüberstehen, 
so  wird  auch  von  den  betreffenden  Abgeordneten 
nach  der  Parteifarbe  und  nicht  nach  Standen  ge- 
stimmt Der  Radikale  stimmt  dem  Radikalen,  der 
Liberale  dem  Liberalen.  Die  Vertretung  der  Kantone 
bei  den  Bundesratswahlen  durch  das  Organ  den 
Standerates  ist  also  eine  Einbildung.  Wir  haben  es 
da  mit  einer  theoretischen  Erwägung  zu  thun,  die 
auch  nicht  den  geringsten  praktischen  Wert  hat  Im 
einen  wie  im  andern  Rate  hat  zur  Zeit  die  radikale 
Partei  die  Majorität  und  von  diesem  Partelatand- 
punkt  aus  werden  die  Kandidaten  aufgestellt  und 
gewählt 

Soviel  mit  Bezug  auf  die  Einwendungen,  die  von 
föderalistischer  Seite  aus  gegen  die  Volkawahl  des 
Bundesrates  erhoben  werden. 

Die  Radikalen  prophezeien  die  bösesten  Folgen, 
wenn  die  Volkswahl  des  Bundesrates  eingeführt 
werde.  Sie  nehmen  zunächst  den  Standpunkt  ein, 
dass  gar  kein  Bedürfnis  vorhanden  sei,  die  Volks- 
wahl des  Bundesrates  einzuführen.  Ich  begreife, 
dass  vom  radikal-demokratischen  Standpunkt  ans 
das  Bedürfnis  zur  Zeit  ein  ausserordentlich  kleines 
ist  Aber  gerade  weil  hier  koin  Bedürfnis  vorhanden 
ist,  manifestiert  sich  dasselbe  naob  der  Praxis,  die 
boi  den  Bundesratswahlen  ausgeübt  worden  ist,  be 
den  andern  Parteien. 

Ferner  wurde  geltend  gemacht,  die  Wähler  hätten 
keine  Personenkenntnis  und  infolgedessen  sei  es 
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nicht  möglich,  ihnen  das  Wahlrecht  einzuräumen. 
Herr  Gallati  hat  ein  Beispiel  aus  dem  Kanton  Glarus 
angeführt,  um  zu  zeigen,  dass  eine  derartige  Per- 
sonenkenntnie  wirklich  nicht  besteht.  Im  Glarner- 
Hinterlande  habe  eine  Volksversammlung  zur  Be- 
sprechung der  Volkswahl  des  Bundesrates  stattge- 
funden, und  da  habe  der  Wirt  erklärt,  dass  der, 
welcher  ihm  die  gegenwärtigen  Mitglieder  des  Bun- 
desrates namhaft  machen  könne,  keinen  Bappen  für 
die  Zeche  zu  bezahlen  habe.  Aber  kein  einziger  der 
Anwesenden  habe  es  gekonnt.  Es  ist  ausserordent- 
lich erklärlich,  dass  das  im  Glarner-Ilinterland  pas- 
siert ist  Es  wäre  nach  meiner  Ueberzeugung  noch 
In  manchem  Vorderland  passiert.  Denn  bis  jetzt  hat 
das  Volk  keine  Veranlassung  gehabt,  sich  besonders 
am  die  Herren  Bundesrate  und  namentlich  um  deren 
Namen  zu  bekümmern.  Aber  wenn  das  Volk  einmal 
ein  derartiges  Wahlrecht  hat,  wird  es  sich  um 
diese  Herren  mehr  als  bisher  kümmern.  Gerado  so 
ist  es  in  den  Kantonen  auch  gegangen.  Als  die 
Regierungen  durch  die  Grossen  Räte  gewählt  worden 
sind,  haben  sich  in  der  Hauptsache  nur  die  Herren 
Grossrate  um  die  Namen  und  Eigenschaften  der 
Regierungsrate  bekümmert  Aber  als  sich  die  Ver- 
hältnisse geändert  haben,  hat  sich  das  Wahlkolle- 
gium, das  berufen  worden  ist,  die  Wahlen  zu  treffen, 
darum  bekümmert.  Haben  wir  etwa  die  Mittel  nicht, 
das  Volk  mit  den  Personen,  auf  deren  Wahl  es  an- 
kommt, bekannt  zu  machen?  Wir  haben  ja  im  Ver- 
gleich zu  dem  Jahre  1848  und  zu  den  5üerundG0er 
Jahren  eine  ausserordentlich  ausgedehnte  Presse. 
Quantitativ  ist  dieselbe  beinahe  zu  stark  vertreten. 
Glauben  Sie,  dass,  wenn  es  sich  einmal  um  dio 
Volkswahl  des  Bundesrates  handelt,  man  sich  nicht 
fiberall,  wo  man  diese  Zeitungen  liest,  um  die  Per- 
sonen der  Bundesräte,  um  das,  was  sie  thun  und 
was  sie  roden,  kümmern  wird?  Kennen  wir  in 
diesem  Saale  die  Herren  Bundesräte,  die  wir  wäh- 
len, nicht  auch  nur  aus  den  Handlungen,  und  diese 
manifestieren  sich  meistens  in  den  Reden,  dio  sie 
uns  hier  halten?  Diese  Reden  werden  durch  die 
Presse  Gemeingut  des  ganzen  Schweizervolkes. 
Weshalb  sollten  denn  die  grossen  Kreise  der  Wahl- 
berechtigten nicht  auch  ein  Urteil  über  diese  Per- 
sonen bekommen  können?  Oder  will  man  unsere 
Presse  vielleicht  als  so  minderwertig  hinstellen, 
dass  sie  uns  die  Herren  Bundesräte  in  einem  ganz 
falschen  Lichte  zeigen  werde?  Ich  denke,  man  werde 
diesen  Vorwurf  nicht  erheben  wollen. 

Wir  kennen  unsere  öffentlichen  Verhältnisse  und 
deren  Träger  aber  nicht  bloss  aus  der  Öffentlichen 
Presse,  sondern  auch  aus  den  öffentlichen  Versamm- 
lungen, die  abgehalten  werden.  Oa  wird  auch  über 
die  Personen  gesprochen  werden  können,  um  deren 
Wahl  es  sioh  handelt,  und  so  hochgestellt  ist  wohl 
kein  Schweizerburger,  dass  er  sich  eine  derartige 
Besprechung  über  Person  und  Leistung  nicht  sollte 
gefallen  lassen. 

Aber  das  ist  nicht  das  Aergste,  was  man  gegen 
die  Volkswahl  des  Bundesrates  geltend  gemacht  hat. 
Herr  Hilty  hat  in  der  von  mir  bereits  erwähnten 
Rede  sogar  darauf  hingewiesen,  dass  wir  amerika- 
nische Zustande  erhalten  könnten,  wenn  die  Volks- 
wahl des  Bundesrates  eingeführt  wurde,  und  dass 
auch  bei  uns  nach  dem  Grundsatz  «den  Siegern 
die  Beate»  gehandelt  würde.  loh  glaube,  Herr  Hilty 
habe  da  mehr  als  schwarz  in  schwarz  gemalt.  Diese 


Erscheinungen  müsston  doch  auch  durch  die  Volks- 
wahlen in  den  Kantonen  gezeitigt  worden  sein.  Die 
Volkswahlen  existieren  ja  bei  uns  bereits  in  grössern 
und  kleinem  Kreisen.  Hat  man  da  etwa  derartige 
Erfahrungen  gemacht,  dass  von  oinor  amerikanischen 
Korruption  oder  auch  nur  von  Vorläufern  zu  einer 
solchen  gesprochen  werden  könnto?  Wir  alle,  die 
wir  hior  sitzen,  sind  durch  das  Volk  gewählt  wor- 
den. Bei  vielen  Mitgliedern  des  Stänüerates  ist  das 
gleiche  der  Fall.  Haben  Sie  schon  jemals  davon  ge- 
hört, dass  irgendwelche  unlautere  Machenschaften, 
wio  sie  in  Nordamerika  praktiziert  werden,  vor- 
kommen, um  unsoro  Wahlen  horboizuführen?  Ist 
sohon  jemand  zu  irgend  einem  unter  uns  gekommen 
und  hat  ihm  gesagt:  Ich  habe  Urnen  als  Nationalrat 
gestimmt  und  möchte  nun  auch  irgend  eine  Gegen- 
leistung haben?  Das  wird  noch  keinom  passiert  sein. 
Man  sollte  also  nicht  von  sogenannten  Erfahrungen 
sprechen,  die  gar  nicht  gemacht  worden  sind  und 
in  That  und  Wahrheit  bei  uns  gar  nicht  gemacht 
werden.  In  18  Kantonen  wird  dio  Regierung  durch 
das  Volk  gewählt.  Haben  Sie  je  schon  klagen  ge- 
hört, dass  dies  korrumpierend  wirke?  Im  Gegenteil, 
es  wird  keinem  Menschen  einfallen,  die  Volkswahl 
der  kantonalen  Regierungen  rückgängig  machen  zu 
wollen.  In  den  grossen  städtischen  Gemeinwesen, 
in  Zürich  und  andorswo  sind  die  Gemeindebehörden 
auch  schon  längst  durch  das  Volk  gewählt  worden. 
Hat  man  je  gehört,  dass  das  zur  Korrumpierung 
der  betreffenden  Behörden  beigetragen  habe  / 

Herr  Professor  Hilty  ist  in  seiner  München- 
buchsee-Rede viel  zu  weit  abgeschweift.  Er  hätte 
nicht  nach  Nordamerika  gehen,  sondern  sich  im 
eigenen  Lande  umsehen  sollen,  was  für  Folgen  die 
Volkswahl  der  Rogierungen  zeitigt  Man  darf  uns 
Schweizer  nicht  mit  den  Amerikanern  vorwechseln. 
Wir  sind  zwei  verschiedene  Völker.  Wir  haben  in 
unsorn  Bergen  eine  Republik,  dio  Jahrhunderte  alt 
ist  und  in  der  früher  auch  andere  Zustände  ge- 
herrscht haben,  die  aber  teils  auf  dem  Rechtswege, 
teils  auf  dem  Wego  der  Gewalt  beseitigt  worden 
sind.  Wir  sind  geborene  Republikaner.  Von  vielen 
andern  Landern,  in  denen  die  Republik  auch  exi- 
stiert, kann  man  nicht  das  gleiche  sagen.  Wir 
wollen  aber  auch  dafür  sorgen,  dass  wir  geborene 
Republikaner  bleiben.  Wir  wollen  unsere  Landes- 
regierung selber  wählen.  Wir  wollen  einen  Zustand 
schaffen,  dass  es  niemandem  einfällt,  dieses  in 
Fleisch  und  Blut  üborgegangeno  Recht  irgendwie  an- 
tasten zu  wollen. 

Der  Herr  Berichterstatter  der  Komraisslonsraohr- 
heit  hat  auch  —  allerdings  in  etwas  schüchterner 
Weise  —  geltend  gemacht,  der  ganze  Zweck  der 
Bewegung  sei  nur  der,  oiner  Partoi  im  Lando  zu 
einem  Bundesratssilz  zu  verhelfen.  Man  hat,  ohne 
die  sogenannte  äusserste  Linke  mit  Namen  zu  nonnen, 
mit  wi ..Ii . verständlichem  Finger  auf  dieselbe  gezeigt. 
Die  äusserste  Linke  wird  die  Antwort  hierauf  nicht 
schuldig  bleiben.  Freilich  wollen  wir  auch  oino  Ver- 
tretung im  Bundesrat  Die  schweizerische  demo- 
kratische und  Arbeiterpartei  will  diese  Vertretung. 
Das  mus8  überhaupt  jede  Partei  wollen,  welche  ihre 
Ideen  realisieren  will.  Die  Parteien  sind  nicht  bloss 
zu  dem  Zwecke  da,  um  da  und  dort  an  irgendeiner 
Versammlung  diese  oder  jene  Vorlago  der  Bundos- 
behörden  durch  ihre  Föhrer  zu  vertreten  oder  zu 
bekämpfen,  sondern  jede  Partei  hat  eine  BerecbU- 
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gung,  bei  der  Vorberatung  der  Gesetze  mitzuwir- 
ken. Hat  etwa  die  radikal  demokratisch;  Partei 
nicht  auch  um  eine  Vertretung  gekämpft  als  sie 
noch  in  verschwindender  Minderheit  in  diesem  Rate 
war?  Hat  sie  nicht  deu  Kampf  mit  dorn  (Jeatrura 
aufgenommen  und  dasselbe  so  gründlich  besiegt, 
dass  es  jetzt  gar  Keine  Vertretung  im  Mundesrate 
mehr  hat.'  Man  treibe  also  nur  keim:  Heuchelei! 
Was  will  houle  die  radikal-demokraliselie  Partei? 
Sie  sagt,  es  handle  sich  um  eine  Machtfrage.  Sie 
hat  diesen  Standpunkt  bei  der  Behandlung  der  Pro- 
porzinitiative eingenommen.  Auch  heute  hat  sie 
offenbar  das  Gefühl,  dass  es  sich  ihr  gegenüber  um 
eine  Machttrage  handelt,  dass  man  ihr  nicht  mehr 
6  von  7  Bundesräten  lassen  will,  sondern  dass  die 
andern  Parteien  auch  bestrebt  sind,  an  der  Landes- 
regierung mitbeteiligt  zu  werden.  Die  radikal-demo- 
kratische Partei  möchte  ihren  bisherigen  Besitz- 
stand festhalten,  aber  die  andern  Parteien  sollen 
aicht  um  einen  Besitzstand  streiten  dürfen!  Gegen 
eine  derartige  Gleichberechtigung  der  Parteien  im 
Schweizeiland  erhebt  sio  Einsprache.  Es  ist  gar 
nicht  gesagt,  dass  die  äussersle  Linke  bei  der  Volks- 
wahl einen  Vertreter  im  Bundesrate  erhalten  wird. 
Glauben  Sie,  wir  seien  so  einfältig,  nicht  zu  sehen, 
dass  wir  durch  Bündnisse  um  eine  Vertretung  ge- 
bracht werden  könnten,  wenn  der  gesunde  Sinn 
des  Volkes  nicht  eine  andere  Sprache  sprechen 
würdo? 

Ich  halte  dafür,  das«  von  Seiten  der  Kommis- 
sionsmehrheit keine  stichhaltigen  Gründe  gegen  die 
Volkswahl  des  Bundesrates  angeführt  worden  sind. 
Wir  haben  es  mit  einem  eminent  demokratischen 
Postulat  zu  thun.  In  diesem  Saale  wollen  alle  Par- 
teien demokratisch  sein.  Wir  haben  da  eine  konser- 
vativ-demokratische, eine  liberal  demokratische  und 
eine  radikal-demokratische  Partei.  Aber  trotz  alle- 
dem wollen  zwei  dieser  Parteien  geschlossen  gegen 
ein  eminent  demokratisches  Postulatstimmen,  gegen 
ein  Postulat,  das  ganz  zweifellos  der  Schlussstein 
des  demokratischen  Ausbaues  unseres  Staatswesens 
sein  wird. 

Gestatten  Sie  mir  noch  einige  Bemerkungen  über 
die  Zahl  der  von  uns  postulierten  Bundesrate.  Im 
Jahre  1848  hat  man  7  Bundesräte  für  notwendig  ge- 
funden. Es  ist  bereits  gezeigt  worden,  wie  im  Laufe 
der  Zeit  die  Geschäftslast  des  Bundesrates  ins  (In- 
geheure gewachsen  ist.  Wenn  man  im  Jahre  1848 
schon  7  Bundesräte  für  notwendig  erachtet  hat,  um 
die  vermutliche  Geschäftslast  des  Bundesrates  zu 
bewältigen,  so  wird  kein  Mensch  sagen  können, 
dass  heute  ein  Postulat,  das  eine  Vormehrung  des 
Bundesrates  um  2  Mitglieder  verlangt,  ein  unge- 
rechtfertigtes sei.  Man  sagt  allerdings,  das  Hülfs- 
personal  der  einzelnen  Departemente  könne  ver- 
mehrt werden.  Allein  der  Departementschef  hat  dann 
viel  zu  viel  Geschäftszweige,  die  ihm  zugeteilt  sind, 
und  es  ist  ihm  nicht  möglich,  denjenigen  Ueber- 
blick  zu  erhalten,  der  für  einen  Departementsvor- 
steher notwendig  ist 

Ein  zweiter  Gesichtspunkt,  der  für  9  Mitglieder 
des  Bundesrates  spricht,  ist  der,  dass  die  sogenannten 
Minderheiten  dann  auch  eine  gehörige  Berücksichti- 
gung finden  können,  ohne  dass  die  radikal-demokra- 
tische Partei  leicht  Gefahr  laufen  muss,  im  Bundesrat 
in  Minderheit  zu  kommen.  Man  sagt,  dass  die  herr- 


Einfluss  im  Bundesrate  haben  müsse.  Ich  bin  auch 
dieser  Meinung;  aber  haben  wir  ausserhalb  der 
beiden  Batsäle  überhaupt  eine  herrschende  politische 
Richtung  im  Schwoizervolk?  Die  radikal-demokra- 
tische Partei  glaubt,  die  Mehrheit  im  Schweizervolk  zu 
besitzen.  Ich  möchte  dies  aber  sehr  bezweifeln.  Doch 
wir  wollen  darüber  nicht  streiten.  Es  sind  das 
müssige  Boden,  die  nach  dieser  Richtung  geführt 
worden.  Allein  möge  die  radikal-demokratische  Par- 
tei im  Schweizervolk  die  Mehrheit  haben  oder  nicht, 
so  haben  doch  dio  starken  Minderheitsparteien  des 
Landes,  das  Centrum,  die  konservative  und  die  de- 
mokratische und  Arbeiterpartei  eine  Berechtigung, 
sich  an  der  Landesregierung  zu  beteiligen.  Früher 
war  es  allerdings  etwas  anderes.  Früher  war  eine 
Partei  vorhanden,  die  sogenannte  freisinnige  Partei, 
welche  als  Trägerin  des  Fortschrittes  im  Schweizer- 
lande bezeichnet  werden  konnte.  Allein  diese  frei- 
sinnige Partei  hat  sich  im  Lauf  der  Zeit  in  ver- 
schiedene Parteien  aufgelöst  Wir  haben  eine  links- 
demokratische Partei,  die  sich  mit  der  Arbeiter- 
partei im  ongern  Sinn  des  Wortes  verbunden  hat 
Wir  haben  eine  Centrumspartei,  die  auch  zur  frei- 
sinnigen Partei  der  Schweiz  gezählt  werden  wiU. 
Wir  haben  eine  konservative  Partei,  die  keine  Ob- 
struktion gegen  den  Bund  mehr  macht  sondern 
schon  zu  wiederholten  Malen  für  massgebende  Fort- 
schritte in  der  Eidgenossenschaft  eingestanden  ist 
Unter  diesen  veränderten  Verhältnissen  haben  alle 
Partoicn  eino  Berechtigung,  sich  in  der  Bundes- 
regierung vertreten  zu  sehen,  besonders  jetzt,  wo 
mehr  die  socialen,  als  die  politischen  Fragen  in  den 
Vordergrund  treten. 

Auch  gegen  die  Form  des  Initiativvorschlages 
sind  Einwendungen  gemacht  worden.  Es  ist  sogar 
die  Behauptung  aufgestellt  worden,  dass  es  beinahe 
unmögiicli  sei,  einen  Verfassungsartikel  in  der  vor- 
liegenden Form  zur  Ausführung  zu  bringen.  Ich 
bin  wirklich  erstaunt  derartige  Bedenken  von  be- 
rühmten Theoretikern  und  praktischen  Staats- 
männern, die  schon  viel  schwerere  Aufgaben  ge- 
löst haben,  äussern  zu  hören  und  sie  gleichsam 
ratlos  vor  der  Ausführung  eines  derartigen  Ver- 
fassungsartikels stehen  zu  sehen.  Nachmoiner  Auf- 
fassung ist  es  nicht  einmal  nötig,  dass  zum  Zwecke 
der  Ausführung  dieses  Verfassungsartikels  ein  Ge- 
setz geschaffen  werde.  Denn  alle  angeblichen  Streit- 
fragen, die  sich  da  ergeben,  sollen  finden  ihre 
ausserordentlich  natürliche  Lösung.  Es  ist  überhaupt 
nur  eine  Lösung  möglich.  Man  fragt  in  erster  Linie 
was  passieren  müsstc,  wenn  aus  dem  gleichen  Kan- 
ton mohr  als  oin  Vertreter  in  den  Bundesrat  ge- 
wähltwürde, während  die  Verfassung  nur  die  Wahl 
eines  Vertreters  vorsehe.  Ist  es  so  schwierig,  diesen 
Konflikt  zu  lüson?  Ich  donko,  derjenige,  der  mit 
der  geringem  Stimmenzahl  gewählt  worden  ist  hat 
dem  andern  zu  weichen.  Oder  fällt  es  vielleicht 
einem  Menschen  ein,  einen  andern  Grundsatz  zu 
vertreten  und  zu  sagen,  dass  derjenige,  der  mehr 
Stimmen  auf  sich  vereinigt  hat,  dem  andern  weichen 
müsse? 

Eine  zweite  Schwierigkeit  entstehe  durch  die 
Garantie  von  zwei  Sitzen  an  dio  romanische  Schweiz. 
Man  macht  geltend,  das  sei  eigentlich  nur  eine 
Lockspeise,  wolcho  den  Welschen  hingeworfen 
werde.  Das  ist  keine  Lockspeise,  sondern  ein  Bo- 
gehren, das  die  Welschen  jeweilen  geltend  gemach! 
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haben,  wenn  es  sich  um  dio  Frago  der  Volkswahl 
des  Bundesrates  gehandelt  hat.  Dieses  Dogehren  hat 
Vautier  schon  im  Jahre  18bo  geltend  gemacht.  Der 
Vorschlag  des  Herrn  Vautier  stimmt  übrigens  mit 


unsrigon  materiell  sozusagen  Uberein.  in  dem- 
selben wird  gefordert,  dass  von  den  7  Uumlesräten 
wenigstens  2  der  romanischen  Schweiz  angehören 
müssen.  Man  hat  damals  also  auch  schon  gowusst,  was 
man  unter  der  romanischen  Schwei/,  zu  verstehen  hat. 
Diese  Forderung  wird  also  gestellt,  woil  sio  erstens 
ein  Begehren  der  welschon  Anhänger  dor  Volks- 
wähl  des  Bundesrates  ist  und  zweitens  deshalb,  weil  bei 
d.;u  welschen  Miteidgenossen  der  allordings  durch- 
aus unberechtigte  Verdacht  bcsteht,als  ob  die  deutsche 
Schweiz  sie  majorlsieren  wolle.  Nach  meiner  Ueber- 
zeugong  ist  das  durchaus  nicht  dor  Fall,  und  ich 
für  mich  hatte  gar  nicht  notwendig  gefunden,  eine 
derartige  Garantie  zu  Gunsten  der  welschen  Schweiz 
In  den  Initiativvorschlag  aufzunehmen. 

wird  gesagt,  man  wisse  eigentlich  gar 
was  man  unter  der  romanischen  Schweiz  zu 
verstehen  habe,  ob  damit  die  Miteidgenossen  fran- 
zösischer Zunge  oder  auch  diejenigen  italienischer 
'Zunge  gemeint  seien.  Wenn  man  von  der  romanischen 
Schweiz  spricht,  so  hat  man  darunter  immer  die- 
jenigen Völkerschaften  verstanden,  welche  dem  ro- 
Voikerstamm  angehören.  Dazu  gehören 
die  Franzosen,  sondern  auch  die  Tossiner. 
Im  weitem  fragt  man,  wie  man  den  Konflikt 
lösen  solle,  der  entsteht,  wenn  z.  B.  9  deutsche 
Bundesräte  und  kein  welscher  gewählt  wurden.  Dieser 
Konflikt  löst  sich  auf  die  einfachste  Weise.  Die- 
jenigen zwei  Mitglieder  aus  dor  deutschen  Schweiz, 
dio  mit  der  geringsten  Stimmonzahl  gewählt  würden, 
selbstverständlich  nicht  „ewählt,  sondern 
stelle  müssten  zwei  Angehörige  der  ro- 
Schweiz  treten.  Wie  wollen  Sie  im  Woge 
der  Gesetzgebung  diesen*  Konflikt  anders  lösen? 
Aehnlich  verhält  es  sich,  wenn  statt  2  welsche  und 
7  deutsche  Bundesrate  vielleicht  8  Deutsche  und  1 
Welschor  gewählt  wären. 

Wir  haben  es  hier  also  mit  Streitfragen  zu 
die  gar  nicht  anders  als  im  Sinne  der 
mir  gemachten  Andeutungen  gelöst  werden 
Eine  Lösung  dieser  Sreitfrag^n  auf  dorn 
Wege  dor  Gesetzgebung  ist  daher  gar  nicht 
nötig.  Wenn  aber  die  Bundesversammlung  es  den- 
noch für  nötig  erachtot,  so  mache  man  eben  zur  Aus- 
führung des  Verfassungsartikels  ein  solches  Gesetz. 
Wir  haben  ja  Zeit  genug,  denn  der  gegenwärtige 
Bundesrat  bleibt  noch  bis  Neujahr  1903  im  Amt. 
Auch  steht  nirgends  geschrieben,  dass  nur  die- 
jenigen Verfassungsartikel  auf  dem  Gesetzeswoge 
ausgeführt  werden  dürfen,  in  denen  dies  ausdrück- 
lich gesagt  ist  Wir  haben  auch  schon  Verfassungs- 
artikel ausgeführt,  in  denen  dies  nicht  gesagt  war. 

Der  Horr  Berichterstatter  der  Kommissionsmehr- 
heit hat  auch  geltend  gemacht,  die  Initianten  be- 
finden sich  eigentlich  im  Widerspruch,  dass  sie 
den  Bundesrat  in  einem  Wahlkreis  und  den  Natio- 
nalrat dagegen  in  den  Kantonen  wählen  lassen 
wollen.  Allein  die  Wahl  des  Bundesrates  und  die 
Wahl  des  Nationalrates  sind  doch  zwei  ganz  ver- 
schiedene Dinge.  Was  würdo  der  Herr  Berichtor- 
statter  der  Kommissionsmehrhoit  gesagt  haben, 
wenn  wir  gesagt  hätten,  dass  wir  den  Bundesrat 
durch  die  Kantono  wählen  lassen  wollen?  Die  Kon- 


Bequenz  wäro  die  gewesen,  dass  man  dann  26 
Bundesräte  aus  Jen  Kautonen  und  Halbkantonen  hätte 
vorschlagen  müssen!  Und  wenn  wir  dio  Schweiz  in 
f  Wahlkreise  eingeteilt  und  erklärt  hätten,  dass 
jeder  dieser  Wahlkreise  einen  Bundesrat  zu  wählen 
habe,  was  würde  da  die  rad.kal-demokratische  Partei 
mit  ihrer  centralistischenVorgangenhcitgesagt  haben? 

Ich  empföhle  Innen  aus  voller  L"eberzeu*ung  den 
Antrag  der  Koiumissiousminderheit.  Die  Frage  der 
Volkswahl  des  Bundesrates  wird  doch  einmal  zur 
Lösung  kommen,  ob  es  nun  im  ersten  Anlauf  oder 
erst  in  einem  spätem  geschehe.  Wir  haben  es  mit 
einer  gesunden  Idee  zu  thun,  und  ich  bin  überzeugt« 
dass  wir  doren  Verwirklichung  nicht 
können. 


Deeurtins:  Es  Ist  mork würdig,  dass  in  der 
Kommission  der  Tagsatzung  es  dio  radikale  Partei 
war,  wclcho  dio  Wahl  dos  Hundesrates  durch  das 
Volk  verlocht  und  dio  konservative  Partei  sio  be- 
kämpfte. Dio  radikale  Partei  verlangte  die  Volks- 
wahl zur  tPflege  dos  nationalen  Gedankens».  Die 
Pflege  des  nationalen  Gedankens,  ein  vielgestaltiges 
und  vieldeutiges  Wort;  aber  aus  dem  Protokolle  der 
Kommission  ist  klar  ersichtlich,  was  sio  darunter 
verstanden  hat  Sie  meinto  die  grossen  socialen 
und  politischen  Fortschrittsidocn,  von  denen  damals 
dio  Bourgeoisie  getragen  war.  Heute  sehen  wir, 
dass  die  radikale  Partei  den  Vorschlag  bekämpft  un- 
gefähr mit  den  gleichen  Gründen,  mit  denen  damals 
die  Konservativen  ihn  bekämpft  haben,  und  es  ist 
dies  _in  interossanter  Beitrag  zur  Morphologie  der 
Parteien. 


will  —  es  ist  «war  sehr  schwierig,  von  solchen  zu 
sprechen,  denn  wir  haben  es  hier  nicht  mit  so  be- 
stimmten Gesetzen,  wie  in  der  Naturwissenschaft  zu 
thun  —  so  kann  man  sagen,  dass  in  dem  letzten 
Jahrhundert  eine  Entwicklung  der  Schweiz  zur 
Demokratie  sich  zeigt  Wir  haben  gesehen,  wiu 
noch  im  Anfangs,  des  Jahrhunderts  in  den  Städten 
die  Junkerfamilien  regierten,  wie  nachher,  als  die 
Bürger  zur  Herrschaft  kamen,  die  parlamentarische 
Hogiorungsform  eingeführt  wurde.  Nuralimälig  kam 
die  eigentliche  Volksherrechatt  zum  reinen  Aus- 
drucke und  dauerte  es  ja  das  ganze  Jahrhundert, 
ehe  die  Demokratie  die  Fahne  des  Sieges  schwin- 
gen, ehe  die  Volkswahl  dor  Begierung  in  den  Kan- 
tonen von  den  Anhängern  der  reinen  Demokratie 
verwirklicht  worden  konnto. 

Wer  z.  B.  die  Kämpfe  im  Kanton  Zürich  verfolgt 
hat,  stösst  auf  die  gleichen  Bedenken  und  Befürch- 
tungen, die  man  heute  gegen  die  Wahl  des  Bundes- 
rates durch  das  Volk  vorbringt.  Aber  es  kann  kon- 
statiert werden,  dass  in  den  Kantonen  die  Wahl  der 
Regierung  durch  das  Volk  nicht  aufgehalten  werden 
konnte  und  weil  ich  glaube,  dass  diese  Idee  auch  in 
der  Eidgenossenschaft  siegen  wird,  sage  ich:  Sie 
können  diesen  Vorschlag  heute  wohl  zurückweisen, 
aber  einmal  wird  er  doch  hier  seinen  siegreichen 
Einzug  halten,  denn  die  Wahlform  hingt  enge  mit 
der  kulturellen  Entwicklung  des  Volkes  zusammen. 
So  lange  sioh  nur  die  obersten  Zehntausend  oder 
nicht  einmal  diese,  sondern  allein  die  regierendes 
Junkorfamilien  mit  der  Politik  beschäftigten,  konnte 
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man  sich  nicht  vorstellen,  dass  das  ganzo  Volk  an 
dem  Steuerruder  des  Staates  sitzen  solle.  Wie  war 
es  noch  im  Anfang  des  Jahrhunderts  mit  der  Volks- 
bildung bestellt!  Ja  selbst  in  der  helvetischen  Ge- 
sellschalt Tand  man,  die  Bildung  sei  in  erster  Linie 
für  tdie  bessoron  Stiindo»  und  nur  die  Kühneren 
glaubten,  man  könne  die  allgemeine  Bildung  auch 
den  Bauernsöhnen  zuteil  werden  lassen.  Heute  haben 
wir  die  Bildung  mit  vollcu  Händen  ausgeteilt  Die 
Volksschule  ist  überall  obligatorisch  eingeführt,  sie 
hat  in  der  Schweiz  die  schönsten  Früchte  gezeitigt 
und  ein  Volk  erzeugt,  das  immer  mehr  darnach  greift, 
auch  am  Steuerruder  direkt  seine  Anschauung  zur 
Geltung  zu  bringen.  Es  hängt  überhaupt  diogrössoro 
Ausdehnung  der  Volksrochlo  mit  der  kullurellcu 
Entwicklung  des  Volkes  zusammen  und  diese  wird 
niemand  aufhalten  wollen. 

Man  versuchte,  die  Volkswahl  als  eine  Art  Ge- 
spenst darzustellen:  Nehmt  euch  in  acht,  Kinder,  der 
Landvogt  kommt,  wenn  ihr  die  Wahl  des  Bundes- 
rates durch  das  Volk  annehmt!  Es  hat  mich  eigen- 
tümlich berührt,  dass  Herren,  welche  sonst  für  den 
Föderalismus  ziemlich  farbenblind  sind,  heute  als 
dessen  berufenste  Vertreter  auftreten  und  ich  möchte 
denselben  zurufen:  Die  Verteidigung  des  Föderalis- 
mus wollen  wir  selber  besorgen! 

Gewiss  darf  auch  darauf  aufmerksam  gemacht 
Werden,  dass  die  Rollo  dos  Standerates  bei  der  Wahl 
des  Bundesrates  ieweiten  eine  sehr  bescheidene 
war.  Die  44  Herren  sind  hierhergekommen  und  ge- 
wöhnlich haben  sie  in  grosser  Mehrhoit  getreu  mit  der 
regierenden  Partei  gestimmt.  Die  Hülfe,  welche  der 
Föderalismus  bei  der  Wahl  des  Bundesrates  vom 
Sländerat  gehabt,  war  sohr  gering.  Aber  es  giebt 
ein  frappantes  Beispiel,  wie  unbegründet  die  Be- 
fürchtungen betreffend  den  Föderalismus  sind,  und 
dies  ist  die  Art  und  Weise,  wie  sich  die  Referen- 
dumsbewegungen entwickelt  haben.  Als  man  seiner- 
zeit das  Referendum  verlangte,  stunden  die  Führer 
der  konservativen  Partei  gegen  dasselbe  ein,  woil 
sie  glaubten,  wenn  das  ganzo  Schweizervolk  über 
grosse  Gosetzcsmaterien  sich  auszusprechen  habe, 
werde  die  föderale  Grundlage  der  Schweiz  bedroht 
Dies  war  der  Hauptgrund,  weshalb  sio  gegen  die 
Forderung  des  Referendums  stimmten.  Und  was 
zeigte  sich?  Seit  das  Referendum  existiert,  ist  nie 
'  ein  Zwiespalt  zwischen  der  Standeabstimmung  und 
der  Abstimmung  des  Volkes  entstanden  und  dio 
Referendumsabstimmungen  haben  bewiesen,  dass  das 
Schweizervolk  für  wirkliche  Bedürfnisse  volles  Ver- 
ständnis hat  indem  es  für  Gesetzo  stimmte,  aal 
deren  Annahme  man  kaum  zahlen  durfte.  Aber  an- 
derseits kann  man  auch  sagen,  dass  das  Volk  echt 
konservativ  war,  ungleich  konservativer,  als  die 
Räte,  ich  möchte  betonen,  dass  das  Volk  viel  enger 
mit  der  Geschichte  des  Landes,  seinor  Vergangen- 
heit, mit  seinen  traditionellen  Ideen  zusammenhängt, 
als  die  Herren,  aus  welchen  das  Parlament  gebildet 
wird. 

Die  Föderalisten  haben  bei  der  Annahme  der 
Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk  gar  nichts  zu 
befürchten.  Anderseits  hat  Herr  Iselin  uns  Katho- 
llken dadurch  zu  bestimmen  gesucht,  dio  Volkswahl 
abzulehnen,  dass  er  fern  an  der  Wand  den  Schatten 
des  Kulturkampfes  orscheinen  liess.  Wir  sollen  uns 
wohl  bedenken,  ehe  wir  die  Wahl  des  Bundesrates 
durch  das  Volk  annehmen,  mit  Rücksicht  auf  solche 


Zeiten,  wo  die  religiösen  Leidenschaften  geweckt 
und  der  Kulturkampf  über  das  Land  brause.  Meine 
Herren,  wenn  einmal  dio  religiösen  Leidenschaften 
erwacht  und  man  versuchen  sollte,  eine  Minderheit 
in  ihrem  Gewissen  zu  verfolgen,  fürchte  ich  das 
Parlamont  viel  mehr  als  das  Volk.  Das  Volk  wiü 
keinen  Kulturkampf  mehr,  denn  es  hat  gesehen, 
wie  nutzlos,  dürr  und  unfruchtbar  allo  diese  Strei- 
tigkeiten waren,  es  hat  gemerkt,  dass  es  andere 
Dinge  zu  thun  hat,  als  den  Leuten  das  Beten  zu 
verbieten  und  die  Gewissen  zu  quälen.  In  dieser 
Beziehung  brauchen  wir  keine  Furcht  zu  haben. 
Wenn  einmal  der  Kulturkampf  entbrennt,  geht  der- 
selbe aus  diesem  Saale,  nicht  aus  dem  Volke  her- 
vor, und  wir  sehen  auch,  dass  gerade  jene  Blätter, 
welche  heute  als  dio  Vertreter  der  Toleranz  auf- 
treten, immer  wieder  die  Melodie  aufspielen:  Lieber 
türkisch  als  papistisch!  In  religiöser  Beziehung 
haben  wir  also  gar  nichts  zu  befürchten  und  können 
wir  getrost  für  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das 
Volk  stimmen. 

Ein  woitorer  Grund  aber,  welcher  mich  bewegt, 
für  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk  zu 
stimmen,  hängt  nicht  mit  meinen  föderalen  An- 
schauungen zusammen,  sondern  wächst  auf  einem 
andern  Boden.  Herr  Brosi  hat  gestern  gesagt:  Man 
muss  dio  Parteien  unterscheiden :  es  giebt  wahrhaft 
idoato,  grosso  Gesichtspunkte  verfolgende  Parteien 
und  materialistische  Parteien.  Diese  letztern  stehen 
natürlich  in  der  Ansicht  des  Herrn  Brosi  ungefähr 
hundert  Stufen  tiefer  und  verhalten  sich  zu  loa 
orstern  wie  ein  Paria  zu  einem  Brahminen.  Hätte 
Herr  Brosi  die  Geschichte  etwas  tiefer  studiert, 
würde  er  gesehen  haben,  dass  allo  Partelen  Ge- 
wächso  eines  harten  socialen  Bodens  sind  und  alle 
an  ihrer  Hand  die  Schwielen  socialer  Kämpfe  tragen. 
Was  Herr  Brosi  heute  als  Idealismus  verherrlicht, 
ist  langsam  herausgewachsen  aus  dorn  Schlachtleide 
des  socialen  Kampfes,  und  ehe  der  bürgerliche  Li- 
beralismus die  Ideale  pflogen  konnte,  deren  man 
sich  heute  rühmt,  hat  er  einen  socialen  Geburts- 
kampf  durchkämpfen  müssen,  und  os  war  in 
Frankreich,  wo  derselbe  mit  einem  andern  Stoff 
als  Tinte  entschieden  wurde.  Das  Volk  ist  aller- 
dings echt  konservativ,  aber  es  hat  Sinn  und 
Verständnis  für  neue  grosse  Ideen,  und  gerade 
jene  socialen  Jdeen,  die  noch  nicht  verbreitet,  wenige 
Anhänger  zählen,  werden  im  Volke  viel  leichter 
Unterstützung  finden,  als  hier  im  Parlament  So 
entstehen  im  Volk  starke  Strömungen,  die  hier  gar 
nicht  vertreten  sind,  weil  deren  Anhänger  sich  nicht 
in  die  alten  Parteien,  die  in  Ehren  und  Ansehen 
stehen,  einschalten  lassen.  Ich  erinnere  Sie  daran, 
welch  grossen  Einfluss  der  Bauernbund,  jene  berufs- 
genossenschaflliche  Organisation  des  Bauern,  bei 
der  Abstimmung  über  die  Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung hatte.  Es  zeigte  sieh,  dass  wir  hier  Ge- 
bilden der  Zukunft  gegenüberstehen,  die  einmal  oino 
grosse  Bedeutung  für  unser  Land  hab«n  werden. 
Hier  kommen  Anschauungen  zum  Ausdruck,  die 
gleichsam  nur  amorphisch  sind,  weil  die  neuen 
Parteien  sich  noch  nicht  ausgeschieden.  Im  Parla- 
ment können  diese  jungon,  ideenreichen,  frucht- 
baren Strömungen  nur  schwer  oder  gar  nicht  zu 
einer  Vertretung  gelangen.  Wir  haben  immer  ge- 
sohen,  dass  Leute  gleichen  ßerutsstandes,  gleicher 
socialer  Interessen  sich  zusammengethan  haben,  im 
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Altertum  wie  im  Mittelalter,  and  es  war  eine  kleine 
unhistorische  Ansicht  der  Minner  der  grossen  Re- 
volution, als  sie  glaubten,  diese  natürlichen  socialen 
Bildungen  verbieten  zu  können.  Wenn  sie  dieselben 
aber  auch  verboten  haben,  60  kann  bier,  am  Ende 
des  19.  oder  am  Anfang  des  20.  Jahrhunderts,  ge- 
sagt werden:  Heute  ist  die  berufliche  Organisation 
starker  als  je  und  diese  Gruppen,  welche  hier  nicht 
vertreten  sind,  werden  bei  einer  Volkswahl  zum 
Aasdruck  kommen.  Sie  dürfen  nicht  vergessen,  dass 
das  Parlament  doch  eine  Klassenvertretung  ist,  indem 
die  Männer  aus  bestimmten  Klassen  der  Bevölkerung 
vorzugsweise  gewählt  werden.  Ich  will  das  scharfe 
Wort  von  Lassalle,  von  den  wenigen  gleichen  Herren, 
die  «das  Volk»  in  Presse  und  Bat  vertreten,  nicht 
wiederholen,  aber  es  ist  viel  Wahres  daran.  Sicher 
ist  das,  dass  bier,  besonders  in  socialer  Beziehung, 
eine  Richtung  zum  Worte  gelangt,  während  bei  der 
Volkswahl  die  vielen  Richtungen  ungleich  mannig- 
faltiger und  richtiger  zum  Ausdruck  kommen. 
Darum  empfehle  ich  Ihnen  die  Wahl  des  Bundes- 
rates durch  das  Volk. 


Meister:  In  der  vorliegenden  Frage  muss  man 
auch  die  Lehren  der  Geschichte  zu  Rate  ziehen  und 
zu  beherzigen  suchen.  Wir  Schweizer  worden  uns 
bei  einem  Rückblick  auf  das  zu  Ende  gehendo  Jahr- 
hundert nicht  verhehlen  können,  dass  wir  nach 
zwei  ganz  verschiedenen  Richtungen  arbeiten.  Die 
erste  Hallte  des  Jahrhunderts  brachte  uns  die  Gleich* 
stellang  der  Individuen,  die  LoslOsung  vom  Patri- 
ziat der  Städte,  die  Gleichberechtigung  bei  den 
Wahlen.  Alle  diese  Ergebnisse  brachten  uns  haupt- 
sachlich die  30er  Jahre.  Dann  kommt  eine  zweite 
Strömung,  die  in  die  zweite  Hälfte  dieses  Jahrhun- 
derts fällt:  die  Aasbildung  und  Erweiterung  der 
Volksrechte.  Wenn  die  Gleichstellung  der  Individuen 
in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  ihren  un- 
bedingten Erfolg  hatte  und  heute  noch  hat  und  sich 
welter  ausbilden  wird,  ist  es  für  mich  eine  andere 
Frage,  ob  auch  die  zweite  Hälfte  mit  ihrer  Erwei- 
terung der  Volksrechte  in  unbegrenzter  Fortentwick- 
lung ihre  guten  Früchte  bringen  wird,  und  es  darf 
vor  allem  aus  ein  Vertreter  des  Kantons  Zürich 
diese  Frage  stellen  und  sie  auch  von  seinem  Ge- 
sichtspunkte aus,  gestützt  auf  seine  Erfahrungen 
und  Beobachtungen,  beantworten. 

Es  ist  heute  aas  beredtem  Munde,  von  Herrn 
Scherrer-Füllemann,  nachgewiesen  worden,  und  es 
ist  that8ächlich  so,  dass  di_  demokratische  Ver- 
tretung Zürichs  in  den  60er  Jahren  mit  grossem 
Enthusiasmus  dieVolkswabl  derRegioruog  in  ihren 
Anregungen  auch  in  den  Schoss  der  Bundesver- 
sammlung hineingetragen  hat.  Nun  hat  im  Kanton 
Zürich  die  Volkswahl  in  30  Jahren  verschiedene 
Früchte  gezeitigt  Wenn  heute  Herr  Regierungsrat 
Schubiger  in  selbstzufriedener  Art  von  den  guten  j 
Früchten  der  Volkswahl  der  Regierung  im  Kanton 
St.  Gallen  gesproch.n  hat,  so  können  wir  ihm  nicht 
beipflichten.  Erbitterte  Parteikä'Jipfe  schlimmster 
Art  waren  bei  ans  die  Folge,  Herunterreissen  der 
Persönlichkeiten,  der  geachtetsten  Männer,  Hervor- 
ziehen der  Mittelmässigkeiten,  welche  durch  ihr 
Auftreten  nach  der  einen  oder  andern  Seite  weniger 


Verstössen  habon,  die  Schwierigkeit,  tüchtige  Männer 
zu  dem  Entschlüsse  zu  bringen,  sich  einem  solchen 
Amte,  einer  solchen  Wahl  zu  unterziehen.  Ich  kann 
sie  Ihnen  nicht  vorführen,  alle  die  Männer,  die 
diese  Erfahrungen  durchgemacht  haben,  die  von  der 
Volksmehrheit  bei  solchen  Wahlen  zurückgewiesen 
wurden.  Sie  kennen  sie  alle,  die  Zangger,  die 
Bleuler,  Forrer,  Geilinger,  ich  darf  hier  auch  meine 
Wenigkeit  nennen,  ich  bin  auch  einmal  durchge- 
fallen! Gerade  Leute,  die  nach  anderen  Seiten  hin 
Beweise  der  Achtung  des  Volkes  empfangen  hatten, 
die  mit  dem  Vertrauen  desselben  gewürdigt  -worden 
waren,  wurden  umgekehrt  durch  den  Kampf  der 
Partoion,  durch  dio  Leidenschaften,  die  sich  ent- 
fesselt hatten,  zurückgewiesen,  und  erst  nach  und 
nach  kamen  und  kamen  wir  auf  dem  Wege  des 
Kompromisses  zwischen  den  zwei  Hauptparteien 
dazu,  im  Kanton  Zürich  Wahlresultate  zu  erzielen, 
dio  uns  einigermassen  befriedigen. 

Ich  sage,  schon  in  Bezug  auf  das  Zustandehringen 
der  Wahlen  haben  sich  im  Kanton  Zürich  Früchte 
gezeigt,  die  nicht  mit  dem  Lobe  übereinstimmen, 
das  von  verschiedenen  Seiten  von  den  18  Kantonen, 
welche  die  Volkswahl  besitzen  (dleHalbkanloneund 
Landsgemeinden  inbegriffen)  betont  wurde. 

Aber,  meine  Herren,  beinahe  ebenso  schlimm, 
ais  diese  Seite  —  die  Schwierigkeit,  tüchtige 
Kräfte  zu  gewinnen  —  Ist  der  Umstand,  dass  wir 
Leute,  die  gewählt  worden  sind,  sich  ab  r  nicht 
als  befähigt  erwiesen  haben,  nicht  mehr  wegbringen, 
sodass  die  Regierungskollecien  zu  gewissen  Zeiten 
mit  Elementen  belastet  sind,  welcho  sich  den  grossen 
Anforderungen,  dir  wir  wenigstens  in  Zürich  an  die 
Regierung  stellen  und  zu  stellen  haben,  nicht  ge- 
wachsen zoigen  Und  doch  bringen  wir  die  Leute 
nicht  weg,  auch  mit  Kompromissen  nicht!  Pietäts- 
und andere  Gründe  spielen  mit,  und  s  haben  wir 
nicht  die  Regierung,  an  die  die  höchsten  Anforde- 
rungen gestellt  worden  können. 

Wenn  man  auf  der  einon  Seite  von  der  Demo- 
kratie vorlangt,  dass  si-  eine  starko  Regierung  her- 
vorbringe, dass  eine  starke  Regierung  als  Exe- 
kutive schalte  und  walte,  so  liegt  ein  Widerspruch 
darin,  wenn  man  auf  der  andern  S~itu  die  Wahlinsti- 
tutionen dahin  entwickelt,  dass  eine  starke  Regie- 
rung zur  Unmöglichkeit  wird. 

Aber  noch  ein  anderer  Widerspruch  liegt  in 
dieser  Wahlart.  Ich  erinnere  mich  eines  Mannes,  er 
war  seinerzeit  ein  geachteter  Bundesrat,  «S  war 
Herr  Scherrer;  in  einer  der  ersten  Tagungen  der 
neuen  vom  Volke  gewählten  Regierung  mit  dem 
Kantonsratw  wurde  das  Kontrollrecht  von  Seite  des 
Kantonsrates  gegenüber  der  Regierung  in  einer  Art 
und  Weise  geübt,  die  dem  betreffenden  Mitglied« 
nicht  «eil  1.  «Meine  Herren  Kantonsräte»,  war  die 
Antwort  Schcrror's,  «heute  sind  die  Dinge  anders, 
heute  sind  wir  nicht  mehr  von  Ihnen  abhängig, 
wir  kiimm .rn  uns  nicht  um  Ihr»  Einrede!«  Wenn 
heute  gesagt  wurde,  ich  glaube  von  Herrn 
|  Schubiger,  die  Bureaukratie  könne  sich  unter  einem 
vom  Volk  gewählten  Bundesrate  nicht  mehr  so  ent- 
wickeln, wio  sie  sich  jotzt  zu  entwickeln  im  Be- 
griff- sei,  so  sage  ich  umgekehrt:  der  aus  dem 
Volk,  gewählte  Bundesrat  wird  sieb  ähnlich,  wie 
Herr  Scherrer,  noch  mehr  darauf  versteifen:  Wir 
vom  Volke  ge\  finita)  Bundesräte  kümmern  uns  nich* 
um  die  Argumente,  die  Ihr  uns  entgegensetzt  1 
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loh  meine  also,  die  Erfahrungen,  die  man  ge- 
macht hat,  sind  Dicht  so  rosiger  Art 

Nun  habe  ich  gesagt,  die  Entwicklung  der  Volks- 
recht« oder  die  Entwicklung,  die  man  ihnen  in  der 
zweiten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts  zu  geben  suchte, 
könne  nicht  so  weit  gehen,  wie  dio  Entwicklung 
der  individuellen  Rechte.  Ich  erinnere  mich,  es 
war  im  Jahre  1885  in  diesem  Saale,  da  wurde  von 
geachteter,  beredter  Seite  die  Ihnen  bekannte  Mo- 
tion der  Herren  Zemp  und  Keel  aul  Eiulührung  des 
obligatorischen  Referendums  gestellt  und  mit  Warme, 
Feuereifer  und  Ueberzeugung  verfochten.  15  Jahre 
sind  beitdem  verflossen.  Verschiedene  Anläufe  wur- 
den in  Bezug  auf  diesos  obligatorische  Referendum 
gemacht,  aber  ich  glaube  die  Zeichen,  Erfahrungen 
und  Erscheinungen  nicht  falsch  zu  deuten,  wenn 
ich  sage:  Heute  wären  nicht  alle  dieso  Männer 
mehr  dafür  zu  hahen,  das  obligatorische  Referen- 
dum einzuführen.  Wie  das  obligatorische  Referen- 
dum im  kleinen  Kreise  seine  guten  Früchte  haben 
mag,  so  muss  es  in  einem  grossen  Staatswesen,  das 
vielseitige  Anforderngen  stellt,  je  länger  je  mehr 
offenbar  eine  negative  Wirkung  haben,  die  wir  im 
Kanton  Zürich  ebenfalls  konstatieren  können,  wo 
alle  von  verschiedenen  Parteien  und  In  guten  Treuen 
darnach  ringen,  unter  Festhaitung  des  demokra- 
tischen Gedankens  doch  auf  einen  Weg  zu  kommen, 
bei  welchem  die  negative  Seite  sich  woniger  zeigt 
und  für  die  Fortentwicklung  des  Staatswesens 
wenigur  gefährlich  ist 

«Panem  et  circenses»  war  der  Wahlspruch,  der 
in  alten  Zeiten  für  die  Entwicklung  und  die  Gesund- 
heit eines  Staates  als  massgebend  galt,  und  ich  halte 
dafür  und  möchte  es  bei  diesem  Anlasse  aussprechen, 
dass  wir  besser  thun  würden,  zum  Wohle  unseres 
Landes  unsere  geistige  Kraft  und  Intelligenz  dazu 
zu  verwenden,  in  der  Förderung  wirtschaftlicher, 
kultureller  Aufgaben  unser  Land  und  Volk  freier  zu 
machen,  unabhängiger  zu  stellen,  als  dazu,  dass 
wir  konstitutionelle  Formen  beseitigen  und  durch 
andere  ersetzen,  zu  welcher  Beseitigung  keine  Ver- 
anlassung vorliegt. 

Es  ist  heute,  auch  von  Herrn  Scherrer- 
Füllemann,  betont  worden,  dass  Herr  Professor 
Hilty  mit  Bezug  auf  die  amerikanischen  Ver- 
hältnisse und  dio  Uobertragung  derselben  auf  unser 
Land  doch  etwas  zu  schwarz  sehe.  Ich  weiss  nicht, 
ob  die  Zukunft  für  den  Fall,  dass  das  Sch  wcizervolk 
die  Initiative  betreffend  Wahl  des  Bundesrates  durch 
das  Volk  annehmen  sollte,  nicht  Herrn  Professor 
Hilty,  im  Gegensatz  zu  Herrn  Scherrer-Füllemann, 
recht  geben  würde.  Meine  Herren,  der  moderne 
Staat,  indem  er  dem  Staatssocialismus  oin  weit- 
gehendes Feld  eröffnet,  erhält  mohr  und  mehr  Funk- 
tionäre, das  liegt  auf  der  (lachen  Hand.  Indem  wir 
die  Eisenbahnen  verstaatlichen,  werden  wir  eine, 
seinerzeit  ja  belouto  grosse  Fülle  von  Funktionären 
des  Staates  erhalten.  Diese  sind  alle  Wahler.  Sie 
haben  in  den  Postan  :estellten  bereits  eine  sehr 
grosse  Zahl  derartiger  Funktionäre,  und  wenn  Sie 
das  Lebensmittelgesetz  und  alle  die  verschiedenen 
wirtschaftlichen  Postulate  durchführen,  wenn  Sie  zu 
der  Volksschule  kommen,  dio  vom  Bunde  unter- 
stützt worden  soll,  so  werden  Siu  tu  allen  diesen 
Funktionären  eino  Sunimo  von  Wäldern  erhalten, 


die  bei  der  Wahl  des  Bundesrates,  je  nachdem 

ihnen  ein  Chef  genohm  oder  nicht  genehm  ist,  ein 
sehr  massgebendes  Wort  einlegen.  Nicht  das,  was 
für  des  Landes  Wohl  und  Förderung,  für  die  Hoch- 
haltung dor  geistigen  und  intellektuellen  Anschau- 
ungen nötig  ist,  wird  massgebend  sein,  wenn  man 
etwas  Grosses  anstrebt,  sondern  die  kleinen  Brot- 
interesson  dieser  Leute,  die  ein  sehr  gewichtiges 
Wort  mitzusprechen  haben  werden.  Ich  meine,  wenn 
man  Freund  des  Staatssocialismus  ist,  wenn  man 
Freund  ist  der  Ausdehnung  der  Gewalt  des  Bundes, 
so  müsste  man  doch  diesen  Faktor  auch  mit  in  Be- 
rücksichtigung ziehen. 

Endlich  sagt  man :  Ja,  wenn  sieh  die  Saohe  doch 
in  einzelnen  Kantonen  bewährt  hat  und  sogar  in 
grossen  Kantonen,  wie  St  Gallon,  warum  soll  sie 
sich  nicht  auch  in  der  Eidgenossenschaft  bewähren? 
Ich  habo  in  dieser  Beziehung  einige  Momente  an- 
geführt, weshalb  ich  glaube,  dass  dies  nicht  der 
Fall  sein  wird.  Wenn  Herr  Decurtins  sich  darüber 
freut  und  sagt  es  sei  ein  grosser  Fortschritt,  dass 
sich  alles  in  gewerbliche  Genossenschaften,  einzelno 
Sondergruppen  aullöst,  so  habe  ich  die  gegenteilige 
Empfindung,  dass  das  für  die  Schweiz  kein  Glück 
ist.  Wenn  wir  schon  in  einzolnon  Kantonen  in  dieser 
Auflösung  in  einzelne  Gruppen  Schwierigkeiten  er- 
blicken für  das  Festhalten  des  Staatsgedankens,  der 
alle  Interessenkreise,  nicht  bloss  einzelno,  ins  Auge 
fassen  soll,  so  wird  diese  Auflösung  in  Sondergruppen 
im  Bunde  unheilvoller  wirken,  als  irgend  etwas  An- 
deres. Da  ist  der  Mikrokosmus,  auf  den  Makrakos- 
mus  übertragen,  von  der  schlimmsten  Wirkung. 

Und  wie  soll  man  sich  in  diesem  Saale,  wo 
Welsoh  und  Deutsch,  wo  Katholisch  und  Reformiert 
in  ihren  Anschauungen  einandor  so  viellach  gegen- 
übertreten,  wo  die  politischen  Strömungen,  die  ja 
zugegebenermassen,  wie  bereits  bemerkt  worden 
ist,  alle  demokratisch  sind,  die  aber  doch  sehr  ver- 
schieden auseinandergehen,  bei  der  Verschiedenheit 
der  Gegensätze  auf  Wahlprogramme  und  Wahllisten 
einigen  können  in  einer  Art  und  Weise,  dass  Kom- 
promisse abschliessbar  wären,  wie  Sie  es  meinet- 
wegen im  Kanton  Zürich  sind,  wo  höchstens  zwei, 
drei  Gruppen  eine  Einigung  erzielen  können,  wäh- 
rend wir  hier  die  verschiedensten  Strömungen  haben, 
wie  wir  jewoilen  bei  Anstrebung  einer  Reform  kon- 
statieren können,  wo  sich  alle  diese  Gruppen  auf  die 
Negation  vereinigen. 

Moine  Herren,  wir  wollen  nicht  bloss  einen 
starken  Bundesrat,  wir  wollen  vor  allom  aus  ein 
glückliches  Schweizerland,  ein  Schweizerland,  das 
gegenüber  den  riesigen  Fortschritten,  welche  die 
uns  umgebenden  Länder  machen,  in  wirtschaftlicher 
und  kultureller  Beziehung  Schritt  halten  kann.  Wir 
wollen  nicht  eine  Institution  schaffen,  dio  dadurch, 
dass  sie  liestoht,  das  geschlossene,  einige  Vorwärts- 
gehen hinJt  i  t.die  uns  zurückbringt  gegenüber  andern 
Völkern,  sondern  wir  wollen  vorwärts  marschieren, 
und  von  diesem  Standpunkte  aus  empfiehlt  Ihnen  der 
Zürcher  und  gute  Schweizer,  der  ich  als  solcher 
auch  sein  möchte,  die  Ablehnung  der  Initiativo. 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici,  1c  debat  est  interrompu.) 


»oa  Jut  a  Co.  in  . 


Digitized  by  Google 


Ben,  PrelUff  8.  Jral 


X.  Jahrg.  1900  X-  annee 


Ben«,  veHredl  8  Jolo 


Amtliches  #$^#?»$ 

stenosraiscIesBietiii^^ 

libweueriscnen  BmltsierairalQiij         Ns  23 


BULLETIN 

STfiNOGRAPHIQÜE  OFFICIEL 

L'ASSEMBLfcE  fMrALE 


8itznug  vom 


Nationalrat.  —  ConseiS  national. 

8.  Juni  1900,  nachmittags  5  Uhr.  -  Seance  du  8  juin  1900,  a  5 


heures  de  relevee. 


Voreitz 


mee:  } 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour  : 

Initiativbegehren  für  die  Proportionalwahl  des  Nationalrates 
und  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk. 

Demandes  d'initiative  tendant  a  l'introduction  du  Systeme  proportionnei  dans  les  elections  du  conseil  national 

et  a  la  noroinaMon  du  conseil  federal  par  le 

Fortsetzung.  —  8mte. 

308  hlevor.  —  Volr  iwm  803  i 


PrSstdent:  Wir  fahren  fort  in 
Ordnung.    Das  Wort  hat  Herr  Jeanhenry. 


M.  Jeanhenry:  Au  seuil  de  cette  discussion,  je 
crois  devoir  tout  d'abord  rendre  hommage  au  la- 
tent et  a  l'habiletc  deployes  ce  matin  par  M  Scher- 
rer-Fülleniann,  dans  les  discours  qu'il  a  prononces 
ä  l'appui  de  la  seconde  proposition  d'initiative,  visant 
feleclion  du  conseil  tederal  par  le  peuple.  Les  ini- 
lianta  ont  eu  efl  lui,  ccla  est  cortain,  un  tri*  ardent 
et  tres  habile  avocat  M.  Scherrer-FQllemann  n'a 
iaiss£  de  cote  aueun  des  argumenta,  meme  de  de- 
tail, qui  pouvaient  ctre  de  natura  k  militer  en  faveur 
de  su  IM—.  En  Stratege  consomme,  il  a  aligne  toutes 
ses  raison«  en  bJ  ordr»  de  batailL,  et  les  a  fait 
valoir  avec  unc  autorite  et  une  science  juridique 
incontestablea. 

Cette  demonstration,  messieurs,  vous  a-l-elle 


Ju  dois  vous  dire  que,  i>our  ma  part,  quelque 
seduisante,  quelque  specieuse  qu'elle  ait  öle,  cette 
demonstration  m'a  plutöt  fortifie  dans  la  conviction 
que  j'avais  dejä,  quo  c'etait  l'argumentation  con- 
traire  qui  etait  la  vraie. 

I!  ne  taut  pa»  nous  faire  des  illusions,  nous  Pom- 
mes ici,  messieura.  en  presence  de  deux  politiques, 
M.  Scberrer-Füllemann  preconise  la  politique  des 
dogrnatique»,  de  la  theorio  pure,  la  poli- 


tique doctrinale,  pour  ne  paa  dire  doctrinairc  par 
excellence,  la  politique  qui  tient  tout  entiere  dans  je 
ne  sais  quelle  chimere,  quel  ideal  demoeratique  sur 
lequel  j'aurai  ä  revenir  tout  k  l'heure. 

Je  soutiens,  de  mon  cot£,  une  politique  absolu- 
ment  opposee,  la  politique  scientifique  et  experi- 
mentale ,  la  politique  des  faits  illumines  par  les 
grands  prineipes  directeurs  du  droit  public  modern., 
la  politique  enfin  des  resultats  acquis,  fondee,  non 
sur  de  vaines  abstractions,   mais  sur  des  realites 

les  bc- 


ces 

qui 


et  qui 
et  la  vie  meme  du  pays. 
Et  maintenant  nous  allons  voir  comment 
deux  politiques  aboutissent,  dans  la  question 
nous  est  soumise,  a  des  solutions  differentes 
lesquelles  vous  aurez  k  tous  prononcer,  et 
vous,  le  peuple  suisse. 

Nolre  honorable  collegue  de  St-Gall,  M. 
rer-Füllemann,  a  cru  devoir  d'abord  etayer  son  ar- 
gumentation  de  considerations  historiques.  Remon- 
tant  pour  cela  jusqu'en  1848,  il  vous  a  dit  que  la 
Diele,  qui  etait  alors  la  seule  autorite  de  la  Confe- 
deration,  autorite  legislative  et  executive  tout  a  la 
fois,  avait  d&äignö  une  commission  pour  examiner 
la  question  de  savoir  comment  on  allait  remplacer, 
par  une  autre  Constitution,  le  pacte  de  1815,  re- 
connu  alisolument  insutlisant.  II  ajoute  que  cette 
commission,  plus  ou  moins  nombreuse,  avait  eu  4 
se  prononcer  specialement  sur  la  question  qui  nous 
c'est-a-dire  sur  le  mode  d'electxon  da  ooo- 
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■eil  föderal  et  que  cette  Solution  n'avait  ötd  ro- 
poussde  qu'a  une  voix  de  majoritd. 

M .  Scherrer-Fallemann  est  parti  de  la  pour  faire 
le  pr  du  parli  radical  et  lui  reprocher  amdre- 
ment  d'avoir  renid  ses  traditions  et  dcserte  ses  prin- 
cipes.  II  a  enfln  profitd  de  1'occasiOD  pour  sonner 
une  nouvelie  fois  le  glas  funebre  du  parti  radical 
et  prddire  sa  (in  prochaine. 

II  y  a,  messieurs,  26  ans  que  je  fais  de  la  po- 
litique  militante,  et  25  ans  que  j'entends  la  meine 
orawon  funebre,  de  teile  sorte  que  la  tirade  de 
M.  Scberrer-Füllemann  ni'a  fait  sourue.  Le  parti  ra- 
dical, en  effet,  n'en  a  pas  moins  des  lors  continud 
a  vivre  et  a  suivre  sa  mission  dans  le  pays,  a  teile 
enseigne  qu'un  de  ses  advprsaircs  lcs  plus  declarcs, 
un  des  coreligionnaires  poliliques  de  l'orateur,  n'hd- 
sitait  pas  &  dire,  l'autre  jour,  quels  mdrites  de  pre- 
mier  ordre  il  avait  eus  dans  l'organisation  et  la  di- 
rection  politique  de  la  Suisse  nouvelie  pendanl  un 

En  afflrmant  que  la  commission  de  la  diete 
avait  failli  admettre  la  proposition  de  faire  nommer 
le  ccnseil  föderal  par  le  peuple,  M.  Scherrer-Fülle- 
mann  a  probablement  puisd  ses  renseignements  dans 
le  volume  de  nolre  eminent  collcguo  M.  Hilly,  in- 
tituld  «  Les  constitutions  föderales  de  la  Suisse.  » 

Or,  ces  renseignements  semblent  dtre  inexacts, 
car,  dans  un  articlo  publie  par  M.  Numa  Drot,  il  y 
a  quelques  annees,  dans  la  <  Bibhothcque  univer- 
selle, je  us  ce  qui  suit : 

t  Le  protocole  imprimd  de  cette  commission 
(la  commission  de  la  diete)  contient,  page  182,  la 
notion  suivante  : 

<  En  co  qui  concerne  l'dlcction  du  President  et 
des  membres  du  conseil  föderal,  deux  propositions 
sont  faites,  l'une  de  faire  nommer  le  conseil  föde- 
ral (qui  dcvait  «Mre  compose  de  cinq  membres)  par 
les  chambres  reunies  ;  l'autre,  de  fairo  eliro  le  Pre- 
sident par  le  peuple,  deux  membres  par  la  cham- 
bre  des  reprdsentants  et  deux  membres  par  la  cham- 
bre  des  etats.  A  la  volalion,  il  a  etö  ddcidd :  a)  par 
dix-sept  voix  sur  vingt-deux,  que  l'election  serait 
faite  par  les  chambres  reu  nies,  et  b)  par  dix-neuf 
voix,  que  le  p resident  serait  choisi  de  la  memo  ma- 
niere  quo  les  conseillers  fdddraux,  parmi  ceux-ci.  » 

Teile  est  la  verite  documentaire,  saus  grande 
importance  du  reste  au  point  de  vue  de  cette  dis- 
cussion.  mais  qu'il  etail  interessant  de  faire  connutlre. 
Ainsi  en  18-18,  la  commission  de  la  diete  se  prd- 
sentait  donc  dans  les  conditions  quo  je  viens  d'in- 
diquer.  II  n'avait  jamais  etö  question  dans  ses  deli- 
berations  d'une  proposition  tendant  a  l'eleclion  du 
conseil  föderal  par  le  peuple,  mais  simplement  de 
la  nomination  du  president  de  la  Conföderation  par 
le  peuple,  les  autres  membres  etant  choisi«  par  le 
congres.  c'est-ä-dire  par  l'assemblde  föderale,  cham- 
bres reunies,  et  encore  cette  proposition  etait 
restee  en  minorite  et  n'avait  pas  ete  reprise  au  sein 
de  la  diete. 

Mais  ceci  n'est  qu'un  detail.  La  question  est 
plus  haute  et  eile  se  pose  pour  moi  de  la  maniere 
suivante: 

En  1847,  au  moment  oü  la  commission  de  la 
diete  se  reunissait,  la  Suisse  sortait  d'uno  crise  ter- 
rible.  La  sueire  du  Sonderbund  venait  de  flnir 
apre«  avoir  mis  la  Coufdddraüon  a  deux  doigU  de 
sa  perte. 


Tous  ceux  qui  avaieut  pria  part  a  ces  luttes 
intestines,  soit  dans  un  sens,  aoit  dans  l'autre,  s'e- 
taient  parfaitement  rendu  compte  de  rinsufflsance 
et  de  la  fragilitd  des  institutions  de  lo  Suisse  d'alora. 
Et  les  adversaires  du  Sonderbund,  en  particulier 
les  liberaux  suisses  sentaient  tres  bien  que  tant  que 
subsisterait  le  pacte  de  1815,  et  qu'un  pouvoir 
central  permanent,  conslitud  avec  le  concours  du 
peuple  suisse,  qui  n'avait  pas  ete  appele  jusque  Ii 
a  l'exislence  politique  ne  serait  pas  cree,  il  ne  pou- 
vait  pas  etre  question  de  faire  une  Suisse  nouvelie, 
se  mettant  a  l'unisson  des  autres  pays  et  enlrant 
avec  eux  a  pleines  voiles  dans  la  voie  du  progres 
politique  et  social.  Jusqu'alors,  en  effet,  on  n'avait 
parld  sous  l'empire  du  pacte  de  1816,  que  des  peu- 
ples  des  cantons.  Les  membres  de  la  diete  etaient 
eux-memes  des  ddputds  a  mandat  impdratif  qui  vo- 
laient  selon  des  Instructions  de  leur  gouvernement 
et  non  selon  leur  conscience. 

Pareil  Systeme  ne  pouvait  dvidemmenl  pas  du- 
rer. Mais  il  fallut,  —  comme  ce  fut  presquo  tou- 
jours  le  cas  dans  notre  pays,  —  une  secousse 
formidable,  le  Sonderbund,  pour  en  sortir  et  per- 
mettre  ä  la  diete  de  r&aliscr  l'imago  d'une  Suisse 
nouvelie,  ediflöe  sur  de  toutes  autres  bases  consti- 
tutionnelles  que  Celles  qui  avaient  existd  jusqu'alors. 
II  s'agissait  de  faire  passer  la  Suisse  de  Confödera- 
tion d'etats  ä  l'etat  föddratif,  d'appeler  pour  cela  ä 
la  vie  politique  le  peuple  suisse  et  de  erder  un 
pouvoir  central  permanent  pour  l'dlection  duquel 
il  aurait  son  mot  ä  dire  a  cötd  des  cantons,  ou 
mdme  absiraction  faite  de  ceux-ci. 

C'est  en  pr&sence  de  ce  piobleme  que  se  sont 
trouves,  en  1847,  les  membres  de  la  diete  fdddrale. 
Iis  ont  cherebd  a  l'dluc;der,  sans  avoir  derriero  eux 
comme  c'est  le  cas  pour  nous  aujourd'hui,  une  tö- 
ne de  faits  ä  consulter,  d'expdriences  de  toule  na- 
ture  pouvant  les  renseigner  et  leur  indiquer  la  voie 
ft  suivre.  Iis  ont  travailld,  pour  ainai  dire,  sur  la 
table  rase,  n'ayant  ä  se  prdoccuper  en  rdalitd,  que 
des  questions  de  pure  thdorie  et  de  pure  doctrine. 

II  n'est  pas  difflcile  de  se  rendre  compte  que 
dans  ces  conditions  lcs  propositions  les  plus  diver- 
gentes pouvaient  surgir. 

Kien,  ou  presquo  rien  soit  dans  le  domaine  dea 
faits  historiques,  soit  dans  la  tradition  expdrimen- 
tale  n'indiquait  a  la  diete  de  quel  cötd  eUe  devait 
se  diriger.  Elle  pouvait  tres  bien  concevoir  Tidde 
d'un  conseil  föddral  diu  par  le  peuple,  ou  d'un 
conseil  föddral  diu  par  ra&scmblde  fdddrale  ou  mdme 
d'un  pdrsident  de  la  Confeddration  ddsignd  par  le 
sulfrage  populaire,  t&ndis  que  les  autres  membres 
du  conseil  föddral  anraient  dtd  ddsignes  par  l'as- 
femblde  föderale.  Tous  lej  systdmes  dtaient  pos- 
sibles  et  pouvaient  dtre  appoitds  sur  la  table  des 
ddlibdrations.  En  somtnes-nous  la  aujourd'hui?  Je 
dis  que  non.  Pourquoi  ?  Parce  qu'il  s'est  produit 
depuis  1848..  un  fait  considerable  et  dont  nous  de- 
vons  tenir  compte,  sous  peine  d'errer  dans  de 
pures  abslractions  doctrinales  ne  rdpondant  &  rien. 
II  s'est  produit,  dis-jc,  ce  fait,  c'est  que  la  didte  a 
rtccidd  que  le  conseil  föddral  composd  non  plus  de 
5  membres  comme  le  voulait  la  commission, 
mais  de  7  membres,  serait  diu  par  rassemblde  fd- 
ddrale, les  deux  chambres  rdunies  et  non  dirocte- 
ment  par  le  peuple.  Or,  co  conseil  föddral  a  vdcu, 
foncüonne,  agi,  dirigd  les  destindes  du  pays,  admi- 
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niatre  la  Confeddration,  durant  plus  d'un  dcroi- 

siecle  et  tout  cela,  messieurs,  dans  les  COndttiOM 
que  vous  savez.  Jamais  depuis  que  la  Suisse  existe, 
notre  pays  na  6t6  auasi  heureux,  aussi  prospere, 
jamais  il  n'a  suscite  autant  denvieux  partiii  les  pays 
qui  l'entourent,  jamais  il  n'a  ete  plus  bonorö  et 
plus  respecti5  par  l'etiangcr. 

Teile  est  la  veritö  vraie,  la  v«iritö  incontestable, 
la  verite  historique  et  aujourd'liui  on  vientnousdire: 
oui,  cela  est  peut-fitre  vrai,  mais  cela  ne  fait  rien 
il  faut  quand  memo  changer  tout  cela.  Et  pourquoi 
je  vous  prie?  Quelle  est  la  raison  topique  qui  doit 
nous  engager  a  faire  ce  saut  dans  l'inconnu  ?  Com- 
ment!  un  procedö  qui  a  donnö  de  si  bons  resul- 
tata,  qui  a  permis  a  l'autoritö  executive,  durant 
quarante  annees,  de  voir  entrer  dans  son  sein  des 
citoyens  de  premier  ordre,  qui  auraient  joue  dans 
n'importe  quel  pays  du  monde,  un  röle  politique 
considdrable,  des  hommes  comme  Jonas  Furrer,  de 
Zarich,  Henri  Druey,  le  landammann  Heer,  Emile 
Welti,  Louis  Ruchonnet,  Numa  Droz,  devrait  tout 
simpleraent  etre  mis  au  rancart?  Pourquoi0  Pour 
le  plaisir  d'inventer  dautres  procödüs,  de  creer  un 
nouveau  Systeme'?  Je  dis  qu'on  ne  fait  pas  serieu- 
sement  de  la  polilique  de  cette  facon  et  que  cette 
politique  est  une  politique  de  lantaisie.  Ah!  je 
comprendrais,  messieurs,  la  proposition  des  initiants, 
si  Ton  pouvait  nous  apporter  de«  faiis  prouvant 
l'utüite.  la  ne  •■  meme  d'un  tel  changement, 
et  demontrant  les  deTectuosites  du  mode  de  notni- 
nation  actuel.  Mais  les  conseils  federaux  qui  se  sont 
succedö,  depuis  1848,  ont-ils  616  animes  d'un  mau- 
vais  esprit,  ont-ils  mal  dirige  les  deslinees  de  notre 
pays,  se  sont-ils  montres  införieurs  a  leur  Situation? 
Le  choix  des  chambres  r^unies  en  congres  a-t-il 
ete  mauvais,  influence  par  la  brigue  et  l'intrigue, 
par  de  basses  et  vilaines  passions  qui  ne  se  seraient 
jamais  manifestees  au  sein  du  peuple?  Non,  n'est- 
ce  pas. 

Alors  qu'invoque-t-on  pour  changer  de  Systeme? 
Etant  donne  la  Situation  que  je  viens  de  caracteri- 
ser,  et  dans  l'impo*aibilite  oü  Ton  est  de  trouver 
le  deTaut  de  la  cuirasso  et  de  soutenir  avec  quel- 
que  chance  de  succes  que  le  conseil  föderal  n'a 
pas  >:te  a  la  bauteur  de  sa  tache,  on  fait  appel  ä 
je  ne  sais  quelle  vague  idee  d£mocratique. 

Entendons-nous  bien,  messieurs,  ne  nous  laissons 
pas  eblouir  par  des  mots  ou  des  formules  aussi 
vaines  que  retentissantes.  L'ideal  demoeratique !  Je 
n'en  connais  qu'un  pour  ce  qui  me  concerne,  c'est 
celui  qui  vise  k  la  prospente  du  pays,  a  l'honneur, 
k  la  dignite,  au  bonbeur  de  la  nation.  Je  n'en  con- 
nais pas  d'autre.  Tout  ce  qui  est  cn  dehors  de  ce 
seul  but  ä  poursuivre,  est  d'ordre  secondaire.  Evi- 
demment  que  les  moyens  mis  a  notre  disposition 
ou  que  nous  devons  creer  pour  parvenir  ä  la  rea- 
lisation  de  cet  ideal  doivent  6lrc  mureroent  exami- 
nes,  discutes.  Ce  ne  sont  pas  des  choses  sans  im- 
portance.  Mais  il  ne  faut  pas  confondre  le  moyen 
avec  lo  but,  sinon  on  rbque  de  se  tromper  du  tout 
an  tout  et  de  faire  fausee  route.  S'agissant  dans  la 
question  qui  nous  occupe,  de  realiter  l'ideal  demo- 
eratique, c'est-a-dire  d'arriver  a  constituer  un  bon 
gouvernement,  est-il  neceasaire  de  le  faire  nommer 
par  le  peuple  ? 

Messieurs,  le  gouvernement,  dans  tous  les  pays 
da  monde,  coastitue  s'U  est  ■  la  bauteur  de  sa 


mission,  un  Instrument  puissant  de  progrfes  et  de 

prosperite  materielle  et  morale,  mais  cela  n'iraptique 
en  aueune  fagon  qu'il  doive  etre  necessairement 
elu,  pour  remplir  ces  couditions,  par  une  instance 
plutöt  que  par  une  autre.  La  grosse  aßaire,  c'est 
qu'il  soit  bien  cornpose,  c'est  que  les  raembres 
soient  choisis  parmi  les  citoyens  honnetes,  loyaax, 
intelligent»  et  eapablos.  Et  je  prtStends,  que  depuis 
1848,  le  mode  d'eleclion  pratiquö  jusqu'ä  present 
nous  a  donne  d'excellents  resultats.  Sans  doute, 
nous  n'a vo ns  pas  toujours  cu  au  sein  de  l'autorite 
executive  des  hommes  de  la  valeur  do  ceux  dont 
je  viens  <lo  prononcer  les  noms,  ce  sont  Ik  des  ex- 
ceptior.s,  la  fleur  do  ces  hommes  d'etat,  ceux  qui, 
comme  je  le  disais  tout  ä  l'heure,  auraient  joue 
dans  n'importe  quel  pays  et  sur  n'importe  quel 
tbeätre,  le  role  que  leur  assignait  leur  genie  poli- 
tique. Mais  d'une  maniere  generale,  le  pouvoir  exe- 
cutif  de  la  Confödöration,  on  peut  raflirmer  sans 
crainte,  a  ele  cornpose  d'horames  devoues  dont 
l'activite  a  ete  utile  et  feconde  et  qui  ont  ele  eo- 
toures  do  1'afTcction  et  de  restime  du  peuple  suisse. 

Je  dis  donc  quo  l'argument  tire  de  l'ideal  de- 
moeratique ne  porte  pas,  et  qu'il  s'agit  ici,  non 
pas  d  une  question  de  principe,  mais  d'une  ques- 
tion d'application  et  de  procedure.  Des  l'instant  oü,  ■ 
gräce  au  mode  actuel,  on  peut  arriver  ä  composer 
un  conseil  federal  tel  que  celui  que  nous  avons  vu 
ä  l'ceuvre  au  cours  des  annces  disparues,  il  n'y  a 
aueune  raison  pour  en  changer. 

On  a  oppose  a  juste  titre,  dans  la  discossion 
du  projet  des  initiants,  le  peril  federatif.  M.  Scherrer- 
Fullemann  a  passe  lä-dessus  comme  Chat  sur  braise, 
ou  plutöt  il  a  cru  demolir  cet  argument  en  quelques 
phrases  plutöt  malheureuses  et  qui  ne  proavent 
rien,  il  s'est  borne  ä  signaler  ce  fait  que  les  raem- 
bres  du  conseil  des  etats  jouaient  un  role  infime 
dans  la  noraination  du  conseil  tederal,  qu'en  oulre 
ils  ne  representaient  plus  qu'eux-memes  et  non  pas 
les  cantons  dont  ils  ßtaient  le«  dölegues,  ce  qui 
etait  demontre  tous  les  jours  dans  la  pratique,  par 
le  fait  qu'il  y  avait  souvent  des  representants  d'un 
merae  etat  qui  dans  la  m&me  question  ämettaient 
des  votes  divergents  et  contradictoires.  Une  chose 
est  certaine,  c'est  que  rargumentalion  omployee 
par  M.  Scherrer-Füllemann  est  contraire  a  la  vörite 
constitutionnelle  puisqa'aux  termes  de  la  Constitu- 
tion federale  la  souverainete  de  la  Confederation  se 
compo-se  de  deux  Clements,  le  peuple  et  les  can- 
tons ayant  leur  represenUtion  dans  le  conseil  na- 
tional et  dans  le  conseil  des  ötats.  Quand  ces  deux 
llöments  constitutife  de  la  souverainete  föderale 
parviennent  par  une  combinaison  ou  plutöt  par  une 
fusion  d'ailleurs  exceptionnelle  et  voulue  k  ce  titre, 
A  ömetlre  un  vote,  la  decision  intervenue  est  celle 
qui  repond  k  l'Otat  föderatif.  Mais  si  vous  sappri- 
mez  Tun  de  ces  Clements,  si  vous  faites  nommer 
les  representants  du  conseil  federal,  seulement  pax 
Tun  des  elements  constitutifs  de  la  souverainete  de 
la  Confederation,  il  est  certain  que  l'autre,  tout 
aussi  important,  disparatt,  et  que  vous  marchez  in- 
contestablement,  quo  M.  Scherrer-Füllemann  le  veuille 
ou  non,  vers  l'etat  unitaire.  C'est  ce  qae  repondait 
deja  Ruchonnet  a  Carteret,  dans  la  discuasion  de 
la  question  au  conseil  national  en  1878 ;  c'est  ce 
qu'afflrmait  (galement  Numa  Droz  dans  ses  6crits 
et  ses  discours,  c'est  ce  qu'a  repete  oe  matin  M. 
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Hilty,  c'est  en  on  mot  la  vöritö  constitutionnelle 
que  toutes  les  arguties  de  M.  Sehen  er-Fiillemann  ne 
parviendront  pas  a  dötruire. 

Autre  argument,  celui  de  la  mefiance!  M.  Scher- 
rer-Füllemann prötend  qu'il  est  necessairo  d'avoir 
un  pouvoir  exöcutil  fort,  indöpend.-wt  de  l'assem- 
blee  lögislaUve,  pouvant  traiter  de  pair  avec  cette 
derniere,  toutes  les  questions  qui  so  posont  et  ne 
devant  rendre  compte  qu'au  peuple  lui-möme  donl 
il  tiendrait  ses  pouvoirs. 

Messieurs,  franchoment.  je  vous  avoue  quo  je 
ne  comprends  pas  ce  langage  dans  la  bouche  d'un 
republicain  suisse.  Ne  voit-on  pas  le  danger  qu'un 
tel  Systeme  ferait  courir  ä  nos  libres  inslilutions ? 
Nous  aboutirions  fatalement  au  bout  de  quelque 
tempsä  l'anarchie  et  au  gachis. 

Je  dis  donc  que  la  röforme  projclöe  ercorait 
une  Situation  impossible,  mauvaise,  dangereusc. 
qu'ellc  susciterait  toute  eapece  de  conflits,  mettr.nt 
en  peril  le  libre  jeu  de  nos  inatitutions  et  qu'il  n  y 
aurait  peut-etre  plus  qu'un  pas  a  faire  —  et  c'est 
la  le  vöritable  danger  —  pour  armer,  en  sous- 
trayant  les  actes  du  pouvoir  exöcutif,  du  gouverno- 
ment,  au  contröle  de  la  reprösentation  nationale,  a 
la  dictature. 

Voulons-nous  faire  ce  pas,  demolir  ce  que  nous 
avons  pöniblement  ödifie  depuis  184ö?  Je  ne  le 
pense  pas.  Du  reste,  ici  encore,  dans  tous  les  pays 
hbres,  le  parlement  n'est-ii  pas  au-dessus  du  gouver- 
nement? N'existe-t-il  pas  une  certaine  Hierarchie  nö- 
cessaire  des  pouvoirs  publica  ?  Mais  c'est  la  l'a.  6.  e. 
du  droit  public  de  toutes  les  nalions  civilisees. 
La  representation  nationale  a  toujours  etö  au-des- 
sus  du  gouvernement.  Le  pouvoir  legislatif  fait  la 
loi,  qui  n'esi  que  la  forme  materielle  et  tangible 
de  la  volonte  nationale.  II  est  en  möme  temps  une 
autoritö  de  surveillance  et  de  contröle.  C'est  ä  lui 
que  le  pouvoir  executif  est  appelö  a  rendre  ses 
comptes.  Jamais  le  conseil  föderal  w  s'esi  senti 
amoindri,  ni  dösorientö,  ni  arrete  dans  son  elan 
par  ce  contröle  necessa.ro.  je  le  repöte,  du  parle- 
ment. II  est  restö,  au  contrairc,  l'autoritö  d'initiative 
par  excellence.  Vouloir  aller  plus  loin  et  le  soas- 
traire  au  contröle  et  ä  la  surveillance  de  la  repre- 
sentation nationale,  c'est  faire  ögalement  fausse 
route. 

M.  le  rapporteur  de  la  majoritö  de  la  commis- 
sion  a  Signale,  avec  beaueoup  d'ä  propos  et  de  rai- 
son, les  duTicultes  qu'il  y  aurait  pour  organisor  le 
suffrage  universel,  de  maniere  ä  le  meltre  en  me- 
sure  de  nommer  le  conseil  föderal. 

M.  Scherrer-Füllemann  prötend  que  toutes  ces 
difflcultes  n'existent  que  dans  l'imagination  de  ceux 
qui  combattent  la  proposition  des  initiants,  que  par 
consequent  on  peut  purement  et  simplement  passer 
outre.  Ce  n'est  pas  mon  opinion.  Je  crois,  au  con- 
traire, qu'en  passant  de  la  tbeorie  ä  la  pratique  on 
se  heurterait  ä  des  difficultes  nombreuses  et  pour 
ainsi  dire  insurmontables.  II  n'y  a  den  ä  ajouter 
■ur  oe  point  ä  la  lumineuse  demonstration  faite  par 
M.  le  rapporteur  de  la  majorite.  L'argumentation  de 
M.  Scherrer-Füllemann  n'a  pu  convaincre  personne, 
parce  qu'elle  ötait  trop  superficielle  et  n'allait  pas 
au  fond  des  choses.  II  n'a  pas  trouve  l'argument 
topique  qu'il  cberchait,  pour  la  bonne  raison  que 
cet  argument  n'existe  pas  et  que  toute  son  habilete 
etait  ixnpuissante  a  le  CT 6er. 


Enfln,  l'honorable  depute  du  canton  de  St-GaB 
a  forniule  pour  justiüer  la  proposition  des  initiants, 
une  theoric  contre  laquclle  je  m'eleve. 

M.  Scherrer-Füllemann  nous  a  dit  textuellement 
que  tous  les  partis,  ayant  quelque  importance,  de- 
vaient  ötre  representes  dans  le  conseil  föderal,  et 
que  cette  necessite  etait  une  condition  attachee  a 
la  Constitution  d'un  bon  gouvernement. 

I"  dis  que  cette  tböorie  est  fausse,  contraire  a 
la  doctrine,  contraire  ögalement  a  l'experience  des 
siöcles  et  aux  lecons  de  l'histoire.  II  faut  möcon- 
naitre  absolument  la  nature,  ressence,  le  caractere 
partieuher  du  pouvoir  exöcutif  pour  admettre  qu'on 
puisse  faire  figurcr  sans  danger  dans  sa  composi- 
tion,  une  reprösentation  de  tous  les  partis.  Et  pour- 
quoi  ?  Parce  que,  s'il  est  admissible,  excelleni.  meme 
nöcessairo  qu'il  y  ait,  dans  le  pouvoir  lögislalif,  qui 
re;röscnte  le  pouvoir  qui  döliböre,  discute  et  decide, 
une  representation  de  toutes  les  opinions,  cette  re- 
prösentation est  lo;n  de  s'imposer,  au  contraire, 
dans  le  gouvernement.  Au  fond,  si  vous  y  regar- 
dez  d'un  peu  pres,  le  gouvernement  n'a  pas  d'autre 
chose  ä  faire  qu'a  exöcuter  les  döcisions  prises  par 
le  pouvoir  legislatif  c'est-a-dire  en  röalitö  par  la 
majoritö  de  ce  pouvoir.  C'est  la  son  röle  et  sa  mis- 
sion.  Et,  comme  dans  le  parlement,  c'est  la  majo- 
rite qui  decide  a  quelle  Solution  le  pays  s'est  ar- 
rete sur  une  quesüon  döterminöe,  le  gouvernement 
devient  ainsi  l'exöcuteur  des  volontes  de  la  majo- 
rite, qui  reprösente  la  volontö,  le  sentiment  et  la 
conscience  nationales 

Dans  tous  les  pays  libres  du  monde,  eu  effet, 
on  a  envisagö  que  le  gouvernement  devait  etre  l'e- 
manation  de  cette  majoritö,  aßn  d'exöcuter  ses  dö- 
cisions dans  l'espnt  qui  les  avait  dictöea.  C'est  la 
raison  pour  laquelle  on  a  visö  partout  a  l'bomogö- 
notö  et  ä  l'unitö  de  gouvernement,  sa  composilion 
mixte  etant  envisagee  comme  une  cause  de  fai- 
blesse. 

Nous  sommes  un  peu  revenus,  il  est  vrai,  dans 

notre  pays,  de  cette  regle  absolue,  mais  parfaite- 
rnent  juste  et  tationnelle,  et  que  pratiquent  tous  les 
ötats  ä  rögimo  repröaentatif,  pa.  ticulierement  l'An- 
glcterre,  le  pays  par  excellence  du  parlementarisme. 
Nous  sommes  revenus  de  cette  regle,  dans  les  can- 
tons  d'abord,  envisageant  qu'il  ötait  sans  danger  de 
permeltre  a  l'opposition  d'elre  reprösentöe,  möme 
au  sein  du  gouvernement.  La  pratique  que  nous 
avons  suivie  ä  cot  ögard  et  qui  ötait,  je  le  röpete, 
fausse  en  tböorie,  n'a  pas  donnö,  je  le  reconnais, 
de  mauvais  resultats  dans  la  pratique.  Nous  nous 
sommes  bien  tires  de  cetto  expörience.  Nous  en 
tirerons-nous  toujours  aussi  bien  ?  La  quesüon  pour- 
rait  se  poser  indöliniment  et  n'ötre  jamais  rösolue, 
chacun  interprötant  les  faits  ä  sa  maniöre. 

Je  constate  qu'avec  ce  Systeme,  il  a  pu  arriver, 
ici  et  lä,  qu'a  un  moment  donnö,  dans  un  canton 
oü  les  passions  politiques  ötaient  surexcitöes,  la  ma- 
joritö du  conseil  d'ötat  se  soit  vue  forcöe  de  se 
röunir  en  dehors  du  ou  des  membres  de  la  mino- 
ritö,  pour  dölibörer,  en  caueus,  sur  certains  sujets, 
adn  de  ne  pas  livrer  les  secrets  du  parti  dominant 
a  l'adversaire.  Et  je  pense  qu'un  systöme  qui  abou- 
tit  ä  de  tcls  resultats  est  mauvais.  Mais,  en  somme, 
je  ne  röcrimine  pas,  parce  que  de  plus  en  plus  dans 
la  pohtique  cantonalo,  on  fait  de  radministration, 
ce  qui  röduit  les  inconvenients  du  systöme.  Mais  s'a- 
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gissant  du  gouvemeraent  de  la  Confederation,  cc 
n'est  pius  la  meine  chuse.  Le  gonvercemeiit  do  la 
Confederation  est  un  corps  e-senticllemer.t  polttique, 
ayant  des  interets  poliliques  de  preinier  ordre  a 
sauvegarder  et  ä  defendre,  ce  qu'il  ne  puut  faire 
ulilemcnt  que  s'il  regne  uans  son  sein  une  indis- 
pensable unite  de  pensee  et  d'action. 

Est-il  possible  d'admettre  que  le  conseil  föderal 
se  livre  a  des  discussions  plus  oti  moins  bysantines 
au  sujet  des  decisions  de  la  majorite  du  parlemeut  ? 
Remplirait-il  ainsi  son  röle  de  pouvoir  execulif'?  Je 
ne  le  pense  pas,  et  si,  par  exception,  nous  avons 
introduit  dans  le  conseil  federal  un  representant  de 
la  plus  impoitante  minorite,  dont  nous  avons  d'ail- 
leurs  fait  choix  nous-memes,  il  aerait  dangeieux  au 
Premier  chef  d'etablir  en  principe,  comme  le  veut 
M.  Scherrer-rullemann,  que  cette  representalion  des 
minorites  est  de  droit.  L'autorite  politxiue  sup6- 
rieure  de  la  Contedöration,  chargee  de  veiiler  a  tous 
nos  interets,  au  dedans  et  au  dehors,  doit  a'iuspi- 
rer  d'une  politique  honnete,  loyale  et  fenne,  sachant 
ce  qu'elle  veut  et  oü  eile  va. 

Or,  un  conseil  federal  elu  dans  les  conditions 
que  nous  indique  M.  Scherrer-Füllemann  et  quise- 
rait  une  veritable  macedoine  serait  insufflsant  ä  rem- 
plir  cette  mis&ion,  et  je  ne  comprends  pas  m6me 
qu'on  puisse  en  avoir  la  pensee. 

rabrege  vu  l'heure  avancee  et  je  conclus. 

Vous  avez  ä  choisir,  en  somme,  entre  deux  po- 
liliques, comme  je  le  disais  au  debut  de  ce  dis- 
cours,  celle  d'un  soi-disant  ideal  democratique,  qui 
ne  repond  en  realite,  &  rien  dans  le  peuple 
et  celle  des  realitcs  contingentea  et  de! 
acquis.  Quant  ä  moi,  je  n'ai  aucun  doute  sur  la 
reponse  que  vous  ferez  vous-memes  et  le  peuple 
ensuite,  ä  la  question  ainsi  posee. 

Et  je  termine  en  vous  rappelant  le  mot  d'un 
ecrivain  etranger  trea  distingue  qui,  apres  avoir 
etudie  nos  libres  institutions,  rendait  ä  notro  pays 
1'hommage  le  plus  delicat  en  le  definissant  comme 
suit  : 

t  LaSulsse  est  une  «publique  teroperee  par  le 

bon  sens.  » 

C'est  pour  ne  pas  faire  mentir  cet  eloge  que  je 
me  prononce  contra  l'initiative  populaire  tendant  a 
la  notnination  du  conseil  federal  par  le  peuple  et 
que  je  me  rallie  aux  propositions  de  la  majorite  de 
la  commission. 


M.  Triquet:  Pour  la  seconde  fois  je  dois  re- 
connaltra  que  je  me  trouve  en  desaccord  avec  mes 
collegues  de  la  deputation  genevoise.  J'ai  entendu 
developper  d'excellents  argumenta  en  faveur  de  la 
premiere  motion,  l'election  du  conseil  national  par 
le  peuple  d'apres  le  Systeme  proportionnel,  raais  je 
dois  dire  que  contre  la  seconde  motion,  election 
du  conseil  federal  par  le  peuple,  je  n'ai  pas  entendu 
d'aussi  bons  argumenta  et  je  crois  pouvoir  dire  quo 
les  rapports  de  la  majorite1  de  la  commission,  sur- 
tout  le  francais,  m'ont  au  contraire  fourni  quelques 
argumenta  en  faveur  de  l'opportunite  et  preaque  de 
la  necessite  qu'U  y  a  ä  ce  que  la  proposition  con- 
cernant  l'election  du  conseil  federal  par  le  peuple 
soit  prise  en  serieuse  consideration  par  les  cbambres 


et  le  pays.  Je  suis  heurcux  de  constater  que  parmi 
tes  tl.soviurs  qui  ont  ete  piononce?,  suitout  sur  la 
seconde  question,  aucun  n'a  revi'tu  le  caractere 
perSOCOe]  que  l'On  auruit  pu  craindre  de  voir  sur- 
gir;  nous  avons  tous  la  conviction  que  le  projet 
qui  nous  est  presente  ne  revet  pas  ce  caractere. 
II  ne  s'agit  en  aucuue  facon  de  critiquer  les  ci- 
toyena  emuients  et  devoues  qui  eonstituent  le 
conseil  federal  actucl,  pas  plus  que  ceux 
qui  les  ont  precedes,  il  s'agit  seulemenl  de  sa>oir 
si,  ütani  doune  les  circa nstances  qui  se  son*  pro- 
duites  surtODt  dupuis  1874,  U  n'y  a  pas  lieu  de 
donner  au  peuple  suisse  un  moyen  de  contröle 
plus  actif  et  plus  dircct  que  cclui  qu'il  possede  au- 
jourd'hui  sur  le  conseil  federal. 

Comme  on  vous  l'a  dejä  dit,  la  question  n'est  paa 
nouvelle  et  il  n'est  pas  nouveau  non  plus  qu'un 
depute  du  canton  de  Geneve  s'y  montre  favorable. 
M.  le  tapporleur  francais  de  la  majorite  de  la  com- 
misaion a  rappele  quo  l'origine  de  ce  debat  eut 
lieu  ä  l'occasion  de  la  revision  de  la  Constitution 
en  1872,  il  a  dit  qu'un  citoyen  que  nous  avons 
v.'nt-re  ü  Geneve,  M.  Carleret,  avait  omis  une  opi- 
nion  semblable  ä  celle  des  initiants  pour  la  nomi- 
nation  du  conseil  federal.  La  question  remonte  en- 
core  plus  haut  et  je  put«  rappcler  le  nom  d'un 
autre  citoyen  de  Geneve,  qui  lui  aussi  etait  parti- 
san  de  cette  maniere  de  voir  et  l'a  soulenue  ä  Zü- 
rich, M.  Moise  Vaulier.  Dans  la  Feuille  föderale  oü 
se  trouve  reproduit  le  rapport  de  la  commission 
du  conseil  national  du  21  septembre  1865,  je  Iis 
ce  qui  suit  : 

c  L'assemblee  de  cercle  de  la  soci£te  da  Grutli 
dans  son  adrease  dateo  de  Bionne  4  juillet,  exprime 
les  vgbux  suivants : 

3.  «  Election  du  conseil  federal  par  le  peuple. 

4.  c  Mode  de  votation  general  dans  toute  la 
Suisse  pour  l'election  du  conseil  federal,  du  conseil 
national  et  du  conseil  des  etats.  » 

Plus  loin,  M.   Vautier  emettait  le  vobu  que 
voici : 

<  Sur  les  sept  membres  composant  le  con 
federal,  deux  au  moins  devront  appartenir  a  la  ! 

romande. 

<  Le  conseil  federal  est  renouvele  integralement 
apres  chaque  renouvellement  du  conseil  national.  > 

L'origine  de  la  question  est  donc  anterieure  a 
1872.  Vous  pouvez  tous  etonner  qu'un  depute  da 
plus  petit  des  cantons  romands  vienne  aujourd'hui 
preconiser  l'election  du  conseil  federal  par  le  peuple, 
vous  pourriez  sans  doute  lui  objecter  que  le  canton 
de  Geneve  pourra  se  trouver  preteritö  et  qu'en 
raison  des  interels  considerables  que  Geneve  a  a 
defendre  aux  chambres  et  au  conseil  federal,  un 
depute  de  ce  canton  devrait  au  contraire  faire  son/ 
possible  pour  perpetuer  le  Systeme  actuel  et  faic«  ^ 
en  sorte  de  rendre  plus  frequente  la  representation 
des  Genevois  au  conseil  federal.  Malgrö  tout  j/ ne 
partage  pas  cette  maniere  de  voir,  et  je  crois  qrf^ 
l'influence  du  canton  de  Genöve  aux  chamfcre^^St 
au  conseil  federal,  se  fera  toujours  sentir,  ptree  que 
ces  autorites  auront  toujours  de  la  sollicitude  pour 
les  jjrands  interete  que  Geneve  represente  &  rextre- 
mite  de  la  Suisse. 

Dans  le  rapport  francais  de  la  majoritö  de  la 
CommiMion,  j'ai  retenu  deux   mots   qui  me  "fug- 
uelques  renexions.  M.  le   rapporteur  di- 
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•*it  qu'il  ne  s'est  den  produit  depuis  1074  qui 
soit  de  nalure  &  nous  engager  ä  changer  t  'etat 
actuel  de  nos  instituti  politiquea,  et  il  rappelait 
un  mot  qu'un  autre  grand  concitoyen,  M.  Ruchon- 
net,  diaait  volontier»  ä  ses  familiers  lorsqu'ils  se 
montraient  trop  presses:  da  poiro  n'est  pas  bOk  I » 
Le  premier  bourgeon  de  cetle  poire  s'est  montre 
en  1865,  il  est  arrive  a  l'eflloreseence  en  laTJ,  en 
sorte  que  la  poire  doit  etre  consideree  aujuurd'bui 
comme  suffisamment  müre  pour  pouvoir  etre  cueil- 
Ue.  II  ne  s'est  rien  passet  dües-vous,  d'assez  grave 
pour  justifier  le  changcmcnt  que  nous  precoiiisous. 
II  suflirait  de  rappeler  les  lois  constitutioiutelles 
importanles  qui  ont  efö  votees  depuis  1874,  les 
competences  considerables  qui  ont  efö  donnees  au 
conseil  föderal  pour  constater  jusqu'a  l'evidence 
que  l'importance  considerable  des  changements  sur- 
venu«  doit  faire  modifler  la  facon  dont  le  peuple 
et  les  chambres  doivent  erivisagor  leur  Situation 
vis-ä-vis  du  pouvoir  exdcutif. 

Je  ne  parlerai  pas  des  premieres  lois :  loi  sur 
ies  fabriques,  loi  sur  la  responsabitifö  civile,  loi 
comporiani  l'extension  de  cette  deroiere,  puis  la 
loi  a  laquollo  les  chambres  prbcedentes  ont  ete 
conviees  a  vouer  leurs  soins,  la  loi  sur  les  assu- 
rances  qui  u'a  pas  ete  acceptee  par  le  peuple  mais 
dont  le  principe  constilutionnel  subsiste.  Je  m'arrele 
a  dcux  | loints  et  ne  veux  pas  enlrer  dans  les  de- 
tails.  II  faut  bien  recounallro  que,  gräce  malheureu- 
sement  ä  des  circonstances  qui  n'oiit  pas  dependu 
de  la  volonte  du  peuple  suisse,  nous  avons  du  nous 
lancer  dans  une  voie  dont  tous  ceux  qui  pensent 
d  une  maniere  saine,  desirent  nous  voirsoriir,  nous 
naliou  civilisee,  le  plus  promptement  possible.  Nous 
nous  Hümmes  lances  dans  la  voie  du  nülitai isme ; 
nous  avons  une  armee  solidement  organisöe,  je 
veux  bien  le  croire,  surlout  si  je  m'en  rapporte, 
non  a  mos  connaissances  per§oimelles,  bien  que  je 
sois  6oidal.  mais  aux  depenscs  considerables  que 
l'on  convic  le  peuple  suisse  &  faire  cbaque  annee. 
Getto  arme*  de  par  la  competence  que  les 
chambres  out  accordee  au  conseil  föderal,  est  en- 
tierement  dans  les  mains  de  ce  dernier.  Savons- 
nous  si  les  futurs  conseillers  federaux  seront  lou- 
jours  animes  de  pensee»  aussi  pacifiques  que  celaa 
ete  Ic  cas  jusqu'a  present  ?  Je  n'en  sais  rien ;  el 
ilans  ces  conditions,  j'eslime  que  le  peuple  suiste  doit 
uvoir  dans  sa  main  ä  lui,  ce  qu'il  faut  pour  retenir 
!f  conseil  föderal,  s'il  voulait  aller  trop  loin  dans 
i'uülisation  de  ce  puissant  moyen,  noa  pas  de  pait 
et  de  progres,  qui  a'appelle  l'armee. 

II  s'est  encore  passe  un  nouvel  evecement  de- 
puis 1874:  l'acceptation  ä  une  grande  majorifö  de 
la  loi  sur  le  raebat  des  chemins  de  fer.  La  con- 
seil föderal  devra  piesenter  uu  projet  aux  cbarnbre.% 
föderales  qui  y  apporteront  sans  doute  quelques 
modificaüons ;  mais  d'une  maniere  generale  le  con- 
seil föderal  restera  le  maltre  absolu.  Voyez  quelle 
competence  nouvelle  lui  apportera  la  loi  sur  le  rä- 
chst des  cliemins  de  fer.  II  aura  le  droit  de  diriger 
cet  Instrument  commercial  et  induslriel  selon  sa 
propre  volonte,  il  aura  dans  sa  main  une  armee 
considerable  de  fonetionnaires  nouveaux  ä  cöte  de 
l'armee  armee. 

Je  dis  par  consequent  que  dans  ces  conditions, 
U  y  a  Ueu  de  se  demander,  si  apres  les  multiples 
transformations  qu'ont  subi  nos  lusütulions  poli- 


tiques  et  nos  lois,  apres  l'enlree  en  vigueur  du  droit 
d'i.-iitiative  et  du  referendum,  ce  sabot  ou  ce  coup 
d'epaule  dormo  au  legislateur,  il  n'est  pas  impor- 
tant,  dans  l'interct  de  la  dömoeratie,  de  donner  au 
conseil  föderal  un  contrepoids  aux  immenses  com- 
petences qui  lui  ont  ete  attribuees  par  les  lois  cons- 
titutionnelles  qui  ont  ete  aeeeptees  par  le  peuple 
depuis  1874.  C'est  un  des  pnneipaux  points  sur 
lesquels  je  me  permets  d'atlirer  la  serieuse  atten- 
tion du  conseil.  Si  nous  voulons  faire  cesser  les 
craintes  qui  se  sont  maniföstees  dans  une  parüe  de 
la  population  concernant  les  exces  que  pourrait 
peut-ötro  commetlre  le  conseil  föderal  dans  la  voie 
du  foucliounarisme,  en  parliculier  ä  l'egard  des 
chemins  de  fer,  il  faut  donc  examiner  tres  serieu- 
soment  la  question  qui  nous  es»  posee,  malgre  ce 
qu'a  du  notre  collegue  M.  Jeanhenry;  il  faut  se 
demander  si  un  contrepoids  nouveau  ne  doit  pas 
Ätre  mis  de  l'autre  cote  de  la  balance  des  interets. 
Avec  les  competences  nouvelles  et  enormes  dont 
il  sera  investi  apres  1905,  le  conseil  föderal  aura 
un  instrument  de  pression  tel  que  ni  les  chambres, 
de  quelque  maniere  qu'elles  soient  constituees,  par 
la  representation  proporüonnelle  ou  non,  ni  le  pays 
ne  pourraient  resister. 

Comme  Genevois  et  romand,  je  regrette  qua  le 

projet  des  initiants  n'ait  pas  fait  une  part  plus  large 
a  l'element  romand.  Dans  la  Constitution  actuelle 
du  conseil  föderal  qui  comporte  sept  membres,  il 
est  admis,  par  l'usage  au  raoins,  de  donner  deux 
Sieges  a  la  Suisse  romande.  D'apres  le  projet,  le 
nombre  des  membres  du  conseil  etant  porte  a  neuf, 
ii  eüt  ete  equitable  de  donner  trois  Sieges  a  la 
Suisse  romande.  C'est  peut-etie  la  une  des  raisons 
pour  lesquelles  le  chithe  des  Signatur  es  recueilhes 
dans  la  Suisse  romande,  en  parüeuher  dans  le  can- 
ton  de  Geneve,  a  ete  si  minime.  Geneve  a  donnö 
un  peu  nioius  de  300  signatures  pour  l'election  du 
conseil  föderal  par  le  peuple,  alors  meme  que  tous 
savent  que  la  question  n'est  pu  nouvelle  et  qu'a 
deux  reprises  dejä,  eile  a  ete  posee  ici-möme.  II 
n*y  avait  donc  pas  de  quoi  effrayer  ia  population 
genevoise,  mais  c'est  neanmoins  un  sentiment  de 
prudence  qui  a  pousse  les  Genevois  et  les  romands 
en  genera],  ä  se  dire  que  la  place  qui  leur  etait  faite 
dans  le  nouveau  conseil  föderal  agrandi  n'est  plus 
adequate  ä  l'extension  des  competences  de  ce  con- 
seil. Je  crois  donc  que  les  auteurs  du  projet  dont 
je  suis  partisan,  quoique  romand,  ont  eu  tort  de  ne 
pas  faire  une  place  plus  large  &  l'element  romand, 
mais  sur  la  question  de  principe  je  suis  parfaite- 
ment  d'aecord  et  je  dis  que  le  projet  qui  specific 
d'une  facon  certaine  que  deux  places  seront  reser- 
vees  ä  relement  romand  dans  Je  nouveau  conseil 
est  une  garantie  pour  l'element  'romand,  qu'il  ne  sera 
pas  preterite  comme  cela  pourrait  avoir  lieu  sous 
le  regime  actuel. 

A  sou  art.  96,  la  Constitution  föderale  dit :  c  Les 
membres  du  conseil  föderal  sont  nommes  pour  trois 
ans,  par  les  conseils  reunis,  et  choisis  parmi  tous 
les  citoyens  suisses  eligibles  au  conseil  national.  On 
ne  pourra  toutefois  uhoisir  plus  d'un  membre  du 
conseil  föderal  dans  le  meme  canton.  »  Cet  article 
n'indique  par  cousequent  pas  qne  les  groupes  eth- 
niques  qui  constituent  la  nation  suisse  auront  droit 
a  une  representation;  j'estime  qu'il  y  a  eu  la  une 
erreur  mvolontaire  de  la  part  du  constituant  de 
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1874,  parce  que,  dana  le  ehapitre  relatif  au  tribu- 
nal  federal,  ä  1'trt.  107,  il  est  dit  :  «  Lee  metn- 
bres  et  les  suppleants  du  tribunal  federal  sont  nom- 
mes  par  l'assemblee  föderale,  qui  aura  egard  a  ce 
que  les  troia  langues  nationales  y  soient  represen- 
.  >  Qui  dit  treu.«  langues  nationales  veut  dire  les 
races,  les  trois  entitea  ethniquea  qui  consti- 
la  Confedv-ration  suis.se.  Voila  pourquoi,  tout 
en  mo  d.'claranl  partisan  du  projet,  j'aurais  voulu 
que  l'on  Qt  ä  la  minorite,  une  place  plus  large 
et  precisee  d'une  fa<;on  moins  amliigue  J'aurais 
voolu  que  trois  tnetnbres  fussent  choisis  dans  la 
Suisae  romande  et  au  moins  un  dans  la  Suisse  dite 
meridionale.  De  cette  facon,  j'ai  la  conviction  que, 
malgre  tous  lea  argumenta  qui  ont  ete  invoques  en 
faveur  du  statu- quo,  la  proposition  actuelle  aurait 
recn  en  Suisae  un  accueil  absolument  (avorable. 
Neanmoins,  je  crois  que,  malgre  cette  lacune,  la  loi  sur 
laquelle  nous  devons  donner  notre  avis,  doit,  en  tout 
cas,  peut  etre  aeeeptee  par  les  representants  des  trois 
races  qui  constituent  la  nation  suisse.  Si  jusqu'a 
preaent  noua  avons  pu,  par  une  entente  loyale  entre 


deux  ou  trois  sieges  pour  la  Suisse  romande 
et  meridionale,  je  crota  que  nous  pouvons  aussi 
compter  sur  le  bon  aens  du  peuple  suisse,  pour 
qu'une  place  equilable  soit  faite  &  la  race  qui  se 
trouve  en  minorite  dans  le  pays.  Je  ne  crois  pas, 
par  contre,  que  les  perturbations  qui  nous  sont  prö- 
ditea  pour  le  cas  oü  la  loi  passerait,  se  produiraient. 
Noua  aTona  plusieurs  entere«  du  bon  sens  du  peu- 
ple soisse.  Mais  je  crains  que  les  citoyens  de  nos 
cantons  romands  ne  s'effrayent  en  entendant  dire 
que  la  loi  fixe  a  deux  seulement  le  nombre  des 
representants  de  la  Suisse  romande  au  sein  du  con- 
seil  föderal;  cela  aurait  un  effet  prejniliciable  dans 
la  Suisse  romande,  malgrö  l'elasticite  de  la  loi  qui 
permet  d'augmentcr  ce  nombre.  Du  reale,  ce  sera 
plutot  le  resultat  de  circonstances  speciales,  de* 
hommes  marquante  qui  se  manifestem  plutot  qu'une 
regle  etablie  pour  toule  la  duree  de  la  loi.  Le  bon 
sens  du  peuple  suisse  se  montrera,  les  questions 
sur  lesquelles  il  a  deja  dte  appele  a  se 
)ncer,  sont  de  natura  a  nous  rassurer.  Je  rap- 
pelle  l'iniuative  douaniere  qui,  selon  moi,  a  consti- 
tue  pour  l'etat  politique  de  la  Confederation  le  plus 
grand  danger  que  j'ai  connu.  Si  cette  initiative  avait 
ete  aeeeptee  par  le  peuple,  c'eüt  6te  d'une  facon 
positive  la  desagregation  de  la  Confedi'ralion  poli- 
tique pour  en  faire  une  Conföderatiop  d'etata,  dont 
lea  uns  auraient  payö  et  les  auires  recu  et  je  crois 
bien  ne  pas  me  tromper  en  disant  que  la  plupart 
des  citoyens  clairvoyants  des  cantons  frontieres  ont 
eu,  a  ce  moment-lä,  le  sentiment  profond  que  la 
question  d'interet  materiel  Atait  la  dominante  du 
aent  de  noe  confederes  de  la  Suisse  centrale, 
ceux-ci  n'avaient  rien  a  perdre  et  tout  ä 
Eh  bien,  noua  avons  vu  que,  malgre  la 
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tre,  le  t  Beutezug  »  (tat  considere  par 
noe  alteinte  flagrante  portee  au  faisceau  föderal  et 
que  le  peuple  suisse  a  rejete  a  une  tres  forte  raa- 
joritA,  presque  dfidaigneusement,  la  pnrae  ofTerte  ä 
l'esprit  cantonaliste,  malgre  certaines  considerations 
politiques  et  religieuses  que  je  ne  veux  pas  enume- 

C'est  la  un  entere  qui  roe  fait  dire  qu'U  y  a 


assez  de  patriotisme  et  de  bon  sens  dans  le  peuple 
suisse  pour  que  ce  projet  soit  aeeepte  malgre  ses 
lacunes.  II  ne  constitue  pas  uno  pierre  d'aehoppe- 
ment  dans  le  bon  acheminement  des  affaires  föde- 
rales; il  marquera,  au  contraire,  la  route  que  noua 
avons  suivie  jusqu'a  present  d'une  pierre  milliaire 
que  nous  saluerons  plus  tard,  lorsque  nous  aurona 
compris  que  les  competences  nouvelles  du  conseil 
föderal  necessitaient  un  changement  dans  le  mode 
de  l'ölire. 

G'est  pour  ces  raisona  que,  bien  que  Genevois, 
je  recommande  a  l'assemblee  et  au  pays 
le  projet  qui  nous  est  presente. 


Hilter:  Ich  kann  mir  nicht  versagen,  auf  die 

eigentümliche  Beziehung  hinzuweisen,  In  der  die 
beiden  Initiativbegehren  zu  einander  stehen.  Das 
erste  derselben  gebt  darauf  aus,  den  Nationalrat 
nach  einem  neuen  System  zu  wählen  und  das  zweite 
weiss  nichts  Besseres  zu  thun,  als  die 
dor  Ansicht  der  Befürworter  des 
besserten  Nationalrat  eine  Kompetenz 
Ich  will  hier  nicht  längere  Betrachtungen  darüber 
anstellen,  ich  müsste  zu  sehr  auf  die  entere  Frage 
zurückgreifen,  und  ich  will  nicht  untersuchen,  ob 
vielleicht  gerade  die  Erfahrung  mitbestimmend  war, 
dass  auch  die  nach  dem  Proporz  zusammengesetzten 
Behörden  mit  ihren  Vorlagen  jeweilen  bei  der  Volksab- 
stimmung In  Kanton  und  Gemeinden  noch  weniger 
Glück  hatten,  als  dies  bei  den  andern  der  Fall  war. 

Ea  ist  dorn  Sprechenden  nicht  leloht  geworden, 
seinen  Entschluas  in  Bezug  auf  die  zweite  Frage  zu 
fassen.  Ich  muss  unbedingt  zugestehen,  dass  es 
ein  schöner  Gedanke  ist,  das  ganze  Volk  solle  in 
einem  Verbände  seine  Regierung  selbst  wählen.  Und 
schwer  ist  dem  Sprechenden  auch  der  Entschluss 
geworden,  wenn  er  sich  an  die  Haltung  verehrter  ber- 
nisoher  Vertreter  in  dieser  Frage  erinnerte,  die  je 
und  je  Befürworter  der  Volkswahl  gewesen  waren. 
Aber  ich  denke,  selbst  wenn  man  für  etwas  einge- 
nommen, ja  begeistert  ist,  kann  man  sich  der  Ver- 
pflichtung nicht  entaohlagen,  die  Bedenken,  welche 
gegen  die  Lösung  der  Frage 
auf  ihren  Wert  zu  prüfen. 

Ich  will  nicht  von  den  föderalistischen  1 
sprechen.  Diese  lallen  für  mich  am  allerwenigsten 
schwer  in  die  Wagschale.  Dagegen  möchte  ich 
meinerseits  zu  bedenken  geben,  ob  wirklich 
bei  der  Einführung  der  Volkswahl  der  Aus- 
druck der  Meinung  des  Volkes  vollständig  zur  Gel- 
tung kommt,  ob  es  wirklich  die  reine  Wiedergabe 
der  Volksansicht  sein  wird,  wenn  die  Wahl  so 
gemacht  wird,  oder  ob  nicht  vielmehr  eine  gewisse 
Gefahr  besteht,  dass  die  massgebenden  Vorschläge 
in  kleineren  Kreisen  vorbereitet  werden,  wodurch 
die  Meinung  des  Volkes  beeinträchtigt  würde.  Ein 
anderes  Bedenken  ist  dies:  Die  Einen  empfehlen  dl« 
Volkswahl  von  dem  Gesichtspunkte  aus,  dass  eine 
starke  Regierung  geschaffen  werden  solle,  dass  die 
Stellung  des  Bundesrates  gegenüber  der  Bundesver- 
sammlung eine  befestigtere  sein  solle,  die  Andern 
erblicken  in  der  Volkswahl  vielmehr  eine  wirksame 
Kontrollo  über  die  dem  Bundesrat  zustehenden  reich- 
lichen Kompetenzen.  Dieses  Auseinandergeben  der. 
Meinungen  und  Erwartungen  ist  wohl  auch 
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Gestatten  Sie  mir,  dass  ich  mich  vor  allem  gegen 
die  Angriffe  des  Herrn  Scherrer-Füllemann  auf  die 
Partei,  welcher  der  Sprechende  angehört,  wende. 
Herr  Scherrer  hat  darüber  geklagt,  die  Volkswahl 
werde  von  vornherein  mit  Voreingenommenheit 
beurteilt.  Ich  glaube,  Sie  werden  das  dem 
Sprechenden  nach  dem  Gesagten  nicht  zum  Vor- 
wurfe machen  wollen.  Und  wenn  der  Vorwurf 
erhoben  wurde,  dass  die  freisinnige  Partei  mit 
ihren  Traditionen  breche,  so  mochte  ich  hier  doch 
wieder  hervorheben,  dass  man  für  einen  Gedanken 
eingenommen  sein  und  doch  wieder  die  Meinung 
habon  kann,  dass  der  geeignete  Moment  für  die 
Ausführung  noch  nicht  gekommen  sei. 

Es  wurde  von  Herrn  Scherrer  weiter  ausgeführt, 
die  freisinnige  Partei  werde  seinerzeit  die  Volks- 
wahl wieder  begehren,  sobald  ihre  Majorität  durch 
den  Proporz  gebrochen  soi.  Ich  muss  solche  Mei- 
nungen zurückweisen.  Es  gebort  nicht  zu  den  Ge- 
pflogenheiten der  freisinnigen  Partei,  je  nach  den 
Interessen  der  Partei  die  Fragen  zu  beurteilen;  sie 
hat  je  und  je  die  Sache  selbst  und  die  Beziehung 
der  Fragen  zum  Wohlo  des  Landes  in  erste  Linie 
gestellt 

Sodann  wurde  von  Herrn  Scherrer  der  freisinni- 
gen Partei  Ausschliesslichkeit  vorgeworfen.  Derselbe 
hat  ausgeführt,  dass  in  den  letzten  20  Jahren  das 
Centrum  nur  zweimal  und  die  Rechte  nur  einmal 
zur  Loitung  des  Nationalrates  berufen  worden  sei. 
Ich  muss  von  vornherein  die  Zahl  korrigieren,  in- 
dem doch  wohl  auch  die  Wahl  von  Herrn  Cram  er- 
Frey zum  Vicepräsidenten,  trotzdem  sie  abgelehnt 
wurde,  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  und  wenn  Sie 
dann  noch  in  Betracht  ziehen,  dass  diese  Wahlen 
von  Vertretern  anderer  Parteien  in  die  letzten  8 
Jahre  fallen,  so  wird  selbst  Herr  Scherrer  zugeben 
müssen,  dass  eine  Besserung  in  seinem  Sinne  statt- 
gefunden hat 

Und  was  die  Vertretung  im  Bundesrate  anbe- 
trifft so  wird  jedermann  zugeben,  dass  die  Lösung, 
die  gefunden  ward,  eine  glückliche  ist,  und  ich 
glaube,  dio  freisinnige  Partei  wird  nicht  anstehen, 
mitzuhelfen,  auch  andern  Minderheiton  billigo  Rech- 
nung zu  tragen.  Aber  eines  werden  Sie  von  ihr 
nicht  verlangen  können,  dass  sie  darauf  verzichte, 
vor  allem  aus  darauf  zu  sehen,  dass  die  Mehrheit 
des  Bundesrates  ihr  Gowähr  für  die  richtige  Aus- 
führung der  Fragen  biete,  welche  sie  als  für  das 
Land  dringlich  in  Aussicht  genommen  und  auf  ihr 
Programm  gesetzt  hat  Diese  Ansicht  ist  nicht  der 
Ausfluss  des  Gefühls  der  Macht  der  Partei,  es  ist 
vielmehr  der  Ausfluss  desGofühls  der  Verpflichtung, 
welche  die  Mehrheitspartei  übernimmt. 

Es  wurde  heute  so  viel  von  den  grossen  Kom- 
petenzen des  Dundesrates  gesprochen.  Aber  ich 
habe  mit  Vergnügen  konstatiert  dass  keiner  der 
Redner  je  einen  Vorwurf  in  dem  Sinne  erhoben 
hätte,  dass  die  Kompetenzen  durch  den  Bundesrat 
in  ungerechter  und  unrichtiger  Weise  gohandhabt 
würden,  und  wenn  ich  weiter  anlühre,  dass  hei  den 
Wahlen  der  Beamten  niemand  dio  Behauptung  wird 
aufstellen  kfipnen,  dass  die  Zugehörigkeit  der  Partei 
massgebend  sei,  so  werden  Sie  mit  mir  einver- 
standen sein,  dass  jedenfalls  die  Kompetenzen  durch 
den  Bundesrat  in  neutraler  Woiso  ausgeübt  werden. 
Das  Zeugnis  müssen  wir  den  Mitgliedern  des 
Bundesrates  ausstellen,    dass   bei    ihnen  treue 


Hingebung  und  guter  Wille  zur  Lösung  der  ihnen 
anvertrauten  Aufgaben  herrseben. 

Es  wird  von  Seiten  der  initianten  namentlich 
auch  die  Erhöhung  der  Zahl  der  Bundesräte  au!  0 
empfohlen  und  dabei  insbesondere  auf  die  wachsen- 
den Kompetenzen  und  die  vermehrte  Arbeit  hin- 
gewiesen. Allein  ich  möchte  hier  gleich  wieder 
betonen  und  damit  auch  auf  die  von  Herrn  Triquet 
geäusserte  Befürchtung  antworten,  dass  gerade 
dio  Eisenbahnorganisation  so  selbständig  geschaffen 
ist,  dass  der  Bundesrat  mit  derselben,  wenn 
sie  einmal  fertig  dasteht,  wenig  zu  thun  haben 
wird.  Wir  nehmen  es  andern  nicht  übel,  wenn 
sie  ihre  Meinungen  vertreten,  wir  nehmen  es  Ihnen 
auch  nicht  übel,  wenn  sie  gegen  uns  in  den  Streit 
ziehen  und  wonn  jeder  in  seiner  Art  seine  Meinung 
verficht:  aber  dagegen  lehnen  wir  uns  auf,  dass 
man  uns  andere  Beweggründe  als  die  Sache  selbst 
unterschiebt 

Nun  möchte  ich  vor  allem  aus  den  Befürwortern 
der  Volkswahl  folgende  Fragen  vorlegen:  Haben  Sie 
bedacht  wie  viele  und  welche  Fragen  auf  das  Jahr  1903 
von  uns  zu  lösen  sind?  Haben  Sie  bedacht,  dass  gerade 
auf  Beginn  des  Jahres  1903  die  Eisenbahnverstaat- 
lichung zur  Ausführung  kommt?  Haben  Sie  in  Berech- 
nung gezogen,  dass  auf  die  gleiche  Zeit  die  Erneuerung 
der  Handelsverträge  in  Aussicht  zu  nehmen  ist  ? 
Haben  Sie  auch  überlegt,  dass  vorgängig  den  Han- 
delsverträgen ein  Generalzolltarif  ausgearbeitet  wird? 
Glauben  Sie  nun,  dass  dio  Stellung  des  Bundes- 
rates bei  den  Verhandlungen  mit  den  Eisenbaiinge- 
Seilschaften,  bei  den  Verhandlungen  über  die  Finan- 
zierung, bei  den  Verhandlungen  mit  den  andern 
Staaten  gekräftigt  und  gestärkt  wird,  wonn  Sie  und 
das  Volk  eine  andere  Wahlart  desselben  beschliessen? 
Ich  halte  nicht  dafür.  Und  haben  Sie  auch  darüber 
nachgedacht,  welche  Bewegung  durch  diese  Frage  im 
Volke  entsteht?  Ich  bin  auch  damit  einverstanden,  der 
Satz,  dass  des  Bürgers  erste  Pflicht  die  Ruhe  sei,  sei 
nicht  mehr  gültig;  ich  halte  vielmehr  dafür,  dass 
seine  erste  Pflicht  die  Arbeit  in  seinem  Berufe,  dann 
aber  auch  die  thätige  Mitarbeit  an  den  öffentlichen 
Geschäften  ist  Aber  diese  Arbeit  muss  in  einem 
gewissen  Masse  gehalten  werden,  der  Bürger  darf 
nicht  mit  grossen  und  schweren  Fragen,  welche 
gleichzeitig  gelöst  werden  sollen,  überladen  werden. 
Wenn  Sie  bedenken,  dass  sich  auf  die  Frage  der 
Handelsverträge,  auf  die  Feststellung  des  General- 
zolltarifs hin  die  beruflichen  Interessentengruppen 
sammeln  werden,  dass  hier  und  dort  die  gleichen  In- 
teressen sich  zusammenfinden  werden,  dass  andrer- 
seits auch  die  Parteien  ein  Wort  mitsprechen  werden, 
und  wenn  Sie  ferner  in  Betracht  ziehen,  dass  dann 
gleichzeitig  die  erste  Wahl  des  Bundesrates  durch 
das  Volk  stattfinden  sollte,  so  werden  Sie  mir  zu- 
geben, dass  das  zuviel  des  Guten  ist 

Der  Herr  Berichterstatter  der  Minderheit  hat  sein 
Referat  mit  dem  schönen  Citate  geschlossen:  «Es  ist 
ein  Frevel,  grüne  und  unreife  Früchte  von  den  Bäu- 
men zu  schütteln  und  damit  in  das  Tagewerk  einer 
kommenden  Generation  einzugreifen.  Aber  es  ist  ein 
nicht  geringerer  Frevel,  das  Tagewerk  zu  versäumen, 
zu  dem  man  berufen  ist. »  ich  halto  dafür,  das  Tage- 
werk, zu  dem  wir  berulen  sind,  ist  vor  allem  aus 
die  richtige  Durchführung  der  EisenbahnverstaaU 
liclning,  die  richtige  Durchführung  der  Abschlüsse 
der  Handelsverträge.    Das  sind  Daten,  die  eü> 


Digitized  by  Google 


-  333 


gezeichnet  sind,  unverschiebbar.  Dies  wollen  wir 
wohl  bedenken,  and  für  die  Lösung  dieser  Fragen 
wollen  wir  die  nötige  Zeit,  die  nötlgo  Kraft  und  das 
nötige  Intereses  des  Volkes  aulsparen.  Ich  möchte 
Sie  an  die  Lehre  des  20.  Mai  erinnern,  die  wohl 
dahingeht,  dass  auch  dessen,  was  gut  ist,  nicht  zu  viel 
sein  darf.  Hätte  man  nicht  alles  miteinander  ge- 
bracht, hätte  man  in  den  Räten  das  vorgeschlagene 
einfachere  Werk  nicht  kompliziert,  so  wäre  dem 
Versieh erangsgese tze  vielleicht  ein  besseres  Schick- 
sal vorbehalten  gewesen. 

Wir  haben  hier  in  den  Räten  die  Vorarbeit  für 
die  Erledigung  wichtiger  Fragen  im  Volke  draussen 
zu  besorgen,  und  unsere  Pflicht  ist  es,  das  ganze 
Arbeitsfeld  zu  überblicken  und  so  einzuteilen,  dass 
alles  zu  seiner  Zeit  richtig  gelöst  wird.  Es  ist  nicht 
die  Furcht  vor  dem  Volksentscheid,  nicht  das  Beden- 
ken der  Minderung  des  Einflusses  der  Partei,  sondern 
die  Meinung,  die  in  der  Empfohlung  der  Ablehnung 
des  Begehrens  liegt,  ist  die,  dass  das  Volk  an  der 
Losung  der  wichtigen  Fragen,  die  ioh  Ihnen  ange- 
führt habe,  viel  mehr  interessiert  ist,  als  an  der 
Wahlart  des  Bundesrates. 

In  diesem  Sinn  empfehle  ich  Ihnen,  Ihre  Meinung 
dem  Volke  in  ablehnendem  Sinne  kund  zu  thun. 


Gschwind:  Es  sind  anlässlich  der  Debatte  über 
das  Proportionalwahlverfahren  und  dann  heute  wieder 
eine  grosse  Anzahl  von  Citaten  gefallen.  Ich  will 
deren  keine  weitern  anführen,  sondern  Ihnen  nur 
die  Wahrnehmung  kund  geben,  die  ich  während 
der  Campagne  über  die  Versicherungsgeselze  ge- 
macht habe.  Ich  bin  nicht  einer  von  denen  gewesen, 
welche  die  Ehre  gehabt  haben,  an  diesen  Gesetzen 
mitzuarbeiten;  trotzdem  bin  ich  ein  eifriger  Befür- 
worter des  schönen  Werkes  gewesen  und  ich  habe 
mich  sowohl  in  der  Presse,  als  in  Versammlungen 
und  an  andern  Orten  lebhaft  dafür  ausgesprochen. 
Aber  überall  habe  ich  die  Erfahrung  gemacht,  dass 
gegenüber  unserer  Bundesverwaltung  ein  grosses 
Mass  von  Mtsstrauen  herrscht,  ein  Misstrauen,  das 
zu  beseitigen  wir  allen  Grund  haben.  Und  wenn 
wir  dieses  Misstrauen  beseitigen,  so  werden  wir 
auch  jene  Fragen,  von  denen  Herr  Hirter  sprach 
und  die  bis  1903  gelöst  werden  müssen,  viel  besser 
losen  können,  als  wenn  wir  das  Misstrauen  bestehen 
lassen.  Und  zu  dessen  Beseitigung  ist  nach  meiner 
Ansicht  ein  sehr  gutes  Mittel  das  Entgegenkommen 
gegen  die  Initianten  in  Bezug  auf  die  Volkswahl  des 
Bundesrates.  Wir  werden  dann,  wenn  jene  Angriffe 
wieder  kommen,  in  der  Lage  sein,  sagen  zu  können : 
Ihr  habt  ja  die  Mittel  in  der  Hand,  den  Bundesrat 
selbst  zu  wählen.  Wir  werden  unser  Volk  darauf 
aufmerksam  machen  können,  dass  es  ja  alle  3  Jahre 
Gelegenheit  hat,  die  Thaten  der  Bundesratsmitglieder 
Revue  passieren  zu  lassen  und  daran  Kritik  zu  üben. 
Wir  werden  dann  auch  solche  Vorkommnisse  nicht 
mehr  erleben,  wie  sie  sich  im  Hinterlande  des  Kan- 
tons Glarus  ereignet,  wo  in  einer  grossen  Versamm- 
lung keiner  die  Namen  aller  Bundesräte  nennen 
konnte. 

Man  wendet  allerdings  ein,  dass  unser  Volk  gar 
nicht  fähig  sei,  die  Kandidaten  zu  kennen,  und  des- 
halb sei  es  absolut  nicht  in  der  Lage,  die  richtige 


Wahl  zu  treffen.  Der  gleiche  Ton  wurde  auch  an* 
geschlagen,  als  in  den  Kantonen  die  Volkswahl  der 
Regierung  eingeführt  wurde.  Heute  aber  wird  es 
keinem  einzigen  Bürger  mehr  einfallen,  an  diesem 
demokratischen  Institute  zu  rütteln. 

Es  waren  ja  sehr  hervorragende  Männer  und 
zwar  Männer  von  der  radikal-demokratischen  Partei 
im  Bunde,  welche  sich  immer  und  immer  wieder  für 
die  Volkswahl  des  Bundesrates  ausgesprochen  haben. 
Ich  nenne  vor  allem  Herrn  Carteret,  sodann  den 
Zürcher  Scherrer  und  in  neuester  Zeit  Herrn  Bundes- 
rat Oberst  Emil  Frey.  Mit  der  Volkswahl  ersparen 
wir  uns  dann  auch  jenes  nicht  gerade  schöne  Schau- 
spiel, dass  aus  den  kleinsten  und  kleinlichsten  Grün- 
den M  inner  in  den  Bundesrat  gewählt  werden,  dagegen 
wiederum  tüchtige  Männer  nicht.  Wir  werden  es 
auch  nicht  mehr  erleben,  dass  es  einer  oder  mehreren 
Coterieen  möglich  sein  wird,  tüchtige  und  hervor- 
ragende und  verdiente  Männer  aus  dem  Bundesrate 
herauszuekeln. 

Herr  Professor  Hilty  hat  letzthin  in  einer  Rede 
ausgeführt,  dass  wir  mit  schnellen  Schritten  ameri- 
kanischen Zustanden  entgegengehen  würden,  wenn 
die  Volkswahl  des  Bundesrates  zur  That  und  Wahr- 
heit werden  sollte.  Ich  halte  das  für  eine  riesige 
Übertreibung  und  kann  kaum  glauben,  dass  es 
Herrn  Professor  Hilty  ernst  war,  als  er  diesen  Sitz 
aussprach.  Wir  alle  wissen,  wie  die  wirtschaft- 
lichen Zustände  in  Amerika  sind,  ganz  anders,  als 
bei  uns.  Wir  wissen,  aus  wie  vielen  Nationen  und 
aus  wie  vielen  nach  Amerika  ausgewanderton  Bür- 
gern —  bessern  und  schlimmem  —  die  amerikani- 
schen Staaten  bestehen.  Das  wissen  wir  alle,  und 
wir  müssten  uns  wundern,  wenn  die  Korruption 
nicht  platzgogriffen  hätte,  und  wir  dürfen  uns  nicht 
wundern,  wenn  dort  die  Wahlen  mit  dem  Dollar 
in  der  Hand  gemacht  werden. 

Das  kann  man  vom  Schweizervolke  nicht  sagen. 
Man  kann  ruhig  behaupten,  dass  in  denjenigen  Kan- 
tonen, in  denen  vor  10  oder  20  Jahren  das  Glas 
Wein  und  auch  das  Geld  noch  eine  Rolle  spielte, 
das  heute  nicht  mehr  oder  nur  noch  in  geringem 
Masse  der  Fall  ist  Die  Wahlsitten  haben  sich  ge- 
bessert, und  so  dürfen  wir  nach  meinem  Dafürhalten 
ohne  Zaudern  und  Angst  dem  Schweizervolk  die 
Wahl  des  Bundesrates  übertragen. 

Ich  begreife  nun  vollkommen  das  Centrum,  dass 
es  sich  heute  unserm  Begehren  nicht  anschliessen 
kann.  Es  würde  ja  seinem  polltischen  Glauben  un- 
treu, wenn  es  das  thäte.  Ich  begreife  auch  den 
rechten  Flügel  der  freisinnig-demokratischen  Par- 
tei, denn  dieser  ist  in  solchen  Fragen  je  und  je 
nur  dem  Namen  nach  demokratisch  gewesen.  Aber 
was  ich  nicht  begreife,  das  ist  die  Haltung  der 
Linksfroisinnigen,  deren  Väter,  deren  Vorgänger  die 
Urheber  des  Postulates  sind.  Die  Linksfroisinnigen 
von  heute  verleugnen  ihren  politischen  Glauben  1 

Die  Volkswahl,  sie  wird  kommen,  ob  wir  sie 
heute  empfehlen  oder  nicht,  ob  sie  das  Volk  in  der 
folgenden  Abstimmung  annimmt  oder  nicht  Noch 
heute  Morgen  hat  mir  ein  hervorragendes  Mitglied 
des  Bundesrates  zugestandon,  dass  die  Wahl  des 
Bundesrates  durch  das  Volk  in  nicht  allzu  ferner  Zeit 
zur  Wahrheit  werde.  Warum  soll  man  nun  nicht 
schon  heute,  wo  dieses  kolossale  Misstrauen  gegen- 
über der  Bundesburcaukratie,  gegenüber  der  Cen- 
tratverwaltung herrscht  warum  sollen  wir  nicht 
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heute  schon  für  die  Volkswahl  stimmen,  wenn  wir 
doch  wissen,  dass  sie  kommen  wird?  Ich  mochte 
die  warnende  Bitte  an  die  wahrhaft  freisinnigem  Ele- 
mente der  freisinnig-demokratischen  Partei  richten, 
von  der  ausgegebenen  Parole  keinen  Gebrauch 


Präsident:  Das  Wort  bat  noch  Herr  Bähler  zu 
kurzen  Erklärung. 


Bähler:  Bevor  die  Abstimmung  erfolgt,  habe 
ich  noch  folgende  Erklärung  zu  Protokoll  zu  geben : 
«Der  Unterzeichnete,  mit  dem  Grundsatz  der  Wahl 
des  Bundesrates  durch  das  Volk  einverstanden, 
kann  aber  gleichwohl  zum  vorliegenden  Initiativ- 
vorschlag nicht  stimmen:  1)  weil  die  Wahl  nie- 1 
aus  dem  Schwelzervolk,  sondern  nach  beschranken- 
den Vorschriften  aus  den  Kantonen  getroffen  wor- 
den soll;  2)  weil  namentlich  durch  den  Ausdruck 
«romanische  Schweiz»  ein  Begriff  in  unsere  Bundes- 
urkunde gebracht  wird,  dessen  Konsequenzen  für 
die  Einheit  des  Vaterlandes  nicht  unbedenklich 


President:  Das  Wort  ist  nicht  weiter  verlangt; 
die  Diskussion  ist  geschlossen.  Es  ist  mir  der 
Wunsch  ausgesprochen  worden,  die  Abstimmung 
mochte  unter  Namensaufruf  erfolgen.  Wer  dieses 
Begehren  unterstützt,  ist  gebeten,  sich  zu  erheben. 
—  Sie  haben  beschlossen,  die  Abstimmung  unter 


Abstimmung.  —  Fo<<Uioi». 


Für  den  .intrag  der 
Nein,  stimmen  die  Herren: 

(Ont  vote  non,  o'est-a-dire  aeeepte  la  proposition 
de  la  majorite  de  la  commission,  MM. :, 

Abegg,  Ador,  Amsler  (Zürich),  Amsler  (Mellen), 
Bangerter,  Benziger,  Berchtold,  Berger,  Berlinger, 
*echat,  Brosi,  Bühler  (Bern),  Bühler  (Graubunden), 


Bürgi,  Calame-Colin,  Cavat,  David,  Defayee,  Degen, 
Dinichert,  Dinkelmann,  Egloff,  Eigenmann,  Eisen- 
hut, Erismann,  Favon,  Fohr,  Fonjallaz,  Freiburg- 
haus, Frey,  Gallati,  Gaudard,  Geilinger,  Germann, 
Gisi,  Gobat,  Grieshaber,  Heller,  Hess,  Hilty,  Hirter, 
Höroi,  Iselin,  Iten,  Jäger,  Jeanhenry,  Kern,  Kurz, 
Looher,  Lüthy,  Lutz  (Lutzenberg),  Martin,  Heister, 
de  Meuron,  Moser  (Bern),  Moslmann,  Müller,  Muri, 
Oyez-Ponnaz,  Paillard,  Piguet,  Pioda,  r.  Planta, 
Rltzchel,  Rosse).  Secretan,  Sonderegger  (Herlsan), 
Sonderegger  (Appenzell),  Steiger,  Thelin,  Ursprung, 
Vigier,  Vincent,  Vital,  Wild,  T 
Zumstein,  Zurbuchen  (79). 


Minderheit, 


Für  den  Antrag  derKommissIc 
Ja,  stimmen  die  HH. : 

(Ont  vote  oui.  c'est-ä-dire  aeeepte  la 
de  la  minorite  de  la  commission,  MM. :) 

Baldinger,  Bioley,  Bossy,  Büeler,  Corti,  Decor- 
tins, Fellmann,Folletete,Gtchter,Gottofrey,Gscbwlnd, 
Häoggl,  Hidber,  Hofmann,  Joos,  Keel,  Kündig, 
Kuntschen,  Loretan,  Lurati,  Lutz-Müller,  Motu, 
Nletlispach,  Perrig,  Risch,  Scherrer-FQUemann, 
Schmid  (Luzern),  Schubiger,  Schwander.  Stieb, 
Triquet,  Vogelsanger,  Wullschleger  (33) 

Der  Abstimmung  enthalten  sich  die  HH.  Bähler, 
Erni  und  Niederberger. 

(Se  sont  abstenua  MM.  Bähler,  Erni  et  Nioder- 

r-) 

Herr  Büblmann,  als  Präsident,  stimmt  nicht 
(M.  Bühlmann,  comme  President,  ne  vote  pas.) 

Abwesend  sind  die  HH.: 
(Sont  absents  MM. :) 

Blumer,  Borella,  Baser,  Decoppet,  Delarageaz, 
Forrer,  Grand,  Hochstrasser,  Jenny,  Köchlin,  Künzli, 
Lagier,  Manzoni,  Ming,  Neuhaus,  Pestalozzi,  Reb- 
mann, Ruchti,  Rusconi,  Schmid  (Uri),  Schobinger, 
Sudler,  Steinemann,  Steinhauer,  Suter,  Thöraulaz, 
Will,  Wyss,  Zürcher  (29). 


President:  Ich  habe  Ihnen  noch  mitzuteilen, 
dass  die  HH.  Wyss  und  Neuhaus  sich  wegen  drin- 
genden Geschäften  entschuldigen  liessen  mit  der 
Erklärung,  dass  sie  für  den  Antrag  der  Kommis- 
slonsmehrhelt  gestimmt  hätten. 

Dieses  Traktandum  Ist  damit  erledigt  und  geht 
an  den  Standerat. 


i  .od  Jent  4  Co.  la  I 
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Tarifwesen  der  schweizerischen  Bundesbahnen. 


Entwarf  des  Bundesräten. 

17.  November  1899. 

Buudesgesetz 

betreffend 

das  Tarifwesen  der  Schweiz.  Bundesbahnen. 

Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates 
vom  17.  November  1899 ; 

in  Ausführung  des  Art.  13,  litt.  A,  Ziffer  3,  des 
Bundesgesetzes  betreffend  die  Erwerbung  und  den 
Betrieb  von  Eisenbahnen  für  Rechnung  des  Bundes 
und  die  Organisation  der  Verwaltung  der  schweize- 

16.  Oktober  1897, 


beachliesst 


Art  1.  Für  die  Tarifbildung  der  schweizerischen 
Bundesbahnen  sind  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
massgebend. 

1  Aß  desbDhn  ^Ilach*'"^ h^li £  'oSl  ***** 
zu  ereteller.. 

Die  Taxen  sind  überall  und  für  jedermann  gleich- 
massig  zu  berechnen. 

Es  darf  niemandem  ein  Vorzug  in  irgend  einer 
Form  eingeräumt  werden,  der  nicht  unter  gleichen 
Umstanden  allen  andern  gewährt  wird. 

Art.  3.  Sämtliche  Tarife  und  Transportbedingun- 
gen, jtode  Aenderung  an  denselben  und  an  den  be- 
stehenden l  axen,  sowie  jede  Gewährung  von  Tax- 
ermässigungen auf  dem  Rückvei  gütungawege  sind  vor 
lnkrafi.s»t/.uny  gemäss  den  Vorschriften  des  Bundes- 
gesetzes betreffend  den  Transport  auf  Eisenbahnen 
und  Dampfschiffen  vom  29.  Marz  1893  dem  Bundes- 
rate zur  Genehmigung  vorzulegen  und  öffentlich 
bekannt  zu  machen  und  zwar  in  der  Hegel  mindestens 
14  Tage  vor  ihrem  Inkrafttreten. 


Antrüge  der  Kommission  des 

Vom  29.  Hai  190O. 


Zuatlmmang  lam 
xm  bemerkt  itt 


Art  1.    Für   die  Erstellung   der  Tarife  der 
schweizerischen  Bundesbahnen  sind  die  Best 
gen 


Ist  zu  streichen. 


Art.  3.  Die  allgemeinen  Tarifvorechriften ,  die 
internen  allgemeinen  Personen-  und  Gütertarife  und 
die  von  denselben  abweichenden  Tarifbestimmungen 
und  Taxgrundlageti  für  den  Verkehr  mit  dem  Aus- 
land, sowie  jede 
Inkraftsetzung  den 
zulegen. 

Bezuglich  aller  auf  dieser  Grundlage  erlassene!. 
Tarifmassnahmen,  mit  Inbegriff  von  Taxermässigungen 
auf  dem  R.Q 
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Die  Gewfhrung  von  Preiserinässigungen  gegen- 
über den  öffentlich  bekannt  gemachten  Tarifen  oder 
Taxermässigungen  durch  Uebereinkommen  oder  in 
anderer  Form  ist  untersagt 

Jede  Taxerhöhung  oder  Aufhebung  von  Tarifen 
ist  wenigstens  drei  Monate  vor  ihrem  Inkrafttreten 
zu  veröffentlichen.  Diese  Frist  kann  vom  Bundes- 
rate verkürzt  werden,  wenn  mit  Taxerhöhungen 
zugleich  erhebliche  Taxherabsetzungen  eingeführt 
werden.  Kür  internationale  Tarife,  die  erhöht  wer- 
den sollen,  kann  diese  Frist,  wenn  die  Erhöbung 
nur  die  Folge  einer  Aenderung  der  ausländischen 
Taxanteile  ist,  auf  die  für  die  betreffenden  auslan- 
dischen Bahnen  geltenden  Fristen  herabgesetzt  werden. 

Tarife  dürfen  nur  aufgehoben  werden,  wenn  sie 
für  die  Personen  mindestens  drei  Monate  und  für 
die  Güter  mindestens  ein  Jahr  bestanden  haben. 

Wenn  Taxen  herabgesetzt  worden  sind,  soll 
diese  Herabsetzung  für  die  Personen  mindestens 
drei  Monate  und  für  die  Güter  mindestens  ein  Jahr 

Kraft  bleiben. 

Ausnahmsweise  kann  mit  Bewilligung  des  Bundes- 
rates die  Dauer  eines  Tarifes  oder  oiner  Taxhorab- 
setzung  bei  der  Veröffentlichung  derselben  auf  eine 
kürzere  Zeit  beschränkt  werden. 

Die  in  diesem  Artikel  festgesetzten  Fristen  finden 
keine  Anwendung  au!  Vergnügungszüge  und  auf 

Art  4.  Für  die  Beförderung  der  Brie!-  und  Fahr- 
post, der  Bahnpostwagen  und  der  Beamten  der  Post- 
verwaltung gelten  die  Bestimmungen  der  Art.  19 
und  21  des  Bundesgesetzes  über  <Vn  Bau  und  Be- 
trieb der  Eisenbahnen  vom  23.  Dezember  1872. 


Art.  5.  Für  die  Beförderung  von  Militärpersonen 
und  von  Material,  welches  für  den  Gebrauch  der 
Militärverwaltung  bestimmt  ist,  sind  die  Bestim- 
mungen des  Art  25  des  Bundesgesetzes  über  den 
Bau  und  Betrieb  der  Ei 
ber  1872  massgebend. 


n. 

Personenverkehr. 

Art  6.  Die  Beförderung  von  Personen  soll  täg- 
lich mindestens  viermal  nach  beiden  Richtungen 
au!  allen  Linien  des  Bundesbahnnetzes  und  mit  An- 
au!  allen  Stationen  erfolgen. 
Au!  Linien,  deren  ODenhaltung  zeitweise  gar 


das  Recht  der  Kontrolle  hinsichtlich  ihrer 
liehen  Berechtigung  zu.  Dieselben  sind  dem  Bundes- 
rate rechtzeitig  zur  Kenntnis  zu  bringen,  welcher 
von  .-ich  aus  oder  auf  Beschwerde  der  Beteiligten 
nach  Anhörung  der  Bundesbahnverwaltung  allfällig 
erforderliche  Abänderungen  verfügen  wird. 

Sämtliche  Tarife  und  Transportbedingungen,  jede 
Aenderung  an  denselben  und  an  den  bestehenden 
Taxen,  sowie  jede  Gewährung  von  Taxermässigungen 
auf  dem  Rückvergütungswege  sind  in  der  Regel 
mindestens  14  Tage  vor 
lieh  bekannt  zu  machen. 

Absatz 
ent  wurfes. 


Art  4.  Für  dio  Beförderunf  Brief-  und  Fahr- 
post, der  Bahnpostwagen  und  der  Beamten  der  Post» 
Verwaltung  gelten  die  Bestimmungen  der  Art  19 
und  21  und  lür  die  Beförderung  von  Militärpersonen 
und  von  Material,  welches  für  den  Gebrauch  der 
Militärverwaltung  bestimmt  ist  die  Bestimmungen 
des  Art  25  des  Bundesgesetzes  über  den  Bau  und 
Betrieb  der  Eisenbahnen  vom  23.  Dezember  1872. 

Fällt  weg. 


Personen«  and  GepSckverkehr. 

Art  5.  Alinea  1:  unverändert 


Aul  Linien,  deren  Oüenhaltung  zeitweise  gar 
nicht  oder  nur  mit  unv 
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mögli  ch  w;iro,  kann  der  Bundesrat  dio  Einschränkung 
des  Betriebes  auf  den  übrigen  Teil  des  Jahres  be- 
willigen. 

Für  Linien,  dio  beim  Uebcr-aug  an  den  Bund 
während  länger  als  fünl  Jahren  mehr  als  vier  Züge 
täglich  in  jeder  Richtung  hatten,  gilt  die  höhere 
Zugszahl  als  küultiges  Minimum. 

Art  7.  Die  gewöhnlichen  Personenzüge,  auch 
wenn  ihnen  Güterwagen  beigegeben  werden,  haben 
mit  einer  mittleren  Geschwindigkeit  VOR  mindestens 
30  Kilometern  in  der  Stunde  zu  fahren.  Eine  gerin- 
gere Zugsgoschwindigkeit  darf  nur  mit  Bewilligung 
des  Bundesrates  angewendet  werden. 

Ausser  diesen  Personenzügen  sind  für  Linien 
mit  bedeutendem  Personenverkehr,  sowie  für  die 
Verbindung  zwischen  den  Hauplverkehrsplätzen  der 
Schweiz  und  für  den  durchgehenden  Verkohr  Schnell- 
züge und  Expresszüge  mit  ertnhter  mittlerer  Ge- 
Jchwindigkeit  und,  soweit  dio  Verkehrsbedürfnisse 
es  erfordern,  auch  Nachtzügo  einzurichten. 

Die  in  Absatz  1  vorgeschriebene  Zugsgeschwin- 
digkeit  gilt  nicht  für  Güterzüge  mit  Personenbe- 
förderung und  für  Bahnstrecken,  welche  als  Neben- 
bahnen betrieben  werden. 

Art.  8.  Zur  Personenbeförderung  sind  Wagen 
nach  dem  Durchgangssystom  zu  verwenden  und  zwar 
für  dio  gewöhnlichen  Personenzüge  solche  mit 
zweiter  und  dritter  Klasse,  wobei  ausnahmsweise 
auch  erste  Klasse  beigegeben  werden  kann,  für  die 
Schnellzüge  solche  mit  erster,  zwoiter  und  dritter 
Klasse.  In  Zügen  von  rein  lokaler  Bedeutung  können 
ausschliesslich  Wagen  DX  Klasse  geführt  werden. 
In  ExpresszüRen  kann  mit  bundosrällicher  Zustim- 
mung die  dritte  und  eventuell  auch  die  zweite  Klasse 
wegbleibon. 

Es  ist  dafür  zu  sorgen,  dass  alle  auf  einen  Zug 
mit  Personenbeförderung  sich  Anmeldenden,  wenn 
immer  möglich,  durch  denselben  und  zwar  auf 
Sitzplätzen  befördert  werden  können. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  finden  keine 
Anwendung  auf  Luxuszüge. 

Art  9.  Für  dio  Beförderung  von  Personen  können 
Taxen  bis  auf  den  Betrag  folgender  Ansätze  bezogen 


möglich  w.lre.  kann  der  Bundesrat  die  Einschrän- 
kung des  BelrieLes  oder  dessen  zeitweise  Aufhebung 
während  eines  Teiles  des  Jahres  bewilligen. 
Ist  zvi  streichen. 


Art  6. 


28  km 


Ausser  diesen  Personenzügen  sind,  soweit  die 
Verkehrsbedürfnisso  es  erfordern,  Schnellzüge  und 
Expresszügo  mit  erhöhter  mittlerer  Geschwindigkeit, 
sowie  Nachtzüge 


Unverändert 


Art  7,  Für  die  gewöhnlichen  Personenzug o  sind 
Wagen  mit  zweiter  und  dritter  Klasse  zu  - 
wenden,  wobei  .  .  . 


Art  &  Unverändert 


1.  Für 

In  der  ersten  Wagenklasso  10,4  Rappen, 

in  dar  zwoiton  Wagenklasse  7,3  Rappen, 
in  der  dritten  Wagenklasse  5,2  Rappen  per 
Kilometer  der  Bahnlange. 

2.  Für  Hin-  und  Rückfahrt: 

(mit  zehntägiger  Gültigkeit) 

In  der  ersten  Wagenklasse  15,6  Rappen, 

In  der  zweiten  Wagonklasso  10,0  Rappen, 

in  der  dritten  Wagenklasse  6,5  Rappen  per 
Kilometer  der  Bahnlänge. 
Für  Bahnstrecken  mit  Steigungen  von20°/ao  und 
mehr  und  für  Bahnstrecken,  bei  welchen  ^anz  aus- 
nahmsweise Bau-  und  Betriebs  Verhältnisse  bestehen, 
sowie  für  die  Benützung  aussergewöhulicher  Ein- 
richtungen (Schlafwagen,  Luxuswagen  u.  dgl.)  kann 
vom  Bundesrate  die  Erhobung  eines  Zuschlages  zu 
diesen  Taxen  bewilligt  werden. 

Auf  Bahnstrecken,  auf  welchen  ein  Zuschlag 
bisher  nicht  erhoben  worden  ist,  darf  auch  künftig 
ein  m.  icher  nicht  bezogen  werden. 

A»OJ«fcM  iMaoirapbiwbM  BWtUa  X  *«.  U.  —  SuUtlin  tttmttrtpMjut  <t/MM  X  A«.  M.  4J 
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Für  Kinder  unter  vier  Jahren,  solern  für  solche 
kein  besonderer  Sitzplatz  beansprucht  wird,  ist 
keine  Taxe,  für  Kinder  zwischen  dem  vierten  und 
dem  zurückgelegten  zehnten  Altersjahr  die  Hälfte 
der  Taxe  in  aJlen  Wagenklassen  zu  bezahlen. 

Art  10.  Für  eine  mindestens  vierundzwanzig- 
maliKf!  Benützung  der  gleichen  Bahnstrecke  während 
drei  Monaten  sind  Abonnemente  zu  ermässigten 
Preisen  zu  verabfolgen. 

Ferner  sind  zur  Befahrung  einer  bestimmten  ein- 
zelnen Bahnstrecke,  sowie  des  ganzen  Netzes  der 
Bundesbahnen,  Abonnemente  für  die  Dauer  von 
einem,  drei,  sechs  und  zwölf  Monaten  und  ausser- 
dem Abonnemente  zur  Befahrung  des  ganzen  Netzes 
während  15  Tagen  zu  ermässigtem  Preise  auszu- 
gehen. 

Rodann  sind  Monatsabonnemente  zur  Benützung 
dor  Bahn  nur  an  Werktagen  mit  bestimmten  Zügen 
(Arbeiterbillete)  zu  besonders  ermässigten  Preisen  zu 
verabfolgen. 

Für  den  Rundreiseverkehr,  sowie  für  Gesell- 
schaften und  Schulen  sind  besondere  Ermässigungen 

Art.  11.  Für  die  Beförderung  von  Armen,  welcho 
als  solcho  durch  Zeugnis  der  zuständigen  Behörden 
ausgewiesen  sind,  ist  die  halbe  Personentaxe  zu 
berechnen.  Auf  Anordnung  eidgenössischer  oder 
kantonaler  Behörden  sind  auch  Arrestanten  zu  trans- 
portieren. 

Ein  vom  Bundesrate  zu  genehmigendes  Regle- 
rn r :  i  ■  wird  für  die  Armen-  und  Polizoitransporte  die 
näheren  Bestimmungen  treffen. 

Art.  12.  Jeder  Beisende  ist  berechtigt,  10  kg  Reise- 
gepäck taxfrei  zu  befördern,  sofern  es  ohne  Belästi- 
gung der  Mitreisenden  im  Personenwagen  unterge- 
bracht werden  kann. 

Für  anderes  Reisegepäck  wird  eine  Taxe  von 
höchstens  5  Rappen  per  100  kg  und  per  Kilometer 
bezogen. 

Für  Gepäcksondungen  beträgt  die  Minimaltrans- 
porttaxe im  internen  Verkehr  höchstens  25  Rappen 
und  im  direkten  Verkehr  höchstens  40  Rappen. 

Es  ist  vorzusorgen,  dass  Gepäck  und  ähnliche 
Güter,  auch  wenn  sie  ohne  Begleitung  zurBeförderung 
kommen,  zu  den  Taxen  für  Gepäck  aufgegeben 
werden  können  (Expressgui). 

Art.  13.  Für  dio  Berechnung  der  Distanzen,  des 
Gewichtes  und  der  Taxen  ünden  die  Bestimmungen 
des  Art.  24  Anwendung. 


m. 

Güterverkehr. 

Art.  14.  Für  die  Beförderung  von  Waren  sind 
Tarife  gomäss  dem  Reformtarifsystem  zu  erstellen. 


Dabei  dürfen  höchstens  folgende  Tarifsätze  An- 
wendung finden: 


Für  die  Benützung  der  Expresszüge  darf  mit 
Zustimmung  des  Bundesrates  eine  Züsch lagsUxe  er- 
hoben werden. 

Gleich  Absatz  3  des  Bundesratsentwarfes. 


Art  9.  Für  den  Abonnementsverkehr  mit  Ein- 
schluss  der  Generalahonnemente  und  der  Arbeiter- 
billete, für  den  Randreiseverkehr,  sowie  für  Gesell- 
schaften und  Schulen  sind  besondere  Ermässigungen 
zu  gewähren. 

Insoweit  die  Verkehrsbedürfnisse  es  erfordern, 
können  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  Staffel- 
tarife und  Kilometerbillete  eingeführt  werden. 


Art.  10. 


Art.  11 


Art.  12. 


Art  13.  Bei  der  Erstellung  der  Gütertarife  Ist 
im  allgemeinen  vom  Gewicht-  und  Umfang  der 
Warensendungen  auszugeben,  aber,  soweit  es  die 
Bedürfnisse  von  Industrie,  Gewerbe,  Handel  and 
Landwirtschaft  rechtfertigen,  «ach  auf  den  Wext 
und  die  wirtschaftliche  Bedeutung  dar  Waren  Rück- 
sicht zu  nehmen  (ReformUrilsystem). 
Unverändert 
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Für  Eilgut  in  Wagenladungen  darf  die  Taxe 
höchstens  das  Doppelte  der  allgemeinen  Wagenla- 
dungsklassen für  Frachtgut  betragen. 

Für  Bahnstrecken  mit  Steigungen  von  20°/»  und 
mehr  und  Sur  Bahnstrecken,  bei  welchen  ganz  aus- 
nahmsweise Bau-  und  Betriebsverhallnisse  bestehen, 
kann  vom  Bundesrate  die  Erhebung 
zu  diesen  Taxen  bewilligt  werden. 


Für  die  Beförderung  sperriger  Güter,  sowie  ex- 
plosiver und  feuergefährlicher  Gegenstände  kann 
mit  Bewilligung  des  Bundesrates  ebenfalls  ein  Tax- 
zuschlag erhoben  oder  ein  höheres  als  das  wirkliche 
Gewicht  berechnet  werden. 

Die  für  Industrie,  Gewerbe  und  Landwirtschaft 
erforderlichen  geringwertigen  Rohstoffe  in  Wagen- 
sollen am  niedrigsten  taxiert 


Art  15.  Neben  den  Normaltarifen  werden,  in  Be- 
rücksichtigung der  Bedürfnisse  von  Industrie,  Ge- 
werbe, Handel  und  Landwirtschalt,  die  erforderlichen 
Ausnahmetarife  erstellt 

Bei  Erstellung  solcher  Ausnahmetarife  ist  be- 
sonders darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  die  aus- 
landische Konkurrenz  nicht  gegenüber  i 
miBChen  Produktion  begünstigt  wird. 
Art  16.  Für  den  Transitverkehr  sind 
und  ai 


.  .  .  Steigungen  von  mehr  als  20  */«. 


Auf  Bahnstrecken,  auf  welchen  ein  Zuschlag  bis- 
her nicht  erhoben  worden  ist,  darf  auch  künftig  ein 
solcher  nicht  bezogen  werden. 

insoweit  die  Verkehrsbedürfnisse  es  erfordern, 
können  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  Staffel- 
tarife eingeführt  werden. 

Eine  Minderheit  (Herr  Blumer)  beantragt  fei- 
len Zusatz:  dieselben  sind  für  den  Transport 
Steinkohlen  obligatorisch. 


Eine  Minderheit  (Hen 
folgenden  neuen  Absatz: 

Die  Ausnahmetarife  für  den  internen  Verkehr, 
welche  bei  den  an  den  Bund  übergehenden  Bahnen 
bereits  bestehen,  sind  beizubehalten  in  dem  Sinne, 
dass  dio  bei  einer  dieser  Bahnen  zur  Zeit  geltenden 
niedrigslenTaxen  für  dleBeförderung  der  betreffenden 
Warengattung  auf  dem  ganzen  Netz  der  Bundes- 


Art  14. 


Art  1& 
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düngen  zulässig,  welche  durch  die  Konkurrenz  aus-  I 
lindischer  Verkehrswege  bedingt  sind.  Zur  Gewin- 
oung  und  Entwicklung  des  Transitverkehres  können 
weitergehende  Erleichterungen  gewährt  werden; 
aolchen  Erleichterungen  gegenUbor  sind  aber  die 
erforderlichen  Tarilmassnahmen  zu  treffen,  damit 
eine  Schädigung  der  einheimischen  Produktion  ver- 
mieden wird. 

Art  17.  Für  den  Transport  von  Edelmetallen,  von 
barem  Geld  und  von  Kostbarkeiten  mit  deklariertem 
Wert  ist  für  Fr.  1000  per  Kilometer  höchstens  1 
Rappen  zu  bezahlen. 

Art.  18.  Traglasten  mit  landwirtschaftlichen  und 
einheimischen  gewerblichen  Erzeugnissen,  ■  wie 
Handwerkszeug  lür  den  persönlichen  Gebrauch  des 
Aufgebers,  welche  in  Begleitung  der  Träger,  wenn 
auch  in  besondem  Wagen,  mit  den  Personenzügen 
transportiert  und  am  Bestimmungsort  solort  wieder 
in  Empfang  genommen  werden,  sind,  soweit  sie 
das  Gewicht  von  25  Kilogramm  nicht  übersteigen, 
frachtfrei.  Für  das  Mehrgewicht  ist  die  Taxe  der 
Stückgutklasse  1  des  Gütertarifs  zu  bezahlen. 

Art  19.  Beim  Eintritt  von  Notstünden,  insbe- 
sondere bei  ungewöhnlicher  Teuerung  der  Lebens- 
mittel, sowie  bei  Futtermangel,  sind  für  den  Trans- 
port von  Getreide,  Mehl,  Hülsenfrüchten,  Kartoffeln, 
Futtermitteln  u.  s.  w.,  zeitweise  niedrigere  Taxen 
zu  bewilligen,  welche  vom  Bundesrate  nach  An- 
hörung dcrBundcsbahnverwaltung  festgesetztwerden. 

Art  20.  Für  den  Transport  lebender  Tiere  mit 
Güterzügen  sind  Taxen  zu  beziehen,  welche  nach 
Klassen  und  Transportmengen  (Stückzahl,  Wagen- 
ladungen) abzustufen  sind  und  den  Betrag  von  IG 
Rappen  per  Stück  und  Kilometer  für  die  höchste 
und  2  Rappen  für  die  niedrigste  Klasse  nicht  über- 
steigen dürfen.  Boi  Beförderung  in  Eilfracht  kann  j 
ein  Taxzuschlag  bis  auf  40'>  erhoben  werden. 

Art  21.  Die  Minimaltransport taxe  für  Gütersen- 
dungen und  für  Tiersendungen  beträgt  im  internen 
und  im  direkten  Verkehr  höchstens  40  Rappen. 

Art  22.  Die  Taxen  sind  joweilen  nach  der  billigsten 
und  die  Lieferfristen  nach  der  kürzesten  Route  zu 
berechnen,  und  zwar  auch  dann,  wenn  die  billigste, 
beziehungsweise  kürzeste  Route  nicht  ausschliesslich 
über  das  Netz  der  Bundesbahnen  führt. 

Unter  dieser  Voraussetzung  ist  die  Verwaltung 
der  Bundesbahnen  befugt,  den  einzuhaltenden  Trans- 
portweg, soweit  es  ihr  Netz  betrifft,  nach  freier 
Entschliessung  zu  bestimmen,  vorbehaltlich  einer 
entgegenstehenden  Routenvorschrift  des  Absenders 
im  Frachtbriefe  gemäss  den  Vorschriften  des  Rundes- 
gesetzes betreffend  den  Transport  auf  Eisenbahnen 
und  Dampfschiffen  vom  29.  März  1893. 

Wenn  für  Transporte  von  oder  nach  den  Bundes- 
bahnen die  kürzeste  Route  über  eine  nicht  zu  den 
Bundesbahnen  gehörende  schweizerischeRahnstrccke 
führt,  so  kann,  soweit  diese  normale  ßetriebsver- 
hältnisso  und  ein  gleichartiges  Tarifsystem  hat,  über 
dieselbe  die  Bildung  direkter  Tarife  beansprucht 
werden.  Die  Distanzen  berechnen  sich  hierbei  nach  i 
den  wirklichen  Entfernungen,  mit  Ausnahme  von 
Bahnstrecken  mit  starkou  Steigungen  oder  besondern 
Bau-  oder  Botriebsverhältnissen,  für  welche  mit 
Rücksicht  auf  diese  erhöhte  Taxen  orhoben  werden; 


Art  16. 


Art  17. 


Art  f& 


Art  19. 


Art  20. 


Mehrheit:  Zustimmung  zum  Bundesratsentwurf. 

Minderheit  (Honen  Hitschard  und  Schumacher) : 

Art.  21.  Unter  Zugrundelegung  der  billigsten 
Taxen  und  der  kürzesten  Route  für  die  Lieferfristen 
ist  die  Verwaltung  der  Bundesbahnen  befugt,  den 
einzuhaltenden  Transportwog  insoweit  nach  freier 
EntschliossuD},'  zu  bestimmen,  als  einerseits  vom 
Absendeort  bis  zur  Bestimmungsstation  mehrere 
zum  Bundasbahnnetz  gehörende  Linien  führen, welche 
die  kürzesten  Distanzen  bezw.  billigsten  Taxen  er- 
geben, und  anderseits  der  Frachtbrief  keine  ent- 
gegenstehende Routenvorschrift  des  Absenders, 
gemäss  den  Vorschriften  des  Bundesgosetzes  be- 
treffend den  Transport  auf  Eisenbahnen  und  Dampf- 
schiffen vom  27.  März  1893,  trägt 

Führt  jedoch  der  kürzeste  Weg  ganz  oder  teil- 
weise über  Privatbahnstrecken,  so  kann  boi  nor- 
malen Betriebsverhältnissen  und  gleichartiger  Tax- 
bildung sowohl  die  Bildung  direkter  Tarife,  als  auch 
die  Leitung  des  Verkehrs  über  dieselbon  beansprucht 
werden,  mit  der  in  Alinea  4  hiernach  enthaltenen 
Einschränkung.  Die  Distanzen  berechnen  sich  hier- 
bei nach  don  wirklichen  Entfernungen  mit  Aus- 
nahme von  Bahnstrecken,  für  welche  erhöhte  Taxen 
bowilligt  sind.  Für  letztere  kommt  ein  entsprechender 
Distanzzuschlag  in  Ansatz. 
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für  solche  Strecken  kommt  ein  entsprechender 
chlag  In 


Art  23.  Die  vorstehenden  Taxbestimmunt'  i  be. 
schlagen  bloss  den  Transport  von  Station  zu  Station. 
Dio  Waren  sind  von  den  Autgebern  au!  dio  Stations- 
vorladplätze aufzuliefern  und  vom  Adressaten  auf 
der  Bestimmungsstation  abzuholen. 

Auf  den  llauptstatlonen  hat  jedoch  die  Bahnver- 
waltung Einrichtungen  für  das  Abholen  und  die  Ab- 
lieferung der  Gutor  im  Domizil  des  Aufgebers,  be- 
ziehungsweise des  Adressaten  zu  treffen  (Camion- 
nagedienst). 

Soweit  nicht  im  Transportreglemente  Ausnahmen 
vorgesehen  sind,  wird  das  Aufladen  der  Güter  in 
die  Bahnwagen  und  das  Ausladen  aus  denselben  bei 
den  Eil-  und  Stückgutsondungen.  sowie  bei  den 
Sendungen  zu  den  allgemeinen  Wagenladungstaxen 
von  der  Bahnverwaltung  besorgt  und  es  dar!  eine 
besondere  Taxe  hierfür  nioht  bezogen  werden.  Die 
übrigen  Güter,  sowie  die  lebenden  Tiere  sind  seitens 
der  Versender  und  Empfänger  auf  die  Bahnwagen 
aufzuladen  oder  von  denselben  abzuladen.  Werden 
diese  Leistungen  vom  Versender  oder  Empfänger 
der  Bahn  tibertragen  und  von  derselben  übernommen, 
so  sind  die  dafür  bestimmten  Gebühren  zu  entrichten. 

Art  24.  Bei  Festsetzung  der  Taxen  werden  Bruch- 
teile eines  Kilometers  für  einen  ganzen  Kilometer 
gerechnet. 

Bezüglich  des  Gewichtes  werden  Sendungen  In 
EUfracht  und  in  gewohnlicher  Fracht  bis  auf  20  kg 
für  volle  20  kg  gerechnet  und  Gepäcksendungen  bis 
auf  10  kg  für  volle  10  kg;  das  Mehrgewicht  wird 
nach  Einheiten  von  je  10  kg  berechnet,  wobei  jeder 
Bruchteil  von  10  kg  für  eine  ganze  Einheit  gilt. 

Bei  Geld- und  Wertsendungen  werden  Bruchteile 
von  Fr.  500  als  volle  Fr.  50U  gerechnet 

Wenn  dio  genaue  Ziffer  der  gemäss  diesen  Vor- 
schriften berechneten  Taxe  nicht  ohno  Host  durch 
5  teilbar  ist,  so  wird  dieselbe  auf  die  nächsthöhere 
durch  5  teilbare  Zahl  aufgerundet,  insofern  der  Rest 
mindestens  einen  Happon  boträgt. 


rv. 

Uebergangsbesti  m  ra  u  n  g. 

Art.  25.  Die  Tarife  der  Bundesbahnen  sind  thun- 
lichst  bald  gemäss  den  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes zu  erstellen. 

Solange  sie  nicht  erstellt  sind,  behalten  die  be- 
stehenden Tarife  Gültigkeit 


Beträgt  der  Distanzuntorschled  der  kürzesten 
Route  zwischen  einer  Bundesbahnstrecke  und  einer 
konkurrierenden  Privatbahn  bei  gleichartigen  Be- 
triebs- und  Tax  Verhältnissen  nicht  mehr  als  10  km, 
so  hat  eine  billige  Teilung  des  Verkehrs  stattzu- 
finden. Kann  darüber  eine  Verständigung  nicht  er- 
zielt werden,  so  entscheidet  das  schweizerischo 
Bundesgericht. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  gelten  auch  für 
aach  dem  internationalen  L'ebereinkomraen 
über  den  Eiscnbalmfrachtvcrkchr  ausgeführten  Trans- 
porte. 

Art  22. 


Art  23. 


Art  2t 
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Art  26.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grund- 
lage der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom 
17.  Jon!  1874  betreffend  die  Volksabstimmung  über 
Bondesgesetze  und  Bundesbeschlüsso  die  Bekannt- 
machung dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und  den 


Art.  25. 


Tarifs  des  chemins  de  fer  federaux. 


Projet  da  eonseil  föderal. 

17  novembre  1899. 


Lol  föderale 

concernant 

les  tarifs  des  chemins  de  fer  föderaux. 


FEDERALE 
DE  LA  CONFEDE  RATION  SUISSE, 

vu  le  message  du  conseil  federal  du  17 
bre  1899; 

an  execution  de  l'art  13,  lettre  A,  chiffre  3, 
la  loi  föderale  du  15  octobre  1897  concernant  I 
quisition  et  l'exploitation  de  chemins  de  fer  pour 
lo  compto  de  la  Confederation,  ainsi  que  l'organi- 
saüon  de  l'administration  des  chemins  de  1er  lede 


de 
ac- 


Art  1er.  L'elaboration  des  tarifs  des  chemins  de 
ler  federaux  est  rcglee  par  les  dispositions  io  la 
presente  loi. 

Art  2.  Les  tarifs  doivent  etre  etablis,  pour  l'en- 
semble  du  reseau  des  chemins  de  fer  federaux, 
d' apres  des  principes  uniformes. 

Les  ta-cos  seront  calculees  partout  d'apres  des 
reglos  egales  pour  tous. 

Nul  ne  peut  jouir  de  Privileges  quelconques  qui 
ne  seraient  pas  aecordes  a  d'aulres 


Art  a  Tous  les  tarifs  et  condltions  de  trans- 
port,  toute  modification  ä  ces  tarifs  et  conditions 
ainsi  qu'aux  taxes  oxistantes,  toute  reduetion  de 
taxe  par  voie  de  detaxo  doivent  avant  leur  applica- 
tion,  <Hro  approuves  par  le  oonseil  federal,  confor- 
mement  ä  la  loi  federale  du  29  mars  1893  sur  les 
transports  par  chemins  de  fer  et  bateaux  ä  vapeur, 
et  elio  publies'  on  regle  generale,  au  moins  qua- 
torze  jours  avant  leur  mise  en  vigueur. 


Proposltlona 
de  I»  commlssIoB  da  conseil  des  etats. 

29  mai  1900. 


Adhäsion  au  projet  du 
11  n'y  a  pas  d'observations. 


föderal  partout  od 


Alinea  3*  Bitter. 


Art  3.  Les  prescriplions  generales  de  tarifs,  les 
tarifs  generaux  internes  des  voyageurs  et  dos  mar- 
chandisos,  les  dispositions  et  conditions  differentos 
concernant  les  tarifs  applicables  au  trafic  avec 
l'etranger,  ainsi  que  toute  modiiication  qui  pourrait 
y  etre  apportee,  doivent,  avant  leur  application, 
etre  approuves  par  lo  conseil  federal. 

En  ce  qui  concorne  les  mesures  de  tarit  prises  sur 
cette  base,  y  compris  les  reduetions  de  Uxe  par  voie 
de  detaxo,  lo  conseil  federal  a  le  droit  d'en  contröler 
la  legalite.  Elles  seront  portees  en  temps  utilo  ä  sa 
connaissanco,  et  de  sa  propre  initiative  ou  sur  la 
reclamation  des  interesses,  il  procedera,  apres  avoir 
entendu  l'administration  des  chemins  de  fer  federaux, 
a  tous  los  changements  qu'il  / 
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II  est  interdit  d'accordor,  par  voie  de 
tions  ou  sous  une  autre  forme,  des  reductions  sur 
les  tarifs  ou  sur  los  abaissemonts  de  taxes  qui  ont 
ete  publies. 

Toute  elevation  de  taxe  oa  suppression  de  tarifs 
sera  publice  au  moins  trois  mois  avant  sa  mise  ea 
vigueur.  Le  conseil  töd<  ral  peut  reduire  ce  dclai, 
pour  les  modifications  d'ensemble  comprenant  ä  la 
fois  deaaugmentatlonsetdcsdiminutions.  S'il  s'agit 
du  relevement  de  tarifs  interaationaux,  et  si  ce  re- 
levement ne  portc  que  surla  part  afförcntoä  l'<Hrangor, 
ce  dölai  peut  ßtre  reduit  auxtermesen  vigueur  pour 
les  chemins  de  fer  6trangers  en  cause. 

Les  tarifs  ne  pourront  £tre  abroges  quo  lorsqu'ils 
auront  ete  en  vigueur  trois  mois  au  moins  pour  les 
voyageurs  et  un  an  pour  les  marchandises. 

de  taxes  seront  maintenus  trois 
pour  les  voyageurs  et  un  an  pour 
les  marchandises. 

Le  conseil  ft-döral  peut  exceptionnellement  reduire 
la  duree  d'un  tarif  ou  d'un  abaissement  de  taxes 
au  moment  do  leur  publication. 

Les  d£lais  fixes  par  le  present  article  ne  sont 
applicables  ni  anx  trains  de  plaisir,  ni  aux  faveurs 
exceptiounelles  aecordees  dans  des  circonstances 
particulieres. 

Art.  4.  Les  dispositions  des  arUcles  19  et  2i  de 
la  loi  föderale  da  23  decembre  1872,  concernant 
l  etablissement  et  Texploitation  des  chemins  dofer, 
sont  applicables  au  transport  des  lettres  et  des 
messageries,  des  bureaux  ambulants  et  des  employes 
de  l'administration  postale. 


Art.  5.  Le  transport  des  militaires  et  du  mate- 
riel  destine  ä  l'usage  de  ladministratioa  militairo 
est  regle  par  les  dispositions  de  l'art.  25  de  la  loi 
föderale  du  23  decembre  1872,  concernant  l'etablisse- 
meat  et  V< 


Art  6.  Le  transport  des  voyageurs  doit  avoir  lieu 
sur  tuutes  les  lignee  du  r^seau  des  chemins  de  fer 
föderaux,  au  moins  quatre  foispar  jour  dans  ohaque 
sens,  avec  arrtt  a  toutes  les  stations. 

Le  conseil  föderal  a  le  pouvoir  de  suspendre 
completement  1'exploiUUon  d'une  lignependant  une 
epoque  de  l'annee  oü  cette  ligne  ne  peut  pas  etre 
tenue  ouverte  ou  ne  peut  l'etre  que  moyonnant  des 
deponses  extraordinaires. 

Pour  toute  ligne  qui,  pendant  plus  de  cinq  ans 
avant  sa  remiso  ä  la  Confedcration,  avait  plus  de 
quatre  train»  quotidiens  dans  chaque  sens,  lenombre 
■uperieur  de  trains  etabli  sera  considere  a  1  avenir 
commc  minimum. 

Art  7.  Les  trains  ordinaires  de  voyageurs  (trains 
omnibus),  avec  ou  sans  wagons  do  marchandises, 

d'au  moins  30  km  * 


Tous  les  tarifs  et  conditions  de  transport,  toute 

modification  ä  cos  tarifs  et  conditions  ainsi  qu'aux  \ 
taxes  existantes,  toute  reduetion  de  taxe  par  voio  \ 
de  detaxe  doivent  etre  publies,  en  rfcgle  gen6rale, 
au  moins  quatorze  jours  avant  leur  mise  en  vigueur. 
Alineas  4  ä  9  comme  allneas  2  k  7  du  projet  du 


. . .  postale,  et  les  dispositions  de  l'art  25  de  cette 
memo  loi  au  transport  des  militaires  et  du  materiel 
destine  ä  l'usage  de  l'administration  militalre. 
Art  &  Bifler. 


Art  5  Premier  alinea,  sans 


.  .  pouvoir  de  limiter  ou  de 


Alinea  3.  Bifier. 


Art  6. 
.  .  •  d'au 
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l'lieure.  Le  conseil  föderal  peut  scul  autoriser  uno 
vitesse  inlcrioure. 

En  outre,  des  trains  directs  et  des  trains  ex- 

piess  circutant  i  une  vitc.sse  moyenno  plus  i'tovee 
seront  organises  sur  les  llgoes  ayant  un^randmou- 
voment  <le  voya^eurs  ou  reliant  les  placcs  princi- 
pales  de  la  Suisse,  ain-i  quo  pour  le  sorvice  do 
transit;  des  trains  do  nuit  BOfOOt  uiis  en  marciio 
suivant  les  besuind  du  trade. 

l.a  vitesse  prescritc  au  promior  alinea  ne  con- 
oerne  ni  les  trains  de  marchandisc*.  transpuriant 
des  voyageurs,  ul  les  troncons  cxploites  comme 
lignes  secondaires. 

Art.  8.  Les  voitures  de  voyafreurs  seront  ä  cou- 
loir.  Les  trains?  oiiiniüus  se  composeront  do  voitures 
de  deuxienK-  et  de  trnisU'-me  classe  et  poOfTOOt 
exceptionnellement  contcnlr  aussi  des  voitures  do 
pramiere.  Les  trains  directs  auront  des  voiliues  do 
premiere,  deuxirme  et  troisiemc  classe.  Les  trains 
d'intm't  puremer.t  locai  p^uvont  «'Ire  compo".  ex- 
clusivcraont  de  voitures  de  Iroisieme  class  .  Les 
voitures  de  troisiemc  classe  et  cas  ecManl  celles 
de  seconde  pourrout  avec  le  consontemont  du  con- 
seil  f.'dOral  etre  exciues  des  trains  express. 

Toute  personne  se  presnntant.  pour  monter  dans 
un  train  de  voyageurs  •  loit,  aul  irit  (JIM  possiblc, 
>Hrc  transpoi  leo  par  co  train  et  pouvoir  v  occuper  un 
siege. 

I.es  dispositions  qui  prOcedent  ne  sont  pas  appli- 
cables aux  trains  de  luv. 

Art.  9.  Les  taxes  maxima  qui  peuvent  etre  per- 
cues  pour  lo  transpurt  des  voyaneurs  sont  tixees 
ainsi  qu'il  suil,  par  kilometre  de  voie  ferroe: 

1.  Pour  simples  courses: 

premiere  classe,  10, -4  Centimes, 
douxienv?  classe,  7,.'?  rentirneg, 
troisienie  classe,  5,2  Centimes. 

2.  Pour  le»  courses  d'aller  et  retour  i 

(avec  billcts  valables  dix  jours) 

premiere  classe,  15,6  Centimes. 

deuxiemo  classe,  10,0  Centimes, 

troisiemc  classe,  6,5  Centimes. 
Le  consoil  föderal  peut  autoriser  la  perceplion 
d'uno  laxe  suppli'meulaire:  sur  les  troncons  de  voie 
compoi  tant  des  rampes  de  20  "/■>«  ou  plus,  sur  coux 
donl  les  conditions  d'etablissem^nt  et  d'cxploitation 
sont  tout-ä-Iait  exceptionnelles,  ainsi  que  pour  cer- 
taines  mosures  do  faveur  (coupes-lits,  wagons  de 
luxe,  etc.). 


En  outre,  des  trains  directs  et  des  trains  ex- 

press  avec  uno  vitcs.se  moyenno  plus  frar.de,  ainsi 
quo  des  trains  do  nuit  seront  mis  en  marche,  sui- 
vant les  besains  du  trade. 


Art.  7.   Les  t 

voitures  .  .  . 


ains  omn  bus  se 


Art  8.  Les  taxes  .  .  . 


Dans  toutes  les  classes  de  voitures.  les  oniaiits 
au-dessous  do  quatre  ans  et  n'oecupant  pas  uno  place 
distinete  sont  transportes  gratuitement,  ceux  de 
quatre  ä  dix  ans  revolus  paient  dcmi-placo. 

Art.  10.  II  sera  delivre  des  cartos  d'abonnement 
ä  prix  reduits,  permettant  de  parcourir  au  moins 
04  fois  la  memo  soction,  pendant  uaespacodo  trois 
mois. 

En  outre  il  sera  delivre,  a  prix  röduits.  des  abon- 
uouieats  valables  soit  sur  uae  sectioa  delermiaee, 


...  de  plus  de  -20  V"  •  • 


II  ne  peut  etre  percu  de  taxe  supplementaire  sur 
los  troncons  de  voie  oü  il  n'ea  a  pas  ete  percu 

jusqu'ici. 

I'no  laxe supplßmentaire  peut,  avec  l'assentiment 
du  couseil  lederal,  etre  peicuepourl'utilisation  des 
trains  express. 


Art.  9.  Les  prix  seront  reduits  pour  les  abonne- 

raonts.  y  compris  les  abonnemonts  geni-ram  et  les 
biUets  d'ouvriers,  et  pour  les  voyages  circulaires; 
des  reduetions  parliculieres  seront  en  outre  aecor- 
dees  aux  sociales  et  aux  ocoles. 

Si  les  bosoins  du  traüc  l'exigeat,  des  tarils  4 
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Mit  sur  tout  le  reseau  des  cbemins  de  Ter  ft-Wraux, 
pendact  une  duröo  d'un,  troK  six  et  douze  mols, 
ainsi  quo  dns  abonnoments  valables  sur  tout  lo  re- 
nn pendant  15  jours. 

Des  abonnements  mensucls  valablcs  Foii!cm<,nt 
pour  les  jours  ouvrab!e3  et  sur  les  trains  dnlpnds 
(billets  d'ouvriors)  soront  delivres  ä  des  prix  par- 
ticulieremont  rtSduits. 

Des  reduetions  particuliercs  sont  aecordees  aux 
socidtes  et  aux  öcoles  et  en  faveur  des  voyages  cir- 
culaires. 

Art  11.  Les  indigents  seront  transporltfs  ä  tnoitiö 
prix  sur  la  Präsentation  d'un  certifleat  do  l'autorite 
jompetento.  Sur  l'ordre  d'une  autorit«*  f«id«Sralo  ou 
cantonale,  les  individus  en  etat  d'arrcstation  devront 
egalem«.- r,t  eire  tranapoites  par  chemin  do  fer. 

Un  rcglemont,  approuve  par  le  conseil  föderal, 
flxera  los  dispositions  ultencures  concernant  les  in- 
digents et  los  transp<->rts  de  polioe. 

Art.  12.  Chaqu'j  voyageur  a  droit  au  transport 
gratuit  de  dix  kilogrammes  do  bagages  qu'il  garde 
avec  lui,  ä  condition  que  ces  objets  puissent  «Hro 
places  dans  la  voiture  sans  incommoder  les  autres 
voyageurs. 

Les  exciidonts  sont  soumis  ä  uno  taxo  dont  le 
maximum  est  fixe  a  5  Centimes  par  100  kg  et  par  km. 

La  taxo  minimura  de  transport  pour  les  envois 
de  bagages  ne  depassera  pas  25  Centimes  dans  lo 
service  interne  et  10  Centimes  dans  le  sorvlco  direct. 

Les  bagages  et  marchandises  analnguc?,  raöme 
si  le  transport  a  lieu  sans  aecompagnement,  pourront 
6tre  expedies  aux  prix  des  bagages  (colis  express^. 

Art  13.  Le  calcul  des  distances,  du  poids  et 
des  taxes  est  reglti  par  les  dispositions  de  l'art  24. 


Progression  döcrolssanto  et  des  hill*ts  ki|nm/<rrtqTios 

peuvent  tMro  adopted,  avec  rastealiincnt  du  consdl 
föderal. 


Art  10. 


Art  11. 


Art.  14 
chandises 
forme. 

Les 
suivant: 


rn. 

Transport  des  marchandlsM. 

Les  tarifs  pour  le  transport  des  mar- 
d'apres  le  systemo  de  re- 


Art  12. 


le  tableau 


Art.  13.  Pour  ötablir  les  tarifs  des  marchandisea; 
On  sa  basora  en  general  sur  lo  poids  et  les  dimen. 
sioDS  des  envois;  od.  tiendra  compte  aussi  de  la 
valeur  et  de  l'importance  economique  des  marchan- 
dises,  dans  la  mesure  ob  l'exigeront  les  interete  de 
Industrie,  des  metiers,  da  commerce  et  de  ragri- 
culturo  (systemo  do  reforme). 


Petit« 


Tarif«  »p«ci*ox 


gLOtrale» 


B  m 


U 


m 


Tun  poor  10O  kilo^rammM  tu  centlmtt 


L 

Frais  d'expedition: 

18 

10 

10 

7,5 

7,6 

6 

6 

6 

e 

6 

6 

91  a  39  km.,  supplöment  par  km. 

0,45 

0,25 

0,25 

0,37510,375 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

0,2 

40  km.  et  au-dela  .... 

27 

15 

15 

15 

16 

10 

10 

10 

10 

10 

10 

11. 

Taxes  de  section: 

1,7 

1,35 

1,25 

u 

0,95 

0,8 

0,85 

0,7 

0,75 

0,42 

•)  A,  o,  *oit  par 


<|0  5 


B,  6,  aoit  pur 

V«  X  .V*  M. 
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La  taxe  pour  leg  transport*  en  grande  vitesse 
par  wagons  complets  no  pourra  pas  oxceder  le  dou- 
ble de  la  taxe  concernant  les  classes  generale«  par 
wagons  complets  en  potite  vitesse. 

Le  conseil  lederal  peut  autori6er  la  pereeption 
d'une  taxe  supplementaire  sur  les  tronconscompor- 
tant  des  rampes  do  20  •/••  ou  plus  et  sur  ccux  dont 
les  conditions  d'ötablissement  et  d'exploitation  sont 
tout  ä-fait  exccptionnellos. 


II  peilt  elre  egalement  percu,  avec  1'auUrisation 
du  conseil  föderal,  une  taxe  supplementaire  ou  corres- 
pondant  a  un  poids  superieur  au  poids  reel,  pour 
e  tran8port  dos  maichandises  encombrantes  et  dos 
malleres  explosibles  ou  inflammables. 

Lea  matieres  premieres  sans  grande  valeur,  ne- 
cossaircs  ä  1'industrie,  aux  metiers  et  a  l'agriculture, 
expediees  par  wagons 
prix  les  plus  bas. 


Art  15.  Outre  les  tarifs  normaux,  il 
dos  tarifs  exceptionnels  bases  sur  les  besoins  de 
l'industrie,  des  metiers,  du  commerce  et  de  l'agri- 
culture. 

Oes  tarifs  exceptionnels  seront  etablis  de  teile 
■orte  que  la  coneurrence  etrangere  ne  soit  pas  avan- 
tagee  au  dtHrirnont  de  la  productlon  indigene. 

Art  10.  Le  trafic  de  transit  pourra  beneficier 
des  reduetions  de  taxes  et  des  formations  exception- 
nelles  de  tarif  iniposties  par  la  coneurrence  des  en- 
treprises  de  transport  elrangeres.  De  plus  grandes 
f aeihtes  pourront  ctre aecordees aux  (Ins  de  dövelopper 
le  trafic  de  transit;  oee  facilites  seront  aecompagnees 
des  mesures  do  tarifs  nöcessaires  pour  quo  les 
avantages  aecordes  ne  portent  pas,  d'autre  part, 
prejudice  a  la  produetion  indigene. 

Art  17.  Pour  le  transport  de  mötaux  precieux, 
de  numeraire  et  d'objets  avec  valeur  declaree,  il 
sora  percu  une  taxe  maximum  d'un  centimo  par 
kilometre  pour  une  valeur  de  1000  francs. 

Art  18.  Los  produits  agricoles,  les  produits  in- 
dustriell de  provenaoee  suisse,  apportes  par  l'expö- 
diteur,  ainsi  quo  les  outils  affectes  a son  usage  per- 
aonnol,  seront  transportes  gratuitement  jusqu'a  con- 
eurrence du  poids  do  25  kilogrammes  par  des  trains 
de  voyageurs  et  dans  des  wagons  ä  part  &  condi- 
tion  quo  l'expediteur  voyage  dans  lo  meme  train  et 
colis  immedlatemont  ä  l'arrivee  a  la 
Ce  qui  excede  ce  poids  est 


de  plus  de  20  7*  .  . . 


II  ne  peut  Ptre  percu  de  taxe  supplementaire  sur 
los  troncons  de  voie  ob  il  n'en  a  pas  ete  pergu 
jusqu'ici. 

Si  les  besoins  du  trafic  l'oxlgent,  des  tarifs  a 
Progression  decroissante  peuvent  ctre  adoptes,  avec 
l'assentiment  du  conseil  fcderal. 

Une  miaorlte  (M.  Blumer)  propose  l'adjonction 
suivante:  ces  tarifs  sont  obligatoires  pour  le 
port  du  charbon. 


Uno  mJoorfte  (M.  Schumacher)  propose  l'alinea 
suivant: 

Les  tarifs  ecxeptlonnels  pour  lo  trafic  interne 
actuellement  en  vigueur  sur  les  chemins  de  1er  qui 
passeront  en  mains  do  la  Conlederation,  doivent  etre 
maintenus,  dans  ce  sens  que  les  taxes  les  plus  basses 
appliquees  aujourd'hui  sur  l'un  de  ces  chemins  de 
fer  pour  l'expldition  de  teile  ou  teile  marchandise 
constitueront  la  taxe  maximum  pour  l'expedition  de 
celle  marchandiso  sur  le  resoau  tout  entier  de 
chemins  de  fer  federaux. 

Art  14 


Art  15. 


Art  10. 


Art  17. 
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soumis  a  la  taxe  de  la  premiere  classe  des  expedi- 
tions  partielles  du  taril  des  marchandises. 

Art  19.  Dans  les  cas  de  calamites  publiques, 
de  chertö  exceptionnollo  des  denrees  alimentäres, 
de  diselte  de  lourrage,  il  sera'accorde  raomentane- 
mont,  pour  le  transport  des  cereales,  do  la  larine, 
des  legumes  a  cosses,  des  pommes  de  terre,  da 
fourrage,  etc.,  des  reductions  de  taxes  qui  seront 
fix 6 es  par  le  conseil  federal,  sur  le  preavis  de  l'ad- 
ministration  des  chemins  de  1er  fedöraux. 

Art  20.  Les  taxes  pour  le  transport  des  animaux 
vivants,  par  trains  de  marchandises,  seront  calcu- 
16es  ä  progression  descondante  par  classes  et  quan- 
Ütes  transportees  (nombre  de  tetes,  wagons  com- 
pleU)  et  ne  pourront  exceder  le  montant  do  IC  Cen- 
times par  töte  ot  kilometre  dans  laplus  haute  classe 
et  de  2  ceatimes  dans  la  plus  basse.  En  grande  vi- 
tesse, il  peut  etre  percu  une  surtaxe  maximum 
de  40  '/t. 

Art  21.  La  taxe  minimum  de  transport  pour  los 
envois  de  marchandises  et  d'animaux  ne  peut  pas 
depasser  40  Centimes  dans  le  trafic  interne  et  direct 


Art  22.  Les  taxes  seront  calculees  chaque  fois 
par  la  route  la  moins  cbero  et  les  delais  de  livrai- 
son  par  la  route  la  plus  courte,  et  cela,  lors  memo 
quo  cos  routes  ne  feraient  pas  exclusivement  partie 
du  reseau  des  chemins  de  Ter  federaux. 

En  se  basant  sur  cette  regia,  l'administration  de 
ces  chemins  do  lor  a  la  faculto  do  döterminer  ä 
son  gre  la  vole  de  transport  a  suivre,  en  taut  que 
ceta  concerne  son  reseau,  sauf  dans  le  cas  oü  l  ex- 
pediteur  aurait,  en  conformite  do  la  loi  föderale 
du  29  mars  1893  sur  les  transports  par  chemins 
de  fer  et  bateaux  k  vapeur,  prescrit  un  achemino- 
ment  contraire  dans  la  lettro  de  voiture. 

Si,  pour  dea  transports  provenant  du  reseau  des 
chemin»  de  fer  federaux  ou  diriges  sur  ce  reseau, 
la  route  la  plus  courte  emprunto  une  ligne  suisse 
n'appartonant  pas  ä  ces  chemins  de  fer,  la  forma- 
tion  de  tarifs  directs  par  cette  route  pourra  etre 
demandee  et  pour  peu  que  la  ligne  utilisee  presente 
des  conditions  normal  js  d'exploitation,  et  un  systemo 
dt  tarifs  jialotsu«  a  celui  du  reseau  föderal.  Les. 
distances  se  calculent  dans  ce  cas  d  'apres  les  lon- 
gueurs  effectivemunt  parcourues,  a  l'excoption  des 
troncons  a  Tortes  rampes  ou  presentant  des  condi- 
tions d'etablissement  ou  d'exploiUtion  particulieres, 
comportant  des  taxes  plus  elevees;  pour  ces  tron- 
cons les  distances  sont  augmentees  proportlonneUe- 
ment 


Art.  11 


Art  23.  Les  dispositions  ci-dessus  relatives  anx 
taxes  ne  concernent  que  le  transport  d'une  Station 
ä  l'autre.  Les  marchandises  doiventetro  livrees  par 
l'expediteur  aux  ptaces  de  chargement  des  stations 
et  enlevees  par  le  destinataire  ä  la  Station  d'arrivee. 

Toutefois,  l'administration  des  chemins  do  fer 
etablira,  aux  stations  principales,  une  Organisation 

les  marchandises  du  do- 


Art.  19. 


Art  20. 


Majorite,  Adheslon  au  projet  du  conseil  federal. 
Mi nori u-  (MM.  Ritschard  et  Schumacher) : 
Art  21.  En  se  basant  pour  les  delais  de  livrai- 
son  sur  les  taxes  les  plus  faibtes  et  la  route  la  plus 
courte,  radmlnistration  des  chemins  de  fer  federaux 
a  la  facultd  de  determiner  ä  son  gre  la  voie  de 
transport  a  suivre,  en  taut,  d'une  pari,  que  des 
routes  appartenant  au  reseau  des  chemins  de  fer 
federaux  menent  de  la  Station  expedttrice  k  la  Station 
d'arrivee  et  presentent  la  distance  la  plus  courte 
et  la  taxo  la  plus  faible,  et  en  tant,  d'autre  part, 
que  l'expediteur  n'aura  pas,  en  conformite  do  la 
loi  föderale  du  29  mars  1893,  sur  les  transports 
par  chemins  de  fer  et  bateaux  ä  vapeur,  prescrit 
un  acheminement  contraire  dans  la  lettre  de  voiture. 

Si  la  route  la  plus  courte  emprunte  en  tout  ou 
en  partie  des  lignes  privees,  la  lormaüon  de  tarifs 
directs  et  l'acheminemont  du  trafle  par  cette  route 
pourront  etre  demandes,  aveo  la  restrlction  conte- 
nue  ü  l'alinea  4  ci-apres,  pourvu  que  les  lignes  utili- 
sees  presentent  des  conditions  normales  d'exploitation 
et  une  formation  de  tarifs  analogue  a  Celle  du  reseau 
federal.  Les  distances  se  calculent  dans  ce  cas  d'apres 
les  longueurs  effectivement  parcourues,  ä  l'exception 
des  troncons  comportant  des  taxes  plus  elevees; 
pour  ces  troncons  les  distances  sont  augmentees 
proportionnellement 

Si,  a  egalite  de  taxes  et  de  conditions  d'exploi- 
tation, la  differeace  de  distance  entre  la  route  la 
plus  courte  sur  un  troncon  federal  et  la  route  la 
plus  courte  sur  une  ligne  privee  concorrento  n'excede 
pas  10  km,  le  trafic  sera  equltablement  partage 
entre  les  deux  routes. 

Les  presentos  dispositions  s'appliquent  ä  tous 
les  transports  executes  conformement  ä  la  Conven- 
tion internaüonale  sur  le 
ar  chemins  de  ler. 
Art  22. 
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de  l'expedlteur  a  la  gare  et  de  la  gare  au  < 
domicile  du  destinataire  (service  de  camionnage). 
Sous  reserve  des  oxceptions  prevues  par  le  regle- 
de  traasport,  Ie  chargement  et  le  decharge- 
des  marchandises  par  expeditions  partielies  en 
et  eo  petlte  vitesse,  ainsi  que  des  envois 
soumls  aux  prix  des  classes  genörales  par  wagons 
complets  sont  effectues  par  les  soins  de  l'adminis- 
tratioD  des  chemins  de  fer  et  aucune  taxe  speciale 
ne  peut  6tre  percue  pour  ces  Operations.  Le  char- 
gement et  le  dechargement  des  autres  marchandises, 
ainsi  que  des  animaux  vivants  sont  operes  par  les 
■oins  de  l'expöditeur  et  du  destinataire,  i  moins  que 
le  chemin  do  ter,  a  la  demande  de  l'expedlteur  ou 
du  destinataire,  n'efleclue  ces  Operations  contre 
paiomont  dos  frais  correspondants. 

Art  2i.  Les  Tractions  d'un  kilometre  seront  corop- 
tees,  dans  la  flxation  des  taxes,  pour  un  kilometre 
entier. 

Les  envois  jusqu'a  20  kg,  en  grande  et  en  pe- 
tlte vitesse,  seront  comp  tos  pour  20  kg  plelns  et 
les  envois  de  bagages  jusqu'a  10  kg  pour  10  kg 
Pleins.  L'excedont  de  poids  est  calcule  par  unites 
de  10  kg,  chaque  fraction  de  10  kg  etant  comptee 
pour  une  unite  entiere. 

Pour  les  envois  de  numerairo  et  d'objots  de  va. 
leur,  les  Tractions  de  500  Iran  es  seront  comptees 
pour  une  somme  de  500  francs. 

Sl  le  montant  exaet  do  la  taxe,  calculeo  confor- 
mement  ä  ces  prescriptions,  n'est  pas  divisible  par 
5  ot  si  le  resto  est  d'au  moins  un  Centime,  le  prix  est 
«rrondl  et  porte  au  chiflre  superieur  divisible  par  5. 


IV. 


de  1er  federaux 


präsente  loi. 


Art.  25.  Les  tarils  des 
devront  etre  etablis  le  plus 
d'apres  les  dispositions  de  la 

En  altendant,  les  tarils 
viguour. 


Art  26.  Le  conseil  föderal  est  Charge,  conforme- 
aux  dispositions  de  la  loi  föderale  du  17  juin 
1874  concernant  les  votations  populaires  sur  les  lois 
et  arretes  federaux,  do  publier  la  präsente  loi  et  de 
fixer  l'epoque  a  laquelle  eile  eatrera  en  vi^ueur. 


Art  23. 


Art  24. 


Art.  25. 


Digitized  by  Google 

>.  .  


—    349  — 


Ständerat.  —  Conseil  des  6tats. 

13.  Juni  1900,  vormittags  8  Uhr.  —  Seaace  da  13  juiu  1900,  a  8  heurea  da  maün. 


mce:  } 


Herr 


Tagesordnung:  —  Ordre  äujour: 

Oesetz  betr.  das  Tarifwesen  der  schweizerischen  Bundesbahnen. 

LH  föderale  concernant  le*  tarifs  des  chemin*  de  (er  iWeraux. 
Eintretensfrage.  — 


T.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission :  Unter 
den  Befugnissen,  welche  das  Bundesgesetz  betreffend 
die  Erwerbung  und  den  Betrieb  von  Eisenbahnen 
für  Rechnung  des  Bundes  und  die  Organisation  der 
Verwaltung  der  schweizerischen  Bundesbahnen,  vom 
15.  September  1897,  der  Bundesversammlung  zu- 
weist, befindet  sich  in  Art.  13,  Zitier  3,  die  Gesetz- 
gebung über  die  allgemeinen  Grundsätze  lür  die 
Tarilbildung.  Ich  habe  wohl  kaum  mehr  nötig,  auf 
die  Wichtigkeit  des  vorliegenden  Geschäftes  hinzu- 
weisen. Wenn  das  Schweizervolk  seinerzeit  den 
Rückkauf  der  Eisenbahnen  mit  so  unerwartetem, 
imposantem  Mehr  angenommen  hat,  so  geschah  es 
nicht  zum  mindesten  auch  deshalb,  weil  grosso 
Hoffnungen  auf  die  zu  erwartenden  Verbesserungen 
im  Tarifwesen  gesetzt  wurden. 

Und  nicht  mit  Unrecht  1  Benn  während  die  Privat- 
eisenbabn  -  Unternehmungen  Erwerbsgesellschaften 
im  vollen  Sinne  dieses  Wortes  waren  und  damit 
naturgemäss  als  vornehmstes  Ziel  ihrer  Thütigkeit 
die  Erreichung  möglichst  günstiger  Ertragsverhält- 
nlsso  in  den  Vordergrund  stellten,  sind  die  Bundes- 
bahnen im  allgemein  öffentlichen  Interesse  vom 
Bunde  übernommen  worden.  In  richtiger  Würdigung 
dieser  hohen  Aufgabe  enthält  denn  auch  Art.  8  des 
Rückkaufsgesetzes  die  Bestimmung,  dass  nach  Ver- 
zinsung und  Amortisation  der  Eisenbahnschuld  und 
nach  den  durch  die  Verhältnisse  gebotenen  fürsorg- 
lichen Zuwendungen  an  den  Reservefonds  dio  (Jeber- 
schüsse  insbesondere  auch  zur  Herabseztung  der 
Personen-  und  Gütertarife  zu  verwenden  seien. 

Allerdings,  sagt  uns  schon  die  Bolschaft  des 
Bandesrates  über  den  Rückkauf,  muss  mit  grosser 
Vorsicht  und  mit  weiser  Ueberlogung  vorgegangen 
werden,  damit  die  Oekonomie  der  Bundesbahnen 
nicht  gestört  und  die  Entwicklung  derselben  in  der 
Hand  dos  Bundes  erstarke  und  finanziell  gesund 
bleibe. 

Uebergehend  nun  zur  Behandlung  der  vorliegen- 
den interessanten  Materie,  so  ist  zunächst  hervor« 
dass  bis  dahin  die  Regelung  des  Tarif- 
sich im  Rahmen  der  Konzessionen,  dann 
ferner  des  Gesetzes  über  den  Bau  und  Betrieb  der 
Eisenbahnen  vom  Dezember  1872,  sowie  des  Trans- 
portgesetzes vom  März  1893  vollzog. 


Selbstverständlich  werden  die  Bestimmungen  der 
Konzessionen  über  das  Tarifwesen  mit  dem  Zeit- 
punkte des  (Jeberganges  der  Bahnen  an  den  Bund 
erlöschen,  und  es  wird  deshalb  ein  neues  Gesetz 
über  das  Tarifwesen  für  diesoiben  Ersatz  zu  schaffen 
haben.  Für  diesen  Ersatz  wird  man  nun  kaum 
auf  die  von  den  Kanton 
einander  abweichenden 
wollen,  sondern  in  erster  Linie  aal  die  vom  Bunde 
aufgestellte  sogenannte  Normalkonzossion  vom  Jahre 
1873,  als  welche  zu  betrachten  ist  diejenige  für  die 
Linie  Konolfingen-Thun.  Vor  dem  Jahre  1872  war 
die  Konzessionserteilung  nämlich  Sache  der  Kan- 
tone; es  waren  nicht  normale  allgemeine  Regeln  für 
die  Konzessionserteilung  aufgestellt  worden.  Der 
Bund  behielt  sich  nur  das  Recht  der  Genehmigimg 
vor;  nach  dem  Bundesgesetz  über  Bau  und  Betrieh 
von  Eisenbahnen  vom  28.  Juli  1852  musste  aber  die 
Konzession  erteilt  werden,  falls  nicht  durch  Er- 
stellung der  betreffenden  Eisenbahn  die  militärischen 
Interessen  der  Eidgenossenschaft  verletzt  wurden. 
Vorbehalte  wurden  nur  gemacht  bezüglich  gewisser 
Verpflichtungen  gegenüber  der  Post-,  Telegraphen- 
und  Militärverwaltung,  dann  bezüglich  der  Sicherung 
der  technischen  Einheit,  bezüglich  des  Anschlusses 
an  andere  Bahnen  und  namentlich  bezüglich  des 
Rückkaufes  durch  den  Bund. 

Dass  unter  diesen  Umständen  die  Transportbe- 
dingungen unserer  schweizerischen  Eisenbahnen 
vielfach  voneinander  abweichen  mussten,  ist  mehr 
als  selbstverständlich.  Die  Unhaltbarkeit  der  kan- 
tonalen Hoheit  in  EiBenbahnsachen  kam  immer  be- 
stimmter zum  Ausdruck,  namentlich  auch  seit  dem 
Ende  der  60er  Jahre  mit  Deutschland  und  Italien 
abgeschlossenen  Slaatsvertrag  über  den  Bau  der 
Gotthardbahn.  So  kam  das  neue  Eisenhahngesetz  von 
1872  und  mit  ihm  die  Ermächtigung  der  Konzes- 
sionserteilung an  den  Bund.  Den  Kantonen  wurde 
nur  das  Recht  belassen,  bei  den  vorberatenden  und 
vorbereitenden  Verhandlungen  mitzuwirken.  Die  erste 
vom  Bunde  orteilte  Konzession  wurde  dann  als  Nor- 
malkonzession angesehen,  und  es  wurden  die  be- 
züglichen Vorschriften,  in  der  Hauptsache  wenigstens, 
in  alle  vom  Bunde  erteilten  Konzessionen  aufge- 
nommen. Es  wird  sich  bei  Beratung  der  einzelnen 
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Artikel  genugsam  Gelegenheit  bieten,  anf  den  Wort- 
laut derselben  zurückzukommen.  Ich  hebe  nur  her- 
vor, dass  bezüglich  des  Personentransportes  in  den 
Konzessionen  ein  Minimum  von  Zugsverbindungen, 
dann  Angaben  bezüglich  der  Fahrgeschwindigkeit 
und  bezüglich  des  zu  verwendenden  Wagensystoms 
enthalten  sind.  Selbstverständlich  beflndon  sich  da- 
rin auch  die  Maximalansätze,  welche  für  die  Beför- 
derung von  Personen,  sowie  von  Gepäck  anzuwenden 
sind,  normiert.  Es  dürfen,  per  Kilometer  Bahnläuge 
nicht  mehr  erhoben  werden  als  10  Rappen  in  der 
1.  Wagenklasse,  7  Rappen  in  der  2.,  5  Rappen  in 
der  3.  Für  Hin-  und  Rückfahrt  innert  2  Tagen  sind 
die  Personentaxen  um  wenigstens  20  V«  zu  reduzieren. 
Ein  fernerer  Rabatt  ist  vorgesehen  für  Abonnomcnts- 
billets  zu  einer  mindestens  12maligen  Benutzung  der 
gleichen  Bahnstrecke  innert  drei  Monaten. 

Ebenso  klassisch  einfach  sind  die  Bestimmungen 
bezüglich  des  Güterverkehrs.  Die  Taxbildung  beruht 
auf  dem  System  dar  Warenklassiflkation.  Für  die 
aufzustellenden  Klassen  darf  für  die  höchste  nicht 
mehr  als  1  Rappen,  die  niedrigste  nicht  über  '/•• 
Rappen  per  50  kg  und  per  km  vorlangt  werden. 
Eine  ganze  Wagenladung  von  mindestens  5000  kg 
bat  Anspruch  auf  Rabatt. 

Um  mich  in  der  Folge  nicht  zu  wiederholen, 
Obergebe  ich  die  weitern  mehr  untergeordneten 
Transportbedingungen. 

Nun  wird  wohl  jedermann  erwarten,  dass  man  bei 
diesen  bereits  viellach  veralteten  Bestimmungen  nicht 
stehen  bleiben  wird,  sondern  dass  Aenderungcn  und 
Verbesserungen  eingeführt  werden  müssen,  und  das 
umsomehr,  als  die  Privatbahngesellschalten  sich 
längst  nicht  mehr  an  den  Wortlaut  der  Konzession 
hielten.  Teils  aus  eigenem  Antrieb,  teils  auf  Ver- 
anlassung des  Bundes  Hessen  sich  dieselben  zu 
Neuerungen  herbei,  welche  geeignet  waren,  dem 
Verkehr  ganz  wesentliche  Vorteile  zu  verschaflon. 

Die  Bnndesbchördon  hatten  im  übrigen  wieder- 
holt Gelegenheit,  sich  nii'.  dorn  Tarifwesen  der 
Bahnen  zu  beschäftigen,  und  mein  Referat  über  die 
Eintretonsfrage  wäre  unvollständig,  wonn  ich  Sie 
nicht  mit  den  Ergebnissen  dieser  Thätigkeit  und  dem 
Stand  der  Gesetzgebung  überhaupt  in  aller  Kürze 
bekannt  machen  würde.  Letzteres  ist  schon  des- 
halb notwendig,  weil  der  Art  11  des  Rückkaufs- 
gesetzes die  Anwendbarkeit  der  bestehenden  Bun- 
desgesetzgebung  auf  die  künftigen  Bundesbahnen 
vorschreibt 

Dio  allgemeinen  Grundsätze,  welche  für  das 
Tarifwesen  massgebend  sind,  sind  niedergelegt  im 
Art.  35  des  Gesetzes  Ober  Bau  und  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen auf  dem  Gebiete  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschart vom  Dezember  1872  und  haben 
folgenden  Wortlaut: 

«Dom  Bunde  stoht  die  Kontrolle  über  das  Tarif, 
wesen  zu.  Er  hat  das  Recht  der  Einsichtnahme  von 
sämtlichen  hierauf  bezüglichen  Akten  und  Verträgen 
der  Bahnvorwaliungcn.  Bei  dieser  Kontrolle  sind 
namentlich  folgende  Punkte  zu  berücksichtigen: 

1)  Die  Tarife  müssen  sich  innerhalb  der  in  den 
Konzessionen  bezeichneten  Schranken  bewegen. 

2)  Es  darf  keine  in  den  Konzessionen  nicht  vor- 
gesehene Taxe  für  dio  den  Ballgesellschaften  koa- 
zessionsgemäss  obliegenden  Vorrichtungen  bezogen 
werden,  welche  nicht  vom  Bundesrate  ausdrücklich 


genehmigt  und  von  der  Bahnverwaltung  öffentlich 
bekannt  gemacht  worden  ist. 

'.\\  Die  Taxen  sollen  überall  und  für  jedermann 
glcichmässig  berechnet  werden. 

Dio  Eisenbahnverwallungon  dürfen  niemand  einen 
Vorzug  in  irgendwelcher  Form  oinräumen,  den  sie 
nicht  unter  den  gleichen  Umständen  allen  andern 
gestatten. 

4)  Die  Eisenbahnverwaltungen  haben  einer  ihnen 
zu  bezeichnenden  ßundesstelle  von  allen  allgemeinen 
und  spoclellon  Tarifanderungen,  sowie  von  Rück- 
vergütungen rechtzeitig  Kenntnis  zu  geben. 

Dem  Hundesrate  steht  von  sich  aus  oder  auf 
Beschwerde  von  Beteiligten,  nach  vorheriger  An- 
hörung der  botrefteudeu  Ballgesellschaften,  die 
Berechtigung  zu,  die  Auüiebung  oder  Modiflkation 
solcher  Differentialtarife  oAat  Rück  vergü  tun  gsver- 
sprechen  zu  verlangen,  welche  dem  in  ZiHor3  dieses 
Artikels  enthaltenen  Grundsatze  der  Gleichberechti- 
gung zuwiderlaufen. 

5.  Jede  Aondorung  am  Tarif  oder  an  den  Trans- 
portre^lementen  soll  gehörige  Veröffentlichung  be- 
kommen, orstero  in  der  Regel  mindestens  14  Tage 
vor  ihrem  Inkrafttreten. 

Wenn  die  Gesellschaft  es  für  angemessen  erach- 
tet, ihre  Taxen  herabzusetzen,  so  soll  diese  Herab- 
setzung in  Kraft  bleiben  mindestens  drei  Monate 
für  die  Personen  und  ein  Jahr  für  die  Waren. 

Jede  Erhöhung  von  Taxen  soll  wenigstens  drei 
Monate  vor  ihrem  Inkrafttreten  publiziert  werden- 
in Fällen,  wo  von  einer  Gesellschaft  ein  aus 
Herabsetzungen  und  Erhöhungen  gemischtes  Tarif- 
system nou  eingeführt  werden  will,  kann  der  Bundes- 
rat diese  Fristen  verkürzen. 

Diese  Fristen  finden  keine  Anwendung  auf  so- 
genannte Vorgnügunqszügo  oder  ausnahmsweise 
Vergünstigungen  bei  besondern  Anlässen. 

Der  Bundesrat  wird  Anordnungen  treffen,  um  die 
Beachtung  obiger,  in  Ziffern  1 — 5  bezeichneten 
Grundsätze  bei  Aufstellung  der  Tarife  und  deren 
Anwendung  sorgfältig  kontrollieren  zu  lassen.» 

Diese  im  Eisenbahngesetz  von  1872  niederge- 
legten Grundsatze  sollen  im  vorliegenden  Tarifge- 
setz, weil  den  Verhältnissen  entsprechend,  ebenfalls 
aufgenommen,  gewiss,  rmassen  bestätigt  wurden- 
Unzweifelhaft  bedeuteten  dio  damals  aufgestellten 
allgemeinen  Vorschriften  einen  nicht  zu  unterschätzen- 
den Fortschritt;  allein  ein  Grundübel  blieb  an  un- 
serem Tarifwoscn  haften,  das  war  die  Vielg„staltig- 
keit  der  Konzessionen,  welche  demselben  als  Grund- 
lage dienten.  Dieser  Uebel  stand  machte  sich  nament- 
lich fühlbT,  als  zu  Anfang  der  80er  Jahre  die 
Mehrzahl  der  schweizerischen  Bahnen  zum  soge- 
nannten Reformtarifsystem  übergiong. 

Die  anfängliche  Klassenbildung  stützt  sieb  aut 
den  Wert  und  dio  wirtschaftliche  Bedeutung  der 
Güter;  man  kam  aber  nach  und  nach  immer  mehr 
dazu,  das  Gewicht  und  den  von  den  Waren  in  An- 
spruch genommenen  Baum  als  Grundlage  zu  be- 
nützen, (iewiss  mit  grosser  Berechtigung;  denn 
namentlich  in  unserm  Land-»,  wo  infolge  unserer 
topographisehenVerhaltnisse,  efer  Betrieb  schwieriger 
und  teurer  ist  als  anderswo,  rauss  dem  Mitführen 
von  totem  Gewicht  entgegengearbeitet  und  die  mög- 
lichste Ausnützunc  der  Wagen  aneestrebt  werden. 

Diesen  Grundsätzen  entspricht  der  Heformtarif 
des  Jahres  1883,  welcher  auf  einer  Kombination  von 
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Raum,  Gewicht  und  Wert  beruht.  Es  wird  unter- 
schieden zwischen  Stückgütern  uni  Senkungen  in 
ganzen  und  halben  Wagenladungen.  Für  die  Sen- 
dungen in  Wagen  von  10,000  und  5000  kg  sind 
neben  der  allgemeinen  Klasse  noch  drei  Special- 
tarifklassen aufstellt,  in  welche  die  Güter,  welche 
ihrer  besonderen  Beschaffenheit  oder  allgemeinen 
wirtschaftlichen  Bedeutung  wogen  auf  Tsxermassi- 
gungen  Anspruch  haben,  eingeteilt  sind. 

Dieser  Refornitarif  wurde  vorerst  von  einer 
unserer  Hauptbahnen,  nämlich  der  Suisso  occlden- 
talo,  nicht  eingeführt,  und  es  gab  die  Verschieden- 
heit der  in  Kraft  bestehenden  Tarifsysteme  Veran- 
lassung zu  zahlreichen  Beklamationen  und  Be- 
schwerden, welche  zu  wiederholten  Malen  ihren 
Weg  bis  In  die  Bundesversammlung  fanden.  Einige 
Aufregung  verursachten  r.uch  die  für  gewisse  Trans- 
porte vorgesehenen  Staffel-,  Differential-  und  Kon- 
kurrenztarife, In  der  Somruersession  des  Jahres  1883 
wurde  denn  auch  oin  Antrag  angenommen,  wonach 
der  Bundesrat  eingeladen  wurde,  über  das  Güter- 
tarifwesen und  allfällig  einzuführende  Beformen 
innert  kürzester  Frist  Bericht  zu  erstatten.  Das 
geschah  mit  Botschaft  vom  iA.  November  188U.  Der 
Bundesrat  setzt  darin  auseinander,  nach  welchen 
Grundsätzen  er  das  Aufsichtsrecht  nach  Anleitung 
des  Art.  X>  des  Eisenbaluigosotzes  ausübe  und  re- 
sümierte, indem  er  daraufhinwies,  dassdie  in  den 
Konzessionen  enthaltene  Warenklasslllkation  eigent- 
lich niemals  zur  Vollziehung  gelan-te. 

In  den  Vereinbarungen  der  Ualingosellschaften 
aus  den  Jahren  18(i3  und  1872  wurde  bereits  zwischen 
Stückgütern  und  grösseren  Transportquantitäten 
(nämlich  Wagenladungen  von  5000  kg)  unterschieden, 
und  diese  Unterscheidung  findet  sieh  auch  in  allen 
vom  Bund"  erteilten  Konzessionen.  Die  Taritreform 
war  eigentlich  nur  oin  wolteror,  namentlich  auch 
durch  die  Bedürfnisse  des  internationalen  Verkehrs 
bedingter  Schritt  auf  dem  normal  betretenen  Wogo. 

Der  Bundesrat  führt«*  dann  weiter  aus,  dass  es 
seinen  vorläufigen  Bemühungen  gelungen  sei,  die 
neue  Tarif ordnung  von  allen  schwoizerischeu  Bahnen 
annehmen  zu  lassen,  mit  Ausnahme  der  bereits  ge- 
nannten Suisse  occidentale.  Damit,  meinte  derselbe, 
sei  der  Vereinheitlichung  QQSCros  Tarilwcsens  be- 
deutend vorgearbeitet,  allein  sie  setze  nicht  nur  eine 
allgemein  gültige  Waronklassiflkation,  sondorn  auch 
einheitliche  Taxen  voraus.  Zu  solchen  zu  gelangen 
fehlen  aber  den  Behörden  alle  rechtlichen  Mittel, 
indem  die  Thätigkeit  derselben  sich  lediglich  darauf 
zu  beschränken  ha'"},  zu  verhindern,  dass  höhere 
als  die  konzessionsgemässon  Taxen  bezogen  werden. 
Es  wurde  zugegeben,  dass  der  nach  und  nach  ge- 
schaffene Zustand  gegenüber  früher  ein  verhältnis- 
mässig günstiger,  aber  doch  darauf  hingewiesen, 
dass  man  bezüglich  Erhaltung  dosselben  lediglich  auf 
den  guten  Willen  der  Gesellschaften  angewiesen  sei. 

Für  eino  dauernde  und  allgcmoino  Vereinheit- 
lichung des  Tarlfwesons  wurde  schon  damals  als 
einziges  Mittel  der  Rückkauf  der  Bahnen  durch  den 
Bund  bezeichnet 

Der  bereits  mehrfach  genannte  Bericht  des 
Bundesrates  verbreiteto  sich  dann  auch  Ober  die 
grundsätzliche  Zulassung  der  sogouannten  Staffel-, 
Diflerential-  und  Konkurrenztarife,  welche  ebenfalls 
behördlicherseits  eingeführt  wurden.  Die  Ein- 
führung derselben  rief  in  einem  Teil  der  schwei- 


zerischen Geschäftswelt  einer  starken  Kritik  und 
grosser  Unzufriedenheit.  Man  beklagte  sich  darüber, 
dass  ausländische  Güter  zu  weit  billigeren  Taxen 
befördert  würden,  als  die  schweizerischen,  dass 
dadurch  die  ausländisch-  Konkurrenz  begünstigt 
und  «lern  schweizerischen  Wettbewerb  im  In-  und 
Auslande  die  Existenz  ungemein  erschwert  werde. 

Das  war  vorauszusehen.  Allein  man  übersah 
dabei  allzusehr,  dass  mit  der  Eröffnung  der  Gott- 
hardbahn und  dor  nahe  bevorstehenden  Durchbohrung 
des  Arlherges  die  Schweiz  ein  Transitland  par  excel- 
lence  wurde  und  dass  mit  den  überlebten  Bestim- 
mungen der  Konzessionen  und  selbst  mit  den  nach 
und  nach  eingeführten  Verbesserungen  im  inter- 
nationalen Verkehr  nicht  mehr  auszukommen  war. 
Dio  Transportbedingungen  waren  nicht  nur  den 
Konkurrenzverhältnissen,  sondern  ebensosehr  den 
Konjunkturen  des  Weltmarktes  in  Bezug  auf  die 
einzelnen  Warengattungen  anzupassen.  Ich  beziehe 
mieb  damit  natürlich  nur  auf  die  sog.  Massengüter. 

Was  zunächst  die  Staffeltarife  anbelangt,  d.  b. 
die  Berechnung  der  Taxen  nach  Entfernungsstufen 
einer  Transportstrecke,  wobei  für  die  entfernteres 
Stuten  verhältnismässig  geringere  Taxen  berechnet 
werden,  als  für  die  näheren,  so  war  natürlich  gegen 
das  Princip  als  solches  absolut  nichts  einzuwenden. 
Gewisse  Leistungen  der  Bahn  sind  für  alle  Güter, 
unbekümmert  um  die  Transportstrecken  die  gleichen. 
So  bei  den  Stückgütern  die  Magazinierung  der  Ware, 
das  Auf-  und  Abladen  u.  s.  w.  Bei  ganzen  Wagen- 
ladungen dio  Benützung  und  Inanspruchnahme  der 
Wagen  beim  Auf-  und  Abladen,  dio  vorzunehmenden 
Manöver  bei  der  Abgangs-  und  Empfangsstation 
u.  s.  w. 

Der  Bundesrat  weist  darin  darauf  hin,  dass  seine 
Aufgab  sich  dahin  beschränke,  allfälligen  Miss- 
bräuchen entgegenzutreten  und  dass  er  daher  ver- 
boten habe,  die  auf  einer  eineinen  Bahn  durchlaufene 
Strocko  als  besondere  Staffel  zu  betrachten,  um  da- 
mit zwei  oder  mehrere  Staffeln  zu  kumulieren,  oder 
dass  Staffeltarife  als  proportional  berechnete  Staffel 
ausgerechnet  werden. 

Ebenso  zustimmend  sprach  sich  der  Bundesrat 
zu  Gunsten  dor  Differential-  und  Konkurrenztarife 
aus.  Es  liegt  ja  klar  auf  der  Hand,  dass,  wenn 
die  schweizerischen  Bahnen  für  sich  oder  in  Ver- 
bindung mit  ausländischen  Bahnen,  um  einen  gewissen 
Verkehr  zu  entwickeln,  z.  B.  dem  Transport  von 
Frucht,  Eisen,  Steinkohle  möglichst  niedrige  Tarife 
gewähren,  damit  nicht  nur  dem  schweizerischen 
Handel,  sondern  auch  dem  konsumierenden  Publi- 
kum ein  Dienst  erwiesen  wird. 

Es  wurde  nun  zwar  von  den  Bahngesellschaften 
der  Versuch  gemacht,  derartige  Taxermässigungen 
nur  den  Endstationen  zu  gute  kommen  zu  lassen; 
für  dio  naher  liegenden  rückwärts  sich  befind- 
lichen Stationen  musste  dio  Rückfracht  Endstation- 
Empfangsstation  extra  entrichtet  werden. 

Derartige  Bestimmungen  erachtete  der  Bundes- 
rat als  gegen  das  Gesetz  verstossend  und  ordnete 
daher  an,  dass  solche  Taritroduktionen  nur  in  d«u 
Welse  appliziert  werden  dürfen,  dass  der  für  die 
Endstationen  entfallende  Taxbetrag  in  der  gleichen 
Höhe  auch  für  alle  rückwärts  liegenden  Stationen 
zur  Anwendung  komme.  Anderseits  glaubte  die  Be- 
hörde, dass  das  Begehren,  wonach  für  jeden  Trans- 
port die  kilometrische  Taxe  dieselbe  und  der  Total- 
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betrag  derselben  der  durchlaufenen  Distanz  propor- 
tional sein  müsse,  ein  unberechtigtes  sei.  Ziffer  2 
des  Art  35  sagt  ja  allerdings:  «Die  Taxen  sollen 
Uberall  und  für  jedermann  gleichmässig  berechnet 
werden».  Das  will  aber  nur  heissen,  ilass  nie- 
mand ein  Vorzug  eingeräumt  wer  Jen  darf,  der 
unter  analogen  äussern  Verhältnissen  nicht  jedem 
andern  auch  gewährt  wird. 

Dabei  betonte  nun  abor  der  Bundesrat,  dass  die 
angeführten  Grundsätze  nicht  mehr  zur  Durchführung 
gelangen  können,  sobald  es  sich  um  die  Konkurrenz 
zwischen  schweizerischen  und  ausländischen  Dahnen 
handelt  Nach  dieser  Richtung  musste  den  Dahnge- 
sellschaften möglichst  freie  Hand  gelassen  und  den- 
selben gestattet  werden,  ihie  Tarifpolitik  nach  den 
verschiedenartigsten  in  Betracht  kommenden  Kon- 
junkturen einzurichten. 

Es  ist  auch  in  der  That  nicht  einzusehen,  warum 
die  Schweizerbahnen  verhindert  werden  sollten, 
ihre  Taxen  so  festzulegen,  damit  gewisse  Verkehro 
ermöglicht  oder  damit  gewisse  Verkehre,  welcho 
sonst  für  unser  Land  verloren  wären,  angezogen 
werden.  Es  braucht  diesbezüglich,  unter  Hinweis 
anf  den  Gotthard  und  den  Arlberg,  nur  an  den  deutsch- 
italienischen oder  den  französisch-österreichiscb- 
ungarischen  Verkehr  erinnert  zu  werden.  Anders 
steht  die  Sachlage,  wenn  der  schweizerische  Transit 
durch  fremde  Konkurrenz  nicht  bedroht  wird.  In 
diesem  Falle  ist  kein  Grund  vorhanden,  die  aus- 
ländischen Stationen  besser  zu  halten,  als  die  ein- 
heimischen. 

Meine  Herren,  das  waren  im  allgemeinen  und 
mit  kurzen  Worten  gesagt,  die  Anschauungen  des 
Bundesrates,  wie  er  solche  in  seiner  Botschaft  vom 
Jahr  1883  vertreten  hat.  Die  Bundesversammlung 
nahm  von  der  bundesrätlichen  Berichterstattung 
Kenntnis  und  einigte  sich  auf  folgenden  Be- 
schluss: 

«In  Betracht:  1)  dass  es  sowohl  im  öffentlichen 
Interesse  als  in  demjenigen  dor  Eisenbahnen  selbst 
liegt,  dass  auf  dem  Wege  gemeinsamer  Verständi- 
gung ein  einheitlicher  Tarif  für  den  Transport  der 
Waren  erzielt  werde; 

2)  dass  alle  schweizerischen  Eisenbahnen,  mit 
Ausnahme  der  Suisse  Occidentale-Simplon,  im  ge- 
meinsamen Einverständnis  versuchsweise,  unter  der 
Bezeichnung  Reformtarif,  bereits  ein  Tarifsystem 
eingeführt  haben,  welches  eine  neue  Klassifikation 
der  Waren  zur  Grundlage  hat; 

3)  dass  die  Einführung  des  Keformtarifs  unter 
den  gegenwärtigen  Verhältnissen  für  die  Bundes- 
versammlung keinen  Anlass  bietet,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  auf  die  Frage  des  Tarif  wesens  im  all- 
gemeinen einzutreten, 

beschliesst  die  Bundesversammlung: 
Art.  1.  Von  den  erwähnten  Berichten  des  Bun- 
desrates und  den  darin  enthaltenen  Schlussfolgerungen 
wird  Vormerkung  genommen. 

Art  2.  Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  dahin 
zu  wirken,  dass:  a.  das  sogenannte  Refonntarif- 
sy stein  auch  bei  der  Suisse  Occidentale-Simplon 
angenommen  werde;  b.  dienoch  ausstehenden  direkten 
Tarife  schnellst  möglich  zur  Ausführung  gebracht 
werden;  c.  die  Ii  Stückgutklasse  erweitert  und  ein- 
zelne als  Sperrgüter  klassifizierte  Gegenstände  de- 
klassiflziert  werden;  d.  für  Ellgut  nicht  mehr  die 


ganze  doppelte  Expeditionsgebühr  berechnet  und 
überhaupt  die  ExpeJitionsgebührcn  nicht  schon  bei 
30  km,  sondern  erst  bei  40  km  voll  bezogen  werden; 
e.  die  Taxe  für  den  Export  schweizerischer  Erzeug- 
nisse annähernd  oder  voll  den  Transporttaxen  für 
diejenigen  durch  die  Schweiz  transitierenden  aus- 
landischen Güter  gleichgestellt  wordo,  mit  welchen 
die  einheimische  Produktion  auf  fremdem  Gebiete 
zu  konkurrieren  hat;  f.  eine  Verkürzung  der  gegen- 
wärtig bestehenden  Lieferfristen  eintrete;  g.  die 
Taxen  für  den  Warentransport  stets  auf  Grundlage 
der  wohlfeilsten  Bahnrichtung  und  unter  An- 
wendung der  günstigsten  General-  und  Specialtarife 
berechnet  werden,  selbst  für  den  Fall,  dass  der 
Versender  keinerlei  hierauf  bezüglicheßostimmungen 
getroffen  hätte;  b.  jede  Abänderung  bestohender 
Tarife,  sowie  joder  neue  Tarif  in  genügender  Weise 
veröffentlicht  werde,  und  dass  dieselben  auch  wirk- 
lich den  Interessenten  gegeu  billige  Entschädigung 
zur  Verfügung  stehen;  i.  bei  Aufgabe  von  wenigstens 
10,000  kg  auch  dann  der  bezügliche  Tarif  zur  Be- 
rechnung komme,  wenn  momentan  koin  entspre- 
chender, einen  Mioimalladeraum  von  40  m*  haltender 
Wagen  zur  Hand  ist  und  zu  zwei  Wagen  mit  je 
5000  kg  Tragkraft  Zuflucht  genommen  werden  muss; 
k.  im  Ileklamationswcsen  der  schweizerischen  Eisen- 
bahnen eino  besser  organisierte  und  gleichmässlgcre 
Behandlungsweiso  eingeführt  werde.» 

Diese  von  der  Bundesversammlung  im  Jahre  1883 
formulierten  Wünsche  und  Grundsätze,  welchen 
nach  und  nach  Nachachtung  verschafft  wurde,  er- 
achtet der  Bundesrat  auch  heute  noch  als  richtig 
und  glaubt,  dass  dieselben  im  neuen  Tarifgesotz 
Berücksichtigung  finden  sollten. 

Eine  weitere  wesentliche  Stärkung  des  Aufsicht»- 
rechtes  der  staatlichen  Behörden  brachte  sodann 
das  noue  Transportgesetz  vom  29.  März  1893,  wel- 
ches nötig  geworden  war,  um  die  Gesetzgebung 
möglichst  den  Bestimmungen  über  den  internatio- 
nalen Frachtverkehr  anzupassen,  und  in  welchem 
folgende  Neuerung  Aufnahrae  gefundon  hatte: 

«Art  4.  Die  Bedingungen  der  Tarife  der  einzel- 
nen Bahngesellschaften,  der  Eisenbahnvereine  oder 
Verbände  haben  nur  Gellung,  soweit  sie  den  Be- 
stimmungen dieses  Gesetzes  und  des  Transport« 
reglements  nicht  widersprechen;  andernfalls  sind  sie 
nichtig. 

Ebenso  sind  Heglemente,  Publikationen  und 
specielle  Vereinbarungen,  durch  welche  zum  voraus 
die  durch  das  Gesetz  normierte  Verantwortlichkeit 
und  Sehadenersatzverhiudlichkcit  der  Bahnverwal- 
tungen  ausgeschlossen  oder  beschränkt  werden 
sollen,  ohne  rechtliche  Wirkung. 

Alle  Tarife  und  Transportbedingungen,  sowie  die 
Aenderungen  an  denselben,  bedürfen,  bevor  sie  zur 
Anwendung  gelangen  können,  der  Genehmigung  des 
Bundesrates. » 

Mit  diesen  neuen  gesetzlichen  Bestimmungen 
erhält  der  Bundesrat  nicht  nur  das  Recht  der  nach- 
träglichen Kontrolle,  sondern  es  durfte  kein  Tarif 
mehr  orlassen  worden  ohne  seine  ausdrückliche 
Zustimmung.  Dabei  ist  abor  wohl  zu  beachten,  dass 
mit  dem  neuen  Transportgesetz  das  Recht  der 
Bahnen,  die  Taxen  im  Rahmen  der  konzessionsge- 
mässen  Grenzen  festzusetzen,  nicht  berührt  wurde. 

EbeDso  wenig  wurde  einer  in  dor  Bundesver- 
sammlung gestellten  und  mit  Energie  verfoohtenen 
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Anregung  Rechnung  getragen,  wonach,  wenn  ver- 
schiedene, nicht  der  gleichen  Gesollschaft  gehörende 
Routen  zur  Verfügung  stehen,  die  Instradierun^ 
der  Güter  auf  Grund  einer  billigen  Verteilung  von 
Gesetzes  wegen  hätte  geordnet  werden  sollen.  Wir 
werden  bei  der  Detailberatung  über  diese  delikate 
Streitfrage  eingehender  zu  sprechen  haben.  Itn 
übrigen  sind  seither,  wenn  man  von  verschiedenen 
vereinzelten  Verbesserungen  und  Erleichterungen  ab- 
sieht, in  unserm  Tarifwesen  keine  wesentlichen 
Veränderungen  eingetreten. 

Meine  Herren!  Ich  glaube,  Ihnen  mit  dem  Ge- 
sagten in  kurzen  Zügen  die  historische  Grundlage, 
auf  welcher  unser  dermaliges  Tarifwesen  aufgebaut 
wurde,  dargelegt  zu  haben.  Es  ist  nun  natürlich 
selbstverständlich,  dass  nicht  alle  Grundsätze,  welche 
dermalen  massgebend  sind,  ohne  anderes  auf  die 
Bundesbahnen  übergehen  sollen.  Allein  dieselben 
geben  uns  doch  in  grossen  Zügen  die  Direktiven, 
innert  welchen  das  vorliegende  Gesetz  sich  zu  be- 
wegen hat  Unter  allen  Umständen  bezeichnet  die 
vorliegende  Grundlage  die  unterste  Greuze  einer 
einheitlich on  und  rationellen  Tarifgestaltung;  ich 
sage,  die  unterste  Grenze,  denn  wir  werden  mit 
dem  Uebergang  der  Bannen  auf  den  Bund  nicht 
hinter  die  bereits  errungenen  und  erstrittenen  Ver- 
besserungen zurückgeben  wollen.  Gegenteils  wird 
es  sich  fragen,  welche  Erleichterungen  und  Verein- 
fachungen dermalen  schon  angestrebt  werden  können. 

Anderseits  ist  es  Pflicht  der  Behörden,  sich  eine 
gewisse  Zurückhaltung  aufzuerlegen,  namentlich  be- 
züglich neuer  Anregungen,  welche  mit  finanziellen 
Folgen  verknüpft  sind.  Die  Berechnungen  bezüglich 
der  Rendite  der  Bundesbahnen  basieren  auf  der 


Voraussetzung  einer  3'/i  %  Finanzierung,  einer 
massigen  Progression  des  Verkehrs,  proportional 
nicht  höheren  Ausgaben  als  beim  Privatbetrieb  und 
endlich  auf  nur  ganz  mässigen  Tariferleichterungen. 
Wenn  nun  aber  für  die  Finanzierung  ein  höherer 
Zins,  als  vorgesehen,  ausgelegt  werden  muss,  wenn 
die  Arbeitszeit  der  Angestellten  vermindert,  dagegen 
die  Besoldungen  erhöht  werden  sollen,  wenn  ver- 
mehrte Fahrgelegenheiten  und  grössere  Fahrge- 
schwindigkeit gefordert  werden  und  man  dem  Bund 
den  Bau  oder  doch  wenigstens  die  Subventionierung 
▼on  Konkurrenzlinien  zumutet  und  zu  all  dem 
noch  wesentliche  Tariferleichterungen  verlangt, 
dann  muss,  wenn  diese  Forderungen  nicht  anf  ein 
vernünftiges  Mass  zurückgeführt  werden,  dieOeko- 
nomie  der  Bundesbahnen  ernsten  Störungen  ent- 
gegengehen. Es  kann  deshalb  bei  allen  unsern  künf- 
tigen Entschließungen  nicht  genug  Masshalten  em- 
pfohlen werden.  Es  wird  überhaupt  notwendig  sein, 
dass  wir  unsere  Beschlüsse  in  Einklang  bringen 
mit  der  grossen  Aufgabe,  welche  zu  bewältigen  ist, 
wir  uns  abgewöhnen,  die  grossen  Eisenbahn- 
weiche an  uns  herantreten,  einzig  und  allein 
den  uns  naheliegenden  begrenzten  Interessen 
iu  bemessen  und  jeder  zu  meinen,  sein  Kirchturm 
liege  im  Centrum  der  Welt  und  erheische  besondere 
Berücksichtigung.  Hiezu  braucht  es  allerdings  ein 
grosses  Mass  von  Charakterfestigkeit,  von  gutem 
Willen  und  patriotischer  Einsicht,  und  ich  zweifle 
auch  nicht  daran,  dass  diese  Eigenschaften,  gepaart 
gleichwohl  mit  weitem  Blick,  im  schweizerischen 
Parlament  vorhanden  sind. 

Und  von  derartigen  Gesichtspunkten  mag  wohl 


|  der  Bundesrat  ausgegangen  sein,  als  er  beschlos», 
I  zum  vorliegenden  Tatifgesetz  sich  möglichst  au  die 
Grundsätze  anzuschließen,  welche  schon  dermalen 
für  die  Regulierung  unseres  Tarifwesens  massgebend 
sind,  sodass  die  vorgeschlagenen  Abweichungen 
weniger  in  einer  andern  Auflassung  des  für  uns 
passenden  Tarifwesens  begründet  sind,  als  vielmehr 
in  der  naturgomassen  Verschiedenheit  des  Staats- 
betriebes vom  Privatbetrieb,  indem  für  den  erstem 
nicht  allein  finanzielle  und  kommerzielle,  als  viel- 
mehr auch  allgemeine  nationalökonomische  Erwä- 
gungen in  Betracht  zu  ziehen  sind. 

Damit  dürfen  wir  uns  einstweilen  beruhigen. 
Wir  dürfen  das  namentlich  auch  thun  bezüglich 
der  im  Gesetz  vorgesohenen  materiellen  Erleichte- 
rungen. Dieselben  entsprochen,  wie  wir  bei  der  De- 
tailberatung sehen  werden,  genau  dem,  was  in  der 
Botschaft  über  den  Rückkauf  offiziell  in  Aussicht 
gestellt  und  dem  Volk  somit  als  unmittelbare  Folge 
des  Rückkaufes  versprochen  worden  ist.  Dabei  muss 
aber  hervorgehoben  werden,  dass  damit  von  Gesetzes 
wegen  nur  die  oberste  Grenze  gezogen  worden  ist, 
bis  zu  welcher  die  Bundesbahnen  im  Tarifwesen 
gehen  dürfen,  dass  aber  nach  unten  ein  weiter  Spiel- 
raum für  künftige  Erleichterungen  und  Verbesser- 
ungen offen  bleibt.  Als  gute  Wirtschafter  werden 
wir  aber  vorerst  die  Bundesbahnen  auf  eine  solide 
und  sichere  Basis  stellen  wollen;  wir  dürfen  das 
um  so  eher  thun,  als  ja  —  im  Gegensatz  zu  andern 
Staaten  —  eine  Ausbeutung  des  Eisenbahnverkehrs 
zu  Gunsten  des  Fiskus  vollständig  ausgeschlossen 
ist;  denn  die  Finanzverwaltung  der  Bundeshahnen 
ist  vollständig  abgetrennt  von  der  übrigen  Verwal- 
tung des  Bundes  einzurichten,  und  es  sind  die  Ueber- 
schüsse  einzig  und  allein  im  Interesse  des  Ge- 
schäftes zu  verwenden. 

Ist  diese  solide  Basis  einmal  geschaffen  und  sind 
Ueberschüsse  wirklich  vorhanden,  dann  dürfen  wir 
uns  gestatten,  Im  Interesse  der  Hebung  und  Erleich- 
terung des  Verkehrs  diejenigen  Experimente  zu  ver- 
suchen, welche  den  dannzumaligen  Verumständungen 
angemessen  sind.  An  bezüglichen  Anregungen  wird 
es  in  den  Bundesbehörden,  in  der  Bundesversamm- 
lung und  auch  im  Volke  draussen  nicht  fehlen. 
Allein  vorläufig  ist  weise  Zurückhaltung  gewiss  am 
Piatee. 

Nun,  meine  Herren,  auf  die  einzelnen  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  schon  bei  der  Eintretensfrage 
einzutreten,  halte  ich  nicht  für  notwendig  und  gehe 
somit  darüber  hinweg. 

Zum  Schlüsse  bleibt  mir  nur  noch  zu  erwähnen, 
dass  das  Eisenbahndepartement  zur  Bestellung  des 
vorliegenden  Gesetzes  zwei  ausgezeichnet  qualifi- 
zierte Berater,  nämlich  den  letzter  Tage  leider  ver- 
storbenen Herrn  Dr.  Eug.  Escher,  gew.  Direktiona- 
prfisident  der  Nordostbahn,  und  dann  Herrn  Häusler, 
Präsident  des  Direktoriums  der  Schweiz.  Centrai- 
bahn, zugezogen  bat  Beides  waren  jedenfalls  zur 
Beurteilung  dieser  schwierigen  Materie  die  kompe- 
tentesten Männer  unseres  Landes. 

Zu  erwähnen  ist  ferner  noch,  dass  der  Entwurf 
zu  einem  Tarifgesotz  verschiedenen  dabei  interes- 
sierten Körperschaften  zur  Begutachtung  zugestellt 
worden  ist,  nämlich:  1)  dem  Schweiz.  Eisenbahn- 
verbande, 2)  dem  Vorort  des  Schweiz.  Handels-  und 
Industriovereins;  3*  dem  Schweiz.  Bauernverbände. 
Die  bezüglichen  Berichte  haben  der  vorberatendea 
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Kommission  vorgelegen  und  bilden  eine  wertvolle 
Ergänzung  zur  Botschaft  des  Bundesrates.  Viele  von 
den  gemachten  Anregungen  haben  übrigens  im  Ge- 
setz Berücksichtigung  gefunden,  und  wir  werden  auch 
bei  der  Detailberatung  Gelegenheit  haben,  auf 
diese  oder  jene  Meinungsäusserung,  auf  diesen  oder 
jenen  Vorschlag  noch  detaillierter  zurückzukommen. 
Vorläufig  schliosse  ich  mein  Referat  und  beantrage 
Ihnen,  auf  die  Vorlage  einzutreten. 

Es  wird  stillschweigend  Eintreten  beschlossen. 
(L'entreo  en  maüere  est  decidee  tacitement) 


Detailberatung.  —  Bucutnon  artiele par  artide. 
I.  Allgemeines.  -  Disposition*  generale!. 
Art.  1. 

f.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
Kommission  schlägt  vor,  die  Worte  cFür  die  Tarif- 
bildung der  schweizerischen  Bundesbahnen»  durch 
die  Worte:  cFür  die  Erstellung  der  Tarife  der 
schweizerischen  Bundesbahnen.»  zu  ersetzen.  Ich 
hätte  mich  persönlich  an  der  bundesrätlichen  Fas- 
sung nicht  gestoBsen,  es  hat  aber  ein  Kommissions- 
mitglied gefunden,  die  neue  Redaktion  sei  verständ- 
licher. Da  ihr  die  Mehrheit  der  Kommission  zu- 
stimmt, nehme  ich  keinen  Anstand,  Ihnen  diese 
Redaktion  zu  empfehlen,  obachon  ich  darauf  auf- 
merksam mache,  das«  die  vom  Bundesrat  vorge- 
schlagene Fassung  genau  dem  Rückkaufsgosetze 
vom  15.  Oktober  1897  entspricht 

Angenommen.  -  (AdopU.) 


Art.  2. 

t.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dass 
die  Tarife  für  das  gesamte  Netz  der  Bundesbahnen 
nach  einheitlichen  Grundsätzen  zu  erstellen  sind, 
bedarf  wohl  keiner  weitern  Begründung. 

Der  Satz,  dass  niemandem  ein  Vorzug  in  irgend 
einer  Form  eingeräumt  werden  dürfe,  der  nicht 
unter  gleiohen  Umständen  ailon  andern  gewährt 
wird,  schafft  keine  Ausnahme,  sondern  entspricht 
der  Ziffer  3  von  Art  35  des  Eisonbahngesetzes  vom 
23.  Dezember  1872.  Dem  gleichen  Gesetze  ist  auch 
das  2.  Lemma  nach  Antrag  des  Bundesrates  ent- 
nommen, wonach  die  Taxen  überall  und  für  jeder- 
mann gleichmässig  berechnet  worden  sollen.  Gleich- 
wohl beantragt  Ihnen  die  Kommission,  dieses 
2.  Lemma  zu  streichen,  indem  sie  glaubt,  dasselbe 
sei  nur  geeignet,  Miwverständnissen  zu  rufen.  Man 
konnte  meinen,  es  müsse  au!  dem  ganzen  Netze 
der  zukünftigen  Bundesbahnen  die  gleiche  Taxe  er- 
hoben werden.  In  Tbat  und  Wahrheit  ist  das  aber 
nicht  der  Fall,  indem,  wie  wir  sehen  werden,  Be- 


stimmungen aufgenommen  worden  sind,  wonaoh 

bei  Steigungen  von  über  20  •/••  eine  Zuschlagstaxe 
erhoben  werden  kann  und  gewisse  Linien,  welcho 
aussergewöhnliche  Verhältnisse  aufweisen,  beson- 
ders taxiert  werden  können,  so  z.  B.  die  Brünig- 
bahn  Wir  halten  deshalb  dafür,  es  sei  das  zweite 
Lemma  ganz  einlach  zu  streichen. 

Im  übrigen  empfehle  ich  Ihnen  Annahme  des 
Art  2. 

Angenommen.  —  (AdopU). 


Art.  8. 

t.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Im 
ersten  Lemma  wird  zunächst  nach  Antrag  des  Bun- 
desrates der  Grundsatz  ausgesprochen,  dass  sämt- 
liche Tarif-  und  Transportbedingungen,  jede  Aen- 
derung  an  denselben  und  an  den  bestehenden  Taxen, 
sowie  jede  Ausrichtung  von  Taxermässigungen  auf 
dem  Rückvergütungswege,  vor  Inkraftsetzung  dem 
Bundesrat  sur  Genehmigung  vorzulegen  sei  und 
zwar  in  der  Regel  mindestens  14  Tage  vor  ihrem 
Inkrafttreten. 

Diese  Vorschrift  entspricht  genau  dem  letzten 
Lemma  von  Art  4  des  Gesetzes  betreffend  den 
Transport  auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen  vom 
29.  März  1893  und  wird  —  was  wir  auch  in  Bezug 
au!  die  Bundesbahnen  diesbezüglich  beschliessen 
mögen  —  für  die  Privatbahnen  auch  in  Zukunft 
Geltung  haben.  Es  kann  nun  aber  die  Frage  aufge- 
worfen werden,  ob  eine  solche  Bevormundung  der 
Bundesbahnen  angezeigt  sei  oder  niobt  In  der  Ver- 
nehmlassung des  Schweiz.  EisenbabnverbandeB  wird 
die  Frage  unbedingt  verneint  Die  Bahn  Verwaltungen 
glauben,  dass  der  Vorschlag  des  Bundesrates  er- 
heblich weiter  gehe,  als  nötig  und  zweckmässig, 
und  auch  weiter,  als  im  Sinn  des  Rückkaufsgesetzes 
angezeigt  sei,  da  letzteres  die  Anwendung  der  allge- 
melnenEisenbahngesetzgebung  auf  die  Bundesbahnen 
nur  insoweit  postuliere,  als  die  Voraussetzungen 
hietur  vorhanden  seien,  was  aber  hier  gar  nicht  zu- 
treffe. Es  wird  dann  weiter  ausgeführt,  dass  die 
Gründe,  welche  seinerzeit  für  eine  Verschärfung 
des  besonderen  gesetzlichen  Kontrollrechtes  des 
Bundesrates  bestanden  haben,  bei  den  Bundesbahnen 
nicht  mehr  zutreffen,  insbesondere  nicht  die  Be- 
fürchtung, dass  die  Gestaltung  der  Tarife  allzusehr 
durch  finanzielle  Sonderinteressen  beeinflusst  wer- 
den könnte,  ebenso  nicht  die  Erwägung,  dass  die 
gesetzlichen  Kompetenzen  des  Bundes  nicht  genügen 
um  das  Hoheitsrecht  des  Staates  auf  dem  Gebiete 
des  Tarif  wesens  ausreichend  zur  Geltung  zu  bringen. 

Die  Bahnverwaltungen  glauben,  es  biete  sich 
sowohl  der  Bundesversammlung  als  auch  dem  Bun- 
desrat bei  der  alljährlichen  Abnahme  des  Geschäfts- 
berichtes sowohl,  als  bei  Vorlage  des  Budgets  Ge- 
legenheit genug,  einen  indirekten  Einfluss  geltend 
zu  machen.  Zudem  sei  ja  die  künftige  General- 
direktion der  Bundesbahnen  nicht  mehr  eine  Privat- 
administration, sondern  eine  staatliche  Behörde;  sie 
werde  die  pfliebtbewusste  Trägerin  ihres  Amtes 
sein  und  dasselbe  im  Sinne  und  Geiste  der  jeweilen 
geltenden  Gesetzgebung  und  in  Uebereinstiinmun3 
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mit  der  wirtschaftlichen  Politik  der  obersten  Landes- 
behörden ausüben.  Ausserdem  sei  die  Direktion  für 
den  Erlass  der  wichtigsten  Tarife  und  Reglemente 
anf  die  Mitarbeiterschalt  des  Verwaltungsrates  und 
zum  Teil  auch  der  Krei6eisenbahnräte  angewiesen» 
welche  ja  ihrerseits  aus  den  Bundes- und  Kantonal- 
behörden hervorgehen.  Alle  diese  Gründe  machen, 
nach  Ansicht  der  Bahn  Verwaltungen,  ein  unumgäng- 
liches und  obligatorisches  Geaehmigungsrecht  über- 
flüssig. Ein  Dualismus.wio  er  nach  Antrag  des  Bundes- 
rates geschaffen  werden  wolle,  sei  einer  prompten 
Geschaltserled igung  hindernd  im  Wege,  er  sei  ein 
Keim  zur  Störung  des  guten  Einvernehmens  zwischen 
Bundesverwaltung  undBundesbabnadministration  und 
sei  auch  geeignet,  die  Stellung  und  das  Ansehen 
der  letztern  bedenklich  herabzumindern.  Es  wird 
dann  vorgeschlagen,  zu  den  Bestimmungen  des  Art. 35 
des  Eisenbahngesct/es  von  1872  zurückzukehren, 
wonach  dem  Bundesrat  kein  vorgäogiges,  Bindern 
nur  ein  nachträgliches  Kontrollrecht  zustehe. 

«Innerhalb  dieser  f'mschreibung,»  sagen  die  Ver- 
bandsverwal tungeu,  «liättedieAusübungderspeciellon 
Bundeskontrolle  sich  zu  beschranken  einerseits  auf 
die  Prüfung  der  Tarif orlasso  hiosichtlish  ihrer  Uebcr- 
einstimmung  mit  den  Grundsätzen  der  Bundesge- 
setzgebung, sowie  anderer  von  der  Bundosvcrsamm 
lung  oder  dem  Bundesrate  erlassener  Vorschriften, 
ferner  (wenn  dies  wirklieb  als  nötig  erachtet  wird), 
auf  deren  nachträgliche  rechnerische  Prüfung  und 
Berichtigung  und  sodann  anderseits  auf  den  Unter- 
such von  Beschwerden,  welche  von  aussen  über  Er- 
lasse der  Bundesbahnverwaltung  und  deren  bezüg- 
liche Geschäftsführung  angebracht  werden. 

cEventuell,  d.  b.  für  den  Fall,  dass  eint  grund- 
sätzliche Aenderung  des  vom  Entwürfe  adoptierten 
Systems  nicht  belieben  sollte,  empfohlen  dio  Ver- 
bandsverwaltungen, die  obligatoriscbo  Vorlage  zur 
Genehmigung  jedenfalls  wesentlich  zu  modifizieren 
und  dieselbe  zu  beschränken  auf  die  Tariferlasse 
allgemeiner  Natur  und  die  principiellen  Grundlagen 
derselben,  beispielsweise  die  allgemeinen  Tarifvor. 
Schriften,  die  internen  allgemeinen  Personen-  und 
Gütertarife,  besonders  abweichende  Tarilbestlm- 
mungon  oder  Taxgrundlagen  für  den  Verkehr  mit 
dem  Ausland.» 

Einen  ähnlichen  Standpunkt  nimmt  auch  der 
Vorort  des  schweizerischen  Handels-  und  Industrie- 
vereins ein.  Derselbe  führt  folgendes  aus: 

cMan  findet  —  und  wie  uns  scheint  nicht  ganz 
mit  Unrecht  — den  darin  nach  Massgabo  des  Trans- 
portgesetzes vom  29.  März  1893  vorgeschriebenen 
Instanzengang  zu  umständlich,  mit  andern  Worten 
die  Vorschrift,  dass  sämtliche  Tarife  und  Transport- 
bedingungen, jede  Aenderung  an  denselben  und  an 
den  bestehenden  Taxen  u.  s.  w.  dem  Bundesrat  zur 
Genehmigung  vorzulegen  sind,  in  dieser  Vollstän- 
digkeit zu  weitgehend.  Nachdem  für  die  Bundes- 
bahnen einmal  die  zahlenmassigen  Grundlagen  der 
Tarifbildung  gesetzlich  festgelegt  sind,  die  Tarif- 
bildung selber  mit  allon  möglichen  Kautelen  um- 
geben ist;  nachdem  ferner  Vorsorge  getroffen  Ist, 
dass  bei  der  Bestellung  der  Or^rano  der  Bundes- 
bahnen dem  Bundesrat  die  entscheidende  Stimme 
zusteht,  könnte  vielleicht  doch  darauf  verzichtet 
werdon,  auch  noch  die  Tarife  selber  bis  zur  gering- 
fügigsten Aenderung  herunter  (Vergnüguuj;s«ügü  f) 
vor  das  Forum  des  Bundesrates  zu  ziehen.  Die  Ge- 


nehmigung derselben  würde  sich  ohnehin  als  rein« 
Formsache  darstellen,  indem  eine  materielle  Prüfung 
doch  wohl  ausgeschlossen  wäre.  Und  der  blossen 
Form  zulieb  dem  mit  wichtigeren  Geschäften  schon 
reichlich  belasteten  Bundesrat  auch  noch  die  Be- 
schäftigung mit  allen  den  meistens  nach  einem  fest- 
stehenden Schema  gebildeten  Tarifen  und  Taxer- 
mässigungen aufzubürden,  das  hiesse  doch  die  Vor- 
sicht etwas  weit  treibon.  Sie  war  berechtigt  und 
bleibt  berechtigt  gegenüber  den  Privatgesellschaften, 
für  deren  TarifentwUrfe  nicht  schon  ciD  eigentliches 
Tarifgesetz  den  Rahmen  bildet;  bei  den  Bundes- 
bahnen durfte  die  Genehmigung  durch  den  mit  der- 
artigen Geschäften  zudom  besser  als  der  Bundesrat 
vertrauten  Veiwallungsrat  oder  dessen  Ausscbuss 
genügen.» 

Der  Bundesrat  nun  allerdings  verhält  sich  diesen 
Anregungen  gegenüber  ablehnend.  Derselbe  rindet, 
dass  die  Gründe,  welche  beim  Erlass  des  Transport- 
gesetzes für  die  Vorschriften  des  Art.  4  massgebend 
waren,  auch  heute  noch  Geltung  haben.  Die  Prü- 
fung aller  Taritroassnahmcn  auf  ihre  Gesetzlichkeit, 
und  /.war  vor  der  Anwendung,  sei  gerechtfertigt  und 
habe  nichts  Verletzendes  für  die  ßundesbahnver- 
wallung.  Die  Verzögerungen,  welche  aus  dieser 
Kontrolle  sich  ergeben,  seien  übortrieben,  wo  lang- 
wierige Verhandlungen  in  Betracht  kämen,  beträfen 
dieselben  nicht  einzelne  Tarife,  sondern  grundsätz- 
liche Vereinbarungen  über  dieTarifgestaltung,nament- 
lich  mit  dem  Ausland,  deren  Genehmigung  übrigens 
der  Aufsichtsbehörde  unter  allen  Umständen  vorbe- 
halten bleiben  müsste.  Eine  Ausscheidung  der 
Kontrolle  von  der  bloss  rechnerischen  Prüfung  sei 
vielfach  nicht  möglich. 

Die  Kommission  hat  sich  auf  Seite  der  Bahn- 
verwaltungen und  des  Handels- und  Industrievereins 
gestellt  Sie  vermag  auch  nicht  einzusehen,  warum 
eine  so  weitgehende  Bevormundung  der  Organe  der 
Bundesbahnen  eintreten  solle.  Allerdings  wird  eine 
ungleiche  Behandlung  gegenüber  den  andern  Bahnen 
sich  einstellen.  Dieselbe  ist  aber  durchaus  begründet 
durch  die  naturgemäße  Verschiedenheit  des  Staats- 
betriehes mit  dem  Privatbetrieb. 

Meine  Herren,  in  Abänderung  des  bundesrät- 
lichen Antrages  wird  von  der  Kommission  vorge- 
schlagen, das  erste  Lemma  dieses  Artikels  in  drei 
Teile  zu  zerlegen.  Im  ersten  Teil  wi.  d  auegesprochen, 
welche  Erlasse  dem  Bundesrat  vor  ihrer  Inkraft- 
setzung vorzulegen  sind,  nämlich  die  allgemeinen 
Tarifvorschriflen,  die  internen  allgemeinen  Personen- 
und  Gütertarife  und  die  von  denselben  abweichenden 
Tarifbestimmungen  und  Taxgrundlagen  für  den  Ver- 
kehr mit  dem  Ausland,  sowie  jede  Aenderung  an 
denselben. 

Im  zweiten  Teil  wird  dann  gesagt:  tFezüglich 
aller  auf  dieser  Grundlage  erlassenen  Tarifmass- 
nahmen,  mit  Inbegriff  von  Taxermässigungen  aul 
dem  Rückvergütungswege,  steht  dem  Bundesrate 
das  Reoht  der  Kontrolle  hinsichtlich  ihrer  gesetz. 
liehen  Berechtigung  zu»  etc. 

Der  dritte  Teil  enthält  die  Bestimmung,  dass 
sämtliche  Tarife  und  Transportbedingungen,  jede 
Aenderung  an  denselben  und  an  den  bestehenden 
Taxen,  sowie  jede  Gewährung  von  Taxermässigungen 
auf  dem  Rückvergütungswege  in  der  Regel  min- 
destens Ii  Tage  vor  ihrem  Inkrafttreten  öffentlich 
bekannt  za  machen  sei. 
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Die  Lemma  3,  4  und  5  entsprechen  materiell  so 
ziemlich  dem  Art.  35  des  Eisenbahngesetzes  und 
bedürfen  keiner  weitern  Erläuterung.  Neu  ist  einzig 
die  Bestimmung,  wonach  ausnahmsweise  mit  Be- 
willigung des  Bundesrates  die  Dauer  eines  Tarites 
oder  einer  Tarifherabsetzung  (3  Monate  für  Personen, 
ein  Jahr  für  Güter)  bei  der  Veröffentlichung  der- 
selben auf  eine  kurze  Zeit  beschrankt  werden  darf. 
Es  hat  sich  nämlich  gezeigt,  dass  Art  35  des  Eisen- 
bahngesetzes diesbezüglich  eine  Lücke  aufwies  und 
mit  gewissen  ausnahmsweisen  Vorkommnissen  nicht 
recht  in  Einklang  zu  bringen  war,  ohne  demselben 
Gewalt  anzutbun,  so  bei  Einführung  provisorischer 
Taxen  bei  aussergewöhniiehen  Zoilverhältnisscn, 
bei  Notständen  etc. 

Ich  empfehle  Ihnen  die  Annahme  des  Art  3 
mit  den  vorgeschlagenen  Abänderungen. 

Angenommen  nach  Antrag  der  Kommission. 
(Adopte  d'apres  la  proposition  de  la  commission). 


Art.  4. 

T.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Art  4 
und  5  nacbVorschlag  des  Bundesrates  handeln  von  den 
Leistungen  der  Bundesbahnen  gegenüberder  Post-  und 
der  Militärverwaltung.  Essoll  diesbezüglich  beim  alten 
bloiben,  womit  die  Kommission  einverstanden  ist, 
nur  wird  beantragt,  die  Art.  4  und  5,  welche  mit 
Ausnahme  der  sachlichen  Aenderungen  den  panz 
gleichen  Wortlaut  haben,  in  einen  Artikel  zusammen- 
zuziehen. 

Der  schweizerische  Handels-  und  Industrieverein 
hat  sich  in  seiner  Vernehmlassung  über  diesen 
Gegenstand  ebenfalls  ausgesprochen  und  meint,  es 
könnte  der  Artikel  weggelassen  oder  dann  so  modi- 
fiziert werden,  dass  die  Leistungen  der  Bundes- 
bahnen an  die  Post-  und  Militärverwaltung  ersicht- 
lich wären.  Diese  Anregung  hätte  aber  offenbar  nur 
dann  eine  Bedeutung,  wenn  ernstlich  beabsichtigt 
wäre,  an  dem  gegenwärtigen  Verhältnis  etwas  zu 
ändern,  was  aus  den  vorliegenden  Akten  nicht  er- 
sichtlich ist.  Offenbar  hat  dem  Handels-  und  Indus- 
trieverein eine  Entlastung  der  Bundesbahnen  vorge- 
schwebt was  von  seinem  Standpunkt  aus  begreiflich 
ist.  Jede  Entlastung  wird  eine  Vermehrung  der 
Reinerträgnisse  zur  Folge  haben,  und  damit  auch 
die  Wohltbaten,  welche  Art  8  des  Bückkaufgesetzes 
in  Aussicht  stellt  um  so  näher  rücken,  Art  8, 
welcher  sagt  dass  die  Ueberschüsse  neben  der  1 
Hebung  des  Verkehrs  im  allgemeinen  insbesondere  ; 
auch  für  Tarif ermässigungen  verwendet  werden 
solbn.  Jede  Entlastung  der  Bundesbahnen  bedeutet 
aber  eine  Vermehrung  der  Ausgaben  für  die  Post 
und  das  Militär,  und  wir  haben  dermalen  gar  keine 
Veranlassng,  eine  solche  Vermehrung  in  Aussicht  zu 
nehmen.  Wir  sind  also  der  Meinung,  es  solle  beim 
Alten  bleiben  und  beantragen  Ihnen  Annahme  des 
Art.  4 

Ankommen  nach  Antrag  der  Kommissinn. 
(Adopte  d'apres  la  proposition  de  la  commission). 


II.  Personen-  und  Gepäckverkehr.  — 
Transport  des  voyageurs  et  des  bagages. 

Art.  5*) 

t.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Wir 
schlagen  ihnen  zunächst  einen  andern  Titel  des 
zweiten  Abschnittes,  nämlich:  cPcrsonen-  und  Ge- 
päckverkehr» statt  bloss  tPersononverkehr»,  vor. 

Was  den  Art  5  anbelangt  so  umschreibt  der- 
selbe das  Minimum  der  auf  einer  Linie  fahrenden 
Personenzüge.  Die  Normalkonzession  sagt  diesbe- 
züglich wörtlich  in  Art  12:  «Die  Beförderung  von 
Personen  soll  täglich  mindestens  dreimal,  nach  beiden 
Bichtungen  von  einem  Endpunkt  der  Bahn  zum 
andern,  und  unter  Annalt  auf  allen  Stationen,  er- 
folgen.» Natürlich  kann  bei  den  Bundesbahnen  nicht 
mehr  allgemein  von  Befahren  von  einem  Endpunkt 
der  Bahn  zum  andern  gesprochen  werden ;  es  genügt, 
wenn  jeder  Strecke  ein  Minimum  von  Zügen  zuge- 
sichert wird. 

Was  nun  die  Erhöhung  der  Zahl  der  [täglich 
fahrenden  Züge  von  3  auf  4  anbelangt  so  bedeutet 
dieselbe  jedenfalls  einen  Fortschritt  und  dient  zur 
Beruhigung.  Vom  praktischen  Standpunkt  aus  kommt 
ihr  allerdings  keine  grosse  Bedeutung  zu,  indem 
mir  keine  Linie  der  Bundesbahnen  bekannt  ist,  auf 
der  weniger  als  4  Züge  fahren.  Früher  war  dies, 
glaube  Ich,  der  Fall  auf  der  Linie  Zoflngen-Suhr, 
wo  nur  3  Züge  kursierten,  heute  aber  sind  os  deren  5. 

Das  Lemma  2  ist  zugespitzt  auf  die  Strecke  Gis- 
wyl-Brienz  der  Brünigbahn,  deren  Betrieb  dermalen 
im  Winter  eingestellt  wird. 

Zu  Lemma  3  ist  von  verschiedenen  Sektionen 
des  Handols-  und  Industrievereins  die  Bemerkung 
gemacht  worden,  dass  es  keiner  fünfjährigen  Probe- 
zeit bedürfe,  um  die  Notwendigkeit  oder  Uoberflüssig- 
keit  einer  Zugsverbindung  darzuthun.  Man  glaubt 
2  oder  3  Jahre  würden  es  auch  thun.  Indessen  darf 
angenommen  werden,  dass  die  Bundesbahnver- 
waltung  aus  freien  Stücken  den  Wünschen  und  Be- 
dürfnissen des  Publikums  entgegenkommen  werde, 
und  wir  beantragen  Ihnen  deshalb,  das  a  Lemma 
überhaupt  zu  streichen. 

Angenommen  nach  Antrag  der  Kommission. 
(Adopte  d'apres  la  proposition  de  la  commission). 


Art.  6. 

t.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Be- 
züglich der  Geschwindigkeit  dor  Züge  erlaube  ich 
mir  auch  hier  wieder,  die  Bestimmungen  der  Normal- 
konzession anzuführen.  Dieselben  lauten  im  2.  Lemma 
von  Art  12:  »Personenzüge,  einschliesslich  die  so- 
genannten gemischten  Züge,  haben  mit  einer  mitt- 
leren Geschwindigkeit  von  mindestens  24  km  in 
einer  Zeitstundo  zu  fahren.  Eine  geringere  Fahrge- 
schwindigkeit darf  nur  infolgo  besonderer  Bevoll- 
mächtigung des  Bundesrates  zurAnwendung  kommen.» 
fn  diesem  Art  G  wird  uns  nun  vom  Bundesrat  vor- 
geschlagen, die  Fahrgeschwindigkeit  der  gewöhn- 
lichen Personenzüge  auf  30  km  zu  erhöhen. 

*)  Numerierung  nach  Antrag  der  Kommunion. 
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Die  Wichtigkeit  dieses  Vorschlages  springt  sofort 
in  die  Augen,  wenn  mau  bedenkt,  das*  dermalen 
von  allen  gewöhnlichen  Personenzügen  der  künf- 
tigen Bundesbahnen  V»  mit  einer  kurzem  Geschwin- 
digkeit als  30  km  fahren  und  dass  sogar  auf  ein- 
zelnen Bahnstrecken  die  Schnell-  und  Expresszüge 
eine  geringere  Geschwindigkeit  aufweisen. 

Dio  Frage  der  normalen  Geschwindigkeit  der  ge- 
wöhnlichen Personenzuge  wird  im  Gutachten  des 
Eisenbahn-Verbandes  mit  besonderer  Sorgfalt  be- 
handelt und  verdient,  weil  jedenfalls  aus  den  be- 
rufensten Fachkreisen  kommend,  ernste  Beachtung. 
Aus  der  von  dem  genannten  Verbände  angeordneten 
Prüfung  der  gegenwärtigen  Fahrordnunj.*en  der  Züge 
hat  dcrsclho  die  Uoberzeugung  geschöpft,  dass  oine 
Erhöhung  der  Fahrgeschwindigkeit  der  Züge  mit 
grossen  Mehrkosten  verbunden  und  in  vielen  Fällen 
überhaupt  gar  nicht  erreichbar  sei.  Die  Verhältnisse 
seien  so  mannigfaltig,  dass  die  Aufstellung  einer  all- 
gemein gültigen  Norm  nicht  zweckmässig  sei.  Es 
werden  dann  die  verschiedenen  Ursachen  eingehend 
releviert,  so  starke  Steigungen,  kurze  mittlore 
Stationsdistanzen,  die  Anschlüsse  an  die  in  der 
Schweiz  so  zahlreichen  Knotenpunkte,  dio  Notwen- 
digkeit, auf  gewissen  Strecken  verschiedene  Ver- 
kehre zu  kombinieren,  die  Kreuzungen  auf  den  ver- 
schiedenen Bahnen,  der  Dienst  auf  den  Stationen, 
wobei  namentlich  der  sehr  entwickelte  Postverkehr 
in  Betracht  kommt,  dann  der  Eilgut-  und  Express- 
gutverkehr, der  Briefverkehr,  etc.  Und  in  der  That 
ist  so  ziemlich  einleuchtend,  dass  die  Fahr-  und 
Geschwindigkeitsverhältnisse  auf  den  einzelnen 
Linien  des  künftigen  Bundesbahnnetzes  sehr  ver- 
schieden sind  und  dass  es  unbillig  wäre,  von  allen 
die  gleichen  Leistungen  zu  verlangen  oder  für  alle 
eine  einheitliche  Minimalgeschwindigkeit  festzu- 
setzen, welche  nur  unter  Auferlegang  grosser  Opfer 
eingehalten  werden  könnte. 

Der  Bundesrat  macht  zur  Motivierung  seines 
Standpunktes  gellend,  dass  die  Forderung  der  24  km 
Fahrgeschwindigkeit  aus  den  Anfangszeiten  des 
Eisenbahnbetriebes  stamme  und  den  seitherigen 
Verbesserungen  des  Oberbaues,  des  Bollmaterials,  der 
Brems-  und  Signalvorrichtungen  keine  Rechnung 
trage.  Derselbe  giebt  zu,  dass  eine  ganze  Beine  von 
Linien  dermalen  keine  wesentlich  grössere  Fahrge- 
schwindigkeit aufweise,  aber  er  bemerkt,  schon 
der  Grundsatz  der  Gleichbehandlung  erlaube  nicht, 
solchen  Linien  die  Verbesserung  der  Zugsgeschwin- 
digkeit  vorzuenthaltende  andern  zuteil  geworden  sei. 

Die  Kommission  vermag  diesen  Standpunkt  nicht 
einzunehmen.  Sie  glaubt  vielmehr,  dass,  wenn  be- 
sondere Verhältnisse  vorliegen,  mau  denselben  auch 
Rechnung  tragen  müsse.  Warum  uns  zum  voraus 
dio  Hände  binden?  Warum  die  Bundesbahnen  als 
Partei  betrachten,  gegen  welche  man  auf  der  Hut 
sein  muss?  Allerdings  kann  der  Bundesrat  Aus- 
nahmen gestatten,  allein  die  Kommission  fürchtet, 
dass  die  Ausnahme  zur  Begel  werden  kannte.  Ander- 
seits geben  wir  gerne  zu,  dass  eine  Verbesserung 
gegenüber  dem  gegen wärtigenZustand  platz  zu  greifen 
hat  Wir  glauben  auch,  dass  eine  Minimalpaschwin- 
digkeit  von  nur  24  km,  wie  sie  in  den  Konzessionen 
vorgesehen  ist,  im  Vergleich  zu  den  eingetretenen 
Verbesserungen  eine  zu  geringe  Leistung  bedeutet. 
Nachdem  aber  aus  der  Statistik  des  Vorbandes  der 
Eisenbahngesellschaften  hervorgeht,  dass  dermalen 


wenigstens  '/«  aller  Züge  mit  einer  Fahrgeschwindig- 
keit von  nicht  über  28  km  fahren,  so  glauben  wir, 
sollte  das  Minimum  der  Fahrgeschwindigkeit  für 
dio  gewöhnlichen  Personenzüge  auf  wenigstens  28 
km,  stall  30  km,  wie  der  Bundesrat  vorschlägt,  li- 
mitiert werden. 

Es  könnte  übrigens  auch  die  Frage  aufgeworfen 
werden,  ob  nicht  auch  für  Schnell-  und  Express- 
züge eine  Minimalgeschwindigkoit  von  Gesetzes 

'  wegen  vorgesehen  werden  sollte.  Das  Gutachten 
des  Handels-  und  Industriovereins  stellt  diese  For- 
derung mit  grosser  Bestimmtheit  auf,  indem  die 
Schnellzüge  von  jeher  oin  bevorzugtes  Objekt  für 
lokale  Verkehrsbestrebungen  gewesen  seien;  Orts- 
und kantonale  Behörden  hätten  sich  von  jeher 
bemüht,  das  Anhalten  an  gewissen  Stationen  zu 
erzwingen;  das  werde  in  der  Aerea  der  Bundes- 
bahnon  kaum  weniger  der  Fall  sein,  und  gegenüber 
diesen  lokalen  Gelbsten  gebe  es  nur  ein  Mittel,  den 
grossen  Durchgangsverkehr  zu  schützen,  nämlich 

,  diegesotzlicho NormiorungderMinimalzugsgeschwin- 
digkoit.  Mit  Rücksicht  auf  unsere  topographischen 
Verhältnisse  und  unsere  wirtschaflicbe  Decentrali- 
sation  wird  dann  für  Schnellzüge  eine  Minimalge- 
schwindigkoit von  40  km  und  für  Expresszüge  von 

I  45km  vorlangtjletzteresmitRücksicht  auf  die  erhöhten 
Fahrtaxen  wegen  Wegfall  der  3.  Wagenklasse. 

Dio  Kommission  glaubt,  auch  hier  sei  es  nicht 
notwomlig,  sich  unnötigerweise  die  Hände  zu  bin- 
don.  Die  Konzessionen  enthalten  bezüglich  der 
Schnellzüge  überhaupt  gar  keine  Bestimmungen, 
indem  man  annahm,  die  Binnen  würden  im  eigenen 
Interesse  das  Notwendige  Vorsorgen,  wenn  einmal 
das  Bedürfnis  sich  einstelle,  was  auch  eingetroffen 
ist.  Es  wäre  aber  auch  ungemein  schwierig,  bei 
den  so  verschiedenartigen  Verhältnissen  unseres 
Landes  eine  vernünftige  Grenze  festzustellen,  was 
daraus  hervorgebt,  dass  dermalen  die  Fahrgeschwin- 
digkeit der  Schnellzüge  variiert  zwischen  22,9  und 
G0,2  km.  Damit  unsere  künftigen  Bundesbahnen  auch 
hochgespannten  Anforderungen  entsprechen,  genügt 
das  2.  Lemma,  wonach  ausser  den  gewöhnlichen 
Personenzügen  Schnellzüge  und  Expresszüge  mit 
erhöhter  Geschwindigkeit  und,  soweit  die  Verkehrs- 
bedürfnisse es  erfordern,  auch  Nachtzüge  einzu- 
richten sind. 

Beim  2.  Lemma  schlägt  Ihnen  die  Kommission 
einen  modifizierten  Text  vor,  nämlich  statt:  «Ausser 
diesen  Personenzügen  sind  für  Linien  mit  bedeu- 
tendem Personenverkehr,  sowie  für  die  Verbindung 
mit  den  Hauptverkehrsplätzen  der  Schweiz  Schnell- 
züge und  Expresszüge  einzurichten»  einfach  zu  sagen : 
«Ausser  diesen  Personenzügen  sind,  soweit  die  Ver- 
kehrsbedürfnisse es  erfordern.» 

Angenommen  nach  Antrag  der  Kommission.  — 
(Adopte  d'apres  la  proposition  de  la  commission.) 

» 


Art.  7. 

r.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 
diesem  Artikel  beantragt  der  Bundesrat  zunächst, 
dass  zur  Personenbeförderung  nur  Wagen  nach  dem 
Durchgangssystem  (also  nach  dem  bisherigen  ame- 
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i  System )  zur  Verwendung  kommen  sollen. 
Die  Kommission  glaubt  auch  Dicht,  dass  wir  in  der 
Schweiz  sobald  zu  einem  andern  System  übergehen 
werden.  Oesselbe  hat  sich  eingelebt  und  erlreut  sich 
allgemeiner  Beliebtheit  Allerdings  ist  es  etwas  auf- 
fallend, dass  man  in  allen  uns  umgebenden  Staaten 
dem  sogenannten  englischen  System  den  Vorzug 
giebt  Eine  Ausnahme  wird  in  letzter  Zeit  nur  für 
die  D-Züge  (Durchgangszuge),  im  Volksmund  auch 
Harmonikazuge  genannt,  gemacht  Beide  Systeme 
haben  offenbar  Vor-  und  Nachteile.  Unzweifelhaft 
können  die  Durchgangs  wagen  komfortabler  einge- 
richtet werden,  als  diejenigen  mit  Seitenthüren,  sie 
bieten  dem  Reisenden  mehr  persönliche  Sicherheit 
bezüglich  der  Mitreisenden,  sie  erleichtern  die  Billet- 
kontrolle;  anderseits  bieten  Wagen  mit  Seitenthüren 
die  Annehmlichkeit  dass  der  Reisende  nicht  alle 
Augenblicke  durch  Mitreisende  oder  Beamte  belastigt 
wird,  und  namentlich  erleichtern  dieselben  das  Ein- 
end Aussteigen.  Bei  grossem  Menschenandrange 
braucht  es  eine  geraume  Zeit  his  ein  durchgängiger 
Wagen  angefüllt  oder  wieder  leer  ist  Das  hat  sich 
unliebsam  gezeigt  beim  letzten  Eisenbabnunfall  in 
der  Nahe  von  Strassbnrg,  wo  ein  Schnellzug  in 
einen  Güterzug  hineingefahren  ist,  wobei  ein  Sprit- 
wagen explodierte  und  mehrere  Wagen  versengt 
wurden  (Post-  und  Gepäckwagen).  Es  war  ein  so- 
genannter D-Zug,  und  der  Umstand,  dass  die  Rei- 
senden nur  langsam  den  langen  Durchgangswagen 
entsteigen  konnten,  bat  eine  heillose  Verwirrung 
angerichtet.  Vom  militärischen  Standpunkt  aus  ist 
dieser  Umstand  jedenfalls  beachtenswert 

Nun  sei  dem  aber  wie  ihm  wolle,  so  ist  bei  uns 
an  denUebergang  zum  englischen  System  gar  nicht 
zu  denken.  Immerhin  glaubt  die  Kommission,  es 
sei  nicht  nötig,  von  Gesetzes  wegen  bezügliche  Vor- 
schriften aufzustellen.  Es  ist  ja  gut  möglich,  dass 
wir  für  gewisse  Strecken  oder  für  gewisse  Speoial- 
zwecke  besondere  Wagen  konstruieren  lassen,  so 
z.  B.  für  den  Tramverkehr,  wie  er  zwischen  Genf 
und  Lausanne  besteht,  für  den  Strassenbahnverkohr 
in  den  grossen  Städten  u.  s.  w.  Auch  ist  ja  nicht 
ausgeschlossen,  dass  neue  Erfindungen  gemacht 
werden,  welche  sich  weder  mit  dem  einen  noch 
mit'  dem  andern  System  decken,  sondern  eine  Ver- 
bindung beider  darstellen. 

Wir  beantragen  also  im  ersten  Lemma,  dass  die 
Vorschrift,  nach  welcher  die  Wagen  nach  dem 
Durchgangssystem  gebaut  sein  sollen,  zu  streichen 
sei.  Wir  machen  diesen  Vorschlag  nicht  in  dem 
Sinn,  dass  wir  die  Absicht  hätten,  diese  Wagen  in 
Zukunft  durch  andere  zu  ersetzen,  sondern  nur  um 
uns  die  Hände  nicht  zu  binden. 

Im  übrigen  wird  dann  in  diesem  Artikel  vorge- 
schrieben, dass  die  gewöhnlichen  Personenzüge 
Wagen  2.  und  3.  Klasse  und  nur  ausnahmsweise 
auch  solche  1.  Klasse  mitzuführen  haben.  Für 
Schnellzüge  alle  3  Wagenklassen.  In  Zügen  von 
lokalem  Charakter  können  auch  nur  Wagen  3.  Klasse 
mitgeführt  werden.  Damit  hat  der  Bundesrat  wohl 
das  Richtige  getroffen.  Aber  ebenso  auch  mit  der 
weitern  Bestimmung,  wonach  in  Expresszügen  mit 
bundesrätlicher  Zustimmung  die  3.  and  eventuell 
auch  die  2.  Klasse  wegbleiben  darf. 

Eine  derartige  Vorschrift  wird  zwar  nicht  überall 
zustimmend  aufgenommen  werden.  Speciell  diel, 
wird  im  internen  Verkehr  sehr  wenig  be- 


nutzt, nnd  vlote  möchten  dieselbe  am  liebsten  ganz 
abschaffen.  Dagegen  kommt  derselben  im  interna- 
tionalen Verkehr  eine  grosse  Bedeutung  zu.  Ich 
brauche  diesbezüglich  nur  auf  die  Frequenz  der  1. 
Klasse  bei  der  Gotthardbahn  hinzuweisen.  Der 
Tagesblitzzug  der  Gotthardbahn  hat  nur  erste  Klasse 
und  ist  so  beliebt,  dass  z.  B.  von  Süden  her  nicht 
nur  dieser  fahrplanmassige  Zug  eingestellt  ist, 
sondern  dass  wahrend  der  ganzen  Sommersaison 
von  Lugano  aus  ein  Extrazug  1.  Klasse  dem  andern 
vorangeschickt  werden  muss.  Uebrigens  wird  im 
internationalen  Reiseverkehr  immer  mehr  darauf  ge- 
halten, die  Wagen  so  komfortabel  als  möglich  ein- 
zurichten. Nach  dieser  Richtung  zeichnet  sich  na- 
mentlich dio  Gotthardbahn  aus.  Ihre  neuen  1.  Klasse- 
Wagen  sollen  Stück  für  Stück  Fr.  65,000  koston.  Die 
Bahn  findet  aber  mehr  ais  ihre  Rechnung  dabei, 
indem  diese  lloute  wegen  diesen  Wagen  vielfach 
jeder  andern  vorgezogen  wird,  so  dass  sich  die 
Wagen  in  kurzer  Zeit  bezahlen. 

Was  aber  den  eventuellen  Wegfall  der  2.  und  3. 
Klasse  noch  insbesondere  rechtfertigt,  das  ist  die 
Entlastung  gewisser  Züge.  Wir  sehen  dies  schon 
jetzt  bei  dem  Nachmittags-Schnellzug  Zürich-Genf, 
welcher  nur  Wagen  1.  u.  2.  Klasse  führt  Würde  man 
diesem  Schnellzug  noch  Wagen  3.  Klasse  anhängen, 
so  würde  derselbo  so  überfüllt,  dass  es  unmöglich 
wäre,  den  Zug  noch  von  der  Stelle  zu  bringen. 
Aehnliche  Verhältnisse  finden  Sie  bei  der  Gottbard- 
bahn. Früher  war  nur  der  Vormittagsschnellzug  in 
Betrieb,  man  kam  aber  dazu,  einen  Expresszug  1. 
Klasse  einzuführen,  sonst  hätte  notwendig  eine 
Trennung  stattfinden  müssen. 

Ich  empfehle  Ihnen  den  Antrag  der  Kon 
Es  ist  gegenüber  dem  Antrag 
eine  redaktionelle  Aenderung 
materiell  ist  nichts  geändert 


Bundesrat  Zemp :  Ich  möchte  mich  gegen  den 
Antrag  der  Kommission,  das  Wagensystem  nicht 
genau  zu  bestimmen,  aussprechen,  namentlich  des- 
halb, weil  mir  die  Begründung,  die  vom  Herrn  Re- 
ferenten gegeben  worden  ist  a's  unannehmbar  er- 
scheint Die  Folge  jener  Ausführungen  wäre  die, 
dass  man  in  Zukunft,  wenigstens  teilweise,  wieder 
zu  dem  alten  Coupesystem  zurückkehren,  mit 
andern  Worten,  dass  man  für  die  Bundesbahnen 
wieder  verschiedene  Systeme  einführen  würde.  Nun 
kann  man  ja  ganz  gut  die  Meinung  haben,  dass  (las 
Coupesystem  seine  Vorzüge  hat,  Vorzüge  nament- 
lich für  lange  Reisen,  Nachtreisen,  Reisen  zur  Win- 
terszeit Aber  das  allerschlechteste  System  ist  das 
gemischte.  Entweder  —  oder.  Entweder  das  Durch- 
gangssystem oder  das  Coupesystem.  Diese  Frage 
ist  im  Jahre  1872  beim  Erlass  des  gegenwärtigen 
Eisenbahngesetzes  sehr  einlasslich  erörtert  worden, 
und  damals  haben  namentlich  die  Vertreter  der 
Westschweiz  das  französische  System  in  Schulz  ge- 
nommen, während  die  deutsche  Schweiz,  welche 
sich  dem  amerikanischen  System  angeschlossen 
hatte  —  namentlich  die  Nordostbahn  und  Centrai- 
bahn hatten  damals  die  langen  Wagen  mit  den 
Thoren  auf  den  beiden  Stirnseiten  schon  eingeführt 
—  dio  Adopliorung  dieses  Systeme  befürwortete. 
Die  Bundesversammlung  hat  dann  folgonde  Bestiui- 
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mang  In  das  Gesetz  aufgenommen:  «Es  soll  anl  Ein- 
führung eines  gleichartigen  (dos  amerikanischen) 
Wagensystems  für  die  Personenbeförderung  Bedacht 
genommen  werden.  Der  Dundesrat  wird  ermächtigt, 
Bestimmungen  zu  treffen,  welche  den  alltnäiigen  Ueber- 
gang  zu  einem  solchen  System  verwirklichen. »  Das 
ist  Gesetz  geworden.  Die  Ausführung  hat  allerdings 
lange  auf  sich  warten  lassen.  Man  konnte  doch  der 
westschweizerischen  Bahngeseilschaft  nicht  vor- 
schreiben, sofort  das  Wagensystem  zu  ändern,  son- 
dern man  erklärte,  dass  da«  neuo  System  dann  an- 
zuwenden sei,  wenn  alle,  ausrangiert«  Wagen  durch 
neue*  zu  ersetzen  seien,  und  dieser  Ptozess  hat  sich 
über  20  Jahre  hingezogen,  und  ich  glaube,  es  stehen 
in  den  Remisen  der  Jura-Simplonbahn  jetzt  noch 
solche  Coupewagen,  welche  nicht  mehr  gebraucht 
werden  dürfen,  die  aber  in  den  letzten  Jahren 
immer  noch  hineingeschmuggelt  wurden,  wenn 
Wagennot  herrschte.  Heute  kann  man  sagen,  dass 
auf  den  Schweizorbahnen  keine  Wagen  des  eng- 
lischen Systems  mehr  verkehren.  £s  ist  gut,  wenn 
diese  Einheit  festgehalten  wird,  denn  die  Verschie- 
denheit der  Systeme  bedingt  eine  verschiedene 
Wagenkonstruktion,  oine  Verschiedenheit  der  Be- 
dienung und  für  das  Publikum  ein  verschiedenes 
Benehmen  beim  Em-  und  Aussteigen  und  eine  Ver- 
schiedenheit in  der  Billetkontrolle. 

loh  mochte  daher  sagen,  wir  thun  sehr  gut  daran, 
von  den  Vorschriften  des  Eisenbahngesetzes,  die 
man  damals  für  einen  bedeutenden  Fortschritt  hielt, 
nicht  abzugehen,  und  ich  hätte  nur  unter  der  Be- 
dingung zum  Fallenlassen  der  Klausel  gestimmt, 
wenn  man  erklärt  hätte,  die  Einheit  im  System  ver- 
stehe sich  heute  von  selbst,  wir  hätten  nur  noch 
einerlei  Wagen,  eine  Vorschrift  sei  deshalb  über- 
flüssig. Nachdem  aber  der  Herr  Referent  darauf  hin- 
gedeutet hat,  dass  man,  wenigstens  teilweise,  wieder 
ein  anderes  System  anwenden  konnte,  muss  ich 
am  Antrage  des  Bundesrates  festhalten. 


v.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Herr 
Bundesrat  Zemp  hat  mich  wohl  etwas  missver- 
standen. Ich  habe  in  meinem  Votum  ausdrück- 
lich bemerkt,  dass  die  Kommission  nicht  im  ent- 
rern  testen  daran  denk t,  dass  das  gegenwärtige  amerika- 
nische System  durch  ein  anderes  ersetzt  werden 
könnte.  Ich  weiss  die  Vorzüge  dieses  Systems  sehr 
wohl  zu  schätzen,  und  ich  weiss  sehr  genau,  dass  sich 
dasselbe  eingelebt  hat  und  dass  keine  Aussioht  vor- 
handen ist,  zu  einem  andern  System  übergehen  zu 
können,  obgleich  auf  der  andern  Seite  auch  bemerkt 
werden  muss,  dass  in  den  letzten  Jahren  auch  das 
englische  System  bedeutende  Fortschritte  gemacht 
hat  Es  haben  z.  B.  die  preussischen  und  badischen 
Staatsbahnen  Wagen  nach  englischem  System,  auf 
welche  wir  Schweizer  geradezu  mit  Neid  blicken 
müssen.  Sie  sind  vorzüglich  eingerichtet  und  in 
jeder  Beziehung  komfortabel  ausgestattet 

Die  Kommission  hat  besondere  Verhältnisse  im 
Auge  gehabt  Wir  haben  uns  gesagt,  dass,  nachdem 
einmal  auf  der  Linie  Lausanne-Genf  der  Tramver- 
kehr eingerichtet  worden  ist  kein  Grund  bestehe, 
für  diesen  lokalen  Tramverkebr  nicht  besondere 
Wagen  einzuführen,  welche  sich  besonders  für  diese 
Art  des  Verkehrs  eignen,   nämlich  Wagen  mit 


Seitenthüren,    welche  em  rasches  Fullen  onfl 

Entleeren  gestatten.  Wir  haben  uns  auch 
gesagt  dass  wir  uns  nicht  von  Gesetzes  wegen  die 
Hände  binden  wollen.  Es  ist  ja  nicht  ausgeschlossen, 
dass  irgend  ein  Wagensystem  erfunden  wird,  eine 
Kombination  von  beiden  Systemen,  welches  an  kom- 
fortabler Einrichtung  das  bestehende  System  über- 
trifft sodass  wir  uns,  namentlich  im  Interesse  des 
internationalen  Verkehrs,  dem  neuesten  System  an- 
schliesseu  müssten. 

Das  waren  die  Grunde,  welche  uns  veranlassten, 
den  Passus  bezüglich  des  Durchgangssystems  zu 
streichen,  aber  nicht  etwa  in  dem  Sinne,  dass  in 
absehbarer  Zeit  ein  anderes  System  eingeführt 
werden  solle. 


Mit  21  Stimmen  wird  der  Antrag  der  Kommission 
angenommen. 

(Par  21  voix,  la  proposition  de  la  commissi  on 
est  adoptee.) 


AH.  8. 

Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Art  8  ist  wohl  einer  der  wichtigsten  dieses  Ge- 
setzes, indem  für  den  Personenverkehr,  wie  übrigens 
in  Art  14  auch  für  den  Gütertransport,  von  Ge- 
setzes wegen  das  Maximum  der  Taxen  festgelegt 
werden  so  IL 

Es  kann  nun  die  Frage  entstehen,  ob  es  über- 
haupt angezeigt  sei,  den  Bundesbahnen  auch  nach 
dieser  Richtung  die  Hände  zu  binden.  Der  Bundes- 
rat und  mit  Ihm  auch  Ihre  Kommission  glauben,  es 
dürfe,  nachdem  in  den  nun  erlöschenden  Konzes- 
sionen bezügliche  Bestimmungen  enthalten  sind, 
den  Bundesbahnen  nicht  einfach  freie  Hand  gelassen 
werden;  man  findet  es  vielmehr  für  gut  wenn  dem 
verkehrenden  Publikum  ähnliche  Garantien,  wie  in 
den  Konzessionen,  auch  in  dem  Tarifgesetze  geboten 
werden.  Allerdings  soll  der  Bundssbahnverwaltung 
ein  grosser  Spielraum  für  künftige  Erleichterungen 
vorbehalten  und  nur  die  Grenze  angegeben  werden, 
über  welche  hinaus  nicht  gegangen  werden  darf. 
|  In  der  vielgenannten  Normalkonzession  finden  sich 
1  bezüglich  der  Personentaxen  in  Art  15  folgende 
j  Bestimmungen: 

«Die  Gesellschaft  wird  ermäobtigt  für  den  Trans- 
port von  Personen  Taxen  bis  auf  den  Betrag  folgender 
Ansätze  zu  beziehen:  in  der  ersten  Wagenklasse  10 
Rappen,  in  der  zweiten  7  Rappen  und  in  der  dritten  5 
Rappen  per  Kilometer  der  Bahnlänge.  Die  Taxen  für 
die  mit  Warenzügen  beförderten  Personen  sollen  um 
mindestens  20  '/•  niedriger  gestellt  werden.  Für  Kin- 
der unter  3,  Jahren,  sofern  für  solche  kein  beson- 
derer Sitzplatz  beansprucht  wird,  ist  nichts,  für 
solche  zwisohen  dem  3.  und  dem  zurückgelegten 
10.  Altersjahr  die  Hälfte  der  Taxe  in  allen  Wagen- 
klasseu  zu  zahlen.  Für  Hin-  und  Rückfahrt  am 
gleichen  oder  am  folgenden  Tage  sind  diePersoneo- 
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taten  mindestens  30  %  niedriger  anzusetzen,  als  für 
einlache  und  einmalige  Fahrten.» 

Unter  den  Bestimmungen  der  Normalkonzesaion 
stehen  nun  aber  von  den  zurückzukaufenden  Hahnen 
ri\ir  diejenigen  Linien,  welche  seit  dem  Jahre  1873 
erbaut  worden  sind,  nämlich  bei  dar  J.  S.  ein  Teil 
der  Brünigbahn(Alpnachstad-Luzera),  bei  der  N.  O.  B. 
einige  kleinere  Linien  mit  einer  Gesamtlänge  von 
79  km,  und  die  Bötzbergbahn.  Alle  andern  Linien 
sind  au!  Grund  älterer  Konzessionen  zur  Erhebung 
höherer  Taxen  berechtigt.  Es  werden  faktisch  er- 
hoben: 

Von  der  Jura-Simplon-Bahn,  der  Aargauischen 
Südbahn  und  der  Nordostbann  vom  1. — 12.  km,  von 
der  Bötzbergbahn  mit  Koblenz-Stein  vom  1.— 13.  km. 
für  die  einlache  Fahrt  in  der  1.  Klasse  10,4,  für 
die  2.  Klasse  7,3  und  für  die  3.  Klasse  5,2  Bappen 
per  km;  von  der  Centraibahn  und  den  Vereinigten 
Schwoizer  Bahnen  in  der  1.  Klasse  10.75,  in  der 
2.  Klasse  7,5  und  in  der  3.  Klasse  5,375  Bappen; 
für  die  Hin-  und  Rückfahrt  von  der  J.  S.,  der 
Aarg.  Südbahn,  der  N.  0.  B.  und  der  Bötzberg- 
bahn mit  Koblenz-Stoin  vom  1. — 12.  km  in  der 
1.  Klasse  16,64,  in  der  2.  Klasse  11,68  und  in 
der  3.  Klasse  8,32  Rappen  und  bei  der  Nordost- 
bahn, der  Aarg.  Südbahn  und  der  Bötzbergbahn 
mit  Koblenz-Stein  von  13  km  aufwärts  eine  nied- 
rigere Taxe.  Die  Vereinigten  Schweizerbahnen 
erheben  für  die  Hin-  und  Rückfahrt  in  der 
1.  Klasse  17,2,  in  der  2.  Klasse  12  und  in  der  3. 
Klasse  8,6  Rappen,  die  Centraibahn  in  der  1.  Klasse 
16,125,  in  der  2.  Klasse  10  und  in  der  3.  Klasse 
6,45  Rappen. 

Diesen  Ausführungen  ist  zu  entnehmen,  dass  bei 
den  alten  grossen  Linien,  welche  für  uns  haupt- 
sächlich in  Betracht  kommen,  für  einfache  Fahrt  die 
J.  S.  und  die  N.  0.  B.  mit  10,4,  7,3  und  5,2  Rappen 
die  billigsten  Ansätze  haben,  für  Hin-  und  Rück- 
fahrt die  S.  C  B.  mit  16,125.  10  und  6,45  Rappen, 
d.  h.  die  N.  O.  B.  ist  für  die  1.  Klasse  von  12  km 
an  noch  etwas  billiger  mit  15,6  Rappen.  Wenn  man 
nun  nicht  will,  dass  für  grosse  Landesteilo  der 
Personentarif  der  Bundesbahnen  statt  der  in  Aussicht 
gestellten  Erleichterungen  im  Gegenteil  höhere 
Taxen  bringt,  so  müssen  für  die  einfachen 
Fahrten  die  Ansätze  der  N.  O.  B.  und  für  die 
Hin-  und  Rückfahrten  die  Ansätze  der  S.  C  B. 
in  Aussicht  genommen  werden. 

Das  wird  uns  nun  auch  vom  Bundesrat  vorge- 
schlagen, nämlich:  1)  für  einfache  Fahrten  in  der 
1.  Klasse  10,4,  in  der  2.  Kl.  7,3  und  in  der  3.  Klasse 
5,2  Rappen;  2)  für  Hin-  und  Rückfahrt  in  der  1. 
Kl.  15,6,  in  der  2.  Kl.  10  und  in  der  3.  Kl.  6,5 
Rappen.  Die  S.  C  B.  erhebt  in  der  3.  Kl.  allerdings 
nur  6,45  Rappen,  der  Bundesrat  hat  aber,  um  abzu- 
runden, 6,5  Rappen  eingestellt  In  der  Kommission 
ist  nun  ein  Antrag  auf  eine  weitere  Reduktion  der 
Billete  für  die  Hin-  und  Rückfahrt  2.  Kl.  gestellt 
worden,  nämlich  auf  Herabsetzung  der  10  Bappen 
auf  9'/i  Rappen.  Die  Kommission  hat,  nachdem  sie 
in  erster  Lesung  diesen  Antrag  provisorisch  ange- 
durch  das  Eisenbahndepartement  Berech- 
anstellen  lassen.  Diese  haben  ergeben,  das* 
Reduktion  für  die  vier  auf  1.  Mai  1003  zu 
verstaatlichenden  Eisenbahnen  einen  Ausfall  von 
Fr.  200,000  bedeuten  würde.  Diese  Berechnung  ist 
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gemacht  worden.   Wenn  man  die  Vermehrung  der 

Frequenz  bis  zum  Jahre  1903  berücksichtigt  und 
in  die  Berechnung  die  später  zu  verstaatlichende 
Gotthardbaho  einschliesst,  so  beträgt  der  Ausfall 
Fr.  :iO0,OU0.  Nach  Kenntnisnahme  dieser  Ziffern  hat 
die  Kommission  den  Ansatz  von  10  Rappen  wieder 
hergestollt.  Sie  hat  gefunden,  dass  die  Reduktion  um 
'/»  Rappen  für  den  einzelnen  Reisenden  keine  er- 
hebliche ist  Bei  einer  Hin-  und  Rückfahrt  von  20  km 
würde  sie  nur  10  Rappen  betragen.  Wenn  sich  je- 
mand an  einer  solchen  Ausgabe  von  10  Rappen 
stösst,  so  soll  er  eben  die  3.  Klasse  benützen.  Wollte 
man  überhaupt  eine  Ermässigung  eintreten  lassen 
und  den  Bedürfnissen  des  Volkes  nach  dieser  Blch- 
tung  entgegenkommen,  so  wäre  es  eher  angezeigt, 
die  Fahrpreise  für  die  3.  Klasse  zu  reduzieren,  in- 
dem die  Eisenbahnstatistik  aufweist,  dass  von  allen 
Reisenden  85%  die  3.  Klasse  benützen.  Andrerseits 
hat  die  Kommission  gefunden,  dass,  wenn  auf  der 
einen  Seite  die  Ersparnis  eine  sehr  geringe  sei, 
auf  der  andern  Seite  die  Summe  von  2—300,000 
Franken  doch  ein  Betrag  sei,  mit  welchem  die 
Bundesbahnen  rechnen  müssen  und  mit  welchen 
dann  Erleichterungen  und  Verbesserungen  nach 
anderer  Richtung  zu  erzielen  sind,  die  mehr  ins  Ge- 
wicht fallen,  als  diese 
Retouibillets  2.  Klasse. 

Für  Bahnstrecken  mit  Steigungen  von  20  *f-  and 
mehr  und  für  Bahnstrecken,  bei  welchen  ganz  aus- 
nahmsweise Bau- und  Betriebsverhallnisse  bestehen, 
kann  vom  Bundesrat  die  Erhebung  eines  Zu- 
schlages zu  den  vorgeschlageneu  Taxen  bewilligt 
werden.  Eine  solche  Bestimmung  ist  notwendig 
mit  Rücksicht  auf  gowisse  Linien,  die  mehr  den 
Charakter  von  Berg-  und  Touristenbahnen  haben, 
wie  die  ßrünigbahn,  dann  aber  auch  mit  Rücksicht 
auf  die  Gotthardbahn,  welche  ganz  besonders  schwie- 
rige Transportverhültnisse  aufweist 

Dermalen  weichen  allerdings  die  Taxen  der 
G.  B.  von  denjenigen  der  andern  Gesellschaften 
wenig  ab;  sie  betragen  nämlich  für  die  einlache 
Fahrt  10,416,  7,291  und  5,208  Rappen,  für  die  Hin- 
und  Zurückfahrt  15,624,  10.207  und  6,76  Rappen. 
Allein  es  werden  bei  derselbon  für  die  ßergstrecken 
Distanzzuschläge  berechnet,  welche  früher  75  •/•  der 
Eüektivdistanz,  seit  Eröffnung  der  nördlichen  Zu- 
fahrtslinien noch  60°/o  betragen. 

In  der  Kommission  hat  man  sich  indessen  mit 
dieser  ganz  allgemein  aufgestellten  Formel  nur  unter 
der  Bedingung  befreunden  können,  dass  ein  Passus 
aufgenommen  worde,  wonach  unter  keinen  Um- 
stünden auf  solchen  ausnahmsweise  behandelten 
Strecken  höhere  Taxen  bezogen  werden  können,  als 
es  dermalen  der  Fall  ist  Ich  mache  aufmerksam  auf 
die  Strecke  Sissach-Oltcn,  wolche  eine  Steigung 
von  27  >•  aufweist  Diese  Strecke  vermittelt  einen 
grossen  Teil  des  Verkehrs  von  Basel  nach  den 
übrigen  Teilen  der  Schweiz,  und  es  sind  natürlich 
grosse  Kreise  unseres  Landes  dabei  interessiert, 
dass  auf  dieser  Linie,  die  ausnahmsweise  hohe 
Steiguogsverhältnisso  aufweist,  solche  Zuschlags- 
taxen, welche  bisher  nicht  existierten,  nicht  er- 
hoben werden.  Wir  schlagen  Ihnen  beim  zwoiten 
Alinea  noch  vor,  die  Berechtigung  zur  Erhebung 
eines  Zuschlages  statt  auf  cSteigungon  von  20  •/•• 
und  mehr»  auf  tSteigungon  von  mehr  als  20  •/«•>  *n 
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Ich  komme  im  übrigen  wieder  zu  den  vorge- 
schlagenen Grundtaxon  zurück.  Natürlich  ist  bei  den 
gewaltigon  Dimensionen,  welche  der  Vorkohr  ange- 
nommen hat,  jode  noch  so  kleine  Ermässigung  der 
Taxen  von  nicht  zu  unterschätzender  Dedcutung, 
und  es  muts  daher  untersucht  werden,  welche  finan- 
ziellen Folgen  sich  an  die  gemachten  Vorschlüge 
knüpfen.  Die  Gesamteinnahmen  der  vier  zu  ver- 
staatlichenden Eisenbahnen  betragen  aus  dem  Per- 
sonentransport auf  Grund  der  letzthin  erschienenen 
Statistik  pro  1898  Fr.  37,000,(J00,  wovon  rund  10 
Mill.  auf  die  einfachen  Taxen  und  17  Mill.  aut  Hin- 
und  Rückfahrtstaxcn  und  dor  Rest  auf  Abonnomonts- 
und  Geseilschaftsbillele,  Kilometerbillete  etc.  fallen. 
Da  für  einfache  Fahrt  die  Taxen  der  bisherigen  An- 
sätze der  J.  S.  und  der  N.  0.  B.  (minus  79  km) 
vorgeschlagen  werden,  somit  eine  Ermässigung  nur 
auf  den  Linien  der  S.  G.  B.  und  V.  S.  B.  eintritt,  die 
Ermässigung  ohnehin  eine  sehr  geringe  ist,  nämlich 
im  Durchschnitt  0,2  Rappen  per  Kilometer,  so  kommt 
diesolbo  kaum  in  Betracht  und  dürfte  mit  1  %  der 
bisher  von  dieser  Kategorie  des  Verkehrs  herrührenden 
Einnahmen  hoch  angeschlagen  sein. 

Weit  wichtiger  ist  die  Herabsetzung  der  Taxen 
lür  Hin-  und  Rückfahrt  auf  diejenigen  der  S.  C.  B., 
nämlich  für  die  1.  Klasso  von  16,64  auf  15,  für  die 
2.  Klasse  von  11,68  auf  10  und  für  die  3.  Klasso 
von  8,32  auf  6,5  Rappen.  Aus  der  Eisenhahnstatistik 
ergiebt  sich,  wenn  man  von  den  Fahrten  zu  er- 
massigton  Taxen  absieht,  für  die  Einnahmen  aus 
dem  Personenverkehr  folgendes  Verhältnis  für  das 
Jahr  1897: 

Einfache  Fahrt    Hin-  und  Rückfahrt 
J.  S.  43,65  °/o  33,10  •/• 

S.  C.  B.  37,63  39,07 

N.  0.  B.  32,28  51,16 

V.  S.  B.  26,29  47,02 

oder  von  100  Fahrten  sind  gemacht  worden  in  Bil- 
letten: ' 

J.  S.  25,56  35,90 

S.  C.  B.  15,92  46,42 

N.  0.  B.  19,40  57,20 

V.  S.  B.  10,83  66,02 

Dabei  ist  zu  bemerken,  dass  die  Retourbillots 
namentlich  von  der  einheimischen  Bevölkerung  be- 
nützt werden,  während  diejenigen  für  einfache  Fahrt 
vorzugsweise  von  Durcbgangsreisenden  und  Touristen 
gelöst  werden.  Ich  habe  nun  versucht,  in  groben 
Umrissen  auszurechnen,  welche  Einbusso  bei  einem 
nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  sich  gleich 
bleibenden  Verkehr  ungefähr  eintreten  müsste. 

Ich  schätze  dabei  nach  1903  die  Einnahmen  aus 
dem  Personenverkehr  der  drei  inBetracht  kommenden 
Bahnen,  J.  S.,  N.  0.  B.,  V.  S.  B.  auf  30  Mill., 
wobei  ich  annehme,  dass  die  Vermehrung  des  Ver- 
kehrs bis  1903  ungefähr  den  Ausfall  aus  den  nicht 
gekündeten  Strecken  der  N.  O.  B.  decken  werde. 
Von  diesen  30  Mill.  entfallen  auf  den  Hin-  und 
Rückfahrtsverkehr  im  Durchschnitt  ca.  12  7«  ^ 
12,6126  Mill.  oder  auf  t  Kl.  9  */•  mit  1,134,000, 
2.  KI.  26"/.  mit  3,276,000.  3.  Kl.  65  7«  mit  8,190,000 
Franken.  Nach  den  vom  Bundesrat  vorgeschlagenen 
Ansätzen  ergiebt  sich  nun  ein  Ausfall  bei  der  i.  Kl. 
von  4  °/o  -  53.600,  bei  der  2.  Kl.  von  14  7«  = 
458,600,  bei  der  3.  Kl.  von  SB*/«  =  1,801,800,  also 
zusammen  2,314,000  Franken.  In  Thal  und  Wahr- 
heit wird  aber  dieser  Ausfall,  wenn  eine  normale 
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Vorkohrsentwicklung  anhält,  nur  im  Anfang  efo- 
tntea,  indem  die  Eifabrung  lehrt,  dass  jede  Ver- 
kehrserleichterung auch  sofort  wieder  eine  Ver- 
kohrssteigerung  zur  Folge  bat.  Das  zeigte  sich  deut- 
lich bei  der  Herabsetzung  der  Taxen  für  Retour- 
billelo  der  S.  C.  B.  vom  1.  Januar  1896  ab: 
Zahl  di  r  Reifenden  Einnahmen 
6,290,924  Fr.  6,025,478 
7,150,262 
7,921,327 
8,716,276 
Aehnliche  Erfahrungen 
gemacht  Im  Jahre  1892  wurden  die  Personontaxen 
um  ca.  20  '/•  ormiissigt;  schon  ein  Jahr  nachher  war 
der  bezügliche  Ausfall  durch  den  gesteigerten  Per- 
sonenverkehr gedeckt 

Mit  voller  Beruhigung  darf  daher  eine  Verein- 
heitlichung dor  Personentaxen  im  Sinne  einer  aus- 
gleichenden Herabsetzung  vorgenommen  werden. 

Dass  dio  Retourbillete  allgemein  eine  lOtügige  Gül- 
tigkeit haben  sollen,  darüber  glaube  ich  kein  oinziges 
Wort  verlieren  zu  sollen  und  ebensowenig  Ober  die 
weitere  in  Aussicht  genommene  Erleichterung, 
dass  Kinder  unter  4  Jahren,  statt  wie  bisher  unter 
3  Jahren,  gratis  zu  führen  sind. 

Es  können  nun  bei  diesem  Artikel  natürlich  eine 
ganzo  Menge  anderer  Fragen  aufgeworfen  werden, 
so  die  Frago,  ob  nicht  an  den  sogenannten  Güter- 
zugsbilleten,  für  welche  in  den  alten  Konzessionen 
eine  Ermässigung  von  20  7*  vorgesehen  war,  fest- 
gehalten werden  solle  Die  Kommission  glaubt  nein. 
Eine  solche  Bestimmung  war  noch  gut  in  den  An- 
fängen des  Eisenbahuwesens,  wo  wegen  mangelnder 
Frequenz  der  Personenverkehr  mit  dem  Güterver- 
kehr kombiniert  werden  musste.  In  neuerer  Zelt 
geht  man  nun  mehr  darauf  aus,  die  sog.  gemischten 
Züge  zu  unterdrücken  und  eine  reinliche  Unter- 
scheidung zu  machen.  Diese  Tendenz  wird  bei  den 
Bundesbahnen  nach  und  nach  zum  Durchbruch 
kommen,  und  darum  ist  im  Rahmen  derselben  für 
diese  Güterzugsbillete  kein  Platz  mehr. 

Umgokehrt  kann  dagegen  die  Frage  erörtert 
werden,  ob  nicht,  wie  es  in  Deutschland  der  Fall 
ist,  für  Schnell-  und  Expresszüge  ein  Zu- 
schlag vorgesehen  werden  sollte.  In  der  Schweix 
hat  man  von  einer  solchen  Einrichtung  bisher  nichts 
gewusst,  obschon  dieselbe  von  verschiedenen  Ge- 
sichtspunkten aus  betrachtet  ihre  Berechtigung  hat 
Denn  erstens  ist  die  Leistung  der  Bahn  bei  der 
Führung  von  Schnell-und  Expresszügen  eine  grössere, 
und  zweitens  wird  damit,  namentlich  wenn  überall 
Wagen  8.  Klasse  mitgeführt  werden  sollen,  der 
Ueberlastung  der  Züge  gesteuert  Die  Kommission 
glaubt,  es  solle  auf  alle  Fälle  die  Möglichkeit  offen 
gelassen  werden,  einen  solchen  Zuschlag  zu  er- 
heben, und  es  wird  daher  vorgeschlagen,  zwischen 
Lemma  3  und  4  einen  neuen  Absatz  einzuschalten 
des  Inhalts:  «Für  die  Benützung  der  Expresszuge 
darf  mit  Zustimmung  des  Bundesrates  eine  Zu- 
schlagslaxe erhoben  werden.» 

Grösserer  Popularität  würde  sich  ohne  Zweifel  die 
Einführung  des  Zonensystems,  wie  es  in  Ungarn  Gel- 
tung hat.  erfreuen,  namentlich  wenn  die  Taxen  ebenso 
billig  wären,  wie  in  dem  genannten  Land.  Allein  bei 
unsern  eigenartigen  Verhältnissen,  bei  unserer  po- 
litischen und  wirtschaftlichen  Decentralisation,  beim 
geringen  Umfange  unseroe  Landes  wäre  ein 
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Experiment  wenig  empfehlenswert  und  jedenfalls 
vorzuziehen,  beim  bishorigon  System  zu  verbleiben, 
dagegen  durch  Ermässigung  der  Taxen,  namentlich 
bei  den  Retourbillots,  die  zulässigen  Verkehrser- 
leichtorungen  oiütreton  zu  lassen. 

Man  könnte  b"i  diesoni  Kapitel  noch  die;  rage  der 
sog.  Kilometerbillets  auf  werfen.  Allein  ich  gehe  darüber 
hinweg,  da  wir  bei  dem  folgenden  Artikel  von  diesen 
Kilometerbillets  etwas  eingehender  sprechen  müssen. 

Ich  boantrage  Ihnen  die  Annahme  dos  Art  8 
nach  dem  Vorschlag  der  Kommission. 

Angenommen.  —  (Ädopti.) 


Art.  9. 

T.  Are,  Berichterstatter  der  Kommission:  In  | 
diesem  Artikel  wird  nach  Antrag  des  Bundesrates 
die  Verpflichtung  zur  Ausgabe  von  Abonnementen 
zu  ormflssigten  Taxen  aufrechterhalten  und  zwar 
lür  die  bisher  bestandenen  Arten  der  Abonnements 
als :  für  24  Fahrten  während  3  Monaten;  für  Benützung 
des  ganzon  Bundesbahnnetzes  oder  einzelner  Strecken 
desselben  wahrend  1,  3,  6  und  12  Monaten,  ebenso 
Abonnemento  während  15  Tagen. 

Die  sog.  Generalabonnomento  würden  also  bei- 
behalten; diesolben  werden  vom  reisenden  Publikum 
sehr  geschätzt,  und  man  hatte  bloss  die  Befürchtung, 
es  möchten  dieselben  bald  wieder  a  V;  «schafft  werden. 
Nach  den  umgehenden  Gerüchten  soll  die  G.  B.  den- 
selben nicht  hold  sein.  Die  Festlegung  dieser  Ein- 
richtung im  Gesetz  würdo  vielen  Interessenten  zur 
Beruhigung  dienen.  Zu  hogrüssen  ist  dann  ferner, 
dass  die  sor.  Arbciterhlllcte,  wio  sie  bei  der  J.  S. 
und  S.  C.  B.  eingeführt  sind,  auf  die  ganze  Schweiz 
ausgedehnt  werden  sollen.  Von  welcher  Wohllhat 
dieselben  sind,  kann  ich  Ihnen  aus  Erfahrung  sagon, 
indem  in  meinem  Heimatort  die  Aibolterblllcle  all« 
Tage  von  1500— 2000  Personen  benutzt  werden.  Statt 
im  Regen,  Sturm  und  Schnee  morgens  und  abends  5, 
10  und  15  km  weit  zu  wandern,  worden  die  Arbeiter 
für  einige  Rappen  in  Ihre  Durfschaftcu  geführt.  Da- 
durch wird  weilen  Kreisen  das  Leben  auf  dem 
Land  ermöglicht.  Neben  der  Arbeit  in  den  indu- 
striellen Etabllssemcnten  pflegen  diese  Leute  etwas 
Landwirtschaft,  haben  damit  einen  etwas  grösseren 
Verdienst  bei  verminderten  Ausgaben  und  leben 
viel  glücklicher  und  zufriedonor,  als  das  in  den 
Städten  der  Fall  Ist.  Die  Erweiterung  der  Ausgabe 
von  ArLeitoibilleten  auf  das  ganze  Buodesbahnnetz 
Ist  daher  von  eminent  social-wirtschaftlicher  Be- 
dbutung. 

Das  4.  Lemma  dieses  Artikels  siebt  dann  noch 
vor,  dass  die  bisherigen  Begünstigungen  für  den 
Rundroiseverkohr  und  für  die  Beförderung  von  Ge- 
sellschaften und  Schulen  beizubehalten  sind.  Wie 
gesagt,  ist  die  Kommission  mit  den  genannten  Ver- 
kehrserleichterungen ganz  einverstanden,  nur  glaubt 
dieselbe,  man  solle  sich  nicht  aufs  Pracisieren  ver- 
logen. Wir  machen  ein  Gesotz,  das  wir  nicht  wegen 
jeder  Bagatelle  revidieren  können;  andrerseits  sind 
alle  die  erwähnten  Erleichterungen  einem  steten 
Wechsel  unterworfen,  und  es  genügt,  wenn  im  all- 
gemeinen darauf  hingewiesen  wird.  Darum  schlägt 
Ihre  Kommission  eine  neue  Fassung  vor. 


Neu  ist,  dass  mit  Bewilligung  des  Bundesrates 
auch  Staffeltarife  und  Kilometerbillets  eingeführt 
werden  sollen.  Solche  Kilometerbillets  bestehen  der- 
malen bei  den  badischen  Slaatsbahnen.  Es  sind  das 
die  grünen  Helte,  welche  jedermann  auffallen,  der 
auf  dieser  Bahn  fährt  Dieselben  berechtigen  zur 
Fahrt  von  1000  km  auf  beliebigen  Strecken.  Der 
Vorteil  besteht  darin,  dass  man  zu  sehr  reduzierton 
Preisen  reisen  kann.  Die  Grundtaxe  botrügt  nämlich 
für  die  1.  Klasse  8  Pfg.,  bei  den  Kilometerbillets 
aber  nur  6,  für  die  2.  Klasse  5,3  gegen  bloss  4  und  für 
die  3.  Klasse  3,4  gegen  nur  2,5  PIg.  Für  ihre  Beliebt- 
heit spricht  die  immer  grössere  Benützung,  wio  aus 
pag.  34  der  bundesrätlichen  Botschaft  hervorgeht  Im 
Jahro  1895  wurden  80,500  Kilometerbillets  verkauft 
und  dafür  1,81)0.000  Mk.  eingenommen,  1896  87,082 
und  2,473,071  Mk.  eingenommen,  1897  118,554  und 
3,405,850  Mk.  eingenommen,  1898  1  38,273  und 
3,931,705  Mk.  eingenommen.  Der  Bundesrat  glaubt 
aber,  die  Kilometerbillets  kämen  mehr  den  grossen 
Geschäften,  als  dem  Publikum  zu  gut.  Ueberdies 
hätten  wir  in  den  Generalabonnements  einen  Ersatz 
für  die  KHometerbillets.  Der  Bundesrat  empfiehlt, 
jedenfalls  noch  zuzuwarten,  bevor  wir  eine  derartige 
Neuerung  bei  uns  einführen 

Wir  schlagen  Ihnen  aber  gleichwohl  vor,  den 
Bundesrat  zu  ermächtigen,  die  Kilometerbillets  auch 
in  der  Schweiz  einzuführen,  und  zwar  hauptsächlich 
mit  Rücksicht  auf  die  Vorhältnisse,  wie  sie  der- 
malen bei  der  Brünigbahn  bestehen.  Herr  Ständerat 
Wirz  hat  uns  diese  Verhältnisse  in  einem  gedruckten 
Schreibon,  das  er  an  Ihre  Kommission  gerichtet  hat, 
klargelegt  In  diesem  Schreiben  heisst  es 

«  Der  Brünigbahn  wurden  durch  Art.  15,  letzter 
Absatz  der  Konzession  vom  13.  Dezember  1886 
besondere  Abonnements  in  folgender  Weise  zugesi- 
chert : 

c  Ueberdies  werden  für  zweite  und  dritte 
Wagenklasse  Abonnementsbillets  zu  je  250  und 
500  Kilometer  -  Nummern  ausgegeben  ,  welche 
ohne  Zeitbeschränkung  auf  den  Namen  lauten 
und  gegenüber  den  auf  der  Linie  Brienz-Alp- 
nach-Slad  bewilligten  Taxen  für  die  einfache 
Fahrt  in  der  bell  eilenden  Klasse  einen  Rabatt 
von  35  i/o  Tür  die  Abonnementsbillets  zu  250 
und  von  50  •/■  für  diejenigen  zu  500  Kiloine- 
ter-Nummern  gewähren,  und  auf  der  Linie  Lun- 
gern -  Lasern  und  Brienz- Men  ingen  (für  die 
zweite  Klasse  auch  auf  der  Bei  +  Mei- 
ringen-Lungern)  gültig  sind.  » 
«Diese  Abonnements  haben  den  grossen  Vorteil : 

a)  dass  sie  unverjährbar  sind ; 

b)  dass  sie  von  jeder  beliebigen  Station  zu 

jeder  beliebigen  Station  verwendbar  sind  ; 

c)  dass  sie  demgemäss  eine  ausgiebige  pro- 

zentuale Taxerleichtcrung  gewähren. 

«Sie  waren  ursprünglich  ein  Surrogat  für  die 
Zuschlagstaxe  auf  der  Linie  Brienz  -  Alpnach-Stad, 
wurden  aber  auch  auf  die  Linie  Alpnach-Stad-Luzern 
mit  normalen  Taxen  ausgedehnt.  Sie  haben  übri- 
gens auch  auf  der  Berglinie  die  Zuschlagstaxe  der 
III  Wagenklasse  mehr  als  kompensiert 

«Sie  haben  sich  ungemein  popularisiert  und  im 
Binnenverkehr ,  zumal  für  die  Geschäftsleute ,  die 
Frequenz  der  Bahn  ganz  wesentlich  gesteigert.  Es 
ist  darum  niemnls  seitens  der  Bahnverwaltung  ge- 
gen diese  Abonnements  etwas  eingewendet  worden. 
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«Diese  Abonnements  sind  auch  ein  durchaus  ge- 
rechtfertigtes Surrogat  für  die  bleibenden  Nach- 
teile der  Schmalsputbahn  (Umlad,  geringere  Fahr- 
geschwindigkeit, beschränktere  llauinverhäitm&se,  we- 
niger gut  konstruierte  Wagen). 

«Diese  Konzessionsbestimmung  beruht  auf  einem 
Vertrag,  der  über  verschiedene  Verhältnis^  zwi- 
schen der  Jura-Bern-Bahn  und  den  obwaldncri- 
schen  Behörden  rechtsföt  mlich  abgeschlossen  wurde.  * 

Die  Kommission  nimmt  ohne  anders  an,  dass 
diese  Verhältnisse,  wie  sie  zw  ischen  der  Jura-Bern- 
Bahn  und  den  in  Betracht  kommenden  Kantonen 
vereinbart  worden  sinJ,  auch  von  den  Bundesbahnen 
respektiert  werden  sollen.  Wir  nehmen  an,  dass  es 
selbstvei stündlich  sei,  dass  der  Bundesrat  die  Kilo- 
meterbillels  auch  nach  dem  Jahre  1903  auf  der 
Brünigbahn  weiter  belassen  werde.  Nur  wollen  wir 
nicht  wegen  einer  einzelnen  kleinen  Strecke  irgend 
einen  Vorbehalt  aufnehmen,  andern  allgemein  sagen, 
der  Bundesrat  solle  ermächtigt  sein,  Kilometerbilleis 
einzuführen.  Ich  glaubet  damit  sei  dem  Vci  langen 
des  Herrn  Wirz  Genüge  geleistet. 

Ich  beantrage  Ihnen  die  Annahme  des  Art.  9 
nach  den  Vorschlägen  der  Kommission. 


Wir* :  Auf  die  Äusserst  loyalen  Auseinander- 
setzungen des  verehrlichen  Herrn  Kommissions- 
präsidenten  habe  ich  nur  wonig  beizufügen. 

Die  kilometrischen  Abonnements  sind,  wie  schon 
betont  worden,  ein  Surrogat  für  die  erhöhten 
Taxen  auf  der  ßrümgbahn,  welche  zum  Ausgleich 
der  sonst  zu  hohen  Bergtaxen,  welche  spcciell  die 
Gemeinde  Lungern  und  zum  Teil  auch  Mcirmgen 
und  Brienz  getroffen  hätten,  auf  die  ganze  ursprüng- 
liche Linie  bis  Alpnachstad  ausgedehnt  wurden.  Es 
ist  das  ein  Versuch,  der  durch  die  verdankenswerte 
Vennitlelung  des  damaligen  Präsidenten  der  national- 
rätlichen  Eisenbahnkommission,  Herrn  Landammann 
Heer,  zustande  gekommen  ist.  Und  als  dann  die 
Brünigbahn  infolge  notwendiger  Konzessionsänderung, 
infolge  Uebernahme  durch  die  Jura-Simplonbahn 
eigentlich  geschaffen  worden  ist,  wurden  diese  kilo- 
metrischen  Abonnements  auf  die  Linie  Alpnachstad- 
Luzcrn  ausgedehnt  und  prozentual  auf  SO  %  erhöht. 
Diese  kilometrischen  Abonnement«  haben  sich  ganz 
vorzuglich  bewährt  und  die  Brunigbahn  war  hiezu 
ein  ganz  vorzügliches  Versuchsfeld,  weil  sie  sehr 
frequentiert  und  keineswegs  eine  blosse  Touristen- 
balin,  sondern  eine  eigentliche  Durchfaluteünie  ist, 
eine  Binnenbahn,  eine  Schmalspurbahn  zwischen 
Normalspurbahnen.  Sie  ist  und  bleibt  die  einzige 
Sehmaispurbahn  im  künftigen  Netz  der  schweizerischen 
Bundesbahnen.  Ich  kann  nur  konstatieren,  dass  diese 
Abonnements  ungemein  viel  benützt  werden  und 
zweitens,  dass  sie  seit  der  Uebernahme  durch  die 
Jura-Simplonbahn  aus  dem  sehr  einfachen  und  nahe- 
liegenden Motive  keine  Opposition  gefunden  h&ben, 
weil  sie  sehr  beliebt  sind  und  weil  sie  infolge  dessen 
die  Frequenz  der  Bahn  ganz  bedeutend  steigern. 
Während  die  gewohnlichen  Abonnements  die  Leute 
zwingen,  in  einer  gewissen  Zeit  eine  gewisse  Route 


so  nnd  so  viel  Mal  abzufahren  und  dadurch  die 

Leute  unter  Umständen  zu  unnützen  Ausgaben  ver- 
anlassen, haben  die  kilometrischen  Abonnements  das 
gute,  dass  sie  erstens  nicht  verjähren,  dass  sie 
zweitens  von  jeder  beliebigen  Station  zu  jeder  be- 
liebigen andern  Station  verwendbar  sind  und  dass 
sie  drittens  infolge  dessen  eine  eigentlich  bleibende 
Turiferleichterung  gewähren.  Dieselben  haben  sich 
nicht  nur  in  der  Schweiz  bewährt,  sondejm  auch  im 
benachbarten  Baden.  Für  die  Brünigbahn  wurden 
sie  von  der  kleinen  Eisenbahn  Lausanne-Echallens 
und  dann  hauptsächlich  von  Dampfschiffahrtsgesell- 
•chaften,  zumal  von  der  ausgezeichnet  administrierten 
D.impfschiffahi  t.?üe.sellschaft  auf  dem  Vierwaldstätter- 
see  kopiert. 

Meine  Herren,  die  kilometrischen  Abonnemente 
Stehen  hauptsächlich  im  Dienste  des  Verkehrs,  im 
Dienste  desjenigen  Publikums,  das  die  Bahn  in  nütz- 
licher und  notwendiger  Weise  häutiger  als  andere 
Leute  benutzt;  sie  veranlassen  nicht  zu  luxuriösen 
Ausgaben  wie  z.  B.  die  Retourbillets  oder  noch 
vielmehr  die  Sornt.igsbilleU.  Sie  können  jeden 
Augenblick  benutzt  werden  und  verjähren  auf  der 
andern  Seite  nicht  und  infolgedessen  dienen  sie  dem 
Publikum  in  ausgezeichneter  Weise. 

Nun  bat  die  Brünigbahn,  wie  heute  schon  wieder- 
holt betont  worden,  gegenüber  den  Normalspur- 
bahnen verschiedene  Schattenseiten.  Sie  hat  engere 
Wagen,  eine  langsamere  Fahrgeschwindigkeit,  sie  bat 
wenigstens  bis  jetzt  weniger  gut  konstruierte  Wagen 
und  sie  bietet  die  Fatalität  der  Umladegebühr  für  den 
Güterverkehr.  Diese  kilometrischen  Billels  sind  also 
bei  der  Brünigbahn  für  das  Publikum,  für  dieses 
Binnenland  mitten  im  Centrum  unseres  Landes  ein 
notwendiges  und  gerechtfertigtes  Surrogat  für  die 
Schattensoiten  einer  Schmalspurbahn. 

Auf  der  andern  Seite  muss  aber  auch  der  Um- 
stand berücksichtigt  werden,  dass  auf  der  Brünig- 
bahn die  Versuche  fortgesetzt  werden  können,  ob 
sich  diese  Kilometer-Abonnemente  für  das  Bundes- 
bahnnetz im  allgemeinen  vom  fiskalischen  und  finan- 
ziellen Standpunkte  aus  bewähren.  Die  bundesrät- 
liche Botschaft  sagt  ja  mit  allem  Rechte :  wir  haben 
grundsätzlich  nichts  gegen  die  Kilometer-Abonne- 
mente einzuwenden,  sie  bewähren  sich  auf  den 
badischen  Staatsbahnen  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  aber  wir 
wollen  nicht  von  vornherein  hiermit  einen  Versuch 
im  allgemeinen  machen.  Nun  ist  aber  auch  auf  der 
andern  Seite  betont  worden,  dass  durch  die  Ver- 
staatlichung keinem  Landesteile  ein  finanzieller,  oder 
volkswirtschaftlicher  Nachteil  entstehen  solle  und  da 
ist  gerade  die  Brünigbahn  naturgemäss  als  Schmal- 
spurbahn mitten  im  grossen  Netze  der  Normalbahnen 
ein  ausgezeichnetes  Versuchsgebiot  für  diese  kilo- 
metrischen Abonnements.  Und  ich  bin  überzeugt, 
sie  werden  sich  bewähren.  Die  Zonentarife  gewähren 
ungemeine  Erleichterungen,  sie  sind  aber  nur  für  grosse, 
weite  Gebiete  geeignet,  wo  grosse  Verkehrscentren 
in  weiten  Distanzen  auseinanderliegen  und  zwischen 
hinoin  der  Verkehr  minim  ist.  Während  Zonen- 
tarife sich  z.  B.  für  Gegenden  wie  Ungarn  eignen, 
nicht  aber  für  die  kleine  Schweiz,  wo  Dorf  an  Dorf 
und  Stadt  an  Stadt  sich  reiht,  sind  die  kilometrischen 
Abonnements  auf  der  andern  Seite  ausgezeichnet  ge- 
eignet, dem  Publikum  gerade  nur  diejenigen  Aus- 
gaben zu  verursachen,  die  zur  finanziellen  Alimen- 
tation der  Bahn  nötig  sind,  aber  auch  nicht  mehr. 
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Und  ferner  haben  sie  das  Gute,  dass  man 
nicht  jedesmal  zum  Schalter  laufen  D0B8,  -sondern 
dass  man  mit  Hülfe  dieser  Karten  die  Sache  auf 
dem  Wege  des  Coupierens  im  Wagen  selbst  mit 
dem  Bahnangestellten  sehr  leicht  regeln  kann. 

Sodann  haben  sie  auch  das  Gute,  dass  sie  nur 
dem  schweizerischen  Publikum  zu  gute  kommen. 
Sie  werden  nur  ausgegeben  für  eine  grös;rre  Kilo- 
meterzahl, meinetwegen  für  300  oder  500  Kilometer. 
Es  ist  also  zum  vornherein  der  Missbrauch  ausge- 
schlossen, dass  Fremde,  welche  nur  auf  3,  4  Wochen 
m  der  Schweiz  sich  aufhallen,  diese  kilomelrischen 
Abonnemente  benutzen;  sie  stehen  lediglich  im 
volkswirtschaftlichen  Interesse  des  schweizerischen 
Publikums. 

Das  sind  die  Vorteile  dieser  kilometrischen 
Abonnements,  und  es  wird  damit  dem  Versprechen 
ein  Genüge  gethan,  das  in  feierlicher  Weise  ge- 
geben wurde,  dass  nämlich  die  Verhältnisse  volks- 
wirtschaftlich für  keine  Landesgegend  ungünstiger 
sich  gestalten  sollen.  Ich  danke  der  Kommission 
aufrichtig,  dass  sie  nicht  nur  die  Kantone  Ob-  und 
Nidwaiden,  sondern  auch  Luzern  und  zumal  auch 
das  Berner  Oberland  in  der  Weise  beruhigt,  dass 
rie  diese  Kilometer-Abonnements  ermöglicht  Sie 
legt  alles  in  die  Hand  des  Bundesrates;  die  ganze 
Entwicklung  und  die  ganze  Vergünstigung  hängt 
auch  in  Zukunft  lediglich  vom  freien  Ermessen  des 
Bondesrates  ab.  Ich  hege  aber  die  vollste  Zuver- 
sicht und  deswegen  habe  ich  hauptsächlich  das  Wort 
ergriffen,  dass  der  Bundesrat,  wenn  einmal  diese 
Kilometer-Abonnements  sich  bewährt  haben  —  und 
sie  werden  sich  in  der  Praxis  ganz  zweifellos  be- 
währen —  noch  weitere  einfuhren  wird  zur  grossen 
Befriedigung  des  schweizerischen  Publikums,  und 
darum  möchte  ich  Ihnen  den  Antrag  der  Kom- 
mission bestens  und  zutrauensvoll  empfehlen. 


Seheirer:  Ich  möchte  mir  erlauben,  zum  ersten 
Absatz  einen  kleinen  Zusatz  zu  beantragen.  Es  wird 
vom  reisenden  Publikum  ohne  Zweifel  mit  grosser 
Genugtuung  empfunden  werden,  dass  die  verschie- 
denen Verkehrserleichterungen,  wie  sie  sich  im 
Laufe  der  Zeit  bei  den  privaten  Bahngesellschalten 
eingebürgert  haben,  auch  von  den  Bundesbahnen 
gewährt  werden  sollen.  Ich  habe  dabei  insbesondere 
die  Arbeiterbillets  und  Generalabonnemouts  im  Auge. 
Allein  ich  glaube,  es  würde  denjenigen  Kreisen, 
welche  bis  anhin  von  diesen  Verkehrserleichterungen 
Gebrauch  gemacht  haben,  zu  noch  grösserer  Be- 
friedigung gereichen,  wenn  im  Gesetze  der  Grund- 
satz aufgestellt  würde,  dass  diese  Ermässigungen  in 
dem  Umfauge  gewährt  werden,  wie  sie  bis  anhin, 
bei  gleichen  Verhältnissen,  von  den  Privatgesell- 
schaften gewahrt  worden  sind.  Ich  möchte  mir  des- 
halb zu  Lemma  I  dieses  Artikels  den  Zusatz  er- 
lauben: «und  zwar  mindestens  in  dem  Umlang,  wie 
sie  bis  anhin  von  den  ßahntiesellschaften  gewahrt 
worden  sind*  Würde  man  diesen  Zusatz  nicht  be- 
schließen, gu  wäre  allerdings  der  Grundsatz  aufge- 
stellt, dass  in  Zukunft  auch  fernerhin  Generalabnn- 
noments  und  Arbeiterbillets  und  andere  Einrichtungen 
da  snin  werden  und  dass  für  diese  Abonnements 
besondero  Ermässigungen  gewährt  werden  sollen; 


allein  man  hätte  keine  Garantie,  dass  bei  gleichen 

Verhältnissen  die  Ermässigungen  auch  wirklich  in 
dem  Umfange  gewährt  werden,  wie  sie  bis  anhin 
gewährt  worden  sind.  Die  Annahme  meines  Zusatzes 
würde  daher  lür  diejenigen,  welche  sich  bisher 
dieser  Billets  bedienten,  eine  gewisse  Beruh  i'-i«  r 
bedeuten. 


v.  Arx,  Berichterstatter  der  Komm  i  ssion :  Ich  kann 
mich  nicht  namens  der  Kommission  aussprechen. 
Persüulich  erblicke  ich  in  der  Aufnahme  eines  der- 
artigen Zusatzes  absolut  keine  Gefahr,  nur  habe  ich 
oinige  Bedenken,  ob  derselbe  praktisch  in  allen 
Teilen  durchgeführt  werden  kann.  Er  kann  aller- 
dings durchgeführt  werden  in  Bezog  auf  die 
Taxen;  etwas  anderes  ist  es  dagegen  in  Bezug  auf 
die  räumliche  Ausdehnung,  welche  diesen  Billeten 
gegeben  werden  soll.  Wir  legiforieren  hier  ja  nur 
in  Beuzg  auf  die  Bundesbahnen.  Nun  ist  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  dass  die  dermalen  in  Kraft 
bostehenden  Generalaln.nnements  sich  nioht  auf  die 
vier  Linien  beschränken,  welche  wir  auf  1.  Mai 
1903  übernehmen,  sondern  sie  schliessen  namentlich 
auch  die  Benützung  der  Gotthardbahn  in  sich,  wel- 
che wir  erst  1908  verstaatlichen,  sowie  ferner  eine 
ganze  Anzahl  sog.  Nebenbahnen.  Damit  nun  diese 
Generalabonnements  in  der  bisherigen  Ausdehnung 
beibehalten  werden  können,  sind  natürlich  Verstän- 
digungen erstens  mit  der  Gotthardbahn  und  in  zweiter 
Linie  mit  den  Nebenbahnen  nötig;  denn  es  ist  ja 
selbstverständlich,  dass  die  Bundesbahnen  nioht 
weiter  gehen  können,  als  ihr  Wirkungskreis  sich 
erstreckt  Ich  nehme  an,  der  Antrag  des  Herrn 
Scherrer  sei  so  \  erstanden,  dass  die  Bundesbahnen 
beauftragt  werden,  mit  den  nicht  verstaatlichten 
Bahnen  sich  zu  verständigen,  damit  diese  Arbeiter- 
billets und  Abonnements  im  bisherigen  Umfang  bei- 
behalten werden  können,  und  in  diesem  Sinne  aeeep- 
tiere  iob  den  Antrag  namens  der  Kommission. 


Bundesrat  Zomp:  Ich  könnte  den  Antrag  des 
Herrn  Scherrer  auch  nur  in  dem  zuletzt  ausgeführ- 
I  ten  Sinne  aeeeptieren,  will  aber  doch  nicht  unter- 
1  lassen,  auszusprechen,  dass  es  die  Meinung  haben 
.  soll,  dass  diejenigen  Mindesttaxen  zur  Anwendung 
zu  kommen  haben,  die  zur  Zeit  der  Inkraftsetzung 
dieses  Gesetzes  massgebend  sind.  Das  Gesetz  wird, 
wie  wir  annehmen,  noch  in  diesem  Jahre  durchbe- 
raten werden  können,  und  es  wird  der  Bundesrat 
dann  den  Zeitpunkt  bestimmen,  auf  welchen  das- 
selbe in  Kraft  gesetzt  werden  soll.  Wenn  nichts 
anderes  eintritt,  wird  dieser  Termin  auf  den  1.  Mai 
1903  fallen;  es  kann  aber,  falls  eine  Verständigung 
mit  den  Bahnon  erfolgen  würde,  schon  früher  in  Kraft 
gesetzt  werden.  Es  ist  nun  nicht  ausgeschlossen, 
dass  einzelne  Halmen  noch  ^anz  ausserordentliche 
Ermässigungen  rintroten  lassen,  im  Gedanken,  dass 
die  finanziellen  Folgen  für  dio  Gesellschaft  nicht 
mehr  besonders  ins  Gewicht  fallen.  Man  mag  dar- 
über denken,  wie  man  will,  aber  ich  möchte  doch 
gegen  gewisse  Möglichkeiten  gesichert  sein.  Ich 
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spreche  deshalb  meino  Meinung  dahin  aus,  es  solle 
der  Antrag  des  Herrn  Scherrer  die  Bedeutung  haben, 
dass  für  die  Bemessung  der  niedrigsten  Taxen  der 
Zeitpunkt  der  Inkraftsetzung  des  Gesetzes  mass- 
gebend sein  soll.  Es  ist  nicht  nötig,  darüber  eine 
specielle  Bestimmung  aufzunehmen;  ich  denke,  es 
wird  genügen,  es  ausgesprochen  zu  haben. 


Isfer:  Ich  glaube,  auch  mit  allen  diesen  Reser- 
ven bleibt  der  Antrag  des  Herrn  Scherrer  ein  solcher, 
dessen  Annahme  man  sich  wohl  überlegen  muss. 
Die  Generalabonnements  sind  eine  ganz  neue 
Schöpfung,  man  befindet  sich  damit  noch  im  Stadium 
des  Versuchs.  Ich  will  damit,  so  wenig  als  jemand 
hier  im  Saale,  nicht  sagen,  man  solle  sie  wieder 
beseitigen,  sondern  ich  bin  mit  dem  Grundsatz  ganz 
einverstanden.  Ich  glaube,  auch  wenn  der  Privat- 
betrieb bestehen  bliebe,  so  würden  diese  Abonne- 
ments beibehalten;  auch  in  den  Kreisen  der  privaten 
Verwaltungen  denkt  niemand  daran,  dieselben  wio- 
der  zu  beseitigen.  Allein  im  einzelnen  ist  der  Grund- 
satz der  Entwicklung  und  der  Verbesserung  fähig, 
und  es  ist  leicht  möglich,  dass  man  in  nicht  ferner 
Zeit  zu  Korrekturen  kommen  wird  und  kommen 
muss.  Wenn  Sie  nun  die  Bundesbahnen  auf  Zahlen 
einschwören,  und  sie  auf  gewisse  Bedingungen 
nicht  nur  in  räumlicher,  sondern  beispielsweise  auch 
in  zeitlicher  Beziehung  verpflichten,  d.  b.  wenn 
Sie  die  Sache  ein  für  alle  mal  so  aoeeptieren,  wie 
sie  versuchsweise,  man  kann  fast  sagen  mit  einem 
Sprung  ins  Dunkle  eingeführt  wurde—  die  privaten 
Verwaltungen  hatten  keine  Erfahrungssätze  und 
tasten  immer  noch  —  so  ist  dies  sicher  zu  weit 
gegangen  und  etwas,  was  der  Antragsteller  selber 
nicht  will.  Warum  in  dieser  Beziehung  ängstlich 
sein  und  meinen,  man  dürfe  der  künltigen  Bundes- 
bahnverwaltung weniger  trauen,  als  man  es  gegen- 
wärtig den  Privatbahngesellschalten  gegenüber  ge- 
than  hat?  Ich  glaube,  das  Richtige  ist,  den  Antrag 
der  Kommission  anzunehmen.  Man  spricht  damit 
aus,  die  Generalabonnements  sollen  bleiben,  aber 
man  spricht  nicht  aus,  dass  dasjenige,  was  die 
Privatverwaltungen  machten  oder  noch  machen,  für 
die  Bundesbahnen  ohne  weiteres  verbindlich  und 
unabänderlich  sei.  Auch  der  Gedanke,  den  Herr 
Bundesrat  Zemp  ausgesprochen  hat,  ist  nicht  so 
fernliegend.  Es  können  in  den  Behörden  Stimmungen 
sich  geltend  machen,  die  nicht  allgemein  geteilt 
werden,  aber  ihre  Anhänger  linden  und  gelegentlich 
auch  von  Verwaltungsr&ten  der  Bundesbahnen  lebhaft 
unterstützt  werden,  die  dahin  gehen:  Wir  wollen 
uns  das  T.oben  noch  etwas  heiter  gestalten  und  mit 
gewissen  Erlassen  von  der  Bühne  abtreten,  die  uns 
beim  Volke  beliebt  machen,  sodass  man  vielleicht 
einmal  sagt,  wir  seien  doch  besser  gewesen,  als 
man  glaubte.  Solche  Tendenzen  sind  vorhanden  und 
können  sich  geltend  machen.  Soll  nun,  wenn  der- 
artige Mehrheitsbeschlüsse  gefasst  werden,  dies 
ohne  weiteres  der  Weisheit  letzter  Schluss  und  für 
uns  für  alle  Zeiten  verbindlich  sein,  bis  wir  das 
Gesetz  wieder  abändern?  Solche  Abänderungen 
machen  sich  viel  weniger  leicht,  als  gegenwärtig 
der  Entscheid  zwischen  dem  Antrage  des  Herrn 
Scherrer  und  demjenigen  der  Kommission.  Und  ich 


frage  ferner  Herrn  Bundesrat  Zemp:  Bietet  seine 

Formel  einen  genügenden  Schutz?  Wann  findet  das 
Inkrafttreten  des  Gesetzes  statt?  Ist  der  Vollzug  ge- 
meint oder  die  Promulgation?  Und  ist  bis  dahin 
nicht  noch  dies  oder  jenes  möglich?  Es  ist  möglich, 
dass  man  findet,  es  seien  Fehler  in  dem  System, 
die  abgeändert  werden  müssen ;  allein  so  schnell  ist 
eine  Abänderung  nicht  möglich,  weil  verschiedene 
Gesellschaften  beteiligt  sind.  Oder  es  ist  möglich, 
dass  sich  Tendenzen  geltend  machen,  von  welchen 
ich  gesprochen  habe.  Dem  allem  entgehen  wir,  wenn 
wir  uns  mit  dem  Grundsatz  begnügen,  aber  nicht 
sagen,  dass  dasjenige,  was  die  Gesellschaften  gegen- 
|  wärtig  praktizieren,  das  Beste  sei.  loh  beantrage 
Ihnen  deshalb,  am  Antrag  der  Kommission  festzu- 
halten. 


Abstimmung.  —  Votation. 


Mit  Mehrheit  (26  Stimmen)  wird  der  Antrag  der 
Kommission  angenommen. 

(A  la  majorite  (28  voix),  la  proposition  de  la 
commission  est  adoptee.) 


Art.  10. 

▼.  An,  Berichterstatter  der  Kommission :  Dieser 
Artikel  entspricht  dem  Art.  16  der  Normalkonzession, 
und  66  ist  zu  denselben  keine  weitere  Begründung 

Angenommen.  -  (AdopU.) 


AH.  11. 

r.  An,  Berichterstatter  der  Kommission :  Dieser 
Artikel  entspricht  im  ersten  und  zweiten  Lemma 
der  Normalkonzession.  Im  3.  Lemma  wird  die 
Minimaltaxe  für  Gepäcksendungen  von  40  Ct.  auf 
35  Ct.  herabgesetzt,  entsprechend  dem  Satze,  welcher 
bei  der  N.  O.  B.  und  den  V.  S.  B.  besteht.  Lemma 
4,  betreffend  Expressgutboförderung,  entspricht  den 
geltenden  Bestimmungen  und  soll  aufrecht  erhalten 
bleiben. 


Art.  13. 

t.  in,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dieser 
Artikel  beruft  sich  einfach  auf  den  Art.  24  des  Ge- 
setzes, welcher  folgendennassen  lautet:  (Redner  ver- 
liest den  Art.  24). 

Angenommen.  -  (AdopU.) 
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III  Güterverkehr.  —  Transport  des  marchandises. 

Präsident:  Der  Herr  Berichterstatter  wünscht, 
das8  der  Art.  13  auf  morgen  zurückgelegt  werde. 
Ich  nehme  an,  Sie  seien  damit  einverstanden;  wir 
bei  Art  14  der  Kommission. 


Art.  14. 

v.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
Tarifbildung  kann  nicht  bei  Erstellung  von  Taxen  im 
Rahmen  des  Reformtarifes  stehen  bleiben,  sondern 
ebensogut  wie  die  jetzt  bestehenden  Eisenbahn- 
gesellschaften im  Interesse  einer  rationellen  Ent- 
wicklung des  Verkehrs  sich  zur  Aufstellung  von 
Ausnahmstarifen  veranlasst,  ja  geradezu  gezwungen 
sehen,  werden  auch  die  Bundesbahnen  durch  Auf- 
stellung solcher  den  so  vielgestaltigen  wirtschaft- 
lichen Bedürfnissen  des  Landes  genügen  müssen. 

Es  liegt  ja  klar  auf  der  Hand,  dass  für  Trans- 
porte, deren  Eigenart  in  den  Normaltarifen  nicht 
genügend  berücksichtigt  ist,  für  gewisse  indu- 
strielle oder  landwirtschaftliche  Export-Erzeugnisse, 
bei  besonders  ungünstigen  Konkurrenzverhältnissen, 
ausnahmsweise  Tarif bildungen  geradezu  notwendig 
sind.  Diesen  besonderen  Verhältnissen  worden 
die  Bundesbahnen,  welche  ja  nicht  Selbstzweck 
sind,  sondern  der  Förderung  Jer  allgemeinen  wirt- 
schaftlichen Interessen  zu  dienen  haben,  Rechnung 
tragen  müssen. 

Allerdings  geht  es  nicht  an,  sich,  wie  es  z.  B. 
dor  Bauernbund  vorlangt,  ins  Spocialisieren  einzu- 
lassen, sondern  os  soll  nur  der  Grundsatz  ausge- 
sprochen worden,  dass  die  Rücksicht  auf  das  finan- 
zielle Interesse  der  Bundesbahnen  nicht  allein  mass- 
gebend ist,  sondern  auch  die  Hebung  von  Industrie, 
Gewerbe,  Handel  und  Landwirtschaft  ins  Auge  ge- 
fasst  werden  soll. 

Das  Gutachten  des  Schweiz.  Handels-  und  Indu- 
strievereins spricht  sich  über  diesen  Artikel  ziem- 
lich absprechend  aus.  Es  wird  zunächst  bedauert, 
dass  neben  den  verschiedenen  Wirtschaftsgebieten 
des  Konsums  gar  keine  Erwähnung  gethan  wird 
und  doch  sei  zu  Gunsten  desselben  der  wichtigste 
Ausnahmetarif,  nämlich  derjenige  für  Getroido  ge- 
schaffen worden.  Von  einigen  Sektionen  werden 
Garantion  gewünscht,  dass  die  gegenwärtig  beste, 
henden  Vergünstigungen  auch  in  Zukunft  Gellung 
haben.  Der  Verband  Schweiz.  Müller  verlangt  da- 
gegen die  Abschaffung  des  Ausnahmelarifs  für  Mehl; 
damit  soll  der  einheimischen  Müllerei  aufgeholfen 
und  die  auswärtige  Konkurrenz  aus  dem  Fehle  ge- 
schlagen worden.  Ganz  besonders  lebhaftem  Wider- 
spruch begegnet  das  2.  I/Omma  dieses  Art.  15, 
welches  sagt,  bei  Erstellung  solcher  Ausnahmetarifo 
sei  besonders  darauf  Rucksicht  zu  nehmen,  dass 
die  ausländische  Konkurrenz  nicht  gegenüber  dor 
einheimischen  Industrie  begünstigt  werde.  Es  wird 
bemerkt,  damit  sage  man  etwas  Selbstverständliche»! 
an  das  man  wohl  denken,  aber  das  mau  mit  Rück- 
sichtauf das  Ausland  nicht  aussprechen  solle.  Jeden- 
falls sei  diese  Bestimmung  nicht  durchführbar.  Z.B. 
wie  wolle  man  Bin«  Ausnahme  für  Golreido  verant- 
worten, indem  dadurch  nicht  die  einheimische 


Landwirtschaft,  sondern  die  ausländ  Ische  Konkurrenz 
begünstigt  werde?  Die  kaufmännische  Gesellschaft 
Zürich  speciell  glaubt,  der  Art  15  sei  ein  zwei- 
schneidiges Schwert  dor  Hoffnungen  und  Gelüste 
wecken  werde,  die  niemals  erfüllt  werden  können. 
Es  würden  von  leichtfertigen  Politikern  Anläute 
auf  die  bestehenden  Tarife  gemacht  und  im  Namen 
der  Förderung  des  nationalen  Wohlstandes  Vergün- 
stigungen erzwungen,  welche  die  Bundesbahnen  in 
kürzester  Zeit  ruinieren  müssten.  Es  wird  ferner 
davor  gewarnt,  das  Ausland  zu  provcicieren,  indem 
wir  auch  in  wirtschaftlichen  Dingen  auf  eine  wohl- 
wollend" Politik  angewiesen  seien.  Bei  dem  Ab- 
schlüsse dor  Handelsverträge  oder  bei  den  bevor- 
stehenden Vorhandlungen  bezüglich  der  internatio- 
nalen Tarife  könnten  folgenschwere  Gogenmassregeln 
ergriffen  worden. 

Es  wird  dann  noch  darauf  hingewiesen,  dass 
auch  das  Ausland  direkte  Tarife,  und  zwar  sehr  zum 
Vorteil  der  Schweizerbahnen,  begünstige  und  es 
werden  bezügliche  Beispiele  angeführt  Der  Trans- 
port von  Normalgütern  Zürich-Marseille  Transit  für 
10,000  kg  kostet  Fr.  390.  Davon  entfällt  auf  die 
Schweiz  (272  km)  annähernd  die  Hälfte  und  auf  die 
französische  Strecke  (408  km)  die  andere  Hälfte.  Die 
österreichischen  Dahnen  verlangen  für  Triesl-Buchs 
(828  km)Fr.300.50,  während  die  Strecke  Zürich-Buch» 
(100  km)  Fr.  I  ii  k.  c  et  Gegenüber  diesen  Aus- 
führungen darf  nuu  auer  eingewendet  werden,  dass 
nicht  einzusehen  ist.  warum  es  Anstoss  erregen  sollte, 
wenn  in  einem  schwcizerischenGesetze  die  Förderung 
der  nationalen  wirtschaftlichen  Interessen  als  ober- 
stes Ziel  unserer  Tarilpulitik  bezeichnet  wird.  Das 
ist  doch  gewiss  etwas  Selbstverständliches.  Auch 
der  Hinweis  auf  die  niedrigen  ausländischen  Taxen 
im  internationalen  Verkehr  ist  nicht  stichhaltig. 
Es  kommen  dabei  noch  ganz  andere  Gesichtspunkte 
für  die  angefahrten  Staaten  iu  Betracht  nämlich 
die  Allrncntiorung  der  internationalen  Schiffahrt 
und  dio  Hebung  der  nationalen  Hafen,  in  den  ge- 
nannten Fällen  der  Häfen  von  Marseille  und  Triest 
u.  s.  w. 

Im  übrigen  lässt  ja  dio  Fassung  dieses  Artikels 
Spielraum  für  alle  möglichen  Konjutikturon  und 
Kombinationen  und  dar!  daher  als  allgomoin  ge- 
haltener weglcitender  Grundsatz  gar  wohl  in  das 
Gesetz  autgenommen  worden,  dem  er  ganz  gut  an- 
steht. 

Ich  beantrage  Ihnen  darum,  trotz  den  Einwen- 
dungen des  Handels-  und  Iudustriovereins,  den  Ar- 
tikel  zu  acceptieion. 


Müller:  Von  Seite  der  landwirtschaftlichen  Ver- 
treter ist  in  dor  Eingabe  an  don  Rundosrat  darauf 
hingewiesen  wordou,  es  sei  nötig,  dass  für  lokale 
Verhältnisse,  z.  B.  mit  Rücksicht  auf  don  Kartoftel- 
odor  Obstbau,  Ausnahmetarife  goschaffon  werden 
können,  damit  es  möglich  sei,  den  grossen  Ertrag 
einer  Laudesgegend  zu  biili^ern  Frachten,  als  nach 
dem  gewöhnlichen  Tarif,  nach  andern  Landosgegondea 
zu  versenden.  Im  Jahre  1803  z.  B.  war  im  Kanton 
Thurgau  der  Obstertra£  so  üppig,  dass  das  Obst  zu 
einem  i'reis  verltauft  werden  luusetc,  dor  faktisch 
der  aufgewendeten  Muho  nicht  entsprach.  Solche 
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Verhältnisse  sollten  dadurch  gehoben  werden  können, 
dass  i:.au  ermöglicht,  das  Obst  zu  bedeutend  billi- 
geren Frachlansälzen  über  die  Grenze  oder  im  Land 
von  einem  Ort  uacli  einem  andern  zu  senden.  Aehn- 
lich  verhalt  es  sich  mit  eiuer  reichen  Kartüllülernte. 
Es  kommt  vor,  dass  im  Kanton  Bern  oder  im  Kan- 
ton Solothurn  eine  reiche  KartofTelernte  ist,  während 
in  dor  Ostschweiz  Bedarf  uacii  guten  Spdsekarloffeln 
besteht,  allein  die  hohen  Transportspesen  stoben 
dem  Versand  nach  der  Ostscliweiz  entgegen.  Für 
solche  Verhältnisse  sollten  Ausnahmetarife  aufge- 
stellt werden.  Als  Vertreter  der  Land  Wirtschaft  be- 
grüsse  ich  darum  diese  Bestimmung  des  Art  15 
betreffend  Ausnahmetarife  und  mochte  Ihnen  eben- 
falls empfohlen,  diose  Bestimmung,  welche  derartige 
Verhältnisse  berücksichtigen  will,  anzunehmen. 

Angenommen.  —  (Adepti.) 


Art.  15. 

T.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Wortlaut  dieses  Artikels  ist  eig.'iiMich  etwas  Selbst- 
vorstaudlichos.  Wie  bis  jetzt  die  Pnvalbahnen,  so 
haben  auch  die  künftigen  Bundesbahnen  ein  grosses 
Interesse  daran,  den  internationalen  Transit  durch 
unser  Land  zu  leiten.  Unsere  Lage  au  Herzen  Eu- 
ropas bringt  es  mit  sich,  dass  bei  einer  fürsorglichen 
und  Weitsicht igciiTarifpollUk  unsere  schweizerischen 
Eisenbahnen  durch  den  internationalen  Verkehr 
stark  in  Anspruch  genommen  werden.  Es  ist  das 
namentlich  der  Fall  seil  Eignung  der  Gotthardbahn 
und  der  Arlborgbahn.  Seit  diesem  Zeitpunkte  ver- 
mitteln dieselben  den  grössten  Teil  des  Verkehrs 
zwischen  Italien  einerseits  und  Deutschlaad  und 
seinen  Hinterländern  Belgien  und  Holland  anderseits, 
fernor  zwischen  Oesterreich-Ungarn  und  Frankreich. 
Welche  Bedeutung  diesem  Transit  zuzuschreiben 
ist,  geht  wohl  am  besten  daraus  hervor,  dass  die 
Krisis,  welche  unsere  Eisenbahnen  Endo  der  70er 
und  anfangs  der  80er  Jahre  heinigesucht  hat.  mit 
Eröffnung  der  beiden  neuen  Verkehrswege  sofort 
bessorn  /-eilen  zu  weichen  begann.  Ich  will  damit 
nicht  behauptet  haben,  dass  nicht  auch  andere  Fak- 
toren, wie  dor  allgemeine  wirtschaftliche  Aufschwung 
der  letzten  15  Jahre  zu  dieser  erfreulichen  Wendung 
beigetragen  haben,  aber  dio  Alimentierung  unserer  i 
Bahnen  durch  den  Transitverkehr  war  jedenfalls  ] 
einor  der  wesentlichsten  günstigen  Faktoren. 

Um  aber  dieson  Transit  zu  erhalten  und  noch  j 
weiter  auszubauen,  mussten  Tarifermassigungen  ge- 
währt worden,  welche  geeignet  sind,  die  Tai  ifuntor- 
bietungen  von  ausländischen  Konkurreuzroulen  aus- 
zugleichen. Das  iBt  namentlich  der  Fall  für  die 
Tarife  der  Gotthardbahn  und  ihrer  Zufahrtslinien, 
gegenüber  der  Brennerroute .  dann  ferner  für  die 
internationalenTarife  im  österreichisch-französischen 
Verkehr,  gegenüber  den  «leuischen  Bahnen,  auch 
nach  Eröffnung  des  Simplontunncls  wird  man  dar- 
nach trachten  müssen,  vom  dermaligen  Monteenis- 
Verkehr  so  viel  als  möglich  auf  unsere  Linien  ab- 
zulenken. 

*  Solche  durch  die  Konkurrenzverhältnisse  absolut 
gebotene  Tarilermässigungen  haben  nun  aber  schon  | 


des  öftern  Veranlassung  zu  Klagen  gegeben,  und  ea 

ist  schon  mehrmals  dio  Forderung  aufgestellt  wor- 
den, dass  ermässigto  Taxen,  welche  die  Bahnen 
dem  Transitverkehr  einräumen,  ohne  anderes  auch 
dem  schweizerischen  Verkehr  eingeräumt  werden 
sollten.  Frühere  Untersuchungen  haben  aber 
ergeben,  dass  auf  eine  derartige  Forderung  nicht 
eingetreten  werden  kann,  ohne  die  Reinein- 
nahmen in  einer  Weise  zu  schädigen,  für  welche 
dio  Einnahmen  aus  dem  Transitverkehr  keinAequi- 
valent  mehr  böten.  Wir  müssten  also  auf  einen 
guten  Teil  unseres  Transitverkehrs  verzichten,  zum 
grossen  Schaden  der  Bundesbahnen  und  ohne  Vor- 
teil für  unsere  nationalen  Interessen,  indem  der  uns 
entgangene  Verkehr  zu  gloich  günstigen  Bedingungen 
ganz  einfach  über  andere  ausländische  Routen  ge- 
leitet würde. 

Zur  Gewinnung  und  Entwicklung  des  Transit- 
verkohrs können  nun  aber  Erleichterungen  einge- 
führt werden,  ohne  hiezu  durch  ausländische  Kon- 
kurrenzverhältnisse genötigt  zu  sein.  In  diesem  Falle 
kann  eine  mcrklicho  und  direkte  Schädigung  der 
einheimischen  Produktion  eintreten,  wenn  nämlich 
für  dieselbo  dio  alten  Taxen  weiter  bestehen  wür- 
den. Barum  ist  in  diesem  Artikol  fürsorglich  vor- 
gesehen, dass  solchen  Erleichterungen  gegenüber  die 
erfordorlichen  Tarifmassuahraon  zu  treffen  sind, 
damit  eino  Schädigung  der  einheimischen  Produk- 
tion vermieden  wird. 

Mit  Befriedigung  werden  Sie  übrigens  der  Bot- 
schaft entnommen  haben,  dass  nach  Ansicht  des 
Bundesrates  die  Bundesbahnen  bei  dieser  ausglei- 
chenden Thätigkeit  zu  Gunsten  des  Inlandes  nicht 
stehen  bleiben  sollen.  Es  kommt  z.  B.  vor,  «dass  für 
Artikel,  welche  die  Schweiz  ebenfalls  produziert, 
das  Ausland  in  erdrückender  Weise  konkurriert  und 
darin  durch  seine  niedrigen  Tarifansätze  unterstützt 
wird.  Es  wird  in  vielen  solchen  Fällen  den  Bahnen 
möglich  sein,  den  schweizerischen  Produzenten  zur 
Behauptung  des  schweizerischen  Absatzgebietes  an 
die  Hand  zu  gehen.    Die  Bundesbahnen  können 
und  soileii  auch  den  schweizerischen  Export  durch 
besondere  Exporttarife  unterstützen.  Dio  Materie  ist 
übrigens  kompliziert  und  will  von  Fall  zu  Fall 
untersucht  und  erwogen  sein.    Es  wird  auch  an 
Enttäuschungen  nicht  fehlen,  denn  allen  Begehrlich- 
keiten wird  ja  natürlich  nicht  entsprochen  werden 
können.  Allerdings  gieng  das  ursprüngliche  Projekt 
des  Bundesrates  noch  weiter,   indem  zuerst  allen 
Tarifermässigungen  gegenüber  Massnahmen  gegen 
Schädigung  der  einheimischen  Produktion  getroffen 
werden  sollten.  Das  Gutachten  des  schweizerischen 
Handels-  und  Industrievereins  konnte  sich  aber  mit 
einor  solchen  Bestimmung  des  Gesetzes  wenig  be- 
freunden. Es  sagt  voraus,  ein«  solche  werde  nicht 
durchfuhrbar  sein  und  nur  Verwirrung  erzeugen. 
So  /..  B.  wenn  es  sich  um  die  Erhaltung  des  Trans- 
portes von  deutschenEisenkonstruktionen  nach  Italien 
handle  gegenüber  dor  Konkurrenz  der  Brennerbahn. 
Das  sei  für  die.  Gotthardbahn  eine  Lebensfrage,  die- 
selbe könne  aber  unter  Umständen  nicht  gelöst  wer- 
den ohne  Schädigung  dor  schweizerischen  Werke. 
Mit  Rücksicht  auf  diese  Bemerkungen  des  Handels 
und    Industrievereins    wurde    dem   Artikel  der 
nun  vorliegende  Wortlaut  gegeben.  Derselbe  ist  als 
Wegleitung  an  die  Bundesbahnen  genügend,  um  bei 
richtiger  und   verständnisvoller  Anwendung  Ue 
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Wahrnehmung  der  schweizerischen  Landesinteressen 
zu  sichern.  Ich  beantrage  Annahme. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


* 

Art.  18. 

T.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dieser 
.»rtikel  entspricht  den  dermalen  geltenden  Bestim- 
mungen über  die  Beförderung  von  Geld-  und  Wert- 
sachen. Ein  Bedürfnis,  diese  Bestimmungen  zu  än- 
dern, liegt  nicht  vor.  Ich  beantrage  Ihnen  Zustim- 
mung zum  Antrage  des  Bundesrates. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  17. 

t.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dieser 
Artikel  garantiert  die  Beibehaltung  der  in  den  Kon- 
zcssionen der  S.  C.  B.  enthaltenen  Begünstigungen 
für  landwirtschaftliche  und  einheimische  gewerb- 
liche Traglasten.  Eine  Aufhebung  derselben  würde 
eine  Benachteiligung  der  betreffenden  Landesgegend 
bedeuten.  Einem  Antrag  des  schweizerischen 
Bauernverbandes  entsprechend  ist  vorgesehen,  dass 
auch  das  Handwerkszeug  zum  persönlichen  Gebrauch 
des  Aalgebers  als  Traglast  zu  behandeln  sei.  Die 
Angelegenheit  hat  wenig  Bedeutung.  Ich  beantrage 
Ihnen,  den  Art  18  anzunehmen. 

Angenommen.  -  (Adopti) 


Art.  18. 

T.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dieser 
Artikel  entspricht  dem  Art.  19derNormalkoozession. 
immerhin  mit  der  Erweiterung,  dass  die  Futter, 
mittel  den  aulgezählten  Gegenständen  beigefügt 
werden.  Ich  beantrage  Annahme. 

Angenommen.  -  (Adopti.) 


Art.  19. 

t.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission :  Dieser 
Artikel  normiert  das  Maximum  und  Minimum  der 
Taxen  für  den  Transport  lebender  Tiere.  Die  Be- 
stimmungen der  Normalkonzession  lauten  folgender- 
en. 17.  Für  den  Transport  von  Vieh  mit  Waren- 
zagen  dürfen  Taxen  bis  auf  den  Betrag  folgender 
Ansätze  bezogen  werden:  Per  Stück  und  per  Kilo- 
meter für:  Pferde,  Maultiere  und  über  ein  Jahr  alte 
Fehlen  16  Rappen,  Stiere,  Ochsen,  Kühe,  Rinder, 


Esel  und  kleine  Fohlen  8 Rappen;  Kalber,  Schweine, 
Schale,  Ziegen  und  Hunde  3  Rappen.  Für  die  La- 
dung ganzer  Transportwagen  sind  die  Taxen  um 
mindestens  20  ";•  zu  ermässigen.» 

Die  Vorschriften  dor  Normalkonzession  sind  nun 
aber  durch  den  bestehenden  Tarif  für  den  Transport 
von  lebenden  Tiereu  unterboten;  demselben  lagen 
nämlich  folgende  Kombinationen  zu  Grunde: 

In  erstor  Linie  bestehen  an  Stelle  der  3  Klassen 
der  Normalkunzessiou  deren  '».  Für  die  einzelnen 
Klassen  werden  bezahlt: 


1. 

1 

Klasse   1 — 60  km 

.zw 

1. 

16 

pro 

a. 

15 

i. 

12 

10  8  6  4 

flu  «u. 

Mck 

W  t^fon  - 

Uli  no< 

80 

> 

51—100  » 

15 

12 

10 

8  6  5  4 

J5 

» 

über  100  i 

12  10 

8 

6  5  4  3 

55 

II. 

> 

1—50  > 

8 

8 

8 

7  6  5  4 

60 

* 

51—100  » 

8 

7 

7 

5  4  3  2 

40 

> 

über  100  » 

7 

6 

6 

4  3  2  2 

35 

III. 

» 

alle  Distanzen 

8 

8 

3  3  3  3 

35 

IV. 

» 

»  » 

2 

2 

2 

2  2  2  2 

35 

Somit  ist  eine  Kombination  eingeführt,  bei  welcher 
in  den  einzelnen  Klassen  die  Taxen  im  Verhältnis 
der  Entfernung  und  der  aufgegebenen  Stückzahl  er- 
mässigt  werden. 

Es  ist  nun  nicht  ganz  uninteressant,  mit  diesen 
Einteilungen  diejenigen  anderer  Staaten  zu  ver- 
'  gleichen.  Die  deutschen  Staatsbahnen  z.  B.  unter- 
scheiden bei  Einzelsendungen  vier,  bei  Wagen- 
ladungen drei  Klassen.  Italien  unterscheidet  Pferde- 
vieh  mit  zwei  Klassen  und  Rindvieh,  Schweine  und 
Schafe  mit  5  Klassen.  Oesterreich  regliert  seinen 
j  Tarif  für  den  Transport  von  Vieh  nach  dem  Ge- 
wicht So  wird  z.  B.  angenommen,  dass  ein  Pferd 
oder  ein  Fohlen  oder  ein  Maultier  ein  Gewicht  habe 
von  1400  kg,  ein  Mutlerkalb  ein  solches  von  60  kg, 
ein  einjähriges  Kalb  170  kg,  ein  Stier,  Ochs  oder 
Kuh  aufrecht  im  Wagen  840  kg  etc.  Frankreich 
unterscheidet  nach  Stücksendungen  und  zwar 
in  zwei  Abteilungen  —  Gross-  und  Kleinvieh  — 
und  ganzen  Wagenladungen.  Belgien  hat  eine  erste 
Abteilung  für  1  Pferd  oder  1  Maulesel,  1  oder  2 
Füllen.  Ponys,  Ochsen,  Kühe  oder  Esel,  1  bis  5 
Schweine  oder  Kälber,  1  bis  10  Hammel,  ferner  eine 
zweite  Abteilung  für  2  Pferde  oder  2  Maulesel,  3 
oder  i  Füllen,  Ponys,  Ochsen,  Kühe  oder  Esel,  6  bis 
10  Schweine  oder  Kälber,  11 — 20  Hammel,  und  end- 
lich eine  dritte  Abteilung  für  3  Pferde  oder  3  Maul- 
esel, 5  oder  6  Füllen  oder  Ponys  etc. 

Das  Gutachten  des  Bauernbundes  bemerkt  nun 
mit  Recht  dass  gegenüber  unserer  Klassifikation 
diejenige  von  Oesterreich  und  Italien  den  Vorteil  bat, 
dass  sie  mehr  Rücksicht  auf  das  Gewicht  und  die 
Grösse  der  Tiere  nimmt  Und  es  wird  darauf  hin- 
gewiesen,  dass  namentlich  beim  Rindvieh  eine 
Trennung  unserer  heutigen  2.  Klasse  in  2—3  Unter- 
I  klassen  der  Prüfung  wert  sein  dürfte.    Unter  allen 
|  Umständen  wird  verlangt,  dass  das  vorliegende  Ge- 
sotz die  Zahl  der  Klassen  nicht  vorschreibe.  Das 
i  Gutachten  wendet  sich  dann  auch  gegen  die  Zweck- 
j  mässigkeit  der  Staffeltarife.  Es  wird  behauptet,  vom 
!  Standpunkt  der  inländischen  Viehproduzenten  Hesse 
j  sieb  gegenteils  die  Auffassung  vertreten,  dass  man 
j  im  inländischen  Verkehr  die  Taxen  für  den  Transport 
auf  kleinere  Entfernungen  herabsetze.  Allerdings  wird 
I  dann,  um  den  Viehexport  nicht  zu  schädigen,  spe- 
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ciellen  Exporttarifen  mit  ermässigten  Taxen  gerulen.  | 
Das  Gutachten  giebt  zu,  dass  damit  die  Interessen  I 
der  Viehimporteure  SciiadeD  nehmen  könnten  und  i 
verzichtet  daher  auf  bezügliche  Vorschläge.  Als  be-  ] 
sonders  wichtig  wird  dann  dio  Zusicherung  im  Ge- 
setz betrachtet,  dass  die  bedeutenden  Krrnässigungen 
beim  Trausport  einor  Mehrzahl  von  Stücken  oder 
in  ganzen  Wagenladungen  auch  in  Zukunft  erhalten 
bleiben. 

Der  Vorschlag  des  Bundesrates  geht  nun  dahin, 
in  das  Gesetz  nur  den  Grundsatz  der  Taxbildung 
nach  Klassen  und  Transportmengen  und  zwar  unter 
Begrenzung  der  Maximaiansätze  für  die  höchste  und 
niedrigste  Klasse  aufzunehmen.  Man  will  also  den 
künftigen  Bundesbahnbehörden  möglichst  freie  IJand 
lassen,  damit  wenn  ein  anderes  System  als  das 
gegenwärtig  bestehende  sich  besser  bewähren  sollte,  ' 
man  ohne  Gesetzesänderung  zu  uemselben  übergehen 
kann. 

Was  im  übrigen  die  vorgeschlagenen  Maximal- 
ansätze anbelangt,  so  entsprechen  dieselben  mit  16 
und  2  Happen  den  bisher  bestehenden  Taxen.  Im 
weitem  wird  dann  aber  noch  beigefügt,  dass  bei  ' 
Beförderung  in  Eilfracht  ein  Taxzuschlag  bis  auf 
40°/e  erhoben  werden  kann. 

Das  Gutachten  des  Bauernbundes  verbreitet  sieb 
auch  über  diesen  Punkt  und  betont,  dass  in  Inte- 
ressonkreisen  Uber  die  Höhe  dieses  Zuschlages, 
dann  aber  namentlich  über  die  Art  der  Ausfünrung 
der  Eilfracht  Klage  geführt  wird.  Dass  dio  Interes- 
senten lieber  kleine  Taxen  sehen  als  grosse,  ist  ja 
selbstverständlich;  wir  sagen  Übrigens  im  Gesetz, 
dass  der  Zuschlag  bis  auf  40°/o  gehen  soll  ;  es  ist  also 
genügend  Spielraum  für  spätere  Erleichterungen. 

Was  die  übrigen  Aussetzungen  anbelangt,  so  be- 
treffen dieselbon  namentlich  das  Recht  der  Bahnen, 
eventuell  Viehwagen  von  einem  Personenzuge  ab- 
zutrennen und  einem  später  kursierenden  anzu- 
hängen. Ein  solches  Vorgehen  verursache,  dass  An-  j 
schlösse  verfehlt  werden,  sei  überhaupt  eine  Ur- 
sache von  beständigem  Aerger  und  Verdruss.  Gerne  j 
würde  daher  die  Aufnahmo  einer  Gesetzesbestim- 
mung gesehen,  wonach  die  Eilfraoht  beim  Viehver- 
kehr so  aufgefasst  werden  soll,  dass  die  Wagen  mit 
allen  anschliessenden  Personenzügen,  insofern  sie 
Vieh  mitnehmen,-  spediert  werden  müssen. 

Eine  solche  Bestimmung  ist  nun  aber  absolut 
nicht  annehmbar.  Der  Aufgeber  kann  nicht  mehr 
verlangen,  als  dass  die  kurzen  Fristen,  die  jetzt 
gleich  den  Gütern  sind,  eingehalten  werden.  Aller- 
dings sollen  die  Viehtransporte,  wenn  immer  mög- 
lioh,  mit  möglichster  Beschleunigung  vorsieh  gehen. 
Aber  es  giebt  Verhältnisse,  wo  die  Rückstellung  von 
Viehwagen  absolut  notwendig  wird,  bei  überladenen 
Personenzügen.  Man  wird  doch  nicht  das  liebe  Vieh 
bevorzugen  und  die  Personen  zurückstellen  wollen  1 
Das  Nähere  über  den  Transport  von  Vieh  gehört  in 
das  Transportreglement,  und  ich  beschränke  mich 
auf  diese  wenigen  Ausführungen. 


Mü'l*r:  Der  Herr  Berichterstatter  hat  bereits 
bemerkt,  dass  von  Seite  des  Bauernverbandes  ver- 


schiedene Vorschläge  gemacht  worden  sind,  nament- 
lich bezüglich  der  Taxeu  für  den  Viehtransport.  Der 
Vorstand  des  Verbandes  glaubt,  es  sollte  möglich  sein, 
dass  die  Definition  der  Spedition  in  Eilfracht  im  Ge- 
setze selbst  etwas  näher  präcisiert  würde.  Es  kommt 
häutig  vor,  dass  namentlich  beim  Transporte  von 
lebender  Ware  ein  Frachtzuschlag  bezahlt  wird, 
dass  dann  aber  auf  den  grössern  Stationen  die  Wa- 
gen abgehängt  und  später  mit  Güterzügen  weiter, 
spediert  werden.  Es  ist  das  möglich,  weil  die  Lie- 
ferungsfrist die  gleiche  ist,  wie  bei  der  toten  Ware, 
und  es  somit  den  Gesellschaften  gleichwohl  möglich  ist, 
die  Lieferungstrist  inne  zu  halten.  Die  betreffenden  Ex- 
pedienten können  aber  dadurch  unter  Umständen  in 
grosse  Verlegenheit  geraten.  Wird  z.  B.  Vieh  an  eine 
Ausstellung  spediert  oder  auf  einen  weit  entfernten 
Markt,  so  muss  man  ganz  genau  wissen,  wann  das 
Vieh  ankommt,  um  die  Ställe  und  das  Futter  bereit 
halten  zu  können,  namentlich  aber,  damit  das  Vieh 
zur  richtigen  Zeit  au  Ort  und  Stelle  ist  Wenn  nun 
für  das  lebende  Vieh  die  gleiche  Lieferfrist  festge- 
setzt ist,  wie  für  die  tote  Ware,  so  können  Ver- 
legenheiten entstehen,  durch  die  der  Expedient  unter 
Umständen  arg  geschädigt  werden  könnte.  Eine  Be- 
stimmung, wonach  die  Wagen  mit  lebenden  Tieren, 
wenn  sie  mit  Eilfracht  spediert  werden,  den  Per- 
sonenzügen müssen  angehängt  werden,  hat  deshalb 
ihre  Berechtigung.  Der  Expedient  könnte  dann,  wenn 
er  die  Zeit  der  Ankunft  genau  wüssto,  einfach  an 
den  betreffenden  Ort  berichten,  dass  die  Tiere  ab- 
geholt werden  sollen,  und  er  wäre  dann  aus  der 
Sache.  Bleiben  die  Tiere  aber  unterwegs  stehen,  so 
giebt  es  Verlegenheiten.  Der  Bauernverband  stellt 
daher  den  Antrag,  zu  sagen:  «Bei  Beförderung  in 
Eilfracht,  wenn  die  Tiere  mit  den  anschliessenden 
Personenzügen,  soweit  dieselben  Vieh  mitnehmen, 
direkt  spediert  werden  sollen,  können  die  Taxen 
bis  auf  40  u,  o  erhöht  werden.  >  Der  Bauernverband 
stellt  diesen  Antrag  deshalb,  damit  nicht  die  Tier- 
versender in  den  Fall  kommen,  einen  Zuschlag  zu 
bezahlen,  w&hrenddem  der  Transport  zeltweise 
doch  mit  gewöhnlichen  Zügen  vor  sich  gebt. 
Ich  empfehle  Ihnen  diesen  Antrag  zur  Annahme. 


Abstimmung.  —  Votatton. 

Mit  20  gegen  10  Stimmen  wird  der  Antrag  der 

(Par  20  voix  contre  10,  la  proposition  de  U  com 
mission  est  adoptee.) 


Art  20. 

Angenommen.  —  (AdopUJ 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici  le  debat  est  interrompu.) 
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(Discours  Calame-Colin.) 


Page  889,  I»  colonne,  Ugne  36,  remplacer  Im  moU 
Ututiooi  ftdarales"  par  tnrtütttiofM  fidhatnxt. 
Page  239,  1"  coloooe,  lifo«  87  4  S9,  Lire':  £»  luu.v 
CM  «l  n'y  a  rien  de  contrair*  atue  Institution»  fidiralistes, 
data  U  furmule  d'initiatn-e.  an  Ueu  de  „En  ton«  cas  II  n'y 
&  d»M  eette  objeeUoo  ri»n  de  contrai 
fedaralbte«'. 

Page  880,  I"  colonne,  Ugne  08,  Ure : 
ao  Ueu  d«  ,ne  ceeaalint  de  pleuTolr*. 

Page  280,  O*»  colonne,  Ugnea  8  et  4,  Ure:  fu'mm  la 
mm] oral  absulue,  an  Ueu  de  .«uTil  ne  ee  nratique  aujouxd'hul". 


Page  240,  I"  colonne,  Ugne  19,  Ure :  M  eomplttt  tibmi 
tt  mdiptndanee,  an  Ueo  de  „eon  exUteoce  independante*. 

Page  840,  I"  colonne,  Ugne  87,  lire :  des,  au  11  eu  de 
„uoe". 

Page  240,  I"  colonne,  Ugne«  44  et  4«,  lire :  EU*  n'a 
plu$  qu'ä  s'oecuper  dt  »es  propres  candidals,  au  Ueu  de 
.eile  ee  borne  a 
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14.  Joel 
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L'ASSEMBLßE  FMrALE  SÜ1SSB 


M  mnüHb  r,  t  -  ruf  u.  teb*«t«.  rt  ».  -  m  du  tbrif*  r0. 


Standerat.  —  Conseil  des  6tats, 

sitznnp  vom  14.  Jnni  1900,  rortnUtags  10  Ihr.  —  6«ance  da  14  Juln  1900,  *  10  a«urtt  du  mntin. 


Von.it«: 


|  Herr 


Tagesordnung:  —  Ordre  dtt  jmv \ 
Gesetz  betr.  das  Tarifwesen  der  schweizerischen  Bundesbahn on. 

Lol  föderale  concernant  les  Uflti  des  chemms  de  1er  federaut. 
Forlsetiung.  —  8*it$, 
(Siehe  Seite  349  hietor.  —  Volf  pkgt  849  eMetiflt) 


Wir  nehmen  die  Beratung  des  Tarif- 
gesetzes wieder  auf  und  bebandeln  in  erster  Linie 
den  gestern  zurückgelegten  Art.  13  der  Kommission, 
bezw.  Art  14  des  Entwurfes  des  Bundesrates  Das 
Wort  hat  der  Herr  Berichterstatter  der  Kommission. 


Art.  13. 

T.  Irx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Wie 
der  Artikel  8  das  Maximum  der  Taxen  umschreibt, 
zu  welchen  die  Personen  zur  Beförderung  gelangen 
sollen,  so  normiert  Artikel  13  die  FraChlansätze  be- 
treffend den  Gütertransport. 

Im  ersten  Lemma  wird  nach  Antrag  des  Bundes- 
rates vorgesehen,  dass  für  die  Beförderung  von 
Waren  Tarife  gemäss  dem  Reformtarifsystem  zu  er- 
stellen sind. 

Die  Kommission  ist  grundsätzlich  mit  dieser 
Forderung  ganz  einverstanden,  nur  glaubt  dieselbe, 
es  solle  das  Wesen  des  Reformtarifsystems  näher 
umschrieben  werden.  Sie  hat  die  Meinung,  die 
Eisenbahngesetse  seien  nicht  nur  Tür  die  Eisenbahn- 
sachverständigen  da,  sondern  sollen  so  gehalten  sein, 
dass  sie  jedermann  versländlich  sind. 

Die  Kommission  glaubt  nun,  dieser  Meinung 
werde  in  erschöpfender  Weise  Rechnung  getragen, 
wenn  gesagt  wird,  dass  bei  Erstellung  der  Güter- 
tarife im  allgemeinen  vorn  Gewicht  Und  Umfang  der 
Warensendungen  auszugehen,  aber  soweit  es  die 
Bedürfnisse  von  Industrie,  Gewerbe,  Handel  und 


Landwirtschaft  rechtfertigen,  auch  auf  den  Wert 
und  die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Waren  Rück- 
sicht zu  nehmen  sei  (Reformtarifsystem). 

Im  zweiten  Lemma  wurden  dann  die  Maxlmat- 
tixen  festgelegt,  au  welchen  die  Güter  zur  Be- 
förderung gelangen  sollen. 

Zur  Beurteilung  der  Höhe  der  aufgestellten  An- 
sitze ist  es  vorerst  notwendig!  die  Bestimmungen 
der  Normalkonzession  (Art.  18)  in  Erinnerung  zü 
bringen.    Dieselben  lauten  folgendermassen : 

elm  Tarif  für  den  Transport  von  Waren  sind 
Klassen  aufzustellen,  wovon  die  höchste  nicht 
über  einen  Rappen,  die  niedrigste  nicht  über 
*/io  Rappen  per  90  Kilogramm  und  per  Kilometer 
betragen  soll 

cEine  ganze  Wagenladung  (d.  h.  mindestens  'nnn 
Kilogramm  oder  6  Tonnen)  von  Waren  hat  gegen- 
über den  Slücksenduhgen  Anspruch  iüf  Rabatt. 

eDie  der  Landwirtschaft  und  Industrie  hauptsäch- 
lich zudienenden  Rohstoffe,  wie  fossile  Kohlen,  Holz. 
Erze,  Eis^n,  Salz,  Steine,  Düngungsmittel  ü.  s.  w.  in 
Wagenladungen  sollen  möglichst  niedrig  taxiert 
werden. » 

Die  Übrigen  Bestimmungen  bezüglich  den  Trans- 
port von  Geld  und  Kostbarkeiten,  von  Vieh  Und 
Waren  in  Eilfracht  und  von  Traglasten  mit  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen  haben  wir  bereit* 
gestern  behandelt. 

Diese  Bestimmungen  der  Normalkonzession  sind 
durch  die  naturgemäss  auch  beim  PrivatbahlJ- 
system  sich  ergebende  Entwicklung  des  Tafifwesetu 
längst  überholt. 
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Dermalen  liegen  den  Gütertarifen  folgende  Be- 
stimmungen zu  Grunde : 

Es  wird  zunächst,  wie  Ich  es  in  meinem  Votum 
über  die  Eintrotensfrage  bereits  bemerkte,  unter- 
schieden zwischen  Eilgut  und  gewöhnlichem  Gut 
Letzteres  wird  ausgeschieden  in  2  Klassen  Stück- 
güter, ferner  in  allgemeine  Klassen  A  und  B,  wobei 
die  erstere  für  ganze  Wagenladungen  von  10,000  kg, 
letztere  für  halbe  Wagen  von  5000  kg  Geltung  hat 
Für  die  Sendungen  in  ganzen  und  halben  Wagen- 
ladungen sind  neben  allgemeinen  Klassen  noch  3 
Special tahfk lassen  aufgestellt,  in  welche  die  Güter 
nach  den  bei  der  Wertklassifikation  massgebenden 
Gesichtspunkten  eingeteilt  sind.  Es  wird  zunächst 
unterschieden  in  Expeditionsgebühren  und  Strecken- 
taxen. Ich  werde  später  auf  die  Berechtigung  einer 
solchen  Unterscheidung  zu  sprechen  kommen.  In 
Kraft  sind  dermalen  folgende  Frachtansätze:  Beider 
J.  S. ,  der  S.  C.  B.,  nebst  der  Aarg.  Südbahn  und  den 
V.  S.  B.  von  1—20  km  für  Eilgut  für  100  kg  18  Rappen 
pro  Kilometer,  für  Stückgut  1  und  2:  10  Rappen, 
für  die  allgemeinen  Wagenklasson  7,5  und  für  die 
Specialtarife  6  Rappen,  von  21  -30  km  ein  Zuschlag 
per  km  für  Eilgut  0,45,  für  Stückgut  0,25  Rappen,  für 
die  allgemeinen  Wagenklassen  0,375  und  für  die  Spe~ 
cialtarife  0,2  Rappen;  vom  in.  Kilometer  an  por  km 
für  Eilgut  27,  Stückgut  15,  allgemeine  Wagenklassen 
15  und  Specialtarife  10  Rappen.  Bei  der  N.  0.  B. 
nebst  Bölzbergbahn  und  Koblonz-Stein :  von  1—20 
km  für  Eilgut  18,  Stückgut  10,  allgemeine  Wagen- 
klassen 7,5,  Specialtarife  6  Rappen,  von  21—29  km 
Zuschlag  per  km  0,19  für  Eilgut,  für  Stückuut  0,5, 
allgemeine  Wagenklasson  0,75,  Specialtarife  0,4  Rp. 
Für  die  Streckentaxen  worden  per  km  erhoben :  bei 
der  J.  &,  der  S.  C.  B.  nebst  der  Aarg.  Südbahn  und 
den  Ver.  Schweizerbahnen  für  Eilgut  3,4,  Stückgut 
L  KL  1,7,  2.  KL  1,35,  allg.  Wagenklasse  A  1,35,  B 
1,25,  Specialtarife  la  1,1,  fb  0,95,  IIa  0,95,  IIb  0,8, 
IHa  0,8  und  Illb  0,5  Rappen.  Bei  der  N.  0.  B. 
nebst  Bötzbergbahn  und  Koblenz-Stein:  für  Eilgut 
3,4,  Stückgut  1.  Kl.  1,7,  2.  KL  1,35,  allg.  Wagen- 
klasse A  1,25,  B  1,1  und  Specialtarife  Ia  0,95,  Ib 
0,8,  IIa  0,88,  IIb  0,7,  lila  0,75  und  Illb  0,72  Rappen. 

Aus  dieser  Darstellung  geht  hervor,  dass  die  Ex- 
peditionspebühren  von  1—20  km  bei  sämtlichen 
Bahnen  die  gloichen  sind,  ebenso  bei  40  km  und 
mehr.  Dagegen  haben  die  J.  S.,  die  S.  C.  B.  und 
die  V.  S.  B.  einen  besondern  Zuschlag  von  21 — 39  km 
und  die  N.  0.  B.  von  21 — 29  km,  zudem  gilt  der 
höchste  Zuschlag  der  andern  Bahnen,  statt  erst  von 
40  km,  schon  von  30  km  an. 

Die  Expeditionsgebühron  der  N.  0.  B.  sind  also 
grösser  als  bei  den  andern  Dahnen,  während  umge- 
kehrt die  Streckentaxen  niedriger  sind.  Es  soll  nun 
bezüglich  der  Güter  ahnlich  verfahren  werden,  wie 
für  die  Personentaxen.  Es  wird  nämlich  beantragt, 
für  die  Eipeditionsgebühren  die  niedrigeren  An- 
sätze der  J.  S.,  der  S.  C.  B.  und  der  V.  S.  B.,  für  die 
Sireckentaxen  die  niedrigen  Ansätze  der  N.  0.  B. 
vorzusehen.  Mit  diesen  Anträgen  ist  die  Kommission 
durchaus  einverstanden.  Es  kann  ja  zunächst  keine 
Frago  sein,  dass  die  Unterscheidung  in  Expeditions- 
gebühren  und  Streckenlaxen  beibehalten  werden 
muss.  Die  Dahn  muss  für  gewisse  Leistungen,  wel- 
che ganz  unabhängig  von  der  zu  durchlaufenden 
Strecke  für  alle  Sendungen  die  gloichen  sind,  extra 
entschädigt  werden.  Welches  diese  Leistungen  sind, 


ich  gestern  bereits  ausgeführt.  Nur  sollen 
diese  Expeditionsgebühron  erst  auf  einer  gewissen 
Strecke  voll  angerechnet  werden  dürfen,  damit  der 
Verkehr  auf  kleinere  Entfernungen  nicht  zu  sehr 
belastet  wird.  Was  sodanndieFostlegung  der  Strecken- 
taxe anbelangt,  so  soll  damit  eine  Garantie  gegen 
ungebührliche  Ansätze,  nach  wolchen  es  etwa  die 
Bundesbahnen  gelüsten  könnte,  gegeben  werden. 
Im  übrigen  giebt  das  Gesetz  nur  die  Maximalansätze 
an  und  lässt  künftigen  Verbesserungen  und  Erleich- 
terungen grossen  Spielraum ;  es  wird  Uberhaupt  Sache 
der  Organe  der  künftigen  Bundesbahn  Verwaltung 
sein,  für  eine  mit  den  verkehrspolitischen  und  wirt- 
schaftlichen Interessen  unseres  Landes  Schritt  hal- 
tende Fortentwicklung  unseres  Tarif  Systems  Sorge 
zu  tragen. 

Nach  Lemma  3  darr  für  Eilgut  in  Wagenladungen 
die  Taxe  höchstens  den  doppelten  Betrag  der  allge- 
meinen Wagenladungsklasse  für  Frachtgut  betragen 
Diese  Bestimmung  bedeutet  eine  bedeutende  Erleich- 
terung gegenüber  den  jetzt  üblichen  Eilguttaxen, 
indem  in  den  allgemein  gültigen  Tarifen  eine  Unter- 
scheidung zwischen  Stückgütern  und  Wagenladungen 
nicht  gemacht  war. 

Aehnlich  wie  beim  Personenverkehr  soll  auch 
für  Güter  für  Bahnstrecken  mit  Steigungen  von 
mehr  als  20  °/.«  und  für  Bahnstrecken,  bei  welchen 
ganz  ausnahmsweise  Bau-  und  Betriebsverhältnisse 
vorliegen,  vom  Hundesrate  die  Erhebung  eines  Zu- 
schlags bewilligt  werden  dürfen.  Die  Aufnahmo  einer 
solchen  Bestimmung  ist  auch  hier  wieder  notwendig 
mit  Rücksicht  auf  die  später  zu  übernehmende  Gott- 
hardbahn, welcho  berechtigt  ist,  für  Strecken  von 
15*/»  und  darüber  Steigung,  eine  Zuschlagstaxe  von 
100*/«  im  internen  Verkehr  und  eine  solche  von 
3 — 5  Rappen  per  Tonno  und  Kilometer  im  inter- 
nationalen Transitverkehr  zu  erheben. 

Thatsächlioh  bozioht  dieselbe  auf  der  Strecke 
Erstfeld-Biasca  und  Giuhiasco-Taverne  für  Güter 
einen  Zuschlag  von  00%  und  für  Gepäck  einen 
solchen  von  1007«.  Auch  für  den  Güterverkehr  schlägt 
Ihnen  die  Kommission  vor,  zu  bestimmen,  dass  da, 
wo  ein  solcher  Zuschlag  bis  jetzt  nicht  gemacht 
worden  ist,  auch  künftig  ein  solcher  nicht  bezogen 
werden  darf.  Neu  ist  dann  ferner  dor  Vorschlag  der 
Kommission,  wonach,  insoweit  dio  Verkehrsbedürf- 
nisse es  erfordern,  mit  Zustimmung  des  Bundesrates 
Staffeltarife  eingeführt  werden  können,  d.  h.  also 
Tarife,  bei  denen  die  Berechnung  der  Taxen  nach 
Entfernungsstufen  der  Transportstrecke  stattfinden 
kann  und  wobei  für  die  entfernteren  Stufen  ver- 
hältnismässig geringere  Ansätze  berechnet  werden, 
als  für  die  näheren.  Gegen  das  Princip  ist  weder 
vom  volkswirtschaftlichen  noch  vom  eisenbahntech- 
nischen Standpunkt  aus  etwas  einzuwenden. 

Thalsächlich  bestehen  auch  bereits  eine  Anzahl 
solcher  Tarife,  so:  ein  allgemeiner  Ausnahmetaril 
für  Getreide,  ein  Exporttarif  für  frisches  Obst, 
ein  Exporttarif  für  Calcium-Carbid  und  Ausnahme- 
tarife für  Weine. 

Es  ist  nun  von  dor  Kommission  die  Frage  auf- 
geworfen w«  rden,  ob  nicht  solche  Staffeltarife  für 
don  Steinkohlcntransport  obligatorisch  erklärt  wer- 
den sollen,  und  es  liegt  Ihnon  auch  ein  diesbezüg- 
licher Minderheitsantrag  gedruckt  vor.  Herr  Blumer, 
welcher  denselben  gestellt  hat,  wird  seinen  Vorschlag 
einlässlich  begründen.    Um  seinen  Ausführungen 
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nicht  vorzugreifen,  enthalte  ich  mich,  seine  in  der 
Kommission  geäusserten  Ansichten  wiederzugeben. 
Ich  behalte  mir  aber  vor,  aul  sein  Votum  zu 
antworten.  Ich  muss  nur  zu  Ihrer  vorläufigen  Orien- 
tierung anführen,  dass  die  Kommission  der  Anregung 
des  Herrn  Blumereine  nicht  zu  unterschätzende  Be- 
deutung zugemessen  hat.  Der  Antrag  wurde  daher 
Eisenbahndepartement  zur  Begutachtung  zuge- 
und  noch  mit  einigen  zurückgestellten  Fragen 
Extrasitzung  einlässlich  bebandelt 

-  Vernehmlassung  weist  das  Departement 
darauf  hin,  dass  dermalen  für  den  Kohleu- 
transport  bei  den  Hauptbahnen  ganz  verschiedene 
Taxen  existieren.  So  beträgt  bei  den  V.  S.  B.  dio 
Streckentaxe  für  100  kg  50  Happen  und  die  Kxpedi- 
Uonsgehühr  10  Rappen  per  km,  bei  der  N.  O.  B. 
und  Bötzbergbahn  die  Streckentaxe  0,4*2  Happen, 
welche  dem  Specialtarif  lila  entspricht,  bei  der 
G.  B.  die  Sireckentaxe  0,40  und  die  Expoditions- 
gebübren  10  Rappen,  bei  der  S.  C.  B.  die  Streckon- 
taxe  2,5  per  100  kg  und  Stunde  und  die  Expeditions- 
gebühren für  1—11  Stunden  4  Rappen  per  100  kg, 
für  12  und  mehr  Stunden  keine  Expeditionsgebühr. 
Die  J.  S.  erhebt  eine  Streckentaxe  von  50  Happen 
per  100  kg  und  km  und  eine  Expeditionsgebühr  von 
4  Rappen.  Es  giebt  dann  noch  Extrataxen  für  die 
Linie  Bern-Luzern  und  für  die  ehemalige  Suina 
occidentale,  sowie  für  den  Verkehr  mit  Oesterreich. 
Ich  will  Sie  mit  der  Verlesung  der  bezüglichen  Zahlen 
verschonen.  Das  Departement  weist  darauf  hin,  dass 
die  Verstaatlichung  hier  eine  Vereinfachung  bringen 
werde  und  zwar  auf  Grundlage  der  gegenwartig 
bestehenden  niedrigsten  Sätze.  Im  weiteren  führt 
das  Departement  aus,  dass  die  Frage  von  den  In- 
teressenten wiederholt  angeregt,  aber  von  den  Bahn- 
verwaltungen stets  abgelehnt  wurde.  Eine  im  Jahre 
1892  bearbeitete  Statistik  hat  ergeben,  dass  der 
Kohlenverkehr,  abgesehen  vom  Transitverkehr  nach 
Italien  und  dem  Kohlentransport  der  Hahnen  zu 
Dienstzwecken,  eine  Transportleistung  von  rund  70 
Millionen  Tonnenkilometer  darstelle,  dass  somit  eine 
Taxermässigung  von  1  Rappen  per  km  eine  Ein- 
busse  von  700,000  Franken  per  Jahr  bedeuten  würde. 
In  dieser  Statistik  waren  allerdings  nicht  nur  die 
Hauptbahnen,  sondern  auch  die  dem  Verbände  an- 
gehörenden Nebenbahnen,  die  Emmenthalbahn,  Töss- 
thalbahn,  Seethalbahn,  Südostbahn,  der  Jura  Nouchä- 
telois  und  die  Bödelibahn,  inbegriffen,  von  denen 
namentlich  die  beiden  erstem  einen  grossen  Kohlen- 
transport zu  vermitteln  haben. 

Es  wird  dann  weiter  ausgeführt,  dass  auf  eine 
Eingabe  des  Schweiz.  Handels- und  Industrievereins 
vom  Jahre  1893  hin  noch  eingehende  Untersuchungen 
gemacht  wurden,  deren  Resultat  in  der  Antwort  der 
Präsidialverwaltung  des  Schweiz.  Eisenbahnverbandes 
vom  20.  November  1894  niedergelegt  ist.  Wir  wer- 
den vielleicht  später  noch  auf  diese  Ausführungen 
sn  sprechen  kommen.  Das  Departement  macht  darauf 
aufmerksam,  dass  dio  Untersuchungen  von  1894  auf 
Grundlage  des  Projektes  eines  Staffeltarif  es  durch- 
geführt worden  sind,  wie  er  etwa  dem  Herrn  Kol- 
legen Blumer  vorgeschwebt  haben  mag.  Dabei 
waren  Streckentaxen  in  Aussicht  genommen  und 
zwar  von  1—50  km  von  4,2  Rappen,  von  51—100 
km  3,4  und  von  Ober  100  km  2,fi  Rappen  per  Tonnen- 
kilometer, nebst  einer  Expeditionsgobfihr  von  Fr.  1 
per  Tonne  oder  Fr.  10  per  Wagen.  Der  für  allo 


|  Bahnen  resultierende  Ausfall  würde  nach  diesen 
Staffeltarifen  rund  Fr.  300,000  betragen.  Das  Depar- 
tement sagt  darüber,  die  Kommission  werde  sich 
beim  Studium  des  Berichtes  uberzeugen,  dass  es 
sich  um  eine  ebenso  wichtige  als  komplizierte  Frage 
handle,  welche  von  der  Bundesbabnverwaltung  ernst- 
lich überlegt  werden  müsse.  Und  es  wird  dann  der 
Kommission  empfohlen,  ein  Obligatorium  in  das 
Gesetz  nicht  aufzunehmen,  sondern  es  bei  der  be- 
antragten Fakultät,  solche  Staffeltarife  einzuführen, 
bewenden  zu  lassen.  Das  vorläufig  über  den  Antrag 
des  Herrn  Blumer. 

Zum  zweitletzten  Lemma  betreffend  eine  even- 
tuelle Zuschlagstaxe  für  sperrigo  Guter,  feuer- 
gefährliche Gegenstände,  habo  ich,  weil  das 
selbstverständlich  ist,  keine  Bemerkungen  zu 
machen,  dagegen  darf  hervorgehoben  werden,  dass 
das  letzte  Lemma,  wonach  die  für  Industrie,  Ge- 
werbe und  Landwirtschaft  erforderlichen  gering- 
wertigen Rohstoffe  in  Wagenladungen  am  niedrig- 
sten taxiert  worden  sollen.das  Produkt  vielseitiger  An- 
regungen darstellt.  Eswird  in  passender  Form  wieder- 
gegeben, was  so  ziemlich  allgemein  gewünscht  wird. 

Es  hat  dann  Herr  Schumacher  zu  diesem  Artikel 
einen  Antrag  gestellt,  der  dahin  geht,  dass  die  der- 
malen im  internen  Verkehre  gültigen  Ausnahme- 
tarife nach  der  Uebernahme  der  Bahnen  durch  den 
Hund  auf  das  ganze  Netz  dor  Bundesbahnen  An- 
wendung finden  sollen.  lob  will  Herrn  Schumacher 
nicht  vorgreifen,  sondern  behalte  mir  vor,  zu- 
nächst die  Begründung  des  Antrages  abzuwarten 
und  in  meinem  zweiten  Votum  auf  die  Ausführungen 
zu  antworten.  Im  übrigen  werden  wir  uns  auch 
hier  wieder  die  Frage  vorzulegen  haben:  welchen 
Einfluss  werden  die  vorgeschlagenen  Ermässigungen 
und  Erleichterungen  auf  die  Oekonomie  der  künf- 
tigen Bundesbahnen  auszuüben  vermögen?  Die  Bot- 
schaft des  Bundesrates  über  den  Rückkauf  der  5 
Hauptbahnen  enthält  diesbezüglich  einige  wertvolle 
Andeutungen.  Auf  Grundlage  des  Verkehrs  pro  1894 
—  es  ist  dabei  allerdings  etwas  weit  zurückgegriffen, 
aber  andere  Berechnungen  lagen  nicht  vor  —  wird 
der  Ausfall  dor  Expeditionsgebühren  der  N.  0.  B. 
und  ein  solcher  auf  den  Streckentaxen  der  J.  S., 
S.  C.  B.  und  V.  S.  B.  nach  approximativer  Schätzung 
auf  Fr.  1,628,400  gewertet,  wobei  berücksichtigt  ist, 
dass  ein  grosser  Teil  der  Güter  (etwa  '/•)  zu  Aus. 
nahmetarifen  und  zu  den  Ausnahmetaxen  der  Nor. 
maltarife  befördert  wird  und  auf  diesem  Drittel  eine 
Einbusse  sich  mithin  nicht  ergiebL  Trägt  man  der 
Verkehrszunahmo  seit  1894  Rechnung,  so  dürfte 
eine  Einbusse  von  ca.  2  Mill.  Franken  in  Aussicht 
genommen  werden.  Der  berechnete  Taxverlust  re- 
präsentiert 3,34  %  der  gesamten  Einnahmen  aus  dem 
Güterverkehr  der  zu  verstaatlichenden5Hauptbahnen, 
und  es  ist  zu  erwarten,  dass  durch  Verkehrszunahme 
der  Ausfall  in  einigen  Jahren  wieder  ausgeglichen 
sein  wird.  Die  normale  Steigerung  des  Güterver- 
kehrs bewegt  sich  zwischen  2— 2'/»  %  jährlich.  Es 
darf  nun  hier  das  gleiche  angenommen  werden,  wie 
beim  Personenverkehr,  nämlich  dass  eine  Tarifer- 
mässigung, auch  wenn  sie  eine  bescheidene  ist, 
doch  eine  sichere  Steigerung  des  Verkehrs  bewirken 
wird. 

Allerdings  wird  man  gut  daran  thun,  sich  diesbe- 
züglich nicht  einerzuoptimistischenAuffassung  hinzu- 
gebon  und  nicht  von  jeder  Taxermässigung  eine  ihrer 
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Gross©  entsprechende  Verkehrszunahme  zu  erwarten. 
Mit  Recht  wetot  Herr  Dr.  E.  Escber  in  seiDem 
Gutachten  darauf  hin,  das»  der  Konsum  gar  violer 
Güter  und  daher  auch  die  zum  Bahntransport  ge- 
kwgeode  Menge  überhaupt  wenig  steigerungsfahig 
sei  and  das»  Tarifermässigungen,  die  im  Verhält- 
nisse zum  Wert  der  betreffenden  Güter  von  unwe- 
sentlicher Bedeutung  sind,  nur  wenig  zurVermohrung 
der  betreffenden  Transporte  anreizen  können.  Da- 
gegen Ist  hervorzuheben,  dass  wir  es  künftig  mit 
einem  Netz  von  gegen  2500  km  zu  thun  haben  wor- 
den, auf  welchem  für  manche  Trausporte  ganz  er 
hebliohe  Taxbogünstigungen  eintreten  werden  und 
dass  letztere  zum  Teil  Güter  treffen,  deren  Transport- 
menge stark  von  der  Hoho  der  Transportkoston  ab- 
hängt. Debrigeos  wird  auch,  wenn  einmal  alle  Haupt- 
linien in  einer  Hand  vereinigt  sind,  dio  Leistungs- 
fähigkeit eine  grossere  und  sollte  der  Beinertrag 
unter  normalen  Verhältnissen  erheblich  genug  ge- 
steigert werden  können.  So  wird  namentlich  bei 
den  Verhandlungen  mit  dem  Ausland  nicht  mehr 
eine  Bahngesellschah  gegen  dio  andero  ausgespielt 
werden  können  und  die  einheitliche  Staatsbahnver- 
waltung wird  viel  leichter  in  der  Lage  sein,  die 
schweizerischen  Interessen  zu  wahren,  als  das  bis 
jetst  —  bei  der  Vielheit  der  Bahnen  —  der  Fall  war. 

loh  muss  zum  Sohluss«  nun  allerdings  noch 
zugeben,  dass  die  Norroaltaxon  der  ausländischen 
Staatsbahnen  fast  durchwog  tiofor  sind,  als  dio  vor- 
geschlagenen. Allein  die  Bau-  und  Betriebsverhäll- 
nisso  sind  ebenfalls  nicht  die  gleioben,  d.  b.  bei 
ans  bedeutend  schwieriger,  und  schliesslich  kann 
nioht  nur  in  den  Tag  hinein  legiferiert  werden, 
sondern  man  wird  mit  woiser  Vorsicht  darauf  Be- 
dacht zu  nehmen  haben,  dass  die  Finanzverwaltung 
der  Bundesbahnen  von  Anfang  an  eine  solide  und 
geordne  te  sei.  Wenn  wir  einmal  eine  sichere  Grund- 
lage haben,  dann  ist  es  iimnar  noch  Zeit,  den  Weg  der 
Tarifermässiguogon  und  der  Erleichterungen  zu  be- 
troten; das  wird  leichter  und  angenehmer  sein,  als 
wenn  wir  gleloh  vonAntang  an  mit  finanziellen 
Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben  und  einmal  einge- 
raumto  Vorteile  wieder  rückgängig  maohen  müssen. 

Ich  beantrage  Ihnon  Annahme  des  Art.  13. 


Schnmaeher:  loh  habe  in  der  Kommission  den 

Antrag  ^•.stellt,  den  Korr  v.  Arx  bereits  erwähnt 
hat,  nämlich  in  das  Gesetz  die  Bestimmung  aufzu- 
nehmen, dass  die  zur  Zeit  bestehenden  Ausnahmo- 
tarife  im  Güterverkehr  beizubehalten  und  auf 
Grundlage  der  für  die  betreffende  Warongattung 
bestehenden  niedrigsten  Taxen  für  das  ganze 
Netz  der  Bundesbahnen  zu  vereinheitlichen  seien. 
Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  dieser  Antrag  nicht 
riohtigor  beim  Art.  14  hätte  eingebracht  werden 
sollen,  statt,  wie  es  geschehen,  bei  Art.  13,  doch  es 
ist  das  vor  der  Hand  von  nebensächlicher  Bedeu- 
tung. Zur  Zeit  bestehen,  wie  Sie  vom  Herrn  Be- 
richterstalter bereits  vernommen  haben,  für  gewisse 
Warengattongen  auf  den  meisten  unserer  Bahnen 
.\;i*nnlimetarife;  ex  worden  gewisi»«' Waren  r.u  Tarif- 
sätzen befördert,  die  niedriger  sind,  als  die  niedrig- 
uteri  Taxen  der  Normaltarife.  Das  Motiv  der  Erstellung 


solcher  Ausnahmetarifo  war  nicht  immer  dasselbe. 
In  einzelnen  Fallen  mag  das  Bostrobon,  die  wirt- 
schaftlichen Interessen  des  eigenen  I<andes  gegen- 
über denjenigen  dos  Auslandes  kräftig  wahrzu- 
nehmen, d.  b.  eine  Industrio  oder  oin  Gewerbe  des 
Inlandes  der  ausländischen  Konkurrenz  gegenüber 
zu  begünstigen,  zur  Bildung  von  solchen  Ausnahme- 
tarifon  geführt  haben.  Ks  konnte  das  entweder  da- 
durch geschoben,  dass  Vergünstigungen  für  den 
Bezug  von  solchen  Rohstoffen  aus  dem  Auslande 
gewährt  worden,  wolche  unsor  Land  eben  nicht 
produziert,  wie  vorab  die  Steinkohlen,  oder  es 
konnto  dieser  Zweck  orreicht  werden  für  die  Aus- 
fuhr b- >lcher  Erzeugnisse  unserer  Landwirtschaft 
oder  Industrie,  dio  in  einer  Menge  produziert  wer- 
den, welche  den  Bedarf  des  inländischen  Konsums 
ühorstoigt.  In  andern  Fällen  wieder  mögen  die 
Eisenbahnen  wenigor  uneigennützig  gewesen  sein 
und  mag  das  lie.tr  -bon  einer  Eisenbahn- Verwaltung 
gegenübor  einor  konkurrierenden  in-  oder  auslän- 
dischen Bahn,  den  Vorkehr  auf  ihre  Linien  au  leiten, 
das  Motiv  Rur  Erstellung  solcher  Ausnahmetarifo 
goweson  sein.  Es  bleibo  dahingestellt,  welchen 
dieser  Bewoggründo  jeder  oinzolne  Ausnahmetarif 
seine  Entstehung  vordankt.  Aber  Thataache  ist, 
dass  diese  Ausnahmetarifo  oino  grosse  volkswirt- 
schaftliche Hedeutung  erlangt  haben  und  dass  die- 
selhon manohororts  goradozu  Voraussetzung  für  die 
Entstehung  gewisser  Industrien  gewesen  sind  und 
dass  ihre  Aufhebung  oder  auoh  nur  ihre  Einschrän- 
kung unter  der  beginnenden  Herrschaft  der  Bundes- 
bahnen weitgehende  Interossen  von  Industrie,  Ge- 
werbe und  Landwirtschaft  verloUon  würde. 

Zur  Zeit  bostehen  solohe  Ausnahmetarife,  wie  be- 
reits der  Herr  Berichterstatter  ausgeführt  bat,  haupt- 
sächlich für  die  Beförderung  von  Kohlen,  Getreide, 
Steinen,  Calci'jmcarbid  und  frischem  Obst.  Für  Ge- 
treide, frisches  Obst  und  Galciumcarbid  sind  die 
Ausnahmetarifo  auf  allen  Bahnen  dio  nämlichen;  für 
Steinkohlen  dagegen  sind  sie  zum  Teil  sehr  ver- 
schieden, und  noch  verschiedener  sind  sie  für  den 
Transport  von  rohen  Steinen.  Wiihrond  z.  B.  bei  der 
Nordostbahn  der  niedrigste  Ansatz  für  Beförderung 
von  rohen  Steinen  .:  Rappen  por  Tonuen-Kilometer 
nebst  einer  Expeditionsgebühr  von  Fr.  1  per  Tonne 
beträgt,  sinkt  diese  Taxe  bei  der  Jura-Simplonbahn 
auf  2  Rappen  herab  unter  gleichzeitigem  Wegfall 
d*.r  Expeditionsgobühr;  os  kostet  also  derTransport 
von  rohen  Steinen  über  100  km  bei  der  Nordostbabn 
Fr.  4,  bei  der  Jura-Simplonbahn  Fr.  2  per  Tonne; 
somit  lässt  sich  dio  N.  0.  B.  gegenwärtig  die  gleiche 
Leistung  doppelt  so  hoch  bezahlen,  als  die  J.  S. 
Für  die  Gollhardbahn,  die  vorläufig  allerdings  noch 
nicht  in  Betracht  kommt,  haben  diese  Steintarife 
eine  grosso  Bedeutung.  Die  G.  B.  hat  in  ihren  8pe- 
ciallarifen  oder  Staffeltarifen  für  den  Steiniransport 
für  die  längste  vorgesehone  Streoke  oine  Taxe  von 
3,28  Rappen  per  Tonnen-Kilometer  und  zwar  ohne 
Erhöhung  für  die  Borgslreckon,  wozu  sie  bekannt- 
lich berechtigt  wäre.  Bekanntlich  hat  die  Steiu- 
industrie  namentlich  in  den  letzten  Jahren  in  den 
Kantonen  Tessin  und  Uri  oine  grosse  Bodoutung 
erlangt,  und  wenn  also  dio  Stointarifo  der  J.  S. 
nach  meinem  Antrago  verallgemeinert  werden,  so  wird 
dio  Neuerung  in  erster  Linie  dieser  Steinindustrie 
der  Kantone  Tessin  und  Irl  zu  gute  kommen. 
Ganz  äbnlioh  vorhält  es  sich  mit  den  Steinkohlen. 
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Auch  hier  ist,  wie  bereits  auseinandergesetzt  wurde,  I 
die  Taxe  selir  verschieden  un  1  variiert  zwischen  4 
und  5  Rappen  per  Tonnen-Kilometer.  Die  Taxen 
«lad  nicht  nur  von  einer  Bahn  zur  andern  verschie- 
den, sondern  es  haben  sogar  verschiedene  Linien 
einer  Bahn  verschiedene  Ansätze.  7.  B.  unterschei- 
det die  J.  S.  im  Kohlcnverkohr  zwischen  dem 
Netz  der  ehemaligen  Jura-ßeru-Luzem-Bahn  und  dor 
ehemaligen  Suisse  occidentale.  und  selbst  bei  dor 
erstem  wird  wieder  unterschieden  zwischen  der 
Linie  Bern-Luzern,  die  besondere  Tarife  hat,  und 
den  übrigen  Strecken.  Diese  Taxen-Unterschiede 
erklären  sich  ja  natürlich  ohne  weiteres  aus  der 
Geschichte  unseres  ganzen  Eisenbahnwesens,  und 
man  begreift  sehr  wohl,  dass  sie  sich  unter  der 
Herrschalt  des  Privatbahnbelriobes  bis  heute  er- 
halten konnten.  Sie  wurden  seinerzeit  anläss- 
licb  der  Eisenbahn -Verstaatlichung  hauptsächlich 
als  Argument  gegen  das  Privatbahnsystem  ins 
Feld  geführt,  und  es  wurde  damals  in  bestimmto 
Aussicht  gestellt,  dass  mit  dem  Privatbahubetriebo 
dioso  Verschiedenheit  der  Taxen  wegfalle  Heute 
nun,  da  wir  ein  Gesetz  über  das  Tarifwoseu  der 
Staatsbahnen  erlassen,  sollten  wir  meines  Erachtens 
im  Gesetze  selbst  den  Satz  aufstellen,  dass  die  Güter- 
taxen aul  dem  ganzen  Netze  der  Bundesbahnen  ein- 
heitliche soien  und  zweitens,  dass  diese  Verein- 
heitlichung auf  der  Grundlage  der  niedrigsten  be- 
stehenden Tarife  erfolgen  solle.  Abgesehen  davon, 
dass  dios  seinerzeit  ausdrücklich  versprochen  wor- 
don  ist,  würde  es  meines  Erachtens  auch  dem  Art  4 
dor  Vorfassung  nicht  entsprochen,  wenn  diese  Un- 
gleichheiten konserviert  werden  sollten,  wenn  z.  B. 
in  der  Gentraischweiz  für  den  Transport  von  Steinen 
andere  Taxen  erhoben  würden,  als  in  der  West- 
oder Ostschweiz,  wenn  der  Genfer  z.  B.  für  den 
Bezug  von  rohen  Steinen  von  Ostermundingen  2ßp. 
per  Tonnen-Kilometer  bezahlen  müsste,  während 
der  Basier  oder  Zürcher  der  Bundesbahn  genau  den 
doppelten  Betrag  zu  entrichten  hätte.  Dann,  glaube 
ich,  kann  man  mit  Grund  sich  fragen,  weshalb  für 
den  Kohlenbezug  von  Basel  über  die  Gentralbahu 
z.  B.  eine  Strecken-Taxe  von  5  Kappen  por  Tonnen- 
Kilometer  bezahlt  worden  soll,  während  auf  dem  ehe- 
maligen Nordostbahn-Notu  nur  4,2  Happen  bezahlt 
würden.  Es  wäre  das  offenbar  eino  ungleiche  Be- 
handlung und  zw. ir  in  einer  Angelegenheit,  die 
durchaus  nicht  nebensächlich  ist.  Denn  es  sind  ja 
heut/.utage  nicht  alle  unsero  Industrien  in  der  glück- 
lichen Lage,  solche  Tax-Untorschlede  von  30%  und 
mehr  nicht  zu  spüren. 

Ich  bin  nun  allerdings  der  Meinung,  und  es 
wird  ja  die  Antwort  des  Herrn  Berichterstatters 
darüber  Aufschluss  geben,  dass  es  nicht  in  der 
Absicht  der  Bundesbahn- Verwaltung  liegt,  diese 
bestehenden  Tax-Ungleichheiten,  die  icli  Ihnen 
vorgeführt  habe,  zu  konservieren,  und  ee  hat  ja 
auch  das  Elsenbahn-Departement  in  seiner  Ant- 
wort an  die  stunderätliche  Kommission  ausdrück- 
lich erklärt,  dass  für  die  Stoinkohlentarife  dieser 
Grundsatz,  den  ich  in  das  Gesotz  aufgenommen  zu 
sehen  wünsche,  Anwendung  linden  solle,  dass  also  die 
Taxen  vereinheitlicht  werden  sollen  auf  Grundlage 
derbestehonden  niedrigsten  Sätze.  Nundenkeich.  dass, 
was  beim  Kohlentransport  gilt,  auch  für  den  Trans- 
port dar  andern  Waren  gelten  sollte,  und  dass  also 
grundsätzlich  die  künftige  Bundesbahn-Verwaltung 


der  Durchführung  des  Satzes,  den  Ich  beantragt 

habe,  nicht  opponieren  wird.  Ist  das  aber  der  Fall, 
so  liegt  auch  kein  Grund  vor,  den  Grundsatz  der 
Vereinheitlichung  der  Ausnahmelarife  auf  Grund- 
lage der  niedrigsten  Taxen  nicht  in  das  Gesetz  aufzu- 
nehmen. Es  passt  durchaus  in  den  Rahmen  des 
ganzen  Gesetzes  uud  zur  ganzen  Anlage  desselben, 
den  Grundsatz  ausdrücklich  auszusprechen.  Wir 
haben  auch  bei  der  bisherigen  Beratung  im  Gesetz 
da  und  dort  solche  Grundsätze  ausgesprochen,  z.  B. 
im  Art.  2  das  Verbot  der  Begünstigung  des  Einen 
vor  dem  Andern,  in  Art.  9  und  14  das  Verbot  der 
Erhöhung  bestehender  Taxen.  Es  kann  deshalb 
meines  Erachtens  mit  Grund  wenig  dagegen  einge- 
wendet worden,  dass  hier  ebenfalls  der  Grundsatz 
ausdrucklich  im  Gesetze  ausgesprochen  wird. 

Ich  empfehle  Ihnen  meinen  Antrag  zur  Annahme: 
sollten  Sie  aber  der  Meinung  sein,  dass.  trotzdem  Sie 
grundsätzlich  die  Berechtigung  des  ausgesprochenen 
Salzes  anerkennen,  der  Grundsatz  im  Gesetze  selber 
nicht  ausgesprochen  werden  solle,  so  würde  es  mir 
auch  genügen,  wenn  von  zuständiger  Seite  eine  Er- 
klärung abgegeben  würde,  dass  für  die  künftige 
Bundesbahn-Verwaltung  der  Grundsatz  festgehalten 
werden  solle. 


Blumer:  Was  die  Frage  der  Staffeltarife  anbe- 
langt, so  sind  der  Bundesrat  und  die  Kommission  im 
Princip  damit  einverstanden,  dass  dieselben  nach 
Ueberuahmeder  Bahnenuntersucht  und  jedenfallsauch 
eingeführt  werden.  Wie  Ihnen  schon  vom  vorehrlichen 
Präsidenten  der  Kommission,  Herrn  v.  Arx,  mitgeteilt 
wurde,  bestehen  bereits  Staffeltarife  für  Getreide, 
frisches  Obst,  rohe  Steine  und  Calciumcarbid,  und 
wenn  Sie  auch  den  Antrag  des  Herrn  Schumacher  ab- 
lehnen, so  wird  in  Wirklichkeit  durch  die  Verhält- 
nisse die  Bundesbahn  doch  dazu  gezwuDgen,  diese 
Staffeltarife  von  Anfang  an  schon  einzuführen.  Dio 
Botschaft  des  Bundesrates  sagt  in  dieser  Beziehung  auf 
Seite  40  und  41 :  «Die  Fortdauer  der  bereits  bestehen- 
den Staffeltarife  für  Getroido  erachten  auch  wir  als 
zweckmassig,  und  es  lassen  sich  auch  solche  für 
andere  Transportgüter  ohne  Anstand  einführen. 'Ein 
gesetzlicher  Zwang  dafür  wäre  aber  nicht  angezeigt 
und  würde  denRahmen  grundsäUlicherFeststellungen 
überschreiten  »  Gestützt  auf  diese  Zusicherung  und 
auf  dio  Zusicherung,  die  seinerzeit  in  derselben 
Weise  in  dor  Hückkaufs-ßotschatt  gegeben  wurde, 
müssen  die  Bundesbahnen  die  Staffeltarife  einführen. 
Wenn  Sie  die  Ausführungen  dos  Bundesrates  in  der 
Rückkaufs-Botschaft  und  in  dor  Botschalt  vom 
17.  November  durchgehen,  so  giobt  der  Bundesrat 
überall  zu,  dass  die  Staffeltarife  das  einzig  Richtige 
seien,  und  er  giebt  auch  zu,  dass  alle  uns  umge- 
benden Staaten  dieselben  in  Anwendung  bringen. 
Sie  erinnern  sich,  dass  seinerzeit  die  schweizerischen 
Industrie!  r.  dorn  Rückkaufs-Gedanken  sehr  kühl 
gegenüberstanden;  mau  fürchtete,  und  zwar  niolu 
ganz  mit  Unrecht,  dass  der  Staatsbetrieb  hoher  zu 
stehon  kommen  werde,  als  der  Privatbetrieb,  und 
man  hatte  gerade  in  uneern  Kreisen  grosse  Mühe, 
das  Volk  iu  dieser  Richtung  zu  beruhigen.  Man 
sagte  ihm:  es  ist  in  der  Botschaft  klar  und  deut- 
lich auseiuandorgeeeUt,  dass  durch  Herabsetzung 
der  Taxen,  durch  Einführung  von  Staffeltarifen  dl« 
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Industrie  gewinnen  werde.  Ich  sehe  nun  mit  Herrn 

Schumacher  nicht  ein,  warum  mau  nicht  im  Gesetze 
seihst  diese  gesehenen  Versprecheu  zur  Beruhigung 
der  Industrie  zum  Ausdruck  bringen  kann;  denn 
das  wissen  die  Herren  ganz  genau,  dass  iti.  si- Staffel- 
tarife von  Anfang  an  eingeführt  werden  müssen 
und  das«,  wenn  sie  nicht  eingeführt  würden,  von 
allen  Seileu,  sowohl  von  den  Getroidchäudlern,  von 
den  Steinkohlenkousumtiitcu  u.  s.  w.,  Petitionen 
über  Petitionen  an  die  Bundesversammlung  gelangen 
würdet).  Was  die  Steinkohle  anbetrifft,  so  ist 
Ihuen  bekannt,  welches  die  heutige  Situation  für 
diesen  Artikel  ist.  Seit  2  Jahren  steigen  die  Preise 
jedes  Semester,  und  man  hat  zudem  heute  Mühe, 
von  den  Gruben  ein  direktes  verbindliches  Ver- 
sprechen zu  erhalten,  dass  sie  überhaupt  das  notige 
Quantum  liefern  werden.  Es  ist  Ihnen  auch  bekannt, 
dass  in  Deutschland  —  von  dorther,  ganz  besonders 
aus  dorn  Saargebiet,  müssen  wir  ja  unsere  Kohlen 
beziehen  —  eine  Bewegung  besteht,  dass  die  deut- 
schon Bahnen  die  billigen  Frachten,  welche  heute 
für  den  Transport  von  Steinkohleu  nach  der  Schwei/, 
und  nach  Italien  bestehen,  aufheben  sollen.  Wenn 
dies  wirklich  eintreten  würde,  so  sind  wir  über- 
zeugt, dass  der  Preis  der  Kohlen  sofort  um  min- 
destens 10  bis  15%  in  die  Höhe  gehen  würde.  Nun 
nimmt,  wie  gesagt,  der  Konsum  der  Steinkohle  in 
den  letzten. Jahren  ganz  merkwürdig  zu.    Im  Jahre 

1898  haben  wir  für  18  Mill.  Steinkohlen  eingeführt, 

1899  für  55  Mill.,  und  im  ersten  Quartal  dieses 
Jahres  sind  beroits  Stolnkohlen,  Coaks,  Briquettes 
u.  8.  w.  für  15  Mill.  Frankeu  eingeführt  worden. 
Also  Jahr  für  Jahr  eino  Zunahme  von  10%.  Man 
sagt  sich  nun  ganz  besonders  in  deu  entlegenen 
Orten,  dass,  wenn  der  Konsum  so  stetig  wächst  und 
Deutschland  uns  in  Bezug  auf  die  Krachten  Schwie- 
rigkeiten mache,  es  in  der  Aufgabe  der  künftigen 
Bundesbahn  Verwaltung  liege,  .las  Möglichste  zu 
thuo,  um  die  Frachten  herabzusetzen.  Man  hat  mir 
in  der  Kommission  erwidert,  dass  der  Aus- 
fall für  die  Industrie  kein  grosser  sein  werde.  Ks 
ist  Ihnen  aber  bekannt,  dass  unsere  schweizerische 
Industrie,  auch  diejenige,  welche  heute  floriert,  die 
Maschinen-Industrie  und  die  Seiden-Industrie,  mit 
der  ausländischen  Kon  k  urrenz  wegen  d  er  Zol  Is  chran  k  on 
so  zu  kämpfen  hat,  dass  sie  haushälterisch  und 
immer  mehr  haushälterisch  fabrizieren  muss.  Sie 
wissen,  dass  die  geographische  Lage  unseres  Landes 
gegenüber  den  umliegenden  Staaten  so  ungünstig 
ist,  dass  wir  überhaupt,  wonn  wir  überseeisch 
arbeiten  wollen,  ganz  besonders  mit  den  Frachten 
zu  rechnen  haben.  Wonn  wir  die  notige»  (Hilfs- 
stoffe, dio  Rohstoffe  und  alles  das  mit  teuren  Flachten 
beziehen  müssen  und  die  Waren  mit  teuren  Frachten 
wieder  hinausspedioren.dannkann  man  sich  erklären, 
warum  die  schweizerische  Industrio  auf  dem  Welt- 
markte überseeisch  immer  mehr  zurückgedrängt 
wird.  Es  liegt  also  im  Interesse  des  Bundes  und 
auch  im  Interesse  der  Bundosbahnen,  wonn  sie  nach 
dieser  Richtung  dio  Industrie  in  jeder  Beziehung 
anterstützen.  Man  betrachtet  in  den  Kreisen  der 
Industriellen  oine  Herabsetzung  der  Frachton  und 
ganz  besonders  der  Frachten  für  die  Steinkohlen 
ils  eine  Hülfe,  und  ich  glaube,  dass  dieses  Ent- 
gegenkommen von  Seite  der  Bundesbahn-Verwaltung 
in  den  Kreisen  der  schweizerischen  Industriellen 
gutes  Blut  machen  wird. 


Ich  kann  Ihnen  in  dieser  Beziehung  nun  mit  eini- 
gen Zahlen  mitteileu,  was  für  Frachtuulerschiedo  be- 
stehen. Die  Frachten  der  Normaltarife  betragen  bei 
Wagenladungen  von  10  Tonnen  für  Steinkohlen  auf 
deutschen  Bahnen  für  50  km  270  bis  310  Rappen,  für 
100  km  420  Rappen  und  für  200  km  690  Rappen.  In 
Oesterreich,  das  den  Zonentarif  hat  und  überhaupt  die 
billigsten  Frachten  von  ganz  Europa  besitzt,kosten  die 
Steinkohlen  bei  50  km  210  Rappen,  bei  100  km  360  und 
bei  200  km  610  Rappen.  Bei  der  Nordoslbahn  nun, 
welche  bei  uns  die  billigsten  Frachten  hat,  kosten 
Steinkohlen  bei  50  km  310,  bei  100  km  520  und  bei 
200  km  940  Rappen.  Die  Differenz  zu  Gunsten  der 
österreichischen  und  deutschen  Bahnen  beträgt  bis 
47  bei  50  km,  bis  44  V*  bei  100  km  und  bis  54°/« 
bei  200  km.  Dio  Roh-Baumwolle  spedieren  die 
deutschen  Bahnen  auf  50  km  zu  400  bis  430  Rappen, 
auf  100  km  zu  670  bis  700  und  auf  200  km  zu  1260, 
die  österreichischen  Bahnen  auf  50  km  zu  320,  auf 
100  km  zu  570,  auf  200  zu  1030.  und  die  Nordost- 
bahu,  wieder  mit  den  billigsten  schweizerischen 
Frachten,  auf  50  km  zu  500  auf  100  km  zu 
900,  auf  200  km  zu  1700  Rappen.  Differenz  bis  50 
auf  50  km,  bis  57°/.  auf  100  km  und  bis  657»  auf 
200  km. 

Sie  sehen,  wie  wir  heute  in  der  Schweiz 
punkto  Frachten  gestellt  sind.  Nun  aeeeptieren  wir 
ja  die  Stückgüterfrachten  im  Inlande,  und  diese 
sind  ebonfalls  viel  hoher  als  anderwärts.  Es  haben 
darüber  In  industriellen  und  Handelskrisen  oft 
Besprechungen  stattgefunden,  ob  man  nicht  ge- 
meinsam Eingaben  maciien  wolle,  damit  die  Stück- 
gutfrachton  herabgesetzt  werden.  Man  hat  sich  da- 
bei beruhigt,  gestützt  auf  Art  8  des  Gesetzes,  der 
sagt,  dass  nach  Abzug  von  20  */»  für  den  Reservefonds 
der  Rost  dos  Reinertrages  für  Herabsetzung  der  Taxen 
und  ganz  besonders  für  Herabsetzung  der  Stückgut- 
taxen verwendet  werden  solle.  Wenn  man  nun  diese 
hohen  Taxen  aeeeptiert,  so  glaubt  dann  aber  die 
schweizerische  Industrie,  dass  man  ihr  in  der  Be- 
ziehung entgegenkommen  solle, dass  man  f  ur  donStein- 
kohlen-Transport  von  Anfang  an  den  Staffeltarif  ein- 
fuhrt Sie  wissen,  dass  sich  in  der  Schweiz  seit  20 
Jahren  die  Damplanlagen  mehr  als  verdoppelt  haben, 
dass  die  Kohle  ganz  besonders  in  den  Städten  fast 
in  jedem  Haus  zur  Heizung  verwendet  wird,  dass 
überhaupt  dieses  Produkt  für  uns  Wohlfahrt  oder 
Nichtwohlfahrt  für  die  Zukunft  bedeutet,  und  wenn 
Sie  es  nun  früher  als  richtig  angesehen  haben,  dass 
Staffeltarife  für  Getreide,  Steine,  frisches  Obst  und 
(ialciumcarbid  in  Anwendung  gebracht  werden  sollen, 
so  ist  mir  nicht  klar,  warum  man  nicht  schon  im 
Gesctzo  fostnagoln  soll,  dass  für  Steinkohle  die 
Staffeltarife  in  Anwendung  gebracht  werden  sollen. 

Man  hat  uns  erwidert  und  wird  das  wahrschein- 
lich in  der  Antwort  wieder  thun,  wenn  man  die 
Staffeltarife  einführe  und  die  Taxen  auf  Kohlen  her- 
absotzo,  man  Unternehmungen  begünstige,  die  so 
und  so  viel  Prozente  abwerfon.  Die  Verbandsbahnen 
haben  in  ihrer  Antwort  ebenfalls  ausgeführt  wenn 
sie  die  Staffeltarife  nach  dem  Wunsche  der  In- 
dustriellen einführen  würdon,  so  würde  das  Defici 
für  dio  Bahnen  bei  oiner  Reduktion  von  1  Rappen 
Fr.  700,000,  bei  einer  Reduktion  von  '/i  Rappen 
Fr.  350,000  ergeben.  Diese  Summe  käme  in  erster 
Linie  Konkurrenzgesellschaften,  Nebenbahnen,  Berg- 
bahnen. Gasfabriken  u.  s.  w.   zu  gute.    Das  war 
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auch  ganz  besondere  der  Gnind ,  warum  die 
schweizerischen  Bahnen  im  Jahre  1894  das  Ver- 
langen des  Vororts  des  schweizerischen  Handels 
und  Industrievoreins  ahgelchnt  haben.  Wenn  es  sich 
nur  darum  gehandelt  hätte,  für  die  Kohlen  der  In- 
dustrie Staffeltarife  einzuführen,  so  wären  die  Ball- 
gesellschaften jedenfalls  auf  den  Wuusch  einge- 
treten. Es  ist  anzunehmen,  dass  der  Vorort  in 
Zürich  erst  dann  mit  dem  Gesuch  um  Einführung 
der  Staffeltarife  an  die  Eisenbahng cscllschaften  her- 
angetreten ist,  nachdem  eine  grosse  Anzahl  schwei- 
zerischer Handels-  und  Industriegesellschaftcn  und 
privater  Industrieller  in  diesem  Sinne  bei  ihm  vor- 
stellig ,  ••-.vorden  ist.  Wenn  nun  der  schweizerische 
Handels-  und  Industrieverein,  der  mit  den  bezüg- 
lichen Verhältnissen  unseres  Landes  vertraut  ist, 
In  seiner  grossen  Mehrheit  gefunden  hat,  dass  es 
im  Interesse  der  Entwicklung  der  Industrie  liege, 
wenn  für  die  Kohle  Staffeltarife  eingeführt  werden, 
so  sollte  man  glauben,  dass  dieses  Verlangen  genügen 
sollte,  um  die  Behörden  zu  veranlassen,  den  Grund- 
satz in  das  Gesetz  aufzunehmen,  dass  für  die  Kohle 
die  Staffeltarife  obligatorisch  erklärt  werden  sollen. 
Man  wird  uns  sagen:  Die  Staffeltarif  e  werden  kom- 
men, sie  müssen  kommen;  sie  sind  versprochen. 
Das  sei  ja  selbstverständlich.  Man  solle  doch  Geduld 
haben  und  den  Behörden  so  viel  Vertrauen  schenken. 
Diese  Versprechungen  sind  schön  und  recht.  Aber 
wann  werden  sie  ausgeführt?  Die  gegenwärtigen 
Bahngesellschaften  werden  bis  zum  Jahre  1903  keine 
Ermässigungen  mehr  eintreten  lassen.  Vom  Jabro 
1903  an  werden  die  Proben  stattfinden,  und  es  kann 
eine  lange  Zeit  verstreichen,  bis  die  Bundesbahnen 
dazu  kommen  werden,  die  Tarife  in  dem  Sinne,  wie 
es  Handel,  Industrie  und  Gewerbe  verlangen  müssen, 
zu  erniedrigen.  Deshalb  wünscht  man  allgemein, 
dass  im  Gesetze  selbst  wenigstens  mit  den  Staffel- 
tarifen der  Anfang  gemacht  werde. 

Ich  rede  da  nicht  für  meine  Person,  und  ich 
treibe  auch  nicht  KirchturmspoliÜk.  Herr  v.  Are 
hat  gestern  darauf  angespielt,  man  solle  in  dieser 
Frage  keine  Kirchturmspolitik  treiben.  Allein  es 
handelt  sich  hier  um  ein  ganz  allgemeines  Interesse. 
Wenn  man  von  Anfang  an  dafür  sorgen  will,  dass 
für  gewisse  Produkte,  welche  das  Publikum  absolut 
haben  muss,  und  die  es  nur  aus  dem  Ausland  be- 
ziehen kann,  die  Tarife  ermässigt  werden,  so  ist 
das  keine  KirchturmspoliÜk.  Handel  und  Industrie 
wissen  ganz  genau,  dass  die  Bundesbahnen  prospe- 
rieren müssen  und  dass,  wenn  sie  prosperieren  sollen, 
die  Tarife  nicht  zu  tief  heruntergesetzt  werden 
dürjen.  Wir  wollen  die  Staatsbahnen  so  viel  als 
möglich  kräftigen.  Aber  man  erwartet  doch,  dass 
wenn  einmal  für  die  5  Hauptbahnen  eine  einheit- 
liche Verwaltung  und  ein  einheitlicher  Betrieb 
besteht,  es  möglich  sein  werde,  für  gewisse  Pro- 
dukte die  Staffeltarife  einzuführen.  Die  Verbands- 
bahnen haben  in  ihrer  Antwort  das  Argument  auch 
angeführt,  sie  können  die  Differenz  von  Fr.  350,000 
resp.  Fr.  700,000  nicht  ertragen,  da  man  ihnen 
Gesetze,  neue  Züge,  raschere  Züge,  die  Erstellung 
neuer  Bahnhöfe  u.  s.  w.  oktroyiert  habe.  Aber  zwei 
Jahre  später  nahmen  die  Dividenden,  namentlich  bei 
der  N.  0.  B.,  der  S.  C.  B.  und  auch  bei  den  V.  S.  B., 
immer  zu.  Diese  vier  Bahnen  wollten  ihre  eigenen 
Interessen  wahren.  Damals  war  schon  die  Verstaat- 
lichung der  Eisenbahnen  in  Sicht,  und  wahrschein- 
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lieh  habe»  sie  sich  gesagt:  Was  wollen  wir  uns 
noch  Opfer  auferlegen,  unser  Werk  geht  doch  nach 
und  nach  zu  Endel 

Man  behauptet,  die  schweizerischen  Eisenbahnen 
müssen  sowohl  für  den  Personen-,  wie  für  den  Güter- 
verkehr höhere  Taxen  erheben,  weil  bei  uns  die 
Erstellungskosten,  die  Betriebskosten  u.  s.  w. 
grösser  seien  als  anderswo.  Aber  es  ist  auffallend, 
dass  gerado  die  Gotthardbahn,  die  von  allen  Linien 
am  meisten  gekostet  hat,  die  billigsten  Transittarife 
hat  und  dabei  so  floriert,  dass  diese  Gesellschaft 
vielleicht  am  teuersten  zurückgekauft  werden  muss. 
Es  ist  also  klar,  dass  die  Bundesbahnen  mit  dem 
centralisierten  Botrieb  billiger  fahren  werden,  als 
die  jetzigen  5  Gesellschaften,  die  jede  für  sich  ihre 
Bahn  botreibt 

Man  wird  fragen,  warum  man,  wonn  für  die 
Steinkohlen  die  Staffeltarife  eingeführt  werden 
sollen,  nicht  auch  diejenigen  Rohstoffe,  die  früher 
schon  den  Genuss  der  Staffeltarife  hatten,  mit  ein- 
beziehe.  Dies  ist  richtig,  und  darum  ändere  ich 
meinon  Antrag  dahin  ab,  dass  ich  vorschlage, zu  sagen : 
«Die  Staffeltarife  sind  für  den  Transport  von  Stein-, 
kohlen,  Rohstoinon,  Getreide,  frischem  Obst  und 
Calciumcarbid  obligatorisch.»  Damit  kann  man  uns 
nicht  den  Vorwurf  machen,  dass  wir  ein  Produkt 
begünstigen  wollen  und  dass  die  andern  warten 
müssen,  bis  es  der  Bahnverwaltung  beliebt,  auch 
ihnen  die  Staffeltarife  einzuräumen. . 


Müller:  Im  letzten  Alinea  des  Art  13  helsst  ss: 
«Die  für  Industrie,  Gewerbe  und  Landwirtschaft  er- 
forderlichen geringwertigen  Rohstoffe  in  Wagen- 
ladungen sollen  am  niedrigsten  taxiert  werden».  Im 
ersten  Entwurf  des  Departements  hat  dieser  Passus 
folgendermassen  gelautet:  «Die  der  Landwirtschaft 
und  Industrie  hauptsächlich  dienenden  Rohstoffe,  wie 
fossile  Kohlen,  Holz,  Erze,  Eisen,  Salz,  Steine,  Düng- 
mittel u.  dgl,  In  Wagenladungen  sind  in  die  nie- 
drigsten Tarifklassen  einzureihen».  Dieser  Entwurf 
des  Departements  ist  den  verschiedenen  industriellen, 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Vereinigungen 
zur  Begutachtung  zugestellt  worden  und  von  den  sämt- 
lichen Vereinigungen  wurden  noch  weitere  Posii- 
tonen,  die  aufgenommen  werden  sollten,  namhaft 
gemacht  So  hat  die  Landwirtschaft  namentlich  die 
Düng-  und  Futtermittel  angeführt  Ich  begreife  voll- 
ständig, dass  der  Bundesrat  nicht  gut  jeden  ein- 
zelnen Gegenstand  im  Gesetz  hat  namhaft  machen 
können,  der  in  die  niedrigste  Tarif  klasse  eingereiht 
werden  soll.  Der  Bundesrat  hat  generalisiert  und 
den  allgemeinen  Ausdruck,  «die  für  Industrie,  Ge- 
werbe und  Landwirtschaft  erforderlichen  gering- 
wertigen Rohstoffe»  ins  Gesetz  aufgenommen.  Die 
Landwirtschaft  tendiert  hauptsächlich  dahin,  dass 
die  beiden  Hauptbedarfsartikel,  Düng-  und  Futter- 
mittel, in  die  niedrigste  Tarifklasse  eingereiht  wer- 
den.  Beim  gegenwärtigen  System  ist  dies  für  die 
Düngmittel  bereits  der  FalL  Die  Futtermittel  aber 
gehören  den  verschiedensten  Klassen  an.  Eine  An- 
zahl derselben  figuriert  in  der  ersten,  eine  Anzahl 
in  der  zweiten  und  ein  Teil  in  der  dritten' Klasse. 
Die  Futtermittel  haben  aber  für  die  Landwirtschaft 
ebne  ganz  gewaltige  Bedeutung.  Darum  zeigen  z.  BL 
*««  «0««  x  jr..  m,  46 
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auch  die  deutschen  Bahnen  in  dieser  Beziehung  ein 
grosses  Entgegenkommen,  indem  dort  die  sämtlichen 
Futtermittel  seit  ca.  2  Jahren  in  der  niedrigsten 
Klasse  eingereiht  sind.  Ich  meinerseits  glaubte  in 
der  Kommission,  dass  mit  dem  im  vorliegenden 
Entwurf  aufgenommenen  Passus  dem  Bundesrat  freio 
Hand  gelassen  wird,  die  Futtermittel  ebenfalls  in 
die  niedrigste  Klasse  einzureihen.  Hingogon  hat 
der  Ausdruck  cgeringwertigo  Bohstoffe»  in  den 
landwirtschaftlichen  Kreisen  Bedenken  hervorge- 
rufen. Man  hat  sich  gefragt:  Was  ist  ein 
geringwertiger  Bohstoff?  Gelten  z.  B.  Oelkuchen 
weiche  unter  Umständen  einen  Wert  bis  auf  Fr.  20 
per  Motercentner  erreichen,  noch  als  geringwertiger 
Bohstoff  oder  fallen  sie  nicht  unter  den  betreffenden 
Passus?  Die  Landwirtschaft  ist  in  dieser  Beziehung 
nicht  beruhigt  und  wünscht  da  etwelche  Auskunft 
Man  kann  allerdings  sagen,  dass,  nachdem  bei  den 
bisherigen  Tarifen  sämtliche  Dungmittel,  unter  denen 
sich  ebenfalls  notwendige,  teure  Stoffe,  wie  z.  B. 
Chilisalpeter,  befinden,  in  die  niedrigste  Klasse  ein- 
gereiht waren,  es  möglich  sein  sollte,  auch  sämt- 
'  liehe  Futtermittel  in  die  niedrigste  Klasse  einza 
reihen. 

Ich  beantrage  nicht,  den  Artikel  des  ersten  Ent- 
wurfes des  Departementes  wieder  aufzunehmen  und 
die  verschiedenen  BohstofTo  einzeln  anzuführen,  aber 
ich  hätte  gerne  Auskunft  darüber,  ob  es  möglich 
ist,  sämtliche  Futtermittel  anter  die  geringwertigen 
Rohstoffe  einzureihen.  Je  nach  der  Auskunft,  die 
ich  erhalio,  werde  ich  mir  erlauben,  den  Antrag 
auf  Streichung  des  Ausdrucks  «geringwertig»  zu 
stolloa. 


Seherb :  Herr  Standerat  Scherrer  hat  gestern 
einen  Antrag  gestellt,  der  dahin  gieng,  dass  die  bis- 
herigen Taxen  nicht  erhöht  werden  dürfen.  Dieser 
Antrag  wurde  mit  der  Begründung  abgewiesen,  dass 
os  wünschenswert  sei,  dass  man  freie  Hand  habe, 
und  dass  es  gedenkbar  wäre,  dass  die  Bahngesell- 
■chaften  die  Taxen  zum  Nachteil  der  Bundesbahnen 
reduzieren  würden.  Das  fünfte  Lemma  des  Art  13 
enthält  nun  eine  ähnliche  Bestimmung.  Dasselbe 
lautet:  «Auf  Bahnstrecken,  auf  welchen  ein  Zuschlag 
bisher  nicht  erhoben  worden  ist,  darf  auch  künftig 
ein  solcher  nicht  erhoben  worden. »  Es  scheint  mir, 
die  gleichen  Gründe,  die  für  Ablehnung  des  An- 
trages des  Herrn  Scherrer  sprachen,  sprechen  auch 
für  Beseitigung  dieser  Bestimmung.  Bessere  Be- 
lehrung vorbehalten,  beantrage  ich  daher  Streichung 


t.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Es 
muss  ohne  weiteres  zugestanden  werden,  dass  der 
Antrag  des  Herrn  Blumer  von  Seiten  der  Behörden 
wohlwollende  Prüfung  verdient.  Steinkohle  ist  das 
Brod  der  Industrie  und  je  billiger  dieselbe  beschafft 
werden  kann,  desto  leistungsfähiger  und  konkurrenz- 
fähiger wird  die  Industrie  sein. 

Es  ist  aber  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
wir  in  dem  vorliegenden  Entwurf  diesem  Umstand 
bereits  in  hohem  Masse  Bechnung  tragen.  Die  Stein- 


kohle wird  nach  Specialtarif  HIb  klassifiziert  Sie 
wird  also  nach  Art.  13  des  Gesetzes  in  Zukunft  nur 
noch  0,42  Bappen  per  100  kg  und  per  km  bezahlen, 
währenddem  die  Fracht  für  Steinkohlen  bis  jetzt 
bei  den  V.  S.  B.,  der  S.  C.  B.  und  der  J.  S. 
0,5  Bappen  betragen  hat.  Der  Steinkohlentransport 
wird  also  für  3  von  den  4  zu  verstaatlichenden 
Bahnon  eino  Ermässigung  von  ca.  15V»  erfahren. 
Nun  ist  allerdings  richtig,  dass  die  ausländischen 
Bahnen  noch  bedeutend  billiger  sind.  Der  Bericht 
des  Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins  v  .m 
Jahre  1892  enthält  diesbezüglich  ganz  interessante 
Verglei  chungen,.  Es  wird  darin  ausgeführt,  dass 
bei  einer  Anlage  von  300  Pferdekräften,  das  Jahr 
zu  3250  Arbeitsstunden  gerechnet  die  Steinkohlen 
in  England  Fr.  5910,  in  Böhmen  Fr.  7500,  in  Deutsch- 
land Fr.  10,900  und  in  Glarus  Fr.  31,500  kosten- 
Allein  selbst  bei  Anwondung  der  billigsten  Ansätze, 
nämlich  derjenigen  des  deutschen  Ruhrkohlenge- 
bietes, würden  die  Steinkohlen  lür  eine  Anlage  von 
300  Pferdekräften  in  Glarus  auf  Fr.  29,300  zu  stehen 
kommen.  Es  ergäbe  das  somit  eine  Ersparnis  von 
Fr.  2-i  Ki.  die  bei  einem  Etablissemont  von  300  Pferde- 
kräften kaum  in  Betracht  fällt  Viel  wichtiger  sind 
da  die  örtlichen  Verhältnisse,  dicSteuerwrliältiiissc, 
die  Arbeiterverhältnisse  u.  s.  w. 

Man  muss  übrigens  nicht  glauben,  dass  man  in 
dieser  Beziehung  überall  in  Deutschland  günstiger 
gestellt  ist,  als  bei  uns  und  die  bezüglichen  Zahlen 
des  Handels-  und  induslrievereins  müssen  jeden- 
falls mit  etwelchor  Vorsicht  entgegengenommen 
werden.  Ich  habe  vor  mir  die  Verhandlungen  des 
deutschen  Beichstags  vom  16.  Februar  dieses  Jahres. 
In  dieser  Sitzung  wurde  die  Kohlennot  in  Deutsch- 
land behandelt  und  ein  Abgeordneter  hat  folgendes 
ausgeführt:  «Für  Italien  und  die  Schweiz  giebt  man 
die  Saarkohlen  20  Mk.  billiger,  als  für  don  deutschen 
Konsum,  nämlich  für  95  statt  für  115  Mark.  Die 
Kohlen  mögen  nun  seither  gestiegen  sein.  Natürlich 
sind  sie  für  den  deutschen  Konsum  gestiegen,  wie 
für  den  schweizerischen.  Dann  tritt  noch  die 
Frachtdifferenz  hinzu.  Die  Fracht  beträgt  von  dem 
deutschen  Saargebiet  nach  der  Schweiz  40  Mark, 
für  die  gleiche  Entfernung  im  deutschen  Reich  aber 
70  Mark.  Wir  müssen  also  185  statt  135  Mk.  bezahlen. 
Diese  einfache  Thatsache  bedeutet  eine  Stärkung 
der  ausländischen  Industrie.»  Die  Kohle  aus  Deutsch- 
land kommt  uns  also  um  ganze  50  Mk.  billiger  zu 
stehen,  als  auf  die  gleiche  Entfernung  vom  Ruhr- 
gebiet in  Deutschland  selber,  und  wir  können  mit 
dieser  Differenz  zu  den  künftigen  Taxen  der  Bundcs- 
bahnou  die  Kohlen  noch  etwa  150  km  weiter  führen, 
bis  die  Parität  zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz 
hergestellt  ist 

Man  muss  die  Angelegenheit  aber  auch  vom 
oisenbahntechnischen  Standpunkt  aus  betrachten- 
Die  Herabsetzung  der  Transporttaxen  hat  ihre  na- 
türlichen Grenzen.  Diese  Grenzen  sind  die  Selbst- 
kosten. Der  schweizerische  Eisenbahnverband  hat 
in  dem  Schreiben,  mit  welchem  er  die  Interessenten 
mit  ihrem  Begehren  um  Tarifreduktion  beim  Stein- 
kohlentransport abgewiesen  hat  treffend  nachge- 
wiesen, dass  dieSchweizerbahnon  mit  ganz  andorn 
Selbstkosten  zu  rechnen  haben,  als  die  deutschen 
Bahnen.  Bei  den  deutschen  Bahnen  betragen  die 
Betriebskoston  per  Wagcnachscnkilomoter  0,33  PL 
oder  7,88  Rappen,  bei  den  schweizerischen  Bahnen 
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aber  10,13  Rappen.  Andrerseits  gestalten  sich  die 
durch  den  Umfang  der  Wagenkraft  bedingten 
Trsnsportlasten  folgendennassen :  In  Deutschland 
reprfisontieren  dieselben  pro  Güterwagenachsen- 
kilomoter  eine  Transportmenge  von  2,40  und  in 
der  Schweiz  von  1,8  Tonnen.  Daraus  ergiebt 
sich,  dass  der  Wagonachsonkilomoter  bei  uns 
'28  */•  mehr  kottot  und  dagegen  27  */o  weniger 
leistet,  als  bei  den  deutschen  Dahnen.  Uder :  für  einen 
Franken  Betriebsausgaben  können  die  Schweixer- 
Bahnen  für  einen  Kilometer  nur  17,8  Tonnen,  dio 
deutschen  Bahnen  aber  91,6  Tonnen  oder  77  %  mehr 
befördern.  In  diesen  Zahlen  sind  nur  die  reinen  Be- 
triebsausgaben, nicht  aber  dio  Verzinsung  des  Anlago- 
kapitals, wolches  hol  uns  der  schwierigen  Anlage 
wegen  gro&ser  in,  lnDegrinen. 

Aus  diesen  Angaben  ist  jedenfalls  ersichtlich, 
dass,  wenn  man  den  besondern  Verhaltnissen 
unserer  Bahnen  Rücksicht  trägt,  die  bestehenden 
Kohlentarife  und  namentlich  die  künftigen  redu- 
zierten Tarife  der  Bundesbahnen  keineswegs  eine 
ungerechtfertigte  Höhe  aufweisen. 

Im  übrigen  ist  es  ganz  unrichtig,  wenn  Herr 
Blumer  hat  nachweisen  wollen,  dass  die  Gotthard- 
bahn die  billigsten  Taxen  unserer  Bahnen  habe.  Sie 
hat  allerdings  ungefähr  die  gleichen  Ansätze,  wie 
die  übrigen  Bahnen.  Aber  die  G.  B.  ist  berechtigt, 
Zuschlüge  bis  auf  60%.  früher  sogar  bis  auf  100  > 
zu  erheben,  und  sie  macht  von  dieser  Berechtigung 
auch  im  internationalen  Verkehr  Gebrauch. 

Was  die  finanziellen  Folgen  anbetrifft,  so  ist  von 
den  Verbandsbahnon  ausgerechnet  worden,  dass  nine 
Ermässigung  der  Kohlentarito  um  1  Rappen  per 
Tonnenkilometer  bei  einem  Verkehr  von  70  Mill 
Tonnenkilometer  Fr.  700,000  ausmacht  Dio  Ver- 
bandsbahnen haben  aber  auch  Berechnungen  ange- 
stellt, welche  ungefähr  dem  entsprechen  mögen, 
was  Herr  Blumer  sich  unter  einem  künftigen  .Staffel- 
tarif vorstellt,  nämlich  für  1—50  km  -4,2  Rappen, 
von  51—100  km  3,4  und  über  100  km  2,6  Kappen, 
nebst  einer  Expeditionsgebühr  von  Fr.  10  per  Wagen. 
Mit  derartigen  Ansätzen  würden  wir  von  100  km  an 
unter  die  deutschen  und  österreichischen  Taxen 
heruntergehen.  Gleichwohl  bedeuten  diese  Ansätze 
nur  ganz  bescheidene  Erleichterungen.  Der  schwei- 
zerische Kisonbahnverband  spricht  sich  in  seinem 
Beriebt  darüber  folgendermassen  aus;  ichmussdas 
vorbringen,  weil  es  zur  Klärung  der  Situation  dient: 

«Die  speoiell  auf  den  Kohlenbezug  zu  industriellen 
Zwecken  sich  beziehenden  Erhebungen  über  den 
Verkehr  der  wichtigem  Stationen  und  teilweise  auch 
der  einzelnen  auf  dieselben  angewiesenen  Etablisse- 
mente  haben  ergeben,  dass  die  für  di.  ein- 
zelnen Stationen  und  namentlich  die  für  die  ein- 
zelnen Kohlanbezüger  resultierenden  Taxermässi- 
gungen sich  in  ihrer  grossen  Mehrzahl  innerhalb 
sehr  bescheidener  Grenzen  bewegen  würden.  So 
würden  dieselben  auf  19  der  wichtigsten  Stationen 
der  Jura-Simptonbahn  nur  bei  9  derselben  mehr  als 
500  Fr.  und  nur  bei  5  dieser  letztem  mehr  als  1000 
Fr.  ausmachen,  bei  der  Gotthardbahn  nur  auf  2  Sta- 
tionen über  500  Fr.,  auf  den  24  bedeutendsten  Sta- 
tionen der  Nordostbahn  bei  21  mehr  als  500  Fr.  und 
bei  18  dieser  letztem  mehr  als  1000  Fr.,  und  bei 
der  Centraibahn  auf  den  11  grössten  Stationen  nur 
bei  6  derselben  mehr  als  500,  bezw.  bei  3 
als  1000  Fr. 


(Unter  den  vorstehend  aufgeführten  Stationen  mit 

mehr  als  1000  Fr.  weisen  5  Beträge  von  2001  bis 
3000  Fr.,  5  solche  von  3001  bis  4000  Fr.,  2  solche 
von  4001  bis  5000  Fr.  und  endlich  5  Beträge  über 
5000  Fr.,  sodann  auch  noch  2  Stationen  der  Emmen- 
thalbahn solche  von  4000  und  6000  Fr.  auf. 

«Bei  den  Vereinigten  Schweizer-Bahnen  würde 
sich  die  Repartilion  der  auf  dem  Kohlenempfang 
ihrer  40  wichtigsten  Stationen  eintretenden  Ermässi- 
gungen wie  folgt  gestalten:  Beträge  bis  auf  Fr.  100 
2  Stationen,  von  101  bis  200  3,  von  201  bis  300  6, 
von  :m  bis  400  5,  von  401  bis  500  2,  von  501  bis 
1000  7,  von  1001  bis  1500  7,  von  1501  bis  2000 
5,  von  2001  bis' 2500  1  und  von  2501  Franken  bis 
3000  Franken  2  Stationen. 

«Auf  denjenigen  22  Stationen,  deren  Betreffnisse 
je  Fr.  500  übersteigen,  verteilt  sich  die  Gesamt- 
summe derselben  von  rund  Fr.  28,000  auf  292  ver- 
schiedene Empfänger,  von  denen  220  mit  Bctr.von 
von  weniger  und  nur  72  mit  solchen  von  mehr  als 
Fr.  100  beteiligt  waren.  (Folgen  die  bezüglichen 
Zahlen.) 

«Dio  Nordostbahn  hat  unter  den  bedeutenderen 
industriellen  Kohlenbezügern  ihres  Netzes  5  Firmen 
ermittelt,  die  voraussichtlich  Frachtersparaisse  in 
Beträgen  zwischen  Fr.  1000  und  Fr.  2500  erzielen 
würden. » 

Es  wird  dann  weiter  ausgeführt,  dass  überhaupt 
bei  diesen  70  Millionen  Tonnen-Kilometer  die  In- 
dustrie nur  mit  etwa  einem  Drittel  beteiligt  sei, 
währenddem  der  andere  Drittel,  wie  Herr  Blumer 
ausgeführt  hat.  auf  andere  Bahnen,  ausserhalb  der 
Verbaudsbahnen,  wie  Bergbahnen,  Dampfschi  ff  Unter- 
nehmungen, ferner  auf  Gasanstalten  u.  s.  w.  entfällt, 
überhaupt  zum  grossen  Teil  auf  Etablissemente,  welche 
ganz  gut  rentioren  und  bezüglich  welcher  man  keine 
Veranlassung  hat,  den  Transport  durch  die  Bahnge- 
sellschaften in  einer  Weise  durchführen  zu  lassen, 
bei  welcher  sie  zu  Verlust  kommen  müsston. 

Die  Angelegenheit  bat  also  jedenfalls  für  dio  In- 
dustrio nicht  die  Bedeutung,  welche  ihr  zugemessen 
werden  will  und  namentlich  deshalb  nicht,  weil  wir 
durch  das  neue  Tarifgesetz  bereits  eine  wesentliche 
Ermässigung  in  Aussicht  genommen  haben. 

Aus  allen  diesen  Gründen  glaubt  die  Mehrheit 
der  Kommission,  es  sei  kein  Grund  vorhanden,  im 
Gesetze  eine  Ausnahme  zumachen.  Es  giebt  andere, 
ebenso  interessierte  Artikel,  z.  B.  Getreide,  und 
doch  nehmen  wir  für  diesen  Artikel  keine  besondere 
Garantie  auf  und  nicht  etwa  deshalb,  weil  die  be- 
stehenden Frachtausätze  erhöht  werden  sollen,  son- 
dern weil  wir  uns  nicht  in  das  Specialisieren  ein- 
lassen wollen  und  weil  wir  von  der  kompetenten 
Behörde  eine  richtige  Lösung  aller  dieser  Tariffragen 
erwarten  dürfen.  Wir  sollten  uns  überhaupt  abge- 
wöhnen, der  künftigen  Bahnbehörde  immer  wieder 
ein  solches  .Misstrauen  entgegenzubringen.  Wir 
stehen  nicht  Vertretern  des  Privstkapitales  gegen- 
über, denen  wir  jede  Verbesserung  abringen  müssen. 
Der  künftige  Verwaltungsrat  wird  nicht  mehr  aus 
Kapitalisten  und  ßanquiers  zusammengesetzt  sein, 
sondern  aus  Delegierten  der  Kantone,  aus  Vertretern 
des  Handels,  der  Industrie,  des  Gewerbes  und  der 
Landwirtschaft.  Auch  die  Bundesversammlung  wird 
jeweilen  bei  Genehmigung  des  Geschäftsberichtes 
und  der  Rechnung  Gelegenheit  haben,  Wünsche  und 

Die  Gefahr  der  Zukunlt  liegt 
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metner  Ansicht  nach  nicht  darin,  das«  die  Interessen 

des  Publikums  durch  die  Staatsbahneo  ignoriert 
und  verkümmert  werden,  sondern  im  Gegenteil 
darin,  dass  ins  Blaue  hinein  alte  möglichen  An- 
regungen einlach  acceptiert  und  auf  alle  möglichen 
Erleichterungen  und  Verbesserungen  allzu  früh,  be- 
vor eine  solide  Basis  vorhanden  ist,  eingegangen 
wird.  loh  glaube  also,  wir  dürfen  die  definitive 
Ordnung  der  Steinkohlentarife  getrost  den  künftigen 
Bundesbahnbehörden  überlassen. 

Die  gleiche  Bemerkung  gilt  auch  dem  Antrag 
des  Herrn  Schumacher.  Dieser  Antrag  gieng  an- 
fangs viel  weiter.  Er  wollte  die  Taxen  der  Aus- 
nahmetarife überhaupt  auf  alle  Bundesbahnen  aus- 
dehnen. In  der  Kommission  hat  dann  Herr  Schu- 
macher selbst  eingesehen,  dass  ein  derartiger  Vor- 
schlag zu  weit  gehe,  und  er  hat  den  Antrag  auf 
die  Ausnahmetarife  für  den  internen  Verkehr  be- 
schränkt Aber  auch  in  dieser  abgeschwächten  Form 
sollte  der  Antrag  abgelehnt  werden. 

In  erster  Linie  können  die  finanziellen  Folgen 
gar  nicht  ermessen  werden.  Herr  Schumacher  will 
die  Ausnahmetarife,  welche  bei  den  an  den  Bund 
übergehenden  Bahnen  bereits  bestehen,  beibehalten 
und  auf  das  ganze  Netz  der  Bundesbahnen  ausdehnen. 
Ich  weiss  nun  nicht  genau,  wie  das  gemeint  ist, 
ob  das  heissen  soll,  dass  die  am  30.  April  1003 
bestehenden  Ausnahmetarifo  von  den  Bundesbahnen 
unbesehen  angenommen  werden  sollen.  Das  wird 
zwar  kaum  möglich  sein,  ich  nehme  vielmehr  an, 
Herr  Schumacher  ist  der  Ansicht,  dass  die  gegen- 
wärtig —  am  31.  Dezember  1899  —  bestehenden 
Ausnahmetarifo  auf  das  ganze  Netz  ausgedehnt  wer- 
den sollen.  Allein  wenn  es  auch  so  gemeint  wäre, 
so  würde  damit  der  künftigen  Tarifgestaltung  in 
nicht  zu  rechtfertigender  Weise  vorgegriffen  und 
zugleich  einer  grossen  Konfusion  gerufen.  Neben 
den  allgemeinen  Ausnahmetarifon  bestehen  noch  bei 
jeder  Bahn  besondere  Ausnahmetarifo,  deren  Grund- 
lagen und  Bestimmungen  sehr  verschieden  sind. 
So  hat  die  S.  G.  B.  z.  B.  einen  Ausnahmetarit  für 
Butter  im  Abonnement,  für  flüssige  Milch,  frische 
Butter  und  Brod,  Heu,  Häcksel,  Stroh,  Spreu  und 
Schilf,  für  Getreidemehl  und  Kleie;  die  N.  0.  B. 
für  frische  Butter,  frisches  Fleisch  und  Brod  im 
Abonnement,  für  Steinkohle  und  Roheisen,  für  Ce- 
ment  und  hydraulischen  Kalk;  die  V.  S.  B.  für 
frische  Butter,  frisches  Fleisch  und  Brod  im  Abon- 
nement Dagegen  sind  solcher  Ausnahmetarife  bei 
der  J.  S.  eine  ganze  Legion.  Es  erklärt  sich  das 
aus  der  historischen  Entwicklung  unseres  Tarifwe- 
sens. Die  J.  S.  hat  sich  nur  nach  langem  Sträuben 
dem  Reformtarif  angeschlossen.  Sie  machte  also 
keinen  Unterschied  zwischen  ganzen  und  halben 
Wagenladungen.  Die  Folge  war  die,  dass  sie,  um 
den  Verkehr  zu  entwickeln,  gezwungen  war,  ihre 
Tarife  zu  ormässigen.  Bei  den  andern  Bahnen,  welche 
den  Reformtarif  angenommen  und  damit  billigere 
Transportbedingungen  eingeführt  hatten,  machte 
sich  das  Bedürfnis  nach  Ausnahmetarifen  viel  weniger 
geltend.  Und  nachdem  wir  nun  auf  die  niedrigsten 
Ansätze  der  bestehenden  Bahnen  hinabgegangen 
sind,  so  wird  sich  auch  bei  den  Bundesbahnen  das 
Bedürfnis  nach  solchen  Ausnahmetarifen  viel  weniger 
geltend  machen,  als  dies  bei  den  Privatbahnen  der 
Fall  war. 

Ich  will  einige  dieser  Ausnahmetarife  heraus- 


greifen, um  Ihnen  zu  zeigen,  zu  welch  sonderbaren 

Konsequenzen  der  Antrag  des  Herrn  Schumacher 
führen  würde.  Wir  haben  bei  der  S.  C.  B.  einen 
Specialtarif  für  Butter  im  Abonnement  zur  Taxe 
von  25  Rappen  per  Kiste  bis  zu  6  kg,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Distanz.  Dieser  Tarif  ist  speciell  auf 
die  Verhältnisse  der  Stadt  Basel  zugespitzt,  müsste 
aber  nach  Antrag  des  Herrn  Schumacher  auf  die 
ganze  Schweiz  ausgedehnt  werden.  Die  S.  C.  B. 
hat  ferner  einen  Ausnahmetarif  für  Getreidemehl 
und  Kleie  in  Wagenladungen  von  5000  kg  und  zwar 
für  die  Station  Nebikon  und  rückliegende  Stationen 
und  die  Stadt  Luzern  und  rückliegende  Stationen. 
Sie  erhebt  dafür  eine  Taxe  von  0,595  Rappen  pro 
100  kg  und  pro  km  plus  10  Rappen  Expeditionsge- 
bübr,  während  die  Normaltaxe  für  Getreidemebl  0,95 
Rappen  plus  10  Rappen  Expeditionsgebühr  und  für 
Kleie  0,85  Rappen  plus  10  Rappen  Expeditionsgebühr 
betragen  würde.  Dieser  Specialtarif  ist  wiederum 
zugeschnitten  auf  ein  einziges  Geschäft,  das  sind 
die  Gebrüder  Steiner  in  Grosswangen  und  Malters, 
und  müsste  nun  für  die  ganze  Schweiz  massgebend 
sein  und  die  Grundlage  für  den  künftigen  Getreide- 
transport bilden.  Das  geht  nicht  an! 

Die  J.  S.  hat  einen  Ausnahmetaril  für  Holz 
in  Wagenladungen  von  5000  kg,  betreffend  den  Ver- 
kehr zwischen  Genf  bis  Bex  einerseits  undBouveret 
bis  Brig,  sowie  St-Maurice  bis  Renens  andrerseits. 
Hier  ist  ein  Staffeltarif  vorgesehen.  Es  werden  be- 
zogen: St-Maurice-Gcnf  und  rückliegende  Stationen 
0,40  Rappen,  St-Maurice- Rolle  und  rückliegende 
Stationen  0,50  Rappen,  St-Maurice-Lausanne  und 
ruckliegende  Stationen  0, 60  Rappen,  St-Maurice-Cully 
bis  Bex  0,52  Rappen  und  St-Maurice- Walliserstationen 
0,435—0,521  Rappen  per  100  kg  und  km  ohne  Ex- 
peditionsgebühr. Es  ist  das  ein  Staffeltarif,  der  spe- 
ciell auf  gewisse  Stationen  der  J.  S.  zugeschnitten 
ist,  auf  die  Konkurrenz,  welche  der  J.  S.  durch 
den  Warenverkehr  auf  dem  Genfersee  erwächst  Es 
geht  nun  absolut  nicht  an,  diesen  Staffeltarif  auf 
das  ganze  Netz  auszudehnen.  Es  wäre  dies  praktisch 
undurchführbar  und  würde  einer  grossen  Konfusion 
rufen 

Dann  haben  wir  einen  Ausnahmetarif  für  guss- 

eiserno  Röhren,  Stahl,  Blei,  Zink,  Kupfer  und  guss- 
oiserno  Säulen  und  zwar  in  Wagenladungen  von  5000 
und  10,000  kg  und  zwar  wieder  im  Interesse  eines 
Geschäftes,  nämlich  der  Eisenwerke  von  Choindez. 
Dieser  Specialtarif  musste  errichtet  werden,  bevor 
der  allgemeine  Retormtarif  eingeführt  worden  war. 

Forner  haben  Sie  einen  Specialtarif  —  Herr 
Schumacher  hat  besonders  darauf  hingewiesen  — 
für  rohe,  unbehauene  Steine  schweizerischer  Her- 
kunft in  Wagenladungen  von  5000  und  10,000  kg. 
Dio  Taxe  boträgt  von  1  —69  km  0,5  Rappen  per  100  kg 
undper  km,  und  von  70km  an  nur  noch  2  Rappen, 
ohne  Expeditionsgebühr.  Dieser  Tarif  wurde  auf 
Drängen  der  Steingrubo  von  Ostermundingen  ein. 
geführt.  Diese  Grubo  hatte  auf  dem  Platz  Genf  mit 
dem  sogenannten  Lyoner  Stein  zu  kämpfen,  und 
es  wäre  unmöglich  geweseü,  den  Ostermundinger 
Stein  in  Genf  anzubringen,  wenn  nicht  die  Taxe 
auf  2  Cts.  ermässigt  worden  wäre.  Ich  weiss  nicht 
welchen  Einflüssen  diese  Ermässigung  zuzuschrei- 
ben ist;  allein  es  ist  Thatsaohe,  dass  die  Ueber- 
nahme  dieses  Transportes,  sofern  nicht  ganz  grosso 
Mengen  in  ganz  direkten  Zügen  geführt  werden 
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können,  für  die  Dahn  eigentlich  einen  Verlust  be- 
deutet. Denn  die  Selbstkosten  betragen  3  Rappen 
per  km,  während  die  Taxe  von  70  km  an  nur  2 
Rappen  beträgt 

Ich  will  keine  weitern  Beispiele  anfahren.  Ich 
glaube,  dargethan  zu  haben,  dass  es  absolut  un- 
möglich ist,  alle  diese  specielien  Tarife  auf  das 
ganze  Netz  der  schweizerischen  Bahnen  auszudehnen, 
ohne  dass  daraus  eine  kolossale  V< 
stehen  würde. 

Sie  haben  übrigens  gestern  alle  Anträge,  welche 
darauf  ausgiengen,  Detailbestimmungen  in  das  Ge- 
setz hineinzubringen,  abgewiesen.  Wenn  Sio  kon- 
sequent bleiben  wollen,  so  müssen  Sie  auch  den 
Antrag  des  Herrn  Schumacher  ablehnen.  Ueberlassen 
Sie  doch  in  Gottes  Namen  getrost  die  Regelung  dieser 
komplizierten  Fragen  den  künftig  kompetenten  Be- 
hörden, welche  im  Interesse  des  Undes  schon  das 
Riohtige  treffen  werden,  vielleicht  besser,  als  wir  es 
treffen  könnten. 

Was  die  Auskunft  anbelangt,  welche  Herr  Müller 
in  Bezug  auf  gewisse  landwirtschaftliche  Erzeug- 
nisse wünscht,  so  bin  ich  nicht  kompetent  genug, 
um  da  eine  Ausscheidung  machen  zu  können.  Ich 
glaube,  die  Hauptsache  wird  sein,  dass  wir  im  Ge- 
setze den  Grundsatz  niederlegen,  dass  die  billigsten 
und  geringsten  landwirtschaftlichen  Produkte  eine 
besondere  Berücksichtigung  finden  sollen,  und  es 
wird  dann  die  Bundesbahnverwaltung  mit  den  Ver- 
tretern der  Landwirtschaft  vereinbaren,  was  darunter 
zu  fallen  habe. 

Was  sodann  den  Antrag  des  Herrn  Scherl >  anbe- 
trifft, AI.  5  zu  streichen,  so  halte  ich  das  für  unzu- 
lässig. Wir  haben  beschlossen,  dass  auf  gewissen 
Strecken,  welche  eine  Steigung  von  über  20 '/«  auf- 
weisen, ein  Zuschlag  erhoben  werden  dürfe.  Wir 
sagen  das  besonders  mit  Rücksicht  auf  die  G.  B. 
Wir  haben  dem  aber  nur  zugestimmt  mit  dem  aus- 
drücklichen Vorbehalt,  dass  auf  den  Strecken,  auf 
denen  ein  Zuschlag  bis  jetzt  nicht  erhoben  wurde, 
ein  solcher  in  Zukunft  auch  nicht  erhoben  werden 
dürfe.  Es  betrifft  das  speciell  die  Linie  Sissach- 
Olten,  welche  eine  Steigung  bis  auf  27  7»  aufweist. 
Und  wir  haben  noch  andere  derartige  Strecken. 

Ich  denke,  Herr  Scherb  wird  durch  diese  Aus- 
kunft befriedigt  sein.  Ich  empfehle  Ihnen  nochmals 


Seherb:  leb  bin  durch  die  Auskunft  des  Herrn 
Kommissionspräsidenten  nicht  belehrt  worden.  Die 
Bestimmung  in  Lemma  5  beruht  offenbar  auf  dem 
gleichen  Gedanken,  auf  dem  der  Antrag  des  Herrn 
Soherrer  beruht,  nämtioh  auf  dem  Gedanken,  dass 
wir  unser  Verhalten  von  den  Entscheiden  Anderer 
abhängig  machen.  Es  steht  ja  offenbar  ganz  im  Be- 
lieben der  Bahnverwaltung,  einen  Zuschlag  zu  erheben 
oder  nicht  Ich  glaube  aber,  es  ist  viel  richtiger, 
wenn  wir  selbst  beschliessen,  was  wir  für  die  In- 
teressen der  Bundesbahnen  und  des  Verkehrs  als 
zweckdienlich  halten  und  unsern  Entscheid  nicht 
von  dem  Gutfinden  Anderer  abhängig  machen. 

Ich  beharre  deshalb  auf  dem  Antrag,  Lemma  5 


Bundesrat  Z«np :  In  Bezug  auf  den  Antrag  def 

Herrn  Schumacher  will  ich  keine  weitem  Worte 
verlieren.  Ich  denke,  die  Entgegnungen  des  Refe- 
renten der  Kommission  sollten  genügen,  um  Ihnen 
die  Ueberzeugung  beizubringen,  dass  dieser  Antrag 
des  Herrn  Schumacher  ganz  bedeutende  finanzielle 
Folgen  haben  muss  und  zudem  ein  Vorgreifen  in 
der  Festsetzung  der  Grundlagen  für  die  künftige 
Tarifordnung  bedeutet  Aus  diesen  Gründen  sollte 
der  Antrag  des  Herrn  Schumacher  nicht  in  Betracht 
gezogen  werden. 

Den  zutreffenden  Entgegnungen  des  Herrn  Kom- 
missionspräsidenten gegenüber  dem  Antrag  des  Herrn 
Blumer  habe  ich  folgendes  beizufügen:  Wir  haben 
schon  in  der  Kommission  darauf  hingewiesen,  dass 
es  nicht  angehe,  in  einer  grundsätzlichen  Fassung 
zu  erklären,  dass  Staffeltarife,  insoweit  die  Ver- 
kehrsbedürfnisse es  erfordern,  mit  Zustimmung  des 
Bundesrates  eingeführt  werden  können,  und  dann 
noch  eine  specielle  Bestimmung  für  die  Steinkohle 
aufzunehmen.  Wir  haben  Herrn  Blumer  er- 
widert, die  Einführung  der  Staffeltarife  beim  Ge- 
treide, bei  Wein  und  andern  ürprodukten,  welche 
jetzt  schon  nach  dem  Staffeltarife  transportiert  wer- 
den, sei  ebenso  dringend,  wie  bei  den  Steinkohlen. 
Wenn  aber  die  Steinkohle  im  Gesetz  ganz  besondere 
signalisiert  wird,  so  bedeutet  das  eine  Zurücksetzung 
aller  andern  Artikel,  die  auch  in  Betracht  kommen 
können.  Und  da  ist  nach  unserer  Ansicht  der  erste 
Artikel,  dem  die  Wohlthat  der  Staffeltarife  zu  gute 
kommen  soll,  nicht  die  Steinkohle,  Sendern  das  Ge- 
treide. 

Herr  Blumer  hat  selber  die  Einsicht  gehabt 
dass  die  specielle  Aufführung  der  Steinkohle  nicht 
mehr  passend  sei,  und  er  giebt  nun  eine  Aufzählung 
von  andern  Artikeln.  Diese  Aufzählung  ist  aber  nicht 
vollständig.  Herr  Blumer  spricht  nicht  vom  Staffel- 
tarif der  schweizerischen  Weine,  aber  die  Ver- 
treter des  Waadtlandes  haben  zu  allen  Zeiten  für 
den  Weintransport  nach  den  Staffeltarifen  gerufen. 
Herr  Blumer  spricht  auch  nicht  von  den  Staffel- 
tarifen für  Holz,  aber  im  Jura  hat  man  dieselben, 
und  sie  sind  für  grosse  Holztransporte  sehr  wünsch- 
bar.  Also  die  Aufzählung  des  Herrn  Blumer  ist  ganz 
imperfekt;  Sie  würden  auch  bei  einem  Versuche, 
diese  Aufzählung  zu  kompletteren,  nie  zu  einer 
richtigen,  abschliessenden  Bestimmung  gelangen. 
Viel  besser  ist  es,  diese  Aufzählung  wegzulassen 
und  sich  mit  dem  allgemeinen  Satze  der  Kommis- 
sion zu  begnügen.  Ich  zweifle  keinen  Augenblick 
daran,  dass  bei  der  Herstellung  der  Tarife  gleich 
die  Frage  an  die  neue  Bahnverwaltung  herantreten 
wird,  ob  nicht  die  Staffeltarife  nach  dem  Schema 
der  bestehenden  Bahnverwaltungen  festgestellt,  aus- 
gebaut und  verbessert  werden  sollen.  Dann  wird 
die  Frage  mit  aller  Umsicht  und  mit  gehöriger  Be- 
rechnung der  Folgen  gelöst  werden  können.  Wir 
aber  können  das  nicht,  wir  haben  das  Material 
nicht  und  sind  nicht  in  der  Lage,  aus  Erfahrungen 
zu  schöpfen. 

Ich  opponiere  dem  Antrag  des  Herrn  Blumer 
sachlich  nicht.  Ich  glaube,  sein  Begehren  sei  zu 
würdigen,  aber  ich  glaube,  Herr  Blumer  würde 
eben  so  gut  thun,  an  seinem  specielien  Antrage 
nicht  festzuhalten. 

Und  nun  der  Antrag  des  Herrn  Scherb. 
5  wird  nioht  vom 
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Kommission  beantragt  Obwohl  ich  bei  der  tetzicn 
Kommlssionsverhandlung  nicht  dagegen  opponiert 
habe,  erlauben  Sic  mir  nun  doch,  den  Antrag  des 
Herrn  Scherb  zu  unterstützen.  An  Hand  der  Statistik 
lässt  sieb  sehr  leicht  übersehen,  aul  welche  Bahn- 
strecken dieseBestimmungAnwendung  finden  könnte, 
aber  Sie  können  gar  nicht  ermessen,  welche  An- 
wendung dieser  Artikel  künftig  beim  Ausbau  der 
Bundesbahnen  und  bei  den  späterdeuiBuadesbahnnetz 
anzugliedernden  Bahnen  finden  wird. 

Ich  will  das  an  einem  Beispiele  erläutern.  Wir 
haben  im  Rückkaufsgesetz  die  Verpflichtung  über- 
nommen, die  Rykenbahn  zu  bauen.  Diese  Verpflich- 
tung wird  erfüllt  werden.  Für  diese  Bahn  bestehen 
verschiedene  Projekte,  ein  solches  mit  einer  Stel- 
gung  bis  auf  30°/M>  dann  auch  andere,  günstigere 
Projekte.  Soll  es  dann  der  Bandesbahnverwaltung 
durch  diesen  Artikel  benommen  sein,  einen  Zuschlag 
zu  erheben,  wenn  eines  dieser  Projekto  ausgeführt 
wird?  Ich  glaube,  das  wäre  unbillig.  Sodann  der 
Bau  der  Lötschbergbahn,  welche  wohl  später  einmal 
dem  Bundesbahonctz  angegliedert  werden  soll.  Aul 
der  Lötschbergbahn  werden  jedenfalls  Steigungen 
von  über  20  •/«•  vorkommon.  Ja,  wollen  Sie  da  von 
vornherein  sagen,  man  dürfe  dort  keine  Zuschläge 
berechnen?  Die  rfitischen  Bahnen  sind  im  Ausbau 
begriffen.  Der  Albula  wird  durchtunnelt  Bei  der 
neuen  Linie  kommen  Steigungen  von  über  20  °/»°  vor. 
Allerdings  gehört  das  rätische  Bahnnetz  noch  nicht 
zum  Bundesbahnnetz,  aber  wir  haben  ja  davon 
sprechen  gehört,  dass  beim  endlichen  Ausbau  der 
rätischen  Bahnen,  bei  deren  Fortführung  an  die 
Grenze,  die  Frage  an  uns  herantreten  wird,  ob  nicht 
auch  dieses  Netz  dem  Bundesbahnnelz  angegliedert 
werden  soll;  dann  aber  haben  Sie  durch  die  Be- 
stimmung, die  von  Herrn  Scherb  beanstandet  wird, 
die  Sachlage  für  die  Erwerbung  der  rätischen 
Hahnen  verschlimmert.  Es  giebt  also  eine  Anwen- 
dung dieses  Satzes,  an  die  wahrscheinlich  nicht 
gedacht  wurde,  und  damit  nicht  von  vornherein  die 
künftige  Bundesbahnverwaltung  in  Verlegenheiten 
gebracht  wird,  möchte  ich  Sie  ebenfalls  bitten, 
Lemma  5  lallen  zu  lassen. 

Noch  ein  Wort  über  den  Antrag  des  Herrn  Müller. 
Wenn  ich  richtig  verstanden  habe,  so  wünscht  Herr 
Müller  Auskunft  darüber,  ob  in  der  Fassung  des 
letzten  Alinea  der  Kommission  Düngmittel  auch 
inbegriffen  sind? 


Maller:  Nein!  Die  Düngmittel  sind  jetzt  schon 
in  der  niedrigsten  Klasse  eingereiht  Ich  sprach 
von  den  Futtermitteln. 


Bundesrat  Zemp:  Es  ist  mir  nicht  möglich, 
darauf  eine  Antwort  zu  geben.  Ich  habe  Sie  unter 
der  Voraussol/.ung,  dass  die  Düngermittel  ebenfalls 
in  Frage  seien,  auf  die  Botschaft,  S.  44,  verweisen 
wollen,  wo  gesagt  ist,  dass  früher  eine  andere 
Fassung  beliebt  hatte,  nämlich  die  Fassung  nach 
Art.  18  der  Normalkonzcssion.  Dort  heisst  es:  «Die 
der  Landwirtschaft  und  Industrio  hauptsächlich  zu- 


dienenden Rohstoffe,  wie  fossile  Kohlen,  Holz,  F.rze, 
Eisen,  Salz,  Steine,  Düngungbmiltel  u.  8.  w.  in 
Wagenladungen  sollen  möglichst  niedrig  taxiert 
werden.»  Dann  ist  gezeigt,  dass  von  verschiedenen 
Interessengruppen  gewünscht  wurde,  eine  specielle 
Aufzählung  möchte  unterbleiben  und  dafür  eine  all» 
gemeine  Fassung  festgehalten  werden.  Dieses  hat 
beliebt,  und  es  wurde  diese  allgemeine  Fassung  nun 
in  den  Gesetzesentwurf  hörübergenommen.  Nun 
würde  auch  bei  der  Fassung  von  Art.  18  der  Normal- 
konzession Platz  gegeben  sein,  um  für  die  Gegen- 
stände, welche  Herr  Müller  genannt  hat,  den  gleichen 
niedrigen  Tarif  gelten  zu  lassen,  denn  es  Ist  hier  aus- 
drücklich noch  darauf  hingewiesen,  dass  es  noch  an- 
dere Stoffe  gebe  als  die  aufgezählten;  es  heisst: 
Düngungsmittel  u.s.  w.  Nun  kann  ich  nicht  ut teilen  — 
ich  bin  nicht  Sachverständiger  —  ob  die  Futtormittel 
In  der  That  sich  liier  oinreihen  lassen.  Aber  ich  denke, 
wenn  das  Urteil  des  Herrn  Müller,  woran  ich  nicht 
zweifle,  richtig  ist,  dass  oin  Bedürfnis  nach  Erleich- 
terung des  Verkehre  auch  für  diese  Gegenstände 
ebenso  sehr  obwaltet,  wie  für  diejenigen,  welche 
aufgezählt  sind,  so  wird  auch  für  diese  Gegenstand« 
die  Erleichterung  gewährt  werden. 


8ch«rrer:  Erlauben  Sie  mir  nur  ein  kurzes  Wort 
zum  Antrage  des  Herrn  Scherb.  Wenn  ich  empfind- 
lich soin  wollto,  so  müssto  ich  selbstverständlich 
zu  dem  Antrag  Scherb  stimmen,  nachdem  Sie  meinen 
gestrigen  Antrag  abgelehnt  haben,  und  ich  gebe  zu, 
dass,  wenn  man  konsequent  sein  will,  man  eigent- 
Uch  ebenso  gut  diesen  Antrag  annehmen  muss,  wie 
man  den  gestrigen  von  mir  abgelehnt  hat  Nun  aber 
möchte  ich  doch  bemerken,  dass  ich  nichts  desto 
weniger  zum  Antrage  der  Kommission  stimme  und 
Abweisung  des  Antrages  Scherb  empfehle.  Die  Beden- 
kende speciell  Herr  Bund esrat  Zemp  vorgebracht  hat, 
sind  meines  Erachtens  vollständig  ungerechtfertigt; 
es  wird  der  zukünftigen  Bundesbahn-Verwaltung 
ganz  unbenommen  sein,  auch-künliü  zu  erstellenden 
Bahnoü.derAlbulabahn.derBykenbahuoderderLötsch- 
bergbahn,  solche  Zuschläge  zu  gestatten;  sie  ist  daran 
nicht  gehindert  durch  den  Antrag  der  Kommission, 
sondern  der  Kommissionsanlrag  beschränkt  sich 
nur  auf  dio  Bahnstrecken,  auf  welchen  ein  Zuschlag 
bisher  nicht  erhoben  worden  ist,  kann  sich  also 
nicht  auf  Bahnstrecken  beziehen,  welche  zur  Zelt 
überhaupt  nicht  bestehen  und  vielleicht  Uberhaupt 
nie  bestehen  werden.  Anderseits  erlaube  ich  mir 
denn  doch,  Sie  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
Sie  in  Art.  8  den  Antrag  der  Kommission,  dass  auf 
Bahnstrecken,  auf  welchen  bisher  beim  Personenver- 
kehr bei  Steigungen  ein  Zuschlagnichterhoben  worden 
ist,  auch  künftig  ein  solcher  nicht  bezogen  werden 
darf,  anstandslos  angenommen  haben,  und  nach- 
dem Sie  das  mit  Bezug  auf  den  Personenverkehr 
beschlossen  haben,  erscheint  es  meines  Erachtens 
nur  als  Gebot  der  Konsequenz,  dass  Sie  das  Gleiche 
auch  mit  Bezug  auf  den  Güterverkehr  beschliessen 
und  somit  den  Antrag  Scherb  ablehnen. 
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Hehnmiteher:  Ich  mochte  auch  nicht  rar  Ver- 
längerung der  Diskussion  beitragen;  allein  ich  bin 
doch  genötigt,  dem  Herrn  Berichterstalter  einige 
Worte  zu  erwidern.  Zunächst  muss  ich  bezüglich 
der  Stückgut-Tarife  denn  doch  richtigstellen,  dass 
die  Sache  nicht  so  ist,  dass  unsere  Industrie  be- 
züglich des  Kohleilbezuges  vor  der  deutschen  In- 
dustrie begünstigt  ist  Das,  was  im  Reichstag  vor- 
gebracht worden  ist,  bat  ja  zu  Zeiten  bestanden ;  zu 
Zeiten  wurden  die  Schweiz  und  Italien  gegenüber 
Deutschland  begünstigt  Allein  das;  war  zu  eiuor 
Zeit,  wo  die  Koblenproduktion  in  Deutschland  den 
Bedarf  des  Inlandes  überstieg,  und  seither  haben 
sich  die  Verhältnisse  geändert  Wenn  Sie  die  Vor- 
ginge auf  dem  Kohlenmarkte  beobachtet  haben,  so 
wird  ihnen  bekannt  sein,  dass  anlasslich  der  letzten 
Preisfestsetzung  der  Graben  der  Saargogond  die 
Preise  für  den  Auslaudkousuro  um  16  bis  22  Mark 
pro  Wagen  erhöht  worden  sind,  wahrend  für  den  In- 
landkonsum dio  alten  Preise  bestehen  blieben.  So 
steht  die  Sache  zur  Zeit  Nun  hat  Herr  v.  Arx  ge- 
sagt, die  Annahme  meines  Antrages  würde  eine 
Konfusion  im  Tarifwesen  herbeiführen.  Diese  Be- 
hauptung entbehrt  nun  allerdings  nicht  der  Origi- 
nalität Mein  Antrag  will  Vereinheitlichung  der 
Tarife  herbeifuhren,  und  bis  jetzt  war  ich  der 
Meinung,  dass  die  Vereinheitlichung  das  Gegenteil 
der  Konfusion  sei,  und  ich  habe  auch  die  Meinung, 
dass  es  bei  der  Vereinheitlichung  unseres  Rechtes 
nicht  zur  Konfusion  kommen  werde.  Im  weitern 
hat  Herr  v.  Arx  gesagt,  dass  Detailbestimmungen 
nicht  ins  Gesetz  aufgenommen  werden  sollten.  Nun 
bin  ich  durchaus  der  gleichen  Meinung;  allein  Grund- 
«ätze,  wie  derjenige,  den  ich  beantragt  hatte,  sind 
keine  Detailbestimmungeii,  das  sind  sehr  wichtige, 
einschneidende  Bestimmungen,  und  wenn  Sie  es 
ablehnen,  solche  grossen  Sachoa  im  Gesetze  selbst 
zu  regeln,  so  thuuSie  bessor,  überhaupt  kein  Taril- 
gcselz  zu  erlassen.  Ludlich  hat  Herr  v.  Arx  gemeint, 
die  finanziellen  Folgen  momes  Antrages  konnten 
nicht  ermessen  wei  den.  Ich  glaube,  diese  finanziellen 
Folgen  sind  bereits  in  Betracht  gezogen  worden 
und  zwar,  nehm  ich  an,  anlasslich  des  Erlasses 
der  Botschaft  über  die  Verstaatlichung  der  Eisen- 
bahnen. Das,  was  ich  beantrage,  hat  der  Bundesrat 
in  jener  Botschaft  in  bestimmte  Aussicht  gestellt, 
und  ich  nehme  au,  er  wird  das  nicht  gethan  haben 
ohne  dass  er  über  dio  finanziellen  Folgen  sich  klar 
geworden  ist  Ich  habe  die  Rückkaufs-llutschaft  vor 
mir,  und  da  sagt  der  Bundesrat .  «Die  nur  bei  ein- 
zelnen Bahnen  beziehenden  Ausnahmetarife  oder 
solche,  die  nicht  einheitliche  Transportbedingungen 
oder  Taxen  haben,  sind  zu  vereinheitlichen,  und 
zwar  zu  den  günstigsten  der  bestehenden  Bestim- 
mungen.» Mein  Antrag  deckt  sich  nicht  nur  sachlich 
mit  dem  Versprechen,  das  der  Bundesrat  gegeben 
hat,  sondern  er  deckt  sich  sogar  wörtlich. 


Amnmnn:  Meinerseits  unterstütze  ich  den  An- 
trag Scherb  lebhaft  Es  ist  allerdings  richtig, 
dass  man  in  Art.  8  einen  ähnlichen  Satz  stehen 
gelassen  hat,  wie  der  Absatz  5  des  Art.  13;  aber 
bei  Annahme  des  Antrages  Scherb  steht  durchaus 
kein  Hindernis  entgegen,  nachträglich  aul  den  Art 


8  zurückzukommen  und  dort  das  bezftglichu  Alinea 
auszumerzen.  Bei  Begründung  dieses  Absatzes  5  ist 
immer  nur  auf  die  Strecke  Sissach-Gelterkinden 
hingewiesen  wurden.  Ich  meinerseits  finde  nun, 
dass  durchaus  keine  Veranlassung  besteht,  den 
Grundsatz  zu  durchbrechen  mit  Bezug  .auf  einig«; 
wenige  Bahnstrecken,  die  hier  in  Beirai  kommen 
können;  donn  es  wird,  wenn  da  überall  ..^snahme- 
bestimmungen  geschaffen  werden,  die  längst  er- 
sehnte Vereinheitlichung  einfach  verunmoglicht 
Uobrigons  ist  man  auch  auf  andern  Gebieten  durch- 
aus nicht  auf  diesem  Wege  vorgegangen.  Ich  er- 
innere daran,  dass  z.  B.  beim  Personenverkehr 
•  bereits  schon  92  km  bes  lohen,  welche  geringere 
Ansätze  aulweisen,  als  diejenigen,  welche  wir  an- 
genommen haben.  Also  gerade  im  Interesse  dor 
Vereinheitlichung  und  der  Bundesbahnen  haben  wir 
nicht  überall  die  niedrigsten  Ausätze  gewählt 
Wenn  man  nun  hier  zu  Gunsten  einiger  Bahnstrecken 
Bestimmungen  aufnimmt  um  den  status  quo  ihnen 
zu  sichern,  hätte  man  korrekterweise  auch  für  die 
betreffenden  92  km  einen  ähnlichen  Grundsatz  auf- 
nehmen müssen.  Allein  ich  bin  damals  ganz  ein- 
vorstanden gewesen,  dass  man  diesen  Weg  nicht 
betrete,  im  Interesse  der  Bundesbahnen;  deshalb 
bin  ich  auch  hier  mit  dem  Antrag  dos  Herrn  Scherb 
einverstanden,  weil  damit  eine  Ausnahmebestim- 
mung, welche  in  Zukunft  immer  wiedor  hindernd 
in  den  Weg  treten  könnte,  beseitigt  wird. 


Müller :  Nur  eine  kurze  Erklärung.  Ich  habe  in 
Aussicht  gestellt  dass  ich  eventuell  einen  Antrag 
stellen  wurde  betreffend  das  letzte  Alinea.  Ich  ver- 
zichte nun  darauf,  weil  ich  begreife,  dass  der  Bun- 
desrat heute  nicht  darüber  Auskunft  geben  kann, 
und  weil  ich  meines  Teils  allerdings  das  vollste 
Vertraueu  habe  zu  den  künftigen  Behörden,  welche- 
dieses  Gesotz  zur  Ausführung  bringen  werden,  in- 
dem ich  dafür  halte,  dass,  wenn  die  Bahnen  in  den 
Händen  des  Bundes  sind,  der  Buud  die  gleichen 
Interessen  vorfolgon  wird  wie  seinerzeit  boi  dem 
Zolltarif  in  Bezug  auf  Rohprodukte,  welche  im  In- 
teresse der  Landwirtschaft  eingeführt  werden.  Diese 
gehören  zu  den  geringst  verzollten,  und  ich  glaube, 
dass  der  Bundesrat  und  die  Behörden  zur  gleichen 
Ansicht  kommen  werden,  dass  für  diese  Bohslofle, 
welche  für  unsere  Landwirtschaft  durchaus  notwendig 
sind,  namentlich  für  die  Produktion  von  Fleisch, 
die  Tarife  so  billig  als  möglich  gestellt  werden 
sollen.  Deshalb  verzichte  ich  auf  die  Stellung  eines 
Antrages. 


Bundesrat  Zemp :  fch  finde  nur  einer  Bemerkung 
des  Herrn  Schumacher  gegenüber  noch  eine  Rich- 
tigstellung für  nötig.  Herr  Schumacher  citiert 
aus  der  Rückkaufs-Botschaft  einen  Satz,  welcher 
dahin  zu  verstehen  wäre,  dass  man  dort  erklärt 
habe,  alle  Ausnahme-Tarife  müssen  generalisiert 
werden.  Das  kann  unmöglich  der  Sinn  jener  Zeilon 
sein.  Ich  habe  die  Rückkaufs-Botschaft  nicht  bei 
der  Hand,  aber  ich  weiss,  wie  man  die  Sache  sich 
gedacht  hat  und  zwar  nach  dem  Vorgänge  unserer 
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Experten.  Man  hat  erklärt:  die  Normaltarife,  auch 
wenn  sie  noch  so  niedrig  sind,  reichen  nicht  aus, 
um  dem  Verkehr  die  nötigen  Dienste  zu  leisten, 
sondern  es  ist  in  Hinsicht  auT  die  Gegenstände, 
welche  transportiert  werden,  in  Hinsicht  auf  den 
Ursprungsorl.  aul  dio  verschiedenen  Zeitumstände 
notwendig,  Ausnahmetarife  zu  schallen;  es  wurde 
anerkannt,  das  in  den  letzten  Jahren  solche 
Ausnahmetarife  zu  Gunsten  des  verkehrtreibenden 
Publikums  in  grosser  Menge  erstellt  worden  sind, 
und  daran  anknüpfend  haben  wir  dann  erklärt:  es 
ist  nicht  etwa  die  Meinung,  dass  ungünstigere 
Tarife  erstellt  werden  sollen,  ohne  Berücksichtigung 
dieser  speciellen  Verhältnisse,  sondern  die  richtige 
Tarifpolitik  wird  dahingehen,  diese  Au.  nahmetarife 
zu  übernehmen,  soweit  sie  gunstiger  sind,  und  sie 
noch  weiter  auszubilden.  Das  ist  der  Standpunkt, 
den  wir  eingenommen  haben  und  der,  glaube  ich, 
richtig  ist  Aber  heute  kommt  nun  Herr  Schumacher 
und  sagt:  alte  Ausnahmetarife  für  den  internen  Ver- 
kehr müssen  für  das  künftige  Bundesbahnnetz  gül- 
tig sein,  ein  Satz,  der  nicht  annehmbar  ist,  wie 
aus  den  Nachweisungen  des  Herrn  v.  Arx  deutlich 
genug  hervorgegangen  ist 


Blnraer:  Nur  ein  kurzes  Wort  Herr  v.  Arx  hat 
eingangs  gesagt,  dass  durch  die  neuen  Tarife  die 
Kohlen  so  wie  so  billiger  werden,  dass  der  billigste 
Tarif  der  N.  0.  B.  von  0,42  Rappen  angenommen 
werde.  Nun  wird  diese  Reduktion  folgendermassen 
stattfinden.  Jetzt  kostet  ein  Wagen  mit  10  Tonnen 
Kohlen  auf  158  km  —  Basel-Glarus  —  Fr.  77,  nach 
dem  neuen  Schema  der  Bundesbahnen  Fr.  77;  nach 
dem  preussischen  Schema  würde  der  gleiche  Wagen 
Fr.  52  kosten  Also  hier  sehe  ich  keine  Reduktion 
der  Taxen.  Was  nun  Basel-Chur  mit  209  km  anbe- 
trifft, so  kostet  derselbe  Wagen  heute  Fr.  104,  nach 
dem  Schema  der  Bundesbahnen  98,  also  Fr.  6 
weniger.  Nach  dem  preussischen  Schema  würde 
der  Wagen  nach  Chur  für  Fr.  65  spediert,  also  für 
Fr.  39  weniger.  Was  nun  die  Transitspesen  anbe- 
langt, so  ist  die  Differenz  da  noch  kleiner.  Im  Transit 
kostet  heute  ein  Wagen  mit  5  Tonnen  Glarus-Genf 
Fr.  411,  nach  dem  Schema  der  Bundesbahnen  soll 
der  gleicho  Wagen  Fr.  440  kosten,  nach  dem  preus- 
sischen Schema  —  Exporttarif  —  würde  er  nur 
Fr.  241  kosten.  Ein  Wagen  von  10  Tonnen  kostet 
heute  im  Transit  Fr.  411,  nach  dem  Schema  der 
Bundesbahnen  Fr.  389;  da  besteht  eine  Reduktion. 
Aber  nach  dem  preussischen  Schema  würde  der 
gleiche  Wagen  nur  Fr.  209  kosten.  Sie  sehen  also, 
dass,  wenn  nicht  Staffeltarife  oder  überhaupt  andere 
Tarife  eingeführt  werden,  die  Industrie  in  keiner 
Weise  berücksichtigt  wird. 

Was  nun  den  Ausspruch  des  Herrn  v.  Arx 
betrifft,  dass  Fr.  2200  absolut  nicht  von  Belang 
seien,  so  glaube  ich,  dass  er,  wenn  er  Indus- 
trieller im  Kanton  Glarus  wäre,  mit  Fr.  2200 
sehr  genau  rechnen  würde.  In  Ölten,  wo  alles 
blüht  und  gedeiht  und  reich  wird  (Heiterkeit), 
braucbt  man  damit  vielleicht  nicht  zu  rechnen;  aber 
bei  uns,  in  Glarus,  wo  die  Industrie  darnieder- 
liegt, wo  man  mit  jedem  Franken  rechnen  muss, 
kommen  Fr.  2200  in  Betracht 


Nun  der  Aussprach,  dass  man  dio  Ausführungen 
des  Vorortes  des  schweizerischen  Handels-  und  In- 
ustrievereins  mit  Vorsicht  aufnehmen  müsse.  leb 
weiss  nicht,  was  Herr  v.  Arx  damit  meint.  Ich  meiner- 
seits habe  grosse  Hochachtung  vor  diesem  Vororte; 
die  betreffenden  Ausführungen  geschahen  noch  unter 
dem  Präsidium  des  Herrn  Cramer-Frey,  und  ich 
glaube,  wenn  er  da  wäre,  würde  er  sich  einen 
solchen  Ausspruoh  verbitten.  Ich  glaube,  wenn  der 
Vorort  des  schweizerischen  Handels-  und  Industrie- 
vereins etwas  schriftlich  herausgiebt  zu  Händen  von 
Gesellschaften  oder  der  Bundesversammlung,  so  sind 
diese  Ausführungen  richtig,  und  ich  habe  noch  nie 
gehört,  dass  man  diese  Zahlen  bezweifeln  müsse. 
Oder  glaubt  man,  die  Ausführungen  der  Ver- 
bandsbahnen, die  Zahlen,  die  man  uns  dort  vorge- 
führt, seien  richtiger?  Wenn  man  das  Ganze  liest 
und  nicht  nur  Bruchstücke  herausnimmt,  die  zu 
Gunsten  dessen  sprechen,  was  man  darthun  will, 
so  hat  man  den  Eindruck,  dass  die  Bahnen 
einfach  nicht  darauf  eingeben  wollten  aus  Rück- 
sichten, die  ich  bereits  genannt  habo. 

Herr  Bundesrat  Zemp  macht  mir  den  Vorwurf,  dass 
mein  Antrag  nicht  vollständig  sei.  Das  ist  richtig; 
ich  habe  nur  einzelneArtikel  angeführt  Aber  es  bleibt 
ja  der  künftigen  Bundesbahnverwaltung  überlassen, 
alle  andern  Artikel,  die  in  die  Tarife  hineinge- 
hören, beizufügen.  loh  glaube  denn  doch,  die 
Sache  ist  nicht  von  so  geringer  Wichtigkeit,  der 
Antrag  Schumacher  so  wenig,  als  der  meinige.  Man 
erwartet  diese  Konzession  überall.  Ob  nach  der 
Ansicht  des  Herrn  v.  Arx  die  Verwaltung  der  Bundes- 
bahnen wirklich  das  leisten  wird,  was  er  von  ihr 
erwartet?  Ich  meinerseits  habe  ja  alles  Zutrauen 
zu  unsern  Behörden  und  glaube,  der  Verwaltungsrat 
der  Bundesbahnen  wird  aus  tüchtigen  Männern  zu- 
sammengesetzt werden.  Aber  zur  Sicherheit  möchte 
ich  die  Sache  doch  schon  im  Gesetze  festgelegt 
wissen. 


Schumacher:  Es  ist  die  Richtigkeit  meines  Citats 
in  Zweifel  gezogen  worden.  Die  Botschaft  (Bundes- 
blatt von  1897,  Band  2,  S.  303)  unterscheidet  zwischen 
den  Ausnahmetarifen,  die  allen  Bahnen  gemeinsam 
sind  und  den  Ausnahmetarifen,  die  bei  einzelnen 
Bahnen  bestehen;  dabei  wird  ausdrücklich  gesagt, 
dass  die  allen  Normalbahnen  gemeinsamen  Aus- 
nahmetarife ohne  weiteres  fortbestehen  werden, 
«vorbehflltlicb  ihrer  Weiterentwicklung  und  noch 
besseren  Ausgestaltung;  zu  denselben  gehört  der 
nach  dem  Staffelsystem  erstellte  Ausnahmetarif  für 
Getreide  in  ganzen  Wagenladungen*.  Dann  fährt  die 
Botschaft  fort:  «Die  nur  bei  einzelnen  Bahnen  be- 
stehenden Ausnahmetarifo  oder  solche,  die  nicht 
einheitliche  Transportbedingungen  oder  Taxen  haben, 
sind  zu  vereinheitlichen  und  zwar  zu  den  günstigsten 
der  bestehenden  Bedingungen,  so  z.  B.  die  wich- 
tigen Steintarile»,  auf  welche  ja  mein  Antrag  spe- 
ciell  Bezug  hat 
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t.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
glaube,  dass  der  Aulrag  des  lierra  Kollegen  Scherl» 
noch  einiger  Ausführungen  bedarl.  Ich  betrachte  es 
als  selbstverständlich,  das»,  wenn  der  Antrag  Schert 
angenommen  wird,  wir  daun  aul  Art.  8  zurück- 
kommen müssen.  Denn  beim  I'ersououtrausport 
haben  wir  das  Lemma  3  angenommen,  welches 
lautet:  «Auf  Bahnstrecken,  aul  welchen  ein  Zuschlag 
bisher  nicht  erhoben  worden  ist,  darl  auch  kuultig 
ein  solcher  nicht  bezogen  werden. »  Indem  wir  dieses 
Lemma  annahmen,  wussten  wir  genau,  was  wir 
thaten;  wir  wollten,  nachdem  einmal  ein  Zuschlag 
bei  Steigungen  über  20  */•»  in  Aussicht  genommen 
war,  festnageln,  dass  wenigstens  da,  wo  ein  solcher 
Zuschlag  bis  jetzt  nicht  bestanden  hat,  ein  solcher 
auch  in  Zukunlt  nicht  erhoben  werden  dürfe,  und 
ich  habe  dann  ein  Beispiel  angeführt,  weil  es  mir 
zunächst  lag,  allerdings  nicht  die  Balm  von  Sissach 
nach  Gelterkinden  —  das  ist  ein  kleines elektrisches 
Bäh nchen  —  sondern  die  Linie  Ba?eI-Sissach-Olten, 
bei  welcher  nicht  etwa  nur  wir  Soiothurner  oder 
Basler  interessiert  sind,  sondern  ein  grosser  Teil 
der  Schweiz,  weil  sie  das  grosse  Eingangsthor  nach 
dem  Innern  der  Schweiz  ist 

Die  Einwendungen  nun,  welche  Herr  Bundesrat 
Zemp  erhoben  hat,  sind  zum  Teil  richtig,  zum  Toil 
auch  nicht  Soweit  es  neue  Linien  betrifft,  den 
Aasbau  des  Bundesbahn-Netzes  oder  neue  Linien 
überhaupt,  die  der  Bund  zu  bauen  vielleicht  in  der 
Lage  sein  wird,  so  ist  es  selbstverständlich,  dass 
diese  Bestimmungen  darauf  gar  keine  Anwendung 
finden,  sondern  es  handelt  sich  ja  nur  um  Linien, 
weiche  dermalen  bestehen  und  bei  welchen  eine 
solche  Zuschlagstaxe  bis  jetzt  nicht  erhoben  worden 
ist  Dagegen  hat  mich  das  Votum  von  Herrn 
Zemp  darauf  geführt,  dass  hier  doch  noch  eine  Re- 
serve gemacht  werden  muss,  und  das  betrifft  Li- 
nien, welche  vom  Bunde  in  absehbarer  Zeit  vielleicht 
noch  erworben  werden  können.  Dabei  habe  ich  z.  B. 
im  Auge  den  Jura-Neucbätelois  und  die  ratischen 
Bahnen.  Ich  kenne  nun  die  Taxen  des  Jura-Neucha- 
telois  nicht,  allein  ich  glaube,  dass  mit  Rücksicht 
auf  dio  ausserordentlichen  Betriebsverhältnisse, 
welche  auf  dem  Jura-Neuchatelois  existieren,  dort 
höhere  Taxen  bezogen  werden,  als  anderswo,  —  keine 
Zuschlage,  sondern  höhere  Taxen.  Ganz  sicher  ist 
das  der  Fall  bei  den  rätischen  Bahnen;  namentlich 
für  die  höheren  Wagenklassen  werden  Taxen  be- 
zogen, welche  das  Zwei-  und  Dreifache  der  gewöhn- 
lichen Personentaxou  ausmachen.  Wenn  Sie  nun  hier 
nichts  sagen,  so  könnte  der  Fall  eintreten,  dass  der 
Bund,  wenn  er  den  Jura-Neuchälclois  oder  die  rä- 
tischen  Bahnen  übernimmt,  dann  dioso  Grundtaxen, 
wolcho  im  Gesetze  niedergelegt  sind,  auch  auf 
diese  Linien  anwenden  müsste  und  nicht  berech- 
tigt wäre,  einen  Zuschlag  zu  machen.  Das  ist  nun 
jedenfalls  ein  Punkt,  der  berücksichtigt  werden  muss, 
und  ich  glaube  daher,  dass  auf  dem  Boden  der 
Kommission  jedenfalls  noch  die  Worte  eingeschaltet 
werden  müssen :  «Auf  Bahnstrecken,  auf  welchen  b  e  i 
Ankündigung  des  Rüokkaufes  auf  1.  Mai 
1903  ein  Zuschlag»  u.  s.  w. ;  dann  weiss  man,  dass 
nur  die  Linien  gemeint  sind,  welche  dermalen  zum 
Rückkauf  gekündet  sind.  Ich  möchte  Ihnen  diesen 
Zusatz  zum  Vorschlage  der  Kommission  empfehlen. 


Präsident :  Wird  das  Wort  weiter  verlangt  ?  — 

Wenn  n:cht,  so  ist  dio  Diskussion'  geschlossen.  Es 
hegt  nur  ein  Hauptantrag  vor,  derjenige  der  Kom- 
mission, zu  dem  verschiedene  Abändei  ur.£z<anliage 
gestellt  sind,  über  die  ich  suece-stve  abstimmen 
lassen  werde.  Was  den  von  Herrn  v.  Arx  Herstellten 
Abän Jei  un^sautrajj  zum  Lemma  5  betrifft,  so  frage 
ich  an,  ob  die  Fassung  der  Kommission  von  einem 
Mitghede  derselben  aufrecht  erhalten  wird?  —  Wenn 
nicht,  so  nehme  ich  an,  die  Kommission  sei  mit 
der  von  Herrn  v.  Arx  vorgeschlagenen  Abänderung 
einverstanden. 


Ister:  Ich  meinerseits  stimme  dem  Antrag  des 
Herrn  v.  Arx  nicht  bei.  Ich  sago  das,  weil  wir  als 
Mitglieder  der  Kommission  provoziert  werden,  uns 
zu  äussern.  Ich  stimme  zum  Antrag  des  Herrn 
Schern. 


Präsident:  Also  nimmt  Herr  Isler  für  den  Fall, 
dass  das  Alinea  5  bestehen  bleibt,  den  Antrag  der 
Kommission  wieder  aul? 


Isler:  Ja! 


Abstimmung.  —  Votation. 


In  eventueller  Abstimmung  wird,  für  den  Fall 
der  Beibehaltung  des  AI.  5,  der  von  Herrn  v.  Arx 
vorgeschlagenen  Fassung,  gegenüber  derjenigen  der 
Kommission,  mit  19  gegen  14  Stimmen  der  Vorzug 
gegeben,  und  hierauf,  in  definitiver  Abstimmung, 
mit  20  gegen  14  Stimmen,  dem  Streichungsantrag 
des  Herrn  Scherb  gegenüber,  die  Beibehaltung  des 
so  modifizierten  AI.  5  beschlossen.  Der  Zusatzantrag 
des  Herrn  Blumer  wird  mit  21  gegen  11,  derjenige 
des  Horm  Schumacher  mit  19  gegen  13  Stimmen 
abgelehnt. 

(En  votation  eventuelle,  soit  pour  le  cas  que 
l'alinea  5  est  maintenu,  la  redaction  proposee  par 
M.  v.  Arx  est  preferee  ä  celle  de  la  commission 
par  19  voix  contre  14.  Pnis,  en  votation  definitive, 
l'alinea  5,  ainsi  modifiö,  est  maintenu,  en  Opposition 
ä  la  proposition  de  bifter  de  M.  Scherb,  par  20  voix 
contre  14.  L'amendement  de  M.  Blumer  est  ropousse 
par  21  voix  contre  11,  de  möme  l'amendement  de 
M.  Schumacher  par  19  voix  contre  13.) 


Hier  wird  die  Beratung  abgeben. 
(Ici,  le  debat  est  interrompu. 
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Ständerat.  —  Conseil  des  e"tats. 

Sitzang  vom  15.  Juni  1900,  vormittags  8  Uhr.  —  StSance  du  15  juin  1900,  a  8  henrea  da  matin. 


Vorsitz: 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour. 

betr.  das  Tarifwesen  der  schweizerischen  Bundesbahnen. 

Loi  ted6rale  concernant  Im  tarlfs  de«  chemins  da  fer  federaux. 
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Fortsetzung.  —  Suite, 
(Siehe  Seite  871  tderor.  —  Volr  page  871  cl-devant.) 


Präsident:  Wir  geben  zur  Tagesordnung  Ober; 

der  Artikel  81. 


Art.  »1. 

T.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dieser 
Artikel  ist  von  allergrosster  grundsätzlicher  Bedeutung 
und  wird  voraussichtlich  zu  einer  längeren  Diskussion 
Veranlassung  geben. 

Gegen  lie  Berechtigung  der  Bundesbahnen,  die 
GQter,  untv  Zugrundlegung  der  kürzesten  Route 
rar  die  anziwendenden  Taxen  und  Lieferfristen  und 
soweit  dabei  nur  das  eigene  Netz  in  Betracht  kommt, 
nach  freiem  Ermessen  zu  instradieren,  wird  wohl 
niemand  etwts  einzuwenden  haben. 

Es  kann  dem  Versender  wie  dem  Empfänger 
absolut  gleichiültig  sein,  ob  z.  B.  ein  Wagen  Kohlen 
von  Basel  naci  Neuchätel  über  Delsberg  oder  über 
Ölten  geleitet  verde,  vorausgesetzt,  dass  ihm  daraus 
keinerlei  SchwBrigkeiten  erwachsen. 

Umgekehrt  iber  bedeutet  dieses  Recht  eine  ganz 
beträchtliche  Efaichterung,  indem  dadurch  1.  ein- 
zelne nur  mit  gössen  Kosten  zu  betreibende  Linien 
in  Anspach  genommen  werden  müssen  als 
S.  die  Möglichkeit  gegeben  ist,  gewisse 
Routen,  welche  nit  Zügen  überlastet  sind,  zu  ent- 
lasten. 

Eine  andere  F-sge  ist  aber  die,  ob  den  Bundes- 
bahnen, sobald  eü  Konkurrenzverhältnis  mit  Privat- 


bahnen vorliegt,  ebenfalls  freie  Hand  gelassen  oder 
ob  nicht  von  Gesetzes  wegen  vorgesehen  werden  soll, 
dass  die  Güter,  sofern  derartige  Verumslflndungen 
zutreffen,  über  die  effektiv  kürzeste  Strecke  geleitet 
werden  sollen. 

Derartige  Begehren  sind  schon  unter  der  Herr- 
schaft des  Privatbahnsystems  von  Zeit  zu  Zeit  auf- 
getaucht, aber  jedesmal  von  den  Behörden  abge- 
wiesen worden. 

Wollten  wir  den  genannten  Grundsatz  aufnehmen, 
so  würden  wir  faktisch  die  Bundesbahnen  schlechter 
stellen  als  die  Privatbabnen,  deren  Aktionsfreiheit, 
auf  Grund  der  Konzessionen  und  der  Gesetzgebung, 
nach  dieser  Richtung  eine  unbeschränkte  ist 

Mit  Recht  sagt  denn  auch  die  bundesrätliche 
Botschaft,  dass  eine  einseitige  gesetzliche  Verpflichtung 
zur  Iiistrsdierung  nach  der  kürzesten  Linie,  bei 
Regelung  der  Verkehrsverhältnisse,  die  Stellung  der 
Bundesbahnen  zu  den  andern  Transportanstalten 
resp.  den  Privatlinien  erheblich  schwächen  müsste. 

Der  Bundesrat  glaubt  auch,  dass  es  gar  nicht 
möglich  wäre,  für  diese  Verkehrsregelung  eine  Norm 
au  zustellen,  die  für  alle  Fälle  zutreffend,  billig  und 
volkswirtschaftlich  gut  wäre. 

Dagegen  springen  die  Nachteile  einer  solchen 
Umänderung  der  Konkurrenzverhältnisse  sofort  in 
die  Augen: 

1.  wäre  eine  solche  im  Widerspruch  mit  dem 
internationalen  Uebereinkommen  über  den 
Eisenbahnfrachtveikehr  vom  14.  Oktober  1890, 
in  Kraft  seit  1.  Januar  1898; 
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9.  wurde  sie  auf  künstliche  Weise  einen  Teil  des 
Verkehrs  der  Bundesbahn  ableiten  und  einem 
eigentliche«)  Wettlauf  nach  kürzeren,  aber 
volkswirtschaftlich  gar  nicht  zu  rechtferti- 
genden Linien  rufen; 

8.  rnüsste  die  Oekonomie  der  Bundesbahnen 
schwer  beeinträchtigt  und  die  normale  Ent- 
wickluug  derselben  geradeza  in  Frage  gestellt 
werden ; 

4.  hätte  eine  derartige  Massnahme  in  eisenbahn- 
techniacher  Beziehung  einen  absoluten  Rück- 
schritt zur  Folge. 
Was  nun  zunächst  das  internationale  Ueberein- 
kommen  über  den  Eisenbahnfracbtverkehr  anbelangt, 
so  enthält  der  Artikel  6  faltende  Bestimmung : 

«  Jede  internationale  Sendung  muss  von  einem 
Frachtbrief  begleitet  sein,  welcher  folgende  Angaben 
enthält: 

1.  die  Angabe  des  einzuhaltenden  Transportweges, 
unter  Bezeichnung  der  Stationen,  wo  die  Zollab- 
fertigung stattfinden  soll. 

In  Ermangelung  dieser  Angabo  hat  ie  Eisenbahn 
denjenigen  Weg  zu  wählen,  welcher  ihr  für  den 
Absender  am  zweckmässigsten  scheint  Für  die 
Folgen  dieser  Wahl  haftet  die  Eisenbahn  nur,  wenn 
ihr  hierbei  ein  grobes  Verschulden  zur  Last  fällt 

Wenn  der  Absender  den  Transportweg  ange- 
geben hat,  ist  die  Eisenbahn  nur  unter  den  nach- 
stehenden Bedingungen  berechtigt,  für  die  Beförde- 
rung der  Sendung  einen  andern  Weg  zu  benutzen  : 

1.  dass  die  Zollabfertigung  immer  in  den  vom 
Absender  bezeichneten  Stationen  stattfindet; 

9.  dass  keine  höhere  Fracht  gefordert  wird,  als 
diejenige,  welche  hätte  bezahlt  werden  müssen, 
wenn  die  Eisenbahn  den  im  Frachtbrief  be- 
zeichneten Weg  benutzt  hätte; 

3.  dass  die  Lieferfrist  der  Ware  nicht  länger  ist 
als  sie  gewesen  wäre,  wenn  die  Sendung  aut 
dem  im  Frachtbrief  bezeichneten  Wege  aus- 
gerührt worden  wäre,  b 
Damit  ist  deutlich  ausgesprochen,  dass  unter 
den  verlesenen  Voraussetzungen  eine  Bahn,  sogar 
gegen  den  Willen  des  Absenders,  die  Güter  über  die 
ihr  beliebigen  Linien  instradieren  kann.  Nun  ist  die 
Schweiz  bekanntlich  der  Sitz  des  Cenlralamtes  für 
den  internationalen  Transport,  und  es  würde  sich 
doch  gewiss  sonderbar  ausnehmen,  wenn  nun  von 
allen  vertragschliessenden  Staaten  die  Schweiz  der 
erste  wäre,   welcher  die  darin  aufgestellten  Grund- 
sätze durchbrechen  würde.    Das  wird  man  nicht 
wollen ! 

Ich  sagte  ferner,  solche  gekünstelte  Gesetzesbe- 
stimmungen würden  den  Verkehr  der  Bundesbahnen 
in  erheblichem  Masse  beeinträchtigen  uud  einem 
wahren  Wettlauf  nach  kürzeren  Linien  rufen.  So 
rnüsste  der  grosse  Durchgangsverkehr  von  Ost  nach 
West  und  umgeKehrt,  zum  Teil  über  die  alten  Linien 
der  Nationalbahn,  die  gar  nicht  zum  Rückkauf  ge- 
kündet sind,  geleitet  werden.  Ebenso  verhält  es 
sich  mit  dem  Verkehr  über  Zürich  nach  dem  Gott 
hard.  Da  ist  die  kürzeste  Linie  Thalweil-Zug,  die 
im  Rückkauf  }iar  nicht  inbegriffen  ist.  Allein  noch 
weit  schlimmer,  als  das  bereits  A ngoführte,  sind  dio 
Aussichten  auf  neue  Koukurrcir/.linieu.  Ich  will  nur 
mit  einem  Beispiel  exemplifizieren,  mit  der  soge- 
nannten Scbafmalthahn,  d.  I>.  einer  Bahn  von  Sis^ach 
durch  den  Jura  nach  Aarau.  Dieselbe  ist  wirtschaft- 


lich so  gut  wie  bedeutungslos;  ihro  Bedeutung  be- 
schränkt sich  darauf,  dass  die  Stadt  Aarau  eine  um 
einige  Kilometer  kürzere  Verbindung  mit  Basel  hätte. 
Dieso  Linie  würde  also  gegenüber  dem  Hauenstein 
und  dem  Bützberg  die  kürzeste  Linie  von  Basel  nach 
dem  Gotthard  darstellen.  Dio  Folge  wäre  nun,  dass 
die  Güter  von  der  S.  C.  B.  bis  Sissach  geführt  und 
in  Aarau  wieder  abgenommen  werden  müssten. 
Die  beiden  grossen  Zufahrtslinien  des  Bundes 
würden  leer  ausgehen.  Dass  bei  einem  derartigen 
Zustand  der  Dinge  die  Bundesbahnen  geschädigt 
würden,  liegt  auf  der  Hand. 

Es  ist  mir  natürlich  nicht  möglich,  diese  Schä- 
digung in  Ziffern  auszudrücken,  allein  das  darf  mit 
aller  Bestimmtheit  gesagt  werden,  dass,  wenn  ein 
derartiger  Zustand  einträte,  dann  alle  Berechnungen, 
welche  in  der  Rückkaufsbotschaft  gemacht  worden 
sind,  vollständig  auf  den  Kopf  gestellt  würden  und 
dass  ein  guter  Teil  der  Hollnungen,  welche  sich  an 
don  Rückkauf  knüpfen  —  untergeordneter  Verhält- 
nisse wegen  —  nicht  realisiert  werden  könnte. 

Die  Instradierung  nach  der  kürzesten  Linie  wäre 
aber  auch  nicht  nur  kein  eisenbahntechnischer  Fort- 
schritt sondern  ein  Rückschritt  Einer  der  grossen 
Vorteile  des  Rückkauf  es  ist  ja  gerade,  dass  die  Ver- 
kehrseinrichtungen auf  eine  weitere  und  breitere 
Basis  gestellt  werden  können,  dass  uns  beiAufstellung 
der  Fahrpläne,  bei  Aufstellung  der  Zugsordnungea 
nicht  auf  Schritt  und  Tritt  alle  die  kleinen  Interes- 
senten, wie  es  gegenwärtig  der  Fall  ist,  hindernd 
und  lähmend  im  Wege  stehen.  So  ist  anzunehmen, 
dass  auch  der  Güterverkehr  sich  unter  den  Bundes- 
bahnen viel  rascher  und  rationeller  vollziehen  wfrd, 
als  dermalen.  Man  wird  die  Güter  nach  den  ver- 
schiedenen Verkehrsrichtungen  gruppieren  und  so 
rasch  und  so  einfach  als  möglich  instradieren.  Es 
ist  nicht  ausgeschlossen,  dass  zur  Entlastung  der 
Personenzüge  wenigstens  in  den  Hauptrichtungen 
(Chiasso-Basel  und  Romanshorn-Genf)  Eilgutzüge 
eingerichtet  werden.  Allein  alle  diese  Verkehrsver- 
besserungon  könnten  durch  den  Einbau  ven  Ab- 
kürzungen in  dio  Linien  der  Bundesbahnen  geradezu 
verunmöglicht  werden. 

Ueber  die  Unzweckmässigkeit  des  Umladeis  oder 
des  Aus-  und  Einrangierons  der  Wagen  wegen  ainigen 
Kilometern  Abkürzung  werde  ich  später  Gelegen- 
heit hahon,  mich  auszusprechen. 

Allerdings  will  ich  nun  mit  alldem  nicht  gesagt 
haben,  dass  die  Bundesbahnen  jeder  Begünstgung  der 
Nebenbahnen  gegenüber  sich  schroff  ablehnend  ver- 
halten sollen.  Das  ist  gar  nicht  die  Moinungder  Mehr- 
heit der  Kommission.  Es  wird  gegentoils  'on  Fall  zu 
Fall  eine  Verständigung  über  die  Teilung  des  Verkehrs 
stattzufinden  haben,  wie  das  gegenwärtig  auch  der 
Fall  ist.  Dabei  wird  es  allerdings  Aufgabe  1er  Bundes- 
bahnen sein,  ungebührliche  und  ungerechtfertigte 
Zumutungen  auf  ihr  richtiges  Mass  zurtckzuführen. 

Ich  will  mich  im  übrigen  übor  die  Angelegenheit 
vorläufig  nicht  weiter  auslassen. 

Die  Herren  Ritschard  und  Sclmmacler  stellen  zu 
Art  21  einen  Minderheitsantraj:,  wonich  bei  anor- 
malen Detriebsvcrhällnisseu  und  gleioaartiger  Tarlf- 
bilduu ;%  so  wcillVivat  bahnen  dal)  >i  inteössiert  sind, die 
Leitung  dus  Verkehrs  über  die  kürzeste  Linie  bean- 
sprucht werdendarf,  milder  Linschrärjcungallerdings, 
dass  bei  einem  Distanzunicrscbied  v<n  nichtmehr  als 
!o  km  eine  billige  Verteilung  des  Verkehrs  stattzu- 
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finden  hat.  Das  richtige  Vorgehen  scheint  mir  zu 
sein,  wenn  den  beiden  Herren  vorerst  die  Begrün- 
dung ihres  Antrages  überlassen  wird  und  wenn  sich 
an  ihre  Erörterungeu  eine  eingehende  Diskussion 
anschliesst.  Inzwischen  schlicsse  ich  meine  bezüg- 
lichen Betrachtungen. 


Rltschard:  So  sehr  ich  mit  den  bisherigen  Be- 
stimmungen des  Tarifgesetzes  einverstanden  bin,  so 
wenig  bin  ich  es  betreffend  den  Art.  21  nach 
dem  Vorschlag  des  Bundesrates  und  der  Mehrhoit 
der  Kommission.  Herr  Schumacher  und  der  Spre- 
chende stellen  hier  einen  Minderheitsantrag.  Dabei 
sind  wir  aber  durchaus  nicht  so  unbescheiden,  zu 
meinen,  dass  wir  in  der  Gesamtrichtung,  die  wir 
verfolgen,  das  Beste  gefunden  hätten.  Wir  gaben 
dem  Gedanken,  den  wir  vertreten,  so  gut  als  mög- 
lich Ausdruck.  Aber  wenn  jemand  diesen  Gedanken 
besser  auszudrücken  weiss,  so  werden  wir  uns  dem 
bessern  Ausdruck  gerne  lügen.  Es  ist  uns  nicht  so 
sehr  an  einer  mathematischen  Fassung  des  Gedankens, 
den  wir  haben,  gelegen,  als  vielmehr  daran,  eine 
gesetzliche  Zusicherung  für  diesen  Gedanken  zu  er- 
halten, sei  es,  dass  derselbe  etwas  schärfer  oder 
etwas  laxer,  etwas  mathematischer  oder  etwas  weni- 
ger mathematisch  gefasst  werde.  Wenn  Sie  über- 
haupt geneigt  sind,  uns  in  irgend  einer  Weise  ent- 
gegenzukommen und  wenn  im  Laufe  der  Diskussion 
der  Antrag  gestellt  werden  sollte,  die  ganze  Ange- 
legenheit behufs  gütlichen  Austrags  an  die  Kommis- 
sion zurückzuweisen,  so  werde  ich  meinerseits 
keinen  Anstand  nehmen,  demselben  zuzustimmen. 

Nach  diesen  kurzen  Bemerkungen  gehe  ich  über 
zur  Prüfung  und  Klarlegung  des  von  Herrn  Schu- 
macher und  mir  gestellten  Antrages. 

Sie  werden  in  Zukunft  Bundesbahnen  und  Nicht.  - 
bundesbahnen  haben.  Die  gewöhnlich  übliche  Gegen- 
überstellung von  Bundesbahnen  und  Nebenbahnen 
ist  durchaus  unrichtig.  Unter  den  Bundesbahnen 
befinden  sich  auch  Nebenbahnen;  denn  von  den  5 
Hauptbahnen  haben  gewisse  Netze  auch  Nebenbahnen 
erstellt  und  man  hat  diese  Nebenbahnen  mit  in  den 
Kauf  nehmen  müssen.  Auf  der  andern  Seite  sind 
aber  die  nicht  zurückgekauften  Bahnen  durchaus 
nicht  nur  Nebenbahnen.  Es  giebt  unter  ihnen  viel- 
mehr auch  bereits  bestehende  oder  wahrscheinlich 
im  Laufe  der  Zeit  noch  zur  Ausführung  gelangende 
Hauptbahnen  und  auch  Nebenbahnen,  die  einen  mehr 
oder  weniger  gemischten  Charakter  haben,  die  nicht 
gerade  Hauptbahnen,  aber  auch  nicht  nur  Neben- 
bahnen sind.  Ich  hielt  darauf,  diese  Gegenüber- 
stellung, wie  sie  unrichtigerweise  gemacht  wird, 
bei  diesem  Anlass  klarzustellen,  weil  sie  für  die 
Entscheidung  der  ganzen  Frage  nioht  ohne  Be- 
deutung ist 

Die  Bundesbahnen  haben  ihre  Interessen  und 
die  nicht  zurückgekauften  Bannen  haben  auch  ihre 
Interessen.  Das  wird  auch  in  Zukunft  so  sein,  und 
da  wird  es  wohl  weise  Politik  sein,  wenn  wir  diese 
beidseitigen  Interessen,  soweit  als  möglich,  mit 
einander  auszusöhnen  suchen.  Wir  dürfen  nicht  ver- 
gessen, dass  die  Bundesbahnen  und  die  nicht  zu- 
rückgekauften Bahnen  Organe  und  Instrumente  der 
einen  unteilbaren  Wohlfahrt  des  Landes  sind.  Herr 


Schumacher  und  der  Sprechende  haben  geglaubt, 
es  sei  angezeigt,  schon  bei  dem  ersten  Zusammen- 
stoss  der  Interessen  der  Bundesbahnen  und  der 
Nichtbundesbahnen  diesen  Weg  einzuschlagen  und 
die  beiden  Organe  der  Volkswohlfahrt  so  zu  stellen, 
dass  sie  nobeneinandor  bestehen  können.  Dieser 
Tendenz  ist  unser  Antrag  entsprungen. 

Man  hat  auch  in  der  Kommission,  wenigstens 
im  Anfang,  das  Gefühl  gehabt,  dass  da  wirklich 
etwas  auszusöhnen  und  auszugleichen  sei  und  dass 
die  Beklamationen,  die  von  uns  erhoben  worden, 
nicht  ohne  weiteres  unter  den  Tisch  gewischt  werden 
können.  Man  hat  dann  aber  von  anderswo  und  von 
gewichtiger  Seite,  von  Seito  derjenigen,  die  gegen- 
wärtig von  nichts  anderem  hören  wollen,  als  von 
der  Bundesbahn,  unsere  Reklamation  altmählich 
verkleinert,  um  sio  schliesslich  vollständig  unter 
den  Tisch  zu  wischen.  Ich  hoffe  nun,  bei  Ihnen 
etwas  geneigteres  Gehör  zu  finden,  und  Sio  können 
überzeugt  sein,  dass  dasjenige,  was  die  Minderheit 
hier  ausspricht,  auch  im  Volke  einen  Widerhall 
findet;  denn  Sic  wollen  nicht  ausser  acht  lassen, 
das  die  nicht  centralisierten  Bahnen  solche  sind, 
die  aus  den  Geldmitteln  der  Gemeinden,  der  Kan- 
tone und  Privaten,  und  zwar  nicht  von  Spekulanten, 
geschaffen  wurden,  und  es  ist  begreiflich,  dass  das 
Volk  an  diesen  Produkten  seiner  eigenen  Einsicht  und 
Opforwilligkeit  hängt  und  bereit  ist,  allzu  weit- 
gehende Angriffe  auf  dieselben  abzulehnen. 

Meine  Herren,  nach  diesen  etwas  allgemeinen 
Betrachtungen  gehe  ich  nun  zur  Prüfung  des  Vor- 
schlages seihst  über.  Wie  Ihnen  Herr  v.  Arx  bereits 
mitgeteilt  hat  und  worauf  ich  Sie  noch  etwas  spe- 
cialer aufmerksam  mache,  ordnet  der  Art.  21,  wie 
ihn  der  Bundesrat  und  die  Kommissionsmehrheit 
vorschlägt,  zwei  Dingo.  Die  Güter,  welche  den 
Bundesbahnen  üborgeben  werden,  können  sich  nach 
zweierlei  Richtungen  hin  bewegen:  entweder  nur 
auf  dem  eigenen  Netz  oder  ausserdem  noch  auf  dem 
Netz  privater  Bahnen.  Was  die  Bewegung  auf  dem 
eigenen  Netz  anbelangt,  so  hat  Ihnen  schon  Herr 
v.  Arx  mitgeteilt  —  und  es  steht  übrigens  auch  im 
Artikel  zu  lesen  — ,  dass  die  Bundesbahnen  frei 
sind,  den  ihnen  beliebenden  Weg  zu  wählen,  unter 
Beobachtung  gewisser  Vorschriften  des  internatio- 
nalen Uebereinkommens  und  Anwendung  der  Taxen 
der  billigsten  Houte.  Wenn  z.  B.  ein  Gut  der  S.  C.  B. 
in  Basel  übergeben  wird,  und  es  soll  nach  Bern 
gebracht  werden,  so  steht  es,  sofern  der  Absender 
im  Frachtbrief  koino  gegenteilige  Weisung  erteilt 
hat,  den  Bundesbahnen  frei,  dieses  Gut  durch  den 
Jura  oder  iibor  Ölten  nach  Bern  zu  führen;  es  ist 
nur  die  Einschränkung  gemacht,  dass  die  Taxe  der 
billigeren  v,  uto  berechnot  werden  muss.  Dieso 
Seite  der  Frage  berührt  uns  hier  selbstverständ- 
lich nicht,  weil  in  dieser  Boziehung  die  ßundes- 
bahnon  mit  den  Privatbahnen  nicht  in  Konflikt 
kommen.  Dann  aber  kommt  ein  anderer  Fall,  und 
hier  beginnt  der  Konflikt  und  die  Schwierigkeit: 
Es  wird  ein  Gut  von  Basel  der  S.  C.  B.  übergeben 
und  sio  soll  dasselbe  nach  Thun  führen.  In  diesem 
Falle,  wenn  der  Absender  die  Route  nicht  vorge- 
schrieben hat,  steht  es  den  Bundesbahnen  frei,  nach 
Mitgabe  des  Artikels,  wie  der  Bundesrat  ihn  vor- 
schlägt, das  Gut  über  Bern  nach  Thun  zu  führen; 
sie  ist  nicht  genötigt,  es  über  die  kürzere  Linie 
Burgdorf-Thun  zu  leiten,  nur  hat  sie  die  Taxen  der 


Digitized  by  Google 


-  390 


billigem  Route  über  Konolfingen  zur  Anwendung  zu 
bringen.  Den  Bundesbahnen  ist  also  das  Recht  ge- 
geben, die  längere  Route  zu  wählen,  vorausgesetzt, 
da»  sie  die  Taxen  aul  den  Betrag  derjenigen  der 
kürzern  Route  herabsetzen. 

Ich  gehe  nun  über  zur  Schilderung  der  Zustände, 
wie  sie  sich  dermalen  unter  der  8.  C  B.  für  die  Route 
Burgdorf-Thun  herausgebildet  haben.  Ich  füge  bei, 
das«  die  S.  C  B.  dermalen  in  ganz  gleicher  Weise 
sich  bewegen  kann,  wie  es  in  Zukunft  auch  für  die 
Bundesbahnen  vorgeschlagen  wird.  Wenn  ich,  um 
Ihnen  unsern  Gedanken  klarzulegen,  gerade  die 
Linie  Burgdorf-Thun  wähle,  so  thue  ich  es  des- 
wegen, weil  sie  mir  am  besten  bekannt  ist  und  mir 
die  diesbezüglichen  Vorkommnisse  auch  etwolcher- 
massen  bekannt  sind.  Oer  Zustand  bei  dieser  Linie  ist 
zur  Zeit  der,  dass  die  Gentraibahn  von  den  ihr  über- 
gebenen,  nach  Thun  zu  führenden  Gütern  durchaus 
keine  der  Burgdorf-Thun-Bahn  überlässt,  sondern 
alle  Güter  über  Bern  führt  Dies  hat  nun  eine  gross- 
artige Schädigung  dieser  Bahn  im  Gefolge,  und  wenn 
dieser  Zustand  beibehalten  bleibt,  so  wird  die  Bahn 
mit  Mühe  ihr  Obligationenkapital  verzinsen  können, 
aber  für  die  Aktionäre  wird  kaum  etwas  abfallen, 
während,  wenn  ein  gewisses  Quantum  des  Verkehrs 
über  diese  Route  geführt  würde,  die  Bahn  nioht 
nur  das  Obligationenkapital  mit  Leichtigkeit  ver- 
zinsen, sondern  auch  die  nötigen  Einlagen  in  den 
Erneuerungsfonds  machen  könnte  und  zu  amorti- 
sieren vermöchte,  und  schliesslich  würde  vielleicht 
auch  noch  für  die  Aktionäre  etwas  herausschauen. 

Infolge  dieser  Verkehrsverhältnisse  war  diese 
von  der  S.G.B.  legitim,  kann  man  sagen,  verfolgte 
Linie  genötigt,  sioh  umzusehen,  wie  sie  den  Scha- 
den abwenden  könnte,  und  so  war  sie  genötigt,  in 
der  ganzen  Welt  nerum,  d.  h.  in  derjenigen  Welt, 
die  mit  ihr  in  Berührung  kommen  könnte ,  dafür 
zu  sorgen,  dass  die  Absender  von  Waren  zugleich 
auch  den  Transportweg  angeben.  Wenn  jemand  in 
Hasel  der  S.  C.  B.  Güter  übergab,  so  konnte  er  aller- 
dings die  Route  über  Burgdorf-Konolflngen  vor- 
schreiben. Die  Bahn  hat  in  dieser  Beziehung  nach 
verschiedenen  Richtungen  hin  Schritte  gethan,  allein 
derartige  Proceduren  sind  sehr  mühsam,  und  wenn 
die  Bahn  einen  Versender  gewonnen  hatte,  so  war 
die  S.  C.B.  in  der  Lage,  ihrerseits  wieder  zu  inter- 
venieren, und  schliesslich  ist  natürlich  der  Mäch- 
tigere immer  der  Mächtigere  und  hat  überall  und 
zu  allen  Zeiten  den  Vorzug. 

Es  ist  hier  noch  eines  fernem  Umstandes  Er- 
wähnung zu  thun.  Es  ist  im  internationalen  Ueber- 
einkommon  über  den  Frachtverkehr  —  Herr  v.  Arx 
hat  dies  auch  angeführt  —  gesagt,  dass  der  Absen- 
der allerdings  die  Route  vorschreiben  könne;  allein 
unter  gewissen  Voraussetzungen,  die  beinahe  immer 
vorliegen  werden,  könne  diese  Routenbestimmung 
dos  Absenders  annulliert  und  diejenige  Route  ge- 
wählt werden,  welche  der  betreffenden  Bahn  kon- 
veniert, mit  andern  Worten:  wenn  jemand  aus 
Strassburg  Waren  nach  Thun  schickt  —  ich  bleibe 
immer  bei  diesem  Beispiel  —  und  vorschreibt,  dass 
von  Burgdorf  aus  die  Linie  über  Konol fingen  ge- 
wählt werden  solle,  so  ist  die  S.  C.  ß.  berechtigt,  das 
Gut  gleichwohl  über  Bern  zu  instradieren,  allerdings 
unter  gewissen  Voraussetzungen,  die  aber  sehr  leicht 
zu  erfüllen  sind,  sodass  also  auch  noch  diese  der 
kürzeren  Linie  eingeräumte  Rechtswohlthat  beim 


internationalen  Frachtverkehr  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle  mit  dem  nassen  Finger  durchgestrichen  wer- 
den kann. 

Dies,  meine  Herron,  ist  der  Zustand,  wie  er  für 
diese  Linie  existiert,  und  wenn  Sie  den  vom  Bun- 
desrate vorgeschlagenen  Artikel  annehmen,  so  be- 
findet sich  dieselbe  den  Bundesbahnen  gegenüber 
genau  in  der  gleichen  Lage.  Die  Bundesbahnen 
können  die  Güter  instradieren  wie  sie  wollen,  vor- 
ausgesetzt, dass  sie  die  Lieferfristen  einhalten,  was 
ja  leicht  zu  bewerkstelligen  ist,  und  die  Taxen  der 
kürzeren  Route  beziehen. 

Nun  ist  aber  der  Fall  der  Linie  Burgdorf-Thun 
nicht  der  einzige,  sondern  es  giebt  andere,  die 
noch  flagranter  sind,  und  es  wird  gut  sein,  wenn 
man  auch  Fälle  aus  andern  Kantonen,  als  dem  Kan- 
ton Bern,  citiert,  um  Ihnen  zu  zeigen,  dass  es  sich 
da  durchaus  nicht  etwa  nur  um  eine  bemische 
Frage  handelt,  sondern  dass  es  hier  heisst:  Heute 
mir,  morgen  dir!  Nehmen  wir  z.B.  die  Linie  Bern- 
Neuenburg.  Diese  Linie  ist  20  km  kürzer,  als  die- 
jenige von  Neuenburg  über  Biel  nach  Bern.  Geben 
Sie  den  Bundesbahnon  das  Recht  vollständig  freier 
Instradierung  der  Güter,  so  liegt  es  in  der  Hand 
der  Bundesbahnen,  die  Güter  von  Neuenburg  über 
Biel  nach  Bern  zu  spedieren  und  dieselben  damit 
der  direkten  Linie  Neuenburg-Bern  zu  entziehen, 
allerdings  unter  der  Voraussetzung,  dass  sie  die 
Taxen  der  dirokton  Linie  zur  Anwendung  bringen. 
Oder  nehmen  Sie  den  Jura  Neuchätelois.  Auch  hier 
tritt  eine  Konkurrenz  zwischen  Bundesbahnen  und 
Nichtbundesbahnen  ein.  Von  La  Chaux-de-Fonds 
können  die  Güter  durch  das  St.  Immerthal  nach 
Biel,  Bern  etc.  instradiert  werden,  obschon  diese 
Linie  6  oder  7  km  länger  ist,  als  die  Linie  über 
Neuenburg  nach  Bern.  Wahrscheinlich  werden  die 
Bundesbahnen  von  ihrem  Rochte  Gebrauch  machen 
und  die  Güter  auf  ihren  Linien  nach  Bern  führen, 
indem  sie  sich  sagen:  wir  haben  zu  unserem  eid- 
genössischen Transportgeschält  Sorge  zu  tragen  und 
haben  keinen  Grund,  die  Transportgeschäfte  anderer 
Leute  zu  besorgen. 

Oder  denken  Sie  an  den  Fall  der  Erstellung  der 
Woissensteinbahn,  die  auch  eine  wesentliche  Ab- 
kürzung dos  Weges  von  Münster  nach  Solothurn 
oder,  wenn  das  andere  Projekt  gewählt  werden 
sollte,  von  Münster  nach  Grencben  und  von  da  nach 
Biel  und  Solothurn  bedeutet.  Auch  hier  können  die 
Bundesbahnen  für  den  Gütertransport  den  längeren 
Weg  durch  den  Jura  wählen,  wenn  sie  nur  die 
Taxen  der  kürzeren  Route  zur  Anwendung  bringen. 

Nun  sagt  man  uns  zwar,  für  solche  Fälle  bleibe 
immer  der  Weg  der  Verständigung  offen,  und  ich 
will  Herrn  v.  Arx  hieboi  besonders  naoh  einer 
Richtung  hin  behalten.  Wenn  Herr  v.  Arx  vom  Weg 
der  Verständigung  spricht,  so  giebt  er  damit  im 
Grund  der  Dinge  die  grundsätzliche  Berechtigung 
unseres  Antrages  zu.  Herr  v.  Arx  sagt:  Man  wird 
und  muss  sich  verständigen,  das  bringt  die  Loyalität, 
das  gesonseitigo  gute  Einvernehmen,  das  bringen 
volkswirtschaftliche  Erwägungen  mit  sich.  Gut,  wenn 
die  Verständigung  so  6ehr  in  der  Natur  der  Sache 
liegt,  dass  sie  doch  eingehalten  werden  muss,  so 
ist  dies  die  beste  Begründung  für  dasjenige,  was 
wir  wollen,  nur  wollen  wir  —  und  darin  liegt  der 
Unterschied  -  nicht  aur  das  Wollen  oder  Nicht- 
wollen angewiesen  sein.  Die  Verhältnisse  und  Per* 
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sonen  ändorn,  allerlei  Erwägungen  schleichen  sich 
in  an  und  für  sich  durchaus  naturlicho  Verhiiltnissf 
hinein,  und  deshalb  wollen  wir  die  Art  und  Weise, 
wie  man  sich  verständigen  soll,  im  Gesetze  nieder, 
gelegt  wissen.  Wir  nehmen  ungefähr  den  deichen 
Standpunkt  ein,  wie  in  Bezug  au!  den  Proporz. 
Man  sagt  auch,  es  gebe  einen  freiwilligen  Proporz, 
und  Herr  Hilty  bat  sogar  gesagt,  es  soi  ein  sittliches 
Gebot,  dass  man  denselben  zur  Anwendung  bringe. 
Ich  aber  sage:  Dieser  freiwillig  Proporz  genügt 
mir  nicht,  und  gerado  weil  derselbe  ein  sittliches 
Gebot  ist,  ich  lasse  das  gölten,  will  ich  dieses  sitt- 
liche Gebot  auch  zum  gesetzlichen  Gebot  gemacht 
sehen.  Aul  dem  gleichen  Standpunkt  stehe  ich  auch 
hier  in  Bezug  auf  diesen  Anteil  der  nicht  centrali- 
si arten  Dahnen,  den  man  grundsätzlich  ebenfalls 
zugesteht 

Es  ist  gestern,  in  einem  etwas  anderen  Zusam- 
menhang, auch  von  der  Lötschbergbahn  gesprochen 
worden,  and  ich  erlaube  mir  an  dieser  Stelle  auch 
zwei  Worte  darüber.  Das  vorliegende  eidgenossische 
Tarifgesetz  ist,  wir  wollen  uns  dies  nicht  verhehlen, 
gerade  für  die  Lötschbergbahn  von  grosser  Bedeu- 
tung. Allerdings  will  ich  gleich  etwas  weiteres  bei- 
fügen, was  aber  vorläufig  nur  meine  personliche 
Meinung  ist  Herr  Bundesrat  Zemp  hat  gestern  ge- 
sagt es  scheine,  dass  man  den  Bund  bei  der  Lötsch- 
bergbahn nicht  beteiligen,  sondern  dieselbe  mit 
Hülfe  anderweitiger  Interessenkreise  ins  Leben  rufen 
wolle.  Ich  meinerseits  habe  die  persönliche  Ueber- 
zeogung,  dass  der  Bund,  wenn  einmal  die  Rück- 
kaufsfragon  etwas  geordneter  sind,  als  dies  zur 
Stunde  der  Fall  Ist,  der  Frage  des  Lötscbberges  in 
dieser  oder  jener  Weise  auch  wird  näher  treten 
müssen.  Unterdessen  beschäftigt  sich  der  Kanton 
Bern  als  Erstinteressierter  mit  allem  Ernst  aber 
auch  mit  aller  Rnhejund  Ueberlegtheit  mit  der  An- 
gelegenheit und  wenn  die  Sache  einmal  aus  dem 
Stadium  detaillierter  Studien  heraustreten  wird, 
werden  wir  uns  im  Kanton  Bern  weiter  umzusehen 
haben;  wir  werden  unsere  eigenen  finanziellen 
Kräfte  zu  prüfen  und  uns  nach  Interessierten  an 
diesem  Durchstich  umzusehen  haben.  Dabei  wird 
sich  herausstellen,  dass  die  Zahl  der  Interessierten 
eine  grosse  ist  —  wenigstens  */•  der  Eidgenossen- 
schaft sind  an  diesem  Durchstich  interessiert  — 
und  ich  zweifle  nicht  daran,  dass  die  Entwicklung 
die  sein  wird,  dass  der  Bund,  allerdings  unter 
kräftiger  Mithülfe  des  Kantons  Bern  und  der  andern 
Interessierten,  sich  so  oder  anders  bei  der  Lötsch- 
bergbahn  wird  beteiligen  müssen.  Dieselbe  Ist  von 
so  grosser  volkswirtschaftlicher  und  auch  militäri- 
scher Bedeutung,  dass  ich  glaube,  der  Bund  würde 
seine  Aufgabe  in  Eisenbahnsachen  verkennen,  wenn 
er  sich  nicht  in  dieser  oder  jener  Weise  auch 
diesem  Projekte  zuwenden  würde.  Für  die  Lötsch- 
bergbahn wird  daher  die  vorliegende  Frage,  bei 
der  Entwicklung,  wie  ich  mir  dieselbe  vorstelle, 
von  so  grosser  Bedeutung  nicht  sein:  aber  da  wir 
ja  nicht  wissen,  welche  Entwicklung  die  Lötsch- 
bergbahnfrage  nehmen  wird,  so  müssen  wir  uns 
such  hier  vorsehen  und  im  Tarifgesetze  Kautelen 
•chatten,  die  uns  später  vor  Beeinträchtigungen  und 
Schädigungen  zu  schützen  im  stände  sind. 

Meine  Herren,  ich  glaube,  gegenüber  demjenigen, 
was  Herr  v.  Arx  gesagt  hat,  lassen  sich  für  unsern 
Vorschlag  nur  gute  Giunde  anbringen,  oder  ich  will 


besser  sagen  für  den  Gedanken,  der  in  unserm 

Vorschlag  niedergelegt  ist  und  von  dem  ich  nur 
wünschon  kann,  dass  er  einen  noch  bessern,  allen 
genehmen  Ausdruck  finde.  Wenn  eine  Bahn  —  sei 
es  nun  eine  Nebonbahu  oder  eine  andere  Bahn, 
z.  B.  die  Weissonstein-  oder  die  Bern-Neuenburg- 
bahn  -  eine  Abkürzung  des  Weges  herbeiführt  und 
infolge  dieser  Abkürzung  die  Personen-  und  Güter- 
taxen ermüssigt  werden  können,  so  leistet  diese 
Bahn  der  Volkswirtschaft  dos  Landes  einen  grossen 
Dienst.  Ich  rede  nicht  von  den  Bahnen,  die  Herr 
v.  Arx  als  überflüssig  bezeichnet  hat  die  nur  aus 
Koukurrenzraacherei  erstellt  werden;  ich  rede  nur 
von  gerechtfertigten,  ernsthaften  Bahnen,  und  da 
sage  ich,  —  und  diesem  Satze  wird  niemand  wider- 
sprechen können  — ,  dass  eine  Bahn,  die  den  Weg 
abkürzt,  somit  die  Auslagen  für  die  Personen  und 
die  Güter  vermindert  und  weitere  Gebietstelle  dem 
Verkehr  erschliesst  der  Volkswirtschaft  des  Landes 
einen  grossen  Dienst  leistet  Man  sollte  nun  meinen, 
dass  eine  solche  Bahn  tür  ihre  Dienste  auch  den 
Lohn  erhalte.  Das  ist  aber  durchaus  nicht  der  Fall. 
Wie  wollen  die  Bundesbahnen  diese  volkswirtschaft- 
lichen Verdienste  belohnen'?  Einlach  in  der  Weise, 
dass  sie  diesen  Bahnen  das  Wasser  abgraben,  statt 
dass  man  ihnen  den  Verkehr,  der  ihnen  von  Gottes  und 
von  Rechte  wegen  zukommt  zuteilt!  Man  behilft  sich 
mit  dem  Kniffe,  dass  die  weit  längere  Bahn  die 
Personen  und  Güter  zur  gleichen  Taxe  führt  wie 
die  kürzere.  Das  scheint  mir  absolut  unzulässig  zu 
sein.  So  soll  man  die  volkswirtschaftlichen  Be- 
strebungen nicht  belohnen.  Und  wenn  dann  noch 
dazu  kommt,  dass  Kantone,  Gemeinden  und  Private 
ihr  karges  Geld  geben,  um  einen  volkswirtschaft- 
lichen Fortschritt  zu  ermöglichen,  so  darf  nicht  zu- 
gegeben werden,  dass  diese  Bahnen  mit  einem 
Tanfkr.it!  aufs  Trockene  gesetzt  werden,  sondern 
da  muss  irgendwelche  Abhülfe  geschaffen  werden, 
und  diese  Abhülfe  liegt  in  dem  Antrage,  den  Herr 
Schumacher  und  meine  Wenigkeit  Ihnen  stellen. 

Dieser  Geschäftsstandpunkt  muss  verlassen  wer- 
den. Die  nicht  centralisierten  Bahnen  haben  dieselbe 
Legitimität  tttr  sioh,  wie  die  centralisierten.  Sie 
sind,  wie  schon  gesagt  Organe  der  Volkswohlfahrt 
und  Volkswirtschaft  und  da  giebt  es  nicht  eine  Volks- 
wirtschaft, die  durch  die  Bundesbahnen  besorgt 
wird,  und  eine  minderwertige  der  andern  Bahnen, 
die  zufällig  das  Glück  nicht  haben,  unter  den  Rück- 
kauf zu  lallen. 

Der  Bund  soll  allerdings  seine  eigenen  Bahnen 
schützen,  damit  er  bestehen  kann.  Wir  haben  alle 
die  Pflicht  dazu,  weil  ja  die  Erträgnisse  der  Bundes- 
bahnen nicht  in  die  Staatskasse  fliessen,  sondern 
wieder  der  Volkswirtschaft  zukommen.  Aber 
wir  haben  auch  ein  allgemeines  Interesse  daran, 
die  nicht  centralisierten  Bahnen  zu  schützen,  und 
ich  komme  auf  das  zurück,  was  ich  anfangs  schon 
gesagt  habe:  in  diesem  Widerstreit  der  Interessen 
müssen  wir  einen  möglichst  vernünftigen  Ausgleich 
zu  finden  trachten. 

Und  wie  soll  dieser  Aasgleich  vor  sich  gehen? 
Ein  Mittel  ist  eben  unser  Antrag.  Ich  erlaube  mir, 
Ihnen  in  Kürze  seine  Bedeutung  klar  zu  legen.  Die 
Materie  ist  auf  den  ersten  Blick  etwas  kompliziert, 
und  es  wird  gut  sein,  der  gedruckten  Vorlage  einige 
Mitteilungen  beizufügen. 

Wir  stellen  uns  auf  den  Standpunkt  dass  bei 
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in  normalen  Verhältnis.' en  sind  und  ilen  Beliieb  be- 
wältigen können,  die  kürzere  Linie  die  Regel  dein 
soll.  Ein  Beispiel.  Von  Neuenbürg  nach  Bern  wiiro 
die  kürzeste  Linie  die  «Direkte»  und  der  Verkehr 
würde  ihr  zulallen.  Wir  machen  dam:  allerdings  eine 
Ausnahme.  Wir  sagen:  es  giebt  Gebiete,  wo  nicht 
absolut  die  kürzeste  Route  festgehalten  werden  soll, 
sondern  es  giebt  eineZone,iunerhalb  welcher  man  sich 
mehr  oder  weniger  frei  bewegen  soll.  Der  Satz  der 
kürzesten  Linie  soll  nur  gelten,  wenn  die  Disiauz- 
unlerschiede  über  10  km  sind.  Betragt  der  Dislanz- 
unterschied  weniger  als  10  km,  so  soll  ein  billiger 
Ausgleich  stattfinden,  und  da  ist  man  zuerst  au!  den 
Weg  der  Verständigung  gewiesen,  und  wenn  dieser 
niciit  zum  Ziele  fuhrt,  soll  das  Rundesgericht  ent- 
scheiden. 

Man  wird  vielleicht  einwenden,  das  Bundesge- 
richt sei  für  die  Entscheidung  derartiger  Fragen 
niciit  ilie  richtige  Instanz.  Sie  wisson  aber,  dass 
das  Rundesgericht  auch  in  andern  Eisenbahnfragen, 
über  die  Mitbenutzung  der  Bahnhöfe,  die  Festsetzung 
der  Entschädigung,  für  die  Mitbeuützung  von  Linien 
und  anderes  mehr,  entscheidet,  und  wenn  es  diese 
Fragen  richtig  entscheiden  kann,  so  sehe  ich  eicht 
ein.  weshalb  es  nicht  auch  hier  das  Bichtigo  troffen 
sollte.  Es  wird  auch  hier  Experten  beiziehen,  und 
es  hat  Mittel  und  Wege  genug,  um  sich  im  ge- 
gebenen Fall  die  nötige  Einsicht  zu  verschaffen. 

Das  ist  also  dio  Art  und  Weise,  wie  wir  die 
Sache  ordnen  wollen.  Ich  habe  schon  gesagt,  wir 
sind  nicht  anbescheiden,  bescheidener  vielleicht, 
als  die  Kommissionsmehrheit,  welche  glaubt,  das 
absolut  Richtige  getroffen  zu  haben.  Wenn  jemand 
etwas  Besseres  weiss,  wenn  jemand  mehr  Aussicht 
auf  eine  Versöhnung  der  sich  widerstreitenden  In- 
teressen eröffnen  kann,  so  sind  wir  bereit,  mitzu- 
machen. Denn  wir  sind  ja  nicht  bundesbahnfei  Vi- 
lich, sondern  möchten  vielmehr,  dass  das  grosse 
Geschält  des  Ankaufs  der  Bahnen  in  richtiger  Weise 
durchgeführt  werde. 

Ich  bin  nicht  Fachmann  und  kenne  die  Verhält- 
nisse zu  wenig;  aber  ich  habe  Ihnen  klarzulegen 
versucht,  was  wir  wollen  und  was  nicht  sollte  ge- 
wollt werden.  Und  nun  noch  einige  Bemerkungen 
Ober  den  Einfluss,  den  dieser  Paragraph  auf  die 
Entwicklung  des  ganzen  Eisenbahnwesens  in  der 
Sohweiz  haben  kann. 

Wenn  Sie  den  Bundesbahnen  dieso  etwas  bru- 
tale Monopolisierung  gegenüber  den  andern  Bahnen 
gewähren,  so  ist  klar,  dass  Sie  damit  die  Erstellung 
neuer  Bahnen  bedeutend  hemmen.  Wenn  man 
wüsste,  dass  sich  der  Bund  herbeilassen  würde,  dio 
Entwicklung  des  schweizerischen  Eisenbahnnetzes 
selber  an  die  Hand  zu  nehmen,  so  könnte  man  sich 
schliesslich  trösten.  Bisher  haben  wir  aber  die  Er- 
fahrung gemacht,  dass  der  Bund  nicht  sehr  Eile 
hat,  sich  herbeizulassen,  und  wenn  man  gelegent- 
lich etwas  verlangt  bat,  so  hat  man  zur  Antwort 
erhalten:  Zuerst  wollen  wir  die  Sache  fertig  machen 
und  später  wollen  wir  sehen.  In  einem  Punkte  ist 
allerdings  der  Bund  etwas  davon  abgewichen,  denn 
wie  ich  gehört  habe,  ist  man  der  Frage  der  Er- 
stellung der  Linie  Frasnc-Vallorbo  doch  etwas  näher 
getreten.  Ein  Beweis,  dass  man  aus  der  vollständig 
reservierten  Haltung  doch  etwas  herauszutreten  ge- 


Wenn  nun  aber  die  Sache  ungefähr  den  Verlaol 
nimmt,  den  man  sich  vorstellt,  so  wird  sie  auf  die 
Entwicklung  unseres  schweizerischen  Eisenbahn- 
netzes nicht  ohne  bedeutenden  EinOuss  sein.  Wer 
wird  da  für  Linien,  die  riskieren,  unter  die  leicht- 
fertigen Linien  rubriziert  zu  werden,  —  so  ungefähr 
hat  sie  Herr  v.  Arx  genannt  —  noch  Geld  geben  1 
Da  wird  sich  das  Kapital  zurückziehen,  und  auch 
die  Gemeinden  und  Kantone  werden  lahmgelegt. 
Wenn  wir  dagegen  eine  gewisse  Schutzvorrichtung 
gegen  diese  Verkehrsmonopolisierung  der  Bundes- 
bahnen treffen,  so  ist  diese  Gefahr  nicht  in  gleichem 
Masse  vorbanden,  und  wir  können  alle  nur  wün- 
schen, dass  sich  das  schweizerische  Eisenbahnnetz, 
die  Nebenbahnen  und  vielleicht  auch  die  Haupt- 
bahnen, doch  noch  mehr  entwickle,  als  dies  bis- 
her der  Fall  gewesen  ist  Es  schreibt  ja  auch,  wenn 
ich  nicht  irre,  das  schweizerische  Eisenbahngesetz 
vor,  dass  es  Pflicht  des  Bundes  sei,  die  Entwicklung 
des  schweizerischen  Eisenbahnnetzes  in  geeigneter 
Weise  zu  fordern. 

Es  ist  allerdings  die  Einwendung  gemacht  wor- 
den, dass  hier  und  dort  Konkurrenzlinien  entstehen 
—  man  hat  von  der  Wasserfallenbahn  gesprochen 
— ,  wenn  der  Bund  nicht  eine  gewisse  dominierende 
Stellung  habe.  Ich  glaube,  Herr  v.  Arx  sieht  da  zu 
schwarz.  Auch  wenn  man  die  Verkehrszusicherung, 
wie  sie  in  unserm  Antrag  liegt,  hätte,  so  sind  doch 
damit  diese  Bahnen  noch  nicht  erstellt  Sie  wissen 
ja,  dass  dio  Verhältnisse  schwierig  sind  und  dass 
es  gewöhnlich  sehr  langet  währt,  bis  eine  neue  Linie 
durchgeführt  ist  Und  die  Gemeinden  und  Kantone 
und  auch  die  Privaten  werden  schliesslich  ihr  Geld 
nicht  in  unvernünftige  Projekte  hineinwerfen  wollen. 

Im  weitern  sage  ich  aber,  dass  der  Bund,  wenn 
er  etwas  derartiges  befürchtet,  es  in  der  Hand  hat, 
gegenüber  einer  derartigen  Ausscheidung  die  nötigen 
Kautelen  aufzustellen.  Der  Bund  wird  Oberhaupt  in 
der  Eisenbahngesetzgebung  und  bei  der  Erteilung 
von  Konzessionen  eine  etwas  andere  Stellung  ein- 
nehmen müssen.Und  wenn  man  sich  vergegenwärtigt, 
dass  der  Bund  doch  früher  oder  spater  an  positive 
Aufgaben  herantreten  muss,  so  wird  man  alle  Ver- 
anlassung haben,  die  Gesetzgebung  domentsprechend 
abzuändern  und  wenn,  etwa  ganz  unsinnige  Abkür- 
zungen vorkommen  sollten,  diesen  don  Riegel  zu 
stosson.  Mit  dieson  Abkürzungen  ist  es  auch  nicht 
gothan.  Das  hat  die  Nationalbahn  erfahren,  welche 
so  abkürzte,  dass  sie  bedeutende  Gemeinwesen,  wie 
Zürich,  liegen  Hess.  Eine  Aenderung  in  der  Gesetz- 
gebung wird  so  wie  so  nötig  werden,  wenn  wir  uns 
vor  derartigen  Ausschreitungen  im  Eisenbahnwesen 
schützen  wollen,  ein  Punkt,  aul  den  schon  Herr 
Oberingenieur  Moser  in  einer  bezüglichen  Schritt 
hingewiesen  hat 

Also  diese  Aengstlichkeit,  welche  Herr  v.  Arx 
empfindet,  empfinde  ich  durchaus  nicht.  Ich  glaube, 
er  sieht  viel  zu  schwarz,  und  wenn  es  wirklich  so 
schwarz  aussähe,  so  hat  der  Bund  Kompetenzen 
genug,  die  Situation  so  zu  gestalten,  wie  sie  der 
Volk8wohlfabrt  und  der  Wohlfahrt  der  Bundesbahnen 
entspricht 

Dies  sind  die  Ausführungen,  die  ich  glaubte 
machen  zu  sollen.  Ich  scbliesse,  indem  ich  erkläre, 
dass  ich  und  mein  Mitantragsteller,  wenn  ein  besserer 
Ausgleich  getroffen  werden  kann,  durchaus  keine 
Einwendung  dagegen  erheben  werden.   Aber  ich 
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glaobe,  es  li*»gt  im  Interess«  des  Landow,  dass  ein 
Ausgleich  versucht  wird.  In  der  Kommission  ist 
man  an  eiueD  solchen  Vorsuch  gar  nicht  herange- 
treten, sondern  man  hat  sich  starr  und  steif  auf 
den  bundcsrätlichen  Entwurf,  berufen  und  es  sonar 
abgelehnt,  irgend  etwas  zu  linden,  was  die  Rekla- 
mationen, die  von  unserer  Seite  gemacht  werden 
sind,  hätte  befriedigen  koanon. 


Isler:  Oer  Gegenstand  ist  ein  so  wichtiger, 
dass  ich  mich  als  Mitglied  derKommission,  verpflichtet 
fühle,  ebenfalls  zu  sprechen.  Der  Antr  u,  der  hier 
soeben  begründet  worden  ist,  bildet  eine  gr^se 
Gefahr,  und  wenn  man  den  ruhigen  Ton  angehört 
hat,  mit  dem  der  Antrag  eingebracht  worden  ist,  so 
wird  man  sich  der  Gefahr  nicht  ganz  bewusst.  Das 
fürchte  ich,  meine  Herren,  und  das  ist  ein  Grund 
mehr,  warum  ich  mir  erlaube,  zu  sprechen. 

Nach  meiner  Auffassung  würde  die  Annahme 
des  Antrages  Schumacher-Ritschard  bedeuten,  dass 
dadurch  dem  gegenwärtigen  Gesotz  der  Lebensnerv 
durchschnitten  würde.  Um  was  handelt  es  sich? 
Drastisch  gesprochen,  um  den  Kampf  zwischen  der 
Sehne  und  dem  Bogen.  Die  Bundesbahn,  das  ist 
der  Bogen,  und  die  Sehne  ist  die  Privatbabn,  die 
Ihm  beizukommen  sucht.  Der  Bogen  und  die  Sehne 
haben  die  Berechtigung,  zu  existieren,  sie  haben 
beide  ihre  guten  Eigenschaften  und  Vorzüge;  aber 
wenn  der  Wettstreit  zwischen  ihnen  damit  ent- 
schieden werdon  soll,  dass  es  einfach  heisst:  wer 
kürzer  ist,  der  gewinnt,  dann  ist  der  Bogen  verloren 
und  die  Sehne  zum  vornherein  Sieger.  Und  was  be- 
deutet das?  Es  bedeutet  nicht  weniger,  als  dass  die 
kürzere  Linie  —  um  grosso  Differenzen  handelt  es 
sich  nicht,  aber  darauf  nimmt  der  Antrag  auch  ent- 
fernt nicht  genügend  Rücksicht  —  sofort  gewinnt, 
dass  ihr,  der  Konkurrenzbahn,  der  Transport  für 
die  botreffende  Strecke  ganz  mühelos  und  mit  auto- 
matischer Sicherheit  wirklich  zufällt  Herr  Ritschard 
bat  nicht  unterlassen,  in  seinem  Antrage  ausdrück- 
lich zu  sagen,  es  sollen  nicht  nur  direkte  Tarife 
eingerichtet  werden  —  was  ja  der  Bundesrat  auch 
will  —  sondern  der  Bund  solle,  sobald  er  sich  im 
Nachteil  der  längeren  Linie  befindet,  den  Transport 
an  die  kürzere  Privatbahn  überleiten.  Das  will  Herr 
Ritschard,  und  es  ist  doutlich  im  2.  Absatz  gesagt. 

Und  nun  die  Folge !  Für  den  Lokalverkehr  wäre 
sie  schliesslich  noch  zu  ertragen,  obschon  nicht 
recht  einzusehen  ist,  warum  die  ancienne,  unter 
Umständen  mit  grosserem  Opfermut  und  Wagemut 
unternommene  Linie  den  Transport  abtreten  soll. 
Aber,  wie  gesagt,  für  den  lokalen  Verkehr  Hesse 
sich  das  noch  denken.  Aber  der  grosse,  der  inter- 
nationale Verkehr,  der  über  die  längere  Linie,  die 
Bundesbahn,  die  Bogenlinie,  herkommt,  würde  an 
die  Privatlinie,  die  kürzere  Linie,  die  Sehne,  über- 
gehen. Die  Herren  haben  nicht  vergessen,  deutlich 
zu  sein.  Im  letzten  Absätze  heisst  es:  «Die  vor- 
stehenden Bestimmungen  gelten  auch  für  die  nach 
dem  internationalen  Uebereinkommen  über  den 
Eisenbahnverkehr  ausgeführten  Transporte».  Was 
geschähe  damit  in  Wirklichkeit?  Derjenige,  der  eine 
Abkürzung  böte, und  der  im  Grunde  kein  grossesOpfcr 
bringt,  weil  es  sich  um  ein  kurzes  Stück  handelt, 
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drängt  sich  ganz  einfach  in  das  ganze  System  der 
Zuleitungslinie  hinein.  Er  nimmt  einfach  Platz  und 
sucht  den,  der  bis  dahin  das  betreffende  (Ilied  re- 
präsentierte, hinauszudrängen,  und  doch  hat  dieser, 
der  bisher  darin  war,  nicht  bloss  das  Stuck  gebaut, 
um  dos  es  siel»  bandelt  sondorn  er  hat  viel  grössere 
Opfer  gebracht,  bis  an  die  Grenze;  er  hat  den  fremden 
Linien,  den  internationalen  Linien  die  Hand  ge- 
reicht, er  hat  es  rangiert  dass  sie  ihre  Waren  und 
Personen  in  unser  Land,  auf  unsere  Eisenbahnen 
überleiten  konnten,  während  die  fremden  Bahnen 
mit  dem  jungen  Kollegen,  der  Sehne,  in  absolut 
keiner  Berührung  stehen.  So  wird  das  Verhältnis  das, 
dass  derjenige,  der  Opfer  bringt  bis  zur  Grenze  und 
diese  Opfer  schon  jahrzehntelang  gebracht  und 
durch  Opfer  und  Muhe  und  Geschicklichkeit  für  die 
Entwicklung,  für  den  Fortschritt  gesorgt  hat,  für 
dieses  Stuck  weichen  muss  und  ein  anderer 
den  Lohn  für  dessen  langjährige  Thätigkeit  ein- 
heimst. In  diesem  Hause  der  verschiedenen  fn- 
teressen  darf  er  bleiben,  sofern  er  nicht  Konkur- 
renzbahn ist;  aber  in  dem  Momente,  wo  die  erste 
Schiene  der  Konkurreuzbahn,  dor  etwas  kürzoren 
Sehne,  beginnt,  da  muss  der  bishorige  Arbeiter  weg, 
ohne  Lohn,  ohne  Entschädigung,  und  muss  dorn 
neuen  Kollegen,  der  bis  dahin  gar  nichts  leistete, 
den  Platz  abtreten! 

Man  hat  gesagt:  ja  mit  der  Kürzung  allein  ist 
die  Sache  nicht  gemacht,  es  braucht  da  mehr,  die 
Kapitalisten  sind  vorsichtig.  Aber  gerade  mit  dem 
Princip  der  kürzesten  Linie  wird,  wenn  es  so  ge- 
handhabt wird,  wie  die  Antragsteller  es  wünschen, 
der  Gedanke  zu  einem  solchen  Projekte  angeregt 
und  werden  die  Bedenken,  welche  die  Kapitalisten 
allenfalls  haben,  beseitigt  Denn  was  sie  bis  jetzt 
nicht  hatten,  bokommen  sie.  Bis  jetzt  mussten  sie 
sich  sagen:  den  bestehenden  Bahnen,  den  beati 
possidontes  gegenüber,  sind  wir  verloren ;  wir  müssen 
ein  Abkommen  zu  treffen  suchen,  aber  im  ganzen 
müssen  wir  sagen,  dass  der  seit  Jahrzehnten  so 
geleitete  Verkehr  auf  den  alten  Linien  bleiben  wird. 
Künftig  jedoch  wird  das  nicht  mehr  so  sein,  sondern 
jetzt  weiss  man,  dass  die  andern  interessierten 
Bahnen,  sie  mögen  wollen  oder  nicht,  sich  fügen 
müssen;  es  ist  ein  Automat  da,  der  die  Sache 
besorgt,  und  dieser  Automat  ist  der  Art  22  des 
Tarifgesetzes.  Dabei  bleibt  es  sich  gleich,  ob  es 
den  Bund  oder  eine  Privatbahn  angeht  Auch  der 
Bund  als  grosser  Eisenbahnunternehmer  muss  den 
Verkehr,  den  er  aus  dem  Ausland  herleitet,  der 
kürzern  Privatbahn,  da  wo  dieselbe  beginnt,  abtreten. 
Deshalb  dürfen  die  Kapitalisten  und  Interessenten 
ihre  Unternehmung  wohl  lancieren,  wenn  derselben 
wirklich  ein  glücklicher  Gedanke  zu  Grunde  liegt 
Man  kann  z.  B.  mit  Rücksicht  auf  den  Getreide- 
oder Kohlentransport  eine  günstige  Verbindungs- 
linie von  einer  Hauptbahn  aus  erstellen,  die  nicht 
zu  lang  zu  sein  braucht  und  darum  nicht  viel  kostet 
und  dann  auf  Grund  des  von  den  Herren  Ritschard 
und  Schumacher  beantragten  Artikels  verlangen, 
dass  der  künftige,  grosse,  schwere  und  gewinnbrin- 
gende Verkehr  Uber  diese  kürzere  Linie  gehe.  Solche 
Erwägungen  konnten  bis  jetzt  nicht  gemacht  werden, 
aber  in  Zukunft  würden  sie  gemacht  werden.  Das, 
was  Herr  Ritschard  als  Abkürzerei,  als  volkswirt- 
schaftlich etwas  Ungesundes  bezeichnet  hat,  würde 
dadurch  prämiert    Man  erklärt  freilich,  de 
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könne  Kautelen  schaffen.  Aber  das  ist  es  eben,  und 
das  wird  zu  sehr  in  diesem  Streite  übersehen. 

Der  Zustand, den  der  Bundesrat  und  dieKommission 
schaffen  wollen,  ist  keineswegs  der  beste.  Es  ist 
ein  Konkurrenz-  und  Interessenkampf.  Aber  dieser 
Kampf  ist  deshalb  nicht  zu  vermeiden,  weil  der 
Bund  nicht  überall  Eigentümer  der  Bahnen  ist 
und  weil  er  kein  Eisenbahnmonopol  besitzt  und 
das  Recht  nicht  hat,  dem  Gesotz  entsprechende 
Konzessionen  zu  verweigern.  Der  ideale  Zustand 
wäre  der,  dass  der  Bund  alle  Eisenhahnen  besässe 
oder,  noch  besser,  das  Monopol  dos  Eisenbahnbaues 
hStte  und  so  je  nach  der  Entwicklung  der  Verhält- 
nisse die  nötigen  Linien  anlegen  und  den  Verkehr 
nach  Bedürfnis  unter  diese  Linien  verteilen  könnte. 
Aber  wir  sind  von  diesem  idealen  Zustande  noch 
weit  entfernt  Ich  denke  kaum,  dass  ein  solches 
ausgedehntes  Projekt  vom  Schwoizervolk  ange- 
nommen worden  wäre.  Man  hat  schon  bei  dem 
fünfbahnigen  Projekt  befürchtet,  dass  man  zu  weit 
gehe  und  man  hat  Konzessionen  machen  müssen. 
An  dieAufslellung  des  erstem  Projektes  war  also  nicht 
zu  denken,  und  ist  auch  jetzt  noch  nicht  daran  zu 
denken.  Wir  wollen  zuerst  das,  was  wir  beschlossen 
haben,  finanzieren  und  gut  durchführen,  bevor  wir 
weitere  Schritte  machen.  Aber  eben,  well  dem  so 
ist,  haben  wir  auch  die  Pflicht,  den  Herrn  Antrag- 
stellern zu  sagen:  Gut,  Ihr  anerkennt,  dass  wir 
Kautelen  nötig  haben  und  ohne  sie  nicht  bestehen 
können.  Ohne  Kautolen  bedeutet  Euer  Antrag 
eine  Gefahr  für  uns.  Darum  wollen  wir  zuerst  diese 
Kautelen  und  nachher  Euren  Antrag,  wenn  er  dann 
noch  notwendig  ist  Das  ist  der  richtige  Weg.  Wir 
können  nicht  ins  Blaue  hinein  einen  solchen  An- 
trag, der  für  die  Bundesbahnen  grosse  wirtschaft- 
liche Nachteile  nach  sich  zieht,  zum  Bescliluss  er- 
heben und  dann  nachher  die  Kautelen  suchen. 
Diesen  Weg  dürfen  wir  nicht  einschlagen. 

Wie  ich  glaube,  hat  Herr  Ritschard  auch  em- 
pfunden, dass  er  mit  seinem  Antrag  ein  grosses 
Wort  gelassen  aussprach.  Er  hat  im  Anfang  und 
am  Schlüsse  seines  Referates  gesagt,  dass  er  nicht 
an  den  gestellten  Antrag,  sondern  nur  an  den  Ge- 
danken gebunden  sei  und  dass  er  einverstanden  sei, 
wenn  man  etwas  Besseres  finde.  Wenn  man  ihnen 
auch  nicht  alles  gebe,  wenn  man  nur  einen  Aus- 
gleich suche,  so  seien  sie  auch  dabei.  Er  hat  damit 
verraten,  dass  ihm  bei  der  Sache  nicht  wohl  ist 
Und  in  der  That,  wenn  wir  beschliessen  würden, 
was  er  will,  so  würde  das  für  die  Bundesbahnen 
Folgen  haben,  vor  denen  Herr  Ritschard  selbst  den 
Kopf  schütteln  würde. 

Welches  ist  der  Ausweg,  der  da  gefunden  wer- 
den kann?  Bei  dem  jetzigen  Zustand  der  Dinge 
giebt  es  keinen  solchen  Ausweg.  Wo  Konkurrenz- 
freiheit besteht  —  und  wir  leben  gegenwärtig  im 
Eisenbahnwesen  noch  auf  dem  Boden  der  freien 
Konkurrenz  —  ist  auch  Konkurrenzkampf  vorhan 
don.  So  lange  dor  Bund  nur  Eisenbahnunternehmer 
wie  ein  anderer  ist  —  freilich  mit  dem  Unterschied, 
dass  er  den  grössten  Teil  des  schweizerischen  Netzes 
in  Händen  hat,  aber  auf  die  Grösse  kommt  es  beim 
Princip  nicht  an  —  wie  es  z.  B.  die  N.O.B,  wäre,  wenn 
sie  bestehen  bliebe,  wie  es  die  G.  B.  bis  zum  Jahre 
1909  sein  wird,  so  muss  er  in  Gottes  Namen  das 
Geschäft  —  ich  will  den  Namen  brauchen,  der  auch 
schon  gebraucht  worden  ist  —  als  Geschält  belrei- 


I  ben.  Das  heisst  nicht,  dass  man  zu  weit  gehen  soll. 
Der  Staat  bat  don  individuollon  Interessen  grössere 
Rücksicht  zu  tragen,  als  die  Privatbahnon.  Aber 
soweit  es  sich  um  Grundsätze  handelt,  muss  man 
sagen:  das  Geschäft  muss  Geschäft  bleiben.  Nur, 
wenn  das  Geschäft  in  rationeller  Weise  betrieben 
wird  und  wir  nicht  Ecarts  machen,  die  uns  auf 
Irrwcgo  führen,  wird  das  grosse  Unternehmen  der 
Eisonbahnverstaatlichung  unserem  Vaterlande  zum 
Vorteil  gereichen.  Man  mag  das  Wort  Geschäft 
lange  verketzern,  ledes  Wort  hat  einen  doppelten 
Sinn.  Ich  meine  es  nicht  im  üblen,  sondern  im 
guten  Sinn.  Wir  wollen  dem  Kaufmann  folgen,  der 
ein  Herz  bat,  der  aber  auch  seine  Pflicht  kennt, 
und  wir'  wollen  uns  nicht  durch  kantonale  Unbe- 
haglichkeiten,  die  kommen  und  wieder  gehen,  lei- 
ten lassen.  Man  hat  uns  deutlich  zu  verstehen  ge- 
geben, dass  der  Kanton  Bern,  der  gegenwärtig  an 
solchen  Unbehaglichkeiten  leidet  zufrieden  wäre, 
wenn  der  Bund  den  vom  Kanton  Bern  unterstützten 
Eisenbahnprojekten  etwas  weniger  reserviert  gegen- 
überstände. Ich  begreife  das.  Aber  das  ist  ein  ganz 
anderer  Gedanke,  und  wir  dürfen  die  boidon  nicht 
miteinander  verquicken.  Wir  müssen  das  Eino  nach 
dem  Andern  behandeln.  Heute  behandeln  wir  das 
Bundesbahntarifgesetz,  und  in  diesem  Gesetz  müssen 
wir  gesunde  Grundsätze,  die  sich  als  gerechte  be- 
währt haben,  niederlogen  und  nicht,  indem  wir 
andern  Godanken  und  Empfindungen  nachgeben, 
das,  was  uns  hier  vorgeschrieben  ist,  aus  dem  Auge 
verlieren.  Das  soll  unsere  Richtschnur  sein! 

Es  liegt  mir  nicht  entfernt  im  Sinne,  dem  Kan- 
ton Born  Opposition  machen  zu  wollen.  Ich  spreche 
ganz  vorurteilslos.  Ich  gehöro  auch  einer  Eisenbahn- 
verwaltung an.  Wenn  ich  die  Interessen  dieser  Ge- 
sellschaft vertreton  wollte,  so  würde  ich  dem  Antrag 
des  Herrn  Ritschard  auch  beistimmen.  Wenn  die 
N.  0.  B.  als  Rumpf  fortbestehen  bliebe,  was  ich 
nicht  hoffe,  so  hätte  sie  allen  Grund,  mit  einem 
Artikel,  der  sich  auf  der  Grundlage  des  Antrages 
des  Herrn  Ritschard  bewegt,  zufrieden  zu  sein. 
Aber  ich  bin  nicht  hier,  um  solche  Intoresson  zu 
verfechten.  Ich  halte  sie  überhaupt  nicht  für  rich- 
tig. Ich  halte  es  für  unsere  Pflicht,  als  ruhig  über- 
legende, aber  auch  kaufmännisch  rechnende  Vertre- 
ter des  Volkes  so  vorzugehen,  dass  unser  Volk  sich 
nie  wird  sagen  müssen,  dass  wir  einen  Schritt  ins 
Dunkle  gethan  haben  und  die  Dinge  anders  gekom- 
men seien,  als  man  sich  vorgestellt  habe.  Dieses 
Gefühl  soll  uns  bestimmen,  solchen  Tendenzen,  wie 
sie  sich  geltend  gemacht  haben,  Widerstand  zu  lei- 
sten. Der  Widerstand  ist  kein  persönlicher,  sondern 
ein  rein  sachlicher,  aber  gerade  deshalb  auch  ein 
um  so  entschiedenerer. 

Ich  empfehle  Ihnen,  dem  Antrag  der  Kommis- 
sionsmehrheit beizustimmen. 


M.  Robert:  Apres  l'expose  tres  complet  et, 
quoi  qu'on  en  ait  dit,  en  general  tres  objectif,  de 
M.  Ritschard,  U  me  resto  bien  peu  de  chose  ä 
ajouter. 

On  vient  de  vous  dire  que  la  Situation  ideale 
serait  celle  dans  laquelle  la  Confedaration  pourrait 
trailer  toutes  ces  queslions,  ötant  proprietaire  de 
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toutes  les  lignes  a  voie  normale  exisante  en  Suisse. 
Cette  opinion,  vous  savez,  messieurs,  qu'elle  a  ete 
soutenue  dejä  dans  le  grand  debat  du  rachat,  je  ne 
puis  pas  dire  si  mon  collegue  M.  Derthoud  l'a  par- 
tagee,  mais  ce  que  je  sais,  c'est  que  toua  mes  col- 
legues  neuchätelois  du  conseil  national,  parmi  Im» 
quels  flgurait  &  ce  moment-la  M.  Comtess«,  actuel- 
lement  conaeiller  föderal,  soutinrent  avec  moi  ce 
point  de  vue.  Nous  avona  entre  autres  demande  que 
le  chcmin  de  fer  qui  appartient  au  canton  do  Neu- 
chfltel,  le  Jura- Neuchätelois,  Tat  compris  dans  la  grande 
Operation  du  rachat.  Apres  bcaucoup  de  pourpar- 
lers  et  de  negociations,  noua  avons  obtenu  que 
cette  ligne,  ä  laquelle  noua  devons  naturellement 
vouer  notre  sollicitude,  comme  Neuch.ltelois,  serait 
comprise  dana  un  arücle  special  od  il  est  dit  que 
le  conseil  föderal  pourra,  lorsque  les  circonsiances 
lui  parat'ront  convenables,  racheter  certaines  lignes, 
entre  autres  le  J.-N.,  sans  que  la  question  aoit  de 
nouveau  soumise  au  vote  du  peuple  suisse. 

C'etait  les  comprendre,  en  une  certaine  mesurc, 
dans  l'operation  generale  du  rachat.  Pour  celui  qui 
connatt  la  Situation  du  Jura-Neuchatelois,  la  chose 
se  coroprend  d'elle-meme,  puisque  cette  ligne  cons- 
titue  l'une  des  entrees  de  France  en  Suisse. 

D'autre  part,  je  partage  l'opinion  de  M.  Hitschard, 
ä  savoir  que  la  valeur,  l'importance  d'unc  ligne  ne 
se  mesurent  pas  ä  la  Situation  qui  lui  est  faite  dans 
teile  ou  teile  circonstance,  qu'une  ligne  designee  au- 
jourd'hui  par  le  terme  impropre  de  secondaire  pourra, 
d'apres  de  nouvelles  combinaisotis,  devenir  une  lignes 
principale  demain.  Cette  division  deo  lignes  a  voie 
normale  en  lignes  principalea  et  lignes  secondaires  ne 
m'a  jamais  paru  correspondre  a  la  realite. 

n  faudrait  eviter  que  le  debat  prenne  un  cer- 
tain  caractere  d'äprete.  Or,  on  vient  de  nous  dire  que 
la  Confederation  va  avoir  en  mains  un  certain  nom- 
bre  de  chemins  de  fer  a  exploiter,  qu'elle  va  faire 
ses  experiences,  qu'il  faut  voir  comment  elles  tour- 
neront  avant  de  se  Her  vis-a-vis  dea  autres  lignes 
suisses.  A  cela  nous  repondons,  messieurs,  faitee 
vos  experiences.  mais  ne  les  faites  pas  mir  notre 
dos.  Les  interets  que  nous  representons  sont  en 
definitive  tout  aussi  auiases  que  ceux  des  chemins 
de  fer  rachetes.  Vous  connaissez  d'ailleure  mon 
opinion  concernant  le  raebat.  Je  n'ai  pas  ete  seu- 
lement  un  rachatiste  d'oecasion,  je  Tai  ete  carre- 
ment  avec  vous.  Mais  c'est  peut-etre  mal  commen- 
cer  l'operation  que  de  laisser  s'etablir  cette  croyance 
dana  le  peuple  —  je  dirai  les  choses  un  peu  plus 
erüment  que  M.  Ritachard  —  cette  croyance  que 
l'operation  se  fera  de  teile  sorte  que  les  lignes  qui 
devront  un  jour  etre  rachetees  auront  suülsamment 
souffert  de  l'etat  dans  lequel  on  les  aura  mises 
entre  temps,  pour  que  vous  puissiez  les  acquerir 
alors  a  des  conditions  plus  avantageuses  que  ce  ne 
serait  le  cas  actuellement.  Pareille  Operation  nuirait 
au  developpement  general  de  la  Suisse,  ne  serait 
pas  destine  a  faire  regner  et  ä  affermir  la  confiance 
que  doivent  avoir  les  uns  envera  les  autres,  les 
confederes. 

Les  debats  sur  des  affaires  d'interet  deviennent 
facilement  irritants,  ils  sont  propres  ä  semer  la  me.- 
fianoe  pour  de  longues  periodes.  Le  jour  oh  Ton 
aura  besoin  de  tout  le  monde,  les  imprudences  ou 
I»    injustices  commises  dans   dea  circonstances 


comme  celle-ci,  pourraient  occasionner  des  md- 
comptes  et  dea  defections. 

II  est  donc  urgent  d'entreprendre  l'operation 
du  rachat  avec  une  grande  circonspection,  et  j'a- 
joute  aussi  avec  une  tres  grande  lovaute.  Le  peuple 
suisse  ne  peut  pas  avoir  rachete  les  chemins  de  fer 
pour  nuire  a  certaines  contre«»  au  proflt  d 'autres, 
je  crois  sufllsammeni  aux  sentiments  d'equitö  qui 
l'animcnt  dans  son  enscmblc  pour  dire  que  aa  vo- 
lonte serait  faussement  interpretee  si  l'on  entrait 
dans  une  voie  semblable. 

J'aurais  desire  savoir  si  le  conseil  föderal  jetait 
tout  a  fait  unanime  dans  cette  question;  j'aurais 
ete  heureux  d'entendre  mon  compatriote  M.  Com- 
tess* venir  dissiper  les  craintes  qui  parais^ent  exia- 
ter  ä  Neucliatel,  dans  les  milieux  oü  l'on  se  preoo* 
cupe  plus  specialement  de  cea  questions. 

Quant  au  developpement  futur  du  trafle  des 
cli'?tnins  de  fer  serait-il  vrai,  comme  on  l'a  dit 
autrefois  au  conseil  national,  que  les  lignes  non 
rachetees  se  trouveront  vis-a-vis  des  chemins  de 
fer  federanx  dans  la  Situation  du  pot  de  terre  contre 
le  pot  de  fer?  II  conviendrait  qu'on  nous  rassure 
sur  ce  point,  qu'on  coupe  court,  si  on  le  peut,  a 
des  suspicions  peut-etre  exagerees. 

Je  demande  donc  qu'on  veuille  bien  noua  don- 
ner  des  assurances  quant  ä  l'avenir  reserve  a  notre 
ligne  du  Jura-Neuchatelois.  J'aurais  beaueoup  desire 
que  l'achat  de  cette  ligne  pot  se  faire  en  meme 
temps  que  la  grande  Operation  du  rachat.  La  pro-  — 
Position  de  M.  Ritschard  n'est  pas  tout  a  fait  ce 
qu'il  entendait,  il  a  dit  lui-meme  que  la  chose  Ctait 
comptiquee,  qu'il  etait  diffleile  de  trouver  une  for- 
mule  d'application  convenable.  Mais  on  ferait  du 
bon  ouvrage  en  adoptant  son  idee  de  renvoyer 
toute  la  question  ä  la  commission  pour  cbercher 
un  terrain  d'entente,  permettant  de  rendre  con- 
fiance a  ceux  qui  doutent  un  peu  des  intentioni 
de  la  future  administration  des  chemins  de  fer 
föderaux. 

De  sorte  que,  tout  en  reservant  la  suite  de  ce 
debat,  je  me  prononce  pour  le  moment  en  faveur 
du  renvoi  de  rarticle  ä  la  commission. 


Präsident:  Wenn  ich  Hrn.  Robert  richtig  ver- 
standen habe,  so  stellt  er  einen  Antrag  auf  Rück- 
weisung  an  die  Kommission.  Wenn  dies  richtig  ist, 
so  bitte  ich  Hrn.  Robert,  diesen  Antrag  zu  formulieren. 


M.  Robert :  Je  n'ai  pas  fait  de  proposition  for- 
melle, j'ai  dit  comme  M.  Ritschard, 'que  si  une  propo- 
sition etait  faite  de  renvoyer  la  question  ä  la  com- 
mission pour  nouvel  exaraen,  ce  serait  encore  la 
Solution  la  meilieure. 


Präsident:  Herr  Robert  stellt  also  keinen 
Antrag.    Die  Diskussion  dauert  fort. 
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Bandesrat  Zemp:  Die  Antragsteller  haben  mit 
grosser  Wärme  die  lokalen  Interessen  vertreten  und 
daraus  Schlussfbigerungen  gezogen,  um  für  ein 
schweizer.  Tarifgesetz  Grundlagen  zu  geben.  Ich 
mache  niemand  einen  Vorwurf  daraus,  dass  diese 
lokalen  Interessen  zu  einseitigen  Schlussfolgerungen 
für  die  Etablierung  des  Tarifgesetzes  geführt  haben. 
Es  ist  ja  zuzugeben,  dass  die  lokalen  Interessen 
überall  hineinspielen,  und  da  wir  es  hier  mit  einer 
vorzugsweise  wirtschaftlichen  Frage  zu  Uran  haben, 
so  werden  diese  lokalen  Interessen  immer  ihre 
Stelle  haben.  Aber  was  ich  postuliere,  ist,  dass  wir 
Ober  den  lokalen  Interessen  die  allgemeinen  Inter- 
essen nicht  vergessen  und  dass  wir  nicht  die  all- 
gemeinen Interessen  als  die  untergeordneten  und  die 
andern  als  die  entscheidenden  ansehen  dürfen. 

Von  diesem  Standpunkt  aus  erlaube  ich  mir,  auf 
die  ganze  Frage  zurückzukommen  und  zunächst 
einige  elementare  Begriffe  uns  wieder  vorzuführen. 

Wir  haben  es  mit  der  Regulierung  des  Transport- 
geschäftes der  künftigen  Bundesbahnen,  d.  h.  mit 
der  Klarstellung  des  Frachtvertrages,  welcher  diesem 
Transportgeschäft  zu  Grunde  liegt,  zu  Uran.  Bei 
diesem  Frachtvertrag  sind  der  Warenversender,  der 
Warenempfänger  und  die  Transportanstalt  die  Kon- 
trahenten. Die  Bedingungen  des  Vertrags  sind  in 
dem  Frachtbrief,  welcher  die  Vertragsurkunde  ist, 
niedergelegt.  Der  Frachtvertrag  ist  seiner  Natur  nach 
ein  rein  privatrechtlicher.  Es  wäre  daher  zu  sagen, 
dass  es  eine  Sache  der  Uebereinkunft  der  beteiligten 
Kontrahenten  wäre,  wie  derselbe  gestaltet  werden 
soll.  Man  hat  aber  längst  erkannt,  dass  bei  diesem 
Transportgeschäft  auch  öffentliche  Interessen  mit- 
verflochten sind.  Man  hat  erkannt,  dass  der  Waren- 
versender und  der  Warenempfänger  und  beim 
rersoncnverKenr  jene  f  erson  einen  gewissen  ocnuiz 
bedürfe  gegenüber  der  allmächtigen  Transportanstalt, 
wie  sie  bis  jetzt  in  der  Gestalt  der  Aktiengesellschaft 
zur  Erscheinung  kam.  Deshalb  hat  der  Gesetzgeber 
schon  im  Jahre  1662  und  dann  nachdrücklicher  im 
Jahre  1873  Normen  zum  Schulze  gegenüber  diesen 
Transportanstalten  aufgestellt.  Die  hauptsächlichsten 
Normen  sind  die,  welche  sich  auf  die  Feststellung 
der  Maximaltaxen,  der  Lieferfristen  und  der  Schaden- 
ersatzpflicht der  Transportanstalten  beziehen.  Im 
übrigen  erklärte  der  Gesetzgeber,  dass  freies  Walten 
der  Kontrahenten  fortbestehen  und  dass  nament- 
lich die  Transportanstalt  die  Freiheit  haben  soll,  die 
Güter  auf  denjenigen  Linien,  die  sie  für  zweck- 
mässig erachtet,  zu  transportieren.  Man  nannte  das 
<  volle  Instradierungsfreiheit  >.  Was  heute  in  den 
Vorschlägen  des  Bundesrates  und  der  Kommissions- 
mehrheit vorliegt,  ist  nichts  anderes,  als  die  Wieder- 
aufnahme dieses  Princips,  das  bei  den  schweizer. 
Bahnen  immer  gegolten  hat  und  das,  wie  ich  nach- 
zuweisen versuchen  werde,  absolut  nötig  ist,  um  den 
künftigen  Bundesbahnen  die  Existenz  zu  ermöglichen. 

Gegenüber  dieser  Gestaltung  der  Rechtsverhält- 
nisse bezweckt  der  Antrag  der  Herren  Schumacher 
und  Ritschard  die  Einführung  eines  ganz  neuen 
Princips.  Sie  verlangen,  dass  für  den  Gütertrans- 
port das  Prinzip  der  kürzesten  Linto  gelten  soll. 
Die  Forderung  der  kürzesten  Linie  beruht  auf  keinem 
öffentlichen  Interesse.  Das  öffentliche  Interesse  be- 
steht beim  War^ntransport  darin,  dass  die  niedrig-  1 
sten  Tavti  des  Transportweges  herechnet  und  die  ; 
Liefarfrisleu  eüigdhalten  werden   Aber  ob  das  Gut 


über  eine  Linie,  welche  10,  20,  30  km  länger  ist, 
als  eine  andere,  geht,  daran  hat  weder  der  Waren- 
versender noch  der  Warenempfänger  ein  Interesse. 
Ueberhaupt  niemand  hat  da  ein  Öffentliches  Inter- 
esse wahrzunehmen.  Es  kommt  nur  darauf  an,  dass 
die  Ware  zu  der  billigsten  Taxe  in  der  kürzesten 
Frist  am  Bestimmungsort  anlange.  Die  Antragsteller 
erklären  auch,  dass  ihr  Interesse  ein  fiskalisches 
und  nicht  ein  öffentliches  Interesse  sei.  Sie  wollen 
den  Fortbestand  der  Nebenbahnen  und  die  Kreierung 
neuer  Nebenbahnen  ermöglichen.  Wenn  ihr  Antrag 
nicht  angenommen  werde,  dann  sei  das  Leben  der 
Nobenbahnen  verkümmert  Diesem  Satz  ist  der  an- 
dere entgegenzuhalten,  dass,  wenn  die  Ablenkung 
des  Güterverkehrs  in  der  Weise,  wie  die  Herren 
Ritschard  und  Schumacher  prätendieren,  stattfinden 
würde,  den  Bundesbahnen  ein  bedeutender  Teil  des 
Güterverkehrs  entzogen  würde.  Ich  kann  Ihnen 
keine  Auskunft  darüber  geben,  wie  hoch  sich  der- 
selbe zifiernmässig  darstellen  würde.  Wir  haben  im 
Departement  noch  einige  Anhaltspunkte  zu  bekom- 
men versucht,  aber  es  fehlt  uns  das  nötige  Mate- 
rial. Man  müsste  es  erst  von  den  Bahngesellschai- 
ten  herbeischaffen.  Wir  können  den  Ausfall  also 
nur  ungefähr  schätzen.  Ich  erlaube  mir  aber  nicht 
einmal  eine  Schätzung,  sondern  ich  nehme  nur  das 
Beispiel,  welches  Herr  Ritschard  heute  angeführt 
hat 

Herr  Ritschard  hat  uns  erklärt,  die  Burgdorf-Thun- 
Bahn  werde,  wenn  das  Princip  der  kürzesten  Linie 
für  sie  nicht  zur  Anwendung  komme,  schwer  zu 
existieren  haben  und  Itaum  das  Obligationenkapital 
verzinsen  können.  Wenn  dieses  Princip  dagegen  zur 
Geltung  gelange,  so  werde  die  Thun-Burgdorf-Bahn 
gut  situiort  sein,  ihre  Rücklagen  in  den  Erneue- 
rung- und  in  den  Hülfsfonds  machen  können,  ja 
sogar  eine  ordentliche  Dividende  an  die  Aktionäre 
auszurichten  im  stände  sein.  So  wie  hier,  wird  es 
auch  bei  andern  Nebenbahnen  sein.  Damit  ist  aber 
auoh  die  Kehrseite  gegeben.  In  dem  gleichen  Mass, 
wie  Sie  den  Nebenbahnen  den  Verkehr  zuführen, 
wird  derselbe  den  grossen  Hauptbahnen  entzogen 
worden.  Nach  diesem  Beispiel  können  Sie  sich  un- 
gefähr selber  eine  Schätzung  machen,  und  es  wird 
wohl  so  sein,  wie  uns  von  Mitgliedern  gegenwär-1 
tiger  Eisenbahnverwaltungen  versichert  worden  ist, 
dass  durch  die  Einführung  des  Principsder  kürzesten 
Linie  den  Bundesbahnen  ein  ganz  bedeutender  Teil 
des  Güterverkehrs  entzogen  würde. 

Unsere  Rückkautshotscbaf  t  basiert  auf  der  Voraus- 
setzung, dass  der  Güterverkehr  in  den  letzten  Jahren 
vor  der  Abfassung  der  Botschaft  eine  Steigerung  von 
ca.  27»  Jahr  für  Jahr  aufgewiesen  hat.  Gestützt  darauf 
haben  wir  erachtet,  dass  durch  die  Verbesserungen 
des  Gütorbetriebs  und  überhaupt  durch  die  Vermeh- 
rung des  Verkehrs  eine  noch  grössere  prozentuale 
Steigerung  in  Aussicht  stehe.  Wir  haben  diese 
Position  als  eine  ziemlich  zuverlässige  erklärt  und 
gestützt  darauf  sind  noch  weiter.  Schlussfolgerungen 
gezogen  worden.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  wenn 
Sie  heute  sagen:  Wir  wollen  nicht  nur,  dass  der 
Verkehr  nicht  zunimmt,  sondern  wir  wollen  den 
gegenwärtigen  Verkehr  den  Bundesbahnen  entziehen, 
deu  Berechnungen  betr.  Verbesserung  der  Verkehrs- 
einnahmen der  Boden  entzogen  wird.  Unsere  Hoff- 
nung Tiir  eine  gute  Durchführung  der  Verstaatlichung 
der  Bahnen  beruht  aber  auf  der  Vermehrung  des 
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Verkehrs.  Dean  die  andern  Voraussetzungen  unserer 
Rückkaufsbotschaft  sind  zum  Teil  in  die  Bruche  ge- 
gangen, nicht  weil  wir  ein  Verschulden  hätten  oder 
well  wir  bei  der  Aufstellung  unserer  Folgerungen 
damals  unrichtig  gerechnet  hätten,  sondern  weil 
die  Verhältnisse  sich  inzwischen  ^oändert  haben. 
Die  Betriebseinnahmen  haben  in  >ien  letzten  Jahren, 
welche  bei  der  Ausmittlung  des  durchschnittlichen 
10jährigen  Reinertrages  noch  in  Betracht  fallen,  in 
sehr  bedeutendem  Masse  zugonommon.  Die  Ruck- 
kaufssumme wird  daher,  wo  nach  dem  Reinertrag 
zurückgekauft  werden  muss,  sich  ganz  erheblich 
hoher  stellen,  als  wir  unter  den  damaligen  Voraus- 
setzungen berechnet  haben.  Ferner  werden  sich  bis 
zu  dem  nahe  bevorstehenden  Ruckkaufstermin  von 
1903  die  heute  sehr  gedrückten  Geldverhältnisse 
nicht  in  dem  Masse  wieder  saniert  haben,  dass 
unsere  Berechnung  vom  Jahre  1897  mit  Bezug  auf 
die  Verzinsung  des  Kapitals  noch  eine  absolut  zu- 
verlässige sein  kann.  Ich  verweise  im  weitem  noch 
darauf,  dass  im  Besoldungsgesetz  Avancen  gemacht 
worden  sind,  die  eine  Mehrausgabe  von  über  einer 
Million  Fankon  jährlich  bedeuten.  Wir  haben  auch 
ein  Arbeitszeitgesetz  im  Wurf,  welches  die  künf- 
tigen Bundesbahnen  viel  mehr  als  die  bisherigen 
Bahnen  belasten  wird.  Dann  haben  wir  einTarifgesetz, 
im  Wurf  in  welchem  Sie  einer  Herabsetzung  der 
Tarife  zustimmen,  welche  nach  der  Feststellung  der 
Experten  annähernd  4  Millionen  Mindereinnahmen 
jährlich  bewirken  wird.  Alle  diese  Punkte  sind  ernst 
zu  nehmen.  Wenn  der  Verkehr  auch  in  dem  Masse 
wächst,  wie  wir  nach  den  Ergebnissen  der  letzten 
drei  Jahre  annehmen  zu  dürfen  glauben,  so  worden 
wir  nicht  mehr  als  vielleicht  eine  ordentliche  Aus- 
gleichung der  Differenz  zu  erwarten  haben.  Aber 
wenn  Sie  heute  den  Güterverkehr  bleibend  herab- 
setzen, so  ist  die  Rechnung  eine  andere. 

Ich  möchte  auch  darauf  aufmerksam  machen, 
dass  von  Anfang  an  die  Verstaatlichung  der  Eisen- 
bahnen namentlich  auch  deshalb  als  begrüssenswert 
erklärt  worden  ist,  weil  der  Betrieb  der  Haupt- 
bahnen in  der  Hand  einer  Leitung  weit  besser  soin 
werde,  als  er  es  bisher  gewesen  ist.  Man  hat  die  Ver- 
besserung namentlich  darin  erblickt,  dass  sämtliche 
fünf  Netze  zu  einem  grossen  Netz  zusammengenom- 
men werden,  auf  welchem  es  möglich  werde  — 
ich  will  vom  Personenverkehr  nicht  sprechen  — 
den  Güterverkehr  nach  allen  Richtungen  viel  promp- 
ter und  sicherer  zu  gestalten.  Der  Güterverkehr  der 
einzelnen  Netze  wird  heute  sehr  gut  besorgt.  Es 
giebt  ja  immer  noch  Reklamationen  auch  in  dieser 
Beziehung,  aber  diese  Reklamationen  sind  oft  ganz 
unbegründet,  sodass  man  sagen  darf,  dass  es  mit 
dem  Güterverkehr  auf  den  einzelnen  Netzen  gut 
bestellt  ist.  Das  Gleiche  gilt  aber  nicht  von  dem 
Verkehr  der  einzelnen  Netze  untereinander.  Heute 
führt  die  eine  Bahn  die  Güter  nur  bis  au  dem 
Punkte,  wo  die  Nachbarbahn  anstösst  und  giebt  sie 
dort  an  diese  ab,  welche  dio  Wagen  in  Empfang 
zu  nehmen  und  in  ihie  Güterzüge  einzurangieren 
hat  Es  geht  nicht  an,  einfach  die  Wagen  anzu- 
stossen,  sondern  der  Zug  muss  zerlegt  und  die 
Wagen  müssen  einrangiert  worden,  und  darüber 
verfliesst  viel  Zeit  Dazu  kommt  noch,  dass  die 
Bahngesellschalten  es  unterlassen,  gegenseitige  Fahr- 
ordnungen zu  kombinleren,  welche  eine  unmittel- 
bare Uebernahme  der  Güter  von  den  Nachbarn  er- 


möglichen würden.  Jede  Bahn  bringt  die  Güter  an 
die  Grenze  und  dort  bleiben  sie  liegen,  2,  3  Stun- 
den, oft  einen  Tag  lang.  Da  sagen  nun  die  Betriebs- 
kundigen, dass  bei  den  künftigen  Bundesbahnen  der 
Verkehr  viel  rascher  und  sicherer  vollzogen  werde. 
Das  gleiche  Personal  geht  mit  die  /•  "•<;■  gehen  mit 
der  gleichen  Bedienung  ihrem  Bestimmungsorte  zu, 
die  Lokomotive  allerdings  wird  gewechselt.  Das  ist 
ein  erheblicher  Vorteil  gegen  früher.  Wenn  Sie  aber 
den  Antrag  des  Herrn  Ritschard  annehmen,  so  gehen 
Sie  nicht  nur  zu  den  gerügten  Verhältnissen  zurück, 
sondern  Sie  zerstückeln  das  schweizerische  Bundes- 
bahnnetz, welches  jetzt  in  4  Teile  zerlegt  ist  :n 
unendlich  viele  Teile;  statt  eine  Zusammenfassung 
des  Neues  und  der  ganzen  Administration  zu  er- 
zielen, was  wir  beim  Rückkäufe  im  Auge  hatten. 
Es  muss  bei  jeder  Bahn  wieder  gehalten  und  über- 
geben werden.  Nehmen  Sie  das  Beispiel,  das  Ihnen 
Herr  Ritschard  angeführt  hat:  die  Strecke  Burgdorf- 
Konolfingen-Thun.  Wenn  ein  Gut  auf  der  Central- 
bahn  von  Ölten  herkommt  und  nach  Interlaken  in- 
stradiert  ist,  so  muss  dasselbe  nach  dem  Antrage 
des  Herrn  Ritschard  in  Büsdorf  an  die  Burgdorf- 
Thunlinie  abgegeben  werden.  In  Thun  übernimmt 
die  Centraibahn  das  Gut  wieder  dasselbe  und  führt 
bis  Scherzligon,  wo  es  an  dio  Thunerseebahn  über- 
geben wird.  Damit  geht  der  grosse  Zusammenhang 
des  Güterverkehrs  verloren.  Wir  erblicken  darin 
einen  Rückschritt  der  sich  schwer  rächen  würde. 

Dass  bei  solchen  Verhältnissen,  wo  alles  wieder 
nach  lokalen  Interessen  zerlegt  wird  und  die  vielen 
lokalen  Vertreter  öffentlicher  und  privater  Stellung 
hineinregieren,  von  einer  gesunden  schweizerischen 
Tarilpolitik  nicht  die  Rede  sein  kann,  das  leuchtet 
ein,  und  das  wäre  doch  ein  Hauptziel  für  uns:  eine 
einheitliche  grosse  Tarifpolitik,  mit  der  wir  im 
stände  sind,  den  Warenverkehr  im  Innern  des 
Landes  bestens  durchzuführen  und  welche  uns  auch 
in  den  Stand  setzt,  bei  den  Verhandlungen  mit  dem 
Ausland  viel  wirksamer  zu  plädieren,  als  bis  anhin. 
Dazu  werden  wir  schon  durch  die  Unternehmungen 
des  Auslandes  gedrängt,  dass  wir  den  grosseu  Transit 
vom  Osten  zum  Westen  und  vom  Süden  zum  Norden 
unseres  Landes  sichern.  Diese  Transittransportstel- 
lung unserer  schweizerischen  Eisenbahnen  ist  von 
eminent  wirtschaftlichem  und  politischem  Wert, 
und  wir  werden  mehr  und  mehr  dazu  gedrängt 
kraftvoll  vorzugehen.  Sie  wissen,  dass  am  ßodensee 
die  Gürtelbahn  gebaut  wird,  d.  h.,  dass  auf  deut- 
schem Ufer  Bahnen  erstellt  werden,  und  es  wird 
nicht  lange  gehen,  bis  die  Gürtelbahn  im  stände 
sein  wird,  die  Güter  von  Lindau  bis  Konstanz  zu 
führen  und  umgekehrt.  Aehnllche  Verhältnisse 
scheint  man  in  Frankreich  zu  bezwecken :  eino  Um- 
gehung unserer  westlichen  Grenze,  um  auf  einem 
vorgeblich  näheren  Wege  nach  Mülhausen  und  Süd- 
deutschland zu  kommen.  Dass  die  süddeutschen 
Bahnen  längst  bestrebt  sind,  unsern  Verkehr  von 
Basel  nach  dem  Bodensee  zu  konkurrenzieren,  wissen 
wir.  Da  bedarf  es  einer  starken  Hand,  und  die  ist 
nur  an  der  Spitze  der  künftigen  Bundesbahnen  ge 
geben,  um  zur  rechten  Zeit  und  mit  den  rechten 
Mitteln  und  in  richtiger  Weise  einzugreifen  und 
unsere  Interessen  wahrzunehmen,  nicht  nur  die 
Interessen  des  Eisenbahnverkehrs,  sondern  die  In- 
teressen unseres  ganzen  Landes  von  allgemeiner 
Bedeutung.   Ich  möchte  Sie  daher  bitten,  kein« 
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Normen  in  das  Tarifgesetz  aufzunehmen,  welche  in 
dieser  Richtung  nur  hemmend  wirken  können. 

Ich  muss  noch  ein  Wort  über  den  letzten  An. 
trag  des  Herrn  Ritschard  sprechen,  wonach  die 
gleichen  Bestimmungen  auch  für  den  internatio- 
nalen Verkehr  gellen  sollen.  Das  geht  nicht  an,  das 
dürfen  Sie  nicht,  oder  dann  erklären  Sie  den  Aus- 
tritt aus  der  Union  dos  internationalen  Frachtver- 
kehrs. Auf  dieses  Uobereinkommen  ist  namentlich 
viel  Wert  gelegt  wordon,  und  da  ist  der  Haupt- 
punkt die  Erstellung  eines  einheitlichen  Fracht- 
briefes für  den  ganzen  internationalen  Transport. 
Zuvor  hatte  jedes  Land,  sogar  jede  Gesellschaft 
einen  besondern  Frachtbrief;  heute  geht  eine  Ware 
von  Spanien  mit  domsclben  Frachtbriet  an  den  ßo- 
stimmungsort,  z.  B.  in  Oesterreich.  Das  war  natür- 
lich für  die  Kaufleute  eino  kolossale  Erleichterung 
und  der  grösste  Gewinn,  der  durch  das  Ueberein- 
kommon  erzielt  worden  ist  Die  Bestimmungen  über 
den  Frachtbrief  sind  sehr  spoeifleiert,  und  Sie  Hu- 
den solche  speciclle  Vorschriften  in  Art  6,  lit  a — L 
In  diesem  Artikel  —  ich  muss  das  nochmals  an- 
führen, obschon  Herr  v.  Arx  schon  darauf  Bezug 
genommen  hat  —  ist  festgestellt  welche  Angaben 
im  Frachtbriefo  enthalten  sein  müssen.  Und  es 
hoisst  dann  weiter  in  Art.  6:  ein  Ermangelung  die- 
ser Angabe  hat  dio  Eisenhahn  denjenigen  Wog  zu 
wählen,  weloher  ihr  für  den  Absender  am  zweck- 
mässigston  erscheint  Für  dio  Folgen  dieser  Wahl 
haftet  die  Eisenbahn  nur,  wenn  ihr  hierbei  ein 
grobes  Verschulden  zur  Last  fällt»  Diese  Bestim- 
mung ist  in  unser  Schweiz.  Transportreglement 
hinübergenommen  worden.  Das  Uebereinkommen 
fährt  dann  fort:  «Wenn  dor  Absender  den  Trans- 
portweg angogobon  hat  ist  die  Eisenbahn  nur  unter 
den  nachstehenden  Bedingungen  berechtigt  für  die 
Beförderung  dor  Sendung  einon  andorn  Weg  zu  be- 
nutzen: 1)  dass  dio  Zollabfertigung  immer  in  den 
vom  Absender  bezeichneten  Stationen  stattfindet», 
rlann  ferner,  dass  dio  Taxe  nicht  höher  kommt  und 
dio  Lieferfrist  nicht  länger  ist,  als  sie  gewesen 
wäre,  wenn  die  Sondung  auf  dem  im  Frachtbriefe 
bezeichneten  Wego  ausgeführt  worden  wäre.  Ich 
muss  nachholen,  dass,  wenn  man  von  der  kürze- 
sten Lieferfrist  im  Sinne  unseres  Vorschlages  spricht 
nicht  die  Lieferfrist  für  dio  Linie  gemeint  ist 
welche  unter  den  Schweiz.  Bundcsbahnon  zur  Aus- 
wahl stünde,  sondern  es  ist  die  Frist  auf  der  effek- 
tiv kürzesten  Linie  gemeint,  mit  Einschluss  der 
Nebenbahnen. 

In  diesem  inte»  ..ationalenl'cbereinkommen  ist  also 
der  Grundsatz  der  Instradierungslreiheit  der  über- 
nehmenden Bahnen  niedergelegt  Wenn  z.  B.  ein 
Gut  in  badisch  Freiburg  nach  dem  Kanton  Tessin 
aufgegeben  wird,  so  enthält  der  internationale 
Frachtbrief  dio  Insiradierungsfreiheit  aller  Bahnen 
bis  zum  Bestimmungsorte,  also  auch  der  schwei- 
zerischen Bahnen.  Und  nun  kommt  ein  .schweize- 
risches Gesetz  und  sagt,  das  geht  nicht,  die  In. 
str.xdierungsfroiheit  muss  zu  Gunsten  der  Neben- 
bahnen beschränkt  wordon.  Das  wäre  ein  Wider- 
spruch und  die  Konflikto  wurden  nicht  ausbleiben. 
Man  würde  sapen:  So,  die  Schweiz, welche  die  I'eber- 
wachung  und  richtige  Durchführung  des  Ueherein- 
kommens  übernommen  und  dafi:r  eine  Bchftnlf*  ein- 
gesetzt hat,  ist  der  erste  Staat,  welcher  in  diesem 
wichtigen  Punkte  oinen  Einbruch  in  das  Ueberein- 


kommen macht!  Das  dürfen  Sie  nicht,  meino  Herren, 
und  daher  sind  den  Antrügen  des  Herrn  Ritschard 
nicht  nur  allgemeine  Einwendungen  entgegenzu- 
halten, sondern  es  ist  auch  ausdrücklich  auf  diese 
Irregularität  aufmerksam  zu  machen. 

Man  hat  heute  von  einem  grossen  Konflikte  der 
Bahnen  gesprochen.  Ich  denke,  dieser  Konflikt  wird 
schon  wieder  kommen,  denn  eine  Verfolgung  von 
Konkurrenzinteressen  ist  wie  Herr  Isler  richtig 
ausgeführt  hat,  notwendig.  Das  wird  immer  so  sein. 
Aber  ich  muss  doch  die  Erklärung  abgeben,  dass 
die  Bundesbahn  Verwaltung  doch  eine  ganz  andere 
Stellung  einnehmen  wird,  als  die  Verwaltungen  der 
Privatbahnen.  Es  wird  immer  wieder  an  das  Wort 
erinnert  werden,  das  abgegeben  wurde  und  das  nicht 
erlöscht  dass  die  schweizerischen  Bundesbahnen 
kein  fiskalisches  Unternehmen  seien,  sondern  dass 
neben  den  fiskalischen  Interessen  auch  die  volks- 
wirtschaftlichen und  politischen  Interessen  eine 
grosse  Bedeutung  haben  müssen.  Es  sind  allgemeine 
Gesichtspunkte,  welche  wegleitend  sein  müssen, 
und  wenn  die  zukünftigen  Leiter  der  Bundesbahnen 
es  allfällig  unterlassen  würden,  diese  allgemeinen 
Gesichtspunkte  ins  Auge  zu  fassen,  so  würden  sie 
durch  die  öffentliche  Meinung  schon  daran  erinnert 
worden.  Das  bezweifle  ich  gar  nicht  Vielleicht  ist 
ohor  anzunehmen,  dass  diese  Reklamationen  gegen- 
über don  Leitern  der  Bundesbahnen  früher  und 
zahlreicher  kommen,  als  es  zuträglich  ist. 

Wir  dürfen  das  Vertrauen  haben,  dass  es  den 
Nebenbahnen  da,  wo  die  Natur  der  Sache  daraul 
hinweist  möglich  gemacht  werde,  auch  am  Güter- 
verkehr zu  partieipieren,  etwa  in  dem  Masse,  wie 
Sie  es  bei  der  Feststellung  des  Nebenbahnengesetzes 
ausgesprochen  haben.  Ich  muss  Sie  daran  erinnern, 
dass  es  im  Art  1  dieses  Gesetzes  heisst:  «Neben- 
bahnen  sind  diejenigen  Bahnon  und  Bahnstrecken, 
welche  vorzugsweise  dem  lokalen  Verkehr  oder 
spcciollcn  Verkehrszwecken  dienen  und  nicht  den 
grossen  Durchgangsverkehr  für  Personen  und  Güter 
vermitteln.»  Wir  haben  nach  langer  Diskussion  die 
Frage,  ob  die  Nebenbahnen  am  Durchgangsverkehr 
partieipieren  sollen,  verneint,  und  bei  der  Auf- 
gabe, welche  den  Nebenbahnen  zugewiesen  wurde, 
wollen  wir  verbleiben.  Es  ist  eine  schöne,  grosse 
Aufgabe.  Dom  lokalen  Vorkehr  und  speciellen  Ver- 
kehrszwecken sollen  sio  dienen.  Es  ist  ja  nicht  aus- 
geschlossen, dass  sie  da,  wo  dio  Vorhältnisse  dar- 
auf hinweisen,  auch  am  Durchgangsverkehr  parti- 
eipieren. Das  war  jetzt  schon  so.  Ich  greife  das 
Beispiel  heraus,  das  Horr  Ritschard  angeführt  hat: 
die  Linie  Burgdorf-Solothurn.  Erstlich  hatte  die  Cen- 
Iralbahn  die  Forderung  gestellt  dass  der  gesamte 
Güterverkehr  zwischen  diesen  2  Endpunkten  ihr 
zugewiesen  werde.  Sie  konnte  ihn  eine  Zeit  lang 
über  Herzogenbuchseo  bewältigen,  aber  es  gieag 
nicht  lange,  so  hat  die  Gentraibahn  ihre  Einwilli- 
gung  zur  Teilung  des  Verkehrs  gegeben,  und  gegen- 
wärtig besteht  dio  Verkohrsteilung.  Es  ist  auch  der 
Kampf  zwischen  der  Centralbabn  und  der  neuen 
Linie  ßurgdorf  -  Konolfingen  -  Thun  hervorgehoben 
worden.  Dio  Centralbabn  ist  berechtigt,  die  Güter 
übor  Born  nach  Thun  zu  führen,  und  sie  wird  sich 
so  einzurichten  wissen,  dass  dio  Taxen,  welche  die 
nähere  Linie  festsetzt  und  deren  Lieferfristen  zur  An- 
wendung kommen.  Nun  hat  aber  die  Burgdorf-Thun- 
bahn  den  Anspruch  erhoben,  dass  sie  auch  an  dem 
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Güterverkehr  particlpieron  wolle,  und  es  ist  in  dieser 
Beziehung  ein  Krieg  gefuhrt  worden.  Wie  icii  gehört 
habe,  ist  nun  eino  Verständigung  im  Gange,  wenn 
sio  auch  noch  nicht  vollzogen  ist,  und  das  bäsenbaho- 
departement  würde,  wenn  es,  wie  in  andern  Fähen, 
zur  Mitwirkung  herbeigozo^ou  wurde,  gerne  mitthätig 
sein.  Ich  denke,  auch  dieser  Spahn  könne  entfernt 
werden;  die  Gentraibahn  wird  der  andern  Linie 
einen  Teil  des  Verkehrs  abtreten,  und  die  neue 
Linie  wird  ihrerseits  nicht  den  Anspruch  aul  den 
ganzen  Verkehr  erheben.  Wenn  nun  die  Privat- 
bahnen diesen  Weg  beschreiten,  warum  soll  da 
nicht  die  Hoffnung  bestehen,  dass  zwischen  der 
Bundesbahn  und  den  Nebenbahnen  noch  viel  rascher 
eine  Verständigung  erzielt  werden  könne? 

Und  auf  diesen  Weg  der  Verständigung  weist 
der  Antrag  der  Kommission.  Er  schliefst  die  Par- 
tieipation  der  Nebenbahnen  am  Verkehr  nicht  aus, 
er  will  nur  nicht  eino  bindendo  Vorschrift,  kraft 
welcher,  ich  wiederholo  das,  den  Bundesbahnen 
das  Leben  sauer  gemacht  und  mit  wolchsr  dem 
öffentlichen  Verkehr  kein  Dienst  geleistet  wird.  Im 
Gegenteil,  derselbe  wurde  eine  Hemmung  erleiden 
und  die  künftige  Bundesbahnvcrwaltuug  würde  bei 
der  Regulierung  der  Tarifverlnil  Inisso  mit  dem  Aus- 
lande an  Kraft  und  Starko  verlieren. 

Ich  möchte  lhnon  daher  sehr  nachdrücklich  die 
Ablehnung  des  Antrages  Ritschard-Schuuaacher  em- 
pfehlen. 


Bigler:  Da  in  dieser  Diskussion  die  Burgdort- 
Thunbahn  eigentlich  als  Prügelknabe  aufgeführt  wor- 
den ist,  so  werden  Sie  mir  es  nicht  übel  nehmen, 
w^nn  ich  auch  einige  Worte  dazu  spreche.  Es  ist 
vielleicht  von  Interesse,  zu  vernehmen,  wie  diese 
Bahn  entstanden  ist  Wie  Ihnen  bekannt  ist,  bat 
das  bernische  Oberland,  das  jetzt  schon  ein  ganz 
bedeutendes  Bahnnetz  —  alles  Privatbahnen  —  be- 
sitzt, bis  zur  Eröffnung  der  Burgdorf-Thunlinie  nur 
eine  einzige  Zufahrt  gehabt:  die  Centralbahnlinio 
Bern-Thun,  eine  einspurige  Linie.  Die  Centraibahn 
ist  von  den  Bundesbehörden  oft  aufgefordert  wor- 
den, die  Linie  besser  auszubauen,  indem  sich  ge- 
zeigt hatte,  dass  der  Verkehr  nur  sehr  schwer  zu 
bewältigen  war.  Namentlich  zeigten  sich  in  Thun 
sehr  viele  Uebelstände,  und  deshalb  war  es  nament- 
lich Thun,  das  eino  bossere  Verbindung  verlangte, 
and  mit  ihm  Uurgdorf.  Die  beiden  Städte  sind 
natürlich  bei  dem  Unternehmen  stark  interessiert, 
und  es  liegt  auf  der  JJand,  dass  diejenigen, 
welche  die  neue  Linie  gebaut  haben,  nun  auch 
wünschen,  dass  ein  Teil  dos  Verkehrs  ihr  zufalle. 
Es  bestehen  nümlich  hier  ganz  ausnahmsweise  Ver- 
haltnisse. Diese  Burgdorf- Thunbahn  Ist  allerdings 
ein  Verbindungsstück  zwischen  zukünftigen  Bundes- 
bahnen, aber  diese  zukünftige  Bundesbahn  geht 
eigentlich  nur  bis  zum  Bahnhof  Thun,  man  darf 
Thun  als  die  Endstation  der  Bundesbahn  betrachten. 
Wenn  der  h.  Vertreter  des  Bundesrates  von  Unzu- 
kömmlichkeiten geredet  hat,  welche  dadurch  ent- 
stehen, dass  der  Verkehr  auf  eine  andere  Bahn  ge- 
lenkt wird,  so  trifft  das  hier  weniger  zu,  denn 
man  könnte  die  Burgdorf-Thunbahn  sehr  leicht  mit 
der  Tnunerseebahn  verbinden. 


Ks  ist  nun  vollständig  richtig,  dass  zwischen  den 

beiden  Linien  eme  Verständigung  angestrebt  wird. 
Und  es  ist  eine  Verständigung  auch  wünschenswert, 
angesichts  des  kolossalen  Gütarvt  rkehrs,  den  die 
Ceotralbaho  allein  von  Dasei  nach  Thun  vermittelt 
Die  Züge  der  Centralbahu  müssen  ohnehin  auf  dem 
Wylerfelde  umgestellt  werden,  und  meiues  Lraohtens 
ist  es  gleichgültig,  ob  diese  Umstellung  in  Uurg- 
dorf oder  hier  auf  dem  Wylerfelde  geschieht  Ich 
halto  es  für  mehr  oder  weniger  selbstverständlich, 
dass  man  ia  Zukunft  den  Verkehr  teilt,  und  so  wird 
die  Verständigung  wohl  auch  erfolgen.  Die  Vertei- 
lung wird  nicht  so  statllinden,  dass  man  einzelne 
Wagen  aus  dem/.ugo  herausreißt,  sondern  man  wird 
sich  vielleicht  so  verständigen,  dass  man  z.  B.  gerade 
dio  Koblentranaporle  der  Burgdorf-Thunbahn  zuweist 
und  dadurch  die  Ceutralhahu  etwas  erleichtert. 

Das  die  Verhältnisse  bei  der  Hurgdorf -Trum  bahn. 
Mau  hatte  aus  der  Diskussion  entnehmen  können, 
dass  dies  eigentlich  die  direkte  Veranlassung  zum 
Minderheitsantrago  gewesen  sei.  Das  müsste  ich 
aber  des  Entschiedensten  bestreiten.  Sie  haben  von 
Herrn  Robert  gehurt,  das-;  die  Hahnen  im  allge- 
meinen nur  wünschen,  dass  der  bisherige  Zustand 
bestohon  bleibe,  dass  auch  in  Zukunft  eine  Teilung 
dos  Verkehrs  vorgenommen  werden  könne  und 
dass  man  nicht  mit  dem  Gesetze  in  der  Hand  kom- 
men und  sagen  könne,  es  sei  dies  unmöglich. 

Nun  ist  auch  behauptet  worden,  der  Minderheits- 
antrag sei  mil  Rücksicht  auf  das  internationale 
Uebereinkomiufn  nicht  annehmbar.  Ich  glaube,  das 
ist  ein  Irrtum.  Wenn  der  Absender  eine  Boute 
vorschreibt  —  und  dazu  hat  er  das  Hecht  —  so 
ist  die  Hahn  nicht  verpachtet,  dieser  Vorschrift 
uach/.ukommen,  wenn  sio  das  Gut  in  der  gleichen 
Zeit  und  zum  gleichen  Tarif  befördert.  Wenn  man 
nun  die  Bahngesellschaft  förmlich  verpflichtet,  so  ist 
das  durchaus  kein  Einbruch  in  den  internationalen 
Vertrag. 

Um  noch  einmal  auf  das  Beispiel  der  Burgdorf- 
Thunbahn  zurückzukommen,  so  hat  natürlich  die 
S.  C.  B.  den  durch  die  Abkürzung  bedingten  billigeren 
Tarif  eingehalten.  Es  sind  also  Thun  und  dem  Ober- 
land aus  dem  Bau  dieser  Bahn  Vorteile  erwachsen,  und 
man  kann  mit  Recht  sagen,  wenn  eine  Bahn  einer 
Gegeud  volkswirtschaftliche  Vorteile  bringe,  so  solle 
sie  auch  einen  Nutzen  davon  haben.  Wir  stehen 
nun  aul  dem  Boden  der  Verständigung,  und  es  hat 
mich  ausserordentlich  gefreut,  dass  der  Vertreter 
des  h.  Bundesrates  diese  Verständigung  so  stark 
betont  hat.  Immerhin  ist  es  sonderbar,  dass  man 
trotzdem  im  Gesetze  sich  in  keiner  Weise  verpflich- 
ten will.  Ich  glaube,  der  Antrag  des  Herrn  Ritschard 
habe  doch  seine  Berechtigung,  indem  er  sagt,  wir 
wollen  nicht  nur  Versprechungen,  sondern  auch 
eine  gewisse  Garantie.  Die  Art  und  Weise,  wie 
dio  Sache  formuliert  werden  könnte,  lässt  Herr 
Ritschard  und  auch  Herr  Robert  dahingestellt.  Mit 
demjenigen,  was  Herr  Lsler  gesagt  hat,  hat  esseine 
eigene  Bewandtnis.  Herr  lsler  hat  ziemlich  positiv 
und  nackt  auseinandergesetzt,  wie  ein  Geschäft  be- 
trieben werden  mü  sse  und  allerdings  beigefügt, 
man  müsse  mit  dem  Herzen  dabei  sein,  allein  die 
Sache  mit  dem  Herzen  habe  ich  ungefähr  so  ver- 
standen, wie  es  Göthe  im  »Fausts  ausspricht,  wenn 
er  sagt: 
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fSprich  nicht  von  Herzen,  das  ist  eitel. 

Ein  ledernor,  verschrumpfter  Beutel, 

Der  steht  Dir  besser  zu  Gesicht.»  (Heiterkeit) 

Ich  schliesse  mich  der  Ansicht  dos  Herrn  Ro- 
bert an.  Ich  glaube,  os  wäre  am  besten,  wenn  die 
mit  dem  h.  Bundesrate  den  Artikel 
in  Beratung  ziehen  und  die  Versprechen, 
die  heute  gemacht  wurden,  zu  formulieren 


Williger:  Ich  möchte  den  förmlichen  Antrag 
stellen,  die  Sache  an  die  Kommission  zurückzu- 
weisen. Es  scheint  mir  doch  möglich  zu  sein,  einen 
Weg  der  Verständigung  zu  ßnden.  Das  zweitletzte 
Alinea  des  Antrags  Ritschard-Schumacher  sagt, 
wenn  der  Distanzunterschied  der  kürzesten  Route 
zwischen  einer  Bundesbahnstrecke  und  einer  kon- 
kurrierenden Privatbahn  bei  gleichartigen  Betriebs- 
und  Taxverhfillnissen  nicht  mehr  als  10  km  betrage, 
so  habe  eine  billige  Teilung  des  Verkehrs  stattzu- 
finden, und  es  habe,  wenn  darüber  eine  Verstän- 
digung nicht  erzielt  werden  könne,  das  Bundesge- 
richt endgültig  zu  entscheiden.  Es  scheint  mir  nun, 
es  sollte  möglich  sein,  den  Grundsatz,  der  hier  im 
zweitletzten  Lemma  enthalten  ist,  überhaupt  auf 
das  Verhältnis  zwischen  Bundesbahnen  und  Privat- 
bahnen anzuwenden,  wonach,  wenn  die  Bundes- 
bahnen und  Privatbahnen  konkurrieren,  eine  billige 
Teilung  des  Verkehrs  zwischen  beiden  Strecken 
stattfinden  und,  wenn  eine  Verständigung  nicht  er- 
zielt werden  kann,  das  Bundesgericht  entscheiden 


punkte,  derjenige  des  Bundesrates  und  der  Kom- 
missionsmehrheit, als  auch  derjenige  der  Herren 
Ritschard  und  Schumacher,  ihre  Berechtigung  haben, 
und  von  dem  ausgehend  stelle  ich  den  Antrag,  es 
sei  der  Art.  21  zu  neuer  Prüfung  an  die 


Präsident:  Genau  nach  dem  Reglement  müsste 
in  erster  Linie  dieser  Ordnungsantrag  des  Herrn 
Winiger  diskutiert  und  erledigt  werden.  Es  scheint 
mir  aber,  der  Antrag  habe  einen  so  materiellen 
Hintergrund,  dass  wir  besser  thun,  die  allgemeine 
Diskussion  fortdauern  zu  lassen  und  erst,  wenn  die 
Diskussion  geschlossen  ist,  über  den  Ordnungsan- 
trag abstimmen.  Ist  der  Rat  damit  einverstanden? 

dies  der  Fall  zu  sein.  Die  Diskusaion 


v.  in,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
habe  den  Voten  der  Herren  Isler  und  Bundesrat 
Zemp  wenig  beizufügen.  Gegenüber  Herrn  Ritschard 
muss  ich  gestehen,  dass  die  Begründung  seines 
Antrages  eine  sehr  ruhige  und  sachliche  und  in 
sehr  versöhnlichem  Tone  gehaltene  war,  sogar  so 
versöhnlich,  dass  es  mir  ergangen  ist,  wie  Herrn 
Isler:  ich  hatte  das  Gefühl,  dass  Herr  Ritschard 


es  sehr  gerne  gesehen  hätte,  wenn  von  irgend  einer 
Seite  ein  Antrag  eingebracht  worden  wäre,  welcher 
einigermassen  dem  Begehren  der  Nebenbahnen 
Bochnung  getragen  hätte,  ohne  deshalb  die  Inter- 
essen der  Bundesbahnen,  wie  es  nach  seinem  An- 
trage der  Fall  wäre,  allzusehr  zu  schädigen,  und 
Herr  Ritschard  machte  es  der  Majorität  fast  zum 
Vorwurf,  dass  sie  einen  solchen  vermittelnden  An- 
trag nicht  eingebracht  hat  Nun  hat  aber  Herr 
Ritschard  seinen  Vorschlag  bereits  in  der  anfangs 
April  stattgefundenen  Sitzung  der  Kommission  unter- 
breitet, und  schon  damals  hat  er  betont,  es  sei  dies 
nicht  sein  letztes  Wort,  sondern  er  würde  gerne  zu 
einer  Verständigung  Hand  bieten.  Er  hat  uns  auch 
bezügliche  Anträge  für  eine  Sitzung  in  Aussicht 
gestellt,  welche  etwa  6  oder  7  Wochen  später  in 
Zürich  stattfand.  Ich  nehme  an,  Herr  Ritschard  habe 
nach  einer  Formel  gesucht,  welche  die  verschie- 
denen Interessen  vereinigen  könnte,  allein  er  bat 
dieselbe  nicht  gefunden.  Eine  Formel,  die  Alle  be- 
friedigen könnte,  giebt  es  eben  nicht  Ich  selber 
habe  mir  Mühe  gegeben,  eine  solche  zu  finden;  es 
ist  mir  aber  gegangen  wie  Herrn  Ritschard:  ich 
habe  einen  Ausweg  nicht  gefunden.  Ich  glaube 
deshalb,  es  sei  absolut  unnütz,  den  Antrag  des 
Herrn  Ritschard  zur  Erdauerung  an  die  Kommission 
zurückzuweisen;  etwas  anderes,  als  das,  was  vor» 
liegt,  wird  nicht  zum  Durchbruch  kommen.  Man 
wird  wohl  auch  für  die  Zukunft  bezüglich  der  Re- 
gelung des  Konkurrenzverhältnisses  zwischen  den 
Bundesbahnen  und  den  Nebenbahnen  auf  freihändige 
Unterhandlungen  angewiesen  sein,  und  dass  die 
Bundesbahnen  weniger  loyal  seien,  als  gegenwärtig 
die  Privatbahnen,  ist  doch,  namentlich  nach  der 
entschiedenen  Erklärung  des  Herrn  Bundesrat  Zemp, 
nicht  anzunehmen.  Es  ist  für  mich  absolut  unver- 
ständlich, warum  man  die  Bundesbahnen  in  der 
vorliegenden  Frage  mit  aller  Gewalt  schlechter  be- 
bandeln will,  als  dermalen  die  Privatbahnen,  und 
als  es  auch  in  Zukunft  gegenüber  den  Privatbahnen 
der  Fall  sein  wird.  Zur  Entschuldigung  dieses  son- 
derbaren Standpunktes  beruft  man  sieb  immer  au! 
die  guten  Auspicien  —  es  ist  dies  namentlich  in 
den  Kommissionsberatungen  geschehen  —  welche 
den  Bundesbahnen  in  finanzieller  Beziehung  in  Aus- 
sicht stehen.  Herr  Bundesrat  Zemp  hat  Ihnen  be- 
reits auseinandergesetzt,  wie  es  unter  den  gegen- 
wärtigen veränderten  Verhältnissen  mit  diesen  Au- 
spicien steht,  dass  die  gegenwärtige  Lage  bei  allen 
unsern  Beschlüssen,  welche  finanzielle  Folgen  haben, 
zur  grössten  Vorsicht  mahnt,  und  es  ist  mir  unter 
diesen  Umständen  nicht  begreiflich,  wie  nüchterne 
Staatsmänner,  nüchterne  Wirtschafter  immer  wieder 
zu  dem  Satze  sich  versteigen,  der  Bund  sollte  eigent- 
Uch  jetzt  schon  an  den  Ausbau  des  bestehenden 
schweizerischen  Eisenbahnnetzes  denken,  der  Bund 
sei  nach  dieser  Richtung  wenig  produktiv.  Ich  kann 
mir  nicht  vorstellen,  wie  man  bei  der  Verstaat- 
lichung der  5  Hauptbahnen  glauben  konnte,  es  wer- 
den nun  mit  einem  male  alle  die  schlummernden 
Hoffnungen  betreffend  Nebenbahnlinien  befriedigt 
werden  können.  Officiell  ist  jedenfalls  einer  der- 
artigen Erwartung  niemals  Vorschub  geleistet  wor- 
den. Im  Gegenteil,  bei  jeder  Gelegenheit  wurde 
ausgeführt,  namentlich  auch  zu  wiederholten  malen 
vom  Chef  des  Eisenbahndepartements,  welche 
riesige  Leistung  die  Uebenuhme  der  5 
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bahnen,  die  Durchbohrung  des  Simplrm  und  die 
Subventionierung  der  rauschen  Dahnen  durch  den 
Baad  darstelle,  und  darauf  hingewiesen,  es  sei 
weise  gehandelt,  wenn  man  vorerst  diese  Aufgabe 
richtig  löse  und  erst  dann  zu  neuen  Thak-n  aufhole. 

leb  babe  im  übrigen  schon  oft  auf  die  Begehr- 
lichkeiten hingewiesen,  welche  von  allen  Seiten  an 
die  Bundesbahnen  herantreten,  und  als  eines  der 
allergefäbrlichsten  Begehron  habe  ich  immer  das- 
jenige angesehen,  welches  darauf  ausgeht,  vom 
Bund  den  Bau  oder  die  Subventionierung  neuer 
Konkurrenzlinien  zu  verlangen,  oder,  wie  es  hier 
der  Fall  ist,  vom  Bunde  zu  begehren,  dass  er  sich  in 
einer  Weise  einrichte,  die  den  Verkehr  auf  seinen 
künftigen  Bahnen  gewaltig  beeinträchtigen  würde, 
wodurch  der  Finanzierung  und  dem  Bau  neuer  Kon- 
kurrenzlinien Vorschub  geleistet  würde.  Natürlich 
darf  es  nicht  Aufgabe  der  Bundesbehörden  sein  — 
and  ich  sage  dies  mit  allem  Nachdruck  gegenüber 
den  Ausführungen  des  Herrn  Ritschard  —  den  Bau 
neuer  Linien,  welche  neue,  wichtigo  Verkehrswege 
eröffnen  oder  wirtschaftlich  wichtigo  Landesteile 
mit  einander  verbinden,  zu  verhindern.  Ich  sage  im 
Nv  j  Gegenteil,  solche  Projekte  verdienen  unsere  volle 
Sympathie.  Ob  nun  der  Bund  direkt  eingreifen 
\j  «oll,  am  solche  Projekte  zu  verwirklichen,  oder 
dies  der  Privatthätigkeit  anheimstellen  soll,  lasse 
ich  vorläufig  dahingestellt  Nach  meiner  Meinung 
sollte,  wenn  das  Bedürfnis  nach  einer  derartigen 
Konkurrenzlinie  aus  den  natürlichen  Verkehrsver- 
hältnissen herausgewachsen  ist,  der  Bund  allerdings 
in  die  Lücke  treten  und  die  Linie  bauen.  Allein 
ich  mache  gegenüber  Herrn  Ritschard  doch  darauf 
aufmerksam,  dass  es  sich  bei  neuen  Projekten  sehr 
oft  am  Linien  von  wirtschaftlich  sehr  untergeord- 
neter Bedeutung  handelt;  man  projektiert  oft  Bahnen 
einzig  im  Gedanken,  bei  einer  geringen  Abkürzung 
der  Distanz  werde  der  Durchgangsverkehr  über  die 
"  inie  geleitet  werden  müssen.  Wenn  dem  so 
so  würden  dadurch  nicht  nur  die  Bundes- 
geschädigt, sondern  durch  das  Mißverhält- 
nis zwischen  dem  wirtschaftlichen  Nutzen  und  den 
Bau-  and  Betriebskosten  einer  Geldverschwendung 
gerufen,  welche  wirtschaftlich  nicht  gerechtfertigt 
ist,  sondern  böse  Folgen  hätte.  Die  gegenwärtige 
Lage  erinnert  mich  unwillkürlich  an  die  Lage, 
welche  im  Schweizerlande  unmittelbar  vor  der  Er- 
öffnung der  Gotthardbahn  bestand.  Gleich  wie  es 
jetzt  während  des  Baues  des  Simplon  der  Fall  ist, 
so  war  es  auch  während  des  Baues  der  Gotthard- 
bahn. An  allen  Ecken  und  Enden  wurden  damals 
Konkurrenz-  und  Zufahrtslinien  gebaut  und  projek- 
tiert im  Hinblicke  auf  die  Aussiebten,  welche  sich 
mit  der  Eröffnung  der  Gotthardbahn  für  den  Eisen- 
bahnverkehr boten.  Und  was  war  die  Folge  der 
damaligen  Extravaganzen?  Die,  dass  die  Gotthard- 
bahn nur  dadurch  vom  Konkurse  bewahrt  wurde, 
dass  sie  den  Bau  gewisser  Linien  einstellte.  Und 
die  N.  0.  B.  konnte  sich  nur  mit  Hülfe  des  Bundes- 
rates halten,  indem  er  ihr  ein  Moratorium  ver- 
schaffte, demzufolge  die  Bauverpflichtongen  der 
N.  0.  B.  um  ein  bis  zwei  Jahrzehnte  zurückgestellt 
worden  sind.  Meine  Herren,  ich  nehme  an,  dass 
man  nicht  wieder  derartige  Verhältnisse  heraufbe- 
schwören will.  Herr  Ritschard  sieht  selbst  ein,  dass 
man  dem  Einzelbahnunwesen  nicht  unbeschränkt 
Thür  und  Thor  öffnen  kann,  and  er  selbst  glaubt, 


durch  die  Gesetzgebung  ein  Gegengewicht  dagegen 
schaffen  zu  können.  Wie  dies  durch  dio  Gesetz- 
gebung geschehen  soll,  ist  mir  nicht  recht  klar; 
aber  ich  stelle  mir  vor,  Herr  Ritschard  habe  im 
Auge,  man  werde  gewisse  bei  der  Bundesversamm- 
lung einlaufende  Kuuzcssionsbegchrcn,  deren  Rea- 
lisierung den  Bundesbahnen  schädlich  wäre,  ein- 
fach unierdrücken  und  die  Konzession  nicht  ertei- 
len. Ich  glaube  kaum,  dass  eine  solche  Lösung  der 
Frage  in  grossen  Teilen  der  Schweiz  Zufriedenheit 
erwecken  würde.  Erst  dann  würde  es  so  recht  der 
Willkür  rufen,  wenn  es  in  die  Hand  der  Bundes- 
versammlung gelegt  wäre,  don  Bau  dieser  odor 
jener  Linie  zu  bewilligen  oder  zu  untersagen.  Ich 
glaube,  das  dürfen  wir  nicht  thun.  Wohl  aber  dürfen 
wir  diejenigen,  welcho  eine  neue  Linie  zu  bauen 
wünschen,  darauf  aufmerksam  machen,  dass  sie  in 
Bezug  auf  die  Teilung  oder  sogar  die  alleinige  In- 
anspruchnahme des  Verkehrs  nicht  ungebührliche 
Ansprüche  machen  können,  sondern  sich  mit  den 
Bundesbahnen  verständigen  müssen,  was  von  selbst 
für  dio  Zukunft  eine  heilsame  Ernüchterung  zur 
Folgo  haben  wird. 

Meine  Herren,  ich  babe  für  mich  das  Gefühl, 
dass  die  ganze  Frage  wegen  des  unleidlichen  Ver- 
hältnisses aufgeworfen  worden  ist,  das  zwischen 
der  S.  C.  B.  und  der  Thun-Burgdorfbahn  bestanden 
hat  oder  noch  besteht.  Ich  muss  nun  aber  doch 
sagen  —  ich  bin  mit  diesen  Verhältnissen  etwas 
vertraut  —  dass  nicht  alles  Unrecht  nur  auf  Seite 
def  Centraibahn  ist.  Es  wird  niemand  behaupten 
wollen,  dass  die  S.C.B,  miti 


bis  Bern  und  mit  ihrer  grossen 
allermindestens  ebenso  befähigt  wäre,  den  Verkehr 
zu  bewältigen,  als  die  Burgdorf-Tbunbahn.  Trotz 
der  Inferiorität  —  man  darf  das*  sagen  —  der  elek- 
trischen Bahn  Burgdorf-Thun,  im  Vergleiche  mit  der 
S.  C.  B.,  beanspruchte  sie  von  Anfang  an  eine  Tei- 
lung des  Verkehrs,  in  der  Weise,  dass  50 •/.  des 
internen  und  40%  des  internationalen  Verkehrs  über 
die  Nebenbahn  geleitet  werden,  während  nach  dem 
internationalen  Uebereinkommen  die  S.C.  B.  das  I'.echt 
bat,  den  internationalen  Verkehr  vollständig  über 
ihr  Netz  zu  leiten.  Die  Burgdorf-Thanbahn  ist  von 
diesem  Begehren  nicht  abgekommen,  die  Verband- 
langen haben  sich  zerschlagen  und  dann  ist  aller- 
dings jener  h&sslicheKonkarrenzkampf  ausgebrochen, 
von  dem  man  uns  namentlich  in  der  Kommission 
viel  gesprochen  hat  Die  S.  C.  B.  hat  die  Güter  nach 
Gutdünken  Uber  ihr  Netz  geleitet  Die  Bargdorf- 
Thunbahn  schickte  Agenten  nach  dem  Oberland, 
um  die  Viehzüchter  zu  veranlassen,  ihr  Vieb  Ober 
Konoltingnn  zu  instradieren.  Ferner  wurde  in  Basel 
ein  Agent  bestellt,  an  welchen  die  Güter  adressiert 
worden,  um  das  internationale  Uebereinkommen  zu 
Man  hat  mir  sogar  gesagt  es  seien  Kohlen- 
nach Konolfingen  adressiert  worden,  um 
von  dort  nach  Thun  und  dem  Oberland  wei- 
terspediert zu  werden.  Das  sind  Praktiken,  die 
nicht  allgemeine  Billigung  finden  können,  aber  er- 
klärlich sind,  weil  die  Bahn  um  ihre  Existenz  kämpft 
Andrerseits  ist  richtig,  dass  die  S.  C.  B.,  wie 
Bundesrat  Zemp  angedeutet  bat  und  wie  i 
Tage  versichert  worden  ist  gerne  bereit  ist,  zu 
einer  billigen  und  gerechten  Verteilung  des  Ver- 
kehrs die  Hand  zu  bieten,  und  ich  glaube,  es  wird 
auch  auf  einer  rationellen  Grundlage  in  den  näob- 
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sten  Tagen  ein  solches  Übereinkommen  zu  stände 
kommen. 

Nun  besteht  natürlich  kein  Grund,  wegen  dieses 
Konkurrenzkampfes  zwischen  der  Thun-Burgdorf- 
bahn  und  der  Centraibahn  in  das  vorliegende  Ge- 
setz einen  Grandsatz  aufzunehmen,  welcher  zur 
Folge  hätte,  dass  ein  grosser  Teil  des  internationa- 
len Transites  gar  nicht  mehr  über  die  Bundesbahnen 
gehen  würde,  sowohl  was  den  Verkehr  von  Osten 
nach  Westen,  als  den  grossen  Gotthardverkehr  be- 
trifft, soweit  er  über  Zürich  und  Goldau  instradiert 
wird.  Meine  Herren,  ich  wiederhole,  wir  werden 
auch  unter  der  Aora  der  Bundesbahnen  darauf  ange- 
wiesen sein,  dass  die  Interessenten  sich  gegenseitig 
verständigen,  und  wenn  schon  dermalen  zwischen 
den  Interessenten,  wie  es  zwischen  der  Emmen- 
thalbahn und  der  Centraibahn  der  Fall  ist,  solche 
Verständigungen  platzgreifen,  warum  sollte  dies 
nicht  auch  der  Fall  sein  unter  der  Aera  der  Bun- 
desbahnen? Ich  habe  für  mich  die  Ueberzeugung, 
dass  ein  Schrei  der  Entrüstung  durch  das  ganze 
Land  gienge,  wenn  der  Bund  mit  seiner  Macht  dar- 
auf ausgehen  würde,  die  Nebenbahnen  zu  unter- 
drücken, zu  schädigen  und  vielleicht  zum  Untergang 
zu  treiben.  Aber  umgekehrt  darf  auch  nicht  gedul- 
det werden,  dass  die  Oekonomie  der  Bondesbahnen 
gestört  wird  und  alle  Hoffnungen,  die  sich  an  den 
Rückkauf  knüpfen,  wegen  eines  derartigen  Begehrens 
nicht  realisiert  werden  können.  Neun  Zehntel  un- 
serer Bevölkerung  sind  an  den  bestehenden  Haupt- 
bahnen interessiert  und  setzen  grosse  Hoffnungen 
auf  die  Erleichterungen  und  Verbesserungen,  welche 
nach  der  Verstaatlichung  eingeführt  werden  sollen. 
Diese  Hoffnungen  werden  aber  zu  nichte,  wenn  Sie 
den  Hauptbahnen  'schon  jetzt  den  Lebensfaden  unter- 
binden; allein  dies  werden  Sie  nicht  thun,  ichhoffo 
es,  sondern  den  Antrag  der  Kommissionsmehrheit 
annehmen,  im  übrigen  aber  der  Meinung  sein,  wie 
ich  es  von  ganzem  Herzen  bin,  dass  auch  die  Bun- 
desbahnen gegenüber  den  Nebenbahnen  Entgegen- 
kommen und  Gerechtigkeit  üben  werden. 


Blumer:  Als  Mitglied  der  Kommission  könnte 
ich  mich  damit  einverstanden  orklären,  dass  man 
die  Motion  des  Herrn  Winiger  annimmt  und,  diesen 
Artikel  an  die  Kommission  zurückweist  Diegloiche 
Frage  hat  uns  schon  in  Luzern  längere  Zeit  be- 
schäftigt, und  damals  hat  ganz  besonders  Herr  Isler, 
wie  heute,  und  in  zweiter  Linie  auch  Herr  v.  An, 
dagegen  Stellung  genommen  mit  den  nämlichen 
Gründeu,  die  Ihnen  heute  vorgebracht  worden  sind. 
Ich  war  damals  schwankend  und  habe  mich  bei 
der  Abstimmung  enthalten  und  zwar  hauptsächlich 
mit  Rücksicht  auf  diejenigen  Gründe,  die  heute 
ganz  besonders  Herr  Isler  entwickelt  hat.  Derselbe 
hat  mit  nackten  Worten,  namentlich  am  Schlüsse 
seiner  Rede,  gesagt,  der  Bund  müsse  die  Bundes- 
bahnen als  Gesohäft  betreiben  und  als  geriebener 
Geschäftsmann  dafür  sorgen,  dass  die  Bundesbahnen 
möglichst  viel  Profit  abwerfen.  Er  bat  es  nicht  ge. 
rade  mit  diesen  Worten  ausgedrückt,  aber  der  Sinn 
konnte  nicht  anders  verstanden  werden.  Offen  ge. 
standen,  bin  ich  heute  wieder  etwas  stutzig  gewor- 
den und  habe  mir  gesagt:  wenn  den  Nebenbahnen 


nicht  im  Gesetze  selbst  Zusicherungen  gegeben 
werden,  so  riskieren  wir  doch,  dass  der  Bund  den 
Nebenbahnen  gegenüber  unter  Umständen  rück- 
sichtslos vorgeht  und  die  Nebenbahnen  in  Zukunft 
neben  den  Bundesbahnen  schlechter  gestellt  sind, 
als  dies  heute  der  Fall  ist  Herr  v.  Arx  spricht  von 
Begehrlichkeiten,  die  von  allen  Seiten  empor- 
wachsen. Ja,  meine  Herren,  gegenwärtig  haben  neu 
zu  erstellende  Nebenbahnen,  seien  es  Normal-  oder 
Schmalspurbahnen,  eher  Aussicht  au!  Subventionie- 
rung durch  die  Privatbahnen,  als  dies  gegonüber 
den  Bundesbahnen  der  Fall  ist  Wir  müssen  die 
Sache  ruhig  beurteilen  und  uns  fragen:  Würden  die 
Voten  gleich  lauton,  wenn  die  5  Hauptbahnen,  statt 
dass  sie  nun  Bundesbahnen  werden,  von  einer  Ak- 
tiengesellschaft erworben  worden  wären?  Ich  glaube, 
wenn  das  Letztere  der  Fall  wäre,  so  würde  unsere 
Entscheidung  ganz  anders  ausfallen.  Im  Effekt 
kommt  die  Sacho  aufs  Gleiche  heraus:  der  Bund 
tritt  den  Nebenbahnen  gegenüber  als  Konkurrenz- 
gesellschaft auf,  ganz  gleich  wie  eine  Aktiengesell- 
schaft. Ich  glaube  nun  doch,  wir  sollen  die  Frage 
ruhig  prüfen  und  uns  fragen:  liegt  os  nicht  in  der 
Pflicht  des  massgebenden  Bundes,  in  das  Gesetz 
irgend  einen  Artikel  aufzunehmen,  der  die  Inter- 
essen der  Nebenbahnen  doch  insoweit  sichert,  dass 
sie  nicht  schlechter  gestellt  werden,  als  dies  heute 
der  Fall  ist?  Ich  glaube  doch,  es  wäre  möglich,  so 
etwas  zu  finden.  Die  Sache  ist  wichtig.  Wir  be- 
unruhigen unsere  Bevölkerung,  wenn  wir  ihr  etwas 
entziehen,  worauf  sie  ein  Recht  zu  haben  glaubt- 
Es  handelt  sich  da  nicht  bloss  um  die  Lötschberg- 
bahn  und  die  Burgdorf-Thunbahn.  Auch  die  Süd- 
ostbahn,  die  Direkte  (Neuenburg-Born),  die  Tbuner- 
seebahn,  etc.  sind  ängstlich.  Auch  die  Tössthalbahn, 
die  Langenthal-Hultwyl-Wolhusenbahn  und  die  Em- 
menthalbahn lallen  in  Betracht.  An  diesen  Bahnen 
ist  ein  grosser  Teil  der  Bevölkerung  interessiert 
Warum  sollten  wir  nicht  einen  Versuch  machen, 
diese  Bevölkerung  zu  beruhigen,  wenn  es  möglich 
ist,  einen  Weg  zu  finden?  Ich  glaube  daher,  wir 
sollten  den  Antrag  des  Herrn  Winiger  annehmen 
und  die  Frage  an  die  Kommission  zurückweisen. 
Ist  es  möglich,  etwas  zu  finden,  um  dem  Begehren 
zu  entsprechen,  so  wollen  wir  es  thun.  Wenn  kein 
Weg  gefunden  wird,  so  wird  die  Sache  wieder  vor 
den  Bat  gelangen,  und  wir  können  dann  einen  Be- 
sohluss  fassen.  Es  ist  nicht  gut  und  nicht  ratsam, 
die  Sache  über  das  Knie  abzubrechen. 


Ritschard:  Ich  möchte  ebenfalls  den  Ordnuogs- 
antrag  des  Herrn  Winiger  unterstützen.  Denn  ich 
glaube,  dasses  trotz  aller  Schwierigkeit  doch  möglich 
sein  werde,  eine  Form  zu  finden,  die  nach  keiner  Seite 
zu  viel  bindet,  die  dem  Bunde  nichts  nimmt,  was 
ihm  gehört,  die  aber  doch  bei  den  nicht  zurück- 
gekauften Bahnen  eine  gewisse  Beruhigung  bewirken 
würde.  Man  ist  auch  schon  in  andern  Dingen  vor 
Schwierigkelten  gestanden.  Ich  habe  bereits  auf 
das  Rückkaufsgosotz  hingewiesen.  Dort  befand  man 
sich  eine  Zeitlang  vor  ziemlich  grossen  Schwierig- 
keiten. Aber  es  hat  erfindungsreiche,  politische 
Köpfe  gegeben,  die  diese  Schwierigkeiten  zu 
beseitigen  wusston,  und  so  ist  man  schliesslich  zu 
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einem  Werk  gekommen,  dem  auch  das  Volk  seine 
Zustimmung  gegeben  hat.  Ich  glaube  daher,  dass 
man  auch  hier  eine  etwas  allgemeine  Form  linden 
wird,  die  jedermann  befriedigen  kann.  Wenn  Sie 
dasjenige,  was  Herr  Bundesrat  Zemp  heute  zuge- 
sichert hat,  auf  eine  gesetzliche  Form  zurückführen 
können,  und  das  wird  nicht  so  schwer  sein,  so 
würde  damit  allgemeine  Befriedigung  geschaffen 

Nur  noch  einige  Worte  zur  Entgegnung  an  Herrn 
v.  Arx.  Herr  v.  Arx  glaubt,  es  gebe  hier  im  Saale 
and  ausserhalb  desselben  Leute,  die  den  Bundes- 
rat drangen,  von  seiner  dermalen  etwas  mehr  pas- 
siven Stellung  in  Eisenbahnsachen  zu  einem  etwas 
raschern  und  produktivem  Tempo  überzugehen.  Es 
fallt  aber  Im  gegenwärtigen  Moment  niemand 
ein,  vom  Bundesrat  Unmögliches  zu  verlangen,  son- 
dern wir  sind  alle  einig  darin,  dass  die  nächste 
Aufgabe  des  Bundesrates  und  der  Bundesbehörden 
darin  besteht,  das  Rückkaufsgesetz  durchzuführen. 
Aber  da  teilen  sich  die  Wege  der  verschiedenen 
Politiker.  Es  glebt  solche,  die  es  für  die  Zukunft 
lieber  sehen  würden,  wenn  der  Bund  für  die  zu- 
künftige Entwicklung  ungefähr  dasjenige  Tempo 
and  dasjenige  Verhalten  innehalten  würde,  wie  dies 
bisher  der  Fall  war.  Ich  gehöre  zu  denjenigen,  die 
nicht  dieser  Ansicht  sind.  Viele  glauben,  die  zu- 
künftige Entwicklung  der  Eisenbabnverhältnisse  in 
der  Schweiz  liege  darin,  dass  man  es  beim  Rück- 
kauf der  Bahnen  bewenden  lasse  und  das  Weitere 
der  Privatthätlgkeit  überlasse.  Oer  Bund  hat  sich 
in  dieser  Richtung  durch  die  Erteilung  der  Konzes- 
sionen allerdings  sehr  gut  gestellt,  indem  dieselben 
ihn  berechtigten,  diese  Bahnen  nach  Ablauf  von 
90  Jahren  zurückzukaufen,  wobei  er  aber  unter 
keinen  Umstanden  mehr  als  den  durchschnittlichen 
Ertrag  zu  bezahlen  braucht  Die  frühere  Bestim- 
mung, wonach  der  Anlagewert  zurückvergütet  wer- 
den soll,  ist  fallen  gelassen  worden.  Die  Privatthä- 
tigkeit  wäre  also  wiederum  gut  genug,  die  Bahnen 
zu  bauen  I  Der  Bund  würde  die  Dinge  gehen  lassen. 
Die  Bahnen  würden  vielleicht  während  30  Jahren 
mit  Verlust  betrieben  werden.  Nach  Ablau!  der  30 
Jahre  würde  der  Bund  dann  vielleicht  finden,  dass 
es  in  seinem  Interesse  liege,  die  Bahnen  zu  kaufen, 
aber  er  hätte  nie  mehr  zu  bezahlen,  als  sie  wert 
sind!  Dieser  Entwicklung  der  Dinge  steht  die  andere 
gegenüber,  die  es  nicht  nur  als  Aufgabe  des  Bundes 
betrachtet,  die  Dinge  gehen  zu  lassen,  wie  sie 
wollen,  sondern  die  verlangt,  dass  der  Bund  na- 
mentlich bedeutenderen  Projekten,  die  seine  Hülfe 
notwendig  haben  und  dieselbe  auch  mit  Recht  be- 
anspruchen, näher  trete  und  dass  es  einen  nicht 
allzu  fernen  Tag  gebe,  an  welchem  der  Bund  aus 
der  dermalen  geübten  Reserve,  die  sich  bogreifen 
lässt,  heraustrete.  Wir  thun  daher  nichts  Ungebühr- 
liches und  nichts  Unschickliches,  wenn  wir  hin 
and  wieder  an  gelegener  Stelle  und  im  gegebenen 
Momente  den  Bund  an  diesen  produktiven  Teil 
seiner  Aufgabe  in  Eisenbahnsachen  erinnern.  Ich 
wollte  das  noch  beifügen,  um  keine  falsche  Mei- 
nung über  unser  Verhalten  aufkommen  zu  lassen. 

Was  die  Rückweisung  der  Frage  an  die  Kom- 
mission anbelangt,  so  möchte  ich  Ihnen  sehr  an- 
raten, diesen  Weg  zu  botreten.  Wenn  er  zu  nichts 
führt,  so  haben  Sie  wenigstens  gethan,  was  Sie 
konnten.    Und  wenn  er  zu  etwas  führt,  so  wird 


damit  etwas  gethan,  was  im  Interese  der  Bundes- 
bahnen und  der  übrigen  Bahnen,  im  Interesse  dar 

gesamten  Bevölkerung  liegt 

Ich  habe  noch  zu  erklären,  warum  ich  keinen 
andern  Vorschlag  gemacht  habe.  Ich  habe  in  Lu- 
gano gosehen,  dass  man  auf  etwas  anderes,  auch 
auf  etwas  Modifiziertes  und  etwas  Vageres  absolut 
nicht  eintreten  will.  Ich  hatte  darum  allerdings 
keine  Veranlassung,  mich  noch  weiter  abzumühen. 
Ich  habe  gedacht  im  Rate  sei  vielleicht  mehr  Ent- 
gegenkommen zu  erwarten,  und  es  werde  von  dieser 
oder  jener  Seite  der  Antrag  eingebracht  werden, 
sich  auf  den  Boden  des  gegenseitigen  Entgegen- 
kommens zu  begeben.  Der  Antrag  des  Herrn  Winiger 
bezweckt  nichts  anderes.  Er  bindet  niemand, 
aber  er  giebt  die  Möglichkeit  zu  sehen,  ob  man 
einen  g-meinsamen  Boden  finde.  Wenn  wir  ihn 
finden,  so  werden  wir  für  alle  Teile  etwas  Gutes 
gethan  haben. 


M.  Robert:  Je  me  jolns  a  la  propositlon  formelle 
de  renvoi  ä  la  commission,  presentee  par  M.  Wini- 
ger. Les  discours  des  deux  membres  de  la  majori te 
de  la  commission,  MM.  Isler  et  v.  Arx,  nesontnulle- 
ment  rassurauls.  Je  constate  en  outro  qu'on  a  sol- 
gneusement  (riy  de  rlpondre  ä  mes  questions.  Au 
moment  d'entrer  en  campagne  pour  1'appUcation  du 
grand  principe  du  rachat,  j'estime  que  nous  devrions 
chercher  ä  nous  entendre  etädissiper  les  meflances, 
au  lieu  de  les  augmenter.  La  plus  extreme  pru- 
donoe  est  de  rigueur,  aussi  vaut-il  la  peino,  quoi- 
qu'en  alt  dit  M.  v.  Arx  de  faire  examiner  de  nou- 
veau  sorupuleusement  par  la  commission  l'art  21, 
l'un  des  plus  Importants  de  cette  loL 


Isler:   Nur  zwei  kurze  Worte  der  Erwiderung. 

Ich  spreche  mich,  wie  Herr  v.  Arx,  als  Mitglied 
der  Kommission  gegen  die  Rückweisung  aus,  und 
zwar  nicht  in  der  Meinung,  dass  man  unter  allen 
Umständen  nichts  thun  soll,  sondern  in  der  Mei- 
nung, dass  man  im  gegenwärtigen  Moment  nichts 
thun  kann. 

Herr  Ständerat  Blumer  hat  erklärt,  leb  hätte  ge- 
sagt, der  Bund  müsse  als  geriebener  Geschäftsmann 
handeln.  Nachdem  er  dies  gesagt  hatte,  wurde  sein 
Gewissen  etwas  wach,  und  er  fügte  bei,  ich  habe 
dies  nicht  ausdrücklich  gesagt  aber  man  habe  es 
aus  meinen  Worten  herauslesen  können.  Ich  weiss 
nicht  ob  es  Herrn  Blumer  mit  dieser  Behauptung 
ernst  ist  Aber  Ich  appelllere  an  die  Versammlung, 
dass  ich  das  nicht  gesagt  habe.  Ich  habe  nur  erklärt 
und  erkläre  es  nochmals,  dass  der  Bund  diese  hoch- 
wichtige Unternehmung  als  Kaufmann  zu  betreiben 
habe.  Dabei  hab«  ich  aber  erklärt,  dass  man  zwi- 
schen Kaufmann  und  Geschäft  im  guten  und  Im 
schlimmen  Sinne  unterscheide.  Dass  der  Staat  nur 
auf  die  gute  Seite  treten  darf,  ist  klar.  Der  gute 
Kaufmann  ist  der,  welcher  sein  Herz  sprechen  lässt, 
so  lange  es  geschehen  kann,  so  lange  die  vitalen 
Interossen  seines  Geschäftes  nicht  darunter  leiden. 
Sobald  aber  das  Letztere  eintritt  wird  das  Erstsrs 
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aufhören  müssen.  Deshalb  kann  er  dem  Z'Jgo  des 
rsHeens  Dicht  ohne  weiteres  folgen.  Es  ist  also  klar, 
dass  ea  in  Bezug  au!  den  gegenwärtigen  Zustand 
Dach  der  Verstaatlichung  der  Dahnen  nicht  schlim- 
mer werden  darf  und  nicht  schlimmer  werden  wird. 

Herr  Bigler  hat  mich  besser  verstanden,  denn 
er  hat  von  Herzen  gesprochen.  Er  hat  aber  meine 
Voraussetzung  durch  ein  Citat  aus  Faust  persifliert. 
Ich  konnte  darob  beleidigt  sein,  aber  ich  bin  es 
nicht.  Ich  habo  immer  versucht,  in  meinem  Beruf 
mit  der  Litteratur  im  Kontakt  zu  bleiben,  und  da 
freut  es  mich,  zu  konstatieren,  dass  dies  auch  Herrn 
Bigler  in  seinem  Beruf  vergönnt  war.  (Heiterkeit) 


Der  Ordnungsantrag  des  Herrn  Winiger  wird 
mit  19  gegen  16  Stimmen  verworfen.  In  der  Haupt- 
abstimmung wird  der  Antrag  der  Kommissionsmehr- 
heit mit  25  Stimm"-  angenommen. 

(Par  19  voix  contre  16,  la  motion  d'ordre  de 
M.  Winiger  est  rejetee.  Dans  la  votation  principale, 
la  proposition  de  la  majorite  de  la  commission  est 
adoptee  par  25  voix.) 


AH.  22. 

T.  Ars,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dieser 
Artikel  bestimmt  die  Definition  der  tarifgemässen 
Transportleistung  als  Beförderung  von  Station  zu 
Station. 

Ferner  wird  den  Bundesbahnen  zur  Pflicht  ge- 
macht, auf  den  Hauplslationen  einen  Camionnago- 
dienst  einzurichten.  Des  weitern  wird  dann  be- 
stimmt, dass  das  Auf-  und  Abladen  der  Gitter  in 
und  aus  den  Bahnwagen,  soweit  es  sich  um  Stück- 
gutsendungen, sowie  um  Sendungen  zu  den  allge- 
meinen Wagenladungstaxen  handelt,  von  der  Bahn- 
verwaltung ohne  weiteren  Entgelt  zu  besorgen  ist. 
Für  die  übrigen  Güter  sowie  für  lebende  Tiore  ge- 
schieht der  Auf-  und  Ablad  durch  den  Absender, 
bezw.  den  Empfänger,  oder  es  können  diese  Lei- 
stungen gegen  Entrichtung  einer  bestimmten  Ge- 
bühr der  Bahn  übertragen  werden,  sofern  dieselbe 
damit  einverstanden  ist. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  entsprechen 
den  gegenwärtig  geltenden  Vorschriften,  und  es 
liegt  keine  Veranlassung  vor,  von  denselben  abzu- 
geben. Es  wurde  in  der  Kommission  einzig  die 
Frage  aufgeworfen,  ob  nicht  das  Auf-  und  Abladen 
aller  Güter  für  die  Bahnverwaltung  obligatorisch 
erklärt  werden  sollte.  Der  betreffende  Antrag  ist 
aber  wieder  zurückgezogen  worden,  nachdem  dar- 
auf aufmerksam  gemacht  worden  war,  erstens  dass  ein 
derartiges  Obligatorium  eine  bedeutonde  Vermehrung 
des  Personals  zur  Folge  haben  müsste.  Die  Statio- 
nen, auch  die  kleinsten,  müssten  mit  Hülfskrüflen 
so  ausgerüstet  sein,  dass  sie  den  Anforderungen 
des  Verkehrs  zu  jeder  Zeit  gewachsen  wären.  Nun 
ist  aber  der  Verkehr  auf  den  kleineren  Stationen 
ein  sehr  unregelmässiger.   Es  kann  sich  treffen, 


dass  z.  B.  Im  nerbstför  Obs'.transportIO— 20  Wagen 
miteinander  zu  laden  sind,  dann  wieder  tagelang  kein 
einziger.  Zweitens  würde  das  Obligatorium  die  Ver- 
antwortlichkeit der  Bundeshahnen  ins  Ungebührliche 
stoigern.  Es  giebt  Warcngatlungen,  deren  rationeller 
Verlad  und  Ablad  nur  von  Fachleuten  vorgenommen 
werden  darf,  d.  h.  von  Leuten,  welche  mit  den  be- 
treffenden Gegenstünden  umzugehen  verstehen- 
Solche  auf  allen  Stationen  vorzusehen,  würde  ge- 
radezu unmöglich  sein. 

Es  muss  bei  diesem  Artikel  noch  erwähnt 
werden,  dass  im  Gesetze  nichts  gesagt  ist  von  den 
sogenannten  Nobengebührcn,  d.  h.  für  Abwägen 
der  Güter,  Benutzung  der  Kräne  u.  dgl.  Diese  Ge- 
bühren sollen  aber  auch  in  Zukunft  erhoben  werden 
und  zwar  mit  Recht,  indem  dieselben  für  besondere 
Leistungen  der  Bahn  zu  entrichten  sind,  mithin 
eine  Vergütung  für  Dienste  bilden,  welche  im  Trans- 
porte von  Station  zu  Station  nicht  inbegriffen  sind 
Der  Wegfall  dieser  Gebühren  würde  für  die  Bundes» 
bahnen  eine  grosse  Einbusse  bedeuten. 

Ich  beantrage  Annahme  dieses  Artikels. 

• 

Angenommen.  —  (Ädoptl) 


Art.  23. 

v.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dieser 
Artikel  handelt  von  der  Aufrundung  der  Tarif- 
distanzen, des  Gewichtes,  der  Wertbemessung  und 
der  ausgerechneten  Tarifansätze.  Er  entspricht  so 
ziemlich  den  Bestimmungen  der  Normalkonzession, 
nur  sollen  in  betreff  des  Gewichtes  Sendungen  in 
Eilfracht  und  in  gewöhnlicher  Fracht  bis  auf  20  kg 
für  volle  20  kg,  Gepäcksendungen  bis  auf  10  kg  für 
volle  10  kg,  das  Mehrgewicht  nach  Einheiten  von 
je  10  kg  berechnet  werden,  während  die  Normal- 
konzession  folgende  Bestimmungen  enthielt:  In  Be- 
treff des  Gewichtos  gelten  Sendungen  bis  auf 
25  kg  für  volle  25  kg,  bei  Waren  in  gewöhn- 
licher Fracht  zwischen  25  und  50  kg  für  volle  50  kg. 
Das  Mehrgewicht  wird  nach  Einheiten  voi  je  5  kg 
berechnet,  wobei  jeder  Bruchteil  von  5  kg  für  eine 
ganze  Einheit  gilt.  Die  Vorschriften  für  die  Bundes- 
bahnen enthalten  also  insoweit  eine  Erleichterung, 
als  das  tarifgemässe  Normalgewicht  einer  Sendung 
reduziert,  dagegen  das  Mehrgewicht  nach  Einheiten 
von  10  kg,  statt  5  kg,  berechnet  wird. 

Wir  halten  diese  Vorschläge  für  eine  Verbesse- 
rung des  dermalen  bestehenden  Zustandes  und  em- 
pfehlen Ihnen  im  übrigon  Annahme  des  Artikels, 
wie  er  vorliegt. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


IV.  Uebergangsbestimmung.  —  Disposition  traniltoire. 

Art.  24. 

t.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Es 

wird  eine  Aufgabe  der  Bundesbahnverwaltung  sein, 
die  im  Rahmen  diesos  Gesetzes  vorgesehenen  Tarife 
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auszuarbeiten.  Diese  Aufgabe  stellt  ein  gewaltiges 
Pensam  vor;  denn  es  müssen  nicht  nur  die  inter- 
nen Tarife  für  die  Bundesbahnen  aufgestellt  werden ; 
sondern  es  sind  eine  Anzahl  direkter  Tarife  mit 
den  andern  schweizerischen  Bahnverwaltungen  und 
auch  mit  dem  Ausland  zu  vereinbaren.  Den  bezüg- 
lichen Abmachungen  haben  langdaucrndo  Verhand- 
lungen vorauszugehen,  und  es  werden  die  neuen 
Tarife,  sowie  sie  über  den  internen  Verkehr  hin- 
ausgehen, beim  Uebergang  der  gekündeten  Bahnen 
auf  den  Bund  nicht  sofort  alle  angewendet,  sondern 
nur  nach  und  nach  eingeführt  werden  können. 

Aus  diesem  Umstände  ergiebt  sich  von  selbst, 
dass  die  bestehenden  Tarife  so  lange  provisorisch 
in  Kraft  bleiben  müssen,  bis  sie  durch  neue  ersetzt 
sind.  Es  konnte  nun  im  Gesetz  die  Reihenfolge  der 
Umarbeitung  ins  Auge  gefasat  werden.  Ein  solches 
Vorgehen  wäre  aber  praktisch  nicht  durchführbar, 
indem  die  Mitwirkung  auch  ausländischer  Bahnen 
notwendig  ist  und  wir  denselben  nicht  vorschreiben 
können,  innert  welcher  Frist  sie  sich  mit  den  Bundes- 
bahnen bezüglich  der  neuen  Tarifbildungen  zu  ver- 
standigen haben. 

Immerhin  nimmt  der  Bundesrat  in  seiner  Botschaft 
an,  dass  schon  in  der  ersten  Zeit  des  Bundesbe- 
triebes das  Bedürfnis  sich  einstellen  wird,  bestehende 
Ausnahmetarife  den  Anforderungen  des  Verkehr« 
entsprechend  umzugestalten,  bevor  die  neuen  Tarife 
allgemein  eingeführt  sein  werden.  Wir  müssen  uns 
diesbezüglich  auf  die  Initiative  der  Bundesbahnver- 
waltuog  und  namentlich  auch  des  Verwaltungsrates, 
in  welchem  die  verschiedensten  Interessenkreise 
ihre  Vertretung  haben  werden,  verlassen  und  im 
Gesetz  nur  fürsorgen,  dass  im  Tarifwesen  keine  un- 
liebsame Konfusion  und  keine  vorübergehende  Stö- 
rung eintrete. 

Ich  empfehle  Ihnen  Annahme  des  Artikels. 

Angenommen.  -  (AdopU.) 


Art.  25. 

Angenommen.  —  (AdopU.) 


Präsident:  Ich  frage  Sie  an,  ob  Sie  vor  der 

Schlussabstimmung  noch  zur  allgemeinen  Beratung 
das  Wort  wünschen? 


T.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
glaube,  wir  sollten  noch  auf  einige  Artikel  zurück- 
kommen. Es  scheint  mir  in  erster  Linie  notig  zu 
sein,  dass  wir  das  Lemma  4  von  Art.  8  mit  den 
Beschlüssen,  welche  wir  unter  Art.  13  gefasst  haben, 
in  Einklang  bringen  und  auch  hier  sagen:  «Auf 
Bahnstrecken,  auf  welchen  bei  Ankündigung  des 
Rückkaufes  auf  1.  Hai  1903  ein  Zuschlag  nicht 
gemacht  worden  ist,  darf  auch  künftig  ein  solcher 
nicht  b »zogen  werden».  Der  Passus  betr.  den  Zu- 
schlag muss  gleich  lauten,  wie  die  entsprechende  Be- 
stimmung in  Art.  13. 

Im  übrigen  beantragt  die  Kommission  noch  eine 
Modifikation  in  Bezug  auf  den  französischen  Text, 
auf  die  ich  nachher  zu  sprechen  kommen  werde. 


Präsident:  Wird  über  den  Antrag  des  Herrn 
v.  Arz  das  Wort  verlangt?  —  Es  ist  das  nicht  der 
Fall  und  Sie  haben  die  vorgeschlagene  Abänderung 
des  Art.  8  genehmigt.  Das  Wort  hat  der  Herr 
Berichterstatter  bezüglich  des  französischen  Texte«. 


An:  Ich  beantrage  Ihnen,  auf  Art.  IC  de« 
bundesrätlichen  Entwurfes  zurückzukommen  and 
dort  eine  redaktionelle  Verbesserung  vorzunehmen, 
welche  durch  die  Kanzlei  vorgeschlagen  worden  tat 
Es  soll  dort  im  ersten  Lemma  heissen: 

•n  sera  delivre  des  cartes  d'abonnement  a  prix 
röduits  pour  34  courses  au  moins,  sur  U  mem? 
section,  pendant  un  espace  de  trois  mois. 


Präsident:  Ist  der  Rat  mit  dieser  Abänderung 
des  französischen  Textes  einverstanden  ?  —  Es 
scheint  dies  der  Fall  zu  «ein. 


Schlussabstimmung.  —  VotaUon  finale. 
Mit  30  gegen  1  Stimme  wird  das  Gesetz  ange- 
(Par  30  voix  contre  1,  I»  loi  est  adoptee.) 


An  den  Nationalrat 
(Au  oonseil  national.) 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Sitzung  Tom  16.  Juni  1900,  vonuiltaga  8  Uhr.  -  Seance  du  16  juin  1900,  a  8 


Voreitz 


snce:  } 


fagesordnung:  —  Ordre  du  jour . 


Seite  247  ff  bievor.  —  Voir  le«  debu* 
Differenzen.  —  Divergences. 


M.  Uohat,  rapporteur  francais  de  la  commission  : 
Le  conseil  national  s'est  occupe  dans  la  derniere 
■ion  de  la  question  de  renseignement  profession- 
II  s'agissait  de  savoir  si,  pour  faire  disparaltre 
cerUioes  inegalites  qui  existent  dann  les  differenta 
arretea  federaux  sur  la  matiere,  il  y  aurait  lieu  de 
proceder  &  la  revision  de  ces  acte*  iegislatife. 

Le  conseil  national  a  cstimö,  conformement  ä  la 
proposmon  du  conseil  föderal,  que,  pour  oblenir 
oette  egatite  dans  le  1  omaine  de  renseignement 
professionnel,  il  n'etait  pas  necessaire  de  reviser 
les  lois  et  arretes  federaux,  mais  qu'U  y  avait  lieu 
de  cbercber  a  l'etablir  au  raoyen  des  reglements 
d'execution.  Divers  regleinents  etant  döjä  prepares 
par  le  departement  föderal,  le  conseil  national  s'est 
borne  exprimer  ses  voeux  au  conseil  föderal  pour 
le  moment  oü  ces  reglements  seront  en  delibera- 
tion  devant  lui.  Vous  vous  etes  arretes  ä  quatre  de- 
•iderata,  que  vous  avez  decide  soit  &  l'unanimite, 
aoit  a  la  majorite,  de  transmeltre  au  conseil  föde- 
ral. Celle  matiere  a  ete  traitee  dernierement  par  le 
conseil  de«  etats,  qui  a  accepte  le  point  de  vue  du 
conseil  national  au  sujet  de  la  revision  des  arretes 


et  des  lois  qui  s'y  rapportent.  II  ne 
non  plus  que  Ton  procede  a  la  revision  des  arretes 
federaux  concernant  renseignement  professionnel ; 
imais  il  a  apporte  quelques  modifications  aux  diffe- 
ranu  voeux  qui  ont  ete  emia  par  le  conseil  national. 

Le  conseil  des  etats  demande  d'abord  l'interca- 
lation  au  chiffre  2  des  decisions  du  conseil  natio- 
nal, du  vosu  suivant  :  «  La  Subvention  föderale  peut 
•'elever  jusqu'au  montant  total  de  ce  subside.  >  II 
s'agit  des  bourses  que  la  Konföderation  alloue  & 


qui  veulont  ae  vouer  4  renseignement  professionnel 
commercial  ou  industhel. 

Dans  les  differents  arretes  qui  regissent  actuel- 
lement  cette  matiere,  ü  y  a  des  divergences.  L'oc- 
troi  des  bourses  föderales  aux  jeunes  gens  qui  veu- 
leot  se  vouer  ä  renseignement  professionnel  est  su- 
bordonne  4  la  condition  que  ces  jeunes  gen»  soient 
egalement  subventionnes  par  leurs  cantons  d'ori- 
gine.  Si  le6  cantons  ne  font  rten,  la  Konföderation 
ne  donne  rien  non  plus,  mais  s'ils  accordent  leur 
aide  financiere  a  ces  jeunes  gens,  la  Konföderation 
peut,  de  son  cote,  donner  tantot  la  moitie,  tantöt 
l'equivalent  de>  subventions  cantonales.  Dans  le  re- 
glement  d'execution  qui  a  ete  esamüfö  par  les  com- 
missions  et  les  chambres,  le  departement  de  l'in- 
dustrie  tend  ä  etablir  l  egalite  de  traitement  en  eta- 
blissant  une  moyenne.  II  admet,  qu'en  aucun  cas, 
la  Subvention  föderale  ne  pourra  exceder  la  moitie 
de  la  Subvention  cantonale.  C'est  ici  que  surgit  la 
premiere  divergence  avec  le  conseil  des  etats.  Ce- 
lui-ci  veut  monter  au  lieu  de  descendre  et  etablir 
comme  regle  ce  qui  existe  deja  dans  certains  do- 
maines,  que  la  Subvention  föderale  peut  s'elever  au 
meme  montant  que  la  Subvention  cantonale. 

Votre  commission  a  examine  cette  question  et  a 
decide  &  l'unanimite  de  se  ränget*  au  point  de  vue 
du  conseil  des  etats.  Le  cbef  du  departement,  qui 
n'est  pas  preeent  en  ce  moment,  a  declare  etre 
d'accord  avec  la  redaction  de  ce  conseil. 

Dans  le  texte  francais,  il  y  a  sous  les  cbiffres 
romains  II  et  III  des  divergences  qui  ne  sont  que 
redactionnelles  et  ne  concement  pas  le  texte  alle- 
Nous  nous  rangeons  a  la  i 
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conseil  des  etats.  Du  reste,  il  s'agit  simplement  de 
vceux  ä  transmettre  au  cotiseil  föderal,  il  n'y  a  pas 
Heu  de  s'y  arreter. 

Au  chiffre  arabe  1  de  vos  decisions,  le  Conseil 
des  e'.nts  a  (galement  apporte  une  petite  modißca- 
tion  de  redaction;  il  veut  ä  la  fin  de  cette  disposi- 
tion  introduire  les  mots  :  «  dans  la  mesure  du  pos- 
sible.  »  Cette  disposition  porte  que  :  c  Les  diQe- 
renis  arretes  federaux  devront  etre  elabores  de  ma- 
niere 4  ce  que  leur  application  puisse  etre  operee 
d'une  maniere  uniforme  »  L'adjonclion  des  mots  : 
i  autant  que  possible  >  que  demande  le  conseil  des 
etats  est  ipsignifianle,  votre  commission  vous  pro- 
pose  d'y  adherer. 

Au  chiffre  arabe  4  du  Chiffre  romain  II,  il  y  a 
une  divergence  un  peu  plus  importante.  C'est  une 
question  qui  joue  un  certain  röle  dans  l'arrete  et 
dont  nous  avons  eu  l'occasion  de  nous  occuper 
d'une  maniere  plus  detaillee  lors  de  notre  derniere 
delib*ration  Actuellemeoi,  lea  femmes  sont  abso- 
lument  exclues  des  subsides  que  la  Confedera- 
tion  alloue  pour  l'avancement  de  l'enseignement 
commercial  et  industriel.  Elles  en  sont  exclues 
de  deux  manieres,  d'abord  parce  que  les  societes  de 
jeunes  commerc.mts  qui  organisent  des  cours  de 
perfectionnement  n'admettent  pas  les  jeunes  Qlles  ou 
les  femmes  ä  ces  cours  et  qu'en  outre  les  personnes 
du  sexe  feminin  ne  sont  pas  admises  non  plus  aux 
examens  qui  out  ete  institues  ces  deruieres  annees 
pour  lea  apprentis  commerciaux.  Votre  commission 

•  admis  que,  du  moment  que  la  Confederation  ac- 
corde  un  subside  pour  l'avancement  de  l'enseigne- 
ment professionnel,  il  n'etait  pas  admissible  que  les 
societes  qui  en  proßtent  excluent  de  leur  beneßce 
les  personnes  du  sexe  feminin.  Une  teile  exclusion 
peut  etre  admise  pour  des  societes  particuliercs, 
mais  du  moment  que,  par  le  fait  de  la  Subvention 
qu'elles  recoivent,  elles  sont  considerees  comme 
etant  d'utilite  publique,  cette  exclusion  ne  peut  pas 
fltre  toleree. 

A  cette  occasion,  nous  avons  decide  d'adresser 
au  conseil  föderal  un  vcbu  aiosi  concu  :  «  Les  so- 
cietes qui  recoivent  des  subventions  de  la  Confede- 
ration sont  tenues  d'admettre  les  femmes  aux  cours 
et  examens  aux  meines  conditions  que  les  hommes.  ■> 

C'est  &  cette  disposition  que  le  conseil  des  etats 

•  apporte  une  modißcation,  il  est  d'accord  avec 
nous  sur  ce  fait  que  les  femmes  ne  peuvent  etre 
exclues  des  examens  qui  leur  permettent  d'obtenir 
le  diplöme  commercial,  mais  sur  le  second  point, 
c'est-4-dire  la  frequentation  des  cours  commerciaux 
par  les  femmes,  sans  prendre  une  decision  vrai- 
ment  contraire  4  la  nötre,  le  conseil  des  etats  de- 
mande  que  la  question  soit  examinee  par  le  con- 
ieil  federal.  Sa  decision  est  ainsi  concue :  •  La 
question  de  savoir  si  cette  disposition  est  applicable 
aux  cours  devra  encore  etre  examinee  par  le  con- 
seil federal.  » 

Nous  avons  etudie  cette  question  au  sein  de  la 
commission  et  nous  sommes  unanimes  pour  vous 
proposer  de  maintenir  votre  decision  precedente 
pour  le  chiffre  arabe  3,  des  deccisions  prises  le  21 
mars  1900.  Les  motifs  qui  nous  ont  engages  ä  per- 
sister  sont  les  suivants  :  Nous  ne  voyons  pas  pour 
quell  es  raisons  les  femmes  doivent  etre  admises  aux 
examens  des  jeunes  commercanls,  tandis  qu'elles 
«eraieot  exclues  des  cours  qui  servent  de  prepara- 


tion  &  ces  examens.  C'est  illogique.  Si  Ton  demande 

que  le  conseil  federal  prenne  les  mesures  neces- 
saires  pour  que  les  femmes  puissent  aubir  les  exa- 
mens, il  faul  leur  donner  l'occasion  de  s'y  prepa- 
rer  par  les  cours  qui  les  precedent.  C'est,  en  eilet, 
le  seul  moyen  de  s'y  preparer.  Si  les  femmes  ne 
sont  pas  admises  aux  cours,  elles  sont  en  fait  ex- 
clues des  examens  auxquels  elles  n'auront  pas  eu 
la  possibilile  de  se  preparer.  Si  donc  Ton  veut  eta- 
blir  en  faveur  des  femmes  l'obligation  de  les  ad- 
mettre  aux  examens,  il  faut  leur  permettre  de  s'y 
preparer  en  meine  tcmps  que  les  commercants  du 
sexe  masculin.  II  n'y  a  pas  de  motifs  pour  faire  une 
difference  entre  les  cours  et  les  examens.  J'ajoute 
que  votre  commission  a  ete  nantie  d'une  petition 
venant  de  Zürich  qui  demande  energiquement  au 
conseil  national  de  persister  dans  la  maniere  de 
voir  qu'il  a  adoptee  le  21  mars  dernier.  Du  reste. 
la  decision  divergente  du  conseil  des  etats  n'est  in- 
tervenue  qu'ä  une  voix  de  majorite.  Je  ferai  encore 
observer  que  dans  toute  cette  question  il  s'agit  sim- 
plement de  voeux  ä  exprimer  au  conseil  federal,  ce 
n'est  pas  une  loi,  ce  n'est  pas  un  article  de  loi  quo 
nous  discutons  aujourd'hui,  mais  un  simple  vcsu  et 
j'estime  que,  malgre  tout  ce  que  nous  pourrions 
decider  en  cette  matiere,  le  conseil  federal  n'est 
absolument  pas  Iie  quant  &  sa  maniere  d'apprecier 
la  question.  II  la  trancbera  comme  il  le  voudra.  D 
s'entourera  de  tous  les  renseignements  necessaires 
et  c'est  en  pleine  connaissance  de  cause  qu'il  de- 
cidera  s'il  y  a  moyen  de  faire  droit  ä  notre  voeu. 

Je  pense  que  ces  motirs  sont  suffisants  pour 
vous  engager  ä  persister  dans  votre  decision  du  21 
mars  dernier. 

Je  me  resume  :  Pour  la  divergence  concernant 
le  premier  alinea  chiffre  romain  I  de  vos  decisions, 
nous  vous  proposons  d'adherer  au  conseil  des  etats. 
Nous  vous  faisons  la  meme  proposiüon  pour  les  di- 
vergences  chiflre  romain  II,  cbiffres  arabes  1  et  3. 
Par  contre,  pour  celle  qui  s'est  produite  au  chiflre 
romain  II,  chiffre  arabe  4,  nous  vous  proposons  de 
maintonir  votre  decision  du  21  mars  1900. 


Cor«,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Als  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission  er- 
laube ich  mir  nur  wenige  Bemerkungen  zu  den 
Abaoderungen,  welche  der  Ständerat  vorschlägt  Ich 
glaube,  dass  man  diese  Abänderungen  unbedenklich 
annehmen  kann,  da  sie  eine  wesentliche  Umgestal- 
tung dessen,  was  der  Nationalrat  beschlossen  hat, 
nicht  bedeuten.  Nur  in  Bezug  auf  einen  Punkt  ist 
es  vielleicht  angezeigt,  noch  einige  Worte  zu 
sprechen. 

Wir  haben  eine  längere  Debatte  darüber  gehabt, 
ob  die  weiblichen  Personen  in  den  Kursen  und  bei 
den  Prüfungen  den  männlichen  sollen  gleichgestellt 
werden,  und  mit  sehr  grosser  Mehrheit  haben  Sie 
sich  für  die  Gleichberechtigung  ausgesprochen,  d.  h. 
Sie  haben  gegenüber  dem  Bundesrat  den  Wunsch 
geäussert,  dass  zu  den  Prüfungen  auch  Mädchen 
zugelassen  werden  und  dass  dieselben  auch  in  den 
Kursen  Aufnahme  finden  sollen.  Der  Ständerat  hat 
nun  die  Frage  wieder  gespalten.  Er  will  zu  den  Prü- 
fungen weihliche  Schüler  zulassen,  überlässt  es  aber 
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dorn  Bundesrat,  die  Frage  zu  prüfen,  ob  mit  Bezug 
au!  dio  Kurse  das  gleiche  Becht  gelten  solle.  Er 
drückt  nicht,  wie  wir.  dem  Bundesrate  gegenüber 
den  bestimmten  Wunsch  aus,  dass  dio  weiblichen 
Schüler  den  männlichen  gleichschalten  werden  sollen. 

Ich  möchte  Sie  nun  sehr  bitten,  bei  Ihrem 
früheren  Entscheide  zu  beharren,  um  so  mehr,  als 
derselbe  im  Ständerat  nur  mit  einer  Stimme  Mehr- 
heit abgeändert  worden  ist  Man  kann  schlechter- 
dings nicht  einsehen,  warum  weibliche  Personen 
zu  den  Prüfungen  zugelassen  werden  sollen,  nicht 
aber  zu  den  Kursen.  Die  Zulassung  zu  den  Prüfungen 
wäre  ja  faktisch  verhindert,  wenn  diejenigen,  welche 
»ich  examinieren  lassen  wollen,  vorher  nicht  die 
Kurse  besuchen  könnten.  Es  heisst  das  also  dio  weib- 
lichen Schüler  ganz  ausschliessen  oder  darauf  an- 
weisen, andere  Kurse  zu  besuchen,  die  erst  errichtet 
werden  müssten  Das  wäre  gegenübei 
Geschlechte  eino  Ungleichheit 

Es  ist  aber  auch  wahrlich  nicht 
warum  die  Töchter  nicht  ebenso  gut  wie  die  Jüng- 
linge, in  solcho  Schulen  etwa  den  Französisch- 
oder  Englischunterricht  die  Buchhaltung  etc.,  sollten 
besuchen  können.  Inkonvenienzen  entstehen  daraus 
nicht;  wie  wir  oft  gesehen,  haben  sich  im  Gegen- 
teil, wenn  der  Unterricht  zugleich  für  beide  Ge- 
schlechter erteilt  wird,  daraus  gewisse  Vorteile  er- 
geben. Etwas  Störendes  kann  die  Gleichzeitigkeit 
dieses  Unterrichts  nicht  haben.  Das  aber  wird  mm 
als  eine  Seltsamkeit  ansehen  müssen,  dass  die  Mäd- 
chen nicht  die  gleiche  Gelegenheit  haben  sollen, 
sich  in  den  Sprachen,  in  der  Buchhaltung,  in  den 
technischen  Wissenschaften  und  Hantierungen  wei- 
ter zu  bilden,  wie  die  Männer.  Es  kommt  mir  das 
ungefähr  so  vor,  wie  wenn  man  hatte  sagen  wollen, 
der  Primarschulunterricht  solle  nur  für  die  Knaben 
eingerichtet  werden;  die  Mädchen  haben  das  nicht 
nötig,  es  sei  für  die  Frau  jede  Bildung  oder  Unbil- 
dung gut  genug,  und  man  würde  sie  auch  dann 
heiraten,  wenn  sie  in  keiner  Schule  gewesen  sei. 
Nachdem  man  bis  jetzt  in  dieser  grossen  Frage  des 
Volksschulunterrichts  dio  Gleichheit  der  beiden  Ge- 
schlechter als  selbstverständlich  angesehen  hat 
macht  es  einen  sonderbaren  Eindruck,  zu  erfahren, 
dass  das  auf  einer  höhern  Stufe  des  Unterrichtes 
nicht  gelten  soll,  und  es  ist  diese  Auffassung  um 
so  befremdlicher,  als  wir  ja  auch  immer  mehr  bei 
den  Mittelschulen  und  den  höhern  Schulen  dem 
weiblichen  Geschlecht  die  Pforten  geöffnet  haben. 

Endlich  muss  man  sagen,  dass  die  Ausgaben, 
die  uns  hier 


Ich 


noch  anführen,  um  die  Eigentümlichkeit  der  gegen- 
teiliger. Auiiassung  zu  illustrieren,  die^s  Argument 
dass  auch  die  Frauen  und  Töchter  mitzählen,  um 
dio  Ausgaben  für  die  berufliche  Bildung  zu  er- 
Bchwingon.  -Soll  man  sie  nun  an  den  Vorwendun- 
gen dieser  Steuer  nicht  ebensogut  teilnehmen 
lassen,  wie  dio  Männer'?  Dio  Frago  stellen,  heisst 
sie  auch  beantworten. 

Wir  dürfen  hoffen,  dass  der  Stauderat,  weil  nur 
eine  einzige  Stimme  mohr  die  andere  Ansicht  ver- 
treten hat,  von  seinem  Beschluss  zurückkehrt,  wenn 
wir  bei  unserm  Beschlüsse  beharren.  Ich  stelle 
darum  namens  der  Kommission,  die  darin  einig  ist, 
den  Antrag,  es  sollt)  bei  unserm  ersten  Entscheide 
sein  Verbleiben  haben. 

Was  die  andern  Abänderungen  anbetrifft  so  sind 
sie  so  geringfügiger  Natur,  dass  ich  darüber  wei- 
tere Worte  nicht  verlieren  will.  Die  Kommission 
bittet  Sie  einstimmig,  die  Abänderungen  des  Stände- 
rates anzunehmen,  mit  Ausnahme  der  bezeichneten, 
wo  wir  die  Gleichberechtigung  der  beiden  Geschlech- 
ter festzuhalten  gesonnen  sind. 


:  Da  das  Wort  nicht  weiter  verlangt 
wird,  schreiten  wir  zur  Abstimmung.  Ich  nehme  an,  Sie 
seien  damit  einverstanden,  dass  den  vom  Ständerat 
beschlossenen  Abänderungen  zugestimmt  wird,  mit 
Ausnahme  der  Aenderung,  wonach  der  Bundesrat 
bezüglich  der  Zulassung-  von  weiblichen  Schülern 
zu  den  Kursen  noch  weitere  Untersuchungen 
anstellen  soll.  In  diesem  Punkte  besteht  eine 
Differenz.  Die  Kommission  beantragt  Festhalten 
am  früheren  Beschlüsse.   Wir  stimmen  ab. 


Abstimmung.  —  VotatUm. 


Mit  69  gegen  4  Stimme  wird  Festhalten  am  Be- 
schlüsse des  Nationalrates  beschlossen. 
(Par  69  voix  contre  1,  la 


An  den  StSnderat 
(Au  conaeil  des  etats.) 
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[Revision  des  Alkoholgesetzes. 


Beschluss  des  StKnderates. 

Vom  23.  Märt  1900. 

Bundesgesetz 

Ober 

gebrannte  Wasser. 
(Vom  .) 


Beschirm  der  »atlonalrltllchen  Kommission. 

Vom  9.  Mai  1900. 


bemerkt  tot,  Zuillaimung 


icbltu»  des  Stimdcrates.) 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates  vom 
6.  Juni  1898  ; 

in  Anwendung  der  Artikel  31  und  32h,,  der 
Bundesverfassung,  sowie  des  Bundesbeschlusses  vom 
20.  Dezember  1887  betreffend  Art.  32bis  der  Bun- 

beschlieast : 

Die  inländische  Produktion. 

Art.  1.  Das  Recht  zur  Herstellung  gebrannter 
Wasser  steht  ausschliesslich  dem  Bunde  zu. 

Von  diesem  Recht  ausgenommen  ist  einzig  das 
Brennen  von  einheimischen  Trauben,  Weinen,  Wein- 
trestern,  Weinhefen,  Kern-,  Stein-oder  Beerenfrüch- 
ten, Obstanfällen,  Enzian  wurzeln  und  ähnlichen 
Stoffen  inländischer  Herkunft. 

Art.  2.  Annähernd  ein  Vierteil  des  Landesbe- 
darfes an  Sprit  und  Spiritus  wird  durch  Lieferungs- 
verlräge  beschafft,  welche  der  Bund  mit  inländi- 
schen Brennern  abzuschliessen  hat.  Dieser  der  inlän- 
dischen Produktion  vorbehaltene  Teil  darf  jedoch 
30,000  Hektoliter  absoluten  Alkohols  im  Kalender- 
jahre nicht  überschreiten.  Immerhin  kann  er  in 
einem  gegebenen  Jahre  auf  Rechnung  des  nächstfol- 
genden um  höchstens  25  ■/„  erhöht  werden. 

Die  Lieferungen  werden  vom  Bundesrate  zeit- 
weise auf  Grund  eines  Pflichtenheftes  in  Losen  von 
mindestens  150  und  höchstens  1000  Hektolitern 
absoluten  Alkohols  pro  Brennjahr  zur  Uebernahme 
ausgeschrieben  und  an  diejenigen  Bewerber  ver- 
geben, welche  bei  zureichender  Garantie  innerhalb 
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einer  und  derselben  Losklasse  die  günstigst  e  Be- 
dingungen stellen.  In  keinem  Falle  sollen  höhere 
l'reise  bewilligt  werden,  als  solche,  bei  denen  den 
Brennern,  bei  richtiger  Einrichtung  und  rationellem 
Betrieb,  die  Schlempe  kostenfrei  verbleibt. 

Eine  Brennerei  erhält  nicht  mehr  als  ein  Los 
zugeschlagen  und  ein  Los  kann  nicht  auf  mehrere 
Brennereien  verteilt  werden.  Niemand  darf  bei  mehr 
als  einem  Lose  beteiligt  sein. 

Art.  3.  Die  für  Rechnung  des  Bundes  arbeitenden 
Brenner  haben  ausschliesslich  inländische  Rohstoffe 
zu  verarbeiten.  Ausnahmen  von  dieser  Vorschrift 
kann  der  Bundesrat  allgemein  mit  Bezug  auf  die  zur 
Verzuckerung  und  Vergärung  erforderlichen  Materia- 
lien, sowie  im  besondern  im  Falle  inländischer  Miss- 
ernten zulassen.  An  solche  ausnahmsweise  Bewilli- 
gungen, sind  erschwerende  Bedingungen  zu  knüpfen. 

Vorbehalten  bleiben  ferner  vom  Bundesrat  zu 
arlassende  Specialvorschriften  über  die  Voraus- 
setzungen, unter  welchen  die  Nebenprodukte  der  teil- 
weise mit  ausländischen  Stoffen  arbeitenden  Press- 
hefefabrikation, bei  Wahrung  des  Grundsatzes  der  Ver- 
wendung einheimischer  Materialien  sur  Alkobol- 
gewinnung,  gebrannt  werden  dürfen. 

Bei  der  Vergebung  der  Lose  sind  Angebote  aus 
Landesteilen,  in  denen  die  Kartoffelernte  in  der  Regel 
Ueberschüsbe  über  den  Ernährung«-  und  Fütterungs- 
bedarf  ergiebt,  vorzugsweise  zu  berücksichtigen 

Ein  weiteres  Vorzugsrecht  wird  dem  Brennbetneb 
durch  landwirtschaftliche  Genossenschaften  zugestan- 
den. Der  Bundesrat  kann  indessen  gegen  eine  den 
Interessen  der  Landwirtschaft  oder  des  Fiskus  zu- 
widerlaufende Ausnützung  dieses  Vorzugsrechtes 
schützende  Vorkehren  treffen. 

Art  4.  Die  inländische  Produktion  monopol- 
pfllchtiger  gebrannter  Wasser  in  anderer  als  der  in 
Art  2,  Alinea  2,  festgesetzten  Form  Ist  nur  unter 
Einhaltung  der  vom  Bundesrate  aulzustellenden  Be- 
dingungen und  unter  Entrichtung  von  Monopolgo- 
büliren  zulässig. 

Für  die  Höhe  der  vom  Bundesrate  festzusetzen- 
den Gebühren  ist  die  Höhe  des  Monopolgewinnes  , 
(Art.  15)  wegleitend 

Vorbehalten  bleiben  die  kantonalen  Gesetze  unu 
Verordnungen  betreffend  die  Herstellung  und  Be- 
steuerung gebrannter  Wasser. 

Art  5.  Die  Verarbeitung  der  nach  Art.  12 
Bunde  abgegebenen  oder  nach  Art.  4,  7,  8  unu  9 
mit  Monopolgebühren  belasteten  gebrannten  Wassui  . 
zu  Getränken  ist,  unter  Vorbehalt  allfalliger  kanto- 
naler Monopole,  der  Privatinduslrie  gestattet 

Die  Ein-  und  Durchfuhr. 

Art  6.  Das  Recht  zur  Einfuhr  gebrannter  Wasser 
jeder  Art  steht  ausschliesslich  dem  Bunde  zu. 

Art.  7.  Die  Einfuhr  gebrannter  Wasser  zum  Trink- 
verbrauch, welche  nicht  unter  die  BegriHo  Sprit 
oder  Spiritus  fallen,  wird  zu  den  vom  Bundesrate 
aufzustellenden  Bedingungen  und  gegen  Entrichtung 
einer  feston  Monopolgclnihr  von  Fr.  80  per  Metor- 
centuer  Bruttogewicht,  ohne  Rücksicht  auf  den 
Alkoholgehalt,  auch  Privatpersonen  gestattet. 

Enthalten  solche  gebrannte  Wasser  mehr  als  75 
Grad-?  Alkoholgehalt,  so  kann  für  die  Mehrgrade 
eine  li-sondero  Gebühr  von  80  Rappen  per  Grad 
und  Melcrcentner  Bruttogewicht  bezogen  werden. 
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Für  Einfuhrsendungen  unter  50  kg  Bruttogewicht 
kann  der  Bundesrat  die  Gebühren  um  einen  Vierteil 
erhohen.  Auf  solche  Importe  finden  dann  aber  die 
Vorschriften  des  Art  17  hinsichtlich  der  Besteue- 
rung des  Kleinhandels  keine  Anwendung. 

Mit  Bezug  auf  Produkte  von  weniger  als  25 
Graden  Alkoholgehalt  steht  dem  Bundesrate  das 
Recht  zu,  die  Gebühren  bis  auf  den  vierten  Teil 
des  sonst  zu  erhebenden  Botrages  zu  ermässigen. 

Art  8.  Weine  mit  mehr  als  12  Graden  Alkohol- 
gehalt können  für  die  überschiessenden  Grade  mit 
einer  Monopolgobühr  von  80  Happen  per  Grad  und 
Meteroentner  Bruttogewicht  belegt  werden. 

Art  9.  Auf  Rohstoffen,  die  zur  Erzeugung  ge- 
brannter Wasser  dienlich  sind,  können  bei  der  Ein- 
fuhr Monopolgobühren  nach  Massgabe  der  zu  er- 
wartenden Alkoholausbeute  bezogen  werden.  Bezüg. 
Hob.  der  Höhe  dieser  Gebühren  gelten  die  Bestim. 
mungen  des  Art.  4.  Die  bezogenon  Beträgo  sind  zu- 
rückzuerstatten, wenn  nachgewiesen  wird,  dass  die 
gebührenbelasteten  Rohstoffe  eine  die  Gewinnung 
von  A  kohol  aussch liessende  Verwendung  gefunden 
haben. 

Art  10.  Alkoholhaltige  oder  mit  Alkohol  berge, 
stellte  Produkte,  die  nicht  zu  Trinkzwocken  dienen, 
dürfen  gegen  Entrichtung  der  nach  den  jeweiligen 
Zolltarifgesetzcn  festgesetztenMonopolgebühren  eben- 
falls durch  Privatpersonen  eingeführt  wcrdoD.  Vor- 
behalten bleiben  die  Bestimmungen  von  Art  13 
hiernach. 

Art  11.  Hinsichtlich  der  Durchfuhr  gelten  die 
Bestimmungen  des  ßundesgesetzes  über  das  Zoll- 


Der  Monopolverkauf. 
a.  Zum  Trinkverbrauch. 

Art  12.  Der  Bund  bringt  die  von  ihm  gemäss 
Art  2  und  6  beschafften  gebrannten  Wasser  in 
Mengen  von  mindestens  150  Litern  gogon  Barzah- 
lung  zur  Abgabe.  Bestellungen  auf  andere  als  so- 
fortige Lieferung  sind  nicht  gestattet 

Eine  Verteilung  der  Bezugsmenge  auf  mehrere 
Gebinde  ist  nur  zulassig,  wenn  jedes  Gebinde  wenig- 
stens 150  Liter  enthält 

Der  Verkaufspreis  wird  vom  Bundesrate  zeit- 
weise festgesetzt  und  im  Bundesblatte  veröffentlicht 
Derselbe  soll  per  Hektoliter  absoluten  Alkohols, 
ohne  Gebinde,  nicht  weniger  als  Fr.  120  und  nicht 
mehr  als  Fr.  150  betragen. 

Der  Bond  ist  verpflichtet,  dafür  zu  sorgen,  dass 
die  von  ihm  in  den  Verkehr  gebrachten  Wasser 
genügend  gereinigt  seien. 

Die  übrigen  Verkaulsbedingungen  setzt  der  Bun- 
desrat fest 

b.  Zu  technischen  und  Haushaltungszweoken. 

Art  13.  Zu  gewerblichen  Zwecken  (mit  Aus- 
schluss der  flüssigen  Parfümerien  und  der  flüssigen 
kosmetischen  Mittel),  zur  Essigbereitung,  zu  Rcini- 
gungs-,  Heizungs-,  Koch- oder  Beleuchtungszwecken 
werden  die  hierfür  geeigneten,  in  der  Regel  den 
geringsten  Sorten  zu  entnehmenden  gebrannten  .  . 
Wasser  vom  Bunde  gegen  Barzahlung,  iu  Mengen 
von  150  Litern  an,  zum  Selbstkostenpreise  denatu- 
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rtert,  d.  h.  zum  Genosse  untauglich  gemacht,  ab- 


Der  Dundesrat  Ist  ermächtigt,  auch  solche  ge- 
brannte Wasser,  die  zu  wissenschaftlichen  oder 
Heilzwecken  gebraucht  werden,  nach  Massgabe 
dieses  Artikels  zu  liefern.  Jedoch  sollen  solche  ge- 
brannte Wasser  zur  Herstellung  pharniaceutischer 
Produkte  nur  abgegeben  werden,  soweit  es  sich  um 
chemische  Präparate  handelt,  welche  in  fertigem 
Zustan  1  keinen  Alkohol  mehr  enthalten  und  auch 
nicht  Luit  Alkohol  gemischt  zur  Verwendung  kom- 


Art.  14.  Der  Verkaufspreis  wird  jeweilen  für 
ein  Jahrfünft  auf  Grund  der  aus  den  vorausgegange- 
nen fünf  Jahresabschlüssen  sich  ergebenden  Ein- 
standskasten (loco  Lagerhaus)  festgesetzt 

Der  Bundesrat  wird  das  Verfahren  und  die  Be- 
dingungen feststellen,  denen  die  Denaturierung  und 
die  Abgabe  denaturierter  gebrannter  Wasser  unter- 


Die  Ausfuhr. 

Art  15.  Bei  der  Ausfuhr  von  Erzeugnissen,  zu 
Herstellung  nach  Art.  12  abgegebene  gebrannte 
Wasser  benützt  worden  sind,  ist  für  die  verwen- 
dete Menge  an  solchen  am  Knde  des  Rechnungs- 
jahres eine  dem  Monopolgewinn  entsprechende 
Rückvergütung  zu  leisten. 

Auf  diese  Rückvergütungen  kann  der  Bundesrat 
im  Ijiufe  des  Rechnungsjahres  Abschlagszahlungen 


'  Rückvergütungssatz  wird  nach  Massgabe  des 
Unterschiedes  zwischen  dem  durchschnittlichen 
Verkaufspreis  und  den  entsprechenden  Einstands- 
kosten der  vom  Bund  eingeführten  gebrannten 
Wasser  (loco  Lagerhaus)  bestimmt 

Für  Ausfuhrmengen  unior  5  kg  Bruttogewicht 
wird  eine  Rückvergütung  nicht  geleistet 


.  .  Menge  von  .  . 


Der  Privathandel. 

Art  16.  Das  Hausieren  mit  gebrannten  Wassern 
jeder  Art,  sowie  der  Ausschank  von  solchen  und 
der  Kleinhandel  mit  denselben  in  Brennereien  und 
solchen  Geschäften,  in  denen  der  besagte  Ausschank 
und  Kleinhandel  nicht  in  natürlichem  Zusammen- 
hang mit  dem  Verkauf  der  übrigen  Handelsartikel 
stehen  würde,  sind  verboten.  Vorbehalten  bleibt  der 
Kleinhandel  mit  denaturierten  gebrannten  Wassern 
und  der  Kleinhandel  aus  Brennereien  nach  Art  17, 
Alinea  4. 

Art.  17.  Der  erlaubte  Privathandel  mit  gebrann- 
ten Wassern  jeder  Art  zerfällt  in: 

1.  den  Grosshandel. 

2.  den  Kleinhandel. 

Oer  Grosshaudel  wird  als  freies  Gewerbe  erklärt. 
Der  Kleinhandel  kann  nur  mit  Bewilligung  der  kan- 
tonalen Behörden  und  unter  Entrichtung  einer  der 
Grösse  und  dem  Wert  des  Umsatzes  entsprechenden 
kantonalen  Verkaufssteuer  ausgeübt  werden. 

Als  Grosshandel  gilt  jede  Lieferung  von  iO  odor 
mehr  Litern,  wobei  indessen  jede  einzelne  Sorto 
nicht  weniger  als  20  Liter  ausmachen  darf;  als 
Kleinhandel  jeder  andere  Handelsverkehr. 
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Landwirte  jedoch,  deren  Jahresproduktion  ans 
moDopoltreien  Eigengewachsen  40  Liter  nicht  über- 
steigt, dürfen  das  Erzeugnis  in  Mengen  vonjo  wenig- 
stens 5  Litern  frei  verkaufen. 

Der  Ausschank  zum  (lonuss  an  Ort  und  Stelle 
ist  stets  als  eine  besondere  Form  dos  Kleinhandels 
zu  behandeln.  Dio  Klassiiikation  anderer  Kleinhan- 
delsfonnen  dagegen  ist  den  kantonalen  Behörden 
uberlassen. 

Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  des 
Art  7,  Alinea  3,  die  in  Art.  16  vorgesehenen  Ver- 
kaufsverbote und  der  Kleinhandel  mit  denaturierton 


Die  Aufsicht  and  die  Verwaltung 

Art.  18.  Die  Kantone  sind  verpflichtet,  die  .Vif- 
siebt Ober  die  Herstellung  monopolfroier  Branntweine 
and  über  den  Privathandel  mit 
jeder  Art  auszuüben. 

Art  19.  Der  Vollzog  des  Gesetzes  in 
übrigen  Teilen  liegt  dem  Bundesrat  ob.  Für  die 
Geschältsführung  besteht  die  eidgenössische  Alko- 
holverwaltang; sie  bat  das  Recht  der  Persönlich- 
keit. Ihre  weitere  Organisation  ist  bis  zum  Erlass 
eines  Organisationsgesetzes  Sache  des  Bundesrates. 
Hinsichtlich  der  Besoldung  der  Beamten  und  An- 
gestellten gilt  das  allgemeine  Besoldungsgesetz  vom 
2.  Juli  1897. 

Einzelne  Zweige  der  Geschältsführung  kann  der 
Bandesrat  seiner  allgemeinen  Verwaltung  übertragen. 
Auch  kann  er  zur  Erledigung  der  ihm  zugeschie- 
denen Aufgabe  die  Mitwirkung  der  Kantone  bean- 
spruchea.  Die  dadurch  der  allgemeinen  Bundesver- 
waltung und  den  Kantonen  erwachsenden  besondern 
Kosten  trägt  die  eidgenössische  Alkoholverwaltung. 

Art.  20.  Der  Bund  wird  die  zur  Durchführung 
des  Gesetzes  erforderlichen  Summen  der  eidgenös- 
Ukoholverwaltung  vorschiessen,  welche 
zu  verzinsen  und  in  angemessenen  Zeit- 
räumen zurückzuzahlen  hat. 

Art  21.  Die  Eidgenossenschaft  erhebt  für  ihre 
Rechnung  auf  den  eingeführten  gebrannten  Wassern 
jeder  Art,  auf  den  Robstoffen  zur  Erzeugung  von 
solchen,  sowie  auf  den  Produkten,  zu  deren  Her- 
stellung gebrannte  Wasser  benützt 
die  tarifgemässen  Zollgebühren. 

Art  22.  Die  Reineinnahmen  der  eidgenössischen 
Aikoholverwaltung  worden  am  Ende  jedes  Rech- 
nungsjahres unter  dio  Kantone  nach  Verhältnis  der 
durch  die  jeweilige  letzte  eidgenössische  Volkszäh. 
lung  ermittelten  und  erwahrten  faktischen  Bevölke- 
rung verteilt 

Der  Bundesrat  kann  den  Kantonen  im  Laufe  des 


Art  23.  Die  Kantonsregierungen  haben  über  die 
Verwendung  der  verfassungsgemäss  zur  Bekämpfung 
des  Alkoholismus  bestimmten  wenigstens  10°/«  ihrer 
Reineinnahmen  jedes  Jahr  an  den  Bundesrat  Bericht 
zu  erstatten,  und  es  sind  die  Berichte  mit  den  dar- 
auf sich  beziehenden  hundesrätlichen  Antri 
rsammlung  gedruckt  vorzulegen. 


Bio  weitem  Begriffsbestimmungen  des  Klein- 
handels werden  durch  die  kantonalen  Behörden 

festgesetzt 


bestimmten  107«  .  . 
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Art  >Jl.  Mit  einer  Geldbusso  bis  auf  den  zwan- 
zigfachen  Betrag  der  dorn  Staate  unterschlagenen 
Summe  ist  zu  belegen: 
a.  wer  unbefugter weise  gebrannte  Wasser  erzeugt  ; 
'».  wer  die  nach  Art.  2  befuglervveiso  orzougten 
gebrannten  Wasser  nicht  vollständig  an  die 
•;idgen(>ssisc!.>  Alkoholverwaltung  abliefert; 
e.  wor  in  gcsoUwidriger  Art  gebrannte  Wasser 
odr?r  alkoholhaltige  bezw.  mit  Alkohol  herge- 
stellte Erzcugniso  einführt; 
d  wer  sonst  auf  unrechtmässige  Weise  sich  ge- 
brannte Wasser  vorschafft; 
e.  wer  denaturiert  bezogene  Ware  zu  andern  als 
den  gestalteten  Zwecken  verwendet; 
wer  sich  eine  ungerechtfertigte  Rückvergütung 
zuwendet. 

Ausser  der  Russo  haben  die  Ucbertreter  auch 
die  dem  Staate  unterschlagene  Summo  zu  bezahlen. 
Hei  Berechnung  der  letztern  ist  der  Monopolgewinn 
•  Art.  15)  wegleitend. 

Kann  die  unterschlagene  Summe  nicht  ermittelt 
werden,  so  tritt  Geldbusse  bis  au!  Fr.  10,000  ein. 

Befindet  sich  der  Fehlbare  im  Rückfalle  oder 
bestehen  erschwerende  Umstände,  so  kann  die  Geld- 
busso  verdoppelt  und  überdies  auf  Gefängnis  bis 
zu  sechs  Monaten  erkannt  werden. 


Geholfen,  Begünstiger  und  Hehler  unterliegen 
ebenfalls  den  Strafbestimmungen  dieses  Gesetzes. 

Der  Versuch  der  in  diesem  Artikel  mit  gleich 
bedrohten  Handlungen  wird  der  Vollendung  Strafe 
gehalten. 

Art  25.  Die  eidgenössische  Alkoholverwaltung  hat 
das  Recht,  die  den'  Gegenstand  einer  Uebertretung 
bildenden  gebrannten  Wasser  zu  konfiszieren,  in 
welchom  Falle  jedoch  dio  in  Satz  1  von  Alinea  2 
des  Artikels  24  vorgesehene  Bestimmung  nicht  Platz 
greift.  Das  Recht  der  Konfiskation  bleibt  auch  in 
den  Fällen  gewahrt,  in  denen  dio  unterschlagene 
Summo  nicht  ermittelt  werden  kann. 

Art  26.  Uebertroter,  welche  keinen  festen  Wohn- 
sitz in  dor  Schweiz  haben  und  für  die  Bezahlung 
ler  vorwirkten  Busse  weder  Hintorlage  noch  ge- 
nügende Personalbürgschaft  zu  leisten  vermögen, 
können  der  zuständigen  kantonalen  Behörde  in 
Sicherhoitshaft  ubergeben  werden. 

Art  27.  Geschäftsinhaber  sind  für  die  ihren  An- 
gestellten auterlegten  Geldbussen  persönlich-  und 
solidarisch  haftbar,  wenn  sie  nicht  nachweisen, 
dass  sie  alle  erforderliche  Sorgfalt  angewendet 
habin.  um  die 
verhüten. 

Art.  28.  Ausser  den  im  Art  24  genannten  Fällen 
wird  jede  Uebertretung  dieses  Gesetzes  oder  dor 
zur  Durchführung  desselben  erlassenen  Verordnun- 
gen mit  Ordnungsbussen  bis  auf  Fr.  30  belegt.  Die 
Busse  kann  verdoppelt  werden,  wenn  der  Fchlbare 
die  Vornahme  der  amtlichen  Kontrolle  zu  verhin- 
dern gesucht  hat 

Vorbehalten  bleibt  Art.  47  des  Bundesstrafrechts. 
Art  29.  Von  den  auf  Grund  von  Art  24  dieses 
wirklich  bezogenen  Geldbussen  kommt 


.  .  .  ist  in  Fällen,  in  denen  eine  bestimmte  Mono* 
polgebühr  nicht  besteht,  der  Monopolgewinn  .  .  . 


.  .  .  erkannt  werden.  Die  Rücktälligkeit  wird  nicht 
mehr  in  Betracht  gezogen,  wenn  von  dem  letzten 
rechtskräftigen  Bussenerkenntnisse  an  bis  zur  Be- 
gehung der  neuen  Uebertretung  fual  Jahre  verflossen 


mit  Ordnungsbusse  bis  auf  Fr.  30  belegt  Dle- 
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ein  Dritteil  dem  Anzeiger,  oin  Dritteil  dem  Kanton 
und  ein  Dritteil  der  Gemeinde  zu,  in  welcher  die 
Widerhandlung  stattgefunden  hat 

Wenn  der  Anzeiger  unbekannt  ist,  füllt  auch  der 
Anzeigeranlei  1  in  die  Gemeindekasse. 

In  Fällen,  in  denen  der  Anzeiger  den  ihm  zu- 
kommenden Teil  zurückweist  oder  in  denen  die 
Uebertretung  durch  Beamte  oder  Angestellte  der  Al- 
kohol- oder  Zollverwaltung  ermittelt  wird,  entschei- 
det der  Bundesrat 
zeigeranteils. 

Die  nach  Art 
(allen  in  die  Kasse 
waltung. 

Dem  Bundesrate  steht  in  Streitlallen  über  die 
Verteilung  der  Bussen  der  endgültige  Entscheid  zu. 

Art  90.  Widerhandlungen  gegen  die  Vorschrif- 
ten der  Artikel  16  und  17  lallen  unter  die  bezüg- 
lichen kantonalen  Straf-  und  Strafprozessbestim- 
mungen  und  sind  von  den  zuständigen  kantonalen 
Gerichten  zu  beurteilen. 

Mit  Bezug  auf  das  Verfahren  bei  den  in  Art  24 
vorgesehenen  (Jebertretungen  gilt  das  Bund^sgesetz 
vom  30.  Juni  1849  betreffend  das  Verfahren  bei 
Uebertretungen  fiskalischer  und  polizeilicher  Bundes- 
gesetze, sowie  das  Bandesgesetz  vom  32.  Marz  1893 
die  Organisation  der 


.  .  .  kantonalen  Behörden  oder  Gerichten  .  .  . 

Die  Bussen  für  die  in  den  Artikeln  24  und  28 
vorgesehenen  Widerhandlungen  werden  auf  admi- 
nistrativem Wege  durch  das  eidgenössische  Finanz- 
departement ausgesprochen.  Dem  letztern  ist  ge- 
stattet, seine  Befugnisse  in  Bezug  auf  die  Ordnungs- 
bussen und  auf  die  Beurteilung  von  Uebertretungen, 
bei  denen  die  unterschlagene  Summe  Fr.  20  nicht 
übersteigt,  der  Direktion  der  eidgenössischen  Alko- 
holverwaltung zu  übertragen. 

Wenn  sioh  der  Fehlbare  dem  Erkenntnis  der 
Administrativbehörde  nicht  unterzieht,  ist  der  Fall 
durch  das  eidgenössische  Finanzdepartement  nach 
Anleitung  des  Bundesgesetzes  vom  30.  Juni  1849 
betreffend  das  Verfahren  bei  Uebertretungen  fiska- 
lischer und  polizeilicher  Bundesgesetze,  sowie  des 
Bundesgesetzes  vom  22.  März  1893  über  die  Orga- 
nisation der  Bundesrechtspflege,  dem  kompetenten 
Gerichte  zur  Beurteilung  zu 


Art  31.  Mit  dem  Beginn  der  Wirksamkeit  dieses 
Gesetzes  tritt  das  Bundesgesetz  vom  23.  Dezember 
1886  betreffend  gebrannte  Wasser  ausser  Kraft 
Jedoch  sollen  alle  aus  der  Anwendung  von  Art  18 
dieses  letztern  Gesetzes  entstandenen  Rechtsverhält- 
nisse fortbestehen. 

Art.  32.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grund- 
lage der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom 
17.  Juni  1874,  betreffend  Volksabstimmung  über 
atze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Bekannt- 
dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und  den 
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Revision  de  la  loi  sur  les  spiritueux. 


Decision  da  eonseil  des  ciats. 
23  mars  1900. 


Loi  föderale 

les  Spiritueux. 
(Du  1900.) 


l'assemblee  FÖDERALE 

DE  LA  CONFEDER ATION  SUISSE, 

vu  le  message  du  eonseil  föderal  du  €  juin 
1698; 

en  execution  des  articles  31  et  82  bis  de  la 
Constitution  föderale  et  de  Tarrete  föderal  du  20 
decembre  1887,  concernant  l'arücle  32  bis  de  la 
Constitution  föderale, 

UmHtt 

Productlon  indigene. 

Art  1".  Le  droit  de  fabriquer  des  spiritueux  au 
moyen  de  la  distillation  appartient  exclusivement  ä 
la  Conföderation. 

Ce  droit  ne  s'etend  pas  a  la  distillation  des 
raisins,  du  vin,  du  marc  de  raisin,  de  la  lie  de  vjn, 
des  baies,  fruits  ä  noyau  ou  a  pepins  et  de  leurs 
deebets,  des  racincs  de  gentiane  et  d'autres 
tieres  analogues  de  provenance  indigene. 
Art.  2.  Le  quart  a  peu  pres  de  la 


de  I» 


tion  du  pays  en  trois-six)  et  alcool  est  reserve  ä  la 
produetion  indigene,  sur  la  base  de  contrats  de  li- 
vraison  que  la  Confederation  passe  avec  des  dls- 
tillateurs  suisses.  Ce  contingent  indigene  ne  doit 
toutefois  pas  exceder  30,000  hectolitres  d'alcool 
absolu  par  annee  civile;  il  pout  bien  ö're  augmente 
pour  une  annee  determin6o,  de  25  °/o  au  plus, 
mais  ä  valoir  sur  le  contingent  de  f annee  suivante. 

Les  livraisons  sont  mises  au  concours  en  temps 
utile  par  le  eonseil  föderal,  aux  conditions  stiputecs 
dans  un  cahier  des  charges,  par  lots  de  150  hec- 
tolitres  au  moins  et  de  1000  hectolitres  au  plus 
d'alcool  absolu  par  campagne  de  distillation ;  etles  sont 
adjugees  aux  soumissionnaires  qui,  tout  en  Präsen- 
tant des  garanties  süffisantes,  ont  fait  les  oQres  les 
plus  favorables  dans  une  meme  categorie  de  lots. 
En  aueun  cas  il  ne  sera  paye  de  pnx  plus  eleves 
que  ceux  qui  laisseront  comme  üenefice  aux  distil- 
laleurs,  moyennant  des  installalions  convenables  et 
une  exploitation  rationnelle,  les  residus  francs  de 
tous  frais. 

Une  distillerie  ne  peut  obtenir  plus  d'un  lot,  et 
un  lot  ne  peut  etre  partage  enlre  plusieurs  distille- 
ries.  Nul  ne  peut  etre  interesse  ä  plus  d  un  lot. 


PropositioBB 
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Art.  3.  Les  adjudicataires  de  lots  ne  mettront 
en  oeuvre  que  des  matieres  premieres  indigenes. 
Le  conseil  fed«iral  peut  autoriser  des  exceptions  ä 
cette  regle,  en  gönöral  pour  les  matieres  necessaires 
ä  la  saccharification  et  ä  la  fermentation,  en  parti- 
culier  dans  les  annöes  de  mauvaises  i  •  •lies  indi- 
genes. II  attachera  toutefois  des  condilions  plus  se- 
veres  ä  ces  autorisations  exceptionnelles. 

Sont  ögalement  reservees  les  condilions  spe- 
ciales sous  lesquelles  le  conseil  föderal,  tout  en 
sauvegardant  le  principe  de  la  dislillation  de  matieres 
indigenes,  peut  autoriser  les  fabriques  de  levure 
presse,  qui  emploient  en  partie  des  matieres  elran- 
geres,  &  distiller  les  produits  accessoires  de  leur 
fabrication. 

Seront  pröföröes,  lors  de  l'adjudication  des  lots, 
les  soumissions  ömanant  de  contröes  oü  la  röcolte 
des  pommes  de  terre  excede  ordinaii  ement  l'ernploi 
de  ce  produit  comme  aliment  ou  comme  fourrage. 

Les  associations  sgricoles  seror.t  au-ssi  pröföröes 
lors  de  l'adjudication  des  lots.  Le  conseil  föderal 
peut  toutefois  prcndie  des  mesures  pour  protegcr 
les  intöröts  de  l  agriculture  ou  du  ßsc  contre  l'usage 
abusif  de  ce  privilege. 

Art.  4.  La  fabrication  indigene  de  spiritueux 
soumis  au  monopole,  exercöe  sous  une  forme  dif- 
ferenle  de  celle  prevue  au  deuxieme  alinea  de  l'ar- 
ticle  2,  n'est  permise  qu'aux  condilions  fixees  par 
le  conseil  födöral  et  contre  paiement  des  droits  de 
monopole. 

Le  conseil  föderal  fixera  ces  droits  en  raison  du 
beneßce  du  monopole  (art.  15). 

Sont  reservees  les  lois  et  ordonnances  canto- 
nales  sur  la  fabrication  et  rimposition  des  spiri- 

Art.  5.  11  est  permis  de  transformier  en  boissons 
les  spiritueux  livres  par  la  Confödöration  couforme- 
ment  ä  l'art  12  ou  grevös  des  droits  prövus  aux 
art.  4,  7,  8  et  9,  sans  prejudice  des  droits  de  mo- 
nopole des  caotons. 


Art  8.  Le  droit  d'importer  tonte  espece  de 
spiritueux  distilles  appartient  exclusivement  ä  la 
Confödöration. 

Art.  7.  L'importation  des  boissons  distillöes  ne 
entrant  pas  dans  la  catögorie  du  trois-six  ou  de 
alcool  est  aussi  permise  aux  particuliers,  aux  con- 
(tions  fixees  par  le  conseil  födöral,  moyennant  un 
öoit  fixe  de  monopole  de  80  francs  par  quintal 
mrique.  poids  brut,  sans  ögard  ä  la  contenance 
ei  alcool. 

Si  ces  spiritueux  contiennent  plus  de  75  degrös 
d'cool,  ils  peuvent  ötre  soumis  pour  l'excedent  ä 
un>iaxe  supplömentaire  de  80  Centimes  par  degre 
et  \r  quintal  mötrique  poids  brut. 

ur  les  importations  d'un  poids  brut  de  moins 
de  i  kilogrammes,  le  conseil  föderal  peut  aug- 
menr  les  droits  d'un  quart.  Ces  importations  ne 
sont  lors  pas  soumises  aux  dLspositions  de  l'art.  17 
conenant  1'imposition  du  commerce  en,  detail  des 
«piriliux. 

Ltconseil  föderal  peut  abaisser  jusqu'au  quart 
les  drts  k  percevoir  sur  les  produits  importes 
oonteat  moins  de  25  degrös  d'alcooL 


Art  8.  Lea  vins  contenant  plus  de  12  degres  | 
d'alcool  peuvent  etre  soumis  par  l'excedent  a  un  J 
droit  de  monopole  de  80  Centimes  pour  degre  et  par 
quintal  mötrique  poids  brut 

Art.  9.  L'importation  des  matteres  premieres 
propres  ä  la  distillation  peut  etre  soamise  ä  un 
droit  de  monopole  proportionne  a  leur  rendement 
presume  en  alcool.  Ce  droit  est  fixe1  conformdment 
aus  dispositions  de  l'art.  4.  Le  montant  percu  sera 
rembourse  s'il  est  prouve  que  les  matieres  premieres 
imposees  ont  6te  employees  de  maniere  ä  en  rendre 
toute  distillation  impossible. 

Art.  10.  Les  produits  alcooliques  ou  fabriques 
avec  de  l'alcool,  mais  impropres  a  la  boisson,  peu- 
vent egalement  etre  importes  par  les  particuliers 
contre  paieim  nt  des  droits  de  monopole  fixes  dans 
le  tarif  des  douanes.  Sont  reservees  les  dispositions 
de  l'art.  13. 

Art.  11.  Le  transit  est  soumis  aux  dispositions 
de  la  loi  föderale  sur  les  douanes. 

Tente  es  rtgte. 
tu  Alcool  pot&b  Ic« 

Art.  12.  La  Confederalion  vend  par  quantite  de 
150  litres  au  moins  et  au  comptant  l'alcool  qu'elle 
«'est  procurö  en  vertu  des  art.  2  et  6  de  la  pre- 
sente  loi.  II  n'est  aeeeptö  de  commande  que  pour 
livraison  immediate, 

La  röpartition  d'une  livraison  sur  plusieure  füts 
D'est  admissible  que  si  la  contenance  de  cbaque 
füt  est  de  160  litres  au  moins. 

Le  prix  de  vente  est  fixe  par  le  conseil  fedöral 
et  publie  en  temps  utile  dans  la  feuille  föderale.  II 
ne  doit  ßtre  ni  införieur  ä  120  francs  ni  superieur 
a  1&0  francs  par  hectolitro  d'alcool  absolu,  füt  non 
compris. 

La  Confederation  doit  veiller  ä  ce  que  l'alcool 
potable  qu'elle  livre  ä  la  consommation  soit  suftl- 
samment  rectifie. 

Le  conseil  föderal  fixe  les  autres  conditions  de 
vente. 

b.  Alcool  ä  fusage  industrlel  ou  domestique. 

Art  18.  L'alcool  destine  k  des  usages  indus- 
triels  (a  l'exclusion  des  parfumeries  et  cosmetiques 
liquides),  ä  la  fabrication  du  vinaigre,  au  nettoyage, 
au  chauffage,  ä  la  cuisson  ou  a  l'eclairage,  est  vendu 
par  la  Confederation  au  comptant  et  par  quantite 
de  150  litres  au  moins.  Cct  alcool  est  choisi  en 
regle  generale  dans  les  qualiles  införieures.  II  est  . 
livre  au  prix  de  reviont  et  ä  l'etat  denaturö,  c'est- 
ft-dire  impropre  ä  la  boisson. 

Le  conseil  föderal  est  autorisd  ä  livrer  aussi, 
conformöment  au  1"  alinea  du  present  article,  l'al- 
cool destine  ä  des  usages  scientifiques  ou  medici- 
naux.  toutefois  la  fabrication  des  produits  phurma- 
ceutiques  n'est  au  benefice  de  cette  dispositian  qu'en 
ce  qui  concerne  les  produits  chimiques  qui,  apres 
leur  preparation,  ne  conliennent  plus  l'alcool  et  ne 
s'emploient  pas  melanges  ä  de  l'alcool. 

Art.  14.  1  e  prix  de  vente  est  fixe  tous  les  cinq 
ans  sur  la  ba*e  du  prix  moyen  de  revient,  inar- 
chandise  livree  ä  Tentrepöt,  d'apres  les  comptes 
des  cinq  demieres  annees. 
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Le  conseil  föderal  fixcra  les  procödes  et  les 
conditions  aaxquels  sont  soumises  la  denaturation 
et  la  vente  des  alcools  denatures. 


Exportatlon. 

Art.  15.  Celui  qui  exportc  des  produits  fabri- 
ques  avec  de  l'alcool  livre  en  conformite  de  l'art. 
12  a  droit,  pour  la  quantite  d'alcool  employee,  a 
un  remboursement  payable  ä  la  fin  do  l'exercice 
et  correspondant  au  beuelice  du  monopole. 

Au  cours  de  l'exercice,  le  conseil  föderal  peut 
payer  des  acompt;  s  sur  ce  remboursement. 

La  somme  i  rembourser  est  calculee  d 'apres  la 
difförence  entre  le  prix  moyen  de  vente  et  le  prix 
moyen  d'achat  de  l'alcool  Importe  par  la  Confede- 
ration  et  livre  ä  l'entrepöt. 

L'exportation  de  quantites  inferieures  ä  cinq 
■kilogrammes,  poids  brut,  ne  donne  droit  k  aucun 
remboursement 

Commerce  prlre. 

Art.  16.  Sont  interdits :  le  colportage  de  tous 
spiritucux  distilles,  le  dcbit  et  le  commerce  en  de- 
tail de  ces  spiritueux  dans  les  distilleries  ainsi  que 
dans  les  magasins  et  autres  lieux  de  vente  oü  oe 
commerce  n'est  pas  en  connexitd  naturelle  avec 
celui  des  autres  marchandises.  Est  reserve  le  com- 
merce en  detail  de  l'alcool  denaturd  et  le  com- 
merce en  detail  fait  par  les  distillateurs  vises  k 
l'art.  17,  4*  alinea. 

Art.  17.  Le  commerce  autorisd  des  spiritueux 
distilles  de  toute  espece  comprend: 

1.  le  commerce  en  gros; 

2.  le  commerce  en  detail. 

Le  commerce  en  gros  est  Hbre,  Le  commerce 
en  detail  ne  peut  etre  exerce  qu'avec  l'autorisation 
des  autorites  cantönales  et  contre  paiement  d'un 
droit  cantonal  de  vente  correspondant  a  l'impor- 
tance  et  ä  la  valeur  du  trafle. 

Le  commerce  en  gros  comporte  la  livraison  de 
40  litres,  au  minimum,  par  quantites  d'au  moins 
20  litres  de  chaque  espece.  Toute  autre  livraison 
rentre  dans  le  commerce  en  detail. 

Toutefois  les  agriculteurs  qui  ne  distillent  que 
leur  propre  recolte  et  ne  produisent  dans  une  an- 
nee  pau  plus  de  40  litres  de  spiritueux  non  soumis 
au  monopole,  peuvent  vendre  librement  leur  pro- 
duit  par  quantite  de  6  litres  au  moins. 

Le  debil  pour  la  consnrnmation  sur  place  doit 
etre  constamment  traite  comme  unc  forme  speciale 
da  commerce  en  detail.  Par  contre,  la  Classification 
de  toutes  les  autres  formes  du  commerce  en  deiail 
est  du  ressort  des  autorites  cantonales. 

Sont  reservöes  les  dispositions  do  l'art.  7,  3* 
alinea,  les  prohibitions  mentionnees  dans  l'art.  16 
et  le  commerce  en  detail  de  l'alcool  dönature. 


SurreUlance  et  administration. 

Art.  18.  Les  cantons  sont  tenus  de  surveiller 
la  fabrication  des  eaux-dc-vie  non  soumises  au  mo- 
nopole et  le  commerce  prive  des  spiritueux  distilles 
de  toute  espece. 


Toute  autre  ddfinition  relative  au  commerce  en 
detail  est  du  ressort  des  autorites  cantonales. 
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Art  19.  L'execution  des  au t res  dispositions  de 
h  loi  est  de  la  competence  du  conseil  föderal.  La 
gestion  des  affaires  est  confiee  ä  la  regit-  föderale 
des  alcools.  Celle-ci  jouit  de  la  persomialite  civile. 
Son  Organisation  est  d'ailleurs,  jusqu'ä  la  Promul- 
gation d'une  loi  sur  la  matiere,  du  ressort  du  con- 
seil föderal.  Les  traitements  de  scs  fonctionnaires 
et  employes  sont  dötermines  par  la  loi  generale 
sur  les  traitements  du  2  juillet  1897. 

Le  conseil  föderal  peut  confier  certains  Services 
de  la  regie  ä  son  administration  generale,  n  peut 
egalement  röclamer  la  Cooperation  des  cantons.  Les 
frais  speciaux  qui  en  resultent  pour  l'adminislration 
generale  et  pour  les  cantons  sont  Supportes  par  la 
regie. 

Art.  20.  La  Confederation  avancera  ä  la  regie 
les  somroes  necessaires  ä  l'execution  de  la  loi ; 
ces  sommes  porteront  interöt  et  devront  otre  rem- 
boursees  dans  un  delai  convenable. 

Art.  31.  La  Confederation  porcevra,  pour  son 
propre  compte,  les  droits  d'cntree  fixes  par  les 
tarifs  sur  l'importation  des  spiritueux  distilles  de 
toute  espece,  sur  les  matieres  premieres  destinees 
a  la  diBtillation  et  sur  les  produits  dans  la  fabrica- 
tion  desquels  entre  de  l'alcool. 

Art.  22.  Les  recettes  nettes  de  la  regie  federale 
des  alcools  seront  reparties  entre  les  cantons,  ä  la 
flu  de  chaque  exercice,  proportionnellement  ä  leur 
populalion  de  fait  teile  qu'elle  a  ete  etablie  par  le 
dernier  recensement  föderal  sanetionne  par  les 
chambres. 

Le  conseil  föderal  peut  faire  aux  cantons  des 
avanecs  sur  leur  pari  de  l'annöo  courante. 


Dtme  de  l'alcool. 

Art.  23.  Les  gouvernements  cantonaux  presen- 
teront  chaque  annee  un  rapport  au  couseil  föderal 
sur  Pemploi  du  10  %  de  ,eurs  recettes  qui  doit 
6tre  atl'ecte,  aux  tormes  de  la  Constitution,  ä  la  lulle 
contre  l'alcoolismc.  Ces  rapports  imprimes  seront 
soumis  ä  l'assembföe  föderale  avec  les  propositions 
du 


Penalites. 

Art  21.  Est  passible  d'une  amende  pouvant 
s'dlever  a  vingt  fois  la  somme  soustraile  ä  l'etat 
quiconque  contrevient  aux  dispositions  de  la  pre- 
sente  loi : 

a.  en  fabricant  des  spiritueux  sans  y  etre  auto- 
rise, 

b.  en  ne  livrant  pas  ä  )a  regie  föderale  des  al- 
cools la  totalile  des  spiritueux  fabrique?  lega- 
lement  en  vertu  de  l'art.  2; 

o.  en  important  illicitement  des  produits  alcoo- 
liques  ou  prepares  avec  de  l'alcool; 

d.  en  se  procurant  des  spiritueux  par  des  moyens 
frauduleux ; 

«.  en  donnant  ä  des  spiritueux  denatures  une 
destination  autre  que  celle  qui  est  autorisee ; 
f.  en  se  faisant  restituer  indüment  des  droits. 
Tout  contrevenant  est  tenu  de  payer,  indepen- 
damment  de  Tarnende,  le  monlant  du  droit  fraude. 
Ce  dernier  est  calcule  sur  la  baso  du  benefire  du 
monopole  (art  15). 


...  (art.  15)  dans  le  casoti  une  finance  de  mo- 
nopole n'existe  pas. 
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Si  le  montant  de  la  somme  froudöe  ne  peut 
pas  ötre  dölerminö,  Tarnende  peut  s'ölever  jusqu'ä 
10,000  francs. 

En  cas  de  röcidive  ou  de  circonstances  aggra- 
vantes,  Tarnende  peut  i-tre  doublöe  et  le  conlreve- 
nant  condamnö,  en  outre,  a  Temprisonnement  jus- 
qu'ä mx  mois. 


Lea  fauteurs,  les  complicea  et  les  recöleurs  sont 
ögalement  soumis  aux  dispositions  pönales  de  la 
presente  loi. 

La  tentative  des  contraventions  prövues  par  le 
prösent  article  est  punie  comme  la  contravention 
consommöe. 

Art.  25.  La  regio  föderale  des  alcools  a  le  droit 
de  conflsquer  les  spiritueux  formant  l'objet  d'une 
contravention.  Dans  cc  cas,  il  n'e.'-t  pas  fait  appli- 
cation  du  2«  alinea,  l*  phrase,  de  l'article.  24.  La 
rögie  conserve  le  droit  de  conßscation  dans  les  cas 
oü  la  somme  soustraite  ä  l'etat  ne  peut  etre 
etablie. 

Art.  26.  Les  contrevenanU  qui  n'ont  pas  de 
domicile  fixe  en  Suisse  et  qui  ne  sont  pas  en  me- 
sure  de  fournir  soit  un  nantissement,  soit  un  cau- 
tionnement  süffisant  en  garantie  du  paiement  de 
Tarnende  prononcee  contre  eux,  peuvent  etre  remis 
a  I'autorite  cantonalc  pour  etre  detenus  preventive- 


Art.  27.  Les  patrons  sont  personnellement  et 
solidairement  responsables  des  amendes  infligöes  ä 
leurs  employes,  s'ils  ne  fournissent  la  preuve  qu'ils 
ont  pris  toutes  les  precautions  necessaires  aux  fins 
d'empecber  toute  contravention  a  la  loi. 

Art.  28.  Indöpendamment  des  cas  önumöres  ä 
l'article  24,  toute  contravention  ä  la  presente  loi 
ou  aux  reglements  qui  en  fixent  l'applicalion  est 
punie  d'une  amende  diseiplinaire  pouvant  s'ölever 
jusqu'a  80  francs.  L'amonde  peut  ötre  doublee  si 
le  contrevenant  a  tente  d'entraver  le  contröle  des 
autorites. 

Sont  röservöes  les  dispositions  de  l'art  47  da 
code  pönal  födöral. 

Art  29.  Un  tiers  des  amendes  percues  en  ap- 
plication  de  l'article  24  est  attribue  au  dönoncia- 
teur,  un  tiers  au  canton  et  un  tiers  ä  la  commune 
sur  le  lerritoire  desquels  a  ete  commise  la  contra- 
vention. 

Lorsque  le  denonciateur  est  inconnu,  sa  part 
est  attribuee  a  la  caisse  cantonale. 

Lorsque  le  denonciateur  renonce  a  sa  part  do- 
rnende ou  que  la  contravention  a  ötö  decouverte 
par  des  fonetionnaires  ou  des  employes  de  Ja  regie 
föderale  des  alcools  ou  de  l'administration  des 
douanes,  le  conseil  federal  statue  sar  l'emploi  de 
la  part  d'amende. 

Les  amendes  diseiplinaires  percues  en  vertu  de 
l'art.  28  sont  acquises  ä  la  caisse  de  la  regie  föde- 
rale des  alcools. 

Le  conseil  föderal  tranche  en  dernier  ressort 
les  litiges  relatifs  ä  la  repartition  des  amendes. 

Art.  30.  Les  infractions  aux  articles  16  et  17 
sont  jugees  conformement  aux  lois  et  a  la  proce- 
dure  pönales  des  cantons  et  sont  du  ressort  des 
tribunaux  cantonaux. 


.  .  .  six  mois.  La  röcidive  n'est  plus  prise  en 
considöration,    lorsque,   depuis  la   derniöre  peine 
d'amende  prononcee  jusqu'au  nouveau  dölit,  il  s'est 
de  &  ans. 


. . .  Tarnende  encourue  peuvent  etre. .  ^ 


.  amende  d'ordre  pouvant  s'ölever  jusqu'a  10 
Cette 


.  .  des  autorites  administratives  ou  i 
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La  loi  föderale  da  30  juin  1849  sur  le  mode 

de  procMer  a  la  poursuite  des  conlraventions  aux 
lois  fiscales  et  de  police  de  la  Coiiledeialiuti,  et  la 
loi  du  22  mars  1893  sur  l'organiaatlon  juduiairc 
föderale  rdglenl  la  procedure  ä  suivre  ä  IV*c«nl  des 
contraventions  specifieed  ä  lart.  24. 


Art.  31.  La  loi  föderale  sur  les  spitilueux  du 
26  decernbre  188C  sera  abrogee  des  que  la  prä- 
sente loi  sera  execuloire.  Toutefois,  toules  les  re~ 
lations  de  droit  decoulanl  de  l'application  de  l'art. 
18  de  la  loi  de  1896  demeureront  en  vigueur. 

Art.  32.  Le  conseil  föderal  est  Charge,  confor- 
mement  aux  dispositions  de  la  loi  föderale  du  1? 
juin  1874  concernant  les  volations  populaires  sur 
lea  lois  et  arretes  federaux,  de  publier  la  presente 
loi  et  de  fixer  l'epoque  oü  eile  deviendra  execu- 


Les  amendes  prevues  aux  articles  34  et  28 

BOTIt  prononcees  par  voie  administrative  par  le  de- 
partement  federal  des  linances.  Le  departement  est 
autorise  ä  Mleguer  a  radministration  des  alcools 
sa  compelence  en  maliere  d'amendes  d'urdre,  de 
meine  i|u'en  matiere  de  reprcssion  des  contraven- 
tions, dans  le  cas  ou  le  droit  fraude  n'excede  pas 
20  Iran  es. 

Si  le  contrcvenant  ne  se  souraet  pas  au  pro- 
nonce  de  l'autoritt'  administrative,  la  contravention 
doit,  a  toneur  de  la  loi  du  30  juin  1849  sur  le 
mode  de  proceder  ä  la  poursuite  des  contraven- 
tions aux  lois  fiscales  ou  de  police  de  la  Confede- 
ration,  etre  portee  par  le  departement  federal  da« 
liuances  devant  les  tribunaux  competents. 


Antrag  von  Hrn.  Nationalrat  Tincent. 
15.  Juni  1900. 

In  Art.  13,  zweites  Alinea,  soll  der  letzte  Satz 
durch  folgende  Bestimmung  ersetzt  werden : 

Der  zur  Verfertigung  pharmaceutischer  Produkte 
bestimmte  Alkohol  wird  den  auf  Schweizergebiet 
niedergelassenen  patentierten  Apothekern  zum  Selbst 
kostenpreise  abgegeben,  unter  Bedingungen,  welche 
eine  Kontrolle  der  Verwendung  der  gelieferten 
Quantitäten  sichern. 


Antrag  Ton  Um.  Nationalrat  Zumsteln. 

19.  Juni  1900. 


,  In  Art.  2,  Alinea  2,  soll  es  statt  t Losklasse» 
heissen:  Klasse. 

Der  letzte  Satz  dieses  Alinea  2  soll  lauten: 
In  keinem  Falle  sollen  höhere  Preise  bewilligt 
werden  als  solche,  bei  denen  den  Brennern,  bei 
richtiger  Einrichtung,  rationellem  Betrieb  und  Aus- 
richtung eines  den  Produktionskosten  annähernd 
entsprechenden  Preises  für  das  Rohmaterial,  die 
Schlempe  kostenfrei  verbleibt. 


Proposition  de  M.  Ie  conseiller  national  Tiacent: 

16  juin  1900. 

A  l'article  13,  second  alinea,  remplacer  la  der- 

niere  phtasc  par  la  disposition  suivante: 

L'alcool  destine  ä  la  preparation  des  produits 
pharmaceutiques  sera  livre  aux  pharmaciens  diplömes 
etablis  sur  territoire  suisse,  au  prix  de  revient  et 
sous  des  conditions  assurant  le  contröle  de  l'emploi 
des  quaulites  louiuies. 


Proposition  de  M.  le  conseiller  national  Zumstein. 

19  juin  1900. 

Art.  8,  alinea  2. 

üire:  .  .  .  ont  fait  les  offres  les  plus  favorablea 
dans  une  meine  categorie.  En  aucun  cas  il  ne  sera 
payc  de  prix  plus  Cleves  que  ceux  qui  laisseront 
commo  benefice  aux  distillatcurs  les  residus  francs 
de  tous  frais.  Pour  etablir  ce  calcul,  entreront  en 
ligne  de  compto  une  Installation  convenable,  une 
exploitaüon  rationnelle  ainsi  que  le  paiement  d'un 
prix  correspondant  aux  frais  de  production  des 
matieres  premieree. 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Sitzung  Tom  19.  Jnni  1900,  nachmittags  4  Chr.  -  Seanc«  da  19  jain  1900,  ä  4  henres  de  relevce. 


Vorsitz 
Presidence 


:  ) 


Herr 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour  : 


Revision  de  la  toi  tur  les 

Differenzen.  — 

Seite  13  ft  hievor.  -  Voir  le«  d«baU  da 


Präsident:  Aus  der  Vorlage  haben  Sie  ersehen, 
lass  der  Ständerat  die  Sache  vollständig  neu  ge- 
ordnet und  einen  durchaus  abweichenden  Entwurf 
aufgestellt  hat.  Es  wird  deshalb  nötig  sein,  bezüg- 
lich der  Eintretens  frage  die  allgemeine  Discus- 
sion  zu  eröffnen.  Ich  erteile  hierüber  dem  deutschen 
Berichterstatter,  Hrn.  Nationalrat  Ahegg;  das  Wort. 


Ahegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Im  Juni  1898,  also  gerade  vor  zwei  Jahren,  hat  der 
Bundesrat  den  eidg.  Räten  einige  Vorschläge  zur 
Revision  des  Alkoholgesetzes  unterbreitet.  In  seiner 
Botschaft  betonte  der  Bundesrat,  es  bestehe  keine 
Veranlassung,  eine  Totalrevision  ins  Werk  zu  setzen, 
das  Gesetz  vom  Jahre  1886  habe  sich  im  ganzen 
bewährt  und  es  empfehle  sich  daher,  die  Revision 
nur  auf  das  Notwendigste  zu  beschränken.  Der 
Nationalrat,  welchem  die  Priorität  der  Beratung  zu- 
gefallen war,  teilte  diesen  Standpunkt ;  er  acceptierte 
die  Anträge  des  Bundesrates  und  beschloss  noch  ein 
paar  weitere  Aenderungen. 

Der  Ständerat,  mit  diesem  Vorgehen  nicht  ganz 
einverstanden,  schlägt  nun  als  Resultat  seiner  im 
März  ds.  Js.  gepflogenen  Beratung  eine  Umarbeitung 
des  Gesetzes  vor;  der  Form  nach  präsentiert  sich 
dieselbe  als  eine  Totalrevision,  sie  ist  es  jedoch  dem 
Inhalte  nach  nicht  Die  wesentlichen  Aenderungen, 
uns  der  Standerat  vorschlägt,  sind  folgende  : 

1.  es  wird  eine  neue  Gliederung  des  Gesetzes  in 
verschiedene  Abteilungen  vorgeschlagen; 

2.  eine  Anzahl  Bundesbeschlüsse,  die  sich  Jahre 
hindurch  bewährt  und  eingelebt  haben,  werden 
aus  praktischen  Rücksichten  dem  Gesetze  ein- 
verleibt ; 

*.  desgleichen  finden  einigo  Bestimmungen  des 
Brennerei pflichtenheftes  im  Gesetze  Aufnahme 
und  endlich 

4.  erhalten  Ausführungen,  welche  durch  bestehende 
Praxis  verkörpert  sind,  Ausdruck  im  Gesetze. 


Unsere  Revisionsbeschlüsse  betr.  das  Quantum 
der  Inlandbrennerei,  den  Preis  des  Trinksprits, 
die  Berechnung  des"  denaturierten  Sprits  und  die 
Strafbestimmungen  haben  materiell  unveränderte 
Annahme  durch  den  Ständerat  gefunden,  und  in  den 
Revisionsantragen  des  Ständerates  begegnen  wir  nur 
wenigen  neuen  Punkten  gegenüber  dem  von  uns 
geschaffenen  Zustande.  Wir  sehen  also  den  alten 
Menschen  in  einem  neuen  Kleide  vor  uns,  und  da 
wir  zugeben  müssen,  dass  dasselbe  besser  als  das 
frühere  sitzt,  so  soll  es  uns  gefallen,  wenn  wir  es 
auch  nicht  angefertigt  haben. 

Auch  der  Bundesrat  hat  gefunden,  man  könne 
dieses  Gesetz  gar  wohl  in  seiner  neuen  Form  an- 
wenden, es  sei  aber  mit  Rücksicht  auf  die  demnächst 
auslaufenden  Brennerei- Verträge  an  der  Zeit,  dass 
die  Revision  des  Aikoholgesetzes  bald  abgeschlossen 
werde,  damit  die  Verhältnisse  der  Inlandbrennerei 
wieder  fest  geregelte  seien. 

Wir  beantragen  Ihnen  daher,  auf  die  Vorschläge 
des  Ständfirates  einzutreten,  in  der  ausdrücklichen 
Meinung,  dass  diejenigen  Punkte,  bei  welchen  mate- 
rielle Uebereinslimmung  zwischen  den  Beschlüssen 
des  Nationalrates  und  des  Ständerates  erzielt  worden 
ist,  als  endgültig  angenommen  betrachtet  werden  und 
daher  nicht  in  Diskussion  fallen;  es  betrifft  das 
hauptsächlich  das  Quantum  der 
den  Verkaufspreis  des  Trinksprits  u.  a.  L 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la 

sion:  Dans  la  session  de  decembre,  le  conseil  na- 
tional a  vote  la  revision  de  la  loi  föderale  sur  les 
alcools.  Cotte  loi  nous  revient  du  conseil  des  ötats, 
completemont  transformee  et  memo  augmentee.  La 
projet  quo  nous  avions  »dopte  au  mois  de  decembre 
contenait  21  articles,  il  en  a  maintonant  32.  Mais 
si  la  transformatiou  est  oomplete,  nous  ne  pouvons 
pas  dire  qu'elle  soit  une  modification,  car  la  plu- 
part  des  dispositions  adoptees  en  decembre  se  re- 
trouvent  dans  le  nouveau  projet  da 
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<HaU.  Dans  son  message  du  6  juin  1898.  le  conscil 
födöral  recommaudait  aux  chauibres  föderales  do 
ne  pas  procöder  ä  la  revisioa  totale  de  la  loi  sur 
Wjs  alcools,  et  disait:  «Les  experiences  laites  les 
dix  dernieres  anuees  periuettraient  bien  d'apporter 
a  presque  tous  les  articlcs  de  la  loi  des  modiüca- 
tions  de  forme  ou  de  fond.  L'importance  et  la  ne- 
cessitö  de  la  plupart  de  ccs  modifications  do  nous 
parait  toutefois  pas  sufiisamraent  deniontree  pour 
qu'il  y  ait  Heu  de  remettre  en  question  tout  le  tra- 
vail  de  lögislation  si  peniblement  mene  ä  point  en 
1886.  Nous  considerons  uno  ccrtaino  stabilite  de 
la  lögislation  commo  une  teile  neccssitö  de  la  vie 
publique,  que  nous  ne  pouvons  nous  rösoudre  a 
faire  renaltre  dans  toutc  sa  force  la  luttc  d'opinions 
qui  a  trouvö  son  issue  dans  le  compromis  heureux, 
on  peut  le  dire,  de  la  lögislation  de  1886.» 

Cette  disoussion,  cetto  lutto  d'intönH  s'est  pro- 
duite  dans  le  sein  do  la  commission  des  lo  döbut, 
mais  ■'<  h  suito  d'une  entonto  entro  los  differents 
membres  do  la  commission,  los  diverßcnccs  ne  so 
sont  pas  reproduites  dans  le  sein  du  conscil  natio- 
nal. Les  propositions  de  la  commission  ont  presque 
toutes  öto  adoptees,  sinonsausdiscussion,  dumoins 
apres  uno  dioussion  tres  breve.  II  en  rösulto  que 
la  commission  du  conseil  des  ötats,  voyant  que  les 
prineipes  gönöraux  de  la  loi  ötaient  döünitivement 
adoptös  dans  notre  conseil,  n'a  pas  hösitö  ä  diro 
qu'en  prösonco  de  Tat  ssnee  de  lutte  sur  la  question 
do  principe,  il  etait  facile  de  revoir  des  mainte- 
nant  et  d'une  maniere  complete,  la  redaction  de 
la  loi,  et  c'est  pröcisöment  ce  qu'elle  a  fait  Ella 
a  modiuö  tout  partieuiierement  la  redaction  en 
introduisant  on  outro  dans  la  loi  quelques  disposi- 
tions  qui  n'y  ötaient  pas,  mais  que  la  pratique  a 
fait  juger  necessaires;  les  dlfförents  arretes  spöciaux 
des  chambres  föderales  et  du  conseil  föderal  rendu 
depuis  1886,  et  un  certain  nombre  de  dispositions 
qui  jusqu'ä  prösent  ne  flguraient  que  dans  le  cabler 
des  oharges,  mais  dont  l'introduction  dans  la  loi  lui 
•  paru  s'imposer. 

O'une  maniöre  generale,  on  peut  dire  que  oes 
modifications  sont  heureuses;  le  groupement  des 
articles  est  plus  möthodique  que  dans  l'ancienne 
loi.  Nous  vous  proposons  l'adhösion,  en  ajoutant 
toutefois  qu'il  n'y  a  pas  liou  de  remettre  en  dis- 
oussion les  questions  de  principe  sur  lesquelles  les 
deux  conseils  sont  d'aecord,  soit  la  quantite  d'hec- 
tolitres  aecordee  ä  la  distillation  Indigene,  ainsi  que 
le  prix  de  l'alcool. 

Nous  vous  proposons  d'entrer  en  matiere  sur  le 
projet  qui  vous  a  ötö  envoyö  par  le  conseil  des  etats. 


Präsident:  Wird  daa  Wort  verlangt  bezüglich 
der  Eintretensfrage?  —  Wenn  nicht,  so  haben  Sie 
Eintreten   auf  den  Entwurf  des  Standeratos  be- 


Detailberatung.  —  Diseu$tUm  arlicle par  arlidt. 
Titel  und  Ingress.  —  Titrt  et  priambult. 

Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Der  Ständerat  hat  beschlossen,  erstens  im 
Titel  das  Wort  «betreffend*  durch  «über»  zu  er- 
setzen, wogegen  wir  nichts  einwenden,  zweitens 
im  Ingress  zu  sagen:  «nach  oiner  Botschaft  des 
Bundesrates  vom  6.  Juni  1898»  anstatt  «8.  Oktober 
1886«;  es  hängt  das  zusammen  mit  der  Totalrevision 
dos  Gesetzes,  auf  welcho  wir  Eintreten  beschlossen 
haben.  Im  fernem  soll  weggelassen  werden  der 
Hinweis  auf  Art.  32  der  Bundesverfassung,  indem 
derselbe  durch  den  Wegfall  des  Ohmgeldes  und 
anderer  Eingangsgebuhren  auf  geistigen  Getränken 
keine  Bedeutung  mehr  hat,  und  endlich  soll  er- 
wähnt werden  der  Bundesbeschluss  vom  20.  De- 
zember 1887,  welcher  bestimmt,  dass  der  Art  32bis 
d_r  Bundesverfassung,  lautend:  «Das  Bronnen  von 
Wein,  Obst  und  deren  Abfällen,  von  Enzianwurzeln, 
Wachholderbeeren  und  ähnlichen  Stoffen  fällt  be- 
treffend die  Fabrikation  und  Besteuerung  nicht  unter 
die  Bundesgesetzgebung»,  sich  nur  auf  Stoffe  in- 
ländischer Herkunft  beziehe. 

Ich  beantrage  Annahme. 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commission : 
Quant  au  titre,  votre  commission  propose  de  rem- 
placer  «loi  föderale  sur  les  spiritueux»  par  «loi  fö- 
derale sur  l'alcool»,  car  c'est  sous  ce  titre  qu'elle 
est  connue  dans  lo  public,  et  le  conseil  födöral  lui- 
meme  se  sert  toujours  de  ces  termes  dans  ses 
messages. 

Le  conseil  des  ölats  a  modiflö  le  preambule  en 
biffant  de  son  enoncö  l'art  32  do  la  Constitution  qui 
concerne  les  ohmgelds,  les  octrois,  etc.,  toutes 
choses  qui  ont  disparu.  L'ancien  pröambule  disait: 
«.  .  .  en  exöcution  des  art  31,  32  et  32bis  de  la 
Constitution  födöraie  et  de  l'art.  6  de  ses  disposi- 
tions transitoires  ...»  Par  contre,  le  consoil  des 
etats  mentionne  l'arretö  födöral  du  20  döcembre 
1887,  arrßte  rendu  peu  de  temps  apres  la  mise  en 
vigueur  du  monopole.  n  avait  pour  but  d'lntarprö- 
ter  la  Constitution. 

L'art  32bis  de  la  Constitution  disait:  «La  distil- 
lation du  vin,  des  fruits  ä  noyaux  ou  ä  pöpin  et 
de  leurs  döohets,  des  raclnes  de  gentlsne,  des  baies 
de  geniövre  et  d'autres  matieres  analogues  est  ex- 
ceptöe  des  prescriptions  födörales  ooncernant  ls 
fabrication  et  l'lmpöt» 

Or,  cet  article  a  ötö  interprötö  dans  cesensque 
ce  sont  les  produits  indigönes  seuls  qui  sont  exempts 
de  la  Nuance-  du  monopole,  tandis  que  les  produits 
ötrangers  ne  le  sont  pas. 

Angenommen.  —  (Ädopti.) 


Art.  1. 

Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Dieser  Gesetzentwurf  ist  in  verschiedene 
Hauptabteilungen  zergliedert  deren  erste  die  inlän- 
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dische  Produktion  betrifft;  dann  kommt  die  Ein-  und 
Durchfuhr,  dor  Monopolverkaut  u.  s.  f.  Aus  diesem 
Grande  ist  in  Lemma  1  von  Art  1  die  Einfuhr 
nicht  erwähnt;  dieselbe  wird  im  zweiten  Abschnitte 
des  Art  6  geregelt  Die  Aufnahme  von  Lemma  2 
in  das  Gesetz  entspricht  in  Anlehnung  an  Art  32bis 
der  Verlassung  dem  Bundesbeschlusse  vom  20.  De- 
zember 1887.  Das  bisherige  Gesetz  enthielt  in  dieser 
Beziehung  eine  Lücke,  welche  mitunter  zu  fatalen 
Ueber tretungen  der  Gesetze  Veranlassung  gab.  Der 
erwähnte  Bundesbesch luss,  obschon  im  Bundesblatto 
veröffentlicht,  war  nicht  allgemein  bekannt;  os  ist 
vorgekommen,  dass  Trester  von  fremdem  Obste  mit 
einheimischen  Trestern  gemengt  und  gebrannt  wur- 
den, ohne  dass  die  Betreffenden  wusstoo,  ilass 
solches  verboten  war  und  sie  eine  Gesetzesübertre- 
tung begangen  hatten.  Kam  dann  das  Vergehen  an 
den  Tag,  so  erfolgte  eine  Bestrafung,  welche  in 
solch  Falle  zu  hart  war,  und  dem  Fehlbaren  blieb 
nur  der  Weg  offen,  entweder  die  bedeutende  Strafe 
zu  bezahlen  oder  ein  Begnadigungsgesuch  bei  der 
Bundesversammlung  einzureichen.  Durch  die  Auf- 
nahme dieses  Lemma  2  in  das  Gesetz  muss  die 
Entschuldigung  der  Unkenntnis  dabin  fallen,  denn 
man  dar!  von  jedem  Brennbetrieb,  wenn  derselbe 
auch  noch  so  klein  ist  vorlangen,  dass  sein  Inhaber 
im  Besitze  des  Alkoholaeaetzes  sei  und  sich  mit 
dessen  Vorschriften  bekannt  mache. 


M.  Martin,  rapporteur  francaisdelacommission: 
L'enteto  de  co  chapitre  mentionne  la  produetion 
indigöne  seulo.  Cette  Separation  n'existait  pas  dans 
l'ancienno  loi.  La  Classification  du  conseil  desetats 
est  plus  methodique. 

Le  premier  alinea  de  l'art  1  est  en  partie  la  ro- 
produetion  du  premier  alinea  de  l'ancien  art  1, 
qui  disait: 

cLe  droit  de  fabriquer  et  d'importer  los  spiri- 
tueux  dont  la  fabrication  est  soumise  ä  la  legisla- 
tion  federalo  appartient  exclusivement  ä  la  Gonfe- 
deraüon.» 

Ici  on  distingue  en  no  parlant  que  de  la  fabri- 
cation: 

tLe  droit  de  fabriquer  des  spiritueux  au  moyon 
de  la  distillation  appartient  exclusivement  ä  la  Con- 
federation.» 

Une  disposition  semblable  rolative  a  l'importa- 
tion  se  retrouve  ä  l'art  6. 

Quant  au  second  alinea,  il  est  reproduit  de 
l'arrete  du  20  decembre  1887  dont  je  parlais  tout  a 
l'heurö '. 

cGe  droit  ne  s'etend  pas  ä  la  distillation  des 
raisins,  du  vin,  du  marc  de  raisin,  de  la  lie  de 
vin,  des  baies,  fruits  ä  noyau  ou  ä  pepins  et  do 
leurs  deohets,  des  racines  de  gentiane  et  d'autres 
matieres  analogues  de  provenance  indigene.» 

Angenommen.  -  (AdopU.) 


Art.  * 

Ahegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Das  Lemma  1  dieses  Artikels  deckt  sich  mit 
dem  Beschlüsse  dos  Nationalrates  vom  Dezember 
1890.  Wir  erblicken  in  diesem  Lemma  den  Kern- 
punkt der  Revision,  die  Limitierung  der  inländi- 
schen Produktion  auf  ein  Maximum  von  30,000  hL 
Dieser  Antrag  ist  vom  Sländerate  aeeeptiert  wor- 
den, und  es  herrscht  also  in  dieser  wichtigen  Sache 
vollständige  Uobereinstimmung  zwischen  beiden 
Räten.  Einige  redaktionelle  Aenderungen,  welche 
der  Standerat  vorschlägt,  müssen  erwähnt  werdon: 
In  Zeile  I  wird  d^s  Wort  «Bedarf»  ersetzt  durch 
«Landesboilarf».  In  Zoile  2  werden  die  Worte  «ge- 
brannte Wasser»  ersetzt  durch  «Sprit  und  Spirituss. 
Unter  «Spiritus»  vorstehen  wir  die  Rohware,  welche 
in  gereinigtem  Zustande  «Sprit»  geheissen  wird. 
Diese  Redaktionsänderung  hat  ihre  Berechtigung, 
donn  der  Ausdruck  «gebrannte  Wasser»  ist  zu 
allgemein;  Liqueure  z.  B.  können  ebenfalls  hier 
eingereiht  werden,  und  das  war  jedenfalls  vom 
Gesetzgeber  nicht  gemeint 

Die  Lemma  2  und  3  dieses  Artikels  sind  in 
Uebereinstimmung  mit  den  Lemma  2,  3  und  4  von 
§  2  des  alten  Gesetzes;  wir  haben  auch  hier  wie- 
derum Brennlose  von  mindestens  150  und 
höchstens  1000  hL  Neu  sind  nur  die  Worte: 
«innerhalb  einer  und  derselben  Losklasse»;  sie 
entsprechen  dem  Zustande,  wie  sich  derselbe  in 
der  Praxis  herausgebildet  hat  Donn  wollte  man 
allein  auf  die  günstigsten  Bedingungen  abstellen, 
so  würden  die  grossen  Lose  allein  berücksichtigt, 
und  das  wollen  wir  nicht;  denn  es  ist  ja  einleuch- 
tend, dass  der  Besitzer  eines  Brennloses  von  1000  hl 
der  Alkoholverwaltung  billigere  Preise  stellen  kann, 
als  eiae  Brennerei,  welche  nur  150  hl  produziert; 
daher  soll  Rücksicht  auf  die  Losklasse  genommen 
werden. 

Im  alten  Gesetzo  war  ferner  der  letzte  Satz  von 
I  Lemma  2  nicht  enthalten,  lautend:   «In  keinem 
|  Falle  sollen  höhere  Preise  bewilligt  werden  als 
solche,   bei  denen  den  Brennern,   bei  richtiger 
Einrichtung  und  rationellem  Betrieb,  die  Schlempe 
kostenfrei  verbleibt»    Das  Brennereipflichtenheft 
enthielt  jedoch  eine  diesbezügliche  Bestimmung, 
t  Durch  die  ganze  Alkoholgesetzgebung,  soweit  die- 
selbe auf   die  Inlandbrennerei  Bezug   hat,  geht 
der  Grundgedanke:  die  inländische  Brennerei  soll 
der  Landwirtschaft  dienen,  den  Kartoffelbau  auch 
ferner  schützen.    Nicht  um  der  Brenner  willen 
I  wurde  der  Inlandviertel  festgesetzt,  sondern  um 
der  Bauern  willen.    Die  Brenner  sollen  bestehen, 
aber  keine   Kapitalien   aus    ihrem   Berufe  an- 
sammeln   können.      Die    Schlempe    bildet  ein 
wertvolles  Füttorungsmittol  für  das  Vieh,  und  es 
sollen  daher  den  Brennern  keine  höheren  Preise 
j  bewilligt  werden,  als  solche,  bei  welchen  ihnen  bei 
richtigem  Geschäftsbetriebe  und  vorgeschriebener 
Amortisation  die  Schlempe  kostenfrei  verbleibt.  Es 
erscheint  angezeigt,  das  im  Gesetze  zu  sagen,  um 
einer  Benachteiligung  der  Alkoholverwaltung  vorzu- 
beugen und  eine  Ringbildung  der  Brenner  zu  ver» 
bindern. 

Das  letzte  Lemma  von  Art  2  enthält  ebenfalls 
eine  noue Bestimmung  des  Inhaltes:  «Niemand  darf 
bei  mehr  als  einem  Lose  beteiligt  sein,»   Es  soll 
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einer  nicht  ein  Los  besitzen  und  dann  noch  bei 
einer  andern  Brennerei  in  einem  andern  Dorfe  als 
Genossenschafter  figurieren.  Auch  diese  Bestim- 
mung ist  bis  anhin  im BrennereipQichtonheft  unter- 
gebracht gewesen. 


M.  Martin,  rapporteur  trancais  de  la  commission : 
L'art  2  fixe  ä  30,000  hl  le  contingent  indigene; 
comme  il  y  a  concordanco  avoc  la  döcision  du  con- 
seil  des  etats,  ce  chiDre  est  hors  de  discussion. 
Une  modification  est  introduite  par  le  conseil  dos 
etats  stipulant  que  «La  part  de  la  oonsommation 
totale  du  pays  en  trois-six  et  alcool  est  reservee  ä 
la  production  indigene  .  .  .».  On  exclut  du  chillre 
qui  pourrait  servir  de  base  pour  l'etablissement  de 
ce  quart  les  spiritueux  importes  et  les  alcools  exportes. 

Quant  au  second  alinea,  il  stipule  que  les  livrai- 
sons  soDt  mises  au  concours  par  lots  de  150  hl  au 
molns  et  de  1000  hl  au  plus  par  campagne  de  dis- 
tillation.  Le  prix  ne  peut  pas  etre  le  memo  pour 
un  lot  de  150  hl  que  pour  un  lot  de  1000  hl.  Ce 
sont  ceux  qui  soumissionnent  aux  prix  les  plus  bas 
dans  la  meme  categorie  de  lots,  c'est-ä-dire  la  meme 
quantlte  ä  distiller  qui  obtiennent  l'adjudication. 

cEn  aucun  cas  11  ne  sera  paye  de  prix  plus 
eleves  que  ceux  qui  laisseront  comme  benefice  aux 
dlstillateurs,  moyennant  des  installations  convenables 
et  une  exploitation  rationnelle,  les  residus  Irancs  de 
tous  frais.  ••  Cette  phrase  faisait  partie  du  cabier 
des  charges:  eile  est  introduite  dans  la  loi.  C'est 
utile,  parce  que  s'il  prenait  fantaisie  aux  dlstilla- 
teurs de  faire  pression  sur  l'administration,  de  so 
syndiquer,  ils  pourraient  forcer  cello-ci  äpayerdes 
prix  tres  ölevcs.  C'est  en  quolque  sorto  aussi  une 
garantie  pour  los  dlstillateurs,  la  garantie  d'un  be- 
nefice sur  la  distillation,  ce  benefice  ne  devant  pas 
depasser  la  valour  des  residus. 

Le  deroier  alinea  stipulo  que  nul  ne  peut  etre 
interessc  ä  plus  d'un  lot  Kvidemment,  lesdistilleries 
ont  cte  faites  dans  l'intcröt  des  agriculteurs,  mais 
il  ne  peut  pas  etre  admis  que  le  meme  paysan 
jouisse  de  ces  avantages  dans  plusieurs  distilleries, 
il  ne  peut  etre  adjudicataire  que  d  un  seul  lot. 


Zumstoln:  Es  scheint  mir,  es  sei  in  Art.  2, 
Lemma  2,  eine  kleine  redaktionelle  Abänderung 
notwendig,  insofern  dor  Beschluss,  bezw.  Entwurf 
des  Ständerates  in  Betracht  kommt.  In  Bezug 
auf  die  Inlandbrennerei  will  das  Gesetz  feststellen, 
einerseits,  dass  vorzugsweise  diejenigen  Landesteile 
Berücksichtigung  finden,  in  denen  in  der  Regel  die 
Kartoffelernte  Ueberscbüsse  über  den  Ernährungs-  I 
und  Futterungsbedarf  ergiebt,  und  anderseits,  dass 
für  den  bezüglichen  Sprit  nicht  mehr  bezahlt  werde, 
als  dass  dem  Brenner  bloss  die  Schlempe  kostenfrei 
verbleibe,  was  jedenfalls  ganz  richtig  ist  Wenn 
nun  der  Wortlaut  des  Gesetzes  sagt,  dass  nach  Aus- 
schreibung diejenigen  Bewerber  berücksichtigt  wer- 
den sollen,  welche  bei  zureichender  Garantie  die 
günstigsten  Bedingungen  stellen  innerhalb  derselben 
Losklasse,  so  könnten,  streng  genommen,  genannte 


Berücksichtigungen  nicht  oder  zu  wenig  in  Be- 
tracht kommen,  ebenso  das  Vorzugsrecht  der  land- 
wirtschaftlichen Genossenschaften,  das  in  Art  3 
und  4  erwähnt  ist  Und  wenn  ferner  Herr  Standerat 
v.  Arx  bei  seiner  Berichterstattung  im  Ständerate  mit 
andern  Worten  sagte,  es  hätten  sich  unter  den  an- 
fänglichen Bestimmungen  des  Alkobolgesetzee  einige 
Brennereien  allerlei  eigennützige  Vorteile  anzueig- 
nen gewusst,  was  bejaht  werden  muss,  so  darf  bei 
Festsetzung  des  Preises  nicht  nur  die  Losklasse 
berücksichtigt  werden,  sondern  auch  die  Zeit  des 
Bestehens  einer  Brennerei,  wie  es  auch  bis  dato 
einigermassen  der  Fall  war.  Es  soll  in  dieser  Hin- 
sicht seitens  des  Bundesrates  ein  Unterschied  ge- 
macht werden  können.  Das  hiebei  massgebende  Ma- 
terial hat  die  eidgenössische  Alkoholverwaltung  mit 
ihrer  ausgedehnten  Statistik  in  ausreichendem  Masse 
zur  Verfügung. 

Im  weitern  gilt  eigentlich  der  sogenannte  Kom- 
prom Iss  der  Inlandbrennei  nicht  nur  den  Brennern, 
sondern  auch  der  gesamten  Kartoffelbau  treibenden 
Landwirtschaft  Das  Gesetz  muss  deshalb  in  Bezug 
au!  die  Festsetzung  des  Preises  für  den  Sprit  de 
Inlandes  auch  auf  die  Produktionskosten  des  Roh- 
stoffes Rücksiebt  nehmen ,  sonst  bleibt  die 
Wahrung  der  allgemeinen  Interessen  der  Landwirt 
schalt  illusorisch.  Der  Bundesrat  muss  sich  biet 
gewissermassen  frei  bewegen  können. 

Ich  erlaube  mir  deshalb,  Ihnen  eine  kleine  Aen 
derung  in  der  Redaktion  vorzuschlagen,  nämlich,  das. 
es  in  Art  2,  Lemma  2,  statt  «in  einer  und  derselben 
Losklasse>  bloss  «in  einer  und  derselben  Klasse» 
heissen  soll.  Bisher  hat  man  nicht  nur  einzig  die  Los- 
klasse in  Betracht  gezogen,  sondern  eben  auch  die  Zeit 
des  Bestehens  der  Brennereien.  Wenn  ich  vorhin 
gesagt  habe,  dass  früher  die  Brennereien  bei  viel 
günstigeren  Verhältnissen  arbeiten  konnten,  so  ist 
es  doch  gewiss  ganz  richtig,  dass  diese  Brennereien 
jetzt  nicht  einfach  mit  einer  billigeren  Offerte  kom- 
men können,  als  jene  Brennereien,  die  sich  später 
und  auch  im  Interesse  der  Landwirtschaft  gründeten, 
nämlich  da,  wo  eben  noch  keine  waren.  Es  ist  doch 
gewiss  richtig,  dass  man  allenfalls  einem  solchen  Vor- 
kommnis durch  das  Gesetz  entgegentreten  kann. 

Wenn  wir  ferner  sagen:  «In  keinem  Fall© 
sollen  höhere  Preise  bewilligt  werden,  als  solche, 
bei  denen  den  Brennern,  bei  richtiger  Ein» 
riebtung  und  rationellem  Betrieb,  die  Schlempe 
kostenfrei  verbleibt»,  so  ist  dabei  dem  Brenner  die 
Sache  ganz  sicher;  er  bezahlt  dann  für  die  Kar- 
toffeln nicht  mehr,  als  er  muss,  damit  er  die 
Schlempe  noch  frei  hat  Der  Landwirt  kann  dagegen 
gar  nichts  einwenden;  er  ist  vollständig,  ohne 
irgendwie  etwas  Festes  zu  haben,  vogelfrei  erklärt 
Er  kann  lange  zu  diesen  Preisen  seine  Offerte 
machen ;  es  kommt  eben  darauf  an,  ob  man  ihm  die 
Kartoffeln  zu  diesen  Preisen  abnimmt;  er  bat  keinen 
andern  Abnehmer,  als  die  Brennerei  und  muss  sie 
zu  den  Preisen  abgeben,  die  der  Brenner  bezahlen 
will.  Er  ist  vogelfrei  erklärt  und  ist  abhängig  in 
allen  Teilen.  Es  scheint  mir  nun,  dass  es  möglich 
wäre,  hier  im  Gesetze  mit  wenigen  Worten  etwas 
anzubringen,  damit  der  Bauer,  wenn  er  das  Gesetz 
liest,  daraus  entnehmen  kann,  dass  man  nicht  nur 
mit  den  Brennern  einen  Kompromiss  abgeschlossen 
hat,  sondorn  auch  mit  der  Landwirtschaft  im  allge- 
meinen,  ich  möchte  Ihnen  daher  vorschlagen,  hier 
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nach  «rationellem  Betrieb»  noch  beizufügen:  «und 
Ausrichtung  eines  den  Produktionskosten  annähernd 
Preises  IQr  das  Rohmaterial». 


Ahegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Wenn  ich  den  geehrten  Herrn  Vorredner  recht 
verstanden  habe,  so  ist  er  nicht  damit  einverstan- 
den, dass  es  beisst:  «innerhalb  einer  und  derselben 
Losklasse»,  er  will  nur  sagen  «Klasse»  und  damit 
ausdrücken,  es  sollen  die  alten  Brennereien  ge- 
den  Vorzug  haben  vor  den  Brennereien 
Datums.  Ich  wurde  das  nicht  für  richtig 
finden.  Denn  die  Brenner,  die  ihr  Geschäft  schon 
lange  betrieben,  haben,  wenn  sie  es  sachkundig  und 
mit  Intelligenz  betrieben,  Fortschritte  gemacht  und 
zwar  bedeutende  Fortschritte.  Wir  haben  bei 
der  Alkoholverwaltung  die  Erfahrung  gemacht,  dass 
die  Resultate  von  Brennern  und  Brennern  sehr  aus- 
einander geben.  Wenn  an  einem  Orte  gute  Buch- 
haltung und  Ordnung  ist  und  der  richtige  Mann  an 
der  Spitze  steht,  der  sich  der  Sache  annimmt,  so 
kommt  der  Brenner  vorwärts,  laute  der  Gesetzes- 
artikel so  oder  anders;  wenn  es  aber  an  der  Lei- 
des Geschaltes  fehlt,  so  kommt  er  eben  nicht 
Ich  glaube  aber  auch,  es  sei  so  ganz 
richtig;  innerhalb  einer  und  derselben  Losklasse 
sollen  die  günstigsten  Bedingungen  massgebend  sein, 
z.  U.  in  einer  Losklasse  von  150  oder  300  hl,  und 
es  soll  den  grossen  Bronnern  kein  Vorteil  einge- 
räumt werden.  Derjenige  Brenner,  der  500— 1000  hl 
herstellt,  kann  natürlich  billiger  produzieren;  es  wäre 
aber  nicht  richtig,  ihn  zu  bevorzugen,  weil  er  das 
Geschält  zufällig  schon  lange  betreibt 

Im  übrigen  hat  dann  Herr  Zumstein  noch  einen 
Zusatz  eingebracht,  dass  es  heissen  solle :  «bei  denen 
den  Brennern  bei  richtiger  Einrichtung,  rationellem 
Betrieb  und  Ausrichtung  eines  den  Produktions- 
kosten annähernd  entsprechenden  Preises  für  das 
Rohmaterial,  die  Schlempe  kostenfrei  verbleibt» 
Ich  glaube,  auch  dieser  Zusatz  ist  überflüssig.  Herr 
Zumstein  hat  ausgeführt  der  Brenner  habe  kein 
Interesse  mehr,  die  Kartoffeln  billig  einzukaufen. 
Aber  die  Alkoholverwaltung  weiss  auch  mehr  oder 
weniger,  was  die  Kartoffeln  gelten  und  wird  sich 
da  nicht  etwas  vormalen  lassen,  was  nicht  seine 
Richtigkeit  hat  Ich  glaube,  die  Sache  würde  nur 
kompliziert,  wenn  wir  noch  weiter  gehen  und  den 
Zusatz  aufnehmen  würden.  Eine  Amortisation  ist 
ja  ebenfalls  inbegriffen.  —  Ich  beantrage  Ihnen, 
deshalb  die  Anträge  des  Herrn  Zumstein  abzulehnen. 


GIsl :  Bekanntlich  wurden  bei  der  zweiten  Brenn- 
Kampagne  noch  verschiedene  neue  Lose  vergeben, 
nachdem  die  ersten  bereits  6  Jahre  im  Betriebe 
waren.  Es  ist  nun  klar,  dass  diese  ersten  Brennlose 
mebr  amortisieren  konnten,  als  die  andern,  welche 
nur  für  4  Jahre  fest  vergeben  wurden  und  2,  3  Jahro 
lang  Jahr  für  Jahr  ihre  Lose  erneuern  mussten. 
Wenn  Sie  nun  «Losklasse«  sagen,  so  verstehen  Sie 
darunter  alle  Lose,  welche  z.  B.  700  hi  brennen. 
Nun  ist  es  klar,  dass  Lose  der  noueren  Serie  nicht 


so  billig  brennen  können,  wie  diejenigen  von  der  alten 

Serie,  welche  eben  mehr  amortisiert  haben.  Im 
zweiten  Satze  ist  aber  gesagt  dass  die  Schlempe 
frei  sein  solle  bei  einer  guten  Einrichtung  und  bei 
gehörigem  Betrieb.  Es  muss  also  von  der  Alkohol» 
Verwaltung  aus  schon  ein  Preisunterschied  gemacht 
werden  zwischen  den  ältern  und  den  neuern  Losen, 
und  es  wäre  also  im  zweiten  Satze  demjenigen 
schon  Rechnung  getragen,  was  Herr  Zumstein  fordert 
Allein  ich  glaube  gleichwohl,  man  könnte  den  An- 
trag des  Herrn  Zumstein  in  dieser  Richtung  an- 
nehmen, denn  nach  meinem  Dafürhalten  bietet  er 
absolut  keine  Schwierigkeiten;  es  wird  demjenigen, 
was  im  zweiten  Satze  gesagt  wird,  im  letzten 
Lemma  besser  Rechnung  getragen.  In  dieser  Be- 
ziehung könnte  ich  mich  ganz  gut  mit  dieser  Fas- 
sung einverstanden  erklären;  es  hat  keine  Schwie- 
rigkeiten; in  That  und  Wahrheit  wird  es  schon  so 
gemacht  und  muss  so  gemacht  werden. 

Wenn  nun  Herr  Zumstein  noch  fordert,  dass  ein 
Zusatz  gemacht  werde  wegen  den  Produktionskosten 
der  Kartoffeln,  so  muss  ich  erklären,  dass  jetzt  schon 
im  Pflichtenheft  und  auch  im  zukünftigen  Pflichten- 
beft  für  die  Bezahlung  dor  Kartoffeln  ein  Normal- 
preis vorgesehen  ist  nämlich  Fr.  4  50, 
sich  die  Sache  in  Wirklichkeit  nicht  so 
machen  wird,  wie  Herr  Zumstein  fürchtet  Mit  der 
grösseren  Aktivität  und  dem  vielleicht  möchte  man 
sagen,  teilweise  etwas  weiten  Gewissen  der  Brenner 
sind  die  Landwirte  teilweise  schon  im  Nachteil. 
Allein  das  ist  sicher,  dass  das  Gesetz  und  die  Alko- 
holverwaltung darauf  drückt  dass  die  Brenner  den 
Bauern  die  richtigen  Kartoffelpreise  bezahlen;  das 
weiss  ich  aus  Erfahrung. 

Ich  möchte  Ihnen  also  beantragen,  den  ersten 
Antrag  Zumstein  anzunehmen,  indem  nach  meinem 
Dafürhalten  absolut  kein  Nachteil  für  die  Alkohol- 
verwaltung entsteht  Was  den  zweiten  Antrag  be- 
trifft, so  glaube  ich  nicht,  dass  derselbe  notwen- 
dig sei,  indem  im  Pflichtenheft  ja  vorgesehen  ist 
dass  die  Brennereien  Preise  bezahlen  müssen,  die 
ungefähr  den  Produktionskosten  gleichkommen. 


M.  lo  conseiller  föderal  Comtesse:  Je  dösirerals 
quo  le  conseil  national  en  restät  aux  döcisions 
prises  par  le  conseil  des  ötats,  de  maniere  ä  faire 
aboutir  enfin  cette  loi.  Les  dispositions  de  l'art  2 
ont  6t6  examinees  de  tres  prös,  elles  resultent  des 
expöriences  de  la  pratique.  Je  crois  qu'il  ne  fau- 
drait  rien  y  changer  sans  des  motifs  serieux.  Au- 
tant  que  je  puis  me  rendre  compte  de  la  portee 
des  propositions  de  M.  Zumstein,  elles  peuvent 
n'avoir  peut-ötre  pas  une  tres  grande  influenae, 
mais  je  ne  voudrais  pas  cependant  leur  donner  man 
adhösion  et  les  aeeepter  avant  un  examen  plus 
attentif.  Je  prierai  donc  le  conseil  de  bien  voulolr 
les  renvoyer  ä  la  commission  qui  pourrait  faire 
rapport  demain,  aprös  une  discussion  dans  laquelle 
nous  echangerons  ensemble  nos  idees  ä  leur  sujet 
Dans  le  domaine  qui  nous  occupe,  il  faut  proceder 
prudemment  et  n'admettre  de  nouvelles  propositions 
qu'ä  bon  escient  Demain,  nous  pourrions  nous  pro- 
noncer  en  connaissance  de  cause.  Je  vous  propose 
donc  de  suspendre  ici  le  debat  sor  oet  article. 
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Ab*jrp,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
aion: Ich  bin  namens  der  Kommission  oinverstanden. 


Präsident:  Wird  ein  anderer  Antrag  gestellt?  — 
Wenn  nicht,  so  haben  Sie  beschlossen,  dio  Behand- 
lung des  Art.  2  zu  unterbrechen  und  morgen  wic- 


Ari.  8. 

Ahegg ,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
Die  zwei  erston  Lemma  dieses  Artikels  sind 
ebenfalls  dem  Brennereipflichtenhefte  entnommen 
und  sollen  nun  im  Gesetze  untergebracht  werden. 
Die  darin  enthaltene  Vorschrift,  es  sollen  nur  in- 
ländische Rohstoffe  gebrannt  werden,  bedarf  keines 
nöberen  Aufschlusses;  sie  bildet  einen  Teil  des  Fun- 
damentes, auf  welchem  das  Alkoholmonopol  ruht 
Eine  Erläuterung  ist  dagegen  bei  den  gestatteten 
Ausnahmen  am  Platze.  Im  Falle  einer  Missernte  im 
Inlande  soll  der  Bundesrat  das  Brennen  von  frem- 
rlom  Mais  gestatten  können,  jedoch  untor  erschw  irren- 
den Bedingungen.  Unter  letztem  ist  zu  verstehen: 
ein  Reduktion  des  Quantums  oder  eine  Herab- 
setzung des  Preises  oder  beides.  Dieses  Vorg  hen 
ist  nicht  ganz  neu;  es  ist  schon  vorgekommen,  dass 
in  solchen  Verhaltniss  n  in  beidseitigem  Einver- 
ständnisse der  Preis  um  Fr.  20  por  Hektoliter  re- 
duziert wurde.  Weitere  Ausnahmen  sollen  bewilligt 
werden  mit  Bezug  auf  die  zur  Verzuckerung  und 
Vergärung  erforderlichen  Materialien;  es  handelt 
sich  dabti  hauptsächlich  um  Gerste  von  guter 
Qualität.  Es  wird  behauptet, '  für  diesen  Prozcss 
eigne  sich  im  allgemeinen  die  ausländische  Gerste 
besser;  inwieweit  diese  Behauptung  richtig  ist, 
kann  ich  nicht  beurteilen.  Es  wächst  naturlich 
auch  im  Inlande  gute  Gerste,  einstweilen  aber  ver- 
wenden viele  Brenner  fremdes  Material;  vielleicht 
ist  dasselbe  relativ  billiger  oder  die  Beschaffung 
auf  dem  nächsten  Markto  weniger  zeitraubend. 
Man  berechnet,  dass  es  auf  100  kg  Kartoffeln  je 
4  kg  Gerste  brauch*.  Für  diesen  Zweck  soll  nun 
der  Bundesrat  die  Verwendung  ausländischen  Ma- 
torialos  gestatten  können. 

Das  3.  I.omm  i  von  Art  3,  wonach  Landesgegen- 
den, in  denen  der  KartoRelbau  besonders  heimisch 
ist,  hei  der  Vorgebung  der  Lose  vorzugsweise  zu 
berücksichtigen  sind,  entspricht  einem  ßundosbe- 
schlusso  vom  10.  Dezember  1893,  welcher  nun  in 
das  Gesetz  aufgenommen  wird.  Allgemein  ist  von 
jeher  diese  Auffassung  gebilligt  worden. 

Wir  kommen  nun  zum  loteten  Lemma  von  Art  3. 
Dor  erste  Satz,  welcher  von  den  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  handelt,  ist  dem  alten  Gesetze 
Mit  dem  zweiten  Teile  will  man  an- 


fälligen Missbräuchen  vorbeugen.  Es  ist  schon  da- 
gewesen, dass  eine  Genossenschaft  dem  Namen 

nach  wohl  existierte;  aber  wenn  man  sich  näher 
erkundigte,  so  war  ein  Hauptbeteiligterda,  welcher 
allein  30  und  mehr  Jucharten  Kartoffeln  anpflanzte, 
also  5  bis  10  mal  mehr,  als  allo  andern  Teilhaber 
zusammen.  Machten  dann  andere  Kleinbauern, 
welche  keino  Genossenschafter  waren,  ihre  Offor- 
ten, so  wurden  dieselben  nicht  berücksichtigt;  es 
hiess,  die  Genossenschaft  müsse  in  erster  Linie  ihr 
eigenes  Material  brennon.  Auch  ist  schon  der  Fall 
eingetreten,  dass  ein  Brenner,  der  sein  Geschäft 
aufgab  und  sich  hiefür  vom  Bunde  entschädigen 
Hess,  dann  einige  Jahre  später  wieder  sich  an  einer 
Genossenschaft  beteiligen  wollte,  was  nicht  statt 
haft  erscheint.  Auf  solche  Fälle  bozieht  sich  nun  das 
letzte  Lemma  von  Art  3;  durch  dasselbe  wird  der 
Bundesrat  ermächtigt,  schützende  Vorkehren  gegen 
diese  schädigende  Ausnutzung  eines  Vorzugsrechtes 
zu  treffen. 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la 
sion :  Le  premier  alinea  stipule  : 

Les  adjudicataires  de  lots  ne  metlront  e 
que  des  matieres  premieres  indigenes. 

Cette  disposition  coule  de  source,  puisqu'en 
somme  eile  forme  la  base  du  monopole  ;  mais  il 
est  ajoute  que  <  le  conseil  föderal  peut  autoriser 
des  exceptions  ä  cette  regle,  en  general,  pour  les 
matieres  necessaires  ä  la  saccharillcation  et  a  la 
fermentation,  en  particulier  dans  les  annees  de  mau- 
vaises  recoltes  indigenes.» 

Ces  matieres  premieres  necessaires  sont  particu- 
lieremer.t  l'orge  d  qualite  sup^rieure  uecessaire  ä 
la  saccharification  et  ä  la  fermentation  qui  ne  se 
trouve  pas  en  Suisse  en  quantite  süffisante.  II  faut 
donc  le  faire  venir  de  l'etranger.  On  cherche  cepen- 
dant  de  plus  on  plus  ä  en  introduire  la  culture  en 
Suisse,  et  il  est  fort  probable  que  d'ici  a  peu  de 
temps,  la  Suisse  pourra  en  fournir  la  quantite  ne- 
cessaire.  Du  roste,  l'administration  des  alcools  paie 
un  prix  plus  eleve  aux  distillateurs  qui  se  servent 
de  matieres  indigenes  qu'ä  ceux  qui  utilisent  de 
l'orge  provenant  de  l'etranger.  II  est  prevu  que 
lors  des  mauvaises  recoltes,  on  pourra  autoriser  la 
distillation  de  matieres  etrangeres.  Cela  ne  se  fera 
que  tres  exceptionnellement  et  ä  des  conditions 
plus  se-veres  que  si  l'on  n'employait  que  des  pro- 
duits  indigenes ;  ainsi  il  a  ete  fait  dans  de  pareilles 
circonstaiiL-es  des  reduetions  de  prix  de  fr.  20  sur 
les  contrats  et  les  quantites  soumissionndes  ont  ete 
reduites. 

Le  second  alinea  prdvoit  que  le  conseil  föderal 
peut  autoriser  la  distillation  de  levures  pressees. 

Actuellement,  nous  avons  trois  distilleries  auto- 
risees. 

Cette  disposition  est  la  reproduetion  du  cahier 
des  charges. 

Le  troisieme  alinea  indique  que  seront  preferees 
les  soumissions  emanant  de  contrees  oü  la  recolte 
des  pommes  de  terre  excede  les  besoins ;  c'est  la 
reproduetion  de  l'arrele  lederal  du  16  decembre 
1Ö93. 
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L'alinea  4  eat  nouveau  ;  il  est  la  reproduction 
d'un  article  du  cabier  des  charges.  La  seconde 
phrase  a  pour  but  de  se  pro leger  contre  U>  abus 
et  lea  associations  Active«.  II  pourrait  arrivcr  en 
effet  qu'un  gros  paysan  s'asEoci;it  avec  des  bommcs 
de  paille  et  se  presentc  comme  associatimi  agricole. 
II  laut  que  l'administration  aoit  armt^  pour  övitcr 
des  abus  de  cette  nature. 

Nous  vous  proposona  l'adhesion  au  onsed  des 
ttats. 

Angenommen.  -  (Adopti.) 


Art.  4. 

Ahegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Dieser  Artikel  gestattet  die  Produktion  «gebrannter 
Wasser»  unter  gewissen  Bedingungen  auch  auf 
andere  Weise,  als  nur  durch  Brennlose;  in  solchem 
Falle  sollen  Monopolgebühren  entrichtet  werden, 
welche  der  Flöhe  des  Monopolgewinnes  entsprechen. 
Schon  unter  der  Herrschaft  des  alten  Gesetzes  wurde 
derartigen  Begehren,  welche  sieb  in  der  Hauptsache 
auf  verdorbenen  Wein  und  Bier,  mitunter  auch  auf 
Trester  von  ausländischem  Obst  bezogen,  entsprochen. 
Vor  kurzem  ist  nun  noch  ein  neuer  I  aktor  von 
grosser  Bedeutung  hinzugetreten.  Unter  starker 
Mitbeteiligung  de*t  Kantons  Bern  ist  in  Aarberg  eine 
Zuckerfabrik  gegründet  und  im  Jahre  1899  in  Betrieb 
gesetzt  worden.  Schon  in  diesem  ersten  Jahre  wurden 
186,000  D-  ppelzontner  RQben  zur  Verarbeitung 
übernommen,  und  in  den  nächsten  Jahren  dürft-  das 
Quantum  noch  grösser  sein.  Jedes  Jahr  resultieren  aus 
dieser  Fabrikation  als  Abfallprodukt  6 —  6CO0  M  -terzent- 
ner  Melasse.  Dieses  Produkt  wird  in  kleinen  Quantitäten 
zur  Herstellung  von  Schuhwichse  gebraucht  und 
findet  auch  in  der  Appretur  hie  und  da  Verwendung, 
es  ktnnte  auch  als  Viehfutter  benutzt  werden;  aber 
näher  und  viel  lukrativer  liegt  die  Umwandlung  der 
Melasse  in  Alkohol,  denn  4Mcterzentner  derselben  er- 
geben 1  Hektoliter  Alkohol.  W:ürde  nun  die  Zucker- 
fabrik Aarberg  diese  60O  Meterzenti  er  Melasse  in  den 
freien  Verkehr  bringen,  so  wäre  nicht  zu  vermeiden, 
dass  ein  Teil,  vielleicht  .in  namhafter  Teil  derselben, 
rieb  in  die  zahlreichen  Brennhafen  der  monopol- 
freien Betriebe  oder  in  die  Apparate  der  ambulanten 
Brennereien,  welche  von  Dorf  zu  Dorf  reisen,  ver- 
irren und  die  Erlragnisse  der  Alkoholverwnltung 
schmälern  würde.  Die  Melasse  muBs  daher  dem  freien 
Verkehr  entzogen  werden.  Man  dachte  zuerst  daran, 
dieser  Unternehmung  in  Aarberg  ein  Brennlos  zu 
übergeben ;  aber  nach  dem  Gesetze  dürfen  nur  Lose 
von  höchstens  1000  Hektoliter  vergeben  werden  und 
eine  Brennerei  darf  nur  ein  Los  zugeschlagen  erhallen; 
auch  bitte  eine  solche  Aufarbeitung  der  Melasse 
durch  Brennlose  nur  auf  Kosten  der  Inlandbrennerei 
erfolgen  können,  was  zu  Unzufriedenheit  und  Rekla- 
mationen der  Landwirte  und  Brenner  geführt  hätte. 
Es  wurde  daher  eine  andere  Lösung  gesucht  und 
gefunden:  Sämtliche  Melasse,  welche  in  Aarberg 
erzeugt  wird,  geht  an  einen  einzigen  Unternehmer, 
welcher  dieselbe  unter  der  Kontrolle  der  Alkohol- 
verwaltung  brennt  und  der  letztern  den  mittleren 
Gewinn  auf  dem  Verkauf  des  Auslandsprits  (Fr.  92 


per  Meterzentner)  als  Monopolgebuhr  vergütet  Auf 

diese  Weise  wird  die  Alkoholverwaltuug  keine  Ein- 
busse  erleiden,  und  es  hat  daher  ein  diesbezüglicher 
Vertrag  auch  die  Zustimmung  der  Alkohol-Dele- 
gation gefunden.  Es  darf  aber  nicht  verschwiegen 
werden,  dass  hiebei  der  Bund  allerdings  zu  kurz 
kommt,  indem  ihm  der  Eingangszoll  auf  dem  ent- 
sprechenden Quantum  Alkohol  entgeht;  es  ist  das 
zu  beklagen,  aber  die  Sache  Hess  sich  nicht  anders 
machen,  man  mochte  darüber  nachdenken,  so  viel 
man  wollte. 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion  :  L'art.  4  est  nouveau.  La  disposition  qui  y  est 
conlenue  est  imposee  par  les  experiences  pratiques 
faites  depuis  la  mise  en  vigueur  du  monopole.  Un 
des  cas  qui  s'est  präsente  assez  souven'  est  celui- 
ci :  la  distillation  des  vins  etrangers  est  interdite 
en  Suisse;  rnais  que  fallait-il  faire  des  vins  etran- 
gers  qui  n'etaient  plus  propres  ä  la  consammation 
et  qui  ne  pouvaient  plus  ötre  utilises  que  pour  la 
distillation?  Les  jeter  au  ruisseau  ou  les  distiller? 
Malgi  e  la  delense  formelle,  le  conseil  federal  avait 
autorise  cependant,  sous  un  conlröle  sßvere,  cette 
distillation,  en  faisant  payer  une  finance  de  mono- 
pole de  fr.  80.  C'est  Jone  ä  la  suite  de  ces  expe- 
riences  pratiques  que  le  conseil  des  etats  a  introduit 
celte  disposition  :  A  l'avenir,  la  fabricati'  n  in  ligene 
de  spiritueux  soumise  au  monopole,  ne  sera  per- 
misf»  qu'aux  condilions  lixecs  par  L  conseil  föderal 
et  contre  paLrnent  des  droits  de  monopole. 

En  outre,  un  fall  nouveau  s'est  produit  ces  der- 
nieres  annees.  Une  grande  fabrique  de  aucre 
de  betteraves  s'est  fondee  k  Aarbeg,  qui  pro- 
duit beaueoup  de  melasso  ne  pouvant  £tre  utilisee 
que  pour  la  distillation.  A  la  suite  d'une  entente 
avec  l'administration  föderale  et  les  distillateurs, 
tous  les  produits  de  cette  distillerie,  soit  6,000  qm. 
de  melasse,  sont  livres  ä  une  distillerie  de  Berne, 
soumise  au  meme  contröle  que  lea  autres  distilla- 
teurs. La  Conföderation  reprend  ces  alcools,  mais 
les  paie  a  fr.  61,  c'est-4-dire  sur  la  base  de  fr.  143, 
valeur  des  alcools,  sous  deduetion  de  fr.  92,  bene- 
fice  du  monopole;  de  facon  que  le  paiement  actuel 
est  de  fr.  61.  A  ce  compte-14,  la  regie  föderale 
des  alcools  n'y  perd  rien,  eile  change  d'aeheteur ; 
c'est  l'administration  föderale  qui  perd  en  raison 
du  fait  que  ces  alcools  ne  sont  pas  Importes,  que 
la  Conföderation  ne  pereoit  plus  les  droits  de  douane ; 
ce  qui  se  coneoit,  puisqu'il  »'agil  d  un  produit  in- 

Nous  vous  proposons  l'adoption  de  l'art.  4. 

Angenommen.  —  (Adopti./ 


Art.  ff. 

Ahegg,  deutscher  Berichterstalter  der  Kommission : 
Es  mag  auffallen,  daas  hier  von  t  kantonalen  Mono- 
polen »  die  Hede  ist.  Es  wurde  dieser  Passus  im 
Ständerate  auf  den  Wunsch  des  Vertreters  von 
Baselstadt  aufgenommen.    Dort  besteht  namlicb  ein 
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kantonales  Alkoholmonopol,  welchem  die  Verarbei- 
tung des  von  der  Eidgenossenschaft  bezogenen  Sprits 
zur  Aufgabe  gestellt  ist;  in  allen  übrigen  Kantonen 
wird  dieses  Gebiet  der  Privat-Industrie  Uberlassen. 
Diese  Sache  entspricht  der  gegenwärtigen  Praxis, 
sie  hat  keine  grosse  Bedeutung  und  wir  schallen 
eigentlich  damit  nichts  Neues.  —  Ich  empfehle  Ihnen 
die  Annahme  dieses  Artikels. 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion  :  On  etablit  ici  en  principe  que  chacun  peut 
se  servir  de  l'alcool  föderal  pour  Ie  transformer  en 
liqueur  quelconque,  et  que  la  regie  ne  fera  pas  de 
schnaps  ä  46»,  comme  cela  dlait  demande  par  Ie 
canton  de  Berne,  et  ne  s'occupera  pas  de  fabrica- 
Uon  des  liqueurs. 

La  livraison  de  schnaps  a  46°  serait  onereuse ; 
non  seulement  eile  augmenterait  la  manutention, 
mais  la  regie  serait  obligte  de  transporter  de  l'eau 
dans  toutes  les  regions  de  la  Suisse  au  lieu  de 
.  transporter  seulement  de  l'alcool. 

Angenommen.  -  (ÄdopU.) 


Art.  6. 

Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Dieser  Artikel  war  in  §  1  des  alten  Gesetzes  enthal- 
ten und  bedarf  keiner  weitern  Erörterung. 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
Bion  :  L'art.  6  est  la  reproduction  d'une  partie  de 
l'article  1"  de  l'ancienne  loi  qui  stipule  que  le 
droit  d'importer  et  de  fabriquer  les  spiritueux 
appartient  exclusivement  ä  la  Confederation. 

Cette  disposilion  a  souleve  quelques  observations 
dans  le  sein  de  la  commission.  Nous  avons  dQ  ad- 
mettre  cependant  en  somme  que  c'etait  bien  ainsi 
que  le  legislateur  l'avait  voulu.  Le  rapport  de  la 
commission  du  conseil  national  du  7  novembre  1886 
parle  de  monopole  complet  de  fabrication,  de  rec- 
tiflcation  et  d'importation.  Du  reste,  ce  principe 
exclusif  est  attenue  par  les  articles  7,  8,  8,  10. 

Angenommen.  —  (ÄdopUJ 


Art.  7. 

Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Dieser  Artikel  behandelt  die  Einfuhr  der  sogenannten 
Qualitätsspirituosen.  Es  werden  nicht  weniger  als 
ca.  400  verschiedene  Schnäpse  in  die  Schweiz  ein- 
gerührt. Sie  finden  das  detaillierte  Verzeichnis  der- 


I  im  Einklänge  mit  der  bisherigen  Praxis.   Neu  ist 

1  einzig  das  Lemma  3  :  c  Für  Einfuhrsendungen  unter 
50  Kilogramm  Brutto-Gewicht  kann  der  Bundesrat 
die  Gebühren  um  '/«  erhöhen.  Auf  solche  Importe 
finden  dann  aber  die  Vorschriften  des  Art.  17  hin- 
sichtlich der  Bestieurung  des  Kleinhandels  keine 
Anwendung  ».  Also  mit  andern  Worten:  die  Kantone 
dürfen  dann  die  an  der  Grenze  mit  einer  26  •/• 

1  grössern  Monopolgebühr  bedachten  Spirituosen  nicht 
noch  mit  einer  besondern  Verkaufssteuer  belasten. 
Es  resultiert  deswegen  für  sie  keine  Abnahme  der 
Alkoholgelder ;  das  Erträgnis  der  Alkoholverwaltung, 
welches  zur  Verteilung  an  die  Kantone  gelangt, 
wird  dadurch  ein  grösseres,  und  der  Wegfall  der 
kantonalen  Verkaufs&teuer  wird  nicht  nur  ersetzt, 
sondern  überschritten.  Die  Veranlassung  zur  Auf- 
nahme dieses  Passus  ist  folgende:  Die  schweize- 
rischen Liqueur-  und  Spirituosenhändler  beklagen 
sich  immer  darüber,    dass  Liqueure  in  kleinen 

I  Mengen,  also  unter  40  Liter,  in  die  Schweiz 
gelangen  ohne  die  kantonale  Patentgebühr,  welche 
dem  einheimischen  Handel  auferlegt  wird,  bezahlen 
zu  müssen.  Es  ist  das  eine  Folge  der  bestehenden 
Verträge,  und  diese  Darstellung  kann  nicht  bestritten 
werden;  aber  trotzdem  resultiert  daraus  keine  Be- 
nachteiligung dieser  Geschäftskreise,  denn  die  Monopol- 
gebühr steigt  gewöhnlich  in  Folge  der  Brutto- Ver- 
zollung bis  auf  Fr.  185  an.  Allein  dennoch  wollen 
die  Klagen  der  Liqueur-  und  Spirituosenhändler  über 
diese  ungleiche  Behandlung  nicht  verstummen. 
Macht  nun  der  Bundesrat  von  der  Vorschrift  dieses 
Lemma  Gebrauch  und  erbebt  derselbe  für  Sendungen 
unter  50  Kilo  Brutto-Gewicht  einen  Zuschlag  von 
25  °/«>  so  muss  jede  Klage  des  einheimischen 
Handels  in  dieser  Richtung  dahinfallen. 

Das  letzte  Lemma  entspricht  der  bisherigen 
Praxis  und  ist  in  Bezug  auf  den  «  Wermut »  durch 
den  Handelsvertrag  mit  Italien  in  diesem  Sinne  le- 
gitimiert. Das  Lemma  kann  auch  auf  Medizinalwein 
und  alkoholschwache  Medikamente  Anwendung  finden. 
Es  erschiene  übrigens  unbillig,  alkoholscbwache 
Getränke  mit  der  vollen  Monopolgebühr  zu  belegen. 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion :  L'art.  7  attenue  les  dispositions  de  l'art.  6  en 
disant  que  rimportation  est  permise  aux  parlicu- 
liers. 

Quant  au  second  alinea,  l'ancienne  disposition 
de  la  loi  prevovait  que  la  limite  de  la  contenance 
de  l'alcool  etait  de  72»  ;  ehe  a  ete  eierte  ä  76», 
Umite  admise  dans  la  pralique. 

Le  3*  alinea  a  trait  aux  importations.  Actuelle- 
ment,  les  distillateurs  se  plaignent  enormöment  des 
faveurs  accordees  aux  elrangers,  qui  peuvent  faire 
les  envois  par  petites  qüantites  au-dessous  de  40 
litres  dans  toutes  les  destinations  et  n'ont  pas  a 
subir  l'ennui  de  prendre  patente  dans  chaque 
canton. 

Dennis  tres  Iongtemps,  notre  commerce  indigene 
se  plaignait  de  ce  privilege  accorde  aux  etrangers. 

En  adoptant  cette  disposition  du  3e  alinea,  nous 
arrivons  ä  donner  une  petile  satisfaction  ä  certaines 
reclamations.  Les  expediteurs  etrangers  ne  seront 
pas  soumis  au  droit  de  la  patente  dans  l'interieur 


Digitized  by  Google 


—   433  — 


des  canlon9.  maia  leurs  envois  payeront  un  quart 
de  droits  et  plus  !es  sommes  eo£aits£cs  par  tu 
regie  accroitront  le  benefice  de  l'alcoul  et  I  i  repar- 
tition  faite  aux  cantons,  les  recettes  leur  revien- 
dront  quand  meme  et  com>lilueront  pour  etlX  un 
benefice  remplacant  les  laxes  canlonales  qu'ils  no 
peuvent  pas  percevoir  le  plus  souvent. 

Le  4"  alinea  vote  par  le  conseil  des  Otals  cor.- 
sacre  la  pratique  actuelle,  necessaire,  suitout  pour 
les  produits  pharmaccuüques. 


-  (Adopti.) 


Art.  8. 

Ahegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Dieser  Artikel  entspricht  dem  BundesgeseU  betr. 
den  schweizerischen  Zolltarif  vom  10.  April  1891 
und  wurde  dem  Alkoholgesetz  einverleibt,  um  diese 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commission: 
Pareille  disposition  ä  celle  de  cet  arlicle  se  trouve 
dans  la  loi  sur  les  douanes.  Dans  ce  moment,  eile 
n'est  appliquee  qu'au  Portugal;  pour  tous  les  autres 
lle  est  restreinte  par  les  trattes  de 


Art.  9. 

Ahegg,  dec 'scher  Berichterstatter  der  Kommis- 
Auch  dieser  Artikel  ist  eine  Umschreibung  des 
§  6  des  Zollgesetzes  vom  10.  April  1891,  und  ich 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commission: 
L'art.  9  est  la  reproduction  d  un  article  de  la  loi 
«ur  les  douanes. 

Angenommen.  —  (Adopti  J 


Art.  10. 
mmen.  —  (Adopti.) 

Art.  11. 


Ahegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
Das  Datum  des  Bundesgesetzes  über  das  Zoll- 
ist hier  absichtlich  weggelassen.    Das  Zoll- 


tarifgesetz  kann  revidiert  werden  und  die  Folge 

davon  ist,  dass  dann  auch  da*  Citat  nicht  mehr 
richtig  wäre;  es  ist  das  der  Grund,  warum  der 
Stündei  at,  entgegen  dein  Antrage  seiner  Kommission, 
das  Datum  nicht  erwähnt  hat. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  12. 

Ahegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion .  Der  Inhalt  dieses  Artikels  deckt  sich  mit  Be- 
zug auf  das  Quantum  und  den  Preis  ganz  mit  Art.  4 
des  alten  Gesetzes.  Sowohl  im  Nationalrate  als  im 
Standeratc  sind  Abünderungsantriige.  welche  auf  eine 
Erbdoung  des  Verkaufspreises  zielten,  gestellt  worden, 
blieben  aber  in  beiden  Kammern  in  der  Minderheit, 
und  es  herrscht  somit  über  diesen  Hauptpunkt  Ueber- 
einstimmung  zwischen  beiden  Räten. 

Die  Vorschrift  des  zweitletzten  Lemma,  dass  die 
vom  Bunde  in  den  Verkehr  gebrachten  gebrannten 
Wasser  genügend  gereinigt  werden  müssen,  ent- 
alten Gesetze  (siebe  Art.  1,  Lemma  2). 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion :  L'art.  12  concerne  l'alcool  potable.  L 'alinea  l" 
stipule  que  «  la  ConfedeYation  vend  par  quanti- 
tös  de  150  litres  au  moins  et  au  comptant  l'alcool 
qu'elle  s'est  procura  n  vertu  des  art.  2  et  6  de  la 
presente  loi.  II  n'est  aeeepte  de  commande  que 
pour  livraison  immediate.  > 

Cette  adjonetion  a  dü  etre  faite  pour  eviter  des 
speculations,  au  moment  ob  la  Confederation  se 
deciderait  de  changer  les  prix. 

On  i  voulu  de  plus  parer  ä  certains  inconv6- 
monts  qui  se  sont  presentes.  Des  acheteure  en- 
voyaient  des  dizaines  de  bonbonnes  de  15  litres 
jusqu'a  coneurrence  de  150  litres.  II  fallait  couper 
court  a  cet  abus. 

Pour  le  prix  de  vente  etabli  dans  le  3'  alinea, 
il  y  a  concordance  avec  celui  arrete  par  les  etats 
et  il  n'est  plus  discutable. 

Le  4'  alinea  remplace  le  3*  alinea  de  l'art.  1 
de  la  loi  actuelle  qui  disait :  «  La  Confederation 
est  tenue  de  pourvoir  a  ce  que  les  spiritueux  des- 
tines  a  etre  transformes  en  boisson  soient  suffi- 
samment  rectifies.  • 

On  pouvait  supposer  que  la  Confederation  etait 
chargee  de  veiller  a  la  qualite.  de  tous  les  spiri- 
tueux quelconques  devant  etre  transformes  en  bois- 
son. Ce  n'est  pas  ce  que  le  legislateur  voulait.  C'est 
pourquoi  nous  disons  : 

<  La  Confederation  doit  veiller  ä  ce  que  l'al- 
cool potable  qu'elle  Uvre  a  la  cousommation  sott 
i 


Angenommen.  —  (AdoptiJ 
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Art.  13. 

Präsident:  Die  Kommission  schlägt  vor,  die  Be- 
ratung zu  trennen  und  vorerst  nur  das  erste  Lemma 
des  Art.  13  zu  behandeln.  Ich  nehme  an,  Sie  seien 
damit  einverstanden. 


Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion :  Der  Grundgedanke  des  Lemma  1  deckt  sich 
vollständig  mit  dem  Art.  6  des  alten  Gesetzes,  den 
wir  in  erster  Lesung  tel  quel  angenommen  hatten; 
die  einzige  materielle  Differenz  besteht  darin,  dass 
der  Ständerat  das  Wort  «wohlfeilsten»  durch  «ge- 
ringsten» ersetzt  hat;  der  betreffende  Beschluss  ist 
mit  13  gegen  13  Stimmen  mit  Stichentscheid  des 
Präsidenten  gefasst  worden.  Wir  erblicken  darin 
eine  Verschlimmhesserung  und  können  nicht  zu- 
stimmen, sondern  beantragen  Ihnen,  das  Wort 
«wohlfeilsten»  wieder  einzusetzen.  Wir  wollen 
auf  diese  Weise  unzweideutig  sagen,  es  solle  für 
diese  Zwecke  in  der  Regel  nur  Auslandsprit  ver- 
wendet werden,  welcher  eben  trotz  Eingangszoll 
immer  am  tiefsten  im  Preise  steht.  Es  kommt 
häutig  vor,  dass  Inlandsprit  in  Qualität  der  geringste 
ist,  und  wenn  dieser  dann  nach  dorn  Wortlaut  des 
Gesetzes  zum  Selbstkostenpreise  abgegeben  werden 
musste,  so  wurde  das  den  denaturierton  Sprit  wesent- 
lich verteuern,  und  zudem  würde  die  Interpretation 
dieses  Passus  und  die  Preisbestimmung  des  dena- 
turierten Sprits  von  Zeit  zu  Zeit  die  Räte  in  un- 
fruchtbarer Weise  beschäftigen.  Der  denaturierte 
Sprit  ist  bei  uns  auch  so  teuer  als  in  andern  Ländern, 
weil  wir  denselben  mit  Fr.  8.40  Eingangszoll  per 
Meterzentner  belasten.  Im  Interesse  der  Klarheit 
des  Gesetzes  empfehle;  ich  Ihnen  die  Wiedereinsetzung 
des  Wortes  «wohlfeilsten»,  welches  bisher  bestanden 
hat,  und  ich  zweifle  nicht  daran,  dass  der  Ständerat 
uns  diesmal  beistimmen  wird. 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion  :  L'art.  13  est  le  seul  qui  ait  provoque  d'assez 
longoes  diacussions,  aussi  bien  le  premier  que  le 
second  alinea.  Pour  le  moment,  nous  nous  bornons 
ä  discuter  le  premier  alinea  concernant  l'alcool  d£- 
nature.  II  a  döjä  provoquö  dans  cette  eneeinte  de 
tres  nombreux  debats,  qui  tous  ont  eu  une  meme 
Solution,  c'est-ä-dire  la  decision  que  l'alcool  sera 
vendu  aux  prix  les  plus  reduits. 

Le  conseil  des  etats  propose  cependant  une  mo- 
difleation  de  rödaction.  L'ancien  art.  6  disait: 

«  L'alcool  destin«  ä  des  usages  induslriels  ou  aux 
besoins  domestiques.  . .  » 

Dans  la  redaction,  los  mots  usage  industriel  sont 
maintenus,  mais  usage  domestique  modifi6.  Evidem- 
ment,  il  ne  viendra  ä  personne  Tidde  de  supposer 
qu'on  puisse  entendre  que  l'alcool  pour  les  besoins 
domestiques,  soit  de  l'alcool  a  boire. 

Cependant,  nous  adoptons  la  proposition  du 
conseil  des  <5tats  qui  veut  deflnir  ces  besoins  do- 
mestiques et  dire  qu'ils  consistent  dans  le  neltoyage, 
l'eclairage.  Je  chauflage  et  la  cuissoo. 


Enfin,  on  prSvöit  que  l'alcool  sera  livrö  aussi 

pour  la  fabrication  du  vinaigre. 

Au  döbut  de  l'entree  on  vigueur  de  la  loi  föd6- 
rale  sur  les  alcools,  il  n'ötait  pas  quostion  d'ae- 
corder  ce  privilege;  quoique  le  vinaigre  so  con- 
somme,  il  a  6t6  plus  tard  admis  que  l'alcool  pour 
sa  fabrication  serait  livre  denalurö.  Depuis  plusieurs 
annees,  c'est  le  cas.  Cette  derniere  Interpretation 
de  l'article  est  provoquöe  par  la  protection  dont 
avait  besoin  cette  industrie  naissante. 

II  a  etc  ajouta  que  la  vente  aurait  lieu  au 
comptant. 

La  divergence  avec  le  conseil  des  6taU  con- 
cerne  la  dornierc  phrase  du  premier  alinea. 

La  ob  le  conseil  des  etats  admet  que  «  cet  al- 
cool  est  choisi  en  regle  generale  dans  les  qualites 
infürieures  »,  notre  commission  dit : 

«  Cet  alcool  est  choisi  en  regle  generale  dans 
les  qualites  ä  meilleur  marche.  > 

Lore  du  premier  debat,  le  conseil  national  est 
restö  fidele  h  la  base  du  compromis  etabli  en  1686 
pour  la  loi  actuellement  en  vigueur,  compromis  k 
teneur  duquel,  en  echange  d'autres  concessions,  il 
a  ete  admis  que  l'alcool  necessaire  pour  l'usage 
industriel  et  domestique,  serait  vendu  au  prix  de 
revient  des  qualites  ä  meilleur  marche. 

Dans  la  discussion  assez  longue  qui  eut  lieu  ä 
ce  sujet  au  conseil  des  etats,  tous  les  orateurs  sans 
exception  se  sont  exprimes  dans  un  sens  favorable 
k  cette  disposition,  tous,  sans  exception,  ont  recon- 
nu  la  necessitö  de  maintenir  la  disposition  actuellc, 
de  fournir  l'alcool  ddnatui  aux  conditions  les  plus 
douces,  aux  prix  les  plus  röduits  possible,  cela 
d'autant  plus  que  dans  la  plupart  des  ötats  avoiai- 
nants,  tout  particulierement  en  Allemagne  et  en 
France,  les  gouvernemenls  font  des  efforts  conside- 
rables  pour  mettre  ä  la  disposition  du  public  des 
alcools  &  tres  bon  compte  et  certainement  ä  des 
conditions  beaueoup  plus  avantageuses  qu'on  ne 
pourrait  jamais  avoir  chez  nous,  puisque  l'alcool 
qui  coüte  fr.  36  est  chargö  d'un  droit  d'entree  fe- 
deral  de  fr.  8,50,  droit  considerable  pour  une  mar- 
chandise  de  peu  de  valeur. 

Mais  si  au  conseil  des  ötats  tout  le  monde  s'eet 
trouve  d'aecord  en  principe  sur  le  but  &  atteindre, 
les  opinions  ont  beaueoup  v-arie1  sur  les  moyens  ä 
employer  pour  y  parvenir.  Une  confusion,  je  crois 
pouvoir  m'exprimer  ainsi,  paralt  s'etro  etablie  dans 
l'appreciation  des  faits.  La  majorite  du  conseil  des 
etats  n'etait  pas  tres  forte,  puisque  c'est  le  Presi- 
dent qui  a  departage  les  voix;  eile  a  remplace  les 
mots  ä  meilleur  marche  par  ceux  de  qualite  infd- 
rieure.  C'est  donc  bien  l'intention  de  fournir  de 
l'alcool  denature  k  un  prix  reduit  qui  a  fait  pencher 
la  balance  en  faveur  du  texte  que  le  conseil  des 
etats  nous  presente,  mais  il  s'est  produit  une  erreur 
d'appreciation  en  supposant  que  les  qualites  in!6- 
rieures  sont  aussi  les  qualites  ä  meilleur  marche, 
tel  n'est  pas  le  cas.  Par  suite  du  privilege  que  nous 
aecordons  ä  notre  agriculture,  les  qualites  qu'olle 
nous  Ii  vre,  qui  sont  les  qualites  inferieures,  sont 
les  plus  cheres,  les  qualites  supgrieures  sont  Celles 
que  nous  tirons  de  l'etranger  et  ce  sont  celles  ä 
meilleur  marche. 

Les  alcools  indigenes  de  qualitö  inferieure,  sont 
livres  non  rectifiea  k  la  regie  qui  les  paie  enviroo 
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fr.  85,  tandis  qo'elle  tire  les  qualites  superieures 
de  l'etranger  a  fr.  35. 

Si  vous  voulez  admettre  la  redaction  du  conseil 
des  etats  et  dire  <  dans  les  qualite-s  infurieures,  * 
ce  serait  naturellement  le  prix  des  alcools  indigcnes 
qui  servirait  de  base  ä  ('etablissement  du  prix  de 
l'alcool  denature.  Mais  il  est  evident  que  personne 
dans  le  conseil  de«  etats  n'a  voulu  arriver  ä  ce 
resultat.  II  ne  peut  paa  etre  dans  l'intention  de  per- 
sonne de  pretendre  que  l'alcool  inferieur  achete 
par  la  rögie  doive  servir  de  base  pour  l'ßtablisse- 
ment  du  prix  de  vente  de  l'alcool  denature.  Ce 
serait  un  des&stre  pour  toutes  nos  industries  qui 
utilisent  l'alcool  dßnature,  il  aurait  pour  resultat  de 
supprimer  la  consommation  de  l'alcool  denature  au 
grand  prejudice  non  soulement  economique,  mau 
surtout  mural,  puisque  nous  aboutirions  immedia- 
temem  ä  ce  resultat,  c'est  que  la  grande  contre- 
bande  fleurirait  sur  toutes  les  frontieres,  vu  que  les 
prix  sont  beaucoup  plas  bas  dans  la  plupart  des 
etat«  environnants. 

J'ai  la  conviction  que  c'est  par  suite  d'une  er- 
reur  que  la  redaction  du  conseil  des  etats  a  ete 
adoptce.  Aussi  pour  repondre  aux  intentions  de  tous 
et  tout  particulierement  pour  rester  lldeles  aux  en- 
gagements  pris  lors  du  compromis  de  18^6,  DOOS 
vous  engageons  ä  remplacer  les  mots  de  qualite 
inferieur.  par  ceux  de  qualite  &  meilleur  marche, 
ce  que  le  conseil  national  *  dejä  decide  ä  plu- 
sieurs  reprises. 

Angenommen  nach  Antrag  der  Kommission. 
(Adopte  d'apres  laproposition  de  la  commission.) 


PrKsIdent:  Wir  gehen  Ober  zur  Beratung  des  2. 
Lemmas.  Das  Wort  hat  Herr  Abegg. 


Ahegg ,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Das  2.  Lemma  dieses  Artikels  handelt  von 
der  Abgabe  von  denaturiertem  Sprit  zu  wissen- 
schaftlichen und  Heilzwecken  und  betrifft  daher 
hauptsächlich  dio  Apotheker.  Denselben  wurde  bis 
anhin  relativ  denaturierter  Sprit  zum  Selbstkosten- 
preise abgegeben.  In  der  Hauptsache  fand  derselbe 
Verwendung  für  Tinkturen  und  Extrakto  zum  inner- 
lichen Gebrauche,  und  für  Campher-  und  Seifengeist 
und  anderes  zum  äusserlichen  Gebrauche.  Wir  zählen 
im  ganzen  in  der  Schweiz  nach  neuesten  Erhebun- 
gen 520  Apotheken,  von  denen  aber  nur  otwa  40 
von  diesem  Rechte  dos  Bezuges  von  denaturiertem 
Sprit  zu  Heilzwecken  von  der  Alkoholverwaltung 
Gebrauch  machten.  Ihnen  reihen  sich  einigo  Dro- 
guisten  an,  welche  solche  Präparate  mehr  im 
Grossen  für  den  Zwischenhandel  herstellen. 

Die  grosse  Mehrheit  der  Apotheker  bezog  keinen 
relativ  denaturierten  Sprit  von  der  Alkohol  verwal- 
tung;  viele  stellten  ihre  Präparate  mit  reinem  Trink- 
sprit, welcher  ihnen  zu  den  teuren  Monopolpreisen 
von  der  Alkoholverwaltung  geliefert  wurde,  her. 
und  sie  wussten  dann,  dass  ihr  Produkt  unbedingt 
aal  gute  Qualität  Anspruch  erheben  dürfe.  Andere 


aber  finden  es  für  einfacher,  ihre  Präparate  von 
in-  oder  ausländischen  Produzenten  zu  kaufen  und 
trotzdem  die  Verantwortung  für  deron  gute  Quali- 
tät zu  trafen. 

Die  meisten  Apotheker  beschränken  sich  nicht 
darauf,  Arzneien  naoh  Recepten  und  dergleichen 
Heilmittel  an  die  Kunden  abzugeben,  sondern  sie 
verkaufen  häufig  nebenbei  auch  verschiedene  Gc- 
sundhoilsliqueure,  Bitter,  Cognac  und  anderes; 
mitunter  fabrizieren  sie  diese  Liqueure  selbst,  oft 
'  treiben  sie  damit  Handel.  Es  ist  nun  eine  That- 
sache,  dasB  relativ  denaturierter  Sprit  von  Sachver- 
ständigen ohne  grosse  Schwierigkeiten  renaturiert 
werden  kann,  und  wir  oesitzen  kein  Dcnaturierungs- 
miltel,  das  diese  missbräuchliche  Benatnrierung 
ausschliefst.  Es  war  daher  Aufgabe  der  Alkohol  Ver- 
waltung, durch  eine  genaue  Kontrolle  die  Renatu- 
rierung zu  verhindern.  Die  Ausübung  dieser  Kon- 
trolle war  schwierig  und  umständlich  und  hatte 
eine  Beihe  von  Vorschriften  im  Gefolge,  welche 
auch  für  den  Apotheker  lästig  waren.  Es  hat  uns 
durchaus  nicht  befremdet,  dass  unser  Nachbarstaat 
Oesterreich  einen  Gosetzesentwurf  ausgearbeitet  hat, 
durch  wolchen  dio  bisherige  Absähe  von  steuerfreiem 
Sprit  an  dio  Apotheker  aufgehoben  werden  soll. 

Schon  im  Jahre  1894  hat  der  Vurstand  de» 
Schweiz.  Apothekor-Voroins  an  die  Alkoholverwal- 
tung das  Gesuch  gerichtet,  es  solle  kein  relativ  de- 
naturierter Sprit  mehr  an  die  Apotheker  abgegeben 
werden.  Dioso  Abgabe  von  relativ  denaturiertem 
Sprit  zum  Selbstkostenpreise  liege  nicht  im  Sinne 
der  Verfassung  und  die  grosse  Mehrheit  der  Apo- 
theker werde  von  diesem  Entgegenkommen  nie 
Gebrauch  machen.  Begründet  wurde  dieses  Gesuch 
in  folgender  Weise:  1)  Die  Bedingungen  und  Vor 
schritten,  welche  von  der  eidgenössischen  Kon- 
trolle an  die  Abgabe  von  denaturiertem  Sprit  ge- 
knüpft werden,  seien  derartige,  dass  dieselben  nur 
von  Grossindustriellen  in  dieser  Branche  erfüllt 
werden  können,  und  2)  es  liege  im  öffentlichen 
Interesse,  dass  die  Zubereitung  pharmaceutischer 
Produkte  mit  reinem  Sprit  und  nicht  mit  denatu- 
riertem erfolge,  sowie  dass  diese  Zubereitung  in 
der  Hand  jedes  einzelnen  Apothekers  vorbleibe  und 
aus  diesen  Präparaten  kein  Handelsartikel  entstehe. 

Als  der  Vorstand  des  Schweiz.  Apotheker-Vereins 
dieses  Begehren  stellte,  handelte  er  im  Auftrage 
der  Generalversammlung  der  Apotheker,  und  es  ist 
der  hierauf  bezügliche  ßeschluss  durch  eine  Ur- 
abstimmung mit  grossem  Mehr  bestätigt  worden; 
seit  dem  Jahre  1894  ist  nun  dieses  Begohron  mehr- 
mals wiederholt  worden,  bald  wurden  Eingaben  an 
das  Finanz-Departement,  bald  solche  an  dio  Alko- 
hol-Kommission gerichtet;  von  Zeit  zu  Zeit  musste 
über  diesen  Gegenstand  beraten  werden,  und  es  ist 
gut,  wenn  derselbe  nun  endlich  seine  Erledigung 
findet. 

Nicht  einverstanden  mit  diesem  Begehren  des 
■oh weis.  Apotheker-Vereins  waren  die  Droguisten 
und  eine  Minderheit  der  Apotheker,  meistens  aus  der 
welschen  Schweiz.  Auch  sie  blieben  nicht  müssig 
und  sandten  uns  ihre  Eingaben,  welche  den  entgegen- 
gesetzten Standpunkt  einnahmen,  und  sie  verlangen 
auch  heute  wieder,  dass  man  beim  bisherigen  Mo- 
dus verbleibe  und  fortfahre,  ihnen  denaturierten 
Sprit  'um  Selbstkostenpreise  abzugeben;  eine  ge- 
druckte Eingabe  der  Genfer  Apotheker,  unterstützt 
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▼od  Koltogen  aus  Wandt,  Wallis  und  Freiburg,  ist 
Ihnen  vor  einigen  Tagen  zugestellt  worden.  Bei 
Anlass  der  Gesetzesrevision  wurde  diese  Angelegen» 
heit  von  der  nationalrätlichen  Alkoholkommission 
eingehend  beraten.  Eine  Lösung  wurde  vereinhart 
und  dieselbe  sollte  nächsten  Dezember  bei  Anlass 
des  Geschäftsberichtes  der  Alkohol- Verwaltung  durch 
einen  Bundesbeschluss  in  Kraft  erwachsen,  in  < "  rn 
die  Räte  diesen  Vorschlag  billigen.  Man  wollte  von 
der  Aufnahme  in  das  Gesetz  abstrahieren,  weil  die 
Revision  dazumal  nur  einen  partiellen  Charakter 
trug.  Die  ständerätliche  Kommission,  welche  von 
diesem  Beschlussesentwurfe  Kenntnis  hatte,  hielt 
es  für  angezeigt,  denselben  dem  Gesetze  einzuver- 
leiben, und  der  Ständerat  trat  dieser  Ansicht  bei 
und  genehmigte  Lemma  2  des  Art.  13  ohne  Wider- 
spruch und  ohne  Gegenantrag.  Es  wird  also  in  Zu- 
kunft nur  noch  für  solche  pharmaceutische  Pro- 
dukte, welche  in  fertigem  Zustande  keinen  Alkohol 
mehr  enthalten,  relativ  denaturierter  Sprit  an  die 
Apotheker  abgegeben,  z.  B.  für  Chloroform  und 
Jodoform,  bei  denen  jede  missbräuchliche  Verwen- 
dung ausgeschlossen  ist.  Für  Aufnahme  von  Lemma 
2,  Art  13,  sprechen  hauptsächlich  folgende  Mo- 
mente: 1)  ein  seit  langem  gehegter  Wunsch  des 
Vorstandes  des  Schweiz.  Apotheker-Vereins  und  der 
Mehrzahl  seiner  Mitglieder  wird  dadurch  erfüllt; 
2)  die  Aikohotverwaltung  wird  von  einer  lästigen 
und  zeitraubenden  Kontrollo  befreit;  3)  das  Erträg- 
nis der  Alkoholvorwaltung  erfährt  eino  Vermehrung 
von  Fr.  80,000—100,000  ;  4)  die  Qualität  der  Medi- 
kamente wird  gewinnen,  da  dieselben  nur  noch 
mit  reinem  Alkohol  dürfen  hergestellt  worden. 

Wir  sehen  also  dieser  Neuordnung  eine  Reihe 
von  Vorteilen  entspringen,  und  wir  haben  nur  noch 
die  Frage  zu  beantworten:  Gestattet  es  die  Ver- 
fassung, von  der  bisherigen  Praxis  abzugehen  und 
die  Abgabe  von  denaturiertem  Sprit  auf  diejenigen 
pharmaceutischen  Produkte  zu  beschränken,  welche 
in  fertigem  Zustande  keinen  Aikohol  mehr  enthal- 
ten, im  Sinne  von  Lemma  2,  Art.  13  ? 

Der  Art.  32bis  der  Verfassung  sagt,  dass  Erzeug- 
nisse von  gebrannten  Wassern,  welche  entweder 
ausgeführt  werden  oder  eine  den  Genuss  abschlies- 
sende Zubereitung  erfahren  haben,  keiner  Besteue- 
rung unterworfen  würden.  Das  ist  nicht  sehr  klar 
und  auch  schon  verschiedenartig  ausgelegt  worden. 
Man  wollte  z.  B.  im  Anfange  den  Essigfabrikanten 
keinen  denaturierten  Sprit  abgeben,  hat  dann  aber 
später  solchen  bewilligt.  Denaturierter  Sprit  für 
Tinkturen  und  Extrakte  wurde  erst  seit  dem  Jahre 
1893  verlangt  und  solcher  dann  unter  einer  sowohl 
für  den  Abgeber  als  für  den  Empfänger  lästigen 
Kontrolle  abgegeben.  Je  nachdem  man  diesen  Ver- 
fassungsartikel in  einem  engern  oder  weitern  Sinne 
interpretiert,  wird  man  für  oder  gegen  Lemma  2 
von  Art.  13  Stellung  nehmen. 

Der  Ständerat,  der  ohno  Opposition  dieses  Lemma 
genehmigt  hat,  erblickt  in  domselbon  koino  Wider- 
handlung gegen  dio  Verfassung;  auf  dem  nämlichen 
Standpunkte  steht  die  entschiedene  Mehrheit  Ihrer 
Kommissinn;  wir  glauben,  der  Art.  32bls  der  Vor- 
fassung gestatio  sowohl  eine  weitere,  als  eiuo engere 
Auslegung;  dieselbe  zu  bestimmen,  falle  in  die 
Kompetenz  des  Gesetzgebers. 

Aus  den  erwähnten  Gründen  empfohlen  wir 
Uuen  die  Annahme  von  Lemma  2,  des  Axt.  13  und 


damit  gleichzeitig  die  Ablehnung  des  ihnen  gedruckt 
zugestellten  Antrages  Vincent,  welcher  mit  dem 
Begehren  der  Genfer  Apotheker  identisch  ist 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion  :  Le  second  alinea  de  Part.  13  provoquera  nö- 
cessairement  une  discussion,  car  nous  ne  nous 
trouvons  pas  dans  le  cas  ici  d'inserer  dans  la  loi 
un  article  qui  sanetionne  la  pratique,  mais  qui  au 
contraire  a  pour  but  de  modiner  Fetat  de  choses 
existent 

La  disposition  prevue  ä  cet  alinea  a  provoque 
de  tres  nombreuses  discussions,  non  seulement  au 
sein  de  la  commission,  nantie  de  la  question  depuis 
plusieurs  annees,  mais  aussi  parmi  les  pharmaciens 
suisses  entre  lesquels  une  lutte  s'est  eteblie.  Les 
uns,  —  et  c'est  une  faible  roinorite,  —  demandent 
qu'on  continue  a  leur  livrer  au  prix  de  revient  de 
l'alcool  denature  pour  la  fabrication  des  produits 
pharmaceutiques ;  les  autres,  —  et  c'est  l'immense 
majorite,  s'y  opposent  d'uue  maniere  tres  energique. 
Fait  assez  curieux.  La  minorite  se  recrute  d'une 
maniere  presque  complete  dans  la  Suisse  romande, 
la  majorite  presque  exclusivement  dans  la  Suisse 
allemande.  Vous  avez  sous  les  yeux  la  petition 
adressöe  aux  chambres  par  la  societe  des  pharma- 
ciens  genevois,  petition  ä  laquelle  se  sont  railies 
egalement  les  pharmaciens  valaisans,  vaudois  et 
neucbatelois.  Actuellement,  par  suite  de  l'interprela- 
tion  faite  provisoirement  par  le  conseil  föderal  de 
Part  31T  bis  de  la  Constitution  föderale,  la  regie 
vend  aux  pharmaciens,  par  quantite  de  150  litres, 
de  l'alcool,  qui  est  ensuite  denature  suivant  le 
desir  de  racheleur,  parfois  avec  la  substance  memo 
qui  doit  servil'  a  la  preparation  des  produits  phar- 
maceutiques. Cela  se  fait  sous  le  contröle  du  fonc- 
tionnaire  de  la  regie. 

Le  conseil  des  etats  et  la  majorite  de  votre 
commission  proposent  de  modifler  la  posilion  ac- 
tuelle  et  de  stipuler  que  «  le  conseil  föderal  est 
autorise  ä  livrer  aussi,  contormement  au  1"  alinea 
du  present  article,  l'alcool  destine  &  des  usages 
scientifiques  ou  medicinaux.  Toutefois  la  fabrication 
des  produits  pharmaceutiques  n'cst  au  beneflee  de 
cetto  disposition  qu'en  ce  qui  concerne  les  produits 
chimiques  qui,  apres  leur  preparation,  ne  contionnent 
plus  d'alcool  et  ne  s'emploienl  pas  raelanges  k  de 
l'alcool.  > 

Nous  sommes  en  presence  d'une  interpretation 
de  Part.  32  bis  de  la  Constitution  föderale.  II  a  ete 
precedemment  admis  que  les  produits  seuls  au 
moyen  desquels  on  peut  s'enivrer  seraient  soumis 
au  monapole,  et  la  premierc  occasion  qui  s'est 
presentee  d'interpreter  cet  article  concernait  le  vi- 
naigre.  Pendant  les  premieres  annees,  on  n'autori- 
sait  pas  la  livraison  d'alcool  au  prix  de  revient, 
mais  le  conseil  föderal  en  est  revenu ;  il  a  adrois 
que  l'on  accordcrait  de  l'alcool  denature  pour  la 
fabrication  du  vinaigre.  C'etait  un  motif  de  protec- 
UonnistM  qui  dictait  surtout  celte  attitude ;  il  s'agis- 
sait  de  favoriscr  ("Industrie  naissante  du  vinaigrage. 
Partant  de  ce  point  de  vue,  le  conseil  föderal  a 
admis  plus  tard,  en  1894,  mais  cela  d'une  maniere 
tout  ii  tut  piovisoue,  que  ce  privilege  pourrait  aussi 
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«tre  accordö  aux  pharmaciens.  Des  lors  il  leur  a  dl6 
dölivrö  de  l'alcool  dönaturö. 

Mais  ils  sont  peu  nombreux,  relativeraent,  !es 
pharmaciens  qui  ont  fait  usage  de  cette  facultö.  II 
y  cn  a  40  inscrits  sur  540,  et  parmi  ces  40,  je  ne 
crois  pas  que  tous  aient  fait  usage  de  cettc  facilitö. 
Par  contre,  depuis  que  cettc  niesure  est  en  vigueur, 
la  societe  suisse  des  pharmaciens  n'a  pas  cessö  de 
protester  contre  son  application  et  de  demander  au 
conseü  föderal  de  refuser  tout  alcool  dönaturö  k  la 
pharmacie. 

Qucstionnee  encore  dernierement,  cette  societe 
maintient  energiquement  son  opinion,  qu'eJle  lamotive 
eomme  suit : 

c  Considörant : 

1*  Que  la  societe  suisse  des  pharmaciens  a  dejä 
exprime  ä  röitöröes  fois  son  opinion  que  le  Systeme, 
actuel  de  vente  d'alcool  dönaturö  pour  la  produetion 
de  produits  pharmaceutiques  constato  une  inögalitö 
des  pharmaciens  suisses,  en  ce  sens  que  seuls  Ies 
quelques  rares  pharmaciens  et  droguistes,  qui  s'oe- 
cupent  de  la  fabrication  en  gros  d'extraits,  de  tein- 
tures,  d' essen  ces  jouissent  de  ce  privilege,  pendant 
que  tous  les  autres  pharmaciens  en  sont  privös,  en 
raison  de  la  difflculte  de  se  soumettre  aux  exigences 
du  contröle ;  » 

2»  Qu'il  paralt  necessaire  ä  la  sociötö  suisse  des 
pharmaciens,  dans  l'interGt  d'un  döveloppement  ra- 
tionnel  de  la  pharmacie  suisse,  que  la  fabrication  des 
pröparationa  galöniques  continue,  autant  que  possible, 
&  etre  fait  dans  les  laboratoires  des  pharmaciens,  et 
que  ces  derniers  ne  soient  pas  places  dans  l'obligation 
de  se  procurer  ces  preparations  cbez  les  fabricants  en 
gros  et  de  negliger  le  döveloppement  de  leur  activite 
scientifique  ; 

3*  Que  rimmense  majoritö  des  pharmaciens 
suisses  maintient  aujourd'hui,  comme  precedemment, 
ropinion  precitee; 

4*  Que  par  sufte  de  la  snppression  complete  de 
la  remise  de  l'alcool  denature  pour  la  fabrication  de 
produits  pharmaceutiques,  spöcialement  de  prepara- 
tions galeniques,  la  regio  des  alcools  serait  döchargee 
d'un  travail  considerable  et  que  les  recettes  de  l'alcool 
en  seraient  augmentees; 

La  sociötö  suisse  des  pharmaciens  demande  qu'il 
ne  soit  plus  dölivrö  aueun  alcool  dönaturö  pour  la 
fabrication  de  preparations  galeniques.  > 

En  Opposition  a  ces  conclusions  de  la  societe 
suisse  des  pharmaciens,  c'est-ä-dire  de  l'immense 
majoritö  des  pharmaciens  suisses,  la  soeiöte  gene- 
voise  des  pharmaciens,  dans  un  memoire  qui  vous 
a  ele  distribuö,  demande  que  c  l'alcool  destine  ä 
ji  preparation  des  produits  pharmaceutiques  soit 
livrö  aux  pharmaciens  diplömös,  etablis  sur  terri- 
toire  suisse,  au  prix  de  revient  et  sous  des  condi- 
tions assurant  le  contröle  de  l'emploi  des  quantitös 
fournies.  » 

Avec  la  sociötö  de  Geneve,  les  pharmaciens  de 
Vaud,  Neuchätel,  pretendent  qu'apres  avoir  interprötö 
pendant  cinq  ans  un  article  constitutionnel,  en  de- 
livrant  de  l'alcool  denature  a  des  pharmaciens,  lies 
peu  nombreux  il  est  vrai,  mais  parmi  lesquels  il 
s'en  trouve  qui  ont  fait  des  installations  couteuses, 
il  ne  convient  de  revenir  en  arriere  pour  interpreter 
la  Constitution  dans  un  sens  aussi  etroit.  Iis  estiment 
que,  si  des  abus  peuvent  se  produire,  le  conseil  fö- 
deral peut  fournir  a  la  regie  des  armes  pour  röprimer  I 


les  abus,  en  fixant  des  regles  de  contröle  assex 
söveres,  pour  supprimer  möme  toute  tenUtive  de 
fraude. 

Apres  avoir  entendu  M.Vincent,  qui  a  assiste  a 
une  röunion  de  la  commission,  ob  il  s'est  fait  1'öcho 
des  pharmaciens  de  Geneve ;  apres  avoir  entendu 
M.  le  directeur  de  la  regie  des  alcools,  la  commis- 
sion, dans  deux  söances,  s'cst  occupee  d'une  ma- 
niöre  spöciale  de  cette  question. 

La  majoritö  de  la  commission  est  arrivöe  a 
cette  conclusion  qu'il  y  a  lieu  de  recommander  le 
texte  du  conseil  des  ötats,  impliquant  ta  suppression 
de  la  vente  d'alcool  dönaturö  aux  pharmaciens. 

Les  raisons  qui  lui  ont  dictö  cette  decision  sont 
tout  particuliörement  que  l'immense  majoritö  des 
pharmaciens  röclament  cette  Solution,  qu'une  petite 
minoritö  seule  s'y  oppose,  quo  le  contröle  de  ces 
livraisons  d'alcool  dönaturö  est  trea  difficile  et  exige 
de  la  regio  un  travail  trop  considörable  qui  n'est 
pas  en  rapport  avec  les  rösultats  acquis,  que  cette 
difflcultö  do  contrölo  deviendrait  presque  insurmon- 
table,  si  tous  les  pharmaciens  voulaient  profiter  de 
cette  facultö  et  que  dans  ces  conditions  il  ne  serait 
peut-etre  pas  possible  d'öviter  la  fraude,  si  facile 
pour  des  pharmaciens  ayant  un  laboratoire  ä  leur 
disposition,  d'autant  plus  que  certains  pharmaciens, 
nous  dit-on,  peuvent  en  möme  temps  ötre  döbiteurs 
de  liqueure. 

Enfln,  il  n'est  pas  du  tout  certain,  —  c'est  la 
une  opinion  exprimöe  dans  la  commission,  —  que 
ce  soit  le  public  qui  bönöficie  de  la  röduetion  de 
prix  röclamöe.  M.  le  D*  Vincent  pourra  nous  ren- 
seigner ä  cet  egard.  Du  resto  nous  pouvons  ajouter 
comme  renseignement  que  l'Autriche  livrait  aux 
pharmaciens  de  l'alcool  denature  dans  les  mömes 
conditions  qu'actuellement  en  Suisse,  qu'elle  a  du. 
en  revenir  en  raison  des  nombreux  abus  qui 
s'ötaient  produits. 

La  majoritö  de  la  commission  propose  l'adhösion 
au  conseil  des  ötats.  La  minoritö  ne  fait  pas  de 
proposition. 


M.  Vincent  :  L'amendemcnt  que  je  prends  la 
libertö  de  recommander  ä  votre  attention  n'est  pas 
autre  chose  que  la  reproduetion  littöralc  de  la  pro- 
position que  vous  trouverez  dans  la  requöte  adres- 
see  aux  membres  du  conseil  national  par  la  so- 
ciötö  des  pharmaciens  de  Genövc.  Cette  proposition 
a  poUr  but  de  maintenir  le  statu  quo  et  de  rendre 
definitif  un  mode  de  faire  qui,  jusqu'ici,  n'a  ölö  que 
provisoire,  en  lui  donnant  la  sanetion  lögale. 

Vous  savez,  en  effet,  que  depuis  un  certain  nom- 
bre  d'annees,  apres  de  nombreuses  et  longues  trac- 
tations,  le  conseü  födöral  et  la  regie  de  l'alcool 
ont  consenti  certaines  facilites  en  faveur  des  phar- 
maciens et  droguistes,  facilites  dont,  d'ailleurs,  un 
petit  nonibre  seulement  ont  prolitö,  et  qui  ötaient 
entourees  de  garanties  telles  qu'aucun  abus  n'ötait 
&  craindre.  La  regie  de  l'alcool  leur  livrait  jusqu'ä 
ces  derniers  jours  de  l'alcool  qu'ils  dönaturaient  par 
la  substance  mömo  qu'ils  se  proposaient  de  pröpa- 
rer.  Ce  mode  de  faire  a  permis  a  un  certain  noni- 
bre de  pharmaciens  d'entreprendre  la  fabrication  de 
I  quelques  produits  pharmaceuüquee  qui,  jusqu'ici, 
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no  te  fawaient  pas  dans  notre  pays.  Iis  ont  ainsi 
lutte  avec  suores  contre  la  concurrcnce  etrangere 
et  ont  pu  ae  creer  une  clientelc.  I)  s'agit  mainte- 
nant  de  savoir  si  nous  vouIuhs  revenir  en  arriöre 
et  priver  ces  industriels  des  faveurs  dont  ils 
jouissaient  jusqu'ici.  Nous  devons  examiner  de  pres 
les  motife  que  l'on  invoque  pour  juslifier  ce  recul. 

La  premiere  question  qui  se  pose  est  Celle  de 
savoir  si  la  proposition  de  la  sociele  des  pbarma- 
ciens  de  Geneve  est  conforme  ä  l'esprit  et  a  la 
lettre  de  la  Constitution  föderale  ?  A  l'esprit,  certes 
oui,  car  vous  vous  rappelez,  —  c'est  un  fail  que  l'on 
oublie  trop  aujourd'hui,  que  l'une  des  raisons  prin- 
cipales  qui  ont  fait  voter  la  loi  sur  l'alcool  a  et6 
qu'elle  devait  etre  une  loi  de  prophylaxie  et  d'hy- 
giene  avant  d'etre  une  loi  fiscalc.  En  quoi  donc  les 
facilites  aecordee*  aux  pharmaciens  entraveraient- 
eHes  la  lutte  contre  l'alcoolisme?  A  cet  egard,  il  n'y 
a  certainement  aueun  danger:  ce  n'est  pas  parce 
que  les  pharmaciens  prepareront  des  teintures  et 
des  extraits  que  nous  risquerons  de  faciliter  le  de- 
veloppement  de  l'alcoolisme. 

En  oe  qui  concerne  la  lettre,  vous  n'avez  qu'a 
relire  rarticle  32  bis  de  la  Constitution  föderale. 
L'honorable  M.  Martin  l'a  dejä  lu,  mais  je  me  per- 
mets  d'insister  sur  cette  phrase  :  <  Toutefois,  ces 
prescriptions  ne  doivent  pas  imposer  le3  produits 
qui  sont  exportes  ou  qui  ont  subi  une  präparation 
les  rendant  impropres  a  servir  de  boissons.  *  Les 
medicaments  pour  la  preparation  desquels  on  etn- 
ploie  de  l'alcool,  ne  peuvent  certainement  ä  aueun 
titre  passer  pour  des  boissons  propres  ä  la  consom- 
tnation.  Ce  n'est  pas  l'opinion  seulement  de  eclui 
qui  vous  parle,  et  je  me  permettrai  de  rappeler 
ä  votre  souvenir  celle  d'autoriles  dont  vous  ne  me- 
connaitrez  pas  la  compelence.  Voici  ce  que  je  Iis 
dans  la  lettre  adressee  le  24  mai  1895,  par  le  dö- 
partement  föderal  des  douanes  a  la  sociefö  des 
pharmaciens  du  canton  de  Geneve: 

<  Toutefois  si  la  revision  de  la  loi  devait  etre 
decidee  pour  d'autres  motifs  dans  un  avenir  plus 
ou  moins  rapproche,  il  y  aurait  lieu  de  prevoir 
l'introduction  d'une  nouvelle  disposition  autorisant, 
moyennant  certaines  garanties,  la  livraison  ä  prix 
reduit  d'alcool  pur  non  destine  ä  la  boisson.  » 

Cette  lettre  est  signee  par  M.  le  conseiller  föderal 
Hauser;  ce  n'etait  qu'apres  en  avoir  conföre 
avec  la  direction  de  la  regio  de  l'alcool,  que  le  chef 
du  deparlement  des  linances  avait  pris  cetie  re*o- 
lntion,  car  dans  la  lettre  adressee  en  1894  ä  la 
meme  societe,  le  direcleur  de  la  repie  reconnalt 
d'une  facon  peremptoire  que  la  maniere  de  voir 
des  pharmaciens  de  Geneve  est  absolument  la  vraie, 
t  ist  ganz  richtig.  »  Vous  voyez  par  consequent  que 
les  hommes  les  plus  Interesses  dans  la  question  en  meme 
temps  les  plus  competente  ont  reconnu  la  constitution- 
nalite,  la  legalite  de  la  proposition  qui  vous  est  sou- 
mise  aujourd'hui.  Iis  ont  en  quelque  sorte  pris  Ten- 
pagement  de  proposer  aux  chambres  une  modifica- 
tion  dans  le  sens  de  celle  que  nous  pr6conisons 
aujourd'hui. 

Quelles  sont  les  raisons  que  l'on  nous  donne, 
non  seulement  pour  ne  pas  tenir  la  pro  messe  qui 
a  616  faite  aux  pharmaciens,  mais  m6me  pour  revenir 
en  arriere  et  rendre  leur  Situation  plus  difflcile. 

On  nous  Jit  d'abuid  que  la  facUitu  quo  nous 
reciamoos,  compliquera  pour  la  regie  le  contröle 


de  l'alcool  denature  et  qu'il  pourra  se  produire  des 
abus.  Messieurs,  j'ai  ete  15  ans  a  la  töte  d'une  ad- 
ministration  sanitaire ;  je  suis  donc  de  ceux  qui 
sont  susceptibles,  peut-ctre  meme  trop  susceptibles, 
de  se  laisser  toucher  par  des  argumenls  de  oe 
genre;  je  ne  fais  point  fi  de  la  siraplicite,  de  la 
facilite  du  contröle  pour  les  administrations.  Vous 
reconnaftrez  cependant  avec  moi  que  ces  conside- 
rations  sont  d'un  ordre  inferieur  et  que  l'on  ne 
peut  en  faire  usaße  que  qeand  il  est  decidöment 
prouve  que  par  l'octroi  de  certaines  facilites,  non 
seulement  on  augmente  la  tache  des  employes, 
mais  on  perd  de  vue  le  but  que  l'on  poursuit.  Je 
ne  crois  pas  que  tel  soit  le  cas  dans  la  question 
qui  nous  occupe;  le  contröle  jusqu'ici  s'est  fait 
d'une  maniere  compliquee  et  onereuse  peut-ötre, 
mais  surtout  pour  les  pharmaciens  qui  faitaient 
usage  de  la  facilite  qui  leur  etait  aecordöe.  Si 
l'administration  föderale  estime  qu'il  on  resulte  une 
Charge  pour  eile,  eile  peut  la  faire  supporter  par 
les  interessea,  c'est  une  simple  affaire  d'organisa- 
tion;  je  ne  crois  donc  pas  que  l'argument  de  M. 
Martin  soit  valable. 

Quant  aux  abus,  il  s'en  est  produit  quelques-uns ; 
quelques  peraonnes  ont  profite  des  facilites  qui  leur 
etaient  aecordees  pour  cbercher  ä  frauder  le  fisc  ; 
mais  partout  ob  il  y  a  une  douane,  il  y  a  de  la 
contrebande;  partout  oii  il  y  a  un  monopole,  il  y  a 
des  gens  qui  cherchent  a  frauder.  Ce  n'est  pour- 
tant  pas  une  raison  süffisante  pour  supprimer  les 
douanes  et  les  monopoles,  il  n'y  a  qu'a  fitre  se- 
vere, et  la  Conföderation   l'a  ete  pour  ceux  qui 
fraudem.  En  outre,  si  nous  voulons  nous  servir  de 
cet  argument  des  abus,  il  nous  faudrait  supprimer 
toute  remi.se  d'alcool  denature  pour  d'autres  usages. 
La  Conföderation  est  intervenue  et  a  fait  punir  tr&B 
soverement  les  coupable*,  mais  eile  ne  songe  pas  ä 
revenir  en  arriere  et  ne  propose  pas  qu'il  ne  soit 
pas  delivre  d'alcool  denature.  Au  contraire,  voyez 
quelle  logique !  on  augmente  d'une  part  et  avec 
beaueoup  de  raison  la  livraison  de  l'alcool  dena- 
ture pour  la  fabrication  du  vinaigre,  on  la  rend 
legale,  tandis  que  pour  un  certain  nombre  de  phar- 
macitns,  on  veut  revenir  en  arriere  et  ölre  plus 
fiscal  qu'autrefois !  Est-ce  logique?  On  nous  dit:  si 
nous  avons  adtföre  a  la  proposition  des  Etats,  c'est 
que  l'immense  majorite  des  pharmaciens  se  pro- 
nonce  contre  la  facilite  qui  est  aecordee  ä  quelques 
uns  d'entr'eux.  Cela  est  vrai,  il  y  a  une  forte  ma- 
jorite, mais  il  nous  est  au  moins  permis  d'exami- 
ner  ce  que  cachc  cotto  majorite,  quelle»  sont  l« 
raisons  qui  ont  ete  donnecs  en  faveur  de  la  deci- 
•ion  dont  nous  avons  parle.  Je  remarque  premie^ 
ment  que  cette  decision  a  etö  prisc  en  septembn 
et  decembre  1894  et  que  depuis  lors  l'ensembli 
des  pharmaciens  n'a  plus  <H6  appcle  ä  so  pronon- 
cer  sur  cette  question.  Or  il  s'est  passe  bien  dei 
choses  depuis  1894  et  je  ne   crois  pas  m'avance 
en  dieanl  que  si  la  consullation  se  faisait  ä  nouveai 
mainlenant,  eile  aboutirait  peut-etre  ä  un  resulta 
fort  difförent.  En  outre,  il  s'agit  de  toutes  les  so 
eietes  de  pharmaciens  de  la  Suisse  romande  et  noi 
pas  seulement  de  celle  de  Geneve.  Lorsque  la  de 
cision  de  1894  a  ete  prise,  certaines  soci6t6s  d 
notre  rdgion  avaient  vote  avec  la  majorite  et  eile 
regrottent  atn6iemcal  ce  vote  aujoui  d'l.ui.  En  outn 
dans  la  Suisse  allemande,  i'unanimite  n'est  pas  con 
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plete.  J'ai  sous  les  yeüz  le  numero  d'on  journal 

suisse  de  chimie  et  de  ph.irniacie  qui  contient 
un  article  d'un  pharmacien  Je  St-Moritz  recom- 
mandant  chaudement  la  propo*ition  des  pharma- 
ciens romands.  J'attire  l'atlention  des  autres  phar- 
maciens  sur  les  resultats  facheux  qu'aurait  l'adop- 
tion  du  texte  propose. 

Voyons  un  peu  les  raisons  que  l'on  nous  donne. 
La  majoritä  craint  que  les  pharmaciens,  pardonnez- 
moi  un  mot  qui  a  ete  employe,  ne  deviennent  trop 
epiciers,  n'etant  plus  que  de  simples  intei  mödiaires 
entre  celui  qui  fabrique  en  gros  et  celui  qui  vend. 
On  desire  que  les  pharmaciens  fabriquent  tout  eux- 
mömes.  Au  point  de  vue  theorique,  puremcnt  ideal, 
co  serait  une  belle  chose  que  d'en  revenir  a  la 
pharmacie  du  moyen-üge  tenue  par  un  savant,  prc- 
parant  toutes  ses  drogues  lui-möme;  mais  aujour- 
d'hui  est-ce  possible  d'emetlre  une  teile  Prätention? 
C'est  nager  dans  le  bleu,  ce  n'est  pas  iHre  sur  la 
terre.  Nous  savons  perlinemment  que  cette  Präten- 
tion serait  aujourd'bui  irrealisablc.  II  n'y  a  pns  un 
pharmacien  et  il  ne  serait  mem1  pas  desirable  qu'il 
y  en  eüt  qui  pourrait  preparec  toutes  ses  drogues 
lui-möme.  Les  malades  ne  s'cn  trouvnraient  pas 
bien  et  au  point  de  vue  flnancier  quo  deviendrait 
la  pharmacie?  En  theoric  on  peut  emettre  de  pa- 
reils  voeux  mais  ils  ne  sauraient  entrer  dans  la  pra- 
tique,  nous  n'avons  donc  pas  a  en  tenir  compte. 

Un  autre  ar;niinent  rcpetr\  par  M.  Martin,  c'est 
qu'd  faut  absolument  que  les  teintuies  soient  fa- 
briquees  avec  de  l'alcool  pur.  Or  c'est  ce  qui  se 
fait  actuellement :  L'alcool  est  livre  pur  par  la  re- 
gie,  il  est  denature  par  les  pharmaciens  ou  les  dro- 
guistes  qui  y  introduisent  la  substance  möme  qui 
le  d6nature;  les  produits  sont  donc  fabriques  avec 
de  l'alcool  de  bonne  qualite.  Le  reproche  adresse 
aux  fabricants  suisses  de  livrer  des  produits  de  qua- 
]]'•'  införieure  est  injuste. 

Enfin  je  rne  demande  ce  que  vaut  l'argument 
invoque  qu'il  ne  s'agit  que  d'une  petite  minorite. 
Ai-je  besoin  d'insister  but  la  valeur  d'une  teile  ar- 
gumentation,  est-elle  confraternelle  de  la  part  des 
pharmaciens  qui,  ne  jouissant  pas  des  taveurs  que 
nous  r6clamons,  veulent  en  priver  les  autres. 

Est-il  exaet  de  dire  que  ces  faveurs  constituent 
one  inegalite?  Cela  est  contraire  aux  faits,  puisque 
tout  pharmacien  presentant  certaines  conditions  peut 
s'adresser  ä  la  regle.  Je  ne  er a ins  pas  d'ötre  de- 
menti  en  disant  qu'il  n'y  a  pas  lä  d'inegalitß  au 
dötriment  de  ceux  qui  n'emploient  pas  le  droit 
qu'ils  possedent.  C'est  aller  trop  loin  que  de  le 
pretendre.  On  noos  dit  encore  qu'il  n'y  a  qu'une 
quarantaine  de  fabricants  qui  utilisent  ce  droit. 
Mais  ne  croyez-vous  pas  qu'un  prand  nombre  d'autres 
pharmaciens  en  profitent?  Et  cette  nouvelle  fabri- 
cation  qui  s'est  insUllee  dans  notre  pays  et  permet 
d'obtenir  les  mddicaments  ä  meilleur  marchÄ  ne 
doit-elle  pas  etre  encouragee?  En  fait  un  grand 
nombre  de  personnes  s'adressent  aux  fabricants 
suisses  et  y  trouvent  leur  avantage. 

Je  crois  donc  quo  l'arguraent  qui  consiste 
a  dire  que  nous  sommes  i'organe  d'une  faible  mi- 
norite, n'est  pas  valable.  Ici  du  reste  il  y  a  une 
question  de  justice,  d'equile.  Que  resulterait-il  de 
votre  decision  si  eile  etait  conforme  &  celle  du 
conseil  des  6tats?  Simplement  ceci,  c'est  qu'un 
nombre  de  nos  coucitoyens  qui  avaient 


rtnssi  k  se  cr6er  une  Situation  s'en  verront  prlrls; 

ils  auront  beaueoup  plus  de  peino  quo  par  lo  passe 
ä  lutter  contre  la  coneunenco  etrangere  et  ils  ae- 
ront  forces  de  majorer  leurs  prix. 

L'autre  jour,  lorsque  nous  discutions  de  la  Si- 
tuation monetaire  en  Suisse,  on  nous  en  indiquait 
coinme  l'une  des  principales  causes  l'ölat  de  notre 
balance  economique,  on  nous  a  dit  que  nous  Ätions 
tributaiies  de  l'ötranger.  Est-tl  logique,  meme  lors- 
qu'il  s'agit  d'un  commerce  qui  ne  comporte 
pas  un  mouvement  d'argent  bien  considerable,  d'en- 
traver  des  hommes  qui  travaillent  a  nous  rendre 
inpependants  de  l'etranger  pour  la  f&brication  de 
certains  medicaments?  Ce  n'est  pas  une  hypothese 
que  j'emets,  le  fait  a  6t«  reconnu  par  la  regie ; 
olle  a  declare  que  la  Suisse  etait  tributaire  de  l'e- 
tranger pour  une  grande  quantite  de  medicaments 
präpares  avec  de  l'alcool  et  pour  les  teintures  et 
extraits;  eile  a  reconnu  que  depuis  que  la produetion 
indigenc  s'est  aecrue,  l'importation  etrangere  a  di- 
dimmue.  Eh  bien,  le  resultat  auquel  vous  arrive- 
rez,  ce  sera  de  gener  quelques  industriels,  sans  que 
les  autres  en  retirent  le  moindre  profit. 

Enfin,  et  je  termine  par  lä,  ce  qui  me  chagri- 
nerait  de  voir  la  proposition  du  conseil  des  etats 
adoptee  par  vous,  c'est  qu'on  ne  saurait  le  nier, 
les  petitionnaires  sont  au  profit  d'une  promesse 
piesque  formelle,  qui  leur  a  616  faite  par  le  conseil 
föderal  et  c'est  sur  celle  promesse  que  plusieurs 
d'entr'eux  ont  6tabli  des  installations  qui  sont  coü- 
teuses  et  ont  cherch6  ä  se  creer  de  nouveaux  de- 
bouches ;  aujourd'hui,  brutalemeut  en  quelque  sorte, 
vous  iriez  les  priver  du  fruit  de  leur  travail  en  ne 
tenant  pas  ce  qui  a  6t6  promisl 

Vous  voulez  retirer  ce  que  vous  avez  donnö ; 
ces  fluetuations  dans  l'opinion  d'une  administration 
sup6rieure  sont  ffleheuses;  elles  ne  doivent  se 
produire  que  lorsque  des  raisons  absolument  supö- 
rieures  les  justiflent.  Ce  n'est  pas  le  cas  aujour- 
d'hui, les  raisons  que  l'on  invoque  ne  sont  pas 
süffisantes  pour  retirer  a  des  industriels  suisses  les 
avantages  dont  ils  avaient  profit e  jusqu'ici,  alors 
surtout  que  vous  aviez  promiB  de  rendre  d6flni- 
tives  ces  faveurs  qui  n'6taient  jusqu'ici  que  pro- 
visoiree. 

C'est  pour  ces  considerations  que  je  me  permet* 
de  recommander  au  conseil  l'amendement  que  j'ai 
d6pos6. 


Bühler  (Graubünden) :  Herr  Kollege  Vincent  hat 
sich  mit  warmen  Worten  für  die  Apotheker  ver- 
wendet und  ich  begreiTo  das,  woil  die  Aerzte 
Immer  in  einem  engen  Zusammenhang  mit  den 
Apothekern  stehen.  Aber  insoweit  kann  ich  seine 
Argumentation  nicht  begreifen,  als  er  au!  der  an- 
dern Seite  auch  die  Interessen  des  Publikums  zu 
schützen  hat,  und  ich  bin  uberzeugt,  dass  er  in 
jeder  Dcziohung  geneigt  ist,  diese  Interessen  höher 
zu  schätzen,  als  die  Interessen  der  Apotheker. 

Nun  glaube  ich  doch,  dass  die  Argumente,  welche 
von  Seite  der  Mehrheit  der  Apotheker  für  die  Vor- 
lage der  Kommission  vorgebracht  worden  sind, 
durchschlagend  sind.  Es  ist  wohl  besser,  wenn  für 
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det  wird,  als  wenn  wir  es  zulassen,  dass  der  Alko- 
hol, bevor  man  ilin  zu  pharffiaccutischen  Zwecken 
verwondot,  zuerst  noch  denaturiert  werde. 

Es  ist  allerdings  gesagt  worden,  derApotheker  ver- 
wende dann  gerade  diejenigen  Stoffe  zur  Denaturio- 
ruug.dic  er  nachher  zuri'räparierung  des  Mittels  selbst 
brauche.  Aber  wenn  nicht  eine  absolute  Denaturie- 
rung stattfindet,  so  ist  die  grosso  Gefahr  die,  dass 
trotz  der  gross  ton  und  sorgfältigsten  Kontrolle  seitens 
der  Alkoholverwaltung,  die  sehr  viel  Geld  und 
Mühe  kostet,  doch  noch  eine  Renaturierung  statt- 
findet. Diese  nur  relativ  denaturierten  Sprite  sind 
eben  sehr  leicht  wieder  rein  zu  machen. 

Ich  will  Sie  auch  darauf  aufmerksam  machen, 
dass  die  Kommission  ja  nicht  so  weit  geht,  dass 
sie  unter  keinen  Umständen  für  wissenschaft- 
liche und  pharmaceutischc  Zwecke  relativ  dena- 
turierten Sprit  abgiebt,  sondern  dass  sie  solchen 
nur  verweigert,  soweit  es  sich  um  chemische 
Präparate  handelt,  welche  in  fertigem  Zustande 
keinen  Alkohol  mehr  enthalten  und  auch  nicht  mit 
Alkohol  gemischt  zur  Verwendung  kommen.  Es  ist 
also  ganz  genau  gesagt,  dass  man  diese  Bestimmung 
nur  aufnimmt,  um  den  Missbrauch  einzudämmen. 

Es  ist  nun  auffallend,  dass,  nachdem  allerdings 
die  Alkoholverwaltung  den  Wünschen  einiger  Apo- 
theker entgegengekommen  ist,  von  dieser  Vergünsti- 
gung nur  etwa  40  Apotheker  Gebrauch  gemacht 
haben,  die  andern  500  aber  nicht.  Daraus  geht 
klar  hervor,  dass  für  die  richtige  Führung  einer 
Apotheke  die  Abgabe  von  relativ  denaturiertem  Sprit 
nicht  notwendig  ist  Wenn  500  Apotheker  mit  dem 
richtigen  einfachen  Sprit  auskommen,  so  werden 
es  die  andern  40  auch  machen  können.  Ich  kann 
darauf  hinweisen,  dass  die  Alkoholkommission  seit 
vielen  Jahren  je  und  je  mit  Eingaben  belästigt 
wurde.  Anfangs  wussten  die  Apotheker  selber 
nicht,  was  sie  wollten.  In  einer  grösseren  General- 
versammlung wurde  dann  mit  überwiegendem  Mehr 
beschlossen,  man  wolle  auf  diesen  relativ  denaturier- 
ten Sprit  verzichten.  Die  Frage  wurde  schliesslich 
einer  Urabstimmung  in  samtlichen  Apothekerver- 
einen unterworfen,  und  auch  hier  hat  die  grosse 
Mehrheit  der  Generalversammlung  beigepflichtet 
Ja  noch  mehrl  Nachdem  der  Standerat  den  vorlie- 
genden Besch  luss  gefasst  und  die  national  ratliche 
Kommission  demselben  beigestimmt  hatte,  wurde 
dieser  Beschluss  dem  Apothekerverein  mitgeteilt, 
und  dieser  hat  sich  nicht  veranlasst  gesehen,  in 
irgend  einer  Weise  dagegen  zu  remonstrieren.  Man 
muss  also  annehmen,  dass  auch  heute  noch  die 
grosse  Mehrheit  der  Apotheker  den  gleichen  Stand- 
punkt vertritt  und  dass  nur  eine  kleine  Minderheit 
das  Postulat  unterstützt,  welches  Ihnen  heute  von 
Herrn  Vincent  empfohlen  worden  ist. 

Es  darf  hier  gesagt  werden,  dass  es  infolge  ihrer 
Kompliziertheit  ausserordentlich  schwierig  ist,  die 
Rontrolle  in  der  Art  durchzuführen,  dass  keine 
Missbräuche  eintreten.  Es  ist  deshalb  entschieden 
richtig,  dass  wir  die  Verfassung  in  der  Weise  in- 
terpretieren, wie  sie  interpretiert  werden  soll,  dass 
wir  nämlich  den  Alkohol  nicht  so  abgeben,  dass  er 
in  dieser  oder  jener  Form  doch  noch  zum  Genua 
verwendet  werden  kann.  Er  darf  in  absoluter  Dena- 
turierung  nur  zu  Zwecken  abgegeben  werden,  die 
den  Genuss  ausschliessen.  Daher  sagen  wir,  dass 
pbarmaceutische  Produkte  nicht  mit  denaturiertem 


|  Alkohol  fabriziert  werden  dürfen,  wenn  sie  nach 

I  der  Fabrikation  noch  Alkohol  enthalten  oder  wenn 
sie  geeignet  sind,  später  in  Verbindung  mit  Alko- 
hol zu  Gonusszwccken  verwendet  zu  werden. 

Ich  mache  Sie  noch  auf  einen  Punkt  aufmerksam, 
der  in  der  Diskussion  noch  nicht  berührt  worden 
ist,  dass  wir  nämlich,  wenn  wir  auf  dem  bisheri- 
gen Wege  fortfahren,  ganz  gut  zu  amerikanischen 
Zuständen  gelangen  können.  Sie  wissen,  dass  in 
manchen  Kantonen  die  Abstinenzbewegung  bedeu- 
tende Fortschritte  macht.  Je  mehr  nun  diese  Be- 
wegung fortschreitet,  desto  gefährlicher  ist  es,  den 
Apothekern  die  Möglichkeit  zu  geben,  alkoholische 
Getränke  unter  irgend  einem  Titel  zu  verabreichen. 
Man  woiss  ja,  dass  in  Amerika,  da,  wo  die 
Wirtshäuser  geschlossen  wurden,  die  Apotheken  zu 
eigentlichen  Wirtshäusern  geworden  sind,  dass  unter 
dem  Titel  von  Zahnmitteln,   von  dieser  oder  jener 

I  Tinktur  einfach  alkoholische  Getränke  ausgeschenkt 
werden.  Und  zu  diesen  Zustanden  kommen  wir, 
wenn  einerseits  die  Abstinenzbewegung  fortschrei- 
tet und  andrerseits  die  Apotheken  freie  Hand  haben, 
namentlich  die  grossen  Apotheken,  welche  dena- 
turierten Alkohol  zu  niedrigen  Preisen  beziehen.  Ich 

!  glaube  nun,  wir  sollen  den  Anfängen  wehren  und 

|  die  Verfassung  in  richtiger  Weise  interpretieren. 
Und  zudem,  zu  wessen  Gunsten  wollen  wir  ein 
Geschenk  machen,  welches  die  Alkoholverwaltung 
belastet?  Zu  Gunsten  einiger  weniger  Apotheker, 
etwa  7—8"/«  dos  ganzen  Apothekerstandes  der 
Schweiz!  Es  hat  uns  Herr  Vincent  in  der  Kom- 
mission auseinandergesetzt,  dass  die  Apotheker 
gerade  auf  diesen  Droguen  einen  Profit  von  200  °/« 
machen.  Wenn  sie  einen  solchen  Profit  machen, 
so  können  sie  die  kleine  Gebühr,  die  ihnen  hier 
auferlegt  wird,  wohl  ertragen.  Ich  bin  überzeugt, 
dass  das  Publikum  die  betreffenden  Produkte  um 
keinen  Centime  billiger  erhalten  wird,  auch  wenn 
wir  diese  Auflage  nicht  machen. 

Sowohl  vom  Standpunkt  der  Hygiene,  als  der 
idealen  Durchführung  des  Gesetzes,  die  Herr  Vin- 
cent so  in  den  Vordergrund  gestellt  hat,  und  in 
dritter  Linie  mit  Rücksicht  auf  die  Erträgnisse 
des  Alkoholmonopols,  die  der  Gesamtheit  und  nicht 
einigen  Wenigen  zukommen  sollen,  glaube  Ich,  Ihnen 
den  Antrag  der  Kommissionsmebrheit  zur  Annahme 
empfehlen  zu  sollen. 


M.  Comtesse,  conseiller  föderal  ■  J'expliquerai 
brievement  le  point  de  vue  auquel  se  place  dans 
cetle  question  le  conseil  federal  et  l'administration 
des  alcools. 

Lorsqu'on  a  cree  un  monopole,  il  faut  empecher 
qu'il  s'ouvre  des  brechas  par  lesquelles  ce  monopole 
puuse  etre  sape  ou  detruit.  Une  fois  le  monopole 
decrete,  on  doit  le  faire  durer,  le  faire  vivre,  sur- 
tout  si  de  ce  monopole,  comme  c'est  le  cas  de 
celui  des  alcools,  depend  dans  une  certaine  mesure 
l'equilibre  financier  de  nos  canlons. 

M.  Vincent  dit  qu'on  poursuit  avec  ce  monopole 
des  alcools  un  but  hygienique.  Oui,  mais  le  mono- 
pole. tel  qu'on  l'a  institue,  repose  snr  une  veritable 
contradiction.  D'une  part,  nous  voulons  restreindre 
la  consommauon  de  raicool,  supprimer  surtout  ces 
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distilleries  qui  etaient  des  foyers  alcooliques,  ob  I 
s'ubtt  uvaieni,  dans  certaines  parties  Je  la  Suisse,  ' 
des  Camillas  entieres.  Mais  d'autre  pari,  nous  avons 
poursuivi  aussi  un  autie  but,  conciüe  un  but  fiscal 
avec  le  but  humanitaire,  puisque  l'ctat  des  Hnances 
cantonales  depend  en  partie  des  receües  du  mono- 
pole  des  alcools. 

Je  le  repete  donc  :  n'ouvrons  pas  des  breehes. 
Nous  en  avons  dejä  ferme  uno  quand  on  nous  de- 
manJait  une  application  röslrictive  de  la  Constitution, 
Passimilation  des  produits  de  distillation  du  vin 
venanl  de  l'etranger,  aux  produits  indigenes.  Nous 
avons  vu  que  si  l'on  n'appliquait  pas  l'interprelation 
restrictive  de  la  loi,  le  monopole  etait  ruine,  car 
les  produits  arrivaient  aux  frontieres  aecompagn^ 
de  certifleata  attestant  qu'ils  etaient  le  produit  de 
la  distillation  du  vin,  tandis  qu'ils  l'etaient  de  la 
pomme  de  terre  ou  du  ble.  Nous  avons  du  fermer 
la  breche. 

M.  Vincent  faisait  allusion  a  une  lettre  adressee 
en  1884  au  departement  des  finances  et  des  douanes 
par  la  societe  des  pharmacieus  du  canton  de  Geneve. 
Mais  il  ne  s'agissait  pas  alors  d'alcool  denature  : 

f  Toutefois,  si  la  revision  de  la  loi  devait  etre 
decidee  pour  d'autres  motifs  dans  un  avenir  plus 
ou  moins  rapproche,  ü  y  aurait  lieu  de  prevoir 
l'introduction  d'une  nouvelle  disposition  autorisant, 
moyennant  certaines  garanties,  la  livraison  ä  phx 
reduit  d'alcool  pur  non  desline  a  la  boisson.  > 

Si  tous  les  pharmaciens  avaient  presente  une  de- 
inande  semblable,  eile  aurait  pu  etre  examinee;  on 
aurait  vu  quelle  suite  pouvait  etre  donnee  a  la  Pe- 
tition des  pharmaciens  genevois. 

En  1884,  on  a  delivre  aux  pharmaciens  de 
l'alcool  denature.  Nous  avons  fait  nos  experiences. 
Si  nous  prenons  aujourd'hui  l'attitude  quo  vous 
savez,  c'est  parce  que  nous  avons  le  sentiment  que 
par  lextension  de  la  feculte  aecordee  a  toutes  les  J 


pharmacics  do  la  t'aculte  aecordee  jusqu'a  aujour- 
d'hui h  quclques-urtf,  on  piovoqunra  la  crealion  do 
labriqne^  do  toutes  especes  d'alcoola  dans  les  ofll- 
cin  les  labotaloires.  Nous  scn.ns  alors  dans  l'im- 
ponibililo  d'cxcrccr  un  CODtrOle  qui  dcjl  maintenant 
est  extit  inement  coimlique  et  iinnutieux  Pour  peu 
que  re  systi-inc  sc  geneialrse,  que  les  pharmaciens 
?u  -  -  .  sn  ine*.!  M  I  .in:.,  ttlC  h  -■  div<  i  -  pTOduitl 
avec  cet  alcool  denature,  le  contrüle  deviendra  im- 
possible,  la  porte  restera  ouverte  ä  tous  les  abus, 
ä  toutes  les  fraudes.  Nous  ne  pouvons  pas  permettre 
qu'il  en  soit  ainsi,  dans  l'interet  du  monopole 
comme  dans  celui  des  finances  cantonales. 

Vous  ne  screz  donc  pas  surpris  si  le  chef  des 
finances  se  place  dans  ce  debat  au  point  de  vue 
fiscal,  puisque  la  linance  du  monopole  profite  a  la 
Confederation  et  aux  cantons. 

Si  vous  ouvrez  une  breche,  il  en  faudra  ouvrir 
d'autres. 

Nous  basant  sur  les  experiences  faites,  il  est 
preferable  d'en  rester  aux  decisions  du  conseil  des 
etats  qui  repond  du  reste  au  voeu  de  la  grande 
majorite  des  pharmaciens  suisses. 


Mit  Mehrheit  wird  der  Antrag  der  Kommission 
angenommen. 

(A  la  majorite,  la  propoaition  de  la  commissioo 
est  adoptee.) 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici,  le  debat  est  interrompu.) 


M 
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Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour: 

Initiativbegebren  für  die  Proportionalwahl  des  Nationalrates 
und  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk. 

Demandes  d'initiative  tendant  ä  l'introduction  du  Systems  proportionnsl  dam  les  6lections  du  conssil  national 

et  ä  la  nomlnatlon  du  conseil  ftdfral  par  Is  psupls. 

(S.  die  Verhandlungen  de«  N»tion-ir»te«  S.  217  ff.  hietor.  -  Volr  Im  deb»u  du  coweil  national  p.  217  et  I 


Präsident :  Ich  erteile  dem  Herrn  Berichterstatter 
zunächst  das  Wort  über  den  ersten  Teil  des  Initiativ- 


Soherb,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Bundesrat  berichtet  unter  dem  22.  September  1899 
an  die  eidgenössischen  Räte,  dsss  Volksbegehren 
betreffend  die  Proportionalwahl  des  Nationalrates 
und  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk  ein- 
gegangen seien.  Für  das  entere  Begehren  sind 
64,685  Unterschrilten  eingelangt,  von  denen  207 
ungültig  erklärt  wurden;  für  das  letztere  giengen 
56,350  Unterschriften  ein,  von  denen  319  als  un- 
gültig dah  inf  allen.  Da  bei  beiden  Begehren  das 
verfassungsmässig  geforderte  Minimum  der  Zahl  der 
Unterschriften  erreicht  ist,  so  übermittelt  der 
Bundesrat  sämtliche  Akten  der  Bundesversammlung 
zur  weitern  Behandlung.  Es  ist  Sache  des  Bundes- 
rates, die  Zahl  der  gültigen  Unterschritten  zu  er- 
mitteln and  festzustellen,  ob  nach  Massgabe  der 
Verfassung  ein  Volksbegehren  vorliege.  Es  besteht 
darnach  für  die  Räte  keine  Veranlassung,  eine 
Ueberprutung  vorzunehmen  und  in  dieser  Beziehung 
in  weitere  Erörterungen  einzutreten,  um  so  weni- 
ger, als  keine  Beschwerden  erhoben  worden  sind. 

Der  Art  121  der  Bundesverfassung  und  in  Aus- 
führung desselben  das  Bundes^esetz  Über  das  Ver- 
fahren bei  Volksbegehren  und  Abstimmungen  be- 
treffend die  Verfassungsrevision  geben  genaue  An* 
leitung  Ober  die  Behandlung  solcher  Begehren  durch 
die  Bundesversammlung.  Beide  Begehren  sind  soge- 
nannte formulierte  Initiativen,  ausgearbeitete  Entwür- 


fe, die  als  solche  ohne  irgendwelche  Aenderung  der 
Abstimmung  des  Volkes  und  der  Stande  zu  unter- 
breiten sind.  Die  Bundesversammlung  hat  sich  ihrer, 
seits  darüber  schlüssig  zu  machen,  ob  sie  dem  Ent 
warf  zustimme  oder  nicht  Zudem  hat  sie  auch  das 
Recht,  einen  die  nämliche  Verfassungsmaterie  be- 
schlagenden Revisionsentwurf  testzustellen  und 
gleichzeitig  mit  dem  Volksbegehren  zur  Abstim. 
mung  zu  bringen.  Nur  dann,  wenn  ein  überein- 
stimmender Beschluss  der  beiden  Rite  hinsichtlich 
ihrer  Stellungnahme  zu  dem  ausgearbeiteten  Initia- 
tiventwurl nicht  zu  stände  kommt,  ist  der  letztere 
ohne  weiteres  der  Abstimmung  des  Volkes  und  der 
Stände  zu  unterbreiten.  Die  Räte  haben  also  gegen- 
über dem  Volksbegehren  eine  bestimmte  Stellung 
einzunehmen.  Sie  haben  za  erklären,  ob  sie  dem 
Volksbegehren  zustimmen  oder  nicht,  und  es  geht 
nicht  an,  dass  die  Bundesversammlung  diese  Volks- 
begehren einfach  an  die  Abstimmung  der  Stände 
und  des  Volkes  leite,  ohne  sich  darüber  auszu- 
sprechen. 

Naoh  Art.  8  des  Gesetzes  haben  die  Räte  innert 
Jahresfrist  Beschluss  zu  fassen.  Diese  Frist  beginnt 
selbstverständlich  mit  dem  Zeltpunkt,  in  welchem 
der  Bundesrat  den  eidgenössischen  Riten  die  Ak- 
ten überreicht,  im  vorliegenden  Fall  mit  dem  22.  Sep- 
tember 1899  und  läuft  also  am  '22.  September  1900 
ab.  Der  Nationalrat  hat  in  Sachen  bereits  Beschluss 
gefasst  und  schreibt  unterm  8.  Juni  an  den  Stände- 
rat: rWir  beehren  uns,  Ihnen  mitzuteilen,  dass  wir 
beschlossen  haben,  bei  Traktandum  Nr.  6,  Doppel- 
initiative, ad  1,  Proportionalwahl  des  Nationalrates, 
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und  ad  2.  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk, 
dem  Volk  die  Verwerfung  der  eingereichten  Initia- 
tive zu  empfehlen.» 

Oer  Antrag  der  Mehrheit  Ihrer  Kommission,  be- 
stehend aus  den  Herren  v.  Arx,  Battaglini,  Isler 
und  dem  Sprechenden,  liegt  Ihnen  gedruckt  vor. 
Derselbe  geht  dahin,  Zustimmung  zu  dem  Beschluss 
des  Nationalrates  zu  beschliessen.  Dieser  Antrag 
bezieht  sich  auf  beide  Begehren,  weil  der  Beschluss 
des  Nationalrates  uns  als  Ganzes  Ubermittelt  wurde. 

Anträge  derjenigen  Mitglieder  der  Kommission, 
die  nicht  zu  der  Mehrheit  zahlen,  liegen  keine  vor. 
Ich  bin  Ihnen  in  dieser  Beziehung  einigen  Auf- 
schluss  schuldig.  Die  Kommission  hat  das  Trak- 
tandum  in  zwei  Sitzungen  beraten.  Die  erste  Sitzung 
fand  schon  im  Mai  statt,  also  bevor  der  Nationalrat 
Beschluss  gefasst  hatte.  Diese  Sitzung  war  zur 
Orientierung  nötig,  woil  unser  Bat,  obschon  er  die 
Priorität  nicht  hatte,  dieses  Traktandum  unter  allen 
Umständen  im  Laufe  dieser  Sossion  zu  erledigen 
hatte.  Bei  der  Sitzung  im  Mai  waren  von  7  Mit- 
gliedern 6  anwosend.  Herr  Python  wohnte  den  Ver- 
handlungen nicht  bei.  Von  den  6  anwesenden  Mit- 
gliedern erklärten  5,  dass  sie  den  beiden  Begehren 
nicht  zustimmen,  und  eines  der  anwesenden  Mit- 
glieder sprach  sich  für  Zustimmung  zu  den  Volks- 
begehren aus.  Man  einigte  sioh  aber  dahin,  dass 
diese  Beratung  nur  den  Charakter  einer  vorläufigen 
Besprechung  haben  solle  und  dass  man  die  definitive 
Entscheidung  bis  nach  Erledigung  der  Sache  durch 
den  Nationalrat  verschiebe.  Nachdom  der  National- 
rat am  8.  Juni  seinen  Beschluss  gefasst  hatte,  wurdo 
die  Kommission  sofort  besamraelt.  Bei  dioser  ent- 
scheidenden Sitzung  waren  die  Herren  Muheim  und 
Python  abwesend.  Ihre  Ansichten  konnten  daher 
nicht  festgestellt  werden.  Die  genannten  Herren 
sind  nun  heute  anwesend  und  werdeu  ihre  Anträge 
Stellen.  Herr  Bitschard  erklärte  in  dieser  zweiten 
Kommissionssitzung.  dass  er  beiden  Volksbegehren 
zustimme,  dass  er  sich  aber  vorbehalten  müsse, 
seine  Antrüge  im  Batc  selbst  zu  stellen.  So  kam 
es,  dass  der  Vorsitzende  der  Kommission  nicht  in 
der  Lage  war,  Ihnen  die  Anträge  von  Minderheiten 
gedruckt  vorlegen  zu  können. 

Ich  gehe  zu  der  Besprechung  des  ersten  Volks- 
begehrens, Proportionalwahl  des  Nationalrates,  über. 
Das  Begehren,  die  Mitglieder  des  Nationalrates  mit 
dem  Proportionalsystem  zu  wählen,  ist  nicht  neu. 
Dasselbe  wurde  schon  wiederholt  geltend  gemacht, 
so  namentlich  bei  Anlass  der  Verfassungsrevision 
im  Jahre  4874,  dann  durch  Motionen.  Ich  verweise 
auf  die  Motion  Zemp  und  Genossen,  sowie  auf  die 
Motion  VVullschleger.  Bis  jetzt  hat  man  sich  aber 
dieser  Anregung  gegenüber  ablehnend  verhallen. 
Ueber  dieses  Verfahren  ist  schon  so  viel  gesprochen 
und  geschrieben  worden,  dass  ich  es  für  unnütz 
halte,  mich  in  weitläufig  Erörterungen  über  den 
Wert  odor  Unwert  des  Begehrens  zu  ergehen.  Nach- 
dem die  grosse  Schlacht  im  Nationalrate  geschlagen 
ist,  schwindet  zudem  das  Interesse  an  der  Sache. 
Es  kann  nicht  viel  Neues  vorgebracht  werden,  son- 
dern immer  die  gleichen  Gründe  für  oder  ge^en. 
Ich  nehmo  ao,  auch  die  Diskussion  werde  nicht 
viel  Belehrung  schaffen.  Immerhin  bin  ich  als  Ke- 
ferent  verpflichtet,  den  Standpunkt  der  Mehrheit 
der  Kommission  zu  begründen. 

Zur  Begründung  dos  Proporzos  spricht  man  von 


Gerechtigkeit  und  Billigkeit,  von  Berücksichtigung 

der  Minderheiten  u.  s.  w.  Dieser  allgemeine  Ge- 
sichtspunkt scheint  mir  aber  nicht  massgebend  zu 
sein,  weil  im  politischen  Leben  Gerechtigkeit  und 
Billigkeit,  im  gewöhnlichen  Sinne  aufgetasst,  nicht 
zur  Anwendung  kommen.  Entscheidend  ist  allein 
das  Gesamtwohl,  das  Interesse  des  Gemeinwesens, 
des  Staates.  Darnach  richtet  sich  auch  die  Staats- 
form,  das  Wahlverfahren,  der  ganze  staatliche  Or- 
ganismus. Es  ist  überhaupt  in  solchen  Dingen  un- 
möglich, wie  bei  einem  mathematischen  Lehrsatz, 
festzustellen,  ob  das  Eine  gut  und  das  Andere 
schlecht,  das  Eine  besser  und  das  Andere  weniger 
gut  ist.  Es  kommt  auf  die  Verhältnisse  an.  Eines 
schickt  sich  nicht  für  alle  Man  verfolgt  mit  dorn 
Proporz  allerdings  überall  den  gleichen  Zweck, 
nämlich  zu  ermöglichen,  Personen  in  die  Behörden 
zu  wählen,  die  ohne  den  Proporz  nicht  gewählt 
würden.  Das  wäre  an  sich  kein  Uebol.  Denn  ge- 
wiss können  es  Porsonen  sein,  die  vormöge  ihrer 
Fähigkeiten  und  ihres  Patriotismus  in  hohem  Masse 
sich  eignen  würden,  Mitglieder  der  Behörden  zu 
sein  und  die  dem  Gemeinwesen  grosse  Dienste 
leisten  könnten.  Aber  das  scheint  mir  nicht  ent- 
scheidend zu  sein.  Bekanntlich  kann  man  nicht  alle 
wählen,  die  dazu  gooignet  wären,  sondern  nur  eine 
beschränkte  Zahl.  Ein  Verfahren,  wonach  eine  ver- 
hältnismässig kleine  Zahl  von  Wahlern  einen  Re- 
piäscntanten  bestimmen  würde,  wäre  nur  dann  vor- 
zuziehen, wenn  der  Nachweis  geleistet  werden 
könnte,  dass  diejenigen,  dio  das  Zutrauen  der  Mehr- 
heit der  Wähler  bositzen,  minderwertig  wären.  Bis 
jetzt  spricht  aber  die  Präsumption  wenigstens  dafür, 
dass  die  Wähler  selbst  diese  Auffassung  nicht  haben. 

Wenn  man  Vergleichungen  anstellt  und  sagt,  der 
Proporz  sei  in  diesem  oder  jenem  Staat  oder  in 
diesem  oder  jenem  Kanton  in  der  Schweiz  einge- 
führt und  dem  Proporz  gehöre  die  Zukunft,  so  ver- 
gisst  man  joweilen,  zu  untersuchen,  ob  auch  die 
Voraussetzungen,  welche  die  Einführung  dieses 
Wahlverfahrens  veranlasst  haben,  die  gleichen  seien. 
Wenn  die  Einführung  des  Proporzes  in  einzelnen 
Kantonen  mit  Bücksicht  auf  die  besondern  Verhält- 
nisse eine  heilsame  Wirkung  hatte  und  den  Frieden 
und  eine  gedeihliche  Fortentwicklung  im  staatlichen 
Leben  sicherte,  so  ist  damit  noch  durchaus  nicht 
dargethan,  dass  der  Proporz  für  die  andern  Kantone, 
und  noch  viel  weniger  für  den  Bund,  der  ein  viel 
komplizierterer  Organismus  ist,  als  die  Kantone, 
notwendig  ist.  In  der  Kommission  erklärten  Mit- 
glieder, dass  sie  der  Idee  des  Proporzes  sympathisch 
gegenüberstehen,  dass  sie  grundsätzlich  für  den 
Proporz  seien,  aber  doch  dafür  halten,  dass  es  nicht 
richtig  sei,  dieses  Wahlverfahron  im  Bund  einzu- 
führen, namentlich  nicht  im  Sinne  des  Volksbe- 
gehrens, übor  das  wir  uns  auszusprechen  haben. 

Das  Volksbegehren  hat  folgenden  Worttaut: 

«Art  73  der  Bundesverfassung  ist  aufgehoben  und 
wird  durch  folgenden  Artikel  ersetzt: 

«  Die  Wahlon  für  den  Nationalrat  sind  direkte.  Sie 
finden  nach  dem  Grundsatze  der  Proportionalität  statt, 
wobei  jeder  Kanton  und  joder  Halbkanton  einen  Wahl- 
kreis bildet.  Dio  Bund cs^esetzgebung  trifft  über  die 
Ausführung  dieses  Grundsatzes  die  näheren  Be- 
stimmungen.» 

Dieses  Begehren  leidet  an  einem  Hauptgebrechen. 
Der  Propurzgedanke  ist  nämlich  nicht  konsequent 
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durchgeführt  Die  Kantone  und  Halhkantone  sotlon  jo  I 
einen  Wahlkreis  bilden.  Das  hat  zur  Folgo,  dass  in 
7  Kantonen  nicht  nach  dem  Proporz  gewählt  worden 
kann,  weil  die  Anzahl  der  zu  Wählenden  zu  gering  ist 
Diesen  Mangel  müssen  auch  die  Proporzfreunde;  zu- 
geben, wenn  anders  sie  ihrem  Grundsatz  treu  blei- 
ben wollen.  Opportunit&tsrücksichlen  haben  da  den 
Ausschlag  gegeben.  Man  rausste  sich  sagen,  dass 
der  Proporz  nie  angenommen  würde,  wenn  die 
Kantonsgrenzen  nicht  geachtet  würden.  Nach  diesem 
Vorschlag  hätten  wir  also  Nationalräte,  die  nach 
dem  Proporz  gewählt  werden  und  andere,  die  nach 
dem  bisherigen  System  des  Majorzes  gewählt  wer- 
den. Damit  wird  eine  Rechtsungleichheit  peschaßen, 
für  welche  eine  innere  Nötigung  durchaus  nicht 
besteht  Auch  die  grosse  Ungleichheit  der  Wahl- 
kreise unter  sich,  z.  B.  Born-Schwyz,  Zürich-Basel, 
Waadt-Thurgau,  hat  etwas  Slnssendes.  In  demeinen 
Wahlkreis  werden  27  Nationalräte  gewählt,  in  dem 
andern  5  u.  s.  w.  Will  man  den  Proporzgedanken 
für  den  Nationalrat  richtig  durchführen,  so  mache 
man  aus  der  ganzen  Schweiz  einen  einzigen  Wahl- 
kreis, was  aus  praktischen  Rücksichten  allerdings 
kaum  angehen  würde,  oder  man  mache  möglichst 
gleich  grosse  Dreier-,  Vierer-  oder  Fünferwahlkreise 
ohne  Rücksicht  auf  die  Kantonsgrenzea.  Wenn  man 
glaubt,  durch  gesetzgeberische  Vorschritten  die  Min- 
derheit bei  den  Nationalratswahlen  berücksichtigen 
zu  müssen,  so  thue  man  es  auf  dem  ganzen  Gebiet 
der  Eidgenossenschaft  in  gleicher  Weise.  Gleiches 
Recht  für  alle! 

Ein  weiterer  Mangel  ist  nach  meiner  Auffassung 
der,  dass  die  Ausführung  des  Grundsatzes  der  Pro- 
portionalität der  Bundesgesetzgebung  überlassen 
wurde  und  nicht  bereits  wenigstens  die  Grundzüge 
in  der  Vorfassung  testgestellt  sind.  Dies  ist  nicht 
ohne  Bedeutung.  Das  Majoritätssystem  ist  klar  und 
jedermann  verständlich.  Man  muss  die  Mehrheit, 
mehr  als  die  Hälfte,  nb  eine  Stimme  oder  mehr 
ist  gleichgültig,  haben.  Anders  verhält  essiohbeim 
Proportionalsystom.  Da  weiss  man  nur,  dass  nicht 
die  Mehrheit  gilt,  sondern  etwas  ganz  anderes,  der 
sogenannte  Wahlquotient  Dann  kommen  noch  das 
Panaschieren,  Kumulieren  und  andere  Dinge  dazu. 
Aber  man  ist  nicht  im  klaren  darüber,  wie  das  ge- 
macht werden  soll.  Es  giebt  verschiedene  Systeme, 
denen  man  je  nach  dem  Standpunkt  des  Sprechen- 
den Gutes  oder  Schlechtes  nachsagt  Aber  ein  ein- 
faches, allgemein  verständliches  System  ist  bis  jetzt 
nicht  erfunden  worden  und  wird  wohl  kaum  er- 
funden werden,  da  die  ganze  Einrichtung  eine 
Künstelei  ist.  Wir  halten  jüngst  Gelegenheit  in 
den  Räten,  mit  kantonalen  Gesetzen  über  den  Pro- 
porz  Bekanntschaft  zu  machen.  Diese  Bekanntschaft 
war  nicht  besonders  ermutigend.  Ich  könnte  wenig- 
stens nicht  sagen,  dass  mich  diese  Gesetze  für  die 
Proporzideo  bosonders  begeistert  hätten,  und  wenn 
einst  mein  Hoimatkanton  mit  dem  Glück  beschert 
werden  sollte,  den  Proporz  einführen  zu  dürfen, 
so  würde  ich  jedenfalls  dieses  System  nicht  em- 
pfehlen. Trotz  allor  Versicherung,  man  wolle  nur 
das  Wohl  der  Minderheiten,  schaut  doch  dor  Pferde- 
fuss der  Machtfrage  ganz  deutlich  hervor,  und  ich  | 
ziehe  die  Brutalität  des  Majorzes  vor.  Derselbe 
scheint  mir  autrichtigor  zu  sein.  Wir  hatton  auch 
Gelegenheit,  unter  der  Leitung  des  Horm  Horzog- 
Weber,   eines  begeisterton  Proporzfreundes,  vor 


einigen  Jahren  in  diesem  Saale  das  Proportional, 
wahlverfahren  zu  erproben.  Ich  weiss  nicht  mehr- 
weiches System  es  war.  Ich  glaube,  es  war  das 
Hagcnbachsche.  Ich  habe  für  solche  komplizierte 
Sachon  kein  Verständnis  und  deshalb  auch  kein 
Gedächtnis.  Es  ist  mir  nur  in  Erinnerung,  dass  das 
Verfahren,  obgleich  es  ausschliesslich  vom  Stände» 
rate  besorgt  wurde,  nicht  zur  Zufriedenheit  ausfiel. 
Horr  Oberst  Rieter,  ein  guter  Patriot  und  hervor- 
ragendes Mitglied  des  Genirums,  stand  auf  allen 
Listen,  wurde  aber  nicht  gewählt  Wenn  das  am 
grünen  Holz  geschioht,  wie  wird  die  Sache  erst 
gehen,  wenn  dio  sogenannte  Wahlmache  auf  den 
Plan  tritt!  Eine  kleine  rührige  Minderheit  kann 
nicht  nur  einen  eigenen  Repräsentanten  durchbrin- 
gen, sondern  auch  dio  Wahl  dor  Mehrheit  gegen 
ihren  Willen  beeinflussen.  In  der  eigenen  Partei 
selbst  kann  eine  kloine  rührige  Gruppe  entscheiden, 
wer  zu  wählen  ist  Das  ist  nach  meiner  Auffassung 
nicht  recht  und  wird  auf  unsere  Wahlsitten  nicht 
wohlthätig  wirken.  Wio  steht  es  ferner  mit  den 
Ersatzmännern,  die  nachrücken,  wenn  sie  unter- 
dessen das  Zutrauen  ihrer  Wähler  verlieren?  Man 
sollte  also,  um  entscheiden  zu  können,  ob  Proporz 
oder  nicht  Proporz,  ein  klares  Bild  haben,  wie  der 
Proporz  organisiert  werden  soll.  Das  Volksbegehren 
enthält  nicht  die  leiseste  Andeutung  darüber.  Nur 
die  Wahlkreisfrage  ist  in  demselben  erledigt  und 
zwar  in  einer  Weise,  die  nicht  angebracht  ist 

Wie  steht  es  mit  dem  Bedürfnis  einer  so  tief 
eingreifenden  Aenderung  unseres  Wahlverfahrens? 
Dabei  kann  nicht  die  Ansicht  derjenigen  Politiker 
massgebend  sein,  die  fern  von  dem  politischen 
Kampfe  in  den  reinen  'Sphären  der  Theorie  leben 
und  in  der  stillen  Studierstube  über  die  Wohlfahrt 
des  Landes  nachdenken.  Auch  der  Wunsch  einzelner, 
gewählt  zu  werden  oder  der  Wunsch  einzelner 
Gruppen,  eine  besondere  Vertretung  zuhaben,  kann 
nicht  massgebend  sein.  Es  sollte  ein  wirklich  greif- 
bares Bedürfnis  vorhanden  sein.  Gibt  es  nun  in  unserm 
Schweizerlande  Minoritäten,  die  bei  der  bisherigen 
Wahl  dos  Nationalrates  unterdrückt  sind  und  nicht 
zum  Worte  kommen?  Ich  glaube  nicht  Wenn  es 
vielleicht  da  oder  dort,  in  Zürich,  Basel,  Genf  oder 
anderswo  wünschenswert  wäre,  dass  der  X,  Y  oder 
Z  gewählt  wordo  oder  dass  diese  oder  jene  Gruppe  eine 
bessere  Vertretung  erhalte,  so  kann  dies  doch  keinen 
Grund  abgeben,  im  ganzen  Lande  mit  einem  System, 
das  sich  im  grossen  und  ganzen  gut  bewährt  hat, 
zu  brechon.  Wir  haben  in  unserm  Vaterland  der 
Verschiedenheiten  geaug  in  Stadt  und  Land,  Berg 
und  Thal,  Deutsch  und  Welsch,  in  religiösen  und 
socialen  Anschauungen.  Sie  alle  sind  vertreten,  und 
es  erscheint  gewiss  überflüssig,  noch  weitere  Nuan- 
cen zu  berücksichtigen.  Im  Gegenteil  wäre  ein  Zu- 
sammenfassen von  nöten,  damit  nicht  die  kleinen 
und  kleinlichen  Interessen  in  den  Vordergrund  tre- 
ten, sondern  das  grosso  allgemeine  Interesse  zur 
Geltung  kommen  kann. 

Zudem  haben  wir  in  unserm  Bundesorganismus, 
anders  als  in  den  Kantonen,  zwei  gesetzgebende 
Körper,  den  Nationalrai  und  den  Ständerat,  die 
durchaus  gleichberechtigt  sind.  Die  Wahl  desStände- 
ratos  beruht  nicht  auf  dem  Gedanken  weder  dos 
Majorzes  noch  des  Proporzes,  sondern  auf  dem  Ge- 
danken der  Souveränität  der  Kantone.  Aber  wenn 
man  vou  dem  historischen  Werden  der  Kantone 
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absieht,  so  tritt  in  der  Konstituierung  des  St&nde- 
rates  eine  schreiende  Ungleichheit  zu  Tage,  inso- 
fern der  kleinste  Kanton  die  gleiche  Vertretung  hat 
wie  der  grösste.  Ich  gehöre  nicht  zu  denjenigen, 
weiche  den  Ständerat  abschalten  oder  ihm  eine  an- 
dere Gestaltung  geben  mochten.  Ich  halte  es  zur 
Zeit  vom  Guten,  dass  er  besteht  und  zwar  so  be- 
steht, wio  er  besteht.  Aber  es  scheint  mir,  dass 
die  Einführung  des  Proporzes  auch  eine  Aenderung 
des  Standerates  nach  sich  ziehen  moss.  Man  sagt, 
der  Proporz  berühre  den  Standerat  nicht.  Aeusser- 
lieh  gewiss  nicht.  Aber  man  muss  die  Sache  im 
Zusammenhang  betrachten.  Man  kann  in  der  Wahl- 
art eines  der  beiden  Räte  nicht  eine  so  tief  ein- 
greifende Aenderung  vornehmen,  ohne  sich  die 
Frage  vorzulegen,  ob  dieselbe  nicht  auch  für  den 
andern  eine  Aenderung  nach  sich  ziehen  muss.  Die 
beiden  stehen  in  gegenseitiger  Beziehung  zu  ein- 
ander. Ich  weiss  nicht,  was  die  Zukunft  bringen 
wird.  Aber  ich  habe  die  Ueberzeugung,  dass  die 
Einführung  des  Proporzes  im  Nationalrat  auf  die 
Zusammensetzung  des  Ständerates  einen  Einfluss 
haben  muss. 

Was  gewinnt  man  mit  dem  Proporz  für  die  Be- 
ratungen im  Nationalrat?  Man  sagt,  sehr  viel,  indem 
der  Rat  alle  Meinungen  in  demsolben  Verhältnisse 
in  welchem  sie  im  Wahlkörper  vertreten  sind,  ent- 
halte. Das  ganze  Volk  gelange  so  zur  Vertretung, 
und  die  Interessen  aller  seien  gewahrt.  Ich  halte 
das  für  eine  irrtümliche  Meinung.  Nach  meiner  An- 
sicht wird  durch  den  Proporz  das  Parteigetriebe 
im  Rate  in  nachteiliger  Weise  accentuiert  werden, 
indem  die  grossen  allgemeinen  Gesichtspunkte  in 
den  Hintergrund  treten  und  die  Interessen  der  ver- 
schiedenen Minoritäten  sich  Geltung  zu  verschaffen 
suchen.  Ks  liegt  auf  der  Hand,  dass  einer,  der  von 
oiner  vorhältnissmäsig  geringen  Zahl  von  Wahlern 
ernannt  wird,  sich  verpflichtet  lühlt,  den  Standpunkt 
seiner  Wahler  zu  vertreten.  Er  ist  gleichsam  einge- 
schworen auf  das,  was  seine  Wähler  wollen.  Er 
hat,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch  faktisch 
ein  imperatives  Mandat  Man  kann  dann  vielleicht 
das  erhabone  Schauspiel  genlessen,  dass  ein  Abge- 
ordneter bei  der  Beratung  einer  die  allgemeinen 
Interessen  berührenden  Frage  erklart,  er  halte  die 
Sache  zwar  für  gut,  könne  aber  als  Vertreter  seiner 
Partei  nur  dann  dazu  stimmen,  wenn  man  seiner 
Partei  das  und  das  zusichere,  oder  dass  er  erklärt, 
er  müsse  vor  seiner  Stimmabgabe  erst  seine  Wahler 
befragen,  wie  das  auch  schon  vorgekommen  ist 
Man  weiss  allerdings,  dass  wir  in  unserm  Lande 
nur  mit  Kompromissen  etwas  zu  stände  bringen. 
Aber  bis  jetzt  waren  es  doch  immer  grössere  Teile 
des  Landes  und  der  Bevölkerung,  welche  Berück- 
sichtigung verdienten  und  deren  Vertreter  auch  in 
der  Mehrheit  das  Wohl  des  Ganzen  nicht  aus  dem 
Auge  verloren.  Die  Erfahrung  lehrt  übrigens,  dass 
die  Minoritäten  nur  in  der  Negation  stark  sind.  Sie 
thun  sich  zusammen,  um  gegen  etwas,  das  von  der 
Mehrheit  angestrebt  wird,  Front  zu  machen.  Aber 
zum  Schallen  können  sie  sich  aus  dem  einfachen 
Grund  nicht  Zusammenthun,  well  die  verschiedenen 
Interessen  dem  entgegenstehen.  Me^t  es  wirklich 
im  Interesse  einer  fruchtbaren  Arbeit,  auf  dem 
Wego  des  Proporzes  dafür  zu  sorgen,  dass  auch 
die  kleinsten  Minoritäten  Berücksichtigung  finden, 
die  sich  dann  gegenseitig  bekämpfen  oder  die  sich 


nicht  zusammenfinden  kennen  im  Sinne  thatkrfii- 
tigen  Wirkens  für  das  Gemeinwohl  und  so  der  Stel- 
lung der  Begiorung  des  Landes  nachteilig  werden? 
Oder  glaubt  man  vielleicht,  dass  wenn  nicht  alle 
Ansichten  im  Bäte  vertreten  seien,  dem  Lande  nütz 
liehe  Ideen  nicht  zur  Geltung  gelangen?  Die  guten 
Ideen  machen  ihren  Weg  selbst,  und  ihre  Verwirk- 
lichung hängt  nicht  davon  ab,  ob  irgend  ein  Ver- 
treter im  Rate  dafür  einstehe.  Es  giobt  noch  andere 
Mittel,  denselben  im  Volke  Eingang  zu  verschaffen 
und  das  Volk  entscheidet  in  letzter  Linie. 

Und  fragen  wir  uns  schliesslich:  Giebt  es  im 
Volke  ausser  den  bereits  erwähnten  natürlichen 
Verschiedentleiten  besondere  Parteien,  die,  sofern 
sie  nicht  bereits  eine  Vertretung  haben,  mit  Recht 
eine  solche  verlangen  können?  Gewiss  giebt  es 
Parteien.  Es  giebt  Radikale,  Liberale,  Konservative, 
Socialisten,  Ultramontane  und  wie  sie  alle  heissen- 
Sie  machen  oft  viel  Geräusch;  aber  bei  näherem 
Zusehen  kann  man  bemerken,  dass  diese  Parteien 
eigentlich  aus  einer  kleinen  Anzahl  von  Bürgern  be- 
stehen, aus  Berufspolitikern,  aus  solchen,  welche  die 
öffentlichen  Blätter  bedienen  und  in  den  Versamm- 
lungen und  Vereinen  das  Wort  führen.  Für  die  grosse 
Masse  des  Volkes  sind  diese  Parteien  blosse  Namen 
ohne  Inhalt.  Man  zahlt  sich  zwar  äusserlich  zu  der 
einen  oder  andern  Partei.  Es  gehört  auch  zum  guten 
Ton  oder  es  findet  es  einer  in  seinem  Interesse, 
J  ein  Radikaler,  Konservativer  oder  Sociaiist  zu  heissen. 
i  Aber  wenn  materielle  Fragen  zur  Entscheidung  kom- 
|  men.  so  verschwinden  im  grossen  und  ganzen  die 
i  gewöhnlichen  Parteigegensätze,  und  es  machen  sich 
ganz  andere  Gesichtspunkte  geltend.  leb  berufe 
mich  zum  Beweis  für  diese  Behauptung  auf  die 
Abstimmung  über  das  Bankgesetz,  über  die  Ver- 
I  staatlichung  der  Eisenbahnen  und  auf  die  jüngste 
Abstimmung  über  die  Versicberungsgesetze.  Der 
Bürger  nimmt  unbekümmert  um  seine  Partei  Stel- 
lung zu  einer  konkreten  Vorlage.  So  scheint  es  mir 
schwer  zu  halten,  sofern  man  dem  Proporz  eine 
sachliche  Grundlage  geben  will,  und  ohne  eine 
I  solche  hätte  er  überhaupt  keinen  Sinn,  die  Minori- 
I  täten,  denen  eine  Vertretung  gebührt,  genau  zu 
umschreiben.  Die  Sache  spitzt  sich  meiner  Ansicht 
nach  au!  das  Persönliche  zu,  in  der  Meinung,  dass 
die  Parteien  sich  mit  Bezug  auf  die  zu  wählenden 
Personen  und  nicht  mit  Bezug  auf  Sachen  bilden. 
1  Wenn  es  sich  aber  nur  um  Personen  handelt,  die 
im  Rate  sitzen  sollen  und  nicht  um  die  Vertretung 
grundsätzlicher  Auffassungen,  so  ziehe  ich  meiner- 
seits unbedingt  vor,  solche  Abgeordnete  gewählt  zu 
sehen,  welche  das  Vertrauen  der  Mehrheit  besitzen. 

Der  Proporz  erschoint  mir,  wenn  er  unter  Um- 
standet, vielleicht  auch  als  Heilmittel  gute  Dienste 
zu  leisten  vermag,  als  etwas  Gemachtes  und  Ge- 
künsteltee und  für  ein  gesundes  Staatswesen,  wie 
I  es  der  Bund  Ist,  nicht  zutreffend.   Ee  ist  gewiss 
ein  guter  Gedanke,  die  Ansichten  Aller  zu  hören 
und  ein  ausschliessliches  Parteiregiment  nicht  auf- 
kommen zu  lassen.  Aber  der  Proporz  ist  nicht  der 
richtige   Weg    zur   Verwirklichun„    dieses  Ge- 
dankens, um  so  wonlger,  als  bis  jetzt  kein  System 
gefunden  wordeu  ist,  das  allgemein  klar  und  jedem 
verständlich  wäre.   Ich  glaube,  wir  thun  besser 
1  daran,  statt  uns  um  so  formale  Dinge  zu  streiten, 
i  in  anderer  VVoiso  die  vorRChiedenen  Auflassungen, 
,  die  im  Lande  herrschon,  zu  berücksichtigen,  indem 
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wir  ernstlich  suchen,   was  uns  vereint  —  und  es 

giebt  der  Berührungspunkte  mancherlei,  wo  es  sich 
um  das  Wohl  des  Landes  handelt  —  und  indem 
wir  den  Sinn  lor  die  Achtung  der  Moinungen  An- 
derer pflegen. 

Ich  habe  in  meinem  Referat  vielleicht  Ober  Dinge 
gesprochen,  die  nicht  Gegenstand  der  Kommissions- 
beratung waren  und  die  mehr  meine  persönliche 
Auffassung  verraten.  Ich  bitte  die  Herren  Kommis- 
sionsmitglieder, mich  zu  berichtigen  und  zu  er- 
gänzen, wenn  sie  es  für  nötig  halten. 

Im  übrigen  empfehle  ich  Ihnen  den  Antrag  der 
Mehrheit  der  Kommission,  dem  Nationalrate  zuzu- 
stimmen, d.  h.  die  Initiative  betreffend  die  Pro- 
portionalwahl des  Nationalrates  zu  verwerfen. 


Ritsch ard:  Erlauben  Sie  mir  vorerst  einige  per- 
sönliche Bemerkungen.  Ich  stimme  für  die  Empfeh- 
lung der  Proportionalwahl.  Was  die  Berichterstat- 
tung anbetrifft,  so  rede  ich  nur  für  meine  eigene 
Person  und  bin  deshalb  lür  das,  was  ich  sage,  nur 
mir  selbst  verantwortlich.  Ich  sah  mich  deshalb 
tuoh  nicht  veranlasst,  ein  geschriebenes  Referat 
hieher  zu  bringen.  Wenn  man  nur  für  sich  selbst 
Bericht  erstattet,  so  ist  naturlich  die  Verantwort- 
lichkeit eine  viel  kleinere  und  man  kann  sich  viel 
besser  den  Zufälligkeiten  eines  mündlichen  Refe- 
rates überlassen. 

lob  hatte  ursprünglich  gegen  die  beiden  Initia- 
tiven verschiedene  Bedenken,  und  diese  Bedenken 
sind  auch  beute  nicht  vollständig  geschwunden, 
und  das  Bedenken,  das  ich  bei  der  Proportional- 
wahl hatte,  machte  mich  anfänglich  geneigt,  eher 
dagegen  Stellung  zu  nehmen.  Ich  habe  dann  das 
Bedenken  nochmals  geprüft  und  bin  dazu  ge- 
kommen, dasselbe  für  mich  zu  beseitigen.  Für 
mich  war  für  beide  Begehren  schliesslich  der  Grund- 
gedanke massgebend  und  ferner  einige  Detailpunkto, 
und  weil  nun  der  Grundgedanke  der  beiden  Be- 
gehren nicht  erst  von  heute,  sondern  schon  aus 
frühem  Zeiten  stammt,  so  bin  ich  zu  der  von  mir 
erwähnten  Stellung  gelangt. 

Was  den  Proporz  anlangt,  so  bin  ich  im  Kanton 
schon  zweimal  dafür  eingetreten,  und  nun  würde 
es  eigentümlich  sein,  wenn  ich  auf  eidgenössischem 
Boden  eine  andere  Stellung  einnehmen  würde.  Es 
mögen  ja  zwischen  den  kantonalen  und  eidgenössi- 
schen Wahlen  Unterschiode  existieren;  aber  für 
mich  waren  sie  nicht  schwerwiegend  genug,  um 
mich  zu  veranlassen,  für  die  Wahl  des  Nationalrates 
einen  andern  Standpunkt  einzunehmen,  als  für  die 
kantonalen  Wahlen. 

Ein  Bodenken  betraf  meine  Stellung  zu  meinem 
Heimatkanton.  Ich  weiss  nicht,  was  der  Kantun 
Bern  zum  Proporz  sagen  wird;  wahrscheinlich 
wird  er  dagegen  sein,  und  wenn  die  Sache  so 
gestanden  wäro,  dass  dio  Bundesversammlung  end-  j 
gültig  über  die  Einführung  des  Proporzes  zu  ontschoi- 
den  gehabt  hätte,  so  wäre  es  meine  Pflicht  gewesen, 
mein  Mandat  in  die  Hände  des  Kantons  zurückzulegen, 
weil  ich  die  Verantwortlichkeit  nicht  hätte  überneh- 
men wollen,  den  Kanton  in  einer  Sache  zu  binden,  in 
der  er  nicht  gebunden  sein  will.  Nun  stoht  aber  die 
Sache  nicht  so,  sondern  wir  haben  uns  nur  darüber 


zu  äussern,  ob  wir  der  Initiative  zustimmen  wollen 

oder  uichl;  das  Volk  ist  vollständig  froi,  es  kann 
über  meine  Meinung  zur  Tagesordnung  schreiten. 
Und  deshalb  habe  ich  kein  Bedenken  getragen,  die 
von  mir  erwähnte  Stellung  einzunehmen.  Meine 
Empfehlung  wird  überhaupt  in  der  Sache  keine 
grosse  Rolle  spielen  und  meine  Stimme  in  dem 
grossen  Kanton  sehr  wahrscheinlich  verhallen.  Wir 
haben  ja  die  Erfahrung  gemacht,  dass  das  Volk 
unter  Umständen  von  derartigen  Empfehlungen  ge- 
ringe Notiz  nimmt  Wir  haben  vor  kurzer  Zeit  in 
der  Bundesversammlung  mit  allen  gegen  eine  Stimme 
das  Versichcrungsgesetz  angenommen  und  dem 
Volko  empfohlen,  und  trotz  diesor  fast  einstimmigen 
Empfehlung  ist  das  Volk  über  unsoro  Stimme  zur 
Tagesordnung  geschritten. 

Nach  diesen  Bemerkungen  mehr  persönlicher 
Natur  gebe  ich  zur  Sache  selbst  über.  Allerdings 
stelle  ich  mir  nicht  die  Aufgabe,  die  ganze  Frage 
nach  allen  Seiten  wieder  aufzurollen.  Es  hat  ja  dar- 
über eine  weitschweifige  Diskussion  im  Nationalrate 
gewaltet.  Die  Frage  ist  auch  nicht  neu,  und  ich 
werde  mich  deshalb  begnügen,  einige  wenige  Streif- 
lichter auf  die  Sache  zu  werfen. 

In  dieser  Beziehung  habe  ich  zunächst  —  was 
mir  besonders  wichtig  zu  sein  scheint  —  einige 
Konstatierungen  zu  machen,  und  ich  möchte  Sie 
bitten,  dieselben  einige  Momente  in  Ihrem  Gedächt- 
nis zu  behalten. 

Vorerst  konstatiero  ich,  dass  in  diesem  Saale 
wohl  niemand  ist,  der  der  Minderheit  nicht  eine 
Vertretung  geben  will,  so  wenig  wie  im  National- 
rato.  Dieser  Gedanke  hat  seinen  klassischen  Aus- 
druck in  dem  schönen  Worte  gefunden,  das  Herr 
Hilty  ausgesprochen  hat:  (Die  Vertretung  der  Minder- 
heiten ist  ein  sittliches  Gebot«  Das  ist  der  beste 
Titel,  den  man  in  der  vorliegenden  Sache  anführen 
kann.  Während  das  rechtliche  Gebot  oft  nur  for- 
mellen äusseren  Gehalt  und  Wert  hat,  hat  das  sitt- 
liche Gebot  einen  innern,  unwandelbaren  und  un- 
verlierbaren Wort.  Es  entspricht  gewissermasson 
einer  Ordnung  über  den  Menschen  und  nicht  einer 
Ordnung  durch  die  Menschen.  Es  kann  allerdings 
Fälle  geben,  wo  das  sittliche  Gebot  seinem  ?igenen 
Schicksale,  seiner  eigenon  Schwöre  überlassen  wer- 
den  kann.  In  andern  Fällen  aber  muss  es  durch 
ein  rechtliches  Gebot  geschützt  werden,  in  Fällen, 
wo  zu  dessen  Durchführung  zu  wenig  sittliche  Kräfte 
zur  Verfügung  stehen.  Und  derartige  Fälle  haben 
wir  in  mannigfacher  Weise. 

Es  ist  ein  sittliches  Gebot:  Du  sollst  nicht  stehlen. 
Aber  das  sittliche  Gebot  würde  nicht  genügen,  es 
bedarf  der  Unterstützung  durch  ein  rechtliches  Ge- 
bot. Deshalb  haben  wir  durch  das  Strafgesetz  dem 
sittlichen  Gebot  ein  Zwangsgebot  zur  Verfügung 
gestellt  Es  ist  ein  sittliches  Gebot,  welches  besagt: 
Wenn  du  zwei  Röcke  hast,  so  sollst  du  einen  dem 
/eben,  der  keinen  hat.  Man  konnte  allerdings  in 
der  heutigen  Zeit  hinter  einem  derartigen  Spruche 
etwas  Kommunistisches,  Sozialistisches  wittern,  und 
so  ist  es  vielleicht  besser,  wenn  ich  sage:  Es  ist 
ein  sittliches  Gebot,  dass  wir  für  die  Armen  sorgen. 
ALei'  auch  diesem  sittlichen  Gobot  haben  wir  ein 
Rechtsgebot  zur  Soite  gegeben  durch  die  Ordnung 
der  staatlichen  und  gemeindlichen  Armenpflege. 
Und  well  wir  uerade  von  Wahlen  sprechen:  es  ist 
gewiss  ein  sittliches  Gebot,  dass  wir  den  Willen 
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der  Wahler  nicht  durch  Vorspiegelungen  und  Be- 
stechungen trüben  sollen.  Aber  auch  liioscm  sitt- 
lichen Gebot  niuss  ein  rechtliches  Gebot  zur  Soite 
gestellt  werden,  das  seinen  Ausdruck  in  den  Strafen 
wegen  WahlbestcchUDgcn  lindet. 

Und  nun  der  Proporz.  Nach  dem  Wort  des  Herrn 
Hüty  ist  derselbe  ein  sittliches  Gebot.  Gcm^t  aber 
dieses  rein  sillliche  Gebot'?  Und  hat  es  Kraft  ge- 
nug, um  sich  durch  sicii  selbst  zu  verwirklichen? 
Stehen  ihm  Menschen  und  Verhaltnisse  zur  Seito, 
die  kr.ulig  penu^  sind,  um  dieses  sittliche  Gebot 
zur  Wahrheit  zu  machen'.'  Da  bin  ich  durch- 
aus niciit  der  Meinung  des  Horrn  Professor  Hilty 
urid  derjenigen,  die  uns  damit  tröstet):  überlassen 
wir  den  Proporz,  die  Vertretung  der  Minderheiten, 
dem  freien  Willen  der  Parteien,  sie  werden  mit 
der  Zeit  uugdähr  gleich  gut  zu  ihrer  Vertretung 
gttalgen,  wie  mit  einem  förmlichen  Rechlsgebot. 
Wir  halieu  Beispiele  genug,  dass  dem  nicht  so  ist. 
Ich  konnte  Ihnen  üeispiele  aus  Kautonen  erzählen, 
deren  herrschende  Richtung  nicht  meiner  Partei 
angehört,  wo  dieses  sittliche  Gebot  oft  niederge- 
treten wird,  ich  könnte  Ihnen  aber  aucli  Kantone 
nenneu,  deron  Mehrheit  die  gleichen  politischen 
Ansichten  hat,  zu  denen  ich  mich  bekenne,  die 
aber  —  ich  muss  das  gestehen  —  das  sittliche  Gebot 
der  Minderheitsvertretung  ebenfalls  schon  oft  auf 
die  Seite  geschoben  und  mit  Füssen  getreten  hat 

Jedenfalls  stecken  wir  also  in  dieser  Beziehung 
noch  sehr  in  den  Kinderschuhen,  und  unser  sittliches 
Thun  ist  da  noch  sehr  wenig  entwickelt.  Man  wird 
mich  auf  verschiedene  Kreise  hinweisen,  in  denen 
der  freiwillige  Proporz  gehandhabt  wird.  Wenn  Sie 
aber  aufrichtig  sind  und  näher  zusehen,  so  werden 
Sie  doch  in  den  meisten  Fällen  die  Wahrnehmung 
machen,  dass  diese  Zugestandnisse  an  die  Minder- 
heit im  eigenen  Interesse  geschehen  und  nicht  des- 
halb, weil  man  der  Minderheit  zum  Recht  verhelfen 
will  Man  wird  oft  gewahren,  dass  die  Aufnahme 
dieser  oder  jener  geachteten  Persönlichkeit  der 
Gegenpartei  auf  der  eigenen  Listo  der  eigenen  Partei 
gute  Dienste  leistet  Oft  auch  muss  man  sich  sagen, 
dass  da  oder  dort  die  Sache  nicht  mehr  so  fest 
steht  und  dass  ein  Entgegenkommen  geboten  ist. 
Kurzum,  wenn  man  diosos  Spiel  der  Politik  ver- 
folgt, so  wird  man  in  der  Mehrzahl  der  Falle  ge- 
wahren, dass  man  da  im  Grunde  nicht  einer  sitt- 
lichen Pflicht,  sondern  dem  Gebot  der  Klugheit  und 
des  eigenen  Interesses  folgt 

Es  wäre  ja  ein  schöner  und  erhabener  Stand- 
punkt wenn  wir  dieses  sittliche  Gebot  der  Minder- 
heitsvertretung haben  wurden.  Aber  die  Erfahrungen 
sprechen  dagegen,  und  ich  glaube  kaum,  dass  das 
Verhalten  in  der  nächsten  Zukunft  ein  viel  anderes 
sein  wird  Denn  seien  wir  da  offen:  jede  Partei 
will  herrschen,  und  sie  soll  auch  herrschen  wollen. 
Denn  jede  Partei  muss  die  Ueberzeugung  von  der 
Berechtigung  dessen  haben,  was  sie  vertritt,  was 
sie  als  dem  Lande  zum  Heil  gereichend  erachtet 
und  da  ist  es,  wenigstens  subjektiv  genommen, 
auch  ein  sittliches  Gebot,  dass  die  Parteien  darnach 
trachten,  die  Herrschaft  in  die  Hand  zu  bekommen. 
Und  so  wird  es  auch  sein,  die  Parteien  werden 
nach  der  Herrschaft  streben.  Der  Mensch  ist  ja  zum 
Herrschen  viel  mehr,  als  zum  Gehorchen  veranlagt. 
Dies  meine  erste  Konstatiorung. 

(Jod  nun  ein  weiterer  Punkt.  Warum  teilen  wir 


das  Land  in  Wahlkreise  ein?  Naturlich  vorerst  aus 
physikalischen  Erwägungen.  Aber  bei  diesem  Vor- 
gehen liegt  zum  grossen  Teile  auch  der  Gedanke 
zu  Grunde,  dass  man  es  doch  für  notwendig  und 
angezeigt  erachtet,  den  Minderheiten  eine  Vertre- 
tung zu  gewähren,  und  das  ist  ja  nur  möglich,  wenn 
man  Wahlkreise  macht,  Dreier-,  Vierer-,  Fünfer- 
kroisc  u.  s.  w.  Damit  ist  die  Möglichkeit  eher 
gegeben,  dass  die  Minderheiten  zu  ihrem  Rechte 
kommen,  und  darin  liegt  indirekt  auch  die  Aner- 
kennung des  Rechtes  der  Minderheiten.  Allerdings 
ist  dieses  Mittel  für  die  Berücksichtigung  der  Min- 
derheiten ein  durchaus  unvollkommenes,  ein  In- 
strument, das  bei  gegebenem  Anlasse  seinen  Dienst 
versagt.  Aber  ich  muss  doch  konstatieren,  dass  in 
diesem  Vorgehen  indirekt  eine  gesetzliche  Anerken- 
nung des  Rechtes  der  Minderheilen  existiert 

Eine  weitere  Konstatierung  ist  nicht  uninter- 
essant. Es  hat  schon  häufig  bei  der  NeueinteiluDg 
der  Wahlkreise  der  Gedanke,  den  Minderheiten  Ge- 
rechtigkeit widerfahren  zu  lassen,  Platz  gegriffen. 
Der  erste  Fall  betrifft  den  Kanton  Freiburg.  Dort 
war  der  Zustand  eine  zeitlaug  der,  dass  der  Min- 
derheit kein  Vertreter  zuerkannt  wurde.  Nach  den 
Ausführungen  des  Herrn  Scherb  sollte  man  meinen, 
er  könne  sich  darüber  leicht  trösten.  Er  tröstet  sich 
auch  für  die  Minderheiten  sehr  leicht,  und  doch 
habon  sich  oinmal  die  Minderheiten  auch  etwas 
ins  Zeug  gelegt  und  sich  nicht  so  rasch  getröstet 
Damals,  in  den  80er  Jahren  —  ich  habe  jene  Ver- 
handlungen, die  zwar  von  etwas  anderen  Gesichts- 
punkten ausgieugen,  auch  mitgemacht  —  damals 
hat  man  gesagt,  das  gehe  nicht  an,  die  Minderhoit 
müsse  auch  zu  einer  Vertretung  kommen.  Es  könnte 
im  Kanton  Freiburg  1000  Jahre  gehen,  bis  es  ein- 
mal dazu  käme.  Und  so  hat  man  erklart :  wir  geben 
der  Minderheit  von  Gesetzes  wegen  einen  Vertreter, 
und  man  hat  dann  einen  neuen  Wahlkreis  geschaffen, 
das  Murtenbiet  in  Verbindung  mit  der  Stadt  Frei- 
burg, wodurch  man  für  die  Minderheit  eine  Garantie 
glaubte  geschaffen  zu  haben.  Das  ist  nun  die  Ein- 
führung der  Minderheitsvertretung  in  optima  form« 
auf  gesetzlichem  Wege.  Dieses  Instrument  hätte 
mit  der  Zeit  allerdings  bald  versagt  Dio  Verhält- 
nisse in  jenem  Bezirk  änderten  sich  etwas,  und  es 
hieng  einmal  an  einem  Haar,  dass  nicht  dio  Min- 
derheit wieder  in  die  Brüche  gieng. 

Ein  zweiter  Fall  ist  die  Schaffung  des  Tessiner- 
kreises.  Auch  dort  war  von  der  ultramontanen  Par- 
tei die  Minderheit  niedergetreten  worden;  man 
hat  es  für  notwendig  gehalten,  gerade  in  dem  Kan- 
ton, wo  die  Parteileidenschaften  so  gross  sind,  der 
Minderheit  zu  Hülfe  zu  eilen,  und  man  hat  das  ge- 
than,  indem  man  einen  Kreis  schuf,  von  dem  man 
sicher  annehmen  konnte,  dass  die  Minderheit  zu 
einer  Vertretung  komme.  Ich  halte  aber  dieses 
System  für  unzukömmlich.  Denn  unterdessen  haben 
sich  die  Verhältnisse  im  Tessin  wieder  geändert, 
und  die  Partei,  die  früher  obenauf  war,  ist  jetzt 
in  Minderheit  Allerdings  hat  die  Mehrheitspartei 
in  politisch  durchaus  richtiger  Weise  der  Minder- 
heit eine  Vortretung  gewährt;  aber  die  gesetzliche 
Ordnung,  die  damals  geschaffen  wurde,  würde  beute 
nicht  mehr  ausreichen,  um  der  nunmehr  ultramon- 
tanen Minderheit  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen. 

Und  nun  komme  ich  zu  dem  dritten,  meinor 
Ansicht  nach    interessantesten  Falle  gesetzlicher 
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Regulierung  der  Mlnderheltsvortretung.  Dieser  Fall 
wird  mir,  weil  ich  die  V'ciiiülluisso  etwas  näher 
kenne,  Gelegenheit  geben,  einige  allgemeine  Betrach- 
tungen anzuknüpfen.  Im  bernischen  Jura  war  lange 
Zeit  die  freisinnige  Partei  in  'ler  Mehrheit,  aller- 
dings oft  so,  dass  die  Stimmen  sich  bis  zu  900,  200 
und  noch  weniger,  einander  nahe  kommen.  Die 
Ultramoniannen  petitionierten  mehrmals,  im  Jahre 
1880  schon  und  dann  wieder  bei  der  letzten  Volks- 
zählung. Da  wurde  nun  ihrem  Begehren  Rechnung 
getragen;  man  sagte  sich,  wie  bei  den  Kantonen 
Freiburg  und  Tessin:  die  Minderheit  ist  gross,  aber 
sie  kommt  doch  niebt  zu  ihrer  Vertretung,  freiwillig 
giebt  man  ihr  nichts,  und  man  hat  damals  den  Jura 
In  zwei  Kreise  getoilt,  in  den  hintern,  ultramontanen 
und  den  vordem,  protestantischen.  Man  Hess  also  da 
das  sittliche  Gebot  und  den  freiwilligen  Proporz 
fahren  und  setzte  an  dessen  Stelle  das  ftechtsgebot. 

Damit  komme  ich  auf  etwas  allgome  nero  Be- 
trachtungen. Die  Regelung  im  Jura  hat  sich  mög- 
lichst schlecht  bewährt:  Die  Parteikämpfe  blieben 
im  hintern,  ultramontanen  Kreise  nicht  aus  und  die 
Sache  ist  immer  auf  der  Wage.  Dermalen  haben 
die  Parteien  einen  Kompromlss  geschlossen,  nicht 
etwa  aus  Herzensgute,  sondern  weil  keino  Partei 
•icher  war,  dass  sie  die  Mehrheit  erhalte.  Die  Ver- 
hältnisse können  sich  aber  ändern. 

Und  im  vordem  Teil?  Wahrend  man  da  früher 
einen  Kampf  um  Sachen  und  politische  Überzeu- 
gungen hatte,  ist  an  dessen  Stelle  jetzt  ein  reiner 
Kampf  um  Personen  getreten.  Statt  dieser  grossen 
politischen  Kämpfe,  wo  Meinung  gegen  Meinung, 
Ueberzeugung  gegen  Ueberzeugung  steht,  haben 
wir  im  vordem  Teile  einen  Kampf  von  Thalschaft 
gegen  Thalschaft,  vom  Prefet  des  einen  Kreises  gegen 
einen  Prefet  aus  einem  andern  Kreise.  Und  etwas 
Traurigeres  giebt  es  nicht,  als  diesen  Personen- 
kampf, wo  nur  eine  Person  gegen  die  andere  sich 
in  die  Schanze  wirft  Und  es- ist  das  ein  ganz  un- 
würdiges Spiel,  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Wähler 
selbst  Es  giebt  nichts  Widerwärtigeres,  als  diese 
Verherrlichung  des  einen  und  die  Herabsetzung  des 
andern,  und  die  Wahlunsitten  werden  in  diesen  Per- 
sonenkämpfen mehr  platzgreifen,  als  in  den  Sachen- 
kämpfen. 

Das  ist  der  dortige  Zustand.  Die  Einteilung  im 
Jura  bat  aber  noch  ein  anderes  Uebel  gehabt  Man 
hat  ein  politisch  immerhin  zusammengehöriges  Gan- 
zes vollständig  auseinandergerissen,  einen  Landesteil, 
der  durch  die  Sprache  und  das  Recht  geeint  ist,  zum 
guten  Teil  die  gleichen  Sitten  hat  und  in  gewissen  I 
Beziehungen  auch  geeinigt  ist  gegenüber  demalten 
Kanton. 

Das  wäre  nun  alles  unterblieben,  wenn  man  im 
Jura  den  Proporz  gehabt  hätte.  Sie  hätten,  was  Sie 
wollten:  der  Minderheit  eine  Vertretung  geschaffen, 
den  ganzen  Wahlkreis,  der  so  viele  gemeinsame 
Interessen  hat,  aber  als  politische  Einheit  beisammen 
gelassen  und  zudem  diese  leidigen  Personenkämpfe 
verhütet  Das  ist  eben  das  Gute  an  dem  vorge- 
schlagenen Verfahren,  gegenüber  der  frühern  Wahl- 
kreisgeometrie,  die  doch  nur  etwas  Künstliches  ist 
Viel  besser  als  diese  künstlichen  Dinge  ist  die  Ein- 
führung des  Proporzes. 

Angesichts  dieser  meiner  Konstatierungen  sage 
ich,  dass  wir  alle  mehr  oder  weniger  im  Proporz 
und  dass  wir  allo  ein  bischen  damit  ein- 
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verstanden  sind.  Denn,  wie  schon  erwähnt,  betrachte 
ich  die  Minderheitsvprlretunir  als  ein  sittliches  Ge- 
bot. Sie  haben  in  verschiedenen  Fällen  den  gesetz- 
lichen Proporz  auf  Ihre  Fahne  geschrieben,  die  Sie 
allerdings  am  heutigen  Tage  zurollen. 

Nachdem  ich  diese  Kuustatieruiwen,  die  nicht 
in  Abrede  zu  stellen  sind,  gemacht  habe,  gehe  ich 
weiter,  um  die  Sache  auch  noch  nach  einer  andern 
Richtung  kurz  zu  beleuchten.  Ich  will  natürlich  nicht 
alle  die  Gründe  anführen,  die  für  den  Proporz 
sprechen,  denn  wer  zu  viel  sagt  sagt  schliesslich 
nichts.  Aber  mir  scheint  ein  Argument  schon  mehr 
ins  Gewicht  zu  fallen. 

Alle  Souveränität  aller  Wille  ist  in  der  Repu- 
blik schliesslich  auf  das  Volk  zurückzuführen.  Die 
Repräsentation  dieses  Willens  ist  nur  ein  Notbe- 
helf. Da  wo  das  Staatswesen  sehr  klein  ist,  wird 
man  diesen  Notbehelf  nicht  bedürfen.  Da  kann  das 
Volk  die  grosso  Zahl  der  Geschäfte  seihst  beurteilen 
und  behandeln.  Und  es  sind  hier  so  viel  Minder- 
heiten möglich,  als  Bürger  da  sind.  In  einer  Lands- 
gomeinde  z.  B.  ist  diese  Theorie  möglich,  weil 
jeder  soin  eigoner  Herr  ist  Natürlich  bilden  sich 
da  auch  Parteien,  aber  diese  sind  eben  anwesend 
und  keine  Partei  ist  bei  der  Behandlung  der  Staats- 
geschäfte ausgeschlossen. 

In  den  grossem  Staatswesen  greift  natürlich  die 
Repräsentation  statt  es  kann  da  nicht  jeder  sein 
eigener  Vertreter  soin.  Nun  haben  Sie  da,  wo  die 
Gescliäfto  von  der  Bürgerschaft  direkt  besorgt  wer- 
den, die  weitgehendste  Berücksichtigung  der  Minder- 
heiten. Da  aber,  wo  die  Staatsgeschäfte  durch  Ver- 
treter erledigt  worden,  wird  dieser  Satz  ganz  auf 
den  Kopf  gestellt  da  soll  die  Majorität  ausschliess- 
lich Herr  und  Meister  sein.  Das  ist  gerade  die  Ne- 
gation der  Minderheiten,  und  das  reimt  sich  nicht 
zusammen.  Wenn  man  vom  Urgrund  der  Dinge  aus- 
geht von  dem  stimmfähigen  Bürger,  so  kann  man 
nicht  zu  einem  Wahlsystem  kommen,  nach  dem  die 
Repräsentation  nur  aus  einer  Partei  bestehen  kann. 

Ich  glaube,  gegen  diese  Argumentation  lässt  sich 
nichts  einwenden,  wenigstens  wäre  ich  sehr  be- 
gierig, zu  erfahren,  wie  sie  widerlegt  werden  könnte. 

Und  nun  einige  Einwendungen,  die  auch  heute 
wieder  vorgebracht  worden  sind.  Man  sagt:  Ihr 
habt  kein  System,  kein  Prozedero,  um  das,  was 
ihr  wollt,  in  zuverlässiger  Weise  anzubahnen.  So 
viel  ich  aber  erfahren  habe,  existieren  Systeme, 
die  allerdings  nicht  vollkommen,  aber  doch  besser 
sind,  als  das  bestehende  System.  Da  braucht  es 
allerdings  kein  Kopfzerbrechen;  mit  dem  Majorz  ist 
die  Sache  rasch  abgethan.  Wie  Herr  Scherl)  selbst 
gesagt  hat,  greift  da  die  brutale  Gewalt  Platz,  da 
hören  alle  Finessen  auf.  Ich  frage  Sie  aber:  Haben 
Sie  in  andern  menschlichen  Einrichtungen  immer 
gerade  das  absolut  richtige  System  und  die  absolut 
zutreffende  Form?  Ich  verweise  Sie  auf  das  Re- 
ferendum. Hatten  Sie  bei  dessen  Einführung  Klarheit 
über  dessen  richtige  Form?  Noch  heute  haben  Sie 
das  nicht  t  Es  wird  noch  heute  darüber  geklagt, 
dass  dem  Volke  zu  viel  vorgelegt  werde.  Andere 
sagen  wohl,  das  müsse  so  sein.  Aber  so  viel  ist 
sicher,  dass  heute  die  richtige,  ideale  Form  noch 
nicht  gefunden  ist  Und  so  in  manchen  andern 
Dingen  auch.  Um  nur  auf  das  Recht  zu  verweisen. 
Findet  etwa  der  Gesetzgeber  das  Recht  Immer  in 
der  vollkommenen  Form,  in  der  wir  es  wünschen? 
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Keineswegs!  Es  ist  ein  Streben  nach  diesem  idealen 
Reciite,  aber  wir  haben  es  noch  nicht,  wir  suchen 
nach  dem  Resten.  Aut  diesen  Trost  müssen  wir 
auch  in  der  vorwürfigen  Sache  dio  Gegner  verweisen. 
Bis  wir  das  Richtige  gefunden  haben,  behelfen  wir 
uns  mit  dem  etwas  Unvollkommenen. 

Und  wie  steht  es  mit  der  territorialen  Durch- 
führung des  Proporzes?  Jeder  Kanton  soll  einen 
Wahlkreis  bilden.  Daran  nimmt  man  Anstoss.  Vor- 
erst sagt  man:  ihr  führt  den  Proporz  nicht  für  alle 
Kantone  durch,  nur  für  die  Kantono  mit  mehr  als 
2  Vertretern,  ihr  schafft  da  eine  Rechtsungleichheit 
Das  ist  bis  zu  einem  gewissen  Punkte  richtig.  Aber 
ich  muss  darauf  aufmerksam  machen,  dass  dermalen 
andere  Rechtsungleicbheiten  bestehen  auf  dem  Bo- 
den des  Majorzes,  an  denen  niemand  Anstoss  nimmt 
Der  Kanton  Uri  hat  z.  B.  einen  Vertreter  zu  wählen. 
Er  wird  mit  etwa  1000,  1700  Stimmen  gewählt 
Im  ersten  Kreise  des  Kantons  Zürich  ist  es  aber 
vorgekommen,  dass  Männer,  trotzdem  sie  10,000 
SUmmen  hatten,  nicht  gewählt  wurden.  Das  ist 
auch  eine  Rechtsungleichheit  und  zwar  auf  dem 
Boden  des  Majorzes;  diese  stelle  ich  der  an- 
dern gegenüber  und  jedenfalls  wird  die  Rechtsun- 
gleiohheit  im  Kanton  Zürich  gehoben,  indem  dann 
jedenfalls  einer,  der  9  oder  10,000  Stimmen  erhält, 
gewählt  sein  müsste.  Ich  habe  ferner  darauf  hinzu- 
weisen, dass  man  in  verschiedenen  Kantonen  dieses 
gemischte  System  auch  hat.  Es  ist  allerdings  nicht 
nach  meinem  Geschmack;  aber  es  ist  trotz  des 
Artikels  der  Bundesverfassung  betreffend  die  Rechts- 
gleichheit genehmigt  worden,  auch  neuerdings  für 
den  Kanton  Scbwyz.  Ich  habe  um  so  weniger  Grund, 
mich  an  dieser  Rechtsungleichheit  allzu  sehr  zu 
stossen,  weil  ja  das  Bedürfnis  in  den  Kantonen, 
die  Sache  so  zu  ordnen,  vorhanden  ist.  Und  wenn 
wir  auch  im  Kanton  Bern  dazu  kommen  sollten, 
den  Proporz  einzuführen,  so  würden  wir  das  ge- 
mischte System  jedenfalls  auch  wählen. 

Ich  sage  mir  ferner:  auch  wenn  einzelne  Kan- 
tone vom  Proporz  ausgeschlossen  sind,  so  werden 
gerade  die  innern  Kantone  mit  der  Zeit  dazu  kom- 
men, diese  Rechtsungleichheit  aufzuhebon.  Auch 
dort  kann  die  Minorität  nicht  lange  von  der  Ver- 
tretung ausgeschlossen  bleiben,  und  man  wird  dann 
einen  Ausweg  linden,  der  meines  Erachtens  darin 
besteht,  dass  man  eben  einige  Kantone  zusammen- 
legt. Wie  man  durch  Flurgesetze  Grundstücke  zu- 
sammenlegt, so  werden  wir  eben  hier  mit  der  Zeit  dazu 
kommen,  gewissermassen  ein  politisches  Flurgeselz 
zu  machen,  und  so  werden  die  Minderheiten  dieser 
Kantono  auch  zu  ihrem  Rechte  kommen,  und  gerade 
dioso  Kantone  werden  sich  am  besten  darein  fiuJeu, 
dass  sie  in  dieser  schwierigen  Situation  zusammen- 
gohon.  Die,  welche  auf  dem  Rütli  sich  zusammen- 
fanden, werden,  wie  ich  hoffe,  auch  wieder  zu- 
sammenkommen, nicht  um  Landvogte  zu  vertreiben, 
»Andern  um  die  Nationalste  zu  wählen. 

Ich  kann  mich  also  über  diese  Rechtsungleich- 
beit  trösten.  Es  ist  auch  darauf  hinzuweisen,  dass 
wegen  dieser  Rechtsungleichheit  nicht  etwa  die 
Bundesverfassung  in  die  Schranken  gerufen  werden 
kann.  Wir  machon  hier  einen  neuen  VertassuDgs- 
artikel  und  sind  dabei  vollständig  frei.  Die  Bundes- 
verfassung kann  eine  Rechtsungleichheit  zulassen, 
und  um  so  mehr,  als  es  sich  hier  nicht  um  eine 
RechUungloichheit  von  Bürger  zu  Bürger,  sondern 


um  eine  politische  Ungleichheit  handelt,  die  aus 
der  Verschiedenheit  der  Vorhältnisse  selbst  hervor- 
gewachsen ist 

feder  Kanton  soll  also  einen  Wahlkreis  bilden. 
Ich  verhehle  mir  dabei  nicht,  dass  diese  Einteilung 
dem  Volke  nicht  sonderlich  behagen  wird.  Auch 
im  Kanton  Bern  wird  man  daran  Anstoss  nehmen; 
wir  haben  unsere  historischen  Wahlkreise,  und  es 
wird  sich  von  verschiedenen  Seiten  Opposition  er- 
heben. Aber  diese  Einteilung  ist  die  richtige.  Wenn 
wir  den  Proporz  durchführen,  so  dürfen  wir  die 
Parteien  nicht  wiederum  zerhacken,  durch  Wahl- 
kreise da  und  dort,  sondern  die  Parteien  sind  etwas 
durch  das  ganze  Land  hindurch  Zusammengehöriges, 
und  wenn  man  die  Kantone  selbst  wieder  in  Be- 
zirke abgrenzt,  so  wird  man  dadurch  dem  Gedanken 
des  Proporzes  wieder  untreu.  Es  ist  unthunlich,  die 
Kantone  nach  vertikalen  Schichten  abzugrenzen ;  hier 
sind  nur  horizontale  Schichten,  die  sich  über  den 
ganzen  Kanton  erstrecken,  am  Platze.  Es  soll  die 
Einheit  so  sein,  dass  ein  Freisinniger  inCourgenay 
und  einer  im  Oberland  zusammenstimmen  können 
und  ein  Ultramontaner  in  Pruntrut  mit  einem  in 
Bern  wohnenden. 

Es  werden  auch  noch  andere  Einwendungen 
gemacht.  Ich  glaube,  viel  mehr  Parteien,  als  jetzt, 
werden  wir  mit  dem  Proporz  auch  nicht  bekommen. 
Wrir  haben  ein  Centrum,  die  Ultramonlanen,  die 
Radikal-Demokraten,  die  sociaüstischo  Partei,  die 
volkswirtschaftliche  Gruppe,  und  ab  und  zu  thun 
sich  auch  die  landwirtschaftlichen  Interessenten  zu- 
sammen. Ich  denke,  da  wird  der  Proporz  nichts 
Neues  bringen,  und  ich  glaube  auch  nicht,  dass  sich 
die  Gegensätze  verschärfen.  Die  Parteien  sind  da, 
sie  werden  nicht  durch  den  Proporz  geschaffen. 
Weil  die  Parteien  da  sind,  ist  auch  der  Ruf  nach 
dem  Proporz  vorhanden,  hier  und  draussen  im  Volke. 
Uns  ist  viel  lieber,  eine  Partei  sei  hier  vertreten, 
wo  sie  mit  verantwortlich  ist  für  den  Gang  der 
Geschäfte.  Draussen  ist  sie  frei,  ausgeschlossen  von 
den  Slaatsgeschäflen ;  hier  aber  fängt,  wenigstens  bei 
ehrlichen  Politikern,  die  Verantwortlichkeit  an,  und 
das  Verhalten  wird  unter  Umständen  ein  ganz 
anderes. 

Ich  will  gerade  hier  bemerken,  dass  wir  damit, 
dass  wir  der  ultramontanen  Partei  eine  Vertretung 
in  der  Exekutive  gewährten,  das  beste  Geschäft 
gemacht  haben  —  eilauben  Sie  mir  den  Ausdruck. 
Ich  behaupte  wohl  nicht  zu  viel,  wenn  ich  sage, 
dass  es  keinem  andern  Staatsmaune  gelungen  wäre, 
die  Eisenbahnverstaalhchung  zu  einem  glücklichen 
Ende  zu  führen. 

Und  noch  ein  Wort  über  die  Folgen,  welche  der 
Proporz  auf  die  Partei  haben  wird,  der  ich  ange- 
höre. Ich  glaube,  die  Minderheiten  sind  für  die 
herrschende  Partei  nur  von  Nutzen.  Durch  die 
Anwesenheit  der  Minderheiten  ist  man  gezwungen, 
alles  noch  ernster  an  dio  Hand  zu  nehmen ,  man 
ist  gezwungen,  zu  den  besten  Köpfen  und  mar- 
kantesten Personen  zu  greifen,  um  sein  Programm 
zu  erweitern.  Ich  glaube  also,  auch  angenommen, 
die  freisinnige  Partei  würde  einige  Sitze  verlieren, 
so  hinge  nicht  so  viel  daran.  Es  wird  zwar  noch 
fraglich  sein,  ob  sie  überhaupt  etwas  verlieren 
würde,  denn  man  muss  die  Meuchen  nicht  nur 
zählen,  sondern  auch  wägen,  und  ich  habe,  gerade 
in  meinem  IJeimatkanton,  die  Erfahrung  gemacht 
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dam  gerade  dann,  wenn  eine  Minderheitsvertretung 
besteht,  die  Mehrheitsvertretung  ihre  Aufgabe  am 
ernstesten  zu  nehmen  genötigt  ist. 

Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  die  Minderheits- 
parteien absolut  diese  Minoritätsvertretung  wollen. 
Diese  Frage  geht  mich  weniger  an.  Ich  habe  ja 
nicht  die  Interessen  der  Minderheitsparleien  zu 
vertreten.  Aber  man  kann  die  Frage  immerhin 
aufwerfen,  ob  eine  Minoritfit  in  öffentlichen  Ange- 
legenheiten nicht  wirksamer  auftreten  kann,  wenn  sie 
ausserhalb  des  Raissaales  steht.  Ein  gewisses  Mar- 
tyrium ist  immer  nützlich.  Die  Minoritfit  ausserhalb 
des  Rates  ist  viel  freier,  sie  hat  keine  Verantwort- 
lichkeit. Aber  die  Minderheiteparteien  mögen  selbst 
mit  sich  zu  Rate  gehen,  ob  sie  ihre  Geschäfte 
machen  oder  nicht. 

Damit  schliesse  ich  meine  Ausführungen.  Ich 
habe  Ihnen  meinen  Standpunkt  ganz  offen  dargelegt. 
Ich  habe  nicht  die  Meinung,  dass  ich  diejenigen, 
welche  anderer  Meinung  sind,  wesentlich  Oberzeugt 
habe.  Was  ich  von  Ihnen  wünsche  und  was  ich 
Ihnen  einzig  zumute,  ist  das,  dass  Sie  fiberzeugt 
seien,  dass  meine  Meinung  in  dieser  Sache  eine 
durchaus  loyale,  offene  und  rechtschaffene  ist 


Mnhelm:  Der  Herr  Präsident  der  Kommission 
hat  Ihnen  bereits  mitgeteilt,  dass  neben  Herrn 
Ritschard  auch  noch  der  Sprechende  in  der  vor- 
würfigen Angelegenheit  Minderheit  bildet  und  dem 
Rate  empfiehlt,  der  Initiative  für  Einführung  des 
proportionalen  Wahlverlahrens  beim  Nationalrate 
beizupflichten. 

loh  wurde  mich  nicht  jetzt  schon  zum  Worte 
gemeldet  haben,  wenn  nicht  Herr  Ritschard  die 
Erklärung  abgegeben  hätte,  er  spreche  bloss  für  seine 
Person.  Ich  anerkenne  gerne,  dass  seine  Motive, 
so  schön  sie  auch  waren  und  so  sehr  sie  aus  hohen 
Sphären  heruntergeholt  wurden,  im  einzelnen  und 
im  ganzen  nicht  die  meinigon  sind.  Das  ändert  aber 
an  der  seltsamen  Erscheinung  nichts,  dass  einmal 
ein  Vertreter  des  grössten  Kantons  und  ein  solcher 
des  kleinsten  Kantons,  ein  Vertreter  des  freisinnigen 
Bern  und  des  konservativen  Uri,  in  einer  sehr 
wichtigen  politischen  Angelegenheit  einer  Meinung 
sind.  loh  möchte  gerne  annehmen,  dass  das 
ein  gutes  Omen  für  die  Volksabstimmung  bedeute, 
loh  hoffe  gleichzeitig  aber  auch,  dass  das  meinem 
Herrn  Minderheitskollcgon  an  seinem  Ansehen  und 
an  seinem  Kinfluss  keinen  Eintrag  thue. 

Die  heutige  Erscheinung  ist  übrigens  in  unserm 
Rate  nioht  neu.  Ich  erinnere  Sie  an  zwei  frühere 
Kollegen,  welche  als  Vorkämpfer,  als  Pioniere  des 
Proporzes  bezeichnet  werden  können,  an  die  Herren 
Gavard  und  Herzog,  und  ich  möchte  nur  wünsohen, 
dass  heute  der  Geist  dieser  beiden  Herren,  und  wäre 
es  am  Ende  in  Gestalt  feuriger  Zungen,  auf  die 
Häupter  der  Linken  und  der  Rechten  dieses  Rates 
herniederstiege. 

Was  ich  vom  proportionalen  Wahlverfahren  halte, 
habe  ich  Ihnen  bei  Beratung  der  Sahwyzer  Ver- 
fassung auseinanderzusetzen  Gelegenheit  gehabt. 
Ich  kann  also  im  grossen  und  ganzen  auf  das  da- 
mals Gesagte  verweisen.  Allein  seither  bin  ich  in 
dieser  Gesinnung  bestärkt  worden,  und  zwar  ge- 
rade durch  die  Anwendung  des  proportionalen 


Wahl  Verfahrens  im  Kanton  Sohwyz  selber  und  an- 
derseits durch  die  Anwendung  desselben,  soweit 
sie  durch  die  Presse  bekannt  wurde,  im  Königreich 
Belgien.  Einem  Wahlsystem,  das  seine  Vorzüge  so 
fieissig  manifestiert,  gehört  die  Zukunft  Sein  Weg 
kann  wohl  erschwert,  aber  nach  meiner  vollen  Ueber- 
zeugung  wird  er  nicht  abgeschnitten  werden.  Ge- 
rade für  unsere  schweizerische  Republik  wäre  das 
proportionale  Wahlverfahren  ein  guter  Fortschritt 
Es  würde  den  Widerspruch  aufheben,  der  in  unserm 
Vaterlande  zwischen  den  Wahltagen  und  den  Fest- 
tagen, zwischen  dem  politischen  Machtbedürfnis 
und  dem  bürgerlichen  Zusammengehörigkeitsgefühl 
besteht. 

Nach  diesen  allgemeinen  Erörterungen  gestalte 
ich  mir,  auf  einzelne  wenige  Detailpunkte  kurz 
einzutreten. 

In  der  Theorie  anerkennt  man  allgemein,  dass 
eine  Volkskammer  das  Abbild,  bezw.  das  Spiegel- 
bild der  Nation  sein  muss.  Wer  etwa  in  einem  Examen 
über  Staatsrecht  etwas  anderes  behaupten  wollte, 
bekäme  sicherlich  eine  schlechte  Note,  sogar,  wie 
ich  anzunehmen  wage,  bei  Herrn  Professor  Hilty. 
Nun  ist  aber  das  herrschende  Majoritätssystem  doob 
gerade  der  schärfste  Gegner  der  gewiss  als  richtig 
anerkannten  Theorie.  Erst  die  Einführung  des  Pro- 
porzes wird  dasjenige  zur  That  und  Wahrheit  wer- 
den lassen,  was  die  Theorie  als  notwendiges  Er- 
fordernis einer  Volkskammer  bezeichnet  Ich  weiss 
wohl,  dass  man  sagt,  der  Nationalrat  oder  die  Volks- 
kammer werde  damit  eine  Mannigfaltigkeit  und  Bunt- 
scheckigkeit erhalten,  die  unbedingt  Bodenken  ein- 
flössen müsse.  Aber  ich  erinnere  daran,  dass  diese 
Mannigfaltigkeit  und  Buntscheckigkeit  im  Volke  noch 
weit  mehr  vertreten  ist,  und  dennoch  ist  gerade 
dieses  Volk  berufen,  über  die  wichtigsten  Staats- 
handlungen, über  die  Verfassung  und  die  Gesetze 
abzustimmen.  Es  kann  daher  schon  aus  diesem 
Grunde  nur  vom  Guten  sein,  wenn  auch  in  dem 
Rate,  der  die  Verfassung  und  die  Gesetze  vorzube- 
raten  hat,  alle  Parteien  und  insbesondere  auch  alle 
Wähler,  und  nicht  bloss  die  Mehrheit  derselben, 
vertreten  sind. 

Die  Rechtsgleichheit  der  Wähler  ist  deshalb  der 
zweite  grosse  Vorzug  des  Proporzes,  der  nach 
meiner  Auffassung  stark  und  gross  genug  wäre, 
um  das  Verfahren  zu  empfehlen.  Nach  dem  Pro- 
portionalverfahren würde  es  keinen  Sieger  und 
keinen  Besiegten  und  keine  aus  Missmut  indifferent 
gewordene  Bürger  mehr  geben.  Keine  unnatürlichen 
Wahlbündnisse,  keine  Lockmittel,  keinen  Zwang, 
keine  Aufwühlung  der  Grundwellen  wären  mehr 
notwendig.  Jede  Partei,  jede  bedeutende  Gruppe 
bekäme  das  Ihrige  nach  eigener  Wahl  und  nioht 
von  Mehrheitsgnaden  und  wäre  auch  in  der  Lage, 
den  Mann  ihres  Vertrauens  zu  wählen  und  nioht  den 
jenigen,  den  ihr  die  Mehrheit  giebt,  obwohl  er 
nicht  der  Vertrauensmann  der  Minderheit  ist 

Aus  diesem  Vorzug  resultiert  die  dritte  Errungen, 
schalt  des  Proporzes,  die  friedliche  Abwicklung  des 
Wahlgoschäftes  und  die  Verbesserung  der  Wahl- 
sitten. Ich  glaubo  betonen  zu  dürfen,  dass  diese 
Krrungonschaft  des  Proporzes  sich  überall  so  be- 
währt hat,  dass  sie  in  der  That  nicht  bestritten 
werden  kann.  Diese  glfickliohe  Konsequenz  des 
Proporzes  wird  auch  unserem  Vaterlande  sehr  zu. 
statten  kommen. 
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loh  habe  in  der  Kommission  gegen  die  zweite 
Initiative  gestimmt  und  mich  dahin  ausgesprochen, 
dass  ich  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk 
nicht  als  ein  Bedürfnis  und  nicht  als  einen  Vorteil 
anzusehen  vermöge.  Das  will  allerdings  nicht  sagen, 
dass  in  der  Besetzung  des  Bundesrates  die  Minder- 
heitsparteien nicht  mehr  berücksichtigt  werden 
sollen.  Es  hat  ja  lange  genug  gedauert,  bis  die 
katholisch-konservative  Minderheit  einen  Vertreter 
im  Bundesrate  erhalten  hat.  Ich  glaube,  es  wäre 
nur  am  Platze,  wenn  man  eine  solche  Vertretung 
im  Bundesrate  auch  den  übrigen  grossen  Minder- 
heiten in  unserm  Vaterlande  oder  in  der  Bundes- 
versammlung einräumen  würde.  Wenn  aber  die 
Mehrheitspartei  der  eidgenössischen  Bäte  die  Wahl 
des  Bundesrates  durch  das  Volk  und  zwar  auf  eine 
möglichst  lange  Zukunft  hinaus  nicht  will,  so  giebt 
es  nach  meinem  Ermessen  kein  besseres  Mittel, 
die  Volkswahl  des  Bundesrates  abzulehnen,  als  die 
Einführung  des  Proporzes.  Denn  es  will  mir  scheinen, 
dass  durch  die  Einführung  des  Proporzes  bei  der 
Wahl  des  Nationalrates  die  Wahl  des  Bundesrates 
durch  das  Volk  unnötig  und  überflüssig  würde. 

Sowohl  der  Herr  Beferent  der  Kommissionsmehr- 
heit,als  mein  verehrter  Herr  Minderheitskollege  haben 
hinsichtlich  der  Einführung  des  proportionalen  Wahl- 
verfahrens einige  Einwände  und  Bedenken  erhoben, 
auf  die  Ich  auch  etwas  eintreten  möchte.  Man  hat 
im  allgemeinen  betont,  und  zwar  zunächst  vonsei- 
ten der  Gegner  der  Initiative,  dass  das  proportionale 
Wahlverfahren  vielfach  Konfusion  und  Unklarheit 
in  das  Wahlgeschäft  gebracht  habe.  Es  mag  das 
sein  und  ich  will  es  nicht  bestreiten.  Allein  die 
Ursache  liegt  in  der  That  nicht  bei  dem  Grundsatz, 
sondern  bei  den  Vollziehungs-  und  Ausführungsbe- 
stimmungen. Ich  rechne  es  meinerseits  den  Initian- 
ten  hoch  an,  höher  als  der  Herr  Referent  der  Kom- 
missionsmehrheit, dass  sie  bloss  den  Grundsatz  des 
Proporzes,  nicht  aber  die  Ausführungsbestimmungen 
postuliert  haben,  und  ich  hoffe  dabei,  dass  es  der 
Bundesversammlung  gelingen  werde,  die  Erfahrun- 
gen, die  hinsichtlich  der  Durchführung  des  Pro- 
porzes gemacht  worden  sind,  zu  sammeln  und  aus 
denselben  das  Beste  für  die  Gestaltung  des  betreffen- 
den ßundesgesetzes  zu  ziehen. 

Weiter  ist  betont  worden,  und  der  Herr  Refe- 
rent der  Kommissionsmohrheit  hat  ziemlichen  Nach- 
druck darauf  gelegt,  dass  die  Einführung  dos  pro- 
portionalen Wahlverfahrens  für  den  Nationalrat  eine 
Aonderung  oder  Reorganisation  des  Ständerates  in 
dem  Sinne  bedinge,  dass  bei  der  Zusammensetzung 
und  Wahl  des  Ständerates  auf  die  Bevölkerungszahl 
der  Kantone  Rücksicht  zu  nehmen  wäre.  Ich  glaube 
nicht  an  diese  Folge  der  Proportionalwahl  des  Na- 
tionalrates und  vermag  den  Zusammenhang  boidor 
Fragen  nicht  zu  erkennen.  So  lange  die  Schweiz 
bundesstaallich  organisiert  bleibt,  wird  der  Ständerat 
Stünderat  bleiben,  wie  er  es  jetzt  Ist,  ein  wahrer  wirk- 
iicher  Hat  gleichberechtigter  Stände.  Sollte  die 
Schweiz  aber  einmal  ein  Einheitsstaat  werden  und 
sich  verfassungsmässig  als  solchen  deklarieren,  dann 
wird  allerdings  der  Zeitpunkt  gekommen  sein,  aus 
dem  Ständerat  eine  zweite  Volkskammer  zu  machen, 
wenn  man  ihn  überhaupt  nicht  abschaffen  will.  Aber 
wenn  d>-r  Strinderat  eine  zweite  Volkskammer  wer- 
den sollt«»,  so  würde  er  auch  sofort  vom  Proporz 
bedroht  werden.   Es  scheint  mir,  man  erhebe  die 


1  Drohung  betreffend  Reorganisation  des  Ständerates 
|  umsomebr  allzu  leicht,  weil  diese  Drohung  aus 
früheren  und  aus  gegenwärtigen  Zeiten  jeweilen  im 
Volke  gar  koinEcho  gefunden  hat  Dieselbe  kommt 
mir  —  vorzeihen  Sie  den  Ausdruck  —  als  ein 
Schreckschuss  mit  blinder  Munition  vor. 

Beide  Herren  Referenten  haben  grossen  Nach* 
druck  darauf  gelegt,  dass  die  Kantone  künftighin 
Wahlkreise  sein  sollen.  Der  Herr  Referent  der  Mehr- 
heit hat  sich  an  diesem  Satze  in  dem  Sinn  geslossen, 
dass  er  glaubt,  es  werden  damit  verschiedene  Re- 
präsentanzkörper geschaffen  und  es  werde  in  den 
Wahlkreisen  eine  Rechlsungleichheit  eingeführt. 
Aber,  meine  Herren,  diese  Rechtsungleichheit  be- 
steht ja  schon.  Sie  ist  zum  Teil  von  Herrn  Ritsohard 
erwähnt  worden.  Wir  besitzen  zur  Stunde  eine 
ganze  Musterkarte  von  Wahlkreisen,  im  Grunde  ge- 
nommen ohne  System  und  ohne  Konsequenz,  bloss 
mit  Rücksicht  auf  politische  Berechnung  und  etwa 
noch  auf  die  topographischen  Verhältnisse  der  Kan- 
tone zusammengesetzt  und  aufgestellt  Will  man 
in  That  und  Wahrheit  die  Wahlkreise  so  gestalten, 
dass  absolute  Rechtsgleichheit  herrscht,  dann  müssen 
Sie  notwendig  zu  Einerwahlkreisen  greifen.  Diese 
Einerwahlkreise  aber  will  niemand.  Die  von  den 
Initianten  vorgeschlagenen  neuen  Wahlkreise  haben 
wenigstens  das  Gute  für  sich,  dass  sie  mit  der 
historischen  und  staatsrechtlichen  Gliederung  der 
Eidgenossenschaft  zusammenfallen,  dass  sie  jegliche 
Wahlkreisgeomotrio  abschaffen  und  dass  sie  dem 
Parlament  die  oft  gereizten  und  gehässigen  Wahl- 
kroisdebatten  ersparen.  Das  sind  so  starke  Vorzüge 
der  neuen  Wahlkroisointeilung,  dass  sie  versöhnend 
wirken  muss. 

Weiter  wird  betont,  dass  7  Kantone  und  Halb- 
kantone  von  dem  Proporz  ausgeschlossen  seien  und 
in  eino  Sonderlage  versetzt  werden.  Bei  näherer 
Betrachtung  der  bezüglichen  Verhältnisse  ist  das 
gar  nicht  wahr  und  insbesondere  nicht  verletzend. 
Abgesehen  davon,  dass  niemand  und  auch  gewiss 
mein  Herr  Mindcrheitskollega  nicht,  einen  Aus- 
schluss irgend  eines  Kantons  aus  dem  Nationalrat 
wünschen  kann  odor  für  richtig  ansehen  würde, 
darf  erwähnt  worden,  dass  die  7  Kantone  und  Halb- 
kantone jetzt  schon  ihre  Wahlen  keineswegs  nach 
einer  Farbe  treffen,  sondern  dass  sie  eine  Farben- 
mischung vornehmen,  wie  sie  der  Proporz  nicht 
besser  vornehmen  könnte.  Ich  glaube  daher  nicht 
an  das  angekündigte  politische  Flurgesetz  und  zwar 
um  so  woniger,  weil  es  nicht  nur  die  Urkantone, 
die  man  am  Ende  in  einen  Wahlkreis  verschmelzen 
könnte,  sondern  auch  die  Kantone  Zug,  Glarus  und 
Schaffhausen  treffen  würde.  Wir  würden  das  Parla- 
ment in  Verlegenheit  bringen,  wenn  es  diese  Kan- 
tone unter  ein  Flurgesetz  stellen  müsste,  die  weit 
grösser  wäre,  als  bei  den  Urkantonen.  Uebrigons 
haben  diese  7  Kantone  bei  der  letzten  Volkszählung 
vom  Jahre  1888  schon  152,000  Einwohner  gehabt 
Sie  werden  mithin  sehr  bald  in  die  Lage  kommen, 
dass  sie  hinsichtlich  der  Volkszahl  und  Volksver- 
tretung nicht  mehr  privilegiert  sein  werden.  Wenn 
aber  einmal  der  Satz,  man  solle  die  Stimmen  nicht 
bloss  zählen,  sondern  auch  wägen,  gerechtfertigt 
ist,  so  ist  es  hier  der  Fall.  Dieso  152,000  Einwohner 
sind  bis  anf  wenige  9000  alles  Schwoizer,  die  des 
Landes  Lasten  getreulich  tragen  und  unter  des 
Vaterlandes  Fahne  stehen.  Gestatten  Sie  mir  aber, 
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1  andere  Kantone  und  Halbkantone  in  Vergleich  zu 
ziehen.  In  den  Kantonen  Bern,  Zürich,  Baselstadt, 
Thurgau,  Genf,  Tessin  und  Waadt  wohnen  nach  der 
Volkszählung  von  1888  schon  100,000  Ausländer, 
welche  Zahl  zweifoMos  bei  der  nächsten  Volkszäh- 
lung noch  ganz  erheblich  zunehmen  wird.  Diese 
160,000  Ausländer  berechtigen  die  genannten  Kan- 
tone zur  Wahl  von  gleichviel  Nalionalräten,  wie  die 
unvermischt  schweizerische  Bevölkerung  in  den 
kleinen  Kantonen  Uri,  Obwalden,  Nidwaiden,  Zug. 
Glarus,  Innerrhoden  und  Schaphausen.  Wenn  man 
den  Dingen  gelegentlich  etwas  genauer  auf  den 
Grund  geht,  ändert  sich  sehr  leicht  das  vermeint- 
liche Privilegium  in  ein  Gebot  der  ausgleichenden 
Gerechtigkeit.  So  auch  hier. 

Wenn  ich  für  den  Proporz  gesprochen  habe  und 
für  denselben  eingenommen  bin,  so  leitet  mich  kein 
Partei intoresse.  Ich  darf  wohl  behaupten,  äass 
die  Richtung,  der  ich  angehöre,  beim  Proporz  nichts 
zu  finden  hat  Ich  darf  auch  weiter  betonen,  dass 
die  Doppelinitiative  in  meinem  Kanton  eine  mehr 
als  küble  Aufnahme  gefunden  bat.  Ich  darf  endlich 
sagen,  dass  nach  meiner  Ansicht  es  gar  nicht  des 
Kampfes  wert  wäre,  der  treisinnigen  Partei  im 
Nationalrate  einige  Sitze  zu  entziehen.  Denn  sie 
wird  nach  meiner  vollen  Ueberzeugung  nach  wie 
vor  Uber  die  Mehrheit  verfügen.  Was  mich  leitet, 
für  die  Proporzinitiative  einzutreten,  ist  ihre  ideale 
Seite.  Ich  glaube  nämlich,  dass  der  Proporz  im 
öffentlichen  Leben,  im  Denken  der  Bürger  Wandel 
schallt.  Er  stellt  an  die  Stelle  des  absoluten  König- 
tums der  Mehrheit  die  Bethfttigung  aller  Bürger  im 
öffentlichen  Leben.  Ich  weiss  wohl,  dass  wir 
Schweizar  gerne  majorisieren.  Das  ist  gewisser- 
massen  ein  Erbstück,  das  auf  uns  gekommen  ist 
Der  Mediziner  würde  vielleicht  sagen,  wir  seien 
diesfalls  hereditär  belastet  Die  alte  Eidgenossen- 
schaft wäre  vielleicht  nicht  so  ruhmlos  untergegan- 
gen, wenn  sie  die  Kraft  und  den  Mut  gehabt  hätte, 
den  Bürgern  in  den  Vogleien  und  in  den  Unter- 
thanenländern  Gleichberechtigung  zu  gewähren- 
Heute  haben  wir  allerdings  den  Grundsatz  der 
Gleichberechtigung  in  der  Bundesverfassung.  Aber 
hinsichtlich  des  Wahlverfahrens  für  den  Nationalrat 
wird  er  doch  erst  dann  zur  vollen  That  und  zur 
rechten  Wahrheit  werden,  wenn  das  Wahlverfahren 
sich  in  dem  Sinne  vollzieht:  nicht  nur  den  Einen, 
jedermann  sein  Teil  und  sein  Recht 


Mniuinger:  Erlauben  Sie  mir  in  der  Proporz- 
frago  einige  Bemerkungen  vornehmlich  deshalb, 
weil  ich  in  Bezug  auf  dieses  Wahlverfahren,  wel- 
ches im  Kanton  Solothurn  eingeführt  ist,  aus  eini- 
ger Erfahrung  sprechen  kann. 

Ich  habe  mich  von  Anfang  an,  und  kann  es  zur 
Stunde  noch  nicht,  nie  auf  den  Standpunkt  erheben 
können,  dass  ich  das  eino  der  beiden  Wahlverfahren 
als  den  Typ  aller  Gerechtigkeit  und  das  andere 
Wahlverfahren  als  das  Gegenteil  betrachten  kann. 
Ich  glaube,  wenn  man  die  Sache  objektiv  betrach- 
tet und  sich  nicht  von  gewissen  idealisierenden 
und  philosophierenden  Gedankengängen  leiten  lässt, 
dieselbe  sich  doch  ganz  anders  ausnimmt  als  man 
gemeinhin  anzunehmen  pflegt 


Es  ist  unzweifelhaft  richtig,  dass  das  Majore, 
prineip  gewisse  Ungerechtigkeiten  mit  sich  bringt. 
Wenn  man  das  bekannte  Beispiel  anführen  hört 
dass  bei  1000  Wählern  501  alle  Repräsentanten 
wühlen  können  und  499  Wähler  keinen  erhalten, 
so  liegt  auf  der  Hand,  dass  das  eine  grobe  Unge- 
rechtigkeit ist  Zum  Glück  kommt  dieses  Verhältnis 
sehr  selten  vor.  Ich  glaube,  es  ist  noch  gar  nie 
vorgekommen.  Wenn  man  beim  Proporz  in  gleicher 
Weise  ubertreiben  wollte,  so  könnte  man  ja  auch 
sagen,  dass  unter  seiner  Herrschaft  das  ganze  öffent- 
liche Leben  sich  in  kleine  Partoiinteressen  zersplit- 
tere, wobei  nichts  Gescheites  herauskomme.  Wenn 
der  Majore  solche  Ungerechtigkeiten,  ähnlich  dem 
angeführten  Beispiel,  bringt,  so  ist  es  für  mich  eine 
ausgemachte  Sache,  dass  das  proportionale  Wahl- 
verfahron  in  diesem  Fall  ein  heilsames  Remedium 
ist.  Das  habon  wir  im  Kanton  Solothurn  erfahren. 
Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass  wir  mit  dem  Pro- 
porlionalverfahren  einen  Uebelstand  beseitigt  haben, 
der  vorher  unter  dem  Majore  bestanden  bat  Wir 
hatton  es  vorher  gar  nicht  mehr  dazu  bringen  kön- 
nen, dass  die  konservative  Partei  mit  einer  irgend- 
wie entsprechenden  Repräsentanz  im  Kantonsrat 
vertroten  war.  Bei  den  letzten  Wahlen  vor  der  Ein- 
führung des  Proporzes  hatten  wir  noch  8  Vertreter 
der  konservativen  Partei  im  Kantonsrat  Infolge  De- 
mission von  Seiten  der  Vertreter  der  Opposition  ist 
aber  der  Kantonsrat  schliesslich  ein  ausschliesslich 
treisinniger  geworden.  Das  ist  offen  gestanden  ein 
unhaltbarer  Zustand,  der  weder  im  Interesse  des 
Landes,  noch  im  Interesse  irgend  einer  vernünftigen 
Partei,  auf  die  Dauer  besteben  kann.  Durch  die 
Einführung  des  Proporzes  wurde  dieser  Uebel- 
stand bei  uns  beseitigt,  und  jede  Partei  erhält  ihre 
Vertretung  im  Verhältnis  zu  Ihrer  Stärke.  Aller- 
dings hat  es  da  auch  einige  Enttäuschungen  ge- 
geben, indem  die  Arbeiterpartei,  die  vorher  14  Ver- 
treter im  Kantontxat  hatte,  durch  den  Proporz  auf 
7  Vertreter  heruntergekommen  ist,  und  es  bei  den 
lotzten  Wahlen  nicht  höher  als  auf  9  gebracht  hat 

Ich  möchte  von  diesem  Standpunkt  aus  dem 
hohen  Flug,  den  Herr  Ritschard  genommen  hat, 
nicht  folgen.  Ich  glaubo,  es  heisst  doch  die  Sache 
etwas  vorquicken,  wonn  man  sittliche  und  sogar 
religiöse  Grundideen  und  Proportionalwahl  in  Zu- 
sammenhang bringt  Es  hat  mir  fast  geschienen, 
Herr  Ritschard  komme  im  Verlaute  seines  Votums 
dazu,  quabi  alt- 11.  Gebot  die  Forderung  aufzustellen: 
Du  sollst  den  Proporz  einführen.  Das  ist  entschie- 
den zu  weit  gegangen;  der  Flug  ist  zu  hoch  genom- 
men, sodass  die  thatsächlichen  Vorhältnisse  nicht 
mehr  erkannt  werden. 

Ich  gebe  zu,  dass  bei 
das  proportionale  Wahlsystem 
kann.  Es  kann  gegenüber  gewissen  Krankheiten 
und  bestehenden  Ungerechtigkeiten  ein  Heilmittel 
sein.  Aber  ich  kann  nicht  anerkennen,  dass  er 
ein  Nahrungsmittel  sei,  das  für  jedermann  und  unter 
allen  Umständen  zuträglich  sei,  und  ich  kann  nicht 
zugeben,  dass  es  speciell  ein  Bedürfnis  sei,  das 
proportionale  Wahlverfahren  für  den  Bund  einzu- 
führen. 

Das  proportionale  Wahlverfahren  hat  seine  be- 
denklichen Schattenseiten.  Erlauben  Sie  mir,  auf 
oinon  Uebelstand  aufmerksam  zu  machen,  der  bei 
uns  entschieden  zu  Tage  gotreten  ist  Das  propor- 
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tfcwale  Wahlverrahren  fuhrt  ra  unsaubern  politi- 
schen Machenschaften,  die  von  keinem  sittlichen 
und  religiösen  Standpunkt  aus  verteidigt  werden 
können.  Das  wird  in  der  Eidgenossenschaft  so  gut 
kommen,  wio  es  in  den  Kantonen  gekommen  ist 
Diese  Machenschalton  zeigen  sich  in  erster  Linie 
in  der  eigenen  Partei  selbst  DiePartoien,  die  ihre 
Kandidatenlisten  aulstellen,  müssen  naturgeraäss 
mehr  Kandidaten  bestimmen,  als  sie  im  besten 
Kalle  Vertreter  im  Rate  zu  erhalten  hoffen,  weil  sie 
nicht  wissen  wie  viel  Vertreter  sie  bei  der  Wahl 
erhatten  werden.  Eine  Partei  kann  das  nicht  genau 
berechnen  und  darf  sich  nicht  der  Eventualität  aus- 
setzen, dass  sie  unter  Umständen  mehr  Vertreter 
erhalten  hätte,  wenn  sie  mehr  Kandidaten  aufge- 
stellt hätte.  In  zweiter  Linie  muss  sie  es  thun,  um 
Ersatzmänner  zu  bekommen.  Denn  wenn  von  den 
Gewählten  einer  Partei  der  oine  oder  andere  abgeht, 
so  rücken  eben  die  Ersatzmänner  der  betreffenden 
Partei  nach.  Die  Partei  muss  also  solche  Ersatz- 
männer haben,  wenn  sie  nicht  Gefahr  laufen  will, 
eventuell  Vertreter  im  Rate  zu  verlieren.  Sobald 
man  nun  aber  weiss,  dass  nicht  alle  aufgestellten 
Kandidaten  gewählt  werden  können,  fängt  die 
Künstelei  an.  Die  verschiedenen  Gemeinden  und 
Teile  eines  Wahlkreises,  die  ihre  besondern  Inter- 
essen haben  und  diese  Interessen  im  Rate  vertre- 
ten haben  wollen,  werden,  wenn  sie  fürchten  müs- 
sen, dass  ihre  Kandidaten  unter  Umständen  nicht 
gewählt  werden,  alles  Mögliche  thun,  um  andern 
Kandidaten  der  eigenen  Partei  Stimmen  zu  ent- 
ziehen, damit  ihre  Kandidaten  in  Bezug  auf  Stim- 
menzahl im  Range  vorrücken  und  als  gewählt  her- 
auskommen. Das  ist  bei  uns  in  fast  allen  Wahl- 
kreisen in  eklatanter  Weise  zu  Tage  getreten,  und 
die  Enttäuschung  war  nach  dem  Bekanntwerden 
des  Wahlresultates  eine  grosse.  Alle  diejenigen 
Kreise,  die  keine  Vertretung  erhielten,  waren  sehr 
übler  Laune,  namentlich  deshalb,  weil  sie  die  Er- 
fahrung gemacht  hatten,  dass  ihre  Kandidaten  in- 
foige der  Machinationen  anderer  Teile  des  Wahl- 
kreises nicht  gewählt  worden  waren.  Es  waren 
namentlich  die  kleinem  Gemeinden,  die  darunter 
litten,  weil  sie  nicht  die  grossen  Stimmenzahlen 
auf  sich  vereinigen  konnten,  wie  die  grossen  Ge- 
meinden. Es  herrschte  daher  ziemliche  Unzufrie- 
denheit in  den  kleinern  Gemeinden,  und  ich  weiss 
nicht,  ob,  wenn  einmal  irgendwie  ein  Vorstoss 
gegen  den  Proporz  gemacht  werden  sollte,  derselbe 
nicht  gerade  von  diesen  kleinern  Gemeinden  unter- 
stützt würde.  Wenn  im  Kanton  Bern  in  einem  Wahl- 
kreis 27  Nationalräte  gewählt  werden  müssten,  so 
würde  das  eine  Koufusion  und  einen  Kampf  der 
einzelnen  Landesteile  gegen  einander  absetzen,  von 
dem  Herr  Ritschard  sich  vielleicht  einen  richtigeren 
Begriff  machen  kann,  als  der  Sprechende.  Herr 
Ritschard  hat  nach  dieser  Riohtung  hin  bereits 
einige  Andeutungen  gemacht,  und  ich  habe  den- 
selben entnommen,  dass  er  in  Bezug  auf  die  Folgen 
des  Proporzes  auch  gewisse  Befürchtungen  hat.  Ich 
bin  überzeugt,  dass  solche  Mach  nn  sc  halten  im  Kan- 
ton Bern  noch  mehr  vorkommen  würden,  als  in  dem 
kleinen  Kanton  Solothurn. 

Auch  andere  Künsteleien  sind  sehr  leicht  mög- 
lich. Sie  sind  bei  uns  nicht  eingetreten,  nach 
meiner  Ansicht  namentlich  deshalb  nicht,  well  dio 
Minorität  sich  hüten  muss,  solche  vorzunehmen,  da  | 


sie  zu  befürchten  hat,  dass,  wenn  dieselben  bekannt 
würden,  sie  eine  Waffe  gegen  den  Proporz  bilden 
würden.  Dieser  zweite  Uebelstand  betrifft  die  Mög- 
lichkeit des  Eingreifeds  der  einen  Partei  in  die 
andere  Partei.  Herr  Nationalrat  Hänggi  hat  zwar  im 
andern  Rate  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  dies 
kaum  möglich  oder  mit  grossen  Schwierigkeiten 
verbunden  sei.  Dem  gegenüber  konstatiere  ich, 
dass  in  der  Stadt  Solothurn,  die  einen  eigenen 
Wahlkreis  bildet,  zwei  Dutzend  freisinniger  Stim- 
men hätten  bewirken  können,  dass  der  beliebteste 
Führer  der  Opposition  nicht  gewählt,  sondern  an 
dessen  Stelle  ein  anderer  als  Kantonsrat  ernannt 
worden  wäre. 

Allgemeine  Vorzüge  des  Proporzes  werden  mit 
viel  Schein  der  Richtigkeit  angeführt  So  sagt  man, 
der  Friede  unter  den  Partelen  werde  gefördert 
Allein  das  ist  nur  teilweise  richtig.  Es  ist  klar, 
dass  eine  Minoritätspartei,  die  bis  anbin  gar  keinen 
Vertreter  hatte  und  nun  Ihre  Vertretung  erhält, 
gegenüber  der  Majoritätspartei  versöhnlicher  ge- 
stimmt ist,  als  es  früher  der  Fall  war.  Aber  das 
verhindert  in  keiner  Weise,  dass  im  übrigen  die 
innern  Parteigegensätze  gerade  so  scharf  aufeinan- 
derplatzen,  wie  ohne  den  Proporz.  Dar  Proporz  be- 
deutet nur  eine  Absohwächung  der  Gegensätze  naoh 
einer  gewissen  Richtung  hin.  Allein  es  ist  unbe- 
gründet, von  einem  allgemeinen  grossen  Frieden 
unter  den  Parteien  zu  sprechen.  Die  Hauptgegen- 
sätze der  Parteien  sind  aber  auf  die  Verschieden- 
heit der  Anschauungen  und  nicht  auf  das  richtiger 
oder  weniger  richtig  arbeitende  Wahlverfahren  zu- 
rückzuführen. 

Man  sagt  auoh,  der  Wahlkampf  werde  abge- 
schwächt Auch  dieser  Satz  enthält  einen  Toi 
Wahrheit  Der  Schlusskampf  wird  heim  Proporz 
nicht  so  giftig  geführt  werden,  wie  unter  dem 
Majorz.  Aber  Ich  habe  die  begründete  Meinung, 
dass  dagegen  der  Kampf  für  die  Wahlen  ein  ange- 
strengterer und  länger  dauernder  wird.  Bei  dem 
proportioneilen  Wahlverfahren  ist  eine  politische 
Partei  genötigt  sorgfältig  zu  präparieren  und 
richtig  und  frühzeitig  vorzugehen.  Der  Proporz 
verlängert  den  Kampf.  Das  ist  mir  aus  den  ver- 
schiedenen Bezirken  des  Kantons  Solothurn  bestä- 
tigt worden.  Die  Anforderungen  an  die  Partei  wer- 
den nach  dieser  Richtung  grösser,  als  unter  dem 
Majorz. 

Ich  will  Sie  mit  diesen  Details  nicht  länger  hin- 
halten. Nach  meiner  Ansicht  ist  der  Proporz  kein 
Bedürfnis  und  keine  absolute  Notwendigkeit  für  die 
Eidgenossenschaft  Ich  anerkenne  das  Porportional- 
wahiverfahren  als  ein  Heilmittel  bei  gewissen  Uebel- 
ständen.  Diese  Uebolstände  bestehen  aber  in  der 
Eidgenossenschaft  nicht  Es  kann  nicht  bestritten 
werden,  dass  specioll  die  katholisch-konservative 
Partei  im  Ständerat  ausserordentlich  stark  vertreten 
ist.  Ich  habe  auch  nie  gohört,  dass  im  Nationalrat 
die  verschiedenen  Parteien  nicht  zum  Worte  kom- 
men. Alle  Minderheitsparteien  sind  dort  vielmehr 
vertreten,  von  der  ultramontanen,  der  konservativen 
bis  zur  social  demokratischen  Partei,  die  im  Natio- 
nalrat über  eine  überaus  rührige  Vertretung  verfügt 
Ich  vermag  also  da  keine  Uebelstände  zu  sehen 
wio  die,  dio  uns  im  Kanton  Solothurn  nötigten,  den 
Proporz  einzuführen.  Man  sollte  das  Gebiet  der 
Proporlionalwahlen  vorerst  den  Kantonen  überlassen. 


Digitized  by  Google 


—  4r,5  - 


Sie  sollen  ans  ein  Vorfahren  schaffen,  auf  das  wir 
abstellen  können,  sie  sollen  uns  ein  System  suchen 
und,  wenn  es  möglich  ist,  finden,  nach  welchom 
der  Proporz  richtig  funktioniert  Ich  anerkenne 
durchaus  nicht,  dass  die  Kantone,  welche  den  Pro- 
porz besitzen,  ein  solches  Verfahren  geliefert  haben. 
Denn  es  kann  niemand  verkennen,  dass  jeder  Kan- 
ton eine  andere  Meinung  hat  bezüglich  des  Systems 
jedenfalls,  und  bezüglich  des  Proporzes  werden 
auch  verschiedene  Stimmen  laut.  Die  Kantone  sollen 
uns  vorangehen,  und  erst  dann,  wonn  sio  ein  Sy- 
stem gefunden  haben,  das  sich  als  richtig  heraus- 
stellt, wird  man  davon  sprechen  können,  es  in  der 
Eidgenossenschaft  ebenfalls  zur  Anwendung  zu  brin- 
gen. Man  sagt  nun  allerdings,  das  System  sei  Neben- 
sache, der  Grundsatz  sei  die  Hauptsache.  Wenn 
man  einmal  anerkannt  habe,  die  Minderheitsverlre- 
tung  sei  ein  ethisches  Princip,  so  müsse  man  den 
Proporz  einführen.  Ich  glaube,  in  dieser  Logik  liegt 
ein  Sprung.  Die  Art  und  Weise  der  Durchführung 
ist  die  Hauptsache,  und  wenn  man  eben  die  rieh- 
Uge  Art  der  Durchführung  nicht  hat,  so  bringt  man 
auch  den  Grundsatz  nicht  zur  richtigen  Durchfüh- 
rung. So  lango  man  nicht  bestimmt  weiss,  dass  der 
Proporz  richtig  funktioniert,  kommt  auch  der 
Grundsatz  der  Minderheitsverlretung  nicht  zur  Gel- 
tung. 

Ich  habe  für  mich  die  Meinung  —  sie  ist  vom 
Herrn  Berichterstatter  schon  angedeutet  worden  — 
dass  es  bosser  wäre,  bevor  über  die  Durchfüh- 
rung desselben  die  erlordorliche  Klarheit  geschaffen 
ist,  den  Grundsatz  nicht  einzuführen.  Ich  verweiso 
in  dieser  Beziehung  wieder  auf  den  Kanton  Solo- 
thurn.  Da  hat  man  sich  gesagt,  dass  der  Grundsatz 
gar  nicht  zur  Annahmo  gebracht  werden  könno, 
wenn  man  nicht  gleichzeitig  den  Leuten  mitteile, 
wie  der  Proporz  aussehen  werde.  Wir  haben  des- 
halb zugleich  mit  dem  Grundsatze  das  bezügliche 
Ausführungsgesetz  dem  Volke  zur  Annahme  vor- 
gelegt Ich  glaube,  dass  vom  System  beinahe  alles 
abhängt 

Von  diesem  Standpunkte  halto  ich  es  nicht  für 
richtig,  in  der  Eidgenossenschaft  den  nackten  Grund- 
satz zu  proklamieren  und  anzunehmen  und  dann 
später  mit  Mühe  und  Not  an  die  Durchführung  des 
Grundsatzes  zugehen,  umsomehr,  als  bis  zur  Stunde 
noch  niemand  weiss,  welches  die  richtige  Durch- 
führungsart ist.  Wenn  man  für  die  Eidgenossen- 
schaft einen  so  wichtigen  Schritt  thun  will,  so  sollte 
man  sich  doch  klar  sein  und  nicht  ins  Blaue  hin- 
ein vorgehen. 

(Jod  schliesslich  muss  doch  immer  wieder  be- 
tont werden,  dass  in  der  Festhaltung  der  Kantone 
als  Wahlkreise  eine  Ungerechtigkeit  und  oin  un- 
überschreitbarer  innerer  Widerspruch  liegt  Wenn 
Sie  den  Proporz  einführen  woll  n,  so  müssen  Sie 
dafür  sorgen,  dass  er  'uch  überall  durchgeführt 
werden  kann.  Sie  können  nicht  den  Proporz 
dadurch  auf  den  Kopf  stellen,  dass  Sie  sagen,  j-i 
wir  haben  eben  einzelne  Kantone,  wo  er  nicht 
durchgeführt  werden  kann.  Das  ist  ein  so  grosser 
Widerspruch  in  sich  selbst,  dass  Ich  nicht  dazu 
stimmen  könnte  Es  ist  das  die  Negation  des  Prin- 
oips  selbst  und  wenn  es  nur  oinen  kleinen  Teil 
der  Eidgenossenschaft  trifft,  so  ist  es- nichtsdesto- 
weniger so.  Und  man  kommt  darüber  nicht  hinaus, 
auch  wenn  man  sagt  wir  haben  gegenwärtig  auch 


Ungerechtigkeiten  in  den  Wahlkreisen  der  Eidge- 
nossenschaft. Ich  will  darüber  nicht  reden.  Aber 
man  wird  doch  nicht  sagen  wollen,  dass  in  den 
bestehenden  Wahlkreisen  der  Majore  nicht  überall 
durchgeführt  werden  könne,  und  das  müsste  man 
behaupten  können.  Wenn  Sie  aber  Wahlkreise  bil- 
den wollen,  die  an  die  Kantonsgrenzen  gebunden 
sind,  wodurch  die  Durchführung  des  Proporzes  teil- 
weise unmöglich  gemacht  wird,  so  sind  Sie  inkon- 
sequent und  ungerecht  und  dazu  kann  ich  nicht 
stimmen. 

Ich  stimme  zum  Antrage  der  Kommissions- 
mehrheit 


üsterh  Ich  stehe  auf  demselben  Standpunkt, 
den  Herr  Munzinger  in  der  Einleitung  seines  Vo- 
tums skizziert  hat  Ich  habe  den  Eindruck,  dass 
wir  hinsichtlich  der  Wahl  des  Nationalrates  heute  auf 
Grund  des  gegenwärtigen  Gesetzes  und  auf  Grund 
der  Initiative  durchaus  nicht  so  weit  auseinander- 
stehen. Der  Nationalrat  ist  nicht  von  der  Mehrheit 
des  Schweizervolkes  gewählt,  sondern  von  den 
Mehrheiten  der  Wahlkreise.  Und  weil  das  ist  und 
weil  die  Parteien  auf  die  einzelnen  Nationalrats- 
wahlkreiso  ungleich  verteilt  sind,  so  haben  wir  da 
auch  eino  etwelohermassen  proportionale  Vertre- 
tung. Sie  können  dieselbe  eine  kasuelle  nennen 
oder  eine  topographische,  aber  wir  haben  eine  pro- 
portionale Vertretung,  und  ich  gehe  mit  Herrn 
Munzinger  und  Herrn  Muheim  davon  aus,  dass  die 
Annahme  der  Initiative  an  diesen  Verbältnissen 
sehr  viel  nicht  andern  wird. 

Ich  bin  gegen  die  Initiative.  Ich  will  die  vielen 
Gründo,  die  gegen  dieselbe  vorgebracht  worden 
sind,  nicht  wiederholen.  Ein  wesentlicher  Grund 
ist  für  mich,  wie  für  Herrn  Munzinger,  die  That- 
sache,  dass  wir  Proporz-  und  Majorz Wahlkreise 
haben  würden,  ohne  dass  ein  innerer  Grund  dafür 
vorliegt  dass  die  kloinen  Kantone  mit  1  oder  2 
Vertretern  nicht  mit  andern  Wahlkreisen  vereinigt 
werden  könnten,  nach  der  ganzen  Entwicklung 
unseres  VerfassuDgslebens,  nach  der  Berechtigung 
und  Bedoutung  unseres  staatlichen  Lebens.  Der 
Nationalrat  ist  nicht  die  Vertretung  der  Kantone, 
sondern  des  Scbweizervolkes,  und  wenn  bis  jetzt 
die  Verfassung  jedem  Kanton  einen  Vertreter  zuge- 
sichert hat  so  sichert  sie  doch  nicht  jedem  Kan- 
tono einen  Einwohner  desselben  als  Nationalrat 
Denn  es  ist  nicht  notwendig,  dass  derjenige,  der 
zum  Nationalrat  gewählt  wird,  Einwohner  oder  gar 
Bürger  des  betreffenden  Wahlkreises  sei,  sondern 
es  genügt  dass  es  ein  Eidgenosse  ist.  Ich  verweise 
Sie  auf  die  Wahl  des  Herrn  Dubs  im  Kanton  Waadt, 
des  Herrn  Geresole  im  Kanton  Born.  Die  Kantone 
haben  also  eine  Garantie,  dass  jemand  aus  ihrer 
Mitte  gewählt  werde,  nicht.  Wenn  die  Mehrheit 
Ihren  Vertrauensmann  ausserhalb  des  Kantones 
wählt  so  nat  s'e  das  Hecht  dazu,  und  wir  dürfen 
doch  auch  darauf  hinweisen,  wie  sehr  die  Kantone 
im  Leben  draussen  gegenüber  früher  zurückgegan- 
gen sind,  nicht  nur  im  gemeinen  Verkehrsleben, 
sondern  insbesondere  auch  —  und  das  gehört  ja 
auch  und  mit  vollem  Rechte  zum  öffentlichen  Leben 
—  auf  dem  Gebiete  des  Heerwesens,  wo  die  Jung- 
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mannschaft  der  verschiedensten  Kantone  in  treuer 
Waffenkanieradscbaft,  ohne  Rüeksici.t  auf  die  Ko- 
karde, Schüller  an  Schuller  steht. 

Gestatten  Sie  mir  noch,  zwei  weitere  Punkte, 
von  denen  der  eine  schon  etwas  berührt  worden 
ist,  dor  andero  aber  noch  nicht  zur  Diskussion  ge- 
taugt ist,  kurz  zu  erörtern. 

Die  Initiative  krankt  schwer  daran,  dass  sie  a 
priori  die  Kantone  als  Wahlkreise  formiert.  Wir 
haben  also  Wahlkreise  vou  einem  Mitglied,  von  8, 
von  20,  von  27,  ja  vielleicht  von  30  Mitgliedern. 
Das  ist  nicht  nur  formoll  eiue  ungeheure  Ungleich- 
heit für  die  Ausübung  dos  Wahlrochlos,  sondern 
auch  eine  ebensolche  Ungleichheit  für  die  Hand- 
hahun«  des  proportionalen  Wahlverfahren?.  Wir 
sollten,  wenn  wir  zum  proportionalen  Wahlver- 
fahren kommen,  unbedingt  auch  gleichmässigo  Wahl- 
kreise scharfen,  Wahlkreise  für  vielleicht  6  öder  7 
Mitglieder.  Da  hätten  wir  die  Möglichkeit,  die  Wahl- 
kreise zu  Uberblicken.  Man  kennt  die  Stärke  der 
Parteien,  die  lokalen  Bedürfnisse,  die  Kandidaten 
sind  den  Wählern  zum  grossen  Teile  bekannt.  Di 
grossen  Wahlkreise  mit  10,  20  und  30  Mitgliedern 
entbehren  aber  vollständig  dieser  Uebersichtlichkeit. 
Die  Vorbereitung  der  Kandidatenliste,  die  beim 
Proporz  von  jeher  eine  grosse  Rolle  gespielt  hat, 
wird  ungemein  erschwert  Wir  kommen  zu  mannig- 
fachen, bald  sich  kreuzenden,  bald  koalisierenden 
Gruppen  und  Gruppensystemen  in  politischer,  so- 
cialer, volkswirtschaftlicher  und  lokaler  Gliederung. 
Die  Sache  wird  so  kompliziert,  ja  man  darf  mit 
Herrn  Munzinger  sagen,  so  konfus,  dass  die  ganze 
Wahlvorbereitung  von  vornherein  aus  der  Hand  der 
Stimmberechtigten  heraus  und  hinüber  in  die  Hand 
eines  einzigen  kantonalen  Wahlkomitees  geht,  wäh- 
rend wir  doch  bis  jetzt  in  den  grossem  Kantonen 
%  3,  4,  5  und  6,  ja  7  Komitees  und  Wahlversamm- 
lungen hatten,  wo  sich  also  eine  grossere  Zahl  von 
Bürgern  an  der  Vorbereitung  der  Wahl  und  an  der 
Aufstellung  der  Kandidatenliste  beteiligte. 

Wenn  wir  nun  in  Aussiebt  nehmen,  dass  wir 
ein  proportionales  Wahlverfahren  einführen,  das 
dem  Bürger  eine  grossere  Freiheit  sichern  soll,  auf 
der  andern  Seite  aber  die  Möglichkeit  der  Ueber- 
raschungen  in  sich  schliesst,  so  müssen  wir  sagen, 
dass  je  grösser  der  Wahlkreis  ist,  desto  grösser 
auch  die  Gefahr  sein  wird,  dass  die  Wahlmaschine 
schlecht  funktioniert  und  den  Zufällen  anheimge- 
geben ist,  nicht  nur,  dass  sie  überhaupt  nicht  zur 
Zufriedenheit  arbeitet,  sondern  es  werden  insbe- 
sondere die  grossen  Wahlkreise  in  der  Nutzbar- 
machung der  guten  Seiten  der  Proporzwahl  gegen- 
über den  kleinen  Wahlkreisen  zurückstehen  müssen. 
Nehmen  Sie  einmal  die  Möglichkeit  des  Pana- 
schierens. Da  geht  es  wahrscheinlich  in  einem  grossen 
Wahlkreise,  wo  der  Zufall  und  die  Intrigue 
eine  grosse  Rolle  spielen  können,  sehr  viel  leichter 
an,  dass  die  eine  Partei,  welche  gut  organisiert  ist, 
die  Spitzenreiter  der  andern  wogschiesst  Es  kommt 
weiter  in  Betracht,  dass  in  den  grossen  Kreisen 
sehr  viel  mehr  die  Möglichkeit  und  die  Gefahr  des 
emlettement  besteht  und  der  Reiz  zu  dessen  An- 
wendung vorhanden  ist.  In  einem  Fünfcrwahlkrois 
kann  man  doch  nur  in  5  Gruppen  auseinanderfallen, 
in  Wahlkreisen  mit  30  Vertretern  aber  in  30  Grup- 
pen, und  da  ist  gerade  in  den  grossen  Wahlkreisen 
die  Gefahr  naheliegend,  dass  die  grossen  Parteien 


und  Principienfragen  zu  kurz  kommen.  Deshalb 
verstehe  ich  die  Empfehlung  dos  Ikiru  Ritschard, 
dass  aus  dem  Kanton  Bern  ein  Einerwablkreis  ge- 
macht werde,  nicht  völlig. 

Wir  haben  also,  um  diesen  Punkt  resümierend 
abzuschliessen,  durch  dio  grosse  Verschiedenheit 
der  kantonalen  Wahlkreise  von  vornherein  eine  die 
Sache  selbst  beeinträchtigende  Gestaltung  der  künf- 
tigen NalionalraUwahlen,  eine  Beeinträchtigung  des 
proportionalen    .  i  Verfahrens  selbst. 

Und  nun  noch  ein  letzter  Punkt.  Gewiss  hat 
die  vorliegende  Initiative  einen  Kopf  und  zwar  einen 
Kopr,  der  genau  weiss,  was  er  will.  Sie  mag  auch 
einen  Rumpf  haben,  wenn  er  auch  nicht  sehr  pro. 
portioniert  ist,  aber  ich  fürchte,  dass  die  Initianten 
zuwenig  daran  gedacht  haben,  dass  die  Initiative 
auch  ein  Gangwerk  haben  sollte.  Die  Beine  der 
Initiative  sollen  die  Ausführungsbestimmungen  der 
Verfassung  sein,  Ausführungsvorschriften,  welche 
die  Vollziehung  der  Initiative  unter  allen  Umstän- 
den in  kürzester  Frist  sichern.  Wir  dürfen  nicht 
vergessen,  dass  wir  es  hier  nicht  mit  einer  Sache 
des  materiellen  Staatsrechtes  zu  thun  haben,  son- 
dern mit  einer  Sache,  welche  die  innerste  politische 
Organisation  der  Eidgenossenschaft  berührt.  Der 
Nationalrat  ist  eines  der  vornehmsten  Organe  des 
|  Staatslebens.  Seine  grossen,  verantwortungsvollen 
und  schweren  Kompetenzen  sind  Ihneu  besser  be- 
kannt, als  mir,  dem  Neuling.  Ich  halte  aber  deshalb 
dafür,  dass  eine  Verfassungsbestimmung  so  in  sich 
selbst  fest  und  sicher  begründet  sein  muss,  dass 
dio  blosse  Möglichkeit,  dass  sie  nicht  zur  Existenz 
gelangen  könnte,  sozusagen  ausgeschlossen  sein 
muss.  Nun  hat  aber  auffallenderweise  die  initiative 
gar  kein  Gewicht  darauf  gelegt,  dass  sie  auch  unter 
allen  Umständen  zur  Existenz  gelange.  Sie  sagt  ein- 
fach, es  sei  Sache  der  Bundesgesetzgebung,  die 
Proporzwahl  zur  Verwirklichung  zu  bringen.  Wir 
wissen  aber,  dass  die  Bundesgesetzgebung  manch- 
mal nicht  prompt  zu  arbeiten  vermag.  Haben 
wir  nicht  eine  ganze  Anzahl  von  Verfassungsvor- 
schriften,  die  seit  Jahren  der  Ausführung  harren? 
Wir  erinnern  uns  an  die  Landesbank,  an  die  Kran- 
ken- und  Unfallversicherung,  an  dio  Bemühungen 
der  Räte,  die  Doppelbesteuerung  zu  regeln,  an  die 
Verfassungsvorschrift  betreffend  die  Ausübung  der 
wissenschaftlichen  Berufsarten.  Wir  denken  daran, 
oder  wir  haben  es  eigentlich  schon  fast  vergossen, 
dass  die  Verfassung  eine  eidgenössische  Universität 
vorsieht 

Nun  ist  die  Materie  der  Proporzwahl  eine  so 
neue  und  im  ganzen  und  in  einzelnen  Fragen  so  be- 
strittene, und  auch  eine  so  schwierige,  bezüglich  der 
Kumulation,  des  Panaschierens,  des  limitierten  Vo- 
tums, des  grössern  oder  geringem  Zwangs  bei  der 
Einreichung  von  Listen  u.  s.  w.,  dass  wir  schon 
bei  der  Beratung  jedes  einzelnen  Rates  darauf  zählen 
müssen,  dass  wir  eifrig  darüber  streiten  werden, 
was  überhaupt  das  proportionale  Wahlverfahren  ist 
und  was  nicht,  ob  z.  B.  das  limitierte  Votum  auch 
in  diesen  Begriff  gehöre  oder  nicht  Diese  selben 
Differenzen  werden  nicht  nur  in  den  beidenRätcn,son- 
dern  auch  unter  den  beiden  Räten  aus  getragen  werden 
müssen,  falls  die  Proportionalwahl  sollte  angenom- 
men worden.  Dieser  Annahme  wird  aber  ein  harter, 
violerorts  vielleicht  leidenschaftlicher  Kampf  voran- 
gehen.   Wenn  die  Initiative  angenommen  wird,  so 
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wird  sie  von  den  Freunden  derselben  ein  Verdikt 
gegen  den  Nationairat  gonannt  werden.  Ks  wird 
heissoa:  der  Nationalrat  ist  nicht  der  wahre  Ver- 
treter des  Schweizervolkes,  deshalb  wählen  wir 
einen  andern,  und  wie  naheliegend  ist  es  da,  dass 
in  der  Öffentlichen  Meinung  überall  geltend  gemacht 
wird,  die  Arbeit  des  Nationalrates  könne  auf  eine 
objektive  Arbeit  keinen  Anspruch  machen? 

Aber  angenommen,  der  Nationairat  und  der 
Ständerat  könnten  sich  über  ein  System  einigou, 
so  haben  wir  unter  allen  Umstäuden  ein  nach  dor 
Natur  der  Sache  kompliziertes  Gesetz  vor  uns,  mit 
zum  Teil  umständlichen  formalen  Vorschriften,  Vor- 
schriften, die  schwer  angefochtene  Neuerungen  in 
sich  schliessen,  welche  viele  unserer  Mitbürger 
fremd  anmuten  werden.  Wie  nahe  liegt  es  da,  dass 
gegen  ein  solches  Gesetz  eine  Refcrond  umsbewegung 
in  Sccdg  gesetzt  wird,  und  dass  es  insbesondere 
die  unterlegenen  Gegner  frischen  Mutes  probieren 
werden,  die  Schlappe,  die  sie  erlitten  haben,  wieder 
auszuwetzen.  Wir  müssen  angesichts  der  wichtigen 
Stellung,  welche  der  Natioualrat  in  unserem  Staats- 
leben einnimmt,  die  Möglichkeit  einer  Schwenkung 
in  der  Anschauung  ins  Auge  fassen.  Erinnern  wir 
uns  der  imposanten  Abstimmung  vom  Jahre  1890, 
wo  mit  jubelndem  Mehr  die  Einfuliruug  der  Kran- 
ken- und  Unfallversicherung  beschlossen  wurde  uud 
vergleichen  wir  damit  die  Niederlage,  welche  die 
Versicherungsgosetze  am  20.  Mai  erlitten  haben! 
Eine  solche  Schwonkung  der  Volksmeinung  konnte 
sich  neuerdings  oroigoon. 

Wie  aber  liegt  die  Sache,  wenn  oino  solche 
Schwenkung  ointritt?  Ist  dio  Mehrheit,  welche  das 
Gesetz  zu  Fall  gebracht  hat,  oino  geringe,  so  wird 
man  es  eben  versuchen,  mit  dem  Anbringen  elwelcher 
Modifikationen  dio  Verfassung  durchzuführen;  wenn 
aber  die  Mohrhoit  gross  ist,  welches  ist  dann  die 
Situation?  Das  Allermindeste  ist,  dass  die  höchsten 
Zweifel  darüber  entstehen,  was  weiter  geschehen 
soll.  Aber  nehmen  wir  an,  dio  Räte  versuchen 
einen  neuen  Entwurf.  VVeon  aber  dieser,  wie  das 
Gesetz  über  dio  Militärpflichtersatzsteuor,  wiederum 
verworfen  wird  und  der  Nationalrat  im  Jahre  1902 
noch  nicht  nach  der  neuen  Verfassungsbestimmung 
gewählt  werden  kann'?  Haben  wir  dann  nicht  einen 
geradezu  unerträglichen,  ja  unmöglichen  Zustand? 
Der  Nationalrat  muss  im  Widerspruch  mit  der  Ver- 
fassung gewählt  werden,  mit  oiner  Verfassungsbe- 
stimmung, die  das  Volk,  ohne  das  Vorschulden  der 
Räte,  nicht  zur  Ausführung  zu  bringen  vermocht 
hat  Mit  einem  solchen  Nationalrat  wäre  gewiss 
schon  in  gewöhnlichen  Zeiten  schwer  zu  regioren. 
Beunruhigend  würde  aber  die  Situation,  wenn  dieser 
Zustand  nicht  nur  in  friedlichen  Zoiten,  sondern 
in  ernsten  und  schweren  Zeiton,  in  dio  wir  ja  mit 
jedem  Tage  treten  können,  bestehen  sollte.  Wir 
müssen  immer  darauf  gewappnet  sein,  dass  wir  die 
schwersten  Entscheidungen,  die  an  dio  Bürger  und 
Repräsentanten  heran troton  könnon,  in  den  kri tisch- 
ten Momenten  zu  troffen  vermögen.  Worauf  soll 
der  Nationalrat  seine  Verantwortlichkeit,  seine  Au- 
torität basieren?  Auf  ein  Mandat,  das  ihm  im  Wider- 
spruche mit  dor  Verfassung  erteilt  worden  ist?  Be- 
steht da  nicht  eine  Gefahr,  dass  der  Nationalrai, 
statt  dass  er  eine  slchore  Haud  hat,  sich  unsicher 
und  zaudernd  verhält? 

In  unserer  Heeresorganisation  sind  wir  sorgfältig 
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und  ernstlich  bemüht,  durch  Neubewaflnungen  und 

Aer.  leruugen  der  Organisation  die  Schlagfcrligkeit 
und  Wehrhaftigkeit  der  Armee  für  jeden  Augenblick 
zu  sichern.  Der  Nationalrat  zählt  zufolge  seiner  Kom- 
petenzen zu  einem  wichtigen  Organ  dar  Landesver- 
teidigung. Und  nun  schafft  die  Initiative  die  Mög- 
lichkeit, dass  während  einer  längeren  Periode  der 
Nationalrat  im  Widerspruch  mit  der  Vorfassung  be- 
steht. 

Meines  Erachtens  hätte  somit  dio  Initiative,  da 
sie  an  diese  wichtigsten  Fragen  unserer  staatlichen 
Organisation  herangetreten  ist,  sich  nicht  damit 
begnügen  sollen,  zu  erklären,  wie  sie  wünsche, 
dass  in  Zukuuft  der  Nationalrat  gewählt  werde, 
sondern  sie  hätte  dafür  besorgt  sein  sollen,  dass 
die  Ausführung  in  der  Uebergaagszeit  ohne  Erschüt- 
terung, ohne  die  Möglichkeit,  eine  Schwächung 
unserer  politischen  Institutionen  herbeizuführen, 
gesichert  worden  wäre.  Dio  Initiative  hätte  eine 
Bestimmung  onthalton  sollen,  welcho  besagt,  dass 
für  die  erste  Wahl  des  Nationalrates  auf  dem  Wege 
des  Proportional  -  Wahlvorfahrens  oin  Bundesbe- 
schluss  erlassen  werden  müsse,  mit  Bezug  auf 
welchen  oin  Rolerendumsvorbehalt  nicht  bestehe. 
Die  Initiative  ist  eino  Verfassungsinitiativo.  Es  hätte 
doshalb  ohne  weiteres  eine  solche  Vorschrift  er- 
lassen worden  können.  Wer  dann  damit  hätte  be- 
auftragt werden  müssen,  diesen  ßundesbeschluss 
durchzuführen,  darüber  kann  man  verschiedener 
Ansicht  sein.  Es  hätte  sich  ja  vielleicht  empfohlen, 
statt  don  beiden  Räten  die  vereinigte  Bundesver- 
sammlung mit  dem  Erlasse  eines  bezüglichen  De- 
kretes zu  beauftragen.  Aber  jedenfalls  haben  wir 
in  unserer  Verfassung  die  Organe,  welche  dafür 
hätten  sorgen  können,  dass  au!  Grund  einer  so 
formulierten  Initiative  binnen  kürzester  Frist  ein 
Bundesbescbluss  zu  stände  gekommen  wäre,  welcher 
die  Wahl  des  Nationalrates  nach  irgend  einem  Pro- 
portionalwahlverfahren gesichert  und  die  Durch- 
führung ermöglicht  hätte.  Sache  der  ordentlichen 
Gesetzgebung  des  Bundes  wäre  es  in  der  Folge  ge- 
wesen, in  Uebereinstimmung  zwischen  Nationalrat 
und  Ständerat  und  unter  Wahrung  des  Referen- 
dumsrechtes des  Volkes  das  definitive  Wahlgesetz 
für  die  folgenden  Wahlen  in  den  Nationairat  zu 
schaffen.  So  wären  wir  bei  Annahme  der  Initiative 
sicher  gewesen,  dass  der  Nationalrat  von  1002  unter 
allen  Umständen  mit  der  Verfassung,  nicht  gegen 
die  Verfassung  gewählt  worden  wäre. 


M.  Borthoud:  Jo  dois  tout  d'abord  m'excuser 
si  je  parle  trop  souvent  de  la  loi  eiectorale  neu- 
chäteloise,  mais  il  faut  bien  quo  je  parle  des  chosee 
quo  je  connais,  dos  experiences  qui  ont  ete  faites 
sous  mes  yeux. 

II  y  a  32  ans  bientöt,  lo  30  juin  1868,  la  ques- 
tion  de  la  representation  proportionnelle  a  ete  sou- 
levee  au  grand  conseil  de  Nouchätel  par  le  depöt 
d'une  motion.  La  reforme  eiectorale  com;  tait  de 
nombreux  adherents  parmi  les  radicaux  I  Neuchätel- 
Ville,  en  particulier  parmi  les  jeuues  radicaux  de 
la  ville  qui  etaient  en  minorite  et  ne  pouvaient  pas 
faire  passer  dans  le  conseil  general  de  commune 
les  candidats  de  leur  prelerence.    Iis  ne  pouvaient 
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pas  nommer  un  seul  depute  au  grand  consell  et  plus 
d'une  fois  il  est  arrive  que  les  interels  de  la  ville 
de  Neucbätel  ont  eu  ä  souDrir  du  fait  que  la  ville 
n'etait  pas  ropresentee  au  grand  conseil  par  un  seul 
depute  ayant  l'oreille  de  la  majorite. 

Le  lait  que  le  parti  radical  est,  depuls  plusieurs 
annees,  devenu  la  majorite  dans  la  ville  de  Neu- 
chätel,  n'a  pas  modilie  mon  opinion.  La  reforine 
n'aboutit  pas  en  1868  dans  mon  canton;  l'opinion 
publique  n'etait  pas  encore  assez  preparee  ä  ce 
cbangement,  mais  les  societes  reforntistes  conti- 
nuerent  ä  s'en  occuper  et  les  elections  du  grand 
coasoii  eo  1389  en  demontreront  la  necessite. 

Voici  quelle  etait  la  Situation  de  La  Chaux-de- 
Fonds  en  1889;  il  y  avait  trois  partis  en  presence: 
le  parti  radical,  le  parti  socialisto  et  le  parti  libe- 
ral. Aucon  d'eux  ne  possedait  la  majorite  absolue 
et  lors  de  l'election,  auoun  dopute  ne  tut  elu.  L'eloc- 
tion  n'aboutit  pas  au  douxieme  tour  de  scrulin, 
mais  seulement  au  troisiemo  tour,  parce  qu'une 
entente  s'etablit  alors  entre  les  partis.  Teile  est 
la  singuliere  Situation  dans  laquelle  nous  nous  trou- 
vions  alors  ä  Neuchatol;  notro  loi  electorale  etait 
fondee  sur  le  Systeme  de  la  majorite  absolue,  dans 
sa  purete  absolue,  et  ne  prevoyant  pas  qu'un  de- 
pute peut  eure  elu  ä  la  majorite  relative.  On  ne 
serait  pas  sorti  de  cette  Situation  sans  l'entente  qui 
intervint  sur  la  base  de  la  proportionnelle. 

Peu  de  temps  apres,  la  memo  Situation  elec- 
torale se  dessina  au  Locle.  Si  des  coalitions  se  pro- 
duisaient  entre  deux  partis  de  mlnorites,  les  socia- 
iistes  et  les  überaux,  ceux-ci  pouvaient  faire  passer 
une  deputation  d'opposition  complete  a  La  Cbaux-de- 
Fonds  et  au  Locle  et  avec  l'appoint  de  quelques 
deputes,  elus  dans  d'autres  Colleges,  ('Opposition 
qui  etait  on  minorite  dans  le  pays  aurait  ete  la  ma- 
jorite au  grand  conseil. 

Ainsi  la  demonslration  etait  faito  d'une  maniere 
tangible  des  inconvenients  du  systfcme  majoriUiro 
qui,  dans  certaines  circonstances,  conduit  ä  ce  resul- 
tat  quo  la  minorite  du  peuple  devient  la  majorite 
du  grand  conseil.  Aussi  un  mouvement  d'initiative 
legislative  etait  sur  le  point  de  s'organiser,  car  ä 
Ncuchätol  nous  avons  l'initiative  legislative  ot  le 
referondum  facultatif,  lorsque  le  conseil  d'etat  se 
mit  ä  l'etudo  de  la  question  et  adressa  le  28  octobre 
1890  au  grand  conseil  un  rapport  aecompagne  d'un 
projet  de  loi  introduisant  la  representation  propor- 
tionnelle dans  l'election  des  deputes  au  grand  conseil. 

Ce  projet  fut  renvoye  ä  une  commission  qui  de- 
posa  son  rapport  et  ses  propositions  le  20  octobre 
1891.  Le  28  octobre  de  la  memo  annee  le  grand 
consoil  adoptait  une  loi  sur  les  elections  et  vota- 
tions,  loi  qui  ne  fit  pas  l'objet  d'une  demande  de 
reforendum  et  dont  l'art.  78  est  ainsi  coneu:  «La 
presente  loi  est  adoptee  ä  titre  d'essai  pour  le  terato 
de  trois  ans.  Elle  sera  soumise  ä  un  nouvel  examen 
et  eventuellement  ä  une  revision  avant  la  fin  de  la 
prochaine  legislature. » 

Cette  loi  fut,  ainsi  que  le  voulait  cet  article,  sou- 
mise ä  un  nouvel  examen  et  a  uno  revision  qui  ne 
porta  que  sur  quelques  points  de  detail.  L'art.  78 
diaparut  et  la  loi  devint  definitive,  l'experience  ayant 
ete  faite  et  paraissant  suffisainmont  concluante  aux 
yeux  du  peuple  pour  que  le  reforendum  ne  soit 
pas  demande.  Cette  loi  nous  regit  encore  actuelle-  I 
ment  | 


D  me  sera  permis  de  dire  que  la  representation 

proportionnelle,  introduite  par  cette  loi  dans  nos 
institutions,  a  ete  un  instrument  de  paix  et  d'union 
dans  le  canton  de  Neuchätel.  J'admots  que  d'autres 
circonstances  ont  contribue  ä  la  paeifleation  des 
esprits;  nous  ne  sommes  plus  au  lendemain  de 
1848  et  de  1856,  mais  je  puls  affirmer  que,  plus 
que  tout  autre  cause,  le  Systeme  proportionnel  a 
contribue  ä  la  paoification.  Cola  est  si  vrai  que  si 
nous  revenions  demain  au  Systeme  de  la  majorite 
absolue,  on  verrait  nos  luttes  reprendre  toute  leur 
dprete  d'autrefois,  il  n'y  a  pas  de  doute  a  cet  egard. 
Du  roste,  le  nouveau  Systeme  n'a  pas  ete  seulement 
un  Clement  de  paoification  dans  notre  canton,  mais 
encore  un  instrument  de  progres;  les  discussions 
au  grand  consoil  sont  dovonuos  plus  objectives, 
elles  ont  peut-etro  un  peu  manque  de  relief,  elles 
n'ont  plus  la  vivacite  d'autrefois,  mais  le  travaii 
des  commissions  se  fait  dans  un  excellent  esprit, 
lo  plus  souvent  elles  arrivent  avec  des  projets  sur 
lesquels  l'entente  a  ete  faite  entre  les  membres  des 
dißerents  partis.  Le  grand  conseil  n'a  vote  que  des 
lois  et  decrets  populaires  depuls  que  nous  avons  la 
representation  proportionnelle,  et  le  referendum  n'a 
pas  ete  demande  une  seule  fois. 

Nous  avons  en  outre  realise  des  progres  trea 
importanU.  Le  grand  conseil  a  vote  une  loi  insti- 
tuant  une  caisse  populaire  d'assurances  qui  prevoit 
l'assurance  en  cas  de  deces  et  la  rento  pour  1« 
vielllesse.  Ce  progres  a  ete  accompli  aveo  l'accord 
de  tous  les  partis  et  j'ai  la  forme  convictlon  quo 
sous  le  regime  majoritaire  absolu  il  eut  ete  en 
tous  cas  plus  difficile  ä  roaliser. 

J'aborde  maintenant  quelques  objections  qui  sont 
faites  ä  la  representation  proportionnelle  en  general 
ot  a  la  loi  neuchäteloise  en  particulier.  On  nous 
dit:  Vous  avez  apporte  des  restrictions  considerables 
au  prineipo  proportionnel,  ainsi  en  attribuant  le 
complemont  de  la  representation  aux  listes  qui  ont 
obtenu  le  plus  de  voix  et  non  aux  tractions  les  plus 
(ort  so. 

Ce  point  de  vue  qui  est  colui  de  certains  pro- 
portionnalistes  rigoristes  ne  se  justifio  pas,  o'est 
une  concession  de  peu  d'importanco  faite  ä  l'idee 
de  la  majorite  et  en  tous  cas  je  ne  comprends  pas 
que  cette  objection  soit  faite  par  les  partisans  da 
Systeme  de  la  majorite  absolue,  eile  se  comprendralt 
dans  la  bouche  d'un  proportionnaliste.  Neanmoins 
cette  disposition  de  la  loi  se  justifio  par  le  fait  que 
l'on  ne  peut  pas  avoir  des  fractions  de  deputes, 
puisqu'un  depute  est  insecable  comme  le  dit  le 
grand  penseur  genevois  M.  Ernest  Naville  dans  la 
brochuro  qui  nous  a  ete  distribuee ;  nous  ne  voulons 
pas  que  la  majorite  soit  placee  dans  une  Situation 
defavorable  et  c'est  pourquoi,  si  la  Solution  rigou- 
reusement  oxaete  n'est  pas  possible,  nous  tranchons 
le  differond  en  faveur  de  la  majorite.  II  me  semble 
quo  ce  mode  de  proceder  so  justiße  memo  aux 
yeux  dos  proportionnalistos,  ä  plus  forte  raison  dono 
ä  ceux  des  partisans  de  la  majoritö. 

Une  autre  restriction  qui  a  ete  apportee  au  prin- 
cipe de  la  representation  proportionnelle,  c'est  le 
quorum  tel  que  le  constitue  la  loi  neuchäteloise. 
Pour  etre  elu,  un  candidat  doit  non  seulement  ob- 
tenir  un  Chiffre  de  voix  egal  au  quotient  electoral, 
mais  encore  ce  Chiffre  doit  representer  au  moins 
le  157*  des  votes  valabloment  exprimes. 
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VolU  oe  qu'est  le  quorum;  il  est  vrai  que  c'est 
nna  restrioUon  au  principe  de  la  proportionnelle, 
mais  est-ce  la  logique  rigoureuse  qui  doit  toujours 
inspirer  le  legislateur  dans  l'application  d'un  prin- 
cipe meme  juste?  Lorsque  dans  l'application  de  ce 
principe  on  se  trouve  en  presence  d'lnconvenients 
d'une  certaine  gravite,  il  laut  compter  avec  oux. 

C'est  ainsi  que  nous  avons  compris  la  Constitu- 
tion föderale,  eile  est  la  resultante  de  deux  forces 
opposees  et  agissant  en  sens  contraire;  eile  est 
basee  aar  l'institution  traditionnello  do  la  Suisse. 
la  souverainete  cantonale,  mais  on  l'a  limitee  d  une 
facon  considerable  et  peut-ctre  le  fera-t-on  encore. 
Cantonalisme  d'un  cötö,  unitarisme  de  l'autre,  de 
ces  deux  forces  la  resultante  a  ete  tir«Je  sous  forme 
de  l'etat  federatil.  Pour  n'etre  pas  absolument  lo- 
gique, le  Systeme  federatil  en  vaut  bien  un  autre 
et  le  peuple  suis--  en  est  pleinemeut  satisfaiL  Je 
orols  donc  que  le  legislateur  neuchatelois  a  ete 
bien  insplre  en  empeebant,  au  moyen  du  quorum, 
l'emiettement  des  partis  qui  eut  6te  un  danger  avec 
la  representation  proportionnelle,  je  ne  le  mecon- 
nais  pas.  Le  legislateur  a  eu  conscience  de  ce  dan- 
ger, il  s'est  dit  qu'il  n'avait  pas  ä  resoudre  un 
Probleme  de  mathematiques  pures,  mais  un  probleme 
politique  et  il  l'a  resolu  de  la  maniere  que  je  viens 
d'indiqner. 

Je  ne  voudrais  pas  abuser  ici  des  citations,  mais 
il  en  est  uno  que  je  me  permets  de  faire,  eile  est 
extraitedo  la  «Revue  des  deux  moodos»  du  1  r  janvier 
1900.  Cet  article  traite  de  la  representation  pro- 
portionnelle et  specialement  du  quorum.  Je  fais 
cette  citation,  non  quo  la  rovue  en  question  ait 
pour  moi  uno  autorite  speciale,  mais  a  cause  de 
la  valeur  intrinaeque  des  argumenta  et  de  la  par- 
faite  verite  de  ce  qui  y  est  expose: 

«La  plupart  des  proportionnalistes»,  lisons-nous 
dans  la  (Revue  des  deux  mondes»,  «repoussent 
cette  restriction  de  leur  principe  (le  quorum),  parce 
qu  elle  tond  a  augmenter  cette  fois  d  une  facon  ar- 
tificielie,  les  fractions  electorales  non  representöes. 
Elle  reste  pourtant  un  remede  toujours  applicable 
dans  les  pays  oü  la  division  irait  jusqu'ä  l'epar- 
pillement;  c'est  a  l'oxpöricnce  de  prononcer.  Pro- 
visoirement,  cette  exporienco  est  de  nature  ä  nous 
rassurcr.  Au  Tessin,  ce  sont  les  deux  partis  histo- 
riques,  les  conservateurs  et  les  überaus,  qui  con- 
tinuent  ä  se  disputer  la  faveur  du  Corps  electoral. 
A  Zoog,  a  Soteuro,  aNeuchatel,  il  y  avait  auparavant 
trois  partis;  il  n'y  en  a  oncore  que  trois  aujour- 
d'bui,  bien  que  certaines  circonscriptions  neucha- 
teloises  eiisent  de  quinze  ä  trente  deputes.  AGencve, 
ob  il  oxistait  egalemant  trois  partis  en  ligno,  on 
en  compte  actuelloment  oinq,  gräce  au  dedouble- 
ment  des  groupes  qui  confondaient  naguere,  dans 
des  unions  mal  assorties,  d'uno  part  les  socialistos 
et  les  radicaux,  d'autre  part  les  oatholiques  et  les 
conservateurs  protestants.  Mais  ces  divorcos  qui  se 
sont  operes  ä  la  satisfaction  reeiproque  dos  Inte- 
resses, offrent  un  argument  do  plus  ä  ceux  qui 
aiment,  en  politique,  les  situations  nettos  et  fran- 
ches.  Nulle  part  la  representation  proportionnelle 
n'a  produil,  jusqu'ici,  une  pullulation  do  partis 
on  plutöt  de  groupes  analoguo  ä  oelle  dont  le  re- 
gime majoritaire  a  dote  le  Reichstag  do  l'empiro 
allemand :  102  mombres  du  centre,  61  conservateurs, 
56  socialistes,  50  progresslstes,  19  nationaux-libe- 


raux,  20  partisans  de  l'empire,  14  Polonals,  13  anü- 
semites,  10  Alsacions,  9  gueltes,  9  agrariens  et 
5  sauvages,  sans  compter  1  sociatiste-chretien,  i 
Danois  et  1  Lithuanion.» 

J'aborde  maintenant  l'examen  de  quelques  crl- 
tiques  de  detail.  On  a  pretendu  qu'avec  la  propor- 
tionnelle grando  ötait  la  difficulle  du  depoui  Dement 
Or  il  se  fait  exaetement  de  la  meme  maniere  qu'avec 
le  Systeme  de  la  majorite  absolue;  dans  l'un  et 
l'autre  cas  il  y  a  des  additions  a  faire,  avec  tous 
les  sysU-mes  il  peut  s'y  glissor  des  erreurs.  Apres 
vient  la  repartition,  mais  est-elle  plus  compliquee? 
II  peut  se  produire  par  ci  par  la  un  petit  retard, 
parce  qu'il  faut  transroettre  les  proces-verbaux  a 
la  coinmission,  mais  s'il  y  a  retard  ce  n'est  pas, 
la  faute  de  la  proportionnelle.  La  repartition  est  si 
simple,  du  reste,  que  des  quo  le  resultat  des  elec- 
tions  est  connu  et  quo  les  additions  sont  faites,  le 
premier  venu  peut  faire  lo  travail  de  repartition. 
La  coinmission  electorale  livre  les  resultats  le  lundi 
generaloment,  mais  parmi  les  clecteurs  la  reparti- 
tion sc  fait  lo  dirnanche  soir  dejä. 

On  a  encore  parle  des  manoeuvres  auxquelles  la 
proportionnelle  peut  dooner  lieu;  on  enacitedeux 
possiblcs.  I<a  prämiere  consiste  ä  voter  pour  les  oan- 
didats  advnrses  les  moins  en  vue  pour  faire  echouer 
les  tetes  de  listes.  Je  crois  que  ce  mode  de  pro- 
ceder  est  trop  dangereux ;  je  ne  Tai  jaraais  vu  pra- 
tiquer  choz  nous,  parco  quo  en  aecordant  sa  voix 
ä  des  adversaires,  on  augmento  le  nombre  de  suf- 
frages  obtonus  par  la  liste  opposee.  Chez  nous  il 
n'est  jamais  venu  ä  l'esprit  de  personne  de  voter 
pour  les  candidats  los  moins  importants  do  la  liste 
adverse.  II  peut  se  produire  certains  panachages, 
mais  moins  memo  qu'avec  le  Systeme  do  la  majorite. 
Iis  protitent  aux  candidats  on  faveur  des  quels  ils 
s'oxercent  et  l'on  n'a  jamais  remarquö  que  co  füt 
au  benefico  des  nullites  d'un  parti  plutöt  quo  de 
sos  cbefs  au  contraire.  II  est  clair  qu'avec  la  pro- 
portionnolle,  commo  avec  la  majorite,  il  arrive  que 
cortains  candidats  sont  moins  populaires  que  d'au- 
tros  et  ont  ä  en  supporter  los  consequences. 

Une  autr"  manoeuvre  a  laquello  a  fait  allusion 
M.  Munzinger  est  plus  dangereuse,  c'est  celie  qui 
consiste,  dans  un  College  comprenant  plusieurs  vil- 
lages,  .;  tracer  les  candidats  des  autres  villages  pour 
mettro  en  övidenoo  ceux  du  sien  propro.  II  y  a  lä 
un  inconvenient  et  dans  quolques-uns  de  nos  Colleges 
il  s'est  fait  sentir;  mais  il  y  a  un  moyen  de  l'eviter, 
il  sufflt  pour  cola  do  no  pas  faire  de  listes  decan. 
didats  trop  nombreux  et  il  n'est  pas  possible  alors 
d'en  faire  echouer  par  lo  proeöde  dont  je  parle  Du 
reste,  la  loi  neuchateloise  prevoit  un  autre  moyen 
qui  parait  recommandable  et  a  öte  omploye.  II  con- 
siste ü  etablir  non  seulemont  des  listes  do  candidats, 
mais  aussi  des  listes  do  suppleants,  listes  qui  sont 
distlnctes  do  Celles  des  candidats  deputes.  On  est 
sür  de  faire  passer  ainsi  les  döputes  que  l'on  a 
choisis  et  a  cötö  vous  avoz  les  listes  des  suppleants 
qui,  lors  memo  qu'ils  obtiendraient  un  chiffr«  de 
\oix  superieur  ä  colui  des  deputes,  n'en  rostent 
pas  moins  de  slmplos  suppleants. 

On  a  eu  recours  ä  ce  moyen  dans  quelques  Col- 
leges, mais  göneralement  on  a  pröferö  s'en  passer. 
Lo  Systeme  proportionnel  a  tellement  penetrö  nos 
habitudes  ilcctorales  qu'il  est  arrivö  que  lorsque 
toutes  les  listes  de  suppleants  etaient  epuisees,  les 
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partis  n'ont  pas  songö  h  se  dlsputer  le  sieg  3  vacanL 
La  lutte  a  ötö  renvoyöe  aux  ölections  gen  rales.  Le 
ohoix  des  ölecteurs  s'est  toujours  porte,  sans  Oppo- 
sition, sur  un  candidat  du  parti  auquel  appartonait 
le  döputö  qui  ötait  mort  ou  avait  dömissionnö. 

J'ajoutorai  quelques  mots  oncore  au  sujet  des  ob- 
Jections  que  1'od  oppose  ä  l'introduction  de  la  pro- 
portionnelle  au  föderal.  Un  Systeme  qui  a  donnö 
de  bons  rösultats  au  cantonal  paralt  devoir  en  don- 
oer aussi  au  föderal;  mais  oxaminons  de  plus  pres 
ces  objections.  Ou  nous  dit  que  la  logique  du  Sys- 
teme doit  conduire  a  Ii  suppression des arrondisso- 
ments  ötablis  dans  les  cantons  qui  ne  nomment  qu'un 
ou  deux  döputös  au  conseil  national.  La  logique, 
nous  dit-on,  vous  y  conduira  fatalement  et  nosins- 
titutions  födöralistes  seront  en  danger.  Je  ne  vois 
pas  pourquoi  les  institutions  födöralistes  seraient 
en  danger,  si  ce  fait  se  produisaiL  Le  conseil  na- 
tional reprösente  le  peuple  suisse  dans  son  ensemble. 
Si  vous  lormoz  des  arrondissements  de  plusieurs 
cantons,  Jes  deputös  qui  y  seront  elus  ne  obangeront 
rien  ä  la  chose.  Le  conseil  national  sera  toujours 
la  reprösentalion  de  l'ensemble  du  peuple  suisse- 
Je  ne  vois  rien  la  de  contraire  aux  institutions  le- 
döralistes. En  revanche,  je  crois  qu'il  convient  de 
ne  pas  froisser  sans  nöcessitö  les  sentiments  de 
ceux  qui  dösirent  que  les  arrondissements  ne  com- 
prennent  pas  plusieurs  cantons.  II  laut  se  placer 
sur  le  terrain  des  faits,  de  la  pratique  plutot  que 
sur  eelui  de  la  theorie  pure  et  du  doctrinarisme. 
Queis  sont  chez  nous  les  petits  arrondissements?  Os 
sont  au  nombre  de  7 :  Uri,  Obwald,  Nidwald,  Zoug, 
Appenzcll-intöricur  nomment  chacun  un  döputö, 
Schaffhouse  et  Glaris  en  nomment  chacun  deux. 

Los  arrondissements  qui  ne  nomment  qu'un  dö- 
putö  sont  gönöralement  conservateurs,  Iis  pourraient 
nommor  cioq  membres  de  la  droite,  c'est  possible. 
Actuellement  ils  ont  envoyö  au  conseil  national  trois 
membres  de  la  droite,  ce  6ont:  Uri,  Obwald,  Nid- 
wald, un  membre  de  la  gauche :  Zoug,  et  un  du  centre: 
Apponzell-intörieur;  Glaris  etSchaOhouse  ontnomme 
chacun  deux  radicaux. 

En  fait  la  compensation  s'est  ötablie  et  la  diffö- 
rence  pourrait  porter  surundeputöauplus;  puisque 
l'organisation  des  arrondissements  sur  la  baso:  un 
canton  un  arrondissement,  ne  prösente  pas  d'incon- 
vönient  pratique,  pourquoi  la  changer'?  II  en  serait 
autrement  si  en  pratique  cette  Organisation  favori- 
sait  un  parti  au  dötriment  des  autres,  mais  du  mo- 
ment  que  la  compensation  s'est  ötablie  d'elle-möme 
il  serait  superllu  d'y  remödier. 

On  pourrait  discuter  aussi  la  question  purement 
thöorique  de  savoir  si  la  reprösentalion  proportion- 
nello  peut  convenir  aux  arrondissements  ä  1  ou  2 
döputös?  Evidemment  eile  s'applique  mal  äcescas. 
Elle  ne  s'appliquerait  bien  ä  un  arrondissement 
nommant  deux  döputös  que  si  Ton  se  trouvaitdans 
la  Situation  exceptionnello  de  deux  partis  qui  ob- 
tiendraient  lo  memo  nombro  de  voix  en  portant 
tous  leurs  suffrages  sur  le  candidat  de  leur  choix. 
On  peut  dirc  en  effet  que  le  Systeme  proportionnel 
ne  s'applique  pas  aux  circonscriptions  qui  tiüsent 
moins  de  3  deputcs;  mais  co  sont-li  des  cousiilö- 
rations  purement  theoriques,  aucun  interöt  pratique 
n'est  on  jeu,  il  n'y  a  donc  pas  üeu  de  s'y  arröter. 

Je  crois  qu'au  föderal  la  repri-sentation  propor- 
tionnelle  produira  les  mömes  bienfails  qu'au  cantonal ; 


eile  sera  un  element  de  paclflcatlon,  eile  permettra 
de  discuter  chaquo  question  pour  elle-möme,  d'une 
mauirre  objective.  Elle  facilitera,  plus  que  le  Sys- 
teme majori  taire,  la  röalisation  de  nouveaux  progres. 
Elle  arrive  en  outre  ä  un  raomont  oü  les  esprits 
sont  bien  pröparös  pour  l'accueillir;  en  effet,  nous 
n'avons  pour  ainsi  dire  plus  ou  du  moins  trcs  peu 
de  luttes  sur  le  terrain  confessionnol,  les  bases  dö- 
mocratiques  de  nos  institutions  ne  sont  plus  con- 
testöe  par  aucun  parti,  tous  les  admottent  et  dans 
ces  conditions  la  represcntation  proportionnelle  doit 
profiter  ä  tous  les  partis  et  au  döveloppement  de 
l'idöe  nationale  suisse  que  nos  conföderös  alie- 
mands  appellent  den  Staatsgedanken.  Celle-ci  trou- 
vera  son  expression  d'une  maniöro  bien  plus  nette; 
nous  arrivorons  bien  plus  vite  a  dövelopper  l'idöe 
nationale  suisse,  lorsque  nous  aurons  un  conseil  na- 
tional qui  reprösentera  vraiment  le  peuple  suisse 
dans  son  ensemble,  qui  sera  l'image  fidele  de  la 
nation,  formö  de  teile  facon  qu'aucun  parti  ne 
pourra  se  dire  lösö,  prive  de  sa  part  de  re Präsen- 
tation. Un  corps  ainsi  constitud  pourra  dans  un 
bien  meilleur  esprit  travailler  &  l'oeuvre  commune, 
au  döveloppement  de  l'idöe  nationale  suisse,  afin 
de  rendre  la  Confödöration  toujours  plus  respectöe 
&  l'extörieur,  toujours  plus  prospere  a  l'intörieur. 

Tels  sont  les  avantages  de  la  reprösentalion  pro- 
portionnelle et  si  eile  prösente  ici  ou  lä  quelques 
petits  inconvönients,  ils  ne  peuvent  ötre  mis  enba- 
lanoe  avec  les  avantages  qu'elle  nous  procurera,  au 
födöral  aussi  bien  qu'au  cantonal. 

C'est  avec  la  profonde  convlction  qu'il  en  est 
ainsi  que  je  voterai  avec  la  minoritö  de  la  oommis- 
sion  pour  recommander  l'initiative  tendant  a  l'ölec- 
tion  d'apres  le  systöme  proportionnel  du  oonseil  na- 
üonal  par  le  peuple. 


Win:  Ich  möchte  vom  grundsatzlichen  Gesichts- 
punkte aus  meine  Stimmabgabe  kurz  begründen. 

Die  Eidgenossenschaft  ist  zusammengesetzt  aus 
der  Doppelsouveränität  von  Volk  und  Ständen.  Die 
Stände-Souveränität  ist  auf  eidgenössischem,  cen- 
tralem Boden  beschränkt  auf  die  Wahl  des  Stände- 
rates und  das  Ständevotum  bei  Verfassungsänderun- 
gen. Viel  wichtiger  aber  als  die  Abstimmung  über 
Verfassung  und  Gesetze  und  als  die  seltene 
Ausübung  des  Initiativrechtes  ist  für  die 
Volkssouveränität  die  Wahl  des  Nationalrates, 
der  Reprasentantonkammer.  Denn  das  Schwerge- 
wicht des  eidgenössischen  Staatslebens  liegt  um  so 
mehr  im  Nationalrate,  weil  er  zu  mehr  als  drei  Vier- 
teilen Wahlkörper  des  Bundesrates  und  des  Bundes- 
gerichtes ist,  und  weil  das  Volk  zur  Wahl  des  gesam- 
ten eidpen.  Beamten -Apparates  kein  Wort  zu  sagen 
hat  Der  Parlamentarismus  beruht  auf  der  Voraus- 
setzung, dass  das  Repräsentantenhaus  das  getreue 
Spiegelbild  dos  Volkes  ist,  und  er  hat  auch  in 
einem  Volke  nur  insoweit  eigentlichen  Boden,  als 
dies  nicht  Phrase,  sondern  That  und  Wahrheit  ist. 
In  den  verschiedenen  Wahlreformakten  beruht  darum 
auch  die  Wurzelhaftigkeit  der  britischen  Verfassung, 
und  man  verfolgt  die  Verhandlungen  des  deutschen 
Reichstages  gegenüber  dem  preussischen  Landtage 
mit  um  so  grösserm  Interesse,  weil  letzterer  aus 
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dem  plutokratischen  Dreiklassenwahlsystem  hervor- 
geht, während  der  Reichstag  vermöge  des  allge- 
meinen Wahlrechtes  und  der  Eincrwahlkroise  viel 
besser  die  verschiedenen  Strömungen  in  der  deut- 
schen Nation  verkörpert.    Gemäss  Art.  i  unserer 
Bundesakte  besteht  die  Eidgenossenschalt  aus  den 
vereinigten  Völkerschalten  der  Kantone.  Diesom 
staatsrechtlichen   Grundgedanken    entspricht  der 
Wortlaut  der  Verfassungs-Initiative  in  meinen  Augen 
ausgezeichnet   Sie  führt  den  Proporz  uberall  da 
ein,  wo  er  möglich  ist;  sie  respektiert  aber  überall 
und  konsequent  die  kantonalen  Grenzen.    In  unge- 
künstelten  Einerwahlkreisen  liegt  an  sich  eine  na- 
turgemässo  politische  Kompensation.   In  grössera 
Wahlkreisen  hat  die  Mehrheit  das  Recht  auf  die 
Mehrheit  der  Vertreter;   die  Minderheit  hat  aber 
das  gloiche  Recht  auf  eine  verhältnismässige  Ver- 
tretung.   In  den  grossen  Wahlkreisen  bürgt  der 
Wahlquotient  für  den  gerechten  Ausgleich,  während 
im  Majorz  das  absolute  Mehr,  die  absolute  Herr- 
schaft führt    Das  Proportionalsystem  gewährleistet 
der  Mehrheit  das  republikaDisch-naturgemasse  Recht 
der  Herrschaft;  aber  auch  im  Interesse  der  Mehr- 
heit verhindert  es  die  Vergewaltigung  der  Minder- 
heiten und  eine  künstliche,  absolutistische  Allein- 
herrschaft  Der  Missbrauch  des  absoluten  Mehres 
macht  den  Reichen  reicher  und  den  Armen  ganz 
arm;  er  zerstört  grundsätzlich  und  praktisch  die 
Gleichberechtigung.    Ein  Erbrecht  mit  solcher  Be- 
günstigung der  Erstgeburt  würde  mit  Einmut  vom 
Volke  abgelehnt.  Wenn  der  Kampf  für  unterdrückte 
Minderheiten  sich  als  hoffnungslos  gestaltet,  so  liegt 
darin,  wie  Herr  Landammann  Muheim  mit  vollem 
Recht  betonte,  der  Keim  zur  Todeskrankheit  des 
republikanischen  Lebens,  nämlich  zum  Indifferen- 
tismus und  zur  Stimmenthaltung.    Vergleiche  man 
ja  nicht  die  einseitige  Anwendung  des  absoluten 
Mehres  in  künstlichen  Wahlkreisen  mit  der  Lands- 
gemeinde. In  der  Landsgemeinde  amtet  und  waltet 
das  gesamte  Volk  als  einheitlicher  Landes-Souverän. 
Eine  Landsgemeinde  Lässt  sich  als  Wahlkörper  nicht 
so  leicht  zu  politischer  Ausschliosslichkeirjverhetzen, 
und  sie  bat  in  der  Regel  das  Bewusstsein,  dass  sie 
über  den  Parteien  steht  und  dass  die  Gcsohicke 
des  Landes  in  der  Hand  des  gesamten  Volkes,  also 
mehr  oder  weniger  sämtlicher  Parteien  liegen  sollen. 
Die  Landsgemeinde  hat  mit  dem  Proportionalsystem 
das  Gute,  dass  sie  die  Wahlkreiseeometrie  aus- 
schlieft Die  Wahlkreisgeometrie  aber  schafft  künst- 
liche Majoritäten,   und  sio  steht  um  so  mehr  in 
feindlichem  Gegensätze  zur  Freiheit  und  zur  Gleich- 
heit, weil  die  vergewaltigten  Minderheiten  nicht 
nur  ihrer  Repräsentation  beraubt  sind,  sondern  durch 
Ihre  Zahl  dio  Zahl  der  Majorität  vermehren  müssen. 
Das  führt  naturnntwendig  zur  Verbitterung  des  poli- 
tischen Lehens,  und  es  wird  dadurch  der  oft  zufällige 
Faktor  des  absoluten  Mehres  in  Chat  und  Wahrheit 
der  Souverän  des  Landes.   Wenn  eine  Partei  über 
Gebühr  in  einem  Parlament  vertreten  ist,  so  sucht 
sie  dann  naturnotwendig  ihrer  llorrscii  ut  um  so 
energischere  Geltung  zu  verschaffen,  weil  sie  gegen- 
über den  oppositionellen  Volksströmungeu  draussen 
im  Lande  im  Verteidigungszustand  sich  befindet 
Das  absolute  Mehr  schafft  grundsätzlich  nur  Sieger 
und  Besiegte.    Eine  Partei,   welche  nicht  zu  stark 
vertreten  ist  ist  mehr  zum  Zusammenhalt  und  zu 
staat&männischer  Massig  ung  in  ihrem  eigenen  In- 


i  tercsse  gezwungen.    Die  Hauptsache  ist  übrigen« 
nicht,  was  den  einzelnen  Parteien  frommt,  sondern 
was  dem  ganzen  Lande  frommt,  und  dem  Lande 
frommt  am  meisten,  wenn  dio  Wägsten  und  Besten 
aller  Parteien  friedlich  und  schiedlich  und  gründ- 
lich miteinander  arbeiton.  Doi  der  Proportionalwahl 
im  grossen  Rahmen  müssen  dio  Parteien  die  tüch- 
tigsten Männer  auf  die  Kandidatenliste  setzen,  und 
wenn  dio  Wirkung  der  Proportionalwahl  darin  be- 
stoht,  dass  keino  Partei  für  sich  ausschliesslicn  die 
Mehrheit  im  Parlamente  hat  so  ist  dies  das  Aller- 
beste, indom  ja  der  praktische  Patriotismus  kein 
Partoimonopol,  sondern  das  Gesamtgut  aller  braven 
Eidgenossen  ist  Was  das  Ausführungsgesetz  betrifft, 
so  hat  sich  dieses  Ausführungsgesetz  in  allen  Kan- 
tonen und  Staaten  noch  überall  gefunden,  wo  ein- 
mal der  konstitutionolle  Grundsatz  der  Proportiona- 
lität vom  Souvorän  des  Landes  sanktioniert  worden 
ist    Wo  ein  Wille,  da  ist  auch  ein  Weg.  Denken 
Sie  an  Belgien,  wo  die  in  überwiegender  Mehrzahl 
in  Herrschaft  befindliche  katholische  Partei  rechnen 
musste  mit  den  Demonstrationen  auf  der  Strasse 
und  überhaupt  mit  dem  Willen  des  gesamten  Volkes. 
Denken  Sie,  wie  sich  die  Sache  friedlich  und  ge- 
mütlich in  den  Kantonen  schliesslich  abgewickelt 
hat.    Sage  man  ja  nicht  meine  Herren,  durch  das 
Proportionalsystem  werden  wir,  werde  der  Stände- 
rat gefährdet  Der  Ständerat  wurzelt  im  Boden  des 
Bundesstaates,  der  Eidgenossenschaft   Hätten  wir 
keinen  Ständerat,  so  müsste  er  erfunden  werden.  Er 
vertritt  an  sich  eine  Art  Proportionalsystem  und 
die  Proportionalwahl  des  Nationalrates  wird  nur 
dazu  führen,  dass  das  föderale  wie  das  nationale 
Princip  im  eidgenössischen  Zweikammersystem  ihre 
konsequente  und  korrekte  Durchführung  erhalten. 
Neben  den  zwei  Kammern  haben  wir  aber  einen 
dritten  Faktor  im  schweizerischen  Staatsrecht,  und 
dieser  Faktor  ist  der  eigentliche  Landessouverän. 
Es  ist  das  Schweizervolk,  und  wenn  man  die  Re- 
ferendumstafel durchgelit,   so  muss  man  es  als 
äusserst  wünschenswert  betrachten,    dass  eine 
grössere  Konkordanz  zwischen  dem  Nationalrate 
und  dem  Schweizervolke  erzielt  werde;   es  liegt 
das  im  höchsten  Interesse  einer  ruhigen  und  ste- 
tigen Entwickelung  der  eidgenössischenGesetzgebung 
und  der  vaterländischen  Verhältnisse.    Denn  man 
darf  sich  ja  nicht  damit  trösten,  dass  nur  einzelne 
Gesetze  vom  Volke  verworfen,  dabei  aber  immer 
wieder  die  gleichen  Abgeordneten  gewählt  werden. 
Die  verworfenen  Gesetze  sind  grossentoils  von  ein- 
schneidendster Bedeutung,  und  während  durch  ihre 
Verwerfung  oft  eine  recht  gründliche  Arbeit  mehrerer 
Jahre  an  einem  Tage,  in  wenigen  Stunden,  in  ein 
Trümmormeer  vorwandelt  wird,  bleibt  mittlerweile 
wenig  Zeit  und  Mut  zu  fruchtbarem,  positivem 
Schatten  und  wird  die  Verwirklichung  der  wich- 
tigsten und  humansten  Probleme  auf  unbestimmte 
Zeit  vertagt. 

Dio  politische  Aera  der  neuern  vaterländischen 
Geschichte  scheint  zum  grössten  Teile  abgeschlossen 
oder  ihrem  AbschlUM  nahe.  Die  wichtigsten  Gebiete 
der  Slaats^esetzgebung  sind  central isiert;  ich  glaube, 
auch  die  central  istische  Partoi  ist  heute  so  ziemlich 
saturiert.  Das  vorwiegendste  Gebiet  der  cidgenössi. 
sehen  Gesetzgebung  im  ersten  Viertel  des  '20.  Jahr- 
hunderts dürfte  vom  Gesichtspunkte  der  wohl- 
verstandenea    praktischen   Volksbedürioisso  kein 
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eooialistisches,  wohl  aber  doch  ein  entschieden 
sociales  sein,  und  dabei  bedarf  es  zufolge  neuester 
Erfahrung  möglichster  Fühlung  mit  dem  Volke.  Da 
ist  ein  unerUssliches  Erfordernis  zu  erfolgreicher 
Arbeit,  dass  die  sich  widerstreitenden  Volksan- 
schauungen und  Volksinteressen  im  Parlamente  na- 
turgemäss  vertreten  sind.  Für  praktische  Muriner 
ist  neben  der  Wahrung  ihrer  Grundsätze  schliess- 
lich doch  die  Hauptsache  der  praktische  Erfolg  der 
Arbeit,  und  was  im  Parlamente  fehlt,  das  ist  nicht 
dieStiindcvertretun?  im  alten  Stil,  das  ist  aber  viel- 
fach die  Vertretung  der  grossen  Arbeitsgebiete  des 
Volkes,  der  socialen  Stände.  Sage  mau  ja  nicht,  das 
Proportionalsystem  entstamme  fremdem  Doden. 
Darin  besteht  wahrhaftig  nicht  der  Fortschritt  in 
der  Weit  der  Ideen  und  der  Geister,  dass  man 
gegen  jede  Luftströmung  sich  durch  eine  chinesische 
Mauer  hermetisch  abzuschliessen  sucht  Universal  ist 
ja  das  Beste,  was  wir  haben,  universal  ist  das  Christen- 
tum, die  Bildung,  die  geordnete  Freiheit.  Universal 
ist  das  Fundament  aller  wahren  Freiheit,  die  aus- 
gleichende Gerechtigkeit,  und  was  universal  ist, 
das  ist  auch  national,  weil  die  Grundsätze  der  Frei- 
heit und  des  Rechtes  auch  das  geheiligte  Erbgut 
des  Schweizervolkes  sind.  Was  nicht  national  ist, 
das  ist  das  Vorrecht  der  Geburt,  des  Ortes,  der 
Partei,  der  Geometrie  des  Wahlkreises.  Was  in  der 
Schweiz  Gutes  und  Grosses  geschaffen  worden,  das 
war  fast  immer  und  fast  ausnahmslos  ein  Werk 
der  Verständigung,  der  Kompromisse.  Nun  muss 
es  uns  an  einer  friedlichen  Entwicklung  der  vater- 
ländischen Geschicke  nicht  bloss  darum  gelegen 
sein,  weil  die  socialistlsche  Unzufriedenheit  und 
das  ungemoin  gesteigerte  sociale  Bedürfnis  des 
modernen  Lebens  immer  mehr  offene  Thore  findet 
in  den  Städten,  Dörfern  und  Bauernhäusern  unseres 
Schweizerlandes,  sondern  weil  es  geradezu  eine 
moralische  Existenzfrage  für  unser  Land  ist,  dass 
die  sociale  Schaffenskraft  unseres  Volksstaates  sich 
von  den  grossen  Monarchion  nicht  überflügeln  und 
verdunkeln  lässt.  Dazu  bedarf  es  eines  ausgeprägt 
patriotischen  Solidaritatsgofühls  aller  politischen 
Parteien,  überhaupt  des  gesamten  Schwoizervolkes. 
Unsere  Eidgenossenschaft  ist  ein  Vorbild  geordneter, 
legaler  Freiheit.  Das  popularisierte  sie  bei  den  Re- 
gierungen und  zumal  bei  den  Völkern.  Jetzt  soll  sie 
gegenüber  der  Obytruktion,  welche  dem  Absolutis- 
mus in  die  Hand  arbeitet,  das  Vorbild  der  Harmonie 
zwischen  einem  praktisch  fortschrittlichen,  schaffens- 
tüchtigen  Parlamente  und  einem  auf  soine  Freiheit 
eifersüchtigen,  arbeilstüchtigen,  gut  geschulten  Volke 
sein,  dem  gesamten  Volke  in  allen  seinen  politischen 
und  auch  socialen  Gliederungen.  Darum  stimme  ich 
zur  Initiative  für  die  Proportionalwahl  der  schweize- 
rischen Volksvertretung, 


M.  Simen:Lo  nom  du  canton  que  j'ai  l'honneur 
de  representer  ici  a  (sie  souvent  prononcö  dans  la 
discussion;  je  suis  donc  dans  l'obligation  d'exprimer 
franchement  mon  opinion  sur  la  question  qui  nous  est 
soumise.  Cette  opinion,  je  le  döclare  tout  de  suite, 
est  contrairp  ä  la  demande  d'iniliative.  Si  quelqu'un 
6tait  tonte  de  me  trouver  en  conti  ad  ietion  parce 
que  je  refuse  pour  la  Confödöration  un  Systeme  en 


vigueur  dans  mon  canton,  Je  deinen derai  que  l'on 

veuille  d'abord  m'ecouter. 

Le  vote  proportionnel  a  6t*  introduit  dans  la 
canton  du  Tessin  a  la  suite  des  evenementa  d'il  y 
a  dix  ans.  Mais  personne  ne  pourrait  affirmer  qu'il 
est  sorti  de  la  conscience,  de  la  volonte  du  peuple 
tessinois;  ce  sont  les  autorites  föderales  qui  nous 
l'ont  conseille,  je  dirai  meine  impose  comme  1« 
seul  et  unique  moyen  de  sortir  des  agitations  dans 
lesquelles  notre  canton  se  dßbattait.  Le  but  a  ete 
atteint,  mais  je  conteste  que  l'on  puisse  attribuer 
tout  le  merite  du  resultat  obtenu,  de  la  pacitica- 
tion  finalement  etablie  au  Systeme  du  vote  pro- 
portionnel. D'autres  faetcurs  y  ont  contribue,  en 
premiere  ligne  la  moderation  et  l'esprit  de  justice 
de  la  majorite  au  pouvoir.  Ces  facteurs  etant  don- 
n&5,  je  crois  pouvoir  affirmer  que  l'apaisement  au- 
rait  pu  etre  obtenu  meme  sans  le  vote  proportion- 
nel, avec  tout  autre  syatöme  de  votation. 

Le  mal  dans  ces  questions  de  representation  ne 
viont  pas  tant  des  systemes  que  de  l'application 
que  l'on  en  fait.  Le  Systeme  de  la  majoritA,  hon- 
nötement  appliquä,  peut  donner  des  resultats  tout 
aussi  bons  que  ceux  que  Ton  se  platt  a  attribuer  ä 
la  representation  proportionnelle.  D'autre  part,  le 
vote  proportionnel  applique  de  certaine  facon,  peut 
produire  des  inconv6nients  tout  aussi  graves  que 
ceux  que  l'on  reproche  au  Systeme  de  la  majorite. 
Tout  depend  de  la  maniere  dont  les  systemes  sont 
appUques. 

Au  Tessin,  k  l'öpoque  agitee  dont  j'ai  parle 
tout  ä  l'heure,  qu'est-ce  qui  soulevait  avec  le  plus 
de  force,  le  plus  de  persistance,  l'indignation  d'une 
grande  parüe  du  peuple  ?  Ce  n'ötait  pas  le  fait  que 
les  autorites  etaient  Almes  avec  le  Systeme  de  la 
majorite,  puisque  notre  canton  n'avait  pas  connu 
d'autre  Systeme  depuis  le  commencement  de  la  vie 
politique ;  non,  messieurs,  c'etait  l'application  de  ce 
Systeme  faite  sous  une  forme  qu'on  n'avait  jamaia 
vue;  c'ötait  ce  qu'on  appelle  la  geometrie  ölecto- 
rale,  des  arrondtssements  tailles  expres  dans  un 
but  d'ecrasement  systemalique  de  la  minorite.  Par 
ce  moyen  on  e.tait  arrivö  ä  exclure  entierement  de 
la  chose  publique  le  parti  liberal,  et  cela  non  seu- 
lement  comme  parti  de  minoritö,  mais  alors  meme 
que  ce  parti  avait  acquis  la  conviction  d'etre  de- 
venu  la  majoritd. 

Voila  la  cause  principale  des  agitations  tessi- 
noises.  Elles  ont  disparu  le  jour  oü  la  geometrie 
ölectorale  a  disparu ;  si,  avec  le  Systeme  majoritaire 
on  n'avait  pas  applique  une  methode  scandaleuae 
d'ecrasement,  ces  agitations  n'auraient  pas  eu  de 
raison  d'etre. 

Quoi  qu'il  en  soit.  l'apaiseroent  s'est  fait  et  tout 
le  monde,  nous  en  premidre  ligne,  s'en  rejouit.  II 
est  toujours  heureux  de  pouvoir  constater  le  retour 
de  la  paix  dans  un  pays  trouble,  de  pouvoir  se 
dire:  maintenant  toutes  les  forces  vives,  toutes  les 
intelligences  peuvent,  au  Heu  de  se  perdre  en 
des  lüttes  steriles,  se  consacrer  au  bien,  a  la  pros- 
perite  du  pays. 

Nöanmoins  je  mainliens  que  nous  aurions  pu 
tics  probablement  arriver  au  meme  resultat  par 
d'autres  moyens.  Nous  avions  alors,  par  un  me- 
moire adresse  aux  autorites  de  la  Confedöration, 
demandO  un  autre  Systeme,  celui  du  vote  limite 
combine  avec  de  petits  arrondissements,  les  38 
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c  circoli  >  consacres  dans  la  Constitution  tessinoise 
des  le  commencement  de  findependance  du  canton; 
ä  ces  arrondissements,  couslituant  une  base  histo- 
rique  chere  a  notre  peuple,  on  aurail  apportä  les 
seules  modifications  indispensables  pour  as-urer 
l'application  du  Systeme  d'une  maniere  absoluinenl 
egale  sur  toute  l'etendue  du  canton.  Le  droit  des 
minorites  se  trouvait  ainsi  parfuitement  sauve.'ru  de, 
corarae  l'elablissaient  par  des  chifires  positifc  les 
calculs  qui  aecorapagnaient  le  memoire.  II  resultait 
de  ces  calculs  quo  chaque  parti  aurait  eu  une  re- 
presentalion  exaetement  proportionnee  ä  la  force 
doot  il  disposait  dans  le  peuple.  Les  autorites  fede- 
raies  ne  crurent  pas  devoir  faire  droit  ä  cette  de- 
mande  et  ce  fut  lo  Systeme  du  vote  proportionnel 
qui  nous  fut  oetroyö. 

Mais  dös  les  •  !>uts  de  l'application  de  ce  Sys- 
teme nous  avons  du  reconnaltre  que  s'il  se  pr<5- 
sentait  sous  une  apparence  tout  a  fait  seduisante  il 
pouvait,  dans  la  pratique,  aboutir  ä  des  injustices 
deplorables.  L'attribution  des  fractions,  le  jeu  des 
doubles  liste«,  peuvent  favoriser  dans  une  large 
met>ure  les  interöta  du  parti  de  la  majorite  qui  fait 
la  loi.  Les  resultats  peuvent  s'en  trouver  complete- 
ment  fausses. 

Ce  fut  pour  des  causes  de  cette  nature  que  le 
parti  liberal  tessinois  se  trouva  mis  dans  la  neces- 
site  de  s'abstenir  ä  l'ilection  de  la  premiere  Cons- 
tituante en  1891  et  ce  fut  pour  les  memes  causes 
que  dans  la  Constituante  de  l'annee  suivante,  1892, 
le  parti  liberal  se  trouva  en  minorit6  de  4  voix, 
tandis  que  le  resultat  de  la  votation  demontrait 
qu'il  possödait  la  majorite  iocontestable  dans  le 
corps  electoral. 

Le  Systeme  a  du  subir  successivement  certaines 
modifications ;  il  ne  serait  plus  possible  aujourd'hui, 
je  crois,  de  voir  la  majorite  du  peuple  en  imnorite 
au  psrlement.  Mais  d'autrcs  defauts  [subsisteut,  na- 
turels  au  Systeme,  et  qu'il  serait  bien  difficile,  pour 
ne  pas  dire  impossible,  de  faire  disparaitre. 

D'abord,  c'est  l'amoindrissernent  de  la  liberte 
de  l'electeur.  Avec  le  Systeme  proportionnel  cbaque 
parti,  cbaque  groupe  elablit  sa  liste,  et  tous  les 
Älecteurs  doivent  aeeepter  cette  liste  et  la  voter 
aous  peine  de  faire  du  tort  ä  leur  parti.  Si  l'elec- 
teur s'avise  de  modifier  la  liste,  d'y  inscrire  uti 
seul  nom  de  candidat  qui  n'ait  pas  ete  proclame 
par  le  parti,  son  suffrage  sera  perdu,  non  seule- 
ment  pour  le  candidat  qui  a  sa  preförence  mais 
encore  pour  tous  les  deputes  pour  lesquels  l'elec- 
teur a  le  droit  de  voter.  L'embrigadement  dlectoral 
dont  on  a  parle  et  qu'on  a  voulu  contester  est 
bien  un  fait  reel  et  il  est  plus  accentue  ici  que 
dans  le  Systeme  majoritaire. 

Mais  ce  qu'il  y  a  de  plus  grave,  c'est  reffet 
dissolvant  que  le  Systeme  exerce  au  sein  meine  des 
partis.  On  a  dit  que  la  proportionnelle  etait  desli- 
nee  a  tuer  les  partis  historiques ;  nous  n'en  sommes 
pas  la  chez  nous  et  j'espere  quo  nous  n'y  arrive- 
rons  pas  de  longteraps,  mais  des  indications  dans 
ce  sens  se  degagent  ä  chacune  de  nus  61ections 
avec  une  intensitö  croissante. 

On  a  soutenu  que  ces  deux  termes  dembriga- 
dement  des  eJecteurs  et  emiettement  des  partis, 
s'excluent.  11  n'en  est  rien,  i'un  et  l'autre  repre- 
sentent  bien  deux  defauts  caracteristiques  et  paral- 
leles du  vote  proportionnel.  Le  premier  se  mani- 


feste dans  le  contraste  des  partis,  chacun  d'eux 

s'cfforcajH  de  mettie  en  ligne  jusqu'au  dernier  de 
ses  hommes,  avec  la  liste  foreee. 

Le  second  travaillc  en  sourdine  sur  l'organisme 
intcrieur  de  chaquo  parti,  comme  la  rouille  sur  le 
Ter;  il  conduit  inevitablement  ä  des  competitions 
intenses  d'inteiets,  de  localites  et  de  promessea. 
Les  candidaLs  d'uno  möme  liste  travaillent  chacun 
pour  son  propre  compte,  dans  le  but  de  s'assuier 
le  succes.  Certaines  localites  pratiquent  une  nou- 
velle  espece  d'ostracisme  contre  les  representants 
des  Mitret  localites,  pour  s'assuier  l'avantage  d'une 
plus  nombreuse  representation.  Ccla  amene  forcement 
la  discorde  au  sein  du  parti  et  par  consequent 
un  proeöde  plus  ou  moins  latent  de  desagregation ; 
c'est  le  triomphe  du  regionalisme  et  de  l'individua- 
lisme;  or  rien  de  bon,  messieurs,  n'est  jamais  sorti 
de  lä. 

Vous  pourriez  me  demander :  mais,  si  le  Sys- 
teme propoitionncl  a  tous  ces  defauts,  pourquoi  le 
gardez-vous,  vous  qui  etes  maintenant  la  majorite? 
Pourquoi  ne  pas  revenir  ä  l'ancien? 

Ma  reponse  ä  cette  objection  ne  sera  pas  diffi- 
cile :  on  se  tromperait  fort  en  croyant  que  dans  la 
masse  du  peuple  tessinois  il  existe  une  tendresse 
extraordinaire  pour  le  vote  proportionnel.  On  nous 
l'a  donne,  nous  le  gardons,  voilä  tout;  et  nous  ne 
pensons  pas  a  le  changer,  non  parce  que  noua 
soyons  convaineus  de  sa  superiorite,  de  sa  perfec» 
tion,  maus  tout  simplement  parce  que  nous  voulons 
la  stabilite  des  institutions,  lorsqu'elles  t'onctioiment 
honnetement,  et  parce  que  nous  ne  voulons  pas 
soulever  des  agitations  steriles  pour  une  question 
d'ordre  purement  abstrait.  Nous  ne  nous  trouvons 
pas  mal  avec  le  Systeme  proportionnel,  de  meme 
que  dans  d'autres  cantons  on  ne  se  trouve  pas  mal 
avec  le  Systeme  de  la  majorite.  Nous  gardons  ce 
que  nous  avons,  tout  simplement  pour  eviter  de 
nouvelles  competitions,  de  nouvelles  discordes  au 
sein  de  notre  canton. 

II  n'est  pas  non  plus  mauvais  de  laisser  le 
Systeme  continuer  ses  experiences ;  il  y  a  encore 
des  points  obscurs,  des  doutes  sur  lesquels  il  faut 
que  la  luiniere  se  fasse  ;  le  jour  oii  ces  points  se- 
ront  eclaircis,  le  jour  oii  les  defauts  que  nous  en- 
trevoyons  seulement  eclateront  au  grand  soleil,  le 
vote  propoiiionnel  aura  vecu. 

Pour  ce  qui  est  de  la  proportionnelle  sur  le 
terrain  föderal,  je  ne  crois  pas  qu'elle  pourrait  mo- 
difier sensiblement  la  composition  du  conseil  natio- 
nal, mais  en  dehors  du  principe  memo  et  des 
defauts  qui  lui  sont  inherents  je  trouve  que  la 
inöthode  d'application  qui  nous  est  proposee  presente 
de  tels  inconvenients  qu'il  est  impossible  de  l'ac- 
cepler.  On  nous  dit  :  Chaque  canton,  chaque  demi- 
canlou,  doit  former  un  arrondissement ;  voila  le 
principe  choisi  par  la  demande  d'initiative  et  devant 
lequel  les  chainbres,  dans  l'elaboratioii  de  la  loi 
d'oxecution,  n'auraient  qu'ä  s'incliner.  Mais  com- 
mont  appliquerez-vous  ce  Systeme  aux  petita  can- 
tons '?  On  a  dejä  enumerä  ici  les  cinq  cantons  et 
demi-cantons  qui  ne  nomment  qu'un  seul  däputö 
au  conseil  national  et  les  deux  cantons  qui  en 
nomment  deux.  Pour  ces  sept  cantons  et  demi- 
cantons  l'application  du  vote  proportionoel  est  ma- 
täriellemcnt  impossible  :  il  faudra  laisser  subsister 
chez  eux  lesysteme  majoritaire.  Mais  alors,  je  vom 
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le  demande,  que  devient  le  principe  dp  l'tailite: 
garanii  par  I'article  4  de  la  Constitution  föderale  : 
Tous  les  Suisses  sont  egaux  devant  la  loi '?  Com- 
ment  ce  principe  sera-t-il  snuvegardc1  lorsque  nous 
aurons  des  cautoos  qui  üliront  leurs  dcpuU's  au 
conseil  national  avec  un  systeme,  tnndis  que  d'aulres 
en  emploieront  un  different  ? 

Et  encore,  que  devieudra  dans  les  pcliU  cantons 
le  droit  des  minorites  ? 

J'ai  dejä  eu  l'honneur  de  le  dire  lors  du  debat 
sur  la  ralification  föderale  a  accoider  ä  la  Consti- 
tution de  Schwyz :  Le  principe  de  l'egalite  ne  pout 
admeltre  deux  systemes  differcnts,  pour  l'election 
de  la  meme  autorite.  De  deux  choscs  l'une  :  Ou  le 
systeme  proporlioriiiei  peut  etre  applique  de  la 
mßmc  man  iure  pour  tous  les  cantons,  ou  il  faut  y 

Pouvez-vous  admettre  qu'il  y  ail  en  Suisse  des 
cantons,  peu  ou  beaucoup  n'irnporte,  soumis  ä  un 
regime  d'cxception  ? 

Nous  avons  dans  lc  canton  du  Teswin  des  dis- 
tricts  etablis  par  la  Constitution ;  Ioislju'ü  s'agit 
d'appliquer  le  vote  proportionnel,  on  pensa  d'abord 
pouvoir  le  faire  sans  modifier  leur  repartition,  mais 
on  reconnut  bientöt  que  la  chose  ne  pourrait  paö 
se  faire,  qu'il  en  resulterait  des  inßgalites ;  alors  on 
proceda  ä  une  nouvelle  rßpartition  dans  le  but  de 
pouvoir  appliquer  le  Systeme  ä  toutes  les  parties 
du  canton.  C'est  ce  qu'il  faudrait  faire  pour  l'en- 
semble  de  la  Confederation.  Si  les  autcurs  de  la 
demande  d'initiative  ne  sont  pas  capables  de  trouver 
un  Systeme  qui  sauvegarde  l'uniformitß  de  l'appli- 
cation  du  principe  dans  toutes  les  parties  du  terri- 
toire,  il  faut  en  conclure  que  le  principe  meme 
n'est  pas  admissible,  parce  qu'il  est  contraire  au 
principe  fondamcntal  de  l'egalite  tel  qu'il  est  inscrit 
dans  la  Constitution  föderale.  II  faudrait,  pour  que 
la  panacee  du  vote  proportionnel  puisse  etre  appli- 
quee  qu'il  n'y  eüt  qu'un  arrondissement  unique 
embrassant  toute  la  Suisse.  Ou  autrement  il  faudrait 
des  arrondissements  n'ayant  pas  moins  de  trois  de- 
putes  ä  eure  ;  mais  la  demande  d'initiative  ne  veut 
rien  de  cela  ;  eile  eropßche  a  priori  touto  Solution 
rationnelle  par  l'exigence  qu'elle  pose  :  Un  canton, 
un  arrondissement. 

L'application  du  vote  proportionnel  implique 
encore  une  condition  necessaire,  c'est  que  les  ar- 
rondissements ne  soient  pas  constitues  de  moniere 
ä  elire  un  nombre  pair  de  deputes,  parce  que  lä 
od  il  y  a  parite,  la  proportionnelle  ne  peut  deployer 
ses  effets. 

Mais  la  demande  d'initiative  n'en  dit  rien.  Elle  passe 
Bous  silence  tout  ce  qui  represente  pourtant  des  condi- 
tions  essentielles.  II  y  a  donc  des  raisons  süffisantes 
pour  repousser  la  demande  d'initiative  sans  pour  cela 
se  declarer  adversaire  du  principe.  Je  ne  crains  nulle- 
ment  le  principe  ;  j'ai  declarß  que  nous  nous  en 
arrangeons  ossez  bien  dans  notre  canton  et  je  crois 
que  l'on  pourrait  s'en  arranger  tout  aussi  bien  dans 
la  Confederation.  mais  ä  la  condition  Hm»  qua  non 
que  l'application  en  scra  rcndue  absoluinent  uni- 
forme. 

Si  l'on  ne  peut  nous  donner  cetto  garantie,  il 
est  evident  que,  la  question  de  principe  etant  re- 
servee,  nous  ne  pouvons  pas  accepter  le  Systeme 
que  l'on  nous  propose.  Encore  une  fois,  qu'on 
bous  presente  un  Systeme  respectueux  de  l  egaüte 


des  cantons  et  des  citoyens  et  on  pourra  le  dis- 

cuter. 

II  faut  aussi  examiner  quelles  consequences 
l'application  du  Systeme  proportionnel  pourrait  en- 
trainer ;  il  faut  regarder  un  pej  loin.  Lorsque  le 
conseil  national  sera  elu  sur  la  base  du  Systeme 
proportionnel,  est-ce  que  la  question  ne  se  posera 
pas  de  savoir  si  le  raume  systöme  ne  doit  pas  etre 
applique  ä  l'election  du  conseil  des  6tats  f  Les  prin- 
eipes  ont  leur  logique  ;  on  comprendrait  difficileraent 
que  si  le  Systeme  proportionnel  est  admis,  je  me 
mets  ici  au  point  de  vue  des  initiants,  dans  un  but 
de  justice  et  de  perfectibilite  ölectorale,  pour  l'elec- 
tion du  conseil  national,  il  ne  soit  pas  aussi  admis, 
et  dans  le  meme  but,  pour  l'election  du  conseil  des 
etats. 

Ne  voyez-vous  pas  lä  un  danger  pour  l'existence 
de  ce  conseil  ?  Je  crois  qu'il  est  reel,  parce  que  le 
jour  oü  les  deux  conseils  seraient  elus  d'apres  le 
meme  Systeme,  le  conseil  des  etals  ferait  evidem- 
ment  double  emploi  avec  le  conseil  national  et  il 
devrait  n^cessairenient  Otre  supprime,  comme  l'on 
supprime  un  rouage  inutile.  II  n'y  aurait  pas  de 
raisons  d'etre  pour  deux  chambres  6lues  sur  la  base 
du  meme  systeme.  Ce  scrait  bien  lä,  quoiqu'on  en 
dise,  la  consßquenco  logique  de  l'admission  du 
Systeme  proportionnel.  Mais  ce  serait  aussi  la  Qn  du 
federalisme  :  Qui  de  vous,  Messieurs,  peut  desirer 
que  nous  en  arrivions  lä  ? 

Un  vieil  adage  dit  que  le  raieux  est  l'ennemi 
du  bien:  Le  systeme  de  la  majorite  peut  avoir  eu 
ses  torts,  mais  il  faut  reconnaitre  qu'il  tend  ä  s'en 
corriger  tous  les  jours  et  ä  cr6er  un  etat  de  choses 
plus  conforme  au  sentiment  naturel  de  justice  et  de 
respect  du  droit  des  minorites. 

Quant  au  systeme  du  vote  proportionnel,  nous 
avons  vu  qu'il  ne  peut  pretendre  ä  la  perfection  ; 
il  peut  aboutir  aussi  ä  des  consequences  regretta- 
bles.  Applique  comme  le  demandent  les  initiants,  il 
offenserait  le  principe  de  l'ögalite  et  violerait  la 
justice. 

Je  me  dis  donc  que  dans  ces  conditions  il  ne 
faut  pas  se  presser,  il  vaut  mieux  attendre. 

Le  vote  proportionnel  existe  actuellement  dans 
un  certain  nombre  de  cantons  ainsi  que  dans  quel- 
ques pays  etrangers  ;  attendons  qu'il  arrive  ä  de- 
montrer  qu'il  possede  reellement  toutes  les  vertus 
qui  lui  sont  attribuees.  Puisque  meme  ses  parttsans 
reconnaissent  qu'il  y  a  des  ombres  au  tableau,  il 
faut  laisser  la  lumiere  dissiper  ces  ombres.  Iis  nous 
disent  bien  que  l'on  peut  les  eviter  de  teile  ou  teile 
maniere  ;  c'est  tres  bien,  mais  attendons  que  l'ex- 
perience  des  remedes  proposes  soit  faite  et  con- 
cluatite;  nous  pourrons  alors  prendre  une  döcision 
en  connaissance  de  cause. 

Mais  surtout  qu'on  ne  vienne  pas  nous  proposer 
des  solulions  impliquant  le  sacrifice  des  prineipes 
superieurs  de  l'£gaüt6  et  de  la  justice.  Je  ne  crois 
pas  que  l'on  puisse  soutenir  avec  quelque  raison 
que  la  representalion  populaire  actuelle  au  conseil 
national  m6rite  le  reproche  d'injustice :  Comme  on 
l'a  dejä  remarque,  tou?  les  partis  enüe  lesqueb;  se 
partage  l'opinion  populaire  en  Suisse  sont  reprösen- 
tes  dans  ce  conseil.  Iis  arrivent  donc  parfaitement 
ä  faire  entendre  leur  voix,  ä  soutenir  leurs  aspira« 
tions  et,  suivant  les  circonstances,  ä  obtenir  l'ap- 
probaüon  du  peuple  suisse. 
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L'6tat  de  choses  actuel  ne  rend  donc  pas  indis- 
pensable le  changement  quo  l'on  reclame;  rien  ne 
noua  oblige  ä  faire  ce  saut  dans  l'inconnu  et  ä  ad- 
ii lettre  par  simple  amour  de  changement  un  Systeme 
sur  lequel  le  dernier  mot  n'a  pas  £t<5  dit  et  ä 
l'egard  ducpiel  la  demonstration  vraiment  concluante 
reste  encore  ä  faire.  Non,  il  n'y  a  aucune  raison 
pour  consentir  au  changement,  dans  les  condilions 
actuelles,  surtout  dans  la  forme  sous  laquelle  il 
nous  est  proposö  :  Ce  serait  le  sacrifice  absolument 
inacceptable  da  principe  d'egalite'  qai  est  ä  la  base 
de  notre  democratie  et  quo  notre  constituUon  ga- 


rantit  dans  la  möme  mesure  a  tous  les  cantona  et 
ä  tous  les  citoyens.  Le  premier  devoir,  la  premiere 
justice  c'est  de  sauvegarder  celte  egalitd. 

C'est  pour  ces  raisons  que  je  me  rallie  ä  la 
proposition  de  la  majoritä  de  la  commisston,  tendant 
ä  harter  la  demande  d'initiative  concernant  l'intro- 
duclion  du  vote  proportionnel. 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen 
(Ici,  Je  d6bat  est  interrompu.) 
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L'ASSEMBLfiB  FEDflRALE  SUISSE 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Staun*  Tom  20.  Juni  1900,  vormittags  8  Uhr.  —  8eance  du  20  juin  1900,  a  8  henrcs  da  matin. 


VorsiU: 


:) 


Herr 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jottr: 

Rerkion  de»  .Alkoliolgresetzes. 
Revision  de  ia  loi  sur  Its  spiritueux. 

Fortsetzung.  —  Suite. 

(«ehe  Seite  411  hJeror.  —  Volr  pagc  411  d  deraot) 


Art.  14. 

Ahegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Dieser  Artikel  ist  in  seinem  ersten  Lemma  die  Wieder- 
gabe unseres  Zusatzes  zu  §  6  des  atten  Gesetzes  in 
der  ersten  Beratung.  Es  herrscht  aiso  hier  Ueber- 
einstimmung  zwischen  beiden  Räten.  Der  zweite 
Teil  des  Artikels  zeichnet  die  bisher  bestandene 
Praxis,  und  ich  habe  nichts 


,  rapporteur  francais  de  Ia  commission : 
Le  premier  alinea  de  l'art  14  avait  ete  propose 
par  la  commission  du  conseil  national  et  vote  par 
ce  conseil  au  mois  de  decembre.  II  n'est  plus  en 
discussion. 

Quant  au  second  alinea,  nous  rappelons  que  les 
chambres  flxaient  chaque  annee  le  prix  de  vente 
de  1'alcool  lora  de  la  discussion  du  budget;  mais 
maintenant  qu'il  s'agira  d'etablir  ce.  prix  d'apree  le 
compte  des  cinq  dernieres  annees,  il  est  evident  que 
c'est  le  conseil  föderal  qui  sera  Charge  de  le  fixer, 
de  meme  que  les  procedes  de  denaturation.  II  est 
bien  entendu  qu'il  n'est  paa  question  de  modifier 
les  conditions  de  la  vente  libre  et  d'autoriser  le 
conseil  föderal  ä  introduire  le  Systeme  de  la  vente 
par  des  debitants  offloiels. 

Angenommen.  —  (AdopU.) 


Art.  15. 

Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Der  Inhalt  dieses  Artikels  deckt  sich  mit  den 
Nationalratebeschlüssen;  neu  ist  nur  Lemma  8, 
welches  bestimmt,  dass  der  Bundesrat  im  Laufe 
des  Rechnungsjahres  Abschlagszahlungen  auf  den 
Rückvergütungen  gewähren  könne;  es  ist  das  im 
Nationalrate  während  der  Gesetzesberatung  angeregt 
und  dieser  Vorschlag  nun  vom  Ständerate  ins  Gesetz 
aufgenommen  worden.  Man  will  auf  diese  Weise 
den  Industriellen,  welche  Sprit  exportieren,  den 
Verkehr  mit  dem  Auslande  erleichtern.  Zu  be- 
merken ist,  dass  diese  Erleichterung  schon  seit 
Jahren  eingeräumt  ist.  Sodann  haben  wir  Ihnen  in 
Lemma  1  eine  redaktionelle  Aenderung  i 
in  unsern  Augen  eine  Verbesserung.  Ich 
Ihnen  die  Annahme 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commission : 
II  a  etö  fait  un  chapitre  special  pour  l'exportation. 
II  s'agit  en  somme  de  legaliser  ce  qui  se  fait  dana 
la  pratique  jusqu'ä  present,  c'est-ä-dire  de  fixer  le 
drawhack,  qui  est  egal  au  beneflce  du  monopole 
base  sur  le  prix  des  alcools  Importes  et  no-  paa 
sur  le  prix  de  production  indigene. 

Quant  au  dernier  alinea,  il  a  ete  diacuter  et 
adopte  dans  la  session  de  decembre. 

Angenommen.  —  (ÄdopU.) 
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Art.  16. 

Ab  egg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Der  Artikel  16,  wie  er  vorliegt,  entspricht  wörtlich 
dem  §  7  des  alten  Gesetzes,  mit  der  einzigen  Ab- 
änderung, dass  auf  der  zweitletzten  Zeile  das  Wort 
t Sprit»  durch  den  Ausdruck  c gebrannte  Wasser» 
ersetzt  ist.  Ich  beantrage  Aufnahme  in  das  neue 
Gesetz- 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  17. 

Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommisston : 
Wir  beantragen  Ihnen,  die  Fassung  des  Stande- 
rates zu  acceptieren,  mit  Ausnahme  der  zwei  letzten 
Lemma,  wo  wir  einlach  sagen  wollen :  cDie  weilem 
Begriffsbestimmungen  des  Kleinhandels  werden  durch 
die  kantonalen  Behörden  festgesetzt».  Es  erscheint 
diese  Fassung  einfacher.  Wir  sagen  hier  im  Gesetze, 
was  unter  Großhandel  verslanden  ist.  Dis  Definition 
und  Bestimmungen  über  den  Kleinhandel  goben  wir 
den  Kantonen  anheim. 

Materiell  enthalt  der  Vorschlag  des  Ständerates 
bei  Art.  17  eine  Abänderung,  welche  von  einiger  Be- 
deutung ist.  Sowohl  das  alte  Gesetz,  als  auch  der 
Beschluss  des  Nationalrates  hatten  als  Grenze,  wo 
der  Grosshandel  als  freies  Gewerbe  zu  schützen  ist, 
40  Liter  angenommen,  und  immer  wurde  dieser 
Satz  so  ausgelegt,  dass  unter  diesen  40  Litern  Spiri- 
tuosen von  ein  und  derselben  Sorte  verstanden  seien 
und  dass  diese  40  Liter  nicht  aus  verschiedenen 
Sorten  zusammengesetzt  werden  dürfen.  Seit  Jahren 
haben  sich  die  schweizerischen  Liqueur-  und  Spiri- 
tuosenbändler  darüber  beklagt.  Schon  im  Jahre  1890 
haben  über  100  Firmen  die  Herabsetzung  der  40 
Liter  auf  5  Liter  verlangt,  und  seither  sind  von 
diesen  Leuten  durch  den  Vorstand  ihres  Verbandes 
bald  bei  der  Alkoholverwaltung,  bald  bei  der  Alkohol- 
kommission Eingaben  für  Herabsetzung  des  Quan- 
tums von  40  Liter  erfolgt  Aufmerksam  wurden 
diese  Eingaben  von  uns  gelesen  und  die  Petitionäre 
dann  auf  eine  Gesetzesrevision  vertröstet.  Bei  Anlass 
dieser  Gesetzesrevision  erinnerte  sich  unsere  Kom- 
mission dieses  Versprechens  und  beantragte  Ihnen, 
die  Grenze  des  Grosshandels  von  40  auf  20  Liter 
herunterzusetzen;  aber  mit  46  gegen  86  Stimmen 
wurde  beschlossen,  bei  den  40  Litern  als  Grenze 
des  Grosshandels  zu  verbleiben.  Nun  hat  der  Slände- 
rat  einen  Mittelweg  eingeschlagen ;  er  setzt  zwar  die 
Grenze  nicht  auf  20  Liter  herab,  sondern  sein  Vor- 
schlag lautet:  «Als  Grosshandel  gilt  jede  Lieferung 
von  40  oder  mehr  Litern,  wobei  indessen  jede  ein- 
zelne Sorte  nicht  weniger  als  20  Liter  ausmachen 
darf;  als  Kleinhandel  jeder  andere  Handelsverkehr». 
Als  Grosshandel  bestehen  also  nach  wie  vor  40 
Liter,  doch  ist  es  dem  Händler  erlaubt,  diese  40 
Liter  in  zwei  Soilen  zu  liefern,  z.  B.  20  Liter 
grüner  und  20  Liter  weisser  Absinth,  bis  60  Liter 
in  3  Sorten.  Es  bedeutet  das  immerhin  ein  Ent- 
gegenkommen. Im  übrigen  herrscht  materielle  Ueber- 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion :  L'art.  17  a  ete  modine  dans  la  premiere 
discussion  du  eonseil  national,  contrairement  aus 
propositious  de  la  commisrion.  Quant  &  la  redaction 
elle-meme,  eile  etait  evidemment  defectueuse,  et, 
d'une  maniere  generale,  la  nouvelle  redaction  est 
preferable.  On  accentue  dans  cette  nouvelle  redac- 
tion les  competences  cantonales.  On  determine  le 
commerce  en  detail  et  le  commerce  en  gros,  tout 
en  garantissant  que  le  commerce  en  gros  est  libre. 

Quant  au  commerce  en  detail,  il  ne  peut  fitre 
exerce  qu'avec  l'assenliment  du  gouvernement  can- 
tonal  et  moyennant  patente. 

Le  conseil  des  etats  a  denn!  la  vente  en  gros 
comme  comportant  40  litres  au  minimum,  par 
quantite  d'au  moins  20  litres  de  chaque  espece.  II 
a  tenu  corapte,  dans  une  bien  faible  mesure,  des 
tres  nombreuses  petitions  envoyees  aux  chambres, 
pour  reduire  le  chiffre  de  40  litres  a  20  litres.  En 
somme,  la  limite  de  40  litres  est  maintenue  d'une 
maniere  absolue.  Aucune  legislation  cantonale  ne 
devra  donc  etre  modifiee  quant  ä  ce  poüit.  II  y  a 
cependant  une  nuance,  c'est-ä-dire  qu'il  ne  sera  pas 
necessaire  de  livrer  40  litres  de  chaque  espece,  on 
pourra  diviser  l'envoi,  par  exemple,  en  20  litres 
d'absinlhe  et  20  litres  de  kirsch,  tandis  qu'actuelle- 
ment  on  n'autorise  pas  l'envoi  de  40  litres  en  deux 
especes  differentes.  On  diminue  ainsi  la  coasomma- 
tion  d'alcool,  Paubergiste  n'etant  plus  oblige  d'aeheter 
de  grandes  quantites  et  de  forcer  la  vente.  L'etat 
de  fait  est  donc  modifle  d'une  maniere  avantageuse. 

On  a  remplace  le  mot  vente  par  celui  de  Ii« 
vraison  pour  e  viter  une  Interpretation  qui  pourrait 
ctre  fausse,  c'est  ä-dire  qu'on  pourra  vendre  40 
litres  et  les  livrer  en  plusieurs  envois.  Le  mot  li- 
vraison  remplace  le  mot  vente ;  U  ne  sera  pas 
permis  de  livrer  moins  de  40  litres1  k  la  fois. 

Quant  ä  l'avant-dernier  alinea,  la  commission 
du  conseil  national  propose  de  le  modifier  en  re- 
prenant  l'ancienne  redaction  adoptee  par  vous.  Les 
cantons  seraient  laisses  absolument  souverains  dans 
cette  legislation. 


Ming:  Ich  erlaube  mir,  Ihnen  zu  beantragen, 

in  Bezug  auf  AI.  3  des  Art.  17  die  nationaträtliohe 
Fassung  beizubehalten  und  infolgedessen  die  Ver- 
balien  «wobei  indessen  jede  einzelne  Sorte  nicht 
weniger  als  20  Liter  ausmachen  darf»  zu  streichen. 

Meine  Herren,  ich  glaube,  dass  durch  den  Be- 
schluss des  Ständerates  nicht  nur  kein  Furtschritt 
erreicht  wird,  sondern  dass  die  Annahme  einer 
solchen  Bestimmung  geradezu  einen  Rückschritt 
bedeutet.  Was  will  eigentlich  diese  Petition  der 
Liqueurhändler?  Sie  will  nichts  anderes,  als  den 
Kleinhandel  mit  Spirituosen  erleichtern ;  es  ist  ein 
Interessenkampf,  den  die  Spirituosenhändler  für 
ihren  Geldbeutel  führen.  Es  ist  der  ganz  gleiohe 
Interessenkampl,  den  gestern  einige  Apotheker  ge- 
führt haben  und  welchen  Sie  abzuschlagen  für  gut 
fanden.  Wir  müssen  uns  immer  und  immer  wieder 
ins  Gedächtnis  zurückrufen,  warum  denn  eigentlich 
die  Alkoholgesetzgebung  erlassen  wurde.  Sie  wurde 
nicht  erlassen,  um  als  fiskalisches  Gesetz  zu  wirken, 
sondern  um  den  Kleinverkaul  geistiger  Getränke 
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zurückzudrängen  und  dadurch  den  Alkoholismus  zu 
bekämpfen.  Man  bat  damals,  als  man  diese  Gesetz- 
gebung erliess,  mit  Norwegen  demonstriert  und  ge- 
sagt: Norwegen  hatte  einen  Alkoholkonsum  von  jähr- 
lich ca.  30  Litern  pro  Einwohner,  und  infolge  der 
dortigen  Gesetzgebung  ist  dieser  Konsum  auf  5  oder 
6  Liter  pro  Kopf  der  Bevölkerung  zurückgegangen. 
Man  hat  damit  demonstriert,  Norwegen  habe  alles 
gethan,  um  zu  verhindern,  dass  jeder  Bürger  sich 
auf  die  leichteste  Weise  Alkohol  verschaffen  könne. 
Was  hat  nun  aber  Norwegen  in  Bezug  auf  diesen 
Kleiaverkauf  gethan?  Es  hat  das  Quantum,  das  noch 
als  Grosshandel  gelten  soll,  nicht  bloss  auf  40  Liter, 
sondern  auf  250  Liter  erhöht!  Wenn  wir  beute  von 
dem  Quantum  von  40  Litern  in  der  Weise  zurück- 
gehen, dass  wir  sagen,  die  Sendung  von  40  Litern 
dürfe  aus  zwei  verschiedenen  Sorten  zusammenge- 
setzt sein,  so  gehen  wir  zurück,  wir  ermöglichen 
diesen  Handel  immer  mehr  und  erreichen  damit 
wahrscheinlich  im  weitern,  dass  die  Spirituosen- 
handler  in  nächster  Zeit  wieder  an  uns  gelangen, 
um  neaerdings  eine  Ermässigung  dieses  Quantums 
anzubegebren. 

Man  wird  allenfalls  sagen,  es  seien  volkswirt- 
schaftliche Grunde,  welche  uns  dazu  fuhren  sollen, 
dieses  Quantum  herabzusetzen.  Es  giebt,  sagt  man, 
eine  grosse  Menge  fleissiger  Bürger  unseres  Handels, 
welche  aus  diesem  Handel  und  dieser  Fabrikation 
ihren  Gewinn  ziehen,  welche  also  dadurch  das 
nationale  Vormögen  vermehren  helfen.  Es  ist  gestern 
gesagt  worden,  welche  grosso  Menge  solcher  Quali- 
tätsspirituosen aus  dem  Austande  hereingebracht 
wird.  Man  kann  dahef*gowiss  nicht  sagen,  dass, 
wenn  wir  es  ermöglichen,  möglichst  viele  derartige, 
aus  dem  Ausland  kommende  Qualitätsspirituosen  in 
der  Schweiz  zu  verkaufen,  wir  dadurch  unser  Na- 
tionalvermögen vermehren.  Andrerseits  ist  schon 
bei  Erlass  der  Alkoholgesetzgebung  und  seither 
immer  wieder  darauf  aufmerksam  gemacht  worden, 
welche  grossen  volkswirtschaftlichen  Gefahren  die 
Vermehrung  des  Alkoholgenusses  bringe.  Sollen  wif 
nun  durch  unsere  Gesetzgebung  dabin  wirken,  dass 
die  Erlangung  des  Alkohols  wieder  mehr  und  mehr 
erleichtert  wird?  Ich  glaube  durchaus  nicht,  dass 
dies  in  unserm  Interesse  und  in  unserer  Aufgabe 
Hegt 

Wenn  man  ferner  seinerzeit  gesagt  hat,  wir 
müssen  dafür  sorgen,  dass  möglichst  gute  Quali- 
täten so  ich  fr  Spirituosen  verkauft  werden,  so  dient 
gerade  der  Kleinhandel  dazu,  das  Gegenteil  zu  be- 
wirken. Was  versteht  man  gewöhnlich  unter  solohen 
Qualitätsspirituosen?  Das  sind  gewöhnliche  Alkohole, 
die  nach  meiner  Ansicht  mit  allen  möglichen  äthe- 
rischen Oelen  verunreinigt  sind.  Man  geht  geradezu 
darauf  aus,  den  Alkohol,  den  die  eidgenössische 
Verwaltung  verkauft,  zu  verunreinigen  durch  ver- 
schiedene ätherische  Oole,  Esterarten,  Fuselstoffe, 
überhaupt  Beimischungen,  dazu  bestimmt,  dem  Go- 
schmacke des  Publikums  entgegenzukommen.  Das 
Publikum  ist  noch  nicht  zufrieden  damit,  dass  der 
Bund  selbst  etwa  2  %  dieser  Fuselöle  im  Alkohol 
belässt;  im  Gegenteil,  derjenige,  der  so  recht  an 
den  Alkohol  gewöhnt  ist,  will  etwas,  das  ihn  im 
Halse  kratzt,  er  will  etwas,  das  seinem  verdorbenen 
Geschmacke  entspricht,  und  diesem  Wunsche  kommt 
der  Spirituosenhändler  entgegen,  indem  er  etwa 
sogenannten  «BätzigoüU  oder  «Traschgoüt»,  Absinth- 


essenz und  wie  die  Sachen  alle  heissea,  beimischt, 
d.  h.  etwas  hinzufügt,  was  nichts  anderes  als  ein 
Gift  ist,  nichts  besseres  als  der  Fusel,  den  die  Alko- 
holverwaltung ausdestilliert  hat. 

Nun  glaube  ich  durchaus  nicht,  dass  es  gut  sei, 
wenn  wir  diesen  Bestrebungen  entgegenkommen, 
schon  im  Hinblicke  auf  die  moralische  Wirkung 
unserer  Alkoholgesetzgebung  nicht.  Wir  haben 
seinerzeit  ins  Volk  hinausgesprochen,  der  fuselhal- 
tige  Branntwein  müsse  vermindert,  dieses  Gift  dem 
Volke  so  viel  als  möglich  entzogen  werden.  Heute 
aber  kommen  wir  mit  der  grosston  Leichtigkeit 
diesen  Alkohoünteressonten  entgegen  und  erklären: 
Wir  sehen  schon,  es  passt  euch  besser  so,  ihr  ver- 
dient auf  diese  Weise  mehr;  das  Volkswohl  ist  am 
Ende  Nebensache,  euer  Profit  und  eure  Befriedi- 
gung, damit  ihr  einmal  stille  seid,  nachdem  ihr  so 
lange  reklamiert  habt,  das  ist  uns  die  Hauptsache  I 
Meine  Herren,  ich  möchte  nicht,  dass  die  Idee  ins 
Volk  hinausgetragen  würde,  die  eidgenössischen 
Behörden  kommen  nun  von  den  guten  Vorsätzen, 
die  sie  einst  in  Bezug  auf  die  Bekämpfung  des 
Alkoholismus  hatten,  zurück,  indem  sie  einem  Be- 
gehren entsprechen,  das  zu  gar  nichts  anderem 
dienen  kann,  als  den  Kampf  gegen  den  Alkoholis- 
mus  mehr  oder  weniger  zu  lähmen. 

Ich  bitte  Sie,  meinen  Antrag  zu  genehmigen  und 
die  betreffenden  Verbalien,  die  in  Bezug  auf  du 
Quantum  von  dem  Beschluss  des  Nationalrates  ab. 
weichen,  zu  streichen. 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion  :  Deux  mots  k  notre  collegue,  M.  Ming,  qui 
veut  combattre  l'alcoolisme.  Nous  partageons  certes 
tous  son  desir,  mais  les  moyens  de  lutte  soot  dif- 
ferents.  M.  Ming  pretend  qte  nous  reculons  au  lieu 
d'avancer.  Je  ne  suis  pas  d'aecord.  Je  pretends  que 
nous  avancons  dans  la  lutte  contro  Palcoolisme. 

M.  Ming  veut  forcer  l'acheteur  ä  recevoir  40 
litres  d'alcool  de  möme  espece,  tandis  que  nous 
voulons  lui  permettre  de  diviser  l'achat  en  20  litres 
d'une  espece,  20  de  l'autre  et  röduire  1a  quantite 
qu'il  achete.  La  question  concerne  tout  particulie- 
rement  les  aubergistes  et  maltres  d'bötels  en  Suisse, 
qui  sont  forces  d'avoir  des  liqueurs,  mais  qui  de- 
sirent  n'en  acheter  que  de  petites  quantites,  non 
pas  des  fraudeurs  de  liqueurs,  comme  le  suppose 
M.  Ming,  mais  des  distillateurs  tres  honorables  qui 
fabriquent  gen  jralement  d'excellentes  liqueurs.  Vou- 
lez-vous  obliger  l'aubergiste  ä  acheter  beaueoup 
d'alcool  et  ä  forcer  sa  vente  ?  II  vaut  mieux  com- 
battre l'alcoolisme  en  ne  les  forcant  pas  ä  acheter 
plus  qu'il  n'est  necessaire  de  teile  ou  teile  liqueur. 

Pour  atteindre  le  but  que  nous  poursuivons 
tous,  aussi  bien  que  M.  Ming,  il  est  preferable 
d'accepler  la  proposition  de  la  commission. 


M.  Comtesse,  conseiller  federal :  M.  Ming  se 
place  toujours  ä  un  point  de  vue  un  peu  ideal  et 
s'eloigne  du  lerrain  sur  lequel  nous  devons  dis- 
cuter. 
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II.  Ming  regrette  que  la  Sulsae  n'ait  pas  pris 
les  meines  mesures  que  la  Norvege  contre  l'alcoo- 
lisme  II  est  possible  que,  comme  dtat,  nous  ne 
nous  soyons  pas  arretos  a  la  meilleure  Solution  en 
oe  qui  ooncerne  la  lutte  contre  un  tel  fleau.  On 
peut  critlquer  les  moyens  admis  par  le?  chambres 
föderales  et  le  peuple  suisse,  dire  qu'ils  sont  insuf- 
flsanta,  irrationnela,  puisque  pour  combattre  l'al- 
coolismo  il  faudrait  extirper  l'alcool  et  ne  pas  faire 
des  lors  de  l'alcool  et  de  la  recette  de  l'alcool  un 
des  Clements  prineipaux  de  l'cquilibre  nuancier  de 
nos  cantons.  Mais  puisque  il  en  est  ainsi  et  que 
nous  avons  incorpore  cette  finance  de  l'alcool  dans 
les  budgets  cantonaux,  qu'elle  est  devenue  pour 
plusieurs  d'entr'eux  la  cle  de  voüte  de  leur  equi- 
libre  flnancier,  prenons  la  Situation  teile  qu'elle  est 
et  n'allons  pas  en  Norvege  chercher  des  exemples 
que  nous  ne  pouvons  plus  suivre  et  nous  imposer 
des  mesures  tres  rigoureuses  que  nous  ne  pou- 
vons pas  appliquer  chez  nous.  Restons  en  Suisse 
et  voyons  comment  nous  avons  resolu  le  probleme. 

Eh  bien,  Messieurs,  la  loi  sur  l'alcool  doit  ne- 
it  resoudre  certaineB  questions  d'interets, 
satisfaction  dans  une  plus  ou  moins  grande 
a  certains  groupes  d'interets.  Nous  avons 
dü  transiger  avec  les  agriculteurs  ;  nous  avons  du 
faire  la  part  de  la  produetion  indigene,  que  nous 
avons  flxee  deflnitivement  &  un  maximum  de  30,000 
bectolitres.  La  majoritö  des  pharmaciens  demandait 
qu'on  ne  flt  plus  la  concession  d'alcool  denature. 
Nous  avons  tenu  compte  de  ce  dosideratum.  Nous 
sommes  maintenant  en  presence  d'un  autre  groupe 
d'interesses  qui,  depuis  que  cette  loi  fonctionne,  n'ont 
pas  cesse  d'assieger  les  chambres  föderales  et  le 
conseU  federal  de  leurs  doleances  et  de  leurs  plain- 
tes.  II  s'agit  de  leur  aecorder  aussi  une  petite  satis- 
faction, une  concession  tres  minime  dans  le  com- 
merce des  spiritueux ;  il  s'agit  de  decider  que  pour 
le  commerce  en  gros,  la  vente  sera  toujours  flxee 
ä  10  litres,  rnais  que  cette  quantite  pourra  etre 
composee  de  deux  especes  de  liqueurs.  II  est  bien 
evident  qu'il  y  a  un  certain  nombre  de  liqueurs 
lines  ne  s'aehetant  pas  dans  des  proporlions  si  con- 
siderables.  M.  Ming  n'ignore  pas  qu'il  existe  möme 
des  ordres  religieux  qui  occupent  leur  temps  sur 
cette  terre  ä  preparcr  de  ces  liqueurs ;  il  y  a  la 
Chartrouse ;  il  y  a  aussi  la  Benedictine ;  il  y  a 
d'autres  liqueurs,  fort  appreciees  des  dames,  l'ani- 
sette,  le  parfait  amour. 

Or,  un  simple  particulier  ou  un  maltre  d'hötel, 
un  aubergiste,  n'aeheteront  pas  40  litres  d'anisette 


Avec  la  concession  que  nous  faisons,  la  livraison 
pourrait  etre  composee  de  deux  especes  de  liqueurs : 
20  litres  d'anisette  et  20  litres  curacao,  tandis  que 
cela  est  aujourd'hui  interdit.  Nous  devons  chercher, 
puisque  l'on  consomme  de  l'alcool,  ä  ce  que  cet 
alcool  soit  au  moins  toujours  de  bonne  qualtte  et 
l'on  y  parvicndia  plus  sürement  si  l'on  n'oblige  pas 
un  maltre  d'hötcl  et  l'aubeigiste  ä  s'approvisionner 
toujours  de  grandes  quantites  de  liqueurs ;  il  faut 
le  souslraire  le  plus  possiblc  ä  la  tenlalion  d'aeheter 
des  liqueurs  frelatees,  faites  avec  du  mauvais  al- 
cool De  plus,  il  y  a  cette  inegalite  que  le  fabricant 
6tranger  peut  actuellement  expedier  en  Suisse  des 
quantites  de  liqueurs  inferieures  a  40  litres,  tandis 


que  nos  commercants  ne  peuvent  livrer  que  40  li- 
tres de  uqueurs  de  la  meme  espece. 

Faisons  donc  ici  une  petite  concession,  eile  ne 
peut  nuire  au  point  de  vue  fiscal-,  eile  n'aura  au- 
cune  consequence  fdcheuse  dans  1a  lutte  contre 
l'alcoolisme.  Sur  ce  point,  je  m'en  refere  a  ce  que 
disait  le  conseil  federal  dans  son  inessage.  Apres 
avoir  precedemment  soutenu  qu'il  fallait  en  rester 
ä  cette  quantite  de  40  litres,  il  ajoutait  : 

c  Nous  pourrions  neanmoins  nous  resoudre  au- 
jourd'hui, en  principe,  ä  abandonner  le  point  de 
vue  auquel  nous  nous  sommes  place*  alore.  Nous 
ne  pouvons  nous  refuser  plus  longtempa  h  recon- 
naltre  un  certain  fondement  aux  plaintes  sans  cesse 
renaissantes  des  commercants  Interesses.  Nou»  avons 
pu  nous  convaincre  en  outre  que  les  droits  et  pa- 
tentes qui  grevent  actuellement  la  vente  inferieure 
ä  40  litres  n'exercent  reellement  pas  d'intluence 
restrictive  sur  la  consommation  de  l'eau-de-vie,  de 
sorte  qu'une  modiflcation  du  Systeme  en  vigueur 
n'entralnerait  pas  necessairement  l'aggravation  au 
point  de  vue  hygienique,  des  conditions  actuelles.  > 

Le  conseil  föderal  a  ainsi  cru  devoir  faire  cette 
concession,  estimant  qu'elle  aurait  des  effets  plutöt 
avantageux  au  point  de  vue  hygienique.  Nous  met- 
tons  fln  en  meme  temps,  d'une  maniere  definitive, 
aux  r£clamations  du  commerce  des  spiritueux,  et 
nous  ferons  a  leur  egard  ce  que  nous  avons  fait 
avec  le  groupe  des  agriculteurs,  en  cherchant  ä 
concilier  la  loi  et  son  application  avec  certains  in- 
terdts  qui  ont  droit  aussi  ä  notre  attention. 

Je  ne  saurais  trop  insister  pour  vous  prier  de 
ne  pas  ctablir  ici  une  divergence  avec  le  oonseil 
des  etats  et  pour  nous  permettre  d'aboutir 
promptement  &  l'adoption  de  la  loi. 


Ahegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kcmmls- 
sion:  Die  Motive,  die  Herrn  Ming  zu  seinem  Antrag 
veranlasst  haben,  sind  gewiss  sehr  ehrenwerter 
Natur,  aber  Herr  Ming  sieht  zu  schwarz.  Ich  glaube 
nicht,  dass  irgend  eine  nennenswerte  Vermehrung 
des  Alkoholgenusses  herbeigeführt  werde,  wenn 
in  Zukunft  dem  Liqueur-  und  Spirituosenhändler 
erlaubt  wird,  alle  40  Liter,  die  er  verkauft,  anstatt 
in  grünem  Absinth  in  grünem  und  weissem  Absinth 
zu  liefern.  Auch  der  Bundesrat  ist  diosor  Ansicht, 
und  er  hat  in  seiner  Botschaft  vom  Juni  1898  dar- 
auf hingewiesen,  dass,  wenn  man  nun  endlich 
diesen  Liqueur-  und  Spirituosenhändlern  entgegen- 
kommen wolle,  er  dagegen  nichts  einzuwenden 
habe,  wenn  man  die  Limite  auf  20  Liter  herab, 
sotzen  wolle.  Wie  ich  Ihnen  schon  mitgeteilt  habe, 
hat  die  Kommission  dies  proponiert;  Herr  Ming  hat 
opponiert  und  hat  damals,  in  der  letzten  Beratung, 
den  Sieg  davon  getragen.  Nun  hat  der  Stünderat 
im  gegenwartigen  Antrage  eine  Vermittlung  ange- 
boten, und  ich  glaube,  wir  sollten  dieselbe  an- 
nehmen. Dio  Liqueur-  und  Spirituosenhändler  re- 
präsentieren auch  eine  Industrie  und  zwar  eine 
bedeutende,  und  wenn  wir  dieselbe  nicht  hatten, 
so  wäre  der  Bezug  aus  dem  Auslande  viel  grösser; 
anstatt  der  400  Schnapse,  die  eingeführt  werden, 
wären  es  vielleicht  500.  Ich  glaube,  wir  sollten 
diese  Vermittlung  des  Standerates  annehmen;  die 
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Petitionen  dieses  Verbandes  hören  dann  einmal  auf, 
und  wenn  man  ihnen  etwas  geben  will,  kann  man 
ihnen  nicht  weniger  geben,  als  wir  heute  bean- 
tragen. 


ji  Hauptsächlich  eine  Bemerkung  eines  der 
Herren  Vorredner  muss  ich  doch  hier  etwas  be- 
sprechen. Es  wurde  nämlich  gesagt,  es  sei  ein 
ganz  falsches  Princip,  die  Leute  zu  zwingen,  ein 
Quantum  von  40  Litern  zu  kaufen,  denn  es  sei  doch 
sehr  klar,  dass  in  diesem  Falle  mehr  getrunken 
werde.  Meine  Herren,  wenn  dies  ein  falsches  Prin- 
oip  wäre,  warum  setzen  Sie  dann  üborhaupt  ein 
Minimum  an?  Sollte  man  in  diesem  Falle  nicht 
sogar  sagen:  Ihr  dürft  zweidociliterweiso  vorkaufen? 
Es  wurden  ja  dann  konsequenterweise  nur  dieso 
S  dl  getrunken,  während  sonst  diese  40 1  getrunken 
»I  Der  Gesetzgeber  bat  dannzumal,  als  er 
Minimum  von  40  1  festsetzte,  ganz  gut  ge- 
was  er  thaL  Er  wollte  verunmOg lieben,  dass 
sieh  so  viele  Branntwoinvorkaufsstellen  etablieren, 
wie  es  früher  der  Fall  war.  Und  wirklich,  wenn 
Sie  einen  Zwang  ausüben,  wonach  nur  ein  Quan- 
tum von  40  1  abgegeben  werden  darf,  so  wird  es 
nicht  möglich  sein,  dass  jeder  Wirt  neben  seiner 
Bier-  und  Weinwirtschaft  auch  nooh  eine  Liqueur- 
wirtschalt  betreiben  kann,  und  darauf  kommt  es 
eben  an,  dass  nicht  so  viele  solche  Getränkever- 
kaufsstellen «ich  etablieren.  loh  gebe  ja  durchaus 
zu,  dass  das  alles  sehr  ehrenwerte  Herren  sind, 
diese  Liqueurhändler,  wie  Herr  Martin  gesagt  hat-, 
aber  darin  sind  sie  alle  einig,  dass  sie  möglichst 
viel  verkaufen  und  verdienen  möchten,  während 
wir  unserseits  darin  einig  sein  müssen,  dafür  zu 
dass  möglichst  wenig  verkauft  und  konsu- 
wird.  Setzen  wir  daher  dieses  Quantum  mög- 
hoch lest  —  wenn  es  von  mir  abhlenge,  ich 
auf  100  oder  noch  mehr  Liter  gehen  — ,  dann 
wir  sicher,  dass  wir  es  einigen  solchen  Wirten 
verunmöglichen,  als  Liqueurverkäufer  aulzutreten. 

Es  ist  auch  gesagt  worden,  der  Standpunkt,  auf 
dem  ich  stehe,  sei  ein  viel  zu  idealer,  jetzt  handle 
es  sich  darum,  möglichst  viel  aus  diesem  Monopole 
herauszuziehen,  das  Monopol  sei  ja  dannzumal  dazu 
bestimmt  worden,  den  Kantonen  eine  Einnahme  zu 
bringen,  und  die  Kantone  haben  ihren  Haushalt 
nun  einmal  darauf  eingerichtet.  Ich  gebe  gerne  zu, 
dass  die  Kantone  dieso  Einnahmen  brauchen,  und 
speoioll  auch  der  Kanton,  den  loh  zu  vertreten  die 
Ehre  habe,  braucht  diese  Einnahmen  dringend. 
Allein  deshalb  dürfen  wir  doch  den  Idealen  Stand- 
punkt, der  In  Frage  kam,  als  wir  seinerzeit  das 
Monopol  einführten,  heute  nicht  aus  den  Augen 
variieren.  Es  ist  wahr,  es  giebt  eine  ganze  Menge 
verschiedener  Li qu eure  mit  den  allerschönsten 
Namen:  Parfait  d'amour,  etc.,  die  Basier  haben 
sogar  einen  «Bürgermeistern»,  so  viel  ich  mich 
erinnere,  und  es  ist  auch  richtig,  dass  Liqueure 
im  Umlauf  sind,  die  ihren  Namen  von  geistlichen 
Genossenschalten  haben,  z.  B.  der  Karthäuser.  Vor 
einigen  Jahren  hat  man  sehr  viel  Aufhebens  ge- 
macht, als  eine  grosse  Spirituosenbrennerei  in  Fe- 
oamps  in  Frankreich  niederbrannte  und  gesagt,  die 
Benediktiner  haben  aus  dieser  Fabrikation  ihren 


Gewinn  gezogen.  Es  hat  sich  dann  aber  herausge- 
stellt, dass  die  französische  Regierung  schon  vor 
langer  Zeit  das  Kloster  aufgehobon  und  die  Bren- 
nerei durch  Beamte  oder  Pächter  betrioben  hat,  so 
dass  die  Benediktiner  an  dieser  Brennerei  unschuldig 
sind.  Und  was  den  »Karthnuser»  anbelangt,  so  hat 
derselbe  ursprunglich  als  Medikament  gedient,  aber 
wie  man  das  ursprünglich  medikamentöse  kölnischo 
nun  hauptsächlich  unter  Damen  als  Genuss- 
mittcl  verwendet,  so  gieng  es  auch  mit  dem  «Kar- 
thüuser»  und  ich  zweifle  auch  nicht,  dass  es  in 
der  Schweiz  vorkommt,  dass  Morphium  und  Opium, 
die  ebenfalls  ursprünglich  als  Medikamente  gebraucht 
wurden,  als  Gonussmittel  dienen.  Das  soll  uns  aber 
absolut  nicht  bestimmen,  die  möglichste  Ausbrei- 
tung solcher  Arzneimittel  als  Gonussmittel  zu  er- 
möglichen. Das  thun  wir  aber,  wenn  wir  dazu  bei- 
tragen, dass  gerade  diese  Liqueure,  die  ja  zum 
Teil  Arzneimittel  sein  mögen,  möglichst  leicht  unter 
dem  Volk  vorbreilet  werden.  Solchen  Bestrebungen 
gegenüber  müssen  wir  doch  nooh  den  idealen 
Standpunkt  festhalten,  der  dahin  geht,  dass  wir 
einer  Volksseuche,  welche  heute  überall  verbreitet 
ist  und  sich  immer  mehr  zu  verbreiten  droht,  ent- 
gegentreten und  zwar  mit  allem  Ernste.  Wir  dürfen 
nicht,  wenn  von  Alkoholismus  die  Rede  ist,  an 
unser  gewohntes  Gläschen  denken  und  sagen,  was 
wir  gerne  haben,  solle  auch  den  Mitmenschen  nicht 
versagt  sein.  Nein,  wir  wollen  die  Ziele  im  Auge 
behalten,  welche  damals,  als  das  Alkoholgesetz 
zuerst  erlassen  wurde,  dioltato  goleitot  haben,  und 
diese  Ziele  bestehen  darin,  den  Alkoholgenuss  ein- 
zudämmen. Denn  es  ist  einmal  oino  feststehende 
Wahrheit:  der  Alkoholismus  kommt  vom  Alkohol 
her,  und  wollen  wir  den  Alkoholismus  Lekümpfen, 
so  müssen  wir  eben  den  Alkoholgonuss  einschrän- 
ken. Dass  solchen  idealen  Bestrebungen  gewisse 
materielle  Interessen  entgegenstehen,  ist  sehr  be- 
greiflich. Das  war  schon  zur  Zeit  des  Anfanges  des 
Christentums  der  Fall.  Als  Paulus  nach  Ephesus 
kam  und  dort  das  Christentum  predigte,  sind  alle 
Verkäufer  von  Götzenbildern,  die  Silberschmiede, 
zusammengelaufen  und  haben  erklart:  der  Paulus 
stört  unser  Gewerbe,  er  ist  uns  ein  grosser  Scha- 
den, er  ruiniert  unsere  Industrie,  und  sie  haben 
es  wirklich  dazu  gebracht,  dass  Paulus  verjagt 
wurde,  weil  er  ihre  Industrie  schädigte.  Da  sehen 
wir  schon  damals  den  Kampf  der  materiellen  In- 
teressen mit  dem  Idealismus,  und  dieser  Kampf 
wird  nie  verschwinden,  aber  wir  müssen  Ihn  aus- 
kämpfen, wenn  wir  unsern  Pflichten  getreu  «ein 
wollen. 


Abstimmung.  —  Volation. 


Mit  47  gegen  32  Stimmen  wird  die  von  Herrn 
Ming  beantragte  Streichung  zum  Beschluss  erhoben. 

(Par  47  volx  contre  32,  I«  proposition  de 
faite  par  M.  Ming,  est  adoptee.) 
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Art.  18. 

Abegg,  deutscher  Berichterslatter  der  Kommis- 
sion: Art  18  ist,  wenn  auch  nicht  im  Wortlaute, 
so  doch  dem  Inhalte  nach  in  Uebereinstimmung 
mit  dem  §  9  des  allen  Gesetzes.  Ich  beantrage  An- 
nahme. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  19. 

■Ahegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion :  In  mehreren  Punkten  entspricht  dieser  Artikel 
dem  §  10  des  alten  Gesetzes.  Das  Bemerkenswerte 
und  Neue  in  demselben  ist,  dass  der  Alkoholver- 
waitung  das  Recht  der  Persönlichkeit  eingeräumt 
werden  soll.  Die  Alkohol  Verwaltung  besitzt  Gebäu- 
lichkeiten  in  Bern,  Burgdorf,  Delsberg  und  Romans- 
horn. Dieselben  sind  auf  den  Namen  des  Bundes 
eingetragen,  sie  geboren  aber  eigentlich  den  Kan- 
tonen, denn  der  Wert  dieser  Gebäude  und  der  darin 
befindlichen  Maschinen  und  Mobilien  wurde  aus 
dem  Ertrage  des  Monopols  amortisiert,  und  die 
Kantone  haben  entsprechend  weniger  Alkohol-Gelder 
erhalten.  Nehmen  wir  den  Fall  an,  das  Alkohol- 
Monopol  würde  wieder  aulgehoben,  so  wurden  die 
vorhandenen  Aktiven,  seien  es  Immobilien,  Mobi- 
lien oder  Buchguthabon,  doch  nicht  dem  Bunde  zu- 
fallen, sondern  zur  Verteilung  an  die  Kantone  ge- 
langen. 

Das  zweite  Lemma  dieses  Artikels,  wonach 
einzelne  Zweige  der  Geschälte  der  Bundesverwal- 
tung zugewiesen  werden  können,  hat  Bezug  auf 
den  Grenzdienst,  welcher  von  jeher  von  der  Zoll- 
verwaltung unter  Entschädigung  an  den  Bund  be- 
sorgt wurde,  und  auf  den  Kassendienst,  welcher  aus 
praktischen  Rücksichten  dem  Bunde  Ubertragen 
wurde  Die  Alkoholverwaltung  hat  auf  diese  Weise 
weniger  Ausgaben.  Dieses  Vorkommnis  findet  nun 
im  Gesetze  Erwähnung. 

Die  Mitwirkung  der  Kantone,  von  welcher  am 
Schlüsse  gesprochen  wird,  bezieht  sich  auf  die 
Ueberwachung  der  monopolfreien  Betriebe,  auf  die 
Ausführungsbestimmungen  betreffend  Alkoholpolizei 
und  auf  die  Konferenzen  der  Kantonsdelegierten. 
Der  Passus  ist  nur  aus  dem  alten  Gesetzo,  §  10, 


M  Martin,  rapporteurfrancaisdelacommission: 
L'art  19  est  nouveau.  Ii  a  tuut  particuliereniont 
pour  but  d'organiser  la  gestion  de  la  regio  des  al- 
cools  et  d'accorder  ä  celle-ci  la  personnalite  civilo 
pour  qu'elle  puisse  etre  apte  ä  faire  dos  contrats, 
a  paraitre  en  justice  et  ä  stipuler  des  actes.  Los 
immeubles  de  la  rögie  qui  se  composent  d'un  cer- 
tain  nombre  d'entrepöts  et  de  magasins  sont  actuelle- 
ment  propriete  de  la  Confederation,  tandis  qu'en 
röalitö  ils  appartiennent  aux  cantons,  puisquo  ce 
sont  ces  demiers  qui  ont  droit  ä  tous  les  beneficos 
de  la  regle;  c'ost  donc  au  nom  de  la  rögie  que  la 


propriete  doit  etre  inscrite.  II  stipule  egalement 
que  le  conseil  föderal  peut  conflor  certains  Services 
de  la  regio  ä  son  adminlstration  generale.  Tel  par 
exemple  le  scrvicc  de  la  caisse  pour  lequel  la  regie 
paio  ä  la  Conlederation  une  indenin  ite  de  fr.  1200. 
C'est  le  cas  aussi  pour  l'adminislration  des  douanes 
qui  porcoit  un  tant  pour  cent  sur  le  paiement  des 
drawbacks  et  des  droits  d'ontree.  Le  conseil  federal 
peut  enfin  reclaraer  la  Cooperation  des  cantons,  tout 
particulicrement  pour  la  surveillance  des  distilleries 
libres  et  de  1'exporUtion.  La  commission  est  dW 
oord  et  vous  propose  l'adoptioo. 

Angenommen.  -  (AdopUJ 


Art  20. 

Ahegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Ist  im  alten  Gesetzo  in  §  10,  Lemma  2,  ent- 
halten. Ich  beantrage  Annahme. 

Angenommen.  -  (AdtptQ 


Art.  21. 

Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: An  Stelle  von  §  11  des  alten  Gesetzes  tritt 
nun  dieser  neue  Artikol  mit  der  Erweiterung, 
dass  auch  Rohstoffe  zur  Erzeugung  von  gebrannten 
Wassern,  z.  B.  Trester,  sowie  Produkte,  zu  deren 
Herstellung  gebrannte  Wasser  benützt  worden  sind, 
z.  B.  Liqueure,  die  betreffenden  Monopolgebühren 
zu  entrichten  haben.  Es  ist  das  nichts  Neues  und 
wird  hier  nur  im  Gesetzo  erwähnt;  die  betreffenden 
Vorschriften  sind  im  Zolltarilgesetz  enthalten. 

Angenommen.  -  (AdoptQ 


Art.  22. 

Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Gegenüber  dem  §  12  dos  alten  Gesetzes  ent- 
hält dieser  Artikel  zwei  Abänderungen.  Die  eine  ist 
formeller  Natur,  das  Wort  «Monopol Verwaltung»  wird 
durch  «Alkoholverwaltung»  ersetzt;  die  andere  hat 
gerado  in  diesem  Jahre  eine  gewisse  Tragweite; 
im  bisherigen  Gesetz  hioss  es,  dass  die  Reinein- 
nahmen nach  dem  Verhältnis  der  durch  die  jeweilige 
letzte  eidgenössische  Volkszählung  ermittelten  fak- 
tischen Bevölkerung  unter  die  Kantone  verteilt  wer- 
den sollen,  und  in  dem  Beschlüsse  des  Ständerates 
heisst  es  nun:  «ermittelten  und  erwahrten  faktischen 
Bevölkerung».  Hiedurch  soll  die  Streitfrage  gelöst 
werden,  ob  die  Verteilung  der  Reinerträgnisse  der 
Alkoholverwaltung  für  das  Jahr  1900  auf  Grundlage 
der  am  1.  Dezember  1900  stattfindenden  Volkszäh- 
lung oder  nach  der  alten  Volkszählung  von  1888 
vor  sich  gehen  soUe.  Schon  anlässlich  der  Beratung 
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des  Alkoholbudgets  im  Dezember  1899  ist  diese  Frage 
gestreift,  eine  Beschlussfassung  aber  au!  später 
verschoben  worden.  Wir  können  nicht  auf  ein  Prä- 
cedens  abstellen.  Wohl  existierte  1888  zur  Zeit  der 
[Volkszählung  das  Alkoholmonopol  schon,  aber 
erste  Geschäftsjahr,  und  es  gab  da- 
mals nichts  unter  die  Kantone  zu  verteilen.  Wir 
müssen  jetzt  den  Knoten  lösen.  Zwei  Auffassungen 
stehen  sich  gegenüber.  Die  eine  stützt  sich  aut  die 
Tbatsache,  dass  die  Volkszählung  vom  1.  Dezember 
1900  erst  im  Frühjahr  1901  lestgestellt  werde.  Daraus 
wird  gefolgert,  dass  das  Erträgnis  des  mit  31.  De- 
zember abschliessenden  Rechnungsjahres  noch  nach 
dem  bisherigen  Modus,  Volkszählung  von  1888  als 
Grundlage,  zu  erfolgen  habe.  Ich  Uberlasse  es  meinen 
geehrten  Kollegen  von  der  Kommission,  diesen  Stand- 
punkt eingehender  zu  beleuchten.  Auch  der  Ständerat 
nahm  diesen  Standpunkt  ein,  und  um  hierüber  jeden 
Zweifel  zu  beseitigen,  hat  er  das  Wort  «erwahrt*  auf- 
genommen, womit  also  gesagt  werden  soll,  es  habe 
die  Verteilung  der  Alkoholgelder  pro  1900  noch  nach 
der  Volkszahlung  von  1888  zu  geschehen.  Alle  Mit- 
glieder der  Kommission  des  Nationalrates  teilen 
diesen  Standpunkt,  mit  Ausnahme  des  Sprechenden, 
welcher  aber  als  Vorsitzender  keinen  Antrag  zu 
stellen  hatte.  Der  Sprechende  steht  auf  dem  Stand- 
punkt der  Minderheit  des  Ständorates.  Für  mich 
liegt  die  Sache  ganz  einfach  so:  die  Volkszählung 
findet  am  1.  Dezember  1900  statt,  die  Alkoholrech- 
nung wird  auf  31.  Dezember  1900  abgeschlossen,  so- 
mit soll  die  vorangehende  Volkszählung  für  die  Ver- 
teilung des  Gewinnes  massgebend  sein.  Die  genaue 
Ausrechnung,  wie  viel  es  auf  jeden  Kanton  treffe, 
ist  ja  bis  anhin  auch  gewöhnlich  2—3  Monate  nach 
dem  Rechnungsabschlüsse  publiziert  und  der  Saldo 
ausgeteilt 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
La  discussion  du  conseil  des  etats  sur  cet 
article,  discussion  qui  fut  assez  longue,  roulait  plus 
particulierement  sur  le  mot  «  sanetionner  ».  II  s'a- 
git  de  liquider  ici  la  queslion  controversee  si  sou- 
vent,  de  savoir  sur  quelles  bases  il  faut  repartir  le 
benefice  de  l'alcool  de  l'annee  courante  1900. 
Sera-ce  sur  la  base  du  recensement  föderal  de  1888 
ou  du  recensement  de  1900?  La  majorite  du  con- 
seil des  etats  s'est  prononcee  pour  admettre  que 
l'annee  courante  doit  etre  encore  regie  par  les 
chiffres  de  1888 :  un  recensement  n'a  de  valeur 
que  lorsque  les  chambres  föderales  l'ont  adopte  et 
qu'elles  ont  sanetionne  l'arrete  föderal  qui  en  fixe 
les  chiffres.  Or,  le  recensement  de  1900  ne  sera  un 
fait  accompli  que  dans  une  annce.  —  11  s'en  suit 
que  la  repartition  des  beneficesde  l'annee  1900  doit 
etre  faite  sur  la  base  du  recensement  en  vigueur  ä 
la  fln  de  l'exercice,  c'est-ä-dire  sur  les  chiffres  du 
recensement  de  1888.  II  est  evident  que  chaque 
canton  peut  faire  son  petit  compte  et  dire  :  « J'aurai 
tont  benefice  a  ce  que  la  repartition  se  fasse  sur 
la  base  du  recensement  de  1900,  parce  que  ma 
population  a  augmente  »,  tandis  que  d'autres  feront 
le  raisonnement  contrai<-e,  preförant  en  rester  au 
recensement  de  1888,  parce  que  leur  population  est 


Nou.n  avons  examine  la  question  de  droit  et 
constair  ijut;  c'est  bien  le  recensement  en  viguenr 
ä  la  fin  de  l'exercice  qui  doit  servir  de  base  pour 
la  repartition  des  bänefices. 

Nous  proposons  donc  l'adoption  de  l'article  tel 
qu'il  est  presentö  par  le  conseil  des  etats. 


Ainsler:  Ich  habe  es  gewagt,  gegenüber  der  Neue- 
rung welche  der  Sländerat  in  diesem  Artikel  22 
vorgenommen  hat  und  gegenüber  dem  Beschlüsse 
Ihrer  Kommission  einen  Abanderungsantrag  zu  stel- 
len, welcher  dahin  geht,  die  zwei  Worte  «und  er- 
wahrtenri  zu  streichen,  und  ich  habe  die  Hoffnung, 
dass  der  Nationalrat,  in  abweichender  Auffassung 
gegenüber  dem  Standerate,  dieser  Abänderung  zu- 
stimmen werde. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  stellt  sich,  was  die  Ver- 
teilung dieser  Reineinnahmen  betrifft,  auf  den  Stand- 
punkt, dass  die  faktische  Bevölkerung  des  betreffen- 
den Betriebs jahres  die  Grundlage  bilden  soll  für  die 
Vertoilung  der  Reineinnahmen.  Dieser  Satz  ist  im 
Gesetze  unverklausulicrt  festgelegt,  und  wir  haben 
eine  ausserordentlich  einfache  Operation  vorzu. 
nehmen,  um  das  Betreffnis  der  Kantone  festzustellen 
Den  einen  Faktor  bildet  die  Gesamtsumme  der 
Reineinnahme  des  Jahres  1900,  um  konkret  zu 
sprechen,  und  den  andern  Faktor,  den  Divisor,  bil- 
det die  faktische  Bevölkorung  der  Kantone,  üeber 
dieses  Princip  und  über  diese  Klarheit  des  Art  22, 
wie  er  jetzt  schon  besteht,  ist  schwerlich  hinweg 
zu  kommen,  und  es  ist  mir  nicht  ersichtlich,  wie 
man  dio  Auffassung  haben  kann,  dass  der  Art.  22 
In  seinom  grundsatzlichen  Standpunkte  irgendwel- 
chen Zweifel  zulasse.  Ich  halte  dafür,  dass  das  Ge. 
setz  für  jedes  Jahr  die  Handhabung  dieses  Grund- 
satzes postuliert  Allein  es  ist  ja  ganz  richtig,  dass 
es  einen  zu  weitläufigen  und  zu  kostspieligen  Ap- 
parat erfordern  würde,  um  den  zweiten  Faktor 
für  die  Verteilung,  die  faktische  Bvölkerung,  für 
jedes  einzelne  Jahr  festzustellen;  es  wäre  admini- 
strativ und  ökonomisch  zu  weit  gegangen,  wenn 
man  für  jedes  einzelne  Jahr  diese  Volkszählung 
vornehmen  wollte.  Aber  ich  bitte  Sie,  sich  darüber 
Rechenschaft  zu  geben,  ob  diese  Auffassung  eine 
unrichtige  sei,  die  ich  dahin  geäussert  habe,  dass 
die  faktische  Bevölkerung  jedes  einzelnen  Rech- 
nungsjahres den  massgebenden  Faktor  für  die  Zu- 
teilung an  die  Kantone  bilden  solle.  Um  jener  Un- 
zukömmlichkeit,  jedes  Jahr  diese  Feststellung  vor- 
zunehmen, auszuweichen,  hat  man  sich  natürlich 
auf  die  eidgenössische  Volkszählung,  die  in  ge- 
wissen, aber  sich  durchaus  nicht  gleich  bleiben- 
den Perioden  erfolgt  gestützt;  man  hat  diese 
periodischen  amtlichen  Zählungen  als  Grundlage 
angenommen.  Wenn  Sie  nun  die  Begründung  in 
der  ständerätlichen  Diskussion  hier  konsultativ  bei- 
ziehen, so  ist  über  diesen  Punkt  nichts  vorhanden. 
Der  Ständerat,  d.  h.  der  Herr  Referent  stellt  ee 
einfach  als  zweifelhaft  hin,  was  das  bisherige  Ge- 
setz geraeint  habe.  Herrn  v.  Arx  war  die  Auffassung 
sympathisch,  die  ich  geäussert  habe;  er  hat  aller- 
dings den  Schluss  aus  der  Sympathie  nicht  gezogen, 
indem  er  koinen  Antrag  stellte,  sondern  die  Schluss- 
nahmo  der  Kommissionsmehrbeit  dem  Rate  präsen- 
tierte. 

officttl  X.  Äfc  tO 
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Meine  Herren!  Wenn  das  alte  Gesetz  klar  war, 
so  entsteht  meines  Erachtens  die  Frage,  üb  nun 
wir  de  lege  ferenda  bei  der  Revision  einen  andern 
Standpunkt  einnehmen  wollen,  und  das  ist  nun  ge- 
stattet Es  ist  möglich,  dass  die  Herren  finden,  man 
wolle  das  nicht,  man  wolle  die  faktische  Bevölke- 
rung des  ßetriebsjahres  nicht  als  massgebend  er- 
scheinen lassen,  sondern  einen  spätem  Zeitpunkt 
als  richtig  auflassen.  Diesem  Godanken  ^iebt  der 
SUinderal  Ausdruck,  indem  er  das  Zähljahr,  den 
Zübltermin  nicht  in  Betracht  zieht,  sondern  den  Er. 
wahrungstermin.  Auf  diese  Weise  kommt  der  Stände- 
rn in  Kontlikt  mit  dem  Princip.  Es  ist  doch  zweifel- 
los, dasa  wir  oiae  Volkszählung  für  das  Jahr  1888 
gehabt  haben  im  Dezember  1888  und  es  ist  doch  ganz 
klar,  dass  wir  die  Volkszählung  vom  Dezember  1900 
als  Volkszählung  für  1'JOU  qualifizieren,  für  den  Be- 
stand am  1.  Dezember  dieses  Jahres,  und  dass  wir 
nicht  sagon,  weil  das  Ergebnis  allenfalls  im  Laufe 
des  Jahres  1901  erwahrt  wird,  wir  hatten  eine 
Volkszählung  1901  gehabt.  Es  liegt  die  Divergenz 
so  offenkundig  vor,  dass  eine  weitere  einlässlicbe 
Erörterung  wohl  nicht  von  Nöten  ist  Man  kann  ja 
nun  entgegenhalten,  es  werden  sich  die  Kantone, 
welcho  ein  Ökonomisohes  Interesse  an  der  gegen- 
teiligen Auffassung  des  Ständerates  habeD,  eben  für 
die  Saohe  wehren,  während  die  andern  Kautone 
den  ständerällichen  Standpunkt  einnehmen  werden. 
Einverslanden,  meine  Herren!  Aber  gestern  ist  ja, 
und  ich  glaube  mit  Recht,  von  Herrn  Rundesrat 
Comtesse  erklärt  worden,  dass  die  Erträpnisso  des 
Alkoholmonopols  in  den  Finanzon  der  Kantono  oino 
nicht  unerhebliche  Rolle  spielen.  Diese  Auffassung 
ist  richtig.  Ich  halte  dafür,  dass  namentlich  in  den 
grösseren  Kantonen,  die  ja  ihre  Budgets  in  den 
letzten  Jahren  ausserordentlich  belastet  haben,  diese 
relativ  erheblichen  Summen  6chon  vom  Standpunkt 
der  kantonalen  Finanzen  aus  in  Betracht  fallen 
müssen,  und  es  kann  nicht  gleichgültig  sein,  'ob 
z.  B.  der  Kanton  Bern  für  das  Jahr  1900  sagon  wir 
Fr.  60,000  oder  80,000  mehr  odor  woniger  Einnah- 
men bat  Ich  lasse  dahingestellt,  wie  in  den  ein- 
zelneu Kantonen  die  Bovölkerungsvermehrung  durch 
die  Zäbluog  vom  Dezember  dieses  Jahres  sich  er- 
geben wird.  Ich  halte  dafür,  dass  die  finanzielle 
Bedeutung  des  Entscheides  für  eine  grössere  Zahl 
von  Kantonen  es  durchaus  rechtfertige,  dass  in 
Ihrem  Hate  der  mit  dem  Standerate  kontrastierende 
Standpunkt  oingeuDmmen  werde.  Der  Ständerat  hat 
mit  20  gegen  9  Stimmen  diese  Fassung  beschlossen, 
und  man  hat  fast  den  Eindruck,  dass  in  diesen 
9  Stimmen  der  Minderheit  diejenigen  Kantone  sich 
zusammengefunden  haben,  welche  ein  verdrossenes 
Betreffnis  bei  der  Auszahlung  auf  1900  haben  wür- 
den, wenn  diese  Auszahlung  auf  die  Zählung 
von  1900  gestützt  würde.  Ich  hoffe,  da  nicht  bloss 
der  Kanton  Zürich,  sondern  noch  eine  gewisse 
grössere  Zahl  von  grössern  und  kleinem  Kantonen 
hier  interessiert  sind,  die  betreffenden  Vertreter 
sioh  auch  zum  Worte  melden  werden  für  meine 
Auffassung,  dass  schon  für  das  Jahr  1900  bei  der 
Verteilung  dieser  Reineinnahmen  die  Volkszählung 
von  1900  in  Betracht  falle. 


Bühler  (Graubunden) :  Ich  glaube,  es  Ut  um 
besten,  wonn  man  gerade  an  den  Schluss  des  Vo- 
tums dos  Horm  Vorredners  anknüpft  Er  appelliert 
hier  einfach  an  die  Beutegier  der  grossen  Kantone, 
und  diese  sollen  uns  hier  herunterstimmen,  damit 
etwas  angenommen  werde,  was  nach  meiner  Auf- 
fassung entschieden  ungesetzlich  ist  Sie  werden 
sich  wohl  noc;i  erinnern,  dass  Herr  Amsler  schon 
vor  2  oder  Jahren  den  Antrag  gestellt  hat,  man 
solle  die  Volkszählung  in  der  Schweiz  statt  erst  am 
Endo  des  Jahrhunderts  schon  im  Jahre  1898  vor- 
nehmen, nur  damit  der  Kanton  Zürich  dann  2  Jahre 
früher  etwas  mohr  Gold  bekomme;  man  hat  also 
eine  vollständige  Konfusion  in  die  Volkszählungen 
hineinbringen  wollen,  nur  damit  der  Kanton  Zürich 
für  die  Jahre  1898  und  1899  vielleicht  Fr.  10,000  oder 
20,000  mohr  bekomme.  Das  Gleiche  will  Herr  Amsler 
jetzt  wieder  probieren,  und  er  appelliert  an  den 
Eigennutz  einiger  anderer  Kantone,  welche  mög- 
licherweise auch  otwas  an  Bevölkerung  zugenommen 
haben.  Ich  kann  darauf  aufmerksam  machen,  dass 
in  der  Alkoholkommission  eine  Anzahl  von  Kantonen 
vertreten  sind,  die  mutmasslich  bei  der  nächsten  Volks- 
zählung auch  eine  erhöhte  Bevölkerung  haben  werden, 
dass  aber  sämtliche  Mitglieder  für  die  Fassung  des 
Ständerates  gestimmt  haben;  einzig  der  Präsident 
hat  sich  vorbehalten,  seinen  abweichenden  Stand- 
punkt allenfalls  geltond  zu  machen;  einen  Antrag 
hat  er  nicht  gestellt  Aber  es  sind  auch  Vertreter 
von  Kantonen,  welcho  bei  der  nächsten  Volkszäh- 
lung unzweifelhaft  eine  orhöhto  Bevölkerung  auf- 
weisen werden,  zum  Antrage  der  Kommission  ge- 
standen, und  ich  glaube  auch,  es  ist  richtig,  dass 
wir  an  diosom  Standpunkte  festhalten.  Das  Plus, 
das  die  Kantone  bekommen,  ist  übrigens  nicht  so 
gross,  wie  es  sich  Herr  Amsler  vorstellt;  denn  wenn 
die  Bevölkerung  zunimmt,  so  wird  natürlich  auch 
der  Quotient  kleiner,  und  daher  wird  der  Profit,  den 
die  Kantone  mit  vermehrter  Bevölkerung  bekommen, 
nicht  so  sehr  gross.  Aber  ich  glaube,  es  ist  ein 
anderer  Grund,  der  hier  entscheidend  sein  muss. 
Wir  können  die  Verteilung  doch  nur  vornehmen 
auf  Grund  einer  dollnitiv  gewordenen  Volkszählung. 
Am  L  Dezember  1900  wird  allerdings  in  allen  Ge- 
meinden der  Eidgenossenschaft  herum  eine  Zählung 
vorgenommen.  Diese  Zählung  ist  aber  noch  keine 
wirkliche  abgeschlossene  Arbeit,  denn  diese  Zähl- 
karton werden  erst  im  Laufe  des  Monats  Dezember 
von  den  kantonalen  Regierungen  gesammelt;  sie 
werden  dann  an  das  eidgenössische  statistische 
Bureau  eingereicht,  und  vielleicht  im  Laufe  des 
Monats  März  oder  April  wird  dann  von  diesem  eine 
provisorische  Zusammenstellung  herausgegeben,  und 
ich  bin  überzeugt,  dass  die  Bundesversammlung  im 
besten  Falle  in  der  Juni-Session  1901  das  Resultat 
der  Volkszählung  konstatieren  wird.  Erst  dadurch 
aber,  dass  die  Bundesversammlung  den  Bericht  des 
statistischen  Bureau,  bezw.  des  Bundesrates  ent- 
gegennimmt und  boschliesst:  die  Zählung  ist  nun 
so  und  so  gültig,  ist  die  Volkszählung  definitiv  zu 
stände  gekommen.  Es  ist  sehr  wohl  möglioh,  dass 
diese  definitive  Festsetzung  der  Volkszahl  der  ver- 
schiedenen Kantone  nicht  einmal  im  Juni  1901  statt- 
finden kann,  und  Sie  wollen  dann  rückwärts  bis 
auf  den  1.  Januar  1900  diese  Volkszählung  als  gültig 
erklären!  Ich  glaube,  das  geht  nicht  an;  denn  mit 
gleichem  Rechte  könnten  Sie  auch  sagen:  diese 
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Volkszählung  gilt  auch  rückwärts  Tür  dio  5  Jahre 
bis  1895  zurück,  da  daraus  hervorgeht,  dass  auch 
schon  1895  bis  1900  die  Bevölkerung  dieser  Kantono 
eine  grossere  gewesen  ist,  indem  der  Bevölke- 
rungszuwachs nicht  erst  1900,  sondern  zum  Teil 
schon  truher  stattgefunden  hat  Wenn  Sie  mit 
absolut  sicheren  Ziffern  rechnen  wollon,  so  können 
Sie  nur  mit  den  Ziffern  rechnen,  welche  der  Bun- 
desbeschluss  festlegt,  und  dieser  Buudosboschluss 
kann  erst  zu  einer  Zeit  festgesetzt  werden,  wo  die 
Verteilung  der  Alkoholgelder  schon  Jüngst  vollzogen 
wird. 


Meister:  Ich  habe  erwartet,  es  werde  die  Kom- 
mission, welche  den  slfinderätlichon  Antrag  der 
Erwahrung  der  Volkszhälung  aufgenommen  hat, 
etwas  durchschlagendere  Gründe  für  ihren  Antrag 
bringen.  Was  heisst  eine  Volkszählung  erwahren'? 
Nach  meiner  Kenntnis  der  statistischen  Verhältnisse 
heisst  das  so  viel,  dass  diese  Hunderttausende  von 
Zetteln  auf  ihren  Inhalt  und  ihre  Richtigkeit  ge- 
prüft und  tabellarisch  zusammengestellt  werden. 
Das  ist  aber  nach  den  bisherigen  Erfahrungen  eino 
Arbeit  von  3—4  Jahren;  ich  verweise  auf  dio 
bisherigen  Daten  des  Erscheinens  der  gedruckten 
Berichto  über  die  Volkszählungen.  Es  ist  also  das 
Erwahren, das  die  Kommission  aufnehmen  will,  jeden- 
falls nur  eine  provisorische  Massnahme.  Es  hat  Herr 
Bühler  soeben  ausgeführt,  dass  man  auf  diese  pro- 
visorischen Publikationen  abstelle,  auf  diese  provi- 
sorische Zusammenstellung,  die  jeweilen  gewohnlich 
im  zweiten  Quartal  nach  einer  Volkszählung  erfolgt 
Wenn  aber  das  Wort  «erwahren»  in  ein  Gesetz  auf- 
genommen wird,  so  darf  man  doch  nicht  wiederum 
auf  eine  provisorische  Volkszählung  abstellen. 

Nun  sage  ich  aber:  Sind  das  eigentlich  Gründe, 
die  gegenüber  dem  Grundsatz,  der  im  Artikel  an 
und  für  sich  ausgeführt  ist,  nämlich  auf  die  fak- 
tiche  Wohnbevölkerung  abzustellen,  massgebend 
sein  können?  Halten  wir  mit  unsern  Arbeiten  für 
die  neue  Kreiseiotoilung,  auf  welche  gestützt  die 
Zahl  der  Nationalrate  bestimmt  wird,  zurück?  Ich 
glaube  nicht  Wir  fahron  da  vorwärts  und  suchen 
die  ausgeführte  Volkszählung  für  dio  Künftigen  Vor- 
hältnisse zu  verwenden.  Nun  was  will  man  eigent- 
lich mit  dem  Weiterhinausziohen?  Was  will  man 
mit  dem  Antrag,  dass  für  das  abgelaufene  Jahr  1900 
die  Alkoholgelder  nicht  den  wirklichen  Verhält- 
nissen entsprechend  verteilt  werden?  Man  will 
offenbar  die  Kantone,  die  langst  anerkanntermassen 
Anrecht  auf  einen  grösseren  Anteil  des  Alkoholgeldes 
hatten,  noch  um  ein  weiteres  Jahr  verkürzen.  Ist 
das  nun  recht?  Ist  das  billig?  Giobt  es  irgend 
einen  Entschuldigungsgrund  für  «in  solches  woitorcs 
NichUusbezahlen  faktisch  zugehöriger  Gelder?  Mögen 
diese  Summen  klein  oder  gross  ein,  für  mich  ist 
der  Standpunkt  des  Rechtes  und  der  Billigkeit  durch- 
schlagend. Mit  dem  Moment  wo  durch  eino  provi- 
sorische Zusammenstellung  auch  nur  der  Kantono 
und  Gemeinden  festgestellt  ist,  dass  die  Bevölke- 
ruDg  so  und  so  viel  betrage,  helsse  der  Kanton 
Zunch  oder  Bern  oder  Glarus  u.  s.  w.,  soll  man  j 
diesen  Anlass  benützon,  um  langst  bestchondon  J 
Jngerechtigkeiten    ein   Ende    zu    machen  und 


dem   Kaiser  zu  goben,    was  des   Kaisers  ist 

Es  hat  Herr  Bühler  vorhin  angetönt.  Herr  Amsler 
habe  schon  einmal  das  Unterlangen  begonnen,  dass 
er  dio  Volkszählung  um  2  Jahre  verschieben  wollte 
auf  das  Jahr  1808.  Mein  verehrlester  Herr  Nachbar 
halte  vielo  gute  Oründe  für  seinen  Antrag.  Das 
Dekadonsyslcm  ist  in  der  Statistik  längst  einge- 
bürgert und  e6  war  ein  Fehler,  dass  man  1888 
davon  abgegangen  ist;  wenn  also  Herr  Dr.  Amsler 
wieder  uacli  10  Jahr™  dio  Volkszählung  vornehmen 
wollte,  um  die  10jährigen  Durchschnittszahlen,  statt  , 
den  12jährigen,  konstatieren  zu  können,  so  hatte  er 
vollständig  recht  Ich  bin  mit  Herrn  Bühler  ganz 
einverstanden,  dass  dadurch,  dass  eine  grössere 
Bevölkerungszahl  in  Rechnung  gezogen  wird,  der 
Quotient  für  den  einzelnen  Einwohner  natürlich  ein 
kleinerer  ist,  und  das  Verhältnis  kann  ja  auch  an 
den  ausfallen,  als  wir  os  heute  annehmen.  Ich 
mochte  daher,  dass  wir  uns  davon  emaneipieren, 
dio  Sache  als  eine  finanzielle  Angelegenheit  ein- 
zelner Kantono  anzusehen.  Stellen  wir  uns  auf  den 
einzig  richtigen  Standpunkt  der  Gerechtigkeit  und 
Rilligkeit!  Benützen  wir  den  ersten  Anlass,  wo  wir 
dio  neue  faktische  Wohnbevölkerung  der  einzelnen 
Kantone  kennen,  um  nach  dieser  Seite  hin  Recht 
zu  schaffen,  und  benutzen  wir  deshalb  den  Anlass, 
um  dio  Ziffer  der  Anteile  der  Kantone  für  das 
Jahr  1900  bereits  nach  der  neu  ermittelten  Volks- 
zählung festzustellen,  auch  wenn  dio  Ausmitllung 
vielleicht  etwas  später  kommt  und  vielleicht 
erst  im  Monat  März  oder  April  ausbezahlt  werden 
sollte.  Ich  möchte  Ihnen  also  mit  Horm  Amsler  em- 
pfehlen, das  Wort  »orwahrten»  zu  streichen. 


Staub:  Als  Mitglied  der  Kommission  orlaube  ich 
mir  in  Sachen  auch  noch  ein  Wort  Der  Sprechende 
ist  aus  einem  Kantone,  von  welchem  man  zur  Stunde 
nicht  sagen  kann,  ob  er  bei  dem  Antrag,  wie  ihn 
dio  Kommission*  ier  stellt  >n  Vorteil  oder  Nach- 
toil  komme.  Dio  Vermutung  spricht  oher  dalQr, 
dass  die  Bevölkerungszahl  im  Kanton  St.  Gallen 
ganz  wesentlich  zugenommen  habe,  dass  wir  also 
auch  in  die  Reiho  jener  Kantono  gohoren,  welche 
nach  dorn  Antrage  der  Kommission  in  Nachteil 
kämen.  Dessen  ungeachtet  hat  der  Sprechende  in 
der  Kommission  für  dieso  Vorlage  gestimmt  und 
zwar  gerade  mit  der  Motivierung,  wie  sie  soeben 
Herr  Oberst  Meistor  auseinandergesetzt  hat  nämlich, 
d'ss  wir  uns  nicht  auf  den  Standpunkt  zu  stellen 
haben,  welcher  Kanton  in  Vorteil  und  welcher  in  Nach- 
teil komme,  sondern  dass  wir  uns  lediglich  auf  den 
Standpunkt  des  Rechtes  und  des  Gesetzes  zu  stellen 
haben.  Herr  Oberst  Meister  hat  gesagt  es  sei  diese 
Vorteiluog  schon  längst  nach  ungorochtom  System 
goschchen,  indem  Kantono,  deron  Bevölkerungszahl 
sich  seit  1888  stark  vermehrte,  das  Alkoholbetreff- 
nis  immer  nach  der  früheren  Zahl  entgegengenom- 
men haben.  Meine  Herren!  Dio  Sache  beruht  aul 
einom  Gesetz,  und  nur  dann,  wenn  das  Gesetz  eine 
Ungerechtigkeit  ist  kann  man  sagen,  man  habe 
bisher  auf  ungerechter  Grundlage  das  Betreffnis  vor- 
teilt. Nun  ist  daran  zu  erinnern,  dass  das  Alkohol- 
botroffnis  das  ganze  Jahr  1900  beschlägt;  die  Volks- 
zahlung aber  findet  am  1.  Dezember  1900  statt  und 


Digitized  by  Google 


—    476  — 


Wl  offenbar  bis  Schlüge  des  Jahres  1900  nicht  ein- 
mal halb  fertig.  Die  Zusammenstellungen  können 
nicht  gemacht  werden,  die  Erwahrung  kann  auch 
nicht  stattfinden,  und  so  lange  diese  nicht  stattge- 
funden bat,  kann  man  doch  nicht  von  oinor  be- 
stimmt abgeschlossenen  Volkszählung  sprechen.  Es 
ist  nun  eben  das  der  Standpunkt  des  Hechtes  und 
des  Gesetzes,  von  dem  Herr  Oberst  Meister  ge- 
sprochen hat,  wenn  wir  das  Alkoholbetreffnis  nach 
der  Fassung  des  Ständerates  und  der  Mehrheit 
Ihrer  Kommission  verteilen.  Uobrigens  handelt 
es  sich  ja  lediglich  nur  um  das  Ergebnis  für  1900; 
für  die  folgenden  Jahre  findet  dann  die  Verteilung 
nach  den  Ergebnissen  der  erwahrten  Volkszählung 
statt  Wir  glauben  uns  daher  vollständig  auf  dem 
Standpunkt  der  Gerechtigkeit  und  der  Billigkeit  zu 
befinden,  wenn  wir  daran  festhalten,  dass  für  das 
Jahr  1900  die  frühere  Volkszählung  zu  gelten  habe. 


Iseltn :  Es  sind  von  den  Rednern,  die  bisher  über 
diese  Frage  gesprochen  Laben,  zwei  verschiedene 
Standpunkte  geltend  gemacht  worden.  Herr  Du  hier 
sieht  darin  nur  einen  Ausfluss  des  Eigennutzes  eini- 
ger grosser  Kantone,  während  die  andern  Rodner 
und  auch  Herr  Staub  sich  auf  den  Standpunkt  des 
Rechtes  und  des  Gesetzes  stellen  wollen.  Ich  glaube, 
den  Vorwurf,  welchen  Herr  ßübler  gegen  den  An- 
trag von  Herrn  Dr.  Amsler  erhoben  hat,  kann  man 
füglich  unbesprochen  lassen.  Wenn  ich  für  den 
Antrag  einstehe,  so  thue  ich  es  nicht  als  Vertreter 
eines  grossen,  sondern  eines  ganz  kleinen  Kantons, 
und  will  mich  dabei  ebenfalls  auf  den  Standpunkt 
des  Rechtes  und  des  Gesetzes  stellen.  Die  ganze 
Verteilung  des  Alkoholerträgnissos  boruht  doch, 
wenn  man  sich  auf  die  Basis  der  Wohnbevölkerung 
stellt,  principiell  darauf,  dass  man  sich  sagt:  dio 
Wohnbevölkerung  ist  im  Durchschnitt  massgebend 
für  den  Konsum  des  Alkohols  und  damit  für  den 
Ertrag,  welchen  das  Monopol  liefejL  Nun  werden 
wir  im  Dezember  konstatieren,  wie  stark  diese 
Wohnbevölkerung  eigentlich  in  den  einzelnen  Kan- 
tonen ist  Es  scheint  mir  nun  eine  ausserordentlich 
formalistische  und  wenig  sachliche  Beweisführung, 
wenn  man  uns  entgegenhalt:  diese  Wohnbevölke- 
rung ist  gesetzlich  erst  vorhanden,  wenn  die 
Bundesversammlung  das  Resultat  der  Zählung  er- 
wahrt hat.  Nein,  sie  ist  jetzt  schon  vorhanden 
und  konstatiert  wird  sie  mit  der  Volkszählung,  und 
die  Bundesversammlung  hat  das  Resultat  enigegen- 
zunehmen,  hat  aber  nicht  mit  Mehrheit  einen  Be- 
schluss  zufassen,  dass  die  Wohnbevölkerung  grösser 
oder  kleiner  sei.  Das  Resultat,  das  konstatiert  wird, 
soll  massgebend  sein  für  den  Zeitpunkt,  für  den  es 
konstatiert  wird  ;  das  scheint  mir  auf  der  Hand  zu 
liegen.  Und  wenn  man  entgegenhält,  dass  man  eine 
gesetzliche  Bestimmung  zu  Gunsten  einiger  Kantone 
erlassen  wolle,  so  finde  ich  gerade  das  Gegenteil 
für  richtig.  Wir  wollen  das  bisherige  Verhältnis  be- 
lassen, wie  es  ist  Im  bisherigen  Gesotz  war 
kein  Wort  von  der  Erwahrung  der  Volkszählung  die 
Rede,  weil  flies  ein  Begriff  ist,  der  nichts  zusagen 
hat  sondern  os  war  einfach  abgestellt  auf  dio 
durch  die  letzte  Volkszahlung  konstatierte  Wohn- 
vbeölkerung,  und  dabei  wollen  wir  bleiben.  Diese 


wird  im  Dezember  konstatiert  und  ist  diejenige,  die 
für  die  Verteilung  massgebend  ist  Wir  wollen  jetzt 
nicht  ad  hoc  eine  gesetzliche  Bestimmung  scöaflen, 
wolcho  erklären  soll:  nicht  die  im  Jahre  1900  kon- 
statierte  Wohnbevölkerung  ist  massgebend,  sondern 
für  1900  ist  die  alte  Volkszählung  pro  1888  mass- 
gebend, und  die  neue  ist  erst  da,  wenn  die  Bundesver- 
sammlung sie  erwahrt  hat  Wir  wissen  ja  gar  nicht 
wann  die  Bundesversammlung  beschliesst  Wenn 
man  wirklich  Beschlüsse  über  die  Volkszählung  fassen 
will,  wenn  man  die  Beschlüsse  zum  Beispiel 
erst  fassen  wollte,  wenn  sie  genau  statistisch  ver- 
arbeitet  ist  so  können,  wie  schon  gesagt  wurde, 
leicht  1  oder  2  weitere  Jahre  darüber  verstreichen. 
Unterdessen  ist  die  Bevölkerung  aber  nicht  minder  da. 
Ich  glaube  also,  wenn  wir  das  Gesetz  belassen,  wie 
es  ist,  stehen  wir  vollständig  auf  dem  Standpunkt 
des  Rechtes,  und  dass  wir  auf  dem  Standpunkt  der 
Billigkeit  stehen,  das  glaube  ich  Ihnen  doch  nicht 
nochmals  naohweisen  zu  müssen.  Man  muss  eine 
feste  Basis  haben,  und  diese  Basis,  welche  für  eine 
Periode  von  10  Jahren  gegeben  ist  ist  selbstver- 
ständlich für  die  einen  ein  Vorteil,  für  die  andern 
ein  Nachteil;  aber  wenn  die  10  Jahre  um  sind,  so 
soll  man  sie  nicht  noch  künstlich  verlängern  und 
einen  Verteilungsmodus  schaffen,  der  auf  einer 
Fiktion  beruht  und  nicht  der  Wirklichkeit  entspricht 
Ich  empfehle  Ihnen  die  Annahme  des  Antrages 
von  Herrn  Amsler. 


Abstimmung.  —  Votaiion. 

* 

Mit  48  gegen  34  Stimmen  wird  der  Antrag  der 

Kommission  angenommen. 

(Par  48  voix  contre  34,  la  proposition  delacom- 
mission  est  adoptee.) 


Art.  23. 

Ahegg ,  deutscher  Berichterstatter  d  er  Kommis 
sion :  Im  Nationalrate  wurde  der  §  13  des  alten  Ge- 
setzes, welcher  vom  Alkoholzehntel  handelt  in  fol- 
gender Weise  erweitert.  Es  wurde  beschlossen,  es 
seien  die  Berichte  der  Kantone  mit  den  Anträgen 
des  Bundesrates  der  Bundesversammlung  gedruckt 
vorzulegen,  die  dann  darüber  entscheide,  welche 
Verwendung  der  10  %  den  Vorschriften  des  Art  32bis 
der  Bundesverfassung  entspreche.  Dieser  Antrag 
war  aus  dem  Schosse  des  Nationalrates  geteilt  wor- 
den, er  fand  Opposition,  wurde  jedoch  mit  34  gegen 
30  Stimmen  angenommen. 

Schon  dio  Kommission  des  Ständerates  konnte 
sich  mit  dem  Zusätze,  dass  die  Bundesversammlung 
Uber  diese  wichtige  Materie  entscheiden  soll,  nicht 
befreunden,  und  der  Ständerat  selbst  beschloss  die 
Streichung  dieses  Passus  mit  24  gegen  4  Stimmen. 
Ihre  Kommission  will  sich  auf  diesen  Zusatz  nicht 
versteifen,  sie  schlägt  Ihnen  vor,  dem  Ständerate 
beizupflichten.  Eine  etwelche  Erweiterung  im  Sinne 
des  Nationalrates  hat  ja  dieser  Artikel  dennooh 
erfahren,  indem  die  Worte  emit  den  darauf  sich 
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beziehenden  bundesrätlichen  Anträgen«  im  Artikel 
verbleiben.  Im  ganzen  ist  dieser  Aenderung  keine 
sehr  grosse  Bedeutung  zuzumessen.  Der  Alkohol- 
zehntel beruht  ja  aal  einem  Artikel  der  Bundesver- 
fassung, über  deren  Vorschriften  sowohl  Bundesrat, 
als  Bundesversammlung  zu  wachen  und  jede  Zu- 


M.  Martin,  rapporteur  francalsde  lacommission: 
L'art  23  traite  de  la  dime  de  1'alcooL  La  majorite 
du  conseil  national  avait  döcide  que  quant  ä  ce  qui 
ooncerne  l'application  du  10  %  des  recettes  aux  can- 
tons,  c'est  l'assomblee  föderale  qui  determinerait 
si  le  mode  d'emploi  est  conlorme  a  l'art  32bis  de 
la  Constitution  föderale. 

Volre  commission  proposo  d'admettre  la  r£dac- 
tion  du  conseil  des  etats.  Nous  avons  accentue  dans 
d'autres  artioles  les  oompetences  cantonales.  II  n'y 
a  pas  lieu  de  les  restreindre  dans  cette  occasion. 

Nous  proposons  l'adhesion  au  conseil  des  etats. 


Vehr:  Entgegen  dem  Antrage  der  Kommission 
beantrage  ich  Ihnen,  an  dem  frühem  Beschlüsse  des 
Nationalrates  festzuhalten  und  also  hier  den  Schluss- 
satz,  wie  er  gedruckt  vorliegt,  wieder  aufzunehmen. 
Derselbe  lautet :  «  Die  Bundesversammlung  entscheidet 
darüber,  welche  Verwendung  der  10°/o  den  Vor- 
schriften des  Art.  32**  der  Bundesverfassung  ent- 
. »  Es  scheint  mir  der  Beschluss  des  Stände- 
nicht  logisch,  nicht  konsequent  zu  sein.  Es  ist 
gesagt,  dass  die  Kantone  ihren  Bericht  Ober  die 
Verwendung  des  Alkoholzehntels  an  den  Bundesrat 
abzugeben  haben  und  dass  dann  der  Bundesrat  diese 
Berichte  mit  seinen  auf  die  Verteilung  des  Alkohol- 
zehntels bezüglichen  Antragen  der  Bundesversamm- 
lung gedruckt  zustellen  solle.  Dann  ist  aber  nicht 
gesagt,  was  die  Bundesversammlung  mit  diesen 
Antiägen  des  Bundesrates  machen  solle.  Meines  Er- 
achtens liegt  es  doch  in  der  Natur  der  Sache,  dass 
dann  die  Bundesversammlung  diese  Anträge  im 
ganzen  oder  im  einzelnen  annehmen  oder  verwerfen 
oder  dass  sie  auch  in  Sachen  selbständige  Beschlüsse 
fassen  kann.  Es  liegt  an  und  für  sich  in  der  Kompetenz 
der  Bundesversammlung,  dass  sie  den  richtigen 
Vollzug  der  Bundesverfassung  zu  überwachen 
hat,  und  sie  ist  meines  Erachtens  absolut  nicht  dazu 
da,  um  theoretische  Betrachtungen  über  diesen  oder 
jenen  Punkt  der  Alkoholverwaltung  entgegenzu- 
nehmen oder  selbst  zu  machen.  Es  ist  meines  Er- 
achtens auch  nicht  anzunehmen,  dass  befürchtet 
werden  müsse,  wie  ein  Redner  im  Ständerat  sich 
ausgedrückt  hat,  es  werde  die  Bundesversammlung 
allzu  schulmeisterlich  sich  in  die  Angelegenheiten 
der  Kantone  einmischen,  sondern  ich  glaube,  man 
wird  sich  auf  die  grossen  Punkte  beschränken,  wenn 
es  sich  um  die  Fassung  von 


Präsident :  Der  Antrag  der  Kommission,  im 
Entwürfe  des  Ständerates  das  Wort  c wenigstens» 


nommen.  Sie  haben  «ich  daher  lediglich  über  den 
Antrag  des  Herrn  Fehr 


Abstimmung.  —  Voiation. 


Mit  3«  gegen  30  Stimmen  wird  der  Antrag  des 
Herrn  Fehr  abgelehnt. 

(Par  36  volx  contre  30,  la  proposition  de  M. 
Fehr  est  rejetee.) 


Art.  24. 

Ab  egg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Der  Stunderat  bat  die  Abänderungen,  welche  der 
Nationalrat  beschlossen  hat,  gutgeheissen.  Sie  be- 
trafen die  Weglassung  eines  Minimums  der  Busse 
und  die  Einbeziehung  der  «  Gehilfen  und  Begünstiger  » 
unter  die  Strafbaren. 

Materiell  bat  der  Ständerat  nur  die  Aenderung 
an  unserm  Beschlüsse  vorgenommen,  dass  er  die 
Geldbusse  nicht  auf  den  30fachen  Betrag  der  unter- 
schlagenen Summe  ansetzen  will,  sondern  nur  auf 
den  20  fachen  Betrag,  weil  dieses  Mass  in  Ueber- 
einstimmung  mit  dem  Zollgesetze  ist  und  an  und 
für  sich  betrachtet  anständig  hoch  erscheint  Wir  sind 
damit  einverstanden. 

Der  Ständerat  hat  es  sodann  für  angezeigt  erachtet, 
diesen  Artikel  redaktionell  umzugestalten.  Wir  er- 
lauben uns  nun  auch  noch  eine  Verbesserung  vorzu- 
schlagen, indem  wir  diejenigen  Fälle  erwähnen,  in 
welchen  ein  Monopolgebühr  nicht  besteht,  und  ich 
mache  das  am  einfachsten  durch  folgendes  Beispiel  klar : 
Führt  jemand  Cognac  ein,  so  bat  er  eine  Monopol- 
gebühr von  Fr.  80  zu  bezahlen,  und  wenn  er  die- 
selbe umgehen  will,  so  wird  er  je  nach  den  Um- 
ständen, unter  welchen  er  die  Gesetzesübertretung 
vollzogen  hat,  mit  einer  Busse  bis  auf  den  20  fachen 
Betrag  der  umgangenen  Monopolgebühr  bestraft. 
Bezieht  dagegen  ein  anderer  Sprit  aus  dem  Auslande, 
so  ist  das  ein  Akt,  der  verboten  ist,  und  es  wird  in 
diesem  Falle  die  Uebertretung  nach  Massgabe  des 
entgangenen  Monopolgewinnes  gebüsst;  gegenwärtig 
beträgt  derselbe  Fr.  92  per  Hektoliter. 

Wir  hielten  es  sodann  für  angezeigt,  beim  dritt- 
letzten Lemma  auch  etwas  von  der  Verjährung 
bei  Rückfällen  zu  sagen.  Sowohl  das  alte  Alkohol- 
gesetz als  auch  das  Zollgesetz  enthalten  hierüber 
keine  Bestimmung.  Dagegen  ist  eine  Verjährung  bei 
Rückfällen  im  F'scbereigesetz  vorgesehen,  und  wir 
schlagen  Ihnen  nun  vor,  in  Anlehnung  an  das  letztere 
ebenfalls  5  Jahre  festzusetzen.  Wir  glauben,  diese 
Besümmung  stehe  dem  Gesetze  wohl  an. 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion :  L'art.  24  est  assez  important  II  parle  des 
penalites  et  prevoit  les  differents  cas  qui  les  en- 
trainent. 

Une  modification  a  &l6  introduite  par  le  conseil 
des  etats  au  sujei  des  peines  prononeees.  L'a 
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loi  prevoyait  que  Im  pehalltes  pouvaient  Mre  por- 
tees  de  6  ä  30  fois  la  somme  fraudee.  Dans  la  rö- 
daction  propo&ee,  ce  Chiffre  est  modifle  dans  ce 
s<*ns  que  la  penalite  ne  pourra  pas  ■  ire  supeYieure 
ä  20  fois.  C'eat  pour  mettre  en  harmonie  la  loi  sur 
l'alcool  avec  la  loi  sur  les  dou&nes,  car  dans  !a 
pratique,  il  surviont  quelquefois  des  difßcultös  au 
sujet  de  certains  dehts. 

Quoi  qu'il  arrive,  les  pehalites  seront  assez  fortes. 

Nous  proposons  une  aeconde  adjonction  au  so- 
cond  alinea. 

Le  cas  se  presente  assez  souvent  que  la  finance 
du  monopole  n'existe  pas.  Dans  ce  cas,  on  calculera 
Tarnende  sur  la  base  du  benefice  du  monopole. 

Pour  la  recidive,  eile  n'est  plus  prise  en  considera- 
tion  lorsqu'il  s'est  ecoule  un  rtelai  de  cinq  ans  de- 
puis  la  dernierc  peine  d'amende  prononoee  jusqu'au 
nouveau  delit 

Ii  a  pa.ru  a  DOtrc  coramission  qne  ce  delai  etait 
süffisant. 

Nous  vous  proposona  l'adhesion,  sous  reserve 
de  ces  deux  modifications. 

Angenommen  nach  Antrag  der  Kommission. 
(Adopte  d'aprea  la  proposItion  de  lacommission.) 


Herr  Viceprasident  Ador  übernimmt  den  Vorsitz. 
(M.  le  vice-president  Ador  prend  la  presidenoe.) 


bekannt  machten.  Nun  kommt  es  häufig  vor,  dass 
letztere  Leuten  angehören,  die  ihren  Wohnsite  nicht 
in  der  Schweiz  haben;  bSuflg  tauchen  sie  an  der 
franzosischen  Grenze  auf,  rücken  in  die  Schweiz 
ein,  kennen  unsere  Gesetze  nicht  oder  wollen  die- 
selben nicht  kennen,  und  et  ist  wohl  schon  vorge- 
kommen, dass  verbotene  Rohstoffe  mitgebrannt  wur- 
den. Damit  derartige  Fälle  von  Uebertretungen  auch 
bestraft  werden  können,  ist  der  §  26  in  das  Gesetz 
aufgenommen  worden.  Es  ist  selbstredend,  dass  die 
Alkoholverwaltung  den  Kontrolleuren  den  Auftrag 
erteilt  hat,  au!  die  Thätigkelt  dieser  Distilleuses 
ein  wachsames  Auge  zu  haben 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  coramis- 
sion :  L'art.  26  est  nouveau.  II  prevoit  tont  parti« 
culierement  le  dglit  de  frontiere,  au  sujet  duquel 
des  lacunus  avaient  ete  remarquees  dans  la  pratique. 

Nous  vous  proposons  de  remplacer  le  mot  pro- 
noneees  par  encourues,  de  maniere  que  la  detenüon 
präventive  puisse  avoir  lieu  immediatement ;  car  U 
peut  a'ecouler  un  terops  assez  long  avant  qne  ladnünis- 
tration  ait  termine  son  enquete  et  se  soit  prononoee 
sur  le  Chiffre  de  l'amende. 

Angenommen.  (AdopU.) 


AH.  25. 

Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Dieser  Artikel  ist  im  Zollgesetze  enthalten 
und  wurde  in  Anlehnung  an  dasselbe  hier  aufge- 
nommen, loh  finde  mich  zu  keinen  Bemerkungen 


Angenommen.  -  (Adopti.) 


Art.  26. 

Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion :  Dieser  Artikel  hat  hauptsachlich  Bezug  auf  die 
ambulanten  Brennereien,  Distilleuses,  welche  wo- 
chenlang von  einem  Dorf  zum  andern  ziehen,  die 
Wein-  und  Obsttrester  vom  Landwirte  in  Empfang 
nehmen,  dieselben  zu  Branntwein  verarbeiten  und 
letzteren  nach  wenigen  Stunden  wieder  abliefern. 
Diese  Art  des  Brennens  der  Trester  ist  bei  der 
Bauernsame  sehr  in  Aufnahme  gekommen,  und  höchst 
selten  funktionieren  noch  die  alten  Brenngeschirre. 
Ks  Ist  das  begreiflich;  letztere  waren  eine  kost- 
spielige Anschaffung,  sie  repräsentierten  ein  kleines 
Kapitel,  erforderten  viel  Raum  und  waren  Repara- 
turen unterworfen,  endlich  nahm  das  Brennen  selbst 
viel  Zeit  in  Anspruch.  Es  ist  daher  nicht  ver- 
wunderlich, dass  die  Landwirte  sich  rasch  mit 
dem  neuen  Verfahren  der  ambulanten  Brennereien 


Art.  27. 

Angenommen.  —  (AdopU.) 


Art.  J»8. 

Abegg,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Der  Inhalt  dieses  Artikels  bezieht  Bich  auf  die 
kleinen  Vergehen  und  Uebertretungen,  welche 
im  Art  24  nioht  speciell  erwähnt  sind,  und 
weist  geringere  Strafen  auf,  als  der  §  15  des 
alten  Gesetzes;  man  wollte  das  Strafmass  in  Ein- 
klang mit  dem  Zollgesetee  bringen.  Wir  schlagen 
Ihnen  im  weitern  eine  kleine  redaktionelle  Aende- 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion  :  L'art.  28  concerne  les  petites  contraventions. 
Nous  proposons  de  dire :  c  ...une  amende  d'ordre 
pouvant  s'elever  jusqu'a  30  francs.  • 

Le  dernier  alinea  prevoit  la  resistance  qui  pour- 
rait  6tre  opposee  aux  agents  de  ladministration. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 
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Art.  39. 

Abegt,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: Das  alte  Gesotz  lautet  in  §  10  kurz  dahin,  dass 
bei  Hussen  und  Geldstrafen  ein  Drittel  dem  Kanton, 
ein  Drittel  der  Gemeinde  und  ein  Drittel  dem  An- 
zeiger zufalle.  In  den  meisten  Fallen  sind  es  Ange- 
stellte der  Alkoholverwaltung,  spocietl  die  Kontrol- 
leure, welche  als  Anzelgor  figurieren,  und  in  den 
ersten  Jahren  des  Bestandes  des  Alkobolmonopols 
erhielten,  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  entsprechend, 
diese  einon  Drittel  der  Busse  oder  Goldstrafe  zuge- 
stellt, wie  solches  übrigens  auch  in  der  Zollverwal- 
tung geschieht.  Allmälig  aber  stellte  es  sich  heraus, 
dass  es  nicht  am  Platze  sei,  in  dieser  Waise  fort- 
zufahren. Häufig  ist  os  schwierig,  zu  ermitteln, 
welchem  Angestellten  eigentlich  das  Verdienst  des 
Verleiders  zufällt  Oft  fuhren  eine  Reihe  von  Beob- 
achtungen der  Centraiorgane  der  Verwaltung  in 
Bern  auf  eine  Gesetzesübertretung.  Man  taflt  dann 
dem  Kontrolleur  mit,  man  habe  allen  Grund,  anzu- 
nehmen, dass  da  oder  dort  Defraudationen  stattfin- 
den, oder  es  kann  auch  eine  Anzeige  von  einer 
Uebertrotung  von  dritter  Seite,  welche  nicht  als 
«Vorzeiger»  erscheinen  will,  einlaufen,  und  der 
Angestellte  der  Verwaltung  spielt  bei  der  Entdeckung 
eine  nur  untergeordnete  Rollo.  Oft  ist  es  schwierig, 
zu  sagen,  wer  der  eigentliche  «Anzeiger»  sei,  und 
es  wäre  nicht  richtig,  dass  ein  Angestellter  der 
Verwaltung,  welcher  nur  wenig  zur  eigentlichen 
Entdeckung  beigetragen  hat,  mit  einer  Belohnung 
bedacht  würde,  welche  möglicherweise  Fr.  1UO0 
and  mehr  betragen  konnte.  Und  es  kann  sich  auch 
ereignen,  dass  ein  lässiger  Beamter  durch  Zufall 
eine  schwere  Defraudation  entdeckt,  welche  einen 
sehr  bedeutenden  Verloidoranteil  zur  Folge  hat, 
während  ein  andorer,  gewissenhafter  Kontrolleur, 
der  jahraus,  jahrein  seine  Pflicht  strenge  erfüllt, 
aber  trotzdem  nur  unbedeutende  Vergehen  entdeckt, 
nur  eine  ganz  kleine  Belohnung  erhielte.  Eigentlich 
hat  jeder  Angestellte  der  Alkoholverwaltung,  insbe- 
sondere der  Kontrolleur  die  Pflicht  und  Aufgabe, 
Uebortrotungen  des  Alkoholgesetzes  zu  verzeigen 
ohne  Anspruch  auf  eine  besondere  Belohnung.  Und 
es  darf  bei  dieser  Gelegenheit  auch  erwähnt  wor- 
den, dass  ein  höherer  Beamter  der  Alkoholverwal- 
tung den  ihm  zukommenden  bedeutenden  Vorleidor- 
antoil  nicht  bezogen  hat,  weil  er  fand,  or  habe  als 
Angestelltor  gehandelt  und  empfango  als  solcher 
soinen  Gehalt  ohne  weiteren  Anspruch.  Doch  han- 
delt es  sich  heute  nicht  um  Abschaffung  der  Ver- 
loiderantoile  der  Angestellten  der  Vorwaltung  —  das 
wäre  nach  meiner  Ansicht  ein  Fehler  —  wnhl  aber  um 
eine  andere,  bessere  Einrichtung,  welche  schon  seit 
oinigon  Jahren  eingeführt  ist.  Die  Verleidoranteile 
der  Angestellten  fallen  in  einon  Fonds,  aus  welchem 
in  erster  I.inio  die  Prämien  für  die  Unfallversiche- 
rung bezahlt  werden,  und  im  weitem  werdon  dann 
je  am  Schlüsse  eines  Jahres  Gratifikationen  ausge- 
richtet, bei  deren  Zumessung  die  strenge  Pflicht- 
erfüllung und  der  Eifer  in  der  Entdeckung  von  De- 
fraudationen massgebend  ist.  Dieses  Verfahreu 
scheint  sich  zu  bewahren,  es  hat  sich  eingelebt 
und  findet  nun  in  Art  29,  Absatz  3,  seine  gesetzliche 
Grundlage. 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commto- 

sion  :  Lcs  deux  premiers  atineas  sont  la  reproduc- 
tion  de  l'art.  16  de  la  loi.  Par  contre,  la  troisieme 
est  nouveau.  II  s'agit  de  legaliser  ce  qui  se  fait  dans 
la  pratique.  Depuis  tres  longfemps,  il  est  assez  Jif— 
ficile  de  dtfinir  d'une  manien1  exaete  quelle  est  la 
part  qui  revient  aux  employes  de  l'adniinistialion 
lorsqu'il  decouvrent  des  fraudem,  en  raison  de  l'ine- 
galite  dans  laquelle  se  trouvent  les  contröleurs  et 
les  fonetionnaires.  Dans  certaines  contrees,  on  est 
assez  dispose  ä  frauder,  parce  que  la  fraude  est 
facilc  ;  dans  d'autres,  au  contraire,  eile  est  difficile 
ä  decouvrir.  De  sorte  que  tel  fonetionnaire  pourra 
decouvrir  sans  peine  plusieurs  döhts,  tandis  qu'un 
autre,  aussi  actif  et  intrigant,  ne  -era  pas  place 
dans  une  contree  oü  la  fraude  est  fröquente,  roce- 
vant  ainsi  peu  de  reeompenses. 

II  peut  se  presenter  d'autres  cas :  celui  d'un  de- 
lmquant  sur  la  piste  duquel  on  a  eu  beaueoup  de 
peine  ä  se  mettre.  Dicouvert,  le  delinquant  ne  paio 
pas  d'amende,  mais  fait  de  la  prison.  I.'agent  de 
l'adminislration,  qui  a  eu  enorraemeut  de  peine  a 
constater  le  dclit  et  ä  arröter  le  coupable,  ne  re- 
cevra  aueune  gralillcation.  Le  conseil  fcderal  a  obvie 
dans  la  pratique  ä  cet  inconvenient  en  organisant 
une  caisse  dans  laquelle  viennent  s'aecumuler  ces 
fonds  et  au  moyen  de  laquelle  il  distribue  des  pri- 
mes  aux  employes  qui  fotit  leur  devoir.  II  lcs  fixe 
lui-meme  d'apres  son  jugenunt. 

En  somme,  c'est  la  legalisation  de  la  Situation 
actuelle,  que  nous  croyons  bonne. 

Nous  propusous  l'adhesion. 

Angenommen.  -  (AdopliJ 


Art.  30. 

AhegK,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommis- 
sion: In  Lemma  1  des  Art  30  haben  wir  noch  das 
Wort  »Behörden»  eingeschaltet;  es  heisst  nunmehr: 
«Widerhandlungen  sind  von  den  zuständigen  kan- 
tonalen Behörden  oder  Gerichten  zu  beurteilen.»  E» 
geschah  das  mit  Rücksicht  auf  verschiedene  Kan- 
tonsverfassungen, welche  die  Bestrafung  gewisser 
Vorgehen  durch  die  Administrativbohörden  und 
nicht  durch  die  Gerichte  vorgesohen  haben.  In 
Lemma  2  schlägt  Ihnen  die  Kommission  eine  ab- 
weichende Redaktion  vor  und  zwar  ist  dieselbe  >mf 
Art  50  des  Zollgesetzes  aufgebaut  Materiell  bringt 
dieser  Artikol  nur  folgende  zwei  Aenderungon  vom 
Vorschlage  des  Ständerates:  1)  Es  sind  dio  in  Art  28 
erwähnton  Uobertretungcn  des  Gesetzes  auch  inbe- 
griffen; 2)  Es  kann  das  Finau/.departoment  unter- 
geordnete Straffälle  der  Alkoholverwaltung  zuweisen, 
wie  solches  auch  beim  Zollgesetze  der  Fall  ist,  wo 
solche  kleine  Uebcrtretungen  der  Zollverwaltung 
überwiesen  werdon. 


M.  Martin,  rapporteur  francais  de  la  commis- 
sion  Nous  proposous  une  modiacation  de  redactioo 
au  premier  älinoa. 
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II  a  ete  fait  ('Observation  que  dans  tous  les 
eantons,  ce  n'est  pas  le  tribunal  qui  prononce  les 
amendes,  mais  quo  tres  souvent  dies  sont  pronon- 
,-ees  par  voie  administrative  et  les  autorites  admi- 


II  y  a  lieu  de  completer  la  redaction  en  ajou- 
tant  aux  autorites  judiciaires  le  mot  cantonales,  au 
texte  francais  du  prcmicr  alinea. 

Le  second  alinea  est  la  reproduction  d'un  arrete 
de  la  loi  sur  les  douanes. 

Celte  question  a  ete  assez  longuement  discutee 
la  commission,  qui  a  adopte  ce  point  de  vue, 
-ä-diie  que  le  departement  des  flnances,  s'il  le 
veut,  peut  abandonaer  sa  competence  ä  la  regie  des 
alcools.  \ 

Nous  proposons  ensuite  un  dernier  alinea  pour 
llxer  la 


II  tesulte  du  rapport  fran- 
qu'il  y  a  lieu  d'ajouter  au 
de  Tart  80,  le  mot 


Feh»:  Ich  möchte  mir  eine  Anfi">se  an  die 
Kommission  erlauben.  Wer  hat  »?ieFJi»>  ;Ies  Art.  24, 
Lemma  4,  zu  beurteilen?  Diesrs  Lemma  i  sagt:  «Be- 
findet sich  der  Fehlbare  im  Rücklalle  oder  bestehen 
erschwerende  Umstände,  so  kann  die  Geldbusse 
verdoppelt  und  überdies  auf  Gefängnis  bis  zu  sechs 
Monaten  erkannt  werden.»  Ich  beziehe  mich  insbe 
jondere  auf  den  Passus  betreffend  Verhängung  einer 
Gefängnisstrafe  bis  zu  sechs  Monaten.  In  Art  30 
ist  in  der  Fassung  der  Kommission  nur  gesagt, 
dass  die  Bussen  durch  das  eidgenössische  Finanz- 
departement ausgesprochen  werden,  und  sofern  der 
dem  Erkenntnis  der  Administrativbehörde 


M.  le  President: 

cais  de  la  commission 
texte  francais. 
icantonal». 


sich  nicht  unterziehe,  so  sei  der  Fall  durch  das 
eidgenössische  Finanzdepartement  dem  kompetenten 
Gerichte  zu 


M.  le  coDseiller  federal  Comtess«:  II  va  de  sei 
que  ce  sont  les  trlbunaux  qui  prononcent  et  noa 
les  autorites  administratives,  lorsqu'il  s'agit  de  poinos 
de  cette  nature,  qui  impliquent  la  condamnation  a 
la  prison.  II  eo  est  de  meme  en  matiere  douaniere. 
Quant  aux  amendes,  c'est  le  departement  des  financ 
qui  les  prononce,  snivant  la  procedura  que 
connaissez.  Si  le  dellnquant  paie  Tarnende,  tout  est 
dit,  sinon  le  departement  n'a  pas  d'autre  ohose  a 
faire  qu'a  le 


Art.  31. 
—  (Adoptt.) 


Art.  3». 

Angenommen.  —  (Adoptt.) 


M.  le  PretMent:  Vous  avez  terainä  l'oxamen 
de  cette  loi,  sauf  en  ce  qni  concerne  1'arL  2,  au 
sujet  duquel  M.  Zumstein  a  presente  des  propositions. 
M.  le  President  de  la  commission  m'informe  qu'il 
ne  peut  pas  rapporter  aujourd'hni  sur  oet  article. 
Nous  renvoyons  donc  k  demaln  la  suite  dee  delibe- 
ur  l'art  2. 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

vom  16.  Juni  1900,  vormittags  9  Chr.  —  Seance  da  16  juin  1900,  a  9  henres  dn  matin. 


Voreitz 
Presidence 


:) 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour ; 

Revision  «Je-  -AJ^oIiolgfeisetase«. 
Revision  de  la  loi  sur  let  spiritueux. 

Fortsetzung.  —  Suiie. 
(Siehe  Seite  467  hieror.  -  Voir  page  487  d-dertnt.) 


Präsident:  Es  ist  noch  der  zurückgelegte  Art.  2 
zu  erledigen.  Das  Wort  hat  der  Berichterstatter, 
Herr  Ahegg. 


Ahegg,  Berichterstatter  der  Kommission:  Sie 
haben  vorgestern  den  Antrag  des  Herrn  Zumstein 
an  die  Kommission  zurückgewiesen.  Dieselbe  hat 
darüber  Beratung  gepflogen  und  beantragt  Ihnen 
Ablehnung  desselben.  Wir  haben  bei  der  Inland- 
brennerei alte  und  neue  Lose.  Die  alten  datieren 
aus  den  Jahren  1887  und  1888,  der  Anlangszeit  des 
Monopols.  Dieselben  repräsentieren  eine  Produktion 
von  ca.  23,000  hl,  während  die  neuen  Lose,  aus 
dem  Jahre  1894  datierend,  eine  Produktion  von 
ca.  5600  hl  repräsentieren.  Die  alten  Lose  haben 
etwas  mehr  amortisieren  können,  als  diejenigen 
neueren  Datums.  Gross  ist  aber  der  Unterschied 
nicht,  denn  es  hat  auch  Brennereien,  welche  erst 
seit  1894  arbeiten  und  doch  in  der  Amortisation 
so  weit  fortgeschritten  sind,  wie  die  alten  Brenne- 
reien, z.  B.  Payerne.  Es  kommt  eben  bei  diesem 
Geschäft,  wie  ich  Ihnen  vorgestern  schon  gesagt 
habe,  sehr  viel  auf  die  Art  und  Weise  an,  wie  das- 
selbe dirigiert  wird,  ob  eine  richtige  Buchhaltung 
und  Sachkenntnis  vorhanden  ist.  Es  mag  wohl  einige 
alte  Brennereien  geben,  die  den  Sprit  etwas  billiger 
herstellen  können,  und  daraus  will  nun  Herr  Zum- 
stein eine  Berücksichtigung  der  neuen  Brennereien 
herleiten.  Ihre  Kommission  kann  diesem  An- 
trag nicht  beipflichten  und  ersucht  Sie,  beim  Be- 
schlüsse des  Ständerates  zu  bleiben.    Würden  Sie 


den  Antrag  des  Herrn  Zumstein  annehmen,  so  wür- 
den sich  die  Begehren  auf  Errichtung  neuer  Brenne- 
reien stark  vermehren.  Die  Alkoholverwaltung  könnte 
denselben  nicht  entsprechen,  denn  der  Grundgedanke, 
welcher  die  Revision  veranlasste,  bezweckte  eher 
eine  Einschränkung  der  Inlandbrennerei  und  nicht 
eine  Ausdehnung  derselben. 

Am  Schlüsse  des  zweiten  Lemmas  von  Art.  2 
will  Herr  Zumstein  in  Bezug  auf  die  Preisbestim* 
mung  nicht  nur  die  richtige  Einrichtung  und  den 
rationellen  Betrieb  berücksichtigen,  sondern  auch  die 
Ausrichtung  eines  den  Produktionskosten  annähernd 
entsprechenden  Preises  für  das  Rohmaterial.  Die 
Kommission  empfiehlt  Ihnen,  auch  diesen  Antrag 
abzulehnen,  denn  er  hätte  weittragende  Konsequenzen ; 
er  wäre  überhaupt  nicht  leicht  durchzuführen  und 
hätte  eine  Verteuerung  des  Inlandsprits  im  Gefolge. 
Ich  mache  hier  nur  auf  einige  Schwierigkeiten  auf- 
merksam, die  sich  bei  einer  solchen  Berücksichtigung 
darbieten  würden.  Wie  ungleich  würde  der  Wert 
des  Landes,  das  dem  Kartoflelbau  dient,  berechnet, 
wie  ungleich  würden  die  Arbeitslöhne  angesetzt! 
Der  eine  würde  einen  Taglohn  von  3  Fr.  ansetzen, 
der  andere  einen  solchen  von  6  Fr.,  ein  dritter 
vielleicht  noch  mehr,  und  ebenso  würde  der  Wert 
des  Düngers  verschieden  angerechnet,  da  und  dort 
vielleicht  noch  etwas  für  das  Werkgeschirr  einge- 
rechnet. Die  Alkoholverwaltung  ist  in  diesem  wich- 
tigen Punkte  bisher  nicht  schablonenmässig  verfahren ; 
sie  hat  nicht  alles  über  einen  Leist  geschlagen  und 
wird  auch  in  Zukunft  durch  Aufstellung  von  Preis- 
obstufungen  die  besiehenden  Verhältnisse  berücksich- 
tigen. 

M 
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Aus  diesen  Gründen  bittet  Sie  die  Kommission, 
den  Antrag  des  Herrn  Zunistein  abzulehnen. 


Znmatela:  Nachdem  ich  Gelegenheit  hatte,  der 
Diskussion  in  Ihrer  Kommission  Uber  die  in  meinem 
Antrag  berührten  Punkte  zu  folgen,  führten  mich  die 
bezüglichen  Auseinandersetzungen  zu  der  Annahme, 
lasa  auch,  ohne  dass  man  im  Gesetzestexte  selbst 
von  der  Materie  meines  Antrages  spricht,  derselben 
gleichwohl  Rechnung  getragen  werden  kann,  wie  es 
auch  soeben  vom  Herrn  Berichterstatter  erklärt 
worden  ist  Es  kann  mir  dies  schliesslich  genügen, 
und  sehe  ich  deshalb  davon  ab,  meinen  Antrag 
weiter  aufrecht  erhalten  zu  wollen.  Dagegen  müsete 
ich  aber  protestieren,  sollte  man  meinem  Antrag  das 
Motiv  unterschieben  wollen,  als  hätte  er  den  Zweck 
verfolgt,  den  Bundesrat,  bezw.  seine  bezüglichen 
Organe,  in  der  Ausführung  des  Gesetzes  zu  binden. 
Nein,  meine  Herren,  so  habe  ich  nicht  argumentieren 
wollen.  Ich  wollte  nur  dasjenige,  was  man  zu  thun 
gewillt  ist,  diese  löblichen  Voraussetzungen  durch 
Wort  und  Schrift  zur  Thatsache  werden  lassen.  Da 
man  aber  in  dieser  Beziehung  eine  genauere  Prä- 
cisierung  im  Gesetze  selbst  nicht  für  möglich  er- 
klärt, so  begnüge  ich  mich  mit  den  bezüglich  ab- 
gegebenen Voten. 


Präsident :  Herr  Zumstein  erklärt,  dass  er  seinen 
Antrag  zurückziehe.  Wenn  das  Wort  nicht  weiter 
verlangt  wird,  so  ist  die  Diskussion  geschlossen.  Es 
liegen  keine  AbäuderunK-santräge  vor ;  der  Art  3 
ist  somit  unverändert  angenommen. 

Wünschen  Sie  auf  einzelne  Bestimmungen  des 
Gesetzes  zurückzukommen?  —  Es  scheint  dies  nicht 
der  Fall  zu  sein.  Wir  gehen  daher  zur  Schluss- 
abstimmung über. 


Schlussabstiraraung.  —  TotatUm  finaU. 


Mit  75  Stimmen  wird  das  Gesetz  angenommen; 
dagegen  erhebt  sieb  niemand. 

(Avec  76  voix  la  loi  est  adoptee,  sans  Oppo- 
sition.) 


Präsident:  Das  Gesetz  geht  wieder  an  den 
Ständerat,  da  noch  einige  kleine  Differenzen  bestehen. 


Art  *  0»  i , 
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Ständerat.  —  Conseil  des  6tats. 

21.  Juni  1900,  vormittags  9  Uhr.  —  Seance  du  21  juin  1900,  a  9  heures  du  malln. 


Vorsitz 


mce:  } 


Initiativbegebren  für  die  Proportionalwahl  des  Nationalstes 
und  die  Wabl  des  Bundesrates  durch  das  Volk. 

Demandes  d'lmtiative  tendant  a  llntroduetion  du  Systeme  proportionnel  dans  les  elaciions  du  conseil  national 

•t  a  la  nominabon  du  conseil  federal  par  I«  paupla. 

Fortsetzung.  —  Suite. 

-  Voir  page  443  cl-deran!) 


M.  Battagllal  :  fappartiena  a  un  canton  qui  a 
introduit  dans  ses  lois  le  principe  de  l'election  avec 
le  syateme  proportionnel  et  je  tiens  k  juatifler  le 
vote  que  j'ai  emis  dans  la  commission  et  que  je 
donnerai  ici  contre  l'initiative. 

J'ai  toujours  ete  un  adversaire  du  Systeme  de 
la  proportionnelle,  parce  que  n'ayant  ipas  trouve  en 
lui  des  titres  de  superiorite  sur  le  Systeme  de  la 
majoritö,  je  ne  vois  pas  de  raison  de  ie  subsütuer 
ä  une  Institution  qui  a  fait  ses  bonnes  preuves. 
L'examen  impartial  des  defauts  que  l'application  pra-  j 
tique  a  mis  en  lumiere  m'a  confirme  toujours  mieuz 
dans  mon  opinion,  et  les  argumenta  qui  ont  ete 
alleguSs  hier  par  les  defenseurs  de  l'initiative  (cela 
soit  dit  avec  le  plus  grand  respect  pour  eux),  n'ont 
aueunement  modifle  celte  opinion.  Le  Systeme  de 
la  majorite  a  une  histoire  ä  travers  les  sieclee  et 
bien  qu'il  ne  soit  pas  une  oeuvre  parfaite,  il  est 
sorti  sans  fletriasures  de  toutes  les  revolutions  poli- 
tiques  et  de  toutes  les  transformations  sociales,  et 
aujourd'hul  encore  il  a  dana  la  conscience  publique 
un  large  et  solide  piedeetaL  II  forme  la  regle  chez 
tous  les  peuples  civiliste.  D'autre  part,  la  propa- 
gande  que  l'on  fait  pour  la  proportionnelle  me  fait 
l'impression  d'etre  un  de  ces  phönomenes  qui  se- 
ront  une  des  caracteristiques  de  cette  fln  de  aiecle. 
Noua  voyona,  eu  effet,  dana  plusieura  branches  de 
l'activite  humaine  une  tendance  tres  marquee  ä  la 
recherche  du  nouveau,  qui  tres  souvent  ne  con- 
siste  en  rien  d'autre  que  de  vouloir  faire  autrement 
que  oe  qu'on  a  fait  dans  le  passe. 


Nous  rencontroos  surtout  'ce  phenomene  dana  lea 
arts,  dans  la  litterature.  Mais  comme  oertaioa  no- 
vateurs  dana  lea  arts  ec  la  litterature  n'aboutiront 
jamais  a  des  ecoles  durablea,  je  croia  que  la  meme 
destineo  est  reservee  k  ces  reeberchea  de  nouveauz 
syetemes  electoraux.  Ce  n'est  pas  aaaez  de  faire 
quelque  chose  de  nouveau,  il  faut  faire  quelqua 
choae  de  mieuz  que  ce  qu'on  a  dejä.  Depuia  un 
quart  de  aiecle,  lea  apötres  de  la  proportionnelle  — 
et  ils  n'ont  jamais  ete  tres  nombreux  —  ae  don- 
nent  avec  grand'peine  &  leur  propagande,  mala  U 
faut  qu'ils  avouent  qu'ils  ne  sont  paa  alles  blen 
loin,  ce  qui  est  eloquent,  si  l'on  oonaidere  que 
nous  vivons  dana  une  epoque  dans  laquelle  lea 
idees  bonnee  et  sainee  ont  des  largee  moyens  de 
8'imposer  k  l'opinion  publique. 

C'eet  avec  de  grandea  difflcultes  qu'ils  ont 
reussi  a  faire  introduire  la  proportionnelle  dana 
quelque8  etat«,  a  tilre  d'eaaai,  limite  ä  des  petites 
regions  et  pour  des  elections  partielles,  administra- 
tives et  judiciair«« ;  quelques-una  de  ces  etat«,  comme 
par  ezcmple,  l'Angleterre,  ont  dejä  repris  1'ancien 
Systeme  de  la  majorite. 

On  a  fait  aussi  quelque  experience  d'application 
du  vote  Ii  mite  pour  les  elections  dee  deputee,  comme 
par  exemple  en  Espagno  et  en  ItaJie ;  mala  l'Italie  en- 
eut  bientöt  asaez  et  eile  a  aujourd'bui  l'eleotion  um- 
nominale  et  par  conaequent  l'election  par  majorite. 

Iis  ont  reussi  k  faire  introduire  la  proportion- 
nelle dans  quelques  cantons  de  la  Suisse  pour 
lea  elections  politiques  et  administratives.  Mais  les 


Digitized  by  Google 


—    481  - 


deputes  de  quelques-uns  de  ces  cantons  vous  ont 
fait  hier  une  exposition  qui  n'est  guere  encoura- 
geante  et  de  laquelle  U  reaulte  bien  evidemment 
ceci  :  que  dans  aucun  de  ces  cantons  la  propor- 
tionnelle n'a  616  introduite  ä  la  suile  d'un  mouve- 
ment  clair  et  net  de  la  conscience  publique  revol- 
tee  contre  lea  mjustices  du  Systeme  de  la  majorite , 
mais  eile  y  a  616  introduite  a  la  suite  de  faits  et 
de  circonstances  speciales  ä  chacun  de  ces  cantons 
et  qui  ne  pourraient  nullement  etre  generalisees  ä 
toutc  la  Suisse. 

Ainsi  vous  avez  entendu  de  la  boucbe  de  M. 
Simen,  que  la  proportionnelle,  bien  loin  d'avoir  ete 
reclamee  par  une  fraction  quelconque  du  peuple 
tessinois,  lui  .a  616  imposee  par  le  conseil  föderal. 

M.  Munzinger  vous  a  parle  du  malaise  dans  le- 
quel  se  trouvait  la  chose  publique  dans  son  canton 
par  le  fait  que  le  grand  conscil  etait  dans  sa  tota- 
litö  composg  d'adhercnts  du  parti  liberal,  et  que  le 
parti  lui-meme  a  fait  recours  ä  la  proportion- 
nelle pour  rendre  possible  l'entreo  au  grand  conseil 
d'elemenU  d'opposition  qui  devaient  amener  dans  la 
Tie  publique  une  secousse  de  vilalitö. 

M.  Berthoud  enfin  vous  a  dit  que  l'introduction 
de  la  proportionnelle  dans  le  canton  de  Neuchätel 
a  ete  le  remede  applique  pour  arreler  un  commen- 
cernent  de  dissolution  des  anciens  par  Iis  historiques. 

Mais  M.  Berthoud  a  ajoute  qu'on  a  arrange  les 
choses  de  maniere  que  le  grand  conseil  aurait  une 
majorite  liberale  preponderante,  ce  qui  me  scmble 
etre  de  la  geometrie  electorale  en  contradiction 
avec  l'esprit  de  la  proportiounalite.  On  a  fait  beau- 
coup  de  bruit  parce  que  la  proportionnelle  a  ete 
recemrucnt  introduite  en  Belgique.  Cet  Jjvenement 
ne  m'a  pas  fait  i'impression  d'une  concession  que 
le  gouvernement  et  la  majorite  ont  fait  tres  volon- 
tairement.  II  m'a  fait  plutöt  I'impression  d'un  expc- 
dient  du  gouvernement  pour  sortir  d'unu  posilion 
tres  embarrassee.  Le  resultat  de  cetle  premiöre 
epreuve  en  Belgique  a  donne  lieu  ä  de  vives  cri- 
tiques,  ineme  de  la  part  de  certains  journaux  qui 
6ont  sympathiques  ä  la  proportionnelle.  II  y  a 
eu,  d'apres  ces  journaux,  dt-s  surprises  de  nature 
ä  secouer  la  conliance  la  plus  solide  dans  la  bonte 
du  systöme.  Mais  en  Belgique,  grace  aux  institu- 
tions  monarchiques,  la  proportionnelle  pourrait  dis- 
paraltre  du  code  des  lois  ä  peu  pres  avec  la  meme 
facilite  avec  laquelle  eile  y  a  ete  introduite,  quand 
cela  conviendra  au  gouvernement  et  la  ä  majorite. 

En  Suisse,  cela  ne  pourrait  pas  si  facilement 
arriver  et  vous  en  connaissez  les  raisons.  Nous 
sommes  obligcs  d'etre  plus  prudents  que  les  Beiges. 
De  cette  revue  sommaire,  il  resulte  donc  que  la 
proportionnelle,  au  lieu  de  faire  une  course  de  con- 
quete  ä  travers  les  etats  des  deux  hemispheres, 
comme  c'etait  dans  l'imagination  de  ses  apötros, 
n'a  jamais  eu  de  vraie  force  vitale  et  se  meurt 
lentement  d'anemie. 

L'application  de  la  Proportion uelle  ä  l'election  du 
conseil  national  peut  ötre  une  innovalion  desiree 
par  les  minorites  qui  aspirent  ä  devenir  majorite, 
mais  cela  ne  dit  rien  en  faveur  de  la  bontö  du  Sys- 
teme, elant  connu  que  dans  tous  les  pa>s  du  monde 
les  minontj.-  ne  negligenl  aucun  moyen  de  combat 
qui  peut  leur  ouvrir  le  chemin  vers  lt?  pouvoir. 
Mais  je  ne  trouve  pas,  qu'en  Suisse,  une  considera- 
tion  de  justice  impose  ce  systöme,  parce  que,  comme 


on  l'a  deja  dit  hier,  tous  les  prineipaux  partis  poli- 
tiques  sont  representes  dans  le  conseil  national  dans 
la  due  proportion  de  leurs  forces. 

L'initiative,  comme  eile  est  presentee,  ne  veut  pas 
non  plus  pousser  les  exigences  de  la  justice  jusqu'ä 
donner  une  representation  ä  toutes  les  fractions  du 
pays.  Elle  veut  la  proportionnelle  pour  les  grands 
cantons,  eile  ne  la  veut  pas  pour  les  petita.  Ce  qui 
du  reste  n'est  pas  juste,  parce  que  les  minorites 
liberales  des  petits  cantons  ont  les  meines  droits 
que  les  minorites  consen'atrices  des  grands  can- 
tons. 

La  gönörosite  de«  partis,  je  devrai  peut-etre 
dire,  la  generosite  du  parti  liberal,  est  deja  venue 
en  aide  pour  la  representation  des  minorites  par  la 
voie  de  concessions.  Mais  les  orateurs  de  l'initia- 
tive ne  veulent  pas  de  concessions,  ils  veulent  que 
le  droit  ä  la  representation  soit  consacre  par  la  loi 
et  c'est  pour  cela  qu'ils  veulent  la  proportionnelle. 

Je  crois  qu'on  n'a  pas  besoin  d'arriver  jusque- 
lä.  Si,  dans  un  canton,  la  majorite  ne  laisse  pas  ä 
la  minorite  la  representation  a  laquelle  eile  a  droit, 
M.  Rilschard  nous  a  indique  hier  le  remede.  On 
fera  recours  a  l'assemblee  föderale,  qui  se  hatera 
de  creer  des  circondariotti,  comme  eile  a  fait  deja 
pour  les  minorites  de  Fribourg  et  du  Tessin. 

II  n'y  a  donc  aueune  raison  de  justice  ä  l'appui 
de  l'initiative. 

Ce  que  je  trouve  mieux  en  harmonie  avec  les 
prineipes  de  justice,  c'est  que  le  parti  qui  a  la  res- 
ponsabilitd  de  la  chose  publique  doit  aussi  pouvoir 
disposer  d'une  majorite  süffisante  pour  etre  en  me- 
sure  de  poursuivre  ses  buts  et  de  developper  son 
Programme.  Cela.  ne  peut  s'obtenir  qu'avec  le  Sys- 
teme de  la  majorite. 

Avec  la  proportionnelle,  il  peut  par  contre,  tres 
facilement  arriver  que,  en  consequence  du  fraction- 
nement  des  partis  en  diflerents  groupes,  le  parti 
qui  compte  le  plus  d'adherents  dans  le  peuple,  se 
trouve  avoir  une  insuffisante  majorite,  quelquefois 
memo  la  minorite  duns  les  elus. 

Cela  peut  etre  un  grand  danger  pour  la  marche 
reguliere  de  l'administration  et  pour  l'avenir  des 
institutions.  Un  argumont  qui  ne  me  semble  pas 
resistor  a  la  critique,  c'est  que  la  proportionnelle 
apporle  un  apaisement  bienfaisant  dans  les  esprits 
des  electeurs  et  du  peuple  agite  par  les  questions 
politiques. 

Les  constatations  que  j'ai  faites  dans  mon  can- 
ton ä  ce  sujet,  me  prouvent  que  Ia  proportionnelle 
n'a  aueune  influence  pour  le  retablissement  de  l'or- 
dre  dans  le  pays  et  du  calme  dans  les  esprits.  Je 
partage  ä  cc  sujet  les  opinions  exposees  hier  par 
M.  Simen  et  je  ne  veux  pas  les  repeter.  Par  rap- 
port  ä  la  Suisse  en  general,  ello  n'a  pas  ä  craindre 
des  desordres  ä  cause  des  eleclions  du  conseil  na- 
tional. Depuis  des  annees,  les  elections  se  passent 
sur  tout  le  lerritoire  de  la  Confederation  d'une  fa- 
con  tout  ä  fait  digne  de  la  saine  öducation  de  no- 
tre  peuple. 

Je  ne  veux  pas  ici  repeter  mal  ce  qui  a  et6 
hier  tres  bien  dit  par  le  rapporteur  de  la  commis- 
Ston  et  pur  d'autres  orateurs,  nur  les  graves  de- 
fauls  et  inconvenients  de  la  proportionnelle,  defauts 
et  inconvenien's  qui  devraient  convaincre  chacun 
que  l'avenir  de  la  patric  et  des  institutions  qui  sont 
le  fruit  du  sacrifice  et  du  devouement,  nous  defend 
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de  bouleverser  notre  organisme  electoral  qui  a  fait 
ses  preuves,  et  est  intimement  lie  ä  notre  vie  pu- 
blique. 


Zweifel :  Mein  -  Herren,  man  kann  an!  verschie- 
denen Wegen  i.aob  '•'im  wandern.  Wenn  die  einen 
glauben,  dass  mit  dem  Proporz  das  goldene  Zeit- 
alter des  Friedens  unJ  der  Gerechtigkeit  angebro- 
chen sei,  sehen  andere  die  Pflanze,  die  aus  dem 
Proporz  hervor  wachsen  wird,  nicht  als  eine  schöne 
Bluten  entfaltendo  an.  Meine  persönliche  Stellung 
kennen  Sie.  Ich  bin  nicht  schroQer  Parteimann. 
Ich  hasse  jede  Partei-Ausschliesslichkeit  und  ich 
bin  gestern  ganz  erstaunt  gewesen,  als  der  Herr 
Vertreter  des  Kantons  Solothurn  sagte,  man  sei  der 
Partei-Ausschliesslichkeit  im  Kanton  Solothurn 
nicht  Meister  geworden  ohne  Proporz.  Ich  sage, 
ich  war  erstaunt,  dass  die  dortigen  einflussreichen 
Staatsmänner  es  nicht  dazu  gebracht  haben,  dass 
im  Kanton  Solothurn  der  Friede  anders  als  durch 
den  Proporz  orreicht  werden  konnte.  Ich  nehme 
auch  an,  dass  in  den  Republiken  Neuenburg,  Uri 
und  Obwalden  die  schroffe  Parteidisciplin  nicht 
innegehalten  werde  und  innegehalten  werden 
will.  Ich  denke,  auch  in  diesen  Kantonen,  wie  in 
andern,  kann  der  Friede  ohne  Proporz  aufrecht 
erhalten  werden.  Ich  wiege  mich  auch  nicht  in 
dem  glücklichen  Gedanken,  wie  die  Herren  Muheim 
and  Wirz,  dass  die  kleinen  Kantone  vom  Proporz 
nicht  betroffen  werden;  wenn  dies  nicht  gegen- 
wärtig im  Wurfe  ist,  ist  das  wahrscheinlich  nur 
der  Köder,  damit  der  Proporz  eher  durchgebracht 

weruö. 

Ich  frage  mich  auch,  wie  es  dazu  gekommen 
ist,  dass  im  gegenwärtigen  Augenblicke  diese  Ini- 
tiative ins  Werk  gesetzt  werden  musste.  Ich  sehe, 
und  zwar  mit  Freuden,  dass  man  in  der  Schweiz 
allgemein  auch  in  den  Räten  dazu  gekommen  ist, 
eine  versöhnliche,  dem  Vaterlande  frommende  Stel- 
lung einzunehmen.  Die  Spannung,  dio  noch  vor 
wenigen  Jahren  geherrscht  hat,  ist  gewichen;  man 
ist  allgemein  bereit,  sich  gegenseitig  dio  Hand  zu 
reichen,  soweit  es  mit  den  persönlichen  Ansichten 
vereinbar  ist.  Die  Socialdemokraten  haben  ja  ihre 
Vertreter  in  den  Regierungen  der  Kantone  und  der 
Städte  —  kurz,  sie  sind  zu  ihrem  Rochte  gekom- 
men, ohne  dass  welterschütternde  Ereignisse  einge- 
treten wären.  Im  Bundesratshause,  darauf  habe  ich 
schon  hingewiesen,  wird  allgemein  einer  ganz  ver- 
söhnlichen Stimmung  gehuldigt  Ich  sehe,  wie  man 
hier  freundlich  sich  die  Hand  reicht  zu  gemein- 
samem Wirken  und  bereits  ist,  wie  recht  und  billig, 
ein  konservativer  Vertreter  in  den  Bundesrat  ein- 
gezogen, und  ich  zweifle  nicht  daran:  es  wird  nicht 
lange  gehen,  so  wird  ein  zweiter  Vertreter  der  ka- 
tholisch-konservativen Partei  ins  Bundesratshaus 
einziehen,  und  ich  erblicke  hierin  kein  Unglück. 
Ich  sehe  also  nicht  ein,  dass  die  Notwendigkeit  des 
Proporzes  bestoht. 

Nun  komme  ich  zur  zweiten  Frage,  wie  man  den 
Notschrei,  der  aus  diesen  fi4,000  Unterschriften  her- 
vorgeht, auffassen  soll.  Wie  es  mit  diesem  Unter- 
schriftensammeln  sich  verhält,  wissen  diejenigen 
am  besten,  die  solche  Unterschrilten  in  den  Gemein- 


den zu  legalisieren  haben.  Es  unterschreiben  viele 
nur,  um  dem  Unterschriftensammler  den  Fünfer 
oder  Zehner  zu  retten;  es  unterschreiben  sogar 
solche,  die  grundsatzlich  dagegen  sind,  abgesehen 
von  den  Indifferenten.  Ich  denke,  die  Zahl  derjeni- 
gen, die  unterschrieben  haben  und  wirklich  den 
Proporz  wünschen,  würde  sich  ganz  bedenklich 
reduzieren. 

Und  nun,  was  wird  eigentlich  erreicht?  Das 
Volk  im  allgemeinen  ist  parteilos.  Es  wählt  seine 
Männer,  je  nachdem  es  zu  ihnen  Zutrauen  hat,  und 
das  ist  ja  auch  die  richtigste  Wahl.  Auch  persön- 
liche Sympathie  spielt  etwa  mit,  was  ja  mensch- 
lich und  begreiflich  ist.  Der  grosse  Teil  des  Volkes 
ist  parteilos,  wird  aber  durch  den  Proporz  den 
Parteien  in  die  Hände  geliefert,  worauf  schon  ge- 
nügend hingewiesen  worden  ist 

Aber  es  kommt  noch  eine  wichtige  Folge  und 
zwar  nach  meiner  Ansicht  die  wichtigste.  Wenn 
nach  Parteion  gewählt  wird,  dann  ist  der  be- 
treffende Vortreter  dieser  Partei  gehalten,  in  den 
eidgenössischen  Räten  nicht  so  zu  stimmen,  wie 
es  ihm  das  allgemeine  Landesinteresse  vorschreibt, 
sondern  so,  wie  es  ihm  seine  Partei  diktiert  Wozu 
das  führt,  darüber  mag  jeder  selbst  seine  Schlüsse 
ziehen.  Meinerseits  habe  ich  die  Proporzbewegung 
immer  in  diesem  Sinne  gewürdigt 

Man  hat  bei  Aufstellung  der  neuen  Bundesver- 
fassung von  1848  die  Instruktionen  der  Kantone  ab- 
geschafft und  zwar  mit  Recht.  Man  soll  Leute  nach 
Bern  schicken  mit  eigenem  Wollen  und  eigener 
Ansicht,  die  wissen,  was  sie  ihrem  Lande  und 
namentlich  dem  Gesamtvaterlande  schuldig  sind. 
Es  braucht  wirklich  keine  Instruktion.  Diese  In- 
struktionen werden  aber  mit  dem  Proporz  wieder 
in  das  Bundespalais  einziehen.  Es  ist  das  eine  ab- 
solut unabwendbare  Folge,  und  ob  das  zum  Glücke 
des  Landes  dient  überlasse  ich  dem  Urteile  eines 
jeden  von  Ihnen.  Wir  schwören  den  Eid,  dem  Ge- 
samtvaterlande zu  dienen,  die  Rechte  und  Freiheiten 
des  Volkes  zu  wahren.  Wenn  wir  nun  jeder  an 
seinem  Orte  der  Instruktion  einer  Partei  folgen 
müssen,  dann  hört  die  Berechtigung  hierzu  auf, 
dann  sind  wir  auf  dem  besten  Wege,  ein  Land  zu 
werden,  das  sich  zu  seinem  Unglück  in  Parteien 
zerreisst 

Ich  glaube  daher,  dass  wir  dieses  Feldzeichen, 
das  uns  als  oberste  Regel  gelten  soll,  heute  noch 
hochhalten  und  im  Interesse  des  Gesamtvaterlandes 
dem  Parteigetriebe,  das  beim  Proporz  zur  höchsten 
Rlüte  kommen  wird,  entgegentreten  sollen.  Ich 
stimme  daher  mit  voller  Ueberzeugung  für  Abweisung 
der  Initiative. 


M.  Python :  La  discussion  a  dte  tres  approfon» 
die  et  compl&te  au  sein  du  conseil  national,  et 
plusieurs  de  nos  coltegues  nous  ont  apporte  des 
apercus  nouveaux  et  des  considörations  interessantes. 
On  peut  donc  considerer  le  debat  commc  epuise, 
aussi  n'est-ce  pas  sans  quelque  scrupule  quo  je 
prends  )a  liberte  de  prolonger  les  deliberations  et 
de  solliciter  votre  attention,  maus  M.  le  rapporteur 
de  la  commis^ion  ayant  <He  dans  la  necessite  de 
denoncer  mon  absence  ä  deus  de  ses  reunions,  je 
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dois  me  jtiBtifler.  La  premiere  seance,  dans  le  cou- 
rant  de  mai,  oolnoida  avec  la  Session  du  grand 
cooseil  fribourgeois ;  teile  est  la  raison  pour  laquelle 
je  ne  pus  repondre  ä  la  oonvocation.  Du  roste,  oette 
reunion  n'avait  pas  d'importance,  pnisqu'elle  prece- 
dait  la  decision  qui  a  ete  prise  par  le  conseil  na- 
tional ;  eile  n'avait  par  consequent  pour  but  qu'un 
echange  de  vuee  entre  les  membres  de  la  commis- 
sion.  La  seconde  reunion  eut  lieu  dans  le  courant 
de  la  präsente  session,  apres  le  vote  du  conseil 
national,  mais  l'etat  de  ma  sante  ne  nie  permit  pas 
d'y  assister.  Si  j'ai  pris  la  parole,  c'ost  pour  les 
rnotifs  que  je  viens  d'indiquer ;  raais^  etant  donne 
l'opinion  generale  dans  notre  canton  ä  l'egard  de 
la  proportionnelle,  je  conaidere  qu'U  est  de  mon 
devoir  de  justifler  mon  atUtude  dans  cette  ques- 
tion. 

Dans  le  canton  de  Fribourg,  U  y  a  oinq  ans  que 
nous  avons  introduit  la  representation  proportion- 
nolle  en  matiere  communale.  Chaque  commune 
peut  demander  la  representation  proportionnelle, 
mais  le  Systeme  de  la  majorite  est  reste  celui  du 
droit  commun  .  cependant,  des  que  cinq,  dix,  vingt, 
trente  citoyena,  suivant  l'importance  de  la  commune, 
demandent  l'adoption  de  oe  Systeme,  il  est  de 
rigueur. 

K  la  verite,  je  doia  dire  que  jusqu'ici  la  majo- 
rite des  commun ea  n'ont  pas  eu  reoours  a  la  pro- 
portionnelle;  eile  n'a  ete  introduite  que  dans  les 
commune«  diviseee,  oü  les  partis  ne  parvenaient 
pas  4  s'arranger  d'avance. 

Les  Operations  electoralee  qui  ont  eu  lieu  d'aprea 
le  Systeme  proportionnel  n'ont  provoque  aueune 
difficulte. 

En  matiere  cantonale,  nous  n'avona  pas  le  Sys- 
teme proportionnel ;  une  motlon  a  et6  deposöe, 
discutee  et  renvoyee  au  conseil  d'ctat  pour  rapport. 
Je  ne  aais  paa  quel  sera  son  sort,  ni  quelle  attitude 
prendra  le  parti  auquel  je  me  rattache,  je  ne  veux 
pas  prejuger  la  question  et  reserve  mon  entiere 
mdependance  en  ce  qui  concerne  l'apphcation  du 
Systeme  au  cantonal.  En  matiere  communale,  ce  n'est 
pas  eans  beaueoup  de  difficultes  que  la  representa- 
tion proportionnelle  a  ete  introduite.  Les  deux  partis, 
liberal  et  conservateur,  lui  ötaient  hostiles,  mais  de 
guerre  lasse,  on  Unit  par  l'accepter.  Aujourd'hui,  ce 
Systeme  provoque  quelques  critiques  et  bien  des 
personnes  preförent  celui  de  la  majorite. 

A  l'egard  de  l'initiative,  notre  canton  a,  je  crois, 
fourni  peu  ou  point  de  signatures,  c'est  dire  qu'en 
somme  on  y  est  partisan  du  Systeme  de  la  majorite. 
Pour  ce  qui  me  concerne  personnellement,  je  suis 
assez  froid  pour  la  proportionnelle,  j'ai  donc  suivi 
avec  beaueoup  d'objectivite  les  debat*  auxquels  nous 
venons  d'assister ;  je  crois  que,  dans  le  domainc 
federal,  la  proportionnelle  n'aura  pas  les  consequen- 
ces  que  prevoient  les  initiants  et  leurs  adversaires. 
Si  les  initiants  reclament  la  proportionnelle,  c'cst 
qu'ils  estiment  par  ce  moyen  obtenir  quelque  avan- 
tage  pour  leur  parti,  tandis  que  leurs  adversaires 
s'y  opposent  parce  qu'ils  craignent  que  ce  nouveau 
Systeme  ne  porte  atteinte  ä  la  majorite  qu'ils  pos- 
sedent.  Les  raisons  qui  ont  etü  invoquees  ici 
dissimulent  mal  les  craintes  et  les  alarmes  de  la 
majorit*.  , 

Je  dis,  Messieurs,  que  les  consequencc--  qu'on 
atlend  de  la  representation  proportionnelle  ne  se 


produlront  en  aueune  facon,  qu'U  n'en  resullera  paa 

un  bouleversement  de  la  face  politique  du  pays.  La 
parti  auquel  j'appartiens  ne  gagnera  rien  par  l'intro- 
duetion  de  la  representation  proportionnelle ;  U 
perdra  quelques  Sieges  quelque  part,  en  regagnera 
quelques-uns  d'autre  part,  mais  il  n'en  retirera  aueun 
proflt  reel.  Le  parti  socialisLe,  lui,  gagnera  quelques 
siegea,  mais,  Messieurs,  il  peut  avoir  quelque  pa- 
tience  et  attendre,  car  il  est  des  arrondissements 
qui  doivent  necesaairement  lui  öchoir,  que  ce  soit. 
un  peu  plus  tot  ou  un  peu  plus  tard,  cela  viendra. 

Si  nous  inlroduiaons  la  representation  propor- 
tionnelle dans  l'eleclion  des  deputes  au  conseil 
national,  il  est  possiblo  que  demain  nous  ayons  au 
conseil  national  quelques  sociulistes  de  plus.  Mais 
cette  augmentation  de  1'elTeclif  ouvrier  —  je  ne 
veux  pas  me  servir  du  mot  sooialiste  qui  doit  voua 
effrayer  —  dans  la  representation  nationale  est  ine- 
vitablo :  les  centres  populeux  accentueront  lo  succee 
do  ce  nouveau  parti,  qui  est  un  peu  le  parti  de 
l'avenir,  oomme  il  est  un  peu  la  parti  du  progres, 
—  puisque  oertains  partis  ont  abandonne  leurs  tra- 
ditiona  et  pris  une  allure  qui  n'est  plus  oelle  d'un 
parti  progreasiste. 

Qui  va  donc  gagner  a  l'introduction  de  la  re- 
presentation proportionnelle  ?  l.e  centre  gagnera 
peut-etre  un  oertain  nombre  de  sieges ;  le  malheur 
ne  sera  pas  grand,  il  voua  sera  tres  facile  de  le 
museler :  —  Je  me  sera  ici  d'une  expression  qui  a 
ete  employee  dans  l'autre  conseil.  Le  centre  ne  de- 
mande  pas  mieux  que  de  l'etre.  Voua  n'aurez  qu'ä 
Introduire  l'uu  de  aes  representants  au  conseil 
federal,  et  lo  tour  sera  joue.  Quand  le  socialiame 
formulera  une  revendication,  le  centre  et  voua, 
Messieurs  de  la  majorite,  vous  saures  parfaitement 
voua  unir  par  instinet  de  la  conaen'ation  de  vos 
biens.  Et  quand  ce  sera  le  parti  ultiamontain  qui 
formulera,  lui,  ses  revendicauons,  le  centre  et  la 
gauche  seront  de  nouveau  reunis  pour  lui  faire  face. 

Vous  voyez  par  consequent  que  l'introduction 
de  la  representation  proportionnelle  ne  modifiera 
en  rien  la  Situation  des  partis  en  Suisse,  que  toutes 
ces  alarmes  mal  dissimulees  derriere  les  petits  ar- 
gumenta qu'on  invoque  ne  sont  pas  de  nature  ä 
bouleverser  la  Situation  politique  de  la  Suisse.  Le 
parti  ultramontain,  auquel  j'appartiens,  continuera  ä 
jouer  ce  röle  historique,  dont  M.  Scherb  nous  en- 
tretenait  hier  et  qu'U  ne  voudrait  pas  voir  disparaitre. 

Voila  quelle  sera  la  Situation. 

Mais  je  le  röpete,  pour  ma  part,  je  suis  tres 
froid,  tres  objectif  dans  ce  debat.  Je  me  demande 
si  cette  lutto  merite  vraiment  toute  la  solennite  et 
l'importance  dont  on  l'entoure.  En  entendant  par- 
ier tout  ä  l'heurc  l'un  de  nos  collegues,  qui  nous 
meltait  en  gardc  contre  l'esprit  d'innovation  qui 
saisissait  les  hommes  a  la  fin  de  ce  siecle,  je  me 
suis  demande  qui  parlait,  si  o'eiait  moi  ou  Tun  de 
mes  amis  politiques.  Mais  non,  c'etait  un  partisan 
du  progres,  des  idees  nouvelles. 

Vous  considerez  aujourd'hui  le  Systeme  majori- 
taire  comme  un  dogmo  auquel  on  ne  peut  paa 
toucher.  Pourquoi  ?  Vous  nadmettez  pas  tous  les 
dogmes.  Pourquoi,  lorsqu'il  s'agit  du  Systeme  ma- 
joritaire,  ne  pourrait-on  pas  toucher  a  ce  dogme  ? 
Vous  reniez  cette  grande  et  noble  loi  humaine  de  la 
perfectibilite  de  nos  institutions.  Toutes  les  institu- 
tions  bumaines  peuvent  etre  perfectionnees.  Mais 
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a'agit-il  da  Systeme  de  representation,  vous  dites  : 
II  n'y  a  plus  de  progres  ä  faire,  nous  nous  arrß- 
tons,  nous  donnons  &  ce  principe  toute  la  ngidite 
d'un  dograe  catholique.  Est-ce  que  los  choses 
doivent  se  passer  ainsi  9  Est-ce  que  votre  attitude 
est  conforme,  je  ne  dis  pas  ä  votre  Programme, 
aux  idees  qui  ODt  cree  le  parti  radical,  mais  a 
"bistoire  ?  Je  ne  le  crois  pas.  La  representation 
popuiaire,  l'association  du  peuple  ä  la  marche  des 
affaires  publiques,  ne  sc  sont  pas  produites  sans 
beaucoup  de  difllcultes.  Et  ici,  je  reponds  a  l'hono- 
rable  M.  Scherb  qui  disait  :  t  Une  idee  bonno 
marche  toute  seule  !  »  Nous  l'avons  vu  lorsqu'il 
•'est  agi  des  assuranccs,  si  toutes  les  idees  bonnes 
marchent  toutes  seules !  La  rcpresentation  du  peuple 
dana  les  pouvoirs  publics  ne  s'est  pas  faite  sans 
beaucoup  de  difficultcs.  On  a  commence  par  l'61ec- 
üon  indirecte  ;  on  a  donne  le  droit  aux  electeurs 
non  pas  de  cboisir  directement  leurs  represon- 
tants  au  sein  du  pouvoir  public,  mais  de 
nommer  les  electeurs  devant  les  designer.  Plus 
tard,  un  progres  a  6te  accompli  par  l'introduction 
de  l'election  directe.  Nous  retrouvons  encore  dans 
notre  Constitution  föderale  de  184«  un  vestige  de 
cette  Institution  ;  une  expression  que  nous  ne 
comprenons  preaque  plus,  c'est  celle-ci :  <  Le  con- 
aeil  national  est  nomme  ä  l'election  directe.  »  Pour- 
quoi  ne  la  comprenons  nous  plus  9  Parce  qu'autre- 
fols,  il  y  avait  des  elections  indirectes ;  les  electeurs 
avaient  des  delegues,  comme  aujourd'bui  encore 
dans  certains  payu,  qui  ont  des  categories  d'ölec- 
teurs  qui  doivent  remplir  des  conditions  censitaires 
et  prouver  leur  capacite  de  vote.  Ce  n'est  que  peu 
ä  peu  qu'on  est  arrive,  —  et  on  n'y  est  pas  arrive 
partout,  —  au  suffrage  universel.  Cela  a  ete  une 
conquete,  et  la  preoccupation,  apres  cette  conquöte 
obtenue,  a  ete  chez  le  legislateur  d'aasurer  ä  la 
majorite  la  rcpresentation  popuiaire. 

Tel  est  le  regime  sous  lequel  nous  vivons  de- 
puis  1848.  Ne  devons-nous  plus  faire  de  progres9 
Evldemment  oui,  nous  devons  aller  plus  loin  et 
oomment?  Aujourd'bui,  on  ne  se  contente  plus  de 
representer  la  majorite  du  peuple,  maia  on  cherohe 
a  realiser  cot  ideal :  la  rcpresentation  du  peuple  tel 
qu'il  est,  tel  qu'il  existe,  des  Clements  dont  il  se 
oompose.  C'est  de  la  qu'est  nee  la  representation 
des  minorites. 

Malgre  mes  hesitations  et  toote  l'objectivite  avoc 
laquelle  j  'ex  am  ine  cette  quostion,  je  oonsidere  la 
representation  proportionnelle  oomme  une  evolution 
de  l'idöe  de  la  rcpresentation  popuiaire.  La  rcpre- 
sentation proportionnelle  s'etablira  sur  notre  sol- 
vous  ne  pourrez  pas  vous  y  opposer.  On  peut  dis- 
cuter  la  quostion  de  savolr  si  le  Systeme  de  la 
majorite  absolue  est  bon  ou  mauvais,  il  y  a  beau, 
coup  de  motils  pour  preconiser  ce  Systeme,  c'est- 
a-dire  pour  donner  la  responsabilite  des  affaires 
publiques  a  un  seul  parti,  sauf  au  moment  des 
elections,  ä  changer  I'organisation,  si  le  peuple 
n'est  pas  content  Uya  des  raisons  pour  cela.  Mais, 
messieurs,  y  a-t-ii  des  raisons  pour  introduire  lo 
Systeme  de  la  representation  proportionnelle,  tel 
que  vous  l'avez  preconise  dans  les  deliberatious 
d'bier  et  d'aujourd'hui'?  L'idee  de  la  reprcsentation 
proportionnelle  a  tellement  gagne  de  terrain,  bien 
que  M.  Battaglini  voulüt  tout  a  l'heure  celebrer  ses 
tunerallles,  qu'aucun  des  orateurs  ropresentants 


de  la  majorite  de  oe  conseil  n'a  ose  dire  non,  nous 
ne  voulons  pas  la  reprcsentation  Acs  miaoritcs;  tous 
ont  dit  au  coutmire:  il  faut  la  rcpresentation  des 
minorites,  nous  la  voulons,  nous  la  pratiquons,  mais 
nou3  voulons  choisir,  uous,  ces  rcpresontante  do  la 
minoritc.  Voilä  sur  quoi  porle  le  debat:  sera-ce  la 
minorite  olle-meme  qui  cboisira  scs  representants 
ou  la  majorite  qui  les  lui  imposera'?  En  matiero  de 
representatioo  dans  le  domaine  du  droit  prive, 
nous  avons  aussi  les  deux  systemes  de  ropresenta- 
tion:  le  simple  citoyen  qui  choisit  lui-nu^me  son 
roprescutant,  c'est  le  cas  ordlnaire,  puis  lo  citoyen 
auquel  on  donne  un  representant,  c'est  la  personne 
sous  puissance  d'autrui.  L'organisation  bätardo,  teile 
quo  vous  la  pröconiso/.,  je  dis  que  c'est  la  reprc- 
sentation qu'on  doDne  aux  personnes  qui  sont  sous 
tutello.  Co  n'est  donc  pas  le  Systeme  logique,  il  ne 
peut  etro  ouvisage  que  comme  un  Systeme  de 
transition  qui  doit  necessairement  nous  amener  a 
la  representation  des  minorites. 

J'ai  dit  quo  les  motifs  invoques  ici  contre  Tin- 
troduction  do  la  representation  proportionnelle  dis- 
simulaiont  mal  la  crainte,  les  inquietudes  chi- 
moriques  des  adversaires  de  la  representation  pro- 
portionnollc.  En  effet,  il  sufflt  de  jeter  un  coup 
d'oeil  sur  les  differents  arguments  invoques  pour 
se  convaincro  que  ce  sont  lä  des  pretextes,  mais 
non  de  veritablos  raisons. 

L'honorablo  rapporteur  de  la  commission  a  dis- 
cute  la  proportionnelle  comme  on  pouvait  le  faire 
au  moment  oü  eile  a  fait  son  ontree  dans  lo  parle- 
ment.  Alors,  la  representation  proportionnelle 
n'etait  que  dans  le  domaine  de  la  th^orie.  Et  on 
en  a  fait  un  essai  ici  au  sein  du  conseil  des  etats, 
essai  qui  n'a  pas  reussi.  Je  ne  sais  si  cet  echec 
ötait  intentionnel  ou  non,  je  n'ai  pas  a  examiner 
ce  point;  mais  l'exomple  invoque  par  M.  Scherb 
mo  pennet  de  constator  que  depuis  lors  de  grands 
progres  ont  ete  accomplis.  Le  Systeme  proportion- 
nel  ne  donne  lieu  veritablement  h  aucune  difflculte 
dans  la  pratique.  Et  au  lieu  de  nou6  apporter  ici 
des  raisons  de  sentiment,  vous  auriez  dü,  vous,  re- 
presentants des  cantons  oü  la  proportionnelle  existe, 
nous  faire  la  preuve  que  ce  Systeme  donne  lieu  a 
des  recours  clectoraux  beaucoup  plus  nombreux 
qu'ailleurs,  que  les  electeurs  ne  savent  pas  se  Ürer 
d'affaires,  qu'ils  ne  oomprennent  pas  cette  combi- 
naison,  que  les  inconvenienta  de  cette  reforme  sont 
multiples.  Cette  prouve,  vous  n'avez  pas  pu  nous 
la  donner,  au  contraire.  C'est  surprenant,  je  dois 
le  diro,  do  voir  la  facilite  avoc  laquelle  le  Systeme 
do  la  ropresentation  proportionnelle  est  appllque. 
A  cela,  on  nous  dit:  c'est  impossible  dans  un  grand 
College,  cela  se  comprond  encore  dans  un  petit 
arrondissement,  oü  il  n'y  a  quo  deux  deputes  a 
elire.  Mais,  c'etait  la  röponse  que  l'on  faisait  ä 
M.  Ritschard,  pensons  un  peu  au  canton  de  Berne, 
un  canton  qui  sera  appele  a  elire  27  deputes;  com- 
ment  voulez-vous  appliquer  le  systöme9  C'est  im- 
possible, ca  depasse  l'horizon  et  la  coneeption  du 
simple  electeur !  Cette  assertion  est  erron  ee,  eile 
est  detruite  par  les  faits.  Nous  avons  chez  nous  la 
representation  proportionnelle  pour  los  elections 
coinmunalos,  avec  80  a  90  candidats:  cela  ne  donne 
liou  a  aucune  difflculte,  le  Fribourgeois  n'est  pas 
plus  intelligent  qu'un  autre,  il  sait  pourtant  appli- 
quer la  proportionnelle.   Et  vous  croyez  que  to  ci- 
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toycn  de  la  vieille  republique  de  Berne  ne  saura 
pas  en  fairo  aulant  lorsqu'il  so  trouvera  an  presonce 
de  25  ou  MO  caadidats!  Non,  l'inconvenient,  signalo 
n'existe  pas,  c'est  un  mauvais  pretexte  le  Systeme 
proportionncl  fonctionne  parlaitoment  bien.  Mainle- 
nant  on  nous  dit:  mais  vous  t'tes  obliges  d  ir.stituer 
le  quorum,  vous  devez  limitcr  la  proportiomielle, 
.vous  no  pouvez  pas  representer  toutes  los Iractions ! 
Ce  n'est  pas  serieux!  Est-ce  que  dans  la  Photogra- 
phie, vous  represontez  toutes  les  particularites  de 
l'individu?  Son  teint,  la  couleur  de  ses  yeux,  de  ses 
clievcux?  Non,  vous  representez  la  personne  elle- 
nieme.  Eh  bien,  la  representation  proportionnetle 
refletcra  le  peunle  tel  qu'il  est,  sans  avoir  la  pre- 
tention  d  en  douner  la  Photographie  absolument 
detailtec. 

Mais  od  va  plus  loin.  Ce  projet  d'initiative,  dit- 
on,  commet  la  faute  grave  d'adopter  comme  deli- 
milation  des  arrondissemenls  les  frouticres  canto- 
naies,  les  frontieres  historiques,  les  frontieres  des 
etats  qui  constituent  la  Suisso!  C'est,  paralt-il,  un 
vice  capital,  et  la  Constitution  föderale  sous  laquello 
nous  avons  le  bonheur  et  la  satislaction  de  vivre, 
que  dit-elle?  Neglige-t-elle  tout-ä-fait  les  frontieres 
cantonales  >  Non,  eile  en  tient  compte  comme  d'on 
factour  necessaire;  eile  defend  au  legislateur  fedoral 
d'empiüter  sur  les  frontieres  cantonales,  dans  la 
formation  des  arrondissements.  Les  arrondissemonts 
doivent  elre  limites,  constitues,  dans  les  limites 
des  frontieres  cantonales,  vous  ne  pouvez  pas  les 
depasser.  Je  comprends  que  cela  vous  soit  penible 
de  rononcer  ä  cette  prerogative,  de  la  formation  des 
arrondissements  electoraux,  prerogative  dont  on  a 
abuse  quelquefois  lorsqu'il  s'est  agi  de  donner 
uno  representation  aux  minorites  liberales.  La  ma- 
jorite  s'est  dit:  la  Situation  n'est  pas  tenablo  et 
Ton  a  pratique  le  Systeme  de  representation  des 
minorites  vis-ä-vis  des  conservateurs,  en  constituant 
des  arrondissements  speciaux,  en  rasscmblant  des 
populations  que  la  langue  et  l'histoire  ne  r  unis- 
saient  pas.  A-t-on  pratique  le  memo  Systeme  quand 
il  s'est  agi  d'autres  minorites?  Est-ce  que  dans  le 
canton  de  Derne,  la  Volkspartei  qui  lutte  depuis 
longtemps  et  revendique  sa  place  au  soleil,  a  bene- 
deie de  cet  esprit  de  justice  auquel  vous  vous  re- 
föriez  tout  ä  l'heure?  Non,  on  l'a  ignoree.  Dans  le 
Jura,  il  est  vrai,  et  apres  4  ans  de  revendications, 
on  a  constitue  un  arrondissemont  qui  lui  donne  un 
representant,  deux  peut-ßtre,  c'est  ainsi  quo  l'on 
entend  la  representation  des  minorites.  Au  con- 
traire,  j'estimo  qu'en  adoptant  commo  delimitation 
les  frontieres  cantonales,  personno  no  peut  s'en 
plaiiidre,  quittons  le  domaino  de  l'arbitraire  et  en- 
levons  ä  la  majoritä  une  tentation  qui  oxisto  de 
tout  temps  ot  pour  toutes  les  majorites.  La  ma- 
jorite  des  chambres  föderales  —  ce  n'est  pas  un 
reproebe  special,  remarquez-lo,  quo  je  lui  fais  — 
a  cr6e  des  arrondissements  qui  lui  sont  favorables. 
Je  comprends  tres  bien  qu'ello  verse  des  larmes  do 
regrets  en  voyant  cette  prerogative  risquer  de  lui 
echappor;  mais  faut-il  fairo  appel  ä  la  justice  ot 
dire,  que  parce  qu'on  maintient  les  frontieres  can- 
tonales, ('initiative  n'a  plus  sa  raison  d'ötre? 

Od  s'est  arretö  aux  pelits  cantons,  on  a  dit: 
Voüä  encore  une  horreur  que  vous  allez  consacrer. 
Comment!  le  Systeme  proportionncl  n'cxisterait  pas 
dans  tous  le«  cantons  I  Queis  sont-ils,  ces  cantons 


preterites?  On  en  a  enumertf  quelques-uns,  ceux 
qui  eiisent  un  ou  deux  deputes.  Cela  gerait-il  vrai 
que  le  malheur  ne  serait  pas  si  grand!  Et  puls,  ce 
ne  serait  qu'une  disposition  transitoire,  la  popula- 
tion.  do  ces  cantons  ira  en  s'augmcntant,  Ii  faut 
l'esperer.  Du  reste,la  demande  d'initiative  ne  dit  non 
de  cela,  eile  dit  simplement  que  le  vote  aura  Heu 
d'apres  le  modo  proportionnel.  Mais  comment  fera-t-on 
cela?  Ce  n'est  pas  possible,  pretend-on.  Je  ne  sais 
pas  si  ce  n'est  pas  possible.  Nous  discuterons  ce 
point  lorsqu'il  s'agira  d'elaborer  la  loi  appliquant  le 
principe,  s'il  est  votä.  Le  dernier  mot  n'est  pas 
dit.  Nous  pouvons  faire  des  progres  dans  ce  do- 
maino. tout  n'ost  pas  acheve,  attendons.  La  de- 
mande d'initiative  no  lait  pas  d'exception.  Mes- 
sieurs, si  cotto  incgalite  entre  ies  cantons  vous 
choque  si  fort  —  et  o'est  ce  qui  a  arrete  notre  col- 
legue  M.  Simen  —  je  vous  fais  remarquer  qu'au- 
jourd'hui  la  mCmc  inegalite  existodejä.  Lors  meme 
qu'un  demi-canton  De  compte  que  5,000,  10,000  ames, 
il  a  droit  a  un  representant,  alors  qu'ailleurs  Ii 
faut  20,000  ämes  pour  obtenir  un  representant 

On  invoque  l'art.  4  de  la  Constitution  föderale, 
de  i'ögalite  de  tous  les  suissos  devant  la  loL  La 
theorio  developpee  par  notre  collegue  du  Tessin 
a  dejä  fait  l'objet  d'une  intorpretation  du  tribunal 
fedcral  sur  ce  point  qui  rentre  dans  sa  competence. 
On  n'a  jamais  entendu  par  l'egalitö  des  citoyens, 
l'egalitö  absolue,  mais  simplement  l'egalitö  de  tous 
les  citoyeos  qui  se  trouvent  dans  la  meme  Situation. 

Mais  il  y  a  une  autre  consideration,  dejä  pre- 
sentec,  sur  laquelle  il  est  bon  de  revenir  et  qui 
consacre  aussi  uno  exeoption.  Comment!  voiläl'ele- 
ment  etranger  qui  donne  droit  ä  des  citoyens  suisses 
d'avoir,  dans  certains  cantons,  plus  de  represen- 
tauts  dans  le  conseil  national  que  dans  d'autres.  On 
vous  a  cite  Bale,  Geneve,  on  vous  a  parle  meme 
du  Tessin.  Et  quand  il  s'est  agi  du  Tessin,  n'avez- 
vous  pas  obtonu  une  moilleure  Situation:  ce  n'est  pas 
la  le  regne  de  1'egalite  absolue^pourquoi  donc  invoquer 
des  scrupules  si  grands?  Mais  on  est  alle  plus  loin, 
on  a  parle  do  la  suppression  du  conseil  des  etats. 
C'est  uno  dos  monaces  ä  l'aide  desquelles  on  veut 
epouvantcr  les  foddralistes.  Je  suis  federaliste,  moi, 
et  ne  suis  pas  offraye,  cette  menace  düt-elle  meme 
so  röalisor.  Quelle  difference  y  a-t-il  entre  nous  et 
le  conseil  national!  J'ai  vu  souvent  celui-ci  nous 
apporter  des  decisions  plus  genereuses  que  Celles 
du  conseil  des  etats.  Qu'a  cela  ne  tienne.  Si  on 
veut  enterer  le  conseil  des  etats,  je  ferai  mon  devoir 
comme  los;  autres,  j'assistcrai  ä  1'enterremenL  Je 
ne  Ic  ;cdouto  pas  du  touL 

Tout .  autre  diese  ost  de  savoir  s'il  faut  deux 
chambres.  Mais,  je  le  repete,  ma  conscience  de 
federaliste  ost  tranquille.  car  je  considere  la  menace 
de  suppression  du  conseil  dos  etats  comme  un  epou- 
vantail  pour  les  enfants. 

Je  me  permettrai  do  repondre  deux  mots  a 
M.  Munzinger.  MM.  les  adversaircsdela  proportion- 
nelle  veulent,  pour  la  combattro,  lui  faire  donner 
des  fruits  qu'elle  n'a  jamais  entendu  produire.  Quel 
est  le  but  de  la  proportionnello?  Son  nom  l'indique, 
c'est  de  reglor  les  rapports  entie  les  differents 
partis,  de  donner  ä  chaque  parti  une  representation 
qui  soit  proportionnello  aux  forces  dont  ce  parti  dis- 
pose.   M.  Munzin^er  veut  aller  beaueoup  plus  loin. 

II  nous  dit:   Cette  proportionnello  entralne  des 
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abus.  Imaginez-vous  qu'il  out  suffl  dans  la  ville  de 
Soleure  que  12  überaux  aiont  vole  ilans  lol  sens 
pour  enipt'jcher  que  lo  che!  ie  plus  ainiö,  le  plus 
habile  du  parti  conservatour  soit  elu  ol  que  le  can- 
didat  suivant  passät  dovaut  lui!  J«  suppose  qu'il 
en  soit  ainsi;  le  parti  ne  pourra  pas  se  plaindre, 
il  n'aura  pas  lo  premier  siege,  mais  lesecoad,  tan- 
dis  que  saus  la  proportionnelle  il  n'aurail  rien  eu 
du  tout  que  ce  que  vous  auriez  bien  voulu  lui  don- 
aor  a  titre  de  concession. 

Certaioes  regions,  a-t-on  dit,  ne  seraient  pas 
representöes.  II  y  aurait  des  commune»  meconlen- 
tes.  C'est  posaibie,  j'admets  cela.  Mais  qu'esl-ce 
que  cela  prouve?  Est-ce  qu'avec  le  Systeme  majo- 
ritaire,  vous  representez  toutes  les  contrees?  N'y 
en  a-t-il  pas  qui  soient  preteritecs?  L'honorable 
deputö  de  Berne  nous  a  cite  un  cas  qui  s'est  pro- 
duit  lors  des  elections  au  conseil  aational,  od  Ton 
a  vu  un  district  s'elever  contre  un  autro  district, 
une  contree  contre  uno  autre  contree;  il  s'agissait 
de  deux  personnalitüs  so  rattaebant  au  memo  parti, 
mais  opposees  l'uno  ä  l'autro  par  suite  de  conside- 
rations  locales.  Oooc,  i'abus  que  vous  voulez  re- 
procher  ä  la  representation  proportionnelle  se  pro- 
duil  de  la  müme  fagon  sous  le  regime  mnjoritaire. 
On  dit,  la  proportionnelle  lavorlse  les  divisioos 
dans  les  partis,  mais  sous  le  regime  majorilaire 
n'en  est-il  pas  de  memo?  N'avons-nous  pas  vu  re- 
cemment  Jans  un  arrondissement  voisin  du  Jura  le 
candidat  officiol  d'un  parti  eebouer  devant  un  autre 
candidat  du  memo  parti?  Voulez-vous  condamner 
le  Systeme  proportionnel  parce  qu'il  aurait  un 
döfaut  que  le  Systeme  majoritaire  possöde  deja? 
Tant  que  vous  n'aurez  pas  trouve  un  Systeme  qui 
en  soit  a  l'abri,  vous  n'aurez  donc  aueun  motif  se- 
rieuz  pour  en  laire  pätir  la  representation  propor- 
tionnelle. 

Pour  M.  Simon,  la  representation  proportionnelle 
porte  atteinte  ä  la  liberte  de  l'electeur.  D'autre 
part,  il  penso  qu'elle  favorise  l'ömietlement  des 
partis.  Je  vois  lä  une  contradiction.  L'emieltement 
des  partis,  mais  c'est  la  liberte  de  l'electeur.  Si  le 
Systeme  proportionnel  entravo  la  liberte  de  l'elec- 
teur,  il  ne  doit  pas  favoriscr  L'emiettenjent  des  partis. 

O'une  maniere  generale,  du  reste,  je  ne  crois  pas 
quo  la  representation  proportionnelle  favorise  l'emlet- 
tement  des  partis.  On  pretend  encore  qu'elle  em- 
peche  les  grands  courants  historiques  de  se  pro- 
duire.  Commo  ropresentant  du  parti  catholique,  je 
ne  tiens  pas  tant  a  cos  «grands  courants*.  Iis  se 
sont  toujours  produits  ä  notre  detriment  depuis  le 
XVI  siecle.  Mais  la  Situation  est  toute  chaugee, 
les  conditions  no  sont  pas  les  mömes,  les  idües 
economiques  se  transforment,  se  modiflent  malgre 
nous.  C'est  une  errour  do  croiro  quo  cela  tient  ä 
la  representation  proportionnelle,  cela  tiont  a  d'au- 
tres  consid£ralions  bien  supCrieuros,  sur  losquellos 
il  n'est  pas  uecessaire  d'entrer  on  discussion  en 
co  moment. 

M.  Simon  nous  a  dit  que  si  la  paeifleation  re- 
gnait  au  Tessin,  cela  n'etait  pas  du  ä  la  represen- 
tation proportionnelle.  Je  n'en  sais  rien,  jo  nepuis 
pas  discuter.  II  est  possible  que  M.  Simon  qui  est 
mieux  au  courant  que  moi,  ait  raison,  mais  en  tous 
cas,  cela  ne  prouve  rien  contre  la  proportionnelle. 
Mais  je  retiens  de  la  bouclie  des  deputes  du  Tessin 
que  le  Systeme  proportionnel  a  ete  imposü  a  ce 


canton  par  l'antorite  föderale.  Tres  bien,  je  prends 
acte  de  ce  fait.  Et  alnrs,  pourquoi  la mfideralion 
qui  iniposo  ce  Systeme  au  Tessin,  n'appliquerait- 
ello  pas  ä  elte-mÄme  ce  Systeme  bienlaisant?  Mais 
nou.  i)  i  r  ait  que  cliez  nous  tout  va  pour  le  mieux 
du  munde.  Vuilä  ce  que  constatait  avec  beaueoup 
de  «atisfaction  le  depute  do  Soleure  et  M.  le  depute 
de  lam  lui  a  repondu:  «Nous  nous  rencoulrons, 
nous  nous  donnons  la  main.» 

Mais  ce  n'est  pas  l'avis  des  minorites.  On  vous 
a  souvent  fait  des  calculs  apres  les  elections  au 
conseil  national.  Je  ne  veux  pas  revenir  lä-dessus, 
mais  on  a  dit,  les  minorites  pretendent  ä  lort  ou 
ä  raison  qu'olles  sont  loin  d'etre  representees  d'apres 
le  nombre  d'elocteurs  dont  elles  disposent  Elles  ne 
sont  pas  cootentes  de  leur  Situation,  c'est  dans  leur 
röle  de  so  plaindre,  dites-vous.  Notre  grand  defaut,  ä 
nous  minorite,  c'est  do  ne  pas  aspirer  au  gouverne- 
ment.  Ruchonnct  disait  un  jour  que  toute  minorite 
digne  de  ce  nom  devait  aspirer  au  gouvornement. 
Nous  n'aspirons  pas  au  gouvernemeot  Vous  le  sa- 
vez  cependant,  cerlainos  minorites,  je  no  dis  pas 
celle  jue  je  represente,  eile  a  la  vertu  de  la  re- 
signation,  mais  d'aulres,  sont  plus  turbulentes,  re- 
clament,  veulent  se  Irayer  löur  chemin:  elles  se 
plaiguent,  trouvant  que  tout  n'est  pas  pour  le  mieux 
dans  le  meilleur  des  mondes.  Dans  lo  canton  de 
Fribourg,  moi  je  trouve  que  tout  est  pour  le 
mieux  dans  le  meilleur  des  mondes,  j'en  suis  tres 
satisfait,  commo  M.  Munzinger  pour  le  canton  de 
Soleure;  mais  la  minorite  che/  nous  n'est  pas  du 
memo  avis,  de  sorte  que  toutes  ces  constatatioos 
Taites  ne  sont  pas  pour  moi  concluanles. 

Je  me  resume  en  disant  que  l'inlroduction  da 
Systeme  de  la  representation  proportionnelle  n'aura 
pas  les  consequences  qu'on  en  attend,  que  d'autre 
part,  c'est  le  Systeme  d'avenir,  bien  que  je  ne 
puisse  eprouver  pour  lui  beaueoup  de  tendresse, 
ni  d'empressement  On  voudrait  l'introduire  dans 
les  cantons  avant  de  l'introduire  dans  la  Conlcde- 
ration.  Pourquoi?  J'ai  cru  au  contraire  que  la  Confö- 
deration  reprdsontait  le  progres,  que  c'etait  la  Con- 
lederation  qui  nous  servait  de  guide,  qu'elle  etait 
le  phare  lumineux,  que  nous  devions  nous  inspirer 
aupres  d'elle,  et  tout-ä-coup  nous  devons  abandon- 
ner  ce  röle  aux  cantons?  Mais  pourquoi?  Je  n'en 
vois  pas  la  raison. 

Je  terminerai  par  une  proposition.  J'estime  que 
le  conseil  national  est  alle  trop  loin  on  proposant 
le  rejet  de  l'initiativo.  D'apres  notre  loi,  les  cham- 
bres  föderales  peuvent  adherer  ä  un  projet  ou  ne 
pas  adherer.  En  adherant  a  un  projet,  leschambres 
lederales  s'approprient  l'oeuvro,  mais  en  n'adbärant 
pas  au  projet,  elles  disent  simplomont  nous  ne 
Saisons  pas  de  ce  projet  notre  oeuvre,  nous  n'en 
assumons  pas  la  paternite,  nous  le  laissons  aller. 
II  me  somble  quo  cela  suiftrait  Le  conseil  national 
aurait  mieux  Tait  d'en  rester  lä.  II  s'agit  d'une  loi  qui 
touche  a  la  composition  du  oonsoil  national.  L'on 
peut  croire  que  les  deputes  sont  plus  ou  moins  inte- 
ressüs.  Mais  le  conseil  national  est  alle  plus  loin; 
il  no  s'est  pas  borne  ä  dire  son  avis,  il  propose 
au  peuple  de  rejeter  ('initiative;  c'est  ce  que  ja 
voudrais  supprimer. 

J'admetlrai  donc  la  proposition  de  non  adheaion 
de  la  majorite  de  lacommission,  sousreserve  qu'elle 
ne  proposera  pas  au  peuple  le  rejet  do  1'initiative. 
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C'est  aller  trop  loin  et  fairo  acte  de  mfcontcntc- 
meot  et  d'animositc.  Vous  me  deniandez:  ost-co 
possible?  II  sufflt  d'examiner  la  loi  pour  s'en  con- 
vaincre.  II  est  dit  simplement  que  les  chambres 
approuvent  ou  n'approuvent  pas  les  Jemandes  d'ini- 
Uative. 

Je  ci  -  que  nous  Terions  mieux  de  ne  pas  pro- 
poser  le  rejet  de  la  demande  d'initiative  et  do  dire 
simplement  que  nous  n'adherons  pas  ä  cctto  de- 
mande. Moyennant  qu'elle  soit  amendco  dans  ce 
sens,  je  voterai  la  propositioo  de  la  majoritö  de  la 
commission.  Mais  si  je  suis  absotument  oblig«  de 
me  prononcer  sur  le  projet,  jo  voterai  pour  l'adhesion 
ä  la  demande  des  initiants. 


Präsident:  Wenn  das  Wort  nicht  weiter  ver- 
langt wird,  so  erkläre  ich  die  Diskussion  als  ge- 
schlossen. In  eventueller  Abstimmung  werde  ich 
den  Antrag  des  Herrn  Python  demjenigen  der  Kom- 
missionsmehrheit gegenüberstellen  und  hierauf,  in 
definitiver  Abstimmung,  das  Resultat  dioser  even- 
tuellen Abstimmung  demAntrago  der  Kommissions- 
minderheit 


Scherl),  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
beantrage  lür  die  definitive  Abstimmung  Namens- 
aufruf 


Präsident:  Diesem  Antrag  wird  Folge  gegeben, 
wenn  10 Mitglieder  denselben  aeeeptieron.  Werden 
Namensaufruf  verlangt,  ist  ersucht,  die  Hand  zu 
erheben.  —  Sie  haben  Abstimmung  unter  Namens- 
aufruf beschlossen. 


Abstimmung.  —  Votation. 


In  eventueller  Abstimmung  wird,  gegenüber  dem 
Antrage  des  Herrn  Python,  dem  Anlrago  dor  Kom- 
missionsmehrheit mit  21  gegen  14  Stimr  on  -".er 
Vorzug  gegeben.  In  definitiver  Abstimmung  siegt 
der  Antrag  der  Kommissionsmehrheit  mit  24  gegen 
15  Stimmen. 

(En  votation  eventuelle  la  proposition  de  la  ma- 
jorite  de  la  commission  l'emporte  sur  cello  de 
M.  Python  par  21  voix  contre  14.  A  la  votation  de- 
finitive la  proposition  de  la  majoritö  de  la  commis- 
sion est  adoptee  par  24  voix  contre  15.) 

Für  den  Antrag  der  Kommissionsmehrheit,  mit 
Nein,  stimmen  die  HH. : 

(Ont  vote  non,  o'ost-ä-dire  aeeepte  la  proposi- 
tion de  la  major  '    de  la  commission,  MM. :) 

Ammann,  v.  Arx,  Battaglini,  Bigler,  Blumer,  Ca- 
londer,  Dählor,  Goel,  Hoffmann,  Hohl,  Isler,  Kellers- 
berger,  Laohenal,  Müller,  Munzingar,  Robert,  Scherb, 


Scherns.  Simen,  Stössel,  Stutz,  Thelin,  Usteri, 

Zweilei  (24). 

Für  den  Antrag  der  Kommissionsminderheit,  mit 

Ja  stimmten  die  HH- ! 

(Ont  vote  ouJ,  c'est-ä-dire  aeeepte  la  proposition 
de  la  minorite  de  la  commission:) 

Bertbood,  Cardinaux,  Chappaz,  Hildebrand,  Lus- 
ser,  Meyer,  Muheim,  Peterelli,  de  Preux,  Python, 
Reichlin,   Ritschard,  Winiger,  Wirz,  Wyrsch  (15). 

Horr  Loumann,  als  Präsident,  stimmt  nicht 
(M.  Leumann,  comme  President,  ne  vote  pas.) 

Abwesend  sind  die  Herren:  Golaz,  Kümin,  Ri- 
chard und  Schumacher. 

(Sont  absents  MM. :  Golaz,  Kumin,  Richard  et 
Schumacher.) 


Präsident:  Wir  gehen  über  zum  zweiten  Teil 
des  Initiativbegehrens.  Das  Wort  hat  der  Bericht- 
erstatter, Herr  Scherb. 


Schcru,  Berichterstatter  der  Kommission:  Auch 
bei  diesem  Volksbegehren  beantragt  Ihnen  die 
Majorität  der  Kommission  Zustimmung  zum  Be- 
schlüsse des  Nationalrates,  dem  Volke  die  Ver- 
werfung des  Initiativbegehrens  zu  beantragen.  Nach 
der  gestrigen  Erklärung  des  Herrn  Ständerat  Mu- 
hoim  wäre  anzunehmen,  dass  nun  die  Mehrheit  der 
Kommission  sich  um  ein  Mitglied  vermehrt  hat 
Don  Wortlaut  dieses  Volksbegehrens  finden  Sie  ge- 
druckt in  dem  Berichte  des  Bundesrates  an  die 
Bundesversammlung  vom  22.  September  1809,  und 
ich  halte  es  nicht  für  notwendig,  dieses  Volksbo- 
gehren noch  zur  Verlesung  zu  bringen.  Es  verlangt 
dasselbe  neben  einer  andern  Wahlart  des  Bundes- 
rates —  Wahl  durch  das  Volk,  statt  durch  die  Bun- 
desversammlung —  noch  weitere  Aenderungen  der 
Bestimmungen  der  Bundesverfassung.  So  soll  nach 
dieser  Initiative  dio  Behörde  statt  aus  7,  aus  9  Mit- 
gliedern bestehen,  wovon  wenigstens  2  Mitglieder 
dor  romanischen  Schweiz  angehören  sollen;  um 
güllig  vorhandeln  zu  können,  sollen  wenigstens  5 
Mitglieder  anwesend  sein,  statt  wie  bisher  4,  eine 
selbstverständliche  Folgo  dor  vorgeschlagenen  Vor- 
mehrung der  Mitgliedcrzahl  dor  Behörde.  Dann  soll 
die  Bestimmung  des  Art  103  der  Bundesverfassung, 
wonach  die  Geschäfte  des  Bundesrates  nach  den 
Departementen  unter  die  einzelnen  Mitglieder  zu 
vortoilon  sind,  die  jeweiligen  Entscheide  jedoch 
vom  Bundesrat  als  Behörde  ausgehen,  nach  dem 
Volksbegehren  nur  provisorisch  belassen  werden, 
bis  über  die  Organisation  der  Bundesverwaltung  die 
Gesetzgebung  das  Nähere  bestimmt  haben  werde. 

Was  nun  die  Vermehrung  der  Mitgliederzahl  des 
Bundesrates  betrifft,  so  wäre  vielleicht  eine  solche 
im  Interesse  der  Verwaltung,  der  Administration 
angezeigt,  insofern  dadurch  eine  bessere  Vertei- 
lung, eine  richtigere  Ausgleichung  der  Geschäfts- 
last  unter  die  einzelnen  Mitglieder  des  Bundesrates 
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ermöglicht  würde.  Die  Bundesräte  leiden  sicherlich 
nicht  an  Arbeilsniangel,  und  eine  gewisse  Ent- 
lastung wäre  eine  Wulilthat.  Immerhin,  scheint  mir, 
würde  es  nicht  so  leicht  sein,  wie  man  es  sich 
etwa  vorstellen  mag,  die  Geschälte  unter  die  9 
Mitglieder  richtig  und  zweckmässig  zu  verteilen. 
Aber  abgesehen  hievon  bildet  die  Verwaltung  nur 
die  eine  Seite  der  Aufgabe  des  Bundesrates;  der 
Bundesrat  hat  noch  andere,  vielleicht  wichtigere 
Pflichten  zu  erfüllen.  Er  ist  nach  der  Bundesver- 
fassung die  oberste  vollziehende  und  leitende  Be- 
hörde der  Eidgenossenschaft;  er  ist  der  Träger  der 
Innern  Politik;  er  vertritt  das  Land  nach  aussen; 
er  wahrt  die  völkerrechtlichen  Beziehungen;  er  hat 
die  Initiative  in  dei  Gesetzgebung;  er  ist  mit  einem 
Wort  nicht  nur  Verwaltungsbehörde,  sondern  die 
Regierung  des  Landes.  Eine  Rogierung  mues  aber, 
wenn  sie  nicht  nur  don  Namen  einer  solchen  haiton, 
sondern  wirklich  rogioren  soll,  als  Eiuhoit  auftreten. 
Nur  als  Einheit  kann  die  Regierung  in  einer  dor 
Würde  des  Landes  angemessenen  Weise  auftreten 
und  sich  Achtung  verschaffen  im  In-  und  Ausland; 
nur  als  Einheit  ist  sie  stark,  iede  Vermehrung  der 
Mitgliederzahl  aber  schwächt  die  Einheit  der  Be- 
hörde, und  es  werden  daher  die  Vorteile,  die  man 
durch  die  Vermehrung  zu  erreichen  hofft,  mehr  als 
aufgewogen  durch  die  Nachteile,  welche  sich  not- 
wendig für  die  Regierung  unseres  Laudes  ergeben 
müssen  Wenn  mau  die  Mitgliederzahl  des  Bundes- 
rates oder  vielleicht  bosser  gesagt  dor  leitenden  und 
vollziehenden  Behörde  der  Eidgenossenschaft  ändern 
wollte,  so  könnte  dies  richtigerweise  nur  im  Sinne 
der  Reduktion  geschehen;  eine  Reduktion  müsBte 
aber  naturgemass  eine  totale  Reorganisation  der 
Bundesverwaltung  nach  sich  ziehen. 

In  der  Bestimmung,  dass  wenigstens  zwei  Mit- 
glieder der  romanischen  Schweiz  angehören  sollen, 
liegt  ein  gewisser  Pruporzgodanke;  im  übrigen  wurde 
der  Proporzidee  bei  dieser  Volkswahl  des  Bundesrates 
nicht  weiter  Rechnung  getragen,  sonst  bi  tte  man  ge- 
wiss die  Bestimmung  aufgenommen,  dass  die  Chefs 
der  politischen  Gruppen  der  Bundesversammlung  und 
des  Landes  im  Bundesrate  vertreten  sein  sollen. 
Durch  die  eben  erwähnte  Bestimmung  wird  nun 
rechtlich  zu  Gunsten  der  welschen  Schweiz  ein 
Privilegium  geschaffen,  das  übrigens  am  bereits 
bestehenden  taktischen  Zustand  durchaus  nichts  än- 
dert. Dagegen  wird  bei  der  Volkswahl  die  Durch- 
führung der  Bestimmung  zu  praktischen  Unzukömm- 
lichkeiten führen.  Es  ist  nicht  recht  erfindlich,  wie 
das  Wahlgeschäft  vorzunehmen  ist,  um  den  Wel- 
schen die  zwei  Vertreter  zu  sichern.  Uebrigens 
scheint  mir  die  ganze  Sache  von  untergeordneter  Be- 
deutung. Die  Absicht  war  offenbar  die,  die  Welschen 
von  der  Volkswahl  nicht  abzuschrecken,  immerhin 
sind  sie  auch  so  nicht  besonders  günstig  gestellt- 
Bisher  hatten  sie  von  7  Mitgliedern  2,  und  jetzt 
werden  ihnen  von  9  auch  nur  -  zugeschiedon. 

Eine  wichtige  Bestimmung  ist  die  vorgeschlagene 
Aenderung  boiArt.  103.  Durch  diese  Aenderuug  soll 
die  Thür  geöffnet  werden  für  eine  einschneidende 
Reorganisation  des  Bundesrates,  eine  Reorgani Ka- 
tion, die  als  ein  Bedürfnis  empfunden  wird.  Bis 
jetzt  stand  einer  solchen  Reorganisation  die  Be- 
stimmung entgegen,  dass  die  Departemcntal-Ein- 
teilung  nur  zum  Zwecke  habe,  die  Prüfung  und 
Besorgung  der  Geschalte  zu  fördern,  dass  dor  je- 


weilige Entscheid  aber  vom  Bundesrate  als  Behörde 
ausgehen  müsse.  Diese  Bestimmung  soll  nun  nach 
dem  Volksbegehren  wegfallen,  und  ohne  dass  be- 
zügliche Direktiven  gegeben  werden,  soll  die  Ge- 
setzgebung über  die  Organisation  des  Bundesrates 
das  Nähere  bestimmen.  Es  ermöglicht  dies  nun  aller- 
dings, weiter  zu  gehen  als  bisher;  aber  bei  näherem 
Zusehen  wird  man  gewahr  werden,  dass  man  auch 
nicht  viel  damit  erreicht  Denn  die  Hauptsache 
wird  ja  belassen:  als  vollziehende  und  leitende  Be- 
hörde ein  Bundesrat  von  7  oder  9  Mitgliedern,  wie 
man  vorschlagt,  und  man  wird  sich  bei  der  vor- 
gesehenen Gesetzgebung  lediglich  die  Frage  vor- 
leben, ob  mit  Beziehung  auf  die  Verwaltung  nicht 
eine  Entlastung  der  Bundesräte  durch  die  Schaffung 
von  Direktoren,  Oberbeamten,  tüntorstaatssekre- 
türen»  u.  s.  w.  stattfinden  könnte.  Aber  die  Ver- 
antwortlichkeit für  die  ganze  Geschäftsführung  — 
das  scheint  mir  das  Entscheidende  zu  sein  —  muss 
und  wird  beim  Bundesrate  verbleiben,  weil  in  dieser 
Richtung  eine  Aenderung  der  Verfassung  nicht  vor- 
gf.schlagfin  ist.  -  Es  geht  daher  aus  dem  Gesagten 
hervor,  dass  eigentlich  das  Volksbegehren  im 
grossen  und  ganzen  mit  Bezug  auf  den  Bundesrat 
dio  Sache  beim  alten  belassen  will  und  im  wesent- 
lichen als  Neues  nur  eine  andere  Wahlart  des  Bun. 
desratos  postuliert,  dio  Wahl  durch  die  stimmbe- 
rechtigten Schweizerbürger  in  einem  die  ganze 
Schweiz  umfassenden  Wahlkreis.  Dieses  Postulat 
nun  ist  nicht  neu.  Schon  bei  den  Revisionsverhand- 
lungon  von  1818  wurde  ein  dahingehender  Antrag 
gcstollt  und  mit  kloinor  Mehrheit  abgelehnt,  ich 
glaube  nur  mit  einer  Stimme,  und  auch  später 
wurden  ähnliche  Anläufe  gemacht,  auch  bei  dor 
Vorfassungsrevision  in  don  70er  Jahren.  Es  scheint 
ja  das  Natürliche  zu  sein,  dass  in  einem  demokra- 
tischen Staatswesen  das  Volk  seine  Regierung  selbst 
wählt.  In  einer  grosson  Anzahl  von  Kantonen  ist  in 
der  Verfassung  dor  Grundsatz  niedergelegt,  dass  die 
kantonale  Regierung  vom  Volke  gewühlt  werdo.  Aber 
diese  Verglcichung  mit  den  Kantonen  stimmt  nicht 
ganz,  indem  der  Bund  nicht,  wie  die  Kantono,  ein 
einheitliches  Staatswesen  ist,  sondern  ein  zusam- 
mengesetztes. Es  hat  gestern  schon  Herr  Ständerat 
Wirz  darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  nach  Art  1 
der  Bundesverfassung  dio  vereinigten  Völkerschaf- 
ten der  89  souveränen  Kantone  in  ihrer  Gesamtbelt 
die  schweizerische  Eidgenossenschaft  bilden.  Die 
Kantono  haben  bei  den  Angelegenheiten  des  Bundes 
überall  ein  Mitspracherecht  Jede  Verfassungsände- 
rung muss  die  Zustimmung  der  Mehrheit  der  Stände 
haben.  Die  Kantone  ernennen  in  die  gesetzgeben- 
den Räte  einen  besondoron  Rat,  den  Ständerat,  der 
gleichberechtigt  ist,  wie  dor  Nationalrat,  und  es  ist 
gewiss  nur  folgerichtig  im  Interesse  der  Kantone, 
dass  sie  auch  bei  Bestellung  dor  obersten  Voll- 
ziehungsbehörde des  Bundes  mitwirken.  Wenn  man 
die  Wahl  des  Bundesrates  dem  Volke  übertragen 
will,  so  sollte  man  konsoquentorweise  auch  dio 
Kantone  selbst  bogrüssen;  aber  das  geht  aus  prak- 
tischen Rücksichten  nicht  wohl  an.  und  so  ist  die 
Mitwirkung  der  Kantono  boi  der  Wahl  des  Bundes- 
rates durch  ihre  Vertreter  das  einfach  Gogebene. 

Was  nun  den  demokratischen  Gedanken  betrifft, 
so  kann  man  ja  diesen  Gedanken  nicht  überall  konse- 
quent und  rein  durchfuhren.  Man  muss  jcwcilen 
mit  den  Verhältnissen  rechnen;  auch  bei  der  demo- 
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kratischen  Staatsform  muss  man  eine  gewisse  Re- 
präsentation zulassen,  und  man  kann  nicht  behaup- 
ten, dass  die  Wahl  des  Bundesrates  durch  die  Ver- 
treter des  Volkes  und  der  Stände  etwas  Undemo- 
kratisches sei.  Jeder  Grundsatz  ist  vernünftig  anzu- 
wenden,  sonst  kann  er  nicht  wohlthatig  wirken. 

Ich  will  nun  damit  nicht  etwa  gesagt  haben,  dass 
die  Wahl  des  Bundesrates  durch  das  Volk  etwas 
Unvernünftiges  wäre;  im  Gegenteil:  dieser  Wahl- 
modus kann  seine  Vorzüge  haben.  Aber  eine  leichte 
Aufgabe  für  das  Volk  wird  es  nicht  sein,  7  odor 
9  Männer,  wie  es  vorgeschlagen  wird,  zu  ernennen, 
die  für  das  Amt  passen  und  zwar  mit  Rücksicht 
auf   die  Grösse  des  Wahlkreises  —  die  ganze 
Schweiz  soll  ja  einen  Wahlkreis  bilden  —  und  der 
in  diesem  Wahlkreis  herrschenden  grossen  Ver- 
schiedenheit der  Anschauungen.    Es  worden  hei 
einer  solchen  Wahl  des  Volkes  verschiedene  unver- 
antwortliche Faktoren  massgebend  mitwirken:  die 
Presse,  die  Komitees,  und  auch  das  sogenannte 
Plattformsystem  wird  sich  bei  uns  Eingang  zu  ver- 
schaffen suchen,  das  sich  bis  jetzt  nur  sporadisch 
zeigte,  und  ich  denke  nicht,  dass  dieses  System 
für  unsere  Verhältnisse  empfehlenswert  sei.  Die 
Bundesversammlung  ist  viel  eher  in  der  Lage,  in 
Berücksichtigung  aller  Umstände  und  des  gegen- 
wärtigen Bedürfnisses  die  richtige  Wahl  zu  treffen, 
als  das  Volk,  indem  ja  die  zu  Wählenden  nur  zum 
kleinsten  Teile  bekannt  sein  können.  Und  was  will 
man  nun,  abgesehen  von  diesen  doktrinären  Ge- 
sichtspunkten, materiell,  praktisch  mit  der  Volks- 
wahl erreichen?  Sind  wirklich  Uebelstände  zuTago 
getreten,  deren  Beseitigung  dringend  notwendig  ist-' 
Ich  glaube  nicht  Soitl8i8hatdieBundesvereammlung 
den  Bundesrat  gewählt,  und  wir  können  mit  Gonug- 
thuung.  mit  einem  gewissen  Stolz  auf  die  Entwicklung 
des  Bundes  in  dieser  Periode  zurückblicken.  Sicher 
ist  diese  Entwicklung  nicht  etwa  das  ausschliessliche 
Verdienst  des  Bundesrates  oder  einzelner  Mitglieder 
desselben,  so  wenig  als  dasjenige  der  Bundesver- 
sammlung, und  wonn  man  vielleicht  hie  und  da 
sagen  kann:   «Patria  dei  Providentia  et  confusione 
dominum  regitur»,  so  wird  niemand  mit  Recht  be- 
haupten können,  dass  unsere  oberste  Landesbehörde 
jeweilcn  niebl  richtig  ihros  Amtes  gewaltet  habe. 
Oder  glaubt  man  vielleicht,  die  Qualität  verbessern 
zu  köunen,  das  Volk  werdo  fähigere,  patriotischere, 
der  öffentlichen  Sache  sich  mehr  hingehende  Männer 
wählen  ?   Gewiss  werden  auch  aus  der  Volkswahl 
zu  dem  hohen  Amt  geeignete  Manner  hervorgehen. 
Aber  sind  etwa  die  von  der  Bundesversammlung  Ge- 
wählten ungeeignete  Personen  oder  kann  man  ihnen 
wegen  ihrer  Befähigung,  ihrem  Patriotismus,  ihrer 
Charaktereigenschaften  irgend  einen  begründetem  Vor- 
wurf machen  '  Ich  glaube  nicht.  Ja,  sagt  man,  das 
ist  schon  recht,  alier  der  Fehler  liegt  nicht  beiden 
Bundesräten,  sondern  bei  der  Bundesversammlung; 
da  herrscht  ein  Cliquenwesen,  eine  ausschliessliche 
Parteiherrschaft.   Zugegeben,  dass  nicht  alles  voll- 
kommen ist  und  manche.«?  besser  anders  wäre.  Aber 
so  schrecklich  ist  die  Sache  bei  näherem  Zusehen 
nicht.  Ks  liegt  ja  in  der  Natur  der  Sache,  dass  dio 
politische  Richtung,  welche  in  den  Baten  <lio  Mohr- 
heit  hat,  auch  im  Bundesrate  dio  Mehrheit  Ihr  sich 
besitzt;  eine  andere  Zusammensetzung,  ein  latenter 
Konflikt  zwischen  den  gesetzgebenden  Baten  und  i 
der  obersten  vollziuheudea  Behörde  wäre  auch  nicht  i 


im  Interesse  der  Sache,  und  es  scheint  mir,  ein 
solcher  latenter  Konflikt  wäre  noch  eher  zu  be- 
fürchten bei  der  Volkswahi  des  Bundesrates.  Und 
wenn  man  die  Wahl  des  Bundesrates  seit  1848 
durchgeht  —  ich  habe  in  dieser  Richtung  einen 
Auszug  aus  den  Wahlprotokollen  der  Bundesversamm- 
lung anfertigen  lassen,  der  interessante  Daten  ent- 
hält —  so  wird  man  sehen,  dass,  abgesehen  von 
wenigen,  seltenon  Ausnahmen,  die  sämtlichen  Bun- 
desräte —  es  sind  deren  bis  jetzt  40  —  von  dem 
Zutrauen  der  grossen  Mehrheit  der  Bundesversamm- 
lung getragen  wurden,  und  dass  von  einer  einseiti- 
gen Parteiwahl  nicht  die  Rede  sein  kann;  auch 
wenn  eine  Wahl  vielleicht  im  Anlange  bestritten 
war,  so  wurden  die  betreffenden  Bundesräte  bei 
ihrer  Wiederwahl  glänzend  bestätigt,  ohne  irgend- 
welche ernstliche  Opposition.  Richtig  ist,  dass  die 
katholisch-konservative  Partei  während  längerer  Zeit 
keinen  Sitz  im  Bundesrate  erlangen  konnte;  ihr 
Wunsch  ist  nun  aber  zu  allgemeiner  Befriedigung 
erfüllt.  Es  ist  auch  richtig,  dass  das  Centrum  eine 
Vertretung  im  Bundesrate  anstrebt;  aber  vergossen 
wir  nicht,  dass  es  eine  Zeit  gab,  in  welcher  das 
Centrum  die  Mehrheit  im  Bundesrate  hatte.  Die 
Zeiten  ändern  sich,  und  es  scheint  mir  auch,  die 
Kluft  zwischen  den  jetzt  herrschenden  Parteien  und 
dem  Centrum  sei  nicht  so  gross,  dass  sie  nicht 
überbrückt  werden  könnte.  Ob  die  sozialdemokra- 
tische Partei  eine  Vertretung  znr  Zeit  verlang, 
weiss  ich  nicht;  ihr  gehört  ja  bekanntlich  dio  Zu- 
kunft, und  es  wird  ihr  deshalb  eine  Vertretung  nicht 
fehlen.  Es  ist  auch  möglich,  dass  es  solche  giebt,  die 
gerne  gewählt  wären  und  für  sich  überzeugt  sind, 
die  Gunst  des  Volkes  zu  gewinnen.  Aber  das  kann 
doch  alles  keinen  Grund  bilden,  um  von  der  bis- 
herigen Wahlart,  die  sich  im  grossen  und  ganzen 
gut  bewährt  hat,  abzugehen,  um  so  weniger,  als 
im  übrigen  an  den  konstitutionellen  Verhältnissen, 
die  gegenwärtig  zwischen  Bundesversammlung  und 
Bundesrat  bestehen,  nichts  geändert  werden  soll. 
Da  soll  alles  beim  alten  bleiben. 

Es  handelt  sich  in  That  und  Wahrheit  um  nichts 
anderes,  als  um  die  formelle  Angelegenheit  des 
Wahlmodus.  Etwas  anderes  wäre  es,  wenn  die 
Reorganisation  der  obersten  Vollziehungsbehörde 
der  Eidgenossenschaft  in  Frage  käme.  Es  ist  näm- 
lich nicht  zu  leugnen,  dass  sich  das  Bedürfnis  einer 
Reorganisation  des  Bundesrates  immer  mehr  geltend 
macht  und  dass  es  an  der  Zeit  sein  dürfte,  ernst- 
lich darüber  nachzudenken,  in  welcher  Weise  dies 
geschehen  soll.  Die  jetzige  Organisation  war  für 
einfachere  Verhältnisse  geschaffen.  Seil  der  Ver- 
fassung von  1874  und  den  nachherigen  Partialrevi- 
sionen und  den  in  Ausführung  der  Revision  erlasse- 
nen Gesetzen  ist  der  Geschäftskreis  des  Bundesrates 
ausserordentlich  gewachsen,  und  er  wächst  noch  fort- 
während. Die  Geschäftslast  der  einzelnen  Departe- 
raentsvorsteher  ist  eine  so  grosse,  dass  es  für  den  Bun- 
desrat als  Gesamtbehörde  kaum  möglich  sein  dürfte, 
alle  zu  seiner  Entscheidung  gelangenden  Vorlagen 
eingebend  zu  prüfen  und  danebon  auch  den  Fragen 
der  äusseren  und  inneren  Politik  dos  Landes  dio 
gewünschte  Aufmerksamkeit  schenken  zu  können. 
Hier  kann  aber  weder  die  Volkswahi  des  Bundes- 
rates, noch  die  Vermehrung  desselben  helfen,  son- 
dern es  wird  eine  totale  Acnderung  der  Organisation 
und  der  Behörden  der  Bundesverwaltung  nötig  wer- 
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den.  Und  da  schwebt  mir  allerdings  ein  Gedanke  I 
vor,  der  nicht  neu  ist,  sondern  schon  früher  aus- 
gesprochen wurde,  nämlich  der:  die  Regierung  und 
die  Verwaltung  des  Landes  zu  trennen,  Reduktion 
der  Mitglieder  der  obersten  Vollziehungsgewalt  auf 
einen  Präsidenten,  wenn  Sie  wollen,  oder  aber  noch 
besser  für  unsere  Verhältnisse  au!  3  oder  5  Mitglieder. 
Das  wäre  das  Direktorium,  die  Regierung  des  Landes.  \ 
Dieser  Behörde  wurde  die  üeberwachung  der  Ver-  I 
waltung  zukommen,  sie  hätte  sich  nicht  mit  den 
Details  der  Verwaltung  zu  befassen,  sondern  mit 
den  grossen  Fragen  der  inneren  und  äusseren  Po- 
litik des  Landes.  Für  diese  Behörde  wäre  dann  viel- 
leicht die  Volkswahl  angezeigt,  wenigstens  wäre 
mir  das  sympathisch.  Die  eigentliche  Verwaltung 
würde  dann  verantwortlichen  Ministern  oder  Direk- 
toren oder  wie  man  das  nennen  will,  übertragen. 
Diese  Aendcrung  in  der  Exekutive  würdo  natürlich 
auch  eine  Aenderung  in  don  gesetzgebenden  Räten 
bedingen.  Die  Kompetenzausscheidung  zwischen 
der  Exekutive  und  den  gesetzgebenden  Räten  müsste  1 
anders  geregelt  werden.  So  kann  man  den  latenten 
Konflikt,  von  dem  ich  früher  gesprochen  habe,  j 
vermelden.  Eine  solche  Reorganisation  kann  natür- 
lieh  nicht  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  durch- 
geführt werden,  wie  os  im  Initiativbegehren  vor- 
gesehen ist,  sondern  sie  hätte  durchaus  konstitutio- 
nellen Charakter.  Sie  kann  auch  nicht  über  das 
Knie  abgebrochen  und  kurzer  Hand  bei  der  Bera- 
tung dieses  Volksbegehrens  erledigt  werden,  son- 
dern da  bedarf  es  einer  ernsthaften  Prüfung. 

Ich  möchte  daher  diese  Frage  nicht  behandeln, 
sondern  wir  haben  lediglich  darüber  zu  beschliessen, 
ob  wir  Hern  Volksbegehren  zustimmen  wollen  oder 
nicht.  Nach  dem  Gesagten  beantrage  ich  Ihnen 
namens  der  Mehrheit  der  Kommission,  dem  National- 
rate zuzustimmen,  d.  h.  dem  Volke  die  Verwerfung 
der  Initiative  vorzuschlagen. 


Rltschard:  Ich  habe  In  der  Kommission  den  An- 
trag gestellt,  auch  diesem  Initiativbegehren  zuzu- 
stimmen. Ich  bin  schon  seit  langem  ein  Anhänger 
der  Volkswahl  und  habe  das  bei  verschiedenen  An- 
lässen auch  bekundet  Ich  habe  nun  keine  Gründe  1 
gehört,  die  mich  eines  andern  belehren  könnten. 

Das  Initlativbegehren  enthält  einige  Punkte,  denen 
ich  nicht  gerade  sympathisch  gegenüberstehe.  Die 
Teilung  in  die  romanische  und  deutsche  Schweiz 
hat  mir  absolut  nicht  gefallen;   man  hätte  diese  I 
Teilung  füglich  unterlassen  können  und  jedenfalls  | 
heim  Schwelzervolk  so  viel  Gerechtigkeitssinn  und 
politischen  Sinn  gerunden,  dass  os  der  romanischen 
Schweiz  auch  ohne  Verfassungshestimmung  gegeben 
hätte,  was  ihr  zukommt  Aber  Herr  Scherl»  solbst  hat 
gesagt,  dieser  Punkt  sei  von  untergeordneter  Bef'ou-  ; 
tung,  und  ich  habe  somit  keine  Veranlassung,  des- 
halb gegen  das  Initiativbegehren  aufzutreten. 

Was  die  Vermehrung  der  Mitgliederzahl  auf  9  | 
betrifft,  so  will  ich  auf  die  Projekte,  die  nicht  für  i 
heute,  sondern  für  die  Zukunft  zu  diskutieren  sind, 
nicht  eingehen.    Vieles  mag  ja  logisch  durchaus  1 
richtig  sein,  was  über  die  Reduktion  der  Mit- 
ligoder  gesagt  worden  ist,  über  die  Zuteilung  von  i 


mehr  allgemeinen  Aufgaben  an  die  Exekutive,  wäh- 
renddem die  eigentliche  Administration  von  Direk- 
toren besorgt  wurde.  Das  mag  alles  seinen  Wert 
haben,  aber  ich  bezweifle,  ob  das  Volk  daran  eine 
grosse  Froudo  haben  und  dazu  stimmen  würde. 

Für  die  Erhöhung  der  Mitgliederzahl  auf  9  lässt 
sich  immerhin  das  grosse  Anwachsen  der  Geschäfts- 
last des  Bundesrates  anführen.  Dieses  Wachstum 
dauert  immer  fort  und  stets  werden  neue  Zweige 
der  eidgenössischen  Verwaltung  einverleibt  Denn 
im  grossen  und  ganzen  geht  ja  alles  nach  der  Eid- 
genossenschaft hin  und  nicht  nach  den  Kantonen. 
Eine  Veranlassung,  aus  dieser  Vermehrung  einen 
Grund  für  die  Verwerfung  abzuleiten,  besteht  somit 
nicht 

Was  nun  die  Gründe,  die  gegen  das  Bogohren 
vorgebracht  werden,  anbetrifft  so  kann  man  auch  hier 
sagen:  Multa,  sed  non  multum,  vielerlei,  aber  nicht 
gar  viel.  Ich  erinnere  mich  hierbei  daran,  dass 
mir  einmal,  in  jüngeren  Jahren,  ein  Student  der 
Theologie  gesagt  hat:  Denke,  jetzt  hat  man  20  Gründe 
für  dio  Existenz  Gottes  gefunden.  Ich  antwortete 
ihm:  Das  sind  wohl  der  Gründe  zu  viel,  und  dem 
Geschält  ist  nicht  in  dem  Masse  besser  geworden, 
als  du  viele  Gründo  zur  Verfügung  hast  Und  so 
steht  es  auch  mit  den  Gründon  gegen  dio  Volks- 
wahl. Es  kommt  mir  so  vor,  als  ob  diejenigen, 
welche  sie  vorbringen,  selbst  das  Gefühl  hätten,  der 
und  jener  Grund  genüge  nicht  und  man  müsse  noch 
einige  hinzufügen.  Ich  habe  nicht  so  viel  Grunde 
für  die  Volkswahl,  sondern  nur  einige  grossere  Ge- 
sichtspunkte ins  Feld  zu  führen. 

Die  politische  Entwicklung  im  Bund  und  in  den 
Kantonen  geht  dahin,  dass  die  Aeusserung  des 
öffentlichen  Lobens,  soweit  immer  möglich,  zum 
Inhaber  dieses  Willens  selbst  wieder  zurückstrebt 
Das  geht  wie  ein  roter  Faden  durch  die  ganze  Ent- 
wicklung hindurch,  seit  Jahrzehnten  und  Jahrzehn- 
ten. Man  versucht,  soweit  möglich,  wieder  zu  dem 
Urquell  zurück  zu  gelangen  und  demjenigen,  bei 
welchem  der  politische  Wille  vorhanden  ist  auch 
die  Aeusserung  des  Willens  zuzuteilen. 

Nur  wenige  Belege  für  diesen  Entwicklungsgang. 
Frühor  hatte  man  noch  den  Census.  Der  Wille  bei 
don  Volkswahlen  war  nur  dem  zugeschieden,  der 
ein  gewisses  Vermögen  oder  Einkommen  hatte. 
Dio  andern  waren  gewissermassen  bevormundet 
Das  fiel  mit  der  Zeit  als  unhaltbar  und  einer  Re- 
publik unwürdig  weg.  Wir  hatten  ferner  in  ver- 
schiedenen Kantonen  das  System  der  Wahlmänner; 
auch  dieses  wurde  aufgegeben.  Dieses  Zwischen- 
glied wurde  weggenommen,  damit  man  sich  dem 
eigentlichen,  ursprünglichen  Willen  wieder  etwas 
mehr  nähere.  Wir  hatten  auch  in  einigen  Kantonen 
das  Ergänzungsrecht  des  Grossen  Rates,  wonach  eine 
gewisse  Zahl  der  Mitglieder  der  Regierung  vom  Volke 
gowählt  wurde,  der  Rest  durch  den  Grossen  Rat.  Es 
sollte  dasgowissermassen  oine  Remedur  gegen  Volks- 
dummheiten sein.  Es  kam  auch  damals  unter  dem 
Majore,  nicht  unter  dem  Proporz  —  ich  sage  das 
Herrn  Munzinger  —  vor,  dass  hervorragende  Männer 
nicht  gewählt  wurden,  und  durch  jene  Ergänzungs- 
wahl  sollte  der  unkorrekto  und  tadelnswerte  Volkswille 
korrigiert  werden.  Aber  auch  dieses  Ergänzungs- 
recht Hei  allmälig  dahin,  weil  man  diese  Bevor- 
mundung nicht  weiterhin  wollte,  weil  man  sich 
sagte,  das  Volk  trefle  im  grossen  und  ganzen  die 
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richtigen  Wahlen,  und  wenn  es  diese  einmal  nicht 
so  habe  es  den  Schaden  selbst  zu 
ist  anzuführen,  dass  in  einer 
Zahl  von  Kantonen,  auch  in  grösseren  Kantonen,  die 
Regierung  durch  das  Volk  selbst  gewählt  wird.  Man 
hat  sich  anfänglich  dagegen  aufgelehnt,  aber  schliess- 
lich ist  diese  Wahlart  fast  uberall  siegreich  durch- 
gedrungen. 

Aber  auch  nach  andern  Richtungen  kann  man 
diese  Entwicklung  verfolgen.  Da  ist  vor  allem  als 
hervorragendes  Beispiel  anzuführen,  dass  dem  Volke 
auch  in  materiellen  Fragen,  nicht  nur  in  Wahl-  und 
Personenfragen,  der  Entscheid  übertragen  worden 
ist  Ich  nenne  das  Referendum,  die  Initiative,  das 
Veto  u.  dergl.  mehr.  Es  hat  sich  da  eine  doppelte 
Wandlang  vollzogen.  Einerseits  hat  man  dem  Volke 
Wahlen  und  Abstimmungen  über  Gesetze  übertragen, 
und  auf  der  andern  Seite  hat  man  die  Autonomie 
der  Gemeinden  ausgedehnt  und  gestärkt  Vieles, 
früher  beim  Staat  war,  hat  man  den  Gemein- 
ais Recht  aushingegeben,  so  das  Rocht  die 
Lehrer,  den  Pfarrer  selbst  zu  wählen  u.  a.  m.  Auch 
in  materiellen  Dingen,  in  Schulsachen  u.  s.  w.  sind 
die  Kompetenzen  erweitert  worden.  Unsere  Ent- 
wicklang hat  also  ganz  deutlich  und  markant  den 
Gang  genommen,  dass  man  die  Aeusserung  des 
Willens  wiederum  dem  zuscheide,  bei  dem  der 
Wille  ursprünglich  vorhanden  war. 

Die  Volkswahl  des  Bundesrates  ist  nichts  an- 
deres, als  ein  Glied  in  der  Kette  dieser  Entwick- 
lung. Und  das  wird  viel  zu  wenig  in  Betracht  ge- 
zogen. Man  argumentiert  da  mit  grösseren  und 
kleineren  Gründen,  die  sich  alle  ganz  gut  hören 
lassen  und  gegen  deren  Logik  und  Verständigkeit 
nicht  viel  einzuwenden  ist  Aber  nicht  das  ist  in 
derartigen  Fragen  entscheidend,  sondern  man  muss 
die  Richtung  ins  Auge  fassen,  welche  derartige 
Entwicklungen  nehmen,  und  in  dieser  Beziehung 
habe  ich  Ihnen  kurz  auseinandergesetzt  in  welcher 
Weise  sich  diese  Entwicklung  macht  Die  Volks- 
wahl ist  aber  nur  eine  neue  Phase  in  diesem  Ent- 
wicklungsgang. 

Ich  will  hier  gerade  noch  einige  Einwendungen, 
ich  möchte  fast  sagen,  Schlagwörter,  berühren,  die 
gegen  die  Volkswahl  angeführt  worden  sind.  Man 
hat  gesagt:  Das  ist  Formalpolitik;  treibt  doch  um 
Gottes  willen  nicht  Formalpolitik,  u'oM  nicht  Steine 
statt  Brot,  das  Volk  will  Brot,  wir  haben  wirtschaft- 
liche Fragen  genug  zu  lösen,  lasst  uns  in  Ruhe  mit 
dieser  Formalpolitik. 

Es  ist  eine  eigene  Sache  um  diese  Formalpolitik, 
und  ich  bestreite,  dass  das  Forn.alpolitik  sei,  wenn 
es  sich  darum  handelt,  festzustellen,  wie  auf  die 
zuverlässigste  Weise  in  einer  Republik  der  Wille 
des  Volkes  zum  Ausdruck  gelangon  kann.  Das  ist 
nicht  mehr  Formalpolitik,  sondern  eigentlich  mate- 
rielle Politik.  Es  ist  doch  gut,  dass  wir  schon  oino 
Republik  sind.  Wenn  es  sich  heute  nicht  darum 
handeln  würde,  die  Volkswahl  einzuführen,  sondern 
etwa  die  Monarchie  in  eine  Republik  umzuwandeln, 
so  würde  man,  davon  bin  ich  überzeugt,  etwa  die 
gleichen  Redensarten  hören.  Man  würde  auch  sa,:en: 
das  ist  Formalpolitik  ;  eine  zuverlässige  Monarchie 
ist  auch  eine  Staatsform,  bei  der  man  existieren 
kann;  man  ist  dabei  schon  so  und  so  !aopo  gluck- 
lich pflwesen,  wir  haben  vortreffliche  Herrscher, 
vortreffliche  Minister  gehabt,  wir  haben  eine  vor- 


treffliche Gesetzgebung,  wir  haben  Dinge,  welche 
benachbarte  Republiken  nicht  haben,  also  lassen 
wir  das  bei  Seite,  wir  haben  andere  Fragen  genug 
zu  lösen.  Solche  und  andere  Schlagwörter  würde 
man  auch  hören  müssen,  Schlagwörter,  denen  aber 
ein  allzu  grosser  Wert  nicht  beigelegt  werden  kann. 
Diese  gleiche  Sprache  hat  man  jeweilen  bören 
müssen,  als  es  sich  um  den  skizzierten  Entwicklungs- 
gang handelte,  von  den  Wahlmännern  zu  den 
eigentlichen  Repräsentanten,  von  der  ausschliess- 
lichen Repräsentantenherrschaft  zur  Volksherrschaf t, 
in  Bezug  aul  die  Aufstellung  von  Gesetzen  und  die 
Abstimmungen.  Allein  man  hat  damals  bei  diesen 
Entwicklungsphasen  dieser  Sprache  kein  Gehör  ge- 
schenkt, und  ich  wünsche  nur,  dass  man  dieser 
gleichen  Sprache,  die  wir  aus  der  Geschichte  ken- 
nen, auch  am  heutigen  Tag  das  Gehör  nicht  schenke. 

Es  wird  uns  namentlich  gesagt,  ein  Bedürfnis, 
eine  andere  Wahlart  einzuführen,  sei  nicht  vorhan- 
den. Wir  haben  im  grossen  und  ganzen  immer  vor- 
treffliche Wahlen  getroffen.  Die  so  gewählte  Behörde 
habe  sich  während  50  Jahren  nach  innen  und  aussen 
bewährt.  Das  ist  durchaus  richtig  und  ich  stelle 
es  nicht  in  Abrede.  Ich  bin  mit  den  Wortführern 
der  Mehrheit  der  Kommission  einverstanden,  dass 
wir  gerade  jetzt  vortreffliche  Männer  und  Admini- 
stratoren an  der  Spitze  der  Verwaltung  haben.  Aber 
dort  liegt  die  Frage  durchaus  nicht  Das  ändert  an 
der  grundsätzlichen  Frage  nichts.  Nicht  das  6teht 
im  Vordergrund,  ob  dasjenige,  was  wir  bis  jetzt 
gehabt  haben,  gut  sei  oder  ob  es  hätte  besser  sein 
können,  sondern  für  mich  steht  die  Entwicklung 
im  Vordergrund,  wie  sie  sich  bisher  in  dieser  An- 
gelegenheit gemacht  hat  und  wie  sie  sich  folge- 
richtig für  die  Zukunft  machen  muss.  Seien  wir 
glücklich,  dass  wir  diese  organische  Weiterentwick- 
lung unserer  Institutionen  in  einem  friedlichen  Mo- 
ment, gewissermassen  ohne  Kämpfe,  vornehmen 
können. 

Sie  werden  alle  mit  mir  einverstanden  sein,  dass 
der  dauerndo  politische  Schwerpunkt  nicht  sowohl 
bei  den  Parlamenten,  sondern  vielmehr  bei  den 
Rogierungen  zu  finden  ist  Deshalb  ist  es  um  so 
notwendiger,  dass  das  Volk  selbst  diejenigen  be- 
zeichnet, die  in  dieser  wichtigen  Stellung  sich  be- 
finden und  dass  es  in  direkter  Weise,  und  nicht 
durch  das  Organ  von  Repräsentanten,  seinen  Willen 
kundgebe. 

Es  ist  im  weitern  darauf  hinzuweisen,  dass  die 
ganze  gesetzgeberische  Vorbereitungsarbeit  bei  den 
Regierungen,  bei  uns  beim  Bundesrate,  liegt  Diese 
Vorbereitungsstadien  sind  von  der  höchsten  Wich- 
tigkeit. Der  Gang  oiner  Gesetzgebung  hängt  zum 
grossen  Teil  davon  ab,  wie  er  begonnen  wird.  Weil 
djm  so  ist  und  weil  das  Volk  schliesslich  selbst 
über  die  Gosetzo  abzustimmen  hat  s°  ist  os  nach 
nuiner  Ansicht  richtig,  wenn  das  Volk  selbst  die- 
jenigen bezeichnet,  die  an  der  gesetzgeberischen 
Arb-.it  einen  so  wichtigen  Anteil  haben. 

Beinahe  als  die  wichtigsto  Aufgabe  kommt  dem 
Bundesrate  die  Ausführung  der  Gesetze  und  dio 
gesoratc  Administration  zu.  Bisher  konnte  sich  das 
Volk  in  Administrationssachon  nicht  äussern  und 
keinen  direkten  massgebenden  Einfluss  ausüben. 
Aber  es  hat  ein  Hauptinteresso  daran,  zu  wissen 
und  z»  bestimmen,  wie  die  Gesetze  ausgeführt  war- 
den  sollen.   Ein  ^utes  Gesotz  kann  in  der  Auslüh- 
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rang  verpfuscht  worden,  und  einem  schlechten  Ge- 
setz kann  man  durch  eino  guto  Ausführung  unter 
Umständen  noch  mehr  abgewinnen,  als  man  ur- 
sprünglich glaubte.  Durch  dio  Wahl  des  Bundes- 
rates wird  das  Volk  in  oine  direkte  Beziehung  zu 
der  Administration  und  zu  der  Ausführung  der  Ge- 
setze gebracht. 

Im  weitern  ist  auch  nicht  ausser  acht  zu  lassen, 
dass  der  Bundesrat  an  der  Spitze  eines  grossen 
Beamtenheeres  steht.  Dieses  Beamtenheer  wird 
durch  die  Beamten  der  Bundesbahnen  noch  ver- 
mehrt werden.  Und  da  dio  Centralisation  nalurgo- 
mäss  immer  mehr  um  sich  greift  und  die  Bundes- 
gewalt  verstärkt,  so  liegt  auf  der  Hand,  dass  das  Be- 
amtenheor  allmalig  immer  grosser  wird.  Sie  wissen, 
dass  unser  Volk  gern  einen  gewissen  direkten  Ein- 
fluss  auf  dieses  Beamtenheer  hatte,  und  dem  Volk 
ist  durch  die  direkte  Wahl  des  Bundesrates  eino 
gewisse  Garantie  gegenüber  der  Buroaukratio  und 
dem  Heamtenheer  zu  gönnen. 

Man  sagt,  das  Volk  sei  nicht  fähig,  die  richti- 
gen Männer  zu  wählen.  Der  Kreis  sei  zu  gross, 
und  es  werden  oft  Wahlen  getroffen  werden,  dio 
man  eher  nicht  wünschen  würde.  Ich  glaube,  die 
Einwendungen  dieser  Natur  sied  durchaus  über- 
trieben. Ich  wiodorholo  hier,  was  ich  bei  anderem 
Anlasse  gesagt  habe.  Wenn  man  das  Volk  für  fähig 
erklärt  hat,  über  die  wichtigsten  Gosotzesmaterien 
sein  Urteil  abzugeben,  so  sollte  nach  meinem  Da- 
für  halten  das  Volk  auch  fähig  sein,  7  oder  0  poli- 
tische Vertrauensmänner  zu  wählen.  Ich  füge  noch 
bei,  dass  dem  Volk  gerade  in  Wahlfragen  eine  be- 
sondere Befähigung  zukommt,  weil  es  das  Bedürf- 
nis hat,  seine  Ansichton  und  Meinungen  durch  die 
Bezeichnung  von  Personen  zum  Ausdruck  zu  brin- 
gen. Schon  als  es  sich  um  die  Verfassungsrevision 
von  1872  bandelte,  hat  der  damalige  Herr  Bundes- 
rat Welti  darauf  hingewiesen,  wie  das  Volk  sehr 
geeignet  sei,  richtige  Wahlen  zu  treffen,  dagegen 
viel  weniger  geeignet,  ein  Urteil  über  Dinge,  die 
ihm  ferner  liegen  und  die  man  ihm  in  einer  wenn 
auch  noch  so  gut  und  sorgfältig  gefühlten  Beferen- 
dumscampagne  doch  nicht  beibringen  könne, 
abzugeben.  Ich  glaube  auf  dieses,  Ich  möchte  sagen 
psychologische  Moment  noch  mit  einigen  Worten 
hinweisen  und  dasselbe  noch  etwas  näher  begrün- 
den zu  sollen. 

Das  Volk  hat  ein  Bedürfnis,  die  Sachen  zu  per- 
sonifizieren,  Meinungen,  Vorgänge,  begriffliche 
Dinge  in  Personen  darzustellen  und  ihnen  so  ge- 
wissermaßen Fleisch  und  Blut  zu  geben.  Dieses 
Bedürfnis  des  Volkes  konstatieren  wir  schon  auf 
dem  religiösen  Gebiet.  Das  Volk  drückt  das  Gute 
durch  eine  persönliche  Macht,  die  das  Gute  dar- 
stellen soll,  und  das  Böse  ebenfalls  durch  eine  Per" 
son,  die  das  Böse  darstellen  soll,  aus.  Wenn  Sie 
sich  in  der  mythologischen  Zeit  umsehen,  so  be- 
gegnen Sie  da  wiederum  der  Erscheinung,  dass  es 
ein  Bedürfnis  der  Volksseele  ist,  nicht  mit  Begriffen, 
sondern  mit  Personen,  die  gewlssermassen  diese 
Begriffe  verkörpern,  zu  operieren.  Darum  füllte  sich 
die  griechische  Welt  mit  Göttern  aller  Art  Auch 
in  andern  geschichtlichen  Vorgängen  können  Sie 
die  gleicho  Wahrnehmung  machen.  Die  grosso  ge- 
schichtliche Thatsacho  der  Befreiung  der  Waldstatte 
hat  sich  das  Volk  nicht  nur  in  geschichtlichen  Er- 
zählungen, sondern  in  einer  Person,  die  gewlsser- 


massen die  Personifikation  aller  dieser  Vorgange 
ist,  dargestellt.  Nach  dem  Gosagton  gehe  ich  auf 
das  politische  Gebiet  über.  Da  treffen  Sie  auch 
wieder  das  Bedürfnis  des  Volkes,  nicht  sowohl  mit 
Begriilen  zu  operieren,  nicht  sowohl  an  den  ein- 
zelnen Abstimmungsgegenständen  Freude  zu  haben 
und  bei  diesem  Anlass  seine  politische  Meinung 
abzugeben,  sondern  vor  allem  aus  seinen  politischen 
Willen,  seine  politische  Gesinnung,  seine  politi- 
schen Wünsche  In  einer  Person,  in  jemandem  von 
eigenem  Fleisch  und  Blut  niederzulegen.  Da  fängt 
daun  das  persönliche  Zutrauen  an.  So  wird  oft  eine 
Person  zum  Vertrauensmann  für  Sachen  und  Hand- 
lungen gemacht,  die  man,  wenn  man  sie  selbst  vorzu- 
nehmen hätte,  vielleicht  gar  nicht  einmal  in  gleicher 
Weise  vornehmen  würde.  Deshalb  sage  ich,  wie 
schon  Herr  Welti  gesagt  hat,  dass  das  Volk  einen 
besondorn  Beruf  für  Wahlen  hat  Es  hat  nicht  so- 
wohl einen  Beruf  für  sachliche  Dinge,  als  für  Per- 
sonen, allerdings  in  der  Weise,  dass  es  in  die  Per- 
sonen soino  Wünsche  und  Forderungen  hineinlegt. 
Wenn  das  Volk  berufen  sein  wird,  die  Männer  zu 
wählen,  von  denen  es  weiss,  dass  sie  die  politischen 
Geschicke  des  Landes  in  der  Hand  haben,  dass  sie 
dio  Administration  überwachen  und  die  Gesetze  vor- 
bereiten, so  wird  es  von  selbst  bei  diesen  Wahlen 
von  gewissen  kleinlichen  Gesichtspunkten  abgeführt 
und  sich  der  grossen  Aufgabe,  die  es  da  zu 
lösen  hat,  bewusst  werden,  und  es  wird  mit  viel 
grosserer  Freude  an  den  Abstimmongslae;  kommen, 
an  welchem  es  die  Personen  seines  Zutrauens  be- 
zeichnet, als  es  etwa  an  die  Urnen  goht,  um  über 
dieses  oder  jenes  Gesetz  abzustimmen.  Ich  glaube 
darum,  man  könne  sich  füglich  über  alle  diese 
kleinlichen  Gründe  und  Ober  dio  fast  kleinlichen 
Betrachtungen,  die  man  über  das  Volk  macht,  hin- 
wegsetzen und  sicher  sein,  dass  das  Volk  seine 
Wahlen  zum  Wohle  des  Landes  treffen  und  sich  im 
grossen  und  ganzen  von  grossen  Gesichtspunkten 
l.iten  lassen  wird. 

Von  der  gegenwärtigen  Bundesexekutive  kann 
man  sagen,  dass  sie  aus  vortrefflichen  Männern  be- 
steht. Man  wird  nun  hervorheben,  dass  wir  diese 
gewählt  haben  und  dass  nun  *ne  Wahlart  einge- 
führt werden  soll,  wonach  diese  Männer  vielleicht 
nicht  gewählt  worden  wären,  wenn  dieselbe  damals 
schon  bestanden  hätte.  Dem  gegenüber  mache  ich 
darauf  aufmerksam,  dass  sehr  wahrscheinlich  die 
Mehrzahl  dieser  Männer  auch  durch  das  Volk  ge- 
wählt worden  wäre,  und  wenn  dieser  oder  jener 
nicht  gewählt  worden  wäre,  so  liegt  deshalb  kein 
Grund  vor,  etwa  zu  sagen,  dass  an  Stelle  der 
zufällig  nicht  Gewählten  solche  Männer  gewählt  wor- 
den wären,  die  dieses  Amt  nicht  hätten  versehen 
können.  Wir  müssen  doch  zu  dem  Bestand  von  be- 
deutenden Männern  im  Schwoizervolk  noch  das  Zu- 
trauen haben,  dass  wir  schliesslich  nicht  nur  ge- 
rade die  sieben  haben,  sondern  auch  noch  andere 
zur  Verfügung  stehen,  die  die  Geschäfte  des  Landes 
unter  Umständen  auch  gut  besorgt  haben  würden. 
Wenn  ich  diese  Reflexion  mache,  so  bin  ich  selbst- 
verständlich weit  davon  entfernt,  etwas  gegen  den 
Jnen  oder  andern  dieser  sieben  Herren  anzubrin- 
gen. Es  ist  das  nur  eine  grundsätzliche  Auffassung 
der  Situation,  ohne  alle  persönliche  Spitze. 

Ich  füge  noch  .etwas  bei  das  wiederum  für  das 
Volk  spricht   Seit  50  Jahren  wählen  die  Räte  die 
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Bundesexekutive.  Diese  Rumlesexekutive  war  je- 
weilen  sehr  gut  be&tellt.  Dar  Wablkfirper,  der  so 
gut  operiert  hat,  wird  aber  auch  vom  Volke  gewählt. 
Wenn  das  Volk  .Ion  Wahlkttrper  für  den  Rundesrat 
wahrend  SO  lahm  so  gut  uDd  sicher  iiat  wählen 
können,  so  beweist  es  damit  am  besten.  <lasK  es 
nun  an  der  Zeit  ist,  es  selbst  zu  diesem  WahJkörper 
zu  machen,  und  dass  die  Zeit  vorbei  ist,  wo  der 
Volkswille  für  die  liuudesratswahl  gewisserinassen 
einen  Roinigungsprozcss  durch  die  Räte  hindurch 
machen  und  die  Wahl  dos  Hundcsrates  durch  diese 
Räte  vorgenommen  werdon  muss. 

Ich  halte  dafür,  es  sei  an  der  Zeit,  dass  wir 
auch  in  dieser  Richtung  zum  Volk  zurückkehren, 
dem  Volke-  geben,  was  ihm  gehört  und  das  es  so 
gut  zum  Nutzen  und  Frommen  des  Landow  hand- 
haben wird,  als  wir. 

Ich  empfehle  Ihnen  den  Antrag,  der  Initiative 
betreffend  die  Wahl  des  Uundesrates  durch  das 
Volk  zuzustimmen. 


Wlnlger:  Ich  möchto  mit  ganz  wenigen  Worten 
meine  Haltung  bei  der  Schlussatistimmung  Uber 
das  vorliegende  Volksbegehren  motivieren.  Ich 
nehme  an,  dass  auch  diese  Abstimmung  unter 
Namensaufruf  stattfinden  werde. 

Nach  meiner  Ansicht  ist  die  Volkswahl  des  Run- 
desrates  lediglich  eine  Frage  der  Zeit  Sie  wird 
kommen  müssen,  vorausgesetzt,  dass  wie  bisher 
dio  Central isation  des  politischen  Lebens  in  der 
Schweiz  und  damit  auch  die  Ansammlung  weiterer 
Macht  in  der  Hand  der  Centralgewalt  des  Rundes 
weitere  Fortschritte  machen  wird.  Vor  100  Jahren 
hat  man  in  Frankreich  die  Konsularverfassung  auf- 
gestellt, und  damals  galt  als  leitender  Grundsat/., 
dass  die  Macht  von  oben  und  das  Vertrauen  von 
unten  kommen  müsse.  Ich  glaube,  so  wird  es  auch 
bei  uns  gehen.  Wenn  mehr  und  mehr  die  Macht 
von  oben  kommt,  so  wird  sich  auch  mehr  und  mehr 
das  Verlangen  goMend  machen,  dass  das  Vertrauen 
von  unten  kommen  muss,  d.  h.  dass  die  Träger 
der  starken  Centralgewalt  direkt  vom  Volk  gewühlt 
werden  müssen.  Das  ist  allerdings  nicht  mein  Ideal 
und  mit  wenig  Ausnahmen  auch  nicht  das  Ideal  der 
Partei,  der  ich  angehöre.  Wir  sind  nicht  der  Mei- 
nung, dass  eine  möglichst  grosse  Gewalt  in  der 
Hand  der  centralen  Dundesexekutive  vereinigt  wer- 
den müsse.  Ich  denke,  es  wird  davon  herkommen, 
dass  die  Partei,  der  ich  angehöre,  obschon  sie  seit 
1848  bis  1891,  also  während  vollen  43  Jahren,  von 
jeder  Vertretung  im  Rundesrat  vollständig  ausge- 
schlossen war,  dennoch  niemals  ernstlich  einen  An- 
lauf machte,  um  die  Wahlart  des  Rundesrates  in 
dem  nun  vorgeschlagenen  Sinne  zu  ändern,  und  ich 
denke  auch,  dass  dio  meisten  meiner  politischen 
Freunde,  die  im  Nationalste  für  das  Begehron  ge- 
stimmt haben  und  vielleicht  auch  hier  dafür  stim- 
men werden,  es  mehr  mit  Rücksicht  darauf  gothan 
haben,  dass  nun.  von  anderor  Scito  veranlasst,  ein 
Initiativbegehren  in  diesem  Sinne  vorliegt 

Ich  könnte  von  dem  gleichen  Gesichtspunkte 
aus  nicht  für  den  Antrag  der  Kommissionsmehrheit 
stimmen,  dass  man  dem  Volke  empfehle,  das  ini- 
ttaUvbegehren  abzulehnen  und  namentlich  nicht 


wenn  man  dabei  von  Motiven  ausgeht,  wie  sie 

heute  auch  gehört  worden  sind,  dass  man  sagt,  das 
Volk  sei  intellektuell  und  in  anderer  Hinsicht  nicht 
richtig  qualifiziert,  um  mit  Anstand  eine  Bundes- 
ratswahl vorzunehmen.  Ich  glaube,  das  gehe  nicht 
wohl  an.  Es  geht  nicht  wohl  an,  dass  die  Räte 
sagen :  Das  wichtige  Recht  der  Wahl  des  Bundes- 
rates haben  wir  bis  jetzt  ausgeübt;  wir  ziehen  vor, 
es  auch  in  Zukunft  auszuüben;  fuf  das  Volk  passt 
das  nicht 

Ich  könnte  zu  einem  solchen  Antrag  nicht  stim- 
men. Weitaus  das  Richtigste  scheint  mir  in  diesem 
Fall  zu  seiu,  wenn  das  IniUalivbegehren  einfach, 
wie  es  gestellt  ist,  an  das  Volk  geleitet  würde.  Ich 
würde  gerne  einen  solchen  Antrag  stellen,  allein 
ich  sage  mir,  dass,  wie  nun  einmal  die  Verfassungs- 
artikel über  die  Initiative  lauten,  es  nicht  wohl 
angeht.  Die  Räte  werden  so  oder  anders  eine  Er- 
klärung abgeben  müssen.  Allein  ich  denke,  dies 
werde  für  die  Stellungnahme  des  Einzelnen  nicht 
bindend  sein.  Man  wird  dem  Einzelnen  keinen 
Zwang  anthun  können,  sich  so  oder  anders  zu  ent- 
scheiden. 

Ich  habe  bereits  angedeutet  wie  ich  vonderWah 
des  Bundesrates  durch  das  Volk  denke.  Ich  möchte 
dieser  Neuerung  nicht  rufen,  ihr  aber  auch  nicht 
wehren,  sofern  sich  zeigen  sollte,  dass  im  Volke 
wirklich  der  Wunsch  und  das  Begehren  vorhanden 
ist,  dieses  Recht  selbst  auszuüben.  Darüber  wird 
die  bevorstehende  Abstimm ungsbe wogung  Klarheit 
schaffen. 

Von  diesen  Erwägungen  geleitet,  werde  ich  mich 
bei  der  Schlussabstimmung  über  das  Volksbegehren 
betreffend  die  Volkswahl  des  Bundesrates  der  Stimm- 
abgabe enthalten. 


President:  Wird  das  Wort  weiter  verlangt?  — 
Wenn  nicht,  so  ist  die  Diskussion  geschlossen  und 
wir  stimmen  ab.  Ich  nehme  an,  dass  auch  diese 
Abstimmung  unter  Namensaufruf  zu  erfolgen  habe. 
Oder  wird  ein  anderer  Antrag  gestellt?  —  Es  ist 
dies  nicht  der  Fall. 


Abstimmung.  —  Votaiion. 


Für  den  Antrag  der  Kommissionsmehrheit,  mit 
Nein,  stimmen  die  HH. : 

(Ont  rote  non,  c'est-ä-dire  aeeepte  la  proposi- 
tion  de  la  majoritc  de  la  commission,  MM. :) 

Ammann,  v.  Arx,  Rattaglini,  Bcrthoud,  Bigler, 
Calonder,  Dähler,  Geol,  Hildebrand,  Hoffmann,  Hohl, 
Isler,  Kellersberger,  Lachenal,  Lusser,  Meyer,  Mu- 
heini, Müller,  Munzinger,  Robert  Scherb,  Scherrer, 
Simen,  Stössel,  Stutz,  Thelin,  üsteri,  Zweifel  (28). 

Für  den  Antrag  der  Kommissiocsminderheit,  mit 
Ja,  stimmen  die  HH. : 

(Ont  vote  oui,  c'est-ä-dire  aeeepte  la  proposi- 
tion  de  la  minorite  de  la  commission,  MM.  :> 

Blumer,  Chappaz,  Peterelli,  de  Preux,  Python, 
Wirz,  Wyrsch  (7). 
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Der  Abstimmung  enthalten  sich  dio  HII.  Roich- 
i  und  Winiger. 

(Se  sont  absttnus  MM.  Reichlin  et  Winiger.) 

Herr  Leumann,  als  Präsident,  stimmt  nicht. 
(M.  Leumann,  commo  presidont,  no  voto  pas.) 


Abwesend  sind  die  HH. 
(Sont  absente  MM. :) 


Cardinaux,  Golaz,  Kamin,  Richard,  Ritschard 

Schumacher 


Präsident :  Sie  haben  auch  hier  den  Antrag  der 
Kommissionsmehrheit  angenommen  und  somit  in 
Bezug  auf  beide  Teilo  des  Initiativbegehreus  dem 
Nationalrate  zugestimmt 
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Ständerat.  —  Conseil  des  vtats. 

23.  Juni  1900,  vormittags  8  Chr.  -  8eance  da  23  jain  1900,  ä  8 


Vorsitz 


nee: 


Tagesordnung:  —  Ordre 


Differenzen.  —  Divergenoa. 
(Siehe  Seite  407  hletor.  -  Voir  prnge  407  ci-deran!) 


Berthond,  rapportour  de  la  commission :  II  n'existe 
qu'une  divergence  entre  les  döcisions  des  deuz  con- 
seils.  Elle  porte  sur  le  n°4du  sous-chiQreroraaio  IL 
Le  conseil  national  a  maintenu  sa  decision  du  21  mars 
1900  coneue  en  ces  termes: 

«Los  etablissements  et  los  societes  qui  reeoivent 
des  subventions  de  la  Conlederation  sont  tenusd'ad- 
mottre  les  femmes  aux  examens,  aux  momes  con- 
dltions  que  les  hommes.» 

Le  conseil  des  ötats  oomme  vous  vous  en  sou- 
venez  avait  etabli  une  distinetion  entre  les  cours  et 
les  examens.  II  avait  admis  ('Obligation  d'admettre 
les  femmes  aux  examons  et  s'en  etait  remis  au  con- 
seil föderal  pour  voir  de  plus  pres  la  question  de 
savoir  si  les  societes  soraient  obligees  d'admettre 
les  femmos  aux  cours.  Cette  divergence,  il  n'etait 
pas  necessaire  de  la  liquider,  nous  aurions  pu 
laisser  subslster  les  deux  textes,  puisque  nous  som- 
mes  en  presence  non  pas  d'arr£tes  federaux,  mais 
de  voeux  que  nous  soumettons  au  conseil  föderal. 
Toutefois  votre  commission  vou.  propose  d'adherer. 
II  n'y  a  en  eilet  pas  d'inconvenlents  ä  le  faire,  car 
nous  ne  doutons  pas  que  le  conseil  föderal  appor- 
tera  quelques  menagements  dans  l'application  du 
principe  pose,  qu'll  recourra  plutöt  a  la  methode 
persuasive  qu'a  la  methodo  coorcitive;  il  n'ar- 
rivera  h  la  suppression  des  subsides  aecordes 
jusqu'ä  aujourd'hui  a  cerUines  societes  utiles  quo 
lorsqu'il  n'aura  pas  pu  les  amener  par  voie  de  per- 
suasion  ä  ouvrir  leurs  cours  aux  femmes. 


Dans  ces  conditions,  votre  commission 
d'adh^irer  au  conseil  national. 


M.  Simen:  La  proposition  que  viont  de  nous. 
faire  la  commission  me  satisfait  et  constitue  une 
bonne  Solution,  liquide  heurousoment  la  divergence 
surgie  entre  les  deux  conseils.  J'appuiela  proposition 
de  la  commission  d'autant  plus  volonte 
correspond  au  point  de  vue  que  j'ai  eu  l'h 
de  soutenir  dans  cette  sallo  lors  du  premier  döbat 
de  ce  projet 

Quant  au  mode  d'application,  il  est  evident  que 
tout  est  remis  ä  l'action  du  conseil  föderal.  Je  ne 
doute  pas  quo  le  conseil  föderal  saura  donner  au 
principe  posö  dans  l'arröte  des  chambres  une  appli- 
cation  heureuso  et  conforme  aux  intöröts  des  femmes 
et  de  ieur  education.  En  cela,  nous  developperons 
l'esprit  d'egalite,  de  justice  qui  doit  regner  autant 
que  possible  entre  les  deux  sexes. 

J'appuie  par  consequent  blen  volontiers  la  pro* 
Position  du  rapportour  de  la  oommission. 


PriUrfdent:  Wird  das  Wort  weiter  verlangt?  — 
Wenn  nicht,  so  ist  die  Diskussion  geschlossen.  Ein 
Gegenantrag  ist  nicht  gestellt.  Sie  haben  somit  be- 
schlossen, dem  Nationalrate  zuzustimmen.  Es  ist 
damit  dieses  Traktandum  erledigt,  indem  üeber- 
ein8timmung  zwisohen  den  beiden  Räten  besteht 
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Ständerat.  —  Consei!  des  ötats. 

8itzune  vom  27.  Juni  1900,  vormittags  8  Ohr.  —  SeAnce  da  27  jnin  1000,  *  8  ueares  da 


Vorsitz:  1 
Prcsidence:  j 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour: 


Revision  de  la  loi  tur  las 

Differenzen.  —  Divergenca 
(Sek«  Soito  436  Diera.  ~  Votr  pag«  436 


r.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Wie 
Ihnen  aus  der  Märzsession  noch  erinnerlich  sein 
wird,  htt  der  Nationalrat,  welchem  bei  diesem 
Geschält  die  Priorität  zustand,  seinerzeit  grundsätz- 
lich beschlossen,  die  Revision  auf  einzelne  wenige 
Punkte  zu  beschranken,  nämlich  auf  Art  der 
von  der  Inlandbrennerei  handelt,  und  auf  Art  14  bo- 
treflend  die  Straf  bestimmungen  imUebertretungstalle. 
Im  Laufe  der  Verhandlungen  hat  dann  aber  der  Na- 
Uonalrat  der  Versuchung  doch  nicht  widerstehen 
können,  auch  an  anderen  Artikeln  des  Gesetzes  zu 
rütteln.  Merkwürdigerweise  aber  hat  er  Bestim- 
mungen im  Gesetze  belassen,  welche  dermalen  gar 
nicht  mehr  praktisch  angewendet  werden  und  auch 
nicht  angewendet  werden  können;  ebenso  hat  er 
den  Hinweis  auf  Gesetze  belassen,  welche  gar  nicht 
mehr  in  Kraft  sind.  Unter  diesen  Umständen  hat 
dann  der  Ständerat  kurzweg  eine  Totalrevision  des 
Gesetzes  vorgenommen ;  er  bat  das  Gesetz  in  Ueber- 
einstimmung  gebracht  mit  den  dermalen  bestehen- 
den Verhältnissen,  mit  den  vom  Bundesrat  erlasse- 
nen Verordnungen  und  ebenso  mit  der  dermalen  in 
Kraft  bestehenden  Gesetzgebung.  Damit  nun  wurde 
natürlich  die  Arbeit  des  Nationalrates  mehr  oder 
weniger  auf  den  Kopf  gestellt,  und  es  hat  dioser 
Umstand  da  und  dort  im  andern  Rate  .etwas  Ver- 
drBM  bereitet.  Indessen  scheint  man  aber  doch  auf 
der  andern  Seite  nach  und  nach  eingesehen  zu 
haben,  dass  der  Stünderat  den  richtigen  Weg  ge- 
gangen ist.  Ich  habe  die  Genugtuung,  zu  konsta- 
tieren, dass  der  Nationalrat  last  durchweg  den  An- 
trägen dos  Stundorates  zugestimmt  hat;  die  Diffe- 


renzen beschlagen  In  materieller  Beziehung  nur 
zwei  nicht  sehr  bedeutende  Punkte;  alle  übrigen 
Aenderungen  sind  nur  redaktioneller  Art 

Es  wird  uns  nun  in  erster  Linie  vorgeschlagen, 
bei  den  verschiedenen  Titeln  des  Gesetzes  den  Ar- 
tikel wegzulassen,  also  zu  sagen  statt  «Die  inlän- 
dische Produktion»,  einlach  «Inländische  Produk- 
tion», statt  «Die  Einfuhr  und  Ausfuhr»  einfach  «Ein- 
fuhr und  Ausfuhr»,  statt  «Der  Monopol  verkauf»  ein- 
fach «Monopolverkauf»  u.  s.  w.  Ihre  Kommission 
beantragt  Ihnen,  dieser  Streichung  des  Artikels  bei 
den  Titeln  durchweg  zuzustimmen. 

Zustimmung.  -  (AdMsion.) 


v.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Eine 
weitere  Aenderung  finden  Sie  bei  Art  13.  Hier 
hat  der  Nationalrat  beschlossen,  im  ersten  Alinea 
die  Worte  «den  geringsten  Sorten»  zu  ersetzen  durch 
die  Worte  «den  wohlfeilsten  Sorten»;  damit  wird 
nun  einfach  die  Redaktion  wiederum  hergestellt 
welche  Ihnen  Ihre  Kommission  seinerzeit  vorge- 
schlagen hatte.  Herr  Präsident  Leumann  hatte  da- 
mals den  Antrag,  der  aber  im  Nationalrate  wiederum 
gestrichen  worden  ist,  im  Rate  eingebracht  und 
der  Rat  hat  ihm  durch  Stichentscheid  des  Herrn 
Präsidenten  Robert  zugestimmt.  Nun  habe  ioh  mich 
schon  damals  über  diese  Abstimmung  im  Stinde- 
rato  verwundert  indem  gerade  die  Herren,  welche 
von  jehor  der  Vorbilligung  des  Sprites  zu  Haushal- 
tungs-  und  industriellen  Zwecken  das  Wort  geredet 
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haben,  com  Antrage  Leumana  stimmten.  Wenn  Sie 
sagen,  der  Sprit  zu  industriellen  und  Haushaltungs- 
swecken sei  den  geringsten  Sorten  zu  entnehmen 
und  zum  Selbstkostenpreis  abzugeben,  so  pflanzen 
Sie  damit  ganz  sicher  die  Keime  für  künftige  Streite- 
Denn  welches  sind  die  geringsten  Sorten''  Es  sind 
diejenigen,  welche  am  meisten  Verunreinigung  auf- 
weisen, welche  den  kloinen  einheimischen  und  ver- 
hältnismässig sohlecht  eingerichteten  Betrieben  ent- 
springen. Wahrend  die  grossen  ausländischen  Fa- 
briken, welche  uns  bedienen,  nur  eine  Verunreini- 
gung Ihrer  Produkte  von  etwa  '/» %  aufweisen,  be- 
tragt diese  bei  den  inlandischen  Spriten  bis  l'/i  7». 
Nun  muss  ja  allerdings  konstatiert  werden,  dass 
diese  vermehrte  Verunreinigung  bei  den  Brannt- 
weintrinkern  ausserordentlich  geschätzt  wird,  in- 
dem diese  Verunreinigung  —  es  ist  der  sogenannte 
Fusel  —  dem  Branntwein  eben  Jenen  speeiflschon 
Hautgout  und  jenes  angenehm  duftende  Bouquot 
giebt,  welches  von  den  Branntweintrinkern  so  sehr 
appreciert  wird.  Und  weil  der  Bund  in  der  Regel 
su  Trinkzwecken  Sprit  abgiebt,  der  besser  gerei- 
nigt ist,  als  das  früher  der  Fall  war,  so  wird  viel- 
fach im  Lande  herum  behauptet,  der  Bund  liefern 
eine  viel  schlechtere  Qualität  Sprit,  als  dies  vor 
Einführung  des  Monopols  der  Fall  gewesen.  Also 
vom  sprittechnischen  Standpunkt  aus  sind  die  am 
wenigsten  gereinigten  Sorten  diejenigen  geringster 
Qualität  und  müsslen  nach  Antrag  der  Mehrheit  des 
Ständerates  zum  Verbrauch  für  Hauslialtungs-  und 
industrielle  Zwecke  verwendet  werden.  Nun  stellt 
sich  aber  der  Selbstkostenpreis  dieser  Sprite  erheb- 
lich höher,  als  die  Ansätze,  welche  bis  jetzt  bei 
Abgabe  von  denaturiertem  Sprit  berechnet  wurden. 
Der  Auslandsprit  kostet  uns  für  Trinkzwecke,  inklu- 
sive den  eidgenössischen  Zoll  von  Fr.  23  plus 
15>  Zusohlag,  nicht  mehr  als  Fr.  50  im  Durch- 
schnitt, und  zu  Denaturationszwooken  kostet  uns 
dieser  Sprit,  weil  der  Zoll  nur  Fr.  7  plus  15  /  Zu- 
schlag für  die  Tara  per  Metercentner  beträgt,  durch- 
schnittlich nicht  mehr  als  Fr.  35,  während  wir  für 
inlandsprit  per  Metercentner  Fr.  90  bezahlen.  Wir 
müsston  also,  nach  der  Fassung  dieses  Artikels, 
den  denaturiorten  Sprit,  der  dem  Inlandsprit  zu 
entnehmen  w;ire,  in  Zukunft  zum  Preise  von  Fr.  00 
per  Metercentner  abgeben,  plus  einen  verhältnis- 
mässigen Anteil  an  den  Verwaltung-,  Ijgerunps-, 
Transportkosten  u.  s.  w.  Wir  müssten  also  den  de- 
naturierten Sprit,  den  wir  gegenwärtig  für  Fr.  46 
abgeben,  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  künftig 
zum  Preise  von  Fr.  100  bis  102  oder  103  abliefern. 
Um  dem  Ausdruck  zu  geben,  was  die  Mehrheit  das 
Rates  will,  müsste  man  sagen,  dass  der  denaturierto 
Sprit  in  der  Regel  den  geringsten  Sorten  zu  ent- 
nehmen und  zu  den  Selbstkosten  dos  Auslandsprites 
abzugehen  sei;  das  wäre  eigentlich  die  richtige 
Fassung  und  entspricht  dem,  was  die  Mehrheit  des 
Rates  eigentlich  will.  Denn  man  will  ja  natürlich  aus- 
schlössen, dass  nun  koin  Inlandsprit  zur  üenaturier- 
ung,  da  er  doch  schlechter  ist  als  der  andero,  ver- 
wendet werde;  allein  wir  beantragen  Ihnen  keine 
Aenderung,  sondern  Zustimmung  zum  Nationalrat, 
weil  ja  "den  wohlfeilsten  Sorten»  die  Worte  «in  der 
Rqgel»  vorgestellt  sind.  Das  bedingt,  dass  Ausnahmen 
gemacht  werden  können  nach  verschiedener  Rich- 
tung und  namentlich  auch  nach  der  Richtung, 
welche  Herr  Scherrer  In  der  Märzsession  hervorge- 


hoben hat  Er  hat  sich  nämlich  daran  gestossen, 
dass  man  sagte,  man  entnehme  den  denaturierten 

Sprit  den  wohlfeilsten  und  geringsten  Sorten.  Er 
hat  darauf  hingewiesen,  dass  gerade  für  die  Ver- 
wendung in  den  Apotheken  nicht  die  schlechtesten 
Sorten  gewählt  werden  dürfen.  Im  Gegenteil,  es 
glebt  Fälle,  wo  die  besten  Sorten,  Kahlbaum-  und 
Weinsprit,  verwendet  werden  müssen.  Die  Worte  tin 
der  Regel»  scbliessen  alle  diese  Kombinationen  nicht 
aus,  und  wir  glauben  daher  in  der  Kommission, 
dass  man  ohno  weiteres  dem  Beschlüsse  des  National- 
ratos  zustimmen  kann,  was  ich  Ihnen  beantrage. 

Zustimmung.  —  (Adhision.) 

r.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Es 
wird  sodann  bei  Art.  15  beantragt,  zu  sagen:  «Bei 
der  Ausfuhr  von  Erzeugnissen,  zu  deren  Herstellung 
nach  Art  12  abgegebene  gebrannte  Wasser  benützt 
worden  sind,  ist  für  die  verwendete  Menge  «von 
solchen»  statt  «an  solcher  am  Ende  des  Rech- 
nungsjahres eine  dem  Monopolgewinn  entsprechende 
Rückvergütung  zu  leisten.»  Es  ist  diese  Aenderung 
ohno  Bedeutung  und  ich  beantrage  Zustimmung. 

Zustimmung.  —  (Adhkion.) 


t.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission:  Eino 
weitere  Aenderung,  allerdings  nun  materieller  Na- 
tur, wird  bei  Art  17,  Abs.  3,  beantragt  Es  sollen 
die  Worte:  «wobei  indessen  jede  einzelne  Sorte 
nicht  woniger  als  20  Liter  ausmachen  darf»  ge- 
strichen worden.  Ihre  Kommission  teilt  sich  in 
eine  Mehrheit  und  eine  Minderheit.  Die  Mehrheit 
beantragt  Ihnen  diese  Streichung  und  damit  Zustim- 
mung zum  Nationalrate;  die  Minderheit  will  am 
ursprünglichen  Beschluss  des  Ständerates  festhalten 
Die  Mehrheit  rechtfertigt  ihren  Standpunkt  zunächst 
damit,  dass  sie  durch  Zustimmung  zum  Nationalrat 
eine  Differenz  aus  der  Welt  schaffen  will.  Zum 
andern  glaubt  sie,  dass  jede  Erleichterung  des 
Handels  mit  goistigen  Getränken  gegen  die  sittlich- 
ethische Seite  des  Monopols  Verstösse.  Im  fernem 
wird  eingewendet,  oino  Aenderung  der  bestehenden 
Gesetzgebung  schädige  die  Interessen  der  Kantono, 
indem  sich  die  Patente  verringern  und  die  Gebühren 
vormindert  werden,  und  endlich  wird  gesagt,  dass 
eine  Aenderung  der  gegenwärtig  bestehenden  Ver- 
hältnisse euch  eine  Aenderung  in  der  Gesetzgebung 
der  25  Kantone  in  Bozug  Milden  Kleinhandel  bedinge. 

Was  die  Minderheit  der  Kommission  anbelangt 
—  und  ich  persönlich  stcho  auf  dieser  Seite  —  so 
macht  sie  in  erstor  Linie  darauf  aufmerksam,  dass 
im  gegenwärtigen  Gesetze  der  Grundsatz  aufgestellt 
sei,  dass  der  Verkauf  von  gebrannten  Wassern  aller 
Art  in  Quantitäten  von  mindestens  io  Litern  ein 
freies  Gewerbe  sei,  und  sie  sagt,  diese  Fassung  sei 
eine  klare  und  deutliche,  allein  man  habe  es 
verstanden,  von  Anfang  an  die  Rostimmung  in  das 
Gesetz,  hineinzuinterpretieren,  dass  mit  dieser  Be- 
slimmui^  nur  gebrannte  Wasser  von  ein  und  der- 
selben Sorte  vorstanden  seien.  Nach  der  bisherigen 
Praxis  ist  es  also  verböte  ,  assortierte  Alkoholsen- 
dunycn  zu  machen  von  z.  1).  10  Liter  Cognac,  10 
Liter  Rhum,  5  Liter  Absinth,  5  Liter  Chartreuse, 
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2  Liter  Anisette,  wie  das  früher  gebräuchlich  war. 
Dia  Produzenten  versahen  die  Wirte  mit  solchen 
assortierten  Sendungen. 

Infolge  der  in  den  letzten  Jahren  eingenomme- 
nen Praxis  stellten  sich  nun  folgende  Eventualitäten 
ein.  Entweder  musston  dio  Liqucurfal-rikanten  in 
allen  25  Kantonen  Patente  für  den  Kloinverkauf 
losen.  Das  ist  allerdings  in  der  letzten  Zeit  da- 
durch gemildert  worden,  dass  sich  verschiedene 
Kantone  zu  einem  Konkordate  zusammon^ethan 
haben.  Aber  die  Losung  einer  Menge  von  Patenten 
ist  immerbin  umständlich  und  natürlich  auch  sehr 
kostspielig.  Oder  aber  die  Fabrikanten  musston  bei 
ihren  Kunden  darauf  drängen,  dass  Uestollungen  von 
mindestens  40  Litern  von  jeder  Sorto  gemacht  wur- 
den. Oder  endlich  aber  es  mussten  sich  die  Kon- 
sumenten —  und  es  sind  das  fast  ausschliesslich 
Wirte  —  des  Zwischenhandels  bedienen.  Auf  jeden 
Fall  bedeutet  die  dermalen  bestehende  Interpretation 
eine  grosse  Schädigung  der  Interessenten,  und  die 
Folge  davon  war,  dass  dieselben  seit  Jahr  und  Tag 
Eingaben  an  die  Räte  richteten;  die  letzte  war  von 
nicht  weniger  als  136  schweizerischen  Wirton  unter- 
schrieben. In  diesen  Petitionen  ist  je  weilen  betont 
worden,  dass  die  Interpretation,  welche  dem  Art.  8 
des  Alkoholgesetzes  gegeben  wurde,  eigentlich  oino 
willkürliche  sei  und  den  Intentionen  des  Gesotzgebers 
widerspreche.  Es  wurde  ferner  darauf  hingewiesen, 
dass  die  schweizerischen  Produzenten  viel  schlechter 
gestellt  seien,  als  dio  ausländischen,  da  die  letztem 
infolge  der  bestehenden  Handelsverträge  ihre  Pro- 
dukte in  kleinen  Quanten  abgeben  können.  Dieso 
Eingaben  wurden  von  den  Räten  jeweilen  diskutiert 
und  zwar  mit  grossem  Wohlwollen;  aber  man  hat 
die  Leute  immer  damit  vertröstet,  dass  man  bei 
der  Revision  des  Alkoholgesetzes  ihren  Wünschen 
Rechnung  tragen  werde.  Und  in  der  That  hat  der 
Bundesrat,  als  er  sich  zu  einer  beschränkten  Re- 
vision entschlossen,  als  Punkte,  welche  revisions- 
bedürftig seien,  bezeichnet:  in  erstor  Linie  die 
Regelung  der  Inlandbrennerei  und  zweitens  die 
Regelung  der  Verhältnisse,  welcho  Art  8  des  Ge- 
setzes betroffen.  Der  Dundosrat  hat  sich  dabü  nicht 
abgeneigt  erklärt,  diesen  Leuten  etwas  entgegenzu- 
kommen, und  der  Standerat  hat  ihnen  eine  winzige 
Satisfaktion  gegeben,  indem  er  gesagt  hat,  dass 
inskünftig  diese  40  Liter  aus  nicht  mehr  als  zwei 
Sorten  bestehen  sollen.  Wir  haben  uns  seinerzeit 
zu  dieser  Konzession  entschlossen,  weil  wir  uns 
nicht  vergegenwärtigen  konnten,  dass  daduroh  das 
Monopol  irgendwie  könne  beeinträchtigt  werden, 
weder  materiell,  in  Bezug  auf  die  Finanzen  der 
Kantone,  noch  ideell,  in  Beziehung  auf  seinen  sitt- 
lichen Zweck.  Wir  haben  gefunden,  dass  kein  ein- 
ziges Gläschen  Liqueur  weniger  getrunken  werde, 
wenn  Sendungen  von  40  Litern  statt  aus  einer  Sorte 
aus  zwei  bestehen.  Denn  die  Wirte  müssen  assor- 
tiert sein.  Treten  Sie  in  eine  Wirtschaf  t  und  schauen 
Sie  das  Büffet  an,  so  sehen  Sie,  dass  die  verschie- 
densten Liqueurs  aufgestellt  sind,  und  die  Gäste 
fragen  nicht  darnach,  ob  der  Wirt  von  der  einzelnen 
Sorte  20  oder  40  Liter  bezogen  habe.  Das  aber  ist 
sicher,  dass  der  Wirt,  wenn  er  von  joder  Sorto  40  Liter 
beziehen  muss,  ganz  ordentliche  Summen  ausgeben 
muss,  um  alle  Sorten  zu  haben  und  dadurch  veranlasst  j 
wird,  wegen  des  Preisunterschiedes,  ehor  schlechtere 
Sorten  zu  kaufen.  Auch  das  ist  ganz  sicher,  dass  der  , 


Wirt  der  grosse  Vorräte  hat,  eher  zurKonmimatlon 

animieren  wird,  als  wenn  er  in  kleinen  Quantitäten 
beziehen  kann. 

Das  sind  die  Gründe  der  Kommissionsminder- 
heit. Im  übrigen  mag  der  Rat  entscheiden. 


M.  Berthoud  :  II  est  presque  superflu  de  pren- 
dre  la  parole  apres  ce  que  vient  de  dire  M.  le 
rapporteur  de  la  commission,  dans  le  sens  de  la 
proposition  de  la  minorite,  soit  du  maintien  de  la 
decision  du  conseil  des  etats.  Je  fais  partie  de  cette 
minorite.  Je  ne  veux  pas  allonger  la  discussion, 
mais  j'altache  une  trop  grande  importance  au  main- 
tien de  la  decision  du  conseil  des  etats  pour  garder 
le  silence.  J'estinie,  avec  M.  le  rapporteur  de  la 
commission,  que  la  redaction  du  conseil  'des  etats 
est  beaueoup  plus  claire  que  celle  adoptec  par  le 
conseil  national. 

Si  l'on  retranche  les  mots  :  c  Par  quantites  d'au 
mein-  '20  litres  de  chaque  espece  »,  l'ancienne  dis- 
cussion peut  recommencer,  Celle  de  savoir  s'il  y  a 
une  restriction  en  ce  qui  concerne  les  especes.  Je 
sais  bien  qu'auparavant  il  y  avait  la  meme  incerti- 
tude  dans  la  loi,  et  il  a  fallu  interpreter  celle-ci 
pour  exiger  que  le  minimum  de  40  litres,  livrablo 
par  le  commerce  en  gros,  ne  comprit  qu'une  seule 
espece  de  liqueur ;  mais  un  texte  clair  est  toujours 
preferable  ä  une  Interpretation  contestable. 

J'ai  dejä  eu  l'occasion  de  dire  que  cette  petite 
concession  aurait  etö  de  natura  ä  donner  satisfac- 
tion  ä  des  industriels  de  mon  canton,  dont  les  in- 
terets  sont  tout  aussi  respcctables  que  d'autres  et 
qui  se  considerent,  ä  juste  titre,  comme  ayant  ete 
leses  par  l'ancienne  loi  sur  les  spiritueux:  Us  le 
seront  de  nouveau  par  la  nouvelle  loi,  puisqu'elle 
ne  leur  apporte  pas  la  satisfaction  sur  laquelle  ils 
comptaient  plus  ou  raoins  depuis  que  le  conseil 
des  etats  avait  adopte  le  texte  actuellement  en  dis- 
cussion. 

Je  ne  veux  pas  repeter  l'argumentation  que  je 
vous  ai  dejä  exposee  une  fois  ici,  mais  il  est  cer- 
tain  que  si  le  consommateur  ou  le  cafetier  peut 
8'adresser  directement  au  produeteur  pour  obtenir 
40  litres  d'alcool  en  deux  especes  distinetes,  il  ne 
se  boira  pas  une  goutte  d'alcool  de  plus,  mais  le 
cafetier  servira  de  meUleures  consommations  ä  ses 
clients.  Si  le  grand  principe  de  la  lutle  contre  Tal- 
coolisme  etait  en  jeu,  je  dirais :  Mettons-noua  d'ae- 
cord  avec  le  conseil  national,  mais  il  n'en  est  pas 
ainsi ;  ce  principe,  je  le  repete,  n'est  pas  en  jeu  et 
quant  aux  petites  discussions  concernant  le  regime 
interieur  des  cantons,  ü  n'y  a  pas  heu  de  s'y  ar- 
reter. 

Du  moment  que  Ton  parle  de  40  litres  et  que 
l'on  no  modiße  pas  le  chiflre  de  livraison  maximum, 
c'est  tout  au  plus  si  dans  un  ou  deux  cantons  il  y 
aurait  lieu  de  re viser  les  reglements  qui  existent. 
Toute  autre  aurait  ete  la  Situation  si  l'on  avait 
adopte  la  proposition  primitive,  de  reduire  &  20  li- 
tres la  livraison  des  spiritueux  par  le  commerce  de 
gros. 

Je  ne  vois  donc  aueune  objection  sericuse  k  ce 
que  la  proposition  primitive  de  la  commission,  qui 
est  devenue  celle  du  conseüdes  etats,  soit  mainte- 
nue.  Encore  une  fois,  la  lutte  contre  l'alcoolisroe 
n'est  pas  en  jeu,  je  le  repete,  parce  que  c'est  pour 
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oe  motif  que  j'insiste  pour  le  maintien  de  la  redac- 
lion  du  troisieme  alinea  de  I'arl.  17,  tel  que  l'a 
adople  le  conseil  des  etat*. 


Zweifel :  Ich  hatte  das  Wort  nicht.  etyriiTon, 
wenn  nicht  Herr  Berthoud  für  den  Antrag  der  Kom- 
missionsminderheit gesprochen  hätto.  Der  lleir  Kom- 
missionspräsident hat  den  Standpunkt  der  Kom- 
missionsmehrheit wiedergegeben,  wenn  er  auch  dem- 
jenigen der  Minderheit  mehr  Sympathien  zugewendet 
hat,  was  ich  ihm  durchaus  nicht  übel  nehme.  Was 
die  Gründe  der  Kommissionamehrhoit  betrifft,  so 
glaube  ich  nicht,  dass  die  Sache  wichtig  genug  sei, 
um  nochmals  zu  einer  Differenz  mit  dem  National- 
rat zu  führen.  Sodann  hat  Herr  v.  Arx  das  fiska- 
lische Interesse  der  Kantone  hervorgehoben.  Es 
sind  seinerzeit  die  Finanzdirektoren  der  Kantone 
zusammenberulen  worden  und  diese  haben  sich  mit 
grosser  Mehrheit  für  die  Beibehaltung  der  40  Liter 
in  einer  Sorte  ausgesprochen.  Denn  es  ist  auch  zu 
sagen,  dass  wegen  dieser  geringfügigen  Sache  die 
kantonalen  Gesetze  geändert  werden  müssten. 

Meinerseits  lege  ich  aber  das  Hauptgewicht  auf 
die  ethische  Seite.  Das  Alkoholgoseti  hat  doch  den 
Zweck,  den  Alkobolgenuss  möglichst  einzuschränken. 
Ich  kann  in  dieser  Beziehung  nur  wiederholen,  was 
ich  anlässlich  der  früheren  Diskussion  gesagt  habe. 
Ich  halte  gerade  diese  Qualitätsschnäpse,  die  Liqueurs, 
für  die  schädlichsten,  und  wenn  Sie  da  einen  Rad- 
schuh anlegen,  so  handeln  Sie  nur  im  Sinn  und 
Geist  der  Sache  selbst 

Wer  sind  diese  Petenten,  welche  sich  un- 
ablässig darum  bemühen,  das  Gesetz  für  sie  günstig 
zu  gestalten?  Es  sind  in  erster  Linie  die  Fabrikan- 
ten dieser  Qualitätsschnäpse.  Dass  man  nun  mit  die- 
sen Leuten  viel  Mitleid  haben  solle,  glaube  ich  nicht 
Gerade  an  diesen  Schnäpsen  wird  am  meisten  ver- 
dient und  ich  denke  nicht,  dass  da  eine  Preis- 
differenz entstehen  wird ;  höchstens  wird  an  diesen 
Liqueurs  etwas  weniger  verdient.  Ich  glaube  auch 
nicht  dass  die  Wirte  schlechtere  Qualitäten  halten 
werden;  das  glaubt  der  stärkste  Mann  nicht;  die 
Qualität  wird  die  gleiche  bleiben,  vielleicht  werden 
die  Wirte  einige  Sorten  weniger  halten,  und  das 
ist  kein  Unglück.  Ich  glaube  auch  nicht  dass  man 
gehalten  sei,  den  fortgesetzten  Begehren  einer  Klasse 
entgegenzukommen.  Die  Bundesversammlung  ist 
nicht  dazu  da,  um  irgend  einer  Klasso  eine  Ge- 
fälligkeit zu  erweisen;  sie  soll  sich  lediglich  vom 
allgemeinen  Standpunkt  leiten  lassen. 

Ich  unterstütze  den  Antrag  der  Kommissions- 


WIm:  Nur  ein  Wort  Ich  glaube  nicht,  dass 
es  Sache  des  Ständerates  ist  in  dieser  Frage 
den  ethischen  Gesichtspunkt  der  Alkoholgesetz- 
gebung in  den  Hintergrund  zu  stellen.  Der  fis-  \ 
kale  Standpunkt  wurde,  wie  vom  Horm  Vorredner 
betont  worden  ist  pflichtgemäss  repräsentiert 
durch  das  Gremium  der  kantonalen  Finanzdirok- 
toron,  und  diese  kamen  ganz  entschieden  zum 
Schlüsse,  beim  alten  Artikel  zu  verbleihen,  in 
seiner  scheinbaren  Rigorosität,  und  zwar  doshalb, 
weil  sie  als  Kenner  der  volkswirtschaftlichen  ! 
Verhältnisse    das   ethische   und  das   wirtschalt-  | 


liehe  Moment  pflichtgemäss  über  das  fiskale  stell- 
ten. 

Was  dem  Alkoholgesetz  und  dem  Alkoholmonopol 
hauptsächlich  vorgeworfen  worden  ist  besteht 
darin,  es  bestcure  und  verteure  das  Gläschen  des 
armen  Mannes,  liier  aber  handelt  es  sich  nicht 
um  das  Gläschen  des  armen,  sondern  des  reichen 
Mannes,  und  da  sehe  ich  nicht  ein,  dass  wir  dies- 
bezüglich Privilegien  eintreten  lassen  sollen.  Ich 
sehe  auf  der  andern  Seite  auch  nicht  ein,  worin 
die  Konsequenz  liegt,  wenn  man  sagt  es  dürfen 
in  diesen  40  Litern  nur  2  Sorten  und  nicht  mehr 
enthalten  sein.  Entweder  —  oder.  Entweder  bleiben 
Sie  bei  einer  Sorte,  bei  der  alten  Uniformität,  bei  der 
alten,  naturgemässen  und  richtigen  Konsequenz 
oder  dann  geben  Sie  die  Sache  im  weitern  frei. 

Davon  ist  gar  keine  Rede,  dass  infolgedessen 
nicht  mohr  verkauft  und  konsumiert  werde.  Das 
ist  ja  die  von  ihrem  Standpunkt  berechtigte 
Tendenz  der  Gesuchstellcr,  und  das  tendieren 
selbstverständlich  auch  die  Wirje.  Ob  diese  dann 
dabei  immer  gut  fahren,  ist  eine  andere  Frage. 
Aber  die  Konsumation  gerade  dieser  Qualitätsspiri- 
tuosen befördert  den  Absinthismus.  Schauen  Sie  nur 
diesbezüglich  nach  Frankreich  undlesenSie,  was  über 
die  dortigen  Zustände  in  den  Zeitungen  berichtet  wird. 
Das  stimmt  ganz  gewiss  nicht  mit  dvm  ethischen  und 
hygienischen  Standpunkte  der  Alkoholgesetzgebung, 
und  deswegen  liegt  es  durchaus  nicht  im  Interesse 
des  Ständerates,  der  allerdings  die  berechtigten  fis- 
kalen  Interessen  der  Kantone  zu  wahren  hal 
—  diese  stehen  aber  hier  gar  nicht  in  Frage  — 
der  aber  vor  allem  das  ethische  und  volkswirtschaft- 
liche Moment  der  Alkoholgesetzgebung  ins  Auge  zu 
fassen  hat  ein  Moment  welches  gegenüber  dem 
tiskalen  Moment  bereits  vielfach  zu  sehr  in  den  Hinter- 
grund getreten  ist  -  es  liegt,  sage  ich,  nicht  im 
Berufe  des  Ständerates,  diesbezüglich  gegenüber  dem 
Nationalrate  in  hartnäckige  Opposition  zu  treten. 
Ich  stimme  dahor  entschieden  zum  Antrage  der 


t.  Arx,  Berichterstatter  der  Kommission :  Wenn 

dem  sittlich-ethischen  Standpunkte  des  Gesetzes 
irgendwie  Gewalt  angethan  würde,  so  wäre  ich 
ganz  bestimmt  für  Zustimmung  zum  Nationalrat. 
Aber  das  vermag  ich  nicht  einzusehen;  ich  glaube 
vielmehr,  dass  Sie  einfach  den  Zwischenhandel  be- 
günstigen, und  das  halte  ich  für  viel  schlimmer» 
als  wenn  Sie  die  Beziehungen  der  Produzenten  zum 
Konsumenten  erleichtern. 

Ich  habe  nicht  das  Wort  verlangt,  um  Ihnen  das 
zu  sagen,  sondern  es  hat  mich  eine  Bemerkung  des 
Herrn  Kollega  Zweifel  zum  Sprechen  veranlasst  Er 
-agto  nämlich  mit  Geringschätzung :  Wer  sind  diese 
Petenten,  die  schon  seit  Jahrzehnten  mit  Petitionen 
uns  angehen?  Es  sind  das  die  Schnapsfabrikanten. 
Demgegenüber  erlaube  ich  mir  doch  darauf  aufmerk- 
sam zu  machen,  dass  gewisse  Teile  der  Schweiz  an 
dieser  Fabrikation  wesentlich  interessiert  sind.  Ich 
verweise  diesbezüglich  auf  die  Bedeutung  der  Li- 
queuriabrikation  im  Val  de  Travers,  welche  in  ver- 
schiedene Thäler  und  Ortschaften  des  Kantons 
Neuenburg  Arbeit  und  Verdienst  bringt  Und  die 
Produkte  aus  dieser  Gegend  sind  nicht  nur  vorzüg- 
lich, sondern  sie  haben  es  auch  zu  einer  gewissen 
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Berühmtheit  gebracht.  Das  darl  hier  wohl  angeführt 
werden.  Diese  Industrie  ist  durch  die  Einführung 
dos  Alkoholmonopols  arg  geschädigt  worden,  und 
so  ist  es  selbstverständlich,  dass  die  Fabrikanten 
auf  Erleichterungen  dringen,  welche  ein  gedeih- 
liches Weiterbostehen  dieser  Industrio  ermöglichen. 

Ich  mus8  Sie  aber  spccicll  noch  darauf  auf- 
merksam machen,  dass,  wenn  Sio  dem  National- 
rate zustimmen,  immer  wieder  Unklarheit  besteht. 
Nach  der  Fassung  des  Nationalstes  heisst  es  ein- 
fach: «Als  Grosshandol  gilt  jode  Lieferung  von 
40  oder  mehr  Litern.»  Es  ist  nicht  gesagt,  dass 
diese  40  Liter  von  einer  und  derselben  Sorte  sein 
müssen.  Der  künftigep  Interpretation  ist  also  wie- 
der der  weitoste  Spielraum  gelassen,  und  es  ist 
gar  nicht  ausgeschlossen,  dass  wieder  einmal  ein 
Rat  den  Artikel  dahin  interpretiert,  dass  auch 
assortierte  Sendungen  geliefert  werden  können. 
Nach  dem  Antrag  des  Ständerates  ist  jede  Zweideu- 
tigkeit ausgeschlossen.  Auch  nach  dieser  Richtung 
stehen  wir  also  nicht  auf  einem  falschen  Boden,  und 
ich  möchte  Ihnen  nochmals  beantragen,  der  Minder- 


  Yotation. 


Mit  19  gegen  9  Stimmen  wird  Festhalten  an  dem 
Beschlüsse  des  Stünderates  beschlossen. 

(Par  19  voix  contre  9,  la  decision  du  conseil  des 
etats  est  maintenue.) 


T.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Eine 
weitere  Differenz  besteht  in  Lemma  4  dieses  Ar- 
tikels. Es  soll  uämlich  dieses  Lema  ersetzt  werden 
durch  folgenden  Satz:  «Die  weitern  Begriffsbestim- 
mungen des  Kleinhandels  werden  durch  die  kan- 
tonalen Behörden  festgesetzt»  Ich  beantrage  Zu- 
stimmung. 


Zustimmung.  —  (AdMiion.) 


▼.  An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Eine 
weitere  Differenz  besteht  in  Ait  23.  Der  National- 
rat streicht  das  Wort  «wenigstens».  Ich 
ebenfalls  Zustimmung. 


Zustimmung.  —  (Adhision.) 


▼.An,  Berichterstatter  der  Kommission:  Eine 
weitere  Differenz  besteht  in  Art  24,  Absatz  2.  Es 
heisst  hier  im  Beschlüsse  des  Standerates :  «Ausser 
der  Busse  haben  die  üebertreter  auch  die  dem 
Staate  unterschlagene  Summe  zu  bezahlen.  Bei  Be- 
rechnung der  letztern  ist  der  Monopolgewinn  (Art  16) 
wegleitend.»  Dazu  wurde  eine  Erweiterung  be- 
schlossen, so  dass  der  zweite  Satz  des  Lemma  2 
nunmehr  lautet:  «Bei  Berechnung  der  letztern  ist 
in  denen  eine  bestimmte  Monopolgebühr 
der  Monopolgewinn  (Art  15)  weg- 


leitend. »  Dio  dem  Staate  unterschlagenen  Summen 
sinil  sehr  leicht  zu  kontrollieren,  sobald  es  sich  um 
eine  Umgehung  von  M  onopof  gebühren  bei  der  Ein- 
fuhr hanlell.  In  diesem  Falle  kann  man  bis  zum 
zwanzig  üchen  Betrage  der  unterschlagenen  Gebühr 
gehen.  Anders  aber,  wonn  z.  B.  jemand  unbefugter- 
weise gebrannte  Wasser  erzeugt  oder  dio  befugter- 
weiso  erzeugten  gebrannten  Wasser  nicht  vollständig 
an  die  Alkoholverwaltuog  abliefort  In  diesen  Fällon 
kann  nicht  dio  Gebühr  massgebend  sein,  sondern 
es  soll  massgebend  sein  der  Monopolgewinn,  wel- 
cher der  Alkoholverwallung  entgangen  ist 

Im  4.  Lemma  dieses  Artikels  wird  sodann  ein 
Zusatz  vorgeschlagen,  wonach  die  Rückfälligkeit 
nicht  mehr  in  Betracht  gezogen  werden  darf,  «wenn 
von  dem  letzten  rechtskräftigen  Bussenerkenntnisse 
an  bis  zur  Begehung  der  neuen  Uebertretung  fünf 
Jahre  verflossen  sind.»  Dieser  Satz  entspricht  voll- 
kommen der  gegenwärtig  bestehenden  Praxis  und 
ist  wörtlich  dem  Fischereigesetz  entnommen.  Wir 
beantragen  Ibnen  Zustimmung. 

Zustimmung.  —  (Adhision.) 


▼.  An,  Berichterstatter  der  Kommission.  In 
Art  28  wird  im  ersten  Satz  beantragt  das  Wort 

«Ordnungsbussen»  zu  ersetzen  durch  «Ordnungs- 
busse» und  den  zweiten  Satz  statt  mit:  «Die  Busso 
kann  ...»  anzufangen:  cDieselbe  kann  .  .  .»  Ich 
beantrage  Zustimmung. 


r.  An,  Berichterstatter  der  Kommission :  End- 
lich hestohen  noch  Differenzen  beim  Art  30.  Im 
ersten  Lemma  wird  beantragt  zu  sagen:  «zustän- 
digen kantonalen  Behörden  oder  Gerichten». 
Es  wurde  dieser  Antrag  im  Nationalrate  von  Herrn 
Schwander  gestellt  welcher  darauf  hinwies,  dass 
in  einzelnen  Kantonen,  so  namentlich  im  Kanton 
Schwyz,  die  Beurteilung  der  betreffenden  Delikte 
nicht  allein  den  Gerichten,  sondern  unter  Umstän- 
den auch  den  Administrativbehörden  zustehe,  und 
diesem  Verhältnis  muss  selbstverständlich  im  Ge- 
setze Rechnung  getragen  werden. 

Der  vom  Nationalrat  vorgeschlagene  neue  Wort- 
laut des  2.  Lemmas  ist  wörtlich  dem  Zollgesetz 
entnommen,  nur  ist  an  Stelle  des  Zolldepartements 
das  Finanzdepartement  genannt  und  an  Stelle  der 
Oberzolldirektion  die  Direktion  der  AlkoholverwaL 
tung.  Im  übrigen  bedeutet  der  vorgeschlagene  Text 
keine  materielle  Aenderung  mit  Ausnahme  der  Be- 
fugnis des  Finanzdepartements,  einen  Teil  seiner 
Stratkompotonz  der  Direktion  der  Alkoholverwaltung 
abzutreten,  womit  wir  einverstanden  sind.  Wir  bean- 
tragen Ihnen  auch  hier  Zustimmung  zum  Nationalrat 


President:  Damit  sind  die  Differenzen  bereinigt. 
Das  Traktandum  geht,  da  Sie  bei  Art  17  Festhalten 
am  Beschlüsse  des  Ständerates 
wieder  an  den  Nationalrat 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Sitzung  vom  28.  Juni  1900,  Tormittags  8  ühr.  —  Seance  du  28  juin  1900,  &  8  heures  du  matin. 


Vorsitz 


nee:  } 


Hr. 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour: 

Revision  des  Alkoholgesetzee. 
Revision  da  la  lol  cur  les  spiritueux. 

Differenzen.  — 

(Siehe  Seite  601  hieror.  -  Votr 


Abegg,  Berichterstatter  der  Kommission:  Wir 
haben  eine  Differenz  mit  dem  Standerate  zu  be- 
reinigen. Dieselbe  betrifft  Art  17,  Lemma  3.  Hier 
hatte  der  Ständerat  folgenden  Wortlaut  beschlossen: 
tAls  Grosshandel  gilt  jede  Lieferung  von  40  oder 
mebr  Litern,  wobei  indessen  jede  einzelne  Sorte 
nicht  weniger  als  20  Liter  ausmaohen  darf;  als 
Kleinhandel  jeder  andero  Handelsverkehr.»  l^r  Na- 
tionalrat aber  beschloss,  den  mittleren  Satz  zu 
streichen,  so  dass  das  Lemma  nur  noch  lautete  : 
cAls  Grossbandel  gilt  jede  Lieferung  von  40  oder 
mebr  Litern,  als  Kleinhandel  jeder  andere  Handels- 
verkehr.» Nun  hält  der  Ständerat  an  seinem  Be- 
schlüsse fest,  und  Ihro  Kommission  beantragt  Urnen, 
dem  Standerate  beizustimmen.  Die  Gründe,  welche 
uns  hiezu  veranlassen,  sind  Ihnen  anlasslich  dieser 
Gesetzesrevision  zweimal  dargelegt  worden,  und  ich 
beschranke  mich  heute  auf  das  Notwendigste.  Herr 
Ming  bat  in  der  ersten  Beratung  die  Streichung  des 
Mittelsatzes  hauptsächlich  damit  begründet,  es 
werde  bei  Aufrechterhaltung  desselben  der  Alkohol- 
genuss  gefordert  Meine  Herren,  ich  glaube,  das 
sei  nicht  der  Fall  und  es  bedeute  diese  Fassung 
des  Ständerates  gegenüber  dem  bisherigen  Gesetze 
eher  einen  Fortschritt  im  Sinne  des  Herrn  Ming. 
Das  alte  Gesetz  spricht  in  Art  8  von  einem  Ver- 
kauf e  von  40  Litern;  von  der  Lieferung  wird  nicht 
gesagt  oh  dieselbe  in  einem  oder  mehreren  Malen 
stattzufinden  habe,  und  wenn  letzteres  geschieht, 
wer  wollte  oder  könnte  es  verhindern,  dass  ver- 
schiedene Sorten  abgeliefert  würden?  Das  neue  Ge- 
setz ist  hier  klarer  und  präziser,  denn  es  wird  hier 
voneinerLieferung  gesprochen.  Es  dürfen  demnach 


vom  Liqueurbindler  nicht  weniger  als  40  Liter  ver- 
sandt werden,  und  die  einzige  Erleichterung  ist 
die,  dass  diese  Sendung  von  40  Litern  aus  zwei 
Sorten  gebrannter  Wasser  zusammengesetzt  werden 
darf,  deren  aber  jede  nicht  weniger  als  30  Liter 
betragen  darf,  also  20  Liter  von  der  einen  und  20 
Liter  von  der  andern  Sorte.  Ich  glaube  nun  nicht 
dass  diese  Erlaubnis  dazu  führen  wird,  denAlkohol- 
genuss  zu  fördern.  Das  dürfte  ehjt  eintreten,  wenn 
Sie  auf  Ihrem  Beschlüsse  beharren  und  hier  im  Ge- 
setze bestimmen,  dass  eine  Lieferung  von  40  Litern 
aus  einer  Sorte  bestehen  müsse.  Wenn  der  Wirt 
oder  Cafetier  gezwungen  ist  40  Liter  von  ein  und 
derselben  Sorte,  z.  B.  40  Liter  Rhum,  40  Liter  Ab- 
sinth, 40  Uter  Cognac,  40  Liter  Anisetto  u.  ■.  f., 
einzukaufen,  dann  muss  er  darauf  bedacht  sein, 
dieses  Getränk  auf  die  eine  oder  andere  Welse 
wieder  los  zu  werden,  da  es  sonst  sehr  lange  dauern 
würde,  bis  er  40  Liter  von  einem  Liqueur,  der 
selten  verlangt  wird,  ausgeschenkt  hätte,  und  so 
wird  die  gute  Absicht  des  Gesetzes 
der  Alkoholgenuss  eher  gefördert  werden. 

Ich  halte  dafür,  der  Beschluss  des  Standerates 
sei  auch  von  dem  Gesichtspunkte  zu  empfehlen,  als 
bei  Annahme  desselben  die  bestehenden  kantonalen 
Gesetze  und  Verordnungen  nicht  geändert 


Der  Ständerat  hat  seinen  Beschluss  mit  19  gegen 
9  Stimmen  gefasst;  er  bat  alle  andern  Aenderungen, 
welche  wir  vorgeschlagen  haben,  aeeeptiert  und 
ich  empfehle  Ihnen  nun,  diese  einzige  Differenz 
ebenfalls  auszugleichen,  indem  Sie  dem  Ständerate 
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sehen  Zweck  desselben  hat  es  keine  Fortschritte 

gemacht.,  und  wenn  Sie  heute  der  Petition  der 
Alkoholhändler  entgegenkommen,  so  bedeutet  das 
Gesetz  in  ethischer  Beziehung  einfach  einen  Rück- 
schritt. 

Ich  beantrage,  am  Beschlüsse  des  Nationalrates 
festzuhalten. 


(ilsl:  Ich  mochte  Ihnen  beantragen,  dem  An- 
trag der  Kommission  und  dem  Ständerate  zuzu- 
stimmen und  auf  den  Antrag  des  Herrn  Ming  nicht 

einzutreten. 

Was  dio  Sachkenntnis  des  Herrn  Ming  betreffend 
den  Wirtschaftsbesuch  anbelangt,  so  ist  Herr  Ming 
in  diesor  Beziehung  allzu  wenig  Fachmann  (Heiter- 
keit), um  ein  massgebendes  Urteil  abgeben  zu  kön- 
nen. Der  Wirt  ist,  wie  Herr  Abegg  richtig  gesagt 
hat,  gezwungen,  dio  verschiedenen  Liqueurs  zu  bai- 
ton, wenn  er  Oberhaupt  eine  frequentierte  Wirt- 
schaft haben  will.  Und  wenn  der  Wirt  einem,  der 
ein  Chartreuse  verlangt,  erklärt,  er  habe  keines, 
so  wird  der  betreffende  Gast  doob  nicht  in  die 
Kirche  gehen,  sondern  sagen:  Donnerwetter,  geben 
Sie  mir  einen  Cognac  (Heiterkeit)  1  Sie  erreichen 
also  mit  dem  Antrag  des  Herrn  Ming  den  ethischen 
Zweck  nicht  und  vermindern  auch  nicht  den  Alko- 
holverbrauch. Nach  dem  Antrag  des  Herrn  Ming 
zwingen  Sie  einfach  die  Liqueurfabrikanten,  in  den 
verschiedenen  Kantonen  ein  Patent  für  den  Klein- 
verkauf zu  acquirieren.  Wenn  der  Liqueurfabrikant 
seinen  Obolus  auf  den  Altar  des  Vaterlandes  gelogt 
hat,  so  sündigt  er  nicht  mehr,  sondern  er  hat  dann 
das  Recht,  in  kleinen  Quantitäten  zu  verkaufen. 
Der  Verbrauch  an  Qualitätsspirituosen  wird  durch 
den  Antrag  des  Herrn  Min;;  nicht  vermindert,  wohl 
aber  bedeutet  derselbe  einen  Hemmschuh  für  den 
Verkehr  der  Liqueurfabrikanten. 

Ich  möchte  Ihnen  darum  belieben,  den  Antrag 
der  Kommission  anzunehmen.  Ich  bin  fest  über- 
zeugt, dass,  wenn  wir  heute  den  Antrag  des  Herrn 
Ming  noch  einmal  annehmen,  wir  morgen  doob 
davon  abstehen  müssen;  denn  der  Ständerat  hat 
seinen  Beschluss  mit  so  grosser  Mehrheit  gefasst, 
dass  er  wohl  definitiv  an  demselben  festhalten 
wird.  Wir  stehen  dann  einfach  vor  der  Frage,  ob 
wir  die  ganze  Revision  des  Gesetzes  in  Frage 
stellen  oder  ob  wir  nachgeben  wollen.  Ich  halte 
dafür,  die  Sache  sei  in  ethischer  Beziehung  von 
so  geringer  Bedeutung,  dass  wir  besser  daran  thun, 
houto  schon  nachzugeben.  Es  wäre  übrigens  schon 
nach  dem  alten  Gesetz  eine  andere  Auslegung  mög- 
lich gewesen. 


Ming:  Wenn  man  an  die  Revision  eines  Ge- 
setze« geht,  so  geschieht  das  ganz  gewöhnlich,  um 
nicht  zu  sagen  immer,  um  dieses  Gesetz  auch  zu 
verbessern  in  der  gleichen  Intention,  in  der  es 
früher  erlassen  wurde.  In  welcher  Intention  wurde 
nun  das  Aikoholgesetz  erlassen?  In  der  Intention, 
den  Alkoholismus  in  der  Schweiz  einzuschränken. 
Herr  Abegg  hat  uns  nun  allerdings  beweisen  wollen 
—  nach  meiner  Ansicht  wenigstens  ist  ihm  das 
nicht  gelungen  —  dass  die  Intention  des  Akohol- 
gesetzes  durch  den  Artikol,  wie  ihn  der  Ständerat 
aufrecht  erhielt,  gefördert  wordo.  Ich  glauhe  das 
aber  gar  nicht.  Es  ist  uns  oino  Petition  der  Herron 
Alkoholinteressenten  zugekommen,  derjenigen  also, 
welche  diese  Qualitäts  -  Spirituosen ,  dio  Herr 
Abegg  zwar  nicht  in  ganz  erschöpfender  Weise, 
aber  doch  mit  grossem  Verständnis  aufgeführt 
hat,  in  möglichst  grossem  Quantum  vorkaufen 
möchten.  Die  Absicht  dieser  Alkoholintorosseuten 
ist  eine  sehr  klare;  sio  möchten  sohr  viel  und 
mit  einem  grossen  Profit  verkaufen.  Ich  glaubo 
nun,  es  ist  so  klar  als  etwas:  wenn  wir  diesen 
Petitionen  entgegenkommen,  so  kommon  wir  den 
Interessen  dieser  Herren  entgegen.  Es  sind  dieselben 
sehr  ehrenworte  Leute,  und  ich  möchte  Ihnen  da 
nicht  entgegentreten;  aber  ich  muss  ihnen  entgegen- 
treten im  Interesse  des  Volkes,  im  Interesse  der 
ratio  dieses  Gesetzes,  das  wir  nun  in  Beratung 
haben.  Herr  Abegg  sagte,  gerade  darin  liege  «las 
Interesse,  dass  man  die  Wirte  nicht  zwinge,  40  Liter 
auf  einmal  zu  nehmen;  denn  sobald  sie  dioso  im 
Hause  haben,  so  wollen  sie  dieselben  auch  wieder 
verkaufen  und  müssen  sie  verkaufen.  Ich  rechne 
allerdings  anders,  fch  sage:  es  ist  nicht  nötig,  dass 
jeder  Wirt  Cognac,  Anisette,  Parfait  d'amour  —  ich 
kann  leider  diese  Sachen  nicht  mit  der  Vollständig- 
keit aufzählen,  wie  Herr  Abegg  (Heiterkeit)  —  alle 
diese  Sorten  auf  Lager  habe,  sondern  wir  wollen, 
dass  es  auch  Wirte  gebe,  welche  diese  Sachen 
nicht  auf  Lager  haben.  Wirte  in  kleineren  Ort- 
schaften und  besonders  auf  dem  Lande,  auch  der 
grösste  Teil  der  Gastwirte  in  den  Stalten,  brauchen 
diese  Bestellungen  gar  nicht  zu  machen.  Das  ver- 
ehrliche Publikum,  das  einen  Goüt  nach  Parfait 
d'amour  hat,  soll  nur  eine  Strasse  weiter  gehen, 
dann  bekommt  es  solchen  oder  ein  Chartreuse 
ganz  sicher.  Es  ist  gar  nicht  .nötig,  dass  dies 
überall  geboten  wird.  Gerade  darin  liegt  die  Ver- 
führung, das  Ucbel  der  vielen  Wirtschaften  und 
Handlungen,  dass  sio  dem  Geschmacke  des  Publi- 
kums nicht  nur  entgegenkommen,  sondern  ihm  zu- 
vorkommen. Es  ist  gesagt  worden,  es  liege  ein 
ganz  besonderer  Vorzug  dieses  Artikels  nach  der 
Fassung  des  Ständorates  darin,  dass  er  sehr  klar 
sei,  dass  man  ihn  gar  nicht  anders  auslegen  könne. 
Nachdem  so  viel  darüber  gesprochen  worden  ist, 
nachdem  auch  Rekursentscheide  durch  den  Bundes- 
rat gefällt  worden  sind,  kann  ich  gar  nicht  be- 
greifon,  wie  man  annehmen  kann,  es  herrsche  da 
noch  irgendwelche  Unklarheit  in  der  Fassung  des 
Artikels,  wie  ihn  der  Nationalrat  atigenommen  hat. 
Eine  solche  Unklarheit  vermöchte  leb  gar  nicht  zu 
(Inden,  sonst,  wenn  eine  solche  da  wäre,  SO  rnüsate 
die  Diskussion  im  Nationalrate  und  im  Ständerate 
ohne  allen  Zweifel  darüber  vollständig  hinweghelfen, 
Wir  mögen  das  Gusetz  wenden,  wie  wir  wollen, 
so  müssen  wir  konstatieren:  in  Bezug  auf  den  ethi- 


Steiffer:  In  der  frühern  Beratung  des  Gesetzes 
habe  ich  mich  mit  Herrn  Dr.  Ming  für  die  Erhöhung 
des  Quantums  auf  40  Liter  ausgesprochen,  und  wir 
sind  noch  heute  der  Uober/.eugung,  dass  es  gut  ge- 
wesen ist,  die  Grenze  des  Kleinhandels  auf  40  Liter 
festzusetzen.  Denn  wenn  man  den  Grosshandel  schon 
mit  -20  Litern  beginnen  lässt,  besteht  die  Gefahr, 
dass  die  Reisenden,   welch©  sich  ausserordentlich 
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Mühe  geben,  am  den  kleinen  Wirten  ein  Quan- 
i  Spirituosen  aufzudrängen,  dieselben,  auch  wenn 
sie  sonst  nichts  bestellt  hätten,  schliesslich  doch 
überreden  können,  wenigstens  20  Liter  zu  kaufen. 
Diese  Gefahr  ist  mit  dem  Beschluss,  dem  auch  der 
Ständerat  zugestimmt  hat,  dass  die  Grenze  auf  40 
Liter  festzusetzen  sei,  beseitigt. 

Was  die  vom  Ständerat  am  Beschluss  des  Na- 
tionalrates vorgenommene  Aenderung  anbelangt,  so 
halte  ich  dafür,  dass  wir  dem  Standerat  zustimmen 
sollten,  um  die  Sache  einmal  unter  Dach  zu  bringen. 
Ich  teile  darin  wesentlich  die  Anschauungen  und 
Argumente,  die  von  Herrn  Gisi  vertreten  worden 
sind. 

Ich  glaube  auch,  dass  durch  die  Bestimmung, 
dass  die  Lieferung  aus  zwei  Sorten  bestehen  dürfe, 
die  Verbreitung  des  Alokholverbrauchs  nicht  be- 
günstigt wird.  Eine  solche  Teilung  wird  eintreten, 
wenn  es  sich  um  teurere  Spirituosen  handelt  Die 
gewöhnlichen,  billigen  Spirituosen,  die  unter  alles 
Volk  kommen,  wird  der  Wirt  in  Quantitäten  von 
mindestens  40  Litern,  gewöhnlich  in  noch  grösseren 
Quantitäten-  anschaffen.  Wenn  es  sich  dagegen  um 
teurere  Spirituosen  handelt,  die  nicht  Tag  für  Tag 
aasgeschenkt  werden  und  die  der  Wirt  doch  glaubt 
halten  zu  sollen,  so  ist  demselben  ein  Quantum  von 
40  Litern  zu  gross,  weil  er  dasselbe  vielleicht  sehr 
lange  Zelt  auf  Lager  halten  muss,  sodass  ihm  da- 
durch, dass  er  zwei  Qualitäten  in  Quantitäten  von 
je  20  Litern  bestellen  kann,  allerdings  entgegenge- 
kommen wird. 

Ich  habe  an  der  Redaktion,  welche  der  Stando- 
rt! mit  19  gegen  9  Stimmen  angenommen  hat,  so 
dass  gar  nicht  daran  zu  denken  ist,  dass  er  von 
seinem  Beschluss  zurückkommen  werde,  nur  eines 
auszusetzen.  Ich  fürchte,  es  könnte  eine  Umgehung 
des  Gesetzes  in  der  Weise  stattfinden,  dass  der 
Spirituosen-Reisende  angeblich  eine  Bestellung  von 
40  Litern  aufnimmt,  aber  zuerst  nur  20  Liter  liefert 
und  dann,  wenn  violleicht  eine  Aufsichtsbehörde 
es  bemerkt,  sagon  wird,  dass  er  dio  20  andern  Li- 
ter spater  schicke.  Dieser  Kniff  ist  sobon  unter  dem 
bisherigen  Gesetz  häufig  angewendet  worden.  Im 
Kanton  Bern  haben  ziemlich  zahlreiche  Bestrafungen 
von  solchen,  welche  unter  40  Litern  lieferten  und 
behaupteten,  dass  sie  die  40  Liter  allmählich  in 
kleineren  Quantitäten  an  den  Adressaten  abgehen 
Hessen,  stattgefunden.  Es  heisst  im  vorliegenden 
Artikel  allerdings:  «Als  Grosshandel  gilt  jede  Liefe- 
rung von  40  Litern.»  Aber  der  findige  Händler 
könnte  sagen,  das  gelte  wohl  für  jede  Lieferung, 
die  bestellt  sei,  aber  es  sei  nicht  gesagt,  dass  sie 
auf  einmal  abgeschickt  werden  müsse.  Iph  erlaube 
mir  deshalb,  einen  Zusatz  zu  beantragen  und  die  in 
Frage  stehende  Bestimmung  folgend ermassen  zu  fas- 
sen :  «Als  Grosshandol  gilt  jede  Lieferung  von  40  oder 
mehr  Litern  in  einer  und  derselben  Sendung... »  Damit 
ist  deutlich  ausgesprochen,  dass  die  Lieferung  nicht 
geteilt  werden  kann.  Damit  wird  der  Handelsmann 
genötigt,  eine  Bestellung  von  40  Litern  auszuwirken, 
und  der  Wirt  ist  gezwungen,  mindestens  40  Liter, 
allerdings,  wenn  er  will,  in  zwei  verschiedenen 
Qualitäten,  zu  bestellen.  Wenn  Sie  diese  Ergänzung 
annehmen,  so  können  wir  ohne  Besorgnis  vor  Um- 
gehung des  Gesetzes  dem  ßesschluss  des  Ständerates 


Aboir?,  Berichterstatter  der  Kommission :  Ich  er- 
kläre mich  mit  dem  Zusatz  von  Herrn  Steiger,  wel- 
cher eine  Verschärfung  bedeutet,  einverstanden. 

Da  ich  gerade  das  Wort  habe,  muss  ich  auf  eins 
Aeusserung  des  Herrn  Ming  antworten.  Herr  Ming 
hat,  wenn  ich  ihn  recht  verstanden  habe,  gesagt, 
seit  Erlass  des  Alkoholgesetzes  sei  in  Bezug  auf 
den  Alkoholverbrauch  keine  Besserung  eingetreten, 
seit  dem  Bestehen  des  Alkoholgesetzes  sei  mit 
Bezug  auf  die  Verminderung  des  Alkoholkonsums 
kein  Fortschritt  zu  verzeichnen.  Dagegen  muss  Ich 
protestleren.  Die  Verminderung  des  Alkohol  Ver- 
brauches in  der  Schweiz  seit  1887  wird  auf  25*/« 
geschätzt.  In  einigen  Gegenden  mag  die  Abnahme 
grösser,  in  andern  kleiner  sein.  Es  glebt  auch 
Gegenden,  wo  sie  kaum  spürbar  ist  Aber  das  ist 
durch  die  Statistik  sicher  erwiesen,  dass  wenn  auch 
der  ethische  Zweck  des  Alkoholgesetzes  nicht  in 
vollem  Masse  erreicht,  so  doch  eine  Besserung  er- 
zielt worden  Ist  Wenn  wir  das  Alkoholgesetz  nicht 
hätten,  so  wäre  eine  Verschlimmerung  eingetreten. 
Denn  die  Alkoholpreise  haben  infolge  der  Gross- 
fabrikation  In  Böhmen  und  Deutschland  dermassen 
abgeschlagen,  dass  der  Alkoholgenuss  mächtig  ge- 
fördert worden  wäre.  Wir  haben  also  auf  der  einen 
Seite  eine  Abnahme  des  Konsums,  und  tut  der  an- 
dern Seite  ist  keine  Ve 


I 


Mint?:  So  schlimm,  wie  Herr  Abegg  glaubt,  bin 
ich  doch  nicht  Er  hat  mich  gänzlich  missverstan- 
den, wenn  er  sagt,  dass  ich  mich  dabin  geäussert 
habe,  es  sei  durch  das  Alkoholgesetz  oder  trotz 
desselben  eine  Verschlimmerung  in  Bezug  auf  den 
Alkohol  verbrauch  eingetreten.  Ich  habe  gesagt,  dass, 
wenn  wir  ein  Gesetz  revidieren  wollen,  wir  es  so  thun 
sollen,  dass  es  seinen  ursprünglichen  Zweck  besser 
erfülle.  Der  ursprüngliche  Zweck  des  Gesetzes  war 
die  Einschränkung  des  Alkoholgenusses.  Ich  finde 
aber  in  dem  vorliegenden  Entwurf  tach  nicht  ein 
Wort  das  eine  Verbesserung  des  Gesetzes  in  diesem 
Sinne  herbeiführen  könnte. 

Herrn  Gisl  gegenüber  bemerke  ich,  dass  wir 
gerade  nicht  wollen,  dass  der  Wirt  eine  frequen- 
tierte Wirtschaft  habe.  So  ganz  unerfahren  bin  ich 
nicht,  wie  Hr.  Gisl  anzunehmen  scheint  Aach  ich  war 
In  Arkadien  (Heiterkeit).  Ich  habe  diese  Sachen  auoh 
mitgemacht  und  gesehen,  wie  es  zugebt  Ich  habe 
gesehen,  wie  die  Wirte  es  verstehen,  recht  viele 
Leute  anzuziehen.  Aber  es  liegt  Im  Interesse  der 
Familie,  der  Gemeinde  und  des  Gesamtvaterlandes, 
wenn  möglichst  wenig  Leute  durch  die  Wirte  an- 
gelockt werden  können.  Ich  glaube  nicht,  dass  es 
unsere  Aufgabe  sei,  das  Gesetz  so  zu  gestalten,  dass 
der  Wirt  in  stand  gesetzt  werde,  dem  Publikum 
möglichst  entgegenzukommen  und  sich  so  eine 
möglichst  grosso  Klientel  zu  schaffen.  Herr  Gisi 
giebt  zu,  dass  die  Massregel,  die  man  ergreifen 
will,  dazu  dienen  könnte,  dem  Wirt  zu  diesem 
Zwocl;  zu  verhelfen.  Das  Alkoholgesetz  hat  aber 
diesen  /weck  nie  gehabt  und  wenn  Sie  den  vor- 
liegenden Artikel  nach  dem  Beschluss  des  Stände- 
rates annehmen,  so  geben  Sie  mir  in  meiner  Be- 
hauptung vollständig  recht,  die  vorgenommene  Re- 
vision des  Alkoholgesetzes  bedeute  in  Bezug  auf 
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■einen  ethischen  Zweck  keinen  Fortschritt,  sondern 
einen  Rückschritt 

Heer  Steiger  hat  Ihnen  gesagt,  wie  das  Gesetz 
durch  einen  Kniff  umgangen  werden  könne.  Ich 
begrüsse  den  Antrag  des  Herrn  Steiger,  der  einer 
solchen  Umgehung  für  die  Zukunft  den  Bieget 
schieben  wird.  Daraus  sehen  Sio  aber,  wie  man 
von  gewisser  Seite  alles  Mögliche  thut,  um  dem 
Alkohol  Oberall  Eingang  zu  verschaffen,  und  wie 
die  betreffenden  Herren  sich  ganz  gut  selbst  zu 
helfen  verstehen,  sodass  wir  nicht  nötig  haben, 
ihre  Petitionen  so  bereitwillig  aulzunehmen. 

Wenn  der  Standerat  auf  seinem  Beschluss  be- 
harren sollte,  so  werden  wir  am  Ende  oinom  ge- 
wissen Spruchwort  folgen  und  zustimmen  müssen. 
Aber  ich  glaube  immer  noch,  der  Ständerat  werde 
sich  eines  Bessern  belehren  lassen.  Es  thut  mir 
leid,  dass  das  stenographische  Bulletin  über  die 
Verhandlungen  im  Standerat  noch  nioht  vorliegt 
und  wir  die  Gründe  nicht  kennen,  welche  den 
Standerat  zu  seinem  Beschluss  veranlasst  haben. 
Aber  ich  meine,  dass  der  Standerat,  wenn  er  sich 
den  Zweck  des  Alkoholgesetzes  etwas  mehr  ansieht, 
von  den  Rücksichten,  die  ihn  vielleicht  geleitet 
haben,  den  Händlern  entgegenzukommen,  abkom- 
mon  und  doch  dem  Naüonalrat  beistimmen  wird. 


M.  to  oonseiller  föderal  Comtesse:  Je  me  per- 
mets  d'insister  aupres  du  conseil  pour  lui  deman- 
der  de  donner  son  adhesion  ä  la  decision  da  con- 
seil des  etats,  ahn  que  nous  puissions  en  finir  avec  j 
cette  revision;  toutefois  si  je  prends  la  parole  c'est  ! 
eurtout  pour  rectifler  une  erreur  de  M  le  Dr  Ming.  1 

Je  doiB  dire  tout  d'abord  que  personnollement 
l'admire  beaueoup  l'honorable  ddput6  pour  le  zele 
avec  lequel  il  prend  part  a  la  croisade  contre  l'al- 
coolismo,  mais  je  orois  qu'il  n'y  a  pas  lieu  de  de- 
noncer  ici  le  peril  alooolique.  C'est  combattre  un 
ennemi  qui  n'existe  pas  que  de  dire  que  la  simple 
attenuation  qui  vous  est  proposee  tavorise  l'alcoo- 
lisme. 

Nous  n'avons  pas  repondu  a  la  petition  des 
commercants  en  gpiritueux;  les  fabricants  deman- 
daient  que  l'on  reduislt  la  limite  de  40  litres  et 
que  les  envois  de  20  litres  fussent  autorises.  Nous 
ne  donnons  pas  satisfaction  ä  cette  pötition,  tout  ce 


que  nous  faisons  o'est  d'attenuer  la  disposition  dont 
ils  se  plaignent,  en  parmetUnt  que  cos  envois  se 
composent  de  deux  especes  de  liqueurs. 

Les  eboses  resteront  oe  qu'ellos  sont  aujourd'hui, 
rien  dans  la  modifleation  proposee  n'est  de  nature 
h  favoriser  davantagc  la  consommation  de  l'aicool, 
je  crois  dono  que  M.  Ming  ferait  mieux  de  reserver 
ses  armes  pour  une  autre  occasion. 

II  s'agit  ici  d'une  question  secondaire,  c'est  une 
petite  concession  que  nous  faisons  et  qui  ne  sera 
cortainomont  pas  jugeo  süffisante  par  les  interessds 
qui  depuis  longtemps  apportent  leurs  reclamations 
au  conseil  fedöral  et  aux  chambres. 

Encore  une  fois,  ce  n'est  pas  une  satisfaction 
aecordee  &  la  Petition  qui  nous  est  faite,  ceüe-ci 
demande  que  la  limite  soit  abaissee  ä  20  litres, 
tandis  que  nous  maintenons  le  chiffre  de  40  litres 
en  disant  möme,  comme  le  demande  M.  de  Steiger, 
que  ces  envois  de  40  litres  ne  pourront  en  aueun 
cas  etre  divises  en  petites  parties. 

II  ne  vaut  pas  la  peine  de  partir  en  guerre  an 
nom  dos  prineipes  pour  une  question  d'interöt  mi- 
nime  et  secondaire  comme  la  concession  insigni- 
fiante  qui  est  faite  aux  groupes  Interesses. 

Je  recommande  au  conseil  de  bien  vouloir  don- 
ner son  adhesion  a  la  decision  du  conseil  des  utata. 


Abstimmung.  —  Votation. 


Eventuell,  d.  b.  für  den  Fall  der  Zustimmung 
zum  SUnderate,  wird  der  von  Herrn  Steiger  bean- 
tragte Zusatz  mit  Mehrheit  angenommen.  In  defini- 
tiver Abstimmung  wird  an  diesem  Beschluss  (Zu- 
stimmung zum  Ständerate  mit  dem  Amendement 
Steiger)  mit  00  gegen  14  Stimmen,  welch  letztere 
auf  den  Antrag  dos  Herrn  Ming  fallen,  festgehalten. 

(Eventuellement,  c'est-ä-dire  dans  le  cas  de  l'ad- 
hesion  au  conseil  des  utats,  l'amendoment  de  M.  de 
Steiger  est  adopte  ä  la  majorite.  En  votation  defi- 
nitive, cette  decision  (adhesion  au  conseil  des  ätats 
avec  l'amendement  de  Steiger)  est  maintenuo  par 
60  voix  contro  14  qui  vont  4  la  proposiüon  Ming.) 


An  den  Ständerat. 
(Au  conseil  des  etats ) 
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Ständerat.  —  Conseil  des  6tats. 

vom  29.  Juni  1900,  vormittags  8  Uhr.  -  Seance  da  29  juln  1900,  *  8 


Vorsitz:  \ 
Presidence:  j 


—  Ordre  du  jour: 


^VlK<>ii<> 

Revision  de  la  toi  sur  les 


Differenzen.  —  Diverg  enca. 
(Siehe  Bette  607  hleror.  —  Vdr  Hfl  607  d-derant.) 


T.  An,  Berichterstatter  der  Kommission  : 
Betreffend  die  Revision  des  Alkoholgesetzes  hat 
zwischen  den  beiden  Raten  noch  eine  einzige  Dif- 
ferenz bestanden.  Der  Ständerat  hat  beschlossen, 
in  Art.  17  den  Begrifl  des  Grosshandels  folgender- 
maasen  zu  umschreiben  :  c  Als  Grosshandel  gilt  jede 
Lieferung  von  40  oder  mehr  Litern,  wobei  indessen 
jede  einzelne  Sorte  nicht  weniger  als  20  Liter 
ausmachen  darf ;  als  Kleinhandel  jeder  andere 
Handelsverkehr.»  Dem  Nationalrat  beliebte  es,  die 
Worte  a  wobei  indessen  jede  einzelne  Sorte  nicht 
weniger  als  20  Liter  ausmachen  darf  >  zu  streichen. 
Sie  haben  indessen  bei  der  ersten  Bereinigung  der 
Differenzen  beschlossen,  an  der  Fassung  des  Stande- 
rates festzuhalten,  und  der  Nationalrat  hat  gestern 
zugestimmt. 

Von  Herrn  Steiger  wurde  dabei  allerdings  ein 
Amendement  vorgeschlagen,  wonach  eine  Lieferung 
nur  in  einer  Sendung  gemacht  werden  darf.  Ich 
betrachte  das  als  selbstverständlich  und  der  Antrag 
des  Herrn  Steiger  wäre  gar  nicht  notwendig  gewesen. 
Um  aber  die  Diflerenz  au»  der  Welt  zu  schallen, 

des  Na- 


Das  dritte  Lemma  würde  also  lauten  :  c  Als 

Grosshandel  gilt  jede  Lieferung  von  40  oder  mehr 
Litern  in  einer  und  derselben  Sendung,  wobei 
indessen  jede  einzelne  Sorte  nicht  weniger  als  20 
Liter  ausmachen  darf  ;  als  Kleinhandel  jeder  andere 
Handelsverkehr» . 

Ich  beantrage  Ihnen,  dem  Nationalrat  zuzustim- 
men. Damit  sind  sämtliche  Differenzen  bereinigt 
and  das  Gesetz  ist 


Präsident :  Wenn  das  Wort  nicht  weiter  ver- 
langt wird,  nehme  ich  an,  Sie  seien  mit  dem  An- 
trag der  Kommission  einverstanden  und  stimmen  dem 
Nationalrat  zu. 

Ich  frage  Sie  noch  an,  ob  von  irgend  einer  Seite 
eine  nochmalige  Schlussabstimmung  verlangt  wird. 
Wenn  das  nicht  der  Fall  ist,  so  würde  davon  Um- 
Das  Traktandum  is 


ScKluaa  des  etenogrrapblaohen  Bülletins  der  Juni-Benelou. 

de  la  sesi-tön  d£  jmn> 
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Errata. 


Pag«  309,  I™  colonne,  Lignet  44  et  4fi,  lire :  U  prescrip- 
id,  »a  lieu  de :  les  pretcriptiona. 
Page  300,  n<»  colonne,  llgne  1,  Lire :  de  La  preacription, 
lieu  de:  des  preacrlptlona. 


Page  30»,  n-«  colonne,  Ugnee  18  et  14,  Ure;  l'actioo  Page  309,  II"»  colonne,  Ugne  32,  lire:  entre  lea 

ctrfle,  an  Lies  de:  a  cette  actioa  cMle,  conaeil«,  au  Heu  de:  entre  lea  deux  texte«. 


Page  2CW,  Ii»»  colonne,  iigne  19,  lire:  en  uaUiudonnaot 
paa,  au  lieu  de:  en  abaodonnant. 

Page  309,  II"»  colonne,  Ugne  21,  Lire  -  le  texte,  au  Lieu 
de:  celni. 
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Bankgesetz. 


Beschluss  des  Nationalrates. 

23.  Juni  1699. 


Bundesgesetz 

aber 

die  Enichtung  einer  centralen  Notenbank. 

Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

in  Ausführung  des  revidierten  Art.  39  der  Bundes- 
verfassung vom  29.  Mai  1874; 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates 
vom  24.  Mär*  1S9», 

beschliesst: 

I.  Allgemeines. 

Art.  1.  Der  Bund  überträgt  das  ausschliessliche 
Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  einer  nach  den 
Vorschriften  dieses  Gesetzes  unter  dem  Namen 
<  Schweizerische  Nationalbank  a 
i  Banque  nationale  suisse  > 
«  Banca  nazionale  svizzera  » 
zu  errichtenden,  mit  dem  Hechte  der  juristischen 
Persönlichkeit  versehenen,  centralen  Notenbank,  die 
unter  seiner  Mitwirkung  und  Aufsicht  verwaltet  wird. 

Art.  2.  Die  Bank  hat  die  Hauptaufgabe,  den 
Geldumlauf  das  Landes  zu  regeln  und  den  Zahlungs- 
verkehr zu  erleichtern.  Sie  hat  ferner  den  Kassen- 
verkehr des  Bunde?,  soweit  er  ihr  übertragen  wird, 
unentgeltlich  zu  besorgen. 

Art.  3.  Die  Bank  hat  ihren  Centraisitz  in  Bern. 
Sie  ist  berechtigt,  nach  eingeholter,  jedoch  unver- 
bindlicher Vernehmlassung  der  betreffenden  Kantons- 
regierung allerorts  in  der  Schweiz  Zweiganstalten 
oder  Agenturen  zu  errichten. 


\ 


Anträge  der  Kommission  des  Stündcratea. 
10.  Oktober  1900. 


Zustimmung  zum  Nationalrate,  wo  nichts 
i  emerkt  ist. 


...  Die  Nationalbank  hat  .  .  . 


...  Die  Nationalbank  hat  ihren  Hauptsitz  in 
Zürich*).    Sie  .  .  . 


Die  Stadt  Zürich**)  hat  ei 
gebäude  ueeigrielon  Platz  um 
zu  stellen. 

•)  Antrag  der  Minderheit:  In 
*•)  (eventuell  Bern) 


für  das  Bank- 
er Verfügung 
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Die  Dank  ist  beftifif,  bestehende  Danken,  deren 
Geschäflskrcis  mit  dem  ihrigen  verträglich  ist,  im 
Wege  freier  Verständigung  käuflich  zu  erwarben 
und  unter  Liquidation  der  nicht  geeigneten  Geschäfte 
als  Zweiganstaltcn  zu  betreiben. 

Jeder  Kanton  und  rlalhUanton  Itsl  Anspruch 
darauf,  dass  eine  Zwei^anstatt  oder  Agentur  der 
Bank  auf  seinem  fJobiet  errichtet  werde. 

Bsi  Errichtung  von  Agenturen  sind  in  erster 
Linie  dio  Kanlonalbankcn  oder  die  von  den  Kantonen 
garantierten  gemischten  Banken  zu  berücksichtigen. 

Art  4.  Das  Grundkapital  der  Bank  beli"gt 
scchsuiiddreissig  Millionen  Franken  (30,000,000  Fr.), 
welche  am  Tage  der  Gesehäftseröfmung  voll  cinbo- 
zahlt  sein  sollen. 

Durch  Beschluss  der  Bundesversammlung  kann 
das  Grundkapital  bis  auf  das  Doppelte  erhöht  werden. 

Art.  5.  Ueber  die  übernommenen  oder  nach- 
träglich erworbenen  Anteile  am  Grundkopital  hinaus 
besteht  für  sämtliche  Teilnehmer  keine  weitere 
Haftbarkeit. 

Art  6.  Das  Grundkapital  der  Bank  wird  auf- 
gebracht wie  folgt:  Einen  Drilteil  des  Grundkapitals 
übernimmt  der  Bund  ;  ein  Dritteil  wird  den  Kantonen 
und  den  Kantonalbanken,  ein  Dritteil  der  öffentlichen 
Zeichnung  vorbehalten. 

Die  von  den  Kantonen  und  Kantonalbanken  nicht 
beanspruchten  oder  bei  der  öffentlichen  Subskription 
nicht  gezeichneten  Beträge  übernimmt  ebenfalls  der 
Dund. 

Die  Geldbeschaflung  des  Bundes  für  die  von 
ihm  Übernommenen  Anteile  am  Grundkapital  kann 
sowohl  aus  eigenen  verfügbaren  Mitteln  bewerk- 
stelligt werden,  als  durch  Ausgabe  von  Schuldver- 
schreibungen, welche  von  seiten  des  Gläubigers; 
nicht  gekündet  werden  können. 

Art.  7.  Die  Anteilscheine  des  Bundes  und  der 
Kantone  bezw.  Kantonalbanken  lauten  auf  10,000  Fr.; 
sie  können  auf  eidgenössische  und  kantonale  Ver- 
waltungen oder  öffentlicbe  Fonds  übertragen  werden. 
Eine  Uebertragung  auf  Privatpersonen   ist  ausge- 


Art.  8.  Die  der  öffentlichen  Zeichnung  vorbe- 
haltenen  Anteilscheine  lauton  auf  1000  Fr.  und  auf 
den  Namen  des  Zeichners. 

Das  Recht,  Anteilscheine  dieser  Kategorie  zu 
zeichnen  oder  durch  Kauf  zu  erwerben,  steht  nur 
Schweizerbürgern  oder  in  der  Schweiz  domizilierten 
Firmen  und  juristischen  Personen  zu. 

Die  Zeichnungen  einzelner  Anteilscheine  müssen 
in  der  Regel  zuerst  berücksichtigt  werden. 

Art.  9.  Die  Uebertragung  von  Anteilscheinen 
geschieht  durch  Indossament  und  Vormerknahme 
in  dem  dazu  bestimmten  Register. 

Bei  Uebertragung  von  Anteilscheinen,  die  aus 
der  öffentlichen  Zeichnung  hervorgegangen  sind,  auf 
andere  Privatpersonen  oder  Firmen  bedarf  es  ausser- 
dem der  Prüfung  im  Sinne  von  Art.  8,  Lemma  2, 
und  der  Genehmigung  durch  den  Bankausschuss ; 
bei  allen  andern  Uebertrngungen  genügt  die  blosse 
Vormerknahme  im  Register. 

Art.  10.  Die  Zuteilung  von  Anteilscheinen  an 
die  Kantone  erfolgt  in  der  Weise,  dass  jeder  Kanton 
und  Halbkanton  auf  mindestens  10  Anteilscheine, 
im  übrigen  aber  auf  eine  seiner  Bevöl 
entsprechende  Quote  Anspruch  hat 


Die  Nationalbank  ist 


.  .  der  Nalionalbank  auf  .  .  . 


der  Nationalbank  beträgt  .  .  . 


.  •  der  Nationalbank  wird  .  .  . 


Die  kleineren  Zeic 
zu  berücksichtigen. 


hnungen  sind  in  erster  Linie 


der  Prüfung  und  Genehmigung  im  .  .  . 
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Sofern  omzclne  Kantone  von  ihrem  Rechte, 
Anteilscheine  zu  Ubernehmen,  keinen  oder  nur 
teilweisen  Gebrauch  machen,  können  die  übrigen 
Kantone  den  Restbetrag  bis  auf  12  Millionen  Frauken 
beanspruchen ;  im  Falle  einer  Uebei  Zeichnung  erfolgt 
die  Zuteilung  neuerdings  nach  Maßgabe  der  Bc- 


Es  ist  Sache  der  Kantone,  sich  mit  ihren  Kan- 
lonalbankcn  auseinanderzusetzen,  in  welchem  Vcr- 
liällnis  diese  letztern  an  der  dem  Kantone  vorge- 
haltenen Quote  sich  bei  iligen. 

Art.  11.  Die  Bank  anerkennt  nur  einen  Vcrlretcr 
für  jeden  Anteilschein.  Gelangt  ein  Anteilschein 
durch  Erbschaft  oder  anderweitige  Ueberlrogung  in 
das  Eigentum  mehrerer,  so  haben  die>c  einen  ge- 
meinsamen Vertreter  zu  bezeichnen. 

Art.  12.  Die  Bank  und  ihre  Zweigatistallen  dürteu 
in  den  Kantonen  keiner  Besteuerung  unterzogen 
vrei  den. 

Vorbehalten  bleiben  die  kantonalen  gesetzlichen 
fJeslimmungen  betreffend  Handändprung-gebOhren , 
<owie  betreffend  Stempelsteuer  auf  Wechsel,  ChL'eks 
und  andere  Verpflichtungen.  Von  letzterer  bind  nur 
befreit  die  von  der  Bank  ausgehenden  Akten,  in- 
begriffen die  von  ihr  erteilten  Quittungen. 

Art.  13.  Auf  die  Nationalbank  (Inden  die  Vor- 
schriften des  sechsundzwanzigsten  Titels  des  Schweiz. 
Obligationenrcchtes  über  Aktiengesellschaften  inso- 
weit Anwendung,  als  für  deren  Organisation  und 
Verwaltung  in  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
nicht  besondere  und  ausreichende  Vorschriften  ent- 
halten sind. 

Hinsichtlich  der  Amortisation  von  Anteilscheinen 
sind  die  Vorschriften  des  zweiunddreissigsten  Titels 
des  schweizerischen  Obligalionenrechts  über  Inhaber- 
papiere anwendbar. 


IL 


Art.  14.  Der  Geschäftskreis  der  Nationalbank 

ist  auf  denjenigen  einer  reinen  Noten-,  Giro-  und 
Diskontobank  beschränkt. 

Als  solche  ist  sie,  mit  Ausschluss  jedes  andern 
Geschäftszweiges,  zum  Betrieb  folgender  Geschäfte 
beiiigt: 

1.  Ausgabe  von  Banknoten  nach  den  Vorschriften 


2.  Diskontierung  von  Wechseln  auf  die  Schweiz, 
mit  längstens  dreimonatlicher  Verfallzeit  und  min- 
destens zwei  als  zahlungsfähig  bekannten  Unter- 
schriften. 

3.  An-  und  Verkauf  von  Wechseln  auf  fremde 
Länder,  deren  Geldumlauf  auf  metallener  Grundlage 
beruht.  Die  Verfallzeit  dieser  Wechsel  darf  drei 
Monate  nicht  überschreiten,  und  sie  müssen  mit 
mindestens  zwei  als  zahlungsfähig  bekannten  Unter- 
schriften versehen  sein. 

4.  Gewährung  von  verzinslichen  Darleihen  auf 
nicht  länger  als  drei  Monate  gegen  Hinterlegung  von 
Wertschriften  und  Schuldurkunden  (Lombard  verkehr). 
Aktien  sind  von  der  Beleihung  ausgeschlossen. 

5.  Annohme  von  Geldern  in  verzinslicher  und 
unverzinslicher  Rechnung. 

6.  Giro-  und  Abrechnungsverkehr,  Mandate  und 


.  .  Die  Nationalbank  anerkennt  .  . 


Dio  Nalionalbank  und 


Wechseln,  .  .  . 
anderen  Verpflichtungen, 
der  Nalionalbank  .  .  . 


des  vorliegenden  Gesetze-  .  .  . 


.  .  .  von  der  Belehnung  .  .  . 

.  .  .  in  unverzinslicher  und  von  B-r-schafi  des  Bundes 

auch  in  verzinslicher  Rechnung. 
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7.  Erwerbung  von  zinstragenden,  auf  den  Inhaber 
lautenden,  leicht  realisierbaren  Schuldverschreibungen 
des  Bundes,  der  Kantone  oder  auswärtiger  Staaten, 
jedoch  nur  zum  Zwecke  vorübergehender  Anlage 
von  Geldern. 

8.  Kauf  und  Verkauf  von  Edelmetallen  für  eigene 
and  für  fremde  Rechnung,  sowie  Beleihung  solcher. 

0.  Ausgabe  von  Gold-  und  Silber-Certilikaten. 

10.  Annahme  von  Wertschriflen  und  Wertgegen- 
ständen  zuY  Aufbewahrung  und  zur  Verwaltung. 

11.  Die  kommissionsweise  Entgegennahme  von 
Anmeldungen  aur  zur  Zeichnung  aufgelegte  Anleihen 
des  Bundes  und  der  Kantone  unter  Ausschluss  jeder 
Mitwirkung  bei  der  festen  Uebernahme  solcher  An- 
leihen. 

Art.  15.  Die  Bank  ist  verpflichtet: 

1.  üeberall  da,  wo  sie  Zweiganstalten  hat,  für 
Rechnung  des  Bundes  und  seiner  Verwaltungen 
kostenfrei  Zahlungen  anzunehmen  und  bis  auf  die 
Höbe  des  Bundesguthabens  Zahlungen  zu  leisten. 

2.  Soweit  es  verlangt  wird,  die  dem  Bund  ge- 
borenden und  unter  seiner  Verwaltung  stehenden 
Wertschriften  unentgeltlich  zur  Autbewahrung  oder 
Verwaltung  zu  übernehmen. 


in.  Ausgabe,  Einlösung  und  Deckung  der  Bank« 
noten.   Deekung  der  übrigen 


Verbindliehkelten. 

Art.  16.  Die  Nationalbank  ist  berechtigt,  nach 
Bedürfnis  des  Verkehrs  und  unter  den  durch  dieses 
Gesetz  aufgestellten  Bedingungen  Banknoten  auszu- 
geben, für  welche  einzig  und  allein  sie  die  Verant- 
wortlichkeit trägt. 

Die  An-  und  Ausfertigung,  Einziehung  und  Ver- 
nichtung der  Banknoten  erfolgt  unter  der  Kontrolle 
des  eidgenössischen  Finanzdepartements. 

Art.  17.  Die  Noten  werden  in  Abschnitten  von 
50,  100,  500  und  1000  Fr.  ausgegeben. 

Der  Bundesrat  kann  in  ausserordentlichen  Fällen 
die  Ausgabe  von  Noten  in  kleineren  Abschnitten 
vorübergehend  bewilligen. 

Art.  18.  Der  ganze  Gegenwert  der  in  Umlauf 
befindlichen  Noten  soll  in  gesetzlicher  Barschaft 
oder  in  Gold  in  Barren,  zum  Marktwert«,  gerechnet, 
oder  in  fremden  Goldmünzen,  in  schweizerischen 
Diskontowechseln  und  Wechseln  auf  das  Ausland 
vorhanden  sein;  die  Metallreserve  muss  zum  min- 
desten 40Ä/o  der  in  Umlauf  befindlichen  Noten 
betragen. 

Al  t.  19.  Die  Bank  wird  ferner  verpflichtet,  den 
Gegenwert  aller  kurzfälliger.  Schulden  jederzeit  in 
schweizerischen  Diskontowechseln,  in  Wechseln  auf 
das  Ausland,  in  gesetzlicher  Barschaft,  fremden 
Goldmünzen  oder  Goldbarren  gedeckt  zu  halten. 

Als  kurzfällig  gelten  diejenigen  Schulden,  welche 
innert  zehn  Tagen  fällig  oder  forderbar  sind. 

Art.  20.  Die  Dunk  ist  zur  Einlösung  ihrer  Noten 
zum  Nennwert  in  gesetzlicher  Barschaft  verpflichtet : 

a.  an  ihrem  Centraisitz  in  Bern,  in  jedem  Betrag, 
sofort  auf  Vorweisung; 

b.  an  ihren  Zweiganstalten  und  Agenturen,  so- 
weit es  deren  Barbestände  und  eigenen  Geld- 
bedürfnisse gestatten,  jedenfalls  innert  der  Frist, 
welche  notwendig  ist,  um  das  fehlende  Bargeld 
von  der  Gentraikasse 


.  .  .  von  Anmeldungen  auf  Anleihen  des  Bundes 
und  der  Kantone,  die  zur  Zeichnung  aufgelegt  sind, 
jedoch  unter  Ausschluss  .  .  . 

...  Die  Nationalbank  ist  verpflichtet: 


Der  Bundesrat  kann  die  Ausgabe  von  Noten  in 
Abschnitten  von  20  Fr.  vorübergehend 


...  Die  Nationalbank  ist  .  .  . 
.  ihrem  Hauptsitz  in  Zürich,  in 


.  .    jedenfalls  aber  innert  der  Frist,  die  ausreicht, 

das  fehlende  .  .  . 

.  .  .  von  der  Hauptkasse  .  .  . 
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Bei  den  Zweiganstalten  und  Agenturen  ist  der 
Einlösungsdienst  den  Bedürfnissen  des  Platzes  ent- 
sprechend einzurichten. 

Art.  21.  Die  Bank  ist  verpflichtet,  ihre  Noten 
sowohl  an  ihrem  Centralaitz  als  an  ihren  Zweig- 
anstalten jederzeit  zum  Nennwert  an  Zahlung  sowohl 
als  auch  zur  Bildung  von  Guthaben  anzunehmen. 

Desgleichen  sind  die  eidgenössischen  öffentlichen 
Kassen  pflichtig,  die  Noten  der  Bank  zum  Nennwert 
an  Zahlung  anzunehmen. 

Eine  weitergehende  Rechtsverbindlichkeit  für  die 
Annahme  der  Noten  der  Batik  kann,  aussei  bei  Not- 
lage in  Kriegszeiten,  nicht  ausgebrochen  weide'). 

Art.  22.  Beschädigte  Noten  hat  die  Dank  zum 
vollen  Nennwert  einzulösen,  sofern  der  Eobabi  i  einen 
Teil  der  Note  vorweist,  der  grösser  ist  als  dio  Hälfte, 
oder,  falls  er  einen  weniger  grossen  Xoil  vorweist, 
den  Nachweis  leistet,  dass  der  andere  Teil  der  Note 
zerstört  sei.  Für  vernichtete  oder  verlorene  Noten 
Ersatz  zu  leisten,  ist  sie  nicht  verpflichtet. 

Art.  23.  Abgenutzte  oder  be.schadii.'to  Banknoten 
dürfen  von  der  Bank,  deren  Zweig-uistaltcn  oder 
Agenturen  nicht  wieder  ausgegeben  werden. 


IT.  Rechnnngsstellung,  Reingewinn, 
fonds,  Publizität. 


Art.  24.  Die  Rechnungen  der  Nationalbank  unter- 
liegen nach  ihrer  Abnahme  durch  den  Gcneralrat 
der  Genehmigung  des  Bundesrates. 

Sie  werden  mit  dem  Kalenderjahr  abgeschlossen. 

Die  Aufstellung  der  Jahresbilanzen  hat  na"h  den 
Grundsätzen  des  Obligationenrechts  zu  geschehen. 

Art.  25.  Von  dem  Betrag,  welchen  die  Gcwinn- 
und  Verlustrechnung  als  Reingewinn  aufweist,  fallen 
vorab  16  °/»  in  den  Reservefonds. 

Von  dem  Mehrbetrag  wird  eine  Verzinsung  bis 
auf  4  •/<>  des  Grundkapitals  ausgerichtet.  Ein  all- 
falliger  Fehlbetrag  ist  aus  dem  Reservefonds  zu  er- 


Der  Rest  des  Reingewinns  kommt  den  Kantonen  zu. 
Die  Verteilung  an  die  Kantone  erfolgt  durch  den 
Bund  im  Verhältnis  der  Wohnbevölkerung  nach 
Massgabe  der  letzten  eidgenössischen  Volkszahlung. 

Art.  26.  Zur  Deckung  allfälliger  Verluste  am 
Grundkapital  und  zur  Vervollständigung  der  dem- 
selben zukommenden  Verzinsung  bis  auf  4  "/o  wird 
ein  Reservefonds  angelegt  und  so  lange  geäufnet, 
bis  derselbe  mindestens  30  %  des  einbezablten 
Grundkapitals  erreicht  hat. 

Ueber  den  Reservefonds  ist  in  den  Büchern  der 
Bank  besondere  Rechnung  zu  führon. 

Der  Zinsenertrag  des  Reservefonds  wird  nicht 
diesem,  sondern  der  Jabresrechnung  gutgeschrieben. 

Art.  27.  Die  Bank  hat  regelmässig  den  Prozent- 
salz, zu  welchem  sie  diskontiert  und  verzinsliche 
Darleihen  gewährt,  öffentlich  bekannt  zu  geben.  Sie 
hat  ihre  lahresrechnungen,  sowie  jedo  Woche  Aus- 
weise über  deu  Stand  ihrer  Aktiven  und  Passiven 


V. 


Art.  28.  Die  Organe  der  schweizerischen  National- 


.  .  Die  Nationalbank  ist  .  . 
ihrem  Hauptsitz  .  .  . 


der  Nationalbank  zum  .  .  . 

* 

der  Nationalbank  kann,  .  .  . 
die  Nalionalbank  zum  .  .  . 


von  der  Nationalbau,.,  .  .  , 


Von  dem  Mehrbetrag  wird  etne  Verzinsung  bis 
auf  4'/*°/*  des  Grundkapitals  ausgerichtet;  reicht  et 
zur  Ausrichtung  von  4  °/o  nicht  aus,  so  wird  det 
Fehlbetrag  bis  zu  i  °/o  aus  dem  Reservefonds  ergänzt. 


Die  Nationalbank  hat 


Digitized  by  Google 


«.  Für  die  Aufsicht  und  Kontrolle: 

der  Generalrat, 

der  Bankrat, 

der  Bankausschuas, 

die  Lokalkomitees, 

die  Revisionskommission. 
6.  Für  die  Leitung: 

das  Direktorium  und 

die  Lokaldirektionen. 

Art.  29.  Der  Generalrat  besteht  aus  75  Mit- 
gliedern, wovon  25  durch  den  Bundesrat,  25  durch 
die  Kantone  und  Halbkantono  und  25  durch  die 
Eigentümer  der  vermittelst  öffentlicher  Zeichnung 
begebenen  Anteilscheine  zu  wählen  sind. 

Die  Amtsdauer  des  Generalrates,  .sowie  der 
übrigen  für  die  Aufsicht  und  Kontrolle  der  National- 
bank aurgestellten  Organe  beträgt  vier  Jahre. 

Präsident  und  Vicepräsident  des  Gcneralrates 
bekleiden  von  Amtes  wegen  diese  nämlichen  Stellen 
im  Bankrate  und  im  Bankausschusse. 

Art  30.  Die  Ernennung  des  Generalrales  geschieht 
in  folgender  Weise: 

Zuerst  ernennt  der  Bundesrat  den  Präsidenten. 

Sodann  ernennen  die  Kantone  25  Mitglieder  in 
der  Weise,  dass  jeder  Kanton  und  Halbkanton  ein 
Mitglied  bezeichnet. 

Weitere  28  Mitglieder  werden  durch  die  Eigen- 
tümer der  vermittelst  öffentlicher  Zeichnung  bege- 
benen Anteilscheine  ernannt. 

Von  den  durch  die  Kantone  und  die  Wahlver- 
sammlung der  privaten  Anteilsinhaber  getroflenen 
Wahlen  ist  dem  Bundesrate  Kenntnis  zu  geben, 
wutauf  deovlbc  die  noch  verbleibenden  24  Mit- 
glieder des  Generalrates  wählt. 

Bei  der  Wahl  dieser  24  Mitglieder  wird  der 
Bundesrat  darauf  Bedacht  nehmen,  dass  im  Gesamt- 
generalrate neben  dem  fachmännischen  Elemente 
Handel,  Industrie,  Gewerbe  und  Landwirtschaft  ver- 
treten seien. 

Der  in  dieser  Weise  bestellte  Generalrat  ernennt 

seinen  Vicepräsidenten. 

Atl.  31.  Die  Eigentümer  der  aus  der  öffentlichen 
Zeichnung  hervorgegangenen  Anteilscheine  werden 
zur  Vornahme  der  ihnen  zustehenden  Wahlen  durch 
deu  Präsidenten  des  Generalrates  zu  einer  Wahl- 
versammlung einberufen. 

Hierbei  gelten  nachstehende  Vorschriften  : 

Zur  Teilnahme  an  der  Wahlversammlung  sind 
nur  solche  Eigentümer  von  Anteilscheinen  bezw. 
deren  gehörig  Bevollmächtigte  berechtigt,  welche 
vorschriftsgemäss  als  solche  eingetragen  sind. 

Jeder  Anteilschein  gewährt  das  Recht  auf  eine 
Stimme:  doch  darr  kein  Teilnehmer  für  seine  eigenen 
und  von  ihm  vertretenen  Anteilscheine  mehr  als 
100  stimmen  abgeben.  Sämtliche  auf  einen  Namen 
eingetragene  Anteilscheine  dürfen  nur  durch  eine 
und  dieselbe  Person  vertreten  sein. 

Die  Wahlversammlung  ist  beschlussfähig,  gleich- 
viel welche  Anzahl  von  Anteilscheinen  darin  ver- 
treten ist. 

Weitete  Kompetenzen  über  dieses  Wahlrecht 
hinaus  stehen  den  Eigentümern  von  Anteilscheinen 
'lieser  Kategorie  nicht  zu. 

Für  alles  weitere  wird  ein  durch  den  Bundesrat 
tu  erlassendes  Wahlreglement   das  Erforderliche 
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Art.  32.  Treten  im  Laufe  einer  Amtsperiode 
vom  Bundesrate  oder  den  Kantonen  gewählte  Mit- 
glieder des  Generalrates  aus,  so  sind  dieselben  durch 
die  zutreffende  Wahlbohörde  für  den  Rest  der  Amts- 
periode zu  ersetzen. 

Sollten  während  einer  Amtsdauer  mehr  als  drei 
der  von  den  Eigentümern  der  aus  der  öffentlichen. 
Zeichnung  hervorgegangenen  Anteilscheine  gewählten 
Mitglieder  in  Wegfall  kommen,  so  ist  eine  ausser- 
ordentliche Versammlung  zur  Vornahme  der  erfor- 
derlichen Ersatzwahlen  für  den  Rest  der  Amtsdauer 
einzuberufen. 

Art.  33.  Der  Generalrat  versammelt  sich  am 
Centralsitzo  der  Bank.  Die  Einberufung  erfolgt  durch 
den  Bankrat  wenigstens  zwei  Wochen  vor  dem 
Versammlungstage 

Der  Bankrat  kann  in  Fällen,  welche  er  für  dring- 
lich erachtet,  die  Frist  bis  auf  fünf  Tage  herabsetzen. 

Die  Einladung  muss  die  Tagesordnung  enthalten, 
auf  welche  auch  Anträge  zu  setzen  sind,  welche 
dem  Bankrate  vor  Erlassung  der  Einladung  von 
wenigstens  drei  Mitgliedern  des  Generalrates,  unter 
schriftlicher  Begründung,  tingereicht  worden  sind. 

Ueber  Gegenstände,  welche  nicht  in  der  Tages- 
ordnung aufgeführt  sind,  kimnen  Beschlüsse  nicht 
gefasst  werden.  Hiervon  ist  jedoch  ausgenommen 
die  Beschlussfassung  über  den  in  einer  Sitzung  selbst 
gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordent- 
lichen Sitzung  des  Gencralratcs.  Zur  Stellung  von 
Anträgen  und  zu  Verhandlungen  ohne  Beschluss- 
fassung  bedarf  es  der  Ankündigung  in  der  Tages- 
ordnung nicht. 

Art.  34.  Für  den  Fall,  dass  sowohl  der  Präsident 
als  der  Vicepräsident  an  der  Ausübung  ihrer  Funk- 
tionen verhindert  sein  sollten,  ernennt  der  Generalrat 
selbst  für  die  Dauer  der  Sitzung  einen  ausserordent- 
lichen Vorsitzenden. 

Der  Generalrat  bezeichnet  für  die  Dauer  einer 
Sitzung  zwei  Stimmenzähler  in  offener  Abstimmung, 
wobei  die  Mitglieder  des  Bankrates  nicht  wahlbar 
sind. 

Die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  des  General- 
rates werden  durch  Protokolle  beurkundet,  welche 
von  dem  Vorsitzenden,  dem  Protokollführer  und 
den  Stimmenzählern  zu  unterzeichnen  sind. 

Den  Protokollführer  bestellt  der  Bankrat. 

Art.  35.  Der  Generalrat  ist  beschlussfähig,  wenn 
mindestens  40  Mitglieder  anwesend  sind. 

Der  Generalrat  fasst  seine  Beschlüsse  mit  der 
absoluten  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen;  bei 
Stimmengleichheit  entscheidet  der  Vorsitzende. 

Die  Wahl  der  vorn  Gencralrat  zu  wählenden 
Mitglieder  des  üankrates,  .sowie  der  Müulieder  und 
Ersatzmänner  der  Revisionskommission  hat  durch 
geheime  Abstimmung  zu  geschehen.  Eine  solche 
ist  im  v/eitern  anzuor  dnen,  wenn  sie  von  mindestens 
zehn  Mitgliedern  verlangt  wird.  In  allen  übrigen 
Fällen  erfolgt  die  Abstimmung  durch  offenes  Mehr. 

Art.  36.  Dem  Generalratc  kommen  folgende 
Befugnisse  zu  : 

1.  Wahl  seines  Vicepräsidenten. 
8.  Wahl  von  vierzehn  Mitgliedern  des  Bank- 
rates. 

8.  Wahl  der  Revisionskommission. 

4.  Abnahme  des  Geschäftsberichtes  und  der 
Jahresrechnung,  vorbehalten  die  definitive 
Genehmigung  durch  den  Bundesrat. 


.  ,  .  mehr  als  drei  der  Mitglieder,  die  von  den 
Eigentümern  der  privaten  Anteilscheine  gewählt 
sind,  in  Wegfall  kommen  .  .  . 


.  .  .  am  Hauptsitze  der 


...  die  dem  Bankrate  .  .  . 


.  .  .  des  Bankrates,  diejenige  des  Vicepi 
sowie  diejenige  der  Mitglieder  und  . 
.  .  .  Eine  geheime  Abstimmung 
ist  anzuordnen,  wenn  sie  .  .  . 
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5.  Anregungen  an  den  Bundesrat  zu 
der  Bundesversammlung  betreffend 
Abänderungen  dieses  Gesetzes. 

Art.  87.  Der  Bankrat  besteht  aus  15  Mitgliedern. 

Die  vom  Bundesrate  und  vom  Gener.'  Irate  als 
Präsident  und  Vicepräsident  des  Generalrates  bezeich- 
neten Persönlichkeiten  bekleiden  diese  Funktionen 
ohne  weitere  Wahl  auch  im  Bankrate. 

Die  übrigen  13  Mitglieder  werden  vom  Genoral* 
rate  in  der  ersten  Sitzung  nach  der  periodischen 
Neubestellung  aus  seiner  Mitte  bezeichnet. 

Bei  der  Bestellung  des  Bankrates  sollen  neben 
dem  fachmännischen  Elemente  Handel,  Industrie, 
Gewerbe  und  Landwirtschaft  berücksichtigt  werden. 

Art.  38.  Dem  Bankrat  liegt  die  allgemeine  Beauf- 
sichtigung des  Geschäftsganges  und  der  Geschäftsfüh- 
rung der  Nationalbank  ob. 

Er  hat  über  alle  Angelegenheiten  der  Bank  zu 
entscheiden,  welche  durch  dieses  Gesetz  nicht  aus- 
drücklich andern  Gesellschaftsorganen  zur  Erlediguug 
überwiesen  sind. 

Insbesondere  kommen  demselben  zu: 
a.  die  Feststellung  des  Geschäftsberichtes  und 
der  Jahresrechnung  zu  Händen  des  General- 
rates; 

6.  die  Vorberatung  und  Feststellung  der  Anträge 

an  den  Generalrat; 
e.  das  unverbindliche  Vorschlagsrecht  für  die 
Bestellung  des  Direktoriums  und  für  die  Wahl 
der  Direktoren  der  ZweigansUlten ; 
d.  die  Aufstellung  der  für  die  Anwendung  dieses 
Gesetzes  und  den  ganzen  Gang  der  National- 
bank nötigen  Reglomente,  welche  indessen 
erst  nach  ihrer  Genehmigung  durch  den  Bundes- 
rat vollziehbar  sind. 
Art.  39.  Der  Bankrat  versammelt  sich  wenigstens 
einmal  vierteljährlich ;  er  kann  ausserdem  durch 
seinen  Präsidenten  oder  auf  Verlangen  von  fünf 
Mitgliedern  in  ausserordentlicher  Weise  einberufen 
werden. 

Die  Sitzungen  Qnden  in  der  Regel  am  Centrai- 
sitze der  Bank  statt. 

Zu  gültigen  Verhandlungen  ist  die  Anwesenheit 
der  absoluten  Mehrheit  der  Mitglieder  erforderlich. 

Kann  der  Bankrat  nicht  in  bcschlussfähiger  An- 
zahl besammelt  werden,  so  ist  der  Präsident  befugt, 
Mitglieder  der  Lokalkomitees  als  Ersatzmänner  ein- 
zuberufen; dabei  hat  ein  angemessener  Wechsel 
stattzufinden. 

Die  Beschlüsse  des  Bankrates  werden  mit  ab- 
soluter Mehrheit  gefasst,  bei  Stimmengleichheit  ent- 
scheidet der  Präsident. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Bankrates  ist  ein 
Protokoll  zu  führen ;  den  Protokollführer  bezeichnet 
der  Bankrat. 

Art  40.  Ein  für  die  Dauer  einer  Amtspeiiode 
bestellter  Bankausschuss  vou  fünf  Milgliedern  übt 
als  Delegation  des  Bankrates  die  nähere  Aufsicht 
und  Kontrolle  über  die  Leitung  der  Nationalbank  aus. 

Dieser  Ausschuss  wird  gebildet  aus  dem  Präsi- 
denten und  dem  Vicepräsidenton  des  Bankrates  und 
drei  weitern  durch  den  Bankrat  zu  ernennenden 
Mitgliedern. 

Der  Bankrat  bezeichnet  überdies  zwei  Ersatz- 
männer, welche  in  Verhinderungsfällen  in  Funktion 
zu  treten  haben. 


Angelegenheiten  der  Nationalbank  .  . 
andern  Organen  der  Bank  .  .  • 
kommen  ihm  zu  .  .  . 


c.  die  Aufstellung  unverbindlicher  Vorschläge  für 
die  Wahl  des  Direktoriums  und  die  der  Direktoren 
der  Zweiganstallen ; 


.  am  Ilauptsitze  der 
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Die  Sitzungen  des  Bankausschusses  richten  sich 
nach  dem  B  diirfnia  und  haben  in  der  Flegel  am 
Centraisitze  der  Bank  stattzufinden. 

Art.  41.  Dem  liankuusschuss  liegt  ausserdem 
die  Vorberatung  aller  vom  Bankrate  zu  erledigenden 
Geschäfte  ob.  Er  wirkt  begutachtend  mit  bei  der 
Feststellung  des  offiziellen  Diskontosatzes  und  bei 
Bestimmung  des  ZünAlMM  für  Darleihen. 

Art  42.  Die  Aufsicht  über  die  Zweiganslallen 
wird  von  Lokalkomitees  ausgeübt.  Dieselben  be- 
stehen je  nach  der  !•.  utung  des  Platzes  aus  3 — 7 
Mitgliedern,  welche  vom  B.mkrate  vorzugsweise  aus 
den  namhaften  Kaufleuten  und  Industriellen  des 
Platzes  und  Umgebung  ernannt  werden. 

Den  Lokalkomitees  steht  eine  gutachtliche 
serung  bei  Bestellung  der  Lokoldirektion  zu. 

Mitglieder  des  Bar.krates,  wJche  am  Orte 
Zweiganstalt  ihren  Wohnsitz  haben,  sind  als  Mit- 
glieder des  LokalkomiUe»  wählbar. 

Aus  der  Gesamtzahl  der  Mitglieder  eines  Lokal- 
komitees bezeichnot  der  Bankrat  einen  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter. 

Die  Lokalkomite^s  versammeln  sich  nach  Be- 
dürfnis; sie  8ujd  beschlussfällig  bei  Anwesenheit  der 
absoluten  Mehrheit  der  Mitglieder. 

Art.  43.  Die  Revisionskommission  besteht  aus 
drei  Mitgliedern  und  drei  Ersatzmännern,  welche 
vum  Generalrate  innerhalb  oder  ausserhalb  seiner 
Mitte  gewählt  werden.  Sie  hat  die  Jahresrechnung 
und  die  Bilanz  zu  prüfen  und  dem  Genoralrate  über 
ihren  Befund  einen  schriftlichen  Bericht  zu  erstatten. 

Von  diesem  Berichte  ist  jeweilen  auch  dem 
Bundesrate  Kenntnis  zu  geben. 

Die  Revisionskommission  hat  das  jederzeitige  und 
unbedingte  Recht  der  Einsichtnahme  in  den  ge- 
samten Geschäftsbetrieb  der  Bundesbank,  immerhin 
unter  Beobachtung  der  in  Art.  50  enthaltenen  Vor- 
schriften. 

Art.  44.  Das  Direktorium  ist  die  eigentlich  ge- 
schäftsleitende  und  ausführende  Behörde;  ihm  liegen 
innerhalb  der  Dienstanweisungen  und  Reglemente 
alle  Verrichtungen  zur  Verwirklichung  der  Aufgaben 
und  Zwecke  der  Nationalbank  ob. 

Das  Direktorium  vertritt  die  Schweizerische  Na- 
tionalbank nach  aussen ;  es  ist  die  sämtlichen  Be- 
amten und  Angestellten  der  Centralverwallung,  sowie 
die  den  Lokaldirektionen 
Stelle. 

Das  Direktorium  besteht  aus  höchstens  drei  Mit- 
gliedern, die  ihren  ständigen  Wohnsitz  am  Central- 
sitz  der  Bank  haben  müssen. 

Die  Mitglieder  des  Direktoriums  werden  vom 
Bundesrate  auf  unverbindlichen  Vorschlag  des  Bank- 
rates für  eine  Amtsdauer  von  sechs  Jahren  ernannt. 

Der  Bundesrat  wählt  aus  der  Mitte  des  Direk- 
toriums dessen  Präsidenten  und  Vicepräsidenten. 

Art.  45.  Die  Lokaldirektionen  bestehen  aus 
einem  Direktor  und  einem  Subdirektor,  welche  vom 
Bundesrate  auf  den  unverbindlichen  Vorschlag  des 
Bankrates  für  eine  Amisdauer  von  sechs  Jahren 
ernannt  werden;  ihnen  ist  die  verantwortliche  Lei- 
tung und  Geschäftsführung  der  Zweiganstal  teo  inner- 
halb der  vom  Direktorium  zu  erteilenden  Weisungen 
und  der  erlassenen  Reglemente  ubertragen. 

Den  Lokaldirektionen  sind  die  Beamten  und  An- 
gestellten der  betreffenden  Zweiganstalt  unmittelbar 
unterstellt. 

AatlidMl  ■Unogi^U.chM  BttUrtin  X.  Nr.  87.  - 
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Art.  46.    Nicht  vereinbar  sind: 

a.  die  Stolle  eines  Mitgliedes  der  Bundesver- 
sammlung mit  derjenigen  eines  Mitgliedes 
des  Direktoriums  und  der  Lokaldirektionen ; 

b.  die  Stolle  eines  Mitgliedes  des  Generalrates 
und  dos  Dankrates  mit  derjenigen  eines  Mit- 
gliedes des  Direktoriums  und  der  Lokal- 
direktionen. 

Art.  47.  Die  dem  Direktorium  am  Centraisitze 
der  Dank  unterstellten  Beamten  und  Angestellten 
werden  durch  dns  Direktorium,  die  den  Lokaldirek- 
tionen unterstellten  Beamten  und  Angestellten  auf 
die  Vorschlüge  der  Lokalkoinitces  durch  die  Lokal- 
direktionen gewählt. 

Art.  48.  Zur  verbindlichen  Zeichnung  ist  die 
Kollektiv-Unterschrift  zweier  zur  Führung  der  Unter- 
schrift innerhalb  den  Vorschriften  des  Reglements 
berechtigt  erklärter  Personen  erforderlich. 

Art.  49.  Die  Mitglieder  des  Generalrates,  der 
Lokalkomilees  und  der  Revisionskommission,  des 
Direktoriums  und  der  Lokaldireklioneu  müssen  in 
der  Schweiz  domizilierte  Schweizerbin  ger  sein. 

Art.  60.  Sämüichen  Mitgliedern  Jer  Hankbe- 
hörden,  sowie  allen  Beamten  und  Angestellten  der  j 
Nalionalbank  ist  strenge  Verschwiegenheit  über  die 
geschäftlichen  Beziehungen  der  Bank  zu  den  Bank- 
kunden und  über  deren  Verbal  misse  zur  Pflicht 
gemacht 

Art.  51.  Die  vom  Bundesrate  ernannten  Beamten 
haben  die  Eigenschaft  von  Bundesbeamlen  und  sind 
als  solche  dem  Bundesgesclz  über  die  Verantwort- 
lichkeit der  eidgenössischen  Behörden  und  Beamten 
vom  9.  Dezember  1860  unterstellt. 

Dem  Direktorium  und  den  Lokaldirektionen  steht 
gegenüber  den  von  ihnen  gewählten  Beamten  und 
Angestellten  die  gleiche  Disciplinargewalt  tu,  wie 
sie  der  Bundesrat  mit  Bezug  auf  die  von  ihm  er- 
nannten Beamten  und  Angestellten  hat. 

Art.  52.  Ein  auf  Vorlage  des  Bankrates  durch 
den  Bundesrat  zu  genehimu-ndes  Reglement  wird 
die  Kompetenzen  der  Bankbehörden  und  ihre  Be- 
ziehungen zu  einander  feststellen,  die  Besoldungs- 
Minima  und  -Maxima  normieren,  sowie  die  Geschäfts- 
führung überhaupt  regeln. 

Die  Feststellung  der  Besoldung« -Minima  und 
-Maxima  bedarf  der  Genehmigung  der  Bundesver- 


Art.  53.  Die  Mitglieder  des  Generalrates,  des 
Bankrates,  der  Revisionskommission  und  der  Lokal-  _ 
komitees  werden  durch  Tag-  und  Reisegelder  ent- 
schädigt, deren  Höhe  im  Reglement  bestimmt  wird. 
Den  Mitgliedern  des  Bankausschusses  oder  einzelnen 
derselben  können  durch  den  Bankrat  auch  feste 
Besoldungen  ausgesetzt  werden. 

Art.  54.  Innerhalb  der  aufgestellten  Besoldungs- 
Minima  und  -Maxima  werden  die  Besoldungen  der 
sämtlichen  Beamten  und  Angestellten  der  Nalional- 
bank durch  den  Bankrat  festgestellt. 

Die  Ausrichtung  von  Tantiemen  ist  überall 
geschlossen. 


.  .  .  werden  auf  Vorschlag  des  Direktoriums  durch 
den  Bankausschuss,  die  den  Lokaldirektionen  unter- 
stellten auf  Vorschlag  der  Lokaldirektionen  durch 
die  Lokalkomitees  gewählt. 

.  .  .  zur  Führung  der  Unterschrift  berechtigt  er- 
klärter Personen  erforderlich.  Die  Berechtigung  zu 
dieser  Lntei-schriftsführung  erteilt  de 


tilreiciiuijtf  von  Alueli  a. 


VI.  Mitwirkung;  und  Aufsicht  des  Bundes 
bei  der  Verwaltung  der  Bank. 

Art.  55.  Die  durch  Art.  39  der  Bundesverfassung 
dem  Bunde  übertragene  Mitwirkung  und  Aufsicht 
bei  der  Verwaltung  der  Naüonalbank  vollzieht  sich: 
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durch  die  vom  Bundesrate  zu  wählende  Ver- 
tretung in  den  Bankbehörden ; 

durch  die  dem  Bundesrate  vorbchaltene  Geneh- 
migung der  Reglemente,  des  Geschäftsberichtes  und 
der  Jahresrechnung; 

durch  die  Berichterstattung  des  Bundesrates  an 
die  Bundesversammlung ; 

durch  vom  Finanzdepartement  aufzustellende 
Organe  zur  Kontrollierung  der  An-  und  Ausfertigung, 
Einziehung  und  Vernichtung  von  Banknoten,  sowie 
der  Metalldeckung  Tür  die  cirkulierenden  Noten  und 
die  übrigen  kurzfälligen  Verbindlichkeiten  der  Na- 
tionalbank. 

Die  aus  dieser  Kontrolle  erwachsenden  Kosten 
werden  dem  Bunde  von  der  Nalionalbank  zurück- 
vergütet. 


VII.  Strafbestlmniungen. 

Art.  66.  Wer  falsche  Banknoten  anfertigt,  um 
sie  als  echte  zu  verwenden,  wird  mit  Zuchthaus  bis 
zu  zwanzig  Jahren  bestraft. 

Art.  57.  Wer  echt>,  Banknoten  mit  einem  höhern 
Wert  bezeichnet,  um  sie  mit  diesem  höhern  Wert 
in  Verkehr  zu  bringen,  wird  mit  Zuchthaus  bis  zu 
fünf  Jahren  oder  mit  Gefängnis  nicht  unter  sechs 
Monaten  bestraft. 

Art.  58.  Wer  falsche  oder  verfälschte  Bank- 
noten wissentlich  als  echt  oder  unverfälscht  in  Ver- 
kehr bringt,  wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  drei  Jahren 
bestraft. 

Wer  falsche  oder  verfälschte  Banknoten  als  echte 
in  Empfang  genommen  hat  und  sie  nach  erkannter 
Unechlheit  wieder  in  Verkehr  bringt,  ist  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  einem  Jahr  oder  mit  Geldbuase  bis 
zu  5000  Franken  zu  bestrafen. 

Art.  59.  Wer  Stiche,  Platten,  Gliche»  oder  andere 
Formen,  die  zur  Fälschung  oder  Verfälschung  von 
Banknoten  bestimmt  sind,  anfertigt  oder  anschafft, 
wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  fünf  Jahren  oder  mit 
Gefängnis  nicht  unter  sechs  Monaten  bestraft. 

Art.  60.  Wer  den  Banknoten  ähnliche  Drucksachen 
oder  Abbildungen  zu  Ankündigungen,  Reklamen  oder 
Scherzen  anfertigt  oder  vorbreitet,  wird  mit  Gefäng- 
nis bis  zu  drei  Monaten  .oder  mit  Geldbusse  bis  zu 
500  Franken  bestraft. 

Art.  61.  Falsche  oder  verfälschte  Banknoten 
sind  eu  vernichten,  ebenso  die  zu  deren  Herstellung 
verwendeten  oder  bestimmten  Stiche,  Platten,  Cliche* 
oder  andere  Formen. 

Art.  62.  Wer  entgegen  der  Vorschrift  des  revidier- 
ten Artikels  39  der  Bundesverfassung  Banknoten  oder 
andere  gleichartige  Geldzeichen  ausgiebt,  wird  mit 
Gefängnis  bis  auf  ein  fahr  oder  mit  einer  Geldbnsso 
bestraft,  welche  dem  Fünffachen  des  Nennwertes 
der  unbefugt  ausgegebenen  Schuldscheine  gleich- 
kommt, zum  mindesten  aber  Fr.  5000  beträgt. 

Art.  63.  Die  in  den  Artikeln  56—62  dieses 
Gesetzes  angedrohten  Strafen  sind  auch  auf  Hand- 
lungen anwendbar,  welche  auf  fremdem  Gebiete 
verübt  werden.  Im  übrigen  finden  die  allgemeinen 
Bestimmungen  des  Bundesgesetzcs  Uber  das  Bundes- 
strafrecht der  schweizerischen  Eidgenosse nschaft  An- 
wendung. 

Die  Beurteilung  der  Straflällc  unterliegt  der 
Bundesstrafgerichtsbarkeit 


sowie  der  Deckung  .  .  . 
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Tin. 


des  Privilegiums  der  Natfonalbank. 


Art.  64.  Die  Dauer  des  Privilegiums  der  Schwei- 
zerischen Nationalbank  für  die  Ausgabe  von  Dank- 
noten ist  auf  fünfzehn  Jahre  festgesetzt.  Auf  den 
Ablauf  dieser  Zeit  kann  dasselbe  um  weitere  zehn 
Jahre  und  in  gleicher  Weise  je  mit  Ablauf  weilerer 
•ehn  Jahre  vertingert  werden. 

Für  den  Fall,  dass  der  Bund  das  Privilegium 
nicht  erneuern  will,  behält  er  sich  das  Recht  vor, 
vorausgegangener  einjähriger  Ankündigung  die 
mit  Aktiven  und  Passiven  zu  übernehmen,  auf 
einer  im  gegenseitigen  Einverständnis  oder 
im  Streitlalle  durch  Entscheid  des  Bundesgerichts 
aufgestellten  Bilanz. 

Art.  65.  Im  Falle  des  Ueberganges  der  Bank 
an  den  fi  jud  verbleibt  ein  Dritteil  des  Reservefonds, 
soweit  derselbe  nicht  zur  Deckung  von  Verlusten 
in  Ansprach  genommen  werden  muss,  dem  Bund 
zu  Händen  der  neuen  Notenbank,  der  Rest  wird 
nach  Massgabe  des  Nominalbetrages  auf  die  sämt- 
lichen Anteilscheine  verteilt 

Art.  66.  Die  Entscheidung  über  Erneuerung  oder 
Nicht-Erneuerung  des  Privilegiums  der  Bank,  sowie 
über  die  eventuelle  Uebernahme  derselben  durch  den 
Bund  erfolgt  auf  dem  Wege  der  Bundesgesetzgebung. 


IX.  Erledigung  von  Reehtsstreitlgkeiten. 

Art  67.  Das  Bundesgericht  beurteilt  als  einzige 


privatrechtlichen  Streitigkeiten ; 
6.  Streitigkeiten  zwischen  Bund,  Kantonen  und 
übrigen  Eigentümern  von  Anteilscheinen  der 
Nationalbank  unter  sich  oder  mit  der  National- 
bank betreffend  die  aus  den  Anteilscheinen 
abzuleitenden  Rechte  und  Verbindlichkeiten; 
e.  Streitigkeiten  betreffend  Feststellung  der  Bilanz  ! 
bei  Uebergang  der  Nationalbank  an  den  Bund  ) 
(Art.  64,  Lemma  2). 
Für  die  Behandlung  und  Beurteilung  aller  wei-  | 
tern  civilrechtlichen  Streitigkeiten  gegen  die  National- 
bank finden  die  bestehenden  kantonalen  und  eidse 


X.  Uebergangsbestlmmungen. 

Art  68.  Nach  Tnkrafterklärung  dieses  Gesetzes 
wird  der  Bundesrat  die  Kantone  anfragen,  in  wel- 
chem Umfang  sie  an  der  Beschaffung  des  Grund- 
kapitals der  Nationalbank  gemäss  Art  6  und  10 
teilnehmen  wollen. 

Der  Bundesrat  wird  den  Zeitpunkt  der  Begebung 
les  der  öffentlichen  Zeichnung  vorbehaltenen  Drilteils 
de&  Grundkapitals  bestimmen,  sowie  die  nahern  Be- 
dingungen, inbegriffen  eine  erste  Einzahlung,  festsetzen. 

Art.  69.  Im  feinern  ist  der  Generalrat,  der 
Bankrat  und  der  Bankausschuss  nach  Anleitung  der 
Art.  30,  37  und  40  zu  bestellen  und  die  Wahl  von 
wenigstens  zwei  Mitgliedern  des  Direktoriums  vor- 
zunehmen. 

Diete  Wahlen  sind  provisorisch  für  die  Dauer 


■  .  .  auf  zwanzig  Jahre  .  .  . 

.  .  .  um  weitere  10  laSne  verläntmrt 
so  fort  von  10  zu  10  Jahren. 


die  Nationalbank  mit  . 


werden  und 


der  Nationalbank 


Streichung  von  Absatz  2. 
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Art.  70.  Während  dieser  gleichen  Periode  ist 
der  Bunkrat  bevollmächtigt,  gev.ulzt  auf  die  vom 
provisori>chen  Direktorium  vorgelegten  und  vom 
Bankau:«sclius<e  begutachteten  Vorschlüge,  aMe  zur 
Organisation  nötigen  einleitenden  und  die  Geschäfts- 
eroffnung  vorbereitenden  Schritte  anzuordnen  und 
die  erforderlichen  Massnahmen  zu  treffen. 

Abgesehen  von  der  durch  den  Bundesrat  ein- 
geforderten ersten  Kinzahlung  auf  den  aus  der  öffent- 
lichen Zeichnung  hervorgegangenen  Anteilscheinen 
wird  der  Bankrat  nach  eingeholter  Genehmigung 
des  Bundesrates  die  Einzahlungen  auf  das  Grund- 
kapital einfordern. 

Die  während  der  Organisationsperiode  entstehen- 
den Aufgaben  werden,  unter  Vorbehalt  der  Zurück- 
erstattung,  vorschussweise  vom  Bunde  bestritten. 

Art.  71.  Die  Nationaibank  gilt  mit  d.-r  Eintragung 
in  das  Handelsregister  als.  konstituiert. 

Sie  kann  ihre  Geschäfte  beginnen,  sobald: 

1.  das  Grundkapital  voll  eingezahlt  ist; 

2.  die  Centralverwaltung  in  Bern  und  Zweig- 
anstalten auf  mindestens  vier  schweizerischen 
Bankplätzen  organisiert  sein  werden. 

Auf  diesen  Zeitpunkt  sind  auch  die  in  diesem 
Gesetze  vorgesehenen  Wahlen  von  Aufsichtsbehörden, 
Beamten  und  Angestellten  definitiv  vorzunehmen. 


Art  72.  Vom  Tag  der  Inkrafterklärung  dieses 
an  ist  der  Bundesrat  ermächtigt,  den  bis- 
herigen Emissionsbanken  die  Bewilligung  zur  Neu- 
Emission  oder  Vermehrung  der  Emission  von  Bank- 
noten zu  verweigern. 

Art  73.  Der  Rückzug  der  Noten  der  bisherigen 
Emissionsbanken  hat  vom  Tag  der  Geschäftseröffnung 
der  Nationalbank  an  in  längstens  zweiundeinhalb 
Jahren  in  der  Weise  zu  geschehen,  dass  jede  Emis- 
sionsbank verpflichtet  ist,  mit  Ende  eines  jeden 
Vierteljahres  mindestens  einen  Zehntel  des  am  Er- 
öffnungstage der  Nationalbank  ausgewiesenen  Nomi- 
nalbetrages ihrer  Notenemission  zur  Vernichtung 
einzuliefern,  einen  allfälligen  Fehlbetrag  aber  in  bar 
einzuzahlen. 

Wenn  jedoch  der  Betrag  der  im  Laufe  eines 
Vierteljahres  von  einer  Emissionsbank  eingelieferten 
Noten  einen  Zehntel  des  Nominalbetrages  ihrer  Noten- 
emission Ubersteigt;  so  wird  der  Ueberschnss  auf 
Rechnung  der  folgenden  Vierteljahre  vorgetragen. 
Die  Einlieferung  der  zu  vernichtenden  Noten 

i  Kontroll- 
in bar  an  die 


auf  die  vom  Direktorium 


Art.  74.  Auf  den  letzten  Einlieferungstermin 
hat  jede  Emissionsbank  ein  specifiziertes  Verzeichnis 
ihrer  noch  ausstehenden  Noten  an  die  Nationalbank 
so  übergeben.  Diese  übernimmt  für  sich  und  ihre 
eventuellen  Rechtsnachfolger  die  nachträgliche  Ein- 
lösung noch  während  eines  Zeitraumes  von  dreissig 
Jahren,  von  diesem  Termin  an  gerechnet,  und  ver- 
nichtet die  eingelösten  Noten  unter  Kontrolle  des 
eidgenössischen  Finanzdeparlementes.  Nach  Ablauf 
dieser  Frist  verfällt  der  Gegenwert  der  nicht  zur 


T  .  in  Zürich  ... 


.  .  auch  die  weitem 


Zeitpunkt  beginnt  die  erste  Amt» 
dauer  der  rar  die  Organisationsperiode  bereits  go- 
wählten  Aufsichtsbehörden,  Beamten  und  Angestellten. 


drei  Jahren 


ein  Zwölftel  .  .  . 


Art.  73M*.  Die  Nationalbank  wird  den  bisheri- 
gen Emissionsbanken  den  Rückzug  der  Banknoten 
durch  Gewährung  von  Vorschüssen  auf  Wertpapieren 
nach  Möglichkeit  erleichtern. 


Digitized  by  Google 


526  - 


Einlösung  vorgewiesenen  Noten  dem  eidgenössischen 
Invalidenfonds. 

Gegenüber  Banken,  welche  den  Gegenwert  ihrer 
noch  ausstehenden  Noten  vor  Ablauf  des  Endtermins 
einliefern,  übernimmt  die  Nationalbank  schon  vom 
Tage  dieser  Einlieferung  an  die  unbedingte  Ver- 
pflichtung zur  Einlösung. 

Art  75.  Soweit  nicht  schon  diese  Uebergangs- 
best immun uen  Abänderungen  des  Bundesgesetzes 
ober  die  Ausgabe  und  die  Einlösung  von  Banknoten 
vom  8.  März  1881  bedingen,  bleiben  dasselbe  und 
die  betreffenden  Vollziehuugsverordnungen  und  Regle- 
inente  für  die  Kontrollbehörde  und  für  die  bisheri- 
gen Emissionsbanken  so  lange  in  Wirksamkeit,  bis 
die  letztem  sich  von  allen  ihren  Verpflichtungen 
gegenüber  den  Noteninhabern  liberiert  haben. 

Art.  76.  Die  Nationalbank  und  ihre  sämtlichen 
Zweigonstalten  werden  während  der  l.u  l;zugsperiode 
die  Noten  der  bisherigen  Emissions-bankcn  an  Zah- 
lung nehmen  und  die  Einlösung  dieser  Noten  innert 
einer  Frist  von  drei  Tagen  unentgeltlich  vermitteln, 
solange  diese  Emissionsbanken  ihre  eigenen  Noten 
pünktlich  einlösen  und  der  Nalionnlhank  Gegenrecht 
halten. 

Art.  77.  Der  Bundesrat  ist  beauftragt,  auf  Grund- 
lage der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  vom 
17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung  über 

ButHk'.-tfOsjtzc  und  Bundeibeschlüsse,  die  Bekannt- 
machung dieses  Gesetze*  zu  veranstalten  und  den 


Banque  de  la  Confederation. 


DMslon  dn  conseil  national. 

23  jum  1899. 


Lol  föderale 


une  Banque  centrale  Demission. 


L'ASSEMBLEE  FEDERALE 
DE  LA  CONFEDERATION  SUISSE, 

en  exöcutlon  do  I'art.  39  revise  de  la  Constitu- 
tion föderale  du  29  mai  1874; 

vu  le  messago  du  conseil  föderal  du  24 1 


Art.  l«r.  La  Confederation  conrere  le  droit  ex- 
clusil  d'emettro  des  billets  de  banque  ä  un  etablis- 
sement  central  d'emission,  institue  conformement 
aux  dispositions  de  la  presente  loi,  sous  la  deno- 

de: 


Proposltlons 
de  la  commission  du  conseil 

10  octobre  1900. 


Adhesion  ä  la  decision  du  conseil 
tont  oü  il  n'y  a  pas  d'observatinn. 


Digitized  by  Google 


-    5*7  — 


tSohweizerlsche  Nationalbanlt», 

«Banque  nationale  suisse», 

cBanca  nazionale  svizzora». 
La  banque  jouit  de  la  porsonalitö  civllo;  ollu  est 
administree  avec  le  concours  et  sous  la  surveiliance 
de  la  Confederation. 

Art  2.  La  banque  a  pour  täche  principale  de 
sorvir,  on  Suisse,  de  regulateur  du  marche  de  l'ar- 
geot  et  de  faciliter  les  Operations  de  payemenL  Kilo 
se  Charge  en  outre,  sans  Irais,  du  servic«  de  tre- 
sorerie  de  la  Confederation,  ou  laut  que  cd  »orvice 
lui  est  confiö. 

Art.  3.  La  banque  a  son  si<''-'0  central  a  Homo. 
Elle  est  aulorisce  a  ctablir,  parluut  nu  Suisse,  dos 
suocursales  ou  des  agences,  ipres  avoir  ontendu  le 
gouvernemont  cantonal  interesse,  mais  sans  cepen- 
dant  etre  liee  par  la  manii-re  de  voir  de  co  dernior. 


La  banque  est  autorisee  •.  acquerir,  ä  l'amiable 
et  ä  exploiter  comme  succursales  des  banques  exis- 
tantes  dont  les  Operations  soct  compatibles  avec  les 
siennos,  on  liquidant  les  aSaires  qui  ne  rempliraient 
pas  cette  condition. 

Chaque  canton  et  demi-canton  a  le  droit  de  do- 
mander la  crcalion  d'une  succursalo  ou  agence  de 
la  banque  sur  son  territoire. 

Lora  de  la  creat;on  iragonces,  la  prelerence 
donnee  aux  banques  cantonales  ou 
mix  les  garantics  par  los  cantons. 

Art.  i.  Le  fonds-capital  do  in  banque  est  de 
trente-si.\  millions  de  francs  (fr.  30,000,000)  qui 
devront  etre  entierement  verses  le  jour  ob  la  banque 
common  cera  ses  Operations. 

Le  fonds-capital  pourra  etre  porte  jusquau  double 
de  la  sommn  ci-dessus,  par  decision  de  l'assemblee 
föderale. 

Art.  5.  To'js  les  partieipants,  sans  exception,  ne 
sont  responsables  que  jusqu'a  coneurrence  de  leurs 
parU  au  fonds-capital  souscrites  ou  acqulses  ulte- 
rieuromenL 

Art.  0.  Le  fonds-capital  de  la  banqur?  est  cons- 
Utue  comme  suit:  La  Confederation  assumera  un 
tiers  de  ce  fonds-capital;  un  Hera  sera  reserve  aux 
cantons  et  aux  banques  cantonales  et  un  tiers  est 
mis  en  souscription  publique. 

La  Confederation  assumera  de  meme  des  parts 
qui  nc  soraient  pas  reclamees  par  les  cantons  et 
banques  cantonalos  on  qui  n'auraient  pas  ete  cou- 
vertes  par  la     nscription  publique. 

La  Confederation  peut  röaliser  sur  ses  rossources 
disponibles  -es  fonds  necessaircs  pour  sa  parlicipa- 
tion  au  fonds-capital,  ou  so  les  procurer  par  Demis- 
sion d'obligations  ou  titros  de  rente,  qui  nepourront 
6tro  denonc£s  de  la  part  du  creancier. 

Art.  7.  Les  parts  röservees  ä  la  Confederation  et 
aux  cantons  ou  aux  banques  cantonales  sont  de 
fr.  10,000;  elles  peuvent  etre  transferees  a  des  ad- 
minisü-ations  föderales  ou  cantonales  ainsi  qu'ä  des 
tondaüons  nationales.  Le  transfert  ä  des  particullers 
est  intordir. 

Art.  8.  Los  parts  röservees  a  la  souscription  pu- 
blique sont  de  fr.  I(XK)  etinscrites  au  nom  du  sous- 
oripteur. 

Seuls  les  ciloyens  suisses  ou  les  raisons  sociales 
et  personnes  morates  domiciliees  en  Suisse  auront 


Art.  2.  La 


a  pour  Ueno 


Art.  3.  La  banque  nationale  a  son  attge  prioeipaj 
ä  Zürich.*) 


La  ville  de  Zürich")  devrafournir  gratuitement  ua 
emplacoment  convenable  pour  y  edifier  l'hötel  de  la 
banque. 

La  banque  nationale  est .  .  . 


de  la  banque 


de  la  banque  nationale  est  de 


Art.  6.  Le  fonds-capital  de  la  banque 
est  constitne  comme  suit: 
La  Confederation  .  .  . 
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le  droit  de  souscrire  ou  d'acheter  des  parts  de  cette 
categorie. 

Daus  l.i  r^'e,  on  tiendra  conipte,  ea  premi&re 
ligne,  de  cpux  qui  n'aurout  suuscrit  qu'une  seule 
part. 

Art.  9.  Le  transfert  des  parts  de  la  banque  na- 
tionai«'  a  Ueu  par  endos-seiuent  et  inscriplion  sur 
uu  regislre  special. 

Le  Hausiert  ä  des  particuliers  ou  ä  des  raisons 
sociales  de  parls  provenant  de  la  souscription  pu- 
blique doit  Mn  exaniine  dans  le  sens  de  l'art.  8, 
alinea  2,  et  approuve  par  le  coniite  de  banque;  puur 
tous  les  autres  translerts,  il  sulüt  de  la  simple  ias- 
criplion sur  le  registre. 

Art.  10.  La  repartition  des  parts  reservees  aux 
canluas  so  fera  de  la  maniere  suivante:  Cliaque 
caoton  et  domi-canton  a  droit  ä  au  moins  10  parts 
et  ea  outre  k  uae  quote-part  proportionuelle  au 
Chiffre  de  sa  population. 

Oaas  le  cas  oü  certalns  caatons  ne  feraient  pas 
usage  '.e  leur  droit  d'assumer  les  parts  qui  leur 
revienaeDt,  ou  n'en  Teraient  qu'un  usage  partiel,  les 
autres  cantons  peuvent  reclamer  les  parts  restantes 
jusqu'a  concurrence  de  12  millions  de  Iran  es;  si  le 
capital  est  plus  que  souscrit,  ;une  nouvelle  reparti- 
tlon  a  Heu  au  prorata  de  la  populatioD. 

B  appartient  aux  cantons  de  se  coocerter  avec 
leurs  banquos  oantonales  relativement  ä  la  partici- 
pation  de  ces  dernieres  ä  la  quote-part  r6servee  au 


Art  11.  La  banque  ce  reconnalt  qu'un 
taut  pour  chaque  part  Si,  par  suite  d'heritage  ou 
de  transfert,  une  part  echeoit  ä  plasieurs  proprle- 
taires,  ceux-ci  dovront  designer  un  representant 
coUectif. 

Art  12.  La  banque  et  ses  succursales  sont  exemptes 
de  tout  impöt  daas  les  cantons. 

Sont  reservees  les  lois  cantonales  sur  les  droits 
pergus  en  cas  de  transfert  sur  le  timbre  des  effets 
de  change,  cheques  et  autres  engagements.  Ne  sont 
exempts  de  droits  de  timbre  que  les  actes  emanant 
de  la  banque,  ainsi  que  les  quittances  qu'elle  delivret 

Art  13.  Les  disposltions  du  titre  vingt-sixieme 
du  Code  federal  des  obligations  sur  les  societes  par 
actions  sont  applicables  ä  la  banque  nationale,  dans 
les  cas  oü  la  presente  loi  ne  contient  pas  de  pres- 
criptions  particulieres  et  süffisantes  sur  l'organisa- 
Üon  et  Tadministration  de  la  banque. 

L'annulation  des  parts  est  reglee  par  les  disposi- 
tloos  du  titre  trente-deuxieme  du  oode  federal  des 
obligations  sur  les  titres  au  porteur. 


tl.  Oes  Operations  de  la 


Art  Ii.  Lee  op&rations  de  la  banque  nationale 
sont  limitees  ä  l'&nission  de  billets,  aux  viremeuts 
et  ä  l'escompte. 

En  consequence,  eile  est  autoriseo  a  faire  les 
Operations  suivantes  ä  l'exclusion  de  toutes  autres: 
1»  Emission  de  billets  de  banque,  conformement 

aux  dispositions  de  la  presente  loi. 
3»  Escompte  de  lettres  de  change  sur  la  Suisse,  ü 
l'echeance  de  trois  mois  au  plus  et  portant  au 
moins  deux  signatures  notoirement  solvables. 
3°  Achat  et  vente  de  lettres  de  change  sur  les  pays 
dont  la  circulatlon  monetaire  est  ä 


11  sera  teuu  couipte,  en  preuii&ro  ligne,  despetites 
souscriptious. 


.  .  .  doit  etre  exainme  et 
Tart.  8,  aiinca  2  .  .  . 


Art  11.  La  banque  nationale  ne  reconnalt  .  .  . 


des  effets  de  change,  des  cheques  et  autres 
Nesont. . .  banque  nationale,  ainsi . . . 
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base  mötallique.  Cos  öffels  devnmt  etro  ä  l'rche- 
anco  do  trois  mois  au  plus  cl  porter  au  moins 
dcux  siguatures  notoiroment  solvablcs. 
4»  Avances  ä  intör^ts  sur  dcpot  do  titres  ot  va- 
leurs  (avances  sur  nanti&scmcnt)  ä  l'oxclusinn 
d  actions,  pour  un  termo  maximuin  de  trois 
mois. 

5°  Acceptation  do  depöts  en  compto-courant  avoc 
ou  saas  in  lentis. 

6°  Virements,  compensations,  ömission  do  mandals 
ot  recouvrements. 

7"  Achat,  pour  son  propro  oumpte,  d'obligations 
de  la  ConfcderatioD,  docantonsou  d'etatsctran- 
gere,  stipulees  au  porteur  et  Tacilemont  reali- 
sables;  toutefuis  cesachatsne  seront  laitsqu'cn 
vue  d'un  oniploi  temporairo  des  fonds  do  la 
banque. 

8"  Achat  et  vonte,  pour  son  propre  compte  et  pour 
le  compte  de  tiers,  de  matieres  d'or  et  d'argout 
et  avances  sur  cos  matieres. 

0°  Kmission  de  cortiiieats  d'or  ot  d  "argen  t. 
10°  Garde  ot  admini6tration  de  titres  et  d  objots  do 
valeur. 

11  Souscription,  on  commission  et  pour  compto  do 
■['Ts.  ä  das  emprunts  do  la  Konföderation  et 
des  cantons,  k  l'exclusion  toutefois  de  louto 
partieipation  de  la  banquo  ä  la  priso  ferme  do 
cos  emprunts. 

Art.  15.  La  banque  est  tenue: 

1°  d'aeeepter  sans  Trais,  dans  toutos  ses  succur- 
sales,  des  payements  au  compto  de  la  Confödö- 
ration  ot  de  ses  servicos  ot  d'effectuer  les 
payements  pur  compte  desdits,  ögalement  sans 
Irais,  mais  soulement  jusqu'ä  coneurronco  do 
I'avoir  do  la  Konföderation  auprfcs  do  la  banque; 

'2°  do  recevoir  on  döpöt  ot  do  göror,  sans  frais, 
sur  la  demande  do  la  Konfödöration,  les  valeurs 
lui  appartenant  ou  placees  sous 
tration. 


III.  De  l'emitsion,  du  remboursement  et  de  la  coaver- 
iure  de*  billet»  de  banque.   Da  la 
des  autres  engagements  ä 


5»  Acceptation  do  döpoU  on  coiupte-courant  sans 
interöts  et  do  döpöte  do  la  Confedöration  avec 
intöröts. 


Art.  Hi.  La  banque  nationale  ost  autorisco  ä 
ömottro,  dans  la  mosure  des  bosoins  du  commerce 
ot  aux  conditions  (ixöos  par  la  presento  loi,  des 
billets  de  banque  dont  eile  est  seule  responsable. 

Los  billets  sont  labriques,  retires  ot  detruits  sous 
la  surveillance  du  deparlement  ledoral  des  linances. 

Art.  17.  Les  billets  de  banque  sont  ömis  en  cou- 
pures  de  50,  100,  500  et  1000  francs. 

Dans  des  circonstances  extraordinaires,  lo  con- 
soil  föderal  pout  autoriser  momentanement  l'ömission 
de  coupurcs  plus  potitos. 

Art.  18.  La  contre-valour  totale  des  billets  en 
circulation  doit  elre  represen tue  soit  par  des  espi-ces 
legales,  soit  par  des  lingots  d'or  dont  la  valeur  ost 
calculco  au  cours  du  jour,  soit  par  des  monnaios 
d'or  etrangeros,  soit  enfin  par  des  effets  escomptes 
sur  la  Suisse  et  sur  l'etranger.  La  röserve  mötallique 
doit  s'elever  au  40%  au  moins  des  billets  en  circu- 
lation. 

Art  19.   La  banquo  ost,  en  outre,  obligöe  de 
en  tout  temps  la  contre-valour  de  tous  ses 

i  X.  Hf.  17.  —  ButUtm  lUnograph.'imt  qffteid  X.  No.  37. 


Art.  15.  La  banque  nationale  est  tonue 


l.o  consoil  föderal  pout 
.  coupures  de  20 
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engagements  ä  courte  echeance;  cotte  contro-valeur 
doit  coDsister  en  effets  escomptes  sur  la  Suisso  ou 
sur  l'etranger,  en  especes  >  -nies,  en  monnaies  d'or 
etrangeres  ou  on  lingots  d'or. 

Sont  consideres  comme  engagements  ä  courte 
üclieance  les  engagements  echus  ou  exigiblos  dans 
les  dix  jours. 

Art  90b  La  banquo  est  tonuo  de  romboursor  scs 
hillots,  au  pair  et  en  especes  lepales: 
«.  au  siego  central  ä  Derne,  ;\  Präsentation  et  sans 

limilation  du  montant; 
b.  aux  succursales  et  aux  agonces,  dans  la  mosure 
do  leur  encaisse  ot  de  leursjpropros  bosoins  et, 
en  tout  cas,  dans  le  delai  necessaire  pour  faire 
venir  les  especes  de  la  caisse  centrale. 
Le  servicc  du  remboursoment  des  billcts  dans 
los  succursales  ot  agences  sora  organise  de  facon  a 
repondre  aux  besoins  de  la  place. 

Art.  '21.  La  banque  est  tenue  d'aeeepter  en  tout 
temps,  au  siege  central  et  dans  ses  succursales,  ses 
propres  billets  au  pair,  soit  on  paiemont,  soit  pour 
former  dos  dep6ts. 

Les  caisses  publiques  föderales  sont  aussi  tenues 
d'aeeepter,  en  paiement  et  au  pair,  les  billets  de 
la  banque. 

Oes  cas  oxceptös,  i'acceptation  obligatoire  des 
billets  de  la  banque  ne  pourra  ötre  decretee  qu'en 
cas  de  nöcessitö,  en  temps  do  guerre. 

Art  22.  La  banque  est  tenue  de  rembourser  intö- 
graleraent  tout  billet  dötöriorö,  si  lo  porteur  en 
prösento  un  fragment  plus  grand  quo  la  moitiö,  ou 
s'il  en  prösento  un  fragment  de  moiudre  dimension, 
mais  en  fournissant  la  preuve  que  le  reste  du  billot 
a  öte  dötruil.  Elle  n'est  pas  tenue  d'aecordor  un 
dödommagement  pour  les  billets  perdus  ou  complö- 
toraent  dötruits. 

Art.  2M.  II  est  interdit  .".  la  banquo  ot  a  ses  suc- 
cursales et  agences  de  romottre  en  circulation  les 
billets  uses  ou  dötöriorös. 


IV. 


des  comptes,  ben6fice  nel,  fonds  de 
reserve.  publicile. 


Art  24.   Les  comptes  de  la  banque  nationale, 
apres  lour  aeeeptation  par  le  consoil  gönöral,  sont 
ä  la  ratification  du  consoil  föderal. 
Iis  sont  arrötös  ä  la  fln  do  l'annee  civile. 
Les  bilans  annuels  sont  etablis  conlormemont 
prineipes  poses  par  le  code  föderal  dos  obliga- 


Art  25.  Sur  le  bönöfico  not  accuse  par  le  compto 
profits  et  pertes,  il  sera  preleve,  en  premier  lieu, 
15°/»  qui  seront  portös  au  fonds  de  reserve. 

Sur  lo  surplus,  il  sera  paye  un  intcröt  jusqu'a 
4°/o  du  fonds-capital.  En  cas  d'insuf Usance,  lecom- 
plömeut  sera  prölevö  sur  le  fonds  de  reserve. 

Le  reste  du  bönöfico  net  revient  aux  cantons. 

La  röpartition  aux  cantons  sora  effoctuöo  par  la 
Confödöration  au  prorata  do  la  population  do  resi- 
donco  ordinaire,  constatee  par  lo  recensemenl  föderal 
le  plus  röcent 

Art.  26.  Pour  couvrir  des  pertes  eventuelles  du 
foods-capital  et  pour  parfairo  l'interöt  jusqu'a  4  «/«. 
qui  lui  ost  attribuö,  il  sora  formü  un  fonds  de  re- 
serve qui  dovra  etro  alimonte  jusqu'a  co  qu'il  ait 
atteint  au  moins  :«>  •/»  du  fnn-te-capRrtl  vorse. 


ii.  siege  principal  ä  Zürich,  .  . 


.  caisse  prineipalo. 


Art.  21.  I.a  banquo  nationalo  ost  tenue  .  .  . 


.  .  .  do  la  banque  nationale. 

la  banquo  nationale  no  pourra  .  .  . 

Art.  22.  La  banque  nationalo  est  tonuo 


.  4'/»  7»  fonds-car  ital. 
En  cas  d'insuffisanco  .  .  . 
.  mais  jusqu'  ä  4%  souleinent. 
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La  banquo  tietidra  un  cotnpte  special  duJit  fouds 
do  reserve. 

Linieret  produit  par  lo  fouds  de  rösorvo  no  scra 
pas  attribuö  a  ce  Tonds  mais  au  compto  annuol. 

Art.  '27.  La  banquo  publicra  röguliercmcnt  lo  laux 
d'escomptc  et  lo  taux  d'intöröt  pooi  les  avancos. 
Kilo  publicra  sos  comptcsannuclsutcbaquosemaine, 
letal  de  sou  actif  ot  do  sou  passif. 


Art.  27.  \a  bauque  uatmnalo  publicra 


V.  De  1'administration. 


Art.  2X.  L'administratioii  do  la  bauquo  nationale 
suisse  se  oompoio: 
a.  du  conseil  gcncral, 
du  conseil  de  banque. 
du  comitö  do  banquo, 
dos  comites  locaux  ot 
do  la  commission  do  contmlo, 
charges  de  la  surveillanco  et  du  tontrole. 
Ii.  du  comite  de  direction  et 
dos  diroctions  locales, 
chargös  do  la  direction. 
Art.  20.    Le  consoil  göneral  est  forme  de  75 
mombres,  dont  25  sont  nommes  par  lo  conseil  fö- 
deral, 25  par  les  cantons  et  demi-cantons  et  95  par 
les  propriötaires  des  parts  acquises  cd  souscriptiou 
publique. 

La  dureo  dos  tonetions  du  consoil  gcncral,  ainsi 
quo  des  autras  organos  cbargös  do  la  surveillanco 
ot  du  conlrölo  de  la  banquo  nationale,  est  de  quatre 
ans. 

Le  presidont  et  lo  vicc-prösidont  du  consoil  gcnc- 
ral romplisscnt,  d'offlco,  los  memes  fonetions  au 
consoil  do  ban<|uo  et  au  comite  do  banquo. 

Art.  :tü.  La  nomination  du  consoil  gcncral  a  liou 
do  la  maniere  suivante: 

Lo  conseil  föderal  nomme  cfabord  lo  president. 

Knsuito  les  cantons  nommont  '25  mombres,  chaquo 
canton  et  demi-canton  designant  un  membre. 

Les  proprietaires  des  parts  acquises  en  souscrip- 
tiou publique  nomment  a  leur  tour  25  membres. 

Les  nomination«  faites  par  les  cantons  et  par 
l'asscmblce  des  porteuis  do  parts  privöos  sont  por- 
tcos  ■  la  connaissance  du  consoil  föderal  qui  nomme 
onsuite  les  24  membres  restants  du  conseil  gcncral. 

En  proeödant  ä  la  nomination  de  ces  24  membres, 
le  conseil  föderal  fera  on  sorto  que  la  linance  et 
aussi  lo  commorco,  lindustrio  ot  l'agriculture  soiont 
reprösont'-s  dans  le  conseil  göneral. 

1^  conseil  gönöral  ainsi  com|K>sö  nommo  sou 
vice-prösident. 

Art  IM.  Los  propriötaires  do  parts  provonant  do 
la  souscription  publique  seront  oonvoquös  on  assom- 
blöe  ölectorale,  par  le  president  du  conseil  gcncral, 
aux  lins  de  procedor  aux  nominations  auxquelles  ils 
•  ont  droit 

Les  dispositions  ci-apres  sont  applicables  ä  cos 
Operations. 

Ont  seuls  le  droit  de  prendre  part  ä  l'assemblco 
ölectorale,  les  propriötaires  de  parts  inscrits  comme 
tcls,  conformement  au  röglement,  ou  lours  fondös 
do  pouvoirs. 

Chaque  part  donne  droit  ä  une  voix;  copendant, 
aueun  partieipant  ne  peut  emeltre  plus  de  100  voix 
pour  ses  propres  parts  ot  pour  Celles  qu'il  reprösente. 
Toutes  les  parts  inscrites  ä  un  soul  nom  no  peuvent 
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£tre  representees  que  par  une  soule  ot  mCme  per- 

L'assemblee  electorale  delibere  valablement  quel 
que  soit  lo  aombre  de  parts  representees. 

Los  proprietaires  de  parts  do  cetto  categorie  n'ont 
pas  d'autres  competences  quo  ce  droit  de  nomination. 

Un  W'glement  clectoral,  elabore  par  le  conseil 
föderal, contiendra  toutes  les  dispositioos  ulterienros. 

Art.  :$2.  Si,  dans  le  cours  d'uno  periodo  adminis- 
trative, il  so  produit  des  vacancos  parmi  los  mom- 
bres  du  conseil  göntfral  nommös  par  le  cuosoil  fö- 
deral ou  les  cantons,  ces  autorites  nommeront  des 
retnplacanls  pour  le  reste  du  temps  ä  oourir. 

Si,  durant  uno  pöriodo  administrative,  il  so  pro- 
iluisait  parmi  los  membres  nommcs  par  les  proprio- 
taires  des  parts  provenant  de  la  souscription  publique 
plus  de  trois  vacanoes,  une  assemblee  extraordinaire 
sera  :onvoquee  aux  Ans  do  proceder  aux  nominations 
necossaires,  pour  lo  rosto  do  la  pcriode. 

Art.  33.    Le  conseil  gem'-rat  so  reunit  au  siege    .  .  .  siega  principal  de  la  .  .  . 
central  de  la  banque.  il  est  convoque  par  le  conseil 
do  banque,  deux  semaines  au  moins  avant  lo  jour 
do  l'assomblee. 

En  cas  d'urgonco,  lo  consoil  do  banquo  peut  re- 
duire  ce  delai  ä  clnq  jours. 

L'avis  do  convocation  contiendra  l'ordre  du 
jour;  colui-ci  portora  aussi  les  propositions,  moti- 
vt'tes  par  ecrit,  qui  auront  eto  prcsentees  au  conseil 
de  banque,  avant  la  publication  de  l'avis,  par  trois 
membres  au  moins  du  conseil  general. 

II  no  peut  ßtre  pris  aucune  decision  sur  les  ob- 
jots  ne  figurant  pas  ä  l'ordre  du  jour,  oxcepte 
toutelois  sur  la  proposition  do  convoqucr  lo  consoil 
general  en  seance  extraordinairo,  si  cetto  proposi- 
tion est  faite  ä  l'assemblee  memo.  II  n'esl  pas  Dfir 
cessaire  d'inscriro  ü  l'ordre  du  jour  des  propositions 
et  des  deliberations  qui  no  doivent  pas  etro  suivios 
d'unc  decision. 

Art.  M.  En  cas  d'empochemont  du  President  et 
du  vice-presidont  le  conseil  general  designe  lui- 
möme  un  President  special  pour  la  dureo  de  la 
seance. 

Lo  conseil  general  eilt,  ä  mains  levees,  deux 
scrutateurs  pour  la  duree  de  la  seance;  les  mem- 
bres du  conseil  de  banque  ne  peuvent  pas  etre 
choisis  pour  ces  fonctions. 

Les  deliberations  et  los  decisions  du  conseil  ge- 
nial font  l'objet  de  proces-verbaux,  lesquels  doivent 
Ctre  signes  du  President,  du  secretaire  et  des  scru- 
tateurs. 

Le  secretaire  est  d«signe  par  lo  conseil  de  banquo. 

Art.  33.  Le  conseil  general  ne  peut  deliberer  va- 
lablement que  si  40  membres,  au  moins,  sont  presents. 

Les  decisions  du  conseil  general  sont  prises  ä  la 
majori  te  absolue  des  voix  emises;  en  cas  de  pari  tu 
des  voix  le  President  departage. 

L'election  des  membres  du  conseil  de  banque 
dont  la  nomination  appartient  au  conseil  general,  .  .  .  general,  IVIection  du  vico-prosident  du  cons 
ainsi  que  Celle  des  membres  et  des  suppleants  de  general,  .  .  . 
la  commissi  on  de  contröle  doit  avoir  lieu  au  scrutin 
soeret  Ce  mode  de  votation  sera  en  outro  applique 
chaque  lois  que  dix  membres,  au  moins,  lo  deman- 
deronL  Dans  tous  les  autres  cas,  la  votation  a  lieu 
ä  mains  levees. 

Art  36.  Le  consoil  genöral  a  los  attributions  sui- 
vantes: 

1°  Nomination  de  son  vicn-pn'sidont. 
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2°  Nomination  do  quatorzo  membres  du  consoil  de 
banque. 

:V  Nomination  de  la  commission  de  contnMe. 
4°  Approbation  du  rapport  de  gestion  et  du  compte 
annuel,  sous  reservo  do  ratillcation  definitive 
par  lo  consoil  föderal. 
>  Propositions  au  conseil  föderal,  qui  les  soumet 
ü  l'assomblee  föderale,  concernant  des  modifi- 
calions  eventuelles  ä  la  presente  loi. 
ArL  :H.  Le  conseil  do  banquo  so  composo  de  1T« 
membres. 

Le  pn'rsident  et  lo  vice-president  du  conseil  ge- 
neral,  nommes  par  lo  conseil  föderal  et  le  conseil 
general,  remplissent  les  memes  fonctions  au  sein 
du  conseil  de  banque. 

Les  treizo  autres  membres  sont  nommes  parmi 
les  membres  du  conseil  general,  lors  de  la  premiero 
seance  apres  le  renouvellemont  periodique  de  ce 
conseil. 

Le  conseil  de  banquo  dovra  comprendre  dos 
lioanciors  ot  aussi  dos  reprüsontants  du  commerce, 
do  l'industrie  et  de  l'agriculture. 

ArL  :t8.  Ce  conseil  de  banque  est  Charge  de  la 
surveillance  generale  de  la  marcho  et  do  la  direction  * 
des  affaires  de  la  banquo  nationale. 

II  statue  sur  toutes  les  questions  do  la  banquo  .  .  .  interessant  la  banqae  nationale  dont  la  .  .  . 
dont  la  Solution  n'est  pas  expressemeut  reserveo 

par  la  presente  loi  ä  d'autres  organos  do  la  sociefö.    .  .  .  organes  de  la  banque. 
II  est  Charge  specialement: 
«.  da  rapport  de  gostion  ot  du  compte  annuel  ä 

soumettro  au  conseil  general; 
Ii.  de  preparor  ot  d'arretor  los  propositions  ä  faire 

au  conseil  general ; 
e,  de  faire  des  propositions  pour  la  composition 
de  la  direction  et  pour  la  nomination  des  direc- 
tours  dos  succursalos,  sans  quo  cos  propositions 
aient  un  caractere  obligatoire ; 
>/.  d'elaborer  les  rcglements  necessairos  pour  l'appli- 
cation  de  la  presente  loi  et  pour  la  marche  do 
la  banquo  nationale,  en  general;  toutetois,  ces 
reglemonts  ne  seront  oxecutables  qu'apres  leur 
approbation  par  le  conseil  föderal. 
Art.      Le  conseil  de  banque  se  reunit  au  moins 
une  fois  par  trimestre;  mais  ilpeut  aussi  t'tre  con- 

voque  ä  l'extraordinaire  par  son  president  ou  ä  la    ...  par  decision  du  President  ou  .  .  . 
domande  do  cinq  membres. 

Les  seances  ont  Heu,  dans  la  regio,  au  siege    .  .  .  siege  principal  .  .  . 
central  de  la  banque. 

Les  decisions  du  conseil  de  banque  ne  sont  va- 
lables  que  si  la  majorite  absoluo  des  membres  est 
presente. 

Dans  le  cas  oii  le  consoil  de  banque  n'est  pas 
en  nombre  pour  deliberer,  le  president  est  autorise 
a  appeler,  en  qualifö  de  suppleants,  des  membres 
des  com  i  les  locaux,  en  observant  une  rotation. 

Les  decisions  du  consoil  de  banque  sont  prises 
ä  la  mojorite  absolue;  en  cas  de  parite  dos  voi\ 
le  president  departage.  11  sera  dresse  un  protocolo 
dos  deliberations  du  conseil  debanques:  lo  secretairo 
est  designe  par  ce  cortsoil. 

Art.  40.  Un  comite  de  banquo  do  cinq  membres, 
nomine  pour  la  duree  d'une  periode,  est  Charge,  on  sa 
qualite  de  delegaUon  du  conseil  de  banquo,  de  la  sur- 
voillance  et  du  oontrole  reguliere  de  la  banquo  nationale. 

Ce  comite  est  compose  du  president,  du  vice- 
president  et  de  trois  autres  membres;  cos  derniers 
sont  nomm^  pir  lo  consoil  de  banquo. 
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Le  conseil  du  banque  designe  cn  oulrc  dcux  supplc- 
anls  commo  remplarants  des  membres  etupeches. 

Los  scances  du  comite  de  banque  ont  lieu  aussi 
souvont  <|uo  les  affaires  l'oxigont  et,  dans  la  regle, 
au  siege  cenlral  de  la  banque. 

Arl.  iL  Le  comite  do  banquo  est  Charge  011 
nutre  do  l'examcn  prealablo  do  toutes  les  affaires  ä 
traitor  par  lo  conscit  do  banque.  II  donno  son  preavis 
sur  la  lixation  du  taux  ofliciel  d'escompte  et  du  taux 
dinieret  des  avances. 

Art.  i_.  La  surveillance  des  succursales  est  cxcrcc 
par  los  coroites  locaux.  üeux-ci  so  compnsent,  sui- 
vanl  l'importance  do  la  placo  de  :!  ä  7  membres, 
nommes  par  le  conseil  de  banque  do  prürerence 
parmi  los  commercanls  et  les  iudustriels  notables 
do  la  placo  ot  des  environs. 

II  appartient  aux  comitös  locaux  do  preaviser 
sur  la  uomination  do  la  direotioD  locale. 

Les  membres  du  conseil  do  banque  residant  dans 
UM  localite  oü  est  elablie  uuo  succursale,  peuvent 
lairo  partio  du  comite  local. 

Le  conseil  de  banque  designe,  parmi  los  moni- 
bros  du  comite  local.  lo  President  do  co  comite  et 
son  romplacant. 

Los  coroites  locaux  so  reunissent  aussi  souvent 
<|ue  les  affaires  l'exigent;  letirs  decisions  no  sont 
valables  quo  si  la  majorite  absoluo  dos  membres 
est  presente. 

Art.  43.  La  commissiou  do  coutmle  so  composu 
ilo  trois  morabres  et  de  trois  suppleanls,  nommes 
par  lo  conseil  general  parmi  les  membres  do  co 
conseil  ou  en  dohors.  Kilo  est  chargeo  d'examiner 
les  comptes  annuels  et  lo  bilan  et  do  soumcltru  au 
conseil  general  un  rapport  ecritsurcelte  vörilication. 

Co  rapport  sera  porte  cbaquo  luis  ä  la  connaissance 
du  conseil  föderal. 

La  commission  de  cootröle  a  lo  droit  absolu  de 
prendro,  en  tout  lemps,  connaissanco  de  toutes  les 
branebes  do  la  gestion  de  la  banque  nationale,  on 
observant  toutefois  les  prescriptions  de  l'art.  50. 

Art.  44  Lo  comite  de  direction  est  l'autorite 
dirigeante  etexecutivo  de  la  banque;  il  preod  toutes 
les  dispositions  et  mosurcs  quo  comportent  les  fciches 
speciales  et  le  but  do  la  banque,  conlormement 
aux  Instructions  et  aux  reglenients. 

Lo  comite  do  direction represente  la  banque  na- 
tionale suisse  vis-ä-vis  des  Ücrs;  il  est  lautorite 
ptacöe  immediatemont  au-dossus  de  tous  los  fonc- 
lionuaires  et  employes  de  l'administralion  centrale 
et  des  dircctioDs  locales. 

Le  comite  do  direction  so  compose  de  trois  mem- 
bres au  plus  qui  doivent  etre  domiciliös  au  siege 
central  de  la  banque. 

Oes  membres  sont  nommes  par  lo  conseil  föderal, 
pour  uno  periodo  de  six  ans,  sur  une  propositioü 
non  obligaloiro  du  conseil  do  banque. 

Le  conseil  föderal  designe,  parmi  les  membres 
du  comite  de  direction,  un  President  et  un  vice- 
presidont. 

Art.  tö.  Les  direclions  localos  sont  composecs 
d  un  directeur  et  d'un  sous-directeur,  nommes  par 
le  conseil  föderal  pour  une  periode  de  six  ans,  sur 
la  proposition  non  obligatoire  du  conseil  de  banque; 
olles  sont  chargöes,  sous  lour  responsabilite,  »le  la 
direction  ot  de  la  gestion  des  succursales,  confor- 
mement  aux  Instructions  du  comite  de  direction  et 
aux  reglements. 


.  .  .  siege  pnncipal    .  . 


.  .  .  les  pruicipaux  comnier>.auls  et  iniluslriels  do 
la  place  et  des  environs. 


.  .  .  do  trois  membres  .  .  . 
.  .  .  siege  priucipal  .  .  . 


« 
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Les  fonetionnaires  et  los  employes  (Ins  succur- 
sont  sous  les  ordros  immediats  de  lour  direc- 
ti'  m  looale. 

Art  Mi.  Sont  incompatibles : 
ii.  les  fonetions  de  membre  de  l'assombl^e  föderale 
avec  Celles  de  mombro  du  comite  do  direotiOD 
ou  d'une  direction  locale; 
b.  les  fonctioDS  do  membre  du  conseil  general  et 
du  conseil  de  banque  avec  Celles  do  membre 
du  comite  de  directioD  ou  d'uno  diroelion  locale. 
Art  47.    Les  fonetionnaires  et  employes  plac.es 
au  siego  central  do  la  banque,  sous  les  ordres  du 
comite  de  direclion,  sont  nommes  par  ce  dernier. 
les  fonetionnaires  et  employes  places  sous  les  ordres 
lies  directions  locales,  sont  nommes  par  cMles-ci, 
sur  les  propositions  dos  comites  locaux. 

Art  48.  La  signature  collectivo  de  deux  des 
personnes  autoriseos  conformement  aux  prescriptions 
du  ri'j-'lement  est  necessairo  pour  engager  valable- 
ment  la  banque  nationale. 


Art.  49.  Les  mombres  du  conseil  general.  des 
comites  locaux  et  de  la  cumtnission  de  contröle,  du 
comite  de  direclion  et  des  directions  locales  doivent 
i'tre  citoyens  suisses  domicilies  en  Suisse. 

Art  50.  Les  personnes  formant  l'administration 
de  la  banque,  de  meme  que  tous  les  fonetionnaires 
et  employes  de  la  banque  nationale,  ont  le  devoir 
do  garder  le  secret  le  plus  absolu  sur  les  affaires 
■  lo  la  banque  avoc  cos  clients  et  sur  la  Situation  de 
cos  derniers.  . 

Art.  51.  Les  fonetionnaires  nommes  par  le  con- 
seil föderal  ont  laqualite  de  fonetionnaires  federaux; 
les  dispositions  de  la  loi  föderale  «lu  9  döcembro 
1850,  sur  la  rcsponsabilite.  des  autorites  et  des 
fonetionnaires  de  la  conföderation,  leur  sont  par 
consequenl  applicables. 

Le  comite  de  direction  et  les  directions  locales 
exercont  ä  l'egard  dos  fonetionnaires  et  employes 
nommes  par  eu\,  le  memo  pouvoir  disciplinaire  quo 
lo  conseil  federal  sur  les  fonetionnaires  et  employes 
qu'il  eilt 

Art  5-2.  Un  reglement,  «Slabore  par  le  consoil  do 
l»anquo  et  qui  devra  etre  soumis  ä  l'approbation  du 
conseil  federal,  fixera  les  competences  das  autorites 
de  la  banqueet  leurs  rapports  reciproques.lc  minimum 
et  le  maximum  des  traitements,  etedictera  des  dis- 
positions sur  la  gestion  en  general. 

L'assemblöo  föderale  approuve  lo  minimum  et  lo 
maximum  des  traitements. 

Art  53b  Les  membres  du  conseil  general,  du 
conseil  de  banque,  de  la  commission  de  contröle  et 
dos  comites  locaux  reeoivent  des  jelons  de  presenco 
et  une  indemnite  do  voyage  dont  le  niontant  est 
(ixe  dans  le  reglement;  le  conseil  de  banque  peut 
aussi  allouer  un  traitement  fixe  aux  membres  du 
comitö  de  banquo  ou  ä  certains  d'entre  oux. 

Art  54.  Les  traitements  do  tous  les  fonetionnaires 
et  employes  de  la  banquo  nationale,  sans  exception, 
scront  (Ixt's  par  le  conseil  de  banque  dans  Ins  Ii  mite* 
«Hablns  par  lo  reglement 

II  nest  pas  aecorde  do  tantiemos. 


.  .  .  siege  principal  .  .  . 

.  .  .  sont  nommes  par  lo  comite  de  direction,  sur 
Präsentation  de  la  direction;  .  .  . 

.  .  .  par  les  cumites  locaux,  sur  Präsentation  des 
directions  locales. 


l.o  comite  de  direclion  desi^nn  les  personues 
autoriseos  ä  ougaL'or  la  banque  par  leur  signature. 


Supprime. 
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VI.  De  la  surveillance  de  la  Confcderation  et  de  son 
concours  ä  Tadministration  de  la  banque. 

Art.  55.  Kn  vertu  do  Tart  :S)  do  la  Constitution 
föderale,  la  Confcderation  oxerce  la  survoillance 
gönöralo  sur  la  banquo  nationale  et  concourt  ä  son 
administralioo: 
par  sos  reprösontauts  dans  les  autoritös  ilo  la 

banque,  nomrnes  par  le  conseil  föderal ; 
[•ar  l'approbation,  röservce  au  conseil  föderal,  des 
rögloments,  du  rapport  de  uestion  et  dos  comptos 
annuels; 

par  des  rapports  du  conseil  föderal  ä  Tassemblöe 
fedöralo; 

par  les  •  organes  ötablis  par  le  döpartement  des 
linancos,  pour  le  controlo  de  la  fabrication,  du 
rotrait  et  do  la  dostruetion  des  billets  de  banfiue 
aiusi  que  de  la  couvorturo  inötalliquo  des  billets 
eil  circulation  et  des  autres  engagements  ü  courte 
öchöanco  de  la  banque  nationale. 
Les  frais  rösultant  de  co  contrnlo  sont  rombourses 
ä  la  Confödöration  par  la  banque  nationale. 


VII.  Disposition!  pcnsJcs. 

Art  56.  Celui  qui,  pour  les  meltre  en  circula- 
tion comme  authentiques,  aura  fabriquö  de  faux 
billets  de  banque  sera  puni  do  la  röclusion  jusqu'ä 
vingt  ans. 

Art  57.  Celui  qui  aura  assignö  ä  des  billets  de 
banque  autbentiquos  uno  valcur  supöriouro  ä  ccllo 
qu'ils  reprösontent  dans  le  but  de  les  metlro  en 
circulation  avec  cetto  valour,  sera  puni  do  la  röclu- 
sion jusqu'ä  cinq  ans  ou  de  l'oiDprisonnemcnt  jusqu'ä 
six  mois  au  moins. 

Art  58.  Celui  qui  aura  sciommont  mis  cn  circu- 
lation commo  authentiques  des  billets  de  banque  faux 
ou  allörös  sera  puni  de  la  röclusion  jusqu'ä  trois  ans. 

Celui  qui  a  remis  en  circulation  comme  authen- 
tiques des  billets  do  banquo  qu'ilavaitrecus  commo 
tels,  mais  qu'il  avait  ultörieurement  roconnus  ötre 
faux  ou  altörös,  sera  puni  de  l'emprisonnement 
jusqu'ä  un  an  ou  de  Tarnende  jusqu'ä  cinq  millo 
francs. 

Art  59.  Celui  qui  aura  confectionnö  ou  se  sera 
procurö  des  gravures,  planches,  clichös  ou  autres 
fnrmes  en  vuo  de  la  fabrication  ou  do  l'alteration 
de  billets  de  banquo  sera  puni  de  la  röclusion 
jusqu'ä  cinq  ans  ou  do  Temprisonnomont  do  six 
mois  au  moins. 

Art.  IM.  Celui  qui  aura  fabriquö  ou  röpandu,  a 
titre  d'annonce,  de  röelame  ou  de  simple  plaisanterie, 
des  imprimös  ou  vignettes  imitant  les  billets  do 
banquo  sera  puni  do  l'emprisonnement  jusqu'ä  trois 
mois  ou  de  Tarnende  jusqu'ä  cinq  cents  francs. 

Art.  Iii.  Les  billets  de  banque  faux  ou  altörös 
serunt  dölruits,  ainsi  quu  les  gravures,  planches, 
clichös  ou  autres  formes  ayant  servi  ou  pouvant 
sorvir  ä  leur  fabrication  ou  ä  leur  altöration. 

Art  H'2.  Celui  qui,  contrairement  aux  prescrip. 
tions  Je  Tart.  39  revisö  de  la  Constitution  födörale, 
aura  ömis  des  billets  do  banque  ou  touto  autre 
monnaie  liduciaire  sera  puni  de  l'emprisonnement 
jusqu'ä  un  an  ou  d'une  am  endo  du  quintuple  do  la 
valcur  representöe  par  les  billets  ömis  sans  autori- 
sation  et  pas  införieure  ä  cinq  mibe  francs. 


couverture  des  billets  en  circulation    .  . 
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Art.  63.  Les  penalites  cocourues  en  vertu  des 
art.  5GäG2  de  la  pre3entc  loi  sont  applicables  egale- 
mont  aux  dälits  commis  sur  territoiro  etrangor.  En 
outre  iont  applicables  les  dispositions  «enerales  du 
Code  pönal  föderal. 

La  röpression  des  dölits  rentre  dans  la  juridic- 
tion  pönale  föderale. 


VIII.  Du  reo  du  privilege  de  ia  Qasque  naüonale. 

Art.  61  La  duröe  du  privitego  de  la  banque 
Datioaale  suisse  pour  l'emisslon  de  biilets  de  banque 
est  fixe«  a  quinzo  ans.  A  i'expiratiOD  de  co  temps, 
co  privilege  pourra  ötre  prorogö  de  dix  nouvelles 
annees  et  ainsi  de  suile  a  la  flu  de  chaqun  periode 
de  dix  aas. 

Dans  le  cas  oü  la  Conlederation  no  voudrait  pas 
renouvelor  le  privilege,  eile  se  rösorve  lo  droit, 
moyennant  une  denonciation  pröalable  d'un  an,  de 
reprendre  la  banque,  avec  aclil  et  passif,  sur  la 
base  d'un  bilan  etabli  d'un  common  aecord  oo,  en 
ras  de  contestation,  par  arret  du  tribunai  föderal. 

Art  65.  En  cas  de  passage  de  la  baoque  ä  la 
Contedöration,  un  tiers  du  fonds  de  röservo  rovient 
ä  ia  Confödöration,  pour  ötre  versö  ü  la  nouvelle 
banque  d'öiuission,  en  tant  |uo  ce  fonds  de  röservo 
no  doive  pas  servir  a  couvrir  des  pcrles;  le  reste 
sora  röparti  entre  toutes  les  parts.  au  prorata  du 
moatant  nominal. 

Art.  66.  La  döcision  relative  au  ronouvollement 
ou  non  renouvellement  du  privilege  de  la  banque, 
ainsi  qu'ä  la  reprise  öventuollo  de  h  banque  par  la 
Conföderation,  a  lieu  dans  les  formes  statuees  pour 
la  lögislation  föderale. 


ns  de  droit 


IX. 


Art.  67.  Le  tribunai  föderal  connait  en  instance 
unique: 

a.  de  toutes  les  conteslations  de  droit  prive  rösul- 
tant  de  ('Omission  de  biilets  de  banque; 

b.  des  contostations  surgies  entre  la  Confödöration, 
les  cantons  et  les  autres  proprietaires  de  parts, 
ou  avec  la  fcanque  nationale,  au  sujet  des  droits 
et  dos  engapiements  döcoulant  de  ces  parts; 

c.  des  contostations  relatives  a  la  flxation  du  bilan 
pour  lo  cas  oü  la  banquo  passerait  ä  la  Confö- 
döration (art.  64,  letlro  2). 

Los  lois  föderales  et  cantonales  en  vigueur  sont 
applicables  ä  tous  los  autres  diüerends  de  droit  civil 
avec  la  banque  nationale. 


Art  68.  Aprös  la  Promulgation  de  la  presento 
loi,  lo  codscII  föderal  invitora  les  cantons  ä  indiquer 
dans  quelle  Proportion  ils  veulrnt  partieiper  fi  la 
lormation  du  ronds-capital  do  la  banque  nationale, 
conformömeut  aux  articlcs  6  ot  10. 

Lc  conseil  föderal  tixera  l'öpoque  ä  laquelle  srra 
ömis  le  tiers  du  fonds  cipital  resorvö  ä  la  souesrip- 
tion  publique,  ainsi  quo  los  conditions  speciales  de 
ccllo  Omission  ot  du  promier  versoment  ä  oFTcctuer. 

.  Kr.  »7.  -  ButUüa 


banque  nationale,  avec  aclü  et  passif 


.  banque  nationale  *  la  CuntfrtörallaE 


X.  Sa.  R. 
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Art  69.  En  outre,  il  sera  procede  ä  la  nomina- 
tiun  du  consoil  general.  du  consoil  de  banque  et  du 
comite  de  banque,  contorinement  aus  dispositions 
dos  art  30,  37  et  40  de  la  presente  loi  ainsi  qu'ä  la 
nominalion  d'au  moins  deux  membres  du  comite  de 
direction. 

Ces  nominations  seront  faites  ä  titre  provisoire 
pour  la  duree  de  la  periodo  d'organisation. 

Art  70.  Pendant  cetto  memo  pßriode  le  conseil 
de  bauque  est  autorise,  on  so  basant  sur  les  propo- 
sitions  faites  par  le  comite  do  direction  provisoire  et 
le  comite  do  banquo,  ;«  titre  consultatil,  ä  ordonnor 
toutes  les  mesures  propres  ä  preparer  1'organiBation 
et  l'ouverture  des  Operations  de  la  banque  et  ä  faire 
executer  toutes  los  dispositions  necessaires  pour 
atteindre  co  but. 

Abstraction  falte  du  promior  versement  oxige 
par  le  consoil  föderal  sur  les  parts  provenant  do  la 
souscription  publique,  il  sera  procede,  par  los  soins 
du  consoil  de  banque  et  avec  Tapprobation  du  con- 
seil federal,  ;  1'appel  de&  autres  veraements  sur  le 
fonds-capital. 

Los  depenses  occasionnees  pendant  la  periodo 
d'organisation  seront  avaneees  par  la  Confederaüon, 
sous  rc^ervo  de  remboursement. 

Art  71.  La  banque  nationale  sera  consideree 
comme  constituee  par  son  inscription  au  registre 
du  commerce. 

Elle  pourra  commencer  ses  Operations  aussitüt  quo : 
1°  le  fonds-capital  aura  ete  entierement  verse; 
•2"  l'administration  centralo  ■">  Berne  et  des  succur- 
sales  sur  quatre  places  de  banque  suisses,  au 
moins,  auront  6tü  r^anisees. 
II  sora  procede  dös  ce  moment  aux  nominations 
defiaitives  des  autorites  de  s>urveillanco,  fonetion- 
et  employes  prevuos  par  la  prösente  loi. 


Art  7'2.  A  partir  du  jour  do  la  Promulgation  de 
la  präsente  loi,  le  consoil  federal  pourra  rofusor  aux 
banques  d'emission  oxistantes  toute  nouvell»  Emis- 
sion et  toute  augmontati-in  d'emission  de  billets  de 
banquo. 

Art  73.  Le  relrait  des  billets  do  banque  dovra 
s  effoctuer  dans  un  dAlai  de  tl/t  annecs  au  plus,  a 
partir  du  jour  oii  la  banque  nationale  aura  com- 
monce  ses  Operations,  en  ce  sens  que  chaque  banquo 
sora  tenue  d'onvoyer  ä  la  fin  de  cliaquo  trimeslro, 
en  billets  dostirses  ä  *>lro  detruits.  le  dixieme  au 
moins  du  montant  nominal  de  son  Emission 
constate  au  jour  de  1'ouverture  do  la  banquo  natio- 
nale. En  cas  d'insuffisanc»  debilhts,  la  s«imnie  sera 
completeo  par  des  especes. 

Toutefois,  si  le  montant  des  billets  mvoyes 
par  une  banque  d'emission.  dans  le  courant  d  un 
trimestre,  depa.sse  le  dixieme  du  montant  nominal 
de  l'emisslon  de  la  dito  banque,  l'excödent  sera 
porto  sur  le  compte  du  trimoslre  suivant. 

Les  billets  destines  a  etre  detruits  seront  onvoyes 
a  l'autorite  je  controle  institui-e  par  la  Confedera- 
et  les  especes  ä  la  banque  nationale. 


Supprime. 


par  la  direction  et  par  le  comite  de  baaqtte.  .  .  . 


y  l  aOmmisir;  tiou  pnncipaic  .•  Zürich  et  Celle 
succursales  d'au  moins  quatre  places 
suisses  auront  ete  organisees. 
II  sera  procede,  en  outre,  des  ce 


Des  colte  dato  common  :  .  pour  les  autorites  de 
surveillauco  ot  pour  los  fonclionnaires  et  employes 
auxquels  a  incombe  rorganisalioo  de  le 
la  promiere  periode  administrative. 


.  .  de  trois  annees  .  .  . 


.  .  lo 


Art.  73bis.  La  banque  nationale  facilitera  ie  plus 
possiblo  les  banquos  d'emission  dans  leurs 
tions  de  rotrait  des  billets,  en  leur  aecordant 
avances  de  fonds  contre  depot  de  titres. 
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Art  74  A  l'expiratlon  du  dernier  delai  d'envoi, 
ohaquo  banque  d'emission  remettra  ä  la  baaque  na- 
tioaale  une  liste  detaillce  de  ses  billets  non  rentres. 
Celle-ci  se  Charge  ainsi  que  ses  ayants-cause  even- 
tuels,  de  rembourser  ces  bitlets  daas  un  delai  de 
trente  ans,  ä  partir  du  terrae  ci-dessus,  etdedetroire 
les  billets  rentres  sous  la  surveillance  du  departe- 
ment  föderal  des  finances.  Apres  ce  delai,  la  valeur 
des  billets  qui  n'auront  pas  ete  presenles  au  rem- 
bourseinen t  sera  acquise  au  fonds  suisse  des  invalides. 

La  banque  nationale  prend,  vis-ä-vis  des  banques 
qui  reraetlraient  avant  l'expiralion  du  delai  Unal  la 
contre-valeur  de  tous  les  billets  non  rentres,  l'en- 
gagement  formal,  des  le  jour  de  la  remise,  de  rem- 
uourser  ces  billets. 

Art.  75.  Sous  reserve  des  «iero^ations  dejä  con- 
sacrees  par  les  presentes  dispositions  transitoires, 
la  loi  föderale  du  8  mars  1881  sur  l'emission  et  le 
remboureement  dos  billets  de  banque.  aiusi  que  les 
ordonnance*  et  reglements  d'exocution,  restent  appli- 
cables tant  ä  l'autorite  de  controlo  qu'aux  banquee 
d'emission  actuelles,  jusqu'au  moment  oü  ces  der- 
nieres  se  seront  liberees  Je  tous  leurs  engagements 
envers  les  porteurs  de  bilets. 

Art  76.  Pendant  le  delai  fixe  pour  le  retrait,  la 
banque  Dationale  et  toutes  ses  succursales  aeeepte- 
ront  en  paiement  les  billets  des  banques  dYmUsion 
actuolles  et  en  opereront  gTatuitement  le  recovvre- 
ment  dans  un  terme  de  trois  jours,  a  Charge  de  reci- 
prooite  et  aussi  lonßtemps  que  les  banques  d'emis- 
sion reinnourserontreguUerementleurs  propre«  billets- 

Art  77.  Le  conseil  föderal  est  Charge,  conforme* 
ment  aux  dispositions  de  la  loi  föderale  du  17  juin  ; 
1874  concernant  les  votations  populaires  sur  les  lois  i 
et  les  arretes  federaux,  de  publier  la  presente  loi 
et  de  fixer  l'epoque  oü  eile  entrera  en  vigueur. 


Ständerat.  -  Consei!  des  ttats, 
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Eintretensfrage.  —  Entrie  et>  maliire. 


laier,  Berichterstatter  der  Kommission:  Es  ist 
nun  das  dritte  Mal,  dass  wir  in  unsenn  Rate  die 
Angelegenheit  bohandcln,  die  zur  Tagesordnung 
steht  Das  erste  Mal  geschah  es  anlasslich  der 
Verfassungsrevision,  als  es  sich  darum  handelte,  in 
die  Verfassung  den  Grundsatz  des  Banknotenmono- 
pols, ausgeübt  durch  eine  Bundesbank,  aufzunehmen, 
in  den  Jahren  1890  und  1891.  Im  Jahre  1891  fand 
dann  die  Volksabstimmung  statt  und  das  Volk  hat 
damals  mit  ungefähr  73,000  Stimmen  Mehrheit  den 
Banknotenartikel  gntgeheissen.  Das  zweite  Mal,  wo 
der  Ständerat  wieder  verhandelte,  war  bei  der  Be- 
ratung über  das  Gesetz  zur  Ausführung  dieses  Ar- 
tikels im  Jahre  1896  97.  Im  Jahre  1897  hatto  dann 
die  Volksabstimmung  über  das  Gesetz  statt,  und 
hier  war  der  Erfolg  nicht  der  gleiche,  wie  beim 
Verfassungsarlikel,  sondern  es  hat  das  Volk  damals 
das  Gesetz  mit  einer  Mehrheit  von  rund  60,000 
Stimmen  abgelehnt.  Die  Geselzesvorlage  von  damals 
war  aufgebaut  auf  dem  System  der  reinen  Staats- 
bank. Mit  jenem  Entwurf  hatten  Antrüge  auf  Errich- 
tung einer  Aktienbank  (.ek impft;  die  Bundesver- 
fassung nämlich  sieht  in  Art.  39  die  eine  oder  die 
andere  Lösung  vor.  Es  ist  deshalb  von  vornherein 
gegeben  gewesen,  nachdem  auf  der  einen  Seite  die 
Verfassung  einem  Gesetze  ruft  und  auf  der  andern 
Seite  der  Versuch  mit  einem  Gesetze  auf  Grundlage 
des  einen  Systems  gescheitert  war,  nun  der  zweite 
Versuch  gemacht  wird  mit  einem  Gesetze  auf  der 
andern  Grundlage,  und  um  die  Beratung  dieses  Ge- 
setzesentwurfs  handelt  es  sich  nun  heute. 

Man  hat  schon  bei  der  Beratung  über  die  Volks- 
abstimmung und  hernach  bei  der  Beratung  des 
ersten  Organisationsgesetzes  eigentlich  in  diesem 
Rate  über  die  Frage  der  Notwendigkeit  der  Bank 
nicht  gestritten.  Es  gab-  ja  wohl  eine  Minderheit, 
die  jeweilen  gegen  die  Mehrheit  Stellung  nahm; 
aber  diese  Minderheit  bekannte  sich  nicht  als  grund- 
satzlichen Gegner  der  Bankreform,  sondern  der 
grundsatzliche  Streit  waltete  eigentlich  nur  über 
das  System,  in  welchem  die  Beform  stattfinden  soll, 
ob  Staatsbank  oder  Aktienbank,  resp.  gemischte 


Bank:  das  war  insbesondere  der  Fall  bei  der  Be- 
ratung über  die  erste  Gesetzesvorlage. 

Wenn  ich  nun  heute  die  zweite  Gesetzesvor- 
lage bespreche,  halte  ich  es  nicht  für  notwendig, 
Ihnen  aus  allgemeinen  Gründen  erst  noch  die 
Notwendigkeit  einer  Bundesbank  darzuthun;  ich 
bin  dessen  schon  enthoben  durch  die  Betimmung 
der  Verfassung,  die  seit  neun  Jahren  besteht  und 
soit  neun  Jahren  einer  solchen  Bank  ruft;  ich  bin 
dessen  auch  enthoben,  weil  ich  doch  füglich  an  die 
früheren  Beratungen  und  insbesondere  an  die  Be- 
ratung über  den  Verfassungsarlikel  erinnern  darf, 
wo  die  Fiagc  von  Grund  aus  und  aus  der  Vogel- 
perspektive erfasst  und  betrachtet  wurde.  Dagegen 
glaube  ich  doch,  auf  der  andern  Seite,  nicht  ganz 
davon  Umgang  nehmen  zu  können,  von  der  Not- 
wendigkeit der  Reform  zu  sprechen,  aber  in 
einer  Weise,  die  mehr  konkreten  Charakter  hat. 
Ich  glaube,  es  sei  aus  dem  Grunde  notwendig, 
auch  heute  wieder  von  der  Notwendigkeit  zu 
sprechen,  weil  die  letzte  Zeit  die  Erscheinung 
gebracht  hat,  dass  da  und  dort,  wo  man  früher 
ein  eifriger  Anhänger  der  Reform  war,  man 
etwas  erkaltete,  während  auf  der  andern  Seite, 
und  das  ist  ja  das  Merkwürdige,  von  der  Seite 
aus,  wo  man  sich  früher  mehr  mit  dem  System 
gegenseitig  bekämpft  hatte  und  selbst  da,  wo 
man  aufanglich  dieses  System  anrief,  um  einen 
Hintergrund  der  absoluten  Negation  zu  verdecken, 
jetzt  eifrig  nach  der  Bank  zu  rufen  begonnen 
hat.  Es  ist  sodann  zu  konstatieren,  dass  seit 
der  letzten  Beratung  vom  Jahre  1896/09  die  Verhält- 
nisse sich  entwickelt  haben  in  einer  Weise, 
die  einen  hessern  Ucberblick  gestaltet  über  die 
wahre  Situation  unseres  Landes  in  Bezug  auf 
die  Währung,  und  auf  der  andern  Seite  einen 
Charakter  der  Ständigkeit  angenommen  haben, 
mil  dem  nun  gerechnet  werden  muss,  wahrend 
man  im  Jahre  1896  noch  mehr  oder  weniger 
der  Hoffnung  lebte,  es  möchte  die  Erscheinung 
keine  ständige,  sondern  eine  abnehmende  oder 
vergängliche,  sein.  Und  endlich  muss  ich  auch  von 
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der  Sache  sprechen,  um  die  Kommission  einiger- 
massen  zu  rechtfertigen  gegen  die  Angriffe,  welche 
in  der  Presse  seinerzeit  gegen  ihren  Verschiebungs- 
antrag laut  geworden  sind.  Man  hat  angefangen,  in 
Bankkreisen  die  Kommission  als  von  dem  Gedanken 
erfasst  zu  bezeichnen,  es  gehe  eigentlich  auch  ohne 
Bank;  es  pressiere  jedenfalls  damit  nicht.  Das  ist 
ein  Irrtum;  wenigstens  was  die  grosse  Mehrheit  der 
Kommission  betrifft,  so  hat  sie  diesen  Gedanken 
nie  gehabt  und  hat  ihn  heute  weniger  denn  je. 
Wenn  wir  nicht  so  pressiert  haben,  so  haben  wir 
es  aus  Opportunität  nickt  gethan.  Wir  wullten  ein- 
mal, dass  die  Verhältnisse  sich  wirklich  mehr  kon- 
solidierton, abwickelten,  wir  sahen  voraus,  dass  sie 
sich  nicht  ändern  würden,  dass  die  Verschlimme- 
rung unserer  Münzverhältnisse,  unserer  Währungs- 
veihaltnisse  nicht  nachgeben,  sondern  eher  zunehmen 
werde.  Aber  wir  sagten  uns:  mit  etwas  Zuwarten 
sind  wir  dann  um  so  viel  mehr  im  stände,  auf  das 
Uebel  hinzuweisen;  man  wird  dann  unsere  Stimme 
um  so  mehr  hören;  es  wird  um  so  weniger  ein 
Rückzug  oder  ein  Ausweichen  möglich  sein  gegen- 
über den  Thatsachen.  Und  andrerseits  sagten  wir 
uns:  wenn  eine  Krankheit  da  ist,  so  ist  es  nicht 
immer  das  richtige  Verfahren,  gerade  im  akutesten 
Stadium  der  Krankheit  einzugreifen:  es  empfiehlt 
sich  besser,  eine  ruhigere  Epoche,  ein  Nachlassen 
der  vorhandenen  Uebel,  das,  wenn  es  auch  keino 
Besserung  bedeutet,  doch  einen  gewissen  Stillstand 
anzeigt,  abzuwarten  und  dann  mit  Reformen  aufzu- 
treten. Wir  sagten  uns,  es  müsse  das  um  so  mehr 
berücksichtigt  werden,  als  wir  eben  immer,  auch 
diesmal  wieder,  mit  der  Eventualität  oder  vielmehr 
der  Wahrscheinlichkeit  einer  Volksabstimmung  zu 
rechnen  haben  und  das  Volk  in  diosen  Finanzfragen 
eben  schwierig  zu  behandeln  ist  und  sehr  oft  Ge- 
fahren für  sich  sieht,  wo  keino  sind,  oder,  was 
schlimmer  ist,  Gefahren  übersieht,  wo  solche  sind. 

Also  ich  wiederhole  uochmals:  die  Kommission 
im  Grossen  und  Ganzen  ist  durchaus  nicht  der  Mei- 
nung es  pressiere  nicht,  sondern  sie  hat  aus  den 
angegebenen  Gründen  etwas  gezögert,  und  wenn 
ich  heute  zu  Ihnen  gesprochen  haben  werde,  und 
ich  thue  es  sicher  in  Uebereinstimmung  fasi 
mit  der  ganzen  Kommission,  so  werden  Sie  auch 
sehen,  dass  wir  weit  entfernt  sind,  die  Sache  leicht 
zu  nehmen,  sondern  dass  wir  im  Gegenteil  unsere 
Situation  als  eine  ernste,  ja  ich  wage  zu  sagen  als 
eine  sehr  ernste  bezeichnen. 

Ich  komme  damit  von  selbst  zu  einer  Erschei- 
nung, die  nun  in  aller  Munde  liegt,  einer  Erschei- 
nung, die  immer  mehr  sich  in  den  Vordergrund 
gedrangt  hat;  ich  meine  die  Auswanderung  unseres 
Silbers,  die  spekulationsmassige  Ausfuhr,  ledrainage 
des-  ecus.  Diese  Erscheinung  hat  mehr  und  mehr 
alle  Aufmerksamkeit  in  Anspruch  genommen  und 
es  sind  dafür  auch  nicht  nur  eine,  sondern  ver- 
schiedene Erklärungen  in  der  Diskussion  ge- 
boten worden.  Auch  in  diesem  Saale  wurde  ja  schon 
•wiederholt  darüber  verhandelt  und  auch  in  diesem 
Saale  ist  es  nicht  ausgebliebim,  dass  der  eine  dies 
und  der  andere  das  behauptete  von  dieser  Erschei- 
nung und  der  eine  die?e  und  der  andere  jene  Ur- 
sachen als  massgebend  erblickt  hat  oder  beweisen 

wollte.  Ich  möchte  heute  weniger  eine  Aufzeichnung 
dieser  Meinungen  geben  als  Ihnen  eine  Zusammen 
Stellung  von  Thatsachen  anfuhren.  Ich  glaube,  diese 
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Thalsachen  sind  derart,  das*  eigentlich  die  Antwort 
darauf  von  seihst  sich  einstellt  Ich  kann  aber  noch 
mehr  sagen;  ich  glaube,  es  giebt  überhaupt  für 
diese  Dinge,  welche  wir  nun  zu  besprechen  haben, 
nui  eine  Antwort,  eine  Antwort,  die  die  Volkswirt- 
schaft schon  längst  gegeben  hat  und  nicht  nur  für  die 
Schweiz,  sondern  schon  lange  vorher  für  alle  Länder. 
Diese  bleibende  Steigerung  des  Wechselkurses  im 
Auslande  für  die  monetäre  Vermittlung  mit  dem 
Inland  ist  ja  nicht  in  der  Schweiz  zum  erstenmal 
aufnotreten.  man  hat  sie  ja  schon  sehr  oft  gehabt; 
sie  kom.nl  auch  in  andern  Ländern  vor  und  die 
Volkswirtschaft  hat  sich  von  jeher  damit  befasst. 
Es  ist  einer  der  elementarsten  Grundsätze  der 
Volkswirtschaft,  es  ist  etwas,  was  man  vergleichen 
könnt»«  mit  dem  Barometergesetz,  etwas  was  beim 
Barora:ter  niemand  anficht  —  nämlich,  dass 
wenn  das  Barometer  steigt,  das  Wetter  gut  ist  und 
wenn  es  fällt,  das  Wetter  schlecht  ist  —  so  ist  es 
mit  dem  Wechlsckurs  für  ein  Land.  Dieses  Steigen 
des  Wechselkurses  auf  das  Ausland  und  dessen 
Anhalten  ist  das  Zeichen  einer  Entwertung  unserer 
Valuta,  es  ist  nichts  anderes  als  der  Grad- 
messer des  Misstrauens,  das  im  Auslande  gegen- 
I  über  unserer  Valuta  platzgegriffen  hat  Und  man 
j  kann  gerade  mit  Bezug  auf  unsere  schweizerischen 
Verhältnisse  in  einer  Weise  dieses  Gesetz 
nachweisen,  dass  man  sagen  dürfte,  unser 
schweizerisches  Beispiel,  an  dem  wir  laborieren, 
sei  wie  aus  dem  Buche  genommen.  Ich  muss, 
indem  ich  Ihnen  den  Beweis  dafür  erbringe, 
zum  vorneherein  bemerken,  dass  ioh  offene 
Thüren  einstosse.  Die  Zahlen,  die  ich  Ihnen 
bringen  werde,  die  Verhältnisse  sind  jedermann 
bekannt.  Aber  es  ist  auch  eine  andere  Wahrheit, 
dass  man  sich  dieser  Verhältnisse  nicht  immer 
erinnert  und  dass  man  sich  nicht  etwa  einmal 
nur,  sondern  sehr  oft  gerne  nicht  daran  erinnert, 
weil  sie  eben  einen  bei  näherem  Nachdenken 
beunruhigen  müssen,  und  deshalb  ist  es  gut,  wenn 
wir  sie  wieder  oinmal  uns  vor  Augen  führen  und 
zwar  im  Zusammenhange;  es  wird  das  nicht  lange 
aufhalten. 

Ich  habe  Urnen  zuerst  in  Erinnerung  zu  rufen, 
wie  es  sich  mit  diesem  Change  auf  Paris  verhält 
Der  Wechselkurs  auf  Paris  hat  seit  ungefähr  16 
Jahren  zu  steigen  begonnen.  Bis  zum  Jahre  1884 
war  er  auf  pari  oder  sogar  etwas  darunter.  Von 
1884  an  hat  sich  das  langsam  zu  ändern  begonnen 
und  zwar  mit  einer  Regelmässigkeit,  die  eigentlich 
erstaunlich  ist  und,  ich  sage  nochmal,  ja  sehr  be- 
kannt ist.  Im  Jahre  1885  hatten  wir  noch  ungefähr 
pari;   1887  hatten  wir  schon  30  Centimes  bei  Fr. 

I  100.   1891  40  Centimes,- 1897  50  Cts.,  1899  60  Cts. 

i  und  gegenwärtig  stehen  wir  ungefähr  10  Centimes 
höher  als  im  Vorjahre  um  diese  Zeit  Die  zweite 
Hälfte  des  Jahres  ist  ja  für  diese  Devise  auf  Paris 
immer  woniger  gefährlich  als  die  erste;  aber  ich 
sage  das  noch  einmal:  im  Vergleiche  zum  Kurse 
vom  letzton  Jahre  haben  wir  eine  Verschlechte- 
rung um  circa  10  Cts.  Also  ist  zu  konstatieren, 
dieses  Steigen  ist  immer  fortgeschritten  und  nach- 
dem der  Kurs  eine  gewisse  Höhe  erreicht  hatte, 
ist  er  von  wenigen  kleinen  Unterbrechungen  abge- 
sehen, nicht  zurückgegangen,  sondern  ist  stabil  ge- 
blieben.   Dabei  mag  auoh  daran  erinnert  werden, 

I  dass  der  Kurs  gelegentlich  wesentlich  höher  war; 
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aJletn  loh  will  von  diesen  Maximalsteigungen  nicht 
spreohen,  sondern  ich  spreche  auch  bei  den  folgen- 
den  Zahlen  immer  von  Durchschnittszifforn.  Ich  will  j 
nicht  immer  das  schlimmste  nehmen,  damit  ich  I 
nioht  den  Schein  erwocke,  als  sei  es  mir  darum 
zu  Uran,  die  Dinge  schwarz  darzustellen.  Ich 
halte  immer  zurück  in  den  Ziffern,  um  dabei  ganz 
sicher  za  sein. 

Nun  spricht  man  ja  im  Publikum  in  der  Hegel  I 
nur  vom  Kurs  auf  Paris.    Aber  der  Kurs  auf  Paris  j 
ist  immer  ein  Zeichen,  dass  der  Kurs  aufs  Austand 
überhaupt  schlecht  ist.    Wenn  wir  einen  schlechter»  , 
Kurs  auf  Paris  haben,  haben  wir  in  der  Kegel  auch  J 
einen  schlechten  Kurs  auf  Deutschland,  auf  Berlin, 
und  auch  keinen  guten  Kurs  auf  England:  das  hat  ' 
die  Erfahrung   bestätigt    Wir  haben  Kurse  auf 
Deutschland  gehabt,  die  im  Verhältnis  noch  schlim- 
mer waren  als  diejenigen  auf  Paris.    1897  z.  B. 
haben  wir  einmal  einen  Wechselkurs  auf  Deutsch- 
land von  über        Proz.  gehabt  und  auf  London 
von  1  Proz.  über  pari.   Abgesehen  von  diesen  Er-  I 
scheinungen  des  steigenden  Wechselkurses  und  der  i 
Erscheinung,  dass  sich  der  Wechselkurs  nicht  mehr  j 
nach  unten  bewegt,  sondern,  wenn  er  einmal  ein0 
gewisse  Höhe  erreicht  hat,  sie  behält  sage  ich:  | 
ein  Zeichen,   dass  diese  Dinge  nicht  mehr  normal  ' 
sind,  liegt  auch  darin,  dass  der  Kurs  sich  behaup- 
tet auch  über  den  sogenannten  Goldpunkt.  Der 
Goldpunkt  ist,  wie  Sie  wissen,   der  Moment,  wo 
man  aufhört,   Wechsel  zu  schicken  oder  zu  kaufen 
weil  sie  zu  teuer  kommen,   und  man  es  vorzieht, 
Barschaft,   insbesondere  Gold,   das  leicht  zu  trans- 
portieren ist,  liinzuzusChicken;  wenn  man  also  in 
Berlin,  Paris  oder  London  Zahlungen  zu  machen 
hat,  diese  nicht  mehr  mit  Wechseln  macht,  die 
man  zum  teureu  Kurse  erwerben  rnuss,  sondern 
mit   Geld,    weil    dieses   etwas   hilliger  kommt- 
Das  nennt  man  den  Uoldpunkt  und  man  sollte 
meinen,  dass  bis  dahin  der  Wechselkurs  wohl  stei- 
gen könnte,  aber  nicht  höher.   Wir  haben  nun  seit 
Jahren  die  Erscheinung  dass  der  Wechselkurs  sich 
über  dem  Goldpunkt   hält    und  zwar  wesenu 
lieh  darüber  und  zwar  nicht  nur  der  Wechselkurs 
auf  Paris,  sondern  oft  auch  der  Wechselkurs  auf  j 
Berlin  und  auf  London.    Das  ist  eine  Thatsache 
mehr,  die  beunruhigt;  denn  diese  Thatsachc  ist 
ein  Symptom,  eine  Wirkung,  von  der  wir  auf  die 
Ursachen  schliesscn  können.    Zu  denen  wende  ich 
mich  nun.     Und   zwar   will   icli    vorerst    von  : 
Meinungen    abseilen    und    nur    die  Thatsachcn  i 
zusammenstellen  und  mitteilen.    Es  handolt  sich  j 
um  die  letzten  10  Jahre:  diese  haben  uns  diese 
schlimmen  Aendeningen   mit  dem  Wechselkurs 
auf  das  Ausland    gebracht.  %   Was  anderes  ist 
nun  in  den  letzten  16  Jahren  in  der  Schweiz 
noch    vorgegangen '?     Zuerst    die  Vermehrung 
unserer  Banknoten.     Das   ist  der   erste  Punkt, 
von  dem  ich   sprechen   rauss,    die   erste  That- 
sachc,   an  die  ich  Sie  zu  erinnern   habe.  Da 
habon  wir  ein  ganz  seltsames  Bild.     Noch  im 
Jahre    1884   hatten   wir   in   der  Schweiz  einen 
Banknotenumlauf  —  ich  sage  nicht  Emission  — 
von  rund   lü>">  Millionen,    im  Jahre   1899  einen 
solchen  von  200  Millionen.    Sie  sehen  also,  von 
1884  bis  1899  hat  sich   unser  Banknotenumlauf 
verdoppelt;   ja  heute  ist  sogar  noch   ein  Mehr 
da.    Und  noch  eine  andere  Thatsachc  ist  diese,  | 


die  nun  nicht  aufgezeichnet  ist.  die  aber  jeder- 
mann von  uus  im  Vorkehre  spürt:  wahrend  wir 
1884  noch  ziemlich  roichlich  Gold  im  Verkehr  hat- 
len,  ist  jetzt  kein  Gold  mehr  da,  wenn  man  von 
kleinen  Summen  absieht.  Nun  ist  das  Gold  nicht 
spurlos  verschwunden,  sondern  es  liegt  in  den 
Kellern  der  Banken  und  im  eidgenössischen  Staats- 
schätze: aber  es  ist  nicht  im  Verkehr.  Wie  ist  es 
mit  dem  Silber!  Ich  meine  nicht  das  kleine  Silber, 
sondern  das  grosse  Silber,  die  Künffrankenthaler. 
Man  hat  ausgerechnet,  dass  in  der  Schweiz  sich 
im  Umlaufe  ungefähr  15  Millionen  Silber  beiluden; 
dann  ist  ferner  festzustellen,  dass  in  den  Kellern 
der  Banken  sich  ungefähr  10  Millionen  Silber  befin- 
den. Diese  10  Millionen  Silber  sind  zwar  etwas  be- 
weglicher nach  aussen  als  das  Gold,  aber  konser- 
vativ sind  sie  auch.  Die  Banken  trachten  darnach, 
das  Silber  möglichst,  zu  behalten,  oder,  wenn  es 
fortgeht,  es  sofort  wieder  zu  erschien;  sie  müssen 
ja  auch  darauf  sehen  wegen  der  gesetzlichen  Vor- 
schrift, die  an  ihre  Barvorräte  gestellt  wird.  Wenn 
man  also  mit  ungefähr  50  Millionen  Silhenimlauf 
rechnet,  rechnet  man  jedenfalls  stark  und  so  haben 
Sic  in  der  Schweiz  ein  l'mlaufsvorhältnis  in  Geld- 
mitteln, die  im  grössern  Verkehr  brauchbar  sind, 
von  einerseits  gegen  900  Millionen  Banknoten  und 
andrerseits  50  Millionen  Silber,  und  Gold  soviel  wie 
keines.  Ks  hat  der  Silbervorrat  im  Verkehr  durch- 
aus nicht  etwa  Stand  gehalten  mit  der  Vermehrung 
der  Banknoten,  sondern  er  ist  auf  seinem  Niveau 
geblieben;  mau  könnte  violleicht  eher  otwas  %-on 
Zurückgehen  reden,  infolge  der  Drainage,  aber 
jedenfalls  hat  er  nicht  zugenommen,  wahrend  die 
Banknoteu  sich  mehr  als  verdoppelt  haben.  Das  ist 
nun  zum  vornherein  ein  durchaus  ungesundes  Ver- 
hältnis in  unserer  Valuta  zu  nennen.  Wir  haben 
den  grösseren  Teil,  vier  Fünftel  unserer  Umlauls- 
währung  in  Noten  und  ein  Fünftel  haben  wir  in 
Specics,  in  Metall ;  das  ist  ein  durchaus  ungesundes, 
ungenügendes  Verhältnis.  Es  ist  ja  in  den  letzten 
Tagen  in  der  Presse  aufmerksam  gemacht  worden 
und  ich  glaube,  auch  Herr  Köchlin  bringt diese  That- 
sache  in  seinem  Schriftchen,  dass  es  in  Deutsch- 
land auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  gegenwärtig 
einen  Banknotenumlauf  von  Fr.  30  trifft,  in  England 
einen  solchen  von  Fr.  25  und  nun  in  unserer  lieben 
Schweiz  einen  Banknotenumlauf  von  Fr.  70.  Das 
führt  Ihnen  in  kleinen  Zahlen,  aber  übersicht- 
lich ausgedrückt,  sofort  vor  Augen,  wie  über- 
laden unsere  Valuta  durch  die  Banknoten  geworden 
ist.  Es  ist  klar,  dass  dieses  Verhältnis  der 
Valuta  und  dieses  Ueberwuchern  von  Banknoten 
schlimme  Wirkungen  zu  äussern  beginnt,  wenn 
wir  nioht  mehr  entre  nous  sind,  wenn  wrir  nicht 
mehr  gegenseitig  uns  die  Banknoten  präsentieren 
und  auswechseln  können,  sondern  wenn  wir  ge- 
zwungen sind,  Zahlungen  ins  Ausland  zu  macheu. 
Im  Ausland  haben  dio  Banknoten  an  sich  keinen 
Kurs;  es  i. st  dort  nicht  eine  gesotzlichc  oder  vertrag- 
liche Verpflichtung  für  die  Kassen  oder  Banken  ge- 
schaffen, die  Noten  einzulösen,  sondern  es  beruht 
alles  auf  dem  Zutrauen,  wonn  man  sie  nimmt, 
und  dieses  Zutrauen  ist  gerade  so  gross  als  das 
Vertrauen  iu  die  Fundierung  der  Banknoten  und 
unsere  Wahrung  überhaupt,  Also  .sobald  wir  Zah- 
lungen ms  Ausland  zu  machen  haben,  so  nimmt  die 
Sache  eine  nachteilige  Wendung  und  fülut  dazu 
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dass  das  Ausland  unsere  Valuta  nioht  mehr  voll 
nimmt.  Und  nun  Ist  eben  im  selben  Zeitraum,  wo  die 
Banknoten-Erhöhung  und  Uebcrwucherung  einge- 
treten ist,  die  Schweiz  viel  mehr  als  früher 
in  die  Lage  gekommen,  ins  Ausland  Zahlungen 
zu  raachen,  mit  einem  Wort**  viel  mehr  der 
Schuldner  dos  Auslandes,   als  SSfrOhoi   der  Fall 

Dazu  bat  die  Zollpolitik  der  umliegenden  Staaten 
geführt  und  ihre  Veränderung  rindet  ihren  Aus- 
druck iu  der  Handelsbilanz,  in  der  wii  /.um  Aus- 
lande stehen.  Iu  dieser  Beziehung  ist  auch  sehr 
wohlbekannt,  was  ich  mitteile;  aber  ich  muss  os 
in  diesem  Zusammenhange  doch  wieder  mitteilen, 
weil  es  Ihnen  handgreiflich  erklären  wird,  wie  das 
alles  zusammenspielt. 

Im  Jahre  1885  war  ein  Ueberschuss  der  Einfuhr 
über  die  Ausfuhr  vorhanden  von  rund  7  Proz.,  ein 
durchaus  annehmbares  Verhältnis;  wenn  man  die 
Ausfuhr  von  der  Einfuhr  abzog,  so  blieb  oin 
Saldo  zu  unsera  Ungunsten  von  7  Proz.,  den  wir 
dem  Ausland  schuldeten,  und  das  war  ja  eine  sehr 
annehmbare  Ziffer.  Aber  wie  entwickelte  sich  nun 
in  der  Folge  die  Sache?  Da  haben  wir  die  aufstei- 
gende Leiter  bis  zur  Gegenwart.  Es  geht  auch  hier 
wie  beim  Change:  es  treten  gewisse  intermittie- 
rende Momente  ein,  wie  bei  jeder  wirtschaftlichen 
Erscheinung;  es  globt  Gegenströmungen,  Zufalle-  und 
Uoberraschungen,  die  deu  Fortgang  eines  Gesetzes 
unterbrechen.  Uber  wer  diese  Verhältnisse  im  Durch- 
schnitt and  von  oben  in  fortdauernder  Reihenfolge 
durch  einen  grossen  Zeitraum  hin  beobachten  kann, 
für  den  verschwinden  diese  Ausnahmen  und  tritt 
nur  das  Gcsctzmässigc  hervor.  Bei  der  Handels- 
bilanz haben  wir  nun  die  merkwürdige  Erschei- 
nung, dass  der  Ucberschuss  der  Einfuhr  ganz  gleich 
steigt,  wie  anderseits  die  Banknotenausgabe  gestie- 
gen ist  und  der  Wechselkurs.  1885  hatten  wir  wie 
gesagt  7  Proz. ;  188(5  sind  es  1ö  Proz.  da  beginnt 
die  Handelspolitik  schon  zu  wirken  — 1887  sind  es 
'22,5  Proz.,  so  geht  es  fort,  und  1899  haben  wir 
46,1  Proz.  Gegenwärtig  ist  das  Verhältnis  wieder 
etwas  besser,  aber  immerhin  noch  nicht  so,  dass 
man  sagen  könnte,  es  wurde  an  diesem  Stande  we- 
sentliches geändert;  nein,  der  Stand  bleibt  ungefähr 
so,  wie  er  jetzt  ist,  und  wenn  das  Verhältnis  zurück- 
geht, so  dürfte  es  mit  der  Zeil  nach  beiden  Seiten 
zurückgehen,  hinsichtlich  Einfuhr  und  Ausfuhr,  und 
an  diesem  Steigen,  auf  die  Dauer  wenigstens,  nichts 
geändert  werden.  So  haben  wir  nun  in  demselben 
Zeitraum,  wo  die  Banknoten  so  enorm  zugenommen 
haben,  wo  auf  der  andern  Seite  das  Gold  aufge- 
speichert wird  und  wo  im  Weilern  gesagt  werden 
muss,  dass  der  Wechselkurs  auf  Paris  und  auf  das 
Ausland  schlimm  geworden  ist  und  sich  schlimm 
erhalten  hat,  diese  merkwürdige  Parallele  der  Er- 
höhung der  Einfuhr  über  die  Ausfuhr  und  damit 
der  Verschlechterung  unserer  Handelsbilanz.  Das 
musstc  ja  zu  dem  Resultat  führen,  das  wir  hab-  n, 
es  musste  auf  den  Wechselkurs  und  die  Konsidoration 
einwirken,  die  das  Ausland  vor  unserer  Valuta  hat, 
eben  weil  wir  für  diesen  Ausfall  der  Einfuhr  über 
die  Ausfuhr  meistenteils  nach  dem  Ausland  zu 
zahlen  haben  und  das  Ausland  infolgedessen  ge- 
nötigt ist,  unsere  Valuta  zu  prüfen  und  sich  ein 
Urteil  darüber  zu  bilden.  Deshalb  sago  ich  und 
komme  damit  von  den  Thatsachen  weg  zu  der  Moi- 


I  nung :  es  giebt  für  die  Auslegung  des  hohen  Wech- 

j  selkurses  nur  eine  rieht  ige  Antwort.  Man  kann  nicht 
erklären,  wie  os  auch  schon  geschehen  ist,  die 
Schweizer  seien  zu  wonig  haushälterisch,  sie  müss- 
ten  mehr  sparen ;   das  Sparen  nützt  nichts  mehr, 

I  das  üudert.  unsere  Valuta  nicht.  Sondern  die  einzige 

,  richtige  Autwort  ist  die. welche  die  Nationalökonomen 

'  Immer  er  .eilten  und  die  sich  immer  bewährt  hat: 
dass   in   dem   hohen  Wechselkurs  die  Meinung 

:  des  Auslandes  über  unsere  Valuta  zu  Tage  tritt, 
dass  dieser  hohe  Wechselkurs  die  Entwertung 
darstellt,  bei  der  unsere  Valuta  im  Auslande  an- 

i  gelangt  ist 

Meine  Herren,  dieses  Urteil  de6  Auslandes  über 

j  unsere  Valuta  kommt  nicht  von  ungefähr.  In  einem 

,  gewissen  Grade  ist  dasselbe  berechtigt;  es  nützt 
nichts,  sich  darüber  hinwegzutäuschen,  indem  man 
davon  schweigt  oder  sagt,  diese  Erscheinung 
werde  vorübergehen.  Nein,  meine  Herren,  sie  geht 

;  nicht  vorüber,  und  man  darf  nicht  schweigon,  weil 
die  Sache  zu  ernst  ist,  als  dass  wir  sie  nioht  in 
ihrer  vollen  Wahrheit  erfassen  müseten.  Da  kommt 
in  erster  Linie  in  Betraoht,  dass,  was  die  Bank- 
noten betrifft,  wir  zu  viele  Noten  emittiert  haben. 
Das  leidet  keinen  Zweifel;  es  zeigt  schon  das  Ver- 
hältnis von  Deutschland  und  England  in  Bezug  auf 
den  Retrag  der  üanknoten  auf  den  Kopf  der  Bevöl- 
kerung, die  merkwürdige  Erscheinung  von  Fr.  70 

i  in  der  Schweiz,  Fr.  30  in  Deutschland  und  Fr.  25 
in  England,  dass  wir  zu  viele  Banknoten  haben. 
Meine  Herren,  es  zeigt  es  Ihnen  aber  auch  noch  etwas 
anderes,  nämlich  die  Art  und  Weise,  wie  unsere 
Emissionsbanken  diese  Banknoten  verwenden  und 

1  wie  sie  für  Deckung  der  Banknoten  sorgen.  In  die- 

!  sor  Beziehung  tritt  uns  kein  erfreuliches  Bild 
entgegen,  aber  id.  sage  nochmals :  es  hilft  nichts, 
die  Augen  zu  schliessen,  denn  die  Zahlen  und  That- 
.sachen  sprechen  zu  laut.  Wenn  Sie  einen  Blick  nach 
dem  deutschen  Reich  werfen,  so  ist  gewiss  jeder 
von  uns  Überzeugt,  dass  das  deutsche  Reich  einen 
wirtschaftlichen  Aufschwung  genommen  hat,  mit 
dem  sich  der  Aufschwung  der  Schweiz  in  den  letz- 
ten 15  oder  10  Jahren  bei  weitem  nicht  messen 
kann;  ich  glaube,  alle  Welt  ist  darüber  einig  und 
man  hat  ja  allo  diese  Dinge  tagtäglich  vor  Augen. 

:  Wenn  nun  der  Aufschwung  in  deu  Geschäften,  der  ja 
auch  bei  uns  in  gewissem  Grade  eingetreten  ist,  aber 
in  erheblich  geringerem  Grade  als  in  Deutschland, 
dazu  gefuhrt  hätte,  die  Vermehrung  der  Banknoten- 
ausgabe zu  veranlassen  und  zu  rechtfertigen,  so 
mussle  die  Erscheinung  zu  verzeichnen  sein,  dass 
Deutschland  oine  grössere  Menge  von  Banknoten 
hätte  ausgeben  müsse.!,  als  wir,  und  dies  ist  absolut 
nicht  der  Fall.  Deutschland  hat  im  Jahre  1884  für 
73)  Millionen  Mark  Banknoten  im  Umlauf  gehabt,  im 
Jahre  1899,  also  nach  einem  fast  wie  ein  Zauber 
erscheinenden  Aufschwung  aller  seiner  geschäft- 
lichen Thätigkcit  einen  Umlauf  von  1142  Millionen 
Mark.  Die  Schweiz  hatte  1884  einen  Banknotenum- 
lauf von  106  Millionen  und  jetzt,  1899,  einen  solchen 
von  200  Millionen.  Das  reich  gewordene  Deutseh- 
land, (.las  fast  aus  seinen  Nähten  drängt,  hat  also  eine 
Vermehrung  dos  Bankuotcnumlaufs  gegenüber  1884 

;  von  50*/»  unil  wir  in  der  Schweiz  haben  eine  Ver- 
mehrung um  88  7«,  und  doch  wird  noch  niemand 
behauptet  haben,  dass  wir  in  unsern  Nähten  nicht 

I  Platz  haben,  dass  wir  dieselben  zersprengen  wollen. 
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Das  beweist,  dass  bei  uns  sich  die  Ausgabe  nicht 
nach  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  richtet,  son- 
dern nach  den  Bedürfnissen  der  Bankkasse  und 
des  Fiskus,  die  damit  vermengt  sind;  man  behält 
das  oberste  Princip  im  Banknotcnverkohr  nicht  im 
Auge,  die  Noten  beweglich  zu  halten  und  immer 
wieder  zurückkehren  zu  lassen,  es  so  einzurichten, 
dass  der  Verkehr  von  selber  sie  immer  wieder 
hergiebt,  um  sie  dann  aufzuspeichern  bis  der  Ver- 
kehr sie  wieder  ruft,  sondern  man  bringt  die  Bank- 
noten, indem  man  sich  gegenseitig  mit  dem  Dis- 
konto unterbietet,  immer  wieder  in  den  Verkehr, 
um  etwas  auf  denselben  zu  vordienen.  Infolgo  dessen 
hat  man  zu  gewissen  Zeiten  diesen  grossen  Ueber- 
fluss,  während  man  zu  andern  Zeiten  Mangel  an 
Soton  hat,  wenn  denselben  im  Schalter  gerufen 
vird. 

Deshalb  kann  man  auch  nicht  einwenden,  man  habe 
ja  doch  zu  gewissen  Zeiten  auch  in  der  Schweiz 
Mangel  an  Noten,  in  der  sog.  Maruniepocho.  Das 
ist  ganz  richtig,  hängt  aber  damit  zusammen,  dass 
unsere  Banknoten  eben  auch  in  dem  Moment,  wo 
man  sie  nicht  ausgeben  sollte,  ausgegeben  und  in 
den  Verkehr  gedrängt  werden.  Stellen  sich  dann 
die  Bedürfnisse  bei  der  Bank  oin,  so  besitzt  sie 
nicht  mehr  genügende  Noten,  um  dieselben  zu  be- 
friedigen. Man  schafft  damit  natürlich  etwas,  was 
jedem  Sachverständigen  und  einsichtigen  Finanz- 
mann gegen  den  Strich  geht;  man  schafft  damit 
die  ünbeweglichkeit  statt  der  Beweglichkeit  der 
Banknote,  man  bewirkt,  dass  sich  die  Banknoten 
emission. 

Meine  Herren,  bei  [diesem  Vorgehen,  man  darf 
os  hier  im  Ständerate  wohl  sagen,  haben  die  Kan- 
tono und  die  Kantonsregieruugen  redlich  mitgehollen, 
einerseits,  indem  sio  von  ihren  Banken  verlangten, 
dass  sie  mit  den  Banknoten  Geld  verdienen,  und 
anderseits,  indem  sie  die  Banknoten  besteuerten. 
Durch  diese  Besteuerung,  die  ja  keine  ausserordent- 
lich grosse  ist,  aber  doch  weit  über  eine  Million 
ausmacht,  wurden  die  Bankon  genötigt,  die  Bank- 
noten möglichst  wenig  ruhen  zu  lassen,  selbst  wenn 
alles  dafür  spricht,  sie  ruhig  bleiben  zu  lassen,  sie 
wieder  fliegen  zu  lassen,  um  einen  wenn  auch  sehr 
bescheidenen  Gewinn  daraus  zu  ziehen. 

Dies  sind  alles  Dinge,  die  man  da,  wo  das 
Bankwesen  durch  eine  einsichtige,  mächtige-  und 
ihre  Macht  wohlbedacht  ausübende  Centraibank  ge- 
regelt ist,  nicht  kennt;  es  sind  Erscheinungen,  die 
wir  bei  einer  neuen  Bank  auch  in  der  Schweiz 
nicht  mehr  haben  werden. 

Meine  Herron,  als  ersten  Grund  für  das  Miss- 
trauen des  Auslandes  gegenüber  unserer  Valuta, 
müssen  wir  also  betrachten:  dieses  Missver- 
hältnis, diese  Uebcrfüllo  an  Banknoten,  die  durch 
unsern  Vorkohr  nicht  gerechtfertigt  ist  Ein 
zweites,  das  damit  im  Zusammenhang  steht, 
das,  ich  möchte  sagen,  nur  die  unterirdische 
Partie  gegenüber  dieser  oberirdischen  vorstellt, 
ist  das,  dass  unsero  Banknoten  unrichtig  ver- 
wendet werden  und  zum  Teil  in  Dinge  hinein, 
in  die  sie  absolut  nicht  gehören. 

Es  ist  Ihnen  bekannt,  dass  die  Banknote,  die  auf 
den  Inhaber  lautet  und  jederzeit  zahlbar  ist,  nur  als 
gut  gedeckt  angesehen  werden  kann,  wenn  ent- 
weder Barschaft  zur  Verfügung  ist  oder  Worte, 
Guthaben  der  Bank,  die  sich   sofort  versilbern 


lassen,  um  die  Banknoten  einzulösen.  Als  erst* 
Deckung  nach  der  Barschaft  ist  demnach  anzu- 
sehen der  Wechsel  und  zwar  insbesondere  der 
sogenannte  Diskontowechsel.  Iiier  hat  der  Schuld- 
ner auf  den  gegebenen  Tag  das  Gold  bereit; 
der  Wechsel  ist  mit  der  Wechselstrenge  vor- 
sehen,  d.  h.  mit  einem  sehr  strengen  Vorfahren, 

i  das  den  Kaufmann  auf  den  Kopf  stellt,  wenn  er 
nicht  bezahlt.  Der  Diskontowechsel  ist  deshalb  die 
klassische  Anlage  für  die  Noteodeokung.  Dazu  kommt 
ferner  der  Lombardwechsel,  d.  h.  der  Wechsel  auf 
Faustpfand.  Andere  Anlagen  sind  schon  verdächtig, 
insbesondere  die  Anlagen  auf  Schuldschein,  auf 
Vorschuss.  Wenn  auch  da  die  Schuldpflicht  ausser 
Frage  steht  und  die  Forderung  vielleicht  auch  auf 
kurze  Zeit  fällig  ist,  so  ist  doch  der  Vorscbuss- 
schuldner  durchaus  nicht  so  zum  Zahlen  vor- 
bereitet, wie  der  Wechselschuldner.  Erstens  rich- 
tet er  sich  nicht  so  oin,  zweitens  ist  die 
Wechsels trenge  nicht  da  und  endlich  wird  bei 
solchen  Vorschüssen  auf  das  Prolongieren  ge- 
rechnet, was  bei  don  andern  Verpflichtungen  viel 
weniger  der  Fall  ist.   Aehnlich  verhält  es  sich 

I  mit  dem  Konto-Korrenlgeschlft,  das  heisst  dem, 

|  wo  os  sich  um  Guthaben  der  Banken  handelt. 

]  Das  Konto  -  Korrentverhältnis  ist  allerdings  ein 
solches,  das  sehr  rasch  golöst  werden  kann, 
wenigstens  auf  drei  Monate;  allein  es  ist  auch 
dies  ein  Geschäft,  das  in  der  Meinung  einge- 
gangen wird,  es  werde  nicht  rasch  gelöst,  und 
das  insbesondere  seitons  des  Kaufmanns  in  der 
Meinung  eingegangen  wird,  man  gebe  ihm  Kre- 
dit und  man  werde  ihm  denselben  nicht  entziehen, 
wenn  die  Verzinsung  richtig  erfolge  und  im  Ge- 
scbäfls-Betriob  nicht  Unregelmässigkeiten  eintreten 
oder  verdächtige  Erscheinungen  sich  zeigen.  Also 
auch  er  ist  nicht  gerüstet,  sofort  zu  bezahlen. 

Damit  ist  gesagt,  dass  eine  richtig  vorgehende 
Zettelbank  ihre  Anlagen  zur  Deckung  der  Banknoten 
über  die  Barschaft  hinaus  in  Diskonto-  und  Lon- 
bardwechsoln  machen  muss  und  möglichst  wenig  in 
anderen  Geschäften.  In  dieser  Beziehung  haben  wir 
nun  in  der  Schwoiz  bemühende  Verhältnisse.  Ich 
erinnere  gerno  daran,  weil  man  nicht  immer  daran 
denkt  und  die  Verhältnisse  nachgerade  derart  ge- 
worden sind,  dass  man  jeden  Tag  daran  denken 
sollte.  Beginnen  wir  mit  den  klassischen  Anlagen, 
mit  den  Diskontowochsoln  und  dem  Lombardgeschält 
Unsere  Banken  hatten  im  Jahre  1884  bei  einem 
Banknoten  um  lauf  von  1  00  Millionen  einen  Wochsol- 
bestand  in  Diskontowechseln  von  176  Millionen 
und  im  Lombardgeschäft  einen  Bestand  von  36  Mil- 
lionen. Natürlich  ist  das  der  ganzo  Bestand,  auch 
dor,  den  die  Banken  mit  ihren  andern  Kapitalion 
schafften  und  aufrecht  hielten,  fm  Jahre  1899 
hatte  sich  der  Banknoten.un.lauf  verdoppelt  und 
man  sollto  meinen,  man  werde  nun  auch  die 
doppelte  Anlage  in  Wochsein  besitzen.  Keine 
Rode  davon  !  Die  Diskontowechsol  betragen  180 
Millonen,  also  nur  4  Mill.  mehr,  und  an  Lombard- 
wcchseln  hatten  dio  Banken  45  MilL,  also  nur  9  Mill. 
mehr  als  1884,  mit  andern  Worten,  nur  eino  kleine 
Verbesserung  gegenüber  einer  Steigerung  dos  Bank- 
notenumlaufes, bezw.  der  Emission  um  100  •/»•  Dies 
bedeutet  gleichviel  wio  eino  starke  Schwächung 
der  Deckung.  Nun  vergleiche  ich  damit  die 
deutscho    Reichsbank.     Diese    hatte    im  Jahre 
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1881  boi  einem  Umlauf  von  73-2  Kill.  Mark  in  Dis- 
konto- und  Lomhardwechscln  426 Ulli.,  und  im  Jahre 
1899,  als  ihr  Notenumlauf  von  732  auf  1141  Ulli., 
d.  h.   um  56>  gestiegen  war,  eiuo  Deckung  in 
Lombard-   und    Diskontowecl.seln    von    M.17  Mill. 
Während  also  dieVermchrung  dos  Umlaufes  5ti  ",o  aus- 
machte, vermehrten  sich  die  guten  Anlagen  um  105  "/». 
Siesehen,  hier  hat  man  2  X  '2  —  4  gemacht,  während 
es  bei  uns  heisst  2  X  2  =  1.  Und  wio  verhält  es 
sich  mit  den  andern  Anlagen,  die  man  nicht  mehr 
als  gute,  sondern  eher  als  schlechte  bezeichnen  muss*? 
Als  Anlagen,  die  man  nicht  aU  gute  bezeichnen  kann, 
habe  ich  vorhin  die  Konto-Korreutverpllichtungen 
und  die  Schuldscheine  bezeichnet,  und  Anlagen,  die 
als  schlechte  bezeichnet  werden  müssen,  das  sind 
die  Hypotheken,  sofern  sie  zur  Bauknotendeckung 
verwendet  werden.  Nun  sind  unsere  Emissionsbanken 
in  einem  wahren  Kirchturmsrennen  nach  Vermehrung 
dieser  schlechten  Anlagen  begriffen,  wahrend  sie  in 
Bezug  auf  die  guten  Anlagen  auf  dorn  Stand  von 
1884  geblieben  sind.  Es  ergeben  sich  in  dieser  Be- 
ziehung folgende  Zahlen:    die  Konto-Korrentdebito- 
ren, die  im  Jahre  1881  bei  unseren  Emissionsbanken 
die  Summe  von  rund  71  Mill.  orreichten,  stiegen  im 
Jahre  1899  auf  20ß  Mill.  ebenso  stiegen  die  Schuld- 
scheine, welche  1884  62  Mill.  ausmachten,  im  Jahre 
1899  auf  127  Mill.  Es  ist  also  nach  boiden  Richtungen 
ein  starkes  Zunehmen  zu  konstatieren.  Am  schlimms- 
ten steht  es  aber  in  Bezug  auf  die  Hypotheken.  Im 
Jahre  1884  betrugen  die  Anlagen  unserer  Emissions- 
banken auf  Hypotheken  2-28  Mill.,  im  Jahre  1899  da- 
gegen 571  Mill.,  also  mehr  als  doppolt  so  viel.  In 
nackten  Worten  ausgesprochen  ist  dio  Erscheinung 
also  folgondo :  In  Bezug  auf  dio  wirkliche  bankmässige 
Deckung  ist  keine  Vermehrung  eingetreten,  obschon 
sich  unser  Banknotenumlauf  beinahe  vordoppelt  hat 
Bei  den  nicht  bankmassigon  Anlagen  dagegen  ist 
eine  Verdoppelung,  ja  mehr  als  eine  solche  einge- 
treten; diese  hält  Schritt  mit  den  Banknoten,  allein 
sie  ist  eben  lür  diese  keine  Fundiorung.  Und  was 
dieses  Anlegen  unserer  Emissionsgelder  zu  einem 
erheblichen  Teil  in  Hypotheken  besonders  nach- 
teilig gestaltet,  ist  der  Umstand,  dass  wir  in  der 
Schweiz  kein  Hypothokenrocht  haben,  wie  es  anders- 
wo besteht.    Man  kann  ja  darüber  verschiedener 
Meinung   sein,  ob  dio  Mobilisierung  des  Grund 
und  Bodens  einen  wünschbaro  Fortschritt  bedoute; 
aber  darum  handelt  es  sich  nun  Dicht,  wenn  ich 
von  den  Hypotheken  spreche  im  Zusammenhang  mit 
den  Banknoten.   Ich  sage:  wenn  doch  einmal  die 
Banknoten  mit  den  Hypotheken  verbunden  werden, 
Ist    eine  erträgliche  Gestaltung   dor   Dinge  nur 
möglich,  wenn  das  Ih  pothokarrecht  des  Landes  die 
hypothekarischen  Anlügen  mobilisiert  hat;  mir  da, 
wo  man  sogenannto  Pfandbriefe  hat,  die  an  der 
Börse  Kurs  besitzen,  weil  sie  nicht  nur  auf  den  In- 
haber lauten,  sondern  auch  infolgo  solidarischer 
Haftbarkeit  von  Mitschuldnorn.   von  ganzen  Land- 
schaften oder  durch  die  Garantie,  welche  besondere 
hiefür  staatlich  unterstützte  Banken  aussprechen,  an 
der  Börse  Aufnahme  linden  und  wio  Staatspapiere  ge- 
handelt  werden,  nur  da  ist  das  Lehel  nicht  so  gross; 
es  ist  nocii  immer  kein  gesundes  Verhältnis,  aber  es 
ist  erträglich,  während  da,  wo  das  Hypothokarwoseu 
unbeweglich  ist,  wie  bei  uns  in  dor  Schwoiz,  es  eine 
vollständige  Verkennung  der  Grundsätze  der  Finanz- 
Wissenschaft  bedeutet,  wenn  man  die  Bauknote  in 
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dieser  Weise  mit  der  Hypothek  in  Verbindung  bringt 
Ich  weiss  ja  wohl,  dass  in  den  Portefeuilles  der  Emis- 
sionsbanken sich  keine  Hypotheken  vorlinden;  sie 
sind  auch  zu  ungeschlacht,  zu  gross,  als  dass  man  sie 
ins  Portefeuille  !e:.'cn  kernte.  Aber  statt  dosson  ruhen 
in  den  Portefeuilles  der  schweizerischen  Emissions- 
banken vielfach  Wechsel,  welche  ihre  Grundlage  in 
Hypotheken  besitzen  und  wo  der  Wechsel  und  die 
betreffende  Bank,  welche  ihn  in  Diskont  giebt,  ei- 
gentlich nur  dio  spanischo  Wand  für  die  Immobili- 
sierung dor  betreffenden  Gelder  bildet  Eine  ansehn- 
liche Anzahl  der  sogenannten  Finanzwechsel  in  den 
Portefeuilles  der  Banken  sind  darauf  zurückzuführen, 
und  besonders  in  unseren  grossen  Städten  ist  dies 
der  Fall.  Meine  Herren,  man  braucht  sich  nicht  zu 
verwundern,  wenn  andere  Leute  dies  auch  erkennen, 
und  ebenso  braucht  man  sich  nicht  zu  verwundern, 
wenn  solchen  Finanzwechseln  nicht  absolutes  Zu- 
trauen geschenkt  wird.    So  lange  alles  ruhig  ist, 
kann  man  auch  bei  der  Hypothek  ruhig  schlafen, 
aber   wenn   Unruhe   sich  einstellt,   die  Banken 
ihro  Verpflichtungen  derjenigen  Stelle  gegenüber, 
mit  welcher  sie  das  Diskontogeschäft  für  ihre  Finanz- 
wechsel eingegangen  sind,  halten  sollen,  so  stehen 
sie  auf  einmal  nur  auf  einem  Bein  oder  fallen 
vollends,  weil  ihre  Guthaben  eben  derart  sind,  dass 
sie  sich  nicht  bewegen,  sie  nicht  frei  machen  können. 
Hieran  muss  man  denken,  und  ich  sago  nochmals: 
man  muss  sich  nicht  verwundern,  wenn  anderswo 
und  insbesondere  im  Ausland  solchen  Ziffern  gegen- 
über Misstrauen  herrscht.  Sie  sind  ja  überall  zu  haben, 
in  unsern  Statistiken,  in  den  Berichten  des  Bundes- 
rates etc.,  und  andere  Leute  können  sie  auch  zu- 
sammenstellen. Also  ich  sage:  die  Verhältnisse  sind 
so  gekommen,  wie  sie  bei  diesem  Gang  der  Dinge 
kommen  musslen.  Der  Wechselkurs  auf  das  Ausland 
ist  ein  Symptom  einer  Krankheit,  er  ist  die  Wirkung 
oinor  Ursache,  und  diese  Ursache  ist  die  Verschlech- 
terung unserer  Valuta  durch  die  gegenwärtigen  Miss- 
verhältnisso  im  flanknotenwesen,  und  diesen  Missver- 
hältnissen kann  der  einzelne  Kanton  und  eine  einzelne 
Bank  nioht  abhelfen,  sondern  dies  kann  nur  geschehen 
durch  den  Bund,  durch  eine  Bank,  die  ihm  unter- 
steht und  sich  loslöst  von  all  den  gefährlichen  Ver- 
bindlichkeiten, von  welchen  ich  gesprochen  habe, 
und  rein  nur  dem  Umlaufgeschäft,  dem  Diskont- 
geschäft und  der  Ueberwachung  unserer  Noten  und 
unserer  Währung  ihre  Zeit  und  ihre  Kräfte  widmen 
kann.   Gewiss  wird  diese  Aenderung  ja  'nicht  auf 
einmal  kommen.  Wir  können  z.  B.  diese  Anlagen  in 
Hypotheken  nicht  auf  einmal  lösen;  die  Finanz- 
wechsel, von  welchen  ich  vorhin  gesprochen  habe, 
werden  auch  bei  einer  Bundesbank  nicht  ohne  wei- 
teres verschwinden,  und  man  sieht  es  ihnen  ja  in 
der  That  nicht  an,  wo  das  Geld  nun  ruht  oder  die 
Verpflichtung,  auf  Grund  deren  sie  ausgestellt  wor- 
den sind.   Aber  die  Bank  hat  doch  so  viel  in  der 
Hand,  dass  sie  auf  vollständig  neuem  Boden  beginnen 
kann  und  durch  all  die  fiskalischen  kantonalen  Be- 
ziehungen und  Rücksichten  nicht  gehemmt  ist,  dass 
sie  —  was  die  gegenwärtigen  Emissionsbanken  in 
ihrer  Vielköpflgkoit  und  bei  den  sie  beherrschenden 
verschiedenen  Meinungen  nicht  zu  thun  vermögen 
—  durch  cino  kräft'ge  Handhabung  und  vorsichtige 
Bestimmung  des  Diskontos  und  der  Ausgabe  der 
Banknoten  dafür  sorgen  kann,  dass  nicht  zu  viele 
Banknoten  in  den  Verkehr  kommen,  dass  sie  da 
x.      rt.  89 
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sind,  wenn  man  sie  braucht  und  dass  nach  und  nach 
das  Hartgeld  bei  uus  wieder  zur  Herrschaft  kommt 
und  nicht  die  Danknoten,  in  der  Weise,  wie  wir  es 
bis  jetzt  gehabt  haben. 

Damit  habe  ich  auch  noch  etwas  anderes  berührt. 
Ich  glaube  hier  einer  Schrift  Erwähnung  thun  zu 
•ollen,  welche  sehr  seriös  ist  und  allgemein  die 
Aufmerksamkeit  auf  sich  gelenkt  hat;  dieselbe  ist 
in  den  letzten  Wochen  erschienen,  veranlasst  durch 
das  kaufmännische  Direktorium  in  St.  Gallen,  ich 
meine  die  sehr  lesenswerte  Schrift  des  Herrn  Dr. 
Kalkmann.  Er  führt  darin  aus,  die  centrale  Noten- 
bank sei  der  erste  Schritt,  ein  zweiter  müsse  die  Los- 
lösung von  der  lateinischen  Münzunion  sein.  Dies  führt 
auf  ein  Terrain,  das  ich  heute  nicht  bolroten  will  und 
worüber  man  verschiedener  Meinung  sein  kann ;  aber 
das  ist  sicher,  dass,  wonn  wir  das  Uebel  nicht  ganz 
beseitigen,  wir  doch  durch  eine  centrale  Noten- 
bank das  Fortschreiten  hemmen  und  wieder  zu- 
rückschreiten können  zu  einer  gesundern  Auffassung 
und  Behandlung  dor  Dinge,  als  wir  sie  jetzt  haben. 

Dies  sind  im  grossen  und  ganzen  dio  Gründe  all- 
gemeiner Natur,  welche  ich  Ihnen  vorführen  wollte, 
um  Sie  zu  bewegen,  auf  den  Gesetzesentwurf  ein- 
zutreten. Meine  Herren,  ich  habe  schon  erwähnt, 
dass  di3  Kommission  «ich  mit  dieser  Darstellung 
einerseits  rechtfertigen  wollte  nach  aussen,  weil 
man  durchblicken  liess,  es  sei  uns  nicht  ernst,  wir 
seien  vom  Ernst  der  Lage  nicht  durchdrungen.  Ich 
denke,  meine  Auseinandersetzungen  haben  Ihnen 
das  Gegenteil  bewiesen.  Aber  ich  muss  doch  noch 
einer  Erscheinung  Erwähnung  thun,  die  sich  in  der 
Kommission  selber  gezeigt  hat  In  der  Kommission 
waren  auch  die  Herren  der  Innerschweiz,  der  Rech- 
ten, davon  durchdrungen,  dass  man  zur  Schaffung  einer 
centralen  Bank  schreiten  solle,  aber  sie  äusserten 
immer  wieder  Bedenken  mit  Bezug  auf  die  Folgen 
für  ihre  Kantonalbanken,  wegen  der  Einnahmen, 
die  ihnen  infolge  Schaffung  der  neuen  Bank  ent- 
gehen könnten.  Ich  glaube,  diese  Befürchtungen 
sind  zum  grossen  Teil  unbegründet.  Die  neue  Bank 
wird,  wenn  sie  auch  keine  reichlichen  Einnahiren 
bringen  wird,  doch  solche  Einnahmen  bringen,  dass 
die  Kantone  dabei  einen  Ausgleich  (Inden.  Allein 
wenn  es  auch  anders  wäro,  so  möchte  ich  doch 
jedem,  der  es  mit  den  Interessen  unseres  Landes 
ernst  meint,  dio  Frage  stellen:  muss  solchen  That- 
saohen  gegenüber,  wie  ich  sie  Ihnen  nun  vorge- 
führt habe,  einem  nicht  nachgerade  bange  werden, 
bei  dem  laisser  aller  und  laisser  faire,  in  dem  wir 
uds  jetzt  befinde«'.'  muss  der  Gedanke  an  die  Ge- 
fährdung unserer  Währung,  das  schliessllche  Hin- 
drängen zum  Zwangskurs,  der  uns  mit  der  Zeit  be- 
vorstehen könnte,  nicht  für  jodermann  Veranlassung 
genug  sein,  sich  von  solchen  Hucksichten  loszulösen 
und  sich  zu  erinnern,  dass  ein  nicht  unerheblicher  j 
Teil  der  Einnahmen,  die  er  nicht  gerne  preisgiebt  . 
auf  den  Missbrauch  der  Banknoten  zurückzuführen 
ist,  auf  einen  Missbrauch,  der  grosse  Gefahren  für 
unser  ganzes  Land  mit  sich  bringt.  Gefahren,  welche, 
wenn  sie  sich  noch  mehr  vergrüssern  und  Gel- 
tang verschaffen,  unser  Land  in  eine  Notlage 
bringen  und  in  einer  Weise  heimsuchen  würde, 
wie  ähnliches  seit  dem  Bestände  des  neuen  Bundes 
noch  nicht  geschehen  ist. 

Ich  möchte  mich  bei  diesem  Anlasse  auch  dagegen 
wenden,  dass  man  heute  den  Antrag  steile,  die  Sache 


zu  verschieben.  Ich  habe  gestern  in  dieser  Beziehung 
etwas  verlauten  gehört  Ich  sage  zum  vornherein: 
was  mich  betrifft,  und  ich  glaube,  ich  spreohe  im 
Namen  der  meisten  Mitglieder  der  Kommission,  wir 
wollen  die  Verantwortlichkeit  für  eine  solche  Vor- 
schiebung nicht  Ubernehmen.  Ich  glaube,  der  Moment 
sei  auch  nicht  da,  zu  verschieben,  weil  sich  gerade 
das  nun  einigermaßen  eingestellt  hat,  was  wir  her- 
beisehnten: eine  gewisse  Abspannung,  eine  gewisse 
Entlastung,  die  eher  ermöglicht,  sich  an  die  Arbeit 
zu  begeben,  und  wenn  Sio  bedenken,  weiche  Zeit 
noch  verstreichen  wird,  bis  die  neue  Bank  zu  un- 
serem Schutze  und  zum  Schutze  unserer  Währung 
eingreifen  kann,  so  wäre  es  nicht  gerechtfertigt, 
diese  Zeitdauer  durch  ein  ferneres  laisser  aller 
oder  durch  die  Erwägung  zu  vergrüssern,  man  könne 
ja  darüber  noch  immer  sprechen,  man  sei  jetzt  noch 
zu  sehr  mit  den  kantonalen  Finanzen  verflochten. 
Ich  möchte  Urnen  deshalb  das  Eintreten  lebhaft  em- 
pfehlen. 

Nun  bleibt  mir  nur  noch  übrig,  in  kurzen  Zügen 
ihnen  auseinanderzusetzen,  worin  sich  der  jetzige 
Entwurf  von  dem  frühern  unterscheidet.  Man  bat 
seinerzeit  an  der  Volksabstimmung  gedeutelt  und 
gesagt,  man  wisse  nicht  recht,  warum  das  Gesetz 
verworfen  worden  sei. 

Die  einen  riefen,  die  Anhänger  der  Privatbank 
haben  gesiegt,  während  die  andern  erklärten,  dem 
sei  nicht  also,  es  seien  nur  gewisse  Missverstünd- 
nisse vorhanden  gewesen,  die  Anhänger  der  Staats- 
bank haben  gesiegt  und  wenn  diese  sich  richtig 
gruppieren,  so  werden  sie  dio  Staatsbank  dureb- 
briugen.  Ich  halte  os  für  müssig,  sich  solchen  Ge- 
danken hinzugeben.  Wir  stehen  vor  der  Thatsache, 
dass  die  Staatsbank  gegenüber  oinem  Antrag  auf 
Errichtung  einer  gemischten  Bank  unterlegen  ist, 
und  da  die  Verfassung  selbst  die  beiden  Alterna- 
tiven enthält,  so  werden  wir  nun,  nachdem  die 
erste  gescheitert  ist,  die  zweite  Alternative  voll- 
ziehen müssen.  Am  Volk  ist  es  dann,  den  Entscheid 
zu  treffen,  falls  eine  Volksabstimmung  angerufen 
wird.  Ich  glaube  auch,  dass  füglich  das  vorliegende 
System  nun  empfohlen  und  verleidigt  werden  kann. 
Dasselbe  sieht  eine  gemischte  Bank  vor,  aber 
das  Hauptgewicht  hat  nach  wie  vor  der  Bund,  wie 
schon  im  frühern  Entwurf.  Das  System  beruht  dar- 
auf, dass  eine  Dreiteilung  des  Gründungskapitals 
vorgenommen  wird;  man  will  also  das  Privatkapi- 
tal heranziehen,  neben  demjenigen  der  Kantone  und 
des  Bundes,  aber  man  ^iobt  ihm  nicht  die  Mehrheit; 
mau  will  das  Privatkapilat  interessieren,  man  will 
dio  schlummern. len  Kralle,  die  bei  demselben  vor- 
handen sind,  wecken,  man  will  das  grosse  Mass 
von  Kenntnissen  und  Erfahrungen,  das  bei  den 
Freunden  des  privaten  Systems  vorhanden  ist,  für  die 
Bundesbank  gewinnen,  aber  formell  wird  der  An- 
schlag beim  Staate  liegen,  wie  es  sich  bei 
einer  Bank  gehört,  welche  dazu  da  ist,  unsere 
Währung  zu  stützen  und  zu  fundieren  und  daher 
eigentlich  schon  von  selbst  ihre  Direktiven  auf 
den  Staat  und  dio  Gesamtheit  der  Bürger  iiin 
erhält.  Bei  der  frühern  Debatte  bildete  die  unbe- 
schränkte Haftbarkeit  des  Bundes  für  die  Verpflich- 
tungen der  Bank  einen  Angriffspunkt.  Man  sprach 
davon,  dass  der  Kredit  dos  Bundos  mit  demjenigen 
der  Bank  vermengt  werde  und  umgekehrt  und  zwar 
in  einem  Masse,  das  kein  Ende  nehme    Es  lässt 
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sich  auch  nicht  verkennen,  dass  viele  Kreise 
dadurch  erschreckt  worden  sind.  Dom  haben  wir 
nun  im  gegenwärtigen  Entwurf  vollauf  Rechnung 
getragen,  indem  wir  die  Haftbarkeit  der  Bank  auf 
ihre  Notenausgabe  beschränken.  Es  ist  ja  damit 
nicht  gesagt,  dass  in  schworen  Zoiten  unter  Um- 
standen nicht  ein  weiteres  gothan  worden  müsse, 
aber  dann  sind  alle  Patrioten,  seien  sie  Staatsbank- 
oder Privatbankfreundc,  zu  helfen  bereit;  für  jone 
Zeit  haben  wir  nicht  zu  sorgen,  das  macht  sich 
dann  von  selbst  Abor  für  die  ruhige  Zeit,  mit 
Rücksicht  auf  die  wir  die  Rank  prüfen,  welche 
wir  schaffen  wollou,  dürfen  wir  getrost  sagen:  es 
genügt  dieso  Haftbarkeit  und  auf  der  andern  Seile 
dient  ihre  Einschränkung  zur  Beruhigung. 

Ferner  ist  in  dem  Bankgeselzenlwurf,  der  auf  die 
Beiziehung  dos  Privatkapitals  aufgebaut  ist,  von 
einer  Generalversammlung  der  Aktionäre  Umgang 
genommen.  Es  ist  dies  eine  Konzession  an  die 
Freunde  der  Staatsbank.  Rio  Generalversammlung  I 
ist  durch  einen  Geueralrat  rs ••»/.L,  in  welchem  das 
Privatkapital  natürlich  auch  vortreten  ist;  es  ist 
das,  ich  möchte  sagen  ein  Wahlmannerausschuss, 
wenn  man  es  mit  so  etwa*  Politischem  vergleichen 
will  und  es  trugt  nicht  den  Misston  mit  hinein» 
den  man  unwillkürlich  vielerorts  mit  General- 
versammlungen verknüpft  und  nicht  mit  Unrecht 
schon  oft  verknüpft  hat.  Es  bleiben  Strömungen 
und  Erscheinungen  weg,  wie  sie  auf  dem  lauten 
Markt  der  Börse  vorkommen  und  sich  in  eine  Ge- 
neralversammlung auch  einschleichen  können  und 
welche  einer  Bank,  die  eine  Landesbank  lüt,  nicht 
anstehen  würden. 

Was  die  hauptsächlichsten  Aenderungon  anbe- 
trifft, welche  die  Kommission  zu  den  Beschlüssen 
des  Nationalstes  vorschlägt,  so  sind  dieselben  sehr 
rasch  besprochen.  Einerseits  wird  die  Erhöhung 
der  Dividende  auf  V/t  Proz.  vorgeschlagen,  weil  wir 
uns  sagten,  dass  nur  in  diesem  Falle  dieser  EuU 
wnrf  einer  gemischten  Bank  zur  Wahrheit  und  ver- 
hindert werde,  dass  der  Bund  weit  mehr  als  seinen 
Drittel  am  Grundkapital  bekomme.  Man  bezweckt 
mit  dieser  Erhöhung,  dass  in  That  und  Wahrheit 
ein  gemischtes  System  zur  Geltung  komme,  wäh- 
rend dies  bei  einem  niedrigeren  Zinsfuss  nicht  der 
Fall  wäre. 

Sodann  haben  wir  den  Geschäftskreis  der  Bank 
im  Sinne  einer  Konzession  an  die  Kantone  um  so 
lieber  etwas  eingeschränkt,  als  dies  auch  äusser- 
lich  mit  den  Erfahrungen  und  den  Regeln  eines 
gesunden  Bankwesens  zusammentrifft.  Wir  haben 
ferner  auch  die  Zeitdauer  des  Privilegs  von  15  auf 
20  Jahre  verlängert  und  ebenso  die  Ueborgangszeit 
für  dio  Kantonalbanken  von  zweieinhalb  auf  drei 
Jahre  verlängert.  Endlich  haben  wir  in  der  Sitzfrage 
etwas  anderes  beschlossen.  Einmal  hahen  wir  eine 
Bestimmung  aufgenommen,  dass  seitens  der  Bank- 
hauptstadt ein  Beitrag  an  den  Bund  zu  leisten  sei, 
und  ferner  haben  wir  eine  Acnderung  in  Bezug 
auf  den  Sitz  Ihnen  zu  beantragen  beschlossen,  wo- 
rauf wir  dann  bei  der  Detailberatung  zu  sprechen, 
kommen  werden. 

Zusammenfassend  lege  ich  Ihnen  namens  der 
Kommission  noch  einmal  den  aus  Uobcrzougung 
und  ich  möchte  sagen,  auch  etwas  Erfahrung  und 
reichlichen  Studien  geschöpften  Antrag  vor:  treten 
Sie  au!  den  Entwurf  ein  mit  dem  redlichen  Wollen, 


demselben  zum  Siege  und  zum  Durchbruche  zu 
verhelfen.  Eine  Bundesbank  ist  für  uns  eine  Not- 
wendigkeit und  wir  dürfen  mit  der  Kreierung  einer 
solchen  nicht  warten  bis  es  zu  spät  ist,  es  ist  auf 
keinen  Fall  mehr  zu  früh.  Im  Gegenteil  wir  müssen 
uns  sputen,  um  grösseren  Nachteil  von  unserer 
Volkswirtschaft  abzuwenden,  als  er  jetzt  schon  ein- 
getreten ist 


Relehlin :  Ich  gestatte  mir  als  Mitglied  der  Kom- 
mission einige  Worto  zur  Eintrotcnsfragc  zu 
sprechen.  Wir  stehen  vor  zwei  Thatsachen.  Als 
erste  erwähne  ich,  dass  das  Volk  im  Jahre  1891 
mit  '2:11,000  gegen  158,000  Stimmen  den  Art  39 
der  Verfassung  angenommen  hat,  nach  welchem  das 
|  Recht  zur  Ausgabe  von  Banknoten  einzig  dem 
Bund"  zusteht  welcher  dieses  Recht  entweder  durch 
eine  Staatsbank  ausüben,  oder  auf  eine  centrale 
Nutenbank  übertragen  kann.  Als  zweite,  dass 
die  erste  gesetzgeberische  Arbeit  auf  Grundlage, 
dieses  Artikels  im  Jahre  1897  mit  255,000  gegen 
195,000  Stimmen  vom  .Volke  abgelehnt  wurde.  In 
Bezug  auf  die  erste  Thalsache  ist  wohl  mit  dem 
Faktor  zu  rechnen,  dass  viele  für  die  Annahmo 
des  Art  39  gestimmt  haben,  weil  sie  dafür  hielten, 
es  gehe  nicht  an,  dass  der  Staat  welchem  das 
Münzregal  zustehe,  auf  einen  Teil  seines  Hoheits- 
rechtes durch  Gestattung  von  Banknotenemissionen 
verzichte  und  den  Gewinn  davon  zum  Teil  Privat- 
interessen zuwende. 

Es  darf  dahin  gestellt  bleiben,  ob  sich  im  Jahre 
1891  cino  gleich  grosse  Mehrheit  des  Volkes  und 
der  Stünde  für  das  Notenmonopol  ausgesprochen 
hätte,  wenn  das  Recht  der  Emission  nur  staatlichen 
Instituten,  den  Kantonalbanken,  vorbehalten  worden 
wäre. 

Gewiss  ist,  dass  in  den  meisten  Kreisen,  in 
welchen  im  Jahre  1891  bereits  Kantonalbanken  be- 
standen haben,  gegen  Art.  39  bedeutende  Opposition 
wahrnehmbar  war. 

Wenn  nun  schon  dio  Entstehung  des  Art  39 
mit  dem  Widerstando  der  kantonalen  Geldinstitute 
zu  rechnen  hatte,  so  war  das  noch  deutlicher  er- 
kennbar bei  der  Abstimmung  im  Jahre  1897.  Ich 
glaube,  die  Annahme  sei  nicht  unrichtig,  dass  bei 
den  231,000  Stimmen,  welche  das  Bankgesetz  im 
Jahre  1897  zum  Falle  brachten,  neben  der  Minder- 
heit von  1891  noch  eine  Reihe  solcher  sich  befan- 
den, welche  die  Interessen  der  Kantonalbanken  durch 
das  Gesetz  bedroht  fanden. 

Bis  jetzt  hat  man  wenigstens  angenommen,  dass 
dio  Sorgo  für  die  Kantonalbanken  dio  grössto  Gruppe 
gegen  das  Gesetz  von  1897  stellte. 

Ich  frage  nun:  hat  sich  dio  Volksanschauung  in 
dieser  Richtung  seither  geändert'?  Ich  glaube,  das 
Gegenteil  ist  eher  anzunehmen,  die  Sorge  für  die 
Kanlonalbanken  hat  sich  noch  vermehrt 

Gestatten  Sie  mir  hier  auf  eine  Kundgebung  auf- 
merksam zu  machen,  welche  aus  hundesbankfreund- 
lichen  Kreisen  herrührt.  Herr  Nationalrat  Keller 
von  Zürich,  welcher  am  Zustandekommen  des  Art  39 
lebhaft  mitarbeitete,  hat  zum  Schutze  und  zur  Kräfli- 
|  gung  der  Kantonalbanken  das  Postulat  gestellt,  es 
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möchte  bei  Ausarbeitung  eines  Bankgesetzes,  die 
Bundesbank  ermächtigt  werden,  an  die  Kantonal- 
banken zinsfreie  in  Noten  auszurichtende  Darleihen 
zu  bewilligen,  bis  zur  Höhe  von  zwei  Drittcilen 
der  Gesamtemission.  Herr  Keiler,  welcher  diesen 
Gedanken  in  einem  öffentlichen  Vortrage  begründet 
hatte,  sagte  am  Schlüsse  desselben :  «Ich  bitte  meine 
Mitbürger  dringend,  wohl  aufzupassen  auf  das,  was 
in  dieser  Sache  in  Bern  weiter  vorgehen  wird. 
Der  Kanton  Zürich  hat  der  Verwirklichung  ver- 
schiedener Einheitsgedanken  schon  sehr  viele  Opfer 
gebracht  und  wird  hoffentlich  nicht  so  unklug  sein, 
nun  auch  noch,  ganz  unnötigerweise,  die  grössten 
Interessen  seiner  Kantonalbank  in  einem  Momente 
preiszugeben,  wo  ihr  der  Boden  geebnet  ist,  nicht 
nur  20,  sondern  30  Millionen  Noten  mit  Leichtig- 
keit in  Cirkulation  bringen  zu  können.» 

Der  Bundesrat  und  die  vorberatenden  Kommis- 
sionen haben  nun  allerdings  gefunden,  dass  sich 
die  Vorschlage  des  Herrn  Keller  mit  den  Bestim- 
mungen des  §  39  nicht  vereinbaren  lassen.  Nichts- 
destoweniger sind  solche  Anregungen  aus  centra- 
listi8ch-bundesbankfreundlichen  Kreisen  ein  Beweis, 
wie  sehr  man  in  den  Kantonen  für  die  Kantonal- 
banken besorgt  ist.  Es  ist  das  begreiflich.  Die  kan- 
tonalen Banken  haben  dem  Lande  bisher  gute  Dienste 
geleistet  und  haben  sich  bis  jetzt,  selbst  in  Tagen 
der  Krisis,  gut  bewahrt 

Das  Recht  zur  Notenemission  hat  zum  Gedeihen 
dieser  Banken  heigetragen  und  ihren  Gewinn  ver- 
mehrt. Dieser  Gewinn  aber  fliesst  in  dieser  oder 
jener  Form  den  kantonalen  Verwaltungen  zu. 

Die  Kantone  können  ihrerseits  auf  diese  Ein- 
nahmsquellen nicht  verzichten.  Wahrend  die  Bun- 
desfinanzen gut  bestellt  sind,  ist  das  gleiche  boi 
den  Kantonen  nicht  zu  sagen.  Jede  Schwächung 
der  kantonalen  Finanzen  erschwert  die  Erfüllung 
unabweisbarer  Flüchten  und  die  Lösung  ihrer  so- 
cialen Aufgaben.  Grund  genug,  dass  man  in  vielen 
Kantonen  der  Ausführung  des  Bankgesetzes  skep- 
tisch gegenübersteht 

Wenn  gesagt  wird:  einer  centralen  Notenbank 
wird  es  allein  möglich  sein,  den  Geldumlauf  des 
Landes  zu  regeln,  den  Zahlungsverkehr  zu  erleich- 
tern, so  will  ich  rliese  Auffassung  nicht  unterschätzen. 
Dagegen  darf  auch  bemeikt  worden,  dass  die  be- 
stehenden Ranken  schon  vieles  gethan  haben,  um 
die  bestehenden  Fcbelstände  zu  beseitigen.  Es 
macht  sich  daher  in  vielen  Kreisen  die  Auffassung 
geltend,  es  konnte  durch  eine  Revision  des  Rank- 
notengesetzes den  bestehenden  Unzukömmlichkeiten 
entgegengetreten  werden,  ohne  dass  das  Heil 
des  Landes  in  einer  Centtalbank  gesucht  werden 
muss. 

Diese  Betrachtung  mag  zwar  heute  als  eine  über- 
flüssige betrachtet  werden,  weil  der  §  110  der  Ver- 
fassung, welcher  eine  centrale  Notenbank  fordert, 
zu  Reo  hl  besteht.  Auch  für  mich  ist  infolge  dieser 
Thatsache  die  Fiutretensfrage  erledigt. 

Anders  dagegen  wird  die  frage  zu  beantworten 
sein:  wie  sieht  das  Gesetz  aus.  welches  neu  ge- 
schaffen wird'* 

In  dieser  Beziehung  erlaube  ich  mir  zu  sagen, 
dass  in  dem  neuen  Entwurf,  wie  er  vorliegt,  den 
Bedenken  der  Kaniniialbankfreunde  wenig  Entgegen- 
kommen bewiesen  wurde. 


Einzelnen  gegnerischen  Gruppen  des  frühem 

Gesetzes  suchte  man  dadurch  gerecht  zu  werden, 
dass  man  die  beschränkte  Haftbarkeit  und  eine 
Beteiligung  des  Privatkapitals  in  die  neue  Vorlage 
aufnahm.  Die  Kantonalbankeu  und  kantOOftleo  Ver- 
waltungen dagegen  haben  für  den  ihnen  mit  den 
Banknoten  entgehenden  Gewinn  wenig  Aussicht  auf 
Entschädigung. 

Ich  habe  mit  meinen  politischen  Freunden  in 
der  Kommissionsberatung  Anträge  eingereicht,  welche 
in  dieser  Beziehung  etwelche  Remedur  schaffen 
könnten.  Diese  Anträge  wurden  abgelehnt.  Wenn 
wir  gleichwohl  für  Eintreten  stimmen,  so  geschieht 
das  einerseits,  weil  der  §  39  dor  Verfassung  zu 
Recht  besteht,  und  andrerseits  in  der  Hoffnung,  es 
werde  möglich  sein,  hei  der  Beratung  des  Gesetzes 
im  Rate  noch  etwelches  Entgegenkommen  zu  finden, 
damit  auch  diejenigen,  welche  für  die  Interessen 
der  Kantonalbanken  besorgt  sind,  sich  mit  dem 
Gesotze  befreunden  können. 


T.  Arx:  Bekanntlich  hat  Ihre  vorberatende  Kom- 
mission dieses  Geschäft  cirka  anderthalb  Jahre  in 
ihren  Händen  behalten,  ohne  es  vorzubringen.  Wer 
nun  aber  glaubt,  diese  lange  Vorberatungszoit  habe 
wenigstens  das  Gute  gehabt,  die  Meinungen  abzu- 
klären, hat  sich  sehr  getäuscht;  denn  hei  der  Schluss- 
abstimmuug  in  der  letzten  Sitzung  unserer  Kommis- 
sion haben  von  acht  Mitgliedern  sich  vier  für  das 
Projekt  ausgesprochen;  drei  waren  dagegen  und  ein 
Mitgliod  hat  sich  enthalten.  Es  wäre  uns  aller- 
dings leicht  gewesen,  mit  einem  andern  Abstim- 
mungsresultat vor  Ihren  Rat  zu  gelangen,  wenn  wir 
den  Antrag  angenommen  hätten,  welchen  Herr  Kol- 
lega  Reichlin  vorhin  angedeutet  hat,  nämlich  wenn 
wir  uns  hätten  entschliessen  können,  von  vorne- 
herein vom  Gewinn  der  Bank  eine  Summe  an  die 
Kantone  abzutreten,  welche  der  gegenwärtigen  Bank- 
notensteuer  von  6  Promille  gleichkommt,  d.  h.  wenn 
wir  uns  hätten  entschliessen  können,  '200  Millionen 
als  Betrag  der  künftigen  Emission  vorausgesetzt, 
Fr.  i, 200, 000  den  Kantonen  preiszugeben.  Wir  haben 
das  nicht  thun  kennen  und  zwar  grundsätzlich  nicht, 
und  wir  werden  hoi  der  Detailberatung  dann  noch 
auf  dieso  Angelegenheit  zu  sprechen  kommen.  Wir 
haben  es  schon  nicht  thun  können,  weil  wir  uns 
zu  Massnahmen  im  Gesetze  veranlasst  sahen,  welche 
so  wie  so  geeignet  sind,  die  Reineinnahmen  der 
künftigen  Nationalbank  zu  schmälern.  Line  dieser 
Massnahmen  war  der  Beschluss,  es  sollen  die  An- 
teilscheine des  Grundkapitals  mit  l'/«Proz.  statt  mit 
i  Proz.  verzinst  w  erden  —  es  wird  auch  diese  An- 
gelegenheit hei  der  Detail beratung  ohne  Zweifel 
einer  längeren  Diskussion  rufen  —  und  der  andere 
Grund  war,  weil  wir  den  Kantoualbankcn  in  einem 
Punkte  in  sehr  weitgehendem  Masse  entgegenge- 
kommen sind,  indem  wir  den  Geschäftskreis  der 
künftigen  Natiunalbank  beschränkten.  Wir  haben 
nämlich  irn  Kni  wurfe,  entgegen  dem  naliona'.rätlichen 
Antrage,  vorgesehen,  da.-s  die  Bank  nur  unverzins- 
liche Depositen  solle  entgegennehmen  dürfen,  mit 
Ausnahme  der  GeMT  des  Rundes,  und  damit  haben 
wir  den  Kantonal bankerj  nicht  nur  einen  lukrativen 
Geschäflskreis  gesichert,  sondern  auch  die  Erhal- 
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tung  ganz  bedeutender  Kapitalien,  welche  sonst  auf 
die  Nationalbank  übergegangen  waren. 

Nun  habe  ich  eigentlich  nicht  das  Wort  ergriffen, 
um  Ihnen  das  auseinanderzusetzen,  sondern  haupt- 
sächlich deshalb,  um  auch  meinerseits  zu  erklären, 
dass  meiner  Meinung  nach  alle  die  Gründe,  welche 
schon  vor  Jahren  für  die  Gründung  einer  centralen 
Notenbank  bestanden  haben,  auch  zur  Stunde  noch  j 
und  zwar  in  vollem  Masse  bestehen.  Es  ist  das  unan- 
genehm zu  sagen  für  die  meisten  von  uns,  indem  wir 
alle  mehr  oder  weniger  an  der  Erhaltung  der  gegen- 
wärtigen Zustände  interessiert  sind.  Wir  wissen  ja 
alle,  in  welcher  Lage  die  Kantone  sich  befinden; 
überall  haben  wir  Defizite;  ein  Kanton,  der  Lebor- 
schüsse  in  seinem  Budget  und  seiner  Rechnung  auf- 
weist, existiert  gar  nicht  mehr.  Die  Kantone  beziehen 
alle  ohne  Ausnahme,  sogar  Appenzell  Inner-Rhodcn 
in  der  nächsten  'Zeit,  ihre  Banknotensteuer,  und  sie 
sind  auch  wieder  am  Gewinn  interessiert,  welchen  die 
Kantonalbanken  mit  der  Banknotenemission  machen. 
Aber  es  ist  nun  einmal  so:  die  Schaffung  einer  cen- 
tralen Notenbank  ist  eine  absolute  Notwendigkeit. 
Ich  glaube  zwar  nicht,  dass  es  einer  Bundes- 
bank so  ohne  alles  gelingen  wird,  selbst  bei  oincr 
sehr  vorsorglichen  Diskontpolitik  und  was  damit 
zusammenhangt,  die  Währung  unbedingt  zu  vor- 
bessern, ohne  dass  mit  diesen  vorsorglichen  Mass- 
nahmen eine  geschäftliche  Ernüchterung  in  unsorm 
gesamten  wirtschaftlichen  Leben  ointritt.  Das  be- 
weist uns  das  Beispiel  von  Deutschland.  Wir 
reden  so  gerne  von  Deutschland  und  stellen  Ver- 
gleiche mit  ihm  an.  Das  grosse  Deutschland,  das 
aus  den  Nähten  geht,  wie  der  Herr  Berichterstatter 
der  Kommission  gesagt  hat,  hat  einen  viel  schlech- 
teren Wechselkurs  als  wir,  trotz  der  Goldwährung 
und  trotz  der  centralen  Notenbank,  der  Reichsbank. 
Ich  habe  hier  die  »Neue  Zürcher  Zeitung»  vor  mir 
und  lese,  dass  in  Paris  der  deutsche  Wechselkurs 
dermalen  121.  50,  bezw.  123  beträgt.  Das  ist  ein  viel 
schlimmerer  Wechselkurs  als  99.  50  auf  die  Schweiz, 
und  Deutschland  hat  einen  schlechten  Wechselkurs 
aus  den  gleichen  wirtschaftlichen  Ursachon,  wie 
wir;  man  hat  in  wirtschaftlichen  Dingen  in  den 
letzten  zehn  Jahren  einfach  vielfach  über  die  Schnur 
gehauen.  Also  ich  sage,  bei  uns  muss  eine  Er- 
nüchterung ointreton;  ich  predige  das  nun  im 
Standerate  schon  seit  Jahr  und  Tag,  und  ich  glaube, 
din  dermaligen  Erscheinungen  in  unsorm  wirtschaft- 
lichen Leben  haben  mir  recht  gegeben.  Sehen 
Sie  nur,  wie  es  zugeht!  Wir  haben  ja  Städte,  in 
welchen  ganze  Strassen  entstanden  sind  mit  schönen 
Hausern  und  Palästen,  grossen  Läden,  kostspieligen 
Einrichtungen,  und  diese  ganzen  Strassen  stehen 
leer;  man  hat  in  den  Tag  hinein  gebaut.  Man  sieht, 
wie  Elektrizitätswerke  erstellt  werden,  welche  in 
die  Millionen  kosten  und  wo  mnn  nicht  weiss,  wie 
nur  eine  einzige  Pferdekraft  verkauft  werden  soll. 
Man  hat  bis  jetzt  immer  die  Ausrede  gehabt:  wenn 
wir  die  Kräfte  nicht  verkaufen  können,  so  machen 
wir  Calciumcarbid.  Wie  steht  es  aber  mit  dieser 
Fabrikation!  Man  hat  so  übertrieben  in  unnötigen 
Gründungen  sich  ergangen,  dass  die  Fabriken  selbst 
beschlossen  haben,  den  Betrieb  nächstens  einzu- 
stellen; es  sind  gerade  in  unserm  Kanton  Fabriken, 
welche  total  eingestellt  worden  sind  und  die  be- 
treffenden Arbeiter  entlassen  haben.  Ganz  gleich 
verhält  es  sich  auch  mit  den  Kisenbahnbaulen.  Es 


werden  dermalen  im  Lande  herum  an  allen  Ecken 

und  Enden  Eisenbahnen  gebaut,  welche  vom  wirt- 
schaftlichen Standpunkte  aus  nicht  gerechtfertigt 
sind ;  denn  der  Kapitalaufwand  steht  in  gar  keinem 
Verhältnis  zu  dorn  wirtschaftlichen  Nutzon.  Nnn 
sage  ich,  dass  viele  dieser  in  den  letzten  Jahren 
gemachten  Gründungen  einzig  möglich  waren,  weil 
die  in  diesen  Gründungen  festgelegten  Kapitalien 
in  Kreditpapiero  umgewandelt  und  wieder  mobil 
gemacht  werden  konnten,  und  Sie  sehen  auch  in 
That  und  Wahrheit  in  allen  Portefeuilles  der  Emis- 
sionsbanken zu  drei  Vierteln  oder  noch  mehr  gar 
nichts  anderes  als  sogenannte  Kreditwechsel,  und 
es  wird  eine  der  vornehmsten  Aufgaben  einer  künf- 
tigen Nationalbank  sein,  mit  diesen  schädlichen 
Kreditpapieren  nach  und  nach  aufzuräumen.  Bei 
der  Vielheit  der  Bauten  ist  dies  eben  nicht  mög- 
lich; denn  wenn  die  Bank  A  ein  Geschäft  nicht 
macht,  so  macht  es  die  Bank  B,  und  alle  höheren 
Gesichtspunkte  sind  diesen  36  oder  37  kantonalen 
Banken  bis  jetzt  abgegangen.  Eine  centrale  Noten- 
bank wird  dafür  sorgen,  dass  in  ihrem  Wechselbe- 
stand diese  durch  die  Spekulation  geschaHenen  Kredit- 
papiero nach  und  nach  verschwinden  und  zwar  durch 
das  ganz  einfache  Mittel  der  Nichtdiskontierung. 

Nun  muss  allerdings  gesagt  werden,  dass 
derartige  Neuerungen,  wie  die  Wiederkehr  zu 
nüchternen  Verhältnissen  nicht,  vor  sich  gehen 
können  ohne  wirtschaftliche  Störungen  und  man 
muss  sich  wohl  vergegenwärtigen,  dass  durch  eine 
0  ntrale  Notcnmonopolbank  das  Gold  nicht  etwa 
abundanter  wird,  sondern  im  Gegenteil:  das  Gold 
wird,  wenn  die  Bank  ihre  Rolle  erfüllen  soll,  die 
wir  ihr  zuweisen,  eher  soltoner  werden.  Beim 
gegenwärtigen  System  war  die  Notenausgabe  ja 
eine  fast  unbeschränkte,  und  jede  Bank  trachtete, 
möglichst  die  ganze  Emission  in  Cirkulation  zu 
bringen  —  sie  musste  auch  die  Steuer  für  die  ganze 
Emission  zahlen  —  und  wir  haben  gesehen,  wie 
Jahrzehnte  lang,  wenigstens  lange  Jahre  hin- 
durch wir  den  niedrigsten  Diskontosatz  hatten,  nie. 
driger  als  Holland,  Belgien,  Deutschland  und  Oester- 
reich, als  wären  wir  das  reichste  Land  der  Welt 
Das  ist  eine  Täuschung.  Es  ist  interessant  zu 
gehen,  wie  man  gegenwärtig  In  Nordamerika  die 
gleiche  Phase  durchmacht,  welche  wir  in  den  letz- 
ten 10  bis  15  Jahren  durchgemacht  haben.  Sie  haben 
mit  Erstaunen  gesehen,  wie  die  Vereinigten  Staaten, 
welche  früher  immer  ihre  Geldbedürfnisse  in  Eu- 
ropa befriedigten,  nun  plötzlich  expansiv  geworden 
sind.  Die  Vereinigten  Staaten  leihen  Deutschland 
80  Millionen  Mark;  sie  schicken  ihre  Sendboten 
auch  nach  der  Schweiz  und  offerieren  die  nötigen 
Kapitalien,  um  unsere  Eisenbahnen  zu  verstaatlichen! 
Das  kommt  nicht  einzig  und  allein  nur  daher,  weil 
die  Vereinigten  Staaten  eine  viel  bessere  Handels- 
bilanz aufweisen  als  früher.  Das  ist  allerdings 
richtig,  dass  immer  mehr  exportiert  und  nicht  im 
gleichen  Verhältnis  in  die  Vereinigten  Staaten  im- 
portiert wird  und  dass  dadurch  Hunderte  von  Mil- 
lionen in  dieses  Land  strömen.  Allein  die  Haupt- 
ursaehe  der  gegenwärtigen  Geldabundanz  in  Amerika 
besteht,  darin,  dass  das  Gesetz  über  die  Notenemis- 
sionsbanken im  März  letzten  Jahres  revidiert  worden 
ist,  Ks  hat  der  deutsche  Generalkonsul  in  New- 
York  in  den  letzten  Ta^-en  einen  Bericht  über  diese 
Banken  abgegeben,  der  vom  deutschen  Staatssekre- 
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ttr  der  Finanzen  verlesen  worden  ist ;  er  saßt:  «Der 
Goldüberfluss  in  diesem  Lande  ist,  wenn  man  von 
der  günstigen  Handelsbilanz  der  letzten  Jahre  und 
den  dadurch  aus  dem  Auslande  hierher  Iiiessenden 
grossen  Summen,  den  Ueberschüsscn  der  Ausfuhr 
aber  die  Einfuhr  absieht,  im  wesentlichen  auf  dio 
Wirkungen  des  Gesetzes  vom  14.  März  dieses  Jahres 
zurückzuführen.  .  .  .  Dieses  Gesetz  gestattet  den 
Nationalbanken  die  Emission  von  Banknoten  bis  zu 
dem  Vollbetrage  ihres  Kapitals,  statt,  wie  bis  dahin, 
bis  zu  90  Prozent,  was  einem  Plus  von  HO  Millionen 
Dollars  gleichkommt.  Ausserdem  können  die  Banken 
nunmehr  die  von  ihnen  als  Sicherheit  zu  hinter- 
legenden Bonds  der  Vereinigten  Staaten  in  billigeren 
zweiprozentigen  Bonds  statt  wie  bis  dahin  vierpro- 
zentigen  bestellen.  Ueberdies  hat  das  neue  Gesetz 
die  Errichtung  von  Natioualbanken  in  allen  Städten 
über  25,000  Einwohner  zugelassen,  wodurch  eine 
grosse  Anzahl  neuer  Bankinstitute  mit  Emissions- 
befugnis  geschaffen  worden  ist»  Am  Schlüsse  des 
Berichts  sagt  der  Generalkonsul :  «Die  Banken  sind 
daher  gesetzlich  in  der  Lage,  ihro  Banknotcnemis- 
eion  um  400  Millionen  Dollars  zu  vergrössern», 
also  um  ganze  '2  Milliarden  Franken,  und  von 
daher  kommt  zum  grossen  Teil  die  momentane  Geld- 
abundanz.  Man  wird  aber  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten die  gleichen  Erfahrungen  machen,  wie  wir  sie 
acht  haben.  Im  Anfange  wird  man  über  eine 
se  Geldabundanz  verfügen  und  wird  für  die  über- 
flüssigen Gelder  Verwendung  suchen  müssen,  sei 
es  durch  Uebernahme  von  Anleihen  des  Auslandes 
oder  durch  Kreierung  von  industriellen  und  andern 
Unternehmungen.  Ganz  die  gleichen  Verhältnisse 
hatten  wir  vor  15  Jahren.  Ich  kann  mich  noch  an 
die  Zeit  erinnern,  wo  wir  —  die  Emissionsbanken 
—  einzig  an  italienischen  Werten  etwa  140  Millio- 
in  den  Portefeuilles  hatten.  Die  Amerikaner 
wie  gesagt,  .lie  gleichen  Erfahrungen 
machen  und,  wie  wir,  den  Revers  der  Medaille  auch 
zu  sehen  bekommen,  der  in  den  gegenwärtigen  Ver- 
haltnissen ausgedrückt  ist.  Aber  Sie  sehen  gerade 
aus  diesem  Beispiele  von  Amerika,  dass  im  Anfang 
einer  solchen  Periode  eben  die  Abündanz  herrscht  und 
dass,  wenn  man  w  ieder  zu  nüchternen  Verhältnissen 
zurückkehren  will,  wie  wir  es  jetzt  thun  wollen, 
das  Geld  rar  ist  und  nicht  abuudant  Ich  für  meinen 
Teil  hätte  es  gerne  gesehen,  wenn  wir  eine  der- 
artige Reform,  wie  wir  sie  nun  anstroben,  in  ruhi- 
geren Zeiten,  als  den  gegenwärtigen,  hatten  vorneh- 
men können,  vor  vier  Jahren  z.  B.,  wo  wir  noch 
in  normaleren  Verhältnissen  waren  als  gegenwärtig, 
wo  niemand  sagen  kann,  dass  sie  normal  sind- 
Aber  trotzdem  wurde  ich  doch  einmal  das  Gesetz 
in  unserm  Rate  durchberaten,  damit  wir  einmal 
wissen,  woran  wir  sind,  und  der  Nationalrat  —  es 
werden  ja  wichtige  Differenzen  entstehen  —  soll 
sich  dann  die  Frage  vorlegen,  oh  er  das  Gesetz 
dermalen  schon  aus  der  Hand  geben  oder  diese 
normalen  Zeiten,  von  welchen  ich  gesprochen, 
abwarten  will.  Unter  allen  Umständen  würde  ich 
eines  vorsehen:  Unbekümmert  um  «las  Schicksal 
des  Gesetzes  würde  Ich  von  den  Befugnissen  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  Gebrauch  machen  und  die 
Ausgabe  von  Banknoten  kontingentieren,  damit  die- 
ses Emittieren  in  den  Tag  hinein  aufhört.  Wir 
haben  die  Kompetenz  dazu  in  der  Bundesverfassung 
und  ich  glaube,   wir  sollen  von  dieser  Kompetenz 
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dermalen  und  zwar  sobald  wie  möglich  Gebrauch 
machen,    Ich  bin  für  Eintreten. 


M.  le  conseiller  föderal  Comtess«:  Si  les  momos 

preoccupations  qui  ont  domine  dans  votre  comrais- 
sion  devaient  dominer  dans  notre  conseU,  je  dois 
dire  que  je  n'attendrais  pas  un  resultat  bien  favo- 
rable  de  la  deliberation  qui  va  s'ouvrir  sur  le  pro j et 
de  banque  nationale.  Ce  n'est  pas  en  eilet  un  pre- 
sage  de  grande  conSance  et  de  succes  pour  un 
projet  de  loi  s'il  ne  peut  trouver  l'appui  d'une  ma- 
jorite  dans  une  commission;  la  plupart  des  mem- 
bres  de  celle-ci  so  sont  en  effet  relugies  au  vote 
linal  dans  une  attitude  expoctative  et  dans  l'absten 
tion.  Je  repeto  quo  si  la  memo  preoccupation  de- 
vait  dominer  ici,  il  vaudrait  mieux,  je  crois,  laisser 
ce  projet  en  suspens  et  attendro  qu«*  les  circons- 
tances  modifient  los  senliments  fort  peu  enthou- 
siastes  qui  regnent  dans  la  commission  et  qu'elles 
viennont  nous  contraindro  a  sortir  de  notre  impuis- 
sance  dans  ce  domaine.  La  Situation  actuelle  rcvele 
une  rentable  Opposition  d'idees. 

L'on  reconnalt  de  plus  en  plus  la  necessite  de 
doter  notre  pays  de  cet  instrument  (inancier  qui 
s'appelle  une  banque  centrale  d'emlssioD,  ahn  de 
regulariser  mieux  notre  circulation  Oducialre  tres 
d'efectueuse  et  le  cours  du  changu  tres  delavorable 
dans  ces  derniers  temps.  Nous  avons  fait  appel  aux 
representants  linanciers,  ils  se  sont  prononces  ä 
l'unanimite  pour  la  creation  d'une  banque  centrale 
comme  le  seul  moyen  de  remedier  aux  inconvenients 
de  la  Situation  actuelle.  On  reconnait  que  le  grand 
inconvenient  de  la  Situation  actuelle,  c'est  que  la  lol 
de  1881  ne  fixe  aueune  regle  pratique  pour  restreindro 
la  circulation  de  nos  billets  qui  est  ainsi  subor- 
donnee  absolument  aux  convenances  des  banques 
d'emlssion,  de  sorte  que  si  les  banques  atteintes 
par  le  drainage  veulent  restreindre  la  circulation 
de  leurs  billets,  il  y  a  u  cüte  d'elles  d'autrec  banques 
qui  jettent  tout  l'ensemble  de  leurs  billets  dans  Ja 
circulation,  ou  qui  viennent  aussi  demander  d'aug- 
menter  leur  emission.  En  fait,  cet  inconvenient  est 
tres  grave:  notre  circulation  ne  so  regle  pas  sur  les 
besoins  commerciaux  et  economiques  du  pays  dans 
la  plus  grande  partie  de  l'annee,  ä  l'exception  peut- 
etro  des  derniers  mois.  Notre  circulation  aes  billets 
est  exageree,  eile  va  au-delä  des  besoins,  et  evidem- 
ment  avec  cette  grande  quantite  de  billets  qui  ne 
repondent  pas  ä  des  besoins  serieux,  on  rend  le  jeu 
facile  ä  tous  les  draineurs  et  Ton  chassc  le  nume- 
raire  du  pays,  ce  qui  contribue  ä  la  delerioration  da 
change.  Les  banques  d'emission  ne  consultent  donc 
quo  leur  seul  interet  et  se  disent  qu'il  faut  faire  ä 
tout  prix  dos  benefices  pour  couvrir  l'impöt  föderal 
et  celai  des  cantons;  c'est  pourquoi  notre  circula- 
tion est  absolument  derüglee. 

11  laut  pour  la  regulariser,  tout  le  monde  le  re- 
connait, recourir  ä  une  banque  centrale.  Mais  il  ne 
faut  pas  non  plus  croire  que  la  creation  d'une 
banque  centrale  nous  pr.scrvera  contre  tonte  depre- 
ciation  du  change.  Nous  pourrons  mieux  lutter 
qu'aujourd'hui  contre  cette  depreciation,  maisvollä 
tout.  Tout  a  l'houre  M.  le  conseiller  von  Arx  re- 
levait  avec  raison  le  fait  quo  l'AUemagae  avec  sa 
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Reichsbank  n'ea  subit  pas  moins  uco  depreciation 
de  son  change. 

Oa  a  dit  quo  cela  ctait  da  ä  d'autres  causes,  telles 
que  le  developpement  exagerü  des  constructions  et 
de  certaines  industries;  nous  avoas  aussi  developpe 
au  delä  des  besoins  certaines  industries  et  engagt' 
toutes  nos  reserves,  tandis  qu'en  France  on  agit 
avec  plus  de  circonspection.  II  y  a  encoro  d'autres 
causes  dejä  signalees  du  d.'pr.  c.iemont  de  notro 
change,  c'est  le  fait  que  nos  empruuts  sont  engrando 
partie  domicilhis  ä  Paris,  co  qui  constitue,  le  cours 
du  change  ütant  dufavorable,  une  inferiorite. 

Tout  le  raondo  reconnalt  donc  les  inconv.^nicnts 
de  cette  Situation,  tout  le  monde  dit  qu'il  laut  y 
remitier,  lcs  financiers  les  plus  competents  estiment 
de  meme  quo  le  seul  moyon  |iour  cola  est  d'eriger 
une  banquo  centrale.  Nous  lcs  avous  consultcs;  ils 
ont  \ot>>  une  rtsolution  ä  l'unanhnite  ainsi  concue: 
»La  commission  d'experls  chargee  par  le  depar- 
temcnt  federal  des  finances  de  recherclier  quolles 
mesures  pourraient  titre  prisos  pour  arreter  l'expor- 
tation  incessaute  du  nunai'-raire,  est  arrivee  ä  la 
conclusion  que  le  seul  moyen  de  remcdier  d'une 
faeon  durable  a  l'inconvenient  sipnaU-  serait  d'ame- 
liorer  le  cours  du  change,  actudlemont  tres  defavo- 
rable,  sur  letranger  et  sur  la  France  cn  parüculier. 
Le  cours  eleve  du  change  a  sa  source  on  premier 
lieu  dans  le  lail  que  la  balatice  commorciale  n'est 
pas  lavorable  ä  la  Suisso.  Cotte  circonstanco  elle- 
möme  tient  ä  notro  Situation  iconomique.  A  la 
vürite,  les  banques  no  sauraicnt  exercer  une  in- 
fluence  directe  sur  cette  Situation,  mais  il  est  au 
plus  baut  point  desirablo  que,  lors  de  la  conclusidn 
prochaine  de  nouveaux  trait<'s  de  commerce,  les 
autorites  s'efforcont  de  modillerau  probt  de  laSuisse 
la  balance  du  commerce  par  une  augmontation  de 
notre  exportation.  II  sera  n.'cessairo.  dans  co  but, 
de  lournir  des  armes  sufüsantes  aux  m'-gociatcurs 
qui  seront  chargAs  de  discutcr,  pour  la  Suisse,  les 
bases  de  cos  nouveaux  arrangemenls.  ijuant  aux 
banques  suissos,  lour  rülo  no  peut  consister  qu'a 
lutter  contro  la  hausso  du  change  et  l'exodo  du  nu- 
meraire  par  los  moyens  reconnus  efficacesque  pout 
lournir  une  banne  politique  monetaire.  Sont  indi- 
qut-s  coramo  tels,  avanttout:  l'introduction  definitive 
en  Suissc  d  un  Systeme  rationnel  do  virement;  limitcr 
la  circulation  des  billets  ü  la  proportion  exigee  par 
les  bosoins  du  commerce,  tels  qu'ils  ressortent  des 
conditions  do  l'oscompte;  .  .  .  (je  dirai  en  passant 
que  les  banques  d'emission  ont  lait  Ii  tentative  d'y 
arriver  et  essaye  do  reslreindre  et  dans  une  pro- 
portion maximum  de  10  '/•  la  circulation  des  billets, 
mais  encore  lo  resultat  obtenu  jusqu'ici  a  ete  mi- 
nime),  pratiquor  une  politique  judicieuse  en  matiere 
d'escompto  on  procedant,  au  moment  opportun  et 
sur  une  gTando  echolle.  ä  l'achat  ou  ä  la  vente  de 
papior  sur  l'etranger,  dans  le  hui  de  rtyulariser  le 
cours  du  change  par  le  jeu  naturel  de  l  öftre  et  de 
la  demande.  I .a  commission  d'experls  reconnait  que 
l'orgauisation  actuelle  des  banques  suisses  d'emis- 
sion, en  depit  do  tous  les  eiKorts  louables  qu'elle.s 
Tont  pour  satislairo  a  leur  tache,  n'est  cependant 
que  tn's  imparfaitement  en  etat  de  resoudre  cetto 
question;  quo  la  raission  de  regier  la  circulation 
monetaire  du  pays  ot,  en  m<'mo  tomps,  de  faciliter 
les  paiements  dans  le  pays  meme,  ne  peut  C-tre  re- 
ei  enuerement  que  par  une 


banquo  centrale  d'emission  constituee  sur  des  bases 

solides.  En  consequence,  la  commission  d'experts 
recommande  instamment  la  creation,  dans  le  plus 
bre!  delai  possible,  de  cet  Etablissement  central.» 

Voilä  donc  la  conclusion  älaquelle  chacun  arrive 
et  parliculierement  les  hommes  competents  en  ma- 
tiere financiere;  vous  les  avez  entendus  aujourd'bui 
dans  la  personne  de  MM.  Isler  et  von  Arx,  qui, 
l'un  et  lautre  President  d'importants  etablissemeuts 
(inanciers. 

Autrefois,  lors  du  premier  projet,  l'on  recon- 
naissait  volontiers  que  dans  les  cantons  il  fallait 
savoir  faire  cortains  sacrifices,  dans  l'idee  qu'ils 
no  sont  que  passagers,  pour  realiser  un  progres 
ecconomiquo  ot  pour  doter  notro  pays  d'une  banque 
centrale,  on  disant:  les  bünefices  des  banques 
appartiennent  aux  cantons  et  ces  benefices,  peut-elre 
pas  immediatoment,  mais  dans  un  delai  proebain, 
viendront  combler  les  quelques  vidos  qui  pourraient 
se  produire  dans  les  budgets  des  cantons.  Aujourd'bui 
l'on  n'est  plus  dispose  dans  les  Grands  conseils  des 
cantons,  dans  les  conseils  d'administration  des 
banques  cantonales  ä  faire  le  moindre  sacrifice  sur 
l'autel  de  Finten- 1  gen  erat,  chacun  parait  absolu- 
ment  resolu  a  ne  faire  aueune  concession  quelconque 
d'ordre  pecuniaire  et  ä  subordonner  l'idee  de  la  crea- 
tion d'une  banquo  centrale  ä  la  condition  que  la 
Confederation  fournisse  de  suite  l'equivalent  des 
pertes  que  peuvent  avoir  ü  supporter  les  cantons. 
Nous  avons  entendu  ce  langage:  nous  ne  sommes 
pas  en  mosuro  do  faire  dos  sacrifices  dans  les 
cantons,  nos  budgets  sont  en  deficit,  nos  ßnances 
en  souftrance,  nous  ne  pouvons  pas  consentir  a  sa- 
crifier  la  moindre  parcelle  de  nos  ressources  ac- 
tuelles.  Si  ces  exigences  sont  telles  et  si  dans  les 
Grands  conseils  des  cantons,  l'on  ne  veut  pas  con- 
sentir ä  faire  momentanement  quelques  sacrifices 
pour  arriver  ä  instituer  une  banque  centrale,  alors 
il  faut  admettre  quo  le  probleme  est  pour  lo  moment 
insoluble  et  qu'uno  banque  centrale,  que  ce  soit  avec 
ce  projet  ou  avec  un  autro,  ira  se  heurter  ä  une 
Opposition  insurmontable. 

C'est  ce  point  de  vue  qui  a  prevalu  dans  la  < 
mission  et  celui  derriere  lequel  se  sont 
ceux  qui  se  sont  abstenus  au  vote  final. 

Je  crois  cependant  qu'il  nous  faut  rester  sur  le 
terrain  oii  les  chambres  föderales  se  sont  placees  lors 
du  premier  projet,  et  savoir  supporter  un  sacrifice 
paseager  pour  realiser  un  progres  d'ordre  general  qui 
profilcra  ä  1'ens.emble  du  pays  et  au-,  cantons,  sans 
exiger  que  la  Gonfederalion  fournisse  immediatement 
l'equivalent  de  pertes  reduites  et  passageres  que 
pourront  subir  les  cantons,  de  sorte  que  je  dis  que 
si  la  mi'me  preoccupation  devaitici  dominer,  il  vau- 
drait  certainement  mieux  laisser  le  projet  en  sus- 
pens  que  de  soulever  de  nouveau  ce  rocher  de  Si- 
syphe  pour  qu'il  s'ecroulo  sur  nos  letes. 

Des  lors,  je  ne  puis  qu'engaijer  le  conseil  des 
etats  ä  suivre  ceux  qui  ont  le  desir  d'entrer  reso- 
lument  en  matiere  et  de  laisser  de  cöte  des  pre- 
occupaüons  qui  ne  peuvent  faire  aboutir  la  loi  qu'e 
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Präsident:  Wird  das  Wort  weiter  verlangt  übor 
die  Eintretensfrago?  —  Es  ist  dies  nicht  der  Fall; 
die  Diksussion  ist  geschlossen.  Es  liegt  nur  der  An- 
trag der  Kommission  vor,  auf  den  Entwurf  einzu- 
treten, und  ich  nehmo  an,  Sic  haben  dies  Beschlossen. 
Wir  gehen  zur  artikel weisen  Beratung  über. 


Titel  und  Ingress.  —  Türe  et  prkmi  . tt . 
Afißenommen.  —  (Adopti.) 


Art,  1. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  2. 

Isler,  Berichterstatter  der  Kommission:  Hie* 
beantragt  Ihnen  die  Kommission  lediglich  oino  re. 
daktionello  Aenderung,  indem  sie  statt  der  vom  Na- 
tionalrat gewählten  Abkürzung  «dio  Bank»  die  Fas- 
sung des  bundesrätlichen  Vorschlags  wieder  her. 
stellt:  «die  Nationalbank».  Die  nämliche  Aenderung 
wäre  auch  in  Art.  3,  4,  6  etc.  zu  treffen,  wo  der 
gedruckte  Antrag  lediglich  diese  redaktionelle  Ab. 
änderung  bezweckt.  Ich  werde  deshalb  in  der  Folge 
nicht  mehr  daraul  zu  sprechen  kommen. 

Angenommen  nach  Antrag  der  Kommission. 
(Adopte  d'apres  la  proposition  de  la  commission.) 


Art.  3. 

(Die  Sitzfrage  soll  erst  am  Schlüsse  der  Beratung 
diskutiert  und  entschieden  werden.  —  La  question 
du  siege  sera  discutSe  et  liquidee  k  la  lin  delade- 
liberaUon.) 


laier,  Berichterstatter  der  Kommission:  Hier  ist 
neu  der  Antrag,  dass  die  Stadt,  in  welche  die  Bank 
verlegt  wird,  derselben  einen  geeigneten  Platz  lür 
ihre  Bauten  unentgeltlich  zur  Verfügung  zu  stellen 
habe.  Der  Antrag  ist  seinerzeit  im  Nationalrate  ge- 
stellt, aber  nicht  angenommen  worden ;  in  der  Kom- 
mission wurde  er  aufgegriffen  und  erhielt  die  Mehr- 
heit Es  wurde  dabei  u.  a.  geltend  gemacht,  dass 
in  früheren  Fällen,  wo  die  Eidgenossenschaft  Sitze 
zu  vergeben  hatte,  die  betreffenden  Städte  auch  zu 
Lei-tungen  herangezogen  worden  seien,  so  seiner- 
zeit Bern,  als  es  zur  Bundeshauptstadt  erkoren  wurde, 
dann  Zürich  für  das  Polytechnikum  und  Lausanne 
fttx  den  Bundesgerichtssitz.  Die  Kommission  meint, 


das  nämliche  solle  auch  hier  geschehen,  und  zwar 
um  so  mehr,  als  ja  ein  überaus  reger  Welteifer 
zwischen  zwei  Städten  in  dieser  Sache  stattfindet, 
so  dass  man  glaubt,  es  dürfe  ein  gewisses  Opfer 
damit  verbunden  werden.  —  Etwas  weiteres  habe 
ich  zu  Art.  3  nicht  zu  bemerken. 


M.  le  conseiller  federal  Comtess«:  Je  orois  que, 
tout  bien  constate,  il  vaut  mieux  renoncer  ä  l'intro- 
duclion  de  cotto  dispositiou  nouvello. 

D'abord  il  n'o  tpa  justo  de  comparer  l'institution 
d'une  banque  centrale  a  la  creation  d'un  palais  fe- 
deral ou  l'erection  d'un  trihunal  federal,  le  siege 
du  tribunal  föderal  elant  devolu  ä  Lausanne  et  le 
siege  de  l'autorite  federale  ä  Berne.  La  banque 
centralo  dV-mission  enlrainera  necessairement  la 
construetion  dans  la  plupart  des  villes  importantes 
de  la  Suisse  de  tres  grands  bätiments  pour  les 
filiales;  il  est  fort  possible  que  dans  teile  ou 
teile  ville  le  bätimont  destine  ä  recevoir  le  Ser- 
vice d'une  iiliaie  devra  Hro  plus  important  que 
colui  qui  sera  erige  au  siege  central  de  la  banque. 
Donc,  pour  cetto  consideration  dejä.  il  ne  serait  pas 
equitable  de  dire  ä  la  ville  qui  sera  le  siege  de  la 
banque  centrale:  vous  fournirez  l'cmplaccmcnt,  alors 
qu'il  v  aura  dans  d'autres  villes  des  bätiments  beau- 
coup  plus  importants  lesquels  n'auront  ex  ige  du 
canton  aueuno  compensation.  Je  supposo  que  le  siege 
soit  ä  Berne.  II  faudra  alors  construire  pour  lafiliale 
de  Zürich  des  bätiments  plus  importants  quo  ceux 
de  Berne. 

Autro  chose:  II  est  possible  que  la  Confedera- 
tion  trouvo  ä  Berne  ou  ailleurs  un  emplacement  fort 
bien  approprie  pour  IVrection  d'un  bätiment,  et  dont 
eile  soit  propri.'-taire.  Cela  m'engage  ä  proposer 
«iventuellement,  au  cas  oü  celte  disposition  serait 
maintenue,  une  adjonetion  ä  l'alinea  2,  disant  que 
le  canton  sera  tenu  de  fournir,  ä  defaut  d'emplace- 
ment,  une  allocation  p*>cuniairo  equivalente:  autre- 
ment  vous  risqueriez  d'adopter  une  disposition  in- 
applicable. En  outre  il  peut  se  faire  quo  la  Confe- 
deration  soit  proprietairo  de  terrains  et  d'emplace- 
menls  bien  micux  approprius  pour  ces  bätiments 
que  ceux  dos  cantons :  cette  disposition  ne  trouverait 
donc  pas  d'application  dans  les  cantons. 

Dans  le  cas  oü  vous  aeeepteriez  cot  article,  jo 
proposo  d'ajouter:  «ou  une  allocation  pecuniaire 
correspondante». 


Abstimmung.  —  Votation. 


Eventuell,  d.  b.  für  den  Fall  der  Annahme  des 
von  der  Kommission  beantragten  Zusatzes,  wird  mit 
Mohrheil  (24  Stimmen)  Beifügung  des  Amendements 
Comtesse  beschlossen  und  hierauf  definitiv  der  so 
amendierte  Zusatz  der  Kommission  gegenüber  dem 
Streichungsantrag  des  Herrn  Comtesse  mit  17  gegen 
14  Stimmen  angenommen.  —  (Eventuellement,  c  a.  d. 
pour  le  cas  de  l'acceptation  de  la  proposition  de 
la  commission,  l'amendement  de  M.  Comtesse,  est 
adopte  par  la  majorite  (24  voix).    Lä-dessus  et 
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en  votation  definitive,  Ia  proposition  de  la  com- 
miwion  ainsi  air.endec  remporte  par  17  voix  contra 
14,  que  reunit  celle  de  M.  Comtesse  de  bitter  lali- 
nea  2  du  texte  de  la  commission.) 


Art.  4. 

Angenommen.  —  (AJopti.) 


Art.  5. 

Angenommen.  —  (AdopU.) 

Art  r, 

I*ler,  Berichterstatter  der  Kommission:  Diesir 
Artikel  hat  in  der  Kommission  und  auch  in  der 
Oeffentlichkeit  viel  zu  sprechen  gegeben.  Er  stellt 
die  Dreiteilung  auf,  wonach  der  Bund  einen  Driltel, 
die  Kantone  und  Kantotialbanken  einen  andern  Drit- 
tel und  das  Privatkapital  den  dritten  Drittel  des 
Grundkapitals  der  Bank  übernehmen  soll.  Im  letzten 
Absatz  ist  vorgesehen,  dass  falls  vom  zweiten  und 
dritten  Drittel  ein  Teil  nicht  gedeckt  werden  sollte, 
dann  der  Bund  an  die  Stolle  trete.  Diese  Vorschrift 
ist  offenbar  notwendig,  indem  man  ja  über  das 
Schicksal  der  Anteilscheinemissiun  von  vornherein 
nichts  bestimmtes  sagen  kann  und  die  Eventualität 
nicht  Platz  greifen  darf,  dass  nur  ein  Teil  des  Ka- 
pitals gedeckt  werde.  Es  ist  dann  aber  in  der 
Oeffentlichkeit,  im  Lager  der  Anhänger  einer  gemisch- 
ten Bank  unter  Beteiligung  des  Privatkapitals,  gel- 
tend gemacht  wordon,  hier  komme  so  recht  deut- 
lich zum  Vorschein,  dass  es  eigentlich  den  Bundes- 
behörden  mit  der  Bildung  einer  gemischten,  au' 
dem  Privatkapital  beruhenden  Bank  nicht  ernst  soi- 
denn  man  gehe  auf  der  andern  Seite  in  der  Bo" 
messung  der  Dividende  so  tief,  dass  anzunehmen  sei, 
es  werde  sich  das  kantonale  Kapital  und  das  Privat- 
kapital nicht  lebhaft  und  jedenfalls  nicht  bis  zum  vollen 
Betrage  der  ihm  zugeschiedenen  Anteile  beteiligen, 
und  da  andrerseits  die  Bestimmung  aufgenommen 
sei,  das«  in  diesem  Falle  der  Bund  an  die  Slello  trete,  so 
werde  in  dem  Gesetze  von  vornherein  dafür  gesorgt, 
dass  die  itusscrlich  festgehaltene  Grundlage  der  Be- 
teiligung aller  drei  Teile,  insbesondere  des  Privat- 
kapitals, wieder  preisgegeben  und  völlig  verschoben 
werde.  Es  wurden  auch  Vorschläge  für  Abhülfe 
gemacht  und  vor  allem  aus  ist  dies  in  Kreisen  der 
Westschweiz  geschehen.  Von  der  waadtländischen 
Gesellschaft  für  Handel  und  Industrie  wurde  an  die 
Kommission  eine  Eingabe  gerichtet,  worin  lebhaft 
für  eine  solche  Abhülfe  und  einen  bezüglichen  Vor- 
schlag das  Wort  geführt  wurde.  Der  Vorschlag  be- 
steht im  wesentlichen  darin,  es  solle  der  Bund  ge- 
halten sein,  wenn  er  einen  Teil  des  Privatkapitals 
mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  von  Art.  6  in 


die  Hände  bekomme,  auf  Verlangen  diesen  Teil  zu 
retroeedieren,  d.  h.  dem  Prix  atkr.pilul  zu  üLerlassen; 
es  solle  also  mit  andern  Worten,  dieses  Vordringen 
des  Bundes  in  die  Domäne  des  Privatkapitals  nur 
einen  vorübergehenden  Charakter  haben,  nur  als 
ein  Notbehelf  erscheinen.  In  der  Kommission  wurde 
in  einer  frühem  Sitzung  dieser  Auing  lebhaft  befür- 
wortet und  auch  mit  Mehrheit  angenommen.  Er  hatte 
ja  auch  Unterstützung  in  der  Os'.sehweiz  gefunden; 
insbesondere  trat  unser  leider  verstorbene  Kollege 
Blumer  aus  dem  Kanton  Zürich  lebhaft  für  diese  Idee 
ein,  indom  er  erklärte,  dazoigosich,  ob  es  dem  Staate 
mit  der  Durchführung  eines  gemischten  Projektes 
ernst  sei,  dies  sei  der  Prüfstein;  wolle  man  nicht, 
dass  der  Bund  in  etwas  hineindringe,   wo  er  nach 
seiner  eigenen  Proklamation  uicht  hingehöre,  so 
müsse  man  so  etwas  beschliessen.    Wie  gesagt, 
wurde  der  Antrag  damals  angenommen,   aber  be- 
friedigt hat  er  auch  nicht  recht     Es  steckt  ja 
in  der  Thal  darin  etwas  Halbes,  etwas  sehr  Vages, 
Unbestimmtes.   Ist  es  überhaupt  sicher,  dass  wenn 
der  Bund  derartige  privato  Anteilo  übernimmt,  spä- 
ter eine  Nachfrage  nach  solchen  eintritt?  Wie 
lange  soll  man  die  Thüre  offen  haiton  und  ist  es 
überhaupt  der  Stellung  des  Bundes  angemessen, 
vorüb  rgehend  der  Hüter  privater  Interessen  zu 
sein?   In  der  letzten  Kotnmissionssitzung  hat  man 
nun  die  Sache  anders  aufgefasst  und  erklärt,  es 
lasse  sich  nicht  verkennen,  dass  bei  der  jetzigen  Ge- 
staltung des  Marktes  das  PrivatkapiUl  sich  kaum 
irgondwio  ausreichend  beteiligen  werde,  ja  auch 
die  Kantone  werden  nach  diesen  zu  4  Proz.  ver- 
zinslichen  Anteilen    keinen    Wclllauf  anstellen. 
Die  Kantone  werden  die  Gelder  für  ihre  Anteil- 
scheine sich  grösstenteils  auf  dem  Anleihenswege 
beschaffen  müssen  oder  durch  den  Verkauf  von  Va- 
loren, Hypothekartitcln  etc. ;  in  diesem  Falle  werde 
sie  das  Geld  über  4  Proz.   zu  stehen  kommen 
und  sie  werden  kaum  die  ganze  Operation  mit- 
machen, nur  um  wieder  eine  Anlage  zu  4  Pros, 
zu  bokommon.  Noch  weniger  werde  das  Privatkapi- 
tal sich  beteiligen,  und  so  bekomme  der  Bund  not- 
gedrungen den  grossten  Teil  des  Gründungskapitals 
in  die  Hand.    Es  sei  deshalb  billig,  den  durch  die 
Gestaltung  des  Geldmarktes  vorgezeichneten  Weg 
zu  betreten  und  die  Dividende  etwas  zu  erhöhen 
und  dafür  dann  diese  Kautel  der  Retrozession  sei- 
tens des  Bundes  etc.  fallen  zu  lassen.  Ich  sage  etc. ; 
es  war  nämlich  auch  davon  die  Rede  gewesen,  ob 
der  Bund,   wenn  er  privato  Anteilscheine  überneh- 
men müsse,  dann  in  dem  Kollegium  der  Priv&tan- 
teilscheininhabor,  bei  Wahlen  etc.,  dieselben  Rechte 
besitzen  solle,  man  müsste  auch  da  für  Kautelen 
sorgen,   damit  die  Inhabor  privater  Anteilscheine 
nicht  verkürzt  werden.  Es  war  in  der  Presse  gerügt 
worden,  wenn  der  Bund  in  der  Vorsammlung  der 
Privatanteilscheininhaber   vertreten   soi  und  hier 
seinen  Einfluss  geltend  mache,  so  falle  überhaupt 
der  Einfluss  des  Privatkapitals  dahin;   man  müsse 
daher  auch  in  dieser  Beziehung  Kautelen  aufstellen. 
Alles  dies,   fand  man.   sei  überflüssig,  sobald  man 
dio  Dividende  dem  Geldmarkt  entsprechend  erhöbe. 
Nun  steht  diese  Fräse  der  Dividende  hier  nicht  in 
Diskussion;  ich  meinte  aber  doch,  sio  berühren  zu 
sollen,  weil  sie  erklärt,  warum  nun  die  Kommission, 
entgegen  ihrer  früheren  Schlussnahme  und  entgegen 
den  Stimmen  in  der  Presse  und  entegen  insbeson- 
m  vmm  x.  j.«.  n.  70 
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dere  auch  der  sehr  motiviert  gehallcnpn  Eingabe 
aus  der  YVeslschwciz,  Union  hier  keinen  Antrag 
■teilt,  sondern  Ihnen  im  Gegenteil  empfiehlt,  Sie 
möchten  so  beschliessen.  wie  es  der  Bundesrat  be- 
antragt und  der  Nationalrat  uutgoheissen  hat,  d.  h. 
also  eine  Schranke  für  den  Mund  hier  nicht  auf- 
stellen, sondern  einfach  erklären,  was  von  den  zwei 
andern  Dritteln  nicht  gezeichnet  werde,  habe  der 
Bund  ipso  facto  zu  übernehmen. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  7. 
mmen.  —  f Adopti.) 

Art.  3. 


M.  Python:  Je  me  demande  quelle  peut  bien 
Ctre  la  raison  de  ce  second  alinea  de  Tart  8:  «Seuls 
les  citoyens  suisses  .  .  etc. 

Pourquoi  voulez-vous  reserver  cela  uniquement 
aux  Suisses?  C'cst  lä  un  chauvinisrae  quo  je  ne 
m'expliquo  pas  bien.  Pourquoi  un  etranger  ne  pour- 
ralt-il  pas  mettro  de  l'argcnt  ä  cetto  souscription" 
Vous  voulez  qoe  cetle  banque  joue  un  rölo  impor- 
tant  en  Suisse.  ßieD,  mais  je  ne  voia  pas  lä  une 
raison  pour  qu'un  clranger  ne  puisso  aussi  y  placer 
de  1'argcnL  Getto  restriction  se  comprend-ellc?  Nous 
ne  sommes  pourtant  pas  un  pays  decapitalistcs!  Jo 
ne  comprends  pas  bien.  Est-ce  pour  conserver  lo 
caraetcre  national  de  la  banque  ?  Mais  ce  caractero 
ne  saurait  etre  enlevt«  par  la  partieipation  du  capital 
etranger.  Je  crois  qu'on  pourrait  fort  bien  faire 
de  cet  article. 


M.  le  conseiller  fed^ral  Comtess« :  II  y  aurait  a 
certains  points  de  vue  de  graves  inconvenients  si  les 
banquiors  etrangers  venaient  acquerir  le  total  des 
parte  resorvi'es  au  capital  prive. 

M.  Python  mo  dira  quo  c'est  un  simulacre,  qne 
ce  capital  prive  n'aura  pas  grande  influnnce.  Jo 
croie  cependant  que  nous  pourrons  faire  avec  nos 
soules  ressourecs.  que  nous  n'avons  pas  besoin  do 
favoriser  ici  l'emission  de  capitaux  etrangers  et 
d'admettre  des  financiers  etrangers  dans  le  conseil 
d'admlnistration  de  la 


-  (Mop"-) 


Art.  9. 

Wer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Hier 
handelt  es  sich  lediglich  um  eine  redaktionelle 

Aenderung. 


M.  Python :   Le  socond  alinea  de  l'art  9  parle 

des  transforts;  cette  oxpression  est  generale.  S'il 
s'agit  de  parts  que  I  on  obtient  par  hcritage,  faudra- 
t-il  encoro  l'apprubation  du  comite  do  banque? 
La  question  se  pose  comme  dans  le  cas  precedont 
Je  suppose  qu  un  itranger  entre  en  possession  d'une 
part  par  heritago,  dovra-t-il  la  cGder  ou  la  garder? 
Quolles  sont  los  vues  de  l  auteur  du  projet? 


Islfr,  Oerie  bterstattor  dor  Kommission :  Der  Art  8 
sagt  also,  das  Recht,  privateAnteilscheine  zu  zeichnen 
oder  durch  Kauf  zu  erwerben,  stehe  nurSchweizer- 
bQrgern  oder  in  der  Schweiz  domizilierten  Firmen 
und  juristischen  Personen  zu.  Daraus  folgt,  dass 
wenn  ein  Fremder  durch  Erbschaft  den  betreffenden 
Anteilschein  erwirbt,  er  der  rechimassigo  Besitzer 
ist  und  nicht  otwa  verbannt  wird.  Nur  für  den  frei- 
händigen Erwerb,  das  heisst  don  Erwerb  durch  Ver- 
lrag ist  dio  Nationalität  Bedingung;  wo  die  Erwer- 
bung durch  Erbschaft  erfolgt,  haben  wir  gar  nichts 
einzuwenden. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  10. 

Angenommen.  —  (AdopU.) 

Art  11. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici,  le  debat  est  interrompu.) 


»on  J'rt  t  Co.  in 
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Elektrische  Anlagen. 


Entwurf  des  Rtimlesrate». 

5.  Juni  18J9. 


Anträge  der  Kommission  des  Nationalstes. 

ia  November  1900. 


Bundesgesetz 


die  elektrischen  Schwach-  und  Stark- 
stromanlagen. 


Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

in  Anwendung  von  Art.  26,  36,  6i  und  64bis 
der  Bundesverfassung ; 

nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates 
5.  Juni  1899, 

beschliesst : 


Art  i.  Die  Erstellung  und  der  Betrieb  der  in 
Art.  3  und  13  bezeichneten  elektrischen  Schwäch- 
end Starkstromanlagen  wird  der  Oberaufsicht  dos 
Bundes  unterstellt,  und  es  sind  für  dieselben  die 
vom  Bundesrate  erlassenen  Vorschriften  massgebend. 

Art.  2.  Als  .Schwachstromanlagen  werden  solche 
angesehen,  bei  welchen  keine  Strömo  auftreten 
können,  die  für  Personen  oder  Sachen  gefährlich 
sind. 

Als  Starkstromanlagen  werden  solche  angesehen, 
bei  welchen  Ströme  benutzt  werden  oder  auftreten 
können,  die  untor  Umstanden  für  Personen  oder 
Sachen  gefährlich  sind. 

Wenn  Zweifel  bestehen,  ob  eine  elektrische  An- 
lage als  Starkstrom-  oder  als  Schwachsiromanlage  im 
Sinne  dieses  Gesetzes  anzusehen  sei,  so 
darüber  der  Bundesrat  endgültig. 


nichts 


zum  Entwurf  des  Bundesrates,  wo 
ist 


.  .  .  bei  welchen  normalerweise 
treten  können,  die  für  .  .  . 


aultreten,  die  unter 


Art.  2bis.  Der  Bundesrat  wird  die  erforderlichen 
Vorschriften  zu  thunlichster  Vermeidung  der  aus 
dem  Bestände  der  Starkstromanlagen  und  aus  deren 
Zusammentreffen  mit  Schwachstromanlagen  resul- 
tierenden Gefahren  und  Schädigungen  aufstellen. 
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Diese  Vorschriften  haben  zu  regeln  die  Erstellung 
und  die  Instandhaltung  sowohl  der  Schwachstrom- 
anlagen  als  der  Starkstromanlagen,  dio  bei  der  Pa- 
rallelführung und  bei  der  Kreuzung  elektrischer 
Leitungen  unter  sich  und  die  beider  Painllcllübiuag 
und  bei  der  Kreuzung  elektrischer  Leitungen  mit 
Eisenbahnen  zu  treffenden  Massnahmen,  dio  Pa- 
rallelführuug  elektrischer  Leitungen  mit  Eisenbahnen, 
sowie  die  Erstellung  und  die  Instandhaltung  elek- 
trischer Dahnen  im  besondern. 

Der  Dundesrat  hat  dabei  auf  Wahrung  des  Fa- 
brikgeheimnisses Dedacbt  zu  nehmen. 

Liese  Vorschriften  sind  bei  der  Erstellung  neuer 
elektrischer  Anlagen  im  ganzen  Umfange  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Für  die  Durchführung  der- 
selben gegenüber  bereits  bestehenden  Anlagen  wird 
der  Dundosrat  angemessene  Fristen  bestimmen  und 
Modifikationen  bewilligen. 


II.  Schwachstromanlagen. 

Art  3.  Unter  die  Destimmungen  diese«  Gesetzes 
lallen  alle  Schwachstromanlagen,  welche  öffentlichen 
Grund  und  Doden  oder  Eisenbahngebiet  benützen 
oder  zufolge  der  N&he  von  Starkstrom  an  lagen  zu 
Detriebsstörungen  oder  Gefährdungen  Veranlassung 
geben  können. 

Die  Schwachstromanlagen  dürfen  die  Erde  als 
Leitung  benutzen,  mit  Ausnahme  der  öffentlichen 
Telephonleitungen,  wenn  dieselben  mit  Starkstrom- 
anlagen in  Dorührung  kommen  können. 

Art.  4.  Der  Hund  ist  berechtigt,  für  die  Erstellung 
von  oberirdischen  und  unterirdischen  Telegraphen- 
und  Telephonlinion  öffentliche  Plätze,  Strassen, 
Fahr-  und  Fusswege,  sowie  auch  öffentliche  Kanäle) 
Flüsse,  Seon  und  deren  Ufer,  soweit  diese  dem 
öffentlichen  Gebrauche  dienen,  gegen  Ersatz  des  bei 
dem  Dau  und  Unterhalt  allfällig  entstehenden 
Schadens,  im  übrigen  unentgeltlich,  in  Anspruch  zu 
nehmen,  immerhin  unter  Wahrung  der  Zwecke,  für 
welche  das  in  Anspruch  genommene  öffentliche  Gut 
bestimmt  ist 

Art  5.  In  gleicher  Woiso  ist  der  Dund  berech- 
tigt, auch  über  Privateigentum  den  Luftraum  durch 
Ziehen  voo  Telegraphen-  und  Telephondrähton  ohne 
EnUchädigungsIcistuDg  in  Anspruch  zu  nehmen, 
insofern  dadurch  die  zweckentsprechende  Benützung 
der  betreffenden  Grundstücke  oder  Gebäude  nicht 
beeinliäcbtigt  wird. 

Art.  6.  Dio  eidgenössische  Verwaltung  ist  ver- 
pflichtet, sich  vor  dem  Bau  derartiger  Linien  (Art.  4 
und  5)  mit  den  betreffenden  Behörden  oder  Priva- 
ten über  alle  für  sie  in  Betracht  kommenden  Ver- 
hältnisse ins  Einvernehmen  zu  setzen  und  ihren 
Degehren  so  weit  entgegenzukommen,  als  dio  zweck- 
entsprechende Ausführung  der  Linien  es  erlaubt, 
Auf  bestehende  unterirdische  Kanäle  und  Leitungen 
ist  möglichst  Bücksiebt  zu  nehmen. 

Kann  eine  Verständigung  über  die  Art  dor  Aus- 
führung der  Linie  nicht  erzielt  worden,  so  entscheidet 
innort  dor  in  den  Artikeln  4  und  5  gezogenen 
Schranken  der  Bundesrat. 

Art  7.  Baumäsle,  durch  welche  eine  vom  Bunde 
errichtete  Leitung  gefährdet  oder  gestört  wird,  sind 
von  dem  Eigentümer  des  Baumes  zu  beseitigen. 
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Die  Verwaltung  lässt  ein  bezügliches  Begehren  dem 
Eigentümer  durch  die  Ortsbehorde  eröffnen  und  ist 
berechtigt,  die  Beseitigung  selbst  vorzunehmen, 
wenn  dem  Begehren  nicht  binnen  acht  Tagen  nach 
der  amtlichen  Eröffnung  stattgegeben  wird. 

Die  Frage,  ob  und  wie  viel  Entschädigung  zu 
bezahlen  sei,  wird  im  Streitfall  durch  die  von  der 
Kantonsregierung  zu  bezeichnende  LokalbWuirrie 
entschieden. 

Art  8.  Will  über  das  gemfiss  Art.  4  und  5  in 
Anspruch  genommene  Eigentum  cino  Verfügung  ge- 
troffen werden,  dio  eine  Aendorung  oder  Beseitigung 
der  errichteten  Linie  nötig  macht,  so  ist  die  Aul- 
forderung hierzu  schriftlich  an  die  eidgenössische 
Verwaltung  zu  erlassen,  welche  die  Aendorung  oder 
Beseitigung  der  Linie  vorzunehmen  hat. 

Wird  die  angekündigte  Verfügung  des  Eigen- 
tümers nicht  binnen  eines  Jahres,  von  der  Aenderung 
oder  Beseitigung  der  Linie  an  gerechnet,  ins  Werk 
gesetzt,  so  bleibt  der  eidgenössischen  Verwaltung 
die  Klage  auf  Ersatz  der  veranlassten  Auslagen  vor- 
behalten. 

Art  9.  Der  Bund  ist  berechtigt,  auf  dem  Gebiete 
der  Babngesellschatten  unentgeltlich  Telegraphen- 
und  Telephonlinien  zu  erstellen  oder  an  bestehen- 
den staatlichen  Telegraphenlinien  Telephondn'ihto 
insoweit  dies  ohne  Beeinträchtigung 
mit  Inbegriff  des  elektrischen 
und  der  sonstigen  Benützung  von  Bahn- 
eigentum, sowie  der  zur  Sicherung  der  Bahn  vor- 
handenen Einrichtungen  geschehen  kann. 

Der  Bund  trägt  den  Schaden,  weichereiner  Bahn- 
gesellschaft durch  den  Bau  oder  Unterhalt  einer 
öffentlichen  Telephonanlage  erwächst 

Art  10.  Sobald  die  öffentlichen  Telephonanlagen 
sich  der  Erstellung  neuer  oder  der  Veränderung  be- 
stehender bahndienstlichor  Einrichtungen  hinderlich 
erweisen,  so  hat  dio  eidgenössische  Verwaltung  die 
nötige  Verlegung  ihrer  Anlagen  in  eigenen  Kosten 
vorzunehmen. 

Art  H.  Streitigkeiten,  welche  bei  Anwendung 
der  Art.  4  bis  und  mit  10  dieses  Gesetzes  entstehen, 
sind,  soweit  diese  Artikel  die  Erledigung  nicht  einer 
andern  Behörde  übertragen,  nach  Massgabe  des 
Bundesgosotzes  über  die  Organisation  der  Bundes- 
rechtspflege.  vom  22.  März  1893,  Art.  50,  Ziffer  15, 
durch  das  Bundcsgoricht  erst-  und  letztinstanzlich 
zu  entscheiden. 

Art.  12.  Werden  vom  Bund  für  die  Erstellung 
von  Telegraphen-  und  Tolephonlinieu  weitere  als 
die  in  dem  vorliegenden  Gesetze  bezeichneten  Rechte 
in  Anspruch  genommen,  so  Huden  die  Bestimmun- 
gen über  das  Fxpropriationsverfahren  gemäss  dem 
Bundesgesetze  betreffend  die  Verbindlichkeit  zur 
Abtretung  von  Privatrechten  vom  1.  Mai  1850  An- 


III.  Starksiromanlagen. 

Art  13.  Unter  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
fallen  alle  Starkstromaulagen,  welche  öffentlichen 
Grund  und  Boden  oder  Eisenbahngobiet  benutzen 
oder  zufolge  der  Nähe  von  andern  elektrischen  An- 
lagen,  welche  diesem  Gesetze  unterliegen,  zu  Be- 
triebsstörungen oder  Gefährdungen  Veranlassung 


.  Eröffnung  entsprochen  wird. 


.  .  .  Lokalbehörde  endgültig 

Art  8.  Sofern  über  das  ...  . 
.  .  .  gotroffen  werden  will,  die  eine  .  .  . 

.  .  .  zu  richten,  welche  .  .  . 

.  .  .  Verwaltung  das  Recht  auf  .  .  I 

.  .  .  zu  erstellen,  insoweit  dies  ohne  Beeinträchti- 
gung des  Bahnbetriebes  und  der 


von  Rahnfigentum  geschehen  kann. 


.  .  .  öffentlichen  Telegraphen-  oder  Telt 
erwächst 

Art.  10.   Sobald  die 
oder  Telephonanlagen  .  .  . 


.  .  .  die  Bestimmungen  der  Bundesgesetzge 
über  das  Expropriationsrerfahren  Anwendung. 


Art  13.  Unter  die  Bestimmungen 
fallen  alle  Starkstromanlagen. 

(Streichung  des  Schlusssatzes.) 


Digitized  by  Google 


-    K  — 


Art  14.  In  betreff  tfer  für  die  verschiedenen  Stark- 
ftrombetriebe  zulässigen  Spannungen  wird  der 
Bundesrat  besondere  Vorschriften  erlassen. 

Art.  15.  Oer  Bundesrat  wird  die  erforderlichen 
Vorschriften  zu  thunlichster  Vermeidung  der  aus 
dem  Bestände  der  Starkstromanlagen  und  aus  deren 
Zusammentreffen  mit  Schwachstromanbgen  resul- 
tierenden Gefahren  und  Schädigungen  aufstellen. 

Diese  Vorschriften  haben  zu  rogoln  die  Erstellung 
und  die  Instandhaltung  sowohl  der  Schwachstrom- 
anlagen als  der  Starkslromanlagen,  die  hei  der  Pa- 
rallelführung und  bei  der  Kreuzung  elektrischer  Lei- 
tungen unter  sich  und  die  bei  der  Parallelluhrung 
und  bei  der  Kreuzung  elektrischer  Leitungen  mit 
Eisenbahnen  zu  treffenden  Massnahmen,  die  Parallel- 
fuhrung  elektrischer  Leitungen  mit  Eisenbahnen, 
sowie  die  Erstellung  und  die  Instandhaltung  elek- 
trischer Bahnen  im  besondern. 

Diese  Vorschriften  sind  bei  der  Erstellung  neuer 
elektrischer  Anlagen  im  ganzen  Umfange  zur  An- 
wendung zu  bringen.  Für  die  Durchführung  derselben 
gegenüber  bereits  bestehenden  Anlagen  kann  der 
Bundosrat  angemessene  Fristen  bestimmen  und  Mo- 
difikationen bewilligen. 

Art.  16.  Vor  Ausführung  neuer  Starkstromaolagen 
sind  dem  Starkstrouiiuspekloral  (Art.  28)  Vorlagen 
einzureichen,  welche  dieses,  nach  Einholung  <-'.ucs 
Berichtes  der  Telegraphendiroktion,  dem  Post-  und 
Eisenbahndeparlomonl  zur  Genehm  Uui.g  voi/n'  gen 
hat. 


Der  Bundesrat  wird  Vorschriften  über  die  er- 
forderlichen Plan  vorlagen  erlassen. 

Die  Verpflichtung  zur  Erreichung  von  Vorlagen 
besteht  nicht  bezüglich  der  Ilausinstallalionen. 

Art.  17.  Hausinstallationen  im  Sinne  dieses  Ge- 
setzes sind  solche  elektrische  Einrichtungen  in 
Häusern,  Nebengebäuden  und  andern  zugehörigen 
Räumen,  bei  denen  die  vom  Bundesrate  gemäss 
Art.  14  hierfür  als  zulässig  erklärten  elektrischen 
Spannungen  zur  Verwendung  kommen. 

Art  18.  Dio  in  Art.  15  vorgosohenon  Vorschriften 
werden  insbesondere  die  beim  Zusammentreffen  von 
Starkstromleitungen  und  Schwachstromleitungcn  oder 
von  Starkstromleitungen  unter  sich  erforderlichen 
technischen  Sichorungsmassnahnien  bezeichnen. 

Die  Durchführung  der  letztem  soll  im  eiazcluen 
Fülle  in  der  für  die  Gesamtheit  der  zusammen- 
treffenden Anlagen  rationellsten  Weise  und  ohne 
Rücksichtnahme  darauf  orfoIgon,l>ei  welchen  Anlagen 
diese  Massnahmen  getroffen  worden  müssen. 

Die  zur  AusTührung  dieser  Sicherungsraassnahmen 
aufzuwendenden  Küsten,  mitloncgiiff  derjenigen  für 
Anbringung  von  Doppoklr.ihteii  an  off  entliehen  Tue- 
pbonleituü^ou,  sind  von  den  zusammentreffenden 
Unternehmungen  gemeinsam  zu  tragen. 

Für  die  Verteilung  der  bezüglichen  Kosten  ist  es 
unerheblich,  welche  Leitung  zuerst  bestanden  hat 
und  an  welcher  Leitung  die  ScIiuUvorrloblungen 
oder  AenJerungcn  anzubringen  sind.  Dio  Kostenv Er- 
teilung ist  vielmehr  nach  folgeudon  Grundsätzen 
vorzunehmen : 

1)  Wenn  eine  öffentliche  oder  hahndienstlicho 
Scliwachstromleitung  mit  einer  andern  elektrischen 
Leitung  zusammentrifft,  f.iüen  *f*  der  Kosten  zu 
Lasten  der  letztem  und    ,»  zu  Lasten  der  erstem- 


Art  14.  Der  Bundesrat  wird  über  die  Starke  der 

für  die  verschiedenen  Starkstrombetriebe 
Spaunungou  besondere  Voi schrillen 

Art.  15.  Baumäste,  durch  welche  eine  Starkstrom- 
leitung gefährdet  mlor  gestört  wird,  sind  vom  Eigen- 
turner zu  beseiten. 

Der  Inhaber  der  Starksüomanlage  lässt  ein  be- 
tugiiehuri  Begehren  dem  Eigentümer  durch  die  Orts- 
heliörde  eröl/nen  und  ist  berechtigt,  dio  Beseitigung 
selbst  vorzunehmen,  wenn  dem  Begehren  nickt 
biiluen  acht  Tagen  nach  der  amtlichen  Eröffnung 
entsprochen  wird. 

Die  Fnigo  der  Entschädigung  wird  im  Streitfalle 
dm  «-Ii  die  von  der  Kaiil.msregierung  zu  bezeichnende 
Lokalbahordo  endgültig  entschieden. 


Art.  16.  Vor  Ausführung  neuer  Starketromanlagen 
sind  dem  Starkstrominspektorate  (Art.  22)  Vorlagen 
einzureichen,  welche  dieses,  nach  Einholung  eines 
Herichtos  der  Tclographendirektion  und  einer  Ver- 
nehmlassung der  Bahn  Verwaltung,  insofern  dio  Stark- 
stromanlage in  die  Nähe  der  Eisenbahn  kommt, 
dem  Post-  und  Eisenbahndepartement  zur  Genehmi- 
gung vorzulegen  hat 


Art  18.  Die  in  Art.  2bis  .  ; 


.  .  .  für  notwendig  werdende  Verlegung  von  öffent- 
lichen oberirdischen  Telcphonloitungen  sind  .  .  . 


1)  Wenn  öffentliche  und  bahndienstliche  Schwach- 
Stromleitongen  einzeln  oder  zusammen  mit  einer 
andern    elektrischen    Leitung  zusammentreffen. 
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2)  Wenn  zwei  oder  mehrere  elektrische  Leitungon 
ausschliesslich  der  öficniliclian oder  bafandloastliolioo 
Telegraphen-  oder  Telephonleitungen  zusammen- 
treffen, werden  die  Kosten  im  Verhältnis  der  wirt- 
schaftlichen Bedcutunp  dieser  Anlagen  verteilt 


Wen"  unter  den  Beteiligten  eine  Verständigung 
Ober  den  Umfang  der  gemeinsam  zu  tragendon 
Kosten  und  über  deren  Verteilung  nicht  erzielt  wird, 
entscheidet  das  Bundesgericht  erst-  und  letztin- 
stanzlich. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  beziehen  sich 
nicht  auf  Hausinstallationen. 

Art  19.  Die  Erteilung  von  Konzessionen  gemäss 
Art.  20—22  des  Bundesgesetzes  betreffend  das  To" 
lephonwosen,  vom  27.  Juni  1889,  für  Telophonlei- 
tungen,  welche  für  den  Botrieb  von  Starkstroman- 
lagen notwendig  sind,  erfolgt  kostenfrei. 


IV. 


Art.  20.  Die  Begutachtung  der  vom  Bundesralo 
zu  erlassenden  Vorsclirirten  für  die  Erstellung  und  dio 
Instandhaltung  der  elektrischen  Anlagen  ist  Sacho 
einer  stand  igen  Kommission  für  elektrische  Anlagen. 
Derselben  steht  ferner  die  Begutachtung  in  den  dem 
Bundesrate  durch  Art  2,  ü,  14,  15,  lü,  £5,  21,  18,  52, 
58  und  00  dieses  Gesetzes  zukommenden  Entschei- 
dungen zu. 

Diese  Kommission  besteht  aussieben  Mitgliedern, 
welche  vom  Bundesrate  auf  drei  Jahre,  zusammen- 
lallend mit  der  Amtsdauer  der  Bundesboamton.  ge- 
wählt 


Art.  2i.  Die  Beaufsichtigung  der  elektrischen 
Anlagen  und  die  Ueberwachuug  des  guton  Zustande» 
derselben  ist  Sache  ihrer  Besitzer  (Eigentumer» 
Pachter  u.  s.  w.). 

Auch  die  Beaufsichtigung  und  der  Unterhalt 
der  elektrischen  Leitungen,  wolcho  sich  auf  Bahn- 
gebiet befinden,  sind  vom  Besitzer  derselben  zu  be- 
sorgen, und  es  ist  daher  dessen  Beauftragten  zu 
diesem  Zwocke  das  Betreten  des  Bahngebietes  unter 
Voranzeige  an  die  ßahnorgane  gestattet 

Art  2-2.  Dio  Kontrolle  über  Ausführung  der  in 
Art.  15  erwähnten  Vorschriften  wird  übertragen: 
i)  für  dio  Schwachstromanlagen,  mit  Ausnahme 
der  privatem  Schwachstromleitungon  der  Stark- 
stromanlagen,  und  für  die  Kreuzung  der  Schwacb- 
stromanlagen  mit  Starkstromleitungen  demPost- 
und  Elsen  bahndepartement  (Telegraphenab- 
teilung); 

für  die  elektrischen  Eisenbahnen  mit  Inbegriff 
der  Bahnkreuzungen  durch  olektrischo  Stark- 
stromleitungen und  der  Längsführung  solchor 
neben  Eisenbahnen,  dem  Post-  und  Eisenbahn- 
departement (Eisenbahnabteilung); 
3)  für  dio  Starkstroman  lagen  mit  Inhecriö  der 


2) 


zu  bezeichnenden  Inspektorate  für 


2)  Wenn  zwei  oder  mehrere  Starkstromleitungen 

unter  sich  oder  mi:  privaten  Schwachstromleitungen 
zusammentreffen,  werden  die  Kosten  .  .  . 


Dio  Anbringung  von  üoppoldräh!cu  an  öffentlichen 
Telephonleitungen  fallt 
de«  Bundes. 


Art  2,  2bis,  C.  14,  IG,  23.  24.  48.  52  und  58 


Die  Mehrheit  der  Kommission  ist 
der  elektrischen  Wissenschaft  und  Technik 


.  .  in  Art.  2bis  erwähnten  .  .  . 
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Art.  98.  Gogon  die  Verfügungen  und  Woisunguu 
der  in  Art.  22  genannten  Kontrollstellen  kann  inner- 
halb vier  Wochen  Rekurs  ergriffen  werden,  und 
zwar  bei  Ziffer  1  und  2  an  den  Bundesrat,  bei  Ziffer  3 
3  an  das  Post- und  Eisenbahndepartement  und  gegen 
den  Entscheid  des  letztern  binnen  weiteren  vier 
Wochen  an  den  Bundesrat 

Art  24  Allfaüige  Differenzen  zwischen  den  in 
Art  22  genannten  Kontrollstellen  worden  vom  Bun- 
desrat entschieden. 

Art  25.  Die  speciellcn  Kosten  der  Untersuch- 
ungen des  Starkstrom  inspoktorats  sind  von  den  Be- 
sitzern der  zu  untersuchenden  Anlagen  zu  tragen. 

Ar t  26.  Die  Starkstroman  lagen  hnben  domStark- 
strominspektorat  das  statistische  Matorial  technischer 
Natur  zu  liefern,  welches  für  die  Erstellung  einer 
einheitlichen  Statistik  erforderlich  ist 

Art  27.  Die  in  Abschnitt  IV  vorgesehene  Kon- 
trolle erstreckt  sich  nicht  auf  die  Hausinstallationen. 
Dagegen  werden  die  elektrischen  Unternehmungen 
verpflichtet,  sich  über  die  Ausübung  einer  solchen 
Kontrolle  beim  Slarkstrominspektorat  auszuweisen, 
und  es  soll  diese  Kontrolle  einer  Nachprüfung  unter- 


Art  28.  Wenn  beim  Bau  einer  elektrischen 
Schwach-  oder  Starkstromanlage,  mag  dieselbe  pri- 
vates oder  öffentliches  Eigentum  sein,  eine  Person 
getötet  oder  körperlich  vorletzt  wird,  so  haftet  der 
Eigentümer  der  Anlage  für  den  entstandenen  Scha- 
den, wenn  er  nicht  beweist,  dass  der  Unfall  durch 
höhere  Gewalt  oder  durch  Verschulden  oder  Ver- 
aehen  Dritter  oder  durch  grobes  Verschulden  des 
Getöteten  oder  Verletzten  verursacht  wurde. 

In  gleicher  Weise  bestoht  die  Haftpflicht  für 
Schädigung  an  Sachen,  jedoch  nicht  für  Störungen 
im  Geschäftsbetrieb. 


Art  29.  Dorjenige,  welcher  eine  elektrische 
Schwach-  oder  Starkslromanlagc,  mag  dicsolbe  pri- 
vates oder  öffentliches  Eigentum  sein,  botreibt,  sowie 
derjenige,  welcher  olektrischo  Energie  zur  eigenen 
Verwendung  oder  zur  Wiederabgabc  an  Konsumenten 
bezieht,  haften  solidarisch  für  Schade  n  an  Personen 
oder  Sachen,  welcher  durch  die  Anlage  entsteht, 
mit  Ausnahme  von  Störungen  im  Geschäftsbetrieb, 
sofern  nicht  die  in  Art  28,  Absatz  1,  genannten 
Befreiungsgründe  vorliegen. 

Art  30.  Wenn  solche  Schädigungen  zufolge  des 
Zusammentreffens  von  verschied,  nun  elektrischen 
Leitungen  entstohen,  so  haben,  soweit  nicht  das 
Verschulden  der  einen  Anlage  nachgewiesen  werden 
kann,  die  beteiligten  Unternehmungen  den  Schaden 
zu  gleichen  Teilen  zu  tragen,  anderweitige  Verstän- 
nter  ihnen  vorbehalten. 
Der  gleiche  Grundsatz  gilt  wenn  der  Eigentümer 
einer  elektrischen  Anlage  und  der  Bezüger  von  elek- 
trischer Energie  im  Sinne  des  Art  29  dieses  Ge- 


Art'  22bis.  Die  Bundesversammlung  kann  aul 
Aulrag  dos  Bundesrates  am  Platze  ü<  r  droi  Kontroll- 
stellen (Art.  22)  die  Schaffung  eines  einheitlichen 
Inspektorates  und  die  sich  daraus  ergebende  G«- 
sotzesändoruna  bcjchliesaon. 


Art  25  ist  zu  ulr eichen. 


.  .  .  Schädigung  von  Sachen;  für  Störungen  im  Ge- 
schäftsbetrieb aber  nur  soweit  Arglist  oder  grobe 
Fahrlässigkeit  nachgewiesen  ist  Für  Brandschaden 
gelten  die  Boslimmuugen  des  Obligationenrechts. 


.  .  .  entsteht,  solern  nicht  die  in  Art.  28  genannten 
Befreiungsgründe  oder  Einschränkunizen  vorliegen. 
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Art.  31.  Jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  gemäss 

Art  15  dieses  Gesetzes  vom  Bundesrate  orlassonen 
Vorschriften  wird  als  Verschulden  betrachtet. 

Art.  33,  Wenn  emoSchäiligung  einer  elektrischen 
Anlage  seitens  anderer  erfolgt,  so  ist  der  Schaden, 
sofern  nicht  das  Verschulden  der  einen  Anlage  nach- 
gewiesen werdou  kann,  unter  Würdigung  der  sämt- 
lichen Verhältnisse  in  angemessener  und  billiger 
Weise-  unter  denselben  zu  verteilon. 

Art  3:t.  Der  Eigentümer  der  Stark-  oderSchwach- 
stromanhge  ist  verpflichtet,  von  jedor  vorgefallenen 
Personen-  oder  Sachenbeschädi^uDg  sofort  der  von 
den  Kantonen  als  zuständig  erklärten  Lokalhchörde 
Anzeige  zu  machen.  Diese  leitet  ubci  dio  Ursache 
und  die  Folgen  des  Unfalles  ungesäumt  und  in  wich- 
tigeren Fällen  unter  Zuzug  von  Sachverstandigen 
eine  amtliche  Untersuchung  ein  und  giobt  dem  Post- 
und  Eisenbahndepartemeut,  sowio  der  kantonalen 
Regierung  vom  Vorfallo  direkt  Kenntnis. 

Art.  34  Dio  Einrede  der  höhorn  Gewalt  (force 
majeure,  cas  fortuit)  im  Sinne  dieses  Gesetzes  kann 
nicht  geltend  gemacht  werden  bei  Schädigungen, 
welche  durch  fehlerhafte,  den  gemäss  Art.  15  diesos 
Gesetzes  erlassenen  Vorschriften  nicht  entsprechende 
Einrichtungen  beim  Bau  oder  Betrieb  der  elektri- 
schen Anlagen  herbeigeführt  worden  sind. 

Art  35.  Die  Eigentümer  der  elektrischen  An- 
lagen und  die  Bezüger  von  elektrischer  Energie 
haften  sowohl  für  ihre  Angestellten  als  für  andere 
Personen,  deren  sie  sich  beim  Bau  und  Betrieb  der 
elektrischen  Anlagen  bedienen. 

Art.  36.  Den  haftpflichtigen  Unternehmungen 
bleibt  der  Rückgriff  auf  die  Personen  vorbehalten» 
welche  den  Schaden  verschuldet  haben. 

Art  37.  Wenn  nachgewiesen  worden  kann,  dass 
der  Getötete  oder  Verletzte  oder  der  an  seinem  Ei- 
gentum Geschädigte  sich  durch  eine  verbrecherische 
oder  unredliche  Handlung  oder  mit  wissentlicher 
Uebertretung  polizeilicher  Vorschriften  (Warnungen 
n,  dgl.)  mit  der  elektrischen  Anlage  in  Berührung 
gebracht  hat,  so  kann  koin  Schadenersatz  im  Sinne 
der  Art.  28  und  29  dieses  Gesetzes  gefordert  werden. 

Art.  38.  Für  die  Bemessung  der  Entschädigungen 
und  für  die  Verjährung  der  Schadenersatzansprüche 
sind  die  Bestimmungen  des  Obligationenrechtes 
massgebend. 

Bei  Personenbeschädigungen  ist  als  Ersatz  für 
den  zukünftigen  Unterhalt  oder  Erwerb  je  nach  dem 
des  Gerichtes  entweder  eine  Kapitalsummo 
eine  jährliche  Rente  zuzusprechen. 
Wenn  im  Momente  der  Urteilsfällung  die  Folgen 
einer  Körperverletzung  noch  nicht  genügend  klar 
vorliegon,  so  kann  der  Richter  ausnahmsweise  für 
den  Fall  des  nachfolgenden  Todes  oder  einer  Ver- 
schlimmerung oder  Verbesserung  des  Gesundheits- 
zustandes dos  Verletzten  eine  spatere  Berichtigung 
dos  Urteils  vorbehalten.  Ein  bezügliches  Begehren 
rouss  längstens  innert  Jahresfrist  nach  Ausfällung 
dos  Urtoils  gestellt 


Art  39.  Dio  Kantono  haben  zur  Behandlung  aller 
Streitigkeiten  über  die  aus  diesem  Gesetze  entsprin- 
genden Schadenersatzansprüche  eine  Gerichtsstelle 
zu  bezeichnen,  welche  den  Prozess  als  einzige  kan- 
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Art  31  ist  zu 


anderer  Anlagen  erfolgt, 


.  .  .  von  joder  vorgefallenen  Personen-  oder  erheb- 
lichen Sachcnbeschä  ligung  .  .  . 
.  .  .  erklärten  Bei  irdo  Anzeige  .  .  . 


Gewalt  im  Sinne  dieses  . 


Art  2bis  . 


halten  für  alle  Personen,  deren  sie  sieb  .  .  . 


und  don 


widerrechtliche 
Handlung  oder  mit  schuldhafter  Uebertretung  von 
bekannt  gegebenen  Schut'.vorschriften,  Warnungen 
u.  dgl.  mit  de 


Verjährung 


der  Schadenersatzansprüche». 


Art  98bis.   Die  in  diesem  Gesetze  erwähnten 
Schadenersatzansprüche  für  Personen  und 
verjähren  in  zwei  Jahren  von  dem  Tage  an, 
welchem  die  ScVi  ligung  stattgefunden  bat 


71 


Digitized  by  Google 


entscheidet.   Die  Berufung  an  das 

Bundesgericht  Ist  ohne  Rücksicht  aul  den  Wertbe- 
trag des  Streitgegenstandes  zulässig. 

Art  40.  Bei  Streitigkeiten  über  solche  Schaden, 
ersatzansprüche  haben  die  Gerichte  Ober  die  Wahr- 
heit der  thatsächlichon  Behauptungen  und  über  die 
Hohe  des  Schadenersatzes  nach  freier  Würdigung 
des  gesamten  Inhaltes  der  Verhandlungen  zu  ent- 
scheiden, ohne  an  die  Boweisgrundsälzc  der  ein- 
schlagenden Prozessgesetze  gebundon  zu  sein. 

Das  ßundesgoricl.t  kann  auf  Antrag  der  Parteien 
neuo  Beweiserhebungen  anordnen. 

Art.  41.  Reglemontc.  Publikationen  oder  spccielle 
Vereinbarungen,  durch  welche  die  Schadenersatz- 
verbindlichkeit nach  den  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes zum  voraus  wegbedungen  oder  beschränkt 
wird,  haben  keiuo  rechtliche  Wirkung.  Vorbehalten 
bleiben  die  Bestimmung  des  Art.  30  dieses  Gesetzes 
und  abweichende  Bestimmung? n  von  Verträgen  der 
elektrischen  Unternehmungen  mit  Abonnenten. 


Art  42  Durch  die  Haflpniehtbcstimmungeri  dieses 
Gesetzes  wordon  die  Bestimmungen  der  Haftpflitht- 
gosotzo  für  den  Fabrikbclricb  nicht  aufgehoben, 
sondern  bleiben  für  die  Beziehungen  zwischen  den 
Besitzern  der  aloktrischen  Anlagen  und  ihren  An- 
gestelllea auch  bezüglich  der  Haftpflicht  unverändert 
in  Kraft. 

Art  43.  Die  Ilaftpflichtbostimmui.gen  des  Ab- 
schnitts V  finden  keino  Anwendung  auf  elektrisch» 
Hausinstallationen. 


Vf.  Expropriation. 

Art.  44.  Für  Jas  Exprnprialionsrocht  d  r  eidge- 
nössischen TVlegrapbon-  und  Tel. phoi. Verwaltung 
gelten  die  Bestimmungen  d«*s  Art.  VI  dieses  Ge- 
setzes. Andern  SchwachstromanLigen,  wclcho  öffent- 
lichen Zwecken  dienen,  wird  das  durch  Art.  45  den 
SUrkstromanlagen  gewährte  Expropriationsrccht  ein- 
geräumt. 

Art  45.  Den  Eigentümern  von  elektrischen  Stark- 
stromanlagen  und  den  Bezügern  von  elektrischer 
Energie  kann  das  Recht  der  Expropriation  für  die 
Einrichtungen  zur  Fortlcitung  und  Verteilung  der 
elektrischen  Energie,  sowie  für  dio  Erstellung  der 
zu  deren  Betrieb  notwendigen  Schwachstromaril.igen 
gemäss  den  Bestimmungen  dos  ßundesgesetzes  be- 
treffend die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von  Pri. 
vatreebton  vom  1.  Mai  I850  und  den  dasselbe  ab. 
ändernden  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
gewfihrt  werden. 


Art  46.  Als  Einrichtungen  zur  Forlleitung  und 
Verteilung  der  elektrischen  Energie  werden  ange- 
sehen : 

1)  Die  Erstellung  von  elektrischen  Leitungen  (ober- 
irdischen und  unterirdischen)  mit  ihren  Zubo- 
hörden ; 

2)  die  Anlagen  von  Transformationsstalionen  mit 
ihren  Zubchörden. 

Art.  47.  Das  Exproprialionsrecht  kann  geltend 
Hemacht  werden  gegenüber  dem  Privateigentum  und 


.  .  .  keine  rechtliche  Wirkung. 

Dagegen  sind  Beschränkungen  der  Haftpflicht  zu- 
lässig gemäss  der  Bestimmung  des  Art  30  und  durch 
abweichende  Bestimmungen  von  Verträgen  zwischen 
den  elektrischen  Unternehmungen  .und  den  Strom- 
bezügem,  unter  Vorbehalt  von  §  114  de«  Obliga- 
tlonenrochts. 

Art  12.  Für  die  Beziehungen  zwischen  den  Be- 
sitzern .iei  elektrischen  Anlagen  und  ihren  Ange- 
stellten und  Arbeitern  bleiben  die  Deslimc 
der  llaflpflichtgesetze  unverändert  in  Kraft 


Art.  43.  Für  elektrische  llausinstallationen  gelten 
an  Stelle  der  Vorschriften  des  Abschnittes  V  die 
Bestimn  »ugen  des  Obligutioncnrechts. 


Art  45bis.  In  Bezug  auf  Baumüste  kommen  die 
Bestimmungen  der  Art.  7  und  15  zur  Anwendung. 
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dem  Areal  der  Eisenbahnen,  gegenüber  letzterem 
aber  nur,  insofern  der  Dalinbctrieb  durch  den  Be- 
stand einer  Starkstromleitung  nicht  gestört  oder  ge- 
fährdet und  die  Anbringung  der  für  den  Bahnbetrieb 
notwendigen  Leitungen,  sowie  der  Leitungen  der 
Telegraphen-  und  Telephonvcrwaltung  nicht  ge- 
hindert wird. 

Zum  Zwecke  der  Durchführung  der  Leitungen 
durch  einen  Kanton  oder  eine  Gemeinde  wird  auch 
gegenüber  dem  öffentlichen  Eigentum  des  Kantons, 
bezw.  der  Gemeinde  das  Recht  der  Mitbenutzung 
auf  dem  Expropriationswege  eingeräumt. 

Für  die  Einrichtungen  zur  Abgabe  elektrischer 
Energie?  innerhalb  eines  Kantons  oder  einer  Gomeindo 
kann  dagegen  das  Rocht  der  Mitbenützung  des  be- 
treffenden öffentlichen  Eigentums  nur  mit  Einwilli- 
gung des  betreffenden  Kantons,  bozw.  der  betreffen- 
den Gomoinde  eingeräumt  werden. 

fiie  Inanspruchnahme  öffentlichen  Areals  für  die 
Mitbenutzung  durch  die  elektrischen  Anlagen  darf 
nur  stattfinden  unter  Wahrung  der  andern  Zwecke, 
für  welche  das  in  Anspruch  genommene  Gebiet  be- 
stimmt ist 

Art.  48.  Wenn  das  Expropriationsrecht  für  eine 
elektrische  Anlage  beansprucht  wird,  ist  das  Tracö 
der  projektierten  Leitung  in  einer  Eingabe  und 
Planvorlage  an  das  Starkstrominspektorat  bestimmt 
zu  bezeichnen. 

Das  Expropriationsrecht  ist  vom  Bundosrato  nur 
zu  bewilligen,  wenn  gegen  dessen  Bewilligung  innert 
einer  Frist  von  3*i  Tagen  keine  Einsprache  crfulgt 
oder  wenn  im  Falle  eines  Einspruches  eine  Aendc- 
rung  des  Traces  ohne  erhebliche  technische  Inkon- 
venienzen  oder  unverh.'iltnismassige  Mehrkosten  oder 
eine  Gefährdung  der  öffentlichen  Sicherheit  nicht 
möglich  ist 

Art  19.  Die  Expropriation  kann  vom  Eigentümer 
der  elektrischen  Starkslromanlnge,  bezw.  vom  Be- 
züger elektrischer  Energie  sowohl  für  die  Ucbcr- 
tragung  des  Eigentums,  wie  auch  für  die  Bestellung 
einer  Servitut,  und  zwar  für  letzter*»  dnuornd  oder 
bloss  zeitweise  beansprucht  werden. 

Die  zu  entrichtende  Entschädigung  soll  jo  nach 
Umstanden  in  einer  KapitalaMlndung  oder  in  einer 
jährlichen  Leistung  bestehen. 

In  die  Entschädigung  kann  mit  Zustimmung 
beider  Teile  die  Abfindung  für  Kulturschaden  und 
anderen  Schaden,  welcher  bei  Vornahme  von  Aen- 
derungen  und  Reparaturen  an  den  erstellten  elek- 
trischen Leitungen  entsteht,  einbezogen  worden. 


Art.  50.  Das  Expropriationsverfahren  findet  ge- 
mäss den  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes  be- 
treffend die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von  Pri- 
vatrechten vom  1.  Mai  1850  statt,  unter  Vorbehalt 
der  in  den  Art  51  bis  und  mit 5 »des gegenwärtigen 
Gesetzes  festgesetzten  Ausnahmen. 

Art  51.  Gleichzeitig  mit  dor  Planvorlago  an  das 
Starkstrominspektorat  zu  Händen  des  Bundesrates 
hat  die  Planauflage  in  den  Gemeinden  zur  Einsicht- 
nahme durch  die  Interessenten  zu  erfolgen. 


Falls  nach  Erstellung  von  elektrischen  Anlagen 
die  Aenderung  einer  Anlage  durch  die  Umstände 
geboten  erscheint,  so  kann  auf  Verlangen  des  Ex- 
proprianten  oder  des  Expropriaten  ein  neues  Ex- 
propriationsverfahren bewilligt  und  durchgeführt 
werden. 
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Art  52.  Nach  Erledigung  anfälliger  Einsprachen 
gen  die  Planvorlage  durch  den  Bundesrat  und 
nach  erfolgter  Genehmigung  der  Planvorlage  ist  die 
Schfitzungskommission  zur  Behandlung  der  Ent- 
schädigungsansprüche einzuberufen. 

Art  53.  Nach  erfolgter  Plangenehmigung  kann 
mit  der  Erstellung  der  elektrischen  Leitung  begonnen 
werden,  auch  wenn  das  Schätzungsverfahren  noch 
Dioht  beendigt  ist  und  die  Entschädigungen  noch 
Dicht  ausbezahlt  sind.  Immerhin  ist  für  richtige 
Auszahlung  der  letzteren  Sicherheit  zu  bestellen; 
die  Höhe  dieser  Sicherheit  wird  im  Streitfälle  von 
der  Schätzungskommission  festgesetzt. 


Art.  64  Für  jeden  Kanton  wird  eine  Schfitzungs- 
kommission von  drei  Mitgliedern  ernannt, von  welchen 
je  eines  durch  das  Bundosgcricht,  den  Bundesrat 
und  dio  betreßende  Kantonsregiorung  zu  wählen  ist. 
Für  jedes  Mitglied  werden  von  den  zur  Wahl  Be- 
rechtigten zwei  Ersatzmänner  bezeichnet. 

Der  Entscheid  der  Schfitzungskommission  ist 
endgültig,  vorbehaltlich  des  Rekurses  an  das  Dundes- 
gericht, falls  der  Streitgegenstand  einen  Kapitalwert 
von  mehr  als  Fr.  2000  hat. 


Entwurf  des  Bundesrates  vom  Jg'l.  September  1900. 

VII.  Strafbestimmungen. 

Art.  55.  Gegen  Beschädigung  und  Gefährdung 
von  oloktrischen  Anlagon  gellen  folgende  Vor- 
schriften: 

a.  wer  durch  irgend  eino  Handlung  oder  Unter- 
lassung absichtlich  eine  elektrische  Anlage  be- 
schädigt und  dadurch  Personen  oder  Sachen 
einer  erheblichen  Gefahr  aussetzt,  wird  mit 
Gefängnis,  und,  wenn  eine  Person  bedeutend 
vcrlct/t  oder  sonst  ein  beträchllicber  Schaden 
verursacht  worden  ist,  mit  Zuchthaus  bestraft; 

b.  wer  leichtsinniger-  oder  fahrlässigerweise  durch 
irgend  eine  Handlung  oder  Unterlassung  oder 
durch  Nichterfüllung  einer  ihm  obliegondca 
Dienstpflicht  eine  solche  ci  hebliche  Gefahr  hor- 
beiführt,  ist  mit  Gcldhusse  oder  Gefängnis  bis 
auf  ein  Jahr,  und,  wenn  ein  beträchtlicher 
Schaden  entstanden  ist,  mit  Geldbusse  oder  mit 
lief  unguis  bis  auf  drei  Jahre  zu  belegen.  In 
beiden  Fällen  kaun  mit  der  Gefängnisstrafe 
Gcldhusse  verbunden  worden. 

Art.  50.  Handlungen,  durch  welche  dio  Benutzung 
der  Telegraphen-  oder  Tolophonanstalt  oder  dar 
Starkstromanlagon  zu  ihren  Zwecken  gehindert  oder 
gestört  oder  einer  bestehenden  Anlage  unberech- 


(Art  54)  .  .  . 

Art  53.  Nach  erfolgter  Plangenehmigung  durch 
den  Bundesrat  darf  mit  der  Erstellung  der  elektri- 
schen Leitung  erst  begonnen  werden,  wenn  die 
Entschädigungen  ausbezahlt  sind. 

Wo  aber  bedeutender  Nachteil  mit  dem  Verzug 
verbunden  wäre,  ist  der  Eigentümer  der  betreffen- 
den Anlage  berechtigt,  die  Abtretung  der  Rechte 
sofort  nach  geschehener  Schätzung  zu  verlangen, 
sofern  entw  •  r  der  Schätzungsbericht  genügenden  ' 
Aufschluss  über  den  Gegenstand  der  Abtretung  er- 
teilt oder  auch  nach  dem  Uebergang  der  Rechte 
auf  die  Unternehmung  dioGrftsso  der  Entschädigung 
sich  mit  Sicherheit  ermitteln  lässL  Er  ist  jedoch  in 
diesem  Fallo  verpflichtet,  eine  durch  dio  Schätzungs- 
kommission zu  bezeichnende  Kaution  zu  leisten  und 
den  Zins  der  Entschädigungssumme,  von  dem  Tag 
an,  mit  welchem  die  Rechte  auf  ihn  übergegangen 
sind,  bis  zur  Bezahlung  der  Entschädigung  zu  ent- 
richten. 

Streitigkeiten  über  die  Anwendung  dieses  Ar- 
tikels werden  von  der  Schfitzungskommission  (Art. 
54)  entschieden. 


an  das  Bundesgoricht.  (Streichung  des  Schluss- 


..  ist,  mit  Gefängnis  oder  Zuohtbaus  bestraft; 
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tlgterweise  elektrischer  Strom  entzogen  wird  (Weg- 
nahme, Zerstörung  oder  Beschädigung  der  Draht- 
leitung  oder  der  Apparate  oder  der  sonstigen  Zube- 
hör-Jeu, die  Verbindung  fremdartiger  Gegenstände 
mit  der  Drahtieitung.  die  Verhinderung  der  Tele- 
graphen- und  TelephonangcistelUen  in  ihrem  Dienste 
u.  s.  w.),  werden  mit  Gehibusse  oder  mit  Gefäng- 
nis bis  auf  ein  Jahr,  und  wenn  infolge  der  gestörten 
Benutzung  der  Anstalt  eine  Person  bedeutend  ver- 
letzt oder  sonst  ein  erheblicher  Schaden  gestiftet 
worden  ist,  mit  GeJdbusse  oder  Gefängnis  oder 
Zuchthaus  bis  auf  drei  Jahr,'  bestraft.  .Mit  der  Frei- 
heitsstrafe kann  auch  Gcldbusso  verbunden  werden. 

Art.  57.  Die  strafrechtliche  Verfolgung  der  in 
den  Art.  5j  und  86  bezeichneten  Verbrechen  und 
Vergehen  findet  gemäss  den  Vorschriften  des  Buu- 
desgesetzes  über  das  Landesstrafrecht  vom  4.  Fe- 
bruar 1853  blatt.  Dessen  Vorschriften  sind  auch  mit 
Bezug  auf  die  Verjährung  massgebend. 

Art.  58.  Wer  Weisungen  des  Starkstrominspek- 
torates,  die  auf  Grund  der  vom  Bund-  srato  gemäss 
Art.  2bis  dieses  Gesetzes  erlassenen  Vorschriften  er- 
teilt werden,  nicht  Lefolgt,  kann  vom  Bundesrate 
mit  einer  Busse  bis  auf  Fr.  3000  bestraft  werden. 

Vorbehalten  bleiben  ausserdem  die  Strafbestim- 
mongen  des  Art.  55. 


VIII.  Schlussbestlmmungen. 

Art.  59.  Das  Bundosgesetz  betreffend  die  Er- 
stellung von  Telegraphen-  und  Telephonlinion  vom 
2a  Juni  1889  und  der  Art  06  des  Bundesstrafrechte 
vom  4.  Hornung  1853  wird  mit  dem  Inkrafttreten 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  aufgehoben. 

Axt.  60.  Der  Bundesrat  wird  beauftragt,  aul 
Grundlage  der  Bestimmungen  des  Bundesgesetzes 
vom  17.  Juni  1874,  betreffend  die  Volksabstimmung 
über  Bundesgesetze  und  Bundesbeschlüsse,  die  Be- 
kanntmachung dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und 
d  >a  Beginn  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 
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Installations  electriques  a  faible  et  k  fort  courant. 


Projet  da  ronseil  föderal. 

6  iuin  1899. 


Loi  föderale 

concernant 

les  installations  ölectriques  ä  faibk 
et  ä  fort  courant. 


L'ASSEMBLßE  fedkrale 
DE  LA  CONFEöERATION  SUISSE, 

en  application  des  articles  26,  36,  64  et  64M| 
de  Ia  Constitution  föderale, 

vu  le  message  du  conseil  föderal  du  5  juin  1899, 


Art.  1**.  L'ötablifsenvnt  et  l'exploitation  des 
installations  eleclriques  ä  fttible  et  ä  fort  courant 
speciflöes  aus  articles  3  et  13  sont  soumis  ä  la 
haute  surveillance  de  la  Confederation.  Ces  inslal- 
lations  doivent  itre  cxöcutöcs  suivjnt  le«  prescrip- 
tions  ödiclöes  par  le  conseil  föderal. 

Art.  2.  Sont  considöröes  commc  installations  ä 
faible  courant  celles  qui  n'utilisent  que  des  courants 
sans  danger  pour  les  personnes  ou  los  choses. 

Sont  considöröes  commc  installations  ä  fort 
courant  celles  qui  prösentent  ou  utiliscnt  des  cou- 
rants pouvaut  dan<  ccrlaines  circonstanccs  offt  ir  du 
danger  pour  les'  personnes  on  les  choses. 

Lorsqu'il  y  a  de?«  doutes  sur  la  question  de 
savoir  si  une  inslallation  electrique  doit  ötre  con- 
sidötöe  commc  installution  a  faible  courant  ou 
comme  installation  &  fort  courant  dans  le  sens  de 
la  presenle  loi,  le  conseil  (edöral  döcide  en  derniere 


Propositions 
de  la  comtnlsslon  du  conseil  national. 

13  novembre  1900. 


Adhesion  au  projet  du  conseil  föderal  partout 

oii  il  n'y  a  pas  d'observations. 


.  .  .  n'ulilisent  normalcment  que  des  courants 


.  .  .  celles  qui  produisent  ou  utilisent  des  courants 
offrant  tlans  certaincs  circonstances  du  danger  .  .  . 


Art  2b".  Le  conseil  föderal  ödictera  les  pres- 
criptions  nöccssnires  pour  parer,  dans  la  mesure  du 
possible,  aux  dangers  et  dommages  qui  peuvent 
reaulter  de  l'existence  des  installations  ä  fort  cou- 
rant et  de  la  proximiti';  de  eclles-ci  des  installations 
a  faible  courant. 

Ces  prescriptions  regleront  l'ötablissement  et 
l'entretien  des  installations  ä  faible  courant  et  & 
fort  courunl,  les  precantions  ä  prendre  aux  croi- 
sements  de  lignes  eleclriques  entre  elles,  ou  aux 
croisemenls  de  lignes  electriquos  avec  les  chemins 
de  fer,  l'ötablissement  de  lignes  ölectriques  paral- 
leles entre  elles  ou  le  long  de  chemins  de  fer, 
ainsi  que  la  constiuclion  et  l'entretien  des  chemins 
de  fer  ölectriques  en  particuücr. 

Le  conseil  föderal  aura  soin  dans  ces  prescrip- 
tions de  sauvegarder  le  secret  des  proeödös  de 
fabricalion. 
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electriques  ä  faible 


Art  3.  Sont  soumises  aux  prescriptions  de  la 
präsente  loi  toutes  les  installations  ölectriques  a 
laible  courant  qui  empruntent  le  domaino  public  ou 
celui  des  compagnics  de  chemins  de  Icr.  ou  qui, 
par  suite  de  la  proximite  d'installatious  electriques 
a  fort  courant,  peuvont  causer  des  perturbations 
d'exploitalion  ou  prüsenter  des  dangers. 

Les  installations  ü  laible  courant  peuvent  utiliser 
la  terro  comme  conduile  de  retjur.  ä  l'exccption 
des  lignes  de  telcphone  publiques  lorsqu'clk's  peu- 
vent entrer  en  contact  avec  des  installations  a  lort 
COuranL 

Art  4.  La  Confederation  a  lo  droit  do  disposer 
gratuitement  des  places,  routes  et  sentiers,  cours 
.  d'eaux,  canaux,  lacs  et  rives,  faisant  partio  du  do- 
maino public,  pour  l  olablisscment  des  lignes  tele- 
graphiques  et  lülophoniquos  aerieunes  ot  soutorraines 
en  respectant  toutelols  lo  but  auquel  lo  domaino 
public  est  1  ostine.  Elle  ne  palen  d'indemuites  quo 
pour  les  domma-es  oceasionuüs  par  les  travaux  de 
conslruction  et  d'entretien. 

ArL  5.  La  Conlürteration  a,  sous  les  meines  con- 
ditionä,  le  droit  do  Iaire  passer,  sans  indomnite, 
des  fils  telegraphiqucs  et  tülephoniques  au-dessus 
dos  proprieles  privecs,  pourvu  quo  cos  installations 
ne  nuisent  pas  ä  l'usage  auquel  sont  destines  les 
terrains  ou  batiments  au-dessus  desquels  ces  üls 
sont  tondus. 

Art  0.  Avant  d'otablir  ces  lignes  (art  4  et  5), 
t'administration  föderale  s'entendra  avoc  lesautorites 
ou  les  particuliers  interesses.  Ello  tiendra  compte 
de  leurs  demandes  dans  la  mosure  compatible  avec 
Texecution  des  travaux.  Les  condullcs  ot  canaux  Sou- 
terrains existant  deja  devrout  iMro  nienages  aulant 
que  possible. 

Le  consful  föderal  stalue  en  cas  de  conflits  entre 
l'aduiinistration  föderale  et  les  autorites  ou  particu- 
liers sur  les  conditions  d'installation  des  lignes,  et 
cela  dans  les  limites  des  art  4  et  5  ci-dossus. 

Art.  7.  Les  hranches  d'arbros  raenacant  la  se- 
curite  ou  l'emploi  d'uno  ligne  ütablio  par  la  Confe- 
deration doivent  etre  enleveos  par  lo  proprietairo  de 
l'arbro. 

L'adminislration  Tait  aviser  le  proprietairo  par 
l'enlremiso  de  l'autoritü  locale.  Elle  est  autorisöe  a 
proeüder  olle-raeme  ä  ronlevoment,  s'il  n'est  pas 
satisfait  ä  sa  demando  dans  lo  d£lai  do  huit  jours 
apres  communication  officiolle. 

Si  les  deux  partics  nn  reussissent  pas  as'enten- 
dre.  lo  gouvorncraent  cantonal  designera  l'autorite 
locale  chargi'o  de  statuer  sur  les  indemnites  äpayer. 

Art  8.  Si  Ic  proprietairo  d'un  immeuble  utilise 
en  vertu  dos  art  4  et  3  ci-dossus,  a  1' Intention  d'en 
disposer  d'uno  manicro  necossifm  un  changement 
ou  renlevcment  do  la  ligne  olectrique,  il  adressera 
une  sommalion  C-crite  ä  l'adminislration  föderale,  la- 
qucllo  devra  pioceder  au  changement  necessaire  ou 
a  l'enlevemout  de  la  ligno. 


Ces  prcscriptions  sont  applicables,  dans  tonte 

leur  etendue,  ät  l'etablissement  de  nouvelles  instal. 
latiens  electriques.  Le  conseil  föderal  fixera  des 
delais  et  autorisera  des  modifications,  an  ce  qui 
concerne  l'application  de  ces  presoriptions  aux  ins- 
tallations  existantes. 


.  .  .  conduito,  4  l'oxcoptioa  des  lignes  de  telephone 
publiques  lorsqu'ü  est  possible  qu'elles  entrent  en 

contact  .  .  . 


statuer  denniUvement  sur  les 
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Si  les  travaux  qai  ont  provoque  la  sommation 

no  sont  pas  execulös  dans  le  delai  d'une  annöo  a 
partir  du  chaagement  ou  de  l'enlevement  de  la 
ligne,  l'administration  feilerale  aura  droit,  le  cas 
-chöant,  au  remboursement  rles  Trais  etfectues. 

Art  0.  La  Confederalion  a  Ic  droit  d'ötablir  gra- 
tuitement,  sur  ie  domaine  des  compagnies  de  che- 
mins  de  fer,  des  lignes  telegraphiques  et  tölephoni- 
ques  ou  d'ajouter  des  fils  spöciaux  de  teleohoneaux 
lignes  acluelles  des  tölegraphes  do  l'ötat  sur  le  dit 
domaine.  a  condition  qu'il  n'en  puisse  resulter  un 
pröjudice  pour  l'cxploitation  du  ehemio  do  fer,  y 
compris  l'exploitalion  ölectrique,  alasi  que  pour 
I'utilisation  de  la  propriete  de  la  cornpagnie  et  des 
iostallatious  existantes  assurant  la  seourite  de  l'ex- 
iloiUtloD. 

La  Confödöration  supporte  le  dommage  que  l'eta- 
blissemeot  oa  rentretieo  d'uno  installation  telegra- 
phique  ou  telöphoniqae  publique  occasionne  ä  une 
cornpagnie  de  chemln  de  fer. 

Art  10.  L'administration  föderale  doit  faire  pro- 
cöder  u  ses  frais  au  transfert  des  installations  tele- 
graphiques  ou  telephoniqnes  publiques  qui  feraient 
obstacle  a  l'etablissement  ou  ä  la  modifleation  d'ins- 
tallations  quelconques  du  chemln  de  fer. 

Art.  11.  Les  contestations  que  pourrait  soulever 
l'application  des  art  4  &  10  de  la  presente  loi  seront 
tranchees  par  le  tribunal  föderal  en  promiere  et 
derniere  instance,  contormement  ä  la  loi  federale 
da  22  mars  1893  sur  l'organisation  judiciaire  föde- 
rale (art.  50,  obiffre  15),  ä  moins  que  la  presente 
loi  n'attribue  la  competence  a  une  autre  autorite. 

Art.  12.  Dans  le  cas  oü  l'etablissement  do  lignes 
telegraphiques  ou  telephoniques  exigerait  l'applica- 
tion de  droits  plus  etendus  que  ceux  mentionuöes 
dans  la  präsente  loi,  la  Confödöration  devra  recourir 
a  l'expropriation  conformement  ä  la  loi  federale  du 
1  mai  1850  sur  l'expropriation  pour  cause  d'utilitö 


III.  Installations  electriques  ä  fort  courant 

Art.  13.  SoDt  soumises  aux  pre6criptions  de  la 
presente  loi  toutes  les  installations  öleclriques  ä  foit 
courant  qui  empruntent  le  domaine  public  ou  celui 
des  compagnies  de  chemins  de  fer,  ou  qui,  par 
saite  de  la  proximitö  d'autres  installations  ölectriqucs 
soumises  ä  la  prösento  loi,  peuvent  causer  des  per- 
turbations  d'exploitation  ou  prösenter  des  dan^ers. 

Art  14.  En  ce  qui  concorne  les  tensions  admis- 
sibles  pour  les  differents  gonres  d'installations  elec- 
triques.  le  conseil  föderal  ödictera  des  prescriptions 
speciales. 

Art.  15.  Le  oonseii  födöral  edictera  les  prescrip- 
tions nöcessaires  pour  parer,  dans  la  mesure  du 
possible,  aux  dangers  et  dommages  qui  peuvent  re- 
sulter de  l'existence  des  installations  a  forteuurant 
et  de  la  proximite  de  celles-ci  des  installations  a 
faible  courant 

Ces  prescriptions  regleront  l'ötablissomont  et  l'on- 
tretlen  des  installations  ä  faible  courant  et  a  fort 
courant,  les  precautions  a  prendre  aux  croisement* 
de  lignes  electriques  entro  ellcs,  ou  aux  croisements 
de  lignes  electriques  avoc  les  clicmin?  de  fer,  l'eta- 
blissement de  lignes  electriques  paralleles  entreclles 
ou  le  long  de  chemins  de  fer,  ainsi  quo  laconstruc- 


.  .  .  et  telepnoniques,  ä  condition  qu.11  n'en  puisse 
resulter  un  pröjudice  pour  1'exploitation  du  chemin 
do  fer  et  pour  lutilisation  do  la  propriete  de  la 
cornpagnie. 


.  .  .  de  chemins  de  fer. 


.  .  .  conformement  ä  la  legislation  föderale  sur  l'ex- 
propriation. 


.  ä  fort  courant 

(Biöor  lo  reste  do  la  phrase.) 


Art.  14.  Le  conseil  föderal  ödicterades  prescrip- 
tions speciales  sur  les  tensions  admi>-sibks  pour 
les  differents  genres  d'installations  ölectriques  & 
fort  courant 

Art  15.  Les  branchea  d'arbre  menacant  la  se- 
curitö  ou  l'emploi  d'une  ligne  ä  fort  courant  doivent 
Atre  enlevöes  par  le  propriötaire  de  l'arbre. 

L'admiuiblration  de  1'installation  ä  fort  courant 
fait  aviser  le  propriötaire  par  l'cntremise  do  l'au- 
torite  locale.  Elle  est  autorisöe  a  proeöder  elle-möme 
a  l'enlevement,  s'il  n'est  pas  satisfait  asad<nnnde 
dans  lo  dölai  de  huit  jours  apres  avls  officio!. 

Si  les  deux  parties  ne  röussissent  pas  a  s'enten- 
dre,  le  gouvernement  cantonal  dösijjnera  l'autoritö 
locale  chargee  de  slatuer  döfinitivement  sur  les  in- 
demnitös  ä  payor. 
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Üon  et  rontrction  dos  chomins  do  fer  Glectrlques  on 
particulior. 

Cos  proscriptions  soront  appliquöes  iramudiate- 
ment,  daas  touta  lour  Utende,  pour  l'etablissoment 
do  nou  volles  installations  eloclriques.  Pour  leur  appli- 
calion  aux  inslallations  existantes,  Ic  codscü  föderal 
peut  fixer  des  delais  et  autoriser  des  modifkations. 

Art.  IG.  Avant  l'execution  do  nouvelles  installa- 
tions  eleclriquos  ä  fort  courant,  il  eo  sera  soumis 
un  projet  a  l'inspoctorat  des  inslallations  ä  fort 
courant  (art  22).  Cot  inspectorat  demandera  un 
preavis  a  la  direction  des  telegraphes  et  soumcltra 
ce  projet  ä  l'approbation  du  departoment  des  postos 
et  chemins  do  fer. 

Le  conseil  Wderal  edictera  des  prescriptions  sur 
les  projets  a  präsenter  pour  les  inslallations  elec- 
trlques. 

11  n'est  pas  neoessaire  de  soumottro  de  projets 
pour  les  insUllations  intörieures. 

Art.  17.  On  entend  par  «installations intörieures» 
dans  le  sens  do  la  presente  loi  les  inslallations  elec- 
triques  dans  l'intcrieur  des  maisons,  döpendanecs 
et  locaux  adjacents  qui  presentont  les  tensions  olec- 
triquos  autorisees  par  le  conaell  lederal  conlormä- 
ment  a  l'art.  14. 

Art.  18.  Les  prescriptions  prevues  a  l'art  15  llxe- 
ront  en  particulior  les  mesures  tochniques  de  s6- 
curite"  necessaires  en  cas  do  voisinago  immediat 
entre  des  lignes  ä  fort  courant  et  des  lignes  a  faible 
courant,  ou  eatre  des  lignes  ä  lort  courant  entre 
elles. 

Ces  mesures  do  securite  seront  apptlquecs  dans 
chaquo  cas  do  la  facon  la  plusrationDellesans  laire 
de  distinclion  entro  cos  diverses  inslallations. 

Les  frais  resultant  de  ces  mesures,  y  compris 
l'adjonction  du  double  fil  aux  lignes  telephooiques 
publiques,  seront  Supportes  en  commun  par  les 
entreprisos  interessees. 

Pour  la  repartition  de  ces  frais,  il  est  indifferent 
do  savoir  laquolle  des  lignes  existait  dejä  ou  sur 
quelle  ligne  les  mesures  de  securite  sont  introduites 
ou  des  changements  sont  apportes.  La  repartition 
des  frais  so  fora  sur  les  bases  suivantes: 

1)  En  cas  de  rencontro  entre  une  ligno  a  faible 
courant  publique  ou  apparteoant  ä  une  compagnle 
de  cheroin  do  fer  et  une  autro  ligne  electrique,  les 
frais  tombent  pour  les  */*  o  la  Charge  de  cotlo  der- 
niöre  el  pour  ',«  ä  la  char^-o  du  la  premiere. 

2)  En  cas  de  renconlro  enlre  deux  ou  plusieurs 
installalions  eleciriqtses,  a  l'exclusion  des  lignes 
telegrai'liiques  ou  telephoniques.  les  frais  so  repar- 
tiroat  en  proportion  de  l'importance  economique  de 
ces  installations. 

En  cas  de  coniestatiou  entre  les  parties  au  sujet 
des  frais  a  supporter  en  commun  ou  de  leur  repar- 
tition, le  tribunal  föderal  decidera  en  premiere  et 
derniero  instance. 

Les  proscriptions  de  cet  article  ne  s'appliqnent 
pas  aux  installations  interieures. 

Art  19.  L'octroi  de  concessions  pour  lignes  tele- 
pboniques  servani  exclnsivcment  ä  l'exploilation 
d'installations  eleclriquos  a  lieu  sans  frais  et  con- 
tormement  aux  art.  20  a  22  do  la  loi  föderale  du 
27  juin  1889  sur  les  telephones. 

X  Xr.  M  -  Bullttt* 


.  .  .  un  projet  ä  l'inspectorat  des  Installalions  ä  Tort 
courant  (art.  22).  Cet  inspectorat  demandera  un 
preavis  ä  la  direction  des  telegrapbes  et  ä  l'adminis- 
tration  du  chomin  de  fer  qui  se  trouveralt  a  proxi- 
mlte  de  Tinslallation  a  fort  courant  et  soumeltra... 


k  Part  2bls 
de  sürete 


sürete  seront 


. . .  y  compris  ceux  pour  le  deplacemefat  necessaire 
de  conduites  telephoniques  publiques  aeriennes, 
seroot  ... 


de  süretö  sont . 


.  .  .  publique  et 

.  .  .  fer,  ensemble  ou  entre  une  de  ces  lignes, 
une  autro  .  .  . 
.  .  .  des  premieres. 

2)  En  cas  de  rencontre  entre  deux  ou  plusieurs 
conduites  *  fort  courant  enlre  elles  ou  avec  des 
lignes  privöes  a  faible  courant,  les  frais  .  .  . 

L'adjonction  du  double  fil  aux  lignes  telephoniques 
publiques  sera  exeluaivement  a  la  Charge  de  la  Con- 
MdfaMtfoa 


.  electriques  ä  fort 


tlfflcUl  X  Na.  SS. 


a  lieu  . .  . 
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Art  20.  Lo  preavis  sur  les  prescriptions  qui 
seront  ediclecs  par  lo  conseil  föderal  coccernant 
l'etablissement  et  l'eutretien  des  installations  elec- 
triques  appartienl  ä  uoo  commission  permanente 
pour  les  installalions  ölcclriqucs.  Cetto  commission 
exerce  en  oulro  les  lonctions  qui  lui  sont  attribuecs 
par  les  art.  2,  0,  Ii,  15,  iO,  23,  24,  48,  52,  58  et 
60  de  la  presentc  loi. 

Cette  commission  se  composo  de  sept  membres 
qui  sont  nommes  par  lo  conseil  föderal  en  rcörae 
temps  que  les  fonclionnaires  fedöraux  et  pour  la 
nieme  duree  de  trois 


Art  21.  La  survoillance  des  installalions  ölec- 
triques  et  lo  soin  de  vörificr  si  olles  sont  en  bon 
etat  incombo  ä  leur  proprietaire  (possosseur,  loca- 
taire,  etc.). 

Le  propriötairo  de  conduites  öloclriques  posöcs 
sur  le  domainc  des  chomins  de  fer  doit  pourvoir  h 
la  surveillance  et  a  l'enlrctien  de  ces  conduites; 
en  consequence  l'acces  du  chemin  de  ler  devra  ötro 
poirais  ü  sos  mandalaires,  moyennant  avis  prealable 
aux  ageots  de  la  compagnie. 

Art  22.  Le  contröle  de  lexöcution  des  prescrip- 
tions montionnöos  a  Part.  15  est  conföre: 
1t  pour  los  installalions  a  faible  courant,  ä  l'excep- 
tion  des  lignes  privöes  ä  faible  Mourant  des 
installations  ä  Tort  courant,  et  pour  les  croisc- 
ments  entre  lignes  a  fort  courant  et  a  laiLlo 
couranl,  au  deparlemeut  des  postes  et  chemins 
do  fer,  division  des  tölögraphes; 
pour  les  cbemins  do  fer  ölcctriques,  y  compris 
les  croisements  des  voies  par  des  lignes  elec- 
triques  a  fort  courant  ou-rötablissement  de  ces 
dorniercs  le  long  des  chomins  de  fer,  au  de- 
partement  des  postes  et  des  chemins  de  fer. 
division  do  chemins  de  fer; 
3)  pour  les  installalions  ä  fori  courant,  y  compris 
l'iustallation  des  machincs  eleclriques  aunins- 
pectorat  designe  par  lo  conseil  föderal  pour  les 
inslallations  a  fort  courant. 


2) 


Art.  2:<.  Recours  peut  ötro  ouvert  au  conseil 
feddral,  dans  lo  delai  de  quatre  semainos,  conlre 
les  döcisions  des  instances  de  contröle  sptclfiöcs 
aux  chiffres  1  et  2  de  Tart.  22  et  au  depai  ftuient 
dos  posles  et  chomins  de  fer  contro  les  decisions 
do  nnstauce  indiquöe  au  chiffro  3.  II  peut  elre  ro- 
couru  au  conseil  föderal  dans  un  nouveau  dölai  de 
quatre  soinaines  conlre  la  decision  du  döpartenient 

Art  24.  Les  contestalions  qui  pourraicut  s'ölever 
entre  les  inslances  de  contröle  prövues  ;'i  l'arl.  22 
seronl  tranehöcs  par  le  conseil  föderal. 

Art.  25.  Les  frais  qui  rcsultent  des  inspections 
d'installations  ölectriques  sont  :>  la  chargo  des  pro- 
prletairoH  de  ces  installations. 

Art.  26.  Les  proprielaires  des  installalions  ü  fort 
courant  devront  fournir  a  l'inspectorat  les  donnecs 
techniques  nöcossaires  pour  etablir  uno  statistique 
uniforme. 


.  .  .  electriquet.  Cette  commission  donno  son  pre- 
avis  sur  tous  les  cas*  reserves  a  la  decision  du  con- 
seil föderal  en  vertu  dos  art  2,  2bis,  6,  14,  10,  23, 
24,  48,  52  et  58  de  la  preseote  loi. 


La  majorite  en  sera  composöe  de  representants 
de  la  science  et  de  la  teebnique  electriquea. 


.  .  l'art.  2bis  est 


Art  22bi8.  Au  Heu  des  trois  Offices  de  contröle 
(art  22),  l'asscmbtüo  föderale  peut,  sur  la  pioposi- 
lion  du  consoil  föderal,  döcider  la  creation  d'un 
iuspectorat  unique  et  une  modification 
dante  de  la  loi. 

Art  23.  Recours  peut  ötre  adressö  au 


Art  25.  Supprime. 


.  .  .  l'inspectorat  des  installations  a  fort 
les  .  .  . 
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Art.  27.  Le  contröle  prevu  au  chapitro  IV  no 
s'etend  pas  aux  installations  interioures.  Parcontro 
les  proprietairos  dos  installations  electriques  sont 
tenus  de  prouvcr  ä  I'inspcctorat  quo  cos  installations 
interieures  sont  contrtlees  d'uno  autrc  facon.  H 
procedö  a  des  inspections  pour  verifler  les 
prisos. 

V.  Disposition»  concernant  la  responsable. 

Art.  28.  Lorsqu'une  personne  a  eto  tuee  ou  blessde 
pendant  la  construclion  d'une  Installation  electrique 
ä  fort  oa  a  fälble  courant,  privee  ou  publique,  le 
proprietairo  de  1'installaticn  est  responsable  do 
l'accidcnt,  ä  moins  qu'il  no  prouve  quo  co  dernier 
est  du  soit  a  ooe  force  majeure,  soit  ä  la  Taute  ou 
a  la  negligenco  do  ticr?,  ou  cnfin  a  la  laute  lourdo 
de  celui  qui  a  etö  tue  ou  Llcssi. 

La  responsabilite  existe  dans  la  memo  mesur© 
en  co  qui  conccrnc  le  dumm  -i  o  cause  aux  choses, 
except'i  toutefois  en  ce  qui  concerue  les  perturba- 
rexploitation. 


Art  20.  Celui  qui  exploite  uoe  iostallation  Elec- 
trique a  faible  ou  ä  fort  courant,  que  cette  Instal- 
lation soit  propriete  privee  ou  publique,  ainsi  quo 
celui  qui  reeoit  de  l'6nergio  clectriquo  pour  son 
usage  particulier  ou  pour  la  traosmettro  ä  son  tour 
a  d'autres  personnes,  sont  solidairoment  rcsponsablos 
des  dommages  causes  aux  personnos  et  aux  choses 
par  les  installations  electriques  en  question.  Larcs- 
ponsabilite  o'existo  eependant  pas  pour  les  pertur- 
bations  dans  le  servico  d'cxploitation  ni  pour  les 
exeoptions  prevues  ä  l'art.  28,  paraprapho  1 

Art  30.  Lorsquc  des  dommages  de  cetto  oature 
rcsultcnt  du  contact  de  differentes  lignes  electriques 
entre  elles,  les  entreprises  interessees  devront,  sauf 
entente  entreelles,  supporter  le  doromago  par moitie, 
ä  moins  qu'il  oe  soit  prouv*  quo  la  taute  est  im- 
putable  ä  l'uno  ou  &  l'autre  de  ces  entreprises. 

La  meme  regio  est  applicable  au  cas  oii  I  on  re- 
clatnerait  unc  indemuitö  du  proprictaire  d'une  ins- 
tallation  electrique  et  d'uo  consommateur  d'energie 
electriquo  dans  le  sens  do  l'art.  29  do  cette  loi. 

Art  31.  Est  consideree  comme  faule  toute  con- 
travention  aux  prescrlplions  edictees  par  le  conseil 
federal  en  conformite  de  l'art.  15  de  la  presente  loi. 

Art  32.  Lorsque  des  insta'lulions  ä  fort  courant 
et  a  faible  courant  se  caiiscnt  rüciproquoment  un 
dommage,  co  dernier  doit  ötre  reparti  entro  elles 
dans  une  proportion  juste  et  equitablo,  en  tonant 
compte  de  toutes  les  circonstances,  ä  moins  qu'il 
ne  soit  prouve  quo  la  faute  est  imputable  a  l'une 
ou  ä  l'autre  des  ditos  installations. 

Art  33.  Lo  proprictaire  do  rinstallation  a  fort 
courant  ou  a  faible  courant  est  lenu  d'aviser  im- 
medialement  l'autorite  locale,  designeecomroc  com- 
petente  par  les  cantons,  de  tout  dommage  cause  & 
des  personnes  ou  a  des  choses.  Cette  autorite  ouvro 
une  enquete  offlcielle  dans  le  plus  bret  delai  sur 
la  cause  et  les  consequences  de  l'accident,  en  se 
taisant  assister  d'experls  dans  les  cas  importanta, 
et  donne  directement  connaissance  de  cet  accident 
au  departement  des  postes  et  des  chemins  de  fer 
ainsi  qu'au  gouvernemeat  cantonaL 


que 


l'inspcctorat  des  installations  ft  fort  courant 


.  responsablo  pour  le  dommape  cause,  .  .  . 

.  quo  l'accident  est  da  .  .  . 

.  ou  ä  l'inadvertanco  do  Uers,  .  .  . 


.  .  .  aux  choses;  quant  aux  perturbations  dans  l'ex- 
ploitation,  la  responsabilite  n'existe  jue  s'il  est 
prouv«.;  qu'il  y  a  cu  dol  ou  negligcnce  grave.  Poor 
les  dommages  causes  par  un  incendie,  ce  sont  les 
diapositions  du  code  federal  dos  obligations  qui 
font  regio. 


.  .  .  question,  -m  tant  auclesexceptions  ou  restric- 
tions  prevues  k  l'art  28  no  sont  pas  applicables  on 
l'especo. 


Art.  3i.  Supprime. 


Art.  32.  Lorsqu'une  Installation  electrique  et  uno 


.  4  des 


l'autorite  designee  .  .  . 
ou  d'un  dommage  grave  causö 
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An  34  L'exoept'on  de  force  majeure  ou  de  cas 
fortuit,  Jans  le  sens  de  celte  loi,  ne  pourra  pas 
fitre  invoquee,  lorsqu'un  dommage  aura  cte  cause 
par  des  installallons  defectueuscs,  c'est-it-dirc  do 
repondant  pas  aux  prescriplions  ediclees  conlorme- 
meot  ä  l'art  15  de  la  presente  loi. 

Art.  35.  Les  proprißlaires  d'installations  eloctri- 
ques  et  les  consommateurs  d'energle  electrlque  sont 
responsables  do  leurs  employes,  aussi  bien  quc  de 
•oute  personne  dont  ils  se  serveot  pour  la  construc- 
tinn  ou  l'exploitalion  des  installationselcclriques. 

Art.  30.  Les  entreprises  responsables  conservent 
le  droit  de  recours  contre  les  personnes  auxquelles 
lo  dommage  est  imputable. 

Art  37.  II  do  peut  etre  reclame  d'indemnite, 
dans  lo  sods  des  art  28  et  29  de  la  presente  loi, 
s'il  est  prouve  que  la  personne  tueo  ou  blessße  ou 
que  la  personno  leseo  dans  sa  propriete  s'ctail  mise 
en  contact  avec  rinslallation  eleclriquo  en  commet- 
tant  un  acte  delictueux  ou  deloyal,  ou  eo  violaat 
sciemment  des  prescriplions  de  police  (avertisse- 
ment,  defense,  etc.). 

Art  38.  Les  dfsposilions  du  code  föderal  des 
obligatio^  font  regle  en  ce  qui  concerne  le  montant 
des  indemnites  et  la  prescription  des  actions  en 
indemnite. 

En  cas  de  lesion  causee  k  des  personnes,  Tin. 
demnite  pour  l'entretien  ou  le  gain  futur  est  flxee 
par  lo  tribunal  sous  la  formo  d'un  capital  ou  d'une 
rento  annuclle. 

Si  les  consequences  d'unc  !6sion  corporello  no 
peuvent  pas  eocoro  elre  exaetement  appreciees  au 
moment  ob  lo  jugement  est  rendu,  le  juge  peut 
exceptionnellement  reserver  une  revision  ulltrieure 
du  jugement  pour  le  cas  de  mort  ou  d'uno  apgra- 
vation  ou  d'une  amelloratlon  de  l'etat  du  blesse. 
Toute  demarche  dans  ce  sens  doit  etre  falte  dans 
l'aunee  qui  suit  lo  jugement 


Art.  39.  Les  cantons  designent,  pour  toutes  les 
contestations  judiciaircs  sur  los  demandes  en  indem- 
nite taites  en  vertu  de  la  presente  loi,  le  tribunal 
qui  devra,  comme  instance  cantonale  unique,  statuer 
sur  le  proecs.  II  pourra  etre  interjete  appel  de  son 
jugement  au  tribunal  feden.l  sans  avoir  egard  k  la 
valeur  de  l'objet  litigieux. 

Art.  40.  Dans  toute  contertation  judiciaire  sur 
des  demandes  en  indemnite  de  celte  nature,  le  tri- 
bunal prononce  sur  les  faits  aprfes  avoir  veiifie  leur 
exaetitude  et  sur  1«  montant  de  rindumnite,  en  ppre- 
ciant  librement  l'ensemble  de  la  causf,  .«ans  fitre  liö 
par  les  regles  des  lois  de  proeödure  en  mati6re  do 
preuves. 

Le  ti  ibunal  fedöral  peut,  ä  la  demande  des  par- 
tie?,  ordonner  une  nouvelle  enqucle. 

Art.  41.  Sont  sans  valeur  legale  les  reglements, 
publications  ou  Conventions  speciales,  qui  excluei  aient 
ou  ümiteraient  d'avance  l'obligaiion  d  indemniser 
teile  qu'clle  resulte  des  d;sj-ositions  de  la  presente 
loi.  Demeuie  t  reservees  les  di-positions  de  l'aiticle 
30  de  la  presente  loi  et  les  dfcpositions  centrales 
de  convei.tions  conclues  avec  des  abonnes. 


.  .  .  majeur,  dans  le  sens  .  .  . 


.  .  .  l'art.  2bis  do  la  presento  loi. 

.  .  .  sont  responsables  de  toute  porsonne  dont  Iis 
se  servent  .  .  . 


.  .  .  responsables  et  les 
electrlque  conservent .  .  . 


d'energie 


.  .  .  delictueux  ou  illegal,  on  en  violant  sciemment 
des  prescriplions  protcclrices  rendues  publique«, 
des  averüssements,  delenses,  etc. 

: 

.  .  .  en  ce  qui  concerne  lo  montant  des  indemnitös. 


Art.  38"* .  Les  actions  conceriiont  les  inaemnites 
ä  payer,  en  vertu  de  la  presente  loi,  pour  dommage 
cause  ä  des  peifonnes  ou  a.  des  choses  sont  pres- 
criles  dans  les  deux  ans  k  partir  du  jour  od  le 
dommage  a  ete 


.  .  sans  egard  k  . 


.  .  .  de  la  presente  loi. 

Par  c;>nlre,  il  est  permis  d'apporter  des  restric- 
t  ons  ä  la  lesponsabüile  civile  en  vertu  des  dispo- 
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Art.  42.  Les  dispositions  sur  la  itsponsabilite 
contenues  dans  la  preseite  loi  n'abrogent  pas  Celles 
de  la  loi  sur  la  respousubilite  civile  des  Vubricauts; 
elles  restent  en  vigueur,  .-ans  modillcntion,  en  ce 
qui  concerne  les  rapporls  en're  les  proprietaires  des 
inslallations  electriqups  et  leurs  emp!oyes  et  les 
questions  de  responsabilitc. 

Art.  43.  Les  dispositions  du  cbapitre  V  louchanl 
la  responsable  ne  sont  pas  applicables  en  ce  qui 
concerne  les  inslallations  interieures. 

VI.  Expropriation. 

Art.  44.  Les  dispositions  de  l'arlicle  12  de  la 
presente  loi  font  regle  en  ce  qui  concerne  le  droit 
d'expropriati'  n  de  l'administration  föderale  des  tefö- 
graphes  et  telephones.  Pour  les  autres  installations 
ä  faible  courant  qui  remplissent  un  but  d'utilifö 
puplique  lo  droit  d'expropriatton  est  regle  con- 
formemenl  aux  dispositions  de  l'article  45  de  la 
presente  loi. 

Art.  45.  Lo  droit  d'expropriation  peut  6lro 
aecorde  aux  propriötaires  d'installations  electriques 
a  fort  courant  et  aux  consommateurs  d'energie 
tiectrique  pour  les  installations  de  Iransport  et  de 
distribution  de  l'energie  eiectrique,  ainsi  que  pour 
l'etablissement  des  installations  ü  faible  courant 
necessaires  ä  l'exploitation  des  dites  installations, 
cortformement  aux  dispositions  de  la  loi  föderale  du 
1«  mai  1850  sur  l'expropriation  pour  cause  d'ulilite 
publique  et  aux  prescriptions  modificatives  de  la 
loi. 


Art.  46.  Sont  considercs  comme  installations  de 
transport  et  de  distribution  d'energie  elcctriquo: 

1.  L'Ätablissement  de  conduites  electriques  (aerien- 
nes  et  souterraines)  avec  leurs  accessoires. 

2.  L'installation  de  stations  de  transformation  avec 
leurs  accessoires. 

Art.  47.  Le  droit  d'expropriation  peut  ctre 
exerce  tant  ä  l'egard  de  la  propriete  privee  qu'ä 
l'egard  du  domaine  des  chemins  de  fer;  toutefois, 
en  ce  qui  concerne  ces  derniers,  ce  droit  ne  peut 
etre  exerce  qu'en  tant  que  l'existence  d'une  in- 
stallation  ä  fort  courant  n'entrave  pas  l'exploitation 
du  chemin  de  fer  et  qu'il  existc  un  espace  süffisant 
pour  l'installation  des  conduites  necessaires  ä  l'ex- 
ploitation du  chemin  de  fer  et  des  lignes  de  l'ad- 
ministration  des  telegraphes  et  des  telephones. 

Pour  faciliter  le  passage  de  lignes  electriques  ä 
travers  un  canton  ou  une  commune,  il  peut  etre 
aecordö  egalement  aux  entreprises  dlectriques  le 
droit  de  cojouissancc  du  domaine  public  cantonal 
ou  communal  par  voie  d'expropriation. 

Par  contre,  on  ce  qui  concesne  les  inslallations 
servant  &  la  distribution  de  l'önergic  clcctrique  sur 
le  lerritoire  d'un  canton  ou  d'unc  commune,  1c 
droit  de  cojouissance  du  domaine  public  ne  peut 
etre  aecorde  qu'avec  l'as  entiment  du  canton  ou  de 
1&  commune* 


sitioas  de  l'article  30  et  ensuite  de  dispositions  di- 
vergentes spdeifiees  dans  des  contrats  conclus  entre 
les  entreprises  electriques  et  les  consommateurs 
d'enerpie,  sous  reserve  de  l'article  114  du  code 
föderal  des  obligations.  • 

Art.  42.  Les  dispositions  des  lois  sur  la  rcs- 
ponsabüüe  civile  des  fabricants  restent  en  vigueur, 
sans  moJification,  en  ce  qui  .  .  . 


...  et  leurs  employes  et  ouvriers. 

Art.  43.  Les  installations  interieures  sont  soumises, 
non  aux  prescriptions  du  present  chapitre  V,  mais 
aux  dispositions  du  code  föderal  des  obligations. 


.  .  .  courant  affectees  a  des  Services  d'utiliW  .  .  . 


Art.  45w».  En  ce  qui  concerne  les  branches 
d'ai  bre,  ce  sont  les  dispositions  des  articles  7  et  15 
qui  sont  applicables. 
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Lea  installations  flectriques  ne  peavent  pretendre 
k  la  cojouissance  d'un  terrain  public  qu'en  respeclant 
les  autres  buts  auxqucls  ce  terrain  est  destin«. 

Art.  48.  Pour,  obtenir  le  droit  d'expropriation  cn 
faveur  d'une  Installation  electrique,  il  faut  en  faire 
la  demande  ä  l'inspectorat  des  inslallations  ä  fort 
courant  en  lui  soumettant  un  plan  exact  da  trac6 
de  la  conduite  projetöe. 

Le  droit  d'expropriation  ne  sera  accorde  par  le 
conseil  federn i  que  si  dans  le  delai  de  30  jours  il 
n'a  ete  fait  aucune  Opposition.  En  cas  d'opposition, 
l'expropriation  ne  peut  etre  accordee  que  si  une 
modiflcation  du  trace  n'est  pas  realisable  sans  in- 
convenient  grave  de  nature  tochnique  ni  sans  une 
depense  hors  de  proportion  avec  l'installation  en 
question  ni  encore  sans  danger  pour  la  securitö 
puplique. 

Art.  49.  L'exproprialion  peut  Etre  demandoe  pa1' 
le  proprietaire  de  l'installation  electrique  h  fort 
courant  ou  par  le  consommateur  d'encrgic  electrique, 
aussi  bien  pour  Ic  transfert  de  la  proprieli  que  pour 
la  Constitution  d'une  servitude  permanente  ou  <>eule- 
ment  temporaire. 

L'indemnite  ä  payer  consistera  suivant  les  circon- 
stances  en  un  capital  ou  en  une  rente  annuelle. 

Cette  indemnite  pourra  comprendre,  avec  l'assen- 
tiraent  des  deux  parliea,  la  reparation  du  dominage 
cause  aux  cultures  et  celle  des  autres  dommagos 
qui  pourront  se  produire  lors  des  modifications  et 
refections  laites  aux  conduites  6lectriqucs  une  lois 
Ätablie.«. 


Art.  50.  Sons  räserve  des  exceptions  speeifiees 
aux  articles  51  a  54  de  la  presente  loi,  la  proeä- 
dure  d'expropriation  a  lieu  conformement  aux  dis- 
positions  de  la  loi  föderale  du  1er  mal  1850  sur 
l'expropriation  pour  cause  d'utilite  puplique. 

Art.  51.  En  mörne  temps  que  la  Präsentation 
dos  plans  au  conseil  föderal,  par  l'enlremise  de 
l'inspectorat  des  installations  a  fort  courant,  devra 
sc  faire  le  depöt  des  plans  dans  les  commune«,  afln 
que  chaque  interessc  puisso  en  prendre  connaissance. 

Art  52.  La  commission  d'estimation  sera  con- 
voqueo  ü  t'effet  do  disculsr  les  demandes  d'indem- 
nite,  apre»  que  le  conseil  föderal  aura  approuve  lo 
projet  en  tenant  compte  des  oppositions. 

Art.  53.  Apies  l'appiobation  de»  plans,  il  peut 
etre  ptocede  ä  l'etablissement  de  la  conduite  Elec- 
trique, alors  meme  que  la  procedura  relative  & 
l'estimation  n'est  pas  encore  terminee  et  que  les 
indemnites  ne  sont  pas  payees.  Toulefois,  il  y  a  lieu 
de  fournir  des  garanties  pour  le  paiement  integral 
de  ces  indemnites ;  en  cas  de  contestation,  la 
commission  d'estimation  fixe  le  montant  des  garanties 
&  fournir. 


Dans  le  cas  oü  la  modiflcation  d'une  installation 
61ectriquc  dt-jii  etablie  parait  nöccssiföe  par  les  cir- 
constances,  il  peut  titre  procede  a  une  nouvelle  ex- 
proprialion  ä  la  demande  du  proprietaire  de  l'ins- 
tallation ou  de  l'exproprie. 


Art.  52.  La  commission  d'estimation  (article  54) 
sera  convoquee  .  .  . 


Art.  53.  Apres  Papprobation  des  plans  par  le 
conseil  föderal,  ii  ne  pourra  dtre  procedö  ä  l'eta- 
blissement de  la  conduite  electrique  que  lorsque  les 
indemnites  auront  efö  payees. 

Loi-squ'un  retard  occasionnerait  un  dommage 
considcrable,  le  proprietaire  interesse  peut  exiger, 
immödiatement  apre.«  l'estimation,  la  cession  des 
droits  qui  forment  l'obji't  de  l'expropriation,  rourvo, 
toutefois,  que  le  rapport  estimatif  fournisse  des 
donnees  satisfaisantes  sur  l'objet  exproprie  ou 
qu'apres  la  transmission  faite  ä  l'entreprise  on  puisse 
encore  llxer,  avec  certitude,  le  montant  de  l'in- 
demnifö.  Dans  ce  cas,  il  est  tenu  de  fournir  un 
cautionnement  qui  seia  dolormine  par  la  commis- 
sion, et  il  acquittera  les  intcrela  de  la  somme  d'in- 
demnite  depuis  le  jour  oü  il  a  die  investi  des  droits 
jusqu'ä  celui  du  paiement. 
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Art.  54.  II  sera  nomme  pour  chaque  canton 
ane  commission  d'estimation  de  trois  membres.  Le 
tribunal  föderal,  lo  conseil  federal  et  le  gouvernement 
du  canton  inleressö  nomment  chueun  un  tnembre 
et  designen:  cgalement  deux  suppleanta  pour  chaque 
raembre. 

La  decision  de  la  commission  d'estimation  est 
definitive,  sous  reserve  de  recours  au  tribunal  rede- 
nd dans  le  cas  ob  la  valeur  du  litige  depasse 
2000  francs. 


(Projet  du  conseil  ßdiral  du  21 

VII.  Disposition«  penales. 


1900.) 


Art.  55.    Les  prescriptions  suivantes  font  regle 
en  cc  qui  concerne  le  dommage  cause  ä  des  ins- 
tallalions  electriques  et  les  dangers  qui  cn  resuItenL 
o.  Celui  qui,  a  dessein  et  par  un  acte  ou  une 
omis-sion  quelconque,  eadommage  uno  ins- 
tallation  ülectrioue  et  expose  par  la  des  per- 
sonnes  ou  des  clioses  ä  un  danger  grave  sera 
condamnd  ä  1'emprisonnement,  et,  dans  le 
cas  de  blcssurf*  grave  ou  de  dommage  con- 
siderable, ä  la  reclusion. 
6.  Celui  qui,  par  un  acte  ou  une  Omission  quel- 
conque, dü  ä  son  imprudence  ou  ä  sa  nc- 
gligence,  ou  ä  l'inobsei  vation  des  devoirs  de 
ses  fonetions,  a  ilä  la  cause  d'un  danger 
grave  sera  puni  d'une  amende  ou  d'un  em- 
prisounement  d'une  annee  au  plus:  s'il  en 
est  resulte  un  dommage  considerable,  la  peine 
sera  Tarnende  ou  1'emprisonnement  jusqu'ä 
trois  ans.    Dans  les  deux  cas,  l'cmprisonne- 
ment  peut  t^tre  combine  avec  Tarnende. 
Art  5C.    Tous  actes  causant  empßchcment  ou 
interruption  dans  Tusage  des  lelc^raphes,  dea  tele- 
pfaones  ou  des  installations  a  fort  courant,  ou  ayant 
pour  eftet  d'cnlever,  saus  droit,  du  courant  61ec- 
trique  ä  une  Installation  existante,  tels  que  Tenlöve- 
ment,  la  destruetion  ou  la  deterioration  des  fils 
condueteura  et  des  appareils  ou  autres  accessoires, 
Tadjonction  aux  Iiis  condueteurs  de  corps  etrangers, 
les  entraves  mise.«-  au  service  des  employes  des 
telegraphes  et  des  telephones,  etc.,  seront  punis 
d'une  amende  ou  d'un  emprisonnement  d'une  annce 
au  plus.    Si,  par  suite  de  la  perturbatio!!  produite 
dans  Tusage  de  ces  installations,  une  personne  a  ött- 
gravement  blessöe  ou  s'il  en  est  resultö  un  dommage 
considerable,  la  peine  sera  Tarnende,  1'emprisonne- 
ment ou  la  reclusion  jusqu'ä  trois  ans.  L'amende 
peut  ötre  combinee  avec  la  privation  de  la  liberte. 

Art.  57.    La  poursuite  pönale  des  crimes  et 
del'te  prevus  aux  articles  55  et  5C  a  lieu  confor- 
mement  aux  prescriptions  du  code  pönal  federal  du 
4  fevrier  1853,  qui  fait  regle  en  ce  qui  concerne  I 
la  prescription. 

Art  58.  Celui  qui  contrevient  aux  ordres  donnes  I 
par  Tinspoctorat  des  installations  a  fort  courant  en-  ! 
suite  des  prescriptions  ediclecs  par  le  conseil  ftrde 
ra],  conformement  ä  Tarlicle  2bU  de  la  presente  loi, 
peut  ütre  puni,  par  le  conseil  federal,  d'une 
allant  jusqu'a  3000  francs. 


Les  contestations  relatives  a  Tapplication  de  cet 
article  seront  tranchees  par  la  commuaion  d'Mti- 
mation (article  64V 


.  .  .  considerable,  a  l'empriso 
clusion 


nnement  ou  ä  la  re- 
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pönales  prevues  ä  l'article  65 


VIII.  Dispositions  finales. 

Art.  59.  La  loi  föderale  du  26  juin  1889  con- 
cernant  1'etablKsement  de  lignes  föfögrapbiques  et 
telephoniquos  et  l'article  66  du  Code  pönal  fedeYal, 
du  4  fövrier  1853,  sont  abroges. 

Alt  60.  Le  conseil  föderal  est  charg6,  confor- 
mcmcnt  aux  dispositions  de  la  loi  föderale  du 
17  juin  1674,  concernant  les  votations  populaires 
BOT  Icj  lo's  et  arr£t&>  de  la  Conföderation,  de  pu- 
blier  la  präsente  loi  et  de  fixer  l'epoque  oü  eile 
entrera  en  vigueur. 


Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Stenn*  vom  4.  Dezember  l  UOO.  vormittags  9  Uhr.  —  Scance  du  4  decembre  1900,  a  9  henre»  du  marin. 

Vorsitz:  1  r»»..  » u>immi 
Presidence:  j  Herr  Buhmann- 

Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour : 
Oesetz  l>eti*.  die  eTel<trii*olioi»  Schwoeh- 

lllld  Sliu  lisli-inii.^iliiorn. 

Loi  concernant  les  insfallntions  electriques  ä  faible  et  ä  fort  courant 

Eintretensfrage.  —  Entrie  en  mattere. 


ttlumer,  bericnterstatter  der  Kommis-non;  Der 
Bundesrat  hat  Ihnen  schon  unterm  5.  Juni  vorigen 
Jahres  einen  Gesetzesentwurf  samt  Botschaft  zu 
einem  Bundesgesetze  betreffend  die  elektrischen 
Schwach-  und  Starkstromanlagen  zugestellt.  Die 
Kommissionen  beider  Hüte  haben  dann  im  Laufe 
•  des  letzten  Sommers  eine  Anzahl  grösserer  elektri- 
scher Anlagen  besichtig  und  die  Vertreter  der 
Stark-  und  der  Schwachstromanlagen  persönlich 
angehört.  Nachdem  sodann  das  weitsehichlige  Ak- 
tonmatorial  cirkulierl  hatte,  fand  von  Seite  der  na- 
tionalrätlichen  Kommission  eine  erste  Lesung  der 
Vorlage  im  Februar,  die  zweite  im  Mai  stall,  und 
als  der  Bundesrat  in  September  belrc-H Strafbcsl  im- 
muugen  eine  abgeiinderte  Vorlage  machte,  wurde 
noch  eine  dritte  Beratung  im  November  notwendig. 
Eine  so  eingehende  Behandlung  durch  die  Kom- 
mission war  aus  dem  Grunde  angezeigt,  weil  der 
vorliegende  Gesetzesentwurf  sowohl  in  technischer, 
als  in  juristischer  und  in  finanzieller  Beziehung 
grosse  Bedeutung  hat  und  ernstliche  Schwierigkei- 
ten bietet  Die  Kommission  hat  indes  die  Gemig- 
thuung,  dass  sich  seit  einem  Jahro  durch  die  ein- 
lüsslichen  Beratungen  sehr  vieles  abgeklärt  hat  und 
früher  bestandene  Differenzen  in  deu  Anschauungen 
der  beteiligton  Kreise  grösstenteils  gehohen  werden 
konnten. 

Als  besonders  dringlich  war  vor  anderthalb  Jahren 
der  ErJass  einer  Vollziehungsverordnung  zum  Ge- 


setze bezeichnet  worden,  worin  namentlich  neue 
Vorschriften  in  technischer  Beziehung  festgestellt 
werden  sollten;  im  deutschen  Text  der  Botschaft 
des  Bundesrates  vom  7.  Juni  1899  sind  denn  auch 
zwei  Entwürfe  zu  bezüglichen  Buudesratsbeschlussen 
auf  Grund  von  §  15  des  neuen  Gesetzesentwurfes 
zur  Orientierung  beigelo;:!,  nämlich  1.  ein  solcher 
betreffend  allgemeine  Vorschriften  über  elektrische 
Anlagen.  'rlS  Paragraphen,  und  2.  ein  solcher  be- 
treffend Erstellung  der  Stromleitungen  der  elektri- 
schen Bahnen,  :J8  Paragraphen. 

Der  Hundesrat  hat  dann  aber  nicht  zugewartet, 
bis  das  Gesetz,  bezw.  Art.  15  des  Gesetzesenlwurfes 
in  Kraft  getreten  sei,  was  ja  voraussichtlich  ein 
bis  zwoi  Jahre  dauern  muss.  sondern  erliess  von 
sich  aus  am  7.  Juli  1899  zwei  bezugliche  Bundes- 
ratsbeschlüsse, welche  dann  am  17.  August  1899 
noch  durch  ein  Kreisschreiben  des  Post-  und  Eisen- 
bahndepartementes  ergänzt  worden  sind,  wodurch 
das  Verfahren  bei  der  Vorlage  von  Starkstrompro- 
jekten neu  fesl gestellt  wurde.  Dem  französischen 
Text  der  Botschaft  vom  7.  Juni,  welcher  erst  später 
erschienen  ist,  sind  jene  Entwürfe  für  die  Voll- 
ziehungsverordnung nicht  mehr  beigegeben  worden. 

Diese  beiden  Bundesratsbeschlüsso  stützen  sich 
nun  nicht  mehr  auf  §  15  des  neuen  Gesotzesent- 
wurfes,  sondern  —  allerdings  in  etwas  gewagter 
und  jedenfalls  sehr  freier  und  weitgehender  Auffas- 
sung —  auf  das  bisherige  Gesetz  über  die  Erstel- 
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lung  von  Telegraphen-  und  Telephonlinierl  vom 
26.  Juni  1S80  und  es  sind  dieselben  so  redigiert, 
dass  sie  mit  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  ohne 
oder  doch  ohne  wesentliche  Aenderung  fortbestehen 
können.  In  dieser  Vollziehungsv  orordnung  sind  nun 
eine  Menge  technischer  Details  geregelt  über  Siche- 
rung der  Leitungen  und  Apparate,  Eigenschaften 
der  Sicherungen  und  Blitzplatton,  Placierung  der- 
selben, Einführungen,  lebenvaehung  derSieherungs- 
und  Hlilzplalteuräume,  Draht«1,  Gestauge,  Erdlei- 
tungen, Linienarbeiten,  Itevisionen,  Loitungsplänc 
bei  Schwachstromanlagen  und  über  Sicherungen, 
Schalter,  Blitzschutzvorrichtungcu ,  Erdleitungen, 
Hochspannungsleitungen,  Itarallelfuluungen,  Isolation, 
Transformatoren,  Betrieb,  Pläne  etc.  bei  Starkstrom- 
anlagen,  sodann  über  die  Parallelführungen  und  Kreu- 
zungen hei  Stark- und  Schwachstromanlagen,  über  die 
Schutzvorrichtungen,  über  die  Kreuzung  mit  Eisen- 
bahnen etc.  und  endlich  über  dio  Erstellung  der 
Stromleitungen  der  elektrischen  Hahnen ;  letzteres 
ist  eine  eigene  Vollziehungsveronlnung  von  II  l'a. 
ragraphen. 

Diese  Vorschriften  scheinen  sich  nun  vollauf  zu 
bewahren;  sie  gründen  sich  auf  die  Ratschlage 
der  kompetentesten  Persönlichkeiten  auf  diesem 
Gebiet,  sio  bringen  Ordnung  in  die  einschlägigen 
Kompetenzen  der  Verwaltung  und  sichern  den  elek- 
trischen Anlagen  einen  regelrechten  Beirieb,  soweit 
dies  durch  den  Erlass  einer  solchen  Vollziehuugs- 
verordnnng  erreicht  werden  kann.  Es  ist  natürlich 
wunschbar  und  notwendig,  dass  diese  zahlreichen 
technischen  Vorschriften  nicht  im  Gesetze,  sondern 
nur  in  der  Verordnung  niedergelegt  seien,  um  not- 
wendig werdende  Änderungen,  was  bei  der  steti- 
gen ungeheuren  Entwicklung  der  EloktriolUM  ja  sehr 
naheliegend  ist,  leichter  und  rascher  einführen  zu 
können.  Auch  wurde  sich  die  llunilesversanunlung 
zur  Beratung  solch'  rein  fachmännischer  Kragen 
nicht  eignen.  Ich  betone,  dass  der  Kommission  über 
•He  erwähnten  beiden  Bundosratsboschltisse  von 
keiner  Seite  Klagen  zugekommen  sind  Dagegen  ist 
es  nun  natürlich  notwendig,  für  dieselben  eine  feste 
gesetzliche  Basis  zu  schaffen. 

Meine  Herren,  was  mm  das  Gesetz  betrifft,  so 
will  ich  das  Geschichtliche  dieser  Vorlage  nur  kurz 
berühren,  obschon  dasselbe  nicht  uninteressant  ist, 
weil  es  zeigt,  wie  die  Gesetzgebung  gezwungen 
worden  ist,  mit  den  Eorlschritten  der  gewalligen 
Ausdehnung  der  elektrischen  lletriebe  Schritt  zu 
hallen.  Im  Üundesgesetze  vom  '2:t.  Dezember  IKÖl 
wurde  der  Hundesrat  in  Art.  9  lediglich  angewiesen, 
«mit  den  Kantonen  in  Unterhandlung  zu  treten,  um 
die  Verziehthislung  auf  jede  Entschädigung  für  die 
Anlegung  der  Telegraphenlinien  auf  dem  Eigentum 
der  Kantone.  Gemeinden  und  öffentlichen  Korpora- 
tionen und  die  I  obervvachung  der  Telegraphenlinien 
gegen  Beschädigung  zu  erzweckon. »  Alle  Kantone 
erklarten  sich  bereit,  auf  eine  Entschädigung  zu 
verzichten  und  sich  bei  den  Gemeinden  in  gleicher 
Weise  zu  verwenden.  Dieses  Verhältnis  wurde  dann 
im  Jahre  Lsii-2  durch  eine  Verordnung  vom  I».  Au- 
gust allgemein  geordnet  und  der  Grundsatz  aufge- 
stellt: »Hie  Kantone  räumen  der  Eidgenossenschaft 
ohne  irgendwelche  Entschädigung  die  Befugnis  ein, 
auf  ihrem  Gebiete  Telegraphenlinien  oberirdisch 
und  nierirdisch  zu  erstellen,  sei  es  auf  dem  Eigen- 
tum der  Kantone  oder  der  Gemeinden  oder  offent- 
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lieber  Korporationen  und  zwar  namentlich  längs 
den  Gassen,  Landstrassen,  Kehl-  und  Kusswegen, 
Kanälen,  Hussen  und  Seen. »  Einzig  gegenüber 
den  Eisenbahngesollschaften  wurde  das  Verhältnis 
durch  das  Gesetz  vom  *23.  Dez.  .187*2  gesetzlich 
geregelt. 

Der  Bundesrat  war  dann  aber  '2ti  Jahre  später, 
Im  Jahre  tSMK,  der  Ansicht,  eine  Verordnung  könne 
nicht  geniigen,  um  so  mehr,  da  inzwischen  die  Ein- 
führung <les  Telephons  erfolgt  war  und  bereits  ein- 
zelne Starkstromanlagen  zur  Ausfuhrung  gelangten. 
Es  führte  dies  dann  zum  heute  noch  gültigen,  auf 
Art.  :M»  der  Bundesverfassung  i Telegraphenmonopol) 
sich  stützenden  Gesetz  über  die  Erstellung  von  Tele- 
graphen- und  Telephonlinien  vom  *2o\  Juni  IKM1», 
welches  dem  Staate  für  dieselben  eventuell  auch 
das  ExpropriaÜonsreclit  sichert  Die  heutige  Vor- 
lage, soweit  sie  die  Schwachstromanlagen  betrifft, 
ist  mit  diesem  Gesotz  nahezu  identisch.  Sehr  inter- 
essant ist,  was  die  damalige  Botschaft  des  Bundes- 
rates t  vom  Hl.  November  tSKKi  über  die  Slarkslrom- 
M) tagen  ausführte.  Sie  geht  von  der  Anschauung 
aus,  dass  da  der  Bund  das  ausschliessliche  Hecht 
zur  Errichtung  elektrischer  Verkehrseinrichtungen 
besitze,  er  auch  den  Ausschluss  aller  solchen  An- 
lagen fordern  könnte,  welche  die  Ausübung  dieses 
Hechtes  beeinträchtigen  oder  gefährden.  Allerdings 
wagt  es  der  Bundesrat  dann  selbst  nicht,  die  Kon- 
sequenten aus  dieser  Anschauung  zu  ziehen  untl 
also  kollidierende Slarkstromanlagen  von  Privatunler- 
nehmuiigen  zu  verbieten,  sondern  er  giobt  zu,  dass 
die  Starkstromaulagen  für  unser  an  Steinkohlen 
armes,  au  Wasserkräften  reiches  Land  von  unge- 
heurer Bedeutung  seien  und  die  Vorteile  die  Nach- 
teile jener  Kollisionen  bei  weitem  überwiegen. 

Der  Bundesrat  gelangte  daher  zum  Schlüsse, 
dass  das  Gesetz  dem  Bund  in  erster  Linie  das  Hecht 
einräume,  von  dem  Unternehmer  zu  verlangen, 
dass  alle  Anordnungen  getroffen  werden,  welche 
gemäss  der  Erfahrung  und  der  Wissenschaft  geeignet 
seien,  hei  gegenseitig  normalem  Stande  der  Alltagen 
die  Gefährdung  der  öffentlichen  Anstalt  von  vorn- 
herein zu  verhindern.  Und  der  Hundesrat  fährt  fort: 
tun  weitern  sind  wir  der  Meinung,  dass  der  Staat 
in  Bezug  auf  alle  weitem  Gefahren,  welche  dio 
Starkströme  mit  sich  bringen,  auf  das  Verbot  der 
Nachbarschaft  verzichte  und  sich  darauf  beschranke, 
von  dem  Unternehmer  den  Ersatz  eines  jeden  Scha- 
dens zu  verlangen,  der  aus  der  Gestaltung  dos  Nach- 
harv  ei  h.dinisses  fiir  die  Verwaltung  erwachsen  kann.  •> 
Dem  entspricht  nun  Art.  In  des  Gesetzes  vom 
-2ti.  Juni  IKX'.I,  welcher  die  Kosten  für  die  Massnah- 
men, welche  an  einer  neu  anzulegenden  Linie  zum 
Schutze  "hier  bestehenden  Linie  zu  treffen  sind, 
vollständig,  und  wenn  Venderungeu  an  einer  schon 
bestehenden  Linie  getroffen  werden  müssen,  in  der 
Hegel  der  Neuanlage  überbindet  Eine  Ausnahme, 
von  dieser  Hegel  kann  zu  Gunsten  von  Starkstrom- 
leitungen erfolgen,  welche  einem  öffentlichen 
Zweck  dienen.  Dies  ist  der  gegenwärtige  Hechts- 
zustand betreffend  finanzielle  Leistungen.  EineAen- 
derung  lies  E\proprialionsgeselzos  vom  I.  Mai  ls.">0 
erachtete  der  Bundesrat  im  Jahre  INXS  für  durchaus 
unnötig,  nachdem  das  Bundesgericht  dieses  Gesetz 
in  einer  Weise  ausgelegt  hatte  i  Gestaltung  der  Heute 
statt  der  KapilalfoiuO,  welche  die  Tolephomerwal- 
tung  vollständig  befriedigte. 

\*,*t  „fficui  X  Ufr.  3».  7,} 
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Die  direkte  Veranlassung  zur  Aenderung  bozw. 
Ergänzung  und  Ausdehnung  der  gegenwärtigen  Ge- 
setzgebung haben  zwei  Innere  Vorkommnisse  ge- 
geben. Kinmal  die  Diskussion  und  Beschiussfassung 
vom  i.  April  181)5  über  die  Eingabe  der  Gesellschaft 
«Frei-I.and»  betreff  Monopolisierung  der  Wasser- 
kräfte, wobei  der  Bundesrat  u.  a.  beauftragt  wurde. 
Vorlagen  betreff  generelle  Vorschriften  iiber  Anlage, 
Betrieb  und  Beaufsichtigung  von  elektrischen  Stark- 
stromleitungen einzureichen.  Sodann,  eine  Folge  des 
Brandet  in  der  Tolephoncenlrale  Zürich,  im  Jahro 
1897  die  Motion  Pestalozzi.  Ks  ist  ausdrücklich  zu 
erwähnen,  das«  diese  Vorlage  erst  einem  Teil  der 
Beschlüsse  der  Bundesversammlung  vom  i.  April 
1806  entspricht  und  dass  der  Bundesrat  dem  ihm 
damals  gewordenen  Auftrage  betreff  interkantonaler 
Beziehungen  in  Bezug  auf  Wasserworkanlagen,  be- 
treffend (Untersuchung  der  Wasserrechtsverhaltnisse 
rler  Schweiz  und  betreffend  Aufstellung  von  ein- 
heitlichen gesetzlichen  Bestimmungen  über  Expro- 
priation, Konzessionserteilung,  Wasserrechlskataster, 
Vorrechte  des  Staates  etc.  noch  nicht  oder  doch 
nur  zu  einem  sehr  kleinen  Teil  nachgekommen  ist. 
Diese  Aufgaben  dürfen  auch  nicht  mit  der  vorlie- 
genden Frage  vereinigt  werden.  Und  was  den  Te- 
lephonbrand in  Zürich  anbelangt,  so  existiert  dar- 
über eine  ziemlich  reichhaltige  I.itteratur,  welche 
nach  Ansicht  der  Kommission  allerdings  den  un- 
ymstosslicheu  Beweis  leistet,  dass  auf  dem  Gebiete 
der  Sicherung  des  Betriebes  und  der  Kontrolle  so 
bald  als  möglich  neue  Wege  betreten  werden  müssen. 

Aber  abgesehen  von  diesen  speciellen  Vorkomm- 
nissen zeigt  ein  Blick  auf  die  Ausdehnung  der  elek- 
trischen Industrie  in  der  Schweiz,  sowohl  Stark-  als 
Schwachstromanlagen,  dass  eine  genauere,  sichern- 
den und  gerechlere  Regelung  der  Verhältnisse  zwi- 
schen den  Stark-  und  Schwachstromanlagen  durch- 
aus notwendig  ist.  Es  ist  bekannt  und  in  bundes- 
ratlichen  Botschaften  wiederholt  betont  worden, 
dass  die  Schwei/  verhältnismässig  das  verbreite tste 
Telegraphen-  und  Telephonnetz  besitzt;  namentlich 
betreffs  Telephon  überragen  wir  die  grossen  Konti- 
nentalstaatcn  bei  weitem,  wir  stehen  aber  auch  he- 
IreffsStarkstromanlagon  in  vorderster  Linie.  Dabei  ist 
in  den  letzten  Jahren  ein  rapides  Wachstum  zu  ver- 
zeichnen. Einige  Zahlen  aus  dein  jüngsten  Bericht 
des  schweizerischen  elektrotechnischen  Vereins, 
welchem  nur  ein  Teil  der  Starkslromanlagen  angehört, 
sind  geeignet,   dies  deutlich  zu  veranschaulichen. 

Aus  diesem  Bericht  geht  hervor,  dass  die  elek- 
trischen Einzelanlagen  für  Kraftübertragung  im 
Jahn?  1889  28  und  im  Jahre  1895  Dil  betrugen. 
Elektrische  Einzelanlagen  für  Beleuchtung  haben 
wir  1892  '219  und  1895  707.  Elektricitätswerke  mit 
Stromabgabc  für  Motoren  und  Beleuchtung  haben  wir 
im  Jahre  1891  25,  1892  :t:t,  189:.»  00.  1811*00,  und i 899 
180.  Glühlampen  gab  es  181»:}  1  Mi, 000,  Elektromotoren 
103,  und  180!)  5)10,000,  res]).  '2400.  Die  Gesamtzahl 
der  elektrischen  Pferdekräfte  betrug  im  Jahre 
181)0  circa  '27,000.  Die  Verteilung  der  Stromabgahe 
für  Elektromotoren,  welche  von  Öffentlichen  Elek- 
tricitätswerken  in  der  Schweiz  gespiesen  werden, 
ergiebt,  dass  circa  1500  Elektromotoren  mit 
circa  5000  Pfordekräften  Totalleistung  dem  Hand- 
werk und  Gewerbe,  circa  700  mit  20,000  Pferde- 
kräflen  der  Grossfabrikindustrie  und  circa  200  mit 
circa  2000  Pfordekräften  diversen  Betrieben  dienen. 


Aus  diesen  Zahlen  altein  schon  geht  die  ungeheure 
wirtschaftliche  Bedeutung  dieser  Anlagen  hervor- 
Die  Anzahl  der  elektrischen  Bahnen  in  der  Schweiz 
betrug  im  Jahre  1900  :»:»  mit  über  200  km 
Betriebslänge.  Das  in  diesen  Starkstromanlagen  in 
der  Schweiz  investierte  Kapital  beträgt  pro  1900 
für  180  öffentliche  Eleklricitätswerke  circa  125  Mil- 
lionen. Dies  ergiebt  sich  aus  einer  Zusammenstellung 
von  Hrn.  Prof.  Wyssling,  dio  sich  allerdings  nur  auf 
1550  Werke  erstreckte.  In  den  elektrischen  Bahnen 
ist  ein  Kapital  von  wenigstens  25  Millionen  inve- 
stiert. Für  die  Einzelanlagen  sind  Angaben  nur 
sehr  spärlich  erhältlich.  Dio  Anlagekosten  derselben 
dürften  aber  jedenfalls  50  Millionen  übersteigen. 
Herr  Prof.  Wyssling  glaubt,  dass  dieselben  vielleicht 
auch  100  Millionen  erreichen.  Zur  Würdigung  der 
elektrischen  Industrie  kann  auch  angeführt  werden, 
dass  die  Fabriken  eine  grosse  Anzahl  Arbeiter  be- 
schäftigen. Aus  einer  genauen  Statistik  vom  Jahro 
181)9  gehl  hervor,  dass  die  beiden  grosslon  Firmen, 
die  Maschinenfabrik  Oerlikon  und  Brown,  Boveri 
u.  Co.,  in  der  Schweiz  über  :i  100  Arbeiter  und  über 
WO  Angestellte,  zusammen  also  über  :i5O0  Mann 
beschäftigen.  Nach  Schätzung  dürfte  dio  Gesamtzahl 
der  in  den  Fabriken  selbst  feslbeschäftigten  Arbei- 
ter und  Angestellten  für  alle  Fabriken,  welche  elek- 
trische Maschinen  und  Apparate  für  Starkstrom- 
technik bauen,  zusammen  für  die  Schweiz  pro  1900 
über  7000  betragen.  Dazu  kommen  die  sogen,  ln- 
stallations-  oder  Montagegeschäfte,  welche  rund  min- 
destens 000  Mann  speciell  für  Starkstromanlagen, 
und  darunter  relativ  sehr  viele  gut  bezahlte  Inge- 
nieure, beschäftigen  werden.  Zu  bemerken  ist  ferner, 
dass  in  den  Fabriken  für  allgemeinen  Maschinenbau, 
Dampfmaschinen,  Turbinen,  diverse  Metallartikel, 
schätzungsweise  mindestens  :»00  Personen  beschäf- 
tigt sein  werden,  speciell  für  Maschinen  und  Be- 
standteile, welche  für  Starkslromanlagen  bestimmt 
sind.  Endlich  wären  noch  die  für  elektrische  Au- 
lagen und  zugehörige  Wasserbauten  in  der  Bau- 
uud  Ingenieurbranche,  sowie  im  Zwischenhandel 
beschilftigten  Personen  hinzuzurechnen. 

Sie  sehen  aus  dieser  Zusammenstellung,  welch 
grosse  Bedeutung  der  elektrischen  Industrie  zukommt 
und  dass  es  notwendig  ist,  dass  gesetzliche  Ord- 
nung hier  Platz  greife. 

Der  gegenwärtigen  Gesetzgebung  kann  mitBechl 
der  Vorwurf  gemacht  werden,  dass  sie  den  heuti- 
gen Anforderungen  nicht  mehr  genüge,  dass  sie 
vielfach  Beibungen  zwischen  der  eidgen.  Verwal- 
tung und  den  Starkstromanlagen  bei  Bau  und  Botrieb 
zur  Folge  habe,  dass  sie  mangels  eines  eidgen. 
Expropriationsrechtes  die  Entwicklung  der  Stark- 
stromanlagen nicht  genügend  fordere  und  mangels 
einer  allgemeinen  und  staatlichen  Kontrollo  auch 
keine  genügende  Sicherheit  biete.  Wenn  nach  An- 
sicht des  Sprechenden  auch  manche  der  stattgehab- 
ten Behningen  auf  personliche  Ursachen  und  hie 
und  da  auf  ver  letzte  oder  sich  kreuzende  Interessen 
zurückzuführen  sind,  so  ist  doch  unbestreitbar,  dass 
das  jetzige  Gesetz  auf  die  Entwicklung  der  elektri- 
schen Industrien  zu  wenig  Bücksicht  genommen 
hat,  dass  die  allgemein  volkswirtschaftliche  Bodeu- 
tung  der  Starkslromanlagen  von  manchen  leitenden 
Organen  der  Verwaltung  zu  wenig  erkannt  und  ge- 
würdigt worden  ist  und  für  die  bevorstehende 
weitere  Entwicklung,   «lie  ja  im  höchsten  l.andes- 
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interesse  gelegen  ist,  viol  zu  wenig  freier  Spiel- 
raum geboten  wird.  Revisionsbedürftig  isl  sodann 
vor  allom  auch  die  Regelung  der  Kostendeckung  und 
der  Ausführung  zwischen  der  Vorwaltung  und  neu 
entstehenden  Starkstrnmanlagen. 

Das  hat  denn  auch  der  h.  Dundesrat  erkannt  und 
schon  im  Jahr  1897  eine  eidgenössische  Experten- 
kommission von  nicht  weniger  als  42  Mitgliedern 
(Sie  finden  deron  Namen  in  der  bundesrütlichon  Rot- 
schalt) bezeichnet,  welche  die  einschlägigen  Fragen 
vorzubegutachten  und  einen  bezüglichen  neuen  Ge- 
setzesentwurf auszuarbeiten  hatte.  Die  Kommission 
teilte  sich  in  drei  Subkommissionen,  eine  statistische, 
technische  und  juristische;  die  Gesamtkommission 
war  vom  Cher  des  eidg.  Post-  und  Eisenbahndepar- 
tements präsidiert  Die  Protokolle  und  Berichte  der 
Subkommissionen  siDd  dem  Dossier  beigegeben,  und 
es  beweisen  die  vielen  Antrüge  und  Sitzungstage, 
wie  wichtig,  schwierig  und  bestritten  viele  der  vor- 
geschlagenen Lösungen  sind.  Immerhin  konnte,  na- 
mentlich in  den  technischen  Fragen,  in  Uauptsachon 
fast  überall  eine  Einigung  erzielt  werden.  Ihre 
Kommission  teilte  sich  in  die  nämlichen  Unterab- 
teilungen, ersetzte  indes  dio  statistische  Subkom- 
mission,  welcho  wenig  Positives  geleistet  hat,  durch 
eine  finanzielle,  welcher  in  gewissem  Sinne  das 
schwierigste  Gebiet  tibertragen  war. 

Vor  Feststellung  der  Antrüge  des  Bundesrates 
über  dioso  Materie  sind  im  Druck  erschienen:  a. 
Protokoll  der  Schlusssitzung  der  Expertenkommis- 
sion, 126  Druckseiten;  b.  das  Verhältnis  der  Stark- 
und  Schwachstromanlagen, von  der  Telegraphendirek- 
tion, 43  Druckseiten;  c.  Schweizerische  Zeitfragen, 
Heft  29:  Die  elektrischen  Stark-  und  Schwachstrom- 
anlagen, von  Prof.  Meili;  d.  Antwort  auf  letzteres 
von  Ingenieur  Dr.  A.  Denzler.  Nach  Bekanntwerden 
der  bundesrätlichon  Vorlage  sind  uns  zugestellt  wor- 
den: a.  Schweizerische  Zeitfragen,  Heft  30:  Der 
schweizerische  Gesetzesentwurf  übor  Stark-  und 
Schwachstromanlagen,  von  Prof.  Meili;  b.  Eingabe 
des  schweizerischen  Eisenbahnverbandes  betreffs 
diesen  Entwurf;  c.  Eingabe  des  Präsidenten  des 
schweizerischen  olektro- technischen  Vereins,  Herrn 
Prof.  Wyssling;  d.  Eingabe  einer  grflssorn  Zahl 
elektrischer  Starkstromanlagen. 

Zu  bemerken  ist,  dass  Herr  Professor  Meili  der 
juristischen  und  Herr  Prof.  Wyssling  der  technischen 
Subkommission  der  bundesrätlichen  Expertenkom- 
mission angehörten  und  dass  sie  sich  in  ihren  Pub- 
likationen namentlich  solcher  Punkte  annehmen, 
welcho  ihrer  Ansicht  nach  vom  Bundesrat  oder  der 
Gesamtkommission  nicht  richtig  gewürdigt  wordon 
sind.  Es  wird  genügen,  auf  diese  Punkte  bei  der 
Einzelberatung  zurückzukommen;  principiell  gegen 
die  Vorlage  ist  diese  Opposition  keineswegs  ge- 
richtet —  wir  haben  ihr  auch  mohrfach  Rechnung 
getragen  —  denn  sowohl  Herr  Professor  Meili,  als 
Vertreter  der  Juristen,  als  der  schweizer,  elektro- 
technische Verein  und  der  Eisenbahnverband  sind 
mit  der  Grundlage  und  den  Hauplbestimmungen  des 
Entwurfes  vollständig  einverstanden;  thatsächlich 
wird  ein  solches  Gesetz  von  allen  diesen  Seiten 
lebhaft  begrüsst. 

Angenehm  wäre  es  uns  gewesen,  wenn  man 
sich  in  dieser  neuen  und  schwierigen  Materie  etwas 
mehr  an  die  ausländische  Gesetzgebung  hätte  an- 
lehnen, bezw.  deren  Erfahrungen  zu  Nutze  ziehen 


können.  In  dieser  Beziehung  ist  aber  im  Ausland 
nooh  wenig  geschehen. 

Deutschland  hat  dio  Sache  in  der  Gewerbeord- 
nung allerdings  so  geordnet,  wie  wir  in  der  Voll- 
ziehungsverordnung. Im  übrigen  besteht  im  deutschen 
Reich  nur  ein  Spccialgesotz  betreffend  den  sog.  elek- 
trischen Diebstahl.  In  der  Nachtragsbotschaft  hat  der 
Bundesrat  diesen  Teil  der  deutschen  Gesetzgebung 
aeeeptiert.  Dmeben  hat  die  deutsche  Gesetzgebung 
nichts  aufzuweisen.  Allerdings  sind  in  neuester  Zeit 
von  seiten  des  Verbandes  deutscher  Industrieller 
Sicherheitsvorschriften,  welche  staatliche  Genehmi- 
gung erlangt  haben,  für  alle  Arten  der  elektrischen 
Betriebe  erschienen.  Man  hat  dort  den  Weg  betreten, 
dass  der  private  Verband  Bestimmungen  aufstellte, 
welche  dann  staatlich  genehmigt  wurden.  Das  wäre 
auch  das  Ideal  des  elektrischen  Voroins.  Allein  ich 
denko  nicht,  dass  wir  einen  solchen  Weg  betreten 
wollen. 

England,  welches,  nebenbei  gesagt,  auf  dem  Ge- 
biete der  Elektricität  lange  nicht  so  sehr  im  Vor- 
dergrund steht,  wie  seinerzeit  bei  der  Verwendung 
der  Dampfkratt,   hat  ebenfalls  und  zwar  schon  seit 

1882  eine  Bestimmung  betreff  Diebstahl  von  Elek- 
tricität aufgenommen,  beschränkt  sich  aber  übrigens 
meist  auf  Vorschriften  mehr  nur  polizeilicher  Natur, 
um  Kollisionen  zwischen  Stark-  und  Schwachstrom- 
anlagen zu  vermeiden.  In  den  schwoizer.  Zeitfragen 
Nr.  29  erwähnt  Herr  Prof.  Meili  speciell  die  Vor- 
schriften des  Board  of  Trade:  Tramways  Act  and 
oloctric  ligliting  Act  von  1882  und  1888.  Inzwischen 
sind  1898,  1899  und  1900  Ergänzungen  erfolgt.  Nach 
der  neuesten  ofticiellen  Zusammenstellung  sind  von 

1883  bis  1899  753  Begehren  gestellt  worden  zur  Aus- 
führung elektrischer  Werke;  davon  wurden  547  vom 
Board  of  Trade  genehmigt,  541  vom  Parlament  ge- 
nehmigt, 111  zurückgewiesen. 

Oesterreich  besitzt  auf  diesem  Gobiote  keine 
Specialgesetzgebung  und  zwar,  wie  uns  von  offl- 
cioller  Seite  von  Wien  berichtet  wird,  weil  die 
Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  Elektricität  derart 
rasch  vor  sich  gehen,  dass  man  bei  Ausarbeitung 
einer  Gesetzesvorlago  immer  befürchtete,  in  den 
aufzustellenden  Grundsätzen  nicht  gleichen  Schritt 
mit  der  fortschreitendenEntwicklung  der  elektrischen 
Betriebe  halten  zu  können.  Das  Notwendigste  zur 
Vermeidung  von  Kollisionen  wurde  durch  Abänderung 
und  Ergänzung  der  Gewerbeordnung  1883  und  1885 
auf  dem  Verordnungswege  festgestellt  In  aller- 
neuester  Zeit  hat  der  elektrotechnische  Verein  von 
Wien  einen  Entwurf  zu  Sicherheitsvorschriften 
für  Starkstromanlagen  ausgearbeitet,  welcher  als 
Grundlage  zur  Ausarbeitung  eines  Gesetzes  dienen 
sollte  und  zur  Zeit  von  mehreren  Statthaltereien  bei 
ihren  Verfügungen  über  Konzessionen,  Beaufsichti- 
gung otc.  als  Norm  bonützt  wird. 

Etwas  weitergehend  ist  das  französische  Gesetz 
von  1895.  Dasselbe  geht  in  erster  Linie  ebenfalls 
von  dem  Gedanken  aus,  vorab  dio  staatlichen  Tele- 
graphen-und  Tolephonlinien  zu  sichern,  schafft  dann 
aber  ein  amtliches  Comite  d'electricite  permanent, 
das  zur  Hälfte  aus  Vertretern  der  elektrischen  In- 
dustrien bostehen  muss  und  welches  alle  ein- 
schlägigen Fragen  der  elektrischen  Betriebe  zu 
Händen  des  Ministeriums  der  Posten  und  Telegraphen 
zu  begutachten  hat  —  eine  Vorschrift,  die  auch  für 
unsern  Entwurf  vorbildlich  geworden  ist  Art  7  be- 
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sagt:  «Toute  installatiou  electrique  devra  etre  ex- 
ploilt'c  et  entretenuo  de  manii>re  a  n'appnrtcr,  par 
induetion,  derivation  ou  autremontaueun  troubledaoi 
les  transmissions  tclegraphiques  ou  tülöphoniques 
par  les  lignes  preexistantes».  Gegenwärtig  ist  dieses 
Gesotz  teilweise  in  Revision,  indem  die  Regierung 
schon  am  24.  Juni  1898  ein  Projflt  de  loi  rar  les  dis- 
tributions  d'energio  im  allgemeinen  eingereicht  hat. 
Hierüber  sind  zwei  vorttefflicho  Berichte  von  den 
Deputierten  Guillain  un<l  ßerthclnt  erschienen.  Von 
besonderer  Bedeutung  sind  die  Bestimmungen  in 
Art.  ü  bis  10,  wonach  lür  Werke  d'ulilile  publique, 
worüber  jeweilen  der  conseil  d'etat  auf  Bericht  der 
Minister  des  Innern  und  der  Arbeiten  zu  entscheiden 
hat,  das  Recht  der  Expropriation  erteilt  werden 
kann. 

Am  weitesten  ist  bis  jetzt  in  dieser  Materie 
Italion  gegangen.  Hin  Telephongesetz  nebst  Aus- 
führungsregloment  besteht  seit  1802  und  ein  Gesotz 
über  die  elektrischen  Ströme  (logge  por  la  trans- 
missione  a  distanze  delle  correnti  elettrichei  vom 
7.  Juni  1891,  wozu  das  Ausfiihrungsroglemeut  erst 
am  25.  Oktober  1895  orlasson  wurde.  Dieses  1801er 
Gesetz  bestimmt  in  Art.  1: 

«Ogni  proprietario  e  tenulo  a  dar  passaggio  i 
suoi  fondi  alle  condutture  elettricho  ospeso  o  sol- 
terranoo,  cho  vogliono  osoguirsi  da  chi  abbia  per- 
manontemento  otl  ancho  solo  temporaneamente  il  di- 
ritto  di  servirsene  per  gli  industriall.  Sono  esenti 
da  questa  servitü  le  case  salvo  per  le  facciate  verso 
|e  vie  e  piazze  pubbliche,  i  cortili,  i  giardini,  i 
frutteti  e  le  aie  alle  caso  attinonti». 

Italien  hat  somit  zuerst  gesetzlicho  Bestimmungen 
aufgestellt,  wonach  den  Elektricilätswerken  gegen 
Schadenersatz  das  Recht  gegeben  wird,  Eigentum  an- 
derer zu  bonützen.  Die  Einschränkungen  sind  aller- 
dings etwas  grösser,  als  wir  sie  im  Kapitel  Expro- 
priation aulnehmen.  Es  wird  sich  bei  der  Dctailbo- 
ratung  Gelegenheit  bieten,  hierauf  zurückzukommen. 
Von  den  übrigen  Bestimmungen  des  italienischen  Ge- 
setzes verdient  noch  erwähnt  zu  werden.dass  der  Tele- 
graphen- und  Telephonbctrieb  von  Seite  des  Eigen- 
tümers der  Anlago  gesichort  werden  muss.  Wichtig 
ist,  zu  wissen,  dass  sich  dieses  zu  Gunsten  der  Elek- 
tricitätswerke  erlassene  Gesetz  bewährt  hat,  dass  die 
Ausdehnung  dieser  Werke  in  Italien  infolge  dessen 
einen  ungeheuren  Aufschwung  nehmen  konnte  und 
der  nationalen  Industrio,  der  National  Wohlfahrt  daraus 
ein  unbezahlbarer  Vorteil  erwachsen  ist. 

Unsere  Gesetzesvorlage  geht  nun,  wie  schon  er- 
wähnt, entsprechend  der  grossen  Entwicklung, 
welche  die  Elektricität  in  unsorm  Lande  genommen, 
in  verschiedener  Richtung  wesentlich  weiter,  als 
die  Gesetzgebung  der  andern  Staaten;  die  Schweiz 
wird  auch  da  bahnbrechend  sein,  wie  sie  es  im 
Fabrikgesetz  und  in  der  Haftpflicht  gewesen  ist;  sie 
wird  diesfalls  aber  wohl  auch  nicht  lange  allein 
bleiben,  sondern  es  dürften  ihr  die  andern  Kultur- 
staaten rasch  nachfolgen.  Ihre  Kommission  hat  die 
bundesrätlichen  Anträge,  bezw.  die  Vorschläge  der 
Experten  in  allen  Hauptpunkten  aeeeptiert,  den  Ein- 
wendungen der  juristischen  und  technischen  Ex- 
perten in  allseitigem  Einverständnis  mehrerenorts 
noch  besonders  Rechnung  getragen  und  namentlich 
in  einem  Punkte,  der  Kostentragung  der  notwendig 
werdenden  Doppoldrähtigkeit  des  Telephons,  oino 
Aenderung  zu  Gunsten  der  Starkstromanlagen  zu 


beantragen  beschlossen,  welcher  allerdings  eine 
nielit  unerhebliche  finanzielle  Tragweite  für  den 
Hund  zukommt.  Ihre  Kommission  ist  in  allen  wich- 
tigem Fragen  einstimmig  und  begrüsst  es  im  In- 
teresse des  Landes,  wenn  dieses  Gesetz  möglichst 
bald  in  Kraft  treten  kann. 

Nach  diesen  allgemeinen,  eiuloilonden  Be- 
merkungen gestatten  Sie  mir  nun,  die  Vorlage  dos 
Bundesrates  und  unsere  Anträge  kurz  zu  skizzieren. 

Was  in  erster  Linie  die  Kompetenzfrage  anbe- 
langt, so  habo  ich  schon  erwähnt,  dass  sich  unser 
bisheriges  Gesetz  aur  §  30  der  Verfassung  (Tele- 
grapheumonopol)  stützt.  Die  neue  Vorlage  beruft 
sich  ausserdem  auf  Art.  20  (Die  Gesetzgebung  über 
Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  ist  Bundessache) 
und  auf  Art.  64  und  6  Ibis  (Rechtseinheit)  der  Bundes- 
verfassung. Es  sind  zwar  Stimmen  laut  geworden, 
welche  den  Bund  ohne  besondere  Ermächtigung 
durch  einen  neuon  Vcrfassungsparagraphon  nicht 
als  legitimiert  betrachten,  ein  so  einschneidendes 
Gesetz  über  diese  Materie  zu  erlassen,  das  Ver- 
waltungsrecht stehe  heute  noch  den  Kantonen  zu 
und  es  bedeuten  namentlich  die  Bestimmungen  über 
Expropriation  ein  Hinübergreifen  in  die  Kompeten- 
zen der  Kantone.  Ihre  Kommission  stimmt  mit  dem 
Bundesrat  0 berein,  dass  die  Kompetenz  des  Bundes 
seit  Inkrafttreten  des  Art.  64bis  ganz  unzweifelhaft 
vorhanden  ist.  Nach  diesem  Verfassungsartikel  ist 
der  Bund  ausdrücklich  zur  Gesetzgebung  auch  in 
don  übrigen,  also  in  allen  Gebieten  des  Civilrechts 
befugt  Nun  gehört  die  Zwangsenteignung  von 
Grund  und  Boden,  das  Durchleitungsrccht  etc.  offen- 
bar zum  Sachenrecht;  der  Bund  ist  somit  kompe- 
tent. Die  Notwendigkeit,  von  dieser  Befugnis  Ge- 
brauch zu  machen,  ergiebt  sich  einerseits  aus  der 
grossen  Gefährlichkeit  der  Starkstromanlagen  und 
anderseits  aus  dem  Bedürfnis,  deren  Entwicklung 
nicht  zu  hemmen,  sondern  zu  fördern.  Gewiss  ist 
mit  diesem  Gesetze  neuerdings  eine  Gentralisation 
verbunden.  Die  Kantone  verlieren  wieder  etwas  von 
ihren  Attributen;  aber  es  kann  ihnen  in  diesem 
Falle  wohl  nicht  schwer  fallen,  darauf  zu  Gunsten  des 
Bundes  zu  verzichten,  da  der  Bund  besser,  ja  einzig 
befähigt  erscheint,  die  vorliegende  Materie  zweck- 
mässig und  einheitlich  zu  ordnen. 

In  technischer  Beziehung  muss  das  Gesetz  die 
Schwachstrom-  und  die  Starkstromanlagen  ausein- 
anderhalten, woil  erstore  an  sich  ungefährlich  sind 
und  orst  durch  Zusammentreffen  mit  den  letztern  ge- 
fährlich werden;  es  müssen  daher  für  beide  ver- 
schiedene gesetzliche  Normen  erfolgen.  Die  1888er 
Bolschaft  des  Bundesrates  bezeichnet  als  Schwach- 
ströme solcho  für  Telegrapbie,  Telephonie,  Mahnsig- 
nale, elektrische  Läulwerke,Feueimeldeinrichtungen, 
Uhrleitungen,  Wasserstandsanzeiger,  etc.,  als  Stark- 
ströme solche  für  eleklrischesLicht,Kraftübertragung, 
Galvanoplastik,  motallurgischo  Zwecke,  etc.;  die 
jetzigen  Experten  bezeichnen  als  Schwachstroman- 
lagen solche,  bei  welchen  normalerweise  keine 
Ströme  auftreten,  welche  für  Personen  oder  Sachen 
gefährlich  sind,  als  Starkstromanlagen  solche,  welche 
Gefahr  bieten.  Gewiss  wäre  es  wünschbar  gewesen, 
diesen  allgemeinen  Satz  in  Zahlen,  in  oincr  bestimm- 
ten Anzahl  Volt  Gleichstrom-  und  effektiver  Wechsel- 
stromspannung niederzulegen.  Zur  Zeit  wird  bei  den 
starkstromanlagen  die  Grenze  zwischen  Hoch-  und 
Niederspannung  auf  1000  Volt  Gleichstrom-  und 
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1000  Volt  effektive  Wechselstromspann  ung  ange- 
nommen.  -Ein  Gleictistrum  von  :)<)(>  Volt  und  ein 
Wechselstrom  von  100  effektiven  Volt  werden  von 
den  Exporten  unter  Umstünden  bereits  als  gefährlich 
angesehen.  Die  Ansichten  der  Techniker  hahen 
indes  darüber  schon  wiederholt  gewechselt  und 
werden  es  an  Hand  der  weitern  Erfahrungen  auch 
fernerhin  Uran,  so  dass  es  sich  empfiehlt,  darüber 
keine  bestimmte  Norm  aufzustellen,  sondern  den 
Hülscheid  in  Zweifelsfällen  dem  Hundesrat  auheim- 
zustellen. Bekanntlich  haben  wir  im  Kahrikgeselz 
oino  ähnliche  Bestimmung;  dort  bestimmt  auc  h  der 
Bundesrat,  was  als  Fabrik  zu  betrachtet!  sei,  und 
es  darf  ihm  daher  auch  der  Hülscheid  darüber,  was 
als  eine  Starkstrom-  und  was  als  eine  Schwach- 
slromanlage  zu  behandeln  sei,  überlassen  werdet), 
zumal  es  in  den  meisten  Fällen  von  vornherein 
ganz  klar  ist,  unter  welche  Kategorie  die  betreffen, 
den  Anlagen  fallen.  Die  Gestaltung  eines  Weilcr- 
zuges  an  die  Bundesversammlung,  wio  beim  Neben- 
bahnengesetz, hallen  wir  nicht  für  notwendig. 

Eine  ganze  Reibe  Vorschriften  administrativer 
und  technischer  Natur  hat  nun  der  Bundesrat  sowohl 
für  Stark-  als  Schwachstromanlagen  zu  erlassen,  und 
wir  haben  deshalb  den  entsprechenden  Gesetzespa- 
ragraphen unter  die  allgemeinen  Bestimmungen  ver- 
setzt. Es  ist  dies  das,  was  die  meisten  Staaten  bereits 
besitzen  und  bei  uns  seit  Inkrafttreten  der  Vollzie- 
hungsverordnung vom  7.  Juli  1899  grösstenteils  auch 
schon  eingeführt  ist.  Neu  ist  die  Vorbegutachtung 
durch  dio  standige  Fachkommission  und  die  von  uns 
beigefügte  Bestimmung  betr.  Wahrung  des  Fahrikgo- 
heimnisses,  namentlich  im  Interesse  der  eleklro- 
lythischen  Industrie. 

üeber  dio  einzelnen  Bostimmungon  unter  der  Ru 
brik  cSchwachslromanlagen»  habe  ich  im  allge- 
meinen Referat  keine  besondern  Bemerkungen  zu 
machen.  Die  ursprüngliche  Absicht  der  Kommission, 
sämtlicheSchwachstromanlagen, nicht  nur  diejenigen, 
welche  öffentlichen  Grund  und  Boden  oder  Eisen- 
bahngebiet benützen  oder  zufolge  dor  Nähe  von 
Starkstromanlagen  zu  Betriebsstörungen  oder  Ge- 
fährdungen Veranlassung  geben  können,  unter  das 
Gesetz  zu  stellen,  haben  wir  wieder  lallen  gelassen, 
weil  wir  uns  überzeugen  mussten,  dass  der  Staat 
in  allzuviel  kleine  Vorhältnisse,  Signalapparate,  Läut- 
werke, Telephono  im  Innern  von  Etablissementen, 
Uhrwerke,  hineinregieren  müssto,  wobei  der  Nutz- 
effekt dem  grossen  Apparate  nicht  entsprochen 
würde.  Es  bleibt  also  dem  Gesetze  als  Schwach- 
stromanlage in  der  Hauptsache  bloss  unterstellt  der 
staatliche  Telegraph  und  das  staatliche  Telephon, 
und  es  sind  infolge  desson  die  meisten  bisherigen 
Gesetzesbestimmungen  (Gesetz  vom  26.  Juni  1889) 
einfach  wörtlich  in  den  neuen  Entwurf  aufgenom- 
men worden,  wobei  dann  am  Schluss  das  1889er 
Gesetz  derogiert  wird.  Die  Erfahrungen  seit  1889 
haben  es  nicht  notwendig  gemacht,  Aeuderungen  an 
diesem  Teil  der  Gesetzgebung  betreffend  elektrische 
Anlagen  zu  machen,  wird  doch  dadurch  das  Ntaatliche 
Monopol  in  ausreichendstem  Mas^e  geschlitzt. 

Vollständig  neu  sind  nun  die  Bostimmungon  der 
Rubrik  III:  Starkstromanlagen.  Entgegen  dem  Antrag 
des  Bundesrates  und  der  Expertenkommission,  welche 
bloss  solche  Starkstroman  lagen  dem  Gesetze  unter- 
stellen wollten,  welche  öffentlichen  Grund  und  Ro- 
den oder  Eisenbahngebiet  benützen  oder  infolge  die 


Nähe  von  andern  elektrischen  Anlagen,  welche 
diesem  Gesetze  unterliegen,  zu  Betriebsstörungen 
oder  Gefährdungen  Veranlagung  geben  können, 
unterstellen  wir  alle  Starkstromanlagcn  dem  Gesetz, 
indem  thaKüchlich  alle  Starkstromanlagen  zu  Be- 
triebsstörungen oder  Gefährdungen  Anlass  geben 
können. 

Von  besonderer  Tragweite  sind  nun  dio  Bestim- 
mungen, dass  der  Bundesrat  über  die  Stärke  der 
für  dio  verschiedenen  Stark  strombelriebe  zulässigen 
Spannungen  besondere  Vorschriften  erlassen  wird, 
dass  vor  Ausführung  neuer  Starkstromanlagen  dio 
Vorlagen  dem  Slarkslromiuspektorat  einzureichen 
sind,  dass  der  Bundesrat  Vorschriften  über  die  er- 
forderlichen Planvorlagen  erlässt,  dass  die  Durch- 
führung der  Sichorungsmassnahmon  zwischen  Stark- 
und  Schwachstromaulagen  in  der  für  die  Gesamt- 
heil  der  zusammentreffenden  Aulagen  rationellsten 
Weise  geschehen  soll,  und  dass  es  für  die  Ver- 
teilung der  bezüglichen  Kosten  unerheblich  sei, 
welche  Leitung  zuerst  bestanden  habe  und  an 
welcher  Leitung  dio  Aenderungeu  oder  Schutzvor- 
richtungen anzubringen  seien. 

Dagegen  sind  Hausinstallationen  von  der  Ver- 
pflichtung zur  Hinreichung  von  Plänen  befreit.  Der 
Begriff  Hausiustallation,  den  Ihre  Kommission,  ent- 
gegen einem  Vorschlag  von  Herrn  Prof.  Meili  auf 
grössere  Detaillierung,  aeeeptiert  bat,  laulet  in 
Art.  17  wio  folgt:  »Hausinstallationen  im  Sinne 
dieses  Gosolzcs  sind  solche  elektrischo  Hin- 
richtungen in  Häusern,  Nebengebäudon  uud  antlern 
zugehörigen  Bäumen,  bei  denen  die  vom  Bundes- 
rate gemäss  Art.  Ii  hiefür  als  zulässig  erklärten 
elektrischen  Spannungen  zur  Verwendung  kommen,  i 

'/.u  Gunsten  der  Elcktricitätswerke  haben  wir  auch 
eine  Bestimmung  aufgenommen,  wonach  Baumaste 
vom  Eigentümer  zu  beseitigen  sind  und  bezüglich  der 
Entschädigung  ein  ganz  ahnliches  kurzes  Verfahren 
stattfindet,  wie  es  schon  im  jetzigen  Gesetze  be- 
treffend Telegraph  und  Telephon  enthalten  und  unter 
der  Rubrik  Schwachstromanlagon  auch  neuerdings 
wieder  aufgenommen  worden  ist. 

Der  Bundesrat  kann  sich  wohl  mit  allen  Abände- 
rungen, die  wir  in  betreff  Starkstromanlagen  an 
soinom  Entwurf  vorgenommen  habon,  einverstanden 
erklären,  mit  einzigor  Ausnahmo  unserer  Vorschlägo 
iu  Art.  18  über  die  Doppeldrähtigkeit  und  die  be- 
zügliche Belastung  des  Bundes.  Wir  kommen  hierauf 
bei  Besprechnung  der  finanziellen  Folgen  des  Ge- 
setze« zurück. 

Zu  den  wichtigsten  Bostimmungon  dos  Gesetzes 
gehören  die  Vorschriften  in  Rubrik  IV  betroff  Kon- 
trolle. Darüber,  dass  eine  Kontrolle  und  zwar  eino 
intensive  Kontrolle  stattfinden  soll  und  muss,  ist 
alles  einig  und  finden  sich  solche  Bestimmungen 
auch  in  dor  ausländischen  Gesetzgebung.  Thatsäch- 
lich  befinden  wir  uns  gegenwärtig  in  einem  Zustand 
grösster  Gefährdung,  und  zwar  besteht  diese  fast 
mehr  in  kleinen  als  in  grossen  Werken  welch  letz- 
tere dio  Kosten  der  Inspektion  durch  den  Schweiz. 
elektrotechnischen  Verein  in  der  Regol  nicht  scheuen 
und  bezüglichen  Weisungen  sofort  Folge  geben. 

Auch  die  Fabrikinspekloren  haben  in  ihrem  jüng- 
sten Bericht  auf  die  schwere  Gefahr  aufmerksam 
gemacht.  Allerdings  giebt  es  Kantono  und  Slädte, 
welche  die  Elektricitätswerke  zu  einer  bezüglichen 
lnspektion  verpflichten  —  Waadt,  Freiburg  und 


Digitized  by  Google 


—  r>82  — 


Wallis  haben  damit  den  schweizer,  elektrotech- 
nischen Verein  betraut  — ,  aber  im  grossen  und 
ganzen  beruht  alles,  was  gegenwärtig  geschieht,  auf 
blosser  Freiwilligkeit  und  der  Staat  besitzt  in  den 
meisten  Fällen  kein  Recht  und  jedenfalls  keine  Or- 
ganisation, um  in  Sachen  einzuschreiten,  falls  die 
Elektricitätsworke  dies  nicht  als  in  ihrem  eigenen 
Interesse  liegend  erachten. 

Nun  das  Wie  der  eidgenössischen  Kontrolle. 
Hierüber  sind  die  Anschauungen  von  Anfang  an 
geteilt  gewesen.  Der  Bundesrat  schlägt  in  erster 
Linie  vor:  eino  ständige  Kommission  für  elektrische 
Anlagen  zu  ernennen,  welcher  die  Begutachtung 
sozusagen  aller  dem  Bundesrate  zukommenden 
Kntscheidungen  zustehen  solle  (Art.  2,  2bis,  6, 
14,  10,  2:t,  24.  48,  52  und  58  des  Gesetzes), 
so  dass  den  Wünschen  der  Elektriker,  welche 
der  staatlichen  Einmischung  etwas  misstrauisch 
gegenüberstehen ,  in  weitgehendstem  Mass  ent- 
sprochen ist.  Ihre  Kommission  geht  noch  weiter: 
sie  schlägt  in  Anlehnung  an  das  französische  Ge- 
setz vor,  dass  die  Mehrheit  der  Kommission  aus 
Vertretern  der  elektrischn  Wissenschaft  und  Technik 
zu  bezeichnen  sei,  so  dass  sich  also  die  staatlichen 
Vertreter  von  Telegraph  und  Telephon  in  Mlnderhoit 
befindet).  Es  sollte  dies  namentlich  diejenigen  be- 
ruhigen, welche  glauben,  der  Einfluss  der  letztern 
beim  entscheidenden  Departement  oder  beim  Bun- 
desrat sei  ein  zu  grosser. 

Der  Bundesrat  nimmt  dann  forner  drei  Inspek- 
toren in  Aussicht,  einen  für  dio  Schwachstroman- 
lagen, einen  für  die  elektrischen  Eisenbahnen  und 
einen  für  die  Starkstromanlagen  mit  Inbegriff  der 
elektrischen  Maschinen.  Dor  bundesrätlichen  Bot- 
schalt ist  zu  entnehmen,  dass  der  Bundesrat  ge- 
denkt, einen  Teil  seiner  Kontrollfunktionen,  das 
Starkstrominspektoral,  durch  den  schweizer,  elektro- 
technischen Vorein  ausüben  zu  lassen.  Letzterer 
Vorein,  der  unbestrittenerweiso  gegenwärtig  unter 
seinen  Mitgliedern  eine  gute  und  sehr  verdionst- 
liche  Kontrolle  ausübt  und  dafür  mit  Fr.  10,000 
vom  Bunde  suvbentioniert  wird,  welche  Subvention 
zwar  ungenügend  ist,  hätte  gewünscht,  im  Gesetze 
bestimmt  als  Kontrollstelle  bezeichnet  zu  werden, 
was  aber  doch  kaum  angängig  wäre,  obschon  eine 
ahnliche  Bestimmung  in  der  bundesrätlichen  Ver- 
ordnung betreffend  Bau-  und  Botrieb  von  Dampf- 
schiffen bezüglich  der  Dampfkessel  Eingang  gefun- 
den hat  Es  wurde  von  Seite  der  meisten  Elektricitäts- 
worke geltend  gemacht,  der  private  Inspektor  werde 
als  Fachmann,  Freund  und  Berater,  der  staatliche 
als  Nichtswisser,  Burcaukrat  und  Polizist  angeschon. 
Solchen  Anschauungen  begegnen  wir  in  den  Kreisen 
der  Industriellen  bekanntlich  sehr  häutig.  Ander- 
seits trug  Ihre  Kommission  denn  doch  schwere  Be- 
denken, eino  so  ungemein  wichtige  Kontrolle  ge- 
setzlich denjenigen  zu  übertragen,  welche  in  erster 
Linie  kontrolliert  werden  müssen,  und  sie  neigte 
anfänglich  dem  Gedanken  zu,  es  sollte  doch  über 
dem  Ganzen,  Schwach-  und  Starkstromanlagen  und 
elektrische  Bahnen,  ein  Kopf,  ein  einheitliches 
staatliches  Inspektorat  sieben,  einigte  sich  dann  aber 
schliesslich  auf  den  bundesrätlichen  Antrag  mit  fol- 
gendem Zusatz:  «Die  Bundesversammlung  kann  auf 
Antrag  des  Bundesrates  am  Platzo  der  drei  Kontroll- 
stellen dio  Schaffung  eines  einheitlichen  Inspektorates 


und  die  sich  daraus  ergebende  Gesetzesänderung  be- 
schliessen.»  Es  würde  also  jetzt  erst  ein  Versuch  mit 
drei  Inspektoralen  gemacht,  wobei  das  Starkstrom- 
inspektoral in  der  Hauptsache  dem  oletro-tech- 
nischen  Verein  übertragen  würde.  Zeigen  sich  dann 
in  der  Praxis  Uebelstände,  so  kann  das  einheitliche 
Inspektorat  durch  die  Bundesversammlung  geschaffen 
werden,  ohne  dass  ein  neues  Gesetz  mit  Referen- 
dumsvorbehalt ausgebreitet  werden  müsste. 

Ich  mache  darauf  aufmerksam,  dass  die  Elektri- 
citätswerke  dieser  Kontrollfrage  eine  sehr  grosse 
Bedeutung  beimessen.  Besorgen  sie  'die  Kontrolle 
gut,  tadellos,  so  wird  es  bei  der  Kontrolle  durch 
den  elektro-technischen  Verein  sein  Bewenden  haben; 
zeigen  sich  aber  Mängel,  wächst  ihnen  die  Sache 
über  den  Kopf  (denn  mit  der  unendlich  einfachem 
Dampfkesselkontrolle  ist  diese  Kontrolle  nicht  zu 
vergleichen),  so  ist  der  Weg  im  Gesetze  bereits 
vorgezeichnet,  wie  Abhülfe  geschaffen  werden  kann. 

Den  Vorschlag  des  Bundesrates,  die  speciellen 
Kosten  der  Untersuchungen  des  Starkstrominspek- 
torates  von  den  Besitzern  der  zu  untersuchenden  An- 
lagen tragen  zu  lassen,  haben  wir  gestrichen,  wenn 
wir  auch  wissen,  dass  dem  Bunde  durch  diese 
Kontrolle  bedeutende  Kosten  (violleicht  Fr.  50,000 
per  Jahr)  erwachsen  werden.  Es  scheint  uns  un- 
richtig zu  sein,  dass  jemand  anders  als  der  Staat 
die  Kontrolle  bezahlt,  welche  er  darüber  ausübt,  ob 
die  von  ihm  erlassenen  Gesetze  und  Vorschriften 
befolgt  werden  oder  nicht 

Zu  bemerken  ist  noch,  dass  das  Gesetz  bestimmt, 
dass  die  Beaufsichtigung  der  elektrischen  Anlagen 
und  dio  Ueberwachung  des  guten  Zustandes  derselben 
in  erster  Linie  Sache  ihrer  Besitzer  ist,  und  dass 
sich  die  vorgesehene  staatliche  Kontrolle  nicht  auf 
blosse  Hausinstallationen  bezieht.  Dagegen  sind  die 
elektrischen  Unternehmungen  verpflichtet,  sich  über 
die  Ausübung  einer  solchen  Kontrolle  auszuweisen 
und  der  Staat  behält  sich  das  Recht  der  Nach- 
prüfung vor. 

So  viel  im  allgemeinen  über  das  Technische.  Sie 
sehen,  dass  wesentliche  DiBerenzpunkte  darüber 
nicht  existieren.  Schwieriger  sind  die  rechtlichen 
Fragen.  Die  Vertreter  der  Starkstromanlagen  ver- 
langten einerseits  das  Recht  der  Expropriation,  wil- 
ligten aber  anderseits  grundsätzlich  ein,  haftpflich- 
tig zu  werden  und  sich  Strafbestimmungen  zu  unter- 
ziehen, wenn  solche  auch  zu  ihren  Gunsten,  d.  h. 
gegen  die  Schädigung  des  elektrischen  Betriebes  er- 
lassen werden. 

Die  Bestimmungen  über  das  Expropriationsrecht 
gehören  wohl  zu  den  wichtigsten  des  Gesetzes  und 
sind  am  meisten  geeignet,  die  Verwertung  der  in 
der  Natur  liegenden  Kräfte  zu  fördern.  Mag  dio  Ex- 
propriation auch  für  manche  .der  bereits  erstellten 
Werke  nicht  mehr  von  grosser  Bedeutung  sein,  für 
dio  freie  Entwicklung  der  elektrischen  Anlagen  ist 
sie  eine  Lebensfrage.  Das  Expropriationsrecht  wurdo 
allerdings  jetzt  schon  von  mehreren  Kantonen  er. 
teilt,  namentlich  für  städtische  oder  Gemeinde- 
werke. An  manchen  Orten  wurden  sehr  strenge 
Haf  tpflichtbestimmungen  oder  flnanizelleBedingungen 
an  die  blosse  Kraftübertragung  geknüpft,  an  dritten 
Orten  diselbo  aber  einfach  verweigert,  was  nament- 
lich dann  von  fatalen  Folgen  begleitet  war,  wenn  ein 
solches  Werk  das  Gebiet  mehr  als  eines  Kantons  be- 
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rührte.  Bekanntlich  giebt  es  Kantone,  welche  gar  kein 
Expropriationsrecht  besitzen;  die  meisten  knüpfen 
daran  die  Bedingung  des  öffentlichen  Wohles,  und  der 
Entscheid  darüber,  was  als  öffentliches  Wohl  zu 
betrachten  sei,  wird  von  Kanton  zu  Kanton  wieder 
ganz  verschieden  beantwortet.  So  ist  im  Kanton 
Glans  von  der  Landsgemeinde  ausdrucklich  aner- 
kannt, dass  jedes  grössere  Elcktricitätswerk,  auch 
wenn  es  nur  einem  einzolncn  Industriellen  zu  gut 
käme,  im  öffentlichen  Wohl  gelegen  sei,  weil  damit 
der  Industrie,  der  Quelle  des  Wohlstandes,  ein  Dienst 
erwiesen  sei,  wahrend  wohl  in  don  meisten  andern 
Kantonen  dor  Vorbehalt  des  öffentlichen  Wohles  so 
ausgelegt  wird,  dass  darunter  nicht  der  Nutzen  eines 
einzelnen  Privaten  oder  einer  Gesellschaft  verstan- 
den werden  kann.  Auch  die  bundesrätliche  Botschaft 
betont,  dass  die  bisherige  Bundosgesetzgebung, 
welche  den  Bund  ermächtigt,  das  Exproprialions- 
reebt  für  öffentliche  Werke  zu  bescbliessen,  darunter 
nur  solche  Werke  verstehe,  welcho  keinen  in- 
dustriellen Privatzwecken  dienen. 

Hier  muss  also  eine  Erweiterung  geschaffen  wer- 
den. Wir  haben  die  Frage  geprüft,  ob  vielleicht  der 
Vorbehalt  des  öffentlichen  Wohls  nicht  doch  auch 
in  diesem  Bundesgesetz  gemacht  werden  sollto  oder 
ob  wenigstens  eine  Begutachtung  durch  die  Kan- 
tone, wie  boi  don  Eisonbalmkonzessionen,  nicht  den- 
noch angezeigt  wäre.  Wir  kommen  indes  mit  dem 
Bundesrat  zur  Ausicht,  davon  Umgang  zu  nehmen. 
Oer  Gesetzesentwurl  verpflichtet  den  Rundosrat  nicht, 
jedwedes  Expropriationsgesuch  zu  genehmigen;  der 
Bundesrat  kann  die  Expropriation  bewilligen,  er 
kann  sie  auch  verweigern ;  von  lelztorm  Rechte  wird 
er  nach  Sinn  und  Wortlaut  der  bundesrätlichen 
Botschaft  allerdings  nur  selten  Gebrauch  machen- 
Wenn  auch  die  Einschränkung  des  öffentlichen 
Woldes  bestünde  oder  die  Kantonsregierungen  um 
ihre  Ansicht  angefragt  würden,  so  hätte  der  Bundes- 
rat doch  freie  Hand,  zu  entscheiden  wie  er  will.  Es 
empfiehlt  sich  daher,  keine  weitere  Einschränkung 
oder  Komplikation  zu  schaffen. 

Muss  einerseits  auch  zugegeben  werden,  dass 
dieses  Expropriationsrecht,  welches  nun  in  der 
Regel  auch  jedem  Privaten  oder  jodor  Gesellschaft 
zur  Erzeugung  von  Kraft  und  Licht  erteilt  wird, 
ein  sehr  weitgehendes  ist  und  dass  die  kan- 
tonalen Organe  in  ihren  bisherigen  Befugnisson 
neuerdings  etwas  eingeschränkt  werden,  so  ist  an. 
derseits  aber  auch  das  zuzugeben,  und  das  muss  ent- 
scheidend sein,  dass  damit  in  unserer  Zeit  wirklich 
dem  öffentlichen  Wohl  gedient  wird,  dass  die 
meisten  Kantone  dieser  Souveränität  keine  grosso 
Bedeutung  beimessen  und  dass  mit  diesem  Expro- 
priationsrecht eben  einer  grossen  und  guten  Sache 
gedient  wird,  welche  sonst  unter  Umständen  von 
einem  einzigen  renitenten  Giundeigentümer  ver- 
hindert werden  könnte. 

Zu  Gunsten  derGemeinden  und  Kantone  wird  in 
Art.  47.  Alinea  :\  und  i  noch  folgendes  verfügt: 

"Für  die  Einrichtungen  zur  Abgabe  elektrischer 
Energie  innerhalb  eines  Kantons  oder  einer  Ge- 
meinde kann  dagegen  das -Recht  der  Mitbenützung 
des  betreffenden  öffentlichen  Eigentums  nur  mit  Ein- 
willigung des  betreffenden  Kantons  bozw.  der  be- 
treffenden Gemeinde  eingeräumt  werden. 

«Die  Inanspruchnahme  öffentlichen  Areals  für  die 
Mitbenutzung  durch  dio  elektrischen  Anlagen  darf 


nur  stattfinden  unter  Wahrung  der  andern  Zwecke 
für  welche  das  in  Anspruch  genommene  Gebiet  be- 
stimmt isti 

Das  vorgeschlagene  Expropriationsrecht  bezieht 
sich  nun  aber  nicht  etwa  auch  auf  die  Erzeugung 
der  elektrischen  Energie  durch  Wasserwerke,  also 
auf  die  Expropriation  des  Wasserechts  —  das  bleibt 
vollständig  den  Kantonen  bezw.  einer  besondern 
eidg.  Regelung  der  Wasserrechtsfragen  vorbehalten 
—.sondern  es  handelt  sich  bloss  um  die  Einrichtungen 
zur  ober-  oder  unterirdischen  Fortleitung  und  Ver- 
teilung dor  elektrischen  Energie,  inbegriffen  also 
Transformationsstationen,  Setzen  von  Stangen,  Auf- 
stellung von  Kabeltürmen,  Inanspruchnahme  des 
Luftraums  für  die  Drahtleitungen,  etc.  Für  die  Te- 
legraphen- und  Telephonleitungen  bleibt  os  bei  den 
bisherigen  Bestimmungen.  Wenn  das  Expropriations- 
recht in  Italien  nur  in  etwas  eingeschränkterer  Form 
bewilligt  wird,  <vorauf  ich  hier  im  Detail  nicht  ein- 
treten kann,  so  muss  dies  nach  den  gemachten  Er- 
fahrungen als  ein  Fehler  bezeichnet  werden. 

Was  das  Expropriationsverfahren  anbetrifft,  so 
soll  im  allgemeinen  das  Bundesgesetz  betreffend  die 
Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von  Privalrechten 
vom  1.  Mai  1850  verbindlich  sein.  Dieses  Gesetz 
wird  aber  für  die  elektrischen  Anlagen  in  mehrfacher 
Weise  im  Sinne  dorVereinfach  ung  und  der  Abkürzung 
der  Termine  raoilificiert;  es  llndet  sich  darüber  in  der 
bundesrätlichen  Botschaft  eine  besondere  Zusammen- 
stellung. Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  Kreierung 
einer  kantonalen  Schätzungskommission. 

Nun  ist  das  Gesetz  vom  1.  Mai  1850  aber  ohne- 
hin äusserst  mangelhaft  und  giebt  namentlich  wegen 
der  Weitläufigkeit  der  Termine  und  der  Kostenbe- 
rechnungen zu  unausgesetzten  Klagen  von  allen 
Seiten,  namentlich  aber  von  Seite  der  elektrischen 
Anlagen  Veranlassung.  Sie  habeu  nun  in  der  letzten 
Junisession  den  Bundesrat  beauftragt,  dieses  veraltete 
Gesetz  in  Revision  zu  ziehen,  was  von  Soito  der 
elektrischen  Industrien  aufs  lebhafteste  begrüsst 
worden  ist.  Wir  hoffen  und  orwarten,  dass  deren 
berechtigte  Interessen  bei  Ausarbeitung  einer  neuen 
Vorlage  berücksichtigt  werden. 

In  der  juristischen  Subkommission  dor  grossen 
Expertenkommission  haben  dio  vorgeschlagenen  Be- 
stimmungen über  Expropriation  fast  gar  keine  An- 
fechtung erfahren.  Wir  unserseits  haben  nur  drei 
Aenderungen  von  Bedeutung  vorgenommen.  Einmal 
wollen  wir  sowohl  dem  Exproprianten  als  dem  Ex- 
proprialon  das  Recht  geben,  ein  neues  Expropria- 
tionsverfahren zu  verlangen,  falls  nach  Erstellung 
von  elektrischen  Anlagen  die  Aenderung  einer 
Anlage  durch  dio  Umständo  als  geboten  erscheint; 
sodann  verlangen  wir  grundstäzlich  die  Aus- 
bezahlung der  Entschädigungen  bevor  mit  der  Er- 
stellung der  elektrischen  Leitung  begonnen  werden 
kann,  wobei  wir  allerdings  die  Bestimmungen  von 
Art.  46  dos  185(>er  Gesetzes  vorbehalten  mussten, 
für  Fälle  wo  mit  dem  Verzug  ein  bedeutender  Nach- 
teil verbunden  wäre,  und  endlich  gestalten  wir  den 
Rekurs  ans  Bundesgericht  generell,  also  nicht  nur, 
wenn  der  Streitgegenstand  einen  Kapitalwert  von 
mehr  als  Fr.  2000  hat. 

Dor  schwierigsto  und  bestrittensto  Teil  dieses 
Gesetzes  ist  nun  die  Aufstellung  einor  besondern 
Haftpflicht,  worüber  wir  in  der  Gesetzgebung  dur 
andern  Staaten  kein  Vorbild  linden.  Die  Kompetenz 
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leitet  der  Bundesrat  auch  hier  aus  Art.  filbis  her 
und  begründet  seine  Antrabe  hauptsachlich  mit  der 
Gefährlichkeit  der  elektrischen  Anlagen;  es  könne 
nach  dem  heutigen  Stande  der  Wissenschart  Scha  len 
an  Sachen  und  Person on  entstehen,  wo  kein  Vor- 
schuhlen,  wenigstens  kein  nachweisbares,  vorliege. 
Da  rechtfertige  es  sich  nun,  die  Haftpflicht  für  Zu- 
fall einzuführen  und  nur  die  Haftpflicht  für  höhere 
Gewalt  auszuschliessen.  Ihre  Kommission  teilt  unter 
gewiesen  Einschränkungen   diesen  Standpunkt  und 

begründet  diese  ausserordentliche  Pflicht  u.  a.  auch 
mit  dem  Umstand,  dass  den  Eloktricitütswerken 
durch  die  Expropriation  eben  auch  ausserordent- 
liche Hechte  verliehen  werden.  Diese  Pflicht,  wenig- 
stens so  weit  sie  Pcrsoncnhcschädigung  anbelriflli 
wird  von  den  Starkstromanlngen  principiell  auch 
nicht  bestritten. 

Der  Dundesrat  hai  sich  nun  in  seinem  Antrag 
nicht  an  die  mildere  Haflpllichl   aus  Fabrikbelrieb 

(Bundesgesetz  vom  35.  Jon!  und 96.  April  1887), 
sondern  an  das  strengere  Bundosgesetz  beircffeud 
Haflpllichl  der  Eisenbahn-  und  Dampfschiffunter- 
nchmungen  bei  Tötungen  und  Verletzungen  vom 
Ii.  Juni  1S75  angelehnt,  dabei  aber  die  Worte  «ohne 
eigenes  Milverschulden  der  Anstalt»  fallen  gelassen, 
wodurch  dies  in  praxi  so  vielfach  angewandte  «Mit- 
verschulden  der  Anstalt»  den  Elektricitälswerken 
weniger  oft  überbundou  werden  wird,  als  gegen- 
wartig den  Eisenbahngesellscbaflon. 

Aber  auch  so  noch  erschienen  die  bundesrällichon 
Anträge  Ihrer  Kommission  zu  hart.  Jene  Anträge  sehen 
nämlich  auch  eine  Haftpflicht  für  Schädigungen  an 
Sachen  vor,  was  in  der  Hauptsache  die  Brandfalle  be- 
troffen würde.  Gegen  diese  Haftpflicht  hat  sich  nun 
bei  den  beteiligten  Kreisen  ein  wahrer  Sturm  er- 
hoben; es  winde  geradezu  der  Ruin  der  elektrischen 
Industrien  wo  Gunsten  der  Feuerversicherungsgesell- 
schaften  vorausgesagt  und  eine  solche Gosel  zesvurlage 
von  vornherein  als  absolut  unannehmbar  bezeichnet, 
zumal  dio  Brandursacho  ja  immer  dor  Elektricität  in 
die  Schuhe  geschoben  zu  werden  pflege  Wir  glau- 
hon auch,  os  wäre  zu  weil  gegangen,  und  es  scheint 
auch  von  niemand  beabsichtigt  gewesen  zu  sein, 
die  elektrischen  Anlagen  für  alle  Brandfälle  aus  Zu- 
fall, d.  h.  für  alle  unabgeklärlen  Fälle  verantwortlich 
zu  machen,  sondern  es  genügt  dio  Anrufung  dos  Obli- 
gat ionenrochles;  es  muss  also  ein  wirkliches  Ver- 
schulden zur  Geltendmachung  der  Haftpflicht  kon- 
statiert sein. 

Für  Störungen  im  Geschäftsbetrieb  schliesst  der 
Bundesrat  jode  Haftpflicht  aus.  Wir  halten  die  Haf- 
tung für  Störungen  im  Geschäftsbetrieb  dagegen  auf- 
rocht, soweit  Arglist  odor  grobe  Fahrlässigkeit  nach- 
gewiesen werden  kann.  Ks  ist  die  Entlastung  der 
Anlagen,  auch  wenn  es  städtische  Anlagen  oder 
effeklivo  Monopole  betrifft,  in  den  Broschüren  von 
Herrn  Professor  Meili  sehr  scharf  getadelt  worden, 
allein  wir  mussten  uns  nach  reiflicher  l'eberlegung 
aus  praktischen  Gründen  überzeugen,  dass  man  in 
dieser  Bichtung  nicht  weiter  gehen  kann,  als  in 
unsern  Vorschlägen  enthalten  ist.  Boi  allgemeiner 
Haftpllichterklärung  für  Störungen  im  Geschäftsbe- 
trieb wäroder  Forderungen  und  Prozesse  kein  Ende. 

Kino  kleine  Verschärfung  für  die  elektrischen 
Anlagen  haben  wir  damit  angebracht,  dass  wir  nicht 
jede  wissentliche  Uehertretung,  sondern  nur  die 
schuldhafte  Uebertretung  von  bokannt  gegebenen 
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Gestrichen  haben  wir  die  Bestimmung  in  Art.  31, 
dass  jede  Zuwiderhandlung  gegen  die  vom  Bundesrat 
erlassenen  Vorschriften  als  Vorschulden  zu  betrach- 
ten sei.  Dies1^  Forderung  geht  offenbar  viel  zu  weit, 
handelt  es  sich  doch  vielfach  um  höchst  unbedeu- 
tende Vorschriften,  wtdehe  ausserordentlich  leicht 
übersehen  werden  können.  Da  soll  es  unseres  Er- 
achtens in  das  freie  Ermessen  des  Richters  gelegt 
sein,  zu  beurteilen,  ob  ein  Verschulden  vorliege 
oiler  nicht.  Auch  dio  sofortigo  Anzoigopllicht,  welche 
der  Bundesrat  für  jede  Personen-  und  Sachenbe- 
schädigung fordert,  beschränken  wir  auf  jede  Per- 
sonen- oder  erhebliche  Sachenbeschädigung. 

Von  allorgrosstor  Wichtigkoit  für  don  Geschä- 
digten ist,  dass  die  Haftpflicht  dor  Gesellschaften 
gegenüber  Dritten  eino  solidarische  ist.  Die  Haft- 
pllichtgeselze  (Eisenbahnen  und  Fabrikgesetz)  blei- 
ben nach  Art.  VI  zwischen  den  elektrischen  Anlagen 
und  ihren  Arbeitern  und  Aogostcllton  auch  fernerhin 
in  Kraft. 

Fassen  wir  dies  alles  zusammen,  so  müssen  wir 
gestehen,  dass  die  neuen  Haflpflichlbestimmungen 
durchaus  nicht  so  erschreckend  für  die  Unternehmer 
sind,  wie  sie  vieliach  hingestellt  wordon  sind. 
Wohl  wird  der  Grun.lsatz  der  Haftpflicht  in  $  '28 
für  den  Bau  und  in  $  '!'.)  für  den  Botrieb  allgemein 
festgestellt.  Aber  nun  kommen  zwei  sehr  wesent- 
liche Ausnahmen.  In  Art.  in  worden  die  sämtlichon 
elektrischen  Hausinstallationen  direkt  von  dor  Haft- 
pflicht ausgenommen  und  in  Art.  ii  wird  gestattet, 
durch  Verträge  (unter  sich)  abweichende  Bestim- 
mungen zu  treffen  zwischen  den  elektrischen  Unter- 
nehmungen und  den  Strombozügern  (Abonnenten), 
wovon  auf  Veranlassung  der  erstem  gewiss  sofort 
reichlicher  Gebrauch  gemacht  wird. 

Vorbehalten  bleibt  bei  solchen  Verträgen  einzig 
Art.  Iii  des  O.-H.,  welcher  eine  zum  voraus  ge- 
troffene Verabredung,  wodurch  dio  Haftung  für  rechts- 
widrige Absicht  oder  grobe  Fahrlässigkeit  ausge- 
schlossen soin  soll,  als  nichtig  orklärt.  Ebenso  ist 
ausgeschlossen  ein  zum  voraus  erklärter  Verzicht 
auf  Haftung  für  leichtes  Verschulden,  wenn  der  Ver- 
zichtende zur  Zeit  seiner  Erklärung  in  einem  Dienst- 
verhältnis zu  dorn  andern  Teile  stand  oder  wenn 
die  Verantwortlichkeit  aus  dorn  Betriob  eines  obrig- 
keitlich konzessionierten  Gewerbes  folgt.  Wenn  also 
auch  für  rechtswidrige  Absicht  und  grobe  Fahr- 
lässigkeil und  in  sehr  vielen  Fällen  auch  für  leichtos 
Verschulden  dio  Haftung  durch  Vertrag  (unter  sich) 
nicht  abgelehnt  werden  kann,  so  fällt  doch  zwischen 
.Stromlieferant  und  Abonnent  in  allen  solchen  Ver 
tragsfällen  die  grosse  Kategorie  des  Zufalls  weg" 
Dio  also  in  allen  Fällen  noch  zu  Recht  bestehende 
und  nicht  zu  verklausulierende  Haftpflicht  dürfte 
für  die  Unternehmungen  nicht  unerschwinglich  sein. 
Dennoch  wird  von  Seite  mancher  Gesellschaften  diese 
Unterstellung  unter  ein  Specialhaftpflichtgesetz, 
speciell  soweit  es  die  Entschädigung  für  Sachen  be- 
trifft, als  eine  allzustarko  Belastung  erklärt  und  in- 
folge dessen  umsomehr  die  Uebernabme  aller  Kosten 
der  Doppeldrähtigkeit  durch  den  Bund  postuliert. 

Von  den  übrigen  Haftpflichtbestimmungen  muss 
noch  dio  Verjährungsbestimmung  erwähnt  werden- 
Der  Bundesrat  beantragt  die  Vorschriften  des  O.  R., 
d.  h.  5  Jahre;   wir  erachten  dagegen  '2  Jahre  für 
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genügend,  wie  im  Eisenhahnhaftpflichlgeselz.  Im 
Fabrik  billpflichtgesetz  tritt  die  Verjährung  schon 
nach  einom  Jahre  ein. 

Die  übrigen  Bestimmungen  unter  dieser  Rubrik, 
betreff  Ungültigkeit  der  Einrede  der  hohem  Gewalt 
bei  fehlerhaften  Anlagen,  betreff  Haftpflicht  für  die 
Arbeiter  und  Angestellten,  betreff  Rückgriff  auf  die 
Schuldigen  und  betreff  formellem  Vorgehen  bei  der 
Klagecinlcitung  und  Prozessführung  sind  weder  in 
der  Expertenkommission,  noch  bei  uns  auf  Wider- 
sland gestossen.  Kino  von  Herrn  Professor  Meili 
wiederholt  vorgeschlagene  Definition  der  höhern 
Gewalt  haben  auch  wir  abgelehnt. 

Einer  der  heikelsten  Punkte,  der  in  der  bundos- 
rallichen  Botschaft  einlässlich  berührt  ist,  betrifft 
die  Schädigungen,  welche  zufolge  des  Zusammen- 
treffens von  verschiedenen  elektrischen  Leitungen 
entstehen.  Die  Botschaft  des  Bundesrates  legt  dar, 
die  meisten  Unfälle  hievon  herrühren  und  dass 
nicht  gleich  sagen  könne,  an  welcher  Anlage 
die  Schuld  liege.  Gewöhnlich  wird  die  Starkstrom- 
anlage die  Schwachsiromanlage  beschuldigen  und 
umgekehrt. 

Infolgedessen  wird  nun  im  Gesetze  bestimmt, 
dass  solche  Schädigungen,  anderweitige  Verständi- 
gung vorbehalten,  von  denvorschiedonen  Leitungen 
zu  gleichen  Teilen  zu  tragen  seien.  Auch  diesem 
Vorschlag  haben  wir  zugestimmt  Es  wird  derselbe 
wirksamer  vielleicht,  als  alle  andern  Vorschriften, 
dazu  beitragen,  dass  die  Starkstrom-  wie  die 
Schwachstromanlagen  alle  zu  Gebote  stehenden  Vor- 
kehrungen troffen,  um  solche  Schädigungen  zu  ver- 
hindern. 

Zu  den  Strafbestimmungen  habe  ich  einleitend 
ganz  wenige  Bemerkungen  zu  machen.  Dass  in  einem 
solchen  Gesetze  strenge  Strafbostimmungon  zum 
Schutze  von  Bau  und  Betrieb  der  elektrischen  An- 
lagen notwendig  sind,  liegt  auf  der  Hand,  ebenso, 
dass  sich  dieselben  im  allgemeinen  an  die  bisheri- 
gen Gesetzesbestimmungen  hotreff  Gefährdung  dos 
Telegraphen-,  Telephon-  und  Eisenbahnbetriebes  an- 
Die  meisten  Strafbestimmungen 
zu  Gunsten  der  elektrischen  Anlagen  statuiert, 
anderseits  sind  aber  auch  für  die  Nichtbefolgung 
von  Weisungen  des  Starkstrominspektorales  Bussen 
bis  zu  Fr.  3000  durch  den  Bundesrat  vorgesehen. 

An  der  bundosrätlichen  Vorlage  vom  5.  Juni 
1899  hatten  wir  namentlich  auf  Wunsch  der  Eisen- 
bahnverwallungen  eine  Reihe  von  Aonderungen  ge- 
troffen, namentlich  die,  dass  aucii  auf  Goldbusso 
ohne  Gefängnis  erkannt  werden  könne,  damit  nicht, 
wie  es  jetzt  häufig  erfolgt,  viele  Schuldige  in  leich- 
tern Fällen  ganz  leer  ausgehen,  weil  das  Gericht 
keine  Gefängnisstrafe  aussprechen  will.  Der  Bun- 
desrat hat  uns  dann  unterm  'iL  September  d.  J. 
über  die  Strafbostimmungon  eino  Nachtragsbotschaft 
und  neue  Antrage  zugestellt,  worin  unsere  Vor- 
schläge fast  ohne  Ausnahme  aeeeptiert  werden.  Der 
Bundesrat  ergänzt  dieselben  aber  in  drei  Bichlun- 
gon,  einmal,  indem  er  nicht  nur  die  Handlung,  son- 
dern auch  die  Unterlassung  als  strafbar  erklärt,  so- 
dann indem  er  nach  deutschem  Muster  den  sog- 
elektrischen Diebstahl  —  wer  einer  bestehenden 
Anlage  unberechtigterweise  elektrischen  Strom  ent- 
zieht —  in  die  Strafbestimmungen  aufnimmt,  und 
endlich,   indem  er  nun  den  bisherigen  Art  Ob  des 


lieh  ausser  Kraft  erklärt.  Ihre  Kommission  hat  allen 
diesen  Anträgen,  die  sich  auf  ein  Gutachten  des 
Bundesslaalsanwaltcs  stützen,  zugestimmt  und  es 
ist  damit  auch  uinigen  Bedenken  des  Herrn  Prof. 
Meili  in  Heft  :ä)  der  schweizer.  Zeitfragen  Bcch- 
nung  getragen.  Eine  Milderung  liessen  wir  einzig 
in  den  in  Art.  55  vorgesehenen  Fällen  eintreten, 
wo  wir  nicht  nur  Zuchthaus-,  sondern  auch  Gefäng- 
nisstrafe als  zulässig  erklärton.  Gogon  die  von  uns 
ursprünglich  eingesetzte  Strafe  des  Arbeitshauses 
halte  der  Bundesrai  die  Einwendung  erhoben,  dass 
dieso  Strafart  dem  geltenden  Bundesstrafrecht,  all- 
gemeiner Teil,  nicht  bekannt  sei. 

Wenn  die  vorliegenden  Slrafbostimmungen  auch 
in  verschiedener  Richtung  weiter  gehen,  als  in  an- 
dern Staaten,  so  dürfte  dies  nicht  als  ein  Nachteil, 
sondern  als  ein  Vorteil  des  Gesetzes  bezeichnet 
werden.  Es  war  dies  die  einstimmige  Ansicht  der 
juristischen  Expertenkommission. 

Meine  Herren!  Es  bleibt  mir  noch  übrig,  kurz 
die  finanzielle  Seite  der  Frage  zu  berühren;  cinläss- 
lichor  wird  darüber  Herr  Kol lega  Köchlin  bei  Art.  18 
referieren.  In  der  bundosrätlichen  Botschaft,  gestützt 
auf  den  auch  uns  vorgelegenen  Bericht  der  Tele- 
graphen Verwaltung,  ist  diese  Frage  weitaus  am  ein- 
gehendsten behandelt  und  es  ist  dies  auch  der- 
jenige Teil,  in  welchem  unscro  Anträge  in  einem 
wesentlichen  Punkto  von  der  bundesrällichen  Vor- 
lage abweichen.  Zum  Teil  sind  die  Differenzen  frei- 
lich nur  scheinbare. 

Im  Entwurf  zur  Vollziehungsverordnung,  die  der 
Botschaft  des  Bundesrates  vom  5.  Juni  beigedruckt 
ist,  war  in  Art.  '2  gesagt:  «Ooffentliche  Telephon- 
leit  iingen.  welche  Störungen  von  Seiten  elektrischer 
Bahnen  oder  Tramways  ausgesetzt  sind,  sind  als 
isolierte  Doppelleitungen  unter  Verzicht  auf  die 
Erde  auszuführen,  beziehungsweise  umzubauen.  Für 
den  suecossiven  Umbau  der  bestehenden  f^citungen 
wird  eine  Frist  von  10  Jahren  eingeräumt.» 

Damit  war  der  Grundsatz  der  Doppelleitungen 
bereits  positiv  ausgesprochen  und  für  deren  Durch- 
führung eine  Frist  von  10  Jahren  eiugeräumt.  Aller- 
dings ist  dann  dieser  Artikel  nicht  in  die  definitive 
Verordnung  aufgenommen  worden;  alloin  der  Bun- 
desrat ist  der  Ansicht,  dass  die  Aonderung  stattfin- 
den müsse,  nach  und  nach,  und  die  Kommission 
teilt  diese  Ansicht  vollkommen. 

Es  ist  wohl  nicht  nötig,  im  Schosse  Ihrer 
hohen  Behörde  das  Bedürfnis  der  Dop|>eldrählig- 
keit  unter  Verzicht  auf  die  Erde  noch  näher 
darzuthun,  wird  dies  doch  im  Grunde  von  allen 
Seiton  zugogeben.  Dass  dafür  grosse 
erforderlich  soin  werden,  steht  freilich 
Zweifel.  Sie  worden  von  der  Telegraphendircktion 
im  Bericht  vom  '20.  Januar  1899  auf  20  Millionen, 
in  der  Bolschaft  auf  '20  bis  :H>  Millionen  vom 
1.  Januar  18911  bis  1.  Januar  1910  angegeben,  und 
in  einem  spätem  Bericht  der  Telegraphenver- 
waltung vom  1.  Okiober  werden  einzig  dio  Aus- 
gaben für  Kabelanlagen  für  die  nächsten  10  Jahre 
auf  '21  Millionen  geschätzt  Natürlich  wird  dadurch 
der  gewöhnliche  Untorhalt  der  Linien  stark  redu- 
ziert. 

Bekanntlich  werden  diese  Anlagen  dem  Bau- 
konto der  Telegraphenverwaltung  belastet  und  sind 
mit  15  Proz.  per  Jahr  zu  amortisieren;  ebenso 
bekannt  ist,  dass  die  Telegraphenverwaltung 
x.  M».  st.  74 
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zur  Zeit  leider  mit  Defiziten  arbeitet.  Allein  Ihre 
Kommission  musste  sicli  überzeugen,  dass  diese  Avis- 
gaben einfach  nicht  zu  vermeiden  sind,  wenn  der 
Tolophonverkehr,  namentlich  in  grossem  Ortschal- 
ten, richtig  funktionieren  soll.  Der  Staat  thul 
dabei  einfach  das,  was  er  von  Anfang  an  hatte  tliun 
sollen  und  was  andere,  wie  Schweden,  von  Anfang 
an  gethan  haben.  Auch  Deutschland  ist  vollständig 
zur  Doppeldrähtipkeit  übergegangen.  Wir  verlangen 
keineswegs  die  plötzliche  Einführung  des  Doppel- 
drahts allerorts  und  sind  einverstanden,  wenn  vor- 
erst nur  das  Dringendste  durchgeführt  wird;  und  im 
weitern  unter  möglichster  Schonung  der  Finanzlage 
dor  Telegraphcnverwaltung  fortgefahren  wird;  aber 
grundsätzlich  muss  dessen  Einführung  in  Aussicht 
genommen  werden. 

Eine  Schwierigkeit  besieht  nun  darin,  wer  die 
betr.  Kosten  zu  bezahlen  habe,  und  da  gehen  die 
Ansichten  auseinander.  In  erster  Linie  ist  der 
Standpunkt  der  Telegraphen-  und  Telephonverwal- 
tung zu  erwähnen.  Derselbe  geht  dahin,  die  Kosten 
der  Führung  des  Doppeldrahtes  seien  vollständig 
Sache  der  Starkstromanlagen.  Das  Telephon  sei  vor- 
her dagewesen  und  habe  ein  Monopol.  Wenn  nach- 
träglich eine  neuo  Anlage  hinzukomme,  so  habe  sie 
für  die  Folgen  aufzukommen.  Das  Gesetz  von  1889 
steht  zum  grossen  Teile  auf  diesem  Standpunkte. 

Der  Standpunkt  der  Elektriker,  wie  er  von  den- 
selben seit  10  Jahren  eingenommen  wird,  ist  das  di- 
rekte Gegenteil.  Sio  sagen :  die  Doppeldrähto  werden 
nicht  für  uns  gemacht,  die  Telephonverwaltung 
muss  sie  zur  Sicherung  ihrer  Leitungen  erstellen 
und  soll  auch  für  die  Kosten  aufkommen;  sie  könn- 
ten nicht  für  solche  kolossale  Kosten  aufkommen, 
man  solle  die  Stellung  der  Starkstromleitungen,  die 
nicht  nur  nicht  verboten  werden  könnton,  sondern 
geradezu  im  nationalen  Interesse  liegen,  nicht  er- 
schweren. Es  wird  namentlich  auch  darauf  hinge- 
wiesen, dass  Deutschland  ebenfalls  zu  dieser 
Losung  gekommen  sei.  Hätte  man  von  Anfang  an 
getlian,  was  man  hätte  thun  sollen,  so  wäre  diese 
Kontroverse  nicht  anstanden.  Auch  wird  gesagt, 
dass  man  infolge  des  Gesetzes  so  wie  so  genug 
Lasten  habe:  die  Haftpflicht  und  bedeutende  finan- 
zielle Opfer. 

Die  Ansicht  des  Bundesrates  stand  nun  gewisser, 
massen  in  der  Mitte.  Dieselbe  ist  in  Art.  18,  AI.  4 
und  5  enthalten.  Die  Kosten  für  die  Anbringung 
von  Doppeldrähten  will  der  Rundesrat  zur  Ilälfto 
teilen.  Ihre  Kommission  steht  aber  in  dieser  Frage 
auf  Seite  der  elektrischen  Anlagen  und  begrün- 
det das  damit,  dass  schon  das  jetzige  Gesetz  be- 
stimmt, dass  für  öffentliche  Zwecke  eine  Ausnahme 
gemacht  werden  soll,  eine  Ausnahme  von  der  jetzt 
schon  häufig  Gebrauch  gemacht  wird.  Es  ist  aller- 
dings schwer  zu  sagen,  was  öffentlicher  Zweck 
ist.  Nach  den  einen  dienen  die  Tramways  in  den 
Städten  einem  öffentlichen  Zwecke,  nach  der  An- 
sicht anderer  nicht.  Thatsache  aber  ist,  dass  der 
Bundesrat  darauf  Rücksicht  nehmen  musste  und 
dass  ein  grosser  Teil  der  Neuorstellungen  von  Dop- 
peldrähten von  den  Betreffenden  doch  nicht  bozahlt 
wurde;  es  hinterlässt  aber  einen  ungünstigen  Ein- 
druck, wenn  man  sieht,  dass  die  einen  durch  die 
Gesetzgebung  und  die  Praxis  ungünstiger  gestellt 
werden,  als  dio  andern.  Es  sollte  hier  ein  gleiches 
Mass  angewendet  werden. 


Dazu  kommt  noch  der  L' instand,  dass  dio  gröss- 
te>n  Auslagen  für  die  Erstellung  der  Kabel  gemacht 
werden  müssen,  dass  nun  aber  in  der  Hegel,  na- 
mentlich iti  den  Städten,  dafür  nichts  verlangt  wor- 
den ist  oder  nichts  erlangt  werden  konnte.  Es  ist 
nur  Zufall,  ob  einer  bezahlen  muss  und  das  ist 
ungerecht.  Die  Vorkehrungen  liegen  eben  doch 
hauptsächlich  im  Interesse  der  Telephonleitun- 
gen, und  da  scheint  es  uns  billig,  dass  der  Rund 
die  Kosten  übernehme.  Wenn  man  sagen  will,  dass 
man  den  reichen  Gesellschaften  nichts  zu  schenken 
brauche,  so  ist  doch  daraufhinzuweisen,  dass  diese 
Gesellschaften  durchschnittlich  eine  schlechte  Ren- 
dite haben,  sie  kommen  auf  ein  Erträgnis,  das  dem 
gewöhnlichen  Zinsfuss  kaum  nahe  kommt  Diese 
elektrischen  Anlagen  sind  meistenteils  öffentliche 
Werke,  welche  es  verdienen,  von  Seite  des  Bundes 
unterstützt  zu  worden. 

Der  Rundesrat  schätzt  die  Kosteu  der  Umände- 
rung sehr  hoch.  Die  Telephonverwaltung  hat  seiner- 
zeit eine  Broschüre  herausgegeben,  worin  sie  die 
Kosten  für  Kabel  und  Doppeldrähligkeit  auf  20  Mil- 
lionen Franken  berechnete.  Der  Bundesrat  kommt 
in  seiner  Botschaft  auf  20— :<0  Millionen.  Nun  aber 
giebt  uns  Ende  Oktober  dieses  Jahres  dieTclophon- 
verwaltung  eine  neue  Berechnung,  wonach  für  dio 
noch  auszuführenden  Umänderungen  21  Millionen 
auszugeben  wären  und  für  die  Doppeldrähligkeit 
9  Millionen.  Wenn  für  die  Kabel  noch  21  Millionen 
zu  zahlen  sind,  so  können  für  die  Doppeldrähligkeit 
nicht  noch  9  Millionen  verausgabt  werden,  wenn  die 
ursprüngliche  Rechnung  richtig  war.  Diese  Zahlen 
lassen  sich  natürlich  nicht  genau  festlegen,  die  Um- 
änderung wird  allmählich  erfolgen  und  man  kann 
nicht  sagen,  wio  viel  per  Jahr  umgeändert  wird. 
Aber  so  viel  darf  gesagt  werden,  dass  die  Ausgaben 
für  den  Rund  nicht  unerschwinglich  sind.  Die  Aus- 
gaben werden  jährlich  mit  nur  15  Proz.  amortisiert. 
In  den  Budgotanträgen  für  das  nächste  Jahr  figu- 
rieren Fr.  3,290,000  für  Kabel  und  Fr.  1,182,000 
für  oberirdische  I>?itungen  von  elektrischem  Doppel- 
drahl  und  einfachen  Leitungen  zusammen,  also 
nur  circa  eino  Million,  von  welchen  Summen 
per  Jahr  immor  nur  15  Proz,  amortisiert  wer- 
den. Das  ist  also  nicht  so  erschreckend.  Der  Bund 
kann  diesen  Ausgaben  nicht  entgehen,  er  muss  sio 
machen  im  Interesse  seiner  Verwaltung.  Wenn  es 
auch  wahr  ist,  dass  die  Telegraphen-  und  Tolephou- 
verwaltung  keine  gute  Rendito  aufweist  und  dass  bei 
der  beabsichtigten  Revision  nicht  viel  herauskom- 
men wird,  so  ist  das  kein  grosses  Unglück.  In  den 
andern  Ländern  ist  auch  ein  Rückschlag  erfolgt. 
Es  sind  das  eben  von  den  allerwichtigsten  Ausgaben. 
Gerade  die  Kal>el  sind  in  anderer  Richtung  wieder 
eine  Ersparnis  für  don  Rund,  indem  für  die  Führung 
dor  oberirdischen  Leitungen  und  deren  Unterhall 
bedeutend  weniger  erfordert  wird. 

Die  Kommission  glaubt,  es  dürfe  in  dieser  De- 
ziehung  dem  Begehren  der  Elektriker  entgegenge- 
kommen werden  und  bemerkt  nur,  dass  dio  Elek- 
triker sehr  an  dieser  Frage  hängen.  Die  Nichtbeach- 
tung ihrer  Wünsche  würde  eino  Opposition  gegen 
das  Gesetz  gerade  von  den  Leuton  schaffen,  wel- 
chen dasselbe  am  meisten  nützen  soll. 

Meine  Herrren!  Ihre  Kommission  hält  aus  alt 
den  angeführten  Gründen  den  Erlass  dieses  Gesetzes 
für  notwendig  und  gut;   sie  glaubt,  dass  dasselbe 
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iu  technischer  Kichüing  richtig  aufgebaut  »ei,  dass 
dasselbe  in  juristischer  Beziehung  sowohl  von  Suite 
der  staatlichen  als  der  privaten  Interessen  annehm- 
bar sei  un<l  dass  auch  die  finanziellen  Kolyen  er- 
träglich, richtig  und  gerecht  geregelt  seien.  Wir 
stehen  vor  der  Erneuerung  der  Handelsverträge,  vor 
einein  ueuen  Zolltarif.  Wir  wissen  heute  schon, 
dass  gar  viele  Hoffnungen,  die  sich  daran  knüpfen, 
nicht  in  Erfüllung  gehen  werden,  und  manches 
spricht  für  einen  wirtschaftlichen  Stillstand,  wenn 
nicht  gar  Niedergang.  Thun  wir,  wo  sich  uns  da/u 
Gelegenheit  hietet,  und  hier  ist  eine  solche  Gelegen- 
heit vorhanden,  in  der  Hinte  sowohl  als  im  Nieder- 
gang, was  für  uns'Tf  Industrien  zu  thun  moglieh 
ist;  unterlassen  wir  diese  Hülfe  namentlich  da  nich  „ 
wo  os  gilt,  die  noch  schlummernden  Kräfte  in 
unserm  laude  zu  wecken  und  zu  fordern' 

Ich  empfehle  Ihnen  den  einstimmigen  Aulrag 
der  Kommission  auf  Eintreten  in  die  Vorlage. 


Paillard,  rapporteur  Iraneais  du  la  commission: 
Üopuis  un  certain  nomhro  d'anncos  los  chambres 
föderales  ont  eu  ä  reiterees  reprises  l'occasion  de 
s'oecupor  de  la  queslion  de  monopole  ou  de  con- 
tröle  des  forces  hydrauliques  naturelles  et  ont  reeu 
sur  ce  sujel  un  certain  norabro  de  petitions,  de 
renseignen:. 'nts  et  de  VUBTM. 

Ensuite  d'une  enquete  aupres  des  gouvernements 
cantonaux  le  conscil  föderal  tut  amene  a  proposer 
aux  chambres  de  laisscr  aux  cantons,  provisoirement 
du  moins,  le  soin  de  complcter  leur  legislalion  sur 
le  regime  des  eaux,  sur  les  concessions,  leurduree, 
leur  renouvellcment  ainsi  que  sur  les  droits  d*ox- 
propriation  et  les  Privileges  ä  aecorder  ä  l  etal  ou 
aux  commune«. 

Par  contre,  le  conseil  föderal  se  proposait  de 
preparer  et  de  presenter  les  projets  d  une  loi,  fedö- 
rale  sur  les  rapports  intercanlonaux  en  maticre  de 
regime  des  eaux  et  d'une  loi  sur  l'ötahlissement  et 
l'exploitation  des  resoaux  tlectriques  ä  forte  tonsion. 

Oes  vuo8  lurent  approuvees  par  l'assemblöe  fede- 
rale  on  1895  et  l'etudo  de  ces  deux  lois  tut  com- 
meneee.  En  ce  qui  concerne  la  derniere,  le  deve- 
loppemont  extraordinaire  des  :  aux  de  transports 
de  forco  electrique  d'uno  pari  et  quelques  sinistres 
importaots  dtis  ä  des  contacts  accidentels  d'autro 
pari,  häterent  la  recherche  d'uno  Solution  satisfaisantc. 
Aussi  des  1897  une  commission  extra  legislative, 
composee  de  techniciens,  de  professours  ot  de  direc- 
teura  d'entroprisee  tut  constituöe  et  le  fruit  do  son 
travail  utilise  pour  la  redaction  du  projel  qui  nous 
est  sourois  actuellement. 

Votro  commission,  messieurs,  a  ete  saisie  du 
projet  des  lo  mois  de  juin  189!)  et  a  comraence  son 
clude  par  le*  cötes  pratiquos  quo  diverses  experionces 
coonues  mettaient  ä  sa  disposilion.  Elle  visita  cn 
particulier  les  installations  roslaurees  dos  telephonos 
de  Zürich,  les  transports  do  forco  do  la  Sihl,  de  la 
K  ander  et  du  Ilhöne. 

Pujs  «He  se  mit  ä  lelude  detaillee  de  la  loi,  dont 
nous  desirqns  tout  dahord  douner  une  analyse  suc- 
Cincte.  Sous  le  Ütre  do  loi  föderale  concernant  les 
iRsUllations  ä  faible  et  ä  fort  courant»,  on  trouve 
un  premfer  QbflpiJtfo  qui  rcnlorme  les  dispositions 


generalos  ou  pour  mieux  dire,  la  definition  des  ins- 
tallations qui  tombent  sous  le  coup  do  la  loi. 

Le  principe  de  la  compelenco  do  la  Gonfedera- 
tion  en  tant  qu'autorite  de  surveillancc  y  est  notte- 
mont  preise.  Ge  principe  decoule  de  la  decision  des 
chambres  du  1  avril  1 8t>5  et  la  facultö  de  legifcrer 
sur  la  matiero  rcsulte  do  la  revision  constilution- 
nello  du  in  noverabro  1898,  altribuant  ä  la  Gonfedc- 
ration  la  legiislaliou  sur  le  droit  civil  et  sur  lo  droit 
pönal. 

La  loi  söpare  ncltoment  en  deux  catugories  les 
installations  d'cloctricite;  d  un  cütü  sunt  cellos  ä 
faible  courant  sans  danger,  ni  pour  les  porsonncs 
ni  pour  les  choses,  et  de  Tautre  les  installations  ä 
courant  fort  pouvant  presentcr  du  danger  daus  cer- 
taiues  circonstances.  Parmi  les  premieres  sont  na- 
lurellement  classöes  les  installations  pour  telegraphes, 
telephones,  signaux,  sonnerics,  etc.,  tandis  quo 
les  socondes  comprennent  les  transports  de  force, 
les  röseaux  pour  tramways  et  les  distrihutions  do 
lumiöre. 

Le  second  chapitro  traito  dos  installations  ä  faible 
courant.  lesquelles  peuvent  utiliser  la  terre  commn 
conduite  de  retour  ä  l'exception  des  lignes  telcpho- 
niques  lnrsquo  celles-ci  ne  peuvent  entrer  cn  conlact 
avec  des  röseaux  ä  courant  fort.  Gomme  la  C'^nfe- 
derati  m  a  le  monopole  dos  tölegraphes  et  telephones, 
o'est  ä  eile  que  ce  chapitre  de  loi  concede  le  droit 
de  disposer  du  domaine  public  ou  particulier  sous 
certaines  röserves  et  d'uliliser  memo  lo  domaine  des 
chemins  do  fer. 

Le  chapitie  suivant  organiso  la  surveillancc  de 
la  Gonlödöralion  sur  l'ctablissement  des  rescaux  ä 
courant  fort;  il  prevoit  la  röpartition  des  frais  rc- 
sultant  des  mesures  techniques  de  securite  ordon- 
nees  par  la  Gonfödöration  et  nöcessaires  en  cas  do 
voisinage  ou  de  croisement  de  lignes  ä  courant 
difförent  ou  a  courant  fort. 

Lo  quatrieme  chapitre  institue  lo  controle  de  la 
Gonfödöration  pour  lequel  le  conscil  föderal  prevoit 
un  triple  organisme  alors  qu'une  partio  de  la  com- 
mission,  peut-ötro  mömo  la  majorite  de  la  commis- 
sion, aurait  plutöt  admis  Tiden  d'un  service  unilie. 
I,a  question  des  frais  do  ce  conlröle  a  egalement 
donne  lieu  ä  une  coutroverse  au  sein  de  la  com- 
mission et  vous  fournira  trt%s  certainement,  monsieur 
le  President  ot  messieurs,  l'occasion  d'un  debat  par- 
ticulier. Les  chapitres  suivants  ronferment  les  dis- 
positions juridiques  nöcessaires  touchant  la  re^pon- 
sabilitö  des  enlreprises  d'ölectricite  vis-ä-vis  des 
tiers  ou  entr'elles,  le  droit  special  d'expropriation 
et  enfin  des  prescriptions  pönales  contro  les  auteurs 
volontaires  ou  nögligonts  ilo  dommages  causös  aux 
installations  ä  courant  faible  ou  fort. 

Tels  sont  les  cadres  prineipaux  dans  lesipjcls  sont 
intercallees  les  dispositions  legislatives  du  projet. 

Avec  les  modifications  qui  sont  presentees  par 
la  commission  nous  avons  l'honnour  de  preavisor  en 
faveur  de  l'entreo  on  maticre  sur  cetto  nouvclle  loi, 
dont  l'application  est  vivement  desiree  dans  tous  les 
milieux  intöressös. 

Elle  est  partiellement  freu  vre  d'une  commission 
d'cxperts  dont  la  competence  en  la  matiero  no  fait 
pas  de  doutos.  Elle  a  ete  examinee  et  modifiöe 
dans  quelques  textes  par  les  representants  de  l'as- 
socialion  suisse  des  electriciens.  b'autre  part  eile 
soutient  dans  une  justo  mesure  les  droits  speciaux 
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de  la  Confedcration  en  ce  qui  concerne  l'adminis- 
tralion  des  telegraphes  et  telephones  public«.  De 
toutes  lacons  eile  correspoud  :<  un  besoin  pressant 
que  les  circonstances  et  le  developpement  des  re- 
seaux electriques  creent  depuis  plusieurs  annees 
dejä.  Elle  contribuera  surtout  a  regier  los  contlits 
qui  naissent  forcemont  et  sont  souvont  tranches  d'une 
maniere  fort  inegale  suivant  les  conlrees  et  les 
milieux  interess£s. 

En  resume,  la  loi  nouvello  on  accordant  certains 
droits  d'exproprialion,  facilitora  dans  une  mesure 
appreciablo  l'utilisation  de  nos  forces  naturelles  et 
fournira  un  appni  precieux  aux  entreprises  qui  se 
beurteilt  si  souveut  a  la  mauvaise  volonte  de  tiers 
ä  peine  interesseB  ou  aux  exigences  malicicusement 
exagerees  de  proprietaires  recalcitrants. 

Tels  sont,  Messieurs,  les  avantages  principaux 
que  nous  trouvons  dans  l'acte  legislatif  qui  nous 
occupe.  Les  divergences  qui  existent  entre  le  projet 
pritnitif  et  celui  de  la  commission  ne  sont  pas  telles 
que  l'etento  ne  puisse  se  faire  ou  qu'clles  en  neces- 
sitent  le  remaniemont  et  le  renvol. 

Ces  divergences  portent  sur  quatre  points  essen- 
tiels,  qui,  a  la  verite  et  suivant  les  decisions  prises, 
auront  des  consequences  plus  ou  moins  ontireuses 
■oll  pour  la  Confedcration,  soit  pour  les  entreprises. 

En  premier  Heu  nous  trouvons  dans  le  projet  de 
|a  commission  une  disposition  absolument  differente 
do  celle  du  projet  presente  par  le  conseil  föderal. 
II  s'agit  de  l'adjonction  d'un  double  (11  aux  lignes 
telepboniques  partout  oii  l'exploitation  du  telephone 
scrait  troublee  par  les  installations  &  courant  fort. 
Cette  adjonetion  devrait,  dit  le  conseil  föderal,  se 
faire  aux  frais  des  entreprises,  causes  indirectesdes 
perturbations.  A  cela  la  commission  repond  que 
ce  serait  dans  nombre  de  cas  la  ruine  des  entre. 
prises  et  que  si  les  installations  telephoniques  avaient 
iHe  tres  normalement  etablies  dös  le  debut,  elles 
seraient  pourvues  dejä  du  double  fd  dans  tous  leurs 
reseaux  principaux.  Au  surplus  la  poso  du  double 
Iii  s'opere  dejä  dans  plusieurs  centres  sans  l'inter- 
vention  des  entreprises  ou  avec  un  apport  des  plus 
minimes  comparativement  a  la  somme  reellemcnt 
depensee.  Cette  revision  partielle  des  reseaux  tele- 
phoniques paralt  s'imposer  et,  en  fait.  etre  echelon- 
nee  sur  un  certain  nombre  d'annees,  afin  de  tenir 
compte  des  necessites  du  budget.  A  pages  342  et 
suivantes  du  budget  de  1901,  nous  lisons  qu'un  credit 
de  fr.  3,290,000  est  demande  pour  doublement  de 
voies  et  l'etablissement  de  cnhles  souterrains  dans 
les  grands  centres.  Une  seconde  divergence  reside 
dans  l'organisation  du  contröle,  qu'une  partie  de  la 
commission  voudrait  voir  unique  et  independant, 
par  Opposition  au  Systeme  du  conseil  federal,  Systeme 
qui,  selon  le  message,  a  plutöt  lo  caractere  d'une 
Institution  provisoire  et  experimentale.  En  troisieme 
lieu  la  commission  desire  mettre  les  entreprises 
d'electricite  sur  le  mömo  pied  que  les  autres  indus- 
üies  ä  l'occasion  des  visites  de  contöle,  en  ce  sens 
que  ces  inspeclions  seraient  operees  aux  frais  de  la 
Confedcration  tant  comme  Celles  des  autres  indus- 
tries  par  l'inspectorat  des  fabriques.  A  cet  effet  la 
commission  vous  propose  de  biffer  1'art.  25  du  projet 

Enfin,  dans  les  dispositions  relatives  I  larespon- 
sabilito  des  entreprises  electriques,  nous  avons  fait 
retomber  sous  le  coup  du  droit  commun  les  conse- 
quences civiles  qui  peüvent  etre  evoquees  ä  l'occa- 


sion d'incendies  düs  ä  des  installations  d'electricite. 
II  nous  a  paru  en  effet  de  la  plus  elementaire  pru- 
dence  de  fermer  la  porle  aux  abus  qu'une  presomp- 
lion  legale  trop*  rigourouse  creerait  et  nous  avons 
craint  que  le  fluide  mysterieux  ne  soit  accuse et  peut- 
etre  convaineu  de  tous  les  mefaits  du  feu  alors  meme 
que  le  dommage  seralt  du  ä  des  causes  differentes, 
quoique  inconnues. 

Les  autres  divergonces  entre  lo  projet  federal  et 
celui  de  la  commission  sont  d'importance  secon- 
daire  et  dans  la  plupart  des  cas  d'ordre  redactionnel. 

A  l'occasion  de  la  discussion  des  postulatsde  la 
gestion,  M.  Comtesse,  chef  du  departement  federal 
des  flnances,  nous  a  entretenus  de  la  Situation  nuan- 
ciere de  la  Confedcration,  Situation  qui  pourrait  etre 
un  obstacle  a  la  mise  en  vigueur  de  la  loi.  II  ne 
faut  cependant  rien  etagörer  et  nous  avons  la  con- 
viction  que  l'adoption  des  dispositions  legislatives 
qui  nous  sont  soumises,  n'aura  pas  des  consequences 
budgetaires  assez  onereuses  pour  justiller  un  renvoi 
quelconquo. 

De  ce  quo  nous  venons  de  dire,  Messieures,  II 
nous  paralt  ressorlir  avec  evidence  que  la  loi  pre- 
sentee  doit  etre  immediatement  discutee  et  que 
l'entree  en  matiere  sur  ses  divers  chapitres  peut 
etre  volee  on  toute  conflance.  C'est  ce  que  nous 
avons  l'honneur  de  vous  proposer  au  nom  de  la 
commission  unanime,  reserve  etant  faite  des  quel- 
ques modifications  de  detail  qu'elle  propose  et  qui 
seront  analyst'-es  au  cours  de  la  deliberation  par  ar- 
ticles  par  plusieuis  do  ses  memhres  designes  spe- 
cialement  ä  cet  effet. 


Ulieier  (Sehwyz):  Wenn  ich  in  der  Eintretens- 
frago  das  Wort  ergreife,  so  geschieht  es  nicht,  weil 
ich  die  uanz  vorzüglichen  Ausführungen  der  Herren 
Referenten  der  Ergänzung  für  bedürftig  erachte, 
sondern  es  geschioht,  um  die  Stellungnahme  des 
schweizerischen  elektrotechnischen  Vereins  und  da- 
mit wohl  auch  der  Vertreter  der  .Starkstromanlagen 
zum  vorliegenden  Entwürfe  zu  markieren.  Ich  glaube 
dies  um  so  eher  thun  zu  dürfen,  als  dieses  Special- 
gesetz für  die  elektrischen  Anlagen  von  tiefein- 
schneidend<;r  und  vitaler  Bedeutung  ist  und  als  die 
elektrischen  Starkstromanlagen  im  raschen  Fluge 
der  Zeit  cino  ganz  gewaltige  Wichtigkeit  erlangt 
haben.  Es  liegen  in  diesen  Unternehmungen  nicht 
nur  gewaltige  Summen  nationalen  Vermögens,  son- 
dern es  haben  auch  die  weiten  und  kleinern  Lei- 
tungen  der  elektrischen  Kraft  und  des  elektrischen 
Lichts  für  die  Industrie  eine  eminente  Redeulung 
erlangt  Sie  sind  quasi  dio  Lebensbedingung  für 
die  Industrie  geworden  sie  sind  auch  für  die 
Allgemeinheit  ein  unabweisbares  Bedürfnis  und  es 
war  durchaus  keine  Anmassung,  dass  die  Vertreter 
der  elektrischen  Industrip  sich  sehr  intensiv  um 
das  vorliegende  Gesetz  kümmerten.  Es  verdient 
der  hohe  Dundesrat  volle  Anerkennung,  dass  er  die 
Vertreter  der  elektrischen  Wissenschaft  und  der 
elektrischen  Industrie  zu  den  Vorberatungen  )»eige- 
zogen  hat,  und  es  ist  gewiss  nicht  auffallend,  dass 
die  Vertreter  der  Storkstromanlagen  an  den  heutigen 
Beratungen  ein  grosses  Interesse  nehmen. 
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Der  Entwurf,  wie  er  Ihnen  houte  vorließt,  ist 
das  Werk  eines  Kompromisses  zwischen  den  For- 
derungen des  h.  Bundesrates  und  denjenigen  der 
Vertreter  der  Starkstromanlagen,  welche  neben  dem 
staatlichen  Schwachstrom  für  die  Starkstromanlagen 
auch  Luft  und  Licht  und  ihren  Platz  an  der  Sonne 
verlangt  haben.  Die  Kommission  hat  getrachtet, 
beiden  Richtungen  gerecht  zu  werden  und  die  öffent- 
lichen Interessen  zu  schlitzen,  ohne  die  Existenzbe- 
dingungen der  elektrischen  Werke  zu  gefährden. 

Ohne  dorn  Bundesrat  zu  nahe  treten  zu  wollen, 
der  in  seinem  Entwurf  die  Interessen  der  staat- 
lichen Anlagen  in  Erwägung  gezogen  hat,  so  muss 
doch  gesagt  werden,  dass  der  ursprüngliche  bun- 
desratliche Entwurf  für  die  Starkstromanlagen  als 
unannehmbar  betrachtet  werden  musste.  Der  Haupt- 
punkt nun,  wonach  die  Starkstromanlagen  hätten 
verpflichtet  worden  sollen,  an  die  Kosten  der  An- 
bringung von  Doppeldrähten  an  den  öffentlichen 
Telephonleltuugen  Beiträge  bis  zu  zwei  Dritteln  zu 
leisten,  ist  vun  der  Kommission  gestrichen  worden, 
indem  dieselbe  von  der  Erwägung  ausgieug,  dass 
die  suecossiv  durchzuführende  Doppeldrähtigkeit  der 
Telephonanlagen  eine  Verbesserung  des  Betriebes 
bedeute,  eine  Verbesserung,  welche  schon  vor  10 
Jahren,  allerdings  ohne  Erfolg  postuliert  worden  war 
und  welche  successive  speciell  in  den  Städten  durch 
Errichtung  von  Kabeln  durchgeführt  wurde.  Man 
hat  es  weder  für  juristisch  begründet,  noch  für 
hillig,  noch  auch  für  praktisch  erachtet,  die  elek- 
trischen Werke  zur  Beitragspflicht  an  die  allerdings 
nicht  unbedeutenden  Kosten  beizuziehen. 

Mit  grossem  Eifer  hat  auch  der  schweizerische 
elektrotechnische  Verein  das  Postulat  verfochten, 
es  sei  ihm,  ähnlich  wie  das  bei  der  Inspektion  der 
Dampfkessel  geschehen,  die  Inspektion  ober  die 
Starkstromanlagen  zu  übertragen.  Die  Kommission 
hat  das  nach  reiflicher  Ueberlogung  abgelehnt  und 
os  ist  nun  ein  vom  Bundesrat  zu  schaffendes  In- 
spektorat  für  Starkstromanlagen  vorgesehen. 

Als  eine  geradezu  ruinöse  Bestimmung  betrach- 
ten die  Vertreter  der  Starkstromanlagen  die  Zufalls- 
haft Jür  Schaden  an  Sachen.  Dies  würde  dazu 
führen,  dass  die  elektrischen  Werke  bei  jedem 
Brande  eines  mit  elektrischem  Lichte  installierten 
Hauses,  bei  dem  der  Besitzer  als  Brandursache 
die  Elektricität  angiebt,  den  Beweis  leisten 
müssten,  dass  nicht  der  elektrische  Strom,  sondern 
eine  andere  Ursache  den  Brand  veranlasst  habe. 
Hätte  das  elektrische  Werk  diesen  in  den  mei- 
sten Fällen  unmöglichen  Beweis  nicht  erbringen 
können,  so  hätte  dasselbe  unter  Umständen  für  den 
entstandenen  Schaden  aufzukommen  gehabt  Die 
Kommission  hat  nun,  nachdem  auf  diesen  Punkt 
von  allen  Seiten  war  aufmerksam  gemacht  worden, 
diese  Zufallshaft  aufgehoben  und  gewiss  mit  Hecht, 
und  sie  hat  in  dieser  Richtung  die  Starkstroman- 
lagen dem  eidgen.  Obligationenrecht  untorstollt. 

Ein  gewisses  Entsetzen  hatte  speciell  die  Ange- 
stellten der  Starkstromanlagen  ergriffen,  als  sie  von 
den  Straf  bestimmungen  des  bundesrätlichen  Entwurfes 
Kenntnis  erhielten,  wonach  fahrlässige  Handlungen, 
alle  Unterlassungen  oder  auch  die  blosse  Nichter- 
füllung einer  Dienstpflicht  mit  Zuchthaus  oder  Ge- 
fängnis hätten  bestraft  werden  können.  Mit  Recht 
ist  darauf  aufmerksam  gemacht  worden,  dass  es 
ungemein  leicht  vorkommen  könne,  das»  ein  Ange- 


stellter im  Drange  der  Geschäfte  eine  kleine  Unauf- 
merksamkeit begehe,  irgend  eine  Dienstpflicht  nicht 
erfülle  und  dass  es  in  einem  solchen  Falle  viel  zu 
hart  sei,  wenn  der  Richter  gezwungen  sei,  Gefäng- 
nis oder  Zuchthausstrafe  auszusprechen.  Es  ist  an- 
zuerkennen, dass  der  hohe  Bundesrat  der  national- 
rütlichen  Kommission  entgegengekommen  ist  und 
dass  der  neue  Entwurf  dem  Richter  einen  weitem 
Spielraum  lässt,  indem  die  Möglichkeit  besteht,  statt 
der  Gefängnisstrafo  eventuell  Geldbusse  zu  verhängen. 

Wenn  wir  auf  der  andern  Seite  fragen,  wolches 
die  Vorteile  seien,  welche  den  elektrischen  Werken 
eingeräumt  worden  sind,  so  ist  es  vornehmlich  das 
Recht  der  Expropriation.  Ich  glaube  zwar,  dass 
dessen  Nutzen  und  Bedeutung  vielfach  überschätzt 
wird.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  das  vorge- 
sehene Expropriationsverfahren  ein  kostspieliges  ist. 
Wenn  die  Schälzungskommission  für  vereinzelte 
Fällo  von  kleinor  Bedeutung  angerufon  werden  muss, 
so  ist  sehr  zu  befürchten,  dass  die  Auslagen  in 
keinem  Verhältnis  zu  dem  Erfolge  stehen.  Hingegen 
ist  zweifelsohne  richtig,  dass  die  Expropriation  für 
Ncuanlagon  von  grosser  Bedeutung  ist,  denn  es 
kommt  thatsächlich  häufig  vor,  dass  der  eine  oder 
andere  in  gewinnsüchtiger  Absicht  oder  aus  C.hikane 
einem  Werke  es  unmöglich  machen  will,  eine 
zweckentsprechende  Leitung  zu  erstellen  und  dass 
mit  enormen  Kosten  andere  Wege  und  Mittel  gesucht 
werden  müssen,  um  zum  Ziel  zu  gelangen.  In  die- 
ser Richtung  sind  nun  speciell  für  Neuanlagen  die 
Kxpropriationsvorschrlften  von  grossem,  praktischem 
Werte. 

Der  zweite  Vorteil  für  die  elektrischen  Worko 
besteht  darin,  dass  das  Verhältnis  zwischen  den 
Stark-  und  Schwachstromanlagen  und  den  Stark- 
stromanlagen unter  sich  -gesetzlich  geregelt  wird 
und  dass  speciell  das  Verhältnis  zwischen  den  staat- 
lichen Schwachstromanlagcn  und  den  privaten  Stark- 
stromanlagen nunmehr  so  geordnet  ist,  dass  die 
Direktion  der  staatlichen  Schwachslromanlagen  nicht 
mehr  zugleich  Richterund  Partei  ist,  sondern  dass  die 
Anstände  nunmehr  durch  eine  allerdings  staatliche, 
aber  unparteiische  und  fachmännische  Amtsstelle 
erledigt  werden.  Diese  unleugbaren  Vorteile  machen 
die  Kommissionsvorlage  trotz  schwerer  Belastung, 
ich  ei  innere  speciell  an  die  Kontrolle  und  die  Haft- 
pflicht, annehmbar,  und  ich  empfehle  Ihnen  auch 
meinerseits  Eintreten  auf  die  Vorlage. 


Abstimmung.   —  Valation. 


Mit  Einstimmigkeit  wird  Eintreten  auf  die  Vor- 
lage heschlowen. 

(L'entrfe  en  matiere  est  decidee  ä  l'unanimite). 
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I.  Allgemeine  Bestimmungen.  -  Disposition!  generale*. 

Arl.  1. 

Zachokke,  Berichterstatter  der  Kommission :  Nach 
den  ausgiebigen  Eintrctensreferaten  glanhe  Ich,  auf 
die  einzelnen  Artikel  nur  dann  eintreten  zu  sollen, 
wenn  specielle  Bemerkungen  zu  machen  sind. 

Zu  Art.  1  habe  ich  keine  Bemerkung  zu  machon. 
Derselbe  spricht  den  allgemeinen  Grundsatz  aus, 
der  dem  ganzen  Gesetz  zu  Grunde  liegt 

Angenommen.  —  (Adopte.) 


Arl.  2. 

Znchekke,  Herichlerstatter  der  Kommission:  Der 
Arl.  2  enthält  die  Definition  der  Starkstrom-  und 
der  Schwachstromanlagen.  Der  Unterschied  zwi- 
schen Starkstrom  und  Schwachstrom  ist  so  gross, 
dass  in  dem  Gesetz  zwei  besondere  Abschnitte  ge- 
macht werden  müssen.  Es  hat  sich  um  die  Krage 
gehandelt,  wie  man  Schwachstrom  und  Starkstrom 
von  einander  unterscheide.  Eine  wissenschaftliche 
Unterscheidung  ist  in  verschiedenen  andern  Ge- 
setzen versucht  worden.  Auch  die  vom  Bundesrat 
einberufene  Expertenkommission  hat  eine  solche 
gesucht  Aber  es  hat  sichergeben,  dass  die  Begriffe 
über  den  Unterschied  zwischen  Starkstrom  und 
Schwachstrom  sehr  auseinandergehen.  Eine  Eini- 
gung konnte  nicht  erzielt  worden.  Die  Meinungen 
gehen  schon  deshalb  auseinander,  weil  der  elek- 
trische Strom  in  seinen  verschiedenen  Formen  bei 
verschiedener  Spannung  gefährlich  wird.  Während 
z.  B.  der  Gleichstrom  bei  einer  Spannung  vuii  200 
Volt  vielleicht  noch  nicht  gefährlich  ist,  so  ist  der 
Wechselstrom  schon  bei  100  Volt  unter  Umständen 
gefährlich.  Die  Verhältnisse  zwischen  diesen  beiden 
Stromformen  sind  noch  so  unsicher,  dass  man  es 
njeht  unternehmen  konnte,  eine  ganz  genaue  Defi- 
nition dieser  Unterscheidung  in  das  Gesetz  aufzu- 
nehmen. Dies  hätte  überdies  die  notwendige  Folge 
gehabt,  dass  man  auch  die  verschiedenen  Formen 
der  Messung  des  elektrischen  Stromes  Im  Gesetz 
hätte  unterbringen  müssen,  was  man  vorderhand 
vermeiden  wollte. 

Damit  Sie  über  die  verschiedenen  Ansichten,  die 
sich  über  Starkstrom  und  Schwachstrom  gebildet 
haben,  einen  Begriff  bekommen,  ist  in  der  Botschaft 
bemerkt,  dass  schon  ein  Gleichstrom  von  300  Volt 
und  ein  Wechselstrom  von  100  Volt  Spannung  unter 
Umständen  gefährlich  sei  und  die  Qr.cuze  zwischen 
Schwachstrom  und  Starkstrom  bilden  Könne.  An 
andern  Orten  hat  man  eine  andoro  Auffassung.  Die 
französische  Bcgiorung  hat  am  :ii.  Juli  d.  J.  eine 
Definition  erlassen,  nach  welcher  sie  Starkstrom 
bei  Gleichstrom  bei  einer  Spannung  von  über 
liOO  Voll  und  bei  Wechselstrom  bei  einer  Spannung 
von  über  120  Volt  annimmt  Die  Ansichten  gehen 
also  wesentlich  auseinander. 

Infolgedessen  hat  es  sich  empfohlen,  in  dem 
Gesetz  keine  wissenschaftliche  Definition,  sondern 
eine  praktische  Beschreibung  dieser  beiden  Formen 


der  elektrischen  Energie  zu  geben  und  zu  sagen: 
Der  Schwachstrom  ist  derjenige  Strom,  der  unter 
normalen  Verhältnissen,  d.  h.  wenn  er  nicht  mit 
Starkstrom  in  direkte  Beziehung  kommt,  Personen 
und  Sachen  keinen  Schaden  zufügen  kann,  während 
der  Starkstrom  jedenfalls  und  zu  allen  Zeilen  ge- 
fahrlich ist  Diese  Unterscheidung  zu  treffen  ist 
dem  Bundesrate  vorbehalten,  und  um  ihn  über  diese 
Frage,  die  mit  der  Zeit  variieren  kann,  stets  im 
klaren  zu  hallen,  ist  in  Art  20  '  ine  ständige  Kom- 
mission vorgesehen,  welche  aus  Organen  des  Tele- 
graphen -und  Telephondienslos  des  Bundes  und 
Vertretern  der  elektrischen  Wissenschaft  und  Tech- 
nik bestehen  soll.  Diese  Kommission  soll  den  Bun- 
desrat in  diesen  Fragen  beraten,  weil  er  selber  dar- 
über ja  kein  Urteil  besitzen  kann  und  weil  im  Laufe 
der  Zeil  dio  Begriffe  über  solche  Unterschiede  wech- 
seln können. 

Ks  hätte  möglicherweise  gewünscht  werden 
können,  dass  man  die  verschiedenen  Masseiuheilen 
der  Elektrizität  ins  Gesetz  einfüge.  Diese  Masscin- 
heiten  sind  jetzt  von  allen  Ländern  anerkannt  und 
Uberall  die  nämlichen.  Dieselben  haben  aber  dio 
Eigentümlichkeit,  dass  sie  sehr  genau  definiert  und 
umschrieben  werden  müssen,  nicht  nur  jede  ein- 
zelne, sondern  jede  einzelne  Messungsform  in  ihren 
Wechselbeziehungen,  während  z.  B.  die  ähnlichen 
Verhältnisse  bei  Wasser,  Druckverhällniss,  Wasser- 
menge, die  Kraft  des  Wassers,  also  das  Produkt 
aus  Spannung  und  Masse  allen  Leuten  bekannt  sind, 
weil  sie  gesehen  werden  können.  Bei  den  elektri- 
schen Massen  ist  dies  nicht  der  Fall,  sondern  es 
handelt  sich  da  um  Bogriffe,  die  durch  dio  Wissen- 
schaft aus  Beobachtungen  abgeleitet  werden  müssen, 
dio  sich  dem  Auge  nicht  ohne  weiteres  darbieten. 
Um  eine  solche  Technik  nicht  in  das  vorliegende) 
Gesetz  einführen  zu  müssen,  hat  dio  Expertenkom- 
mission dem  Bundesrate  vorgeschlagen,  diese  Defi- 
nitionen in  einem  specinllen  Gesetz  unterzubringen, 
das  gleichzeitig  auch  die  Bestimmungen  über  die 
Erstellung  der  Werkzeuge,  die  zur  Messung  dieser 
Grössen  notwendig  sind,  enthalten  soll.  Man  hat 
diese  Idee  mit  einer  Erweiterung  der  schweizer. 
Eichstätte  verbunden,  die  auch  in  anderer  Beziehung 
notwendig  wird,  wenn  den  notwendigen  Lebensbe- 
dürfnissen entsprochen  werden  soll.  Es  entsteht 
das  Bedürfnis,  dass  die  schweizerische  Eichstälto 
neben  der  Bestimmung  der  Lmgenmassc,  llohlmasso 
und  Gewichte  auch  Kontrollapparalo  erstelle,  welche 
die  Messung  von  Wasser,  von  Gasen  und  elektri- 
schen Strömen  ermöglichen  soll.  In  ein  Gesetz,  das 
den  Dienst  hei  der  erweiterten  Eichslätte  feststellt, 
gehören  sachgernass  dann  auch  die  wissenschaft- 
lichen Definitionen  über  die  verschiedeneu  elektri- 
schen Masseinheiten. 

Die  Kommission  hat  an  dem  vom  Bundesrate  vor- 
geschlagenen Arl.  2  nur  zwei  kleine  redaktionelle 
Aenderungen  vorgenommen.  Im  ersten  Alinea  schal- 
ten wir  das  Wörtchen  u normalerweise»  ein.  Das 
will  heisson,  dass  diese  Strome  nicht  auflrelen 
können,  insofern  Schwachslromleituugen  nicht  durch 
Starkstromleitungen  becinllusst  werden. 

Im  zweiten  Alinea  haben  wir  das  Wort  «können» 
gestrichen,  weil  man  annimmt  dass  diese  Gefahr 
bei  Slarkstromanlagen  immer  eintreten  wird.  Die 
Definition  ist  durch  diese  Aenderungen  etwas  klarer 
und  präziser  geworden. 
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Anisler  i.\hlcin:  Icli  finde,  dass  es  sich  em- 
pfehlen würde,  die  Art.  2  und  2  his  zusammen  zu 
behandeln.  Ich  bin  nlchl  in  der  Lage,  einen  be- 
stimmten Antrag  zu  stellen,  um  so  weniger,  als  ich 
mit  Art.  '2  bis  materiell  vollständig  einverstanden 
bin.  Dagegen  mochte  ich  die  Kommission  darauf 
aufmerksam  machen,  dass  es  sich  vielleicht  em- 
pfehlen dürfte,  den  ersten  Al>satz  von  Art.  2  bis  an 
den  Schluss  von  Art.  '2  anzufügen,  indem  da  im 
allgemeinen  gesagt  ist,  dass  der  Bundesrat  die  er- 
forderlichen Vorschriften  zur  thunlichsten  Vermei- 
dung der  aus  d-  ni  Zusammentreffen  von  .Starkstrom- 
anlagen mit  Schwachstromanlagen  herltoigcführton 


Hefa! 


ireu  un 


J  Schädigungen  erlassen  werde.  Ic 


halte  diesen  Satz  für  vollständig  genügend.  Gesetze 
sollen  möglichst  kurz  und  klar  gehalten  werden. 
Detaillierte  Umschreibungen  gehören  nicht  in  die 
Gesetze,  sondern  in  die  Vollziehungsvcrordnungen 
hinein.  Der  zweite  Absatz  enthält  aber  eine  detail- 
lierte Umschreibung  aller  derjenigen  Punkte,  über 
welche  der  Bundesrat  Vorschriften  erlassen  soll. 
Mit  der  Zeit  können  andere  Gesichtspunkte  auftau- 
chen, welche  den  Dundesrai  veranlassen  werden, 
noch  andere  Vorschriften  zu  erlassen.  Dieselben 
giengen  dann  über  den  Kähmen  des  Gesetzes  hin- 
aus. Ich  denke,  wir  dürfen  es  dem  Dundesrate 
vollständig  überlassen,  diejenigen  Punkte  herauszu- 
greifen, über  die  detaillierte  Vorschriften  notwendig 
sein  werden. 

Den  dritten  Absatz,  der  bestimmt,  dass  das  Fa- 
brikgeheimnis gewahrt  werden  soll,  halte  ich  für 
selbstverständlich.  Die  Durchführung  dieser  Vor- 
schrift dürfte  ebenfalls  in  den  vom  Bundesrat  zu 
erlassenden  Vorschriften  Aufnahme  linden. 

Ich  möchte  also  der  Kommission  zu  bedenken 
geben,  ob  nicht  der  allgemeine  Satz  des  ersten 
Alineas  von  Art.  '2  bis  an  den  Schluss  des  Art.  '2 
hinübergenommen  werden  sollte  und  der  ganze 
übrige  Art  '2  bis  gestrichen  werden  dürfte.  Einen 
bezüglichen*  Antrag  stelle  ich,  wie  gesagt,  schon 
deswegen  nicht,  weil  ich  materiell  mit  Art.  '2  bis 
einverstanden  bin. 


Präsident:  Di«  Bemerkung  des  Herrn  Amsler 
wird  bei  Beratung  von  Art.  '2  bis  ihre  Behandlung 
finden. 


Blumer,  Kommisionspräsident :  Ich  beantrag« 
Ihnen,  den  Vorschlag,  den  ersten  Satz  des  Art.  2  bis 
zu  Art.  2  hinzuzufügen  und  den  übrigen  Art.  '2  bis 
zu  streichen,  nicht  anzunehmen.  Art.  2  bis  ent- 
spricht dem  Art.  15  der  bundesrätlichen  Vorlage 
und  bestimmt  im  allgemeinen,  was  für  Vorschrif- 
ten von  Seite  des  Bundes  zu  erlassen  seien.  Das 
muss  gesagt  werden.  Man  kaun  das  zweite  Lemma 
nicht  streichelt  und  sagen,  es  sei  nicht  notwendig. 
Das  erste  Lemma  passt  auch  nicht  zu  Art.  2  denn 
es  handelt  über  eine  ganz  andere  Materie  als  Art.  2. 

Auch  das  dritte  Irmina  halten  wir  nicht  für  selbst- 
verständlich. Die  Kommission  hat  lango  über  die 
Bedaktion  dieses  Lemmas  beraten,  und  sie  wünscht 
sehr,  dass  über  die  Wahrung  des  Fabrikgehoim- 
nisses  ein«  Bestimmung  getroffen  werde.    Es  ist 


für  die  elektrische  Industrie  geradezu  eine  Lebens- 
frage, dass  ihr  das  Fabrikgeheimnis  garantiert  ist. 

Das  letzte  Lemma  ist  ebenfalls  nicht  unnütz.  Na- 
mentlich die  Bestimmung,  dass  auch  Modifikationen 
bewilligt  werden  können,  ist  von  ungeheurer  Be- 
deutung, und  die  Inhaber  elektrischer  Anlagen  wür- 
den sehr  ertefcrecken.  wenn  man  dieses  Lemma 
streichen  würde. 

Ich  beantrage  Ihnen  daher,  bei  dem  Kommission*- 
autrag  zu  bleiben. 


Dinkelinann:  Ich  erlaube  mir,  betr.  die  elek- 
trischen Masseinheilen  an  den  Herrn  Departements- 
vorsteher eine  Anfrage  zur  richten.  In  der  Bot- 
schaft wird  erklärt,  dass  his  jetzt  keine  Vorschrif- 
ten für  die  elektrischen  Masseiuhoiten  und  die  De- 
finition der  bezüglichen  Bezeichnungen,  wie  Ohm, 
Ampere,  Volt,  Watt  u.  s.  w.  bestehen.  Diese  Lücko 
sei  dann  durch  ein  besonderes  Gesetz  auszufüllen. 
Die  Expertenkommission  hat  diese  Angelegenheit 
einlässlich  beraten  und  ist  zum  Schluss  gekommen, 
-i.e.  >■!  Ip'ii  I'  und  1  senhahndepartenient  zu  er- 
suchen, beforderlich  eine  Expertenkommission  mit 
dem  Entwurf  eines  Gcsetzos  über  die  elektrischen 
Masseinheiten  zu  betrauen.  Der  Antrag,  der  damals 
von  der  Suhkommissi no  gestellt  wurde,  ist  von  der 
Kommission  einstimmig  zum  Beschluss  erhoben 
w>  >i  den,  und  der  Vorsitzende,  Herr  Bundesrat  Zcmp, 
bat  erklärt,  dass  er  die  Ausführungen  für  zutreffend 
erachte,  dass  ahn  in  Fragen  über  Masse  und  Ge- 
wichte das  Departement  des  Innern  zuständig  sei. 
Kr  werde  aber  dafür  sorgen,  dass  das  Departement 
des  Innern  wenn  möglich  bis  zur  Dczcmborsession 
iHOO  einen  Gesetzesentwurf  übor  dio  elektrischen 
Masseinheiten,  der  ebenfalls  die.  Erweiterung  der 
eidgenössischen  Kichstättc  betreffe,  vorlege.  Wir  sind 
nun  heute  ein  ganzes  Jahr  später  und  wir  haben 
von  einem  solchen  Gesetzesentwurf  noch  nichts  ge- 
sehen. 

Ich  gestatte  mir  daher  die  Anfrage  an  Herrn 
Bundesrat  Zemp,  wie  es  sieh  mit  dieser  Sache  ver- 
hält und  ob  der  fragliche  Entwurf  in  nächster  Zeit 
zu  gewärtigen  sei,  da  alle  elektrischen  Kreise  an 
einem  solchen  Entwurf  ein  wesentliches  Interesse 
haben. 


Bundesrat  Zemp:  Ich  finde  die  Anfrage  des  Herrn 
Dinkelmann  ganz  am  Platz.  Er  hat  über  das  Ver- 
hältnis, das  in  der  Expertenkommission  zurSpracho 
gekommen  ist,  richtig  referiert.  Es  ist  in  dor  That 
nötig,  dass  die  elektrischen  Masseinheiten  festge- 
stellt werden  und  dass  für  die  Verifikation  dieser 
Einheiten  eine  einheitliche  Eichstätte  errichtet 
werde.  Es  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  dio  po- 
lytechnische Schule  in  Zürich  dio  gegebene  Anstalt 
sei,  diese  Elchstätto  zu  organisieren.  Nun  ist  aber 
zu  bemerken,  dass  alle  gesetzlichen  Bestimmungen 
betr.  Mass  und  Gewicht  nicht  in  das  Bessort  des 
Post-  und  Eisenbahndepartements  fallen,  sondern 
dass  sich  damit  das  Departement  des  Innern  zu  be- 
fassen hat  Ich  habe  nicht  unterlassen,  dem  Vor- 
steher dos  Departements  des  Innern  von  dem  Wunsch 
der  Expertenkommission  Mitteilung  zumachen.  Der 
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Auftrag,  für  eine  gesetzliohe  Ordnung  zu  sorgen, 
ist  von  demselben  wohlwollend  entgegengenommen 
worden.  Weiter  ist  aber  nichts  gegangen,  aus  «lern 
einfachen  Grunde,  weil  wir  zuerst  wissen  müssen, 
ob  das  Gesetz  Uber  elektrische  Anlagen  angenommen 
wird  oder  nicht  Wenn  das  Gesetz  angenommen 
wird,  so  wird  die  gewünschte  Vorlage  ohne  Zweifel 
rasch  folgen. 


Präsident  Wenn  niemand  mehr  das  Wort  zu 
Art.  '2  verlangt,  so  ist  die  Diskussion  geschlossen. 
—  Es  liegen  nur  die  Anträge  der  Kommission  vor. 
Die  ursprungliche  Fassung  dos  Bundesrates  ist  nicht 
aufgenommen.  Herr  Amsler  hat  keinen  förmlichen 
Antrag  gestellt  —  Da  der  Antrag  der  Kommission 
nicht  widersprochen  ist,  so  ist  derselbe  angenommen. 


Art.  3><: 

Zsohokk«,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Art  '2  bis  ist  in  dem  bundosrntlichen  Entwurf  Art  15. 
Derselbe  ist  vom  Bundesrat  In  den  Abschnitt  Stark- 
stromanlagen eingeroiiil  worden.  Die  Kommission 
hielt  aber  dafür,  derselbe  habe  einen  so  allgemeinen 
Charakter,  dass  seine  richtige  Stellung  unter  den 
allgemeinen  Bestimmungen  sei.  Ks  gehl  daraus  her- 
vor, wie  wenig  der  Bundesrat  mit  der  Ansicht  des 
Herrn  Amsler  übereinstimmt,  welcher  glaubt,  dass 
Art  2  bis  mit  Art.  '2  verschmolzen  werden  könne. 
Die  Kommission  hat  an  dem  vorliegenden  Artikel  nur 
eine  Aendorung  vorgenommen.  Sie  hat  das  Lemma 
eingeschaltet:  «Der  Bundesrat  hat  dabei  auf  Wah- 
rung des  Fabrikgeheimnisses  Bedacht  zu  nehmen.« 
Ks  giobt  eine  ganze  Beihe  von  modernen  Industrien, 
welche  ihren  Vorteil  und  ihre  Existenzberechtigung 
nur  darin  finden  können,  dass  ihr  Verfahren  nicht 
allgemein  bekannt  wird.  Es  ist  selbstverständlich, 
dass  man  diese  Industrien  schütze,  wenn  man  zu- 
lassen will,  dass  der  Bund  die  Kontrolle  ihrer  An- 
lagen vornehme.  Dio  Kommission  hat  geglaubt,  den 
ihr  in  dieser  Beziehung  zugekommenen  Wünschen 
Bochnung  tragen  und  dieses  Lemma  aufnehmen 
zu  sollen.  Herr  Amsler  hat  gesagt,  das  verstehe 
sich  von  selbst,  aber  es  ist  doch  eine  ganz  andere 
Sache,  ob  man  über  einen  solchen  Punkt  formelle 
Bestimmungen  habe  oder  nicht. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 

II.  Schwachstromanlagen.  — 
Installation*  electrique«  a  faible  couranf. 

Art.  3. 

Zschokke,  Berichterstatter  der  Kommission :  Der 
Abschnitt  II  ist  aus  einem  schon  bestehenden  Ge- 
setz herübergenommen,  dessen  Bestimmungen  sich 
im  allgemeinen  im  Laufe  der  Zeit  als  zutreffend 
herausgestellt  haben,  so  dass  wesentliche  Aenderun- 
gen  sich  als  unnötig  erwiesen  haben. 


In  Art3  findet  sich  ein  Passus,  der  *ine  gewisse 
Bedeutung  hat  und  der  selbstverständlich  im  alten 
Gesetz  nicht  stehen  konnte.  Dieser  Passus  sagt,  dass 
dio  Schwachstromanlagen  die  Erde  als  I.eitung  be- 
nützen dürfen,  mit  Ausnahme  der  öffentlichen  Ts. 
lephonlei tungen,  wenn  dieselben  mit  Starkslrom.au- 
lagcn  in  Berührung  kommen  können.  Es  ist  durch 
dio  Erfahrung  nachgewiesen,  dass  nicht  nur  zwischen 
Telegraphen-  und  Tolephonlinion,  sondern  auch 
gegenüber  Slarkslromanlagen  Störungen  eintreten 
können.  Um  solche  Uebclstünde  zu  vermeiden,  hat 
z.  B.  Schweden  von  Anfang  an  die  Bückleitung  des 
elektrischen  Stroms  durch  die  Erde  nicht  zuge- 
lassen und  für  das  Telephon  Doppelleitung  einge- 
rührt. In  der  Schweiz  ist  man  vonAufang  an  nicht 
so  vorgegangen ;  man  kam  aber  im  I .aufe  der  Zeit 
dazu,  die  Doppelleitung  successive  einzuführen. 
Der  Bund  hat  diese  Umwandlung  in  dem  grössten 
Teil  der  intenirbanen  Leitungen  vorgenommen. 
Nach  dorn  Art  3  soll  diese  Aendorung  successive 
auf  dem  ganzen  Netze  vorgenommen  werden.  Sie 
haben  bereits  von  dem  Herrn  Komtuissiuuspräsiden- 
ten  gehört,  welche  finanzielle  Bedeutung  dieser  Aen- 
denmg  zukommt  und  wir  werden  diese  Frage  bei 
Behandlung  von  Art  IS  näher  errötern  müssen.  In- 
dessen mache  ich  Sie  darauf  aufmerksam,  dass  es 
eine  andere  Lösung  der  Frage,  wie  dio  Telephon- 
leitungcn  gegen  Einflüsse  von  Telegraphen-  und 
Starkstromleitungen  geschützt  werden  können,  nicht 
giebt  Dass  dio  Erstellung  der  Doppeldrähto  ein 
unausweisliches  Bedürfnis  ist  wurde  vom  Tele, 
graphen-  um!  Tclephondcparlomont  schon  laugst 
anerkannt.  Dies  beweist  der  Umstand,  dass  bisher 
schon  solche  Umänderungen  vorgenommen  worden 
sind  und  dass  im  Budget  für  das  Jahr  1901  eine 
Jahresausgabe  von  :i  Millionen  zur  Erstellung  von 
neuen  doppeldrahtigen  Linien  aufgenommen  ist 
Die  Expertenkommission  hat  ebenfalls  übor  diese 
Frage  eingehende  Untersuchungen  austeilen  lasson. 
Namentlich  über  den  Einlluss  der  elektrischen  Lei- 
tungen für  Strassenbahnen  auf  das  Telephon  wur- 
den Untersuchungen  vorgenommen,  und  es  hat  sich 
herausgestellt  dass  kein  anderes  Mittel,  auch  nicht 
die  Doppeldruhligkeit  der  Leitungen  der  Bahn  selbst, 
den  Uebclständen  abhelfen  kann,  als  eben  die  Durch- 
führung der  Doppclilrahligkoit  bei  don  Telephon- 
leituugen.  Infolgedessen  hat  die  Kommission,  im 
Einverständnis  mit  dem  Bundesrate,  der  von  der 
Expertenkommission  vorgeschlagenen  Bedaktiou  des 
Art.  3  ihre  Zustimmung  gogeben. 


Bundesrat  Zemp:  Ich  halle  es  für  meine  Pflicht 
nochmals  daran  zu  erinnern,  dass  die  Telephonver- 
wallung einen  andern  Standpunkt  einnimmt  Die 
Telephon ver walluug  hat  wiederholt  darauf  hingewie- 
sen, dass  die  Erstellung  von  Doppelleitungen  für 
sie  eine  ganz  beträchtliche  Neubclastung  bedeute. 
Sie  hat  auch  erklärt  dass  sie  sich  mit  oiuor  ein- 
fachen Leitung  vollständig  zu  helfen  wisse.  Es 
giobt  in  der  TelephonvcrwaltungTochniker,  welche 
behaupten,  die  einfache  Leitung  sei  besser  als  die 
doppelte.  Hauptsächlich  werden  aber  die  finan- 
ziellen Folgen  hervorgehoben.  Sie  haben  heute  von 
I  dem   Horrn   Kommissionspräsidenten   die  Zahlen 
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nennen  hören,  um  die  es  sich  handelt  Der  Bundes- 
rat hat  anfänglich  die  Sl'Uungnahm."  der  Telephon- 
verwaltung geleilt  Durch  die  Besprechungen  in 
der  Expertenkommission  sind  wir  aber  dazu  gelangt, 
eine  Konzession  zu  machen.  Ueberau  da,  wo  Schwach- 
strom und  Starkstrom  paralle  l  lauten  oder  sich  kreu- 
zen, wo  Induktionen  also  unvermeidlich  aind,  muss 
Abhülfe  geschaffen  werden.  Die  Telephouverwal- 
tung  sagt:  Wir  sind  eine  öffentliche  Anstalt,  roi 
genügt  die  einlache  Leitung;  wenn  nun  eine  Pri- 
vatanstalt  mit  Starkstromleitung  in  die  Quere  kommt, 
so  soll  sie  dalur  sorgen,  dass  die  Induktion  ver- 
mieden wird,  sio  soll  ihre  Starkstromleitung  dop. 
peldrahtig  erstellen.  Die  Starkslromanslalleu  er- 
klären aber,  dass  es  lür  sie  ein  Din^r  der  Unmög- 
lichkeit sei,  ihre  Leitungen  doppeldrahlig  zu  erstel- 
len. Durch  eine  solche  Forderung  würden  ihre 
Unternehmungen  sozusagen  unmöglich  gemacht.  Es 
sei  richtiger,  dass  die  einlache  Leitung  der  öffent- 
lichen Anstalt  sich  aecommodiere.  Der  Dundesrat 
stellt  sich  auch  auf  diesen  Standpunkt.  Er  will  es 
übernehmen,  die  Telephonleitunge»  doppeldrahtig  zu 
erstellen.  Wir  glauben  auch,  dass  die  Folgen,  wenig- 
stens für  die  Zukunft  nicht  so  überaus  grosso  sein 
werden.  Einmal  is^  richtig  hervorgehoben  worden, 
dass  in  den  Städten  die  oberirdische  Leitung  über- 
haupt nicht  mehr  geduldet  werde.  Wir  kamen 
dazu,  in  den  Städten  die  Kabelleitung  einzuri.  hlcn. 
Dann  ist  ausdrücklich  angenommen  worden,  dass 
die  Telephonverwaltimg  die  doppeln  Leitung  nur 
da  vorzunehmen  habe,  wo  die  Leitung  mit  Stark. 
Stromleitungen  in  Berührung  komme.  Uebcrall  da, 
wo  die  Telephonlinio  frei  über  Feld  geht,  ohne 
mit  Starkstromleitungen  in  Konkurrenz  zu  kommen, 
kann  der  Bund  sich  mit  eiufachen  Leitungen  bc- 
belfen. 

Allerdings  sind  dann  noch  weitere  Bestriktionen 
gemacht  worden,  bei  in  Art  18  zur  Sprache  kom- 
men werden.  Wir  finden,  dass  wenn  die  Telephon. 
Verwaltung  diese  Neueinrichtung«-;;  eigentlich  im  In- 
teresse der  Starkstromanlagen  vornehmen  muss, 
eine  Beteiligung  der  Starkstromanlagen  bei  dem 
Kostenaufwand  nur  billig  sei.  Wir  werden  darüber 
spüter  sprechen.  Da  sind  wir  allerdings  anderer 
Meinung  als  die  Kommission.  Aber  hier  haben  wir 
uns  nur  über  die  Verpachtung  der  Tclephunverwal- 
tung,  doppeldrahtige  Leitungen  einzurichten,  wo 
die  Berührung  mit  Starkstrom  stattfinden  kann,  aus. 
zusprechen  und  der  Bundesrat  aeeeptiert,  wie  ge- 
sagt, den  Vorschlag  der  Kommission. 


-  (Adopti.) 


Art.  4, 

Zachokke,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
Art  4 — 10  sind  einfach  aus  dem  bisherigen  Ge- 
setz über  Telegraph  und  Telephon  herübergenommen. 

—  (Adopti.) 
Art.  5. 


Angenommen.  —  fAIopte.) 


Art,  H. 

Zschokbe,  Berichterstatter  der  Kommission:  liier 
ist  bloss  die  Neuerung  eingeführt,  da«s  die  in 
Art.  20  vorgesehene  Kommission  vom  Bundesrat 
beraten  werden  soll,  bevor  er  einen  Entscheid  fällen 
kann. 

Angenommen.  —  (Ado+U.) 


Art.  7. 

Zarhokki»,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dir- 
Kommission  hat  bei  Art  7  bloss  eine  klein  •  redak- 
tionelle Aei  derung  vorgenommen,  durch  welche 
der  Sinn  durchaus  nicht  geändert  wild. 


Amsler  (Meilen):  Ich  mochte  Ihnen  beantragen, 
in  Lemma  3  von  Art.  7  das  Wort  <Lokalbchördo> 
durch  »lokale  Gerichtsbehörde  zu  ersetzen.  Unter 
dem  Ausdruck  Lokalbehörde  ist  wohl  die  Civil-,  die 
Orts-  und  Gemeindebehörde  zu  versteh- t>.  Im  Kau- 
ton Zürich  z.  B.  wird  es  die  Civilvorsteherschaft, 
den  Gomoinderat,  dieSchulpflege  u.  s.  w.  betreffen. 
Das  sind  aber  alles  Administrativbehörden,  denen 
richterliche  Kompetenzen  nicht  zustehen.  Auch  in 
Art  15  ist  der  gleichen  Lokalbchördc  gerufen, 
ebenso  in  Art.  33.  Hier  verhält  es  sich  jedoch  in- 
soweit anders,  als  es  sich  um  die  Anzeigepflicht 
bei  Uufällen  und  die  Voruntersuchung  handelt  Da 
dürfte  die  Bezeichnung  Lokalbehördo  die  richtige 
sein.  In  Art  5-i  ist  eine  Schätzungskommission 
für  jeden  Kanton  vorgesehen.  Das  einfachste  und 
richtigste  wäre,  wenn  die  in  Art  7  und  15  um- 
schriebeneu Kompetenzen  dieser  Schätzungskommis- 
sion überwiesen  würden.  Damit  wäre  die  Angelegen- 
heit auf  dorn  ganzen  Gebiet  des  Landes  einheitlich 
geregelt.  Allein  der  Einwand  muss  beachtet  wer- 
den, dass  bei  dieser  Ordnung  der  Dinge  das  Ver- 
fahren da  und  dort  ein  zu  kostspieliges  würde. 
Darum  ist  es  wohl  angezeigt  solche  Streitfälle 
durch  eine  lokale  Behörde  entscheiden  zu  lassen, 
aber  diese  lokale  Behörde  muss  die  Gerichtsbehörde 
sein,  deren  Kompetenzen  genau  umschrieben  sind. 


ZsrliMili»,  Berichterstatter  der  Kommission :  Die 
Kommission  und  der  Bundesrat  habon  nie  daran 
gedacht  dass  es  sich  hier  darum  handeln  könne, 
eine  Gerichtsbehörde  anzurufen.  Es  handelt  sich 
um  einen  Bekurs  an  eine  kompetente  Behörde,  die 
in  der  Lage  ist,  den  Schaden  zu  schätzen.  In  den 
meisten  Kantonen  werden  es  die  Flurkommissionen 
sein,  an  die  man  sich  wenden  wird.  Die  Gerichts- 
behörde wäre  ja  selbst  wieder  genötigt,  sich  an 
Experten  zu 


Mir:  Der  Sprechende  steht  grundsätzlich  auf 
dem  Boden  des  Horm  Amsler.  Wenn  ich  zu  Art  7 
keinen  Gegenantrag  gestellt  habe,  so  geschab  es, 
«rtteid  x  Jfe  m  75 
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weil  der  Art.  7  aus  dem  Gesetz  von  1889  hernber- 

genommen  ist  und  aus  demselben  bisher  ii. eines 
Wissens  keine  Schwierigkeiten  erwachsen  sind,  und 
zwar  deshalb  nicht,  weil  er  ja  so  gut  wie  nie  an- 
gewandt worden  ist.  Darum  habe  ich  keine  Beden- 
ken gegen  den  tot  7  gehabt.  Dagegen  weide  ich 
mir  erlauben,   bei  Art.  15  einen  Antrag  zu  stellen. 


Bundesrat  Zemp:  Ich  glaube  auch,  Herr  Amslcr 
sollte  sich  mit  der  Beibehaltung  des  Begriffs  «Lo- 
kaibehürde»  befreunden  können.  Dieser  Begriff  ist 
ein  ganz  allgemeiner.  Die  kantonale  Behörde  wird 
darüber  entscheiden,  wie  derselbe  angewandt  wer- 
den 9011.  In  dem  einen  Kanton  wird  die  gerichtliche 
Behörde,  in  einem  andern  die  Flurkommission,  in 
einem  dritten  der  Gemeindeammann  bestimmt  wer- 
den. Um  allen  diesen  Möglichkeiten  Raum  zu  schaffen, 
hat  man  eben  den  allgemeinen  Begriff  «Lokalbe- 
hörde» aulgenommen. 


Mfiri:  fch  glaube,  die  verschiedenen  geäusser- 
ten Ansichten  über  den  Ausdruck  *  Lokal be bor de/> 
knüpfen  sich  an  den  nicht  glücklich  gewühlten  Aus- 
druck. Unter  I.okalbehörde  versteht  man  gewöhn- 
lich eine  Ortsbehörde,  eine  Behörde,  die  in  einer 
Gemeinde  waltet  und  deren  Wirkungskreis  sich 
nicht  über  die  Gemeinde  hinaus  erstreckt  Zweitens 
versteht  man  darunter  auch  eine  nur  administrative 
Behörde.  Gewöhnlich  denkt  man  dabei  an  den  Gc~ 
meinderaL  Um  dieses  Missverstfmdnis  von  \orn- 
herein  zu  beseitigen,  wird  es  am  besten  sein,  wenn 
wir  das  «Lokal»  einfach  streichen.  Dadurch  wird 
zum  Ausdruck  gebracht,  dass  es  den  Kantonen  voll- 
ständig freisteht,  zu  bestimmen,  welche  Behörde  zu 
entscheiden  hat 

Ich  stelle  den  Antrag,  das  Wort  «Lokal »  zu 
streichen. 


Iltumor,  koiuiinssiouspruauient :  Ich  möchte  Ihnen 
beantragen,  dem  Vorschlag  der  Kommission  zuzu- 
stimmen. Es  darf  nicht  vergessen  worden,  dass  die 
vorliegende  Bestimmung  seit  11  Jahren  besteht  und 
dass  keine  Klagen  sich  dagegen  geltend  gemacht 
haben.  Man  ist  im  Gegenteil  ganz  gut  dainit  ge- 
fahren. Ich  glaube,  es  sei  besser,  einen  Ausdruck, 
an  den  man  sich  gewöhnt  hat,  nicht  zu  andern. 
Gegenüber  Herrn  Muri  möchte  ich  bemerken,  dass 
wenn  wir  statt  Lokalbehörde  einfach  Behörde  sagen, 
der  Gedanke,  den  wir  in  diesen  Artikel  hineinlegen 
wollen,  nicht  zum  Ausdruck  gelangt  Wir  wünschen 
ein  einfaches  Verfahren,  wir  wollen,  dass  möglichst 
wenig  Kosten  entstehen.  Die  Wahl  der  Behörde 
wollen  wir  allerdings  den  Kantonen  überlassen; 
aber  es  soll  die  lokale  Behörde  sein,  die  hier  zu 
funktionieren  liat  Es  soll  nicht  ein  ganzer  Appa- 
rat geschaffen  wen  Ion,  sondern  ein  möglichst  billi- 
ges und  einlaches  Verfahren  Platz  greifen. 


Amsler  (Meilen):  Ich  sohliesse  mich  dem  Antrag 
dt  »  Heri  u  Muri  an. 


Präsident:  Der  erste  und  zweite  Absatz  des 
Art  7  sind  unbestritten  und  daher  angenommen. 
—  Zum  dritten  Absa' .  liegt  ein  Antrag  des  Herrn 
Muri  vor.  Wir  stimmen  Uber  den  Antrag  der  Kom- 
mission und  denjenigen  des  Herrn  Muri  ab. 


Abstimmung.  —  Votaiion. 

Der  Antrag  der  Kommission  wird  mit  53  gegen 
33  Stimmen,  die  auf  den  Antrag  des  Herrn  Muri 
lallen,  angenommen. 

(La  proposition  de  la  commission  est  adopted 
par  53  voix  contre  33  que  reunit  ceüe  de  M.  Muri.) 


Art.  8. 

Zsrhokke.  Berichterstatter  der  Kommission :  Die 
Kommission  hat  bei  Art  8  nur  einige  redaktionelle 
Aendcrungcn  vorgenommen. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  9. 

Zschokke,  Berichterstatter  der  Kommission :  In 
Art  9  hat  die  Kommission  einem  Wunsche  der 
Eisenbahnverwallungen  Rechnung  getragen  und  dem 
Gedanken  Ausdruck  gegebon,  dass  die  Bahngesell- 
schaften  auch  bei  Neuanlagen  von  Telegraphen-  und 
Telephonlinien  angefragt  werden  sollen,  um  zu 
wissen,  ob  aus  der  Ausführung  des  Projektes  kein 
Schaden  erwachse. 


Dlnkelmauj:  Man  hat  die  vorliegende  Redaktion 
der  Konimission  als  genügend  erachtet  Ich  wünschte 
aber  ausdrücklich,  dass  hier  gesagt  werde,  dass 
die  Bestimmungen  des  Art.  9  sich  auch  auf  BaJmen 
mit  elektrischem  Betriebe  beziehen. 


Pritsident:  Ich  möchto  darauf  aufmerksam  ma- 
chen, dass  der  Antrag  dor  Kommission  etwas  un- 
klar ist.  Ich  möchte  wissen,  ob  der  zweite  Teil 
des  ersten  Alineas  des  nundesrätlichen  Antrages 
gestrichen  werden  soll  oder  nicht 
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Blumnr,  Kommissionspräsident:  Ich  beantrage, 
die  Redaktion  dieses  Artikels  an  die  Kommission 


Bundesrat  Zemp:  Da  der  Antrag  auf  Rückwei- 
sung  an  die  Kommission  gestellt  ist,  erlaube  ich 
mir,  zu  beantragen,  auch  den  Antrag  des  Herrn 
Dinkelmann  an  die  Kommission  zurückzuweisen, 
da  mir  dessen  Tragweite  im  Augenblick  nicht 
gegenwärtig  ist 


Diikelmaon:  Der  Bcschluss  der  Kommission 
gieng  dahin,  zu  sagen :  *f>er  Hund  ist  berechtigt, 
auf  dem  Gebiete  der  Bahngesellschaften  unentgelt- 
lich Telegraphen-  und  Telephonlinien  zu  erstellen, 
insoweit  dies  ohne  Beeinträchtigung  dos  Bahnbe- 
triebes und  der  sonstigen  Benützung  von  Bahneigen- 
tum geschehen  kann.»  Dann  folgt  das  zweite  Alinea. 
Deshalb  habe  ich  die  Erklärung  abgegeben,  dass  die 
elektrischen  Betriebo  auch  inbegriffen  seien.  Das 
war  ja  auch  die  Absicht  des  Bundesrates,  wie  aus 
dem  Wortlaut  des  von  Ihm  vorgeschlagenen  Art.  9 
hervorgeht  Ich  begreife  daher  nicht,  warum  man 
den  Artikel  an  die  Kommission  zurückweisen  soll, 
und  ich  erachte  es  für  zweckmässig,  denselben  jetzt 
zu  erledigen. 


Blumer,  Kommissionspräsident:  Ich  erkläre  mich 
belehrt 


Präsident:  Herr  Dinkelmann  will  die  Worte  bei- 
fügen: «mit  Inbegriff  des  elektrischen  Betriebes?» 


Dinknlmsna:  Nein.  Ich  habo  nur  die  Erklärung 
abgegeben,  dass  in  der  Fassung  der  Kommission 
der  elektrische  Betrieb  mit  inbegriffen  sei. 


Fahr:  Ich  glaube,  dass  die  Kommission  beschlos- 
sen hat,  nach  «igeschohen  kann»  einen  neuen  Satz 
zu  beginnen  und  den  zweiten  Teil  des  ersten  Alineas 
des  bundesratlichen  Entwurfes  in  denselben  aufzu- 
nehmen, also  zu  sagen:  €Der  Bundesrat  Ist  berech- 
tigt, an  bestehenden  staatlichen  Telegraphenlinien . . » 
Die  Redaktion  wurde  dorn  Herrn  Kommissionsprä- 
sidenten  überlassen. 


Präsident:  Es  scheint  mir  doch  etwas  Konfusion 
zu  herrschen  und  ich  halte  es  für  zweckmässig, 
Ihnen  zu  beantragen,  die  Redaktion  des  Art.  0  an 
die  Kommission  zurückzuweisen.  Wenn  ein  Gegen- 
antrag nicht  gestellt  wird,  so  nehme  ich  an,  dass 
Sic  mit  der  Bück  Weisung  einverstanden  seien.  — 
Es  ist  dies  der  Fall. 


Art.  10. 

Zsehokkt,  Berichterstatter  der  Kommission :  Der 
Art  lü  ist  aus  dem  alten  Gesotz  herübergenommen. 
Nur  die  Worte  «Telegraphen-  oder»  sind  einge- 
schaltet worden. 

Angenommen.  —  (Adoptl) 


Art.  lt. 

Zschokke,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 

Art.  Ii  ist  gegenüber  dem  bisherigen  Gesetze  nur 
eine1  redaktionelle  Aenderung  vorgenommen  worden, 
dit:  durch  den  Erlass  des  Bundesgesotzes  über  die 
Organisation  der  Bundesrechlspfl^go  vom  22.  März 
1898  nötig  wurde.  Der  Sinn  ist  sich  gleichgeblieben. 

Angenommen.  —  (Adopli.) 


Art.  12. 

Zschokke,  Berichterstatter  der  Kommission :  Auch 
hier  ist  nur  eine  redaktionelle  Aenderung  eingetre- 
ten, die  aus  dem  gleichen  Grunde  wie  bei  Art  Ii 
notwendig  wurde. 


III»  S 1 3 r  1^ s t r o m 3. n 1 3 c| g ri •        Inslflllättons  Ä 1 6 dr tflM Ä 
fort  courant 

Art.  13. 

Zsriiokke,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 
Art  13  hat  die  Kommission  wohl  die  einschnei- 
dendste Aenderung  an  dem  Entwurf  des  Bundes- 
rates vorgenommen.  Der  Bundesrat  hatte  sich  ur- 
sprünglich du  Ziel  gesteckt  bei  den  Starkstrom- 
anlagen, wie  bei  den  Schwachstromanlagen  nur 
diejenigen  Linien  unter  Bundesaufsicht  zu  stellen, 
welche  öffentlichen  Grund  und  Boden  oder  Eisen- 
bahngebiet benutzen  oder  zufolge  der  Nähe  von  an- 
dern elektrischen  Anlagen,  welche  dem  Gesotz 
unterliegen,  zu  ßetriehsstöruncen  oder  Gefährdungen 
Veranlassung  geben  können.  Die  Kommission  ist 
einen  Schritt  weiter  gegangen  und  hat  alle  Stark- 
stromanlagen dem  Gesetze  unterstellt  Sie  hat  sich 
gesagt,  dass  es  eine  etwas  engherzige  Auffassung 
sei,  wenn  man  in  einem  Gesetz  von  so  grosser 
Tragweile  sich  l>egnüge,  die  Wechselbeziehungen 
/.wischen  einzelnen  Leitungen  festzusetzen.  Sie  hält 
dafür,  dass  bei  allen  Starkstromanlagen  eineUebor- 
wachung  stattzufinden  habe,  um  den  Leuten,  die 
bei  denselben  beschäftigt  sind,  möglichst  grosse 
Sicherheit  angodeihen  zu  lassen.  Wenn  dies  bei 
den  Schwachstromanlagen  nicht  geschehen  ist,  so 
hat  es  seinen  Grund  darin,  dass  sie  keine  grosse 
Gefahr  bieten.  Nfan  hat  freilich  entgegengehalten, 
das  schweizerische  Fabrik  inspektorat  sei  dazu  dt» 
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um  dafür  za  sorgen,  dass  In  den  Anlagen  der  Eick-  j 
trlcltatswerke,   die  z.  B.  bloss  privaten  Grund  und 
Boden  benützen,   die  nötigen  Massnahmen  für  die  j 
Sicherheit  der  Angestellten  uud  Arbeiter  getroffen  ' 
werden.   Aber  man  hat  sich  doch  sagen  müssen, 
dass  es  eigentümlich  wäre,  wenn  die  einen  Stark- 
stromanlagen unter  der  Aufsicht  von  Fachorganen 
und  die  andern  nur  unter  der  Aufsicht  der  Fabrik* 
Inspektoren  stehen  würden.    Map  hat  sich  gesagt, 
dass  das  Fabrikinspeklorat  nicht  immer  in  der  I  agc 
wäre,   in  dieser  heiklen  Materie  die  richtigen  Vor- 
lügungen zu  treffen,   während  ein  Inspokturat  für 
Starkstromanlagen  die  gleichen  Verfügungen  für  alle 
treffen  wird. 

Die  Kommission  beantragt  Ihnen,  alle  Stark- 
etromanlagen  unter  die  Bestimmungen  des  vorlie- 
genden Gesetzes  zu  stellen. 


Bundesrat  Zemp:  Wenn  alle  Starkstromanlagen 
dem  Gesetze  unterstellt  werden,  so  sind  es  auch 
diejenigen,  welche  der  Privato  zu  privaten  Zwecken 
auf  privatem  Grund  und  Boden  errichtet  und  be- 
treibt Sollen  auch  diese  der  Bundeskontrolle  unter- 
stellt werden?  Es  giebt  Grunde  dafür  und  dawider. 
Es  kommt  vor,  dass  grossere  Landwirte  auf  ihrem 
Grundeigentum  Wasserwerke  erstellen,  sich  Elck- 
tricität  verscharfen,  sie  verwenden  zu  Bclcuchlungs- 
zweckeu,  zur  Kraftabgabe  auf  eigenem  Grund  und 
Boden  und  nicht  zur  Abgabe  an  Dritte,  und  da  ent- 
steht nun  die  Frage,  ob  dieser  Privateigentümer 
auch  der  Bundeskonirolle  unterstellt  werden  soll. 
Man  mag  wühlen.  Man  kann  die  Frage  einer- 
seits bejahen  und  sagen:  die  Gefahr  ist  auf  dem 
Privateigentum  so  gut  gegeben  wie  auf  dem  öffent- 
lichen Grund  und  Boden,  und  zum  Schulz  der  Leute 
des  Grundeigentümers  muss  man  die  Bundeskontrolle 
einführen.  Auf  der  andern  Seile  aber  wird  einge- 
wendet —  und  ich  glaube,diese  Einwendung  ist  noch 
einer  Prüfung  wert,  —  dass  der  Privateigentümer 
auf  seinem  Grund  und  Boden  noch  freie  Verfügungs- 
gewalt haben  solle  über  sein  eigenes  Heim,  seine 
eigene  Thätigkeit  auf  dem  eigenen  Grundstück.  Er 
wird  sich  selbst  zu  helfen  suchen,  denn  die  Gefahr 
besteht;  ihr  gegenüber  muss  er  sich  waffnen 
und  wenn  er  das  im  stände  ist,  so  ist  eine  öffent- 
liche Kontrolle  nicht  nötig.  Man  mag  entscheiden. 
Ich  gehe  zu,  man  kann  auch  den  Antrag  der  Kom- 
mission annehmen,  der  etwas  scharf  durchschnei- 
det Persönlich  halte  ich  am  Aulrage  des  Bundes- 
rates fest 


Blnircr,  Präsident  der  Kommission :  Ich  mochte 
hier  nur  bemerken,  dass  sich  der  elektrotech-  ' 
nische  Verein  mit  der  Fassung  der  Kommission 
einverstanden  erklärt  hat  Unterwerfen  Sie  nicht 
allo  Starkstromanlagen  der  Bundeskontrulle,  so  wer- 
den Sic  die  Kantone  nötigen,  Specialgesetze  zu  er- 
lassen. Es  wird  eben  gewünscht,  dass  alles  einheitlich 
geregell  werde"  und  wenn  diejenigen,  welche  dies 
beiriüt.  wünschen,  dass  sie  unter  diese  Kontrolle 
kommen,  so  soU  man  ihnen  en' sprechen.  Ich  mochte 
Sie  daher  sehr  bitten,  dem  Antrag  der  Kommission 
zuzustimmen 


MUH:  Gestatten  Sie  mir  nur  zwei  Worte  xnr 
Unterstützung  des  Antrages  der  Kommission.  Wenn 
Herr  BundosratZemp  darauf  aufmerksam  gemacht  hat, 
dass  die  Einführung  dieser  Kontrolle  eigentlich  fast 
einen  unbefugten  Eingriff  in  die  Bechle  des  Eigen- 
tümers bedeute,  so  glaube  ich,  dass  dieses  Bedenken 
durcli  Art  '27  des  Gesetzes  zerstreut  wird,  welcher 
bestimmt  dass  für  die  llausinstallationen  die  amt- 
liche Kontrolle  nicht  zur  Anwendung  kommen  solL 
Also  dieser  ElektricitälsvogL,  wenn  Sie  so  wollen, 
kommt  nicht  in  das  Haus  hinein,  sondern  es  be- 
schränkt sich  dio  Konirolle  auf  diejenigen  Leitun- 
gen, die  zwar  nicht  an  öffentlichen  Strassen  oder 
Häusern,  sondern  sich  über  das  Privateigentum  hin- 
ziehen, manchmal  stundenweit  Wir  haben  gegen- 
wärtig im  Aargau  solche  Leitungen  und  andere, 
noch  grossere  sind  in  der  Entstehung  begriffen, 
Leitungen,  die  sich  über  Hunderte  und  Tausende 
von  Grundstücken  hinziehen.  Man  ist  nämlich  durch 
die  Erfahrungen  der  Technik  dazu  gekommen,  die 
Starkstromleitungen  möglichst  in  gerader  Dichtung 
anzulegen,  weil  eine  grosse  Gefahr  darin  besteht, 
wenn  diese  Leitungen  in  Kurven  oder  im  Zickzack 
geführt  werden.  Will  man  aber  solche  gerade  An- 
lagen, so  muss  man  damit  über  Berg  und  Thal. 
Alle  diese  Anlagen  fielen  nach  dem  Antrage  des 
Bundesrates  nicht  unter  das  Gesetz,  und  die  Kantone 
würden,  wie  eben  ausgeführt  wurde,  selber  Bestim- 
mungen erlassen  müssen.  Wenn  nun  aber  das  Gesetz 
die  Expropriation  einräumt  und  der  Landwirt  gezwun- 
gen ist,  solche  gefahrbringende  Leitungen  auf  seinem 
Grund  und  Boden  zu  gestatten,  zu  gestatten,  dass 
man  ihm  quasi  den  Tod  über  seinem  Haupte  vor- 
beifuhrt, so  hat  das  Gesetz  auch  dio  Pflicht,  dafür 
zu  sorgen,  dass  diese  Gefahr  so  viel  als  möglich  ge- 
mindert werde.  Wir  müssen, wenn  wir  auf  dor  einen 
Seite  dio  Expropriation  bcschliessen,  auf  der  andern 
Seite  das  Korrelat  des  staatlichen  Schutzes  einfuhren. 

Ich  empfehle  Ihnen  daher  den  Antrag  der  Kom- 
mission. 


Abstimmung.  —  Votatitm. 


D:r  Antrag  der  Kommisston  wird  angenommen. 
^La  propositioti  de  la  commission  est  adoptee.) 


Art.  U. 

Zsc>tokke,  Berichterstatter  der  Kommission:  riier 
ist  nur  eine  redaktionelle  Aenderung  vorgenommen 
worden.  Es  wird  in  diesem  Artikel  gesagt,  dass  es 
dem  Bundesrat  zustehe,  über  dio  Stärke  der  für  die 
verschiedenen  Starkslrombetriebe  zulässigen  Span- 
nungen besondere  Vorschriften  zu  erlassen.  Diese 
Vorschriften  werden  selbstverständlich  der  Kommis- 
sion unterbreitet  werden,  welche  dem  Bundesrat  in 
elektrotechnischen  Fragon  zur  Seite  steht 

Angenommen.  —  (Adoyti.) 
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Art.  15. 

Zschokke,  Berichterstalter  der  Kommission:  Der 
frühere  Art  15  des  Bundesrates  isi  in  der  Vorlag« 
der  Kommission  zum  Art  2bis  geworden.  Hingegen 
bat  dio  Kommission  es  für  nötig  erachtet,  an  Stella 
des  alten  Art.  15  einen  neuen  Artik-l  einzuigen, 
der  sich  auf  die  flaumüsto  bezieht,  der  infolge- 
dessen dem  Art  7  untrr  den  Scliwachslroman- 
lagen  entspricht  Derselbe  gehl  von  der  Ansicht  aus, 
dass  auch  den  Starkstromatil  »gen  das  Recht  zuge- 
standen  werden  soll,  für  Beseitigung  der  Baumüsto 
kurze  Massrogeln  ergreifen  zu  können.  Er  unt  r- 
scheidet  sich  aber  vom  Art.  7  darin,  dass  in  diesem 
den  staatlichen  Telephon-  und  Telcgranhenleitungen 
das  Recht  zugestanden  wird,  im  allgemeinen  dio 
Baum  i  ohne  Entschädigung  entfernen  zu  können, 
währenddem  im  Schlussalinca  des  Art  15  dio  An- 
sicht ausgesprochen  wird,  dass  in  diesen  Fällen  je- 
weilen  eine  Entschädigung  bezahlt  werden  müsse. 
Diese  Entschädigung  soll  durch  die  Loknlbi  hördo 
ausgesprochen  werden,  welcho  in  Alt  7  schon  vor- 
gesehen ist. 

Es  wird  sich  natürlich  die  Frage  erheben,  ob  es 
zulassig  sei,  den  Privatgesellschaften  so  grosso 
Rechte  einzuräumen,  wie  dies  in  diesem  Artikel 
geschieht  Die  Kommission  ist  dor  Ansicht,  dass 
man  sich  nicht  an  die  etwas  enge  Anschauung 
halten  dürfe,  nur  dio  Telephon-  und  Telegraphen- 
leitungen  hätten  eine  gros-sc  Hedoutung  erlangt;  sie 
ist  vielmehr  der  Meinung,  dass  dio  Starkstrom- 
anlagen  mindestens  ebenso  grossen  Interessen  Rech- 
nung tragen,  wie  dio  Schwachstromanlagen,  und 
dass  den  erstem  infolgedessen  möglichst  entgegen- 
gekommen werden  soll.  Ich  erinnere  Sie  nur  daran, 
dass  die  Starkslromlüitungcn  dazu  dionen,  die  öffent- 
liche Beleuchtung  nach  und  nach  boinaho  überall  zu 
besorgen;  ich  erinnere  Sie  daran,  dass  sie  bostimmt 
sind,  als  Betriebsmittel  für  unscro  Eisenbahnen, 
vorab  die  kleinern,  zu  dienen,  dio  Kraft  in  Gegen- 
den zu  übertragen,  in  die  man  früher  dio  Indu>trie 
wegen  Kraftmangel  nicht  bringen  konnte,  und  ich 
erinnere  Sie  namentlich  daran,  dass  diese  Kraft- 
übertragungen eine  eminent  sociale  Rollo  spielen, 
■indem  sie  es  gestatten,  wie  gar  keine  andere  Kraft, 
dio  Kraft  in  so  kleine  Teile  zu  zersplittern,  dass  sie 
in  der  Hausindustrie  ihre  Verwendung  Boden  kann. 
Wenn  Sie  diese  Gesichtspunkte  zusammenfassen,  so 
können  Sie  sich  der  L'eberzeugung  nicht  entziehen, 
dass  diese  Starkstromanlagen  heute  eine  eminent 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  haben,  dass  man 
ihnen  entgegenkommen  muss,  weil  schliesslich  sie 
es  sind,  welche  in  den  letzten  Zeiten  dio  Entwick- 
lung unserer  Industrie  forderten.  Dann  muss  auch 
daran  erinnert  werden,  dass  wir  schon  so  weit  ge- 
kommen sind,  dass,  worin  auch  nicht  der  Staat  die 
Verwaltung  in  die  Hand  genommen  hat,  doch  eine 
ungemein  grosse  Zahl  von  Gemeinden  die  Führung 
übernommen  haben.  Und  zu  ihren  Gunsten  spricht 
dieser  Artikel,  den  dio  Kommission  glaubte  ein- 
schalten zu  müssen. 


Fahr:  Dor  Sprechende  beantragt  Ihnen,  Art  15 
nicht  anzunehmen.  Es  ist  hier  das  ausnahmsweise 
Recht,  welches  der  Art  4  des  Gesetzes  von  1889 


und  Art.  7  des  Entwurfes  für  Schwachstromanlagen 

gegeben  hat,  auf  die  Starksiromanlagen  ausgedehnt 
Diese  sollen  das  Recht  haben,  seien  sie  öffentliche 
Korporationen  oder  Private,  zu  verlangen,  dass  Baum- 
äste, welche  ihnen  angeblich  hinderlich  sind,  entfernt 
werden,  und  wenn  innert  8  Tagen  der  Aufforderung 
nicht  nachgekommen  wird,  die  Aeste  selbst  zu  be- 
seitigen.  Natürlich  ist  dio  Beseitigung  der  Aeste  in 
vielen  Fällen  gleichbedeutend  mit  der  Beseitigung 
dor  Bäume  seil  st.  Ich  halle  dafür,  dass  diese  eigen- 
mächtige Selbsthülfe  ein  starker  Eingriff  in  das 
Privateigentum  sei  und  jedenfalls  nicht  ohne  ganz 
zwingende  Gründe  gestattet  werden  sollte. 

Heim  s  Erachlcns  ist  die  Einräumung  dieses 
Rechtes  nicht  notwendig.  Der  Bundesrat  hat  in 
dieser  Beziehung  keinen  Vorschlag  gemacht,  und 
wir  wissen  auch,  dass  die  Starkslromanlagen  bis 
jetzt  auch  ohne  dieses  Privilegium  ausgeführt  wer- 
den konnten.  Dann  liegen  aber  auch  hier  die  Ver- 
hältnisse bei  den  Starkslromanlagen  ganz  anders, 
als  bei  den  Schwachstromanlagen.  Es  hat  gerade 
Herr  Muri  ausgeführt,  dass  die  Schwachstromanlagen 
meistens  den  Strassen  und  Flüssen  entlang  geführt 
werden;  da  sollen  die  Eigentümer  die  Aeste  ent- 
fernen, weil  ja  die  Telegraphen-  und  Telephonlei- 
tungen mehr  Recht  auf  Benützung  des  Öffentlichen 
Landes  haben,  als  die  Aeste  des  Grundeigentümers. 
Ich  bemerke  auch,  dass  die  Telegraphen-  und  Tele- 
phonleitungen von  ihrem  Rechte  wenig  Gebrauch 
gemacht  haben.  Ich  kenne  keinen  einzigen  Fall. 
Anders  dagegen  isl  es  bei  den  Starkstromanlagen. 
Diese  werden  und  müssen  quer  durch  die  Grund- 
stücke geführt  werden,  und  in  diesen  Fällen  soll 
man  sich  ,nun  verständigen  odor  es  soll  das  ordent- 
liche Verfahren  platzgreifen;  es  soll  da  nicht  irgend 
eine  Lokalbehörde  entscheiden,  welche  in  vi.  len 
Fällen  mit  dem  Inhaber  der  Starkstromanlage 
identisch  oder  mitbeteiligt  sein  wird.  Man  tröstet 
uns  allerdings  damit,  wenn  dio  Lokalbehörde  die 
Frage  der  Entschädigung  endgültig  entscheide,  so 
sei  dies  ein  kurzes  und  rasches  Verfahren,  und  man 
sagt  auch,  es  müsse  in  allen  Fällon  eine  Entschädi- 
gung bezahlt  werden.  Aber  es  ist  nicht  gesagt,  wer 
die  Kosten  des  Verfahrens  trägt,  und  dann  Ist  dieser 
Paragraph  auch  nicht  so  redigiert,  dass  in  allen  Fällen 
eine  Entschädigung  bezahlt  werden  muss.  Es  heisst 
einfach  «die  Fiage  der  Entschädigung»,  und  das  ist 
gleichbedeutend  mit  dem  Passus  in  Art  7:  «ob  und 
welche  Entschädigung».  Sodann  kann  auch  die  Ent- 
schädigung verschieden  ausgesprochen  werden.  Die 
Behörde  kann  sagen,  im  Abholz  liege  Entschädigung 
renug.  Es  scheint  mir  auch  konstitutionell  ausser- 
ordentlich bedenklich  zu  sein,  dass  als  einzige  Instanz 
für  die  Regelung  der  Er  tschädigungsfrage  eine  Ad- 
ministrativbehorJo  eingesetzt  wird,  eine  Behörde, 
die  zudem  den  elektrischen  Werken  und  deren  In- 
,  teressen  in  vielen  Beziehungen  ziemlich  nahesteht 
Ich  beantrage  Ihnen  StreichuDg  von  Art.  15,  weil 
er  nicht  notwendig  ist  und  viele  Schwierigkeilen 
mit  sich  bringen  kann. 


BnMer  (Schwyz):  Ich  möchte  Ihnen  empfehlen, 

dem  Antrage  des  verehrten  Herrn  Vorredners  nicht 
zu  entsprechen.  Herr  Fohr  hat  sich  schon  in  der 
Kommissionssitzung  gegen  die  Fassung  von  Art  15 
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atwgosprocüan,  und  »war  deshalb,  weil  er  darin 
einen  Eingriff  in  die  Privatrechte  Dritter  erblickt 
Ich  teile  dieses  Bedenken  nicht.  Es  gilt  doch  der 
Grundsatz,  duss  die  Starkstromanlagen  das  Recht 
der  Expropriation  von  Grundeigentum  haben,  und 
dieses  Recht  geht  doch  eminent  weiter,  als  das  der 
blossen  Beseitigung  von  Aesten,  die  irgend  eine 
Leitung  stören.  Aber  auch  praktisch  lässt  sich  das 
Bodenken  des  Herrn  Vorredners  nicht  rechtfertigen. 
Stellen  Sie  sich  vor,  dass  irgend  eine  grosse  Anlage 
durch  einen  Ast  gestört  wird.  Es  erfolgt  ein  Kurz- 
sctiluss,  und  es  ist  nicht  mehr  möglich,  einer  Reihe 
von  Etabli8sementcn  die  Kraft  zuzuführen,  diese 
müssen  stille  stehen,  die  Arbeiter  entlassen  werden. 
Stellen  Sie  sich  vor,  es  geschehe  dies  an  einer  Lei- 
tung, welche  eine  Stadt  mit  Licht  versieht;  die  Leute 
werden  im  Dunkeln  bleiben  müssen,  weil  ein  Ast  auf 
die  Leitung  hereinragt!  Solche  Verhaltnisse  dürfen 
doch  nicht  bestehen.  Praktisch  wird  sich  diu  Sache 
unendlich  einfach  gestalten.  Wenn  eine  derartige 
Leitung  gestört  wird,  so  wird  der  Ast  boseitigt 
werden  müssen  bon  gre  mal  gre,  man  wird  eine  solche 
Störung  nicht  dulden.  Ich  mochte  dies  nicht  spociell 
juristisch  rechtfertigen.  Dafür  hat  aber  das  Gesetz 
einen  Ausweg  gesucht  und  gefunden  darin,  dass 
diese  Aeste  beseitigt  werden  müssen,  wenn  sie  den 
Betrieb  stören  und  dass  hiefür  eine  ausreichende) 
Entschädigung  gegeben  werden  muss.  Es  ist  in 
meinen  Augen  auch  ganz  selbstverständlich,  habe 
aber  nichts  dagegen,  wenn  es  bemerkt  wird,  dass 
die  Auslagen  für  das  Verfahren  durch  die  Eleklrici- 
tätswerko  bezahlt  werden  müssen. 

Ich  llndo  es  also  nicht  für  richtig,  dass  man  hei 
der  Expropriation  von  Baumasien  stille  stehen  will, 
während  man  doch  das  Grundeigentum  expropriieren 
kann,  und  praktisch  kann  man  gar  nicht  anders 
verfahren,  als  hior  in  Art.  15  vorgesehen  ist  Ich 
empfehle  Ihnen  deshalb  dio  Annahme  von  Art.  15. 


r.  Planta:  Ich  möchte  Ihnen  sehr  entschieden 
die  Annahme  des  Antrages  von  Herrn  Fehr  befür- 
worten, und  ich  bin  besonders  durch  das  letzte  Vo- 
tum dazu  veranlasst  worden.  Der  Herr  Vorredner 
sagte,  das  Gesotz  wolle  das  Recht  der  Expropriation 
von  Eigentum  geben,  bei  den  Baumlisten  bleibe  es 
stehen.  Nichts  ist  unrichtiger,  als  die  Behauptung, 
in  der  Gewährung  der  Expropriation  liege  auch  das 
Becht  der  Beseitigung.  Wie  begründet  man  das'? 
Indem  man  das  alles  als  etwas  ganz  Singulare«  be- 
trachtet. Dieser  Standpunkt  ist  unhaltbar.  Die  Ver- 
pflichtung zur  Beseitigung  von  Baumästen  in  dem 
vorgeseheneu  summarischen  Verfahren  kann  ausser- 
ordentlich weit  gehen.  Stellen  Sie  sich  vor,  dass 
dio  Starkstromleitung  durch  einen  wortvollen  Park 
oder  Garten  hindurchsehe.  Was  würde  die  Folge 
sein  ?  Es  würde  dem  Eigentümer  einfach  mitgeteilt 
werden;  wir  führen  unsere  Anlage  durch  deinen 
Park,  beseitige  innert  8  Tagen  alle  Acste,  die  im 
Wege  stehen;  thust  du  es  nicht  und  hist  du  nicht 
willig,  so  brauch  ich  Gewalt.  Nach  8  Tagen  schickt 
man  einen  Arbeiter  und  lässt  die  Bäume  zusam- 
menschlagen. Ich  sage  mit  Wissen  und  Willen 
zusammensclila^cu.  denn  da»  Abschlagen  von  Arsten 
kommt  in  den  meisten  Fallen  dem  Abschlagen  der 


I  Bäume  gleich.  Wir  wissen  ja  alle,  dass  wenn  man 

mehrere  Aeste  wegnimmt,  der  Baum  absteht  oder 
J  doch  an  Wert  verliert.  Ich  glaube,  das  ist  so  klar, 
dass  ich  über  diese  Frage  nicht  weiter  zu  sprechen 
brauche. 

Der  Herr  Vorredner  hat  gesagt:  Sie  müssen  den 
Fall  vor  Augen  haben,  wo  z.  B.  infolge  von  Schneefall 
Aeste  herunterfallen  und  Störungen  verursachen. 
Dies,  s  Bedenken  wird  aber  durch  die  vorgeschlagene 
Fassuu;:  nicht  gehoben,  indem  man  mindestens  8 
Tage  warten  muss,  bevor  der  Ast  entlernt  werden 

Ich  habo  nichts  dagegen,  wenn  eine  Bestimmung 

aufgenommen  wird,  welche  vorschreibt,  dass  man 
bei  bereite  erstellten  Linien  in  summarischer  Weise 
vorgeheu  kann,  aber  man  soll  nicht  allgemein  das 
Princip  statuieren,  das  hior  enthalton  ist.  Es  ist  ja 
notwendig  —  ich  anerkenne  das  und  werde  auch 
gegen  dio  Exprnpriationsartikel  keine  Opposition 
machen  —  dass  es  für  grosso  Werke,  die  den  all- 
gemeinen wirtschaftlichen  Interessen  dienen,  ein 
Expropriationsrccht  gehe;  aber  dasselbe  soll  nicht  in 
unnötiger  Weise  verschärft  werden,  man  soll  auch,  so 
weit  es  möglich  ist,  die  Rechte  des  Eigentümers 
schützen,  ohne  Preisgabe  der  vitalen  Interessen  der 
Unternehmungen. 

Ich  kann  mich  den  Ausführungen  des  Herrn  Fehr 
anschliessen  und  glaube,  was  man  erreichen  will, 
die  Verpflichtung  zur  Beseitigung  von  Baumästen, 
erreicht  man  auf  dem  Wcgo  des  gewöhnlichen  Ex- 
propriation s Verfahrens.  Auch  den  Bahnlinien  entlang 
muss  man  Acste  beseitigen,  und  da  wird  nach  den 
Regeln  des  Expropriationsrechtes  vorgegangen.  Das 
wollon  wir  auch  im  vorliegenden  Falle. 


Meister:  Ich  stehe  auf  dem  Boden  der  Kommis- 
sion. Es  sollen  in  das  Gesetz  Bestimmungen  aufge- 
nommen werden,  welche  einen  ungefährdeten  Be- 
trieb in  Wirklichkeil  garantieren,  well  der  Betrieb 
in  der  weitaus  grössten  Zahl  der  Fälle  der  Allge- 
meinheil zu  Nutz  und  Fr  immeu  gereichen  wird  und 
nicht  nur  einzelnen  Privatpersonen.  Ich  erblicke  in 
der  Bestimmung  der  Kommission  eine  Garantio  da- 
für, dass  man  einer  plötzlichen  Wegnahme  von 
Baumästen  vorbeugt,  indem  man  schon  bei  der  Expro- 
priation in  Aussicht  nimmt,  der  und  der  Baum 
muss  entfernt  werden.  Was  das  von  Herrn  v.  Planta 
angeführte  Beispiel  betr  ifft,  wonach  in  einem  Parke 
wesentliche  Bestandteile  einos  Baumes  entfernt  wer- 
den könnten,  was  —  ich  bin  darin  mit  Herrn  v. 
Planta  einvorstanden  —  einer  völligen  Entfernung 
gleichkäme,  so  wird  man  eben  schon  bei  der  An- 
lage der  Leitung,  gestützt  aul  diese  Bestimmung, 
um  so  vorsichtiger  sein. 

Nun  im  io  ich  aber  doch  in  der  Bestimmung  von 
Art.  15,  Lemma  1,  eine  Lücko.  Ich  begreife  näm- 
lich nicht,  warum  man  von  Baumästen  und  nicht 
von  Büunicu  spricht.  Die  Bäume  können  bei  der 
Anlegung  der  Leitung  noch  nicht  diejenige  Höhe 
haben,  welche  den  Leitungen  hinderlich  sein  könnte. 
Bekanntlich  wachsen  aber  dio  Bäume  nicht  nur  in 
die  Breite,  sondern  ;mch  in  die*  Höhe.  Per  Gipfel 
selbst  kann  dio  Geltuhrdung  der  Starkstromleitung 
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herbeirühren.  Nehmen  wir  nun  z.  B.  einem  NnJel- 
holz  den  Gipfel  weg,  so  bleibt  vom  Baume  nicht 
mehr  viel  übrig;  ich  halte  es  daher  lür  richtiger, 
im  Ingrcss  des  Art  15  zu  sa^cn  Bäume»  statt  «Rauni- 
üstc». 

Aber  die  Bäume  wachsen  nicht  nur  iu  die  Höhe, 
auch  in  die  Breite,  unJ  so  kaun  es  vor- 
u,  da.s  ein  Baum,  der  bei  Erstellung  der 
Anlage  in  der  richtigen  Entfernung  stand,  eiueu 
solchen  Durchmesser  erhält,  dass  er  den  Draht  be- 
rührt. Auch  nach  dieser  Seite  hin  sollte  bestimmt 
werden,  dass  die  Entfernung  dos  Baumes  erlaubt  sei. 
Ich  beantrage  Binen  also  statt  ♦ Baumäste»  zu 
«Bäume». 


Zschokke,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
glaube,  die  ganze  Angelegenheit  wird  etwas  unrich- 
tig aufgefassL  Diejenigen,  die  eine  Anlage  erstellen, 
werden,  wenn  sie  einen  Baum  autreüeu,  genötigt 
sein,  Marko  Rückschneidungen  daran  vorzunehmen. 
Das  aber  wird  sich  der  Eigentümer  nicht  gefallen 
lassen,  und  In  einem  solchen  Falle  kommt  dann 
eben  das  Expropriationsgesetz  zur  Anwendung.  Das 
von  Herrn  v.  Planta  citierto  Beispiel  bezüglich  einer 
plötzlichen  Beseitigung  von  Baumästnn  in  einem 
Parke  trifft  nicht  zu.  Donn  um  ein«  Leitung  durch 
den  Park  führen  zu  können,  bedarf  es  eines  Hechtes, 
und  das  Hecht  orhält  man  nur  durch  die  Expropria- 
tion  und  nur  gegen  Entschädigung.  Wenn  die  Leitung 
so  gelegt  wird,  dass  a  priori  Baume  stark  beschä- 
digt werden,  so  wird  der  Besitzer  verlangen,  dass 
ihm  auf  gütlichem  VVego  oder  im  Expropriationsver- 
fahren eine  Entschädigung  gegeben  werde. 

Der  Fall,  um  den  es  sich  hier  handelt,  ist  doch 
nur  der,  dass  im  Laufe  der  Zoit  die  Bäume  wachsen 
und  infolgedessen  so  nahe  an  die  Drähte  kommen, 
dass  Schaden  entstehen  kann.  Im  Anfang,  bei 
Legung  der  Leitung,  werden  sich  dio  Eigentümer  in 
dem  Expropriationsverfahren  wehren  können.  Dio 
Fälle,  um  die  es  sich  nier  handelt, werden  meisten- 
teils erst  in  spätem  Zeiten  eintreten.  Das  beweist 
7..  ß.  die  Thatsache,  dass  der  Bundesrat  erklärt,  er 
habe  bei  seinen  Leitungen  nur  ausnahmsweise  mit 
solchen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  gehabt,  er  sei 
beinahe  nie  in  den  Fall  gekommen,  dieses  Verfahren 
anwenden  zu  müssen.  Jedenfalls  greift  es  nicht  Platz 
im  Momente  der  Erstellung,  in  welchem  sich  der 
Besitzer  schon  wehren  kann.  Ich  ghube,  Sie 
können  den  Artikel  unbedenklich  in  diesem  Sinne 
annehmen. 


Iselia:  Wenn  diese  Bestimmung  den  Sinn  hat. 
den  ihr  Herr  Zschokke  beilegt,  so  kanu  man  ver- 
nünftigerweise nichts  dagegen  einwenden,  denn 
dann  ist  das  Hecht,  das  man  dem  Inhaber  der  Stark- 
stromanlagen einräumt,  nichts  anderes  als  das 
Recht  der  Expropriation.  Der  Inhaber  bekommt  durch 
das  Urteil  das  Hecht,  seine  Anlage  durchzuleiten, 
er  muss  Entschädigung  zahlen  und  darin  ist  inbe- 
griffen, dass  er  dio  Leitung  auch  fernerhin  durch- 
führen kann  und  dass  er  sich  Aenderungen,  die 


ihm  dieses  Rocht  schädigen,  nicht  braucht  gefallen 
zu  lassen,  dass  or  also  die  Bäume,  dio  ihm  in  die 
Leitung  hineinwachsen,  stutzen  darf.  Es  ist  selbst- 
verständlich, dass  man  nicht  genötigt  werden  soll, 
wegen  jedem  nachgewachsenen  Ast  erst  diesen  Appa- 
rat, dessen  Kosten  Sie  kennen,  in  Bewegung  zu  setzen. 
Ich  glaube,  wenn  Missverstäudnisse  gewaltet  haben, 
so  ist  daran  dio  Redaktion  schuld,  die  allerdings 
geeignet  ist,  dazu  Anlass  zu  geben.  Diese  Bestim- 
mung würde  eher  in  den  Abschnitt  über  die  Expro- 
priation passen,  wo  sie  dio  Bedeutung  hätte,  dass 
in  dem  Hechte,  dio  Starkstromanlagc  durchzuführen, 
das  auf  dem  Wege  der  Expropriation  erworben  wird, 
das  woitere  Hecht  inbegriffen  ist,  die  Bäumo  in 
einem  Zustande  zu  erhalten,  der  die  Fortdauer  des 
Unternehmens  ermöglicht. 

Ich  bin  nicht  in  der  Lage,  oin<in  Antrag  zu 
stellen,  aber  ich  möchte  d*r  Kommission  cmpfuhhn, 
die  Bestimmung  da  unterzubringen,  wo  sie  hinge- 
hört, nämlich  im  Kapitel  der  Expropriation.  D.<un 
schliesslich  handelt  es  sich  um  nichts  anderes,  als 
um  die  Expropriation. 


Sebald  (Uri):  Es  wird  mir  etwas  schwer,  dem 
Siegeslauf  der  Kommission  zu  folgen.  Ich  bin  doch 
etwas  mehr  Anhänger  des  Privateigentums,  und  ich 
habe  mir  zuerst  vorgenommen,  zum  Antrage  des 
Herrn  Fehr  zu  stimmen.  Wenn  ich  meine  Meinung 
geändert  habe,  so  ist  namentlich  der  Umstand  daran 
schuld,  dass  vom  Herrn  Referenten  erklärt  worden 
ist,  diese  Bestimmung  sei  nicht  für  den  FaU  der 
Neuanlage  von  Starkstromanlagen,  sondern  fürsolcho 
Fälle  aufgenommen  worden,  in  welchen  es  sich  um 
eine  naturnotwendige  Aenderung  während  des  Be- 
standes der  Leitungen  handelt.  Immerhin  möchte 
ich  den  ArL  15  nocli  etwas  verbessern.  Derselbe  ge- 
nügt mir  nicht  Im  Lemma  1  ist  von  der  Beseitigung 
d«r  Baumästo  die  Rede.  Ich  verweise  dabei  auf  die 
Einschaltung  der  Worte  «gegen  Entschädigung».  Dann 
schoin^n  mir  im  ±  ..bäaiz  di<-  8  Tage  ^twas  zu  lang 
zu  s  in.  Ich  würdo  mich  mit  3  Tagen  begnüg*  n. 
WVnn  es  sich  wirklich  um  Störungen  durch  herunter- 
hängend* Aeste  band  dt,  so  begreife  ich  nicht, 
warum  man  8  Tage  zuwarten  solL  Entweder  —  oder. 
Entwodor  ist  das  Begehren  begründet  oder  nicht 
Ist  es  begründet,  so  soll  ihm  in  kurzer  Zeit  Rech- 
nung getragen  werden  können. 

Im  fernem  möchte  ich  Ihnen  vorschlagen,  den 
Absatz  3  in  der  Weise  abzuändern,  dass  statt  «die 
Frage  der  Entschädigung»  gesagt  wird  «die  Höhe 
der  Entschädigung ».  Sie  werden  mir  vielleicht  sagen, 
der  Grundsatz  der  Entschädigungspflicbt  sei  in  Ali- 
nea 3  schon  enthalten.  Dafür  habe  ich  aber  kein 
Verständnis.  Hier  ist  von  der  Frage:)  der  Entschädi- 
gung die  Rede,  und  wenn  man  diesen  Ausdruck 
hört,  spocioll  in  einer  Materie,  die,  wie  Herr 
Zschokke  ausgeführt  hat,  rein  nur  das  öffentliche 
Wohl  im  Auge  hat.  so  hat  man  doch  mitunter  ge- 
wisse Bedenken;  i-s  wird  uann  nicht  nur  die  Höhe, 
sondern  auch  dio  Frage  dor  Entschädigung  als  du- 
bios hingestellt.  Man  sollte  diesem  Bedenken  meines 
Erachteus  in  der  Weise  Rechnung  tragen,  dass  die 
von  mir  vorgeschlagene  Redaktion  angenommen  wird. 
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Kurz:  Ich  stelle  grundsätzlich  auf  dorn  Boden 
der  Kommission  und  mochte  mir  nur  einige  Be- 
■Berklingen  erlauben.  Vorerst  muss  ich  dem  Antrage 
des  Herrn  Meistor  entgegentreten.  Wie  Ihnen  iierr 
Zschokke  mitgeteilt  hat,  müsslc  in  dem  Falle,  wo 
ganze  Haume  in  Anspruch  genommen  werden,  nicht 
bloss  das  in  Art.  15  vorgeschlagene  Verfahren,  »oj- 
dern  das  Espropriatiuiisvarfaliren  zur  Anwendung 
kommen.  Art.  15  will  einfach  die  Notwendigkeit 
beseitigen,  dieses  Verfahren  einleiten  zu  müssen, 
wonn  da  und  dort  oin  kloinor  Ast  beseitigt  werden 
muss.  und  dies  scheint  mir  ein  recht  praktisches 
Vorgohen  zu  sein.  Ks  wäre  sonderbar,  wenn  man 
wegen  jeder  Kleinigkeit  das  Exproprialiousvorfahrcn 
einzuleiten  gezwungen  wäre. 

Bezüglich  der  Entschädigung  habe  ich  die  Auf- 
fassung, dass  nach  Art.  15  unter  allen  Umständen 
entschädigt  werden  muss.  Und  wie  ist  das  Verfahren 
geregell?  Die  Goselischalt  hat  dem  Betreffenden  an- 
zuzeigen, dass  sie  beabsichtige,  die  und  die  Aesle 
wegzunehmen,  und  derjenige,  den  es  angeht,  hat 
meines  Erachteus  das  Recht,  sich  innert  8  Tagen 
einverstanden  zu  erklären,  eine  Verständigung  anzu- 
bahnen; er  hat  aber  auch  das  Recht,  an  die  Lokal, 
behörden  zu  gelangen  und  zu  erklaren:  jetzt  will 
man  mir  die  Aeste  wegnehmen,  und  ich  bin  der 
Meinung,  dass  mau  die  Anlage  erstellen  kann,  ohne 
dass  man  mich  in  dieser  Weise  schadigt.  Dieses  i 
Recht  muss  eingeräumt  werden,  und  es  ist,  wie  ich 
glaube,  in  Art  15  enthalten.  Die  Gesellschaft  kann 
nicht  nach  Belieben  Daumasto  beseitigen,  sondern 
nur  dann,  wenn  die  Aulage  durch  dieselben  gefährdet 
oder  gostört  wird. 

Ich  nehme  an,  der  Artikel  werde  an  die  Kom- 
mission zurückgewiesen  werden,  weil  zu  verschie- 
dene Abändorungsantrüge  gestellt  worden  sind,  üm 
aber  die  Sacho  deutlich  zu  machon,  schlafe  ich 
Ihnen  vor,  zu  sagen:  «.Die  Frage  drr  Gefährdung  oder 
Störung  und  der  Entschädigung  ist  von  der  Lokal- 
behörde  endgültig  zu  entscheiden.»  Die  grosse  Mohr, 
zahl  der  Fäll«  werden  Bagatellsachen  sein  und  des- 
halb soll  dio  Lokalbehorde  dio  massgebende  Behörde 
sein.  Wenn  dioselbo  findet,  dass  z.  B.  einem 
Parkinhaber  ein  grosser  Schaden  entstehen  sollte, 
falls  die  Leitung  durch  den  Paik  geführt  wird,  so 
haben  die  Parkbesitzer  den  Genieinderai  von  vorn- 
herein auf  ihrer  Seite,  wenn  die  Leitung  nicht  ein 
dringendes  Redürfnis  ist.  Die  Gesellschaft  ihrerseits 
wäre  ihres  Rechtes  nicht  beraubt,  weuu  dio  Be- 
hörde don  Baum  nicht  eutferuen  lassen  will.  In 
einem  solchen  Falle  würdo  ihr  meines  Erachlens 
das  Expropriationsverfahren   immer  noch  zustehen. 

Ich  glaube  als  >,  dass  der  Art.  15,  so  wie  er  vor- 
geschlagen ist,  im  grossen  und  ganzen  einem  Be- 
dürfnis entspricht.  Er  wird  in  weitaus  den  meisten 
Füllan  genügon. 


Brosl:  Ich  stehe  auf  dem  Boden  der  Herren  Feh* 
and  v.  Planta.  Ich  glaube,  Art.  15  sollto  gestrichen 
werden.  Sollten  Si«  ihn  nicht  streichen  wollen,  so 
beantrage  ich  dessen  Rückweis-ing  an  dio  Kommis- 
sion. Sie  haben  im  Gesetze  Bestimmungen  über  dio 
Expropriation.  Hier  in  Art.  15  soll  nun  für  l'äume, 
eventuell  für  Baumuste  etwas  ganz  besonderes  bo- 


j  stimmt  werden,  insofern  als  die  Expropriation  aus- 
geschlossen und  der  Entscheid  einer  Verwaltungs- 
behörde übertrafen  werden  soll.  Wie  weit  das 
1  ?eht,  sehen  Sio  aus  dem  Votum  des  Herrn  Kurz, 
dmn  Herr  Kurz  vermisst  in  Lemma  3  den  Ent- 
scheid über  dio  Frage,  ob  . üheihaupt  ein  Baum 
oder  Baumast  on Kernt  werden  muss.  Es  könnte  sehr 
grosso  Verlegenheit,  n  bereiten,  weun  eine  Behörde 
sruen  wurde,  <!•.  r  Baum  oder  Ast  muss  nicht  ent- 
fernt werden.  Oieso  Frage  kann  von  grosser  Trag- 
weite sein,  und  es  könnten  sich  vielleicht  gerade 
dir  jonigen,  welche  das  Expropriationsverfahren  nicht 
zur  Anwendung  wollen  kommen  lassen,  darüber  be- 
klagen, dass  man  dieses  Verfahren  ausgeschlossen  hat 
Ich  mache  auf  Art.  15,  Lemma  3,  aufmerksam, 
wo  es  heisst:  «Die  Frage  der  Entschädigung  wird 
im  Streitfälle  durch  dio  von  der  Kantonsregierung 
zu  bezeichnende  Lokalhohörde  endgültig  entschie- 
den.* Also  ob  überhaupt  eino  Entschädigung  gelei- 
stet weiden  mu  s,  wird  nicht  gesagt  und  Herr 
Schmid  nat  mit  Recht  seinen  Abänderungsantrag 
gestellt 

Aber  auch  dio  Art  und  Woise,  wie  dio  Entschä- 
dignngsfrage  entschieden  werden  soll,  ist  nicht  an- 
nehmbar. Durch  die  Lokalbehörden  soll  hier  unter 
allen  Umständen  eine  sehr  eingreifende  Frage  ent- 
schieden werden,  und  zwar  endgültig,  wo  es  sich 
nicht  um  10  oder  20  Franken,  sondern  unter  Um- 
ständen um  100  Fr.  und  mohr  band.  It.  Das  ist,  glaube 
ich,  nicht  nur  eino  Gefahr  für  denjenigen,  der  ex- 
propriiert wird,  son  lern  auch  für  don.  der  oxpro- 
priieren  will.  Ich  halte  es  für  notwendig,  dass  hier 
das  ordentliche  Verfahren  zur  Anwendung  kommt 
Ich  stimme  also  in  erster  Linie  für  Streichung, 
und  wenn  das  nicht  belieben  sollte,  für  Ruck  Weisung, 
weil  es  richtiger  ist.  die  Frago  bei  der  Expropria- 
tion zu  bebandeln.  Will  man  ein  einfacheres  Ver- 
fahren für  diese  Baum  sie,  so  mag  man  dasselbe  in 
Art.  45  im  Zusammenhang  mit  der  Expropriation 
schaffen.  In  erster  Liuia  aher  unterstütze  ich  den 
Antrag  des  Herrn  Febr. 


Zi'ofifikkn,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
K:mm  s  ion  ist  mit  dem  Ruekwcisuugsaolrage  eln- 
vor»laudon  und  ersucht  Sie,  ihr  Gelegenheit  zu  geben, 
den  Artikel  enden  zu  radizieren  ohne  das  Prinzip,  das 
in  demselben  enthalten  ist,  zu  beseitigen.  Bei  diesem 
Anlasse  möchto  ich  noch  erklären,  dass  es  der  Kom- 
mission nicht  eingefallen  ist,  die  Expropriation  von 
Baumen  im  verkürzten  Verfahren  suttiiuden  zu 
lassen.  Ferner  mochte  ich  bemerken,  dass  die 
Verkürzung  der  Frist  von  8  auf  3  Tage  nach 
Antrag  des  Horm  Schmid  nicht  zulässig  ist  Es  geht 
doch  nicht  an,  dass  den  Bahnvorwallungnn  8  Tage  ge- 
währt worden  uod  den  Privaten  nur  3.  Die  Kom- 
mission ist  damit  einverstanden,  den  Artikel  etwas 
genauer  zu  präcisioren,  namentlich  die  Notwendig- 
keit der  EnU-chädigong  festzustellen  und  auch 
eino  Formel  zu  linden,  die  darthut,  dass  es  sich 
nicht  um  dio  erste  Anlage,  sondern  um  Verhältnisse 
bandcSl,  die  sich  später  entwickeln  können. 


Digitized  by  Google 


—    Olli  — 


Fehr:  Ich  raöchto  im  Gegenteil  zum  Antrag  des 
Herrn  Brosi  stimmen,  in  rrsior  I.inio  den  Art.  15 
zu  streichou.  Goradc  der  Antrag  des  Herrn  Moistor 
zeigt,  wie  weit  man  kommen  kanu.  Ich  kann  Herrn 
Meister  sa^on,  dass  man  den  Artikel  in  der  Konnte" 
sioo  zuerst  so  redigiert  hat:  «Bäume  und  Uaumäste», 
denn  es  ist  richtig,  wenn  dieAeste  abgehauen  sind, 
so  bleibt  der  Baum  nicht  erhalten,  sondern  das  ist 
nur  noch  ein  Stamm.  Aber  die  Ansicht  geht  eboo 
dahin,  dass  es  Sache  der  elektrischen  Gesellschalt 
ist,  jeweilen  nachzuweisen,  ob  es  notwendig  ist, 
Bäume  oder  Aeste  abzuhauen.  Da  soll  sie  sich  ver- 
ständigen, und  wenn  es  nicht  möglich  ist,  das  or- 
dentliche Verfahren  einschlagen.* 

Ich  habe  die  Expropriation  auch  auf  Baumästo 
ausdehnen  wollen,  und  das  gienge  viel  geschwinder, 
als  das,  was  in  Art.  15  vorgeschlagen  ist  Hier  ist 
eine  achttägige  Frist  festgesetzt,  und  dann  soll  die 
Behörde  entscheiden.  Wenn  Sie  dagegen  eine  kanto- 
nale  Expropriationskommission  beauftragen,  so  kann 
dieso  schon  am  gleichen  Tage  ihre  Anordnungen 


Blumer,  Präsident  der  Kommission:  Ich  will 
mich  Ober  die  Materie  nicht  mehr  aussprechen.  Herr 
Brosi  hat  den  Antrag  auf  Rückweisung  nur  even- 
tuell gestellt  Ich  glaube,  es  ist  richtiger,  zuerst  zu 
sehen,  ob  die  Kommission  nicht  andere  Vorschläge 
bringen  kann.  Nachher  hat  man  immer  noch  Zeit, 
die  Sache  zu  verwerfen.  In  der  Kommission  hat 
man  nicht  so  viel  davon  gesprochen.  Man  hat 
gesagt,  die  Bestimmung  existiere  schon  für  die 
Schwachstrouianlagen,  man  könne  sie  daher  auch  für 
die  Starkstromanlagen  einführen.  Heute  sind  aber 
Bedenken  erhoben  worden,  und  ich  glaube,  es  wird 
möglich  s<»io,  amiere Vorschläge  zu  machen.  —  Ich 
beantrage  Ihnen  daher  ebenfalls  Rückweisung. 


Brosi:  Einverstanden! 


Abstimmung.  —  Votalion. 

Der  Rückweisungsantrag  wird  angenommen. 
(La  proposition  do  renvoi  est  adophk.) 


Art.  16. 

Zsehokke,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 
Art.  1G  ist  von  der  Kommission  lediglich  ein  Passus 
eingeschoben  worden,  welcher  bestimmt,  dass  dann, 
wenn  es  sich  um  eine  Elsenbahnlinie  handelt  die 
Bahnverwaltung  da«Hftcht  der  Vernehmlassung  habe. 
Am  Endo  des  Artikels  wird  gesagt,  dass  die  Haus- 
instailationen  die  Genehmigung  des  Bundes  nicht  zu 
erii 


-  (Adopti.) 


Art.  17. 

Zsehokke,  Berichterstatter  der  Kommission:  Hier 
sind  die  Hausinstallationen  näher  definiert  Selbst- 
verständlich hat  sich  auch  in  diesem  Falle  die 
permanente  Kommission  Uber  die  Bedingungen, 
welche  bei  den  Projekten  innegehalten 
sollen,  auszusprechen. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici,  le  debat  est  interrompu.) 
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Natioralrat.  —  Conseil  national. 

1900,  vormittags  9  ühr.  -  Scance  du  5  decerobre  1900,  a  Ö  heurea  da  mitin. 


Vorsitz:       1  „ 
Pr&idence:  J  nr* 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  joun 
betr.  die  elektrischen  Schwach«  and 


!8  Installation«,  electriquts  a  faibla  «14 

Seüo  67«  hieror.  —  Voir  r w  W«  d  dcrtnt) 


FrEsldent:  Wir  sind  in  der  Beratung  dieses 
bis  m  Art.  18  gelangt; 
ist  Herr  Köchlin. 


Art.  t9. 

KöVhlln,  Berichterstatter  der  Kommission:  Mit 
Art.  18  treten  wir  in  das  Gebiet  der  finanziellen 
Tragweite  des  Entwurfes.  Ich  will  hervorheben,  dass 
der  Artikel  im  allgemeinen  mit  der  Vorlage  des 
Bundesrates  in  Uebcreinstlmmung  steht,  mit  Aus- 
nahme des  Punktes  der  Doppeidrähtigkeit 

leb  möchte  mir  vorerst  erlauben,  den  Artikel  in 
der  Weise  klar  zu  machen,  dass  nur  noch  der  Punkt 
der  Doppeidrähtigkeit  übrig  bleibt,  und  dann  Aber 
diesen  speclell  zu  referieren. 

In  Lemma  1  wird  bestimmt,  dass  da,  wo  Stark- 
und  Schwachstromanlngen  zusammentreffen,  Siche- 
rungsmassregeln getroffen  werden  sollen,  in  Lemma  2, 
dass  diese  Massnahmen  da  getroffen  werden  sollen, 
wo  das  am  sichersten  und  rationellsten  ge- 
schehen kann,  und  in  Lemma  3,  4  und  5  ist  die 
Kostenverteilung  für  diese  Massnahmen  festgesetzt. 
Die  Koetenverteilung  geschieht  zu  zwei  Dritteln  zu 
Lasten  der  nicht  öffentlichen  Leitung  und  zu  einem 
Drittel  zu  Lasten  der  öffentlichen,  wenn  private 
Leitungen  zusammentreffen  nach  Massgabe  der  wirt- 
schaftlichen Bedeutung  der  beiden  Leitungen.  Strei- 
tigkeiten Ober  diesen  Punkt  entscheidet  in  erster 
nnd  letzter  Instanz  der  Bundesrat  Ueber  alle  diese 


Punkte  herrscht  Ueberclnstlmmung  zwischen  dem 
Bundesrat  und  der  Kommission  und  ich  will  nicht 
näher  auf  die  Details  eintreten.  Die  Vorschlage  der 
Kommission  zu  Lemma  8,  Ziff.  1  und  2,  sind  mehr 
redaktioneller  Natur  und  werden  Ihnen  beim  Lesen 
schon  klar  werden. 

Der  Hauptpunkt,  um  den  es  sich  hier  handelt, 
ist  die  Bestimmung,  dass  die  Doppeldrähtlgkelt 
ganz  der  Telophonvorwaltung  überlassen  wird. 
Es  geschieht  dies  in  Ueberoinstimmung  mit  der 
Expertenkommission  und  mit  dem  Usus,  wio  er  aus, 
würts,  specielt  in  Deutschland  und  in  Schweden- 
schon angenommen  ist  Ich  verweise  diesbezüglich 
auf  die  Botschaft  pag.  0—10.  Nachdem  die  Exper- 
tenkommission auf  Vorschlag  der  Starkstrominter- 
essenten und  auf  Grund  der  erhobenen  Gutachten 
festgestellt  hatte,  dass  die  richtige  Lösung  der  Te- 
lephonfrage, d.  h.  der  Perfeklionlerung  der  Tele- 
phoneinriclitungen,  der  Möglichkeit  ungestörter  Ge- 
Sprüchseinrichtungen  auch  bei  Gegenwart  von  Stark- 
stromanlagen, einzig  darin  beruhe,  dass  samtlich« 
Telephonleitungen  doppeldrahtig  angelegt  werden, 
hat  dann  der  Streit  angehoben  und  die  Telegraphen- 
verwaltung hat  den  Spiess  sofort  umgedreht  und 
erklärt:  Nicht  die  Schwachstromleitungen  sollen 
doppeldrähtig  angelegt  werden,  sondern  die  Stark- 
stromleitungen, sie  sollen  sioh  möglichst  von  der 
Erde  isolieren.  Da  haben  wir  also  die  beiden 
Gegensätze;  jeder  hat  von  dem  andern  dasselbe 
verlangt  AllmAhlloh  haben  sich  aber  die  Gegensätze 
ausgeglichen  und  eine  allmähliche  Annäherung  hat 
stattgefunden  in  der  Weise,  dass  man  sioh  dahin 
verständigte,  dass  es  eigentlich  am  besten  sei,  die 
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Doppeldrahligkeit  da  durchzurühren,  wo  sie  am  na- 
türlichsten ist,  wo  das  durch  die  Anwesenheit  ver- 
schiedener Ströme  verursachto  Geräusch  störend 
wirkt,  wo  Verbesserungen  leichter  einzuführen  sind. 
Man  sagte  sich  namentlich  auch,  dass  die  Durch- 
führung für  die  Telephonverwaltung  keine  sogrosse 
Arbeit  sei,  da  nicht  nur  die  Hälfte  derselben  schon 
gemacht  ist,  sondern  auch  noch  Restriktionen  möglich 
sind.  Der  Art.  3  des  Gesetzes  bestimmt  nicht,  dass 
diese  Doppeldrähtigkeit  oder  vielmehr  die  Lostren- 
nung von  der  Erde  durch  die  Rücklcitung  überall 
gemacht  werden  muss,  sondern  nur  da,  wo  Tele- 
phonleitungcn  mit  Starkstromanlagen  in  Berührung 
kommen.  Es  bleibt  der  Telephonverwaitung  vorbe- 
halten, selbst  zu  entscheiden,  wo  der  Uebergang 
zum  Doppeldraht  nötig  ist  und  wo  nicht  Es  ist 
gestern  erwöhnt  worden,  dass  sehr  viele  Telephon- 
leitungen  durch  das  Gebirge  oder  von  Dorf  zu  Dorf 
geben,  wo  keine  Slarkstromanlagen  sind,  so  dass 
es  da  mit  dieser  Neuerung  noch  gute  Welle  hat, 
wenn  sie  überhaupt  eingeführt  wird. 

So  ist  man  also  dazu  gekommen,  dass  prinzipiell 
die  Telephon  Verwaltung  die  Doppeldrähtigkeit  ein- 
richten soll.  Nun  entsteht  aber  die  grosse  Frage, 
wer  die  Kosten  tragen  solle.  Das  ist  der  Kardinal- 
punkt in  diesem  Art  18. 

Die  Kosten  wurden  denn  auch  einlässlich  be- 
rechnet Sie  finden  die  Berechnungen  auf  Seite  12/16 
der  Botschaft.  Es  wurde  festgesetzt,  dass  für  die 
Verdoppelung  der  sämtlichen  bestellenden  oberirdi- 
schen Leitungen  8  Millionen  erforderlich  seien,  für 
die  Kabelleitungen  ebenfalls  8  Millionen,  zusammen 
16,5  Millionen,  für  die  Umänderung  der  Centrale 
weitere  3,5  Millionen,  zusammen  circa  20  Mil- 
lionen. Nun  heisst  es  aber  auf  Seite  13,  zweiter 
Abschnitt,  dass  die  Arbeiten  im  Betrage  von  11 
Millionen  ohnehin  beschlossen  seien,  so  dass  es  sich 
heute  nur  eigentlich  noch  um  9  Millionen  handelt 

Die  Berechnung  der  Botschaft  (S.  14 — 16),  sowie 
die  Broschüre  der  Telographcnverwaltung  vom  26  Juni 
1899,  betitelt  «Das  Verhältnis  zwischen  Stark-  und 
Schwachstromanlagen»,  giobt  Ihnen  einen  Einblick  in 
die  finanzielle  Tragweite  dieser  Frage.  Diese  Ziffern 
sind  sehr  bedeutsam  und  beachtsam.  Es  folgt  daraus, 
dass  die  Situation  der  Telegraphenverwaltung  in  der 
Thal  sehr  belastet  ist  und  dass  es  sehr  natürlich  ist, 
wenn  sich  die  Telegraphenverwaltung  dagegen  auf- 
lohnt, neue  Lasten  zu  übernehmen.  Wir  sehen  aus 
der  Botschaft  und  der  Broschüre,  dass  wenn  auch 
die  Vermehrung  der  Einnahmen  und  der  Gespräche 
eine  erfrouliche  ist,  eben  auch  die  Ausgaben  mehr 
und  mehr  steigen;  im  Durchschnitt  jährlich 
Fr.  700,000  Mehreinnahmen  gegen  Fr.  650,000  Mehr- 


Wir  sagen  ferner,  dass  die  notwendig  werden- 
den Verbesserungen  und  Vermehrungen  der  Linien, 
die  Legung  von  Kabeln  etc.  fort  und  fort  derartige 
Summen  erfordert,  dass  trotz  einer  Abschreibung 
von  jährlich  15  Proz.  das  Baukonto  der  Telegraphcn- 
verwaltung dennoch  stetig  wächst,  sodass  die  Tele- 
graphcnverwaltung in  ihrer  Broschüre,  S.  Ii  und 
15,  ausrechnet,  ihr  Baukonto  werde  sich  bis  1.  Ja- 
nuar 1910  bis  auf  20  Millionen  gehoben  haben. 

Dies,  meino  Herren,  ist  die  houtige  Situation. 
Ausser  den  Zahlen,  welche  wir  hier  haben,  liegen 
keine  offiziellen  Daten  vor.  Allein  es  ist  dies  eine 
Situation,  die  uns  schon  längst  erschreckt  und  plagt  « 


Schon  der  hohe  Bundesrat  ist  der  Sache  vorige* 
Jahr  näher  getreten  und  hat  von  der  Tolegraphen- 
verwaltung  einen  eingehenden  Bericht  über  deren 
Situation  verlangt.  Auch  Ibre  Budgetkoramisslon 
vom  letzton  Jahre  hat  sich  um  diese  Frage  beküm- 
mert und  ebenfalls  einen  solchen  Bericht  verlangt 
Dieser  Bericht,  der  weiteren  Schlussnahmen  zur 
Basis  dienen  soll,  liegt  heute  noch  nicht  vor  — 
hauptsächlich  infolge  Erkrankung  des  Telegraphen- 
direktors —  ich  hoffe  aber,  es  werde  nun  doch 
vorwärts  gehen  und  wir  werden  bald  gründlichem 
und  gonauern  Aufschluss  erhalten,  als  aus  den  heute 
vorliegenden  Ziffern. 

Woher  kommt  nun  aber  diese  schwierige  Situa- 
tion der  Tolegraphenverwaltung?  Sie  resultiert  aus 
drei  Gründen.  Erstlich  violleicht  daraus,  dass  man 
bei  den  ersten  Anlagen  dieselben  möglichst  einfach 
und  schlicht  zu  erstellen  suchte,  indem  mannatur- 
gemäss  damals  noch  nicht  erkennen  konnte,  welche 
Wichtigkeit  die  Elektricität  bekommen  werde. 

Zweitens  rührt  diese  Situation  daher,  dass  die 
Taxen  für  die  Benutzung  unserer  Telephoneinrich- 
tungen sehr  niedrige  sind  und  in  der  letzten  Zeit 
zweimal  herabgesetzt  wurden,  trotz  der  steligen 
Vermehrung  der  Kosten  des  Betriebes.  Die  Taxen 
wurden  ursprünglich  für  oberirdische  Leitungen  be- 
rechnet, und  es  ist  nun  klar,  dass  diese  gleichen 
Taxen,  namentlich  nachdem  sie  noch  weiter  herab- 
gesetzt worden  sind,  nicht  genügen,  um  die  grossen 
Kosten  der  Ueberführung  der  oberirdischen  Leitung 
in  unterirdische  Kabelleitung  zu  bestreiten  und  zu 
amortisieren 

Und  drittens  kommt  die  Lage  vielleicht  auch 
davon  her,  dass  die  Telephoneinrichtungen  über- 
haupt der  Natur  der  Sache  nach  sehr  delikate  sind 
—  Einrichtungen,  die  steten  Neuerungen  und  Ver- 
besserungen zugänglich  und  deren  auch  bedürftig 
sind.  Eine  Centrale  von  heute  ist  in  zehn  Jahren 
erneuerungsbedürftig.  Die  Telegraphen  Verwaltung 
ist  auch  schon  von  sich  aus,  ohne  unser  heutiges 
Gesotz  abzuwarten,  in  Bezug  auf  die  Neuerungen, 
die  sich  auf  diesem  Gebiete  gellend  machen,  vor- 
angegangen und  hat  mit  der  Verdoppelung  der 
Drähto  begonnen.  Warum?  Weil  sie  eben  das  Be- 
dürfnis hiezu  empfand  und  immer  auf  der  Höhe  der 
Anforderungen  stehen  wollte.  So  waren  per  Ende 
1898  von  den  85,000  km  schweizerischer  Telephon- 
leitungen bereits  30, 000  km  verdoppelt,  so  dass  noch 
55,000  km  zu  verdoppeln  bleiben.  Diose  55,000  km 
betreffen  aber  in  der  Hauptsache  alles  Abonnenten- 
leitungen.  d.  h.  Verzweigungen  im  flachen  Lande;  die 
meisten  s  tu  i  1  tischen  und  auch  beinahe  alle  interurbanen 
Leitungen  sind  bereits  verdoppelt  Von  den  inter- 
urbanen Leitungen  mit  11,570  km  sind  10.700  km 
verdoppelt,  und  nur  noch  690  km  sind  einfache 
Leitungen.  Daher  kommt  es  auch,  dass  von  den 
20  Millionen,  welche  die  ganze  Sache  kosten  soll, 
11  Millionen  verbraucht  sind  und  nur  Doch  circa 
9  Millionen  auszugeben  wären,  falls  alles  verdoppelt 
worden  sollte.  Es  ist  aber  nicht  gesagt,  dass  dies 
sofort  geschehen  müsse.  Bis  Ende  1 898  waren  Kabels 
mit  Doppeldrahtleitungen  gelegt  für  5,7  Millionen, 
woran  Gesellschaften  oder  Tramways  einen  Zuschuss 
von  Fr.  111,500  leisteten.  Bis  Ende  1899  erhöhte 
sich  die  Summe  auf  7  Millionen,  ohne  dass  meines 
Wissens  von  Gesellschaften  oder  Tramways  weitere 
Zuschüsse  flüssig  gemacht  werden  konnten.  Im 
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Budget  för  1901  sind  für  Bau  und  Unterhalt  der 
Union  vorgesehen  Fr.  5,67-2,000,  wovon  auf  das 
Baukonto  lallon  Fr.  4,400,000,  davon  spocicll  für 
Kabclicgungen  Fr.  3,200,000.  Im  Budget  pro  1900 
war  der  Betrag  ein  uocli  höherer,  indem  auf  das 
Baukonlo  der  Telegraphenverw;»!tung  Fr.  5,500,000 
entfielen  gegen  obige  Fr.  4, 400,000.  Sic  sehen,  welche 
Dimensionen  die  Sache  schon  von  sich  aus 
angenommen  hat,  ohne  unser  heutiges  Gesolz.  Die 
Kabelleguugen  entfallen  alle  auf  die  grossem  Städte. 

Warum  erwähne  ich  all  das?  Lediglich,  um 
Ihnen  den  Beweis  zu  erbringen,  dass  die  Frage  der 
Doppeldrähtigkeit  nicht  erst  durch  dieses  Gesetz 
entstanden  ist,  sondern  eine  Frage  ist,  die  in  der 
Hauptsache  bereits  durchgeführt  ist,  weil  sie  eben 
durch  das  allgemeine  Interesse  gefordert 
wurde.  Es  ist  deshalb  auch  der  Gedanke  der  Kom- 
mission sehr  natürlich,  dass  diese  durch  das  allge- 
meine Interesse  geforderte  Massnahme  auch  von  der 
Allgemeinheit  getragen  werden  soll,  nicht  von  ein- 
zelnen Starkstromanlagen. 

Dies  die  allgemeine  Grundlage  unserer  Stellung- 
nahme. Die  gegenwärtige  Situation  ergiebt  nun 
allerdings,  dass  unsere  Telegraphen-,  speciel!  unsere 
Telephonverwaltung  ein  unrentables  Geschäft  ist. 
Allein  dies  ist  ja  nicht  das  Wesentliche,  und  wenn 
ich  vorhin  von  Herabsetzung  der  Taxen  gesprochen 
habe,  welche  zweimal  vorgenommen  wurde,  und 
zwar  aus  dem  speciellen  Entschlüsse  des  Vorstehers 
des  Postdepartements  heraus  und  gegen  den  Vor- 
schlag der  Verwaltung,  welche  schon  damals  darauf 
aufmerksam  machte,  dass  die  Kosten  höher  zu  stehen 
kommen  werden,  so  halte  ich  dafür,  dass  dieser 
Entschluss  ein  weitblickender  und  richtiger  war. 
Wir  haben  denn  auch  in  unserm  l-ande  cinu  Ver- 
breitung der  TelephoneinrichtunRen  wie  in  keinem 
andern  Lande;  wir  sind  in  dieser  Beziehung  andern 
voraus,  und  ich  hoffe,  nachdem  man  damals  in  Tele- 
phonsachen so  weitblickend  war,  werde  man  heute 
nicht  kleiner  denken.  Wir  besitzen  heute,  d.  h.  per 
Ende  1890,  wie  aus  dem  Bericht  der  Telegraphen- 
verwaltung zu  ersehen  ist,  35,000  Abonnenten;  dio 
jährliche  Vermehrung  beträgt  durchschnittlich  3000 
Abonnenten.  Dio  Zahl  der  Gespräche  und  Vermitt- 
lungen (Lokal-  und  Ferngespräche  zusammen)  be- 
trug im  Jahre  1800  23,785,000;  dio  jährlicho  Stei- 
gerung beläuft  sich  auf  3—4  Millionen.  Es  bowoist 
Ihnen  dies,  dass  wir  es  mit  einem  grossen  öftent 
liehen  Werke  zu  thun  haben,  einem  servicc  public 
de  premier  ordre,  und  ich  hallo  dafür,  wir  sollten 
diese  Entwicklung,  die  so  sehr  Allen  dient,  nicht 
stören.  Angesichts  dieser  finanziellen  Lage  der  Ver- 
waltung sollen  wir  etwas  Geduld  haben  und,  wenn 
einmal  der  Bericht  derselben  vorliegt,  die  ganze 
Situation  genau  prüfen,  im  übrigen  aber  die  gegen- 
wärtige, etwas  schwere  Belastung  mehr  als  eine 
Konsolidierung  betrachten,  dio  vorübergehender  Art 
ist,  indem,  wenn  die  Hauptarbeit  gemacht  ist,  wie- 
der ruhigere,  billigere  Zeiten  kommen  worden.  Wij 
brauchen  uns  durch  diese  grossen  Ziffern  daher  nicht 
allzusehr  beängstigen  zu  lassen. 

Nachdem  ich  diese  grundlegenden  Gedanken  über 
unsere  Telephonsituation  festgestellt  habe,  trete  ich 
nun  auf  die  Wirkungen  der  heutigen  Vorlage  ein. 

Bis  jetzt  hatto  in  Bozug  auf  dio  Erstellung  von 
Telegraphen-  und  Telophonlinicn  das  Bundes-esetz 
vom  26.  Juni  1889  Geltung.  Dieses  Gesetz  bestimm) 


(Botschaft  pag.  21),  dass  im  allgemeinen  Massnah- 
men zur  Sicherung  immer  der  Neuanlage  auferlegt 
werden  sollen,  und  dass,  wenn  dio  Telegraphen- 
und  Telephonleitungcn  infolge  anderer  Leitungen 
Aenderungeu  vornehmen  müssen,  diese  letztern  dio 
Kosten  zu  bezahlen  haben.  Dagegen  enthält  das  Ge- 
setz auch  schon  cino  Bestimmung,  welche  sagt: 
Ei no  Ausnahme  von  dieser  Hegel  kann  zu  Gunsten 
von  Starkstromleitungen  eintreten,  welche  einem 
öffentlichen  Zwecke  dienen.  Der  öffentliche  Zweck 
der  Starkstromleitung  ist  also  hier  schon  festge- 
legt Au!  Grund  dieses  Gesetzes  haben  wir  bis 
End*-  1898  für  Fr.  5,700,000  Kabels  gelegt  und  haben 
von  mitbeteiligt«)  Starkströmen  Beiträge  hielür  im 
Betrage  von  Fr.  141,000  verlangt,  eine  Bagatelle  im 
V  ergleich  zu  der  Belastung  der  Telegraphonverwal- 
tung.  Auf  Grund  des  gleichen  Gesetzes  sind  ferner 
in  den  Städten  diejenigen  Veränderungen  vorgenom- 
men worden,  von  denen  ich  Ihnen  gesprochen  habo ; 
die  ganze  Auslage  beziffert  sich  heule  auf  11  Mil- 
lionen, ohne  dass  mir  bekannt  geworden  ist,  dass 
von  Starkstromunternchmungen  weitere  Beiträge 
geleistet  worden  waren.  Ich  weiss,  dass  solche, 
namentlich  hei  kleinern  Werken,  verlangt  worden 
sind,  aber  ob  sie  bezahlt  wurden,  war  nicht  erfind- 
lich. Ich  weiss  nur,  dass  z.  B.  bei  der  Kabellegung 
in  Zürich  ein  Beitrag  verlangt  wurde,  dass  derselbe 
aber  entschieden  abgelehnt  worden  ist;  dort  hat 
der  Bund  sämtliche  Kosten  getragen.  Die  Vorlage 
des  Bundesrates  will  nun  in  diesem  Gebiete  Ord- 
nung schaffen  und  an  Stelle  des  etwas  willkürlich 
gefassteu  und  willkürlich  gehandhabten  Artikels  des 
Gesetzes  von  1881)  eine  Bestimmung  aufnehmen, 
wonach  in  Zukunft,  wenn  dio  Telephonverwaltung 
eino  Aenderung  vornehmen  muss,  zwoi  Drittel  der 
Kosten  von  den  Starkstromunternehmungen,  welche 
diese  Aenderung  hervorrufen,  getragen  werden 
müssen.  Die  Botschaft  des  Bundesrates  basiert  ihre 
Begründung  in  der  Hauptsache  darauf,  dass  die 
Telegraphen  Verwaltung  erklärt:  unsere  Situation  ist 
derart,  dass  wir  absolut  nicht  Geschenke  machon 
können,  sondern  zu  den  grossen  Kosten  andere, 
d.  h.  die  Starkstromleitungen,  heranziehen  müssen. 
Es  hat  dies  an  sich  etwas  Plausibles  und  ist  ziem- 
lich einleuchtend.  Allein  ich  möchte  doch  darauf 
aufmerksam  machen,  dass  der  Vorschlag  des  Bun- 
desrates ernstlichen  Bedenken  ruft  Die  hier  aufge- 
nommenen Bestimmungen  sind  nach  der  Ansicht 
der  Kommission  unnatürlich;  sie  entsprechen  nicht 
dem,  was  bis  jetzt  Gebrauch  war  und  sie  sind  auch 
undurchführbar.  Weshalb?  Erstens  weil  diese  Aen- 
derungen,  die  den  Starkstromanlagen  zu  zwei  Drit- 
teln belastet  werden  sollen,  so  wie  so  gemacht 
werden  müssen,  im  eigenen  Interesse  des  Telephon- 
betriebes. Das  Telephon  muss  sich  in  sich  selbst 
gegen  die  induktive  Beeinflussung  der  Starkströme 
schützen;  es  ist  eine  interne  Sache  des  Te- 
lephons, zum  Doppeldraht  überzugeben,  um  so 
mehr,  als  sich  das  Verlangen  immer  mehr  geltend 
macht,  auch  auf  grosse  Entfernungen  sprechen  zu 
können,  was  nur  möglich  ist,  wenn  die  Einrichtung 
tadellos  funktioniert 

Sodann  ist  dio  Frago  der  Beteiligung  an  den 
Kosten  der  Doppeldrähtigkeit  präjudiziert  da- 
durch, dass  die  Doppeldrähligkeit  bereits  zur  Hälfte 
aus  dem  öffentlichen  Bedürfnis  heraus  durchgeführt 
ist    Es  scheint  mir  nicht  anzugehen,   für  die 
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iweite  Hälfte,  oder  sogar  noch  wenigem,  un  plötzlich 
eine  andere  Kostenverteilung  platzgroifcn  zu  lassen. 
Per  Ende  1898  waren  bereits  für  Fr.  5.700,000  dop- 
peldrahtige Anlagen  erstellt,  woran  die  Starkstrom- 
anlagen  Fr.  141,000,  d.  h.  2,5  Pro*,  leisteten,  und 
jetzt  will-  man  plötzlich  dio  Beteiligung  der  Stark- 
stromanlagen anf  00  Proz.  festsetzen! 

Der  dritte  Grund,  warum  wir  sagen,  man  könno 
aul  die  Vorschlage  des  Uundesrates  jetzt  nicht  mehr 
eintreten,  liegt  darin,  dass  durch  dieselben  eine 
bedeutende  Bevorzugung  der  Stadtge- 
biete gegenüber  dem  Lande  eintreten 
würde.  Beinahe  in  allen  Städten  ist  die  Doppel- 
drähtigkeit  durch  Legung  von  Kabels  zu  Lasten  der 
Telephonvorwaltung  durchgeführt;  die  Städte  haben 
hieran  fast  nichts  beigetragen.  Die  Doppcldrählig- 
keit  bleibt  nur  noch  auszuführen  —  interurban  ist 
sie  auch  schon  durchgeführt  —  auf  dem  Lande 
draussen  und  hier  soll  nun  plötzlich  ein  30mal 
strengerer  Modus  platzgreifen  als  bis  jetzt!  Wenn 
ich  boshaft  sein  wollte,  so  würde  ich  sagen:  Es 
mag  so  sein;  wir  in  Basel  haben  die  Sache  in  der 
Tasche;  seht  ihr  zu,  wie  ihr  weiterkommt!  Allein 
ich  meine,  es  handelt  sich  hier  um  eino  Frage  der 
Gerechtigkeit  nach  Art  4  der  Bundesverfasung : 
«Alle  Schweizer  sind  vor  dem  Gesetze  gleicht,  und 
Ihre  Kommission  ist  der  Ansicht,  dass  eine  Un- 
gleichheit von  so  grosser  Tragweite  vermieden  wer- 
den muss. 

Ein  vierter  Punkt  ist  folgender.  Die  Kommission 
sagt  sich:  die  Starkstromleitungen  können  meist 
auch  als  öffentliche  Werke  betrachtet  werden  und 
für  diese  hat  schon  das  alte  Gesetz  eine  Ausnahme 
gekannt.  Es  kommen  ja  bei  diesen  Starkstroman- 
lagen weniger  private  Aktiengesellschaften  in  Be- 
tracht als  Geinelndeunlernehmutigen,  genossenschaft- 
liche Unternehmungen  aller  Art,  welche  im  Inter- 
esse der  betr.  Oerllichkeit  entstehen. 

Von  diesen  vier  Gründen  scheinen  mir  haupt- 
sächlich die  Gründe  2  und  3  —  die  Präjudizierung 
und  die  Bevorzugung  der  Städte  gegenüber  dem 
Lande  —  zwingender  Natur  zu  sein,  und  Ihre 
Kommission  kam,  nachdem  eine  für  die  finanziellen 
Fragen  eingesetzte,  aus  den  Herren  Martin  und  dem 
Sprechenden  bestehi'ndeSubkommissiou  alles  gründ- 
lich geprüft  und  in  Sachen  referiert  hatte,  zu  dem 
einstimmigen  Beschluss,  vorzuschlagen,  die  Doppel- 
drahtigkeit  aus  dem  Gesetze  auszuscheiden  und  ver- 
trauensvoll der  Telcphonverwaltung  zu  überlassen. 
Wenn  der  hohe  Bundesrat  diesem  Gesichtspunkt 
nicht  beitritt,  so  sei  mir  die  Frage  erlaubt:  Wie 
soll  dann  die  Bestimmung  der  zwei  Drittel  durch- 
geführt werden  ohne  Ungerechtigkeiten  zu  begehen? 
Will  dor  h.  Bundesrat  das  Gesetz  rückwirkend 
machen  und  von  denjenigen,  dio  bis  jetzt  nichts 
beigetragen  haben,  nachträglich  dio  CG  Proz.  ver- 
langen? Ohne  eine  solche  Rückwirkung  erhalten 
wir  keine  Gleichheit,  keine  Gerechtigkeit. 

Meine  Herren,  wir  kommen  über  diesen  Punkt 
nicht  hinweg,  und  wenn  ich  im  fernem  sage,  dio 
Starkstromanlagcn  und  dcicn  Entwicklung  seien 
auch  des  öffentlichen  Interesses  wert,  so  verweise 
ich  wiederum  auf  den  Bericht  der  Telegraphcnvcr- 
waltung  selbst  aus  welchem  hervorgeht  dass  im 
Jahre  1809  im  ganzen  Lande  herum  1 13  neue  Stark- 
stroiii.inlagen  angemeldet  und  angeregt  worden  sied, 
im  Jahre  1898  deren  103.    Dies  zeigt,  wie  mäch- 


tig diese  Industrie  wächst,  und  ich  denke,  es  ist 
auch  mit  Recht  gesagt  worden,  wir  müssen  die 
Starkslromanlagen  als  einen  Nalionalreichtnm  un- 
seres Landes  betrachten  und  froh  sein,  dass  auf 
diesem  Gebiet  die  Schweiz  sich  voranmacht  Wir 
sollten  einmal  so  weit  kommen,  dass  keinWas- 
seriein  vom  Berge  lauft,  ohne  dassos 
für  die  nationalo  Wohlfahrt  soine  Ar- 
beit leistet  Das  ist  ein  schweizerischer  Grund- 
satz, den  wir  nicht  hintan  Ii  alten  dürfen,  und  wenn 
wir  Hunderttausende  und  Millionen  zur  Verhütung 
von  Wusscrverheerungen  ausgeben,  so  dürfen  wir 
es  uns  auch  etwas  kosten  lassen  und  guten  Willen 
zeigen,  wenn  es  sich  darum  handelt  nicht  Ver- 
heerungen zu  verhüten,  sondern  die  Wasser  nutzbar 
zu  machen  und  schlummerndo  Kräfte  daraus  für 
unsere  Volkswirtschaft  zu  wecken. 

Dies  sind  die  Gesichtspunkte  der  Kommission. 
Ich  muss  nun  noch  in  aller  Kürzo  zwei  Eingaben 
erwähnen,  welche  Ihre  Kommission  von  der  Tele- 
graphenverwaltung erhalten  hat  Dio  erste  dersel- 
ben wünscht  den  hier  in  Frage  stehenden  Passus 
in  der  Weise  gofasst  zu  wissen,  dass  die  Doppel- 
drähtigkeit  nicht  eliminiert,  wohl  aber  in  Absatz  3 
gesagt  werde :  -im  Inbegriff  derjenigen  für  Verlegung 
und  Verdoppelung  von  oberirdisch  geführ- 
ten öffentlichen  Telephonleitungen»  Dieses  Ver- 
langen wird  damit  begründet,  dass  die  Verlegung 
und  Verdoppelung  oberirdischer  Leitungen  beson- 
ders kostspielig  sei,  weil  neue  Gestänge,  viel  stär- 
kere Stützpunkte  etc.  erforderlich  seien.  Die  Kom- 
mission konnte  diesen  Vorschlag  nicht  annehmen, 
da  diese  Beschränkung  auf  die  oberirdisch  geführ- 
ten Telephonleitungen  wohl  für  die  schon  mit  Kabeln 
versehenen  grössern  Städte  sehr  günstig  wäre,  die 
Belastung  aber  voll  und  ganz  auf  dem  Lande  zur 
Geltung  käme  —  eine  Ungleichheit,  die  wir  nicht 
befürworten  können 

In  einer  zweiten  Eingabe  der  Telegraphenvor- 
waltung  wird  uns  der  Text  des  französischen  Ge- 
setzes von  1895  vorgelegt  In  Frankreich  bestehen 
nun  allerdings  sehr  drakonische  Bestimmungen, 
denn  dort  bezahlen  die  Starkstromanlagen  thatsäch- 
lich  alles: 

«Les  depenses  relatives  ä  l'cx^cution  de  travaux 
de  doublement  des  Als,  de  modifications  ot  de  de- 
placements  quo  1'administration  du  telegraphe  jugera 
neecssaires  pour  mottre  le  reseau  totephonlque  a 
l'abri  de  toulo  perturbatio^. » 

Die  französische  Administration  dominiert  absolut 
Dieser  französischen  Auffassung  gegenüber  möchte 
ich  Ihnen  die  d  o  u  t  s  c  h  o  Auffassung  vorlogen,  und 
hier  haben  wir  einen  überaus  Interessanten  aktueh 
len  Fall.  Deutschland  hat  in  dieser  Materie  im  Jahre 
1892  legiferiort,  und  es  fand  damals  ein  schwerer  Streit 
statt  zwischen  der  Telegraphenverwaltung  und  den 
Starksü  ominteressenten;  dieser  Streit  wurde  damals 
zu  Gunsten  der  Telegraphie  entschieden,  indem  ihr 
die  Doppeklrahtleitungen  nicht  überbunden  wurden. 
Heute  liegt  dem  deutschen  Reichstag  ein  neues  Ge- 
setz vor,  und  die  Grundlage  desselben  ruht  in  dej 
Erklärung,  dass  nunmehr  die  Relchstelegraphle  die 
Erstellung  von  Duppeldrahlleitungen  für  die  Fern- 
sprecheinrichtungen  in  eigenen  Kosten  übernimmt, 
um  damit  den  alten  Spahn  aus  dem  Weg  zu  räumen 
und  mit  den  Starkstromunternohmun^en  eine  Ver- 
ständigung herbeizuführen.   So  wird  dio  Saobe  in 
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Deutschland  aufgefasst,  und  ich  meine,  unser«  Vcr- 
hsltnitsp  gleichen  in  industrioller  und  elektrischer 
Beziehung  doch  mehr  demjenigen  Deutschlands,  als 
denen  Frankreichs.  Die  deutsche  Vorlage  ist  auch 
insofern  interessant,  als  ich  gesehen  habe,  dass  im 
Reichsetat  eine  Ausgabe  von  2  Millionen  Mark  per 
Jahr  für  die  Verdoppelung  aufgenommen  wurde.  Da 
frage  ich  mich  doch,  ob  nicht  unsere  Ausgaben, 
welche  diejenigen  für  das  ganze  deutsche  Reich 
übersteigen,  etwas  hoch  sind.  Sie  sind  vielleicht 
nicht  hoch,  wenn  man  dabei  annehmen  darf,  dass 
wir  die  Sache  rascher  durchführen  und  dass  daun 
wieder  ein  Stillstand  bei  uns  eintritt  Immerhin 
lassen  jene  deutschen  2  Millionen  den  Schluss  ziehen, 
dass  wir  in  dieser  Sache  vielleicht  doch  etwas  bil- 
liger wegkommen  und  an  diesen  Ausgaben  vielleicht 
nicht  so  lange  Jahre  zu  tragen  haben  werden,  wio 
aus  der  Rechnung  unserer  Verwaltung  hervorzu- 
gehen scheint 

Ich  schliesse  damit  dass  ich  im  Namen  Ihrer 
Kommission  erkläre:  die  Situation  der  Telegraphen- 
verwaltung  ist  sehr  belastet,  dies  rührt  jedoch  nicht 
von  dem  Gesetze  über  elektrische  Anlagen  her.  son- 
dern es  sind  andere  Ursachen  vorhanden.  Ihre  Kom- 
mission hält  es,  wie  der  Bundesrat,  durchaus  für 
wünschenswert  und  dringend,  dass  man  über  diese 
Verhältnisse  Klarheit  schaffe  und  dieselben  prüfe. 
Diese  Prüfung  ist  aber  nicht  Sache  Ihrer  Kommis- 
aion für  das  vorliegende  Gesetz,  sondern  sie  ist 
Sache  der  Budget-  und  der  Geschäftsprüfungskom- 
mission. Diese  beiden  Kommissionen  sollen  die  Ma- 
terie an  die  Hand  nehmen  in  ihrem  ganzen  Um- 
fange, nicht  nur  in  ihrem  Verhältnis  zu  den  Stark- 
stromanlagen, und  die  Situation  wieder  in  Ordnung 
zu  bringen  suchen.  Andere  Länder  haben  gleiche 
Verhältnisse  und  haben  sich  dadurch  geholfen,  dass 
sie  die  Telegraphie  an  die  Post  angeschlossen  und 
durch  das  Plus  der  letztem  das  Minus  der  orstern 
ausgeglichen  haben.  Vielleicht  können  wir  auch 
diesen  Weg  beschreiten.  —  Kurz  die  ganze  Frage 
muss  geprüft  werden,  das  ist  aber,  wie  gesagt, 
Sache  anderer.  Das  vorliegende  Gesetz  ist  eine 
Sache  für  sich  und  da  sage  ich:  Folgen  wir  dem 
Vorschlage  des  Bundesrates  in  Art  18,  sokoml 
men  wir  zu  Ungerechtigkeiten  und  Ungleichheiten. 
Folgen  wir  dem  bisherigen  Usus,  so  kann  man 
vielleicht  noch  da  und  dort  einige  tausend  Franken 
aas  den  Starkstromunternehmungen  mit  Ach  und 
Krach  herausschlagen,  aber  eine  wirksame  finan- 
zielle Unterstützung  der  Telephonie  wird  nicht  zu 
orhaltcn  sein;  man  wird  die  Grossen  laufen  lassen 
und  da  und  dort  noch  einen  Kleinen  hängen.  Das 
ist  aber  nicht  so  gedacht,  wio  wir  bis  jetzt  in  Tole- 
phonsachen  gedacht  haben!  —  Folgen  Sio  den  Vor- 
schlägen der  Kommission,  so  haben  Sie  in 
Zukunft  eino  klare  Situation,  Sie  nehmen  einen 
Zankapfel  weg  zwischen  Telegraphie  und  Starkstrom 
und  Sio  schaffen  die  Reibereien  aus  dem  Wege, 
welche  gegenwärtig  zwischen  der  naturgemäss  etwas 
bedächtigen  Telegraphonvenvaltun^  und  der  ener- 
gisch vorwärts  strebenden  StarkstromrichUing  be- 
stehen. Und  wenn  Sie  so  handeln,  so  werden  Sie 
ermöglichen  eine  erfreuliche  Parallelenlwicklung 
zweier  für  unser  Volksleben  und  unser«  Volkswirt- 
schaft gleich  wichtigen  Gebiete. 

Ich  empfehle  Ihnen  die  Annahme  der  Vorschläge 
der  Kommission. 


Bundesrat  Zempr  Man  muss  den  Mut  haben, 
:  auch  für  einejverlorene  Sache  zu  plädieren,  und  ich 
liabo  denn  auch  das  Gefühl,  dass  ich  gegenüber  der 
Kommission  oinen  schweren  Stand  haben  werde. 
Ich  halte  es  aber  für  meine  Pflicht,  die  Kehrseite 
der  Antrüge  der  Kommission  auch  etwas  in  das 
Licht  zu  stellen.  Es  ist  das  nötig,  um  mit  aller  Sach- 
kenntnis den  Eutscheid  treffen  zu  können.  Die  Gegen- 
sätze sind  nicht  mehr  dieselben,  wie  zu  Anfang 
der  Studien  des  Gesetzes,  und  ich  mache  nament- 
lich darauf  aufmerksam,  dasa  in  einer  der  Haupt- 
fragen, ja  ich  sago  in  der  Hauptfrage  eine  Einigung 
erzielt  worden  ist.  Sio  haben  gestern  beim  Art  3 
die  allseitige  Zustimmung,  auch  die  des  Bundesrates, 
■  haii'  bezüglich  der  Doppeldrähtigkelt  der  Tele- 
phonleitungen, die  überall  da  geboten  sei,  wodurch 
das  Zusammentreffen  mit  andern  Leitungen  eine 
Gefahr  oder  Störung  zu  besorgen  sei.  Das  ist  ein 
grosses  Zugeständnis. 

ich  will  noch  weitergehen;  ich  mache  noch  eine 
neue  Konzession.  Ich  mache  die  Konzession,  dass 
die  Mitbeteiligung  von  elektrischen  Leitungen  und 
Unternehmungen  bei  don  Mehrkosten  der  doppel- 
drahtigen Leitungen  des  Telophons  nicht  gefordert 
werde  überall  da,  wo  Kabel  gelegt  werden.  Das 
ist  eine  grosse  Konzession,  und  zwar  deswegen, 
weil  sie  sich  auf  eino  grosso  Zahl  von  Kilometern 
bo/ieht,  und  noch  mehr,  weil  dieso  Kabellegung  eine 
sehr  kostspielige  Sache  ist 

Ich  komm- aber  damit  mit  unser m  Prinzip  nicht 
in  Widerspruch,  wie  Herr  Köchlin  glaubte  voraus- 
setzen zu  dürfen,  mit  dem  I  rinzip,  dass  bei  den  andern 
Kostea  eine  Mitbeteiligung  zu  erfolgen  habe.  Denn 
die  Kabellegung  ist  wenigor  deswegen  erforderlich 
gewesen,  weil  eine  Industrie  mit  andern  elektrischen 
Leitungen  stattgefunden  hat,  als  deswegen,  weil  in 
den  Slüdten  bei  dem  grossen  Wachstum  der  Abon- 
nentenzahl, der  grossen  Zunahme  der  oberirdischen 
Leitungen  diese  letztern  überhaupt  nicht  mehr  halt- 
bar werden. 

Ich  komme  da  auf  oinen  Punkt,  über  den  Herr 
Köchlin  roloviert  hat.  Es  ist  diese  iiindeutung  auf 
die  Mannigfaltigkeit  der  ober-  und  unterirdischen 
Leitungen  schon  ein  Fingerzeig  dafür,  dass  man 
nicht  deshalb  für  das  Telephon  doppeldr&htige  Lei- 
tungen angeordnet  hat,  um  der  Gefahr  von  Induk- 
tionen mit  andern  Leitungen  zu  entgehen.  Es  ist 
nämlich  1  bausche,  dass  solche  oberirdische  Lei- 
tungen, die  nicht  in  Kabels  bestehen,  meines  Wissens 
Qberall  da  eingeführt  worden  sind,  wo  os  der  Telc- 
phonverwa'.tung  gelungen  ist,  sich  auf  vortraglichem 
Wege  mit  andern  Unternehmungen  abzufinden.  Dass 
dio  Telephonverwaltung  selbständig,  ohne  Borührung 
mit  andern  elektrischen  Leitungen,  auch  zu  doppel- 
drähtigen  Leitungen  übergegangen  ist,  ist  mir  nicht 
bekannt  Es  würde  also  nach  der  Zugabe,  die  ich 
gemacht  habe,  die  Frage  nur  noch  die  sein,  wie 
die  Kostenverteilung  in  den  Fällen  zu  erfolgen  habe, 
in  denen  das  Telephon  mit  Starkstromleitungen  von 
privaten  Unternehmungen  zusammentrifft.  Und  da 
sind  wir  der  Meinung,  dass  wir  nicht  gut  daran 
thäten,  uns  auf  den  Godcu  des  bestehenden  Gesetzes 
zu  stellen  und  zu  erklären,  dass  bei  Störungen  im 
netrlobo  nur  die  Starkslromanlagen  aufzukommen 
haben,  sondern  wir  haben  dio  Zugabe  gemacht,  dass 
auch  die  Tclophonverwaltung  an  don  Kosten  parti- 
eipieren  mü=;sc.  Und  das  ist  eine  weitere  Konzes- 
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sion.  Es  ist  nun  einmal  von  uns  angenommen,  und 
dio  Telephonverwaltung  heiiarrt  darauf,  dass  das 
Telephon  an  und  für  sich  gar  kein  Bedürfnis  nach 
einer  Doppelleitung  habe,  dass  ein  oinfacher  Draht 
vollständig  genüge,  dass  sie  nur  beengt  und  gestört 
sei,  wenn  andere  Leitungen  iu  seine  Nähe  treten. 
Was  folgt  nun  daraus*.'  Etwa  dass  die  Telephonver- 
waltuog  allein  für  die  Kosten  aufzukommen  habe? 
lat  es  nicht  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit  und  der 
Billigkeit,  dass  in  solchen  Fällen  dos  Konfliktes  alle 
Beteiligten  zusammenwirken?  Und  Jie  Kommission 
anerkennt  diesesPrinzip,  sie  anerkennt  es  im  gleichen 
Artikel  bezüglich  der  Herstellung  von  Sicherungs- 
vorrichtungen,  und  sie  will  eine  Ausnahme  nur  für 
die  doppoldrähtigen  Leitungen  der  Telephonvor- 
waltung  machen. 

Wir  haben  die  Ausmittlung  dahin  treffen  wollen, 
dass  die  Verteilung  der  Kosten  für  die  Anbringung  von 
Doppeldrähten  gleich  zu  geschehen  habe,  wie  die  bei 
Verteilung  der  Ausführung  von  Sicherungsmassnah- 
men  aufzuwendenden  Kosten  beim  Zusammentreffen 
mehrerer  Leitungen.  Sollten  sich  die  Parteien  nicht 
einigen  kennen,  so  hatte  eine  höhere  Behörde  zu 
entscheiden.  Dieses  Vorgehen  scheint  mir  ein  durch- 
aus billiges  und  korrektes  zu  sein.  Und  dieses  Vor- 
gehen ist  für  nie  Telephonverwaltung  auch  ein  not- 
wendiges. Herr  KOchlin  hat  anerkennen  müssen, 
dass  die  Telcpbonverwaltung  dermalen  in  einer  miss- 
lichen finanziellen  Lage  ist,  und  diese  missliche 
Lage  verschlimmert  sich  von  Jahr  zu  Jahr. 

Ich  will  nur  folgende  Ziffern  anführen.  Die  Tele- 
phon- und  Tclographenverwaltung  wiesen  im  Jahre 
1897  hoch  Ucberschüsso  auf  —  dio  Telcphonverwal- 
tung  hatte  zwar  schon  ein  Defizit,  aber  die  Uober- 
schüsse  der  Telegraphenverwaltung  waren  so  gross, 
dass  eine  Deckung  erreicht  werden  konnte.  Im  Jahre 
1899  betrugen  die  Einnahmen  beider  Verwaltungen 
Fr.  8,072,000,  die  Ausgaben  Fr.  9,230,000,  also  be- 
reits ein  Defizit  von  Fr.  1,157,000;  das  Budget  für 
1901  weist  an  Einnahmen  Fr.  9,712,000  und  an  Aus- 
gaben Fr.  10,862,000  auf,  somit  ein  Defizit  von 
Fr.  1,150,000.  Der  Baukonto  ist  im  Jahre  1900  um. 
Fr.  5,500,000  gestiegen  und  beträgt  auf  Ende  1900* 
Fr.  15,490,000.  Es  ist  sehr  wahrscheinlich,  dass 
sich  im  künftigen  Jahre  eine  Erhöhung  des  Bau- 
kontos um  mehrere  Millionen  ergiebt  und  dass  wir 
schon  am  Ende  des  nächsten  Rechnungsjahres  oinen 
Baukonto  von  20  Mili.  haben. 

Diese  Ziffern  sprechen  für  sich  selber.  Die  Verwal- 
tung, von  der  die  Bundesversammlung  als  selbstver- 
ständlich annimmt,  sie  werde  Uebcrschüsse  erzielen, 
arbeitet  mit  Defiziten.  Schliesslich  wäre  ja  das  noch 
erträglich.  Eine  Million  Mehrauslage  wird  die 
Bundesverwaltung  schon  noch  prestieren  können. 
Aber  der  Nachteil  liegt  darin,  dass  dadurch  die 
Entwicklung  der  Netze  gehemmt  wird,  und  das  ist 
ein  grosser  Nachteil.  Denn  man  kann  eine  Verwal- 
tung nicht  verhalten,  bei  solch  einer  misslichen  finan- 
ziellen Lage  mit  einem  gewissen  Schwünge  ihre 
Tbällgkeit  weiter  auszudehnen;  wenn  auch  allge- 
mein die  Meinung  besteht,  dass  die  Ausdehnung  der 
Telephonleitungen  eine  Sache  der  allgemeinen  Wohl- 
fahrt sei,  so  muss  sich  die  Verwaltung  doch  sagen: 
meine  Mittel  erlauben  mir  das  nicht.  Man  muss 
daher  rechtzeitig  Sorge  tragen  und  hier  eine  billige 
Rücksicht  walten  lassen. 


Man  sagt  immer,  diese  Elektricitälswerke  seien  so 
nützliche  Einrichtungen!  Gowiss!  Aber  die  Frage 
steht  nicht  so,  dass  boi  Annahme  der  Vorschläge 
des  Bundesrates  diese  Werke  nicht  mehr  bestehen 
könnten,  sondern  man  muss  sich  fragen,  ob  private 
Unternehmungen  in  der  Weise  geschützt  werden 
sollen,  dass  die  Kosten,  welche  durch  ihreThätigkeit 
veranlasst  werden,  einzig  der  Telephonverwaltung 
sollen  aufgebürdet  werden,  einer  Einrichtung,  der 
ein  eminentes  öffentliches  Interesse  zukommt.  Man 
kann  dio  Antwort  unbedenklich  dahin  geben,  dass  die 
Telephon  Verwaltung  gegenüber  diesen  privaten  Unter- 
nehmungen geschützt  zu  werden  verdient,  diesen 
Unternehmungen,  die  ja  sehr  ehrenwert  und  ver- 
dienstlich sind  und  zur  Vermehrung  der  Landes- 
wohlfahrt mithelfen;  aber  sie  sind  an  sich  nicht 
öffentliche  Unternehmungen,  sondern  in  erster  Linie 
private  Unternehmungen,  auch  da,  wo  die  Gemein- 
den Inhaber  sind. 

Ich  will  damit  schliessen.  Ich  nehme  gerne  von 
dem  Wohlwollen  Akt,  das  die  Kommission  für  die 
Weiterentwicklung  des  Telephons  ausgesprochen  hat, 
und  wonn  wir  Hand  in  Hand  gehen,  so  werden  wir 
gowiss  auf  der  jetzigen  Höhe  bleiben.  Der  statistische 
Nachweis  des  letzten  Jahres  hat  erzeigt,  dass  das 
Telophonwesen  in  der  Schweiz  das  bestlundierte 
ist  und  weitaus  die  grösste  Verbreitung  bat  Es  ist 
wohl  nicht  zu  optimistisch  geredet,  wenn  man  die 
Erwartung  ausspricht,  dass  in  nicht  allzulanger  Zeit 
es  möglich  sein  wird,  mit  jeder  grösseren  Ortschaft 
in  der  Schweiz  eine  Verbindung  herzustellen,  .kber 
wenn  wir  uns  solche  Ziele  stellen,  so  muss  man 
uns  dio  Mittel  geben  und  nicht  ontzichen,  und  ein 
solcher  Entzug  liegt  in  dem  Antrag  der  Kommission. 


Dinkel  mann  :  Gestatten  Sie  mir  ebenfalls,  einige 
Worte  in  dieser  Frage  anzubringen. 

Vor  allem  möchte  ich  einige  Sätze  aus  einer 
Denkschrift  betr.  das  deutsche  Ferusnrechwesen 
eitleren.    Es  ist  dort  gesagt: 

«Neben  den  Gefahren  für  Leib  und  Gut  sind  noch 
dio  dauernden  Beeinträchtigungen  des  Sprechver- 
kehrs durch  eloktrische  Induktion  zu  berücksichtigen. 
Das  zuverlässigste  Mittel  gegen  alle  Induktions- 
störungen ist  dio  Anwendung  rein  metallischer  Strom- 
kreise, deren  Hin-  und  Rückleitung  in  möglichst 
geringem  Abstände  neben  einander  geführt  sind  und 
zwar  sowohl  für  dio  Starkstrom-,  wie  für  die  Forn- 
sprechanlagcD.  Im  allgemeinen  besitzen  die  Stark- 
stromanlagen für  Beleuchtung  und  Kraftübertragung 
solche  Leitungsanordnung  schon  jetzt;  nur  die  elek- 
trischen Eisenbahnen  mit  oberirdischer  Stromzu- 
führung  und  Schienenrückloitung  bilden  eine  Aus- 
nahme und  bedrohen  gerade  deswegen  die  Sicher- 
heit des  Fernsprechverkehrs  am  empfindlichsten. 
Um  diesen  Beeinträchtigungen  durch  die  elektrischen 
Bahnen  auszuweichen,  müsson  in  der  Regel  grössere 
Verlegungen  derFernsprechlinien  oderUmwandlungen 
der  oberirdischen  In  unterirdische  Leitungen  vor- 
genommen werden.  Am  sichersten  aber  entgeht  der 
Sprechbetrieb  allen  Störungen  und  Gefährdungen  durch 
die  Starkstromleitungen,  wenn  die  Doppelleiter  selbst 
unterirdisch  verlebt  werden.  Der  allgemeine  Ueber- 
gang  zum  Doppelleitungssystem  würde  also  in  be- 
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triebstechnischer  Hinsicht  einen  erheblichen  Fort- 
schritt repräsentieren.  Hand  in  Hand  mit  dieser  Mass- 
nahme müsste  aber  auch  die  ausgedehnte  Verwen- 
dung unterirdischer  Leitungen  gehen,  weil  sonst 
durch  die  Verdoppelung  der  Drähte  eine  Ueberlastung 
der  oberirdischen  Gestänge  unausbleiblich  eintreten 
würde.» 

«Die  vorstehenden  Darlegungen  werden  yenügen,» 
bemerkt  die  Denkschrift,  um  das  Bedürfnis  des 
Uebergangs  zum  Doppclleitungsbetrieb  unter  aus- 
gedehnter Verwendung  von  Kabellinien  auch  für  die 
Reiohstelegraphenverwaltung  erkennen  zu  lassen. 
Je  später  dieser  wichtige  Schritt  gelhan  wird,  um 
so  höber  werden  die  Kosten,  welche  der  üebergang 
erfordert,  um  so  empfindlicher  auch  die  Nachteile 
des  jetzigen  Systems  sein. * 

Ich  habe  Ihnen  diese  Steilen  vorgelesen,  um  sie 
später  als  die  Ansicht  der  deutschen  Techniker  zu 
verwenden,  und  werde  Ihnen  dann  auch  die  Ansicht 
der  schweizer.  Techniker  über  die  Doppeldrähtig- 
keit  des  Telephons  mitteilen.  Im  übrigen  hat  sich 
die  schweizerische  Expertenkommission,  wie  auf 
Seite  8  und  9  der  bundesrätlichen  Dotschaft  zu 
lesen  ist,  ähnlich  geäussert.  Es  steht  dort  ausdrück- 
lich (S.  9),  dass  die  Einführung  unterirdisch  ge- 
führter Telephon-Doppelleitungen  das  einzige  Mittel 
zur  Erzielung  eines  möglichst  vollkommc  neu.  sicheren 
und  störungsfreien  Telephonbotriobcs  sei.  Es  geht 
auch  aus  der  Botschaft  hervor  und  wurde  von  Herrn 
Köchlin  dargelegt,  dass  in  den  letzten  Jahren  eino 
Anzahl  Doppeldraht-  und  Kabelleitungen  erstellt 
wurden,  letztere  aber  nur  in  grösseren  Städten  und 
lange  nicht  ausreichend.  Die  Telegraphendirektion 
und  mit  ihr  der  Bundesrat  stellten  sich  eben  auf 
den  Standpunkt,  ihre  eindrahtigen  Anlagen,  als  die 
altera,  haben  die  Priorität,  und  die  Starkstrom  m 
lagen,  als  die  neu  hinzutretenden,  haben  dafür  zu 
sorgeu.  das  das  Telephonieren  leichter  möglich  sei. 

Es  ist  diese  Frage  in  einer  Ihrer  Kommission  aus- 
geteilten Druckschrift  der  Telegraphendirektion  des 
weitern  erörtert.  In  derselben  wird  ausgeführt,  dem 
Bund  sei  durch  die  Verfassung  das  ausschliessliche 
Recht  zur  Einrichtung  von  Telephooeinrichtungen 
erteilt,  was  notwendig  den  Ausschluss  aller  Anlagen 
in  sich  begreife,  welche  die  Ausübung  dieses  Rechtes 
beeinträchtigen  und  gefährden.  Ich  möchte  diese 
Behauptung  der  Telegraphendirektion  bestimmt 
widerlegen.  Der  Art.  36  der  Bundesverfassung  sagt 
mit  keinem  Worte  etwas  von  Telephon-  oder  von 
elektrischen  Anlagen ;  er  spricht  nur  vom  Post-  und 
Telegraphenwesen,  und  es  ist  deshalb  die  Berufung 
auf  diesen  Artikel  nicht  zutreffend. 

Es  wird  dann  im  weitern  gesagt,  es  sei  der  Te- 
legraphenverwaltung, bezw.  dem  Bunde  das  Recht 
auf  Erde  zu  belassen.  Ich  frage  nun:  woher  haben  die 
Telegraphenverwaltung  -and  der  Bund  allein  das 
Recht  auf  Erde?  Die  Telegraphendirektion  giebt 
auf  Seite  32  ihrer  Denkschrift  selber  zu,  dass 
es  sioh  um  ein  hergebrachtes  Recht  handle.  Weil 
der  Bund  einige  Jahrzehnte  lang  die  Rückleitung 
durch  die  Erde  unbeanstandet  habe  vollziehen  können 
—  wird  argumentiert—,  so  sei  nun  dieses  Recht  für 
immer  gegeben.  Die  Juristen  mögen  sieht  darüber 
aussprechen,  ob  durch  diese  jahrzehntelange  Hebung 
der  Bund  wirklich  das  alleinige  Recht  der  Rück- 
leitung durch  die  Erde  erhalten  hat.  Die  Telegraphen- 
verwaltung, und  mit  ihr  der  Bundesrat,  hat  dann  aber, 


wie  es  scheint,  doch  gefunden,  man  könne  mit  diesem 
Rocht  auf  Erde  nicht  iiul  auskommen,  uud  man  hat 
einen  Ausweg  darin  erblickt,  dass  man  sagte,  die 
doppcldriihtigan  Anlagen  qualifizieren  sich  alsSicher- 
heilsmasstiahmen,  wenigstens  ist  die  Fassung,  wie 
sie  der  Bundesrat  uns  vorgelegt  hat,  in  dieser  Weise 
zu  deuten. 

Nun  rauss  ich  vor  allem  feststellen,  dass  in  der 
ursprünglichen  Vorlage,  welche  vom  Bundesrat  den 
Experten  unterbreitet  wurde,  von  diesen  Sicherungs- 
massnahraen  keine  Rodo  ist.  In  der  Fachmännerkom- 
mission wurde  die  Angelegenheit  eingehend  beraten 
und  laut  dem  Protokoll  derselben  (S.  49),  wurde  mit 
Mehrheit  der  Beschluss  gefasst,  es  sei  die  doppel- 
drahtige Einrichtung  der  Tolcphonleitungen  nicht  als 
Sicherheitsmassnahme  anzusehen.  Diesen  Beschluss 
von  ersten  Fachmännern  der  Schweiz  hat  der  Bun- 
desrat in  seiner  Vorlage  nicht  berücksichtigt,  son- 
dern er  ist,  wohl  dem  Drängen  der  Telegraphen- 
direktion  folgend  und  offenbar  aus  finanziellen  Rück- 
sichten, dazu  gekommen,  die  Doppeidrah  tleituogen 
beim  Telephon  als  eine  Sicherheilstuassnabme  zu 
qualifizieren,  um  dann  andererseits  den  Starkstrom- 
Unternehmungen  Beiträge  auferlegen  zu  können. 

Ich  habe  Ihnen  bereits  gezeigt,  dass  die  deutschen 
Techniker  ebenfalls  der  Ansicht  sind,  wie  die 
schweizerischen,  dass  die  Doppeldrahtleitung  für  das 
Telephon  nicht  als  eino  Sicherheitsmassnahme  zu 
betrachten  ist,  und  von  diesem  Standpunkte  aus  ist 
es  entschieden  nicht  richtig,  wenn  die  Kosten  dieser 
Massnahme  den  Starkstromunternehmungen  aufer- 
legt werden  wollen.  Es  muss  gesagt  werden,  dass 
auch  ohne  das  Hinzutreten  der  Starkstromleitungen 
nach  und  nach  die  Telephonleitungen  doppeldrähtig 
hätten  angelegt  werden  müssen,  denn  es  ist  allge- 
mein bokannt  und  wird  von  den  Technikern  der 
ganzen  Welt  gesagt  werden  —  vielleicht  mit  Aus- 
nahme der  Techuiker  der  Telegraphendirektion,  die 
dies  nicht  gut  thun  konnten  — ,  dass  bei  der  Em* 
pfindlichkeit  des  Telephons  lange  Erdleitungen  die 
Funktionen  des  eindrfihtigen  Telephons  sehr  unsicher 
machon,  weshalb  die  eindrahtigen  Telephons  unge- 
mein vielen  Störungen  unterworfen  sind.  Es  muss 
deshalb  gesagt  werden:  die  Errichtung  eindrähtiger 
Telephons,  wie  sie  in  der  Schweiz  erfolgt  ist,  war 
nichteine  hinreichende  Massnahme.  In  andern  Län- 
dern, i.  B.  in  Schweden,  hat  man  von  Anfang  an 
doppeldrälitige  Leitungen  erstellt;  bei  uns  in  der 
Schweiz  ist  man  erst  nach  und  nach  dazu  gekommen, 
solche  Doppelleitungen  oder  Kabels  einzuführen,  als 
es  sich  zeigte,  dass  das  eindrähtigo  Telephon  seiner 
Aufgabe  nicht  mehr  gewachen  war.  Die  Ausführung 
des  zweiten  Drahtes  ist  also  durchaus  nicht  eine 
nur  beim  Hinzutreten  der  Starkströme  notwendige 
Massnahme,  sondern  sie  ist  eine  Ergänzung,  eine 
Vollendung  der  unzureichend  ausgeführten  staat- 
lichen Anlagen.  Ich  bitte,  dies  wohl  zu  beachten. 
Hätte  der  Bundesrat  von  Anfang  an  sein  Telephon 
in  richtiger  Weise  erstellt,  so  würde  er  jetzt  nicht 
vor  der  grossen  Ausgabe  stehen,  die  von  Herrn 
Köchlin  bereits  beziffert  worden  ist. 

Dass  der  Bund  die  Vervollständigung  und  Er- 
gänzung der  Telephonau  lagen  zum  Teil,  und  zwar 
zum  grossen  Teil,  auf  Kosten  von  Starkstromunter- 
nehmungen ausführen  lassen  will,  dürfte  allerdings 
für  seine  Finanzen  zweckmässig  sein,  allein  vom 
allgemein  moralischen  Standpunkt  aus  erscheint  ein 
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solches  Verfahren  —  Verbesserung  einer  Anlage  auf 
Kosten  anderer  —  in  einem  etwas  sonderbaren  Lichte. 
Ich  sage  aber  auch  mit  Herrn  Köcblin :  angenommen, 
der  Bund  hätte  das  Rocht,  für  die  Verbesserung  der 
Telephnnoinrichtungen  durch  Anbringung  von  Doppel- 
drähleu  von  den  Starkslromunternohmungnu  ent- 
sprechende Boiträge  zu  vorlangcn,  so  ergäben  sich 
sofort  die  schwierigsten  Komplikationen.  Ich  frage 
zunächst:  auf  welche  Distanz  soll  denn  das  gelten? 
Niemand  kann  mit  Bestimmtheit  sagen,  auf  welche 
Distanz  die  Starkströme  störend  auf  das  Telephon 
einwirken.  Natürlich  würde  die  Bundesverwaltung 
eine  möglichst  grosse  Distanz  annehmen.  Ein  anderer 
Punkt  ist  von  Herrn  Köcblin  eingehend  dargelegt 
worden.  Es  entsteht  die  Ungleichheit,  dass  in  Städten, 
wo  bereits  Kabels  erstellt  sind,  dieStarkstroinuntor- 
nehmung  keinen  Rappen  zu  bezahlen  hätte,  während 
auf  dem  Lande  eine  starke  Beteiliguug  der  Stark- 
stromunternehmungen  verlangt  würde,  Und,  meine 
Herren,  wie  verhält  es  sich,  wenn  später  eine  an- 
dere Starkstromunternehmung  hinzutreten  sollte? 
Wir  wollen  annehmen,  dieStarkstromunternohmung 
A  habe  dem  Bunde  die  '/•  dor  Kosten  dos  doppelten 
Drahtes  bezahlt,  wie  soll  es  dann  gehalten  werden, 
wenn  eine  Unternehmung  B  hinzutritt?  Dioso  hätte 
keinen  Rappen  mehr  zu  bezahlen  1  Ist  dies  Gleich- 
heit vor  dem  Gesetze?  Odor  wie  ist  es,  wenn  z.  B. 
eine  elektrische  Bahn  erstellt  ist  und  es  entsteht 
später  im  gleichen  Umkreis  eine  andere  Starkstrom- 
unternehmung, eine  Hochspannungsleitung  und  ein 
Sekundärnetz  für  Kraft  und  Licht?  Oiese  zweite 
Unternehmung  wird  ebenfalls  nichts  bezahlen  müssen  1 
Das  sind  Verhältnisse,  welche  die  Gleichheit  der 
Bürger  vor  dem  Gesetze  in  merkwürdiger  Weise 
illustrieren. 

Es  wurde  gestern  bei  Beratung  von  Art  3  von 
Herrn  Bundesrat  Zemp  gesagt,  dass  die  Kosten  für 
die  doppeldrähtigen  Anlagen,  mit  welchen  man  die 
Starkstromuuternehmungen  belasten  will,  nicht  so 
bedeutende  seien,  und  man  konnte  glauben,  wenn 
man  die  von  Herrn  Küchlio  angeführten  Ziffern 
borte,  dass  dem  in  der  That  so  sei,  da  auf  5  Mili., 
wenn  ich  nicht  irre,  nur  etwa  Fr.  140,000  haben 
bezahlt  werden  müssen  und  eine  ganze  Reihe  von 
Unternehmungen  die  Beteiligung  an  den  Kosten  ab- 
gelehnt habe.  Meine  Herren,  ich  könnte  Ihnen  aus 
eigener  Erfahrung  ganz  anderes  sagen,  und  ich  bin 
erbötig,  jedes  Wort,  das  ich  jetzt  sagen  werde,  aus 
den  Akten  zu  beweisen.  leb  könnte  konstatieren  — 
und  andere  Starkstromunternehmungen  werden  mir 
dies  ebenfalls  bezeugen  —  dass  die  Rechnungen  der 
Telegraphenverwaltung  wahre  Apothekerrechnungen 
sind.  Zunächst  ist  zu  konstatieren,  und  die  Herren 
werden  es  vielleicht  selbst  schon  gesehen  haben,  dass 
die  Telegraphenverwaltung  sehr  teuer  arbeitet. 
Die  Arbeiter  sind  sehr  gut  bezahlt  und  führen  die 
Arbeit  mit  einer  gewissen  Gemächlichkeit  aus,  auch 
wird  das  beste  Material  verwendet,  was  übrigens 
durchaus  richtig  ist.  Allein  ich  glaube  nicht  zu  viel 
zu  sagen,  wenn  ich  behaupte,  dass  ein  privater  Unter- 
nehmer die  gleiche  Arbeit  um  30—40  Proz.  oder 
mehr  billiger  erstellen  würde.  Ich  kann  Ihnen  sagen, 
dass  von  einer  Unternehmung,  welche  solche  doppel- 
drähtige  Anlagen  bezahlen  sollte,  das  Dreifache  des- 
jenigen verlangt  wurde,  was  die  Tclegraphendirek- 
tion  im  Jahre  1897  selber  dovisiert  hatte!  Die  For- 
derung des  Dreifachen  des  Kostenvoranschlages  ist 


wohl  noch  nicht  dagewesen,  und  es  blieb  einer  eid- 
genössischen Verwaltung  vorbehalten,  sie  zu  stellen. 

Noch  eine  andere  Leistung  der  Telegraphendirek- 
tion muss  hier  ausdrücklich  angeführt  werden,  und 
zwar  glaube  ich,  diese  Leistung  widerspreche  voll- 
standig  den  gesetzlichen  Bestimmungen.  Nachdem 
die  Telegraphen^  er  walluny  die  Doppcldrahtleitung  auf 
Kosten  einer  Slarkstromunternelimung  erstellt  hatte, 
verlangte  sio  von  den  Abonnenten  des  betreffenden 
Kreises  den  sog.  Linienzuschlag,  wie  er  nach  Art.  12 
des  Bundoegcsetzcs  von  1889  gestattet  ist  Nach 
langen  Unterhandlungen  wurden  die  Abonnenten  ge- 
zwungen, den  Linieuzuschlag  zu  entrichten.  Nun 
werden  aber  dieso  Linienzuschläge  zugestandener- 
massen  erhoben.  —  Sie  können  dies  in  den  Berichten 
der  Telographenvorwaltuogen  nachlesen,  —  als  Aequi- 
valent  für  die  Amortisation  der  Baukosten  und  den 
Unterhalt  der  Linien.  Die  Telegraphenverwaltung 
wird  also  für  die  Kosten  der  doppeldrähtigen  An- 
lage zum  grüssten  Teil  durch  diese  Abonnenlenbei- 
träge  gedeckt  und  auf  der  andern  Seite  hat  sie  die 
Kosten  der  doppeldrähtigen  Anlago  bereits  von  der 
Starkstromunternehmung  eingefordert!  Dem  sagt 
man  im  gewöhnlichen  Leben,  es  sei  mit  doppeltem 
Faden  genäht  worden,  und  ich  glaube,  es  dürfte 
diese  Bezeichnung  auch  hier  ihre  Berechtigung 
haben.  Ich  bin,  wie  gesagt,  erbötig,  diese  hier  an- 
geführten Beispiele  durch  offizieUe  Akten  zu  be- 
weisen. 

Meine  Herren,  es  ist  in  dieser  Debatte  specicll 
der  finanzielle  Gesichtspunkt  hervorgehoben  worden 
und  alles  andere  wollte  man  beiseite  schieben,  um 
der  Telegraphcnverwaltung,  die,  ich  gebe  es  xu,  in 
eine  etwas  misslicho  Lage  geraten  wird,  in  dieser 
Weise  durch  Beteiligung  der  Starkstromunternebm- 
ungen  möglichste  Hülfe  angedeihen  zu  lassen,  mit 
andern  Worten,  die  Starkstrom  Unternehmungen  sollen 
herbeigezogen  werden,  um  dem  Bunde  an  die  Kosten 
der  Verbesserung  unzureichend  erstellter  Anlagen 
eine  angemessene  Summe  zu  bezahlen.  Meine 
Herron,  ich  glaube,  dies  geht  aus  den  Gründen  nicht 
wohl  an,  die  bereits  von  Horm  Köchlin  und  nun  auch 
vom  Sprechenden  entwickelt  worden  sind.  Es  geht 
nicht  an,  zu  Gunsten  der  staatlichen,  unzureichend 
angelegten  Telephonanlagcn  die  Entwicklung  der 
Elektrotechnik  zu  hemmen,  denn  es  muss  denn  doch 
gosagt  werden,  das  für  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse unseres  Landes  die  Starkstromanlagen  zum 
mindesten  so  wichtig  sind,  wie  Telegraph  und  Te- 
lephon. Durch  die  Stark  stromanlagen  wird,  davon 
bin  ich  völlig  überzeugt,  ein  vollständiger  wirt- 
schaftlicher Umschwung  in  unserem  Lande  herbei- 
geführt werden.  Grosse  Erfolge  sind  schon  jetzt  zu 
verzeichnen  und  ungeahnte  Fortschritte  werden 
wohl  in  nächster  Zeit  realisiert  werden.  Man  darf 
daher  wohl  sagen,  dass  mit  der  Förderung  der  Elek- 
trotechnik ein  gutes  Stück  Zukunft  unseres  Landes 
zusammenhängt,  und  es  würde  dem  Bund  übel  an- 
stehen, seine  eigenen  Anlagen  aul  Kosten  dieser  im 
Entwioklungsstadium  begriffenen  Unternehmungen 
zu  verbessern  oder  zu  ergänzen.  Ich  ünde,  der  Bund 
solle  gerecht  sein,  er  solle  loyal  sein,  und  alle  Bür- 
ger gleich  halten.  Ich  empfehle  Ihnen  daher,  in 
Uebereinstimmung  mit  Herrn  Köchlin,  die  Annahme 
der  Anträge  der  Kommission. 
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Jager:  Der  verehrte  Chol  des  eldg.  Post-  und 
Eisenbahndepartements  hat  bereits  erklärt,  dass  er 
in  dieser  Angelegenheit  so  ziemlich  au!  dem  Wege 
nach  Damaskus  begriffen  ist  und  dass  seinerseits 
eine  Reibe  von  Konzessionen  an  die  Auflassung  der 
Kommission  gemacht  werden,  die  unsererseits  zu 
verdanken  sind.  Immerhin  hörte  man  aus  dem  Vo- 
tum des  Herrn  Departementsvorstehers  die  Meinung 
heraus,  es  sei  die  Anlage  von  Doppeldröliten  für 
das  Telephon  doch  ausschliesslich  im  Interesse  der 
Sicherheit  nötig,  die  den  Starkslromunteruehmungen 
gegenüber  angestrebt  werden  müsse.  Für  diese  Aul- 
lassung  spricht  im  Volke  auch  insbesondere  die- 
jenige Meinung,  dio  seinerzeit  über  die  Ursachen 
des  Brandes  der  Telcpbonccntralo  in  Zürich  ver. 
breitet  wurde.  Allein  jene  volkstümliche  Auflassung, 
die  wahrscheinlich  auch  vom  Eisenbahn-  und  Post- 
departement geteilt  worden  ist  undhoute  verfochten 
wird,  ist  inzwischen  durch  die  Gutachten  der  ge- 
richtlichen Experten  vollständig  aus  .dem  Kel  le  ge- 
schlagen worden.  Ich  enthalte  mich,  hier  dieses 
Gutachten  zu  eitleren,  mache  Sie  aber  auf  die  be- 
stimmten Versicherungen  der  Herren  Professoren 
Denzier  und  Weber  in  Zürich  aufmerksam,  dass 
jener  Brand  viel  weniger  infolge  Gefährdung  der 
Telephonloitung  durch  Starkstromleitungen,  als  viel- 
mehr infolge  unzureichouder  Sicherungsnias*regelu 
und  eines  ungenügenden  Sicherungsdienstes  dor 
Teiephonorgane  entstanden  sei.  Man  kann  also  nicht 
damit  argumentieren,  es  bilden  dio  Starkstrom- 
leitungen als  solche  dne  ausserordentliche  Gefähr- 
dung der  Telephonleitungen,  was  speciell  die  An- 
lage von  Doppoldrahtleilungen  au!  den  letztern  Linien 
rechtfertige.  Die  Notwendigkeit  der  Erstellung  von 
Doppeldrahtleitungen  im  Telephomvesen  ist  Ihnen 
durch  den  Beferenten  der  Kommission,  sowie  durch 
den  Vorredner,  Herrn  Diukelmann,  gestützt  au!  die 
Aensserungen  von  Technikern  deutsober  und  schwei- 
•jrischer  Herkunlt  nachgewiesen  worden.  Es  waren 
dies  Stimmen  von  Privat  Interessenten.  Ich  gestatte 
mir,  hier  die  Aeusserung  einer  Behörde  und  zwar, 
wie  Sie  zugeben  werden,  einer  der  massgebendsten 
Behörden  mitzuteilen.  DasdeutscheReichsposlamthat 
dem  deutschen  Beichstago  eine  Donkschrilt  beb  eilend 
EinlOhrung  des  Doppelleitungsbetriebes  im  Fern- 
sprechwesen eingereicht  und  in  dieser  lese  ich  u.  a. 
folgende  Sätze.  Nachdem  ein  Expose  überdieZunahme 
des  Telephon  Verkehrs  gegeben  ist,  heisst  es  iiier: 

«Diese  gewaltige  Entwicklung  des  Fernsprech- 
wesens legt  der  Reichstelegraphenverwaltung  die 
Pflicht  au!,  alle  ihre  Betriebsmittel  zur  grössten 
technisch  erreichbaren  Vollkommenheit  und  Zuver- 
lässigkeit auszubilden.  Nur  dadurch  kann  sie  sich 
in  der  Lage  orhalten,  ihre  Verkehrsaufgabe  zum 
Wohle  der  Gesamthoit  und  des  Beiohes  nachhaltig 
zu  erfüllen. . .  Neben  den  mechanischen  Schwierig- 
keiten sind  auch  physikalische  Hemmnisse  zu  über- 
winden, die  aus  der  Zusammenlegung  so  vieler 
Leitungen  mit  Erdanschluss  entstehen.  Dio  nahe 
zusammengerückten  Drähte  beeinflussen  sich  elek- 
trisch in  der  Weise,  dass  die  Gespräche  in  den 
Nachbarleitungon  hörbar  werden  und  dadurch  mehr 
oder  weniger  der  Oeffentlichkeit  preisgegeben  sind. 
Ein  zuverlässiges  Mittel  gegen  das  Mifsprechon  ist 
nur  in  der  Bildung  rein  metallischer  Schliessungs- 
kreise, mit  Hin-  und  Bückleitung,  unter  Aufgabe 
de«  Erdanschlusses  zu  finden.» 


Damit  erklärt  die  Denkschrift  die  Anlage  von 
Doppelleitungen  im  Telophonverkehr  als  im  höchst 
ureigenen  Interesse  der  Telephonvorwaltung  und  der 
Ansprüche  des  Publikums  an  dieselbe  liegend.  Da- 
mit ist  auch  lür  uns  erwiosen  —  abgesehen  von 
allen  Momenten,  welche  von  den  Herren  Köchlin 
und  Dinkelmann  :>us  den  Präjudicien  lestgestellt 
worden  sind— ,  dass  für  die  Telephonverwaltung  die 
Pflicht  bestoht,  solcho  Doppelleitungen  im  Interesse 
ihrer  Abonnentou,  im  Interesse  der  Sicherheit  und 
Promptheit  Jos  Telephonverkehrs  zu  erstellen.  Meine 
Herren,  wir  dürfen  es  hier  rückhaltlos  aussprechen: 
die  Tolcphon Verwaltung  soll  sich  nicht  da«,  was  sie 
in  ihrem  eigenen  Interesse  und  in  demjenigen  der 
Abonnenten  zu  thun  schuldig  ist,  von  den  Stark- 
stromleitungen bozahlen  lassen,  die  ihrerseits  erst 
im  Entstehen  begriffen  sind  und  noch  immer  mit 
grossen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  haben. 

Ich  empfehle  Ihnen  aus  bester  Ueberzeugung,  und 
geslüt/.t  auf  das  Vorgehen  der  deutschen  Belchspost- 
vei  waltuug,  Annahme  der  Anträge  der  Kommission. 


Blum  er,  Präsident  der  Kommission:  Nur  eine 
einzige  Bemerkung  gegenüber  dem  Votum  des  Herrn 
Bundesrat  Zemp.  Man  könnte  glauben,  dass  der 
Bundesrat  nun  bereits  bedeutende  Konzessionen  in 
der  Sache  gemacht  habe.  Er  giebt  allerdings  zu, 
dass  in  Zukunft  Kabelleitungen  vom  Bundo  Ober« 
nommen  werden  sollen,  was  aus  der  bundesratlichen 
Botschaft  nicht  so  deutlich  ersichtlich  ist  Allein  eine 
Konzession  ist  es  thatsüchlich  deshalb  nicht,  well 
der  Bund  schon  bisher  die  Ausgaben  für  diese 
Leitungen  sich  nicht  rückvergüten  lassen  konnte; 
die  Städte  haben  dies  abgelehnt.  Herr  Bundesrat 
Zemp  sagt  nun,  es  sei  eine  Ungerechtigkeit,  dass 
private  Gesellschaften  hier  einen  Gewinn  einstecken, 
für  den  der  Bund  aufzukommen  habe.  Es  ist 
bereits  von  den  Horren  Vorrednern  nachgewiesen 
worden,  dass  es  sich  nicht  um  einen  Gewinn  der 
Starkstromgcsellschaften  handelt,  sondern  dass  das 
Telephon  zu  seiner  eigenen  Sicherheit  die  Doppel- 
drähtigkeit  haben  muss.  Aber  auf  einen  Punkt 
möchte  ich  noch  aufmerksam  machen.  Nach  der 
jetzigen  Vorlage  des  Bundesrates  würde  thatsüchlich 
ein  Rückschritt  eintreten.  Nach  dor  gegenwärtigen 
Gesetzgebung  ist  bestimmt,  dass  die  Unternehmung 
der  Neuanlage  die  sämtlichen  Kosten  der  Aeudorung 
zu  bezahlen  habe;  es  wird  dann  aber  beigefügt:  «Eine 
Ausnahme  von  dieser  Hegel  kann  zu  Gunsten  von 
Starkstromleitungen  eintreten,  welche  einem  öffent- 
lichen Zwecke  dienen.«  Diese  letztere  Bestimmung 
rinden  Sie  in  der  Vorlage  des  Bundesrates  nicht 
mehr.  Welche  Bedoutung  hat  diese  Bestimmung? 
Wie  Ihnen  mitgeteilt  wurde,  konnten  für  Anlagen 
im  Betrage  von  5MUI.  andore  Unternehmungen  mit 
einer  Summe  von  Fr.  111,000  herangezogen  werden. 
Daraus  ergiebt  sich,  dass  der  Bund  die  Kosten  für 
eine  ganze  Monge  von  Anlagen  vollständig  trug  und 
tragen  musste,  weil  die  in  Frage  kommenden  Stark- 
stromanlagen öffentlichen  Zwecken  dienten.  Wenn 
Sie  nun  den  heutigen  Autrag  des  Bundesrates  an- 
nehmen würden,  der  diese  Klausel  nicht  mehr  ent- 
hält, so  würden  in  Zukunft  alle  dieseUnternchmungen, 
die  einem  öffentlichen  Zwecko  dienen,  schlechter 
gestellt  sein,  als  bis  anhin.  Dios  kann  nicht  Ihr 
Wille  sein,  und  auch  der  Bundesrat  wird  nicht  be- 
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streiten  wollen,  dass  hier  ein  gewisses  Opfer  ge- 
bracht werden  soll.  Dieses  Opfer  wird  übrigens 
kolossal  übertrieben.  Die  Telegraphenverwaltung  hat 
vor  2  Jahren  selbst  ausgerechnet,  dass  die  Anbrin- 
gung von  Kabeln  und  Doppelloituugen,  sofern  das 
ganze  schweizerische  Netz  ausgeführt  werden  solle, 
nur  20  Mill.  koste;  nun  sind  aber  einzig  für  Kabel 
21  Mill.  in  Aussicht  genommen,  sodass  die  l>u;jpoi- 
leitungen  für  die  übrigen  Linien  keine  grosse  Summe 
mehr  ausmachen  können.  Es  ist  von  allen  Herren 
Vorrednern  darauf  hingewiesen  worden,  welche  Un- 
gerechtigkeit durch  diese  ungleiche  Behandlung 
entstehen  müsste,  indem  die  Städte,  welche  Kabel 
bekamen  und  welche  am  meisten  leisten  könnten, 
weil  sie  am  meisten  Einnahmon  haben,  an  diese 
Einrichtungen  nichts  beizutragen  hätten,  wahrend 
man  auf  dorn  Lande  draussen,  wo  mau  mit  viel 
grosseren  Schwierigkeiten  kämpft,  Beiträge  bezahlen 
müsste.  Ich  hoffe,  der  h.  Rat  werde  dem  Antrag  der 
Kommission  zustimmen  und  diese  Ungerechtigkeit 
nicht  einführen. 


PriLddent:  Die  Diskussion  ist  geschlossen.  Es 
Hegen  zu  Art.  18  eine  Reihe  von  Antragen  vor,  die 
grösstenteils  redaktioneller  Natur  sind.  Die  Zusätze, 
welche  die  Kommission  zum  1.,  3.  und  i.  Absatz 
vorschlägt,  sind  nicht  bestritten  werden  und  können 
deshalb  als  angenommen  betrachtot  werden.  Sie 
werden  sich  daher  einzig  darüber  zu  entscheiden 
haben,  ob  Sie  den  von  der  Kommission  vorgeschla- 
genen, alier  vom  Bundesrat  bestrittenen  Zusatz: 
«Die  Anbringung  von  Doppekhähten  an  öffentlichen 
Telephonleitungi  u  fällt  ausschliesslich  zu  Lasten  dos 
Bundes»,  annahmen  wollen  oder  nicht 


Abstimmung.  —  Votation. 

Der  Zusatz  der  Kommission  wird  mit  grosser 
Mehrheit  angenommen. 

(La  proposition  de  la  commission  est  adoplee  ä 
nne  grande  majorite.) 


Art.  19. 

Zsohokkt,  Berichterstatter  der  Kommission :  Der 
Art  19  behandelt  eine  kleine  Detailfrage.  Gewöhn- 
lich sind  die  Starkstromleitungen  von  einer  Tele- 
phonlinie begleitet.  Der  Art  19  setzt  nun  fest,  dass 
für  solche  Telephonlinien,  für  welche  beim  Eisen- 
bahn- und  Postdepartement  eine  Konzcssion  ausge- 
wirkt werden  muss,  die  Bewilligung  kostenfrei  ver- 
abfolgt werden  soll. 

Angenommen.  —  (Adopte.) 


IV.  Kontrolle.  —  Controle. 

Art.  20. 

Zsrhokke,  Berichterstatter  der  Kommission:  Wir 
haben  hier  die  Schaffung  der  Kommission,  welche 
dem  Bundasrat  beigegeben  werden  soll,  um  den- 


selben in  schwierigen  technischen  Fragen  beraten 

zu  können.  Diese  Kommission  ist  um  so  notwendi- 
ger, als  es  in  der  heutigen  Zeit,  in  der  die  Elek- 
trotechnik in  der  Entwicklung  begriffen  ist,  wo 
jedou  Augenblick  neue  Aeuderung'  ii  vorgenommen 
Werden,  für  '.'inen  einzelnen  Mann  schwierig  wäre, 
sich  ein  richtiges  Bild  von  der  Sachlage  zumachen 
um*  jedesmal  in  solchen  Fragen  das  Richtige  zu 
treffen.  Die  Kommission  hat  deshalb  von  Anfang 
an  eine  Kommission  vorgesehen. 

Wie  soll  aber  diese  Kommission  gebildet  wer- 
den'.' Selbstverständlich  gehören  in  dieselbe  die  Or- 
gane der  technischen  Vorwaltung  des  Bundes.  Da- 
gegen wäre  es  uobiliig,  wenn  man  diesen  Organen 
die  Präponderanz  einräumen  wollte,  und  deshalb  hat 
die  Kommission  einen  Zusatz  angenommen,  wonach 
auch  Mitglieder  der  Verwaltungen  der  Starkstrom-  . 
leitungen  und  namentlich  auch  wissenschaftlich  ge- 
bildete Leute  in  die  Kommission  sollen  gewählt 
werden,  und  wir  schlagen  Ihnen  vor,  es  möchte 
die  Mehrheit  der  Kommission  aus  Vertretern  der 
elektrischen  Wissenschaft  und  Technik  bezeichnet 
werden.  Das  hat  den  Sinn,  dass  unter  den  Techni- 
kern namentlich  die  Vertreter  der  Starkstromleitun- 
gen zu  verstehen  waren,  wahrend  man  annehmen 
muss,  dass  die  Vertreter  der  Wissenschaft  zwischen  ' 
denjenigen  der  Bundesverwaltung  und  der  Stark- 
stromanlagen einen  rein  objektiven  Standpunkt  ein- 
nehmen werden.  Die  Kommission  beantragt  Ihnen 
Annahme  ihres  Zusatzantrages. 

Angenommen  nach  Antrag  der  Kommission. 
(Adopt6  d'apres  la  proposition  de  la  commission). 


Art.  21. 

Zechokke,  Berichterstatter  der  Kommission: 
Art.  21  sagt,  es  liege  die  Ptlicht  der  Beaufsichti- 
gung und  Ueberwachung  der  elektrischen  Anlagen 
in  erster  Linie  dem  Besitzer  ob.  Es  soll  sich  also 
in  einem  Schädigungsfalle  niemand  damit  entschul- 
digen können,  dass  er  nicht  gewusst  habe,  in  wel- 
chem Zustande  sich  die  Leitung  befunden  habe.  Es 
soll  jeder  Inhaber  besorgt  sein,  dass  seine  Leitung 
keinen  Schaden  nehme  und  die  kompetenten  Or- 
gane jeweilen  auf  eventuelle  Fehler  aufmerksam 
machen.  t 

im  2.  Alinea  ist  gesagt,  dass  diese  Pflicht  der 
Beaufsichtigung  auch  dann  besteht,  wenn  die  Lei- 
tungen sich  auf  Bahngebiet  befinden  und  dass  dem 
Besitzer  zu  dem  Zwecke  von  der  Bahnverwaltung 
die  Möglichkeit  gegeben  werden  muss,  das  Bahn- 
gebiet zu  betreten.  Der  Grundsatz  ist  also  ganz 
allgemein  gehalten  und  wird  einer  Diskussion  kaum 
rufen. 

Angenommen.  —  (AioptiJ 


'.     Art.  23. 

Zschokke,  Berichterstatter dor Kommission:  Die- 
ser Artikel  redet  von  der  Kontrolle  über  die  ver- 
schiedenen Anlagen,  die  auch  verschiedenen  Or- 
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ganen  übertragen  wird.  Ziff.  1  und  2  bringen  keine 
Aenderung;  diese  Kontrolle  besteht  schon  jetzt 
Neu  ist  Ziff.  3,  wo  es  sich  um  die  Kontrollo  der 
Starkstromanlagen  und  der  elektrischen  Maschinen 
bandelt  Bisher  war  diese  Kontrolle  der  Privatini- 
tiative überlassen.  Schon  vor  einer  Anzahl  von 
Jahren  haben  die  Elektrotechniker  einen  Verein 
gegründet,  welcher  beschlossen  hat,  ein  InspeU- 
torat  zur  Ueberwachung  der  Starkstromanla^on 
einzurichten.  Dieses  Inspektorat  hat  es  verstanden, 
eich  in  verhältnismässig  kurzer  Zeit  ein  gewisses 
Ansehen  zu  sichern,  und  dieses  Ansehen  ist  so 
weit  gegangen,  dass  einzelne  Kantone  den  Konzes- 
sionären von  Starkstromanlagen  die  Verpflichtung 
auferlegt  haben,  dem  elektrotechnischen  Verein  bei- 
zutreten  und  sich  dessen  Kontrolle  zu  unterziehen. 
Andrerseits  hat  der  Bund  diesem  Inspektorate  eine 
jährliche  Unterstützung  von  Fr.  10,000  angedeihen 
lassen,  weil  er  dessen  Wert  erkannt  hat  Der  elek- 
trotechnische Verein  hat  nun  den  Wunsch  ausge- 
sprochen, die  Kontrolle  über  die  Starkstromanlagen 
mochte  ihm  ubertragen  werden.  Er  stützte  sich 
dabei  auf  seine  Leistungen,  auf  seine  mehrjährige 
Praxis  und  wies  überdies  darauf  hin,  dass  der  Bun- 
desrat mit  der  Uebertragung  der  Aufsicht  über  die 
Dampfkessel  an  den  Verein  schweizerischer  Dampf- 
kesselbesitzer die  allerbesten  Erfahrungen  gemacht 
habe  und  dass  es  keinem  Zweifel  unterliege,  dass 
ein  Inspektorat,  das  sich  auf  industrielle  Kreise 
stützen  könne,  einen  wesentlich  tiefern  und  nach- 
haltigeren Eindruck  machen  und  ein  besseres  Ent- 
gegenkommen finden  werde,  als  ein  streng  admini- 
stratives Organ,  welches  leicht  als  Feind  betrach- 
tet werde  und  es  nicht  verstehe,  nötigenfalls  einiges 
Nachsehen  auszuüben.  Der  Bundesrat  hat  zugestan- 
den, dass  er  in  Bezug  auf  die  Kontrolle  der  Dampf- 
kessel gute  Erfahrungen  gemacht  habe,  aber  er 
hat  sich  doch  sagen  müssen,  dass  es  unzulässig 
sei,  in  einem  Gesetze  zuzugestehen,  dass  einer 
Privatgesellschaft  die  Kontrolle  übertragen  werde 
und  diese  Ansicht  hat  auch  Ihre  Kommission  geteilt 
Der  Bundesrat  stellt  sich  auf  den  Boden,  dass  er 
sagt,  es  sei  für  die  Kontrolle  der  Starkstromanlagen 
ein  besonderes  Inspektorat  zu  schaffen,  wobei  er 
sich  vorbehält,  das  Inspektorat  eventuell  dem  elek- 
trotechnischen Verein  zu  übertragen,  dasselbe  aber 
auch  wieder  zurückzuziehen,  wenn  sich  diese  Dis- 
position als  unzweckmässig  herausstellen  sollte. 
Die  Kommission  glaubt,  ihm  auf  diesem  Wege  folgen 
zu  können  und  hat  diesen  Artikel  angenommen. 

Nun  ist  aber  im  Schosse  der  Kommission  die 
Frage  entstanden,  ob  es  nicht  zweckmässig  wäre, 
die  drei  Inspektorate  einem  Generalinspektorate  zu 
unterstellen  ;  nach  lange  gewalteter  Diskussion  hat 
6ich  aber  ergeben,  dass  die  Kollisionen,  welche 
unter  den  drei  Organen  entstehen  könnten,  durch 
ein  oberstes  Inspektorat  nicht  gehoben  würden, 
dass  vielmehr  dennoch  ein  Rekurs  an  das  Departe- 
ment nötig  wäre,  dem  die  in  Art  20  vorgesehene 
Kommission  zur  Seite  stehen  würde.  Der  Bundes- 
rat hat  auch  namentlich  darauf  hingewiesen,  dass, 
falls  die  Schöpfung  eines  Oberinspektorates  not- 
wendig wäre,  er  schon  durch  seine  bisherige  Ver- 
waltung dazu  veranlasst  worden  wäre.  Denn  es  ist 
ja  ganz  klar,  dass  bei  Gründung  eines  General- 
inspektorals  die  Bedoutung  der  in  Art.  20  ge- 
nannten Kommission  nicht  mehr  dieselbe  wäre,  dass 


es  vielmehr  fraglich  wäre,  ob  man  dieselbe  noch 
beibehalten  konnte  und  wenn  ja,  ob  es  dann  nicht 
zu  Streitigkeiten  zwischen  ihr  und  dem  General- 
inspektorat  kommen  würde. 

Es  hat  dann  Ihrer  Kommission  geschienen,  dass 
es  in  dieser  ersten  Periode  der  Entwicklung,  in 
welcher  jeden  Augenblick  neue  Erfindungen  die 
ganzo  Materie  modifizieren  können,  angemessen  sei, 
für  die  Ueberwachung  der  Starkstromanlagen  einen 
Mann  zu  besitzen,  der  seine  Aufmerksamkeit  aus- 
schliesslich den  Forlschritten  in  diesem  Gebiete  zu 
widmen  in  der  Lage  sei.  Es  hat  sich  ergeben,  dass 
die  drei  Inspektorate  nicht  beseitigt  werden  können, 
dass  sie  bestehen  müssen,  und  dass  man  lediglich 
ein  viertes  Organ  einführen  würde,  das  eher 
Komplikationen  rufen  könnte. 

Die  letztere  Ansicht  wird  nun  nicht  nur  von  der 
Mehrheit  der  Kommission,  sondern  auch  vom  De- 
partement geteilt.  Dagegen  ist  es  geboten,  für  den 
Fall,  dass  dennoch  dem  Bundesrate  eine  Reorganisa- 
tion dieser  Inspektorate  nötig  erscheinen  sollte, 
der  Bundesversammlung  das  Recht  vorzubehalten, 
die  Schaffung  eines  einheitlichen  Inspektorats  be- 
schlicssen  und  die  notwendigen  Aenderungen  im 
Gesetze  vornehmen  zu  können.  —  Ich  «mpfehle 
Ihnen  die  Anträge  der  Kommission 


Korhlin :  Bei  Anlass  der  Beratung  in  der  Kom- 
mission kam  hier  auch  die  Frage  der  Wahrung  des 
Fabrikgeheimnisses  bei  Anlass  der  Inspektion  zur 
Sprache.  Es  ist  speciell  die  Starkstromtechnik  in 
ihrer  Verzweigung  nach  der  Elektrochemie  hin, 
welche  in  unserm  Lande  eine  grosse  Ausdehnung 
gewonnen  hat  und  eine  ungeahnte  Entwicklung  noch 
haben  kann;  Elektricltat  und  Chemie  verbunden 
sind  zwei  Mächte,  denen  vieles  möglich  ist  Wir 
haben  es  als  unsere  Pflicht  erachte-,  darauf  auf- 
merksam zu  machen,  dass  speciell  für  die  elektro- 
lytischen oder  elektrochemischen  Betriebe  das  Fa- 
brikgeheimnis eine  grosse  Rolle  spielt  Die  Resul- 
tate in  diesen  Gebieten  hängen  olt  von  gewissen 
Details  der  Konstruktion  ab,  von  gewissen  Einrich- 
tungen, die  durch  Erfahrungen,  Erprobungen,  grös- 
sere oder  kleinere  Erfindungen  herbeigeführt  wor- 
den sind,  welche  dann  industrielle  Resultate  er- 
geben. Ich  rede  von  solchen  Einrichtungen,  welche 
nicht  durch  Patente  geschützt  werden  können  und 
welche  zum  grossen  Teile  Gehelmnisse  der  Fabri- 
kation sind.  Zum  Beweise  hietttr  erwähne  ich  den 
Umstand,  dass  z.  B.  in  den  Statuten  von  solchen 
Fabriken  Bestimmungen  aufgenommen  sind,  welche 
den  Eintritt  in  die  Fabrik  absolut  verbieten,  es  liege 
denn  die  einstimmige  Bewilligung  seitens  des  Ver- 
waltungsrates vor.  Sie  sehen  daraus,  welch  grossen 
Wert  man  auf  die  Wahrung  des  Fabrikgeheim- 
nisses legt  Die  Kommission  hat  sich  diesbezüg- 
lich an  den  h.  Bundesrat  gewandt  und  dieser  hat 
folgende  Antwort  gegeben: 

(Gegen  die  Gefahr  der  Verletzung  des  Fabrikge- 
beimnissos  kann  nur  die  Ernennung  durchaus  zuver- 
lässiger Inspektoren  Garantie  bieten ;  durch  formelle 
Vorschriften  ist  in  dieser  Hinsicht  nichts  zu  erreichen. 
Wirmachen  übrigens  darauf  aufmerksam,  dass  der  elek- 
trotechnische Verein  sich  durch  solche  Bedenken  nicht 
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hat  «Multen  lassen,  ein  Inspektorat  einzusetzen. 
Auch  die  Einrichtung  des  Inspektorats  nach  dem  Vor- 
schlage des  Bundesrates  wird  zur  Ernennung  von 
Inspektoren  lür  die  Starkstromanlagen  durch  den 
Verein  lühreu,  welche  in  selbständiger  Stellung 
gegenüber  den  einzelnen  Elektricitätswcrken  sich 
befinden  und  die  erforderlichen  persönlichen  Ga- 
rantien bieten.« 

Diese  Antwort  des  h.  Bundesrates  möchte  ich 
zum  stenographischen  Bulletin  geben.  Ich  kann 
mich  dabei  ganz  beruhigen,  in  der  Erwartung,  dass 
die  Frage  der  Wahrung  des  Fabrlkgchoimnisses  in 
der  Ausführungsverordnung  des  Bundesrates  passend 
behandelt  werden  wird. 


Zschokko,  Berichterstatter  der  Kommission :  Ich 
möchte  Herrn  Köchlin  darauf  aufmerksam  machen, 
dass  die  Frage,  von  der  er  spricht,  schon  bei  Art  2bis 
besprochen  und  dass  vom  Rate  ein  diesbezüglicher 


Präsident:  Nachdem  bereits  von  Art  22 bis  ge- 
sprochen worden  ist,  schlage  ich  Ihnen  vor,  nun- 
mehr Art  22  und  22bis  gemeinsam  zu  diskutieren. 
-  Diese  beiden  Artikel  sind  in  Diskussion 


JXger:  Der  Präsident  der  Kommission  hat  in 
seinem  Votum  mit  Recht  darauf  hingewiesen,  dass 
die  Gesetzgebung  über  die  ganze  Materie  eine  etwas 
langsame,  schwankende  und  tastende  gewesen  ist, 
und  er  hat  insbesondere  betont,  dass  Deutschland 
in  dieser  Richtung  ungemein  vorsichtig  zu  Werke 
geht  und,  wenn  man  will,  in  seiner  Gesetzgebung 
etwas  im  Rückstände  ist.  Das  hat  seine  guten 
Gründe.  Es  will  mir  scheinen,  an  diese  Materie  soi 
für  den  Gesetzgeber  auch,  wie  für  das  grosso  Publikum 
bei  Starkstromleitungen,  dio  Aufschrift  «(Vorsicht»  ge- 
heftet Die  ganze  Angelegenheit  ist  sozusagen  noch  im 
Werden  begriffen  und  sie  kann  eine  Gestalt  anneh- 
men, von  der  wir  heute  ebensowenig  einen  Begriff 
haben,  wie  vor  der  Frankfurter  Elektricitatsaus- 
stellung  von  der  Art  der  Starkstromleitungen,  die 
damals  zum  ersten  mal  auf  die  Initiative  des  Herrn 
Brown  durchgeführt  wurde.  Die  Gesetzgebung  kann 
sehr  leicht  in  den  Fall  kommen,  schon  morgen  in 
ihren  Definitionen  desavouiert  zu  werden;  deshalb 
ist  Vorsicht  sehr  am  Platze  und  angezeigt,  alles  zu 
vermeiden,  das  den  Vertretern  der  elektrischen 
Technik  irgendwie  in  die  Quere  kommen,  sie  hin- 
dern und  in  ihren  Forschungen  aufhalten  könnte. 

Nun  halte  ich  die  Ziffer  3  von  Art  22  für  einen 
Punkt,  der  in  dieser  Hinsicht  sehr  wohl  erwogen 
werden  darf.  Das  Inspektorat,  das  da  geschaffen 
werden  soll,  soll  nach  dem  Tenor  der  Botschaft  und 
dem  Wortlaute  dieser  Ziffer  ein  Bundesorgan  sein. 
Ich  bin  gar  nicht  derjenige,  welcher  in  dio 
Bundesadministralion  irgendwie  Misstrauen  zu  setzen 
geneigt  ist  Ich  anerkenne  rückhaltlos,  dass,  soweit 
ich  dies  zu  beurteilen  vermag,  die  Bundcsadmini- 
straüon  keinerlei  Misstrauen  und  keinerlei  Vorwurf 


verdient  Allein  es  ist  etwas  anderes,  über  Gebiete, 
auf  welchen  wir  in  allen  civilisierten  Staaten  Vor- 
bilder haben,  auch  unsererseits  zu  leglferiercn  oder 
aber  auf  einem  Gebiete  den  Pionier  zu  spielen,  und 
ich  kann  mich  eines  gewissen  Gefühles  der  Be- 
ängstigung nicht  erwehren,  wenn  ich  vergleiche, 
was  die  fachmännische  Organisation  der  Elektro- 
techniker dem  Bundesrate,  der  Kommission  und  Direm 
Rate  in  ihren  Eingaben  speciell  bezüglich  des  In- 
spektorates  gesagt  hat 

Der  schweizer,  elektrotechnische  Verein  hat  das 
Begehren  gestellt,  es  sei  das  Inspektorat  für  Stark- 
stromaulagen  Schlechtordings  mit  demjenigen  zu 
verbinden,  welches  bereits  in  seinem  Verbände  be- 
steht und  das  bis  jetzt  in  sehr  anerkennenswerter 
Weise  funktioniert  hat  Der  Grund  dieser  Eingabe 
ist  wesentlich  darin  zu  suchen,  dass  man  fürchtet, 
man  möchte  von  aussen,  sagen  wir  einmal  von  bnreau- 
kratischer  Seite,  auf  die  Geschäftsführung  einen 
Druck  ausüben,  der  nur  schaden  könnte.  Und 
diese  Furcht  ist  nicht  ganz  ungerechtfertigt  Wir 
haben  in  Art  16  diesem  Inspektorate  u.  a.  auch 
die  Kompetenz  eingeräumt,  über  Anlagen,  be- 
vor dieselben  irgendwie  praktisch  ausgeführt  wer- 
den können,  sein  Gutachten  abzugeben.  Das  ist  ge- 
wissermassen  das  Recht,  ein  Veto  gegen  die  Er- 
stellung einzulegen,  und  es  ist  das  eine  Kompetenz, 
die  ausserhalb  der  technischen  Kontrolle,  der  Kon- 
trolle über  die  Funktion,  die  Gefährlichkeit  der  An- 
lagen, über  ihre  Beziehungen  zu  Leben  und  Eigen- 
tum des  Publikums  steht,  eine  Kontrolle  grundsätz- 
licher Art,  die  unter  Umständen  dazu  führen  kann, 
dass  die  Anlagen  in  ihrer  Ausführung  verzögert  und 
die  Dispositionen  ganz  willkürlich  und  einseitig 
beeinfiusst  werden  können,  und  daher  ist  es  erfor- 
derlich, dass  wir  bei  der  Art  der  Bestellung  des  In- 
spektorates  um  so  vorsichtiger  zu  Werke  gehen. 

Ich  möchte  nicht  schlechtweg  den  Antrag  des 
schweizerischen  elektrotechnischen  Vereins  aufneh- 
men, vielmehr  einen  Mittelweg  einschlagen  Der 
Bundesrat  führt  auf  Seite  23  der  Botschaft  aus,  dass 
die  Absicht  bestehe,  vorläufig  die  Inspektion  dem 
bereits  bestehenden  Inspektorate  des  schweizer, 
elektrotechnischen  Vereins  zu  übertragen.  Er  spricht 
demselben  seine  volle  Anerkennung  über  seine  bis- 
herigen Funktionen  aus  und  stellt  fest,  dass,  falls 
später  einmal  ein  anderes  Organ,  als  das  bereite  be- 
stehende, mit  der  Inspektion  betraut  werden  sollte, 
vorerst  mit  dem  elektrotechnischen  Verein  Verhand- 
lungen gepflogen  würden.  Dass  der  Bundesrat  sehr 
wohl  daran  thut,  dieses  Inspektorat  durch  den 
elektrotechnischen  Verein  in  Aussicht  zu  nehmen, 
geht  u.  a.  aus  dem  Berichte  dieses  Organs 
für  das  Jahr  1899-1900  hervor,  wo  es  auf  Seite  8 
heisst:  «  Was  die  vom  Inspektorate  erzielten  Erfolge 
hinsichtlich  der  auf  dessen  Veranlassung  hin  an 
elektrischen  Central-  und  Einzelanlagen  vorgenom- 
menen Verbesserungen  betrifft,  so  konnten  wir 
schon  vor  einem  Jahr  in  unserm  Berichte  über  das 
Geschäftsjahr  1898-1899  hierüber  in  sehr  günstigem 
Sinne  berichten.  Heute  sind  wir  in  der  Lage,  einige 
diesbezügliche  Zahlen  mitteilen  zu  können.  Auf 
Grund  von  Erhebungen,  die  wir  bei  einer  Anzahl 
von  Abonnenten  machten,  schätzen  wir  die  Gesamt- 
summe, die  von  FJektricitätswerken  bis  Ende  Juni 
dickes  Jahres,  durch  Inüpeklkmsberichtc  veranlasst, 
für  Abänderungen  und  Ergänzungen  an  ihren  An- 
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Lagen  verausgabt  wurde,  auf  cirka  Fr.  200,000  und 

die  Gesamtsumme,  die  bis  zu  genanntem  Datum 
aul  unsere  lnspoktionsborichto  hin  lür  Arbeiten  an 
Einzelanlagen  ausgelegt  wurde,  auf  cirka  Fr.  33,000». 
Diese  Zahlen  markieren  Leistungen,  die  sich  sehr 
wohl  sehen  lassen  dürfen  und  den  vollen  Beweis 
dafür  erbringen,  dass  das  Inspcktorat  des  elektro- 
technischen Vereins  gar  wohl  berufen  und  befähigt 
ist,  die  Inspektion  zu  übernehmen. 

Ich  wiederhole,  dass  sich  an  diesen  Punkt  ge- 
wisse, nicht  ohne  weiteres  zu  beruhigendo  Bofürch- 
tungen  der  elektrischen  Werke  knüpfen.  Mit  Hecht 
bat  Herr  Köchlin  vorhin  darauf  hingewiesen,  dass 
es  sich  bei  diesen  Funktionen  der  Kontrolle  in  er- 
höhtem Masse  um  die  Wahrung  des  Fabrikgchoim- 
nisses  handelt.  Es  sind  des  Schutzes  in  diesem 
Sinne  nicht  allein  das  Fatrikgehoimnis  bedürftig, 
sondern  schon  die  Dispositionen  Uber  die  elek- 
trischen Anlagen,  Uber  dio  Verteilung  der  Ströme, 
über  die  direkte  Verbindung  der  elektrischen  Appa- 
rate mit  den  mechanischen  Anlriebsmaschinen,  den 
Turbinen  u.  s.  w.  Es  ist  somit  die  Furcht  der 
Interessenten  vor  einer  Einmischung  von  einer 
Seite  her,  die  sie  nicht  als  ihren  Bedürfnissen  und 
Wünschen  adäquat  halten,  berechtigt,  und  ich  glaube, 
wir  können  den  Wünschen  der  Interessenten  in  der 
Weise  entgegenkommen,  dass  wir  den  Gedanken, 
den  der  Bundesrat  in  seiner  Botschaft  ausgespro- 
chen hat,  im  Gesetze  markieren,  indem  wir  einen 
Zusatz  aufnehmen  des  Inhaltes:  es  habe  der  elek- 
trotechnische Verein  bei  der  Bestellung  des  Inspek- 
torates mitzuwirken,  sei  es,  dass  er  dorn  Departe- 
ment Vorschläge  zu  untorbroiten  hat  oder  dass  der 
Bundesrat  gemeinschaftlich  mit  gewissen  Organen 
des  Vereins  die  Wahl  vornimmt  Ich  möchte  Ihnen 
deshalb  vorschlagen,  in  Ziff.  3  nach  dem  Worte 
»Bundesrate»  einzuschieben  «in  Gemeinschaft  mit 
dem  Verbando  schweizerischer  Elektrotechniker*. 


Zschokke,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
habe  Ihnen  schon  boi  Anlass  der  Beratung  von  Art.  3 
den  historischen  Vorlauf  der  Sache  und  dio  Wünsche 
der  Elektrotechniker  erklärt  und  Ihnen  gesagt,  dass 
kein  Mensch  daran  denke,  die  Verdienste  des  elek- 
trotechnischen Vereins  zu  beanstanden,  dass  viel- 
mehr der  Bundesrat  selbst  demselben  volle  Gerech- 
tigkeit widorfahren  lässt  und  selbst  erklärt,  er  Inge 
sich  mit  dem  Gedanken,  mit  der  Inspektion  vor- 
läufig don  elektrotechnischen  Verein  zu  betrauen. 
Und  ich  kann  noch  beifügen,  dass  die  Mitglieder 
des  elektrotechnischen  Vereins,  die  anfänglich  in 
dieser  Beziehung  etwas  kitzlig  waren,  sich  schliess- 
lich mit  dem  Antrage  der  Kommission  einverstanden 
erklärten.  Ich  mache  darauf  aufmerksam,  dass  ge- 
rade die  Zusammensetzung  der  Kommission,  welche 
in  Art  20  vorgesehen  ist,  den  Elektrotechnikern 
die  Garantie  bietet,  dass  boi  Einsprachen  gegen  die 
Handhabung  der  Kontrolle  durch  das  Inspektnrat 
ihre  Wünsche  vollständige  Würdigung  finden  wer- 
den. Wenn  Herr  Jäger  annimmt  der  Art  IC  sei  da- 
durch gefährlich,  dass  er  dem  Inspektorat  das  Recht 
gebe,  vor  der  Ausführung  neuer  Aulagen  Einrei- 
chung der  Pläne  zu  verlangen,  so  muss  doch  be- 
merkt werden,  dass  Art  23  festeteilt,  in  welcher 


Weise  gegen  den  Entscheid  des  Inspektorates  der 

Rekurs  ergriffen  werden  kann  und  dass  die  Rekurs- 
behörde gerade  die  in  Art  20  eingesetzte  Kommis- 
sion ist  die  den  Starkstromanlagen,  so  weit  nur 
möglich,  gerecht  werden  kann.  Ich  glaube  aber 
nicht  dass  es  möglich  sei,  nach  dem  Antrag  des 
Herrn  Jäger  in  einem  Gesetze  einer  Geseifschaft, 
deren  Lebensdauer  nicht  eine  ewige  ist  das 
Recht  zu  vindizieren,  dem  Bundesrate  Vorschläge 
über  dio  Bestellung  dos  Inspektorates  zu  machen. 
Man  muss  sich  vielmehr  bei  Abfassung  des  Gesetzes 
auf  den  absolut  objektiven  Standpunkt  stellen.  Ich 
bin  von  der  Kommission  beauftragt  Ihnen  zu  er- 
klären, dass  sie  dem  Antrage  des  Herrn  Jäger  ihre 
Zustimmung  nicht  geben  kann.  Man  hat  im  Schosse 
der  Kommission  erwogen,  ob  eine  weitere  Berück- 
sichtigung der  Privatinteressen  des  elektrotechni- 
sch n  Vereins  möglich  sei,  aber  die  Kommission  ist 
zu  dem  Schlüsse  gekommen,  dass  dies  in  der  Form 
eines  Gesetzes  durchaus  nicht  angoho.  Ich  bean- 
trage Ihnen  desshalb,  den  Antrag  des  Herrn  Jäger 
abzulehnen. 


Bundesrat  Zomp:  Indem  ich  prinzipiell  dem 
Art  22bis  zustimme,  möchte  ich  mir  doch  erlauben, 
eine  redaktionelle  Bemerkung  zu  machen  und  zu 
beantragen,  die  Worte  «und  die  sich  daraus  er- 
gebende Gesetzesänderung»  zu  streichen.  Lassen 
Sie  diese  Worte  stehen,  so  sagen  Sie  damit,  die 
Bundesversammlung  könne  von  sich  aus  das  Gesetz 
andern.  Das  ist  aber  nicht  richtig  und  nicht  mög- 
lich. Eine  Gesetzesänderung  unterliegt  immer  dem 
Referendum.  Der  Zusatz  ist  also  nicht  annehmbar 
und  er  Ist  auch  nicht  nötig.  Wenn  Sie  die  Worte 
streichen,  so  haben  Sie,  was  Sie  wollen,  dass  näm- 
lich dio  Bundesversammlung  die  Schaffung  eines 
einheitlichen  Inspektorates  endgültig  beschliessen 
kann.  Natürlich  müssen  dann  besondere  Vorschriften 
Uber  die  Zahl  der  Mitglieder,  die  Amtsdauer  u.  s.  w. 
erlassen  werden.  Das  versteht  sich  dann  von  selbst 

Eine  solche  Bestimmung  ist  nach  unserer  Auf- 
fassung durchaus  zulässig.  Ich  erinnere  mich  an 
einen  analogon  Fall.  In  der  Militärorganisation  von 
1874  ist  bestimmt,  wie  viel  Bataillone  jeder  Kanton 
zu  stellen  habe.  Es  wurde  nun  darauf  aufmerksam 
gemacht  dass  auf  jeden  Fall  im  Laufe  der  Zeit  Ver- 
schiebungen nötig  würden  und  man  hat  dann  am 
Schlüsse  der  ganzen  Ueborsicht  die  Bestimmung 
aufgenommen,  dass  die  Bundesversammlung  aur 
Antrag  des  Bundesrates  an  dem  Verzeichnis  Aende- 
rungen  vornehmen  könne.  Das  ist  ein  Vorgang,  der 
uns  unbedenklich  «las  Rocht  giebt  diese  Alternative 
schon  in  das  Gesetz  aufzunehmen.  Aber  lassen  Sie 
den  Ausdruck  «Gosctzosünderung»,  der  beanstandet 
werden  könnte  und  unnötig  ist  fallen. 


iHnkelmnnn :  Die  Bedenken  von  Herrn  Bundes- 
rat Zemu  bogreife  ich  vollständig.  Wir  haben  den 
Art.  22  bis  deswegen  so  redigiert,  weil  auch  die 
Art.  23  und  24  abgeändert  werden  mussten, 
wenn  die  Bundesversammlung  in  Gemässbeit  vca 
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Art  22  bis   ein  solches  einheitliches  Inspektorat 
wirklich  beschliessen  würde.    Es  kann  sieh  also 
nur  um  eine  Abänderung  der  Art,  23  und  24  ban- 
deln und  ich  glaube,  weil  es  sich  nur  um  gering- 
lügige  Aenderungen  handeln  kann,  sollte  dieses  doch 
gestattet  sein.    Von  einer  Abänderung  des  ganzen  1 
Gesetzes  kann  nicht  die  Rede  sein,  wie  Herr  Zemp  I 
richtig  ausgeführt  hat,  aber  das  Recht  der  Aende- 
rung  der  Art.  23  und  24  sollte  der  Bundesversamm- 
lung füglich  gegeben  werden.    Ich  möchte  Ihnen 
deshalb  beantragen,  hier  zu  sagen:  «und die  hieraus  j 
sich  ergebende  Abänderung  der  Art  23  und  24». 


Bhuner,  Präsident  der  Kommission:  Ich  glaube, 
dass  der  Antrag  des  Herrn  Dinkelmanu  die  Frage  I 
deshalb  nioht  löst  weil  es  sich  doch  wiederum  um 
eine  Gesetzesänderung  handelt  und  somit  die  Be- 
denken  von  Herrn  Bundesrat  Zemp  doch  bestehen 
bleiben.  Denn  nach  dessen  Ansicht  muss  jede  Ge-  | 
setzesänderung  dem  Referendum  unterstellt  werden. 
Man  wollte  in  diesem  Paragraphen  feststellen,  dass 
es  möglich  sei,  eine  Verschmelzung  der  Inspektorate 
vorzunehmen,  und  meine  persönliche  Meinung  ist  es, 
dass  diese  Zeit  kommen  wird.  Denn  ich  denke,  die 
Starkitromanlagen  wachsen  in  der  Schweiz  so  aus 
dem  Boden  heraus,  dass  die  Kontrolle  mit  der  Zeit 
einem  einheitlichen  Inspektorate  unterstellt  werden 
muss.  Aber  vorläufig  sind  wir  einverstanden,  dass  die 
Starkstrominspektion  einer  besondern  Kontrolle  unter- 
stellt wird.  Dem  Bedenken  des  Herrn  Bundesrat 
Zemp  könnte  dadurch  Rechnung  getragen  werden, 
dass  man  sagen  würde:  «die  sich  daraus  ergebende 
Aenderung».  Dann  wäre  festgestellt  dass  man  jetzt 
schon  die  Schaffung  eines  einheitlichen  Inspektora- 
te« in  Aussicht  genommen  hat.  Zur  Schaffung  selbst 
aber  bedarf  es  einer  Gesetzänderung,  die  dem  Re- 
ferendum unterstellt  ist  Natürlich  könnte  man  auch 
ohnedies  jederzeit  ein  solches  Gesetz  aufstellen,  allein 
man  wollte  schon  hier  sagen,  dass  man  zu  so  etwas 
kommen  könne  und  gewissermasen  eine  Warnungs- 
tafel für  den  elektrotechnischen  Verein  aufstellen, 
die  Sache  richtig  zu  besorgen,  sonst  werde  man 
das  einheitliche  Inspektorat  einführen. 


David:  Ich  stehe  materiell  auf  dem  Boden  des 
Herrn  Kommissionspräsidenten,  dass  man  nämlich 
notwendigerweise  dazu  kommen  muss,  ein  einheit- 
liches Inspektorat  zu  schaffen,  nicht  nur,  weil  sich 
die  Starkstromanlagen  mit  der  Zeit  entwickeln  müssen 
und  werden,  sondern  auch  aus  dem  Grunde,  weil 
es  durchaus  notwendig  und  gerecht  erscheinen  wird, 
eine  über  allen  Interessenten  objektive  Instanz  zu 
besitzen.  Denn  so,  wie  die  Kontrolle  jetzt  ist  ist 
sie  eigentlich  keine  Kontrolle.  Es  ist  eine  Art  Selbst- 
kontrolle oder  wenn  Sie  wollen  eine  Art  Selbsttäu- 
schung. Die  Privaten  kontrollieren  sich  duroh  ihr 
eigenes  Organ,  der  Bund  durch  seine  Verwaltungs- 
abteilungen Telegraph  und  Eisenbahn;  da  wo  Kolli- 
sionen wahrscheinlich  sind,  bei  Bahnkreuzungen  und 
Längsführung  von  Starkstromleitungen  neben  Eisen- 
bahnen, bat  allerdings  der  Bund  die  Haupthand  auf 
der  Kontrolle;  aber  da,  wo  der  Bund  mit  andern 
Privaten  in  Kollision  kommt  ist  eine  einheitliche, 


Altein  Ich  gebe  zu,  dass  man  es  so  versuchen 
soll,  wie  es  vorgeschlafen  ist,  und  wenn  sich  Uebel- 
slände  ergeben,  so  soll  man  die  Bestimmung  än- 
dern. Hingegen  möchte  ich  beantragen,  Art  22  bis 
zu  streichen.  Entweder  sagt  er  etwas  <*anz  Selbst- 
verständliches, denn  in  der  That  kann  die  Bundes- 
versammlung das  Gesetz  jederzeit  ändern,  und  ich  sehe 
nicht  ein,  warum  wir  uns  naiver  stellen  sollen,  als  wir 
es  vielleicht  schon  sind,  oder  er  sagt,  dass  wir  das 
Gesetz  nur  auf  Antrag  des  Bundesrates  andern  dürfen, 
was  insofern  nicht  richtig  wäre,  als  auch  Anträge  aus 
der  Mitte  der  Bundesversammlung  kommen  können. 

Unannehmbar  ist  der  Antrag  des  Herrn  Dinkel- 
mann, denn  Sie  werden  nicht  nur  die  Art  23 
und  24  ändern  müssen,  sondern  noch  andere  mehr. 
Sie  werden  sich  z.  B.  iragen  müssen,  ob  nicht  das 
Inspektorat  am  besten  der  technischen  Kommission  zu 
unterstellen  sei  oder  dem  Departement. 

Wie  ich  auch  immer  die  Sache  ansehe,  das  Er- 
gebnis ist  immer  das,  dass  wir  Art  22  bis  streichen 
sollen.  Warnungstafeln  zu  errichten,  wie  Herr  Blumer 
angedeutet  hat  das  gehl  zu  weit  und  kommt  der 
Gesetzgebung  nicht  zu.  —  Ich  stelle  also  den  An- 
trag, Art  22  bis  sei  zu  streichen. 


Fehr:  Ich  möchte  Ihnen  beantragen,  Art  22  bis 
beizubehalten,  dagegen  bloss  den  Passus,  welchen 
Herr  Bundesrat  Zemp  beanstandet  hat  ztl  streichen. 
Denn  wir  können  nicht  von  uns  aus  fiesetze  ändern, 
ohne  dass  sie  dem  Referendum  unterstellt  sind. 
Dagegen  könnte  dem  Bedenken  des  Herrn  Dinkel- 
mann Rechnung  getragen  werden  dadurch,  dass  man 
Art.  23  so  fasst:  aGcfron  die  Verfügungen  und  Wei- 
sungen der  in  Art.  22  und  22  bis  genannten  Kon- 
trollstellen kann.  ...»  Dann  ist  die  Möglichkeit 
vorgesehen,  dass  an  die  Stelle  von  drei  Kontrollstellen 
eine  einheitliche  treten  kann  und  es  ist  gesagt  da" 
der  Rekurs  an  die  und  die  Behörde  zulässig  sei 


DlokMman«:  Ich  kann  mich  diesem  Antrage 
anschliessen.  Man  wird  aber  auch  Art.  24  ange- 
messen ändern  müssen.  Denn  in  Art.  24  wird  von 
den  Differenzen  der  in  Art.  22  genannten  Kontroll- 
stellen gesprochen. 


Fear:  Wenn  nicht  mehrere  Kontrollsteilen  vor- 
handen sind,  so  können  keine  Differenzen  mehr 
vorkommen.  In  Art  24  ist  nur  der  Art  22  ange- 
zogen. Eine  Aenderung  ist  nicht  nötig. 


Dinkelmatm:   Ich  ziehe  meinen  Antrag  zurück. 


Blumer,  Präsident  der  Kommission :  Ichschliesse 
mich  dem  Antrage  des  Herrn  Bundesrat  Zemp  an 
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Zsctokke,  Berichterstatter  der  Kommission: 
Ebenfalls' 


Mit  Mehrheit  siegt  der  Antrag  der  Kommis- 
sion gegenüber  demjenigen  des  Herrn  David. 
Der  Antrag  des  Herrn  Jäger,  in  Ziffer  3  von  Art.  22 
beizufügen:  «in  Gemeinschalt  mit  dem  Verein 
schweizerischer  Elektriker»,  wird  verworfen. 

(La  proposition  de  la  commission  l'emporte  sur  celle 
de  M.  David.  L'amenderaent  de  M.  Jae?er  est  rejete.) 


Art.  28. 

Zsefiokke:  Berichterstatter  der  Kommission: 
Art.  23  bespricht  die  Hekursstellen  gegenüber  dem 
Entscheide  der  drei  Kontrollstellen  und  setzt  fest, 
dass  Rekurse  gegen  Entscheidungen  der  Inspektorato 
sub  1  und  2  direkt  beim  Bundesrate  und  gegen  Ent- 
scheidungen des  Iuspektorates  sub  3  zunächst  bulm 
Departemente  und  in  zweiter  Instanz  beim  Bundes- 
rate anhängig  zu  machen  seien. 

loh  mochte  bei  diesom  Anlasse  bemerken,  dass 
der  Art.  23,  wenn  Sie  dem  Antrage  des  Herrn  Fehr 
beistimmen,  eine  Einschaltung  bezüglich  des  ein- 
heitlichen Iuspektorates  zu  machen,  in  der  jetzigen 
Fassung  nicht  beibehalten  werden  kann.  Man  würde 
nämlich  nicht  wissen,  an  wen  man  gegen  den 
Eutscheid  des  einheitlichen  Inspektorates  rekur- 
rieren soll. 


r:  Diese  Bemerkung  ist  richtig  und  ich  be- 
antrage Ihnen,  den  Art.  23  zur  redaktionellen  Be- 
reinigung an  die  Kommission  zurückzuweisen.  Man 
sollte  dem  Gedanken  Ausdruck  geben,  wohin  und 
in  welchen  Fällen  man  gegen  den  Entscheid  des 
einheitlichen  Inspektorates  rekurrieren 


Präsident:  Es  scheint  mir,  dass  auch  Art  24, 
wo  der  Fall  gleich  liegt,  zurückgewiesen 


Berichterstatter  der  Kommission:  Ein- 


Art.  25. 

Zachokke,  Berichterstatter  der  Kommission: 
Art.  25  betrifft  die  Koston  der  Untersuchungen, 
welche  nach  dem  Entwürfe  dos  Bundesrates  von  den 
Besitzern  der  zu  untersuchenden  Anlagen  zu  tragen 
wären.  Die  Kommission  schlägt  Ihueu  vor,  den  Artikel 
zu  streicheu.  Es  wäre  in  der  That  das  erste  Mal,  dass 
die  Kosten  einer  Untersuchung  von  der  betreffenden 
Anlage  zu  bezahlen  wären.  Selbstverständlich  wäre 
das,  wenn  auf  Wunsch  der  Anlage  selbst  eine  Unter- 
suchung vorgenommen  würde,  die  nicht  in  die 
Periode  der  ordentlichen  Inpektion  fallen  würde. 
Den  Art  25  aber  kann  die  Kommission  nicht  an- 
nehmen und  sie  beantragt  Ihnen  Streichung. 

Gestrichen.  -  {BiffiJ 


Art.  26. 

Zschokke,  Berichterstatter  der  Kommission: 
Dieser  Artikel  stellt  nur  fest,  dass  das  Starkslrom- 
inspektorat  dem  Post- und  Eiseubahndepartement  das 
uotige  statistische  Material  technischer  Natur  zu  lie- 
fern hat,  damit  eine  einheitliche  Statistik  erstellt 
werden  kann.  Das  vorsteht  sich  ja  von  selbst  Der 
Artikel  würo  kaum  eingeschaltet  worden,  wenn  nicht 
der  Bundesrat  die  Absicht  gehabt ) 
dem  elektrotechnischen  Verein  2 


Präsident:  Der  Rückweisungsaulrai;  ist  nicht 
bestritten  Die  Art.  23  und  24  geheu  zurück  au  die 
Kommission. 


-  (AdoptQ 


Art.  27. 

Zschokke,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 
einem  frühern  Artikel  ist  festgestellt  dass  die  An- 
lagen der  Hausindustrio  der  Kontrolle  nicht  unter- 
worfen sind.  Dagegen  glaubt  man  doch,  hier  fest- 
stellen zu  sollen,  dass  die  Kraftwerke,  welche  den 
Privaten  die  elektrische  Energie  zuführen,  vorpflich- 
tet werden  sollen,  ihrerseits  die  Kontrollo  der  Haus- 
inslallationeu  vorzunehmen.  Man  hat  vermeiden 
wollen,  dass  das  Inspektorat  überall  in  das  Privat- 
leben eingreift;  dagegen  ist  es  selbstverständlich, 
dass  die  Lieferanten  so  wie  so  in  den  Privathäusern 
Eingang  haben  müsen;  es  ist  daher  am  zweck- 
mässigsten,  ihnen  auch  die  Verantwortlichkeit  dafür 
zu  überbinden,  dass  die  dortigen 
ausgeführt  und  unterhalten  werden. 


—  SAdootiJ 


V.  Haftpflichtbestimmungen. 
Oispositions  concernant  la 

Art.  28. 

Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Be- 
treffend die  Haftpflicht  verweise  ich  auf  das  gestern 
gehaltene  heferat  um  nicht  neuerdings  diese  Be> 
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rac  tungen  zu  wiederholen.  Es  ist  klar,  dass  Haft- 
pflichtbestimmungen  hier  sehr  angezeigt  sind,  indem 
es  keine  Industrie  giebt,  die  so  »ehr  der  Gefahrdo 
ausgesetzt  ist  Es  ist  w  ünschbar.  dass  nicht  nur  die 
Bestimmungen  dos  Fabrik  gesetzes  gellen,  sondern 
das»  auch  die  Haftpflicht  gegenüber  Dritten  gerogelt 
wird.  Im  allgemeinen  ist  auch  von  Seite  der  elek- 
trotechnischen Gesellschalt  keino  Opposition  gegen 
das  Prinzip  erhoben  worden.  Die  Kompetenz  ist 
unbestritten;  sie  stützt  sich  auf  das  Obligationen- 
reoht 

Es  fragt  sich  nun,  aul  welcher  Basis  diese  Be- 
stimmungen aulgestellt  werden  sollen.  Mit  Hecht 
bat  der  Bundesrat  als  Moduli  die  Haftpflicht  der 
Eisenbahnen  genommen;  die  beiden  Gebiete  strei- 
fen sich  auch  sehr  nahe.  Hingegen  mussten  doch 
einzelne  Aenderungon  vorgenommen  werden. 

In  Art  28  linden  Sie  die  allgemeinen  Bestim- 
mungen über  die  Haftpflicht  beim  Bau  der  Anlage. 
Gegenüber  dem  Gesetze  über  die  Kiscnbahnhaftpflicht 
sind  folgende  Abänderungen  getroffen  worden:  Bei 
den  elektrischen  Anlagen  handelt  es  sich  nicht  um 
das  Versehen  von  Reisenden,  sondern  um  das  Ver- 
sehen Dritter.  Wir  sagen  also:  «durch  das  Verschul- 
den oder  Versehen  Dritter».  Es  ist  das  eine  bessere 
Redaktion,  die  uns  von  den  Juristen  empfohlen 
wurde. 

Im  französischen  Text  des  Eisenhalmhaftpflicht- 
gesetzes ist  «Versehen»  mit  «negligence»  über- 
setzt Versehen  und  negligence  ist  aber  nicht  das- 
selbe. Wir  glaubten  nun,  man  solle  diese  Differenz 
zwischen  dem  deutschon  und  französischen  Text, 
die  zu  einer  verschiedenen  Rechtsprechung  Aus  - 
gegeben hat,  nicht  fortbestellen  lassen.  Der  franzo- 
sische Text  ist  nunmehr  in  Uebereinstimmung  mit 
dem  deutschen  gebracht  worden,  indem  «negligence» 
durch  «inadvertancei»  ersetzt  wurde. 

Nicht  aufgenommen  wurde  aus  dem  Eisenbahn- 
haftpflichtgosetz  der  Passus  «ohne  eigenes  Mitver- 
schulden der  Anstalt»,  der  zu  vielen  Kontroversen 
Anlass  gegeben  hat.  Die  Herren,  welche  mit  der 
Praxis  des  Bundesgerichtes  bekannt  sind,  wissen, 
dass  in  einer  Anzahl  von  Fällen  Mitvcrschulden  der 
Anstalt  angenommen  worden  ist  und  zwar,  wie  man 
sagt,  mitunter  fast  in  etwas  gesuchter  Weise.  Die 
Kommission  glaubt  mit  dem  Bundesrat,  den  Passus 
fallen  lasseu  zu  können. 

Sodann  ist  im  Eisenbahnhaftpflichtgpselz  noch 
der  Zusatz  aufgcn.iinmou :  -oder  durch  die  Schuld 
des  Geloteten  oder  Verletzten  seihst  verursacht  wor- 
den ist.»  Wir  sagen  mit  dein  Bundesrate :  «oder 
durch  grobes  Verschulden  des  Geloteten  odor  Ver- 
letzten verursacht  wurde.»  Die  bun< lesgerich  tl iche 
Praxis  ist  die,  dass  nur  grobes  Verschulden  des 
Opfers  die  Haftpflicht  auszuschliessen  vermag.  Ich 
glaube,  es  ist  angezeigt,  diesen  richtigen  Grundsatz 
in  der  Gesetzgebung  niederzulegen. 

Diese  Aenderungon  bedeuten  eher  eine  Belastung 
der  Gesellschaften,  aber  im  grossen  und  ganzen  ist 
es  die  Gesetzgebung,  die  wir  seit  1875  haben  und 
die  sich  auch  bewahrt  hat 

Das  sind  die  allgemeinen  Grundsätze.  Natürlich 
handelt  es  sich  um  volle  Entschädigung,  wie  beim 
Eisenbahnhaftpflichtgesetz,  während  sie  beim  Fa- 
brikgesetz beschrankt  ist,  zu  Gunsten  der  Fabrikan- 
ten eingeschränkt  werden  musste.    Hier  darf  man 


etwas  strenger  sein,  weil  man  den  Gesellschaften 

auch  gewisse  Beeilt-  hat  zukommen  lassen. 

Im  zweiten  Alinea  sagt  der  Bundesrat:  »In  glei- 
cher Weise  besteht  die  Haftpflicht  für  Schädigung 
an  Sachen,  jedoch  nicht  für  Störungen  im  Geschäfts- 
betrieb.»  Die  Schädigung  an  Sachen  ist  im  Fabrik- 
haftpflichtgesetz  nicht  enthalten.  Im  Eisenhahnhaft- 
pflichtgesetz  ist  die  Entschädigungspflicht  in  sehr 
engem  Rahmen  gehalten,  indem  sie  nur  besteht, 
wenn  ein  Verschulden  der  Transportanstalt  nach- 
gewiesen wird.  Viel  bedeutender  ist  sio  nach 
unserm  Entwürfe.  Das  Zusammenfallen  von  Drähten 
bewirkt  sehr  hiiiifig  Sachbeschädigungen,  und  es  ist 
nicht  unbillig,  die  Gesellschaft  haften  zu  lassen. 

Es  hat  sich  dann  eine  sehr  ernste  Kontroverse 
darüber  erhoben,  ob  auch  hei  Drandfall  Entschädi- 
gung geleistet  werden  solle.  Die  Kommission  hat 
In  dieser  Richtung  eine  Ausnahme  statuiert.  Die 
Ensalzpflichl  für  Brandschaden  gienge  offenbar  viel 
zu  weit,  indem  von  den  Gesellschaften  Summen 
gezahlt  werften  mussten,  die  für  sie  geradezu  uner- 
schwinglich warm.  Der  Bundesrat  schoinl  selber 
etwas  erstaunt  gewesen  zu  sein,  als  dessen  Bestim- 
mung in  dieser  Weise  ausgelegt  wurde.  Wir  machen 
nun  insofern  eine  Ausnahme,  als  wir  für  Brand- 
schaden das  Obligationen!  echt  gölten  lassen.  Für 
Zufall  besteht  also  keine  Haftung.  Eine  weitere  Be- 
lastung der  Gesellschaft  wäre  meines  Erachlens  un- 
gerecht gewesen.  Im  Zweifelsfalle  hätte  man  immer 
die  Gesellschaft  schuld  gegeben  und  das  hätte  zu 
Konsequenzen  geführt,  die  für  die  Aulagen  unerträg- 
lich gewesen  wären. 

Dies  in  Bezug  auf  die  Entschädigung  von  Sachen. 
Nun  noch  eine  Ausnahme  in  Bezug  auf  die  Störun- 
gen im  Geschäftsbetrieb.  Hiefür  besteht  ebenfalls 
keine  Haftpflicht  soweit  nicht  Arglist  und  grobe 
Fahrlässigkeit  nachgewiesen  ist.  Wollte  man  für 
alle  Störungen  eine  Schadenersatzpflicht  statuieren, 
so  könnten  absolut  unerträgliche  Forderungen  an 
die  Gesellschaften  gestellt  werden.  Auch  das  wäre 
ungerecht. 

Ich  beantrage  Ihnen  Annahme  des  Art  28. 


Kur«:   Ich  möchte  mir  die  Anfrage  an  den 

Herrn  Präsidenten  der  Kommission  erlauben,  was 
unter  diesen  Störungen  im  Geschäftsbetrieb  zu  ver- 
stellen ist.  Wenn,  wie  der  Herr  Referent  angedeu- 
tet hat,  darunter  der  Fall  zu  verstehen  ist  dass 
eine  Knftsiat  ion  einem  Abonnenten  eine  Zeit  lang 
keine  Eloklricität  liefert,  so  gebort  die  Bestimmung 
gar  nicht  in  das  gegenwärtige  Gesetz;  denn  dann 
handelt  es  sich  um  die  Nichthaltung  eines  Privat- 
vertrages, welcher  durch  das  Obligationenrecht  ge- 
regelt wird  und  nicht  durch  die  Haftpllichtgcsetz- 
gebung.  Unter  die  Haftpflichtheslimmungen  köDnen 
nur  solche  Fälle  subsummiert  werdon,  welche  nicht 
aus  dem  gewöhnlichen  Privatrecht  hergeleitet  wer- 
den, sondern  wo  andere,  besondere.  Rechtsnormen 
gelten.  Wenn  daher  unter  Störung  des  Geschäfts- 
betriebes nur  das  zu  verstehen  ist,  was  ich  soeben 
erwähnt  habe  —  ich  bin  aber  der  Belehrung  gerne 
zugänglich  —  so  sollte  die  bezügliche  Bestimmung 
hier  ganz  gestrichen  werden.  Dies  für  einmal  meine 
Ansicht 
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M.  dp  Menron :  Je  ne  veux  pas  discuter  le 
principo  mAmo  do  la  responsabilite  tel  qu'll  est  pose 
ä  l'art.  28  du  projet.  Je  pense  que  ce  principe  est 
juste,  iju'il  e3t  bon  de  l'introduire  ici,  en  analogie 
avec  ce  qui  se  lait  deja  en  matiere  de  responsabilitö 
d'etjtreprises  de  transports.  II  est  bon  que  los  ins- 
tallations  electriques  soienl  de  droit  responsable  de 
tous  les  doinmages  causes  au^  personnes,  sauf  pour 
Fentroprlse,  le  soln  de  faire  le  preuve  que  Ton  se 
trouvo  en  presence  d'un  cas  de  force  majeure  ou 
d'une  laute,  d'une  negligence,  imputable  a  des  tiers. 

Si  je  prends  la  parolo,  c'est  a  propos  du  texte 
francais  ou  la  commission  a  introJuit  le  mot  «inad- 
rertanCQ),  qui  seralt  la  traduction  de  «versehon» 
et  remplacerait  le  terrae  do  «negligence».  Jene  nuls 
accepler  cette  proposltion.  qui  non  seulement  roo- 
dlfie  la  terminologie  en  usage,  mais  introdult  une 
notion  nouvelle  de  droit  Je  ne  connais  pas  de  loi 
föderale  dont  le  toxte  francais  ait  employe  jusqu'ici 
le  mot  «inadvertance».  L'«inadvertance»  diflüro  de 
la  «negligence»  non  pas  en  ce  sens  que  le  mot  se 
rapproche  rnieux  du  texte  alleman  l,  mais  eile  em- 
pörte une  idee  de  jiravite  nioindre;  olle  est  en 
outre  lieaucoup  pius  difticile  a  precisar.  «Nüjiligenco, 
imprudence»  ont  donne  Ii ju  a  toute  une  jurlspru- 
dence  du  tribunal  föderal,  tandis  que  je  ne  connais 
aueun  texte  quelconque,  aueun  arret  qui  ait  ilefini 
le  mot  «inadvertance»;  on  s'est  toujours  servi  d'une 
autre  expression.  J'al  devant  moi  plusicurs  docu- 
ments  qui  le  protivent.  Ainsi,  le  code  penal  de  1S53 
parle  d'imprudenco  et  de  uegligonco;  la  loi  föderale 
de  1875  sur  la  responsabilite  dos  cotroprises  do 
transports,  do  negligei  ou  do  laute;  le  C.  0.  de 
negligence  et  d'imprmlonce;  le  projet  actucl  du 
code  pönal  föderal,  d'imprudcnce.  La  notion  ^«In- 
advertance» ni  Ic  mot  ne  sont  conuues  dans  notre 
legislation  föderale. 

Mais  il  y  a  une  raison  decisive  pour  en  revenlr 
a  «negligence.»  Le  projet  que  nous  discutons  ne 
lait  qu'assimiler  la  preuve  de  la  fau'e  a  celle  dont 
11  est  question  dans  la  loi  de  1875  sur  les  chemins 
de  fer  et  les  outreprises  de  transport.  Or,  l'art.  2 
de  cette  loi  so  sert  do  la  memo  expression  que  celle 
proposee  par  le  conseil  föderal.  La  «negligence»  do 
1875  se  traduit  en  1900  par  «inadvertance»!  Cela 
ne  constitue  ,  as  seulement  un  manque  d>  logique, 
mais  cela  pourrait  avoir  des  consequences  tres  regret- 
tables:  l'une  ou  l'autre  des  parties,  les  juges  seraient 
vraisemblabloment  amenes  a  recherchor  la  cause  de 
ce  cliangemont  de  terme  et  ä  se  dire  que  sl  une 
fois  c'etait  «negligence»  et  l'autre  fois  «Inadver- 
tance», c'est  que  cela  correspondalt  dans  ebaeun 
dos  doux  cas  a  une  notion  do  droit  difförente.  Or, 
personne  n'a  propose  une  modifleation  de  la  notion 
de  droit;  il  s'agit  simplement  d'une  modifleation  de 
texte.  Tage  26  du  messago  nous  lisons: 

«Comme  il  s'agit  donc  do  regier  des  matiercs 
do  droit  qui  doivent  etre  traiteos  a  peuprös  de  la 
memo  maniere  que  la  responsabilite  des  chemins 
de  fer,  il  convient  dans  la  flxation  des  dispositions  I 
y  relatives,  de  suivre,  pour  la  forme  aussi,  la  loi 
föderale  concernant  la  responsabilite  des  entreprisos 
do  ohemins  de  fer  ot  bateaux  a  vapeur  en  cas  d'ae- 
•  'Hs  ontraiuant  mort  d'bommo  ou  lesious  cor- 
porellos,  du  1  juillet  1875». 

L'inlemion  du  couaeil  föderal  abien  616  ici  d'eni- 
ployer  la  memo  expression  que  pour  la  responsabi-  I 
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Ute  des  entreprisos  de  transport,  et  noo  de  dimlnuer 
la  responsabilite  des  entreprisos  electriques,  ce  qui 
pourrait  d'ailleurs  avoir  de  tres  grands  inconve- 
nients  au  point  de  vue  de  la  reparation  du  dorn* 
mage.  S'il  est  juste  de  punir  on  cas  de  negligence, 
il  est  inju8tc  par  contre,  de  punir  qaelqu'un  pour 
un  acte  ob  n'ontro  aueun  elemcnt  de  fauto.  Or, 
maintonir  lo  terme  «inadvertance»  reviendrait  a  em< 
pechcr  d'obtenir  la  reparation  d'un  dommage.  Lo 
plaldcur,  les  leses,  n'auraiont  plua  ia  possibilite 
d'ouvrir  une  action  contre  l'enlreprise,  ils  seraient 
deboutes,  on  les  remrerrait  dos  ä  do6.  Le  lesö  oo 
les  herltiers  de  celui  ci  seraient  prives  do  tout  droit 
de  recours.  Lo  G.  O.  exige  la  «faule«,  mais  une  cou- 
pable  imprudence,  une  inadvertance,  cela  ne  consti- 
tue pas  la  fauto.  On  ne  trouverait  aussi  personne 
de  responsable. 

Ce  n'est  donc  pas  d'une  simple  question  de  texte 
qu'il  s'agit 

C'est  par  ces  quelques  considerations  que  j'ai 
l'honneur  de  proposer  au  conseil  de  rejeter  la  pro» 
position  do  la  commission,  en  ce  qui  concerne  le 
texte  francais,  pour  en  revenlr  ä  la  proposltion  du 
conseil  föderal,  tello  qu'elle  rcssort  de  son  mossage, 
c'esl-ä-dire  remplacer  le  mot  «Inadvertance»  par 
celui  de  «negligence». 


Blumar,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
will  mich  über  die  beiden  Anträge  aussprechen, 
Herr  Kurz  stellt  sich  auf  den  Boden,  dass  die  Be- 
stimmung über  die  Störung  des  Geschäftsbetriebes 
nicht  in  die  Haftpflichtgesetzgebung  gehöre.  Diese 
Dinge  würden  durch  das  Obligationenrccht  geregelt 
Das  ist  in  einer  Beziehung  schon  richtig.  Allein 
alle  Haflpflichtheslimmungen  sind  Aenderungen  des 
Oblicationenrechts;  wir  haben  das  Recht  andere 
Bestimmungen  aufzustellen  als  das  Obligationen- 
recht  und  z.  B.  gerade  Bestimmungen  über 
Störungen  im  Geschäftsbetrieb  zu  erlassen.  Nach 
dem  Antrage  des  Bundesrates  wSro  die  Anregung 
des  Herrn  Kurz  so  wie  so  hinfallig.  Der  Bundesrat 
hat  es  für  nolweudig  erachtet,  eine  Bestimmung 
aufzunehmen,  weil  er  glaubte,  es  könnte  der  Ge- 
schäftsbetrieb der  Natur  der  Sache  naoh  als  haft- 
pflichtig erklärt  werden.  Ihre  Kommission  will  die 
Störung  des  Geschäftsbetriebes  ebenfalls  nicht  haft- 
pflichtig erklären,  aber  mit  einer  Ausnahme  bei 
Arglist  und  grober  Fahrlässigkeit  Gerade  infolge 
Arglist  und  grobe  Fahrlässigkeit  kommen  Störungen, 
vor,  welche  einen  kolossalen  Schaden  anrichten 
können  und  da  ist  es  wünschbar,  dass  nicht  nur 
das  Obligationenrecht  gelte. 

Was  den  Antrag  des  Herrn  de  Meuron  anbetrifft, 
so  stimme  ich  mit  ihm  darin  überein,  dass  der 
Ausdruck  «inadvertance»  anderes  Recht  bringt,  als 
das,  welches  bisher  im  Gesetze  enthalten  war,  in» 
dem  inadvertance  und  n>  gligence  nicht  dasselbe  ist 
Das  letztere  ist  etwa«  stärker;  aber  wir  wollen,  wie 
gesagt,  eine  Übereinstimmung  zwischen  dem  deut- 
schon und  franzosischen  Texto  herstellen  und  eine 
verschiedene  Beurteilung  in  der  doutschen  und  fran- 
zösischen Schweiz  uiBSChllessoD«  L's  hat  speciell 
Hcit  Forrer,  der  in  diesen  Dingen  eine  grosse  Er- 
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lahrung  besitzt,  erklärt,  dass  er  jeweilen,  wie  es 
ihm  convenicre,  den  deutschen  oder  den  französi- 
schen Text  anwende,  je  nachdem  dies  für  den  be- 
treffenden Fall  notwendig  sei.  Wenn  bisher  in  der 
HaftpMchtgosetzgehung  ein  Irrtum  obge waltet  hat,  so 
Ist  das  kein  Grund,  denselben  wie  eine  ewige  Krank- 
heit sich  forlvcrerben  zu  lassen.  Man  soll  vielmehr  den 
nächsten  Anlass  benützen,  um  oineUebcreiustimmung 
herzustellen.  Ob  «Versehen»  mit  ciuadvortancc»  rich- 
tig übersetzt  sei,  das  müssen  die  Herren  aus  der  fran- 
zosischen Schweiz  beurteilen;  wir  haben  ein  .-  Reihe 
von  Persönlichkeiten  angefragt,  die  alle  erklärten, 
die  Hebel-Setzung  sei  richtig.  Wenn  Sic  oineu  bes- 
sern Ausdruck  linden,  so  kann  das  der  Kommission 
recht  sein,  aber  mit  «negligence»  dürfen  Sie  »Ver- 
sehen» nicht  übersetzen.  Materiell  bat  sich  Hön- 
de Meuron  dahin  ausgesprochen,  er  halle  «negli- 
gence»  für  richtiger.  Aber  wir  wollen  hier  keine 
neue  Kategorie  schaffen,  indem  wir  uns  an  die  bis- 
herigen Gesetze  anschliessen. 

Ich  beantrage  Ihnen  einstweilen,  der  Kommission 
beizustimmen. 


M.  PsOlord,  rapporteur  fr  an;  ais  de  la  commis- 
sion :  Je  me  permets  d'appuyer  aupres  de  vous  la 
propomtion  de  M.  de  Meuron  tendant  ä  en  revenlr 
au  mot  «uegligenoe».  Je  crois  pouvoir  vous  dire 
que  si  l'expression  «inadvertance»  a  616  introduite 
dans  le  texte  de  la  commission,  c'est  que  celle-ci 
a  voulu  faire  une  tradoction  absolument  Irancaise, 
que  ce  mot  dnadvertance*  paraissait  correspondre 
beaueoup  mieux  ä  l'expression  allemando  «Versehen*; 
mais  le«  oonsequences  juridiques  qui  en  decouleraient 
pourraient  ootrainer  trop  loin.  C'est  pour  ce  motif 
ainsi  que  pour  ceux  indiques  par  M.  de  Meuron  que 
je  vous  propose  aussi  de  reprendre  le  mot  «negli- 


Kurs :  Gestatten  Sie  mir  noch  einige  wenige  Be- 
merkungen auf  die  Ausführungen  des  Herrn  Präsi- 
denten der  Kommission.  Die  Haftpflichtbestimmun- 
gen basieren  auf  dem  Grundsätze,  dass,  entgegen 
dem  Obligationenrecht  und  entgegen  dem  allgemei- 
nen Rechte,  jemand  für  irgend  einen  Schadon  an 
Personen  etc.  haftet,  wenn  er  nicht  beweist,  dass 
er  unschuldig  ist,  während  das  gemeine  Recht,  auch 
das  schweizerische  Obligationenrecht.  von  dorn 
Grundsätze  ausgeht,  dass,  falls  ich  jemand  für 
entstandenen  Schaden  belangen  will,  ich  den  Be- 
weis zu  liefern  habe,  dass  der  Betreffende  den 
Schaden  verschuldet  hat.  Nach  dem  Grundprinzip 
der  modernen  Haftpllichtgesetzgebung  ist  die  Be- 
weislast umgekehrt,  d.  h.  sie  liegt  dem  Beklagten 
ob.  Dieses  Grundprinzip  kommt  auch  in  Art.  28 
zur  Geltung,  gleich  wie  wir  es  auch  in  das  Eisen- 
bahn- und  in  das  Fabrikhaftpflichtgesetz  aufgenom- 
men haben.  Nachdem  im  ersten  Satz  des  vor- 
liegenden Artikels  der  lall  der  Tötung  oder 
Verleitung  von  Personen  erledigt  ist,  beginn 
der  zweite  Satz  mit  der  Erklärung,  das*  für 
Schädigungen  an  Sachen  der  Inhaber  einer  Stark- 


oder Schwachstromanlage  in  gleicher  Weise  hafte, 
wie  im  Falle  der  Tötung  oder  Verletzung  eines 
Menschen.    Gegen  diesen  Satz  der  bundesratlichen 
Vorlage  habe  ich  keine  Eiuwondung  zu  erheben- 
Wenn  infolge  irgend  einer  Komplikation  beim  Stark- 
stronihelrieb  z.  B.  ein  Pferd  zu  Grunde  geht,  indem 
ein  Draht  auf  dasselbe  fallt  und  es  tötet,  so  bin 
ich  dor  Meinung,  dass  der  Inhaber  der  Anlage  balt- 
bar ist,  so  lange  er  nicht  beweist,   dass  er  an  der 
Sache  kein  Verschulden  trägt  Nun  aber  die  Störung 
im  Geschäftsbetrieb.  Diese  setzt  einen  Vertrag  vor 
aus,  denn  es  giebt  zwischen  einem  Abonnenten  und 
einer  elektrischen  Anstalt  keinen  Geschäftsbetrieb 
ohne  Vertrag.    Es  ist  dies  ein  obligatorisches  Ver- 
hältnis, während  bei  der  Tötung  oder  Verletzung 
eines  Menschen  durch  eine  Starkstromanlage  kein 
vertragliches  Verhältnis  in  Frage  kommt  Nun  will 
die  Kommission  und  auch  der  Bundesrat  selbst 
nicht  so  weit  gehen,  wie  die  Haftpflichtbestlmmun- 
gen  bezüglich  der  Tötung  oder  Verletzung  von  Men- 
schen und  der  Beschädigung  von  Sachen  lauten, 
sondern  sie  will  oine  Einschränkung  treffen.  Aber 
in  welcher  Weise  schränkt  die  Kommission  die 
Haftung  für  Störungen  im  Geschäftsbetriebe  ein? 
Ganz  auf  dieselbo  Woiso,  wie  es  bereite  im  Obli- 
gationenrecht geschehen  ist    Nach  dem  letztern 
besteht  kein  Zweifel  darüber,  dass  wenn  mir  eine 
Kraftstation  die  versprochene  Kraft  nicht  liefert, 
so  dass  ich  die  Beleuchtung  etc.  nicht  vornehmen 
kann,  ich  einfach  auf  Erfüllung  des  Vertrages  und 
auf  Schadenersate  klagen  kann  und  gar  nicht  nötig 
habe,  Arglist  oder  grobe  Fahrlässigkeit  nachzuwei- 
sen.   Will  die  Starkstroraanlage  der  Schadenersatz- 
pflicht wegen  Nichterfüllung  des  Vertrages  nicht 
nachkommen,  so  hat  sie  zu  beweisen,  dass  sie  ohne 
Verschulden  den  Vertrag  nicht  erfüllt  hat.    Ich  be- 
trachte deshalb  die  von  der  Kommission  aufgestellte 
Bestimmung  durchaus  nicht  als  einen  Schutz  für 
die  Abonnenten,  sondern  im  Gegenteil  als  einen 
Schutz  der  Starkstromanlagen  zu  Ungunsten  der  Abon- 
nenten, weil,  wenn  Sie  diese  Bestimmung  aufneh- 
men, das  Obligationenroclit  nicht  gilt  und  im  Falle 
der  Nichterfüllung  des  Vertrages  nicht  dasjenige 
massgebend  ist,  was  ich  gestützt  auf  das  Obliga- 
tionenrecht ausgeführt  habe,  sondern  Fahrlässigkeit 
oder  Arglist  nachgewiesen  werden  muss.  In  Bezug 
auf  die  Bestimmung  betreuend  Brandschäden  bin 
ich  einverstanden;  ich  glaube,  in  dieser  Dichtung 
sollte  man  die  Anlagen  schützen.  Mein  Antrag,  nach- 
dem ich  die  Ansichten  der  Kommission  vernommen 
habe,  geht  nun  dahin,  es  sei  der  zweite  Satz:  «fui 
Störungen  im  Geschäftsbetrieb  aber  nur,  soweit  Arg- 
list oder  grobe  Fahrlässigkeit  nachgewiesen  ist*, 
zu  streichen. 


Schmid  (Uri) :  Ich  stimme  dem  Antrag  des  Herrn 
Kurz  zu.  Nach  meiner  Ansicht  erreicht  die  Kom- 
mission mit  ihrem  Antrage  das,  was  sie  erreichen 
will,  nicht.  Ich  habe  aber  das  Wort  noch  zu  einer 
weitergehenden  Bemerkung  ergriffen.  Mir  gelallt 
nämlich  die  Redaktion:  »für  Brandschaden  gellen 
die  Bestimmungen  des  ObHgaUoncarechts«  nicht. 
Was  soll  damit  gesagt  sein'.'  Man  sagt,  das  sei  klar. 
Aber  es  ist  nicht  mehr  klar,  wenn  ein  Prozess  ent- 
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steht,  sondern  dann  ist  alles  unklar,  und  es  ist  ab- 
solut notwendig,  dass  bei  Feststellung  eines  Ge- 
setzes auf  möglichste  Klarheit  hingearbeitet  wird, 
loh  möchte  Ihnen  daher  vorschlagen  —  ohne 
auf  diese  Redaktion  gerade  versessen  zu  sein 
—  statt  Brandschaden  zu  sagen:  (In  Fallen  von 
Sachbeschädigung  infolge  eines  durch  eine  elek- 
trische Anlage  verursachten  Brandes  gelten  die 
Bestimmungen  des  Obligationenrechtes«.  Bas  ist 
deutlich. 

Gestatten  Sie  mir  noch,  mich  auch  über  den 
Ausdruck  'inadvertance»  auszusprechen.  Berselbe 
ist  ganz  undeutlich  und  nuiss  ausgemerzt  werden. 
Was  heisst  «inad vertanem.?  Nicht  »Versehen»,  son- 
dern «Unachtsamkeit».  Inadvcrtance  ist  kein  juri- 
stisch präziser  Ausdruck.  Gerade  das,  was  die 
Kommission  anstreben  will,  wird  nicht  erreicht 
Denn  mit  dem  Worte  .  inadvcrtance»  gehen  wir 
weiter  als  im  deutschen  Texte.  Die  Unachtsamkeit 
ist  das  plus,  das  Verschen  das  minus.  Wer  einen 
besseren  Ausdruck  als  unugligence»  weiss,  mag  ihn 
vorbringen,  aber  mit  «inadvertance*  kommen  Sie 
mir  nicht!  Bleiben  Sie  bei  der  «uegligence»,  bis 
Sie  etwas  Besseres  linden.  Wenn  dann  einer  vor 
Bundesgericht  an  dem  Ausdrucke  herumschustern 
will,  so  wollen  wir  ihm  das  Vergnügen  gönnen. 


Miiri :  Es  herrschen  über  die  Tragweite  dieser 
Bestimmung  eine  Menge  von  Mißverständnissen 
und  e6  ist  auffallend,  dass  selbst  der  Sprecher  der 
Kommission  eine  Erklärung  abgegeben  hat,  die 
offenbar  nicht  Anspruch  auf  jurislischo  Richtigkeit 
machen  kann.  Es  ist  mir  auch  aufgefallen,  dass 
Herr  Kurz  die  Haftpflicht  zwar  ganz  richtig  defi- 
niert und  in  Gegensatz  zur  Haftung  aus  Vertrag 
gestellt  hat,  aber  dann  nicht  die  richtigen  Konse- 
quenzen daraus  zog.  Wenn  im  zweiten  Absatz  von 
der  Hallpflicht  die  Rede  ist,  so  muss  man  absolut 
nicht  an  ein  Vertia^sverhältnis  denken.  Hier  han- 
delt es  sich  nur  um  solche  Schäden,  dio  aus  Vor- 
trag nicht  eingeklagt  werden  konneu.  Herr  Kurz 
hat  ganz  richtig  «las  Beispiel  angeführt:  ein  Draht 
fallt  auf  das  Pferd  eines  Kutschers  herunter,  es 
entsteht  ein  Erdschluss  und  das  Pferd  wird  getötet 
Die  Folge  ist  die,  dass  dio  elektrische  Anlage  für 
den  Schaden  haftet,  der  dem  Kutscher  durch  den 
Tod  des  Tieres  entstanden  ist.  Nun  kann  aber  noch 
etwas  weiteres  dazukommen.  Der  Kutscher  hat  nur 
ein  einziges  Pferd  und  muss  den  Betrieb  einstellen, 
bis  er  wieder  ein  anderes  Pferd  hat  Nunmehr  ent- 
steht die  Frage,  ob  die  Anlage  für  diese  Betriebs- 
störung haftet.  Das  ist  ein  Fall,  der  unter  diesen 
Artikel  fällt  Ein  anderes  Beispiel.  Ein  Draht  fällt 
in  ein  Schaufenster  und  zerstört  die  ganze  Auslage. 
Der  Kaufmann  kann  damitdas  Publikum  nicht  mehr  an- 
locken und  or  muss  wegen  der  Reparaturen  für  einige 
Tage  das  Geschäft  einstellen.  Frage:  haftet  dio  An- 
lage für  diese  Einstellung  des  Geschäftsbetriebes? 
Das  sind  solche  Fälle,  die  unter  Art.  28,  Abs.  2, 
fallen.  Aber  niemals  kann  die  Emsteilung  des  Ge- 
schäftsbetriebes bei  Abonnenten  unter  die  Haftpflicht 
fallen  und  daraus  ein  Schadenersatz  abgeleitet  wer- 
pen.    Wenn  z.  B.  bei  Hochwasser  der  Betrieb  des 


Elektricitätswerkes  eingestellt  werden  muss  and 

kein  Lioht  mehr  abgegeben  werden  kann,  infolge- 
dessen der  Geschäftsbetrieb  gestört  wird,  so  haben 
die  Abonnenten  selbstverständlich  einen  Anspruch 
aus  Vertrag,  der  auf  dem  gewöhnlichen  Civilwege 
geltend  gemacht  werden  kann,  insofern  nich- 
Haftung  duroh  Vertrag  ausgeschlossen  ist 

Ich  glaubte  auf  diesen  Sinn  des  Artikels  auf- 
merksam machen  zu  müssen  und  von  diesem  Stand* 
punkte  aus  ist  der  Artikel  vollständig  unanfechtbar. 
Ich  stimme  auch  voll  und  ganz  der  Auflassung  dei 
Kommission  zu,  dass  man  diese  Haftpflicht  für  den 
Fall  der  Arglist  und  groben  Fahrlässigkeit  statuiert 
—  Ich  unterstütze  somit  den  Antrag  der  Kommis- 
sion. 


Fear:  Die  Ausführungen  des  Herrn  Vorredners 
stimmen  nicht  mit  den  Auffassungen  der  Kommis- 
sion. Unter  Störungen  im  Geschäftsbetrieb  hat  die 
Kommission  hauptsächlich  die  Einstellung  des  Be- 
triebes einzelner  Etablissemente  verstanden,  ebenso 
der  Bundesrat  indem  er  auf  Seite  28  der  Botschaft 
ausdrücklich  sagt:  «Wir  wurden  es  aber  für  zu 
weitgehend  erachten,  auch  für  den  durch  Störung 
des  Geschäftsbetriebes  entstehenden  Schaden  die 
gesetzliche  Haftpflicht  auszusprechen;  der  letztere 
kann  von  sehr  erheblichem  Umfang  ein,  z.  B.  bei 
Einstellung  des  Betriebes  eines  industriellen  Ge- 
schäftes, und  es  erscheint  unbillig,  auch  hiefür  die 
Haftung  bei  Zufall  eintreten  zu  lassen».  Die  Kom- 
mission gieng  mit  dem  Bundesrat  einig,  dass  es 
nicht  billig  wäre,  bei  Zufall  oder  bei  leichtem  Ver- 
schulden eine  Haftpflicht  auch  bei  Einstellung  des 
Geschäftsbetriebes  auszusprechen.  Dagegen  fand  sie, 
dass  eine  Haftpflicht  für  die  Einstellung  des  Ge- 
schäftsbetriebes Vorhanden  sei,  wenn  grobes  Ver- 
schulden oder  Arglist  vorliege,  und  deshalb  hat  die 
Kommission  ihren  vom  Antrag  des  Bundesrates  ab- 
weichenden Grundsatz  aufgestellt  Der  Bundesrat 
ist  nach  Ansicht  der  Kommission  zu  weit  gegangen, 
indem  er  oinfach  erklärte,  es  bestehe  keine  Haft- 
pflicht Tür  Störungen  im  Geschäftsbetriebe. 


Iaelia:  Ich  glaube,  an  diesem  Artikel  (st  das 
Klarste,  dass  er  unklar  ist.  Sie  haben  gehört  welche 
Auslegung  ihm  Herr  Kurz  gegeben  hat  Sie  haben 
gehört  wie  derselbe  von  Herrn  Mürl  berichtigt 
wurde,  der  ihm  erklärte,  der  Artikel  sei  völlig  klar 
und  wolle  das  und  das  besagen.  Und  wiederum 
haben  Sie  gehört  dass  Herr  Fehr  als  Vertreter  der 
Kommission  erklärte,  was  Herr  Muri  in  dem  Artikel 
gelesen  habe,  sei  etwas  anderes,  als  was  die  Kom- 
mission habe  vorschlagen  wollen.  Unter  diesen  Um- 
ständen können  wir  den  Artikel,  wie  er  hier  vor- 
liegt nicht  im  Gesetze  belassen  und  ich  stelle  des- 
halb den  Antrag,  es  sei  derselbe  an  dio  Kommis- 
sion zurückzuweisen  mit  dem  Auftrag,  denselben 
klarer  zu  redigieren.  Ich  persönlich  würde  derjeni- 
gen Redaktion  den  Vorzug  geben,  welche  klar  und 
deutlich  das  ausspricht,  was  Herr  Muri  in  den  Ar 
tikel  hineinlegen  wollte. 
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Präsident:  Wollen  Siesich  über  diese  Ürduungs- 
motton  aussprechen! 


Heller:  Ich  opponiere  dem  Ordnungsantrag.  Ich 
glaube,  es  nutzt  nichts,  zu  beschliessen,  es  sei  der 
Artikel  an  diu  Kommission  zurückzuwe  isen.  Mildem 
der  Nationalrat  muss  in  erster  Linie  entscheiden, 
ob  er  auf  dem  Boden  der  Kommission  oder  dem- 
jenigen des  Herrn  Kurz  steht,  sonst  bringt  uns  die 
Kommission  neuerdings  etwas,  das  wiederum  ver- 
schieden ausgelegt  wird.  Erst  wenn  diese  Fragt 
erledigt  ist,  mag  eine  bessere  Redaktion  gesucht 
werden.  Geben  Sie  dem  Antrage  des  Herrn  Kurz 
Folge,  d.  h.  streichen  Sie  den  zweiten  Absatz,  soweit 
die  Kommission  Abänderungen  vorschlägt,  so  ist 
der  Artikel  nach  meiner Auffassung  vollständig  klar 
und  braucht  nicht  an  die  Kommission  zurückgewie- 
sen zu  werden. 


Abstimmung.  —  Votatton. 


Mit  37  goy  -i  II  Stimmen  wird  der  RnckweisuQgs- 
antrag  des  Herrn  Iselin  abgelehnt. 

(Par  37  voix  contra  33,  la  proposition  de  renvoi, 
formuhlo  par  M.  Iselin,  est  rojcUo.) 


Prfirfdeat:   Wird  die  Umfrage  weiter  benützt? 


M.  Secretan:  Je  voudr&is  vous  recommander  la 
proposition  de  M.  do  Meuron  qui  a  6te  lAisseo  un 
peu  a  l'arriere-plan,  par  suite  des  domandos  d'ox- 
plication  le  M.  Kur/..  Latraduction  du  motaltemand 
«Versehens,  c'est  «nOsügence*.  II  n'a  pas  d'autre 
signilication.  Et  lo  inot  «inadvertance»  comme,  la 
dit  M.  Schmid,  signilh  «Unachtsamkeit»  Dlo  ganze 
litterale  Uebetsctzung  von  Versehen  Ist  ne^'i^ence. 
Wenn  man  sa^t:  ich  habe  dies  und  das  aus  iuad- 
vertanco  gethan,  so  heisst  di^s  aus  Unachtsamkeit. 
On  peut  par  inadvertance  commettre  une  laute, 
comroitendo  jt  omitendo,  tandis  que  «Versehen» 
c'est  toujours  omitendo.  Je  vous  recommande  la 
proposition  de  Ii  de  Meuron  qui  assure  la  traduc- 
tion  litterale  de  «Versehen». 


M.  Dinichert:  Je  regrette  de  ne  pas  etro  d'ae- 
cord  avec  M.  Secretan.  Ouvrez  un  dictionnaire  quel- 
conque,  vous  y  vorrez  que  la  traduetion  alleroando 
du  mot  negligenco  c'est  «Nachlassigkoits  oder  t Ver- 
nachlässigung». Le  mot  «nögligooce»  impliquo  une 
idee  de  culpabilite  que  n'a  pas  le  mot  «Versehen» 
qui  n'est  pas  une  negligenco.  Si  vous  voulez  main- 
tenir  le  mot  «negligence»  daas  le  texte  francai6,  il 


i  laut  pour  etre  consequent,  etre  logique,  demander 
que  le  mot  eVcrsohon»  soit  remplace  par  «Nach- 
lässigkeit» ou  «  Vernachlässigung *.  On  dit  aussi 
quo  lo  mot  »inadvertanco»  signiße  «Unachtsam- 
keit.» Co  n'est  pas  exaet;  ce  mot  so  traduit  par 
«inattention». 


r.  Planta:  Ich  will  mich  nicht  über  die  Ma- 
terie seilst  aussprechen  und  mich  nam-  nlüch  nicht 
in  diesen  weischen  Hau -streit  mischen;  dagegen 
liegt  mir  sehr  daran,  dass  man  vor  der  Abstimmung, 
nachdem  Sie  die  Rückweisuog  abgelehnt  haben, 
ganz  genau  wisse,  über  was  wir  nun  zu  diskutieren 
haben.  Herr  Kurz  hat,  wenn  ich  ihn  recht  verstun- 
den habe,  alle  diese  Störungen  Jes  Geschäftsbetriebes 
oinfach  unter  das  gemeine  Recht  gestellt.  Dem- 
gegenüber wollte  der  Bundesrat  durch  dieses  Gesetz, 
in  noch  weitgehenderer  Weise  als  die  Kommission, 
singulärcs  Recht  schaffen,  indem  er  sagte,  für  Störung 
des  Geschäftsbetriebes  überhaupt  solle  keine  Ent* 
schädigungsforderung  geltend  gemacht  werden  kön- 
nen. Die  Kommission  aeeeptiert  im  Grundsatz  diesen 
Standpunkt,  macht  aber  eine  Ausnahme  «soweit 
\:  disl  !er  grobe  Fahrlässigkeit  nachgewiesen  ist*. 
Ich  möchte  mir  nun  den  Antrag  erlauben,  dass  der 
Rat  nicht  sofort  über  diese  Nuance  zwischen  Kom- 
mission und  Bundesrat  entscheide,  sondern  einfach 
erklare,  ob  er  nach  ansieht  des  Herrn  Kurz  das 
gemoine  Rocht  gelten  lassen  oder  für  diese  spocinlle 
Schädigung  besonderes  Recht  schaffen  wollo.  Sollte 
der  Rat  im  letzteren  Sinne  entscheiden,  so  würde 
ich  RUokweisung  an  die  Kommission  beantragen, 
um  diese  Frage  neu  zu  erwägen  und  uns  darüber 
Bericht  zu  erstatten.  Persönlich  stohe  ich  unbedingt 
auf  dem  Standpunkt  des  Herrn  Kurz,  dass  hier  das 
gemoine  Recht  gelten  soll,  d.  h.  die  Bestimmungen 
des  Obligationenrechtes. 


Präsident:  Die  Diskussion  ist  geschlossen.  Was 
das  2.  Alinea  anbetrifft,  so  ist  dor  ursprüngliche 
Antrag  des  Bundesrates  von  keiner  Seite  aufge- 
nommen worden,  und  Herr  Bundesrat  Zemp  hat  mir 
erklärt,  dass  er  nicht  im  Falle  sei,  denselben  wieder 
aufzunehmen.  Sie  hätten  also  nur  zwischen  dem 
Antrage  der  Kommission  und  demjenigen  des  Herrn 
Kurz  zu  entscheiden.  Ferner  liegt  zum  2.  Alinea 
ein  rein  redaktionoller  Antrag  dos  Herrn  Kurz  vor, 
und  ich  nehme  an,  Herr  Kurz  sei  einverstanden, 
dass  für  den  Fall  der  Rückwcisung,  nach  Antrag 
v.  Planta,  auch  diese  redaktionelle  Acuderung  mit 
zurückgewiesen  würde,  d.  h.  dass  darüber  nicht 
abzustimmen  wäre. 


Abstimmung.  —  VoicUnn. 


1.  Alinea.  Mit  Mehrheit  gegen  22  Stimmon  wird 
im  französischen  Text  Ersetzung  dos  Wortes  «inad- 
vertance» durch  *  negligenco»  beschlossen. 
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8.  Alinea.  Mit  Mehrheit  gegen  16  Stimmen  wird  |  durch  die  Anlage  entsteht,  sofern  nicht  die  in 

der  Antrag  des  Flenn  Kurz  angenommen.  ;  Art.  28,  Absatz!,  genannten  nolreiunpspründe  vor- 

(l*r  alinea.   A  la  raajorite  contre  22  voix,  l'ex-  bogen. »  Sind  Sie  einverstanden,  dass  der  Artikel  in 

pression  «inadvertanco»  du  texte  francais  est  rem-  dieser  Fassung  angenommen  wird?  —  Es  ist  dies 

placee  par  «nf'tiligence».  der  Fall. 

2»  alinua.   La  proposition  do  M.  Kurz  l'emporte 
*  la  majorite  contre  16  voix.) 


r.  Planta:  Nach  dieser  Abstimmung  lasse  ich 
den  OrJjungsantrag  fallen:  er  hat  nun  keinen  Zweck 


PrKsit'ent:  In  lüesom  Falle  haben  Sio  nur  nocl: 
Ober  den  Antrag  des  Herrn  Schmie!  zu  entscheiden, 
welcher  8agen  will :  «In  Fällen  von  Sachbeschädigung 
infolge  eines  durch  eine  elektrische  Anlage  verur- 
sachten Brandes  .  .  .' 


Abstimmung.  —  Totation. 

Mit  41  gegen  23  Stimmen  siegt  der  Antrag  de9 
Herrn  Schmid  über  tiio  Fassung  der  Kommission. 

(Par  41  \oix  contre  23,  la  proposition  de  M. 
Schmid  l'emporto  sur  celle  de  la  commission.) 


Art.  29. 

Bluroer,  Derichterstatter  der  Kommission:  In 
Art.  29  ist  das  Verhältnis  der  Haftpflicht  für  den 
Betrieb  geregelt  und  zwar  genau  in  gleicher  Wnise, 
wie  für  den  Bau.  Während  in  Art.  28  (beim  Bau) 
nur  die  Haftpflicht  des  Eigentümers  dor  Anlage  in 
Frage  kam,  wird  hier  der  Lieferant  und  der  Bezüger 
elektrischer  Energie  haftbar  orklärt  und  zwar  haften 
beide  solidarisch.  Es  ist  dies  für  den  Verletzten 
von  grosser  Wichtigkeit,  damit  er  nicht  von  Pon- 
tius zu  Pilatus  geschickt  wird,  wenn  ein  solcher 
Schadensfall  sich  zuträgt,  sondern  sich  an  den  einen 
oder  den  andorn  halten  kann. 

Nachdem  Sie  boi  Art.  28  den  Artrag  des  Herrn 
Kurz  angenommen,  d.  h.  beschlossen  haben,  es  seien 
die  Störungen  im  Geschäftsbetrieb  unter  das  ge- 
meine Recht  zu  stellen,  wird  nun  auch  hier  eino 
entsprechende  Aenderung  vorgenommen  uud  2U 
diesem  Zwecke  der  Axtikoi  an  die  Kommission  ge- 
wiesen werden  müssen. 


Präsident:  Ich  glaube,  in  Le    i  Einstimmung  mit 
Ihrem  Beschlüsse  zu  Art.  23  wird  die  Fassung  des 
zweiten  Teils  von  Art  29  eine  ganz  einlache  soin; 
es  wird  hoissen  müssen:  «...  baften  solidarisch  j 
für  Schaden  an  Personen  oder  Sachen,  welcher  | 


Art.  30. 

Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 
Art.  30  wird  gesagt:  »Wenn  solche  Schädigungen 
zufolge  des  Zusammentreffens  von  verschiedenen 
elektrischen  Leitungen  entstehen,  so  haben,  soweit 
nicht  das  Verschulden  der  eineu  Anlage  nachge- 
wiesen werden  kann,  die  beteiligten  Unternehmun- 
gen den  Schaden  zu  gleichen  Teilen  zu  tragen,  an- 
derweitige Verständigung  unter  ihnen  vorbehalten.» 

In  der  Kommission  fand  eino  Diskussion  darüber 
statt,  ob  man  diese  «anderweitige  Verständigung* 
belassen  wolle;  allein  man  citierto  Beispiele,  wo  es 
wünschbar  erscheine,  dass  solche  Vorträge  mitein- 
ander vereinbart  werden  können.  Im  übrigon  wird 
hier  einfach  der  Grundsatz  aufgestellt,  dass  derartige 
Schädigungen  olektriechor  Anlagen  gemeinsam  zu 
tragen  sind.  Es  fand  betreffend  diesen  Artikel  eine 
längere  Korrespondenz  mit  dem  schweizer.  Eisen- 
bahnverband und  dem  elektrotechnischen  Verein 
statt.  Der  Eismbahnverband  gieng  von  der  Ansicht 
aus,  es  sollte  diese  Haftbarkeit  zwischen  verschie- 
denen Anstalten  anders  geregelt  werden  können  und 
zwar  wurde  dem  Gedanken  Ausdruck  gegeben,  der 
Eigentümer  der  Anlage  habe  zu  haften  bis  zu  der 
Stelle,  wo  er  den  Strom  abgebe,  und  der  Strombe- 
züger von  da  an,  wo  er  über  den  Strom  verfüge. 
Allein  es  hat  sich  ergeben,  dass  diese  Unterschei- 
dung nicht  getroffen  werden  kann.  Es  ist  mitunter 
an  einer  Störung  im  Innern  einer  Fabrik  die 
davon  weitentfernte  olektrische  Anlago  schuld 
und  anderseits  kann  ein  Vorgang  in  der  Fabrik  eine 
Störung  der  elektrischen  Anlago  zur  Folge  habon. 
Es  musste  daher  von  dieser  Trennung  Umgang  ge- 
nommen werden,  und  es  hat  sich  speciell  der 
Schweiz,  elektrotechnische  Verein  viele  Mühe  ge- 
geben, uns  zu  überzeugen,  dass  es  nicht  möglich 
sei,  eino  andere  Bestimmung  zu  treffen,  als  beide 
verantwortlich  zu  erkläreu.  Es  muss  dann  im  ein- 
zelnen Falle  untersucht  werden,  wer  die  Schuld 
trägt 

Dies  sind  dio  oinzigon  Bemerkungen,  welche 
ich  namens  der  Kommission  zu  diesem  Artikel  zu 
machen  habe. 


Fehr:  Es  ist  in  der  bundesrätlichen  Botschalt 
(S.  29)  ausdrücklich  gesagt: 

»Art.  30  regelt  die  Verantwortlichkeit  der  ver- 
schiedenen elektrischen  Anlagen  unter  sich,  sowie 
der  Figentüiner  der  Anlagen  und  der  Bezüger  von 
elektrischer  Energie  unter  sich  beim  Entstehen  von 
Schädigungen.  Die  gemeinsame  Tragung  des  Scha- 
dens bei  mangelndem  Nachweise  eines  Verschul- 
dens erscheint  uns  richtig,  da  für  Uebernahme  der 
Haftpflicht  für  Zufall  eine  stärkere  Belastung  dar 
an  sich  gefährlicheren  Leitung  nicht  billig  wäre, 
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indem  der  Zufall,  wie  obeu  au  einem  Beispiele 
nachgewiesen  wurde,  gerade  bei  der  an  sich  unge- 
fährlichen Leitung  eintreten  kann.  Hier  handelt  es 
sich  nämlich  um  die  Reparation  des  Ersatzes  für 
Britten  zugestosseneu  Schaden.  Wo  zwei  Unter- 
nehmungen in  Frage  kommen,  wäre  somit  der 
Schaden  hälftig  zu  teilen,  bei  dreien  zu  Dritteln 
u.  s.  w.  Andcrw«  >  Verteilung  der  Haftpflicht 
durch  Vertragsabschluss  zwischen  den  interessierten 
elektrischen  Aulagen  unter  sich  ist  gesetzlich  nicht 
zu  verbieten.» 

Wenn  Sie  nun  aber  den  Art.  30  sich  näher  an- 
sehen, so  werden  Sie  finden,  dass  man  denselben 
auch  so  auffassen  kann,  als  haben  die  verschiedenen 
elektrischen  Anlagen  gegenüber  dem  Geschädigten 
nur  pro  rata  zu  haften,  und  ich  habe  mich  über- 
zeugt, dass  auch  Juristen  diese  Auffassung  haben 
könnten:  ja  man  künnte  sogar  soweit  gehen,  zu 
sagen,  gegenüber  dem  Geschädigten  können  sich 
die  Eigentümer  der  betreffenden  Unternehmung  von 
vornherein  verständigen,  dass  sie  nur  so  und  soviel 
von  dem  Schaden  tragen  wollen.  Es  scheint  mir, 
man  sollte  die  Sache  so  redigieren,  dass  in  erster 
Linie  der  Grundsatz  aufgestellt  wird:  wenn  durch 
verschiedene  elektrische  Anlagen  ein  Schaden  ein- 
tritt, so  halten  die  betreffenden  Anlagen  solidarisch 
gegenüber  dem  Geschädigten;  unter  sich  selbst 
hätten  sie  dann  den  Schaden  so  zu  verteilen,  wie 
es  hier  vorgeschlagen  ist  Ich  würde  Ihnen  deshalb 
folgende  Redaktion  des  Art.  30  vorschlagen: 

«Wenn  solche  Schädigungen  zufolge  Zusammen- 
treffens von  verschiedenen  elektrischen  Leitungen 
entstehen,  so  haben  die  beteiligten  Unternehmungen 
den  Schaden  gegenüber  dem  Geschädigten  in 
sotidarer  Haft  zu  tragen;  unter  sich,  soweit  nicht 
das  Yerschulden  der  einen  Anlage  nachgewiesen 
werden  kann  oder  anderweitig  Verständigungen  ge- 
troffen werde«,  zu  gleichen  Teilen.» 

Damit  wäre  der  hier  enthaltene  Grundsatz  ganz 
klar  »«gesprochen. 


Blmaer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Antrag  des  Herrn  Fehr  entspricht  durchaus  den  An- 
sichten der  Kommission,  und  ich  glaube  daher, 
dieselbe  könne  sich  mit  demselben  einverstanden 
erklären.  Wäre  der  Antrag  im  Schosse  der  Kom- 
mission gestellt  worden,  so  würde  er  wahrschein- 
lich schon  dort  angenommen  worden  sein. 

Angenommen  nach  Antrag  des  Herrn  Fehr. 
(Adopte  d'apres  la  proposition  da  M.  Fehr.) 


Art.  31. 

Bluuier,  Berich  terstatter  der  Kommission :  Hier  will 
der  Bundesrat  sagen :  «Jede  Zuwiderhandlung  gegen 
dte  gemäss  Art.  1T»  dieses  Gesetzes  vom  Bundesrate 
aciasseoen  Vorschriften  wird  als  Verschulden  betrach- 
tet» lei  Art  15  des  bundesrätlichen  Vorschlages,  jetzt 
toi.  2bis,  ist  gesagt,  dass  der  Bundesrat  über  eine 
Reihe  von  Dingen  Vorschriften  zu  erlassen  habe. 


reich  und  in  Bezug  auf  Ihre  Wichtigkeit  verschie- 
1  den  sein  worden.  Wenn  nun  jede  Zuwiderhandlung 
dagegen  als  ein  Verschulden  betrachtet  würde,  so 
scheint  uns  dies  viel  zu  weit  zu  gehen,  und  es  haben 
sich  auch  der  schweizerische  elektrotechnische 
Verein ,  überhaupt  die  beteiligten  Kreise ,  da- 
gegen aufgelehnt.  Es  wäre  doch  etwas  eigentümlich, 
wenn  von  administrativer  Seite  von  vornherein  in 
einem  Gesetze  gesagt  würde:  Jede  Zuwiderhandlung 
liegen  die  von  uns  orlassenen  Vorschriften  (welche 
grossenteils  technischer  Natur  sein  werden)  ist  ein 
Verschulden.  Die  Kommission  glaubt,  der  Entscheid 
über  die  Frage  des  Verschuldens  solle  Sache 
des  Richters  sein.  Derselbe  soll  im  einzelnen  Falle 
prüfen,  ob  ein  Verschulden  vorliege  oder  nicht  In 
den  meisten  Fällen  mag  dies  ja  der  Kall  sein,  aber 
es  kann  auch  andere  Fälle  geben,  wo  es  nicht  als 
Verschulden  erkannt  wird,  und  wenn  der  Bundes- 
rat eine  solche  Vorschrift  verlangt,  so  setzt  er  offen- 
bar voraus,  dass  der  Richter  ohne  eine  solche  Be- 
stimmung vielleicht  zu  milde  urteilen  würde.  Ihre 
Kommission  jedoch  glaubt  iu  dieser  Beziehung,  es 
sollen  elektrische  Anlagen,  überhaupt  alle  diejenigen, 
die  mit  diesem  Betrieb  etwas  zu  thun  haben,  nicht 
durch  eine  solche  Massregel  administrativer  Natur 
zum  vornherein  gewissermassen  in  jedem  Fall  als 
schuldig  erklärt  werden.  Die  Kommission  beantragt 
Ihnen  daher,  diesen  Artikel  jjanz  zu  streichen  und 
die  Beurteilung  des  Verschuldens  dem  Richter  zu 
überlassen. 

Gestrichen.  —  (Biffi.) 

Art.  82. 

Angenommen.  —  (Adopti) 
Art.  33. 

Biuuter,  Berichterstatter  der  Kommission:  Hier 
handelt  es  sich  um  die  Anzeigeptlicht,  und  zwar  ist 
dieselbe  eine  sehr  inteusive.  Der  Bundesrat  glaubt, 
es  sei  dies  nötig,  einerseits  um  eben  Verschuldung 
immer  bestrafen  zu  können  und  anderseits  um  da- 
hin zu  wirken,  dass  solche  Vergehen  in  Zukunft 
weniger  häufig  vorkommen.  Im  allgemeinen  wird 
diese  Schreiberei,  dieses  sofortige  Anzeigen  in  den 
beteiligten  Kreisen  nicht  gerade  angenehm  berühren; 
allein  die  Kommission  musste  sich  doch  sagen,  es 
sei  wünschbar,  dass  eine  solche  Anzeigepflicht  be- 
stehe; wenn  sie  auch  etwas  unangenehm  berühre, 
so  werde  sie  doch  sehr  wohlthätig  wirken. 

Eine  Aenderung  haben  wir  nur  in  einer  Richtung 
getroffen.  Der  Bundesrat  verlangt  die  Anzeige  von 
«der  vorgefallenen  Personen-  oder  Sachenbeschä- 
diäjung.  In  Bezug  auf  die  Anzeige  jeder  Personen- 
Ijescliudiguiu  sind  wir  einverstanden,  denn  dann  han- 
delt es  sich  schon  um  wichtigere  Fälle,  und  die  gleiche 
Bestimmung  steht  auch  im  Eisenbahn-  und  im  Fa- 
brikhaftptlichtgesetz.  Dagegeu  glauben  wir,  es  gehe 
zu  weit,  in  Bezuy  auf  jede  Sacbenbeschüdigung  die 
Anzeigeptlicht  auszusprechen  und  wegen  der  /oring- 
fugigsteo  Fälle  die  Sammlung  einer  Fülle  von  Ma- 
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torial  zu  voranlassen.  Wir  glauben,  es  genüge,  zu 
sagen:  «oder  erheblichen  Sachenbeschädigung».  Ks 
giebt  auf  diesem  Gebiet  auch  ganz  minime  Sachen- 
beschädigungen und  wahrscheinlich  war  es  nie  die 
Absicht  des  Hundesrates,  dass  jede  Sachenbeschä- 
•ijgung  zur  Anzeige  gelangen  solle.  Anderseits  gebe 
ich  zu,  dass  der  Ausdruck  "jede  erhebliche  Sachenhc- 
schädigung»  jeweilen  eine  Kontroverse  darüber  Mi- 
ttet, was  erheblich  sei.  Aber  im  grossen  und 
ganzen  wird  man  dies  wissen,  und  zudem  wird 
der  Bundesrat  auch  darüber  bestimmte  Vorschriften 
aulstellen.  Wir  möchten  nur  die  elektrischen  An- 
lagen davor  schützen,  jede  Sachonbeschädigung 
anzeigen  zu  müssen. 

Ihre  Kommission  will  ferner  statt  von  einer  « Lo- 
kal behörde»  nur  von  einer  «-Behörde»  sprechen.  Ks 
ist  in  der  bundesrätlichen  Botschaft  gesagt,  es  solle 
dioso  Lokalbehörde  über  die  Ursache  und  die  Fol- 
gen des  Unfalles  ungesäumt  und  in  wichtigeren 
Fällen  unter  Zuzug  von  Sachverständigen  eine  amt- 
liche Untersuchung  einleiten  und  dem  Bundesrate 
und  der  kantonalen  Begierung  vom  Vorfalle  direkt 
Kenntnis  geben.  Wir  hatten  bekanntlich  über  diese 
Lokalbehörden  gestern  beim  Baumastartikel  eine 
Diskussion,  und  es  wurde  beschlossen,  diesen  Aus- 
druck beizubehalten.  Dort  war  es  natürlich,  dass 
die  betreffende  Behörde  in  der  Nähe  sein  müsse 
und  das  Verfahren  möglichst  billig  abgewickelt  wer- 
den könne.  Hier  dagogen  möchten  wir  es  den  Kan- 
tonen überlassen,  welche  Behörde  sie  bezeichnen 
wollen.  In  den  meisten  Kantonen  wird  man  das 
gleiche  Verfahren  einschlagen,  wie  bei  der  Fabrik- 
gesetzgebung, d.  b.  es  ist  wahrscheinlich,  dass  man 
diese  Anzeigopflicht  der  Kantono  mehr  central isiert, 
als  es  mit  Bezug  auf  eine  solche  lokale  Frage,  wie 
diejenige  betreffend  die  Baumäste,  angezeigt  ist.  Des- 
halb haben  wir  den  Ausdruck  «  Lokalbehörden  »  durch 
don  allgemeiner  gehaltenen  «Behörden*  orsotzt. 

Im  übrigen  habe  ich  zu  Art  311  keine  Bemer- 
kung zu  machen. 


Dinkelmnnn :  Der  Sprechende  hat  in  der  Beratung 
der  Kommission  üborsohon,  dass  jode  Personenbe- 
schädigung znr  Anzeige  gelangen  solle.  Ich  glaube, 
man  sollte  bier  nicht  weiter  gehen,  als  in  der  Kisen- 
bahnhaftpllichtgosetzgebung.  Dort  wird  nicht  ver- 
langt, dass  jede  Personenbeschädigung  angezeigt 
werde,  sondern  nur  solche  von  Belang,  d.  h.  solche, 
die  eine  Arbeitsunfähigkeit  von  mehreren  Tagen 
zur  Folge  haben.  In  viel  höherm  Mass  als  im  Eisen- 
bahnbetrieb ist  es  bei  Starkstromanlagen  der  Fall, 
dass  unbedeutende  Personenbeschädigungen  eintre- 
ten. Ks  kann  ein  Arbeiter,  der  mit  dem  Strom  in 
Berührung  kommt,  eine  kleine  ISrand  wunde  an  einem 
Finger  davontragen  oder  durch  einen  Lichtbogen 
für  einigo  Stunden  geblendet  werden,  otc.  Ich  halte 
dafür,  man  sollte  nicht  weiter  gehen,  als  in  der 
Eisenbahnhaltpflichtgesetzgebung  und  beantrage 
deshalb,  zu  sagen:  «von  jeder  vorgefallenen  erheb- 
lichen Personen-  oder  Sachenbeschädigung». 


Jäger:  Es  fällt  auf,  dass  bei  diosem  Artikel  vom 
Herrn  Kommissionsreferenten  nicht  bemerkt  wor- 
den ist,  dass  sämtliche  schweizerische  Elektricitäts- 


werke  durch  Bundesbeschluss  dem  Fabrikgeselz 
unterstellt  sind.  Dasselbe  normiert  die  Anzeigo- 
pflicht bis  in  alle  Details,  und  ich  sehe  nicht  ein, 
warum  unter  diesen  Umständen  der  Art  33  hier  über- 
haupt noch  seinen  Platz  linden  soll.  Wollen  Sie  ihn 
gleich w.ihl  beibehalten,  so  möchte  ich  bitten,  den- 
selben mit  den  von  der  Kommission  und  Herrn  Dinkel- 
mann vorgeschlagenen  Modifikationen  anzunehmen. 
Speciell  was  die  Lokalbehorden  anbelangt,  so  ver- 
setzen Sie  diese  in  eine  sehr  eigentümliche  Situation, 
wenn  Sie  dieselben  zur  Untersuchungsbehörde  in 
solchen  anzeigepflichtigen  Fällen  machen.  Sehr 
häufig  sind  es  gerade  dio  Gemeinden,  welche  Klek- 
tricitätswerke  besitzen;  diese  müssten  also  gegen 
sich  selber  eine  Untersuchung  [anstellen!  In  der 
weitaus  grössten  Zahl  sind  die  Lokalbehörden  auch 
nicht  geeignet,  vermöge  ihrer  Sachkenntnis  in  einer 
solchen  Angelegenheit  eine  Untersuchung  zu  führen, 
die  nicht  zu  Chikanen  und  Verzögerungen  und  damit 
zu  Differenzen  zwischen  den  Gemeinden  und  den 
Elektricitätswerkon  führen  soll.  Ks  wäre  am  besten, 
wenn  der  Art.  33  vollständig  gestrichen  würde,  doch 
will  ich  keinen  bezüglichen  Antrag  stellen ;  dagegen 
thun  Sie  unter  allen  Umständen  gut,  die  von  der 
Kommission  und  Herrn  Dinkelmann  vorgeschlagenen 
Modifikationen  eintreten  zu  lassen. 


Fehr:  Die  Auflassung  des  Herrn  Jäger  ist  meines 
Kruchtens  nicht  richtig.  Kr  glaubt,  alle  Beschädi- 
gungen, die  vorkommon  können,  müssen  schon  nach 
dem  Fabrikgesetz  angezeigt  worden.  Das  trifft  zu 
mit  Bezug  auf  die  Arbeiter  der  elektrischen  An- 
lagen, nicht  aber  in  Bezug  auf  Drittpersonen  oder 
solche  Sachen,  welche  beschädigt  werden,  aber 
mit  dem  Werk  nicht  in  Boziohung  stohen.  Der 
Art  33  ist  daher  hier  ganz  an  seinem  Platze. 

Jäger:  Die  Auffassung,  die  der  Herr  Vorredner 
dem  Artikel  giebt,  würde  einfach  eine  Wieder- 
holung des  Art  '29  bedeuten.  Dort  ist  genau  gesagt, 
wor  für  den  Schaden  haftet  und  in  welchem  Ver- 
hältnis derselbe  geltend  gemacht  werden  kann. 


Präsident:  Ich  möchto  doch  Herrn  Jäger  bemer- 
ken, dass  es  sich  hier  um  die  Anzeigepilicht  handelt, 
in  Art.  '29  dagegen  um  di^JJaltpflicht. 

Wird  das  Wort  weiter  verlangt?  —  Ks  ist  dies 
nicht  der  Fall.  Es  liegt  nur  der  Antrag  des  Herrn 
Dinkelmann  vor;  Sie  werden  über  denselben  ent- 
scheiden. 


Ah  Stimmung.  —  VoUUion. 

Mit  51  gegen  '20  Stimmen  wird  der  Antrag  des 
Herrn  Dinkelmann  angenommen. 

(La  proposition  de  M.  Dinkelmann  est  adopteo 
par  51  voix  contre  20.) 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici  le  debat  est  interrompu.) 

tos  Jml*  Co.  In  Bin. 
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Ständerat.  —  Conseil  des  etats. 

Sitzung  vom  5.  Dezember  1900,  vormittags  9  I  hr.  —  Seanrc  du  ."»  decembrt'  1900,  a  0  heures  du  uiatin. 


Vorsilz : 
Prcsidcncc : 


Herr  Irfumann. 


Tagesordnung:    —   Ordre  du  j<mr: 

I  :t  i  un-  einer  com  traten  Notenbank. 

Banque  centrale  d'emlssion. 

Fortsetzung  der  Detailberatung.  -    Suite  de  lu  discuasion  arUcle  par  arlidc. 
(Siehe  Seite  bH)  hievor.  -  Voir  page  MO  ci-devant.) 


ojjonde  neue  Antraue  liegen  xor: 


der  Minderheit  der 
des  Stinderates. 

(HH.  Petrelli,  Reichlin,  Schumacher.) 
4.  Dezember  1900. 


zu  Art.  12. 

Als  Ersatz  für  die  den  Kantonen  durch  Entzug 
der  Emission  von  Banknoten  erwachsende  Einbusse 
hat  der  Bundesrat  von  den  zur  Ausgabe  gelangenden 
Banknoten  der  centralen  Notenbank  alljährlich  eine 
Steuer  von  '/»  %  zn  erhoben,  welche  unter  die  Kan- 
tone nach  Massgabe  ihrer  Wohnbevölkerung  zu  ver- 
teilen ist. 

Zu  Art  73. 

Der  Rückzug  der  Noten  der  bisherigen  Emis- 
sionsbanken hat  vom  Tage  der  GcschäftserftlTnung 
der  Nationalbank  an  in  längstens  fünf  Jahren  in  der 
Weise  zu  geschehen,  dass  jode  Emissionsbank  ver- 
pflichtet ist,  mit  Ende  eines  jeden  halben  Jahres 
mindestens  ein  Zehntel  des  am  Eröffnungstage  der 
Nationalbank  ausgewiesenen  Nominalbetrages  ihrer 
Notenemission  zur  Vernichtung  einzuliefern,  einen 
allfälligen  Fehlbetrag  aber  in  bar  einzuzahlen. 

Wenn  jedoch  der  Betrag  der  im  Laufe  eines 
Halbjahres  von  einer  Emissionsbank  eingelieferten 
Noten  ein  Zehntel  des  Nominalbetrages  ihrer  Noten- 
emission übersteigt,  so  wird  der  Uoberschuss  auf 
Rechnung  der  folgenden  Halbjahre  vorgetragen.  Die 
Einlieterung  der  zu  vernichtenden  Noten  geschieht 
an  die  vom  Bund  zu  bestellende  Kontrollbehörde, 
die  allfällige  Einzahlung  in  bar  an  die  Nationatbank. 


sont 


Do  nouvelles  propositious  ainsi 
distribuees: 

Propositions  de  Ir  mlnorite  de  la 
du  eonseil  des  etats. 

(MM.  Peterelli,  Reichlin,  Schumacher.) 
-i  decembre  1900. 


Amendement  ä  l'art.  12. 

Pour  compenser  le  dommago  que  les  cantous 
subiront  en  perdant  l'emlssiontles  billets  de  banque, 
le  conseil  föderal  prelevera  sur  les  billets  de  la 
banque  centrale  qui  seront  mis  on  circulation  un 
impöt  de  '/*  "/••  Le  produit  de  cet  impöt  sera  re- 
parti  entre  les  cantons  proportionnellement  ä  la 
population  domicilii. 

A  l'art.  TX 

Le  retrait  des  billets  de  banque  s'effectuera  dans 
un  delai  de  cinq  ans  des  le  jour  de  l'ouverture  des 
Operations  do  la  banque  nationale  de  la  maniere 
suivante :  chaque  banque  sera  tenue  d'envoyer,  &  la 
fln  de  chaque  semestro,  en  billets  destines  ä  etre 
dötruits,  lo  dixieme  au  moins  du  montant  nominal 
de  son  Omission  constate  au  jour  de  l'ouverturo  de 
la  banque  nationale;  en  cas  d'iosufflcance  de  billets 
la  somme  sera  complelee  par  des  especes. 

Toutofois,  si  le  montant  des  billets  envoyes  par 
une  banque  d'emission  dans  le  courant  d'un  semostre 
däpasse  le  dixieme  du  montant  nominal  de  l'emis- 
aion  de  la  dite  banquo,  Pexcedent  sera  porte  au 
compto  des  semestres  suivants.  Les  billets  destines 
ä  etre  detruits  seront  remis  ä  l'autorite  do  contröle 
instiluee  par  la  Contederation  et  les  especes  ä  la 
banque  nationale. 
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Präsident:  Wir  nehmen  die  Beratung  des  Bank- 
gesetzes wieder  auf. 


Art.  12. 

Isler,  Berichterstatter  der  Kommissionsmehrhoit: 
Die  Aonderuug,  die  Ihnen  die  Kommission  vor- 
schlägt, ist  nur  die  Verbesserung  eines  grammati- 
kalischen Fehlers,  der  sich  im  deutschen  Texte 
fand,  betrifft  also  gar  nichts  Neues,  wie  es  auf  den- 
erslen  Blick  scheinen  könnte;  es  ist  nur  der  Kasus 
mit  der  Präposition  in  Einklang  gebracht,  welche 
vorausgeht. 

Was  den  Antrag  der  Minderheit  betrifft,  so  er- 
achte ich  es  für  angezeigt,  dass  vorerst  ein  Ver- 
treter der  Minderheit  denselben  begründe. 


lteleblin,  Berichterstatter  der  Kommissionsmin- 
derheit: Die  Minderheit  beantragt  Ihnen  einen  Zu- 
satz zu  Art  18;  zur  Begründung  dieses  Antrages 
erlaube  ich  mir  Folgendes  anzuführen. 

Ich  frage  mich  zuerst:  was  verlieren  die  Kan- 
tono durch  die  Einführung  der  Notenbank'.'  Der 
Vorlust  bostcht  erstens  im  Entgang  der  Banknoten- 
Steuer,  welche  den  Kantonon  bis  jetzt  cirka  eine 
Million  abgeworfen  hat  Sodann  verlieren  die  Emis- 
sionsbanken den  Gewinn  von  der  bisherigen  Bank- 
notenausgabe. Derselbe  wird  bekanntlich  auf  \  bis 
2  Proz.  geschätzt;  unter  der  Annahme,  es  werden 
cirka  200  Millionen  emittiert,  ist  somit  der  Gewinn, 
welcher  hier  den  Kantonen  entgeht,  auf  cirka  2  bis 
4  Millionen  anzuschlagen. 

Was  bietet  nun  andrerseits  das  neue  Institut, 
welches  errichtet  werden  soll,  den  Kantonen .'  Es 
bietet  ihnen  den  Belnjewinn,  welcher  sich  ergiebt, 
wenn  15  Proz.  dos  RÄigowinnos  dem  Reservefonds 
zugeschieden  und  wenn  4  bis  4'/«  Proz.  Zinsen  des 
Dotationskapitals  in  Abzug  gebracht  worden.  Der 
Boingowinn,  welcher  den  Kantonon  vorbloiht,  wird 
voraussichtlich  in  den  ersten  Jahren,  wenn  Sie  noch 
die  Installationskosten  des  neuen  Instituts  abziehen, 
ein  sehr  geringer  sein;  die  Befürchtung  besteht  er 
möchte  vielleicht  für  eine  Periode  ganz  ausfallen. 
Bei  diesem  Standpunkte  kann  man  sich  fragen: 
sind  die  Kantone,  die  jährlich  an  Notengewinn  und 
an  Banknotenstcuer  3  bis  5  Millionen  eingenommen 
haben,  in  der  Lage,  auf  diesen  ganzon  Gewinn  zu 
verzichten'?  Ich  denke,  so  wie  wir  die  kantonalen 
Verwaltungen  kennen,  ist  dies  nicht  anzunehmen. 
Dieser  Befürchtung,  dass  in  den  erston  Jahren  vom 
centralen  Institut  für  die  Kantone  gar  nichts  abfalle 
und  dass  sie  andrerseits  nicht  in  der  Lage  seien, 
auf  den  ganzen  Gewinn  zu  verzichten,  hat  die  Min- 
derheit geglaubt,  könne  entgegengetreten  werden 
durch  diesen  Antrag,  dass  man  eine  Banknotensteuer 
erhebe  von  '/•  Pro'-  der  Emission;  das  würde  unter 
der  Annahme,  dass  2(X)  Millioneu  emittiert  worden, 
einen  Ertrag  von  einer  Million  ergeben;  damit 
würden  doch  die  Kantone  wenigstens  einigermassen 
entschädigt  und  könnten  sich  eher  beruhigen. 


Man  hat  nun  gesagt  vom  goschäftsroässigcn 
Standpunkt  gehe  es  nicht  an,  dass  die  centrale 
Notenbank  schon  von  vorneherein  mit  einer  solchen 
Sorvitut  belastet  wordo,  um  so  weniger,  als  der 
Beingewinn  der  Notenbank  ohnehin  den  Kantonen 
zugeschieden  werde.  Darauf  erwidere  ich :  fm 
Grunde  würden  wir  gar  nichts  Neues  einführen; 
denn  auch  bis  jetzt  waren  die  Notenbanken  mit  der 
Notensteuer  belastet  Die  N  jtonsteuer  hat  bis  jetzt 
auch  cirka  eine  Million  abgeworfen  und  erst  nach- 
dem  diese  Notensteuer  den  Kantonen  bezahlt  war. 
konnten  die  Heingewinno  der  Banken  festgestellt 
werden.  Also  im  Grunde  ist  es  gar  nichts  Neues, 
und  wenn  dieser  Antrag  angenommen  würde,  würde 
er  gewissermassen  auch  eine  Wegleitung  für  das 
neue  Institut  sein,  sein  Augenmerk  nicht  nur  auf 
die  Begelung  der  Valuta  und  des  Geldverkehrs  zu 
richten,  sondern  auch  zu  trachten,  dass  aus  dem 
neuon  Institute  ein  Gewinn  zu  Gunsten  der  Kantone 
sich  ergebe. 

Ich  glaube,  dieser  Antrag  dürfte  zur  Beruhigung 
dienen;  seine  Annahme  würde  ein  Entgegenkommen 
gegoniibor  den  Kantonen  beweisen.  Ich  empfehle 
Ihnen  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  unsorn  Antrag. 


Isler,  Berichterstatter  der  Kommissionsmehrheit : 
Ich  empfehle  Ihnen  namens  der  Mehrheit  der  Kom- 
mission, don  Antrag  abzulehnen,  und  zwar  muss  ich 
es  mit  allem  Nachdrucke  thun.  Wenn  ich  von  Nach- 
druck spreche,  so  will  ich  damit  nicht  etwa  zu  er- 
kennen geben,  es  sei  uns,  der  Mehrheit,  darum  zu 
thun,   den  Kantonen  möglichst  viel  wegzunehmen 
und  dem  Bund  zuzuhalten,  überhaupt  die  Kantunal- 
banken  zu  schwächen.    Wir  sind  so  sehr  wie  die 
Minderheit  von  der  Ueberzeugung  durchdrungen, 
dass  die  Kantonalbanken  möglichst  geschont  werde? 
sollen,  und  dass  man  der  Beform  zu  liebe,  die  wi 
vorhaben,   in  dieser  Bichtung  nicht  weiter  gehe 
soll,  als  man  muss.  Aber  es  giebt  eben  eine  gewiss» 
Grenze,  wo  das  Nachgeben  aufhört,  weil  es  schäd- 
lich wird  und  die  Boform  ungesund  macht,  ein 
totgebornes  Kind  schafft.  Der  Zusatzartikel,  welcher 
vorgeschlagen  ist  hätte  diese  Wirkung. 

Konstatieren  wir  vorab,  wie  es  sich  mit  dem 
bisherigen  Gewinn  der  Notenbanken  verhält;  ich 
spreche  nicht  von  der  Ziffer,  sondern  von  der  Be- 
rechnungsart  Hier  vergisst  Herr  Beichlin  etwas 
Wesentliches,  nämlich,  dass  der  Gewinn  mit  der 
Last  verbunden  war,  mindestens  40  Proz.  der  Emis- 
sion in  Barschaft  im  Keller  zu  haben,  eine  Bar- 
schaft, welcho  sich  nicht  verzinste.  Diese  40  Proz. 
werden  den  Banken  frei  in  dem  Augenblicke,  wo 
sio  die  Noten  abgeben;  sie  vermögon  dann  mit  die- 
sem Geld  wieder  Geld  zu  verdienen,  sio  können  es 
zinsbringend  anlegen.  Wenn  sie  es  /_  B.  verwen- 
den, um  Anteilscheine  der  Bundesbank  zu  kaufen, 
so  haben  sie  eine  anständige  Verzinsung.  Das  muss 
vom  bisherigen  Notengewinn  abgezogen  werden. 

Andrerseits  ist  richtig,  dass  die  Emissionsbanken 
ihre  gewinnreiche  Thätigkcit  in  Banknoten  mit  dem 
Uebergang  des  Notenmonopols  an  den  Bund  ein- 
büssen.  Aber  dann  werden  sie  eben  in  anderer 
Weise  ihre  Thätigkcit  entwickeln  und  sio  weiter 
ausbilden  müssen.    Es  ist  das  ja  der  Kampf  ums 
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Daseins,  der  Tür  die  Goldinstitute  auch  besteht  und 
vor  welchem  sie  gar  nicht  zurückschrecken.  Und 
gerade  da  kommen  wir  mit  unsorn  Vorschlagen  den 
Kantonalbanken  entgegen,  indem  wir  verhindern, 
dass  die  neue  Bundesbank  im  Geschäftskreise 
den  Kantonalbanken  Schwierigkeiten  oder  gar  erheb- 
liche Konkurrenz  bereite.  Man  darf  also  diese  Aus- 
dehnung ihrer  Thätigkeit  auf  den  ihnen  verbleiben- 
den Gebieten  auch  etwas  in  Berechnung  ziehen. 
Ks  ist  nicht  zu  sagen,  dxss  gar  nichts  an  die  Stelle 
dessen  trete,  was  ihnen  genommen  wird. 

Sodann  hat  der  Bund  ein  Uebriges  gethan  und 
sich  von  jeher  auf  den  Boden  gestellt,  dass  es  ge- 
nüge, wenn  die  Bundeshank  seine  Anteilscheine  und 
die  Anteilscheine  des  zugezogenen  Kapitals  anstän- 
dig verzinse;  allen  weitern  Gewinn  überlässl  er 
den  Kantonen.  Wenn  alsu  die  Bank  auch  nur  eini- 
germassen  gewinnreicli  arbeitet,  so  fällt  dieser  Ge- 
winn vollständig  den  Kantonen  und  niemand  anders 
HL  Das  war  ja  gegenüber  dem  Verfassungsarlikel 
ein  sehr  grosser  Schritt  zu  Gunsten  der  Kantone. 
Krinnern  Sie  sich  daran,  wie  wir  seiner  Zeit  in 
diesem  Saale  bei  der  Beratung  des  Yerfassungs- 
artikels  gestritten  haben,  ob  man  so  weit  gehen 
wolle,  wie  dann  der  Verfassungsartikel  es  wirklich 
gethan  hat  Der  Verfassungsartikel  schrei ht  vor, 
zwei  Drittel  vom  Beingewinne  sollen  an  die  Kan- 
tone gehen.  Kino  Minderheit,  die  eine  Zeit  lang  die 
Mehrheil  war,  wollte  die  Beteiligung  der  Kanton«: 
nicht  so  gross  werden  lassen.  Aber  schliesslich 
wurde  es  als  Kompromiss  milden  Kantonen  betrach- 
tet, ihnen  die  zwei  Drittel  zu  bewilligen.  Sobald 
man  hernach  zur  Beratung  des  Ausfuhrungsgesetzes 
kam,  ist  man  noch  weiter  gegangen;  man  hat  den 
ganzen  Beingewinn  den  Kantonen  «geschieden.  Ich 
glaube  also,  die  Kantone  können  sich  nicht  bekla- 
gen. Gewiss  verlangt  die-  Beform  von  ihnen  für  die 
Uebergangszeit  noch  immer  etwelche  Opfer;  aber 
es  lässt  sich  eben  eine  Beform  auf  diesem  Gebiete 
nicht  durchführen,  ohne  dxss  gewohnte  Kreise  ge- 
stört und  vorausgehende  Gewinne  eine  Zeit  lang 
gewisso  Bückgänge  aufweisen.  Der  Herr  Vorredner 
hat  denn  auch  vor  dieser  Uebergangszeit  Furcht 
Er  meint,  dass  die  Bank  in  der  ersten  Zeit  gar 
keinen  Boingewinn  verteilen  könne.  Das  glaube  ich 
nicht,  namentlich  nicht,  wenn  die  gegenwärtigen 
Diskontoverhältnisse  dieselben  bloihen.  Würde  na- 
türlich ein  starker  Fall  dos  Diskonto  eintreten  und 
möglich  ist  ja  allos,  so  würde  die  Befürchtung  schon 
eher  begründet  sein.  Aber  dann  müssen  sich  die 
Kantonalbanken  sagen:  es  ist  dies  ein  Nachteil,  der 
uns  beim  alten  Stand  der  Dingo  auch  getroffen  hätte; 
denn  sie  hätten  unter  dem  Fallen  des  Diskonto  ge- 
rade so  gelitten,  wie  die  Centraibank.  Der  Nachteil 
des  Bückganges  wäre  nur  auf  andere  Schultern  ge- 
legt als  bisher.  Die  Möglichkeit,  dass  der  Zinsfuss 
sich  noch  hält,  schoint  mir  näher  zu  liegen,  leb 
wiederhole,  ich  glaube  nicht,  dass  die  Furcht  be- 
gründet sei,  es  mochte  die  Central hank  in  der  ersten 
Zeit  keinen  Beingewinn  verteilen.  Wäre  es  aber 
der  Fall,  so  hätte  der  Nachteil  die  Kantonalbanken 
doch  getroffen,  auch  ohne  Bundesbank. 

Auf  der  andern  Seite  muss  man  sich  vergegen- 
wärtigen, was  es  bodeutet,  wenn  man  die  weit, 
gehende  Konzession  machen  wollte,  welcho  die 
Horron  von  der  Minderbeil  Ihnen  beantragen.  Es 
wird  beantragt,   es  solle  '/*  Proz.  vom  Banknoton- 


umlauf  als  Steuer  erhoben  werden.  Der  Banknoten 
umlauf  wird  in  der  ersten  Zeit  nicht  stark  abneh- 
men, alles,  auch  die  Einschränkung  des  Umlaufes, 
verlangt  seine  Uebergangszeit.  Man  wird  in  dieser 
ersten  Zeit  mit  einer  Emission  noch  von  otwa  200 
Millionen  zu  rechnen  haben.  '/«  Proz.  davon  macht 
eine  Million  aus.  Diese  Million  wird  vorab  abge- 
zogen, sie  kommt  auf  das  Gewinn-  und  Verlustkonto. 
Das  gefällt  ja  gerade,  denn  wer  zuerst  am  Feuer 
ist,  wärmt  sich  zuerst.  Dann  kommt  der  Beserve- 
fonds  und  will  mit  15  Proz.  gespiesen  werden.  Dann 
kommt  die  Verzinsung  des  Grundkapitals.  Bei  einer 
Verzinsung  von  V/i  Proz.  —  ich  hahe  die  Bcchnung 
in  runden  Ziffern  gemacht  —  hrauchl  es  für  all 
dies,  also  zum  Abzug  der  Million,  für  den  Heserve- 
touds  und  endlich  für  die  ordentliche  Verzinsung 
des  Grundkapitals  von  'M  Millionen,  Fr.  2,005,000, 
oder  etwas  über  8  Proz.  dieses  Gründungskapi- 
tals. Mit  andern  Worten:  die  Bank  muss  alsbald 
etwas  über  8  Proz.  verdienen,  um  noch  einen  Bein- 
gewinn verteilen  zu  können.  Nun  frage  ich  dio 
Herren  von  der  Minderheit,  wolcho  ja  gerade  für 
die  ersten  Jahre  Befürchtungen  haben :  wie  kann 
man  darauf  rechnen,  dass  alsbald  über  8  Proz.  ver- 
dient werden'?  Denken  Sie  sich  vollends  den  Fall, 
mit  dem  wir  rechnen  müssen,  dass  der  Diskonto 
erheblich  zurückgienge.  wio  wollen  Sic  da  in  der 
ersten  Zeit  auch  nur  8  Pro/.,  herausbringen?  —  Ich 
habe  die  Bcchnung  auch  für  -4  Proz.  gemacht ;  denn 
es  ist  ja  möglich,  dass  bei  der  Beratung  der  Gewinn- 
verteilung der  Antrag  auf  4  Proz.  wieder  gestellt 
und  von  Ihnen  angenommen  wird.  Dann  braucht  es 
Fr.  2,095,000,  d.  h.  beinahe  7  Proz.,  welche  die 
Bank  vom  ersten  Jahre  an  verdienen  muss.  Ich 
wage  nicht,  der  Bank  die  Prognose  zu  stellen,  na- 
mentlich nicht,  wenn  ich  in  Betracht  ziehe,  dxss 
der  Diskonto  zurückgehen  kann.  Das  wollen  Sie  be- 
denken, dann  liegen  Ihnen  von  vorneherein  dio  Fol- 
gerungen, die  Wirkungen  für  das  neue  Bundesbank- 
projokt  klar  vor  Augen.  Man  bindet  ihm  eine  Kelto 
an  den  Fuss;  man  nimmt  ihm  den  Atom,  hevor  es 
recht  zum  I-eben  kommt.  'JEß  ist  in  der  That  das. 
was  Herr  Beichliu  es  selber  genannt  hat:  eine  Ser- 
vitut. Warum  schaffen  wir  die  centrale  Notenbank'? 
Dass  sie  aufhöre  mit  der  Gcldmacheroi  in  Rank- 
noten, dass  sie  mit  dem  bisherigen  System  breche 
und  zu  den  gesunden  Grundsätzen  des  Zettelbauk- 
wesens  zurückkehre.  Können  wir  nun  dieser  Bank 
]  etwas  auferlegen,  was  sie  zum  vornherein  belastet, 
j  können  wir  ihr  gorade  in  der  ersten  Zeit,  wo  sie 
j  sich  frei  bewegen  und  entwickeln  muss,  diese 
!  Schwierigkeiten  schaffen'?  Es  ist  gestern  ausgespro- 
|  chon  worden  und  es  darf  heute  wiodor  gesagt  wor- 
;  den:  was  wir  als  eine  glückliche  Beform  betrach- 
i  ten,  ist  das,  dass  wir  diese  Banknotenbestcuerung 
I  und  die  Tendenz  des  Fiskus,  aus  den  Banknoten 
unter  allen  Umständen,  ohne  Bücksicht  auf  den 
i  Verkehr,  etwas  zu  ziehen,  über  Hord  werfen.  Im 
«kantonalen  System»  war  diese  Tendenz  sanktioniert 
und  da  bringen  wir  sie  nicht  wog;  aber  bei  der 
Bundesbank  wollen  wir  sie  wegbringen.  Das  ver- 
hindert der  Antrag  dos  Herrn  Beichlin  wieder,  wie 
er  eigentlich  selber  uns  gestanden  hat  Er  sagt,  die 
>  Notensteuer  sei  wohl  eine  Servitut,  aber  sie  stifte 
einen  grossen  Nutzen;  sie  empfehle  der  Bank  nicht 
nur,  sondern  nötige  sie,  daran  zu  denken,  Geld  zu 
|  verdienen;  die  Bundesbank  solle  nicht  bloss  unserer 


Valuta  zu  Hülfo  kommen,  solle  sich  nicht  bloss  nach 
(Inn  Rogein  des  Verkehrs  und  des  Zettelbankwesens 
richten,  sondern  trachten,  dass  die  Kantone  mög- 
lichst viel  (leid  in  ihre  Kassen  bekommen ;  das, 
meint  er.  sei  vom  Guten.  Wenn  ich  für  mich  das 
Gute  an  dem,  was  wir  beraten,  hierin  sehen  würde, 
so  wäre  ich  der  erste,  der  Ihnen  heute  anstatt 
Weiterfahren  beantragen  würde:  Bleiben  wir  beim 
Alten;  wenn  wir  das  wollon,  dann  haben  wir  es 
schon  und  wir  können  auf  dem  Boden  des  Alten 
noch  eher  etwas  ausrichten,  als  mit  einer  neuen 
Gentraibank  in  dieser  Gestalt 

Zum  Schlüsse  sage  ich  noch  einmal :  Wir  Mit- 
glieder der  Mehrheit  sind  durchaus  nicht  so  gegeu 
die  Kantonalbauken  gesinnt,  dass  wir  ihnen  etwas 
entziehen  wollten,  was  ihnen  gehört  lind  wjr  hatien 
ja  den  Kantonalbanken  erhebliche  Konzessionen  ge- 
macht. Ks  ist  heute  eine  Zuschrift  aus  Kantoual- 
bankkreisen,  von  sehr  kompetenter  Seite  ausgehend, 
Ihnen  verlesen  worden,  die  Kingahe  der  grössten 
Kantonalbank  dor  Schweiz.  Was  darin  gesagt  wird, 
ist  im  ganzen  gewiss  richtig,  und  es  fällt  uns 
nicht  sin,  diesen  Grundsätzen  entgegenzutreten. 
Wir  sind  gegentoils  bereit,  die  Konzession  noch 
zu  machen,  wolche  die  Kantonalbank  Zürich  von 
der  neuen  Bundesbank  noch  verlangt,  eine  Konzes- 
sion nicht  der  Besteuerung,  sondern  eine  Konzes- 
sion am  gesunden  Orte,  wo  man  Konzessionen 
niaohen  kann,  ohne  den  Vorschriften,  welche  für 
die  Zettelbanken  gelten,  ins  Gesicht  zu  schlagen 
nämlich  auf  dem  Boden  des  Arbeitsprogrammes. 
Da  wird  von  dor  Kantonalbank  Zürich  gewiss  nicht 
für  sich  allein,  sondern  in  Beziehung  auf  die  Be- 
dürfnisse auch  der  andern  Kantonalbanken  das  Ge- 
such gestellt,  wir  mochten  ausser  den  Depositen 
auch  noch  das  Aufnahmsgeschäft,  die  Aufnahme  von 
Valoron  in  die  Keller  dor  Bundesbank  streichen ;  es 
wird  darauf  hingewiesen,  dass  die  Kantonalban ken 
erhebliche  Kinnahmen  daraus  ziehen,  dxss  dieses 
Geschäft  eigentlich  nicht  zur  Thätigkeit  der  Bundes- 
bank gehöre,  sondern  dass  man  es  nur  als  Neben- 
geschäft in  deren  l'rogramm  eingeführt  habe ;  man 
könne  also  darauf  verzichten,  ohno  die  Wurzeln  des 
Baumes  anzuschneiden.  Da  möchte  ich  recht  gerne 
entgegenkommen;  ich  weiss  nicht,  wie  viol  die 
Kantonalbank  Zürich  damit  verdient;  aber  8t  ist 
jedenfalls  ein  erheblicher  Betrag,  ich  schliesse  das 
aus  den  Einnahmen,  die  andere  Institute  daraus 
ziehen.  Um  zu  zeigen,  dass  uns  daran  liegt,  wirk- 
lich berechtigten  Wünschen  zu  entsprechen,  sind 
wir  also  bereit,  das  zu  thun,  was  die  Kantonalbank 
Zürich  vorschlägt.  Aber  mit  um  so  mehr  Nachdruck 
möchto  ich  Sie  bitton,  Anträgo  der  Art,  wie  sie 
jetzt  in  Diskussion  stehen,  abzulehnen. 


T.  Arx:  Es  ist  ohno  weiteres  zuzugeben,  dass  den 
Kantonen  dio  Kinnahmen,  welcho  Herr  Reichlin  und 
die  übrigon'Mitglicdor  der  Minderheit  dor  Kommission 
ihnen  zuwenden  möchten,  zu  gönnen  wären;  ich  habe 
mich  diesbezüglich  schon  gestern  ausgesprochen.  Die 
sämtlichen  Kantone  haben  dormalcn  mit  Defiziten  zu 
kämpfen,  haben  Mühe,  das  Gleichgewicht  in  ihren 
Finanzen  herzustellen,  und  dazu  kommt,  dass  die 
Bürger  mit  direkten  Steuern  so  belastet  sind,  dass 


ein  Weitergehen  in  dieser  Kichlung.  in  den  meisten 
Kantonen  wenigstens,  fast  ganz  unzulässig  ist  Das 
alles  gebe  ich  zu;    aber  als  Geschäftsmann  bringe 
ich  es  nicht  über  mich,   einem  Antrage  zuzustim- 
men, welcher  darauf  ausgeht,  von  vornherein  über 
Gewinne  zu  verfügen,  welche  noch  nicht  vorhan- 
den,  sondern  erst  noch  zu  erwerben  sind.  Nun 
gehl   der  Zweck   der  künftigen  Nationalbank  nicht 
dahin,  in  erster  Linie  den  Kantonen  Geld  zu  erwor- 
ben,   sondern  er  liegt  nach  Art.  '2  darin,  «den 
Geldumlauf  des  I-nides  zu  regeln  und  den  Zahlungs- 
verkehr zu  erleichtern».  Zur  Begelung  des  Geldum- 
laufes gehört  unter  Umständen  auch  der  Bückzug 
der  Banknoten,  die  Beschränkung  der  (Zirkulation  der 
Noten  auf  ein  Mass,  welches  den  finanziellen  Verhält- 
nissen dos  landes  entspricht  Man  hat  es  seit  Jahren 
als  die  grösste  Gefahr  des  gegenwärtigen  Systems 
hingestellt  dass  die  Banken,  unbekümmert  um  die 
Massnahmen,  welche  zur  Regelung  des  Geldumlaufes 
zu  treffen  sind,  immer  bestrebt  waren,  dio  ganze  Emis- 
sion in  ( Zirkulation  zu  setzen,  und  die  Emissionsbanken 
haben  darauf  hingewiesen,   sie  müsston  das  thun, 
weil  sie  gezwungen  seien,  don  Kantonen  eine  Steuer 
von  (>  Promille  zu  zahlen.  Wenn  Sie  nun  dor  künf- 
tigen (Zentralbank  wiederum  eino  solche  Steuer  von 
vorneherein  auferlegen,  werden  eben  nicht  immer 
die  höheren  Gesichtspunkte  für  die  (Zirkulation  mass- 
gebend sein,  sondern  man  wird  sich  sagen:  wir 
müssen  die  ganze  Emission  in  (Zirkulation  sotzen, 
um  die  Steuern  herauszubringen,   welcho  wir  den 
Kantonen  zum  vorneherein  zahlen  müssen.  Nun  ist 
freilich    anzunehmen,    dass    dio  (Zentralbank  den 
Hauptzweck  ihrer  Gründung  erfülle  und  daneben 
nach  einiger  Zeit  noch  einen  schönen  Gewinn  ab- 
werfe. Allerdings  wird  der  Anfang  schwierig  sein; 
die  künftige  Nationalbank  wird  hoho  l.okalmieten 
zahlen,   einen  grossen  Stall  von  Beamten  zur  Ver- 
fügung haben  müssen,  während  sie  ihre  vollo  Thä- 
tigkeit erst  nach  und  nach  entwickeln  kann.  Allein 
wonn  diese  Anfangsschwierigkeilen  einmal  vorüber 
sind,    ist  gar  nicht  zu  zweifeln,  dass  dioso  Million 
und  noch  weit  mehr  aus  der  Nationalbank  heraus- 
geschlagen wird.    Diese  Monopolbankon  rentieren 
ja  überall;  die  Banrjue  de  France  zahlt  Jahr  für 
Jahr  Dividenden   von  100— '250  Franken  und  der 
Kurs  der  Anteilscheine  variert  zwischen  iOOO  und 
5000  Franken.    Es  ist  das  allerdings  ein  seit  bald 
hundert  Jahren  bestehendes  und  mit  bedeutenden 
Reserven   ausgerüstetes  Institut.    Aber   auch  die 
deutsche  Reichsbank  hat  erst  vor  wenigen  Wochen 
:10.000  neue  Anteilscheine  ausgegeben  mit  einem 
Agio  von  :150  Mark  per  Aktie.  Ich  glaube,  auch  bei 
uns  wird  die  Nationalbank  schöne  Gewinne  abwer- 
fen und  wir  können  nicht,  wio  Horr  Isler  es  gethan, 
mit  den  andern  Banken  des  Landes  diesbezüglich 
exemplifizieren    Er  spricht  von  7  und  8  Proz. ;  das 
sei  eine  grosso  Dividende.  Wir  haben  es  nicht  mit 
einer  Bank  zu  thun,   welche  unter  ähnlichen  Ver- 
hältnissen arbeitet,  wie  dio  übrigen  Banken,  son- 
dern mit  einom  Institut,  welches  mit  dem  Privile- 
gium des  Notenmonopols  ausgerüstet  ist  und  daher 
über  grosse  Kapitalien  zinslos  verfügen  wird.  Neh- 
men Sie  an,  die  Bank  werde  mit  der  Kompetenz  für 
eine  Emission  von  "200  Millionen  ausgerüstet  und 
davon  werde  sie  Vi  Proz.,  also  80  Millionen,  im  Kel- 
ler und  weiter«»  -40  Milltonon  in  bar  haben,  so  blei- 
ben immer  noch  8ü  Millionen,  für  welche  sie  keinen 
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Zins  bezahlen  inuss.  Nehmen  Sie  einen  niiUleren 
Diskonto  aji  von  4  Pro/..,  so  resultiert  aus  diesen 
«0  Millionen  Krank« -n  ein  Reingewinn  von  :s  Millionen. 
Was  tiio  Unkosten  für  Lokalitäten,  Verwaltung  u.s.w. 
betrifft,  so  tlenko  ich  z.  B.  an  <lie  Verhältnisse  der 
Eidgenössischen  Dank.  Dioso  Bank,  die  in  allen 
grössern  Kantonen  der  Schweiz  Filialen  besitzt,  hat 
ein  Unkosten-Konto  von  cirka  700,uoo  Franken. 
Diesen  Botrag  abgerechnet,  würde  also  immerhin 
ein  Gewinn  von  über  2  Millionen  verbleiben, 
wenn  Sie  annehmen,  dass  das  Oese  haltskapital 
von  36  Millionen  selbst  rentiert,  und  ich  habe  da- 
bei für  alle  übrigen  Geschäfte,  welcho  die  Dank 
machen  kann,  keinen  Happen  gerechnet.  Ich  denke 
also,  nach  einigen  Jahren  wird  nicht  nur  diese  Mil- 
lion herausschauen,  welche  die  Emissionsbanken 
gegenwärtig  bezahlen,  sondern  darüber  hinaus  ein 
Betrag  an  die  Kantone  verleilt  werden  können.  Ich 
glaube,  mit  dieser  Gewissheit  dürften  wir  uns  be- 
gnügen und  sollten  nicht  einen  Heschluss  fassen, 
welcher  die  Dank  in  den  Anfangsstadien  belastot. 
Es  kann  ja  jedem,  der  in  der  Angelegenheit 
eines  guten  Willens  ist,  die  Bestimmung  des  Ge- 
sekes genügen,  wonach  der  l.-tzte  Rappen  Heinge- 
winn den  Kantonen  zukommt.  Wer  mehr  will,  will 
zuviel;  man  kann  doch  nicht  mehr  geben,  als  den 
letzten  Happen.  Sonst  fallt  man  in  eine  Defizitwirt- 
schalt, und  gogon  diese  wehre  ich  mich;  ich  will 
nicht  die  ersten  Jahresrechnungen  mit  einem  Passiv- 
saldo abschliessen,  welcher  geeignet  wäre,  die  Bank 
von  Anfang  an  zu  diskreditieren.  Wer  der  Ausicht 
ist,  dass  wir  eine  Bank  gründen  wollen,  die  gleich 
bei  Beginn  ihrer  Operationen  mit  all  dem  Ansehen 
auftrotou  soll,  welches  die  Wurde  des  Landes  erfor- 
dert, der  darf  zu  der  beabsichtigten  finanziellen 
Schwächung  nicht  beitragen. 

Ich  möchte  Sie  also  ebenfalls  bitten,  dem  An- 
trage des  Herrn  Reichlin  nicht  zuzustimmen. 


M.  le  conseiller  föderal  Comtess«:  Je  me  suis  pre- 
occupe  personneilement  place  sur  la  base  du  projet 
qui  vous  est  soumis  et  qui  a  le  caraclere  d'un 
compromis,  des  moyens  datteuuor  par  cortains  alle- 
gements  les  pertes  passageres  que  pourraient  eprou- 
ver  lee  cantons  par  suite  de  l'introduction  d'une 
banque  centrale  d'emission;  j'avais  un  moment 
songe  qu'u  l'exemple  de  co  qui  a  ete  fait  lorsqu'on 
a  introduit  la  loi  sur  le  monopole  de  l'alcool  et 
qu'on  a  voulu  attenuer  les  pertes  des  cantons  ä 
ohmgeld,  on  pourrait  aussi  peodant  uno  periode 
transitoire  de  G  ou  7  ans  prelever  sur  les  bene- 
Hces  do  la  banque  une  premiere  somme  qui 
serait  avant  tout  distribuee  aux  cantons  qui  sont 
aujourd'hui  au  benelice  d'un  impnt  sur  l'emission 
des  billets  de  banque;  mais  on  n'a  pas  tarde  ä 
me  faire  observer,  et  je  crois  bien  que  oeux  qui 
m'ont  fait  cette  Observation  sont  MM.  Reichlin  et 
Pelerelli,  que  raa  proposition,  quoique  partant  d'une 
boone  intention,  etait  en  desaecord  avec  l'article 
constitutionnel  qui  dit  que  «Le  benelice  not  de  la 
banque,  deduetion  faite  d'un  interet  ou  d'un  divi- 
dende  equitable  ä  servir  au  capital  de  dotation  ou 
au  capital-actions  et  apres  prel.  vement  des  verse- 
ments  ä  operer  au  fonds  do  reserve,  revient  au 
moins  pour  les  deux  tiers  aux  cantons  .  .  .» 


Voila  le  texte  Constitutionnel,  et  devant  les  on« 
jections  qui  m  ont  ete  faites  par  MM.  Reichlin  et 
Pelerelli,  (par  M.  Reichlin  entro  autres  qui  disait 
qu'il  so  trouverait  des  cantons  parliculierement 
leses  par  le  Systeme  auquel  je  songeais,  par 
oxemple  le  canton  de  Schwyz  qui  a  une  banque 
cantonale  qui  n'a  pas  d'impüt  sur  l'emission,)  je 
me  suis  incline,  car  f'j'ai  vu  en  effet  quo  ma  pro- 
position ne  se  conciliait  pas  avec  le  texte  constitu- 
tionnel. Eh  bien,  jo  dis  aux  auteurs  de  la  propo- 
sition quo  ce  qu'ils  nous  apportent  aujourd'hui  se 
concilie  encore  moins  avec  l'articlo  constitutionnel  39. 

Si  I  on  veut  respecter  lo  principe  constitutionnel, 
il  faut  commencer  par  determiner  le  produit 
not  de  la  banque;  aueun  prelevemcnt  ne  peut 
avoir  lieu  avant  cetto  detormination  et  s'i| 
arrive  quo  par  des  circonstances  malheureuses,  — 
je  fais  peut-<"tre  uno  hypothese  qui  ne  so  realisera 
Jamals,  il  n'y  ait  pas  de  produit  net  a  distribuer 
aux  cantons,  ceux-ci  n'auraient  aueun  droit  cons- 
titutionnel ä  rcelamer  de  benefice.  Je  considere  quo 
cette  proposition  qui  consiste  ä  autoriser  les  can- 
tons a  faire  des  prelevements  antieipes  avant  tout 
versement  au  fonds  de  reserve  et  tout  paiement 
au  capital,  est  de  nature  ä  fausser  l'art.  39  de  la 
Constitution. 

II  ne  faut  pas  oublier  en  outre  que  les  benefices 
de  la  nouvelle  banque  reviendront  integralement 
aux  cantons,  puisque  l'on  a  mis  de  cöte  la  reserve 
dont  on  pouvait  faire  usage  en  vertu  de  l'art.  39  en 
laissarü  'ft  des  benences  a  la  Conlederation  et  puis- 
qu'on  a  decide  que  la  totalite  des  benefices  appar- 
tiendraient  aux  cantons;  ces  benefices  n'arrivoront 
sans  doute  quo  progressivement  aux  cantons,  car 
les  Operations  de  la  banque  ne  se  developperont 
que  progressivement;  il  y  aura  une  periode  tran- 
sitoire  de  ans  pendant  laquelle  il  laudra  effectuer 
le  retrait  des  billets  de  banque  et  il  est  evident  que 
pendant  cet  Intervalle  los  benefices  seront  Interieurs 
ä  co  qu'ils  seront  plus  tard.  Je  comprendrais  cette 
proposition  si  nous  etions  dans  le  Systeme  de  la 
banque  d'etat  pure  et  s'il  n'y  avait  ici  pour  la  for- 
mation  du  capital  que  la  Conlederation  et  les  can- 
tons, mais  aujourd'hui  que  vous  admettez  le  capital 
prive  ä  intervenir,  vous  devez  bien  vous  rendro 
;  compte  quo  co  capital  ne  consentira  pas  volontiere 
]  ä  apporter  son  concours,  si  vous  decidez  de  payer  un 
interet  avant  de  verser  quelque  chose  au  fonds  do 
röserve.  II  faudra  commencer  par  prelever  un  impöt 
d'un  million  en  faveur  des  cantons.  On  n'a  pas 
voulu  le  Systeme  de  la  banque  d'etat  pure;  je  suis 
etonne  que  ceux  qui  ont  le  plus  contribue  ä  rejeter 
ce  premier  Systeme  viennent  aujourd'hui  proposer 
quelque  chose  qui  ne  se  concilie  qu'avec  le  6ysteme 
d'une  banque  d'etat  pure.  Dans  le  compromis  actuel 
les  cantons  viendraient  aussi  se  plaindre  de  l'appli- 
cation  d'une  semblable  proposition.  Vous  avez  des 
cantons  qui  souscriront  pour  la  formation  du  capital, 
vous  en  aurez  d'autres  qui  ne  souscriront  pas. 
Croyez-voos  quo  ceux  qui  souscriront  en  laisant 
peut-etre  dans  le  moment  actuel  un  certain  sacri- 
fice,  puisqu'ils  devront  emprunter  au  4  %  avec  une 
I  commission  et  des  frais,  croyez-vous  quo  ces  cantons 
qui  apporteront  12  millions  consentiraient,  avant 
qu'il  leur  füt  payö  les  interets  de  ces  12  millions, 
au  prelevement  d'une  somme  de  1  million  qui 
serait  distribuee  a  des  cantons  qui  n'ont  pas  parti- 
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cipü  a  la  formation  du  fonds  capital .'  Ge  seiait  uno  I 
voritablo  iojustico. 

Getto  proposition  aurait  donc  corome  consequenco  1 
d'eloigner  d'abord  le  capital  privö  qui  do  sera  pas 
dupp,  d'une_  paroillo  combinaison  et  no  voudra  pas 
intcrvenir  "dans  uno  entreprise  dans  laquello  on 
commenco  par  prelever  \  million  d'irapüt,  et  d'om- 
pucher  aux  cantons  de  souscriro  dos  parts  pour  !  -  | 
millions.  Nous  nous  plaignons  aujourd'hui  do  co 
quo  notre  eroission  soit  greveo  par  la  Gonfederatiou 
et  los  cantons  d'un  impöt  qui  obligo  les  banques 
d'cniission  ä  faira  des  affaires  ä  tout  prix  et  ä  jeter 
tout  l'ensemble  de  leurs  billets  dans  la  circulatiun. 
Nous  reconnaissons  l'inconvOnient  de  ce  Systeme  et 
nous  cherchons  a  en  sortir,  mais  par  la  proposilion 
de  la  minoritü  l'on  veut  nous  y  faire  rentrer. 

Maintenant  qu'il  a  etc  decide  que  le  benelico 
integral  de  la  banquo  appartient  aux  cantons  et 
qu'on  so  trouve  sur  la  baso  d'un  nouvoau  Systeme, 
jo  no  crois  donc  pas  qu'on  puisso  aeeepter  uno 
propositiou  qui,  ä  cöle  do  son  caractere  inconsti- 
tutionnel,  aura  pour  effet  d'oxelure  le  capital  prive 
et  l'intervcntion  pöcuniaire  des  cantons,  de  sorte 
quo  si  disposö  quo  jo  suis  ä  lairo  certaincs  con- 
cessions  aux  cantons,  je  dois  cornbaltre  energiquo- 
ment  une  proposition  qui  aboulira  ü  do  parcils  rc- 
sullats. 


Poferelli:  leb  muss  mich  zuerst  gegen  den  Vor- 
warf wenden,  der  gegenüber  dem  Antrage  d>-r  Min- 
derheit erhöhen  worden  ist,  dass  er  nämlich  gegen 
die  Verfassung  Verstösse.  Ich  glaube,  es  ist  das 
nicht  der  Kall.  Ks  winde  vielleicht  gegen  die  Ver- 
fassung Verstössen,  wenn  man  ihn  so  redigiert  hatte, 
dass  eine  Steuer  an  diejenigen  Kantone  zu  bezahlen 
wäre,  welche  durch  die  Krrichtung  der  Hundesbank 
Verluste  haben;  dann  könnte  man  sagen:  nur  ein 
Teil  der  Kantone  partizipiert  an  dem  Gewinne  und 
daher  ist  der  Antrag  verfassungswidrig.  Nun  ist 
das  aber  nicht  .1er  Kall.  Ich  glaube,  materiell  ist 
jener  Gedanke  richtig;  aber  speciell  aus  Gründen 
der  Verfassungsmässigkeit  hat  die  Minderheit  den 
Gedanken  nicht  so  gefasst,  sondern  eben  so,  dass 
alle  Kantuno  au  dem  Gewinno  teilnehmen. 

Dann  erlaube  ich  mir  einige  Bemerkungen  hin- 
sichtlich der  Ausführungen  des  Herrn  Isler.  Herr 
Isler  kritisiert  die  Ii  chnung  des  Herrn  Heichlin, 
indem  er  darauf  hinweist,  dass  der  Zins  von  i<)  Pro/.., 
als  der  llardeckung,  abgezogen  werden  müsse.  I>as 
hat  Herr  Heichlin  wohl  gewusst;  sonst  hatte  erden 
Gewinn  aus  den  Hanknolen  ganz  anders  angesetzt 
und  nicht  nur  1— 1  Proz.  der  Kniission  angenom- 
men. Hann  sagt  Herr  Isler:  Ihr  Kantonalbanken 
musst  ganz  andere  Geschäfte  in  Kuren  Kreis  ziehen! 
Aber  er  hat  vergessen  zu  sagen,  welche  neuen  Ge- 
schäfte das  sein  sollen.  Kr  weist  ferner  darauf  hin, 
die  Hundesbank  werde  den  Kantonalbanken  zu  Hülfe 
kommen,  hat  aber  auch  hier  vergessen  zu  sagen, 
in  welcher  Weise.  Ich  glaube,  diese  Tröstungen 
sind  nicht  viel  wert  Dann  hat  Herr  Isler  gesagt, 
der  Heingewinn  tlicsse  ja  den  Kantonen  zu;  Sie 
haben  aber  zwischen  den  Zeilen  gelesen,  der  Hoin- 
gewinn  werde  nicht  gross  sein.    Man  will  mit  der 


Hundesbank  ein  Institut  schaffen,  das  unserer  In- 
dustrie aufhilft.  Soll  dieses  noue  Institut  seinen 
Zweck  erfüllen,  so  wird  kaum  die  Hede  von  grossen 
Reingewinnen  sein  können. 

Dann  vergessen  Sie  nicht  —  Herr  v.  Arx  hat  da- 
rauf hingewiesen  —  es  kommen  diu  Hauten,  zuerst 
!  am  Gentraisitz  und  dann  für  die  Filialen;  diese  ab- 
|  sorbieren  auf  Jahre  hinaus  einen  guten  Teil  dieses 
Reingewinnes.  Mit  dem  Reingewinn  ist  es  also, 
glaube  ich,  in  der  Thal  nichts.  Indessen  wäre  ich 
doch  meinerseits  bereit,  am  Antrage  der  Minderheit 
eine  gewisse  Reduktion  eintreten  zu  lassen,  und 
ich  glaube,  meine  Herren  Kollegon  wären  dazu  auch 
bereit,  eine  Reduktion  in  dem  Sinne,  dass  man 
sagt:  sobald  der  Reingewinn  so  und  so  viel  beträgt, 
soll  die  Steuer  aufhören.  Renn  ich  will  da  nicht 
profitieren,  sondern  nur  den  Kantonen  gehen,  was 
sio  haben  müssen.  Die  Mehrheit  sollte  doch  an  dio 
Volksabstimmung  denken.  Was  wird  geschehen, 
wenn  Sie  den  Gegnern  der  Vorlage  in  die  Hand 
geben,  dem  Volke  zu  sagen:  Die  Kantone  verlieren 
an  Hinkünften  aus  der  Notenemission,  an  Notcn- 
sleuer.  an  gewissen  Geschäften  —  ich  erinnere 
z.  H.  an  die  Wechselgeschäfte  mit  dem  Ausland« 
—  und  bekommen  vorhin lig  nichts.  Was  werden 
die  Leute  sagen'.'  Ich  denke,  es  wird  mancher,  der  , 
nicht  zu  den  Föderalisten  gebort,  sagen:  Ich  wi|| 
heim  Alten  bleiben  und  die  kantonalen  Finanzen, 
die  in  so  enger  Ueziehung  zur  kantonalen  Stouer 
stehen,  scbut/.en.  Daun  kommt  noch  ein  Moment, 
die  Kiulosung  der  Hanknolen.  Dio  Kantono  müssen 
ihre  Noten  einlösen  —  eine  neue  Servitut,  aber  eine 
Servitut  zu  Kasten  der  Kantone.  Ich  glaube,  alle 
diese  Dinge  werden  noch  etwas  anderes  zu  Tage 
Fördern  und  das  ist  der  Gedanke:  Wenn  der  Hund 
Geld  braucht  für  dio  Gründung  der  Hank,  die  Kan- 
tone Gold  brauchen,  um  ihren  Teil  zu  beschaffen 
zur  Beteiligung  an  der  Hank  und  ferner  noch  einen 
gewissen  Hetrag,  um  ihre  Noten  einzulösen,  so  wird 
das  den  Zinsfuss  erhöhen.  Und  was  sagen  dazu  die 
Stimmberechtigten'?  Dann  sagen  sio  wieder,  nament- 
lich die  kleinen  Leute:  Wir  brauchen  keino  Zins- 
erhobung,  keine  neuen  Hinrichtungen,  dio  eine  der- 
artige Wirkung  haben.  Um  ein  negatives  Abstim- 
mungsresultal  zu  erhalten,  braucht  man  dann  nur 
noch  des  Systems  der  Hundesbank  zu  erwähnen, 
dieses  Systeme«,  das  eben  kein  System  ist  Wir 
haben  keine  Aktien.  Im  Begriffe  der  Aktie  liegt  der 
Gedanke,  dass  sich  die  Dividende  nach  der  Grösse 
des  Gewinnes  richtet  Das  haben  wir  aber  hier 
nicht;  wir  haben  eine  bestimmte  Dividende  von 
i  I'roz.  Sie  finden  auch  den  Ausdruck  Aktie  in  der 
Vorlage  nicht;  es  heisst  überall  Anteilschein.  Ich 
stnsse  mich  an  diesem  Ausdrucke  nicht  sondern 
sage  nur,  man  hat  diesen  Ausdruck  gebraucht  weil 
der  Ausdruck  Aktie  dem  Begriff,  den  wir  schaffen 
wollen,  nicht  entspricht.  Weiter  braucht  man  dann 
nur  zu  sagen:  Der  Zinsfuss  der  Anteilscheine  ist 
so  angesetzt,  dass  er  die  Kantone  uud  Privaten  nicht 
besonders  zur  Beteiligung  einladet;  wenn  aber  dio 
Kantono  und  Privaten  ihre  Anteilscheine  nicht  über- 
nehmen, nimmt  alles  dor  Bund  und  wir  haben 
schliesslich  eine  Aktienbank,  bei  welcher  der  Bund 
allein  Aktieninhaber  ist  Ich  denke,  man  kann 
von  dem  vorliegenden  Projekte  sagen:  es  ist  ein 
Zwitterding,  das  weder  Aktienbank,  noch  Staatsbank, 
noch  Privatbank  ist. 
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UeborleKen  Sie  es  also  wohl,  wenn  es  Ihnen  über- 
haupt bei  der  ganzon  Geschichte  sehr  vIaI  ernst  ist, 
bevor  Sie  deu  Antrag  der  Minderheit  ablehnen;  Sie 
schaffen  dadurch  das,  was  Herr  Isler  vom  Antrage 
iv;r  Minderheit  gesagt  hat,  Sie  schaffen  ein  totge- 
borenes Kind. 


M.  Python:  Nona  avons  entendu  tout  a  l'heure 
l'expose  de  M.  Isler  et  on  memo  temps  oxprimer  la 
maniere  de  voir  de  M.  von  Ars.  Ces  deux  opinions  ne 
concordent  pas;  j'estimo  quo  c'est  M.  von  Arx  qui 
a  raison  et  quo  M.  le  rapporteur  a  tort  üans  cette 
affair  j.  Je  suis  persuadä  quo  la  banque  teile  qua 
vous  voulez  l'organisor  fera  de  grands  benöfices  aussi 
bien  que  les  banques  cantonales  d'emission.  En 
eilet,  si  ou  a  augmente  les  billets  do  banque  suc- 
cessivement,  oe  n'est  pas  pour  obeir  a  la  pression 
du  flso  cantonal,  mais  bien  parce  que  les  banques 
y  avaieot  un  interet  et  que  les  besoins  du  pays  re- 
ebunaient  cela.  J'estime  qu'on  peut  parfaitement 
acoepter  la  proposition  de  la  minorite  de  La  com- 
missi on  et  qu'elle  n'a  pas  la  portee  qu'ont  bien 
voulu  lui  donner  las  reprüsentants  de  la  majorite  de 
la  commission.  D'apres  la  proposition  de  la  minorite 
ce  serait  un  prelövement  d'un  million  qui  serait 
fall  chaque  annee  sur  les  benefices  de  la  banque 
en  faveur  des  cantons.  Voilä  tout.  Eh  bien,  dans 
les  conditions  oü  vous  l'etablissez,  si  la  banque  ne 
realise  pas  un  million  de  bönefice,  no  la  fondez 
pas.  Evidemment  ello  fera  de  grands  bönofkes  si 
eile  est  bien  conduito,  et  ello  sera  bien  menee.  Je 
suis  convaineu  que  les  bänäfices  depasseront  de 
beaueoup  lo  million.  Sana  douto  la  proposition  de 
la  minorite  aura  pour  consequence  d'assurer  aux 
cantons  une  repartition  avant  les  prelevements  ne- 
cessaires  pour  le  palement  de  l'interet  du  aux  parts 
et  pour  la  lormation  du  fonds  de  reserve.  En  somme 
les  proprietaires  des  parts  constituent  des  cröanciers 
qui  preteront  de  l'argent  ä  la  banque  naUonale  k 
des  conditions  determinees;  ce  ne  sont  pas  des  ac- 
tionnaires.  Pour  agir  regulierement,  l'interet  du  aux 
parts  devrait  etre  preleve  avant  le  versement  au 
fonds  de  reserve.  On  ne  peut  songer  k  accumuler 
des  reserves  avant  d'avoir  satisfait  los  creanciers. 
La  lol  procede  autrement  Je  ne  veux  pasm'insurger 
contre  le  Systeme  adopte.  Vous  me  dites :  nous  com- 
prenons  tres  bien  la  Situation  imposee  aux  cantons. 
Nous  nous  preoccupons  de  cette  Situation,  nous 
venons  en  aide  aux  cantons,  puisque  le  benölico  in- 
tegral reviendra  aux  caisses  cantonales.  Nous  allons 
au  dela  du  texte  constitutionnel  qui  garantit  aux 
etats  conföderes  les  */»  du  bentiflce. 

En  faisant  cela  vous  nous  donnez  la  preuvo  do 
votre  bienveillanco  pour  les  cantons,  c'est  incontes- 
table.  Mais  le  chiffre  des  benences  nots  ne  sora  pas 
arrete  par  les  cantous.  On  pourra  los  rendre  illu- 
soires  si  Ton  sengage  dans  la  voie  de  la  construc- 
tion  de  palaia  pour  le  siego  principal  et  les  suc- 
cursales  de  la  banque. 

On  construira  uno  annee  ä  Zürich,  rannte  sui- 
vante  k  Berne;  Balo  ne  rosterapas  en  arrlere  et  les 
autres  petits  cantons  reclameront  aussi  successive- 
ment.  de  sorte  que  l'on  pourra  affecter  le  meilleur  des 
benefices  aux  edifices,  cela  durant  bien  des 
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Eh  bien,  Messieurs,  ä  quoi  tend  la  proposition 
de  la  minorite  de  la  commission  a  laquelle  on  attache 
des  consöquences  incroyables?  C'est  un  beneiiee 
obligatoiro  quo  nous  stipolons  en  faveur  des  can- 
tons, pas  autro  chose.  C'est  uno  sauvegarde  que 
nous  creons,  la  banque  nationale  •  taut  libre  de  fixer, 
commo  ello  l'entond,  ses  benefices  nets.  La  propo- 
sition de  la  minorite*  ne  signifie  pas  autre  chose. 

Si  vous  estimez  que  l'on  ne  peut  exiger  un 
million  de  beneßce  dös  la  premiere  annee,  on  pect 
amendor  la  proposition  sans  la  repousser, 
voyor  l'application  ä  la  deuxieme  ou  4  La 
annee.  Je  oomprends  tres  bien  que  La  banque  doit 
pouvoir  marcher  convenablement,  nous  sommes 
tous  d'aecord  pour  cela,  mais  je  crols  que  nous 
pouvons  imposer  la  ciroulation  des  billets  saus 
pour  cela  entraver  la  gestion  de  l'etablissement. 

Jo  suis  persuade  que  des  le  commencement  la 
banque  realisera  des  benefices  plus  considerablea. 
C'est  pourquol  je  ne  serai  pas  de  l'avls  de  mon 
collegue  M.  Peterelli  qui  veut  röduire  le  cbLBre  de 
l'imp6t  sur  les  billets  de  banque  au  für  et  k  me* 
sure  que  s'elevera  le  benöfioe  repartl  aux  cantons. 
Cette  preoautlon  n'est  pas  necessaire,  puisque  le 
produit  de  l'lmpöt  sur  les  billets  dlminuera  d'aatant 
les  benefices  gönöraux  de  Ia  banque. 

On  objeote  qu'en  frappant  La  oirculation  des 
billets  do  banque,  on  empächera  de  porter  remede  k  la 
Situation.  C'est  la  pourtant  le  prinolpal  but  de  la 
banque.  En  effet,  on  aura  la  tandance  de  conserver 
la  memo  oirculation  des  billets  pour  ne  pas  nutre 
aux  fixes  cantonaux.  Cette  objection  n'est  pas 
fondee.  La  banque  emettra  des  billets  selon  les  be- 
soins. Elle  tendra  plutot  a  la  rodulre,  puisque  en 
memo  temps  eile  dlminuera  son  serrioe  d'impot 

On  nous  dit:  La  proposition  de  la  minorite  est 
contraire  a  la  Constitution.  Je  ne  vois  pas  cela.  La 
Constitution  dit  que  les  '/•  au  moins  des  benefices 
doivent  revenir  aux  cantons.  Bien  n'eut  empeche 
la  Confederation  d'etablir  sur  les  billets  emis  par 
la  banque  nationale  un  impot  federal  oomme  cela 
existe  actuellement  Au  lieu  de  cela  on  prölevera 
un  impot  federal  sur  les  billets  de  la  banque  nationale 
dont  le  produit  sera  repartl  oompletement  entre  lee 
cantons.  On  agit  de  la  meme  maniere  par  le  mono- 
pole  de  i'alcool:  la  Confederation  preleve  un  impot 
dont  le  produit  va  aux  cantons.  Le  nouvel  impot 
assurerait  aux  cantons  un  minimum  de  bönöflee, 
sans  faire  tort  k  la  marebe  de  la  banque. 

La  majoritö  do  la  commission  a  ete  mal  Inspiree 
dans  l'attitudo  qu'elle  a  prise,  eile  aurait  pu  faire 
cetto  oonceseion,  eile  aurait  tranquillise  certains 
esprits  qui,  k  tort  ou  &  raison,  s'imaglnent  que  lee 
benefices  proprement  dits,  du  moins  oeux  qui  de- 
vraient  etre  repartis  aux  cantons,  seront  nuls.  On 
viendrait  au  aecours  des  cantons.  Les  oantons  sont 
dans  une  Situation  difficile,  les  oharges  augmentent 
partout,  il  faut  bien  que  l'on  s'efforce  de  soulager  lea 
contribuables.  La  proposition  de  la  minorite  n'a  rien 
de  dan«ereux  ;  eile  serait  de  nature  ä  faire  tomber 
cortaines  oppositious  qui  se  produiront 
ment  si  l'on  ne  veut  pas  faire  un  pas  de  plus 
la  voie  des  concessiona. 


X.  H*.  M 
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Isler,  Berichterstatter  der  Kommissionsmehrheit: 
Nur  einige  Berichtigungen.  Zunächst  eine  solche 
gegenüber  Herrn  Reichliu.  Herr  Reichlin  erklärt 
persönlich,  er  hätte  die  40  Prot  schon  in  Berück- 
sichtigung gezogen.  Das  hatte  ioh  nicht  gehört  und 
gieng  also  von  der  Voraussetzung  aus,  er  hätte  das 
nicht  gethan.  Es  fällt  also  moine  Bemerkung  betrei- 
fend die  40  Proz.  Bardeckung  weg. 

Herrn  Peterelli  muss  ich  auf  zwei  Bemerkungen 
antworten.  Zuerst  sagto  er,  ich  hatte  vergessen  an- 
zugeben, welche  neuon  Geschäftszweige  die  Kan- 
tonalbanken nach  Aufgabo  der  Notenemission  be- 
treiben sollen.  Es  ist  möglich,  dass  ich  mich  in 
dieser  Beziehung  nicht  deutlich  genug  ausspre- 
chen habe;  dagegen  war  ineine  Meinung,  sie  soll- 
ten die  in  der  Schweiz  vorhandenen  Geschäftszweige 
mehr  auszubilden  suchen;  es  sei  das  die  von  selbst 
entstehende  Aufgabe,  wenn  ein  anderes  Geschäft 
ihnen  verschlosseu  ist  Da  lagst  sich  immerhin  etwas 
machen.  Die  Kantonalbanken  sind  auf  allen  diesen 
Gebieten  in  den  letzten  zehn  Jahren  stark  fortge- 
schritten und  ich  sehe  nicht  ein,  warum  da  ein 
Stocken  eintreten  sollte.  Dagegen  hört  allerdings  die 
Entwicklung  nach  einer  andern  Richtung  auf,  dass 
man  nämlich  die  Banknoten  in  Hypotheken  steckt, 
und  da  auf  diesem  Wege  den  Kantonen  ungesunde 
Gewinne  zugehalten  werden,  kann  auch  Herr  Pe- 
terelli hier  mit  der  Aenderung  einverstanden  sein. 

Eine  zweite  Bemerkung  gegenüber  Herrn  Pete- 
relli mache  ich  mit  Bezug  darauf,  dass  er  sloh  über 
die  Art  Wechselbalg  lustig  gemacht  hat,  über  die 
wir  beraten;  es  sei  nicht  Fisch,  noch  Vogel.  Dieses 
Vergnügen  ist  zu  billig  und  diese  Kritik  zu  leicht 
Ich  möchte  an  die  Geschichte  der  Vorlage  erinnern. 
Wir  haben  zuerst  das  Projekt  der  reinen  Staatsbank 
gebracht.  Nun  ist  dieses  unterlegen,  und  man  konnte 
wohl  nichts  anderes  thun,  als  den  andern  Typ  zur 
Volksabstimmung  vorzubereiten.  Da  aber  ist  in  den 
vorberatenden  Behörden,  in  der  Expertenkommission 
insbesondere,  den  Anhängern  des  Privatbanksystems 
das  Leben  sauer  gemacht  worden;  man  hat  alle  und 
jede  wichtige  Konzession,  die  sie  verlangen,  abge- 
schlagen. Es  sind  ihnen  etwelche  Konzessionen  ge- 
macht worden,  aber  solche  unschuldiger  Natur;  da 
bin  ich  mit  Herrn  Peterelli  einig.  Aber  wenn  dem 
so  ist,  so  sollte  man  sich  auf  der  Seile  der  Staats- 
bankfreunde  nicht  lustig  machen  über  die  Mängel 
des  Systems;  nachdem  die  Anhänger  des  Privat- 
banksystems weise  und  patriotisch  genug  waren  — 
ich  betrachte  das  als  einen  Akt  der  Weisheit  und 
des  Patriotismus  von  ihrer  Seite  —  zu  erklären: 
trotz  der  Unvollkommenheit  aeeeptieren  wir  das 
Gebotene,  weil  man  doch  den  Grundsatz  gutgeheis- 
sen  hat  und  dem  Privatkapital  eine  Beteiligung  ein- 
räumt, ist  es  nicht  am  Platze,  darüber  Scherze 
zu  machen. 

Nun  eine  letzte  Bemerkung  gegenüber  Herrn  Py- 
thon, loh  will  nicht  mit  ihm  darüber  streiten,  wer 
richtig  gerechnet  hat,  Herr  v.  Arx  oder  ich ;  er  hat 
vielleicht  Herrn  v.  Arx  auch  schon  anders  rechnen 
hören.  Ich  meine  nur,  wenn  man  darauf  Rücksicht 
nimmt,  dass  der  Geschäflskreis  der  Bank  im  ganzen 
ein  beschränkter  ist,  wird  man  den  Bogen  nicht  so 
stark  spannen  dürfen.  Es  ist  das  schon  von  einer 
kompetenteren  Persönlichkeit  betont  worden,  der 
ich  nicht  würdig  bin,  die  Schuhriemen  aufzulösen, 
vom  verstorbenen  Nalionalrat  Cramer-Frey.  Jeden- 


falls ist  soviel  richtig,  dass  in  den  ersten  Jahren 

die  Prozente  nicht  ohne  weiteres  erscheinen  wer- 
den und  gerade  mit  den  ersten  Jahren  hat  man  zu 
rechnen,  wenn  man  den  Antrag  der  Minderheit  in 
Betracht  zieht  Aber  etwas  anderes  möchte  ich 
saßen.  Herrn  Pythons  Kollege,  Herr  Reichlin,  hat  er- 
klärt: wir  wollen  die  Notenstcuer,  um  der  künfti- 
gen Bank  einen  Wink  zu  geben,  sich  nicht  zu  sehr 
um  die  Valuta  zu  bekümmern,  sondern  Geld  zu  ver- 
dienen. Nun  vernehmen  wir  mit  Uebeimsschung 
von  Herrn  Python,  der  auf  dem  Boden  der  Minder- 
heit stellt,  etwas  komplet  anderes.  Er  sagt,  das  ist 
nicht  so,  sondern  im  Antrage  der  Minderheit  steht 
ein  grossos  Stück  Weisheit  und  Bedachtsamkeit; 
bedenkt  doch,  wenn  wir  die  Emission,  den  Nolen- 
umlauf  bostouorn,  sorgen  wir  dafür,  dass  nicht  zu 
viel  Noten  ins  Publikum  kommen,  denn  wenn  man 
Stouern  bezahlen  muss,  wird  man  nie  mehr  Noten 
ausgeben,  als  notwendig  Ist».  Nach  Ansicht  des 
Herrn  Python  steht  also  in  dieser  Vorschrift  das 
komplete  Gegenteil  von  dem,  was  Herr  Reichlin 
darin  sieht ,  bei  Herrn  Reichlin  ist's  ein  Geldverdie- 
nen, bei  Herrn  Python  eine  Vorsicht,  die  Steuer 
soll  möglichst  wenig  abtragen.  Wenn  ich  entschei- 
den soll,  glaube  ioh,  Herr  Reichlin  hat  Recht;  ich 
glaube,  er  darf  mit  Grund  sagen :  es  ist  die  Absicht  der 
Minderheit  mit  diesem  Antrage  den  Kantonskassen 
etwas  Geld  zu  verschaffen  und  es  ist  nicht  die  Mei- 
nung der  Minderheit  dass  aus  diesem  Antrage  die 
künftige  Bankleitung  Anlass  nehme,  weniger  Noten 
auszugeben. 


M.  Berthond:   M.  Ie  President  et  Messieurs. 

Ponnettez-moi  de  dire  quelques  mots  seulement 
pour  motiver  mon  vote.  Je  voterai  pour  Is  propo- 
sition  de  la  majorite  de  la  commission,  bien  que 
j'appartienne  ä  un  canton  qui  s  l'impöt  sur  ivmis 
aion,  et  que  cet  impöt  rapporte  une  somme  impor- 
tante  dans  le  canton  de  Neuchatel.  Je  no  crois  pas 
que  les  avantages  pr<3sent6s  par  la  proposition  de  la 
i  minorite  de  la  commission  soient  bien  considerables, 
;  puisque  les  cantons  trouveraient  sous  une  autre 
forme,  par  suito  de  laröpartition  des  benöflees,  une 
somme  quetque  peu  inferleure,  il  est  vrai,  mais  pas 
de  beaueoup,  ä  celle  qu'on  veut  leur  offrir.  Le  plus 
clair  rcsultat  de  la  proposition  de  la  minorite  serait 
colui-ci:  Avant  d'etabllr  le  benefico  net,  ü  y  aurait 
environ  un  million  ä  prelever,  on  reduirait  ainsi  de 
fr.  150,000  le  15  qui  doit  «tre  porte  au  fonds  de 
reserve,  chaque  annee. 

Eh  bien,  ce  serait  fächeux.  Nous  devons  arriver 
aussi  vite  que  possible  ä  avolr  lo  capital  de  reserve 
preVu  par  l'art  25,  paroe  que  ce  sera  la  demons- 
tration  la  plus  evidente  de  la  prosperite  de  la  banquo 
nationale,  aux  yeux  de  l'ötranger  particullerement; 
cette  demonstration  Je  prosperltö  conlribnera  dans  . 
une  large  mesure  ä  facilitor  la  circulation  des  billets 
8uisses  ä  l'etranger.  G'est  14  le  but  qu'il  ne  laut  pas 
perdre  de  vue;  nous  ne  devons  rien  negliger  pour 
faciliter  ia  circulation  des  billets  suisses  ä  l'etran- 
ger, afio  d'avolr  au  point  de  vue  du  change  des  fa- 
cllites  que  nous  n'avons  pas  aujourd'hui.  Le  seul 
rcsultat  auquel  nous  conduirait  la  proposition  de  la 
minorite  serait  precisement  de  diminuer  le  credit 
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de  la  banque  nationale  et  par  consdquent  les  facilltes 
de  circulation  de  ses  billeU.  C'est  pour  ce  motlf 
oasentiel  et  ponr  d'autres  qul  oat  ete  developpes 
par  ploeieurs  membres  du  conseil  des  eUU  que  je 
votorai  la  proposition  de  la  majorite. 


Bei  etil  la,  Berichterstatter  der  Kommissionen!  in- 
derhelt:  Die  Diskusaion  hat  nun  verschiedene  Auf- 
klSrungen  gebracht,  zuerst  in  finanzieller  Hinsicht. 
Nachdem  der  Referent,  Herr  Isler,  seine  Einrede 
gegen  meine  Aufstellung  korrigiert  hat,  will  ich 
darauf  nicht  mehr  zurückkommen.  Allein  ich  will 
konstatieren,  dass  doch  aus  der  Diskussion  die  An- 
erkennung hervorgegangen  ist,  dass  die  Kantono 
durch  den  Kntgan:<  ihrer  Kmission  und  die  Kreis- 
rung  eines  centialen  Institute«  erstens  die  Dank- 
notensteuer von  einer  Million  und  zweitens  den 
Emlssionspewinn  von  '2  bis  \  Millionen  verlieren. 
Was  bekommen  sie  gegenüber  diesen  'A  bis  5  Mil- 
lionen^ Die  Aussicht,  ihre  Steuern  erhöhen  zu 
müssen,  wovon  Herr  v.  Arx  richtig  sapte,  dass  die 
meisten  Kantone  das  gegenwärtig  nicht  ertragen 
können'  Der  in  Aussicht  gestellte  Reingewinn  der 
Gentraibank  ist  eine  Perspektive  ohne  reellen  Hin- 
tergrund. Nach  den  Ausführungen  des  Herrn  Refe- 
renten der  Mehrheit,  hat  das  Institut  einen  ganz 
andern  Zweck  zu  verfolgen  als  die  Kantonalbanken. 
Diese  Einsicht  hat  die  Minorität  dazu  geführt, 
ihren  Antrag  zu  stellen.  Wir  hatten  das  Gefühl, 
es  werde  so  kommen,  wie  es  heute  durch  die 
Diskussion  erklärt  worden  ist;  man  hat  andere  Ge- 
sichtspunkte Im  Auge,  nicht  den  Gewinn  der  Bank, 
sondern  die  Valuta  zu  regulieren  und  möglichst  die 
allgemeinen  Verhältnisse  zu  berücksichtigen,  und 
damit  werden  die  Kantone  von  dem  Reingewinn, 
der  ihnen  zugeslohert  ist,  wenig  oder  nichts  erhal- 
ten. Herr  v.  Arx  sieht  etwas  rosiger;  er  sagt,  für 
die  Zukunft  ist  die  Aussicht,  die  Herr  Isler  gestellt 
hat,  doch  zu  schwarz;  in  der  ersten  Zeit  diese« 
neuen  Institutes,  bei  der  Installation,  wird  wahr- 
scheinlich wenig  oder  nichts  abfallon,  aber  für  die 
Zukunft  dürfte  dann  doch  die  Erwartung  sich  etwas 
bessern.  Wir  haben  also  eine  vollständig  klare  Si- 
tuation :  auf  der  einen  Seite  ein  Verlust  der  Kan- 
tone, don  diese  nicht  ertragen  können,  auf  der  an- 
dern Seite  ein  Gewinn,  der  theoretisoh  auf  dem 
Papier  steht  und  praktisch  in  nichts  zerfällt  Grund 
genug,  um  den  Antrag  der  Kommissionsminderheit 
festzuhalten. 

Man  sagt,  das  sei  eine  Servitut,  welche  wir  dem 
neuen  Institut  von  vornherein  mitgeben.  Hat  diese 
Servitut  nicht  bis  heute  schon  bestanden**  Haben 
die  jetzigen  Emissionsbanken  diese  Steuer  nicht 
auch  erhoben  und  den  Kantonen  abgegeben?  Haben 
diese  Institute,  die  Kantonal banken  und  die  andern 
Banken,  nicht  gleichwohl  prosperiert?  Ist  in  diesen 
Banken  nioht  auoh  Privatkapital  gewesen  und  hat 
dieses  nicht  gleichwohl  genügende  Zinsen  erhalten? 
Ich  begreife  nicht,  wie  man  auf  der  einen  Seite 
sagen  kann:  die  Perspektive  für  die  Kantone  geht 
dahin,  dass  sie  für  eine  Reihe  von  Jahren  wenig 
oder  nichts  erhalten;  aber  auf  der  andern  Seite 
wollen  wir  das,  was  Ihr  verlangt,  in  der  Form,  wie 
es  bis  jetzt  schon  ausgerichtet  worden  ist,  den 


Kantonen  nicht  konzedleren.  loh  verstehe  nicht,  wie 
man  die  Kantono  für  das  Projekt  gewinnen  will, 
wenn  man  ihnen  den  versprochenen  Gewinn  mög- 
lichst gering  stellt.  Ich  glaube,  im  Interesse  des 
neuen  Instituts  hatte  es  gelegen,  ein  Entgegenkom- 
men in  dem  Sinne  zu  beweisen,  wie  es  der  Mlno- 
riUtsantrag  verlangt 


M.  Python :  Deuz  raois  seulement  pour  rfpondre 
ä  M.  le  rapportour  de  la  commission  qui  a  cherchc 
ä  mo  moltre  en  contradiction  aveo  la  mioorito  do 
cette  commission.  Je  ne  crois  pas  qu'il  y  alt  reussi. 
La  minorite  veut  assurer  des  ben£ßces  aux  cautons 
ot  je  crois  avoir  suffisammentappuyesa  proposition. 
Si  j'ai  dit  en  passant  que  puisqu'on  voulait  reduire 
l'emission  des  billeU  de  banque,  l'impdt  qu'on  pre- 
leverait  favoriserait  cette  tondance,  c'etait  pour  re- 
I  poudre  aux  argumenta  presentes  au  nom  de  la  ma- 
jorite de  la  commission.  Od  a  dit  que  si  on  prele- 
vait  cet  impöt,  c'etait  le  Systeme  actuel  que  Ton 
maintiendrait.  C'est  cela  que  j'ai  voulu  repeter. 
Puisquo  j'ai  la  parole,  je  repondrai  encore  un  mot: 
M.  le  rapporteur  nous  a  dit  en  parlant  dos  prets 
hypothecaires :  Cos  banques  cantonates  ont  le  tort 
de  se  servir  des  billels  de  banque  pour  faire  des 
preis  hypothecaires.  G'est  vite  dit,  mais  il  laut  faire 
face  aux  besoins  des  proprietalres  d'immeubles. 

Ce  que  je  redoute,  c'eat  la  hausse  des  interöts 
des  prets  sur  les  immeubles.  Vous  la  delerroinerez 
parce  que  vous  allez  reduire  les  ressoureeg  des 
banques  cantoDales  qui  dolvent  faire  oe  service. 
Common t  pourront-elles  compenser  les  pertes  qu'elles 
essuyeront,  comment  viendront-elles  au  secours  de 
la  population  agricole  qui  est  une  partie  tres  inte- 
ressante du  peuple  suisse? 

M.  Berthoud,  notre  collegue  de  Neuchätol,  a  de- 
clare  qu'il  votera  contre  la  proposition  de  la  mino- 
rito, parce  qu'elle  aurait  pour  conseqaence  de  re- 
duire le  prelövement  fait  chaque  annce  au  fonds  de 
reserve.  C'est  vrai,  le  15  */•  n'ira  pas  au  fonds  de 
reserve,  ne  sera  plus  calcule  sur  le  mllllon  prissur 
les  billets  de  banque.  Maisle  fonds  de  reserve  sera 
süffisant;  11  est  a  remarquer  que  la  banque  nationale 
no  fera  que  des  Operations  tres  süres,  eile  ne  courra 
presque  aueun  risquo. 


Isler,  Berichterstatter  derKomrolssionsmehrhelt: 
Wenn  nun  noch  im  letzten  Momente  die  agrarische 
Seite  der  Sache  wachgerufen  wird,  so  gestatten  Sie 
mir  die  kurze  Bemerkung,  dass  die  Kantonalbanken 
zur  Befriedigung  der  Anleihen  auf  Grund  und  Boden 
Obligationengoldcr  erheben  sollton  und  nicht  Bank- 
noten ausgeben.  Und  vielleicht  ist  es  auch  richtig, 
dass  sie  sich  anderer  Spekulationen  enthalten,  die 
ihnen  nur  schaden  und  den  Bauern  nichts  nützen 
(Heiterkeit) 

Sodann  möchte  ich  Sie  ersuchen,  eine  Berichti- 
gung im  deutschen  Texte  des  Minderheitsantrages 
vorzunehmen;  es  sollte  dort  nämlich  heissen  «von 
den  in  Umlauf  gelangenden  Banknoten»  statt  «von 
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den  ror  Ausgabe  gelangenden  Banknoten»,  entspre- 
chend dem  französischen  Texte,  welcher  lautet: 
tQui  seront  ml«  ea  olrculation.» 


RMohlln,  Berichterstatter  der  Kommissionsmin- 
derheit:  Ich  bin  mit  dieser  Abänderung  einverstan- 


Mit  18  gegen  16  Stimmen  wird  der  modifizierte 
Zusatzantrag  der  Kommissionsminderheit  verworfen 
und  der  Art.  12  nach  der  Fassung  der  Kommissions- 
mehrheit angenommen. 

(Par  18  voix  contre  16,  la  proposition  modifiee 
de  la  minorite  de  la  commission  est  rejetec  et  l'ar- 
tiele  13  adopte,  d'apres  la  redaction  de  la  majorite 
de  la  commission.) 


Art.  IS. 

Angenommen.  -  (Adopte  J 


Art.  14. 

Präsident:  Ich  setze  voraus,  es  werde  die  Dis- 
kussion über  verschiedene  Teile  dieses  Aritkels  be 
nutzt  werden  und  schlage  vor,  denselben  ziffern- 

weise  in  Beratung  zu  ziehen. 

Zustimmung.  —  (AdMsion.) 


Ingress  und  Ziffer  1 — .?. 
Angenommen.  —  (Adopth.) 


Ziffer  4. 

Liier,  Berichte;  datier  der  Kommission:  Ii» deut- 
schen Texte  wird  vorgeschlagen,  von  uBelehnung» 
statt  von  uBeleihung»  zu  sprechen,  weil  dies  Lei 
uns  in  der  Banksprache  der  übliche  Ausdruck  ist. 

Angenommen.  —  (AdopU.) 


Ziffer  5. 

ialer,  Berichterstatter  der  Kommission.  Hier 
gelangen  wir  zu  einer  wichtigen  Fra^e,  nämlich, 
ob  es  der  künftigen  Bank  gestattet  sein  soll,  Gelder 


auch  in  verzinslicher  Rechnung  entgegenzunehmen. 
Diese  Frage  bejahte  der  Vorschlag  des  Bundesrates 
und  der  Besch luss  des  Nationalrates,  während  Ihre 
Kommission  Urnen  etwas  anderes  vorschlagt,  näm- 
lich als  Regel  aufzustellen,  dass  die  Bank  Gelder 
nur  in  unverzinslicher  Rechnung  annehmen  könne, 
für  den  Bund  dagegen  eine  Ausnahme  von  dieser 
Regel  platzgrcifcn  zu  lassen.  Diese  Ausnahme  hat 
mau  schon  aus  dem  praktischen  Grunde  gemacht, 
damit  der  Bund  die  Möglichkeit  habe,  seine  Gelder 
bei  der  Bank  anzulegen,  stau  sie  bei  einer  Kanto- 
nalbank  unterzubringen  oder  gar  für  seine  Bedarf- 
nisse eine  Anstalt  zu  gründen.  Also  diese  Aus- 
nahme bot  sich  von  selbst  und  sie  gabt  andrerseits 
nicht  so  weit,  dass  sie  einen  Einbruch  in  das  Prin- 
zip der  Entgegennahme  nur  unverzinslicher  Gelder 
macht. 

Was  nun  die  Frage  an  sich  betrifft,  ob  die  Bank 
nur  Gelder  in  unverzinslicher  Reobnung  solle  ent- 
gegennehmen können,  haben  wir  das  dringende  Po- 
stulat der  Kantonalbanken  vor  uns,  man  solle  in 
einschränkendem  Sinne  entscheiden,  es  softe  der 
Bank  nur  gestattet  sein,  in  unverzinslicher  Rech- 
nung Gelder  entgegenzunehmen.  Die  Banken  rech- 
nen uns  vor,  dass  ein  grosser  Teil  ihres  gegenwär- 
tigen Geschaftskreises  in  der  Entgegennahme  von 
verzinslicher  Barschaft  auf  laufende  Rechnung  be- 
stehe, dass  das  für  sie  eigentlich  das  gewinnbrin- 
gendste Geschäft  sei,  dass  sie  es  nach  dem  Entzug 
der  Banknotenemission  besonders  weiter  zu  pflegen 
hätten  und  in  dieser  Richtung  eine  grosse  Konkur- 
renz von  Seite  der  neuen  Bundesbank  befürchten. 
Wenn  nun  vielleicht  auch  diese  Wirkung  der  neuen 
Bundesbank  von  Seite  der  Kantonalbanken  zu 
dunkel  angesehen  wird,  so  ist  doch  zu  sagen, 
dass  eine  solche  Konkurrenz  eintreten  und  dieselbe 
zweifellos  einen  rechtmässigen  Gowinn  der  Kanto- 
nalbankcn  schmälern  würde.  Ist  das  einmal  konsta- 
tiert und  zugegeben  so  wird  man  von  vorneherein 
Noigung  haben,  den  Kantonalbanken  entgegenzukom- 
men und  die  Frage  in  ihrem  Sinne  zu  lösen  Die 
Bundesbank  mit  dem  ihr  vorgezeichneten  Prinzip, 
Regelung  der  Valuta,  des  Giro- Verkehrs,  hat  eigent- 
lich diesen  Geschäftszweig  nicht  notwendig;  ja  man 
muss  noch  mehr  sagen:  er  kann  für  sie  sogar  eine 
schädliche  Ausdehnung  annehmen.  Es  ist  ja  be- 
greiflich, dass  diese  Bundesbank  etwa  wie  ein 
Magnet  die  betreffenden  kommerziellen  Gelder  an- 
ziehen würde,  dass  der  Umfang  der  Depots  ein 
grosser  sein  würde  und  wenn  da  die  Bank 
diese  Gelder  zu  verzinsen  hat,  muss  sie  dieselben 
selber  wieder  nutzbringend  anlegen  Dies  kann  im 
Wesentlichen  ja  nicht  im  Banknotengeschäft  ge- 
schehen, weil,  wie  ich  gestern  schon  ausgeführt 
habe,  diese  Gelder  eben  doch  jederzeit  zurückver- 
langt werden  können,  eine  jederzeit  fällige  Schuld 
darstellen;  man  kann  die  Fälligkeit  um  eine  ge- 
wisse kurze  Zeit  einschränken,  aber  das  ändert 
nichts  daran,  dass  man  es  eben  mit  kurzsichtigen 
Verbindlichkeiten  zu  thun  hat  Es  soll  die  Bank 
also  immer  gerüstet  sein,  diese  Golder  zurückzugeben ; 
anderseits,  wird  es  ihr  nicht  leicht  und  ohne 
Muh  ■  gelingen,  die  Gelder  so  anzulegen,  dass  sie 
sie  jederzeit  an  Hand  nohmen  und  zurückzahlen 
kann.  Das  isl  insbesondere  für  die  Schweiz  zu 
ba^ou  mit  ihrem  doch  nicht  sehr  gross  entwickelten 
Handel  und  ihrem  nicht  sehr  grossen  Bestand  an 


Digitized  by  Google 


—    «37  — 


Warenwechseln  Die  Kantonalbankec  nehmen  ja 
auch  einen  Teil  dieser  Warenwechsel  weg,  und 
wenn  dann  noch  tör  diese  Gelder  die  nötige  Zahl  von 
richtigen  Wechseln  gesackt  werden  müsste,  böte 
das  für  die  Bank  Schwierigkeiten.  Andrerseits 
könnte  sie  die  Gelder  nicht  brach  liegen  lassen, 
hat  daher  auch  die  Erscheinung,  dass  bei  allen 
Banken  des  Auslandes  diese  Aufnahme  von 
Geldern  in  verzinslicher  Rechnung  entweder  gar 
nicht  besteht  od«r  sehr  eingeschränkt  ist 

Die  Banken  von  England  und  Frankreich  kennen 
diese  verzinslichen  Gelder  gar  nicht  Es  gilt  auoh 
in  der  Wissenschaft  des  Bankwesens  als  ausge- 
macht, dass  die  Annahme  solcher  Gelder  dem 
richtigen  Zettel-Bankprinzip  widerspricht  und  unter- 
sagt werden  sollte.  Wir  befinden  uns  also,  wenn 
wir  dem  Postulat  der  Kantonalbanken  entsprechen 
wollen,  durchaus  in  Uebereinstimmung  mit 

Deswegen  wird  die  Bundesbank  doch  Gelder  be- 
kommen; der  Giro- Verkehr  wird  doch  vorhanden 
sein.  Unsere  grossen  Kaufleute  werden  sich  eine 
Ehrensaohe  daraus  machen,  wie  es  anderswo  auch 
geschieht  bei  der  Bundesbank  ihre  Giro-Stelle  zu 
haben;  infolgedessen  müssen  sie  Gelder  bei  der  Bank 
Hegen  haben.  Die  Bankleitung  kann  sie  nutztragend 
anlegen,  wenn  die  Möglichkeit  hiefür  vorhanden  ist; 
sie  braucht  sie  nicht  anlegen,  wenn  diese  Möglich- 
keit fehlt  und  soll  sie  nicht  anlegen,  wenn  diese 
Möglichkeit  verschlossen  ist;  damit 
sich  vor  Schwierigkeiten,  ja  Gefahren. 

Die  Kommission  hat  deshalb  in  ihrer 
Mehrheit  beschlossen,  die  Konzession  zu  machen, 
und  dass  das  eine  weitgehende  Konzession  für  die 
Ranken  ist,  sehen  Sie  daraus,  dass  die  Kantonalbank 
Zürich  Ihnen  heute  mitgeteilt  hat,  sie  habe  allem 
27  Millionen  solcher  Gelder  in  ihrer  Bilanz.  Ich 
möchte  daher  beantragen,  hier,  wo  man  wirklich 
ohne  mit  dem  Prinzip  in  Widerspruch 

kann,  sie  auoh  zu 


»:  Ich  stelle  meinerseits  den  Antrag,  in 
Ziffer  5  den  Beschluss  des  Nationalrates  wieder  auf- 
zunehmen und  der  Bundesbank  die  Annahme  ver- 
zinslicher Gelder  zu  gestatten.  Der  Herr  Berichter- 
statter hat  Ihnen  soeben  die  Gründe  angegeben,  welche 
die  Mehrheit  bestimmten,  die  Annahme  verzins- 
licher Golder  einzuschränken;  er  sagt,  sie  sei  nicht 
absolut  notwendig  für  die  Bundesbank  und  os  könnte 
ihr  diese  Annahme  leicht  schädlich  werden.  Aber 
der  wesentliche  Grund  ist  der,  einem  dringenden 
Postulat  der  Kantonalbanken  zu  entsprechen,  das 
dahin  geht,  eine  ihnen  drohende  schädliche  Kon- 
kurrenz zu  beseitigen.  Wir  haben  auch  heute  die 
Eingabe  der  Verwaltung  der  Zürcher  Kantonalbank 
gehört,  welche  betont  dass  der  Prosperität  der 
Kantonalbanken  möglichst  Rücksicht  getragen  wer- 
den sollte  und  auch  aus  diesem  Grunde  verlangt 
dass  die  Bundesbank  keine  verzinslichen  Gelder  an- 
nehmen dürfe.  Ich  bin  auch  geneigt,  so  viel  als 
möglich  den  Kantonalbanken  entgegenzukommen, 
aber  nicht  zum  Schaden  der  Bundesbank.  Ks  geht 
meines  Erachtens  nicht  an,  dass  wir  bei  Beratung 
des  Bundesbankgesetzes  für  die  Kantonalbanken  sor- 
gen und  das  Interesse  der  Bundesbank  hintansetzen. 
Und  ich  glaube,  dass  durch  die  Aufstellung  des 


Verbotes  der  Entgegennahme  von  Geldern  in  ver- 
zinslicher Rechnung  dio  Bundesbank  gesohädigt 
wird.  Wenn  Sie  den  Giro- Verkehr  pflegen  wollen, 
müssen  Sie  Depositen  haben.  Es  scheint  mir  auch, 
dass  die  Vergloichung  mit  England  und  Frankreich 
nicht  zutrifft  Wir  haben  bei  uns  ganz  andere  Ver- 
hältnisse. Wir  haben  bei  uns  keino  Kapitalkräfte, 
dio  in  der  Lage  sind,  unverzinsliche  Depositen  zu 
machen.  Unser  Kapital  verlangt  und  bedarf  der 
Verzinsung.  Wenn  Sie  also  Depositen  haben  wollen, 
so  muss  eine  Verzinsung  in  Aussicht  gestellt  wor- 
den. Glaubt  man  mit  Rücksicht  auf  eino  solide  Ge- 
schäftsgebahrung  der  Bundesbank  die  Annahme  ver- 
zinslicher Gelder  beschränken  zu  müssen,  so  thue 
man  das,  aber  nur  so  wert  es  das  Interesse  der 
Bundesbank  vorlangt  imd  nicht  um  eino  den  Kan- 
tonalbanken und  Privathanken  unangenehme  Kon- 
kurrenz zu  beseitigen. 

Ich  glaube,  man  könnte  Im  Geschäftsverkehr  auf 
andere  Weise  don  Kantonalbankcn  entgegenkommen, 
ohne  die  Bundesbank  zu  schädigen;  ich  meine, 
dass  es  mögtich  wäre,  die  Kantonalbanken  im  Giro- 
Verkehr  der  Bundesbank  miteinzubeziehen  In  der 
Weise,  dass  man  bei  den  Kantonalbanken  in  ganz 
gleicher  Weise  girieren  könnte,  wie  bei  der  Bundes- 
bank. Eine  onerose  Verpflichtung  würde  damit  für 
die  Bundesbank  nicht  geschaffen,  da  ja  der  Giro- Ver- 
kehr nur  eine  Umschreibung  der  Posten  auf  den 
Konto  Dritter  ist 

Ich  stelle  keinen  Antrag  In  dieser  Richtung.  Es 
müsste  ja  natürlich  vorerst  fachmännisch  untersucht 
werden,  ob  es  angeht  und  wie  man  es  machen 
kann,  welche  Voraussetzung  die  Kantonalbanken  zu 
erfüllen  haben,  um  dieser  Vergünstigung  teilhaftig 
werden  zu  können.  Aber  das  Gefühl  habe  ich,  dass 
eine  solche  Einrichtung  im  Interesse  der  Kantonal- 
banken wäre  und  namentlich  im  Interesse  des  Pu- 
blikums, was  schliesslich  die  Hauptsache  ist 

Ich  stelle  also  den  Antrag,  den  Beschluss  des 
Natlonalrates  zu  Ziffer  5  anzunehmen. 


t.  Atz  :  Ich  für  meinen  Teil  stehe  auf  dem  Bo- 
den der  Mehrheit  der  Kommission  und  zwar  im 
Interesse  des  Zustandekommens  dieses  Gesetzes. 
Sie  wissen  ja  wohl,  dass  die  grösste  Opposition 
gegen  das  gefallene  Bundesbankprojekt  ans  den 
Kreisen  hervorgegangen  ist,  welche  mit  Recht 
glauben,  dass  die  künftige  Nationalbank  die  be- 
stehenden Kantonalbanken  schädigen  werde  und 
zwar  waren  die  Befürchtungen  verschiedener  Art. 

In  erster  Linie,  sagte  man,  ist  es  klar,  dass 
durch  den  Rückzug  der  Banknoten  den  Kantonal- 
banken grosse  Kapitalien  entzogen  werden.  Es  ver- 
lieren die  Kantonalbankon  zudem  einen  Teil  ihres 
Geschaflskreises  und  ihr  Gewinn  wird  um  den  ent- 
sprechenden Betrag  abnehmen.  Man  hat  allgemein 
anerkannt,  dass,  wenn  man  mit  einem  Nationalbank- 
projokt  überhaupt  durchdringen  wolle,  den  Kanto- 
nalbanken Konzessionen  gemacht  werden  müssen, 
und  es  sind  in  dieser  Richtung  auch  verschiedene 
Vorschläge  gemacht  worden.  Man  hat  davon  ge- 
sprochen, ihnen  einen  gewissen  Teil  der  Noten- 
emission, :w>  oder  40  Proz..  zu  reservieren,  dann, 
ihnen  unverzinsliche  Vorschüsse  zu  machen,  dann, 
solide  Hypotheken-Titel  zu  belehnen;   aus  prakü- 
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schon  Gründen  hat  man  aber  alle  diese  Vorschläge 

nicht  acceptlerL 

Nun  scheint  mir,  dass  der  Antrag  der  Kommis- 
sion —  und  er  geht  aus  Kantonalbankkroisen  hervor 
—  wirklich  etwas  bedeutet,  das  annehmbar  ist;  da- 
durch bleiben  den  Kantonalbanken  eben  grosso  Ka- 
pitalien, welche  ihnen  sonst  entzogen  wurden, 
erhalten  und  es  bleiben  ihnen  auch  die  besten 
Kunden,  d.  b.  diejenigen,  welche  als  Kreditoren 
figurieren,  erhalten.  Diese  Depositen,  die  nur 
mit  1  bis  Proz.  verzinslich  sind,  bedeuten  einen 
grossen  Gewinn,  welchen  die  Kantonalbanken  bis 
jetzt  au!  diesem  Geschäftszweig  machten,  und  wenn 
dieser  Geschäftszweig  sehr  reduziert  werden  sollte, 
bedeutet  das  eine  Schwächung  der  Kantnnalhankcn, 
welche  dieselbe»  nicht  ohne  weiteres  aeeeptioren 
dürften.  Ich  kann  Sie  versichern,  dass  dieser  Vor- 
schlag der  Kommission  den  Kantonalbankoti  viel 
mehr  am  Herzen  liegt,  als  alle  diese  Zuwendungen, 
welche  Sie  in  direkter  Form  ihnen  machen  könnten. 
Ich  glaube,  wenn  wir  den  Vorschlag  annehmen, 
dürfen  wir  sagen :  Wir  bieten  euch  Brot  statt  Steine  , 
man  ist  im  neuen  Projekt  den  Kantonalbanken  ent- 
gegengekommen. 

Aus  diesen  praktischen  Gründen  möchte  ich 
Ihnen  beantragen,  am  Standpunkte  der  Kommission 
festzuhalten,  weil  nach  meiner  Meinung  nur  so  Aus- 
sicht vorhanden  ist,  dass  die  Opposition,  wolclio 
bis  jetzt  bestand,  beseitigt  werden  kann. 

M.  le  conseiller  föderal  Comtess«:  Je  crois  que 
la  concession  qui  est  faite  ici  est  tres  importante. 
C'est  une  concession  pour  les  cantons  blen  plus 
importante  que  celle  qu'on  voulait  introduire  dans 
la  proposition  de  la  minorite  de  la  commission  et 
j'ai  dü  m'y  rallier.  Ii  est  possible  que  je  suis  en 
desaecord  sur  ce  point  avec  l'auteur  du  projet,  mais 
j'ai  auivi  la  commission  dans  l'idee  qu'il  fallait 
donner  des  garanlies  aux  banques  cantonalos  et  aux 
cantons  qui  vonaient  pour  nous  dire  :  Nous  ne  pou- 
vons  pas  faire  trop  de  Bacriflces,  diminuez  les  sacri- 
ücGs  quo  nous  aurons  ä  supporter  pendant  quelques 
annees.  Les  banques  cantonales  qui  tirent  la  majeure 
partie  de  leurs  ressources  des  capitaux  ä  vue  ou  a 
terme  ont  sur  les  banques  ordinaires  l'avantage  tres 
important,  dans  certains  cantons,  d'etre  des  etablis- 
sements  de  l'etat;  olles  inspirent  souvent  beaueoup 
plus  de  confianco  et  peuvent  recevoir  les  depöts  a 
des  conditions  plus  favorables  quo  Celles  qui  sont 
falte«  par  los  etablissements  prives. 

Or,  la banque nationale,  avec son  prostige,  drainera 
ä  «on  proflt,  si  eile  a  la  faculte  d'emprunter,  de 
recevoir  des  capitaux  a  interet,  une  bonne  partie  des 
fonds  aujourd'hui  confles  aux  etablissements  canto- 
naux.  Pour  se  defendre  contre  la  perte  qu'ils  eprou- 
veront,  ceux-ci  seraient  obliges  d'otfrir  des  taux 
d'interets  supörieurs  et  de  chereber  des  emplois 
plus  remunerateurs,  c'est-a-dire  beaueoup  plus  alea- 
tolrea.  Voilä  certalnement  un  danger  pour  les  banques 
cantonales. 

La  banque  de  France  et  celle  d'Angleterre  no 
peuvent  pas  emprunter  ni  recevoir  des  depöts  ä  interät 
et  malgre  cela  elles  remplissent  parfaitement  leur 
role  de  regulateur  de  l'cmission,  do  la  clrculatlon. 
Bien  plus,  j'estimo  que  pour  notre  banque  nationale, 
oette  aoeumulation  de  capitaux  a  interets,  qui  flni- 


rait  par  dovenir  Enorme,  pourrait  devenir  un  poids 
lourd  ä  supporter  pour  un  etahllssoment  qui  dolt 
avoir  comme  unique  fonctlon  la  regularisalion  de  la 
oirculation  et  les  virements.  U  ne  faut  pas  croire 
que  les  capitaux  n'afQueront  pas  entre  les  mains 
de  la  banque  nationale;  eile  aurait  ä  sa  disposition 
des  capitaux  considerables  rien  que  par  le  tait  que 
tout  banquier,  toute  maison  importante  devra  en  tre- 
ten lr  un  compte  cnurant  ä  la  banque  pour  avoir 
l'avantage  des  virements.  Jo  crois  donc  que  les  can- 
tons et  les  banques  cantonales  doivent  attacher  une 
(res  grande  importance  ä  la  concession  qui  leur  est 
falto  et  quo  l'avenir  ne  tardera  pas  ä  le  prouver; 
c'est  dans  ces  depöts  ä  interdt  du  public  que  les 
banques  cantonales  trouveront  avant  tout  la  com- 
pensation  de  leur  Omission;  c'est  en  memo  temps 
unn  mesure  de  prudence  pour  ne  pas  alourdir  notre 
ötablisssement  en  lul  mettant  enlre  lea  malns  d'e- 
normes  capitaux  dont  il  faudrait  trouver  un  emploi 
au  dehors. 

Cos  dopots  a  interets  forment  une  fraction  tres 
importante  dos  ressources  des  banques  d'emission 
cantonales  d'apres  la  Situation  mensuelle  du  mols 
d'aoOt  On  volt  qu'll  y  avalt  dans  ces  banques  plus 
de  105  millions  döposös.  Je  crois  donc  que  nous 
faisons  une  grosse  concession  aux  banques  canto- 
nales, nous  lour  lalssons  en  mains  un  moyen  puis- 
sant  d'acllon  et  de  pruttt.  C'est  pour  ces  moltts, 
Messieurs,  que  je  me  suis  rallie  ä  cetto  ooncesslon. 


Schumacher:  Ich  anerkenne  gerne  das  Bestreben 
des  Herrn  von  Arx  und  des  Vertreters  des  Bundes- 
rates, den  Kantonalbanken  entgegenzukommen,  und 
ich  erkläre  auch,  dass  ich  zum  Antrage  der  Kom- 
missionsmohrheit  stimmen  werde.  Allein  ich  mochte 
bitten,  die  Stimmabgabe  nicht  zu  missdeuten.  Ich 
glaube  nicht,  dass  in  dem  Antrage  ein  sehr  weit- 
gehendes Entgegenkommen  gegenüber  den  Kantonal- 
bankon liegt  Ks  mag  ja  sein,  dass  das  Depositen- 
geschält bei  einzelnen  Banken  eine  grössere  Be- 
deutung hat  und  dass  diese  Banken  den  Autrag  der 
Kommissionsmehrheit  als  ein  Entgegenkommen  be- 
trachten können.  Aber  die  Verhältnisse  liegeu  anders- 
wo wieder  anders.  Bei  unsz.  B.  hat  das  Depositen- 
geschält für  die  Kantonalbank  eine  ausserordentlich 
geringo  Bedeutung.  Ich  habe  seinerzeit  die  Behörde 
unserer  Kantonalbank  veranlasst,  sich  über  den 
bundesrätlichen  Entwurf  auszusprechen;  sie  hat  aber 
die  Schmälerung  des  Depositengeschältes  nicht  als 
einen  besondern  Nachteil  für  unsere  Kantonalbank 
betrachtet.  Das  wird  wohl  auch  für  die  meisten 
übrigen  Kantonalbanken  gelten,  und  ich  glaube,  dass 
einzig  die  Zürcher  Kantonalbank  den  Antrag  als  ein 
Entgegenkommen  empfinden  wird. 

Ich  stimme  also  zum  Antrag  der  Kommissions- 
mehrheit, möchte  aber  zum  vornherein  der  Auf- 
fassung entgegentreten,  als  ob  dieser  Antrag  eine 
bedeutende  Konzession  an  die  Kantonalbanken  wäre. 


Isler,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
glaube,  dass  Herr  Schumacher  dio  Sache  zu  eng 

auffasst.  Es  handelt  sich  hier  um  das  ganze  Konto- 
korrent-Geschäft, (Kontokorreutkreditorcn).  Der  An- 
trag hat  entschieden  eino  weitgehende  Bedeutung. 
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Abstimmung.  —  Votation. 

Mit  32  gegen  1  Stimme  wird  dem  Antrag  der 
Kommissionsmebrheit  gogenüber  dem  Antrage 
Scherb,  der  Vorzog  gegeben. 

Par  32  voix  oontre  une,  la  proposition  de  la  ma 
jorite  de  la  commission  est  preleree  a  la  proposi- 
tion de  M.  Scherb. 


Ziffer  7. 

Angenommen.  —  (Ädcpti.) 


Ziffer  8. 

laler,  Berichterstatter  der  Kommission:  Hier  ist 
das  Wort  «B<-'«ihung»  entsprechend  der  vorigen 
Aenderung  in  «Dolehnung»  zu  verwandeln. 

Angenommen.  -  (ÄdoptQ 


Ziffer  9. 

Angenommen.  —  (Adepti.) 


Ziffer  10. 

lsler,  Berichterstatter  der  Kommission:  Hier 
handelt  es  sich  um  die  Annahme  von  Wertschriften 
und  Wertgegenständen  zur  Aufbewahrung  und  zur 
Verwaltung.  Sie  haben  heute  gehört,  dass  die  Kan- 
tonalbank Zürich  «ich  lebhaft  verwendet,  es  möchte 
auch  diese  Ziffer  im  Programm  der  künftigen  Na- 
tionalbank gestrichen  werden,  indem  er  mit  dem 
Banknoten-Geschäft  in  keiner  Verbindung  stehe, 
sondern  ein  Nebengeschaft  bedeute,  und  dieses 
N<?bongcschäft  eben  naturgemäss  den  ordentlichen 
Banken  und  nicht  den  Zettelbanken  zukomme.  Ich 
habe  schon  bei  einem  früheren  Anlasse  bemerkt, 
dass  ich  diese  Ansicht  toile.  Natürlich  schliesst  das 
nicht  aus,  dass  man  der  Bundesbank  dieses  Geschäft 
doch  zuteilt.  Ich  meine  nur,  es  werde  dem  Wesen 
der  Bundesbank  nichts  genommen,  wenn  man 
das  thut,  was  die  Kantonalbanken  wünschen. 
Nachdem  man  nun  auf  Seite  der  Kantonalbanken 
darauf  grosses  Gewicht  legt,  sollte  man,  meine  ich* 
auch  diese  Konzession  noch  machen;  es  ist  aller* 
dings  die  letzte  auf  diesem  Gebiete.  Es  ist  eine 
Konzession,  und  kelno  unerhebliche.  Es  besteht 
auch  ein  innerer  Zusammenhang  zwischen  dem,  was 
wir  beschlossen  haben,  und  dem,  was  ich  beantrage 
Die  nämlichen  Leute,  welche  diese  Wertschriften 
und  Wortgcgenständo  in  Verwahrung  geben,  sind 
Kunden  im  Kontokorrent-Geschäft,  das  greift  inein- 
ander über.  Es  giebt  freilich  Leute,  die  nur  für  das 
eine  Geschäft  Kunden  sind  ;  aber  die  Regel  ist,  dass 
sie  für  beide  Kunden  sind,  und  so  ist  es  nur  die 
logische  Entwicklung  des  Gedankens,  den  wir  eben 
mit  Mehrheit  gutgeheissen  haben,  wenn  wir  die 
Ziffer  10  einfach  streichen.  Ich  bin  mit  Herrn  Bun- 
desrat Comtesse  der  Ansicht,  dass  wir  mit  all  dem 
soweit  gehen,  als  die  Minderheit  der  Kommission 
vor  einer  Stunde  gehen  wollte;  aber  dieser  Antrag 


wie  die  frühere  Konzession  bedeuten  Konzessionen 

in  gesunder  Form,  während  vom  andern  überall  das 
Gegenteil  gesagt  werden  musste.  Ich  habe  mit 
einigen  Mitgliedern  der  Kommission  gesprochen, 
und  sie  haben  sich  dem  Antrage  freundlich  gezeigt 

Uebri^cns  steht  es  ja  jedem  Mitgliede  frei,  sich 
anders  auszusprechen. 


M.  le  conseiller  föderal  Comtess«:  Si  voua  de- 

sircz  cotte  ooncession  qui  est  en  eflot  dans  une 

certaino  corn':lation  avec  celle  de  l'art.  5,  jo  ne  m'y 
oppose  pas,  mais  je  pense  qu'il  y  a  lieu  de  reServer 
la  faculte  pour  la  Confederation  de  deposer  dans 
cet  etablissement  ses  titres  et  ses  objets  de  valeur; 
il  vaut  alors  la  peine  de  i'y  indiquer,  attendu  que  si 
la  loi  est  muette  ä  cet  egard,  on  pourrait  nous  dire 
que  la  nouvelle  bauque  n'a  pas  le  droit  de  recevoir 
cn  dtfpöt  Ie8  titros  de  la  Confederation.  Ii  faudrait 
redigor  ainsi  cet  articlo:  «Garde  et  adroinistration 
de  titros  et  d'objets  de  valeur  de  la  Confederation* 


M.  Pjthon:  Jo  crois,  Messieurs,  que  ce  chiffro 
10  doit  etre  changö  ä  cause  du  premier  alinea  de 
Part.  14,  qui  dit:  tLes  Operations  de  la  banquo  na- 
tionale sont  limitees  a  l'emiasion  de  billets,  aux 
virements  et  a  l'escompte.»  II  me  semble  que  les 
Operations  prevues  au  chiffre  10  ne  concernent  ni 
Pemission  de  billets,  ni  los  virements,  ni  l'escompte. 
Le  premier  alinea  de  l'art.  14  exclut  deja  le  chiffre 
10,  parce  que,  apres  avoir  pose  en  principe  que 

«les  Operations  de  la  banquo,  eto  »  on  dit:  «.En 

consöquence  eile  est  autorisee  ä  faire  les  Operations 
suivantes,  ä  l'exclusion  de  toutes  autres». 

L'enumeration  qui  suit  n'est  qu'une  consequance 
des  prineipes  poses  au  premier  alinea  de  l'art  14. 
M.  Gomtesso  proposo  de  dire:  «Gardo  et  administra- 
tion  de  titres  et  d'objets  de  valeur  de  la  Confödera- 
tion»;  j'eprouve  quelques  scrupules  ausujetdecette 
proposition.  La  Confederation  paiera-t-elte  quelque 
choso  ä  la  banquo  pour  la  garde  de  ces  objets  ou  la 
banque  dura-t-elle  faire  cela  gratuitement?  Si  vous 
l'imposez,  c'est  une  Charge  oonsiderable.  La  garde 
de  tous  les  titres  et  objets  de  valeur  dans  les  ca- 
veaux  de  la  Confederation  occupe  plusieurs  employes. 
Je  crois  alors  que  c'est  tm  impöt  indlreot  dont  vous 
chargez  la  banquo  nationale  et  je  me  demande  a'il 
est  bon  de  coefondre  avec  la  banquo  les  titres  qui 
sont  la  propriete  de  l'etat  II  me  semble  que  les 
titres  de  la  Confederation  doivent  rester  ob  ils  sont 
et  ne  pas  etre  geresparl'adminitration  de  la  banque 
cantonale. 


M.  lo  conseiller  föderal  Cos-tesae:  Je  prieral 

M.  Python  de  bien  vouloir  lire  l'art.  15,  oü  il  est 
formellement  stlpulö  que  la  banquo  nationale  est 
tenue:  1°  «d'aeeepter  sans  frais,  dans  toutes  ses 
succursales,  des  paiements  au  compto  de  la  Confe- 
deration et  de  ses  Services  et  d'effectuer  les  paie- 
ments pour  compte  des  dits,  ögalement  sans  frais, 
mais  seulement  jusqu'ä  coneurrence  de  l'avoir  de 
la  Confederation  aupres  de  la  banque,  et  2°  qu'eUe 
est  tenue  de  recevoir  en  depot  et  de  gerer  sans  frais, 
sur  la  r  enande  de  la  Confederation,  les  valeurs  lui 
appartenant  ou  placees  sous  son  adminiatration.» 
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laier,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich  bin 
damit  einverstanden.  Dach  dem  Antrage  des  Herrn 
Bundesrat  Couitesse  dio  Ziffer  beizubehalten,  sie 
aber  aul  den  Bund  zu  beschränken. 


*  Präsident:  Wir  hätten  somit  nur  oineu  Antrag, 
nämlich,  die  Ziffer  10  so  zu  fassen:  «Annahme  von 
Wertschrillen  und  Wertgegensl&nden  des  Bundes 
zur  Aulbewahrung  und  Verwaltung.» 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Ziffer  11. 

laier,  Berichterstatter  der  Kommission:  Bier 
ist  der  Antrag  der  Kommission  lediglich  eine  gram- 
matikalische Verbesserung 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  IS. 

Ialer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
werde  soeben  darauf  aulmerksam  gemacht,  dass  im 
Art.  15,  wo  wir  gar  nichts  Neues  beantragen,  unter 
Ziffer  2  gerade  das  kommt,  was  vorhin  Herr  Bundes- 
rat Comtesse  beantragt  hat,  und  deshalb  müssen 
wir  aul  Art.  14  zurückkommen  und  doch  nach 
meinem  ersten  Antrage  die  Ziffer  10  einlach  streichen. 
Es  passt  dies  auch  besser;  wir  sagen  damit,  die 
Aufnahme  von  Valoren  gehört  nicht  zum  Geschäfts- 
kreis  der  Bank.  Wir  sollten  dann  aber  Ziffer  2  des 
Art.  15  andern  und  die  Worte  «und  Wertgegenstände» 
ergänzen. 


Präsident :  Sind  Sie  einverstanden,  auf  Art  14, 
Ziffer  10  zurückzukommen?  —  Es  ist  dies  beschlossen. 
Wollen  Sie  die  Ziffer  10  streichen?  —  Ein  Gegen- 
antrag ist  nicht  geetellt;  die  Streichung  ist  be- 
schlossen und  damit  Art.  14  bereinigt.  —  Wir  gehen 
nun  wieder  über  zu  Art  15.  Hier  stellt  der  Herr 
Berichterstatter  der  Kommission  den  Antrag,  zu 
sagen  a Wertschriften  und  Wertgegenstände».  Wenn 
Icein  Gegenantrag  gestellt  wird,  so  nehme  ich  an, 
Sie  haben  dem  Antrag  des  Herrn  Berichterstatters 
zugestimmt  —  Es  ist  dies  der  Fall. 


Art.  16. 

Angenommen.  -  (Adopti.) 


Art.  17. 

Ialer,  Berichterstatter  der  Kommission:  \  .-it 
Dringt  Ihnen  die  Kommission  in  Bezug  auf  die 
kleinen  Banknoten,  die  wir  jetzt  nicht  besitzen,  von 
deren  Ausgalw  wir  aber  als  einer  möglichen  sprechen 
und  die  auch  der  Bundesrat  und  der  Nationalrat  in 
Aussicht  genommen  haben,  einen  Antrag,  der  etwas 
weiter  geht,  als  die  bisherige  Vorlage;  essoll  näm- 
lich gleich  gesagt  werden,  um  was  für  kleine  Noten 


es  sich  handelt,  um  Noten  von  Fr.  20.  An  Noten 
von  Fr.  30  oder  40  hat  wohl  niemand  gedacht; 
item,  man  hat  gefunden,  es  sei  richtiger,  zu  sagen 
«in  Abschnitten  von  Fr.  20»,  statt  .in  kleinern  Ab- 
schnitten». Sodann  sind  die  Worte  «in  ausserordent- 
lichen Fällen»  gestrichen  worden;  man  hat  gefunden 
in  «vorübergehend»  liege  das  schon. 

Es  wurde  dann  gesagt,  dass  sich  ein  Bedürfnis 
nach  Zwanzigfranken-Noten  geltend  gemacht  habe, 
fhr  Beferent  steht  nicht  auf  diesem  Standpunkte, 
sondern  glaubt  dass  sich  ein  Bedürfnis  nicLt  ab- 
leiten lasse,  kleinere  Banknoten  auszugeben,  and 
dass  die  Wirkungen  solcher  auf  die  Valuta  keine  gute 
sein  würde.  Dagegen  ist  die  Möglichkeit,  Zwanzig- 
franken-Noten herauszugeben,  nicht  au:'.uschliessen. 
Denjenigen,  welche  darin  ein  Bedürfnis  sehen, 
darf  auch  gesagt  werden,  dass  sehen  eine  andere 
Schranke  gegenüber  der  Notenausgabe  im  Gesetze 
fallen  gelassen  wird,  die  Beschr  änk ung  der  Ausgabe 
von  Fünfzigfranken-Noten  auf  einen  gewissen  Bruch- 
teil der  ganzen  Ausgabe,  mit  welcher  Beschränkung 
man  wohl  zu  weit  gegangen  war.  Ich  will  also 
nicht  Opposition  machen  und  empfehle  den  Antrag 
der  Kommission. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


AH.  18. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  19. 

Isler,  Berichterstatter  der  Kommission:  Hier 
muss  es  heissen  «Nationalbank  statt  «Bank». 

Angenommen.  -  (Adopti.) 


Art.  20. 

Isler,  Berichterstatter  der  Kommission:  Was  hier 
im  deutschen  Texte  gedruckt  ist,  ist  wirklich  keine 
Abänderung,  sondern  nur  eine  syntaktische  Ver- 
besserung des  Gedankens,  wie  er  in  Art.  20  des 
Bundesrates  und  Nationalrates  ausgedrückt  war. 

M.  Python:  Ne  vaut-il  pas  mieux  dire  «siege 
central«  que  «siege  principal»? 


Isler,  Berichterstatter  der  Kommission:  «Haupt- 
sitz» ist  besser  als  t Centraisilz». 

Angenommen.  -  (Adopti.) 


Art.  31-33. 
Angenommen.  —  (Adoplis.) 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici,  le  dehn!  est  interrompu.) 


ItU  dl«  BtlilUlon  Tirmtironlith  Rui.  Schrean. 


—  Druck  md  £zp*dltlo8  tob  Jnt  t  Ce.  lo  Btrn. 


I.  Jabrg.  1900  I-  unfe  Bern,  leMI  < 


Amtliches 

steiograjliisßlies  Bielin  I 


M  41 


BULLETIN 

STfiNOGRAPHIQÜE  ÖFFICIEL 

DB 

L'ASSEMBLflE  itüfiRALB  SÜ1SSE 


in!*:  Jlfetltefc  Ft.  i.  —  «i  die  BobwtU,  F».  4.  —  ftu  lü  ebri#»  PottT«x»taJg«b4tt.  In  4«r  ScbwaU  k&as  nur  bat  (Ur  Po»t  tbaoAlirt  wtrdaa. 
Afrcnntment» :  0a  in    BvltM  fr.  J.  — ,  Üaioa  p«ttal«  fr.  4,—.  On  a**boaa*  tu  Salt«  •idMiMnwt  Hin  offlCM  ptttitn. 

Ständerat.  —  Conseil  des  Stats. 

Sitzung  vom  ö.  Dezember  1900,  vormittags  9  Uhr.  -  Seance  da  0  decembre  1900,  a  9  taeoreB  du  matin. 


Vorsitz: 
Presidence : 


Herr 


Tagesordnung:   —  Ordre  du  jour  : 


Fortsetzung  der  Detailberatung.  —  SuUt  de  la  disamion  aru-le  j>or  arudt. 

-  Voir 


Präsident:  Wir  fahren  fort  in  der  Beratung  des 
Baakgesetzes;  wir  sind  stehen  geblieben  bei  Art.  24. 


Art.  »4. 

Angenommen.  —  (Adoptt.) 

Art.  35. 


isler,  Berichterstatter  der 
der  von  der  Verzinsung 


Kommission:  Bei 
des  Grundkapitals 


Art. 

und  von  der  Verteilung  dos  diese  Verzinsung  über- 
steigenden Betrages  des  Reingewinnes  handelt, 
schlagt  Urnen  die  Kommission  eine  Neuerung  hin- 
sichtlich der  Verzinsung  des  Grundkapitals  vor, 
während  betr.  die  Verteilung  des  Restes  des  Rein- 
gewinnes der  bundesrätliche  Vorschlag  unverändert 
bleibt.  Die  von  uns  beantragte  Aenderung  besteht 
einlach  darin,  dass  die  Dividende  des  Grundkapitals 
von  4  auf  4(/i  Proz.  erliülit  werden  soll.  Doch  soll 
sich  die  Garantie  für  'li^se  Verzinsung  nicht  bis 
auf  4l/i  F'roz.  erstrecken,  sondern  bei  4  Proz.  ver- 
bleiben. Den  Anteilscheinen  ist  also  eine  Dividende 
von  4  Proz.  und  nicht  mehr  garantiert.  Die  Maxi- 
maldividende steigt  auf  der  andern  Seite  auf  keinen 
Fall  Uber  47.  Proz.  an. 


Diese  Aenderung  ist  eine  Folge  der  Veränderun- 
gen, die  seit  der  Zeit,  da  die  Behörden  sich  mit 
dem  Entwurf  eines  Bankgesetzes  zu  beschäftigen 
begannen,  auf  dem  Geldmarkt  Platz  gegriffen  haben. 
In  jener  Anfangszeit  stand  der  Zins  allgemein  auf 
S'/i  Proz.,  ja  er  neigte  für  guto  Anlagen  eher  noch 
naoh  unten.  Seither  hat  sich  die  Sache  geändert, 
was  die  Kommission  zu  ihrem  Antrag  bestimmte. 
Ja  sie  betrachtet  denselben  als  eine  Notwendig- 
keit, um  diu  wirkliche  Durchführung  des  Gesetzes 
auf  der  gegebenen  Grundlage  zu  ermöglichen  und 
den  Charakter  der  Bank  als  einer  gemischten  Bank 
auch  wirklich  festzuhalten.  Es  ist  immer  wieder 
daran  zu  erinnern,  dass  das  Grundkapital  in  drei 
Teile  zerfallt  und  dass  es  nicht  nur  der  Wunsch, 
sondern  der  Wille  der  legislativen  Behörde  ist,  dass 
sich  die  drei  Partner  wirklich  daran  beteiligen. 
Der  erste  Partner  ist  die  Eidgenossenschaft,  der 
zweite  Partner  sind  die  Kantone  und  der  dritte 
Partner  ist  das  Privatkapita).  Alle  drei  sollen  in 
Bezug  anf  das  Grundkapital  und  in  Bezug  auf  die 
ordentliche  Verzinsung  gleich  beteiligt  sein.  Bei  der 
Verteilung  des  weitem  Gewinnes  ändert  sich  dann 
die  Rolle. 

Man  hat  allgemein  die  Befürchtung  ausgespro- 
chen, wegen  der  Voränderungen  im  Geldmarkt 
werde  sich  das  Privatkapital  gar  nicht  oder  nur  in 
ungenügender  Weise  beteiligen,  wenn  man  ihm  nur 
eii.  Verzinsung  von  4  Proz.  gewahre;  bei  den 
Kantonen  werde  dasselbe  der  Fall  sein;  überall 
trete  dann  der  Bund  in  die  Lücke  und  man  be 
so  eine  Schöpfung,  die  das  gar  niobt  se> 
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sie  sein  solle.  Der  Bund  sei  dann  übermächtig 
und  die  Nalur  dor  Bank  werde  von  Anfang  an  ent- 
stellt. Das  will  mau  verhindern  und  ich  denke,  so- 
bald man  einmal  ernst  entschlossen  ist,  ein  ge- 
mischtes System  durchzuführen,  so  wird  man  auch 
alles  thun  müssen,  dass  die  Vorhältnisse  nicht  von 
Anfang  an  so  sich  gestalten,  dass  dieses  System 
nicht  ins  Leben  treten  kann. 

Was  die  Beteiligung  der  Kantone  anbetrifft,  so 
mag  daran  erinnert  werden,  dass  die  wenigsten 
derselben  im  Besitze  flüssiger  Mittel  sind  und  sie 
einlach  dem  Bund  für  Anteilscheine  übergeben 
können.  Sio  werden  sich  vielmehr  das  Geld  be- 
schaffen müssen,  sei  es,  dass  sie  eigeno  Mittel 
liquidieren,  sei  es,  dass  sie  das  Geld  durch  An- 
leihen aufbringen.  Im  einen  wie  im  andern  Fall 
steht  ihnen  ein  gewisser  Verlust  bevor.  Die  Kan- 
tone haben  meistens  Titel,  die  gegenwärtig  nicht 
gut  ohne  Verlust  verkauft  werden  können.  Solide 
Titel  stehen  jetzt  im  Kurs  nicht  günstig.  Titel  mit 
grossem  Zins,  die  man  zu  bessern  Kursen  verkaufen 
kann,  besitzen  die  Kantone  nicht.  Wenn  sie  das 
Geld  durch  Anleihen  aufbringen  müssen,  so  haben 
sie  den  Syndikaten  oder  den  Obligationären  selber 
gewisse  Leistungen  zu  machen.  Das  Geld  wird  sie 
auf  etwas  Über  4  Proz.  zu  stehen  kommen.  Wenn 
man  ihnen  nun  von  vorneherein  nur  4  Proz.  giebt, 
so  wird  die  Konkurrenz  ihrerseits  gewiss  aus- 
bleiben, besonders  wenn  man  bedenkt,  dass  sie 
die  Möglichkeit  haben.  Geld  auf  sichere  Hypotheken 
zu  wenigstens  4'/i  Proz.  anzulegen.  Die  Kantone 
werden  daher  sagen,  dass  das  letztere  ihnen  näher 
liege,  umsomehr  als  sie  damit  ein  Bedürfnis  ihrer 
Bevölkerung  befriedigen  können,  als  an  der  Bundes- 
bank beteiligt  zu  sein. 

Mit  Bezug  auf  das  Privalkapital  ist  ähnliches  zu 
sagen.  Allerdings  wird  das  Privatkapital  von  vorn- 
herein die  Mittel  besitzen.  Es  wird  sie  nicht  erst 
zu  beschaffen  haben.  Die  Unkosten  für  die  Be- 
schaffung des  Geldes  fallen  da  also  weg.  Aber  für 
das  Privatkapital  sind  jetzt  ganz  sichere  Anlagen 
zu  4 Vi  Proz.  möglich.  Wenn  es  bei  dor  Bank  nur 
4  Proz.  bekommt  und  dabei  in  Bezug  auf  das  Bank- 
regiment  eine  ziemlich  platonische  Bolle  zu  spielen 
hat,  so  wird  es  sich  oben  nicht  beteiligen.  Dazu 
kommt  für  das  Privatkapital  noch  das  Moment  der 
unsichere  Dauer.  Vom  Nationalrat  ist  ein  Privile- 
gium von  15,  von  uns  ein  solches  von  20  Jahren 
vorgesehen.  Aber  nach  Ablauf  dieser  Zeit  kann  das 
Privilegium  von  10  zu  10  Jahren  erneuert  werden. 
Das  Privalkapital  hat  gar  nichts  dazu  zu  sagen.  So 
Ist  es  ganz  «ut  möglich,  ja  wenn  es  mit  der  Bank 
gut  geht,  sogar  wahrscheinlich,  dass  die  Erneue- 
rung von  zehn  zu  zehn  Jahren  wirklich  zum  Voll- 
zug gelangen  werde.  Jedenfalls  muss  der  Kapitalist 
damit  rechnen.  Er  hat  dann  sein  Geld  auf  eine 
unbeschrankte  Dauer  zu  4  Proz.  gegeben.  Auf  der 
andern  S«ite  ist  es  richtig,  dass  der  Wert  der  An- 
teilscheine sich  durch  die  Anweisung  auf  den  Be- 
serrefonds  etwas  verbessert  Wenn  einmal  das  Pri- 
vilegium nicht  erneuert  wird,  und  der  Staat,  wozu 
er  das  Beoht  hat,  die  Bank  als  reine  Staatsbank 
fortführen  will,  dann  muss  er  oinen  Teil  des  Be- 
servefonds  an  die  Anteilseigner  aushändigen.  Da- 
durch wird  mit  der  Zeit  eine  etwelche  Verbesse- 
rung des  Wertes  der  Anteilscheine  eintreten.  Aber 
sie  ist  doch  immw  »Ine  sehr  bedingte,  da  das  Pri- 


vilegium  immer  wieder  erneuert  werden  kann. 

Wird  es  erneu -rt,  ist  von  ein?r  Verteilung  des 
Beservefonds  nicht  die  Bede.  Das  Privatkapital 
pflegt  solche  Wechsel  auf  lange  Zeit  hinaus  über- 
haupt nicht  zu  würdigen.  Wenn  die  liti  lanj;  ist, 
können  sich  eLen  andere  Möglichkeiten  bieten,  die 
für  dasselbe  günstiger  sind. 

Ferner  ist  darauf  aufmerksam  zu  machon,  dass 
die  Wertung  der  Papiere  au  der  Börse  wesentlich 
auch  davon  abhängig  ist,  dass  man  sie  jederzeit 
verkaufon  kann.  Darum  wird  eine  Eisenbahnobliga- 
tion,  ein  Bonlcntitel  auf  den  Inhaber  lautend,  im 
Kurse  etwas  hoher  ■stehen  als  ein  vielleicht  gleich 
gutes  Papier,  das  nicht  auf  den  Inhaber  lautet  und 
das  keinen  oder  nur  einen  beschränkten  Markt  bat 
Der  Kapitalist  will  lieher  etwas  weniger  '/.ins  und 
einen  bessern  Kurs  und  die  Möglichkeit,  das  Papier 
zu  joder  Zeit  zu  Geld  zu  machen.  Der  Markt  ist 
aber  für  unsere  Anteilscheine  ein  etwas  enger. 
Die  Berechtigung  zu  solchen  Anteilscheinen  ist  auf 
Schweizerbürger  oder  schweizerische  Korporationen 
beschränkt  Auch  lauten  sie  auf  den  Namen.  Es 
sind  gewisse  Formalitäten  zu  erfüllen,  die  nicht 
schwer  sind,  aber  doch  den  freien  Gang  dieser 
Papiere  etwas  beeinträchtigen.  Das  wirkt  wiede- 
rum nicht  animierend  auf  den  Kurs  der  Anteil- 
scheine. 

Ich  glaube,  mit  einer  Verzinsung  von  4V»  Proz. 
wird  man  das  Richtige  treffen.  Man  sagt  freilich, 
der  Zinsfuss  könne  in  15  oder  20  Jahren  zurück- 
gehen. Das  ist  sehr  wohl  möglich.  Aber  das  Gegen- 
teil ist  auch  möglich.  Der  Zinsfuss  kann  sinken, 
aber  auch  steigen.  Die  Verzinsung  aber  bleibt 
unwandelbar.  Sie  geht  nicht  zurück,  steigt  aber 
auch  nicht.  Der  Kapitalist  rechnet  natürlich  mit 
allen  Möglichkeiten  und  zieht  eine  Resultante.  Das 
haben  wir  auch  zu  thun.  Wenn  der  Zinsfuss  in 
die  Höhe  geht,  dann  wird  der  Wert  der  Anteil- 
scheine eher  etwas  sinken.  Denn  diese  Anteil- 
scheine haben  ja  keinen  Anteil  an  dem  Mehrge- 
winn der  Bank,  der  notwendig  aus  der  Erhöhung 
des  Zinsfusses  resultieren  muss.  Daran  partizipieren 
einzig  die  Kantone.  Dor  Kurs  der  Anteilscheine 
wird  in  diesem  Falle  etwas  zurückgehen.  Bleibt 
der  Zinsfuss  im  Durchschnitt  derselbe  wie  jetzt,  so 
wird  die  Rechnuug  richtig  sein.  Fällt  der  Zinsfuss, 
so  werden  die  Anteilscheine  im  Kurs  etwas  steigen. 
Ich  glaube  aber,  das  sei  kein  Unglück  für  uns. 
Wenn  wir  die  Anteilscheine  zu  4  Proz.  ausgeben, 
riskieren  wir  das  Gegenteil,  d.  h.  früher  oder  spä- 
ter wird  der  Kurs  unter  pari  gehen.  Das  würde  ich 
als  eine  unliebsame  Erscheinung  betrachten.  Uobcrall 
wo  solche  Banken  sind,  ist  dor  Kurs  orhcbl ich  über 
pari.  Das  kommt  daher,  dass  die  Dividende  nicht 
nach  oben  limitiert  ist  Die  Anteilscheine  der  Bank 
von  Frankreich  haben  z.  B.  grossartige  Kurse,  von 
denen  wir  gar  nicht  sprechen  dürfen  und  die  wir 
auch  gar  nicht  wünschen.  Aber  ich  meine  nur,  es 
sei  besser,  wenn  das  Papier  über  pari  bleibe,  als 
wenn  es  darunter  sinken  würde.  Man  hätte  den 
ganzen  Stroit,  ob  4  Proz.  oder  4'/»  Proz.,  leicht  ver- 
meiden können,  wenn  man  diese  Anteilscheine  so 
wie  anderswo  gestaltet  und  ihnen  in  Bezug  auf  die 
Verteilung  des  Beingewinns  freien  Lauf  gelassen 
hätte.  Wenn  man  den  Anteilscheinen  den  aleato- 
rischen Charakter,  den  Aktien  haben,  beigelegt 
tte,  so  hätte  man  nicht  nötig  gehabt,  das  Privat- 
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kapital  zu  animieren.  Das  Privatkapital  sucht  solche 
Geschälte  und  findet  gewöhnlich  dabei  sein  Recht 
und  seine  Befriedigung.  Hätten  wir  die  Dividende 
nicht  nach  oben  limitiert,  eo  wäre  ein  starkor  An- 
drang von  Seiten  des  Privatkapitals  sicher  gewesen. 
Aber  wir  wollen  dieses  System  nicht.  Wir  wollen 
da,  wo  die  ordentliche  Verzinsung  aufhört,  die  Kan- 
tone eintreten  lassen.  Sie  sollen  die  aleatorische 
Verzinsung  im  vollen  Umfang  bekommen.  Nachdem 
man  dieses  System  als  da«  richtige  anerkannt  hat, 
ist  es  aber  doch  notig,  die  Limite  so  festzustellen, 
dass  das  Privalkapital  noch  einigermasson  ange- 
zogen wird. 

Die  Differenz  zwischen  4  Proz.  und  Vj%  Proz. 
belauft  sich  für  das  Privalkapital  auf  Fr.  00,000, 
d.h.  V«  Proz.  von  12  Millionen.  Dieselben  Fr.  00,000  I 
kommen  den  Kantonen  und  endlich  auch  dem  Hund 
zu  gut  Ich  gonno  dieselben  dem  Bunde  herzlich 
gern.  Ich  war  von  Anfang  an  der  Meinung,  der 
Hund  sollte  beim  Gowinn  auch  etwas  beteiligt  sein, 
da  er  di»  Verantwortlichkeit  trägt.  Es  ist  eigent- 
lich etwas  unnatürlich,  dass  der  Bund  am  Gewinn 
nicht  beteiligt  sein  soll.  Man  hat  die  Konzession 
den  Kantonen  zn  lieb  gemacht  Aber  eine  starke 
Minderheit  wollte  damals  nicht  nachgeben.  Diejeni- 
gen, welche  damals  mit  dem  Antrag,  dass  dio  Kan- 
tone alles  bekommen,  gesiegt  haben,  dürfen  diese 
Konzession  dem  Bunde  wohl  machen;  denn  sie 
sind  ja  ihrerseits  mit  den  Fr.  60,000  ebenfalls  be- 
teiligt 

Ich  beantrage  Ihnen,  die  Aenderung  gutzuhelssen 
und  bemerke,  dass  dieselbe  von  der  Kommission  in 

der  letzten  Beratung  iu  Luzorn  mit  Einstimmigkeit 
angenommen  worden  ist. 


M.  le  conseiller  föderal  Comtess«:  Je  prends  la 
parole  pour  ciire  que  nous  sommes  d'autant  plus 
d'aeoord  avec  cotte  modification  qu'clle  a  ete  pro 
posöe  au  sein  de  1«  commission  par  le  representant 
du  conseil  ftderal. 

II  est  bien  certain  que  si  nous  voulons  que  Cd 
projet  devienne  vlable  il  laut  tenir  compte  des  cir- 
constances  dans  lesquelles  nous  nous  trouvons  pour 
legiierer.  Or,  Messieurs,  les  conditions  financieres 
ont  singulieromnt  ohange  depuis  le  premier  projet  j 
de  loi,  de  sorto  que  st  l'on  veut  aujourd'bui  loyale- 
ment  que  les  trois  Clements  qui  doivent  concourir  a  la  \ 
formation  du  capital  interviennent  effectivement, 
solt  la  Confederation,  les  cantons  et  le  capital  prive, 
il  laut  evidemmenl  oflrir  ici  au  capital  un  interet 
quelque  peu  remunerateur;  il  laut  elabllr  des  con- 
ditions de  rentes  tclles  quo  les  cantons  et  le  capital 
prive  n'aient  pas  on  perspective  uno  perte  ä  subir, 
car  dans  co  cas  ils  renonceront  a  partieiper  ä  l'en- 
treprise.  J'ai  l'impression  que  nous  sommes  partis 
dans  cette  alfaire  de  la  banque  d'un  point  de  vuo 
beaueoup  trop  doctrlnaire  et  u'en  definitive  il  eüt 
ete  pröferable  de  faire  appel  seulement  au  capital 
privö  en  laissant  de  cöte  Intervention  Nuanciere  de 
la  Confederation  et  des  cantons,  en  posant  des  con- 
ditions telles  que  la  Confederation  ait  toujours  l'in- 
lluence  prepon  llranto,  dans  l'organisatin  de  la  bauquo  i 
et  dans  les  decisions  ä  prendre. 


D  me  semble  quo  c'efit  6te  la  une  Solution  ploi 
simple.  Ce  capital  prive  auralt  profite  ä  la  Con- 
föderation  et  aux  cantons  sans  qu'ils  aient  ete  obll- 
g6t  de  s'irnposer  ce  sacrißce.  Mais  on  est  parti  d'un 
autre  point  de  vue;  11  taut  des  lors  pour  que  ce 
projet  de  banque  solt  viable,  le  concours  financior 
de  la  Confederation,  des  cantons  et  du  capital  prive. 
Avec  un  interet  de  4'/i%  ont  peut  ötre  certain  que 
co  concours  ne  fera  pas  detaut  ot  qu'il  se  cons- 
tituera  en  Suisse  un  consortium  nuancier  qul  trouvera 
facilement  la  sommo  quo  dolt  souscrire  le  capital 
privö.  Je  n'en  dis  pas  autant  des  cantons,  car  je 
crois  quo  meme  ä  47»  B/c  ils  ne  seront  pas  alleches 
par  la  perspective  qu'on  leur  offre  et  les  Grands 
conseils  des  cantons  hesiteront  peut-ötre  ä  so  lancer 
dans  l'emprunt  pour  partieiper  ä  la  formation  du 
fonds  capital.  Jo  crois  cependant  qu'avec  une  re- 
muneration  do  Y/t  */•  les  cantons  ou  plusieurs  d'entre 
eux  ne  voudront  pas  rester  I  l'ecart  et  se  declderont 
a  intervenir.  Mais  pour  cela  il  faut  aller  jusqu'au 
4l/i  °/c  parce  que  au  taux  de  4'/«  %>>  Iis  n'y  trou- 
veraient  pas  un  avantago  süffisant  et  notro  Etablisse- 
ment de  banquo  centrale  serait  aussitot  et  dös  le  de- 
but  mis  on  echec  Le  47»  %  s'impose  dono  si 
nous  voulons  realiser  cette  banquo  sur  la  base  d'un 
compromis,  d'une  triple  Intervention  de  la  Confede- 
ration, des  cantons  et  du  capital  prive. 


M.  Python:  Je  ne  voux  pas  oontester  le  merite 

des  Observation!  presenteer  pour  justifier  la  propo- 
sitlon  de  la  majori  td  de  la  commission,  mais  plus 
la  dlscussion  se  prolonge,  plus  mes  inquietudes 
augmentent  Je  crains  que  cette  proposltion  ait 
pour  cousequence  de  reagir  dans  le  pays  sur  le 
taux  d  Interet  et  essentiellement  sur  le  taux  des 
preis  hypothecaires. 

II  s'agit  d'une  somme  de  36  millions  ä  laquelle 
vous  alles,  per  fas  et  nefas,  assuror  l"interet  annuel 
de  ■%'/»  %.  Je  ne  me  fais  oas  d'illuslon,  je  suis  per- 
suade  que  le  capital  de  la  banque  nationale  sera 
double  ä  une  echeanco  rapprochee.  Ce  sera  donc 
une  sommo  de  72  millions  qui  sera  rentee  ä  4 ','*>. 
Eh  bien,  ne  croyez-vous  pas  que  la  mesure  que  vous 
allez  prendre  aura  sa  repercussion  sur  le  taux  d'ln- 
teret  en  Suisse  et  que  le  capitaliste  preferera  sa 
part  de  tondateur  plutötqu'untitro  hypothecaire  qui 
offre  des  risques  par  lui-meme,  et  immobilise  ab- 
solument  le  capital  pour  un  grand  nombre  d'annees. 
En  effot,  on  ne  peut  l'echanger,  on  ne  connalt  pas 
la  valeur  reelle  des  hypotheques,  Undls  que  les 
parts  do  la  banque  auront  une  valeur  connue  do 
tous.  C'cst  en  me  placant  ä  ce  point  de  vue  läque 
j'hesile  boaueoup  -t  voter  la  proposltion  de  la  ma- 
jorite de  la  commission,  bien  que  le  taux  se  justifio, 
en  ce  moment,  v  l'etat  du  march6  et  les  condi- 
tions danr-  lesquelles  nous  nous  trouvons.  L'hono- 
rabio  representant  du  conseil  föderal  eous  a  fait 
observer  tres  justement  qu'il  fallait  tenir  compte  de 
la  Situation  actuelle,  mais  les  conditions  d'aujourd'hui 
sont  tout-a-fait  exooptionneiles.  Une  amelioration 
pourra  se  produire  et  dans  co  cas,  le  4'/»  °/o  que  vous 
aurez  assuro  sera  exagere.  II  constituera  un  obstacle 
pour  les  cantons  et  les  communes  qui  voudront  em- 
prunter.   On  comparera  le  prix  de  l'emprunt  avee 
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le  tanz  reserve  aux  partioipants  de  la  banque  nationale. 
Je  sais  bien  qu'on  poorra  ropondre  que  ces  derniers 
M  sont  pas  des  creanciers  ordinaires,  mais  bien 
one  categorie  d'actionnaires.  Ce  ne  sont  pas  ä  propre- 
ment  diro  des  actionnaires,  puisqu'ils  ne  courront 
ancun  risque  en  definitive  et  toucheront  reguliere- 
ment  le  4"/«  ou  4'/.%.  Certaines  mesuros  que 
vous  avez  vobies  entraveront  la  formation  du 
capital  privo  ce  sont  des  restrictions  que  vous 
avez  miees  pour  le  transfert  d'une  part  Ces  lor- 
malites  genantes  sont  inutiles.  Je  nen  vois  pas  la 
raison  d'etre.  En  outrc  on  a  exolu  la  partioipatlon 
etrangere.  Pourquoi  tont  cola  •  Ces  precautions  ne 
sont  pas  n6cessaires  ötant  donne  le  peu  de  pouvoir 
laisse  au  capital  privö  qui  ne  pourra  que  participer 
ä  la  nomination  du  conseil,  mais  n'aura  pas  d'autres 
droits. 

Les  motils  apportes  ici  ne  m'ont  pas  convainou. 
Le  4V»  %  prövu  entrainera  latalement  le  rencheris- 
sement  du  taux  d'interet  des  preis. 

Ii  laut  prendre  garde  que  la  question  agraire  ne 
se  pose  pas  chez  nous  pour  le  moment;  si  nous 
malmenons  trop  ragrioalteur,  eile  se  posera ;  nous 
serions  alors  aux  prises  avec  des  dilfioultes  beau- 
coup  plus  grandes.  C'est  pourquoi  je  me  demande 
si  Ton  ne  devrait  pas  maintenir  la  decision  du  conseil 
national  ou  si  l'on  veut  entrer  dans  les  vues  de 
notre  commission,  on  devrait  prevoir  les  cas  oü  le 
taux  d'interet  viendrait  de  nouveau  a  descendre  au 
Chiffre  des  annees  dernieres.  II  laudrait  lonnuler 
une  reserve  et  dire  que  l  interet  pourra  etre  porte 
a  47'i  4/«  sulvant  l'etat  du  marche  flnanoier  ou  les 
chiOres  des  benefices  de  la  banque.  II  laut  prövotr 
au  moins  la  possibilite  pour  l'adminislration  de  la 
banque  de  revenir  en  arriere  suivant  les  resultats 
du  marcbt 


M.  te  conseüler  föderal  Comtess* :  Je  crois  que 
M  Python  a  tort  lorsqu'il  veut  ne  pas  garantir  au 
capital  de  la  banque  une  rente  de  4'/i  °/o,  mais  une 
rente  qui  devra  varier  selon  les  conditio«  du 
marche  flnanoier.  Je  lui  ferai  observer  d'abord  que 
l'etablissement  que  nous  oreerons  n'a  qu'une  duree 
limitee  a  15  ans  d'apres  la  decislon  du  conseil  na- 
tional ou  20  ans  si  vous  decidee  20  ans.  Ce  taux 
d'interet  de  4'/t  7«  ne  sera  donc  pas  garanti  d'une 
maniere  indeßnie,  il  pourra  etre  abaisse  apres  15 
on  20  ans.  Si  nous  parlons  du  4'/t  */•>  c'ast  que  dans 
le  moment  aetuel,  pour  quo  les  cantons  et  h  capital 
prive  interviennent,  il  laut  leur  offrir  davantage  que 
le  4  •/*  Avec  le  4  7t,  personne  ne  voudraitsouscrire; 
vous  auriez  alors  ce  spectacle  singulier  d'une  banque 
qui  doit  Ätre  ediflee  aveo  le  concours  des  cantons 
et  des  capitaux  prives  ot  ä  laquelle  ce  concours 
ferait  delaut 

II  Importe  donc  d'agir  d'apres  les  conditlons  ae- 
tuel les  du  marche  ün  ander  qui  exige  une  rem» 
neration  plus  i-levee  que  le  4  %■ 

M.  Python  a  dit:  Vous  allez  reagir  d'une  maniere 
lächeuse  sur  lo  taux  des  prets  hypothecaires,  sur 
le  taux  d'interet  d'emprunts  faits  par  les  cantons. 
Je  ne  crois  pas  me  cette  crainte  soit  bien  justiftee 
et  que  la  souscription  d'un  capital  de  36  millions  au 
47»  7#  puisse  avoir  ce  resultat.  Si  nous  voulons 
seriensement  fonder  une  banque  nationale  sur  la 


base  du  projet  de  loi,  il  laut  loyalemeat  poser  des 
conditlons  telles  que  le  capital  priv6  et  les  cantons 
volent  un  avantage  ä  intervenir  et  ne  pas  lern*  de- 
mander  un  sacriflee. 

Quant  aux  conditions  de  transfert  du  titre, 
elles  sont  moins  compliquees  que  dans  les  payt 
etrangers,  oü  l'on  sait  combien  sont  difficiles,  en 
France  surtout,  ces  Operations  la. 


t.  Arz :  Die  Frage  des  Zinfusses  für  die  Anteil- 
scheine ist  von  grosser,  grundsätzlicher  Bedeutung. 
Wir  dürfen  nicht  vergessen,  dass  die  Staatsbank 
in  der  Volksabstimmung  mit  grossem  Mehr  verwor- 
fen worden  ist.  Wenn  wir  dem  Volk  ein  neues 
Projekt  präsentieren  wollen,  so  sind  wir  gezwun- 
gen, uns  auf  ein  anderes  System  zu  einigen.  Dieses 
System  ist  nun  die  gemischte  Bank,  welche  aurder 
Dreiteilung  des  Gcscllschaftskapitals  aufgebaut  ist 
Wenn  Sie  diese  Dreiteilung  nicht  illusorisch  machen 
wollen,  so  müssen  Sie  Zinsbedingungen  bieten, 
welche  die  verschiedenen  Teile  veranlassen,  sich 
bei  der  Subskription  zu  beteiligen.  Wenn  Sie  einen 
Zinsfuss  von  nur  4  Proz.  annehmen,  so  kann  sogar 
die  Eidgenossenschaft  bei  dioser  Finanzoperation  zu 
Verlust  kommen.  Die  Eidgenossenschaft  kann  der- 
malen wohl  eine  innere  Anleihe  zu  4  Proz.  auf- 
nehmen, aber  jedenfalls  nicht,  ohne  sich  eine  Kom- 
mission gefallen  lassen  zu  müssen.  Man  hat  diese 
Erfahrung  in  den  letzten  Tagen  machen  können. 
Selbst  der  Bund  wird  sich  also  4prozentige  Anteil- 
scheine nicht  ohne  Verlust  verschaffen  können.  Bei 
den  Kantonen  ist  davon  erst  gar  keine  Rede.  Die 
Kantonalbanken,  welche  man  auch  ins  Interesse 
ziehen  will,  haben  alle  Mühe,  sich  Geld  zu  4  Proz. 
zu  beschaffen.  Die  Kantonalbank,  bei  der  ich  be- 
teiligt bin,  muss  I  Proz.  Provision  bezahlen,  um 
sich  das  notwendige  Kapital  zu  sichern.  So  ist  es 
bei  andern  Banken.  Es  giebt  Kantone,  welche  einen 
Zinsfuss  von  4  und  4'/*  Proz.  offerieren  und  sich 
Geld  doch  nicht  ohne  Verlust  beschaffen  können. 
Sie  müssen  sich  bei  Aufnahme  eines  4prozentigen 
Anleihens  mindestens  1—2  Proz.  Disagio  gefallen 
lassen.  Ungefähr  gleich  stehen  die  Verhältnisse  bei 
den  Privaten. 

Der  Herr  Referent  hat  auseinandergesetzt,  dass 
der  Gewinn  bei  einer  Verzinsung  von  47«  Proz. 
statt  4  Proz.  für  das  Privatkapital  nur  den  verhält- 
nismässig ganz  kleinen  Betrag  von  Fr.  60,000  aus- 
mache. Derselbe  Gewinn  kommt  auch  dem  Bund 
zu  für  seine  Mühe  und  seine  moralische  Verantwort- 
lichkeit. Dass  die  Fr.  00.000  auch  den  Kantonen 
zu  gönnen  sind,  darüber  brauche  ich  midi  nicht 
auszusprechen.  Ich  glaube  im  Gegenteil,  wir  sollton 
die  Kantone  encouragieren,  dass  sie  sich  bei  der 
Subskription  beteiligen  und  nicht  zurückhalten,  was 
der  Fafl  sein  wird,  wenn  wir  die  Verzinsung  auf 
4  Proz.  festsetzen  würden. 

Herr  Python  hat  die  Befürchtung  ausgesprochen, 
dass  durch  die  Steigerung  des  Zinsfusscs  auf  47» 
Prozent  der  llypothekarzinsfuss  heeinflusst  weiden 
möchte.  Allein  die  12  Millionen,  welche  dem  Pri- 
vatkapital reserviert  sind,  spielen  in  der  Oekonomie 
unseres  Landes  eine  so  kloine  Rolle,  dass  keine 
Rede  davon  sein  kann,  das6  das  Hvpothekarwesen 
dadurch  sehr  beeinträchtigt  wird. 


Digitized  by  Google 


Im  übrigen  mache  ich  darauf  aufmerksam,  dass 
je  nach  der  Höhe  des  Zinslusses  in  dem  Moment 
der  Emission  der  Anteilscheine  wir  dieselben  dem 
Publikum  mit  einem  Agio  präsentieren  können. 
Wenn  der  Zinsfuss  zurückgeht  und  wir  in  <len  Fall 
kommen,  die  -i'/tprozentigen  Anteilscheine  nicht  zu 
100,  sondern  zu  110,  115  oder  1'20  zu  emittieren, 
so  können  wir  das  Beispiel  nachahmen,  welches 
uns  die  deutsche  Reichsbank  giebt.  Die  deutsche 
Reichsbank  bat  dieser  Tage  30,000  Anteilscheine  zu 
1000  Mark  mit  einem  Agio  von  350  Mark  per  Stück 
ausgegeben  und  die  Differenz  im  Betrage  von 
10,500,000  Mark  in  den  Reservefonds  gelegt  Wir 
werden  unter  Umständen  auch  so  verfahren.  Es 
geht  aber  nicht  an,  nach  der  Ansicht  des  Herrn 
Python  einen  Artikel  in  das  Gesetz  aufzunehmen, 
welcher  den  Aktionären  in  Aussicht  stellt,  dass  sie 
im  Falle  des  Zurückgehens  des  Zinsfusses  einen  ge- 
ringem Zins  erhalten  werden.  Wir  müssten  dann 
auf  der  andern  Seite  auch  eine  Bestimmung  auf- 
nehmen, welche  den  Aktionären  eventuell  einen 
grössern  Zinsfuss  zusichert  Das  werden  Sie  aber 
nicht  wollen,  sondern  wir  emittieren  die  Anteil- 
scheine zu  einem  Kurs,  welcher  den  dannzumaligen 
Verhältnissen  des  Geldmarktes  entspricht  Die 
Chancen,  ob  der  Zinsfuss  hinauf-  oder 
haben  dann  die  Aktionäre  zu  tragen. 

Ich  möchte  Ihnen  lebhaft  den  Antrag  der  Kom- 
mission empfehlen.  Derselbe  entspricht  der  loyalen 
Absicht  die  gemischte  Bank  in  allen  Teilen  redlich 


M.  Python:  La  proposition  formul^e  par  la  com- 
mission  suscitera  des  difficultes  lors  de  l'emission. 
Quel  taox  d'interet  faudra-t-il  indiquer  pour  faire 
mousser  la  sousoription?  Indiquera-t-on  le  4  ou  lo 
*7t  •/.? 


Abstimmung  —  VataHm. 

Mit  31  gegen  1  Stimme  wird  der  Antrag  der 
Kommission  angenommen. 

(Par  31  vonc  contre  1,  la  proposition  de  la  com- 


Ari. 


Angenommen.  ■*■  (AfoptH) 


Art.  n. 

Csteri,  Berichterstatter  der 
Art  31  haben  wir  das  Wort  «gehörig»  vor  «Bevoll- 
mächtigte» gestrichen,  weil  wir  dafür  hatten,  dass 
hen  nur  der  Bevollmächtigte  auch  gehörig  bevoü- 
nächtigt  sei.  Es  ist  das  ein  Pleonasmos,  der  zur 
Deutlichkeit  nichts  beiträgt 


Art.  3J> 

Csteri,  Berichterstatter  der  Kommission.  Die 
in  Absatz  2  des  Art.  32  von  der  Kommission  vor- 
geschlagene redaktionelle  Aenderung  will  eine  Geni- 
tivkonstruktion, die  nicht  weniger  als  13  Worte  in 
sich  fasst,  aus  der  Welt  schaffen.  Es  ist  durchaus 
notwendig,  diese  Verbesserung  anzubringen. 

Angenommen.  —  (AdopU.) 


Art.  33. 

Csteri,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
Ersetzung  des  Wortes  «Gantraisitz»  durch  «Haupt- 
sitz» entspricht  der  frühern  Redaktion.  Die  Korrek- 
tur in  Absatz  9  ist  nur  eine  Verbesserung,  damit 
nicht  das  Relativpronomen  zweimal  hintereinander 
folg«. 

—  (Ailoptt) 

Art.  84. 

-  (Adopti.) 

Art,  85. 

üsterl,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
erste  Berichtigung  bezieht  sich  auf  die  Auffuhrung 
der  Wahl  des  Viceprasidenten,  gemäss  dem  Be- 
sohl uss  des  Nationalrates  zu  Art  30.  Der  bundes- 
ratllohe  Entwurf  hatte  die  Wahl  des  Viceprasiden- 
ten dem  Bundesrate  vorbehalten.  Der  Nationalrat 
wies  dieselbe  dem  Generalrat  zu.  Das  muss  hier 
citiert  werden. 

Sodann  ist  in  Präzisierung  der  bundesritlichem 
Vorlage  noch  des  Falles  Erwähnung  gethan,  dass 
es  dem  Generalrat  gefällt,  über  materielle  Beschlüsse 
geheim  abzustimmen.  In  der  Vorlage  des  Bundes- 
rates ist  allerdings  der  Begriff  geheime  Wahl  und 
geheime  Abstimmung  vermischt  gebraucht  Aber  e 
kann  hieraus  nicht  ohne  weiteres  gefolgert  werden, 
dass  im  bnndesrätlichen  Antrag  die  Möglichkeit  vor- 
gesehen sei,  dass  über  materielle  Besohittsse  ge- 
heim abgestimmt  werde.  Nun  kann  sich  aber  hier 
wie  anderswo  das  Verlangen  nach  geheimer  Ab- 
stimmung in  materiellen  Beschlüssen  geltend  machen 
und  es  ist  gut  wenn  die  Redaktion  des  Textes  kei- 
nen Zweifel  übrig  lässt 


-  (AiopU.) 


Art.  88. 

Angenomm».  —  (Aiopti.) 


Digitized  by  Google 


AH.  37. 

Uatort,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 
Art  37  haben  wir  wiederum  in  Ausführung  von 
Art  30  den  Generalrat  als  Wahlkollegium  für  den 
Vicepräsidenten  aufnehmen  müssen. 

Angenommen.  -  (AdopU.) 


Art.  38. 

Usterl,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
ersten  drei  Abiinderungsanträge  geben  zu  keinen 
Bemerkungen  Anlass.  Die  vierte  Abänderung 
wurde  notwendig,  weil  der  Ausdruck  ■<  das  un- 
verbindliche Vorschlagsrecht  •  •im-  falsche  ise/ic- 
hung  des  Adjektivunis  zum  Hauptwort  in  sich 
schliesst  Das  Recht  ist  ja  nicht  unverbindlich, 
sondern  der  Gencralral  hat  die  Pflicht,  dieses  Hecht 
auszuüben.  Unverbindlich  ist  nur  der  Vorschlag  für 
den  Bundesrat  Deshalb  haben  wir  gesagt:  «Die 
Aufstellung  unverbindlicher  Vorschläge  für  die  Wahl 
des  Direktoriums  und  der  Direktoren  der  Zweig- 
anslalteu».  Redaktionell  würde  es  sich  noch  em- 
pfehlen, in  unserem  Antrage  in  Zeile  3  das  Wort 
«die»  zu  streichen  und  zu  sagen:  «und  der  Direk- 
toren. .  .»  Sonst  müsste  es  heissen:  «und  für  die 
der  Direktoren.  .  .»,  was  aber  zu  schwerfällig  wäre- 


President :  Wenn  das  Wort  nicht  verlangt  wird, 
nehme  ich  an,  Sie  seien  mit  dem  Antrag  der  Kom- 
mission und  mit  der  von  Herrn  Usleri  vorgeschla- 
genen Streichung  einvorstanden.  —  Es  ist  dies  der 
Fall. 


Art.  39—43. 
Angenommen.  —  (Adoptis.) 


Art.  44. 

Usteri,  Berichterstatter  der  Kommission:  In  Ab- 
satz 3  des  Art.  44  hat  der  bundesrfitliche  Entwurf 
•in  Direktorium  von  drei  bis  fünf  Mitgliedern  vor- 
gesehen. Der  Nationalrat  hat  die  Zahl  der  Mitglie- 
der auf  höchstens  drei  beschränkt  Er  hat  sich 
dabei  wahrscheinlich  von  der  Besorgnis  leiten 
lassen,  es  könnte  eine  unnötig  grosse  Zahl  von 
hochbcsoldeten  Beamten  geschaffen  werden.  Ihre 
Kommission  beliebt  Ihnen  quasi  einen  Mittelantrag 
und  schlagt  Ihnen  vor,  das  Direktorium  fest  aus 
drei  Mitgliedern  zu  bestellen.  Sie  trügt  damit 
einerseits  den  Befürchtungen,  die  im  Nationalrat 
entscheidend  gewesen  sein  mögen,  Rechnung  und 
uAl  andererseits  daran  fest:  tres  faciunt  coilegiUDl. 
Wir  gehen  davon  aus,  dass  bei  dem  Goschäftsum- 
fang  iler  Hank  drei  Mitglieder  unter  allen  Umstan- 
den uolweudig  und  vollbeschäftigt  sein  werden.  Iu 
Anbetracht  der  grossen  Bedeutung  der  weittragen- 


den Beschlüsse,  welche  das  Direktorium,  wenn  auch 
zum  Teil  im  Sinne  der  Antragstellnng.  zu  fassen 
hat  muss  unter  allen  Umstanden  eine  kollegiale 
BeschlussfHssung  gesichert  sein.  Das  wäre  bei  zwei 
Mitgliedern  nicht  möglich.  Bei  der  bedeutenden 
Stellung,  welche  dem  Direktorium  der  Bank  zukommt 
soll  im  Kalle  der  Meinungsverschiedenheit  sich  immer 
eine  unzweifelhafte  Mehrheit  linden.  Anderseits 
sind  wir  nicht  soweit  gegangen  wie  der  Bundesrat 
Wenn  die  (ieschüfte.  der  Nationalbank  so  zunohmen, 
dass  eine  Erweiterung  dos  Direktoriums  notwendig 
wird,  so  kann  man  sich  durch  eine  Gesetzesrevision 
unschwer  helfen.  Im  übrigen  hat  ein  Kollegium 
von  drei  vor  einem  solchen  von  fünf  grosse  Vorzüge, 
indem  man  unter  drei  rasch  r  zu  einer  Entschei- 
dung kommt  und  eine  grössere  Kontinuität  in  der 
Geschfiftspolitik  einhalten  kann,  als  wenn  fünf  sind, 
i  wo  es  immer  Kombinationen  von  Mehrheit  und  Min- 
derheit geben  kann. 

Angenommen.  -  (AdopU.) 


Art.  45—46. 
Angenommen.  —  (Adopte.) 


Art.  47. 

Usteri,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 
Art.  47  entfernt  sich  die  Kommission  von  der  Vor- 
lage des  Bundesrates.  Wir  haben  es  mit  einer  ge- 
mischten Bank  zu  thun.  die  sich  in  ihrer  Innern 
Organisation  unsora  Kantonal-  und  Privatbauken  so 
ziemlich  nähert  Da  sollte  nun  mit  Rücksicht  auf 
die  Gewinnung  der  entsprechenden  Hülfs-  und  Ar- 
beitskräfte diejenige  Nonn  Platz  greifen,  welche 

|  das  betreffende  Personal  nach  seiner  bisherigen 
Stellung  anzutreffen  gewohnt  ist  Nach  dem  Vor- 
schlag des  Bundesrates  wurden  die  Beamten  und 
Angestellten  am  Hauptsitz  vom  Direktorium,  also 
von  einem  Kollegium  von  drei  Mitgliedern,  gewählt 
während  bei  den  Filialen  die  Lokaldirektionen  be- 

)  rufen  wären,  diese  Wahlen  auf  die  Vorschläge  der 
Lokalkomitees  zu  treffen.   Was  die  letztern  Wahlen 

!  anbetreiffL,  so  ist  zu  sagen,  dass  es  sich  hier  um 

!  sehr  zahlreiche  Beamte  und  zum  Teil  um  Beamte, 
die  in  hoher,  verantwortlicher  Stellung  stehen,  z.B. 
Prokuristen  handelt.  Es  ist  ja  auch  mit  unsern  Ge- 
wohnheiten und  Anschauungen,  die  wir  in  den  po- 
litischen Behörden  haben,  nicht  wohl  vereinbar, 
dass  die  Wahlbehörde  eine  einzelne  Person  sei- 
Allerdings  besteht  die  Lokaldirektion  aus  einem 
Direktor  und  einem  Subdireklor.  Aber  ich  gehe  da- 
von aus,  dass  wenn  der  Direktor  anwesend  ist,  der- 
selbe nach  seiuer  Einzolkompetenz  die  betreffenden 
Wahlen  treffen  würde.  Je  nachdem  er  sich  mit 
dem  Subdircktor  stellt,  würde  er  mit  ihm  über  die 
Wahlen  sprechen,  aber  er  wäre  die  Wahlbehörde. 
Es  ist  aber  bekannt,  dass  sowohl  bei  den  Kantonal- 

1  banken  als  bei  den  Privatbanken  dio  Ausschüsse 
diese  Wahlen  treffen.  Es  liegt  gewiss  auch 
im  Interesse  der  Konsolidierung  der  Stellung  des 
Angestellten,  wenn  er  in  Hinsicht  auf  die  Wah 
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nicht  von  seinem  unmittelbaren  Vorgesetzten  ab- 

hiinift,  sondern  von  einem  Kollegium  gewählt  wird. 
Andrerseits  ist  die  Stellung  des  Direktors  so  verant- 
wortlich, dass  es  ihm  nach  unserm  Dafürhalten  nur 
willkommen  ist,  wenn  er  die  Verantwortlichkeit  für 
diese  Wühlen  nicht  auch  noch  zu  tragen  hat.  Zudem 
gehören  die  Personenfragen  zu  den  unangenehmsten 
Geschäften.  Wenn  dieselben  daher  aus  der  Einzel- 
kompotenz  des  Direktors  in  die  doch  immer  etwas 
gleichmässigere  und  ruhigere  und  mehr  abwägende 
Kompetenz  eines  Kollegiums  verschoben  werden, 
so  hat  das  sein.'  Vorteile,  die  von  jedermann  ge- 
würdigt werden.  Wir  haben  auch  kein  Bedenken, 
dass  die  Lokalkomitees  I,oute  Wühlen  würdan,  von 
denen  die  Direktion  von  vornherein  sagen  müsste, 
dass  sie  mit  denselben  nichts  anfangen  könne.  Dio 
Lokalkomitees  werden  ja  aus  den  namhaftesten 
Kaufleuten  und  Industriellen  des  Banksitze«  bestellt 
und  man  darf  diesen  Leuten  so  viel  bon  sens  zu- 
trauen, dass  sie  nicht  aus  Rücksichten,  die  mit  dem 
Geschäftsinteresse  nichts  zu  thun  haben,  gegen  den 
Willen  der  Direktion  Angestellte  wählen.  Man  wird 
über  diese  Wahlen  miteinander  sprechen  und  man 
wird  sich  finden. 

Eine  Aenderung  war  nun  aber  von  vorneherein 
unserer  Ansiebt  nach  deshalb  notwendig,  weil  dio 
bundesrätliche  Vorlage  die  Sache  etwas  auf  den 
Kopf  gestellt  hatte.  Nach  der  Vorlago  des  Bundes- 
rates ist  dio  Lokaldirektion  dio  Wahlbehörde  und 
man  erlaubt  d-^rn  zur  Mitwirkung  und  Beratung  be- 
stellten Komitee,  der  ihr  untergeordneten  l-okat- 
direkllon  einen  Vorschlag  zu  machen.  Das  ist  etwas 
verkehrte  Welt  Was  will  der  Direktor  schliesslich 
machen?  Er  hat  die  Verantwortlichkeit  für  die  Wahl, 
aber  seine  hohe  Oborbehörde  empfiehlt  ihm,  den 
und  den  Herrn  zu  wählen?  Das  ist  eine  Mischung 
von  Pflicht  und  Recht,  die  gegebenen  Falles  nicht 
von  gutem  sein  kann.  Wir  waren  daher  von  vorne- 
herein genötigt,  eine  Aondorung  vorzunehmen.  Aus 
den  bereits  erwähnten  Erwägungen  sind  wir  dazu 
gekommen,  zu  (Inden,  dass  es  richtiger  sei,  wenn  die 
Lokalkomitees  die  Wahlen  treffen  auf  Vorschlag  der 
Lokaldirektion,  die  in  der  Kegel  durch  persönliche 
Informationen  in  der  Lage  sein  wird,  sich  über  die 
Eignung  der  Betreffenden  zu  orientieren.  In  vielen 
Fällen  wird  es  sich  auch  um  Avancemenlswahlen 
handeln,  wo  der  Lokaldirektor  von  rorneherein  in 
der  Lage  sein  wird,  den  Mann  zu  jugieren. 

Um  eine  gewisse  KonkTuenz  herzustellen,  haben 
wir  dann  auch  dio  Wahlen  der  Beamten  dos  Haupt- 
sitzes von  dem  Direktorium  an  den  Bankausschuss 
Überwiesen,  der  durch  seine  Mitwirkung  bei  den 
Bankgeschäften  und  durch  die  Qualität  seiner  Mit- 
glieder unzweifelhaft  diese  Wahlen  mit  Sachkennt- 
nis treffen  wird  Wir  anerkennen,  dass  hier  eine 
Nötigung  nicht  in  demselben  Masse  wie  bei  den 
Lokaldirektionen  vorliegt,  weil  wir  es  hier  mit  einem 
Kollegium  zu  thun  haben.  Aber  wir  haben  uns  der 
allgemeinen  l'ebung  erinnert,  die.  wie  gesagt,  bei  den 
Kantonalbanken  und  auch  bei  Privatbanken  herrscht, 
dass  ein  Kollegium .  dio  Aufsichtsbehörde,  die 
W'ahlen  trifft  und  damit  auch  die  Verantwortlicl»- 
keit  für  dieselben  übernimmt  Es  fällt  noch  ein 
weiteres  Moment  in  Betracht  das  für  die  Wahlen 
der  Beamten  am  Hauptsitz  durch  den  Bankausschuss 
ausschlaggebend  ist  Das  ist  die  Festsetzung  der 
Besoldung,  die  immer  mit  der  Wahl  Hand  in  Hand 


geht.    Es  liegt  gewiss  im  grossen  Interesse  der 

ßesehäfuführenden  Direktoren,  wenn  die  vielfach 
unangenehmen  Besoldungs fragen  nicht  von  ihnen, 
die  im  täglichen  Verkehr  mit  den  ihnen  unterstell- 
ten Beamten  stehen,  geltet  werden  müssen,  sondern 
wenn  sie  von  der  hohem  Instanz,  dem  Bankaus- 
schuss bezw.  den  Lokalkomitees  erledigt  werden. 

Aus  diesen  Gründen  sind  wir  dazu  gekommen, 
Ihnen  die  von  uns  vorgeschlagene  Redaktion  zu 
empfehlen. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  48. 

ITsterl,  Berichterstatter  der  Kommission :  Hier 
haben  wir  ausdrücklich  die  kompetente  Stelle  be- 
zeichnet weiche  die  Prokuristen  zu  ernennen  hat. 
Die  Vorlage  des  Bundesrates  verweist  diese  Kompe- 
tenz mit  andern  in  das  Reglement  Wir  halten  aber 
dafür,  dass  die  Prokuristen  eine  so  verantwortungs- 
volle und  bedeutende  Stellung  einnehmen  worden, 
dass  es  angemessen  sei,  dio  zur  Erteilung  der  Pro- 
kura kompetente  Stelle  im  Gesetz  selbst  zu  bezeich- 
nen. Wir  hatten  den  Art  4£i  dos  Obligationen- 
rochts  vor  Augen,  welcher  die  Haftbarkeit  des  Pro- 
kuristen gegenüber  jedem  gutgläubigen  Dritten  nor~ 
miert.  Wir  waren  uns  bewusst  dass  wir  eine  grosso 
Anzahl  von  Prokuristen  erhalten  werden.  Wir  haben 
den  Bankausschuss  als  diejenige  Stelle  bezeichnet, 
welche  Kraft  der  übrigen  Kompetenzen,  die  einge- 
räumt sind,  berufen  erscheint,  dio  Vertrauenswür- 
digkeit und  Eignung  der  betr.  Beamten  für  die  Er* 
teilung  der  Prokura  am  richtigsten  zu  beurteilen. 


M.  Python:  Ja  suppose  quo  les  noms  des  per- 
sonnes  autoriscos  a  en gager  la  banque  par  lours 
signatures  seront  portes  a  la  connaissance  du  public 
par  la  voie  du  registre  du  commerce  ou  d'une  autre 
maniere. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 

Art.  49—50. 


I -rteri,  Berichterstatter  der  Kommission  Wir 

haben  dafür  gehalten,  dass  mit  Rücksiebt  auf  die 
Provenienz  der  Angestellten  einerseits  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  Organisation  der  Bank  als  kauf- 
männisches Unternehmen  anderseits  die  Herbei- 
ziehung des  Art  37  u.  s.  w.  des  Vorantwortllcb- 
keitsgesetzes  von  1850  sich  nicht  empfehle.  Wir 
finden,  dass  die  Wahl-  und  Anstellungsverhallnisse 
dieser  Beamten  durch  die  Vorschriften  des  0.  R.« 
die  ja  durch  die  Bestimmungen  des  Anstellungsver- 
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träges  noch  iu  wünschbarer  Weise  präcisiert  wer- 
den können,  in  durchaus  ausreichender  Weise  be- 
handelt werden.  Die  Sache  ist  nicht  von  wesentlicher 
Bedeutung.  Doch  glauben  wir,  dass  wir  der  in  Ab- 
satz 2  des  Art.  51  enthaltenen  Bestimmungen  nicht 
bedürfen. 

Angenommen.  —  (Adopli.) 


Art.  52. 

&  Python:  II  me  semble  que  ledernier  alineu 
ajoute  par  le  conseil  national  dovrait  »Hre  porte 
aiüeurs,  c'est-a>dire  apres  l'art.  54  qui  dit:  «Los 
üraitemcnts  de  tous  tes  fonctionnaires  et  employes 
de  la  banque  nationale  saus  exception  seront  fixte 
par  le  conseil  de  banque  dans  les  limitos  o lablies 
par  le  reglement» 

L'art  52  dit  que  l'assembtee  federale  approuve 
le  minimum  et  le  maximum  des  traitements.  Je  ne 
sais  pas  pourquoi  on  met  lä  ce  demier  alinea  puis- 
qn'ii  ne  s'agit  4  l'art.  52  que  de  la  competenoe  et 
des  rapports  reciproques  des  autorites  de  la  banque. 


Präsident:  Ein  Gegenantrag  liegt  nicht  vor.  — 
Art  52  ist  also  in  der  Fa'\       der  Kommission  an- 


Art.  53—54. 
Angenommen.  —  (AdopUsJ 


Art.  55. 

Uattxi,  BeriohtersUtter  der  Kommission:  In  der 
Vortage  des  Bundesrates  ist  dem  Finanziepartement 
die  Kontrolle  über  die  Metalldockung  lür  die  Oku- 
lierenden Noten  und  übrigen  kurzfälligen  Verbind- 
lichkeiten derNationalbank  zugewiesen.  Im  bisherigen 
Banknotengesetz  haben  wir  in  Art  44  folgende  Be- 
stimmung: «Sie  haben  den  Delogierten  des  Bundes- 
rates die  Bücher  und  Kontrollen  zur  Hinsicht  vor- 
zulegen, die  Eöektiv-Bestünde  vorzuweisen  und  die 
aul  den  Banknotonverkehr  hßzüylicliea  Aufschlüsse 
zu  erteilen.»  Es  ist  uns  bekannt,  dass  sich  die  In- 
spektoren des  Fioanzdepartements  heute  nicht  nur 
damit  begnügen,  die  Motalldeckung  zu  Honlrollioroo, 
sondern  dass  von  ihnen  auch  eine  Prüfung  der 
Wechsel  und  der  Wertschriften,  welche  zur  Deckung 
vorhanden  sind,  ausgeübt  wird.  Im  Gesetzesont- 
worf  haben  wir  die  Art.  18  und  lObis  ins  Au&e  zu 
lassen.  Art.  18  sagt:  «Der  ganze  Gegenwert  der  in 
Umlauf  befindlichen  Noten  soll  in  gesetzlicher  Bar- 
schalt oder  in  Gold  in  Barren,  zum  Marktwerte  ge- 
rechnet oder  in  fremden  Goldmünzon,  in  schwei- 
aerisoben  Diakontowocbseln  und  Wechseln  auf  das 
Anstand  vorbanden  sein ;  dio  Metallreserve  muss  zum 
mindesten  40»/o  der  in  Umlauf  befindlichen  Noten 
betragen,!  Axt  10  bestimmt :  t Die  Bank  wird  ferner 


verpflichtet.  denGe^onwert  aller  kurzIälligenSchuldan 
jederzeit  in  schweizerischen  Diskontowechseln,  in 
Wechseln  auf  das  Ausland,  in  gesetzlicher  Barschaft, 
fremden  Goldmünzen  oder  Goldbarren  ^deckt  zu 
hatten.  Als  kurzfällig  gelten  diejenigen  Schulden, 
welche  innert  10  Ta^en  fällig  oder  forderbar  sind.» 
Die  Kommission  ist  davon  ausgegangen,  dass  unter 
den  in  Art  55,  Absatz  i,  angeführten  übrigen  kurz- 
fälligen  Verbindlichkelten  der  Nationalbank  die  Ver- 
bindlichkeiten nach  Art  19  des  Entwurfes  verstan- 
den seien,  sodass  die  Kontrolle  über  die  60  •/•  Bank- 
notenJeckuug,  die  in  schweizerischen  Diskonlo- 
wechsoln  oder  in  Wechseln  auf  das  Ausland  vor- 
handen sein  müssen,  ausfällt  Es  ist  wohl  möglich, 
I  dass  die  bundesrätlicho  Vorlago  im  Schtusssatz  von 
Lemma  4  des  Art  55  auch  diose  60  •/.  Notendeckung 
I  verstanden  wissen  will.  Die  Kommission  hat  aber 
;  dafür  gehalten,  das?  das  nioht  ohne  weiteres  aus 
dem  Wortlaut  des  Art.  55  hervorgehe,  da  nur  von 
der  Kontrolle  der  Metatideckung  der  Okulierenden 
Noten  gesprochen  wird,  während  die  Inspektion  sich 
auch  auf  die  Wechsel,  welche  im  Betrag  von  GO'/o 
der  Notencirkuiation  hinterlegt  sind,  beziehen  soll. 
Gerade  für  die  letztern  ist  eine  Kontrolle  am  Platze,  * 
da  der  grosste  Wert  darauf  gelegt  werden  muss, 
dass  diese  schweizerischen  Diskontowechsel  und 
Wechsel  auf  das  Ausland  wirklich  bankfähige  Pa- 
piere sind,  und  dass  nicht  blosse  Kundenwechsel 
in  kleinen  Beirren  auf  alte  möglichen  kleinen  Plätze 
sich  im  Portefeuille  vorlinden,  die  im  Falle  der 
notwendigen  Liquidation  nicht  so  rasch  realisiert 
werden  können,  wie  es  notwendig  ist 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Ar!.  5C-C3. 
Angenommen.  -  (Adopth.) 


Art.  64. 

Usteri,  Berichterstatter  dor  Kommission:  Die 
Kommission  kehrt  in  Art.  64  zu  dem  Vorschlag  des 
Bundesrates  zurück  und  beliebt  Ihnen  ein  Privile- 
gium der  Bank  von  20  Jahren.  In  der  Botschaft  des 
Bundesrates  tindet  sich  keine  specietlo  Begründung 
für  den  Termin  von  20  Jahren.  Die  Begründung  ist 
wohl  in  den  allgemeinen  Verhallnissen  zu  suchen, 
und  dio  Frist  nach  dio  -  j  a!l>remoinen  Vorhältnissen 
festzusetzen.  Der  Kommission  hat  es  geschienen, 
dass  die  Frist  des  Bundesrates  den  Verhältnissen 
besser  entspreche,  als  dio  reduzierte  Frist  des  Na- 
tionalrates. Wir  dürlcu  nicht  vorgesson.  dass  wir 
zunächst  eine  Uobergangsperiode  haben  werden,  in 
welcher  die  Nationalbank  nur  in  beschränktem 
Masse  Banknuten  wird  ausgeben  können.  Es  ist  be- 
reits gestern  darauf  hingewiesen  worden,  dass  wir 
heute  schon  zu  viel  Banknoten  haben.  Die  Sache 
wird  sich  daher  so  machen,  dass  im  Sinno  des  Art  73 
des  Entwurfes  wohl  successive  Banknoten  der  Emis- 
sionsbanken eingehen  worden,  dass  die  National- 
bank aber  nur  langsam  dazu  kommen  wird, 
eine  etwas  grossere  Banknotenemission  in  Girku- 
lation  zu  setzen  und  für  längere  Zeit  hauptsächlich 
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au!  das  Grundkapital  von  Mi  Millionen  angewiesen 
sein  wird.  Die  Nationalbank  wird  also  während  län- 
gerer Zeil  uur  einen  beschränkten  Geschäftsbetrieb 
ausüben  können. 

Dazu  kommt,  dass  in  den  ersten  Jahren  Erfahrungen 
gesammelt  werden  müssen  und  dass  der  Ausbau  der 
Hauptanstalt  und  der  Filialon  dio  Krfifle  der  leiten- 
den Organe  stark  in  Anspruch  nehmen  wird.  Es 
kommt  weiter  hinzu,  dass  die  Dank  im  Anfang  eine 
Diskontopolitik  im  hohem  Style  nicht  wird  treiben 
da  ihr  nur  relativ  beschränkte  Mittel  zur 
werden.  Wir  versprechen  uns 
solchen  Diskontopolitik,  die 
ans  bis  heate  in  der  Schweiz  gefehlt  hat,  den  Er- 
folg der  Nationalbank. 

Unter  diesen  Umständen  schien  uns  die  vom 
Nationalste  vorgeschlagene  Frist  von  15  Jahren  bei 
weitem  nicht  ausreichend.  Eine  Diskontpolitik  in 
grösserem  Umfang  und  die  Einleitung  und  Durch- 
führung grosserer  Operationen  bedürfen  einer  sorg- 
faltigen Vorbereitung.  Diese  Vorbereitung  hat  wie- 
derum die  Anknüpfung  zahlreicher  und  intimer  Be- 
ziehungen mit  den  einheimischen  Banken  und  aus- 
ländischen Bankplätzen  zur  Folge.  Das  alles  lisst 
sich  nicht  von  heute  auf  morgen  einrichten. 

Ein  weiterer  Punkt,  der  in  Betracht  fällt,  ist 
auch  der  Umstand,  der  uns  dazu  goführt  hat,  den 
Artikel,  der  von  der  Verzinsung  handelt,  zu  modi- 
fizieren. Wir  werden  nach  den  Anschauungen  vieler 
unter  ans  etwas  Mühe  haben,  die  Kantono  zu  ver- 
anlassen, die  Anteile  am  Grundkapital  zu  zeichnen. 
Es  wird  auch  nicht  leicht  sein,  das  Privalkapilal 
heranzuziehen.  Je  kürzer  aber  die  Dauer  des  Privi- 
legiums sein  wird,  um  so  mehr  Schwierigkeiten 
werden  sich  bieten,  die  Kantone  und  das  Privat- 
kapital zur  Mitbeteiligung  zu  bestimmen.  Auch  aus 
diesem  Grund,  um  den  Charakter  der  Bank,  wie  er 
einmal  in  der  Vorlage  etabliert  ist,  festzuhalten  und 
durchzuführen,  haben  wir  den  bundesrätlichen  An- 
trag, der  gewiss  auf  einsichtiger  und  eingehender 
der  Verhältnisse  beruht,  wieder  aufge- 


Es  wird  den  Bankorganen  möglich  sein,  innert 
der  Frist  von  "20  Jahren,  von  denen  mindestens  5 
Jahre  als  Uebergangszeit  angesehen  werden  müssen, 
zu  zeigen,  was  sie  dem  Lande  zu  nützen  in  der 
Lage  sein  werden.  Es  ist  nicht  von  gutem,  einer  In- 
stitution, deren  Organisation  yross  angelegt  ist, 
schon  wieder  in  die  Arme  zu  fallen,  bevor  sie  sich 
recht  entfaltet  hat. 

Es  scheint  uns,  dass  von  Seiten  des  Bundes 
und  der  Kantone  keine  Bedenken  gogen  unsern 
Antrag  vorliegen.  Denn  wir  können  annehmen, 
dass  die  Bank  in  den  spätem  Jahren  mehr  pros- 
perieren wird,  als  im  Anfang.  Da  der  ganze  Rein- 
gewinn den  Kantonen  zufällt,  kann  es  ihnon  nur  er- 
wünscht sein,  weon  die  Dauer  des  Privilegiums  sich 
über  eine  Zeit  erstreckt,  in  der  dio  Kantono  mit 
einer  gewissen  Sicherheit  auf  Einnahmen  rechnen 
können,  die  über  das,  was  sie  heute  von  der  kan- 
tonalen Banknotensteuer  beziehen,  hinausgehen 
werden. 

Ich  ompfehle  Ihnen  die  Ausdehnung  des  Privile- 
giums von  15  auf  20  Jahre.  Die  übrigen  Aliiinderungs- 
antrAge  sind  blo3  redaktioneller  Natur. 


M.  le  conseiller  föderal  Comtessc:  M.  Usteri  a 

dit  tout  i  Theure  que  le  conseil  föderal  n'avait  pas 
justilie  dan>  son  message  par  des  raisons  speciales 
la  dun°-e  du  privil«>ge  de  la  banque  ä  20  ans.  Je 
voudrais  tut  rappeler  quo  le  conseil  federal  s'est 
basö  pour  lixer  cette  duree,  sur  l'avis  d'une  com- 
mission  d'experls  qui  a  examine  plusieurs  alterna- 
tives avant  de  se  prononcer  pour  cette  duree  de  20 
ans,  laquelle  cadre  avec  la  duree  du  privilege  des 
etabliasements  similaires  des  autres  pays. 

La  banque  de  France,  si  je  me  souviens  bien,  a 
proroge  son  privikge  de  23  ans.  En  Belgique,  le 
privilege  de  la  banque  a  ete  aussi  renouvele  poar 
25  ans. 

On  doit  reconnaitre  que  2u  ans  suffisent  ä  peine 
ä  une  banque  pour  le  developpement  de  ses  affaires 
et  pour  lui  permottre  de  rendre  des  Services.  Ii 
faut  bien  se  reprSsenter  qu'il  y  aura  une  periode 
preparatoire  asse?  longue;  en  effet,  11  faudra  bien 
5  ans  jusqu'a  ce  qu'elle  puisse  deployer  toute  son 
activite  dans  le  cercle  complet  de  ses  Operations. 
Son  credit  depend  aussi  de  la  duree  du  privilege; 
de  meme  que  le  credit  des  billots  de  banque  qui 
doivent  etre  mis  a  l'abri  de  toute  discussion.  II  faut 
qu'on  sache  bien  que  les  billets  circuleront  pendant 
un  cortain  nombre  d'annees  et  qu'on  ne  so  domande  pas 
s'ils  seront  echanges  au  bout  de  peu  de  temps  contre 
d'autres  billets,  parce  que  la  banque  nationale  n'aura 
qu'une  courte  duree.  Par  cousequent,  dans  l'interet 
de  linstitutioo,  pour  qu'elle  puisse  rendre  service 
ä  notre  commerce  et  ü  notre  Industrie,  et  pour  que 
les  billets  de  banque  jouissent  de  tout  le  credit  ne- 
cessaire,  11  faut  une  duree  de  20  ans  plutöt  que  de 
15.  Ce  sont  ces  motifs  qui  ont  dicte  au  conseil 
federal,  la  proposition  de  20  ans  d'aecord  avec 
l'avis  exprime  par 


Abstimmung  —  Votation. 


Der  Antrag 
(34  Stimmen) 

(La  proposition  de  la 
[34  voix]). 


Angenommen.  —  (Adopik.) 


Art.  69. 

Usteri,  Berichterstatter  der  Kommission :  In  Art 
69  haben  wir  das  Provisorium  der  Wahlen  für  die 
Uebergangsperiode  gestrichen.  Wir  halten  dafür, 
dass  wir  den  vorschlagenden  Behörden  und  dem 
Bundesrate  nicht  die  Schwierigkeit  bereiten  soUten. 
gerade  da,  wo  es  sich  um  die  schwierigste  Zelt,  um 
dio  Zeit  der  Einführung  der  neuen  Institution  han- 
delt, durch  gesetzliche  Bestimmungen  vielleicht  daran 
gehindert  zu  werden,  die  tüchtigsten  Leute  für  das 
Direktorium  zu  bekommen.  Der  Bundesrat  sollte  in 
der  Lage  sein,  diejenigen  Kandidaten,  denen  er  das 
Vertrauen  schenkt,  von  vornherein  fest  wählen  M» 
OfAcMX.  X»  «3  es 


Digitized  by  Google 


r,.-»  I  _ 


können,  und  dio  betreffenden  Leute  sollten  nicht, 
wenigstens  nach  dem  Wortlaut  des  Gesetzes,  dorn 
Risiko  ausgesetzt  sein,  nach  Ablauf  der  allerersten 
Organisationsperiode,  dio  im  Sinne  von  Art.  71  ihr 
Ende  erreichen  wird,  nicht  gewählt  zu  werden. 

Wir  glauben,  dass  die  von  uns  vorgeschlagene 
Modifikation  eine  gowissc  Verbesserung  des  Ent- 
wurfes in  sich  schlicsso,  ohne  dass  vom  staatsrecht- 
lichen oder  von  einem  andorn  Gesichtspunkte  aus 
irgendwelche  Bedenkon  gegen  diese  Formulierung 
geltend  gemacht  werdon  könnten.  Die  betreffenden 
Organe,  es  handelt  sich  nicht  nur  um  dio  Direktoren 
des  Hauptsitzos,  sondern  auch  um  den  Goneralrat, 
den  Bankrat  und  den  Bankausschuss,  werden  mit 
dem  Moment  des  definitiven  Beginnes  der  Bank- 
thätigkeit  mit  allen  übrigen  daunzumal  erst  zu  wäh- 
lenden Organen  und  Beamtungen  in  die  erste  Amts- 
dauer der  Nationalbank  hinübertreten. 

Angenommen.  -  (Adopti.) 


Art.  70. 

Angenommen.  -  (Adopti j 


Art.  71. 

Arnum n n  :  Nachdem  in  Art.  69  das  Porvisorium 
gestrichen  ist,  bat  es  keinen  Sinn  mehr,  im  letzten 
Absatz  von  Art  71  nooh  von  definitiven  Wahlen  zu 
sprechen.  Allo  Wahlen  werden  so  wie  so  definitive 
sein.  Ich  stelle  daher  den  Antrag,  das  Wort  edefini- 
tiv»  zu  streichon. 


Lsteri,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Antrag  des  Herrn  Ammann  ist  richtig  und  die  Kom- 
mission kann  sich  demselben  snschliessen. 

Wenn  wir  zu  Art.  71  noch  ein  weiteres  Lemma 
beantragen,  so  haben  wir  damit  das  dritte  Lemma 
des  Entwurfes  des  Bundesrates  nicht  beseitigt.  Wir 
haben  im  Lemma  3  nur  das  Wort  a weitern»  einge- 
schaltet mit  Bücksicht  auf  Art  C9. 

Ich  mochte  Ihnen  personlich  eine  etwas  bessere 
Redaktion  des  von  uns  vorgeschlagenen  neuen 
Lemmas  beantragen,  welche  vermeidot,  dass  mit 
Bezug  auf  die  Beamten,  welche  bereits  seit  1—2 
Jahren  gewählt  sind,  von  einer  ersten  Amtsdauer 
die  Rede  sei.  Wir  könnten  sagen:  «Die  bereits  ge- 
wählten Aufsichtsbehörden,  Beamten  und  Angestell- 
ten treten  auf  diesen  Zeitpunkt  mit  den  übrigen  Or- 
ganen der  Nationalbank  in  die  erste  Amtsdauer  ein. 
Dieser  Antrag  ist  rein  redaktioneller  Natur. 


Präsident :  Der  Herr  Kommissionshorlchterstatter 
erklärt  sich  mit  der  Streichung  des  Wortes  «defini- 
tiv» einverstanden  und  beantragt  individuell  eine 
bessere  Redaktion  des  von  der  Kommission  vorge- 
■ohlagenen  Zusatzes.   Ich  frage  dio  übrigen  Mit- 


glieder der  Kommission  an,  ob  sie  mit  diesen  bei- 
den Vorschlügen  einverstanden  sind.  Wenn  kein 
Mitglied  der  Kommission  sich  dagegen  ausspricht, 
so  nehme  ich  an,  Sie  seien  einverstanden.  —  Es 
ist  dies  der  Fall. 

Art.  72 

Angenommen.  -  (Adopti) 
Art.  73. 

Uateri,  Berichterstatter  der  Kommissionsmohr- 
heit:  Wir  haben  uns  die  Verhältnisse,  wie  sie  sich 
anlässlich  der  Einlösung  der  bisherigen  Banknoten 
bei  den  Emissionsbanken  einstellen  werden,  zu  ver- 
anschaulichen gesucht  und  haben  allerdings  aner- 
kennen müssen,  dass  diese  Uebergangszeit  für  die 
eine  oder  andere  Bank  nicht  gerade  eine  angenehme 
sein  dürfte.  Wenn  die  Banknoten  bisher  nur  als 
das,  wozu  sie  bestimmt  waren,  d.  b.  als  Cirkulations- 
mittel  Verwendung  gefunden  hätten,  und  nicht  miss- 
bräuchlicb  als  Kreditmittel  gegeben  und  genommen 
worden  wären,  so  hätte  diese  Einlösung  nichts  auf 
sich.  Da  aber  bekanntlich  die  Banknoten  auch  als 
Kreditmittel  habon  herhalten  müssen,  so  muss  man 
eben  dia  Schwierigkeiten  diesor  Uebergangsperiode 
wutvii/  ri.  Der  Bundesrat  und  der  Nationalrat  haben 
für  den  Rückzug  der  Banknoten  einen  Zeitraum  von 
2'/i  Jahren  in  Aussicht  genommen.  Die  Kommission 
hat  diese  Frist  auf  3  Jahre  verlfingert,  in  der  An- 
nahme und  in  der  Erwartung,  dass  es  möglich  sein 
werde,  die  Einlösung  innert  dieser  Frist  zu  bewerk- 
stelligen. Es  darf  doch  in  Anschlag  gebracht  werden 
dass  40  °/o  der  Banknoten  bar  gedeckt  sind.  Diese 
Bardeckung  wird  sich  succesive  mit  der  Einlösung 
der  Emission  reduzieren.  Es  kommt  also  nur  darauf 
an.  für  die  restierenden  60  °,'o  die  nötigen  Mittel  an 
den  Kassen  bereit  zu  stellen. 

Wir  haben  uns  forner  entschlossen,  den  Be- 
denken der  Kantonalbankfreundo  noch  in  einer  an- 
dern Richtnug  Rechnung  zutragen.  Wir  haben  einen 
Art  73bis  aufgenommen,  der  bestimmt,  dass  die 
Nationalbank  den  Emissionsbanken  auf  ihre  Wert- 
papiere Vorschüsse  ^ehen  wird,  welche  dazu  dienen 
würden,  die  bei  don  Kassen  der  betreffenden  Emis- 
sioLsbanken  zur  Rückzahlung  gelangenden  Banknoten 
einzulösen.  Diese  Massnahme  darf  nur  als  eine 
transitorischo  in  Betracht  fallen,  da  sie  unzweifel- 
haft die  Liquidität  des  Portefeuillos  der  National- 
bank in  etwelchcm  Masse  alterioren  kann,  da  man 
damit  rechnen  muss,  dass  die  Emissionsbanken  das 
eine  oder  andere  Wertpapier  als  Deckung  für  die 
Vorschüsse  präsentieren  werdeo,  das  sich  nicht 
ohne  weiteres  realisieren  lässt.  Wir  haben  aber  ge- 
glaubt, das  mit  in  den  Kauf  nehmen  zu  dürfen,  da 
es  sich  nur  um  eine  Ueliorgangszeit  handelt,  in  der 
dio  Thätigkeit  der  Bank  mit  Rücksicht  auf  die  Dis- 
kontopolitik eine  reduzierte  sein  wird.  Allerdings 
soll  nicht  über  dio  FrUt  von  drei  Jahren  hinausge- 
gangen werden,  damit  die  Nationalbank  doch  ein- 
mal in  dio  Lage  versetzt  wird,  ihre  volle  Thätigkeit 
zu  entfalten.  Es  wird  an  solchen  nicht  fehlen,  welche, 
sobald  einmal  dio  Nationalbank  gegründet  sein  wird, 
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von  ihr  diejenigen  Verbesserungen  unsoror  Valuta 
erwarten  werden,  welche  möglich  sein  worden,  und 
auf  die  man  hoDen  und  rechnen  darf,  wenn  die 
Bank  .  iumal  ihre  volle  Thätigkeit  wird  entfalten 
k&nnen. 

In  Alinea  2,  Zelle  3  muss  eine  kleine  Korrektur 
angebracht  werden.  Es  ist  dort  der  Ausdruck  «ein 
Zehntels  stehen  geblioben,  der  natürlich  durch  «ein 
Zwölftel»  ersetzt  werden  mnss. 

Wir  empfehlen  ihnen  die  Vorlage  der  Kommis- 
sionsmehrheit  und  behalten  uns  vor,  auf  den  Antrag 
der  Kommissionsminderheit,  der  seinerzeit  in  dor 
Kommission  nicht  gestellt  worden  ist,  zu  antworten, 
wann  wir  denen  Begründung  gehört  haben  werden. 


Befehlin,  Berichterstatter  der  Kommissions- 
minderheit:  Die  Minderheit  will  mit  ihrem  Antrag 
zu  Art  73  die  Einlösungsfrist  der  Banknoten  auf  5 
Jahre,  mit  Eiolieforung  von  mindestens  10  °/«  auf 
Ende  eines  halben  Jahres,  ausdehnen.  Sie  stellt 
diesen  Antrag  im  Interesse  der  Kantonalbanken  und 
mit  Rücksieht  auf  die  bestehenden  Geldverhältnisse. 

Die  Danknotenemission  ist  durch  W  %  Metall  und 
00  Wertschriften  oder  Wechsel  gedeckt.  Die  Ga- 
rantien dor  Kantone  werden  ebenfalls  in  Deponierung 
von  Staatsobligationen  bestehen.  Für  diese  60  °/# 
Deckung  hätten  wir  also  in  der  Einlösungsperiode 
ca.  120  Millionen  Metall  zu  beschaffen.  Wenn  die 
Deckung  in  der  Garantie  der  Kantone,  bezw.  der 
Deponierung  von  Staatspapieren  bei  den  Kantonal- 
banken besteht,  so  sind  dieso  Papiere  auf  den  Markt 
zu  bringen,  zu  versilbern  oder  zu  lombardieren.  In 
der  gegenwärtigen  Geldkrisis  wird  das  nicht  ohne 
Schaden  für  die  Kantonalbanken  ablaufen.  Daher 
sollte  im  Interesse  der  letztern  die  Periode  verlän- 
gert werden.  Denn  je  mehr  der  Markt  periodisch 
von  solohen  Papieren  überschwemmt  wird,  desto 
schwieriger  sind  die  Wert  Verhältnisse.  Wenn  die 
Deckung  in  Wertschriften  besteht,  wird  die  Ein- 
lösung noch  grössere  Opfer  fordern.  Denn  die  Wert- 
schriftenportefeullles  sind  z.  Z.  als  Inventar  bedeu- 
tend unter  pari  geschätzt.  Wenn  diesolben  sofort 
liquidiert  werden  müssen,  wird  ein  bedeutender 
Schaden  nicht  ausbleiben.  Wenn  dagegen  die  Zeit 
abgewartet  werden  kann,  in  der  diese  Papiere  fällig 
sein  werden,  so  werden  die  Kantono  keinen  Schaden 
leiden,  und  die  Mindorschätzungen  im  Inventar 
bedeuten  in  diesem  Falle  eine  Roservequelle.  Bei 
den  Wechseldeckungen  wären  die  Verhältnisse 
weniger  schwierig,  wenn  wir  nur  mit  Auslands- 
wechseln zu  thun  hätten.  Aber  ich  glaube,  ein 
grosser  Teil  der  Deckung  wird  in  solchen  Wechseln 
bestehen,  weiche  in  normalen  Verhältnissen  ver- 
längert zu  werden  pflegen  und  bei  denen  eine  Bank 
der  andern  ihro  Dienste  leistet  Wenn  aber  in  dieser 
kritischen  Zeit  für  dieselben  Metall  gefunden  werden 
muss,  so  geht  es  auch  in  dieser  Richtung  nicht 
ohne  bedeutenden  Schaden  ab.  Wir  müssen  nicht 
vergessen,  dass  In  dieser  Periode  des  Notenrück- 
zuges auch  der  Rückkaut  der  Eisenhahnen  sich  voll- 
ziehen und  infolgo  dessen  der  Geldmarkt  an  und  für 
sich  stark  in  Anspruch  genommen  sein  wird. 

Wir  glauben,  die  Aufgabo  der  Kantonalbanken 
würde  erleichtert  und  ihro  Interessen  gofördert 
werden,  wenn  die  Frist  für  die  Einlösung  der  Bank- 


noten auf  5  Jahre  verlängert  würde,  ohne  dass 
dem  neuen  Institut  der  Nationalbank  ein  wesent- 
licher Schaden  erwachsen  würde. 

Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  empfiehlt  Ihnen 
dio  Minderheit  der  Kommission  Ihren  Antrag  zur 
Annahme. 


M.  le  con8eiIler  föderal  Comtess« :   Je  crois 

qu'il  est  impossible  de  souscrire  a  la  proposition 
faite  par  la  minoritc  de  ia  commission,  d'effectuer 
le  rotrait  dos  billols  de  banque  dans  un  delai  de  5 
ans  au  lieu  de  27*  et  3  ans.  En  le  faisant  Ton  cröe- 
rait  uno  Situation  des  plus  fächeuses  et  Ton  porte- 
rait  prejudice  aux  intöröts  economiques  du  pays, 
du  commerce  et  de  ('Industrie.  U  laut  bion  so  re- 
presentor  qu'en  döcidant  que  le  retiait  des  anciens 
billets  durera  5  ans,  il  y  aura  encore  en  plus  deux 
ans  au  moins  pour  la  periode  pröparatoire  pendant 
laquelle  devra  s'organiser  la  banque,  puisque  l'art  71 
dit  que  la  banque  ne  commencera  ses  Operations  quo 
lorsque  1°  le  fonds  capital  aura  öte  entierement 
verse,  2°  que  l'administration  centrale  ä  Berne  et 
des  succursales  sur  4  places  de  banque  suisses  ao 
moins,  auront  öte  organisees. 

11  faudra  donc  deux  ans  pour  constituer  le  capi- 
tal de  la  banque,  pour  designer  ses  organes  et  choi- 
sir  le  porsonnel;  pour  organiser  l'administration 
centrale  et  cello  des  succursales.  Pendant  ces  2 
annees,  les  banques  d'emlssion  pourront  döjä  com- 
mencer  leur  liquidation  et  prendre  toutes  les  mesures 
necessaires.  Si  vous  ajoutez  encore  5  annees  pour 
le  retrait  des  billets  de  banque,  vous  aurcz  ce  dua- 
Usme  de  deux  lois  qui  seront  en  vigueur,  puisquo 
rart  75  dit:  «La  lol  föderale  du  8  mars  1881  sur 
l'ömission  et  le  remboursement  des  billets  de  banque 
ainsi  que  les  ordonnances  et  reglements  d'execution, 
restent  applicables  taut  ä  l'autorite  de  contröle 
qu'aux  banques  d'emission  actuelles,  jusqu'au  mo- 
ment  od  ces  dernieres  se  seront  libörees  do  tous 
leurs  engagements  vers  les  porteurs  de  billets. 
Ge  dualisme  sera  cortainement  prüjudiciable  ä  notre 
credit  et  aux  intöröts  economiques  du  pays.  Vous 
verrez  parallelem?  u*.  et  pendant  7  ans  la  cireuiation 
de  billets  do  l'anoienne  et  de  la  nouvelle  banque. 
De  tout  cela  rösulteront  nöcessairement  si  vous  pro- 
longez  trop  cette  pöriode,  de  la  confusion,  du  dö- 
sordre  et  l'insöcuritö.  Cotte  pdriodo  doil  donc  ötre 
restreinte  autant  que  possiblo  et  je  crois  que  le 
delai  de  2'/t  ans  auquel  s'ajouteront  les  2  annees 
pendant  lesqucllos  il  faudra  organiser  Ia  banque 
sulfit 

Je  reconnais  bien  sans  doute  qu'il  y  aura  des 
difflcultes  pour  un  certain  nombre  do  banques  d'ömis- 
sion;  il  y  en  a  qui  n'ont  pour  la  couverture  d'une 
partie  de  leurs  engagements  quo  du  papier  dif  licilement 
negociable,  du  papier  de  second  ordre  ou  des  crö- 
ances  hypothecaires.  Evidemment,  ce  sera  lä  pour 
ces  banques  uno  periode  de  liquidation  diffleile, 
mais  on  s'en  est  preoccupe  en  Introduisant  l'art  73bis: 
«la  banque  nationale  devra  faciliter  les  banques  d'emis- 
sion dans  leurs  Operations  en  leur  aecordant  des 
avances  do  fonds  contre  döpöt  de  titres». 

L'art.  14  dit  au  Chiffre  1:  «La  banque  fait  des 
avances  a  interöts  sur  döpöt  do  titres,  ä  l'exclusion 
d'aetions,  pour  un  terme  maximum  de  3  moist. 
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n  sufflt  de  marquer  dans  l'art.  73bis  que  teile 
est  ('Intention  du  legislateur.  II  ne  faut  donc  pas 
etendre  la  duree  du  retrait  jusqu'a  5  ans,  mals 
rester  plutöt  dans  le  delai  -de  2  ans  et  demi  pro- 
pos£  par  la  Confederation  et  qui  s'augmente  enoore 
des  deux  annees  pendant  lesquelles  devra  se  preparer 
('Organisation  de  la  banque,  ce  qui  fera  en  realite 
i' »  ans  pour  effectuer  le  retrait  des  billets  on  cir- 
culation.  J'insiste  en  consequence  pour  que  le  con- 
seil  dor.no  la  preference  ä  la  proposition  de2V»  ans 
du  conseil  föderal. 


t.  Atx:  loh  möchte  Ihnen  ebenfall«  den  Antrag 
der  Kommissionsmehrheit  empfehlen. 

Die  Frage,  innert  welchem  Termin  die  Noten  der 
gegenwärtigen  Emissionsbanken  einzuziehen  seien, 
ist  natürlich  von  grosser  Bedeutung,  nicht  nur  für 
die  Emissionsbanken  selber,  sondern  namentlich 
auch  für  die  künftige  Nationalbank.  Es  wird  irrtüm- 
licherweise in  weiten  Kreisen  angenommen,  das« 
den  Banken  durch  den  Verzicht  auf  die  Notenemis- 
sion ganz  bedeutende  Kapitalien  entzogen  werden, 
welche  bisanhin  im  Hypothekar-  und  Vorschussge- 
schäft nützliche  Verwendung  gefunden  haben  und 
dass  infolge  des  Rückzuges  der  Banknoten  die  Va- 
lorbeständc  der  gegenwärtigen  Emissionsbanken, 
wenigstens  zum  Teil,  liquidiert  werden  müssen.  Im 
grossen  und  ganzen  wird  das  aber  nicht  der  Fall 
sein.  Bei  banktechnisch  richtig  organisierten  Insti- 
tuten, seien  es  Kantonal banken  oder  private  Emis- 
sionsbanken, werden  den  Vorschüssen  das  Obliga- 
tionenkapital der  Bank  und  allenfalls  etwa  noch  die 
Gelder  der  Ersparaiskasscneinleger  gegenüberstehen. 
Die  Titel,  welche  die  Bank  besitzt,  schaut  man, 
sofern  dieselben  börsenfähig  sind,  als  eine  Reserve 
an,  um  der  Bank  ihre  Beweglichkeit  zu  sichern. 
Den  Banknoten  dagegen  wird  in  richtig  organisier- 
ten Banken  in  erster  Linie  die  Barreserve  von  40 
Prozent  gegenüberstehen.  Sodann  werden  weitere 
Bestände  von  40—20  Proz.  in  bar  vorhanden  sein, 
um  dem  Banknotendienst  Genüge  leisten  zu  können. 
Für  den  Rest,  für  den  ungedeckten  Betrag  der  Bank- 
notenemission, werden  sio  in  ihre  Portefeuilles  sog. 
Bankwechsel  eingelegt  haben.  Ich  müsste  mich  sehr 
täuschen,  wenn  nicht  auch  die  Kantonalbank  von 
Schwyz  über  derartige  Bankwechsel  verfügen  würde. 
Im  Falle  des  Rückzug  der  Banknoten  wird  sioh  die 
Rückzahlung  ganz  einlach  gestalten.  Im  gleichen 
Verhältnis,  wie  die  Noten  reduziert  worden,  werden 
auch  die  vorhandenen  Barvorräte  reduziert  werden 
und  die  Bankwechse!  werden  einfach  bei  der  Na- 
tionalbauk  nickdiskontiert.  Die  Nationalbank  wird 
dieses  Geschält  gern  machen.  Sie  ist  darauf  ange- 
wiesen. Für  den  Fall,  dass  nicht  für  den  ganzen 
ungedeckten  Betrag  der  Notenemission  derartige 
Bankwechsel  vorhanden  sind,  was  in  beschranktem 
Masse  zutrifft,  haben  die  Banken  in  dem  Art  73 bU 
die  Garantie,  dass  sie  ihre  Titel  nicht  ä  tout  prix 
vorkaufen  müssen,  sondern  sich  dieselben  hei  der 
Nationalbank  belehnen  lassen  und  eiue  geeignetere 
Zeit  zu  deren  Verkauf  abwarten  kunnen. 

Ferner  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
den  Kantonalbanken  durch  das  Vorhandensein  einer 


Nationalbank  daraus  grosse  Vorteile  erwachsen  wer. 
den,  dass  sie  die  ganz  bedeutenden  Opfer,  welche 
sie  gegenwärtig  im  Interesse  der  Zahlungsbereit- 
schaft zu  bringen  haben,  nicht  mehr  werden  brin- 
gen müssen.  Gegenwärtig  sind  ilio  Kantonalbanken 
gezwungen,  im  Interesse  ihrer  Zahlungsbereitschaft 
grosse  Barbestunde  in  Kasse  zu  haben.  Namentlich 
die  kleinern  Kantonalbanken  sind  genötigt,  in  den 
grossem  Centron,  z.  B.  in  Zürich.  Depositen  anzu- 
legen, die  1  oder  höchstens  l'/t  Proz.  rentieren. 
Sie  sind  auch  genötigt,  sich  sogenannte  Bank- 
wechsel anzukaufen.  Das  war  nicht  immer  ein  so 
rentables  Geschält  wie  letztes  Jahr,  sondern  wir 
haben  eine  lange  Reihe  von  Jahren  durchgemacht, 
wo  der  Diskonto  2  Proz.  und  2Vi  Proz.,  ja  zeit- 
weilig unter  S  Proz.  betragen  hat.  Inskünftig  wer- 
den die  Kantonalbanken  diese  Opfer  nicht  mehr  zu 
bringen  haben,  sondern  sie  werden  sich  In  Bezug 
auf  die  Zahlungsfähigkeit  an  die  grosse  und  starke 
und  mit  flüssigen  Mitteln  stets  versehene  National- 
bank  anlehnen  können. 

Schliesslich  haben  auch  die  Kantone  ein  Inter- 
esse daran,  dass  die  Uehcrgangszoit  abgekürzt  werde. 
Denn  je  kürzer  diese  wird,  um  so  schneller  Wird 
der  Zeitpunkt  erreicht,  wo  die  Nationalbank  ihre 
volle  Thätigkeit  wird  entfalten  können  und  wo  sie 
nicht  nur  das  '/i  Proz.,  welches  den  Kantonen  von 
vorneherein  als  Ersatz  für  die  Banknotensteuer  zu- 
gesichert werden  will,  sondern  mehr  verdienen  und 
unter  die  Kantone  verteilen  wird.  Es  liegt  also  nicht 
nur  im  Interesse  des  Kredites  und  des  Ansehens 
der  Nationalbank,  sondern  ebensosehr  im  Interesse 
der  Kantone,  welchen  aller  Profit  zufällt,  dass  die 
Uehcrgangszoit  abgekürzt  werde. 

Ich  kann  Sie  noch  versichern,  dass  wir  bei  un- 
serer Kantonalbank  die  Frage  der  Dauer  der  Ueber- 
gangsperiode  sehr  eingehend  besprochen  haben. 
Aber  unser  Direktor  hat  uns  geraten,  diese  Ueber- 
gangsperiodu  so  viel  als  möglich  abzukürzen  und 
lieber  bloss  auf  zwei  Jahre  festzusetzen  und  er 
hat  uns  versichert,  dass  der  Rückzug  der  Banknoten 
mit  aller  Sicherheil  vollzogen  und  nicht  die  Nach- 
teile haben  werde,  von  denen  vorhin  gesprochen 
worden  ist 


Abstimmung.  —  Votation. 


In  eventueller  Abstimmung  siegt  der  Antrag  der 
Kommissionsmehrheit  mit  25  gegen  14  Stimmen 
über  den  Antrag  der  Kommissionsminderheit. 

In  definitiver  Abstimmung  wird  der  Antrag  der 
Kommissionsmehrheit  mit  29  gegen  9  Stimmen, 
welche  auf  den  Antrag  des  Herrn  Bundesrat  Com- 
tesse  fallen,  angenommen. 

(En  votation  eventuelle,  la  proposition  de  la 
majoritc  de  la  commission  l'emporte  sur  celle  de 
la  minortie  par  25  voix  contre  14. 

En  votation  ddfinitive,  la  proposition  de  la  ma- 
joritc de  la  commission  est  adoptee  par  29  voix 
contre  9,  que  reunit  la  proposition  de  M.  le  con- 
seiller  föderal  Comtesse.) 
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Art.  73*. 

Isler,  Kommissionsprasident :  Ich  bemerke  hier 
nur,  dass  ich  für  meine  Person  mit  dem  vorliegen- 
den Artikel  nicht  einvci -.landen  bin.  D;i  derselbe 
in  meinen  Augen  sehr  wichtig  ist,  sehe  ich  mich 
veranlasst,  dies  zu  sagen,  ohne  jedoch  einen  Gegen- 
antrag zu  stellen,  was  ich  auch  in  d*r  Kommission 
nicht  gelhan  habt-. 

Wenn  es  sich  um  die  Auszahlung  der  Wechsel 
handeln  würde,  so  hätt<*  dies  keine  gros.*'--  Bedeu- 
tung. Aber  dort  ist  die  Hülfe  der  Nationalbank  nicht 
nötig.  Sobald  es  sich  abc:  um  die  Nachhülfe  bei 
unbeweglichen  Werten  handelt,  wird  die  National- 
bank gezwungen  worden,  auch  wenn  es  nur  Dach 
Massgabe  der  Möglichkeit  geschehen  soll,  ihre  für 
die  Beweglichkeit  nötigen  Gelder  selber  wieder  in 
gewissem  Sinne  unbeweglich  zu  machen  und  zwar 
zu  einer  Zeit,  wo  sie  dieselben  vollends  nötig  hat. 
Ich  glaube  nicht,  das*,  wer  sich  auf  die  Grundsätze 
des  Bankwesens  stellt,  der  in  Art.  7:Jbis  zum  Aus- 
druck gelangenden  Auffassung  beipflichten  kann. 
Trotzdem  will  ich  keinen  Gegenantrag  stellen.  Wo 
alles  liebt,  will  ich  allein  nicht  hassen.  Aber  per 
smlvare  aniraam  meam  wollte  ich  es  doch 


(La  proposition  de  la 
par  26  voix  contr«  4.) 


Art.  74-77. 

Angenommen.  —  (Adoptia.) 


Usteri,  Berichterstatter  der  Kommission:  Wir 
haben  die  von  Herrn  Isler  geäusserten  Bedenken  in 
der  Kommission  auch  empfunden.  Aber  wir  haben 
aus  dem  Verlauf  der  Diskussion  den  Schlüge  ziehen 
müssen,  dass  die  Möglichkeit  gewisser  Schwierig* 
keiten  für  einzelne  Hanken  vorhanden  sei,  wenn 
die  National bank  nicht  zu  llulfe  komme.  Ks  mussle 
auf  einen  Ausweg  Hedacht  genommen  weiden.  Wir 
glauben  denselben  in  unserm  Vorschlag  gefunden 
zu  haben  und  auch  verantworten  zu  können,  mit 
Rücksicht  auf  die  Baideckung  von  M)  Proz.  und  mit 
Rücksicht  auf  den  Umstand,  dass  doch  auch  quali- 
tativ, nicht  nur  der  Zahl  nach,  der  grösste  Teil  un- 
serer Banknoten  in  einer  Weise  gedeckt  ist,  dass 
die  betr.  Banken  sich  hauptsächlich  aus  eigener 
Kraft,  durch  die  Diskontierung  der  Wechsel  und 
die  Herbeiziehung  anderer  Effekten  werden  helfen 
können  und  die  National  bank  nur  ganz  ausnahms- 
weise und  mit  relativ  kleinen  Betragen  der  einen 
oder  andern  Emissionshank  ihre  Hülfe  wird  leihen 
müssen. 


Mit  26  gegen  t  Stimmen  wird  der  Antrag  der 


Präsident:  Damit  sind  wir  in  der  Detailberatung 
beim  letzten  Artikel  angelangt  und  wir  kommen 
nun  auf  den  Art  3,  resp.' die  Bestimmung  des  Bank- 
silzes  zurück. 


Isler,  Berichterstatter  der  Kommission :  Ich  habe 
von  der  Kommission  den  Auftrag  erhalten,  Ihnen 
bezuglich  des  Banksitzes  einlach  die  Antrage  der 
Kommission  zu  eröffnen  und  von  einer  Begründung 
derselben  abzusehen,  in  der  Erwartung,  dass  eine 
Diskussion  darüber  überhaupt  nicht  stattfinde,  son- 
dern zur  geheimen  Abstimmung  über  den  Sitz  über- 
gegangen werde,  wie  es  in  andern  Fällen  auch 
schon  geschehen  ist  Man  entlernt  dadurch  jede 
persönliche  Spitze  aus  der  Diskussion.  Wenn  aber 
die  Diskussion  verlangt  würde,  müsste  Ich  dann 
auch  einige  sachliche  Bemerkungen  über  die  Sitz- 
frage abgeben. 

Es  ist  mir  jedoch  mitgeteilt  worden,  dass  von 
anderer  Seite  der  Antrag  gestellt  werde,  es  solle 
der  Silz  der  Bank  überhaupt  nicht  im  Gesetz  be- 
stimmt, sondern  in  einem  spätem  Hundesbeschluss. 
<lei  nach  Annahme  des  Gesetzos  zu  erlassen  wäre, 
geregelt  werden.  Darüber  wird  zu  diskutieren  sein. 
Deshalb  beantrage  ich  Ihnen,  die  Silzfrage  in  der 
morgigen  Sitzung  als  erstes  Traktandum  zu  behan- 
deln. 


Präsident :  Herr  Isler  stellt  den  Ordnungsantrag, 

die  Sitzung  hier  abzubrechen  und  die  Behandlung 
derSitzfraue  auf  morgen  zu  verschieben.  —  Wenn 
niemand  das  Wort  verlangt,  nehme  ich  an,  Si* 
seien  mit  diesem  Antrag  einverstanden.  —  Es  ist 
dies  der  Fall. 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ioi,  le  debat  est  interrompu  * 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

6.  Dezember  1900,  vormittags  9  Ubr.  —  Seance  da  6  deeembre  1900,  ä  9  heures  dn  matin 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour: 

betr.  die  elektrischen  Schwaoh- 
und  Hta.rkjstroma.nla^eii. 
LoJ  concernant  (es  installations  electriques  i  fable  et  ä  fort 
Fü  1 1  etzung  der  Beratung.  —  8uiU  de  La  ditcuuiom, 

(Sieh«  Seite  OOS  Meror.  —  Voir  p»ge  608  ci-4evant) 


liegen  folgende  neue  Anträge  vor: 


1900. 


Streichung  von  Art  7,  15  und  45bis  des  Gesetzes 

und  Ersetzung  durch  folgenden: 

Art.  45bls.  Baumäste,  durch  welche  eine  be- 
stehonde  Schwach-  oder  Starkstromleitung  gefährdet 
ist,  sind  vom  Eigentümer  auf  Verlangen  der  be- 
treffenden Anlage  gegen  Entschädigung  zu  beseitigen. 
Wenn  der  Eigentümer  die  Berechtigung  des  Ver- 
langens bestreitet  oder  wenn  die  beiden  Parteien 
sich  über  die  Höhe  der  Entschädigung  nicht 
einigen  können,  so  entscheidet  endgültig  eine 
durch  die  Kantoncregierung  zu  bezeichnende  Lokal- 
behörde innert  längstens  acht  Tagen;  diese  wird 
nötigenfalls  auch  für  Ausführung  ihres  Urteils  be- 
sorgt sein.  Die  Kosten  sind  durch  die  Unternehmung 
zu  tragen. 

Art  9.  Beifügung  zur  Antragstellung  der  Kom- 
mission vom  ia  November.  (Streichung  des  Schluss- 
satzes). 

Art.  23.  Im  ersten  Alinea  ist  der  Ausdruck  4 
Wochen  durch  30  Tage  zu  ersetzen. 

Alinea  2.  Sollte  nach  Art  2-2bis  ein  einheitliches 
Inspektorat  eingesetzt  werden,  so  kann  gegen  dessen 
Entscheidungen  innerhalb  30  Tagen  beim  Bundesrat 


Sont  distribuöes  los  propositions  suivantes: 

ProposltJona 
asion  da  eonsei 

6  d6cembre  1900. 


de  I« 


Supprimer  los  art.  7,  15  et  45bis  et  les  rem- 
placer  par  un  art.  45bis  nouveau,  ainsi  coneu: 

Art.  45bis.  Les  brauche*  d'arbros  menacant  La 
sc  cur i IC-  ou  l'emploüd'une  ligne  ä  faible  ou  4  fort 
courant  existante  doivent,  sur  la  demande  de  l'en- 
treprise,  etre  enlevees  par  le  proprietaire  de  l'arbro, 
moyennant  indemnite. 

Si  le  proprietaire  conteete  le  bien-fonde  de  la 
demande  ou  si  les  deux  parties  ne  parviennent  pas 
ä  s'entendro  sur  le  ohiffre  de  l'indemnite,  le  goo- 
vernement  cantonal  designera  l'autorite  locale  qui 
devra  statuer  deflnitivement  dans  le  delai  de  huit 
jours  au  plus;  pourvoiera,  en  cas  de  besoin,  ä  l'exeb 
cution  de  son  jugement.  Les  frais  sont  a  la  Charge 
de  l'entreprise. 

Art  9.  La  commission  propose  de  supprimer  la 
derniere  phrase  de  son  art  9,  du  13  novembre. 

Art  23,  alinea  1.  Au  lieu  de  edeiai  de  quatre 
semaines»,  dire:  «dölai  de  trente  jours». 

Alinea  2.  Au  cas  oü,  en  vertu  de  l'art  22bis,  11 
serait  institue  un  inspectorat  unique,  prevoir  qu'U 
pourra  Atre  recouru  au  conseil  f  ederal,  dans  un  delai 
de  trente  jours,  contre  les  deoisions  de  oetto  SSV 
torite  de  contröle. 
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Art.  24  ist  unverändert  zu  belassen. 

Art.  54.  Aufnahme  folgenden  Zusatzes: 

Letztere  sind  durch  persönliche  Zustellungen  vom 
Expropriationsbegehren  und  von  der  Planauflage  in 
Kenntnis  zu  setzen. 

Art  54.  Im  französischen  Text  ist  irrtümlich 
die  Streichung  des  Schlusssatzes  weggelassen. 

Art  55.  Ersetzung  des  Wortes  «absichtlich»  im 
ersten  Lamnu  durch  *  vorsätzlich». 


Art.  34.  Maintien  de  cet  artiolesaus  channetneat 

Art.  51.  Ajouter  ä  cel  article: 

II  sera  donne  avis  ä  chaque  iuteresse  de  la  de- 
mande  d'expropriation  et  du  depot  des  plans. 

ArL  54.  Dans  le  texte  francais,  la  mentiou  de  la 
suppression  du  dernier  membre  de  phrase  «dans  le 
cas  oü  la  valeur  du  litige  depasse  2000  Irancs*  a 
etü  omise. 

ArL  55.  L'amendement  de  la  commission  na 
coucerne  que  le  texte  alleruand. 


Präsident:  Wir  nehmen  die  Beratung  des  Ge- 
setzes betr.  elektrische  Anlagen  wieder  auf;  wir 
sind  gestern  bis  zu  Art.  34  gelangt. 


Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
Kommission  hat  mich  beauftragt,  vorgängig  der 
weitern  Beratung  eine  allgemeine  Bemerkung  betr. 
den  französischen  Text  zu  machen.  Obgleich  die 
Kommission  den  betreffenden  Organen,  welche  die 
Uebersetzung  besorgen,  grösste  Sorgfalt  empfohlen 
hat,  lüsst  diese  manches  zu  wünschen  übrig ;  darum 
hält  es  die  Kommission  für  notwendig,  dass  nach  der 
Fcrtigboratung  des  Gosetzes  noch  eine  genaue  Prü- 
fung des  französischen  Textes  erfolge.  Es  kann  dies 
nach  Ansicht  Ihrer  Kommission,  da  es  sich  nur  um 
eine  genaue  Uebersetzung  handelt,  geschehen  ohne 
eine  erneuerte  Vorlage  an  Ihren  Rat;  doch  wollte 
die  Kommission  nicht  unterlassen,  hiefür  Ihre  Er- 
mächtigung einzuholen. 

Zustimmung.  —  (Adhlsionj 


Art.  34. 

BJitmer,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 
Art  34  wird  festgestellt,  dass  die  Einrede  der  huhern 
Gewalt  nicht  gemacht  werden  kann  bei  Schädigun- 
gen, welche  durch  fehlerhafte,  Gesetzen  uud  Vor- 
schriften nicht  entsprechende  Einrichtungen  horboi- 
gettihrt  worden  sind.  Wahrscheinlich  nur  aus  Irr- 
tum ist  in  der  Vorlage  des  Bundesrates  den  Worten 
«höherer  Gewalt»  in  Klammer  «force  majeure,  cas 
fortuit»  beigefügt  «Cas  fortuit»  ist  bekanntlich 
etwas  anderes  als  höhere  Gewalt:  es  ist  der  Zufall, 
und  hätte  «Zufall»  beigefügt  werden  wollen,  so  hätte 
das  schon  im  deutschen  Texte  geschehen  müssen. 
Es  ist  das  also  eine  ganz  unnötige  und  unrichtige 
Einschaltung.  Gieng  die  Sache  auch  aus  der  Bera- 
tung der  juristischen  Experten  hervor,  so  ist  sie 
doch  wohl  mehr  einem  Irrtum  zuzuschreiben.  — 
Dies  in  formeUer  Beziehung. 

In  materieller  Beziehung  hat  sich  Herr  Professor 
Meili  sowohl  in  der  juristischen  Vorkommission, 
ab  in  seinen  späteren  Broschürsn  grosse  Mühe  ge- 
geben und  viel  Scharfsinn  aufgewendet,  um  die 
Behörden  au  veranlassen,  sie  möchten  die  höhere 
Gewalt  definieren;  es  sei  dies  in  diesem  Falle  be- 
enden wuasohbar.  Er  hat  den  Vorschlag  gemacht, 


es  sei  die  Einrede  der  hohem  Gewalt  dabin  zu 
definieren,  dass  dieselbe  nicht  geltend  gemacht 
werden  könne  bezuglich  solcher  Unfälle  und  Schädi- 
gungen, welche  herbeigeführt  werden: 

1.  Durch  mangelhaften  Zustand  der  Anstalt  selbst 
j  oder  ihrer  Betriebsmittel; 

-2.  durch  fehlerhafte  Einrichtungen,  welche  den 
bezüglich  des  Baues  und  Betriebes  der  elektrischen 
Anlagen  gesetzlich  oder  reglementarisch  aufgestellten 
Vorschriften  nicht  entsprechen; 

&  durch  Nichtbcfnigung  oder  ungehörige  Befol- 
gung von  Vorsichtstnassregeln  oder  Vorkehrungen, 
welche  nach  dem  jeweiligen  Stande  der  Technik 
geboten  sind; 

'».  durch  Sehneefall,  Sturm,  Erdschlipfe,  Stein- 
schlage, Ueberschwemmungen  und  ähnliche  Ereig- 
nisse, es  müsstc  denn  sein,  dass  die  Art  und  Wucht 
dersolhen  die  im  ordentlichen  Laute  des  Lebens 
voraussehbaren  oder  zu  gewärtigenden  Zufälle  augen- 
scheinlich übersteigen  sollte. 

Es  ist  nun  ohne  weiteres  Idar,  dass  diese  Um- 
schreibung der  höhen!  Gewalt  keine  vollständige 
ist,  und  es  ist  auch  besonders  schwierig,  aul  diesem 
Gebiete  die  hühe-e  Gewalt  redaktionell  festzustellen. 
Ihre  Kommission  glaubt,  es  müsse,  wie  in  allen 
andern  Fällen,  eben  dem  Entscheid  des  Rich- 
ters anheimgegeben  werden,  im  einzelnen  Falle  zu 
entscheiden,  ob  höhere  Gewalt  vorhanden  sei  oder 
nicht.  Weil  gerade  auf  diesem  Gebiet  tagtäglich 
so  viele  Aenderungeu  stattfinden,  lässt  es  sich  ja 
nicht  wohl  sagen,  was  durch  neue  bessere  Ein- 
richtungen hätte  verhindert  werden  können  und  was 
nicht.  Schon  im  Schosse  der  juristischen  Kommis- 
sion des  Bundesrates  hat  eine  sehr  interessante  Dis- 
kussion darüber  stattgefunden,  ob  Sciineefall,  Sturm, 
Erdschlipfe  u.  s.  w.  als  höhere  Gewalt  zu  bezeich- 
nen seien.  Es  hat  eine  Minderheit  jener  Kommission 
der  Ansicht  Ausdruck  gegeben,  es  sei  dies  nicht 
mehr  als  höhere  Gewalt  zu  betrachten,  indem  that- 
sächlieh  gegenüber  allen  diesen  Naturereignissen, 
auch  gegenüber  Blitz.  Einrichtungen  getroffen  wer- 
den kennten,  welche  die  Anlagen  vollständig  sichern. 
Allein  die  Mehrheit  der  bundesrällichen  Kommission 
war  der  Ansicht,  dass  man  dies  so  allgemein  nicht 
sagen  könne  und  dass  namentlich  betr.  Blitz  solche 
absolute  Sicherungen  durchaus  noch  nicht  bestehen. 
Der  Bundesrat  ist  daher  mit  der  Mehrheit  3elner 
Kommission  der  Ansicht,  dass  in  Solchen  Fällen 
eben  doch  auch  hier  der  Entscheid  des  Richters  im 
einzelnen  Falle  abgewartet  werden  muss;  derselbe 
wird  im  einzelnen  Falle  erwägen  müssen,  ob 
höhere  Gewalt  vorhanden  sei,  ob  es  möglich  ge- 
wesen wäre,  das  Unglück  zu  verhindern  oder  nicht 
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und  Ihre  Kommission  stimmt  dieser  Anschauung 
vollständig  bei  Im  übrigen  habe  ich  Namens  der 
Kommission  zu  diesem  Artikel  keine  Bemerkungen 
zu  machen. 


David:  ich  bedaure,  zu  diesem  Artikel  ungefähr 
dieselben  Bemerkungen  machen  zu  müssen,  wie  zu 
Art  22bis.    Ich  verstehe  nicht  recht,  dass  dieser 
Artikel  eine  Berechtigung  haben  soll.  Denn  entweder 
sagt  er  etwas  Selbstverständliches  und  dann  ist  es 
doch  nicht  nötig,  es  zu  sagen;  denn  wenn  man  in 
einem  Gesetze  etwas  Selbstverständliches  sagt,  ist 
es  doch  sehr  leicht  möglich,  dass  Missvorstandnisso 
dabei  unterlaufen.   Oder  er  sagt  in  der  That  etwas 
Besonderes  und  dann  sagt  er  entschieden  etwas 
Falsches.  «Die  Einrede  der  höhern  Gewalt  im  Sinne 
dieses  Gesetzes»  heisst  es  da ;  wenn  Sie  aber  dieses 
Gesetz  ansehen,  so  werden  Sie  nirgends  etwas  darin 
finden,  das  die  höhere  Gewalt  behandelt.  Die  höhere 
Gewalt  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ist  also  so  wieso 
eine  Einleitung  zu  diesem  Artikel,  die  etwas  Miss- 
verstündliches  in  sich  hat;   es  soll  gleichsam  der 
Schein  erweckt  werden,  als  ob  in  diesem  Gesetze 
ein  anderer  Begriff  der  höheren  Gewalt  eingeführt 
werden  sollte,  als  sonst  unter  höherer  Gewalt  ver- 
standen wird;   das  ist  aber  offenbar  nicht  der  Fall 
und  ist  auch  nicht  möglich,  denn  unter  höherer  Ge- 
walt versteht  man  etwas,  was  nicht  durch  ein  Ge- 
setz redaktionell  bereinigt  werden  kann,  wie  rich- 
tig hervorgehoben  wurde,  sondern  es  ist  ein  allge- 
mein gültiger  Begriff.  Höhere  Gewalt  —  man  kann 
es  nun  in  einzelnen  Worten  sagen,   wie  man  will 
—  ist  dann  vorhanden,   wenn  menschliche  Gewalt 
nicht  mehr  ausreicht,  wenn  ein  Ereignis  eintritt, 
das  durch  menschliche  Einrichtungen  nicht  abge- 
wendet werden  kann.  Deshalb  ist  es  auch  ganz  un- 
verständlich, wenn  der  Artikel  fortführt,  chöhere 
Gewalt»  sei  dann  nicht  geltend  zu  machen,  wenn 
die  Schädigung  durch  fehlerhafte  Einrichtungen  her- 
beigeführt worden  sei.  Denn  entweder  ist  irgend  eine 
Schädigung  durch  ein  Ereignis  herbeigeführt,  das 
als  höhere  Gewalt  betrachtet  werden  kann,  und  dann 
ist  es  wirklich  höhere  Gewalt  und  nicht  eine  schuld- 
hafte oder  fehlerhafte  Einrichtung,  oder  die  Schädi- 
gung Ist  durch  fehlerhafte  Einrichtungen  entstanden ; 
dann  ist  aber  nicht  höhere  Gewalt  vorhanden.  Das 
ist  ein  Widerspruch;  entweder  höhere  Gewalt  oder 
fehlerhafte  Einrichtung.   Es  ist  selbstverständlich, 
dass  man  sich  nicht  auf  fehlerhafte  Einrichtungen 
berufen  kann,  wenn  höhere  Gewalt  vorhanden  ist. 
Ich  halte  darum  dafür,  dass  dieser  Artikel  entweder 
etwas  Selbstverständliches  sagt,  oder  aber,  wenn 
er  nicht  etwas  Selbstverständliches  sagen  wollte. 
Missverständliches  in  das  Gesetz  einrührt, 
als  damit  der  Schein  erweckt  würde,  es  sei 
in  diesem  Art  3-i  von  einer  andern,  besondern  Art 
höherer  Gewalt  die  Rede,  wie  sie  im  allgemeinen 
nicht  als  höhere  Gewalt  aufgefasst  wird  und 
Richter  nicht  als  höhere  Gewalt  aufgefasst 
werden  kann  und  darf.    Ich  glaube  deshalb,  dass 
dieser  Artikel  vollständig  nutzlos  im  Gesetze  steht 
und  deshalb  daraus  entfernt  werden  sollte.  Ich 
würde  Streichung  beantragen. 


■,  Berichterstatter  der  Kommission  :  Wenn 
Herr  Dr.  David  am  Schlüsse  Beines  Votums  gcsnpi 
hat,  dass  du-  Sache  entweder  selbstverständlich 
sei,  oder  ein  neues  Rocht  geschaffen  werden  solle, 
so  glaube  ich,  wenn  mau  einen  der  beiden  Aus- 
drücke wählen  muss,  dass  die  Sache  als  selbstver- 
ständlich zu  betrachten  s.ji.  Wir  wollten  durchaus 
nicht  etwas  anderes  aus  der  höhern  Gewalt  machen. 
Meiner  Ansicht  nach  will  dieser  Artikel  nur  dem 
Richter  an  die  Hand  gehen,  damit  in  solchen  Fällen, 
wo  es  möglich  gewesen  wäre,  neueste  Einrichtungen 
zu  machen  und  ein  Unglück  zu  verhüten,  höhere 
Gewalt  nicht  ausgesprochen  werde.  Es  ist  also,  wie 
Herr  David  sagt,  vielleicht  etwas  Selbstverständ- 
liches. Aber  gerade  absolut  selbstverständlich  schien 
es  uns  nicht,  sondern  wünschbar,  dies  speciell  im 
Gesetz  zu  sagen  und  es  ist  speciell  wünschbar 
gegenüber  den  elektrischen  Anlagen.  Würden  Sie 
den  Artikel  streichen,  so  hätte  das  zur  Folge,  dass 
man  annehmen  könnte,  hier  hatte  man  eine  solche 
Ausnahme  nicht  anbringen  wollen.  Ich  halle  dafür, 
es  sei  diese  Fassung  unschädlich  und  für  viele  Fälle 
nützlich. 


Bundesrat  Zpinp:  Ich  halte  den  Artikel  für  not- 
wendig. In  demselben  ist  erklärt,  dass  im  all- 
gemeinen der  Begriff  höhere  Gewalt  auch  bei  Schä- 
digungen im  Botriobo  elektrischer  Anlagen  gelte; 
aber  es  wird  weiter  erklärt:  es  muss  dieser  Begriff 
noch  verschärft  werden;  es  muss  noch  gefordert 
werden,  dass  der  Besitzer  einer  Anlage  gewisse 
Einrichtungen  treffe  gegen  Zufälligkeiten,  die  in- 
folge höherer  Gewalt  eintreten  können,  und  diese 
Einrichtungen  sind  speeifiziert  in  den  Vorschriften, 
welche  der  Bundesrat  kraft  Art.  15  erlässt  Also 
was  sonst  im  gewöhnlichen  Leben  noch  als  höhere 
Gewalt  angesehen  würde  ohne  besondere  Einrich- 
tungen, gilt  nicht  mehr  als  höhere  Gewalt,  sofern 
im  Betriebe  elektrischer  Anlagen  diese  speciellen 
Vorschriften  über  Einrichtungen  nicht  erfüllt  wor- 
den sind.  Es  ist  also  hier  der  ganz  bestimmte 
Wille  zum  Ausdruck  gelangt,  den  Begriff  höhere 
Gewalt  im  Betriebe  elektrischer  Anlagen  gegenüber 
dem  Begriffe  im  gewöhnlichen  bürgerlichen  Leben 
zu  verschärfen  und  dazu,  glaube  ich,  haben  wir 
alle  Veranlassung. 


Brosl:  Ich  mochte  den  Herrn  Berichterstatter  der 
Kommission  anfragen,  wie  es  sich  dann  verhält, 
wenn  nachgewiesen  ist  und  auch  angenommen 
werden  muss,  der  Unfall  wäre  auch  eingetreten  ab- 
gesehen von  den  fehlerhaften  Einrichtungen,  also  bei 
Einwirkung  einer  höhern  Gewalt,  die  mit  diesen 
Einrichtungen  nicht  beseitigt  werden  kann,  also 
z.  B.  einer  Ueberschwemmung.  Ich  möchte  doch 
wissen,  ob  in  einem  solchen  Falle  die  höhere  Ge- 
walt immer  als  Entlastungsgrund  gelten  soll  oder 
nicht  gelten  soll. 
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Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
glauhe,  der  Art.  3i  lässt  darüber  kaum  einen  Zweifel 
übrig;  er  sagt:  «Die Einrode  der  höheren Gowalt . . . 
kann  nicht  geltend  gemacht  werden  bei  Schädigun- 
gen, welche  durch  fehlerhafte  ....  Einrichtun- 
gen .  .  .  herbeigeführt  worden  sind»,  also  nur  für 
diesen  Fall.  Wenn  also  fehlerhafte  Einrichtungen 
vorhanden  sind,  so  kann  der  Einwand  nicht  gemacht 
werden;  wenn  aber  keine  fehlerhaften  Einrichtun- 
gen vorhanden  sind,  wenn  alles  gethan  worden  ist, 
was  möglich  war,  so  ist  die  Einrede  der  höhern  Ge- 
walt nicht  unzulässig.  Es  ist  die  Einschränkung 
absolut  nur  für  den  Fall  vorhanden,  dass  der 
Art  2bis,  hezw.  Art  15  des  Bundesrates  nicht  ge- 
hörig befolgt  worden  sei.  Aber  im  übrigen  kann 
eben  die  höhere  Gewalt  angenommen  werden,  und 
wenn  zusammentrifft,  dass  fehlerhafte  Einrichtungen 
vorhanden  sind  und  dass  z.  B.  eine  Über- 
schwemmung eintritt  welche  es  unmöglich  gemacht 
hätte,  eine  solcho  Schädigung  zu  verhindern,  auch 
wenn  keino  fehlerhafte  Einrichtung  vorhanden  ge- 
weson  wäre,  so  wird  es  Sache  des  Itichters  sein, 
zu  ermessen,  ob  doch  eine  Entschädigung  stattfin- 
den solle.  Nach  meiner  Ansicht  wird  der  Hichler 
dann,  wenn  es  unmöglich  gewesen  wäre,  das  Ein- 
treten der  höhern  Gewalt  zu  vorhindern,  die  höhere 
Gewalt  annehmen;  es  ist  ja  auch  kaum  anders 
denkbar. 


Brei:  Ich  bin  befriedigt 


Präsident:  Die  Diskussion  ist  geschlossen.  Es 
liegen  zwei  Anträge  vor:  einerseits  der  Antrag  der 
Kommission  mit  der  redaktionellen  Acnderung,  dass 
im  französischen  Text  dio  Parenthese  gestrichen 
und  ebenso  der  französische  Text  berichtigt  werde, 
und  andrerseits  der  Antrag  dos  Herrn  David,  den 
Artikel,  weil  unnötig,  zu  streichen. 


Abstimmung. —  Votation. 

Mit  63  gegen  16  Stimmen,  welch  letztere  :;u: 
den  Streichungsantrag  des  Herrn  David  fallen,  wird 
der  Artikel  nachAntrag  der  Kommission  angenommen. 

(Par  63  voix  eontru  16,  quo  icunit  la  proposi- 
tion  de  M.  David,  l'article  est  adopte  dapies  les 
proposilions  de  la  commission.) 


Art.  35. 

Blam*i>,  Berichterstatter  der  Kommission:  Es 
kommen  nun  hier  einige  Paragraphen,  welche  nur 
die  allgemein  anerkannton  Grundsätze  bei  der  Ex- 
propriation wiedergeben.  So  ist  in  Art.  35  nichts 
weiter  gesagt  als  dass  dio  Eigentümer  der  elek- 
trischen Anlagen  und  dio  Bezüger  von  elektrischer 
Energie  haftbar  sind  für  alle  Personen,  deren  sie 
sich  zum  Bau  und  Beirieb  der  elektrischen  Anlagen 


bedienen.  Wir  haben  die  Redaktion  etwas  geändert 

bezw.  abgekürzt;  sie  scheint  so  etwas  klarer  und 
deutlicher  zu  sein.  Materiell  hat  die  Kommission 
keine  Aenderung  vorgenommen. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  36. 

Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Da 
verhält  es  sich  ganz  gleich;  es  ist  dies  eino  ge- 
gebene Sache.  Dagegen  iüt  im  Vorschlag  des  Bundes- 
rates walirscheinlich  aus  Irrtum  weggelassen  wor- 
den, dass  nicht  nur  <l  ..  haftpflichtigen  Unterneh- 
mungen, sondern  auch  den  Bezügern  von  elektri- 
scher Energie  der  Bückgriff  bleibt  nach  Art  20, 
welcher  dio  Haftpllichtbestimmung  enthält  beim 
Betrieb;  da  ist  nämlich  nicht  nur  der  Strom- 
liefcrant  sondern  auch  der  Slrombozügor  haftbar 
und  zwar  in  der  Bogel  zu  gleichen  Teilen. 
Nun  müssen  natürlich  auch  die  beiden  Teile  ge- 
nannt werden,  wenn  es  sich  darum  handelt,  dass 
ein  Begress  stalttimleii  könne.  Das  ist  also  nur 
eine  redaktionelle  Aenderung. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  37. 

Btunter,  Berichte,  glatter  der  Kommission:  Diesen 
Paragraph  haben  wir  in  einigen  Punkten  etwas  ge- 
ändert Im  grossen  und  ganzen  entspricht  derselbe 
dem  Art  4  des  Bundesgesatzes  über  die  Haftpflicht 
bei  Eiseubalinen;  dort  ist  der  Wortlaut  folgender: 
«Wenn  nachgewiesen  werden  kann,  dass  der  Ge- 
tötete oder  Verletzte  sich  durch  eine  verbreche- 
rische oder  unredliche  Handlung  oder  mit  wissent- 
licher Ueberlretuug  polizeilicher  Vorschriften  mit 
der  Transportansialt  in  Berührung  gebracht  hat  so 
kann  kein  Schadenersatz  .  .  .  gefordert  worden*. 
Das  ist  also  ungefähr  die  gleiche  Fassung,  wie  sie 
der  IUimlcsrat  angenommen  hat.  Wir  haben  nun 
einige  kleine  Aonderungen  am  Eulwurf  vorgenom- 
men. Wir  haben  das  Wort  «unredliche»  durch 
«widerrechtliche»  ersotzl  und  zwar  auf  Wunsch  von 
Juristen,  welche  auf  diesem  Gebiete  grosso  Erfah- 
rungen haben.  Sodann  sprechen  wir  von  einer 
«schuldhaften»  stall  von  einer  «wissentlichen»  Ueber- 
tieluug  polizeilicher  Vorschriften.  Es  ist  dies  ma- 
teriell nicht  von  grosser  Bedeutung;  aber  auch  hier 
war  es  die  einstimmige  Ansicht  der  Kommission, 
dass  man  hier  «schuldhaft»  sagen  solle,  was  etwas 
strenger  ist  als  wissentlich.  Statt  von  «polizeilichen» 
Vorschriften  sprechen  wir  von  «bekanntgegebenen» 
Vorschriften.  Beim  Eisenbahtihaftpllichtgesetz  konnte 
man  nur  von  polizeilichen  Vorschriften  sprechen, 
weil  solche  dort  erlassen  sind;  hier  dagegen  han- 
delt es  sich  mehr  um  Vorschriften,  welche  vom 
Bundesrate  nach  Art  2bis  erlassen  werden  und 
welche  nicht  gerade  speeißsch  poUzeilichen  Charak- 
ter tragen  müssen. 
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Unsere  Aenderungen  basieren  namentlich  auf 
einer  Eingabe  des  Eisenbahnverbandes,  welche  ge- 
wünscht  hat,  dass  diese  Aenderungen  vorgenommen 
werden.  Es  sind  im  grossen  und  ganzen  Einschrän- 
kungen zu  Lasbn  der  Gesellschaften;  specicll  die 
Ersetzung  von  «wissentlich»  durch  «schuldhafl» 
kommt  den  Geschädigten  zu  Gute.  Materiell  sind 
die  Aenderungen  nicht  von  grosser  Bedeutung;  sie 
sind  aber  mehr  im  Zusammenhang  mit  der  andern 
einschlägigen  Gesetzgebung.  Die  Kommission  glaubt, 
mit  diesen  kleinen  Aendorungon  Ihnen  den  Artikel 
zur  Annahme  empfehlen  zu  können. 


Davil:  Entschuldigen  Sie,  dass  ich  mich  schon 
wieder  zum  Wort  melde;  allein  dio  Auseinander- 
setzung des  Herrn  Kommissionspräsidentcn  hat  mich 
eigentlich  überrascht.  Es  heissl  in  Art.  37,  dass  die 
wissentliche  Ueberlretung  polizeilicher  Vorschriften 
erst  den  Ausschluss  des  Schadenersatzes  für  den 
Geschadigten  bedinge.  Nun  setzt  die  Kommission 
«schuldhafte  Ueberlretung»  in  der  Meinung,  wie  ich 
zu  meinem  Erstaunen  höre,  dass  darin  im  grossen 
und  ganzen  eine  Verschärfung  zum  Nachteil  der 
Unternehmungen  geschaffen  werde.  Das  hallo  ich 
für  vollständig  unrichtig.  Wissentliche  Ueberlretung 
steht  doch  auf  demselben  Boden  wie  vorsätzliche; 
wenn  einer  eino  polizeiliche  Vorschrift  kennt  und 
übertritt  sie,  so  steht  er  auf  demselben  nodon,  wio 
der  vorsätzlich  Schuldhafte.  Der  bloss  scliuldhaft 
Handelnde  ist  auch  ein  solcher,  der  unter  Umstän- 
den rein  fahrlässig  handelt,  und  ein  solcher,  der 
fahrlässigerweiso  mit  irgend  einer  Schutzvor- 
schrift, oiner  polizeilichen  Vorschrift  In  Kollision 
kommt,  wird  nach  Art.  37  in  der  Fassung  der  Kom- 
mission von  jedem  Schadenersatz  ausgeschlossen. 
Das  ist  eine  derart  weitgehende  Aenderung  zum 
Nachteile  des  Geschädigten,  der  mit  den  Anlagen 
in  Kollision  kommt,  dass  ich  glaube,  es  sei  rich- 
tiger, an  der  frühem  Fassung,  wie  sie  in  derHaft- 
pflichtgesotzgebung  enthalten  ist,  festzuhalten  und 
hier  die  wissentliche  Ueberlretung  allein  zu  nennen 
und  nicht  noch  die  allgemein  schuldhafte,  die  auch 
eine  fahrlässige  sein  kann  und  darum  eine  sehr 
weitgehende  Vorschrift  ins  Gesetz  einführt,  wie  sie 
gar  nicht  einmal  beabsichtigt  ist,  wenn  ich  recht 
verstanden  habe.  Ich  beantrage  Festhalten  an  der 
bundesrätlichen  Fassung. 


t.  Plant»:  Ich  glaube,  der  Herr  Vorredner  hat 
vollständig  recht,  wenn  er  sagt,  dass  die  Aenderung 
der  Kommission  nicht  zu  Gunsten  der  Fahrlässigen, 
sondern  der  Haftpflichtigen  vorgenommen  worden 
ist;  ich  denke,  der  Herr  Kommissionspräsidenl  hat 
sich  hier  nur  versprochen.  Ich  glaube,  es  ist  klar,  dass 
der  Beweis  einer  wissentlichenUeberlrelung  durchaus 
viel  schwieriger  ist,  als  derjenige  einer  schuldhaften 
Uobertretung ;  aber  gerade  darum  mochte  ich  befür- 
worten, den  Antrag  der  Kommission  anzunehmen. 
Wenn  Sic  den  Antrag  des  Bundesrates  annehmen, 
so  ist  eigentlich  die  Applikation  dieses  Artikels 
vollständig  ausgeschlossen;  denn  wann  sind  Sie  in 
der  Lage,  den  Nachweis  zu  leisten,  dass  jemand 


eino  Warnung  wissentlich  Übertreten  habe?  Der 
Beweis  ist  in  der  Praxis  gar  nicht  möglich;  man 
mu.ssto  in  jedem  einzelnen  Falle  durch  irgend 
welche  Verumsländungen  nachweisen,  dass  der 
Geschädigte  sich  früher  einmal  geäussert  habe, 
er  kenne  das  Verbot  Der  Vorschlag  der  Kommis- 
sion legt  meines  Erachtens  mit  Recht  das  Schwer- 
gewicht einfach  auf  das  Verschulden.  Wenn  also 
beispielsweise  ein  Verbot,  eine  Warnungstafel 
an  einer  Stange  angebrannt  ist  und  der  Betref- 
fende vorbeigeht,  die  Warnungstafel  nicht  sieht 
und  mit  der  Anlage  irgendwie  in  Kollision  gorät, 
so  hat  er  sich  einer  Nachlässigkeit  schuldig  gemacht ; 
er  hat  nicht  Kenntnis  genommen  von  Verboten,  die 
erlassen  worden  sind.  Da  kann  der  Begriff  der 
schnMhaften  Ueh  ertrelung  eingreifen;  der  Bichtcr 
wird  zu  entscheiden  haben,  ob  sich  der  Betreffende 
eines  Verschuldens  schuldig  gemacht  habt.  Aber  wie 
wollen  Sio  in  diesem  Falle  oder  in  andern  Fällen 
den  Beweis  erbringen,  dass  der  Betreffende  in  voller 
Kenntnis,  im  ßewusstsein  des  Verbotes  gehandelt 
hat?  Das  ist  in  den  meisten  Fällen  unmöglich.  Ich 
glaube  daher,  der  Antrag  der  Kommission  ist  der 
richtigere.  Man  stellt  bekanntlich  auf  dem  Stand- 
punkte, dass  jede  Ueberlretung  eines  bestehenden 
Gesetzes  oder  Verbotes  an  und  für  sich  eino  wider- 
rechtliche. Handlung  involviere  und  um  dieser  ThaU 
sache  willen  die  Verantwortlichkeil,  die  Haftpflicht 
der  Gesellschaft,  welche  an  und  für  sich  bestünde, 
ausschlhsse.  Nun  kann  man  diesen  Standpunkt  ein- 
nehmen, indem  man  ausdrücklich  boifügt:  «Die  Zu- 
widerhandlung gegen  ein  bestehendes  Vorbot  soll 
dio  Verantwortung  nur  ausschliessen,  wenn  die  Zu- 
widerhandlung eine  schuldhafte  ist». 

Da  ich  gerade  das  Wort  habe,  mochte  ich  noch  in 
redaktioneller  Beziehung  eine  Bemerkung  machen. 
Ich  sehe  wi  klich  nicht  e'n,  warum  man  sagen  soll 
«verbrecherische  oder  widerrechtliche  Handlung». 
Die  verbrecherische  Handlung  ist  auch  widerrecht- 
lich;  in  dem  Begriff  «widerrechtlich»  liegt  auch  der 
Begriff  «verbrecherisch».  Ich  würde  es  daher  für  rich- 
tiger halten  und  beantrage,  zu  sagen:  «durch  eino 
widerrechtliche  Handlung  oder  schuldhafte  Ueber- 
tretung».  In  der  Hauptsache  aber  unterstütze  ich 
den  Antrag  der  Kommission. 


Bonner,  Berichterstatter  der  Kornmission:  Nur 
zur  itechlfertigung  meiner  persönlichen  Anschauung, 
dass  die  Sache  nach  der  Fassung  der  Kommission 
eher  zu  Gunsten  des  Geschädigten  wäre,  will  Ich 
erwähnen,  dass  unsere  Auffassung  war,  es  sei  eben 
eine  wissentliche  Ucbertrctung  von  sohr  vielen  Vor- 
schriften sehr  leicht  zu  konstruieren.  Herr  Planta 
sagt  das  Gegenteil,  es  sei  nicht  möglich.  Wir  sind 
aber  der  Ansicht,  es  werden  da  eine  Masse  von  Vor- 
schritten  erlassen;  lesen  Sie  den  Art.  2 bis,  da  wer- 
den  alle  möglichen  Dinge  vorgeschrieben.  Das  wird 
irgendwo  angeschlagen;  dann  heisst  es,  es  sei  eine 
wissentliche  Ueberlretung ;  ler  Betreffende  habe  das 
ja  gewusst.  Das  war  der  Gedanke,  der  uns  leitete, 
weshalb  wir  der  Ansicht  waren,  es  müsse  gesagt 
werden,  «eino  schuldhafto».  Wir  wollten  nicht,  dass 
jemand  angeblich  wegen  wissentlicher  Uobertretung 
gestraft  werden  könne;  wir  glaubten  darum  die 
Sache  so  verbessern  zu  sollen  zu  Gunsten  desjeni- 
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gen,  dem  das  passieren  kann,  indem  wir  sagten, 
es  müsse  eine  schuldhafte  Uebertretung  stattfinden, 
bevor  derselbe  von  der  Entschädigung  ausgeschlos- 
sen werden  könne.  Nun  sind  die  Anschauungen  da 
verschieden  und  es  sind  hier  Herren,  die  eine  grosse 
Erfahrung  haben ;  aber  im  Schosse  der  Kommission 
sind  auch  Juristen,  welche  unsere  Ansichten  teilten. 
Wenn  das  richtig  ist,  was  Herr  v.  Planta  sagt,  dass 
es  nicht  möglich  sei,  eine  wissentliche  Uebertre- 
tung zu  konstruieren,  dann  ist  es  ja  natürlich  so 
wie  so  besser,  man  nehme  unsern  Antrag  an.  Aber 
wir  glaubten,  es  sei  zu  gefährlich,  «wissentliche 
Uebertretung»  zu  sagen;  es  werden  zu  viele  Schul- 
dige dabei  herauskommen. 

Was  den  zweiten  Antrag  Planta  anbetrifft,  das 
Wort  «verbrecherisch)»  zu  streichen,  so  glaube  ich, 
damit  kann  sich  die  Kommission  eventuell  einver- 
standen erklären.  Das  Wort  «verbrecherisch»  befindet 
sich  im  bisherigen  Gesetze  und  man  wollte  sich 
möglichst  an  das  bestehende  Gesetz  anlehnen;  darum 
wurde  der  Ausdruck  aufgenommen,  und  wir  glau- 
ben, ohne  Not  sollte  man  nicht  zu  viel  rein  formolle 
Aenderungen  vornehmen. 


Bundesrat  Zemp :  Ich  möchte  mich  für  den  Antrag 
David  aussprechen.  Das  Plaidoyer  des  Herrn  Präsi- 
denten ist  ja  nichts  anderes  als  eine  Unterstützung 
dieses  Antrages.  Es  kommt  darauf  an,  welchen 
Gedanken  man  iu  diesen  Artikel  legen  will.  Will 
man  die  Uebertretung  von  polizeilichen  Vorschriften 
ahnden  und  es  damit  möglichst  genau  nehmen  im 
Interesse  einer  Unternehmung,  oder  will  man  Dis- 
positionen treffen  zu  etwelcher  Entschuldigung  des- 
jenigen, welcher  eine  Vorschrift  übertritt  ?  Die  Kom- 
mission lüsst  nun  erklären,  sie  habe  die  letztere 
Ansicht;  dann  aber  muss  dieser  Gedanke,  Ausdruck 
finden,  etwa  in  der  Form,  welche  Herr  David  vor- 
geschlagen hat  Denn  eine  wissontlicho  Uebertre- 
tung ist  immer  eine  schuldhafte  Uebertretung;  aber 
es  giebt  auch  schuldhalte  Uebertretungen,  die 
nicht  wissentliche  sind;  und  wenn  Sie  den  allge- 
meinen Begriff  schuldhatte  Uebertretung  nehmen, 
so  trifft  das  denjenigen,  welcher  die  Uebertretung 
begeht,  in  viel  grösserem  Umfange  als  nach  dem 
Antrage  David.  Denken  Sie  an  das  angeführte  Hei- 
spiel: es  werden  bei  elektrischen  Anlagen  War- 
nungstafeln aufgestellt  und  man  legt  mit  Grund 
grossen  Wert  darauf.  Wenn  nun  einer,  der  mit  der 
örtlichen  Situation  nicht  genau  vertraut  ist,  sagen  wir 
einer,  der  nicht  hier  wohnt,  da  vorübergeht  und  zu- 
fällig eine  solche  Warnungstafel  an  einem  Baum,  an 
einem  Hause  nicht  beachtet  und  infolge  dessen  mit  der 
Anlage  in  Konflikt  kommt,  dann  heisst  es :  er  hätte  das 
sehen  sollen ;  er  hatte  die  Verpachtung,  das  zu  sehen, 
und  wenn  ersieh  nicht  orientiert  hat,  so  ist  er  schuld- 
haft und  hat  den  Unfall  selbst  zu  verantworten.  Wenn 
Sie  dagegen  nach  Antrag  David  sagen,  es  muss, 
am  den  Betreffenden  selbst  als  haftpflichtig  zu  er- 
klären, die  wissentliche  Uebertretung  vorausgesetzt 
werden,  so  muss  er  gewusst  haben,  da  ist  eine 
Warnunpstafel,  und  trotzdem  hat  er  sich  erlaubt,  hier 
durchzugehen  oder  den  Gegenstand  zu  berühren; 
nur  in  diesem  Falle  können  wir  ihn  behalten.  Dass 


vielleicht  der  Beweis  im  einzelnen  Fall  schwieriger 
wird,  ist  möglich ;  aber  die  Schwierigkeiten  kommen 
in  allen  Haftpflichtfällen.  Es  muss  eben  das  richter- 
liche Ermessen  walten.  Der  Richter  lässt  sich  den 
ganzen  Vorgang  erklären,  besieht  die  Lokalität  und 
bildet  sich  dann  ein  freies  Urteil  darüber,  ob  an- 
zunehmen sei,  der  Mann  habe  wissentlich  eine 
Uebertretung  begangen,  od  r  es  sei  ein  Versehen, 
das  man  ihm  nicht  zur  Last  I  nen  könne.  Ich  würde 
also  die  Meinung  haben,  dass  es  beim  Vorschlage 
des  Bundesrates  sein  Verbleiben  haben  solle. 


Knn:  Ich  bin  ganz  der  Meinung  des  Herrn  v. 
Planta,  dass  «wissentlich»  viel  weiter  gebt  und 
einen  weitergehenden  Beweis  verlangt,  als  «schuld- 
halt».  Aber  gerade  weil  dies  der  Fall  ist,  weil  nicht 
jeder,  der  aus  Versehen  einmal  nicht  Obacht  gegeben 
bat,  von  jeglicher  Entschädigung  ausgeschlossen 
sein  soll,  wiJI  ich  das  «wissentlich».  Es  soll  ihm, 
konform  dem  Grundsatze,  dass  die  Haftpflicht  be- 
steht, wenn  ein  Verschulden  nicht  nachgewiesen 
werden  kann,  bewiesen  werden,  dass  er  wissentlich 
eine  Polizeiübertretung  begangen  bat  Wenn  Herr 
v.  Planta  glaubt  dieser  Beweis  sei  sozusagen  ein 
Ding  der  Unmöglichkeit,  so  kann  ich  ihm  nicht  bei- 
pflichten und  zwar  deshalb  nicht,  weil  der  Richter 
nach  freiem  Ermessen,  mit  freier  Beweiswürdigung 
entscheiden  soll.  Wenn  jemand  beim  allergrössten 
Plakate  vorbeigoht,  das  sonst  kein  einziger  über» 
sieht,  das  man  einfach  sehen  muss,  so  kann  er  dem 
Ricnter  nicht  wohl  woissmachen,  er  habe  dasselbe 
nicht  gesehen.  Der  Richter  würde  eine  solche  faule 
Ausrede  einfach  nicht  berücksichtigen  und  eine 
wissentliche  Uebertretung  annehmen.  Aber  bei 
«schuldhaft)  steht  die  Sache  anders,  und  ich  glau- 
be, die  Kommission  habe  nicht  den  richtigen  Weg 
betreten. 

Ich  unterstütze  den  Antrag  des  Herrn  v.  Planta, 
zu  sagen,  «durch  widerrechtliche  Handlung».  Im 
Eisenbahngesetz,  welchem  Art  37  entnommen  ist 
hatte  man  einen  guten  Grund,  zu  sagen  «ver- 
brecherische oder  unredliche  Handlung».  Unredlich 
ist  es,  wenn  Jemand  ohne  Biliet  eine  Strecke  weit 
fährt  und  dadurch  die  Eisenbahngesellscbaft  zu  be- 
schummeln sucht.  Passiert  dem  Betreffenden  ein 
Unglück,  so  ist  es  ganz  richtig,  wenn  das  Gesotz 
erklärt,  dass  einem  solch  unredlichen  Passagier 
keine  Entschädigung  gehört  Der  Ausdruck  «unred- 
lich^ passt  also  im  Eisenbahngesetze;  in  unserm 
Entwürfe  aber  hat  es  keinen  Sinn  und  deshalb  hat 
die  Kommission  gut  daran  gethan,  denselben  zu 
streichen.  Widerrechtlich  genügt  vollkommen.  Man 
kann  nicht  sagen  «verschuldet  oder  widerrechtlich». 
Eine  solche  Antithese  wäre  sehr  übel  angebracht. 

Im  fernem  erlaube  ich  mir  eine  Anfrage  an  die 
Kommission  und  zwar  bezüglich  der  Worte  «wenn 
sich  jemand  mit  der  elektrischen  Anlago  in  Be- 
rührung gebracht  hat».  Auch  dieser  Ausdruck  ist 
dem  Eisenhahngesotz  entnommen  und  dort  einfach 
und  klar.  Mit  der  Eisenbahn  habe  ich  mich  in  Be- 
rührung gebracht,  wenn  ich  das  Geleise  betrete, 
den  Zug  besteige.  Aber  was  bedeutet  der  Ausdruck 
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bei  den  elektrischen  Anlagen?  Ich  setze  den  Fall, 
es  werde  irgendwo  gearbeitet,  die  Arbeitsstelle  ist 
vielleicht  zur  Warnung  noch  eingehegt,  und  trotz- 
dem begiebt  sich  jemand  au!  diesen  Platz.  Mit  der 
elektrischen  Anlage  hat  er  sich  nicht  in  Berührung 
gebracht;  er  hat  nur  den  Platz  betreten,  den  zu  be- 
treten ihm  verboten  war,  und  nun  wird  er  aus  irgend 
einem  Grunde  beschädigt.  Trifft  hier  der  Ausdruck 
«in  Berührung  bringen»  zu'?  Meines  Erachtens  hat 
der  Betreffende  kein  Recht  auf  Entschädigung,  weil 
er  widerrechtlich  gehandelt  hat.  Ich  orlaubo  mir, 
die  Kommission  anzufragen,  ob  meine  Bedenken 
irgendwelche  Berechtigung  haben. 

Dann  noch  etwas.  Der  Art.  37  ist  dem  Art.  i 
des  Eisenbahngesetzes  entnommen.  Nur  ist  dort  der 
Schlusssatz  weggelassen  worden,  welcher  folgender- 
massen  lautet:  «Wenn  der  Getötete  polizeiliche  Vor- 
schriften übertreten  hat,  so  kann  kein  Schadenersatz 
verlangt  worden,  auch  wenn  die  Ucbertrotung  den 
Unfall  nicht  veranlasst  hat. »  Ich  will  annehmen,  je- 
mand habe  wissentlich  eine  Schutzvorrichtung  nicht 
beachtet;  er  überschreitet  z,  B.  eine  Barriere,  be- 
giebt sich  in  das  Gebiet  hinein  und  wird  beschä- 
digt, er  wäre  aber  auch  geschädigt  worden,  wenn 
er  ausserhalb  der  Barriere  gestanden  hätte.  Der 
Grand  der  Schädigung  liegt  also  nicht  in  der  Nicht- 
beachtung der  Schutzvorrichtung.  Hat  er  einen  An- 
spruch auf  Entschädigung  oder  nicht?  Das  Eisen- 
bahnhaftpflichtgesetz  sagt  nein,  und  ich  glaube,  mit 
Recht  Wir  müssen  dafür  sorgen,  dass  diejenigen, 
die  wissentlich  eine  Ucbertrotung  begehen,  auch 
wenn  dieselbe  nicht  die  direkto  Veranlassung  des 
Unfalles  ist,  von  der  Entschädigung  ausgeschlossen 
werden.  Deshalb  sagt  Art.  4  des  Eisenuahnhaftpllicht- 
gesetzos  am  Schlüsse:  «selbst  wenn  der  Unfall  auch 
obno  sein  Verschulden  eingetreten  sein  sollte. »  Ich 
glaube,  wir  sollten  diesen  Passus  auch  in  unsern 
Artikel  aufnehmen,  und  ich  stelle  den  Antrag,  dies 
zu  thun.  Zugleich  erlaube  ich  mir  die  Anfrage  an 
die  Kommission,  ob  sio  den  Ausdruck  «in  Berührung 
gebracht  hat»  für  genügend  erachtet 


Bundesrat  Zemp :  Ich  will  mich  gegenüber  Herrn 
Kurz  aussprechen.  Derselbo  führt  uns  exquisite 
Fälle  vor  und  verlangt  den  Entscheid  der  Bundes- 
versammlung, ob  in  denselben  Schadensersatzpflicht 
vorliege  oder  nicht  Wir  können  auf  solche  Fragen 
nicht  antworten.  Dies  ist  Sache  des  Richters,  welcher 
jeden  einzelnen  Fall  untersuchen  wird.  Jeder  Fall 
ist  anders  geartet,  und  das  Gesamtresultat  wird  die 
richterliche  Ueborzeugung  schaffon,  ob  eine  Ueber- 
tretung  vorliegt  oder  nicht  Wonn  wir  uns  auf  diese 
subtilen  Konstruktionen  einladen  wollten,  so  kämen 
wir  schliesslich  zu  Definitionen,  dio  auf  gewisse 
Fälle  vielleicht  passen  würden,  auf  andere  aber 
nicht,  weil  die  Form  zu  eng,  auf  einzelne  Fälle 
appliziert  ist;  der  Gesetzgeber  muss  eine  allgemeine 
Norm  schaffen,  unter  welche  die  einzelnen  Fälle  zu 
rubrizieren  sind.  Ich  halte  es  nicht  für  nötig,  auf 
die  Fragen  des  Herrn  Kurz  näher  einzutreten.  Mit 
der  gegebenen  Vorschrift  wird  man  sich  meines 
Erachtens  behelfen  können. 

Nun  noch  ein  einziges  Wort.  Herr  Kurz  stösst 
sich  an  den  Worten  «in  Berührung  gebracht»;  im 
Eisenbahnge6etz  sei  die  Sache  etwas  genauer  prä- 


cisiert  Nun  ist  ja  klar,  dass  auf  den  beiden  Ge- 
bieten ein  Unterschied  besteht  Das  Eisenbahnge- 
biet, über  welches  hinaus  es  eine  Haftpflicht  nicht 
mehr  giebt,  ist  ganz  genau  begrenzt.  Nicht  so  ist 
das  bei  den  elektrischen  Anlagen.  Jede  Berührung 
einer  elektrischen  Leitung  ist  gefährlich,  geschehe 
sie  nun  auf  einem  begrenzton  Arbeitsplatz  oder 
auf  dem  Feld,  auf  einer  Strasso  u.  s.  w.  Wir 
müssen  uns  hier  die  Voraussetzungen  einer  Gefähr- 
dung viel  weiter  denken,  als  bei  der  Haftpflicht  der 
Eisenbahnen.  Wir  müssen  dem  Publikum  die  Ge- 
fährlichkeit der  elektrischen  Anlagen  mehr  und  mehr 
vor  Augen  halten  und  Vorsorge  treffen,  dass  der 
Schutz  des  Publikums  nach  allen  Richtungen  ange- 
rufen wird.  Ich  halte  deshalb  die  allgemeine  Fassung 
des  Art  37  für  zutreffend. 


David:  Es  liegt  mir  nur  daran,  dass  das « wissen  t 

lieh»  wieder  in  den  Artikel  hineinkommt.  Im  übrigen 
kann  ich  mich  den  andern  Anträgen,  beispielsweise 
demjenigen  des  Herrn  v. Planta,  ganz  gut  anschliessen. 


Abstimmung.  —  Votation. 

Der  Antrag  des  Herrn  v.  Planta,  das  Wort  «ver- 
brecherisch» zu  streichen,  wird  mit  Mehrheit  gegen 
10  Stimmen  angenommen,  ebenso  derjenige  des 
Herrn  David,  das  Wort  «wissentlich»  aufzunehmen 
statt  «schuldhaft».  Dagegen  wird  der  Zusatzantrag 
des  Herrn  Kurz  verworfen. 

(La  proposition  de  M.  v.  Planta  est  adoptee  a  la 
majori  tü  contre  10  voix,  de  meme,  celie  de  M.  David 
ä  la  raajorite.  La  proposition  de  M.  Kürzest  rojotee.,> 


AH.  38. 

Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission.  Er 

handelt  sich  hier  um  die  Bemessung  der  Entschädi- 
gung. Im  Eisenbahnhaftpflichtgesetz  ist  die  Entschä- 
digung wie  folgt  normiert: 

«Im  Fallo  der  Tötung  ist  Ersatz  der  Kosten  einer 
versuchten  Heilung  und  der  Beerdigung,  sowie  des 
Vormögensnachieiles  zu  leisten,  welchen  der  Ge- 
tötete während  der  Krankheit  durch  Erwerbsunfähig- 
keit oder  Verminderung  der  ErwerbsfAhigkeit  er- 
litten hat 

War  der  Getötete  zur  Zeit  seines  Todes  ver- 
pflichtet, einem  Andern  Unterhalt  zu  gewähren,  so 
kann  dieser  insoweit  Ersatz  fordern,  als  ihm  infolge 
des  Todesfalles  der  Unterhalt  entzogen  worden  ist 

Im  Falle  einer  Körperverletzung  ist  Ersatz  der 
Heilungskoston  und  des  Vermögeni'nachteils  zu 
leisten,  welchen  der  Verletzte  durch  eine  infolge  der 
Verletzung  eingetretene  zeitweise  oder  dauernde  Er- 
werbsunfähigkeit oder  Verminderung  der  Erwerbs- 
fähigkeit erleidet» 

Und  in  Art.  6  ist  gesagt: 

«Als  Ersatz  für  den  zukünftigen  Unterhalt  oder  Er- 
werb ist  jo  nach  dem  Ermessen  des  Gerichtes, 
entweder  eine  Kapitalsumme  oder  eine  jährliche 
Rente  zuzusprechen. 
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Wenn  im  Momente  der  Urteilsfällung  die  Folgen 
einer  Körperverletzung  noch  nicht  genügend  klar 
vorliegen,  so  kann  der  Richter  ausnahmsweise  für 
den  Fall  des  nachfolgenden  Todes  oder  einer  Ver- 
schlimmerung dos  Gesundheitszustandes  des  Ver- 
lauten eine  spätere  Hoktiflzierung  des  Urteils  vor- 
behalten. »  Unsere  neue  Gesetzgebung  lehnt  sich  an 
diese  Artikel  an.  Das  erste  Lemma  von  Art.  38  luu  tot 
nach  unserem  Vorschlage:  «Für  die  Bemessung  der 
Entschädigung  sind  die  Bestimmungen  des  O.  R. 
massgebend. 

Bei  PersonenbeschSdigungen  ist  als  Ersatz  für 
den  zukunftigen  .Unterhalt  oder  Erwerb  je  nach  dem 
Ermessen  des  Gerichtes  entweder  eine  Kapitalsummo 
oder  eine  jährliche  Rente  zuzusprechen. 

Wenn  im  Momente  dor  Urtoilsfällung  die  Folgen 
einer  Körperverletuzng  noch  nicht  genügend  klar 
vorliegen,  so  kann  der  Richter  ausnahmsweise  für 
den  Fall  dos  nachfolgenden  Todes  oder  einer  Ver- 
schlimmerung oder  Verbesserung  eine  spätere  Be- 
richtigung des  Urteils  vorbehalten.  Ein  bezügliches 
BegebreD  muss  längstes  innert  Jahresfrist  nach  Aus- 
füllung des  Urteils  gestellt  werden.* 

Und  in  Art  38  bis  wird  gesagt: 

«Die  in  diesem  Gesetze  orwühnten  Schadener- 
satzansprüche für  Personen  und  Sachen  verjähren 
in  zwei  Jahren  von  dem  Tage  an,  an  welchem  die 
Schädigung  stattgefunden  hat» 

In  Lemma  i  von  Art  38  wird  also  nur  bestimmt, 
dass  für  die  Bemessung  der  Entschädigung  das  O.R. 
massgebend  ist.  Im  Jahre  1875  war  das  0.  R.  noch 
nicht  vorhanden,  sonst  würde  man  in  dem  Eisen- 
bahnhaftpflichtgesetz  auch  eino  solche  allgemeine 
Bestimmung  aufgenommen  haben.  Der  Bundesrat 
weist  in  der  Botschaft  nach,  dass  im  allgemeinen 
die  Bestimmungen  des  0.  R.  für  den  Geschädigten 
günstiger  sind,  und  dass  es  wünschbar  ist,  sich  so 
viel  als  möglich  an  diese  allgemeinen  Bestimmungen 
anzulehnen.  Die  Kommission  teilt  diese  Ansicht. 

Alinea  2  entspricht  wörtlich  der  Bestimmung  des 
Eisenbahnhaftpflichtgeselzes  (ArL  6,  Alinea  !).  Ali- 
nea 3  entspricht  dem  Alinea  2  von  ArL  6  des  Eisen- 
bahnhattpflichtgosetzes.  Beigefügt  ist  «oder  die  Ver- 
besserung» des  Gesundheitszustandes.  Auch  diese 
soll  In  Berücksichtigung  gezogen  werden.  Dies  liegt 
in  der  Natur  der  Sache  und  insofern  bedeutet  diese 
Beifügung  eine  Verbesserung  des  Gesetzes. 

Neu  ist  der  letzte  Satz:  «Ein  bezügliches  Begehren 
muss  längstens  innert  Jahresfrist  nach  Abfüllung  des 
Urteils  gostollt  werden.»  Es  ist  dies  eine  notwen- 
dige Ausrührungsbestimmung. 

Im  allgemeinen  entspricht  also  die  neue  Vorlage 
dem  Eisenbahnhaltpflichtgesetz.  Sie  specialisicrt  aber 
nicht  die  Normen,  sondern  nimmt  die  Bestimmungen 
des  0.  R.  auf,  die  für  den  Geschädigten  günstiger 
sind,  und  die  anzuwenden  es  immer  wünschbar  ist, 
wenn  es.  irgendwie  möglich  ist 

Ihre  Kommission  ist  mit  den  Anträgen  dos  Bun- 
desrates durchaus  einverstanden. 


Schmid  (Uri):  Ich  mochte  Ihnen  beantragen,  den 
letzten  Satz  in  Art.  38,  lautend:  «Ein  bezügliches 
Begehren  muss  längstens  innert  Jahresfrist  nach 
Ausfüllung  dos  Urteils  gestellt  werden«,  zu  streichen. 
Ich  habe  hiefür  zwei  Gründe.    Diejenigen  Herren 


Kollegen,  welche  mit  Haftpfllcbtprozessen  zu  thun 
hatten,  werden  mir  bestätigen,  dass  es  oft  schwer 
hält,  sich  ein  Jahr  nach  Auställung  des  Urteils  darüber 
vollständig  klar  zu  werden,  ob  eine  Verschlimmerung 
des  Gesundheitszustandes  eingetreten  ist.  Gewisse 
Zufälle,  z.  B.  Norvonverlctzungon  etc.,  äussern  ihre 
Wirkungen  oft  bedeutend  später.  Der  Arzt,  der  darauf 
angewiesen  ist,  seinen  Befund  ziemlich  rasch  ab- 
zugeben, kann  vielleicht  erst  später  zur  Ansicht 
gelangen,  dass  er  sich  geirrt  hat  Ich  kann  daher 
nicht  recht  begreifen,  weshalb  diese  Beschränkung 
aufgenommen  werden  soll. 

Sodann  schlägt  uns  die  Kommission  einen  Art 
38bis  vor.  Ich  glaube  nun,  dass,  wenn  der  letzte 
Satz  von  Art.  38  stehen  bleibt,  ein  Widerspruch  mit 
Art.  38bis  vorliegt.  Nach  Art  38bis  soll  der  Ge- 
schadigte zwei  Jahro  Zeil  haben,  um  seine  Forderung 
geltend  zu  machen.  Er  soll  aber,  falls  z.  B.  die 
Hauptforderung  nach  ü  Mouatou  erledigt  ist,  nach 
Art.  38,  letzter  Satz,  nicht  mehr  das  Recht  haben, 
iunert  diesen  2  Jahren  eine  Nachfordoiung  zu  stellen- 
Das  ist  ein  Widerspruch.  Ich  möchte  allerdings 
nicht  zu  viel  Kasuistik  treiben,  aber  wir  sollten 
doch  Widersprüchen  vorbeugen,  und  ich  glaube, 
dass  es  auch  nicht  in  den  Intentionen  des  Bundes- 
rates und  der  Kommission  gelegen  war,  den  Ge- 
schädigten zu  vorkürzon.  Ich  erlaube  mir  deshalb, 
don  Antrag  zu  stulien,  den  letzten  Satz  von  Art  38 
zu  streichen. 


Fchr:  Ich  möchte  Ihnen  beantragen,  den  Antrag 

der  Kommission  festzuhalten.  Herr  Kollege  Schmid 
will  zu  weit  gehen,  wenn  er  die  Gesellschaften  auf 
10,  20,  30  Jahre  hinaus  noch  zu  einer  Nachleistung 
verhallen  will.  Die  elektrischen  Werke  müssen 
wissen,  woran  sie  sind.  Die  Haftpflichtprozesse 
werden  so  wie  so  schon  nicht  rasch  verlaufen,  sie 
werden  vielleicht  ein  Jahr  und  noch  länger  dauern. 
Nach  der  Ausfüllung  des  Urteils  soll  dann  noch  ein 
Begehren  auf  Berichtigung  gestellt  werden  können; 
nur  um  die  Stellung  des  Bogchrons  handelt  es  sich 
und  dafür  genügt  ein  Jahr. 

Herr  Schmid  sagte  sodann,  es  liege  ein  Wider- 
spruch zwischen  der  Verjährungsfrist  in  Art  38  und 
derjenigen  in  Art  38bis  vor.  Das  ist  nicht  richtig. 
In  Art  38bis  handelt  es  sich  um  die  Verjährung  der 
Schadensersatzforderung,  in  Art  38  aber  um  eine 
Nachforderung,  nachdem  die  Klage  schon  angestellt 
und  das  Urteil  schon  gesprochen  worden  ist.  Die 
Frage  Ist  nur  die,  ob  eine  Nachklage  zulässig  sei 
und  innert  welcher  Frist,  und  dafür  muss  natürlich 
die  Frist  kürzer  sein. 


Scbmld  tUri):  Der  Herr  Vorredner  irrt  sieb,  wenn 
er  glaubt  dass  in  meinem  Antrage  die  Forderung 
enthalten  sei,  die  Nachforderung  ad  inßnitum  zu  pro- 
longieren. Ich  habe  ausdrücklich  auf  Art  38bis  ver- 
wiesen; danach  müssto  die  Nachforderung  innert 
2  Jahren  geltend  gemacht  werden.  Ich  halte  jetzt 
noch  dafür,  dass  ein  Widerspruch  zwischen  Art  38 
Schlusssatz  und  Art  38b is  bestehe.  In  Art  38  bis 
heisst  es,  dass  die  in  diesem  Gesetze  erwähnten 
Schadensersatzansprüche  in  2  Jahren  verjähren.  Hat 
nun  die  Kommission  etwa  die  Meinung,  dass  nicht 
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alle  Schadenersatzansprüche  verjähren?  Ich  glaube 
doch,  dass  atie  verjähren  müssen,  auch  die  Nach- 
lorderungen.  Ich  halte  deshalb  den  Antrag  aulrecht. 


Abstimmung.  —  Yotation. 


Der  Autrag  der  Kommission,  den  Schlusssatz 
testzuhalten,  wird  angenommen). 

(La  proposition  do  la  commission  est  adoptee.) 


Art.  38*"*. 

lllumpr,  !:•••;.  •!.'  ..alter  der  Kommission:  Dieser 
Artikel  handoll  von  der  Verjährung.  In  0.  R.  ist 
die  Verjährung  so  geordnet,  dass  für  gewöhnliche 
Schadensersatzanspriiche  5  Jahre  festgesetzt  sind, 
für  Delikte  nach  Arl  G9  1  Jahr.  Das  Bundesstraf- 
recht kennt  im  allgemeinen  iür  Delikte  die  Frist  von 
3  Jahren.  Wir  glauben,  uns  auch  diesbozüg  ich  an 
die  Destimmuligen  dor  nafipflichtgtset/gobung  an- 
lehnen zu  sollen.  Das  Eisetiliatmgosol/:  schreibt  2 
Jahre  vor,  das  Fabrikgesetz  1  Jahr.  Die  Verhältnisse 
sind  ja  hier  ähnlich;  wir  haben  den  weitern  Ter- 
min angenommen  im  Interessedcs  Geschädigten. 
Die  Frist  von  2  Jahren  hat  sich  in  der  ElsenbahD- 
gesetzgebung  bewahrt.  Es  gieht  immer  Falle,  wo 
sie  zu  kurz  oder  zu  lang  sein  kann  ;  aber  im  ßrossen 
und  ganzen  ist  man  damit  zufrieden,  flckanntlich 
ist  auch  schon  olt  der  Wunsch  geäussert  worden, 
man  m  >ohte  in  der  Fabrikgesetzgebung  die  Frist 
von  1  auf  2  Jahre  verlängern.  Ich  beantrage  Ihnen, 
die  zweijährige  Frist  anzunehmen. 


Kurz :  loh  bin  mit  Art.  3Sbis  einverstanden.  Nur 
sollte  über  die  Unterbrechung  der  Verjährung  noch  et- 
was gesagt  sein.  Im  Vorschlage  des  Bundesrates,  dor 
das  0.  R.  vorbehält,  wäre  das  nicht  nötig  gewesen. 
Im  Eisenbahnhaftpflichtgesetz  linden  Sie  besondere 
Bestimmungen  über  die  Unterbrechung;  dort  mussten 
sie  angebracht  werden,  weil  das  0.  II.  noch  nicht 
existierte.  Heule  haben  wir  im  0.  R.  gonauo 
Vorschriften  zur  Erleichterung  des  Geschädigton,  60 
z.  B.,  dass  schon  rechtliches  Zustellungen  u.  s.  w. 
genügen  u.  s.  w.  Ich  möchte  daher  beantragen,  den 
Zusatz  aufzunehmen:  »För  die  Lnteiuiechung  der 
Verjährung  gelten  die  Bestimmungen  des  Ohli- 
gationonreclitos. » 


Blamnr,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ein- 
verstanden. Man  hfitto  sich  auch  fragen  Irinnen,  ob 
man  nicht  die  Bestimmung  von  Art.  10,  Absatz  2, 
des  Eisenbahngesetzes  aufnehmen  konnte.  Ich  ziehe 
aber  die  Anwendung  der  Bestimmungen  desO.R.  vor. 

Mit  dem  von  Herrn  Kurz  beantragten  Zusatz  an- 
genommen. 

(Adopte  avec  ramendomont  de  M.  Kurz). 


Art.  39. 

Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission :  Es  ist 
Ihrer  Kommission  als  wünschbar  erschienen,  nur 
eine  einzige  kantonalo  Instanz  aufzustellen;  denn  es 
giebt  hier  sehr  vielo  kleine  Fälle.  Dagegen  wünscht 
sie  mit  dem  Bundesrate,  dass  die  Berufung  an  das 
Bundesgericht  ohne  Rücksicht  auf  den  Streitbetrag 
zulässig  soi.  Es  ist  dies,  wenn  nur  eine  kantonale 
Instanz  besteht,  um  so  nötiger. 


Wyss:  Ich  vermisse  die  Begründung  des  Herrn 
Kommissionspräsidenton  darüber,  weshalb  die  Be- 
rufung an  das  Buudosgericht  in  allen  Fällen  zulässig 
t  .in  soll.  Ich  frage  mich,  ob  wirklich  immer  Gründe 
für  eine  solche  ausserordentliche  Bestimmung  vor- 
liegen. Offenbar  hat  sich  die  Kommission  von  der 
Erwägung  leiten  lassen,  dass  ähnliche  Vorschriften 
auf  dorn  Gebiete  des  Markenschutzes,  des  Patent- 
schutzes, des  Schutzes  des  geistigen  Eigentums  be- 
stehen. Allein  es  scheint  mir,  dass  sich  auf  diesen 
Gebieten,  auf  donen  man  die  Berufung  an  das 
üundesgericht  ohne  Rücksicht  auf  den  Streitbetrag 
zi'lässt,  der  Rochtsgang  ganz  anders  darstellt,  als 
hier.  Hier,  bei  der  Haftpflicht,  bandelt  es  sich  ledig- 
lich um  die  Frage,  ob  dem  Verletzten  eine  Ent- 
schädigung zukommen  soll  oder  nicht  und  wenn  ja, 
in  welchem  Betrage,  also  um  eine  rein  finanzielle 
Erwägung,  wahrend  auf  dem  Gebiete  des  Marken- 
schutzes, des  geistigen  Eigentums  u.  s.  w.  nicht 
nur  die  Entschadiguugsfrago  eine  Rollo  spielt,  son- 
dern hauptsächlich  die  Frage  des  Bestandes  des 
Markenschutzes,  der  Anerkennung  des  geistigen 
Eigentums  u.  s.  w.  Neben  der  materiellen  Frage 
der  Entschädigung  oxistioit,  und  zwar  in  primärer 
Weiso,  die  Frage  nach  dem  Rochtsgute  in  ideoller 
Bozichung.  Diese  ideelle  Soito  ist  meines  Erachtens 
der  Grund  dafür  gewesen,  dass  dio  Berufung  an  das 
Bundesgericht  ohne  Rücksicht  auf  den  Sireitbetrag 
möglich  gemacht  wurden  ist. 

Allein  diese  Erwägung  trifft  bei  der  Haftpflicht, 
gesetzgobung  nicht  zu.  Wir  haben  hier  den  Grund, 
satz,  dass  dio  Hohe  des  Streitbetrages  fur  die  Weiter- 
Ziehung  massgebend  sein  soll.  Es  scheint  mir,  dass 
man  nicht  gut  daran  thut,  in  unserm  Gesetz  von 
der  allgemeinen  Regel  abzuweichen,  dass  es  viel- 
mehr besser  wäre,  sich  an  das  zu  halten,  was  bereits 
rechtens  ist;  dor  Fall  ist  ja  hier  derselbe,  es  handelt 
sich  um  dieselben  Wirkungen,  wie  in  der  übrigen 
Haftpllichtgosotzgehung,  und  deshalb  sollten  auch 
dieselben  Normen  gelton.  Wenn  Sie  die  kleinen 
und  kloinston  Händel  vor  das  Bundesgericht  bringen, 
so  dürfen  Sie  sich  nicht  verhehlen,  dass  die  Ar- 
boitslast  des  Bundesgorichts  sich  in  bedenklicher 
Weiso  steigern  würde,  die  sogar  auf  die  Erhöhung 
der  Mitgliedcrzahl  und  auf  das  Budget  einen  Einfluss 
ausüben  könnte.  Das  scheint  mir  wirklich  nicht 
nötig  zusein.  Denn  atlo  diese  kleinen  Streitigkeiten 
im  Betrage  von  Fr.  20  und  30  können  ganz  gut  von 
einer  einzigen  Instanz  erledigt  werden,  um  so  mehr, 
als  die  technischen  und  juristischen  Begri De,  we  che 
in  der  HaftpIlichtiiHsetzgebung  eine  Rolle  spielen, 
durch  die  langjährige  Praxis  des  Bundesgerichts 
festgestellt  worden  sind.  Ich  möchte  Ihnen  also  be- 
antragen, den  letzten  Satz  des  Artikels  zu  streichen. 
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Febx:  Der  Herr  Vorredner  vorkenn'  d»o  1  "rsache, 
weiche  die  Kommission  bewogen  hat,  den  Salz  auf- 
zunehmen.  L's  ist  hier  bestimmt,  dass  nur  eine 
•"•inzigo  kantonale  Instauz  entscheiden  soll,  und  das 
will  ja  wohl  auch  der  Herr  Vorredner.  Nun  müssen 
Sie  aber  , loch  bei  einem  Streitgegenstand,  der  selten 
nur  Fr.  diiiderSO,  vielmehr  low»  und  mehr  tranken 
iietmj;vn  winl,  eine  Berufung  zulassen,  und  diese 
!;ano  nur  das  Bundes-iericht  sein.  Wenn  Sie  der 
Ansciieuuii;  des  Morrn  Vorredners  Keimung  tragen 
vollten.  imisstuii  .Sie  die  Bestimmung,  dass  nur 
eine  einzige  kantonale  Instanz  entscheiden  solle, 
egfallen  und  diese  Prozesse,  wie  boi  den  andern 
tialtpflichtprozessen,  durch  mehrere  kantonale  In- 
stanzen behandele  lassen  Der  Herr  Vorredner  beruft 
sieh  darauf,  dass  beim  Markenschutz  u.  s.  w. 
Rechtsputer  in  ideeller  Beziehung  vorliegen.  Ich 
glaube  aber,  dass  die  Entschädigung  aus  Haftpflicht 
ebenso  ideelier  Natur  ist 


Iselin:  Ich  erlaube  mir,  den  Antrag  des  Herrn 
Wyss  in  der  Weise  zu  erwoitern,  dass  der  ganze 
Artikel  gestrichen  würde.  Herr  Wyss  hat  meiner  An- 
sicht nach  in  durchaus  zutreffender  Weise  ausge- 
führt, dass  die  Gründe,  welche  beim  Markenschutz 
u,  s.  w.  zur  Aufstellung  einer  solchen  Bestimmung 
geführt  haben,  hier  nicht  vorliegen.  Bei  den  Pillen 
des  Markenschutzes  handelt  es  sich,  man  kann  wohl 
sagen,  ausschliesslich  um  Händel  mit  unbestimmtem 
Streitwert,  die  so  wie  so  an  das  Bundosgerichl  ge- 
zogen werden  können,  und  da  bedeutet  dio  Beschrän- 
kung auf  eine  einzige  kantonale  Instanz  eine  Ver- 
kürzung des  Verlahrens,  die  nur  erwünscht  ist.  Hier 
aber  handelt  es  sich  um  fülle,  die  ganz  genau  das- 
selbe sind,  wie  die  andern  Haftpflichtfälle,  und  ich 
glaube,  wir  sollten  uns  hüten,  immer  wieder  neue 
specielle  Vorschriften  in  Bezug  auf  alle  möglichen 
Punkte  aufzustellen.  Kommen  wir  doch  mit  den 
Bestimmungen,  die  wir  angenommen  haben  und  dio 
uns  weiter  beantragt  sind,  bereits  zu  einer  merk- 
würdigen Musterkarte.  Wir  müssen  uns  nicht  ledig- 
lich fragen,  was  wohl  das  Wünschenswerteste,  das 
Idealste  wäre,  wenn  wir  auf  "inem  tiebiete  legi- 
ferieren,  auf  dem  noch  nichts  geschehen  ist,  son- 
dern wir  müssen  uns  namentlich  auf  den  Standpunkt 
stellen,  dass  wir  uns  an  bereits  bestehende  Vor- 
schriften anlehnen  und  Abweichungen  nur  da  zu- 
lassen, wo  es  der  Natur  der  Sacl  nach  absolut  be- 
gründet ist.  Das  ist  hier  entschieden  nicht  der  Fall. 
Wenn  einer  von  einem  elektrischen  Werkt  ge- 
schädigt wird  und  Fr.  500  vorlangt,  so  ist  kein  Grund 
vorhanden,  diesen  Fall  anders  zu  behandeln,  als  den 
andern  Fall,  in  welchem  jemand  gestützt  am  das 
Eisenbahnhaftpflichtgesetz  klagt.  Dio  Vorschrift,  dass 
nur  eine  einzige  kantonale  Instanz  bestehen  -oll, 
ruft  notwendigerweise  der  andern,  dass  dio  Berufung 
an  das  Bundesgericht  in  allen  Fälleu  zulässig  ist. 
Mao  kann  einer  Parte:  nicht  zumuten,  dass  sie  sich 
in  einer  weittragenden  Frage  mit  einer  einzigen 
Instanz  begnügen  solle.  Das  betrachte  ich  als  ausser- 
halb der  Diskussion  liegend.  Ich  betrachte  es  aber 
als  eine  unrichtige  Behandlung  der  Parteien,  wenn 
man  sie  zwingen  will,  ohne  weiteres  an  das  Bundes- 
genobt  su  appellieren,  wenn  sie  mit  dem  Entscheide 


der  ersteu  Instanz  nicht  zufrieden  sind,  wenn  man 
sio  also  in  die  Zwangslage  versetzt,  entweder  das 
Urteil,  das  sie  als  ungerecht  ompfinden,  anzunehmen 
■  ■der  ein  anderes  Orient  anzurufen,  dessen  Kosten 
zu  dem  Streitweil  und  in  vielen  Fallen  zu  inren 
.Mitteln  in  keinem  Verhältnis  stehen. 

Ich  .  laube,  wir  werden  in  jeder  Beziehung  etwas 
Besseres  haben,  wenn  wir  das  Vorfahren  beibe- 
halten, wie  es  in  den  übrigen  Hallpllichtfäilen  exi- 
stiert, und  ich  beantrage  Ihnen  deshalb  Streichung 
von  Art.  39. 


Bundesrat  Zemp:  Ich  möchte  mich  für  den  An- 
trag der  Kommission  aussprechen.  Es  ist  ja  richtig, 
dass  wir,  wie  Herr  Iselin  bemerkt,  oin  kompliziertes 
Vorfahren  schaffen.  Wir  geben  den  kantonalen  Ge- 
richten "inen  Teil  der  Rechtsprechung,  wir  lassen 
der  kanlona!on  Gesetzgebung  die  Organisation  und 
dio  Feststellung  des  Verfahrens,  bei  andern  Sachea 
lassen  wir  dio  Berufung  an  das  Bundesgericht  zu. 
Es  ist  eine  wahre  Musterkart'",  das  ist  wahr.  Es  ist 
zu  bedauern,  dass  es  so  ist;  aber  es  ist  aus  den 
VerhältuK-.'t)  so  geworden  und  nichts  anderes,  als 
der  Ausdruck  dos  Gedankens,  dass  wir  uns  in  der 
Gesetzgebung  den  Bedürfnissen  anpassen  müssen. 

Bei  den  Kisenbahn-  und  Fabrikhaftpflichtfällen 
habeu  wir  allerdings  dio  Berufung  an  das  Bundes- 
gericht er.  t  für  den  Streitbetrag  von  Fr.  2000.  Aber 
wir  haben  die  Erfahrung  gemacht,  und  darüber  wird 
im  Land»  herum  bittere  Klage  geführt,  dass  die 
Prozesse  ausserordentlich  lange  dauern  und  sehr 
kostspielig  sind,  dass  der  Klüger  oft  zu  lange  auf 
die  Z.usprechung  der  Entschädigungssumme  warten 
müsse  und  man  hat  deshalb  erklärt,  dass  das  be- 
stehende Verfahren  den  Bedürfnissen  der  Recbt- 
suchendon  nicht  entspreche,  so  wenig  wie  den  Nor- 
men, wolcho  für  den  Bechtsprechonden  gelten 
sollten.  Wir  sollten  vereinfachen  und  gerade  diese 
Vereinfachung  wird  auf  dem  Gebiete  der  schwei- 
zerischen Gesetzgebung  angestrebt.  Das  Gesetz  über 
dieBundesrechtspflege  hat  in  dieser  Beziehung  einen 
Fortschritt  zu  verzeichnen,  aber  auch  jetzt  noch 
haben  wir  zu  lange  und  zu  kostspielige  Prozesse. 
Auch  hier  sollton  wir  eingreifen  und  verbessern  und 
nicht  i  oder  3  kantonale  Instanzen  walten  lassen 
und  dann  für  grosse  Prozesse  noch  die  Beruhmg  an 
das  Bundesgericht  vorsehen,  sondern  wir  glaubten 
Ihnen  vorschlagen  zu  sollen,  dass  jeder  Kanton  ein 
Gericht  zu  bezeichnen  habe,  welches  das  richtige 
Verständnis  für  solche  Rechtsfälle  besitzt 

Herr  Iselin  sagt  ganz  richtig,  dass  für  den  Fall, 
dass  eine  einzige  kantonalo  Instanz  bestehen  sollte, 
die  Berufung  an  das  Bundesgoricht  absolut  notwendig 
t  sei.  Denn  von  dem  Satze  haben  wir  uns  heute  noch 
nicht  frei  gemacht,  und  wir  werden  auch  hoffentlich 
nie  dazu  kommen,  dass  ein  Richter  nicht  endgültig 
Recht  schaffen  soll.  DieMöglichkeit  einer  zweimaligen 
Prüfung  muss  gegeben  worden.  Wollen  Sie  nur  eine 
einzige  kantonale  Instanz  schaffen,  so  ist  die  Be- 
rufung an  das  Bundesgericht  unumgänglich.  Denken 
wir  nicht  nur  an  Bagatoll-Sachon.  Es  können  grosse 
Beschädigungen  eintreten,  die  in  die  Tausendo  von 
Franken  gohen,  die  unter  Umständen  einen  ganz 
unersetzlichen  Schaden  darstellen,  und  da  ist  es 
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ganz  richtig,  wenn  man  den  Streitfall  zwei  Instanzen 
unterbreiten  kann. 

Wir  wollen  also  das  Wagnis  machen  und  eine 
neue  Organisation  hier  eintreten  lassen,  in  der 
Weise,  dass  man  sagt:  der  Vereinfachung  des  Ver- 
fahrens zu  liebe  wollen  wir  die  kantonale  Instanz 
auf  eine  beschränken. 


W  y  8s !  Zur  Vereinfachung  der  Diskussion  will  ich 
erklären,  dass  ich  mioh  dem  Antrage  des  Herrn  Iselin 
anschliesse.  Ich  gebe  zu,  dass  die  Schaffung  einer 
einzigen  kantonalen  Instanz  auf  dem  Gebiete  des 
Markenschutzes  u.  s.  w.  nicht  überall  von  dem  Er- 
folge begleitet  gewesen  ist,  den  man  erwartet  hatte. 
Und  wenn  Herr  Bundesrat  Zemp  durch  die  Schaffung 
einer  einzigen  kantonalen  Instanz  zur  Vereinfachung 
des  Verfahrens  beitragen  will,  so  erlaube  ich  mir 
doch  zu  bezweifeln,  ob  der  Wunsch  in  Erfüllung 
gehen  wird.  Ich  gebe  gerne  zu,  dass  in  allen  den 
Fällen,  in  welchen  die  Kompetenz  des  Bundesge- 
richtes so  wie  so  gegeben  ist,  eine  Vereinfachung 
eintreten  würde,  aber  umgekehrt  stelle  ich  die  Be- 
hauptung auf,  und  ich  kenne  das  aus  Erfahrung, 
dass  für  die  kleinern  Fälle  der  Prozess  wesentlich 
erschwert  wird.  Namentlich  in  Kantonen,  welche 
über  ein  grosses,  weitläufiges  Gebiet  verfügen,  wird 
sich  dieser  Uebelstand  ganz  wesentlich  geltend 
machen.  Nehmen  Sie  z.  B.  an,  es  bandle  sich  um 
eine  Entschädigung  von  Fr.  100  oder  200,  die  ein- 
geklagt werden.  Wenn  nun  im  grossen  Kanton  Bern 
oder  Graubünden  der  betreffende  Anspruchsberech- 
tigte z.  B.  in  einer  äussersten  Ecke  des  Oberlandes 
wohnhaft  ist,  so  muss  er  nach  der  Hauptstadt  gehen ; 
denn  es  liegt  doch  auf  der  Hand,  dass,  wenn  ein 
einziges  kantonales  Gericht  urteilen  soll,  dieses  in 
der  Hauptstadt  seinen  Sitz  hat.  Umgekehrt,  wenn 
Sie  den  Instanzenzug  gestatten,  so  kann  er  sein 
Recht  da  suchen,  wo  er  seinen  natürlichen  Richter 
hat,  in  seinem  Wohngebiet;  er  bat  nicht  nötig,  die 
grosse  Reise  zu  machen,  sondern  findet  seinen  An- 
walt in  grosserer  Nähe,  und  dadurch  wird  der  Pro- 
zess nicht  nur  einfacher  und  geht  nicht  nur  rascher, 
sondern  er  wird  auch  viel  weniger  kostspielig,  und  das 
ist  auch  eine  Hauptsache,  dass  die  Prozesse  weniger 
kosten.  Ich  halte  deshalb  dafür,  dass,  so  gut  die 
Intentionen  des  Herrn  Bundesrat  Zemp  sein  mögen, 
sie  das  Gute  nur  bei  Prozessen  mit  einem  höhern 
Streitwert  als  Fr.  200  erreichon,  dass  aber  bei 
kleineren  Prozessen  die  Durchführung  nicht  erleich- 
tert, sondern  erschwert  wird. 


Kurs:  Ich  möchte  zu  Gunsten  des  Antrages  Iselin 
noch  zwei  Worte  beifügen.  Wenn  ich  nicht  Anwalt 
wäre,  hätte  ich  den  Antrag  auch  gestellt,  aber  ich 
wollte  nicht  den  Schein  auf  mich  laden,  dass  ich 
für  2  bis  3  Instanzen  spreche,  statt  nur  für  eine. 
Was  hier  vom  Bundesrate  vorgeschlagen  wird,  ist 
nicht  nur  aus  den  Gründen  nicht  acceptabel,  welche 
angeführt  worden  sind,  sondern  ich  sage:  es  wird 
dadurch  eine  zweite  Instanz  nicht  geschaffen,  son- 
dern es  entscheidet  thatsächlich  eine  Instanz.  Denn 
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es  ist  bekannt,  dass  das  Bundesgericht  nicht  ein 
zweite  Instanz  im  üblichen  Sinne  des  Wortes  ist. 
Das  Bundesgericht  kann  ein  kantonales  Urteil,  so- 
weit es  den  Thatbestand  betrifft,  nicht  ändern;  es 
ist  daran  gebunden.  Und  wenn  ein  kantonales  Urteil 
in  einer  Angelegenheit  noch  so  unrichtig  ist  und 
alle  Bundesrichter  darin  übereinstimmen:  das  Urteil 
ist  thatsächlich  falsch,  und  wenn  wir  freie  Hand 
hätten,  so  würden  wir  das  einstimmig  erklären,  so 
kann  das  Bundesgericht  das  doch  nicht  thun.  Wir 
haben  also  thalsüchlich  nur  eine  Instauz.  und  nachdem 
Herr  Bundesrat  Zemp  selber  erklärt  hat,  dass  wir 
uns  auf  dorn  Boden  nicht  bewegen  wollen,  dass  es 
nicht  angehe,  dass  eine  Instanz  allein  entscheide, 
so  bin  ich  der  Meinung,  dass  das  bisherige  Ver- 
fahren belassen  werden  muss.  Ich  erlaube  mir,  einen 
Fall  zu  citieren,  in  welchem  die  Bundesrichter 
erklärt  haben,  dass  sie  ein  Urteil  eines  aargauischen 
Gerichtes  als  thatsächlich  vollständig  unrichtig  be- 
trachtet haben;  es  haben  alle  Bundeslichter  sich  in 
der  freien  Diskussion  in  dieser  Dichtung  ausge- 
sprochen, und  es  lebhaft  bedauert,  in  diesem  Falle 
nicht  nach  freiem  Ermessen,  nach  eigener  Auffas- 
sung der  Sachlage  urteilen  zu  können.  Wo  solche 
Verhältnisse  bestehen ,  das  wird  niemand  be- 
streiten wollen,  genügt  das  Bundesgericht  als 
einzige  Oberinstanz  nicht.  Nehmen  Sie  nicht 
eine  Bagatellsache  in  Aussicht,  sondern  eine 
grosse  Sache  und  eine  wesentliche  Körperverletzung, 
die  Tötung  eines  Familienvaters  durch  irgend  eine 
elektrische  Anlage,  wo  der  Schadenersatz  eine  ganz 
beträchtliche  Summe  erreichen  kann.  Hier  soll  nun 
oin  Urteil  des  betreff endenGerichtshot es  des  kleinsten 
Kantons  genügen?  Wo  keine  gebildeten  Richter  sind, 
wo  die  Richter  einfaoh  aus  dem  Volke  herauswach- 
sen, da  sollte  dieses  Gericht  genügen,  um  in  that- 
sächlichor  Beziehung  einzig  und  allein  zu  entschei- 
den? Das  geht  nicht  an,  und  darum  könnon  wir 
den  Antrag  des  Bundesrates  meines  Erachtens  nicht 
aeeeptieren. 

Und  nun  noch  ein  Zweites.  Man  glaube  ja  nicht, 
dass  die  Haftpflichtprozesse  Legion  seien.  Allerdings 
werden  sich,  wenn  das  gegenwärtige  Gesetz  In  Kraft 
getreten  ist,  eine  Zeitlang  die  HaftpflichtföHe  mit 
Bezug  auf  das  neue  Gesetz  vermehren;  aber 
sie  werden  wieder  abnehmen,  sobald  das  Bundes- 
gericht einige  grundsätzliche  Entscheide  getroffen  hat. 
So  ist  es  mit  dem  Haftpflichtgesetz  für  die  Eisenbah- 
nen gegangen,  und  so  verhält  es  sich  mit  dem  Haft- 
pflichtgesetz aus  Fabrikbetrieb.  Ich  glaube,  es 
wird  kein  Kollege  und  keiner,  der  die  Sache 
kennt,  in  diesem  Saale  mich  desavouieren,  wenn  ich 
die  Behauptung  aufstelle,  dass  in  der  Haftpflicht- 
praxis eine  Praxis  sich  ausgebildet  hat,  an  welche 
sich  jedermann  und  jeder  Richter  gewöhnt  hat  Es 
giebt  gewisse  Tabellen,  welche  Herr  Bundesrichter 
Soldan  aufgestellt  hat,  an  welche  sich  männiglich 
zu  halten  pflegt;  dort  findet  man  in  genauen  Ziffern, 
was  man  gegenüber  dem  Haftpflichtigen  zu  verlangen 
hat.  Ich  bindeshalb  aus  dem  einzigen  Grunde,  dass 
eine  zweite  Instanz  thatsächlich  nicht  bestoht,  wenn 
Sie  den  Antrag  des  Bundesrates  annobmen,  der 
Meinung,  Sie  sollten  dem  Antrag  des  Herrn 
beipflichten. 
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Fehr:  Gegenüber  den  Ausführungen  dos  Herrn 

Vorredners,  dass  das  Bundesgoricht  thalsächlich  in 
Sachen  nicht  zweite  Instanz  sei,  möchte  ich  Sie 
nur  verweisen  auT  den  Art  40  unseres  Entwurfes, 
wo  es  heisst:  «Bei  Streitigkeiten  über  solche  Scha- 
denersatzansprüche haben  dio  Gerichte  über  die 
Wahrheit  der  thalsächlichen  Behauptungen  und  über 
die  Höhe  des  Schadenersatzes  nach  freier  Würdigung 
des  gesamten  Inhaltos  der  Verhandlungen  zu  ent- 
scheiden, ohne  an  dio  Beweisgrundsalzc  der  ein* 
schlagenden  Prozessgosetze  gebunden  zu  sein»,  und 
lerner:  «Das  Bundesgoricht  kann  auf  Antrag  der 
Parteien  neue  Beweiserhebungen  anordnen.» 

Damit,  plaubo  ich,  sind  dio  Bedenken  des  Herrn 
Kurz  schlagend  widerlegt  Im  weitern  macht  Herr 
Kollege  Wyss  geltend,  dass  mit  dieser  kantonalen 
Gerichtsstelle  eine  Schwierigkeit  verbunden  sei, 
indem  z.  B.  im  Kanton  Bern  der  Hauptort  Bern  soi 
und  die  Leute  vom  Oberland  nach  Bern  gehen 
müssten.  Es  heisst  aber  im  Gesetze  nur  «eiuo  Go- 
richtsstelle»,  und  ich  kann  Ihnen  sagen,  dass  z.  B. 
im  Kanton  Thurgau  in  Prozessen  betreffend  Marken- 
schutz und  geistiges  Eigentum  die  Bezirksgerichte 
als  Gerichtsstelle  bezeichnet  sind  und  nicht  etwa  das 
Oborgericht,  und  so  können  die  betreffenden  Par- 
teien in  ihrem  Kreiso  ihr  Becht  geltend  machen. 


Iselin:  Nur  zwei  Worte f  Die  Sache  scheint  mir 
wichtig  genug,  dass  man  sie  etwas  eingehend  be- 
spricht. Die  Vereinfachung  des  Prozessverfahrens, 
welche  Bundesrat  und  Kommission  geleitet  haben, 
kann  gewiss  keinen  warmem  Freund  haben,  als 
mich,  und  wenn  ich  der  Ansicht  wäre,  dass  durch 
eine  solche  Vorschrift  das  Prozessverfahren  wirklich 
in  zweckentsprechender  Weise  vereinfacht  würde, 
so  würde  ich  ohne  weiteres  auch  mit  Vergnügen 
dazu  stimmen.  Aber  ich  habe  die  feste  Ueberzeugung, 
dass  das  nicht  der  Fall  sein  wird.  Es  wird  der  Fall 
sein  für  eine  beschränkte  Zahl,  für  dio  kleinere 
Minderzahl  der  Haftpflichtprozesse,  nämlich  für  die- 
jenigen, die  ohnehin  einen  Streitwert  von  Fr.  2000 
oder  mehr  nahen  und  deshalb  vor  Bundesgoricht 
gezogen  werden  können  und  vielfach  gezogen 
werden;  für  diese  wird  eine  kantonale  Instanz 
beseitigt,  das  ist  koin  Zweifel.  Aber  für  weitaus 
die  meisten  kleineren  Fälle  —  und  diese  bilden 
die  Grosszahl  der  Haftpflichtfälle,  wie  jeder 
weiss,  der  sich  mit  diesen  Sachen  zu  befassen  hat 
—  wird  unter  dorn  Titel  der  Vereinfachung  des 
Prozes8verfahrous  einfach  jede  Appellation  abge- 
schnitten. Denn  es  ist  gar  koin  Zweifel,  dass  die 
Weiterziehung  vor  das  Bundesgericht  einen  Aufwand 
an  Kosten  und  Zeit  verlangt,  den  diese  kleinen 
Prozesslein  und  diese  kleinen  Leute,  welche  sie  zu 
führen  haben,  auch  wenn  sie  das  Armenrecht  er- 
halten, nicht  zu  ertragen  vermögen.  Daher  komme 
ich  zum  Resultat,  dass  thatsächlich  für  die  weitaus 
grösste  Zahl  der  Prozesse  die  zweite  Instanz  abge- 
schnitten ist.  Es  giebt  einen  andern  Weg,  um  die 
Vereinfachung  zu  erzielen,  den  wir  aber  nicht  be- 
schreiten können,  weil  er  in  die  Kompetenzen  der 
Kantone  zu  sehr  eingreift;  das  wire  der,  den  wir 
in  moinera  Heimatkanton  auch  schon  mit  Erfolg 
versucht  haben,   nämlich,  zu   bestimmen,  dass 


für  Prozesse,  welche  ihrem  Streitwert  nach  »or 
Bundesgoricht  gezogen  werden  können,  nur  eine 
einzige  kantonale  Instanz  bestellt  werde;  das  hat  dann 
zur  Felge,  dass  in  Prozessen  mit  einem  Streitwerte 
von  Fr.  2000  zwei  Instanzen  zu  urteilen  haben, 
nämlich  die  eine  Instanz  im  Kanton,  die  andere 
beim  Bundesgericht  Das  ist  dann  eine  wirkliche 
Vereinfachung  und  Abhülfe,  aber  dieses  Verfahren 
nicht  Und  der  Hinweis  des  Herrn  Fehr  auf  das 
zweito  Alinea  des  Art  40,  welcher  dem  Bundes- 
gericht gestattet,  auf  Antrag  der  Parteien  neue  Be- 
weiserhebungen anzuordnen,  beruhigt  mich  in  keiner 
Weise.  Losen  Sie  den  letzten  Geschäftsbericht  des 
Bundosgerichtes  nach  und  sehen  Sie  dort,  was  es 
über  die  Prozesse  sagt,  wo  es  infolge  Kompromisses 
der  Parteien  als  erste  Instanz  funktioniert  und  wo 
es  alle  diese  Erhebungen  machen  kann.  Es  sagt,  es 
sei  gar  nicht  organisiert,  um  diese  Sachen  zu  be- 
handeln, und  darum  müssen  notgedrungen  die  Pro- 
zesse Jahre  lang  liegen  bleiben.  AUe  alten  Laden- 
hüter des  Bundesgerichtes  sind  solche  Prozesse, 
und  man  wird  auch  hier  sehen,  dass,  wenn  diese 
Instruktion  der  Prozesse  vor  Bundesgericht  verlangt 
wird,  eine  grosse  Verzögerung  daraus  erfolgt. 
Das  Bundesgericht  warnt  in  seinem  letzten 
Jahresbericht  ausdrücklich  die  Parteion,  auf  dem 
Wog  des  Kompromisses  ans  Bundosgcricht  zu  ge- 
langen, weil  es  nicht  in  der  Lage  sei,  diese  Pro- 
zesse mit  der  wünschbaren  Raschheit  zu  erledigen. 
Ich  empleble  Ihnen  darum,  den  ganzen  Art  39  zu 
streichen. 


M.  de  Meuroa:  Je  veux  aussi  appuyer  la  pro- 
position  de  M.  Wyss  et  celle  de  M.  Iselin  tendant 
au  rotranchemont  complet  do  l'article. 

On  ne  peut  justifler  ici  le  besoin  d'une  jurlspru- 
donce  uniforme,  commo  on  l'a  fait  en  matiere  de 
brevets  d'invention  parexomple.  Nousnenous  trou- 
vons  pas  en  presence  de  quostions  de  droit  pour  la 
Solution  desquelles  od  a  interot  ä  obtenir  une  juris- 
prudence  plus  constante  en  s'adressant  au  tribunual 
föderal.  Dans  ces  proces  la  question  de  fait  jouera 
un  röle  plus  important  quo  la  question  de  droit 
On  appliquera  les  prineipes  generaux  en  matiere  de 
dommages-intertts,  prineipes  qui  sont  maintenant 
eclaircis.  L'intervention  du  tribunal  lederal  n'est 
donc  point  necessaire. 

M.  Fehr  a  fait  observer  que  dans  l'article  suivant 
la  commission  proposait  une  simpliGcalion  de  la 
procedure.  Je  fais  mes  reserves  quant  ä  cela;  il  ne 
me  parait  pas  que  Ton  puisse  modifler  les  regles 
de  procedure,  surtout  pour  les  premleres  annees  dans 
lesquelles  les  tribunaux  auront  ä  statuer;  il  faudra 
bien  rechercher  les  causes  d'un  accidenl;  je  doute 
qu'une  exception  faite  aux  regles  de  procedure  soit 
possibie. 

M.  Zemp  a  inslste  sur  la  necessite  d'abreger  les 
proces,  d'obtenir  une  moindre  duree  de  l'instance. 
A  ce  point  de  vue,  l'article  de  la  commission  ne 
realise  pas  un  progres. 

Le  rapport  de  geslion  du  tribunal  föderal  nous 
fait  pari  des  plaintes  de  cette  baute  autorite  judiciaire 
qui  se  dit  trop  aurebargee  d'affaires,  au  point  de  ne 
pouvoir  venir  ä  bout  de  sa  tache,  dont  eile  demande 
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la  simpliflcation.  Si  oo  lui  ronvoie  tous  les  proces 
en  dommages-intercts  ensuito  d'accidenls  düs  ä 
une  entrepriso  J  lectrique,  vous  voyez  d'ici  de  com- 
bien  de  litlges  peu  Importants  olle'  sera  Dantie.  Je 
ne  pense  pas  que  la  justice  y  gagne  beaucoup  en 
celerite  et  crois  au  contraire  que  les  appels  laits 
sur  les  jugements  intervenus  attendront  longtemps 
avant  de  faire  l'objet  d'un  jugement  deflnitif.  Les 
cantons  sont  les  premiers  interesses  ä  co  que  ces 
prooes  oe  tralDcnt  pas  en  longueur.  A  eux  de  prendre 
les  mesurcs  noccssaircs,  de  renoncer  ä  la  double 
instance. 

Mals  tout  cela,  ce  sont  a  mon  sens  des  conside- 
rations  d'ordre  secondaire.  II  y  a  par  contre  un 
principe  soperiour,  celui-ci,  c'est  quo  nous  avons 
uno  Organisation  judioiaire  bien  etudieo  ot  entreo 
dans  le  domaino  de  la  pratique;  il  ne  faut  pas  ä 
chaque  Instant  la  modifler,  autroment  ce  serait 
risquer  de  jeter  le  troublo  dans  les  esprits;  on  flni- 
rait  pas  ne  plus  savoir  ä  quelle  competence  il  laut 
s'adresser  pour  trancher  tel  ou  tel  cas.  Le  tribunal 
föderal  connait  des  conflits  porlant  sur  uae  ftmme 
d'm  moins  fr.  2000.  II  n'y  a  pas  de  raison  pour  y 
rien  changer. 

En  outre  les  cantons  sont  libres  en  matiere  de 
procedura,  qu'ils  peuvent  administrer  ccmme  ils 
l'entcndent,  sousresorvedes  attributions  du  tribunal 
föderal.  Laissons  donc  les  cantons  parer  eux-mcmes 
aux  eventualites  et  regier  directement  toutes  les 
affaires  de  justice  quand  il  s'agit  d'accidents  n  Mu- 
tant de  l'exploitation  d'entreprises  electriques. 

Si  le  dernier  allnea  de  l'art.  39  est  retranche, 
comme  le  propose  M.  Wyss,  cela  entratnera  lorcö- 
ment  la  suppression  du  premier  alinea.  On  peut 
prevoir  le  maintien  de  l'instmce  cantonale  qui 
serait  a  la  fnis  la  premiero  et  la  secondo  instance. 

Si  nous  laissons  au  tribunal  föderal  la  compe- 
tence de  connattre  des  litiges  portant  sur  un  mini- 
mum  de  fr.  2000,  tous  ceux  qui  n'atteindraient  pas 
cette  somme,  et  ce  sera  la  majori  te  des  cas,  seront  sou- 
mis  aux  deux  instances  cantonales,  il  serait  injuste 
de  les  obliger  4  n'avoir  qu'an  aeul  tribunal  ä  leur 
disposition.  Dono,  liberto  complete  doit  rester  re- 
servee  aux  cantons  d'administrer  la  justice  comme 
ils  l'entendent,  sous  reserve  des  dispositions  de 
rorganisatlon  judiciaire  föderale.  Lea  difficultes 
d'application  qui  pourraient  se  presenter  au  debut 
ne  tarderont  pas  ä  disparattre. 

Je  voterai  la  proposition  de  supprimer  l'articlo 
dans  son  ensemble. 


Präsident:  Herr  Wyss  hat  erklärt,  dass  er  sich 
dem  Antrag  Iselin  auf  Streichung  des  ganzen  Artikels 
anschliesse.  Es  liegen  also  nur  noch  zwei  Antrüge 
vor:  der  Antrag  der  Kommission,  den  Artikel  anzu- 
nehmen, und  der  Antrag  Iselin,  den  Artikel  zu 


Abstimmung.  —  VoiaUon. 

Mit  Mohrheit  gegen  96  Stimmen  wird  der 
8trelchung8anlrag  des  Herrn  Iselin  angenommen. 

(A  la  majorite  contre  26  voix,  la  proposition  de 
IL  Iselin,  do  biOer  cet  arüele,  e*t  aeeeptee.) 


Art.  40. 

Bio  mar,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Artikel  40  kann  nach  Ansicht  der  Kommission  trotz 
dem  Resultat  der  vorigen  Abstimmung  noch  be- 
stehen. Derselbe  sagt,  was  für  die  Gerichte  bei  Be- 
urteilung solcher  Streitigkeiten  massgebend  sein 
solle,  und  es  entspricht  derselbe  in  einem  ersten 
Alinea  wörtlich  dem  Art  14  des  Eisenbahnhaft- 
pllichtgesetzes;  es  ist  also  hier  durchaus  nicht  etwa 
neues  Hecht  geschaffen.  Neu  ist  allerdings  das 
zweite  Alinea:  Das  Dundesgericht  kann  auf  Antrag 
der  Parteien  nouo  Beweiserhebungen  anordnen.  Es 
ist  vorhin  in  der  Diskussion  betont  worden,  dass 
solche  Bestimmungen  nicht  in  einem  Gesetze  nieder, 
gelegt  werden  können,  son  dorn  sie  müssten,  weil 
sie  gewissermasseu  eine  Aenderung  der  Organisa- 
tion des  Bundesgerichtes  sein,  besonders  geordnet 
worden.  Ihre  Kommission  hat  aber  geglaubt,  dem 
Vorschlage  des  Bundesrates  zustimmen  zu  können, 
dass  es  doch  auch  gestattet  sei,  solche  Bestimmun- 
gen in  ein  Specialgesetz  aufzunehmen.  Dass  es  auch 
bei  einem  Talle,  der  zwoi  Instanzen  in  einem  Kan- 
ton durchmacht,  wunschbar  wäre,  dass  das  Bundes- 
gericht  noch  neue  Erhebungen  machen  könnte,  kann 
kaum  beitritt?!!  werden.  Wenn  aber  der  Rat  der 
Ansicht  ist,  dass  weil  man  nun  das  Haftpfliohtver- 
fahren  behalten  will,  wie  es  beim  Eisenbahn  haft- 
pilichlgeselz  ist,  also  dass  im  Kanton  zwei  Instanzen 
sind  und  durch  zwei  Instanzen  der  sog.  kantonaloThat- 
bestand  sicher  festgestellt  wird  und  nur  Betrage  Uber 
Fr.  2000  vor  Bundesg^richt  kommen,  so  legt  die 
Kommission  wonig  Wert  darauf,  dieson  Absatz  auf- 
recht zu  erhalten;  ich  habe  aber  keinen  Auftrag, 
denselben  zurückzuziehen  und  möchte  zuerst  sehen, 
ob  derselbe  überhaupt  bekämpft  wird. 


Wyss:  Ich  gestatte  mir  allerdings  .  mige  Be- 
merkungen zum  Alinea  2  des  Art.  40.  Der  erste 
Absatz  regelt  das  Beweisvcrfahreu  und  entbindet 
die  kantonalen  Gerichte  von  ihrer  kantonalen  Pro- 
zessordnung, soweit  es  sich  um  Würdigung  des  Be- 
weises handelt  Dieser  Eingriff  in  die  kantonale 
Prozessgesetzgebung  ist  nicht  neu,  sondern  es  ist 
Art.  40,  Alinea  1  eine  wörtliche  Wiedergabe  de* 
nämlichen  Grundsätze,  die  sich  bereits  im  Eisen- 
bahnhaftpflichlgesetz  vorfinden,  und  es  stimmen 
Übrigens  diese  Grundsätze  mit  den  allgemeinen  pro- 
zessualen Grundsätzen,  wie  sie  in  moderner  Zeit 
festgestellt  werden,  überein,  so  dass  ich  glaube, 
dass  auch  die  Freunde  der  kantonalen  Hoheit  keinen 
Grund  haben,  gegen  die  Aulnahme  des  Alinea  1 
des  Art  40  sich  zu  sträuben. 

Etwas  anders  verhält  es  sich  mit  Alinea  2  des 
Artikols,  und  es  ist  mir  nicht  ganz  klar,  in  welcher 
Weise  die  Kommission  die  Durchführung  dieses 
Alineas  denkt  wenn  sie  sagt:  «Das  Bundesgericht 
kann  auf  Antrag  der  Parteien  neue  Beweiserhebun- 
gen anordnen».  Wie  sollen  diese  neuen  Beweis- 
erhebungen, wenn  das  Bundesgericht  solche  not- 
wendig erachtet,  durchgeführt  werden?  Soll  das 
Bundesgericht  selbst  sich  mit  dieser  neuen  Beweis- 
erhebung abgeben,  oder  denkt  man  sich  die  Sache 
so,  dass  das  Bundesgoricht  wieder  zurückgeht  an 
diu  kantonalen  Gerichtsiostanzen  und  diese  beauf. 
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tragt,  die  ganze  Beweisführung  zu  ergänzen?  Dar- 
über enthält  Alinea  2  gar  koinen  Anhaltspunkt. 

Ich  glaube  aber,  dass  diese  neue  Bestimmung 
wirklich  nicht  notwendig  ist  Sie  wissen  ja  —  das 
lasst  sich  kaum  bestreiten  —  dass  unsere  ganze 
Gesetzgebung  in  der  Schweiz  etwas  leidet  an  man- 
gelnder Uebersichtlichkoit,  und  dieser  Mangel  lässt 
sich  nicht  nur  darauf  zurückfuhren,  dass  unsere 
Verhältnisse  ausserordentlich  kompliziert  und  schwie- 
rig sind  infolge  Ucbcrbürdung  der  kanlonalon  und 
eidgenössischen  Gesetzgebung,  sondern  icli  glaube, 
es  lässt  sich  dieser  Mangel  an  Uebersichllichkeit 
auch  grösstenteils  darauf  zurückfuhren,  dass  bei 
jedem  neuen  Gesetze,  das  geschaffen  wird,  die  Ge- 
legenheit zu  einer  kleinen  Partialrevision  der  Ge- 
setzgebung benutzt  wird,  dass  wir  in  der  Gelegen- 
heitsgesetzgebung entschieden  zu  weit  gehen  und 
damit  Gesetze,  welche  grosse  Grundsätze  verfolgt 
und  durchgeführt  haben,  stellenweise  wieder  an- 
greifen, so  dass  derjenige,  der  die  Sache  studieren 
will,  nie  sicher  sein  kann,  ob  nicht  gewisse  Be- 
stimmungen seither  revidiert  worden  sind.  Es  will 
mir  nun  scheinen,  dass  hier  im  Alinea  9  auch  wie- 
der so  ein  Stückchen  Gelegenheitsgesotzmacherei 
stehe;  ich  halte  das  nicht  für  gut  und  glaube, 
dass  es  nicht  notwendig  ist.  Denn  das  Bundesge- 
richt hat  schon  jetzt  auf  Grund  des  Gesetzes  von 
1803  meiner  Ansicht  nach  genügende  Kompetenzen, 
um  eine  Ergänzung  des  Thatbestandes  feststellen  zu 
lassen,  nur  geschieht  es  in  einer  bestimmt  vorge- 
schriebenen Weise,  auf  welche  hier  in  Art.  -40  gar 
keine  Rücksicht  genommen  wird.  Art. 82  des  Gesetzes 
betr.  die  Bundesrechtspüege  von  1893  sagt: 

«Bedarf  der  vom  kantonalen  Gerichte  festgestellte 
Thatbestand  der  Berichtigung  oder  der  Vervollstän- 
digung, so  nimmt  das  Bundesgericht  die  notwendigen 
neuen  Feststellungen  selbst  vor,  sofern  dies  auf 
Grund  der  vorhandenen  AkU/n  geschehen  kann. 

/Ist  zur  Feststellung  einer  Thatsache  eine  Ergän- 
zung der  Akten  nötig,  so  hebt  das  Bundesgericht 
mit  rechtlicher  Begründung  das  angefochtene  Urteil 
auf  und  weist  die  Sache  zur  Aktenvervollständigung 
und  zu  neuer  Entscheidung  an  das  kantonale  Ge- 
richt zurück«. 

Hier  ist  also  das  Verfahren  genau  geordnet 
Glaubt  das  Bundesgericht,  os  sei  eine  Aktonvervoll- 
stäudigung  nötig,  so  wird  das  kantonale  Urteil  auf- 
gehoben und  die  kantonale  Instanz  mit  der  Bei- 
bringung dieser  Vervollständigung  beauftragt  Nun 
halte  ich  es  für  durchaus  unnötig,  andere  Bestim- 
mungen aufzustellen,  die  zu  einem  anderen  Verfahren 
führen  könnten,  und  wonn  in  einem  Haftpflichtfalle 
aus  elektrischem  Betriebe  das  Bundcsgoricht  zur 
Notwendigkeit  kommt,  eine  Aktenvervollsländigung 
zu  verlangen,  so  kann  es  das  tliun,  gestützt  auf 
den  Art.  BS  des  Bundesgesetzes  über  die  Bundes- 
rechtspflege, und  das  scheint  mir  vollständig  zu 
genügen.  Es  will  mir  auch  scheinen,  dass  es  sich 
nach  aussen  hin  nicht  besonders  empfehlen  dürfte, 
aus  einem  Gesetze,  das  erst  seit  1893  besteht  und 
die  ganze  Bundesrechtspflegö  regelt,  bei  diesem  An- 
lasse schon  einen  Baustein  herauszmeissert.  Glaubt 
man,  das  Gesetz  sei  revisionsbedürftig,  so  mag  man 
das  ganze  Gesetz  revidieren  und  nicht  nur  bei  Ge- 
legenheit einzelne  Teile  davon  abbröckeln.  Ich 
mochte  mir  darum  erlauben.  Ihnen  zu  beantragen, 
Alinea  2  fallen  zu  lassen. 


Bundesrat  Zemp:  Ich  glaube,  dass  das  Alinea  * 

in  der  That  seinen  Wert  verloren  hat,  nachdem 
Art.  39  verworfen  worden  ist  Ich  möchte  mich 
daher  dem  Antrage  des  Herrn  Wyss  ansohliessen. 


Präsident:  Der  Herr  Präsident  der  Kommission 

hat  ebenfalls  erklärt,  dass  er  keine  Veranlassung  habe, 
an  Alinea  2  festzuhalten.  Der  Antrag  des  Herrn 
Wyss  ist  nicht  bestritten,  Art  40  unter  Streichung 
von  Alinea  2  somit  angenommen. 


Art.  41. 

lilamer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dieser 
Artikel  ist  einer  der  wichtigen  dieses  Gesetze«. 
Satz  1  ist  vollständig  dem  Art  12  des  Eisen- 
bahnhaftpflichtgesetzes  entnommen  und  die  Kom- 
mission "beantragt  Ihnen  einfach  Zustimmung.  So- 
dann hat  der  Bundesrat  folgenden  Satz  aufgenom- 
men: «Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  des 
Art.  30  dieses  Gesetzes  und  abweichende  Bestim- 
mungen von  Verträgen  der  elektrischen  Unterneh- 
mungen mit  Abonnenten».  Der  erste  Vorbehalt  ist 
ebenfalls  durchaus  notwendig,  indem  in  Art.  30 
normiert  ist  dass  eine  anderweitige  Verständigung 
unter  den  Leitungen  stattfinden  kann.  Auch  in  die- 
ser Richtung  stimmt  die  Kommission  dem  Bundes- 
rate zu. 

Eine  Bestimmung  von  ungeheurer  Wichtigkeit 
bringt  dagegen  der  Schlusssau  von  Art  41  de« 
bundesratlichen  Vorschlages.  Sic  würde  bedeuten, 
dass  in  einer  grossen  Zahl  von  Fällen  die  Haftpflicht 
einfach  illusorisch  würde.  Es  wären  das  die  Fälle, 
in  denen  zwischen  den  Stromliefcranten  und  Strom- 
bezügern ein  Vertrag  gemacht  würde,  wonach  der 
letztere  zugiebt,  dass  der  Lieferant  nicht  haftbar 
sein  soll.  Praktisch  wird  das  so  gemacht  werden, 
dass  der  Lieferant  dem  Bezüger  ein  gedrucktes  For- 
mular zusendt-t,  worin  —  womöglich  noch  klein 
gedruckt  —  steht  dass  der  Strombezüger  darauf 
verzichtet,  dass  die  Gesollschaft  ihm  gegenüber 
haftpllichtig  sei.  Das  ist  eine  Bestimmung  von  sehr 
weitgehender  Bedeutung  und  man  kann  sagen,  dass 
die  Haftpflicht  viel  zu  viel  beschränkt  wird,  beson- 
ders nachdem  Sie  gestern  beschlossen  haben,  für 
die  Störungen  im  Geschäftsbetriebe  keine  besondere 
Bestimmung  aufzunehmen.  Der  Bundesrat  hat  den 
Grundsatz  ganz  nackt  aufgestellt;  wir  halten  das  für 
zu  weitgehend  und  glaubon,  dass  wenigstens  eine 
Ausnahme  gemacht,  d.  h.  dass  Art.  114  des  Obli- 
gationenrechtes vorbehalten  werden  müsse.  Dieser 
Artikel  lautet  folgendennassen :  «Eine  zum  voraus 
gotroffene  Vcrabreung,  wodurch  die  Haftpflicht  für 
rechtswidrige  Absicht  oder  grobe  Fahrlässigkeit  aus- 
geschlossen sein  soll,  ist  nichtig.» 

Audi  ein  zum  voraus  erklärter  Verzicht  auf  Hal- 
tung für  leichtes  Verschulden  kann  nach  billigem 
Ermessen  des  Richters  als  nichtig  erklärt  werden, 
wenn  der  Verzichtende  zur  Zeit  seiner  Erklärung 
in  einem  Dienstverhältnis  zu  dem  andern  Teil  stand 
oder  wenn  dio  Verantwortlichkeit  aus  dem  Betriebt 
eines  obrigkeitlich  konzessionierten  Gewerbes  folg. 
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Diesen  Artikel  glaubt  die  Kommission  vorbehalten 
zu  müssen.  Bei  rechtswidriger  Absicht  und  grobem 
Verschulden  müsste  die  Gesellschaft  in  allen  Fällen 
haften,  aber  auch  bei  leichtem  Verschulden  soll  sie 
haltbar  sein,  wenn  dio  in  Art,  114,  Absatz  2  des 
Obllgationcnrechts  genannten  Fälle  zutreffen.  Wir 
glauben  den  Wortlaut  von  Art.  114  des  Obligationen- 
rechts nicht  ändern  zu  sollen,  weil  es  wünschbar 
ist,  diese  allgemeine  Bestimmung  auch  bei  spe- 
cialen Verhältnissen  beizubehalten,  wo  nur  immer 
möglich. 

Auch  in  dieser  Form  scheint  der  Kommission 
dieso  Bestimmung  in  Bezug  auf  die  Bestriktion  der 
Haftpflicht  noch  weitgehend;  sie  ist  aber  nach 
reiflicher  Prüfung  dazu  gekommen,  sich  zu  sagen, 
dass  man  sich  eben  den  Verhältnissen  anpassen 
müsse,  und  dass  gegenwärtig  die  Verhaltnisse  so 
liegen,  dass  solche  Ausnahmen  auch  jetzt  schon 
gemacht  werden.  Der  Strombezüger  ist  gegen- 
über dem  Lieferanten  so  ziemlich  machtlos. 
Allerdings  haben  die  Kantone  bei  der  Gestat- 
tung  der  Expropriation  vielfach  sehr  strenge  Be- 
stimmungen aufgestellt  Sie  sind  zum  Teil  am 
Schlüsse  der  Broschüre  von  fierrn  Prof.  Mcili  zu- 
sammengestellt. Dio  Mohrzahl  der  Kantono  haben 
die  Konzession  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass 
die  Werke  für  jeden  Schaden  haftbar  seien.  Aber 
das  sind  meistens  Bedingungen,  die  sich  an  das 
Becht  der  Expropriation  knüpfen  und  noch  häufiger 
deshalb,  weil  die  Konzessionäre  gleichzeitig  auch 
die  Konzession  für  die  Wasserkräfte  haben.  Mit 
den  Wasserkräften  haben  wir  aber  nicht;;  zu  thun ; 
vertrauliche  Bestimmungen  betr.  diese  Wasserkräfte 
bestehen  weiter.  Wo  es  sich  aber  um  Leitungen 
handelt,  muss  man  sich  mit  der  Einschränkung  von 
Art  114  des  Qbligalioneurechts  begnügen.  Wollte 
man  weitergehen,  so  würde  man  die  Gesellschaften 
gewaltig  belasten.  Diese  würden  mit  ihren  Abon- 
nenten in  fortwährende  Konflikte  kommen  und  die 
elektrischen  Werke,  die  noch  nicht  auf  Hosen  ge- 
bettet sind,  würden  auf  eine  solche  Belastung 
schwerlich  eingehen  können.  Die  Kommission  hat 
nach  ruhiger  und  einlässlicher  Prüfung  gefunden, 
dass  man  zu  einer  Konzession  die  Hand  bieten 
müsse,  ungern  zwar,  aber  die  Verhältnisse  sind 
stärker  als  die  Menschen.  Fi  tatsächlich  sind  die 
Gesellschaften  in  den  schweren  Fällen  von  der  Haft- 
pflicht nicht  entbunden  und  zum  Teil  auch  nicht 
bei  leichtem  Verschulden. 

Und  nun  noch  ein  praktischer  Grund.  Die  Lie- 
feranten könnten,  falls  ein  solcher  vertraglicher  Aus- 
schluss der  Haftpflicht  nicht  möglich  wäre,  einfach 
erklären,  wir  liefern  keine  Kraft.  Sie  sind  zur 
Lieferung  keineswegs  verpflichtet.  Diese  Werke 
haben,  wie  florr  Prof.  Meili  betont,  in  den  Städten 
wirklich  vielfach  ein  Monopol,  denn  ein  zweites 
Work  kann  nicht  aufkommen,  weil  es  sich  nicht 
rentieren  würde.  Die  bestehenden  Werke  haben  es 
also  in  der  Hand,  zu  bestimmen,  was  ihnen  beliebt. 

Die  Kommission  kommt  also  zu  dem  Schlüsse, 
eine  stärkere  Belastung  der  Werke  sei  nicht  thun- 
Üoh  und  sie  beantragt  Ihnen  dio  Annahme  von 
Art  41  in  der  von  ihr  vorgeschlagenen  FassuDg. 


Zürcher:  Ich  beantrage  Ihnen  Streichung  von 
Alinea  2  und  zwar  aus  folgenden  Gründen.  Das 
Alinea  macht  Vorbehalte  gegenüber  den  Vorschrif- 
ten von  Alinea  1.  Ich  halte  diese  Vorbehalte  für 
nicht  notwendig. 

Wenn  nämlich  Art  30  vorbehalten  wird,  so  hat 
man  vergessen,  dass  hier  ein  anderes  Verhältnis 
geregelt  werden  will,  als  in  Art.  30.  In  Art.  41 
wird  das  Haftpflichtverhältnis,  das  Verhältnis  des 
Unternehmens  zu  Dritten,  welche  durch  den  Bau 
und  Betrieb  geschädigt  werden  könne»,  geregelt; 
in  Art.  :tO  haudell  es  sich  darum,  wie  der  Scha- 
denersat/, zwischen  den  Kontrahenten,  dem  elektri- 
schen Werke  und  den  Abnehmern,  zu  teilen  ist  In 
Art  41  ist  gesagt,  wie  weit  man  gegenüber  Dritten, 
gegenüber  denei:  mau  durch  Beglomente,  Publikal 
tionen,  sowie  specielle  Vereinbarungen  die  Hallpflicht 
ausschlkssen  will,  haftet;  Art  30  sagt  lediglich: 
wenn  die  Haftpflicht  eingetreten  ist,  so  ist  der 
Schaden  in  dem  und  dem  Verhältnis  zu  teilen.  Der 
Vorbehalt  von  Art.  30  ist  also  nicht  nötig. 

Sodann  der  Vorbehalt  von  Art  114  des  Obllga- 
tionenrechts.  Nach  der  Ansicht  der  Kommission  soll 
offenbar  dessen  erster  Teil  vorbehalten  werden.  Der 
Artikel  hat  aber  auch  einen  zweiten  Teil,  der  dahin 
geht,  dass  der  Ausschluss  der  Haftpflicht  auch  für 
leichtes  Verschulden  unzulässig  sei,  wenn  die  Kon- 
trahenten auf  ungleicher  socialer  Basis  stehen,  wenn 
also  der  eine,  der  vom  andern  benachteiligt  werden 
will,  nicht  die  Kraft  hat,  einem  derartigen  Ansinnen 
zu  widerstreben.  Es  sind  da  zwei  Fälle  angeführt. 
Erstens  das  Verhältnis  des  Angestellten  zum  Dienst- 
herrn;  dieses  wird  kaum  vorkommen,  da  sich  der 
Abnehmer  von  Elektricität  gegenüber  dem  Werke 
nicht  in  einem  solchen  Verhältnis  befinden  wird. 
Der  andere  Fall  betrifft  die  obrigkeitlich  konzes- 
sionierten Gewerbe.  Wir  müssen  doch  sagen,  dass 
diese  Werke,  welche  an  dritte  Abnehmer  die  elek- 
trische Kraft  verteilen,  an  eine  obrigkeitliche  Kon- 
zessinn geknüpft  sind.  Was  anderes  ist  es,  als  eine 
Konzession,  wenn  man  einem  eidgen.  Inspcktorat 
eine  Vorlage  machen  muss  und  man  erst  nach  deren 
Genehmigung  an  die  Erstellung  des  Werkes  gehen 
kann?  Ich  bedaure  eigentlich,  dass  man  den  Aus- 
druck Konzession  vermieden  hat,  man  wäre  dann 
vielleicht  auch  dazu  gekommen,  sich  darüber  klar 
zu  werden,  ob  solche  Bewilligungen  zum  Betriebe 
eines  Elektricitätswcrkes  auf  ewige  Dauer  \  erliehen 
werden  sollen.  Ich  bedaure  dies  auch  nach  der 
Dichtung,  weil  mau  dabei  nur  immer  von  der  Ex- 
propriation gesprocl  on  hat  zu  Gunsten  der  Errich- 
tung von  Elektricitälswerken,  nicht  aber  von  einer 
Expropriation  des  Staates  gegenüber  den  Elektri- 
citätswnrken.  Wenn  Sie  nun  aber  linden  sollten, 
es  liege  in  der  Thal  nicht  eine  Konzession  vor  UD'' 
es  gehöre  dieses  Verhältnis  zwischen  dem  Abnel 
mer  der  Eleklrieilät  und  dem  Kleklricitätswer: 
nicht  unter  diese-  Kapitel.  ,>  sei  das  I>kti  icitäU- 
werk  nicht  ein  ..hrigkeitlich  konzessioniertes  Ge- 
werbe, so  müssen  wir  «ioch  sagen :  die  Gründe 
welch"  den  Gesetzgeber  bestimmten,  in  Art.  114 
des  Obligationenrechts,  Alinea 2.  "ine  Beschränkung 
der  Verlragsfreihoit  aufzustellen,  treffen  auch  hier 
zu.  Die  Eloktricitätswerke,  welche  dio  Wasser- 
kräfte einer  ganzen  Thalschaf t  zusammenfassen,  ge- 
messen thatsächlich  ein  Monopol,  ähnlich  wie  wir 
es  seiner  Zeit  für  die  privaten  Eisenbahneeseiiscnal- 
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teo  geschalten  habeu.  Es  scheint  mir  nun  ein  Wider- 
spruch zu  sein,  den  Art  114  des  Obligationenrech- 
tes  nur  in  seinem  ersten  Teil  zur  Anwendung  zu 
bringen,  während  doch  gesade  der  zweite  Teil  auf 
dieses  Verhältnis  des  Elektricitätswcrkos  zu  dem 
von  ihm  total  abhangigen  Abnehmer  passt  Wir 
verleihen  ja  den  ElektricitäUwerken  durch  die  Ge- 
setzgebung ein  Monopol,  wir  übcrbitulcn  ihnen  dio 
Aulgabe,  welche  eigentlich  dem  Staate  obgelegen 
wäre,  die  Wasserkräfte  nach  volkswirtschaftlichen 
Grundsätzen  zu  verteilen:  wir  machen  die  Abnehmer 
von  den  Elektricitatswerken  abhängig,  und  auf  der 
Andorn  Seite  wollen  wir  den  letztem  gegenüber  den 
Abnehmern  noch  weitere  Waffen  in  die  Hand  geben ! 

Wenn  Sie  das  Alinea  streichen,  was  kommt  da- 
bei heraus?  Einmal  haben  Sie  bestimmt,  dass  das 
Eleklricitätswerk  jedenfalls  nicht  zu  haften  hat  für 
die  Folgen  einer  Betriebsstörung :  damit  ist  das 
Elektricit&tswcrk  schon  von  vornherein  entlastet. 
Sodann  haben  Sie  an  einem  andern  Orte  festgestellt, 
dass  wenn  durch  eine  elektrische  Anlage  jemand 
geschädigt  werde,  der  nicht  Abnehmer  ist,  das 
Eleklricitätswerk  und  der  Strombozüger  solidarisch 
haftbar  seien  und  zu  gleichen  Teilen  für  den  Scha- 
den einzustehen  haben.  Wenn  also  jemand,  der 
nicht  Abnehmer  ist,  geschädigt  wird,  so  tritt  eine 
Gesellschaft  ein  —  das  Eleklricitätswerk  und  dio  Ab- 
nehmer —  welche  für  den  Schaden  einzustehen  hat, 
wenn  nicht  zufällig  nachgewiesen  werden  kann, 
dass  dem  einen  oder  andern  Teil  ein  besonderes 
Verschulden  obliegt  Soll  nun,  wenn  der  Abnehmer 
selber  der  Geschädigte  ist.  derselbe  alles  tragen 
und  diese  Solidarität  nicht  mehr  eintreten"  That- 
suchlich  würde  er  ja  auch  in  diesem  Fall  nur  einen 
Teil  entschädigt  bekommen,  da  der  Schaden,  wenn 
er  nicht  besonders  verteilt  worden  kann,  beide  träfe. 
Wenn  das  Eleklricitätswerk  von  einem  Schaden 
betroffen  wird,  sollen  die  Abnehmer  mithalten;  wenn 
dagegen  der  Abnehmer  selber  der  Geschädigte  ist, 
soll  die  Haftpflicht  aufhören!  Ich  glaube,  dass  es 
einfacher  ist,  wenn  Sie  dieses  Alinea  streichen.  Dio 
Anwendung  des  Art.  114  des  Obligationenrechts 
würde  zu  mannigfaltigen  Streitigkeiten  Anlass  geben ; 
das  Verhältnis  ist  gar  nicht  so  sehr  klar. 


Wysa:  Ich  möchte  noch  einige  Worte  zur 
Unterstützung  des  Antrages  des  Herrn  Zürcher  an- 
bringen. Ich  gehe  zwar  nicht  so  weit,  wie  Herr 
Zürcher  und  möchte  nicht  den  ganzen  letzten  Salz 
der  bundesrällichen  Vorlage  streichen.  Ich  gebe 
zwar  gerne  zu,  dass  vom  juristischen  Standpunkte 
aus  der  hier  ausgesprochene  Vorbehalt  nicht  nötig 
ist,  sondern  dass  derselbe  schon  durch  die  Auf- 
nahme des  Art.  30  überhaupt  geschaffen  ist.  Ich 
glaube  aber,  dass  Bundesrat  und  Kommission  diesen 
Vorbehalt  hier  noch  speciell  aufgenommen  haben 
mehr  aus  Bcquemlichkeitsrücksichten,  damit  man 
beim  Lesen  dos  ersten  Satzes  nicht  etwa  in  Zweifel 
gerät,  ob  damit  der  Art.  30  abrogiert  werden  solle 
oder  nicht.  Es  liegt  auch  kein  öffentliches  fn toresse 
vor,  welches  verlangen  würde,  das  der  Art.  :10  hier 
nicht  bestehen  solle.  In  Art  30  handelt  es  sich  ja 
nur  um  die  Haftuug  verschiedener  Unternehmungen 
unter  sich  und  nicht  um  das  Verhältnis  zwischen 


dem  Haftpflichtunternehmer  einerseits  und  dem 
Stromhezüger  andrerseits.  Ich  glaube  deshalb,  dass 
os  aus  diesen  Opportunilätsrücksichten  —  Vermei- 
dung joden  Zweifels  —  ganz  angebracht  ist,  den 
Satz:  «Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  des 
Art.  30  dieses  Gesetzes»  stehen  zu  lassen.  Dagegen 
gehe  ich  mit  Herrn  Zürcher  einig,  dass  alles  zu 
streichen  sei,  was  diesem  Satz  noch  beigefügt  wer- 
den soll,  sei  es  nach  dem  Antrage  des  Bundesrates 
oder  nach  demjenigen  der  Kommission.  Ich  glaube 
mich  kaum  zu  täuschen,  wenn  ich  von  dem  Grund- 
satze ausgehe,  dass  die  ganze  Gesetzgebung  in  dieser 
Materie  —  dio  Schaffung  eines  Eloktricitätsgesetzes 
mit  daran  sich  knüpfender  Haftpflicht  —  dem  Be- 
dürfnis und  dem  Wunsche  entsprungen  ist,  unserm 
Publikum  möglichst  weitgehende  Garantien  gegen 
die  Gefährdung  der  elektrischen  Anlagen  zu  bieten. 
Es  ist  hieran  ein  grosser  Teil  unseres  Volkes  inter- 
essiert, indem  diese  Anlagen  bereits  eine  Ausdeh- 
nung genommen  haben,  welche  ausserordentlich  in 
das  Verkehrsleben,  ja  ich  möchte  sagen  in  den  ge- 
wöhnlichen Strassenverkehr  eingreift.  Dieser  Schutz 
der  Bürgerschaft  wird  erreicht,  einmal  durch  Auf- 
stellung vorsorglicher  Bestimmungen  des  Bundes- 
rates bezüglich  der  Erstellung  solcher  Anlagen  und 
damit  In  Verbindung  durch  Schaffung  der  nötigen 
Kontrollstellen,  sodann  in  zweiter  Linie  durch  die 
Ausdehnung  der  Haftpflicht,  wie  sie  bis  jetzt  auf 
andern  Gebieten  bestanden  hat,  auf  diese  elektri- 
schen Unternehmungen  nicht  nur  mit  llucksicht  auf 
ihre  eigenen  Angestellten,  sondern  auch  mit  Rück- 
sicht auf  dio  Stromabnehmer.  Dios  sind  dio  beiden 
vornehmsten  Mittel  zur  Herbeiführung  möglichst 
grosser  Garantien  für  das  Publikum.  Nun  glaube 
ich.  praktisch  gesprochen  wird  das  zweite  Mittel, 
eine  scharfe  Handhabung  der  Haftpflicht  weit  mehr 
wirken  als  das  erste  betreffend  Ueberwachung  der 
Errichtung  dieser  Anlagen;  denn  wenn  der  Unter- 
nehmer weiss,  dass  er  wegen  jedem  Verschulden 
zur  Bechenschaft  gezogen  werden  kann,  so  wird  er 
es  sich  doppelt  angelegen  sein  lassen,  dio  Anlage 
möglichst  rationell  und  sicher  zu  erstellen.  Giebt 
man  aber  dem  Unternehmer  selbst  eine  Waffe  in 
die  Hand,  um  die  Haftpflicht  auszuschliessen  oder 
zu  beschränken,  so  wird  er  sicher  diese  Waffe  auch 
zu  gebrauchen  wissen,  und  in  diesem  Falle  ist  auch 
mit  Sicherheit  darauf  zu  rechnen,  dass  die  Erstel- 
lung der  Anlagen  weniger  vom  Gefühl  der  Gewissen- 
haftigkeit beherrscht  wird,  als  wenn  der  Unter- 
nehmer weiss,  dass  er  zur  Verantwortung  gezogen 
werden  kann.  Diese  Waffe  des  Ausschlusses  der 
Haftpflicht  wird  aber  durch  den  Art.  42,  sowohl 
nach  Antrag  des  Bundesrates  als  demjenigen  der 
Kommission,  dem  Unternehmer  in  die  Hand  ge- 
drückt. Der  Zusatz  dor  Kommission  und  der  Hin- 
weis auf  Art  114  des  Obligationcnrechts  dürfte 
gegenüber  den  Anmassungen,  die  von  Seiten  der 
Unternehmung  zu  Tage  treten  könnten,  einen  ganz 
unzureichenden  Schutz  bilden.  Die  Abnahme  von 
elektrischer  Kraft  zu  Beleuchtungs-,  Arbeits-  oder 
sonstigen  Zwecken  würde  einfach  davon  abhängig 
gemacht  dass  der  betreffende  Abnehmer  ein  ge- 
drucktes Formular  unterschreibe,  worin  vorgesehen 
is^,  dass  wenn  durch  eigenes  oder  anderweitiges 
Verschulden  des  Unternehmers  Schaden  entstehen 
sollte,  der  Unternehmer  für  denselben  nicht  aufzu- 
kommen habe.  Wollte  der  Abnehmer  dieses  Formular 
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nicht  unterschreiben,  so  würde  er  einlach  keine 
Kraft  geliefert  bekommen.    Nehmen  Sie  den  Zusatz 
des  Bundesrates  und  der  Kommission  an,  so  liefern 
Sie  den  Stronibezüger  vollständig  dem  Unternehmer 
der  elektrischen  Anlage  aus  und  damit  vereiteln  Sic 
selbst  den  vornehmsten  Zweck  des  Gesetzes:  Ge- 
währung weitgehendsten  Schutzes  gegenüber  sol- 
chen elektrischen  Anlagen.    Ich  glaube  auch  darauf 
verweisen  zu  dürfen,  dass  der  Art.  Ii  i  des  Obliga- 
tionenrechtes in  den  allermeisten  Fällen,   ich  darf 
wohl  sagen  in  5)9  Proz.  aller  Fälle,  nie  zur  Anwen- 
dung gelangen  wird.    Dieser  Artikel   ist  nämlich 
ausserordentlich  beschränkt.   Nach  dem  Alinea  1 
soll  der  Richter  eine  Abmachung  als  ungültig  an- 
sehen dürfen,  wodurch  die  Haftung  für  rechtswidrige 
Absicht  oder  grobe  Fahrlässigkeit  ausgeschlossen 
sein  soll.    Ein  derartiges  Abkommen  ist  im  höch- 
sten Grade  unsittlich  und  kann  schon  aus  diesem 
Grunde  nicht  geschützt  werden.  Aber  auch  das  vor- 
herige Ausbedingen    des   leichten  Verschuldens 
braucht  vom  Richter  nur  dann  nicht  beachtet  zu 
werdon,  wenn  dieses  Ausbedingeu  des  Verschuldens 
stattfand  zwischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  Ar- 
beitnehmer, &  h.  wenn,  wie  das  Obligationenrocht 
sich  ausdrückt,   tder  Verzichtende  zur  Zoit  seiner 
Erklärung  in  einem  Dienstverhältnis  zu  dem  andern 
Teile  stand  oder  wenn  die  Verantwortlichkeit  aus 
dem  Betriebe  eines  obrigkeitlich  konzessionierten 
Gewerbes  kommt»  In  den  meisten  Fällen  wird  man 
es  nun  hier  nicht  mit  den  elektrischen  Unterneh- 
mungen einerseits  und  ihren  Arbeitern  andrerseits 
zu  Uiun  haben,  die  zu  der  Unternehmung  in  einem 
Dienstverhältnis  stehen,  sondern  man  wird  es  zu 
thun  haben  einerseits  mit  der  Unternehmung  und 
andrerseits  mit  dem  Stromabnehmer,  dorn  Strom- 
bezüger, der  selbständig  ein  Gewerbe  betreibt,  der 
selbständig  sein  Haus  beherrschen  will,   kurz,  der 
die  Kraft  zu  eigenen  Zwecken  verwendet  Also 
können  Sie  schon  aus  diesem  Grunde  Art.  114  nicht 
herbeiziehen,  und  deshalb  ist  es  Thatsache,  dass 
in  den  weitaus  meisten  Fällen  der  Schutz,  den 
Sie  gewähren  möchten,   nicht  besieht    Wenn  Sie 
eine  schützende  Bestimmung  aufstellen  wollen,  so 
sollten  Sie  ihr  den  Charakter  des  zwingenden  Rech- 
tes geben  und  nicht  im  gleichen  Atemzuge  ver- 
bieten, Abänderungen  zu  treffen  und  nachher  durch 
vertragliche  Vereinbarungen    diese  Abänderungen 
doch  wieder  gestalten.    Ich  erlaube  mir  auf  ein 
Beispiol  aufmerksam  zu  machen,   dem  wir  schon 
oft  begegnet  sind  und  das  uns  zeigt,   wie  illuso- 
risch schützende  Bestimmungen  sind,   wenn  sie 
nicht  zwingenden  Charakter  haben.    Wir  haben  in 
Art  308  des  Obligationenrechts  die  Bestimmung, 
dass  bei  ausserordentlichen  Unglücksfällen,  welche 
das  Jahresergebnis  schmälern,  der  Pächter  berech- 
tigt sein  soll,   einen  verhältnismässigen  Nachlass 
am  Pachtzins  zu  beanspruchen,   die  altrömische 
remissio  mercedis.    Allein  weil  diese  Bestimmung 
nicht  zwingenden  Rechtes  ist,  sondern  dem  Gulfin- 
den  der  Parteien  untersieht,  so  kann  sich  der  Eigen- 
tümer vorsehen  und  in  den  Pachtvertrag  eine  Be- 
stimmung aufnehmen,   dass  der  Pächter  trotzdem 
einen  Nachlass  nicht  beanspruchen  dürfe,  und  damit 
der  Pächter  leichter  darauf  eingeht,  giebt  man  dem 
Pächter  eine  kleine  Entschädigung,  die  darin  besteht, 
dass  man  ihm  die  Prämie  für  die  Hagelversicherung 
zahlt    Aber  gegen  andere  Unglücksfälle  giebt  ea 


keine  Versicherung,  wie  z.  B.  gegen  Bergstürze. 

Hier  haben  Sie  eine  schützende  Bestimmung,  die 
mit  der  gross len  Leichtigkeit  umgangen  werden 
kann,  weil  sie  nicht  zwingenden  Rechtes  ist 

Zum  Schlüsse  möchte  ich  Sie  noch  auf  ein  an- 
deres Beispiel  aufmerksam  machen.  Sie  haben  in 
Art  9  des  Rundesgesetzes  betr.  die  Haftpflicht  aus 
Fabriklictrieb  eine  Bestimmung,  wonach  Vortrüge, 
denen  zufolge  einem  Geschädigten  oder  dessen  Rechts- 
nachfolgern eine  offenbar  unzulängliche  Entschädigung 
zukommt  oder  zugekommen  ist,  anfechtbar  sind.  Der- 
artige Verträge  sind  also  schon  auf  dem  Wege  der 
gewöhnlichen  Gesetzgebung  anfechtbar.  Ich  kann 
nun  nicht  verstehen,  dass  in  diesem  Gesetze  für 
die  elektrischen  Unternehmungen  eine  privilegierte 
Stellung  geschaffen  werden  soll  und  zwar  in  einer 
so  weitgehenden  Weise,  dass  sich  der  Unternehmer 
nicht  nur  nach  dem  Eintreffen  dos  Unfalles  abfinden, 
sondern  schon  bei  Abschluss  des  Abonnements,  vor 
Eintreffen  des  Unfalles  seine  Haftpflicht  einschränken 
oder  ganz  ausschliessen  kann.  Eine  solche  Privile- 
gierung Kisst  sich  nicht  rechtfertigen.  Denn  wenn 
ein  anderer  Arbeitgeher  auch  für  das  leichteste  Ver- 
schulden haftbar  gemacht  werden  kann,  so  ist  nicht 
zu  verstehen,  weshalb  man  plötzlich  den  elektri- 
schen Unternehmungen,  die  sieh  infolge  der  unrich- 
tigen Erstellung  eiuer  Anlage  in  genau  derselben 
Lage  befinden,  gestatten  soll,  sich  von  der  Haft- 
pflicht zu  befreien.  Will  man  wirklich  einen  Schutz 
gewähren,  so  darf  man  an  der  Haftpflicht  wie  sie 
bis  jetzt  aufgestellt  worden  ist,  nicht  rütteln.  Ich 
beantrage  Ihnen  deshalb,  den  Zusatz  lallen  zu  I 


t:  Der  erste  Absatz  ist,  weil  nicht  be- 
stritten, angenommen.   Wir  stimmen  ab  über  AL  2. 


In  eventueller  Abstimmung  wird  beschlossen,  die 
Worte:  «igemäss  der  Bestimmung  des  Art  :10»  bei- 
zubehalten. 

Ebenfalls  in  eventueller  Abstimmung  wird  be- 
schlossen, den  zweiten  Satz  des  Alinea  2:  «und 
durch  abweichende  Bestimmungen  u.  S.  w.m  zu 
streichen. 

In  definitiver  Abstimmung  wird  der  Autrag  Zür- 
cher, den  ganzen  Absatz  2  zu  streichen,  dem  An- 
trag der  Kommission  vorgezogen. 

(En  votation  eventuelle,  la  proposition  de  M.  Wyss, 
de  maintenir  les  raots:  «des  restnetions  ä  la  res- 
ponsabilite  civile,  en  vertu  des  dispositions  de  l'ar- 
ticle  30»,  est  adoptee. 

En  seconde  votation  eventuelle,  on  decide  de 
8upprimer  les  mots:  «et  ensuite  de  dispositions  di- 
vergentes etc.». 

En  votation  definitive,  la  proposition  de  M  Zür- 
cher, de  bifler  comptetement  l'alinea  2,  est  preferee 
a  celle  de  la 
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Art.  42. 

Bl  unter,  Berichterstatter der  Kommission;  In die- 
sem Arliko]  ist  gesagt,  dass  fiir  die  Beziehungen 
zwischen  den  Besitzern  der  elektrischen  Anlagen 
und  ihren  Angestellten  und  Arbeitern  die  Bestim- 
mungen der  llaftpllichtgcsclzo  in  Kraft  bleiben.  Die 
Kommission  hat  den  Artikel  gegenüber  dem  Vor- 
schlag des  Bundesrates  in  zwei  Richtungen  erwei- 
tert. Einraa!  bezieht  sich  der  Artikel  nicht  nur 
auf  die  Haftpllichtgesctzo  für  den  Fabrikbetrieb, 
.•Mindern  auf  die  llaflpllichlgesctzgebung  überhaupt, 
auch  auf  die,  welche  in  Zukunft  Gültigkeit  haben 
werden,  also  auf  die  ganze  Haftpflichlgeselzgebung. 
/.wischen  dem  Arbeitgeber  und  dem  Arbeitnehmer 
soll  das  Verhältnis  bleiben,  wie  bis  anhin.  Wahr- 
scheinlich nur  durch  einen  Irrtum  ist  im  Antrage 
des  Bundesrates  nur  von  den  Angestellten  die  Rede, 
es  muss  eben  heissen  «Angestellte  und  Arbeiter*. 

Die  ganze  Bestimmung  dient  eher  zur  Beruhi- 
gung der  elektrischen  Anlaßen,  indem  diese  ihreu 
Arbeitern  gegenüber  nicht  zu  andern,  neuen  Be- 
stimmungen gezwungen  werden.  Ich  beantrage  Urnen 
Zustimmung. 


Bundesrat  Bemp :  Ohne  diese  Erklärung  des  Herrn 
Kornraissionspräsidenten  wäre  mir  der  Satz  der 
Kommission  nicht  recht  verständlich  gewesen.  Hier 
haben  wir  auch  eine  Haftpflichtgesetzgebung.  Ich 
glaube,  es  wäre  besser,  die  betr.  Gesetze  anzuführen; 
dann  weiss  man,  welche  gemeint  sind. 


Blauer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ein- 
verstanden! Es  kann  sich  um  keine  andern  Gesetze 
handeln  als  um  die  bestehenden.  Es  sind  dies  das 
Eisenbahnhaftpflichtgesetz,  das  Fabrikhaftpflichtge- 
setz  und  das  Gesetz  über  die  Ausdehnung  der  Haft- 
pflicht aul  Fabrikbetrieb. 


PrüsMent:  ich  nehme  au,  die  Kommission  wird 
uns  eine  definitive  Redaktion  vorschlagen.  Im  übri- 
gen ist  kein  Abänderungsantrag  gestellt,  der  Artikel 
somit  angenommen. 

Angenommen.  —  (Adoptf.) 


Art.  13. 

Hlumer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Hier 
Handelt  es  sich  um  eine  etwas  andere  Redaktion. 
Es  ist  das  eine  wichtige  Bestimmung,  nämlich  die, 
dass  auf  Hausinstallationcn  die  Haflpflichlbeslim- 
mungen  keinen  Bezug  haben.  Für  diese  gelten  ein- 
fach die  Bestimmungen  des  Ohl i«ationenrecl.ts,  nach 
denen  nur  bei  Verschulden,  nicht  aber  bei  Zufall 
gehaltet  wird.  Diese  Vorschrift  erscheint  der  Kom- 
mission billig,  indem  sonst  die  Haftpflicht  zu  weit 
gienge,   besonders  nachdem  Sie  vorhin  die  Ein- 


schränkung in  Art  4\  zu  Gunsten  der  elektrischen 

Aulagen  gestrichen  haben. 

Angenommen.  —  (AdopU.) 


VL  Expropriation. 

Art.  44. 

Klump r,  Berichterstatter  der  Kommission:  Wir 
kommen  nun  zu  dem  wichtigen  Kapitel  der  Expro- 
priation. Ich  beziehe  mich  dabei  der  vorgerückten 
Zeit  halber  namentlich  auf  mein  einleitendes  Re- 
ferat Die  Kompetenzfrage  ist  allerdings  im  Schosse 
der  Kommission  neuerdings  zur  Sprache  gebracht 
worden  und  es  wurde  gellend  gemacht,  dass  die 
Kompetenz  des  Bundes  wenigstens  fraglich  sei.  Wir 
waren  aber  in  der  grossen  Mehrheit  der  Ansicht, 
dass  Art  t»U>is  der  Bundesverfassung  die  Grundlage 
gebe.  Es  bestehen  ja  bereits  Entwürfe  über  das 
Sachenrecht  und  nachdem  die  Juristen  der  Experten- 
kommission einstimmig  die  Kompetenz  bejahen, 
hatte  die  Kommission  nicht  mehr  notwendig,  diesen 
Punkt  näher  zu  berühren. 

Es  ist  dann  allerdings  auch  bemerkt  worden, 
dass  die  Einführung  der  Expropriation  die  Souve- 
ränität der  Kantone  beschränke,  dass  in  diesem 
Ranzen  Gesetze  von  den  Kantonen  gar  nicht  mehr 
die  Bede  sei,  dass  mau  nicht  einmal  mehr  die  Bo* 
gutoebtung  der  Kantone  in  Aussicht  genommen  habe, 
was  doch  bei  den  Eisenbahnkonzessionen  der  Fall 
sei.  Allein  Ihre  Kommission  hat  sich  auch  da  sagen 
müssen,  dass  daran  für  die  Kantone  nicht  sehr  yiel 
gelegen  hat. 

Wichtiger  und  bestimmter  wäre  vielleicht,  zu 
verlangen,  dass  das  öffentliche  Wohl  vorbehalten 
würde.  Der  Bundesrat  hat  sich  über  diesen  Punkt 
einlässlich  ausgesprochen.  Es  geht  aus  der  Botschalt 
hervor,  dass  er  im  Sinne  hat,  allen  elektrischen 
Anlagen  das  E.ipropriationsrecht  zu  erleilen,  well 
er  offenbar  der  Ansicht  ist,  dass  dieselben  dem 
öffentlichen  Wohle  dienen.  Es  ist  aber  zu  bemerken, 
dass  es  im  Gesetze  heisst,  der  Buudesrat  «kann», 
nicht  er  «muss-.  Der  Bundesrat  kann  also  in  ein- 
zelnen Fällen  auch  keinen  Gebrauch  von  seinem 
Rechte  machen.  Aber  es  ist  sehr  erfreulich,  dass 
der  Bundesrat  die  Ansicht  hat.  dass  im  allgemeinen 
die  elektrischen  Anlagen  unterstützt  werden  sollen 
und  man  kann  sie  mit  nichts  bosser  unterstützen, 
als  indem  man  ihnen  das  Expropriationsrecht  giebt 
Diese  Bestimmung  wird  die  Anlagen  mit  manch 
unbequemen  dieser  Gesetzgebung  versöhnen. 

Dass  es  wünschbar  ist,  das  Expropriationsrecht 
einheitlich  zu  gestalten,  kann  ja  kaum  in  Frage  ge- 
stellt werden,  namentlich  weil  es  Anlagen  glebt, 
die  sich  über  mehrere  Kantone  hinaus  erstrecken. 
Ich  halle  im  Siune,  auf  die  ausländische  Gesetz- 
gebung zurückzukommen  und  auseinanderzusetzen, 
wie  die  Materie  in  Frankreich  und  Italien  geregelt  Ist, 
d.  h.  positiv  gesetzlich  geregelt  ist  sie  nur  in  Italien, 
und  auch  da  wird  die  Expropriation  nicht  in  so  aus- 
gedehntem Masse  gestattet  wie  bei  uns,  indem 
betr.  der  Höfe.  Garten  u.  s.  w.  Einschränkungen 
bestehen.   In  Italien  sind  durch  die  Gestatlung  der 
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Expropriation  «Ii«  Werk«  «ehr  ausgedehnt  wurden. 
Interessant  ist,  rlass  dnrt  riio  Werkel  niclit  wiehler 
Hin  Expropriation  namentlich  fur  die  Beleuchtung  er- 
hielten, sondern  hauptsächlich,  um  Kraft  zu  schalten. 
In  Frankreich  handelt  es  sich  mir  um  einen  Ent- 
wurf, 'der  allerdings  in  vorzüglicher  Weise  redigiert 
ist  und  auch  nähere  Bestimmungen  über  die  Expro- 
priation enthält.  Das  Expropriatiousrccht  wird  Iiier 
nicht  so  allgemein  gegeben,  wie  in  unserm  Art.  45, 
sondern  es  wird  mehr  specialisiert  Allein  Ihre 
Kommission  hat  eine  allgemeine  Fassung  vorge- 
zogen. Im  übrigen  kennt  der  französische  Entwurf 
auch  die  Bestimmung  des  öffentlichen  Wohles.  Wenn 
Sie  bedenken,  dass  der  Gegenstand  noch  neu  ist. 
dass  in  diesem  Lude  noch  verhältnismässig  wenige 
Anlagen  bestehen  und  dass  der  Staat  bis  jetzt  noch 
fast  nichts  gethan  hat,  so  ist  der  Fortschritt,  den 
Frankreich  thun  will,  ein  verhältnismässig  grosser. 

ünser  Entwurf  gehl  am  weitesten,  weil  die  Kan- 
tone schon  vorangegangen  sind  und  weil  allgemein 
der  Wunsch  besteht,  den  Gesellschaften  cnlgegen- 
Es  kann  nicht  genug  betont  werden, 
die  elektrischen  Gesellschaften  in  der  Haupt- 
sache geradezu  öffentliche  Interessen  vertreten. 
Speziell  die  öffentliche  Beleuchtung  muss  von  jeder- 
mann als  im  öffentlichen  Interesse  bezeichnet  worden. 

Das  sind  die  wonigen  allgemeinen  Bemerkungen, 
die  ich  voranschicken  wollte. 

Was  Art.  41  anbelangt,  so  regelt  derseluo  das 
Expropriationsrecht  für  Schwachstromanlagcn.  Er 
bezieht  sich  auf  Art  12  des  Gesetzes  und  Sie  wissen 
aus  der  frühem  Diskussion,  dass  die  Bestimmungen 
de«  Gesetzes  von  1880  über  die  Erstellung  von  Tele- 
phon und  Telegraph  sozusagen  ohne  Ausnahmo  in 
unsern  Entwurf  aufgenommen  worden  sind;  in 
jenem  Gesetze  ist  dem  Bunde  die  Expropriation  ge- 
stattet. Sie  haben  diesellie  hier  einfach  neu  aufge- 
nommen. Neben  Telephon  und  Telegraph  haben  auch 
andere  Schwachstromanlagen  das  Expropriations- 
recht, wenn  dieselben  die  Bedingungen  erfüllen, 
welche  in  Art  45  für  die  Starkstromanlagen  näher 
definiert  sind. 

Die  Kommission  beantragt  Ihnen  Annahme  von 
Art  44. 

Angenommen.  —  (AiUipte.i 


Art.  45. 

»er,  Berichterstatter  der  Kommission:  Art  45 
redet  davon,  für  welche  Zwecke  expropriiert  wer- 
den kann.  Die  Fassung  ist  allgemein  gehalten,  aber 
wahrscheinlich  gerade  deshalb  richtiger.  Sie  rührt 
von  Techniken!  her  undumfasst  alles,  was  in  Frage 
kommt.  Natürlich  handelt  es  sich  nicht  um  die 
Expropriation  des  Wasserrechts.  Das  ist  eiiio  Frage 
für  sich.  Keine  weitere  Bemerkung. 


(.Urij:  Ich  erlaube  mir  eine  Aufrage 
an  die  Kommission.  Es  scheint  mir,  dass  in  Art. '45 
statt  «gemäss  den  Bestimmungen  des  Bundesge- 
setzes betr.  die  Verbindlichkeit  zur  Abtretung  von 
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l'rivatrechten  vom  1.  Mai  1850»  ähnlich  wie  in 
Art.  12  gesagt  werden  sollte:  «gemäss  den  hegen- 
dem Bestimmungen  über  das  Expropriationsver- 
fahren*. Ich  kann  nicht  einsehen,  weshalb  in  Art  45 
andere  Termini  gebraucht  werden  sollten  als  in 
Art.  12.  Ich  gewärtige  gerno  die  Auskunft  des  Herrn 
Kommissionspräsidenten,  der  jeden  Augenblick  dar- 
auf zählen  kann,  als  Ehrenbürger  der  Juristengildo 
aufgenommen  zu  werden.  (Heiterkeit.) 


Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 
Art.  12  haben  wir  allerdings  die  Fassung  geändert 
und  eine  solche  gewählt,  welche  einfach  der  bo- 
treffenden Gesetzgebung  ruft.  Wir  hielten  es  für 
wünschbar,  uns  nicht  mohr  auf  das  Gesetz  von 
1850,  das  ja  in  Revision  ist,  zu  berufen.  Als  wir 
aber  zum  Art.  45  kamen,  bei  dem  es  sich  um 
Fälle  handelt,  die  viel  häufiger  x-orkommen  wer- 
den, so  war  die  Mehrheit  der  Kommission  doch 
wieder  der  Ansicht,  dass  mit  einer  allgemeinen 
Berufung  auf  die  einschlägige  Bundesgesetzgebung 
der  Bevölkerung  doch  wieder  nicht  gedient  sei. 
Diese  wisse  nicht,  welche  Gesetze  in  Kraft  seien, 
es  sei  doch  besser,  in  einem  Paragraphen,  der  so 
häufig  werde  angesehen  werden  müssen,  das  Ge- 
sotz genau  zu  nennen.  Wird  das  Gesetz  von  1850 
geändert,  so  wird  in  den  Uobcrgangsbestimmungen 
eine  Vorschrift  aufgenommen  werden  müssen,  welche 
diesen  Artikel  derogiert,  ich  gebe  dem  Herrn  Vor- 
redner zu,  dass  es  niclit  ganz  konsequent  ist,  in 
Art.  12  eine  andere  Fassung  zu  wählen  als  in  Art  15; 
allein  wenn  ich  zwischen  beiden  Fassungen  zu 
wählen  hätte,  so  würdo  ich  derjenigen  don  Vorzug 
geben,  welche  das  gegenwärtig  güllige  Gesotz  nennt. 
Mit  so  allgemeinen  Bestimmungen,  wie  in  Art  1'2. 
ist  dem  Publikum  nicht  gedient,  weil  es  nicht 
xveiss,  welches  die  neueste  Gesetzgebung  ist  Be- 
hielt Herr  Schmid  auf  einer  Aenderuug,  so  möchte 
ich  vorschlagen,  den  Art  12  zu  ändern  und  dort 
das  betreffende  Gesotz  zu 


Präsident :  Die  Diskussion  ist  geschlossen.  Herr 
Schmid  hat  keinen  positiven  Antrag  gestellt  Der 
Art  15  ist  somit  angenommen,  wie  er  lautet  Was 
den  Art  45bis  betrifft  so  wird  derselbe  am  zweck- 
mässigsten  in  Verbindung  mit  dem  an  die  Kommis- 
sion zurückgewiesenen  Art  15  behandelt  Ich  schlage 
Ihnen  also  vor,  den  Art  45bis  später  zu  behandeln. 

Zustimmung.  —  (Adh&ion.) 


Arl.  46. 

Blniner,  Berichterstatter  der  Kommission :  Dieser 
Artikel  ist  die  einfache  Ausführung  der  Bestimmung 
in  Art  45.  Seite  33  und  34  der  Botschaft  ist  näher 
ausgeführt,  was  unter  den  Leitungen  und  Transfor- 
mationsstationen  und  ihren  Zubehörden  alles  zu  ver- 
stehen sei.  Ich  halte  es  nicht  für  nötig,  die  Sache 
zu  wiederholen,  da  es  sich  um  technische  Details 
x.  N».  «.  85 
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handelt.  Die  Techniker  sind  mit  der  vnrlt^pfmd«*!! 
Fassung  einverstanden. 

A  ng«  iinmnriP!).     -  (A'tnpif.) 


Art.  17. 

Ul uiner,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dieser 
Artikel  behandelt  mehrere  Verhältnisse. 

Zum  ersten  Lemma  beantragte  der  Eisenbahner- 
verband,  den  Art.  9  des  bundesratlichen  Antrages 
anzunehmen,  den  wir  aber  bekanntlich  abgeändert 
haben.  In  Art.  ü  war  vom  Bundesrate  vorgeschlagen, 
dass  der  Bund  berechtigt  sei,  auf  dem  Gebiete  der 
Rahngcsollschaftcn  unentgeltlich  Telegraphen-  und 
Teiephonlinien  zu  erstellen.  Es  war  dann  eine  längere 
Reschroibung  dabei,  was  für  die  Sicherheit  notwen- 
dig sei.  Wir  haben  aber  jenen  Art.  9  erheblich  ab- 
gekürzt und  er  lautet  jetzt  nur:  «Der  Rund  ist  be- 
rechtigt, auf  dem  Gebiete  der  Bahngesellschaften 
unentgeltlich  Telegraphen-  und  Telephonlinien  zu 
erstellen,  insoweit  dies  ohne  Beeinträchtigung  des 
Bahnbetriebes  und  der  sonstigen  Renützimg  von 
MaliTieigentum  geschehen  kann.» 

Hier  glaubt  die  Kommission  an  der  Fassung  des 
Art.  47,  Lemma  1  festhalten  zu  können;  es  ist  das- 
solbe  nicht  mehr  so  weitläufig  als  Art  9,  Lemma  1; 
es  ist  klar  und  materiell  hat  der  Etsenbahnerver- 
band  auch  keine  Klage  dagegen  erhoben.  Rio  Diffe- 
renz ist,  wie  gesagt,  eine  rein  formelle. 

Bas  zweite  Lemma  nun  ist  wichtiger.  Ks  wird  hier 
auch  gegenüber  einem  Kanton  oder  einer  (iemeinde, 
dem  öffentlichen  Eigentum  gestattet, zu  expropriieren, 
d.  h.  zur  Mitbenutzung,  nicht  vollständig.  Ks  han- 
delt sich  hauptsächlich  nur  um  die  Erstellung  von 
Stangen.  Ks  ist  von  einem  Vertreter  eines  grosseren 
Kantons,  der  in  Sachen  Krfabrung  hat,  die  Frage 
gestellt  worden,  ob  diese  Bestimmung  die  Erhebung 
von  Gebühren  ausschliesse,  welche  dio  Kantone 
jetzt  beziehen.  Es  giebt  Kantone,  z.  B.  Zürich, 
welche  für  das  Stellen  der  Telegraphen-  und  Tele- 
phonstangon  für  Starkstromanlagen  vielfach  nichts 
erhoben  haben,  sondern  nur  eino  jährliche  Gebühr 
verlangen,  fn  der  Kommitsion  ist  man  der  Ansicht, 
diese  Frage  dahin  zu  beantworten,  dass  im  allge- 
meinen eigentliche  Gebührentarife  für  die  öffentlichen 
Strassen  nicht  aufgestellt  werden  sollen,  dass  aber 
dieee  Frage  bei  der  Expropriation  vom  Richter  ge- 
löst werden  «olle  und  in  die  Entschädigung  inbe- 
griffen sein  müsse.  Nach  Art.  M)  kann  durch  eine 
Tolalenlschädigung  oder  durch  jährliche  Leistungen 
entschädigt  werden,  und  es  ist  Sache  des  Richters, 
zu  entscheiden,  ob  hier  vielleicht  eine  jährliche 
Leistung  festgestellt  werden  dürfe  oder  aber  dass 
überhaupt  keine  Gebühren  mehr  erhoben  werden 
sollen.  Die  Kommission  war  in  ihrer  grossen  Mehr- 
heit der  Meinung,  es  sollte,  wenn  möglich,  Gebühren 
nicht  gerufen  werden;  denn  es  hätte  vielleicht  zur 
Folge,  dass  Kantone,  die  bis  jetzt  nicht  einmal 
daran  gedacht,  nuu  eine  Art  Steuer  einführen 
würden,  was  nicht  wünschbar  wäre.  Andrerseits 
soll  die  Rerochtigung  eines  Kantons,  dafür  eine  Ent- 
schädigung zu  verlangen,  nicht  bestritten  werden,  j 

Dxs  dritte  Lemma  behandelt  ebenfalls  wieder 
das  Territorium  von  Kantonen  und  (iemeinden.  Sie  I 


werden  zugeben  müssen,  dass  dieser  Satz  eine  seh- 
weitgehende  Bestimmung  zu  Gunsten  der  Gemein- 
den und  Kautone  enthält.  Ks  muss  also  eine  Gemein- 
de —  es  wird  sich  mehr  um  diese  als  um  die  Kantone 
handeln  ~-  dem  betreffenden  Geschäft  den  Boden 
nicht  geben;  es  kann  das  Recht  der  Mitbenützung 
nur  mit  Einwilligung  des  betreffenden  Kantons  bezw. 
Gemeinde  erworben  werden.  Es  ist  dies  namentlich 
deshalb  aufgenommen  worden,  weil  es  sohr  viele 
Gemeinden  giobt,  die  mit  grossen  Opfern  solch« 
Elekti  icitätswerke  errichtet  haben,  namentlich  für 
Lichtanlagen ;  es  könnte  dioson  Gemeindon  wohl 
nicht  passen,  wenn  Dritte  kämen  und  auf  ihrem 
Territorium  eine  Konkurrenz  eröffnen  würden.  An- 
drerseits muss  gesagt  werden,  dass  dieso  Restim- 
mung  etwas  weit  geht.  Sie  geht  nämlich  nach  der 
Rotschaft  so  weit,  dass  es  sich  eben  nicht  nur  um 
die  Anbringung  von  Stangen  handelt,  sondern  um 
die  Verteilung  der  Energie,  denn  thatsächlich  kann 
man,  ohne  dass  man  Stangen  aufstellen  darf,  auch 
keine  Energie  verteilen.  Ihre.  Kommission  hat  auch 
diese  Fassung  geprüft,  musste  sich  aber  sagen,  es 
sei  wünschbar,  dass  hier  die  Gemeinden  und  Kau 
tone  ein  Vorrecht  gemessen,  dass  ohne  ihre  Eif 
willigung  ihr  Roden  nicht  tienutzt  werden  kann. 

Im  vierten  Lemma  ist  noch  speciell  gesagt,  dass, 
wenn  öffentliches  Areal  benutzt  wird,  es  im- 
merhin nur  in  der  Weise  geschehen  soll,  dass  das 
Areal,  welches  noch  andern  Zwecken  dient,  diesen 
andern  Zwecken  doch  dienen  kann.  Bas  wird  fast 
allenthalben  der  Fall  sein,  wo  eino  Gemeinde  sich 
nicht  dagegen  auflehnt,  dass  ein  Konkurrenzgeschäft 
in  ihrer  Nähe  platzgreif l,  denn  in  den  meisten  Fällen 
handelt  es  sich  um  Aufstellung  von  Stangen  auf 
Strassen  und  Plätzen  und  dieses  wird  geschehen 
können,  ohne  der  anderweitigen  Verwendung  der 
Strassen  und  Plätze  nicht  gerecht  zu  werden.  Es 
mag  sein,  dass  an  einzelnen  Orten,  wo  die  Strassen 
zu  enge  sind,  diese  Aufstellung  von  Stangen  grosse 
Hemmnisse  ::ur  Folge  hätte,  aber  in  diesen  Fällen 
schützt  dieser  Paragraph,  wonach  die  Gemeinde 
dios  auch  verweigern  kann,  wenn  das  Areal  dem 
Zweck  nicht  mehr  dienen  kann,  dem  es  gewidmet  ist. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  48. 

Blumer.  Berichterstatter  der  Kommission:  Das 
Lemma  I  dieses  Artikels  ist  ganz  gegeben  und  ich 
will  mich  darüber  nicht  aussprechen.  In  Lemma  '2 
wird  das  Expropriationsrecht  ziemlich  eingeschränkt. 
Einmal  ist  dasselbe  nur  zu  bewilligen,  wenn  gegen 
ein  betreffendes  Begehr-m  innert  30  Tagen  keine 
Kinsprache  erfolgt  —  dies  prinzipiell  —  und  im 
Falle  eines  Einspruches  nur  dann,  «wenn  eine 
Aenderung  des  Traces  ohne  erhebliclte  technische 
Inkonvenienzen  oder  unverhältnismässige  Mehrkosten 
oder  eino  Gefährdung  der  öffentlichen  Sicherheit 
nicht  möglich  ist».  Ks  schützt  offenbar  dio  Be- 
völkerung vor  Inanspruchnahme  des  Expropriations- 
rechtes, ich  möchte  sagen,  in  mulwilliger  Weise, 
wenn  wirklich  das  Expropriationsrecht  nur  gegeben 
wird,  sofern  der  Beweis  der  Notwendigkeit  hiefür 
vorhanden  ist.    Ihre  Kommission  begrüssl  es,  dass 
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diese  Bedingungen  aufgenommen  worden  sind,  in- 
dem doch  auch  an  die  Erteilung  des  Kxproprialions- 
rechtcs  gewisse  Bedingungen  geknüpft  weiden 
müssen.  Oiescs  Recht  darf  nicht  zu  leicht  orleilt 
worden;  es  soll  der  Beweis  Releistet  werden,  dass 
eiu  Bedürfnis,  die  Expropriation  gerade  an  dieser 
Stelle  zu  verlangen,  vorhandon  ist 


Hrhinid  (Uli):  Ks  will  mir  doch  scheinen,  dass 
dieses  vollständige  Ignorieren  der  kantonalen  Be- 
hördon  etwas  weitgehend  sei.  loh  kann  mir  nicht 
erklären,  weshalb  diese  Ausnahme  hier  gemacht 
werden  will;  wenn  mau  mich  überzeugt,  dass 
wesentliche  Inkouveuienzen  sich  ergeben,  meinem 
Antrage  zu  folgen,  so  kann  ich  mich  schliesslich 
dazu  herbeilassen,  auf  ihn  zu  verzichten.  Ich  habo 
schon,  ich  möchte  sagen,  mit  schwerem  Herzen 
die  etwas  schwache  konstitutionelle  Grundlage  die- 
ses Gesetzes  hingenommen  —  ich  kann  nimlich 
meinerseits  nicht  zugeben,  dass  die  Berufung  auf 
Art.  Ol  der  Bundesverfassung  eigentlich  genügend 
wäre  — ,  ich  habe  es  aber  gethau,  weil  ich  mich 
der  Ansicht  nicht  vorschliessen  konnte,  dass  es 
sich  hier  wirklich  um  eine  absolut  notwendige  ge- 
setzgeberische Arbeit  handelt,  und  ich  mir  feruer 
sagte,  dass  es  nicht  angezeigt  sein  würde,  die  ganze 
Saohe  auf  Jahre  hinauszuschieben  in  Gewärtigung, 
ob  diese  wichtige  Materie  im  Sachenrecht  ihre  Re- 
gelung linden  werde. 

Ich  mochte  Ihueu  den  Antrag  stellen,  im  zweiten 
Alinea  des  Art.  W  folgende  Kinschallung  vorzu- 
nehmen: «Das  Kxproprlati onsr och  t  ist  vom  Bundes- 
rate nach  Einholung  einer  Vernehm- 
lassung der  Kantousregieruug  nur  zu 
bewilligen"  u.  s.  w.  Das  scheint  mir  doch  das 
Minimum  desseu  zu  sein,  was  eine  kantonale  Re- 
gierung fordern  muss,  und  ich  bin  nun  wirklich 
sehr  begierig  zu  vernehmen,  was  das  hochverehrte 
Slandeshaupl  unseres  lieben  Nachbarkanluns  Glarus 
zu  diesem  Vorschlage  sagen  wird  (.Heiterkeit».  Ich 
habe  eine  stille  Hoffnung,  dass  es  mir  vielleicht 
gelungen  ist,  in  einer  gewissen  Richtung  einen 
kleinen  Gewissensskrupel  hervorzurufen,  und  ich 
bin  sehr  befriedigt,  wenn  wenigstens  eine  etwclcho 
Gewissenserforschung  von  der  Mehrheil  der  Kom- 
mission auf  diesem  Gebiete  vorgenommen  wird. 

Ich  beantrage  Ihnen  also  diese  Einschaltung  und 
füge  bei :  ich  habe  die  vollendete  Ueberzeuguug, 
dass  damit  der  Sache  selbst  absolut  keine  Schwie- 
rigkeiten in  donWcg  gelegt  werden.  Man  wird  mir 
antworten:  es  erfolgt  ja  ciue  Publikation,  die  Kan- 
tonsregierung hat  die  Augen  auch  offen  zu  behalten 
und  wenn  sie  sich  zu  einem  Einspruch  veranlasst 
glaubt,  so  mag  sie  innert  :»  Tagen  ihre  Rechte 
wahren.  Man  kann  das  sagen,  aber  es  will  mir 
doch  scheinen,  dass  gegenüber  einer  Kantonsregie- 
rung gewisse  Rücksichten  genommen  werden  dürf- 
ten, auf  die  vielleicht  der  einzelne  Bürger  keinen 
Anspruch  zu  erhoben  hat. 

Ich  möchte  Ihnen  daher  meinen  Antrag  zur  Be- 
rücksichtigung bestens  empfehlen. 


Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission :  Der 
Landammami  von  Glarus  hat  in  der  Tbat  r'reude, 
wenn  er  wirkliche  Kompetenzen  ausüben  kann, 
wenn  man  die  Hoheit  der  Kantone  aufrecht  erhal- 
ten will.  Aber  gerade  in  dieser  Stellung  liegt  mir 
nicht  viel  an  solchen  Kompetenzen,  wie  Einholung 
eines  Berichtes  der  Kantonsrcgicrung.  mit  welchem 
der  Rundesrat  macht,  was  er  will,  auf  den  er  keino 
Bücksiebt  zu  nehmen  braucht;  wir  haben  ja  Bei- 
spiele aus  alter,  neuerer  und  neuester  Zeit,  dass 
man  nach  Einholung  solcher  Gutachten  oben  seine 
Wege  geht.  Ich  glaube  deshalb,  es  kann  den  Kan- 
lousregierungen  ziemlich  gleichgültig  seil),  ob  sin 
hier  ein  Gutachten  zu  machen  haben  oder  nicht. 
Sie  dürfen  nicht  vergessen,  die  Sache  ist  g rossen - 
teils  technischer  Natur  und  da  hat  der  Bundesrat 
seine  Organe.  Die  Verhältnisse  müssen  generell  und 
nach  einheitlichen  Grundsätzen  festgestellt  werden. 
Es  ist  nicht  so  ganz  dasselbe,  wie  bei  der  Anfrage 
der  Kantonsregierung  bei  einer  Eisenbahnkonzossion ; 
dort  kann  man  wirklich  sagen:  mau  muss  die  be- 
treffende Gegend,  die  es  angeht,  angehört  hal>cn. 
Bei  der  Frage  des  Expropriationsrechtcs  für  elek- 
trisch): Aulagen  sind  die  thalsächlicheu  Verhältnisse 
überall  die  gleichen.  Dann  kommt  erst  das  Detail; 
w*>  die  Verhältnisse  ungleich  sind,  muss  der  Kx- 
propriationskommissur  würdigen.  Aber  das  Expro- 
priatiousrecht  an  sich  wird  in  der  ganzen  Schweiz 
erteilt  werden  müssen,  und  es  sind  dio  Verhältnisse 
sehr  oft  die  gleichen.  Ich  halle  deshalb  dafür,  die 
Einholung  des  Gutachleus  der  Kanlonsregierung  habe 
deswegen  namentlich  wenig  Wert,  weil  die  Kantous- 
regierungen  fast  uichts  anderes  berichten  können, 
als :  ja,  gebt  das  Expropriationsrecht.  Sie  selbst  haben 
es  ja  bis  anhin  schon  gegeben  und  es  worden  sehr 
wenige  Fülle  vorkommen,  wo  eine  Regierung  linden 
wird,  dass  mau  das  Expropriationsrecht  nicht  erteilen 
könne  und  in  einem  solchen  Falle  wird  sie  Gelegen- 
heit haben,  an  den  Rundesrat  zu  gelangen,  ohne 
dass  speciell  im  Gesetz  eine  solche  Kcstimmung 
aufgenommen  wird.  Also  nicht,  weil  mir  die  Sache 
an  sich  unsympathisch  ist,  sondern  weil  ich  glaube, 
dass  in  diesem  Fallo  der  Berichterstattung  der  Kan- 
tonsregicrung wenig  Bedeutung  zukomme,  möchte 
ich  ihr  diese  Arbeit  lieber  ersparen. 


Eselin:  Ich  bin  mit  dun  Ausführungen  des  Herrn 
Kommissionsreferenten  grösstenteils  einverstanden, 
möchte  aber  trotzdem  den  Zusatz  des  Herrn  Schmie! 
angenommen  wissen  und  zwar  aus  dem  ganz  spe- 
ciellen  Grunde,  weil  ein  Kanton  in  den  Fall  kom- 
men kann,  Nichterteilung  der  Konzession  zu  bcan- 
trag*3ii,  weil  er  das  betreffende  Werk  selber  aus- 
fuhren will  oder  die  und  die  Gemeinde  das  Werk 
ausfuhren  möchte,  um  für  ihre  Bedürfnisse  Kraft 
zu  bekommen.  Für  diesen  Fall  vermisse  ich  eine 
Bestimmung,  dass  der  Kantou,  res}),  die  Gemeinde 
den  Vorzug  haben  solle,  und  um  der  Kanlonsregie- 
rung Gelegenheit  zu  geben,  eine  solche  Absieht  gel- 
tend zu  machen,  dürfte  es  nicht  überflüssig  sein, 
eiue  Bestimmung  ins  Gesetz  aufzunehmen,  wie  sie 
von  Herrn  Schund  beantragt  worden  ist 
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Bundesrat  Zemp:  Ich  möchte  mich  dem  soeben 
Gesagten  auch  auschliesscn.  Eine  Vernehmlassung 
der  Kantonsregierung  kann  nur  nützlich  sein.  Eine 
Verzögerung  des  Geschäftes  wird  dadurch  nicht  ein- 
treten, denn  die  Fristen  sind  ja  Uberaus  kurz,  be- 
messen. Es  kann  auch  für  die  Unternehmung  selbst 
von  Nutzen  sein,  wenn  sich  die  Kantonsregierung 
über  dassolbe  ausspricht.  Und  in  einem  Punkt, 
meine  Herren,  hat  die  Kantonsregierung  ein  Ver- 
fügungsrecht, in  einem  Punkt,  der  mit  der  Erstel- 
lung des  Elektricitätswerkos  sehr  nahe  zusammen, 
hängt.  Sie  haben  bestimmt,  dass  die  Wasserrechls- 
fragen,  also  der  Wassorbau,  um  hernach  dio  Wasser- 
menge für  die  elektrische  Anlage  benützen  zu 
können,  nicht  in  den  Bereich  dieses  Gesetzes  falle; 
wir  legiferieren  darüber  nicht,  sondern  in  dieser 
Beziehung  macht  dio  kantonale  Gesetzgebung  Begel. 
Wir  haben  daher  zu  den  kantunalen  Einrichtungen 
eine  gewisse  Beziehung  zu  nehmen,  und  in  dieser 
Hinsicht  kann  es  auch  für  die  Unternehmung  ganz 
nützlich  sein,  wenn  die  Kantonsregierung  in  Bezug 
auf  das  projektierte  Trace  Aendcrungcn  vorschlägt 
oder  gewisse  Verhältnisse  in  den  Gemeinden  nam- 
haft macht,  welche  das  Elektricitätswerk  vielleicht 
nicht  kennt  Alle  solchen  Verhältnisse  können  zur 
Sprache  gebracht  werden,  allerdings  nicht  in  dem 
Sinne,  dass  die  Kantonsregierung  darüber  entschei- 
det, sondern  auf  dem  Wege  der  Vernehmlassung 
ihren  Befund  darüber  abgiebt,  worauf  dann  der 
Bundesrat,  nach  Prüfung  der  Sache,  entscheiden 
wird.  Es  besteht  ja  ein  ähnliches  Verhältnis  in 
Bezug  auf  den  Eisenbahnbau,  nur  ist  es  dort  etwas 
schärfer  reguliert;  die  Vernehmlassung  der  Kantons- 
regierung muss  erfolgen  etc.  etc.  Ich  erblicke 
also  keinen  Schaden  für  die  Geselz'esvorlage,  wenn 
Sio  das  Amendement  des  Herrn  Schmid  annehmen, 
wohl  aber  verspreche  ich  mir  davon  noch  einen 
gewissen  Nutzen. 


Abstimmung.  —  Votation. 

Der  Antrag  des  Herrn  Schmid  wird  mit  Mehr- 
heil gegen  9  Stimmen  angenommen. 

(A  la  majorite  contre  9  voix,  la  proposilion  de 
M.  Schmid  est  adoptee.) 


Art.  49. 

Blnmer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
Alinea  1,  2  und  3  dieses  Artikels  geben  wahrschein- 
lich zu  keiner  Diskussion  Anlas».  In  Lemma  1  han- 
delt es  sich  um  dio  Feststellung,  dass  nicht  nur  das 
Eigentum  erworben  werden  kann,  sondern  auch  die 
Bestellung  einer  Servitut,  eine  Bestimmung,  die 
wahrscheinlich  in  den  Gesotzon  aller  Kantone  und 
auch  im  oidgen.  Exproprialionsgesetz  vorhanden  ist. 
Ebenso  die  in  Lemma  2  enthaltene  Bestimmung, 
dass  die  Entschädigung  in  einer  Kapitalabfindung 
oder  iu  jährlichen  I^eistungcn  erfolgen  könne.  Es 
ist  dies  sehr  wünschbar,  namentlich  für  grössere 
Kapitalbeträge.    Expropriationskommission  oder  Ge- 


richt werden  entscheiden,  in  welcher  Form  die 
Abfindung  zu  erfolgen  habe.  Auch  die  Bestimmung 
in  Lemma  3  ist  nicht  neu,  sondern  schon  gegen- 
wärtig in  den  meisten  Expropriationsgesetzen  ent- 
halten. Neu  ist  hingegen  der  von  Ihrer  Kommis 
sion  vorgeschlagene  Zusatz:  «Falls  nach  Erstellung 
von  elektrischen  Anlagen  die  Aendcrung  einer  An- 
lage durch  die  Umstände  geboten  erscheint,  so  kann 
auf  Verlangeu  des  Exproprianten  oder  des  Expro- 
priaton  ein  neues  Expropriationsvcrfahron  bewilligt 
und  durchgeführt  werden. » 

Es  ist  dies  eine  Bestimmung  von  ziemlich  weit- 
tragender Bedeutung,  die  aber  der  Kommission 
durchaus  notwendig  erscheint  und  von  welcher  sehr 
oft  wird  Gebrauch  gemacht  werden  müssen.  Eines- 
teils sind  die  elektrischen  Anlagen  sehr  oft  im  Falle, 
ein  Trace  andern  und  andere  Bedingungen  aufstellen 
zu  müssen,  wie  wir  aus  unseren  Städten  wissen, 
wo  ja  fast  jeden  Monat  Aenderungen  vorkommen. 
Andernteils  ist  die  Bestimmung  auch  wünschbar 
mit  Rücksicht  auf  den  Expropriierten,  indem  der- 
selbe durch  andere  Benutzung  des  Terrains  in  den 
Fall  komineu  kann,  zu  verlangen,  dass  eine  Aende- 
ruug  stattfinde. 

Es  hat  die  schon  erwähnte  Persönlichkeit  aus  dem 
Kanton  Zürich,  welcher  iu  Sachen  ein  kompetentes 
Urteil  zustoht,  betr.  den  Art  49  das  Bedenken  ge- 
äussert, es  sollte  verlangt  werden,  dass  bei  ander- 
weitiger Benutzung  des  belasteten  Landes  (Ueber- 
bauung  oines  bisher  landwirtschaftlich  bebauten 
Grundstückes)  der  bisher  Berechtigte  verpflichtet 
wird,  die  Anlagen  auf  seine  Kosten  ganz  zu  be- 
seitigen oder  zu  verlegen  gegen  Rückvergütung  der 
seinerzeit  bezahlten  Entschädigung  oder  eines  Teils 
derselben.  Es  steht  dies  im  Zusammenhang  mit  der 
einschlägigen  Expropriationsrechtsgesetzgebung  des 
Kantons  Zürich.  Dio  Kommission  hat  diesen  Ein- 
wand geprüft,  findet  aber,  es  sei  demselben  durch 
den  von  uns  vorgeschlagenen  Nachsatz  vollständig 
Rechnung  getragen.  In  einem  solchen  Fallo  kann 
ja  von  beiden  Teilen  eine  Revision,  d.  h.  die 
Durchführung  eines  nouen  Expropriationsver- 
fahrens verlangt  werden,  welchom  Begehren  auch 
entsprochen  worden  wird.  Wir  glauben,  es  sollt« 
hier  nicht  mehr  detailliert  werden.  Bekanntlich 
sind  die  Expropriationsverfahren  in  den  einzelnen 
Kantonen  sehr  vorschieden.  Es  finden  sich  darüber 
interessante  Auseinandersetzungen  in  der  neuen 
Zeitschrift  über  die  Rechtsgesetzgebung  der  Kantone. 
Es  berührt  nun  der  erwähnte  zürcherische  Vorschlag 
auch  dieses  Detail;  ich  glaubo  aber,  man  sollla  dar- 
auf nicht  eintreten,  sondern  es  genügt  dio  von  uns 
vorgeschlagene  Bestimmung.  Die  Kommission  glaubt, 
damit  diejenige  Lösung  gefunden  zuhahon,  weicht 
man  hier  mit  Becht  verlangen  kann. 


M.  de  Neuron .  Ce  n' est  pas  sur  le  nouvoau  prin- 
cipe introduit  par  la  commission  ü  l'aJinea  4  que  j'ai 
ä  presenter  une  Observation,  c'ost  au  sujet  de  l'aliuea 
3,  coneu  en  cos  tormes: 

«Cette  indemnitö  pourra  comprendre,  avec  L'aa- 
sentiment  des  deux  parties,  la  reparatiou  du  dorn 
mage  cause  aux  cultures  ...» 
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Ces  mols  cavec  l'assontimont  des  doux  parties» 
ont  l'air  d'un  vöritable  non-sens.  On  dirait  presque 
qu'en  matiöre  d'expropriation,  il  faut  ici  le  con- 
seotement  de  la  partio  exprnpriante  pour  reparer 
un  dommage.  Ce  n'est  pas  ce  que  l'arlicle  a  voulu 
dire.  Si  dous  consnltons  le  message  du  conseil  fö- 
deral, on  voit  que  l'article  distingue  entre  le  dom- 
mage  immödiat  qui  resulto  de  l'expropriation,  soit 
de  la  propriete,  soit  des  droits  de  servitude,  et  le 
dommago  ä  tutur  qui  rüsulte  des  rt-parations  ä  ap- 
porter  necessairement  aux  installations  clectriques. 
i.o  dommago  immediat  lait  l'objet  d'un  prononce 
immediat  de  la  commission  d'estimation.  Quant  aux 
dommages  qui  se  produiront  les  annees  suivantes, 
deux  altoraatives  se  presentent  au  choix  de  l'inte- 
ress<?:  ou  bien  le  reglement  de  l'affaire  se  fera  im- 
mediatement  par  la  commission  d'estimation,  ou  bien 
plus  tan).  Si  les  deux  parties  soot  d'accord,  elles 
s'en  remetlroDt  d'emblöe  a  la  commission  d'estima- 
tion pour  l'estimation  d'un  dommage,  memo  futur; 
la  commission  accordera  soit  uqo  roDto  soit  un  Ca- 
pital; mais  si  les  deux  parties  ne  sont  pas  d'accord, 
parce  que  ce  serait  peut-<Hre  trfts  difficile  d'appre- 
cier  un  dommage  futur,  aJors  on  renvoie  la  choso 
et  la  commission  ne  se  prononce  pas!  Mais  il  fau- 
drait  dire  expressement  dans  ce  second  cas  qu'on 
röserve  les  droits  aussi  bien  de  Vexpropriant  que 
de  l'exproprie,  autrement  il  semblerait  qu'on  n'eüt 
plus  le  droit  de  rien  reclamer  pour  un  dommage  qui 
slirviendrait  plus  tard. 

C'est  pourquoi,  repreoant  les  propres  termes  du 
message  du  conseil  föderal,  je  voudrais,  ä  la  Tin  du 
3«  alinea,  ajouter  les  mols:  tS'il  n'est  intervenu  entre 
les  parties  aucun  arrangemeut  a  ce  sujet,  les  de- 
mandes  d'indemnitü  qui  se  produiraient  au  cours  de 
l'exploitation  seront  reglees  eu  cas  de  contestation 
suivant  la  procedura  ordinaire. » 

On  peut  discuter  si  elles  doivont  retourner  de- 
vant  la  commission  d'estimation,  si  elles  doivent 
faire  l'objet  de  reclamations  par  la  procedura  ordi- 
naire. Je  recommande  i|uant  a  moi  la  procedura 
ordinaire  que  le  conseil  föderal  propose,  eile  serait 
plus  simple  et  moins  couteuse;  ensorto  que  par  voie 
d'une  simple  reclamation  suivant  la  procedura  or- 
dinaire on  pourrait  se  dedommager  dans  cerlains 
cas,  celui  par  exemple  do  röparations  necessaires; 
on  ne  peut  pas  contester  a  l'expropriant  le  droit 
d'en  faire  chaque  annöe  ou  de  temps  ä  autro;  cela 
constitue  un  nouvel  Clement  de  dommago  dont  il 
convient  de  tenii  compte  pour  indemniser  le  pro- 
prietaire. 

Les  alineas  1  et  2  regleraient  tout  ce  qui  con- 
cerne  le  dommage  immediat  et  l'alinea  3  tout  ce 
qui  concerne  le  dommage  futur. 

Le  nouvel  alinea  propose  par  la  commission 
vise  un  aulre  cas,  celui  oii  l'expropriant  ou  l'ex- 
proprie demande  une  modiflcation  de  l'installation 
dans  son  ensemble  ou  l'une  de  ses  parties,  pour 
installer  Tentreprise  d'une  faeon  moins  onöreuse 
pour  l'uno  ou  l'autre  partio.  Cet  alintfa  nie  paraft 
justifle. 


Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
glaube,  die  Kommission  kann  sich  mit  diesem  An- 
trage einverstanden  erklären. 


Bundesrat  Zeinp:  Ich  möchte  an  den  Herrn  An- 
tragsteller noch  eine  Anfrage  richten.  Ich  verstehe 
die  Sache  so:  wenn  die  Parteien  einverstanden  sind, 
dass  die  Schätzungskommission  von  Anfang  an  auch 
künltigen  Kulturschaden  in  die  Schätzung  einbeziehe, 
so  bleibt  es  bei  diesem  Urteil.  Können  aber  die 
Parteien  sich  darüber  nicht  verständigen,  dass  das 
Schälzungsurteil  auch  sofort  mit  Bezug  auf  künftige 
Schädigungen  erlassen  werde,  so  soll  es  beim  or- 
dentlichen Prozessverfahren  soin  Bewenden  habeu. 
Ist  der  Antrag  des  Horm  de  Mouron  so  verstanden, 
so  finde  ich,  es  enthalte  derselbe  eine  richtige,  ja 
sogar  eine  notwendige  Ergänzung. 


Präsident  Dor  Antrag  des  Herrn  de  Meuron 
lautet:  tWenn  diese  Zustimmung  nicht  vorliegt,  so 
werden  die  Entschädigungsansprüche,  welche  sich 
im  Verlaufe  des  Betriebes  ergeben  sollten,  im  Be. 
streitungsfallo  nach  dem  ordentlichen  Prozeßver- 
fahren erledigt.»  Wenn  kein  Gegenantrag  gestellt 
wird,  so  nehme  ich  an,  Sie  seien  mit  diesem  Zusätze 
einverstanden.  -  Es  ist  dies  der  Fall  und  der 
Art.  49  damit  erledigt. 


Art.  50 

Schubiger:  Hier  wird  bestimmt,  dass  das  Im 
Bundesgosotze  von  1850  vorgeschriebene  Expropria- 
tionsverfahren auch  iu  den  durch  dieses  Gesetz  vor- 
gesehenen Fällen  platzgreife,  unter  Vorbehalt  der  in 
den  Art  51  bis  und  mit  54  festgesetzten  Ausnahmen. 
Wer  jemals  mit  diesem  Verfahren  zu  thun  hatte, 
woiss,  dass  dasselbe  ein  sehr  weitläufiges,  umständ- 
liches und  kostspieliges  ist.  Das  Gesetz  von  1850 
war  ja  ursprünglich  nur  für  grössero  Werke  und 
Unternehmungen  bestimmt,  insbesondere  die  Eison- 
bahnbauten.  Ich  glaube  nun,  dass  die  ausnahmslose 
Anwendung  diosesVorfahrens  für  dio  im  vorliegenden 
Gesetze  vorgesehenen  Fülle  zu  grossen  Inkonvenien- 
zen  führen  müsste.  Dieses  Verfahren  sieht  in  allen 
Fällen  die  öffentliche  Publikation  und  Auflage  des 
betreffenden  Projektes  vor.  Sodann  einen  Entscheid 
des  Bundesrates  darüber,  ob  dio  Expropriation  zu- 
lässig sei  oder  nicht.  Wird  sie  bewilligt,  so  werden 
drei  Schätzer  und  sechs  Ersatzmänner  ernannt  und 
zwar  je  einer,  bew.  je  drei  von  dem  Bundesrate, 
dorn  Bundesgericbte  und  der  betroffenden  Kantons- 
regierung. Dann  reisen  dio  olt  sehr  entfernt  wohnen- 
den Schätzer  an  die  betreffende  Stelle  zum  Augen- 
schein. Am  ersten  Tag  werden  etwa  am  Abend 
die  Akten  studiert  und  am  zweiten  Tag  findet  dann 
der  Augenschein  und  die  Anhörung  der  Vorträge 
dor  Parteien  oder  ihrer  Anwälte  statt.  Sehr  oft 
kommt  es  vor,  dass  dor  Entscheid  nicht  am  be 
treffenden  Tage  selbst  gefällt  wird,  sondern  dass 
dio  Herren  später  sich  wieder  zusammenfinden,  um 
den  Entscheid  zu  treffen  oder  wenigstens  um  das 
Protokoll  zu  genehmigen.  Dieser  Entscheid  kann 
sodann  ans  Bundesgericht  weitergezogen  worden, 
und  um  diesemVerfahren  noch  die  Krone  aufzusetzen, 
schlägt  die  Kommission  in  Art  54  vor,  dass  der 
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iiukurs  ans  Rundesgoricht  in  allen  Fällen,  also  auch 
bei  den  geringfügigsten  Expropriationen,  zulässig  sei. 

Nun  müssen  wir  uns  vergegenwärtigen,  dass  die 
Expropriation  für  die  Stark-  und  Schwachstromlei- 
tungen oft  sehr  untergeordnete  Objekte  betroffen 
wird.  Es  kann  allerdings  vorkommen,  dass  dieselbe 
auf  die  Erstellung  einer  Transformatorenstation  oder 
anderer  Objekte  von  grösserer  Bedeutung  Anwendung 
finden  muss.  Allein  in  den  allermeisten  Füllen  wird 
es  sich  darum  handeln,  ob  auf  dem  Grundstücke 
des  A,  des  Bund  des  C  eine  oder  mehrere  Leitungs- 
stangen für  eine  Starkstromleitung  aufgestellt  wor- 
den dürfen  oder  ob  für  eine  Schwachstromleitung, 
/.  B.  zum  Zwecke  der  elektrischen  Beleuchtung 
einer  Ortschaft,  an  einem  Hause  ein  fsolalor  ange- 
bracht werden  dürfe.  Also  einerseits  Objekte  von 
sehr  geringer  Bedeutung  und  anderseits  eine  grossere 
Anzahl  von  Expropriaten,  die  alle  dieses  kostspielige 
und  umständliche  Verfahren  mitmachen  müssen. 

Ich  glaube,  es  bedürfe  keiner  weitern  Ausführung, 
dass  hierin  wirklich  mit  Rucksicht  auf  die  grosse 
Zahl  der  Fälle,  die  in  Betracht  kommen  können, 
oin  grosser  Ucbelstand  liege.  Es  scheint  mir  des- 
halb, dass  hier  Abhülfe  getroffen  werden  sollte.  Ich 
bin  nun  allerdings  nicht  im  Falle,  einen  bestimmten 
Vorschlag  zu  machen  —  es  ist  dies  auch  schwierig 
—  aber  es  scheint  mir,  dass  die  Kommission  sich 
dem  Auftrage  unterziehen  sollte,  zu  prüfen,  ob  nicht 
wenigstens  in  Fällen  von  geringerer  Redeutung  ein 
ausnahmsweises  Vcrfahron  platzgrcKen  könnte.  Ich 
stelle  mir  vor.  dass  dies  auf  verschiedenem  Wege 
möglich  wäre.  Es  ist  denkbar,  dass  in  diesem  Ge- 
setze selbst  für  Expropriationen  von  geringem  Wei  te 
ein  Ausnahmeverfahren  statuiert  würde.  Sollte  dieses 
Auskunftsmiltel  nicht  belieben,  so  könnte  man  zu 
einem  andern  greifen,  indem  mar.  den  Parteien  gc 
stalten  würde,  in  beidseitigem  Einverständnisse  das 
kantonale  Expropriationsverfahren  anzuwenden,  das 
überall  viel  einfacher  und  mehr  für  kleinero  Ver- 
hältnisse zugeschnitten  ist.  Es  wäre  auch  noch  der 
Weg  denkbar,  dass  der  Bundesrat  bei  der  Bewilligung 
der  Expropriation  zu  bestimmen  hätte,  ob  das  eid- 
genössische oder  das  kantonale  Verfahren  platzzu- 
greifen habe,  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen  Ver- 
umständungen  des  Falles.  Wir  haben  eine  Aualogie 
auf  strafrechtlichem  Gebiete;  für  gewisse  Delikte, 
welche  das  Bundesstrafrecht  betreffen,  bestimmt  der 
Bundesrat,  dass  dieselben  von  den  kantonalen  Be- 
hörden nach  kantonalem  Verfahren  entschieden  wer- 
don  sollen.  Es  scheint  mir,  dass  auch  hier  so  etwas 
Aehnliches  geschehen  könnte.  Endlich  wäre  viel- 
leicht der  Ausweg  mög'ich,  dass  in  diesem  Gesetze 
selbst  das  kantonale  Verfahren  für  gewisse  Objekte 
als  zulassig  bezeichnet  oder  vorgeschrieben  würde, 
/..  B.,  wenn  es  sich  bloss  darum  handelt,  einen 
Draht  über  ein  Grundstück  zu  ziehen  oder  Stangen 
zu  stellen  oder  Isolatoren  anzubringen  etc.  Ich  möchte 
die  Kommission  bitten,  diese  wichtige  Frage  noch- 
mals zu  untersuchen  und  ihr  zu  bedenken  geben, 
dass,  wenn  wirklich  die  Anwendung  des  sehr  kom- 
plizierten eidg.  Expropriationsverfahrens  für  alle 
Fälle  vorgeschrieben  wird,  es  den  Parteien  in  sehr 
violen  Fällen  oinfach  unmöglich  wird,  Recht  zu 
linden  oder  zu  suchen,  denn  die  Kosten  werden  den 
Wert  des  Expropriationsobjektes  um  das  Zehn-  und 
Mehrfache  überschreiten,  und  es  wird  dann  der- 
jenige Recht  behalten,  der  die  grösste  Unverschämt 


heit  an  den  Tag  legt  Ich  möchte  im  Interesse  von 
Recht  und  Billigkoit  und  auch  im  Interesse  der 
Unternehmungen  die  Kommission  bitten,  die  aufge- 
worfene Frage  nochmals  zu  prüfen. 

Ich  stelle  deshalb  den  Antrag,  es  sei  der  Art.  fiO 
an  die  Kommission  zurückzuweisen,  damit  dieselbe 
untersuche,  ob  und  wie  ein  einfacheres  und  woniger 
kostspieliges  Verfahren,  wenigstens  für  Fülle  von 
untergeordneter  Bedeutung  zu  ermöglichen  sei. 


PrÜHidtMit:  Ich  oroftue  die  Diskussion  über  diese 
Ordnungsiuollou. 


Bundesrat  Zemp:  Die  Thalsache,  dass  unser  ge- 
genwärtiges Expropriationsverfahren  weitläufig  und 
kostspielig  sei,  hat  sich  durch  die  Erfahrung  be- 
stätigt. Gleichwohl  könnte  ich  nicht  dazu  stimmen, 
diesen  Artikel,  handelnd  über  das  Expropriations- 
verfahren bei  elektrischen  Anlagen,  an  die  Kom- 
mission oder  an  won  immer  zurückzuweisen.  Ich 
bemerke  in  dieser"  Beziehung  folgendes:  Die  Ueber- 
lassmv  der  Rechtsprechung  in  diesen  Fällen  an 
die  kantonalen  Gerichte  zur  Erledigung  nach  kanto- 
nalem Expropriationsverfahren  wäre  eine  unzurei- 
chende Hülfe,  denn  es  giebt  Kantone,  die  überhaupt 
kein  Expropriationsgosetz  habon.  Dort  müsste  also 
immerhin  subsidiär  mit  einer  bundesgesetzlichen 
Aushülfe  nachgeholfen  werden.  Dagegen  wurde  sehr 
richtig  bemerkt,  dass  für  viele  Bagatellsachen,  und 
solche  giebt  es  ohne  Zweifel  in  grosser  Zahl,  das 
gegenwärtige  Verfahren  einen  viel  zu  grossen  Appa- 
rat darstelle.  Man  sollte  darnach  trachten,  in  Baga- 
tellsachen eiue  rasche  Entscheidung  herbeizuführen, 
vielleicht  dadurch,  dass  man  einen  Einzelrichter 
die  Entscheidung  troffen  lässt.  Dies  alles  muss  noch 
erwogen  werden,  aber  nicht  in  dem  Sinne,  dass 
wir  jetzt  die  Beratung  des  Gesetzes  unterbrechen, 
sondern  auf  einen  frühern  Besohluss  des  National- 
stes Bezug  nehmen.  Sie  haben  den  Bundesrat  ein- 
geladen, luf  eino  Revision  des  Expropriationsgesetzes 
Bedacht  zu  nehmen,  und  Sie  erwarten  hierüber  Be- 
richt und  Antrag.  Dannzumal  wird  es  sich  dann 
darum  handeln,  alle  diese  Verhältnisse  zu  würdigen 
und  in  dem  neuen  Verfahren  den  richtigen  Ausdruck 
zu  linden.  Nun  kann  ich  mitteilen,  dass  der  Bundes- 
rat nicht  zögerte,  diesen  Auftrag  an  die  Hand  zu 
nehmen.  Das  Justizdepartement  hat  sich  sofort  an 
das  Studium  dieser  Vorlage  gemacht,  und  meines 
Wissens  wurde  zunächst  ein  Gutachten  des  Bundes- 
gerichtes anbegehrt,  das  aber  zur  Stunde  noch  nicht 
eingelangt  ist.  Aber  das  Juslizdepartement  hat  den 
Willen,  die  Vorlage  ohne  Verzug  auszuarbeiten.  Wir 
werden  also  hoffentlich  schon  binnen  kurzer  Frist 
zu  oinem  neuen  Expropriationsgesetz  kommen,  uud 
dann  wollen  wir  dafür  sorgen,  dass  die  heute  hier 
namhaft  gemachten  Ideen  auch  beachtet  werden. 
Ich  möchte  es  dahor  vorläufig  beim  gegenwärtigen 
Expropriationsgesetz,  mit  der  nioht  unerheblichen 
Einschränkung  in  Art  M,  bewenden  lassen. 
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frehr:  Die  Ausführungen  <les  Herrn  Schubiger 
sind  gewiss  in  manchen  Beziehungen  durchaus  be- 
gründet, allein  ich  will  mitteilen,  dass  boreits  in 
der  Kommission  über  diese  Angelegenheit  gründlich 
gesprochen  wurde,  und  es  halte  in  der  Sitzung  vom 
letzton  November  Herr  Kollega  Schobinger  dm  An- 
trag gestellt:  «Für  elektrische  Starkstromanlagen, 
welche  sich  auf  das  Gebiet  eines  Kantons  beschrän- 
ken, gilt  das  betreffende  kantonale  Expropriations- 
recht. Nur  für  solche  elektrische  Starkstromanlagen, 
welche  sich  über  das  Gebiet  zweier  oder  mehrerer 
Kantone  erstrecken,  kann  der  Hundesrat  das  Recht 
der  Expropriation  gemäss  den  nachfolgenden  Vor- 
schriften gewähren,  sofern  das  öffentliche  Interesse 
dies  erfordern  sollte. »  Die  Kommission  fand,  dass 
darauf  nicht  eingetreten  werden  könne  aus  Gründen, 
welche  ich  hier  nicht  näher  auseinandersetzen 
möchte.  Aber  zu  den  Momenten,  die  Herr  Bundes- 
rat Zemp  angeführt  hat,  möchte  ich  nur  noch  hin- 
zufügen, dass  in  manchen  Fällen  der  Erstellungeines 
Elektricitätswerkes  die  Anwendung  des  Expropria- 
tionsrechtes  gar  nicht  notig  sein  wird.  Man  kommt 
gegenwärtig  im  allgemeinen  auch  durch,  ohne  dass 
das  Exproprialionsrecht  von  ßundoswegen  einge- 
räumt wird.  Sodann  ist  das  Verfahren  in  Bezug  auf 
die  Schätzungskommission  nicht  so  schwierig,  denn 
in  Art.  54  ist  ausdrücklich  gesagt,  es  sei  eine 
ständige  kantonale  Schätzungskommission  zu  er- 
nennen, welcho  im  Kanton  wohnt,  sich  jeweilen 
auf  Ort  und  Stelle  begiebt  und  die  betreffenden 
Punkte  so  rasch  als  möglich  erledigen  wird.  Und 
was  den  Weiterzug  ans  Rundesgericht  betrifft,  >o 
stösst  es  allerdings,  wenn  man  sagt,  es  können 
Kleinigkeiten  ans  Bundesgericht  gezogen  werden. 
Allein  der  Weiterzug  wird  nur  in  einer  kleinen  An- 
zahl von  Fällen  eintreten,  und  noch  seltener  wird 
es  sein,  dass  dabei  nur  einzelne  unbedeutende 
Forderungen  in  Frage  kommen. 


Abstimmung.  —  Votatinn. 


Die  Ordnuogsmotion  des  Herrn  Schubiger  bleibt 
in  Minderheit. 

(La  motten  d'ordro  de  M.  Schubiger  est  rojet.-o.) 


Art  M. 

Hiuiaar,  Berichterstatter  der  Kommission:  Hier 
liegt  ein  neuer  Antrag  dor  Kommission  vor.  Lemma  1 
würde  lauten:  «Gleichzeitig  mit  der  Planvorlage  an 
das  Starkatrominspektorat  zu  Händen  des  Bundes- 
rates hat  dio  Planauilage  in  den  Gemeinden  zur 
Einsichtnahme  durch  die  Interessenten  zu  erfolgen.» 
Es  ist  dies  eine  Massregel,  welche  nicht  zu  bean- 
standen ist  Hierzu  hat  nun  Herr  Kollega  Iselin  fol- 
genden Zusatzantrag  gestellt  —  Sie  linden  ihn  in  den 
diesen  Morgen  auageteilten  Anträgen  der  Kommis- 
sion — :  «Letztere  sind  durch  persönliche  Zustellungen 
um  Expropriationsbegehreu  und  von  der  Planauflage 
in  Kenntnis  zu  setzen».  Nach  den  Erfahrungen  des 
Herrn  Iselin  im  Kanton  Basel-Stadl  islessehr  wünsch- 


bar, dass  eine  solche  Bestimmung  aufgenommen 
werde.  Die  Frage  wurde  in  unserer  Kommission  be- 
sprochen und  von  Seite  mehrerer  Mitglieder  wurde 
die  gleiche  Aeusserung  gethan,  es  sei  sehr  wünsch- 
bar, dass  die  Interessenten  durch  persönliche  Zu- 
stellungen vom  Expropriationsbegehren  uud  von  der 
Planauilage  Kenntnis  erhallen.  Es  scheint  gegen- 
wärtig in  dieser  Beziehung  infolge  der  Pra.x  s  des 
Rundesgoricbtes  das  Nötige  nicht  gethan  zu  werden 
und  es  ist  wünschbar,  dass  eine  Bestimmung  des 
Gesetzes  hier  eine  bestimmte  Regelung  bringe.  Die 
Kommission  beantragt  Ihnen  deshalb,  dem  Antrage 
des  Herrn  Iselin  zuzustimmen  und  denselben  dem 
Art.  51  als  zweites  Lemma  beizufügen. 

Mit  dem  von  der  Kommission  vorgeschlagenen 
Zusätze  angenommen. 

(Adopte  avec  ramondemont  de  la  commission.) 


Art.  52. 

Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Hier 
ist  nichts  zu  bemerken.  Wir  haben  nur  in  Klammer 
beigefügt:  Art.  54,  damit  mau  genau  weiss,  welcher 
Artikel  gemeint  ist 

Angenommen.    -  (AdtiptS) 


Art  53. 

Blumer,  Berichterstatter  dor  Kommission:  Hier 
bosteht  eine  grössere  Differenz  gegenüber  dem  Vor- 
schlag des  Bundesrates.  Der  Bundesrat  wollte  fest- 
stellen, dass  sofort  nach  erfolgter  Plangenehmigung 
mit  der  Erstellung  der  elektrischen  Leitung  be- 
gonnen werden  könne,  auch  wenn  das  Schätzungs- 
verfahren noch  nicht  beendigt  sei,  und  die  Ent- 
schädigungen noch  nicht  ausbezahlt  seien.  «Immer- 
hin, fügt  der  Bundesrat  bei,  ist  für  richtige  Aus- 
zahlung der  letzteren  Sicherheit  zu  bestellen;  die 
Höhe  dieser  Sicherheit  wird  im  Streitfalle  von  der 
Schutzungskommission  festgesetzt. »  Es  sind  dies  Be- 
stimmungen, wie  wir  sie  teilweise  schon  gegenwartig 
haben,  die  aber  allgemein  nicht  befriedigen,  indem  es 
doch  etwas  stark, wenn  dieser  Ausdruck  gestattet,  ist, 
dass  man  jeweilen,  mitunter  ohne  Not  und  ohne  Be- 
zahlung, einfach  vorwärts  macht,  trotzdem  es  ganz 
gut  möglich  wäre,  die  Bezahlung  zu  leisten.  Ihre 
Kommission  wünscht  deshalb,  hier  einen  andern 
Modus  festzustellen;  sie  will  in  Lemma  1  sagen: 
«Nach  erfolgter  Plangenehmigung  durch  den  Bundes- 
rat darf  mit  der  Erstellung  der  elektrischen  Leitung 
erst  begonnen  werden,  wenn  dio  Entschädigungen 
ausbezahlt  sind».  Wir  wollen  also  grundsätzlich  fest- 
gestellt wissen,  dass  mit  der  Erstellung  der  l-eitung 
erst  begonnen  werden  darf,  wenn  die  Entschädi- 
gungen ausbezahlt  sind.  Nun  müssen  wir  aber 
natürlich  eine  Einschränkung  machen,  da  dies  nicht 
in  allen  Fällen  verlangt  werden  kann.  Wir  stellen 
daher  Ausnahmebestimmungen  auf,  worin  gesagt 
wird,  unter  welchen  Umstünden  von  der  Bestimmung 
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in  Alinea  1  Unigang  gonommcn  worden  kann.  Da 
haben  wir  nun  nichts  Neuos  erfunden,  sondern 
haben  einfach  den  Art.  W  des  gegenwärtigen  Kx 
proprialionsgesoUcs  von  1850  kopiert. 

Neu  ist  die  Dcitüguug:  «Streitigkeiten  über  die 
Anwendung  dieses  Artikols  werden  von  der 
Schätzungskommission  (Art.  5t)  entschieden».  Ks 
ist  nötig,  dass  dies  hier  ausdrücklich  festgestellt 
werde. 

Ihre  Kommission  glaubt,  hier  7.11  dunsten  des- 
jenigen, der  expropriiert  wird,  etwelche  Verbesse- 
rungen des  Artikels  angebracht  zu  haben  und  em- 
pfiehlt Ihnen  dieselben  zur  Annahme. 


M.  de  Meuron:  J'appuiu  fortement  la  propositioa 
do  la  coromission.  l.o  projot  primilif  du  consoil 
föderal  etait  un  peu  brutal  vis-a-vis  des  exproprics. 
II  convient  de  distinguer  ici  enlro  le  cas  d'urgence, 
quand  il  taut  entrer  immediatement  on  possossion, 
et  colui  oii  Tentreo  on  possessio^  so  ferait 
plus  lard. 

proposition  de  la  commission  etablit  noltcment 
la  distinetion  entre  les  deux  cas.  «Dans  lo  principe, 
il  ne  peut  ötre  proc^de  ä  1'etablissemenl  de  la  con- 
tluite  ülectrique  <|ue  lorsque  les  indemnites  auront 
ete  payees.» 

Kxceplionnellomont  et  lorsqu'uu  retard  entrainc- 
rait  un  dommage  considörable,  l'cxpropriant  peut 
entrer  en  possession  avant  d'avoir  payö,  mais  ä 
condition  de  fournir  cortaines  garantier,  et  c'est  la 
commission  qui  statuera  sur  les  contestations.  Je 
dis  qua  c'est  uno  grande  amelioration,  d'autant  plus 
quo  c'est  ce  qui  sc  pratique  actuellement  en  ma- 
liixe  d'expropriation.  Du  moment  que  nous  appli- 
quons  la  loi  föderale  de  1850  aux  entreprises  elec- 
triques,  il  convient  de  ne  pas  introduire  ici  une 
autre  notion. 

(Ju'il  me  soit  pormis  de  faire  a  la  commission 
uno  potite  chicane  sur  le  texte  francais.  Ce  n'est 
pas  seulement  d'une  question  do  redaction  qu'il 
s'agit,  et  je  n'empieterai  pas  sur  un  domaine  qui 
appartient  ä  la  commission,  miis  il  est  du  devoir 
de  chaque  membie  du  conseil  de  signaler  a  la 
commission  les  textes  rediges  d'une  maniere  reelle- 
ment  insuftisante. 

Nous  lisons:  «Korsqu'un  retard  occasionnerait  un 
dommago  considerablo,  le  proprio taire  interesse  .  . .» 

Kn  matiere  d'expropriation,  le  proprietaire  Inte- 
resse, c'est  l'exproprie;  ici,  tout  lo  monde  croira 
quo  c'est  lo  proprietaire  expropric.  Or,  c'est  preci- 
söment  le  contrairo:  c'ost  a  l'eotrcprise  elcctri  pie, 
ä  l'oxpropriant  quo  nous  voulons  pormettre  oxcop- 
tiounellemont  do  s'omparer  immtidiatement  de  sor- 
tains  droil.s  avant  d'avoir  paye  les  indemnites.  On 
pourrait.  au  lieu  de  «le  proprietaire  inleresse«  dire 
«le  proprietaire  de  l'installation  electrique». 

Puisque  j'ai  la  parole  et  sans  revenir  sur  la 
question  do  principe,  M.  le  President  voudra  blen  me 
pormettre  de  signaler  encore  une  petito  erreur  de 
redaction  alin  que  la  commission  puisse  en  tenir 
compte.  C'est  ä  l'art.  H7,  oü  lo  texte  francais  ren- 
ferroo  un  mot  tout-i-fait  fächeux:  «.  .  .  s'il  est 
prouve  que  la  personne  tuee  ou  blossee  ou  quo  la 
personne  lesöe  dans  sa  propridtö  s'etait  mise  en 


contact  avoc  l'entreprise  electrique  ...»  L'emploi 
du  mot  «contact»  est  dangereux,  il  pnHea  un  veri- 
table  jeu  do  mots,  ferait  naitre  des  quiproquos,  co 
qu'il  faul  eviter  a  tont  prix  dans  un  texte  de  loi. 
Kn  francais,  le  mot  contact  supposo  un  rapproche- 
ment  matöriol,  objectif,  de  la  personne  et  de  la 
ebose;  ce  n'est  pas  du  toutco  quo  la  loi  vout  dire; 
la  personne  qui  so  met  on  contact  avec  les  Iiis 
electriques  est  morte,  ello  ne  peut  plus  commettre 
d'aetes  delictueux.  Ce  qu'on  a  voulu  entendre  ici  par 
contact,  c'est  le  rapport  moral  qui  s'eUblit  entre  la 
personno  et  l'entreprise,  en  prevoyant  le  cas  oii  la 
dito  personno  no  rospecterait  pas  les  dispositious 
de  police  arrelees  i>ar  l'entreprise. 

Cetto  expression  nous  vient  do  la  loi  de  1875  sur 
la  responsabilite  des  entreprises  do  Iransports  oii 
l'on  Iroova  dejä   lo  mot   «rapport*   au    lieu  d 
«contact«. 


PrlfeMcnt:  Ich  mochte  Herrn  de  Mmiron  darauf 
aufmerksam  machen,  das*  der  Hat  auf  Anregung  des 
Herrn  Koriiiiiissionspräsidenten  bereits  beschlossen 
hat,  nach  Schluss  der  Heratungou  den  französischen 
Text  noch  besonders  zu  bereinigen. 


Kl» Hut,  lieiiehli'i statter  der  Kommission:  Ks 
ist  richtig,  was  Herr  de  Meuron  sagt,  dass  houta 
morgen  nur  beschlossen  wurde,  es  solle  eine  rich- 
tige I 'ebersetzung  hergestellt  werden.  Dagegen  hat 
Herr  de  Meuron  zwei  Anregungen  gemacht  bei  zwei 
Paragraph«?)!,  wo  er  findet,  dass  es  sich  nicht  gerade 
um  eine  unrichtige  Uobersctzung  handle,  sondern 
dass  überhaupt  die  Auffassung  unrichtig  soi .  Im  einen 
Falle,  glaube  ich,  ist  es  ein  Irrtum,  den  wir  schon 
seit  50  Jahren  haben,  und  es  ist  sehr  interessant, 
dass  wir  schon  seit  50  Jahren  so  marschiert  sind. 
Ich  glaube,  es  kann  die  Sache  am  besten  so  orle- 
digt  werden,  das  wir  den  Wünschen  des  Herrn  da 
Meuron  entgegenkommen;  es  soll  seine  Dedaklion 
geprüft  un«l  eventuell  berücksichtigt  worden. 


Wyss  Nur  eine  kleine  Hemerkung  redaktioneller 
Natur.  Hie  sofortige  Kinräumung  «1er  Rechte  wird 
vorgesehen  in  zwei  Fällen,  einmal  sofern  der 
Schnlzungshcricht  genügenden  Aufschluss  über 
den  Cegenstand  der  Abtretung  erteilt,  und  zweitens, 
»wo  auch  nach  dem  I 'ebergang  «ler  Hechte  auf  die 
Unternehmung  die  Crosse  der  Kntschädigung  sich 
mit  Sieherheil  ermitteln  lässt«.  Der  Artikel  fährt 
dann  weiter-  «Kr  ist  jedoch  in  diesem  Falle  ver- 
pflichtet, eine  durch  die  Schätzungskommission  zu 
bezeichnende  Kaution  zu  leisten.»  Ich  nehme  nun 
an,  dass  die  Kommission  von  der  Anschauung  aus- 
geht, dass  in  allen  Fallen,  in  wclchon  eine  vorzei- 
tige Kinräumung  der  Rechte  stattfinden  muss,  eine 
Kaution  zu  leisten  ist.  Da  frage  ich  mich,  ob  es 
nicht  vorsichtiger  wäre,  zu  sagen:  «Er  ist  jedoch  in 
diesen  Fällen  verpflichtet»  statt  «in  diesem  Falle,« 
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«latnil  nicht  über  die  Auslegung  dieses  Grundsatzes 
i»in  Zweifel  entstehe.  Thatsächlich  werden  bereits 
zwei  Fälle  erwähnt,  un<l  es  konnte  vielleicht  einem 
Engherzigen  in  iton  Sinn  kommen,  dass  nur  im 
letzterwähnten  Falle  die  Kaution  zu  leisten  sei.  Ich 
möchte  mir  erlauben,  .las  in  redaktioneller  Beziehung 
der  Kommission  nahe  zu  legen. 


Hlumer,  Berichterstatter  der  Kommission :  Ich 
glaube,  es  kann  diesem  Antrag  sofort  Bochnnng  ge- 
tragen  we  den.  Man  kann  ja  sagen:  ..Kr  ist  jedoch 
in  diesen  Fallen  verpflichtet»  statt  «in  diesem  Fall"". 
Die  Sache  muss  dann  nicht  mehr  an  die  Kommis- 
sion zunickgeleitft  werden. 


Präsident  Ks  sind  zu  Art.  33  zwei  redaktionelle 
Anträge  gestellt  worden,  von  Herrn  do  Menron,  im 
ersten  Satze  die  Worte  «lo  proprietaire  interes.se» 
durch  «le  proprietaire  de  rentreprise  eJeotriqne»  zu 
ersetzen  und  von  Herrn  W\ss,  im  letzten  Satz.e  zu 
sagen:  «Kr  ist  jedoch  in  diesen  Fällen  verpflichtet». 
Diese  Anträge  sind  von  d<  r  Kommission  aeeeptiert 
und  von  niemanden  bestritten,  somit  angenommen. 


Art.  SS. 

Blumnr,  Berichterstatter  der  Kommission :  Das 
erste  Lemma  ist  ein  gegeheues.  Ks  handelt  sich 
hier  um  die  Schaffung  einer  Schälzungskommission 
von  drei  Mitgliedern,  von  welchen  je  eines  durch 
das  Bundesgericht,  den  Itundesrat  und  die  hetr. 
Kantonsregienmg  zu  wählen  ist.  Ks  wird  also  hier 
ein  Verfahren  festgestellt,  das  sehr  einfach  ist  und 
sich  allen  Zwecken  dienlich  erweisen  wird.  Für 
jedes  Mitglied  werden  zwei  Krsatzmänner  bezeichnet. 

Was  das  zweite  Lemma  anbelangt,  so  weiss  ich 
nicht,  ob  die  Kommission  Ihren  frühern  Antrag  auf- 
recht erhalten  will.  Der  Bundesrat  wollte  sagen :  Der 
Kntscheid  der  Schätzungskommission  ist  endgültig, 
vorhehältlich  des  Rekurses  an  das  Dundesgoricht,  falls 
der  Streitgegenstand  einen  Kapitalwerl  von  mehr  als 
Fr.  '2000  hat;  die  Kommission  dagegen  wollte  diese 
Kinschränkung  im  Nachsatze  streichen.  Nun  hahen 
Sie  schon  in  Art.  Hü  den  Passus,  der  hier  haupt- 
sächlich in  Betracht  fällt:  «Die  Berufung  an  das 
Bimdesgericht  ist  ohne  Rücksicht  auf  den  Werlbe- 
trag  des  Streitgegenstandes  zulässig»  gestrichen  und 
den  Artikel  40  ganz  gestrichen;  Sie  haben  nament- 
lich auch  beschlossen,  zwei  kantonale  Instanzen  zu 
schaffen  und  das  Bundosgericht  erst  eintreten  zu 
lassen,  wenn  der  Betrag  von  Fr.  2tXMt  überschritten  ist; 
Sie  haben  überhaupt  die  Grundsätze  des  bisherigen 
llaftpllichtgeset/.es  aufgenommen.  Daher  glaube  ich, 
konnte  die  Kommission  jetzt  ihren  Antrag,  dass  mau 
mit  jedemWert  an  das  Rundesgerichl gelangen  könne, 
fallen  lassen.  Wenn  wir  nur  eine  kantonal«' Instanz  ge- 
habt hätten,  so  wäre  dies  wünschbar  gewesen ;  da  wir 
jetzt  aber  zwei  kantonale  Instanzen  haben,  nachdem 
Sie  überhaupt  prinzipiell  entscheiden  wollen,  dass 
hier  nicht  eine  Ausnahmegesetzgebung  plalzgreifen 
solle,  dass  hier  ähnlich  legiferieit  werden  solle,  wie 
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beim  Fabrikgeselz  und  beim  Kisenbahnha  tpllichl 
gesetz,  so  halte  ich,  Belehrung  vorbehalten,  dafür, 
der  Antrag  der  Kommission  werde  besser  nicht  mehr 
aufrecht  erhalten. 


Fshr  Ich  möchte  doch  darauf  hinweisen,  dass 
hier  ein  Irrtum  obwaltet,  wenn  gesagt  wird,  dass 
hinsichtlich  des  Kxpropriationsverfahrens  zwei  kan- 
tonale Instanzen  bestehen.  Ks  ist  nur  eine  einzige  In- 
8 tanz,  die  drei  Schätzer;  diese  sollen  endgültig  ent- 
scheiden bis  auf  Fr  2000.  Darin  hat  allerdings  der 
llei  r  Berichterstatter  Recht,  dass  kaum  die  Neigung 
vorhanden  sein  wird,  bei  Beträgen  unter  Fr.  2000  eine 
Berufung  an  das  Bundesgericht  einzuleiten,  obwohl 
ich  dies  für  das  Richtige  halten  wurde.  Allein  ein 
Weiterzug  sollte  möglich  sein,  und  ich  muss  da- 
her grundsätzlich  den  Antrag  der  Kommission  auf- 
recht erhalten.  Man  sollte  eine  zweite  Instanz  haben. 
Eventuell  würde  ich  den  Betrag  von  Fr.  2000  auf 
Fr.  r,00  reduzieren.  Denn  es  wird  sich  in  diesen 
kleinen  Fällen  um  geringe  Summen  handeln;  aber 
vielleicht  kommen  viele  einzelne  Kxpropriatiouen 
miteinander,  tch  glaube,  das  Richtige  ist,  wenn  ich 
den  ursprunglichen  Antrag  der  Kommission  tale, 
rpiale  aufrecht  erhalte. 


KhürKT.  Berichterstatter  der  Kommission:  Ich 
erkläre  mich  belehrt.  Ks  giebt  hier  nicht  zwei  kan- 
tonale Instanzen;  es  handelt  sich  ja  nur  um  die 
Kxpropriatiouen.  Dagegen  wollte  ich  sagen,  dass 
Sie  eben  durch  Ihre  Beschlüsse  überhaupt  der  An- 
sicht waren,  es  sei  das  Bundesgericht  nur  in  der 
Weise  herbeizuziehen,  in  der  es  gegenwärtig  in 
Haftpllichtfällen  urteilt.  Kin  allfälliger  Rückzug  des 
Kommissionsan träges  meinerseits  würde  nur  Zustim- 
mung zum  Antrage  des  Bundesrates  bedeuten. 


Wyss:  Ich  glaube,  die  Kommission  thut  gut 
daran,  wenn  sie  ihren  Vorschlag  aufrecht  erhält. 
Ks  scheint  mir  da  etwas  nicht  ganz  richtig  zu  sein. 
Wir  stehen  hier  beim  Kxproprialionsverfahren;  die- 
ses hat  gar  nichts  mit  dem  zu  thun,  was  bei  der 
Kinklagung  der  Haftpflichtfällc  massgebend  ist:  das 
sind  zwei  verschiedene  Gegenstände. 

Nun  möchte  ich  noch  ein  Wort  dafür  anführen, 
dass  es  doch  wüuschbar  wäre,  auch  die  kleinen 
Angelegenheilen  im  Kxpropriationsverfahren  vor 
Bundosgericht  bringen  zu  können.  Ks  ist  nicht  nur 
der  Hinweis  auf  das  bisherige  eidgenössische  Kx- 
propriationsverfahren,  sondern  es  ist  namentlich  die 
Krwugung,  dass  das  Kxpropriationsverfahren  nur 
dann  platzgreift.  wenn  es  sich  um  zwangsweise 
Knieignung  handelt.  Nun  gehen  wir  ja  in  der 
Ausdehnung  des  Kxpropriationsverfahrens  in  diesem 
Gesetze  sehr  weit.  Wir  gewähren  nun  das  Kxpro- 
priationsrecht  auch  Privaten,  während  es  bisher 
in  den  meisten  Kantonen  nur  dem  Staate  oder  den 
Gemeinden  erteilt  worden  ist.  Darum,  glaube 
ich,  wird  es  einen  viol  besseren  Kindruck  machen, 
wenn. der  Private,  dem  expropriiert  wird,  weissn 
dass  er  in  allen  Fällen  vor  Bundesgerieht  gehe, 
qm  tfftM  X.  A'.>.  U.  v,, 
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kann.  Ich  mochte  sagen,  es  ist  das  i'iitigcrmass<'u 
ein  Aequivalent  gegenüber  der  zwangsweisen  Aus- 
dehnung der  Kxpropriation.  Darum  hat  die  Koni- 
mission gut  daran  gethan.dass  sie  von  dem  Werlbetrag 
ganz  Umgang  genommen  hat  Ich  möchto  den  Antrag 
der  Kommission  ebenfalls  zur  Annahm*'  empfehlen. 


T.  Planta:  Ich  mochte  die  Herren  nicht  aulhal- 
ten; aber  ich  glaube,  der  Antrag  der  Kommission 
bedarf  jedenfalls  redaktionell  einer  Abänderung.  Sie 
sagt:  »Der  Entscheid  der  Schätzungskommission  ist 
endgültig,  vorbehaltlich  des  Rekurses  an  das  Bundes- 
gericht. •  Dann  ist  er  eben  nicht  endgültig,  wenn 
der  Rekurs  an  das  Hundesgerichl  allgemein  zulässig 
ist  Diese  Redaktion  ist  stoben  geblieben,  weil  im 
ursprünglichen  Kntwurf  des  Rundesrates  das  Bekurs- 
rocht  beschrankt  war  auf  Fr.  42(X)0.  Wenn  man  also 
den  Antrag  der  Kommission  annehmen  will,  nämlich 
das  unbeschrankte  Rekursrecht,  so  muss  man  den 
ganzen  Absatz  anders  redigieren.  Ich  möchte  aber 
sehr  den  ursprünglichen  Antrag  des  Bundesrates 
iinteistützen,  weil  ich  glaube,  dass  Sie  dem  Rundes- 
gerichte  ein  sehr  fatales  Geschenk  machen,  wenn 
Sie  es  zwingen  würden,  auf  alle  diese  Bagatellsachen 
einzutreten.  Wer  weiss,  wie  es  da  mit  diesen  F.x- 
propriationen  zugeht,  was  für  kleine  Sachen  au  das 
Rundesgericht  kommen,  weil  die  Kosten  natürlich 
immer  dem  Kxproprianten  Überbunden  werden,  der 
wird  gewiss  mit  mir  darin  übereinstimmen,  dass 
man  hier  kein  unbeschränktes  Rekursrecht  einräu- 
men sollte,  um  so  mehr,  weil  es  sich  bei  allen 
diesen  Fällen  in  der  llauptsacbo  nicht  um  die  Be- 
urteilung von  Rechtsfragen,  sondern  um  einfache 
Schätzungen  handelt.  Was  geschieht  dann  im  Rundes- 
gericht mit  den  Rekursen''  Ks  werden  an  Stelle 
der  ersten  Schätzer  zwei  andere  Schätzer  zu  Bäte 
gezogen;  diese  kommen  mit  einer  bundesgericht- 
lichen  Delegation  auf  den  Platz.  Das  ist  ein  Appa- 
rat, dor  ausserordentlich  umständlich  und  kostspie- 
lig ist  und  der  in  keinem  Verhältnisse  steht  zu  den 
materiellen  Rechten,  die  hier  in  Frage  kommen. 
Man  hätte  sich  ja  streiten  können,  ob  mit  Fr.  tl*x>t> 
hier  nicht  zu  hoch  gegriffen  werde,  oh  man  nicht 
Fr.  DKM»  hätte  sagen  sollen.  Ich  will  deshalb  keinen 
Abänderungsauttag  stellen,  weil  -2(NH»  die  Zahl  ist, 
welche  sonst  für  das  Hundesgerichl  massgebend  ist. 
Aber  dagegen  möchte  ich  mich  aussprechen,  dass 
man  alle  diese  Bagatellsachen  ohne  Vorbehalt  appel- 
label  erklärt.  Ich  unterstütze  daher  den  ursprüng- 
lichen Antrag  des  Bundesrates. 


Hchmid  |  I  i  i ):  Ich  stehe  auf  dem  Boden  der  Kom- 
mission und  halle  dafür,  dass  die  Ausführungen  des 
Herrn  v.  Planta  uicht  zutreffend  sind.  Kr  sagt,  dass 
wenn  Rekurs  ergriffen  werde,  die  Kosten  jowcilen 
durch  die  Kxproprianleu  zu  tragen  seien.  Das  ist 
nicht  richtig.  Die  Kosten  der  Schätzungskommission 
werden  vom  Kxproprianten  getragen ;  wenn  dagegen 
der  Rekurs  an  das  Rundesgerichl  ergriffen  wird, 
so  kommt  es  darauf  an.  ob  derKntscheid  der  Kom- 
mission bestätigt  wird  oder  nicht.  Wird  er  bestätigt, 
so  fallen  die  Kosten  dem  Rekurrenten  zur  Last,  und 
ich  glaube,  das  genügt,  um  zu  leichtsinnige  Rekurse 
an  das  Bundesgericht  zu  verhindern.  Ks  wird  sich 
der  Kxpropriat  im  einzelnen  Falle  schon  fragen, 
ob  er  rekurrieren  solle,  weil  er  zu  fürchten  hat, 
dass  ihm  Kosten  erwachsen,  die  in  gar  keinem 
Verhältnis  zur  Kxpropriationssumme  stehen.  Ks  ist 
die  Tendenz  der  Kommission,  dem  Kxpropriaten  in 
weiterem  Masse  entgegenzukommen,  als  es  durch 
das  Vorgehen  des  Herrn  Planta  geschehen  würde. 
Gegenwärtig  habe  ich  das  Hecht,  in  einem  Kxpro- 
priationsfall,  und  wenn  es  sich  nur  um  eine  Forde- 
rung von  Fr.  50  handelt,  das  Bundesgericht  anzu- 
rufen. Nun  wird  das  Kxpropriationsrecht  in  einem 
weitergehenden  Masse  verliehen,  als  es  bisher  der 
Fall  war.  und  da  soll  das  Recht  des  K.xpropriaten, 
gegenüber  dem  Kntscheide  der  Schätzungskommis- 
sion eine  weitere  Instanz  anzurufen,  geschmälert 
werden'.'  Ich  beantworte  die  Frage  mit  eiuem  ent- 
schiedenen Nein  und  bitte  Sie.  den  Standpunkt  der 
Kommission  zu  aeeeptieren. 

Präsident.  Ich  glaube,  der  Standpunkt  der  Kom- 
mission würde  besser  seinen  Ausdruck  finden,  wenn 
der  zweite  Absatz  gestrichen  würde.  Im  Kxpropria- 
tionxgeseiz  isl  ''Mi  unbeschränktes  Bekmweohl  ge- 
geben und  wenn  Sie  nichts  weiter  bestimmen' 
|  bleibt  es  bei  den  Grundsätzen  des  Kxproprialions- 
gesetzes, 

Abstimmung.  — ,  Votation. 

Mit  tt>  gegen  '27  Stimmen  wird  dem  Antrage  des 
Bundesrates,  gegenüber  demjenigen  dor  Kommis- 
sion, der  Vorzug  gegeben. 

(Par  4t)  voix  contre  27,  la  proposilion  du  con- 
seil  federal  est  prdl'eree  ä  celle  de  la  commtssion.) 


Hier  wird  die  Beratung  abgebrochen. 
(Ici,  le  debat  est  interrompu.) 


Berlc2a.tigrvi23.g-. 

Der  Eingang  des  Votums  von  Herrn  Nationalrat  Deutung,  welche  man  dorn  Antrag  Fehr  geben  will. 

t.  Plant»  Seite  .V.*S  hie\or  ist  wie  folgt  richtig-  Derselbe  wendet  sich  nur  gegen  das  singulare  Recht, 

zustellen:  welches  man  für  die  Raumäste  schaffen  will.  In 

Ich  möchte  Ihnen  sehr  entschieden  die  Annahme  dein  Rechte  auf  Kxpropriation  liegt  auch  dasjenige 

des  Antrages  von  Herrn  Fehr  befürworten  und  bin  !  auf  Beseitigung  von  Bimmen  und  Aesten,  wozu  soll 

besonders  durch  das  letzte  Votum  dazu  veranlasst  man  also  für  letztere  ein  besonderes,  summarisches 

worden,    Der  Herr  Vorredner  sagt,  man  solle  nicht  Verfahren  schaffen,  welches  die  Bechte  des  Eigen- 

vor  den  Baumästen  stehen  bleiben,  nachdem  man  tümers  in  ganz  unnötiger  und  unstatthafter  Weise 

die  Kxpropriation  des  Grundeigentums  zugestehen  einschränkt?    Die»  Verpflichtung  etc.  .  .  . 
wolle.    Nichts  scheint  mir  unzutreffender  als  .diese 

F«r  dl«  RttUMton  wmJitwortlteh  lind.  Sch»m.  —  Urach  und  Kip»dilloo  10a  Jtnt  t  Co.  U  Bern. 
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Ständerat.  —  Conseil  des  ötats. 

Sitzung  vom  7.  Dezember  1900,  vormittags  9  ühr.  -  Seance  dn  7  deceinbre  1900,  a  9  benres  da  matin 


Tagesordnung:  —  Ordre  du  jour: 

I     i  i«  liimi-  einer  centralen  2Notenlifa.nl»:. 

Banque  centrale  d'emiision. 

Fortsetzung  der  Delailberatung.  —  Suite  de  la  diteussion  arttcle  par  article. 

641  hie»or.  -  Voir  pige  641  d-deruit.) 


Prüsldent :  Wir  gehen  über  zu  der  Weiterberatung 
des  Bankgesetzes.  Wir  haben  gestern  die  Beratung 
mit  Ausnahme  der  Bestimmung  des  Banksitzes  be- 
endigt. Der  Herr  Kommissionspräsident  hat  über 
diesn  Frage  bereite  gesprochen.  Ich  frage,  ob  noch 
ein  anderes  Mitglied  sich  zu  der  Sitzfrage  aussprechen 
will1» 


Scherrer :  Sie  haben  nach  Beginn  der  Beratung  des 
Art.  n  einmütig 'beschlossen,  die  Beschlussfassung 
über  die  Frage  des  Haupteitzes  der  Bank  bis  zum 
Schlüsse  der  Beratung  zu  verschieben.  Dieser  An- 
trag ist  nicht  naher  begründet  worden.  Nichtsdosto- 
weniger ist  er  von  Ihnen  einmütig  angenommen 
worden.  Ich  bin  nicht  sicher,  welches  die  Gründe 
gewesen  sind,  weshalb  diese  Frage  verschoben 
worden  ist.  Allein  ich  glaube  nicht  fehl  zu  gehen, 
wenn  ich  annehme,  dass  wir  allseitig  von  derl'eber- 
zeugung  durchdrungen  gewesen  sind,  dass,  wenn 
diese  Frage  gleich  bei  Beginn  der  Gesetzesberatung 
gelöst  würde,  die  Sachlichkeit  bei  der  Beratung  der 
ganzen  Vorlage  darunter  leiden  und  dass  eine  ob- 
jektive Beratung  der  Vorlage  ungünstig  bceinflusst 
werden  könnte. 

Aehnliche  Erwägungen  sind  es,  welche  mich  ver- 
anlassen, Ihnen  den  Antrag  zu  unterbreiten,  der 
Haupteitz  der  Nationalbank  möchte,  sofern  eine 
solche  ins  Leben  tritt,  überhaupt  nicht  durch  das 
Gesetz  bestimmt  werden,  sondern  die  Bestimmung 
des  Haupteitzes  möchte  einer  spätem  separaten  Be- 


schlussfassung der  Bundesversammlung  vorbehalten 
werden.  Ich  glaube  mich  nicht  zu  irren,  wenn 
ich  sage,  dass  wenn  dieser  Haupteitz  durch  das 
Gesetz  bestimmt  wird,  in  jedem  Falle,  mag  die 
Entscheidung  ausfallen,  wie  sie  will,  dem  Gesetz 
eine  nicht  unbeträchtliche  Gegnerschaft  geschaffen 
wird.  Die  bisherigen  Kundgebungen  aus  den  betei- 
ligten Kantonen  lassen  hierüber  keinen  Zweifel  auf- 
kommen. Man  mag  es  bedauerlich  finden,  dass  die 
Stellungnahme  zu  einer  so  wichtigen  Vorlage  von 
einer  so  nebensächlichen  Frage,  wie  die  Sitzfrago 
ist  —  wenigstens  betrachte  ich  sie  als  eine  ver- 
hältnismässig nebensächliche  Frage  —  abhängig  ge- 
macht wird.  Allein  die  Sache  ist  nun  einmal  so. 
Man  kann  es  bedauern,  aber  jedenfalls  nicht  ändern. 

Ich  persönlich  bin  ein  grosser  Freund  der  Vor- 
lage. Ich  lege  grosson  Wert  darauf,  dass  dieselbe 
wirklich  zur  Annahme  gelange.  Ich  habe  mich  über 
alle  Bedenken,  über  die  Frage,  ob  reine  Staatebank 
oder  nicht  reine  Staatsbank,  über  die  Frage,  wie 
weit  der  Geschäftskreis  gezogen  werden  soll  u.  s.  w. 
hinweggesetzt  und  war  bemüht,  soweit  es  meines 
Erachtens  mit  dem  Zweck  des  Gesetzes  vereinbar 
war,  in  allen  Punkten  entgegenzukommen  und 
Schwierigkeiten,  welche  der  Annahme  des  Gesetzes 
entgegenstanden,  aus  dem  Wege  zu  schaffen.  Darum 
möchte  ich  auch  gerne  die  Schwierigkeit,  welche 
die  Sitzfrage  bereiten  könnte,  ebenfalls  aus  dem 
Gesetz  entfernt  wissen.  Man  mag  mir  einwenden, 
dass  special  I  die  Kantone  Zürich  und  Bern,  und 
vielleicht  auch  andere  Kantone,  klaren  Tisch  nahen 
möchten  und  dass,  wenn  diese  Frage  im  Gesetz 
selbst  nicht  entschieden  würde,  man  beiderorts  der 
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Vorlag«)  /.um  mindesten  sehr  kiihl  gegenüberstehen 
wurde.  Ich  gobc  zu,  dass  diese  Hinwendung  Dicht 
;.au/.  unberechtigt  ist.  \l«  r  anderseits  habe  ich  doch 
das  Gefühl,  dass  die  Opposition  von  Seilen  dor  an 
der  Sitzfrago  interessierten  Kreise  entschieden  viel 
weniger  intensiv  sein  wird,  wenn  dieso  Frage  vor- 
läufig eine  offene  bleibt,  als  wenn  sie  heute  schon 
in  endgültiger  Weise  zu  Gunsten  der  einen  und  zu 
Ungunsten  der  andern  Partei  entschieden  wird. 
Denn  wenn  dies  geschieht,  so  wissen  wir  ganz 
sicher,  dass  wir,  sei  es  aus  dem  Kanton  Dem, 
wenn  wir  uns  für  Zürich,  sei  es  aus  dem  Kanton 
Zürich,  wenn  wir  uus  für  Dem  entscheiden,  und 
vielleicht  ebenfalls  aus  den  benachbarten  Kantonen, 
eine  starke  Opposition  haben  werden.  Von  diesem 
Gesichtspunkte  aus  würde  ich  es  als  vorteilhafter 
betrachen,  wenn  die  Sitztrage  heute  nicht  entschieden 
würde. 

Man  mag  mir  ferner  einwenden,  das.-,  wenn  die 
Sitzfrago  nicht  durch  das  Gesetz  selbst  gelost  wird, 
es  überhaupt  unsicher  sei,  ob  das  Gesetz  zur  Aus- 
führung gelange.  Denn  es  bestehe  ja  die  Möglich- 
keit, dass  sich  die  beiden  Räte  nachher  über  die 
Sitzfrage  nicht  verständigen  könnten  und  dass,  weil 
man  notwendigerweise  einen  Hauptsitz  haben  müsse, 
es  mangels  einer  solchen  Verständigung  überhaupt 
nicht  möglich  sei,  das  Gesetz  in  Wirksamkeit  treten 
zu  lassen.  Ich  gebe  auch  hier  gerne  von  vornherein 
zu,  dass  theoretisch  genommen  eine  solche  Möglich- 
keit besteht.  Aber  in  erster  Linie  möchte  ich  denn 
doch  daran  erinnern,  dass  die  Möglichkeit,  dass 
das  Inkrafttreten  der  Vorlage,  abgesehen  von  dem 
Referendum,  noch  von  oinem  andern  ungewissen 
Umstände  abhängen  kann,  von  uns  selbst  bereits  in 
das  Gesetz  hinein  vorlegt  worden  ist.  Unser  Rat 
hat  in  vielleicht  nicht  sehr  hochherziger  Weise, 
aber  immerhin  mit  einer  Mehrheit  beschlossen,  dass 
der  Ort  des  Hauptsitzes  einen  Bauplatz  für  das  Bank- 
gebäude der  Eidgenossenschaft  unentgeltlich  zur 
Verfügung  stellen  müsse.  Ks  ist  mir  vollständig 
klar  und  es  kann  kein  Zweifel  darüber  bestehen, 
dass  derarligo  linauzielte  Verpflichtungen  in  rechts- 
verbindlicher Weise  weder  durch  ein  Gesetz,  noch 
durch  einen  Beschluss  einer  Ortschaft  oder  einem 
Kanton  auferlegt  werden  können.  Man  kann  Bedingun- 
gen aufstellen,  unter  welchen  man  den  Sitz  irgend- 
wohin verlegt,  aber  man  kann  nicht  sagen:  wir 
vorlegen  den  Sitz  dahin  und  verlangen,  dass  die  be- 
treffende Stadt  den  Bauplatz  unentgeltlich  zur  Ver- 
fügung stelle.  Also  könnte  die  Stadt,  die  von  der 
Bundesversammlung  als  Hauptsitz  auserkoren  würde, 
immer  noch  erklären,  dass  sie  auf  die  Ehre  ver- 
zichte, weil  sie  etwas  zu  teuer  erkauft  sei.  Damit 
wäre  die  Ausführung  des  Gesetzes  auch  in  Frage 
gestellt.  Mau  könnte  dem  betreffenden  Ort  den 
Hauptsitz  entweder  nicht  zuerkennen,  oder  man 
müsstoauf  die  Bestimmung  des  Gesetzes,  dass  dieser 
Ort  einen  Bauplatz  unentgeltlich  zur  Verfügung  zu 
stollun  habe,  verzichten.  Die  theoretische  Möglich- 
keit, dass  das  Gesotz  nicht  in  Wirksamkeit  treten 
könne  und  dass  dessen  Ausführung  noch  von  un- 
gewissen Umständen  abhänge,  besteht  also  bereits. 

Ich  möchte  aber  doch  hervorheben,  dass  ich  es 
für  absolut  unwahrscheinlich  halte,  dass  die  beiden 
Rate  sich  nachträglich,  wenn  das  Gesetz  angenommen 
worden  und  in  Kraft  getreten  ist,  über  dio  Sitz- 
frage nicht  verständigen.  Ich  habe  zu  der  Bundes- 


versammlung das  Zutrauen,  dass  sie  nicht  aus  einer 
reinen  Liebhaberei  die  Wirksamkeit  einer  volks- 
wirtschaftlich so  wichtigen  Institution,  wie  die  Na 
lionalhank  es  sein  wird,  verunmöglichon  würde.  Ich 
zweifle  nicht,  dass  angesichts  der  Wichtigkeit  des 
Gegenstandes,  welcher  sich  durchaus  nicht  mit  einem 
Landesmuseum  oder  einer  andern  derartigen  Insti- 
tution vergleichen  lässt,  zwischen  den  beiden  Räten 
unter  allen  Umständen  eine  Einigung  zu  stando 
kommen  würde.  So  sehe  ich  denn  nicht  nur  koinen 
Nachteil,  sondern  lediglich  Vorteile,  wenn  wir  dio 
Sitzfrage  niciil  heule  durch  das  Gesetz  bestimmen, 
sondern  die  Begcluog  derselben  einer  spätem  Bo- 
schlussfassung  vorbehalten. 

Das  sind  dio  Gründe,  welche  mich  veranlassen, 
Ihnen  den  Antrag  zu  unterbreiten,  dem  Art.  '■>  fol- 
gende Fassung  zu  geben :  « Der  Hauptsitz  der  National- 
bank wird  durch  besondern  Beschluss  der  Bundes- 
versammlung bestimmt.  Die  Nationalbank  ist  be- 
rechtigt, nach  eingeholler,  jedoch  unverbindlicher 
Vernehmlassung  der  betreffenden  Kantonsregierung 
allerorts  in  der  Schwoiz  Zwoiganstaltcn  oder  Agen- 
turen zu  errichten.» 


liier,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dio 
Mehrheit  der  Kommission  beantragt  Ihnen,  den  An- 
trag des  Herrn  Scherrer  abzulehnen  Die  Minderheit 
wäre  geneigt,  demselben  zuzustimmen.  Ich  will 
Ihnen  kurz  die  Gründe  auseinandersetzen,  welche 
dio  Mehrheit  veranlassen,  Stellung  gegen  den  An- 
trag des  Herrn  Scherrer  zu  nehmen. 

Die  Mehrheit  wie  die  Minderheit  bedauert  leb- 
haft, dass  dioSitzfragc  bei  diesem  zweiten  Gesetzcs- 
entwurf  diejenige  Bedeutung  erlangt  hat,  die  sie 
jotzt  zweifellos  besitzt.  Beim  ersten  Gesetzesenlwurf 
stand  die  Frago  dos  Sitzes,  obschon  derselbe  im 
Gesetz  bestimmt  und  nach  Bern  verlegt  war,  viel 
mehr  im  Hintergrund  als  jetzt  Die  Dinge  haben 
sich  nunmehr  so  gestaltet,  dass  man  befürchtet, 
dass,  wenn  die  eine  oder  audere  Stadt  bestimmt 
wird,  sich  eine  lebhafte  Opposition  von  Seiten  von 
Interessenten  der  Bank  gegen  den  Entwurf  erheben 
wird.  Wir  beklagen  das  und  sprechen  nur  die  leb- 
hafte Hoffnung  aus,  die  ruhige  Erwägung  und  der 
Patriotismus  möchten  dieses  Hindernis  beseitigen. 

Die  Frage  muss  natürlich  jetzt  oder  später  ent- 
schieden werden.  Auch  Herr  Scherrer  will  sie  ent- 
scheiden. Es  geht  nicht  an,  dass  man  eine  Bank 
ohne  Sitz  habe.  Es  ist  auch  nicht  zu  erwarten,  dass 
irgend  eine  dritte,  über  uns  stehende  Macht  uns  die 
Notwendigkeit  und  das  Unangenehme  der  Wahl  weg- 
nehme. Wenn  wir  jetzt  nicht  entscheiden,  müssen 
wir  es  später  Ihun,  und  immer  wird  es  Unzufrie- 
dene geben.  Diejenigo  Stadt,  die  in  der  Bewerbung 
um  don  Sitz  unterliegt  und  ihre  Freunde  werden 
unzufrieden  sein. 

Herr  Scherrer  kann  sich  mit  seinem  Antrag  auf 
Präcedcnzfälle  berufen.  Es  ist  richtig,  dass  man 
seinerzeit  beim  Landesmuseum  und  beim  Bundes- 
gerichtssitz so  verfahren  ist.  Lausanne  wurde  durch 
besondern  Beschluss  als  Sitz  des  Bundesg  erlebtes 
bezeichnet,  naohdem  das  Gesetz  über  das  schwei- 
zerische ßundesreebt  bereits  beraten  worden  und 
in  Krall  getreten  war.    Wenn  wir  uns  trotzdem 
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genen  den  Antrag  des  Herrn  Scherrer  aussprechen, 
so  geschieht  es  deshalb,  weil  wir  linden,  dass  es  im 
gegenwärtigen  Stadium  und  mit  Rücksicht  auf  die 
Allüren,  welche  diu  Sache  angenommen  hat,  auch 
für  das  Gesetz  besser  ist,  wenn  wir  jetzt  zur  Ent- 
scheidung übersehen.  Das  lot/.te  Wort  ist  damit 
noch  nicht  gesprochen.  Die  Angelegenheit  kommt 
noch  vor  den  andern  Rat.  Aber  der  Sländnrat  hat 
doch  für  einmal  seine  Meinung  kundgegeben.  Wür- 
den wir  die  Entscheidung  vorschieben,  so  könnte 
man  darin  ein  Zeichen  der  Schwache  oder  der  lln- 
entschlossenhcit  erblicken.  Man  würde  sagen :  das 
ist  der  beste  Deweis  dafür,  wie  unentschieden  man 
der  Vorlage  gegenübersteht.  Wir  haben  nicht  notig, 
dass  man  die  Vorwürfe  gegen  uns  noch  vermobre. 
Ich  glaube,  man  hat  sich  bisher  mit  Unrecht  gegen 
uns  erhoben  Aber  sie  würden  durch  eine  Verschie- 
bung der  Entscheidung  der  Sitzfrago  eine  gewisse 
Rechtfertigung  bekommen. 

Ferner  würde  man  sagen,  dass  die  Verschiebung 
der  Entscheidung  im  Grunde  nur  eine  Ablehnung 
für  Zürich  bedeute,  fn  Zürich  und  in  der  Ostschweiz 
würde  man  so  argumentieren:  Nachdem  der  Na- 
tionalrat erklärt  hat,  dass  Bern  dor  Dänkritz  sein 
soll  und  die  Mehrheit  der  ständerutlichen  Kommis- 
sion beantragt,  den  Sitz  nacli  Zürich  zu  vorlegen, 
will  der  Ständerat  offenbar  don  Entscheid  nicht 
fassen,  weil  er  ihn  gegen  Zürich  fassen  würde  und 
weil  er  das  aus  Höflichkeitsgründen  nicht  thun  will; 
aber  später  kommt  es  doch  so.  Ich  sage  nicht,  dass 
diese  Argumentation  gerechtfertigt  sei,  aber  die- 
selbe würde  doch  vorkommen.  Sei  es,  dass  Zürich, 
sei  es.  "dass  Dorn  als  Sitz  jetzt  bestimmt  wird,  so 
bat  dieser  Entscheid  immor  den  grossen  Vorteil 
jodor  offenen  und  franken  Meinungsäusserung  vor 
dem  Zögern,  dem  Ausweichen  und  dem  Umgehen 
der  Klippe.  Falle  die  Antwort  so  oder  anders  aus, 
so  ist  sio  doch  eine  offene  und  die  beteiligten  Kreise 
wissen,  woran  sio  sind.  Das  macht  für  das  Gesotz 
bessere  Stimmung,  als  wenn  wir  den  Entscheid  ver- 
schieben. Es  könnte  passieren,  dass  diejenige  Stadt, 
die  Chancen  hat,  gewählt  zu  werden,  Defürchtungeu 
hegen  würde,  und  wir  so  weder  die  oino  noch  die 
andere  Stadt  für  uns  haben  würden,  weil  sie 
beide  im  Ungewissen  stehen  und  ihre  Ungewissheil 
zu  ihren  Ungunsten  deuten.  Würden  beide  es  zu 
ihren  Gunsten  douton,  so  würde  man  sagen,  dass 
es  eine  der  eidgenössischen  Räto  unwürdige  Handlung 
sei,  dio  Sitzfrage  offen  zu  lassen  und  gleichsam  als 
Lockspeise  zu  gebrauchen,  um  nachher  nach  dem 
«tel  est  mon  plaisir»  zu  entscheiden. 

So  wie  die  Sache  jetzt  liegt,  ist  es  besser,  zuzu- 
fahren. Wenn  seinerzeit  der  Nationalrat  die  Rcstim- 
mung  des  Danksilzes  verschoben  und  einen  beson- 
dern Bcschlu8S  vorbehalten  hätte,  so  würden  wir 
ihm  wahrscheinlich  zugestimmt  halten.  Aber  gerade, 
weil  der  Nationalrat  seine  Meinung  geäussert  hat, 
ist  es  unsere  Pflicht,  es  auch  zu  thun. 

Aus  diesen  Gründen  beantrage  ich  Ihnen,  den 
sicherlich  sehr  gut  gemeinten  Antrag  dos  Herin  Ab- 
geordneten von  Basel  abzulehnen. 


M.  le  conseiller  federal  Comtesae:  Le  conseii 
föderal  ne  peut  pas  se  raliier  non  plus  ä  la  propo- 


sition  faite  «in  extremis»  par  l'honorable  depute  de 
Räle. 

Nous  n  arrivons  pas  ä  discerner  les  avantages  de 
cotto  proposition  dans  la  Situation  actuelle,  raais 
nous  voyous  bien  les  inconvenients  qui  on  resul- 
toraiont.  Si  uno  pareillo  proposition  avait  ete  faite 
au  debut  des  doli  berat  ions  du  conseii  national,  avaut 
qu'aucun  vote  ne  füt  intervenu,  commc  uno  sorto 
de  procedura  ä  appliquer  non  pas  seulement  dans  Ic 
cas  particulier,  mais  dans  des  cas  analogues,  avant 
que  la  question  füt  posee  dans  la  loi,  dovant  le 
peuple  et  l'opinion  publique,  et  avaut  qu  elle  füt 
trancheo  dans  un  sens  par  le  conseii  national  et 
dans  un  autre  par  votre  commission,  on  aurait 
oncore  pu  so  l'expliquer;  mais  aujourd'hui,  alors 
que  le  vote  va  intorvenir,  co  serait  so  derober 
et  sc  refugior  dans  une  politique  d'atermoio- 
ment,  quo  Ton  uo  comprendrait  pas  et  qui  serait 
mal  jugee  au  dehors  et  dans  le  peuple.  On  ne  ver- 
rait  lä  qu'une  Operation  savante  de  Strategie  parle- 
mentaire  et  on  ne  manquerait  pas  de  voir  der- 
riere  cette  proposition  des  calculs  et  des  desseins 
qui  n'existent  certainement  pas.  Dans  les  milieux 
Interesses,  ä  Berno  ou  ä  Zürich,  on  ne  ferait  quo 
repandre  l'inquietude  au  lieu  de  calmer  l'opinion, 
cela  fournirait  un  nouvel  aliment  a  la  discussion  que 
souleve  cette  competition  du  siege  de  la  banque,  et 
on  lui  donnerait  bien  vite  un  caractere  aigu. 

J'ajoute  que  cette  proposition,  faite  ainsi  a  la 
derniere  heure  au  conseii  des  ctats,  n'a  pas  bcau- 
coup  de  Chance  d'etro  aeeeptee  par  le  conseii  na- 
tional qui  s'est  prononce  et  ne  voudra  pas  vous 
suivre  dans  cette  politique  do  temporisalion. 

Enfln,  un  gravo  inconvönient,  c'est  que  si  vous 
alle/,  disjoindro  cette  question  de  la  loi  dont  olle 
fait  partie  integrante,  vous  risquez  d'aboutir  a  cette 
impassc  qui  ne  serait  pas  pour  l'honneur  et  le  credit 
du  regimo  parlemcntaire,  d'avoir  une  loi  sur  la 
banque  aeeeptee  par  le  peuple  et  qui  ne  pourra  pas 
t>tre  mise  ä  execution  parce  que  les  conseils  ne 
so  seront  pas  encoro  mis  d'aecord  sur  la  question 
du  sK-go.  Micux  vaut  donc  resoudre  aujourd'hui  la 
question,  alin  de  ne  pas  se  faire  accuscr  de  man- 
quor  do  volonte  et  de  decision.  . 

La  question  est  posee  devant  les  chambres  et 
devant  l'opinion  publique,  et  lo  momonl  est  venu  de 
la  resoudre. 


Abstimmung.  —  VotatioH. 


Mit  '27  gegen  10  Stimmen  wird  der  \ntrag  des 
Herrn  Scherrer  abgelehnt. 

(Dar  27  voix  contre  iO,  la  proposition  de  M. 
Scherrer  ost  rejetco.) 


Präsident:  Sio  haben  den  Autrag  dos  Herrn 
Scherrer  abgelehnt  und  infolge  dessen  ist  die  Dis- 
kussion über  die  Sitzfrage  wieder  oröffnet.  Der  Herr 
Kommissionsprasident  hat  sich  bereits  darüber  aus- 
gesprochen. Ich  frage  an,  ob  ein  anderes  Mitglied 
der  Kommission  oder  des  Rates  das  Wort  verlangt 
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—  Es  ist  dies  nicht  der  Fall.  Die  Diskussion  ist 
geschlossen.  —  Wir  schreiten  somit  zur  Wahl  des 
Hauptsilzes  der  Bank.  Herr  Isler  beantragt,  dieso 
Wahl  in  geheimer  Abstimmung  vorzunehmen.  Wenn 
niemand  sich  dagegen  ausspricht,  so  nehme  ich  an, 
Sie  seien  mit  diesem  Antrag  einverstanden. 


Abstimmung.  —  VotaUon. 


Ausgeteilte  Stimmzettel  (bulletins  distribui'-s) :  40. 

Eingegangene  Stimmzettel  (bulletins  renlrte) :  40. 

Alle  gültig  (tous  valables). 

Absolutes  Mehr  imajoritä  absolue):  2t. 

Stimmen  haben  erhalten  (ont  obtenu  des  voix): 

Zürich:  24. 

Bern:  16. 

Zürich  ist  somit  als  Sitz  der  Bank  gewählt. 
(Zürich  est  donc  choisie  pour  elre  le  siege  de  la 
batique. ) 


Pritaident:  Damit  ist  die  Detailberatung  be- 
endigt Ich  frage  Sie  an,  ob  noch  eine  allgemeine 
Beratung  des  Gesetzes  oder  ein  Zurückkommen  auf 
irgend  einen  Artikel  gewünscht  wird?  —  Wenn  das 
Wort  nicht  verlangt  wird,  so  wird  die  Diskussion 
geschlossen.  —  Sie  ist  geschlossen.  —  Wir  schreiten 
zur  Schlussabstimmung  über  das  Gesetz,  ob  Sie  das- 
selbe annehmen  oder  verwerfen  wollen. 


Schlussabstimmung.  —  VotaUon  finale. 

Mit  28  gegen  9  Stimmen  wird  der  Gesetzesent- 
wurf angenommen. 

(Par  28  voix  contreO,  Je  projet  de  loi  est  adopte.) 


An  den  Nationalrat. 
(Au  conseil  national.) 
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Nationalrat.  —  Conseil  national. 

Sitzung  vom  7.  DeMUber  1900,  vormittags  9  Uhr.  -  Seance  du  7  deceinbrc  1900,  a  9  heitres  du 


Vorsitz:       |  „ 
Presidence:  )  ,,r' 


Tagesordnung:  —  Ordre  dujour: 

eise  l>oti*.  «lie  elektrischen  und 


Loi 
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eledriques  a  faible  et  ä  fort 

hievor.  —  Volr  pagc  665  d-devaiiO 


Folgende  neue  Antrage  werden  gedruckt  ausge- 
teilt: 

Antrag  von  Hrn.  Nationalrat  Zürcher. 

6.  Dezember  1900. 

Art.  54bis. 

Durch  die  Expropriation  wird  für  die  Unternehme 
und  ihre  Rechtsnachfolger  das  Recht  erworben,  die 
genehmigte  Anlage  nach  den  Plauen  auszuführen, 
zu  unterhalten  und  zu  betreiben. 

Dieses  Recht  hört  auf: 

a.  wenn  dio  Anlage  nicht  binnen  zwei  Jahren  nach 
Erteilung  des  Expropriationsrechtes  ausgeführt 
worden  ist, 

b.  wenn  der  Betrieb  der  Anlage  während  mehr  als 
einem  Jahre  eingestellt  blieb, 

c.  wenn,  nach  Ablauf  von  80  Jahren,  der  Bund 
oder  ein  oder  mehroro  Kantono  die  Erwerbung 
des  Werkes  zum  Preise  seines  dannzumaligen 
Wertes  erklären. 


Anträfe  der  Kominission  des  National  rat  es. 

6.  Dezember  1900. 

Art.  41.  Reglemonte,  Publikalionen'oder  speciello 
Vereinbarungen,  durch  welche  dio  Schadenersalzver- 
hindlichkeit  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
zum  voraus  wegbedungen  oder  beschränkt  wird, 
haben  keine  rechtliche  Wirkung. 


Sont  distribuecs  les  nouvelles  propositious  sui- 
vantes: 

Proposition  de  M.  le  conaeiller  national  Zürcher. 

6  decembre  1900. 


Art  5ibis. 

L'expropriation  confero  ä  l'expropriant  et  ä 
ayants-druit  le  droit  d'etablir  conformement  aux 
plans,  d'entretenir  et  d'exploiter  l'installation. 
Co  droit  cesse: 
;t  Si  l'installation  n'est  pas  etablie  dans  les  doux 
ans  qui  suivent  l'octroi  du  droit  d'expropriation; 

b.  si  l'exploitation  de  l'installation  est  arrßteo 
pendant  plus  d'une  annee; 

c.  si  apres  80  ans,  la  Confederation  ou  uu  ou 
plusieurs  cantons  dcclarent  acquerir  l'installation 
au  prix  correspondaut  ä  la  valeur  qu  elle 
au  moment  de  l'acquisition. 


Propositlons 
de  la  eominission  du  conseil  national. 

6  decembre  1900. 


Art.  il.  Sont  sans  valeur  legale  les  n-glements, 
puhlications  ou  Conventions  speciales,  qui  supprime- 
raient  ou  limiteraient  d'avanco  1'obligation  d'indem- 
niser,  tello  qu  elle  resulte  des  dispositions  do  la 
präsente  loi. 
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Dagegen  ist  dies  zulässig  lür  vorübergehende 
kürzere  Unterbrechungen  der  Stromlieferung  durch 
Vertrag  zwischen  der  elektrischen  Unternehmung 
und  don  Abonnenten. 

Art.  54bis.  Durch  die  Expropriation  wird  für  die 
Unternehmer  und  ihre  Rechtsnachfolger  das  Hecht 
erworben,  die  Anlage  nach  den  genehmigten  PläDen 
auszuführen,  zu  betreiben  und  zu  unterhalten. 

Dieses  Recht  hört  auf: 

a.  wenn  die  Anl8ge  nicht  binnen  zwei  Jahren  nach 
Erteilung  des  Expropriationsrechtes  ausgeführt 
worden  ist; 

b.  wenn  der  Betrieb  der  Anlage  während  mehr 
als  zwei  Jahren  eingestellt  blieb. 

fn  beiden  Fällen  erlöschen  die  durch  Expropria- 
tion allenfalls  bereits  erworbenen  Rechte. 


[/Obligation  d'indemnisor  peut.  cn  revanche,  ftre 
supprimee  ou  liiuit»'?ö  cn  vertu  de  Conventions  con- 
clucs  ontro  Tcntrcprise  et  ses  abonnCs  et  prevoyant 
d<ä  c;urtes  interruptious  dans  la  distribulion  de 
l'energie  electrique. 

Art.  öibis.  L'oxpmpriant  et  ses  ayants-droit  ac- 
quierenl,  on  vertu  de  l'expropriatioa,  lo  droit  d't-ta- 
blir  conformement  aux  plans  approuvt-s,  d'ex|>loiter 
et  d'entretonir  l'installation. 

Ce  droit  cosse: 

a.  Si  l'installatiati  n'est  pas  (Mahlie  dans  les  deux 
ans  quisuivent  l'octroi  du  droit  d'expropriation; 

b.  si  l'exploitatiou  do  l'installation  est  suspenduo 
pendant  plus  de  deux  ans. 

Dans  les  deux  cas,  les  droits  dt'coulant  de  l'ex- 
propriation  sYteignont. 


Prii'ddftnt :  Wir  gehen  zur  Tagesordnung  über. 
Wir  kommeu  nun  zu  Art.  .Yibis  nach  Antrag  d^s 
Herrn  Zürcher. 


Zürcher:  Das  vorliegende  Gesetz,  das  die  Er- 
richtung von  elektrischen  Lcitungon  regeln  soll, 
vermeidet  mit  einer  gewissen  Aongstlichkeit  den 
Ausdruck  «Konzession».  Es  müssen  Pläne  einge- 
reicht werden,  die  Plane  werden  genehmigt  und 
auf  Grund  dor  genehmigten  Pläno  wird  das  Ex- 
propriationsrecht erteilt  Was  ist  das  anders  als  eine 
Konzcssion?  Und  ich  glaube,  eine  Folge  der  Ver- 
meidung dieses  Wottes  ist  es  auch  gewesen,  dass 
man  nirgends  einen  Platz  gefunden  hat,  um  zu  sagen, 
was  für  Rechte  eigentlich  demjenigen  erteilt  werden, 
dem  die  Bewilligung  für  die  Errichtung  solcher 
Siromanlagen  gegeben  worden,  und  dass  daher 
dieses  Recht  auch  nirgends  einheitlich  und  seinem 
Inhaltenach  umschrieben  ist.  ih  habe  nun  gedacht, 
dass  in  diesem  Artikel,  in  dem  von  der  Expropriation 
gesprochen  wird,  auch  das  eingefügt  werden  könnte. 
Denn  die  Ertoilung  des  Expropriationsiechtos  ist 
ein  Moment  der  Konzessionserteilung.  Ich  will  also 
hier  das  Wort  Konzession  nicht  aufnehmen,  aber 
ich  möchte  das,  was  inhaltlich  gesagt  wei  den  muss. 
hier  anbringen. 

Sie  finden  zunächst  im  Eingang  des  Artikels  eine 
Umschreibung  des  Rechtes,  das  derjenige  erhält, 
dem  die  Stromleitung  bewilligt  worden  ist.  Das  ist 
natürlich  nicht  das  Wesentliche  an  der  Sache,  ob- 
schon  auch  diese  Umschreibung  einen  gewissen  po- 
sitiven Wei  t  haben  möchte,  wenn  darin  gosagt  ist, 
dass  mit  der  Erteilung  der  Bewilligung  das  Recht 
erworben  werde  und  mit  der  vollzogenen  Expropria- 
tion das  Recht  erworben  worden  sei,  die  Leitung 
zu  erstellen,  zu  untorhalten  und  zu  betreiben.  Sie 
linden  im  Verlaufe  der  Darstellung  des  Expropriations- 
verfahrens ja  eine  Bestimmung,  die  dahin  geht,  dass 
behufs  der  Unterhaltung  der  Leitung  das  Terrain, 
auch  das  nicht  expropriierte  Terrain,  betreten  wer- 
den dürfe  und  dass  bei  der  Expropriation  darauf 
ebenfalls  Rücksicht  zu  nehmen  sei.  Ich  gebe  also 
zu.  dass  dieses  Verhältnis  auch  ohne  diese  Um- 
schreibung geordnet  worden  sind. 


Nun  aber,  was  wesentlich  und  eben  noch  nicht 
gesagt  ist.  das  sind  die  Einschränkungen,  die  ich  an 
dem  Rechte  anbringe.  Die  beiden  ersten  Einschrän- 
kungen beruhen  auf  dem  Gedanken,  dass  die  Mög- 
lichkeit vorhanden  ist,  dass  sich  jemand  die  Be- 
willigung, eint:  Leitung  zu  erstellen,  erwirkt  hat, 
dass  er  vielleicht  schon  expropriiert  hat,  nun  aber 
das  Gauzo  stehen  lässt  Dagegen  sträuben  sich  nun 
diejenigen,  welche  gleichzeitig  ein  Begehren  einge- 
reicht haben,  damit  aber  unterlegen  sind,  und  es 
ist  dagegen  das  nalionalökonomische  luteresse  ins 
Feld  zu  fuhren,  das  durch  ein  solches  Gebahren  ge- 
schädigt wird,  indem  die  vorhandenen  Wasserkräfte 
nicht  ausgenützt  werden  können.  Das  ist  ja  die 
Tendenz  unseres  ganzen  Gesetzes,  dass  die  vorhan- 
denen Wasserkräfte  auch  wirklich  ausgehnutet  wer- 
den. Es  soll  also  das  Recht  dahinfallen,  einmal, 
wenn  innert  angesetzter  Frist  die  Anlage  nicht  aus- 
geführt worden  ist  Ich  habe  hier,  ich  möchte  sagen 
schematisch,  den  Zeitraum  von '2  Jahren  vorgesehen, 
bin  aber  jeder  technischen  Belehrung  zugänglich 
und  bin  zum  vornherein  mit  einer  Aenderung  ein- 
verstandcn,  falls  moiu  Antrag  eine  llärld  gegenüber 
dem  Konzessionsnehruer,  gestatton  Sio  mir  diesen 
Ausdruck,  in  sich  schlössen  würde. 

Ich  schlage  Ihnen  ferner  vor,  dass,  wenn  eine 
Anlage  nicht  weiter  benutzt  werden  kann,  wenn  es 
sich  zeigt,  dass  diosclbe  ökonomisch  nichts  mehr 
zu  wirken  hat,  dann  das  Recht  wiederum  nach 
*2  Jahren  als  dahiugefallen  zu  betrachten  sei.  Wir 
haben  beim  Wegfall  dieses  Rechtes  zwei  Verhält- 
nisse zu  ordnen:  das  Verhältnis  zum  Staate  —  es 
ist  geordnet  durch  die  Bestimmung,  dass  «las  Recht 
aufhört,  —  und  das  Verhältnis  zu  den  Privaten, 
gegen  welcho  das  Kxpropriationsserfahreu  durchge- 
führt worden  ist.  Ich  bekenne,  dass  mein  Aulrag 
eine  Lücke  hat  Ich  habe  mir  gedacht,  dass  sich 
dio  Sache  einfach  so  machen  werde,  dass  das  ex- 
propriierte Land  wieder  an  den  heimfalle,  von  dem 
es  expropriiert  worden  ist.  beziehungsweise  an  den 
Einontümor  des  Grundstückes,  das  die  kleine  Anlage, 
diesen  Pfosten,  um  dessentwillen  expropriiert  wer- 
den musste,  umgieht,  resp.  dass  das  Grundstück, 
das  mit  einer  Servitut  belastet  war,  frei  werde.  Ich 
denke,  davon  wird  man  nicht  sprechen,  dass  irgend 
welche  bezahlte  Entschädigungen,  die  nicht  sehr 
gross  sein  werden,  zurückgegeben  werden  müssen. 
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Ich  habe  gehört,  dass  sich  die  Kommission  in  diesen 
beiden  Punkten  meinem  Antrag  anschliesst,  und 
nicht  nur  das,  sondern  auch  meinen  Antrag  ergänzen 
Will 

End  nun  der  dritte  Punkt:  das  Dahinfallen  des 
Rechtes  nach  80  Jahren.  Icii  hatte  schon  an  einem 
andern  Orte  Gelegenheit,  zu  sagen,  es  komme  mir 
vor,  dass  in  diesen  Tagen  die  Wasserkräfte  der 
Schweiz  aufgeteilt  werden;  während  früher  nur  da 
und  dort  eine  Wasserkraft  in  den  Dienst  der  Indu- 
strie gestellt  wurde,  handelt  es  sich  heute  um  die 
Verteilung,  und  es  scheint  mir,  dass  bei  dieser  Ver- 
teilung die  Fehler  nicht  wieder  gemacht  werden 
sollten,  die  wir  bei  frühern  ähnlichen  Aufteilungen, 
ich  erinnere  Sie  an  die  Eebergabe  der  grossen  Ver- 
kehrswege an  Privatgesellschaften,  gemacht  haben. 
Es  wäre  mir  natürlich  am  nächsten  gelegen  und  sehr 
sympathisch  gewesen,  wenn  der  Bund  oder  meinet- 
wegen die  Kantono  dioWassorkräfto  in  systematischer 
und  rationeller  Woiso  gefasst  und  dann  den  Privaten 
zur  Verfügung  gestellt  hätten,  ähnlich  wie  man  jetzt 
die  grossen  Verkehrswege  von  Staatswegen  betreiben 
und  den  Privaten  zur  Verfügung  stellen  will.  Ks  ist 
das  eine  Frage,  die  in  der  Dundesversammlung  auch 
schon  erörtert  worden  ist,  ich  will  aber  darauf  nicht 
wieder  zurückkommen.  Aber  ich  darf  wohl  daran 
anknüpfen,  dass  man  allmählig  in  den  Kantonen  den 
Reichtum  und  die  Bedeutung  der  Wasserkräfte  ein- 
zusehen beginnt  und  aufgehört  hat,  ewige  Konzes- 
sionen zu  erteilen,  vielmehr  die  Dewilligung  auf 
eine  gewisse  grössere  Reihe  von  Jahren  beschränkt, 
eine  solche  Reihe  von  Jahren,  welche  es  dem  In- 
haber des  Werkes  erlaubt,  Inzwischen  das  Kapital, 
das  in  die  Anlage  gedeckt  worden  ist,  zu  amorti- 
sieren. Und  diesen  Gedankon  möchte  ich  hier  auf- 
greifen. Ich  möchte  auch  hier  dafür  sorgen,  dass 
wir  nicht  die  zukünftigen  Generationen  binden,  dass 
wir  nicht  heute  Einrichtungen  treffen  und  die  Ver- 
teilung vornehmon,  von  der  man  vielleicht  in  80 
Jahren  sagen  wird,  dass  sie  unrationell  sei,  dass 
sie  dem  Stande  der  Technik  nicht  mehr  entspreche, 
dass  sie  das  Aufblühen  unserer  Privatwirtschaft  und 
damit  das  Aufblühen  der  Volkswirtschart  hindere. 
Wir  wollen  unsere  F.nkel  nicht  durch  Gesetze  binden, 
welche  nicht  mohr  abgeändert  werden  können; 
ewige  Konzessionen  sind  gewissermaßen  Gesetze, 
bei  denen  wir  uns  auferlegt  haben,  sie  nicht  mehr 
aufzuheben. 

Nun  weiss  ich  wühl,  dass  man  mir  einwenden 
kann:  was  hat  eine  armselige  Leitung  bei  der  ganzen 
grossen  Anlage  zu  bedeuten''  Die  Hauptsache  ist 
das  Wasserwerk,  eiue  /.weite  und  grosso  Haupt- 
sache sind  die  maschinellen  Hinrichtungen.  Was 
haben  wir,  wenn  wir  die  Drähte  expropriieren 
können '  Ich  möchte  dem  folgendes  entgegenhalten. 
Ks  ist  richtig,  dass  das  Hauptgewicht  bei  den 
Wasserkräften  liegt,  bei  der  Verleihung  von  Wasser- 
rechlskonzessionen,  und  ich  gobe  zu,  dass  überall 
da,  wo  die  Wasserrocbtskonzessionon  zeillich  be- 
schrankt sind,  der  Zweck  orreicht  ist,  denn  wenn 
kein  Wasser  mehr  zuläuft,  so  wird  die  ganze  Anlage 
nicht  betrieben  werden  können.  Wir  sind  noch 
nicht  so  weit,  dass  wir  mit  Dampf  oder  andern 
Mitteln  solche  Kraflerzeugungsstalionen  mit  Krfolg 
einrichten  oder  betreiben  können,  und  wenn  wir 
anderseits  die  Drahto  abschneiden,  so  können  wir 
durch  die  Einstellung  des  Werks  einen  Rückfall  der 
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erteilten  Rechto  an  die  Allgemeinheit  bewirken,  so 
gut,  wie  wenn  wir  das  Wasser  abschneiden, 
und  wir  werden  so  für  die  Wasserkräfte  in 
denjenigen  Kantonen  sorgen,  in  denen  die  Er- 
kenntnis der  modernen  Bedürfnisse  noch  nicht 
durchgedrungen  ist.  End  wenn  wir  an  die  Kantone 
denken,  welche  einen  solchen  flinfall  der  Wasser- 
rechtskonzessionen kennen,  ihn  durch  das  Gesetz 
oder  durch  die  Praxis  eingeführt  haben,  so  erreichen 
wir  auch  da  noch  einen  Vorteil.  Wir  haben  die 
Wasserrechte  uud  die  Drähte  in  der  Hand,  und  es 
wird  uns  dann  um  so  leichter  sein,  mit  dem  In- 
haber des  Werkes  über  die  Abtretung  dessen,  was 
dazwischen  ist,  über  die  maschinollen  Einrichtungen, 
zu  unterhandeln. 

Wenn  ich  auch  in  diesem  Punkte  von  der  Kom- 
mission nicht  unterstützt  werde,  so  muss  ich  den- 
selben doch  aufrecht  erhalten,  und  wenn  es  auch 
nur  wäre,  um  der  Diskussion  Gelegenheit  zu  geben, 
sich  darüber  zu  verbreiteu. 

Und  nun  noch  eine  Bemerkung.  Man  könnte 
meinem  Antrago  entgegenhalten,  er  sei  unvollständig 
bezüglich  des  Verfahrens.  Aber  da  muss  ich  wirk- 
lich sagen,  für  Verhältnisse,  die  erst  in  80  Jahren 
eintreten  werdeD,  wollen  wir  nicht  heute  das  Ver- 
fahren bestimmen.  Ich  denke,  wir  haben  noch 
manchmal  Gelegenheit,  über  die  Expropriation  zu 
reden.  Es  ist  der  Grundsatz  niedergelegt,  dass  es 
sich  nicht  einfach  um  ein  Heimfallsrecht  handelt, 
sondern  dass  eine  Entschädigung  bezahlt  werden 
soll  für  den  daunzumal igen  Wert  der  Einrichtung. 

Ich  empfehle  Ihnen  die  Annahme  moiner  Anträge. 


Bin  in  er,  Berichterstatter  der  Kommission:  Die 
Kommission  hat  die  Anträge  des  Herrn  Professor 
Zürcher  in  ihrer  gestrigen  Sitzung  behandelt  und 
sie  trägt  denselben  teilweise  Rechnung.  Es  ist  ein 
besonderer  Antrag  der  Kommission  zu  Art.  5ibis 
ausgeteilt  worden;  derselbe  differiert  allerdings  im 
Hauptpunkt  mit  den  Anschauungen  von  Herrn  Pro- 
fessor Zürcher,  in  den  zwei  andern  Punkten  wollen 
wir  aber  der  Anregung  Folge  geben. 

Zur  Begründung  von  a.  und  b.  will  ich  mich 
auf  das  borufen,  was  Herr  Zürcher  soeben  ausge- 
führt hat.  In  der  Einleitung  wünschen  wir  die  Re- 
daktion etwas  anders  gefasst.  Wir  wünschen  statt 
des  Ausdruckes  «die  genehmigte  Anlage»  zu  sagen 
"die  Anlage  nach  den  genehmigten  Plänen,»  indem 
nicht  die  ganze  Anlage,  sondern  nur  die  Pläne  zu 
genehmigen  sind.  Dann  wünschen  wir,  rein  formell, 
zu  sagen:  «auszuführen,  zu  betreiben  und  zu 
unterhalten»,  weil  der  Betrieh  vor  dem  Unterhalt 
kommt. 

Dass  das  bezügliche  Recht  aufhören  soll,  wenn  die 
Fällo  sab  a.  und  b.  eintreten,  darüber  sind  wir  prin- 
cipiell  mit  Herrn  Professor  Zürcher  einverstanden. 
Wenn  die  Anlage  nicht  binnen  2  Jahren  nach  Erteilung 
des  Kxpropriationsrechtes  ausgeführt  wird,  so  scheint 
es  uns  fast  selbstverständlich  zu  sein,  dass  die  Be- 
rechtigung der  Annulation  vorliegt.  Der  Termin  von 
2  Jahren  ist  lange  genug. 

In  der  Gesetzgebung  verschiedener  Kantone  ist 
j  die  Frage  aufgetaucht,  was  unter  »Ausführung»  zu 
Qtflcut  1.  «». «.  «7 
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vorstehen  soi.  Wir  glauben,  es  brauche  das  in 
unserm  Gesetze  nicht  näher  geregelt  zu  werden, 
indem  darüber  schon  eino  grosso  Gerichts- und  Ver- 
waltungspraxis bestehe  und  man  ja  auch  im  allge- 
meinen wisse,  was  der  Ausdruck  zu  bedeuten  habe. 
Es  muss  nicht  gerado  alles  ausgeführt,  aber  doch 
mehr  als  ein  Anfang  sein. 

Was  den  Termin  in  lit.  b  anbetrifft,  so  scheint 
derselbe  nach  dem  Antrage  des  Herrn  Zürcher  etwas 
zu  kurz  zu  sein.  Ks  kann  leicht  vorkommen,  dass 
ein  Werk  infolgo  äusserer  Umstände  den  Retrieh 
einstellen  muss,  infolge  ungünstiger  Ge-chäftsver- 
hältuisse  und  noch  häufiger  infolge  von  Naturereig- 
nissen, welche  dio  Anlage  ganz  oder  zum  Teil  zer- 
stören. Da  muss  notwendig  ein  längerer  Termin  fest- 
gesetzt werden,  indem  es  gar  nicht  möglich  wäre 
in  so  kurzer  Zeit  das  Werk  wieder  in  Ordnung  zu 
bringen. 

Diese  zwei  an  sich  nicht  sehr  wichtigen  Punkte 
hält  dio  Kommission  für  richtig.  Dagegen  be- 
antragt Ihnen  die  Kommission,  von  dem  dritten 
Vorschlage  des  Herrn  Professor  Zürcher  Umgang  zu 
nehmen.  Heim  Zürcher  hat  offenbar  die  Frage  des 
Heimfalles  oder  des  Rückkaufs  der  ganzen  Anlage 
vorgeschwebt.  Denn  es  kann  kaum  seine  Meinung 
gewesen  sein,  nur  wegen  dieser  Leitungen  einen 
solchen  Satz  aufzunehmen.  Es  muss  darauf  auf- 
merksam gemacht  werdon  und  das  ist  der  Haupt- 
grund, weshalb  wir  den  Antrag  des  Herrn  Zürcher, 
dessen  Tendenzen  wir  sympathisch  gegenüberstehen, 
nicht  annehmen  können,  es  muss  darauf  aufmerk- 
sam gemacht  werden,  dass  das  Gesetz  in  dieser  Be- 
ziehung auf  einem  sohr  engen  Boden  steht  In  Art. 45 
ist  nämlich  genau  bestimmt,  auf  was  sich  das  Ex. 
propriationsrecht  bezieht.  Es  besteht  nur  für  die 
Einrichtungen  zur  Fortleitung  und  Verteilung  der 
elektrischen  Energie,  sowie  für  die  Erstellung  der 
für  den  Betrieb  notwendigen  Schwachstromanlagen, 
in  keiner  Weiso  also  für  die  Er/.eugung  der  Energie, 
für  die  Wasserrechtsanlagen.  In  Art.  4(5  wird  dann 
noch  präcisiert,  was  unter  Einrichtungen  zur  Fort- 
leitung und  Verteilung  der  elektrischen  Energie  zu 
verstehen  sei,  nämlich  die  Erstellung  von  elektrischen 
Leitungen  mit  ihren  Zubehorden  und  die  Anlage 
von  Transformationsstationen  mit  ihren  Zubehorden. 
Einzig  darauf  beschränkt  sich  das  Expropriations- 
recht. Da  schiene  uns  nun  doch  eine  solche  Be- 
stimmung über  dio  Expropriation  der  elektrischen 
Leitungen  vollständig  in  der  Luft  zu  stehen,  da  wir 
doch  keine  Bestimmungen  über  dio  Wasserkräfte, 
übei  dio  Erzeugung  der  elektrischen  Kraft  haben. 
Es  würde  ein  Heimfallsrecht  oder  ein  Recht  der 
Erwerbung  statuiert  für  eine  Sacho,  dio  für  sich 
allein  wertlos  wäre,  mit  der  man  gar  nichts  anfangen 
könnte. 

Dio  Kommission  glaubt,  dass  diese  Frage,  dio 
an  sich  sehr  interessant  und  wichtig  ist,  anders 
gelöst  werden  muss  und  zwar  dann,  wenn  ein  Ge- 
sotz über  die  Wasseranlagcn  erlassen  wird.  An  jonnm 
Orte  wird  es  sich  dann  fragen,  ob  man  sich  auf 
dio  Wassoranlagen  beschranken  wolle  oder  ob  man 
das  Recht  auch  auf  dio  Leitungen  ausdehnen  soll. 
Dort  kann  das  geschehen,  dort  kann  man  ergänzen. 
Aber  davon  kann  keine  Rede  sein,  dass  man  nur 
so  eu  passant  hier  diese  wichtige  Frage  löst. 

Zur  Lösung  dieser  Frage  bedarf  es  eines  besondern 
Bundesgesetzes  oder  aber  man  müssto  hier  wenig- 


stens 20— :<0  Paragraphen  aufnehmon.  Herr  Professor 
Zürcher  hat  soeben  gesagt,  er  sehe  schon  ein,  dass 
die  Fassung  etwas  zu  kurz  sei,  dass  man  vielleicht  # 
etwas  über  das  Verfahren  sagen  sollte,  aber  er 
wolle  jetzt  nicht  Bestimmungen  für  ein  Verfahren 
aufstellen,  das  erst  in  80  Jahren  zur  Anwendung 
komme. 

Ich  glaube  aber  doch,  dass  das  Verfahren  jetzt 
festgestellt  werden  müssto.  Vor  allem  müssto  jetzt 
schon  gesagt  werden,  wie  es  sich  zwischen  dem 
Bunde  und  den  Kantonen,  viellaicht  auch  mit  den 
Gemeinden,  verhalte.  Es  müssto  doch  festgestellt 
werden,  dass  in  erster  Linie  der  Bund  ein  Vorrecht 
habe,  dass  dann,  wenn  derselbe  in  dem  und  dem 
Termin  keinen  Gebrauch  mache,  die  Kantone  in 
Betracht  fallen  und  welche  Kantone  dies  seien,  die- 
jenigen, über  deren  Gebiet  dio  Leitung  geht  oder  der- 
jenige, in  welchem  dio  Anlage  besteht.  Das  müsste 
geregelt  sein,  denn  wenn  Sie  nichts  aufnehmen,  so 
könnten  Konflikto  entstehen  und  man  wüsste  nicht, 
wem  tlie  Priorität  zustehe. 

Aber  es  ist  nach  der  Ansicht  der  Kommission 
überhaupt  nicht  notwendig,  diesen  Gegenstand  jetzt 
in  das  Gesetz  hineinzubringen.  Hier  handelt  es  sich 
nur  um  dio  Leitungen;  das  andere  wird  später  einmal 
kommen,  und  dann  bin  ich  mit  der  Tendenz  des 
Antrages  von  Herrn  Zürcher  einverstanden. 

Das  sind  dio  Gründe,  welche  die  Kommission 
zu  ihrem  Gegenvorschlage  veranlasst  haben. 


Peliobiger:  Der  Vorschlag  der  Kommission  sieht 
in  litt.  a.  den  Rückfall  des  expropriierten  Rech- 
tes vor:  «wenn  die  Anlage  nicht  binnen  zwei  Jahren 
nach  Erteilung  des  Exproprialionsrechtos  ausgeführt 
worden  ist*.  Ich  verstehe  nicht  recht,  warum  über- 
haupt in  dieses  Gesetz  eine  solcho  Restimmung  auf- 
genommen werden  soll,  da  wir  dieselbe  doch  schon 
in  Art.  47  des  Expropriationsgesetzes  von  1850 
haben.  Dieser  Art.  47  gilt  subsidiär  auch  für  die 
Expropriation  zu  Gunsten  der  Weiterleitung  der 
elektrischen  KrafL  Er  lautet:  «Sollto  ein  abgetre- 
tenes Rocht  zu  einem  andern  Zwecke,  als  zu  dem- 
jenigen, für  welchen  es  abgetreten  worden  ist,  ver- 
wendet werden  wollen,  oder  wäre  es  binnen  zwei 
Jahren  nach  erfolgter  Abtretung  zu  dem  abgetretenen 
Zwecke  nicht  benutzt  worden,  ohne  dass  sich  hie- 
für genügende  Gründe  anführen  lassen,  oder  wird 
das  betreffende  Werk,  für  das  die  Abtretung  ge- 
schehen ist,  gar  nicht  ausgeführt,  so  kann  der 
frühere  Inhaber  des  abgetretenen  Rechtes  dasselbe 
gegen  Rückerstattung  der  dafür  erhaltenen  Entschä- 
digung wieder  zurückfordern. «  Es  ist  also  ganz  all- 
gemein für  alle  Expropriationen,  welche  auf  Grund- 
lagt! der  eidgen.  Gesetzgebung  durchgeführt  wer- 
den, die  Rückerwertning  des  abgetretenen  Rechtes 
schon  vorgesehen  für  den  Fall,  dass  das  betreffende 
Werk  binnen  zwei  Jahren  nicht  ausgeführt  wird, 
bezw.  das  betreffende  Recht  oder  Objekt  binnen 
zwei  Jahren  für  die  Ausführung  des  vorgeseheneu 
Werkes  nicht  benutzt,  wird. 

Ks  scheint  mir  deshalb  vollständig  überflüssig 
zu  sein,  hier  noch  eine  specielle  Bestimmung  glei- 
chen Inhaltes  aufzunehmen,  und  der  Vorschlag  der 
Kommission  erscheint  mir  um  so  weniger  annehm 
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bar,  weil  er  nichts  über  die  Kntschädigung  sagt, 
die  doch  ofTenbar  zu  Handon  dessen  einlrelen  muss, 
welcher  die  Kxpropriationssumme  bereits  bezahlt 
bat.  Demi  man  wird  dem  Kxproprianten  nicht  zu- 
muten wollen,  <lie  Knischädigimg  auch  für  den  Fall 
zahlen  zu  müssen,  dass  er  auf  das  betr.  Recht 
verzichtet.  Ich  beantrage  deshalb,  die  litt,  a  zu  strei- 
chen,  weil  die  Frage  sehen  im  bestehenden  Kxpro- 
priationsges^tz  geregelt  ist. 

Auch  die  litt.  b.  sollte  meines  Krachten*  fallen 
gelassen  werden.  Sie  scheint  mir  erstens  zu  rigoros 
zu  sein,  weil  es,  wie  der  Herr  Präsident  der  Kom- 
mission schon  angeführt  hat,  sehr  Wohl  denkbar 
ist,  dass  infolge  höherer  (lewalt  oder  wirtschaft- 
licher Verhältnisse  ein  Werk  in  seinem  ganzen  Um- 
fange oder  teilweise  oder  in  Bezug  auf  bestimmte 
Abnehmer  von  Klektricitiit  während  zwei,  drei  oder 
mehr  Jahren  eingestellt  werden  muss.  Sodann  scheint 
mir  die  litt.  b.  von  geringer  praktischer  Bedeutung 
zu  sein,  weil  die  elektrischen  Leitungen  in  der 
Hegel  mit  der  Benützung  einer  bisherigen  Wasser- 
kraft im  Zusammenhange  stehen;  ich  glaube  nun 
nicht,  dass  es  praktisch  sei,  eine  singulare  lie.-lim- 
mung  über  das  Krloscheu  von  expropriierten  Hech- 
ten bezw.  der  Leitungen  aufzustellen,  die  nicht  auch 
bezüglich  des  Werkes  seihst  gilt,  welches  die  Klek- 
tricitiit erzeugt.  Ks  würden  da  ganz  entschieden 
Missverhaltnisse  entstehen,  wenn  nicht  das  gleiche 
Hecht  für  die  elektrischen  Werke  gilt,  wie  für  die 
elektrischen  Leitungen.  Ich  halte  dafür,  dass  wir 
diese  Bestimmung  fallen  lassen  sollen.  Wenn  das 
Wasserwerk  untergeht,  so  wird  auch  die  Leitung 
verschwinden,  besteht  aber  die  Centrale  fort,  so 
wäre  es  ein  grosser  l'ebelstand,  wenn  man  dersel- 
ben die  Leitung  abschneiden  wollt.-. 

Was  endlich  die  litt.  c.  betrillt,  so  unterstütze 
ich  durchaus  den  Antrag  der  Kommission.  Ks  geht 
nicht  an,  dass  man  für  die  Leitungen  andere  Huck- 
kaufsbestiinniungen  aufstellt,  als  für  das  elektrische 
Werk  selbst.  Das  elektrische  Werk  steht  unter  kan- 
tonalem Rechte  und  verschiedene  Kantone  besitzen 
Bestimmungen  über  den  Hückfall  der  Konzession 
an  den  Staat.  Im  Kanton  St.  (lallen  erteilen  wir  die 
Konzession  auf  öO  Jahre,  in  dem  Sinne,  dass,  wenn 
dieselbe  nach  Ablauf  dieser  50  Jahre  nicht  erneuert 
wird,  die  Wasserkraft  an  den  Staat  zurückfällt,  aller- 
dings mit  der  Belastung,  dass  der  Staat  das  Werk 
zum  dannzumaligeu  Werte  erwerben  muss.  Es  würde 
wohl  niemandem  konvenieren,  wenn  man  für  dio 
Leitungen  eine  andere  Hückfallsfrist  bestimmen 
würde,  als  für  das  Werk  selbst.  Die  Sache  wird 
sich  von  selbst  machen.  Ks  wird  mit  dem  Herzog 
dann  auch  der  Mantel  fallen,  d.  h.  mit  dem  elek- 
trischen Werke  auch  die  Leitung  an  den  Staat  ge- 
langen. 

Ich  glaube  also,  dass  man  den  ganzen  Artikel 
streichen  sollte 


J&ger:  Bio  Tendenz  der  Anträge  Zürcher  ist 
mir  durchaus  sympathisch,  und  ich  glaube,  es  sollte 
überhaupt  im  Gesetze  davon  die  Hedo  sein,  dass 
unter  solchen  Umständen  die  durch  Kxpropriation 
orworbenon  Rechte  erlöschen;  auch  «las  Heimfalls- 
rechl  sollte  im  Gesetze  seine  Erwähnung  finden. 


Allein  ich  hall  •  dafür,  ili  •  \rl  un  I  NN  i  ise,  wie  das 
hier  geschieht,  ist,  wie  bereits  der  geehrte  Herr 
Vorredner  ausgeführt  hat,  zum  Teil  eine  den  Ten- 
denzen dieser  Anträge  widersprechende.  Ich  mochte 
nämlich  das  von  Herrn  Sehubigor  zuletzt  angeführte 
Argument  meinerseits  aufnehmen  und  durch  den 
Hinweis  auf  gewisse  Verhältnisse  speciell  im  Kan- 
ton Aargau  etwas  erweitern. 

Wir  haben  im  Kanton  Aargau  nicht  bloss  das 
Becht  des  Kantons,  unter  Umstanden  Wasserrechte 
zu  ac<|uirieren,  sondern  wir  haben  dieses  Hecht 
auch  für  einzelne  Gemeinden;  davon  sagt  littera  c 
des  Herrn  Zürcher  nichts.  Sodatin  hah-u  wir  bei 
uns  namentlich  in  den  neuen  Wasserrechtskonzcs- 
sionen  die  Bestimmung  des  rleimtallrecbtes,  unter 

Umständen  ohne  jegliche  Kntschädigung  der  betref- 
fenden Gemeinde  oder  des  betreffenden  Staates,  also 
des  Kantons.  Ks  würde  also  Herr  Zürcher  mit  seiner 
littera  c  diese  kantonalen  Hechte  wesentlich  ein- 
schränken, ja  sogar  illusorisch  machen,  wenn  er 
hier  sagt,  es  müsse  das  Work  für  den  Kall  des  Rück- 
kaufes zu  sejm-ni  dannzumaligeu  Werte  zurückge- 
kauft werden.  Das  kann  nicht  angehen.  Es  wäre 
also,  auch  wenn  man  den  Tendenzen  des  Herrn 
Zürcher  vollständig  beipflichtet,  jedenfalls  am  Platze, 
dass  seine  Hedaktion  wesentliche  Modifikationen 
erlitte,  und  mit  Hucksiebt  darauf  glaube  ich  in  der 
That,  Sie  Ihuu  gut,  wenn  Sie  zunächst  nach  dem 
Antrage  der  Kommission  littera  c  ganz  fallen  hissen 
und  im  übrigen  nach  dem  Antrage  .Schubiger  dafür 
sorgen,  dass  a  und  b  in  einem  Sinne  redigiert  wer- 
den, der  zwar  hier  im  Gesetze  ausdrucklich  das 
Krloscheu  der  Konzessionen  markiert,  sich  aber 
nicht  in  Widersprach  mit  den  bestehenden  eidge- 
nössischen Vorschriften  setzt.  Ich  kann  das  Argu- 
ment des  Herrn  Schubiger  nicht  ganz  gelten  lassen, 
dass  man  deswegen  nichts  sagen  sohle,  weil  be- 
reits in  einem  eidgenössischen  Gesetze  die  Ange- 
legenheit Tür  andere  l  alle  normiert  sei.  Man  könnte 
später  durch  gewisse  Interpretationsküusle.  dem  heu- 
tigen Gesetzgeher  die  Absicht  zumessen,  dass  er 
die  Angelegenheit  in  diesem  Gesetze  und  überhaupt 
an  sich  nicht  gesetzlich  hier  habe  regeln  wollen. 
Ich  komme  deshalb  dazu,  Ihnen  vorzuschlagen,  nach 
Antrag  .der  Kommission  zu  beschliessen  und  in  die- 
sem Antrage  der  Kommission  litt,  a  und  b  im  Sinne 
des  Herrn  Schubiger  zu  modifizieren. 


Zürcher:  Von  den  Einwendungen,  welche  Herr 
Schubiger  gegen  meine  Anträge  gemacht  hat,  finde 
ich  eine  begründet,  nämlich,  dass  ich  mich  in  Wi- 
derspruch setze  mit  dem  kantonalen  Heimfallsrecht 
bezüglich  der  Wasserrechtskonzessionen.  Ich  möchte 
daher  meinen  Antrag  in  der  Weise  modifizieren, 
dass  ich  sage:  «Wenn  nach  Ablauf  der  Wasserrechts- 
konzession oder  bei  unbeschränkter  Konzession  nach 
Ablauf  von  80  Jahren  der  Bund  oder  einer  oder 
mehrere  Kantone  den  Rückkauf  erklären  ...» 

Ich  kann  dagegen  nicht  zugeben ,  dass  die 
andern  Einwendungen  begründet  seien,  dass  die 
Einwendung  des  Herrn  Jäger  begründet  sei,  wir 
giengen  hinler  das  kantonale  Hecht  zurück,  indem 
dieses  den  Heimfall  ohne  Kntschädigung  stipuliere. 
Das  kantonale  Hecht  hat  über  diese  elektrischen 
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Leitungen  nicht  mehr  zu  vorfügen;  das  kantonale 
Hecht  darf  keine  Konzession  dieser  Art  mehr  gehen, 
sobald  wir  hier  von  Bundeswegen  darüber  verfügt 
haben,  und  wir  allein  können  ein  Heimfallsrecht 
oder  ein  Rückkaufsrecht  hier  aussprechen.  Das 
kantonale  Hecht  kann  nur  verfügen  über  die  Kon- 
zessionen an  Wasserwerken;  weiter  kann  es  nicht 
gehen.  Nun  möchte  Ich  gerade  die  Herren, 
welche  sagen ,  wir  wollen  ein  Recht  haben 
über  das  Ganze,  darauf  aufmerksam  machen, 
dass  dies  nicht  möglich  ist,  wenn  Hund  und  Kan- 
tone sieh  in  das  Ganze  teilen.  Was  haben  Sie  nun. 
wenn  Sie  hier  nicht  diese  Bestimmung  aufnehmen'.' 
Dann  fallt  nach  kantonalem  Hecht  das  Werk,  das 
die  Klektricitut  erzeugt,  dem  Kanton  anheim;  aber 
über  die  Drahtloilungcn,  über  die  Leitungen,  welche 
diese  Kräfte  verbreiten  sollen,  kann  der  Kanton 
nicht  verfügen.  Ist  es  da  nicht  besser,  wenn  wir 
sagen:  Sobald  nach  kantonalem  Hecht  ein  Heim- 
fall oder  ein  Rückkauf  oder  irgend  so  etwas  mög- 
lich ist,  so  soll  auch  die  Leitung,  so  wie  sie 
da  ist,  erworben  werden  können.  Sie  sagen  immer: 
Das  ist  ja  ganz  egal;  wir  werden  die  Drähte  auch 
noch  bekommen.  Gewiss,  mit  den  betreffenden 
Heiren  werden  Sie  keine  Schwierigkeiten  haben. 
Wenn  nun  ab«  derjenige,  der  das  Land  dazu  abge- 
treten hat,  derjenige,  der  mit  Servituten  belastet 
worden  ist,  kommt  und  sagt:  Die  Konzession  ist 
dahingefallen  und  ich  verlange  die  Beseitigung,  dann 
haben  Sie  mit  diesen  zu  thun  und  müssen  die  Ex- 
propriation  von  vorne  beginnen.  Ich  möchte  also 
doch  an  meinem  Antrage  festhalten;  ich  glaube, 
mit  dieser  Modifikation  lügt  ersieh  dem  kantonalen 
Hechte  vollständig  ein. 

Es  ist  dann  noch  gesagt  worden,  man  solle  auch 
etwas  über  das  Verfahren  sagen;  man  solle  diese 
Konkurrenz  von  Bund  und  Kantonen  regeln.  Ich 
glaube,  der  Bund  hat  hier  zu  reden  und  darum  ist 
er  auch  der  erste,  der  hier  einzugreifen  hat.  loh 
bin  damit  einverstanden,  wenn  Sie  dies  einer  künf- 
tigen Bundesgesetzgebung  überlassen.  Nun  hat  aber 
Herr  Schubiger  durchaus  Unrecht,  wenn  er  sagt, 
das,  was  ich  in  litt.  a.  vorschlage,  sei  durch  das 
Expropriationsgesetz  geordnet.  Dieses  behandeil 
Fälle,  welcho  durchaus  verschieden  sind-  von  dem, 
was  wir  hier  haben.  Dort  handelt  es  sich  um  die 
Expropriation  von  grösseren  Grundstücken,  von 
zusammenhängen! len  Komplexen  und  da  ist  es 
nun  für  den  Eigentümer  etwas  unangenehm, 
und  man  kann  ihm  das  nicht  zumuten,  dass 
er  sich  solle  gefallen  hissen,  aus  seinem  Eigen- 
tum herausgeworfen  zu  werden,  und  dass  dann 
dieses  Grundstück  nicht  zu  diesem  öffentlichen 
Zwecke  vorwendet,  sondern  gar  nicht  oder  zu 
einem  andern  Zwecke  verwendet  wird.  Da  können 
wir  es  ruhig  dem  Kigontümer  Obertassen,  seine 
Bechte  geltend  zu  machen  und  zu  verlangen,  dass 
man  ihm  das  Grundstück  wieder  zurückgebe.  Da 
sind  es  auch  grosse  Entschädigungssummen,  die  dann 
natürlich  zurückbezahlt  werden  müssen.  Hier  aber 
handelt  es  sich  um  sehr  kleine  Entschädigungen 
und  es  würde  sich  nicht  der  Mühe  lohnen,  einen 
Prozess  oder  auch  nur  eine  Klage  wegen  dieser 
Summen  anzuheben.  Hier  handelt  es  sieh  nicht 
darum,  dass  wir  dem  Grundeigentümer  die  Ver- 
fügung über  sein  Grundeigentum  wiedergeben  — 
das  ist  hier  ein  sehr  untergeordneter  Punkt,  sondern 


die  Hauptsache  ist,  dass  wir  die  Konzession  frei 
machen,  dass  wir  wissen:  hier  kann  wieder  verfügt 
werden  im  Interesse  der  Oeffenllichkeit,  im  Inter- 
esse der  Verwertung  der  Wasserkräfte.  Wir  können 
es  nicht  dem  Einseinen  überlassen,  in  dieser  Be- 
ziehung vorzugehen.  Was  hätte  das  auch  für  eiuen 
Sinn?  Die  Drähte  sind  noch  gar  nicht  gezogen  wor- 
den, daher  hat  der  Private,  der  noch  gar  nicht  ex- 
propriiert wurden  ist,  gar  keine  Veranlassung,  auf 
den  Bückfall  dieses  Hechtes  zu  dringen.  Wir  aber 
haben  ein  Interesse  von  der  Oeffenllichkeit  aus, 
das  zu  thun,  damit  diejenigen,  welche  konkurriert 
haben,  auf  den  Plan  treten  können,  damit  Staat  und 
Gemeinde  freie  Hand  haben  und  diese  Bewilligun- 
gen uns  nicht  ewig  binden;  denn  zwei  Bewilligun- 
gen neben  einander  können  nicht  erteilt  werden. 

Wenn  nun  gesagt  worden  ist,  dass  das  andere 
Alinea  eine  Härte  enthalte,  indem  man  dem  Er- 
steller eines  Klektricitätswikes,  der  wegen  höherer 
Gewalt,  aus  ökonomischen  Gründen  vielleicht,  das 
Werk  nicht  könne  laufenlassen,  die  Konzession  cul- 
ziehe,  so  mag  das  sein.  Aber  das  sind  keine  kleinen 
Leute,  welche  diese  Kraftanlagen  erstellen;  das  sind 
Aktiengesellschaften,  kapitalkräftige  Unternehmun- 
gen, und  wenn  diese  den  Betrieb  nicht  fortzu- 
führen vermögen,  so  sollen  sie  abtreten  und  einem 
Andern  Platz  machen.  Da  können  wir  nicht  senti- 
mental sein  gegenüber  den  Aktionären  irgend  einer 
kapitalkräftigen  Unternehmung.  Henken  Sie  sich 
einmal  ein  solches  Wasserwerk  am  Rhein,  in  der 
Viamala,  wo  die  Wasserkräfte  gesammelt  sind,  wo 
der  Unternehmer,  die  Aktiengesellschaft,  pleite  ge- 
gangen ist,  weil  sie  keinen  Kredit  mehr  bekommen 
hat;  sollen  deswegen  diese  Wasserkräfte  brach  lie- 
gen, soll  mau  da  nicht  sagen  können:  wenn  Ihr 
nicht  innert  zwei  Jahren  die  Werke  betreibt  und 
die  angesammelte  Kraft  ins  Land  hinausgehen  lässt, 
so  verliert  Ihr  das  Bechl?  Die  Industrie,  die  Ge- 
meinden und  alles  wartet  auT  die  Abgabe  dieser 
Kraft  und  da  soll  man  aus  Sentimentalität  gegenüber 
einem  solchen  Unternehmen  und  wegen  der  Harte, 
die  sie  in  sich  schliesst,  eine  solche  Bestimmung 
nicht  aufstellen?  —  Ich  halle  dieso  Bestimmung  für 
durchaus  notwendig,  vielleicht  für  die  notwendigste 
von  allen  dreien. 


Zschokke:  Ich  vermag  wirklich  die  Verbesse- 
rung nicht  einzusehen,  die  Herr  Professor  Zürcher 
durch  die  Modifikation  seines  Vorschlages  erreichen 
will.  Er  schlägt  Ihnen  zwei  Modifikationen  vor.  Er 
setzt  voraus,  dass  das  Wassorrecht  nach  einer  An- 
zahl von  Jahren  hinfalle  und  dann  soll  es  möglich 
sein,  die  Linie  zu  expropriieren;  oder  er  setzt  vor- 
aus, das  Wasserrecht  habe  ewig  dauernde  Gültig- 
keit und  dann  soll  die  Linie  nach  80  Jahren  expro- 
priiert werden  können.  Nun  frage  ich  mich,  ob  es 
überhaupt  notwendig  ist,  das  zu  sagen.  Wenn  eine 
Wasserkraft,  flie  ein  Elektricitätswerk  treibt,  nach 
80  Jahren  hinfällt,  so  hat  ja  der  Besitzer  derselben 
durchaus  kein  Interesse  mehr,  mit  seiner  Leitung 
etwas  zu  machen ;  er  kann  gar  nichts  mit  derselben 
machen  und  ist  froh,  wenn  sie  ihm  jemand  abkauft 
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und  wenn  es  der  Staat  ist.  Ks  liegt  ja  ä  discrelion 
in  diesem  Falle  in  <l«m  Händen  des  Staates.  Wenn 
die  Konzession  der  Wasserkraft  eine  ewige  ist,  so 
frage  ich  mich:  welches  Interesse  kann  der  Staat 
nach  Ht)  Jahren  Italien,  die  Leitungen  tu  expro- 
priieren, wenn  it  dazu  keine  Kraft  besitzt? 

In  beiden  Fällen  ergeben  sieh  also  die  Verhält- 
nisse von  seihst.  Im  ersten  Kalle,  heim  Keimfall 
der  Wasserkraft,  sind  die  Besitzer  der  Leitungen 
fruh,  wenn  sie  diese  verkaufen  kennen,  und  im 
andern  Kalle  kann  es  nicht  im  Interesse  des  Staates 
sein,  die  Linie  zu  expropriieren.  Ich  linde  darum,  dass 
dieser  Vorschlag  unter  litt,  c  durchaus  keinen  prak- 
tischen Werl  half  und  ich  möchte  gemäss  den  An. 
trägen  der  Kommission  vorschlagen,  denselben  de- 
finitiv fallen  zu  lassen. 


Schuldner :  Wenn  ich  Herrn  Professor  Zürcher 
recht  vorstanden  habe,  so  soll  nun  die  lillera  c 
dabin  modifiziert  werden,  dass  es  heissl :  Die  expro- 
priierten Hechte  fallen  dahin  mit  dem  Zeitpunkte, 
wo  nach  kantonalem  Kochte  dichelr.  Wasserrecbts* 
konzession  erlischt.  Nun  scheint  mir  aber  der 
Herr  Antragsteller  mit  einem  selchen  Vorschlage  ge- 
rade das  Gegenteil  von  dem  zu  erreichen,  was  er 
erreichen  will;  denn  wenn  nach  kantonalem  Rechte 
die  betreffende  Konzession  dahinfällt,  bezw.  ein 
Heimfall  an  den  Staat  Stattfindet,  so  finde  ich, 
dass  dies  nicht  der  rei  hte  Moment  sei,  um  die 
expropriierten  Hechte,  die  Leitung  untergehen  zu 
lassen:  int  +  •uteil,  der  Staat  soll  dann  die  Mög- 
lichkeit haben,  diese  Leitungen  und  die  damit  ver- 
bundenen Hechte  vom  betreffenden  Wasserwerke 
ebenfalls  zu  erwerben.  Dem  Staate  ist  doch  gewiss 
nicht  gedient,  wenn  dann  diese  Hechte  untergehen 
und  wieder  neu  erworben  werden  müssen,  sondern 
dann  sollen  sie  erst  recht  fort  bestellen  und  sollen 
sie  vom  Staate  erworben  werden  können.  Wie 
Herr  Zschokke  bemerkt  hat,  wird  der  betreffende 
Eigentümer  des  Eloklricitfitsworkes  sehr  leicht  da- 
für zu  haben  sein,  die  Leitung  an  den  Staat  zu  ver- 
kaufen, wenn  sie  wirklich  etwas  wert  ist.  Ich  mache 
also  darauf  aufmerksam,  dass  wir  hier  die  Krage 
entscheiden  wollen,  oh  die  expropriierten  Hechte 
Untergeben  sollen  oder  nicht,  aber  nicht  die  Frage, 
ob  eine  Konzession  untergeht.  Und  wenn  nun  hier 
gesagt  wurde,  dass  im  Momente  des  Heimtalls  an 
den  Kanton  die  betreffende  Leitung  nicht  mehr  zu 
Recht  bestehen  solle,  das  betreffende  Grundstück 
wieder  an  don  Eigentümer  zurückfalle,  so  wäre 
doch  gewiss  dem  Staate  damit  nicht  gedient.  Ks 
scheint  mir  also  wirklich,  das»  auch  der  ueue  An- 
trag seinen  Zweck  absolut  nicht  erreichen  würde, 
sondern  gerade  das  (.iegeuteil. 

Herr  Professor  Zürcher  hat  im  weitern  bemerkt, 
durch  die  HU.  b  wolle  bewirkt  werden,  dass 
die  Wasserkräfte  nicht  längere  Zeit  brach  liegen, 
zu  welchem  Zwecke  hei  Einstellung  des  Hetriebes 
während  einem  Jahre,  bezw.  Während  zwei  Jah- 
ren, nach  Autrag  der  Kommission,  die  expropri- 
ierten Hechte  dahinfallen  sollen.  Ich  glaube, 
dass  wegen  diesem  Punkte  allein  ein  Wasserwerk 
nicht  weiterbetrieben  wird;  wenn  es  sonst  nicht 
rentiert,   so  wird  es  mit  Rücksicht  auf  diese  Ho- 


stimmung  allein  nicht  weiter  betrieben.  Ucbrigons 
glaube  ich  auch  darauf  verweisen  zu  sollen,  dass 
dieser  Punkt  bei  Erteilung  der  Wassorrechtskonzes. 
sion  geregelt  wird.  Wir  haben  in  unserem  kanto- 
nalen Wasserrechtsgeselz  eine  Uestimmuug,  dass 
jede  Konzession  dahinfallt,  wenn  das  betreffende 
Werk  während  drei  Jahren  nicht  benutzt  wird.  Ha 
muss  eingesetzt  werden,  bei  der  Erteilung  der 
Wasserrechtskonzessiou ;  alles,  was  Sie  bezug- 
lich der  Leitungen  bestimmen,  ist  wirkungslos, 
wenn  nicht  am  andern  Punkte  der  genannte  Zweck 
erreicht  wird. 

('•egeni'iber  dem  Antrage  der  Kommission  bezüg- 
lich der  litt,  a  und  auch  gegenüber  den  bezüglichen 
Remerkuugen  des  Herrn  Professor  Zürcher  muss 
ich  bemerken,  dass  diese  litt,  a  nicht  nur  überflüssig 
ist,  mit  Rücksicht  auf  die  schon  bestehende  Bestim- 
mung des  Hundesgesetzos  von  1800,  sondern  dass 
sie  auch  lückenhaft  ist,  indem,  wenn  Sie  hier  nichts 
von  der  Entschädigung  sagen,  die  Vermutung  platz, 
greift,  dass  die  expropriierten  Rechte  ohne  Ent- 
schädigung an  den  frühem  Eigentümer  zurückfallen. 
Herr  Professor  Zürcher  scheint  wirklich  diese 
Auffassung  zu  haben,  und  er  hat  sie,  wenn  ich 
nicht  ine,  damit  begründet,  dass  es  sich  hier  um 
kleine  Sachen  handle,  Stellung  von  Stangen  u.  s.  w. 
Da  muss  ich  ihn  nun  daran  erinnern,  dass  es  sich 
auch  um  grosse  Sachen  bau. lein  kann,  um  unter- 
irdische Leitungen,  um  die  Erstellung  von  Türmen 
und  Transforinationsstationen,  um  bezügliche  Roden- 
ervverbungen  u.  s.  w.,  also  um  ganz  bedeutende 
Werke,  allerdings,  wie  ich  auch  glaube,  nur  in 
seltenen  Fallen.  Nun  wäre  es  nach  meiner  Ansicht 
ein  Unrecht,  wenn  die  betreffende  weittragende 
Servitut  oder  das  betreffende  Eigentumsrecht,  für 
Welches  eine  bedeutende  Summe  bezahlt  wurde, 
nach  zwei  Jahren  ohne  Entschädigung  einfach  unter- 
geben wurde.  Nachdem  wir  in  einem  frühern  Ar- 
tikel des  Entwurfes  ausdrücklich  festgestellt  haben, 
dass  das  Gesetz  vom  Jahre  LS.'iO  auf  alle  diese 
Expropriationen  Anwendung  linden  solle,  so  sehe  ich 
wirklich  nicht  ein,  warum  wir  hier  wieder  ein 
singulare*  Recht  schaffen  sollen,  um  ja  die  Ruul- 
BObeckigkeit  der  Gesetzgebung  noch  zu  vermehren. 

Ich  erblicke  also  nach  allen  Richtungen  kein 
Bedürfnis,  bezüglich  der  elektrischen  Leitungen  ein 
neues  und  besonderes  Recht  zu  schaffen,  und  halte 
dafür,  dass  der  Art.  5 Ibis,  als  überflussig  und  weil 
mit  dem  bestehenden  Rechte  .1er  Kantone  vielfach 
in  Widerspruch  stehend,  dahinzufallen  habe. 


Fehl :  In  erster  Linie  möchte  ich  hier  hervor- 
heben, dass  es  sich  nicht  um  die  Konzession  von 
Wasserwerken  handelt,  sondern  einzig  um  die  Ex- 
propriation von  Einrichtungen  zur  Fortleitung  und 
Verteilung  der  elektrischen  Energie,  wie  das  in 
Art.  iti  gesagt  ist  und  dass  eben  als  solche  Einrich- 
tungen anzusehen  sind:  die  Erstellung  von  elektri- 
schen Leitungen  mit  ihren  Zubehordeu  und  die  An- 
lage von  Transformationsstationen  und  ihrer  Zube- 
hordeu. 

Herr  Schubiger  sagt  gegenüber  dem  Antrage  * 
Ihrer  Kommission,  es  sei  nicht  notwendig,  dass  man 
diese  litt,  a  und  b  ausdrücklich  aufnehme,  weil  im 
Expropriationsgesetze  von  1850  bereits  Resliuimun- 
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gen  enthalten  seien,  gemäss  welchen  die  betr.  Rechte 
von  den  Eigentümern  zunickgekauft  werden  können. 
Nun  können  einmal  diese  Bestimmungen  in  einem 
künftigen  Expropriationsgosetz  verändert  werden. 
Daun  haben  wir  aber  auch  gefunden,  es  wäre  un- 
billig, wenn  diese  Servitute  —  und  es  werden  in 
der  Mehr/ahl  .Servitute  sein  —  so  zurückgekauft 
werden  mussten,  dass  man  ausser  dem  bezahlten 
I'reis  noch  den  Wert  der  Aenderungen,  welche  vor- 
genommen worden  sind,  ersetzen  soll.  Wir  glauben, 
wenn  man  solche  Anlagen  dann  überhaupt  nicht 
ausführt,  so  soll  auch  der  Eigentümer,  dem  gegen- 
über man  das  Recht  erworben  hat,  eine  Stange  auf- 
zustellen, ,l;,s  Grundstück  unbelastet  wieder  erhal- 
ten, ohne  dass  er  zuerst  wieder  etwas  bezahlen 
muss.  Praktisch  wird  die  Sache  allerdings  nicht 
sehr  schwierig  sein.  Denn  in  den  Fidlen,  wo  die 
Anlage  nicht  ausgeführt  wird,  wird  die  betreffende 
Gesellschaft  in  der  Regel  auch  keine  Entschädigung 
bezahlt  haben. 

Was  die  litt,  b  betrifft,  so  ist  sie  nach  der  Mei- 
nung der  Kommission  hauptsachlich  notwendig,  um 
der  Konkurrenz  die  Raiin  zu  offnen.  Wenn  nämlich 
die  Rechte  nicht  erlöschen,  so  hat  die  Anstalt,  auch 
wenn  ihr  Betrieb  längere  Zeit  eingestellt  ist,  immer 
noch  die  Konzession;  es  kann  sich  also  kein  anderes 
Unternehmen  entwickeln  und  es  hat  die  betreffende 
Gemeinde  keine  elektrische  Kraft  mehr.  Das  wäre 
aber  ein  entschiedener  Nachteil.  Einem  solchen 
Unternehmen  soll  darum  das  Rocht  der  Expro- 
priation nicht  weiter  mehr  geyeben  wer<ien,  respek- 
tive es  hat  dieses  Recht  verwirkt. 

Was  die  litt,  c  anbetrifft,  so  möchte  ich  nur 
noch  einen  Punkt  anführen,  der  für  die  Streichung 
derselben  spricht  Herr  Zürcher  sieht  vor,  dass  das 
Werk  zum  Preise  dos  dannzumaligen  Wertes  gekauft 
werden  könne.  Meine  Herren,  expropriieren  kann 
der  Staat  zu  allen  Zeiten  um  den  wirklichen  Wert 
des  betreffen  Jen  Gegenstandes;  man  kann  ein  Haus 
oder  einen  Garten  expropriieren,  wenn  man  findet, 
es  liege  im  öffentlichen  Wohle.  Und  wenn  man 
seiner  Zeit  findet,  es  liege  im  Interesse  des  öffent- 
lichen Wohles,  dass  eine  Gemeinde  oder  der  Staat 
ein  elektrisches  Werk  habe,  so  kann  es  zum  dann- 
zumaligen Werl  expropriiert  werden. 


Jager:  Ich  werde  vom  Herrn  Präsidenten  da- 
rauf aufmerksam  gemacht,  dass  ich  die  Anträge 
Schuldner  in  seinem  ersten  Votum  überhört  habe. 
Herr  Schubiger  beantragt  ihnen  gänzliche  Strei- 
chung der  litt,  a  und  b;  das  wollte  ich  natürlich 
nicht,  sondern  ich  möchte  a  und  b  in  der  Fassung 
der  Kommission  beibehalten  wissen  und  in  litterac, 
wenn  Sie  dasselbe  überhaupt  annehmen,  die  Abän- 
derung getroffen  wissen,  dass  auch  einer  Gemeinde 
oder  mehreren  das  Recht  der  Erwerbung  des  be- 
züglichen Werkes  vindiziert  werde  und  dass  dies 
nicht  zum  Preise  des  dannzumaligen  Wertes  ge- 
schehe, sondern  nach  Massgabe  der  gesetzlichen 
Kompetenzen.  Es  ist  ja  sehr  leicht  vorauszusehen, 
dass  die  ganze  Angelegenheit  innert  80  Jahren  auf 
kantonalem  und  eidgen.  Boden  gesetzlich  geregelt 
wird  und  dann  sollen  die  dannzumal  geltenden  ge- 
setzlichen Normen  über  den  Rückfall  oder  die  Er- 


werbung solcher  Werke  durch  öffentliche,  Korpora- 
tionen Gültigkeit  haben,  nicht  dor  hier  schon  prä- 
judizierte  danuzumalige  Wert. 


David:  Der  Antrag  des  Herrn  Schubiger  dürfte 
entschieden  das  Richtige  getroffen  haben;  ich  möchte 
sehr  unterstützen,  die  beiden  Iii  a  und  b  gleich- 
falls zu  streichen.  Die  boiden  Vorschläge  sind  viel 
zu  allgemein  gehalten,  und  wenn  sie  angenommen 
würden,  konnte  das  unter  Umständen  schweres  Un- 
recht schaffen.  Es  ist  ja  selbstredend,  dass  das  eine 
oder  andere,  was  Herr  Zürcher  anführte,  seine  Be- 
gründung hat.  Aber  so  verallgemeinern  darf  man 
gewisse  Notwendigkeiten  oder  Billigkeiten  nicht, 
um  daraus  Unbilligkeiten  zu  erzeugen.  Es  ist  sehr 
wohl  möglich,  dass  eine  Anlage  innert  zwei  Jahren 
nicht  ausgeführt  werden  kann,  aus  Gründen,  die 
sich  in  jeder  Beziehung  rechtfertigen  lassen.  Trotz- 
dem wird  dem  Unternehmer,  ohne  dass  er  irgend 
ein  Recht  der  Einrede  oder  ein  Mittel  hat,  sich  zu 
schützen,  das  Recht  einfach  entzogen,  seine  Anlage 
auszuführen!  Etwas  Rigoroseres  kann  man  sich  doch 
wohl  kaum  denken. 

Ebenso  rigoros  und  viel  zu  allgemein,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  einzelnen  Fälle  zu  nehmen,  ist  die 
HL  b  desselben  Vorschlages.  Es  ist  ja  ganz  richtig, 
was  Herr  Professor  Zürcher  angeführt  hat,  dass  es 
unter  gewissen, Umstunden  bedauerlich  sein  kann, 
wenn  Kräfte  nur  deshalb  brach  liegen,  weil  der 
betr.  Erwerber  sie  nicht  benützen  kann.  Aber 
ebenso  bedauerlich  und  geradezu  eine  Ungerechtig- 
keit ohnegleichen  wäre  es.  wenn  man  jemand, 
der  aus  guten  Gründen  seine  Anlage  für  einige  Zeit 
einzustellen  gezwungen  ist,  einfach  das  Recht  nehmen 
würde,  diese  Anlage  weiter  zu  betreiben.  Es  kann 
ganz  gut  möglich  sein,  dass  ein  Unternehmer,  der 
eine  Wasseranlage  hat,  eine  Industrie  betreibt,  die 
für  gewisse  Jahre  nicht  mehr  so  rentabel  ist,  so 
dass  er  gezwungen  ist,  seinen  Betrieb  einzuschrän- 
ken. Denken  Sie  an  die  Caibidanlagen,  die  ihren 
Betrieb  in  einzelnen  Fabriken  vollständig  einstellen! 
Wäre  in  einem  ähnlichen  Falle  ein  Industrieller 
in  der  Zwangslage,  den  Betrieb  einzuschränken,  die 
Anlage  einzustellen,  weil  er  sie  für  cino  gowisse 
Zeit  nicht  weitor  betreiben  kann,  so  würde  ihm 
einfach  das  Recht  entzogen,  diese  Anlage  weiter  zu 
betreiben;  denn  irgend  cino  Einzelheit,  wie  es  sich 
in  solchem  Falle  verhalten  soll,  wird  hier  nicht  er- 
wähnt 

Ich  glaubo,  aus  allem  dorn  geht  hervor,  dass 
dieser  Vorschlag  viel  zu  allgemein  und  viel  zu  rasch, 
ich  möchte  sagen  aus  der  Kanone  losgeschossen 
worden  ist,  ohne  dass  man  sich  dio  einzelnen  Fol- 
gen, die  er  haben  kann,  recht  überlegte  und  sie  im 
Gesetze,  zum  Ausdrucke  brachte. 

Ich  möchto  darum  nicht  nur  in  Bezug  auf  lit.  c, 
sondern  auch  in  Bezug  auf  lit.  a  und  b  den  Antrag 
des  Herrn  Schubiger  unterstützen. 


Präsident:  Die  Diskussion  ist  geschlossen.  Was 
den  Eingang  des  Art.  5ibis  betrifft,  so  erklärt  Horr 
Zürcher,  dass  er  sich  der  Redaktion  der  Kommis- 
sion anschliesse;  es  besteht  also  in  Bezug  auf  den 
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Eingang  keine  Differenz.  Im  fornern  hat  Herr  Zürcher 
seinen  Antrag  betr.  litt,  c  dahin  modificiert,  dass 
es  heissen  soll:  «c.  wenn  nach  Ablauf  der  Wasser- 
rechtskonzessionon  oder,  boi  unbekannten  Konzcs- 
sionen, nach  Ablauf  von  80  Jahren,  der  Bund  oder 
ein  oder  mehrere  Kantone  die  Erwerbung  des 
Werkes  zum  Preise  seines  dannzumaligen  Wertes 
orklären».  Endlich  hat  Herr  Zürcher  noch  einen 
Zusatz  vorgeschlagen,  dahingehend:  tlj'ebor  das  Ver- 
fahren wird  die  Bundesgosetzgebuug  das  Nötigo 
feststellen*.  Ich  mache  darauf  aufmerksam,  dass  nach 
dem  Antrag  des  Herrn  Schubiger  von  dem  Art.  54bis 
nichts  mehr  bleiben  würde,  als  die  Definition,  die 
nach  meiner  Ansicht  absolut  keinen  Wert  hat,  wenn 
nicht  die  verschiedenen  Litteru-  folgen.  Ich  frage 
deshalb  Herrn  Schubiger  an,  ob  sein  Antrag  den 
Sinn  hat,  dass  der  ganze  Artikel  zu  streichen  sei  ? 


Sehubljrer:  Ich  teile  die  Ansicht  des  Herrn  Prä- 
sidenten, dass  bei  Annahme  meines  Antrages  der 
Ingross  überflüssig  wird. 


Präsident  Ich  nehme  also  an,  der  Antrag  des 
Herrn  Schubiger  geho  dahin,  es  sei  der  ganze  Ar- 
tikel zu  streichen. 


Zürcher:  Ich  schliesso  mich  in  Bezug  auf  den 
Eingang  und  die  litt,  a  und  b  dem  Antrage  der 
Kommission  an.  Ich  bitte  also,  über  dio  Anträge 
der  Kommission  abstimmen  zu  lassen  und  hernach 
über  litt  c  meines  Antrages. 


PriUident:  Es  liegen  also  vor,  einmal  die  An- 
trage der  Kommission  und  ferner  der  Antrag  Zürcher 
zu  litt.  c.  Zu  litt,  c  liegt  ferner  vor  die  von  Herrn 
Jäger  vorgeschlagene  Modifikation. 


Abstimmung.  --  Votation. 

Eventuell,  d.  h.  für  den  Fall  der  Aufrechterhal- 
tung des  litt,  c,  wird  dor  Fassung  des  Herrn  Jäger 
gegenüber  derjenigen  des  Herrn  Zürcher  der  Vorzug 
gegeben;  in  einer  zweiten  eventuellen  Abstimmung 
wird  jedoch  mit  Mehrhoit  gegen  29  Stimmen  Strei- 
chung der  litt,  c  beschlossen.  In  definitiver  Ab- 
stimmung wird  der  Art.  54bis,  wie  er  aus  der  Ab. 
Stimmung  hervorgieng,  gegenüber  dem  Streichungs- 
antrage dos  Herrn  Schubiger  mit  46  gegen  40  Stimmen 
angenommen. 

(Eventuellement,  pour  le  cas  du  maintien  de  la 
lettre  c,  la  redaction  de  M.  Jaeger  est  aeeepteo 
contre  celle  de  M.  Zürcher;  dans  une  deuxieme  vo- 
tation eventuello  par  contre  le  retranchement  de  la 
lettre  c  est  decide  ä  la  majorite  contre  29  voix.  En 
votation  definitive  l'art  5tbis,  tel  qu'il  ressort  des  vo- 
tations  precedontes  est  aeeepte  par  46  voix  contre  40, 
ontro  la  proposition  de  M.  Schubiger  de  lo  biffer.) 


VII.  Strafbestimmungen.  —  Disposition»  penales. 

Art.  55. 

Blumer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Be- 
sondere Strafbestimmungen  sind,  wie  der  Bundes- 
rat in  der  Botschaft  ausführt,  infolgo  der  ausser- 
ordentlichen Gefährlichkeit  der  elektrischen  Anlagen 
notwendig.  Dieselben  müssen  sich  naturgemäss  an 
dio  bundesrechtlichen  Bestimmungen  betreffend  die 
Gefährdung  des  Eisenbahnbetriebes  und  die  Beschä- 
digung der  Telegraphenleitungen  anlehnen.  Die  Zu- 
widerhandlungen gegen  dio  Kontrollstellen  sind  da- 
gegen nur  disciplinarlscher  Natur,  werden  aber 
ebenfalls  in  diesem  Kapitel  behandelt 

In  der  Vorlage  des  Bundesrates  vom  5.  Juni  1899, 
die  dor  Botschaft  beigedruckt  ist,  waren  diese  Ar- 
tikel in  erheblich  schärferer  Fassung  aufgenommen ; 
Ihre  Kommission  hat  dieselben  nach  verschiedenen 
Richtungen  modiflciert,  auf  das  dringende  Begehren 
der  elektrischen  Anlagen  hin,  welche  sich  schwer 
darüber  beklagten,  dass  diese  drakonischen  Bestim- 
mungen für  sie  unannehmbar  seien.  Der  Bundesrat 
hat  dann  unsern  Vorschlägen  beigestimmt  und  am 
21.  September  dieses  Jahres  eine  neue  Vorlago  ein- 
gereicht, in  welcher  unsere  Anträge  mit  einer  ein' 
zigen  unwesentlichen  Ausnahme  angenommen  sind- 
Dagegen  erfolgten  dann  noch  mehrere  Ergänzungen, 
namentlich  durch  Beifügung  einer  Bestimmung  über 
die  Unterlassungen,  über  den  elektrischen  Diebstahl 
und  durch  die  Aufhebung  des  Art.  66  des  Bundes- 
strafrechts. Ich  will  auf  die  frühere  Vorlage  nicht 
mehr  zurückkommen,  sondern  nur  auf  die  neuen 
Vorschläge,  welche  von  der  neuen  Expertenkommis- 
sion vorberaten  wurden.  Ihre  Kommission  stellt  sich 
fast  ausnahmslos  auf  die  Seite  des  Bundesrates. 
Sie  musste  sich  allerdings  gestehen,  dass  die  Be- 
stimmungen auch  jetzt  noch  in  mehreren  Beziehun- 
gen scharfe  sind,  und  es  ist  bekannt,  dass  von  Seite 
der  Elektrikor  noch  Willerstand  erhoben  wird,  immer- 
hin aber  nicht  mehr  in  dem  Masse,  wio  früher.  Aber 
die  Kommission  fand  angesichts  der  grossen  Gefahr 
strengere  Bestimmungen  notwendig.  Im  grossen  und 
ganzen  kommen  die  SlrafbestimmuDgen  der  Anlage 
zu  gute  und  dafür  sollen  uns  dieselben  danken;  an- 
derseits ist  aber  natürlich  dio  Gefahr  vorhanden, 
dass  hie  und  da  höhere  oder  niedrigere  Angestellte 
betroffen  werdon  könnten ;  aber  der  Sinn  und  Zweck 
des  Gesetzes  ist  kein  anderer,  als  der  Schutz  der 
Anlagen  und  deB  Publikums. 

In  Art  55  ist  nun  der  Schutz  der  Anlagen  ge- 
regelt. Die  Kommission  beantragt  Ihnon.  statt  «ab- 
sichtlich» zu  sagen  «vorsätzlich»,  ein  Ausdruck,  der 
durch  die  Gerichtspraxis  eingeführt  worden  ist, 
und  auch  in  Ihrer  Kommission  auf  Antrag  dos  Herrn 
Zürcher  angenommen  wurde.  Im  übrigen  sind  auch 
Unterlassungen  strafbar.  Die  Strafen  selbst  sind  er- 
heblich gemildert.  In  Lemma  1  wurde  noch  die  Ge- 
fängnisstrafe beigefügt  Es  scheint  der  Kommission 
zu  hart,  wenn  in  jedem  Falle  des  Art  55  a  Zucht- 
hausstrafe ausgesprochen  werden  müsste. 

Lit  b  bohandelt  die  leichtsinnigen  und  fahrläs- 
sigen Delikte,  und  hier  ist  die  Strafe  im  Einverständnis 
mit  dem  Bundesrat  erheblich  gemindert  worden,  so 
dass  nunmehr  auch  blosse  Geldbussen  möglich  sind. 
Wir  wurden  speciell  durch  den  Eisenbahnvorband 
darauf  aufmerksam  gemacht,  dass  der  Umstand,  dass 
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in  der  Eisenhahngesetzgebung  für  jeden  Fall  Zucht- 
haus- oder  Gefängnisstrafe  festgesetzt  ist,  zu  vielen 
Freisprechungen  geführt  hat.  Der  flichter  mag  in 
untergeordneten  Fällen  nicht  auf  Gefängnisstrafe  er- 
kennen, er  spricht  lieber  frei,  währenddem  er  auf 
Geldbusse  erkennen  würde,  wenn  das  Gesetz  dazu 
die  Möglichkeit  gäbe.  Viele  Mitglieder  des  Verbandes 
haben  uns  mitgeteilt,  dass  es  im  fnteresse  der  An- 
lagen liege,  wenn  mildero  Bestimmungen  aufge- 
nommen wei  den.  Wir  haben  deshalb  auch  die  Geld- 
busse vorgesehen. 

Vielfach  hat  man  gegen  diose  Strafbostimmungen 
opponiert,  weil  man  glaubt,  es  werde  jeweileu  das 
Maximum  ausgesprochen.  Aber  wir  wissen,  wie  das 
in  der  Praxis  gehalten  wird.  Der  Richter  sieht  den 
einzelnen  Fall  an  und  hat  genügend  Spielraum,  um 
auch  ein  milderos  Urteil  fällen  zu  können.  Die  Kom- 
mission beantragt  thnen,  Annahme  des  Art.  55  mit 
der  Modifikation,  dass  in  Ziffer  a  statt  «absichtlichi 
«vorsätzlich»  gesetzt  wird. 


JftfTftr'  Ich  möchte  Sie  darauf  aufmerksam  machen, 
dass  litt,  b  hauptsächlich  aus  einer  Vcrgloichung  mit 
den  bezüglichen  Verhältnissen  im  Eisenbahnbetrieb 
herrührt.  Nun  müssen  Sin  aber  neben  der  Möglich- 
keit der  Gefahr  den  wirklich  statistischen  Nach- 
wois  der  Gefährdung  auf  der  einen  und  auf  der 
andern  Seite  miteinander  vergleichen.  Wenn  Sie  in 
den  Fachschriften  nachlesen,  welches  wirklich  die  in- 
folge der  elektrischen  Leitungen  bisher  eingetretenen 
Uebelständc.  Gefährdungen,  Unglücksfälle  gewesen 
sind,  so  können  Sie  niemals  die- schworen  Bedenken 
teilen,  welche  die  Ursache  der  etwas  drakonischen 
Strafhestimmungea  in  lit.  b  sein  mögen,  fch  mache 
Sie  auf  die  kautschukartigo  Dehnbarkeit  des  Begriffs 
der  Fahrlässigkeit  aufmerksam.  Wenn  Sie  sich  den 
Betrieb  einer  elektrischen  Leitung,  die  Anschlüsse, 
Isolierungen  u.  s.  w.  zur  Sommers-  und  Winterszeit 
vorstollen,  bei  der  grossen  Ausdehnung  der  Loi- 
tangen  und  der  geringen  Anzahl  von  Angestellten, 
deren  es  naturgemäss  nicht  viele  sein  können,  so 
werden  Sie  mir  zugestehen,  dass  es  der  Gesollschaft 
bei  so  dehnbaren  Bestimmungen  fast  unmöglich  wird, 
für  diese  Branche  Angestellte,  auch  bei  hohen  Löhnen, 
zu  erhalten.  Denn  ein  solcher  Mann  steht  ja  mit  dem 
einen  Bein  schon  im  Zuchthaus.  Ich  schlage  Ihnen 
deshalb  folgende  Redaktion  vor:  «Wer  durch  Leicht- 
sinn oder  grobe  Fahrlässigkeit  eine  solche  erhebliche 
Gefahr  herbeiführt,  ist.  u.  s.  w.  .  . »  Damit  ist  alles 
gesagt,  und  Sie  vermeiden  es,  den  Gerichten,  den 
elektrischen  Werken  und  deren  Angestellten  Schwie- 
rigkeiten zubereiten,  unter  denen  der  Beirieb  unter 
Umständen  viel  mehr  zu  leiden  hat,  als  die  Gefahr, 
wolcho  dio  Veranlassung  zu  diesen  strengen  Be- 
stimmungen gegeben  hat,  es  rechtfertigt. 


Wyss:  Ich  möchte  Ihnen  beantragen,  den  Artikel 
an  die  Kommission  zurückzuweisen.  Es  fehlt  näm- 
lich in  Ziffer  a  sowohl  für  die  Zuchthaus-,  als  für 
die  Gefänglsstrafe  an  einer  Bestimmung  des  Straf- 
maximums. Das  ist  mir  aufgefallen,  weil  sonst  in 
allen  andern  Fällen  der  Strafaadrohung,  welche  wir 


in  diesem  Gesetze  finden,  soweit  es  Gefängnis-  und 
Zuchthausstrafe  anbelangt,  ein  Maximum  festgestellt 
worden  ist.  Nehmen  Sie  Art.  55,  lit.  b,  desgleichen 
Art.  56.  In  beiden  Fällen  finden  Sie  die  Festsetzung 
derMaxima.  Es  will  mir  scheinen,  dass  der  Richter, 
wenn  es  sich  um  dio  Ausfällung  einer  so  einschnei- 
denden Strafe,  wie  die  Zuchthausstrafe  handelt, 
wissen  sollte,  wie  weit  er  gehen  dürfe;  man  soll 
ihn  nicht  nur  an  dio  allgemeinen  Normen  binden, 
welche  das  Bundesstrafrecht  aufstellt.  Man  sollte  dies 
verlangen  schon  im  Interesse  der  Möglichkeit  einer 
einheitlichen  Rechtsprechung.  Denn  bekanntlich 
gehen  die  Ansichten  der  Richter  oft  auseinander; 
einer  findet  als  Maximum  3,  4,  5  Jahre  zulässig, 
der  andere,  der  viel  leicht  etwas  härter  geartet  ist, 
greift  zu  10  Jahren.  Der  Gesetzgeber  sollte  dem 
Richter  eine  bestimmte  Wegleitung  geben. 

Dio  gloichon  Bemerkungen  möchto  ich  mir  be- 
züglich der  Geldhusse  erlauben.  Es  ist  ein  ausser- 
ordentlich vager  Regriff:  «wird  mit  Geldbusse  be- 
straft. »  Es  lässt  sich  denken,  dass  da  je  nach  der 
Auffassung  des  Richters  oder  des  Landes,  in  welchem 
der  Richter  sich  befindet,  mit  ganz  verschiedener 
Kelle  angerichtet  wird.  Ein  Richter  kann  für  ganz 
genau  dasselbe  Vergehen  Fr.  1(X)  aussprechen,  der 
andere  Fr.  1000.  Also  auch  hier  sollte  ein  Maximum 
festgesetzt  werden. 

Die  Frage  betr.  die  richtige  Begrenzung  dieser 
Strafarten  ist  sehr  diskutabel,  und  ich  glaube,  man 
sollte  der  Kommission  Gelegenheit  geben,  sich  da- 
ruber  schlüssig  zu  machen.  Ich  beantrage  deshalb 
Rückweisung  des  Artikels  an  dio  Kommission. 


Präsident:  Ich  eröffne  ■  I ic  Diskussion  über  diese 
Ordnungsmotion. 


Bundesrat  Zemp :  Ich  glaube  nicht,  dass  die  Rück- 
weisung nötig  sei.  Wenn  in  lit.  a  die  Zuchthaus- 
strafe nicht  begrenzt  ist,  so  hat  das  seinen  guten 
Sinn.  Unter  lit.  a  sind  alle  Fälle  zu  subsumieren, 
in  denen  mit  Absicht,  mit  Vorbedacht,  ein  Verbrechen 
verübt  wird,  und  da  können  die  allerschwersten 
Verbrochon  vorliogen.  Nehmen  Sio  an,  ein  Ange- 
stellter lasse  lieh  herbei,  durch  irgendwelche  Hand- 
lungen ein  elektrisches  Werk  in  raschen  Brand  zu 
setzen,  im  Bewusstsein,  dass  sich  oino  ganze  Reihe 
von  Angestellten  in  diesen  Räumen  befinden  und 
dass  deren  Leben  bedroht  ist  Da  wäre  doch  oino 
Zuchthausstrafe  von  '2.  3  Jahren  nicht  am  Platze;  es 
muss  dem  Richter  gestattet  sein,  eine  höhere  Strafe 
auszusprechen;  welches  das  Maximum  ist,  sagt  das 
Bundesstrafrecht;  die  Ziffer  ist  mir  momentan  nicht 
in  Erinnerung. 

Dei  den  leichtern  Vergehen  der  lit..  b  ist  eine 
gewisse  Limite  gegeben.  Das  hat  seinen  guten  Sinn. 
Da  soll  durch  den  Gesetzgeber  schon  erklärt  werden, 
dass  solche  Vergehen  mit  einer  gewissen  Strafe  ge- 
nügend gesühnt  seien.  Und  was  die  Gedstrafo  an- 
betrifft, so  •  haben  wir  im  Bundesstrafrecht,  wenn 
ich  nicht  irre,  wiederum  ein  Maximum  festgesetzt 

Aus  diesen  Gründen  halte  ich  die  Vorschläge  der 
Kommission  für  richtig  und  eine  Rückweisung  des 
Artikels  für  unnötig. 


Digitized  by  Google 


—    697  — 


Abstimmung.  ~  Volation. 

Dio  OrJnungsmotion  des  Horm  Wyss  wird  ab- 
gelehnt. 

«La  motion  d'ordre do  M.  Wyss resto  en  ininorite.) 


Präsident 

55  fort. 


Wir  fahren  in  der  Ueratung  des  Art. 


Bundesrat  Zemp  Der  Antrag  des  Herrn  Jäger 
ist  unannehmbar.  Herr  Jäger  will  allo  Vergeben  in 
Bezug  auf  dio  Anlagen,  gegen  den  liestand  und  Be- 
trieb derselben,  einfach  nach  dem  gewöhnlichen 
Strafrechte  behandeln.  Kr  verlangt  den  Nachweis 
einer  positiven  Handlung,  welche  ein  Verschulden 
involviert.  Damit  kommen  wir  nicht  aus.  Es  ist  im 
Verlaufe  der  Beratungen  wiederholt  anerkannt  wor- 
den, dass  der  Bau  und  Betrieb  der  elektrischen  An- 
lagen sowohl  für  das  Personal,  welches  dieselben 
bedient,  als  auch  für  Drittpersonen  eine  ausseror- 
dentliche Gefahr  bietet,  und  da  müssen  nicht  nur 
ausserordentliche  Sichonmgsmassregeln  getroffen, 
sondern  auch  schärfere  Strafen  für  die  Vergelten 
vorgesehen  worden.  Und  diese  Verschärfung  muss 
namentlich  auch  in  der  Bichtung  zum  Ausdruck 
kommen,  dass  nicht  nur  positive  Handlungen,  son- 
dern auch  Unterlassungen  und  die  Nichterfüllung 
einer  dem  Betriehe  obliegenden  dienstlichen  Pflicht 
zur  Ahndung  gelangen.  Das  ist  eine  sehr  wichtige 
Frage.  Ich  will  auf  den  Eisenbahnbetrieb  hindeuten; 
wir  haben  in  jüngster  Zeit  Fälle  genug  erlebt.  Ein 
Weichenwärter  unterlägst  die  Stellung  einer  Weiche. 
Das  ist  keine  positive  Handlung,  aber  infolge  der 
Unterlassung,  der  Nichtausübung  der  dienstlichen 
Pflicht  sind  dio  grössten  Unfälle  entstanden.  Aehn- 
liches  kann  geschehen  beim  Betriebe  von  Klektrici- 
tätswerken;  wenn  das  Dienstpersonal  es  unterlässt, 
vorgeschriobencDionstpflichten  auszuüben,  so  können 
dadurch  grosse  Schädigungen  entstehen,  und  es  muss 
deshalb  dem  Dienstpersonal  von  vornherein  durch 
das  Gesetz  vor  Augen  geführt  werden,  dass  dieso 
Nichterfüllung  von  Dienstpflichten  strafrechtlich  ver- 
folgt werden  muss.  Ich  muss  deshalb  sehr  darauf 
halten,  dass  die  Milderung,  die  Herr  Jäger  einführen 
möchte,  nicht  beliebe. 


Wjm:  Nachdem  Sio  die  Bückweisung  des  Art.  55 
der  Kommission  abgelehnt  haben,  möchte  ich  mir 
doch  erlauben,  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
die  Nichtlimitierung  der  Geldbusse  zu  Unzukömm- 
lichkeiten führen  kann,  infolge  der  verschiedenen 
Auffassung  des  Bichters.  der  berufen  ist,  die  Geld- 
busse zu  bestimmen.  Was  die  Gofängnis-  und  die 
Zuchthausstrafe  betrifft,  so  haben  wir  nun,  nachdem 
Herr  Bundesrat  Zemp  erklärt  hat,  dass  iiier  das 
Bundesstrafrecht  mit  den  darin  vorgesehenen  Maxi- 
ma,  Begei  mache,  eine  bestimmte  Norm.  Dagegen 
existiert  eine  solche  in  Bezug  auf  die  Geldbusse 
nicht,  namentlich  da  nicht,  wo  es  sich  um  eine 
leichte  oder  fahrlflssigBeschädigunge  der  elektrischen  I 
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Anlagen  bandelt  und  die  daraus  entstehenden  Scha- 
den und  Verletzungen  von  Personen  vielleicht  sehr 
bedeutende  sein  können.  Meine  Herren,  in  Art.  58 
ist  auch  eine  Busse  vorgesehen,  welche  der  Bundes- 
rat aussprechen  solle  und  zwar  wird  vorgesehen, 
dass  der  Bundesrat  nicht  über  Fr.  3000  gehen  dürfe. 
Ich  finde,  man  sollte  nach  demselben  Grundsatzo 
handeln,  wenn  der  Bichtor  zur  Anwendung  des  Ge- 
setzes berufon  wird.  Ich  erlaube  mir  daher,  zu 
Lemma  b  folgenden  Antrag  zu  stellen:  «wer  leicht- 
sinniger- oder  fahrlässigcrweise  durch  irgend  eine 
Handlung  oder  Unterlassung  oder  durch  Nichter- 
füllung einer  ihm  obliegendon  Dienstpflicht  eine 
solche  erhebliche  Gefahr  herbeiführt,  ist  mit  Geld- 
busso  von  Fr.  10—1000  oder  Gefängnis  bis  auf  ein 
Jahr,  und,  wenn  ein  beträchtlicher  Schaden  ent- 
standen ist,  mit  Geldhusso  von  Fr.  '20— 3000  oder 
mit  Gofängnis  bis  auf  drei  Jahre  zu  belegen.  In 
beiden  Fällen  kann  mit  der  Gefängnisstrafe  Geld- 
buße vorbunden  werden.» 

Die  Zahlen,  welche  ich  meinem  Antrago  zu  Grunde 
gelegt  habe,  mögen  eventuell  abgeändert  werden;  es 
ist  mir  nur  darum  zu  thun,  ein  festes  Princip  her- 
einzubringen, bozw.  ein  Maximum  aufzustellen,  dai 
nicht  überschritten  werden  soll. 


Fefir:  Die  Bemerkungen  des  Herrn  Vorredners 
sind  cinigermassen  begründet.  Das  Bundesslrafgesetz 
von  1853  (Art.  2)  sieht  vor,  dass  bei  der  Strafe  der 
Geldbusse  bis  auf  Fr.  10,000  gegangen  werden 
könne.  Das  ist  nun  für  diese  Fälle  entschieden  zu 
hoch;  ich  würde  deshalb  eine  Limitierung  im  Sinne 
des  Herrn  Vorredners  für  angemessen  halten. 


Zürcher :  Ich  stelle  zum  Antrago  des  Herrn  Wyss 
das  Amendement,  dass  dio  darin  vorgesehenen  Mini- 
ma zu  streichen  seien. 


Abstimmung  —  Votaiion. 


Mit  Mehrheit  (56  Stimmen)  wird  der  Fassung  der 
Kommission,  gegenüber  dem  Antrag  Jäger,  der 
Vorzug  gegeben.  Eventuell,  d.  h.  für  den  Fall  der 
Annahmo  des  Antrages  Wyss,  beliebt  das  Amende- 
ment Zürcher.  In  definitiver  Abstimmung  wird  der 
so  modificierto  Antrag  des  Herrn  Wyss  mit  Mehr- 
heit (51  Stimmen)  zum  Beschluss  erhoben. 

[A  la  majorite  (56  voix)  ia  redaction  de  la  com- 
mission  l'emporte  sur  celle  de  M.  Jaeger.  Eventuelle- 
ment,  c'est-ö-diro  pour  In  cas  oü  la  proposition  de 
M.  Wyss  serait  aeeeptee,  l'amendement  de  M.  Zürcher 
est  adoptf.  En  votation  definitive,  la  proposition  de 
M.  Wyss,  ainsi  modifiee,  est  aeeeptee  ä  la  majorite 
(51  voix).] 


So.  44 
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Iii  inner,  Berichterstatter  der  Kommission:  Der 
Art  56  legelt  die  Verhältnisse  in  Bezug  auf  den 
Betrieb  der  Anlagen.  In  der  Hauptsache  stimmt  er 
mit  dem  Art.  00  des  Hundesstralrechtes  überein, 
ist  jedoch  nach  zwei  Richtungen  erweitert  worden. 
Einmal  ist  in  Art.  00  des  Bundesstrafrechts  nur  von 
den  Telegrapheileinrichtungen  ilie  Hede;  hier  wild 
nun  auch  das  Telephon  beigefügt  Thatsächlieh  gieng 
Ewar  die  Geriehlspraxis  dahin,  dass  das  Telephon 
gleich  behandelt  w  urde  wie  der  Telegraph,  allein 
es  ist  jeilenfalls  wünschbar,  dass  nun  hier  das  Tele- 
phon beigefügt  und  die  bisherige,  etwas  gewagte 
Rechtsprechung  auf  eine  sichere  Basis  gestellt 
werde.  Beigefügt  sind  mm  auch  die  Slarkstroman- 
lagen,  was  keiner  Opposition  begegnen  wird.  Kbenso 
wird  eingefügt  der  sog.  elektrische  Diebstahl  und 
/war  durch  die  Worte:  (oder  einer  bestehenden 
Anlage  unberechtigterweise  elektrischer  Strom  ent- 
zogen wird. «  Hie  Herren  .Juristen  der  bundesrät- 
lichen  Expertenkommission  haben  sich  für  diese 
Fassung  ausgesprochen;  sie  ist,  so  viel  Ihrer  Kom- 
mission bekannt  ist,  von  keiner  Seite  angefochten 
worden  und  entspricht  den  bekannten  Entscheidun- 
gen des  deutschen  Reichsgerichts. 

Was  nun  das  Strafmass  anbelangt,  so  glaubt  Ihre 
Kommission,  man  sei  in  dieser  Beziehung  nicht  zu 
weit  gegangen.  Es  kommen  Handlungen  in  Krage, 
welche  den  Betrieb  stören,  und  es  sind  auch  die 
Strafminima  nicht  sehr  hoch  gestellt.  In  der  Kom- 
mission wurde  ursprünglich  der  Wunsch  geäussert 
und  auch  ein  bezüglicher  Antrag  angenommen,  es 
mochte  auch  Arbeitshaus  als  Strafe  festgestellt  wer- 
den, entsprechend  der  Geriehlspraxis  und  der  Ge- 
setzgebung verschiedener  Kantone.  Allein  wir  sind 
darauf  aufmerksam  gemacht  worden,  dass  der  Be- 
griff der  Arbeitshausstrafe  in  der  bisherigen  Bundes- 
strafgesetzgebung  nicht  existiert  und  dass  die  recht- 
lichen Folgen  der  Arbeitshausstrafe  in  verschiedenen 
Kantonen  verschieden  lauten.  Wir  haben  deshalb 
darauf  verzichtet,  an  diesem  Antrage  festzuhalten. 

Ich  weiss  nicht,  ob  Herr  Wyss  seineu  Antrag 
erneuern  wird,  auch  hier  die  Geldbusse  zu  nor- 
mieren, nachdem  Sie  im  vorhergehenden  Artikel 
ein  Maximum  festgestellt  halten.  Ich  mache  nur 
darauf  aufmerksam,  dass  der  bisherige  Art.  06  auch 
kein  Maximum  kennt,  und  es  will  mir  scheinen,  es 
wäre  besser  gewesen,  wenn  man  hier  keine  bestimm- 
te Summe  festgenagelt  hatte.  Nachdem  Sie  aber  mit 
Mehrheit  gegenteilig  entschieden  haben,  werden  Sie 
vielleicht  auch  hier  ein  Maximum  aufnehmen  wollen. 
Ich  muss  natürlich  die  Antragstellung  Herrn  Wyss 
überlassen. 


Wjas:  Ich  glaube  in  der  Tbat,  dass  die  Konse- 
quenz Ihres  Beschlusses  bei  Art.  55  die  ist,  nun  auch 
in  Art.  50  ein  Slrafmaximnm  bezüglich  der  Geld- 
busse festzustellen.  Ich  glaube,  der  Fall  wird  sich 
um  so  leichter  erledigen  lassen,  als  in  Art.  5G  in 
Bezug  auf  die  Haftstrafe  dieselbe  Bauer  vorgesehen 
ist,  wie  in  Art.  55.  Ich  halte  doshalb  dafür,  es 
dürfte  sich  empfehlen,  in  Bezug  auf  die  Geldstrafe 
die  gleichen  Maxima  aufzunehmen  wie  in  Art.  55, 


im  ersten  Fall  bis  zu  Fr.  1000,  im  zweiten 
Fall  bis  zu  Fr.  .1000.  Ich  erlaube  mir,  diesen  An- 
trag zu  stellen. 


PrfiMdPTit :  Wenn  der  Antrag  der  Kommission 
von  keiner  Seite  aufgenommen  wird,  so  nehmt)  ich 
an,  Sie  haben  dem  Antrage  des  Herrn  Wyss  beige- 
pllichlct  und  den  Art.  50  in  diesem  Sinne  angenom- 
men. —  Es  ist  dies  der  Fall. 


Art.  57. 
Angenommen.  —  (  Adopte.) 


Art.  58. 

B'u.ner,  Berichterstatter  der  Kommission :  Dieser 
Artikel  hat  in  den  elektrotechnischen  Kreisen  viel 
Staub  aufgeworfen,  indem  sie  fanden,  die  Bestim- 
mung, wonach  der  Bundesrat  eine  Busse  bis  auf 
Fr.  3000  aussprechen  könne,  sei  viel  zu  scharf. 
Ihn-  Kommission  teilt  die  Furcht  nicht,  dass  in 
Bezug  auf  diese  Bussen  ein  sehr  strenges  bundes- 
rätliches Regiment  eintreten  werde.  Es  hält  schwer, 
wenn  mau  eine  bestimmte  Summe  feststellen  will, 
dieselbe  anders  festzusetzen  als  sehr  buch,  weil 
eben  Fülle  vorkommen  können,  die  von  ungeheurer 
Tragweite  sind.  Nach  Art.  2  hat  der  Bundesrat  eine 
Reihe  von  Weisungen  zu  erlassen  und  wenn  die- 
selben nicht  in  allen  Teilen  befolgt  worden,  so 
kann  unter  Umständen  ein  schweres  Unglück  die 
Folge  sein.  Es  ist  wunschbar,  dass  der  Bundesrat 
namentlich  im  Anfang  die  Sache  sehr  streng  durch- 
führe; allein  wir  fürchten  nicht,  dass  der  Bundes- 
rat jedesmal  bis  auf  Fr.  3000  gehen  werde,  sondern 
es  wird  sich  in  den  meisten  Fälleu  um  eine  kleine 
Busse  handeln.  Aber  mit  Bücksicht  auf  solche  Falle, 
die  von  schweren  Konsequenzen  begleitet  sein  kön- 
nen, darf  die  Maximalsumme  nicht  zu  klein  ange- 
nommen werden.  Die  Kommission  hat  alles  Ver- 
trauen in  den  Bundesrat,  dass  er  das  richtige  Mass 
zur  Anwendung  bringen  wird,  je  nach  der  Schwere 
des  Falles;  aber  in  einem  Gesetze  von  dieser  Be- 
deutung dürfen  Sie  die  Maximalkompetenz  des 
Bundesrates  nicht  beschneiden.  Es  ist  richtig,  dass 
diese  Bestimmung  in  elektrotechnischen  Kreisen 
vielfach  verletzt  hat,  aber  eben  in  der  irrigen  Vor- 
aussetzung, es  werde  gleich  das  Maximum  zur  An- 
wendung kommen.  Wir  wissen  ja  aus  andern  Ge- 
setzen, in  welchen  dem  Bundesrate  ein  Busser- 
kennüiis  zugestanden  wird,  dass  derselbe  von 
seiner  Kompetenz  nicht  in  übertriebenem  Masse 
Gebrauch  macht.  Die  Kommission  beantragt  daher 
'Zustimmung. 

Angenommen.  —  (AdopU.) 
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VIII.  Schlussbestimmungen.  —  Oispositions  finales. 

Art.  59. 

Klumer,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 
Zeile  -4  fies  Art.  5'J  ist  eine  klciue  redaktloaelle 
Aenderung  vorzunehmen  und  das  Wort  «wird»  durch 
t werden»  zu  ersetzen. 

Angenommen.  —  (Adopti  J 


Art.  80. 

Angenommen.  —  (Adopti) 


Präsident:  Wir  gehen  über  zu  der Beratung  der 
an  die  Kommission  zurückgewiesenen  Artikel.  Es 
butriffl  dies  zunächst: 


Arl.  9. 

Zsohokke,  Berichterstatter  der  Kommilllon :  Als 
Art  9  zum  erstenmal  in  Beratung  war,  trat  wegen 
des  vorliegenden  Textes  ein  kleines  Mißverständ- 
nis ein.  Der  Artikel  wurde  infolgedessen  an  die 
Kommission  zurückgewiesen.  I>ie  Kommission  er- 
mächtigt mich  nun.  Ihnen  die  Erklärung  abzugeben, 
dass  die  Worte  «oder  an  bestehenden  staatlichen 
Telegraphenlinien  Telephondrähto  anzubringen,  in- 
soweit dies  ohne  Beeinträchtigung  des  Bahnbetrie- 
bes, mit  Inbegriff  des  elektrischen  Betriehes  und  der 
sonstigen  Benutzung  von  Bahneigenluni,  sowie  der 
zur  Sicherung  der  Bahn  vorhandenen  Hinrichtungen 
geschehen  kann»  zu  streichen  sind.  Der  in  diesen 
Worten  enthaltene  Gedanke  ist  bereits  in  den  ersten 
Linien  des  Artikels  enthalten.  Die  Detailbeslim- 
mungen,  deren  Streichung  wir  Ihnen  beantragen, 
sind  woniger  weitgehend  als  die  im  ersten  Teil 
des  Artikels  dem  Bund  eingeräumten  Rechte.  Wenn 
diese  Beeilte  grosser  sind,  als  die  im  zweiten  Teil 
dos  Artikels  enthaltenen,  so  versteht  es  sieb  von 
selbst,  dass  der  Bund  ohne  weiteres  Telephondrähte 
an  Telegraphenstangen  anbringen  kann.  Die  Korn- 
mission  hatte  von  Anbeginn  an  den  Antrag  richtig 
formuliert  und  es  handelt  sich  nur  um  ein  Versehen 
des  Druckers.  Der  Art.  <J  wurde  also  lauten:  «Der 
Bund  ist  berechtigt,  auf  dem  Gebiete  der  Ball- 
gesellschaften unentgeltlich  Telegraphen-  und  Tele- 
phonlinien zu  erstellen,  insoweit  dies  ohne  Beein- 
trächtigung des  Bahnbetriebe:;  und  der  sonstigen 
Benützung  von  Bahneigeutum  geschehen  kann.  — 
Der  Bund  trägt  den  Schaden,  welcher  einer  Bahn- 
gesellschaft durch  den  Bau  oder  Unterhalt  einer 
öffentlichen  Telegraphen-  oder  Telephonanlage  er- 
wachst. » 

Abgenommen.  —  (Adopte.) 


Art.  15  und  45*». 

Zavhokke,  deutscher  Berichterstatter  der  Kom- 
mission: Unter  dem  Abschnitt  III :  «Starkstroman- 
lagen»  halte  die  Kommission  einen  neuen  Arl.  IS 
vorgeschlagen.  Derselbe  beschlägt  die  Möglichkeit) 
Baumäste,  welche  eine  Starkstromleitung  gefähr- 
den, durch  den  Eigentümer  beseitigen  zu  lassen. 
Diese  Verfügung  war  dem  Art.  7  des  Abschnittes 
Schwachstromaulagen  nachgebildet,  der  laut  dem 
Gesetz  über  die  Telegraphen-  und  Tolephonanlagen 
schon  seit  mehreren  Jahren  zu  Becht  besteht.  Die 
Kommission  hatte  sich  freilich  entschlossen,  in 
Arl  15  gegenüber  Art.  ~  eine  k  sine  Verschärfung 
eintraten  zu  lassen,  indem  sie  vorschlug,  dass  bei 
den  Starkslromaulagen  für  das  Beseitigen  der  Baum- 
äste immer  ejne  Entschädigung  gefordert  werden 
könne.  Dieser  Art.  15  hat  Ihnen  nicht  gefallen  und 
Sie  haben  denselben  an  die  Kommission  zurückge- 
wiesen. 

Lue  Gründe,  die  gellend  gemacht  wurden,  waren 
verschiedener  Art.  Zunächst  schien  es  Ihnen  auf- 
fällig, dass  nachdem  den  Starkstromanlagen  für  die 
Leitungen  das  Expropriationsrecht  gegeben  war,  noch 
ein  specielles  Becht  für  die  Beseitigung  von  Baum- 
ästen geschaffen  werden  solle.  Sodann  gefiel  Ihnen 
nicht,  dass  dem  Besitzer  der  Starkstromleitung  das 
Becht  zustehe,  Baumäste  eventuell  eigenmächtig  zu 
entfernen,  wenn  der  Besitzer  sich  seinem  Wunsch 
nicht  fügen  s.illte.  Endlich  haben  Sie  gewünscht, 
dass  dieser  Artikel  in  den  Abschnitt  über  Expro- 
priation eingereiht  werden  solle. 

Die  Kommission  hat  die  verschiedenen  Einwen- 
dungen geprüft  und  sich  in  erster  Linie  entschie- 
den in  der  Fassung  des  Artikels  klar  zu  stellen, 
dass  es  sich  nicht  um  ein  Expropriationsrecht  in 
anderer  r'orm  neben  demjenigen,  das  bei  Erstellung 
der  Linie  selber  eintritt,  handeln  solle,  sondern 
höchstens  um  ein  Becht,  das  nach  der  Erstellung 
der  Linie,  wenn  dieselbe  sich  im  Betriebe  befinde, 
angerufen  werden  könne,  wenn  die  Linie  infolge 
von  Verhältnissen,  dio  hei  deren  Anlage  nicht  vor- 
ausgesehen werden  konnten,  bedroht  werden  sollte. 
Sie  schlagt  Ihnen  deshalb  vor,  zu  sagen:  «Bei  be- 
stehenden Schwach-  und  Starkstromanlagen  ...» 

Zweitens  schlägt  sie  Ihnen  vor,  den  Art.  7  und 
den  Art.  15  in  gleicher  Fassung  aufzustellen  und 
somit  statt,  wie  in  Art.  7  gesagt  ist,  dass  nur  die 
Schwachstromleitungen  des  Bundes  das  Becht  der 
Beseitigung  von  Baumasten  haben,  allgemein  fest, 
zusetzen,  dass  alle  Schwach-  und  Starkstromleitun- 
gen das  Becht  halten,  Baumäste  beseitigen  zu  lassen, 
wenn  nach  Erstellung  der  Linie  hiefür  wirklich  das 
Bedürfnis  eintritt. 

Sodann  hat  sie  gemäss  dem  geäusserten  Wunsche 
im  ersten  Alinea  den  Grundsatz  aufgenommen,  dass 
von  dem  Besitzer  der  Baumäste  eine  Entschädigung 
verlangt  werden  könne,  wenn  die  Beseitigung  der- 
selben verlangt  wird. 

Ferner  hat  sie  die  Art  und  Weise,  wie  die  Be- 
seitigung der  Baumäste  stattlinden  und  wie  dio 
Entschädigung  gewertet  werden  soll,  in  etwas  ein- 
facherer Weise  präzisiert.  Im  Prinzip  ist  sie  von 
der  Ansicht  ausgegangen,  dass  es  sich  bei  der  Be- 
seitigung der  Baumäste  um  so  kleine  Beträge 
handle,  dass  es  sich  wirklich  nicht  lohne,  hier  das 
grosse  Expropriationsverfahren,   das  bei  Erstellung 
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der  Linie  selbstverständlich  auch  für  Bäume  und 
Baumästc  gilt,  einzuleiten,  sondern  dass,  wenn  ein- 
mal die  Linie  im  Betriebe  sei  und  in  einzelnen 
Fällen  durch  Baumäste  gestört  werde,  ein  kurzes 
Verfahren  Platz  greifen  müsse,  indem  sonst  die 
Leistungsfähigkeit  der  Leitung  sehr  in  Zweifel  ge- 
zogen werden  könnte.  Die  Kommission  glaubt,  rlurch 
diese  Fassung  allen  berechtigten  Einwürfen  gegen 
ein  solches  weitergehendes  Expropriationsrecht  be- 
gegnet zu  sein  und  empfiehlt  Ihnen  dio  neuvorge- 
schlageue  Fassung  aufs  angelegentlichste. 

Endlich  schlagen  wir  Ihnen  vor,  statt  den  Art.  7 
im  Abschnitt  Schwachstromanlagen  und  den  Art,  15 
im  Abschnitt  Starkstronaanlagon  bestehen  zu  lassen, 
diese  Bestimmungen  in  ArL  i5his,  im  Abschnitt 
Expropriation,  aufzunehmen.  Sie  sehen  aus  dem  ur- 
sprünglichen Entwurf  der  Kommission,  dass  bereits 
ein  Art.  45bis  bestand,  der  sich  auf  die  Art.  7  und 
45  bezog.  Nun  sollou  die  Art.  7  und  15  einfach 
wegfallen  und  an  ihre  Stelle  der  Art.  45b is,  wie  er 
jetzt  von  der  Kommission  vorgeschlagen  wird,  treten. 


M.  Bai  Hanl:  L'att.  45w,)  s^umisaux  dehbera- 
tions  do  votre  commission,  a  donnö  lieu  ä  un  long 
echange  de  vues  extremes.  Comme  il  introduit  une 
notion  nouvelle,  vous  me  permettrez  de  rccomman- 
der  au  conseil  son  adoption. 

Tout  d'abord,  cot  article  met  sur  le  meine  pied 
l'adrninistration  föderale  des  telegraphes  et  UMephones 
et  les  entreprises  electriques,  en  ce  sens  que  toulcs 
deux  ont  le  meme  droit  de  requerir  l'enleverneiit 
de  branches  d'arbres,  constituant  un  obstacle  ä  l'ex- 
ploitation  de  leura  liguas.  Mais  dans  la  redaction 
nouvelle,  ce  droit  est  entoure  de  reserves  serieuses ; 
la  question  memo  de  l'opportunile  de  l'operation 
peut  etre  discutee,  contestee  et  soumise  au  jugement, 
ä  l'appreciation  d'une  autonte  locale  qui  proeede- 
rait  du  reste  rapidement  et  plulöt  d'une  maniere 
sommaite. 

Les  droits  des  proprietaires  sont  donc  sufflsam- 
ment  sauvegardes.  Par  contre,  ceux-ci  ne  pourront 
plus,  par  malice  ou  par  csprit  de  simple  Opposition, 
entraver  l'installation  des  hgnes  6leetriques,  dont  la 
plupart  presentent  un  caractere  d'utihle  publique 
bien  defini. 

Je  recominande  donc  au  coneeil  l'adoption  de 
ceite  disposition  nouvelle  de  l'art.  45bi*,  tout  en 
faisant  remaiquer  que  la  traduction  frangaise  devra 
etre  revue  sur  plusieurs  points,  avant  de  devenir 
definitive. 


Schnbifrer:  Obwohl  es  schwer  hält,  gegenüber 
unserer  siegesgewohnten  Kommission  aufzukommen, 
so  erlaube  ich  mir  dennoch,  einen  Abänderungsan- 
trag  zu  stellen. 

Der  von  der  Kommission  neu  vorgeschlagene 
Art.  45bis  besagt,  dass  in  allen  Fällen  ohne  Aus- 
nahme für  dio  Beseitigung  von  Baumästen  eine 
Entschädigung  zu  leisten  sei.  Dies  wäre  also  auch 
da  der  Fall,  wo  für  das  betreffende  Unternehmen 
bereits  ein  wohlerworbenes  oder  sogar  ein  gesotz- 
liches Becht  besteht.  Es  wird  nämlich  viele  Fülle 
geben,  wo  das  betreffende  Unternehmen  durch  die 


Expropriation  ein  Becht  erworben  hat,  dass  der 
betreffende  Luftraum  frei  bleiben  oder  dass  Büumo 
oder  Aeste  beseitigt  werden  müssen.  Dies  ist  auch 
auf  Seite  'M  der  Botschaft  des  Bundesrates  vorge- 
sehen, wo  gesagt  ist,  dass  die  Expropriation  für 
die  Inanspruchnahme  des  Luftraumes,  sowie  für 
das  Ausholzen  in  Waldungen  u.  dgl.  zulässig  sei. 
Ich  denke,  dass  es  nicht  angehl,  in  solchen  Fällen, 
wo  ein  wohlerworbenes  Becht  besteht,  nachher  für 
die  gleiche  Sache  spater  wieder  eine  Entschädigung 
zu  verlangen.  Es  ist  auch  denkbar,  dass  ein  solches 
Becht  durch  Vertrag  erworben  wurde,  ja  sogar,  dass 
es,  wenn  das  Elektricitälswerk  die  Leitung  auf  eige- 
nem Grund  und  Boden  erstellt  und  der  Nachbar 
widerrechtlich  seine  Aeste  in  dessen  Luftraum  hin- 
einragen lässt,  kraft  des  Nachbarrechtes  von  Ge- 
setzeswegen besteht. 

Der  Artikel  würde  auch  die  Konsequenz  haben, 
dass  die  Eidgenossenschaft,  wenn  sie  auf  öffent- 
lichen Strassen  und  Plätzen  Schwachstromleitungcn 
erstellt  und  der  Anstösser  widerrechtlich  die  Aesto 
in  den  Luftraum  des  öffentlichen  Eigentums  .hinein- 
ragen lässt,  demselben  eine  Entschädigung  leisten 
müsste,  was  zur  Zeit  meines  Wissens  nicht  der 
Fall  ist.  Wo  wohlerworbene  oder  gesetzliche  Bechte 
auf  die  Beseitigung  von  Aesten  vorhanden  sind, 
sollte  nicht  neuerdings  eine  Entschädigung  bezahlt 
werden  müssen,  wenn  die  Aeste  von  Zeit  zu  Zeil 
wieder  nachwachsen. 

Ich  halte  zwar  dafür,  dass  dieser  Artikel  voll- 
ständig überflüssig  ist.  Denn  zum  Schutze  wohl- 
erworbener Bechto  haben  wir  in  allen  Kantonen 
Einrichtungen  und  Gesetze.  Ueberall  iu  den  Kan- 
tonen bestehen  für  die  zahllosen  Fälle  von  Besitzes- 
storungen  Vorschriften  und  ein  summarisches  Ver- 
fahren, das  sog.  Besitzesschutzverfahren.  Soweit 
es  privatrechtliche  Verhältnisse  anbetrifft,  wäre  die 
Sache  durch  das  bestehende  kantonale  Becht  also 
schon  geordnet.  Es  wäre  höchstens  nötig,  zum 
Schutze  der  Anlagen  des  Bundes  dio  öffcntlichrecht- 
licho  Bestimmung  des  Art  7  der  bundesratlichen 
Vorlage  beizubehalten.  Abei  wenn  man  wünscht,  das 
Gesetz  recht  weitläufig  zu  gestalten  und  Sachen,  die 
sich  eigentlich  von  selbst  verstellen,  in  dasselbe 
aufzunehmen,  so  will  ich  meinerseits  keinen  Strei- 
chungsantrag stellen.  Allein  das  möchto  ich  doch 
bezwecken,  dass  wohlerworbene  Bechte  auch  in 
diesem  Gesetze  geschützt  werden. 

Ich  bcantrago  daher  ein  Amendement  in  dem 
Sinne,  dass  die  Frage,  ob  eiue  Entschädigungspflicht 
bestehe,  offen  gelassen  werde  und  durch  die  in 
diesem  Artikel  vorgesehene  Lokalbehörde  entschie- 
den werden  soll,  ähnlich  wie  dies  im  Art.  7  des 
bundesrätlichen  Vorschlages  vorgesehen  ist  Dio 
Lokalbehördon  werden  so  wie  so  geneigt  sein,  die 
Grundbesitzer  gegenüber  den  Unternehmungen  zu 
schützon,  und  übordies  besteht  ja  die  Bestimmung, 
dass  dio  Unternehmung  jedenfalls  die  Kosten  be- 
zahlen muss,  auch  wenn  sie  Becht  hat 

Ich  beantrage  daher,  in  Alinea  1  des  Art  45bis 
die  Worte  «gegen  Entschädigung»  und  im  zweiten 
Alinea  den  Passus  «oder  wenn  die  beiden  ParleieT 
sich  über  die  Höhe  der  Entschädigung  nicht  einigen 
können»  zu  streichen  und  in  der  zweitletzten  Zeile 
dos  zweiten  Alineas  nach  den  Worten  «besorgt 
sein»  den  Passus  «sowie  im  Streitfall  über  die  Frage 
der  Entschädigung  entscheiden»  einzuschalten. 
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Rum :  Soweit  ich  Herrn  Schubiger  verstanden 
habe,  befürchtet  er,  dass  wenn  einmal  ein  Ast  ent- 
fernt und  der  betr.  Eigentümer  entschädigt  ist  und 
der  Ast  nachwachst  und  wieder  in  die  Quere  kommt, 
noch  einmal  eine  Entschädigung  bezahlt  werden 
müsse.  Das  ist  nach  meinem  Dafürhalten  durchaus 
unrichtig.  Wenn  ein  Ast  beseitigt  werden  muss  und 
der  Eigentümer  dafür  entschädigt  wird,  so  ist  vor 
Gesetz  und  Hecht  die  Situation  die,  dass  der  betr. 
Ast  der  Leitung  nicht  mehr  in  die  Quere  kommen 
darf.  Es  wäre  ein  Unrecht,  wenn  der  früher  ent- 
schädigte Eigentümer  den  Ast  in  dolo  malo,  in 
böser  Absicht  wieder  weiter  wachsen  lassen  wurde, 
damit  er  ja  der  Leitung  sobald  als  möglich  wieder 
zu  nahe  komme.  Das  kann  nicht  sein,  sondern 
eine  richtige  Interpretation  des  Art.  V»,  Lemma  1, 
führt  dahin,  dass  eine  Entschädigung  einmal  ge- 
leistet wird  und  dass  derjenige,  welcher  entschä- 
digt worden  ist,  dafür  zu  sorgen  hat,  dass  der 
durch  die  Entschädigung  hergestellte  Zustand  au- 
daure.  Wenn  diese  Auffassung  richtig  ist,  so  scheint 
mir  der  Aulrag  des  Herrn  Schubiger  mit  Bezug  auf 
Lemma  1  unnötig  zu  sein. 


Si'hrniil  (Url) :  Herr  Kurz  hat  wesentlich  das- 
jenige ausgeführt,  was  auch  ich  Ihnen  zur  Kennt- 
nis geben  wollte.  Auch  ich  habe  den  Ausführungen 
des  Herrn  Schubiger  wegen  der  Uuruhe  im  Saale 
und  vielleicht  auch  aus  einem  andern  Grunde  nicht 
vollständig  folgen  können. 

Ich  halte  den  Itaumastartikel  für  notwendig  und 
glaube,  dass  es  von  grosser  Bedeutung  ist,  dass 
wir  denselben  so  gestalten,  dass  nicht  unter  Um- 
standen dem  Gesetze  daraus  Gegner  erwachsen.  Sic 
haben  wie  ich  gesehen,  dass  Herr  Gisi  bereits  das 
Wort  verlangt  hat  und  es  interessiert  mich  zu  ver- 
nehmen, was  von  Seite  der  Landwirtschaft  geschehen 
wird. 

Herr  Schuhiger  geht  von  der  Ansicht  aus,  dass 
der  Artikel  gar  nicht  notwendig  sei.  Denn  in  don 
Kantonen  linden  sich  genügend  Bestimmungen  über 
den  Besitzesschutz.  Herr  Schubiger  ist  da  im  Irrtum. 
Das  mag  für  den  Kanton  St.  Gallen  und  vielleicht 
für  die  Grosszahl  der  Kantone,  aber  nicht  für  alle 
zutreffen.  Im  Kauton  Url  z.  B.  bestehen  solche  Be- 
stimmungen nicht  und  wir  sind  oft  in  peinlicher 
Verlegenheit,  wenn  eine  rasche  Massregel  ergriffen 
werden  sollte,  indem  ein  Troler  es  in  den  Händen 
hat,  die  Sache  möglichst  lange  hinauszuschieben. 
Was  verstehen  wir  eigentlich  unter  Besitzesschutz'? 
Die  Unternehmung  ist  im  Besitze  des  Leilungsreeh- 
tes  und  der  Besitzer  im  Besitze  des  Baumes.  Wer 
soll  geschützt  sein'?  Man  wird  sagen:  Naturlich  die 
Unternehmung,  denn  das  ist  die  res  principalis. 
Das  wird  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  zutreffend  sein. 
Die  Frage  ist  aber  heute  auch  noch  keine  ent- 
schiedene, wie  rasch  eine  Entscheidung  herbeige- 
führt werden  konnte,  wenn  von  beiden  Seiten  auf 
Besitzesstorung  geklagt  würde. 

Ich  halte  fest,  dass  die  Bestimmung  in  ArL  45b(s 
grundsätzlich  aeeeptiert  werden  soll.  Ich  habe  die 
volle  Ueberzeugung,  dass  wenn  einmal  ein  Baum- 
ast wegerkannt  worden  ist  und  die  Unternehmung 
eine  Entschädigung  bezahlt  hat,  es  nicht  mehr  im 


Ermessen  des  Eigentümers  liegt,  die  Aeste  nach- 
wachsen zu  lassen  und  eine  noue  Entschädigung  zu 
fordern.  Das  hies.se  die  Sache  ad  absurdum  treiben. 

Ich  habe  die  Bestimmung  übrigens  auch  von 
einem  andern  Gesichtspunkte  aus  gerne  gesehen. 
Dieselbe  wird  nämlich  zur  Folge  haben,  dass  bei 
der  Anlage  eines  Werkes  in  Zukunft  in  etwas  wei- 
torem  Masse  von  dem  Expropriationsrecht  in  Bezug 
auf  Bäume  Gebrauch  gemacht  wird,  als  es  sonst 
der  Fall  wäre.  Mau  wird  einen  Baum,  der  nahe 
hei  der  Linie  ist,  ohne  gerade  in  dieselbe  hinein- 
zuragen, nicht  mehr  stehen  lassen,  sondern  ihn  be- 
seitigen und  den  Grundeigentümer  angemessen  ent- 
schädigen. Das  ist  rationell  und  wird  bewirken» 
dass  derartige  Gefährdungen  nur  selten  sein  werden- 

Ich  slosse  mich  an  der  Bestimmung:  «diese 
wird  nötigenfalls  auch  für  Ausführung  ihres  Urteils 
besorgt  sein»,  oder  wie  es  im  franzosischen  Texte 
heisst:  «pourvoira,  en  cas  de  besoin,  ä  l'execution 
de  son  juK'emeiit«.  Die  Lokalbehorde  wird  hier  ge- 
wissermassen  als  Gerichtsbehörde  aufgestellt.  Wo 
In  allor  Welt  ist  in  einem  Gesetz  eine  Bestimmung 
enthalten,  dass  eine  Gerichtsbehörde  auch  ein  Ur- 
teil exekutiert?  Die  Gerichtsbehörde  kann  nicht  zu- 
gleich Exekutivbehörde  sein.  Darum  beantrage  ich, 
diesen  Satz  zu  streichen.  Er  ist  unnötig  und  jeden- 
falls logisch  nicht  richtig.  Die  Lokalbehorde,  wel- 
cher gerichtliche  Funktionen  verliehen  werden 
sollen,  hat  die  Aufgabe,  in  möglichst  kurzer  Frist 
die  Frage  der  Beseitigung  des  Astes  und  die  Frage 
der  Entschädigung  zu  reglieren.  Es  wird  dann 
Sache  der  Unternehmung  sein,  darauf  zu  dringen, 
dass  diesem  Urteil,  diesem  Erkenntnis  Vollzug  ge- 
geben werde.  Aber  es  liegt  nicht  in  der  Kompetenz 
und  Stellung  der  Lokalbehorde,  dass  sie  das  Urteil 
vollziehe.  Ich  beantrage  Ihnen  datier,  bessere  Re- 
daktion vorbehalten,  diesen  Satz  zu  streichen.  Im 
übrigen  aber  empfehle  ich  Ihnen  nachdrucklich  die 
Aufnahme  des  Art  <i5bis. 


Qlfti:  Ich  unterstützo  den  Antrag  der  Kommis- 
sion. Bio  Befürchtungen  des  Herrn  Schubiger  sind 
nach  meiner  Ueberzeugung  nicht  richtig.  Bei  der 
Anlage  von  Stark-  oder  Schwachstromleilungen  wer- 
den  gegenwärtig  die  Bäume  möglichst  geschont  oder 
überspannt  und  selten  werden  von  Anfang  an  Entschä- 
digungen für  die  Baume  bezahlt.  Wenn  Sie  nun  nach 
dem  Antrag  des  Herrn  Schubiger  die  Eigentümer  von 
einer  Entschädigung  für  die  Bäume,  die  mit  der 
Zeit  in  den  Bereich  der  Drähte  hineinwachsen  wer- 
den, ausschliessen,  so  würden  Sie  an  ihnen,  gegen- 
über denjenigen  Eigentümern,  die  bis  jetzt  expro- 
priiert worden  sind  oder  in  der  nächsten  Zukunft 
expropriiert  werden,  eine  Ungerechtigkeit  begehen. 
Herr  Schuhiger  hat  auch  erklärt,  dass  die  Durch- 
führung dos  im  K om ini ss ionsan trage  niedergelegten 
Prinzips  für  die  Telegraphen-  und  Telephonverwal- 
tung gefährlich  sei.  Es  besieht  eine  Bestimmung, 
wonach  Bäume  nicht  naher  als  bis  auf  ein  gesetz- 
liches Minimum  an  die  Strasse  herangerückt  wer- 
den dürfen.  Wenn  sie  aber  auf  diese  Entfernung 
stehen,  haben  siedasBechl,  sich  frei  zu  entwickeln. 
Die  Telegraphen-  und  Telephonverwallung  stellt  ihre 
Leitungen  nicht  auf  das  Eigentum  des  Staates,  son 
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dem  auf  ilic  Marche  und  «s  fragt  sich,  ob  wenn 
solche  Bäume  in  ihrer  Entwicklung?  gehindert  wer- 
den, wenn  grössere  Aeste  abgesägt  werden  müssen, 
nicht  die  Telegraplien-  und  Telephonverwaltung  zur 
Entschädigung  angehalten  werden  könne.  Ich  kenne 
viele  Leitungen,  wo  man  die  Uäume  einfach  über- 
spannt und  die  freie  Kniwicklung  derselben  nicht 
gebindert  hat  Wenn  dicsolhon  nun  in  die  Höbe 
wachsen  und  die  Ueberspannung  zu  ändern  ist,  so 
ist  es  geboten,  dass  die  Eigentümer  auch  entschä- 
digt werden.  Allerdings  wird  für  einen  Kaum,  der 
einmal  entschädigt  worden  ist,  keine  weitere  Ent- 
schädigung mehr  geleistet  werden.  Allein  wo  grös- 
sere Eingriffe  in  das  Leben  eines  Baumes  gemacht 
werden  müssen,  wird  es  »las  einzig  richtige  sein, 
den  Kaum  zu  expropriieren  und  wegzuschaffen.  Denn 
ein  grosserer  Eingriff  in  einen  altem  Baum  wird 
demselben  in  seiner  Lebens-  und  Tragkraft  unge- 
heuer schallen.  Ich  möchte  deshalb  vor  dem  An- 
trage des  Herrn  Schubiger  warnen.  Ich  habe 
die  Leherzeugung,  dass  die  Unternehmung  schon 
dafür  sorgen  wird,  dass  ein  Baum  nicht  zweimal 
entschädigt  wird.  Allein  es  wäre  ein  Köhler,  wenn 
im  Kalle  des  Nachwachsens  keine  Entschädigung 
geleistet  werden  müssto. 


M'hubiger:  Ich  bitte  Sie,  mich  zu  entschuldigen, 
wenn  ich  noch  einmal  das  Wort  ergreife.  Aber  ich 
sehe  mich  genötigt,  noch  einige  Bemerkungen  an- 
zubringen, da  ich  vollständig  missverstanden  worden 
bin. 

Herr  Dr.  Schmid,  der  übrigens  bemerkt  hat,  er 
habe  meinen  Ausfuhrungen  nicht  folgen  können, 
gehl  von  der  Ansicht  aus,  als  beantrage  ich  die 
Streichung  des  Art  iiibis.  Das  ist  falsch.  Ich  habe 
nicht  den  Antrag  gestellt,  der  Artikel  sei  zu  strei- 
chen und  die  ganze  Geschichte  auf  das  Besitzes- 
schutzrecht  zu  verweisen.  Ich  kann  mich  deshalb 
weiterer  Bemerkungen  über  das  Besitzesschutzver- 
fabren  im  allgemeinen  und  über  dasjenige  im  Kan- 
ton L'ri  im  besondern  enthalten. 

Auch  Herr  Gisi  hat  mich  missverstandan.  Ich 
will  durchaus  nicht,  dass  Landwirte  gehindert  sein 
sollen,  berechtigte  Schadenersatzansprüche  zu  stellen. 
Aber  ich  mochte  verhindern,  dass  wenn  ein  Unter- 
nehmen durch  Expropriation  odcrVcrtrag  oder  von  Ge- 
setzeswegen ein  Hecht  besitzt,  dass  seine  elektrische 
Leitung  durch  Baumäste  nicht  gestört  werde,  später, 
wenn  die  Aeste  wieder  nachwachsen,  ein  neues 
Enlschädigungsbegehren  gestellt  werden  könne. 

Zu  diesem  Zwecke  beantrage  ich,  dass  nicht  in 
allen  Lullen  eine  Entschadigungspflicht  bestehe, 
sondern  dass  diese  Pflicht  von  derjenigen  Lokalbe- 
hörde beurteilt  werdo,  welche  auch  das  Mass  der 
Kntschädiguug  festzusetzen  hat.  Nun  hat  Herr 
Kurz  erklärt,  dies  entspreche  eigentlich  auch  der 
Absicht  der  Kommission.  Dann  bitte  ich  Sie,  das 
im  Gesetze  selbst  zu  sagen.  Im  Gesetze  steht  aber 
das  Gegenteil  von  dem,  was  Herr  Kurz  bemerkt 
hat,  es  steht  darin,  dass  jederzeit  für  die  Beseiti- 
gung von  Baumästen  eine  Entschadigungspflicht  be- 
stehe. Ks  will  mir  scheinen,  dass  wir  nicht  weit 
auseinander  gehen,  und  dass  wir  im  Grunde  alle 
dasselbe  wollen.  Es  dürfto  deshalb  mein  Antrag  all- 


seitige Zustimmung  finden,  welcher  bezweckt,  dass 
dio  Lokalbohördo,  die  ja  so  wie  so  mehr  auf  der 
Seite  der  Grundeigentümer  stehen  wird,  auch  die 
Frage  zu  entscheiden  habe,  ob  angesichts  allfälliger 
wohlerworbener  Rechte  und  dor  gesetzlichen  Vor- 
hältnisse eine  Entschädigungspllicht  Oberhaupt  be- 
stehe. 


Zscliokke,  Berichterstatter  der  Kommission:  In 
erster  Linie  muss  ich  auf  einen  Irrtum  aufmerksam 
machen.  Es  sind  nämlich  aus  Versehen  die  beiden 
Worte  «oder  gestört»  ausgelassen  worden. 

Im  übrigen  findet  die  Kommission  dio  Anschau- 
ungen des  Herrn  Schubiger  für  zu  woitgehend.  Sie 
befurchtet  nicht,  dass  eine  Ungerechtigkeit  entstehen 
könne.  Wenn  thatsächlich  im  Momente  der  Expro- 
priation der  Besitzer  auf  dorn  Wege  der  Verstän- 
digung sich  verpachtet  hat,  während  der  Dauer  der 
Konzession  den  Luftraum  frei  zu  halten,  so  wird 
sich  keine  Lokalbehörde  dazu  hergeben,  dem  Be- 
sitzer nun  noch  nachträglich  eine  zweite  Entschä- 
digung zuzugestehen.  Die  Sache  ist  vielmehr  schon 
zur  Zeit  der  Konzessionsertailung  definitiv  geordnet 
worden. 

Was  den  Antrag  des  Herrn  Schmid  anbelangt, 
die  Worte:  «diese  wird  nötigenfalls  auch  lür  Aus- 
führung ihres  Urteils  besorgt  sein«,  zu  streichen, 
weil  es  nicht  angehe,  dass  die  Behörde,  welche  das 
Urleil  gesprochen  habe,  auch  die  Ausführung  durch- 
setze, so  kann  sich  dio  Kommission  damit  einver- 
standen erklaron. 


Schinld  (Uri):  Herr  Schubiger  will  in  allen 
Fällen,  in  denen  es  sich  um  Beseitigung  von  Baum- 
ästen handelt,  dio  Krage,  ob  eine  Entschädigung  be- 
zahlt werden  müsse,  und  eventuell  welche,  dem 
Entscheide  der  Lokalbohördo  unterstellen.  Ich  glaubo, 
er  ist  nicht  ganz  konsequent.  Es  könnte  das  be- 
züglich der  Fälle  zutreffend  sein,  die  er  angeführt 
hat.  Ich  muss  aber  dor  Auffassung,  welche  Herr 
Schubiger  iu  seinem  Antrag  niedergelegt  hat,  ent- 
gegentreten, und  ich  befinde  mich  in  dieser  Be- 
ziehung in  Uebereinstimmung  mit  Herrn  Kurz.  Ich 
mache  darauf  aufmerksam,  dass  die  Baumastfrage 
eine  viel  grössere  Tragweite  hat,  als  man  ihr  bei- 
legen will.  Der  Eigentümer  eines  Baumes  darf  ver- 
langen, vorausgesetzt,  dass  er  nicht  in  ebikanöser 
Weise  mit  einer  neuen  Forderung  auftritt,  nachdem 
er  bereits  entschädigt  worden,  dass  ihm  eine  Ent- 
schädigung, sei  sie  gross  oder  klein,  zugesprochen 
werde.  Wenn  Sie  aber  den  Eigentümer,  der  einen 
Ast  beseitigen  lassen  muss,  und  diese  Beseitigung 
hat  in  den  meisten  Fällen  den  Ruin  des  Baumes 
zur  Folge  —  ich  habe  darin  meine  Erfahrungen  — 
damit  abspeisen  wollen,  dass  Sie  sagen,  die  Ent- 
schädigungspllicht sei  eine  dubiose,  dann  können 
Sie  überzeugt  sein,  dass  Sie  dem  Gesetze  gefähr- 
liche Gegner  schaffen.  Als  Freund  des  Gesetzes,  als 
Freund  unserer  Bauernsame  und  des  Privateigen- 
tums, welches  in  diesem  Gosotze  da  und  dort  gar 
nicht  unwesentlich  ausser  Acht  gelassen  worden 
ist,  empfehle  ich  Ihnen  Festhalten  am  Vorschlage 
der  Kommission. 
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PrHsMrmt:  Dio  Diskussion  ist  geschlossen.  Zum 
Antrag  der  Kommission  ist  nachträglich  die  Be- 
richtigung gemacht  wordon.  dass  es  heisson  soll 
«gefährdet  oder  gestört»  ist. 

Herr  Schmid  beantragt  Streichung  der  Worte: 
«dioso  wird  nötigenfalls  auch  für  Ausfuhrung  ihres 
Urteils  besorgt  sein«.  Mit  diesem  Antrage  hat  sich 
die  Kommission  einverstanden  erklärt.  Wenn  der 
Antrag  der  Kommission  von  keiner  Seite  aufge- 
nommen wird,  so  nehme  ich  au,  Sie  seien  mit  der 
Streichung  einverstanden. 


Fohr:  Ich  nehme  den  Antrag  der  Kommission 
wieder  auf;  denn  die  Hauptsache  ist  die  möglichst 
rasche  Beseitigung  der  Baumriste. 


Präsident:  Endlich  hat  Herr  Schubigor  bean- 
tragt, in  Alinea  1  die  Worte  «gegen  Entschädigung» 
und  im  '2.  Alinea  don  Passus  «oder  wenn  dio  beiden 
Parteien  sich  über  dio  Ilöho  der  Entschädigung 
nicht  einigen  können »  zu  streiche«  Wir  stimmen  ab. 


Abstimmung.  —  Votation. 

Vorerst  wird  dem  Antrag  des  Herrn  Fohr,  gegen- 
über demjenigen  des  Herrn  Schmid,  der  Vorzug  ge- 
geben, und  so  lann  der  Antrag  der  Kommission 
gegenüber  don  Stroichungsantragcn  des  Herrn  Schu- 
bigor unverändert  angenommen. 

(En  votation  eventuelle,  la  proposition  de  M.  Fehr 
est  prefereo  ä  ccllo  do  M.  Schmid.  En  votation  de- 
finitive, la  proposition  de  la  commission  l'emporte 
sur  collo  de  M.  Schubiger.) 


Art  23. 

Z<chokke,  Berichterstatter  der  Kommission :  Die 
Kommission  schlägt  Urnen  hier  zwei  Abänderungen 
vor.  Dio  erste  ist  rein  formeller  Natur.  Die  Kom- 
mission ist  darauf  aufmerksam  gemacht  worden, 
dass  man  die  Bekursfristen  nicht  mehr  nach  Wochen 
berechnet,  soedorn  najh  Tagen.  Wir  schlagen  Ihnen 
deshalb  vor,  statt  4  Wochen  zu  sagen:  30  Tage. 

Der  zweite  Vorschlag  ist  wesentlich  weitergehend. 
Sie  haben  einen  Art.  Qibis  beschlossen.  Dieser  sieht 
an  Stelle  der  drei  Iuspektorate  die  Schaffung  eines 
einheitlichen  Inspektorates  vor.  Die  Kommission 
Tand  nun,  es  sollte,  falls  die  Bundesversammlung 
dios  beschliesseu  würde,  bereits  auch  dio  Bekurs- 
stello  näher  bezeichnet  werden,  und  sie  schlägt  Ihnen 
vor,  dem  Art  '23  folgenden  Zusatz  beizufügen: 
«Sollte  naclr  Art.  22bis  ein  einheitliches  Inspektorat 
eingesetzt  werden,  so  kann  gegen  dessen  Entschei- 
dungen innert  30  Tagen  beim  Rundesrato  Rekurs 
ergriffen  werden.»  Die  Kommission  glaubt,  dass  da- 
mit dio  Volksabstimmung  über  die  in  Art.  22bis 
vorgesehene  Aenderung  umgangen  wäre.  Denn 
wenn  in  diesem  Gesetze  der  Bundesversammlung 


das  Bechl  vindiciert  ist,  statt  den  drei  Kontroll- 
stellen eine  einheitliche  zu  schaffen  und  dann  in 
Art.  '23  die  Instanz  vorgesehen  ist,  an  welche  gegen 
die  Entscheidungen  dieses  einheitlichen  Inspektorates 
zu  rekurrieren  ist,  so  bleiben  dann  allo  andern  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  unverändert.  Ich  beantrage 
Ihnen  Annahme  des  Artikels. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Art.  21. 

Z-.-inkL-',  Berichterstatter  der  Kommission: 
Art.  '24  würde  unverändert  bleiben  für  den  Fall, 
als  die  Bundesversammlung  ein  einheitliches  Inspek- 
torat boschliessen  würde.  Wenn  keine  verschiedenen 
Kontrollstellen  mehr  existieren,  so  giebt  es  auch 
keine  Differenzen  mehr  und  der  Art.  '24  braucht  dann 
nicht  mehr  angerufen  zu  werden.  Er  ist  in  diesem 
Falle  ein  toter  Buchstabe. 

Angenommen.  —  (Adopti.) 


Präsident :  In  Art.  2S)  ist  noch  eino  Berichtigung 
anzubringen.  Derselbe  muss  am  Schlüsse  foL'onder- 
massen  lauten:  «sofern  nicht  die  in  Art.  '28  genann- 
ten Bcfreiungsgründo  oder  Einschränkungen  vor- 
liegen.» Die  Kommission  ist  damit  einverstanden. 
Es  wurde  bei  der  Beratung  aus  Versehen  die  ur- 
sprüngliche Fassung  des  Bundesrates  als  Beschluss 
des  Rates  erklärt.  Ich  nehme  an,  Sie  seien  mit  diesor 
Aenderung  einverstanden. 


Art.  4L 

Bltimrr,  Berichterstatter  der  Kommission:  Dio 
Kommission  beantragt  Ihnen,  auf  Art.  -41  zurück- 
zukommen. Es  ist  dies  ein  wichtiger  Punkt.  Sie 
erinnern  sich  an  den  Reschluss  des  Nationalstes, 
wonach  der  zweite  Absatz  gestrichen  wurde.  Auf 
den  Vorbehalt  des  Art.  30  wollen  wir  nicht  mehr 
zurückkommen.  Es  ist  gestern  gesagt  worden,  dieser 
Zusatz  sei  selbstverständlich.  Dieser  Punkt  ist  nun- 
mehr erledigt. 

Was  nun  aber  die  schwierige  und  wichtige  Frage 
betreffend  die  ausnahmsweison  vortraglichen  Be- 
stimmungen zwischen  dem  Slromlieferanten  und  den 
Strombezügern  anbelangt,  so  habon  Sie  beide  Vor- 
schläge, don  des  Bundesrates  und  den  der  Kom- 
mission, vollständig  abgelehnt.  Der  Rundesrat  wollto 
bekanntlich  sagen,  dass  abweichende  Bestimmungen 
von  Verträgen  zu  gestalten  seien,  wodurch  eine 
sehr  weitgohendo  Beschränkung  der  Haftpflicht  stalt- 
gefunden hiitte.  Ihre  Kommission  wollte  wenigstens 
den  Vorbehalt  des  Art.  114  O.  R.  noch  anbringen. 
In  Ihrer  grossen  Mehrheit  haben  Sie  aber  beides 
abgelehnt.  Sie  giongen  von  dem  Gedanken  aus,  dass 
eine  solche  Einschränkung  der  Haftpflicht  unzulässig 
sei,  dass  es  sioh  im  übrigen  um  einen  Vortrag 
zwischen  Lieferanten  und  Bezügern  handle,  der  durch 
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das  0.  R.  geregelt  werde;  anderweitige  Ausnahme- 
bestimmungen sollten  gar  nicht  statuiert  werden, 
namentlich  nicht  unter  der  Rubrik  Haftpflicht. 

Ihre  Kommission  muss  aber  doch  sagen,  dass 
man  etwas  zu  weit  gegangen  ist.  Sie  waren  offen- 
bar der  Ansicht,  dass  man  die  Gesellschalten  zu 
viel  begünstigen  wollte;  Sie  stellten  sich  vor,  dass 
man  die  Haftpflicht  hätte  umgehon  können  und  zwar 
für  wichtige  Fälle.  Ihrer  Kommission  liegt  aber 
daran,  die  Sache  mehr  auf  einen  praktischen  Boden 
zu  stellen,  und  da  ist  es  doch  wiinschbar,  dass  die 
Anlage  wenigstens  für  kürzere  Unterbrechungen  der 
Stromlieferung  den  Ausschluss  der  Entschädigungs- 
pflicht feststellen  könne.  Das  ist  der  häufigste  Fall, 
aber  in  finanzieller  Beziehung  der  unwichtigste. 
Nehmen  Sie  diese  Bestimmung  nicht  auf,  so  wer- 
den die  Gesellschaften  ungemein  belastet  werden. 
Die  Elektrotechnik  ist  leider  noch  nicht  so  weit, 
dass  solche  Unterbrechungen  verhütet  werden 
können.  Sie  sind  noch  sehr  häutig.  Die  Gesellschaften 
würden  fortwährend  durch  solche  Klagen  belästigt. 
Auf  der  andern  Seite  ist  es  auch  nicht  nötig,  dass 
die  Gesellschaften  schadenersatzpflichtig  werden. 
Der  Abonnent  ist  froh,  wenn  er  Licht  bekommt, 
und  es  ist  nicht  unbillig,  wenn  man  an  die  Lieforung 
die  Bedingung  knüpft,  dass  für  kleinere  Unterbrech- 
ungen die  Schadenersatzpflicht  aufhört. 

Aus  diosen  praktischen  Gründun  sollten  Sie  auf 
den  gestrigenBeschluss  zurückkommen  und  folgenden 
Zusatz  als  '2.  Lemma  annehmen:  »Dagegen  s:nd  dio 
Beschränkungen  oder  der  Ausschluss  der  Enlscbä- 
digungspflichl  zulässig  für  vorübergebende  kürzere 
Unterbrechungen  der  Stromlicferung  durch  Verlrag 
zwischen  der  elektrischen  Unternehmung  und  den 
Abonnenten.»  Es  würde  sich  das  also  nur  auf  das 
Verhältnis  zwischen  den  Lieferanten  und  don  Be- 
zügern beziehen.  Wir  empfehlen  Ihnei,  diesen  An- 
trag anzunehmen,  mit  dem  sich  auch  die  elektrischen 
Aulagen  befriedigt  erklären  könnten.  Und  auch  dem 
Publikum  kann  damit  gedient  sein.  Auch  aus  dem 
Grunde  beantragt  Ihnen  die  Kommission  Annahme, 
weil  sie  furchtet,  dass  wenn  Sie  den  gestrigen  Be- 
schluss  festhalten,  die  elektrischen  Anla-en,  statt  die 
Freunde  und  Förderer  des  Gesetzes,  dessen  Bekämpier 
sein  werden.  Es  wäre  dies  in  jeder  Richtung  zu 
bedauern. 


Präsident :  Ich  möchte  mir  den  Herrn  Kommis- 
sionspräsidenten anzufragen  erlauben,  ob  es  nicht 
besser  wäre,  zu  sagen:  «Dagegen  sind  Beschränkun- 
gen» statt:  «Dagegen  sind  dio  Beschränkungen». 


Bl'imer,  Berichterstalter  der  Kommission:  Ein- 
verstanden! 


Präsident :  Wenn  das  Wort  nicht  mehr  verlangt 
wird,  so  nehme  ich  an,  Sie  seien  mit  dem  Antrage 
der  Kommission  einverstanden.  —  Der  Art.  41  ist 
nach  Antiag  der  Kommission  mit  der  erwähnten 
kleinen  Aenderung  angenommen. 

Ich  bin  darauf  aufmerksam  gemacht  worden, 
dass  der  Art.  21,  Alinea  2,  eine  Auslassung  ent- 
hält, die  sinnstörend  ist.  Es  muss  offenbar  statt: 
«und  es  ist  daher  dessen  Beauftragten »  heissen: 
«os  ist  daher  ihm  und  dessen  Beauftragten.»  — 
Ich  nehmo  an,  Sie  seien  mit  dieser  Aenderung  ein- 
verstanden. 

Damit  sind  die  zurückgelegten  Artikel  erledigt. 
Wir  gehon  über  zu 


Titel  und  Ingress.  —  Türe  et  preambule. 

Bluraer,  Berichterstatter  der  Kommission:  Koine 
Bemerkung. 


Pfüsldant:  Titel  und  Ingress  sind  angenommen. 
--  Damit  sind  wir  mit  der  Beratung  des  Entwurfes 
zu  Endo  gekommen.  Ich  frage  Sie  an,  ob  beantragt 
wird,  auf  irgend  einen  Artikel  zurückzukommen. 
—  Es  ist  das  nicht  der  Fall.  Die  Beratung  ist  zu 
Ende.  —  Wir  schreiten  zur  Schlussabslimmung. 


Schlussabstimrnung.  —  Votalion  fi  de. 


Mit  103  Stimmen  wird  das  Gesetz  angenommen; 
dagegen  erhebt  sich  niemand. 

(,Par  103  vuix,  la  loi  est  adoptee  h  I'unanimite.) 


PrS«1dant:  Geht  an  den  Ständorat,  wobei  die 
Berichtigung  des  französischen  Textes  vorbehalten 
bleibt. 


»ob  Jtnt  *  Ca.  m  <fcr«. 
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Rmchlus*  des  Stiinderates. 

28.  September  18»». 


Bundesgesetz 

hftreffeod 

die  Ergänzung  des  Bmulesgosclzcs  ülier  den 
Militiirpnichlersatz  vom  28.  Juni  1878. 

Die  Bundesversammlung 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft, 

gestützt  aul  Art.  18  der  Bundesverfassung ; 
nach  Einsicht  einer  Botschaft  des  Bundesrates 
vom  1.  Juni  1898. 

beschl;esst  : 

Art.1.  Wer,  sei  es  böswilliger  Weise,  sei  es  infolge 
liederlichen  oder  arbeitsscheuen  Lebenswandels, 
ungeachtet  zweimaliger  Mahnung  den  Militärpllicht- 
ersatz  nicht  entrichtet,  wird  mit  Haft  von  1--10 
Tagen  oder  mit  Wirlshausverbot  oder  Entzug  des 
Stimmrechtes,  beides  bis  auf  die  Dauer  von  '2  Jahren, 
bestraft. 

Diese  Strafen  können  auch  in  Verbindung  mit 
einander  ausgesprochen  werden. 

Das  bezügliche  Strafverfahren  ist  Sache  der 


Antra**  der  Kommission  den 

4.  Dezember  1900 


Art  1.  Wer  schuldhalterweise,  ungeachtet  zwei- 
maliger Mahnung  durch  die  Militärbehörden,  den 
Militürpflichtersatz  nicht  entrichtet,  wird  vom  Straf- 
richter mit  Haft  von  ein  bis  zehn  Tagen  bestraft. 

Die  Mahnung  soll  den  Hinweis  auf  die  im  Go- 
setzo  vorgesehene  Strafe  und  die  Androhung  der 
Ueberweisung  an  den  Strafrichter  enthalten. 

Mit  der  Hauptstrafe  kann  Entzug  des  Stimm- 
rechtes bis  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  ver- 
bunden werden. 

Das  bezügliche  Strafverfahren  ist  Sache  der 
Kantone. 

Die  Vollziehungsverordnungen  sind  dem  Bundes- 
rate zur  Genehmigung  vorzulegen. 

«9 
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Art  S.  DerUumlesrat  wird  beauftragt,  auf  Grund- 
lage der  Hnstimmuiiiicn  des  Bumlesgesetzes  vom 
17.  JudI  187 i,  betreffend  dio  Volksabstimmungen 
über  Buudesgesetzo  und  Bundesbeschltisse,  dio  Be- 
kanntmachung dieses  Gesetzes  zu  veranstalten  und 
deu  Bogiun  der  Wirksamkeit  desselben  festzusetzen. 


Zustimmung. 


Decision  du  lonsnil  des  elitls. 

W  sq.leinbic  l«t»'J. 


Loi  föderale 


edle  ilu  28  juiii  1878  sur  lu  luxe  dexeiuiition 
du  service  mililaire. 


I>E 


L'ASSEMBl.EE  l'EÜEBALK 
LA  CONEEUEBATION  SU1SSE, 


vu  Part  18  de  la  Constitution  föderale; 

vu  lo  message  du  conseil  födöral  du  1<"  juiu  18U8, 

dicrite: 

Art.  lL*r.  Celui  qui.  dolosivemeat,  ne  payo  pas  la 
taxo  militairo  ou  qui,  par  son  inconduite  ou  sa 
laineantiso,  s'cst  mis  daus  l'irapossibilitö  de  la  payer 
scra,  apres  deux  sommations,  puui  des  arröls  do  1 
;'t  10  jours,  ou  de  l'inlerdiclion  do  Irequenler  les 
auberges,  ou  de  la  privation  du  droit  de  vote,  ces 
deux  dernieros  peines  no  pouvaut  oxcedor  deux  aas. 

Ces  difförenles  peines  peuvent  elre  cumulöes. 

La  proccclure  ä  suivre  est  duressort  desoantons. 


Art.  2.  Lo  conseil  födöral  ost  Charge,  couformc- 
mout  aux  dispositions  de  la  loi  föderale  du  17  juiu 
1871  concernant  les  votations  populaires  sur  les  lois 
et  arrötös  födöraux,  do  publior  la  presento  loi  et  do 
lixer  l'öpoquo  ä  laquolle  eile  entrera  cn  viguour. 


l'ropositious 
de  I«  commission  du  conseil  imtioiittl. 

1  döceinbre  VjW. 


Art.  1".  Celui  qui,  par  sa  faute,  ot  nonobslant 
deux  sommations  successives  do  l'autoritö  militaire, 
ne  payo  pas  la  taxo  d'exomptiou  du  service  mili- 
taire est  puni,  par  le  jugo  pönal,  d  un  ä  dix  jours 
d'arröls  de  police. 

La  sommation  de  payer  doit  contenir: 

1°  la  mention  de  la  peine  prescrito  par  la  loi; 

2»  la  commination  de  renvoi  au  ju^o  pönal. 

Outre  la  peine  des  arröls  do  polico,  le  jugo  peut 
prononcer  la  privation  des  droits  civiques  jusqu'ä 
deux  ans  au  maximum. 

l-a  procedure  appartient  aux  cantons. 

Les  lois,  ordonnance*  oureglements  promulguös 
par  les  canlous  en  exöcution  de  la  presento  loi  sont 
soumis  ä  l'approbation  du  conseil  föderal. 

Adhesion. 


M.  BncreUn,  rapporteur  fram.ais  de  la  commis- 
iou:  La  question  d*  la  taxo  militairo  a  deja  occupö 
les  deux  conseils  dans  des  promiers  debats  anterieurs. 
Vous  me  pcrmeitrez  de  rappeler  en  deux  muts 
l'urigine  de  celte  affaire:  En  1896,  il  y  a  de  cela  1 
ans,  M.  le  cooseiller  national  Eschmann  faisait  ici 
uno  motion  invitant  le  conseil  föderal  ü  rechercher 
les  moyens  plus  efficaces  quo  la  poursuite  ordinaire 
pour  dettos,  pour  obliger  les  oxemptös  ä  payer  la 
laxe  militaire. 

Cello  motion  etait  molivöe  par  la  jurisprudence 
du  Iribunal  föderal,  qui  assimilait  la  corvöe  obliga- 


loiro  ii  la  conlraiule  par  Corps  interdilu  par  la  Con- 
stitution föderale. 

II  ne  restait  des  lors  aux  cantoos  d'autre  moyen 
de  contrsinte  disponible  que  la  poursuite  pour  deltes 
ordiuaires,  tandis  qu'eu  raison  de  la  protection 
specialo  dont  la  loi  entoure  le  debiteur,  eile  n'otfrai 
a  olle  scule  aueune  garantie  d'eflicacilö. 

IL  Eschmann  et  MB  collögues  demandaient  par 
consequent  ä  la  Confederation  nne  loi  qui  punit  de 
Tarnende  ou  de  Temprisonnement  les  contribnables 
rönitents. 
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Pour  donner  suite  ü  cette  motioo.  le  coDseil  fö- 
deral adressa  une  circulaire  aux  cantons  pour  leur 
dornander  laur  avis  sur  la  proposition  soulevöo. 

Vingt-deux  cantons  demanderent  une  !oi  föderale 
<|ui  leur  fournit  une  compensation  ä  la  corvöe  obli- 
gatoire  interdite  par  les  arrets  du  Iribunal  födöral. 

Le  ooDseil  föderal  adressa,  ä  la  suilo  de  cette 
consultation,  un  message  ä  l'assemblöe  föderale  en 
dato  du  1,r  juin  1898,  l'accompagnaut  du  projet  de 
loi  que  vous  avez  sous  lcs  yeux.  Lo  conseil  tedöral 
etablissait  une  distinction  dans  ce  projet  entre  les 
contribuables  indigents  et  les  contribuables  rönitents. 
I.es  indigents  etaient  admis,  sur  la  Präsentation  d'un 
acte  d'indlgence  de  l'autoritö  communale,  a  se  liberer 
au  moyen  de  la  corvöe  personnelle  facultative,  un 
jour  do  travail  valant  3  francs,  les  frais  d'entrctien 
.'•lant  ä  la  Charge  de  la  Confödöration. 

Lo  conlribuable  renitent,  celui  qui  nc  voulait  ni 
payor,  ni  travailler,  etait  röpute  coupablo  d'un  delit 
«sui  goneris»  do  noo  oxecution  d'une  Obligation  de 
droit  public;  il  etait  renvoyö  commetel  parle  com- 
mandant  d'arrondissement  ä  l'autoritö  militaire  can- 
tonalo  et  puni  de  3  ä  '20  jours  de  detenlion. 

Lo  conseil  des  etats  delibera  sur  ce  projet  de 
loi.  Je  n'entre  pas  ici  dans  le  detail  des  argument- 
um furent  echanges  au  cours  du  debat,  je  constate 
simplement  que  le  conseil  des  etals  refusa  d'enlrör 
en  matiere  sur  les  propositions  du  conseil  federai, 
on  laissaut  touto  cette  question  entre  les  mains  des 
cantons. 

II  so  borna  ä  diro  que  les  ordonnance»  d 'oxecu- 
tion dos  cantons  seraient  soumises  ä  l'approbation 
du  conseil  födöral  et  devaient  prövoir  les  |>eines 
destinöes  a  Trapper  les  retardataires.  On  önumörait 
cos  poines:  C'ötait  la  privation  du  droit  do  vote, 
l'interdiction  de  fröquenter  los  auhorges,  les  arrets 
jusqu'ä  20  jours  ou  enfln  la  corvee  obligatoire.  La 
procedura  etait  laissäe  aussi  aux  cantons.  (Test 
dans  cet  etat  que  le  conseil  national  delibera  de  la 
question  au  mois  de  juin  1809. 

La  commission  que  presidail  !eu  M.  le  deputö 
Schaller,  lit  observer  que  la  decision  du  conseil  des 
etats  ne  faisait  que  conllnnor  le  statu  quo  od  cha- 
que  cantun  proeödait  comme  il  entend  etavec  plus 
ou  moins  de  sucecs,  que  la  decision  ne  resolvait 
point  les  difficultes  de  la  Situation.  Elle  etait  con- 
traire  ü  l'art.  18  do  la  Constitution  qui  prevoit  des 
prescriptions  uniformes  sur  la  laxe  d'exemption  du 
servlce  militaire.  , 

La  commission  du  conseil  national  revenait  donc 
au  projet  de  loi  du  conseil  föderal.  Elle  abandonnait 
la  categorio  des  contribuables  indigents,  laissant 
aux  cantons  le  soin  de  les  atteindre  par  les  moyons 
qui  leur  paraltraient  les  plus  eflicaces,  en  particulier 
par  la  corvee  facultativo. 

En  ce  qui  concerne  les  contribuables  rönitents, 
la  commission  proposait  qu'on  reat.it  sur  le  terrain 
choisi  par  le  conseil  födöral  et  qu'on  döclarät  que 
cos  contribuables-lä  se  rendaient  coupables  do  dö- 
lits  non  excusables  d'obligation  de  droit  public  et 
seraient  sur  la  proposition  de  l'organe  militaire 
coropclent  döförös  ä  l'autorite  militaire  cantonale  et 
condamnes  ä  une  peine  de  3  ä  20  jours  de  detention. 

C'&ait,  en  summe,  revenir  ä  la  proposition  du 
conseil  federai  pour  autant  que  son  projet  de  loi 
vise  le  conlribuable  renitent. 


La  majorite  du  conseil  national  entra  dans  cetto 
manicrede  voir,  et,  avec  quelques  variantes,  adopta 
la  proposition  de  sa  commissi  jn.  La  peine,  cepen- 
dant,  etait  reduite  ä  10  jours  au  maximum. 

C'est  dans  cet  etat  que  l'affaira  retournaä  l'autro 
conseil. 

Lo  conseil  des  etals  delibera  pour  la  douxieme 
fois  de  cette  question  en  juin  1899. 

II  abandonna  sa  premiero  Position  et  aeeepta,  eu 
principe,  Pidee  d'une  loi  fedörale  adoplöe  par  le 
conseil  national,  mais,  lidele  ä  sa  decision  del'biver 
precedent,  il  reintroduisit  la  faculte  pour  les  can- 
tons do  choisir  entre  vm  certain  nombre  de  peines 
qu'il  euumera. 

D'autre  part,  il  ne  voulut  pas  dire  si  la  peine 
serait  prononceo  par  l'autorite  militaire  ou  par  lo 
jugo  civil  et  il  abandonna  cette  imporlante  question 
do  la  juridiction,  avec  celle  de  la  procedura,  ä  la 
competence  des  cantons. 

II  nereserva  pasmöme.  pour  les  ordnnnancesd'exe- 
cution  promulguees  par  les  cantons,  la  sanetion  do 
l'autorite  föderale. 

En  sorte  que  le  projet  de  loi  que  sa  majori  lö  a 
adoptö  peut  encourir,  au  meme  titre  quo  celui  de 
decombre  1898,  lo  reproche  formule  par  votre  precö- 
ilento  commission  do  ne  pas  prevoir,  en  cette 
matiere.  les  prescriptions  uniformes  dont  parle 
l'art.  18  de  la  Constitution. 

Votre  commission  no  peut  donc  pas,  äsongrand 
regret,  vous  proposer  l'adhesion  ä  la  deliberation 
du  conseil  des  etats  et,  quel  que  soit  son  desir  de 
voir  cet  objet  enfln  disparaltre  de  l'ordre  du  jour  des 
chambres,  ello  est  obligee  de  vous  proposer  des  So- 
lutions qui  modilient  et  completent  Celles  adoplöes 
par  l'autre  conseil. 

Scs  conclusions  ont  ete  prises  a  l'unanimite  de 
ses  voix,  d'entente  avec  le  representant  du  conseil 
föderal  qui  a  assiste  et  cooperö  aux  deliln  ralions  de 
cos  commissions. 

Nous  espörons  qu'elles  trouveront  une  majoritü 
dans  votre  assemblöe. 

Nos  propositions  different  de  Celles  du  conseil 
dos  etats  sur  les  poinls  suivants: 

a.  Le  conseil  des  etats  applique  la  loi  «ä  celui 
qui  dolosivement  ne  paie  pas  la  laxe  ou  qui,  par 
son  inconduite  ou  sa  faineantise  s'est  tnis  dans 
l'impossibilitö  de  la  payer». 

Nous  disons,  plus  brievement:  «celui  qui  par  sa 
taute  (schuldhaf  (erweise)  ne  paie  pas  ...» 

Los  mols  «par  sa  faute»  comprennent  toutes  les 
speeifications  de  l'autre  rödaction  et,  en  oulre,  em- 
brassent  tous  les  autres  mobiles  qui  permettent  do 
classcr  le  conlribuable  dans  la  catögorie  des  reni- 
tents, c'est-ü  dire  de  ceux  qui,  pouvant  payer,  ne 
veulent  pas  payer.  De  cetto  tacon  nous  appliquons 
la  loi  ä  tous  les  cos,  tres  divers,  de  mauvaise  vo- 
lontö  (|ui  peuvent  se  presenter  et,  en  meme  lemps, 
nous  laissons  au  jugo  une  plus  grande  libertö  d'ap- 
pröciation. 

b.  La  redaction  du  conseil  des  etats  ne  dit  pas 
expressemenl  par  quelle  autorite  les  deux  sommations 
qui  doivent  pröceder  1'application  de  la  peine  doivent 
etre  faites,  ni  par  quelle  autorilö  la  peine  elle-memo 
est  prononcöe. 

Nous  estimons  qu'aux  termes  do  1'art.  18  de  la 
Constitution  qui  veut  des  regles  uniformes,  il  y  a 
lieu  de  preciser  ces  deux  poinls,  ce  qui  pennettra. 
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«mi  memo  temps,  de  determiner  quel  doit  etro,  en 
cette  matiere,  lo  röle  do  l'aulorite  militaire  et  celui 
de  l'autoritc  civile.  . 

La  pereeption  de  la  taxe  se  fait  dans  certains 
cantons  par  les  agents  du  flsc,  dansd'autres  parles 
fonetionnaires  militaires,  chefs  de  section  ou  com- 
maodants  i  arrondissement.  Celle  pereeption  ütant, 
aux  termes  de  la  loi  de  1878.  dans  les  attributioos 
dos  autorites  cantonales.  nous  n'avons  rien  k  repren- 
dre  ä  cela,  encore  qu'ii  nos  yeux  il  serait  prefe- 
rable  ipjo  partout  olle  Tut  conliee  aux  agents  liscaux. 
La  generali  te  des  contribualjles  a  la  taxe  no  lont  pas 
parlie  do  1'armce  et  c'est  pn-cisemenl  ä  cause  de 
cela  qu'ils  sont  contribuables.  Iis  devraiont  donc 
rclover  du  Ilse  et  noo  point  des  autorites  militaires, 
moins  bion  placees  d'ailleurs  et  moins  bien  outillees 
i|ue  les  pereepteurs  ordinaires  de  l'impöt  pour  faire 
reotrer  les  contributioos.  II  est  ä  romarquor  aussi 
quo,  dans  les  cantons  oii  la  pereeption  se  lail  par 
les  agonls  du  »sc,  ollo  donno  lieu  ä  moins  de  diffi- 
culles  et  se  heurte  ;i  moins  do  mauvaiso  volonte 
que  dans  coux  oii  les  Ionctiounaires  militaires  en 
sont  charges. 

Quoi  qu'il  en  soll  ü  cet  eganl,  il  arrive  dans  la 
procedura  ordinaire  de  la  pereeption  un  point  oü 
soit  los  agents  du  lisc,  soit  los  fonetionnaires  mili- 
taires sont  desarmes  vis-a-vis  du  contribuable  reni- 
tent. Les  procedes  de  la  poursuite  pour  dettes  ordi- 
naires,  de  l'avcu  do  ia  pluparl  dos  gouvernements 
cantonaux,  sont  trop  lents  pour  £tre  ellicacos  a 
l'cgard  do  la  categorie  do  contribuables  dont  il  est 
ici  question.  II  faut  donc  pouvoir  recourir  a  des 
moyens  plus  sommaires  et  menacor  lo  contribuable 
qui  retuse  do  payer  d'uoe  peine  d'emprisonnemont; 
de  meine  on  punit  lo  soldat  qui  refuse  d'accomplir 
son  service. 

Cependant,  il  s'agit  ici,  pour  que  la  peine  soit 
applicable,  d'etablir  la  laute  du  contribuable.  II  faut 
qu'il  soit  demontre  qu'il  pourrait  s'acquitlor  s'il  le 
voulait,  et  que  s'il  ne  s'aequitte  pas,  c'est  qu'il  ne  veut 
pas.  II  s'agit,  en  outro,  d'appliquer  la  peino  a  un  ci- 
toyen  i|ui,  en  tant  que  contribuable,  ne  releve  ni  des 
lois  militaires,  ni  des  autorites  chargees  de  les  execu- 
ter.  Co  citoyen  öchappe  donc  ä  la  diseipline  militaire, 
qui  est  une  loi  d'exception,  instituee  pour  lesbesoins 
oxelusifsde  l'armee  et  de  la  defense  «In  payscommeune 
ineluctable  necessite,  mais  dont  les  procedes  som- 
maires, uar  lo  fail  meme  qu'ils  sont  exceptionnels. 
ne  sauraient  elre  etendus  au  dela  des  limites  tres 
strictes  pour  lesquelles  ilsontetecrees.  Or,  la  bonne 
et  reguliere  perooplion  de  la  taxe  militaire  est  cer- 
tainement  dans  l'interel  de  l'ordre  public,  mais  eile 
n'ost  pas  directoment  necessaire  ä  l'armee  et  aux 
besoins  de  l'armee  pour  lesquels  seuls  la  diseipline 
militaire  a  ete  instituee.  L'aulorite  militaire  d'ail- 
leurs est  deja  malheureusement  trop  souvent  dans 
la  duro  Obligation  d'exercer  lo  droit  do  punir  pour 
qu'il  faille  oncoro  lui  imposer  cette  Charge  depoor- 
suivro  des  contribuables  renitente,  qui  ne  rolövent 
pas  d'ollo.  II  le  Taut  d'aulant  moins  qu  elle  est  mal 
placee  pour  instruire  le  proces  de  ces  persoones  et 
pour  rechercher  s'il  y  a,  dans  leur  resistance,  une 
laute  ou  non. 

C'est  au  juge  penal  qu'il  appartient  d'intervonir 
ici.  Quand  les  voies  ordinaires  do  la  pereeption  do 
la  taxe  sont  epuisces,  quand  l'aulorite  chargee  de 
la  pereeption  se  heurte  ä  une  resistance  coupable 


et  punissable  aux  termes  de  la  loi,  il  ne  lui  resto 
d'autro  ressourco  quo  do  deferer  cos  porsonnes  au 
juge  penal  pour  que  celui-ci  inslruise  leur  cause  et 
les  punisse,  comme  sont  punis  tous  les  citoyens  on 
rebellion  ouverte  contro  la  loi. 

De  la  rotte  disposilion  de  notre  projel  de  loi  qui 
fall  inscrirc  dans  les  dem i eres  sommations  de  payer 
ia  mention  de  la  peino  et  la  commioation  du 
ronvoi  au  juge  penal.  Le  röle  de  l'autorite  qui  de- 
lient  les  registres  de  pereeption  est  ici  lerminc;  la 
mission  du  juge  penal  commonce  et  de  la  sorle 
chacun  reste  dans  sa  sphere.  II  en  restilto  pour  le 
contribuable  une  garantie  plus  grando  de  bonne 
justice  el  pour  1'aulorite  militaire  l'avantage  d'etre 
dechargee  d'une  poursuite  qui  n'est  ni  dans  sa  mis- 
sion ni  dans  ses  moyens. 

Quant  aux  peinos,  l'accord  oxiste  entro  la  dcci- 
sion  du  conscil  des  ctals  et  les  propositions  de 
votre  commission.  Ces  poines  seraient  los  arröte  do 
polico  —  c'est  la  traduetion  du  mot  Haft  —  do  1  ä  10 
jours,  et  commo  cumul  facultatif  avec  cette  pro- 
miere  peine  la  privation  des  droits  civiques  au  ma- 
ximum  de  -  ans,  cette  dernicro  peine  etant  dans 
la  competenco  du  juge  qui  peul  l'ajouter  ä  la  peine 
principale  s'il  estime  quo  c'est  necessaire. 

Le  cnnseil  dos  etatsavail inscrit encore  au  nom- 
bre  des  peinos  l'interdiclion  de  frequenler  los  au- 
berges.  Votre  commission  a  laisse  deente  ce  genre 
de  peine,  estimant  qu'il  est  tiop  facile  au  contri 
buable  renitont  do  loluder,  surtout  dans  les  grandes 
villes,  oii  se  recrute  en  tres  grande  majoritö  le 
conlingent  des  contribuables  renitente,  auxquels  le 
projot  do  loi  fait  allusion.  Nous  laissons,  comme  lo 
conseil  des  elate,  la  procedura  aux  cantons,  mais 
nous  completons  la  döcision  du  consoil  des  etats 
en  ceci,  c'est  quo  les  lois,  ordonnances,  reglemonte 
que  les  cantons  ctabliront  en  execution  de  la  loi 
federale  soront  soumis  ä  l'approbation  du  conseil 
federal. 

L'arl.  9  est  la  formulo  d'exdcution,  avoc  la  re- 
sorve  du  referendum.  Voila  dans  quel  >  Uitsetrouve 
aujourd'hui  uno  question  qui  a  dejä  oocupö  los 
deux  coDseils  dans  deux  deliböratioos.  Nous  espe- 
rons  quo  vous  voudrez  bien  donner  votre  assonti- 
ment  aux  propositions  que  nous  lormulons;  elles  sont 
le  produit  de  transactions  entro  los  membres  de  la 
commission.  on  sorto  que  votre  commission  est  una- 
nimo  dans  ses  conclusions;  elles ont  d'ailleurs  aussi 
l'assentiment  du  conseil  federal  qui,  si  eHes  etaient 
adoptöes,  rotirerait  son  projet  primitif. 


Kern,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission : 
Unterm  1.  Juni  1898  hat  der  Bundesrat  den  Ent- 
wurf oinos  Bundesgesetzes  betreffend  dfo  Ergänzung 
des  Bundesgesetzes  über  den  Militärpflichtersalz  vom 
28.  Juni  1878  eingereicht.  Die  Erwägungen,  welch« 
den  Erlass  oines  solchen  Gesetzes  als  notwendig 
erscheinen  lassen,  sind  in  der  Botschaft  des  Bun- 
desrates ausführlich  auseinandergesetzt.  Im  jetzigen 
Stadium  der  Angelegenheit  will  ich  nicht  auf  die 
Gesichtspunkte  hinweisen,  welche  zu  diesen  Er- 
wägungen geführt  haben,  sondern  ich  beschranke 
mich  darauf,  auf  die  Differenzen,  welche  zwischen 
dem  ursprünglichen  Antrag  des  Bundesrates  nod 
dem  Beschluss  des  Stünderates  vom  28.  September 
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1800  und  dem  Antrag  dor  nationalratlichon  Kommis- 
sion vom  4.  Dezember  1900  bestehen,  hinzuweisen. 

In  Art  1  hat  der  Bundesrat  in  erster  Linio  die 
trage  des  Abverdienens  der  Militärsteuer  ordnen 
wollen,  weil  dio  bekannten  bundesgerichtlichen  Ur- 
teile die  bisherige  Gepflogenheit  der  Kantono  be- 
treffend die  Einbeziehung  des  Abverdienens  als 
gesetzwidrig  erkläit  hatten.  In  Art.  2  hat  er  aus- 
gesprochen, dass  diejenigen,  welche  schuldhafter- 
weise  sich  der  Erfüllung  der  öffentlichen  Ptlicht 
entziehen,  durch  die  kantonale  Militärbehörde  mit 
Arrest  von  :»—  20  Tagen  bestraft  werden.  Sowohl 
das  Vorverfahren  als  das  Strafverfahren  solllo  durch 
die  Militlrorgano  der  Kantono  vollzogen  werden. 
Das  ßewoistnalerial  wäre  durch  die  untern  Organe, 
die  Sektionschefs  und  Kreiskommandanten,  den 
kantonalen  Militärdirektoren  einzuliefern  gewesen. 

Obwohl  dio  Motion  Eschmann  im  Nalionalrate 
eingebracht  und  begründet  wurde,  ist  merkwürdiger- 
weise doch  dem  Ständerate  dio  Priorität  für  dio 
Behandlung  des  vorliegenden  Geschäftes  zuerkannt 
worden.  Das  föderalistische  Element  im  Ständerat 
hat  sich  nun  mit  dorn  Grundgedanken  des  bundes- 
rätlichen Entwurfes  nicht  befreunden  können.  Der 
Ständerat  hat  in  seinem  ersten  Besch luss  vom 
14.  Dezember  1808  zunächst  bestimmt,  dass  Über- 
haupt allo  säumigen  Ersatzpflichtigen  mit  Strafe  und 
zwar  mit  Entzug  des  Stimmrechtes,  Wirtshausverbot 
oder  Arrest  bis  zu  20  Tagen  zu  bestrafen  seien. 
Die  Kommission  des  Nationalrates  bat  den  stände- 
rätlichen  Beschluss  etwas  modifiziert  und  der  Na- 
tionalrat hat  mit  Beschluss  vom  93.  Juni  1800  die 
Bestrafung  mit  Arrest  von  2  -10  Tagen  von  der 
böswilligen  Nichtbezahlung  des  Mililärpllfchtersalzes 
abhängig  gemacht.  Der  Ständerat  hat  dann  am 
28.  September  1800  dio  Bestrafung  mit  Haft  von  1—10 
Tagen  oder  mit  Wirtshausverbot  oder  Entzug  des 
Stimmrechtes  wieder  aufgenommen  und  zugleich 
bestimmt,  dass  diese  Strafen  auch  in  Verbindung 
mit  einander  ausgesprochen  werden  können. 

Sie  sehen  daraus,  dass  keine  bestimmte  allge- 
mein verbindliche  Dcguliorung,  welche  dio  Kantone 
anzuwenden  verpflichtet  wären,  möglich  war.  Ihre 
Kommission  findet,  dass  unter  allen  Umständen 
principiell  festgestellt  werden  müsse,  ob  das  Ver- 
fahren ein  militärisches  oder  ein  bürgerliches,  und 
.  in  leUterm  Falle,  ob  es  ein  administratives  oder  ge- 
richtliches sein  soll.  Denn  oino  einheitliche  Stral- 
regulierung  wäre  nicht  möglich,  wenn  Strafart  und 
Strafverfahren  den  Kantonen  überlassen  bliebe  Die 
Kommission,  durch  4  Mitglieder  vorstärkt,  hat  sich 
nouerdings  an  dio  Sache  gemacht  und  legt  Ihnen 
die  Anträge  vom  4.  Dezember  1000  vor,  wonach 
der  bürgerliche  Straf richter  das  Urteil  zu  fällen  hat, 
weil  es  nach  den  vielen  und  unfruchtbaren  An- 
strengungen als  aussichtslos  erscheinen  musste, 
die  militärische  Strafabwandlung  zu  verlangen.  Die 
Kommission  koDnto  sich  auf  dio  vorliegenden  An- 
träge einigen  und  empfiehlt  Ihnen  dieselben  zur 
Annahme,  indem  sie  dafür  hält,  dass  es  besser  und 
klüger  sei,  das  Greifbare  zu  fassen,  als  nach  dem 
Wünschbaren  zu  tasten. 

Das  erste  Alinea  des  Art.  i  enthält  dio  allgemeine, 
Für  alle  Kantone  verbindliche  Bestimmung,  dass, 
wer  schuldhaflerweise ,  ungeachtet  zweimaliger 
Mahnung  durch  die  Militärbehörden,  den  Militär- 
ptlichtersatz  nie«  entrichtet,  vom  Stralrichter  mit 


Haft  von  1—10  Tagen  hostraft  werden  soll.  Das  Ur- 
teil wird  also  vom  bürgerlichen  Bichter  gesprochen. 
In  dieser  Beziehung  haben  wir  dem  Standerate  oine 
Konzession  gemacht.  Immorhin  müssen  wir  darauf 
beharren,  dass  diese  Strafe  ausgesprochen  werden 
muss,  wenn  schuldhafterweiso  und  ungeachtet  zwei- 
maliger Mahnung  durch  die  Militärbehörde  der  Mili- 
tärpflichtersatz nicht  geleistet  wird.  Dor  Nachweis 
für  diose  Schuldhaftigkeit  ist  dem  Strafrichtor  zu 
erbringen,  und  es  wird  Sacho  der  Kantono  sein, 
in  einer  Vollziehungsvorordnung  die  Sache  näher  zu 
ordnen. 

im  zweiton  Alinea  ist  von  der  Mahnung  dio  Bodo, 
welche  den  Hinweis  auf  die  im  Gesete  vorgosehono 
Strafe  und  die  Androhung  der  Uelierwcisung  an  den 
Strafrichter  enthalten  soll.  Wir  denken  uns,  dass 
dio  erste  Mahnung  mit  der  Zustellung  dos  Steuer- 
zetlels  verbunden  werdo.  Nach  Ablauf  einer  grösseren 
Frist  hätte  dann  die  zweite  spcciolle  Mahnung  an 
den  im  Bücksland  sich  Befindlichen  zu  ergehen. 

Im  dritten  Alinea  ist  gesagt,  dass  mit  der  Haupt- 
strale Entzug  des  Stimmrechts  bis  auf  die  Dauor 
von  zwei  Jahren  verbunden  werden  kann.  Das  ist 
wioderum  Sacho  dor  Vollziehungsvcrordnung  und 
dor  spcciellen  Urteile  der  SU/afbcamten. 

In  allen  Stadien  wäre  das  Abverdienen  noch  zu- 
lässig. Denn  es  ist  glücklicherweise  auch  in  diesem 
Gesetz  nicht  verboten,  dass  dio  rückständigen  Er- 
satzpflichtigen dio  Geldleislung  durch  Arbeit  abver- 
dienen. Wir  glauhon,  dass  das,  was  in  Art.  1  des 
bundesratlichen  Entwurfes  vom  Ahvordienen  gesagt 
ist,  selbstverständlich  sei  und  daher  nicht  ins  Ge- 
sotz aufgenommen  worden  müsse. 

Alinea  4  bestimmt,  dass  das  bezügliche  Strafver- 
fahren Sache  der  Kantono  sei.  Das  ist  wioderum 
in  der  Vollziehungsvcrordnung  zu  regeln.  Es  ist  zu 
bemerken,  dass  schon  der  Art.  17  dos  Bundesge- 
setzes über  den  Militärpflichtorsalz  solchon  Voll- 
ziehungsverordnungen in  den  Kantonen  ruft.  Alle 
Kantono  haben  solche  Vollziehungsverordnungon, 
deren  Revision  auch  aus  andorn  Gründen  nötig  ist. 
In  den  letzten  Jahroo  sind  eine  Menge  von  Krois- 
schreibon  und  Vorfügungen  betreffend  den  Militär- 
pflichtersatz vom  Bundesrate  und  vom  Mililärdepar- 
tement  erlassen  worden.  Damit  dieselben  nicht  ver- 
loren gehen,  sondern  immer  zur  Hand  bleiben,  ist 
es  wohl  am  besten,  wenn  sie  in  einer  neuen  Voll- 
ziehungsvcrordnung der  Kantone  Plate  linden. 

Wenn  Gefängnis  vom  bürgerlichen  Bichter  aus- 
gesprochen werden  muss,  so  liegt  es  auf  der  Hand, 
dass  auch  die  Givilgefängnisso  beansprucht  werden 
müssen.  Es  muss  den  Kantonen  in  dieser  Beziehung 
oino  gewisso  Freiheit  gelassen  werden.  Ks  giebt 
Kantone,  denen  es  wohl  Mühe  machen  würde,  zeit- 
weise alle  diejenigen,  welche  wegen  Nichlentrichtung 
des  Militärpflichtorsatzes  strafwürdig  sind,  in  die 
Gefängniso  zu  vorweisen.  Sie  worden  eben  zu  den 
Korrektionsanstal ten  u.s.w.  Zuflucht  nehmen  müssen. 

Dio  Hauptsache  ist  dio,  dass  in  Art.  leine  Strafe 
vorgesehen  ist,  die  unter  allen  Umständen  und  in 
allen  Kantonen  verbindlich  und  gegen  alle  Bestraften, 
auch  gegen  dio  Ffottanten,  welche  nach  ausge- 
sprochener Strafo  den  Wohnort  wechseln,  vollzieh- 
bar ist. 
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Wullsvhleger :  In  allen  Beratungen  des  vorlie- 
genden, nachgerade  zur  Sceschlango  gewordenen 
Traklandums  habe  ich  sowohl  in  der  Kommissinn, 
wie  im  Rate  den  Standpunkt  der  grundsätzlichen 
Ablohnung  eingenommen.  Ich  habe  koinen  Grund, 
jetzt  davon  abzuweichen.  Nachdom  freilich  sowohl 
der  Standerat  wie  der  Nationalrat  wiederholt  grund- 
sätzlich Eintreten  aul  die  Vorlage  beschlossen  hatten, 
lag  keine  praktische  Veranlassung  vor,  raeinen  grund- 
sätzlich abweichenden  Standpunkt  nochmals  auf  der 
gedruckten  Vorlage olllciell  zu  vermorkon.  Rsschien 
mir  zu  genügen,  wenn  ich  dieser  grundsätzlichen 
Ablehnung  wiederholt  hier  Ausdruck  verleihe  und 
dabei  feststelle,  dassich  mich  mit  Hinblick  auf  den 
lolzlen  Absatz  des  Art.  5!)  der  Bundesverfassung, 
welcher  das  ausnahmslose  Verbot  des  Schuldhaftes 
ausspricht,  mit  der  Vorlage  nicht  zu  befreunden 
vermag.  Ks  kommt  dies  wohl  daher,  dass  mir  die- 
jenige Elasticität  des  Geistes  fehlt,  welche  die  Ju- 
risten auszeichnet  und  dass  mir  im  weitern  auch 
jeuo  Rücksichtslosigkeit  militärischer  Verwaltungs- 
beamter abgeht,  welche  die  militärische  Disciplin 
oder  das,  was  sie  dafür  anschauen,  als  allein  oder 
doch  in  erster  Linie  massgebend  erachten  und  sich 
um  irgendwelcher  rechtlicher  Erwägungen  nicht 
gerno  verbessern  lassen.  Ich  gestehe  aber  offen,  dass 
ich  diesen  zwiefachen  Mangel  für  meine  Person  nicht 
schwer  emplinde  und  bedaure. 

Ich  bloibo  also  bei  meiner  grundsätzlich  ableh- 
nenden Haltung.  Allein  wenn  ich  mich  auch  mit 
dorn  Inhalt  der  Vorlage  hätte  befreunden  können,  so 
müssto  ich  sagen,  dass  andere  Erwägungen  im 
jetzigen  Stadium  für  eine  Verschiebung  der  Ange- 
legenheit sprechen  würden.  Sie  wissen,  dass  die 
Klagen  über  verschiedene  Bestimmungen  des  Mili- 
tärsteuergesetzes alt  und  zahlreich  sind.  Man  hat 
daher  auch  in  massgebenden  Kreisen  schon  von 
einer  Rovisiou  des  Militärsteuergeselzes  gesprochen, 
welche  sich  nicht  allein  auf  die  bessere  Eintreibung 
der  Steuer  zu  beschränken  hätte,  sondern  sich  auch 
auf  die  Grundsätze,  über  «lie  Anlage  der  Steuer  und 
anderes  mehr  ausdehnen  müsste.  Erst  kürzlich  ist 
Ihnen  auch  von  im  Ausland  lebenden  Schweizer- 
blirgcrn  eine  Eingabe  zugegangen,  in  welcher  für 
gewisse  Kategorien  von  auswärts  wohnenden  Schwei- 
znrbürgern  eine  grundsätzliche  Befreiung  von  der 
Steuer  verlangt  wird.  Es  wären  also  genügend 
Gründe  da,  welche  dafür  sprechen,  die  vorliegende 
Frage  zu  verschieben  und  in  Verbindung  mit  einer 
Totalrevision  des  MiliUirslcuergesetzes  zu  Idson. 
Allein  ich  will  in  dieser  Beziehung  keinen  Antrag 
stellen. 

Dagegen  muss  ich  doch  darauf  aufmerksam 
machen,  dass  die  jetzige  Vorlage,  sowohl  in  der  ur- 
sprünglichen Fassung  des  Bundesrates,  als  in  der- 
jenigen des  Stünderatos  und  in  der  neusten  Ihrer 
Kommission  eine  Art  Klassengesetz,  und  zwar  nicht 
im  guten,  sondern  im  schlechten  Sinn  des  Wortes 
bedeutet.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  kein  wohl- 
babenderSteuerpIlicbtiger  es  darauf  ankommen  lassen 
wird,  dass  über  ihn  eine  Haftslrafo  verhängt  werde. 
Man  wird  es  also  mit  den  mit  der  niedrigsten  oder 
mit  einer  der  niedrigsten  Taxen  belegten  Steucr- 
pllichtigen  zu  thun  haben.  Wenn  man  in  Bezug  auf 
die  Militärsteuer  überhaupt  Haftstrafen  einführen 
will,  so  hätte  ich  es  gerne  gosehon,  wenn  man  oino 
snicho  auch  für  diejenigen  vorgesehen  hätte,  welche 


den  Staat  in  dem  Sinne  in  seinem  Rechte  verkürzen, 
dass  sie  nur  einen  Teil  ihres  Einkommens  und  ihres 
Vermögens  in  Betracht  fallen  lassen.  Durch  diese 
Leute  wird  der  Staat  in  bedeutend  höherem  Masse 
verkürzt,  als  durch  diejenigen,  gegen  welche  dieses 
Gesetz  gerichtet  ist.  Eine  solche  Massnahmo  würde 
auch  fiskalisch  viel  ergiebiger  sein,  als  die  jetzige 
Vorlage,  die  sich  nur  gegen  die  Kleinsten  der  Kleinen 
richtet.  Ich  gebe  zu,  dass  unter  denjenigen,  die  be- 
troffen werden,  sich  eine  Reihe  von  Individuen  be- 
finden, denen  niemand  persönliche  Sympathie  ent- 
gegenbringen wird.  Aber  wir  wissen  nicht,  wieweit 
die  Praxis  dazu  fuhren  wird,  dass  je  nach  der  An- 
schauung des  Richters  auch  solche  von  der  Strafe 
belroffon  werden,  zu  deren  Gunsten  doch  diese  oder 
jene  mildernden  Umstände  geltend  gemacht  wer- 
den könnten  und  für  welche  nicht  von  vornherein 
persönliche  Antipathie  angebracht  ist. 

Ich  anerkenne  gerne,  dass  die  jetzige  Vorlage  ge- 
genüber der  Vorlage  des  Ruudesratos  und  des  Stande- 
rates eine  Verbesserung  bedeutet.  Ich  habe  meiner- 
seits in  der  Kommission  auch  mitgeholfen,  für  den 
Fall  des  Eintretens  diojenigo  Form  zu  schaffen, 
welche  meiner  Ansicht  nach  einzig  eines  modernen 
Rechtsstaates  würdig  ist,  nämlich  das  Urteil  über 
die  Haftslrafe  den  militärischen  Administralivbe- 
amten  zu  entziehen  und  dem  bürgerlichen  Straf- 
richtcr  zu  unterstellen.  Nach  dieser  Richtung  hin 
ist  die  Vorlage  verbessert  worden.  Aber  sie  ist  für 
mich  gleichwohl  nicht  annehmbar.  Allein  auch  wenn 
man  sich  grundsätzlich  auf  den  Boden  der  Vorlage 
stellt,  so  ist  es  meines  Erachtens  immerhin  ange- 
messen, mindestens  eine  Bestimmung  derselben  ent- 
schieden zu  bekämpfen,  nämlich  die  Bestimmung  in 
Lemma  3,  nach  welcher  mit  der  Hauptstrafe  Entzug 
des  Stimmrechts  bis  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren 
verbunden  wrrden  kann.  Die  Nichtbezahlung  der 
Militärsteuer  scheint  mir,  auch  wenn  man  sie  als 
Vergehen  betrachtet,  keineswegs  ein  so  grosses 
Vergehen  zu  sein,  dass  sie  den  Entzug  des  Stimm- 
rechtes herbeiführen  «lürfte.  Ich  habe  bereits  in  der 
Kommission  den  Antrag  auf  Streichung  diesesLemmas 
gestellt  und  bin  nur  mit  einer  Stimme,  vier  gegen 
drei,  in  Minderheit  geblieben.  Dieser  Umstund  er- 
mutigt mich,  den  Antrag  hier  zu  erneuern,  dass 
Lemma  :l  gestrichen  werden  soll. 

Gegenüber  notorischenTaugeuichtscn,  die  zweifel- 
los zum  Teil  sich  unter  den  Individuen  befinden 
werden,  gegen  welche  die  Vorlage  zur  Anwendung 
kommen  wird,  ist  der  Entzug  dos  Stimmrechts  über- 
haupt keine  Strafe.  Sie  werden  sich  höchstens  lustig 
darübermachen,  dass  man  ihnen  ein  Recht  entzieht, 
das  zu  gebrauchen  ihnen  nie  eingefallen  ist  und 
wegen  dessen  Benützung  sie  oft  andere  ernsthafte 
Bürger  ausgelacht  haben.  Gegenüber  andern,  welche 
nicht  unter  die  Kategorie  der  notorischen  Tauge- 
nichtse fallen  —  und  ich  furchte  sehr,  dass  je  nach 
der  Auffassung  des  Richters  auch  solche  Leute  mit 
Haftslrafe  belegt  werden,  denen  gegenüber  sie  nach 
milderer  Auffassung  nicht  angebracht  ist  — ,  ist  der 
Slimmrechtsentzug  eine  ungerechtfertigte  harte 
Strafe,  die  zu  dem  immerhin  nicht  gar  schweren 
Vergehen  der  Nichtbezahlung  der  Militärsteuer  in 
keinem  Verhältnis  steht.  Daher  erscheint  mir  dieser 
Zusatz  des  Stimmrechtsentzuges  als  unannehmbar. 

Ich  bekäinpfo  denselben  aber  auch  deshalb,  weil 
diese  Strafe  zweifellos  in  den  einzelnen  Kantonen 
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sehr  ungleich  zur  Anwendung  kommen  wird.  Je 
nach  der  Praxis  und  nach  den  herrschenden  An- 
schauungen wird  man  im  ganz  gleichen  Fall  in  dem 
einen  Kanton  die  Strafe  dos  Stimmrechlsoutzuges 
gegenüber  Nichthezahlern  der  Militiirsleuer  gar  nicht 
uder  nur  selten  und  im  andern  Kanton  h.iulig  oder 
regelmässig  anwenden.  Ks  wird  somit  der  fatale 
Zustand  geschaffen,  da>s  etneGeseUesvorlago.  welche 
den  Zweck  hatte,  eine  einheitliche  Ahndung  der 
Nichtbezahlung  der  Militursteuer  herbeizuführen,  mit 
Bezug  auf  einen  Punkt  gerade  das  Gegenteil,  nam- 
lieh  eine  sehr  ungleichartige  Ahndung  zur  Folge 
haben  wird.  Auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus 
sollte  die  Strafe  des  Slimmrcchtsontzugcs  aus  der 
Vorlage  ausgemerzt  worden. 

In  jedem  Falle  stelle  ich  mich  nach  wie  vor  auf 
den  gleichen  Hoden,  wie  im  Jahre  18"  i  der  damalige 
Bundosrat,  welcher  in  seiuer  Botschaft  zu  einem 
Hundesgesetz  über  die  politische  Slimmberechtigung 
der  Schvveizerhiirgcr  den  Salz  aussprach:  «Der  Fis- 
kus mag  seine  Hechte  deo  Burgern  gegenüber  gel- 
lend machen,  wie  jeder  andero  Gläubiger,  dass  er 
aber  besondere  Straf-n  auf  die  Nichtbezahlung  seiner 
Guthaben  setzt,  ist  kaum  gerechtfertigt  und  nur 
daraus  erklärlich,  dass  er  eben  ausnahmsweise  die 
Macht  hat,  solche  selbst  in  Anwendung  zubringen.» 
Diese  Worle  sprechen  freilich  nicht  allein  gegen 
den  Kntzug  des  Stimmrechts,  sondern  gegen  jede 
Bestrafung,  aber  doch  ganz  besonders  gegen  den 
Stiunnrechtsentzug,  weil  dieselben  in  einer  Bolschaft 
betreffend  die  Slimmberechtigung  ausgesprochen 
sind.  Ich  habe  keinen  Grund,  minder  freisinnig  zu 
sein,  als  der  Bundesrat  von  187  i,  obscliOfl  ich  seil! 
wohl  weiss,  dass  es  jetzt  zum  guten  Ton  gehört,  iu 
solchen  Sachen  konservativer  zu  denken  als  froher. 

Ich  stimme  gegen  die  Vorlage,  und  im  Falle  des 
Eintretens  auf  dieselbe  gegen  den  Stimmrechlsentzug. 


M.  Vincent:  Doux  mots  seulemcnl  pour  expli- 
>|uor  la  Situation  i|ue  j'ai  prise  dans  lo  sein  de  la 
cornmission  et  pour  motivor  mon  vole. 

En  ce  qui  concerue  le  principe  meme  qui  esl  a 
la  base  ilu  projet,  mon  opininn  n  a  pas  varie.  le 
persiste  6  considerer  comme  fächeuse  et  jusqu'a  un 
certain  point  comme  dangereuse  l'innovalion  que 
DOM  nous  disposons  a  iutroduire  dans  notre  legis- 
lation;  j'ajouto  memo  que  sou  ulilite.  sa  necessito. 
ne  rne  paraissent  point  incontestables.  Mais  mon 
intention  n'est  pas  d'aborder  la  question  de  fond 
et  d'ouvrir  ü  nouveau  un  debat  doul  le  principal 
defaut  serait  d'elre  absolument  inutile. 

En  effet,  rentreo  on  matiero  a  AUS  roten  par  une 
majorite  si  decisive  qu'il  faul  abandonuer  l'espoir 
de  faire  revenir  le  conseil  sur  cette  question.  D'ail- 
lours,  je  dois  le  reconnailre,  les  propositions  que 
vous  fait  volre  cornmission  uut  altenue  Ires  nutable- 
inont  dans  l'application  la  rigueur  du  principe,  l.es 
disposilions  qu'elle  a  inlroduites  dnnncnt  des  ga- 
ranües   In  s  serieuses   .,   ceux  qui,  comme  moi, 

edoutaient  l'introduction  du  principe  nouveau 
dans  nos   lois  et   elles  sonl  de  ualuro  ä  nous 

andre  certaios,  que  seuls  les  veritables  cou- 
pables  —  c'est-ä-diro  ccs  indrvidus  en  somnie  fort 
peu  digues  d'interet  qui  cherchent  de  mauvaise  Hol 


a  cludcr  leurs  devoirs  civiques  —  scront  frappes. 
G'esl  pour  ces  raisons  que  je  u'ai  pas  cru  dovoir 
nie  cantouner  dans  une  intransigeance  opiniatre  et 
le  nie  suis  rallie  a  l'oeuvro  de  transactiou  elaborüc 
par  la  commissiou. 

Je  fais  cependant  tuutes  reserves  au  sujel  du 
uaragraphe  qui  prövoit  que  le  juge  pourra,  outre  la 
peine  d  arret  de  police  prouoncee,  prevoir  la  priva- 
tion  des  droits  civiques  pour  deux  ans  au  maxiinum. 
Pour  les  meines  raisons  quo  Celles  indiquees  par 
M  Wullschleger,  je  voterai  la  suppressiou  de  ce 
paragraphe. 


M.  Uobat:  J'ai  une  Observation  ä  faire  au  sujet 
du  texte  fran<;ais.  La  poino  ü  laquolle  eclui  qui  ne 
paie  pas  la  laxe  mililaire  est  souruis,  esl  appeho 
dans  Karrete  föderal  narret  de  police».  G  est  la  qua- 
lilication  technique.  pour  ainsi  dire,  donoec  I  cetle 
peiuo.  La  mot  «arret  de  police»  n'est  pas  generale- 
ineul  un  terme  iudiquant  les  peines  d'emprisonne 
ment  prononeees  par  le  juge  de  police.  Lo  terme 
gönerique  dans  la  Suisso  frarx.aiso  et  en  France  est 
«einprisonuemeut».  II  se  peut  que  «arret  de  police» 
soit  In  terme  cousacre  dans  certains  cautous,  mais 
il  n'est  pas  general.  Je  proposo  en  consequeneu 
d'employor  celui  «d'ernprisonuement»  au  premier 
et  au  2«  alinea. 

II  y  aurait  une  quesliou  a  examiner  sur  la- 
quelle  j'appellerai  l'altentiou  du  conseil,  c'est 
celle  de  savoir  a  quel  point  1'arnHe  föderal 
qui  nous  est  suumis  est  applicable  aux  Suissos 
hahilant  l'etranger.  (Test  un  facteur  qu'il  ne  faut 
pas  uegliger.  Les  Suisses  ä  l'etranger  sont  ex- 
tremenient  nombreux  et  il  arrivo  assez  rarement 
<|uo  ccs  citoyens  fassent  honneur  a  leur  devoir 
militairo.  .le  supiwse  qu'ils  ne  sonl  pas  exclus 
du  payement  de  la  taxe.  Puisquo  la  Gonfedera- 
tion  abandonne  aux  cantons  le  droit  d'execulion 
de  Karrete  federal  qui  nuus  est  suumis,  il  faut 
quo  ceux-ci  prennent  des  mesures  pour  que  cet 
arr.'te  federal  soit  applicable  d  une  maniere  quel- 
conque  aux  Suisses  habitaut  l'etranger,  en  ce  sens 
qu'ils  puissent  eure  condamnes  par  contumace  aux 
peines  prevuos,  sinon  hon  nombro  de  citoyens  suisses 
astreints  de  par  la  loi  au  service  mililaire  ou  au 
payement  de  la  laxe  echapperaient  ä  la  pcnalite  ot 
seraient  privilegies  ä  legard  des  citoyens  du  pays 
qui  eux  seraient  poursuivis  efilcacement,  punis  et 
incarcere»  d'apres  la  penalite  föderale.  Je  ne  con- 
nais  pas  exaetement  les  deliberations  qui  ont  eu 
lieu  dans  le  sein  de  l'autorite  precousullative,  mais 
il  serait  bon  do  dire  quelque  chose  ä  ce  sujet. 

Si  rien  n'elait  intercale  dans  l'articlo  premier,  il 
serait  admis  selon  moi  quo  les  cantons,  pour  leur 
reglemonl  promulgue  eu  executiou  de  la  loi  en  ques- 
tion, seraient  parfaitement  libres  d'ediclcr  des  dis- 
posilions au  moyon  desquollcs  les  Suisses  habitaut 
l'etranger  pourraient  etre  poursuivis  pour  non-paye- 
mont  do  la  taxe  militaire. 
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V.  Planta:  Ich  vermisso  in  den  bisherigen  Aus. 
Führungen  die  Erklärung  dafür,  warum  die  Kommis- 
sion den  Art.  1,  wie  er  vom  Bundesrate  vorgeschla- 
fen war,  fallen  gelassen  haL  Ich  beabsichtige  nicht, 
den  Antrag  dor  Kommission  zu  bekämpfen;  aber  ich 
weiss  nicht,  weshalb  man  den  Wortlaut  des  bundes- 
rätliclien  Antrages,  der  sich  nach  meinem  Dafür- 
halten sehr  wohl  mit  dem  Antrage  der  Kommission 
vortragen  hätte,  einfach  gestrichen  hat.  Was  die 
Kommission  vorschlugt,  ist  nicht  ein  Ersatz,  sondern 
eino  Ergänzung  der  vom  Bundesrat  vorgeschlagenen 
Bestimmungen.  Der  Bundesrat  hatte  vorgesehen 
dass  den  Ersatzpflichtigen  das  Becht  eingeräumt 
sein  soll,  dio  Militärsteuer  im  Falle,  dass  es  ihnen 
unmöglich  wäre,  dieselbe  zu  bezahlen,  durch  Ar- 
beitsleistung abzuverdienen.  Ich  sehe  nicht  ein, 
warum  man  den  Leuten,  die  den  guten  Willen 
haben,  ihre  Pflicht  zu  erfüllen,  denen  es  aber  schwer 
fallen  würde,  die  Stouer  in  barem  Gelde  zu  entrich- 
ten, diese  Fakultät  nicht  einräumen  sollte.  Ich  weiss 
nicht,  ob  der  Bundesrat  seineu  Antrag  aufrecht  er- 
halten wird  oder  nicht.  Je  nachdem  die  Auskunft 
vom  Buudosratstische  oder  vom  Herrn  Präsidenten 
der  Kommission  lauten  wird,  behalte  ich  mir  vor. 
den  Antrag  zu  stellen,  dass  Art.  i  des  bundesrut- 
lichen  Entwurfes  als  erstes  Alinea  dos  von  der  Kom- 
mission vorgeschlagenen  Art.  1  aufgenommen  werde. 

Erlaubon  Sie  mir  noch,  zu  dem  grundsätzlichen 
Salto  mortale,  welchen  die  Kommission  gemacht 
hat,  ein  Wort  zu  sagen.  Die  Sache  ist  von  sehr 
weitgehender  Bedeutung.  Es  ist  nicht  etwa  eine  Mil- 
derung, sondern  eine  Verschärfung  des  Standpunktes, 
den  der  Sländerat  eingenommen  hat,  eingetreten. 
Der  Ausdruck  «schuldhafterweise»  geht  viel  weiter, 
als  der  Ausdruck  «boswilligerweise».  Inskünftig  wird 
der  Bichter  berechtigt  sein,  jeden,  der  durch  irgend 
einen  Fehler  der  Verpflichtung  zur  Leistung  des 
Militärpflichtcrsatzes  nicht  nachkommt,  mit  Haft  von 
11"  lagen  zu  bestrafen.  Wir  nahen  keine  Garantie 
dafür,  dass  der  Bichter,  wenn  ein  Mann  aus  irgend 
einem  Grund  es  vernachlässigt  hat,  seine  Militär- 
steuor  zu  bezahlen,  nicht  dazu  kommt,  zu  sagen, 
derselbe  habe  eine  Verschuldung  begangen,  er  habe 
par  sa  taute,  wie  es  im  französischen  Texte  hoisst, 
nicht  bezahlt  und  könne  deshalb  eingesperrt  werden. 

Im  übrigen  möchte  ich  noch  einen  Gesichtspunkt 
geltend  machon.  Es  wird  ein  ganz  neues  grundsätz- 
liches Verhältnis  geschaffen.  Die  bisherige  Vorlage 
stand  auf  dem  Boden,  dass  die  Verpflichtung  zur 
Leistung  des  Militärpflichtersatzes  das  Aerpaivalent 
für  die  Militärdienstteistung  sei,  dass  also  derjenige, 
welcher  den  Ersatz  nicht  bezahle,  seiner  Militär- 
pflicht nicht  nachkomme.  Nun  giebt  man  diesen 
Standpunkt  —  ich  gebe  zu  aus  guten  praktischen 
Gründen  —  preis  und  schafft  ein  neues  Delikt,  das 
darin  besteht,  dass  jemand  eine  Schuld  nicht  be- 
zahlt. Während  man  bis  dato  die  Pflicht  zur  Bezahlung 
einer  Schuld  als  ein  civilrechtliches  Verhältnis  be- 
trachtete, sagt  man  nun,  hier  liege  nicht  oine  ge- 
wöhnliche civilrechtliche  Obligation,  sondern  eine 
strafbare  Handlung  vor.  Ich  glaube  nicht,  dass  man 
diese  Konstruktion  annehmen  kann,  sondern  dass 
man  sich  auf  den  Boden,  den  der  Herr  Beferenl 
angedeutet  hat,  stellen  und  sagen  muss,  dass  der 
Felder  desjenigen,  der  nicht  bezahlt,  darin  liegt,  I 
dass  er  einer  amtlichen  Aufforderung  nicht  nach-  ! 
kommt  und  gegen  oine  Mahnung  der  Militärbehörde  ! 


widerspenstig  ist  Also  die  Zuwiderhandlung  gegen 
einen  Befehl  der  Obrigkeit  ist  das  Delikt  Ich  glaube, 
der  Antrag  der  Kommission  sei  so  zu  verstehen.  Dann 
muss  man  aber  bei  der  Anwendung  des  Ausdrucks 
«schuldhafterweise»  sehr  vorsichtig  sein.  Es  kann 
sehr  wohl  vorkommen,  dass  ein  Mann,  der  einmal 
durch  den  Sektionschef  und  ein  anderes  Mal  durch 
eiue  andere  Behörde  aufgefordert  wird,  die  Militär- 
steuer zu  bezahlen,  es  versäumt  oder  vernachlässigt, 
seiner  Pflicht  nachzukommen.  Dann  ist  dio  Konse- 
quenz die,  dass  der  betreffende  Mann  dem  Straf- 
gelder überwiesen  wird  und  dieser  berechtigt  ist, 
ihn  mit  einer  Haflstrafe  von  1— fOTagcn  zu  belegen. 
Deshalb  scheint  es  mir  ausserordentlich  wünschens- 
wert, dass  den  Ersatzpflichtigen  wenigstens  die  Fa- 
kultät gegeben  werde,  dass  sie  dor  Militärbehörde 
erklären  können:  Wir  sind  nicht  in  der  Lage,  die 
Steuer  in  barem  Gelde  .zu  bezahlen,  aber  wir  sind 
bereit,  durch  Dienstleistung  dieselbe  abzutragen. 

Ich  erlaube  mir  daher  die  Anfrage  an  den  Herrn 
Chef  des  Militärdepartements,  ob  der  Bundesrat  an 
seinem  Entwurf  festhält  oder  nicht.  Je  nachdem 
werde  ich  mir  erlauben,  Ihnen  einen  Antrag  zu 
stellen. 


Bundesrat  Müller:  Ich  will  auf  die  gestellte 
Frago  kurz  antworten. 

Der  Art.  1  des  bundesrätlichen  Entwurfes  wurde 
bereits  im  Ständcrato  vom  Bundesrate  fallen  ge- 
lassen, weil  derselbe  in  don  speciell  beteiligten 
Kreisen  der  Kleinen,  von  denen  Herr  Wullschleger 
eben  gesprochen  hat,  grossen  Anstoss  erregt  hatte. 
Ich  glaube  zwar,  es  sind  weniger  die  Kleinsten  der 
Kloinen  gewesen,  die  sich  an  dem  Artikel  gestossen 
haben,  als  diejenigen,  welche  für  sie  das  Wort  zu 
führen  pflogen.  Aber  immorhin  wurde  der  Artikel 
zum  Ausgangspunkt  scharfer  Angriffe  gemacht,  in- 
dem man  sagte,  dass  es  unwürdig  sei,  Leute,  welche 
die  Militärsteuer  nicht  bezahlen  können,  zum  Ab- 
verdienen zu  zwingen.  Dor  Artikel  sagte  zwar  nichts 
davon,  dass  man  sie  zwinge;  aber  er  wurde  so  ge- 
deutet und  das  wurde  geglaubt.  Um  dem  Gesetz  in 
dieser  Richtung  nicht  etwas  nachreden  zu  lassen, 
was  nicht  darin  stand,  hat  der  Bundesrat  den  Ar- 
tikel fallen  lassen. 

Er  konnte  das  um  so  leichtern  Herzens  thun, 
weil,  auch  wenn  im  Gesetz  nichts  davon  steht,  in 
den  Kantonen  doch  das  bisher  da  und  dort  gebräuch- 
liche Verfahren  des  Abverdienens  festgehalten  wer- 
den wird.  Dieses  Verfahren  besteht  nicht  in  einem 
Zwang.  Man  stellt  die  Leute  nicht  vor  die  Initiative: 
Jetzt  verdient  die  Steuer  ab  oder  ihr  werdet  einge- 
steckt, sondern  man  giebt  den  Leuten,  von  welchen 
man  sieht,  dass  sie  nicht  gut  bezahlen  können,  Ge- 
legenheit, ihrer  Pflicht  durch  Leistung  von  Arbei1 
Genüge  zu  thun.  Es  ist  also  ein  Entgegenkommen, 
das  von  Seiten  der  meisten  Kantono  geübt  wird, 
um  die  immerhin  etwas  leldigo  Frago  der  Erfüllung 
der  Steuerpflichl  auf  gütlichem  Wege  zu  erledigen. 
Es  giebt  sehr  viele  Steuerpflichtige,  die  sehr  froh 
sind,  ihrer  Pflicht  auf  diese  Weiso  genügen  zu 
können.  Dio  kantonalen  Militärdirekloren  werden 
Ihneu  das  bestätigen  können. 
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Die  Aenderung  gegenüber  dem  Vorschlag  dos 
Bundesrates  besteht  also  beim  Fallenlassen  des  Art.  1 
einzig  darin,  dass  ein  Kanton  nun  sagen  kann,  dass 
er  vom  Abvordionen  nichts  wissen  wolle.  Wenn 
auch  einer  komtnt  uud  abverdienen  will,  so  kann 
er  ihn  heimschicken  uud  sagen:  Bezahle  oder  du 
wirst  bestraft '  Nach  unserer  Vorlage  wollten  w  ir  den- 
jenigen, die  sich  bereit  erklärten,  abzuverdienen,  ent- 
gegenkommen und  die  Kautone  anhalten,  den  Steuer- 
Pflichtigen  diese  Gelegenheit  zu  verschallen  Nach- 
dem aber  unsor  gute  Wille  so  sehr  missverstanden 
worden  ist  und  daraus  "ineWaffo  gegen  das  Gesetz 
geschmiedet  werden  wollte,  hatten  wir  kein  Interesse 
daran,  den  Artikel  aufrecht  zu  erhalten.  Darum  wurdo 
derselbe  in  der  Beratung  des  Ständerates  fallen  ge- 
lassen. So  kann  es  gehen,  wenn  man  in  den  An- 
griffen über  das  Ziel  hinausschiesst. 

Was  die  Auslegung  anbetrifft,  welche  Herr  Go- 
bat  dem  Gesetz  gegeben  hat,  so  halte  ich  dieselbe 
für  durchaus  richtig.  Die  Kantone  werden  mit  Be- 
zug auf  die  Schweizer  im  Auslände  welche  die 
Militärstcuer  nicht  bezahlen,  Bestimmungen  erlassen 
können  Es  ist  auch  nicht  einzusehen,  warum  ein 
im  Ausland  wohnondor  Schwoizer  besser  daran  sein 
sollte,  als  einer,  der  in  der  Schweiz  wohnt.  Ich 
glaube,  es  seien  darüber  keine  weitern  Worte  zu 
verlieren.  Die  Sache  wird  sich  durch  die  kantonalen 
Erlasso  von  selbst  ordnen. 

Im  übrigen  ist  noch  die  Bestimmung  betreffend 
den  Entzug  des  Stimmrechtes  angefochten  worden. 
Ich  habe  dazu  wenig  zu  sagen.  Denn  diese  Bestim- 
mung ist  aus  der  Milte  der  Kommission  und  nicht 
vom  Bundesrate  ausgegangen.  Nur  das  mag  bemerkt 
werden  —  man  mag  im  übrigen  darüber  denken  wie 
man  will  —  dass  der  Stimmrechtsentzug  in  vielen  Kan- 
tonen für  don  Fall  «1er  Nichterfüllung  der  Stoucrpllichl 
vorgesehen  ist.  Daher  mag  es  gekommen  sein,  dass  er 
gewissermasson  als  ein  Zwangsmittel,  um  dio  Be- 
zahlung der  Steuer  mit  mohr  Nachdruck  erreichen 
zu  können,  auch  in  dieses  Gesetz  aufgenommen 
wurde.  Man  sagte  sich:  es  giebt  viele  Leute,  dio 
sich  aus  ein  paar  Tagen  Haft  nichts  inachen,  die  aber 
die  6  Frankeu  bezahlen  werden,  wenn  sie  wissen, 
dass  ihre  Benitenz  unter  Umständen  mit  Entzug 
des  Stimmrechtes  beantwortet  wird.  Ich  will  mich 
nicht  weiter  darüber  verbreiten.  Das  ist  eine  Sache, 
dio  jodor  nach  seiner  Auffassung  beurteilen  mag. 

Aber  eines  möchto  ich  bei  dieser  Vorlage,  dio 
nun  so  lange  hin-  und  hergeschoben  worden  ist  und 
als  etwas  betrachtet  wird,  das  man  nur  mit  ganz 
guten  Handschuhen  anrühren  darf,  noch  sagen :  Wenn 
ein  Militärdienstpflichtiger  vergisst,  in  den  Dienst 
einzurücken,  sich  nicht  darum  interessiert,  so  wird 
er  unwiderruflich  bestraft.  Und  man  verlangt  von 
ihm  eine  viel  weitgehendere  Pflichterfüllung,  eine 
viel  tiefer  eingreifende  Störung  seiner  bürgerlichen 
Verhältnisse,  als  man  von  dem  Ersatzpflichtigen 
verlangt,  welcher,  gestützt  auf  don  Grundsatz  der 
allgemeinen  Wehrpflicht,  im  Falle  der  Nichttauglich- 
keil  zum  Militärdienst  en  gros  (» Franken  jährlich  zu 
bezahlen  hat.  Von  diesem  soll  man  nicht  verlangen 
dürfen,  dass  er  seine  Pflichten  gegen  den  Staat  er- 
fülle und  man  soll  ihn  besonders  rücksichtsvoll  be- 
handoln,  wenn  er  sich  dieser  Pflicht  entziehen  will, 
wenn  er  schuldhafterwcise  dieselbe  nicht  erfüllt! 
Ich  glaube,  man  sollte  in  der  Sache  etwas  weniger 
Theorie  treiben  und  sich  sagen:   was  den  einen 


recht  ist,  ist  den  au  lern  billig.  Wenn  der  Militär- 
dienstpflichligo  seine  Pflicht  gegenüber  dem  Staat 
sclmldhaflerweiso  nicht  erfüllt,  so  wird  er  bestraft, 
und  wenn  der  Krsatzpflichtige  seiner  Pflicht  schuld- 
halterwflisa  nicht  nachkommt,  so  soll  er  auch  be- 
straft weiden  Wenn  wir  so  vorgehen,  sind  die 
Bürger  in  der  Schweiz  gleich  bohandelt.  Das  ist  die 
Gerechtigkeit,  die  wir  gestützt  auf  den  Grundsatz 
der  allgemeinen  Wehrpflicht  verlangen. 

Ich  glaube,  wir  sollten  nun  einmal  nach  der 
sorgfältigen  Prüfung  und  den  langen  Verhandlungen, 
dio  von  dem  guten  Willen  geleitet  waren,  don  Ein- 
wendungen entgegenzukommen  und  die  Bolleu  richtig 
zu  r erteilen,  insbesondere  auch  dadurch,  dass  man 
die  Ersatzpflichtigen  unter  den  bürgerlichen  Dichter 
stellt,  während  die  Dienstpflichtigen  unter  dem 
militärischen  Dichter  stehen,  die  Sache  zum  Ab- 
schluss  bringen  und  die  Vorlage  genehmigen. 


Wullschleger :  Nur  ein  kurzes  Wort  zur  Auf- 
klärung bezüglich  des  Abverdienens. 

Meine  politischen  Freunde  ausserhalb  des  Bales 
haben  die  ursprüngliche  Vorlage  keineswegs  deshalb 
angegriffen,  weil  sie  überhaupt  in  irgend  einer 
Weise  vom  Abverdienen  spricht.  Sondern  sie  haben 
es  gestützt  auf  den  Art.  59  der  Bundesverfassung, 
welcher  das  Verbot  des  Schuldvorhaftcs  enthält, 
gothan.  Dio  Fingabo  dos  Geniraikomitees  des 
schweizerischen  Grutlivereius  schlicsst  mit  dem 
Gesuch  an  dio  Bäte,  sio  möchten  auf  den  Gesetzes- 
entwurf  nicht  eintreten  und  unter  allen  Umständen 
einer  Regelung  des  Fintreibens  der  Militärpflicht» 
ersat/.steuer.  welche  das  zwangsweise  Abverdienen 
und  die  Bedrohung  der  sogenannten  schuldhaften 
Nichtbezahlung  mit  Haft  in  Aussicht  nimmt,  ihro 
Zustimmung  versagen.  In  der  Fingaho  selber  war 
ausdrücklich  bemerkt:  «Gegen  die  Möglichkeit  eines 
freiwilligen  Abverdienens  der  Militärsteuer,  wie  sie 
einige  Kantone  gewähren,  haben  wir  selbstredend 
nichts  einzuwenden.»  Herr  Bundesrat  Müller  hat 
Ihnen  bereits  mitgeteilt,  dass  die  Kantone  nach  wie 
vor  denjenigen,  welche  nicht  in  der  Lage  sind,  die 
Militärsteuor  zu  bezahlen,  die  Möglichkeit,  dieselbe 
durch  irgendwelche  Arbeil  in  den  Kasernen,  Zeug- 
häusern u.  s.  w.  abzuverdienen,  gewähren  können. 


M.  Soeretan,  rapporteur  franeais  de  la  commis- 
sion:  Je  desire  repondro  en  quelques  mots  aux  ob- 
servations  failes  au  cours  de  la  discussion. 

Pour  ma  pari,  je  me  place  sur  le  memo  terrain 
quo  M.  Wullscbleger:  je  no  tiens  pas  plus  quo  lui 
a  cette  loi.  Mais  la  questiou  est  ici  de  savoir  si, 
en  preseuce  de  la  loi  federale  inslituant  l'impot 
militairo,  nous  devons  l'oxccuter  ou  si  nous  de- 
clarons  ne  pouvoir  l'executer. 

Los  gouvernements  cantonaux  pretendent  no  pou- 
voir obtenir  d'uno  certaine  categorio  de  citoyens  le 
payement  de  la  taxe  militairo;  ils  demandent  conse- 
|  quommont  ä  la  Confederation  de  leur  fournir  le 
moyeu  de  les  atleindre.  G'est  ä  la  Confederation  ä 
i  voir  si  oui  ou  non  ollo  veut  fournir  cos  moyens.  Si 
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olle  dcclare  qu'clle  eu  est  incapable,  alors  autant 
vaut  supprimer  l'impöt  militaire.  Mais  si  cet  impöt 
continue  ti  oxister  pour  les  uns,  il  faut  qu'il  con- 
tinue  aussi  ä  etre  percu  des  autros  contribuables, 
et  que  nous  decidions  do  punir  tous  ceux  qui  refuse- 
ront  do  io  payer. 

C'est  doiic  sur  ce  terrain  que  je  me  place,  et 
non  sur  lo  torrain  militaire,  jo  vous  prie  do  lo  croiro. 
Comme  je  Tai  dit  dans  raon  rappurt,  l'armee  et  les 
institutions  militaires  peuvent  se  passer  de  l'impöt 
militaire.  Quant  a  moi,  je  n'ai  jamais  ete  grand 
Partisan  do  cet  impüt,  je  n'ai  pas  chauge  d'ideo  ä 
cet  egard. 

M.  Wullschleger  voudrait  supprimer  Talinea  i 
qui  permet  au  juge  de  punir  le  contribuable  reni- 
tent do  la  privation  des  droits  civiquos.  Getto  peine 
est  usitee  dans  certains  cantons,  dans  le  canton  do 
Fribourg  par  exemple  oii  eile  rend  de  tresbons  Ser- 
vices, dit-on.  Est-co  quo  cela  vcut  dire  quo  nous 
voulions  priver  de  ses  droits  civiques  le  citoyen  que 
nous  avons  interet  a  retenir  dans  lo  corps  electoral 
et  auquol  nous  intligerions  ainsi  un  outrage'.'  Je  ne 
crois  pas.  On  peut  bien  dire  qu'en  Suisse  ä  part 
les  indigonts,  qui  sont  exemptes  de  par  la  loi  de 
1878,  il  n'existe  pour  ainsi  diro  point  do  citoyen 
qui  ne  puisse  payer  une  taxe  d'exemption  d'au 
moins  fr.  6.  —  l'an  alors  que  nous  exigeons  de 
l'ensomblo  du  peuplo  dos  sacritices  bien  autroment 
considerables. 

M.  Wullschlcgcra  parle  do  «Klassengesetz».  Mais 
je  prends  un  exemple:  Un  ouvricr  s'en  va  fairo  un 
servico  do  repetition  d'une  duree  de  18  jours;  il 
ne  reeoit  donc  pas  de  salaire  pendant  ces  18  jours 
et  fait  ainsi  un  sacrifice  bien  plus  grand  sur  l'autel 
de  la  patrio  quo  son  camarade  exemple  auquel  on 
domande  Ir.  6,  c'est  lo  salairo  journalior  d'un  bon 
ouvrier  ou  lo  salairo  moyen  de  deux  jouruees  d'ou- 
vrior.  Esl-ce  exorbitant'?  Absolument  pas,  nous 
pouvons  exiger  cette  modeste  taxe  do  ceux  qui 
ne  veulent  pas  la  payer  et  fournir  ainsi  une  com- 
pensation  du  fall  de  leur  non  partieipation  au  service 
militaire,  nous  pouvons  dire  que  ce  sont  en  majorit6 
de  mauvais  citoyens,  quo  nous  avons  lo  droit  de  les 
atteindre  en  les  privanl  de  leurs  droits  civiquos.  M. 
Gobat  critiquo  lo  termo  «arret  de  police»  qu'il  rem- 
place  par  le  terme  d'iemprisonnemcnt».  Je  n'ai  rien 
contro;  nous  avons  pris  le  terme  narret  do  police» 
parce  qu'il  sera  introduit  dans  le  futur  Code  penal,  qui 
if  est  pas  encore  officio],  sous  la  denomination  alle- 
mande  do  «Haft».  C'est  pour  cela  que  nous  avons 
adopte  ce  termo,  quoiquo  ja  reconnaisse  que  l'ob- 
servation  de  M.  Gobat  soit  justo  quand  il  dit  qu'on 
se  sort  dans  la  plupart  des  cantons  romands  du 
terme  d'«emprisonnomcnt». 

Quant  aux  Suisses  habitant  l'etranger,  M.  Jeebel" 
du  departement  militaire  a  repondu  que  nous  no 
saurions  punir  des  arrets  des  citoyons  etablis  ä 
New- York  ou  IJuenos-Ayros,  pour  la  simple  raison 
quo  nous  no  pourrions  pas  les  atteindre.  Quand  ils 
rentrerout  au  pays,  ils  payeront  l'impöt  ou  no  le 
payeront  pas,  les  cantons  verront  dans  quelle  cate- 
gorie  il  faut  les  fairo  entrer  et  s'il  y  a  liou  do  les 
defercr  au  juge  penal,  commo  la  loi  le  prevoit. 

Eulin,  U.  Planta  voudrait  reintroduiro  dans  lo 
projet  de  loi  l'articlo  promier  du  conseil  federal  re- 
latif  aux  contribuables  qui  ne  peuvent  pas  payor, 
mais  qui,  neanmoins,  ont  de  labonne  volonte;  c'est 


lä  du  resle  la  categorie  la  plus  interessante.  J'avais 
pcrsonnolloment  propose  quo  l'on  roprit  cet  article 
Premier  et  j'en  ai  ete  detourne  par  l'observation  do 
M.  le  chef  du  departement  militairo  qui  disait  que 
le  conseil  des  etals  avait  dejä  laisse  tomber  ce 
Premier  article  dans  sa  premiere  deliberation.  Je  lo 
regrette,  parce  quo  la  loi  en  somit  devenue  plus 
claire  et  aussi  plus  equitable  dans  son  application. 
Elle  offre  au  citoyen  qui  ne  paie  pas,  do  travailler, 
pour  payer  son  imp6t.  Si  lo  citoyen  le  veut, 
il  vieut  travailler  a  l'arsenal,  a  la  corvee,  ä  raison 
de  fr.  3  par  jour. 

II  no  resto  plus  quo  lo  contribuable  renitent, 
celui  qui  decidtiment  ne  veut  ni  payer  ni  travailler; 
on  peut  avec  d'autant  plus  de  riguour  agir  contro 
cotte  secondo  categorio  do  contribuables.  Par  con- 
sequent  si  la  proposition  de  M.  v.  Planta  est  for- 
muliio,  en  co  qui  mo  concerno  je  no  mottrai  aueuno 
Opposition  ü  co  qu'clle  soit  introduito  dans  la  loi  et 
M.  le  conseiller  national  Kern,  rapporteur  allemand, 
vient  do  mo  declarer  qu'il  est  du  meme  avis.  Je 
demanderai  seulement,  lorsquo  lo  conseil  se  pronon- 
cera  sur  ce  premier  point,  de  renvoyer  a  la  com- 
mission  l'art.  2  pour  raecorder  les  deux  articles  et 
arriver  avec  uuo  redaction  definitive  et  satisfaisanto 
devant  les  deux  conseils.  Je  pense  donc  qu'il  y  aurait 
interet  a  co  quo  lo  conseil  so  pronon^ät  en  premier 
Heu  sur  la  question  de  savoir  s'il  veut  reintroduiro 
l'articlo  promier  et  le  renvoyer  ä  la  comnitasion. 


r.  Planta :  Nach  Anhörung  des  Berichtes  des 
Herrn  Bundesrat  Müller  und  der  Ausführungen  des 
Herrn  Kommissionsprasidcnton,  stelle  ich  den  for- 
mellen Antrag,  den  Art.  1  des  bundesrätlichen  Ent- 
wurfes in  dem  Sinne  wieder  aufzunehmen,  dass 
den  Ersatzpflichtigen,  welche  die  Militiirsteuer  nicht 
bezahlen  können,  im  Gesetz  das  Recht  gegeben 
werde,  dieselbe  durch  Arbeit  abzuverdienen,  damit 
sie  sich  so  vor  der  angedrohten  Haft  schützen  können. 
Ich  denke  selbstverständlich  nicht  an  eine  Verpflich- 
tung zum  Abverdionen. 


Ursprung:  Der  Antrag,  den  Art  1  des  bundes- 
rätlichen  Entwurfes  wieder  aufzunehmen,  führt  uns 
auf  denjenigen  Standpunkt  zurück,  auf  den  sich  der 
Nationalrat  bei  der  ersten  Lesung  gestellt  hat,  der 
aber  vom  Ständorale  definitiv  abgelehnt  worden  ist 
Es  scheint  mir,  dass  es  schon  mit  Rücksicht  auf 
das  Gesetz  über  den  Verkehr  zwischen  den  beiden 
eidgen.  Räten  nicht  mehr  statthaft  sei,  auf  den 
ursprünglichen  Standpunkt  zurückzukommen  und  den 
Art.  1  des  Bundesrates,  der  auf  einem  ganz  andern 
grundsätzlichen  Boden  steht,  wieder  in  das  Gesetz 
einzuführen. 

Ich  glaube,  die  grundsätzliche  Frage,  die  seiner- 
zeit dos  langon  und  breiten  in  unserm  Rat  erörtert 
worden  ist,  dürfte  sich  heute  einer  weitern  Dis- 
kussion entziehen.  Wie  die  Sache  jedoch  steht,  fühle 
ich  mich  verpachtet,  mit  wenigen  Worten  auf  den 
frühern  Standpunkt  Ihrer  Kommission,  des  National- 
rates und  des  Ständeratos  zurückzukommen. 
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Der  Entwurf  des  Duodesrates  steht  auf  dorn 
Boden,  dass  die  Nichtbezahlung  der  Militärsteuer  der 
Nichterfüllung  der  Wehrpflicht  gleich  zu  halten  sei 
und  in  gleicher  Weise  bestraft  werden  könne  und 
müsse.    Dor  Standerat  hat  von  Anfang  an  diesen 
Standpunkt  als  einen  verfassungswidrigen  zurück- 
gewiesen, indem  er  sich  auf  den  Rechtsboden  stellte, 
dass  die  Militärpllichtersatzsteuer  nichts  anderes  als 
eine  vermögensrechtliche  Leistung  gegenüber  dem 
Staate,  eine  Steuer  im  eigentlichen  und  öffentlich- 
rechtlichen  Sinne  des  Wortes  sei  und  dass  domge- 
mäss  dem  Bund  bozw.  den  Kantonen  als  Bezugs- 
berechtigten für  die  Militärsteuer  gegenüber  dem 
Schuldner  keine  andern  Rechte  eingeräumt  worden 
dürfen,  als  wir  sie  jedem  Gläubiger  mit  Bezug  auf 
einen   vermögensrechtlichen  Anspruch  gegenüber 
einem  Schuldner   nach  dem   bestehenden  Gesetz 
zugestehen.    Der  Ständerat  hat  sich  dabei  auf  die 
Praxis,  wie  sie  durch  die  Entscheidungen  dos  Bun- 
desgerichts geschaffon  worden  ist,   berufen.  Das 
Bundesgericht  hat  das  Abverdicuen,   wie  es  durch 
verschiedene  kantonaloVerordnungen  zur  Vollziehung 
des  Bundosgosetzes  über  dio  Militärpllichtersatz- 
steuer besteht,   als  verfassungswidrigen  Schuldver- 
halt  bezeichnet    Gestützt  auf  dio  Entscheidungen 
des  Bundosgorichts  sind  einzelne  Kantono  dazu  ge- 
langt, die  Nichtbezahlung  der  Militurpllichtcrsatz- 
steuor  mit  einer  Busso  zu  belogen  und  für  den  Fall, 
dass  diese  Busse  nicht  bezahlt  wird,  dieselbe  nach  den 
kantonalen  Bestimmungen  in  Gefängnisstrafo  umzu- 
wandeln.   Das  Bundesgoricht  hat  diese  Rechtsauf- 
fassung geschützt.    Man  mag  Uber  die  juristischo 
Konstruktion  eines  solchen  Verfahrens  denken  wie 
man  will.  Ich  will  dio  Argumonte,  wie  sie  geltend 
gemacht  worden  sind,  gelten  lassen.  Man  kann  den 
Grund  zur  Bestrafung  darin  linden,  dass  der  Schuld- 
ner sich  gegen  eine  Verfügung  der  Staatsbehörde 
auflehne,  sei  es  nun,  dass  die  Forderung  der  Staats- 
behörde aus  einer  öffentlich-rechtlichen  oder  privat- 
rechtlichon  Schuld  herrührt.    Man  kann  aber  das 
Argument  auch  noch  in  einem  andern  Grund  suchen, 
und  die  Auffassung  des  Bundesgerichts  steht  auf 
diesem  andern  Boden,  dass  überhaupt  dio  schuldhafle 
Nichterfüllung  einer  vermögensrechtlichen  Verpflich- 
tung mit  Strafe  belegt  werden  könno.  Gestatten  Sie 
mir,  dass  ich  Ihnen  dio  betreffende  Stelle  aus  dem 
bundesgerichtlichen  Urteil  vorlese.  Dieselbe  lautet: 
«Zwar  steht  der  Art.  50  der  Bundesverfassung  dor 
Umwandlung  von  Geldstrafen  in  Haft  im  allgemeinen 
nicht  entgegen.    Entscheidend  ist,   ob  die  Busse 
lediglich  wegen  Nichtbezahlung  einer  Forderung 
ausgesprochen  worden  ist  und  zwar  ohne  Bticksirht 
darauf,  ob  die  Nichtbezahlung  auf  Unvermögen  odor 
auf  Zahlungsflucht  borube.    Solche  Bussen  könnon. 
ohno  Unterschied,  ob  es  sich  um  eine  öffentlich-recht- 
liche oder  eine  privatrechtliche  Leistung  handelt, 
nach  Art.ön  nicht  in  Haft  umgewandelt  werden.  Denn 
diese  Verfassungsbestimmung  verbietet  nicht  nur 
den  Verhaft,  welcher  zur  Eintreibung  von  Geldfor- 
derungen dienen  soll,  sondern  auch  denjenigen, 
welcher  als  Strafe  für  dio  blosse  Nichtbezahlung 
solcher  Forderungen  verhängt  wird.  Nur  die  Belegung 
einer  schuldhafton  (böswilligen  oder  fahrlässigen) 
Nichterfüllung  einer  vermögensrechtlichen  Verbind- 
lichkeit mit  einer  öffentlichen  Strafo  (Freiheitsent- 
ziehung) ist  zulässig;  sie  ist  kein  Schuldverhaft  und 
zwar  doswegen  nicht,  weil  die  schuldhafto  Nichter- 


füllung einer  Verbindlichkeit  als  ein  strafbares  Un- 
recht erscheint,  das  im  öffentlichen  Interesse  ge- 
ahndet zu  werden  verdient  Weder  wird  hier  eine 
vermögensrechtliche  Schuld  in  Verhalt  umgewandelt 
und  durch  Verbüssung  des  Verhaftes  getilgt,  noch 
ist  dio  Haft  dem  Gläubiger  als  Exekutionsmittel  zur 
Verfügung  gstellt,  so  dass  derselbe  über  deren  Ver- 
hängung in  seinem  Privatinteresse  disponieren  könnte 
oder  dio  durch  nachträgliche  Befriedigung  des  Gläu- 
bigers abgewendet  würde.  Violmohr  wird  danach 
die  schuldhafto  Nichterfüllung  der  Verbindlichkeit 
als  strafbares  Unrecht  mit  Freiheitsstrafe  im  öffent- 
lichen Interesse  geahndet.  Deswegen,  weil  dio  Straf- 
androhung thatsächlich  als  Beweggrund  für  pünkt- 
liche Bezahlung  (der  Steuer)  wirkt,  wird  dio  Strafe 
so  wonig  zum  Schuldverhaft,  wie  z.  B.  die  Straro 
dos  leichtsinnigen  Bankerottes,  welche  ja  auch  des- 
halb angedroht  wird,  um  leichtfertigem  Gobahren 
in  vermögensrechtlichen  Angelegenheiten  entgegen- 
zuwirken.» Damit  ist  der  Rechtsstandpunkt,  auf  den 
sich  dio  Kommission  gestellt  hat,  gekennzeichnet  und 
nachgewiesen,  wieso  sio  dazu  gekommen  ist,  den  Ter- 
minus t  wer  schuldhafterwoiso  oine  Verbind- 
lichkeit nicht  erfüllt»  in  den  Entwurf  aufzunehmen. 

Ich  halte  dafür,  dass  die  Auffassung,  auf  welcho 
sich  die  nationalrätlicho  Kommission,  meinetwegen 
gezwungen  durch  die  Beschlüsse  des  .Ständerates, 
wie  der  Herr  Referont  zutreffend  ausgeführt  hat, 
gestellt  hat,  juristisch  nicht  zu  beanstanden  ist, 
wenn  sie  vielleicht  auch  nicht  so  grundsätzlich  ist, 
wio  diojenigo.  welcho  der  bundesrätlicho  Entwurf 
zum  Ausdruck  gebracht  hat.  Aber  ich  muss  noch- 
mals betonen,  dass  dor  bundesrätliche  Entwurf  von 
der  Voraussetzung  ausgeht,  dass  dor  Steuerpflichtige 
in  erster  Linie  aufgefordert  wird,  entweder  zu  be- 
zahlen oder  abzuverdienen  und  dass  er  bestraft  wird, 
wenn  er  nicht  bezahlt  oder  nicht  ahverdient.  Unsor 
Entwurf  will  vom  Abrerdienen  nichts  wissen. 
Wir  glauben,  man  könno  den  Steuerpflichtigen  nicht 
dazu  verhalten.  Dio  Fakultät,  sich  freiwillig  zum 
Abverdienen  zu  melden,  wollen  wir  ihm  lassen. 
Aber  das  brauchen  wir  im  Gesetz  nicht  zu  sagen. 
Wenn  wir  den  Artikel  des  Entwurfes  des  Bundes- 
rates wieder  aufnehmen,  schaffen  wir  ein  Präcedens, 
das  zu  vielen  Zweifeln  führen  kann.  Darum  ist  es 
bossor,  wenn  wir  auf  dem  Boden  bleiben,  aufweichen 
wir  nach  dem  Gesetz  über  den  Geschäftsverkehr 
gestellt  sind,  und  rund  und  nett  erklären,  dass  wir 
dorn  Bund  und  den  Kantonen  das  Rocht  nicht  geben, 
das  Abvordionon  zu  verlangen.  Aber  wir  geben  still- 
schweigend zu,  dass  derjenige,  dor  abverdienon  will, 
auch  abverdienen  kann.  Ueber  das  Verfahren,  das 
auf  Grund  der  vorgeschlagenen  Bestimmung  in  Zu- 
kunft platzgreifen  wird,  werden  in  den  kantonalen 
Vnllziehungsverordnungen  gewisse  Grundsätze  auf- 
gestellt .werden,  und  wir  werden  dazu  gelangen, 
eine  grössere  Einheitlichkeit  zu  erwirken,  als  sie 
bis  jotzt  in  den  Kantonen  bestanden  hat.  Es  wird 
auch  nicht  ausbleiben,  dass  rückständige  Steuer- 
pflichtige sicli  zum  Abverdienen  melden.  Kommt 
es  doch  heute,  wio  einzelne  kantonale  Militärdirek- 
toren uns  versichert  haben,  vor,  dass  zum  Abver- 
dienon einberufene  Steuerpflichtige  das  förmliche 
Begehren  stellen,  länger  in  den  Zeughäusern  be- 
schäftigt zu  werden.  Wir  haben  hier  einen  Ausweg, 
der  es  jedem  Steuerpflichtigen  möglich  macht,  seine 
Schuld  zu  tilgen.    Dabei  hat  er  noch  den  Vorteil, 
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tlass  er  dor  angedrohten  Strale  unter  allen  Umstan- 
den aus  dem  Wege  geht.  Zahlt  er  nicht  und  wird 
er  vom  Itichtor  als  schuldhaft  befuudon,  so  wird 
er  mit  Haft  bestraft.  Nach  der  Auffassung  des  bun- 
dnsrätlichon  Entwurfes  wäre  er  mit  Arrest  bestraft 
wordeu.  Kr  geht  also  einer  schwereren  Strafe  ent- 
gegen, und  es  haben  somit  diejenigen,  welche  gegen 
don  ursprünglichen  Eulwurf  augekämpft  haben,  die 
Situation  des  Steuerpllichtigen  erschwert. 

Ich  will  mich  nicht  weiter  darüber  vorbreiten, 
ob  und  in  wie  weit  wir  gezwungen  und  berechtigt 
sind,  derartige  Bestimmungen  über  den  Bezug  der 
Militärpflichtersatzstouer  aufzustellen,  wie  wir  es  jetzt 
zu  thun  im  Begriffe  sind.  Aber  eines  darf  noch  ge- 
saut werden.  Der  Gruud  der  Verzögerung  des  vor- 
liegenden Entwurfes  liegt  nicht  in  der  Materie  selbst. 
Es  sind  andere  Umstände  gewesen,  weiche  es  3ls 
wunschbar  haben  erscheinen  lassen,  die  Sache 
aufzuschieben.  Man  hätte  vielleicht  besser  daran 
gethan,  wenn  man  seinerzeit  etwas  weniger  ängst- 
lich gewesen  wäre  und  die  Materie  mit  derselben 
Promptheit,  die  sonst  den  eidgenössischen  Räteu 
eigen  ist,  erledigt  hatte.  Aber  man  bat  auf  diu  Ver- 
sicherungsgesetze Rücksicht  genommen  und  des- 
halb den  Entwurf  zurückgelegt.  So  dann  wurde  in  der 
erstmaligen  Beratung  im  Nationalrat  die  Kommission 
des  Nationalrates  ergänzt  und  der  ganze  Entwurf  an 
dieselbe  zunickgewiesen.  Dazu  kam  der  Umstand, 
dass  der  frühere  Vorsitzende  der  Kommission,  Herr 
Nationalrat  Schallcr,  gestorben  ist  und  infolgedessen 
eine  Ersatzwahl  getroffen  werden  mussle.  Das  alles 
sind  die  Gründe,  welche  die  ausnahmsweise  Ver- 
zögerung dos  Geschäftes  milveranlasst  haben. 

Gegen  den  Entwurf  ist  nicht  viel  eingewendet 
worden.  Einzig  die  Bestimmung  hotreffend  den 
Stimmrechtsentzug  wurde  beanstandet.  Ich  glaube 
ohne  Grund.  Wir  dürfen  nicht  vergessen,  dass  jeder 
Schweizer  verpflichtet  ist,  seino  Wehrpllicht  zu  er- 
füllen. Wenn  wir  uns  daran  erinnern,  dass  die  Ver- 
pflichtungen derjenigen,  welche  Militärdienst  thun, 
von  Jahr  zu  Jahr  grösser  worden,  dürfon  wir  auf 
dor  andern  Seite  billigerweise  nicht  nur  den  Art.  60, 
sondern  auch  den  Art.  i  dor  Rundcsverfassung,  der 
bes'.immt,  dass  alle  Büger  vor  dem  Gesetze  gleich 
sind,  anführen  und  verlangen,  dass  jeder,  der  von 
der  persönlichen  Wehrpllicht  befreit  ist,  die  beschei- 
dene Militfirsteuor  bezahlt,  und,  wenn  ersieschuld- 
haftenveise  nicht  bezahlt,  zu  bestrafen  ist.  Dass  wir 
einem  Schwcizorbürgor,  der  die  Militärsteuer  schuld- 
hafterweise  nicht  bezahlt,  das  Stimmrecht  entziehon, 
liegt  sehr  nahe.  Wenn  derselbe,  wie  angedeutet 
worden  ist,  sein  Stimmrecht  nicht  einmal  so  hoch 
schätzt,  dass  er  von  demselben  Gebrauch  macht,  so 
wird  er  sich  um  so  weniger  darüber  beklagen, tlass 
man  es  ihm  entzieht.  Dass  aber  solche  Wehrpflich- 
tige, welche  nicht  einmal  die  bescheidene. Militär- 
Steuer  bezahlen,  berufen  sein  sollen,  über  Gesetze  und 
besonders  über  Militärgesetze  abzustimmen,  dürfen 
wir  unter  keinen  Umständon  zugeben.  Anderseils 
darf  auch  daran  erinnert  werden,  dass  diejenigen, 
die  eine  Steuerschuld  nicht  bezahlen  und  fruchtlos 
ausgepfändet  werden,  nach  den  Bestimmungen  der 
meisten  kantonalen  Gesetze  in  ihren  bürgerlichen 
Ehren  und  Hechten  eingestellt  worden. 

Endlich  wird  uns  vorgehalten,  der  Entwurf  sei 
nicht  vollständig,  weil  er  nur  Bestimmungen  gegen 
die  Aermstcu  enthalte,  aber  keine  Bestimmung  gegen 


diejenigen,  welche  zu  wenig  versteuern.  Ich  gebe 
zu,  dass  da  und  dort  Bestimmungen  über  Stouer- 
verschlagnisso  entweder  gar  nicht  oder  nicht  in 
dem  Masse  bestehen,  wie  es  wünschbar  wäre. 
Allein  die  Bestimmungen  über  Steuerflucht  gehören 
nicht  in  dieses  Gesetz  hinein.  Die  Kantone  haben 
das  Recht  und  die  Befugnis,  Stouern  einzukassieren. 
Sio  üben  die  Steuerhoheit  aus  und  in  ihrer  Befug- 
nis und  Pllicht  ist  es,  Bestimmungen  über  Steuer- 
vcrschlagnis  aufzustellen.  Esgiobt  auch  Kantono,  dio 
nach  dieser  Bichtung  ausgiebig  legiferiert  haben. 

Ich  halle  dafür,  dass  wir  den  Antrag  der  Kom- 
mission annehmen  und  unter  keinen  Umständen 
wieder  auf  den  Staudpunkt  zurückkehren  sollen, 
den  wir  grundsätzlich  und  letztinstanzlich  verlassen 
haben. 


Prüsldent:  Ich  fühle  mich  vorpflichtet,  Ihnen 
mitzutoilen,  was  in  dieser  Angelegenheit  schon  ge- 
gangen ist.  Am  I  i.  Dezember  1898  hat  der  Stände- 
rat bei  der  ersten  Beratung  beschlossen,  auf  das 
System  des  Bundesrates  betreffend  das  Abverdienen 
nicht  einzutreten  und  an  dessen  Stelle  eine  Bestim- 
mung aufgenommen,  wonach  dio  Kantone  in  ihren 
Vollziehungsverordnungen  Massnahmen  gegen  säu- 
mige Ersatzpflichtige  zu  treffen  haben.  Am  23.  Juni 
181)9  hat  der  Nalionalrat  ebenfalls  beschlossen,  auf 
don  Vorschlag  des  Bundesrates  betreffend  das  Ab- 
verdieneu  nicht  einzutreten  und  nur  dio  böswillige 
Nichtbezahlung  des  Militürpflichtersatzos zu  bestrafen. 
Diesem  neuen  System  des  Nationalrates  hat  sich  der 
Stäuderat  unterm  28.  September  1899  angeschlossen. 
Es  herrscht  also  zweifellos  Uebereinstimmung  zwi- 
schen den  Bäten,  wonach  das  ursprüngliche  System 
des  Bundesrates  betreffend  das  Abvcrdionen  nicht 
aeeeptiert  wäre.  Ich  glaubo  daher,  dass  nach  Art  5 
des  Bundesgesetzes  über  den  Geschäftsverkehr 
zwischen  den  Räten,  auf  diesen  Bcschluss  nicht 
mehr  zurückgekommon  werden  kann. 


t.  Planta  :  Ich  mosso  den  bisherigen  Beschlüssen 
der  Räte  nicht  diejenige  grundsätzliche  Bedeutung 
bei,  die  der  Herr  Präsident  ihnen  beilegt  Aber  ich 
will  der  Meinung  des  Herrn  Präsidenten  nicht  ent- 
gegentreten und  ziehe  meinen  Antrag  zurück.  Ich 
kann  das  um  so  eher  thun,  als  ich,  was  hier  noch- 
mals festgelegt  sein  soll,  konstatiere,  dass  sowohl 
der  Vertreter  des  Bundesrates,  als  die  Vertreter  der 
Kommission  sich  ausdrücklich  dahin  ausgesprochen 
haben,  dass  durch  ilie  Preisgabo  des  Systems  des 
Abverdienens  im  Entwurf  den  Kantonen  in  keiner 
Weise  das  Recht  genommen  sein  soll,  nach  diesem 
System  zu  verfahren. 


Kern,  deutscher  Berichterstatter  der  Kommission: 
Nur  ein  kurzes  Wort  der  Entgegnung  gegenüber  Herrn 
Wullschleger.  Herr  Wullscliloger  hat  den  kantonalen 
Militärbeamten  Rücksichtslosigkeit  vorgeworfen.  Ich 
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glaube,  es  ist  keine  Rücksichtslosigkeit,  wenn  dio 
betreQemlen  Beamten  Verfassung  und  Recht  anwen- 
den, wie  es  ihre  Pflicht  ist.  Ich  glaubo  auch,  dass 
dio  Kantone  gut  daran  lliun,  wenn  sie  den  Ersatz- 
pflichtigen das  Recht  einräumen,  die  Militärsteuer 
abzuverdionen,  ein  Höcht  auf  Arbeit,  das  wohl  auch 
Herrn  Wullschlegcr  gefällt.  Jetzt,  wo  der  erste  Schnee 
fallt,  kommen  die  Leute  wieder  und  melden  sich  zum 
Abverdionen,  da  sie  eine  warmo  Stubo  und  oinn 
warme  Suppe  nötig  haben.  -Es  gieht  eine  verhält- 
nismässig grosse  Zahl,  die  von  diesem  Rechte,  das 
man  ihnen  eingeräumt  hat,  Gebrauch  machen.  Die 
Vorlage  sieht  den  bürgerlichen  Strafrichter  vor 
Haben  Sie  nun  doch  Vertrauen  zu  demselben,  nach- 
dem der  Militärboamto  keine  Gnado  Erfunden  hat. 
Es  ist  nicht  der  Buchstabe,  sondern  der  Geist,  der 
hier  spricht,  wo  eine  so  schwierige  staatsrechtliche 
Frage  zu  besprechen  ist.  Ich  kann  Sie  versichern, 
dass  in  der  Kommission,  dio  Sie  durch  vier  Juristen 
vermehrt  und  vorbessert  haben,  mit  Bezug  auf  Art.  i 
scharfe  Erörterungen  stattgefunden  haben.  Ich  bitto 
Sie,  haben  Sie  Zutrauen  zur  Kommission  und  zur 
Vorlago ! 


Abstimmung.  —  Votatmn. 

Der  Antrag  des  Herrn  Gobal,  das  Wort  «arrels 
de  polico»  durch  «emprisounemont»  zu  ersetzen, 
wird  mit  Mehrheit  abgelehnt,  ebenso  der  Antrag 
des  Herrn  Wullschlegcr,  das  Alinea  3  zu  streichen. 
Somit  ist  Art.  1  nach  Vorschlag  der  Kommission 
unverändert  angenommen. 

(La  proposition  de  M.  Gobat,  de  remplacer  le  mot 
«arrets  de  polico»  par  «omprisonnement»,  ainsi  que 
celle  de  M.  Wullschleger,  de  supprimer  le  troisieme  ali- 
n^a,  sunt  rejetees  ä  la  majorite.  — Par  eonsüquent, 
Part.  1  est  adopte  tel  qu'il  a  6te  propose  par  la 
commission.) 


Art.  2. 

Ai.gcnoinmcii.  —  (Adopte.) 

Präsident  Damit  ist  der  vorliegende  Gegenstand 
erledigt  und  geht  zurück  an  den  Sländerat. 


Erratum 


Da«  mit  Seite  «03  beginnende 
wir  zu  berichtigen  bitten. 
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